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Athen. Attika, 45 OM. groß, bergig, günftig gelegen für die Seefahrt, warb bie 
hauptſãchlichſte Macht der ionifchen Griechen und ihr Stügpunft gegen bie doriſchen Griechen. 

Eine alte Gefhichte diefes Landes, deſſen Bewohner ſich ureinheimiſch nannten, gibt es nicht 
und felbft an Sagen der Helbenzeit ſteht es den andern Griechen meift nach. Erft mit Solon, 
welcher 594 v. Chr. ven Staat einrichtete und die Geſetzgebung orbnete, beginnt die wirkliche 
Hiftorifche Zeit dieſes merkwuͤrdigen Staats, und aus ben Einrihtungen dieſes Ordners muß 
vorzugsweiſe auf die der fruͤhern Zeit zeſchloffen werden. Koͤnig Theſeus, welcher eher dem 
Mythus als ver Geſchichte angehört, gilt als ver Gründer der Stadt Athen und es wird ihm 
die Eintheilung der Bewohner des Landes in drei Stände, die der Adeligen (Eupatriven) , der 
Landbauern (Beomoren) und der Handwerker und Künftler (Demiurgen), zugeſchrieben. Diefer 
König galt der Sage als im Peloponnes (in Trözen) geboren und foll vertrieben worden Tein, 
was auf einen Streit des Adels gegen das vie Allgemeinheit berückſichtigende Königthum hindeutet. 
Wie Theſeus, fo erfcheint auch der Nelive Melanthus aus dem Peloponnes ald eingewanderter 
Jonier und erlangt das Königthum unter dem Beiſtande des Bacchus, des Gottes ber Wein⸗ 
bauern und Ziegenhirten, und das Kannenfeft in Athen zeigt eine veutlihe Spur, daß Die ge-_ 
ringe Claſſe über ven Adel einen Sieg davontrug, welcher fie zu einer wenn auch nicht vollkom⸗ 
menen bürgerlihen Gleichheit führte. An dieſem Feſte des Bachus tranfen Bornehme und 
Geringe in Gemeinfchaft, aber Jeder Hatte feine Kanne für ji und ſchwieg ſtill, ſodaß dieſe 
Miſchung der Stände nichts Freundliches, fondern pen Schein des Erzwungenen barbot. 

Ber Adel aber verwandelte (angeblih 1068 v. Chr.) das Königthum in eine Vorſteherſchaft, 
und der Sohn des legten Könige warb erblicher Vorſteher (Archon); doch fpäter (752 v. Ehr.) 
warb dieſe Würde zehnjährig, dann (683 v. Chr.) wurden neun jährliche Archonten eingefekt, 
jammtlid aus dem Adel, ſodaß nun die Ariftofratieralle Höcfte Gewalt im Staate Hatte und 
ihn im Laufe von 90 Jahren in eine ſolche Lage brachte, daß die Ariftofratie nem Principe nad 
in eine Demofratie verwandelt werden mußte, was Solon mit Beibehaltung ver Grundeinrich⸗ 
tungen that, indem er das Vorrecht der adeligen Geburt zur Beherrſchung des Staats abſchaffte 
und die Geſammtbürgerſchaft zur hoͤchſten Entſcheiderin in allen Staatsſachen machte. Damit 
war der Keim gelegt, aus welchem das Schickſal Griechenlands ſich entwickelte, der Kampf des 
doriſchen Adels gegen die jonifche Demokratie, welcher Die Kluft zwiſchen ven Beiden Stämmen, 
von welchen ver borifche ernfterer Art, ver joniſche heiterer und beweglicher war, erweiterte. 

Die Orunvverfaffung Athens, welches feine Spur eines durch Broberung unterworfenen 
Stammes zeigt, mar familienhaft, wie die aller aus eigenem Boden erwachſenen Staaten. 
Bier Stämme (Phylen) zerfielen in 42 Brüperfhaften (Phratrien), jede Brüderſchaft in 30 
Geſchlechter und jedes Geſchlecht hatte 30 Familienväter. Da vie Geſchlechter ihren eigenen 
Neligionscult hatten, fo gab diefes der Kortvauer ver Familiengrunplage einen beveutenven 
Halt. Damit diefer Cult nicht gefährbet werde, mußte, wer feinen bereiitigten Erben hatte, 
einen Bürgersfohn aboptiren, und hatte er es unterlafjen, fo adoptirten ihm vie Verwandten 
einen noch nach feinem Tode. Doch dieſer konnte nicht wieber feinerfeitd adoptiren, ſondern bie 
Berwanbten erbten das Vermögen, ſodaß man mit einmaliger Adoption der Kamilienpflicht 
genügte, die Kortfegung diefer Verwandtſchaftsfietion aber aus uns nicht überlieferten Gründen 
anftößig fand, wiewol ein Aboptirter fo ganz als vollfommenes Mitglied Der aboptirenden Fa⸗ 
milie angefehen war, daß er aufeln Erbredit feinem natürlichen Vater gegenüber feinen An- 
fprud Hatte und in deflen Haus ald Sohn zurückzukehren ihm nur unter Beobachtung gefeg- 
licher Formen geftattet war. Schwägerfchaft gab fein Erbrecht, fondern nur Blutsverwandtſchaft. 
War nur eine Tochter in dem Haufe ded Bürgers übrig, fo galt fie, wiewol vie Töchter jonft 
von der Erbſchaft ausgefchloffen blieben und nur eine Ausſteuer erhielten, als Erbtochter und 
der nächſte Verwandte mußte fie heirathen ober durch eine Aueſtatueng für ihre Verheirathung 
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Hatten ihren Sig im Prytaneum am Staatsherde und fpeiften daſelbſt auf Koſten des Staat. 
Der Borftand wechſelte täglich nach dem Looſe. 

Die reichfte Claſſe Hatte das Vorrecht, daß aus ihr Die Archonten gewählt wurden, bis nad 
der Schlacht von Marathon welche das Selbitgefuhl des Staats auf eine hohe Stufe gehoben 
hatte, Ariftides, deſſen Gerechtigkeit und reiner Charakter hoch gepriejen werben, die Aufhebung 
dieſes Borrechtö leicht durchſetzte. Zur Volksverſammlung, die regelmäßig vier mal während jever 
Prytanie berufen ward, wenn feine augerorbentlichen nöthig wurden, hatte jeder Bürger Zu: 
tritt, und ed ward fogar ein Sold (anfangs I Obolus, ſpäter 3) eingeführt, um zum Befuche 
zu loden. Die aus dem Rath der 500 beſtimmten Vorfiger fegten die Sachen vor, gemöhnlidh 
mit einem Butachten des Raths, und die Ältern hatten zuerft über bie Gegenftände zu ſprechen. 
In allen Staatöfahen war die. Volksverſammlung entſcheidend, und es konnte an ſie als In⸗ 
haberin der hoͤchſten Staatsgewalt appellirt werben. Wurde in ihr der Wunſch nach Änderung 
eines Geſetzes laut, denn in jener erften Sahresverfammlung war Abftimmung über die Fort: 
bauer der Geſetze, jo wurden Befeßgeber gewählt aus der Zahl ver Geſchworenen, welche rich⸗ 
teten, und fünf Männer ebenfalls durch Wahl beftimmt, die alten Gefege vor viefen zu verthei- 
digen, wobei Rathsglieder den Vorſit führten. Beſtimmt war, daß kein altes Geſetz abgefhafft 
werben folle ohne gleichzeitige Einführung eines neuen, und daß fein neues eingeführt werben 
folle ohne gleichzeitige Abſchaffung des alten. Es fand einem Seven frei, Vorſchläge in der Ver⸗ 
fammlung zu machen, denn die Vorfiger oder die ebenfalld dazu befugten fogenannten Geſetz⸗ 
bewahrer konnten nicht leicht einen Vorſchlag zutückweiſen. Wie aber die Soloniſche Verfaſſung 
in ihrer Grundlage und Entwidelung ſtets die Fähigkeit geſetzlicher Fortbildung in fi trug, 
um dem DBedürfniffe der veränderten Lage und der Erfahrung oder ver anders entwidelten 
Geiſtesbildung jederzeit zu genügen, fo mar doch auch andererſeits für die nöthige Vorficht gegen 
leihtfinnige Beränderungen geforgt. Nicht genug mit dem für neue Geſetze zu befolgenven 
forgfältigen Verfahren, welches oben angegeben iſt, beftann auch noch eine Klage wegen geſetz⸗ 
widrigen Vorſchlags, melde jeder Bürger anftellen fonnte, und zwar ein ganzes Jahr lang 
. von dem Tage der Annahme des fraglihen Vorſchlags an. Wurde eine ſolche Klage gegen den 
Urheber des Vorſchlags angeftellt, fo blieb der. angenommene Vorſchlag bis zur Entſcheidung 
des Gerichts ohne Wirkung und ward, wenn ber Kläger gewann, aufgehoben , verlor aber der- 
ſelbe ven Proceß, fo verfiel er in eine Strafe, und wem biefed,prei mal begegnet war, Eonnte nie 
wieber dies jedem Bürger zulommenve Recht ausüben. Ebenfo war jeder Bürger befugt und 
vom Geſetze gleichfam eingeladen, in Dingen, melde ven Staat oder dad Bürgerthum angingen, 
Öffentliche Klage über Verlegungen berfelben zu erheben; jedoch war, um muthwillige Klagen zu 
hemmen, dem Kläger eine Strafe von 1000 Dramen beftimmt, wenn er nicht den fünften 
Theil der Richterftimmen für fi gemann, und außerdem durfte er eine derartige Klage nicht 
wieder anftellen. Wollte er fie vor ver Entfgeivung etwa fallen laſſen, fo Half es ihm nichts, 
er verfiel dennoch in Strafe. 

Über die Beamten des Staats ward eine weitgehende Gontrole geübt, denn nad ihrer Er: 
wählung wurden fie nod neun mal während des Jahres vom Volke begutachtet, indem diefed fie 
hei dem Amtöantritte jever Abteilung des Raths immer wieder zu beftätigen hatte, abgefehen 
von der Rechenſchaft und Prüfung , die jener Beamte vom Archon an bis zu den geringften am 
Schluſſe feiner Amtsführung zu beftehen Hatte. Auf perfönliche Würde wurde bei den Beamten 
geſehen, und ein folder durfte fogar feinen leiblichen Fehler haben. Mit dem Ernfte eines 
Mitglieds des Areopag warb es für unverträglich erklärt, daß er Komödien ſchreibe, und der 
Archon, welcher ald der erfte galt, war nach vem Soloniſchen Geſetze ned Todes ſchuldig, wenn er 
Öffentlich betrunken erblickt ward. Auch bei ven Bürgern mard auf Würdigkeit gefeben, und 
daber wurden Die mit Ehrlofigkeit (Atimie), d. i. Einftellung aller bürgerlihen Ehren und Rechte, 
. beftraft, welche ſich als Müßiggänger oder Verſchwender ihres väterlichen Erbes erwieſen. Eben 
diefe Strafe traf Den, welcher feine des Ehebruchs ſchuldige Frau nicht verſtieß. Auf die grauen 
ward flreng geachtet, und wenn fich eine auf ver Straße unanfländig benahm, ward fle um 
‚41000 Drachmen geftraft. Die Handwerker fanden in ver Blütezeit ver Demokratie und ebenfo 
alle niedern Erwerbözweige ziemlich niedrig in der Achtung, mährend in alter Zeit die Hand⸗ 
werfer und Künſtler, was oft zufammenfiel, Geltung hatten. Die Verfaſſung hatte ſogar ein 
Mittel aufgeſtellt um mit aller Würdigkeit ohne den geringſten Nachtheil für pie Ehre einen an- 

gefehenen Mann, wenn er ver Staatsverfafſung irgend gefährlich zu werben ſchien, unſchädlich 
zu machen. Die Volköverfammlung entſchied über ihn durch das Scherbengeridt (Oſtracismus), 
und war die Mehrheit gegen ihn, fo mußte er zehn Jahre lang in die Berbannung gehen. Died. 
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war fo wenig eine Berlegung der Ehre, daß „als eihft ein verächtlicher Demagog,, Hyperbolos, 
hieſe Verbannung erlitt, der Oſtracismus als befubelt und entehrt aufgehoben ward. 

Eine eigrnthümlicde Stelle nahm ber Areopag in der Solonifchen Verfaſſung ein. Auf 
dem ſogenannten Platze war in alter Zeit das Gericht über Mord, und wir finden dort auch das 
hoͤchſte Bhrrgerit in ver Soloniſchen Verfaſſung. Der vorfägliche Mörder ward Hier gerichtet 
unter freirm Simmel, nachdem Opfer und feierliche Eide vorausgegangen. Dem Kläger und 
Beflagten waren zwei Neben geftattet, und letzterer duürfte ſich nach ver erften Rede noch entfer- 
aen uad in Berbannung gehen. Stimmengleihheit der Richter ſprach hier frei, und man führte 
Ned auf die Stabtgöttin Athene ſelbſt zurück, welche dieſe Einrichtung in dem Proceffe des 
PRuttermörders Drefled auf dem Areopag durch ihre freifprechende Stimme geftiftet Habe. Da 
die abgehenden Archonten, welche die Amtöprüfung beſtanden hatten, Areopagiten wurden, fo 
tounte es fein angeſeheneres Bericht geben. Denfelben war aber auch die Oberaufſicht über die 
Religion anvertraut, und Klagen über Verlegung berfelben brachte der Archon-Koͤnig, der 
Aufſeher ver Religion, vor biefe Behörde. Ferner follten fie eine Oberaufſicht über die Gefege 
führen und dieſe bewachen, und &uch über bie Erziehung der Jugend hatten fle die Auffidt, 
weiche fie durch die Mahner (Sophroniften) übten. Sie bildeten eine moralifche Artftofratie in 
ber demokratiſchen Berfaflung, denn nur ihr hohes Anfehen konnte ihnen Wirkſamkeit verfchaf: 
fen, dawir von feiner ihnen zur Verfügung ftehennen ausübenden Gewalt etwas erfahren. 
Selb der Kreis ihrer ganzen Wirkſamkeit ift und nicht beftimmt überliefert worden, denn wir 
ſehen ben Areopag jogar einmal, als ver Staatsſchatz fein Geld hatte, ven Kriegem Solo geben; 
aus weichen Mitteln aber dies geſchah, wird nicht gemelbet. In der Tpätern Zeit fehen wir ihn 
auch einmal einen Volksbeſchluß aufheben und eine Unterfuhung über Beſtechung durch fremdes 

Gold veranftalten: Über Brandſtiftung, ſchwere Verlegungen, Giftmiſcherei u. f. w. erkannte 
der Areopag ald Gerichtshof, auch über Baterlandöverrath und Feigheit vor dem Feinde. Über 
Müpiggang,, Verſchwendung, Thierquälerei u. f. w. übte er ein Sittengericht. 

Zur den unvorbedachten Todtichlag gab e8 vier (nad) Andern fünf) Epheten, d. i. Appella= 
tion&höfe (mahrfcheinlich zuerft 80, 20 aus jedem der vier Stämme, dann 50, fünf aus jedem 
ver zehn Stämme gewählt, wozu noch ein Vorfteher kam), welche ven überführten Todtſchläger 
in die Berbannung ſchickten, bis er jich mit ven Angehörigen des Erſchlagenen abgefunven hatte. 
Entſchieden jedoch vie Epheten, daß der Mord vorſätzlich geweſen, fo traf ben Mörder die Todes⸗ 
ſtrafe. Der Staat betrachtete den Mord nicht als ein Vergehen gegen fich und überließ bie 
Berfolgung deſſelben den Verwandten, und wo ſolche fehlten, Tag fie ver Brüderſchaft, zu wel⸗ 
der der Erſchlagene gehörte, ob. Dieſe konnten ‚wenn der Mörber flüchtete, Beifeln aus feiner 
Berwanbtihaft nehmen, doch nicht mehr als drei, welche ihnen für die Sühne haften over den 
Mörver ftellen mußten. Nur menn Sklaven ein Verbrechen gegen ihren Herrn begingen, ge: 
Börte bie Beftrafung dem Staate, da die Gerichte nur dem Bürger gegen ven Bürger beizuftehen 
hatten, wie venn auch die Fremden ven Archon-Kriegsoberſt zum Richter hatten. Aud mag ein 
Zug von Menſchlichkeit mitgewirkt haben, um die Sklaven nicht unbebingt der Rache ihrer 
Herten ober Der Angehörigen derjelben preisjugeben, denn auch, wenn ein Herr einen zu hart - 
behandelte und dieſer in den Thefeustempel, ver ihn ſchützte, flüchtete, konnte der Staat den 
Herrn nöthigen, ihn an einen andern Seren zu verkaufen. 

Alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkelten und Klagen kamen vor bie Geſchworenen (Heiiaſten), 
deren 600 gewählt wurden, eingetheilt in zehn Abtheilungen zu 50 Mann; der Reſt aber 
diente zum Erſahe. Die nöthige Richterzahl warb aus ihnen jedesmal durch das Loos erwählt, 
und die Archonten führten ven Vorſitz in den Gerichten und leiteten ben Bang derſelben, indem 
fie Die Sache einleiteten. Da bei ihnen Stimmenmehrheit entfchten, fo war Ungleichheit der 
Ridsterzahl beftimmt ; doch weil die zu fpät kommenden von der Sigung ausgeſchloſſen wurden, 
fo konnte Gleichheit der Zahl vorkommen. Außer dieſen Schwurgerichten, vor melden eine 
Appellation nicht ftattfand, fondern nur eine Klage wegen vorgefommener Geſetzwidrigkeit, 
wodurch auf Vernichtung des ergangenen Urtheils angetragen warb, gab ed auch vom Staat 
ernannte Schiedsrichter (AA aus jedem Stanıme, durch das Loos aus der Zahl Derer, welche dad 
funfzigfte Lebensjahr erreicht hatten, außgewählt) und pie Beklagten famen vor die aus ihren | 
Stämmen doch von ihren Entiheidungen konnte appellirt werden. Waren aber Parteien überein: 
gekommen , fi ſelbſt andere Schiedsrichter zu wählen, fo fonnte von dieſen eine weitere Berufung 
nicht Kattfinden. Die Abflimmung der Richter ging ohne eine vorherige Berathung vor ſich 
vermittel3 Stimmfteinden,, und war die Sache der Art, daß die Strafe nicht ſchon durch das 
Geſetz beſtimmt war, fo Hatte der Gerichtshof nachträglich über Art und Maß derfelben nad 
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Gutdünken zu entfcheiden. Der geminnenven Partei blieb die Bollziehung des Gerichtsſpruchs, 
und fand ſie Widerſtand, fo kam es zu einer Klage deshalb. Zur Zeugenſchaft konnte Jever, . 
ausgenonmen nahe Verwandte, gezwungen werben, und wenn Einer, welder zum Zeugniß zu 
erfcheinen verſprochen hatte, wegblieb, Eonnte auf Schadenerfag geflagt werben. Für bie Reden 
der Parteien war eine geeignete Zeit beftimmt , die Durch eine Waſſeruhr ermittelt wurde. 

Wie für die Ausführung des Urtheils, jo Hatte der Bürger aud für die Vorladung des 
Gegners zu forgen, welchen er, perfünlic) von Zeugen begleitet, vor dad Gericht fodern mußte, 
ohne daß es ihm erlaubt war, in deſſen Haus einzubringen. In älterer Zeit Tonnte zwar ein 
Beftoblener, wenn er das Seinige in einem Haufe vermuthete, in daffelbe gehen und darin 
nachſuchen, ex durfte aber nur nackt, blos mit einem Schurze um die Lenden und mit einer Art 
Maske vor dem Geficht, eintreten. In vorläufige Haft tonnte fein Bürger genonmen werben, 
aber er hatte Bürgſchaft zu leiften, ven einen Fall einer lage auf Verrath oder Hochverrath 
ausgenommen, bei welcher ſogleich Berbaftung erfolgte. In Dingen, deren Strafbeflimmung 
genau feſtgeſetzt war, konnte in Fällen, welche vollfommen Par waren, der Rath oder eine 
andere Behörde fofort die Strafe eintreten lafſen, vor welche Behörde man den Thäter führte, 
oder weldhe man herbeiholte, um ihn auf frifcher That zu verhaften und, im Falle er keine Bür⸗ 
gen ftellte, feſtzuhalten. Da dad Gollegium der Elfmänner (einer aus jedem Stanıme mit einem 
Borjiger) die Vollſtreckung des Blutbannd zu beforgen hatte, fo Eonnte ein auf der That er: 
griffener Mörder vor diefed geführt werden, und war er des Mords, auf welchem die Todes⸗ 
ſtrafe ftand, vollfommen überführt, fo Eonnte ihn das Collegium fogleih hinrichten laffen, 
ja jeder Bürger war befugt, einen ſolchen auf der Stelle zu töbten. Begnabigungen, melde 
einen Berurtheilten wieder in Recht und feine conflscirten Güter einfepten, Eonnten nur pur 
die Vollöverfammlung gewährt merden, denn mo Gonflscation eintrat, zog ber Staat das 
Confiscirte an fi, und die Menſchlichkeit ging nicht weiter, ald daß man den Kindern des Ver: 
urtheilten einen Theil überlieh. 

Bine zweckmaßige Einrichtung der Geſchworenengerichte war die, daß für befondere Ber: 
gehen die der Sache Kundigen zu Richtern gewählt wurden, 3. B. für Kriegövergehen Solde, 
welche Kriegsvienfte thaten u. |. w. In den attifchen Landgemeinden war ein Gericht von 
Dreißigmännern (ſpäter Bierzigmännern), welches über Heinere Sachen zu richten hatte. Die 
Solonifche Geſetzgebung hatte in dieſer Welfe dafür geforgt, daß jeder Bürger gegen jeve Ver: 
letzung Recht finden Fonnte, und die Strafen waren, die Vermoͤgensconfiscation abgerechnet, 
ohne fonderlie Härte, denn daß für ſchwere Verbrechen eine gelindere Strafe ald die Todes⸗ 
ſtrafe (welche in Athen durch Sturz in einen Abgrund oder Erſchlagung mit einer Keule voll: 
zogen ward) zuläflig jet, ift eine dem Alterthume fremde, erſt in der neueften Zeit hervorgetre- 
tene Humanitätsidee. Von lebenslänglichem Gefängnifle ift Leine Spur zu finden, und die 
Seflelung an einen Blod wird nicht ald Iangpauernde Strafe erwähnt. Gelpftrafen, Verban: 
nung, fogenannte Ehrloſigkeit, d. i. zeitweiliger Verluft des bürgerlichen Rechts und der bür: 
gerlihen Ehre, waren die gebräuchlichſten Strafen. 

In ver Ausbildung gelangten aber die Soloniſchen Gefege, aus welchen die Römer ihr 
Zwolftafelgeſetz bildeten, nie zu einem juriftifch genügenven Geſetzbuche, weil nie eine ſtrenge 
und genaue Formulirung eintrat. Sie waren allgemein abgefaßt, und da es doch öfters Ver⸗ 
geben gibt, deren Beſchaffenheit ſich nach mehr als einer Seite hin deuten läßt, fo wurde ed bei 
den Mangel an feften Bormeln leicht moͤglich, die Klage nach diefer oder jener Richtung bin zu 
ſtellen und den Fall nad) dieſem oder jenem Gefichtöpunft zu richten, wodurch dad Recht etwas 
Schwankendes Hatte und nicht zu der firengen Sicherheit gelangte, welche die fefte Beftinnmung 
aller Fälle und die unzweideutigen Rlageformeln erft vem Rechte geben. Damit fällt nicht ein 
Tadel auf die Soloniſche Gefeßgebung , denm bie fefte Ausbildung hätte aus der Gericht: 
erfahrung hervorgehen müflen, lag aber nicht in dem Gharakter des arhenifchen Volks und 
feiner Demofratie. 

In fittliher Beziehung hatte Solen beſtimmt, daß bei Parteiungen unter ven Bürgern ein 
Jever Bartei zu ergreifen babe, wodurch allerdings die Gleichgültigkeit im Staate ald unzuläffig 
bezeichnet war, aber auch der Austrag des Streits am ſchnellſten Herbeigeführt werden konnte. 
Im Bamilienleben konnte Jeder gefragt werben, wovon er lebe, und mußte dies nachzuweiſen 
vermögen, und Altern mußten ihre Kinder nad; Gebühr erziehen, und dieſe hatten für dieſelben 
ſpäter zu forgen, außer in dem Falle vernadläffigter Erziehung. Ubrigend ſtand die Öffentliche 
Sittlichfeit unter der hohen fittlihen Autorität des Areopag, und das atheniſche Bürgerthum 
erfüllte die Athener mit einem auf fittlide Würde Hinmwirkenden Gefühle. Kein Stand ver: 
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nehte ih von Demi Ganzen zu trennen, und jeder wußte ih als Mitglied der grogen Stiaats- 
gemeinde betragen. Was der attiihe Boden extrug, Eonnte nicht nach dem Belieben und Bor: 
theil nach aupen verfauft werben, fondern Ausfuhrverbote binderten die Ausbeutung bes einen 
Theils der Berölferung durd den andern. 
Dog nicht alsbald nach Aufftellung der Soloniſchen Verfaflung und Geſetzgebung kam der 
Staat zur Ruhe, und der Adel ſtand noch den andern Claſſen jo dvrürfennd gegenüber, dap der 
abelige Liſiſtratus, ein Dann von hoher Denkart und ſtarkem Eharafter, ſich Durch die nievern 
Caſſen zunı fogenannten Tyrannen, d. i. Herrſcher von Athen machte, nach mehrmaliger Bertret- 
bunz ſich dennoch behauptete und die Herrſchaft feinen Söhnen Hinterliep. Als der eine derſelben 
das Opfer einer Privatradhe geworben, vertrieben die Oligarchen, von Sparta unterflüßt, den 
andern, und die Oligarchie dachte ſich feſtzuſetzen, als ver adelige Kleifthened die Demokratie 
duch feine Einrichtung flärkte. Dieje durchdrang, da der bewegliche ioniiche Charakter Ihr gün⸗ 
ſtig war, jo fehr die Maſſe ver Bürger, welche ih um fo eher mit dem Staatsweſen beichäftigen 
fonnten, weil fie zu einem ſehr großen Theile durch ihre Sklaven die niedrigſten Berrichtungen 
aufführen ließen. Nie jedoch erlofch dad oligarchiſche Streben, und der Blick Derer, welche Der 
Demokratie abhold waren , richtete ſich nach Sparta, ald dem Horte ber Ariflofratie, und meift 
waren bie Beiiger größerer Ländereien, gewöhnlich Adelige, ſolche Lakoniſten, wie man fie nannte. 
Bir unter diefer Glaffe Sparta durch ganz Griechenland vorgezogen ward, fo Athen auf ven 
ionifchen Injeln und an den Seefüften, als es Seehandel trieb und eine Flotte errichtete, da ber 
Handel feiner Natur nad) dad demofratifche Element vor dem ariſtokratiſchen begünſtigt. Nach⸗ 
dem durch den Sieg bei Marathon und den Seeſieg bei Salamis über die Perfer pas Gefühl der 
Athener auf das höchſte gefleigert worden war, blühte die Demokratie in voller Lebenskraft, und 
ed entiidelte ſich unter ihr eine Bildung , welche ſpäterhin Athen ald die Hauptflätte aller Bei: 
Resbildung in Kunſt und Wiſſenſchaft erfcheinen ließ. \ 
Da Athen feine Bundesgenoſſenſchaft mit ven Inſeln und Küften allmälig fo wendete, daß 
& dad Haupt derſelben wurde und die Widerſtrebenden zwang, fo mußte ed zum Kanıpfe mit 
Sparta fomımen , welches die Gründung eines ſolchen Staatd aus Stolz und ariftofratifchen 
Snterefie nicht dulden mochte. Athen mußte aber das wirklich gebietende Haupt feiner Bundes: 
genoffen werben , weil dad demokratiſche Element einen wirffamen Mittelpunft noch mehr er: 
heiſcht als das ftabilere ariftofratifhe. Perikles, ein vornehmer Mann, von fehr ernfler, vor: 
nehmer Natur, ein Redner von hinreißender Gewalt, tüchtiger Krieger, voll Geiſt, auf der 
Höhe. der Bildung feiner Zeit, ftarl von Charakter und würpevoll, unternahm es, ven Kampf 
welchet einmal audgefochten werben mußte, zur Entſcheidung zu führen. Er ftellte fi auf den 
Boden, welcher ihn allein die Kraft zu ver Ausführung geben konnte, auf den rein demokra⸗ 
tiſchen, und befeitigte ſelbſt die moralifche Ariſtokratie des Areopag, um auch nicht das kleinſte 
Dinderniß bei Der vollen Entfaltung der ganzen Kraft der Demokratie zu finden und das 
Selbfigefühl der Bürger, melde er fogar von allen Einpringlingen reinigte, zur hoͤchſten Stei- 
gerung zu führen. Da er alle gemeinen Künfte ver Demagogie verſchmähte, nur felten ald 
Öfentliher Redner auftrat und nie den Ernft bei feiner Erſcheinung ablegte, fo jpricht die be- 
geiterte Anhänglichkeit ver Athener an ihren Führer, wie würdig fle der Demokratie waren. 
Der große fiebenundzwanzigjährige Peloponnefifche Krieg begann und entſchied das Schidfal 
Griechenlands zum Verderben veflelben, da fein Theil den andern vollftändig bejiegen, fein 
Staatsprincip Das andere umwerfen ober zur Verſchmelzung auf einem mittlern Stanppunft 
bringen konnte. Gleich nad) vem Ausbruche des Kriegs brach die Pet in Athen aud,. raffie 
Zaufende Hin , deren Lücke durch Beifaflen ausgefüllt wurde, und die Verzweiflung am Leben 
führte zu einer Sittenlofigfeit, deren Folgen weithin reichten, Das Schlimmfte war, daß auch 
Perikied ftarb und fomit der Staat des geeigneten Führers entbehrte. Deshalb tadeln manche 
neuere Schriftfteller diefen großen Mann, welder nad ihrer Meinung die Demokratie nicht 
ſoweit Hätte durchführen follem, ald er gethan, weil viefelbe ohne ihn nicht fähig geweſen ſei, 
ven Sieg davonzutragen. Wie aber Einer einen Entſcheidungskampf zwiſchen ibr und der 
Ariſtokratie kämpfen ſoll, ohne ji ihrer im vollften Maße zu bedienen, ift noch nicht angegeben 
worden. Oligarchiſche Clubs, adelig = Ipartanifch gejinnt, gemeine Demagogen und ein groß: 
arıger Menſch fegten nach Perikles’ Tod Athen in eine Spannung heilfofer Art. Überall ſah 
bie Demokratie Verſchwoͤrungen, und ſolche gab es allerdings, und dieſe Aufgeregtheit ward 
von gemeinen Volksſchmeichlern benugt, um alles Unheil zu fliften, was folde immer fliften. 
Zwar Hätte das Volk gern den Alcibiaded zum Führer gehabt, aber viefer war felbft fhulb 
en feinem Sturze und fontit an dem Unglüde feines Vaterlandes. Adelig, reich, jehr ſchoͤn, 
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von einnehmendem, wahrhaft bezauberndem Wejen, tapfer und fühn bis zur Maghaliigkelt, 
geiftvoll und wigig, trefflich als Heerführer, war er eine feltene Erſcheinung von menjchlicher 
Vollkommenheit bis auf den einen Punkt, daß ſeine tollen Launen ihn als genialen Wüſtling 
erſcheinen ließen. Das Volk hing ihm als einem Lieblinge an, aber ſeine Feinde benutzten die 
Gelegenheit, ihn zu ſtürzen und, als er ſpäterhin zurückkam, wieder zu ſtürzen, indem Gerüchte 
von Verſchwoͤrungen und bie oligarchiſchen Clubs die rathloſe Menge dfters bis zum Außerften 
erhigten. Im Kampf bei Agospotanıod verrieth die Oligarchie Athen an Sparta, deſſen Feld⸗ 
herr es unter die Herrſchaft der Dreißig Tyrannen, wie man fie nannte, brachte. Dieſe mordeten 
die Demokraten nad) wüſten romantiſchen Adelsideen, und die pariſer Septembertage bilden 
ein Seitenftüd zu ihrer Blutarbeit. Umſonſt, bie geflüchteten Demofraten überwältigten bald 
das Glement, welches im attifchen Boden Feine lebensfräftigen Wurzeln hatte, aber Athen war 
fortan ſchwach, obgleich es noch ſchoͤne demokratiſche Aufwallungen hatte, und das zerrifiene 
Griechenland lag als ſichere Beute eines künftigen Eroberers da. Aber die Früchte der atheni⸗ 
ſchen Demokratie, welche ſich ſolange bewährt. hatte und ohne den oligarchiſchen Verrath ſich 
länger bewährt haben würde, blieben, und wir danken ihnen vorzugsweiſe unſere Bildung, 
nämlich die, welche den Namen verbient. Philipp von Macedonien achtete und ſchonte es, fein 
Sohn Alexander ſchätzte ed am hoͤchſten, ven Athenern zu gefallen, und ald es alle Selbftänpig- 
£eit unter den Römern verloren hatte, war es eine hohe Schule der Philofophie und Geiftes- 
bildung, und attifher Witz, attifche Feinheit waren unübertroffen. Selbft ver Hellenismus, 
erzeugt von attifcher Geiſtesbildung mit orientalifcher abgeftandener, müber Lebensweisheit und 
orientaliſchem Aberglauben, verdankte, obgleich er feiner Maulthiernatur nah unfrudtbar war, 
doch Das, was eran höherer Bildung und wahrhaft Philoſophiſchem Gehalt beſaß, dem artifchen 
Muſenroſſe, feinem Vater. K. Schwenck. 

Attila. Unter jener gewaltigen Menge kühner und thatkräftiger Barbarenhäuptlinge, 
welche fi im 5. Jahrhundert auf das öͤſtliche und weſtliche Roͤmerreich ſtürzten, mar keiner, 
beflen Erfolge fo furchtbar gemwefen wären, ald die des Hunnenkhans A: Er vorzüglid war 
es, der das weſtroͤmiſche Neich dermaßen erſchütterte, daß fchließlich zu deſſen Ball eine ungleich 
geringere Anftrengung genügte. 

Man hat ſich ziemlich daran gemöhnt, in U. blos einen rohen und wilden Barbaren, ja ein 
wüthenbe8 Ungeheuer zu erbliden, ohne höhern Gedanken, nur auf Verwüftung der Welt, auf 
Mord und Brand ausgehend. Wir beiigen nun zwar feine vollkommen genügenden Mitthei- 
lungen über ihn, zumal feiner feiner Stammesgenoſſen fi mit geſchichtlichen Aufzeihnungen 
befaßt zu haben ſcheint; allein felbft Das, was gleichzeitige Hiſtoriker anderer Nationen über 
ihn nieverfchrieben, genügt bei unbefangener Würdigung, um ein anderes ald dad gewöhn- 
liche Bild vor und erſcheinen zu madhen. Die Quellen, auf welche wir und befchränft jehen, 
find Jornandes der Gothe (,‚De rebus Geticis”) und Priſcus der Römer („Excerpta de lega- 
tionibus”). Vieles, was von Attila erzählt wird, hat aber andern, wenig verläffigen Urfprung, 
und fo erweift fi) namentlich die allgemein verbreitete Sage, daß fih X. felbft „vie Geißel Got⸗ 
tes“ genannt habe, als eine fpätere Erdichtung. 

A. war es, der die bis dahin wenig bekannte Nation der Hunnen zur gefürchtetſten in der 
damaligen Weit machte. Wie ein Meteor ſtieg ploͤtzlich dieſes Volk auf, den Oſten und den 
Weſten gleichſam im Fluge durchziehend, aber ebenſo ſchnell, wie es ſich erhoben, auch wieder 
niederſinkend. Mit A.'s Tode war die Macht der Hunnen dermaßen dahin, daß alsbald jede 
Spur von ihnen in der Geſchichte verſchwindet. Wenn die Bedeutung einer ganzen Nation 
in ſolchem Grade von der Exiſtenz eines einzelnen Mannes abhängt, und wenn dieſer einzelne 
Mann fein Volk zu foldem Anfehen zu bringen vermag, fo liegt ſchon darin der Beweis einer 
wenn auch vielleicht wilden und barbariſchen, doch immerhin ungewöhnlichen geiftigen Größe, 
Thatkraft und Befähigung. 

Die Hunnen, allen Schilderungen nad ein äußerſt häplidder mongolifcher Volkerſtamm, 
ſcheinen früher im fernen Aſien, an der chineſiſchen Grenze, etwa in der Mongolei, gewohnt und 
ſelbſt China erobert zu haben, von dort aber im 3. Jahrhundert unſerer Zeitrechnung ver⸗ 
drängt worden zu fein. Wir finden fie ſpäter zwifchen ver Wolga und Donau, am Kaspiſchen 
Meere, dann in Pannonien (Ungarn, weshalb man in der Folge die Magyaren für Nachkom⸗ 
men ber Hunnen erflären wollte). 

A., der Sohn Mundzuk's, angeblich, eines Nachkommen ver alten Fürften von Ehina, ge- 
langte na dem Tode feines Oheims Rugilas oder Roas im Jahre 4353 gemeinfam mit jeirlem 
Bruder Bleda zur Höchften Würde bei feinem Volke. Dieſes Bolt war getheift und zerfplittert; 
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A wußte daſſelbe zu vereinigen, zu welchem Behufe freilich ſelbſt fein Bruder falten mußte. 
Em Anſehen erhöhte er durch das Vorgeben, daß er in ven Beflg des Schwertes bes hunniſchen 
triegsgottes (des Mars, wie die Römer fagten) gelangt ſei. X. verachtete ven Prunk, in dem 
ch viele ſeiner Stammesgenofien gefielen, um fo mehr, als gerade das Beharren bei ver alten 
Einfachheit ber Mehrzahl feiner Krieger am beften zufagen mußte. Er ſchreckte vor keinem 
Blutvergiefen zurüd, wenn es die Erreichung feiner Zwecke galt, aber ex verübte auch feine 
Bräur aus bloßer Laune oder bloßer wilder Luft. Bei den Seinigen galt der Khan als ein 
gerechter ſelbſt nachſichtiger Herrſcher; die um Gnade bittenden Feinde durften, wie es ſcheint, 
auf jeine Zuſicherungen bes Friedens und Verzeihens vertrauen. Noch bemerkenswerther iſt, 
wie er, nachdem ihm entdeckt worden, daß die Oſtrömer einen Plan zu feiner Ermordung ge⸗ 
(miebet, nichts deſtoweniger daß Gefandie arecht achtete und den gedungenen, aber reumüthigen 
Meyrchelmörder Vigilius gegen ein Loͤſegeld unangetaſtet nach feiner Heimat zurückſandte. 
In kurzer Zeit breitete A. feine Herrſchaft ſoweit aus, daß er über Scythenland und über 
Germanien, ja bis zur jenfeitigen Küſte der Oſtſee gebot. Unter nen feinem Willen Folge lei⸗ 
Henden Nationen befanden ji die Gepiden, die Oftgothen (Thüringer), die Heruler und ein 
Theil der Franken. Die Kriegerzahl, über welche er verfügte, wird von ben (freilich unzweifel⸗ 
haft ũbertreibenden) gleichzeitigen Geſchichtſchreibern zu einer halben Million, ja ſelbſt zu 
700,000 angegeben. 

Die Reihthümer Vorderaſiens und Perfiens lodten den Khan zu einem Zuge dahin. Er 
drang über vie hohen Gebirge Armeniens, überjhritt Tigris und Euphrat und, gelangte bis zu 
den Grenzen Mediens. Hier unterlag er aber i im Kampfe gegen die perfifchen Saſſaniden. Er 
mußte zurüdfehren. 

Kun erſah er fi das ofträmifche Heid) zum Angriffe. Der Kaifer deſſelben Hatte zwar 
ſchon früher ſich zur Zahlung eines. jährlichen Tributs von 350 Pfund Gold an die Hunnen 
verkanden und, al8 X. fogleih nad feinem Emporfommen eine Verdoppelung diefer Summe 
verlangte, feig auch darein gewilligt. Indeſſen fand ſich leicht die gefuchte Gelegenheit, um 
bennod bie entnervten Byzantiner angreifen zu können (im Jahre 441). Gleich ver Beginn 
bed Kriege mußte die Hunnen zu beffen Fortjegung ermuntern. Statt männlichem Muthe 
begegneten jie bei ihren Beinben ber Beigheit und dem Verrath, zuerft begangen. von einem 
Biſchof, der fie indgeheim in feine Stadt einlieh. Raſch drang A. weiter vor. An drei ver 
ichiedenen Punkten verſuchten es die Oſtroͤmer, ſich ihm mit bewaffneter Macht zu widerſetzen; 
fie wurden jedesmal geſchlagen, und die Hunnen ſtanden vor Konſtantinopel ſelbſt, dem bei der 
berrigenden Feigheit beinahe vertheidigungsoloſen. Der elende Kaiſer Theodoſtus I. war zu 
jevem, auch dem entwürbigenpfien Zugeflänpniffe bereit. So fam es denn im Jahre 446 zum 
Frieden, wie A. denſelben victirte, unter Abtretung eines großen Landſtrichs auf der Sübjeite 
der Donan au die Hunnen, Zahlung von 6000 Pfund Gold an dieſelben auf einmal und Er⸗ 
böhung des jährlichen Tributs von 700 auf 2400 Pfund, endlich Freigeben ver gefangenen 
Hunnen, blogem Loskauf der gefungenen Römer und Auslieferung verjenigen Barbaren, 
welche von ven Hunnen zu den Römern übergegangen waren. Die Entnervung und Feigheit 
ver Oftrömer fleigerte ven uͤbermuth ihrer Feinde. Fort und fort tauchten neue Anfoderungen 
auf, und ehrlos ſich beugend vollzog der Kaifer jenes Dietat der Barbaren. Er fuchte ih A.'s 
var Dieuchelmord zu entledigen. Der Anſchlag warb verrathen, und der Khan foderte den 
Kepf des Gunuchen Chryſaphius, der ven Mörder gebungen hatte. Um ben Günflling zu ret⸗ 
ten, trat ber Kaifer wieber eine auögebehnte Provinz ab (ebenfalls auf nem rechten Donauufer). 
Anders fchienen ſich die Verhältniffe zu geflalten, als ver kräftige Marcianus zum Throne 
gelangte. Ex mar entfihloffen, fernern Unbilden Widerſtand zu leiften. Dem ſchlauen A. ent- 
sing Dies nicht, ſondern wirkte ein auf feine weitern Entwürfe. 

Er erfor fih nun das weſtroͤmiſche Reich zur Beute. Seine Bundesgenoflen, pie Ban 
dalen, ſahen jih im Befig Afrikas gefährdet und ‚riefen ihn zu einer die Gefahr von ihnen ab⸗ 
lenkenden Thätigkeit. auf. Das feltfame Anerbieten ver mishandelten weſtrömiſchen Prinzeſſin 
Honoria, feine Sattin zu werben, Fam ihm erwünfdt. Gr verlangte fie als feine Braut und 
begehrte einen Theil des roͤmiſchen Landes als ihr Erbe. Ratürlich erfolgte Zurückweiſung 
des Berlangene. Der Khan vereinigte nuu mit ben eigenen Kriegern jene ber mit den Hunnen 
serbünbeten oder ihnen unterworfenen Böälker.: So gog er im Sabre 451 mit einer Heermaſſe, 
größer als Mitteleuropa je eine ſolche geſehen, nad) dem Mheine, Alles vor ſich niederwerfend, 
Alles zerfiörenn. Dann brach er in Ballien ein und feste feinen Zug in gleicher Welfe, die 
Seine aberſchreitend 6i8 Orleans fort, das ihm aber maͤnnlichen Widerſtand leiſtete. 
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Die gemeinfame dringende Gefahr Hatte vie Römer und die Weſtgothen (Bijigothen) zur 
Bereinigung gebracht; andere Volksſtämme ſchloſſen fi ihnen an, bie Alanen, ein Theil der 
Franken und die Burgunder. Diefe Verbindung war pad Werf bed tüchtigen roͤmiſchen An⸗ 
Führers Aetius, eines Mannes, der früher ſelbſt zu ven Hunnen geflohen war, ber ſie und ihre 
Kampfweiſe und ber auch ihren Khan und beflen Berfahrungdart perſoͤnlich fannte. 

Der Wiperftand von Orldand und das Herannaben der Heere der Gothen und Roͤmer be: 
ſtimmte den Hunnenführer, bie Angriffe auf die genannte Stadt aufzugeben. Ohne Zweifel 
war feine, zubem vorzugsweiſe aud Reiterei beſtehende Kriegsmacht auf dem weiten Zuge be⸗ 
reits ſtark zuſammengeſchmolzen. Er wendete ſich nach' den Catalauniſchen⸗Feldern, ver 
großen Ebene, in welcher jetzt Chalons (in ver Champagne == campania) erbaut iſt, mol vor: 
zugöweife mit Rüdfict auf ven leichtern Unterhalt uud das für feine Reiterei beſonders geeig- 
nete Ranıpfgebiet. Hier kam ed zur Entſcheidungsſchlacht. Der Kampf war furchtbar. Der 
Wifigothenkoͤnig Thevdorich fiel, aber Die Hunnen unterlagen un Kanıpfe. Sei es, daß die Nie- 
verlage, ungeachtet der furchtbaren Menge ver Todten (deren Zahl Jornandes, ſichtlich übertrei⸗ 
bend, zu 162,000, Idatius und Iſidorus ſogar zu 300,000 angeben), dennoch an ſich nicht 
ganz entſcheidend war, ober daß Netius eine von den Weſtgothen zu erlangenve allzu 
große Überlegenheit fürchtete und fie darum von nachdrücklicher Verfolgung der Geidlagenen 
abhielt, genug, U. führte, fo viel wie gar nicht bedrängt, die Mefte feines Heeres über den 
Rhein zurück, zu den verbündeten oder unterworfenen Thüringern (Oftgothen). 

Er fühlte das Bedürfniß neuer Thaten, und das Vertrauen der Seinigen ſcheint audh kei: 
neswegs erſchüttert gewejen zu fein. So brad) er denn mit beginnendem Frühling des Jahres 
452 wieder auf, überftieg die Alpen und brach in Stalten ein. Nah hartnädiger Vertheidigung 
fiel Aquileja; alle Städte in ver Nähe, Berona, Padua, Bicenza, Mantua, Bredcia, Bergamo 
and Mailand murben zerftört. Die Einwohner der Küftengegenden, welche fi) retten Eonnten, 
flohen nad) ven Yagunen, und fo ward jener Barbarenhäuptling, von dem man zu fagen pflegte, 
sah kein' Grad mehr va wachſe, wohin die Hufe feiner Roſſe getreten, Beranlaffer zur Gruͤn⸗ 
sung der jpäter glorreich blühenden Republif Benebig. 

Der weitrömifche Kaifer Balentinian erwies ſich gleich unwürdig wie fein orientalifcher @enoffe. 
Feig floh er aus dem feſten Ravenna nad) dem offenen, aber entfernten Rom. X. folgte i hm auch 
‚dahin, und der elende Kaiſer dachte nun an die Flucht über dad Meer, vermuthlih nad Kon: 
flautinopel. Er ordnete indeß Geſandte an den Hunnenkhan ab, den Biſchof (Papft) Leo an 
der Spige. Nach der Natur der Dinge mußte die Abordnung Zugefländnifle bringen. Dan 
verhieß nem Barbarenfönige bie von ihm begehrte, zur Zeit in Ronftantinopel befinpliche fai- 
ſerliche Prinzeffin Honoria, ohne Zweifel mit dem von ihm für dieſelbe beanſpruchten Erbtheil. 
A., veffen Heer durch Krankheiten gewaltig zufammengeihmolzen war, ließ fi durch Die ihm 
gemachten Verſprechungen (ohne daß es des Mixakeld bedurfte, von dem man fpäter zu erzählen 
wußte) zum Rückmarſche bewegen, nicht ohne die Drohung, mit noch weit furchtbarerer Macht 
wiederzukehren, wenn die Braut nicht innerhalb des beftimmten Termins feinen Bevollmäch⸗ 
taten außgeliefert würde. 

Diefer Bräutigamsſtand hielt ihn nicht ab, bei feiner Rückkunft in die Donauländet die 
Menge feiner Frauen um eine weitere zu vermehren. Es war eine gewiffe Ildico. Die Hoch⸗ 
zeit warb mit großen Feſtlichkeiten gefeiert. Allein am nähften Morgen erſchien A. nicht mehr. 
Nach langem Harren ffnete man ſein Gemach. Ildico ſaß weinend bei dem Leichnam. Der 
Khan ſoll an einem Blutſturze geſtorben ſein. Es folgte eine barbariſche Leichenfeier. Die 
Gefangenen, welche das Grab gegraben, wurden ſofort abgeſchlachtet. 

Die Geſchichte erzählt nur noch non einigen Kämpfen der Söhne A's. Dann verſchwin⸗ 
den die Hunnen vollftändig aus der Reihe ver befannten Völker, ein Beiden, wie fle ihre Er⸗ 
Hebung zunäßhft jenem einen Häuptling verdanken, zugleich aber auch ein Beweis, daß Diefer 
Häuptling bei aller Thatkraft und nicht gemßnlihen Befähigung eine dauernde Schöpfung 
nit hervorzubringen vermochte. G. F. Kolb. 

Aubeäne (Droit d'), ſ. Gaſtrecht. 

Aufenthaltsrecht uud Answeifung. Der in dieſen Ausbrüden enthaltene Gegenſatz, 
ber Anſpruch des Individuums auf die freie Wahl ſeines Aufenthalts und Die gefoderte Befug- 
niß der Staatögewalt, den Einzelnen ven Aufenthalt im Staatögebiete gänzlich oder theilmeife 
zu wehren, Tann ſowol yom ſtaatsrechtlichen als voͤlkerrechtlichen Geſichtspunkte aus betrachtet 
werden. Auf beiden Gebieten hängt der Gegenſtand mit andern wichtigen Fragen des öffentli- 
hen Rechts, die im, Staats-Lexikon“ beſonders behandelt find, zufammen, fo 3.8. mit der Lehre 
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von Afel, von ver Auslieferung, mit dem Heimatérechte und ver Auswanderung. Gin Eir- 


gen auf dieſe nabverwandten Materien iſt jevoh aus dem angegebenen Grunde hier un= . 


roͤchig 
Staatörehtlih fleht der Anſpruch auf einen ſelbſtgewählten Aufenthalt zur Frage, wenn 
ver Angehörige eined Staats innerhalb der Landesgrenzen dieſe Wahl üben oder ven Aufent- 
halt im Inlaude mit dem Auslande vertaufchen will. Hat der Staat ein Recht, dieſe Wahl zu 
werfargen? Zunächſt find Hier die Fälle auszufcheiden, mo infolge ber freiwillig ober fraft @e- 
jczes übernommenen Amts - und Dienftpflichten auch der Aufenthaltsort beſtimmt ift, fowie Die 
Berionen, welde nad allgemeinen Rechtögrundfägen vem Aufenthalt einer andern Perfon zu 
felgen haben, wie Frauen und Kinder, und die ähnlichen Verhältniſſe, wo bie Möglichkeit der 
freien Selbſtbeſtimmung fehlt, endlich Solde, die nad Urtheil und Recht gefangen gehalten 
Ob dagegen dem felbfländigen Stantsangehörigen von Staatd wegen ganz allgemein das 
Rede der Aufenthaltswahl genommen werben kann, ob ed überhaupt ein Recht der Individuen 
(ein Grundrecht, Sreiheitsrecht oder wie man es fonft nennen will) ift, läßt fich nad) zwei Sei- 
ten bin unterfucdhen. Bin mal, ob die geſetzgebende Gewalt im Staate der Staatsaufgabe nad 
p deiränfungen dieſes Rechts befugt ift, ob vie Ausübung der Staatögemwalt für dieſen 
Zwed innerhalb der legitimen Yunctionen des Staats liegt. Bon praktiſcher Wichtigkeit ift die 
Beantwortung wiefer Frage namentlich da, wo in Derfaffungen bie Grenzen der gefeßgebenpen 
Gewalt und die unantaftbaren Yreiheitörechte ver Individnen beflimmt worden. Anberöwo 
hat fie wenigftend die Bereutung, daß fte Die Geſetzgebung lehrt, ob es recht iſt oder nicht, auf 
dieſem Gebiete beſchränkend thätig zu werden. Daß num eine foldhe Beſchränkung ein Eingriff 
m ein Gebiet ft, welches dem Staate nicht untergeben ift, läßt jtch nicht mohl bezweifeln. Der 
Staat if um der Geſammtheit ver Einzelnen willen da, er gemährt dem Einzelnen die wichtigften 
Beringungen feiner focialen Eriftenz, und um feinen zahlreichen Pflichten genügen zu fönnen, 
Reben ihm nicht minder ausgebreitete Rechte dem Individuum gegenüber zu. Aber was der 
Staat nicht gewähren kann, zu deſſen Berwirkligung er daher auch keine Beſchränkungen ber 
freien Berjönlichkeit fodern darf, Ift die Ausbildung und Entfaltung der Selbſtändigkeit des 
Individuums in Denken und Handeln, in geiftigen und £örperlihen Fähigkeiten. Wir ſollen 
nicht blos Staatsbürger, fondern and Männer werben. In das Gebiet, welches zu dieſem 
Zoecke dem freien Wollen und Wählen gelaflen werden muß, das auch ber freiefte Staat nicht 
anzuıtaften bat, gehört innerhalb des Staats, dem wir durch Geburt, Erziehung und Lebens: 
weile angehören, oder der und unter die Seinigen aufgenonmen bat, vie freie Wahl des Auf- 
enthalts Tür dad ſelbſtändige Inbivivuum. Der Kaftenflaat mag feine Untertbanen an Beruf 
und Scholle zugleich fefleln und noch in neuern Zeiten: in der Leibeigenſchaft des ſlawiſchen 
Stamme feine Schäben verrathen, auf germaniſcher Scholle Hat man von jeher dad Freifein 
von der Scholle und ven freien Zug als das Wahrzeichen der perſönlichen Freiheit überhaupt 
angeiehen. Der Menſch ift nicht wie die Pflanze an ven Fleck Erbe gefeflelt, ver ihn getragen, 
und feine freie Entfaltung würde nicht weniger durch ein Verbot des freien Zuges im Lande als 
der Auswanderung aus dem Lande gehemmt werden. Dem mobernen Staate ſprechen mir da⸗ 
ber das Recht zu allgemeinen Beichränkungen der freien Aufenthaltswahl für feine Angeböri- 
gen eb. Nur zur Strafe, bie ja noch vlel weiter gehende Eingriffe in vie freie Beſtimmung ver 
Individuen um der Gefammtheit und Ihrer felbft willen rechtlich enthalten kann, darf der Stant 
auch dad Aufenthaltörecht beſchränken. Die gefeggebende Gewalt kann demgemäß die eine oder 
andere Art der Beihränfung in das Strafſyſtem des Landes aufnehmen, und wie über jebe 
Strafe, wird aud ein foͤrmliches Verfahren vor vem Strafrichter das Eintreten diefer Beſchrän⸗ 
fungen im einzelnen Kalle zu beflimmen haben. Daß dieſe Strafart weſentlich megen ihres 
Charakters ald Präventiomafregel gewählt wird, ändert an ihrer Eigenſchaft als Strafe nichts. 
Der Betreffende erleidet die Confination over Berftridung (Anwelfung eines beftimmten Auf- 
enthaltsorts), weil er feine Freiheit misbraucht hat, obgleich fie auch Die Folge haben foll, daß 
er fie nicht ferner misbrauche. Inwiefern e8 ver geſetzgebenden Gewalt noch in Nothfällen ge- 
faner fein mürfle, ex post facto eine foldye Beſchränkung felbft auf Individuen zu legen, ob fo: 
gar in ertremen Staatélagen die Staatöregierung mit andern Freiheitsbeſchränkungen auch bie 
rar Sprache ſtehenden eintreten laſſen bürfe, tft hier nicht zu unterfuchen, da e8 fi dabei nur 
um die Anwendung allgemeinerer Principten auf Einzelfälle handelt. 
Die Stellung des Richters zu unſerm Gegenſtande ift Schon Berührt worden. Bine andere 
and um der in vielen Ländern geltenden Befltimmungen willen wichtige Frage ift ed, ob auch 
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die Bolizeibehörben das Recht zu folder Maßregel als einem Ausiluffe ver Präventivpolizeige- 
walt haben. Nach dem oben Ausgeſprochenen kann über unſere Antwort fein Zweifel fein. 
Wir vindiciren einen folden Eingriff in die perjünliche Freiheit nur dem Strafrichter auf 
Grund eined Strafgefehed. Dex flattgefundene, nicht der bios mögliche Misbrauch des freien 
Aufenthalts kann allein die rechtmaͤßige Grundlage einer folgen Beſchränkung bilden. Ganz 
etwas Anderes ift e8, wenn man über pas jo durch Strafrichterſpruch befchränkte Individuum 
den Polizeibehoͤrden eine meitere Autorität einräumt, als ihnen ven unbefcholtenen und unbe- 
firaften Staatsangehörigen gegenüber zufommt. Segen das Inftitut der Stellung unter poli- 
zeiliche Aufficht, als deren Theil auch die Befhränfung ver freien Wahl des Aufenthalts er- 
ſcheint, laͤßt fich nichts einwenden, wenn ed auf Fälle beichränft bleibt, wo e& ver Staatsordnung 
wirklich zutraͤglich iſt. 

Wir haben bisjegt die geſetzliche oder polizeiliche Beſchränkung auf einen beftimmten Auf: 
enthalt, die Anmeifung eines Wohnorts ind Auge gefaßt. Etwas anders ftellt ſich noch bie 
Frage betreffs der Ausweifung und zwar zunächſt auß dem ganzen Staate. Man hat gegen 
das Grit als Strafe Mancherlei eingewendet, z. B. daß der Staat Fein Recht habe, feinen Ange- 
horigen fo von ſich zu ſtoßen (dieſer Grund würbe natürlich auch die Todesſtrafe unrechtmäßig 
machen), daß er ein Unrecht gegen andere Staaten begehe (allein dieſen zwingt er ja ſeinen An⸗ 
gehoͤrigen nicht auf), daß die Entfernung aus der Heimat keine Strafe mehr ſei, wie im Alter⸗ 
thum (was von allen Cxilirten ſchmerzlich genug als falſch empfunden wird). Nach unſerer 
Überzeugung iſt für einzelne Fälle das Eril die paſſendſte Strafe, und Geſetzgebungen, welche es 
als ſolche nicht anerkennen (z. B. Baden, ſechſtes Eonftitutionsedict, 1808, 6. 7, und die olden⸗ 
burgiſche Berfaffung, Art. 44), kommen praltiſch doch zu unferer Anfhauung, indem fie Die 
Entfernung aus der Heimat oft zu einer Bedingung der Begnabigung machen und im Grunde 
eine Strafverwanblung eintreten laſſen. Aber dad Eril ift auch nur als Strafe, nit ald Maß⸗ 
regel ver Bräventivpolizei gegen einen Staatsangehörigen begründet. Daß pas Anrecht auf pas 
Baterland nur mit freier Zuflimmung over durch Richterſpruch entzogen werben kann, wird auch 
von allen mobernen Staaten anerfannt. Die Ausweifung innerhalb des Staats aus einzelnen 
Orten und Bezirken wir bagegen in ben meiften continentalen Staaten als ein allgemeines 
Recht der Bolizeibehörben angefehen und oft mit großer Härte geübt. Im ſchließlichen Reful- 
tate bat dann ein Staatdangehöriger nur da ein Recht auf ungeftörten Aufenthalt, wo er Hei= 
matsberechtigt ift, und von jebem andern Orte kann ihn bie zuſtändige Polizeibehörne entfernen. 
Wir find nicht geneigt, ein von dem Staate oder jenen Vertretern beanfpruchtes Recht blos 
deshalb zu verneinen, weil es gemisbraucht werben fann, aber hier iſt das Verhältniß zwifchen 
den möglichen Vortheilen und fihern Nachtheilen einer, folhen Machtvollkommenheit der Art, 
daß man ſich entfhieven gegen das Erkaufen gewiffer Übel um zweifelhafte Bortheile erflären 
muß. Dies gilt von der Allgemeinbeit und Unbeſchraͤnktheit, in der den Polizeibehoͤrden dieſes 
Recht eingeräumt zu werden pflegt. Das Maßhalten in dieſem Rechte würde dagegen mit einer 
ausnahmsweiſe zugefiandenen Bwangsentfernung aus bejondern Orten ausföhnen, fo 3.2. 
die Berechtigung der Polizeibehoͤrden, beftrafte Verbrecher gewiſſer Claſſen aus Orten, die der 
Hauptfig ihrer Verbrechensinduſtrie waren, wegzumeifen. Aber audy bier müßte immer eine 
vorgängige Beſtrafung gefodert werden. Daf der Richter ſtets auch Die Ausmeifung anzuord⸗ 
nen babe, ift nicht unfere Meinung, jein Urtheil muß der Bolizeibehörve das Recht geben, nach 
ihrem Ermeſſen die Ausweiſung oder das Verbot des Aufenthalt3 an beftimmten Orten ein: 
treten zu laflen. (Preuß. Strafgef., $.27.) Bei Gewohnheitsverbrechern wird diefe Straf⸗ 
maßregel ſehr oft von dem beften Erfolge fein. Wo in einzelnen Staaten dies Recht auch in 
dem fo beſchränkten Umfange nicht gegeben tft, fucht man ſich durch formliche Verdachtsſtrafen, 
3. B. wegen vernächtigen Herumtreibens, die jedoch‘ vom Richter zu erfennen find, gegen vie 
Verbrecherelaſſen zu fügen. 

Penn wir den Berwaltungsbehörven das Recht abiprechen, ven Aufenthalt eines Inlän- 
ders von ihrem Belieben abhängig zu machen, bleiben damit die gewöhnlichen Vorfchriften ver 
Fremdenpolizei über Paß und Heimatfcheine u. f. w. auf ihrem Werthe, ver freilih oft über- 
ſchätzt wird, beflehen. Ein Fremder, d. h. ein Inländer an einem Orte, der nicht fein Domicil 
ifl, mag audgewiefen werden zur Strafe, weil er nicht mit den gehörigen Legitimationen ver- 
ſehen iſt; diefer Punkt hängt mit unferer Unterfuhung, ob aus Rückſichten ver Bräventivpoli- 
zei oder aus gar feinen der Aufentdalt an irgend einem Orte des Inlandes einem unbeftraften 
Inländer veriveigert werben darf, gar nicht zufammen. Ebenſo wenig verdient e8 beſonders her⸗ 
vorgehoben zu werben, daß im Heimatsrechte Der fo gewonnene Aufenthalt Feine Veränderung 
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herbeizufſihren braucht und daß da, wo an den bloßen Aufenthalt ſich rechtlich ſolche Anderun⸗ 
gen nüpfen würden, bie Wahrnehmung ver Gemeindeintereſſen durch Verlangen von Garan⸗ 
tien, z. B. für den Fall ver Berarmung, allerdings am Blage ifl. 

Ob der Staat das Net habe, feine linterthanen an der Wahl eines Aufenthalts außer: 
halb ver Staatögrenzen, fei ed eines bloß vorübergehenden eigentlichen Aufenthalts over einer 
dauernben Nirberlafung mit Aufgabe des Staatsbuͤrgerrechts (eigentliche Auswanderung), zu 
hindern, il im Art. Einwanderung und Yuswanberung befprochen. Bekanntlich haben aud) 
noch in neuerer Zeit Staaten reiner etwas zurüdliegenben Gufturftufe das bloße Reifen ind Aus⸗ 
land zu einem ſchwer zu erlangenben Privilegtum, zu einer Begünfligung gegen die Regel des 
Geſches gemacht. 

Zur voͤlkerrechtlichen Seite unferd Gegenſtandes, ob es ein Recht des Angehörigen ein es 
Staats auf ven Aufenhalt in einem andern gibt, führen bie deutſchen Verhaͤltniſſe hinüber. 
Für den dentſchen Stantencompler, ver auch hier feine Bwitternatur zwifchen einer ſtaatsrecht⸗ 
lien und völferrehtlihen Gemeinſchaft nicht verleugnet, exiſtirt ein folches Recht für die Me: 
biatifirten, denen Art. 14 der Bundebacte „nie unbefchräntte Freiheit, ihren Aufenthalt in 
jedem zu dem Deutichen Bunde gehörenden oder niit vemfelben in Frieden lebenven Stante zu 
nehmen “', gewährt. Was nichtbeutfche Staaten angeht, fo iſt für fie dieſe Beflimmung na: 
tärlich nicht bindend, während bie deutſchen Bundesglieder allerdings verpflichtet find, einen 
Reviatiiirten ven Aufenthalt in ihrem Lande zu verflatten. Der eigentligde Schwerpunft des 
Artifeld und der Grund, weöhalb biefed Verhältniß ausdrücklich geregelt wurde, liegt jedoch 
nah der andern Seite Hin. In mehren Rheinbundftaaten hatte fich der junge Souperänetäts- 
ſchwindel befonderd an den frühern Reichsunmittelbaren ausgelaffen. Dian hatte ihnen das 
Recht genommen, außer Landes fi aufzuhalten, zwang fie zum Erſcheinen in ver Reſidenz u. |. w. 
Dieſem Treiben follte ein Ende gemacht werben. Aber leider ward viefe Freiheit des Aufent- 
baltsrechts (die natürlich durch Eintritt in den Staaisdienſt modißcirt wird und von ber Aus: 
mweifung zur Strafe nicht befreien kann) nur ald Vorrecht der Mediatifirten aufgeftellt, und 
bundesgeſetzlich fteht dem Deutfchen fonft auf den Aufenthalt in einem andern veutfchen Bun- 
desſtaate fein größerer Anfpruc zu, ald auf die Aufnahme in einem nichtveutichen Lande. So 
heist es auch bei dem Art. 18 der Bundesacte, der die Auswanderungsfreiheit ausſpricht 
„ſoweit fie der betreffende Staat zu Untertbanen aufnehmen will.“ 

Für den Aufenthalt in einem andern ald dem Staate, deifen Unterthan ein Individuum iſt, 
muB als Satz des Völkerrechts audgefprochen werben, daß die Gewährung deſſelben in das Er⸗ 
meſſen eines jeden Staats geſtellt iſt. Niemand hat ein Recht, zu verlangen, daß ihn ein 
Staat, dem er nidt.angehört, aud nur zeitweife aufnehme. Freilich würde ein Staat, ber bie 
Ausſchließung der Fremden als fein Princip aufitellte, damit factifch fih von dem Völkerver⸗ 
fehr und dem Völferredhte Iosfagen, und ebenſo hat man mit Recht eine mit Zwang zu befäm- 
pfende Barbarei darin gefehen, daß die durch die Noth veranlaßte Betretung eines ſolchen 
Stagtögebietd, 3. B. von Seiten Schiffbrüchiger, förmlich geftraft worden ifl. Ein Staat, ber 
nad jolden Stundfägen handelt, erklärt fon damit, daß er dem Völferfoftem unferer Tage, 
über welches das Völkerrecht jeine ſchirmende Hand halt, gar nicht angehört. In dem Rechte, - 
den einzelnen Fremden von der Betretung feines Gebiets abzuhalten, liegt natürlich auch das 
Mecht des Staat, für den Eintritt gewiſſe Bebingungen:zu ftellen, ſowie den Fremden im Lande 
allerlei Veſchraͤntungen zu unterwerfen. Je nach der Culturſtufe eines Landes, nach den poli⸗ 
ti ſchen Einrichtungen, ſowie der. Weltlage eines ſolchen werben dieſe Beſchränkungen ſtärker 
ober geringer fein (Regiſtration, Päſſe, Viſas, Aufenthaltskarten u. ſ. w.). Das Recht ver 
Ausweiſung eines Fremden iſt dem Staate ebenſo unbeſtritten als das Recht der Nichtannahme, 
wenn auch eine rücfichtälofe Geltendmachung dieſes Rechts als Beleidigung des betreffenden 
andern Staats aufgefaßt werden koͤnnte. Aber freilich iſt bisher immer nur von der Macht 
und dem Recht des Staats als Ganzen dem fremden Individuum und der fremden Regierung 
gegenüber geſprochen worden. Ob dieſes Hecht in einem Staate einem einzelnen Zweige ver 
Staatsgemalt, namentlich der Regierung und ihren Unterbehörven gegeben ift, hängt wieder 
von dem Staatsrechte des betreffenden Landes ab. Die meiften Länder des Gontinents geben. 
der Verwaltung, alfo in hoͤchſter Inflanz dem Minifter des Innern over Polizeiminifter die 
Befugniß, einem Fremden ben Eintritt ind Gebiet zu weigern ober einen Zugelafienen auszu⸗ 
weiſen. Belgien allein hat ein mittleres Syſtein angenommen, indem ein beſonderes Geſttz 
vorſchreibt, unter welchen Vorausſetzungen und in welcher Weiſe die Verwaltung dieſe Befug⸗ 

niß zu üben hat. England und Amcrika ſtellen das Extrem bar, wo zwar dem Staate, d. h. ver 


14. Aufenthaltörccht und Ausdweifung 
gefetzgebenden Gewalt, nicht dad Recht abgeſprochen wird, die Ausweiſung eines Individuums 


zu beſchließen, ober auch dev Verwaltung dieſes Recht zu gewähren, wo jedoch dieſe ſo gegebene 


Vollmacht nur als unter beſondern Verhältniffen conſtitutionell angeſehen und dann immer 
nur auf kurze Friſt gegeben wird. In Nordamerika iſt ſeit dem Ende des vorigen Jahrhunderts 
feine Altenacte (jo nennt man das Geſetz, melches die Berwaltungäbehörbe zur. Entfernung 
- eines Fremden ermächtigt) exlaffen worden, und bis auf ven heutigen Tag wird darüber ge- 
ftritten, ob der Congreß ven einzelnen Staaten gegenüber zu biefer Anwendung der gefeggeben- 
ben Gewalt der Union befugt war. In England ward die legte Altenacte 1848 erlaffen. Sie 
gewährte dem betreffenden Fremden, der außgewiefen werben jollte, eine Berufung von dem Be: 
ſchluß des Minifterd an das Privy Council. Gegenwärtig ift jie ſchon feit Jahren erloſchen. 
Man bat mit Unrecht es den betreffenden Staaten als völferrechtlih unerlaubt vorgeworfen, 
ihren Regierungen feine jummarifche Gewalt über Fremde, die auf ihrem Gebiete ſich aufhal⸗ 


ten, beizulegen. Die nüchterne Betrachtung kommt hier zu dem Refultate, daß es farultativ 


- für die einzelnen Staaten fein muß, ob fie ven Nichtangehörigen mehr ober weniger ala ihren 
Angehörigen behandeln wollen, und es zeugt von wenig Refpect vor ver Rechtsüberzeugung 
eined Staats, wenn man ihm zumuthet, dem Fremden Nechtögarantien zu entziehen, die er 
- einmal zu gewähren für Staatspfliht Hält. Und e8 mag bier, da ſich über dieſen Gegenſtand 
auch bei jonft ganz klarſichtigen Urtheilern eine gewiffe Verſchiebung ber Verhältniffe nicht 
verfennen läßt, noch Eurz hervorgehoben werben, aus welchen Gründen eine Nation fich dage⸗ 
gen ftenımen kann, ihren Behörben ein ausgedehnteres Recht über ven Aufenthalt ver Fremden 
- zu gewähren, als ihnen in Betreff ver eigenen Angehörigen zukommt. Dean will feine Beam: 

ten nicht an Schritte und Maßregeln verhältnigmäßiger Willkür gewöhnen, es foll ber Staats⸗ 
beamte nur Functionen üben, die mit dem @eifte der Landeöverfaflung harmoniren. Wenn- 
ein Land nicht in feinem eigenen Interefle eine Befchränkung des Aufenthaltsrechts der Frem⸗ 
den anordnen will, kann man von Seiten anderer Staaten feine Foderung darauf aus ihrem 
Intereſſe flellen. . Wir fehen hier ganz ab von dem Falle, daß ein Fremder in feinem Heimat⸗ 
ſtaate ſich der Unterfuchung, Beftrafung oder jonjtigen Rechtsanſprüchen entzogen hat (ſ. Aſpſl), 
ſondern faflen rein das Verhältniß eines unbeicholtenen Ankömmlings ins Auge. Die Kei- 
tigkeit dev Annahme kann immerhin von den andern Staaten als Lockung zum Austreten an⸗ 
geiehen werben, aber wie fanı man ernftli von dem betreffenven Staate eine Berihärfung 
feiner Fremdenpolizei und Beſchränkung der Fremdenrechte verlangen? Ebenjo iſt e8 möglich, 
daß unbefcholtene Angehörige eines andern Staats bei uns Verſchwoörungen gegen venfelben 
anzeiteln, allein foll ein Staat deshalb Maßregeln ergreifen, die er auch gegen die Möglichkeit 

eines Angriffe auf ſich ſelbſt nicht für gerechtfertigt hält? 
Bisher haben wir nur die voͤlkerrechtliche Seite unferd Gegenſtandes in Friedendzeiten be⸗ 
handelt. Wenn ein Krieg zwiſchen zwei Staaten ausbrach, pflegte früher von beiden Seiten 
der Aufenthalt der Stantdangehörigen in ven beiberfeitigen Gebieten verboten zu werben. 
Man rief die eigenen Unterthanen aus dem jegt feindlich gewordenen Lande ab (durch foge- 
nannte Aooeatorien) und befahl den dieſſeits jich aufhaltenden Angehörigen des feindlichen 
Stants, binnen einer feflgefegten Frift unfer Gebiet zu räumen. Heutzutage hat vie Milverung 
ber Kriegführung fih auch auf diefem Punkte gezeigt. Man geftattet allfeitig den fich fried⸗ 

li verhaltenden Unterthanen des feindlichen Staats den biäherigen Aufenthalt fortzufegen 
und läßt ebenjo die eigenen Uintertbanen im Feindeslande. Natürlich würde ein feinvliches 
Handeln eines. folgen feindlichen Unterthanen ihn der Strenge der Kriegsgeſetze unterwerfen. 
Aus der Geſchichte des Strafrecht jei noch erwähnt, daß die Landesverweiſung felbfl gegen 
eigene Unterthanen früher in Deutſchland eine ſehr häufige Strafe war. Heutzutage, wo, wie 
wir geſehen haben, das Eril nur für wenige Verbrechen als Hauptſtrafe paßt und ſelbſt da nur 
in wenigen Ländern angewendet wird, ift doch bei beftraften Ausländern die Landesverweiſung 
entiweber regelmäßige Zufagftrafe oder unmittelbare Folge ver Beftrafung, und es liegt auf der 
Hand, daß eine ſolche Ausweiſung aud den Brundfägen des Völkerrecht in feiner Weiſe wi- 
derfpricht,, da ſie ja auch gegen den unbeſcholtenen Fremden vöͤllkerrechtlich erlaubt ift. Sehr 
häufig ift in den beutfchen Strafgefegbüdhern ein Barallelismus zwiſchen ber Laudesverweiſung 
und ver Stellung unter polizeiliche Aufficht vorhanden, fobaß ver delinquirende Ausländer in 
den Füllen nad erfiandener Hauptſtrafe aus dem Lande verwiefen wird, wo der Inländer unter 
polizeiliche Aufficht geſtellt wuͤrde. (Vergl. Preuß. Strafgel., 6. 29.) 

In einzelnen deutſchen Staaten, beſonders in Preußen, bat ver Begenjag zwiſchen Aufent- 

haltsrecht des Inlaͤnders und Ausweifungsrecht der Staattbehoͤrden zu fehr lebhaften Erdrte= 
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rangen geführt. - Auf ver einen Seite macht man, und nah unſern Ausführungen mit Medht, 
geltend, daß diefe Ausmeilung eine Beſchraͤnkung der perjönlichen Freiheit, welche die Der: 
raffung gemwährleiftet, enthält und zu den anögenommenen Bällen nicht gehört, daß jie außerdem 
eine Strafe iſt und nad einer weitern Beftimmung der Berfaflung nur der Richter auf Strafe 
zu ertermen hat. Die gegentheilige Praris ver Boligeibehörben flügt ji anf den Gebrauch vor 
Griaffung der Verfaſſung und auf ältere Berfügungen, die jedoch vffenbar nicht zu ven Schlüſſen 
berechtigen, die nıan daraus ziehen mil. Das Nähere über viele Kragen nach preußiſchem 
Mechte findet nd mit richtiger Entſcheidung bei Roͤnne, „Staatsrecht der preußiſchen Monar⸗ 
dir”, I, 312 ig; das Allgemeinere für Dentſchland bei Zachariäa,, Deutſches Staats⸗ und 
Bunbeörecht“, I, 402. Über die vorgefommene Ausweiſung eined Mebiatifirten vergl. Zöpfl, 
„Staat8redht”, 11, 290 ; über die ae Seite des Gegenflandes: Martens, „Bölter: 
tet”, 6. 74; Heilter, ‚„Bölterreit”“, 6. 38, 6 H. Marquardfen. 
aufgolung ‚1. Sbmeierung. 
Gingelne Reiche over Geſellſchaften fönnen ſäͤmmtliche oder doch den größten 
Theil der Borräthe einer Waare an ſich bringen und dadurch ven Preis erhöhen. Dies fann 
aut geſchehen, mo die vorhandene Menge beſchraͤnkt und nicht beliebig zu vermehren if. Man 
wird bald nicht mehr an die Furcht glauben, welche ganze Bevölferungen nad) ſchlechten Ernten 
sor dem Auffaufe ber nothwendigſten Lebenämittel, namentlich des Getreides ergriff; man ſah 
nicht in dem Ausfall der Ernte, fondern in dem Auflauf’ der Früchte die Urſache der Theuerung 
und erließ gegen benfelben ftreinge Geſetze. Bei der völligen Umgeflaltung bes Verkehrs bedarf 
es nur wer Freiheit deſſelben, um aus den entfernteften Gegenden in Eurzer Zeit und ohne über: 
mäßige Koften Lebensmittel dahin zu fchaffen, wo fie fehlen. 

Bevdenklicher ift die Verwendung großer Capitale, um ſämmtliche Gewerbsanlagen einer 
beſtimmten Art von Erzeugniſſen in die naͤmliche Hand zu bringen, 3. B. ſaͤmmtliche Steinkoh⸗ 
lengruben , Eifenwerfe , Glasfabriken, Transportmittel u. f. m. eines Landes. Hier laflen ſich 
Halle denken, mo die Gefeßgebung, jet es durch Ermäßigung der Cingangszoͤlle, ſei es direct, 
zur Verhinderung ſchädlichet Plane eingreifen muß, um dad Publicum vor künſtlicher Vertheue⸗ 
rung, die Arbeiter vor willkuͤrlicher Lohnverminderung zu ſchützen. Neben dem Aufkauf gibt 
es noch ein anderes Mittel, durch die Übermacht des großen Capitals die Concurrenz zu beſeiti⸗ 
gen, die Herabſetzung der Preiſe unter den Koſtenſatz, ſolange, bis die Concurrenten ruinirt 
find. Dieſes Verfahren iſt bei Transportunternehmungen nicht ſelten. Die Staatsverwaltung 
jollte derlei Speenlationen im Auge behalten, um einzufchreiten,, jobalb fie anfangen, gemein⸗ 
ſchädlich zu werben. 

In Frankreich wird der Betrieb von Bergwerken und Kohlengruben durch Conceſſionen be⸗ 


dingt, welche an mehre einzelne Unternehmer ertheilt werden, um zu verhindern, daß bie Son 


currenz außgefchloffen werde. Allein die Inhaber der Goncef fionen wußten fich zu verſtändigen 
und ſich auf Roften der Abnehmer wie der Arbeiter einen Monopolgemwinn zu fihern. Dies war 
insbefondere mit ven Inhabern der Kohlengruben im Becken der Loire der Fall, welche beiläu- 
fig die Hälfte des in Frankreich verbrauchten Brennftoffe erzeugen, wogegen feit 41847 allgemein 
geflagt wurde. Als fich dieſe Geſellſchaft aber auch noch mit einer andern verband, ward 
dem Unfug ein Ziel gefet. Die Klagen ver beeinträchtigten Inpuftriellen veranlaßten ein ‚Decret 
des Präfidenten Ludwig Napoleon von 24. Oct. 1852, wodurch alle ohne Zuftimmung der Ne: 
gierung gef gloffene Übereinfünfte unter Inhabern von Gonceffionen zur Ausbeutung von 
Bergwerfen für nichtig erklärt, ver Abſchluß von Geſellſchaftsverträgen unter folhen verboten 
und bie Zuwiberhanbelnden mit dem Berluft der Conceſſion bevroht wurden. K. Mathy. 
Anfliärung, ſ. Aberglaube und Dbfeuzantismnd. 
Auflagen find diejenigen Cinrichtungen, welche ver Staat feinen Angehörigen auflegt, 
alio Steuern und Gebühren. 
" Die gewöhnliche ober in den neuern Schulen vorherrſchende Theorie von Steuern iſt nad}: 
hende 





Die Pflicht, Staatsſteuer zu bezahlen, iſt feine andere als bie im Staatsvertrag begründete 
aligemeine Geſellſchaftspflicht, vermöge welcher nämlich der Geſammtzweck, welchen zu erftreben 
man ih verbunden hat, auch wirklich durch gemeinfchaftliche Anftrengung exftrebt, folglich, fo= 
bald oder injofern an die Stelle der urſprünglichen Naturalleiftung oder unmittelbar perfönli- 
Yen Thärigfeit der -Bejellfhaftögliener für den Staatszweck die künftlihern und nur durch Geld⸗ 
afwand zu umterhaltenden Anftalten treten, ſolcher Aufwand gemeinichaftlich beſtritien, d. 5. 
datch Beiträge ſämmtlicher Mitglieder gedeckt werben muß. Hierüber Bann im Allgemeinen Tein 
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Streit fein; die Schwierigkeit fängt erft an, wenn man das Maf ver Beiträge zu beftimmen 
unternimmt. Es wird wol zugegeben, daß nicht mehr, als nothwendig ober wenigſtens nützlich 
iſt zur Erreichung des Staatszwecks, von den Bürgern gefobert werben darf; aber wer entſchei⸗ 
det mit Zuverläfftgkeit darüber, was jeweils dazu nothwendig oder nüglich ſei? Doc abgeſehen 
hiervon iſt die Hauptfrage: Wie viel kann gefodert werden unbeſchadet des nachhaltigen Ertrags? 
- Denn nit um den Aufwand rinzelner Jahre handelt es fi (außerordentliche Nothfälle abge: 
rechnet), fondern um den Jaufenden oder regelmäßig wiederkehrenden Aufwand. Hier ſtellt ſich 
nun für den Staat, als eine zur immerwährenden Dauer beflimmte Geſellſchaft, ver Grundſatz 
dar, durch den jährlichen Aufwand oder durch die von den Mitglienern einzufodernden Beiträge 
niemals den Capitalſtock des Vermögens anzugreifen, weil dadurch der künftigen Production 
: ein Abtrag geihähe, ſondern bloß vom Einkommen zu zehren. Das Einkommen aber ift entwe- 
der ein rohes oder ein reines Einkommen , je nachdem man nämlich blos die Maſſe ver jährlich 
producirten (ober auch von außen hereingebrachten) Güter ſchlechthin ind Auge faßt, oder aber 
davon zundrberft Dasjenige abzieht, mad ihre Erzeugung (oder Erwerbung) gefoftet Hat. In 
dem rohen Einkommen ift ein Theil des Capitals mit enthalten ; wenn man demnach die Gefahr 
vermeiden will, dad legtere anzugreifen, wodurch theils deſſen Bejlger von ver Production ab⸗ 
geſchreckt, theils die Kortfegung der Production jelbft unmoͤglich oder doc nur in geringerm 
Maße möglich würde, fo kann blos das reine Einkommen, d. h. das nach gefhehenem Wiederer⸗ 
fag der Vorauslagen noch erübrigende, befteuert werden. Dieſes reine Einkommen iſt entweder 
Grundrente oder Bapitalrente oder Arbeitörente. Auf dieſe drei Quellen alfo, infofern man 
ihre Grgiebigfeit zu berechnen vermag und ihnen ohne fonfligen Nachtheil beifonmen kann, 
wird hiernach die Steuerfoberung zu richten fein, Geſchieht dieſes unmittelbar, mie bei der 
Grundſteuer und Gewerbſteuer, fo heißt man die Befteuerung eine directe. Geſchieht e8 aber 
nur mittelbar, etwa auf Umwegen, indem man einer @laffe abfobert, was man in der That von 
” einer andern verlangt, auf welde dann auch wirklich der unmittelbar Zahlende die Laft über- 
wälzt, ober auch durch Aufftellung eines Titeld der Stenerfoderung, melder zwar an ımb für - 
fi) kein natürliches Foderungsrecht gegen ven Befteuerten mit fi führt, wol aber, wie man 
glaubt, in der Regel doch nur den fhon aus andern Titeln wirklich Steuerpflichtigen ver Zah⸗ 
lung unterwirft, fo heißt die Befteuerung eine indirecte, worunter z. B. Zölle, Acciſe, überhaupt 
Gonfumtionäfteuern , doch auch noch andere vielnamige Steuern gehören. 

Man hatte nämlich eingefehen, daß bei aller Mühe, vom reinen Einkommen der Nation ſich 
eine Elare Anſchauung oder zuverläffige Berehnung zu verjchaffen, foldhes doch niemals und 
nirgends, auch nur halbwegs befriedigend, gefchehen könne. Auch hatte man, theilß dur Spe- 
culation, theild durch Erfahrung, erfannt oder zu erkennen geglaubt, daß e8 teils abfolut un- 
möglih, theild wenigſtens mit manderlei Nachtbeilen verknüpft fei, das Syftem der directen 
Beiteuerung volfftändig auszuführen, insbeſondere was die Befteuerung der im engern Sinne 
fogenannten Gapitalien, d. h. der activen Gelvcapitalten betrifft. Weiter hat man nit umhin 
gefonnt zu bemerken, daß außer den abfoluten Quellen des Nationaleinkommens auch noch re- 
lative, d. 5. blos für einzelne Glieder der Nation fließende, vorhanden ſeien, vaß nämlich Die in 
der Maſſe ver Nationalproduction bereitö vorhandenen Büter, wenn fle unter ven Gliedern ver 
Nation von einer Hand in Die andere gehen, für die einzelnen Empfänger ald Einlommen wirk⸗ 

ſam fein koͤnnen, ohne in folder Eigenſchaft in der Totalrechnung aufgeführt zu ſtehen. End⸗ 
lich mar man inne geworben, daß auf dem Wege ver blos directen Befteuerung (ſowie dieſelbe 
bisher in Übung war) die ungeheuern Summen, deren der fortwährend höher gefchraubte 
Staatöhaushalt beburfte, ohne allzu harten Druck oder ohne Veranlaſſen eines allzu lauten 
Auffchreid der Beiteuerten unmöglich könnten hereingebracht werden. Aus allen dieſen Brün- 
den nahm man zur indirecten Befteuerung feine Zuflucht, welche auch wirklich, mas zumal Die 
Verzehrungsfteuer betrifft, eine eindringliche, wenigftend nicht unfcheinbare Rechtfertigung darin 
findet, daß eine nach und nach, wie tropfenmeife, und bis zu einem gewiſſen Grad auch nur nach 
jelbfteigener Willfür (man kann ja entbehren) zu leiftende Zahlung minder hart fällt, ald eine 
auf einmal oder doch fletö im beveutenbern Raten und durchaus unabhängig von freiwilligem 
Entſchluß zu leiftende Entrichtung. | 

Auf ſolche Anjichten beiläufig flügen ji die Heutzutage in Ausubung befindlichen Steuer- 
ſyſteme. Aber die große Mehrzahl des Volks feufzt unter folder Ausübung und bat unferer 
Meinung nad nit nur das Recht zu feufzen, fondern auch das, laut zu lagen Über ein Suftem, 
welches ihr eine größere Laft, als gebührend iſt, auflegt und zugleich durch den weiten Spiel= 
raum, den ed der Willkür varbietet, eine unbeftimmbar weitere Steigerung der Laſten zuläßt.. 
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‚Der erſte und Hauptfehler ver beſtehenden Abgaben- oder Steuerfſyſteme beſteht darin, daß 

ma dabei der Hanptiade, nämlich des Rechte vergaß. Mm unterließ zu fragen ober zu un⸗ 
terfuchen (over that ed blos obenhin), wie welt die Rechtsfoderung des Staats an die Einzelnen 
gar Steuerzahlung gehe. Die Aufgabe, die man fidh ſetzte, war meift nur die: wie viel kann an 
Abgaben erhoben werben ohne Berantaffung thätigen Widerſtandes, oder andy ohne Vermin⸗ 
derung ded nachhaltigen Ertrags? Man ftellte nach und nach vie Idee auf, over ſchärfte ſie ein, 
over fepte ſie ohne weitere Beweisführung ald wahr voraus, daß die Nation ober die Geſammt⸗ 
heit (alfo auch etwa ihre äußerlich erſcheinende Nepräfentantin over Die Regierung) die Ober: 
eigratgämerin alles in ihrem Schoofe erzeugten Gutes und demnach befugt fei, foviel davon zu 
isrem eigenen unmittelbaren Gebrauch zu nehmen, als fie jeweild — nad dem Ermeffen ver 
Säupter — zu nehmen bendthigt oder gewillt fei. Man vergaß alfo des auch ohne den Staat 
vernunftredhtlich anzuerfennenven, mithin au im Staat und ‚gegenüber dein Staat die volle 
Geltung anfprechenden felbftändigen Rechts des Privateigenthums und der Privatermerbung. 
Nan behandelte die Sache gerave fo, als ob Eigenthümer und Erwerber auch, in dieſer Eigen 
ſchaft blos im Dienfte des Staats fländen und, wie etiwa die Bienen im Bienenforb, fi gefallen 
laſſen müßten , wie viel Honig der Herr für feinen Gebraud herauszufchneiden und wie viel er 
km Stock zur nöthigen Nahrung zu laffen für gut finde. 

Sodann aber auch blos vom Stanbpuntt des Galculs, aljo ohne Eingehen i in die Re töfrage 
betrachtet, zeigt fi die Lehre, die dad gefammte reine Nationaleinfommen und nichts Anderes 
ber Befleuerung unterworfen wiſſen will und dabei nur in der Sorgfalt für Die ungehemmte 
weitere Production bie Grenze ihrer Wilffür findet, als durchaus unhaltbar; fie ift daher, well 
Daffelbe nicht minder vom Standpunkt des Rechts einleuchtet, zwiefach verwerflich. Mas ift das 
reine Ginfommen der Nation, wenn man von den oben angeführten Prämiflen ausgeht? Aller: 
dings, wenn fie fi} als Eigenthümerin ihres Bodens und alled Defien, was darauf erzeugt wird, 
und auch aller Bewohner und Erzeuger betrachtet, blos Dasjenige, mad nad) Abzug oder Grfaf | 
der Rorauslagen vom Werth der Producte übrig bleibt. Nach dieſer Anſicht aber gibt es gar 
fein Privateigenthum und gar feinen rechtlich gültigen Privaterwerb mehr, ſondern Alles gehört 
blos dem Staate ober der Negierung. Es muß hiernach dann freilich von dem Ertrage Alles ab: 
gegogen werben, was ald Bedingung des Hervorbringens oder uld Vorauslage erfcheint. Die 
Nation in Beziehung auf die Rationalglieder if fodann vom dtonomifhen Standpunkt gleich 
einem Unternehmer, z. B. einem Kabrifanten oder Landwirth, in Bezug auf feine Lohnarbeiter, Ge: 
wmerbägebülfen und überhaupt auf die gefammten Wirthfchaftd = oder Gewerbäunfoften. Stellt 
man fih aber auf ven hoͤhern, mwenigftend edlern Standpunkt, wonach die Nation over die Ge: 
ſammtheit alles Das, was ihren Gliedern zu gute fommt, oder was zur Bebürfnißbefrienigung 

derſelben dient, als auch für fi ſelbſt werthvoll zu betrachten, demnach bei der öfonomifchen 
Berechnung fh in Einnahme zu jegen hat, fo zeigt es fih, daß zwiſchen Roheinnahme und 
Reineinnahme der Nation bei weitem nicht der nämliche Unterſchied obwaltet, wie zwifchen ber 
Roh- und Reineinnahme ver Einzelnen. DieRoheinnahme Einzelner nämlid, zumal wenn fie 
größere Producenten oder Unternehmer find, überfteigt ihre Reineinnahme meift um fehr Vie⸗ 
led, denn für ihre Production iſt eine Menge von Borauslagen nothwendig, deren Summe von 
ber Robeinnahme abgezogen werden muß, um bie Reineinnahme zu finden. Unter viefen Bor: 
anlagen ift eine Hauptrubrif ver Unterhalt oder Arbeitslohn ver Gewerbsgehuͤlfen und anderer 
Arbeiter. Die Summe dieſes Unterhalts und Arbeitslohns durch die ganze Nation fteigt nad 
Umftänden unendlid hoch, aber für die Nation ſelbſt if fie nicht eigentlich oder wenigſtens nicht 
blos Borauslage, fondern zugleich auch Beftreitung eines abfoluten Bebürfniffes, nämlich ver 
Erhaltung ihrer Glieder, demnach reine Ausgabe, und daher ihr Deckungsmittel, welches aus 
ker laufenden Probuction hervorgeht, wirklich zur reinen Einnahme gehörig. Nur die behufs 
der Broduction an umd für ſich verbrauchten Stoffe (3. B. Saatfrudt, Feuerungsmittel, Ab⸗ 
nagung der Beräthichaften u. |. m.) dürfen von der Summe der Jahresproduction oder des 
Robeinfommend der Nation abgezogen werden, um jene des reinen herzuftellen. Die Nation 
verhält ſich Hier zu allen ihr angehörigen Arbeitern wie eine große Familie, die eine gemein- 
ſchaftliche Wirthſchaft führt, zn ihren eigenen Gliedern. Was diefe das Jahr über verzehren, 
obne Unterfchien,, ob fie dafür arbeiten oder nicht, und ob viel ober wenig, ift.eben eine Ausgabe 
der Familie; und wenn dieſe, ald Frucht der Arbeit ihrer Glieder, ven Stoff folder Verzehrung, 
überhaupt die Deckungsmittel der gemeinfchaftlidhen Bepürfniffe hereinbringt, fo rechnet fle 
dieſes billig unter ihre Reineinnahme. Was noch Über folde Deckung des Bedürfniſſes weiter 
Staats «Leriton. II. 2 
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gewonnen und ald Erſparniß zurüdigelegt wird, das ift dann nicht blos reines Cinkommen, fon- 
bern Vermoͤgenszuwachs, welcher durchaus nicht zu verwechſeln ift mit jenem. in reines Cin⸗ 
kommen — bei der Familie und bei der Nation — fann flattfinden ohne allen Bermögenszu- 
wachs, durch jährliche Production oder Reproduction des jährlich für die Bedarfsbefriedigung 
Aufzuwendenden, ja ed fann noch ſtattfinden bei unzureichender Dedung ſolchen Bebarid. In 
folgem Falle nämlich wird das Fehlende aus dem bereitö vorhandenen Vorrat), aus dem 
burd frühere Erfparniffe gebildeten Capital beftritten werden, und die Familie ober die Na- 
tion wird zwar eine Bermögendverminderung erleiden, aber dennoch eined wenn auch unzurei⸗ 
enden Reineinkommens ſich erfreuen. 

Ob man jedoch diefen oder jenen Begriff vom Reineinkommen der Nation aufftelle, nimmer 
wird verfelbe zur Begründung eines dem Recht wie ver echten Staatswirthſchaft ensiprechenden 
Steuerſyſtems gültig fein. Hierfür zeugt allernächft ſchon der Umſtand, daß über die Quote des 
Neineinkommens, bis zu welcher die Steuerfoderung anfleigen dürfe, die größte Meinungsver: 
ſchiedenheit (Einige meinen ein Zehntel, Andere ein Achtel bis ein Fünftel und noch Andere ein 
Viertel ober gar zwei Künftel [vergl. Monthyon, Bielefeld, Poͤlitz, Schmalz, Malchus u..A.]) 
herrſcht. Wäre übrigens dem auch nicht alfo, fo würden wenigflens die gegenwärtig in Der 
Praxis beftehenden, faft überall auf die oben angeführte Theorie gebauten Syſteme als ihrer 
“ eignen Grundidee widerſprechend erfcheinen. Das Reineinkommen ver Nation, ob man darun⸗ 
. ter blos den Überfhuß der Befamnıtprobuction über die zum Behuf ver Erzeugung bon allen 
Einzelnen gemadten Borauslagen verftehe, over ob man noch den von den Einzelnen bezogenen 
Arbeitslohn oder ihre während der Arbeit genoflene Unterhaltung mit dazu rechne, wird nach 
feiner wahren Größe oder nach einer auch nur annähernd zu beſtimmenden Summe niemals zu 
ermitteln fein. Alle Berechnungen darüber find ſchwankend, zum Theil auf wilffürliche Vor⸗ 
ausfegungen gebaut und nimmer zu einem Tlaren und zuverläffigen Ergebniß führend. Aber 
nehme man auch eine irgendwie befliminte Summe als wirklich die richtige, wenigſtens an= 
nähernd richtige an, fo ift dann erſt unmoͤglich, ihr, als einem Ganzen, durd irgend eine Be⸗ 
fteuerungsweife beizufommen, Man kann nicht die Nation überhaupt befteuern,, ſondern nur 
bie einzelnen Bürger, und es iſt weder für bie ſtaatswirthſchaftlichen Intereffen und noch weniger 
für das Recht irgend etwas gewonnen, wenn man die Summe ber ausgeſchriebenen Steuern 
zwar al8 mit der angenommenen Summe des Gefammtnationaleinfommend in einem billigen 
oder erträglidhen Verhältniß ſtehend erlennen kann, aber daſſelbe Verhältnig nicht auch zwifchen 
“ ber jevem Einzelnen abgefoberten Steuerrate und feinem, d. 5. dieſes Einzelnen, Reineinfom- 
. men flattfindet. Nicht die Nation in Gefammtheit zahlt Die Steuer, fonvern die Einzelnen zah⸗ 
Ien fie, und die Steuerfumme gehört noch eher zur Gefammteinnahme ald zur Gefanmtausgabe 
der Nation. 

Will man daher ein irgend beftiedigendes, auf die Ipee ded Reineinkommens gebautes 
Steuerſyſtem haben , fo ift die erfte und unerlaßlichſte Foderung, fi) über dad Reineinkommen 
aller Einzelnen eine klare Anſchauung zu verſchaffen, d. h. mit moͤglichſter Zuverläffigfeit aus- 
zumitteln oper zu erheben, wie groß ſolches Cinkommen bei allen Bürgern von A 6i8 3, d. h. 
vom erften bis zum legten fei. Zieht man ſodann alle diefe bei jenem Einzelnen insbeſondere 
audgemittelten Eintommendfummen in eine Hauptfumme zufammen, fo ftellt niefelbe dad wahre 
Sefammteintommen der Nation dar, und man hat fi aus dem Felde ver Hypothefen ober Phan- 
tafien auf den Boden der Wirklichkeit verfeht. 

Bei einer. vergeftalt gemachten Berehnung des Reineinkommens der Nation ift man aller 
Zweifel und Schmwierigfeiten enthoben, welche bei jener andern Berechnungsweife aud dem Wi- 
berftreit ver Theorien über den echten Begriff des Nationaleinfommend entfliehen. Der Streit 
“ über den Abzug oder Nichtabzug des Arbeitslohns oder der Verzehrung der Arbeiter von ber 
Summe der efanmtproduction, onerüber ven Abzug bloß des nothwendigen, d. h. zur Dedung 
des Lebendunterhalt8 der Arbeiter nothwendigen Lohns, und dagegen Einrechnung bed foge- 
nannten überflüffigen over überſchüſſigen Lohns (salairesuperflu) hört aufund, was den Finanz⸗ 
männern nur angenehm fein kann, die Rechnung führt zu einer-größern Summe als jede 
andere. Es wird nämlich dabei zwar bei jedem Einzelnen von feiner Einnahme abgezogen , mad 
für ihn bloße Vorauslage ift, namentlich alfo der volle Lohn, den er feinen Arbeitern zu zahlen 
bat, ohne Unterfchieb, ob derfelbe groß oder Klein ift; aber eben dieſer Lohn, und zwar gleichfalls 
ohne ſolchen Unterſchied, erſcheint dann bei jenem diefer Arbeiter als Cinkommen, vergrößert 
alfo wieder die Summe des Rationalreineinfommens, und ebenfo jenes andere fogenannte blos 
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reietive, d. h. blos von einer Hand in die andere gehenve Einkommen, wie z. B. Mieth⸗ und 
Bahtzinfe oder Gapitalzinje, bezahlt von einheimiſchen Schulpnern an einheimijche Gläubiger. 

Auch vie Frage, ob überhaupt bei der nach dem reinen Volkseinkommen zu bemeifenven 
möglichen Steuerhöte die Summe des für den Lebendunterhalt des ganzen Volks nöthigen Auf: 
vands neben den eigentlichen Probuctiondfoften von der rohen Einkommensmaſſe abzuziehen 
fei , hött nach unſerer Theorie auf, over vielmehr fie kann nur nad) Ihr eine befriedigende Ant- 
wort erhalten. Begnügt man ſich nämlich mir einer aus allgemeinen Daten — mit mehr oder 
minder Zuverläfitgfeit — geſchoͤpften Schäßung des Geſammteinkommens der Nation und eben- 
fo mit dem Abzug der nad) einer allgemeinen Schägung angenommenen Summe der für die Ge⸗ 
femmtheit nörhigen Unterhaltsmittel, fo kann gleichwol gefchehen,, daß, während die Geſammt⸗ 
fumme der eingefoderten Steuern zum Geſammteinkommen der Nation in einem fo mäßigen 
Verhaͤltniß ſteht, daß noch weit Über der zum Lebensunterhalt aller Bürger erfoderlichen Summe 
yon ver Steuer unberührt bleibt, dennoch Taufenden von Bürgern durch den auf fie gelegten - 
Steurrantheil jener Lebensunterhalt verfünmert und taufenn Andern nad ſolchem Verhältniß 
weitaus zu wenig abverlangt wird. Nicht dadurch, daß überhaupt'eine zur Deckung des Lebend- 
auterhalt3 hinreichende Girtermafle von der Steuerfoderung befreit bleibe, fondern nur dadurch, 
daß bei jedem Einzelnen insbeſondete die ihm zum Lebensunterhalt nöthige Summe ſolcher Be⸗ 
freiung genieße, wird die in Frage ſtehende Foderung erfüllt. Es iſt jedoch bie Foderung 

ſelbſt, wenn fie nämlich ganz allgemein, d. h. in Bezug auf die Wohlhabenden wie auf die 
Dürftigen echoben wird, nicht einmal begründet, und zwar weder wirthichaftlich noch rechtlich, 
jmes nicht, weil fie eine dem Umfang nad fehr bedeutende und doch zur Sicherung des nachhal⸗ 
figen Ertrags ganz unnöthige Beſchränkung des Steuerrechts ausſpricht, und dieſes nicht, weil 
das Recht mehr nicht als Gleichheit, d. h. Verhältnißmäßigkeit ver Befteuerung fodert, pie Frei: 
laſſung einer und derfelben beftimmten Summe bei Allen aber eben jener Verhältnißmäßigkeit 
zuwider lãuft und, wenn fie als Foderung der Humanität ausgeſprochen würde, offenbar viel 
weiter ginge als ihr Grund. Der Reihe oder Wohlhabende, wenn er auch nad Maßgabe feines 
ganzen Reineinkommens beſteuert wird, behält gleichwol ven nöthigen Lebensunterhalt und Med: 

tes darüber frei; nur beim Dürftigen, veffen Reineinfommen kaum oder gar nicht zureicht, jenen 
Unterhalt zu decken, muß die darauf gelegte Steuer eine noch weitere Schmälerung bewirken und 
darum als verwerflic erfcheinen. _ 

Um alfo mit Zuverläffigkeit zu beftimmen, wo und in welchem Maße noͤthig oder gut ſei, 

son der Beſteuerung die für Deckung des Lebensunterhalts erfoderliche Summe auszunehmen, 
und wie hoch ſolche Summe im Ganzen ſich belaufe, muß man auch die Vertheilung des Ges 
ſaramt⸗Vermoͤgens over Einkommens unter die einzelnen Steuerpfl ichtigen (alſo nit etwa blos 
unter die verichienenen Glaffen verfelben, denn hier tft auch nur eine vage und zu nichts füh- 
vente Schaͤzung möglich) kennen, und man muß daher abermals bis zu den individuellen Ver: 
mögend= ober Einkonmendverhäftniffen binabfteigen, um ein jener Idee in Wahrheit entſpre⸗ 
chendes Steuerſyſtem ind Daſein zu rufen. Der Grundſatz eines ſolchen Syſtems würde naäm⸗ 
lich darin beſtehen, die nad dem Maßſtab des auszumittelnden Vermögens over Einkommens 
jedes Einzelnen gteihitic zu beſtimmende Steuerfoderung zwar an alle Staatdangehörige, 
bie irgend ein Vermögen over Einfommen befigen, zu richten, jedoch den Nachlaß der ganzen . 
Steuer oder eines Theils derfelben in allen Fällen und in eben dem Maße zu bewilligen, wo 
oder infofern durch ihre vollftändige Gintreibung dem Steuerpflichtigen die nöthigen Subfl: 
Renzmittel entzogen oder verfümmert würden. . 

Ob ein ſolches Syſtem, deſſen Idee wol im Allgemeinen die Billigung anſpricht, auch prak⸗ 
Si aueführbar, ober im Fall der Bejahung, ob wenigſtens die Ausführung mit allzu vielen 
Sqwierigkeiten oder allzu großen fonftigen Nachteilen verknüpft fei, ſodaß etwa räthlich fein _ 
möchte, das aufgeſteckte Ziel, zu weldhem der gerade Weg nur ſehr ſchwer zugänglich iſt, auf klug 
gewählten Umwegen, wenn auch minder vollſtaͤndig zu erreichen, das wollen wir ſpäter unter: 
fügen. Bir wenden un® jegt zur Darftellung des Widerſpruchs der in der Regel wirklich be⸗ 
Rebenden und felöft von den nationaldfonomiftifchen Tiheoretifern großentheil® vertheidigten 
Stererſyſteme mit den ihnen angeblich zu Grunde liegenben oder eigens zu ihrer Rechtfertigung 
aufgeftellten Principien. 

Das Reineinfommen der Ration foll der Gegenſtand der Befteuerung und hiernach das 
Reineintommen jedes Einzelnen ober vielmehr der Neinertrag des jedem Einzelnen zuſtehen⸗ 
vn Veſigthums oder von ihm betriebenen Gewerbes der Mapftab ber Jeden insbefondere 
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treffenden Vefleuerung fein. Diefer Grundſatz ift in offenbarem Widerſpruch mit dem oberften 
‚Titel der Steuerfoderung, welcher ‚. wie man anerkennt, auf der Geſellſchaftspflicht des zu Be⸗ 
fteuernden ruht. Diefer Titel nämlich geht gegen Perfonen, die man bemielben gemäß als 


Schuldner des gemeinen Wefens erkennt; die Befteuerung des Reineinkommens der Nation aber 


oder bed Reinertrags der Befigthümer und Gewerbe Hat blos Sachen oder Erzeugnifle im Auge, 
non welchen der Staat gewiſſermaßen vermöge eines dinglichen Rechts, ald.wäre er Miteigen⸗ 
thümer, einen Theil für ich in Anfpruch nimmt, ohne Rückſicht auf die Perfon oder bie perſön⸗ 
lichen Berhältniffe, oder überhaupt einen perfünlihen Schuldtitel des Befigerd oder Erzeugers. 

Die Befteuerung des Reinertrags, 3. B. eines kleinen Grundes, von deſſen Früchten der 
arıne und etwa arbeitdunfähige Befiger nicht einmal ven zwölften Theil des Jahkes hindurch 
feben kann, ſteht im Widerſpruch mit der Freilaffung des Reinertrags ver Arbeit z.B. eines 


vermittels derfelben das ganze Jahr hindurch von Nahrungsforgen befreiten, nad Umſtänden 
wol auch zu anfehnlichen Exrfparniffen befähigten Dieners oder Gewerbögehülfen, und hinwie- 


der dieſe Freilaffung mit der Befleuerung des oft kümmerlichen und precären Verdienſtes bed 
armen Tagelöhners over des Eleinen, faft nahrungslofen Handwerkers. Man flieht, daß überall 


nur Sachen oder auch unmittelbar productive Arbeiten, woraus allein, wie man meint, Das 
Reineinkommen der Nation befteht, im Auge gehalten werben, und daß man bed dem Einzelnen 


zufließenden Cinkommens, wenn ed aus jogenannten unprobuctiven. Arbeiten fließt, ober auch 
wenn das Product derfelben nicht dem (blos befoldeten) Arbeiter ſelbſt, ſondern einem Unter⸗ 
nehmer gehört, eben weil es, wie man meint, das Nationaleinfommen nicht vermehrt, gar nicht 
gedenkt. Aber noch mehr! Auch ein anerkannter Hauptbeftandtheil des Nationalvermögeng, 
has Gapital, wird großentheild gar nicht oder wenigftend nicht in ver Hand des Eigenthümers 
befteuert, fondern in der Hand ded Schuldners, wenn nämlich dieſer e8 ift, welcher es 3. B. zum 
Ankauf oder zur Beurbarung eines rundes, ober zum Betrieb eined Gewerbes oder Handels 
verwendet. Weiter nimmt dieſes Syflem, wenn es den zum Kebenöunterhalt nothwendigen Soli 
beö Arbeiters von der Steuer befreit, dabei gar nicht auf ven Arbeiter als Menſchen oder als 
Staatsangehoͤrigen Rüdfiht, fondern blos als arbeitende Kraft oder ald Bedingung der Pro: 
buction; es ift ihm nicht um den Lebensunterhalt der Stantögliever an fi, fondern nur um 


Fortdauer der Probuction zu thun; es fieht in dem Volk blos eine Fabrikationsgeſellſchaft oder 


eine Schweizerei., Endlich aber wirft es durch das Heer von indirecten Steuern allen früher ge⸗ 
zogenen Calcul wieder um und belegt durch dieſelben, mit feinem Hauptprincip im ſchreienden 
Widvderſpruch, anftatt des Einkommens oder des Ertrags gerade den Gegenfag derſelben, näm⸗ 
lich die Ausgabe und die Vorauslage. Es thut diefes, wodurch der Selbſtwiderſpruch fi noch 


mweiter vermehrt, mit Berlaffung der Bahn einer nach Zuperläfitgkeit wenigftend firebenden Be: . 


rechnung, ja faft ind Blaue hinein, weil nämlich (ſowol in dem Totalergebnig ald — und dieſes 
noch weit mehr — in dent Exgebniß bezüglich auch auf Einzelne) durchaus abhängig von Zufäl: 


ligkeiten ohne Maß und Zahl. Wenn wir alle dieſe Mängel ind Auge faſſen, fo follte ver Fort⸗ | 


beſtand oder daß längere Ertragen fo verfehrter Steuerfufteme ein billiged Erftaunen erregen. 


Doc tröften jih Viele mit Dem, was einige Finanzınänner zur Beſchwichtigung ihres Gewiſſens | 
oder zur Rechtfertigung ihrer wie immer beichaffenen Steuerfoderungen fern ald eineallgemeine 


‚ Wahrheit geltend machen möchten, daß nämlich auch eine im Princip oder vom Standpunkt ver 


Theorie fehlerhafte Steuer durch längern Forbeſtand ſich felber heile, d. h. in das Volfsleben 
‚ und bie Volkswirthſchaft vergeftalt verwachſe, daß, ohne Unterfchien , wer die Boraudbezahlung 


leifte, gleichwol bie definitive Zahlung nur von den wahrhaft Pflichtigen, d. h. nach vem Ver: 


“Hältniß des Reineinkommens oder Reinertrags gefchehe. Wir wollen anerkennen: etwas an 


der Sache ift wahr. Mande nad ihrem nächſten Titel oder Fuß verwerfliche Steuer gleicht fich 


durch bie mitteld des Verkehrs geſchehende Überwälzung von einer Perſon auf die andere oder 


von einer Glcfie auf Die andere menigftens einigermaßen oder annähernd aus; allein dieſe blos 
Hier und da flattfindenve, dabei immer von manderlei Zufälligkeiten abhängige and durchaus 


keine fefte Berechnung zulaflende, auch jedenfalls nur höchſt unvolfftännige Ausgleihuug kann | 


leine Rechtfertigung fein für ein, flatt auf echte Principien, zumal des Rechts, auf blos 
vage Vorausſetzungen gebautes und die Heilung lediglich dem blinden Zufall oder ver ſich felbft 
überlafjenen Wechſelwirkung ver Bürgerclaffen vertrauendes Steuerfuftem. "Eine durchgreifende 
Reform des Steuerwefens erfcheint bei ven täglich höher gefpannten Foderungen ver Staatäfi- 
nanzen und bei ven täglich Iauter werdenden Klagen der durch die Lafl der Abgaben ſchwer ge⸗ 
drückten Claſſen eine unerlapliche Aufgabe für unfere Zeit. Zu ihrer Löfung iſt aber vor allem 
nöthig, von dem blos wirthſchaftlichen Princip des Reineinkommens oder Reinertrags hinauf⸗ 
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zueigen zu einem Höfern, namentlich zu einem Rechtsprincip, mit welchem ſodann das wirth⸗ 
Khaftlihe in Einklang zu ſetzen, d. h. ihm unterzuordnen, alſo nicht weiter anzuwenden ift, als 
das Recht e8 erlaubt. 

Reineinfommen und Reinerttag können nimmer ald eigentliche Rechtstitel der Steuerfo: 
derung gelten; höchſtens koͤnnen ſie dad Map ver wirthſchaftlich unnachtheiligen Eindringlichkeit 
der Foderimg beſtimmen, over der beharrlichen, d. h. nachhaltigen Zahlungsfähigkeit des Schuld⸗ 
ners; aber die Schuldigkeit ſelbſt muß einen Titel Haben, weil Zahlungsfähigkeit und Schuld 
nicht ind und Daffelbe find. Ja felbft blos wirthſchaftlich betrachtet, hat jenes gepriefene Prin⸗ 
ip, anfer den ſchon oben dagegen angeregten Bedenken, noch weiter bie nachftehenden gegen 
fi, daß einerſeits auch durch die bloße Befteuerung des Reinertragd die künftige Production faft 
nothwendig vermindert wird, indem der Befteuerte ven Betrag ver Steuer, wäre er davon frei 

geblieben , entweder als Unternehmer zur Vermehrung feines probuctiven Capitals würde ver- 
wendet, oder als Iururidfer Verzehrer damit andern probuctiven Arbeitern Beihäftigung und 
Verdienſt, demnach Ermunterung zu größerer Production würde gegeben haben. Und umge⸗ 
ehrt iſt klar, ‚daß eine ſelbſt über den Betrag des nach der gewoͤhnlichen Berechnung des Rein⸗ 
einfommer Binausgehrnve Steuer keineswegs nothwendig die künftige Production oder das 
kinftige Reineinkommen vermindert, indem bis zu einem gewiſſen Grabe hin ihre Wirkung fein 
kirh , ven Befteuerten entweder zu größerer. Fleißanſtrengung, alfo zur Vermehrung ver Pro 

hiction, oder zu größerer Sparfamteit, alfo zur Berminderung der Ausgabe zu beflimmen. 

Und nicht minder einleuchtend ift, daß, je nad) der Verwendung der Steuern, insbeſondere nad 
m Berhältnig ihres Zurückfließens in die verfchiedenen Elaflen der Geſellfchaft, ſie gar wohl 
eine Belebung der Induſtrie oder überhaupt der Production bewirken, demnach für die Zukunft 
an reines Einkommen ſchaffen koͤnnen, wo man etwa noch gar keins heraubealeulin hat, oder 
datzjenige vermehren, welches man bereits als wirklich vorhanden erkennt. Davon, daß das 
Princip, welches die Zahlungsfähigkeit mit der wirklichen Schuldigkeit verwechſelt, in der Con⸗ 
ſequenz zu ganz ungemeſſenen Foderungen an die Reichen führen koͤnnte, wollen wir gar nichts 
erinnern, indem die diesfalls inconſequente Praris in der Regel die Reichen ſchont und nur die 
Armern drüdt. 

Das Rechtöprineip für die Befteuerung, für weldes man fo ziemlich allgemein die Geſell⸗ 
ihaftspflicht der Staatsangehdrigen aufftellt, freilich ohne vemfelben bei der praftifchen Anwen: 
dung getreu zu bleiben, wird näher beftimmt durch Die Idee ver Gleichheit, d. h. hier, weil die 
Wohlthaten ded bürgerlichen Bereind nicht Allen in gleihem Maße zufließen, durch die Idee ver 
Verhãltnißmäßigkeit. Nach dem Maße der Theilnahme an ven Wohlthaten des Staatsvereins 
ſoll au die Beitragspflicht (melde nad den Fünftlichern Verhältnifien ver civiliftrten Staaten 
an die Stelle faft der ganzen Summe ber urſprünglichen Bürgerpflichten getreten iſt) ſich richten. 
Welches iſt nun dieſes Map? 

Bom Staate empfängt zuvoͤrderſt ein Jever den Schutz für feine Perſon und feine Familie, 
ein Jedem gleichwiel werther over wenigftens keiner verſchiedenen Werthſchätung nach klar zu 
Tage liegenden Merkmalen empfänglicher Schutz. Die Familienzahl zwar koͤnnte eine ſolche Ver⸗ 
ſchierenheit begründen, doch tritt ein jedes Familienglied auch im eigenen Namen, etwa als wer⸗ 
dender Staatsbürger auf und wird, wenn er einmal die Selbſtändigkeit erlangt hat, gleich An⸗ 
dern feine Schuld an bad Gemeinwefen abtragen. Billig mag man daher von dieſem Umſtand 
abiehen, weil ſolches der bürftigern Claſſe vortHeilhaft ift, und weil gleichwol neben der Steuer: 
pfliht noch einige andere gleihmäßig von allen Bürgern verlangte Leiftungen' übrig bleiben 
(möbefonbere etwa bie Milizpflicht, d. h. die Pflicht, dad Vaterland zu vertheidigen), welche als 
Eriag für den perfönlih empfangenen Schuß möchten geltend zu machen fein. Übrigens wäre 
m Standpunkt des firengen Rechts eine im Verhältnig zu den Unkoſten des Perſonenſchutzes 
üchende, demnach jedenfalls nur geringe Kopffteuer nicht eben unbedingt vermwerflich, unter dem 
Vorbehalt des den Armen zu bemilligenden Nachlaſſes. Sie würbe auch Eeinesfalls, felbft nicht 
von weitem, die Höhe derjenigen Steuern erreichen, melde unter den faft überall beſtehenden 
wirfli Die Natur ver Kopffteuer an fi) tragen, wenn auch ohne ven verhaßten Namen verfel- 
ben, wie 3. B. bie Salzſteuer und überhaupt die auf bie gemeinen Bedürfniſſe gelegten Verzeh⸗ 
rungsſtenern. 

In Bezug auf die, abgeſehen von dem perfönlihen Schuß, weiter ſtattfindende Theilnahme 
au den Wohlthaten des Staatsöverbandes gibt e8 Keinen ver Wahrheit näher kommenden oder 
zur juriſtiſchen Erkennbarkeit fo mohlgeeigneten Maßſtab, als vie Größe des Vermögens und Er⸗ 
werbs. Für den Schng bes Bigenthums und Erwerbs find ganz vorzüglich bie Suftiz= und 
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Bolizeiftellen erriägtet und in fortwährenbet Thätigkeit; die Pflege und Erhöhung des Wohl⸗ 
ſtandes Ginzelner wie der Geſammtheit ift die Aufgabe der edlern Staatswirthſchaft und ihrer 
vielnamigen Anftalten; zum Schirm eben diefer Güter gegen äußern Angriff ftehen die Heere 
fhlagfertig und unterhandeln die Diplomaten ; oder es kommen wenigftens die Früchte der für 
das Wohl des Staatöganzen in Krieg und Frieden zu machenden Anftrengungen den Einzelnen 
meift nach den Verbältnig ihres Vermögens zu gute, ſowie in der Regel Jever nur nad Maß— 
gabe ſeines Beſitzes und Erwerbs im Stande ift, fi jene Genüffe, Annehnilicfeiten und Be⸗ 
friedigungen aller Art zu verihaffen, melde im civiliſirten und wohlgeordneten Staat deſſen 
Angehörigen ſich darbieten. Ganz genau freilich wird dieſes Verhältniß niemals fein, allein es 
ift wenigftend annähernd richtig, aud in der Anwendung einiger weitern Nectification durch 
modificirende Beflimmungen empfänglih; und folange fein vollfommener entſprechendes aufge= 
funden wird, mag man um fo unbedenklicher ſich an jenes halten, da es zugleich auch den wirth⸗ 
fhaftlihen Intereffen zufagt und jevenfalld feine einleuchtende Billigkeit e8 der Zuſtimmung 
aller Verſtändigen und billig Denkenden empfiehlt. i 

Wie aber ift der theoretifh wohl anzuerfennende Grundſatz: Jeder werde befteuert nach 
-Maßgabe feines Bermögend und Erwerbs, auf entſprechende Weije auch praftifh auszufüh⸗ 
ren? Bollftändig oder auf wahrhaft genügenve Weife nicht anders ald durch eine nad) dem 
Vermögens- und Einfommendverhältniß jedes Einzelnen bemeflene allgemeine und alleinige 
Vermögens- und Einkonmenfteuer, annähernd jedoch auch durch (zwar gefonderte, doch auß= 
nahnıslofe und verhältnigmäßige) Befteuerung aller einzelnen Battungen und Gegenflände des 
Beſitzes und Erwerb. 

Dei der Vermögend- und Einfomnenfteuer wird der Geſammtzuſtand ded Vermögens jedes 
Einzelnen, folglich der Schuldenſtand nicht minder ald Beſitz, Foderung und Erwerb ober Er 
werböfähigkeit der an ihn zu richtenden Steuerfoderung zu Grunde gelegt. Nicht von einzelnen 
Teilen oder beflimmten Gegenftänden feines Beſitzthums hat er Steuer zu bezahlen, ſondern 
nur von allen zufammengenommen, d. h. nad dem Ergebniß der über fänımtlihe Activ- und 
Bafiinpoften angeftellten allgemeinen Berehnung oder eingefoverten beglaubigten Angabe. 
Findet eine foldhe allgemeine interfuhung orer Aufnahme des Bermögens bei ſämmtlichen Staats- 
angehörigen ftatt, fo wirb vie aus der Zufammenrehntng des Bermögensd (oder Einkommens) 
aller Steuerpflichtigen lich ergebenve Totalfumme des auf dieſe Meife allein mit Zuverläfligfeit 
zu ermittelnden Geſammt- over Nationalvermögene verglichen mit ver Summe ver zur Beftrei- 
tung des Staatsbedarfs nöthigen Steuer, und ed beftimfnt fich hiernach der Steuerantheil oder 
bie Steuerrate für jeden Einzelnen von ſelbſt. Bei diefer Beſteuerungsweiſe und bei dieſer allein 
iſt es möglich und leicht, die zum Lebendunterhalt nöthige Summe — nicht mehr und nicht we⸗ 
niger — völlig freizugeben,, was dann au billigermafen bei Nichtarbeitern (d. h. Arbeitsun⸗ 

fähigen over Berbienftlofen) nicht minder ald bei ven Arbeitern zu gefchehen hat. Daß übrigens 

- beider Einfommensberehnung nur dad reine Einkommen in Betrachtung gezogen, d. 9. von 
der Roheinnahme alle zur Bewirkung derſelben nöthige Vorauslage abgezogen werben müfle, 
verfteht fih von felbfl. Es wird aber dadurch, weil naͤmlich folhe Borauslage alddann meift 
wieder ald Einnahme Anderer erfheint, die Totalfunme des von der Steuerfoberung erreihba- 
ten Nationaleinfommens keineswegs bedeutend verringert, vielmehr, verglichen mit der ſonſt ge- 
wöhnlidhen Art, das Reineintommen der Nation zu berechnen, noch anfehnlich erhöht. 

Zwei Hauptbebenfen indeſſen ftehen ver Einführung folder allgemeinen VBermögend- und 
Einfommenfleuer entgegen. Zuvörberfi die Gehäſſigkeit der Bermögensunterfuhung und die 
Unzuverläffigfeit der blos von den Steuerpflichtigen vorzulegenden Faſſionen; ſodann die Schwies 
rigfeit einer dem Zweck entiprehenden Schäßung und Zuſammenrechnung der vielfach verſchie— 
denen Bermögend= und Einkommenstheile ver Quellen. Das erfte Bedenken jedoch findet auch 
bei andern Gattungen von Steuern, namentlich bei ver Gewerbfteuer, dann au, was zumal 
die Gehäſſigkeit betrifft, bei verſchiedenen Arten der indirecten Steuern flatt, usb um eines großen 
Zwecks willen mögen Unannehmlichkeiten leichter geredtfertigt und ertragen werben, ald um 
nur geringeres Intereffe. Übrigens beftanden ja auch eigentliche Vermögens: und Ginfommen- 
fteuern wirklich ſchon Öfterd (wenngleich nur als Ergänzungs-, nicht ald alleinige Steuer); ſie 
find alfo einzuführen, wenn auch beſchwerlich, doch nicht unmöglich. . 

Das zweite Bedenken, welches nämlich in ver Schwierigkeit der Berechnung liegt, hat zumal 
darin feinen Grund ‚daß wir nicht blos Vermoͤgens- und nicht blos Einfommenfleuer, ſondern 
eine verbundene Bermögens- und Einfommenfteuer verlangen. Wie laſſen dieſe dem Begriff 
nad weſentlich verſchiedenen Größen oder Gegenſtände fih zu einer Summe vereinigen? 
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Ne, waß noch vorangehendb zu beantworten ift, warum foll überhaupt ſolche Bereinigung 
Betinden? 

Wenn das öfonomifche Princip vom nachhaltigen Ertrag blos das Einfommen, und zwar 

aut bag reine, wenn von Vermögen die Rede ifl, nur das fruchtbringende oder deſſen reinen 
Ertrag beitenert wiſſen will, fo fonert dagegen das Rechtsprincip die Beftenerung eines jeden 
Beſitzthums welches überall von Werth ift und wofür man den ˖ Schutz ded Staats in Anſpruch 
nimmt Aber auch das wirtbfhaftliche Intereſſe widerſtreitet folcher Beiteuerung des unfrucht⸗ 
baren Beigthums wenigftend in dem Falle nicht, wenn daffelbe in den Händen eines wohlhaben⸗ 
ben Beſttzers, welcher nämlich die dafür zu entrichtenne Abgabe aus andern Duellen zu beftrei= 
ten vermag, ſich befindet. Denn ed ift eine offenbgre Begriffsverwechslung (fließend aus den 
unflaren Borftellungen von Nationalreineinkonmen und aus der an die Sachen anftatt an die 
Berfonen gerichteten Steuerfoderung), wenn man bie von einem Gegenflande zu -bezahlende 
Steuer für identiſch Hält mit einer aus demſelben, d. h. aus deſſen Früchten zu beftreitenden. 
Mondes Befigthum ift ohnehin blos Durch den freien Willen des Cigenthümers oder durch deſſen 
Berfäulden oder Berfäumniß unfrudtbar, anderes kann wenigftend zu Gelde gemacht und ſo⸗ 
denn diefeß fruchtbringend verwendet werben, und nirgends läßt ſich ein Grund auffinden, wel: 
ger der Geſellſchaft zur Pflicht machte, den jedenfalls mit gleichviel Aufwand, ald der Schuß des 
fruchtbringenden Vermögens erheiſcht, verbundenen Schug des unfruchtbaren und welches in 
der Band eines wohlhabenden Beſitzers fich befindet, gleichwol unentgeltlich zu leiften. 

Weil jedoch nad unjerm Printip Vermögen und Einkommen, nicht jedes gefondert, ſon⸗ 
dern nur beide zufammen ven wahren Maßſtab der Steuerfhuld für jenen Binzelnen abgeben 
innen und doch nur gleichartige Größen einer Zuſammenrechnung fähig find, jo muß hier für 
beide in Frage ſtehende Factoren ein gleichartiger Anſchlag gemacht, d. h. ed muß entweder alles 
Bermögen nach einer billigen Schägung in Einfommen verwandelt, oder alles Einkommen ca= 
pitaliſtrt werden. Das legtere ift die vortheilhaftere, d. h. minder ſchwierige und zugleich ein 
Hareres Refultat varbietenne Methode, wie aus nachſtehenden kurzen Andeutungen erhellt: 

Zur Ausgleichung ver verfchiedenen Arten des Capitalvermoͤgens unter fih genügt, daß man 
das fruchtbringende nach feinen wahren und vollen (mithin ganz vorzugöweife nad) dem Ertrag 
beftimmten) Werth (forwie etwa derfelbe bei der gewöhnlichen Regulirung der directen Steuer, 
namentlich der Grund- und Häuferfteuer geſchätzt wird) in die Steuerrolle aufnehme, dad nicht 
fruchtbringende aber nach Verſchiedenheit der Umſtände (je nachdem ed 5.8. zwar factiſch un- 
fruchtbar iſt, Do zum Grtrag könnte gebracht werben, wie etwa ein englifher Garten ober 
ein todtliegendes Belvcapital, oder folder fruchtbringenden Verwendung nur durch Verkauf. 
und weitere Benutung des Erloͤſes empfänglih, wie 3. B. Bücher, Kunftwerke u. f. w., 
oder gar niht empfänglich ift, wie etwa ein blos fiveicommiffarifch befeffener Schmuck, eine 
Zimmervergoldung u. f. w.) nur zu zwei Drittel oder nur zu ein Halb oder nur zu ein Drittel 
oder ein Biertel oder ein Sechstel u. |. w. des fonftigen Schätzungswerths in die Steuer ziehe. 
Ein großer Spielraum ift Hier dem billigen Ermeſſen eröffnet; unferm Grundſatz genügt die 
Soderung einigen Anſchlags; mie groß, d. h. melde Quote ded mahren Werth ausprüdend er 
nad den Hier vorfommenden vielfadhen Unterſchieden fein folle, dies zu beſtimmen iſt nicht un: 
fere Aufgabe. Eines jedoch verlangen wir unbedingt, nämlich daß die eigentlichen Geldcapitalien 
oder Activfoberungen, welche die gewöhnlichen Steuerfyfteme ganz außer aller Berührung laf: 
fen, mit in Die Steuer gezogen werben, und zwar bie hypothecirten nad) ihrem vollen Nenn⸗ 
werth, die andern aber, ihrer geringern Sicherheit und größern Beweglichkeit willen, ent: 
foredend geringer. Ebenfo würde dad zur Betreibung ver Landwirthſchaft oder eines Gewerbes . 
oder Handels nöthige fire, ſowie das fi von felbft jeweild wieder erneuernvde Betriebscapital 
nach feiner vollen Gröge aufzunehmen, die zur Unterhaltung des firen Capital (z. B. der 
Sabrikeinrihtungen, Mafhinen und Werkzeuge u. f. m.) nöthigen Summen aber gleichfalls 
capitaliſirt und dergeflalt, nänıli ald Capital einer alljährlich nöthigen (im Durchſchnitt be: 
rechneten) Boraudlage, von der Summe des firen Capitals in Abzug zu bringen fein. „ 

Was nun das Einkommen bettifft, fo find diejenigen Arten deſſelben, welche aus dem Be: 
Ag eines Brundvermögend ober nugbar verwendeten oder angelegten Capitals fließen, durch 
den Werthanſchlag eben viefer Capitale bereits in Rechnung gebradt. Das Einfommen aber, 
welchem Kein ſolches harrendes Beſitzthum zu Grunde liegt, erhält natürlich eine ganz andere 
und weſentlich geringere Schägung. Wenn namlich die Grundrente, dargeftellt etwa durch 
den üblichen oder wahrſcheinlich zu erhaltenden Pachtſchilling, Ihre ganz richtige Capitaliſi⸗ 
rung durch den meift nach ihr (dur) Multiplication z. B. mit 20 ober mit 25) zu berechnenden 
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| Grundwerth erhält, jo kann dagegen die Rente, welche bloß verfoͤnlicher Erwerb, ſei es nun Ars 
beitsſold, Unternehmungsgewinn, Penſion, Witwengehalt oder Apanage u. ſ. w.; iſt, durchaus 
nicht auf dieſelbe Weiſe capitalifirt werden, weil hier bloßes Cinſommen (und zwar theils mehr, 
theils weniger ſtändiges, theild mehr, theils weniger gejicherteö) vorliegt, dort aber neben oder 
außer dem. Einkommen auch nod das wirkliche Capital oder der bleibenvde Fonds, woraus das 
Einkommen abfließt, im Beſitz. des die Rente Genießenden ift. Selbft bei lebenslänglichen und 
durch einen feften Rechtstitel geficherten Menten, 3.B. Beſoldungen oder Benitonen von Staats⸗ 
dienern, wird mit Billigfeit kaum die Hälfte zur Grundlage der Capitaliſirung zu nehmen, alſo 
das Ganze etwa blos mit 10 zu multipliciren ſein. Eine noch weit geringere Capitaliſirung 
aber muß ſtattfinden bei nur widerruflich verliehenen Gehalten und bei blos zeitlichen Arbeits- 
verbienft, ſei es durch Lieblohn, Tagelohn oder durch Arbeit für eigene Rechnung in Landwirth⸗ 
ſchaft, Gewerbe, Handel over geiftiger Thätigkeit. Übrigens wird auch die bloße Arbeitsfähig- 
feit (wofern nämlid bie Gelegenheit zum Berpienft nicht fehlt) in den Anſchlag aufzunehmen 
fein (wenigftend bei Solchen, deren üßriges Einkommen den Lebensunterhalt nicht deckt, oder 
welche auf ganze ober theilmeife Steuerbefreiung Anſpruch machen), Doch, verfteht fi, nur Die 
gemeine Arbeitöfäbigkeit, nicht aber viehähere, 3.3. fünftlerifche. Die letztere kann nur nach dem 
wirklich ſtattfindenden Verdienſt in Recchnung kommen. Eine vielfache Abſtufung, je nach dem 
Grad der Sicherheit und der Dauer, findet hier ſtatt; aber es iſt leicht möglich, durch einen nach 
dem Ermeſſen der Verſtändigen jener Abſtufung entſprechenden Fuß der Capitaliſtrung alle 
"Rechts = und Billigkeitsfoderungen zu befriedigen. Eine blos ein für allemal, d. h. ohne Aus- 
fiht auf periodiſche Wie derholung ſtattfindende Einnahme, z.B. ein Lotteriegewinn, eine em⸗ 
pfangene Schenkung , ein aus einer vereinzelten Speculation hervorgegangener Gewinn, wird 
gar nicht zu capitalifixen, ja (wenn nicht ganz befondere Titel zu einer eigenthümlichen Befteue: 
rung aufgeftellt werden) nicht einmal nach dem einfachen Betrag in die Steuerrechnung aufzu= 
nehmen fein. Erſt dann, wenn eine ſolche einmalige Einnahme zur Erwerbung eines dauernden 
Beſtathums verwendet oder als ein wie immer geſtaltetes Capital nutzbar angelegt oder über⸗ 
haupt ein Beſitzgegenſtand daraus gebildet wird, fälit ſie billig, wie jedes andere Veſitzthum 
und Capital, in die Beſteuerung. | 
Wir enthalten ung der umftänvlihern Entwidelung der für die allgemeine Vermögens: 
und Einfommenfteuer in den voranftehenden Sägen fummarifch aufgeftellten Principien. Die 
Zeit ik noch nicht erſchienen, worin bie praftifche Realiſtrung ihrer theoretiſch kaum beſtreitbaren 
Idee zu erwarten wäre. Theils die allen vermoͤglichern Claſſen, ja ſelbſt vielen Individuen der 
nicht vermoͤglichen gemeinſchaftliche Scheu vor Vermoͤgensfaſſion oder gar Vermoͤgensunterſu⸗ 
chung widerſetzt ſich der Einführung dieſer Steuer. Mehr noch thut es der Egoismus ver Rei⸗ 
hen ober der ſonſt in der Geſellſchaft Hoͤherſtehenden, mithin überhaupt ver Einflußreichern, 
welche nämlich gar mohl einfehen, daß fle nad) dem Syſtem der allgemeinen Bermögend : und 
Einfommenftener jehr viel mehr zahlen müßten als nach ven jegt beftehenden Syſtemen. 
Endlich trägt noch die Allgewalt der Übung oder ver Gewohnheit, des Schlenpriand und des 
längft eingewwurzelten Borurtheild dazu bei, die Koberungen der gefunvden, zumal rechtlichen 
Vernunft in Bezug auf das Steuerwefen vielleicht noch auf lange Zeit praktiſch unfräftig zu 
machen. Wir felbft anerfennen manderlei wirkliche Schwierigkeiten ver Ausführung und be- 
ſchränken daher zur Zeit unfere Foderung gern auf ein Abgabenſyſtem welches dem Zweck we⸗ 
nigſtens annähernd entſpreche, und welches daher, wenn es auch eine Anzahl nach dem Gegen⸗ 
ſtand verſchiedener Steuern ins Leben ruft, dennoch zu ſeinem entferntern Ziele die thunlichſte 
Realiſirung der Idee hat, jeden Einzelnen nach Maßgabe ſeines Vermögens und Einkommens 
zu beſteuern. Dabei huldigen wir aber keineswegs der Anſicht Derjenigen, welche meinen, daß, 
ſei das Steuerſyſtem auch, welches es wolle, die vom Recht gefoderte Ausgleichung zwiſchen den 
Elaffen und individuellen Mitgliedern ver Gefellfäaft von jelbft durch die Natur der Dinge, 
insbeſondere dur die Wirkungen des Verkehrs fi wenigftens nad) Verlauf einiger Zeit un⸗ 
fehlbar einftellen werde. Wir halten vielmehr diefe Meinung für eine verberbliche und unfelige, 
weil das Gewiſſen der Steuergefeßgeber einfhläfernde und zu den willkürlichſten Bedrückungen 
ermunternde. Aller auf ſolche von ſelbſt ſich ergebende Ausgleichung, auf ſolche überwälzung 
der von einer Claſſe getragenen Laſt auf andere dazu mehr Geeignete oder natürlich Verpflichtete 
gebaute Calcul iſt ſchwankend, fundamentlos und in der Regel durchaus falſch. Wenn 3. B., 
um nur einige nächſtliegende Berhältniffe zu beleuchten, eine auf das Brot oder auf bad Salz 
gelegte Abgabe damit gerechtfertigt werben will, daß ſich hiernach auch ver Preis des Arbeits: 
lohns erhöhe, demnach, ohne reelle Bedrückung der Arbeiter, dadurch nur die von den Arbeitd- 
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bern, alſo von ben Reichern, zu leiſtende Abgabe erhöht, over auch überhaupt den Conſumen⸗ 
vn der verſchiedenen Arbeitöprobucte eine für fie leicht zu erfchwingende Preiserhöhung bereitet 
werte , jo muß man Dagegen fragen: wird die Erhöhung des Arbeitölohnd auch im Verhaltniß 
Kt Rinkerzahl fattfinden? Sopann, wird fie nicht eine Verminderung der Nachfrage nach Ar= 
beit hervorbringen? Wird fieauc) denjenigen Arbeitern, welche eben barum oder aus andern Ur= 
ſachen feine Arbeit erhalten, zu gute fommen? Und woraus follen Nichtarbeitende, d. h. Ar: 
beitöunfäbige, 3. B. reife, Witwen, Kinder, welche blo8 von den Zinfen ihrer eigenen oder 
ver älterlichen Heinen Erſparniß leben, fid entfjäbigen? Ebenfo, wenn ber durch die Steuer 
erhöhte Preis des Broted, des Weines u. |. w. eine Verminderung der Conſumtion hervorbringt 
aud dadurch ber Sanbızann, um feine Erzeugniſſe an ven Mann zu bringen, zum Verkaufe unter 
dem Preife gendthigt wird, und wenn überhaupt durch Die mancherlei meift auf den Grund zus 
tudiallenden Steuern die reine Grundrente erſchoͤpft oder doch weit über Gebühr und Verhält- 
niß belafligt wird, wer entſchädigt ben Eigenthümer, d. h. die Grundmaſſe ver Nation? Bine 
Vrrisſteigerung if nit in feiner Macht; das Geſetz ver Concurrenz beſtimmt bier den Preis; 
um menn der Bauer auch in der Eigenſchaft ald Arbeiter ven zum Lebensunterhalt nöthigen * 
kohn ich noch erwerben kann (bein Knecht allerdings wird dieſes ver Fall fein, beim Eigenthü⸗ 
mer jelbft aber oftmals nicht), fo bezieht er jetzt wenigſtens in jener ald Eigenthümer Feine 
Orundrente mehr ober blos eine weſentlich verringerte. Nun wird man freilich jagen: wenn bies 
ſes auf bleibende oder länger dauernde Weife flattfinvet, fo finft eben der Preis ber Grundſtücke, 
nd die Käufer verjelben beziehen nun gleichwol wieber die ihnen billig gebührende, d. h. im 
Berhältniß zu dem auf den Ankauf verwendeten Gapitale ſtehende Grundrente. Aber darin liegt 
kin Trof für die ganze Maſſe der gegenwärtigen Befiger und ihrer Familien. Sie alle haben 
ven ſchmerzlichen Raub eined mehr oder minder großen Theils ihres Capitals, ihres wohlerwor: 
benen Eigenthums, erfahren. Es iſt aud fein Troft für Alle, welde einen Grund erft urbar 
maden oder Durch Eoftfpielige Anlagen verbeflern, alfo ein — der Steuer wegen durchaus nicht 
Heiner gewordenes — Geld: und Urbeitscapital hineinlegen, welches ihnen dann doch die ge⸗ 
bührenden Zinfen nicht trägt. Es ift endlich Fein Troſt oder Teine Entſchädigung für die Nation, 
welche vielmehr in der allgemeinen Berringerung des Grundwerths und der Brundrente an dem. 
Hauptbeſtandtheil ihres Gefammtvermögend und Reineinkommens die empfindlichſte felbfteigene 
Einbuße erleidet. 

&3 wäre leicht, auch bei andern Arten von Steuern, wobei man ſich auf die durch ven Ver⸗ 
lkeht von felbft eintretende Heilung verläßt, gleich augenfigeinlid zu zeigen, daß ſolche Voraud⸗ 
jegungen nicht nur ſtets hoͤchſt zweifelhaft, ſondern in der Regel voͤllig falſch ſind, ja daß oft⸗ 
mals, anſtati der erwarteten überwälzung der Steuer auf bie wohlhabendern Glaflen ober 
Einzelne, gerabe das Begentheil eintritt und die ſchon Im Urfprung ober nach ihrer unmittel= 
baren Exrhebungsweife oder nächſtliegenden Wirkung drückende Steuer bei ihrer Überwälzung 
auf Andere noch verderblicher und noch fehreiender ungerecht wird. Auf folhe Gefahr Hin eine 
Steuer auszuſchreiben, welcher nicht ein wahrer NRehhtstitel der $oderung gegenüber dem dadurch 
unmittelbar Befleuerten zu Grunde liegt, ſondern zu deren Einführung etwa blos Gründe ver 
Bequemlichkeit, Leichtigkeit ober größern Ergiebigkeit beftimmen, ift alfo ſtets ungerecht, mithin 
verwerflich. Mag auch mitunter einige Heilung durch die Natur der Dinge und deren compli⸗ 
arte Wechfelmirkung eintreten (gar manche Verfehrtheiten ber Menfchen, gar manche Misgriffe 
der Machthaber fallen ſolcher Heilung durch die gütige Natur anheim!), die dadurch unmittelbar 

— ud wäre es aud nur für kurze Zeit — bewirkte Verlegung und die jedenfalls auf mehr 
oder weniger Einzelnen unausgeglihen fortlaftende oder bei der Überwälzung auf Andere für 
siele derſelben noch harter werdende Beſchwerde bleibt immer ein entſcheidender Grund ber 
Berwerfung. Nur wenn die. Steuer an ſich auf einem gegen ven Beiteuerten lautenden ‚gültigen 
Zuel oder Foderungsgrunde beruht und von Seiten ber Staatsgewalt Alles, was von ihr ab⸗ 
hängt, geſchehen ift, um die vom Recht gebotene Gleichheit oder Verhältnigmäßigkeit der Laſten⸗ 
vertheilung herzuftellen, mag fie Demjenigen, was dann noch weiter durch die Natur der Dinge 
zur Bervoliftändigung jener Zwederreihung oder überhaupt zur Erleichterung det Laſt für bie 
der Erleichterung Bebürftigen bewirkt wird, mit Befriedigung zufehen und über Das, was is 
falls nicht geihieht, ji beruhigen, weil es dann nit mehr ihr zum Vorwurf gereicht. 

wird z. B., wenn die bei allen Einzelnen herumgehende Steuerfoderung einen Jeden —8— 
genau nach Maßgabe ſeines Vermoͤgens und Einkommens in Anſpruch genommen hat, jeder 
minder Wohlhabende allerdings ſuchen, die von ihm zu bezahlende Steuer entweder durch ver⸗ 
mehrten Arbeitsfleiß, oder durch Erſparung an entbehrlichen Genüſſen, oder aber, wofern bie 
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Gunſt ſeiner Stellung ihm ſolches möglich macht, durch Überwälzung auf Andere, namentlich 
durch Preisfteigerung ber benjelben zu verfaufenden Güter oder Arbeiten, wieder hereinzu: 
bringen, und es wird, zumal durch das legtere Mittel, in ber Regel einige Überwälzung auf 
Wohlhabendere ftattfinden, was dann factifch ein Gutes ift und feinem Rechtsbedenken unter: 
liegt. Findet e8 aber auch nicht ftatt, oder nur in geringerm Maße, fo ift gleichwol gegen bie Re: 
gierung kein Grund der Klage vorhanden, wenn nur das von ihr feftgeftellte Steuerfuftem auf 


bie natürlie, d. h. nad Verhältniß des Vermögens und Einkommens ſteigende Schulvigfeit 


oder Beitragäpflicht aller Einzelnen baſirt ifl. 

Ein folhes Steuerſyſtem würde nicht nur jenes der alleinigen (und an jeden Einzelnen per: 
fönlih nad) Maßgabe ver Befammtfunme feines Beſitzes und Erwerbs die Foderung ſtellenden) 
Bermögens = und Einfommenfteuer fein, fondern auch ſchon dasjenige, welches alle Battungen 
bed Bermögend und Einkommens, folgli die Sachen jelbft, ohne Unterſchied des Beſitzers oder 


Erwerbers, feinen Anfpruch unterwürfe und für jede ſolche Gattung eine eigene over befonvere 
„Steuer aufftellte. Alle Güterquellen, zumal aber jede ihnen wirklich entfließende Einnahıne, 
als Örundrente, Arbeitöfold, Unternehmungsgewinn und vielnamiger @apitalzins, würdennah 
dieſem Steuerfgfteme mit verhältnigmäßigen Abgaben belegt, demnach dad Princip der directen 


Befteuerung dadurch in möglihfter Vollſtändigkeit in Ausführung gefegt werben. Man hätte 
hiernach zuvoͤrderſt eine wohlregulirte Grundſteuer und Grundgefällſteuer, ſodann eine Häu⸗ 
ſerſteuer (wenigſtens in Bezug auf diejenigen Häuſer, deren Werth nicht oder inſofern nicht 
bereits in dem Anſchlage der von ihnen aus bewirthſchafteten und eben darum hoͤher veranſchlag⸗ 
ten Grundſtücke mit enthalten iſt), alfo eigentlich eine Steuer auf den aus dem Haufe zu bezie hen⸗ 
ben oder durch Selbftbemohnung erfparten Miethzins. Es folgte Hierauf die Gewerbfteuer, in 


fi enthaltend nicht nur ven Arbeitsfold, fondern au den Ertrag des Einrichtungscapitals (ale 


‚Gebäude, Mafchinen, Geräthichaften aller Art) und jenen des Betriebscapitals (wozu die Un: 
terhaltung der Einrihtungsgegenftände, ſodann der Arbeitslohn der Gehülfen und die Anſchaf⸗ 
fung der zu verarbeitenden Stoffe ıt. f. m. gehören), auch etwa den mit Zuverſicht zu erwarten: 
den Unternehfmungsgewinn (nad) mäßiger Durchſchnittsberechnung) und alle Battungen ver 
Induſtrie (fomit unabhängig von ber Orundfteuer auch die ländliche wie die ftäbtifche) umfaf- 
fend. Zu dieſen faft überall vorhandenen Steuern müßte aber nothwendig noch die fo vielfad 
angefochtene und doch vom Recht unbedingt gefoderte eigentliche Eapitalienfteuer kommen, weil 
obne fie ein Hauptbeſtandtheil des Nationalvermögens und eine Hauptquelle des Einfommens 
ber Einzelnen vom Beizug zu den Staatslaſten zur empfindlichſten Beſchwerde aller Nichtcapita⸗ 
liſten und zu großer Benachtheiligung des gemeinen Weſens befreit mürbe. Zur Befteuerung 
der unter den biöher aufgeführten Büterquellen noch nicht enthaltenen oder nad) einem andern 
Maßſtab zu ſchätzenden Einfommensarten, 3. B. Beſoldungen, zumal ver Privat: und Corpo⸗ 
rationd= und Bemeindebebienfteten (denn bei- Staatsdienern iſt die bleibende Befoldungsfteuer 
groͤßtentheils illuſoriſch), ſodann des aus der Ausübung freier Kunft oder Wiſſenſchaft fließen: 
ben, vem Lohn für mechaniſche Arbeiten nicht wohl zu vergleichenden Ehrenſolds, mie jenes ber 
Arte ‚ ver Sachwalter, Schriftfteller u. |. w., würde eine eigene Steuer einzuführen fein; und 
e8 beſteht dieſelbe auch bereitö in mehren Staaten, wenn auch unter verfhiedenen Formen und 
Benennungen. In der Regel wird fie ald Glaffenfteuer ausgeſchrieben, d. h. mit erhöhten Ra⸗ 
ten oder Procenten je nach beſtimmten Abftufungen ver Einfommensfumme. Aber die Foderun⸗ 
gen des firengen Rechts wären nicht befrienigt, wenn nicht auch noch für pas unfruchtbare, na⸗ 
mentlich für das Mobiltarnermögen eine, jedoch allerdings mäßige Steuer gelegt würde. Die 
Anbeutung des bier etwa billig aufzuftellenden Befteuerungsfußes ift ſchon oben bei ven Sägen 
über bie allgemeine Vermögens: und Einfommenfteuer gegeben. Auch ift nur die Frage ob ? 
hier von Wichtigkeit, d. h. zum Banzen des Syftemd gehörig. Uber die Frage wie viel, wenn 
einmal das Ob ausgemacht ift, wird man fich leichter verfländigen. Selbſt eine Kopffleuer findet 
in dieſem Syftem einen Play, weil in ver That auch ver Kopf ein den Schuß des Staats an- 
ſprechendes und wenngleich an und für ſich feinen Ertrag abwerfendes, doch für den Befiger 
werthoolles Gut if. Unfere Anſicht darüber haben wir bereits oben ausgefprochen. Wenn oder 
infofern eine Verzehrungsftener nach Gegenftand und Wirkung die Natur einer Kopffteuer an: 
nimmt, fo mag auch ſie gleichmäßig zu vertheidigen oder mit dem Rechtsprincip zu vereinbaren, 
jedoch auch in dieſer Cigenſchaft wenigſtens als eine unnüge Weitläufigkeit in Erreichung eines 
ganz leicht auf dem geraden Weg zu erreihenden Ziels zu miebilligen fein. 

Nur die fogenannten indirerten Steuern find nach dieſem Syfteme unzuläffig. Ihre Ein- 
führung, fo lodend und verführeriſch die dafür vielflimmig geltend gemachten Gründe ferien, 
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wirttallen Galcul, welcher der directen Befteuerung zu Grunde liegt oder zu Grunde liegen 
fefl, wieder um und verjegt und rein auf ben Boden ber Willkür. Die indirecten Steuern haben 
eatreder die Berzehrung zum Gegenfland ,. oder gewiſſe willfürlih zum Anlaß: der Steuerfo- 
derung erklärte Handlungen oder Ereigniffe. Die Verzehrung oder Ausgabe aber-ift ja gerade 
das Gegentheil der nach Nehtöprincipien der Befteuerung unterflehenden Eriwerbung, und 
nichts if widerfinniger al& die Behauptung, daß Jever nur verzehre, wenn oder infofern er bei 
Vermögen iſt, und daß demnach die Berzehrung ein wirklich vorhandenes Einkommen oder Be⸗ 
figtfum Fund thue. Man verzehrt — in den bier allein oder vorzugsweife in Betrachtung kom: 
menden Öegenfländen des wahren Bedürfniſſes — nicht eben, wenn man Geld hat, fondern 
weru das Bedürfniß drängt. Man verzehrt oft auf Credit oder mit erborgtem Gelbe, und die 
indireete Steuer erſchwert jodann auf tyrannifche Weile vie Schuldenlaft des Bedürftigen. If 
aber die indirecte Steuer gar nur auf Handlungen oder auf Creigniſſe gelegt, die weber mit Er⸗ 
werb noch mit Genuß in wahrem Zufammenhang ftehen, fo ift fie nichts Anderes ald Raub und 
ald Verhoöͤhnung des heiligen Eigenthumsrechts. Ausgenommen hiervon find blos jene Hand⸗ 
Iungen oder Greigniffe, welche zugleih einen Vorempfang von Staatswohlthaten bei dem zu 
Beſteuernden mit fi) führen oder in Anfpruch nehmen, wofür alfo auch ein Präcipualbeitrag 
ducch eine beſondere Abgabe nad) Billigfeit zu leiſten fein mag. Hierher gehören die nach billi- 
gm Berhältnig zu foldem Borempfang (alfo nit übermäßig, wie in ver Prarid gewöhnlich 
gihieht) zu erhebenden Bericht: und Polizeitaxen, Gebühren oder wie fonft benannte befon= 
dae Abguben. 

Das alle Hauptgattungen ded Beſitzes und Erwerbs geiondert in Anſpruch nehmende Steuer- 
jedem iſt mit jenem, welches die alleinige Vermögens = und Einfommenfteuer eingeführt wiſſen 
mil, infofern übereinflimmend, daß es für Begründung jeder Steuerfonerung einen Rechtätitel 
für nöthig halt und ſolchen Rechtstitel in ver Theilnahme an ven Wohltbaten des Staatövereins, 
geſchäzt allernächſt nad dem Maß des Befiged und Einkommens (morunter der Genuß von 
ſelbſt ſchon mitbegriffen ift), am erfennbar genaueiten ausgebrücdt findet. Es ift aber weſentlich 
verſchieden von ihm darin, daß es fich an vie Sachen oder Erwerbsquellen als ſolche hält, nicht 
aber an Die Berfonen oder perſoͤnlichen Verhältnifle, daß es gewilfermaßen jene Saden und 
Quellen ſelbſt als behaftet mit einer Schuld gegen die den Schug (wie eine Axt von Affecuranz) 
leiſtende Gefammtheit betrachtet und daher, abſehend von allen andern Berhältnifien des Be⸗ 
fleuerten , ihn lediglich als Befiger jener beflimmten Sachen oder Einnahmequellen mit entfpre= 
Genven Abgaben belegt. Bei dieſem Syftem kann alſo feine Rebe jein von Abzug der Schulden 
und ebenfo wenig (mit Auönahme etwa der Slafjeniteuer) von Freigebung der zum Lebendun⸗ 
terhalt uötbigen Einnahme, ebenfalls nicht von Berückſichtigung der perfönlichen Erwerbsfähig⸗ 
keit, ed jei denn, inſofern diefe ſelbſt auch ald eine mit einer eigenen Steuer zu belegende Sache 
oder Duelle erſcheint. Die alte, des jelbfteigenen Erwerbs durchaus unfähige Witwe, die ſchwache 
Waiſe, wern fie nichts als einen Grund beigen, der ihren Lebensunterhalt nicht zum vierten 
Theile det, oder der Eigenthümer, auf deſſen Grund eine deflen vollen Werth verſchlingende 
Sqhaldenläſt ruht, haben von folhem Grund ganz gleichviel zu entrichten, als der neben demſel⸗ 
ben noch Millionen anderes Vermögen beſitzende oder als der fchuldenfreie und durch felöfteigene 
Arbeit ven gedoppelten Bobenertrag geivinnende Mann; wogegen nad dem Syſtem der allge: 
meinen Bermögend- und Ginfommenfteuer man nicht von den einzelnen Büterflüden over 
Einzahmequelien,, fondern blo8 von dem Gefammtvermögen vie Abgabe entrichtet, als eine 
nad der Groͤße deſſelben zu bemeſſende perſoͤnliche Schuld, und die Wohlthat der Befreiung fo- 
lange genießt , ald nicht vie Einfommensfumme (verbunden mit der perfänlichen Erwerbsfähig- 
keit) die zur Deckung des Lebensunterhalt nöthige Summe erreicht. 

Ungeachtet diefer wejentlihen Nachtheile und alfo nur unvolllommenen Rechtsbefriedigung 
wüe man gleichwol ſolches Syftem ver Beftenerung der Sachen, anftatt jener der Berfonen, 
üb gefallen laſſen fönnen, wenn nur wenigftend die Vollftänbigkeit ver Ausführung flattfände 
an wenn nicht feine Reinheit durch Beimifhung von noch andern Steuern, die bloß auf das 
Brincip des Habens oder Nehmens gebaut find, getrübt würde. Aber die faſt durchgängig in 
Ausabung befindlichen Syſteme unterftehen dieſem doppelten Vorwurf. Nicht nur befreien fie, 
wegen falfcher Anwendung des Grundſatzes vom nahhaltigen Ertrag oder von der Beſteue⸗ 
tungsfahigkeit blos des Einkommens, die unfrudtbaren, d. h. kein Einfommen abwerfenden 
Giter nicht (wie Fahrniſſe, Koftbarkeiten, Runftfanımlungen u. f. w., auch baares Geld) over 
u äuperft gering (wie Schlöffer,, Zuftgärten u. f. w.), fondern ſie geben fogar ein Drittel over 
ein Biertel des geſammten Nationaleinkommens (d. h. des Einkommens ver Einzelnen) frei, 
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nämlich das, wiewol fruchtbringende, Geldcapitalvermoͤgen, oder Die ungeheuere Maſſe der von 
Privat: und Staatsgläubigern bezogenen Zinſe; und wenn fie zum Erſatz für ſolche Mängel 
deſto größere Summen durch indirecte Steuern eintreiben,, fo geſchieht dieſes theils auf ſolchen 
Wegen, worauf (wie bei den Verzehrungsſteuern) nicht bloe die von der directen Steuer ver⸗ 


ſchont Gebliebenen, ſondern Alle, alſo auch Die durch dieſelbe bereits über bie Gebühr Beläſtig⸗ 
ten, gleihmäßig ober auch nad) ganz zufälligen, mit dem Vermögen in gar feiner Verbindung 


lebenden Verhältniſſen oder Bebürfniffen ind Mitleiven gezogen werben; ober es werben gar, 


mit völliger Verlaflung alles Rechtsbodens rein willkürlich aufgeſtellte Anläffe, Creigniſſe oder 
Handlungen, welche nämlich eine leichtere Gelegenheit zum Baden ober Habhaftwerden darbie- 


ten,. zur Steuererhebung, für melde ed dann gar kein Maß und Ziel mehr gibt, benutzt 
ober misbraucht. So die den Erfag der Verwaltungs - oder Erhaltungskoſten over bie billige 


Schätzung des Borempfangs üherfteigenden Bofttaren, Straßengelver, Jufliz= und Polizei= 
fporteln, Schenkungs⸗, auch Immobilienverfaufsarceife u. |. w. Bon ihnen allen, fowie von den 


übrigen etwa minder verwerflichen Arten der invirerten und von jenen | der directen Befteuerung 
zeben wir umftänblicher i in fpäter folgenven eigenen Artifeln. Hier genüge es, auf Abgaben und 
Abgabenſyſtem einen allgemeinen Blid geworfen zu haben. 


Zur Bervollfänvigung ſolchen Überblics find, da wir bisher nur die Geldabgaben, als bie | 
heutzutage weit vorherrfchende Gattung derſelben, im Auge hatten, noch einige Worte über Na: 


turalabgaben nothwendig. 


Nur im ganz einfachen Zuftand der bürgerlichen Gefellfhaft, worin einerfeits die Staats⸗ 


bedürfniſſe noch fehr gering und zu beren Befriedigung theild bie unmittelbaren Leiftungen ber 
Bürger, theild der Naturalaufwand genügend find, andererfeits aber wegen Mangels an Ber- 


fehr ven Staatsangehörigen ſchwer oder unmöglich ift, fi die zur Steuerzahlung nöthigen Geld⸗ 


mittel zu verfchaffen, kͤnnen Naturalabgaben als zweckmäßig und gut erfcheinen; und Dergeftalt 


beihaffen war auch wirklich der Zuſtand der meiften Staaten, als die Naturalabgaben darin 
auffamen oder als vorherrſchendes Haushaltungsfoftem fortnauerten. Wo immer fie noch be: 
fliehen oder gerechtfertigt werden wollen, müſſen auf jie, in Bezug auf Maß und Vertheilung, 
biefelben Grundſätze angewendet werben, welche für die Geldabgaben vom Standpunkte des 


Rechts und der Klugheit aufzuftellen find. Daſſelbe geſchah Freilich nur jehr unvollfommen in 
jenen toben Zeiten, in denen man fie einführte; denn nicht Die Staatsweisheit that es, ſondern jie 


gingen eben aus dem factifchen Zuftand jener Staaten gleihfalld factifch hervor und wurzelten, 


was insbeſondere die mittelalterlichen Staaten betrifft, mebr in dem Boden bes zu deren Bau 


und Einrichtung gedankenlos misbrauchten Privatrechts, als in jenem bed echt Öffentlichen. 


Das Staatshaushaltungsſyſtem, das foldes aus beiden bizarr gemifchte oder Zwitterredht zu 


feiner Grundlage hatte, nämlich das ſogenannte Patrimonialſyſtem (deſſen nähere Charakteri⸗ 


firung wir einem eigenen Artikel vorbehalten), wich endlich dem ber Idee nach rein dem öffentli- 


hen Recht angehoͤrigen landesherrlichen oder wahrhaft ſtaatsrechtlichen, welches jedoch keines⸗ 





wegs rein, ſowie ſein Begriff es erheiſcht, eingeführt ward, ſondern mit einer Menge vonTrum: 
mern des alten Patrimonialſyſtems vermiſcht und belaſtet blieb, Neben ven jegt aud dem echten 


Titel des Öffentlichen Rechts eingefoperten Steuern, d. h. ben aus Gefelfhaftspflicht von allen 


. Staatsangehörigen als ſolchen zu leiſtenden Beiträgen, ließ man meift die alten Patrimonials 


laſten fortbeſtehen, obſchon auch fie großentheild im Urſprung wahre Steuern geivejen waren 
und nur im Verlaufe der Zeit, wenn au zum Theil fortwährend zur Dedung ver Staats: 


bebürfniffe dienend, nach Gegenfland, Maß, Erhebungsart und Übertragbarkeit die fiheinbare 
ober wirkliche Eigenfäaft von Brivatfchulpigfeiten angenommen hatten. Die biäher nur einfah 
Pflihtigen wurben nunmehr aus zweierlei Titeln zugleih, mithin in gevoppeltem Maße zu 


Beiträgen angehalten, d. h. es wurben nicht nur die wahrhaft privatrechtlichen Laſten, mie 





Bülten, Bodenzinſe, Erbzinſe u. f. w., neben ven neu eingeführten Steuern forterhalten 


(was recht und billig war), ſondern auch die urfprüunglidh als Steuer aufgelegten, d. h. aus 
Titeln des Öffentlichen Rechts, z. B. zur Beſoldung ver königlichen Gewaltträger, überhaupt 
zur Befriedigung irgend eines äffentlihen Bedürfniſſes eingefoderten vielnamigen Abgaben, 
deren rechtliche Natur und Eigenfchaft man entweder vergeflen.hatte oder aus habfüchtigen Mo⸗ 
tiven überfab. Die größere Zahl verfelben, wenigſtens ver nad dem Gewicht der Laft größere 


Theil beſtand aus Raturalabgaben, doch waren auch gar manche in Geld zu entrichten. Wir 
haben bereitd im Art. Abgaben einen nähern Blick auf fie geworfen. Hier bemerten 
wir noch, daß unter der Herrichaft bed neuen Syſtems folde Abgaben zum Theil fogarnoh 
ſchwerer als unter jener ved alten wurden, indem einerſeits mehre ehedem bloß factifch aus dem 
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Litl der Gewalt, welcher nirgends auszuweichen ift, eingefodert wurden, während mar jeßt fie 
zu xechtlichen Schuldigfeiten ftempelte buch den aufgeftellten Grundſatz, daß der Staat oder die 
Stafdgewalt (vermöge des fogenannten jus eminens’' oder „äußerften Rechts‘, welchen eine 
tschtiiye Jurisprudenz faft die Bedeutung eined allgemeinen Cigenthums über alle Sachen 
and Güter beilegte) befugt fei, von allen feinen Angehörigen ſich geben oder leiften zu laſſen, 
meflen immer er bepürftig ſei, und andererſeits ſolche Bedürfniſſe mit der ſteigenden Civiliſation 
fortwährend größer und auögebehnter wurben. Dergeftalt erhielt namentlich das Xieferungs: und 
das Staatsfrohnſtyftem eine faft grenzenloje Erweiterung, jenes zumal im Krieg, dieſes im 
Frieden und Krieg. Auch das Einquartierungsfgften, wonach dem Duartiergeber auch die Ab⸗ 
gabe der Verpflegung zugemuthet wird, Ift eine der Außerungen jenes heilloſen Grundfages, 
daß der Staat überall zu nehmen berechtigt fei, wo ex etwas feinen Bebürfniffen Zuſagendes fin- 
bet. Bir werben in eigenen Artikeln zu zeigen fuchen, daß per rundfag falfch iſt und Daß feine 
Folgen verderblich find, daß nämlid der Staat zwar in Nothfällen für feinen Dienft in Anſpruch 
nehmen und fich zueignen dürfe Alles, weſſen er erweislich bevarf, daß er aber Die Dadurch ein- 
zelnen Angehörigen oder Claſſen (inöbefondere ven Lanpleuten) oder Summen von Perfonen 
(5 B. den Bewohnern eined Bezirks) zugemutheten Opfer nicht unentgeltlih, fondern nur ge⸗ 
ger gerechte, aus den Mitteln der Geſammtheit zu leiftende Vergütung fodern dürfe. Nach dem 
bie heute noch vielfach in Ausübung befinblichen Syſtem jedoch gefchieht folde Vergütung nicht, 
jmdern man verlangt eben (beſonders im Krieg), mad man braudt und von mem man ed am 
leihteſten erhalten Tann, ohne Entfhädigung und ohne Rückſicht auf die von ven Leiftenden 
ohnehin ſchon getragene ullgemeine Steuerlaft. Unter diefen Umftänven erfheinen ſonach vie 
Returalabgaben als bloß factifche Bedrückung oder als mit Autorität ausgeübte Beraubung. ”) 


Notted. 

Auflauf, Aufrubr, Aufſtand, ſ. Hochverratb. 

Auflöfung der Ständeverfammlung. Das conftitutionelle oder Repräfentativfoftem 
bezweckt die haft des vernünftigen Geſamnitwillens und fucht folde, bei der Unmoͤglich⸗ 
keit, in größern Staaten dad gefammte Volk zur Stimmgebung zu berufen, dadurch zu ver- 
viriligen. daß es dem Volke die freie Ernennung von Abgeordneten oder Vertretern überweiſt, 
welche daun in feinem Namen und Auftrag zu handeln haben. Wo die Wahl frei iſt und allen 
Denen zuftebt, denen fie nach vernünftigem Rechte gebührt, d. h. allen Bürgern mit Ausnahme 
derer, die fi, wie Montesquieu fagt, in einem ſolchen Zuſtande von Erniebrigung befin- 
den, vaß ihre Stimme jedem Käufer feilftehen würde, mo das Volk politifhen Verſtand 
und, was die Hauptſache ift, Charakter befigt: da werden die ernannten Vertreter in der Megel 
ein wöglift getreues Abbild des Volkes jein und die Wünfche, Befchwerden und Foderungen 
deſſelben i in der That und Wahrheit ausdrücken. Jene obigen Bedingungen treten aber nicht 
immer ein, vielmehr geſchieht es oft, daß die angeblichen Volksvertreter nur eine Feine Partei 
tepräfentiren, dem Volke felbft aber fremb find und bleiben. Kür diefen übelſtand gibt Das 
conſtitutionelle Syſtem das Heilmittel in dem der Krone ertheilten Recht der Kammeraufld- 
fung. Sobald der Regent zu der Überzeugung oder dem Glauben gelangt, daß vie Stände⸗ 
derſammlung ven wahren Willen des Volkes nicht ausdrücke, iſt er berechtigt, jene aufzuldfen, 
neue Wahlen anzuorbnen und foldergeitalt das Volf zu wieberholter freier Sinnes⸗ und Wil- 
lensänferung aufzuforbern. ine weiſe, gleihmäßig auf das Interefle des Volkes wie auf 
bad der Regenten berechnete Beſtimmung! Denke man ſich z. B. den Fall, daß das Volk bei 
den Bahlen ſich träge, und theilnahmlos benommen, daß es durch eine thätige und ehrgeizige 
Partei der freien Stimmgebung fi) habe berauben laffen; ; e8 könnte, zur beffern Einfiht und 
Reue gelangt, ohne eine Kammerauflöfung für die ganze Dauer des Mandats feiner falfchen 

Vertreter dieſer nicht entlebigt werben, Die Regierung. aber fähe fich, falls fie ven wahren Volks⸗ 
wünſchen nachzukommen ſich beſtrebte, duch die Ständeverſammlung an Durchführung ihrer 
Plane gehindert und müßte auf) in dem Valle, daß ihre Anficht die richtigere, ihre Abficht die 
beifere, ihre Mittel die wohlthätigern wären, die Realiſtrung ihrer Wünfche fpätern Zeiten 
überantworten. Neben dem Zwecke, bie Wahrheit und Treue der Volkörepräfentation zu bes 
fordern, kann, wenn die Stänbe.mehr Gewalt Haben wiein Deutfchland, und wenn namentlich 
nicht des Fürften und des Volkes vereinter Wille zu Befchlüffen nöthig ift, auch daß ein Zweck der 
Cenſtitnirung der Auflöfungäbefugnif fein: Übergriffen einer Abgeorpnetenverfammmlung, 
gleigniel ob dieſe das Volk in Wahrheit vertrete oder nicht, Halt zu gebieten und dergeſtalt 





I) Weiteres über bie Belenerung und auch bie eiteratur ſ. in dem Art. Steuerweſen. 
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die Ständeverfannlung vom Streben nad) Machtvollkommenheit ferugubalten. Benjamin on: 
ſtant drückt fich über diefen Gegenſtand (,Considerations sur les constitutions“; deutſch 
von J. 3. Stolz, Bremen 1814) alfo aus: „Eine Verſammlung, die Niemand zu zügeln 
vermag, ift von allen Mächten die verbiendetfte in ihren Bemegungen; jie ſtürzt ſich in die größ- 
ten Wiperfprüche und Ausihweifungen.... ine Berfammlung, deren Macht unbejchräntt 
wäre, würde gefährlicher fein als Berfammlungen des ganzen Volkes... Die Auf Idjung der 
Verfammlung {ft das einzige Rettungdmittel; ; fie ift nicht, wie man behauptet bat, eine Belei⸗ 
digung für Bas Volk, fie ift im Gegentheil, wenn die Wahlen frei find, ein Aufrufan feine 
Rechte zu Gunften feiner Intereſſen.“ Wahr!‘ Gleichwol fagen wir, daß die Kammieraufld: 
fung eine Beleidigung für das Volk fein koͤnne und, da Die Handhabung des Syflend Menſchen 
anvertraut ift, welche ſich nach ver Schwäche ihrer Natur leichter von den Leivdenfchaften der 
Eitelkeit, Selbſtſucht und des Ehrgeizes als von der Bernunft leiten lafien, in ſehr häufigen 
Fällen eine Beleivigung für das Volt if. Der König foll Die Kammer auflöfen, fobald die 
Mepräfentatiogemalt ſchädlich wird; wer bürgt dafür, daß er fie nicht auch auflöfe blos wegen 
perfönlicher Gereiztheit gegen einzelne Glieder, oder aus Willfür und Laune? Das Heilmittel 
der Rammerauflöfung erfobert eine gewiffenhafte und norjidtige Anwendung; leichtfertig be: 
nugt, misbraucht, bringt e8 Leicht Verderben. Die Geſchichte weift dies in vielen Beifpielen 

nah. Denke man nur an dad traurige Schiefal Karl's I. von England! Diefer Monarch 
loͤſte gleich das erfte nach feinem Regierungsantritt zufanmenberufene Parlament auf, weil 
baffelbe ſich weigerte, ihn in dem Kriege gegen Spanien und Ofterreich zu unterflügen; er that, 
wegen Fortdauer jener Kargheit und Unfolgſamkeit, Daſſelbe mit einem zweiten, dritten und 
vierten; regte aber hierdurch, fowie freilich auch in gleichem over höhern Grade durch feine 
firglige Tyrannei, den Unwillen des Volkes dermaßen auf, daß dieſes den Monarchen zur 
Berufung eines fünften Parlaments zwang , welches den Träger der Majeftät nach dem Aus: 
ſpruche eines fogenannten Juſtizhofs dem Henker übergab! (30. Ian. 1649.) Grommell, 
der Protector, löfte das Parlament zwei mal auf, ber Reftaurationsfönig Karl II. vier mal: 
Beide aus felbftfüchtigen Abfichten, ohne jevod dafür zu bügen. Englands Freiheit war ba: 
mals noch nicht gefeftet ; e3 gefhah dies erft mit der glorreichen Revolution von 1688. Von 
nun an wurde größere Scheu getragen, dad Volk ohne Noth aufzuregen; ed wurde mit Achtung 
behandelt. Wir denken nämlid an das britifche Wolf, dies ausermählte des Erdthells. Denn 
auf dem ganzen Gontinent von Europa war damals die koͤnigliche Gewalt unbeſchränkt und 
nicht mehr. bemüht, bie Kreiheiten der Gemeinen zu befhlgen, weil fie die Hülfe ver letztern 
gegen bie nunmehr auch gebändigte Ariftofratie nicht mehr nöthig hatte. Wie anders in Eng: 
land! Glücklicherweiſe erkannten die Könige aus dem Haufe Hannover den Unterſchied zwi⸗ 
ſchen der politifchen Stellung Englands und des Continents; glüdklicheriveife erkannten fie, daß 
ben. Briten, deren Intelligenz, Rechtsſinn und Entfhlofienheit Ehrfurät erregte, nicht mit den 
Marimen des Beftllandes begegnet werben dürfe. Deshalb hört man au von ba an wenig 
mehr von grundlofen Parlamentsauflöfungen. Legtere mochten indeß feit dem Jahre 1716 
vom Volke felbft oft gemwünfcht werben. In gedachtem Sabre war nänlid, nicht im Intereffe | 
der Sreiheit, fondern in dem ber Regierungsgewalt, deren Stärkung damals, bei der Furcht 
vor des Prätendenten weitausſehenden Unternehmungen, für nöthig erachtet wurbe, die bishe- 
rige dreijährige Dauer der Parlamente durch Georg I. und deſſen Minifter Robert Walpole 
auf eine fiebenjährige erhöht worden. Seitvem wurde wieberholt gefühlt, daß vie Parlaments: 
dauer eine zu lange fei, ohne daß feither folhem uͤbelſtande durch die Gefehgebung abgeholfen 
worden wäre. Statt deffen gerieth die Krone auf das Heilmittel, die Parlamente nicht die volle 
geiegmäßige Zeit verfammelt zu laflen, fondern fie, blo8 ihrer langen Dauer wegen, ein ober 
zwei Jahre vorher aufzulöfen. Dergeftalt wurde es nad und nad zur Seltenheit, daß ein 
Parlament eines natürlihen Todes abging. Unter Georg IV. geſchah es einmal (1826), daß 
das Parlament blos deswegen aufgelöft wurde, damit vie untern Volksclaſſen dur die mit 
den Wahlen verbufdenen Zerftreuungen und Feſtlichkeiten in eine beffere Stimmung verfegt | 
würden. Diefe harmlofe Auflöfung beleinigte natürlich Riemanden, wie in England über: 
- haupt wegen der vielbeflagten Siebenjährigfeit jede Auflöfung Freube erregt, da mitihr der 
Bürger an feine angebliche politifche Wichtigkeit erinnert wird. Die merfwürvigfte Bar: 
lamentsaufloͤſung, die feit Wilhelm IE. in England vorgefommen, ift die von Wilfelm IV. 
41831 zu Bunften der Reformbill ausgeſprochene. Als nämlich dieſer König fah, daß mit vem 
damals beſtehenden Unterhaufe nie Reform nicht durchzuſetzen fei, die Reform, welche von dem 
ganzen Volke mit lauter Stimme begehrt wart, begab er fi am 22. Ari ind Parlament, um 
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Amprorogiren, „in ber Abſicht, eq unvermweilt aufzulöien, um über bie Meinung feines Vol⸗ 
ta ih Gewißheit zu verſchaffen“. Das war föniglihe Weisheit! Das Volk antwortete mit 
AIbelrufen, dann nıit Wahlen, welde, troß der ungeheuerften toryſtiſchen Gegenftrebungen, 
Bunften er Reform entſchieden und damit für Altengland eine neue Periode des parlamen- 
iariſchen Lebens eröffneten. Daß nad Sanctionirung der Reformbill eine Auflöjung des Par- 
laments erfolgte, Tag in der Natur. ver Sache, weil nunmehr bad neue Geſetz in Wirkjamkeit 
treten mußte. 
Den ſprechendſten Beweis von der Unentbehrlichkeit ver Auflöfungsbefugnig für Errei- 
Sing des Staatszwecks gibt die Geſchichte Frankreichs in der erften Zeit ver Reftauration. 
Damald herrſchte die „brennende, vie „unauffinnbare” Kanımer, die da „Eöniglicher fein 
wollte ald des König’, unumfchränft über ganz Frankreich, jeden Tag ihres Beftebend mit 
Handlungen ded Wahnfinnd und der frehen Rechtsverachtung bezeihnend. Der König, ber 
Hof, die conftitutionelle Regierung — Alles beugte ſich vor ihr, die felbft wieder von ben Ultras 
auber dem Haufe, von der fogenannten „‚gebeimen Regierung’ die Richtung empfing. Keine 
Hofuung war vorhanden, daß ſolche ſchmähliche Gonventätyrannei endigen werde, vielmehr 
fonate man faft mit Sicherheit vorausfehen, daß die Reactiondbeftrebungen ver Kammer ihr 
Ziel erreichen und das Rand abermals in das Unglüd des Bürgerkriegs und ver Anarchie flür: 
ja wurden. Alle Rechtlichen trauerten, dad ganze Volk klagte. Da entſchloß fi der König, 
tch den Minifter Decazes beftimmt, zur Auflöfung der Kammer durch Orbonnanz vom . 
5. Sept. 1816. Ein ſchwerer Schritt für den kranken ſchwachen Greis, da er ihm bie ganze 
Ehar der Ultras, morunter feine theuerften Angehörigen fich befanden, zum Feind machte; 
cher ein Fönigliher Schritt, ber dad Land vom Verderben rettete, Durch diefe Auflöfung 
hurde die von der rafenden Verſammlung niedergetretene Charte wieder in Herrſchaft gejegt 
md befeftigt, dem Bürger dad Vertrauen auf Handhabung des Geſetzes zurüdgegeben, dad 
aufgeregte zagende Volk beruhigt und für Frankreich eine neue glüdlichere Periode des öffent: 
lichen Lebens eröffnet. Anders verhielt es fi mit den Kammıerauflöjungen unter dem Mi- 
niftertum Villele. Diefelben waren nicht auf das Beſte des Volkes berechnet, ſondern follten 
nur dazu bimen, ben Minifter am Ruder zu halten. Der erfle Verſuch Villele's glückte; denn 
nah der Auflöfung vom 20. Dec. 1825, wegen des Widerſtandes der Bontreoppofttion aus- 
gefprogen, gingen aus den Wahlurnen 410 Royaliften und 19 Liberale hervor. Das Boll 
war damals durch den ſpaniſchen Feldzug ganz verblendet und unbebingt für die Regierung 
gemonnen, weil diefelbe einen Sieg, wenn auch den bejammernsmürbigften, erfochten. 
Aber die Verblendung hörte wieder auf, und felbft in der dem Minifter anfangs volllommen 
ergebenen, jegt fiebenjährigen Kammer minderte fih im Lauf der Jahre die Zahl der . 
Riniteriellen. Villele, obwol noch im Bejige einer flarfen Majorität, gewahrte es mit 
Säreden und Löfte fofort die Kammer auf (5. Nov. 1827). Aber diefer tollfühne zweite Ver- 
ſuch fiheiteete. Denn das Volk war in der Schule ver lehten Jahre belehrt worben, daß Die 
Bortfegung des Villele'ſchen Syftems Frankreich verderben müffe; es war deshalb ſowol gegen 
den Rinifter — der König felbft, Karl X., warb über feinem Stellvertreter vergeffen — als 
gegen die ihm ergebene Kammer in einem innern Aufrubr begriffen und freute ſich der ihm ge- 
boten Gelegenheit, ven Fehler von 1823/24 wieder gutzumachen. So flel denn die Map- 
tegel, durch. welche Die größte Verachtung des Volkes ausgeſprochen war, indem nämlich Villele 
feine hoffnung einzig auf Beſtechung ver Wähler, das Hufgebot ver Beamten, überhaupt auf 
Umtriebe und Gewalt fegte, gegen ven Willen ihres Urhebers zum Beſten des Volkes aus und 
bracht jenem den Untergang. Wichtiger und folgenreiher war vie Rammerauflöfung vom 
16. Ni 1830 aus Anlaß jener bekannten Adreſſe ver 221, welche dem Könige fagte, „daß vie 
einſtimmung der politifchen Abſichten ver Regierung mit ven Wünfchen des Volkes nicht 
N "(18. März). Denn die infolge der von Karl X. nunmehr audgefprochenen Aufld- 
Ing angeordneten Wahlen fielen erftli auf ſämmtliche 221 Votanten für die Adreſſe und 
uerdem auf andere Liberale. Es war bie verbiente Strafe dafür, daß der verblenbete Mo- 
ach den wohlmeinenden Rath, bie ernfle Mahnung ver Volksvertreter verachtet hatte. Daß 
die Auſlöſung dieſer letztgewaͤhlten Kammer (durch eine ber ſechs Juli-Ordonnanzen), bevor bie: 
Klbe noch verfammelt getvefen, jene glorreiche Erhebung des Volkes von Paris bewirkte, in deren 
holge der bourbdniſche Thron flel, iſt bekannt. . Der ſtaatskluge Ludwig Philipp gab viel- 
leht das beſte Beiſpiel, wie Die Krone die Prärogative der Kammeraufloͤſung zu gebrauchen 
- Denn anflatt je durch eine der Auflöfungen, die er anorbnete, Unwillen zu erregen, be= 
ſtünete er durch dieſelben, wenn fie auch einzig auf feinen Vortheil berechnet waren, jeweils 
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die Überzeugung, daß fle nur im Intereffe der Freiheit gefhehen feten, welche nãmlich durch mög- _ 


lichſt Häufige Berufung an den unmittelbaren Volklswillen nur gewinnen koͤnne. Nach Ver- 
werfung bed Disjunctiondgefeges (7. März 1837) rieth Guizot eine Kamnmierauflöfung an, 
ohne jedoch den König für dieſe Maßregel zu gewinnen. Denn Ludwig Philipp bedachte, daß 


in jenem Augenblide die Auflöfung einen ungünftigen Einprud hervorbringen mußte; weiler 


aber ſelbſt nichts ſehnlicher wünſchte als Befreiung von ver vamaligen Kammer, fo verſchob er 
den im Stillen beſchloſſenen Act, bis er durch die am 9. Mai 1837 ertheilte allgemeine Amneſtie 
für alle politiſchen Gefangenen und die Siegesberichte aus Algier das Volk günſtig für ſich ge⸗ 
flimmt hatte (A. Ort. 1837). Jetzt konnte die Auflöfung gefahrlos gefhehen; jegt brachte fie 
ber Regierung Vortheil. 


In Deutſchland kommen in der kurzen Zeit ded Beftehens des conftitutionellen Syſtems bie | 
meiften Beifpiele von Rammerauflöfungen auf. Der Grund tft einfach ver: Während in ven 
feiern Staaten England und Frankreich den Regierungen, wenn fie ji} in ver Alternative bes 

. finden, entweder die Kammer aufzuldfen over das Mintfterium zu entlaffen, das Erſte wegen zu 
befürchtender Volksaufregung immer bedenkllicher ſcheinen muß als das Zweite, fo iſt in Deutſch⸗ 


land das Umgekehrte der Fall. Hier iſt eine Miniſterveränderung etwas Ungeheueres, während 





die Heimſchickung einer Deputirtenkammer für etwas ganz Harmleſes gilt. Weiß man doch, | 
daß die guten Bürger ſich von neuem, fo folgfam wie vorher, zu ven Wahlen einfinden und, 


wenn vielleicht auch anfangs zu Oppoſitionswahlen geneigt, ven Einwirkungen der Beamten 


und Einflüfterungen freiwilliger Serviler zulegt erliegen werden. Schon der Umftand, daß in 


Deutfhland die Minifter nicht auf parlamentarifhem Wege zu ihren Poften gelangen, dann 
die Nothwendigkeit ver Benftonirung jener Staatöbiener, die in jenen Staaten gleihfall8 nit 
Rattfinvet, erfchwert ſolche Veränderungen. Dann aber widerſtrebt e8 vem Stolze mander Für: | 


fen, ein Individuum, das fie einmal durch ihren Gnadenblick aus der Reihe der Menſchen ber: 
Sorgehoben, dem Willen einer bürgerlihen Kammer zu opfern; mag in dieſem Falle ein 


Miniflerium noch fo oft in der Kammer erliegen und aus noch fo gerechten Urſachen, ver Fürſt 
behält feine gefchlagenen Diener bei, tröftet jle über Die erlittene Unbill und ſchickt vie Kammer, 
nachdem er ihr eine Strafpredigt wegen ihrer Unfügfamfeit gehalten, nach Haufe. Daß end: 


lich ein deutfcher Minifter, wenn er die Maiorität gegen fi hat, feine Stelfe felbft aufgebe, um 
eine Auflöfung zu erfparen, ift bei Manchem zu viel verlangt. Diele lieben das Miniſter⸗ 
portefeuille zu ehr, als daß fie daſſelbe aus reiner Empfindlichkeit über Angriffe bürgerlicher 


Schreier aufgäben,, und mas den Punkt ver Ehre betrifft, jo glauben fte Teicht darüber hinweg⸗ 


feben zu dürfen, da ihnen ja immerhin ihre Standes- und Cavallersehre bleibt, Hinter der die 


Schätzung der Öffentlihen Meinung weit zurückſteht. Dahin, daß das Miniftertum, wenn | 
es die Majorität gegen fich hat, regelmäßig zum Rücktritt ſich bereit zeigt, wir es bei ung frei= 
lich noch lange nit kommen; es kann aber von einer wahren Gerrſchaft des conflitutionellen 
Syſtems, welche die Herrſchaft der Öffentlichen Meinung ift, nicht vie Rede fein, folange die 
Regierungen den Willen ver Kammern hicht beachten und dieſe allemal aufldjen zu pürfen glau: 


ben, wenn die Majorität ih gegen fie erlärt. 
So oft eine Rammerauflöfung aus leichtfertiger Urſache erfolgt ift, verrät es gleich großen 


politiſchen Unverftand wie Feigheit, wenn die Wähler aus Rückſicht auf ven Regierungdmwillen 


von den frühern Abgeoroneten abfallen, wie e8 nad) ver Auflöfung des Landtags von 1822, 


aber nicht 1841 in Baden gefhah. Möchten doch die Bürger erkennen, daß fle ihr Heiligfted 
Recht mit Füßen treten und dadurch vor aller Welt ſich verächtli machen, wenn fie bei den 
Wahlen durch Rückfichten, flatt durch ihre Überzeugung fich leiten laſſen! Möchten aber auf 
bie Regierungen erfennen, daß ihr und ded Volkes Wohl nur vereint erfirebt werden kann, daß 
dies aber nimmer gefchieht, wenn fie ihre Prärogative misbrauchen. Weiſe angewenpet mag 
eine Rammeraufldfung zwar zuweilen eine Partei im Volke verlegen (tie die Auflöfung im 
Jahre 1816 die Ultras in Wuth brachte), nie aber dad Volk felbft; dieſes wird vielmehr über | 


eine im Geiſt des conftitutionellen Syſtems ausgeſprochene Auflöfung als über eine im Inter: 


effe feiner Freiheit geſchehene koͤnigliche Handlung ſich freuen und dann voll ftolgen Selbfige: 


fühls zur Ausübung feines Wahlrechts ſchreiten. H. v. Rotteck. 





Aufſchlag iſt der deutſche Ausdruck für Acciſe (ſ. d.) und wird Heute noch in Baiern da⸗ 


. für gebraucht. Rau in feinen „Grundſätzen ber Finanzwiſſenſchaft“ („Lehrbuch ver politiſchen 
Ökonomie”, Bo. 3) bedient fid; ebenfalls dieſes Worts, z.B. Bierauffchlag (Malzaufſchlag in 
Baiern), Weinaufſchlag, Tabacksaufſchlag, Fleifhauffglagu.f.w. Die Reichsgeſetze verſtanden 
darunter nicht nur Verbrauchsſteuern, ſondern auch eine Reihe von Abgaben, welche bei dem 
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Sumiport und der Lagerung von Waaren erhoben wurden, 3.8. Weggelver, —— Lager- 
und Rarktgelder. Mit Aufichlag gleichbeveutend ift Impoſt. K. Mathy. 
Aufſehende Gewalt, Aufficht. Eigentlich gibt es gar kein beſonderes Hohrlorech der 
aufſehenden Gewalt. (S. Hoheitsrechte.) Das Recht, ſoweit dadurch fein rechtsverletzender @in= 
grif in ven Kreis bloßer Privatverhältniffe ftattfindet, überall im Staate zuzufehen und Aus⸗ 
kunft zu verlangen , ift ein weſentlicher Beftanpthell ver Ausübung aller Hoheitsrechte, von 
denen ja keins ind Blinde ausgeübt werben foll. Will man aber aud) von einem befonvern Ho: 
beitörehte per aufſe henden Gewalt ſprechen, fo darf man es doch nicht Über ven ſoeben bezeichne: 
ten Inhalt ausdehnen. Man darf nicht etwa mit vem Namen dieſes falſchen Schufbegriffs over 
unter dem Vorwand des Auffichtörechtö die Befugniß materieller beliebiger Beſchränkungen der 
Sreiheitörehte der Bürger und ein Recht des beliebigen Brlaubnißbeftätigend oder Verbietens 
einführen wollen. Denn jedes Zugeſtändniß rechtlicher verfaffungsmäßiger Kreiheit, ver poll: 
tiißen, der perfönlichen, der Eigenthumsfreiheit, würde fa dadurch zur wahren Lüge. Diefe 
Rechte wären einem an fich grenzenlofen Belieben ver Mintfter preisgegeben, was in ver That 
nur hei den rohen Rechtsbegriffen und dem Mangel an wahrer Rechtsachtung und conftitutio= 
neller Bildung mancher veutfchen Juriften und Staatsmänner eine Rechtfertigung finden könnte. 
Hiermit follen nicht alle befondern Rechte ver Betätigung, ver Aufficht, des Verbots u. f. w., 
welche viele Inriften (fo z.B. auch Klüber „Offentliches Recht”, 6.358 fg.) unter dem allge: 
zrinen Titel der auffehenden Gewalt aufführen, an fi unbebingt vertworfen werben. Nur 
müffen dieſelben aus andern Hoheitsrechten, 3. B. aus dem ver Polizet, der Juſtiz u. f. w., ihre 
riätige Begründung und mit ihr auch ihre Orenzen erhalten. Welcker. 
Aufwandgeſetze, ſ. Luxusgeſetze, Luxusſteuern. 
onfeſſion, f. Reformation. 
abe, ſ. Budget. 

Ausgangszoll, f. Zoll. 

Ausglei 8 oder uͤbergangsabgaben.. Der Zollverein gewährt feinen Gliedern 
ven freien Verkehr untereinander, alfo einen freien, großen, innern Markt, vie erſte Bedingung 
für eine gemeinfame Leitung ded auswärtigen Handeld und für eine gefunde Entwidelung ver 
Production und Vertheilung der Güter. Der freie Verkehr befleht darin, daß mit dem @intritte 
eined Staatd in den Verein die Erhebung von Ein=, Aus: und Durdigangsabgaben an ven ge: 
meiniamen Landesgrenzen dieſes Staatd und ber übrigen Vereinäftaaten aufhört, und daß alle 
im freien Verkehre des einen Gebiets bereits befinnlichen Gegenftände frei und unbeſchwert in 
dad Gebiet der andern Glieder gegenfeitig eingeführt werben dürfen. 

Diefe Freiheit des innern Verkehrs unterliegt jedoch zur Zeit noch einigen Beſchränkungen, 
melde die Krife des Zollvereins im Jahre 1852 überdauert haben-und in die neuen Verträge 
vom Jahre 1853 theilmelfe übergegangen find. Hiernach bleibt die Einfuhr verboten für Ge⸗ 
genftände der Staatdmonopolien: Salz und Spieltarten. Früher waren vom freien Verfehre 
ferner noch ausgeſchloſſen: Gegenftänve, deren Einfuhr durch Erfindungspatente over Privile⸗ 
gien unterfagt iſt und daher, folange legtere noch In Kraft find, nicht geftattet werben kann. 

Diefes Verbot ift aus den Verträgen von 1853 verſchwunden, infolge ver Übereinkunft vom 
21. Sept. 1842 wegen Ertheilung von Erfindungspatenten und Privilegien. Hiernach darf die 
Ertheilung von Patenten niemals ein Redyt begründen, die Einfuhr folder Gegenftände, wenn 
ſolde mit dem patentirten übereinflimmen, over den Verkauf und Abſatz derſelben zu verbieten 
oder zu beſchränken. Ebenſo wenig darf dadurch dem Patentinhaber ein Recht beigelegt werben, 
den Gebrauch oder Verbrauch von ſolchen Gegenſtänden, wenn fle nicht von ihm bezogen oder 
sit feiner Zuftimmung anderweitig angefchafft find, zu unterfagen, Mit alleiniger Ausnahme 
rd allg, wenn von Maſchinen und Werkzeugen für vie Fabrikation und ven Gewerböbetrieb, 
nicht abet von allgemeinen, zum Gebrauche und Verbrauche des größern Publicums beſtimmten 
Sandeldartifeln die Rede ifi. Endlich wird die Einfuhr nur gegen Entrichtung einer Abgabe 
zeſtatet: für gemiffe, im Innern der contrahirenden Staaten mit einer Steuer belegte inlän- 
tiihe Erzeugniffe. Dieſe Abgabe nennt man Übergangd- oder Ausgleichungsabgabe. Anfäng: 
Is ſcheint bie Abſicht geweſen zu fein, daß bie Einführung einer gleihmäßigen innern Steuer 
genugen folfe, um den Übergang von dem einen in den andern der betreffenden Staaten frei zu 
nocen. Bald aber trat die weitere Bedingung hervor, daß die gleichmäßige Steuer auch für ge= 
neinſchaftliche Rechnung erhoben und ebenfo wie die Zoflgefälle vertheilt werben müffe, wenn 
Ye Belaſtung des Verkehrs aufhören foll. Diefes Verhältniß glaubte man durq die Venen⸗ 

Staata⸗Lexiton. II. 





7? Ausgleichungs · oder Übergangsabgaben 
nung Ausgleichungsabgabe deutlicher zu bezeichnen, als durch die früher übliche Benennung 


Übergangsabgabe. 
"Der Vertrag über Fortdauer und Eriveiterung des Zoll- und Handelövereind vom 4. April 
4853 beftimmt hierüber Folgendes: 

Art. 11. In Beziehung auf diejenigen Erzeugniſſe, welche in ben einzelnen Vereindftaaten 
theild bei ihrer Hervorbringung oder Zubereitung, tbeild unmittelbar bei ihrem Verbrauche 
nit einer innern Steuer belegt find, wird ed von ſämmtlichen contrahirenden Theilen als wün⸗ 
ſchenswerth anerkannt, Hierin eine Übereinflimmung ver Gefeggebung und der Befleuerungs- 
fäge in den Vereinsſtaaten thunlichft hergeftellt zu jehen, und e8 wird aud ihr Beflreben auf 
SHerbeiführung einer ſolchen Bleihmäpigfeit, insbejondere durch Bereinigung mehrer Staaten 
zu gleichen innern Steuereinrihtungen, mit oder ohne Gemeinſchaftlichkeit der Steuererträge, 
gerichtet fein. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, follen Hinfichtlih der vorbemerkten 
Steuern und des Verkehrs mit ven davon betroffenen Gegenftänden unter ven Bereinsflaaten, 

ur Vermeidung der Nachtheile, weldhe aus einer Verſchiedenartigkeit der innern Steuerfgftene 

berhaupt und namentlih aus der lingleichheit der Steuerfäge ſowol für die Producenten als 
für die Steuereinnahme der einzelnen Vereinsſtaaten erwachſen können, abgejehen von ber 
Befteuerung des im Umfange des Zollvereind erzeugten Rübenzuders, weshalb auf die befon: 
ders getroffenen Vereinbarungen Bezug genommen wird, folgende Grundfäge in Anwendung 
kommen: 

J. Hinſichtlich der ausländiſchen Erzeugniſſe. Von allen Erzeugniſſen, von welchen auf 
die in der Zollordnung vorgeſchriebene Weiſe dargethan wird, daß ſie als ausländiſches 
Ein- oder Durchgangsgut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehoörde des Vereins 
bereits beſtanden haben, oder derſelben noch unterliegen, oder von welchen, dafern ſie zu den tarif⸗ 
mäßig zollfreien gehören, durch Beſcheinigungen der Grenzzollämter nachgewieſen wird, daß fie 
vom Auslande eingeführt worden ſind, darf keine weitere Abgabe irgend einer Art, ſei es für 
Rechnung des Staats oder für Rechnung von Communen over Corporationen, erhoben werden, 
jedoch, was das Eingangsgut betrifft, mit Vorbehalt derjenigen innern Steuern, welche in einem 
Bereinsftaate auf die weitere Verarbeitung ober auf weitere Bereitungen aus foldhen Erzeug: 
niffen, ohne Unterſchied des auslandifchen, inländiſchen oder vereinslänpifhen Urſprungs, all: 
gemein gelegt jinv. | 

1. Hinſichtlich der inländifchen oder vereinsländiſchen Erzeugnifle. 

1) Bon den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenſtänden, welche nur durch einen Vereins: 
flaat tranfitiren, um entweber in einen andern Vereinsſtaat oder nad) dem Auslande geführt zıf 
werben, dürfen innere Steuern weber für Rechnung des Staats, noch für Rechnung von Com⸗ 
munen oder Gorporationen erhoben werben. 

2) Jedem Vereinsſtaate bleibt e8 zwar freigeftellt, die auf der Hervorbringung, der Zube: 
teitung oder dem Verbrauche von Erzeugniffen ruhenden innern Steuern beizubehalten, zu ver: 
ändern oder aufzuheben, fowie neue Steuern diefer Art einzuführen, jedoch follen a) dergleichen 
Abgaben für jegt nur auf folgende inländiſche und gleihnamige vereinsländiſche Erzeugniffe, 
als: Branntwein, Bier, Eifig, Malz, Wein, Moft, Cyder (Obftwein), Tabad, Mehl und an: 
dere Müblenfabrikate, desgleichen Backwaaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren und Fett, gelegt werden 
dürfen. Auch wird man fi b) foweit nöthig über beſtimmte Säge (bis jegt die preußifchen) 
verftändigen, deren Betrag bei Abnıeffung ver Steuern nit überfchritten werden. foll. 

3) Bei allen Abgaben, welde in dem Bereiche der Vereinsländer hiernach zur Erhebung 
fommen, wird eine gegenfeitige Gleichmäßigkeit ver Behandlung bergeftalt flattfinden, daß das 
Erzeugniß eines Vereinsſtaats unter feinem Vorwande höher oder in einer läfligern Weife als 
das inländifche oder ald dad Erzeugniß der übrigen Vereindftaaten befteuert merven darf. In 
Gemäpheit dieſes Grundſatzes wird Folgendes feſtgeſetzt: a) DVereinöftaaten, welche von einem 
inländiſchen Erzeugniffe feine innere Steuer erheben, dürfen auch das gleiche vereinsländiſche 
Erzeugniß nicht befteuern. Jedoch ſoll ausnahmsweiſe ..njenigen Vereinsflaaten, in welden 
fein Wein e®eugt wird, freiftehen, eine Abgabe von dem vereindländifhen Weine nach den be- 
fonderd getroffenen Verabredungen zu erheben. b) Diejenigen Staaten, in welden innere 
Steuern von einen Gonjunmtiondgegenftande bei dem Kaufe oder Berfaufe over bei ver Ver⸗ 
zehrung veflelben erhoben werben, dürfen viefe Steuern von den aus andern Vereinsſtaaten 
herrührenven Erzeugniffen ver nämlichen Gattung nur in gleicher Weiſe fodern; fie können da⸗ 
gegen die Abgabe von den nad andern Bereinsftaaten übergehenven Begenfländen unerhoben 
oder ganz oder theilweife zurückgeben laſſen. c) Diejenigen Staaten, melde innere Steuern auf 


% 
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Ye Semorbringung oder Zubereitung eined Gonfumtiondgegenftanves gelegt haben, können 
ven gefeplihen Betrag derfelben bei ver Einfuhr aus andern Vereinsſtaaten volf erheben und 
kei ver Ausfuhr nach diefen Staaten tHeilmeife oder bis zum vollen Betrage zurüderftatten 
isffen. (Das Nähere für den jegigen Stand der Steuergefehgebungen und für den Fall kimf: 
figer Beränderungen wir beſonders verabredet.) d) Soweit zwiſchen mehren zum Sollvereine 
schörigen Staaten eine Bereinigung zu gleichen Steuereinrichtungen befteht, werben dieſe Staa⸗ 
ten In Anfehung der Befugniß, die betreffenden Steuern gleichmäßig auch von vereinsländifchen 
Grirugniffen zu erheben, als ein Ganzes betrachtet. 

4) Die Erhebung der innern Steuern von den damit betrofferien vereinsländifchen Gegen⸗ 
Rönden foll in der Regel in vem Lande des Beſtimmungsorto ftattfinden, inſofern folche nicht, 
rad befondern Vereinbarungen, entweder buch gemeinfähaftliche Hebeftellen an den Binnen: 
grenzen oder im Lande ver Verfentung für Rechnung des abgabebereihtigten Staats erfolgt. 
Aug follen die zur Sicherung der Steuererhebung erfoderlichen Anordnungen, ſoweit fie die 
bei der Berfendung aus einem Vereinsftaate in den andern einzuhaltenden Straßen und Gon- 
trolen betreffen, auf eine den Verkehr moͤglichſt wenig beſchränkende Weiſe und nur nach gegen: 
yitiger Berabrebung, auch, dafern bei dem Transporte ein britter Vereinsftaat berührt wirh, 
aut unter Zuſtimmung des legten getroffen werben. 

5) Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Kommunen oder Corporationen, ſei es 
vırh Zufhläge zu den Staatöfteuern over für ſich beſtehend, foll nur für Gegenſtände, die zur 
dellichen Conſumtion beftimmt find, nad) den deshalb getroffenen befondern Vereinbarungen 
bewilligt werden, und es jollen dabei die vorftehend unter IL, 2, b gegebene Beftimmung und der 
uter II, 5 ausgefprodhene allgemeine Grundſatz wegen gegenfeitiger Gleichmäßigkeit ver Be: 
handlung der Erzeugniffe anderer Vereindflaaten ebenfo wie bei den Staatöfteuern in Anwen: 
tung fomnıen. 

Dom Tabak pürfen Abgaben für Rechnung von Communen oder Gorporationen überall 
nicht erhoben werben. 

6) Die Regierungen der Vereinsſtaaten werden ſich gegenjeitig a) was die Hier in Rede 
tehenden Staatöfteuern betrifft, von allen noch gültigen Befehen und Verordnungen, ferner 
von allen In der Folge eintretenden Veränderungen, forte von ven Gefegen und Verordnungen 
uber neu einzuführenve Steuern, b) binfichtlich der Gommunal: u. f. m. Abgaben aber darüber, 
in welden Orten, von melden Communen oder Corporationen, von welchen Gegenftänden, in 
neigen Betrage und auf welche Weife viefelben erhoben werden, vollfländige Mitthetlung 
machen. 

Dies ſind die Beſtimmungen, welche verhindern, daß einzelne Glieder des Vereins den freien 
Verkehr nicht durch beſondere Belaſtung ausländiſcher oder vereinsländiſcher Erzeugniffe neben 
den allgemeinen Zollgefällen und innern Verbrauchsſteuern beeinträchtigen, und daß die Ver⸗ 
ſtiedenheit in der innern Beſteuerung nicht größer werde. Ser ausgeſprochene Wunſch und 
daz Streben, eine Gleichmäßigkeit der innern Steuereinrichtungen insbeſondere durch Vereini⸗ 
gung mehrer Staaten herbeizuführen, bethätigte ſich ſchon vor der Erneuerung der Zollvereind- 
verträge in dem zwifchen Preußen und Hannover am 7. Sept. 1851 abgefihloffenen Vertrage 
über die Bereinigung des Steuervereind mit dem Zollvereine, wonad in Hannover von inlän- 
diem Tabad und Wein diefelben Steuern erhoben werben follen, welchen dieſe Gegenſtände 
in Preußen und den dieferhalb mit Preußen im Verbande ſtehenden Staaten unterliegen; ver 
Verkehr mit Wein und Tabad in allen diefen Staaten iſt frei, und bei dem übergange aus an- 
km Vereinsſtaaten wird die nämliche Abgabe, welcher dieſe Erzeugniffe jest in Preußen unter: 
legen, für gemeinfchaftliche Rechnung erhoben. Auch die Branntweinfabrikation befteuert 
Gannever zu gleichen Sägen und in gleicher Weife wie Preußen und die Ausfuhrvergütung 
ar mländiſchen Branntwein wird beiderſeits gleihmäßig beftimmt ; doch bleibt e8 beiden Thei— 
len vorbehalten, nad; Mafigabe der im Zollvereine beſtehenden Grundfäte von übergehendem 

dtanntwein und Bier (in deſſen Veſteuerung Hannover nicht beſchränkt iſt) die Übergangs⸗ 
abgabe zu erheben. Gleichzeitig mit ben Zollvereinövertrage, am A. April 1853, wurbe auch 
kt Vertrag som 8. Mat 1841 zwiſchen Preußen, Sachfen und ven thüringiſchen Staaten über 
die gleiche Befteuerung innerer Erzeugniffe erneuert und zwiſchen dieſen Stanten und Hannover, 
Kırhefien, Vraunſchweig und Oldenburg ein Vertrag Über die gleiche Befteuerung von Wein 
und Tabad, ſowie den gegenfeitig freien Verkehr mit diefen Artikeln und die Gemeinſchaftlich⸗ 
kit der Übergangenbgaben von venfelben gefchloffen. | | 
3 “ 
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Endlich wurden auch in ven Hanbeld= und Zollvertrag mit Hſterreich vom 19. Febr. 1855 
die Beſtimmungen aufgenommen, wonach innere Abgaben die Erzeugniſſe der contrahirenden 
Staaten unter feinem Vorwande höher oder in läfligerer Weife treffen bürfen, als vie gleid;: 
namigen Erzeuguifle des eigenen Landes; Erzeugnifle, die aus dem einen Staate in den andern 
zu ernäßigten Zollfägen eingehen, dürfen niit einer weitern Abgabe belegt werben, vorbehalt- 
lich derjenigen Innern Steuern, welche auf die weitere Verarbeitung oder auf anderweite Be: 
reitungen aus folhen, ohne Unterſchied des ausländiſchen oder inlänbifhen Urſprungs, allges 
mein gelegt find; Erzeugnifle, welche aus einen Staat in den andern zollftei eingeben, werben 
in Beziehung auf die innere Befteuerung als einheimifche behandelt. 

Vergleicht man die noch vorhandenen Beſchränkungen des freien Verkehrs im Vereins: 
gebiete mit denen, welche vor der bedenklichen, durch die Beftigkeit der gefnüpften Verbindungen 
glücklich übertvundenen Krife von 1852 beftauden, fo ift einiger Fortſchritt nicht zu verfennen, 


Die frühern Verträge für gleichmäßige Befleuerung innerer Erzeugniffe find geblieben, das 


freie Marftgebiet ift durch den Beitritt von Hannover und Oldenburg erweitert, für ven Ver: 
kehr mit Oſterreich find Grundſätze vereinbart, melde einfeitige Erſchwerungen verhindern. 
Aus den vom freien Verkehre noch ausgeſchloſſenen Erzeugniffen iſt die Claſſe der in einem 
Staate patentirten Gegenſtände größtentheild hinweggefallen, und es Läßt ih annehmen, daß 
Anderungen in ver Befteuerung des Verbrauchs innerer Erzeugniffe mehr und mehr eine Rid- 


tung einfchlagen werden, welche fie ven Bereinbarungen annähert, die barüber zwiſchen mehren 


Staaten bereits getroffen find. 


Wenn veffenungeachtet ver Rübenzuder no immer der einzige Gegenftand innerer Er: 


zeugnng ift, welder gleihmäßig und für gemeinfchaftlie Rechnung im ganzen Vereinsgebiete 


befteuert wird, und wenn in Bezug auf die Hauptartikel Salz, Bier, Wein, Branntwein und 
Zabad ein beveutenver Fortſchritt zur Gleichmäßigkeit und Gemeinfhaftlichkeit ver Abgaben in 
ber nächſten Zukunft nicht gehofft. werden darf, fo wird man ſich fchwerlich irren, wenn man di. 
Haupturſache in dem Widerſtande Derjenigen findet, die bei ver Theilung zu kurz zu fomma 
fürchten, und denen die gegenwärtige Verfaſſung des Zollvereind zwar dad Mittel bietet, Be 
ihlüffe zu verhindern, da ſolche Einſtimmigkeit erfopern, dagegen Fein Organ gewährt, von dem 


eine Bermittelung entgegenftehenber Intereffen mit Vertrauen erwartet werden darf. 


Es läßt fich nicht in Abrede ftellen, daß bie Vertheilung der Zollreveniien nach der Kopfzahl 
ben noͤrdlichen Staaten eine Gontribution zu Bunften der fünlihen auflegt, weil erftere mehr 


zollpflichtige Gegenſtände verbrauden als die legtern. Gegen viefe Benadhtheiligung haben fid- 


nur die zulegt beigetretenen noͤrdlichen Staaten, Hannover und Oldenburg, zu wahren gemußt, 


indem fie fih ein Präcipuum ausbedingen Eonnten, welches ihren Antheil an Eingangszoll, 


Nübenzuderfteuer und mit Preußen u. f. wm. gemeinfchaftlichen Übergangsabgaben um 75 Pror. 
höher ftellt als den Antheil vet übrigen, folange dieſes Präcipuum 20 Ser. für den Kopf 


der Bevölkerung nicht überfteigt. Dagegen genügt für die fünlidhen Staaten ihr einfaches 
Beto, nm fi der Ausgleichung zu entziehen, melde das Einwerfen ihrer einträglicen innern 
Producttond- und Verbrauchöfleuern auf Bier, Wein u. dergl. in die zu vertheilende Summe zur 


Folge Haben würde. Nichts ift weniger zu erwarten, ald daß 3.8. Batern einwillige, feine 
Malzfteuer in eine gleichmäßige, für gemeinſchaftliche Rechnung mit andern Vereinsſtaaten zu 
erhebende Bierfteuer umzumanpeln. 

Mit den Übergangdabgaben werben daher auch noch lange die gegenfeitigen Klagen gehört 


werben, von ber einen Seite über Verfürzung bei Bertheilung ver Zollrevenüen, von der andern 


Seite über die Beläftigung des Verkehrs mit inländiſchen Erzeugniffen. Darunter ift e8 haupt⸗ 
fächlih die Abgabe von dem im Süden probucirten Wein bei der Einfuhr nad) Preußen u. |. w., 
welche darum angefochten wird, weil fle ohne Unterfchien ver Qualität zum höchſten Sage ver 


preußifchen Moftfteuer und zwar auch in ven Jahren zu entrichten ift, in denen bie preußiſche 
Moftfteuer ganz ober theilmeife nachgelaſſen wird. Lbrigens hatte Preußen bei der Zollcon: 


ferenz von 1853 angeboten, die Übergangsabgabe vom Wein zu ermäßigen, wenn feine Vor: 
ſchläge für Tarifänderungen, insbeſondere für Herabfegung von Roheiſen und verarbeitetem 
Eifen angenommen würden. Mit diefen Vorfchlägen fiel auch jenes Anerbieten, und vor dem 
Jahre 1864 wird eine merflidhe Verminderung der noch beſtehenden Befchränkungen des Innern 
Verkehrs kaum, aber auch dann nur unter fonft günfligen Verhältniffen zu erwarten fein. 
K. Mathy. 

Auslegung der Geſetze, der Gefchäfte. (Authenkiſche und doctrinale, lo— 

giſche, grammatiſche, ausdehnende, beſchränkende, declarative Auslegung, 
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Analogie, Auslegungswiffenfhaft) Um die Gelege und die rechtlichen Geſchäfte, 

nanmtlih die Verträge, richtig befolgen und anwenden zu können, muß man ſie vor allem 
rihtig auflegen, d. H. ihre wahre, gefeglich gültige Abſicht aus ihnen herausfinden und entwideln 
Binnen. Die Regeln, melde bei diefer Auslegung ung leiten müflen, bilden den Inhalt und die 
Aufgabe der Auslegungsmifienfchaft oder Auslegungskunſt, oder ver Hermeneutif, und zwar im 
Gegenjag zu ben Auslegungdregeln für nit juriftifche Urkunden, wie z. B. der heiligen Schrif⸗ 
ten, ver alten Clafſiker, die juriftifche Germeneutif. Man theilt die Auslegung ein zuerft in 
gejeglihe (legale) und wiffenichaftliche (doctrinale). Unter ver legalen verfteht man diejenige, 
melde von der geſetzgebenden Gewalt jelbft ober vernudge eined Acts viefer Geſetzgebungsgewalt 
ausgeht. Man nennt diefelbe authentifche, wenn fie durch ausdrückliche Acte der Geſetzgebung 
begründet ift, und ufuale, wenn fie vermitteld der factifchen Geſetzgebung, einer gültigen Ob⸗ 
ſetvanz oder Bewohnbeit ſtattfand. Allein alle legale Auslegung iſt, wie jept die beſſern Rechts⸗ 
gelehrten immer allgemeiner anerkennen, gar feine eigentlihe Auslegung, jondern, ald ein 
neuer Act der gefeggebenden Gewalt, ein neues Geſetz. War das alte Geſetz völlig unverfländ- 
lid, jo war ed ein ungültige8, nichtiged Geſetz, und Das, was nun die Geſetzgebung ald deut⸗ 
ie Regel an feine Stelle fegt, ift ein gültige8, aber neued Geſetz. War das alte Geſetz deut⸗ 
lich und enthielt, wenn man es richtig außlegte, zum Theil einen andern Sinn ald die neue 
geieggeberifche Erklärung , jo gebt dieſelbe ald neues Gefek vor. Stimmt fle überein mit ver 
riätigen Auslegung des alten, fo führt fle zwar zu demſelben Reſultat, aber fie ift doch infofern 
ein neues Geſetz, als bei ver Auslegung der Sinn aus Ihr genommen und begründet wird, und 
isiofern ald namentlich eine aud dem alten Gejeg entuommene neue gelehrte Auslegung, foweit 
Remit ihr in Widerſtreit Fame, ungültig wäre. Es iſt dieſes praftifch fehr wichtig, da die Regel 
gilt, dag neue Geſetze, mithin auch authentifche Auslegungen nicht rückwärts, ſondern nur auf 
sufunftige Fälle angewendet werben dürfen. Es iſt alfo auch hierdurch ein ſchändliches Mittel 
feiger und ſchlechter Regierungen gegen wohlerworbene Rechte der Bürger zerſtört. Manche 
Regierungen wagen es nämlich nicht , vurch offne Gewaltftreihe und Juſtizmorde ven Bürgern 
moblerworbene Rechte zu rauben, oder durch offenbare Cabinetsjuſtiz geſetzwidrige vichterliche 
Entigeidungen zu veranlaffen oder zu geben. Unter vem Schein authentiiher Auslegung aber 
derandern fie die beftehenden Gefege, und unkundige oder feige Richter wenden dieſelben nun 
auf frühere und anhängige Rechtsfälle zur Beraubung der Bürger an, wenn fie nit willen, 
oder ed ignoriren wollen, daß authentifche Auglegungen neue Geſetze find. Cine doctrinale 
eder wiſſenſchaftliche Auslegung iſt dagegen diejenige, die auf Anwendung der allgemeinen 
Avdlegungsregejn ſich gründet. Sie ift theils eine äußere oder grammatiſche, welche den facti= 
I$en oder wörtlihen Sinn des Geſetzes aufſucht, theild eine innere, geiftige over logiſche, welche 
ven wirklichen gefeggeberifhen Willen (sententia legis) aus dem Grunde des Geſetzes ſelbſt 
(ratio legis) oder aus andern juriftifch erkennbaren Beweiſen von ver wirklichen, gefeglich gül- 
tigen Abfiht des Geſetzgebers (voluntas legislatoris) entwidelt. Beide, grammatifche und 
logiſhe Auslegung, müflen ftet3 miteinander verbunden fein, die grammatifche ald Grundlage 
borausgcehen und die Logifche dann als die eigentlich entfcheinende folgen. Zwar erheben Manche 
Vetenflihleiten gegen die logiſche Auslegung, namentlich in Griminal= und ſtaatsrechtlichen 
Sachen. Allein fürs Erfte muß doch der Sag feft bleiben, daß nur der wirkliche erfennbare ge- 
[ehgeberifche Mille und bindet, das wahre, lebendige Gefeg ift, daß ver Buchſtabe nur das 
Vienftbare Mittel für venfelben iſt, und dag man den Knecht nicht über den Herrn, die äußere 
tobte Form nicht über dad Wefen fegen darf. Welcher Vater over fonftige Gebieter würde nicht 
wu Recht zurnen, wenn fein Untergebener,, vem ex etwas befiehlt,, hicand8 darum dad Gegen⸗ 
teil von feinem erkennbaren Willen thun wollte, weil fidh etwa der Gebieter verſprach, doppel⸗ 
Amig, zweibeutig, zu weit oder zu eng ausdrückte? Und man follte ſolches chicanoͤſe abge⸗ 
\Gmudte Spiel mit dem Heiligen gefeggeberifhen Willen der Regierung und des Vaterlandes 
teiten? Es begründet aber auch fürs Zweite bie logiſche Geſezgebung gar nicht, wie man 
gwöhnlid glaubt, größere Gefahren ver Ungemißhelt und richterlichen Willfür als vie ftreng 
und blos grammatiſche. Denn einestheils ift ja der rein buchſtäbliche Sinn eines Geſetzes oft 
Al ungewiffer und vieldeutiger als ver logifche. Und dann zwingt doch feine menſchliche Macht 
de Berichte eines Volks, ven buchſtäblichen, vielleicht unvernünftigen Sinn eines Geſetzes 

gegen den erkennbaren logifchen und vernünftigen anzumenden. Ein halbes Befylgen aber be- 

rundet dann doppelte Willfür und Ungewißheit. Wenn 3. B. dad Moſaiſche Geſetz ſich buch⸗ 

däblich (zu weit) fo ausprüdt: „Wer Menjchenbint vergießt, deß Blut foll wieder vergoflen 

Derden “‘, fo wird Fein Richter, die buchftäbliche Auslegung befolgenn, aud) den Soldat, der den 
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Feind, ven Scharfrichter,, ver ven Verbrecher, den Unſchuldigen, der in Wahnſinn feinen Me- 
benmenfchen umbrachte, wieder töbten wollen, jondern nad dem Grunde des Gejeged und 
der Abjicht des Geſetzgebers machen wir hier vie beſchränkende Iogifche Auslegung, daß nur Defſen 
Blut, welcher verbrecheriſch Menſchenblut vergoß, wieder vergoffen werben foll. Und wenn ein 
Geſetzgeber, nachdem durch die Einleitung zu einem Erbrechtsgeſetz oder fonft feine Abficht klar 
ift, daß zuerft alle Nachkommen, dann erft Seitenverwandte erben follen, nun in der eigent⸗ 
lichen gefeglichen Beftimmung buchſtäblich (zu eng ſich ausdrückend) fo fagt: „Zuerſt erben Die 
Kinder und, wenn feine Kinder da jind, die Seitenverwandten”, fo wird Jeder in logijcher 
ausbehnender Erflärung in dem erften Grade, alfo vor ven Seitenverwandten,, auch die Kinbe®- 
finder ober Enkel und Urenkel zur Erbfchaft rufen und fle nit ausſchließen. Es iſt uud ein 
bloger Irrthum, wenn man glaubt, die Engländer verwürfen und zwar namentlid im Erimi- 
nalrecht die Logifche Auslegung. Wo fle zu Gunften des Angeklagten ift, wenden fie die logiſche 
Auslegung unbedingt an. Wo ſie zu Ungunften beffelben ift, va henutzen bie Geſchworenen 
nur darum zufällig oft die blos buchftäbliche Auslegung als einen ſcheinbaren Vorwand, um 
die veralteten graufamen Strafgefege zu umgeben. In folhen Sinne z. B. vereitelten fie Die 
graufame Todesſtrafe für die Fleinen Diebftähle, von ein Paar Strümpfen in einem Falle, wo 
zwar zwei Strümpfe geftohlen waren, e8 ſich aber ergab, daß die Strümpfe verſchiedenen Paa= 
ren angehörten. 

Die logifche Auslegung ift nun entweder eine declarative, wenn fle erflärt, daß die gefeß- 
geberifche Ablicht ganz mit dem Nefultat der grammatifchen Auslegung übereinflimmte, oder 
eine einfchränfende (restrictiva), wenn fie, wie bei jenem Moſaiſchen Geſetz, erklärt, daß Die 
Worte mehr Fälle unfaffen, als worauf die Abficht des Geſetzgebers gerichtet war; ober end⸗ 
lich eine ausdehnende, wo, wie in jenem Beifpiel von ven Kindern, der Wortjinn enger tft, 
weniger befaßt ald ver Grund und die Abſicht des Geſetzes. Die Auslegung nah Grund und 
Abſicht des Gefeges nennt man alsdann analoge Auslegung, oder fie begründet eine Analogie 
(welche man irrig als eine ganz befondere Art von Gefegen oder Rechtsquellen betrachtet), wenn 
man pofitive Beftinnmungen über beftimihte Bälle oder Claſſen von Fällen wegen des gleichen 
gefeglihen Grundes (nad) dem argumento a simili) auf andere ähnliche Bälle anwendet, ober 
wenn man (nad) dem argumento a contrario) fließt, daß der gerade entgegengefegte Grund, 
ber bei andern Fällen eintrit:, auch nothiwendig die entgegengefegte Beſtimmung nad) ſich ziehe, 
weil die vernünftige Geſetzgebung harmoniſch, nicht aber mit fich feldft im Widerſpruch und un: 
gereimt ifl. 

Jede gründliche Auslegung einer Gejeßgebung muß zu ven hoͤchſten Grundideen ber Gefeg- 
gebung hinauffteigen, um für die hohern allgemeinern und für die untergeorbneten Geſetze 
ſtets den wahren gefehlihen Grund und die gefeßgeberifche Abficht zu finden. Hiermit treten 
denn ſowol in Beziehung auf die Gejege wie in Beziehung auf die Auslegung rechtlicher Ge⸗ 
ſchäfte, für welche die obigen Auslegungsgrundfäge ebenfalls gelten, noch eine Reihe von juri⸗ 
ſtiſchen Präfumtionen oder Vorauenahmen bis zum Beweiſe des Gegentheild, z. B. daß 
correctoriſche Geſetze moͤglichſt beſchränkend interpretirt werden müſſen, in Verbindung, um bie 
Beſtimmungen ver Geſetze zu einem harmoniſchen und feſten Gebäude einer zuſammenhängen- 
den, gründlichen, ſichern, Rechtswiſſenſchaft zu erheben. In Ausbildung und feiner Anwendung 
dieſer juriſtiſchen Auslegungsgrundſätze und Präſumtionen beſteht die noch immer unerreichte 
Meiſterſchaft ver. römifchen Jurisprudenz, die auch im Staatsrechte überall leitende, tief aus 
der Natur des Rechtsverhältniſſes und ver Idee der ewigen Gerechtigkeit gefchöpfte Grundſätze 
und Regeln und darbietet. Vergl. hierüber Welder, „Syftem‘, Buch III, und über bie Negeln 
der juriftifhen Hermeneutif und über die Riteratur derſelben Thibaut, „Pandekten“, 6. A3 fg.: 
Klüber, „„Offentliches Recht“, $. 13 und 62. Welder. 

Auslegung (als politifhes Mittel). Sehr oft iſt vie Auslegung der Verträge, der 
Geſetze und der Berfaffungen vom Parteiftandpunfte aus wider die Gegner ſyſtematiſch mis- 
braucht worden. Es geſchah dies früher vorzugsmeife gegen kirchliche, fpäter vorzugsweiſe gegen 
politifhe Feinde; es geſchah am meiften in Zeiten der Reaction, indeß die Revolution fchon 
ihrem ganzen Wefen nach mehr mit offener Gewalt hervortritt. Es liegt etwas Entfegliches, 
etwas Empörenves darin, menn das formale Recht dazu benugt wird, das materielle Recht zu 
verlegen ober gar zu vernichten, wenn Die Formen des Geſetzes dazu dienen müflen,, das Geſetz 
felbft zu umgehen over fogar zu verhöhnen. Es iſt unberechenbar, welche tiefe moraliſche bel 
damit in einem Volke erzeugt werden. Das Bertrauen ſchwindet, an die Stelle der ehr: 
lihen Offenheit tritt Tücke und Hinterliſt; die Unterdrückten insbeſondere fehen keinen Schutz 
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weirim Geſetze; fle finden nur in ber Gewalt ihr Heil und Tauern auf den günftigen Augen- 
Mid, diefe Gewalt ihrerſeits in Anmenbung zu bringen. Der Wirkung nach iſt ed dabei voll- 
Inımen gleich, ob die Ausleger ver Geſetze u. |. w. wirklich glauben, einen guten Gemeinzweck 
zu fördern („Der Zweck Heiligt die Mittel‘‘, und: Omnia ad majorem dei gloriam), oder ob fie 
nur aus rein felbftfüchtigen Beweggründen handeln, um perfünlidh fi zu empfehlen und zu 
fördern, größere Macht, eine höhere Stellung oder einen reihen Sündenlohn in Geld zu er- 
heſchen Zuweilen ift ein Verfahren der angebeuteten Art das Wert kirchlicher ober politifcher 
Genatifer. Diejenigen, zu deren Vortheil e8 angewendet werben will, werben indeß in ber 
Kegel gleichfalls nur üble Früchte ernten, denn dad empörte Rechtsgefühl der Unterdrückten 
greift zuleht eben auch zu jenem Erfolg verheißennen Mittel, und es ift in der menſchlichen Natur 
begründet, daß die Leidenden zulegt zu Waffen greifen, welche fie uriter andern Berhältnifien 
mit Abſchen von ſich gewieſen hätten. ' 

AS Audlegungen der angebeuteten Art betrachten wir e8, wenn man 3.8. im Mittelalter 
an Eide nicht gebunden zu fein behauptete, die man auf Reliquienkäften abgelegt, aud denen 
man die Bebeine der Heiligen zuvor indgeheim entfernt hatte. Die von der Inquifition geführ- 
ten Proreffe enthalten maflenhaft Beifpiele, wie felbft die furchtbarſten Geſetze noch unendlich 
företlicher gemacht wurden durch eine auf das Verderben Binzelner und ganzer Parteien ab- 
jrlende Interpretation. Auch bie Art, mie man die Beilimmungen bed Edicts von Nantes 
angendete, ehe man die Kraft in fich fühlte, daſſelbe vollftändig und offen aufzuheben, ſpricht 
in erſchreckender Weiſe. 

In unſerer Zeit Haben kirchliche Verfolgungen in ſolcher Ausdehnung aufgehört, und bie 
sm Theil an deren Stelle getretenen politifchen konnten ihrer Natur und ber allgemein geſtei⸗ 
gerten Gultur gemäß einen gleichen Grad des Entfeglichen nicht erreichen. Aber auch das ge- 
minderte Unrecht bleibt dennoch Unrecht und wird befonvers im Völler- und Staatenleben 
(Giefli demjenigen Theile zum Schaden gereichen,, deffen Triumph es beflegeln follte. 

Bäre wol die Bewegung der Jahre 1830 und 1848 intflanven oder bis zu ber erlebten 
Höhe gediehen, wenn immer und überall die Rechte der Misliebigen, feien e8 Ginzelne oder 
feien eß Parteien, nad ihrem wirklichen Werthe gewürdigt worden wären? Aber welche Aus: 
gungen, 3. B: der Verfaffungsbeflimmungen, waren da und dort vorangegangen! Die be- 
tüßtigten Juliordonnanzen beriefen fich auf einen Artikel der Charte, um thatfächlich dieſe 
ganze Charte umzuflürzen. Wie mander Heißfporn, wie mander Ultra wollte gerade ver- 
mitteld ber Grundurkunden der gefchriebenen Rechte thatfächlich eben dieſe Mechte beifeite 
ſhieben! Mar der Buchſtabe des Geſetzes günftig, dann durfte von einer entgegengefegten Ab⸗ 
Nät des Geſetzgebers feine Rebe fein, dann entſchied ver Buchſtabe; war aber ver Wortlaut fo, 
daß er jede Anrufung von jener Seite unbedingt ausſchloß, dann berief man ſich auf den Geifl 
des Geſetzes, auf jenen Geiſt, den man einfeitig und willkürlich hineinlegte. Die Elarften 
%fimmungen wußte man für unklar auszugeben, um fle dann in beliebigem Sinne zu deuten. 
So tauchte unter Anderm auch die Dortrin auf: in Deutfchland gebe es feine repräfentativen, 
ſondern nur Iandftändifche Verfaffungen, und daran Enüpfte man Interpretationen, die unfere 
Borfahren, welche wirklich unter landſtändiſchen Verfaſſungen lebten, gar nicht begriffen 
hätten. Merkwürdig ift auch das durch Auslegung begründete monarchiſche Princip und beffen 
Anklegung. (S. Monarchie.) 

Am allerentſetzlichſten iſt es indeß, wenn eine ſolche parteiiſche Auslegung der Geſetze bei 
ver Juſtiz irgendwie Eingang findet. Leider iſt unſere Zeit in dieſer Beziehung nicht frei von 
manden bittern Erfahrungen. Als man nad der großen Bewegung von 1848/49 beinahe 
überall beſchränkende Befege häufte und die Oppofition vergebens dagegen anfämpfte, hörte 
Man einmal einen Minifter ausrufen: „Die Engländer fogar habenin dieſer Beziehung (Brefle) 
Prengere Geſetze.“ „Aber wie werden vie Gefege jenfeit, wie werben fie dieſſeit des Kanale 
lliogen?“ antwortete man ihm. Wem wird es heute einfallen, die Preffe irgend eines deut⸗ 
(Gen Landes flr weit freier erklären zu wollen, als die britifche? Wohin müßte ver Grundſatz 
führen, den ein Oberſtaatsanwalt bei einer Gerichtöfelerlichkeit ohne Bedenken ausfprad: 
„Die Geſetze find gegeben zur Beftrafung ver Schlechten, nicht zum Schuge derſelben“, wonach 
niht geduldet werben dürfe, daß fte fich Hinter deren ſchũtzende Formen verftedkten ; und öffent: 
Ihe Blätter (‚Allgemeine Zeitung ”' vom Ende November 1856) berichteten (allerdings unter 

fügung gerechten Tadels), wie ein (dort näher bezeichneter) Generalprocurator einem hohen 

töhofe angejonnen habe, eine, monarchiſche Befeginterpretation ” eintreten zu laflen, was 
unter Anderm zur Folge habe, daB die Strafgefege niemals unzureichend jein! G. F. Kolb. 
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Auslieferung. Es fragt fi, ob je oder in welchen Fällen ed rechtlich und politifch zu- 
läſſig, rärhlich oder nothwendig fein koͤnne, daß ein Staat Perſonen, welche jich in feiner Ge: 
walt, d. h. alfo unter jeiner Schughoheit befinden, einem andern Staat oder überhaupt einer 
fremden Gewalt überantworte? Natürlich ift hier mie überall die Rechtsfrage vie erfte, weil nur 
in dem von der Rechtölinie umſchloſſenen Raume die Politik ihre Thätigkeit zu äußern ober 
ihre Aufgabe zu löfen hat. Die Rechtsfrage aber kann nur beantwortet werben nach forgfältiger 
Unterfheidung der mancherlei Hier vorfommenven oder gedenkbaren Verhältniffe und Bälle. 

Derjenige, deflen Auslieferung verlangt wird, ift entweder ein Verbrecher, d. h. unter dem 
Titel einer ihn ald Verbrecher bezeichnenvden Anſchuldigung Verfolgter, oder ein blos der aus 
irgend einem andern Titel über ihn angeſprochenen oder auch fastijch über ihn ausgeübten Ge- 
walt Entronnener, ein Berfolgter ſchlechthin. In vie legte Claſſe gehören z. B. Leibeigene, die 
ihrem Leibheren entflohen, Kriegögefangene, die etwa ihrer Escorte entrannen, in bürgerlichen 
Kämpfen Beflegte, überhaupt Flüchtlinge aller Art. 

Der Verbrecher, welcher durch die Flucht in unfer Gebiet fich der Strafe für dad in fremdem 
Lande begangene Verbrechen zu entziehen juchte, ift entweder Angehöriger unſers Staats ober 
Bremder. Im erften Kalle ift, infofern das ihm angeſchuldigte Verbrechen eine That ift, 
welche auch durch unfere Geſetze für ein Verbrechen erklärt wird, unſere Pfliht, entweder den 
Angeſchuldigten zur Unterfuhung und nad) deren Ergebniß zur Strafe zu ziehen, ober ihn aud- 
auliefern. Eins von Beidem muß geſchehen, wenn nicht das Recht des Staats, worin dad Ver- 
brechen begangen wird, over überhaupt das Recht aller durch ſolches Verbrechen Beleibigten ge- 
kränkt werben foll” Der Rechtsſtaat kann für die ihm Angehörigen, fobald fie Verbrecher wer: 
ven, Fein Aſyl mehr fein. Es ift jedoch wohl zu bemerken, daß bier nur von folhen Verbrechen 
bie Rebe fein kann, melde es ſchon nad) vem Gefege der allgemeinen redtlihen Vernunft, dem⸗ 
nach nicht bloße Übertretungen rein pofitiver Gefege find. Den Mörbern, Räubern, Dieben 
u. |. w. darf der Rechtsſtaat kein Aſyl gewähren, und er muß entweder felbft ftrafen oder aus: 
liefern. Durch letzteres jedoch würde er feinen Angehörigen in vie Gefahr ſetzen, allzu hart be⸗ 
firaft zu werben, was feiner Pflicht als Schußhoheit widerſpräche. Daher bleibt nur bie felbft- 
eigene Beftrafung (nach dem unter ben beiberfeitigen Gejegen mildern Gefeg) übrig, und die 
Auslieferung ift unzuläffig. Daffelbe ift der Fall, wenn dad Verbrechen (z. B. Betrug, Mord: 
anftiftung u. f. w.) von unferm Rande aus (etwa durch Briefe oder Beauftragte u. |. w.) ind 
fremde Land wirkend begangen wurde und dann von bort aus eine Klage erhoben wird. 

Anders geftaltet fi die Sache, wenn der Verbrecher ein Fremder ift und beifen Auslieferung 
entiveder von dem Staate, welchem er ald Unterthan angehört, oder von jenem, worin er bad 
Verbrechen begangen, verlangt wird. In ſolchen Fällen wird, wenn das Verbrechen ein ſolches 


ſchon nach dem natürlichen Rechtsgeſetz ift und in dem verfolgenven Staat eine ihrer Idee wenig: 


ſtens in der äußern Erfcheinung entſprechende Juftiz befteht, durch Auslieferung eben fein Un: 


vecht begangen, ja vielmehr fie muß bewilligt werben, wenn man nicht vorzieht, ven Verbrecher 


felbft zu beftrafen und zwar abermals nach dem mildern der in beiden Staaten geltenden Gefege. 


Letzteres ift freilich jedenfalls das Sicherfte; denn niemals kann man völlig davon verfichert fein, 


daß dem Auszuliefernden, der nun doch ſchon unferm Schuge jih unterwarf und von deſſen 
wirfliher Schuld wir noch feinen genügenden Veweis haben, von Seiten des ihn verfolgenden 


Staats Fein Unrecht, Feine grundlofe Verurtheilung, feine ungebührlic harte Behanplung wi= 


verfahren werde. Das Recht der jelbfleigenen Beftrafung aber, infofern fie zumal ein Mil: 
deres ald die Auslieferung ift, haben wir, fobald Klage gegen ven Verbrecher eingelegt wird 


und diefer nicht felbft die Auslieferung vorzieht, ald Nechtsanftalt ganz gewiß, und wir haben 


auch als foldye die alternative Pflicht, entweder zu flrafen oder auszuliefern, damit wir nicht 
durch die dem Verbrecher gewährte Zuflucht theilhaftig feiner Schuld und Miturbeher aller wei 
tern durch Die geöffnete Ausficht auf Straflofigkeit veranlaßten Verbrechen merven. 

Aber nicht weiter erſtreckt ſich dieſe Pflicht ald auf Verbrechen, die als ſolche allgemein an- 
erkannt find oder werben koͤnnen, einerfeit8 nach ihrem Begriff und andererfeitö nad) den jedes⸗ 
mal vorhandenen concreten Berhältniffen und Ragen, überhaupt alfo nad) dem jevem Verftän- 
digen einleuchtenden und von allen Revlichen geachteten Recht ver Vernunft, auch nur injofern 
die ganz offenfundige oder völlig erwiefene ober erweislihe Schulphaftigkeit eines Angeklagten 
vorliegt. Aus diefem runde foll niemald wegen Übertretung rein pofitiver Verordnungen, 
3. B. wegen Zolldefraudation oder wegen Nichterfüllung der Conſcriptionspflicht u. f. w., eine 
Auslieferung beiwilligt werden, und ganz beſonders ift diefelbe unzuläfftg und unbedingt wer- 
werflich, mo es jid von politiichen Verbrechen handelt. Bei politiihen Verbrechen nänılidy, 


Audlieferung 4 


ji denn, fie Hätten nebenbei au ven Charakter von gemeinen, 3. B. von Mord ober 
Rısb u. ſ. w., erſcheint der Staat, in dem fle vorfielen, als in zwei Parteien getheilt, von denen 
die eine bie ſtärkere, d. 5. vie factifch mit der Gewalt bekleidete ober die fieghafte, vie andere aber 
die ſchwächere, der Gewalt entbehrende oder bie beflegte iſt. Die Beftrebungen ver legtern, eine 
Anderung der Berhältniffe zu bewirken, werben ſodann, wenn jie fehlfchlugen, von ber fiegen- 
den Partei für Verbrechen erklärt; fie würden aber im alle des Gelingen für patriotifhe Tu- 
gend erflärt worben fein. Uber Handlungen biefer Art kann fein fremder Staat zu Gericht 
figen, jondern blos bie Öffentliche Meinung und die Geſchichte Haben darüber das Urtheil zu 
ſprechen. Eine Auslieferung der wegen politifcher Verbrechen Verfolgten, d. h. wegen Thaten, 
bie je na vem Erfolg bald für ftrafbar, bald für preiswürdig gelten, ift alfo flet8 eine unbe: 
fugte Einmiſchung in einen fremden Streit, ein anmaßliches Erfenntniß über eine unferm 
tißterlihen Urtheil keineswegs unterworfene Sache, eine gegen ven Auszuliefernden und gegen 
alle Benoflen feiner Beftrebungen und Wünſche ausgeübte ſchwere Rechtsverletzung. Sie ift 
noch mehr: fie ift, ihrer Maxime nach oder in allfeitiger Übung und mit deren Folgen ge: 
dat, eine Aufhebung des Öffentlichen und dadurch auch alles Privatrehtözuftannes. Gegen 
ven Bewaltmisbraud einer Regierung ober einer ſiegenden Zaction, gegen tyranniſche Be⸗ 
vradung jeder Art, gegen die Berfolgungen zürnenvder Machthaber oder ihrer Gemaltträger be: 
ücht noch ein letztes Mettungsmittel in der Flucht, und das Bemußtfein davon beftimnt einer: 
its die Machthaber zu einiger Mäßigung und ermuthigt andererfeitd bie Freiheitsfreunde zu 
Ranbhafter Rechtsvertheidigung. Das Princip der Auslieferung aber entreißt dem Verfolgten 
auch jenen legten Troſt und verwandelt die Geſammtmaſſe aller Staaten, welde ſich gegenfeitig 
bie Flüchtigen auf Verlangen ausliefern, in einen abfolut beherrfchten Weltftaat, d. h. in einen 
unermehlihen Kerker. Die Machthaber, durch den Gedanken, daß ihnen zu entrinnen unmöglich 
iR, in der Idee ber Allgewalt beftärkt, fühlen ſich jegt völlig aller Schranken levig, und dem um 
ih greifenden Despotismud in Geſetzgebung, Verwaltung, überhaupt in jeder gegen die Ge- 
ſammtheit wie gegen Einzelne auszuübenden Willkür fegt nichts mehr ein Ziel. 

Die theils Plare Anerkennung, theild wenigftend Ahnung fo heillofer Kolgen des Auslle⸗ 
ferungsprincip8 Hat auch auf die völferrechtlihe Praxis von jeher einen vorherrſchenden Einfluß 
ausgeübt. Selbft barbarifche Völker achten fi für verpflichtet, an vem zu ihnen geflüchteten 
Sremdling, wenn er nicht Verbrecher gegen natürliches Gefeg war, das Gaftreht zu ehren; 
und au Dedpoten (wie in neuerer Zeit noch der Kaifer von Marokko an den vor Ferdi⸗ 
nand's VIL Henkern in fein Land geflüchteten conftitutionellen Spaniern bewies) vermweiger: 
ten andern Deöpoten die Auslieferung verfolgter Freiheitsfreunde. Breili treffen wir aud 
krautige Ausnahmen von fo rechtsgemäßer und Humaner Übung an, nicht nur im rohen Mittels 
alter, wo z. B. der edle Arnold von Brescia von ven Herrn Gampaniend an Kaifer und Papfl 
audgeliefert ward, fondern auch in weit neuerer Zeit, wovon insbeſondere die alles Gefühl em: 
poͤrende Auslieferung Vatkul's durch den Kurfürften von Sachſen und König von Polen,’ 
Auguf, an den tyrannifchen König von Schweben, Karl XII., ein fhaubervolles Beifpiel ift. 
Doc iſt von allen Völferrechtölehrern und felbft Staatsmännern, fo viele. derſelben fih auch 
zu einigermaßen zur Höhe der echten Wiſſenſchaft und der enlern Politik erhoben, fortwährend 
anerkannt geblieben, daß megen fogenannter Staatöverbrechen, d. h. wegen rein politifher Sün- 
den oder Fehlſchiagungen, die Auslieferung unzuläffig, ja felbft ein Verbrechen und, wenn gar 
ad Prineip aufgeftellt, eine Aufhebung des Öffentlichen Rechtszuſtandes if. 

Da die Unzuläfligfeit ver Auslieferung allernächſt auf das Recht des Auszuliefernden fi 
gründet, fo erhellt, daß fie auch durch einen (ſei es einfeitigen, ſei es wechfelfeitigen) Vertrag 
nicht aufgehoben werde. Ein Vertrag de jure tertii, um fo mehr ein Vertrag, an einem Dritten 
daz Recht verlegen zu wollen, {ft ungültig und im legten Kalle bereitö eine wirkliche Verlegung. 
Von diefem Standpunkte find die auf Auslieferung der Refractäre oder Deferteure lautenden 
Verräge zu beurtheilen. Auch die Milizpflicht und die ſoldatiſche Pflicht find rein poſitiver 

atur und gar oft wirklich ungerechte, ja turannifche Gefee, oder auf Zwangsanwerbung ge= 
gründet, und ſelbſt wo fie Die wahre, vernünftig anzuerfennende Gefellfhaftöpflicht nicht uͤber⸗ 
Reigen, eriheinen fie doch als erlofchen, ſobald das Geſellſchaftoband durch Auswanderung, 
bier alfo durch Flucht, zerriffen ward. 

Wenn ſelbſt bei Solchen, die als angebliche Verbrecher verfolgt werben. die Auslieferung 
in den angeführten Fällen zu verweigern ift, fo kann noch weniger von ihr die Rede fein, mo 
ein Verfolgter blos als Verfolgter, d. h. irgend einer factiſch über ihn ausgeübten Gewalt Ent: 
tonnmer, erfiheint. So dürfen flüchtige Kriegögefangene, oder überhaupt Beflegte, die auf 
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frembes Gebiet ſich retteten, nicht außgeliefert, fonvern e8 kann nur ihre Entwaffnung, wenn 
fle noch Waffen führten, gefodert werben. Daflelbe iſt der Ball, wenn dad Verlangen ver Aus⸗ 
lieferung auf einen von und nit anerfannten ober nicht anzuerfennenden Rechtstitel fi ſtützt. 
So, wenn der Leibherr feinen flüchtigen Sklaven reclamirt. Doc ifl von der Außlieferung na= 
türlih die Heimmeifung oder überhaupt die Ausweiſung zu unterfheiden, für deren Zuläffig- 
feit nämlich die polizeilichen Orundfüge maßgebend find, ſodann auch vie Entſcheidung civil⸗ 
rechtlicher, von unfern Gefegen anerkannter Anfprüde, als 3. B. ded Vaters auf den Sohn, 
des Gatten auf die Gattin, welche, wenn fie erhoben werben, von unfern Gerichten zu entfchei- 
den find. Rotteck. 

Nachtrag. Während ſich die vorſtehende Behandlung des Gegenſtandes mehr nur auf 
dem rechtsphiloſophiſchen Boden hält und Ihn in feinen allgemeinern Seiten zu ſchildern ver: 
ſucht, foll im Folgenden mit größerer Anlehnung an das geltende Recht und mit näherm Ein⸗ 
gehen auf bie einzelnen Fragen eine felbftändige Würbigung biefer Materie gegeben werben. 
Eine bier und da abweichende Anjiht von der obenftehenven Erörterung darf bei einem fo viel- 
fach beftrittenen Gegenftande wol auch daneben geltend gemacht werben. 

Unter Auslieferung im völkerrechtlichen Sinne verfieht man die Überlieferung eines Indivi⸗ 
duums von Seiten eined Staats an einen andern wegen eined Unterfuhungd= ober Strafrechts 
des legtern gegen den im fremden Staatögebiet Verweilenden. Nur in Bezug auf ein civil⸗ 
rechtliches Verhältnig, dad heutzutage nur noch einem Eleinen Theile der civilifirten Welt an 
gehört, die Sklaverei, redet man von einer Auslieferung, fonft ift für die ähnlichen Verhältnifle 
des Civilrechts, wie auch ſchon Rotteck hervorgehoben hat, der Anſpruch vor den betreffenden 
Givilgerichten zu verfolgen, und was ſchließlich von ver Staatsmacht Hier zu gefchehen Hat, ge: 
f&ieht in dem gewöhnlichen Wege des eigenen Erecutiondverfahrend. Um die gedachte Aus- 
nahme ver Sklaverei hier kurz zu berühren, fo hat, wie es fheint, fein Staat ber neuern Zeit 
jemals einem andern das Recht zugeflanven, eine Außlteferung der flüchtigen Sflaven zu fo: 
dern, ja mit Audnahme der eigenen Untertbanen geftattete man ven Sflaveneigenthümern nicht, 
die Sklaverei und daraus erwachfend ihr Eigenthum an einem flüchtigen Sklaven in europäifcyen 
Gerichtshoͤfen geltend zu machen. Eigenthümlich und eine Ausnahme war vie bis 1857 beſtehende 
Beftimmung des Preußtichen Landrechts, wonach der von ſeinem nichtpreußiſchen Herrn in Preußen 
für einen vorübergehenden Aufenthalt eingeführte Sklave durch Entlaufen feinen Status nicht 
follte verändern können. Ein flüchtiges Entrinnen nad Preußen wurde dagegen ebenfo wie in 
andern Ländern als cin Titel der Freiheit angefehen. Umgekehrt verhält fi vie Sache in den 
Vereinigten Staaten, wo bie Auslieferung flüchtiger Sklaven eine der brennenden Fragen 
unſerer Tage bildet. Durch die Gonftitution ift ver Grundfag ausgeſprochen, daß die Entwei- 
gung eines Sklaven aus einem ſklavenhaltenden in ein nichtſtlavenhaltendes Staatägebiet inner: 
Halb der Union ven Sflaven nicht frei machen, fondern zu feiner Auslieferung führen fol. (Art. 4, 
s. 2 Const.: „No person held to service or labour in one state, under the laws thereof, 
escaping into another, shall in consequence of any law or regulation therein be discharged 
from such servic® or labour, but shall be delivered up on claim of the party to whom such 
labour or service may be due.“) Eine freiwillige Herüberführung eined Sklaven auf ſtlaven⸗ 
fretes Gebiet innerhalb der Union kann jedoch nach den alsdann unbeſchränkt eintretenden @e- 
feßen diefes Staaͤts ein rechtliches Erlöſchen der Sflaverei zur Folge haben. Wenigſtens war 
dieſes bis zu dem jüngf entſchiedenen Procefje Dred Scott die allgemeine Rechtsanſicht, und 
felbft die gegentheilige Anſicht des Supreme Court leugnet nicht das Recht eines ſtlavenfreien 
Staats, einen jo in fein Gebiet gefommenen Sklaven als frei anzuſehen und nicht außzuliefern, 
fonvdern behauptet nur , daß ein Sklavenftaat auf eine foldhe Befimmung in einem freien Stante 
feine Rüdfit zu nehmen braucht, mad freilich auch der biäherigen Nechtsüberzeugung und 
Rechtsuübung widerſpricht. Zu der Auslieferung eines Sklaven, der fih auf ſtlavenfreiem 
Staatsgebiete von feinem Herrn trennt und flüchtig wird, ift weder ver Einzelſtaat noch die 
Söderalregierung, melde feit 1850 nad) dem Fugitive-slave-law bie Außlieferung von flüch⸗ 
tigen Sklaven übernommen hat, verpflichtet. Die befchränkte Pflicht zur Auslieferung wird 
aber gegenwärtig durch den hartnädigen Wiverftand der fElavenfreien Staaten gegen den Aus⸗ 
lieferungsproceß fo gut wie illuſoriſch gemacht. Wären vie Einzelftaaten ver Union unabhän⸗ 
gige, nicht durch das Bundesrecht zu einem Staate verfettete Gemeinmwefen, fo würbe von einer 
folgen rechtlichen Pflicht überhaupt nicht gerebet werben Eännen. Kein Staat braucht inner: 
halb feiner Grenzen ein angebliches Rechtsverhältniß anzuerkennen, das ven erften Grundſätzen 
feines fittlichen und rechtlichen Bewußtſeins widerſpricht; noch viel weniger gibt es für ihn eine 
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SESt, zur praftifchen Geltendmachung eines fo nad feiner Auffaffung Net genannten Un: 
äh feine Mitwirkung zu gewähren. Daffelbe gilt unzweifelhaft auch von den abgeſchwächten 
gemen ber Unfreiheit, wie Leibeigenſchaft. 

Mit dieſer aus den eigenthümlichen Verhältniſſen eines einzigen modernen Culturſtaats 
bernorgegangenen Ausnahme jind ed nur flrafrechtliche Anfprüche, welche der Auslieferung zur 
Grundlage dienen fönnen. Aber inden ed fi hier um eine Thätigkeit von Staat zu Staat 
handelt, gehört der ganze Begenfland ven Völferrechte an. Seine Grundſätze haben zu entſchei⸗ 
den, ob und unter welchen Berhältniffen der eine Staat zur Foderung der Auslieferung eines 
Individuums, um dafjelbe feinen Strafgefegen wirffan zu unteriwerfen, berechtigt und ber an: 
bere zu Leiſtung dieſer Rechtshülfe verpflichtet if. 

In der antifen Welt, die noch. kein wahres Völkerrecht kennt, bei der Abgefchlofienheit, In 
welder die Staaten ohne Bemußtfein einer hoͤhern Gemeinſchaft nebeneinander verharren, wo 
Fremder und Feind fynonym iind, dürfen wir eine Anwendung völkerrechtlicher Principien auch 
bei diefem Begenftande nicht erwarten. Nach antiker Anſchauung iſt das Exil ſelbſt ſchon eine 
harte Strafe, eine Strafe, die nur dem Verluft des Lebens an Schwere nachſteht. Der fremde 
Etaat fühlt Feine Verpflichtung, die Rechtsordnung des Heimatſtaats gegen ven Flüchtling zu 
unterſtüßen, und der Heimatſtaat hat ſchon in der Flucht feine Genugthuung. Wo wir verein: 
zit von Foderungen der Außlieferung hören, da gilt es nicht ſowol des Verbrechers als des 
Rantsgefährlihen Sinzelnen wieder habhaft zu werben, und wo, was noch feltener geſchieht, eine 
Auslieferung gewährt wird, da bat gewöhnlich die Macht des Stärfern, nicht das den Völkern 
gemeinjame Recht entſchieden. Überhaupt ift in einer Phafe der ſtaatlichen Geſtaltungen, wo 
das Alyl innerhalb des Territoriumd noch eine jo große Bedeutung hat, der Schuß, den bad 
fremde Staatögebiet gegen die ftrafrechtliche Verfolgung gewährt, nichts weiter Auffälliges. 

Au für das Mittelalter herrſcht noch im Ganzen dieſelbe Anfhauung vor. Wie die Wiege 
ver modernen Staatenbildung, ift das Mittelalter Europas aud die Zeit, in der fich das Völker: 
teht erſt entwickelt. Der dauernde, fletige, frieblihe Verkehr von Staat zu Staate, zu dem fig 
jept die Kriegdepochen als die Ausnahmen verhalten, die buch Chriſtenthum, Beubalismus, 
toͤmiſches Recht und fo mande andere Erſcheinungen herbeigeführte Libereinftimmung in den 
Snfitutionen und Überzeugungen ver Völker bilden zwar die Grundlagen des heutigen Völker⸗ 
techts, aber zu einer rechtlichen Überzeugung, daß fi} die Staaten in ihrem Nebeneinander aud 
Bofitived zu gewähren haben, daß fie in der bloßen Enthaltfamkeit von feindlichem Handeln 
ihte gegenfeitige Aufgabe nicht erfüllen, gelangt man erft fehr langſam. Nur fehr vereinzelt 
werten und vorübergehende Konventionen über die Auslieferung flüchtiger Verbrecher im 14. 
und 15. Jahrhundert erwähnt. Wo fie vorfommen, ift dad Motiv nicht die Unterflügung der 
Rehtöpflege des einen Staats um ihrer jelbft willen von Seiten des andern, fondern die ge: 
meinſchaftliche Gefahr. Räuber und Diebe, die an den Örenzen ſich aufhalten, heute hier, morgen 
dort plündern, fuchte man auf dieſe Weiſe zu überwältigen. Die Zerfplitterung Europas In viele 
faft oder ganz felbftändige Fleinere Staaten mußte allerdings auf einen folchen praftifchen Ausweg 
bindeuten, allein auf der andern Seite wogen nur felten freunpnadhbarliche Befinnungen vor und 
befreite man auch wol den Verbrecher wegen auswärts begangener Verbrechen, fei es, um das 
hechangeſehene Recht der Eriminalgerichtäbarkeit recht Häufig zu üben, ſei es, um des emolu- 
Menlum aerarii, das fi an die Beftrafung fnüpfen Eonnte, theilhaftig zu werben. Auch jept 
208 mar das Loos des „‚Elenden‘ in der Fremde ein überaus hartes. Dies mochte den Staat über 
des Flühtiggehen des Verbrechers tröften. Gäufig that dies auch die Confiscation feiner im 
Lande verbliebenen Habe und Güter, die ſich an das Achten des landflüchtig gewordenen An- 
ieläuldigten knüpfte. Nur wegen der auswärts weilenden politifchen Flüchtlinge mar man in 
Retm Sorgen, und es fehlt nicht an Verfuchen der Staaten, die Prätendenten und ihren An⸗ 
Yang durch Auslieferung oder auch per nefas mit Gewalt in ihre Macht zu befommen. 

‚ Der Grüunder der Voͤlkerrechtswiſſenſchaft, Hugo Grotius — die fo eben geſchilderten Ver⸗ 
Nältaiffe gehören der Zeit vor ihm an — bat auch die Stage über die Pflicht ver Staaten zur 
Auslieferung erörtert. Nah Ihm bat der Staat die Verpflichtung, entweder den zu ihm ge- 
Rügteten Angefchuldigten felbft zu ſtrafen ober dem verfolgenden Staate ausjuliefern („De jure 
bell ac pacis’', ib. II, c. 21, $. A, 5, 6). Diefe Verpflichtung hat fi) nach Grotius fowol uuf 
Gindeimifche als Fremde zu erſtrecken ($. A, n. 8), dagegen aber die Außlieferung felbft nur 
ad vorheriger Unterſuchung, ob der Berfolgte auch wirklich ſchuldig iſt, einzutreten (6. A, n. 1). 

Bortgange bemerft er dann, daß nur bei ſchwerern Verbrechen die Audlieferung gewährt zu 
werden pflege, und nennt ausdrücklich ſolche, quae statum publicum tangunt. Bon einer Aus⸗ 
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nung Ausgleihungsabgabe deutlicher zu bezeichnen, als durch die früher übliche Benennung 
uͤbergangsabgabe. 
ODer Vertrag über Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins vom 4. April 
1853 beſtimmt hierüber Folgendes: 

Art. 11. In Beziehung auf diejenigen Erzeugniſſe, welche in den einzelnen Bereindflaaten 
theils bei ihrer Hervorbringung oder Zubereitung, theils unmittelbar bei ihrem Verbrauche 
mit einer innern Steuer belegt ſind, wird ed von ſämmtlichen contrahirenden Theilen als wün⸗ 
ſchenswerth anerkannt, hierin eine Übereinftimmung ver Geſetzgebung und der Beſteuerungs— 
ſätze in ven Vereinsſtaaten thunlichſt hergeſtellt zu ſehen, und es wird auch ihr Beſtreben auf 
Serbeiführung einer ſolchen Gleichmäßigkeit, insbeſondere durch Bereinigung mehrer Staaten 
zu gleichen innern Steuereinrihtungen, mit oder ohne Gemeinſchaftlichkeit der Steuerertrage, 
gerichtet fein. Bis dahin, wo dieſes Ziel erreicht worden, follen Hinfichtlich der vorbemerften 
Steuern und bes Verkehrs mit den davon betroffenen Gegenfländen unter den Vereinsftaaten, 
jur Vermeidung der Nachtheile, welche aus einer Verſchiedenartigkeit der innern Steuerfgfteme 

berhaupt und namıentli aus ver Ungleichheit der Steuerfäge ſowol für bie Producenten als 
für die Steuereinnahme der einzelnen Vereinsſtaaten erwachſen Finnen, abgejehen von ver 
Beſteuerung ded im Umfange des Zollvereind erzeugten Rübenzuders, weshalb auf Die befon- 
ders getroffenen Vereinbarungen Bezug genommen wird, folgende Brundfäge in Anwendung 
fommen: 

J. Hinſichtlich der ausländifhen Erzeugniffe. Bon allen Erzeugniffen, von welchen auf 
die in der Zollordnung vorgeihriebene Weile dargethan wir, daß fie ald ausländiſches 
Ein- oder Durchgangsgut die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehörbe des Vereins 
bereitd beftanden haben, oder derfelben noch unterliegen, oder von welden, vafernfie zu den tarif⸗ 
mäßig zollfreien gehören, durch Beſcheinigungen ver Grenzzollämter nachgewieſen wird, daß fie 
vom Auslande eingeführt worben find, darf Feine weitere Abgabe irgend einer Art, fei es für 
Rechnung des Staats oder für Rechnung von Kommunen oder Gorporationen, erhoben werben, 
jedoch, was das Eingangsgut betrifft, mit Vorbehalt derjenigen innern Steuern, melde in einem 
Bereindftaate auf die weitere Verarbeitung oder auf weitere Bereitungen aus ſolchen Erzeug: 
niſſen, ohne Unterfchien des ausländiſchen, inländiſchen over vereinslänpifhen Urſprungs, all: 
gemein gelegt ſind. 

1. Sinfihtli der inländifhen oder vereinsländifhen Erzeugniffe. 

1) Bon den innerhalb des Vereins erzeugten Gegenftänden, welche nur durch einen Bereins- 
ftaat tranfitiren, um entweder in einen andern Vereinsſtaat oder nach dem Auslande geführt zıf 
werben, dürfen innere Steuern weder für Rechnung ded Staats, noch für Rechnung von Com⸗ 
munen oder Eorporationen erhoben werben. 

2) Jedem Vereinsſtaate bleiht es zwar freigeftellt, die auf der Hervorbringung, der Zube: 
reitung oder dem Verbraude von Erzeugniffen ruhenden innern Steuern beizubehalten, zu ver: 
ändern oder aufzuheben, ſowie neue Steuern dieſer Art einzuführen, jedoch follen a) dergleichen 
Abgaben für jegt nur auf folgende inländiſche und gleihnamige vereindländifche Erzeugniffe, 
als: Branntwein, Bier, Efiig, Malz, Wein, Moft, Cyder (Obſtwein), Tabad, Mehl und an 
dere Mühlenfabrifate, veögleihen Backwaaren, Fleiſch, Fleiſchwaaren und Fett, gelegt twerven 
dürfen. Auch wird man fi b) foweit nöthig über beſtimmte Säge (bis jegt die preußifchen) 
verfländigen, deren Betrag bei Abmeſſung der Steuern nicht überfchritten werden. foll. 

3) Bei allen Abgaben, welche in dem Bereiche der Vereinsländer hiernach zur Erhebung 
fommen, wird eine gegenfeitige Gleichmäßigkeit der Behandlung dergeftalt flattfinden, daß das 
Erzeugniß eines Vereinsſtaats unter feinem Vorwande höher ober in einer läftigern Weife als 
das inländifche oder ald das Erzeugniß der übrigen Vereinsſtaaten befteuert werben darf. In 
Gemäßheit dieſes Grundſatzes wird Folgendes feftgefegt: a) VBereinäftaaten, melde von einem 
inländischen Erzeugniffe feine innere Steuer erheben, dürfen auch das gleidge vereinsländifche 
‚Erzeugniß nicht befteuern. Jedoch fol ausnahmömeife, ..njenigen Vereinsflaaten, in welden 
fein Wein etzeugt wird, freiftehen, eine Abgabe von dem vereinsländiſchen Weine nad) den be= 
ſonders getroffenen Verabrebungen zu erheben. b) Diejenigen Staaten, in melden innere 
Steuern von einem Conſumtionsgegenſtande bei dem Kaufe oder Verkaufe oder bei der Ver— 
zehrung veflelben erhoben werben, dürfen viefe Steuern von den aus andern Vereinsftaaten 
herrührenden Grzeugniffen der nämlichen Gattung nur in gleicher Weile fodern; fie fünnen da⸗ 
gegen die Abgabe von den nad andern Vereinsftaaten übergehenvden Gegenfländen unerhoben 
oder ganz over theilmeife zurückgeben laffen. c) Diejenigen Staaten, melde innere Steuern auf 


% 





Ansgleichungs- oder Übergangsabgaben 35 


die Öervorbringung oder Zubereitung eines Conſumtionsgegenſtandes gelegt haben, können 
ven grfeplichen Betrag derſelben bei der Einfuhr aus andern Bereindflaaten voll erheben und 
bei der Ausfuhr nad vielen Staaten theilweiſe oder bis zum vollen Betrage zurückerſtatten 
iaffen. (Das Nähere für den jegigen Stand der Steuergefeßgebungen und für den Fall künf⸗ 
tiger Beränberungen wird beſonders verabrebet.) d) Soweit zwifchen mehren zum Zollvereine 
gehörigen Staaten eine Bereinigung zu gleichen Steuereinrichtungen befteht, werben dieſe Staa⸗ 
ten in Anfehung der Befugniß, die betreffenden Steuern gleihmäßig auch von vereinsländifchen 
Erzeugniffen zu erheben, als ein Ganzes betrachtet. 

4) Die Erhebung der Innern Steuern von den damit betrofferien vereinsländifchen Gegen⸗ 
Ränden ſoll in der Regel in dem Lande des Beftinnmungsorts ftattfinden, infofern ſolche nicht, 
nah befondern Vereinbarungen, entweder durch gemeinfchaftliche Sebeftellen an ven Binnen: 
grenzen oder im Lande der Verfentung für Rechnung des abgabebereditigten Staats erfolgt. 
Auch ſollen die zur Sicherung der Steuererhebung erfoberlihen Anordnungen, ſoweit fle bie 
bei ver Berfendung aus einem Bereindftaate in den andern einzuhaltenden Straßen und Con⸗ 
trolen betreffen, auf eine ven Verkehr moͤglichſt wenig beſchränkende Weife und nur nach gegen 
jeitiger Verabredung, auch, dafern bei dem Transporte ein dritter Vereinsftaat berührt wird, 
nur unter Zuſtimmung des legtern getroffen werben. 

5) Die Erhebung von Abgaben für Rechnung von Communen oder Eorporationen, fei ed 
durch Zuſchläge zu den Staatäfteuern over für ſich beſtehend, foll nur für Gegenſtände, die zur 
drilichen Gonfumtion beſtimmt find, nad den desohalb getroffenen befondern Vereinbarungen 
beisilligt werden, und es jollen babei die vorſtehend unter II, 2, b gegebene Beftimmung und ber 
anter II, 3 ausgeſprochene allgemeine Brundfag wegen gegenfeitiger Gleichmäßigkeit ver Be: 
dandlung der Erzeugnifle anderer Vereinsſtaaten ebenfo wie bei den Staatöfteuern In Anwen: 
dung kommen. 

Bom Tabad pürfen Abgaben für Rechnung von Communen oder Gorporationen überall 
nit erhoben werben. 

6) Die Regierungen der Bereinsflaaten werden ſich gegenieltig a) was die hier in Mebe 
ſtehenden Staatöfteuern betrifft, von allen noch gültigen Geſetzen und Verorbnungen, ferner 
von allen in der Folge eintretenden Veränderungen, forwie von ven Befegen und Verorbnungen 
über neu einzuführende Steuern, b) Hinfichtlich der Kommunal: u. f. m. Abgaben aber parüber, 
in welchen Orten, von melden Communen oder Corporationen, von melden Gegenftänden, in 
m Betrage und auf melde Weife diefelben erhoben werden, vollſtändige Mittheilung 
machen. 

Dies find die Beflimmungen, welche verhindern, daß einzelne Glieder des Vereins ven freien 
Verkehr nicht durch befonvere Belaftung ausländiſcher oder vereinsländifcher Erzeugniffe neben 
dien allgemeinen Sollgefällen und Innern Verbrauchsſteuern beeinträchtigen, und daß die Ver: 
ſchiedenheit in der innern Befteuerung nicht größer werde. Ger ausgefprochene Wunſch und 
dad Streben, eine Gleichmäßigkeit der Innern Steuereinrichtungen insbeſondere durch Vereini⸗ 
gung mehrer Staaten herbeizuführen, bethätigte ſich fchon vor der Erneuerung der Zollvereins⸗ 
berträge in dem zwiſchen Vreußen und Hannover am 7. Sept. 1851 abgefchloffenen Vertrage 
über die Bereinigung des Steuervereind mit dem Zollvereine, wonach in Hannover von inlän- 
diſhem Tabad und Wein viefelben Steuern erhoben werben follen, melden dieſe Gegenſtaͤnde 
in Preußen und den bieferhalb mit Preußen im Verbande ſtehenden Staaten unterliegen; der 
Verkehr mit Wein und Tabad in allen diefen Staaten iſt frei, und bei ven Übergange aus an- 
dern Vereinsſtaaten wird die nämlich Abgabe, welcher dieſe Erzeugniffe jegt in Preußen unter: 
liegen, für gemeinfchaftliche Rechnung erhoben. Auch die Branntweinfabrikation beſteuert 
Sannover zu gleichen Sägen und in gleicher Weife wie Preußen und die Ausfuhrvergütung 

für infänbifchen Branntwein wird beiderſeits gleihmäßig beſtimmt; doch bleibt e8 beiden Thei- 
len vorbehalten, nad Mafigabe ver im Zollvereine beflehenden Grundſäde von übergehenbem 
Branntwein und Bier (in deſſen Befteuerung Hannover nicht beſchränkt ifl) Die Üibergangs- 
abgabe zu erheben. Gleichzeitig mit dem Zollvereinsvertrage, am A. April 1853, wurde auch 

| ag vom 8. Mai 1841 zwiſchen Preußen, Sachſen und den thüringiſchen Staaten über 
bie gleiche Befteuerung innerer Erzeugniffe erneuert und zwifchen diefen Staaten und Gannover, 
Kurheſſen, Braunfchweig und Olvenburg ein Vertrag über die gleiche Beſteuerung von Wein 
und Tabad, ſowie den gegenfeitig freien Verkehr mit dieſen Artikeln und die Gemeinſchaftlich⸗ 
leit der Übergangsahgaben von venfelben gefchloffen. | 5 | 
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Endlich wurben aud) in ven Handels⸗ und Zollvertrag mit Sſterreich vom 19. Febr. 1855 
die Beflimmungen aufgenommen, wonach innere Abgaben die Erzeugnifie der contrahirenden 
Staaten unter feinem Vorwande Höher oder in läfligerer Weife treffen dürfen, als vie gleich: 
namigen Erzeugniffe des eigenen Landes; Erzeugnifle, die aus dem einen Staate in den andern 
zu ermäßigten Zollfägen eingehen, pürfen mit Feiner weitern Abgabe belegt werben, vorbehalt- 
li derjenigen Innern Steuern, welche auf die weitere Verarbeitung oder auf anderweite Be- 
reitungen aus folhen, ohne Unterſchied des ausländiſchen oder inländiſchen Urfprungs, allges 
mein gelegt find; Erzeugniſſe, welche aus einem Staat in den andern zollfrei eingehen, werben 
in Beziehung auf die innere Befleuerung ald einheimifche behandelt. 

BVergleiht man vie noch vorhandenen Beichränkungen des freien Verkehrs im Vereins⸗ 
gebiete mit denen, welche vor der bebenflichen, durch die Feſtigkeit ver gefnüpften Verbindungen 
glücklich überwundenen Krife von 1852 beftanden, fo ift einiger Fortſchritt nicht zu verfennen. 
Die frühern Berträge für gleihmäßige Befteuerung innerer Erzeugnifle find geblieben, das 
freie Marktgebiet ift durch den Beitritt von Hannover und Oldenburg erweitert, für ven Ber: 
Fehr mit Dfterreih ſind Grundſätze vereinbart, melde einfeitige Erſchwerungen verhindern. 
Aus den vom freien Verkehre noch ausgeſchloſſenen Erzeugniffen ift die Klaffe der in einem 
Staate patentirten Gegenſtände größtentheild hinweggefallen, und es läßt fih annehmen, daß 

nderungen In der Befteuerung bed Verbrauchs Innerer Erzeugniffe mehr und mehr eine Rich- 
tung einfhlagen werben, welche fie ven Vereinbarungen annähert, die darüber zwiſchen mehren 
Staaten bereits getroffen find. 

Denn deſſenungeachtet der Rübenzuder noch immer der einzige Gegenftand innerer Er- 
zeugung ift, welcher gleihmäßig und für gemeinfhaftlihe Rehnung im ganzen Vereinsgebiete 
befteuert wird, und wenn in Bezug auf die Hauptartikel Salz, Bier, Wein, Branntwein und 
Zabad ein bedeutender Fortſchritt zur Gleihmäßigkeit und Gemeinfchaftlichkeit ver Abgaben in 
der nächſten Zukunft nicht gehofft. werden darf, fo wird man fich ſchwerlich irren, wenn man di: 
Haupturſache in dem Widerſtande Derjenigen findet, die Hei der Theilung zu kurz zu kommen 
fürchten, und denen die gegenwärtige Berfaflung des Zollvereind zwar das Mittel bietet, Be⸗ 
ihlüffe zu verhindern, da ſolche Einftimmigkeit erfonern, dagegen fein Organ gewährt, von dem 
eine Bermittelung entgegenftebenver Interefien mit Vertrauen erwartet werben darf. 

Es läßt ſich nicht in Abrede ftellen, daß die Vertheilung ver Zollrevenüen nad der Kopfzahl 
ben noͤrdlichen Staaten eine Contribution zu Gunften der füblichen auflegt, weil erflere mehr 
zollpflichtige Gegenſtände verbrauchen als die letztern. Gegen viefe Benachtheiligung haben fi. 
nur die zulegt beigetretenen nörhlidden Staaten, Hannover und Oldenburg, zu wahren gemußt, 
indem fie fi ein Präcipuum ausbedingen Eonnten, welches ihren Antheil an Eingangezoll, 
NRübenzuderfteuer und mit Preußen u. f. w. gemeinſchaftlichen Übergangdabgaben um 75 Pror. 
höher ſtellt als den Antheil vet übrigen, folange dieſes Präcipuunm 20 Sgr. für ven Kopf 
der Bevölkerung nicht überfteigt. Dagegen genügt für die ſüdlichen Staaten ihr einfaches 
Beto, um fich ver Ausgleihung zu entziehen, weldhe das Einwerfen ihrer einträglichen Innern 
Productions: und Verbrauchöfleuern auf Bier, Wein u. dergl. in bie zu vertheilende Summe zur 
Bolge haben würde. Nichts ift weniger zu erwarten, ald daß z.B. Batern einwillige, feine 
Malzfteuer in eine gleihmäßige, für gemeinſchaftliche Rechnung mit andern Vereinsſtaaten zu 
erhebende Bierſteuer umzuwandeln. 

Mit den Übergangsabgaben werben daher auch noch lange die gegenſeitigen Klagen gehört 
werben, von ber einen Seite über Verkürzung bei Bertheilung ver Zolltevenüen, von der andern 
Seite über die Beläftigung des Verkehrs mit inländifchen Erzeugniffen. Darunter ift es haupt: 
fachlich die Abgabe von dem im Sühen probucirten Wein bei der Einfuhr nach Preußen u. ſ. w., 
welche darum angefochten wird, weil fie ohne Unterfchten ver Qualität zum höchſten Sage ber 
preußifchen Moftfteuer und zwar aud) in ven Jahren zu entrichten ift, in denen bie preußifche 
Moftfteuer ganz ober theilweiſe nachgelaſſen wird, Übrigens hatte Preußen bei ver Zollcon⸗ 
ferenz von 1853 angeboten, die Übergangsabgabe vom Wein zu ermäßigen, wenn feine Bor- 
ſchläge für Tarifänderungen, insbeſondere für Gerabfegung von Roheiſen und verarbeitetem 
Eiſen angenommen würden. Mit diefen Vorſchlägen fiel auch jenes Anerbteten, und vor dem 
Jahre 1864 wird eine merfliche Verminderung der noch beſtehenden Beichränkungen des Innern 
Verkehrs kaum, aber auch dann nur unter fonft günfligen Verhältniffen zu erwarten fein. 

K. Mathy. 

Auslegung der Geſetze, der Geſchaͤfte. (Authenkiſche und doctrinale, lo: 
giſche, grammatiſche, ausdehnende, beſchränkende, declarative Auslegung, 
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Analogie, Auslegungswiſſenſchaft.) Alm die Geſetze und die rechtlichen Geſchäfte, 
namentlich die Verträge, richtig befolgen und anwenden zu können, muß man ſie vor allem 
richtig auslegen, d. h. ihre wahre, geſetzlich gültige Abſicht aus ihnen herausfinden und entwickeln 
Finnen. Die Regeln, welche bei dieſer Auslegung uns leiten müſſen, bilden ven Inhalt und die 
Aufgabe der Auslegungswifienfchaft oder Auslegungdfunft, oder der Hermeneutif, und zwar im 
Gegenjag zu den Auslegungsregeln für nicht juriflifege Urkunden, wie z. B. der heiligen Schrif⸗ 
ten, der alten Clafſiker, die juriftifche Hermeneutif. Man theilt die Auslegung ein zuerft in 
gejeglihe (legale) und wiflenichaftliche (doctrinale). Unter der legalen verſteht man diejenige, 
welde von der gefeßgebenven Gewalt felbft oder vermöge eines Aets dieſer Geſetzgebungsgewalt 
ausgeht. Man nennt diefelbe authentifche, wenn fie durch ausprüdliche Acte ver Geſetzgebung 
begründet ift, und ufuale, wenn fie vermitteld der factifchen Befeßgebung, einer gültigen Ob⸗ 
ſervanz oder Gewohnheit flattfand. Allein alle legale Auslegung iſt, wie jet die beſſern Rechts⸗ 


gelehrten immer allgemeiner anerkennen, gar Eeine eigentliche Auslegung, ſondern, als ein 


neuer Act der geſetzgebenden Gewalt, ein neues Geſetz. War das alte Geſetz völlig unverſtaͤnd⸗ 
iih, fo war ed ein ungültiges, nichtiged Geſetz, und Das, was nun die Befehgebung ald deut⸗ 
liche Regel an feine Stelle fegt, ift ein gültige8, aber neued Geſetz. War dad alte Geſetz deut⸗ 
lid und enthielt, wenn man ed richtig außlegte, zum Theil einen andern Sinn als Die neue 
geiehgeberifche Erklärung , fo geht viefelbe als neues Gefeg vor. Stimmt fie überein mit der 
ristigen Außlegung des alten, fo führt fie zwar zu vemfelben Mefultat, aber fie ift doch Infofern 
ein neues Geſetz, als bei ner Auslegung der Sinn aus ihr genommen und begründet wird, und 
infofern ald namentlich eine aud dem alten Gefeg entnommene neue gelehrte Auslegung, foweit 
fie mit ihr in Widerſtreit käme, ungültig wäre. Es ift dieſes praftifch jehr wichtig, da Die Regel 
gilt, daß neue Geſetze, mithin auch authentifche Auslegungen nicht rückwärts, ſondern nur auf 
zukünftige Bälle angewendet werben dürfen. Es ift alfo auch hierdurch ein ſchändliches Mittel 
feiger und [hlechter Regierungen gegen mohlerworbene Rechte der Bürger zerftört. Mande 
Regierungen wagen ed nämlich nicht , durch offne Gewaltftxeihe und Juſtizmorde den Bürgern 
wohlerworbene Rechte zu rauben, ober durch offenbare Babinetsjuftiz geſetzwidrige richterliche 
Entſcheidungen zu veranlaffen oder zu geben. Unter vem Schein authentifcher Auslegung aber 
verändern fie Die beſtehenden Geſetze, und unfundige ober feige Richter wenden biefelben nun 
auf frühere und anhängige Rechtsfälle zur Beraubung der Bürger an, wenn fie nicht wiſſen, 
oder ed ignoriren wollen, daß authentifche Außlegungen neue Gefepe find. Eine doctrinale 
oder wiffenfhaftlihe Auslegung iſt pagegen diejenige, die auf Anwendung der allgemeinen 
Auslegungdregein ſich gründet. Sie ift theils eine Äußere oder grammatiſche, welche den facti- 
ſchen over woͤrtlichen Sinn des Geſetzes aufſucht, theild eine innere, geiftige ober logiſche, welde 
ven wirklichen gefeggeberifhen Willen (sententia legis) aus dem Grunde ded Geſetzes ſelbſt 
(ratio legis) oder aus andern juriftifch erfennbaren Beweiſen von der wirklichen, gefeglich gül- 
tigen Abſicht des Geſetzgebers (voluntas legislatoris) entwidelt. Beide, grammatifhe und 
logifhe Auslegung, müflen fletö miteinander verbunden fein, die grammatifche als Grundlage 
vorausgehen und die logifche Dann als die eigentlich entfcheidende folgen. Zwar erbeben Manche 
Bedenklichkeiten gegen die Iogiiche Auslegung, namentlich in Griminal= und ſtaatsrechtlichen 
Sachen. Allein fürs Erfte muß doch ver Sag feft bleiben, daß nur der wirkliche erkennbare ges 
fengeberifche Wille und bindet, das wahre, lebendige Gefeg iſt, daß der Buchſtabe nur had 
bienftbare Mittel für venfelben if, und daf man den Knecht nicht über den Herrn, bie äußere 
tobte Form nicht über pad Weſen fegen darf. Welcher Water over fonftige Gebieter würde nicht 
mit Recht zurnen, wenn fein Untergebener, dem er etwas befiehlt, hicands darunı das Gegen⸗ 
tbeil von feinem erkennbaren Willen thun wollte, well ſich etwa der Gebieter verſprach, doppel⸗ 
finnig, zweibeutig, zu weit oder zu eng ausdrückte? Und man follte ſolches dicandfe abge: 
ſchmackte Spiel mit dem Heiligen gefeßgeberifchen Willen ver Regierung und des Baterlandes 
treiben? &8 begründet aber auch fürs Zweite die logiſche Gefrggebung gar nicht, wie man 
gewöhnlich glaubt, größere Gefahren ver Ungewißheit und richterlichen Willkür als bie ſtreng 
und blos grammatiſche. Denn eineötheils ift ja der rein buchſtäbliche Sinn eines Geſetzes oft 
biel ungewiſſer und vieldeutiger als der logiſche. Und dann zwingt doch feine menſchliche Macht 
alle Berichte eines Volks, den buchſtäblichen, vielleicht unvernünftigen Sinn eined Geſetzes 
gegen den erkennbaren logifchen und vernünftigen anzumenven. Gin halbes Befolgen aber be: 
gründet dann doppelte Willfür und Ungewißheit. Wenn 3. B. dad Mofaifche Geſeztz ſich buch⸗ 
Räblih (zu weit) fo ausprüdt: „Wer Menfchenbint vergießt, deß Blut foll wieder vergoffen 
werden”, jo wird fein Richter, die buchftäbliche Auslegung befolgend, aud) den Soldat, der den 
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Enpli wurden auch in ven Handels⸗ und Zollvertrag mit Sſterreich vom 19. Febr. 1833 
die Beſtimmungen aufgenommen, wonach innere Abgaben die Erzeugniſſe der contrahirenden 
Staaten unter feinem Vorwande Höher oder in läſtigerer Weife treffen dürfen, als vie gleich- 


namigen Erzeugniffe des eigenen Landes; Erzeugniſſe, die aus dem einen Staate in den andern 


zu ermäßigten Zollfägen eingehen, dürfen mit feiner weitern Abgabe belegt werden, vorbehalt- 
li derjenigen innern Steuern, welche auf bie weitere Verarbeitung oder auf anderweite Be- 
reitungen aus folhen, ohne Unterfchied des ausländiſchen ober inlänbifhen Urfprungs, allges 
mein gelegt find; Erzeugnifie, welche aus einem Staat in den andern zollfrei eingehen, werben 
in Beziehung auf die innere Befteuerung ald einheimiſche behandelt. 

Vergleicht man die noch vorhandenen Beichränkfungen des freien Verkehrs im DBereind- 
gebiete mit denen, welche vor ver bedenklichen, durch Die Keftigfeit der gefnüpften Verbindungen 
gluͤcklich überwundenen Krife von 1852 beftanden, fo ift einiger Kortfchritt nicht zu verfennen. 
Die frübern Verträge für gleichmäßige Befteuerung innerer Erzeugnifie find geblieben, das 
freie Marktgebiet ift durch den Beitritt von Hannover und Oldenburg erweitert, für den Ver⸗ 
ehr mit Ofterreich find Grundſätze vereinbart, welche einfeitige Erſchwerungen verhindern. 
Aus den vom freien Verkehre noch ausgeichloffenen Erzeugnifien iſt bie Claſſe der in einem 
Staate patentirten Gegenſtände größtentheils hinweggefallen, und es läßt fih annehmen, daß 
Anderungen in ver Befteuerung des Verbrauchs innerer Erzeugniſſe mehr und mehr eine Rich- 
tung einfchlagen werben, welche fie ven Bereinbarungen annähert, die barüber zwiſchen mehren 
Staaten bereits getroffen find. 

Wenn veffenungeachtet der Nübenzuder noch immer ver einzige Gegenfiand innerer Er- 
zeugnng ift, welcher gleihmäßig und für gemeinfchaftlihe Rechnung im ganzen Vereinsgebiete 
beftsuert wird, und wenn in Bezug auf die Hauptartikel Salz, Bier, Wein, Branntwein und 
Taback ein beveutenver Fortſchritt zur Gleichmäßigkeit und Gemeinfchaftlichkeit ver Abgaben in 
der nächſten Zukunft nicht gehofft. werben darf, fo wird man ſich ſchwerlich irren, wenn man bi: 
Haupturfache in dem Widerſtande Derjenigen findet, die bei ver Theilung zu kurz zu kommen 
fürchten, und denen die gegenwärtige Verfaſſung des Zollvereind zwar das Mittel bietet, Be⸗ 
ichlüſſe zu verhindern, da foldde Einftimmigkeit erfopern, dagegen fein Organ gewährt, von dem 
eine Bermittelung entgegenftehenver Interefien mit Vertrauen erwartet werben darf. 

Es läßt ji nicht in Abrede ftellen, daß die Vertheilung der Zollrevenüen nach der Kopfzahl 
den aörblichen Staaten eine Gontribution zu Bunften der füblichen auflegt, weil erſtere mehr 
zoltpflicätige Gegenftände verbrauchen al die letztern. Gegen dieſe Benachtheiligung haben fidh . 
nur bie zulegt beigetretenen noͤrdlichen Staaten, Hannover und Oldenburg, zu wahren gewußt, 
indem fie fidh ein Präcipuum außbebingen konnten, welches ihren Antheil an Eingangszoll, 
NRübenzuderfteuer und mit Preußen u. f. m. gemeinfchaftlichen Ubergangsabgaben um 75 Pror. 
Höher ftellt ald den Antheil vet übrigen, folange dieſes Präcipuum 20 Sgr. für ven Kopf 
der Bendlferung nicht überfleigt. Dagegen genügt für bie ſüdlichen Staaten ihr einfaches 
Beto, um ſich der Ausgleichung zu entziehen, melde das Einwerfen ihrer einträglichen innern 
Productions: und Berbrauhsfleuern auf Bier, Wein u. vergl. in bie zu vertheilende Sunme zur 
Folge Haben würde. Nichts if weniger zu erwarten, ald daß z. B. Baiern einwillige, feine 
Malzfteuer in eine gleihmäßige, für gemeinſchaftliche Rechnung mit andern Vereindflaaten zu 
erhebenbe Bierfteuer umzumanveln. 

Mit ven Übergangsabgaben werben daher auch noch lange die gegenfeitigen Klagen gehört 
werben, von ver einen Seite über Verfürzung bei Bertheilung ver Zollrevenüen, von der andern 
Seite über die Beläftigung des Verkehrs mit inländiſchen Erzeugniffen. Darunter ift e8 haupt⸗ 
fahhli die Abgabe von dem im Süden producirten Wein bei der Einfuhr nach Preußen u. ſ. w., 
welche darum angefochten wird, weil fie ohne Unterfchien ver Qualität zum höchſten Sage ver 
preußiſchen Moftfteuer und zwar aud in ven Jahren zu entrichten ift, in denen bie preußifche 
Moftfteuer ganz ober theilmeife nachgelaſſen wird. Übrigens hatte Preußen bei der Bollcon- 
ferenz von 1853 angeboten, die Übergangsabgabe vom Wein zu ermäßigen, wenn feine Vor⸗ 
fhläge für Tarifänderungen, insbeſondere für Gerabfegung von Roheiſen und verarbeitetem 
Eiſen angenommen würben. Mit diefen Vorfchlägen fiel aud; jenes Anerbieten, und vor dem 
Jahre 1864 wird eine merflihe Verminderung der noch beftehenden Beichränkungen des innern 
Verkehrs kaum, aber auch dann nur unter fonft günftigen Verhältniffen zu erwarten fein. 

K. Mathy. 
Arcuslegung der Gefege, der Gefchäfte. (Authentifhe und doctrinale, lo— 
siihe,grammatifche, ausdehnende, befhränfende, veclarative Auslegung, 
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Analvgie, Auslegungdwiffenihaft.) Um die Geſetze und die rechtlichen Geſchäfte, 
nanıentlidh die Verträge, richtig befolgen und anwenden zu können, muß man jle vor allem 
richtig audlegen, d.h. ihre wahre, gefeglich gültige Abſicht aus ihnen herausfinden und entwideln 
fönnen. Die Regeln, welche bei viefer Auslegung ung leiten müflen, bilden den Inhalt und bie 
Aufgabe der Auslegungswifienfchaft over Auslegungskunſt, oder der Hermeneutif, und zwar im 
Segenjag zu den Audlegungsregeln für nicht juriftifcde Urkunden, wie z. B. der Heiligen Schrif: 
ten, der alten Claſſiker, die juriftifche Hermeneutif. Man tHeilt die Auslegung ein zuerft in 
gejegliche (legale) und wiſſenſchaftliche (doctrinale). Unter ver legalen verſteht man diejenige, 
welche von der gefeggebenven Gewalt felbft oder vermöge eined Acts diefer Gefepgebungsgemalt 
ausgeht. Man nennt diefelbe authentifche, wenn fie durch ausdrückliche Acte ver Geſetzgebung 
begründet ift, und ufunle, wenn fie vermitteld der factifchen Geſetzgebung, einer gültigen Ob⸗ 
fervanz oder Gewohnheit flattfand. Allein alle legale Auslegung ift, wie jegt die beſſern Rechto⸗ 


gelehrten immer allgemeiner anerkennen, gar keine eigentliche Auslegung, fondern, ald ein 


neuer Act der gefeßgebenden Gewalt, ein neues Geſetz. War das alte Geſetz völlig unverfländ- 
lich, fo war e8 ein ungültiges, nichtiged Geſetz, und Das, mad nun die Gefeggebung als deut: 
liche Regel an feine Stelle fegt, ift ein gültigeö, aber neued Geſetz. War dad alte Geſetz deut⸗ 
lich und enthielt, wenn man ed richtig außlegte, zum Theil einen andern Sinn als die neue 
gefeßggeberifche Erklärung , fo geht dieſelbe ald neues Gefeg vor. Stimmt fie überein mit ber 
richtigen Auslegung bed alten, fo führt fie zwar zu demſelben Reſultat, aber fie ift doch infofern 
ein neues Geſetz, als bei ver Auslegung der Sinn aus ihr genommen und begründet wird, und 
infofern ald namentlid) eine aud dem alten Geſetz entnommene neue gelehrte Auslegung, ſoweit 
fie mit ihr in Widerftreit time, ungültig wäre. &8 ift dieſes praftifch ſehr wichtig, da Die Regel 
gilt , daß neue Geſetze, mithin auch authentifche Auslegungen nicht rückwärts, fondern nur auf 
zufünftige Bälle angewendet werben dürfen. Es ift alfo auch hierdurch ein ſchändliches Mittel 
feiger und jchlechter Regierungen gegen wohlerworbene Rechte ver Bürger zerflört. Mande 
Pegierungen wagen ed nämlich nicht, Durch offne Gewaltflxeihe und Juſtizmorde den Bürgern 
wohlerworbene Rechte zu rauben, oder durch offenbare Cabinetsjuſtiz geſetzwidrige richterliche 
Entſcheidungen zu veranlaffen over zu geben. Unter vem Schein autheutiſcher Auslegung aber 
verändern fie die beſtehenden Geſetze, und unkundige ober feige Richter wenden diefelben nun 


auf frühere und anhängige Rechtsfälle zur Beraubung der Bürger an, wenn fie nicht wiſſen, 


oder ed ignoriren wollen, daß authentifche Außlegungen neue Geſetze find. Eine voctrinale 
ober wiflenfhaftlihe Auslegung ift dagegen diejenige, die auf Anwendung ver allgemeinen 
Auslegungsregein fi gründet. Sie iſt theils eine äußere oder grammatiſche, welche ben facti= 
chen oder wörtlihen Sinn des Geſetzes aufſucht, theild eine innere, geiflige oder logische, welche 
ven wirklichen gefeggeberifchen Willen (sententia legis) aus dem Grunde des Geſetzes felbft 
(ratio legis) oder aus andern juriftifch erfennbaren Beweifen von der wirklichen, gefeglich gül⸗ 
tigen Abficht des Gefeggeberd (voluntas legislatoris) entwidelt. Beide, grammatiſche und 
logiſche Auslegung, müflen ſtets miteinander verbunden fein, die grammatiſche als Grundlage 
vorausgehen und die logifche dann als die eigentlich entfcheinende folgen. Zivar erheben Manche 
Bedenklichkeiten gegen die logiiche Auslegung, namentlich in Griminal= und ſtaatsrechtlichen 
Saden. Allein fürs Erfte muß doch der Sag feft bleiben, daß nur ver wirklide erfennbare ge⸗ 
feßgeberifhe Wille und bindet, das wahre, lebendige Geſetz iſt, daß ver Buchſtabe nur das 
dienftbare Mittel für venfelben if, und dap man den Knecht nicht über ven Herrn, die äußere 
todte Form nicht über das Weſen fegen darf. Welcher Vater over fonftige Bebieter würde nicht 
mit Recht zürnen, wenn fein Untergebener,, dem er etwas befiehlt,, hicands darum dad Gegen⸗ 
theil von feinem erkennbaren Willen thun wollte, weil ſich etwa ver Gebieter verſprach, doppel⸗ 
finnig, zweideutig, zu meit ober zu eng ausprüdte? Und man follte ſolches dhicandfe abge: 
ſchmackte Spiel mit dem heiligen gefeßgeberifhen Willen der Regierung und des Vaterlandes 
treiben? Es begrümdet aber auch fürd Zweite bie logiſche Geſetzgebung gar nicht, wie man 
gewöhnlich glaubt, größere Gefahren ver Ungewißheit und richterlichen Willkür als bie ſtreng 
und blo8 grammatifche. Denn eineötHeils ift ja der rein buchſtäbliche Sinn eines Geſetzes oft 
viel ungewiſſer und vielbeutiger ald ver logifhe. Und dann zwingt body feine menſchliche Macht 
alle Berichte eines Volks, den bucftäblichen, vielleicht unvermünftigen Sinn eined Geſetzes 
gegen den erkennbaren logifchen und vernünftigen anzuwenden. Ein halbes Berolgen aber be= 
gründet dann doppelte Willfür und Ungewißheit. Wenn 3. B. dad Moſaiſche Gefeg fi buch⸗ 
ſtäblich (zu weit) fo ausprüdt: „Wer Menfchenblut vergießt, deß Blut foll wieder vergoflen 
werden ‘‘, fo wird fein Richter , vie buhftäbliche Auslegung befolgend, auch den Soldat, der den 
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texte avec les agents des puissances étrangères, vous ne pouvez pas non plus vous adresser 
directement aux autorites judiciaires des pays voisins, pour obtenir l’extradition, vous 
- pouvez correspondre seulement avec les magistrats &trangers, pour avoir des renseig- 
nements.” 

Diefer Grundſatz, daß die Auslieferung durch die Autorität der Hödften Gewalt im Staat 
zu geſchehen Hat, ift ziemlich allgemein angenommen. Dagegen zerfallen die Staaten nun in 
verſchiedene Gruppen, je nachdem fie eine mehr oder weniger ausgeführte Befcheinigung ver: 
langen, daß der Auszuliefernde die beſchuldigte Handlung wirklich begangen hat. Am weiteften 
gehen bier England und Nordamerika. Sie verlangen in ihren Auslieferungsverträgen, Daß 
der die Auslieferung fodernde Staat foviel Bemeis für die Wahrfcheinlichkeit der Schul bei- 
bringe, daß der Betreffende, wenn dad Vergehen in England over Amerika vorgelommen fein 
follte, dort in Anklageftand verfegt werden würde. Zu dieſem Zwecke iſt der auf das Ausliefe⸗ 
rungsgeſuch proviforifh Verhaftete einem Unterſuchungsrichter (in Amerika find die Diftrict- 
rihter der Union die zuftändige Gerichtsbehörde) vorzuführen. Diefer hat nad) den ihm ſchrift⸗ 
lih und mündlich vorgeführten Beweifen fih dahin auszufprehen, ob der Beweis zur Ber: 
fegung in Anklagefland genügend ift. (Vertrag zwiſchen Branfreih und Nordamerika vom 9. Nov. 
1843, Art.1: „Provided that this [die Auslieferung] shall be done only when the fact of the 
commission of the crime shall be so established as that the laws of the country, in which 
the fugitive or the person so accused shall be found, would justify his or her appre- 
hension and commitment for trial, if the crime had been there committed.“) Unter diefer 
Boraußjegung gewährt dann in England der Staatöfecretär des Innern (praktiſch, die Geſetz⸗ 
gebung fpricht ſonſt allgemeiner one of the principal secretaries of state or the secretary for 
Ireland) die Auslieferung an die Bevollmächtigten ded requirivenden Staats. In Amerika ift e8 
beftritten, ob fich diefer unmittelbar an pie Gerichte wenden kann, aber die Auslieferung ſelbſt ge: 
ſchieht, wie in Frankreich durch ordonnance de lempereur, hier durch einen warrant ofsurrender 
bed Staatöferretärs. (Geſetz vom 12. Aug. 1848 bei Martens, „Nouveau recueil‘, XIV, 224.) 
Natürlich hat der Iinterfuhungsrichter in feinem Gertificate auch anzugeben, daß fi die An⸗ 
ſchuldigung auf ein in dem Vertrage vorgefehenes Verbrechen bezieht. Dies ift der intereffante 
Punkt an ber gerave jetzt (1857) ſchwebenden Auslieferungsfrage zwiſchen Frankreich und 
Amerika (Affaire Garpentier). Diefed Syſtem gibt dem ausliefernden Staate die Möglichkeit, 
fich zu überzeugen, daß nicht ohne guten Grund der Ausländer der Gewalt des andern Staats 
überliefert wird. ‘ | 

Die belgifche Befeggebung und dem entiprechend die von Belgien gefchloffenen Verträge ver: 
langen zur Vornahme der proviforifchen Verhaftung eines Außzuliefernden einen Verhaftsbe⸗ 
fehl, ausgehend von einer zuſtändigen auswärtigen Behörde und inboffirt von zufländigen 
belgiſchen Gericht erfter Inftanz. Vor der Außlieferung muß jedoch das dffentlihe Minifterium 
und der Audzuliefernde vor der Anklagefanımer des zuftändigen Appellhof8 erſcheinen und dieſe 
hat nach Anhörung beiver Parteien dem Juftizminifter ihr Gutachten zu geben. Bon der requi: 
tirenden Regierung muß zur Grundlage der Auslieferung die VBerfegung in den Anklageſtand 
(arr&t de mise en accusation) oder ein verurtheilendes Erfenntniß (arret de condamnation) 
vorliegen. Geſchieht dies nicht innerhalb dreier Monate nach der proviforifchen Verhaftung, fo iſt 
ber Derhaftete freizulaffen. (Belgifches Gefeg vom 1. Dct. 1835). Dem belgifhen Syftem fol: 
gen Spanien und Luremburg in dieſer Hinſicht. 

Die übrigen Staaten, Frankreich an der Spite, begnügen ſich mit einem Verhaftsbefehle (in 
manchen genügen fchon bloße Steckbriefe; in den Verträgen heißt ed meift: eine dem Verhaftsbefehl 
gleihfräftige Urkunde, welche Die Beſchuldigung und das auf fie anwendbare Strafgefeß bezeich- 
net), und bei ihnen hat die Juſtiz mit der Auslieferung nichts zu fhaffen, fondern die Polizei⸗ 
behoͤrden dienen hier als die Organe der hohen Polizei. Natürlich hängt die Geſetzgebung über 
biefen Punkt aufs engfle mit dem Schuge und der Rechtöftellung zuſammen, welche ven Aus: 
ländern gewährt werben. Darüber, daß eine Mitwirkung der Gerichte bei ver Auslieferung ent: 
iweber in dem vollen Umfange des amerikantfchzenglifchen Rechts oder nad) den Borgange der 
belgifchen Geſetzgebung hoͤchſt wuͤnſchenswerth fei, find die bedeutendſten Autoritäten einver- 
fanden. Bon deutfchen Staaten hat Preußen in feiner Criminalordnung ($. 96) eine ähnliche 
Einrichtung getroffen, die jedoch im Sabre 1825 dahin modificirt worden ift, daß aud) die Ober- 
gerichte (jetzt Appellationsgerichte) ohne Anfrage die Auslieferung gewähren Tönnen. Die 
Koften der Auslieferung werden nach den Vertragäbeflimmungen bald ganz von requirivenden 
Staate, bald von dem Staate, in dem fie erwachſen, getragen. Iſt der Auszuliefernde wegen 
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einer im Lande der Zufludgt angeblich begangenen Handlung in Unterſuchung oder in Strafver⸗ 
bafang, fo If} die Auslieferung bis zur Strafvollſtreckung oder fonftigem Schluß ver Unterſuchung 
natürlich aufzuſchieben. Furſorglich beftimmen auch noch bie meiften Verträge, daß der bloße 
Gäuldverhaft kein Hindernig ber Auslieferung fein fol. Wichtiger ift der ausdrückliche Bor: 
behalt, daß nur Degen des Verbrechens geftraft werben kann, welches in der Requifition ge⸗ 
nannt war und zur Außlieferung Anlaß gab, nit wegen eines fonfligen frühern Verbrechens. 
Ewas anders, als die Verhaͤltniſſe im Volkerverkehr bis jegt zu ſchildern waren, ftellen fi 

die Orundfäge über Auslieferung in einem Bundesſtaate. Hier einen fo wichtigen Zweck wie die 
Unterſtühung ber Rechtspflege von dem bloßen Butbefinden der einzelnen Bundesglieder, bie ja 
aufgehört haben eigentlihe Staaten zu fein, abhängen zu lafien, wäre ein Widerſpruch gegen 
die Thatfache ber Vereinigung felbfl. So iſt bean in folgen Staateuvereinen die Auslieferung 
Gegenſtand der gemeinfanen Geſetzgebung, nicht der Verträge. Zunächſt Haben wir die Ver⸗ 
einigten Staaten von Norbamerika zu nennen, deren Gonftitution, nachdem ſchon Art. 4 der 
Confoderationsacte Ahnliches beftimmt, in Art. 4 fagt: „A person charged in any state with 
treason, felony or other crime who shall flee from justice and be found in another state 
sball on demand of the executive authority of the state from which he fled, be delivered 
up to be removed 10 the state having jurisdietion of the same.‘ Danach gibt e8 für die bun⸗ 
beöpfliähtige Auslieferung von Staat zu Staat in der amerikaniſchen Union Feine Befchränfung. 
Ein jedes angeſchuldigte Vergeben kann zur Auslieferung Anlaß geben. Auch in der ſchweizeri⸗ 
fhen Bunvedverfaffung ift der Gegenftand zu einer Sache des Bunteöregiments geworben. 
Art. 50 beftimmt: „Gin Bundesgeſetz wird über die Auslieferung der Verbrecher von einem 
Ganton an den andern allgemein verbindliche Beſtimmungen aufflellen; die Auslieferung kann 
jedoch für politifche Vergehen und für Preßvergehen nicht verbindlich gemacht werben.” Die 
Derfaffer der Bundesverfaſſung für Die Schweiz werben für diefe letere Beflimmung ohne 
Zweifel in der Verfchiedenheit des politifchen Bemußtfeins und ver finatlichen Geftaltungen in 
ben einzelnen Gantonen einen praftifhen Grund gehabt haben, aber es Läßt fich doch nicht ver- 
Innen, daß die amerifanifche ausnahmölofe Koderung der Auslieferung dem Wefen des Bun: 
deaftaats entfpricht. In Staaten, die zu fo engem Bündniß zufammengetreten find, daß fle ihre 
Derfönlihkeit an den Gefammtorganismus aufgegeben haben, muß man eine folde Gleichar⸗ 
figfeit der Inflitutionen vorausſetzen, daß auch der politifche Angeſchuldigte von dem einen Ein: 
zelſtaate mit Vertrauen der Mechtöpflege des andern überlaflen bleiben kann. Für ertreme 
Bälle — diefe koͤnnen allerdings auch im Bundesſtaate eintreten — gibt es Immer noch außer: 
ordentliche Mittel und Wege, aber die Nichtauslieferung bei politifchen Vergeben an die Spitze 
des Bundesrechts zu ftellen, iſt eine Beleidigung der einzelnen Bundesglieder. Die dritte große 
Gtaatengruppe der Neuzeit, der Deutfche Bund, hat ihrer Zmwitternatur gemäß auch auf dieſem 
Gebiete bald die Grundfätze walten laſſen, welche für unabhängige und völkerrechtlich verbun- 
‚dene Staaten. gelten, bald, die Bande ftraffer ziehend, Maßregeln getroffen, wie fie dem firengen 
Yunbeöflante allerdings entfprechend find. Dan ging anfänglich davon aus, daß die Auslle⸗ 
ferungsfrage ven einzelnen Staaten zu überlaffen ſei, obgleich der Bundeszweck, wie er in der 
Bundedacte und Wiener Schlußacte ausgeſprochen iſt, eine bundesmäßige Behandlung des Ge⸗ 
genftandes nicht ausſchließt. Cine befondere Erwähnung findet derfelbe jedoch in den Grund: 
geiehen ned Bundes nicht. Die Folge davon war, daß es anfänglich fo blieb, wie e8 im Deutſchen 
Reihe geiwefen war. Banz im Geifte der von Sahrhundert zu Jahrhundert größer gewordenen 
Berfplitterung der Reichsmacht und des Reichsanſehens war in Deutfhland auch bei der Aus⸗ 
lieferung die volle Freiheit des landesherrlichen Schaltens und Waltens die Negel getvorben 
(keit, „Deutfches Staatsrecht“, S. 474; Mofer, „Nachbarliches Staatsrecht“, S. 556). Zu 
diefer Leugnung der Auslieferungspfliht zwiſchen den Reichsſtaͤnden trug auch mit die An- 
nahme des Gerichtsſtandes, der Ergreifung und des Wohnorts als mit dem forum delicti com- 
missi völlig concurrirend bei. Da fomit die Reihöftände mit den wenigen Ausnahmen bes 
Reichsrechts nicht zur Auslieferung für verbunden galten, fchloffen fie theils Verträge mit: 
einander (3.3. im Jahre 1617 Brandenburg, Pommern und Mecklenburg), theild gewährte 
man fi unter der Zufiherung der NReciprocität die Auslieferung auch ohne Vertrag. Bei 
den vielfachen nähern Berührungen zwifchen den einzelnen deutſchen Staaten war das Letz⸗ 
tere ſehr Häufig die Regel. Bine Einwirkung der Lanbeögefepgebung auf unfern Gegen: 
Band bezog fih nun bald auf die nähern Beftimmungen über vie-Auslieferung nach dem ect: 
proritätönerhältnig, bald wurde die Nichtauslieferung der eigenen Unterthanen als flrafs und 
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ſtaatsrechtlicher Grundſatz ausdrücklich ausgeſprochen (fo 3.8. altenburgiſche Verfaſſungs ur⸗ 
kunde, $.45, ſpäter würtembergiſches Strafgeſetzbuch, Art. 6, badiſches Strafgeſetzbuch, Art. 7). 
In Bezug auf ven Gang der Auslieferung begnügte man ſich in Deutſchland mit einer An— 
zeige bei ven höhern Behörven des requirirten Gerichts. Einzelne, namentlich ſübdeutſche Wer: 
träge verlangten eine Befcheinigung, daß die That wahrfcheinlich vom Auszuliefernden began= 
gen fei, die meiften Ränder jedoch ließen fi an einer formell gültigen Nequifition einer Be: 
börde genügen, ohne ind Materielle des Falls einzugehen. Darin kommen jedoch faft alle Deut: 
fhen Conventionen überein, daß fie bie politifchen Verbrechen nicht ausfchließen, fondern ganz 
allgemein die Außlieferungspfliht gegenfeitig feftfegen (3. B. fächſiſch-preußiſche Konvention 
vom 14. Oct. 1839, Art. 39). In den meiften deutſchen Staaten diente jedoch nicht der Vertrag, 
jondern die auf Reciprocität gegründete freiwillige Unterflügung ber fremden Rechtspflege ven 
Auslieferungen zur Grundlage. 

Der Bund nahm fehon im Jahre 1832 den Gegenfland auf. Unter ven Beſtimmungen des 
Bundesbeſchluſſes vom 5. Juli 1832 findet fi ſchon unter 8. die Anorbnung, daß alle aus 
einem Bunbeöftaate in den andern geflüchteten politifchen Verbrecher auf Requifition ausgelie- 
fert werben follen, fofern fie nicht eigene Uintertbanen des requirirten Staats find. Diefer Bun: 
desbeſchluß vom 5. Juli gehört zwar zu den nicht mehr al8 in Wirkſamkeit ftehenn geltenden 
(ec wurde zu den durch Bundesbeſchluß vom 2. April 1848 aufgehobenen „Ausnahmegeſetzen“ 
gerechnet), allein biefer Paſſus wird jet von’ der Bundesverfammlung ald noch zu Recht 
beftehend angefehen (Zöpfl, „Staatsrecht“, I, 428). Übrigens iſt er in dem Bundesbe⸗ 
fhluß vom 18. Aug. 1836, der nie als aufgehoben galt, wiederholt worden. Noch tft Hinzuge- 
fügt, daß, wenn das angeſchuldigte Unternehmen gegen mehre Bundesſtaaten gerichtet ift, Die 
Auslieferung an den erfolgen foll, ver fie zuerſt nachſucht. Man hat häufig in diefer Bundes: 
verpflichtung zur Auslieferung politifcher Verbrecher eine Härte gefehen, die nicht darin liegt. 
Principiell wird fi) nicht dagegen einwenden lafien, daß eine Staatenverbindung ſich Nechts- 
bülfe gegen Angriffe auf ein einzeknes Glied gewährt, und die Angriffe, welche dieſe Verabre⸗ 
dungen haben erfahren müflen, waren nur deshalb gerechtfertigt, weil auf jedem andern Gebiete 
bie Gonfequenzen der Staateneinigung nicht gezogen wurden, weil man durch eine ſolche Be⸗ 
flimmung dad Zufammenhalten einer Verbindung zu fhühen fuchte, die fonft den Unterthanen 
feinen Schuß gewährte. Schon der Umſtand, daß man von Bundes wegen bie Auslieferung we⸗ 
gen gemeiner Verbrechen beifeite lieh und feine Thätigfeit nur auf die Auslieferung Solcher 
beſchränkte, „pie fi gegen den Souverän oder gegen die Exiſtenz, Integrität oder Sicherheit 
eined andern Bundesſtaats“ vergingen, ift ein Anlaß für diefe Auffaflung gewef en. Wir können 
nichtsdeſtoweniger dem Deutjchen Bunde das Recht und die Befugniß zu einer folden Anord⸗ 
nung nit abſprechen und nur bedauern, daß ein ſolches Annähern an eine bundedftaatliche Auf: 
faffung nur ausſchließlich bei dieſem Gegenſtande ſich geltenn gemacht hat. 

Da diefer Bundesbeſchluß noch heutzutage gilt, fo mögen bier noch einige erläuternpde Worte 
Plag finden. Art. 2 lautet: „Die Bundesftaaten verpflichten fidh gegen einander, Individuen, 
welche der Anftiftung eines gegen ben Souverän oder gegen die Exiftenz, Integrität, Verfaſſung 
ober Sicherheit eines andern Bundesſtaats gerichteten Unternehmens, over einer darauf abzielen⸗ 
den Verbindung, der Theilnahme daran oder der Begünftigung derfelben beinzichtigt find, dem 
verlegten oder bedrohten Staate auf Berlangen auszuliefern.“ Die Auslieferungspflicht iſt alſo 
nicht abſolut. Sie iſt bedingt durch eine Requiſttion. Ebenſo geht fie nicht auf alle ſogenann⸗ 
ten politiſchen Verbrechen. Auch bier gilt Die Beſchränkung, daß eigene Unterthanen nicht aus: 
geliefert werben. Über vie fonfligen VBorausfegungen ver Auslieferung enthält der Bundes— 
beſchluß nur die Beſtimmung, daß die „beinzichtigten‘ Perſonen ausgeliefert werden follen. 
Ausdrücklich wird dem requirirten Staate fein Urteil über vie Beinzichtigung freigelaffen, aber 
da es nicht ausgeſchloſſen ift, fo dürfte ein jeder Staat, ehe er außliefert, ſich allerdings eine 
Beurtheilung, ob wirklich Inzichten gegen den Angefhulbigten vorliegen, erlauben und erft nad) 
biejer Unterſuchung entweder außliefern oder nicht. 

Allein welde Ausnahmen und Bedingungen man aud nad dieſem Befchluffe noch auf- 
ftellen Eonnte, fie find Durch den ganz allgemeinen Bundesbefchluß wegen gegenfeitiger Auslie- 
ferung von Verbreihern vom 26. Jan. 1854 unpraftifch geworden. Durch diefen ift nämlich mit 
Inkraftlaſſung der oben erwähnten Anordnungen ganz allgemein die Auglieferungspflicht wegen 
anderer Verbrechen und Vergehen ven einzelnen Bundesftaaten auferlegt worden. Im Ein: 
gange wirb auch beſtimmt, daß ver Gang der Auslieferung, wie er in diefem Befchluffe vor: 
geichrieben iſt bei ver Auslieferung wegen politifcher Vergehen ebenfalls eingehalten werben foll. 
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Nach Art. 1 bezieht fich Die Auslieferungäpflict auf „Individuen, welche wegen Verbrechen und 
Vergehen (ausſchließlich der Abgabenvefraubationen und der Übertretungen von Polizei: und 
Finanzgefegen) von einem Gerichte desjenigen Staats, in melden ober gegen melden das 
Verbrechen oder Vergeben begangen worben, verurtheilt oder in Anklageſtand verfegt find, ober 
gegen die ein gerichtlicher Verhaftsbefehl dort erlaffen iſt“. Eine Borausfegung ver Ausliefe- 
rungöpfligt ift jedoch, „Daß nad) ven Geſetzen bed requirirten Staats vie veranlaflenne ſtraſbare 
Handlung gleihfalld ald Verbrechen over Vergehen anzufehen und die Strafe noch nicht ver- 
jährt it”. Eine Ausnahme begründen vie Fälle, daß der Angefchuldigte Unterthan des requirir⸗ 
ten Staatd iſt, daß Diefer nach feinen Geſetzen die Handlung felbft ftrafen kann, ober daß Unter- 
fuhung oder Strafhaft wegen anderer Anſchuldigungen oder Schuldarzeft gegen ven Audzulie- 
fernden befteht. (Art. 1.) In legterm Fall hat erſt nach Beendigung dieſer Vorhaft die Auslieferung 
zu geſchehen. (Art. 2.) Mit der Perſon find alle Gegenſtände, welche ſich in deren Befige befinden, 
ſowie auch andere, die zum Beweiſe ver ſtrafbaren Handlung dienen koͤnnen, zu übergeben. (Art. 3.) 
Nach dieſen Beſtimmungen iſt alſo nur bei Übertretungen die Auslieferung ausgeſchloſſen. Von 
Verbrechen und Vergehen find ſolche nicht aufgenommen, die von einem andern Staate uuter- 
ſucht werben, als in dem oder gegen den fie begangen wurben (einige deutſche Staaten behnen 
ihre Strafgewalt ſoweit aus, daß diefe Beftimmung praftif wird). Eine Beurtbeilung ver 
Anfchuldigungsbeweiſe ſteht dem requirirten Staat nicht zu, da fhon der gerichtliche (alfo nicht 
blos polizeiliche) Verhaftöbefehl die Außlieferungspficht begründen fol. Nur hat er zu unter- 
ſuchen, ob die Handlung nad feiner Gefeßgebung überhaupt ſtrafbar und nicht ſchon ihre Straf⸗ 
barkeit durch Verjährung erlofhen iſt. Doch Hk nicht vergeflen, daß in ſolchen Fällen nur bie 
Auglieferungspfligt aufhört. Das Recht audzuliefern hat ein Staat au dann, wenn dieſe Be⸗ 
dingungen nicht erfüllt find. Ebenſo bleiben die etwa weitergehenven Verpflichtungen früherer 
Derträge befteben. 

Nach Art. 4 hat das Auslieferungsgeſuch nicht auf piplomatiihen Wege, ſondern von Behörde 
Gericht oder bei entwichenen Strafgefangenen Gefängnißverwaltung) zu Behoörde (Juſtiz⸗ oder 
Polizeiamt, in deſſen Bezirk ſich der Flüchtige beſindet) zu gehen. Für die weitern Schritte 
innerhalb des ausliefernden Staats dient die Landesgeſetzgebung zur Norm (z. B. Anſuchen 
beim Miniſterium). Die folgenden Artikel beſtimmen über Koſten und Transport durch da⸗ 
zwiſchen liegende Staaten. Art. 10 ſetzt die mit den deutſchen Staaten beſtehenden Auslieferungs⸗ 
verträge infoweit außer Wirkſamkeit, ald fie mit ven in viefer Übereinkunft übernom⸗ 
menen Verpflichtungen in Widerſpruch flehen. Noch wird hinzugefügt, daß „pie Erneuerung 
der mit auöwärtigen Staaten beſtehenden Auslieferungsverträge in einer mit dem Inhalt diefer 
Übereinkunft übereinflimmenden Weiſe erftrebt werben wird”. Und als Erinnerung an eine. 
nod immer unerledigte Frage beflimmt der legte Art. 11: „Auf das Gebiet des Herzogthums 
Limburg findet dieſer Bundesbeſchluß keine Anwendung.” 

Obgleich dieſes Geſetz praftifch nicht viel Neues bringt, da die Staaten ſchon in diefen 
Fällen außzuliefern pflegten, fo iſt Doch eine beflimmte Anordnung über einen fo wichtigen Ge⸗ 
genftand für Staaten, die in näherer Beziehung zueinander ſtehen, fehr wünſchenswerth, und die 
Beſtimmungen felbft verbienen das Lob, ven Verhältniſſen richtig angepaßt zu fein. Öfter: 
rei) Hat dieſe Grundſätze auch für feine außerbeutfchen Kronlänver angenommen. Möge dieſer 
Bundeöbeihluß in andern zur Beichleunigung und Lereinfahung der internationalen Rechts⸗ 
pflege raſche Nachfolge finden. 

Bon dem Auslieferungsrecht bilden die Militärcartelle, welche fih auf dje Rüdlieferung von 
Reftactären und Deferteuren beziehen, ein befonderes Gebiet. Schon im vorigen Jahrhundert kom⸗ 
men folde Conventionen vor. Sehr zahlreich find fie dagegen in ber neueflen Zeit geworben, 
& kann zweifelhaft fein, ob, wenn wegen aller nichtpolitiſchen Verbrechen die Auslieferung ge: 

währt wird, darunter auch Deferteure und Militärpflichtige fallen, allein die richtige Entſchei⸗ 
dung ift, daß wegen folder Unbotmäßigkeit nur nah ausdrücklich übernommener Verpflichtung 
audzuliefern ift. „Nicht nur würde man doch felbft jegt in einzelnen Fällen mithelfen zu bar⸗ 
batiſchen Strafen, fondern es könnte überhaupt eine grundfägliche Auslieferung der Kriegs- 
dienſtpflichtigen Leicht misbraucht werben zur Umgehung ver ganzen Nictaudlieferung bei 
Staatsvergehen. Es bebürfte nämlich von Seiten einer beliebigen Regierung nur einer ſchein⸗ 
baren Ausdehnung der Dienftpflicht auf die Männer aller Alter und Verhältniſſe, um jeben po= 
Griffen Flüchtling als Ausreißer in Anſpruch nehmen zu innen. Und gerade in ven fhlimm: 

Fällen dürfte man wol folchen Verſuchen entgegenfehen. Yon einer höhern Nothwendig⸗ 
bit der Ausnahmen aber fann feine Rebe fein, da die Erfahrung genügend zeigt, daß Staaten, 
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welche die Kriegsdienſtpflicht nicht auf eine harte Weiſe übertreiben und welche den Soldaten 
gerecht und menſchlich behandeln, feine ihre Vertheidigungskraft beeinträchtigende Fahnenflüch⸗ 
tigkeit zu fürchten haben.“ (Mohl, a. a. O., S. 107.) Nichtsdeſtoweniger iſt eine Reihe von 
beſondern Cartellconventionen zwiſchen den europäiſchen Staaten abgeſchloſſen worden, in denen 
eine Auslieferung nicht blos eigentlicher Deferteure, ſondern auch der Militärdienſtpflichtigen 
(der ſogenannten Refractäre) gegenſeitig zugeſagt iſt. Zwiſchen den aus dem Militärdienſt 
Entweichenden und den ausbleibenden Conſcriptionspflichtigen wird jedoch in den Verträgen 
gewoͤhnlich ver Unterſchied gemacht, daß jene ohne beſondere Requiſition, dieſe nur auf Re⸗ 
quiſition ausgeliefert werden (z. B. preußiſch-däniſche Cartellceonvention von 25. Dec. 1820, 
vreußiſch⸗franzoͤſiſche vom 25. Juli 1828). Wenn ſchon Staaten ohne ſonſtige weitere 
Verbindung ſich veranlaßt fühlten, ihren Heerdienſt durch ſolche Verträge zu ſchützen, ſo 
war es um ſo natürlicher, daß man unter den deutſchen Bundesſtaaten zu Stipulationen der 
Art kam. So wurden in den Jahren 1818 und 1819 ſchon zahlreiche Verträge der Art ab⸗ 
gefhloffen. Aber auch von Bundes wegen wurde ver Gegenfland in Angriff genommen, 
‚und Art. 24 der Kriegsverfaffung des Deutfchen Bundes vom 9. April 1821 fchrieb vor, 
daß zwifchen fämmtlihen Bundesflaaten ein allgemeines Gartell beftehen fol. Seine Aus: 
führung erhielt vieler Sag jedoch erft 1851, in welchem Jahre durch Bundesbeſchluß vom 
10. Febr. eine allgemeine Cartelleonvention gefchloffen wurde. Zu den 20 Artikeln dieſes Be⸗ 
ſchluſſes kam no unterm 17. Mat 18352 eine Declaration. Was für die Auslieferung politt- 
ſcher Angeichuldigter in einem engern Staatenbunde fpricht, läßt fich natürlich ebenfo für eine 
Auslieferung Milttärpflichtiger geltend machen. Auch Hier iſt daran zu erinnern, daß auf dieſem 
Gebiet nicht zu viel, fondern auf andern zu wenig Einigung zwifchen den Theilen Deutſchlands 
vorhanden ift. . 

Soweit dad geltende Recht und die wirkliche Übung. Wenn ſich Die nicht täufhen, melde 
in der Zufunft eine immer wachſende Gleichartigkeit der Stauten al das nothwendige Refultat 
der von Tage zu Tage ſich enger knüpfenden Beziehungen in der Staatenwelt fehen, fo wir» 
auch noch die Stunde fommen, wo die Beſchränkungen fallen, meldhe man heutzutage der Aus: 
lieferung von Verbrechern nodh ftellen muß. Aber niemals ſollte ein Unterſchied vergeſſen wer: 
den, den noch fo Wenige. ſchärfer ins Auge gefaßt haben, daß ed etwas Anderes ift, einen ver: 
urtheilten, feiner Strafe entflohenen Verbrecher zur verbienten Abbüßung zurückzuliefern, ober 
einem blos Angefchuldigten, für deſſen Schuld erſt die Bemeife erbracht werben follen, ven Schug 
zu entziehen, auf den ihm ſchon ber bloße Aufenthalt ein Anrecht gibt. Dort fteht der feier: 
liche Ausſpruch eines Gerichts nach unterſuchter Sache für die Thatfadge ein, daß der Flüchtige 
unſers Schußed unmwürbig iſt; hier Dagegen bietet und die bloße Thatſache der Verfolgung nod 
durchaus feine Beweiſe für die Schuld. Wie fhon früher hervorgehoben, iſt eine Zeit denkbar, 
wo auch die jegt fo gepriefene Ausnahme der politifhen Flüchtlinge nicht mehr nöthig ift, wo 
fih die Staaten zum gemeinſchaftlichen Kampfe gegen das ftrafbare Unrecht in allen Fällen die 
Hände reihen, und wo, um Beccaria’8 Ausdruck zu gebrauden: „la persuasione di non tro- 
vare un palmo di terra, che perdoni ai veri delitti, sarebbe un mıiezzo efficacissimo per 
prevenirli.‘ | 

Die Literatur über diefen Gegenſtand iſt in der neueften Zeit durch die fhon im Art. Aſyl 
und Aſylrecht angegebenen Werke von Mohl, Berner und Bulmerincq bereichert worden. Bon 
weiter zurückliegenden Arbeiten verdient eine holländifche, Provo⸗-Kluit's, De deditione profu- 
gorum” (1829), alles Rob. 5. Marquardfen. 

Ausmärker, |. Gemeinde. 

Ausnahmegericht und Ansnahmegefeg, f. Belagerungszuftand. 

Fe f. Gemeinde und Landftände. 

Ausfegung, |. Kindermord. 

Austrage, Ansträgalinftanz, ſ. Friedensgericht und Schiedsgerichte. 

Auftralien, Dceanien oder Bolgnefien (Infelwelt), früher Südindien genannt, der fünfte 
und neuefte Welttheil, umfaßt ven größten Theil der Infeln zwifchen 32° noͤrdl. und 56° fühl. 
Br., 151— 270° Sftf. L., deren ganzer Flaͤchengehalt auf 160,000 DOM. berechnet wird. Bon 
biefen Infeln wurden im 16. Jahrhundert die Ladronen durch Magellan, die Freundſchaftsin⸗ 
fein durch Fernandez de Duiros entdeckt. Ein Jahrhundert fpäter entdedten und benannten 
die Holländer die größte derſelben, Neuholland, vie fait fo groß tft wie Europa und darum 
auch als Auftralcontinent bezeichnet wird. Erſt dur ven Weltumfegler Cook (1768— 79) 
erhielt Buropa genguere Keuntniß von diefer Infelmwelt, die ſeitdem von den nachfolgenden Welt⸗ 














Auftralien 55 


umfeglern fo vervollſtändigt morben ift, daß gegenwärtig nur wenige von geringerm Umfange 
nod unentbeckt fein vürften. . 

So verſchwenderiſch die Natur dieſen Theil der Erde in einigen Gegenden mit Neihthü- 
mern begabt, jo wenig hatte er die Aufmerkſamkeit der Handelsvölker des europäiſchen Conti⸗ 
amtd auf ich gezogen, da die Ureinwohner, ſämmtlich Barbaren der roheſten Art, nichts be- 
durften und nichts probucirten, folglih die Gewinnſucht nicht anreizen Eonnten, eine jo weite 
und gefahrvolle Seereife zu unternehmen. Nur eine europäifche Nation, die nicht blos in dem 
augenblicklichen Gewinn ihren Vortheil fucht, welche einjleht, daß man erft fäen muß, bevor 
man ernten kann, und dag es In ver Wirthſchaft der Nationen wie in der der Individuen zu 
beſſern Refultaten führt, wenn man Pflanzungen anlegt und von den verevelten Früchten der⸗ 
felben Belohnung erwartet, ald wüfte Länder noch mehr verwüſtet, erfannte bie unermeßlichen 
Bortheile, weldye ihr auß der Coloniſation dieſes Welttheils im Laufe der Zeit erwachſen mük- 
ten. Durd die Golonifation von Nordamerika hatten die Engländer in dieſer Beziehung große 
und erfolgreiche Erfahrungen gemacht, und alle Verhältniffe des fünften Welttheils verbürgten 
ihnen dort das Gelingen eines ähnlichen Erperiments in einem ungleich Fürzern Zeitraume. 
Auftralten Hot ihnen die Producte aller Zonen: die Fruchtbarkelt des Bodens, das Gedeihen 
aller europäifchen Getreidearten und Thlergattungen und insbeſondere der reiche natürliche 
Wieſewachs in dem gemäßigten Klima verfprach der englifchen Landwirthſchaft die glänzenpflen 
Refultate. War damit einmal ein folider Grund gelegt, hatten landwirthſchaftliche Kolonien 
mit englifhen Juſtitutionen und englifcher Betriebfamkeit auf dem neuen Boden feſte Wurzel 
gefaßt, jo konnte man mit Beftiimmtheit parauf rechnen, daß die Vermehrung ber Bevölferung 
und des Wohlftandes in demſelben Verhältniß vor ſich gehen werde wie in Nordamerika. 
Denn wie dort Hatte man nur eine völlig barbarifche, unmächtige und wenig zahlreiche Urbe⸗ 
völferung in die Wälder zurüdzubrängen, um für Millionen Buropäer Raum zu gewinnen; 
feine fremde Macht Eonnte den Entwidelungsproceh der neuen Geſellſchaft flören, keine Ver⸗ 
miſchung mit Halbeisilifirten Nationen ven Charakter des neuen britannifchen Sprößlings ver⸗ 
unreinigen. Mit Erſtarkung ver Eolonien war Großbritannien faft des ausſchließlichen Be⸗ 
üpes der ganzen Inſelwelt und aller daraus refultirenden Vortheile verſichert; und wie fehr 
au ihre Bevoͤlkerung und ihr Wohlſtand zunehmen mochte, die Ausbeutung ihrer Naturreich- 
thümer mußte folden Ländern Jahrhunderte lang die gewinnreichſte Beſchäftigung bleiben, das 
Mutterland durfte fich daher verſprechen, mit jedem Jahre größere Duantitäten Urproducte von 
ihnen zu erhalten und alljährlich größere Quantitäten Fabrikwaaren an fie abzufegen. Eng: 
lande Handel, feine Fabrikation, feine Schiffahrt mußten infolge dieſer Coloniſation Jahr: 
hunderte lang zunehmen. 

Solde Erwartungen hegte England, ald e8 im Jahre 1788 von der Oſtküſte Neuhollands, 
von ihm Neu⸗Südwales genannt, Bell nahm, und daß es fi darin nicht täufchte, zeigte bald 
ver Zufland dieſer Colonien, welcher ein überaus blühender iſt, ungeachtet biefelben zuerft nur 
mit deportirten Verbrechern bevölkert wurden. Das Misverhältnig eines allzu großen Überge⸗ 
wihts der männlichen Bevölkerung fucht die Regierung durch Begünftigung der Überfiebelung 
son Mädchen und Weibern aus England zu heben. Die Gelegenheit zur Schaf- und Rind⸗ 
viehzucht iſt wegen der unermeßlichen Streden natürlicher Wiefen und ihres reihen Ertrag 
IR unbegrenzt, und man rechnet, daß fich die Zahl der Schafe alle vier bis fünf Jahre verdop⸗ 
velt. Klima und Weide find der Zucht feinwolliger Schafe überaus günftig, und die auftralifche 
Bolle ik von ungewoͤhnlicher Feinheit und Feſtigkeit. | 

Seit 1815 dehnt fih das Gebiet von Neu-Südwales durd Gründung der Eolonie Ba⸗ 

Wurf bis jenfeit der Blauen Berge aus. Auch alle mweitern britifhen Nieverlaffungen in 
Reubolland gehören dem 19. Jahrhundert an und find trog ihres noch fo kurzen Beftandes 
in tafhem Aufſchwunge begriffen. So iſt im Jahre 1829 am Schwanenfluffe in Weftauftra- 
lien eine Golonie mit dem Hauptorte Perth gegründet worden; ſodann im Jahre 1836 am 
Kincentgolf in Sübauftralien eine Nieverlaffung mit der Stadt Adelaide, die im Jahre 1839 
fen 3000 Einwohner zählte. Daran ſchließt ſich feit 1839 die Kolonie Australia Felix mit 
der Stadt Melbourne, im Shooften ver Murraymündung. Die feit 1858 im tropiſchen Norb- 
aufrafien auf der Halbinfel Koburg am Port Effington gegründete Golonie kann noch wichtig 
werden dutch ihre Stellung zu dem Handel mit ven Moluffen und mit China, fowie durch die 
Re der Torresſtraße. Nach dem Allen zeigt ein Blick auf die Karte, daß bereits Großbritan⸗ 
aim mit feinen Nieverlaffungen das große Feſtland von Auftralien in allen Zonen und Welt- 
gegenden umringt hat. 
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Die kleine Zahl der Ureinwohner von Neuholland iſt von der Race der Papuas ober 
Auftralneger. Diefe Negritos Ieben in der tiefiten Barbarei, ohne Religion, ohne Staats: 
verein, blos in Familienhorven, wohnen in Hütten von Baumzweigen und in hohlen Bäu⸗ 
men, nähren fi Hauptfächlid von Schalgewürmen und Damsmurzeln, verſchmähen aber aud 
Menfchenfleifch nicht. Wegen ihrer elenden Nahrung und außerorventlihen Unreinlichkeit 
find fle verfchiedenen Hautkrankheiten unterworfen, melde nicht felten epivemifch werden. Der 
Kindermord ift bei ihnen häufig, wahrſcheinlich aus Mangel an Mitteln zur Erhaltung des 
Lebend. 

Eine zweite ältere englijche Niederlaſſung befteht feit 1805 auf der an der Süpfeite von 
Neuholland gelegenen Infel Bandiemensland, welche von dem mit gleihem Namen belegten Kü- 
ftenftrich auf ver Norbfeite von Neuholland wohi zu unterſcheiden iſt. Im Jahre 1642 wurde dieſe 
Inſel von dem Holländer Abel Tasman entdeckt. Das Klima iſt hier im Sommer heiß, im 
Winter gelind, der beſte Boden trägt hundertfältige Frucht. Das Territorium dieſer Colonie be⸗ 
trägt 23, 4371, engl. DOM. oder 15 Mill. Acker Landes, wovon aber nur ungefähr ein 
Zehntel ald Aderland und die Hälfte ald Weide zu benugen if; has Übrige befteht aus fleini- 
gen und waldigen Hügeln. Im Jahre 1829 befunden fich bereits über 1 Mill. Adler im Privat: 
eigentbum, wovon jedody kaum der dreißigſte Theil angepflanzt war. Im Jahre 1840. dagegen 
waren fhon über 124,000 Morgen angefäet, ſodaß damald Vandiemensland ald die Korn: 
fanımer von Yuftralien galt. 

Nah Klima, Fruchtbarkeit und Ausdehnung des Landes eignet ji) zumal dad aus zwei 
Inſeln beftehende Neufeeland zur Golonifation und zur Aufnahme europäifcher Bildung. Die 
Urbewohner, etwa 150,000, zeichnen ſich Durch förperliche Stärke und Größe aus und find frie- 
gerifch, jedoch ziemlich bilpfam und gutmüthiger Natur. Ihre gefellihaftlihe Ordnung iſt der 
suropätfchen Feudalverfaſſung nicht unähnlich. Sie haben Häuptlinge, Adel, Gutsbeſitzer und 
Sklaven und eine Priefterbierardie. Ehebrud und Diebftahl werden mit dem Tone beftraft. 
Neuſeeland ſcheint jetzt beftimmt, der dritte Hauptpunkt für Die weitere Verbreitung britifcher 
Colonifation und Herrfhaft in Polynefien zu werden. Schon feit mehren Jahrzehnven gab es 
dafelbft, zumal auf der noͤrdlichen Infel, englifche Nieverlaffungen von Mifjionaren und Han: 
delsleuten. Später bildete fih in Großbritannien eine Neufeelanpscompagnie, die von den 
Bingeborenen Landeigenthum erwarb und zahlreiche Einwanderungen von Englänvern, au 
Deutfchen, in das neu erworbene Gebiet veranlaßte. Auf diefe Weiſe ſah ſich pie britifche Re⸗ 
gierung veranlaßt, die Zeitung der neuen Colonien zu übernehnen und fi im Jahre 1840 die 
Souveränetät über Neufeeland anzueignen. Seitdem haben die Ginwanberungen immer mehr 
zugenommen. 

> Während die Vereinigten Staaten von Nordamerika ihren Einflug auf Bolynefien nur 
durch das friedliche Mittel ver Mifflonen und die Gründung von Handelsetabliffementd auszu⸗ 
dehnen ftreben, was ihnen zumal auf ven Sandwichinſeln gelungen ift, hat in den vierziger Jah: 
ren Sranfreid, in Oppofltion gegen bie limgriffe Großbritanniens, feine Herrichaft in Auftra- 
lien auf directere Weife zu erweitern verfucht. Schon 1840 machte e8 auf ver fünlichen Infel 
von Neujeeland einen miöglüdten Verſuch zur Coloniſation der Halbinjel Banks, der durch daß 
Prävenire der Engländer vereitelt wurde. Am 1. Mat 1842 wurden von franzöfifcher Seite 
die Marquefad- oder Mendañainſeln in Befig genommen, und 1844 warb das franzöfifche 
Protectorat auf die Eleinen Bambierinfeln, ſowie auf die Eilande Wallis und Fontana ausge: 
dehnt. Wichtiger iſt der franzöfliche Einfluß in den Gefellfhaftsinfeln, namentlid in ber 
HSauptinfel Otaheiti. Hier beſtand eine ähnliche Feudalverfaſſung wie auf Neufeeland. Schon 
1819 war ver größere Theil ver Bendlferung zur riftlichen Religion übergetreten. In der 
von der britiihen Mifjionsanftalt daſelbſt errichteten Lancafter’fhen Schule bat bereits eine 
große Anzahl ver Einwohner Leſen, Schreiben und Rechnen gelernt; auch ift die Bibel in die 
Landesſprache überfegt und zu viel Taufend Exemplaren verbreitet worden. 

Nah Neuholland find die größten Infeln: Neuguinea mit 13,000 OM., Neujeeland mit 
42 OM., Vandiemensland mit 12551, OM., Neubritannien mit 1128 OM., Neucale- 
donien mit 300 OM. Das Areal der übrigen, deren Zahl fih auf mehre Hunderte beläuft, iſt 
im Vergleich mit den genannten von geringer Bedeutung. 

Neuguinea und Neubritannien find, ald dem Aquator zu nahe gelegen, zur Anlegung euro⸗ 
päiſch-landwirthſchaftlicher Colonien nit jehr geeignet ; dazu kommt, daß in Diefen Infeln die 
Einwohner wilder, graufamer und kriegeriſcher Natur find, alfo neuen Anflevlern viel zu ſchaf⸗ 
fen machen dürften. Diefe wie alle übrigen in gleicher Breite gelegenen Fleinern Infeln produci⸗ 
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ten alle möglichen Südfrüchte und Gewürze. Beſonders bemerkenswerth iſt Hier der Brot⸗ 
fruchtbaum, welcher ven Bewohnern pas ganze Jahr hindurch vollauf Nahrung bietet und daher 
eher al8 ein Sulturhinderniß denn ald eine Wohlthat zu betrachten ift. 

Bon der Bildſamkeit eines Theils diefer Infelbewohner find die Bewohner ver Saubwid: 
inſeln (150,000) ein erfreuliches Beifpiel. Aderbau, Manufacturen, Fiſcherei und Handel 
find bereitö dort in blühenvnem Zuftand, und auf eigenen, nad) europäifcher Weife erbauten 
Schiffen treiben fie Handel nad der Weſtküſte von Amerika, nad Kamtſchatka und nad den be⸗ 
nachbarten Infeln. Die Einwohner theilen ſich in Häuptlinge, Gutöbefiger und Arbeiter. Seit 
1820 find Menfchenopfer und Göpendienft aufgehoben, die hriftliche Religion ift zur Staats: 
religion erfiärt und die Unterrichts und Religionsanftalten befinven fich in ven Händen nord⸗ 
amerifanifher Miffionare. Der König und die meiften Einwohner fprechen die englifche Sprache 
mit Gelaͤufigkeit. Die Thronfolge ift in ver männlichen Linie erblich. 

Im Jahre 1844 wurde von den Vereinigten Staaten und von den europätihen Mächten 
die Unabhängigkeit der Sandwichinſeln anerkannt, ein Ereigniß, welches daſelbſt mit großen 
Beierlihkeiten begangen wurde. ü 

Die Zahl der Einwohner von Auftralien überhaupt wirb auf nit ganz 3 Mill. ge- 
hägt. Die beiden Hauptracen ber Urbewohner, nämlich die helle oder malayifche (auf den 
Geſellſchafts⸗, Freundſchufts-, Marqueindinfeln u. f. w.) und bie negerartige mit ſchwarzen 
wolligen Haaren (auf Neuguinea, Galevonien u. ſ. w.), haben durch Vermiſchung mannichfal- 
tige Abarten gebilvet. Die meiften find Betifchanbeter, opfern Menſchen und effen dad Fleiſch 
der erichlagenen Feinde, einige fogar in Nothfällen ihre eigenen rauen, Kinder, Gefchwifter 
und Altern. ® , 

Daß vermitteld des englifchen Eolonifationd= und Miſſionsſyſtems im Laufe der Zeit auf 
allen diefen Infeln blühende und civilifirte Staaten fi} erheben werben, ift nach Dem, mas jegt 
ſchon dort geleiſtet worden ift, feinem Zweifel mehr unterworfen. Vergl. Dawfon, „The present 
state of Australia” (London 1830); Schüß, „Allgemeine Erdkunde“, Br. 30; Ellis, „Poly- 
nesian researches” (A Ihle., London 1830); Meinide, „Das Feſtland Auftraliend” (2 Bbe,,. 
Prenzlau 1837); Haßkarl, „Auftralien und feine Colonien“ (Eiberfeln 1849) u. f. w. 

. F. Liſt u. W. Schulz: Bopmer. 

Auſtralien ſeit 1845. Schon ſeit längerer Zeit iſt die Herrſchaft der größern europäi⸗ 
hen Seemächte und der norbamerifanifchen Union über den ganzen fünften Weltth-!" in fol: 
dem Maße entfhieden, daß der Beftand der fogenannten unabhängigen Staaten ober Halb: 
Raaten Auftraliens überall von der Gnade oder Ungnade dieſer Mächte abhängig geworben ifl. 
In diefer ganzen Infelwelt, die nahe 700 Eilande ver verfchiedenften Größe umfaßt, hat ver 
europälfh- amerikanische Einfluß Feine andere Schranke, als die er in den Rivalitäten der be- 
theiligten Mächte eutweder ſich ſelbſt jeht, oder die ihm durch eine übermächtige Natur geſetzt 
iſt. Nur Rußlands mebr lähmender als irgendwie belebender Einfluß greift nicht bis in dieſe 
. ſüdlichen Zonen hinein, während Spanien und Portugal zwar im eigentlichen Auſtralien keine - 
Vefigungen haben, aber diefen Welttheil mit einigen Eolonien dod nahe berühren. Da alle 
einheimiſchen Voͤlker und Staaten nur ein Rohſtoff ſind, in den ſich die europäiſche Civiliſation 
hineinarbeitet, oder ben fie als unbrauchbar beiſeite wirft, fo kommen von dem bier einzuneh⸗ 
menden Ratiitifchen und politifhen Stanppunfte aus weſentlich 6108 die europäiſch- amerikani⸗ 
ſchen Colonien oder Einflüffe in nähern Betracht. 

Als von dem Kleinen, aber noch feemächtigen Holland aus ver neue Welttheil bauptfächlich 
entdeckt wurde, ald von daher ver auftralifche Gontinent feinen Namen erhalten hatte, konnte 
doch diefer Staat nicht mehr daran denken, ſich in jenen Meeren eine auögebehnte Herrſchaft zu 
grunden. Die Fähigkeit ver Colonifirung und der Behauptung des Colonialbefiges bat ja 
Retö in den innerfien und eigenften Kräften des Mutterlandes feine natürliche Schranke. Im 
Jahre 1836 ſchienen die Niederlande felbft jene kleinern Nieberlaffungen, die fie lange behaup- 
tet, aufgeben zu wollen; die holländiſch- indifchen Truppen hatten damals die Fort auf den 
Aruinfeln und auf Neuguinea verlaffen. Seit 1848 und 1849 ſchicken fie jedoch jährlich wieder 
feine Beſatzungen dahin und ſuchen ihre Herrfchaft daſelbſt aufrecht zu halten. Von deutfcher 
Seite wurbe e8 wol ſchon lebhaft beklagt, daß bereit6 zur Zeit ver Entdeckung Neuhollands bie 
Trennung der Niederländer vom großen deutichen Stammvolfe erfolgt war. In Verbindung 
mit Deutihland wären Kräfte im Überfluſſe vorhanden geweſen, um bie Unterwerfung und 
Golonifirung der ausgedehnteſten Gebiete durchſetzen zu koͤnnen, und ftatt der englifhen würben 
nun dort niederländiſch- deutfche Fahnen und Flaggen wehen. Sehr möglich und ſogar wahr- 
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ſcheinlich, daß die Erfüllung dieſes rückwärts gekehrten frommen Wunſches ſolche ober ähnliche 
Folgen gehabt Hätte. Indeſſen deuten alle Zeichen darauf Hin, daß das ganze frühere Verhält⸗ 
niß zwifchen Mutterland und Golonien, das zum weſentlichen Vortheile des erftern eine einjel- 
tige Ausbeutung der legtern möglich machte, im Schwinden begriffen iſt, und daß fi mehr und 
mehr in jedem Lande die Genoflen jedes Volkes — fo gut binnenländiſche Deutiche und Schwei⸗ 
‘zer, wie Bewohner ver Meeresfüften — dad Alles werben aneignen Eönnen, was ihnen nad 
den Maße ihrer Kräfte, ihrer Fähigkeiten und ihrer Arbeit gebührt. Ohne den geringflen 
Colonialbeſitz ift ja das kleine binnenländiſche Volk der Schweizer eines der wohlhabendſten 
und der verhältnigmäßig ftärkften geworben, und auch die große deutfche Nation wird die Dit- 
tel zur wachſenden Macht und zur größern weltgejchichtlichen Bedeutung mehr in fich felbft als 
nad außen hin zu fuchen und zu finden wiflen. 

Mit Ausnahme von Algerien, das vielleicht noch Jahrhunderte lang eine freffende Wunde 
am Woblſtande der franzäfifchen Nation bleiben wird, für deſſen Beſitz und Behauptung dieſe 
Nation unverhältnißmäßige Opfer zu bringen bat, die mehr noch andern Völkern als ihr ſelbſt 
zu gute kommen, hat Frankreich nirgends mehr überfeeifche Beſitzungen von befonderm Werthe. 
Seine fehr unbedeutenden Kolonien, im Ganzen etwa 700 DOM. mit 600,000 Bewohnern, 
find über alle Theile der Erde zerftreut, e3 bat nirgends, wie doc die Niederlande ober gar 
Großbritannien, den Kern einer erheblichen Colonialmacht vereinigt, der mit ver Anziehunge- 
fraft mächtiger Intereffen ſelbſt auf größere Entfernungen hin den Kreis feiner Wirkungen 
auszudehnen vermoͤchte. Allein obgleich Frankreich in ver Infelwelt des ſüdlichen Deeans feine 
befonders hervorragenden Interefjen zu vertreten hat, jehen wir ed doch eifrig bemüht, ſich daſelbſt 
an Beil und Einfluß möglichft viel zu geminen. Es fheint dabei weniger durch die Nüdkficht 
auf ben Erwerb reeller Bortheile für feinen Handel geleitet zu fein, als vielmehr durch Die Abficht, 
den Fortſchritten der andern Völker In jenen Zonen, namentlich venen der Briten und Nordamerika⸗ 
ner, hier und da einen Weg zu verfperren, die proteftantifchen Diffionen dieſer beiven Nationen mit 
feinen katholiſchen zu durchkreuzen und den Schimmer des franzöflfichen Namens und Ruhms, wenn 
auch in noch fo ſchwachem Abglanze, bis in die fernften Gegenden der Erde leuchten zu laffen. Im 
Sabre 1843 Hatte ſich Frankreich eine Art Oberhoheit über die Geſellſchaftsinſeln, befonders über 
Dtaheiti, erworben. Daraus entfprangen Streitigkeiten nicht ſowol zwifchen England und Frank⸗ 
reich, ald zwiſchen engliſchen und franzdjifchen Mifftonaren, welche damit endigten, daß im Jahre 
1847 die Königin Pomare pie Schugherrlicgkeit Frankreichs anerkannte. Seitbem in Auftralien 
ausgedehnte Länderſtrecken der europäifchen Gultur gewonnen find, iſt der frühere Werth ver 
Geſellſchaftsinſeln, als einer fruchtbaren Station für die europäiſch-amerikaniſche Schiffahrt, be: 
trächtlich geſunken. In ver Bolltif Englands, das in den ſüdlichen Meeren größere Ziele zu 
verfolgen Hat, konnte e8 alfo unmöglich liegen, zur Verhinderung einer prefären und nur dem 
Namen nach beſtehenden Herrfchaft der Franzoſen irgendwelche erhebliche Anfttengung zu ma⸗ 
hen. Im unmittelbaren Befige Frankreichs befinden fi noch die im Ganzen etwa 24 OM. 
Haltenden Marquefasinfeln. Endlich wurde in neuefter Zeit von franzöfifcher Seite der Ver: 
ſuch gemadt zur Befignahme von Neucalevonien, einer etwa 325 QM. großen, theilmeife 
fruchtbaren Infel von gefundem Klima. Die auf 50,000 Köpfe geſchätzte Bevölkerung enthält 
indefien Stämme, vie ſich einer franzöftfchen Nieverlaffung widerfegen, und da Neucalevonien 
auch dem britiſchen Neu⸗Sũdwales nicht allzu fern Liegt, fo koͤnnten fich hier vielleicht einer fran⸗ 
zoͤſiſchen Golonifation Schwierigkeiten entgegenftellen , deren Überwindung, wenn überhaupt 
moͤglich, den dafür erfoderlichen Kraftaufwand nicht verlohnen würde. In der Neuen Welt, 
fo gut in Auftralien wie in Amerika, gibt es überhaupt keinen Boden für den einförmigen 
Schematismus des _franzöfiihen Polizei- und Soldatenſtaats, und nur ber rohe Despotismus 
der Alten Welt (ſ. Agypten) mag es ſich noch gefallen Laffen, von dem ihm verwandten admini⸗ 
firativen Despotismus Frankreichs den Stempel einer oberflächlichen Civiliſation zu empfangen. 

Obgleih Nordamerika nirgends eigentliche Golonien befttt, iſt doch deshalb feine Stel: 
lung in Auftralien nicht weniger maßgebend und einflußreih. Der Hauptfig feines Ein- 
Auffes find die in einem freilih nur Fleinen Iheile ihres Gebiets fehr fruchtbaren Sand: 
wichs⸗ oder Habaiinſeln. Es find 12 Eilande, darunter fieben oder acht unbetwohnte, mit 
einem Flächenraum von 2350 — 300 OM., movon die Hauptinfel Owaihi über die Hälfte 
umfaßt. Die einheimifhe Bevoölkerung, theils Eingeborene, theils gemifchter Race, wird 
neuerdings auf nicht viel über 80,000 geſchätzt. Bon ven zeitweife daſelbſt angefledelten Frem⸗ 
den, etwa 4000, find drei Viertheile Nordamerifaner. Die Hauptflabt Honolulu mit ihrer 
nad Farben und Abtunft buntgemiſchten Bevoͤlkerung, in der ſich auch Chineſen befinden, ht 
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in Mitte ber Bewegung, worin ſich noch alle Elemente befinden, doch ſchon ein ganz europäiſch⸗ 
modernes Weſen. Die norvamerifaniiche linion, England und Frankreich Hatten 1843 vie 
Unabhängigkeit der Sandwihsinfeln anerfannt. Am 6. Dec. 1852 gab der König Kameha: 
mebha II. den Bewohnern eine ſehr freifinnige Gonftitution, die er ihnen mit der vollen Auf- 
rihtigfeit des in Auftralien noch ungeſchwächten monarchiſch-conſtitutionellen Blaubend ver: 
kündete. „Es iſt jegt nicht mehr‘, fagte er, „wie in vergangenen Tagen, wo ich, wo bie 
Häuptlinge befahlen, während dad Volk nur zu gehorchen hatte. Wir zählen jegt zu den ge: 
fitteten Bölfern und müflen, deren Beifpiel folgend, das Geſetz einzig walten laffen! Diefes iſt 
nein Grundfag und dabei bleibe ih.” Dann und wann tauchte fpäter die Bejorgniß auf, daß 
von amerilanifcher Seite die Unabhängigkeit ded neuen conftitutionellen Koͤnigthums bedroht 
fei; gegen eine ven Thron im Jahre 1854 bedrohende Flibuſtierbande Hatte Kamehameha LI. 
ven Schuß der Union, Englands und Frankreichs angerufen. Nah dem 1855 erfolgten Tode 
dieſes Königs Hieß ed ſodann, daß deſſen Sohn und Nachfolger, Kamehameha IV., aus Furcht 
vor amerikaniſchen Annectirungsverjuchen mehr zu England hinneige. 1) Bel alledem dürfte 
bereits Durch das Übergewicht der Amerikaner in der weißen Bevölkerung, ſowie durch bie drt⸗ 
liche Stellung der ganzen Iufelgruppe der vorherrſchende Einfluß der Union dauernd entſchie⸗ 
ben jein, und mit der wachſenden Bebeutung Galiforniend und des ganzen weſtlichen Unionsge⸗ 
biete wird ſich diefer Einfluß immer mehr befeftigen. Schon jegt find die Habaiinſeln, vie 
auch den Schlüſſel bilden für den ausgedehnten Walſiſchfang im noͤrdlichen Stillen Meere, eine 
wichtige Waarenniederlage und ein Ruhepunkt geworben für den von ben Öftlichen und weft: 
lihen Küften aus betriebenen Welthandel des nörblicden und fühlihen Amerika mit Oſtindien, 
mit China und jegt auch mit Japan. Gängen doch die neuern und rafchern Fortfchritte auf den 
Sandwichinſeln, namentlich die fleigende Bedeutung des ſchon 1853 von mehr ale 200 Han: 
velafäiffen und fiber 500 Walflihfängern beſuchten Hafens von Honolulu, wefentlihft mit dem 
Aufsluhen von Californien zufammen. 
Nicht blos über dieſe kleine Infelgruppe, ſondern über ganz Auftralien, ſoweit es bereits 
den Strömungen der neuzeitlichen Cultur erſchloſſen ift, reicht der nardamerikaniſche Einfluß. 
Dean überall iſt es nächſt der britifchen die amerikaniſche Ganbelsflotte, wodurch die Ver: 
bindung ber weithin zerſtreuten lieder ber auftralifchen Infelmelt unter fi und ihr Verkehr 
mit den andern Theilen der Erde vermittelt wird, und überall ſehen wir neben den britifchen die 
amerikaniſchen Senpboten des Chriſtenthums in der Erfüllung einer Aufgabe begriffen, die 
nicht blos religidjer und fittigenver Natur ift, ſondern die gerade für dieſe Gegenden auch eine 
große politifche und handelspolitiſche Bedeutung hat. Die aus ftumpffinniger Barbarei erid- 
ſende weltgefchichtliche Miſſion Norpamerikad in befonverer Beziehung auf Auſtralien, ſowie 
auf alle andern einer .böhern Cultur zu gewinnenden Länder und Völker iſt fogar eine dem 
Geiſte ver Neuzeit noch angemeffenere als diejenige Englands. Ste if dies in demſelben Maße, 
ald ſich das amerikanische Annectirungsfgftem von ven englifchen Golonifationgfgfteme nicht blos 
unterſcheidet, ſondern auch vor ihm audzeichnet, obgleich der Geift ver Gewinnſucht und Herrſch⸗ 
ſucht an der Entflehung bes einen wie des andern etwa gleich großen Anthetl Haben mochte. 
Faſt jede englifche Coloniſirung mußte doch, wie auch diefenigen der andern Völker, mit einer 
Gewaltthat beginnen und mit einer Zwingherrichaft über die Bewohner ver oecupirten Gegen: 
den; der anfangs nur fpärli ausgeſtreute Samen für Erzengung jenes reihern Wohlſtandes, 
jmer hoͤhern Bildung und Befittung, wodurch die Bendlkerung der Colonien zur Selbſtändig⸗ 
kit und Selbftregierung befähigt wurde, Eonnte darum in ver Regel erft nach Jahrhunderten 
feine taufenpfältigen Brlichte bringen. In anderer Weiſe fehreitet die Union von Vergrößerung 
ju Vergrößerung. Bleibt auch meift ver Weg, auf dem fle unaufhaltfam vorbringt, bon den 
Blutfpuren der Gewaltthat und Willkür nicht völfig unbefledt, fo ift doch hierdas Unrecht, womit 
gegen die benachbarten Völker gefündigt wird, dem Grade nach gemildert. Auch ift eben dieſes 
Unrecht feine nothwendige Folge der von ver Union befolgten Politik. In der Regel wurde bie 
Großerung nicht mit ven Waffen des Kriegs begonnen, wenn le auch mitunter durch Kampf 
und Krieg vollendet worden ifl. Amerifa fendet feine Freiwilligen, mit Axt, Spaten und allen 
friedlichen Werkzeugen ausgerüftet, in die Nachbarlande aus, damit fie daſelbſt Stellung neh: 
men und Beſitz ergreifen Fraft des unantaftbaren Rechts der nützlichen Arbeit mit Kopf und 
dand. Und meift haben ſich dieſe Freibilligen in demſelben Volke, wo ſie fich nievergelaffen, 
(don die Zuſtimmung einer verhältnißmäßig zahlreichen Partei und wenigftens die geiftige 
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Majorität gewonnen, ehe in der einen oder andern Form bie politiſche Verbindung mit ber 
Union wirklich vollzugen wird, nach jenem hoͤchſten Princip ver Volkeherrlichkeit, das die Neue 
Welt beherrſcht und die Welt der Zukunft beherrſchen wird. Übrigens bürfte es nicht einmal 
im Intereffe der Union liegen, in allzu haftiger Eile das Syftem ber Annectirung und unmiı= 
telbaren Beherrſchung auch auf die Länder Auftraliens ausbehnen zu wollen: der Einflug Nord⸗ 
amerifad wirtd um fo ausgedehnter und geficherter fein, je mehr e8 überall al ver unbefangene 
Freund und Beihüger ver noch unabhängigen Völker oder ver mit ihrem Mutterlande misver⸗ 
gnügten Bevölferungen auftreten kann. 

Während Frankreich jeine an fi unbebeutenden Golonien zugleid in der ungünftigften 
Lage und in der meiteften Entfernung beftgt, umfaflen diejenigen Englands ven ganzen Sũd⸗ 
weiten, alfo denjenigen Theil Auftraliend, ver dem indobritifchen Reiche zunächſt gelegen iſt. 
Aud das britifche Mutterland und die auftralifchen Bolonien find einander feit Einführung der 
Dampfſchiffahrt und durch die neueften Verbeſſerungen ver Segelſchiffahrt ſchon beträchtlich 
näher gerüdt, und find erſt vem Welthandel theils durch Mittelamerika, thelld und beſonders 
aber vom Mittelländiſchen Meere bis zum Perflichen oder Arabifhen Golfe neue oder weſentlich 
verbefferte Bahnen geöffnet, fo wird fih abermals die nach Zeiträumen bemeflene Entfernung 
ziwifchen England und Polyneſien um etwa die Hälfte verfürzen. Die Herrihaft Englands 
über dad ganze auftralifche Feſtland Täßt ſich wenigſtens inſoweit als entſchieden betrachten, daß 
ihm dieſelbe ſchwerlich vor dem Ablaufe eines längern Zeitraums von irgend einer Seite her 
koͤnnte ſtreitig gemacht werden. Was alſo den Flaͤchenraum anlangt, über ven ſich die unbe⸗ 
ſtrittene Herrſchaft Großbritanniens ausdehnt, ſo mag derſelbe kaum weniger als fünf Sechs⸗ 
theile des ganzen Welttheils oder noch mehr enthalten. Die jetzige Ausdehnung des eigentli⸗ 
hen Colonialbefitzes der Engländer oder der Flächenraum derjenigen Gebiete, von denen ſchon 
durch britifche Arbeit Befig ergriffen ift und wo bereits britifche Inflitutionen Wurzel geſchla⸗ 
gen haben, wirb dagegen auf beiläufig 15— 20,000 OM. geihägt. Die gefammte Bevölke⸗ 
rung biefer Gebiete, welche doch jeßt ſchon Die Gräfe von ganz Franfreich oder Deutichland weit 
überragen und beren zum Theil noch fehr unbeftimmte Grenzen fidy leicht beträchtlich erweitern 
laffen, ift noch nicht einmal auf 1 Mill. anzufchlagen, wenn man aud annimmt, daß ſchon Turze 
Zeit nach der Goldentdeckung die weiße Bevölkerung Neuhollands auf eine halbe Million geftie- 
gen war und in ben legten Jahren noch beträchtlich zugenommen hatte. Die wefentliche Ver⸗ 
volllommnung der Schiffahrt und die Verminderung der Überzugsfoften, welche ver Goldent⸗ 
deckung theils voraus, theils mit ihr Hand in Hand gingen, laffen inveffen für die Zufunft eine 
fleigende Vermehrung der Bendlferumg nad nordamerikaniſchem Mafftabe um fo gewifler 
erwarten, als auch in fehr vielen Gegenden Auftraliene das Klima der Gefundheit der Weißen 
keineswegs unzuträglid if. Wie überhaupt in dem Neubrudslande aller noch jungen Colo⸗ 
nien biefe erft durch Harte männliche Arbeit gleichſam aus dem Rohen herausgenrbeitet werben 
möflen, fo ift noch in Auftralien die männliche Bevölkerung ſtark überwiegend. Und biefem 
Misverhältnifle, das im gefellfchaftlichen Reben manche eigenthümliche und nicht fehr erbauliche 
Erfcheinungen hervorruft, Eonnte durch die feitend der britifchen Regierung begünftigte Einfuhr 
von Mädchen und Frauen nod) nicht völlig abgeholfen werben. 

In der Hauptrihtung gegen Nordweſten und gegen das inbobritifche Neid) find pie Kleinen 
Aucklandsinſeln die erfte und entferntefte englifche Eolonie in Auftralien. Nicht gar weit davon 
entfernt bilden aber ſchon die englifhen Beilgungen in Neufeeland, die Provinzen Neuulfter 
auf ber nördlidhen und Neumunfter cuf der ſüdlichen Infel, einen Hauptpuntt britifcher Macht. 
Bandiemensland, das im Jahre 1855 nad feinem erften holländifchen Entdecker den amtlichen 
Namen- Sasmanla erhalten, hat eine Bevölkerung von 90,000 Seelen. Diele Eolonie, vie 
ältefte nach Neu-⸗Südwales, ift wol auch diejenige, welche in den wunderbar fehnellen und über: 
raſchenden Wandlungen des auftralifchen Lebens infoweit einen verhältnißmäßig höhern Grad 
der Stabilität erlangt bat, als hier der immerhin rajche Fortſchritt doch nicht gerade in Rieſen⸗ 
fprüngen erfolgt ift, fondern feinen fletern Verlauf Hatte. 

Der von Tadmanien durch die Bußftraße getrennte auftralifche Kontinent dehnt ſich nach 
neuern Schägungen über einen Raum von 128,000 OM. aus. Er ift beinahe ganz ohne Gebirge, 
welche Die Schneegrenze überragen, und barum waflerarm. Die Entwidelung ber Kiften ift 
eine ſchwachgegliederte, ſodaß ihre Ausdehnung nur 1940 Meilen beträgt. Das ganze innere 
und weſtliche Neuholland ſcheint nordwärts bis etwa zum Wendekreiſe von einer ungeheuern 
MWüfte eingenommen zu fein, die einen noch entſchiedenern Wüftencharakter als jelbfl die Sahara 
hat und nad allen Richtungen ihre verheerenden Glutwinde entfendet. Im Morben bes Wen⸗ 
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herelſes ſcheint jedoch auch Das Innere des auſtraliſchen Continents, namentlich gegen Nord⸗ 
weſten, nach Arnhemsland und Taſmansland Hin, fruchtbar und wohlbewäſſert zu fein, und 
ſelhtt in den in die heiße Zone tief hineinragenden Küſtengebieten des Carpentariagolfs iſt noch 
md Alina verbältnigmäßig friſch und kühl. Jedenfalls find in ven gemäßigtern Küſtenſtrichen 
noch To fruchtbare, ausgedehnte und von England vielleicht erſt zum Eleinern Theile befegte 
Räume übrig, daß fich Dort viele Millionen Menfchen reichlich ernähren können. Schon die 
von Weißen dünn bevölferten, ſchwach angebauten ober als Weideland oberflächlich benupten 
Gebiete liefern ja eine Fülle ver werthvollſten Erzeugniffe. Hier finden fich weite Strecken des 
fruchtbarſten Bodens für den gedeihlichſten Anbau von Weizen und Mais; nicht blos Vandie⸗ 
mendland, auch die viel jüngere Golonie Süpauftralien ift jegt fhon ein Getreide ausführendes 
Land geworden. Außerbem gedeihen die meiften intertropiſchen Gewächſe, wie namentlich 
Baumwolle, deren lohnende Cultur jedoch wegen ver hohen Arbeitöpreife erft einer fpätern Pe⸗ 
riode angehören kann. Die erfte Periode der Coloniſirung begann in Auftralten, wie faft in 
allen beginnenden Culturländern von noch jungfräulichem Boden, mit einer Viehzucht, die zwar 
fehr weite Raume, aber einen verhältnißmäßig nur geringen Aufwand von Arbeitöfraft erfo- 
dert. Außer ver Zucht von Rindvieh und Pferden gaben die natürlichen Wiefen und ausge⸗ 
behnten trefflihen Weinen mit ihrer reichen falinifchen Flora die Mittel für eine Schafzucht an 
die Hand, wie fie fonft nirgends in viefem Umfange betrieben wird. Nur in Neu-Suͤdwales 
vehnete man 1850 über 8 MI. Schafe, die an feiner und ftarfer Wolle iiber 25 Mill. Pfund 
lieferten. In allen englif-auftraltfhen Golonien wurde 1855 die Zahl der Schafe von guter 
Race auf 13 — 14 Mill. gefhägt, neben beinahe 1,800,000 Stüd Großvieh und 132,000 
Bferden. Für eine höhere Verwerthung der Producte einer reihen Viehzucht wurde 1843 ein 
wichtiger Anftoß gegeben durch Die Anwendung eined neuen Verfahren für die Erzeugung von 
Talg, ſodaß fhon im Jahre 1848 ftatt des frühern Products von 5680 Eten. nicht weniger 
als 98,213 Etr. im Werthe von 140,580 Pf. St. erzeugt wurden. Die weitere Entmidelung 
biefes Erwerbszweigs ift Durch die Goldentdeckung wol nur vorübergehend unterbrochen wor⸗ 
ven. Bir fehen alfo, wie fi England in Auftealien für Wolle, Hanf (Meufeeland) und Talg 
immer mehr unabhängig macht von Deutfchlann und von Rußland; und wir mögen es nicht 
einmal im Intereſſe der bisherigen Ausfuhrländer beklagen, daß gerade folche allgemein unent- 
behrliche Gegenſtaͤnde, mie die genannten, in größern Maffen erzeugt und zu billigern Preifen 
aufden Weltmarkt geworfen werben. Die unermeßlichen unterirbifchen Schäße des Landes hat 
man faum erſt oder noch nicht einmal angefangen zu Tage zu fördern. Der Überfluß an Eifen, 
deſſen Ausbeutung noch lange nicht vie Arbeit verlohnen würde, fcheint unerfchöpflic zu fein; 
ed wird als möglich behauptet, daß ein ungeheueres Becken von Eifenftein die Bafis fein koͤnne 
für die ganze weite ſandige Wüfte des Innern Auftralien. Aus demſelben Grunde, weil es an 
Arbeitökräften fehlt, konnten biöher die mächtigen KRohlenlager nicht ausgebeutet werben, die 
fi in Neu: Shbwales, wahrſcheinlich auch in Süd- und Weftauftralien, ſowie in Tasmanien 
und Neufeeland finden. Das eigentliche Kohlenfeld Auftraliens ſcheint aber der noch fehr we⸗ 
nig befannte Nordoſten Neuhollands, von ver Moretonbat bis zum Cap Mork, zu fein. Etwas 
thätiger war man in der Benugung ver 1841 in Süpauftralien aufgefundenen Bleierze und 
befonders in ver Ausbeutung der 1843 und 1845 ebenpafelbft entdeckten Kapunda-Kupfer⸗ 
grube und des mächtigen in den Burrahügeln zu Tage Hegenden Kupferlagers, mahrfcheinlich des 
reichſten von allen bis jegt befannten. Schon 1850 lieferte vieles auf Rechnung einer Actien- 


gefellfchaft bearbeitete Kupferlager 18,629 Tonnen, und ſchon 1848 war die Fünfpfundactie | 


auf 150, Später fogar auf mehr ald 200 Pf.St. geftiegen. Als fett 1851 Die Auswanderung nad 
den Goldfeldern begann, fielen dieſe Actien auf 50 Pf. St. Obgleich man ſchon feit 20 Sahren 
ziemlich ſichere Spuren vorhandener Bolvfchäge hatte, Fällt doch die eigentliche Entdeckung und 
ihre praftifche Benugung erft in das Jahr 1851, mo 30 deutſche Meilen von Sidney, in der 
Gegend von Bathurft, jenfeit ver Blauen Berge, an einem Zufluffe des Macquarie, ſowie einige 
Monate fpäter an einem andern Zufluffe die erſten Minen aufgefunden wurden. Dies war in: 
deſſen nur das Vorſpiel für die Ausbeutung der bei weitem reichern Goldfelder in den füpöft- 
lihen Bezirken Neuhollands, vie früher zu Neu-Südwales gehört, aber feit 1850 ihre voll- 
Randige legislative und abminiftrative Trennung erlangt und zugleich den Namen Victoria 
erhalten hatten. Betrug 1851 die Ausbeute an Gold 345,146 Unzen, im Werth von nahe 
AB. St. per Unze, fo war bis Ende 1854 der gefanımte Ertrag der Goldfelder von Victoria 
fon auf 10 Milk. Unzen im Werthe von 38 Mil. Pf. St. geftiegen. Auch 1855 und bis 
gegen Ende 1856 Hatte ver Ertrag im Vergleich zu ven entfprechenven Zeiträumen ber frühern 
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Jahre abermals zugenommen, bei regelmäßigerm Betriebe des Bergbau und zum Theil in⸗ 
folge der Anmwenbung von Dampfmaſchinen. Die plögliche Verwendung mafienhafter Arbeits- 
Träfte erft in den Kupferwerken und bald darauf in weit höherm Maße in ven Goldfeldern hatte 
einen augenblicklich nachtheiligen Einfluß auf ven Aderbau. Bald aber wirkte bie Blüte des 
Bergbaus auf die landwirthſchaftliche Production, deren Brzeugniffe fehr beveutend im Preife 
fliegen, günftig zurüd, fovaß 1855 drei mal mehr Korn als im vorhergehenven Jahre gepflanzt 
wurde. Nur die Wolleausfuhr hatte fi 1855 gegen 1854 um etiwad, aber nicht bebeutend 
vermindert; der Ausfuhrwerth war von 1,629,954 auf 1,390,621 Pf. St. gefallen. Auftra: 
lien ift in folhem Maße ein Rohſtofſe erzeugended Land, daß hier Die Inbuftrie, mit Ausnahnıe 
der in ven Städten betriebenen nothwendigſten Gewerbszweige, noch keinen Boben finden konnte. 
Dagegen hat ver im Berbältniffe zur Beodlferung fo ungemein große Werthbetrag, womit es 
fih bereits am Welthandel zu betheiligen vermochte, die gleichzeitige Ausdehnung und Vervoll⸗ 
tommnung der Verbindungen mit dem Mutterlande und mit Oſtindien, fowie zwiſchen ven 
einzelnen auſtraliſchen Golonien unter fih und in fib zur natürlichen Folge gehabt. Kür den 
innern Verkehr iſt e8 beſonders wichtig, daß die Beichiffung des Murrayfluffes mit Dampfboo= 
ten auf 1300 englifche Meilen meit gelungen ift; von der noch nicht lange eröffneten Schif⸗ 
fahrt erwartet befonderd Sübauftralien einen lebhaften Aufſchwung. Schon verbindet aud 
eine Feine Eifenbahn den See Victoria, in den ber Murray einmündet, mit Bort Elliot an der 
Encounterbai. Selbft die Ausführung des Projectd einer großen Eifenbahn von ver Murray: 
mündung quer durch den Gontinent bis nach Sioney, die nach dem Boranfchlage 21 Mill. Pf. St. 
Eoften und in dem noch menſchenarmen Lande keinen verhältnigmäßigen Ertrag abwerfen 
würde, iſt bereitö in Angriff genommen. Ebenfo eine Telegraphenlinie von Sidney nach Mel: 
bourne. j 

Für die Golonifation der noͤrdlichen Gebiete Neuhollands find bisjegt nur ſchwache Ber: 
ſuche gemadt. Die in Weflauftralien am Schwanenfluffe gegründete Golonie, mit einer Be: 
völferung von nur 5000 Seelen im Jahre 1850 und mit der Hauptftabt Perth, macht wenig: 
ſtens Feine erheblichen Fortſchritte. Ihr langfames Kortfchreiten iſt zum Theil bevingt durch 
bas Fefthalten an einem Syſtem großer gefchlofiener Güter, das ven Zufluß von Arbeitern bin: 
dert, weil fih diefe nit binnen wenigen Jahren ein freies Grundeigenthum zu erwerben ver- 
mögen. Um fo rafcher gebeihen die drei auftraliihen Hauptceolonien Englands im Süpoften 
von Neuholland und innerhalb einer Linie von der Spige des Golfs St.-Bincent nach Widebai, 
welche das Becken des Murray mit dem Darling umfafjen, ſowie im Oſten die Küflengebiete 
von Neu⸗Südwales und im Süden die Ebenen von Melbourne und Geelong. Diefe drei wich⸗ 
tigften Nieberlafiungen, die Keimpunkte eined großartigen politiſchen und forialen Lebens 
in einer wahrſcheinlich nicht fehr fernen Zukunft, find: Neu⸗Südwales, Victoria und Süb: 
auftralien. 

Das legtere mit der Hauptflabt Adelaide, mo auch ſchon eine deutſche Zeitung ericeint, 
hat gegenwärtig etwa 90,000 Einwohner, parunter wenigftens 7000 Deutſche und Schweizer. 
Dieſes Südauſtralien mar lange Zeit von ver Regierung des Mutterlanves befonders begünftigt 
und follte genau nach den Grundſatzen der regierungsmäßigen Coloniſationskunſt großgezogen 
werden. Dennoch oder gerade darum wollte dieſe Golonie in Feiner Weiſe geveihen, bis ihr 
durch die ſchon erwähnte Entdeckung der reichften Kupferwerke zu unerwartetem Aufſchwunge 
verholfen wurde. 

Bon den beiden andern Golonien ift in ftaatswiflenfhaftlicer Beziehung Neu⸗Südwales 
befonders dadurch von Interefle, daß ed für ven Gang ver politifchen Entwidelung in einem 
großen Theile des Welttheild maßgebend geworben ifl, währenn Victoria dazu beftimmt fcheint, 
den Anftoß zu wichtigen und tiefgreifenven foclalen Umgeftaltungen zu geben. Auf das Eine 
und Andere iſt hier noch hinzuweiſen.?) 

Neu⸗Südwales ift in jeder Beziehung von weit größerer Wichtigkeit, ald man nad; ber 
noch immer fehr geringen Bevdlferung von nit ganz 300,000 Einwohnern fließen follte. 
Die Haupiflabt Sidney an der Jackſonsbai, mit 60,000 Einwohnern, ift mit Allem ausgeftat- 





2) Näheres mit fehr intereffanten Belegen und Einzelheiten f. in der gebiegenen Abhanblung ‚‚Auftrar 
lien in ber „Gegenwart“, Bd. 12 (Leipzig 1856). Insbefondere find auch a. a. O. die grellen Miss 
griffe der englifchen Apminiftration bei den erſten Golonifationsverfuchen gefchildert, fowie das harther⸗ 
zige und ariftofratifch ruͤckſichtsloſe Verfahren gegen bie erſten Übergefiebelten, ein Verfahren, das an 
die adminiftrative Mishanplung des britifchen Heeres im Beginne des rufflichen Kriege von 1854 — 55 
erinnert. . 
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vet, mad zu ven Erfoderniflen einer europäifchen Culturſtadt gehört, und konnte als Hauptori 
vb ganzen Welttheils betrachtet werben, bis ihr In der neueften Zeit dieſer Rang durch Mel- 
beurne ſtreitig gemacht wurbe. Ehe Nordamerika feine Unabhängigkeit errungen, hatte Eng: 
Ind feine Berbrecher in die dortigen Belonien geſchickt. Sie wurden ald Arbeiter und als eine 
Art weißer Sklaven den Goleniften zugewieſen, und dies trug mit dazu bei, un dann auch bie 
ſchwarze Sflaverei Wurzel faffen zu laflen. Nach dem Berluft feiner amerikaniſchen Golonten 
hatte ih England Neu-Süpwales als Deportationsort auserfehen. Die weiße Bevölkerung 
daſelbſt beſtand aljo vorerft Hauptfälich aus ven zur Zwangsarbeit verurtheilten Sträflingen 
und ihren joldatifchen Zuchtmeiſtern. Damit war ber Kein zu einer Art Militärariftofratie 
feitend der Dffiziere gelegt, welche die Arbeit ber Sträflinge zu eigenften Vortheile ausbeuteten 
und id) zugleich auß dem Verkaufe der nothwendigſten Lebendmittel, beſonders aber des Brannt- 
weind (Rum), ein gewinnreihed Monopol fhufen. So. eigenthümlich waren bie anfänglichen 
Zuſtände der Colonie, daß der Rum eine Zeit lang die Rolle des Geldes ſpielte, daß gegen Zah⸗ 
lung in Rum gearbeitet und verkauft wurde. Indeſſen ging felbft aus den Reihen jener Miti- 
tärariflofratie nach und nad eine Zahl unabhängiger und großer Brunds und Heervenbejiger 
(Squatter8) hervor. Anbererfeitd hatte auch die Regierung ded Mutterlanded — der man 
niht ohne Grund den Vorwurf mat, daß fle fletd die Reichen noch reicher zu machen geftrebt 
babe — auf die Entftehung einer neuen ariflofratifgen Grundherrnariſtokratie hingewirkt. 
Died geihah durch Vergabung des Grundbeſitzes in großen Maflen und unter ſolchen Bedin⸗ 
gungen, welche beſonders ven nad Auſtralien überſiedelnden jüngern Söhnen der vornehmen 
und reichen Adelsgeſchlechter Englands zu gute fommen mußten. Die aus dem Gegenſatze ver 
militärifchen und der neuen grundberrlihen Ariftofratie hervorgegangenen Reibungen führten 
dann zunächfl zu einer Art von erleuchtetem Despotismus; der Militärwillfür und der allzu 
ausgenehnten Gewalt des Gouverneurs wurde durch Binfegung eines erecutiven Raths einige 
Schranke gejegt. Bei weitem wichtiger war es jedoch, daß um biefelbe Zeit, im Jahre 1824, 
die großen volkoͤthümlichen Inftitutionen des Schwurgerichtö und der Preßfreiheit vom Mutter: 
terlande ber auf ven auftralifchen Boden verpflanzt wurbden. In Verbindung mit dem Ver- 
fammlungsreht und dem Recht ver freien Affociation, pad alle Briten nad den englifchen Be⸗ 
figungen aller Welttheile mit fih nehmen, ohne irgendwo zu deſſen Ausübung erſt nod einer 
beſondern Erlaubniß zu bedürfen, liegt in jenen Inflitutionen für das englifche Volt das ſichere 
Mittel, wodurch es endlich den ververblichften Kolgen burenufratifher Misgriffe zu fleuern und 
es zu verhindern vermag, daß nicht allzu lange auch die jpätern Generationen für die Sünden 
ber britifchen Ariftofratie zu blßen haben. 

Die Eroberungen ver Demofratie im formalen Verfaſſungsweſen blieben inveflen während 
längerer Zeit ziemlich unbebeutenn. Im Jahre 1829 ward ein fogenannter legiölativer Rath 
errihtet,, indem den Beamten des exrecutiven Raths noch vier vom Gouverneur ernannte Mit> 
glieder zugefellt wurben. Aber die Verhandlungen dieſer Behoͤrde blieben geheim und gegen 
ihre Befchlüffe fand vem Gouverneur ein unbedingtes Veto zu. Ein weiterer Fortſchritt zu 
volksthümlichern Formen geſchah 1842 durch Beigefellung von 24 dur die Einwohnerſchaft 
ber Bolonie gewählten Repräfentanten zum gefeßgebenben Rathe; doch blieb aud) damals dad 
artive und paſſive Wahlrecht noch ſehr bedenklichen Beſchränkungen unterworfen, obgleich feit 
Jahren und Jahrzehnden dad populäre und demokratiſche Element neben dem ariftofratifchen 
ber Squatters an Bedeutung gewonnen hatte. Denn als fich die Zahl der Squatterd und der 
Umfang ihrer Befigungen vergrößerte ‚reichte man immer weniger mit der Zwangsarbeit ber 
. Deportirten aus. Man mußte alſo darauf bedacht fein, durch Gewährung günftiger Bedin⸗ 
gungen eine wachſende freie Arbeiterbenölferung von Viehzüchtern, Hirten, Bauern, Tageldh- 
nern und Handwerkern herbeizuziehen. 2) Mit den wachjenden Erzeugniflen und Bebürfniffen 
ver Colonie dehnte ſich auch der Handel aus, der nun gleihfalld mit feinen Hülfdarbeitern dad 
demokratische Element in den fchnell emporblühenden Stäbten vergrößern half, wo ſich freiere 
Anfihten und andere Intereflen dem Landinterefle ver Squatters enigegenfegten. Als aber ber 


3) Wie viel ſelbſt mit dkonomiſch befchränkten Mitteln für eine zweckmaͤßige Leitung der Emigration 
und eine rationelle Bolonifation geleiftet werben kann, zeigte in den Jahren 1839 —45 eine Frau, 
8. Chisholm, indem fie zwifchen Arbeitgebern und Krheitfudern zweckmaͤßige Berbiubungswege einzu 
sichten wußte. Später, 1851—52, fegte fie auch eine mufterhafte Bamtliencolonifation ins Werf. 
Für eine paſſende Bermittelung zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitern ift aber ſelbſt in @uropa noch mandje 
füde auszufüllen; es ift daher fo fehr zu loben als zu beachten, daß vor kurzem eine biefem Zwecke eigene 
Kwidmete Zeitfchrift „Der Arbeitgeber‘ von Mar Wirth gegründet worden iſt. 
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Bedarf nach Sträflingsarbeit verfchwunden war, lernte man auch Inner mehr nie materidien 
und moralifhen Nachtheile erfennen, welche durch ven beftändigen Nachſchub von Verbrechern 
für die Golonie entfpringen mußten. Denn auch die große Mehrzahl ver nach überflundener 
Strafzeit Entlaffenen gehörte keineswegs zu den fittlich Bebefferten. Nicht blos In Neu⸗Süd⸗ 
wales, auch in Victoria, Südauftrafien und Vandiemensland erhob fidh eine lebhafte Oppoſi⸗ 
tion gegen die fernern Deportationen, und wirklich wurde für Neu⸗Südwales im Jahre 1840 
die gänzliche Abſchaffung der Deportationen befchloffen. Als gleichwol im Jahre 4849 ver. 
Verſuch ihrer Wiedereinführung gemacht wurde, entfland eine allgemeine Gährung. Petitto⸗ 

nen mit mehr ald 36,000 Unterfchriften wurben dagegen eingereicht, ein Antideportationsbund 
wurde gegründet und durch alle dieſe Kundgebungen einer gerechten Unzufriebenheit warn das 

britiſche Golonialminiftertum zum Widerrufe feines Beſchluſſes beſtimmt. Indeſſen blieb doch 
Tasmamien noch längere Zeit eine Strafcolonie, zum eigenen wie zum großen Nachtheile des 
benachbarten Victoria, dad von dort aus mit unfaubern Elementen überſchwemmt wurbe. End: 
lich Hörten aber vor kurzem au die Deportationen nad) Tasınanien auf. Es blieb alfo als 
Gtrafeolonie nur Weftauftralien, wo bei ven ſchwachen Einwanderungen noch am meiften Be- 
gebr nach Verbrecherarbeit ifl. Auch Hat man neuerpings, als auf eine paffende Gegend für 
folge Nieberlaffungen, die Augen auf ven noch allzu wenig beachteten Norden Auftraliens, ins⸗ 
befondere auch auf den Golf von Garpentaria gerichtet. 

Der gemeinfame Widerſtand gegen die Deportationen in ven auftralifchen Hauptcolonien 
war die erfte That de zum Bemußtfein feiner Kraft und feiner Interefien gelangten Volkes, 
und der thatfächlichen Selbftbefreiung aus der allzu weit getriebenen Bevormundung des Mut: 
terlandes folgte bald auch von Seiten dieſes lettern Die formelle Anerkennung der größern Sefb- 

ſtändigkeit der Colonien. Die 1850 durd eine britifhe Parlamentsacte neu verheißene Conſti⸗ 
tution Fam zur Ausführung. Danach befteht die in Sidney regelmäßig zufanmentretende 
gefeßgebenve Berfammlung aus einer Art Uinterhaus von 54 vom Rolle gewählten Mitgliebern. 
Neben vemfelben befteht ver erecutive Rath, ein zugleich als Staatsrath fungirended Oberhaus, 
das von der Regierung aus Beamten und fonfligen Bertrauensmännern gebilpet wird. Das 
Golonialeintommen foll nur zu Colontalzweden verwendet werden, aber den gefeßgebenven 
Körper fteht darüber feine wirkſame Controle zu. Auch gibt ed noch Differenzen mit der briti- 
fen Regierung über den Verkauf der Ländereien und die Verpachtung herrenlofer Weinen. 
Dad Wahlrecht in die gefeßgebende Verſammlung fteht jedem Haushalte von mindeſtens 10 
Pf. St. jährlichen Zinswerthed zu und ift alfo ziemlich ausgedehnt. Diefe freifinnigen Beſtim⸗ 
mungen wurben jedoch anfangs wefentlich umgangen durch eine vom alten und ariftofratifchen 
Legislative-Council befhloffene Vertheilung der Wahlen. Diefe follten nicht im Verhältnifle 
der Kopfzahl, ſondern nad) der politifchen Eintheilung des Landes in Gountied vorgenommen 
werben. Hiernach würde die Stadt Sidney und Graffhaft Gumberland mit faft der Hälfte ver 
ganzen Bevölkerung doch nur ein Sechötel ver Abgeoroneten ernennen, während die meift unter 
dem Einfluffe der Grundbeſitzer und Squatters ſtehende Landbevölkerung fünf Sechötel zu 
wählen Hat. Bei folhen Beſtimmungen erklärt es fi, daß man mit der neuen Eonftitution 
noch keineswegs fehr zufrieden iſt. Sie ift jedoch, nad) den in ihr feldft liegenden Beftimmun- 
gen, der Verbeflerung fähig. Einige Misftände find bereitö befeitigt, und immerhin bleibt e8 
von großem Werthe, daß das Volk in irgend einer beſtimmten und nicht gar zu knappen Form 
gefeglih und von Rechts wegen zur Selbftregierung berufen ifl. Auch geben die Vorgänge in 
dem wieder 1856 zu Sidney verfammelten Golontialparlamente,. wodurch der Gouverneur zur 
Entlaffung feines den ariftofratifchen Landintereſſen allzu geneigten Minifteriumd oder erecu> 
tiven Raths veranlaßt und bald darauf au dad neugebildete Miniftertum zum Rücktritt be- 
flimmt wurde, einen Beweis an die Hand, daß man ſich zwar in den ungemohnten parlantenta- 
rifhen Formen nod nicht in paffendfter Weiſe bewegt, daß man ſich aber keineswegs blos mit 
der leeren Form der Selbftregierung will abfinden Laffen. 

Ähnliche Berfaflungen find den andern auftralifchen Haupteolonien In Ausficht geftellt 
oder ſchon ertheilt. Für die ſüdlichen, am Port Philipp gelegenen Nieverlaffungen wurde über- 
dies deren Abtrennung von Neu⸗Südwales durch die neue Conſtitutionsacte verfündigt.*) Schon 
früher beſtand die Vereinigung der jegt unter dem Namen Victoria begriffenen Niederlaffungen 
mit Neu-Südwales nur dem Namen nad; dad Volk regierte fich felbft und Fämpfte nur noch 
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4) Die Nordgrenze von Victoria gegen Neu⸗Suͤdwales iſt bereits bezeichnet auf der neueſten und beſten 
Karte von Auftralien in H. Kiepert’s „Handatlas‘' (Berlin 1855), Nr. 31. 
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für die formelle Anerkennung feiner Brfonderung. Als daher 1850 die vollftändige legislatlve 

um adminiſtrative Selbſtändigkeit von Virtoria ausgefprochen und daſelbſt am 44. Nov. 1851 
bie erſte geſetzgebende Berfammfung eröffnet wurde, fo war dies fein papierner Act bureaukra⸗ 
Hiper Willkür, fondern die unerlaßliche Anerkennung eines bereits thatjächlich gegebenen Zu: 
ſtandes. Nach jener Verfaffung, Über melde zwiſchen vem englifchen Reichsparlament und dem 
ehemaligen Zegislative-Eouncil lange hin= und herverhandelt wurbe, follen für die Eolonial: 
gefeßgebung in Victoria zwei Körperfchaften beftehen: ein gefeßgebender Rath (Council) von 
30 Mitgliedern, deren jedes einen Grundbeſitz von wenigſtens 3000 Pr. St. hat und deren 
Berufung von den ſechs Wahlprovinzen aus dur alle Anfäfitgen erfolgt, die einen Grund⸗ 
werth von mindeſtens 1000 Pf. St. nachweiſen können; ſodann eine Art Unterhaus oder ge: 
feggebende Berfammlung (Assembly) von 60 Mitglievern , die einen nachweisbaren Grund: 
werth von wenigftend 2000 Pf. St. beſitzen. Die Wahl in die geſetzgebende Verfammlung 
erfolgt von Allen, die wenigftend 50 Pf. St. an Grundbeſitz Haben, oder einen Haushalt zu 
einem Werthe von 10 Pf. St. unterhalten. Das active Wahlrecht umfaßt hiernach fo ziemlich 
alle Anfäffigen, mit einzigem Ausſchluß der gerade in Auftralten noch beſonders viele verdäch⸗ 
tige Beftandtheile in fich ſchließenden flottirennen Bevoͤlkerung. 

Rah dem ganzen bisherigen Bildungdgange darf man überzeugt fein, daß im fünften 
Welttheile alle weitern Reformen in Berfaffung, Gefehgebung und Verwaltung ein weſentlich 
demokratiſches Bepräge tragen werben. Dies gilt Thon von Neu-Südwales, obgleich gerade 
bier, feit die daſelbſt zuerft entdeckten Goldgruben gegen diejenigen von Vietoria ihre frühere 
Bedeutung verloren, wieder die Baftoralintereffen der Squatterd oder die grundherrlich⸗ 
ariftofratifchen Tendenzen zeittveife in den Vordergrund traten. Vollends läßt ſich In Victoria, 
das binnen wenigen Jahren die bevoͤlkertſte, reichte und eigentlich maßgebende Eolonie gewor⸗ 
ben ift, nad) dem Geiſte feiner ganzen Befchichte wie nad) den gegenwärtig dafelbft herrſchenden 
Anſichten und Intereflen nur eine Fortbildung von entſchieden demokratiſchem Gepräge erwar⸗ 
ten. Diefe Solonie hatte fih nicht blos ohne, fondern fogar gegen ven Willen der englifchen 
Regierung zu ihrer jegigen vortwiegenden Beveutung erhoben. Unter dem Vorwande, baf 
dadurch den nördlichen Brafichaften von Neu⸗Südwales die zu ihrem Emporblühen erfoder- 
lichen Arbeitskräfte entzogen würden, hatte nämlich die Regierung die fünlichen Nieverlaffungen 
zu verhindern geſucht. Allein die eine gewinnreiche Viehzucht verheißenden treiflihen Weiden, 
fowie die günflige Lage der Gegenden, wo ſich fpäter die Städte Melbourne und Geelong erho⸗ 
ben, lodten trog aller Verbote innmer neue Anflebler heran. Die klar vor Augen liegenden 
perſoͤnlichen Intereffen durchbrachen alle papiernen Hinderniffe, die ihnen eine aud der gene 
commandirende Beamtenfhaft in ven Weg zu werfen verfuchte, und die Regierung mußte end⸗ 
lich gefchehen laſſen, was fie nicht zu hindern vermochte. Schon hatte ſich Victoria die Aner⸗ 
kennung feiner Selbfländigkeit erziwungen, bevor unmittelbar darauf die Entdeckung der Gold⸗ 
felver dem ganzen fortalen Leben in jenen Gegenden eine neue Richtung und einen mädtigen 
Aufſchwung gab. Die Bevölkerung der Golonie, im Jahre 1851 erft 95,000, Hatte ſich ſchon 
41852 auf 200,000 und bis Ende 1853 um nahe das Dreifache vermehrt. Das in den Banfen 
hinterlegte Sapital war von 644,484 auf 6,316,800 Pf. St. over nahe um das Zehnfache 
und die Zahl der Deponenten bon weniger als 6000 auf 30,000 geftiegen. Die Bevölkerung 
der Hauptſtadt Melbourne erhob fi von 23,000 auf 70—80,000 und betrug 1855 ſogar 
nahe an 400,000. Neben den verfchiedenften Anftalten und Unternehmungen zur Foͤrderung und 
Gchaltung des materiellen Wohlftandes gab es ſchon 1854 in diefer Stadt 160 Elementar- 
ſchulen mit 8781 Schülern, wofür die jährliche Gemeindeaudgabe nicht meniger ald 56,468 
Pi. St. betrug. Im April 1855 wurde auch eine mit I000 Pf. St. dotirte Univerfität erdff- 
net, mit vorerft nur 16 Zöglingen, von denen alfo jener 562%, Pf. St. jährlich koſtet. Gleich⸗ 
zeitig iſt eine Bibliothek errichtet und audgeftattet, ſowie ein botaniſcher Garten gegründet wor⸗ 
den, und es fehlt nicht an Zeitungen, unter denen ſich zwei täglich erfcheinende befinden. 

Bevor die Production und zumal die Goldgräberel wieder zu größerer Gleichmäßigkeit 
gelangt waren, hatte die junge Colonie erſchütternde Kriſen zu überſtehen. Im Hinblicke auf 
die Berlufte, die der Handel kaum erſt in Ealifornien durch Überführung des Marktes erlitten, 
bielten erſt die Kaufleute Europas und Amerikas mit ihren Waarenfendungen nach Auftralien 
zurück, ſodaß die Einfuhren den Bedürfniſſen der von allen Seiten zuſtrömenden Besölferung 
der Goldfucher bei weitem nicht genügten. Das Sinken des Geldwerths, in Verbindung mit 

dem. Mangel an Zufuhren, fleigerte nun plöglich fowol die Wohnungsmiethen als auch bie 
Staats⸗Lexiton. U. 5 
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Breife unentbehrlicher Lebenbbedüriniſſe mitunter auf das Zehnfache, ſodaß Die Benölteung, 
bei der ſich die Midasſage zu erfüllen drohte, inmitten ihres Goldüberfluſſes dem Hungertode 
nahe war. Die Kunde von den übermäßig hohen Waarenpreiſen trieb nun aber die Specula⸗ 
tion ind andere Extrem: die Märkte wuden überfüllt; im Jahre 1854 waren die Einfuhren 
nahe 48 Mill. Pr. St. gegen nicht ganz 5 Mill. Ausfuhr; zahlreiche Banfrotte im Jahre 1855 
waren die Folge, und die auftraliihe Kriſis wirkte mädtig aud auf Europa, befonderd auf 
England zurüd. Bald trat indeffen eine merkliche Beſſerung ein; fhon 1855 hatte vie Einfuhr 
gegen 1854 um mehr ald 6 Mill. Pf. St. abgenommen, die Ausfuhr dagegen um nahe 2 Dill. 
zugenommen, ſodaß jie mit Einſchluß der Geldexporte faſt 15'/, Mi. Pf. St. betrug. In⸗ 
zwifchen waren ungeheuere Vermögen erworben und zum Theil auch wieber verloren worden. 
Die Goldgräber (Diggerd) verfchwendeten oft in maßlofen Sunmen ihren ſchnellen Erwerb. 
Unter Anderm gefhah dies dadurch, daß eine möglihft große Zahl von Geſchwindheirathen 
abgeſchloſſen, daß mit und an ven Srauen ein Eoftfpieliger und oft ein lächerlicher Prunf gem 
trieben. wurde. Diefer Schwindel einer ververblichen Vergeudungsſucht ſcheint in etwas auch 
die Behörben, fowie das von feinem Selbftbefteuerungsredht einen ſehr ausgedehnten Gebrauch 
machende Volk der jungen Colonie ergriffen zu Haben. Zwar wird bort nicht der Erwerb des 
Volkes für improductive Militärvienfte verſchwendet, fondern die Ausgaben werben ſtets nur 
für an ſich gemeinnügige Zwecke gemacht; allein in dem nocd fo ſchwachbevölkerten Lande und 
während bes höchſten Standes der Arheitdlähne war es doch keineswegs ſchon an ber Zeit, zu 
° Melbourne und zu Sidney für jede englifche Meile Eifenbahn über 40,000 Pf. St. auszu⸗ 
geben. Während das Golonialeinfonmen im erflen Vierteljahre von 1856 gegen den entfpre= 
chenden Zeitraum von 41854 un nabe 50,000 Pf. St. wol hauptſächlich deswegen abnahm, 
weil die an fi nicht geringere Goldausbeute jegt doch weit beträchtlichere Probuctionsfoften 
erfoberte, wurde die Schulvenlaft von Victoria bis zu den nad) der Zahl der Einwohner bedeu⸗ 
tend genug erfcheinenden Betrage von etwa 1,200,000 Pf. St. gefteigett. Dad Ausgabe: 
budget von 1854 war ſchon nicht weniger ald 3Y/, Mil. Pf. St., und doch Hatte man noch in 
bemfelben Jahre ein Deftcit von 1 Mill., ſodaß per Kopf 6 Pf. St. over ſechs mal mehr als in 
England zur Friedenszeit bezahlt wurde. Der Voranſchlag für 1855 war fogar 4,801,292 
Pf. St., wovon nahe 2 MIN. für öffentliche Arbeiten, 30,000 für elektrifche Telegraphen und 
155,000 für ffentlihen Unterricht: Indeſſen darf man die auftralifchen Verhältniffe nicht 
Turzweg nad) eutopälfhen Mapftabe bemeffen wollen; mag auch ſchon mande Million dort 
‚unnüg verfihleudert worden fein, der bei weitem größere Theil der öffentlichen Ausgaben trägt 
doch mit dazu bei, die unermeßlichen Hülfsquellen des Landes ſchneller und reichlicher fließen 
zu machen. \ 

So gut in Victoria ald in andern Colonien hatte eine auch von der Regierung begünftigte 
Ariftofratie der Squatterd befanden. Als aber 1851 die Kunde von entdeckten Golbfchägen 
erſcholl, da riffen die Bande, welche feither alle untergeorhneten Arbeiter, wie Hirten, Tagelöh: 
ner, Bauerknechte, Handwerksgeſellen, Matrofen u. f. iw., mit ven Grundbeſitzern und andern 
Arbeitsherren verfnüpft hatten. Ale Welt ftrömte den Minen zu, und fehr begreiflich waren 
ed gerade die an harte Handarbeit Gewoͤhnten, welche zunächſt die beften Geſchäfte machten. 
Begenüber ven Squatters bildete ſich eine Bevölkerung ver Diggers, die bald auf. nahe 100,000 
Köpfe ftieg und in Ihrer bei weiten geößern Hälfte Männer bes Fräftigften Alters umfaßt. Diefe 
neue Claſſe unabhängiger Arbeiter follte fih bald audy in ver Zufammengehörtgfeit ihrer Inter- 
effen fühlen und begreifen lernen. Die Arbeit in ben Goldminen war mit einer monatlich erhobe⸗ 
nen Licenzgebühr von 30 Schill. befleuert worden, die im October 1853 auf 1 Pf. St. vermindert 
wurde. Die Beſchwerden der Diggerd waren weniger gegen bie Größe viefer Abgabe als gegen 
bie Läftige Erhebungsart gerichtet. Es kam zu Reibungen zwifchen den Behörben und den 
Goldgräbern. Diefe traten zu einem großen Verein (Diggers' league) zuſammen, aus dem 
bald darauf ein Reformbund hervorging, ver ſich nicht bloß die Abſchaffung der Goldeommiſſion 
und der Erlaubnißgebühr zum Ziele fegte, ſondern auch die Herbeiführung einer wahrhaften 
parlamentarifhen Volkövertretung mit allgemeinem Stimmrecht. Die Gologräber waren es 
aljo, die in dieſen auftralifhen Gebieten von Neuengland als die erſten Chartiften auftraten. 
Inzwiſchen war zwar bie Herabfegung der Licenzgebühr erfolgt, und bie Gährung in ven Mi⸗ 
nenbezirken ſchien verſchwunden; ein zufäfliges Greigniß rief jedoch neue Reibungen hervor 
und veranlaßte die Anwendung ver Militärmacht. Bei Balarat, das fi zum Hauptorte des 
Minenbezirks aufgeſchwungen hatte, kam e8 am 3. Der. 1853 wifchen den Truppen ver Re- 
gierung und den Diggers, die eine verſchanzte Stellung bezogen Batten, zu einem blutigen und 
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harmackigen Gefechte. Die legten wurden zwar gefchlagen , hatten aber gleichwol, was ben 
politiihen Erfolg anlaugt, einen Sieg errungen. Es dauerte nicht lange, fo wurbe das bis: 
herige Syſtem der Erlaubnißjheine aufgegeben und dagegen eine Abgabe von 2 Schill. auf jede 
Unze exportirten Goldes gelegt, eine weit gerechtere Steuer, weil davon nur die wirkliche Gold⸗ 
außbente betroffen, weil nicht mehr der unglüdliche vor dem glürflichen Goldgräber belaftet 
wird. Auch die baldige Kreilaflung der verhafteten Aufſtändiſchen von Balarat hatte einen gu⸗ 
ten Eindruck gemacht. 

Im Hinblick auf die Entdeckung der Goldſchätze in Californien und Neuholland gewahren 
wir ba und dort ganz übereinſtimmende Erſcheinungen, und wir müſſen uns fagen, daß bereits 
dieje beiden jo ſchwach noch bevölferten Länder eine politifche und fociale Bedeutung für bie 
übrige Welt erlangt haben, die fogar nod weit hinausragt über ihren jegt ſchon bemerfbaren 
Einfluß auf ven Gang bed Welthandeld, forwie auf die Verminderung des Geldwerths durch 
Vermehrung des allgemein gültigen Taufchmitteld. Das ift freilich fchon wichtig genug. Denn 
gerade durch die fchnelle und maffenhafte Vermehrung des Taufchmitteld wurde die breite me: 
tallifhe Baſis für die Ausbildung und den Aufſchwung eines Creditſyſtems gefchaffen, wie es 
bie Gefhichte noch nicht gejehen Hatte; das Bold der Neuen Welt wurde aud für die Alte Welt 
der reichlich ausgeſtreute Samen, dem ein guter Theil jener zahllofen Actienvereine und jener 
gewaltigen Unternehmungen entfproffen ift, welche beſtimmt find, den Boden ver alten Zeit 
vom tieffien Grunde aus umzuwühlen und die Wege für eine Zukunft des Völferlebend zu be⸗ 
‚titen, deren reihe Fülle wir erft ahnen, aber nimmer ermeſſen können. Doc au in ihren 
nädften und unmittelbaren, in ihren jebt fhon fihtbar vorliegenden Folgen tritt ung die große 
Bedeutung und der entſchieden demokratische Charakter jener kaum erft begonnenen Bewegung 
vor Augen, zu melder die Entvedung der Goldminen den Anftoß geben mußte. Es iſt der An- 
fang einer Reihe von Siegen für die wachſende Bedeutung ver Berfönlichkeit und des perfön- 
lihen Bermögens über das blos ſächliche Vermögen, für die Macht des Mobiliarbefiges üher 
die noch allzu überwiegende ariftofratifche Macht des Grundbeſitzes, für die Befreiung der Ar- 
beit und darum des Arbeiter aus ber einfeitigen Herrſchaft des Bapitald. Und dieſe Siege 
find eben dadurch errungen worden, daß es feit der Entdeckung der Goldfelder zahlreichen Ar: 
beitern faft aller Nationen ermöglicht worben iſt, durch Ihrer Hände Arbeit fich felbft zu Gapita- 
liſten zu maden und alfo ihre Unabhängigkeit von dem ſchon vorhandenen Gapital thatſächlich 
nachzuweiſen. 

Dieſes Gẽéfühl der Unabhängigkeit und der mehr oder minder deutlich gewordene Gedanke, 
daß für die Umgeſtaltung der ſocialen Verhältniſſe und Stellungen ein entſcheidender Wende⸗ 
punkt eingetreten ſei, hatte denn auch, auf die erſte Kunde von den neuen Entdeckungen, in den 
Kreifen der arbeitenden Bevölkerung weit und breit gezündet. Sogar folde Verhältniſſe zwi⸗ 
[hen Arbeitgebern und Arbeitern, die für dieſe nach bisherigem Maßſtabe als günftig betrachtet 
werden konnten, wurden vielfach aufgelöft. Im Bertrauen auf die Stärke ihrer Fauſt, auf die 
Geſchicklichkeit ihrer Hand, auf die außreichende Tüchtigkeit ihres noch unverbilveten und unver⸗ 
früppelten gefunden Menſchenverſtandes ftrömten dieſe Arbeiter nach den Golpminen zum Be: 
triebe eines ihnen bisher völlig fremden Erwerbszweigs, um fi mit Herz, Hirn und Hand ihre 
öfonomifche Unabhängigkeit und damit zugleich eine beffere Stellung in der Geſellſchaft zu erobern. 
Die goldenen Früchte ihrer Arbeit mußten aber fofort auch der Arbeit anderer Art zu gute kom⸗ 
men und den Lohn derfelben in vie Höhe treiben. Noch aus dem Jahre 1856, alfo aus einer 
Zeit, da ſich wieder Einfuhr und Ausfuhr mehr ind Gleichgewicht gefegt hatten und die Preiſe 
der nothwendigſten Lebensbedürfniſſe nicht mehr auf ihrer frühern übermäßigen Höhe fanden, 
liegen aud Auftralien und zumal aus Victoria fehr beachtenswerthe Notizen über ben Stand 
der Arbeitöpreife vor. In Melbourne haben e8 die Handwerker durchgeſetzt, daß fie nicht mehr 
als acht Stunden täglich arbeiten gegen den unverfürzten frühern Lohn, der nicht weniger ald 
15—20 Schill. (zu 1 Fr. 26 Cent.) oder 19—25 Fr. beträgt. Der Tagelohn für Handlan⸗ 
ger ſteht zwiſchen 10—12 Schill. ; und ein Beleg dafür, daß in der Neuen Welt auch die weib- 
liche Arbeit bei weitem höher gewerthet iſt, liegt ſchon darin, daß gute weibliche Dienftleute, 
außer der hoch anzufchlagenden Wohnung, Koft u. f. w., leicht 40 Pf. St. jährlig verbienen. 
Freilich Tönnen fih die Arbeitöpreife nicht dauernd auf folh übermägiger Höhe erhalten. Sie 

müſſen fih mit denen anderer Länder immer mehr ind Gleichgewicht fegen, und daß dies ge⸗ 
ſchehe, dafür forgt die Eoncurrenz des Welthandels und die Einwanderung fremder Arbeiter, 
Die in Galifornien, fo bilden auch fihon in Auftralien die Ghinefen, von dener ſich nach dem 
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Unterfugungsberiät über die Unruhen in Balarat ſchon über 10,000 in den Goldfeldern nie» 
dergelaffen hatten, nicht den kleinſten Bruchtheil der Einwanderer, und gerade dieſe chinefi⸗ 
fen Arbeiter, die überall im Auslande das fümmerlichfte Leben führen, bis fie fi zur Rückkehr 
nach China einiges Vermögen gefanmelt, kommen aus einem Lande, wo die Arbeitälähne 
vielleicht am allernienrigften ftehen. 

Gleichwol läßt ſich nicht verfennen, daß die Goldentdeckung und bie erft blos oͤrtlich Hohe 
Steigerung der Arbeitspreife in Californien und Auftralien ſchon bis in die Mitte Europas 
hinein gewirkt haben, daß überall eine nicht blos nominelle und fheinbare Erhöhung ver Arbeits⸗ 
preife eingetreten iſt und eintreten mußte, daß zwar nicht ausfchließlich, aber doch zum Theil von 
der Neuen Welt aus der heilſame Anftoß zur Erſchütterung des hiſtoriſchen Unrechts eines bis 
jegt herkömmlichen Misverhältniffes zwifchen Arbeit und Gapital gegeben wurde. Was man 
früher mehr blos theoretifch erſtrebt Hatte, eben dieſe Ausgleihung des Misverhältniffes, 
gebt feit der Entdeckung der Goldſchätze auf dem praktifchen Wege der Selbflemancipation der 
Arbeit von flatten, und überall fieht man ſich gendtbigt, die feither geltende Scala ver Preife 
einer Revijion zu unterwerfen, um im Verhältniſſe ver Arbeitöleiftung zum Arbeitslohne we⸗ 
nigften8 jene grellen uͤbelſtände zu befeitigen, wodurch zahlreiche Claſſen der nügliäften und 
nur angeblich freien Arbeiter zu einer härtern und ſchmählichern Sklaverei, als jemals die ber 
Neger war, verdammt blieben. Auch in Auftralien haben neuere Beobachter richtig bemerkt, 
dad die ganze Gefellfchaft fehr ſchnell jenen amerikanifhen und in Galifornien beſonders ſcharf 
ausgeprägten Typus anninımt, der fi in Rede und Handlung durch ein gefleigertes Selbftver- 
trauen und das lehhaftefte Gefühl perfönlicher Unabhängigkeit offenbart, neben einer mitunter 
rohen Verachtung aller conventivnellen und nicht immer blos willkürlichen Unterſchiede, fowie 
neben einen rückſichtslos haſtigen Streben nad Erwerb und Reichthum. Aber jelbft in feinen 
Ausſchreitungen und feiner Verzerrung ift dieſes ſtarke Gefühl ver individuellen Selbfländig- 
keit, das jede Krüde und jedes Bängelband des immer mehr abfaulenden Polizei- und Soldaten⸗ 
ſtaats beifeite wirft, das fein ganzes Schickſal nur ſich felbft und einer frei gewählten Genoſſen⸗ 
haft verdanken will, die Wurzel jener Nührigfeit und jenes Selfgovernments, wodurch Die 
Völker des angelſächſiſchen Stamms, mit und neben ihnen alle germanifhen Völker, zur Welt: 
herrſchaft im Sinne der Neuzeit und vor allen andern Nationen dazu berufen find, der ganzen 
Zufunft des Völkerlebend das Gepräge ihres Geiftes und Willens zu verleihen. 

Diefer Independentengeift und diefer auf die Zukunft gerichtete Arbeitsjinn, der erwerben, 
aber von dem ſchon Erworbenen oder vom Bapital unabhängig bleiben will, entfpringt dem 
großen und lange verfannten Gedanken, daß ed nur die Arbeit, daß e8 vie in fich ſelbſt untrenn= 
bar verbundene geiftige und leibliche Arbeit ift, die geradezu Alles ohne Ausnahme fhafft und 
geihaffen Hat, was irgendwie von Werth ift für die Gefellfchaft.und für den Staat. Und der 
in der Neuen Welt ſchon mehr in anſchaulicher Tharfächlichkeit ſich verkörpernde Gedanke von 
dem unverjährbaren und allerhöchften Urrechte der Arbeit, von dem der gefunden Bernunft und 
der Chriſtuslehre gleich entſprechenden Princip, daß jeder Arbeiter feines, db. h. desjenigen 
Lohns werth ift, der dem Aufwande feiner Kräfte und der feinen Anftrengungen gemäß ift, 
diefer Gedanke fodert immer dringender auch in Europa die volle Anerkennung des Rechts der 
wahrhaft, ver nicht bloß ſcheinbar freien Arbeit. Der oberflächlichen Betrachtung ſcheint die 
Vollſtreckung dieſes Rechts nur die privatrechtlichen Verhältniffe des Erwerbs und bes bürger- 
lihen Berufs zu berühren. Sie greift aber in Wahrheit auch tief in das politifche Leben hin- 
ein, fie Hat namentlich jegt fhon allen Militärbespotismus, ver Feine andere Orund- 
lage mehr Hat ald dad verberbliche Syſtem der Conſcription und des foldatifchen Frohn⸗ 
dienfted, dad unvermeiblihe Grab gegraben. Denn wie wäre es aud nur denkbar, daß 
noch lange fo viele Hunderttaufenve von Bauern und Bürgern, von Handwerkern und Arbei— 
tern dazu genöthigt werden Eönnten, die beften und arbeitäfräftigften Jahre ihres Lebens im 
militärifhen Zwangsdienſte zu vergeuden, während fie es wiflen und täglich von neuem erfah⸗ 
ren, daß fie in der Neuen Welt durch freie Arbeit das Funfzigfache eines fümmerlichen euro= 
päiſchen Militärfolds zu erwerben, daß fie fi dort in denfelben Jahren für die ganze Dauer 
ihres Lebens ein genügendes Auskommen zu fhaffen und eine ehrenvolle Eriftenz zu gründen 
vermögen? Wie aber die jüngften Vorgänge In der Neuen Welt zur Abfhaffung der meigen 
Sklaverei ded militärifhen Zwangsdienſtes beitragen, fo aud) zur Befritigung der Sflaverei 
ber Neger. Es ift nichts Zufälliged, fondern e8 beruht auf einem Elar vor Augen liegenden 
Interefle, daß in Balifornien die Sklaverei nicht eingeführt werben konnte, daß Liefer Staat am 
Grundſatze der freien Arbeit, wonach jeder Arbeiter für ſich felbR erwirbt, fefthalten mußte. 


Auftralien 60 


Des konnte ja die große Mehrheit ver freien und weißen Bevolkerung nicht dulden, daß bie 
ohnehin ſchon vermögenven Sklavenbeſitzer die Arbeitöfräfte von Dugenben ihrer Sklaven be: 
nugten, um ſich felbit den mühelos erworbenen Lömwenantheil an den Goldſchätzen anzueignen. 
In der großen, wunderbaren und lebendigen Verbindung aller lieder der Bälferfette, die das 
Erdenrund umſchließt, erfennen wir aljo bi in die Goldgruben von Balifornien und Neuholland 
hinein, daß dieſelben Arbeiter, welche bort gierig nach Schätzen graben, zugleid, Doch die Stügen 
der Knechtſchaft untergraben Helfen und an ihrem Theile mitarbeiten für bie ‚Befreiung der Vol⸗ 
fer. Und fo rufen wir mit dem Dichter: 


Drum, du närrifche e Renſchheit, drum ſcharre nur vu! 


gwar du wirt bir bie Bufunft nur e halsbewuft 
Du denffl nur der augenblidlichen Luft — 
Doc, du ſchaffſt eben Doch, was bu fchaffen mußt! 9) 

[Beh der Betrachtung der Zuftände Auftraliens nimmt nod ein befonderes Moment, von fo 
großem ethnographlſchen Belange als von Wichtigkeit für die Staatenkunde, bie Aufmerffams 
feit in Anſpruch. Überall iſt auch dort, und wol nod in höherm Grabe wie bei den Indianern 
Rordamerikas, eine fortichreitende Verminderung der einheimiſchen Bevölkerung zu gemahren, 
wo diefe mit den eingewanderten Weißen in nähere Berührung gekommen ift. Auf pen San: 
widinfeln, wo vor 70 Jahren bie eingeborene kanakiſche Bevölkerung auf 400,000 geſchätzt 
wurde, mar fie 1825 nur noch 125,000 und nad) den fpätern Volkszählungen von 1852 — 36 
und 1850 nur je 150,513, 108,579 und 84,165. In den Jahren 1848 und 1849 war zwar 
bie Zahl der Geburten von je 1422 auf 1478 geftiegen, aber gleichzeitig war die Überzahl ver 
je 4520 und 7943 betragenven Topesfälle jo groß, Daß eine Verminderung ver Population 
von je 2898 und 6456 flatthatte. Ahnlich iſt e8 auf ven Gefelligaftsinfeln, wo von 1797 — 
1850 die Zahl der Eingeborenen von 16,000 auf 10,000 herabgefunfen if. Nur bei den 
Reufeeländern läßt fi ein ſolches Hinfhwinden bis jeht nicht gewahren. Sie gehören über: 
haupt zu den Eörperlich Fräftigften und am meiften entwidelten Stämmen, obgleich fie im Ber: 
gleih mit den dort flationirten englifchen Soldaten durchſchnittlich um %, Zoll Fleiner und, 
nad den Ausgängen der Ringkämpfe zu fließen, nicht ebenfo mudfelftark find. Doch bilden 
vielleicht auch die Neufeelänver nur eine fheinbare und vorübergehende Ausnahme. Nächſt 
dem auf den Infeln ver Süpfee wol ſchon lange vor der Entdeckung einheimiſchen Kindermorde 
find beſonders Blattern, Syphilis und der übermäßige Genuß des Branntweins die zunächſt 
zu Tage liegenden Urſachen der auffallenden Sterblichkeit, twie e8 denn überhaupt bei dem Zu: 
fammentreffen mit den @ulturvölfern das ziemlich allgemeine tragifhe Schidfal der rohen 
Stämme zu fein ſcheint, daß fie, plöglih und in völlig unvermittelter Weife aus ihrer gewohnten 
Lebensweife herausgeriſſen, zwar bald die Lafer und Übel der Civiliſation in fi aufnehmen, 
ohne aber gleichzeitig auch die Schugmittel gegen dieſe Übel in fich felbft ausgebilvet zu haben. 
Übrigens wird dieſe einheimifche Bevölkerung nicht fo vollſtändig ausfterben, ohne wenigftend 
in zahlreichen Miſchlingen auch dauernde Spuren ihres Dafeins zu Hinterlaffen. Sie tragen 
alfo an ihrem Theile mit dazu bei, um jene merfiwürbige bunte Völfermifhung zu vergrößern, 
wie fle bereitd in Sũdaſien, in Amerika und auf den Injeln ver Sübfee in einem früher noch nie 
dageweſenen Maße befteht. 

Unter der den ganzen Welttheil ſchon unbeftrittencbeherrfchenden weißen Bevölkerung und 
nähft den englifchen Sprachgenoſſen aus Europa und Norbamerifa bilden bereit Deutfche und 
Sqweizer, wie früher ſchon in Amerika, ſo jetzt auch in Auſtralien, einen verhältnigmäßig be: 
traͤchtlichen Theil der Cingewanderten. Diefe Einwanberungen, die ſich während einer gerau: 
mm Zeit wol noch beträchtlich fleigern werben, gehören hauptfächlich dem legten Sahrzehnd an. 
So tritt ung denn felbft in den fernften Küftenlänvern der füblicden Halbkugel jener tiefinnerfte 
Zuſammenhang aller Nationen des großen germanifchen Stammes vor Augen, diefer fo natürliche, 
fo vernünftige und vom Geiſte der Weltgefchichte ſchon fo reich gefegnete Völkerbund, den kaum 
erſt — in der fogenannten Neuenburger Frage — das leichtfertige und frevelhafte Beginnen 
einer ſchwächlichen Coterie weniger Junker um ver armfeligften und kleinlichſten Gelüfte willen 
zu flören, den fie mit dem Schwerte blutig zu trennen verfucht, aber vergeblich verfucht hatte, 
Eind es doch in der Hauptfache die gleichen Anfichten, Zwecke und Bebürfniffe, die in den von 


ur oralen“ in Sreiligrath's ‚‚Renern polltifchen und ſocialen Gedichten“ (Heft 2, Daſeel⸗ 
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nahe verwandten Sprachen und von vermandtichaftlicher Cultur fo eng umfchlungenen germa⸗ 
nifhen und wefentlich proteftantifchen Völkerſchaften Schon fo viele Tauſende und Hunderttau⸗ 
fende beſtimmt haben, den dürren Wanderftab in die Sand zu nehmen, um ihn in bie fremde 
Erde zu pflanzen und unter andern Himmelsſtrichen wurzeln und grünen zu laſſen! Sind es 
doch die gleichen und großen Inftitutionen der Freiheit, denen vie Eleine Schweiz ihr Gedeihen 
und ihren Wohlftand, denen Großbritannien und Nordamerika ihren Reichthum, ihre Macht 
und Größe verdanken, die ſich in zahlreichen und noch lebenskräftig quellenvden Keimen au auf 
dem Boden des deutſchen Mutterlandes erkennen laffen, wie fehr jle auch überwuchert ſeien von 
der frembartigen Schniarogerpflanze des Bureaukratenthums, des polizeilichen und foldatifchen 
Zwangsitaats! Zwiſchen ven in flarren politifchen Formen fchon folange befangenen flawi- 
fen und romanifchen Völkern, die wol dann und wann überfhaumten, aber nur um fi von 
neuem gefangen zu geben, drängt ſich von ven Alpen herab der reihe Stron des germaniſchen 
Volkslebens, um ſich erfriichend, belebend und befruchtend über alle Theile dev Welt zu ergießen. 
Und wo wir auch unfer Auge hinwenden, überall erbliden wir die germaniſchen Stammge⸗ 
noſſen als die rüftigften Arbeiter, um dad Tagewerk der Neuzeit zu fürbern, um ver Freiheit 
neue Bahnen zu brechen, nicht blos mit der fieghaft geführten Eriegeriichen Waffe, ſondern noch 
weit mehr mit der frievlihen Waffe des Worts und der Lehre, oder mit vem ländlichen Pfluge, 
mit den Werkzeugen des fläntifchen Gewerbfleißes und mit vem Hammer des Bergnannd. 
. W. Schulz-Bodmer. 

Auswanderung, ſ. Einwanderung und Auswanderung. 

Ausweiſung, f. Aufentbaltsrecht und Gaſtrecht. 

Autode Fed) oder Unduldſamkeit und Glaubenszwang in folgeriätiger 
Durdführung. Die Inquifition und ihre Krone, das Auto de Fe, find endlich der Höhern 
Humanität und Bildung, vor allem ver größern Verbreitung und ver unwiderſtehlichen Macht 
der echten chriſtlichen Grundſätze gewichen. Die ebenfo undriftlihen Duellen jener größten 
Schanöflede der Menfchheit, Unduldſamkeit, Glaubenszwang und Keberverfolgung , -biefe 
werben leider noch immer, wenn auch mit feigem Verzicht auf ihre folgerichtige Durchführung, 
alfo flümperhaft, aber dennoch zum Unglück vieler Taufende unferer Mitmenſchen, zur Be: 
fleung der Ehre vieler Firhlichen und weltlichen hoben Behoͤrden und zur Untergrabung ber 
ebenfo verhienten als fegenbringenvden Achtung der Religion, ver Kirche und des Staats dffent- 
lih und heimlich ausgeübt. Deshalb ſchien uns vie Furze und vortrefflihe Darftellung jener 
ſcheußlichſten Keergerichte aus der Feder des gelehrten und hochachtungswürdigen Profeflors 
Heinrih Amann, welder leider in feinen beiten Jahren ebenfalls das Opfer intoleranter 
Berfolgung wurde, vollfommen ven Wiederabprud zu verdienen. Vorwort der Redacti:n. 

Im Jahr 1559, am 21. Mat, vem Dreieinigfeitsfefte,, ſah man zu Vallabolid in Spanien 
auf dem großen Marftplage Enporbühnen im Halbkreife aufgerichtet; auf einer verfelben den 
Erzbiſchof von Sevilla, Generalinquifitor, mit dem ganzen Golleglum der Inquifition, auch 
vier andere Bifchöfe und Die Kollegien ver Staatsbeamten. Auf den Blake, ven Straßen, an 
allen Fenſtern, felbft auf ven Dächern Gedränge von Zuſchauern. Früh vor ſechs Ubr in 
feterlihem Zuge trat in die koͤnigliche Loge auf einer bejondern Bühne vor dem Palafte die Re⸗ 
gentin Johanna, Schwefter des Königs Philipp II., und der damals 14 Jahre alte Kronprinz 
Don Carlos, mit dem Erzbifchof von San-Jago de Compoftella, dem ganzen Hofſtaate und 
vielem andern Abel. Hierauf bemegte ſich in einer von Bewaffneten durch die Menge gezogenen 
Gaſſe ein Zug von Gefangenen, vom Inquifitionsgebäube aus, zwifhen Bütteln der Inquifi= 
tion , voran ein Kreuz, in ſchwarzes Tuch gehüllt, und die rothe Fahne ver Inquifition, mit den 


— on — 





I) Llorente, „‚Kritifche Gefchichte der fpanifchen Inquifition” (aus Originalacten der Archive der 
Inquiſttion überfegt und mit Anmerfungen von Höd, A Bde, Gmünd 1819 — 22), Haupiſt. XX, 
Abfchn.1. Beringer, „Der hiepanifchen Inquifltion Heimlichfeiten” (Amberg 1612), Cap. 16. (Eine 
Überfeßung des höchft feltenen Werfs: „Reginaldi Gonzalvii Montanis $. inquisitionis Hispanıcae 
artcs aliquot detectae’' [Heidelberg 1567]. Bon dem Berfafler Reynald Gonzalez be Montes, einem 
Dominicaner, der das Glück hatte, 1558 aus dem Gefängniſſe der Inquifition zu entfommen, und dann ale 
Lutheraner in Bilde verbrannt wurde fügt Llorente [a.a.D., XXI, 1, 8.4]: „Ich glaube, daß man ihn 
als zuverliffigen und die Wahrheit ſchreibenden Hiftorifer bei den Thatfachen, die ich nicht im Archive des 
Raths der Oberinquiſition gefunden habe, benußen darf.“ Bafer, „Vollſt. Hiftorie der Inquiſition“ 
(aus dem Englifchen von Tieffenfee, Kopenhagen 1741), Gap. 28. „Relatione dell’ Atto della Fede, 
che si & celebrato dall’ officio della Inquisitione di Valladolid nel giorno della SS. Trinitä 
1559. In Bologna, con licentia dei superiori‘‘, in Mendham's „Memoirs of the council of Trent; 
principally derived from MS. and unpublisbed records’ (&onbon 1834), &. 334 fj. 
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Amen von Bayft und Konig, und wurde auf einem andern Geruͤſte aufgeſtellt. Die Gefan⸗ 
genen trugen das Armeſünderkleid, San Benito genannt (verderbt and saco bendito, wie 
frühe das geweihte Bußkleid hieß), ein langes Stück gelben wollenen Zeugs, ohne Armel, mit 
einer ung für den Kopf, das vorn und Hinten bis auf das Knie frei herabhängt, nad Art 
eines Stapuliers; auf dem Kupf eine Tinre (hohe fpigige Mütze). Die Hände der Unglück⸗ 
lichen waren vorn mit Stricken gebunden, in ven Händen brennende Fackeln von grünem Wachſe. 
Bei den zum Lebendigverbrennen Beſtimmten war auf Kleid und Müge ein Menſch, umgeben 
von Flammen und fogenannten Tenfelögeftalten, gemalt; bei ven zu milderer Todesſtrafe 
Berurtheilten die Spite der Flammen umgekehrt; bei den mit dem Leben Begnabigten nur 
roͤthliche Andreaskreuze zu fehen; die Fackeln viefer legtern nicht angezündet. An beinahe 
Allen erblickte man die Spuren graufamer Folter. An der Spite der Gefangenen flanden fünf 
Geſchwiſter, darunter zwei Gelftliche und eine Nonne, neben dem gleich Ihnen bekleideten Stand- 
Bild einer Frau, das man auf eine hölzerne Kifte geftellt Hatte. E83 war das Bild ihrer vor der 
. Unterfuchung verfiorhenen Mutter Eleonore de Vibero, deren Leichnam in jener Kifte lag, um 
mit den Kindern von denſelben Flammen verzehrt zu werben. 

Die Inquijitoren faßen unter einem Ihronhimmel, gegenüber einem Altare, auf welchem 
ein Erueifix nebft den Zeuchtern und dem Übrigen, was zum Meßopfer gebraucht wird. Neben 
dem Altar eine Kanzel, von welcher nun Melchior Cano, der durch ultramontane Gelehrfanikeit 
befannte Dominicaner, zum Bifchof der Canariſchen Infeln ernannt, eine Prebigt hielt. 
Nach deren Beendigung begad ſich der Erzbifchof von Sevilla zu den königlichen Hohelten und 
ließ fie auf das Im Meßbuche befinpliche Kreuzbild folgenden Eid ablegen: „Da durch päpftliche 
Derrete und die heiligen Kirchengefeße verordnet iſt, Daß die Könige eidlich verfprechen follen, 
ven heiligen katholiſchen Glauben und vie hriftliche Religion zu fördern, fo ſchwoͤren demgemäß 
Gm. Föniglichen Hoheiten bei®ott, der heiligen Maria, ven heiligen Evangelien und ven Zeichen 
des Kreuzes, auf welchem Ihre Eöniglichen Hände liegen, daß Sie allen nöthigen Vorſchub 
leiſten wollen der heiligen Inquifltionsbebörve und Ihren Dienern gegen die Keger und Abtrün⸗ 
nigen, gegen Alle, von welchen biefe beglinftigt und vertheinigt werben, und gegen Alle, mer 
fleimmer ſeien, vie mittelbar oder unmittelbar diefer Heiligen Behörde entgegenwirken; auch 
daß Sie alle Ihre Unterthanen zur Befolgung der zäpftlichen Reſcripte anhalten wollen, welche 
erlaffen find zur Vertheidigung unfers heiligen Tatholifhen Glaubens gegen die Ketzer und 
gegen Iene, die ihrer Lehre beiftimmen, fie aufnehmen, begünftigen und beſchützen.“ Die 
fönigliden Hoheiten antworteten: „Wir fhmören ed.” Darauf der Erzbifhof fegnend: 
„Dafür erhalte Gott der Herr viele Jahre Ew. Hoheiten Fönigliche Perfonen und Staaten.” 
Aud die Umſtehenden mußten Daffelbe ſchwoͤren, foweit an ihnen ſei. 

Na ven Erkenntniffen der Inquifition und des mweltlihen Gerichts, melde man jeht ben: 
vorgerufenen Gefangenen vorzulefen begann, waren, nebft der gegen Alle erfannten Ehrlofig: . 
keit und Gonfldcation des ganzen Vermögens, verurtheilt: 1) als lutheriſcher Lehrer und 
Prediger zur Degradation und zum Feuer Dr. Auguftin Gazalla, Hofprediger Kalfer Karls V. 
Die Furcht vor Folter und Tod Hatte ihn zum Wiberrufe bewogen. Aud wurde er bis zum 
Borabend der Hinrichtung mit der Hoffnung auf Gnade getäufht. Der Unglückliche beharrte 
in feiner Reue. 2) Ebenſo verurtheilt als lutheriſcher Lehrer fein Bruder, der Pfarrer Franz 
be Vibero Cazalla. Diefer, ein mal durch die Folter wankend gemacht, pa er fa, daß er ſter⸗ 
ben müffe, faßte Muth, und als fein Bruder Auguftin in kurzer Anrede an die Unglücksgenoſſen 
reumüthig für den Fatholifchen Glauben eiferte, drückte jener, fhon auf dem Scheiterhaufen 
ſtehend, durch Geberven herben Tadel aus und flark ohne Zeichen von Schmerz und Reue. 3) 
Als Intherifche Lehrerin zum Feuer ihre Schwefter Beatrix, eine Nonne. 4) Als Rutheranerin 
zum Berbrennen im Bilve die erwähnte, früher verftorbene Mutter der drei Vorigen, Gattin 
des Präflpenten ver Rechnungskammer, Peter Cazalla. Ihr Haus follte niedergeriſſen werden, 
weil es der peftbringenden ‚, Sekte Luther's“ flatt Kirche gebient hatte. Auf dem Plage, mo es 
geftanden,, follte eine fteinerne Säule durch Inſchrift zum ewigen Gedächtniß den Grund ber 
Shleifung anzeigen. Noch Llorente fah ven Platz, die Säule und die Inſchrift. Erft 1809 
ſoll dies Denkmal der Barbarei nievergeriffen worden fein. 5) Der Priefler Dr. Alfons Perez 

ald Lutheraner zur Degradation und zum Feuer. Sobald den drei Prieftern ihr Urtheil vor⸗ 
gelefen war, wurden mit ihnen durch den damaligen Ordinarius der Stabt, den Biſchof zu 
- Valencia , die fhauerlihen Geremonien ver Degradation mit Anwendung der Meßgeräthe vor= 
genommen. 6) Der Advocat Licentiat Anton Herrezuelo als hartnädiger Lutheraner zum 
euer. 7—15) Noch neun andere Verurtheilungen zum Beuertobe folgten, gegen vier Grauen 
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und fünf Männer; gegen einen als Inden, alle andern als Autheraner; batumter zwei Ritter, 
ein Richter und die Winwe eines Commandeurs. | 

Den Übrigen, deren Uxtheile vorgelefen wurden, war als in den Schoos der Kirche wieder 
aufgenommenen Zutheranern das Leben geſchenkt; doc Ichenslängliches Gefängniß und Tra⸗ 
gen des San Benito erkannt gegen Folgende: 46) Commandeur Peter Sarmiento de Roxas, 
Sohn des erften Marquis von Poza (Poſa), und 17) deſſen Gattin, Hofdame der Königin. 
418) Johann de Vibero Cazalla, einen andern Sohn der Prälidentin (Nr. 4), und 19) veffen 
Battin. 20) Deſſen Schwefter Gonftanzie, Witwe eines Notard. Als Dr. Auguftin biefe 
Schweſter wegführen ſah, denn er kam zulegt, kehrte er ſich gegen die Brinzefiin-Regentin mit 
den Worten: „Prinzeſſin, ich bitte, haben Ste Mitleid mit diefer Unglücklichen, welche 13 
Kinder ald Waifen zurüdläßt!” Der Spanier Blanco 2) bemerkt: „Die Bitte muß fruchtlos 
geweſen fein, denn was ließ fi von Herzen erwarten, die folche Dinge fehen und hören konn⸗ 
ten, ohne zu brechen?“ Aber ver Infant Don Carlos ſchwur an dieſem Tage der Inquifition 
unverfähnlichen Haß. 3) 21) Johann de Ulloa Pereira, Kommandeur des Johanniterordens 
und Obergeneral in Deutfchland unter Karl V. Doc follte diefer nur bis zur Rückkehr in 
Gefängniß den San Benito tragen. 22—26) Die Gattin des Advocaten Herrezuelo und noch 
drei andere Frauen und ein Mann. 

Die andern Verurtheilungen waren milder. 237) Ludwig de Roxas, Enkel und Majorats⸗ 
erbe des Marquis von Poza , wurde für unfähig erklärt, im Marquiſate zu ſuccediren, welches 
auf feinen jüngern Bruder überging; man verbot ihm, Spanien zu verlaffen, verbannte ihn 
aber aus Madrid, Valladolid und Valencia. 28) Anna, Battin eines Barons won St.⸗Euphe⸗ 
nie, Enkelin de8 Marquis von Poza, 24 Jahr alt, wurbe zur Einfperrung in ein Klofter ver- 
urtheilt. 29) Anton Waſor, ein Engländer, Bebienter eined ver Berurtheilten, zur einjährigen 
Ginfperrung in ein Klofter, um dort Unterricht im Eatholifchen Glauben zu erhalten; dieſe Drei 
follten ven San Benito nur bis zur Rückkehr ind Gefängniß tragen. 50) Anton Minguez, 
Bruder einer zu lebendlänglichem Gefängniß verurtheilten Dienflfrau der Donna Beatrir, zu 
dreijährigem Gefängniß mit San Benlto. 31) Marla de Roxas, Tochter des Marquis von 
Poza, eine Nonne, den San Benito bis auf die Schandbühne zu tragen, dann zur Einfperrung 
auf Lebenszeit in ihr eigenes Klofter, wo fie im Chor und Speifefaal als die Letzte behandelt, 
aud im Eapitel des Klofterd nicht mehr ſtimmberechtigt fein follte. 

Nachdem die Vorlefung der Urtheile beendigt war, wurden die Wiederaufgenommenen In 
die Haft zurückgebracht, vie zum Tode Verurtheilten dem weltlichen Arm übergeben und, Jeder 
rũckwärts auf einem Gfel figend, unter Begleitung vieler Bewaffneten vor das Thor geführt, 
wo auf dem Richtplag in gleicher Entfernung voneinander 14 Scheiterhaufen errichtet waren, 
An der Mitte eined jeden ein Pfahl. An diefen wurde dad Schlachtopfer gebunden. Aus Gnade 
wurben fie zuerſt erbroffelt; nur ‚Herrezuelo, der allein nicht twinerrufen hatte, warb lebendig 
verbrannt und farb mit Zeichen ver entſchiedenſten Beratung gegen feine Mörber. Ihm war, 
wie gewoͤhnlich, bis zum Anbinden an ven Pfahl ein flachliges eifernes Gebiß in den Mund 
gelegt, damit er nicht feinen Glauben predigte. ° 

Dies war ein Auto de Fe, wie es die Spanler nennen, d. i. Slaubensgericht (Glaubensact), 
eine Frucht menſchlicher Beichränftheit und Leidenfchaft, welche pie Religion ver ewigen Wahr: 
"heit und Liebe zum Gefege folder Gräuel verkehren. Denn für Chriſten hielten fi Die, deren 
Befehle fo vollzogen wurden, fogar für vie von Gott felbft eingefegten einzigen würbigen Nach⸗ 
folger der Apoftel des Herrn und Meiſters. So verftehen ihreögleihen jein Wort auf bie 
Frage: „Will du, fo mollen wir fagen, daß Feuer vom Hinmel falle und fie verzehre” 
(die Fegerifchen Samariter): „Wißt ihr nicht, welches Geiftes Kinder ihr fein? Des Menfchen 
Sohn ijt nicht gekommen zu verberben, ſondern zu erretten.” (Luc. 9,54; vergl. Luc. 10,25 fg.) 
Sn den unglücklichen Spanien allein find während der Jahre 1481 — 1808 auf ſolche Weife 
hingerichtet worden 34,658 Menſchen, zu Iebenslänglihem Gefängnig oder den Galeeren 
verurtheilt 288,214, Bilder verbrannt 18,049 und, wenn man die frühern Sahrhunderte 
berückſichtigt, im Ganzen ungefähr 500,000 Familien durch Hinrichtungen ganz auögerottet, 
alle Suden und Mauren, getaufte (Moriskos) wie mohammedaniſche, vertrieben und dadurch 
nach der Berechnung von Klorente die Bevölkerung auf die Hälfte Deſſen gebracht, was fie fein 


R Rechtfertigung meiner Beleuchtung des katholiſchen Glaubens“ (Dresden und Lelyyig 1827), 


©. 81 fy. 
3) Llorente,a.a.D., XX, 10. 
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Wusie. Run vente man an die übrigen katholiſchen Länder, beſonders an Vortugal, Italien, 
Slcilien, Sarbinien, Malta, Frankreich, die Niederlande, Mexico und Sübamerifa!*). Die 
Meißen litten für Ihren Glauben, unter ihnen viele ver Edelſten ihres Volkes. Doc Hatte vie 
heilige Inquifition die Marime angenommen, e8 gebe Verbrechen, welche, ohne Kegerei zu fein, 
derſelben verdächtig machen, und gegen jene müſſe mie gegen dieſe verfahren werben, um den 
Verdacht zur Gewißheit zu erheben ober zu vernichten. In einer tückiſchen Procedur und ſchau⸗ 
derhaften Folter beſaß man freilich das in der Regel unfehlbare Mittel, jedes beliebige Erkennt: 
nip zu erpreſſen. Diefe Verbrechen waren jene, bie eigentlih gar Niemand begehen kann, obs 
gleih Laufende dafür von Henferöhund gemartert und hingerichtet find: Hexerei, Zauberei, 
Bündnig mit dem Teufel; ferner eine Art von Gottesläfterung ; Unterlaſſung der Unterwer⸗ 
fung von Seiten eineß feit einem Jahre over länger Excommunicirten, auch, was man Schioma 
nannte, nämlich die Beſtreitung der vom Papſt angejprochenen Gewalt; Verhinderung ver 
Amtéverrichtungen der Inquiiltion, ja ſchon Verweigerung des Cides, die Keber zu vertreiben, 
von Seiten der Brafen, Barone und anderer Herren, auch ihrer Geſchaͤftsleute; unterlaffene 
Vertheidigung der Kirche gegen Ketzer von Seiten der Statthalter von Koͤnigreichen, Provin- 
gen, Städten, Weigerung, die in den Städten geltenden Statuten zu widerrufen, wenn biefe 
den Maßregeln der Inquifition widerſtritten; Unterſtützung ber Ketzer von Seiten der Juriften 
durch Angabe von Mitteln, der Inquifition zu entkommen, oder Berheimlihung von Papieren, 
und noch einige anbere.d) So höplte ſich zugleich unvermerkt ein Abgrund unter den Füßen 
aller Gegner des Aberglaubens und herrſchſüchtiger Hoherpriefter, dem Keiner entgehen konnte. 
Auch in Deutichland loverten ſolche Flammen, obgleich es Hier nicht zur Errichtung eined 
bleibenden oberften Inquifitiondtribungl8 mit untergeoroneten eigenen Provinzgerichten,, tie 
in Spanien, kam, fondern gemöhnliche bifchöflicde oder außerordentliche päpftlihe Com⸗ 
miflare richteten.” So fehr müthete ja einer biefer Sommiflare im 13. Jahrhundert, jener vers 
rufene Beichtoater der von ihm mishandelten Heiligen Landgräfin Elifabeth, Konrad aus 
Marburg , daß die Erzdifchdfe von Mainz, Köln und Trier ihn zur Mäßigung mahnten, wie 
wol vergeblih. Nachdem er von entrüfteten Deutfchen (Epelleuten) erichlagen war, fchrieb jener 
von Mainz an den Papſt: viele Unſchuldige Habe Konrad verbrennen laflen. Auf der Kolter um Die 
Mitſchuldigen befragt, hätten Schwächere gerufen: „Ich weiß feine anzuzeigen, nennt mir bie 
Namen der Verdächtigen” ; und ald nun zwei Grafen und eine Gräfin genannt worden: „Diefe 
find fo ſchuldig als ih.” Den noch lebenden Unfhulbigen Habe der Erzbifhof Ehre und Güter 
wiebergegeben, aber darüber werde der Rath des Papftes erbeten, was wegen ber unſchuldig 
Hingerihteten zu thun fei.%) Nach dem Abt Tritheim („Chron. Hirsaug. ”) hätte Konrad 
in Strasburg allein 80 Menſchen im Jahre 1215 verbrennen laflen. Auch gegen bie freihelts 
liebenden Einwohner eines ganzen Gaus, die Stebinger (im heutigen Oldenburg) , hatte er Die 
Beihulvigung der Kegerei erhoben. Kreuzzug und Ablaß wurden gegen fie geprebigt, die Ge⸗ 
fangenen verbrannt, der Volksſtamm bis auf Wenige ausgerottet.) Im 14. Jahrhundert 
Bafe ebenfalls päpftliche Inquifition in Deutfchland, wie denn namentlih 1312 Mehre in 
Rerreich ald Ketzer verbrannt wurden. 8) Habt ihr aus dem 15. Jahrhundert den Rector der 
Univerfität Prag, Johann Huß, und feinen gelehrten und beredten Freund Hieronymus ver: 
geflen , die even Märtyrer zu Konftanz? Bald nachher erhielt die Inquifition auch in Deutſch⸗ 
land Dadurch neuen Schwung , daß man die heimlichen Keger ald Zauberer verbrannte. 9) Und 
im 16. Jahrhundert wurden Proteftanten ald Ketzer verbrannt, namentlich 1524 zu Wien, zu 
Meldorf im Holfteinifchen, 1527 zu Münden, Köln, Paſſau, zu Moͤrsburg am Bodenſee. 19) 
In Spanien, wo noch in den Jahren 1700 — 46 ven gleichen Tod 1600 Menden ald Ketzer 
erlitten, fehlen bie Hinrichtung vom Jahre 1781 die legte diefer Art gewefen zu fein.1!) Na: 
yoleon hatte im Sabre 1808 die Inquiſition aufgehoben, Ferdinand VL. 4814 ſie wienerher- 


4) Llorente, a. a. D., XLVI. 

5) Elsrente, a. a. D., IV. . 

6) Gieſeler,„Kirchengeſchichte“, II, $. 87, not. dd. j 

N) Sırödh, „Kircengefchichte‘‘, KXIX, 612,637 fg. Gieſeler, a. a. D., not, 66. 
8) Giefeler, a. a. O., $. 120. 

9) Ebend., $. 148. 

10) Schrödh; „, Rirchengefchichte feit der Reformation“, 1, 336, 330, 404; II, 141. Walchner,, 
„So. Heuglin's Lehre und Ten‘, in den „Schriften der Gefeltfchaft für Geſchichtskunde zu Breiburg ” 
(Zreiburg 1828), 1,67 fg. 

11) Ziorente, a. a. D., XLVI, 383. 
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Staatsverfaſſung.) Borzugemelfe benennt man bie ruſſiſche despotiſche Regierungsgewall 
ded Zaren Autokratie. Der ruſſiſche Kaiſer nennt ih ſelbſt Selbſt herrſcher. Auch gibt es in 
@uropa feine ähnliche unbeſchränkte despotiſche Gewalt, mit Ausnahme derjenigen des Papftes 
als Beherrſchers des Kirchenſtaats. 

Man kann bei der Autokratie entweder zunächſt an den Grund der Regierungsgewalt oder 
an ihren Inhalt und ihre Ausdehnung denken. In Beziehung auf den Grund ſoll der Name 
Selbſtherrſcher allen Volkswillen als Grund der Regierung ausſchließen. Da indeſſen für den 
Grund und die Entſtehung einer irdiſchen Regierungsgewalt das ſchwache Selbſt eines irdiſchen 
ſchwachen Menſchen doch auch bei dem roheſten Volke nicht ausreichen möchte, fo iſt ed natürlich, 
daß er ſeine Selbſtherrſchaft auf das Wunder einer goͤttlichen Einſetzung, auf das ſogenannte 
göttliche Königsrecht (ſ. Grundgeſetz) zu gründen ſucht. Die goͤttliche Einſetzung, alſo bie 
Autokratie, ſie iſt dann ebenſo moͤglich in Wahlreichen (im Papſtthum) als in Erbreichen 
(im ruſſiſchen Zarenthum). Dem Inhalt nad iſt die Gewalt angeblich und wenigſtens rechtlich 
fo unbefchränft als die Gewalt Gottes, jedoch freilich mit ven Eleinen Unterſchied, daß es ebenfo 
unbenfbar ift, daß Gott jemals Böfes wolle, wie es undenkbar ift, dag ein Menſch ſtets das 
Bute erkenne und wolle. Der Selbſtherrſcher ift Gottes Stellvertreter, Gott auf Erben ober 
gar wie der Dalai: Lama der Gott felbft. Er muß jedenfalls übernatürlich infpirirt fein durch 
ben göttlichen Willen und vie göttliche Weisheit. Die einzige Milderung der Autofratie liegt 
in der Vorherrſchaft blinden Glaubens oder theofratifcher Ideen in dem Volke und dem Herrſcher. 
Da wo die für eine rein despotiſche Verfaffung unentbehrlihe Grundlage äußerfter Roheit, 
Sinnlichkeit und Verderbniß in einem Volke nicht vorhanden ift, und wo ebenfo wenig ber blinde 
theofratifche Glaube vorherricht,, va fehlen für vie autofratifche Gewalt die natürlihen Grund: 
lagen und mithin jede Bürgfhaft für die Kraft und Dauer verfelben. Deshalb müflen auch 
Autokratien in ihrer Umgebung, in den übrigen Staaten möglihft jene Grundlagen zu fördern, 
die Vorherrſchaft fittlicher Vernunft und Geiftesfreiheit zu unterdrücken fuchen, damit jie nicht 
ſelbſt von ihnen gefährdet werden. Es ift der härtefte Fluch jeder despotiſchen Gewalt, daß fie 
ihr Bolt möglihft finnlich und verberbt erhalten und machen muß, um fich felbft zu halten und 
zu befefligen. Weller. 

Autonomie, Diejed Wort, aus dem Griechiſchen ſtammend, heißt Selbfigefehgebung. . 
Da die unbeſchränkteſte, umfaſſendſte Selbfigefehgebung dem Staatöverein zufteht, fo bezeich⸗ 
neten die Griechen gewöhnlich die Selbfländigfeit des Staats, die wir nach einer andern 
Geite des Begriffs, indem nämlich die volle Selbftänpigfeit Feine höhere Gewalt über ſich aner⸗ 
kennt, Souveränetätnennen, mit dem Worte Autonomie. Sowie aber Souveränetät an 
ſich nur das Hoͤchſte in feiner Art bezeichnet, aljo eine weitere Bedeutung hat als vie Staats: 
hoheit, weshalb auch Die Franzoſen ſtets den höcften Gerichtshoͤfen eines Staats Souveränetät 
zuſchrieben, jo hat auch die Selbftgejeggebung over Autonomie in politifher Beziehung noch 
einen weitern Begriff. Man bezeichnet damit auch eine ſolche Selbftgefeßgebung, bie feine un= 
beſchraͤnkte und Feine hoͤchſte Geſetzgebung ift. 

Das eigentliche Gebiet der Autonomie iſt diejenige bedingte Selbſtändigkeit und Selbſtgeſetz⸗ 
gebung, welche den untergeorbneten, blos relativ felbftändigen Theilen oder den Angehörigen des 
Staatöganzen zufommt, und die wichtigften Arten viefer Autonomie find: die Autonomie der 
Gemeinden und Gemeindeverbände, ald der Grundlagen und politifhen Beſtandtheile des 
Staats, und die Autonomie der Cinzel- oder Gliederſtaaten im Staatenverein, die Autonontie 
der im Staat lebenden Privaten und die Autonomie der Kirche, infofern deren Angehörige 
zugleih Angehörige eines beftinnmten Staats jind. Im engften Sinne, in welchem wir bier 
befonderd von Autonomie reden, verftehen wir darunter ein wirkliches. Begründen von redt- 
lichen oder politifchen Gefegen. Die eigentliche Autonomie ift Duelle des Rechts. Verwaltung 
und Vertrag verfügen nach dem beftehenven Geſetz und Recht. Wir fehließen aljo vom Begriff 
ber Autonomie aus daß freie Beftimmen und Handeln und Verwalten des Ginzelnen und ſelbſt 
der Gorporationen nad) den Gefegen und felbft ihr Abſchließen von bloßen Privatverträgen nad 
ber Übereinftimmung ihrer Privatwillen. Freilich wurde Beides häufig miteinander vermiſcht, 
weil die Geſchäfte und Formen im geſellſchaftlichen Leben oft ineinander übergehen und weil im 
ältern und mittlern deutſchen Recht Privat- und oͤffentliches Recht weniger ſcharf geſchieden 
wurden. Unter Geſetz im politiſchen Sinne aber verſtehen wir dauernde Normen des allgemel⸗ 
nen oder Geſammtwillens eines Gemeinweſens, welchen die einzelnen Glieder unterworfen ſind, 
auch ohne Rückſicht auf ihren Privatwillen. Sie begründen das Recht, wonach die Verwaltung 
und die Verträge ſich richten und beurtheilt werden müſſen. Solche autonomiſche Normen 
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waren vorzüglich ſtets bei den germanifihen Bölkern häufig, verfiglenenartig und von großer 
Bantung. Die Germanen hielten nämlich in alter Zeit und noch mehr im Mittelafter pie 
Sreipeit der einzelnen Männer fo hoch und dehnten fie ſoweit aus, daß fie Die Freiheit beinahe 
jueiner Souveränetät fleigerten. Zugleich aber hatten jle die Neigung, ſich in befonbern engern 
Bereinen und Benoffenfchaften hingebend und innigft zu befondern Einheiten ober Einungen 
mit einem gemeinfchaftlicden Geſammtwillen aneinander zu fließen. Soerhielten ihre Staats⸗ 
vereine mehr die Natur einer fouveränen Conföderation, beftehend aus einer ganzen Reihe be= 
fonderer Vereine und Conföderationen, al die Natur eines heutigen, z. B. eines franzoͤſiſchen 
Einheitoſtaats. Bon wirklichen Geſetzen oder von Autonomie im engften Sinne aber Eonnte 
auch fo nur bei felbfländigen bleibenden Vereinen oder Gorporationen bie Rebe fein, weil nur 
fe ein Gemeinweſen bildeten und einen Geſammtwillen Hatten. So entfland in Deutfäland 
eine große Verſchiedenheit der autonomifchen Rechte, theild in den Vereinen nach ven nationalen 
und territorialen Gliederungen, theild in den focialen Bereinen nad) dem Lebensberuf. So ent: 
Randen Familien⸗ und Dorf= oder Gemeinde: und Markgenoffenfhaftes, Stadtrechte, Feudal⸗ 
echte aller Art, Gilden⸗ und Zunftrechte, Kirchenrechte u. f. w., theils ſtatutariſche, theils 
Gewohnheitsrechte. Gleich falſch aber if es, wenn die Romaniften, ohne Hinlängliches Ver⸗ 
ſtändniß diefer germanifchen Verhältniffe und auch vom römifhen Recht mehr vie despotiſche 
Imperatorengefeßgebung ald die Grundſätze des alten freien, des claſſiſchen römiichen Munici⸗ 
palrechts kennend, die Autonomiegefege entweder als bloße Privatverträge oder ald von ber 
hoͤchſten Staatsgewalt beſonders autorifirte oder genehmigte Normen anfahen. Gie ruhen 
par mittelbar und zulegt, nämlich wegen ver freien Theilnahme am Verein, auch auf der. 
Freiheit aller einzelnen felbfländigen freien ©lieber des Gemeinweſens, zunächſt aber auf dem 
für die Bereindmitglieder von felbft gültigen Vereins⸗ oder Befammtwillen. Deffen natürliches 
Organ iſt die Mehrheit, fomelt fie dem Grundvertrag entfpricht, und Ihr Wille wirb mittelbar 
durch ven von Allen gemwollten Grundvertrag auch ein Geſammtwillen, consensus omnium, wie 
es ſtets die Freie, die claſſiſch⸗röͤmiſche Jurisprudenz anerkannte. Diefe wendete folgerichtig bie 

ganz gleichen Brundfäge an auf alle ausdrücklich gegebenen ober flatutarifchen und auf die durch 
Gewohnheiten und Obſervanzen blos thatfächlich oder ſtillſchweigend entſtandenen Befehe, und 
zwar ebenfo auf die ftaatlidhen der respublica Romana, wie auf die im engften Sinne autonos 
mifhen der befondern Vereine und Municipien.?) Auch nach der altgermanifchen Rechtsanficht 
blieb dabei, was Rogge überfah, eine wirklich ſtaatliche Unterordnung unter die hoͤchſte Bun⸗ 
des- oder Reichs- oder Oberkoͤnigsgewalt und ihre Gefehgebung, bie fich ſchon frühzeitig auch 
in einem wirklichen hoͤchſten Straf- und Bannrecht geltenn machte. Nur darf man nicht mit 
Rogge'8 Begnern die nur bundesmäßige over beihränkte Natur dieſer politifchen Obergewalt 
und bie wirklich Öffentlich rechtliche over befchränkt autonomifche (oder fouveräne) Gewalt der 
untern Vereine , ja in ältern Zeiten felbft der freien Familien und ihr daraus natürli und von 
ſelbſt ſich ableltendes Autonomierecht überfehen wollen. Freilich wurde dieſes letztere von dem 
Romaniften und von der fpäter immer mehr fi ausdehnenden und centralifivenden Staats: 
gewalt angefeindet und vielfach verdrängt, heute in abjolutiftifhen und reactionäsen Zeiten 
und Staaten mehr, morgen in freiern weniger. Stet3 erhielten ſich freie Vereine und die 
Antonomie derfelben in den germanifchen Staaten, befonders in England. Sie kommen nad 
u üben Ausführung über Affoctationen auch jegt in Deutfchlend überall wieder mehr zur 

nerkennung. 

Da der Staat kein todter Mechanismus, ſondern ein lebendiger Organismus iſt, und in 
jedem Organismus den einzelnen Theilen oder Gliedern ein gewiſſes Eigenleben, eine relative 
Selbſtaäͤndigkeit zukommt, fo findet ſich dieſe relative Selbſtändigkeit der Theile auch im Staate 
in den mannichfaltigſten Abſtufungen und Geſtalten; und nachdem Staaten, die aus einer ein⸗ 
zigen Gemeinde beſtehen, in unſern Tagen eine Seltenheit geworden ſind, weil überall die Na⸗ 
tionalitäten ſich zuſammendrängen und der Zug des Jahrhunderts auf ſtaatliche Geſtaltung und 
Siederung großer Maffen gerichtet ift, dürfen auch Staatswiſſenſchaft und Staatskunſt nit 
überiehen, daß jeder größere Staat fihon feinem Urfprung nach ein (aus Gemeinden als bem 
Unfaat) zufanmengefegter Staat ift, beffen Glieder die einzelnen Gemeinden, Gemeinbeverbände 
und andfchaften bilden. Diefen muß, wenn der Staat ein freier und organifcher fein foll, in 
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H Vergl. über dieſe Grundlage richtiger Auffaſſung ſowol bes Gewohnheitsrechts und des Auto⸗ 
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welchem jedes Elied die Abrigen erhält, indem es für die eigene Selbſterhaltung thaͤtig If uns 
feine Sphäre ausfüllt, ein gewiffed Maß von Selbſtändigkeit ebenfo gut zukommen als ven ein⸗ 
gelnen Staatsbürgern; und da die vom Staate ald. Sefammtperfonen anerkannten Bemeinben 
und Provinzen keine bloßen Brivatperfonen find, ſondern als Drgane und organiſche Beſtand⸗ 
theile des Staat ſelbſt, ald Staat im Kleinen einen öffentlichen Charakter haben, fo iſt natur: 
gemäß ihre Autonomie auch nicht auf die privatvechtliche Sphäre zu beſchtänken, fondern kann 
in untergeorhneter Weile, unter Leitung und Oberaufficht der Gentralregierung, alle Functio⸗ 
nen ber Staatsgewalt umfaflen. 

Daß die Gemeinden felbft oder duch felbflernannte Vorſteher ihren Haushalt orbnen und 
ihr Vermögen verwalten , ift daher nicht nur nichtö Außerordentliches, ſondern folgt ſchon aus 
dem Begriff einer vom Staate anerkannten Geſammtperſon. Weil aber die Gemeinde Feine 
Hofe Privatperfon ift, fo gebühren Ihr auch alle diejenigen Sffentlichen oder hoheitlichen Rechte, 
welche fie ebenfo gut oder beſſer als ver Staat ausüben kann, ohne daß die Einheit und die Kraft 
bed Banzen darunter leidet, und ber Begriff der Municipalrechte ift nicht beſchränkt auf das 
Recht ver Selbftverwaltung des Gemeindevermögens und auf bie Selbſtändigkeit des Gemeinde: 
haukhalts, ſondern jedes Recht der öffentlichen Gewalt, das die Gemeinde auszuüben im Stande 
tft und das ſich mit der Exiſtenz und Kraft und mit der Oberherrlichfeit des Staats verträgt, 
kann Municipalreht werben. Der Gemeindezweck ſchließt alle Beſtandtheile des Staatszwecks 
in fi, und die wichtigften Verhältniſſe des Staatslebens finden fih im Bereiche der Gemeinde 
wieder: Polizei und Finanzverwaltung, Schulweſen, Kirchenweien und Belteuerung. So gut 
daher viele Gemeinden die Ortöpolizel und das Beſteuerungsweſen fhr oͤrtliche Zwecke befigen. 
ebenjo gut fann ihnen auch, unter Staatsaufſicht und ven allgemeinen Staatszwecken und Ge: 
feßen unbefchabet, das Recht der örtlichen Geſetzgebung (durch Localſtatuten), ja felbft Gerichts: 
barkeit, foweit fie die Mittel dazu befigen, anvertraut werben. Denn als freigegliedertes und 
zufanmengefeßted Ganzes darf zwar der Staat die Lebensthätigkeit feiner einzelnen Organe 
nit übermäßig fteigern, dem Theil nicht überlaifen oder zumuthen, was dem Ganzen gebührt 
und durch die Geſammtheit allein zweckmäßig geſchehen fann, er muB aber auch jedes Glied bed 
Geſanmtorganismus, ſoweit daſſelbe nach vem Brad feiner Entwickelung e8 vermag, die Sphäre 
feiner natürlihen Lebensverrichtungen ganz ausfüllen lafſen und überhaupt dem Volke jelbft 
—* ale an ber Staatögewalt einräumen, ald e8 ohne Nachtheil für dad Banze auszuüben 

g iſt. 

So ſtand nach älterm deutſchen Rechte den Stadtgemeinden frei, faſt über alle Gegenſtände 
des Privatrechts beliebig neue Rechtsnormen feſtzuſetzen. Um eigentliche Gemeinheitsangelegen⸗ 
heiten hatte ohnedies die geſetzgebende Gewalt ſich nie bekümmert, und die Normen, wodurch 
dieſe regulirt werden ſollten, wurden daher gleichfalls durch freie Willkür beſtimmt. Der Aus⸗ 
ſchuß der Gemeinde (Bürgermeifter und Rath) ordnete unter Zuziehung oder wenigſtens mit 
ſtiliſchweigender Beiftimmung der Gemeinde, wie es mit der Nugung des Gemeindeguts und 
mit Ausübung der für die Stadt erworbenen Gerechtſame zu halten fei, wie zur Aufrechthal⸗ 
tung guter Ordnung überhaupt ſich Jever zu verhalten, indbefondere Handel und Gewerbe zu 
treiben habe, was endlich von jedem Gemeindeglied zu gemeinen Unkoſten beigetragen werben 
ſolle. So entftand eine Reihe von Willfüren, Gewohnheiten, Statuten und Orbnungen, 
welche, obgleich von Kalfer und Landesherrn nicht felten ausdrücklich brftätigt, doch an ſich ihrer 
Beftätigung weder beburften, ‚no willfürliher Abänderung von Ihrer Seite unterworfen 
waren. Dazu befaßen überdies die meiften Städte eigene Gerichtöbarkeit, ja diefe galt für den 
eigentlichen Schlußftein aller ftäntifchen Autonomie, und ven fläptifchen analoge autonomiſche 
Rechte übten auch andere Gorporationen, namentlich die Innungen und Zünfte, folange dieſe 
einen weſentlichen Beftandtheil des flaatlichen oder gemeindlichen Organismus bildeten. 

Hiermit verglichen war denn auch die übrigens mit Recht berühmte preußifche Stäbteord- 
nung und felbft die frühere, noch nicht verflümmelte kein ſolches Wunder von Freifinnigkeit, 
als fle oft dargeftellt wird; denn fie räumt den Gemeinden zunächſt nur Das ein, was jedem 
Brivaten und jeder Privatgefellfchaft zufteht, nämlich die Ordnung Ihres eigenen Haushalts. 

Die Autonomie der politifchen Beſtandtheile eines Staats oder Staatenförpers ift nun in 
ber Hauptſache Daflelbe, was man auch unter dem Syſtem der Rocalverwaltung oder Roral: 
tegierung verfteht. Sie iſt das Gegentheil einer jede eigenthismliche Selbftändigfeit ver Volks⸗ 
und Staatstheile, alle Mannichfaltigkelt gemeindlichen und provinziellen Eigenlebens, alle naz 
türligen und geſchichtlichen Befonverheiten, wie fle in jever Nation fich finden, vernichtenden 
Gleichfoͤrmigkeit, fle befeltigt die nachtheiligen Folgen der In jedem großen Staat zur Erhaltung 
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der Ginheit und Kraft bes Ganzen unerlaßlichen Gentralifation und wirft der zerſezenden und 
aufiienden, den Staat zulegt in foviel Atome, ald er Bürger zählt, zerſtäubenden Gewalt 
ebfracter Gleichheits⸗ und Freiheitsprincipien am ficherflen entgegen. Anftatt maſchinenartig 
einer einzigen, außer ihnen liegenden Kraft zu gehorchen, wirken alle Theile jelbftänvig zu einem 
gemeinfamen Ziwed zufammen, und bie Autonomie der Gemeinden und Lanpfchaften iſt des⸗ 
wegen ein wejentlicher Theil der echten und vollfländigen politifchen Breiheit einer Nation. Wo 
die Autonomie der Gemeinden oder Gemeindeverbande und Landſchaften, die freie Municipal- 
und Provinzialverfaffung fehlt, da kann bei der ausgedehnteſten Freiheit der Individuen ver 
Despotismud der Gentralijation faft fo drückend werden ald der Despotismus ſchrankenloſer 
Alleinherrſchaft. So übt in Frankreich, bei aller individuellen Freiheit und Gleichheit 
der Ginzelnen, die Regierung und die eine durch Übercentralifation gefhaffene Hauptſtadt 
eine Zwingberrichaft, die alle lorale und provinzielle Kigenthümlichkeit Der verfchieenartigen 
Bevoͤllerungen aufzuldjen ſucht, auswärts in jevem Zmeige der Verwaltung das Lebens: 
princip, Die eigenthümliche Thätigfeit der untergeoroneten Organe töbtet und, ivenn nicht. 
bad proninzielle Leben wieber felbfländiger wird, die Kräfte des Landes zu abforbiren droht. 
Dagegen gewährte in Spanien lange Zeit die Freiheit der Municipal- und Provinziale 
verfaffung einen Erſatz für die unter der Herrfchaft des abfoluten Königs mangelnde ſtaats⸗ 
bürgerliche Freiheit ver Cinzelnen, und noch heute bildet dort die Autonomie der Gemeinden 
und Provinzen den Anfnüpfungspunft für die Beftrebungen zur Erlangung der indlviduellen 
Raatöbürgerlichen Kreiheit. Wenn übrigens die fpanifche und auch die deutſche Freiheit in Altern 
Zeiten mehr eine Kreibeit ver Korporationen, der Genoſſenſchaften und Landſchaften war und 
umgekehrt die franzöjifche mehr eine Freiheit ver Individuen ift, fo ftehen die Verfaſſungen dieſer 
Länder hierin der englifhen und nordamerikaniſchen nad, welche Beides vernitteln und 
vereinigen. 

Aber nicht allein darin befteht der große Vorzug gemeinvlicher und landſchaftlicher Autono⸗ 
mie, daß fie der Freiheit günfliger ift, mehr Sinn für Öffentliches Leben wert und in weit 
böherm Maße die Selbftthätigkeit belebt als das Syſtem ver Gentralifation, fondern fie ift auch, 
wenn fle ihre Grenzen nicht überfchreitet, vie an ſich zweckmäßigere, oft die allein zweckmäßige 
Berwaltungsweife, weil, wer die Dinge in der Nähe ſieht, aus eigener Anfhauung und Er: 
führung urtheilt, auch Alles befier, raſcher und wohlfeiler zu ordnen oder zu entjchelden ver⸗ 
mag, ald wer ohne unmittelbare Kenntniß ber örtlichen und individuellen Verhältniſſe aus der 
Ferne regiert. 

Bis zu welchem Umfang übrigens der Kreis derjenigen politifden Rechte auszudehnen fei, 
weldge ver Autonomie der einzelnen Gemeinden, Gemeinneverbände und Landſchaften überlaffen 
werden Eönnen oder füllen, läßt ſich im Allgemeinen nicht genau beftimmen. Zwar verfteht ſich 
von ſelbſt, daß in feinem Fall die Einheit und die Kraft des Banzen durch die Selbſtändigkeit 
ber Theile geftört und aufgehoben werben darf, aber wie weit im Einzelnen vie Rechte und 
Functionen ſich erſtrecken, welche die Gemeinden und Landſchaften ebenfo gut ober befjer als ver 
Staat jelbft ausüben können, hängt von gegebenen Verhältniſſen, von der Eigenthümlichkeit des 
Volkscharalters, von dem geſchichtlichen Entwidelungsgange, beſonders aber von dem Grabe 
der politifchen Einficht und Reife ab, und es iſt einleuchtend, daß einer großen, eine Maffe von 
Intelligenz und materiellen Mitteln in fi vereinigenden Stadt audgebehntere Befugniffe als 
einer Dorigemeinde, einer ganzen Provinz umfaflendere Rechte als einem einzelnen Landſtädt⸗ 
Gen übertragen werben können. _ 

Befonders ſchwierig ift nun dieſes richtige Maß zu treffen bei ver Bundesverfaflung , welde 
dem Weſen nad) nichts Anderes ift ald dad Syſtem ber Provinzialverfaflung, ver landſchaftlichen 
Autonomie in feiner höchften Steigerung. Vom Einheitöftant mit ausgebildeter Provinzial: 
verfaſſung unterjcheidet Ich nämlich der Bundesſtaat (Köberativflaat, Staatenverein) dadurch, 
daß im legtern die einzelnen den Geſammtſtaat bildenden Landſchaften oder Staatögebiete und 
Volkerſchaften ald eigene für ſich beftehende Staaten foͤrmlich anerfannt find. Die Bundes⸗ 
verfaflung bezeichnet daher ven hoͤchſten Brad der im zujammengefegten Staate möglichen Auto: 
nomie ber einzelnen politifhen Beſtandtheile, und da die.Bliever eines Organismus um fo ent⸗ 
wickelter, individueller und vergleichungsweiſe felbflänbiger find, je höher, reicher und vollkom⸗ 
mener überhaupt ein Organismus ift, fo ift die Bundesverfaffung mol als vie hoͤchſte Staatsform 

zu betrachten , während der Gentralismus mehr bie Natur eined Mechanismus hat. 

Das Prädicat der vollendetſten Staatsform verbient jedoch nur dad ſtaatsrechtliche, nicht 

das völferrechtliche Foͤderatlvſyſtem, und es wäre von hoͤchſter Wichtigkeit, daß man ſich über 


80 Autonomie 


den Unterſchled zwiſchen ſtaatsrechtlicher und voͤlkerrechtlicher Gonföderation Mar würbe, wm 
nicht immer wieder den Gemeinplag hören zu nrüflen: „Die föberative Berfaffung iſt die einzig 
paſſende für Deutfhland und die hat dad deutſche Voll." Das Erfte ift fo richtig ald das Zweite 
falfch , folange nicht aus dem deutſchen Stantenbund ein nationaler Bundesſtaat geivorben iſt. 

Es gibt nämlich nur zwei Hauptarten rechtliher Gemeinihaft: Die Genoſſenſchaft (die 
societas und das condominium des pofitiven Rechts) und die Geſellſchaft (die universilas, des 
pofltiven Rechts). Die bloße Genoſſenſchaft fhafft Feinen Gefammtwillen, dem jeber Einzelne 
fi fügen muß, fondern eine durch jeden einzelnen Genoffen für feinen Theil auflösbare und 
infofern auf dem Princip ver Stimmeneinhelligfeit beruhertne Gemeinſchaft von Cigenthum und 
andern Rechten, oder von beftimmten, durch gemeinfame Thätigfeit zu erreichenden Zwecken; 
und da jeder Genoffe feinen felbftändigen befondern Willen bat und behält, jo bilden fle auch 
Dritten gegenüber Feine von diefen anzuerfennenve Einheit oder Gefammtperfon mit einem Be: 
ſammtwillen, fondern ftehen ihnen als ebenfo viele verſchiedene Perfonen (oder Cinzelwillen) 
gegenüber. Die Gefellfchaft pagegen (der Staat, die Kirche, die Gemeinde, die Yamilie, die 
wahre Gorporation) begründet einen Geſammtwillen, dem der Einzelne fi fügen muß, und 
Geſammtrechte, deren Kortbeftand vom Wechſel over Austritt einzelner Theilhaber unabhängig 
iſt; fie ift, al8 eine Geſammtheit over zufammengefehte Einheit, eine Geſammtperſon, bie ein 
Geſammtleben varftellt und lebt und Subject eined Geſammtwillens ifl; deswegen bildet fie 
auch Dritten gegenüber eine Einheit und muß als foldye von Jedem, der von ihrem Daſein 
Kenntniß bat, anerkannt werben. Hiernach iſt ed zwar nicht nothwendig, aber doch gewoͤhnlich 
und natürlich, daß die Gefellfehaft einen‘ immermährenven oder wenigftens als immerwährend 
vorausgefehten, die bloße Genoflenfchaft einen mehr nur vorübergehenden, zeitweiligen Zweck 
bat; in keinem Falle aber kann die legtere unauflöslich fein, weil ein unauflöslicher Verein, 
bei welchem jeder Beſchluß zulegt auf Stimmeneinhelligfeit beruhen fol, nach der Natur der 
Menichen und ver Dinge eine Unmöglichkeit ift, Unterwerfung unter die Stimmenmehrheit aber 
oder irgend eine andere Befellihaftögewalt pie felbfländige Geltung des Einzelwillens nur ſo⸗ 
lange nicht aufhebt, als fle eine freimillige, durch die Freiheit des Austrittö geficherte bleibt. 

Der privatrechtlichen Genoffenfhaft entfpriht nun im Völferleben das Buͤndniß, vie Allianz, 
überhaupt jede Vereinigung zu gemeinfchaftlichen Zwecken ohne zwingende rechtöfräftige Unter⸗ 
ordnung unter einen Geſammtwillen, meld Iegtere überall flattfindet, wo über biegemeinfamen - 
Angelegenheiten ein andere Geſetz als dad der Stimmeneinhelligfeit endgültig entfcheldet und 
der Austritt aus der Gemeinſchaft dem Einzelnen nicht freifteht. Der Gefellfhaft hingegen 
entfpricht der Bundesftaat und ber eigentliche Staatenbund, der ebendeshalb nicht dem reinen 
—— oder Internationalen Privatrecht, ſondern dem oͤffentlichen Recht im engern Sinne 
angehoͤrt. 

Es laͤßt fich zwar auch ein blos voͤlkerrechtlicher Staatenbund denken, ver zur Ordnung der 
gegenſeitigen Verhältniſſe kein anderes Mittel als Unterhandlung und allſeitigen Vertrag, für 
Streitigkeiten der Genoſſen in letzter Inſtanz keine andere Entſcheidung als das Schwert oder 
das voͤlkerrechtliche Gottesurtheil des Kriegs kennt, und häufig wird ſogar behauptet, der 
Staatenbund ſei ein durchaus genoſſenſchaftliches, mithin yoͤlkerrechtliches Verhältniß, bei wel⸗ 
chem jeder Einzelſtaat im Beſitze ſeiner vollen Unabhängigkeit bleibe. Allein damit ſteht im 
Wivderſpyruch, daß jeder eigentliche Staatenbund eine Geſammtmacht, einen politiſchen Körper, 
eine unauflösfiche Einheit wenigſtens dem Ausland gegenüber bilden will; daß er feine Mit: 
glieder auf ein jo weſentliches Souveränetätsrecht wie das des Kriegs und der Selbfihülfe we⸗ 
nigſtens unter ſich verzichten läßt, weil mit der Pflicht, ſich gegenfeitig zu vertheidigen und bei- 
zuſtehen, ein Recht ſich gegenfeitig zu befriegen unverträglich ift, und daß kein Staatenbund, 


wie ed auch mit der Erreihung feined Zwecks ganz unvereinbar wäre, den Austritt aus dem 


Bunbe in bie freie Willkür der Gllederſtaaten ftellt. Der eigentliche Staatenbund ift alfo feine 
bfoße societas, fonbern eine universitas, mit Unterorbnung der Einzelnen unter die Geſammt⸗ 
heit (naher denn felbft ver Deutfche Bund, der doch ein völferrechtlicher Bund fein will, Entſchei⸗ 
dung dur Stimmenmehrheit für Die Regel erklärt und den Austritt verbietet), und da jede 
lebenöfräitige Geſammtheit, die weder felbft Staat ift, noch einen Staat über ſich Hat, vermöge 
innerer Nothwendigkeit zum Staat zu werben ſtrebt, fo gilt dies ohne Zweifel auch vom Staa: 
tenbund , der ohnedies fchon mit dem Staate wenigftens in den Hauptzwecken ver Bertheidigung 
nad außen und der Erhaltung des Friedens im Innern (ohne welchen Die gemeinfame Verthei— 
bigung gegen äußere Feinde ja nicht möglich wäre) zufanmentrifft und fi vom einfachen 
Stante wie vom Bundesſtaat nur darin unterfcheivet, daß der einfache Staat aus einzelnen 
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Gmeisbürgern, der Bunbeöflaat (in welchem die Bürger der @inzelftaaten zugleich auch Bürger 
des Gefammtſtaats find) aus einzelnen Staatäbürgern und aus ganzen Staaten befteht, waͤh⸗ 
rend ber Staatenbund feine Einzelbürger bat, ſondern aus lauter ganzen Staaten zufammen- 
gelegt ift, Deren Angehörige mit ihm felbft in keinem ſtaatsbürgerlichen Verband ftehen. 
Daraus follte nun auch folgen, daß ver Staatenbund nur die äußern Verhältniſſe ber Ein- 
zelftanten unter fi und zur Gefammtheit, nicht die Verhältniffe ver ihm als ſolche fremden 
Staatenbürger ordnen darf, weil im entgegengefeßten Ball deren Stellung ala blos mittelbare 
Untertanen ober ald Nichtbürger und doch Unterthanen eine ganz unnatürliche, wenigſtens 
mit ben Rechten conftitutioneller Staatöbürger unverträglih wird. Aber eben die äußern 
wechſelſeitigen Berhäftniffe ver Gliederſtaaten zweckentſprechend zu ordnen und fie zu einer feften 
Einheit gegen außen zu verbinden, ohne in deren innere Berfaffung, Gefebgebung und Ver⸗ 
waltung auf eine Weiſe einzugreifen, welche auf der einen Seite ven Begriff des bloßen Staa⸗ 
tenbundes aufhebt und auf der anvern die von jeber felbfithätigen Teilnahme an ven Bundes⸗ 
angelegenheiten ausgefchloffenen Staatenbürger in ihren weſentlichſten Volks: und flantöbürger- 
fihen Rechten beeinträchtigt, iſt eine fo fehwierige und and Unmoͤgliche grenzende Aufgabe, daß 
man behaupten darf, ein Staatenbund, der nicht in der Umbilbung zum Bunvesftaat begriffen 
ift, befinde ſich naturnothwendig auf dem Wege zur Aufldfung. Der Staatenbund iſt entweder 
ein fih auflöfender oder ein werdender Bundesſtaat, er tft ein unvollendeter Organismus, 
wenn nicht gar ein auf inneren Widerſprüchen beruhendes Zwittergefhöpf von völkerrechtlicher 
und flaatörechtlicher Bereinigung, und ein freies nationales Geſammtleben iſt überhaupt nur 
möglich in einem Bunde, welcher neben ven Regierungen auch pie Völker in fi aufnimmt, und 


deſſen Thätigkeit jenen gemeinfamen öffentlichen Zweck umfaßt, ven die Einzelftaaten nicht oder 


nicht ebenfo gut erreichen koͤnnen: alfo im Bundesſtaate, nicht im bloßen Staatenbunbe. 

Die Borzüge des Bundesſtaats vor dem Einheitsſtaate find übrigens im Wefentlicen die⸗ 
felben wie die der Localverwaltung vor dem Gentraltfationsfuften, und ed kommt dazu noch die 
größere oder wenigftend zähere Kraft des Widerſtandes, ven Foͤderativſtaaten dem auswärtigen 
Beinde zu leiften vermögen , weil felbft nach Niederlagen, melde pie Geſammtmacht des Bundes 
treffen und vernichten, die Glieder ober Einzelſtaaten nod eine felbftändige Lebenskraft zur 
Bortfegung des Kampfs behalten können, wie fie in centralifirten Staaten nach liberwältigung 
des Gentralpunfts fehlt. 

Auf der andern Seite kann im Foͤderativſyſtem die Autonomie ver Einzelflaaten auch ſehr 
leicht die Grenzen des Wohltbätigen und Zweckmäßigen überfchreiten, und ed paßt namentlich 
bie rein völkerrechtliche Confoͤderation ohne eine Bundesgewalt blos für Staaten, deren politifche 
Eriftenz und Unabhängigkeit allenfalls auch ohne einen ſolchen Bund geſichert if. Dagegen 
muß in jedem eigentlihen Staatenbund, noch weit mehr aber im Bundesftaat, die höchfte rich⸗ 
terlihe Gewalt für Entſcheldung von Streitigkeiten zwifhen Bundesgliedern und bie hiermit 
zuſammenhängende Geſetzgebung, dad Recht über Krieg und Frieden nebft der Wehrverfaflung, 
das Recht der Befteuerung für Bundeszwecke und das Recht ver Vollziehung der Bundesgeſetze 
und Bundeöbefchlüffe einer oberften Bundesgewalt zuftehen. Wenn ferner die Bunbeöverfaflung 
nicht von beflänpiger Gefahr der Auflöfung des Stantenvereind aber der Entfremdung einzelner 
Glieder begleitet fein foll, fo muß auch das Net ver Bünpniffe und des gefanntichaftlichen 
Verkehrs mit dem Auslanve entweder der Bundesgewalt ganz übertragen oder wenigftend von 
legterer beſtändig überwacht werden. Es liegt fogar vie oberfte, wenn nicht ausſchließliche 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten durch die Bunnesgewalt fon im Begriff eines 
Staatenvereind,, der auswärtigen Staaten gegenüber einen einzigen gefchloffenen Staat bilden 
will, und ſoll im Bundesſtaate überhaupt dad Nationalleben fein wahres Organ und feinen 
hoͤchſten Ausprud finden, foll die gleihhmäßige Entwickelung ver Nationalität durch ihn gewähr⸗ 
feiftet, die Einheit und Kraft des Ganzen gegen die Gefahr von Spaltungen und Defectionen 
oder wechfelfeitiger Entfremdung ber Theile geſichert fein, fo muß üͤberdies durch thätige Theil⸗ 
nahıne der Nation oder der Stantenbürger an der Bunvesgewalt, duch bunbesmäßige Liber: 
einftimmung dev Ginzelftanten in ven Grundzügen des Verfaſſungsweſens und der Rechts⸗ 
geſeggebung, Einheit des Zoll: und Handelsſyſtems und durch ven Bund vermittelte Gemein- 
ſchaft der für die Geſammtheit wichtigften Verfehrömittel und anderer gemeinnügiger Anftalten 
bie Autonomie der Gliederſtaaten noch weitern Befchränkungen unterliegen. 

Verſchieden von der Autonomie der integrirenden Beſtandtheile des Staats, welche felbft 
wieder einen flantlichen Charakter haben und Staaten im Kleinen bilven, iſt die Autonomie der 
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Privaten ober der einzelnen Staatsbürger. Dieſe iſt ihrem Begriffe nad beſchränkt auf wie 
Sphäre des Privatrechts mit Ausſchluß aller Rechte und Befugnifle aus der Sphäre der Ho⸗ 
heitsrechte, und es ift zwar Feine Anomalie, wenn den Gemeinden und Landſchaften Gerichts- 
barfeit, Polizei und Örtliche Gefeßgebung zukommen, wol aber wenn biefe Befugniffe einem 
Privaten ald Eigenthun und Theil feined Bermögens zuftehen. 

Der juriſtiſch wichtigfte Gegenftand dieſer Autonomie ift Beilg und Eigenthunt, oder Erwerb 
und ſolche Leiftungen, die einen Geldwerth haben, und die allgemeinfte Form, in weldjer Hier 
die Autonomie auftritt, ift das Gewohnheitsrecht, d. 5. dasjenige Recht, welches nicht von der 
geſetzgebenden Staatägewalt ausgeht, fondern in der gemeinfamen gleihfärmigen Rechtsübung 
des Volkes und der Volfögerichte und in deren unmittelbaren Rechtsbewußtſein feine Duelle Hat. 

Es ift eine Thatſache der Erfahrung, daß von den in jevem Staate angenommenen und 
mit Gefegeöfraft befleiveten Rechtsnormen ein beträchllicher Theil feinen Urfprung feiner aub⸗ 
drücklichen Beftimmung ves Geſetzgebers verdankt, jondern auf andere Weife entflanven ifl. 
Es liegt in vem natürlichen Gange der Entwidelung des menfchlichen Geiftes, vom Befondern 
zum Allgemeinen aufzufteigen, und lange bevor die Geſetzgebung als eigenthünlige Function 
der Staatögemwalt ſich damit beichäftigt, in allgemeinen Sägen eine Norm für die Behandlung 
oder Entſcheidung aller einzelnen Bälle aufzuftellen, find ſchon vergleichen einzelne concrete Fälle 
vorgekommen, die duch fpecielle richterliche Entſcheidungen oder durch die Übereinkunft der 
Betheiligten ihre Erledigung erhalten haben. Iſt nun dieſes in einer Reihe von Fällen gleich⸗ 
förmig gefhehen, fo erwaͤchſt hieraus allmälig eine Regel, welche nicht auf einem Acte der 
gefeggebenven Gewalt, fondern auf ver Übung eines vom volksthümlichen Rechtsbewußtſein 
geleiteten Richteramts ober auf der rechtlichen Anerkennung Derjenigen, bie auf ſolche Weiſe 
das Geſetz für ihre Nechtönerhältnifie.fich felbft gegeben haben, beruht. Das erfte Geſchäft des 
eigentlichen, mit einer hoͤhern Gewalt befleineten Geſetzgebers befteht auch häufig bloß darin, 
bie fo entſtandenen Rechtönormen zu fammeln und zu ordnen, und je volfsthümlicher ein Recht 
iſt, deſto größern Antheil an feiner Bildung wird das Gewohnheitsrecht, dieſe ohne Zweifel 
ältefte Art ver Rechtöerzeugung, haben, umſomehr wird ſich die Staatsgeſetzgebung auf Samm- 
lung, Sichtung, Ergänzung und Fortbildung des Gewohnheitsrechts befchränfen. 

Das autonomiſche Gewohnheitsrecht ift Hier aud) umfomehr an feiner Stelle, ald das Pri⸗ 
vatrecht ja die eigentliche Sphäre der äußern Freiheit aller einzelnen Staatöblirger ift und deren 
‚ frelelübereinkunft zur Orbnung ihrer gegenfeitigen Mechtöverhältniffe maßgebend fein muß. 
In diefem Sinne war Rotter geneigt, unter ver Vorausſetzung, daß dad auf Autonomie der 
Privaten beruhende Gewohnheitsrecht dem allgemeinen Vernunftrecht nicht widerſpreche und 
nicht allzu unvollſtändig ſei, eine von ber Stantögewalt ausgehende Nechtögefeggebung für 
überflüffig, ja fogar für unbefugt zu erklären, fofern das Volk bei feinem biöherigen Recht 
verharren will. Daher geftattet denn auch jedes bürgerliche Recht ven Staatögenoflen, In pri⸗ 
vatrechtlichen Berhältnifien ſich felbftgewählten Rechtsbeſtimmungen zu unterwerfen, und dieſe 
Befugniß der Privaten, ohne Dazwiſchenkunft einer hoͤhern geſetzgebenden Gewalt nach ſelbſt⸗ 
geſchaffenem Geſetz zu leben, wird vorzugsweiſe das Recht ver Autonomie genannt. 

Dieſe Autonomie erſcheint im deutſchen Recht nach der Verſchiedenheit der Stände und Ver⸗ 
hältniſſe bald in weitere, bald in engere Grenzen eingeſchloſſen, doch iſt dieſelbe ſtets ausgedehnter 
geweſen als im roͤmiſchen Recht. Wenn nämlich das ältere deutſche Recht allen Claſſen von 
Freigeborenen als ein weſentliches Recht der Freiheit die Befugniß zugeſtand, ſoweit man nicht 
durch Gebote des goͤttlichen Rechts gebunden oder durch die Verpflichtung zur beſondern Treue 
gegen den Lehnsherrn, Dienſtherrn, Grundherrn u. ſ. w. beſchränkt war, nach eigener Wahl 
und Willkür für alle feine Rechtsverhältniſſe ſolche Normen feſtzuſtellen, welche keiner willkür⸗ 
lichen Abänderung von Seiten ver Staatsgewalt unterworfen waren, fo kennt dagegen das 
römiſche Recht Feine autonomiſchen Beſtimmungen, die nicht durch eine höhere Staatsgewalt 
auch einſeitig und ohne Zuſtimmung der dabei Betheiligten abgeändert würden dürften. 

Zu dieſer Anſicht iſt nun aber auch Theorie und Praxis ver heutigen Geſetzgebung zurüd- 
gekehrt. Sie verwirft ein den Staatsbürgern zuſtehendes Recht der Selbſtgeſezgebung, über 
bie der Staatsgeſetzgebung keine Gewalt eingeräumt iſt; fie kennt im Staat nur eine alle 
Rechtsverhältniſſe umfaflende geſetzgebende Gewalt, welcher ſämmtliche Staatsgenoſſen zum 
Gehorſam verpflichtet find, und beſtimmt die Grenzen, innerhalb welcher ſich das Recht der 
Autonomie bewegen und ſelbſt den von der Staatsgewalt ausgegangenen Geſetzen derogiren 
darf, dahin, daß abſolut gebietende oder abſolut verbletende Geſetze durch autonomiſche Beſtim⸗ 
mungen nicht abgeändert werden koͤnnen, wol aber die ſogenannten Dispoſitivgeſetze, deren 
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Iwed kein anderer iſt, als eine Rorm zur Entſcheidung Desjenigen an vie Sand zu geben, was 
De Betheiligten ſelbſt in ihren Rechtsverhältniſſen unbeſtimmt gelaſſen haben. 

Nur bei den jegigen Standeöherren und bem vormals teihöunmittelbaren Adel hat aus- 
aahmbweiſe jich ein Liberreft ver ausgevehntern Autonomie des ältern veutfchen Rechts bis auf 
ven heutigen Tag erhalten. In beſonderer Ausbehnung genoß und übte nämlich das Mecht der 
Autonomie der hohe und reihsunmittelbare Adel Deutſchlands, da er, jofern er nicht im Lehn⸗ 
ober Dienftverhältniß ftand, bloß Verpflichtungen gegen den Kaifer und das Reich hatte, ohne 
einer Landeshoheit und befondern Landesgeſetzen unterworfen und dadurch beichränft zu fein. 
As daher diefer Stand infolge der Einführung des römifchen Rechts durch die völfige Aufhe⸗ 
bung der Orundfäge, die er bisher in ſeinenr Familienrecht bei ver Verfügung über fen Stamm- 
gut und bei deſſen Vererbung befolgt hatte, feine politifche Exiftenz bedroht fah, war die ihm 
juftehende Autonomie das Mittel, wodurch er jene Verhältnifie ver Einwirfung des fremden 

Rechts entzog und fich bei den ältern beurfchen Gewohnheiten behauptete, die er durch Haus⸗ 
gefeße in der Form von letzten Willen und Verträgen theils näher beſtimmte, theils ven Ver⸗ 
hältniffen der Zeit gemäß geitaltete. 

Auf diefe Weife bilvete fich für jenen Stand ein eigenes Privatfürftenrecht, deſſen vorherr- 
ſchende Tendenz die war, durch die Untheilbarkeit aller oder gewiffer Güter und Gerechtſame 
der Familie deren Anfehen zu erhalten oder zu vermehren, und diefe Autonomie ift buch 
Art. 14 der Deutſchen Bundesacte für die im Jahr 1806 und feitvem mittelbar gewordenen 
ehemaligen Reichsſtände und Reichsangehörigen dahin beſtätigt worden, daß nach ven Grund: 
fügen der frühern deutſchen Verfaffung deren noch beftehende Kamilienverträge aufrecht erhalten 
werben und ihnen bie Befugniß zuftehen foll, über ihre Güter und Familienverhältniffe ver⸗ 
bindliche Berfügungen zu treffen, ohne daß fie hierin durch Die geſetzgebende Gewalt des Staats, 
dem fie angehören, befhränft werden dürften. Weiteres hierüber |. im Art. Stanbesherren. 

Diefe Autonomie des deutfchen Adels bilvet demnach ein wahres Standesprivilegium, eine 
Eremtion von den Beflimmungen des gemeinen Rechts, für welche, als ein Ausnahmegefek 
und eine Abweichung von ver Nechtögleichheit, Peineöswegs biejenigen Gründe fprechen, welche 
für autonomifche Feftftellung ver Privatrechtsverhältniſſe im Allgemeinen geltend gemacht wer: 
ben fönnen; und wenn felbft die Autonomie des Gewohnheitsrechts Feine unbeſchränkte fein 
barf, fondern von ver Stantögefeggebung überwacht und geleitet werden muß, damit nicht alle 
Einheit ver Rechtsbildung zulegt verloren gehe und aus der Verſchiedenheit des Rechts oder ver 
Rechte vie nachtheiligfte Nechtöunftcgerheit und Störung bes Verkehrs mit gegenfeitiger Ent: 
frembung der unter verſchiedenem Necht Lebenden entforinge, fo verbient noch weniger Begün- 
figung jene Autonomie der Privaten, welche in der anftößigen Geſtalt eines Vorrechts einzelner 
Stände oder Perfonen erfcheint. 

Überhaupt aber tritt in neuefter Zeit mehr und mehr die Tendenz und das Bedürfniß her: 
vor, auch bie privatrechtliche Autonomie ver Staatöbürger wieder in engere Grenzen einzu⸗ 
ſchliceßen. Autonomifd im weiten Sinn lebt nämlich Jeder, fomeit feine Handlungen unab- 
bängig find von einer über ihm flehenden geſetzgebenden Gewalt, und man glaubte bis vor 
kurzem noch den Namen eines Freundes der Freiheit nicht verbienen zu können, wenn man 
nit der unbedingteſten Freiheit der Einzelnen im Handel und Verkehr, in der Wahl und Au3: 
dehnung des Berufs, in der Verfügung über das ererbte oder erworbene Eigenthum das Wort 
redete. So verſchwanden großentbeils die Zunft= und Innungsſchranken, un der allgemeinen 
Gewerbfreiheit, zugleich aber auch einem beſtändigen Krieg ver Brobucenten unter fi und 
einer allgemeinen Unſicherheit des Erwerbs Play zu maden; die Untheilbarkeit des Grund: 
beſitzes wurde aufgehoben, um eine unbegrenzte Theilbarkeit an deren Stelle zu fegen; das 
Recht der Überfiedelung und Anfälfigmahung bis zu einem Grade ausgebehnt, der manche 
große, reihe Stadt in einen Herd des Pauperiömud zu vermandeln droht. Aus ver unbe: 
ſchraͤnkten Freiheit der Arbeit, des Erwerbs und der Vererbung des Ermorbenen, verbunden 
mit der ebenfalls faft unbefchräntten Freiheit ver Verehelihung und häuslichen Nieberlaffung 
unb ber Concurrenz, bie ein Land dem andern macht, ift nämlic In ver Neuzeit eine Herrſchaft 
der großen Induftrie, ein Übergewicht ver großen Eapitale und als Folge hiervon eine ſolche 

Ungleichheit des Befiges hervorgegangen, daß allmälig eine Maſſe Menſchen beiig- und arbeits: 
los geworden iſt oder wenigſtens Gelegenheit und Mittel zum Erwerb nicht in dem Maße findet, . 
um noch auf etwas mehr als bloße Friſtung des nadten kümmerlichſten Dafeins reinen zu 
innen. Aus allen Theilen ver gefitteten Welt vernimmt man Klagen Über g deungeloſgen 
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unter ganzen Claſſen der arbeitenden Bevölkerung, und dieſer Nothſtand wächſt in ziemlich 
regelmäßiger Progreffion. Tauſende von Individuen vermögen bei dem beflen Willen, ihren 
Unterhalt durch Arbelt zu verdienen, dennoch ihre Bedürfniſſe nur Höchft unvollflommen zu befrie= 
digen, und Scharen von brotlofen Unglücklichen, vie nur Arbeit verlangen, fehen jih in eine 
Lage verfeßt, die e8 bewirken könnte, daß fie von dem Äußerften Rechte des in den Grundbedin⸗ 
gungen feined Dafeind angefochtenen Menſchen Gebrauch machten. 

Daß bier Abhülfe noththut, daß die bisher verfuchten oder angewandten Gegenmittel un= 
zureichend find, und daß Rückkehr zur alten Gebundenheit des Befiged und der Arbeit, zur 
gegenjeitigen Abfberrung der Gemeinden, Wieverherftellung ver Erſtgeburtsrechte u. vgl. 
ein naturwibriger Nüdfchritt wäre, daß demnach der gefellfchaftliche Zuftand der ärmern 
Glaffen , ihre phuflfchen Leinen und moralifchen Gebrechen die ernſteſte Beachtung ver Staats⸗ 
männer und Geſetzgeber erheifchen,, daß die Bewältigung der Maflenarmuth eine her dringend⸗ 
ften Aufgaben geworben iſt, darüber kann bald nur noch eine Stimme fein, und die Zeit ſcheint 
nicht allzu fern, wo man ein Minifterium des Armenweſens fo nothiwendig finden dürfte als ein 
Minifterium des Gultus und des Unterrichts. Bereits ift England, mo der Begenfaß von Reich 
und Arm ih am fehroffften entwidelt hat, wo aber auch der Staat feine Verpflichtung, für die 
Armen zu forgen, am thätigften anerkennt, mit Arbeitshäufern für die Armen bedeckt, und die 
Armenvertvaltung ober Armengefeßtafel ift eine ver wichtigſten Regierungsbehoͤrden dieſes 
großen Reichs geworben. | 

Das radicale Heilmittel fcheint die über viefen Gegenftand fi bildende Öffentliche Meinung, 
neben einer zweckmäßig geleiteten Auswanderung, hauptſächlich in Veſchränkung einer zu meit 
getriebenen Autonomie zu finden. Dahin deuten fhon einzelne geſetzliche Beflimmungen zum 
Schut des meift befiglofen Arbeiters gegen ben Unternehmer und den großen Fabrikherrn, bie 
gefeßliche Beſchränkung der Arbeitäftunden und Ahnliches. Und was find die Nufe nad) Be- 
ſchränkung oder Regelung der Goncurrenz, Organiſation ver Arbeit und gleihmäßigerer Ver- 
theilung des Befiges Anderes als dad Verlangen, daß vie Gefeßgebung in die privatreihtlichen 
Berhältnifie des Befibes und Erwerbs, in die Bewegung des Eigenthums und ver Production 
mehr als biöher gebietend und verbietend eingreife und mit größern Mitteln eine umfaflende ge- 
ſellſchaftliche Ordnung handhabe, um zwifchen Arbeit und Genuß ein gerechteres Verhaltniß 
berzuftellen? 

In diefer Beziehung läßt fich eine foctaliftifche Richtung unferer Zeit nicht verfennen. Der 
Communismus und der Socialismus aber, pie jedenfalls von einem tiefgefühlten und wirklich 
vorhandenen gefellfehnftlichen Übel zeugen, find das gerabe Gegentheil derjenigen privatrechtlichen 
Autonomie, welche Arbeit und Erwerb, fowie die Verfügung über pas Erworbene und Beieflene 
ganz der freien Willkür jedes Einzelnen und eben damit dem Zufall überläßt. Die communifti- 
ſchen und ſocialiſtiſchen Syfteme verlangen nichts Beringeres ald die Aufhebung des bisherigen, 
auf ein Princip der Autonomie gegründeten Privatrecht3 und deſſen Umgeftaltung in einem 
biefem Princip entgegengefeßten Sinn. Nicht nur der Gommunismus, fondern auch der voll- 
fländig durchgeführte Socialismus hebt die perfänliche Freiheit auf, um ver Natur zum Trog 
eine despotiſche Gleichheit an deren Stelle zu ſetzen, oder ein beflimmtes Verhältniß zwiſchen 
Beſitz, Genuß und Arbeit zu erzwingen. Derſelbe widerſtrebt deswegen allerdings der menſch⸗ 
lichen Natur und wird feine Foderungen nie vollſtändig und im Großen durchſetzen. Die Frei⸗ 
heit ift fo fehr Ziel und Inbegriff ver menſchlichen Wünfche und Beftrebungen, die Freiheit 
ſelbſt fällt mit dem Weſen ver Perfdnlichkeit fo ganz zufammen, daß eine allgemeine Verzicht⸗ 
leiſtung auf dieſes hoͤchſte But in feiner nachften und natürlichflen Sphäre, im haͤuslichen Leben 
und den täglichen Berufägefchäften, nie zu erwarten iſt. Nur aus ganz befondern, namentlich 
religidfen Antrieben, auf deren allgemeine Wirffamfeit und Herrfhaft nie gerechnet werden 
kann, oder im Drang der Noth unterwirft fi der Menſch dem Zwange, der von der ſtrengen 
Durdführung focialiftifher Grundfäge unzertrennlich ift, nämlich wenn dieſe Unterwerfung 
das einzige Mittel zu ficherer und nachhaltiger Beſſerung feiner Lage, die Bedingung feiner 
Erhaltung oder ver Weg ift, ſich die Mittel und Befähigung zur Selbſtändigkeit und Frei⸗ 
beit zu erwerben. 

Gerade hierin treffen nıın aber die communiſtiſchen und ſocialiſtiſchen Foderungen zufam- 
‚men mit einer Stimme, welche immer lauter wird, miteiner Überzeugung, bie fidh immer weiter 
zu verbreiten fheint, Daß man-es nicht ganz dem Zufall und ver eigenen individuellen Kraft 
oder dem guten Glüd eines Jeden überlaffen pürfe, ob und mie ihm die Mittel zu einem men 
ſchenwuürdigen Dafein zu Theil werben follen. Der Staat, die Befammtheit, dies wird immer 
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allgemeiner verlangt, foll Dem, der Feine Arbeit finden kann, Beihäftigung verfchaffen, er foll 
vom Befiplofen zu einem Beſitz oder doch zur Möglichkeit des Beſitzes durch Gewährung der 
Mittel zu beifen Erwerb verhelfen. 

Dies ift jedoch unmöglich ohne mannichfache Beſchränkung derjenigen Autonomie, welche 
man fonft als einen weſentlichen Beſtandtheil der bürgerlichen Freiheit anzufehen gewohnt war 
und zum Theil noch jeßt gewohnt ift. Der Anhäufung des Reichthums in den Händen Weniger 
wird zulegt nur durch eine folche progreffive Beſteuerung des Erwerbs zum Beften der Erwerb: 
Iofen begegnet werben können, welche einer maßlofen Ausdehnung der großen induftriellen 
Unternehmungen Schranten ſetzt. Um ſodann das Loos der arbeitenden Glaffen forhvährend 
zu verbeffern und fie fo auch geiftig und fittlich zu heben, um die Befig- und Erwerblofen nicht 
blos gegen den Hungertod zu ſchützen, fondern auch ihren höhern menſchlichen Bebürfniffen 
Befriedigung zu verſchaffen, fie zur Selbſtändigkeit und Freiheit zu erziehen, bürfte e8 noth⸗ 
wendig werden, die Arbeitähäufer für bie Armen, wie fie in England beftehen, in Armen: 
colonien zu verwandeln und, wo feine Arbeitähäufer eingeführt find und eine vom Stante nit 
6108 geleitete, jondern auch großartig unterflügte Auswanderung nicht anſchlägt, inländifche 


Armencolonien in großem Maßſtabe anzulegen, die, auf Arbeitögemeinfhaft und Gemeinſchaft 


des Gewinns gegründet, vie natürlichfte und nothwendigſte Beihäftigung bes Menſchen, den 
Aderbau, zur Grundlage haben, mit ver Landwirthſchaft aber auch alle fonft geeigneten Ge: 
werbe und Induſtriezweige verbinden, um Jeden nad dem Maße feiner Kräfte und Fähigkeiten 
zu beſchäftigen. Die Bewohner dieſer Armencolonien aber müßten einer firengen Haus - und 
Arbeitöordnung untertworfen werben und folange unterworfen bleiben, bis fie, theilmeife we⸗ 
nigſtens Durch eigene Anſtrengung, die Mittel und die Fähigkeit zu ſelbſtändigem Fortkommen 
fi erworben hätten. 

So würde bie Theorie des Socialismus zwar nicht ala Zweck und allgemeine Regel, aber 
doch als Mittel oder Übergang und Vorbereitung zum Zufland der vollen bürgerlichen Freiheit 
in bie Geſetzgebung aufgenommen, und zu einer foldden Beſchränkung ber perfönlichen Freiheit 
und privatrechtlichen Autonomie iſt ohne Zweifel auch der Staat gegen Diejenigen bereihtigt, 
für welche er mehr thut, als er nach ſtrengem Mecht verpflichtet if. 

Um aber die Gelomittel für eine Armenpflege in fo großem Mapftabe oder überhaupt zur 
Minderung der Ungleichheit des Beſitzes aufzubringen, dürfte eine weitere Beſchränkung ber 
privatrechtlichen Autonomie in einer Sphäre nöthig werden, wo dieſelbe durch das pofitive 
Geſeg offenbar über die natürlichen Grenzen hinaus erweitert ift. Bis jegt ift nämlich, obgleich 
bas Erbrecht im Naturrecht nicht begründet, fondern ein rein pofitives Inftitut ift, zum allge- 
meinen Beften und für Zwecke der Gefammtheit Niemand in der Verfügung über feinen Nadj- 
laß beſchränkt, und mo eine legtwillige Verfügung nicht vorhanden iſt, da vertheilt das Geſet 
den Nachlaß nad) dem muthmaßlichen Willen des Berftorbenen. Diefe Autonomie bes Erbgangs 
aber it ein Hauptgrund der allzu ungleichen Vertheilung bes Befiges, ber immer weitern Kluft, 
welche die Armuth vom Reichthum trennt, und ed wäre daher eine ebenfo rechtmäßige ald humane 
und wohlthätige Anordnung, wenn die Autonomie der Privaten in ihren letztwilligen Berfü- 
gungen und in der Vererbung ihres Eigenthums wenigftens da, wo blos Seitenverwandte vor⸗ 
handen find, zum Beften ver Erblofen beſchränkt würde. 

Rah denfelben Grundfägen, melde bei der Autonomie der einzelnen Staatsbürger ober 
ber Privaten zur Anwendung kommen, iſt im Wefentlihen aud die Autonomie von Privat- 
gefellichaften, Privatvereinen und Afforiationen, die vom Staate geflattet find, ohne daß fle 
einen politifchen Beftandtheil des Staats felbft bilden, zu beurtheilen. Die allgemeine Staats: 
freipeit muß im freien Staat auch ihnen zu gute kommen, foweit nicht befondere Verhältnifſe 
eine größere Beſchränkung gebieten oder rechtfertigen. (S. Aſſoeiation.) 

Diefen Privatgefellfgaften Eönnte nun vom rein weltlihen Standpunkte aus auch bie Kirche 
beigezählt werben und wir benfelben auch In manchen Staaten wirklich beigezählt, während 
Andere von der Anficht ausgehen , daß die des Menjchen innerftes Weſen beherrſchende Wichtig⸗ 
keit Der Kirche eine ſolche Behandlung nicht zulaffe, und fie entweber zu einer förmlichen Staats: 
anftalt , das Kirchenrecht zu einem Stück des Staatsrechts machen, oder, ben ſelbſtändigen und 

Öffentlichen Charakter der Kirche anerkennend, diefelbe ald neben dem Staate, aber in mannich⸗ 
faltiger und inniger Berührung mit vemfelben ſtehend behandeln. 

Bon einer Autonomie der Kirche kann nun, wie ſich von feldft verfteht, nur da die Rebe 
fein, wo die Kirche entweder als reine Privatanftalt, oder als Öffentliches, aber felbflänpiges, 
nicht mit dem Staate zufammenfallendes Inftitut befteht. Die Kirche als reine Privatgefellihaft 
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oder Privatanſtalt zu behandeln, verflößt jedoch gegen den univerfellen Charakter bes kirchlich⸗ 
religiöſen Lebens, beſonders aber gegen die weltumfaffende Natur des Chriſteuthums. Da es 
nur eine Wahrheit gibt und der religiöfe Glaube, in dem jede Kirche ſich gründet, der Inbegriff 
der höchſten Wahrheit fein ſoll, fo gibt es auch nur eine wahre Religion, und die dem einen und 
allein wahren Glauben entiprechende Kicche umfaßt ver Idee nach Die ganze Menichheit; fie ift 
demnach etwas viel Allgemeinered als jelbft ver Staat, in dem naturgemäß nur das Eigenleben 
eined einzelnen Volkes jich ausprägt, jie ift in noch viel Höherm Sinne ald der Staat res publica, 
die gemeinfane Angelegenheit Aller, und der Begriff einer Univerfalreligion oder einer Welt⸗ 
Eirche ift ein im Weſen ver Religion begründeter, dem insbeſondere das Chriſtenthum hulbigt. 

Sofern aber der Staat vorzugsweiſe das äußere, die Kirche pad innere, ſittlich-religiöſe 
Geſammtleben ver Menſchen oder der Völker darftellt, find Staat und Kirche voneinander ver⸗ 
fhieden; und fofern das innere geiflige Leben an Werth und Würde dem äußern ſtaatlichen 
nicht nachſteht, kann auch die Kirche dem Staate nicht untergeorbnet fein. Hieraus folgt ver An= 
ſpruch der Kirche auf Autonomie, und da dieſelbe ald Organ des geiftigen Gefanımtlebens ver 
Bölfer oder gar ver Menfchheit nicht mit dem Maße irgend einer Privatanftalt gemeflen werden 
darf, fo Eann fie auch eine andere und höhere Autonomie verlangen als die einer bloßen Privat 
geſellſchaft, welche immer von ver Staatsgemwalt abhängig und derfelben unteriworfen bleibt. 

Allein worin befteht nun dieſe Autonomie ver Kirche, welce heutzutage, wenigſtens im 
Prineip, vom Staate anerkannt, in Staatöverträgen und Verfaflungen ver riftlihen Kixche 
zugefihert it? Man fagt: jede ver beiven Gefellfchaften habe zu befchliegen und auszuführen, 
was fie betrifft und wozu jte ihrer Natur und Verfaflung nad) befugt iſt; jede habe die andere 
zu achten ald eine Anftalt zur Realifirung von Menſchheitszwecken, aber jene habe auch das 
Recht fi) vorzufehen, daß ihr von der andern nicht zu nahe getreten werde. Jedes foll alfo in 
feiner Sphäre feinen Weg vom Andern unabhängig gehen, und mit Befolgung diefer Anwei⸗ 
fung wäre auch wirklich aller Streit geſchlichtet, wenn Staat und Kirche ſich auf fo ganz geſon⸗ 
dertem Gebiete bewegten, daß jeder Zufammenftoß durch die Einhaltung der natürlichen Grenzen 
ſich vermeiden ließe, oder wenn die Linie zwifchen Geiftlihem und Weltlichem fo fcharf gezogen 
werben Fönnte, daß ihre beiverfeitigen Gebiete nirgends übereinander griffen. 

Zum eigenthümlichen und unveräußerlichen Gebiet ver Kirche gehört allerdings die Glau⸗ 
benslehre und der Gottesdienſt, die Kirchenvisciplin und Hierarchie; zum unabänderlicdhen 
Beruf und unveräußerlichen Recht des Staat dagegen gehört die Rechtsverwirklichung, die 
Handhabung von Net und Frieden auch in den kirchlichen Verhältniffen. Aber in den Bereich 
des Staatö fallt auch noch vieles Andere, und forwie die Kirche aus dem rein dogmatiſchen Kreis 
heraußtritt, um das Dogma durch Lehre, Gottesdienſt und förmliche Geſetze, die ſie ihren De 
fennern auferlegt, ind Leben einzuführen und äußerlich zu verwirklichen, fteht fie auf einem 
Boden, auf welchem aud dad Staatsinterefle fich geltend madt, auf welchem aud das bürger- 
liche Reben fi) bewegt und eine Gollifion der Zwecke und Intereflen beider (wenigſtens vermöge 
irriger und einfeitiger Anfichten des einen over bed andern Theils) möglich if. Ja fhon das 
Dogma kanıı den Zweck des Staats gefährben oder das Recht verlegen, und Lehren wie die, daß 
einem Anderögläubigen nicht Wort zu halten fei, daß die Kirche Eide löfen und Unterthanen 
vom ftaatöbürgerlihen Gehorſam freifprechen dürfe, Eönnten, gleichviel ob aus dem Dogma 
irrig ober richtig abgeleitet, dem Staate nicht gleichgültig fein. Und wie die Lehre, fo kann 
auch der Gottesdienſt nachtheilig für die Staatögejellfhaft wirken durch Firchliche Übungen und 
Gebräuche, welche ſchädlichen Aberglauben, Werkheiligkeit, Müßiggang, Fanatismus nähren. 
Noch tiefer greifen endlich manche Gefege und Inftitutionen der Kirche, wie die Geſetze über 
Kirchenzucht und Kirhenftrafen , über Ehehindernifie ı.nn Eheſcheidung, über die religidfe Er— 
ziehung der Jugend, und Inftitute wie der Coͤlibat und die Klöfter in die bürgerlichen Berhält- 
niffe ein, und denkt man vollends zurück an ven verderblichen Ablaßhandel und an folhe nicht 
nur die Gewiffen beunruhigende und durch ven Stillftand des Gottesdienſtes felbft die Gewiſſens⸗ 
freiheit beeinträchtigende, fondern auch alle bürgerlichen und fittlihen Verhältniſſe zerrüttende 
Kichhenftrafen wie Intervict und Bann, fo muß noch Elarer einleuchten, wie wenig mit der 
Regel, daß in kirchlichen Dingen ein pofltive8 Handeln des Staats ausgeſchloſſen fei, die Rechte 
der Staatsgewalt umjchrieben und gehörig gewahrt find, mit wie gutem Grund daher ver Staat 
das Recht des Placet anſpricht und darauf befteht, daß die Verordnungen der Kirchengewalt 
ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung ver Staatögewalt weber verkündet noch vollzogen 
werden dürfen. 

Bon nicht geringerm Einfluß ift aber von der andern Seite auch wie Staatögefepgebung auf 
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va6 Gedeihen und die Wirkſamkeit ver Kirche, in welcher Beziehung e8 genügen mag, neben 
denjenigen Geſetzen, welche unmittelbar ven Rechtszuſtand der Kirche und deren Verhältniffe . 
zum Staate beſtimmen, an vie Gefege über Schule und Unterricht, über ven Eid und in Betreff 
ver Ehe, über Armenpflege und fronme Stiftungen zu erinnern. Will überhaupt die Kirche 
ebenfo weit gehen, als der Staat ihr gegenüber geht, fo iſt die Schwierigkeit nicht groß, irgend 
eine fittlihe , feelforgliche oder religiöfe Beziehung bei den meiften Staatsgeſetzen aufzufinden. 
Wie alle Kirchenverordnungen mögliderweife den Staatszwed berühren und benachtheiligen 
Eönnen, fo möglicherweife audy alle Staatsanordnungen den Kirchenzweck, und auch die Kirche 
bebarf eined Mitteld zur Abwehr von Stantögefegen, weiche die Rechtsverhältniſſe ver Kirche 
im Staate zu ihrem Nachtheil ordnen, oder das Eirchliche Leben beeinträchtigen, die Sittlichfelt 
gefährben, dem Geiſt des Chriſtenthums zumiber find und den Charakter eines Volkes verſchlech⸗ 
tern koͤnnen. 

Kirche und Staat find alfo voneinander nicht wie Inneres und Außeres geſchieden, ſondern 
die Kirche iſt, obwol hauptſächlich auf das Innere wirkend und mit innerlichen Dingen ſich be⸗ 
ſchaͤftigend, doch an und für ſich ſelbſt fo gut als der Staat etwas Außerliches und durch äußere 
Mittel Wirkendes. Die Kirche theilt ſich mit dem Staat. in die Beherrſchung feiner Bürger, 
bie Angehörigen des Staats find auch Die Angehörigen der Kirche, und wenn bei diefer Gemein 
ſchaft, wenn bei der großen Ausdehnung bes für bürgerliche und kirchliche Wirkſamkeit gemeine 
jamen Gebiet und bei dem überall möglichen Zufammenftoße beider die Autonomie der Kirche 
von der wenigflend in unferer Zeit viel mädhtigern Staatsgewalt nicht erdrückt und verfchlungen 
werben ſoll, fo muß die Autonomie beider eine gleiche oder eine mechfelfeitig befchräntte fein. 

Es Elingt fehr unpartetifch, wenn man lehrt: der Staat darf der Kirche und die Kirche darf 
dem Staate nicht zu nahe treten, beide find in ihrer Sphäre frei und unabhängig. Aber was 
wird aus diefer Unabhängigkeit ver Kirche, wenn blos der Staat das Recht bat, die Handlun⸗ 
gen ber Kirchengewalt zu prüfen, ob fie nichts Staatswidriges enthalten, und nicht auch umges 
kehtt Die Kirche, ob die Handlungen ver Stantögewalt nichts Kirchenwidriges? Und wie kann 
andererfeitö den Übergriffen des Staats gewehrt, wie die Autonomie der Kirche auf ihrem Ge⸗ 
biet und ihre Ebenbürtigkeit gerettet und doch zugleich verhütet werben, daß file zu einem Staat 
im Staate emporwachſe, der die eigentliche Staatögewalt Lähmt und vernichtet? 

Bis jeßt kennt Wiſſenſchaft und Leben nur ein wirkſames und erprobtes Mittel, das Ver: 
hältniß der Coordination mit jener äußerlichen Suborbination unter die Staatögemwalt, ver 
auch die Kirche in ihren Angehörigen fich nicht entziehen Tann, zu vereinigen: Theilnahme an 
der Staatsgewalt und deren Ausübung. Daffelbe Mittel nun, welches allein ven Rechten des 
Volkes wirffamen Schuß gegen die Staatsgewalt verleiht, ift ohne Zweifel auch dasjenige, wo: 
durch die Kirche gegen die bürgerliche Geſetzgebung und weltliche Gewalt am beften fichergeftellt 
werben kann, und auch die Kirche wird, wenn ihr Rechtszuſtand und ihre Freiheit ausreichenden 
Schutz genießen und ſie gleichwol dem Staate nicht entfremvet werben foll, zur Mitvertretung 
bei der bürgerlihen Geſetzgebung, zu felbftändiger Landſtandſchaft berufen werben müflen. 

Diefe Erhebung der Kirche zu einem Factor der Geſammtſtaatsgewalt erfcheint zugleich als 
bie würbigfte Art, die Kirche, wie dies in den Zeiten des Miltelalter8 der Hall war und auch der 
höhere Staatszweck fodert, in den Organismus des Staatd wieder aufzunehmen. Denn der 
Staat umfaßt zwar zunächſt nur das äußere Gefammtleben eines Volkes, allein zu dieſem äußern. 
Gefammtleben gehört auch das geiftige, foweit daſſelbe, um ſich organiſch zu geftalten, in bie 
äußere Erſcheinung tritt; und da das firchliche, fittlich-religiäfe Leben eines Volkes immer auch 
feine äußerliche Seite Hat, jeder Glaube ſich naturgemäß feinen Leib in einer Kirche bildet, fo 
muß zuleßt der Staat auch die Kirche, d. h. die Kirche feines Volkes und feines Landes, mit ſich 
in organifche Verbindung fegen, wenn er auch nur das Äußere Gefammtleben des Volkes in 
feinen wichtigſten Beziehungen in fi aufnehmen, noch weit mehr aber, wenn er der hoͤchſten 
Staatsidee genligen will, wenn er erkennt, daß dem Stnate eine ſittliche und geiſtige Ordnung 
zu Grunde liegt , deren natürliche Trägerin die Kirche ift und deren ſichtbaren Mittelpunft vie 
Kirche bildet. 

Benn aber auch ein ſolches Verhältnig früher in den germanifchen und romanifchen Stan: 
ten des Mittelalters beftand, wo Jahrhunderte lang die Geiftlichkeit Die Hier bezeichnete Stellung 
einnahm, fo finden wir davon in unferer Zeit nur noch vergleichsweiſe ſehr unbedeutende Liber: 
blelbſel; die Heutige Landſtandſchaft ver Kirche iſt mehr nur eine Succurfale der weltlichen Ge⸗ 
walt als eine wirkliche Vertretung kirchlicher Intereſſen, und es iſt nicht zu leugnen, daß eine 
ſelbſtaͤndige Bertretung ver Kirche in unfern Tagen große, für jegt unüberwindliche Schwierigs 
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feiten finden würbe in der Auflöfung der mittelalterlihen Glaubenseinheit durch zunehmende 
Spaltung, Zerfplitterung und Schwächung ber religiöfen Überzeugungen auf der einen, ſowie 
durch kirchliche Herrfhfucht und Unduldſamkeit auf der andern Seite. Nur eine Kirche zur 
“ Bertretung zuzulaffen, verfließe gegen ven Grundſatz ver Rechtsgleichheit, und die Vereinigung 
verſchiedener, meift feindjeliger oder doch aufeinander eiferfüchtiger Kirchen zu gemeinfamer 
Vertretung möchte leicht ven Zweck verfehlen, indem gegenwärtig alle kirchlich-religioͤſen Elemente 
in einem Zuftande ver Zerſetzung, bed Kampfes und ver Anarchie begriffen find, aus dem erfl 
im Verlauf der Zeiten gemeinfame Überzeugungen wieder hervorgehen mögen. 

Dem Staate, der feine Stellung richtig auffaßt, bleibt dabei nichts übrig, al& den äußern 
Frieden zu erhalten, indem er das religidfe Leben ver eigenen Entwidelung und Läuterung 
überläßt. Dagegen pflegt der Staat noch immer ver Kirche feine Huldigung und Anerfennung 
dadurch zu bethätigen, daß er fie in feinen befondern Schuß nimmt, ihre Diener ehrt und mit 
gewifien Vorrechten begabt, zur Vollziehung ihrer Sagungen vie Sand bietet ober foldde gar in 
feine eigene Gefeßgebung aufnimmt , die Kirche auch mit feinen Mitteln und Anftalten bei der 
Ausfattung der Kicchenftellen, ven Bau der Gotteshäufer, der Heranbildung von Kirchen- 
dienern unterflügt. Allein gewöhnlich läßt der Staat fi dieſen Schutz ziemlich theuer bezahlen, 
indem er fein Aufſichtsrecht in einer Weiſe handhabt, welche von einer ver Staatsgewalt coor⸗ 
dinirten Autonomie der Kirche nur den Namen übrig läßt, indem er ſich als Obereigenthümer 
des Kirchenguis benimmt, von den Kirchendienern gleiche Unterwürfigkeit wie von den Staate- 
bienern verlangt, Verleihung der Kirchenämter ober mwenigftens eine wefentlihe Mitwirkung 
dabei ven Landesfürften vorbehält und, wenn diefer, wie in den meiften proteſtantiſchen Län⸗ 
dern, zugleich oberfter Bifchof ift, Die ganze Kirchengewalt ohne Theilnahme und Mitſprache ber 
kirchlichen Gemeinden durch Behoͤrden ausübt, die dad Oberhaupt ded Staats ernennt. 

Dadurch ift heutzutage vie Kirche nicht blo8 unfähig geworden, wie im Mittelalter ein bie 
Voͤlker ſchützendes, wohlthätiges Gegengewicht gegen die weltliche Gewalt zu bilden , fonbern fie - 
ift aud, feitdem fie durch Die große Kirchenfpaltung aufgehört hat, eine in fich felbft feftgegrün- 
dete Macht zu fein, gendthigt worden, ſich nach auswärtigen Stügen umzufehen; fie tft, auf 
Koften ihrer eigenen Wirkſamkeit und Reinheit, in Eatholifchen Ländern zur Verbündeten, in 
proteftantifchen häufig zur Dienerin und zum Werkzeug weltliher Gewalt herabgeſunken, weldhe 
das Volk discipliniren und zur Unterwürfigkeit anhalten foll. 

Aus dieſem Grunde wollen in unfern Tagen Viele auf die befondere Unterflügung des 
Staats für die Kirche verzichten und fi mit der Autonomie, derjenigen allgemeinen Staats⸗ 
freiheit begnügen , welche im freien Staate jenem Staatögenoffen, den einzelnen Stantäbürgern 
wie den Goflectivperfonen zufommt, ſodaß der Staat Feine Kirche ald ihm ebenbürtige Macht, 
als Landeskirche mit beftimmten Öffentlichen Rechten und Verpflichtungen förmlich anerfennt, 
aber auch jeder Einmiſchung in Kirchenfachen ſich enthält und von dem Dafein einer Kirche ober 
verſchiedener Kirchen keine Kenntnif nimmt, fondern fie ihrem Schickſal Überläßt und blos bie 
Glaubens- und Gewiflensfreibeit aller feiner Bürger ſchuͤtzt. 

- Diefed Syſtem des freimilligen Kirchenthums, fo genannt, weil der Staat von der Kirche 
als Kirche weder etwas verlangt, noch etwas für flethut, fondern es ganz dem freien Willen 
ber einzelnen Staatöbürger überlaßt, wie fle ihre religiöfen Angelegenheiten ordnen, ob fle an 
einer kirchlichen Gemeinfchaft theilnehmen wollen und an welcher, fcheint zwar dem Buchflaben 
nad der Kirche ungleich weniger zu gewähren, als dasjenige Syſtem, welches dieſelbe ausdrück⸗ 
lich als eine dem Staate ebenbürtige Macht mit befondern Rechten anerkennt und der Staats⸗ 
gewalt befondere Pflichten des Schutzes und der Fürſorge zu Gunften ver Kirche auferlegt. 
Berechnet man aber dabei vie Gegenleiftungen, welche pie Staatdgewalt von ver Kirche zu fodern 
pflegt, nämlich Abhängigkeit der ganzen kirchlichen Geſetzgebung, Befegung ober Mitbefegung 
ber Kirchenämter, wo nicht gar Mitgenuß und zulegt Abtretung des Kirchenguts; erwägt man 
ferner, wie leicht und wie gewöhnlich der Kirchenſchutz in felbftfüchtige Beherrfhung der Kirche 
ausartet: fo darf man fidh nicht wundern , wenn in der That bei dem freiwilligen Kirchenthum, 
wie e8 in Nordamerika befteht, die Kirche fih felbftänbiger und freier fühlt, und wenn man 
deshalb auch im proteftantifhen Europa anfängt, der Bevormundung ber Kirche dur den 
Staat und ihrer Herabfegung zu einem Zweige der Staatöpolizei eine Drbnung ber Dinge vor- 
zuziehen, wonach der Staat e8 immer nur mit den einzelnen, dieſem ober jenem Glaubens⸗ 
befenntniß zugewandten Staatöbürgern und PBrivatgefellfchaften, nie mit der Kirche als ſolcher 
zu thun Hat und, folange die Mitglieder einer kirchlichen Gemeinfchaft ven Staatögefegen nur 
den ſchuldigen Gehorſam leiften, in ihre Glaubens: und Eultusangelegenheiten weder hemmend 
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noqh forbdernd, weder gebietend noch verbietend eingreift. Auch iſt die mit dem Staate verbündete 
Kirhe manchem Angriffe ausgeſetzt, der fie blos darum trifft, weil fie als Dienerin und Stüße 
vr Gewalt betrachtet wird. 

Aber auch für den Staat hat Bas Freiwilligkeitäprincip den unleugbaren Vortheil, daß er 
ben Verwickelungen entgeht, die aus ver nominellen Gleihflellung der Kirche mit dem Staate 
und auß dem Dafein verfchlebener Glaubensgenoſſen und verfchiedener Kirchen entfpringen. 
Beſtehen nämlich, wie Died in den meiften heutigen Staaten der Fall ift, in einem und demſelben 
Lande mehre Kirchen, eine Eatholifihe, veformirte, Intherifche, jüdifche, fo kann der Staat ohne 
Berlegung der Rechtögleichheit und mithin ohne Ungeredhtigkeit feiner ven Vorzug geben ober 
fie zur Staatskirche erheben, fie aus Staatsmitteln vorzugsweiſe unterflügen. Zerfallen aber 
bie verſchiedenen Gonfefflonen eines Landes wienerum in Sekten und Parteien, fo fteigert ſich 
die Schwierigkeit, allen gerecht zu werben, zur Unmöglichkeit. So liegt befonbers im Gebiete 
ve Vroteflantismud der Geiſt ver Neuerung faft überall im Kampfe mit dem Kirchenglauben, 
ber Rationalismus und Naturalismus ftrebt ven Supernaturalidmus zu verbrängen. Wie 
foll nun Hier die Staatsgewalt den Streit ſchlichten? Soll fle blos den Beſitzſtand achten und 
gar feinen Beifllicden , der im Geruch der Heterodoxie ſteht, anflellen und dulden? Oper darf fie 
einer orthodoxen glaubendeifrigen Gemeinde einen rationaliftifhen Seelforger aufdringen ? Soll 
fie die theologiſchen Lehrftühle mit Hegel'ſchen Pantheiften oder mit Altgläubigen befegen ? 

Zu alledem kommt noch, daß der Kampf ver neuen Überzeugungen mit bem alten Glau⸗ 
ben, die Bährung und zum Theil Umwandlung, in welcher die Elemente des kirchlichen und 
reltgidfen Lebens überall, nicht bloß in Deutfchland , fondern au in England, Frankreich und 
Nordamerika begriffen find, einen naturgemäßen Berlauf gewinnen muß, die Löfung reiner 
und befrienigender fein wird, wenn bie zum Richteramt in dieſem Streit nicht berufene Staats⸗ 
gewalt nicht eingreift. Denn welches auch die künftige Geftalt ver kirchlichen Dinge werben, 
welde Geburt im Schoo8 der Zeit reifen mag, die Staatögewult ift weder fähig noch berechtigt 
ju entſcheiden, wie biefer Anarchie ein Ziel zu fegen fel und ob das Ende die von Manchen mit 
voreiligem Triumph bereit verkündete Aufldfung alled Glaubens in Philoſophie, oder eine 
neue Form des Glaubens und fittlichsreligidfen Gefammtlebens, eine Wiedergeburt der Kirche 
fein ſoll. 

Aus allen diefen Gründen iſt e8 wahrſcheinlich, daß das freimillige Kirchenthum fich immer 
mehr ausbreiten, in manchen Ländern bleibende Herrfchaft erlangen, in andern wenigſtens den 
Übergang zu einer neuen kirchlichen Beftaltung und Lebendentfaltung bilden werde. Doch follte 
überall dad Band, weldyes die Kirche mit dem Staate verknüpft, nicht gewaltfam zerriffen, fon: 
bern mit fhonender Hand, foweit ſich das Bedürfniß kund gibt, allmälig gelöft werben; und 
wenn einerſeits der Bildung freier und freiwilliger Kirchengemeinden kein Hinderniß in den 
Weg zu legen ift, fo follte andererſeits auch da, wo keine Änderung begehrt wird, das bisherige 
Verhaͤltniß unangetaftet bleiben, weil die wahrfheinlichen Früchte einer dem Volke aufgenrun- 
genen Emanctpation der Kirche Verwilderung und Entfittlihung, over ein vollfländiger Sieg 
des Katholieismus über den Proteftantismus fein würden. Bon der Literatur über unfern Ge⸗ 
genfland find befonders hervorzuheben: Majer, „Autonomie, vornehmlich des Fürſten- und 
übrigen unmittelbaren Apelftandes im römifch = deutfchen Reihe” (Tübingen 1782); Span 
genberg in Erfch und Gruber's ‚Allgemeiner Encyklopädie“, Wilda in Weiske's, Rechts⸗ 
lerilon“ und Gruber im „Archiv für civiliſtiſche Praxris“. P. A. Pfizer und Welder. 

Autorität. Hierdurch bezeichnet man gunächft das Anfehen, welches entweder auf intellec: 
tuellen (geiſtigen, fittlihen , rechtlichen) over auf phuftfchen Eigenſchaften over Kräften einer 
Perſon oder einer Sache , oder auch auf der Vereinigung biefer intellectuellen und phyſiſchen 
Cigenſchaften und Kräfte beruht. Sodann bezeichnet man mit dem Worte Autorität auch die 
Verſonen, phufifche oder moralifhe, oder die Sachen felbft,, welche dieſes Anfehen bei Anvern 
haben, welchen alfo Andere in gewifler Hinficht ſich unterordnen. So ſpricht man von ber Auto: 
rität der Gelehrten, der Priefter, ver Könige und der Beamten, von der Autorität der Bibel, des 
tömifchen Rechts, oder man nennt auch fie alle oder auch alle geift: oder weltlichen Behörben felbft 
Autoritäten. Man denkt dabei entiweber nur an ihre intellectuelle Autorität oder an die Verbin: 
dung berfelben mit wirklicher Macht. 

Man Hat in neuefter Zeit die Autorität fchlechtweg unbedingt preifen und andern guten 
Dingen unbedingt vorziehen, oder gleihfam Goͤtzendienſt mit dem Wort treiben hören. So hat 
Etahl in der berliner Kammer energifch ausgeſprochen: „Wir wollen keine Majorität, ſondern 
Autorität”, und Napoleon fagte am 2. Der. : „Frankreich verlangt Autorität, nicht Freiheit.“ 
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Das find num beidesmal an ſich ſchon fehlechte und unlogiſche Gegenſaͤtze. Die Autorität 
und die Freiheit, auch zumal die Majorität fönnen gut und können auch nicht gut fein und Ma⸗ 
jorität und Freiheit fännen felbft Autorität Haben und Autorität fein. “Der Näuberhauptmann 
und der Berführer und ihre Macht können fchlechte Autoritäten haben und fein. In ver Wiſſen⸗ 
ſchaft ift es bekanntlich jehr verkehrt, einer Autorität ſtatt der Vernunft, den vernünftig geprüften 
Gründen zu folgen. 

Im Allgemeinen aber kann man für eine moralifhe und für eine rechtliche Ordnung ber 
Dinge, namentlich für den Staat die Autorität als eines der beiden ſchon oben (j. Abe, politi- 
ſches) angeführten Grundelemente, nämlich al3vie Einigung oder Unterordnung neben der Freiheit 
betrachten. Hiernach erſcheint jeboch jene Stahl'ſche und jene Napoleoniſche einfeitige ober 
alleinige Empfehlung der Autorität aufs neue fehlerhaft. Es bedarf überall ebenfo weſent⸗ 
[ich ver Sreiheit, ohne die ja eine moraliſche und wahrhaft politifche Autorität fogar nit ein- 
mal denkbar ifl. Wenn man aber gar previgen will: feine Majorität, fonvern Autorität, fo 
verbient ein ſolches Bereve, auch abgeſehen von den gerügten beiden Hauptfeblern, entſchiedenen 
Tadel. Es fett eigentlich gar zu wenig Urtheil bei Denen voraus, zu welden man fo zu reben 
wagt. Man erweckt und nährt dadurch verfchiedenartige fchiefe Vorftellungen. Bei der völligen 
Berwerfung der Majorität Eönnte man denken, man wolle entweder jede Achtung vor einer 
Majorität aufheben und die Minorität einer Corporation etwa für befler erklären ald die Ma⸗ 
jorität. Durch den unlogifchen Gegenſatz der vorgezogenen Autorität aber Tönnte man auf den 
Gedanken kommen, man wolle despotiſch einen Einzelnen ober eine phyſiſche Macht vorziehen 
einem nach gemeinfamer Prüfung vernünftiger Gorporationen entflandenen vernünftigen Ge⸗ 
ſammtwillen verfelben, man wolle, ohne ed ausdrücklich zu fagen, alle geſellſchaftliche Freiheit 
verwerfen, da bieje fletö der Vermittelung der Majorität bedarf. Müſſen ja doch die weiſeſten 
Senate, fogar eine Bundesverfammlung und ein Herrenhaus, ihren Gefammtwillen,, ihre ver⸗ 


‚nünftigen Beſchlüſſe bilden durch Majoritäten. 


Nochmals aber, das beftreiten wir durchaus nit: Autorität und Autoritätömadt und Ein- 
heit ift ebenfo nöthig wie die Freiheit felbft für ein politifches Gemeinweſen, die Autorität ift 
mwohlthätig einigendes Bindemittel für die Gefellfhaft. Nur vergeffe man nit, vaf man bem 
moralifhen Anfehen und ver damit zu verbindenden Macht ver Autoritäten fo wenig bie Freiheit 
geringfhägenn und wegwerfend entgegenfegen barf, daß vielmehr alle wahre Fräftige Autorität, 
Macht und Einheit in gefitteten freien Nationen von ver Freiheit ver Bürger auögeht, auf i6r 
beruht. Wehe ven Mächten, welche dieſes verfennen, wie z.B. die Stuartd mit ihrer Autorität des 
göttlichen Rechts, wie Napoleon mit feinen Bayonneten und Ludwig Philipp mit ſeiner Liſten⸗ 
und Lügenpolitik! 

Darum ſo preiſe man denn auch nicht einſeitig und ausſchließlich die Autorität, man preiſe 
neben der Autorität ver Macht auch die Autorität der Freiheit! W elcker. 

Autorität iſt die geiftig=fittliche Macht, welcher ſich Vernunft, Gefühl und Wille ohne 
Prüfung, unmwillfürlih, blindlings unterorpnen. Die Quellen der Autorität find natürliche 
Überlegenheit, göttliche Weihe (oder Aberglaube), Gewohnheit. Der erften diefer Quellen 
entfpringt bie älterlihe Autorität, die rehtmäßigfte und unzerftörbarfte aller Autoritäten; wie 
rechtmäßigfte, meil ſie vie unentbebrliäfte und bie natürlichfte ift, die ungerflöcharfte, weil fie 
fi mit jenem Geſchlechtsalter von felbft nen gebiert. Ähnlicher Art ift die Autorität des Man- 
ned gegenüber vem Weibe, des Weißen gegenüber dem Farbigen, der Kenntniß und der Cha⸗ 
rakterkraft gegenüber der Unmiffenbeit und der ſittlichen Schwäche. In allen diefen Fallen iſt die 
Autorität das reine Ergebniß eines gegebenen Naturverhältniffes, welches fih ohne alle fünft- 
liche und beſonders ohne alle unlautere Hülfsmittel von felhft geltend macht, und darum iſt denn 
auch die Wirkung der Autorität in allen diefen Fällen eine entichieden fittlihe und wohlthätige. 

Weniger rein und unſchuldig pflegt der Urſprung und das Wefen der religiöfen Autorität 
zu fein. Drohung und Beitehung, Furcht und Eigennug haben gewöhnlich einen beträchtlichen 
Antheil an ihrer Gervorbringung. Darum enthält venn auch die religidfe Autorität an und für 
ih durchaus Feine Bürgſchaft für die Sittlichkeit und Wohlthätigkeit ihrer eigenen Wirkungen. 
Die religiöje Autorität, welche dad Geſetz gibt: Du follft nicht tödten, dieſe nämliche Autorität 
befiehlt Abrahanı feinen Sohn zu fhlachten, und ver Gehorſam des Erzvaters wirb noch heute 
von einer ziemlich nüchternen Theologie als bewunderungswürdiges Beiſpiel gepriefen. Kein 
Wunder alfo, wenn der feurige Blaubendeifer früherer Zeiten Jahrhunderte lang im Nanıen 
Gottes Thaten gethan, die fi von Werken des Teufeld Durch kein inneres und durch fein äuße- 
red Merkmal unterſcheiden laflen. 
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Die Autorität der Gewohnheit endlich wird fi meiftens auf einen vorhergegangenen Zwang 

suradrühren laſſen, welcher durch langen Drud den Geift und den Willen der Untergebenen fo: 
weit gebeugt ober gebrochen hat, daß fie in eine ftumpflinnige Ergebung verfinfen, aus der fie 
ſich zaweilen auch dann noch nicht zu erheben vermögen, wenn das materielle Joch von ihrem, 
Reden Hinweggenonmen worden ift. In folden Berhältniffen wurzelt z. B., was von der Auto= 
sität ver Örundherren über ihre ehemaligen Hinterfaffen hier und va noch vorhanden ift. Sole 
Autoritäten find ihrem Urfprunge und ihrer herabwürdigenden over doch darniederhaltenden 
Wirkung nad) von ver gehäffigften Art und eben deshalb auch den gefährlichften Gegenwirkun⸗ 
gen von anten herauf ausgeſetzt. Ihre allmälige Vernichtung wird in ber Regel nur dadurch 
bewirkt werden, daß innerhalb neuer VBerhältniffe ein neues Geſchlecht aufwächſt, welches Die 
Überlieferungen der Bergangenbeit nicht mehr aus eigener Erfahrung, ſondern blo8 vom Hören: 
fagen keunt. 

Es liegt im Weſen der Autorität, daß fie ihre Uintergebenen weder zu zwingen noch zu über: 
reden braucht, daß fie aljo fowol Kraft als Gründe entbehrlih macht. Dadurch wird denn bie 
Autorität zu einem überaus werthvollen Werkzeuge ver Herrfchaft. Nichts natürlicher demnach, 
als daß die Machthaber dieſes foftbare Werkzeug um jo feiter zu umklammern befttebt find, je 
deutlicher fie fühlen, daß ed ihren Händen vollends zu entgleiten droht. 

Bon der heutigen Meflaurationspolitif werden unter vem Namen ber Autorität eine Menge 
mehr oder weniger unklarer VBorflellungen zufammengefaßt. Zumal die Begriffe des göttlichen 
Rechts und der Legitimität, welche in neuefter Zeit ziemlich abgenugt exfchienen und anges 
ũchts der erfolgreichen Revolutionen in fo vielen europäifchen Ländern ziemlich unbrauchbar ges 
worden waren, fehielen Halbverfchämt aus den neuen Kunſtausdrucke hervor, aber fie genügen 
keineswegs, um den ganzen Umfang beflelben auszufüllen. 

Das Verdienſt, mit Hülfe dieſes unklaren Begriffs ein neues Schlagwort in Umlauf gefegt 
zu haben, gebührt der Erfindungsgabe ver berliner Rechtsphiloſophie, welche vor einigen Jah: 
ren die Löfung gab: Autorität, nicht Majorität! Kaum gefprochen, wurde dies Wort wie eine 
Offenbarung aufgenommen, von einem taufendflimmigen Echo freudig wiederholt und einiger 
Orten fofort zum leitenden Grundfage der erhaltenden und wiederherſtellenden Staatsweisheit 
gemacht. So namentlich in Preußen, wo die Regierung , das Junkerthum und bie Orthodoxie 
barüber einig find, daß die Autorität das -Heilmittelenthält, ohne welches vie kranke Zeit nimmers 
mehr geneien wird, 

Was denn nun aber unter der allein rettenden Autorität eigentlich zu verflehen fei, das hat 
und Stahl bis jet nicht anvertraut, und darüber ſcheinen auch feine eifrigfien Schüler fehr 
uneinig untereinander zu fein. Zwar der verneinende Theil ded neuen Wahlſpruchs der Gons 
fervativen ift jehr deutlich und Megenſtand des allgemeinen Einverftänpniffes, der Begriff der 
Autorität aber wird durch ven Gegenſatz der Majorität wenig oder gar nicht aufgehellt. If dies 
fer Gegenfag überhaupt ein durchgreifender, nothwendiger, kann nicht vielmehr die Majorität 
ſelbſt zur Autorität werden, wenn ſich die Minorität derfelben aus Pflichtgefühl unterwirftt 
Ubten nicht auch Johann Bochhold von Leyden und Mafaniello eine unbeftreitbare Autorität, 
sine Autorität des höcften Grades, und gelten die Anpreifungen der Stahl'ſchen Schule auh - 
von Autoritäten diefer Art? Welche Autorität ift vie höhere, die der Kirche oder die des Staats, 
uud wer zieht die Grenzlinie zwiſchen ven Gebieten beider? 

Diefe Fragen ließen ſich unendlich vervielfältigen, wenn es der Mühe lohnte. Wo immer 
eine Autorität vorhanden iſt, da macht fie ſich von ſelbſt geltend, fowelt fie reiht, im Guten wie 
im Boͤſen; mo es Hingegen feine Autorität gibt, da wird fle fich durch das feinfle Raifonnement 
ra hervorbringen laffen, und da ift Die fchönfte Theorie derſelben vollkommen nutzlos und 
überflüffig. 

Die Autorität war vor Zeiten, ehe man daran bachte, fie in ein Syſtem zu bringen, ein 
mächtiges Triebrad des öffentlichen Lebens. In das Staatöwefen des Alterthums griff dieſe 
geiflig = fittliche Macht taufenpfältig ein; die Ehrfurcht vor dem Geſetzgeber, die Heilighaltung 
keiner Anordnungen, die Vorrechte bevorzugter Gefchlechter, der ganze Verkehr des Staats mit 
dm Göttern durch Opfer, Orakel, Augurien u. f. w. waren Wirkungen der Autorität, In nod 
hoͤherm Maße vielleicht war ver Staat des Mittelalters von dem Autoritätöprincipe durchdrungen. 
Auf diefem Principe ruhten vor allen Dingen bie Eirhlihe Mat und das Lehnweſen, die beiden 
stoßen Factoren der Geſchichte eines Jahrtauſends. Demnächſt Hatte bie Autorität einen weiten 
Birkungöfteis in ver Gemeinde, in der Zunft, in Genoſſenſchaft überhaupt. Und fo vielgeftals 
Kg die Autorität des Mittelalter®, fo verſchiedenartig ihre Wirkungen: hier bewunderungswür⸗ 
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dige Schoͤpfung, dort ruchloſe Zerſtoͤrung; hier gute Sitte, Genügſamkeit, ſtilles beſcheidenes 
Glück, dort unbarmherzige Verfolgung, Mord, Brand, Folter, frecher Frevel gegen die heilig⸗ 
ſten Güter des Menſchen; heute großartige Selbſtverleugnung im Dienſte der Pflicht, morgen 
nutzloſe Hinopferung an ein albernes Hirngeſpinnſt; oft gewaltige Thaten und nichtswürdige 
Zwecke, ungeheuere Anſtrengungen und winzige Ergebniſſe. Kurz, die Herrſchaft der Autorität 
hat vem Mittelalter fein Maß der Weisheit, der Tugend und des Glücks gegeben, welches dem 
heutigen Befchlechte beneidenswerth erfcheinen koͤnnte. 

Bon der Autorität jener Zeiten find nur noch ſchwache Überrefte vorhanden. Sie hat ihre 
realen Grundlagen nach und nach verloren. Die überlegene Bildung und ber Reichthum der 
Geiſtlichkeit, vie allgemeine Unwiffenheit und Armuth des großen Haufens, ver lehnrechtliche 
Grundbeſitz mit feiner vielfältigen Gliederung, die hervorragende Lebenäftellung des Evelmanns, 
die Beſchraͤnktheit der Verhältniffe, welche ven Blick und das Urtheil, die Wünſche und bie 
Hoffnungen in den Grenzen der Überlieferung gefangen hielt, das Alles und manche andere that: 
ſächliche Stüge des Autoritätsprincips ift abhanden gefommen, und gleichzeitig find feine ehe⸗ 
maligen Wirkungen Stüd um Stüd verſchwunden. 

Dieſes Ergebnig wird von ven Männern des Gonfervativismus keineswegs geleugnet, fon 
dern vielmehr in der rührendſten Weife beklagt. Statt nun aber unter den wirklich vorhandenen 
geiftig - fittlihen Kräften einen Erſatz für die verloren gegangene Autorität zu fuchen, bemüht 
man fi die verſchwundene Wirklichkeit aus dem reinen Begriffe wieveraufzubauen. Und diefen 
abenteuerlichen Verſuch machen die geſchworenen Gegner und Verfpotter alles politiſchen Idea⸗ 
lismus, die Herren von der Hiftorifchen Schule! Die nämlichen Federn und die nämlichen Lip- 
pen, welche nicht müde werben, ven bitterften Hohn über papierne Berfafiungen und abftracte 
GStaatötheorien audzugießen, fie firömen über von Rahm und Preis eines leeren Schall, des 
Wortes Autorität! Ein Selbſtwiderſpruch, eine Berleugnung des eigenen Princips, fo ſchreiend, 
fo unverantwortlich, fo beſchämend wie wenige andere, deren fidh die politifche Leidenſchaft je⸗ 
mals ſchuldig gemadht. 

Die Apoftel und die Jünger ver Lehre von der Autorität ſcheinen jedoch von ver Unfrucht⸗ 
barkeit des neuen Evangeliums im Stillen ziemlich überzeugt zu fein, benn während fie in der 
Theorie vie geiftig = flttliche Macht anrufen, genügt ihnen in der Praxis eine handfeſte Polizei, 
befonders wenn fie nicht blöde ift im Zugreifen und im Maßregeln. Wo fte im Namen der con- 
fervativen Intereflen eine Zwangsgewalt ausgeübt ſehen, welche keinen Widerſpruch duldet 
und jeden Widerſtand rückſichtslos zu brechen weiß, da pflegen fie die Autorität nicht zu vermif- 
fen. Der Polizeizwang oder im Notbfalle.die militäriſche Execution wird vielmehr in ihrer 
Borftellung zur thatfächlihen Ausũbung der Autorität. Eine gefährlige Verwechſelung, ver: 
möge deren jich jeder Aufruhr, jede Meuterei, jeve Räuberbanbe mit dem Namen der Autori⸗ 
tät bewaffnen kann. 

Wenn die materielle Gewalt den Intereflen und den Zwecken des Eonfervativismus genügt, 
fo bedarf er allervings Feiner Autorität, wenn er aber wirklich das Bebürfnig hat, pie materielle 
Gewalt zu vergeiftigen und zu verfittlichen, fo muß er einen Erſatz für die Autorität herbeifchaffen, 
die ihm nun einmal nicht mehr in Hinlänglihem Umfange zu Gebote fleht. In andern Ländern 
bat man einen folden Erfag gefunden in der Vaterlandsliebe,, dem Nationalfinn, dem Gemein: 
geift, dem bürgerlihen Ehrgefühl, dem männlichen Stolze, der Freiheitsliebe und beſonders 
der vernünftigen, auf Gründen ruhenden Überzeugung von der Ehrenhaftigkeit, dem guten Wil- 
len und der Fähigkeit der herrſchenden Politik. Die deutſche Staatsfunft dagegen hat bisher 
diefe und manche verwandte Kräfte größtentbeild planmäßig darniedergehalten, ald geborene 
Beinde behandelt, geächtet. Oleichwol läßt fich mit der größten Beftimmtheit behaupten, Daß ver 
Gonfervativiemus fich feines Beſitzes nimmermehr fiher fühlen wird, ehe er jene Kräfte auf 
feine Seite gebracht hat. Bine ſolche Bundesgenoſſenſchaft ift freilich nicht ganz leihten Kaufs 
zu haben, fie verlangt vielmehr manches Opfer des Vorurtheild, des ungerechten Vortheils, des 
überlieferten Beſitzes, des bequemen Herfommend; wenn der Gonfervativismus jedoch beharr⸗ 
lich dabei bleibt, den nothmendigen Preis für die unentbehrliche Allianz zu zahlen, fo muß er 
fi darauf gefaßt machen, daß die Majorität doch ſchließlich Recht behält gegen die Autorität. 

Av. Rohbau. 

Avarie, f. Bavarei. 

Aoocatorien (Decrets de rappel, Litterae avocatoriae) find die von der Staatögewalt 
erlafienen Öffentlichen Verkündungen, wodurch ihre in fremdem Land, zumalim @ebiet einer 
feindlichen Macht, oder mit welcher ein Krieg eben auszubrechen droht, ſich aufhaltenden Ange: 
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hörigen zur Rückkehr in pie Heimat aufgefopert werben. Gewöhnlich werben dann au 
fäwere Strafen auf ven Ungehorfam gefegt. Sole Strenge gründet ſich auf die voraus: 
gefegte und unbedingte Pflicht deö Staatdangehörigen, feine Perſon wie feine Habe fortwaͤh⸗ 
rend zur Berfügung der Staatögewalt, ſobald dieſe verfelben nöthig zu haben glaubt, zu flellen, 
fomit auf vie Annahme einer Art von Keibherrlichfeit der Geſammtheit oder der Regierung 
über jeden einzelnen Bürger. Sonft fünnen aber Avocatorien auch die wohlthätige Abficht 
baben, ven Angehörigen die Kunde von der Möglichkeit oner-Wahrfcheinlichkeit eines bevor⸗ 
ſtehenden Kriegsausbruchs zu geben und fie dadurch um ihre eigenen Beften willen zur Heimkehr 
aus dem Lande, welches ein feindliches zu werben droht, einzuladen. In der neueften Zeit hat 
man wol auch ohne Krieg oder Kriegägefahr feine Staatsbürger überhaupt oder einzelne Claſſen 
berfelben zur Rückkehr in die Heimat aus irgend einem Lande, worin man fie ungern wußte, 
aufgefobert. So rief Rußland, obwol mit Ludwig PHilipp in freundſchaftlicher Annäherung be: 
findlih , ſämmtliche Ruſſen, die fi in Frankreich, nämlich in Lande ver Julirevolution, be: 
fanden, unter Strafanprohung nah Haufe; fo haben vie veutfchen Regierungen alle ihren 
Ländern angehörigen Handwerker, welche in der Schweiz ſich aufbielten, gleichfalls unter ſchwerer 
Strafandrohung zur fhnellften Heimkehr aufgefovert. Der Unfug, melden einige Handwerks⸗ 
gejellen fi im Steinhoͤlzli hatten zu ſchulden kommen laffen, und bie Beſorgniß, daß bie 
politifche Anfledung etwa von jenen Schwärmern oder Verführten auf alle Standesgenoſſen 
übergeben möchte, mar befanntlich das Motiv dieſer früher in folder Strenge noch nicht vorge: 
Iommenen Maßregel. Doc Hatte auch die Abberufung fämmtliher preußiſcher Studirenden 
von den ausländifchen, indbefondere von mehren genannten beutfchen Untveriitäten im Princiy 
einige Ähnlichkeit mit derſelben. oo Rotted. 


B. 


Bacon und bie von Macaulay vertheidigte Bacon'ſche Nützlichkeitstheorie. 
Franz B. von Verulam, Vicomte von St.-Albans, geboren zu London 1561, Sohn des 
Siegelbewahrers Bacon, ſtammte aus einer edeln und alten Familie. Seine erſten Studien 
machte er zu Cambridge und zeichnete ſich früh durch den Umfang ſeiner Kenntniſſe und die 
Reife feines Urtheild aus. Die Art, wie die Philoſophie des Ariſtoteles damals behandelt ward, 
welche bie Grundlage aller Schulweisheit und gelehrten Bildung war, erregte feine Aufmerk⸗ 
famfeit und feinen Unwillen, und er zählte noch nicht 16 Jahre, als er Öffentlich gegen biefelbe 
auftrat und fie nicht ohne Geſchicklichkeit bekämpfte. Alles kündigte in ihm ven künftigen aus⸗ 
gezeichneten Gelehrten an, der ven Beruf in fi fühlte, ven Wiflenfchaften eine neue Bahn zu 
drehen. Die Berhältnifie feines Lebens ſchienen indeſſen vemfelben eine andere Richtung geben 
zu wollen, der B. nicht ungern folgte. Der englifche Geſandte am franzdfifchen Hofe, Sir 
Paulet, nahm den kaum fiebzehnjährigen Jüngling mit fih nach Parts und brauchte ihn zu 
nicht unbedeutenden Befchäften, die er zu deſſen Zufrievenheit beforgte. Da fein Bater aber zu 
diefer Zeit ſtarb und ihm nur geringes Vermögen hinterließ, gab ex ver Nothwendigkeit nad, 
vor allem die Mittel feines Dajeind zu ſichern und die glänzenden Hoffnungen ber Zufunft den 
dringenden Foderungen der Gegenwart aufzuopfern. Gr widmete fih mit Eifer der Rechts: 
wiſſenſchaft und wählte ven einträglichen Stand eines Anwalts, in dem er fich bald großen Ruf 
erwarb. Im Jahre 1593 warn er in das Haus der Gemeinen gewählt. Indeſſen erntete er 
mehr Ruf als Vermögen, und feine oͤkonomiſchen Verhältniſſe wollten ſich dabei nicht verbeſſern. 
Der Hof, für den er war, wollte ihm wohl; aber bei dieſer wohlwollenden Anerkennung blieb 
es. Selbſt Elifabeth begriff des jungen Mannes umfaſſendes Wiffen und Tüchtigkeit und 
ſhätte ihn; Ceeil aber, ein praktiſcher Staatsmaun, der dad ganze Vertrauen der Königin bes 
ſaß und die Angelegenheiten des Landes leitete, hatte nicht die befte Meinung von B. und wußte 
ihn von dem Staatsdienſte fernzuhalten. Zu den Bönnern B.’8 gehörte ver Graf Effer, deſſen 
Bemühung ihm zu beförbern auch gewiß nicht ohne Erfolg geblieben wäre, hätte ihn nicht felbft 
die Ungnade feiner Gebieterin getroffen. Wo die Gnade Alles gilt, nimmt auch die Ungnade 
Us. Eſſex fiel, und ver Gefallene Hatte feine Freunde und Feine Verwandten mehr. 
Selbſt B. verleugnete feinen Wohlthäter. Er that noch mehr und trat als fein Anklaͤger auf, 
weil er in dieſer Rolle dem Hofe und der Königin zu gefallen hoffte. Ex ſollte aber fogleich ven 
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Wert; auer Herrlichkeit dieſer Erde, der er das Höchſte geopfert hatte, was der Menfch opfer 
kann — Ehre und Gewiſſen — kennen lernen, indem fein Opfer ihm den gehofften Lohn nid 
erwarb. Vergebens mar er an feinem Freunde zum Verräther geworben, wenn er nicht 
Schlimmeres war und er wirklich ewas zu verrathen Hatte; DB. war fiber den Undank bes «Ga 
fe& fo entrüftet, vielleicht auch durch die Öffentliche Verachtung fo gekränkt, daß er jein Vaterlan 
verlaffen wollte. Mit der Thronbefleigung Jakob's I. änderte ji in England gar Vieles, fi 
auch das Schickſal B.'s. Der Dank der neuen Regierung ſoͤhnte ihn mit feinem Loofe und ben 
Baterlande, das er gegen die Fremde hatte vertaufchen wollen, wieder aus. Er warb zum Ritte 
ernannt und ftieg fhnell von Stufe zu Stufe bis zur Würde eines Lord-Großkanzlers (1619) 
Zum Peer des Reih8 ernannt, erhielt er den Titel eines Barons von Berulam, den er Bald gege: 
den eines Grafen von St.-Albans vertaufchte. Die Ergebung, mit meldjer er ih am den all 
mädtigen Günftling des Königs, den Herzog von Budingham, angefchloffen hatte, war ihn 
am Hofe fo nuͤtzlich, als in der Iffentlihen Meinung verberblih. Man begreift kaum, wie ei 
Mann, durch fein ausgezeichnetes Talent und feinen innern Werth fo hoch geftellt, fich ernie: 
drigen Eonnte, die wahre Größe und Würde des Menfchen gegen ven leeren Prunf und bei 
falfchen Schein von Rang und Ehre zu vertauſchen. Man begreift es ſchwer, obgleich dieſe Demi: 
thigenbe Erfchelnung im Gebiete der Kunſt und Willenfchaft, im Reiche des Genies nicht felter 
iſt und ein vielfeltiges und tiefes Wiſſen, eine umfaflende Gelehrſamkeit fih mit Gharafterloftg: 
keit verträgt. | 
B. ſah fi nit lange im Genuffe feiner Hoher Würden, als er von dem Haufe ver Ge⸗ 
meinen ver Beftechlichkeit und Käuflichkeit angeflagt, vom Oberhaufe zu einer Geldbuße von 
40,000 Pf. St. und zu gefänglicher.Haft, deren Dauer vom Belieben des Königs abhing, ver: 
urtheilt ward. Das firenge Urtheil mar durch das beigefügte Erkenntniß noch gefhärft, daß er, 
unwürdig dem König zu dienen und im Parlament feinen Sig zu haben, von jeder Stelle im 
Staate ausgeſchloſſen ſei. Der König war, wie man ſich denken kann, in feinem Belieben, den 
Berurtheilten gefangen zu halten, nicht beſonders ſtreng. B. erhielt bald feine Freiheit wieder; 
pie Geldſtrafe warb ihm erlaffen und überdies eine bedeutende Benflon bewilligt. Die groß: 
müthige Gefälligfeit, mit der ihn der Hof behandelte, galt Vielen für eine Beftätigung feiner 
Strafbarkeit, wenn dieſe auch nur in einem ſchimpflichen Ginverftännniffe nıit dem Herzoge von 
Budingham oder vielmehr in einer blinden Unterwürfigkeit unter deſſen Willen befteben jollte. 
Aud wurde er gegen das Ende feines Lebens, das 1626 erfolgt ift, in alle jeine Rechte und 
Ehren wieder eingefegt und nahm feldft feinen Sig in dem erften Parlamente ein, das Kari. 
verfammelte. | 
Wenn B. in feinem öffentlichen Leben und als Staatsmann feinen befondern Ruhm er: 
worden, dann fleht er ald Gelehrter um fo höher, und fein Name wird der großen Dienfte we⸗ 
gen, die er der Wiflenfchaft geleiftet, wie dieſe ſelbſt, unfterblich fein. Seine ehrenvoliften Tage 
find gerade diejenigen, die er, aller Ehren und Amter verluftig, in unbemerfter Zurückgezogen- 
beit der flillen Borfchung lebte. Das hat auch er erkannt und fehr wahr von ſich gefagt: „Mehr 
zur Wiffenfchaft als zu irgend etwas Anderm geboren, warb id zu den dffentlichen Geſchäften, 
ich weiß nicht durch welch Verhängniß abgezogen.” 1) Er Hatte ſich den großen, faft vermegenen 
Entwurf vorgefegt, alle Wiffenfchaften zu regeneriren und auf einer feften Grundlage als einen 
zufammenhängenden Bau aufzuführen. Darum hieß er auch fein Werk die große Erneuerung 
(instauratio magna), dad, von unermeßlichem Umfange, felbft wie es befteht, Bewunderung. 
erregt, doc unvollendet geblieben if. Die Bedeutung, der Werth und die Würbe der Wiſſen⸗ 
haft wird Hier, ſowie in dem trefflichen Kleinen Werke „De dignitate et augmentis scien- 
tiarum“ ſiegreich dargethan, jede Gattung und Art derfelben mit faft naturhiftorifcher Ge: 
nauigfeit beflimmt, das Fehlerhafte in der biäherigen Behandlung gezeigt und felbft das Mans 
gelhafte nachgewieſen und wie ihre Vollendung zu bewirken fei. Die PhHilofophle war zu 
feiner Zeit, was fle nur zu lange Zeit geweſen und geblieben ift, ein leerer Wortkram, ein 
kunſtreiches Gebilde von willkürlichen Definitionen, in eine willfürlihe Terminologie gefletvet, 
mit denen die Scholaftit kindiſch ein ernfles-Spiel trieb. Die hoͤchſte Autorität für alle Ber: 
nunft war der übel verfiandene und miäbraudgte Ariftoteles. B. zeigte einen andern Peg, um 
zur Wahrheit zu gelangen, einen neuen, ba das Älteſte dem Unverftande neu und das Natür- 
lichfte fremd und unnatürlih werben kann. Er ging von ver Beobachtung aus, um zu That⸗ 
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1) Ad literas potius quam ad aliud quidquam natus et ad res gerendas nescio quo fato ab- 
us. „De dignit. et augm. seient.”, VHI, 3, 


kön gelangen, und bediente fi zu dieſem Zwecke der Erfahrung und der Verfuche und der 

wı a vortreiflich audgebilbeten Inductionẽmethode. Er wollte, daß der Geiſt fortjchreite 

weine zu Stufe, bejonnen und beharrlih, von den Wirkungen zu den Urjachen, von dem 
Exam zun Allgemeinen, und fi fo zur Kenntniß der Geſetze der Natur erhebe. Das Willen 
hrnad ihn ein Können, d.h. praktiſch werden, und die Schule den Blicken des wiflenfchaftlich 
ehifveten bie Welt öffnen und nicht verfchließen. Dem praktiſchen Geiſte der Briten ſagte diefe 
Lehr bejenders zu, und B. fteht ald Gründer der Exrperinientalphilojophie bei ihnen in Anfehen, 
und der Theil ſeines umfaſſenden Werks, der dieſen Gegenſtand behandelt und ven Titel, Novum 
orzanon” führt, gilt auch jegt noch für den gelungenften. 

2. hat ſich in verſchiedenen Fächern verſucht und in manchen ausgezeichnet. Seine „Apho⸗ 
riömen über die allgemeine Gerechtigkeit oder die Quellen des Rechts“2) enthalten neue An⸗ 
Köten, die zu der Bahn führen, welche vie philofophifche Rechtslehre fpäter verfolgt hat. Seine 
Berjahe über Die Moral (,‚Sermones fideles‘) werden auch jegt noch fehr geihäht. Weniger 
ädlid ſcheint er als Geſchichtſchreiber geweſen zu fein, wozu ed ihm wol auch an ber ſelbſtaͤn⸗ 
dizen Männlichkeit und ber gerechten Schägung der Menſchen und Dinge gefehlt haben mag. 
Eine Geſchichte der Negierung Heinrich's VII. und Heinrich's VIIL., die wir von ihm haben, Hat 
in England wenig Beifall gefunden. 3. Weigel. 

Rachtrag. Im nenerer Zeit ſchrieb der berühmte Macaulay in feinen geſchichtlichen und 
fisgraphiihen Schriften (Bd. 2) eine Abhandlung über B. Diefe Lebensbeſchreibung ift reich, 
wie fat alle Arbeiten des berühmten Parlamentömitglieds und Geſchichtſchreibers, an gründlicher 
dorſchung, an ſcharfem, geiftreihem Urtheil und an glänzender Beredtſamkeit, -aber auch nicht 
hei von der einfeitigen neuzenglifchen Richtung, alle übrigen Vorzüge und Güter der Menſch⸗ 
seit zu ausſchließlich dem Nüglichfeitöprincip unterzuordnen, eine Richtung, die auch in andern 
Arbeiten Macaulay’s, namentlid in der Lebensbeſchreibung des ältern Pitt oder Lord Chatam’s 
zur allzu ſehr hervortritt und zu verkehrten Auffaffungen führt. 

Racaulay führt mit den zahlreihften woͤrtlichen Belegen aus B.'s Schriften aus, daß bie 
große Reform der PhHilofophie und Wiſſenſchaft, die der bewundernswerthe engliſche Philoſoph 
beabſichtigte, und der von Macaulay unbedingt gepriefene Gegenſatz, in welchen B. zu der 
Bhilofophie ber Alten, des Sokrates, des Plato und Ariftoteles, der Ston, des Eicero und Se- 
ara, zu der Philoſophie des Mittelalter3 wie zu den größten frangdfifchen und deutſchen PHilo- 
‘bra trat, darin beftand, daß die Bacon'ſche Wiſſenſchaft lediglich Die materielle Nützlichkelt, 
die Beherrſchung der Naturkräfte für den Nugen und die Unnehnilichkeit ver Menfchen ji zum 
Ziel ſezte. Macaulay führt unbedingt beifällig aus, daß B. alle fpeculative und Moralphilo⸗ 
ſephie, alle Beftrebungen ber fittlihen und geiftigen Vervollkommnung ber Menſchheit, der 
Ausbildung und Bermehrung ihrer fttlichen Würbe und ihrer Unabhängigkeit vom äußern 
Beirfniffe, der Entwidelung und Befefligung der fittlihen Grundſätze, ia felbft der geifligen 
rhebung und Vervollkommnung durd Studien der reinen Mathematik und der Aftronomie 
«3 uunüglih und ald völlig wirkungslos verwarf und verfpottete. Diefen angeblich un: 
siglien, wirfungslofen, keinen Fortſchritt der Menfchheit bewirkenden Beftrebungen werden 
de durch empirifche Beobachtung und Induction zu gewinnenden nüglihen Wahrheiten und 
ihre Erfolge in den ſchon vorhandenen und immer mehr wachſenden glänzenden Kortfchritten 
ver Menſchheit durch Hunderte von nüglichen Entvedlungen, von Vervollkommnungen nügliher 
Verkzeuge und Einrichtungen für Handel, Induftrie und Landbau In prachtvollen Darftellun- 
gen aachdrũcklichſt entgegengeftellt.. Es wäre unpaflend, einzelne Stellen der Darftellung von 
Buaraulay zum Beleg diefer Anfihten abzubruden, da fie fi in dem Theile dev Abhandlung, . 
welcher B. als Philofoph ausführlich ſchildert und beurtheilt, überall vielfach wiederholt an- 
eraanderrrihen. Ja Macaulay fucht die ganze weſentliche Gigenthümlichkeit und Größe der 
Becon ſchen Philofophie, abgefehen von ver bewundernswerthen Geiftesfraft und Darftellung, 
gerade nur in Diefer materialiftifchen Nuͤtzlichkeitsrichtung und führt aus, wie ihre fcharffinnige 
Unsigfe der Inductiondmethobe weder dieſe alte Methode erfand, noch auch durch ihre Regeln 
zarıb verbefierte oder ihre richtige Anwendung fiherte, ebenfo wenig wie vie gelehrten Regeln 

2 Beziehung auf die Syllogismen das richtige logifche Schließen jemals befärberten. 

Doch dies wollen wir hier nicht erörtern und ebenfo wenig die Frage, ob B. ſelbſt die be- 

Kihzete Hauptrichtung feiner Philofophie ganz in der von Macaulay gefchilnerten eraſſen Ein> 
kingfrit und Zolgerichtigkeit durchführte, was namentlich die neuefte Darftellung der Bacon’: 


3) „Exemplum trastatus de justitia univorsali sive de fontibus juris. “ 
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Werth auer Herrlichkeit dieſer Erbe, der er dad Höchſte geopfert hatte, was der. Menſch opfewrs 
kann — Ehre und Gemiffen — Fennen lernen, indem jein Opfer ihm den gehofften Lohn nicht 
erwarb. Vergebens war er an feinem Freunde zum Verräther geworben, wenn er nichts 
Schlimmeres war und er wirklich etwas zu verrathen hatte; DB. war iiber den Undank des Ho= 
fe8 fo entrüftet, vielleicht auch durch die Öffentliche Verachtung fo gefränft, daß er fein Vaterland 
verlaffen wollte. Mit der Thronbeſteigung Jakob's I. änderte fih in England gar Vieles, fo 

auch das Schickſal B.'s. Der Dank ver neuen Regierung ſoͤhnte ihn mit feinem Loofe und dem 

Vaterlande, das er gegen die Fremde hatte vertaufchen wollen, wieder aus. Er warb zum Ritter 

ernannt und ftieg ſchnell von Stufe zu Stufe bis zur Würde eines Lord-Großkanzlers (1619). 

Zum Peer des Reid ernannt, erhielt er ven Titel eines Barond von Berulam, den er bald gegen 

den eined Grafen von St.:Alband vertaufchte. Die Ergebung, mit meldher er fih an ven all⸗ 

mädtigen Günſtling des Königs, den Herzog von Buckingham, angefchloffen hatte, war ihm 

am Hofe fo nützlich, als in der Iffentlihen Meinung verderblich. Man begreift faum, wie ein 

Mann, durd fein ausgezeichnetes Talent und feinen innern Werth fo hoc) geftellt, ſich ernie= 

drigen konnte, die wahre Größe und Würde des Menſchen gegen ven leeren Prunk und den 

falfchen Schein von Rang und Ehre zu vertaufhen. Man begreift eö ſchwer, obgleich dieſe demü⸗ 

thigende Erfcheinung im Gebiete der Kunft und Wiſſenſchaft, im Reiche des Genies nicht felten 

tft und ein vielfeitiges und tiefes Wiffen, eine umfaflende Gelehrſamkeit ſich mit Charakterloſig⸗ 

keit verträgt. 

B. fah fih nicht lange im Genuffe feiner Hohen Mürben, ald er von dem Haufe der Ge⸗ 
meinen ber Beſtechlichkeit und Käuflichkeit angeklagt, vom Oberhaufe zu einer Geldbuße von 
40,000 Pf. St. und zu gefänglidher Haft, deren Dauer vom Belieben des Königs abhing, ver- 
urtheilt ward. Das flrenge Urtheil war durch das beigefügte Erfenntniß noch gefchärft, daß er, 
unmwürbig dem König zu dienen und im Parlament feinen Sit zu haben, von jeder Stelle im 
Staate ausgeſchloſſen ſei. Der König war, wie man ſich denken Eann, in feinem Belieben, den 

Verurtheilten gefangen zu halten, nicht beſonders ſtreng. B. erhielt bald feine Freiheit wieder; 
die Geldſtrafe warb ihm erlaſſen und überdies eine bedeutende Penſion bewilligt. Die groß- 
müthige Gefälligfeit, mit der ihn ver Hof behandelte, galt Vielen für eine Beftätigung feiner 
Strafbarkeit, wenn dieſe auch nur in einem ſchimpflichen Binverftändniffe mit pem Herzoge von 
Budingham oder vielmehr in einer blinden Unterwürfigkeit unter deſſen Willen beftehen folite. 
Auch wurde er gegen ba8 Ende feines Lebens, das 1626 erfolgt ift, in alle feine Rechte und 
Ehren wieder eingefegt und nahm felbft feinen Sig in dem erften Parlamente ein, dad Karl I. 
verſammelte. 

Wenn B. in feinem öffentlichen Leben und als Staatsmann keinen beſondern Ruhm er⸗ 
worben, dann ſteht er als Gelehrter um fo Höher, und fein Name wird der großen Dienſte we⸗ 
gen, die er ver Wiffenfchaft geleiftet, wie dieſe felbft, unfterblich fein. Seine ehrenvollften Tage 
find gerade diejenigen, die er, aller Ehren und Amter verluſtig, in unbemerkter Zurückgezogen⸗ 
heit der ſtillen Forſchung lebte. Das hat auch er erkannt und ſehr wahr von ſich gefagt: „Mehr 
zur Wiſſenſchaft als zu irgend etwas Anderm geboren, ward ich zu den Öffentlichen Geſchäften, 
ih weiß nicht durch welch Verhängniß abgezogen.” 1) Er hatte ſich ven großen, faſt verwegenen 
Entwurf vorgejegt, alle Wiffenfchaften zu regeneriren und auf einer feften Grundlage als einen 
zufammenhängenden Bau aufzuführen. Darum hieß er aud fein Werk die große Erneuerung 
(instauratio magna), dad, von unermeßlihem Umfange, felbft wie es beſteht, Bewunderung 
erregt, doch unvollendet geblieben if. Die Bedeutung, der Werth und die Würde der Wiſſen⸗ 
[haft wird Hier, fowie in dem trefflichen kleinen Werfe „De dignitate et augmentis scien- 
tiarum‘ fiegreich dargethan, jede Gattung und Art derfelben mit faſt naturhiftorifcher Ge— 
nauigfeit beftimmt, das Fehlerhafte in der bisherigen Behannlung gezeigt und felbft das Man— 
gelhafte nachgewieſen und wie ihre Vollendung zu bewirken fe. Die PHilofophie war zu 
feiner Zeit, was fie nur zu lange Zeit geweſen und geblieben tft, ein leerer Wortfram, ein 
tunftreiches Gebilde von willkürlihen Definitionen, in eine willfürliche Terminologie gekleidet, 
mit denen die Scholaftif kindiſch ein ernſtes Spiel trieb. Die hoͤchſte Autorität Für alle Ber- 
nunft war der übel verflandene und misbrauchte Ariftoteled. DB. zeigte einen andern Weg, um 
zur Wahrheit zu gelangen, einen neuen, ba das Älteſte dem Unverftande neu und das Natür- 
lichſte fremd und unnatürlic) werben kann. Er ging von der Beobachtung aus, um zu That⸗ 





1) Ad literas potius quam ad aliud quidquam natus et ad res gerendas nescio quo fato ab- 
reptus. „De dignit. et augm. seient.”, VHI, 3. 
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ſehen zu gelangen, und bediente ih zu dieſem Zwecke der Erfahrung und der Verſuche und der 
von ihm vortreiflich ausgebildeten Inductionsmethode. Er wollte, daß der Geiſt fortichreite 
yon Stufe zu Stufe, befonnen und beharrlid, von den Wirkungen zu den Urjachen, von dem 
Einzelnen zum Allgemeinen, und ſich fo zur Kenntniß ver Geſetze der Natur erhebe. Das Willen 
föllte nach ihm ein Können, d. h. praktifch werben, und die Schule den Blicken des wiffenfchaftlich 
Gebildeten die Welt öffnen und nicht verfchließen. Dem praftiichen Geiſte der Briten fagte dieje 
Lehre beſonders zu, und B. ſteht ald Gründer ver Experinientalphilojophie bei ihnen in Anfehen, 
und ber Theil feined umfaflenden Werks, der vielen Gegenftand behandelt und den Titel,, Novum 

organon” führt, gilt auch jetzt noch für den gelungenften. 

B. bat ſich in verfchiebenen Fächern verfudht und in manchen ausgezeichnet. Seine „Apho⸗ 
riomen über die allgemeine Gerechtigkeit over die Quellen ded Rechts“2) enthalten neue An: 
fiöten, die zu ber Bahn führen, melde die philoſophiſche Rechtslehre fpäter verfolgt hat. Seine 
Verſuche über die Moral („Sermones fideles’) werben aud) jet noch fehr gefhägt. Weniger 
glücklich fheint er als Geſchichtſchreiber geweſen zu fein, wozu es Ihm wol auch an der felbftän- 
digen Männlichkeit und der gerechten Schägung der Menſchen und Dinge gefehlt. haben mag. 
Eine Befhichte der Regierung Heinrich's VII. und Heinrich's VIIL, die wir von ihm haben, Hat 
in England wenig Beifall gefunden. I. Weigel. 

Nachtrag. In neuerer Zeit fchrieb der berühmte Macaulay in feinen gefchichtlichen und 
biographiſchen Schriften (Bd. 2) eine Abhandlung über B. Diefe Lebensbeſchreibung ift reich, 
wie faft alle Arbeiten des beruhmten Parlamentsmitglieds und Geſchichtſchreibers, an gründlicher 
Forſchung, an fharfem, geiftreihem Urtheil und an glänzender Berentfamfeit, -aber auch nicht 
frei von der einfeitigen neuzenglifhen Richtung, alle übrigen Vorzüge und Güter der Menfd- 
heit zu ausſchließlich dem Nüglicgfeitöprincip unterzuorbnen, eine Richtung, die auch in andern 
Arbeiten Macaulay’s, namentlich in der Lebensbeſchreibung des ältern Pitt oder Lord Chatam's 
nur allzu ſehr hervortritt und zu verkehrten Auffaffungen führt. 

Macaulay führt mit den zahlreihften wörtlichen Belegen aus B.'s Schriften aud, daß die 
große Reform der PHilofophie und Wiſſenſchaft, die der bewundernswerthe englifhe Philoſoph 
beabfichtigte, und der von Macaulay unbedingt gepriefene Gegenſatz, in welden B. zu der 
Philofophie der Alten, des Sokrates, des Plato und Ariftoteles, der Stoa, des Bicero und Se- 
neca, zu der PHilofophie des Mittelalterd wie zu den größten franzoͤſiſchen und deutſchen Philo⸗ 
ſophen trat, darin beftand, daß die Bacon'ſche Wiſſenſchaft leniglich pie materielle Nüglichkelt, 
die Beherrſchung der Naturkräfte für den Nuten und die Annehnilichkeit ver Menfchen fi zum 
Ziel jegte. Macaulay führt unbevingt beifällig aus, daß B. alle fpeculative und Moralphilo- 
fopbie, alle Beftrebungen ver fittlichen und geiftigen Vervollkommnung ber Menjchheit, ver 
Ausbildung und Vermehrung ihrer fittlichen Würde und ihrer Unabhängigkeit vom äußern 
Bedürfnifſe, der Entwidelung und Befeftigung der fittlichen Grundſätze, ia felbft der geiftigen 
Erhebung und Vervollkommnung durch Stubien der reinen Mathematik und der Aftronomie 
ald unnüglich und ald völlig wirkungslos vermarf und verfpottete. Diefen angeblid un: 
nũtzlichen, wirkungsloſen, keinen Fortſchritt der Menfchheit bewirkenden Befttebungen werben 
die durch empitifche Beobachtung und Induction zu gewinnenden nüglihen Wahrheiten und 
ihre Erfolge in den ſchon vorhandenen und immer mehr wachſenden glänzenden Fortſchritten 
ber Menfchheit durch Hunderte von nüglichen Entvedungen, von Vervollkommnungen nügliher 
Berkzeuge und Einriätungen für Handel, Inbuftrie und Landbau in prachtvollen Darftellun: 
gen nachdrücklichſt entgegengeſtellt. Es wäre unpaflend, einzelne Stellen der Darftellung von 
Macaulay zum Beleg diefer Anfihten abzudruden, da fie ſich in dem Theile dev Abhandlung, . 
welcher B. als Philofoph ausführlich ſchildert und beurtheilt, überall vielfach wieberholt an- 
einanderreihen. Ja Macaulay fucht die ganze weſentliche Cigenthümlichkeit und Größe ber 
Bacon'ſchen Phllofophie, abgefehen von ver bewundernswerthen Geiſteskraft und Darftellung, 
gerade nur in dieſer materialiftifchen Nüplichkeitsrichtung und führt aus, wie ihre ſcharfſinnige 
Analgfe der Inductionsmethode weder dieſe alte Methode erfand, noch auch durch ihre Regeln 
irgend verbeflerte oder ihre richtige Anwendung fidherte, ebenfo wenig mie bie gelehrten Regeln 
in Beziehung auf die Syllogismen das richtige logifche Schließen jemals befärberten. 

Do dies wollen wir hier nicht erörtern und ebenfo wenig die Frage, ob B. ſelbſt die be⸗ 
zeichnete Hauptrichtung feiner Philofophie ganz in der von Macaulay geſchilderten eraſſen Ein: 
feitigfeit und Folgerichtigkeit durchführte, was namentlich die neuefle Darflellung der Bacon’ 





3) „Exemplum traotatus de justitia universali sive de fontibus juris, “ 
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ſchen Philoſophie von Kuno Fiſcher theilweiſe in Abrede ſtellt. Wir erlauben uns Hier nur 
einigen Widerſpruch gegen die ganze Grundanficht ſelbſt und vor ullen gegen die, wie e8 uns 
feinen will, höchſt unglücklihe Bemühung Macaulay's, dieſelbe gleihfam für alle Zeiten und 
Länder als die ausſchließliche zu canonifiren und in folder Weife die einfeitige matertaliftifche 
Richtung unferer Zeit und vorzugsweiſe des englifhen Volkes zu befördern. 

Die ganze Menfchhelt und ihre Gultur Hat verfihienene Seiten und Aufgaben. Ein einzelner 
Vhiloſoph, oft ſelbſt eine einzelne Zeit kann fie nicht vollſtändig und genügend umfaflen. Die 
einfeitigen Richtungen der einzelnen Philofophen und Zeiten aber ergänzen fih dann wohlthä- 
tig. Sie befeitigen die natürlichen Einfeitigkeiten der andern, fle verbeflern ſelbſt die offenbar 
fehlerhaften Aus- und Anwüchſe, welche ſelbſt dem Evelften und Beften und fo auch der hoͤhern, 
idealern Richtung ver Philoſophie Leicht anhängen. Bon diefem Standpunkt aus war die Ba- 
eon’fche Richtung auf den materiellen Nugen und Fortſchritt und aud ihr Kampf gegen Aus⸗ 
artungen der Geiftesphilofophie, vor allem gegen ſcholaſtiſchen Wortfram und ſpielende Myſtik, 
Träumerei und Schwärmerei wohlberechtigt. Bern ſei es, des unfterblihen Meifterd große 
PVerbienfte, zumal für beſſere Behandlung der Naturwiſſenſchaften und durch fie für Die mate- 
rielle Gultur, zu verfennen oder zu verkleinern! 

Aber fern fel es auch von uns, biefe Richtung aufs Leibliche als das einzige, ja auch nur 
als das hoͤchſte und beſte Ziel philoſophiſcher und wiſſenſchaftlicher Beftrebung anzuerkennen! 
Daß die in Induſtrie, Handel, Landbau und andere materielle Lebensgeſchäfte verſenkten Män- 
ner und viele bequeme vornehme Genießer in einem beftinnmten Zeitalter eines Volkes in dieſen 
Ton einftimmen, das freilich iſt begreiflih. Aber daß ein Mann wie der vortreffliche Macaulay 
diefer jammervollen Einfeitigkeit huldigen, daß er die Widerſprüche überfehen kann, in welche 
er fich dadurch mit den ebelften Thetlen und Richtungen feines eigenen Lebens und des Lebens 
feines Volkes verfept, vasiftfaft unbegreiflih. Wirunfererfeitö glauben, dag Sokrates, Plato und 
Ariftoteles und die Stoa in den ohne ihre Schuld gefunkenen Zuftänden der alten Völker Millionen 
vor dem Verfinken in ven gemeinften und lafterhafteften Materialismus bemahrten und die Kraft 
edlern menfchlichen Lebens erweckten und feſthielten, zum Theil ſelbſt In ven Geſetzen und Regie⸗ 
rungen, 3. B. in den Antoninen, wohlthätig rettenb wirkten. Wir glauben dieſes noch vielmehr 
von dem Ghriftenthum, welches ver Nüglichfeitörichtung fo ganz und gar nit dient, und in 
Beziehung auf welches wir nicht begreifen köͤnnen, warum es B. und Macaulay nur zur Seite 
lafien, flatt e8 folgerichtig mit gleicher Verwerfung zu befämpfen. Wir denken, daß ed noch 
etwas mehr als unfere Telegraphen und Dampfmafchinen die Menſchheit gehoben, beglüdt und 
früher ungeahnten Fortſchritten zugeführt hat, welches nur Die leugnen mögen, ie ſich fo ſehr 
dem Matertellen ergeben, vaß fie nur biefes fehen und glauben. Wir können es felbft nicht 
einmal mit B. und Macaulay als ein Unglüd beklagen, daß vie Philofophien in das Chri⸗ 
ſtenthum Keime ver Entwickelung und Ausbildung verfenkten. Wir glauben vielmehr, daß bei 
Culturvoͤlkern felbft ver rührige Kortfchritt in materieller Entwidelung und Erfindungen von den 
hoͤhern geiftigen Entwidelungen, Beftrebungen und Kämpfen abhängen, daß fle, daB vor 
allem freie wuͤrdige Stantsverfaffungen, wie die britifche, und alle evelften und größten Thaten 
der Menfchen dadurch entflehen und beftehen, daß die Menfchen ein Gefühl und Bedürfniß ihrer 
höhern, von ver Herrfchaft ver materiellen Güter unabhängigen Würde und Beflimmung ha= 
ben und mit allen Kräften nad fittlicher und geiftiger Behauptung und Vervollkommnung 
fireben und für fie fämpfen. China und Rußland und die rufftfche Kirche werden wol felbft für 
eine Eräftig fortfchreitenve materielle Entwidelung und für Bacon'ſche Wiffenfchaft nicht mit bri= 
tiſchen und deutfchen und franzoͤſiſchen Erfolgen arbeiten. Ihre Zuftände und Ausfichten werden 
mit britifchen nicht zu vergleichen fein. Noch weniger wird ein edler Mann wie Macaulay bri⸗ 
tifche Ehre und Tugend mit einer hineftfchen und ruffifchen vertaufchen. " 

Macaulay muß überhaupt gar nicht überdacht haben, wohin bet völlig folgeriähtiger Durch⸗ 
führung feine ausfchließliche Bacon’fche Nüglichkeitöbeftrebung führen müßte. Daß dabei über- 
haupt noch die hoͤhern Güter ver Menfchheit, eine freie Verfafſung, daß ſelbſt die Befchichte, vie 
Poefte, die Kunſt und wirkliche Höhere Wiſſenſchaft und Eultur mit der nöthigen höhern Be⸗ 
geifterung und Liebe aufgefaßt, daß fie ver Pflege, der Anftrengung und ber Opfer würbig 
befunden werben, das ift wahrlich febr zu bezweifeln. Ja was mehr ift, es ift allbefannt, daß 
bei ausſchließlicher Gültigkeit und Herrfchaft des Nüglichen und des Materiellen vie Lebens- 
kraft und bie Achtung und Gültigkeit der Tugend und Ehre verſchwinden. Das hätte ihm 
vielleicht feine eigene Lebensbeſchreibung B.’8 fagen ſollen. Unmittelbar neben ber bewundern⸗ 
den Ausführung des ausfchließlihen Rützlichkeitsſyſtems der Bacon'ſchen Philoſophie ſchildert 
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Mataulay mit der ganzen Wärme feines fittlichen Gefichls und der ganzen Schärfe feiner fitt- 
lichen Denkweiſe dieſe felbft wahrhaft empöͤrende Nichtswuͤrdigkeit dev Bacon’fchen Handlungs⸗ 
weile. So ſchildert er, wie B., der Sohn eines wurdigen, angeſehenen Naterd, des Lordkanzlers 
Eir Riholad B., auch unmittelbar vor feinem erſten Eintritt ins öffentliche Leben unter Auf⸗ 
it und Leitung eines Ehrenmannes, des britiſchen Geſandten in Baris, Sir Amyas Paulet, 
doch ſchon feit dem erſten ſelbſtändigen Auftreten im Staatöleben ſich ald ein Mann ohne afle 
Behauptung einer Höhern fittlihen Würbe und Ehre lediglich durch Nützlichkeitsrückſichten let: 
ten und zu moralifhen Schanbthaten und Verbrechen beſtimmen ließ. So ſchildert Macaulay 
außführlih, wie B. den Miniftern und Bünftlingen, fogar and nad) befhimpfenden Zurüd- 
weifungen, zur Unterflügung feiner Stellengefuche vemütbig und unwürdig fehmeichelte, da⸗ 
gegen aber feinen ebelmüthigen Wohlthäter und Freund, den Grafen Eſſex, der ihn jahrelang 
mit den Ben eifen ber innigften Freundſchaft überhäufte, ihm fogar ein Landgut fehenkte und, 
wie B. felbft fagte. durch die zartfinnige und freundſchaftliche Art der Verleihung ven Werth 
ber Gabe noch überbot, dennoch, ſobald derjelbe den Haß der Königin auf fi geladen hatte, zur 
Erwerbung ber Hofgunft in der gehäffigften Weiſe anflagte, ſelbſt mit Unwahrheiten zum Blut: 
gerüfte trieb und noch nach feinem Tode feinen Ramen mit Schañde zu bedecken fuchte; daß er 
ferner in gleicher Gunſtſchleicherei, als er ſchon unter JafobI. und defſen Günftling Budingham 
die höchſte richterliche und Staatswürde des Lorblanzlers erreicht hatte, einen unglüdlichen alten 
Geiſtlichen, bei welhem man in einer handſchriftlichen nie gehaltenen Predigt eine Majeftätäbe: 
leivigung gefunden hatte, gegen das Gefek und die Gewohnheit auf die Kolter brachte und von‘ 
ihm perfönlich, aber vergeblich während der Torturqualen verbrecherifche Geſtäͤndniſſe zu erpreffen 
fuchte; daß er endlich die hoͤchſte Richterwürde vielfach zur Verfälſchung der Juftiz misbrauchte 
und fi wieberbolt und eingeſtändlich und nach dem ſchweren Strafurtheil des Oberhauſes oder 
feiner Veers beftechen ließ, fo vielfach beftechen Tieß, daß man die fo erbeuteten Summen auf 
mehr als 1 Mill. Glon. anfchlug. 

Iſt e8 denn nun, wenn man biefe weder durch Noth noch Durch innere Bosheit oder auch 
nur durch gewaltige Leidenſchaft, wenigſtens durch Feine andere als vie des nüglichen Erwerbs 
reiher Geldmittel veranlaßten Ehrlofigkeiten und Schandthaten im Verhältnig zu Ihrem geiftig 
jo großen Urheber betrachtet, nicht gerechtfertigt, daß man fle mit jenen Grundſätzen feiner 
Philoſophie in Verbindung bringt? Sie erfcheinen ja in ver That als die folgerichtigften Er- 
gebnifle jener umfaſſenden materiellen Nützlichkeitstheorie, welche pie Beftrebung für die höhere 
und eblere Würde ung Aufgabe des Menfchenlebens felbft bis zur Verfpottung verwirft. Bon 
Macaulay und feinem großen Volke, wenn etwa auch diefeßlegtere ver Bacon’ichen Theorie wörtlich 
beiftimmte, müßten wir, da fie ja eine Bacon'ſche Handlungsweiſe mit fittlicher Verwerfung, mit 
Beratung und Schande branpmarken, fagen, daß fle inconfequent feien, over mit den Worten 
Cicero’8, daß ihr Herz beſſer ſei als ihre Philofophie. Zum Heile der Menſchheit aber, welche 
bem großen britifchen Volke fo Vieles verdankt, müflen wir wünfden, daß fie, wenn fie nad 
Gonfequenz ftreben, doch lieber von der einfeitigen und in ihrer Einfeitigfeit und Ausſchließlich⸗ 
keit völlig unfittlihen philoſophiſchen Theorie als von ihrer eigenen befiern Lebenstheorie ſich 
Iosfagen möchten. Jedenfalls müfjen wir wünfchen, daß nicht fo reichbegabte Schriftfteller wie 
Macaulay ihr Bolt zum Gegentheil verführen möchten. Noch auf ganz andern Wegen als auf 
dem, das materiell Nübliche zum einzigen Ziele des Strebens zu machen, hat das britiſche Volt 
für Ehre, Mat und Glück des eigenen Vaterlandes und der Menfchheit gewirkt, und zwar ſchon 
von den frühen Jahrhunderten an, in welchen das nicht auf der Nüplichkeitstheorie beruhende 
Chriſtenthum im Gemüthe des britifchen Volkes fo tiefe Wurzeln flug, daß zahlloſe britiſche 
Apoftel und Märtyrer ebenfalls nicht aus Nuͤtzlichkeitsrückſichten Heimat und Wohlfein mit 
Opfern, Entbehrungen und Gefahren aller Art vertaufäten, um fernen Ländern die Lehre 
und das geiftige Leben des Chriſtenthums und ſein Streben nach der hoͤchſten Vervollkomm⸗ 
nung zu bringen. Die ſtats und noch heute ſich erneuernden zahllofen Kämpfe und Beftrebun: 
gen für die Höhern fittlichen und geiftigen Güter, für vie @hre der Männer und des Volkes, auch 
mit Aufopferung der Nüglicpfeitsrüdfichten, haben das Eifen britifcher Volkskraft zu edlem 
Stahl gehärtet und gehoben und für Philoſophie und Poeſie, für die größten Entdeckungen ihrer 
Naturforfcher, wie für nügliche Erfindungen und Thaten ven höchſten Lebenskeim entzündet, 
der materiell überall unbegreiflich ift, der aber aus reiner Nüplichkeitöbeftrebung nimmernehr 

bersorgefprungen wäre. Möge derſelbe nie verwahrloſt und ausgeloͤſcht werden und pas englifche 
Volk niemals mit allen materiellen Mitteln einem roͤmiſchen oder hinefifhen Marasmus verfallen! 
Staats s2erifon. II. 7 
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So unrichtig und gefährlid; aber iſt die hier von Macaulay veriheidigte Grundanfiht, daß 
bei derſelben ſogar dad Verſtändniß und bie Geſchichte großer Männer und Völker unmöglidy 
und verfälfcht werben. Selbſt bei einem fonft fo ausgezeichneten Politiker und Geſchichtſchreiber, 
mie der trefflihe Macaulay, bei welchem auch der Irrthum einer-zu materialiftiichen Theorie Die 
Geſundheit des eigenen höhern Lebens und den füttlihen Ipealismus einer edlen Natur im min⸗ 
deften nicht unterbrüden fonnte, laflen ſich doch ſchon aus jener zu materiellen Auffaflung der 
geſellſchaftlichen Berbältniffe hervorgehende unrichtige Hiftorifche und politifche Auffaflungen 
nachweiſen. So finden ſich folde, wie wir glauben, in feiner Lebensbeſchreibung und Würbi- 
gung Lord Chatam's, des Altern Pitt. Diefer großartigfle engliſche Staatsmann bildet mit 
feiner Lebensanficht allerdings einen wahren Gegenfag zu der Bacon'ſchen. Der großartigfte 
engliſche Staatsmann aber iſt Lord Chatam nicht etwa nach den in feinem öffentliden Denkmal 
anerfannten größten Erfolgen, fondern nad) der genialen, meifterlichen Art, wie er dieſe un: 
geheuern Erfolge zu erringen wußte, überhaupt nad) feinen großen Eigenfhaften, namentlich 
auch feiner großen parlamentarifchen Beredtſamkeit, und vor allem nad feiner tiefen ſittlichen 
und rechtlichen Auffaflung des Staatslebens. Macaulay aber fcheint dieſe über feinen niedri⸗ 
gen politiſchen Maßſtab weit hinausgehende Größe keineswegs richtig zu würdigen. Und nur 
daraus muß es wol erflärt werben, daß er Lord Chatam's fpäteres Wirken nad feiner großen 
Krankheit zu deſſen Verkleinerung benugt. Wenn man aber, wie auch ber Verfafler diefer 
Zeilen, ſolche Kranfe wie Lord Chatam felbft in unmittelbarer Nähe beobachten Eonnte, jo wird 
man mit Nothwendigkeit zu einer andern Anfiht hingetrieben, Lord Chatam litt yon früher 
Jugend bis zu feinem Tode an Bit. Diefer Krankheitäftoff Hatte ih auf pas Gehirn geivorfen 
und ihn eine lange Zeit hindurch, in welcher feine Gattin allen Befuch entfernte, ver Freiheit 
des Geiſtes beraubt. Endlich fchien er ſoweit genefen, daß ex wieder in das Xeben eintreten 
und in oberflählicher Beobachtung für völlig genefen gehalten werben Eonnte. “Aber bei dieſer 
Krankheit erfolgen nur zu oft Fleinere und größere Rückfälle. Diefelben veranlaffen dann, oft 
nur vorübergeheno, einzelne dem Patienten in feiner frühern Gefundheit entſchieden frembartige 
Auffaflungen und Gandlungsweifen. Sie zerftören aber überhaupt oftmals die polle geiftige 
Geſundheit und geiftige Folgerichtigfeit, ſodaß es ein Glüd für die Ehre diefer Männer ift, 
wenn bald flärfere Störungen wieder eintreten, damit auch die äußere Welt fie nicht mehr ver= 
antwortlich madt. Gigene liebevolle und forgfältig beobachtende Familienglieder thun dieſes 
auch ſchon früher gewöhnlich nicht. So fah der Verfaffer dieſer Zeilen feinen ehemaligen Col⸗ 
legen und Freund, den berühmten Eiviliften Cramer, jahrelang vermeintlich gefund umher⸗ 
gehen und ſelbſt feine Profeſſur verwalten, ohne daß, einige ftärkere Rückfälle abgerechnet, An- 
bere als feine treue Gattin und einige vertraute, genau beobachtende Freunde viele feiner 

ußerungen und Handlungen mit Sicherheit nur feiner Krankheit zufchrieben. So nun muß 
es aber fi nad allen Nachrichten über das fpätere Befinden und Handeln des trefflihen Lord 
Chatam mit dieſem in feiner fpätern Wirkfamfeit verhalten haben. Die bei diefem edlen, Eräf- 
tigen, Mar und weit blidenden Manne unerflärlichen Eleinlichen und feiner frühern gefunden, 
großartigen Handlungsweiſe und Politik völlig widerſprechenden Öffentlichen und Privathand- 
lungen, die mit Recht Erſtaunen erwecken, vürfen offenbar nicht nem großen Staatsmann Lord 
Chatam, fondern fie müflen feiner Krankheit zugefchrieben werden. _ 

Noch weniger aber darf man mit Macaulay mehre feiner tiefften und richtigſten Auffaſſun⸗ 
gen jeined vaterländifchen Staatsrechts für grobe und leichtfertige Irrthümer erklären. Mac 
aulay behandelt namentlich zwei Orundanfichten Lord Chatam's in folder Weife. Die erſte ift 
die , daß ed auch in England, wie bei jedem freien Volke, einige wenige hoͤchſte Rechtsgrundſätze 
gebe, welche rechtlich auch jelbft von allen Factoren ver Geſetzgebung, alfo auch durch die foge- 
nannte Omnipotenz des Parlaments nicht gültig aufgehoben werden Eönnen. Die zweite ift 
Die , daß die Steuerauflage weſentlich zu unterfcheiden ift von aller ſonſtigen Gefeßgebung, und 
daß in einem freien Bolke auch dann, wenn für gemöhnliche Geſetze, das Gleiche nicht gefodert 
wird, doch für eine rechtliche Beſteuerung Bewilligung durch den Steuergeber oder feine er- 
wählten Nepräfentanten, over doch befondere Rechtsgründe, wie die einer Entſchädigung 
». ſ. w., rechtlich nothwendig find. Diefer Grundfag wurde mit den Worten: „Ohne Reprä⸗ 
fentation Feine Taxation“, als ein natürliche8 Urrecht oder British birth-rigbt unter energifcher 
Öffentlicher Zufttimmung Lord Chatam's von den nordamerikaniſchen Colonien den Steuer- 
suflagen des engliſchen Parlaments entgegengefept , während biefelben Colonien die Geſetze des 
engliſchen Parlaments, auch ohne in demfelben Repräfentanten zu haben, willig anerfannten. 

Diefe beiden Orundfäge ergeben fi nicht blos aus ver Natur der freien Theilnahme felb= 
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Ränbiger ſittlicher freier Männer an viner rechtlichen freien Gemeinſchaft, aus ihren natarlichen 
Borsfehungen, Gruudbedingungen ader Grundverträgen, bei welchen abfolute, bedingungd- 
loſe Hingabe felbfi der ganzen Perſoͤnlichkeit undenkbar ift, fle find auch überall tief in die Ge⸗ 
ſchichte der freien Verfaſſungen freier Völker verwebt und in venfelben anerkannt, aud da, wo 
fie die Verfaffungsurkunde nicht fo wie die nordamerikaniſche ausdrücklich aufzählt. Der erſte 
faßt nad germanifcher Brundanficht als Behauptung ber ganzen perfönlichen oder bürgerlichen 
Freiheit und Würde mittelbar auch ven zweiten in jih. Er trat an ſich aber deutlich hervor 
aus in den Verfaſſungen bes Alterthums, fo namentlich in den allgemein beſchworenen Grund⸗ 
rechten ber römischen leges sacratae (ded römifhen Grundvertrags), in den felöft für bie roͤ⸗ 
miſchen Somitien unantaftbaren Rechten des Cicero, wie in den jura naturalia semper firma 
atque immutabilia des römifchen Corpus juris. Der zweite trat neben dem erftern noch beſon⸗ 
vers ald Behauptung der materiellen Grundlage freier Perfönlichkeit, nämlich des Eigen- 
thums, hervor in allen germanischen Berfafiungen. (©. über beine Grundfäge Grundgefeg 
und Beeten.) Den zweiten Grundſatz, welcher bekanntlich, wie überall in den altgermanijchen 
Verfaffungen , fo bis auf den heutigen Tag in ber englifhen Verfaffung ganz verſchiedene 
Bedingungen und Kormen bei Geſetz- und Steuerbewilligungen erzeugte und aud die Namen 
Dona, Abgaben, Beeten, Beifteuern für die Steuern begründete, entwidelte Lord Chatam als 
ſelbſt ein natürliches, unzerſtörliches Urrecht und British birth-right. Er bezeichnet ihn auch mit 
den Worten: „Ohne Repräfentation feine Taxation“, oder: „Wenn mein Gigentfum mein 
it, jo darf mir ed Niemand und aud) die Regierung ohne meine Einwilligung nicht nehmen.“ 
Unter feiner energiſchen Zuſtimmung, welde fein König ald wirkſam für die nordamerikaniſche 
Revolution anflagte, fegten die norbamerifanifchen Colonien den Steuerauflagen des engli- 
hen Parlaments vdiefed britifche Lirredht entgegen. Einmal durch Zurüdnahme ver Stempel: 
arte vom englifchen Parlamente felbft anerkannt, dann aber durch die Theefleuer in leiden⸗ 
ſchaftlicher Ubereilung aufs neue verlegt, wurde dieſer Orundfag der unmittelbare und nädjfte 
Grund des norvamerifanifchen Kriegs. Er wurde fo mittelbar eine Hiftorifche Urfache der 
größten welthiftorifhen Ihatfache, der norpamerifanifchen Freiheit. Und dennoch will der 
Politifer und Geſchichtſchreiber Macaulay, verführt purd feine materialiftifche Richtung, ben 
großen Chatam als oberflächlich tadeln, weil er in dem Leben freier Nationen die Wirkſamkeit 
höherer, über dem materiellen Negierungsmehanismus ftehender Kräfte und Grundſätze aner⸗ 
kennt. Ein unbefartgene gründliche Erforſchung aller germanifchen und ver englifchen Ver⸗ 
faffungsfämpfe und Geſchichten würde ihn aber ſicher nicht blos den vielfachen großen Einfluß 
jener Berfhienenheit der Steuerbewilligungen vor der übrigen Gefeßgebung, ſondern überhaupt 
die Eriftenz jener höhern Urrechte erkennen laſſen, trogdem daß diefelben fo oftmals materiell 
verlegt worden, und trotzdem daß ihre genauere Feftftelluug ſchwierig und beftritten iſt. Diefe 
beiden Mängel Eleben ja auch andern wichtigen und unwichtigen Nechten an, melche vielleicht bei 
weitem weniger einflußreich und wohlthätig für die Dienfchheit und ihre Cultur find. Wer über 
bie Entwickelungen und die Lebendaufgaben gefitteter Völker philofophifch oder hiftorifch richtig 
urtheilen will, der darf eben feinen Augenblid die unzertrennliche Verbindung und Wedel: 
wirfung des Höchften und Nieberften, des Sittlihen und Leiblichen aus ven Augen laffen, ber 
darf nie mit B. und Macaulay ausfchließlidh dad materiell Nützliche und die materielle Vervoll- 
fommnung preifen, ebenfo wenig als deren Vernachläſſigung. Ohne das Göttliche gibt es 
jelbft nicht einmal einen menſchlichen, ſondern nur einen thierifchen Leib. MWelder. 
Baden. (Gefhihte) Das Großherzogthum Baden ift der flebente Staat im Deut: 
fhen Bunde. Es liegt in dem fünöfllichften Theile Deutſchlands, von Rheinbaiern, Frankreich 
und der Schweiz durch den Rhein und Bodenſee, von Heffen und Baiern durch den alten Foöͤrich 
und Odenwald, von Würtemberg und Hohenzollern durd ven Schwarzwald, vie Baar und 
Rauhe Alp getrennt. In diefer Lage bildet dad Großherzogthum ein etwa 65 Stunden langed 
zuſammenhängendes Orenzland, welches mit feiner größten Breite (im Süden) ungefähr 55, 
mit feiner geringften (in der Mitte) aber faum A Stunden mißt, und deſſen Bopengeftaltung 
und Klima ebenfo verfchieden find. Denn zwifchen dem hohen Rüden des Feldbergs, wo Fein 
Gebüſch mehr gedeiht und der Schnee oͤfters bis tief in den Sommer hinein liegen bleibt, und 
den warmen, wein- und obftreichen Ufern des Rheins und Bodenſees reihen ſich Die Gebirgs⸗ 
arme, Hochgelände, THäler und Ebenen in bunter Mannichfaltigkeit aneinander. Vom Stode 
des Feldbergs erſtreckt fich ver Schwarzwald bis hinaus an den Randen (bei Schaffhaufen) und 
bis hinab an den Neckar, wo der Odenwald beginnt, welcher die Hochebene bed „Baulanbee“ 
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neben fi bat, twie ver Schwarzwald jene der „Baar”. Die ſchoͤnſten und Intereffanteften Ge⸗ 
genden finden fih an den Borhügeln viefer Gebirge, wo bier aus engen und wilden, dort aus 
weiten und fruchtbaren Thälern taufend flfchreiche Flüſſe und Bäche in die Ebene hervorftrömen. 
Das Neckar-, Murg-, Kinzig-, Treiſam- (oder Hoͤllen-) und Wiefenthal find ihrer landſchaftli⸗ 
hen Reize wegen durch Reiſebeſchreiber, Maler und Dieter berühmt geworben, aber auch Die 
grotesfen Partien des Wutach- und Werrachthals ziehen die Blicke des Naturfreundes an. 
Sonft erfiheinen ald am meiften durch befondern Charafter ausgezeichnete Gegenden und Land⸗ 
fhaften : im Unterlande die altberühmte Bergftraße am weſtlichen Abhange des Odenwaldes, das 
odenwäldiſche Bauland, der freundliche Taubergrund, die Hard und der Bruchrain mit ihren 
Eichwäldern und Moorgründen; im Oberlande der herrliche Breisgau, die wiefenreihe Ortenau, 
das ſchwarzwäldiſche Hochland mit feiner Induftrie, die getveidereihe Baar, das romantijche 
Hegau und die zaubervolle Seegegend. Überhaupt aber ift Baden nicht blos eines der [hönften 


. und gefegnetften, fondern auch eines der beuölfertften und cultivirteften Länder beutfcher Zunge. 


Diefe Lanpfchaften bildeten im Beginne unferer Zeitrechnung den ſüdweſtlichen Winkel 
des römischen Borlandes am Oberrheine, welches bei Tacitus bezeichnend sinus imperii et 
pars provinciae genannt wird. Denn nad der Eroberung Galliend und Helvetiend hatten 
die Römer ihre Blicke auch auf das benachbarte Germanien geworfen und vorerft die viel: 
fach von ihrer urfprünglichen celtifchen Bevölkerung verlaffenen Gegenden zwifchen ver Donau, 
dem Rheine, Maine und Nedar zu einer Militärcolonie benugt, welche unter neue galliſche An⸗ 
fiedler und römifche Veteranen nach gewöhnlicher Vermeſſung (den Winkeln eines X) ausgetheilt 
war (daher agri decumates) und durch die Befeftigung ihrer nordoͤſtlichen Grenzen vermittels 
eines Walls und Grabend over Pfahlwerks (daher limes decumanus) als Vormauer des roöͤ⸗ 
mifchen Reichs gegen die immer gewaltiger herandringenden Deutichen galt. Don den Nieder: 
laffungen ver gallifchen Anftenler, wie von den römischen Haupt und Nebenftraßen, Feſtun⸗ 
gen, Wartthürmen, Stationdhäufern, Städten, Bädern, Tempeln und Ziegelbrennereien, 
Denk- und Wegfteinen find noch in beinahe allen Gegenden reiche Trümmer und Spuren vor: 
Banden, woraus man fihlteßen darf, daß der Anbau des Landes in den mohlgelegenern Teilen 
einen nicht geringen Grad erreicht hatte. Auch zeigen fich im heutigen Berg:, Wein, Ader: 
und Wieſenbau no Merkmale, melde ftchtbar Überbleibſel und Überlieferungen aus der rö- 
mifh = gallifhen Bebauung des Vorlandes find. ” 

Bon der Hauptſtadt Moguntiacum (Mainz) z0g fih, wie jenſeits am heine, fo auch dieſ⸗ 
feit8 am Gebirge Hin eine Militärftraße, mit einer firategifchen Linie correfpondirender Baftelle 
und Wartthürme auf den benachbarten Höhen, bei Lupodunum (Ladenburg) über ven Neckar, 
bei Duriacum (Durlach) über die Pfinz und bei Athiniacum (Ettlingen) über die Alp nad) der 
civitas Aurelia aquensis (Baden-Baden), welche mol Die bebeutendfle Stadt der ganzen Rhein: 
thalſtrecke vom Nedar bis an ven Bodenſee war. Sie verdankte ihre Gründung den Kaiſern 
Hadrian und Antonin und ihre Blüte vem Earacalla, defien Namen fie trug; es umgab ſie ein 
beträchtliches Gebiet (res publica aquensis), welches fpäterald marca Badin erſcheint. Von da 
aber zog jich die römifche Bergftraße bei Morodunum (Mortenberg) über die Kinzig und bei 
Rigola über die Elzach, um einerfeitd am Nheine Hin über Brisiacum (Breiſach), über die Aquae 
am Blauen (Badenweiler) und über die Wiefe bei Laureacum (Lörrach) nad) der civitas 
Augusta Rauracorum (Bafel= Augft) zu gelangen, andererſeits aber über Tarodunum (Zar: 
ten), über die sylvaMarciana und ven mons Abnoba (Schwarzwald und Baar) die große Ober: 
donauftraße zu erreichen, welde von Vindonissa (Windiſch) bei Tenedo (Dettingen) über den 
Rhein, ſodann über Juliomagus (Stülingen), Brigobannis (Bräunlingen) und Arae Flaviae 
(Rottweil) nad dem Dimauthale lief. In diefer Weife bildeten die jetzt babifchen Lande mit den 
angrenzenden Theilen des römifhen Vorlandes ein eng zufammenhängenpesBanzes, deſſen 
Zukunft es war, ſich nach der Völkerwanderung und während des Mittelalter8 immer mehr zu 
trennen und in eine Menge größerer und Fleinerer Territorien aufzulöfen, um endlich in der 
neuern Zeit allmälig wieder zu einem Stante vereinigt zu werden, welcher feinen Namen vor. 
der deutſchen Bezeichnung der alten civitas aquensis am Osbache erhielt. 

Seit Caracalla waren die Deutfhen Anwohner des Vorlandes immer Fühner gegen daſſelbe 
geworden und enblich verbanden fih mehre Stämme verfelben zu einer Art von Eidgenoſſen— 
[haft unter vem Namen ver Alemannen und befämpften die römifche Herrſchaft am Oberrheine 
und Bodenfee unermüdet in einem mehr ald hundertjährigen blutigen und wechfelvollen Kampfe, 
bis fie mit dem beginnenden 5. Jahrhunderte völlig die Herren beider lifer waren. Im ftar: 
fen Maſſen befegten jie das eroberte Land und theilten daſſelbe unter ſich nad) ihrer Sitte ver 
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Berboofung, woburd jeder Freie jein eigen Hofgut erhielt, welches er mit feiner Familie und 

mit Zeibeigenen aus der zurückgebliebenen celtifch = römischen Bevölkerung bebaute. Und wie am 
Oberrheine die Alemannen, fo machten ed am Mittelcheine vie Franken, das vornehmfte ver 
drutichen Voͤlker. Beide Stämme vertrugen ſich diefleit des Stroms, wenn auch in fleter Gifer- 
ſucht, doch noch leidlich nebeneinander; jenjeit8 aber, wo ed Die. Herrſchaft über das blopgegebene 
Gallien galt, geriethen fie in einen um fo biutigern Kampf, welchen die Schladht von Zülpich 
496 für die Franken entſchied. Chlodwig wurde dadurch Gründer der fränkiſchen Monardie; die 
Alemannen mußten ſich verfelben anfchließen , wie vie Schwaben und Baiern, und ihre Grenz⸗ 
marken über die Murg zurüdziehen. Es entflanden von dieſem Fluffe an über den Rhein, Nedar 
und Main hinab die Herzogthümer Nhein- und Oſtfranken, durch das Land aufwärts aber his 
an die Vogeſen, ven Jura und die helvetifchen Alpen und bie hinaus an ben Lech die Herzog: 
thümer Elfaß und Schwaben , welche jpäter zufammenftelen. Die Grenze zwifchen dem fränfi- 
fen und alemannijchen Rheinthale blieb jenſeits die Selz und dieffeitö der Osbach mit dem 
Orte Baden, welchen fi vie Franken wahrſcheinlich feiner alten Bäder wegen noch zugetbeilt 
hatten. s 

Durch die Franken erhielten die verſchiedenen, jet badiſchen Lande pas Chriſtenthum und 
die politifch - militärijche Einrichtung der Gauverfaffung. Schon unter den Dagoberten follen 
bie alten, während ver Römerherrfchaft gegründeten, durch die Völkerwanderung zerftörten 
Biſchofsſitze zu Mainz, Speier, Worms, Straßburg, Bafel und Konftanz (Windiſch) wieder⸗ 
bergeftellt worden fein. Aber weiter hinauf noch reicht das Wirken der irischen Miffionare, 
welche in einer faſt ununterbrochenen Reihe bis in die Zeiten ver Karolinger das obere Rhein- 
thal und die angrenzenden Gegenden bejucht haben. Bei dem alten Sanctio fliftete der heilige 
Fridolin (geft.540) die Abtei Säckingen, welche jomit eines der älteſten Klöfter in ganz Deutſch⸗ 
land war. Diefem Glaubensboten folgten 614 Golumban und Ball, von denen das Gotteshaus 
St.Gallen ftamnıte, deflen Einfluß auf die Bodenſeegegend und noch auf weiterhin bis über den 
Schwarzwald herab eine große Bedeutung gewann; zu gleicher Zeit ungefähr erfchienen Offa 
und Landolin, aus deren Zellen die Klöfler Schuttern und Gttenhein - Münfter entſtanden; bie 
heilige Lioba, auf Beranlaffung des heiligen Bonifaz 725 Stifterin des Kiofters Bifchofshelm 
an der Tauber, und der Heilige Piomin, 724 Gründer von Reichenau, das an Güterbeftg und 
gelehrten Männern lange Zeit mit St.:Gallen metteiferte. Neben dieſen erften Gotteshäufern 
wurden im Bereiche der jet bapifchen Lande und in deren nächſter Nachbarſchaft während des 8. 
und folgenden Jahrhunderts noch mehre andere gegründet, wie St.-Trutbert um 650, Schwarzach 
734, Gengenbach 746, Lorſch 764, Rheinau 778, Hirſchau 838 (ſchon feit 648 ein Kirch⸗ 
lein), Rapvolfszell 860, Waldkirch 916, St.-Blaſien 956 (ſchon feit 800 eine Zelle), Öhringen 
965 ‚Beteröhaufen 980, Sulzburg 993, von denen einige in religiöfer, literarifcher und land⸗ 
wirtbfchaftlicher Beziehung wahre Mufteranftalten waren. 

Was nun das Gaumejen am jet badiſchen Bodenſee, Oberrhein, Nedar und Main betrifft, 
aus welchem fich die fpätern gräflihen und fürſtlichen Territorien dieſer Lande herausgebilver, 
fo verdienen deshalb die namhaftern derfelben bier aufgezählt zu werben. Vom nörblidhen Ufer 
des Bodenſees und vom benachbarten Rheine 3 an die Waſſerſcheide der Donau und an den 
Randen erſtreckten ſich der Linzgau (die Heimat der Alemanni Lentienses) und Hegau , wo bie 
thätifhen Grafenhäufer von ‚Heiligenberg und Ramsberg (Nellenburg) ſich feftfekten; vom 
Randen und nörblichen Theile der Wutach über dad weite Hochland hin, mo die Quellen ber 
Donau entipringen, dehnte fi) der Baargau aus, die Heimat des birthiloniſchen Geſchlechts; 
som Süden und Weften vefielben bis an ven Rhein und die Werrach lagen ver Klett- und Alb: 
gau, deren erblihen Beſitz die Grafen Stülingen und Habsburg gewannen; hierauf folgten 
jwifchen dem Rheine und der Schneefchmelze des Schwarzwaldes bis an bie Bleich ver Breisgau 
(die Heimat der Brisigavi) und bis an den Osbach die Ortenau (Mortenau, von. Morodunum) 
beide vom Haufe Zähringen verwaltet, und hiermit endigte füch bier pad Herzogthum Alemannien 
oder Schwaben. Das Herzogthum Rheinfranfen begann mit den Uf= und Pfinzgan, Wirm⸗ 
und Enzgau, welche mit ihren Unterabtheilungen die Waflergebiete ver Alb, Pfinz und Enz 
bildeten, mit deren Berwaltung man ſchon unter ven Merovingern das fränkiſche, vem Chriften- 
thum entjchieven ergebene Gefchlecht ver Grafen von Calw betraut hatte; denn bie Grenzmarfe 
gegen das unterivorfene, unzufriedene und unruhige Volk ver Alemannen bedurfte eines zuver- 
läfjigen und mächtigen Wächters. Sodann folgten ver Kraichgau bis gegen Wisloch, der Lob: 
dengau (Robedengau, von Lupodunum) über den Nedar hinab bis an die Weſchnig und das 
rich (Forah- abi) und der Elfenzgau over das Waflergebiet der Elfenz und des Schwarzs 
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bachs, an welches ſich der untere Neckargau anſchloß; endlich im oſtfränkiſchen Gebiete vie Wein⸗ 
gartau, von Odenwalde über das Bauland an ven Main, von wo der Taubergau ſich über das 
Waflergebiet ver Tauber erftredte. Da ein großer Theil dieſes Terraind (der Lobdengau und 
die Weingartau) vom Kaifer ſchon jehr früh an das Hochſtift Worms geſchenkt wurde, fo kamen 
bier nur zwei Grafenhäuſer auf, das von Laufen, ein Zweig des calwiſchen, und Das von Wert⸗ 
beim, einer des bennebergifchen. 

Weitaus die mädhtigften derjenigen Befchlechter , welche in dieſen ſchönen, fruchtbaren, ſchon 
feit vem 7. Sahrhundert faft überall bemohnten Bauen erblidhe Graffchaften erlangt hatten, 
waren aber die Zähringer und Galwer, deren Gebiete fih am Osbache, im gefegneten Thale 
von Baden berührten, was bei ver gleichen kirchlichen und politifchen Richtung beider Häu⸗ 
fer die Verbindung veranlaffen mochte, woburd (um 1060) der jüngere Sohn des Grafen 
Berchtold von Zähringen mit der Tochter des Grafen Albrecht ron Calw jenen alten Bäderort 
mit Burg und Herrfchaft gewann, veren Namen vie bleibende Bezeichnung ver Nachkömmlinge 
diefer Ehe geworben. #8 mar eine Verbindung, welche vie Taufe des Unglücks erhielt; denn in 
dem erbitterten Streite ziwifchen Thron und Altar, deſſen Wirkungen fo tief in das damalige Le= 
ben Deutfihlands eingriffen, daß die Parteiung dafür und dawider alle Schichten ver Geſellſchaft 
erſchütterte und oft die engften Familienbande zerriß, ſchloſſen fih die Zähringer und Calwer 
aufs entfchienenfte ver Kirche an und büßten darüber Gut und Blut ein. Graf Berdtold, welcher 
zu den Grafſchaften des Breisgaus und der Ortenau durch Verwandtſchaft mit dem nellenbur- 
gifchen Haufe auch nod jene des Thurgaus erhalten, wie durch Bervienfte um den kaiſerlichen 
"Hof die Anwartichaft auf pas Herzogthum Schwaben erworben hatte, mußte ſich feiner Stellung 
wegen von dem jungen Könige Heinrich mistrauiſch behandelt und nicht nur um ven ſchwäbiſchen 
Herzogshut betrogen, fondern aud; vom Herzogthume Kärnten, dad man ihm als Entihäpi- 
gung zugefagt, wieber verdrängt fehen, worauf er endlich mit dem Herzoge Welf und andern 
füddeutfhen Großen den Kampf gegen Heinrich IV. unternahn. Das Glüd begünftigte aber 
die Waffen des Königs, der eine fo furchtbare Rache an feinen Feinden nahm, daß Berchtole 
barüber wahnfinnig warb und in dieſem Zuftande 1077 den Geift aufgab, nachdem fein jünge- 
rer Sohn Hermann fhon 4073 als Bauer verkleidet nah Clugny geflohen und nad wenigen 
Monaten vor ram geftorben war, während deflen Gemahlin, die calmifche Erbtochter Itha, 
mit ihren Söhnlein Hermann bei vem Papfte eine Zuflucht gefunden hatte. Diefes ift in Kürze 
bie Geſchichte der Entftehung des Haufes Baden. Hermann IL. erbte von feinem Vater neben 
verichiedenen Gütern in Schwaben die Grafihaft des Breisgaus und von feiner Mutter bie 
Herrſchaft. Baden mit noch andern Befigungen im fühlihen Rheinfranken, und da fein Vater 
von der Mark Berona, welde ihm als ein Anhängfel des Herzogthums Kärnten zugetheilt 
worden, ven Titel eines Markgrafen angenommen, jo führte er nenfelben fort und vererbte ihn 
auf feine Nachkommenſchaft, wie fi denn Rudolf I. noch 1288 marchio de Verona, dominus 
in Baden genannt. 

Inzwiſchen war es dem ältern Bruder Hermann's I., dem zähringifchen Stammhalter Berch⸗ 
told II., durch den jüngften, welcher als Biſchof Gebhard von Konftanz eine bedeutende Rolle ge- 
fptelt, gelungen, die Herzogewürde von Schwaßen zu erlangen; allein die aufftrebenden Hohen⸗ 
Haufen, vom Kaiſerhauſe anfangs begünftigt, machten ven Zähringern das Herzogthum folange 
ſtreitig, bis dieſe 1096 gegen eine befriedigende Entſchädigung darauf verzichteten. Sie behiel⸗ 
ten den herzoglichen Titel und über ihre Stammlande im Breiſsgau, in der Ortenau und auf 
dem Schwarzwalde die fürftlihe Gewalt und befamen dazu als unmittelbares, vom hohenſtau⸗ 
fiſchen Herzogorechte unabhängiges Neihslehn den Thur= und Aargau mit der Haupiflant 
Züri), wie fpäter (1127) auch das Rectorat über die burgundifchen Lande vom Wasgau über 
ben Jura hin bis an das Mittelmeer (dad Königreich Arles). Hierdurch gewannen die Jährin- 
gex ein großes, eintlußreiches Anfehen im ganzen Südweſten des Neichs; fie vermehrten daſſelbe 
durch den löblichen Geift ihrer Verwaltung, welde Ordnung und Sicherheit, Handel und Wan: 
del und bürgerliches Leben überall fügte und förderte. Namentlich erwarben fie fih das Lob 
‚der Nachwelt durch die Gründung oder Hebung der Städte Freiburg (1112) und Neuenburg 
im Breiögau, Vittingen in der Baar (1119), Offenburg und Haslach in der Ortenau, Preis 
burg im Üchtlande, Milden, Ifferten, Burgdorf und Bern. ' 

Durch eine fo Fräftige und forgliche Herrſchaft gewann die Gultur der zähringifchen Linder 
ungemein, und im Breisgau wuchs die Stadt Freiburg zu einem blühenpen Gemeinweſen heran, 
da ihr die Herzoge bie koͤlniſche Verfaffung ertheilt hatten, wonach fofort auch die Orbnungen 
vieler andern Städte gemodelt wurden. Leider erlofch ver Stamm ver Zähringer fchon 1248 mit 
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Berhielo V., welcher aus Huger Sparſamkeit die ihm angebotene Kaiſerkrone ausgeſchlagen 

beite. Das reihe Erbe dieſes Fürſten fiel an feine beiden Schweftern (denn die badiſchen Agnes 

tm des Hauſes waren ſchon durch frühere Todtheilungen abgefunden); Agnes, die Gemahlin des 
Grafen Cgeno von Urach, erhielt die niedere ober ſchwäbiſche Herrſchaft (d. h. die Stammgüter 
im Brelsgau, in ber Ortenau und auf dem Schwarzwalde) und Anna, bie Gemahlin des Gra⸗ 
fen Ulrid von Kyburg , die obern oder burgundifchen Lande; die Reichslehen aber nahnı ber 
Raifer zu Handen des Reichs. Später (12536) theilte fi das zähringifch - urachiſche Haus in 
zweißinien, von Denen die eine freiburg, deſſen Namen fie führte, die andere aberVittingen befaß 
und ih vom Schloffe Fürſtenberg benannte. Blüht nun leptere noch gegenwärtig, fo erloſch 
jene fon 1458, nachdem fie 1567 durch vielfache Bedrückungen die Stadt Freiburg eingebüßt 
hatte, welche Äh, wie kurz zuvor Vittingen auf ähnliche Weife, unter bie Schußherrichaft des 
Hauſes Hſterreich begab. Hierdurch gewann dieſes im ſüdweſtlichen Theile von Deutſchland ein 
vorherrſchendes Anſehen und es bildete ſich, bei der eigenthümlichen Erwerbungskunſt der Habs⸗ 
burger, vom Elſaß bis an den Bodenſee ein (von andern Gebieten freilich vielfach unterbroche⸗ 
nes) großes Furſtenthum unter dem Namen Vorderöſterreich. 

Daſſelbe umfaßte (nach dem Verluſte ver thur⸗ und aargauiſchen Stammlande), außer dem 
Oberelſaß, Sundgau und Frickthale, dieſſeit des Rheins die Grafſchaft Hauenſtein, wo die 
alte Veſte am Rheinpaſſe einſt ein Sitz Rudolf's von Habsburg war, welcher in ver Nähe die 
Stadt Waldshut gegründet; die Herrſchaft Wehr (Werra), die Grafſchaft Freiburg und die 
Herrſchaften Niederuſenberg, Kürnberg, Triberg, Kaftel- und Schwarzenberg, mit Freiburg 
als der Hauptftadt Des dieſſeitigen Landestheils oder „rechten Geſtades““. Diefe Stapt, welche zu 
ihrem alten Markte 1467 auch eine bald ſehr aufblühende Hochichule erhalten hatte, wurde nad 
dem Anfalle des Elfag an Frankreich der Sig der „vorderoͤſterreichiſchen Weſen“ (Regierung), 
erreichte aber nie mehr ihre frühere Stattlichfelt; denn Die Öfterreichifche Verwaltung wirkte nicht 
hebend auf das Land, da jich unter ihrer anfcheinenden Milde nur ein despotiſches Syſtem ver: 
barg. Der Adel opferte fich in ven Kriegen des Erzhauſes meift unbelohnt auf, die Klöfter wur⸗ 
ben anderweit in Anſpruch genommen und vie ehedem freien Städte mehr und mehr um ihre 
alten Rechte gebraht. 

Inzwiſchen vergrößerte fi auch das marfgräflice Haus von Baben, nachdem es durch die 
Söhne Hermann's IV. (des Großenfeld von Hermann I.), die beiden Markgrafen Hermann V. 
und Heinrich J. um 1190 in bie zwei Linien zu Baben und zu Hachberg getrennt worden, von des 
nen die jüngere die zäbringiichen Stammlande im Breisgau mit der Grafſchaft piefes Landes erhielt 
und bald ebenfalls in zwei Linien audeinanderging, in die hachbergifche mit ber Herrſchaft Hach⸗ 
berg und Oberuſenberg, und die ſauſenbergiſche, deren Erbtheil 1315 und 1444 mit den 
Serrihaften Nöten und Babentreiler vermehrt wurde. Die Markgrafen von Baben aber grün 
deten im Herzen der jet babifchen Lande ein zufammenhängendee Fürſtenthum, nachdem ihre 
Erbſchaft lange Zeit ein vielfach auseinander gelegenes Beſitzthum von Eigengütern, Lehen und 
Boigteien war. Namentlid gewann ver um Kaiſer und Reich hochverdiente Markgraf Her⸗ 
mann V. durch feine Gemahlin und durch Faiferliche Begünftigung die Städte Pforzheim, Durs 
lach und Ettlingen (nebſt Eppingen, Sinshein und Laufen, fpäter wieder vom Kaufe abge: 
kommen), telche mit dem alten Baden am Osbache, wo die Markgrafen ihren Hauptfig genoms 


. men, gleihfam Die vier Säulen des Landes bildeten. Hierzu erwarb fein Sohn RubolfL 


(1245 — 88) durd feine Gattin und dur Kauf die Schlöffer Alteberftein und Grezingen, 

an welchen die Grafſchaftorechte über ven Uf- und Pfinzgau bafteten, was ven Markgrafen erſt 

zum vollen und wahren Landesherrn dieſer Öegenven machte. Bon jegt an gab ed ein „Fürſten⸗ 
thum der Markgrafſchaft Baden“, welches fi) von Graben bis hinauf nah Adern und vom 
Rheine bis theild auf die Höhe des Gebirge, theild über diefelbe an die Enz und Nagolv hinab 
erſtreckte. Nach dieſer erften Blütezeit des badischen Hauſes folgte aber durch Landestheilungen, 
Fehden und fchlechte Wirthfchaften eine ſichtbare Abnahme; es gab ſchon ſeit 1291 eine obere 
Markgrafſchaft mit der Hauptſtadt Baden und eine niedere mit dem Hauptſitze Pforzheim, und 
die beiden Nachbarn Würtemberg und Rheinpfalz benutzten die gute Gelegenheit, ſich gegen die 
Markgrafen zu vergroͤßern. Erſt Bernhard I. (1372 — 1431) Vereinigte die ſaͤmmtlichen 
markgräflichen Lande wieder in einer Hand und machte das Familienſtatut der Unveräußerlich- 
keit und Untheilbarkeit verfelben. Eben diefer Fürſt ordnete und verbefferte die Landesverwal⸗ 
tung, ließ die verfchlenenen Landrechte jhriftlich verzeichnen und vermehrte fein Beſitzthum durch 
neue Erwerbungen, namentlich durch den Ankauf der breisgauiſchen Herrſchaft Hachberg von 
dem legten. Spröflinge des altern Aftes der hachbergiſchen Nebenlinie des markgräflihen Hau⸗ 
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ſes. Seine maßloſe Kriegsluſt aber brachte ihn größtentheils wieder um ben Gewinn biefer Ver⸗ 
dienfte, und e8 war feinen drei nächften Nachfolgern vorbehalten, den Neubau ver Markgraf: 
ſchaft mit glücktiherm Erfolge fortzuführen. 

Jakob 1. (1451 — 53), einer der gepriefenften Fürften des Reichs, ver die Grafſchaft 
Sponheim erbte, fuchte vor allem die Öffentliche Sicherheit und Ordnung im Lande her: 
zuftellen und feine Söhne im Geifte des Fortſchritts, welcher die damalige Zeitrichtung bezeich⸗ 
nete, heranzubilven, was ihm erfreulich gelang. Wie die übrigen (Markgraf Bernhard der Hei: 
lige, Erzbiſchof Johann zu Trier und Biſchof Georg zu Metz) war auch ber erfigeborene Karl L 
ein treffliher Fürft, der in Tagen fhwerer Prüfung feinent edlen Charakter treu blieb und 
einen Nachfolger hinterließ, deſſen Namen die fhönfte Blütezeit ver alten Markgrafſchaft bezeich- 
net. Chriſtoph I. Hatte eine große Aufgabe zu Iöfen; denn gegen das Herkommen ber alten Zeit 
trat eine neue mit fühnen Beftrebungen in ven Kampf und die neuen Lebensverhältniffe verlang⸗ 
ten eine Umänberung ver Gefege und Einrichtungen. Der Markgraf verfchaffte feinem Lande 
diefe Wohlthat im Löhlichften Sinne, mobel er daffelbe auch anfehnlich erweiterte dur) Ankauf 
der halben Herrfhaft Lahr und Malberg, durch die Erbſchaft von Saufenberg , Röteln und Ba⸗ 
denweller (nad) dem Erlöfchen ver faufenbergifhen Markgrafenlinie) und durch die Faiferliche 
Belehnung mit den luxemburgiſchen Serrfchaften Rodemachern, Reichenberg, Herfpringen u. |. w. 
Seine edle Befinnung aber bewährte Chriftoph am glänzendſten durch fein Verhalten gegen den 
Kaifer und andere Fürften , zumal gegen den geächteten Pfalzgrafen bei Rhein, von veflen Lan⸗ 
den die meiften Nachbarn ein Stüd zu erhafchen fuchten, während der Marfgraf von Baden, 
welcher am meiften Urfache gehabt hätte, fich an ver Pfalz zu rächen, auf ſolche Zumuthungen 
erwiderte: „Mein Vater hat dem Pfalzgrafen Fritz das Wort ver Verföhnung gegeben und das 
will id an feinem Sohne nicht brechen; Chr’ und Eid gehen über Land und Leut'.“ 

Nur einen Schritt Hat Ehriftoph I. gethan, weldger für das marfgräfliche Haus und Volk in 
der Folge grundververblich geworven. Anftatt dad Erſtgeburtsrecht einzuführen, wie e8 damals 
am würtembergifchen Hofe geſchah, theilte er die Markgrafſchaft unter feine Söhne, worurd 
die beiden Linien Baden-Baden und Baden-Durlach entſtanden, eine Trennung des Hau⸗ 
ſes und Landes, welche um ſo unheilvoller für beide war, da die eine Linie entſchieden den Weg 
der Reformation verfolgte, während die andere mit gleicher Entſchiedenheit ſich wieder vem Ka⸗ 
tholicismus zuwandte. Mit Chriſtoph I. ſchließt ſich alſo die Periode der unter Rudolf dem Lan⸗ 
gen und deſſen Sohn Bernhard J. wieder vereinigten Markgrafſchaft ab und es beginnt wieder 
ein Sinken der Macht und des Anſehens im badiſchen Fürſtenhauſe, ähnlich demjenigen, welches 
nad Rudolf I. eingetreten war, während bie benachbarten Häuſer von der Pfalz, von Würtem⸗ 
berg und Öfterreich ſich mit immer glänzenderm Erfolge geftärkt und erweitert hatten. 

Das Haus Habsburg beſaß von uralten Zeiten her vie Grafſchaften des Klettgaus und nie> 
dern Albgaus; jene fiel aber an ven laufenburgifchen Nebenzweig und bei deſſen Erldſchen 
(1408) an die Grafen von Sulz. Dagegen wurbe die Landgrafihaft Nellenburg im Hegau er: 
worben (1465), nachdem fi im Breisgau längft Alles, was nicht zur Herrſchaft Hachberg und 
Landgraffihaft Saufenberg gehörte, dem Erzhaufe unterworfen hatte; felbft vie ſtattliche, auf 
dem Schwarzwalde und in ben benachbarten Landen fo reich begüterte Abtei St.⸗Blaſien und 
das Johanniterhaus Heiteräheim, welches 1297 durch eine Stiftung der Marfgrafen von Hach⸗ 
derg entflanden war und durch fein wachſendes Anfehen der Sit des gefürfteten Großpriors 
für Deutfehland wurde, wußte es unter feine Schuß: und Landesherrlichkeit zu bringen. Hier⸗ 
durch aber gelangte die ſtändiſche Verfaflung des Landes, in deſſen Vereine mit dem öfterreidi- 
fen Schwarzwalde, Sundgau und Oberelfaß, zur tweitern Ausbildung. Die Brälaten, der Abel 
und die Städte mit den Landſchaften hatten ſich ſchon feit 1450 in dreifacher Gliederung zu 
einem ſtändiſchen Körper vereinigt, in deſſen Hand die Landesvertheidigung, dad Steuerweien 
und andere Thelle ver Verwaltung lagen, welcher dem Fürften bie Lanpfhagungenund Hülfs- 
gelder verwilligte und ſich folder Privilegien erfreute, paß ein König Ferpinand I. und ein Erz⸗ 
berzog Leopold fagen konnten, der Breisgau fei das freiefte Land in der ganzen Ehriftenheit! 

Bon ven Landſchaften, welche zu dem vorberäfterreihifchen Ständekörper gehörten, verbient 
bier die Grafſchaft Hauenftein namentlich angeführt zu werben, da fte innerhalb veffelben einen 
kleinern Berfaffungsförper höchſt eigenthümlicher Gattung bilbeie In den gefahrvollen Zeiten 
der Kämpfe um den deutſchen Thron hatten ſich nämlich die freien und leibeigenen Leute des 
„Waldes (wie man das kleine Bergland gemeinweg nannte) in acht beſondern Einungen, deren 
jeder ein Einungsmeiſter vorſtand (daher die Bezeichnung der „Achtmannen“), zu einer Ge⸗ 
meinſchaft für Die Handhabung ihrer äußern und innern Sicherheit verbunden, an deren Spitze 
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vet ‚Reomann“ als Brafivent das Ganze leitete und vertrat. Diefe Verfaffung beſtand unter 
landesfürftlicher Sanction und wurde felbfl nach dem Bauernfriege nicht aufgehoben, fonbern 
zur beſchränkt, Hatte auch fpäter (1728) zur Folge, daß der leibeigene Theil der Hauenfteiner 
hd frei Faufte und das Stift St.-Blafien (ald Grunpherr über die Hälfte des Landes) in den 
Schranken des urkundlichen Neid gehalten wurde. Leider rief eine fanatifche Partei mehrfache 
Unruhen hervor (die jogenannten Salpetererkriege), welche zu wiederholter militärischer Exe- 
cution und zur Deportation vieler Familien führten. 

Gleihwie fih nun das Haus Habsburg am Oberrhein vergrößert und: zur vorherrfchen: 
den Macht ausgebildet hatte, jo geſchah dieſes mit dem pfalzgräflichen am Mittelchein. Rhein 
franken war einft ein Herzogthum, mit deſſen Würde fi) Die Pipine und ihre Nachkommen ſelbſt 
jierten; ein Rand, wo ſie am liebflen verweilten und mo ſich bie meiſten Koͤnigshöfe befan- 
ben, baher es die Zierde und Stärfe des Reichs hieß, wo auch ber Reichserzpfalzgraf entſtand, 
weiber e8 beim Auffonımen erblicger Fürſtenthümer als ein ſolches an fich zu bringen wußte. 
Die rheiniſche Pfalzgrafichaft war aber durch Kaiſer Friedrich U. an den Herzog Ludwig I. zu 
Baiern aus dem Haufe Wittelsbach verliehen worden, deſſen Nachkommenſchaft das Land bis 
zur Auflöfung des Deutſchen Reichs befaß. | 

Dort hatte fih ſchon unter Pfalzgraf Konrad von Hohenſtaufen die Stadt Heidelberg her⸗ 
angebilvet, welche von ihm an fürftlider Sit blieb und welche die Witteldbacher mit einem 
Markte, einer Univerfität und einem ſtattlichen Schloſſe zierten. Die Hochſchule kam bald in 
glänzende Aufnahme und verbreitete ven Ruhm der pfälzifhen Hauptſtadt ig weite Länder, So 
entftand im Reiche das Sprichwort: es gebe. nichts über bie herrliche Pfalz Wie aber im 
Borberöfterreihifhen Alles unter die fürflliche Landesherrlichkeit gebeugt wurde, ebenfo war 
dieſes auch in der Pfalzgrafſchaft ver Ball und noch in viel firengerm Sinne; denn gerade wäh⸗ 
tend der Periode, mo ſich anderwärts vie Landſtände ausgebilvet, verfolgte Pfalzgraf Friedrich 
der Siegreihe (1449 — 76) ein Regterungsfoften, welches ſolche Schranken nit auffom- 
men ließ. Er verfammelte ziwar in wichtigen Angelegenheiten eine Art Notabeln des Landes um 
Rd, räumte ihnen aber Feine Rechte ein, wie die breiögauifchen Prälaten, Ritter und Stäbte 
fie fon früher erhielten. Das Land wurde bureaukratifch in Amter und Oberämter getheilt 
und von fürftlihen Beamten unter unmittelbarer Aufficht des Pfalzgrafen verwaltet. 

Die Nachfolger Friedrich’ ließen aber auch bie Berufung der Notabeln abgehen und fo ers 
loſch in der Rheinpfalz alle Spur einer Landesrepräfentation. Dafür gewann das Land ven 
Bortheil einer einheitlichen, kräftigen und aufgeflärten Bermaltung, welche unberechenbar wohl: 
thätig auf daſſelbe gewirkt haben würbe, hätten nicht infolge der Reformation die beflagenss 
wertheſten religiöfen Kämpfe zwei Jahrhunderte hindurch Alles verwirrt und dem pfälger Volke 
bad Leben verfümmert. Elf mal mußte ed feine Gonfefjion ändern, und als nad) vem Tode bed 
Kurfürften Karl (1685) die Pfalz an die neuburgifche inte fiel, welche 1720 die pfälzifche Re⸗ 
ſidenz von Heidelberg nah Manheim verlegte, begann ein Beftzeben, pas Land wieber zur fas 
tholiſchen Kirche zurüdzubringen, weldes daſſelbe mit neuen Drangfalen heimſuchte und bie 
jonft wohlwollenve, durch Foͤrderung von Kunft und Wiffenfchaft glänzende Regierung Karl 
Theodor a (yon der ſulzbachiſchen Nebenlinie) traurig verdunkelte. So war die Herrliche Pfalg, 
welche fat Kurfürft Friedrich I. durch eine Reihe trefflicher Fürſten beftimmt fchien, eines ver 
glůcklichſten Ränder des Reichs zu werden, durch die Kirchenhändel und in deren Folge durch den 
Dreipigjährigen Krieg das unglüdlichfte geworben, worauf dann noch der Orleand’fche Krieg 
jene vandalifhe Verbeerung des Landes herbeiführte, welche zu den garfligften Makeln ver 
ftanzoͤſiſchen Politik gehört. | 

Waren nun Ofterreih, Baden und Pfalz diejenigen Häufer, welche in den jet badiſchen 
Landen die bedeutendſten Fürftenthümer gegründet, fo hatte auch das fürflenbergifche ven Be⸗ 
ruf, von der See: und Donaugegend über die Baar und den Schwarzwald bi in Die Ortenau 
hinab die verfhienenen Gebiete zu einem folchen zu vereinigen; denn es befaß und erwarb bie 
Landgrafichaften Baar und Stälingen, die Grafihaft Heiligenberg, die Herrichaften Meßkirch, 
Hömwen, Wartenberg, Lenzkirch, Wolfach, Haufad und Oberkirch und hätte fomit zwiſchen Vor⸗ 
beröfterreich und Würtemberg leicht ein großes zufammenhängendes Gebiet, ein echtes ſchwarz⸗ 
wälder Fürſtenthum bilden koͤnnen. Die Familie tbeilte fi aber in zu viele Linien und vers 
folgte eine wechſelnde, zuweilen gefährliche Politik, wodurch fie gehindert war, ihre Beſtimmung 
zu erreichen. Noch weniger erreichte dad Haus von Sulz im Klettgau, deſſen obere Hälfte es an 
Schaffhauſen und Zürich verfaufte, ſodaß 1687 feine Erben von Schwarzenberg unter dem 
Ramen der „gefürfteten Landgraffſchaft Klettgau nur zwei geringe Ämter erhielten. Dagegen 
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wußte das Kluge Stift St.⸗Blaſien feine an Öfterreich verlorene Reichsunmittelbarkeit badurch 
wieder zu gewinnen, daß es von ben Lupfen'ſchen Erben von Pappenheim 1612 die Reichsgraf⸗ 
ſchaft Bondorf erwarb, während der reiche Abt von Salem vergeblich nach dem Fürſtentitel rang, 
und der Fürſtbiſchof von Konſtanz, obwol er die Beſitzreſte der alten Reichenau dem Hochſtift 
einverleibt hatte, fein mäßiges Gebiet am Bodenſee nur wenig erweiterte, wie auch die Terri- 
torien der Reichöftäpte Überlingen und Pfullendorf und ver hegauifchen Reichöritterfchaft nicht 
bedeutend waren. 

Weit anfehnlicher hatten fich die Reichögebiete in der Ortenau geftaltet, wo man die Reichs⸗ 
ftädte Offenburg, Gengenbach und Zell, das Reichsſthal Harmersbach, die vier reichslandvoigtei⸗ 
lichen Gerichte Achern, Ortenberg, Griesheim und Appenweiler und die Befigungen ber Reichs⸗ 
ritterfchaft unterfhien. Neben dem ortenauifchen Reichslande befanden fi) aber noch einige 
Herrſchaften unter weltlichen und geiftlihen Fürften. So ein ſchönes Gebiet unter dem alten, 
durch die Schirmuoigteten von Ettenheim-Münfter und Schuttern, wie durch den Befig reicher 
Bergwerfe mächtigen Dynaftengefchleht von Geroldseck, weldes fih 1277 in eine lahrer und 
veldenzer Linie getheilt hatte, von benen die erftere 1426 erlofch und die Herrſchaften Lahr und 
Malberg je zur Hälfte an die Häufer Baden und Raffau vererbte, während bie andere 1654 aud- 
ſtarb, deren Erbe nad) einem langen Mechtöftreite zwiſchen Öfterrei und Baden: Durlad) größ- 
tentheild an die Grafen von der Leyen Fam. Gin anderes Gebiet (die Ämter Willſtätt und 
Lichtenau) unter den elfaflifchen Dynaften von Lichtenberg, in deren Erbe 1480 die Grafen von 
Ganan traten, melde 1756 erlofhen und das „Hanauerland“ dem Haufe Heflen- Darmfladt 
binterließen. Das Hochſtift Strasburg endlich war feit alter Zeit im Beſitze ver Herrſchaſt Etten⸗ 
heim und hatte 1305 vom Haufe Kürftenberg die altzähringiſche Herrſchaft Ulmburg mit den 
Städten Oberkich und Oppenau käuflich erworben, welches Beflgrecht ibm nach verfchtebenen 
Berhielfällen, da vie Fürftenberger ſich wieder einzubrängen gefucht, 1697 neu geſichert wurde. 

Auch tm Kraichgau bildete ſich auf dieſelbe Welfe wie im Hegau und in ver Ortenau eine 
Neichoritterſchaft, das meifte Befigthum dieſer Landſchaft gehörte aber mit dem Hauptorde 


Bruchſal ſchon feit uralter Zeit durch Eaiferlihe Schenkungen dem Gochſtifte Speier, beflen 





Kürftbiichöfe 1343 Philippeburg gründeten (welches wie Breifah und Kehl zur Reichöfelung 
- beftimmt wurde) und bie Stabt Bruchſal ſeit 1716 zu ihrem bleibenden Sige erhoben, wie es 
die Biihöfe von Konflanz mit Mersburg ſchon viel früher gethan. Das bruchſaler Fürſten⸗ 
thum, welchen das Stift Odenheim einverleibt wurde, erſtreckte ſich dieſſeit des Rheins von 
Grombach über die Salzach und Kraich bis nach Ketſch und nordöſtlich über die Augelach bis 
gegen Wisloch und an die Elſenz. Die Gebiete des Hochſtifts Worms im Lobdengau dagegen 
waren (gleich ven kraichgauiſchen Städten Heidelsheim, Bretten und Eppingen) unter bie pfälzi⸗ 
ſche Landeshoheit gefallen, wie der Elſenzgau (mit Sinsheim) und ber fünweftliche Theil 
der Weingartau (mit Mosbach, Adelsheim und Borberg), während ver übrige (dad odenwäldi⸗ 
fe Bauland mit Buchen und Walddürn) erzſtift⸗mainziſch geworden und der obere Thal des 
benachbarten Taubergaus bifhöflichewürzburgifh. Der untere Taubergau aber mit angrenzen⸗ 
den Gebieten verblieb den alten Grafen von Wertheim, welche dieſe Beilgungen als ſelbſtändige 
Grafſchaft bei ihrem Erlöfchen 1556 an die Grafen von Stolberg: Rönigftein, wie Iegtere 1598 
an die Grafen ron Löwenftein vererbten. Diefe erlangten 1712 die reichsfürftliche Würde, ihr 
Fürſtenthum Loͤwenſtein⸗Wertheim fiel aber nach der Aufldfung des Deutſchen Reichs in drei 
Theilen unter bairiſche, würtembergifche und badiſche Hoheit, während die benachbarten wärzs 
burgiſchen, mainziſchen und pfälzifchen Amter ven Fürſten und Grafen. von Leiningen, wie Die 
würzburgifchen bei Krautheim und Grünsfeld den Fürſten von Salm als Entſchädigung für 
ihre jemfeit des Rheins eingebüßten Rande eingeräumt wurben. 

Wir kehren zum Haufe Baden zurüd. Markgraf Chriſtoph I. hatte vie badiſchen Lande 
unter feine drei Söhne Vernhard, Philipp und Ernft getheilt; nach dem baldigen Tode des mitt- 
lern theilten die beiden andern nochmals, wobei nach mehrfachen Streitigkeiten durch den Kur- 
fürften von ver Pfalz 1536 ein Schiedsſpruch dahin erging, daß „pie alten Landesſtatuten un: 
verändert und dic markgräflihen Lande ein unzertrenntes Gorpus verbleiben, alfo nur nug- 
nießlich getheilt werden ſollen“. Blieb nun aber dieſer pfälziſche Receß auch für ſpätere Fami⸗ 
lienvertraͤge eine maßgebende Grundlage, ſo gingen in der Wirklichkeit die beiden durch Vern⸗ 
hard und Ernſt gegründeten Linien von Baden-Baden und Baden-Durlach immer feindſeliger 
auseinander, was zunächſt in den verſchiedenen Confeſſionen lag, welchen ſie ſpäter huldigten. 
Markgraf vernhar nämlich Hatte zuerſt in feinem Lande die Reformation eingeführt, und 
Genf war im Stillen ihr Beforderer geweſen (mie denn unter ihm 1529 zu Durlach die luthe⸗ 
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rijhe Bibel genruukt worden). Mit um fo greößern Elfer betrieb Hierauf deſſen Sof Karl IT., 
sehen er 1555 der Augsburgifigen Confeſſivn beigetreten, die Einführung der neuen Lehre 
in feinem Landeötheile, ſodaß beide Markgrafſchaften verfelben huldigten. Während aber nun 
vie Ernſt ſche oder wie Linie Baden-Durlag dem Proteſtantismus entſchieden treu blieb, 
führte Bernhard's Enkel, der am bairiſchen Hofe unter Vormundſchaft fireng Patholifch erzogene 
Markgraf Philipp II. von Baden⸗Baden, ven alten Glauben in felnem Lande wieder ein; ein. 
pradhtliebender und verſchwenderiſcher, doch auch mehrfach verbienter Fürſt, welcher über das 
Korfiweien Manches nützlich verorbnete, Inder Grafſchaft Eberſtein die Leibeigenſchaft aufhob und 
aus ben Sammlungen Bernhard's I., ven Berorbnungen ver folgenden Markgrafen und aus dem 
wärtembergifchen Landrechte ein neues baden⸗badiſches bearbeiten ließ. Da Philipp II. unver: 
mählt ſtatb (1588), fo flel vie Markgrafihaft Bavden-Baben leider ganz an feinen Neffen, jenen 
durch die abfcheulichften Lafler und Verbrechen verrufenen Cduard Fortunat, veflen Urenkel 
Ludwig Wilhelm mit feinen in 26 Feldzügen und 13 flegreihen Schlachten, wie noch andere 
weitig um das Deutfche Reich und das Äfterreichtfche Haus erworbenen Verdienſten es allein ver: 
mochte, einen ſolchen Makel des baden⸗badiſchen Namens wieder vergeffen zu machen. 

Markgraf Karl li. hatte feine Reſidenz von Pforzheim nad Durlach verlegt, wo von feinen 
brei Söhnen Georg Friedrich den Stamm fortpflanzte, ein ebenjo edelgefinnter als ſchwer vom 
Geſchicke heimgefuchter Fürſt, da er durch feine eifrige Theilnahme an dem Kampfe ver prote: 
Rantifhen Waffen im Beginne des Dreißigjährigen Kriegs Land und Vermögen einbüßte, 
namentlich infolge der Nieverlage bei Wimpfen (1622), two ihn nur die heldenmüthige Auf: 
opferung feines weißen pforzheimer Regiments von Tod oder Gefangenſchaft erretiete. Er hatte 
1615 in feinem Teſtamente eine pragmatifche Sanction errichtet, wonad für alle Zukunft bie 
Beibehaltung der evangeliſch⸗-lutheriſchen Gonfeffton, dad Erſtgeburtsrecht und die Untheilbar⸗ 
keit der baden⸗durlachiſchen Lande, die Volljährigkeit ver Prinzen mit 25 Jahren und die 
Succeſſiondunfãhigkeit der Prinzeſſinnen feitgejegt wurden. Sein Sohn Friedrich V. war in 
kluger Borausficht auf die Wechfelfälle des Kriegs jchon feit 1622 zum Nachfolger erfiärt und 
vermehrte. die väterlichen Lande durch die. geroldseckiſche Erbſchaft, welche aber einen langen 
Rebtöftreit mit den Käufern Ofterreih und Naflau verurfachte. Er erlebte noch die Been⸗ 
bigung der langen Kriegözeit, während welcher fich jede ver beiden Linien des Haufes durch Das 
wechſelnde Waffenglück der kaͤmpfenden Mächte bald in den Beſitz des Rande der andern ges 
fest, bald aus dem eigenen vertrieben fah, einer Kriegszeit, zu deren Folgen für beide Mark: 
grafihaften auch das Erlöfchen ver Landſtände gehörte. 

Als noch wie ungetheilte Markgrafihaft Baden beftand, waren binreichende Elemente zu 
einer landſtändiſchen Berfaflung vorhanden , durch die Trennung des Landes und durch die Auf: 
bebung der Klöfter im Baden⸗ODurlachiſchen wurden diefelben aber fehr verfümmert. Denn hier 
fanfen Die Stände zu bloßen Ausihußberathungen von Stähten und Amtern berab und auch im 
Baben -Badifchen verloren fie mit jeden Jahrzehnd an Bedeutung. Die Nachrichten von badi⸗ 
ſchen Landtagen reihen bis 1529 hinauf, mo man wegen der Türkenfteuer verhandelte; erſt 
1552 aber folf der erſte Landtagsreceß abgefchloflen worden fein. Im Jahre 1582 verlangte der 
Landtag „anf ver Bürgerflube zu Baden” eine Minverung der Schloßbauftenern, übernahm 
jedoch 200,000 Son. an Bhilipp’s 11. Schulden, unter der Bitte, ver Markgraf wolle den evange: 
liſchen Gottesdienſt wieder erlauben und feinen ‚‚melfchen Bedienern das nächtliche Tumultuiren 
unterfagen”. Später (1586).begehrten die Stände von ihm, er folle auf die arme Landſchaft 
feine weitern Pfandgelver häufen, die Baufteuern und Baufrohnen vermindern, eine „ehe: 
lihe Heirath“ treffen und nad feinen vielen und theuern Reifen endlich „anheims“ verbleiben. 
Rarkgraf Eduard Fortunat aber eröffnete 1589 den Ständen, fein Megierungdvorgänger babe 
durch übergroße Verſchwendung die fürſtliche Schulventaft fat beiſpiellos vermehrt; daher jollten 
fie 600,000 ton. auf fig nehmen, wofür er ihnen die Schloßmobilien zu Baden überlafien wolle. 
Als ie üch aber blos dazu erboten, 20 Jahre lang 12 Batzen von jedem Hundert des Steuer: 
capitale jährlich zu entrichten, gab er ihnen zur Antiwort: aus Unverfland fähen fle ihre eigene 
Krankheit und das große Unheil ver, ganzen lieben Landſchaft nicht ein; ev müſſe fih alſo auf 
andere Weiſe zu helfen fuchen. Diefes hatte die weitern Landtage von 1590 — 94 zur Folge, 
worauf Markgraf Ernft Friedrich Die baden- badiſchen Lande wegen der Verbrechen Eduard 
Sortunat’8 gewaltfam occupirte und 28 Jahre lang innebehielt. Nachdem dieſelben infolge der 
wimpfener Schlacht dem rechtmäßigen Erben, Markgraf Wilhelm von Baden Baden, wieder 
eingeräumt waren, wurben auf Randtagen von 1627, 1629 und 1631 noch Abſchiede errichtet, 
von da an aber verſchwindet pie Erwähnung badiſchet Stände, und die Markgrafen beider kinten 
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waren ferner durch feine Verträge und Reverſalien gegen das Land mehr verbunden, weöwegen 
man fie unter diejenigen Reichsfürſten zu zahlen anfing, welche ſich einer ſelbſtändigern Regie⸗ 
rungsgewalt und freierer Hände erfreuten. 


Markgraf Friedrich V. endigte fein drangſalvolles Leben 1659, nachdem er währenn Der exe 
ften Jahre des Friedens noch für Die Wiederherſtellung von Kirchen und Schulen .beforgt geweien. 


Seine zwei nähften Nachfolger, Friedrich VI. (geft. 1677) und Friedrich Magnus (geft. 1709), 


hatten mit ihrem Lande, wie die Markgrafen von Baden-Baden mit dem ihrigen, durch die un- 
feligen Kriege König Ludwig’ XIV. außerordentlich zu leiden, da die Angriffe der franzöftfchen 
Heere beinahe immer zunächft die Gegenden des rechten Rheinufers zwiſchen Philippsburg und 
Breifach trafen. Der Sohn und Nachfolger ded Legtern, Karl Wilhelm (feit 1709), ein ge: 
ſcheidter und in Regierungsfachen arbeitfamer Fürft, welcher ſich aber durch feine „‚orientalifche 
Lebensweiſe“ vielen Tadel zuzog, gründete 1714 Karlsruhe, wol nur in der Abſicht, fi einen 
ruhigen Sommeraufenthalt zu verfchaffen. Der launenhaft angelegte Ort wuchs jedoch bald zur 
Stadt heran, wo der alte Markgraf 1752 den Trauerfall erlebte, feinen einzigen Sohn zu ver: 
lieren, welchem er 1738 nadhfolgte, worauf fein Enkel Karl Friedrich als Erbprinz unter mehr: 
jähriger Vormundſchaft fi durch Studien und Reifen zu dem hoben Berufe vorbereitete, deſſen 
treue Erfüllung ihm fo vielen Ruhm gebracht. 

Als der junge Markgraf 1746 die Regierung antrat, betrugen feine Lande faum 30 DM. 
und nad 50 Jahren fah er fie beinahe um das Zehnfache vermehrt. Die erſte Erweiterung ge: 
ſchah infolge eines 1765 auf der Grundlage des pfälzifchen Receſſes von 1535 abgeſchloſſenen 
Erbvertrags, nach vem 1771 erfolgten Tode Auguft Georg's, des legten Markgrafen von Baden⸗ 
Baden, woburd die ſämmtlichen badischen Lande wieber in einer Hand vereinigt wurben. Die 
zweite Vermehrung fand ftatt nach dem Ausbruche der Franzöfifhen Revolution, wo Karl 
Friedrich zwar feine Befigungen auf dem linken Rheinufer, um für fi und fein Bolt den Arie: 
den zu erfaufen, an Frankreich abtrat, dafür aber 1803 (a cause de ses vertus) durch den 
Reichsdeputationsreceß als Entſchädigung zugleich mit der kurfürſtlichen Würde alle dieſſeit 
des Bodenſees und Rheins gelegenen Befitzungen der fäcularifirten Bisthümer Konſtanz, Ba⸗ 
ſel, Strasburg und Speier, ferner die pfälziſchen —* Ladenburg, Heidelberg (mit Man⸗ 
beim) und Bretten, mit ben heſſiſchen Willſtätt und Lichtenau, das Stift Odenheim, pie Abteien 
Frauenalb, Schwarzach, Schuttern, Allerheiligen, Lichtenthal, Gengenbach, Ettenheim⸗Mün⸗ 
ſter, Beteröhaufen und Salem, alddann die Herrſchaft Lahr und enbli die Reichsſtädte Offen⸗ 
burg, Gengenbadh, Zell (mit vem Reichsthal Harmersbach), Überlingen und Pfullendorf erhielt. 
Nach diefer Erwerbung, welde 61 DOM. mit 253,000 Einwohnern betrug, wurbe bad neue Kur⸗ 
fürſtenthum Baden in die drei Provinzen ver Markgrafſchaft der Pfalzgraffchaft und bes obern 
FürftentHumd abgetheilt, deren geſammter Flächenraum fih auf 115 DOM. mit ungefähr 
450,000 Seelen belief. Den pritten Zuwachs, 44 DOM. mit 164,000 Seelen, erhielt Karl 
Friedrich ald Bunbesgenofje Napoleon’8 nad) dem Kriege von 1805, indem ihm durch den Pres⸗ 
burger Frieden die alten zähringiſchen Stammlanve im Breisgau mit Freiburg und auf dem 
Schwarzwalde nebft der Ortenau, dem Stifte St.-Blaflen, ver Stadt Konflanz, Gomthurei 
Mainau und Serrihaft Hagnau zugewiefen wurden, worauf er den Titel eines Herzogs von 
Zähringen wieder erneuerte. Und nachdem der Kurfürft für feinen Enfel und Nachfolger (da deſ⸗ 
fen Bater 1801 an den Folgen eined Sturzes geftorben mar) die Hand der Nichte und Adop⸗ 
tivtochter des Kaiſers erlangt und fi) dem Nheinbunde von 1806 beigefellt Hatte, erlangte er 
(gegen eine geringe Abtretung an Würtemberg) als vierte Erweiterung bie Grafihaft Bondorf, 
die Stäbte Tuttlingen, Villingen und Bräunlingen, das Fürſtenthum Heitersheim, vie Com: 
thureien Freiburg und Bauden nebft dem Titel Großherzog und dem Präpicate „königliche Ho: 
beit‘‘, mit der Souveränetät über ſämmtliche, innerhalb der Grenzen feines Fürſtenthums 
gelegene unmittelbare Reichoſtände und Reichsritter, namentlich über den größten Theil ver 
fürftenbergifchen und leiningifchen Rande, über die Graffchaften Klettgau und Thengen, über 
die Befigungen ver Grafen und Kürften von Köwenftein: Wertheim auf dem linken Mainufer 
und des Fürften von Salm- Krautheim auf dem noͤrdlichen Ufer der Jaxt. Diefer Territorial: 
gewinn betrug 91 OM. mit 270,000 Einwohnern wozu (nad ſchwierigen Verhandlungen zu 
Paris) durch ven Vertrag mit Mürtemberg von 1810, gegen Überlaflung ver Ämter Hornberg, 
Rottweil, Tuttlingen und Ehingen an daſſelbe, die wegen des Bodenſees wichtige Landgrafihaft 
Rellmburg mit der Stadt Stockach fam. So betrug nun das neue Großherzogthum 272 DOM. 
und zählte 975,000 Seelen. 


Die meiften biefer Lande hatten im Dreißigjährigen und in ven vielen folgenden franzoͤſiſchen 


‘; 
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Kriegen ungemein gelitten. ine Menge von Städten und Dörfern waren ein Raub ber Ber: 
heerungen, mehre Gegenden oͤde Pläge geworden — und jegt gleicht das Großherzogthum einem 
Gerten! Was die altbabifchen Lande betrifft, fo foͤrderte ſchon die vormundfchaftliche Verwal: 
hung vor dem Negierungdantritte Karl Friedrich's den Wohlſtand verfelben in loͤblicher Weiſe, 
Ungemeines aber hat erſt dieſer Fürſt gethan; denn nicht allein rettete er durch Klugheit und 
anerkannte Tugenden Land und Bolt unter den Stürmen des Kriegs, fondern er gründete 
auch deſſen Flor durch feine weiſen Staatseinrichtungen, feine eifrige Börberung der Landwirth⸗ 
ſchaft und alles Deſſen, was einen Staat blühend und glücklicher machen kann. Namentlich hob er 
1788 bie Leibeigenfchaft auf und beantwortete die Dankſagung der erfreuten Untertbanen mit 
ben Worten: „Daß das Wohl des Negenten mit vem Wohle des Landes innig vereint fei, ſodaß 
ver Wohl= oder Übelftand beider in eins zuſammenſtießen, iſt bei mir, feit ich meiner Beſtim⸗ 
mung nachzudenken gemohnt bin, ein fefter Sat geworben.” In dieſem Geifte wirkte der edle 
dürft, unter vielfach begünftigenden Umftänven, durch überall verfähnenve und ermunternde 
Sumanität und Toleranz, durch wahrhaft landesväterliche Obforge und Unterftügung für fein 
Haus und Land und erreichte dadurch das Große, welches ihn noch täglich im dankbaren An- 
denken der Badener erhält. Ä 
Nach dem am 10. Juni 4811 erfolgten Tode Karl Friedrich's fiel die Regierung an feinen 
Enfel Karl, welcher ſchon feit 1808 als Mitregent in die Staatsgeſchäfte eingeweiht worben. 
Der neue Großherzog entjagte infolge der leipziger Schlaht 1815 dem Rheinbunde, 
ſchloß fi den Alliirten an und trat auf dem Wiener Congrefle durch einen urkundlichen Act vom 
26. Juli 1815 dem Deutſchen Bunde bei. Er erhielt dadurch ven geficherten Beſitz des Groß⸗ 
herzogthums und die Gewährleiftung ver Untheilbarkeit veffelben, wie fpäter, als durch An: 
fprüde Baierns der Befiuftann bedroht wurde, auf dem Aachener Gongrefie 1818 die Anerken⸗ 
nung der Integrität Badens und der Succeifionsfähigkelt des Markgrafen Leopold, nachdem er 
durch den Tod feiner beiden Söhne und die Eheloftgkeit feiner Oheime Friedrich und Ludwig 
veranlaßt worden, durch das Hausgeſetz vom 4. Det. 1817 die Söhne Karl Friedrich's aus zwei⸗ 
ter Ehe (die Grafen Leopold, Wilhelm und Mar von Hochberg) zu großherzoglihen Prinzen 
und Markgrafen von Baden mit dem Erbfolgerecht im Großherzogthume erklärt hatte. In Ge⸗ 
mäßheit aber des breizehnten Artikels ver Deutſchen Bundesacte hatte Großherzog Karl feinem 
Volke fon 1816 eine ſtaͤndiſche Berfaffung zugefagt und erließ viefelbe 1818, ohne daß es ihm 
vergönnt war, fle wirklich ind Leben treten zu laflen (denn er flach wenige Monate nach der Er⸗ 
theilung), was mun feinem Nachfolger oblag. Großherzog Ludwig, ein Fürft von ſcharfem 
Beifte und ftreng militärifcher Erziehung , that aber nicht nur dieſes, ſondern flellte auch einen 
geordneten Stagtshaushalt her und verfah die Staatöftellen mit tüchtigen Männern, wofür er 
einen glüdlichen Blick beſaß. Ex erwarb nem Hausgefege von 1817 in den Verträgen vom 
10. Juli 4819 mit der feierlichen Garantie des ungefhmälerten Befigflanved ver groß- - 
berzoglichen Rande die Anerkennung der Oroßmächte, erhielt die Landeshoheit über vie Herrſchaft 
Bohengeroldseck, gegen Abtretung des Amtes Steinfeld an Batern, wodurch die Arrondi⸗ 
tung des Landes fich vollendete, flattete die Univerfität zu Freiburg mit einer neuen Dotation 
aus, erzielte die Bereinigung der lutheriſchen und der reformirten Gonfeffion im Großherzog: 
thume zur evangelifch-proteflantifchen Landeskirche (1821) und bewirkte die Errichtung des 
erzbiſchoͤflichen Stuhls zu Freiburg (1827). 
Gleichwol herrſchte während der legten Regierungsjahre Ludwig's eine düſtere Stimmung 
im Lande, und als er im Fruͤhjahre 1830 unerwartet verfchlen, begrüßte man feiner Nachfolger 
Leopold mit unverhaltenem Jubel. Der neue Landesherr war durch feine humane, echt landes⸗ 
väterliche Gefinnung auch bald der Liebling feines Volkes, welches ihn gern den „Bürgerfreund: 
lien" nannte, Er hatte auch ficherlich den Herzlich guten Willen, Alles zum Beften feines Lan⸗ 
des zutbun. Dennoch geftalteten ſich durch Einflüffeder großen Politik von Europa und Deutſch⸗ 
land und durch minifterielle Nathgeber vie Dinge im Lande fo ſchlimm, daß er ed nad) 22 Jah⸗ 
ten feiner milden Negierung flüchtig verlaflen mußte. Der aus mehrfachen Urfachen fehr ver⸗ 
ſchiedener Art entftandene badiſche Staatsumfturz von 1849 Hatte pie Beſitznahme des Groß⸗ 
herzogthums durch preußifches Militär und einen längern Kriegszuſtand zur Folge, durch wel⸗ 
Gen das Land von ſchädlichen Elementen gereinigt und das Volk an eine firengere Orbnung 
gewöhnt wurde. Der Großherzog war am 18. Aug. 1849 nad) Karlsruhe wieder zurückgekehrt, 
aufs freubigfte von der getreuen Bevölkerung begrüßt; aber infolge einer heftigen Gelenkent⸗ 
jündung endete ex fein geprüftes Leben ſchon am 24. April 1852. Die durch Fürperliche Leiden 
derbeigeführte Regierungsunfähigkeit des Erbprinzen Ludwig (geb. 1824) veranlafte feinen 
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Beuber Friedrich (geb. 1826), bie Verwaltung des Großherzogthums vorerſt als Regent zu 
übernehmen, ſich fpätet aber (am 5. Sept. 1856) zum Großherzog zu erflären, worauf er 
(am 20. Sept.) fih mit der Prinzeffin Luife, der einzigen Tochter Des Bringen (Thronfolgers) 
von Preußen vermählte,, ein Ereigniß, welches man im ganzen Lande mit lautem Beifalle ge- 
feiert bat. " 3. Bader. 

Baden. (Statiftik.) JI.Das Landund das Volk. Das Großherzogtum Baden liegt 
zwifchen 25° 14’ und 27° 30’ öftl. 2. und zwifchen 47° 52’ und 49° A3' nöôrdl. Br. Das 
Terrain beffelben wird durch das Nheinthal von Konftanz (1260 par. F. ber der Mee⸗ 
redfläche) bis Manheim (400 %.), durch das Randengebirg von Rheinheim (im Klettgau) 
bi8 in die Donaugegend bei Meßkirch, durch den ſüdlichen und weftlihen Schwarzwald von 
Waldshut und Grenzach bis Pforzheim und weiterhin und durch bie fünöftliche Abpachung des 
Obenwalbes von der Bergſtraße bis zur Tauber gebildet. Dieſes Ianggeftredte Terrain umfaßt 
278,109 OM. oder 4,242,954 neubadiſche Morgen. Eingetheilt ift daſſelbe nad) ver allgemei- 
nen Lage und ber Abflammung des Volkes in das Ober: und Unterland, deren Grenzſcheide bie 
Murg bildet, welche dad Land zugleich auch in vie zwei grunpherrlicden Wahlbezirke ſcheidet; 
fodann aber politifch in den Seekreis (66,94 OM.) mit Konflanz, den Oberrheinfreis (75,001 
DRM.) mit Freiburg, ven Mittelcheinkreis (75,665 OM.) mit Raſtadi und den Unterrheinkreis 
(62,70 DOM.) mit Manheim als Hauptfladt. Hiervon enthalten die beiden erften Kreije um 
bie Hälfte mehr Gebirgsland ald pie andern, während der See- und Unterrheinkreis an Hügel- 
land einander ziemlich gleichftehen und der mittlere Landestheil weit weniger hat. Was pie Erd⸗ 
arten des Gebirge , ver Hochebenen, Borhügel, Thäler und Ebenen betrifft, fo befteht der Ran⸗ 
den (hoͤchſter Gipfel 2527 5.) aus Jurakalk und der übrige Boden des Seekreiſes weſtlich aus 
Muſchelkalk und oftwärts vorherrſchend ans Molaſſe, meldhe im Hegau von einer merfwürdigen 
Gruppe kühner Bafalt= und Klingfteinfegel durchbrochen iſt; der Schwarzwald (höcfter.@ipfel 
der Feldberg, 650%.) größtentheild aus Granit und Gneis mit buntem Sanpfteine, befonders 
gegen Pforzheim zu, und zerfireuten Porphyrftellen ; das Hügelland von Durlach bis an ven 
NRekar abwechfelnd aus Mufchellalt, Keuper und Lehm; ver Odenwald (höchſte Kuppe der 
Kapenbucel bei Eberbach, 2180 8.) und das Bauland aus Sandflein und Mufchelfalf, Das 
Rheinthal aus Sand und Geroͤlle mit einzelnen Stellen von Moorland. Bewäflert aber wer⸗ 
den die badiſchen Gaue von einer großen Anzahl von Flüſſen und Bächen, von denen die bedeu⸗ 
tendften ver Rhein, der Main, die Tauber und Jaxrt, ver Nedar, die Kraich, Pfinz, Alb, Murg, 
Rench, Kinzig, Elz, Treifam, Wiefe, Shlüht, Wutach, Ad und Donau (Breg und Brig) 
find, mit dem Bodenfee, Titi- und Schluchfee im Oberlande. | 

Was die klimatiſchen Berhältniffe des Großherzogthums betrifft, fo find fie im Allgemeinen 
von fehr günftiger Beichaffenheit. Das gefegnete Rheinthal mit feinem warmen Luftſtrome bil⸗ 
det einen großen Theil des Landes, ſodaß Baden zu den milveflen Theilen Deutſchlands gehört. 
Man nimmt fünf Elimatifche Negionen an: vie der Rheinebene, mo verſchiedene Pflanzen füpli: 
her Himmelsſtriche gepeiben; die Region des Weinftods und Nußbaums auf den höhern Ebenen 
und Thaleingängen; die Borhügelregion mit ihren Buchen: und Eichenwäldern, ihren trefflichen 
Kern: und Steinobflbäumen; die eigentliche Bergregion (die Höhen von 1600 — 35900 F.), wo 
die Tannnenwälver fich ausdehnen und faft nur noch ver. Hafer gedeiht; endlich die fubalpinifche Re⸗ 
gion (mit ihren Berggipfeln von 4000— 4650 &.), welche meiftens feinen Wald mehr gedeihen 
IAßt, daher nur Fable Scheitel mit Alpenfräutern zeigt. Bei dieſer Rage der Gegenden ift ver 
Brund und Boden des Landes fehr verfchieden, im Ganzen aber ein fruchtbarer, ver mehr ale 
die nothwendigen Nahrungsmittel hervorbringt. Das Großherzogthum ift naher auch einer ver 
benölßertften Theile Deutſchlands. Seine Bewohner unterfcheiden fich aber in ihrer Grftalt und 
Lebensweiſe eben auch nach dem Charakter des Bodens und Klimas fehr voneinander, und hinter 
diefem Unterſchiede liegt noch ein tieferer der Abſtammung. Denn nicht allein gehören die Ba- 
dener nach ihrer Geneſis theils der celtifch = römifchen, theil8 der germanifchen Race an, fondern 
fte theilen fi auch in Alemannen und Franken. Vom Geblüte jener Urbewohner rührt in den 
Hardgegenven, im Taubergrunde, auf dem hohen Schwarzwalde und in manchem abgelegenen 
Thale noch unverkennbar das dunkle Auge und ſchwarze Haar und die geprungenere Geſtalt 
ber , während bie erobernden Germanen ſich in den beflern Gegenden nieberließen. Hier zeigt 
uns die Ortenau, der Breisgau und Klettgau im Körpergepräge, in der Mundart und Wohn- 
weife ven Alemannen (gegen ven Bodenſee zu mit ſchwaͤbiſcher Beimifhung) und-die Pfalz den 
Franken (gegen Süpoften ebenfalls mit Annäherung ans Schwäbiſche), welche im mittlern Lan⸗ 
deötheile (Uf- und Pfinzgau) feit ihrer Anfiedelung fich vermifcht Haben. 
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Nach der Zählung von 1852 betrug die Geſammtzahl ver Cinwohner Badens 1,3556,943, 

nad der neueſten von 1855 nur 1,514,857 Seelen. Diefe Abnahme von 42,371 Seelen in⸗ 

nerhalb dreier Jahre wurde größtentheild dur) die Auswanderung verurfacht; denn von 1840 
55 find im Ganzen 86,A10 Perfonen (worunter 42,919 Aderbau: und 23,559 Handwerk 
treibende) meiſt nach Nordqmerika ausgewandert, welde an eigenem Bermögen 13,230,297 
und an Unterftügung 1,776,429, im Ganzen alſo 15,006,716 Glon. mit aus dem Lande nah: 
men. Was die Gonfeftionen betrifft, fo gehören ver katholiſchen 899,458, der evangelifchen 
452,052, der ifraelitifchen 23,699 und den übrigen 1999 Seelen an. Die Volkszahl begann . 
aber [hon 1846 (bis wohin fie in einem fortwährenden Steigen von jährlih 1 Proc. war) ab⸗ 
zunehmen, wovon die Kartoffelfranfheit, fchlechte Jahrgänge, politifche Bewegungen u. j. w. 
die Urfachen bilveten, ſodaß le von jenem Jahre bis 1852 um wenigftens 10,500 Seelen ge: 
tinger geworden. Während diefer ſechs Jahre ergaben fih aber 304,846 Geburten und nur 
257,838 Todesfälle, ſodaß fi für dad ganze Land als Durchſchnittszahl ver erftern auf 1000 
Seelen 57 und ver Iegtern 29 jährlich ergibt. Nach der Zählung von 1852 beftand die Be: 
völferuug rückſichtlich nes Geſchlechts aus 660, 850 Seelen männlichen Geſchlechts mit 222,973 
unter und 457,877 Seelen über 44 Jahren, und 696,093 Seelen weiblihen Geſchlechts mit 
218,984 unter und 477,109 Seelen über 1& Jahren. Was die Chen betrifft, fo nahmen fie, 
wie überall in Deutſchland, auch in Baden feit 1847 immer ab, wie man denn damals beren 
noch 9119 und 1852 nur 6811 zählte, wonach in dieſem Jahre auf 200 Menſchen eine neue 
Ehe kam; die ſämmtlichen Ehen aber von 1817—52 erreichten die Summe von 317,856. Die 
unebelichen Kinder beliefen fi von 1847 — 52 auf die überraihende Zahl von 47,807, ‚mit: 
hin jährlich auf 7968, mas auf 6 — 7 Geburten eine uneheliche beträgt, wobei aber wohl zu 
beachten bleibt, daß ein. großer Theil dieſer unehelichen Kinder durch nachfolgende Heirathen 
der Altern ehelich wurde. 

In Beziehung auf ven Wohnort betrug die Bevälferung Badens 185% in den 114 Städten 
850,071 und auf vem Lande in den 1469 Gemeinden 1,026,872 Seelen. Die ftäptifche Be⸗ 
völkerung verhielt ſich aljo zur länblihen wie 24 zu 76, was ein Miöverhältnig iſt, welches 
ſchädlich auf das Landeswohl gewirkt hat, indem die vielen Eleinen Stadtgemeinden (oft ohne 
eine nennendwerthe Gemarkung) nur die Vermehrung der armen Familien und vielfah ein 
trauriged Proletariat zur Kolge hatten. Die Zunahme ver Bevölkerung in den Städten betrug 
überhaupt immer faft doppelt joviel als die auf dem Lande, und nad der neueiten Zählung bat 
Karlöruhe 25,160, Manheim 25,667, Keivelberg 15,000, Freiburg 16,089, Pforzheim 
10,714, Zahr 6779, Bruchſal 8241 und Konftanz 7306 Einwohner. Was die Bevölkerungs⸗ 
verſchieden heit der einzelnen Gegenden betrifft, fo ift fie eine oft auffallend große und felbft in 
Beziehung auf die vier Landeöfreife noch; denn flanden fich nach ver Zählung von 1852 der Ober 
und Unterrheinkreis, der eine mit 349,205 (68,420 Familien und 55,593 Bürger, und der an⸗ 
dere mit 546,578 (72,140 Familien und 58,595 Bürger) Seelen ziemlich nahe, fo übertraf ver 
Mittelvheinkreid mit 462,085 Seelen (91,396 Familien und 74,603 Bürger) den Seekreis mit 
feinen 199,075 Seelen (38,030 Bamilien und 32,414 Bürger) noch um weit mehr ald dieſe 
ganze Bevölkerungszahl. Rückſichtlich der Standeöverfchievenheit endlich ftellte ih dad Verhält: 
nig in der Volkszahl von 1849 fo heraus, daß der Adel 420, die Landwirthe 115,654, bie 
Sandwerter 99,788, die Tagelöhner 18,263 und bie übrigen Stände 58,119 Familien zählten, 
Den badischen Adel aber Hilden die Fürften von Fürftenberg, Leiningen, Leyen, Lömwenflein: 
Wertheim = Breudenberg und Lömenftein- Wertheim Rofenberg,, die Grafen von Leiningen⸗ 
Billigheim und Leiningen- Neubenau ald Standeöherren (die frühern Stanbeöherren von 
Schwarzenberg und Salm: Krautheim haben 1812 und 1840 ihre Herrihaften an den Staat 
verkauft), der Graf von Rangenftein als erblicher Landſtand, ſodann 13 Grafen, 55 Freiherren 
und jieben Erbadelige ald Grundherren, endlich gegen 100 unbegüterte Adelige. Die Zahl der 
Civilbeamten betrug 1849 im Minifterium des großherzoglichen Hauſes und der auswärtigen 
Angelegenheiten 85 (miteiner jährlichen Beſoldungsſumme von 176,200 Glen.) in dem ver Juſtiz 
191 (mit 266,505 Ofon. Befoldung), des Iunern 550 (mit 561,812 Glon. Bejoldung) und der 
Finanzen 1442 (mit 1,440,067 Glon. Beſoldung), die der Benflonäre 290 (mit 395,898 Olon. 
Penfion), zufammen alfo 2247 Seelen. Geiftliche zählte man im Ganzen 1469 und Profeſſoren 
und Lehrer ungefähr. 2760. , 

Baden war bis daher ein vorherrfhenn Aderbau treibended Land und noch jegt verhält 
fi die Zahl der Landwirthe zur übrigen Bevölkerung wie 24, zul. Betragen die Waldun⸗ 
gen und das Übrige, was nicht angebautes Erbreich iſt, ein Terrain von 2,028,385 badiſchen 
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Morgen (etwa 133 deutſche OM.), fo umfaßt das bebaute an Gartenland 37,507, Weinbergen 
68,064 , Aderlanv 1,563,167 , Brad = und Reutefeld 113,459, Wiefen 406,613 und Wade⸗ 
land 225,759, im Ganzen 2,214,566 badiſche Morgen. Gebaut werden an Getraidearten der 
Dinkel (Spelz) im Unterlande, der Waizen und Kernen tm Oberlande am meiften; alsdann 
Gerfte und Hafer, Roggen, Hirfe, Mohn und Rundgetreive, fobaß über 800,000 Morgen 
alljägrlich mit Getreide und Hülfenfrüchten angepflanzt werben, während der Kartoffelbau ge⸗ 
gen 175,000, vie Dlfaaten gegen 14,000, ver Hanfbau 23,600, vie Futterkräuter, Knol⸗ 
(en= und Wurzelgemähfe 300,000, ver Runkelrüben- und Tabacksbau (meift im Mittel - und 
Unterlande) 8500 und 16,500 Morgen einnehmen. Die gefammte Ernte erreiht nach Durch⸗ 
fgnittöpreifen eine Schägung von 100,000,000 fon. und betrug 1854 an Betreive 868,051 
Sceffel im Werthe von 5,000,000 ©lon., an Hlſaaten gegen 5600 Entr., über 20,000 Entr. 
Tabacksblätter und Babrifate, im Geſammtwerthe (nah Abzug ver Einfuhr gleichartiger 
Waaren) von 500,000 Glon. Der Weinbau, welcher über alle beffern Gegenven des Landes ver- 
breitet ift und die befannten Seeweine, Markgräfler, Katferfluhler, Ortenauer und Tauberweine 
liefert, gewinnt in neuerer Zeit ungemein an Veredlung, wozu am Bobenfee namentlih Mark: 
graf Wilhelm von Baden beigetragen hat. Im Jahre 1847 belief fi der Herbftertrag auf 
812,000 im Werthe von 7,000,000 und im Jahre 1852 auf 502,000 Ohm im Werthe von 
3,000,000 Gldn., während die Ausfuhr von 1848 — 53 durchſchnittlich 155,000 Zollcent- 
ner im Werthe von 1,500,000 Glon. betrug. Diefem Ader- und Wiefenbau entſpricht aud 
die Viehzucht; denn nach der Aumahme von 1852 erreichte ver Pferbeftand (mit Ausnahme 
der Militär: und Luxuspferde) die Zahl von 69,110 Stud, ver Rindviehſtand aber beläuft fi 
auf 500,000 Stüd (ſodaß 1854 no 27,000 Stüd großen Viehes ausgeführt werben Eonn- 
ten), ver Schafftand auf 300,000 Stüd mit einer jährlichen Ausfuhr (nad Frankreich) von 
30,000 Stüd und der Schweineftann etwa auf 500,000 Stüd. 

In ver Waldeultur ift ebenfalls in neuerer Zeit viel gethan worden. Sämmtliche in 110 
Bezirksfoͤrſtereien abgetheilte Waldungen flehen unter einer forgfältigen Forſtwirthſchaft, und 
während von 1834 — 55 die bedeutende Anzahl von 36,624 Morgen Waldes in Feld verwan⸗ 
delt wurde, Hat man auf der andern Seite 37,012 Morgen der Flächen u. vergl. zu 
Wald angelegt. Bon ver gefammten Walvfläche (1,396,923 Morgen) aber find 240,244 
Morgen Domänen: und 675,242 Gemeinvdegut, 28,708 Morgen gehören einzelnen Cor⸗ 
porationen und 417,605 verfchienenen Privaten; der jahrlihe Waldertrag beläuft jih auf 
10 — 11 Mill, wobei der Holzhandel allein jährlich 5—A Mill. einträgt. Der Bergbau 
tft Bisher ziemlich beſchränkt geblieben, obwol namentlich im Oberlande eine Menge alter Stollen 
fi finden, welche auf einen ftarfen Betrieb Im Mittelalter fchließen Iafien. Am bebeutenpften 
erweifen fich die Eifengruben,, indem fie ganz vorzügliches, doch lange nicht hinreichendes Eifen 
für ven Bedarf des Landes liefern. Der jährliche Neinertrag der kupfer- und filberhaltigen 
Bleierze beläuft fih auf etwa 600 Mark Silber, 1000 Enir. Kupfer und 2000 Entr. Blei. 
Nach Steinkohlen (deren jährlicher Gewinn bisher zwiſchen 50 — 100,000 Entr. blieb) wird 
an verfchlenenen Orten gegraben, es verfprehen aber nur die berghauptener Gruben (bei 
Gengenbach) ein wachſendes Ergebniß. Dagegen ift Baden reih an Salz, indem die Salinen 
zu Dürrheim und Rappenau jährlich 350,000 Entr. (%, Koch- und 1/, Viehfalz) liefern, wo⸗ 
von 50—40,000 ind Ausland geben, ſodaß die reine Einnahme des Jahres fi auf 1,050,000 
Gldn. ftellt. Noch reicher aber ift dad Land an Minerafquellen verfgiedener Art, welde eine 
Menge von Fremden während ver guten Jahreszeit alljährlich herbeilocken. 

Das invuftrielle Gewerbweſen hat in Baden feit neuerer Zeit einen ungemeinen Aufſchwung 
genommen, während vie alten Eleinen Gewerbe fehr in Abnahme gerathen find. Das Land zählte 
41847 In viefen Kleingewerben ungefähr 48,000 Meifler (worunter allein gegen 13,000 We⸗ 
ber), Waarenhandlungen dagegen 7644 , Wirthfchaften 6202, Bierbrauereien 1064 und ®e- 
treivemühlen 1862. Fabriken aber gab es fhon 1849 (da fie fett vem Zollvereine ſchnell fi 
mehrten) 355 mit 17,105 Arbeitern. Darunter zeichnen fi durch ihren großartigen Betrieb 
die Spinnerei zu Ettlingen, melde mit 1800 Arbeitern ein jährliche Fabrikat von mehr als 
1,000,000 Gldn. Werth liefert, dann die Rüberzurerfabrik zu Waghäufel mit 1000 Arbeitern 
und einem jährlichen Erzeugniſſe von 75,000 Entın. aus. Baummollen-Spinnereien, Webereien 
und Drudereien befigt das Land 142, Tabadöfabrifen 24, Gold- und Silberwaarenfabrifen“ 
22, Setvenmanufacturen etwa 10, Wagen und Mafchinenfabrifen etiwa ebenfo viele, Papier: 
fabriten 28, worunter die bedeutende Flint’ [che zu Freiburg, Wollenfabrifen 18, Eifen=, Hammer⸗ 
und Walzwerfe 30, endlich Olas-, Cichorien-, Steinguts und Leberfabriten zufammen etwa 20. 
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Sr Jahre 1849 berechnete man den Geſammtwerth der Fabrikate ber badiſchen Fabriken auf 
18,806,000 Glon., wovon 8,000,000 ald Arbeitöverdienft angenonimen wurden. Bon eigen⸗ 
Hünligem Charakter und befonderer Bedeutung iſt für den Schwarzwald Die (feit dem vorvori⸗ 
gen Jahrhundert ſchon eingeführte und familienweife betriebene) Holz und Spieluhrenmacheret, 
deren Hauptplätze fich in den Amtern Neuftatt, Triberg und Hornberg befinden. Dieſe Fabrika⸗ 
tion befhäftigt 1568 Meiſter und gegen 5800 Gehülfen, und der Werth des Verkaufs beläuft 
Ach jährlich auf die Summe von 8— 900,000 Slon. Seit dieſem Aufſchwunge der bapifchen 
Induſtrie Hat fich denn auch der (früher nicht bedeutende) Kandel im Großherzogthume überra⸗ 
ſchend gehoben. Die Lage deſſelben ift ihm günftig durch die Nachbarſchaft ver Schweiz, durch die 
natürlihen Handelswege ded Rheins, Neckars und Mains, und dur Kunflftraßen, Eifenbahnen 
und Freihäfen (Konſtanz, Ludwigshafen, Freiftätt, Keopolvähafen, Manheim und Heidelberg) 
bat man dieſe Vortheile noch möglichft zuergängen geſucht. Die Staatskafſe verwendete von 1831 
— 54 für die Belebung des Handels und Verkehrs an Wafferfiraßenbau, an Eiſenbahnen und Te= 
legraphen im Ganzen 94,731,666 ton. Die ſich mitten im Lande freugenden Schienenmwege aus 
ver Schweiz nach dem Norden und aus Frankreich nad) dem Often, die überall zur Ciſenbahn füh⸗ 
renden trefflihen Straßen und vie Dampfichiffahrt auf dem Bodenſee haben pas erfrenlichfie 
Ergebniß gebracht. Beſonders iſt der Spevitiendhandel im Gedeihen; ausgeführt aber werben 
namentlich Getreide, Wein, Taback, Ol, gebrannte Waffer, Holz, Leinwand, Schlachtvieh und 
inlänbifche Sabrifate, wogegen die Einfuhr in fremven Weinen, Südfrüchten, Eolonialmaaren, 
Pferden, Aurusartifeln , feinern Tüchern, Seidenzeugen, Eifen, Stahl, Wolle und Baumwolle 
befteht. | 
Berechnet man nun dad Nationalvermögen des badiſchen Staats und Volks, fo ſtellt fi 
heraus, daß der Werth an bewirthſchaftetem und benugtem Lande die Summe von 724 Mill. 
erreiche, daß der Viehſtand zu 35,000,000, Salz und Mineralien zu 22,500,000, Gebaͤude 
zu 342,237,000, Straßen, Brüden, Eifenbahnen u. vergl. zu 60,000,000, ver Werth 
der Gewerbe zu 170,000,000, dad Wobiliarvermögen zu 34,000,000, vie im Auslande: 
ſtehenden Belbcapitalten und auswärtigen Gefälle zu 8,000,000, das gefammte Nationafvermd- 
gen alfo zu 1,593,600,000 Gldn. rhein. anzunehmen fei. Das Nationaleinfommen aber beträgt 
vom Grand und Boden 85,000,000, vom Viehſtand 23,500,000 und vom Verkehr mit dem 
Ausfande 2 — 3,000,000 Glon., veovon aber die Cultur-, Fütterungs- u. vergl. Koften _ 
mit drei Fünftel vom rohen Ertrage abzuziehen find. Die ſämmtlichen Communaleinnahmen 
ber Gemeinden des Großherzogthums beliefen fi vor kurzem auf 17,400,000 Ston., wäh: 
rend die Ausgaben (darımter für Kirchen und Schulen 617,680) nur 15,576,000 ®fon. betru: 
gen. Die Gemeindeſchulden erreichten die Summe von 12,234,300 Gldn., wogegen vas active 
Gommunalvermögen 101,204,978 ton. ausmachte. Im Jahre 1850 ergaben fi an ſaͤmmtli⸗ 
hen Steuercapitalien der Gemeinden 744,877,955 Glon., wovon 96,956,146 auf die Ausbuͤr⸗ 
ger kamen. 

Baben befigt aber neben dem materiellen auch in geiftiger und moralifher Beziehung ein 
fehr reiches Nattonalvermögen ; denn kaum wird fich ein anderer deutſcher Staat verhältnißmä= 
Big einer folchen Intelligenz und Bildung feined Volkes und folder Mittel und Anftalten für 
Erziehung, Bildung und Wohlthätigkeit erfreuen können, wie fie das Broßherzogthum nadh=: 
weit, An Gelehrtenſchulen ift e8 nur beinahe zu reich, da diefelben eine ſolche Menge junger: 
Leute zum Stubiren verlockten, daß die Regierung die Prüfungen überaus verfhärfen mußte, 
um bie vielen Anwärter auf Staatsdienſte möglichft zurückzudrängen. Das Land befigt zwei 
Univerſitäten, von denen die heidelberger, beſonders ausgezeichnet durch ihre Lehrerin ver Medicin, 
in den Rechts- und Staatswiſſenſchaften, immer zwiſchen 500 und 600 Studenten (meiften® 
Ausländer) zählt, während Die freiburger felten über 300 aufweift (im Jahre 1830 Hatte fie 
622). Sodann befigt Baden fieben Lyceen, fünf Gymnaſien und drei Pädagogten; eine poly⸗ 
techniſche Schule, deren Ruf erfreulichft zunimmt, ſodaß ihre Schülerzahl feit kurzem von 500 
auf 400 (mworunter gegen dritthalbhundert Ausländer) gefttegen iſt; ein katholiſches Prtefter- 
jeminar,, ein evangeliſches und zwei Eatholtfihe Kehrerfeminarien; ein Blinden = und ein Taub⸗ 
fummeninftitut; eine Milttärbilpungsanftalt und eine Beterinärfchule; eine Maler:, eine Agris 
cultur⸗, mehre Gewerb⸗ und 24 höhere Bürgerfähulen ; 43 weibliche Lehranftalten oder Toͤch⸗ 
terſchulen, zahlreiche Privaticehrinftitute und endlich gegen 4900 Elementarſchulen, zuſammen 
alfo mehr als 2000 Erziehungs- und Bilvungsanftalten. Daneben befteht theils in Verbin⸗ 
bung mit ben beiden Untverfitäten und andern Schulen, theils unabhängig von Ihnen eine große 
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Zahl von Auftalten für Wiſſenſchaft, Kunſt und Alterthum , namentlich drei bedeutende Biblio- 
tbefen (mit beträchtlichen Handſchriften und Antiquarien), welche zufanımen wenigfiene 355,000 
Bände enthalten; ferner gegen 50 weitere Bibliothelen von Belang, viele naturwiflenfchaftliche 
Anftalten und Sammlungen (worunter drei botaniſche Gärten); zwei Gemäldegalerien und 
zwei ſtändige Hoftheater (zu Karlsruhe und Manheim); endlich mehre Zeitigriften und eine 
Reihe von Zeitungen und Localblättern. Alles aber übertreffen dad Stiftungsweien und bie 
Wohlthätigkeitspflege. Baben zahlt (außer einer Menge von gewöhnlichen Armenhäufern, von 
Bereinen für Gefangene und verwahrlofte Kinder, für Witwen und Waiſen, Arbeitö- und 

Seimatlofe) 95 Orts- und Bezirksſpitäler, deren Gefammtvermögen fi auf etwa 8,180,000 
Gldn. beläuft, und bejlgt ein Stiftungsvermögen von mehr ald 82 Mill., welches faft tglig durch 
neue Stiftungen vermehrt wird. 

1. Die Staatsverwaltung. Übergehend zur Darſtellung der badiſchen Staatsver⸗ 
waltung, haben wir zunächſt das unmittelbar unter dem Landesfürſten ſtehende Geheime Ca⸗ 
binet aufzuführen, mit deſſen Leitung ein Gabinetärath betraut ift und welches die unmittel- 
baren Entſchließungen, Befehle und Anordnungen bed Großherzogs, namentlich die Gnaden⸗ 
ſachen ausführt und feine hauptſächliche Thätigfeit durch die Audienzen erhält. 

Das Staatsminiſterium, beflehend aus einem Staatsminiſter und vier Minifleriumsprä- 
fidenten unter dem Vorſitze des Großherzogs, bildet vie oberfte Behörde ver Staatöverwaltung 
und hat in feinem Gefchäftöfreife die Vorberathung aller Angelegenheiten der Berfaflung und 
Geſetzgebung, vie wichtigern Angelegenheiten des Deutihen Bundes und der Standesherren, die 
Derhandlungen mit ven beiden Kammern ver Landſtände, Die organifchen Verorbuungen und 
deren authentiſche Interpretation, alle Sompetenzftreite zwiſchen Juſtiz⸗- und Abminifrativflel- 
len , die Befchwerben über die Minifterien und enplich die Oberaufiht über ſämmtliche Landes⸗ 
gerichte und Berwaltungsbehörben. Die unter dem Staatöminifterium flehenden Gentralbe- 
horden find die fünf Departementsminifterien: 1) des großherzoglichen Haufes und der auswär⸗ 
tigen Angelegenheiten, 2) der innern Angelegenheiten, 3) der Finanzen, A) der Militärfachen, 
5) der Juſtiz. Dazu kommt 6) die Oberrechnungskammer mit vem Range eines Minifteriums 
und mit Sig und Stimme ihres Präfinenten im Staatörathe. 

Der Geſchäftskreis des Minifteriums des großherzoglichen Haufed und der auswärtigen 
Angelegenheiten umfaßt vie Handhabung und Wahrung der politifhen Intereflen des Staats 
und regierenden Hauſes, beſonders die diplomatiſchen und Bundesſachen. Unter ihm ſtehen: 
4) die großberzoglichen Geſandtſchaften beim Deutſchen Bunde, in Batern, Oſterreich, Preußen 
(zugleich für Hannover), Würtemberg (zugleich für die Schmelz) und in Frankreich; 2) die Han⸗ 
delsconfulate zu Bremen, Hamburg, Amſterdam, Antwerpen, Rotterdam, Oſtende, Stras- 
burg, Borbeaur, Havre, Lyon, Marjeille, Nizza, Liffabon, Neapel, Trieft, Petersburg, Lon⸗ 
don, Liverpool, Neuyork, Neuorleand und Rio de Janeiro; 3) die Apminiftration der Ver⸗ 
Tehrsanftalten oder die Direction der Boften und Eiſenbahnen, welche die Generalpoftfaffe, die 
Inſpectionen des Eifenbahntrandports, der Eifenbahnmagazine und Werkflätten, bie Pofl- und 
Gifenbahnämter unter fich Hat. 

In den weiten Geſchaͤftskreis des Miniſteriums des Innern gehoͤren neben den organiſa⸗ 
tionsmäßigen Geſchäften der innern Verwaltung die ven Geſammtſtaat berührenden Stiftun⸗ 
gen und Anſtalten, die Generalwitwen⸗ und Brandaſſecuranzkaſſe, die Gratial- und Armen⸗ 
fonds , Badeanſtalten und Irrenhäuſer. Die dem Miniſterium untergeordneten Behörden und 
Anſtalten ſind: 1) der evangeliſche und der katholiſche Oberkirchenrath für die Verwaltung der 
Cultus⸗ und Kirchenvermoͤgensſachen, jeder beſonders mit einem Director, und für die Unter⸗ 
richtsangelegenheiten gemeinſchaftlich als Oberſtudienrath, ebenſo mit einem Director; unter 
ihnen ſtehen alſo die Dekanate, Schulen, Stiftsſchaffneien, Stiftungsverwalter; 2) die Sani⸗ 
taͤtscommiſſion als oberaufſehende Behoͤrde in Medicinalſachen, unter welcher pie Amtsphyſicate 
und Amischirurgate ſtehen; 3) die Oberdirection des Waſſer⸗- und Straßenbaus, welcher die 
Waſſer⸗ und Straßenbezirksinſpectionen, die Waſſer- und Straßenbaukaſſe und die Eifenbahns 
centralkaſſe untergeordnet find; A) das Generallandesarchiv mit den ältern Acten bis 1806, mit 
ſaͤmmilichen den Staat betreffenden Urkunden bis zur Gegenwart und mit einem reihen Schatze 
biftorifcher Archivalien; 5) der Verwaltungsrath ver Generalwitwen- und Brandkaſſe; 
6) die Gendarmerie, welcher vie Handhabung der Öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung 
im Lande obliegt; 7) die Gentralftelle für die Landwirtbichaft, unter der das Landesge⸗ 
ſtuͤt und die landwirthſchaftlichen Schulen zu Hochburg und Karlsruhe flehen; 8) der Ober: 
rath der Iſraeliten, welcher unter dem Vorſitze eines landesherrlichen Commiſſars die reli: 
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Urchlichen und weltlichen Angelegenheiten der Ifraeliten zu leiten hat; 9) pie Landes- 
uieftäten,; 19) die Hell und Pflegeanftalten zu Pforzheim und Illenau, die polizeiliche 
Bermahrungsanftalt zu Kißlau und das allgemeine Waiſenhaus zu Lichtenthal. 

Das Kinanzminifterium, die oberſte Leitungs: und Auffichtsbehörde über alle Finanz- 

ſachen des Staats, hat unter ſich: 4) die Gentraltaflen zu Karlsruhe, Manheim und Freiburg; 
2) die Amortiſations⸗, Zehntfehulven- und Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe; 3) die Hoſdomä⸗ 
nenfanmer, als Verwaltung der ſaämmtlichen Domänen (337 Gebäude zu 2,829,316 Gldn. ver⸗ 
anſchlagt, 47,547 Morgen an Srunvftüden und 66,633 Glon. an Sefällen, mit einer Rein- 
sinnahme von 592,963 Gldn.); A) vie Dirertion der Forſte, Berg: und Hüttenwerke, über 
410 Bezirksförftereien (mit 243,352 Morgen Wald) und 10 Berg: und Hüttenämter (mit 125 
Gebäuden von 1,102,3554 Glon. Werth); 5) die Steuerbirection für alle directen und indiree⸗ 
ten Steuern, über 34 Obereinnehmereien und die Salinenverwaltungen zu Dürrheim und 
Rappenau; 6) die Zollvirection mit fieben Hauptzoll- und neun Sauptiteuerämtern; 7) die 
Baudlrection mit 14 Bezirksbauinfpectionen; 8) die Münzverwaltung zu Karlsruhe. Das 
badiſche Finanzweſen zeigt uns folgende Ergebnifle: Nach Abzug der Betriebskoſten merven für 
das Budget von 4856 — 57 je aus ven Domänen 1,184,881 , Forſten 1,437,041,, Hütten 
und Bergwerken 786,443, aus den Steuern 6,567,800, Salinen 1,340,683, Zollen 2,798,763 
und vermifchten Einnahmen 1,345,229, im Ganzen alfo 15,460,842 Glon. gewonnen. Es 
fallen daber auf jeden Kopf an Steuer 8 Glen. Die orbentlichen Ausgaben betrugen für 
1856 die Summe von 15,625,380 und für 1857 vie etwas geringere von 15,615,094 Glon. Die 
Berwaltung des Minifteriums bes Innern koſtet 3,687,035 , jene des Kriegsminifteriums 
2,449,465,, die des Jufttzminifteriums 956,123 und Die des Finanzminiſteriums felbft 
2,244,779 Gldn. Die badiſche Staatsſchuld, welde zur Beftreitung ber Staatöbenürfnifle all- 
mälig angehäuft werben mußte, belief jih im Beginne des Jahres 1856 auf die bedeutende 
Summe von 35,747,697 Gldn., wovon für den Domanialgrundſtock 12,000,000 und ala Pa⸗ 
piergeld 3,000,000 unverzinslich verblieben find. Daneben betrug damals die Eiſenbahnſchuld 
40,580,495 Gldn.; Die gefammte Staatsjhuln des Großherzogthums erreichte fomit Die Summe 
von 76,328,190 Slon., welche zu ihrer Berzinfung und vertragsmäßigen Tilgung über 10 Proc. 
aller Staat8ausgaben mit 1,479,162 Glon. erfodern. Die Amortifationskaffe für die erftere 
beider Staatsſchulden bejuß am 1. Ian. 1850 6,819,859 Gldn. Activa. . 

Das Kriegeminifterium bildet unter feinem PBräflventen ein Collegium, welches aber 
zur Gelhäftsführung in drei Sectionen zerfällt, von denen die militärifche das Perſonelle der Of: 
fijiere und Mannfchaft, die Reerutirung, das Ausrüftungs- und Übungswefen, die Militärbil- 
dungsanflalten, die Bundesmilitär- und Feflungsangelegenheiten, die ötonomifche bie Trup⸗ 
yenverpflegung, das Bau:, Sanität3= und Hoßpitalmefen, die Quartier- und Marſchſachen, 
die juriftifche Die Mechtögefchäfte des Minifteriums, vie Heiraths-, Penſions- und Gna- 
denſachen befoͤrgt; Tegtere bilvet unter Beizug eined Auditors auch dad Militärobergericht in 
Strafſachen der Kriegsbeamten und unter Beizug von drei Civiljuſtizbeamten als Oberkriegs⸗ 
gericht die zweite Inſtanz in Civilſachen der Militärperſonen. Unter dem Kriegsminiſterium 
ſtehen: 1) die Zeughausdirection, 2) dad Montirungscommiſſariat, 3) die Hauptmagazinver⸗ 
waltung, 4) die Baudirection, 5) Die Sanitätsdirection, 6) die Hauptkriegskaſſe, 7) die Mili⸗ 
tärwitwentaffe, 8) die Recrutirungsoffiziere, 9) die Kafernen= und 10) vie Hospitalverwal⸗ 
tungen. Das babiiche Militärweſen hängt von den Beflimmungen ver Deutichen Bundesver⸗ 
fammlung ab. Das Contingent des Großherzogthums beträgt nach der Bundesmatrifel von 
1842, worin die Einwohnerzahl deſſelben auf 1,000,000 angenommen worben (maß für alle 
Bundesleiſtungen maßgebend ift), für den Fall des Kriegsfußes 15,000 Dann und zur Erſatz⸗ 
mannſchaft 1667, im Ganzen aljo (ohne vie Nichtftreitenven) 16, 667 Mann. Diefe bilden bie 
zweite Divifion des achten Armeecorps der deutſchen Bunbesmadit. Hierzu ftellt die Infanterle- 
divifion vier Negimenter je zu drei Bataillonen, ein Grenadierregiment zu zwei Bataillonen, an 
Füfllieren drei und an Jägern ein Bataillon (zufammen 14,176 Mann), vie Gavalerie aber 
drei Regimenter in einer Brigade (zufanımen 1875 Mann) und die Artilferie ein Regiment zu 
ſechs Batterien (zufammen 1768 Mann), wozu eine Conıpagnie Pioniere (zu 150 Mann) und 
der Generalſtab (mit 25 Mann) kommen. Der Friedensfuß dagegen verlangt In Baden nur 
1691 Mann, welche vier Infanterieregiinenter zu 48 Compagnien, drei Dragonerregimenter 
zu 12Schwadronen, ein Artillerleregiment (mit einer reitenden, vier Fuß⸗ und zwei Feſtungsbat⸗ 
terien), eine Bioniercompagnie, eine Zeugbhausarbeiter- und eine Invalidencompagniebilden. Das 
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Militaͤrbudget für biebeiden Jahre 1856 und 1857 weiſt nad) an Staaisaufwand für ben laufen = 
den Dienft (ganz glei) 2,193,217 und für früher geleiftete Dienfte dort 267,244 und bier 
255,545, für Benflonen port 254,198 und hier 242,499 &lon. 

Das Juſtizminiſterium umfaßt in feinem Gefcäftskreife die Aufficht über die Juſtiz⸗ 
abminifiration überhaupt (nur daß ihm Feine Einwirkung auf die einzelnen Rechtsſachen zu⸗ 
ſteht), pie unmittelbare Leitung über das Lehnweſen, die Amtöreviforate und Strafanflalten ; 
unter ihm flehen das Oberhofgericht zu Manheim und die Hofgerichte der vier Landeskreiſe zu 
Konftanz, Freiburg, Bruchfal und Manheim. Was die Rechtspflege betrifft, fo bilden in bür- 
gerlichen Sachen die Stadt- und Bezirksämter die erfte, die Hofgerichte die zweite und das Ober⸗ 
hofgericht die dritte Inftanz, während in Strafſachen alle Unterfuchungen durch Die Bezirksäm⸗ 
ter (und Aubitorate) geführt werden und die Aburtheilung nad den Eompetenzbeflimmungen 
des Geſetzes von 5. Febr. 1851 durch Schwurgerichte, Gofgerichte und Bezirksämter geſchieht, 
und der Recurs von legtern in die Hofgerichte und von diefen an dad Oberhofgeriht, wie an 
dieſes auch die Nichtigkeitäbefchtwerve gegen ſchwurgerichtliche Urtheile. Bei Borunterfuchungen 
wirken die Staatsanwälte nicht mit; bei fhmurgerichtlihen Sachen beginnt ihr Amt erft nad 
Beendigung der Vorunterſuchung, bei hofgerichtlichen aber, wenn eine mündliche Schlußver- 
handlung ſtattfindet. Befreite Gerichtäftände gibt ed weder in bürgerlichen noch Straffachen ; 
das Militär aber hat feine befondern Gerichtsbehoͤrden. Zur Statiftil per Rechtspflege erfchei: 
nen durch dad Juftizminifterium von Zeit zu Zeit Überfichten der Givil- und Griminalcechts- 
pflege, deren man bereits für 1829 — 47, 1840 — 43 und 1852 befigt. 

Was envlich die kirchliche Verwaltung betrifft, jo umfaßt die evangelifche Landeskirche, an 
deren Spite der Großherzog fteht und welche durch den enangelifchen Oberfirchenrath (worin 
der erfte ver Raͤthe ven Titel „Praͤlat“ führt) geleitet wird, 329 Kirchengemeinden mit 369 Fi⸗ 
lialen. Diefe werden in 28 Didcefen getheilt und von deren Defanen beauffidhtigt und zählen 
456 Kirchen und Kapellen und 416 Geiſtliche. An ven Defanatöfigen werben von den Kirchen⸗ 
älteften alle drei Jahre Specialſynoden abgehalten; die Generalſynode repräfentirt aber die ge- 
fammte evangelifche Landeskirche; pie jüngſte ift 1855 abgehalten worden und hat die landesherr⸗ 
liche Sanction 1856 erhalten. Die Kirchen = und Schulpifltationen finden alle zwei Jahre ftatt. 
Der evangelifche Cultus koſtet dem Stante jährlih A0,000 Gldn. An der Spige ver katholiſchen 
Kirche fteht der Erzbifhof zu Freiburg (Metropolit ver oberrheinifchen Kirchenprovinz) mit 
feinem Domcapitel; fie zählt 734 Kirchengemeinden und 2702 Ziliale mit 11411 Kapellen, 
welche in Landcapitel oder bifchöflihe Dekanate eingetheilt finn und durch 1053 Geiſtliche ver- 
fehen werben. Die katholiſchen Schulen, deren ed in 1232 Gemeinden und 75 Schulvifltaturen 
1309 gibt, ftehen unter dem Oberkirchenrathe. Diefem liegt auch vornehmlich die flantliche Lei⸗ 
tung ber Erterna ob, morin er aber, wie in allen wichtigen Sachen, von den Beichlüffen des 
Minifteriums des Iunern abhängt. An der Spige der ifraelitifhen Kirche, welche 15 Bezirks: 
Kr zählt, fleht ver Oberrath, deſſen Geſchäftskreis unter dad Minifterium des Innern 
gehoͤrt. 

Die bedeutendſten und empfehlenswertheſten Werke über das Großherzogthum Vaden im 
Allgemeinen wie über größere Theile deſſelben find in chronologiſcher Ordnung folgende: 
Schoͤpflin, „Historia Zaringo -Badensis’ (7 Bde., Karlsruhe 1763 — 66), und fein Uber: 
feger und Ergänzer Sachs, „Einleitung in vie Gefchichte ver Markgrafihaft Baden“ (5 Bde., 
Karlsruhe 1764 — 73); Mofer, „Einleitung in das markgräflich badiſche Staatsrecht“ 
(Branffurt und Leipzig 1772); Gerbert, „Histor. Silvae Nigrae” (3 Bde., St. Blafien 
1783 — 88); Kreuter, „Geſchichte der vorderoͤſterreichiſchen Staaten” (2 Bde., St. - Blafien 
1790); Neugart, „Episcopat. Constantiensis” (Ihl. 1, St. = Blafien 1803; Thl. 2 wird 
gegenwärtig zum Drude vorbereitet); Müller, „Geographiſch-ſtatiſtiſch- topographiſche Be⸗ 
ſchreibung des Kurfürftenthumd Baden‘ (Karlörube 1804); Kolb, „Hiſtoriſch-ſtatiſtiſch⸗ 
topographiiches Lerifon über das Großherzogthum Baden“ (3 Bde., Karlsruhe 1815—16); 
Drats, „Geſchichte ver Negierung und Bildung von Baden unter Karl Friedrich (2 Bor., 
Karlsruhe 1816 — 18); Derfelbe, „Gemälde über Karl Frievrih, ven Markgrafen, Kur: 
fürften und Großherzog‘ (Manheim 1828); Pfifter, „Geſchichtliche Darftellung ver Staatd- 
verfaſſung des Großherzogthums Baben und ver Verwaltung beflelben‘ (2 Bde., Heidelberg 
1829); Heuniſch, „Geographiſch-ſtatiſtiſch-ropographiſche Beichreibung des Großherzogthums 
Baden“ (Heidelberg 1835); Bader, „Badiſche Landesgeſchichte von den älteſten bis auf unfere 
Zeiten‘ (Freiburg 1856); Derfelbe, „Das badiſche Land und Volk’, Zeitichrift (5 Bde., 
Breiburg 1839 — 56); Münch, „Geſchichte des Haufes und Landes Fürftenberg‘ (5 Bde., 
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Laden und Leipzig 1829 — 32); Fikler, „Geſchichte des Haufes Fürftenberg” (Karlarıhe 1847); 
Aſcbach, „Gefchichte der Grafen von Wertheim” (2 Bde., Frankfurt 1843); Mayer, „Bei: 
ige zur Gefchichte des badiſchen Civilrechts bis zur Einführung des neuen Landrechts“ 
(Bellevue 1844) ; Häuffer, „Geſchichte ver rheinifchen Pfalz nad) ihren politifchen, kirchlichen 
und literarifihen Verhältniffen‘‘ (2 Bde., Heidelberg 1845); Mone, „Urgeſchichte des badiſchen 
Landes bis zu Ende des 7. Jahrhunderts” [2 Bde., Karlöruhe 1845); Vierordt, „Gefchichte 
ber Reformation und der evangelifhen Kirche in Baden’ (2 Bde., Karlsruhe 1847 — 56); 
Remling, „Geſchichte der Bifchdfe zu Speier” (A Bde., Mainz 1852 — 54); Schoͤchlin, „Ge- 
ſchibͤte des Großherzogthums Baden unter ver Regierung des Großherzogs Leopold‘ (Karlsruhe 
1855) ; Heumiſch und Bader, „Das Großherzogthum Baden Hiftorifch = geographiich-ftatiftifch- 
topographifch” (Heidelberg 1857). Hierzu kommen die offletellen Protokolle beider landſtändi⸗ 
fen Kammern und das großherzogliche Regierung®blatt, ſodann die Beiträge zur Statiftif ver 
innern Verwaltung des Großherzogthums Baden, herausgegeben vom Minifterium des Innern 
(bearbeitet durch das neuerrichtete Statiftifhe Bureau) und die Zeitſchrift des großherzoglichen 
Landesarchivs, worin die Hiftorifchen Urkunden deſſelben (bearbeitet von Mone, Dambacher und 
Bader) befannt gemacht werben. | 3. Bader. 
Baden als conftitutioneller Staat. (Badiſche Berfaffung und Berfaffungs: 
geſchichte, badiſche Landſtände.) In den Iekten Tagen ber Regierung des Großherzogs 
Karl, als deſſen fihtbar dahinſchwindende Lebenskraft bereitö den nahenden Tod verfünbete, 
erhoben fih, anfangs leife, bald aber laut, die beunruhigendſten Gerüchte über eine bevor- 
ſtehende Ländertheilung Badens. Bon verfhiedenen Seiten drohte man mit Geltendmachung 
wol fhon früher zur Sprache gebrachter eventueller Anſpruͤche oder noch der Entfcheivung ge- 
wärtiger Vorbehalte, und Baiern zumal mar es, welches, einerſeits auf die im Rieder Vertrag 
von Ofterreich erhaltenen, doch bisher noch unerfüllt gebliebenen Zufiherungen und auf bie vom 
Großherzog Karl beim Übertritt zur großen Allianz wider Frankreich eingegangenen eventuellen 
Verpflichtungen, anbererfeit8 auf eine alte fponheimifche Erbeinfegung geftügt, einen großen 
Theil ded badiſchen Landes theils unbeningt, theils für den Fall, daß Großherzog Karl ohne 
männliche Leibeserben ftürbe, ganz unverhohlen in Anſpruch nahm. Mit Entfloffenheit und 
Kraft Hatte der Franke Fürſt ſolche Anfprüche zurückgewieſen und mit edler Zuverfiht von der 
phnfifhen ÜUbermacht der Gegner an die moralifche Gewalt der Öffentlichen Meinung appellirt, 
und ſolche Appellation hatte auch den entjprechenpften Eingang gefunden bei allen Denfenden 
in der Nation und audwärtd. Doch ſchien noch räthlich, dad eigene, von Zweifeln, Beforgniffen 
und miberftreitenden Gefühlen zerriffene, Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft mit unftätem 
Blick durchirrende, dem größern Theil nach erft feit kurzem Baden angehörige Volk durch ein 
neue feſtes Band an dad Negentenhaus zu Fnüpfen und mit Begeifterung für deffen etwa nd- 
thige Vertheidigung zu erfüllen mittels der lebendigen Idee eines gemeinjamen Vaterlandes. 
In diefem Sinne ward ihm eine landſtändiſche Verfafiung verliehen (unterm 22. Aug. 1818) 
und bie Zeit der Eröffnung des erften Landtags auf den 1. Febr. 1819 feftgefegt. 
Diefe urſprünglich zwar blos oetroyirte, doch durch den ihr gemordenen jubelnden Empfang 
im Lande und durch die thatfächlich ausgeſprochene und auch eivlich bekräftigte Zuftimmung ber 
zuerft einberufenen Stände und aller nachgefolgten Kammern ihrem Hauptinhalt nach (mithin 
unbeſchadet ver Anſprüche auf Vervollftändigung, zeitgemäße Fortbildung ober wenigftend dem 
ihr im Ganzen einwohnenden Geift entfprechende Auslegung) mit dem Charakter einer vertrag: 
weile zu Stande gekommenen beffeivete Verfaffung trägt in ihren Grunpbeflimmungen dad 
Gepraͤge rein conflitutioneller, d. 5. dem echten Repräfentativfoftem huldigender Ideen, doch 
freilich auch vermiſcht mit unlautern, theild der Angftlichkeit, theild dem abfolutiftifhen oder 
dem ariftofratifchen Intereffe dienenden Zufägen und nähern Beflimmungen, melde mehr: 
mald Dasjenige, mad die allgemeinen Berheißungen befagen, wieder zurücknehmen ober weſent⸗ 
lid beſchränken, oder der ungünftigften Deutung preiögeben und durch alled Died den Beweis mit 
ih führen, daß der urfprüngliche, fiherlich einem edeln, edit liberalen Geift entfloffene 
Entwurf unter den Händen einer eiferfüdhtigen Camarilla oder eines Collegiums von Hof 
publiciften Verſtümmelung und Abänderung erfahren hat. ine kurze Zufammenftellung der 
beveutfamern Artikel dieſer Verfaſſung wird ſolches freilich auf noch mehr ald eine andere an⸗ 
wendbare Urtheil rechtfertigen. . 
„Das untheilbare und unveräußerliche Großherzogthum bildet einen Beftanbtheil des 
Deutfhen Bundes. Alle organischen Befhlüffe der Bundesverſammlung, welche die verfaffungs- 
mäßigen Verhältniſſe Deutfchlands oder die Verhältniſſe veutfcher StanfBbürger im Allgemeinen 
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betreffen, machen einen Theil des badiſchen Staatsrechts aus und werben für alle Claſſen von 
Kandedangehörigen verbindlich, nachdem jle von dem Staatdoberhaupt verfündet worden find.“ 
($.1—3.) Hier fragt es ſich freilih: Was find organifche Befchlüffe, und welche Bewandtniß 
bat ed mit Befchlüffen, welche nicht zu den organifchen zu zählen jind oder die von benfelben noch 
weiter gefoderte Eigenfhaft in Bezug auf ihren Gegenſtand nit Haben? Die in $. IA der 
Schlußacte enthaltene Begriffsbeſtimmung von organifchen Einrichtungen gibt hierüber feinen 
Aufſchluß. Auch entfteht dabei nothiwendig die Frage: Wie verhält es ſich im Allgemeinen mit 
denjenigen Befchlüffen, wozu nad dev Bundes= over Schlußarte Stinnmeneinhelligfeit erfoder= 
lich ift, Demnach auch ver badifche Gefandte mit einſtimmen muß, damit fie Gültigkeit erlangen ? 

„Der Großherzog ($. 5 und 6) vereinigt in ſich alle Rechte der Stantögewalt und übt fie 
unter ben in diefer Verfaſſungsurkunde feftgefeßten Beftimmungen aus. Seine Berfon tft Hei- 
lig und unverleglih. Das Großherzogthum hat eine ſtändiſche Verfaffung.” Der erſte dieſer 
Sätze, entfloffen dem in ver neueften Zeit aufgeftellten fogenannten „monarchiſchen Princip”, 
auch ziemlich gleihlautenn mit Art. 57 der wiewol fpätern Schlußacte, wird allerdings 
durch den legten Sat in feiner praftifchen Bedeutſamkeit beſchränkt; aber bei ver Zufammen= 
ftellung ver beiden Säße entitehen die theoretifchen Kragen: ob eine wirkliche Vereinigung aller 
Rechte ver Staatsgewalt in der Berfon des Monarchen verträglich fei mit der Theilnahme ver 
Stände an den wefentlichften jener Rechte, namentlich an der Geſetzgebung und ſelbſt auch an 
der Verwaltung, und vb insbeſondere die gejeggebende Gewalt zu ihrer Vollſtändigkeit nichts 
Weiteres brauche als die Initiative und die Sanction? Eine weitläufige Erörterung diefer Fra⸗ 
gen würde jedoch zum bloßen Wortftreit führen. 

„Die Landftände find in zwei Kammern abgetheilt‘ ($. 26); doch Hat bei dieſer faft in allen 
Gonftitutionen vorfommenden und von den in der Literatur wie in der Politik vorherrſchenden 
Stimmen hoch gepriefenen Einfegung vie badiſche Verfaſſung einige merkwürdige Eigenthüm- 
lichkeiten. Die erſte Kammer befteht, außer den Prinzen des Haufes, den Häuptern der ſtandes⸗ 
herrlichen Familien, dem Eatholifchen Landesbiſchof und einem evangelifchen Prälaten und den 
vom Großherzog beliebig (und zwar in ver Regel nur für je einen Landtag) zu ernennenden 
Mitgliedern (deren Zahl jedoch nicht größer als acht fein darf), au noch aus acht Abgeordneten 
des grundherrlichen Adels und aus den Deputirten der zwei Landesuniverfitäten; Die zweite 
Kammer aus 63 Abgeorhneten der Städte und Ämterbezirke. Durch die völlige Ausfihliegung 
des grundherrlichen Adels von dem artiven und paffiven Wahlrecht für die zweite Kammer wirb 
dieſe legtere zum rein vemofratifhen Clement, wogegen das In der erſten Kammer allerdings 
obwaltende ariftofrutifche Element gemildert wird und nah Umftänden neutralifirt werben mag 
durch Die Abgeoroneten der Landesuniverfitäten und die vom Großherzog ernannten Mitgliever, 
vondenen nämlich die erften naturgemäß zu demokratiſchen Principien fich Hinneigen und vie letz⸗ 
ten das monarchifche Intereffe zu vertreten haben. Diefen Beftimmungen ift wol großentheils 
die in der zweiten Kammer feit ihrer Entftehung (mit nur kurz dauernden Ausnahmen) vor: 
herrichend gebliebene demokratiſche, d. b. der Volksfreiheit und den Volksrechten befreundete 
(doch immer fireng innerhalb der Grenzen ver Gonftitution ſich haltende) Richtung zuzufchrei: 
ben, welche invefien die durch die Verfaffung erlaubte Wahl von Staatödienern (deren von An- 
beginn ſtets eine große Zahl ermählt ward) in eine minifterielle zu verwandeln allzu leicht im 
Stande ift, während in der erfien Kammer die acht vom Großherzog ernannten Mitglieder (zu⸗ 
mal wenn fie aus dem Adel genommen werben) nicht ſtark oder doch meift nicht geneigt genug 
find, eine compacte ariftofratifche Oppofltion der Standes- und Grundherren zu neutralifiren. 
Diefe legtgenannten Herren find mit dem 21. Jahre flimmfähig und mit dem 25. wählbar. 
Die Wahl gilt jedesmal für acht Jahre. Die Mitglieder der zmeiten Kammer dagegen müffen 
mindeſtens 50 Jahre alt fein. Sie werden von frei aus den Bürgern des Diſtricts zu erwäh⸗— 
Ienden Wahlmännern (melde 25 Jahre zählen müfjen) nah einer mit Umſicht verfaßten 
Wahlordnung erwählt, müflen einer der drei riftlihen Confeſſionen angehören und 
10,000 Gldn. Steuercapital befigen. Sie werden aufacht Jahre ernannt, und alle zwei Jahre wird 
die Kanımer zu einem Viertel erneuert. Alle zwei Jahre muß aud eine Ständeverfammlung ftatt- 
finden. ($. 26—46.) Es befteht ein landſtändiſcher Ausſchuß, deſſen Wirkſamkeit jedoch fehr 
beſchränkt und in der Negelnur auf die Prüfung ver Amortifationdkafferehnungen, ausnahms⸗ 
weiſe aber auch auf Contrahirung Fleinerer und dringenderer Anlehen fi beziehend iſt. ($. 51, 
57,65.) Uber alfe diefe Beftimmungen, fowie über die Verfügungen, daß der Großherzog den 
Präfiventen der erften Kammer ernennt, jenen der zweiten aber aus drei ihm vorzuſchlagenden 
Gandidaten erwählt, daß er die Ständeverfammlung einberuft, vertagt und aufldöfen kann, daß 
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vie Abgeordneten Feine Infiructionen von ihren Gommittenten annehmen und keinen Stellver- 
greir ernennen vüvien, und mehre andere wollen wir, da folche Beftinmungen theild minder 
wichtig, theild in der Regel vorfommend, nichts Weiteres bemerken. Auch die von der Wirkſam⸗ 
keit ber Stände handelnden Paragraphen (55— 67) und jene, welche vie Formen der Berathungen 
regeln ($. 68— 78), jind großentheils uͤbereinſtimmend mit den entſprechenden Artikeln der fran- 
zoͤſiſchen Charte, nur genauer angepaßt den Verhältniſſen des Fleinern badiſchen Staats, mit: 
unter auch einige befondere Cigenthũmlichkeit darbietend. So iſt zwar für den Großherzog bie 
Feſtſezung einer Givillifte (welche ohne Bewilligung der Stände nicht erhöht und ohne Bewil⸗ 
Iigung des Fürften nicht gemindert werben kann) verordnet und der überſchüſſige Ertrag ver 
Domänen der Beftreitung der Staatslaften gemwinmet, au die Veräußerung von Domänen 
ohne Zuflimmung ber Stände verboten, doch ſolche Domänen zugleich zum PBatrimonialeigen- 
tum des Regentenhaufes erklärt worden. Das Auflagengejeg foll jeweils für zwei Sabre ge- 
geben und mit ben Staatsbudget auch die betaillirte Nachmweifung über die Verwendungen in 
der Iehtverfloffenen Budgetsperiode vorgelegt werden. Die Stände können die Steuerbemilligung 
nit an Bedingungen Enüpfen. Im alle ver Auflöfung dürfen die alten Steuern noch ſechs 
Monate nad) Ablauf der Berwilligungszeit forterhoben werben. Finanzgeſetze gehen zuerft an 
bie zweite Kammer und Eönnen erſt, wenn fie von diefer angenommen worden, an die erfle Kam⸗ 
mer zur Abſtimmung über Annahme oder Nichtannahme im Ganzen ohne alle Abänderung ges 
bracht werden. Tritt die Mehrheit der erſten Kammer dem Veſchluß der zmeiten nicht bei, fo 
werben bie Stimmen beider Kammern zufammengezählt und nach ver abfoluten Mehrheit folcher 
zufammengezäblten Stimmen der Stänvebefhluß gezogen. Die beiden Kammern önnen weder 
im Ganzen noch durch Commiſſionen zufammentreten, fondern haben ſich nur gegenfeitig ihre 
Beſchlüſſe mitzutheilen und flehen fonft nur mit dem Staatsminifterium in unmitteldarer Ge⸗ 
Ihäftöberührung. Deputationen pürfen fie nur, jede befonvers, nach eingeholter Erlaubniß an 
ben Großherzog abordnen. Die Sitzungen beider Kammern find öffentlich (eine köſtliche Be⸗ 
fimmung, welche jedoch dadurch in ihrer Wirkung gefchmälert wird, daß nicht nur auf das 
Begehren der Regierungscommiflarien,, wenn diefelben geheime Eröffnungen maden wollen, 
jondern auch auf das Verlangen von drei Dlitglievern, wenn venfelben ein Viertel der übrigen 
Mitglieder beitritt, dikẽ Sigungen in geheime verwandelt werben müflen). Nur die landesherr⸗ 
lichen Commiſſarien (in jeder Sigung haben biefelben Zutritt) und die Berichterftatter ver Com⸗ 
miſſionen bürfen gefchriebene Neben ablefen, alle übrigen Vorträge find mündlich. Man ſtimmt 
laut ab mit ven Worten „Einverſtanden“ oder „Nichteinverſtanden““. Die erfte Kammer wird 
durch die Anwefenheit von 40, die zweite durch jene von 35 Mitglienern vollzählig. Bei Vers 
faflungs-Abänvderungen oder Erläuterungen over Ergänzungen ift pie Anmwefenheit von drei Bier- 
tbeilen der Mitglieder und die Zuflimmung von zwei Drittheilen der Anmefenden nothwendig. 
Dir gehen nun zu den Hauptpunkten über. „Zu allen andern, die Freiheit der Perſonen 
ober das Eigenthum der Staatsangehörigen betreffenden allgemeinen neuen Landeögefehen ober 
zur Abänderung oder authentifchen Erklärung ver beſtehenden ift die Zuſtimmung der abfoluten 
Mehrheit einer jenen ver beiven Kammern erfoderlich.“ ($.65.) Um die praftifche Bedeutſamkeit 
dieſes hochwichtigen Paragraphen zu würdigen, iſt nothwendig, ihn im Zuſammenhang mit ven 
nachfolgenden Paragraphen 66 und 67 zu betrachten. „Der Großherzog (fagt $. 66) beitätigt und 
promulgirt pie Geſetze, erläßt die zu Deren Vollzug und Handhabung erfoberlichen, die aus dem 
Auffichts⸗ und Verwaltungsrecht abfließenden und alle für die Sicherheit des Staats nöthigen 
Berfügungen, Reglements und allgemeinen Verordnungen. Er erläßt and ſolche, ihrer Natur 
nad zwar zur flänvifchen Beratung geeignete, aber durch das Staatswohl dringend gebotene 
Berorpnungen, deren vorübergehender Zweck durch jede Verzögerung vereitelt würde.” Welches 
find nun die aus dem „Auffichtsrecht“ abfließenden Verordnungen? Welches find die zur „Si⸗ 
Gerheit des Staats" nöthigen? Dieſe legtgenannten, melde Art. 14 der franzöfifhen Charte 
gleihfalld dem Könige anheimftellte, find, wenn nıan bafür einen weiten Begriff aufftellt, töbtend 
für alle Sicherheit der conftitutionellen Rechte und daher auch für jene des Throns ſelbſt. Die Aus— 
dehnung Ihres Begriffs Hat die Polignac'ſchen Ordonnanzen und damit die Julirevolution her⸗ 
vorgerufen; eine nähere Beſtimmung thut daher wol dringend ngth. Aber auch dad Recht der 
proviforifchen Gefeßgebung, wiewol der Schlußfag de8 Paragraphen daſſelbe behutfam ein⸗ 
ſchränkt, könnte durch ein despotiſch gefinntes Minifterium allzu leicht mißbraucht werden zu 
maßlofer Verkümmerung der landſtändiſchen Wirkfamkeit und Geführbung der ganzen Ber- 
faflung. Welches Vorbeugungds oder welches Heilungsmittel enthält dagegen und überhaupt 
gegen Regierungswillfür die badiſche Verfaſſung? „Die Kammern (alfo fagt $. 67) haben das 
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Recht ver Vorftellung und Beſchwerde. Verordnungen, werin Beſtimmungen eingefloflen, wos 
duch jie ihr Zuſtimmungsrecht für gekränkt erachten, follen auf ihre erhobene gegründete (wer 
enticheidet hierüber ?) Beſchwerde ſogleich außer Wirkſamkeit gefegt werben. Sie können den 
Großherzog unter Angabe der Gründe um den Vorſchlag eines Geſetzes bitten. Sie haben das 
Recht, Misbräuche in der Verwaltung, die zu ihrer Kenntniß gelangen, ver Regierung anzu⸗ 
zeigen. Sie haben das Recht, Minifter und die Mitglieder der oberfien Staatsbehörden wegen 
Verlegung der Berfaflung oder anerkannt verfaffungsmäßiger Rechte förmlich anzullagen. Ein 
beſonderes Geſetz ſoll die Bälle ver Anklage, die Grade der Ahndung, die urtheilende Behörde und 
die Procedur beſtimmen.“ Lauter fchöne Beftimmungen, die aber ver Schlußſatz des Paragraphen 
gefährbete! „Keine Vorftelung, Beſchwerde oder Anflage (heißt es daſelbſt) kann an ven Groß⸗ 
herzog gebracht werden ohne Zuftimmung ber Mehrheit einer jeben der beiden Kammern.‘ 
Mer kann aber erwarten, daß bei Gegenftänven diefer Art bie in ber politifchen Richtung fidh 
faft pſychologiſch nothwendig entgegengefepten Kammern leicht übereinfiimmen werben? Ebenfo 
ift man noch darüber nicht im Reinen, wie meit ſich dad Regierungsrecht, propiforifche Geſetze 
zu erlafien, erſtrecke, und welches die rechtliche Kolge ihrer Nichtvorlage an die nächſte Stände: 
yerfammlung fei. Hierdurch und durch das unklare Verhältnig zum Bundestag rüdjichtlid 
deſſen rechtlicher Einwirkung auf die einheimifche Gefehgebung und Verwaltung wird das ba⸗ 
diſche Verfaffungsrecht problematifh und einer deutlichern Beftimmung äußerft bedürftig. 

Aud die durch die Konftitution für Die Badener ausgeſprochenen Zuficherungen befonverer 
ſtaatoͤbürgerlicher und politifcher Rechte (6.7 — 25), worunter namentlich die fämnıtlidhen 
Staatöbürgern überhaupt mit wenigen, ausbrüdlih erwähnten Ausnahmen gewährte 
Gleichheit ver Rechte und Laſten und die für die drei hriftlichen Confeſſionen ausgeiprochene po= 
litifche Gleichheit und Gleichheit ver Anfprüche auf alle Civil- und Militärftellen und Kirchen⸗ 
ämter, der Schug des Eigenthums und ver perfönlichen Freiheit, die Unabhängigkeit der Ge⸗ 
richte, die Unantaftbarfeit des Cigentbums auch für dffentliche Zwecke, e8 fei denn gegen Ent- 
ſchädigung, die garantirte Competenz der orbentlichen Gerichte in Strafſachen und die Fode⸗ 
rung gefegliher Kormen für die Verhaftnahme und Gefangenhaltung, die Abfehaffung der Ber: 
mögendconfiscationen, die Verheißung der Prebfreigeit, ver Wegzugsfreibeit, ver Gewiſſens⸗ 
freiheit, der Unantaftbarkeit des Kirchen: und Stiftungsgutes, fowie der Dotationen der höhern 
Lehranſtalten, die Unverletzlichkeit der gegen die Staatsgläubiger beftehenven Verbindlichkeiten, 
die Aufrechthaltung des Amortifationdfaffeinflituts, ebenfo jene der Witwenkaflen und ver 
Brandverfiherung, dann des die Rechtöverhältniffe ver Staatsdiener (in liberalem Sinne) re= 
gelnden Edicts und des die Berechtigungen der Mediatifirten aufzählenden (am 23. April 1818 
erlaflenen, jedoch niemals in wirkliche Rechtskraft getretenen) Ediets und mehre andere, find 
mit Ausnahme des legtgenannten Punktes, als welcher vielmehr der Stoff zu bittern Streitig- 
keiten warb, für höchſt wohlthätige Verheißungen zu achten, denen jedoch theil® vie nöthige 
Beftimmtheit, theils die noch nöthigere Bürgichaft abgeht, und deren mahre Verwirklichung 
demnach bloß die Frucht einer mit Aufrichtigkeit und Redlichkeit zu gemährenven Ergänzung der 
Berfaflung und ihrer Befräftigung durch zu ſchaffende feftere Garantien fein kann. 

Die erfte Ianpfländifche Verfammlung wurde nad dem inzwiſchen eingetretenen Tode 
bed Großherzogs Karl von deflen Oheim und Nachfolger, dem Großherzog Ludwig, im 
April 1819 einberufen und beurkundete fofort durch ihr kräftiges Wirken und durch die rege 
Theilnahme, die verfelben von allen Seiten entgegenfam, das hoffnungsoreich erwachte öffentliche 
Leben im badiſchen Volke. Die Regierung hatte fi der Störung der Wahlfreiheit enthalten 
und ed traten daher echte Volkövertreter, Iautere Organe der Volksgeſinnung In den ſtändiſchen 
Saal. Unter ihnen war ohne Wivderſpruch ver ausgezeichnetfte der Freiherr v. Liebenftein (nicht 
Grundherr und daher Mitglied der zweiten Kammer), ein Mann, voll Feuereifers für die Frei⸗ 
heit und durch fein anerkannt überlegenes Talent geeignet zur Übernahme ver Anführerftelle, 
die ihm vertrauend und eiferfucht8los allfeitig überlaffen ward. Won ihm ganz vorzüglich ging 
der Impuls aus zur Erſtrebung einer thunlichft ſchnellen Vervollftändiguug und Befräftigung 
ber Berfaffung mittels eines energifch ausgefprochenen Verlangens nad, denjenigen Geſetzvor⸗ 
lagen und Gründungen, welche theild als Ergänzung oder Fortbildung, theils als Gewähr: 
letftung der conftitutionellen Rechte Eoftbar fchienen. Daher wurde von Seiten der nähern 
Freunde ober Vertrauten Liebenſtein's faft gleichzeitig eine Menge dahin zielender Motionen 
auf die Tafel des Hauſes niedergelegt, gehend namentlich auf die gefegliche Negulirung der MRi- 
nifterverantwortlichkeit, auf Trennung der Juſtiz von der Apminiftration und Einführung des 
Öffentliden und mündlichen Verfahrens in bürgerlichen und peinlidhen Rechtsſachen, auf Ein⸗ 
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fabrang von Geſchworenengerichten, auf Abſchaffung ver Landes⸗ und Herrenftohnen, auf Bers 

befferung des Staatsdieneredicts, auf einzulegende Rechtsverwahrung gegen ein erft am Vor⸗ 

abend ber Landtagseröffnung publicirtes, für die ſtaatsbürgerlichen Gleichheitsanſprüche viels 

fach kränkend lautendes Adeldedict, auf ein die Preßfreiheit verwirklichendes Preßgeſetz, auf. Her: 
Rellung einer deutſchen Handelsfreiheit, auf Milderung der Jagdherrlichkeit u. ſ. w., endlich, 
welche Motion Liebenſtein ſich ſelbſt vorbehielt, auf Verwandlung der Naturalzehntpflicht 
in eine zu fixirende, doch abloͤsliche, ihrem bisherigen Reinertrag gleichkommende Grundabgabe. 
Alle dieſe Anträge wurden von ber Kammer beifällig, viele mit Enthuſiasmus aufgenommen; 
mehre gaben Durch die darüber zu erſtattenden Berichte und bie Discufflon verfelben ven wohl: 
benusten Anlap zu ber ebelften und Eräftigften Sinnedäußerung ber Deputirten und zu einem 
derſelben entfprechennen Aufſchwung des öffentliden Geiſtes im Volke. Unter ven bemerften 
Vorträgen haben ganz vorzugstweife das allgemeine Intexefle in Anfprud genommen eine Rede 
Liebenftein’8 über die Handelöfreiheit (merkwürdig zumal durd eine ſcharfe Kritik ver bisheri- 
gen Verhandlungen des Bundestags), ſodann veflelben Bericht über die von dem wadern Ab⸗ 
geordneten Winter von Heidelberg erhobene, vie Verwirklichung ber Preffreiheit verlangende 
Motion umd der von dem Abgeordneten Winter von Karldrube (ſpäter Miniſter des Ins 
nern) erftattete vortreffliche Bericht über das Adelsedict, welder bei ven Standes: und Grund⸗ 
herren und den ‚Hofleuten ebenfo viel Zorn erregte ald Freude im Volk und Beifallsruf in wer 
Nation. 

Die ganz neue, ja faft ungeahnt eingetretene Erſcheinung eines fo lebenskräftigen Öffents 
lien Geiſtes in der zweiten Kammer und im Volke erſchreckte Die privilegirten Stände und bie 
Freunde des Abfolutismus. Sofort erichien ein fchroffer Antagenismus der Richtung, als deſſen 
beveutungsvollfies Drgan die Adelskammer auftrat, und erhob fi eine anfangs insgeheim, 
bald aber auch Öffentlich thätige Reaction, an deren allzu glüdlihen Beſtrebungen bie durch Die 
erſten Erfolge ermunterten Hoffnungen ber Liberalen ſcheiterten. 

Zwar aud in der Adels⸗ oder fogenannten erfien Kammer waren anfangs freifinnige Stim⸗ 
men erflungen und tönten einige wenige auch bis zum Ende fort. So erhob ver Freiherr v. Türk: 
beim (fpäter Minifter des Auswärtigen) eine Motion auf@inleitung zu einer allgemeinen deut: 
ſchen Geſetzgebung, ver Freiherr v. Baden eine auf Erhebung und Verebelung des Advocaten⸗ 
flandes, der BVisthumsverweſer Freiherr v. Weflenberg eine auf Befriedigung einiger der drin 
gendſten fittlicy = religiöfen Bedürfniſſe im katholiſchen Theile des Landes gehende und der Abs 
georbnete ver liniverfität Freiburg, v. Motte, einen Antrag auf Wiederherſtellung der (durch 
eine Reihe von Regierungsverordnungen äußerſt verfümmerten) Stubienfreiheit und einen ans 
dern auf Handhabung der (durch päpftliche Eingriffe verlegten) Freiheit und Selbfländigfeie 
der Eatholifchen Landeskirche, und es erfreuten ſich alle Diefe Motionen einer geneigten Aufnahme 
und faſt allgemeiner Zuſtimmung. Aber allmälig änderten fih Ton und Richtung und ed ge= 
igah dieſes zumal in dem Maße, wie nad) und nad) bie von ber ziwelten Kammer genehmigten, 
den Anhängern des Hiftorifchen Rechts widerwärtigen Anträge an bie erfle Kammer gingen. 
Die Anträge auf Abfchaffung der Herrenfrohnen und der Ratutalzehnten indbefondere gaben 
idon zu lebhaften Verhannlungen Anlaß, namentlich ald ver Abgeordnete Rotted durch feine 
eigenen Anträge jene der zueiten Rammer noch überbot, d. h. in Bezug anf bie zu flatuirenven 
Bedingniſſe der Abihaffung zu Gunften der bisher Pflichtigen ein Mehres in Anfpruch nahm, 
als die zweite Kammer gethan hatte. Schon wurde jetzt faſt unumwunden von revolutionären 
Tendenzen und Nivellirungsplanen geſprochen und vie Anträge nicht nur Rotteck's, ſondern 

auch der zweiten Kammer verworfen. Lebhafter wurde die Aufregung, als Die in Bezug auf das 
Adelsedict gefaßten Befchlüffe der zweiten Kammer an bie erfien famen. Hier erftattete nämlich 
der Freiherr v. Türkheim einen zwar fehr geiftvollen, aber zugleich hoöͤchſt bittern und gegen den 
Berichterflatter in der zweiten Kammer umb gegen bie vemfelben zuſtimmende Partei in ber: 
jelben ven Borwurf des „Einebnens und Umſtürzens“ ausſprechenden Bericht, welcher hinwie⸗ 
der zu ſehr ſcharfen Gegenreden der Angegriffenen in der andern Kammer Anlaß gab. Die 
Discuffion des Türkheim'ſchen Berichts und des demſelben unter dem Titel „Minoritäte: ° 
bericht‘ entgegengeftellten Separatvotums eines Commiſſionsglieds (Motted’6), welder bas 
Bublicum mit großer Spannung entäegenfah, erfolgte jedoch nicht, weil ein Regierungsreſcript 
dieſelbe foͤrmlich unterſagte und gleich darauf die Vertagung der Kammern ausgeſprochen ward. 
Es war namlich auch die Stimmung der Regierung gegen bie Bolfölammer allmälig un 
freundlicher geworben, theils wegen ver den minifteriellen, natürlich fehr gemäßigten Verbeſ⸗ 
ſerungs⸗ und Fortſchrittsplanen beforglich voranſchreitenden Anträge der Volksvertreter, theils 
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aber und zwar vorzüglich wegen ber über das Budget entflanbenen Zerwürfniffe. Die Volko⸗ 
vertreter hielten Sparjamkeit für ihre Pflicht, während die Regierung auf unverringertem bI8- 
herigen Staatdaufwand befand und zum Theil denſelben noch fleigerte. Am meiften Verdruß 
aber erregte die Berhanblung über die für die Mitgliener des großherzoglichen Hauſes gefober- 
ten Apanagen und Witwengehalte. Die Civilliſte felbft war mit einem Betrag von 725,000 
Gldn. ohne Die mindeſte Ginfprache feftgejegt worden, aber bei der Regulirung der Apunagen 
y. ſ. w. (für welche in Budget eine weitere Summe von 455,000 Glon. in Anſatz gebradit, von 
der Commiſſion jedoch eine Verminderung von 112,000 Glon. beantragt war) wurben Gin= 
wendungen oder Zweifel laut und fanden felbft einige unzarte Berührungen flat. Dadurch 
wurden natürlich in den böhern Regionen Berfiimmungen hervorgebracht, melche die Reactiond⸗ 
partei trefflich für ihren Vortheil zu benugen verftand. Auswärtige Einflüffe Famen dazu; ein 
großer Plan zur Nieberhaltung des weit und breit erwachten öffentlichen Geiſtes gelangte zur 
Reife. Am 28. Juli ward die Bertagung der Stände auf unbeftimnte Zeit unter unfreund= 
lien Formen nerfündet, und glei darauf reifte der StaatSminifter Freiherr v. Berftett zu dem 
Miniftereongreß nah Karlsbad ab, wofelbft die ewig denkwürdigen, bald nachher ven Bundes⸗ 
tag zur Annahme vorgelegten Beichlüffe zu Stande kamen, welche urplöglich eine neue Orpnung 
der Dinge hervorriefen und tief eingegraben in den Gemüthern aller Deutſchen find. Jetzt 
triumpbirten die Reactionsmänner aud in Baden; bie Deputirten,, welche bei ihrer Heimkehr 
vom Landtage von ihren Sommittenten mit Dank und Jubel waren empfangen worden, galten 
für Revolutionäre, wurden zum Theil unter geheime polizeiliche Aufficht geftellt, mehre, vie 
zugleih Staatsdiener waren, durch Verſetzung over andere Verfolgung beftraft. Das Bolt, 
feine fanguinifchen Hoffnungen aufgebend, fah niedergefchlagen dieſen traurigen Dingen zu. 

Zum zweiten mal wurden bie Stände im Juni 1820 einberufen, unter düſtern Vorbedeu⸗ 
tungen. Mehren Deputisten, unter ihnen Liebenftein, war ald Staatsdienern, melden man 
den Urlaub verweigern zu dürfen behauptete, die Einberufung nicht zugegangen; ein liberaler 
bürgerlider Deputirter (Winter von Heidelberg) war vor Eröffnung der Kammer verhaftet 
worben, die Regierung ſprach überall in fivengem Ton. Gleichwol gelang es der ruhig feften 
Haltung der Kammer, die Regierung zur Aufgebung der auf ein Beurlaubungsrecht erhobenen 
Ansprüche gu vermögen; auch wurde Winter feiner Haft entlaffen, nachdem das Hofgericht feine 
völlige Schulplofigkeit ausgefprochen, worauf wieder ein freundliches, das wedhfelfeitige Ber: 
trauen ausſprechendes Verhältniß eintrat. In der erſten Kammer hatte inzwifchen der Abgeorb- 
nete Motte den Antrag auf „Minderung des Preßzwangs“ (welcher nämlih in Gemäßheit 
der badifchen Verordnungen noch härter gemorven war, als die Karlsbader Befchlüffe vorſchrie⸗ 
ben) gefteflt, d. h. auf Erwirkung der Zurücknahme jener neueften, die Strenge des Bundestags 
überbietenden Berorbnungen,, und ed erlangte verfelbe durch Unterflügung der Freiherren v. 
Weſſenberg und v. Türfheim nad hartem Kampfe die Zuftimmung ver Majorität, bald dar⸗ 
auf aber in der zweiten Kammer den einflimmigen Beifall. Früher ſchon waren der erſten Kam: 
mer drei Gefegentwürfe vorgelegt worden, nämlich über Abldfung der Grumpgliten, Zinfen 
und der Drittelspflichtigkeit, ſodann über Abldjung der Herrenfrohnen und endlich über Auf: 
hebung der aus ber Leibeigenfchaft herrührenden Abgaben, und es gaben fowol diefe Entwürfe 
als auch die darüber gepflogenen Verhandlungen, obfchon fie nicht allen Anfoderungen genügten, 
gleihmol einen Hoffnungsreichen Beweis von dem allmäligen Voranfchreiten des Zeitgeiftes 
und von ber damals aufrichtigen Geneigtheit der Regierung zu volföfreundligen Maßregeln. 
Diele Verhandlungen wie auch jene über ein gleichfalls ver erfien Kammer vorgelegtes (freilich 
nur fragmentariſches) Geſetz über vie Minifterverantwortlichkeit, dann über ein anderes, die 
Aufhebung der Bermögensconfiscationen auöfprechendes und mehre andere haben beineben 
einen wiflenfchaftlihen Werth und können, fowie auch die Verhandlungen vom Jahre 1822, 
als intereflante Materialien für vie Rechts- wie für die Geſetzgebungswiſſenſchaft gelten. Zu 
ſolcher Bereicherung trug zumal bei der von der Univerſität Hetvelberg an die Stelle ihres zuerſt 
gefandten Deputirten, Geheimen Hofraths Thibaut (meldher 1820 feine Entlaffung nahm), ab⸗ 
georonete Geheimerath Zachariä, deflen eigene Vorträge fowol als die durch feine ſcharfſinnigen, 
oft auch fpigfindigen Einfprachen veranlaßten Gegenreven mehrer anderer Mitgliever den Pro⸗ 
tokollen der erften Kammer von ven genannten Jahren ein bleibenderes Interefie gemähren, als 
fonft bei dergleichen Protofolfen zu finden ift. 

Auch in der zweiten Kammer nahmen, nachdem der erfte Vergleich gefchloffen war; bie Ver⸗ 
Handlungen einen fortwährend freunblihen Bang. Man vermieb beiderſeits ſoviel thunlich jede 
unangenehme Berührung, gewährte gegenfeltig und gelangte vergeflalt zu einem friedlichen 





m 


Baden (ald conflitutioneller Staat) 123 


Sqhluß des Landtags. Alle oben bemerften Befegvorfchläge, ſodann auch Die der Bitte der zwei⸗ 

ten Kammer gewährte Herabfegung ver Militärcapitulationszeit von acht auf ſechs Jahre und 

mehred andere Dankenswerthe ſchienen die Volksvertreter zur entfprechenden Willfährigkeit auf- 

jufodern. Man enthielt ſich naher auch der vom Hof gefcheuten umftänvlihen Verhandlungen 
über das Budget und verglich ſich auf einen von dem Regierungsanſchlag in Bauſch und Bogen 
zu machenden Abzug von ungefähr %, Mill., wofür dann die Regierung einige Kleinere Steuern 
nachließ und nebenbei ven Wünfchen der Kammer wegen Dotationdvermehrung für die Hoch⸗ 
faule Freiburg und wegen Bellerftellung ver Schullehrer willfahrte. Der Schluß des Landtags 
fand am 5. Sept. ftatt. Es ift nicht unwahrſcheinlich, daß die ſpaniſchen und neapolitanifchen 
Greigniffe veffelben Jahres einen der Volksſache günftigen Einfluß auf die damals von der Re⸗ 
gierung genommene Richtung geäußert, ſowie fpäter die franzdftfche Intervention von 1823 
und der darauf gefolgte völlige Triumph der Reactionspartei in Frankreich eine ganz veränderte 
Richtung hervorbrachten. 

Der zweite Landtag (jener von 1820 war nämlich blos eine Fortſetzung des von 1819 ge: 
weien) fand im Jahre 1822 flat. Er murbe eröffnet Ende März und -dauerte (unge: 
rechnet eine dreimonatliche Unterbrehung) fieben volle Donate, nämlich bis Anfang Februar 
1823. Man hatte Vieles von demſelben erwartet; aber pie Erwartung ſchlug fehl, ohne Schulv 
der Sandſtände, namentlich ohne Schuld der zweiten Kammer, fonvern blos durch die Empfind⸗ 
lichfeit der Regierung über eine fehr mäßige Herabfeßung der den Militäretat betreffenden 
Bubgetöpofition. Es hatte nämlich pie Regierung für diefen Etat urfprünglich die Summe von 
1,648,000 Glon. gefodert, die Kammer aber nur 3,500,000 Blon. bemilligen zu dürfen ge⸗ 
glaubt. Die Regierung, nad) lüngerer Verhandlung der Sache, beſchränkte endlich Ihre Fo⸗ 
derung auf 1,550,000 Glon., doch mit dem Vorbehalt, daß für den Fall der Unzulänglichkeit 
diefer Summe ihr noch ein meiterer Credit von 50,000 Bon. erdffnet werde. Die Kammer 
verrvarf einmüthig dieſen Vorſchlag, worauf der Großherzog ein in Eategorifchen Ausprüden 
abgefaßtes Refcript an vie Kammer erließ, weldyes mit Beziehung auf feine Pflicht als Bundes- 
fürft die Bewilligung von jährlichen 1,600,000 Gldn. als unerlaßliche Bedingniß einer Ver⸗ 
einbarung erflärte. Die Kammer, erkennend, daß jegt nicht mehr bloß eine Summe, fondern 
ein Brincip in Sprache fei und zwar ein Lebensprincip (dad Steuerbewilligungsreht und die 
Selbſtändigkeit ver Bolkörepräfentation), pflog darüber eine ernfte und feierliche Berathung, 
worin der Deputirte Liebenftein (auf diefem Landtag mehr und mehr die minifterielle Rich: 
tung verfolgend und felbft bei mehren Geſetzentwürfen als Regierungscommiflar auftretend) 
alle Kraft feiner Beredtſamkeit aufhot, um die Kammer zur Nachgiebigkelt zu bewegen, wo⸗ 
gegen ber erft in dieſem Jahre eingetretene Deputixte v. Itzſtein (nunmehr an Liebenftein’s 
Stelle Führer der Oppofition) im Verein mit andern flanphaften Volksvertretern bie Ehren 
pflicht der Beharrlichkeit und dabei die Dringlichkeit der Erſparung verfelben ans Herz legte. 
Nach langem Kampfe und mehrfeitigem Abfalle erklärten ſich endlich 30 Stimmen für, 29 ge= 
gen das Beharren beim frühern Beihluß, worauf augenblidlich die Regierungscommifſarien 
den Saal verließen und am folgenden Tage der Landtag gefhloffen warb. Ein bitter lautendes 
Manifeft warb durch das Regierungsblatt und die Brovinzialblätter den heimziehenden Depu⸗ 
tirten nachgefendet, worin ihrer Majorität und insbeſondere der Bubgetcommiffton die herbiten 
Borwürfe gemacht und ihnen namentlich abfichtliche Verzögerung der Geſchäfte, Hintanfegung 
der Intereflen ver Regierung und des Landes, vielfache Unrichtigfeiten bei Bearbeitung des 
Budgets und andere Sünden mehr zur Laſt gelegt wurden. Bei dem damals herrſchenden Preß⸗ 
swang Eonnten die Angeſchuldigten fich nicht vertheidigen, doch erfchien eine ſummariſche Recht⸗ 
ferttgung in Murhard's ‚Allgemeinen politifchen Annalen’ (Bo. 10, Heft 5, 1825), und acht 
Jahre fpäter, nämlich 1831, erhielten die ſchwer Verunglimpften eine glänzende Genugthuung. 

Alles, was die beiden Kammern während der flebenmonatliden Sigung gearbeitet und, 
joviel von ihnen abhing, erledigt und zu Stande gebracht hatten, war nun vereitelt und zer: 
richtet. Denn die Regierung, in ihrem Unwillen, fanctiontrte (mit Ausnahme des noch vor dem 
Eintritt des Zerwürfniſſes bereitö verfündeten Geſetzes über bie Stubienfreihelt und einiger an= 
derer, gleichfalls ſchon während des Landtags in Wirkſamkeit gefegter Beſchlüſſe) nicht ein ein⸗ 
ziges der von ihr doch felbft vorgelegten und von den Kammern angenommenen Geſetze und ge: 
währte nicht einen ver theild von den beiden Kammern vereint, theild von einer oder der andern 
Kammer allein an fie gebrachten Wünſche, Vorſchläge over Bitten. Nicht ein Monument des 
Wirkens follte diefer verhaßte Landtag zurücklaſſen; um ihn zu ſtrafen, follten aud) dem ganzen 
Volke die Früchte feiner Thätigkeit entriflen fein. 
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Und doch war die Zahl und die Wichtigkeit der auf ihm verhanbelten Gegenſtände ſehr groß 
geweien. Außer dem Budget, deſſen Bearbeitung, weil jest zum erften mal die Materialien dazu 
in wenigftens annähernd befriedigender Bollftändigkeit mitgetheilt wurden, ſehr viele Zeit und 
Mühe in Anſpruch nahm, und mehren damit in Verbindung oder Wechſelwirkung ſtehenden 
Berwaltungsgegenftänden und Geſetzen hatte bie zweite Kammer eine ihr vorgelegte umfaſſende 
Gemeindeordnung, ein ganz neued Gonfcriptiondgejeß, ſodann ein auf Abfhaffung einer An⸗ 
zahl alter, aus dem Patrimonialſyſtem ſtammender Abgaben und ein bie Ubernahme mander- 
lei Bezirksſchulden auf die Staatsſchulden⸗- oder Amortifationdkafle gehendes, dann verſchiedene 
minder wichtige, theils Finanz⸗, theils Polizei-, theils Mechtögefege, weiter die von der erften 
Kammer herübergefommenen Geſetze über die Minifterverantwortlichfeit und über das Ver- 
fahren in Anflagefällen und mehre andere nach veiflicher Berathung erledigt, zubem aber eine 
Maſſe von Betitionen aus allen Theilen des Landes, von denen viele höchſt wichtigen Inhalts und 
tiefgehenver Erwägung, begutachtet und eine Menge inhaltöreicher Motionen (meift erhoben 
von ihren eigenen Mitgliebern, zum Theil aber aud) von der erften Kammer herübergefummen) 
berathen. Die Verhandlungen Über Die meiften dieſer Gegenſtände in beiven Kammern find 
abermals theoretifch von hohem Interefle; wir bürfen ihrer aber, da fie des eingetretenen Zer- 
würfnifieö wegen ohne praftifchen Erfolg blieben, hier nicht weiter genenfen. Nur bemerken wir 
noch, daß der Geiſt ver erften Kammer im Jahre 1822, verglien mit jenem von 1820, als 
weſentlich verfchlimmert erfchien. Die meiften in ihrer eigenen Mitte erhobenen liberalen An⸗ 
träge wurden durch Die Majorität verworfen. Daſſelbe widerfuhr faft allen, vie von der zweiten 
Kammer ihr zugelommen, und die ihr von berfelben mitgetheilten @efegentwürfe ſandte fie mit 
vielen fogenannten „Berbeflerungen‘, vie aber meift meientlihe Berfhlimmerungen waren, 
dahin zurüd. Das Volksvertrauen wandte daher mehr und mehr ſich von ihr ab. 

Es folgte jegt eine traurige Periode in der landſtändiſchen Geſchichte Badens. Die Frucht⸗ 
Iofigfeit des letzten Landtags, die laut audgefprodene Ungunft der Regierung wider die Mebr- 
beit der zweiten Kammer und vie fleigende Zuverficht ver Neactionspartei fhlugen Muth und 
Hoffnung im Volke niever, und der fortichreitend traurigere Gang ber europätfchen Dinge ver: 
bäfterte noch mehr die Ausficht in die Zukunft. 

Gegen Ende des Jahres 1824 geſchah, was man längft vorausgefehen, vie Auflöfung ber 
Kammern. Sie war nur darum folange verihoben worben, um dadurch aud die neue Wahl 
und die Einberufung der neuen Stände zu verſchieben. Denn nad der Verfaſſung hätte 
letztere noch während des Jahres 1824 gefchehen follen und jest fand fie erft auf pen 21. Febr. 
1825 flatt. Aber ven Wahlen voran gingen Reifen hHochgeftellter Staatsmänner ind Land Hin- 
auf und hinab, um durch mündliche Weifungen an die Amtleute und fonftige Negierungsbiener 
dem Hofe mohlgefällige Wahlen vorzubereiten. Dfficielle und Privatcorrefpondenzen vervoll- 
fländigten die Inftruction. Und es trat eine Wahlbeberrfchung ein, fo unverhüllt und Dicta- 
toriſch, daß dagegen aller Gifer der Freiheitsfreunde durchaus nichts vermochte und das ge: 
täufchte und eingejchüchterte Volk nach und nad in allen Wahlbezirken (mit Ausnahme von nur 
zwei ober drei) die Namen ber von ber Regierung bezeichneten Candidaten aus ven Urnen em: 
porfleigen ſah und dergeftalt die fhon vor dem Ausfchreiben ver Wahlmännerwahl von Karls: 
ruhe aus über pad Land verbreitete Lifte der deſignirten künftigen Deputirten faft ohne Aus- 
nahme verwirklicht warb. So entftand die Volkskammer von 1825. 

Derfelben legte die Regierung zuvoörderſt ein die Berfaflung abänderndes Gefek vor. An: 
flatt ner bisherigen von zwei zu zwei Jahren eintretenden theilmeifen Erneuerung der Kammer 
folite jeweils alle ſechs Jahre eine Totalerneuerung ftattfinden und der Landtag, anftatt, mie 
die Verfaflung befagte, alle zwei Jahre, in Zukunft alle drei Jahre verfammelt werden. Der 
. Bericht über dieſen Gefeßvorichlag wurde von dem Hofrath Roßhirt von Heidelberg erflattet;; 
der Geheimerath Zachariä (diesmal Mitglied der zweiten Kammer) und einige andere Depu- 
tirte hielten wohlgefegte Reden dafür; drei Mitglieder (Duttlinger, Forenbach und Grimm) 
ſprachen dagegen, und das Ergebniß war, daß, mit Ausnahme ver legtgenannten brei Oppo⸗ 
nenten, die ganze Kammer einftimmig dem Vorſchlag applaudirte. Derjelbe ging natürlich auch 
in der erften Kammer durch, und fo hatte das Volk fein wohlerworbenes Gut, zwei höchſt wich⸗ 
tige Verfaffungsartifel, verloren; die Bedeutungsloſigkeit aller übrigen Artikel war einft- 
wellen durch den Geift der neugefchaffenen Kammer gefihert. In diefer traurigen Zeit liefen 
feloft aus mehren Theilen des Landes Adreflen an ven Großherzog ein, unterzeichnet (auf bie 
Auffoderung dienftbefliffener Amtleute) von bethoͤrten Ortsvorſtänden, morin um völlige Ab- 
ſchaffung der Berfaffung oder menigftens um Suspenfion ihrer Wirlſamkeit für bie Lebensdauer 
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des wirlfidg vegierenven Bürften gebeten ward; unb wenn gleich man ber Bitte zu entſprechen 
nicht für gut fand, fo wurde Doch ver Gelinnung, welcher fie entfloſſen, von oben herab Lob ge= 
! 


Bon den Verhandlungen der Kammern in ven Jahren 1825 und 1828 zu reden ift hier⸗ 

nach faft üuberflüffig. Sie genehmigten eben, was die Regierung ihnen vorfchlug,, ja es fchien 
ihnen faſt leid zu tbun, Daß bie Regierung nicht ein Mehres verlangte, und Diele kam faft in 
Berlegenheit durch das Verſchwinden jeder auch nur des Nennens merthen Oppofition. Indeſ⸗ 
fen wurben doch einige ber von ven Kammern von 1822 bearbeiteten Gejegentwürfe (insbeſon⸗ 
vere dad Gonſeriptionsgeſetz, ſodann jene wegen Abfchaffung einiger alten Abgaben und Über: 
nahme einer Anzahl von Bezirföichulden auf die Staatöfafle, nicht aber das Gemeindegeſetz) 
dem neuen Randtage zur Genehmigung vorgelegt, auch im Jahre 1828 ein Die Abfchaffung ver 
koͤrperlichen Züchtigungen und die Einführung des Fallbeils anftatt des Schwerted bei 
Todesſtrafen ausſprechendes vorgelegt, welches jedoch wegen des Widerſpruchs ber erfien Kam⸗ 
mer gegen das „an die Revolution erinnernde Fullbeil nicht zu Stande Fam. 

Der Landtag von 1828 hatte am 28. Febr. begonnen ; er wurde ſchon am 14. Mai gefälof- 
fen durch eine freundliche Thronrede, worin ſelbſt der fürſtliche Wunſch ausgedrückt ward, daß 
bei der für ven nächſten Landtag nöthigen neuen Wahl die nämlichen Deputirten (die man nänı= 
ih „Eenne und ſchätze“) abermals gemählt werden möchten. 

Bei der erften Stänbeverfammlung (des Jahres 1819) war in dem von der Regierung vor⸗ 
gelegten Budget die Summe ver laufenden Binnahmen zu 9,185,288 Gldn. angefeht worden. 
Rad ver-Bertagung der Kammern erhöhte ſich (wegen der inzwiſchen eingeführten Glaffenfteuer 
‚und einiger andern becvetirten Mebreinnahmen) diefe Summe auf 9,469,000 Gldn. In ver 
auf Baufhfummen abgefchloffenen Übereinkunft von 1820 wurden ſowol die Einnahmen als 
bie Ausgaben auf jährliche 9,220,000 Gldn. (In runder Summe) verringert; voch fand gleich 
im Jahre 1820 — 21 eine Überfchreitung in beiden Rubriken, jene von ungefähr 300,000 Glon. 
flatt, ungererhnet einen Audgaberüdfland von 338,000 Glon. Das dem Landtag von 1822 
vorgelegte Budget feßte ven Ausgabeetat auf 9,170,000 Son. für das Jahr 1822 — 25 und 
auf 9,125,000 Gldn. für das Jahr 1823 — 24 feft, es kam aber feine Vereinbarung darüber 
zu Stande. Im Jahre 1825 waren 9,525,229 Gldon. verlangt und auch bewilligt worden. Im 
Jahre 1828 wurden 9,832, 200 Gldn. begehrt und neben denſelben noch unter dem Titel eines 
außerorbentlichen Budgets 785,000 Gldn. gefovert. Die Kammern genehmigten Alles. 

Der Staatsſchuldenſtand, welcher am Schluffe des Rechnungsjahres 1818 — 19 mit Eine 
fhluß der unfundirten Schuld per 2 Mill. auf 16,056,000 Glon. berechnet war, betrug am 
1. Zunt 1820 (mit Einfluß des von der Ständeverfammlung des befagten Jahres bewillig⸗ 
ten, theils zur Tilgung der unfunbirten Schuld, dann aber auch zu außerordentlichen Capitalheim⸗ 
zahlungen beftimmten neuen Anlehens von 5 Mill. Glon.) die Sunme von 16,147,000 Gldn., 
am legten Mat 1821 aber infolge bedeutender Gapitalheimzahlungen nur noch 15,130,050 Son. 
und am Schluffe des Rechnungsjahres 18241 — 22 nur no 14,583,300 GElon. Die Schulden: 
tigung würbe von da an einen rafchen Kortfchritt gewonnen haben, wenn nicht durch die an bie 
Standes = und Grundherren für aufgehobene Leibeigenfhafts- und Frohnlaften und vielna⸗ 
mige alte Abgaben zu leiftenden Entfhäpigungen eine alljährlich ſchwellende neue Schulden⸗ 
mafle fi) angehäuft hätte, fo zwar, daß im Sabre 1831 die Staatsſchuld fih noch auf 
15,775,000 Sion. und am Schluffe des Rechnungsjahres 1833 — 34 auf 15,333,895 Glon. 
(wovon jedoch der Activftand der Amortifationskafle mit 2,358,850 Glon. abzuziehen ift) bellef. 
Im Jahre 1830 (ven 30. März) flarb Großherzog Ludwig. Sein Bruder und Nachfolger 
Leopold (ber ältefle von Karl Friedrich's Söhnen aus zweiter Ehe) erfreute gleich bei feinem 
Regierungsantritt fein Volk durch die feierliche Zufage treuer Feſthaltung an der Gonftitutton, 
dann auch durch mehre dem Lande wohlthätige Regierungshandlungen. Hoffnungsvoll blickte 
Baden, blickte Deutfchland dem neuaufgehenden Stern entgegen. Die Iulitage in Paris, 
welche in vielen Ländern ber deutfchen Zunge gemaltfame Volfderhebungen zur Folge hatten, 
ſtoͤrten Badens Ruhe nicht; man vertraute feine Hoffnungen der buͤrgerfreundlichen Gefinnung 
des jugendlichen Kürften und dem kommenden Landtag. Die Vollmacht ver 1825 gewählten 

Deputirten war erloſchen; für ven Landtag von 1831 wurden die neuen Wahlen angeorbnet 
und die Regierung ließ biefelben frei. Ein reges Lehen durchſtroͤmte jegt das Volk; die Wahlen 
gingen faft ohne Ausnahme im liberalen, echt conftitutionellen Sinne vor fih. Die im Jahre 
1825 gewaltfam untervrüdten Stimmen ver Verfaſſungsfreunde machten fi Luft und legten 
durch das Ergebniß ver Wahlen das eindringlihfle Zeugniß ab für die Gefinnung ber großen 
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Mehrheit des Volke. Nur fehr wenige Mitglieder der vorigen Kanımer wurben wieder gewählt 
and ebenfo nur fehr wenige aus den 29 minifteriell Stimmenden in der Schlußfigung der Kam⸗ 
mer von 1822 — 23. Dagegen wurben mehre als conftitutionell gefinnt Anerfannte in zwei 
oder mehren Bezirken zugleih gewählt und insbeſondere der Hofrat Motte, gegen deflen 
Erwaͤhlung fowol in die erfle als in die zweite Kammer 1825 und 1828 bie Minifter mit dem 
allerheftigften Eifer aufgetreten waren, von fünf Bezirken zum Abgeorbnieten in Die zweite 
Kanımer ernannt. Sept erhielt auch der freifinnige Hofrath Welder ven enlen Auf, als Volks⸗ 
vertreter zu wirken, in Gemeinfhaft mit faft allen wadern Deputirten ber Kammer von 
1822 — 23 und mit einer Anzahl gleich trefflicher, jet zum erſten mal in ben ſtändiſchen Saal 
tretender Männer. Die Minifter Ludwig's, v. Berftett und v. Berkheim, reichten nad) ſolchem 
Wahlergebniß ihre Entlaffung ein. Unter ſolchen Aufpicien begann der Landtag von 1831. 

Derfelbe bietet anerkannt einen ber fchönften Glanzpunkte bes conflitutionellen Lebens in 
Deutfhland dar, und viele edle Früchte feiner zehnmonatlichen Arbeiten bleiben als Denkmale 
feines Geiſtes zurück, obſchon die feitvem eingetretenen Stürme einige ver Eoftbarften wieder 
zerftört haben. Aber ver Raum diefer Blätter erlaubt und nur eine ſummariſche Aufzählnng 
der Hauptergebnifle feines Wirkens. 

Das erfte war bie Wiederherftellung ver Verfaſſung. Der Abg. Itzſtein erhob den darauf 
gehenden Antrag, welchem die zweite Kammer mit beinahe völliger Stimmeneinheit und Die 
erſte mit entfchiedener Mehrheit beitrat, worauf die Regierung das bie Wiederherflellung (d. 6. 
den Widerruf ver im Jahre 1825 gefgehenen Abänderung) ausſprechende Geſetz, welchem fo: 
fort beide Kammern freudig zuſtimmten, vorlegte und verkündete. Ein von beiden Kammern 
gemeinſchaftlich begangenes Feſt feierte das glückverheißende Creigniß. 

Unter den von der Regierung aus eigener Bewegung vorgelegten Geſehentwürfen war der 
wichtigſte ber einer umfaſſenden und auf liberale Grundfäge gebauten Gemeindeordnung, deren 
Berathung, zumal wegen Meinungszwieſpalts zwifchen ben beiven Kammern, fehr mannichfal⸗ 
tige und langwierige Eroͤrterungen mit ſich führte und erſt nach ſchwerem Kampfe zu einer we⸗ 
nigſtens annähernd befriedigenden Erledigung führte. Weiter kamen zu Stande ein bie Land⸗ 
tagsperioden und die Bevollmächtigungsdauer der Deputirten genauer regelndes Geſetz, dann 
ein Gendarmeriegeſetz, ein die Iehten Überbleibfel der Tortur und die koͤrverliche Züchtigung ab⸗ 
ſchaffendes, auch mehre Kinanzgefege, namentlic, ein die Abfchaffung des Straßengeldes und ein 
bie Abſchaffung des Staats⸗, insbeſondere ver Strafenfrohnen ausſprechendes, mehre die beſ⸗ 
ſere Ordnung des Haushalts bezweckende, auch mehre neue Geſetze in Zoll- und andern Sachen. 
Dad Budget ſelbſt erfuhr durch die meifterhafte Bearbeitung des Abg. Ipflein, Präſidenten 
der Bubgetcommiffion, und, mas insbeſondere den Militäretat betrifft, durch jene des Abg. 
Hoffmann eine mefentlich verheilerte, d. h. aufthunlichfte Erleichterung des Volkes berechnete 
Geſtalt. Bedeutende Misbräuche wurden aufgenerft, große Erſparniſſe gemacht und gleichzeitig 
bebeutende Summen für wohlthätige gemeinnügige Zwede verwendet. Alle Zweige des Staats: 
haushalts wurben dabei vollfländig beleuchtet und für alle Fünftigen Budgeis eine treffliche 
Grundlage erbaut. Zwei in geheimen Sigungen verhandelte Begenflände von Wichtigkeit waren 
ber Vorſchlag des Anſchluſſes an den bairifch-würtembergifchpreußifchen Zollverein und ein zur 
definitiven Niederſchlagung der ſponheimiſchen Differenzen zwifchen Baiern und Baden in 
Anregung gebrachte Bergleihöprojert, einige wechfelfeitige Abtretungen fiipulirend. Zum 
Zollverein beizutreten erklärte fich pie Kammer unter einigen ausdrücklich beftimmten Bebingun- 
gen und mit Ratificationsvorbehalt bereit; das Vergleichäproject wurde abgelehnt. 

Auch eine neue Civilproceßordnung kam auf dieſem Landtag zu Stande, neben vielen andern 
Verbeſſerungen zumal auch bie Offentiichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens als Regel feft- 
ſetzend. Aber der Strafproceß und das Strafgeſetz blieben unverbeſſert. 

Unter den von Ständegliedern erhobenen Motionen waren außer der oben erwähnten 
Itzſtein'ſchen die erheblichſten: die auf Abänderung des die Ablöſung der Herrenfrohnen re⸗ 
gulirenden Geſetzes von 1820 (vom Abg. Knapp), die auf Abſchaffung der Zehnten lautende 
(vom Abg. Rotteck), eine die Herſtellung einer vollſtändigen Preßfreiheit begehrende (vom 
Abg. Welcker) und eine auf die den Nationalrechten gemäße Entwickelung der organiſchen Ein⸗ 
richtung des Deutſchen Bundes abzielende (von demſelben), eine die authentiſche Interpretation 
der von proviſoriſchen Geſetzen handelnden Paragraphen der Verfaflung verlangende (vom Abg. 
Bekk), eine die Rechtokraft ver von der Regierung einſeitig verkündeten „Declarationen“ über die 
Rechtsverhältniſſe der Standes: und Grundherren beftteitenne (vom Abg. Rotteck), mehre 
auf Entwidelung ober beſſere Verwirklichung ver Berfaflungsgrundfäge, namentlich auch auf 
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VBerbeſſerung ded Heerweſens gerichtete (vom Abg. Welder), eine die Bervollkändigung ber die 

Niniſterverantwottlichkeit betreffenden Geſetzgebung fodernde (vom Abg. Duttlinger), eine die 

allgemeine Leiftung bed Verfaflungseibes verlangende (von Abg. Aſchbach) und mehre andere. 
Alle diefe Motionen fanden den entfprechenpften Anklang in der zweiten Kammer, und bie an 
bie erfte Kammer gebraditen erhielten auch größtentheild derſelben mitunter freilich blos li⸗ 
aitirte Zuflimmung. Infolge foldes Zuftimmens legte ſodann die Regierung namentli 
ein ven Ablöjung&preis für die Herrenfrohnen weſentlich verringerndes und ein Die unentgelt- 
liche Abihaffung des Neubruchzehnts ausſprechendes (der in Ausſicht geftellten Abldjung aller 
Zehnten den Weg bahnendes) Gejeh vor, bald auch daß fehnlihft gewünſchte Befeg über Preß⸗ 
freiheit und Preßvergehen nebft einen befonbern Strafgefe für Injurien. Die Verhandlungen 
über ſolche Gefege waren langiwierig und nahmen allmälig einen minder freundlichen Charakter 
an, als in der erfien Zeit des Landtags geherricht hatte. Seit dem Falle Warſchaus nämlid war 
der Ion der Regierung zuſehends unfreundlicher, jener der erften Kammer zufehends abftoßen- 
ber geworben, während bie zweite Kammer ihre freifinnige Richtung unverrudt und mit gleicher 
Kraft verfolgte. Hervorgehoben muß ed werben, daß zu einer Zeit, wo andere Kammern, na= 
mentlich die baixifche, durch jene ungünſtigern Zeitverhältniffe und insbefondere ven Fall War⸗ 
ſchaus ih entmuthigen liegen, in der badiſchen Kammer Muth und Energie ſich zu verboppeln 
fhimen. Damals wollte die Regierung die Begründung per Motion des Abgeordneten Welder 
über die Reform der Bundeöverhältniffe unterbrüden. Ex wurve zum Theil ſelbſt von Freunden 
befürmt, freiwillig abzuftehen. Als er unerſchütterlich das Recht, für Deutichland feine Stimme 
erheben zu vürfen, behauptete, da bearbeitete man bie nachgiebigen Mitglieder, den Saal zu 
verlaflen, damit die Motion wegen des Mangels der Zahl nicht gehalten werben könne, und 
drohte gleichzeitig mit Auflöfung. Der Motionfteller und die liberale Mehrheit blieben uner- 
ſchũtterlich, die Motion wurde gehalten, unterflügt und Die Kammer nicht aufgelöft. Nun ge: 
langte man endlich, bei einigem wechfelfeitigen Nachgeben, zum Ziel, und es wurben gleich nach 
dem Schlujle des Landtags die zu Stande gekommenen Gefege ſämmtlich verfünbet. 

Außer ven biöher angeführten Gegenftänden wurben noch über 1600 eingekommene Beti- 
tionen auf dieſem Landtag erledigt. Viele verfelben, ideale Intereffen und Realiftrung confti- 
tutioneller Principien verfolgend, erjchienen ald laut ſprechende Zeugen des hoffnungsreich er⸗ 
wachten Öffentlichen Geiſtes im Volke und dienten ven auf daſſelbe Ziel gerichteten Motionen ber 
Abgeorbneten zur willfommenen Bekräftigung. Aber auch die auf materielle Intereſſen ſich be⸗ 
jiehenden waren großentbeild wichtig und beberzigenswerth. 

Unter den gegen das Ende des Landtags flattgehabten Verhandlungen ſpricht, wegen ber 
verhängnißreichen Natur ihres Gegenſtandes, vorzüglich noch diejenige das allgemeine Intereffe 
an, welhe am 2. Dec. über die von dem Abg. Motte gegen die kurz zuvor erjhienenen Bun⸗ 
beöbefhlüffe (wegen Unterdrückung bed in Stradburg gedruckten deutſchen Zeithlatted „Das 
conftitutionelle Deutfhlann‘ und wegen Verlängerung der Karlsbader Beſchlüſſe über vie 
Dreffe auf unbeſtimmte Zeit) erhobene Proteflation gepflogen ward. Die ganze Kammer ſtimmie 
dieſer Proteftation bei und aus allen Theilen des Landes liefen alfogleich mit zahlreichen Unter- 
foriften bedeckte Adreſſen ein, welche viefelbe Zuflimmung ausſprachen. Die Proteftatton hatte 
einen ahnenden Blic in die Zukunft geworfen; die nachgefolgten Ereigniffe haben ihn nur zu 
ſehr gerechtfertigt. 

Die Heimkehr der Deputirten nach dem Schluffe dieſes ewig denkwürdigen Landtags wurde 
durch allgemeine Freudenbezeigungen und mit Herzlichkeit dargebrachte Feſte im ganzen Lande 
gefeiert. Der Name des Fürften, welchem man fo viele koſtbare Gewährungen verbanfte, ging 
unter Worten der Liebe und Verehrung von Mund zu Munde; die Volkövertreter, melde bie 
Geiinnung ver Committenten treu und kräftig auögefprochen, empfingen ven Foftbarften Lohn 
in dem Beifalldruf der guten Bürger; vie Verfaſſung fhien für immer zur Wahrheit geworben 
ju fein: es war eine fchöne, heilverheißende Zeit. 

Nicht lange nachher verdüſterte ſich ber politifche Horizont; Die Folgen des Falls von War- 
ſchau traten mehr und mehr in Erfcheinung ; einige Verfehrtheiten, Übertreibungen und ſelbſt 
Vergehen auf Seite einzelner überfpannter Xiberalen in andern deutſchen Ländern boten den 
Anlaß oder Scheingeund zu reactionären Maßregeln. Da erfihienen in Frankfurt die befannten 
Bundesbefchlüffe vom Juni und Juli 1852 und wurde die jugendliche Prepfreiheit in Ba⸗ 
ben wiener aufgehoben und folgten andere Freiheitsbeſchränkungen Schlag auf Schlag.. In bad 
Detail derſelben einzugehen iſt hier nicht ver Platz; doch läßt fi begreifen, wie aufregend für 
de Reizbaren, wie niederſchlagend für die Schwächern unter ven Liberalen und wie ermuthi- 
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gend für pie Männer ver Meaction dies Alles wirken mußte. Der Volksgeiſt hatte vergebens in 
rechtsverwahrenden Adreſſen und Proteftationen fi auszufpredgen verfudt. Man verbot, ver- 
Hinderte, unterprückte viefelben auf alle Weiſe. No blieb die Hoffnung auf den künftigen 
Landtag übrig. 

Derfelbe wurde eröffnet am 18. Mat 1833. Berfaffungsgemäg hatte für das durch das 
Loos zum Austritt beſtimmte Viertheil ver Deputirten eine neue Wahl ſtattgefunden, welche 
jedoch größtentheil6 wieder auf die nämlihen Berfonen flel. Bor ver Einberufung ober gleich 
zeitig mit derfelben hatten fämmtlihe Deputixte, welche zugleich Staatödiener waren, beſondere 
Urlaubsertheilungen (meift ohne ihr Anfuchen) erhalten, begleitet von der felbft mit Drohun⸗ 
gen verbundenen Auffoderung, ſich bei ihrer Wirkſamkeit in der Kammer flet# auch ihre 
Staatsdienerpflicht gegenwärtig zu halten; und ven meiflen bürgerlichen Deputirten waren 
freundliche Handſchreiben eines Miniſters zugegangen, worin fle vor den Verführungsverſuchen 
der Oppofitionsmaͤnner gewarnt und zum Vertrauen in die gute Abficht und Weisheit ver Re⸗ 
glerung ermahnt wurben. Beiderlei, wiewol inconftitutionelle Zufchriften verfehlten ihres 
Zwecks nicht völlig, doch erklärte fich die große Mehrheit der Kammer entſchieden und durch 
foͤrmliche Beſchlüſſe gegen das von der Regierung angefprochene, ſchon 1820 verſuchsweiſe aus: 
geübte, doch an dem Widerſtande beider Kammern gefcheiterte, in ver badiſchen Verfaflung 
durchaus unbegrünvete Recht ver Urlaubsertheilung, ſowie gegen jede Beſchränkung der Stimm⸗ 
und Redefreiheit der Abgeordneten, die zugleich Staatsdiener find. 

Die Eroͤffnungsthronrede Hatte in allgemeinen Ausdrücken vie Verſicherung der Unverlegt⸗ 
heit der Verfaſſung ausgeſprochen; die Kammer jedoch, ſolche ungefähr dahin lautende Verſiche⸗ 
rung: es ſei durch die Bundesbeſchlüſſe und mas in Gemäßheit derſelben von Seiten ver Regie⸗ 
rung geſchehen, die Verfaffung nicht verletzt worden, für keine völlig beruhigende Erklärung 
achtend, fügte in ihrer Dankadreſſe ven Ausdrücken des ehrerbietigſten Vertrauens gleichwol 
eine noch etwas beſtimmter lautende Rechtsverwahrung, zumal in Bezug auf das durch eine 
bloße Ordonnanz zurückgenommene Preßgeſetz, bei, nicht ohne ſchweren Kampf mit ven Mi- 
niftern, als melde jede Nechtövermahrung, die in einer an den Fürſten perfönli gerichteten 
Adreſſe ſtehe, für eine Außerung des Miötrauens, jedes, auch das geringfte Mistrauen aber für 
eine Beleivigung erklärten. 

Hierburd fand ji der Abg. Rotteck bewogen, Das, was auf dem Wege ver Dankadreſſe 
nicht zu erzielen war, auf jenem einer Motion zu erftreben. Diefe Motion, „die Ernennung 
einer Commiſſion begehrend, welche damit beauftragt werde, den Zufland des Vaterlandes in 
Erwägung zu ziehen und hiernach vie geeigneten, auf ſolche Erwägung gebauten Anträge ver 
Kammer vorzulegen‘, wurde zwar von vielen Mitgliedern lebhaft unterflügt, doch auf den 
Antrag des Abg. Merk mit Beziehung auf die bereit8 wiederholt erhaltenen fürſtlichen Ber: 
heißungen, daß die Verfaffung nicht verlegt werben folle, durch die motivirte Tagesordnung be⸗ 
feitigt, d. h. durch eine ind Protokoll nievergelegte wiederholte Verwahrung gegen jebe für vie 
Verfaſſung etwa verlegenve Interpretation ver Bunveöbefchlüffe erledigt. 

Denn man vergeftalt die allgemeinen Verfaſſungsintereſſen ohne weitläufige Berathung 
durch eine fummarifhe Rechtsverwahrung hinreichend gefihert zu haben vermeinte, fo ward 
dagegen die Sache der Preßfreiheit insbeſondere der Gegenftand fehr umſtändlicher und lang: 
wieriger Erdrterungen, doch leider nur in geheimen Sigungen gepflogener. Die Regie: 
rung hatte nämlich über dieſe Preßfache, d. 5. über die auf Die Auffoverung des Bundestags 
geſchehene Zurüdnahme des die Preßfreiheit ausſprechenden Geſetzes, ver Kammer eine „ge— 
Heime Eröffnung‘‘ gemacht und foderte aus dieſem Grund (geftügt auf den Wortlaut eines Ar- 
tikels der Geſchäftsordnung) die geheime Verhandlung des ganzen, fo unenblic wichtigen und 
fo vielerlei Seiten darbietenden Gegenſtandes. Die Kammer untermwarf jich diefer Foderung, 
obſchon nach dem Princip derfelben es in der Macht ner Regierung fteht, alfe und jene Verhand⸗ 
lung über was irgend für einen Gegenftand geheim zu machen. Aber e8 Hatte fich bereit ver 
Geiſt der Nachgiebigkeit eines großen Theils der Kammer bemädtigt, und die Furcht vor der 
jeden Augenblick angebrohten Auflöfung ließ Bein entſchiedenes Wiperftreben zu. Alfo wurde 
über die große Frage, ob der Badener zum Badener, ver Deutfche zum Deutfchen reden, ob er 
laut die Wahrheit ſprechen und fein heiliges Recht vertheidigen dürfe, Hinter verfchloffenen 
Thüren verhandelt und daher au, troß vieler fhöner und kräftiger Vorträge der geiſtreich⸗ 
fin Mitglieder, zufegt ein fehr beſcheidener Veſchluß gefaßt, dahin nämlich gehend, daß Pie 
Kammer zwar auf der Erflärung der Verfafſungswidrigkeit er durch bloße Reglerungsverord⸗ 
nung geſchehenen Zurüdnahme des Preßgeſetzes (d. h. ver die Cenſurfreiheit ausſprechenden 
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Aruilel deſſelben) beſtand, doch in Anbetracht ber Umſtaͤnde fi; mit dem Verſprechen der Negie- 
rungecommiſſion, daß die dringenpft nothwendige neue Regulirung ber Preßſache mitteld eines 
nad dem Schluffe des Landtags zu erlaſſenden proviforifchen Geſetzes werke bewirkt werben, 
begnügte. Diefes Verſprechen wurde jedoch nicht erfüllt. 

Noch ein mal wurden bie in der neueften Zeit hereingebrochenen Bedrohungen und Berfüm- 
merungen des allgemeinen Rechtszuſtandes in Baden und Deutſchland zur Sprache gebracht 
durch die bei herannahendem Schlufle des Landtags von dem Abg. Welder erhobene Motion 
über „bie Gefahren des Vaterlandes und die Schugmittel gegen biefelben”. Die Begründung 
dleſer Motion hatte eine lebhafte Discuſſion zur Folge, worin die Thellung der Kammer in 
zwei Barteien, bie wir zur einfachften Charakterifirung mit dem Namen ver linfen Seite und 
des Gentrums, oder mit jenem der entfchievenen Conſtitutionsfreunde und der Anhänger des 
Juſtemilieu bezeichnen möchten, in voller Klarheit erfhlen, indem die erften die Verweiſung der 
Motion in die Abtheilungen zur Berathung foderten, die andern dagegen die Tagesordnung 
begehrten. Mit 29 gegen 28 Stimmen errang die erfle Meinung den Sieg; doch blieb die Sache 
factiſch auf ſich erliegen, theils wegen des glei) am 13. Nov. (die Motion war am A. Nov. be: 
gründet worben) eingetretenen Schluſſes des Landtags, theils wegen des Widerſtreits der Rich⸗ 
tungen unter den gewählten Commiſſionsgliedern. 

Die gleihwol, troß aller Gegenbemühungen, nod die Maforität behauptende linke Seite 
(man erlaube und dieſen nit von den Sigen, fonvdern von der Richtung entnommenen 
Ausdruck, weil jeder andere zu Misverſtändniſſen führen könnte) erfreute ſich endlich wenigftend 
einer Frucht ihrer beharrlichen Oppoſition, nämlich des von der Regierung vorgelegten und von 
der Kammer einflimmig genehmigten Geſetzes, welches die durch frühere Ordonnanzen unter: 
fagten Bolksverfammlungen und Reden and Bolt und gejellfchaftliden Verbindungen wieder für 
erlaubt erklärte, vorbehaltlich der in concreten Fällen von ver Regierung zu erlaffenden Verbote. 

Unter ven übrigen von der Regierung dieſem Landtage vorgelegten und won beiden Kam⸗ 
mern angenommenen Gefegen waren die zwei widtigften ein umfaſſendes Forſtgeſetz und ein 
Zehntablöfungdgefeg. Beide veranlaften ſehr langwierige Verhandlungen, das letzte zumal 
auch einen lebhaften Kampf zwifchen ver erften und zweiten Kammer. 

Den Landtag von 1833 hat man ironifch den „Landtag der Bermahrungen‘ genannt, weil 
in der That rudjichtlih der großen conftitutionellen Inrereffen nicht viel Mehred als Rechtsver⸗ 
wahrungen, die man ind Protokoll legte, zu Stande zu bringen war. Doch find diefe Verwah⸗ 
rungen, wiewol einfiweilen factiſch unwirkſam, fiherlich von Rechtswirkung und zwar von blei⸗ 
benber Rechtswirkung, d. 5. fie Halten vie rechtliche Gültigkeit aller verlegten ober verfümmerten 
Berfafiungsartifel und der darauf gegründeten Anfprüce feſt, und man wird früher oder fpä= 
ter darauf zurückkommen. Außerdem waren fie nothwendig zur Ehrentettung der badiſchen 
Kammer. 

War der Landtag von 1833 , verglichen mit jenem von 1831, als bedeutend herabgeftimmt 
erſchienen, fo zeigte fich diefelbe Erſcheinung und in verflärkften Maße auch bei jenem von 1855 
(eröffnet am 30. März). Der. allgemeine Gang der deutſchen Dinge, die tagtäglich gefteigerte 
Strenge der Eenfur, die geheimnißvollen Minifterconferenzen in Wien, die von Zeit zu Zeit 
von Frankfurt ergehenden neuen Beſchlüſſe des Bundestags, das fortfchreitende Verfinken der 
der edlern Geiſtesnahrung beraubten Menge in Gleichgültigkeit gegen Öffentliche Angelegenhei⸗ 
ten und in engherzigeö Verfolgen blos materieller, egoiftifcher Interefien, endlich dad tagtägliche 
Überlaufen ehemaliger liberaler Großfprecher zur Fahne ver Reaction, alles Dies wirkte nie= 
derſchlagend auf die freiheitliebenden Gemüther. Ein beinahe völliges Aufgeben der Gegenwart, 
ein blos noch auf die fernere Zukunft gerichtetes Hoffen warn pie weitaus vorherrſchende Stim⸗ 
mung. Daher ſchlich fi auch in Betreff der Iandftännffchen Wahlen eine um ſich greifende Gleich⸗ 
gültigfeit oder Lauhelt ein, oder eine Richtung ver Wähles mehr auf den Vortheil des Bezirks 
als auf das allgemeine Interefie ver Berfaffung und der Freiheit. Man zählte 1835 in ber zwei= 
ten badifchen Kammer nicht weniger als 31 active Staatödiener (die ganze Kammer befteht aus 
63 Mitgliedern), welche nad der Natur ber Dinge in den Fragen , die von den Miniſtern als 
Lebensfragen für die Regierung erklärt werben, um fo weniger unbefangen flimmen koͤnnen, 

als ihnen die Pflicht der Anhänglichkeit an vie Regierung fogar ſchon unumwunden (namentlich 

in der Berhandlung über die Urlauböfrage) eingefhärft, ja beim Lanbtage 1855 ihnen der Ur⸗ 
laub felbft nur precär oder zeitlich, d. h. für den Fall ihrer von ber Negierung zu ermeflenden 
Unentbehrlichkeit für den Dienft jeden Augenblick widerruflich ertheilt ward. 

Staats⸗ Lexiton. II. 
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Bir wollen übrigens nicht pie Entfcheinung ver Zollfrage, als welche nämlich einer Beleuch⸗ 
tung von gar vielen Seiten empfänglich und bedürftig Ift, als Kraft- oder Wärmemefler des 
Geiſtes der badiſchen Volkskammer von 1855 aufftellen (in ver erften Kammer warb der An 
ſchluß einftimmig genehmigt), und überhäupt nicht was gefchah oder gethan warb an bie= 
fem Landtag, ſondern vielmehr Das, was nicht geſchah. Seit dem Landtage von 1833 waren 
doch foviel meitere Schläge auf das conflitutionelle Syſtem und auf die Garantien der Frei: 
heit gefallen, daß die Kammer, melde nad) ver Mehrheit ihres Perfonalbeflands noch bie- 
felbe war, die 1831 durch die Fräftige Abwehr aller Verfaffungsgefährbungen fich die Ach- 
tung der Nation erworben, berufen fhien, ein kräftiges Widerſtreben auch gegen die neueften 
Heactiongmaßregeln zu äußern. Es wurde auch wirklid von einem Mitgliede eine dahin ſich 
richtende Motion erhoben und von einem andern indbefondere bie Sache der Preßfreiheit in 
neue Anregung gebracht. Allein obſchon die zuerft bemerkte Motion nad einflimmigem Beſchluß 
der Kammer in die Abtheilungen zur Berathung verwiefen und der Verfolgung der zweiten 
noch fein erſcheinendes Hinderniß in den Weg gelegt warb, fo erhoben ſich gleichwol auch ſchon 
Stimmen ver Mishilfigung, und ed ward eine Spaltung in zwei Parteien, die man ben alt= 
englifchen ver petitioners und abhorrers vergleichen möchte, fihtbar. 

Auch die geringe Zahl der Motionen an dieſem Landtage (eine auf Abfchaffung der privile- 
girten Militärgerichtäbarkeit gehenve mwurbe zwar von der zweiten Kammer angenommen, von 
ber erften Kammer aber einftimmig verworfen, und ein paar minder wichtige fielen ſchon in 
ber zweiten Kammer durch) deutete auf verminderte Theilnahme Hin, und die vergleichömeife 
Heine Zahl der Petitionen (hie auf ven Zollverein fi beziehenden können hier nicht in Rech⸗ 
nung fommen) läßt auch auf eine Schwächung des Volfövertraueng ſchließen. Die Regierung 
aber legte weder das verheißene neue Preßgeſetz, noch das gleichfall8 verheißene und bringend 
nöthige Geſetz über das Strafverfahren vor. Der Gelft ned Landtags von 1831 ſcheint mehr 
und mehr zu entfhmwinden. Möge er bald fi von neuem erheben! Rotteck. 

Nachtrag. Die in den letzten Worten enthaltene ſchmerzliche Klage des trefflichen v. Rotteck 
wurde in der naächſten Zeit noch mehr und mehr begründet. Ebenſo aber erfüllte ſich auch bald 
fein Wunſch. Das Übel flieg zuerft noch, ſeitdem ohne das Willen und gegen ven Wunfch des 
Minifterd Winter an die Stelle des Miniſters ded Auswärtigen, v. Türkheim, eines zwar ari= 
ſtokratiſchen, aber rechtſchaffenen, gemäßigten und flaatöfundigen Mannes, welcher ver aus⸗ 
wärtigen Diplomatie und dem Minifterpräfiventen v. Reizenftein nicht geflel, plöglic der Bun⸗ 
dedtagsgeſandte v. Blitteröborf berufen wurde. Es gefhah bald nad ven geheimen Wiener Con⸗ 
ferenzen 1834, von welchen Herr v. Reizenftein den Minifter v. Türkheim ausgeſchloſſen Hatte, 
alfo noch vor dem Landtag 1855. Uber die Gefinnungen und Motive des Herrn v. Blitteröporf 
urtheile ich nicht, zumal da er mir und td} ihm ſtets feindlich gegenübergeſtanden. Daß aber feine 
Politik fi als dem Außerften Stabilität: und Reactionsſyſtem und den fluartifhen Grund⸗ 
fägen verfallen zeigte, wie ich es ihm felbft in der Kammer fagte, daran zmeifelten wol fchon 
fett feiner Wirkſamkeit als Bundestagsgefanbter Wenige. Es zeigte ſich z. B. ſchon, als er, der 
badiſche Gefandte, was ebenfalls auf dem Landtage gerügt wurbe, den erften Unterprüdungs- 
antrag ſelbſt gegen bie befchränktefte Preßfreiheit, gegen eine geachtete Zeitung des benachbarten 
Würtemberg, am Bundestage machte. Bine foldhe Politik im badifhen Miniftertum, vertreten 
von einem Manne, der zwar keine tiefen und eigenthümlichen Gedanken, doch, ſoweit das ohne 
fie möglich ift, eine große Beredtſamkeit, eine imponirende Perſoͤnlichkeit beſaß und durch die 
Mriftofratie und auswärtige Diplomatie unterftügt wurde, mußte fi natürlich bald wirkfam 
zeigen. Winter fühlte fich eingeengt und, ich wiederhole hier nur, was ich offen in der Kam: 
mer diefem Staatömanne felbft erflärte, auch feine Bermaltung wurde feinen biäherigen 
Grundſatzen tagtäglich untreuer und im Sinne ber gewoͤhnlichen Politik unehrlicher. Die Poli⸗ 
zei⸗ und Beamtenherrſchaft und die damit verbundene Verminderung jeder ſelbſtäändigen und 
freien ſtaatsbürgerlichen Stellung der Beamten, welche durch Penſionirungen, Verſetzungen 
und Entziehung der Zulagen und Befoͤrderungen leicht bewirkt wurde, ferner die Wahlbeherr⸗ 
fung, die Unterdrückung der Preſſe nahmen täglich zu. Ste machten dieStellung der mit jedem 
Landtag zu einer Fleinern Minorität herabkommenden Liberalen, gegenüber der (zufegt beinahe 
aus drei Dierteln ver Kammer und allermeift aus Beamten beftehenden) minifteriellen Bartei, 
ſtets ſchwieriger und peinlicher. Selbſt die verfaffungsmäßig bloß von ver Kammer und cenfur- 
frei heraudzugebenden officiellen Actenſtücke der Verhandlungen unterlagen jet theilweiſe der 
Unterdrüdung. So wurben auf den Landtagen 1837 und 1839 zmei Motionsreden v. Rottecks 
über den Zuſtand des Vaterlandes unterbrüdkt, obwol fie ohne irgend einen Tadel von Seiten 
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der Präflpiun der Kammer wie der Minifterbanf öffentlich vorgetragen, fafl einſtimmig in pie 
Abteilungen verwiefen und ihr bejonderer Vorausdruck beſchloſſen war. Die eine durfte ner 
in ben viel fpäter erſcheinenden, wenig gelefenen, dicken Protofollen und die andere abjolut gar 
nit gedruckt werden. Die Mehrheit der Kammer ließ ed geichehen und y. Rotteck wurde fogar, 
kenn er in bie Unterdrückung nicht einwillige, was er natürlich nit that, mit Griminals 
proceh bedroht. In den Zeitungen vollends war bie Unterdrückung auch der Landtagsverhand⸗ 
lungen maßlos, zumal feitven ber Bundesbeſchluß ſtreng durchgeſetzt wurde, daß Feine deutſche 
Zeitung aus deutſchen landſtändiſchen Verhandlungen Mittheilungen machen dürfe, welche nicht 
die Cenſur des betreffenden Landes in deſſen Zeitungen paſſirt hatten. So wurde die unter der 
Obercenſur des Herrn v. Blittersdorf ſtehende „Karlsruher Zeitung” die alleinige trübe Quelle 
über unſere Verhandlungen, ſoweit nicht etwa von höhern Händen kommende, meiſt noch be⸗ 
denklichere Berichte Eingang in fremde Zeitungen fanden. So ſahen die liberalen Kammermit⸗ 
glieder ſich faſt täglich vor dem größern und kleinern Vaterlande wegen ihres landſtändiſchen 
Wirkens angegriffen, geſchmäht, nicht ſelten verleumdet, ja oftmals als jammervoll dargeſtellt, 
Indem z. B. wirkliche oder auch ſpäter hinzugedichtete derbe Äußerungen der Miniſter in bie Zei: 
tungen übergingen, nicht aber die echten Worfe der Abgeordneten und ihre männlichen Entgeg⸗ 
nungen. Dffentliche Bertheivigung war dabei den Angegriffenen nicht möglih, und noch heute 
lieft man bei manchen Schriftftellern durch ſolche Berichte belegte ganz falfche Darflellungen ihres 
und des minifteriellen Benehmend und Wirkens. Mögen flatt vieler nur zwei Beifpiele hier 
ſtehen, welche v. Rottedin feiner Motion auf Wieverherftellung einigen Rechtöguftandes ver Preſſe 
am 24. Juni 1839 (f. Protokolle ver zweiten Kammer, S. 283) erzählte. Ich ſelbſt nämlich hatte 
am Schluß des Landtags 1837 in der Verhandlung über eine Petition vieler Katholiken, geift: 
liher und weltlier, für Synoden mit der großen Mehrheit ver Kummer die Wünfche meiner 
katholiſchen Mitbürger und Mitabgeorbneten mit Achtungsäußerungen gegen die bapifchen Ka⸗ 
tholifen unterftügt. Aber ich hatte dabei ven Herrn v. Blittersdorf in einen ſchwer zu beſchrei⸗ 
benden Zorn verjegt durch Die Kritif des minifteriellen Syſtems, welches eine Alltanz der geift- 
lihen und weltlihen Ariftofratie und Deöpotie erfirebe und die eminente Mehrheit ver aufges 
Härten katholiſchen Bürger Badens, namlich vie Firchlich Regierten, die nievern Geiftlichen mit 
inbegriffen, verlege und abftoße, indem e8 die ultramontane Macht der kirchlich Regierenden zu 
vermehren trachte und der befannten Phrafe „Thron und Altar” ven Sinn unterzulegen feine: 
„Werdet ihr dumm dort, jo werdet ihr's auch hier ; fufcht ihr dort, fo kuſcht ihr auch Hier’, daz 
bei aber vergefle, daß (was kurz nachher In Köln fo deutlich zu Tage trat) die hierarchiſche 
Macht, fobald fie nur in jener Allianz für die Herrſchaft einigermaßen erftarkt fei, dad „Thron 
und Altar” in „Altar und Thron” verwanble. In der Kammer hatte ich überhaupt und insbe⸗ 
fondere von Katholiken nur Beifalldäugerungen erhalten. Nur dem Herrn v. Blitteröporf mis⸗ 
fiel meine Rede. Am andern Morgen enthielt der unter feiner Obercenſur erfcheinendbe farle- - 
ruber Rammerbericht die drei völligen Unwahrheiten : 1) Ich hätte nie katholiſche Religion größe 
lich gefhmäht; 2) e8 fei darüber in der Kammer der Antrag eines mic; misbilligenden Beſchluf⸗ 
ſes, zur Tagesordnung überzugehen, geftellt worden; 3) die Kammer habe dieſes beichloflen. 
Wie nachtheilig mußte nun ein ſolcher Bericht gegen mich flimmen! Wie mußte er namentlich 
ſtimmen die größtenteils fatholifchen Bürger meines Wahlbezirks, welche mich vertrauensvoll 
ala Broteftanten gewählt hatten, mich, der fie nun als ihr Wortführer auf eine des Deputirten 
und verfländigen Mannes unwürdige Weiſe Iffentlich ſollte geſchmäht haben! Diefe‘Bürger aber 
hatten, da ih gerade nach dem Loos austreten mußte, in kurzer Zeit für ihre Abgeoronetenftelle 
neu zu wählen, und fie wählten mich damals auch wirklich nicht. Die verleumberifhe Beſchul⸗ 
digung war ſogleich in die „Oberpoſtamtszeitung und „Allgemeine Zeitung” und in vie meiften 
andern deutſchen Zeitungen übergegangen. Der deutfchen und badiſchen Cenſur wohl kundig, 
befchränfte ih, um ihr felbft den Leifeften Vorwand für bie Nichtaufnahme zu entziehen, meine 
Berichtigung auf wenige Zeilen, in welchen ich einfach nur jene drei Punkte mit Berufung auf 
Die officieflen Kammerprotokolle für nicht richtig erklärte. Ich ſchickte biefe Zeilen an bie „Karla 
ruher Zeitung”, an die „Oberpoflamtszeltung” und an die „Allgemeine Zeitung”. Alle drei 
Redactionen überfendeten mir im Drud die von ihnen aufgenommenen, aber von der Genfur 
durchſtrichenen Zeilen. Die Redaction der „Allgemeinen Zeitung” bemerkte mir noch, ed paflire 
ihr jegt öfter, daß fie felbft Berichtigungen falfcher Berichte über officielle Verhandlungen nicht 
aufnehmen vürfe. Diesmal habe fie aber doch noch einen Verſuch um Abhülfe bei ver Höhern 
Stelle gemacht, jedoch vergebli. Entrüftet nahm ih nun meine kurze Grflärung lammt dem er= 
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wähnten Schreiben der Mebaction ver „Allgemeinen Zeitung‘ und fenbete fie ohne weitere BSe⸗ 
merfung in ſchwediſche, däniſche, englifche, franzoͤſiſche und fehmweizerifäge Zeitungen. Dort 
fanden fie natürlich fogleih Aufnahme, und ebenfo natürlich wurden meiſtentheils damit vielfach 
und Deutiche tief beſchämende Betrachtungen über ſolche Zuflände ver einft fo ruhmvollen deut⸗ 
fen Nation hinzugefügt. Bor meinem beutfchen und babifhen Vaterlande und meinem Wahl⸗ 
bezirk aber blieb ich Jahre lang verleumbet, ohne Möglichkeit ver Gegenerklärung und Berichti⸗ 
gung. Der auf dem Grenzpoſtamt zu Kehl angeftellte befondere Benfor der auswärtigen Zei⸗ 
tungen nahm fogar den badiſchen Abonnenten die fremden Blätter weg, die die Berichtigung 
enthielten. Bis zu v. Rotteck's Motion, nach mehr als zwei Jahren, enthielt nur die „Oberpoſt⸗ 
amtszeitung“ die einzige Notiz: man leſe in englifchen und ſchwediſchen Zeitungen eine merk⸗ 
würbige Einfendung bes Abg. Welder mit intereffanten Bemerkungen biefer Blätter. Ganz 
ähnlich ift das zweite Beifpiel. Rotteck's Worte barüber lauten: „Im März 1838 warb von 
ihm (nämlich von mir) ein abermaliger Verfuch gemacht, neue Unrichtigkeiten, deren Die (immer 
unter der Obercenfur des Blittersdorf'ſchen Minifteriums ſtehende) «Karlöruher Zeitung» ba= 
mals gegen ihn fich ſchuldig gemacht, durch eine folhe Erklärung von fi abzulehnen. Diefe 
kurze Erklärung lautete alfo: «Ich bedauere bemerken zu müffen,, daß der Bericht über die Ver⸗ 
Handlungen in Betreff der hannoveriſchen Angelegenheiten theils durch Auslaſſungen, theils 
durch Unrichtigkeiten von meinem Antheil an dieſen Verhandlungen ein unrichtiges Bild gibt. 
Da aber am Ende des vorigen Landtags meine beſondern Angaben der Unrichtigkeiten von der 
Genfur der «Karlsruher Zeitung» geflrichen und deshalb auch von der Genfur anderer Zeitunz 
gen nicht zugelaffen wurden, fondern nur in den freien Blättern des Auslandes Aufnahme fan 
ben, fo begnüge ich mich, einfach auf das offlcielle Protofoll der Kammer über den betreffen- 
den Gegenftand zu verweifen.o Die Aufnahme auch diefer Erflärung erlaubte der Cenſor nicht. 
Er übertrat naher oder mar durch Inftruction angewiefen zu übertreten bie ganz ausdrückliche 
Beitimmung unferd Preßgeſetzes in $. 10. 

Motte fegte zur Würdigung dieſer die Wahrheit, Ehre und Öffentliche Sittlichkeit und 
Gerechtigkeit fo vortrefflich ſchuͤtzenden, die frievliche zufrienene Stimmung achtbarer und nicht 
fiſchblütiger Bürger fo fehr beförvernden Genfur noch wörtlih Hinzu: „Ich frage Sie, meine 
Herren, was unter biefen Umſtänden der Rechtszuſtand der redlichſten, der pflichtgetreueften 
Deputirten und welches die Stellung der Kammer und jedes einzelnen Volksvertreters gegenüber 
den Anmaßungen eines vielleicht unwiſſenden oder einfältigen,, vielleicht boshaften Genfors ift? 
Ich fage: dieſe Stellung tft unferd Amts wie unferer Perfönlichkeit unwürdig. Sie iſt zu: 
gleich mit der Verfaſſung im ſchreiendſten Widerſpruche, fie fonert und baber zu lauter Be⸗ 
ſchwerde auf. Die Sache geht ung Alle an, nicht nur die einzelnen Gemishandelten.“ 

Ich aber erwähne dieſes hier nicht, um zunächſt zur Würbigung des Genfurinftituts etwas 
beizutragen. Jever, der die Genfur in der wirklichen und unvermeidlichen Geftalt und Wirkung 
des unnatürlicften Inſtituts und nach ven wahren, gleichviel ob bewußten oder nicht bewußten 
Gründen und Zwecken feiner Einführung kennt, der weiß e8 ja, daß ſolche Erfcheinungen, wie 
bie bier angeführten, ganz alltäglich find. Der Verfaſſer viefer Zeilen erlebte in Beziehung auf 
fi ſelbſt ähnliche mehr als funfzig mal. Er erlebte Gleiched auch no in Baden und Sachſen 
in Beziehung auf feine und W. Schulz’ Schrift: „Geheime Inquifition, Genfur und Ca⸗ 
Binetöjuftiz im verderblichen Bunde”, über welche falſche Vorurtheile ermedenve Öffentliche 
Berbote, ja vdllig verfälfchende, verleumberifche Beichuldigungen ven Weg in alle Zeitungen 
fanden, während nit nur die Anzeigen und Beurtheilungen fahkundiger Männer, bie in 
dieſem Buche vie vollftändigfte und anfhaulichfte Enthüllung der wahren Natur des Inquifi⸗ 
tionsprocefjes fanden, ſondern auch unfere Berichtigungen bier ganz, dort in ben wefentlichften 
Theilen geftrigen wurben.2) Ich wollte vielmehr durch dieſe Züge befier veranſchaulichen, 
wie ſchwer und peinlich die Lage Überzeugungstreuer Volkövertreter unter folden Umftänden 
war. Die unglüdlihen äußern Verhältniſſe des Kleinen Staats entſchuldigten bei den meiften 
Bürgern wirklich oder ſcheinbar alle äußerften Reactionsmittel des eigenen Eleinen Staats und 
beherrſchten vielfach die Befchlüffe ver Regierung. Zum Volke, zur Nation drang bie Stimme 
der Wahrheit nicht durch, nicht einmal pie Vertheidigung ver gröblich geſchmähten, verleumdeten 
Volksfreunde. In ven KRammerverhandlungen feiterten faft alle ihre beiten Abſichten und 
Anftrengungen für das Wohl des Landes an der großen Mehrheit abhängiger, den minifteriellen 


* 1) Näheres im Artikel über das göttliche Recht im vierten Bande ber „Conſtitutionellen Jahr⸗ 
er“. 
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Unſichten und Wünfchen huldigender Beamten. Denn ſolche Beamte, die ihre liberalen ſelb⸗ 
Rindigen Überzeugungen, auch gegenüber den Miniftern, als Volksvertreter nicht aufgeben 
konnten, traten, fowie Rutihmann, Ziegler, um peinliche unvereinbare Widerſprüche zwiſchen 
igrer gewiſſenhaften überzeugung und zwifchen Ihrer amtlichen Wirkſamkeit und ihrem Lebens⸗ 
und Familienglück zu vermeiden, aus dev Kammer aus, oder ſie lehnten bie Wahl und ihre 
Annahme, welche die Regierung bei liberalen Beamten natürlich nicht gern fah, ſchon zum 
voraus ab. So flieg jet mit jedem Landtage, troß aller Kämpfe ver liberalen Oppoſition, die 
Ausgabe für das Militär von 1,500,000 Gldn. allmälig auf 2Mill.; ähnlich dev Aufwand für 
Staatöbiener. Gute neue Geſetze, wie 1827 das von der Commiſſton fo ſehr verbeflerte neue 
Etaatövienerebict, wurden vom Minifterium befeitigt, ja mehre der beften frühern Geſetze, 
wie die Preß- und Gemeindegeſetze, weientlichft duch Verflimmelungen oder Umänderungen 
verſchlechtert. Kein Hoffnungsſtern ſchien zu leuchten und der gute Geift im Volke und in ber 
Kammer täglich mehr einzufchlafen. Ja was dad Niederdrückendſte war, alle Opfer, welde an 
guter Stimmung wie buch Verzicht auf Familienleben und Einnahmen, durch Verluſt ihrer 
Anftelungen und durch Eriminalproceffe viele liberale Deputirte brachten, fchtenen nicht blos 
nutzlos, fondern verberblich verwendet zu werben, wenn fie dad Volk täufchten, e8 babe bereits 
dem Lande und der Nation genügende Verfaffungszuftände, ed dürfe mit fo troftlofen und ge⸗ 
fährlihen Zuflänven zufrieden fein und wie vor der Franzöſiſchen Revolution aufs neue 
ſchlafend den verberblichiten Abgründen fich nähern. Solche Erwägungen waren es, melde in 
MWürtemberg und den beiden Heſſen, in Naſſau und Sachfen die evelften Männer bewogen , fi 
von der landſtändiſchen Wirkfamfeit loszuſagen oder fernzuhalten und dadurch den, wie fie 
glaubten, flärkften Proteſt gegen bie verfehrten Zuflände einzulegen. Sie ſuchten auch bie 
badifchen Liberalen zu dem gleichen Aufgeben nutzlos aufreibender Kämpfe aufzufobern. Doch 
wir erwogen, daß bei ver Prüfung politifcher Maßregeln faft nichts befler leitet al der Grund⸗ 
fat, Das zu vermeiden, was den Gegnern Freude macht. Das aber that der Rücktritt der ges 
finnungstüchtigen Oppoſitionsmänner und der Schein, das Volk wolle und brauche fie nicht, 
Alles fei ohne fie fo dauerhaft vortrefflich, wie man dieſes zuerft In Preußen, dann in Würtem⸗ 
berg in glücklicher Selbftzufriedenheit ſich überrevete. Allein von Anfang nicht richtig von ber 
Maſſe aufgefaßt, verliert jener ftille Proteft täglich mehr alle Wirkung , ja felbft die Erinnerung 
an ihn. Der Lebende, der Handelnde hat Recht im thätigen, fortfehreitenden Leben. Vor allem 
aber glaubten wir, bei aller feften Überzeugung, daß in dem Heinen Baden freilich für fich allein 
feine wahre und dauernde Freiheit und Sicherheit zu begründen fei ohne pas Erwachen des 
beſſern Geiſtes und ohne die Begründung eines wahren nationalen Rechtszuſtandes in ganz 
Deutfhland und zunächſt in deſſen beiden größten Staaten, Preußen und Öfterreich. Aber 
wir vertrauten auf den guten Geift unferer Nation und fein Erwachen, auf die wefentlichfte 
Unentbebrlichkeit politifch freier und volfsvertretender Verfaffung im ganzen Vaterlande; wir 
glaubten, daß dafür jever Einzelne, jede Provinz und jede Ständekammer unermüblidh wirken 
und auf ihrem wenn auch noch fo geringen und ſchweren Poften ausharren müffe, daß fo felbft 
die Eleine badische Oppofition das Heilige Licht und Kebendfeuer für die übrigen deutſchen Staa= 
ten lebendig erhalten und aud bei ihnen für deſſen Entzündung wirken koͤnne. Wir dachten 
auch an fo vieles Schlinnmere, was wir für unferd Keinen Landes Zuftände fernhalten, an fo 
manches einzelne Gute, was wir für Daffelbe wirken könnten, ſodaß alles Dieſes unferer 
Opfer und Anftrengungen wohl werth fei und ung über alle Misfennung und Geringſchätzung 
durch die öffentliche. Inmwahrheit und Unterbrüdung hinwegheben müſſe. Und ver Erfolg hat 
wol unſere Anjicht gerechtfertigt. 

In ſolchem Streben nun ſuchte die babifche Oppofition gleihmäßig die deutſchen National- 


intereflen und die rechte Öffentliche Meinung für fle, forte die beſondern babifchen Landesbedürf⸗ 
niffe ind Auge zu faſſen. Jedes echte conftitutionelle Wirken bei allen Motiond-, Gefeg: und 


Petitiondberathungen und In allen Discuffionen mußte natürlih von felbft mittelbar oder un- 
mittelbar beiden Hauptgeſichtspunkten entiprechen. Doch fchloffen fi an ven erflern vorzugds 
weife an zuerft die beharrlichen Erneuerungen der Foderungen des wefentlichften aller Rechte für 
die Nation und die einzelnen Staaten, des Rechts auf Preßfreiheit, die fletd neuen Foderungen 
dieſes durch Bunded= und Landesverfaſſungsrecht geheiligten Rechts und bie fletd neuen Be: 
ſchwerden über Die Verlegungen ver Genfur. Hierzu dienten z. B. die Motionen von Welder 
auf dem Landtag 1835, von Ipftein auf dem Landtag 1857, von Notted auf dem Landtag 
1839, von Welcder auf dem Landtag 1840 und 1841, von Sander auf dem Landtag 1842, 
von Mathy auf nem Landtag 1843. Es werben diefe unermüdlichen Foderungen des heiligften 


\ 


⸗ 


134 Baden (als conftitutioneller Staat) 


Rechts, in Baden und auf den meiften andern deutjchen Landtagen und zwar wegen ver Klar⸗ 
heit und Unentbehrlichkeit des Nechtö gewöhnlich einftimmig aud von den minifteriellen Mit⸗ 
gliedern erhoben, einft einen nicht unwichtigen Punft in der deutſchen Gefchichte Bilden. Das 
geſammte deutſche Vaterland hatten ebenfalld im Auge die Motionen gegen Übergriffe und 
verlegende Maßregeln und für verfaffungsmäßige Entwidelung des Bundes; fo die Motion 
von Welder 1840 für „endliche Aufhebung der Ausnahmegefege und für die volle Geltung und 
freie Entwicelung ded in dem Bundes- und Landesgrundvertrag durch die Öffentlihe Treue 
verbürgten Rechtszuſtandes“, und deſſelben Motion 1841, „daß die Regierung gebeten werde, 
anf jede mögliche Weife dahin zu wirken, daß alle Ausnahmemaßregeln des Bundes aufgehoben 
würden, und daß diefer deutſche Nationalbund in aller Hinfiht auf feine der Bundesacte ent⸗ 
ſprechenden Grundlagen zurüdgeführt und die Selbſtändigkeit der veutfhen Staaten und 
bie durch die Bundesaete verbürgten allgemeinen deutſchen Nationalrechte überall und vollſtän— 
big verwirklicht würden”. Beide Motiondanträge wurden nad lebhaften Kämpfen mit großen 
Mehrbeiten von ver Kammer beſchloſſen. Mit Stimmeneinhelligfeit wurben auch die von 
Itzſtein motivirten wieberholten Anträge auf eine Anwendung jener Orundfäge durch Verwen⸗ 
dungen zu Gunſten des verlegten hannoverifhen Rechtszuſtandes bejchloflen, ebenfo nicht minder 
ber fpäter von Heder motivirte Antrag zu Bunften des bedrohten Schleöwig: Holftein. Sp 
wurde in ver That dad 1831 geltend gemachte, aber damals nody fo heftig beftrittene Recht deut⸗ 
ſcher Landſtände, auch für das Gefammtvaterland die Stimme erheben zu dürfen, in praftifcher 
Geltung erhalten. Auch viele andere deutſche Kammern fchloffen fi in der bannoverifchen und 
ſchleswig⸗-holſteiniſchen Sache diefem Grundfage an. Die befondern Landesintereſſen, fomeit 
fie nicht die politifche und ſtaatsbürgerliche Freiheit berührten, namentlich auch die materiellen 
Intereſſen, förderte auch in diefen jchlimmen Zeiten von 1835, 1842 die Regierung überein 
flimmend mit den Kammern durd manche Geſetze. Die ſcharfe Controle und Kritik der Vers 
waltungs= und Regierungdmaßregeln von Seiten der Oppofition vorzüglich bei Gelegenheit 
der Bupdgetöberathung und bei ver Discufjion der Berichte ver Commiſſion über Auffuhung 
ber provijorifhen Gefege Eonnten niemals ganz ihre wohlthätige Wirkſamkeit verfehlen. In 
Beziehung auf die materiellen Intereflen nimmt die erfte Stelle ein das auf einem außerordent⸗ 
lihen Landtag 1838 beinahe einftimmig befchloffene Eifenbahngefeg , mit welchem ver Minifter 
Winter feine Laufbahn beſchloß. Won ven übrigen Gefegen war das wichtigſte das 1839 der 
Kammer vorgelegte und mit der größten Sorgfalt und dem auspauernpften Fleiße berathene 
Strafgeſetzbuch, welches endlich 1845 zur Sanction gelangte. 

Das nun unter dem Miniftertum Reizenftein-Blitter8porf mehr und mehr ſteigende Re: 
actionsſyſtem führte endlich zu einer mohlthätigen Krife. Auf dem Landtag 1841 hatte die Ne- 
gierung zum erſten male nad dem früher (1820) einmal gemadten, aber alsbald wieder 
zurüdgenommenen Verſuch, die Kammer durch Urlaubsverweigerung um ihre Selbſtändigkeit 
zu bringen, dies praftifh dürchgeführt. Sie verfagte den beiven Gerichtömitglievern 
Aſchbach und Peter den Urlaub. Diefes flel umfomehr auf, ba die Urlauböverweigerung 
nicht Adminiftrativbeamte, fondern Richter traf und unter folhen Nebenumftänven audgeübt 
wurde, daß Niemand zweifelte, daß lediglich die Nüdficht auf die liberalen Grundſätze beiver 
Ehrenmänner und bie Abſicht der Regierung, an ihnen für alle Beamte ein Exempel zu fla= 
tuiren und nunmehr die unglücfelige Maßregel für immer praftifh zu machen, nicht aber 
Dienftrüdfihten dieſen Beſchluß ind Leben gerufen hatten. Die ſtaatsrechtliche und politifhe Frage 
über Urlaubsertheilung und Urlaubsverweigerung für Abgeordnete aus dem Beamtenſtande 
behandelt der Art. Urlaub. Hierher gehört nur der Hiftorifche Gang dieſes Streits, ſoweit er 
auf Die Veränderung bed Negierungsfoftems und der Zuſtände des badiſchen Landes und ber 
Kammer Einfluß Hatte. Die Maßregel ſchien fo verlegend und gefährli für ven badiſchen 
Rechtszuſtand, und e8 zeigten fich hei einiger fehärfern Beobachtung des vorherrſchenden mini- 
fteriellen Syſtems fo gefährliche Plane für die Zukunft, die durch ſolche beliebige Urlaubäver- 
weigerung und bie abfolute Nullität der Kammern vorbereitet werben mußten, daß auch vie 
Minifteriellen fämmtli mit der Oppoſition dagegen kämpften. Doch ſchien wenigftend dem 
Berfaffer viefer Zeilen , wie er e8 damals öffentlich und thatſächlich ausfprechen mußte, vie auch 
von der Mehrheit ver Oppofition gebilligte Maßregel mehr ver herabgefommenen Stimmung 
des Landes und der Schwäche ver Oppoſition, ſowie dem freilich natürlichen, aber oftmals ge= 
fährlihen Wunfche, durch Nachgiebigkeit einen Majoritätsbeſchluß zu erzielen, als ver wirf- 
lien Größe der Berlegung und ber Gefahr, ſowie den wichtigften hier entſcheidenden Nechts⸗ 
grundfägen zu entſprechen. Dan beſchloß nämlich mit den Mintfteriellen eine von ver Zuſtim⸗ 
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mung ber erfien Kammer abhängige Beſchwerde über Berfaffungsverlehung einzugeben und 
währenb der längern Zeit ihrer Berhanblung in der erflen Kammer andere landſtändiſche 
Gefhäfte, Budgetverwilligungen u. |. w. vorzunehmen. Deine rechtliche Überzeugung ſprach 
ig in der Kammer dahin aus, daß, da nad der einftimmigen Überzeugung der Kammer bie 
beiden Rammermitgliever Aſchbach und Peter verfaflungswibrig nicht zur Verfammlung einge 
Inden feien, die Kammer auch bis zur vollftändigen Einberufung des ganzen Gollegiums ber 
Bollörepräfentation außer ihrer Bemühung für die vollfändige Einberufung aller Mitglieber 
nichts gültig beſchließen und Feine Steuern, vollends feine für die nicht repräfenticten Diſtricte, 
deren Vertreter verfaffungswinrig ausgefchloffen worden, bewilligen könne. Sodann hielt ich es 
für ein Aufgeben des wichtigſten Rechts der zweiten Kammer, welche über ihre Gonftituirung 
allein zu entſcheiden habe, daß man dieſes Hauptrecht Hier von dem Beſchluß der erften Kammer 
abhängig machte. In politifcher Hinficht täufchte ich mich nicht über den fhlechten Ausgang der 
Sache in ver erfien Kammer, fand auch feinen Troft in dem bloßen Sinausfchieben der Schwie⸗ 
rigfeit und glaubte, daß bie Erklärung der Kammer, fie fei nicht conftituirt, die Regierung 
ebenjo wie 41820 zur Nachgiebigkeit beflimmen würde, während fie der Beſchwerden fpotte; daß 
aber, falls fie ven Bruch vorziehe, hier die Zeit und die Gelegenheit zu einem energifchen Schritt 
und zum Bruch der Oppofition mit ver Regierung, d. h. zu einer Appellation and Bolt und 
feine neuen Wahlen, gefommen ſei. Da ih nun in dieſem Falle nicht wie In der oben von Rot⸗ 
tet erzählten Kriſe des Landtags 1831 , bei meiner Motion über die Nattonalrepräfentation am 
Bunbeötage, fo glüdli war, die zuerft abweicheüden Anfichten meiner Freunde für mich zu 
gewinnen, fo verließ ich nach meiner Überzeugung von meiner beſchworenen Pflicht allein den 
Landtag, kehrte nach Freiburg zu meinem Lehramt, das ich kurz zuvor wiebererhalten hatte, 
zurüd und erflärte dieſes der Kammer mit dem Hinzufügen, daß ich fie deshalb nicht um Urlaub 
bitte, weil ich fie felbft für dieſen Hleinften Beſchluß völlig incompetent halte, und daß ich nur 
zurückkehren würde in dem Mument, wo es ſich wiederum um bie Vervollfländigung der Mes 
präfentation handle. Diefer Moment kam, als endlich die erfle Kammer der zweiten ihre Er⸗ 
flärung abgab , daß fle der Befchwerbe nicht beitrete. Im Lande hatte mein Schritt Bilfigung 
gefunden, die fih auch durch energifche Adreſſen vieler ver achtbarften Bürger ausſprach, usb 
ich Lehrte nun zur Berathung Über weitere Schritte rückjichtlich der Vervollſtändigung der Kam= 
mer in biefelbe zurüd. Sept erhielt ver Antrag, daß die Kammer auch nun nod für nicht con⸗ 
ftituirt fi erkläre, eine fo ſtarke Minorität, daß er nur fiel, weil Mehre erklärten, er fei nun 
verjpätet. Doch vereinigten ſich jetzt auch die Hier nicht Beitretenden zu einer energiſchen Pro⸗ 
teftation gegen die minifterielle Berfafiungsverlegung mit ner Erklärung, daß unfer behauptete® 
Verfafſungsrecht unerfhüttert fortbeftehe und durch Nichtvertheinigung von Seiten der erſten 
Kammer nicht aufgehoben werden könne. Diefe Proteftation erhielt vie Mehrheit, obgleich Die 
meiften Minifteriellen jegt zurücktraten. Alle ihre Bemühungen, die Regierung felbft zu ver⸗ 
ſoͤhnlichen Maßregeln, zum Schuß unferd Verfaſſungsrechts zu bewegen, waren geſcheitert an 
der hartnädigen Behauptung des einmal ergriffenen Syſtems, welches vorzüglich Herr v. Blit⸗ 
tersdorf mit der größten Herbheit gegen vie ald willenlofe Diener von ihm behandelten Beam⸗ 
ten durchführte. So fügten fie ſich denn. Iene ſtarke, das Miniiterium beleidigende Protefla= 
tion der Kammer aber hatte das ihr nach der Vertagung nachgefenvete verweifende Cabinets⸗ 
ſchreiben, dieſes alsdann bei Ihrem Wiederzufammentritt die von Itzſtein miotivirte neue 
Proteftation und diefe endlich glürklicherweife vie alsbaldige Auflöfung zur Kolge. Diefe Bez 
rufung an neue Volkswahlen und bie jegt von dem Minifterium Reizenftein-Blitter&porf‘ er⸗ 
laſſenen Wahlbeherrſchungereſcripte, welche nun die Oppoſitionsglieder ſchmähten und alle 
geiſtlichen und weltlichen, richterlichen wie adminiſtrativen, militäriſchen, Schul= und Univer⸗ 
fitäts⸗, Ober- und Unterbeamten zu miniſteriellen Wahlen aufboten und ihre abweichenden 
Überzeugungen deutlich genug bedrohten, dieſes Alles, verbunden mit ben nachhaltigen Ver⸗ 
feßungen ver Obergerichtöräthe Sander und Peter, vielleicht auch mit meiner neuen Benfionirung, 
weckten ven bisher allmälig eingefchlafenen Volksgeiſt, öffneten dem Volke vollends die Augen 
über den reactionären Bang des Dlinifteriumsd und fpornten die Energie der Liberalen. Der 
lebhafteſte Wahlkampf gab ihnen ven entſchiedenen Sieg. Trotz der äußerften Gegenanftrens 
gung der Regierung umd ihrer Beamten wurden alle Oppofitionägliever und Votanten her 
Proteſtation wieder erwählt, mehre, wie v. Itzſtein, Sander, Rindeſchwender, Welder, zwei und 
drei mal. Dazu kamen viele neue libe.ale Abgeoronete, unter ihnen fo audgezeichnete wie 
Baflermann und Mathy, bald auch Hecker. Unmuthig erklärte die Megierung ver im Krühlahr 
1842 einberufenen neuen Kammer, auf diefem Landtag nichts als das Budget vorlegen gu 
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wollen. Als unmittelbare Gegenerklaͤrung, daß Kammer und Volk ihrerfeits keineswegs glaubs 
ten , vollfommene, feiner weitern geſetzlichen Verbefferung bebürftige Zuſtände zu befigen, kün⸗ 
digte Welder eine Motion an „auf Erleichterung der materiellen Laften mit gleichzeitiger Be⸗ 
förberung der moralifchen, geiftigen und bürgerlichen Intereffen des Volkes“ und foderte in ihrer 
Begründung , welche die Hauptgebrechen der ganzen Verwaltung ſchilverte: 1) Landwehr ftatt 
des größern Theils des ſtehenden Heeres; 2) Verbefferung des Dienerevict3, vorzüglic zur Ver⸗ 
minderung bes ſtehenden Heeres von Beamten und Penftonären, mit Vorlage eined Normal- 
etats, fowie mit Unabhängigkeit des Richterſtandes, wie fie zur Zeit des Reichs beftand ; 3) bie 
endliche Trennung der Adminiſtration von ver Juſtiz; A) eine auf Anflageverfahren, Offent⸗ 
lichkeit und Muͤndlichkeit gebaute Strafproceßordnung mit Schwurgerichten; 5) Zurückgabe 
der unter dem Namen Adminiftrativjuftiz vorfommenven Nedtöftreitigfeiten und der Entjchei: 
dung über die Fälle ihrer Competenz an bie Gerichte, 6) Minderung ber ſtets ſich vermehrenden 
verderblichen Proceffe, vorzüglich auch durch volksmäßige Friedens- und Vergleichsbehörden; 
7) volksmäßige Landraths- oder Kreisrathseinrichtung für die einzelnen Provinzen oder Land⸗ 
ſchaften. Itzſtein motivirte ſodann die Beſchwerde über bie Wahlreferipte, und eine flrenge 
Wahlprüfung rügte und flrafte dur Nichtigerfiärung vieler Wahlen die einzelnen Wahl⸗ 
beherrfhungen over Beſtechungen. Die Kammer berieth, unterflügt durch die gefpanntefte 
Theilnahme des Volkes, welches auf jene Weife, oft durch zwanzig-, breißigflünnige Reifen zu 
wichtigen dffentlichen Sigungen und durch Feſte und Ehrengeſchenke an einzelne Deputirte, 
feine Empfänglichkeit und feine Erfenntlichkeit für das Wirken feiner Abgeorrneten ausſprach. 
Der nächſte bedeutende Erfolg aller diefer flet3 fireng geſeylichen Beftrebungen beftanb, abge⸗ 
fehen von der Entwickelung des conftitutionellen Geiſtes, darin, daß Herr v. Blittersdorf, ber 
bei feinem Eintritt ind Minifterium in feinen feurigen und ſtolzen Kammerreven wie in feinen 
Maßregeln ver Oppofition ein geringſchätzendes Quos ego entgegenſchleuderte, alle Luft verlor, 
mit ihr, von welcher er drei Mitglieder als zu grob foll bezeichnet haben, weiter zu verkehren. 
Auch durch feine Gollegen war er nicht zum Wiebererfcheinen in ver Kammer zu bewegen, und als 
bei dem Zufammentritt der neuen Kammer 1845 die theilmweifen neuen Wahlen ihm nicht günfli- 
ger werben wollten, ſchied er aus dem Miniftertum. Daſſelbe that nad Welcker's Anfünvigung 
der Motion wegen der geheimen Wiener Eonferenzbefchlüffe von 18354 aud der Minifter: 
praͤſident v. Neizenftein, der diefelben unterzeichnet hatte. Diefem Staatsmann geftehen wir 
mit Vergnügen ven feinften, ausgebildetſten Verſtand, die gediegenfte gelehrte Bildung, große 
Uneigennügigfeit in Geldſachen und manche bedeutende Verbienfte um das Kürftenhaus und das 
Land zu. Leider aber müflen wir in Beziehung aff deffen nun beendigte ſtaatsmänniſche Lauf: 
bahn ebenfo wahrheitsgemäß binzufegen, daß er, welcher 1831, ehe er Minifter war, die 
Dppofition durch den Schein des größten Liberalismus täufchte, jeßt unter vem Schein, al8 be⸗ 
theilige er fich nicht mehr an ven minifteriellen Maßregeln, durch Herrſchſucht und Ränkeſucht 
fi verleiten ließ, die Treue gegen die von ihm felbft einft zur Rettung des bedrohten Throns 
ind Leben gerufene conftitutionelle Berfaffung ver Reaction zu opfern, daß er jede felbfländige 
freie Entwickelung und wahre Fortfchritte der conftitutionellen Geſetzgebung, , Öffentliche Gerichte 
und Preßfreiheit haßte, daß er bie liberaler gefinnten Miniſter v. Türfheim und Winter Durch die 
plögliche geheime Ernennung des Herrn v. Blitteröborf entfernte und lähmte und ebenfo auch 
ben plöglihen Sturz des Minifteriumd Nebentus wie alle andern Blitterönorf’fchen Reactionen, 
die ja auch feine Mitunterzeihnung ver geheimen Conferenzbeſchlüſſe zum voraus legitimirte, ins⸗ 
geheim unterftügte, während er, ber nie in der Kammer aufzutreten für gut fand, alle weniger 
Weltkundigen durch jene fheinbare Nichtbetheiligung und die milde Gefinnung eines alten 
Mannes zu täufchen wußte. Noch erfreulicher als jener in ven fleinen conftitutionellen deut⸗ 
fen Staaten allerdings allzu feltene Erfolg einer redlichen gewiſſenhaften Oppofition, erfreu= 
licher al8 die Entfernung von zwei und, wenn man den Wiebereintritt von Nebenius an bie 
Stelle des ald Charakter fledlenreinen Herrn v. Rüdt mitrechnen will, von drei der politifchen 
Freiheit und freien Entwidelung feindſeligen Miniftern war ein anderer Erfolg. Diefer be⸗ 
ftand darin, daß bei ven neuen Zufammentritt der Kammer 1843 die Regierung den Wunſch 
eines freundlichen Einvernehmens mit dem Volke deutlich ausſprach und bethätigte. Won Ur: 
lauböverweigerung war jet ebenfo wenig ald bei dem legten Landtag die Rede, und jede auf- 
fallende Wahlbeherrſchung unterblieb. Zugleich aber wurden die von der Kammer folange 
vergeblich erivarteten, auf dem lebten Landtag bei Gelegenheit ver Welcker'ſchen Motion nen 
erbetenen Gefegentwürfe theils, wie bie über Trennung ber Adminiſtration von der Juſtiz, 
über eine auf Anklageverfahren, Muͤndlichkeit und Äffentlichkelt gebaute Strafprorehgefeh- 
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aebung, über Einführung volfsmäßiger Friedens⸗ und Vergleihögerichte, den Kammern vors 
gelegt, theils, wie dad Geſetz über Errichtung einer Landwehr, für die allernächſte Zukunft 
zugeſagt. Das neue Strafgefegbuh und die neue Strafproceßordnung erhielten aud bie 
Sanction. Ebenfo die Einführung des Pennſylvaniſchen Syſtems bei ver Strafhaft, welches ich 
in ber großen Milderung und forgfältigen Durchführung unferd Gefeßes, wie dieſes mein 
Bericht auszuführen ſuchte und wie e8 die beinahe einftimmige Zuftinnmung in den beiden Kam⸗ 
mern wol umfomehr beftätigte, für eine wahre Wohlthat Halte. Ebenſo ferner ein Gefek über 
die bürgerlichen Folgen von Vergehen und dad Geſetz zur Verminderung und Abkürzung der 
Givilprocefie. Ubrigens fuchte auch auf dem Landtage 1845 die zweite Kammer, außer der 
neuen Geſetzen, für die weitere Entwidelung bes conftitutionellen Lebens bei jener Belegenheit 
zu wirfen. Hierfür fpredhen unter ven Motionen und den meift mit größter Stimmenmehrheit 
genehmigten Motionsanträgen: vie von Ipflein für das Schwurgericht, die von Mathh für vie 
Preßfreiheit, die von Baflermann ſchon auf dem Landtage 1842 vorgetragene, jetzt er⸗ 
neuerte und von der Kammer theilweife zum Beſchluß erhobene Motion auf Einführung einer 
Capitalienſteuer, die von Heder auf Minifterverantwortlickeit und für Schleswig-Holftein, 
fowie drei Motionen von Welder, nämlich über die geheimen Wiener Gonferenzbeichlüffe von 
1834, die für den Schuß des Gaſtktechts und deutſchen Staatsbürgerrechts gegen polizeiliche 
Ausweifungen (deren Ausführung jedoch die Geſchäftsmaſſe verhinderte) und die für die Unab⸗ 
hängigfeit der Gerichte. Welder. 
Baden als conftitutioneller Staat feit 1844. Seine Geſchichte im Zufam: 
menhang mit ver Bolitif des Bundestags und der Deutfhen Nationalver: 
fammlung. Es war ein niederſchlagendes Gefühl, mit welchem die liberalen Abgeordneten 
endlich im Februar 1845 den arbeitövollen Landtag von 1843 zu Ende geben und im Herbft den 
von 1845 beginnen ſahen. Nach vorübergehenden Sonnenbliden hatte aufs neue bie Reaction 
ben politiſchen Horizont verbunfelt. 
Es war zugleich eine trübere Anficht für die deutſchen Entwidelungsfimpfe eingetreten, als 
fie viele arglofe und hoffnungsvolle Vaterlandsfreunde früher gehegt hatten. Erſt die Alleinherr⸗ 
ſchaft v. Blittersdorf's über dad Minifterium feit dem Tode Winter's und die im Jahre 1844 er- 
folgte Veroͤffentlichung ver Protokolle des Karlsbader Congreſſes, vollends aber der moraliſch 
empörenben geheimen Vereinbarungen ber wiener Minifterialeonferenz von 1834 mußten jeden 
Zweifel zerftören, daß der reartionäre Kampf der minifteriellen, der Bundes: und der Beam: 
tenmaßregeln gegen die wichtigften Berfaffungsrechte entfchienen das ganze repräfentative Sy⸗ 
lem und vie darauf gegründeten beſchworenen Randesverfaffungen in ihrer Weſenheit unter- 
graben und unwandeln folfte. Die in ver gelitteten Welt und namentlih aud in England mit 
einem Schrei der Entrüftung aufgenommenen geheimen Beichlüffe ver Miniftertalconferenz 1) 
begründeten für das minifterielle Syſtem und für die Blittersdorf'ſchen kühnen Worte: die ba= 
diſche Verfaflung fei gar eine Nepräfentativ-, fondern eine landſtändiſche Verfaflung, dieſe er= 
ſchreckende Klarheit. j 
Es mögen hier über den Kern der Blittersdorf'ſchen Politik, weil dem Verfaſſer diefer Zei⸗ 
len fo oft die Aufgabe zuflel, ven Herrn v. Blitteröborf in der Kammer perfdnlich zu bekämpfen 
und denſelben dadurch wiederholt in einen ſchwer zu beſchreibenden Zorn zu verfegen, lieber die 
Worte eines perfönlich unbetheiligten gründlichen Geſchichtſchreibers ?) Plak finden. Er fagt: 
„In Blitteröporf, dem Zögling der wiener Politif, dem ehemaligen Mitglied des epurirten 
Bundestags, kam die Politik der geheimen Eonferenzbefchlüffe vom 1834 in aller Schroffheit 
und Unummunbenbeit and Nuder. War der ehrgeizige und leidenſchaftliche Mann-in einem 
wirklich conftitutionellen Staate zum Minifter nicht zu brauchen, fo war er deſto beffer geeignet, 
das conftitutionelle Wefen zu untergraben... Die Diplomatie, der hohe und nievere Adel, ver 
teactionäre Klerus fahen in ihm den rechten Mann, um ven läftigen Reſt des conftitutionellen 
Lebens in Baben zu befeitigen... Blittersdorf hatte fich fchon in einem Memorandum für bie 
deutfchen Bundesverhältnifle, das er 183% an Metternich übergab ?), über fein polttifches Sy- 
ftem fehr unverhohlen ausgeſprochen. Er war erklärter Gegner ver conftitutionellen Verfafſung 
and fah in ihr ein Haupthinderniß für die Art von Bundeseinheit, wie er fie als Ideal betrach⸗ 


man — —— — 


1) Bon Welcker zugleich mit den Protokollen der Karlsbader Beſchlüſſe unter dem Titel, Wich⸗ 
tige ürfunden für den Rechtszuſtand ber beutfchen Nation“ (Manhelm 1844) herausgegeben und beleuchtet. 
©. „Die Gegenwart”, II, 323, 
3) „Einiges aus der Mappe des Freiherrn v. Blittersborf" (Mainz 1848). 
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tete. 88 genügte ihm vie Verfümmerung im Einzelnen, wie die. Bunbestagspolitif fie ausühte, 
durchaus nicht: er verlangte eine ſyſtematiſche Reaction gegen Alles, was mit ver conftitutioe 
nellen und repräfentativen Verfaſſung zufammenhing. Es follte nicht durch bloße Repreſſiv⸗ 
maßregeln den conflitutionellen Kanımern entgegengewirkt, fondern das ſtreng monarchiſche 
Princip ihnen allenthalben ald Begenfagentgegengeftellt werden... Es war nur eine Gonfequenz 
dieſer Politik, wenn Blittersdorf, wie er in jenem Menorandum weiter ausführte, Das, was 
vom Bunde in Beziehung auf die Preſſe gefhehen war, ober vie übrigen Maßregeln einer hem⸗ 
menden Polizeiweisheit für ganz ungenügend erklärte. Es mußte nad feiner Anjicht ein confe- 
quented und organifirted Syitem von Beſchränkungen der Volkövertretung in ben einzelnen 
Staaten entgegenwirken, um die ſelben ihrer Bedeutung völlig zu entEleiden und 
die Rückkehr zum altſtändiſchen monarchiſchen Wefen anzubahnen.” Die Verfegung des Herrn 
9. Blitteedporf von Frankfurt nach Karlsruhe, aus dem Bundestag ind Minifterium (durch Herrn 
9. Reizenftein, zur Verdrängung deß Herrn v. Türkheim und zum Verdruß Winter's) erfolgte in 
diefem Sinne. „Er follte feine Theorie (und die der foeben gefaßten Wiener Conferenzbeſchlüſſe) 
dort praftifch Durchführen.’ 

Das vieldeutige jogenannte „ſtändiſche Princip” Hat bei feinen im Staatsrecht meift jehr 
unklaren Anhängern nur in dem einen Punkt einen gemeinfhaftlihden Sinn, daß man vor 


“ allem die wirkliche, allein zeitgemäße repräfentative Verfaflung, wie fie in den Freiheitskriegen 


mit ganz ausdrücklichen Worten, 5. B. ven Preußen, verfproden, unter Mitwirkung der Groß⸗ 
mädhte, unmittelbar vor der Bundesacte, in Frankreich und alsbald aud) in den meiften deutſchen 
Staaten wirklich eingeführt war, durch treulofe Verbeutelung wieder zu rauben fuchte. Mon 
archiſche Abfolutiften, Bureaufraten und Hofdiener dachten bei dem ſtändiſchen Princip außer: 
dem noch an die feit der Zeit des fürftlichen Abjolutismus von den alten feudalftändifchen Ver⸗ 
faffungen übriggebliebene leere Form bloßer hoffeſtlicher Prunk- und Poftulatenlandtage, wie 
fie in Oſterreich noch vor 1848 beftanden. Wahre adelige Ariftofraten dagegen bachten 


dabei na Herrn v. Haller immer mehr an die wirkliche Herftellung ber mittelalterlihen Feudal⸗ 


ariftofratie, welche ein aufrichtiger energifcher preußifcher Ariftofrat für Preußen befanntlid 


- geradezu als „eine preußifche Republik“ bezeichnete, Ständiſche Verfaſſungen in dieſem Sinne 


waren befanntlich dem in Karlsbad und Wien erftrebten monarchiſchen Brincip ungleid) mehr 
gefährlich als vieneuern, die fogenannten repräfentativen over conftitutionellen Landſtände. Denn 
jene Feudalſtände übten vermitteld ihrer abfoluten Steuerverweigerungdrechte und der nur Durch 
die Landesdeſiderien und Gravamina beningten Bewilligungen, durch ihre Verwaltung der 
Steuern, duch ihre Amterprivilegien und Patrimonialrechte, durch ihre fonftige entſcheidende 
Mitwirkung bei Suceefilonöverhältniffen und bei der Ausübung der Regierung die beſchrän⸗ 
kendſte Mitregierung aus und beraubten, wie z. B. vie dänischen, vie ſchwediſchen und bie 
deutfchen Neihsftände, ihre Oberfönige oftmals gänzlich, ver Regel nad aber wenigjtens im 
Weſentlichen ihrer Thronrechte. Bloße Theoretiker endlich und romantifhe Schwärmer wollten 
fo Schlimmes nit. Aber fie verfannten, daß mit dem Verſchwinden ver frübern bejondern 
Grundlagen und Rechtstitel ver alten Feudalſtände, ver Prälaten, Ritter, Städte, und bei vem 
Sneinanderfließen der heutigen Stände die fihern Gründe und Grenzen felbft nur für eine bloße 
Wahleinrihtung nach den heutigen Ständeabthellungen verſchwunden find. Sie verfannten 
ferner, daß auch eine ſolche Wahl nach ven Claſſen und Namen dieſer Stänbeabtheilung im We⸗ 
fentlihen fein anderes Reſultat gibt ald eine mehr allgemeine flaatöbürgerlich - repräfentative. 
Aber fie wollten fih nah pem Untergang der Sache wenigftend an ven Wortunterfchieden und 
an den biftorifchen Erinnerungen an verfhwundene Zeiten vergnügen. Diefed könnten ihnen 
nöthigenfalls die Konftitutionellen ohne großes Bedenken zugeftehen, foweit nur nicht die todte 
Hülle eine die heutigen fürftlihen und bürgerlihen Rechte unterdrückende Haller'ſche Feudal⸗ 
ariftofratie verdecken und unterftügen fol. Wenn wir aber nun die Politik des Herrn v. Blitters⸗ 
dorf in dieſer Beziehung nad) unferer Überzeugung angeben ſollen, fo gehörte dieſe der erſten 
KHauptrihtung an. Die von ihm erftrebte Vernichtung unferer repräfentativen Berfaffungen 
Huldigt vem Abſolutismus, in legter Inflanz jedoch wol nicht ver Gewalt per mittlern und klei⸗ 
nern deutfhen Fürften, gegen welche Herr v. Blittersdorf aud in jenem Memorandum fi fehr 
wenig rückſichtsvoll äußerte, ſondern einem Öfterreihifchen Abfolutismus, welcher ja ald glän- 
zende Berforgungsanftalt bei gar vielen deutfchen Adeligen in Gunft fland. Seine Leidenſchaft⸗ 
lichkeit aber erlaubte ihm nicht, mit einer Öfterreichifchen und Metternich'ſchen Ruhe und Vorficht 
fein Neactiondfgftem zu verfolgen. Vielmehr veizten feine und feiner Werkzeuge verlegende 
Werfolgungen der Liberalen im ganzen Lande zu einem flillen Unwillen gegen vie Regierungs- 
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maprrgeln und wirkten felbft zu Gunften ver Liberalen. Was half es z. B., ven Abgeorbneten 
Belder durch Eriminalprocefie zu verfolgen, in welden ihn die Richter einftimmig freifprachen, 
und ihn zwei mal zu penfloniren, und zwar auß folgen Gründen, Daß die Kammer beide male 
einſtimmig, alle Miniſteriellen mit einbegriffen, die Reactivirung von der Regierung zu vers 
langen fire Pflicht hielt! 
Leider aber mußten die badiſchen Liberalen auch nach der Entfernung des Seren v. Blitters⸗ 
dorf ed ſtets klarer erkennen, daß das ganze biäherige Reactionsſyſtem, welches durch ihn feine 
vollländige, jeder freien, mithin auch der badiſchen Berfaffung entfchieven feindliche Ausbildung 
erhalten hatte, auch nach feiner Rückkehr zum Bundestag in Baden fortlebte. Es lebte fort, 
gleihoiel ob vorzugsweije vermitteld feiner fchriftlihen Einwirkung, oder durch den Einfluß ver 
Blittersdorf'ſchen Zöglinge in ver Gamarilla und im Staatsdienſt. Umſonſt benahm ſich die li⸗ 
berale Oppofition auf dem Landtage 1843 nad) ihrem glänzenden Siege mit der äußerften 
Mäßigung und bearbeitete mit den mitfchulpigen Kollegen des zurückgetretenen Herrn v. Blitters⸗ 
borf im angeftrengteften Fleiße die ausführlichen Gefegentwürfe über Strafrecht und Straf: 
verfahren und Gerichtöverfaffung. Umfonft kamen fie venfelben auf dem neuen Landtag von 
1845 mit der gleichen Bereitwilligfeit entgegen. Die minifteriellen Formen waren etwas höf: 
liher. Die neuen Befepe befrienigien große Landesbedürfniſſe. Aber auch bei ihnen hatten die 
Stände beftändig neue Reactionsmaßregeln, neu erfundene politifche Vergehen, 3.8. die ver 
Aufregung zu Haß und Verachtung oder zur Unzufriedenheit u. f. w., Befchränfungen und 
Verfälſchungen der Schwurgerichte, ver Trennung der Juſtiz von der Aominiftration meift ver- 
geblich zu befämpfen. Vorzüglich aber blieben alle die alten unmoralifchen und vemoralijiren- 
den verlegenden Maßregeln der Polizei und der Beamten, ihre Berfolgungen, Mishandlungen, 
Einferkerungen ver liberalen Gemeinde oder landſtändiſchen Wähler, ihre parteiifchen Zurüds 
fegungen, ja Mishanplungen in den Beamtengerichten und in ver Apminiftration, und vor 
allem die fchanılofe Genfur ganz diefelben wie unter Blittersdorf. Auch die Ergänzungen im 
Minifterium brachten Feine Verbefferung. Herr v. Duſch, ein Mann von edler Bildung, wohl⸗ 
wollender Bejinnung und milden Kormen, beſchränkte fich auf jein Fach, das Auswärtige. Nach 
dem Rücktritt des ald Privatmann ehrenwerthen Herrn v. Rüdt wurde dad Minifterium des 
Innern einem Mitglied der Minifterialpartei, vem Staatsrath Eichrobt, übergeben. Er aber er⸗ 
nannte den Geheimrath Rettig zu feinem Minifterialdirector. Diefer höchſt rührige und ta= 
lentvolle Dann mar kurze Zeit vorher unter dem Minifterium Rüdt als Regierungspirector von 
Konflanz wegen fittlihen Argerniffes aus dem Staatsdienſt entfernt worden und galt als 
Mann der Bamarilla und des Blitterödorffchen Syſtems. Ihm wurde nun nach Eichrodt's bal- 
digem Tode das wichtigſte Miniſterium, dad des Innern, zunächſt proviforifh ganz überlaflen. 
Die Misftimmung hierüber bewirkte zwar, daß vor der Eröffnung des neuen Landtags der von 
Blitterporf früher ausgeftoßene Nebenius ald Vorftand des Minifteriumg zurückberufen wurde, 
doch fo, daß neben ihm nad) geheimer Beſtimmung Rettig die politiſch wichtigften Theile dee 
Minifteriums behielt, und zwar, wie man auf wiederholte Interpellationen eingeftehen mußte, 
in der fonderbaren inconftitutionellen Weife, daß er unabhängig von Nebenius handelte und 
diefer fomit die wichtigften Verfügungen nicht als verantwortlicher Minifter unterzeichnete. Ret⸗ 
tig erfchien fo ald dad einflußreichfte Werkzeug der Blittersporffchen Politik und der Camarilla. 
Den wohlmolfenden Fürſten, deſſen Anfichten durch die Einwirkungen der Höfe, durch den über- 
legenen Berftand Blittersdorf's und des fchlauen Herrn v. Reizenftein und andere Hofumgebungen 
leider allzu befangen waren, hatte man auch jet, fowie überhaupt feit dem entſchiedenen Reac⸗ 
tionsſyſtem von der früher ſtets perfönlich vorgenommenen Eröffnung des Landtags und jomit 
von der perfönlichen Berührung mit den Landesabgeordneten zurückgehalten. Sein Commiſſar 
Nebenius verkündete in der Eroͤffnungsrede deutlich genug, daß man nad) der Budgeterledigung 
ohne weitere Verhandlung und Befrievigung der Landeswünſche und Beſchwerden den Landtag 
und die auch aus den diesmaligen Ergänzungswahlen flegreich hervorgegangene Oppoſition 
möglicäft bald wieder nach Haufe fennen wolle. Durch die Eröffnung ohne den Fürſten hoffte 
man fo auch die fonft gelegentlich der Berathung der Danfaprefle zur Sprache kommenden all- 
gemeinen Landeswünſche abgeſchnitten zu haben. Diefed Alles in Verbindung mit vielen Er: 
Iheinungen einer beſonders lebhaften Kortfegung des Reactionsſyſtems veranlaßte den Abge: 
ordneten Welder zu einem Motiondantrag „auf die Wahl einer Commiſſion zur Entwerfung 
einer Adreſſe an ven Großherzog, in welder in ehrerbietigfler Form Sr. Eöniglichen Hoheit 
unfere Überzeugung von der Gefahr des biäherigen Ganges ver Staatöverwaltung und der in: 
nigfte Wunſch des Landes ausgefprodhen werde, daß fortan die fämmtlichen landesverfaſſungs⸗ 
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mäßigen Rechte vollfommen treu und unverfünmert und nicht verlegt durch ſchrankenloſe poll⸗ 
zeiliche Willkür erhalten und geſchützt werden möchten”. In der Begründung biefer Motion ®), 
durch welche wir die damalige politifhe Lage am treueften ſchildern fönnen, werben bie Klagen 
durch die Worte eingeleitet: „Bet aller Wärme, die man mir vielleiht in Beziehung 'auf die 
Dertheidigung der Verfaſſungsrechte gegen die Übergriffe ver Gewalt vorwirft, trage ich Doch 
ſtets das Bewußtfein in mir, gerecht zu fein. Ich weiß und erkenne aufrichtig an Alles, mas 
man Gutes von unfern badiſchen Zuftänden vergleihungsweife jagen kann. Ich weiß Alles, 
was man von dem Wohlmollen der an der Spige ſtehenden Staatsmänner, wenigftend-berjeni- 
gen, über deren Befinnung ich mir ein Urteil erlaube, fagen kann. Wenn e8 aber an andern 
Orten von Deutſchland noch ſchlimmer fteht als bei uns, bei und aber wirklich auch ſchlimm iſt, 
fo frage ich, 06 gerade alsdann, wenn man befondere Beranlaffung in jich fühlt, dieſes Land zu 
lieben, dieſes ein Grund fein kann, e8 feinem Berverben entgegengehen zu laſſen! Wenn man 
ferner mehr Schwäche bei einzelnen Mitgliedern der Staatöverwaltung als übelwollende Ge⸗ 
finnung zu tadeln hat, kann wol Hierin ein Grund liegen, ihnen nicht zu Hülfe zu fommen? 
Der Minifter Winter Hat gefagt, wenn die Regierung durch feinpfelige äußere Einflüffe und 
durch eigene Schwäche im Gebränge Ift, wenn ſie zum Verderben hingezogen wird, müflen wir 
ihr zu Hülfe eilen.” Der Redner entwidelt dann die eigenthümliche Gefahr für Deutfchland, 
und vorzüglid für deſſen mittlere und kleinere Staaten aus dem mehr als funfzigjährigen Ent: 
widelungsfampf der europäifchen Völker, un aus dem Zuftand patriarchalifcher, feubaliftifcher 
und despotifher Bevormundungdverfaflung endlich zu wahrer nationaler, und flaatöbürger: 
Tiger freier Verfaffung zu gelangen, und aus der herannahenden endlichen Entfheidung des 
langen Principienkampfes. Er fagt wörtlih: „Uns Deutfchen rüdt der Tag näher, wo es fi 
entfcheiden muß, ob allein die große deutſche Nation, nad) ihrer frühern Geſchichte, nach ihrer 
Bildung und Lage das Centrum der gebildetert Völkerwelt, ausgefchloffen bleiben fol von ver 
nationalen Volköfreihett, von der Höchften Ehre, von dem ebelften Glück und der ftärkften Kraft 
der Bölfer. In dem verfrüppelten Zuftande, worin man uns die halbe Entwickelung geftattet 
und die andere Hälfte widernatürlich unterbrüdt, In diefem Schwanfen jener Inglüdlihen in 
Dante’8 Hölle dürfen wir nicht bleiben, um fo zerriffen und die Beute fremder Völker zu werben. 
Nicht nur nicht mehr geachtet, nein, verachtet, ja bemitleidet find alle unfere despotifchen Theorien 
mit all ihrem Ritterthum und Jeſuitenthum und ihrer despotifchen Benormundung und Po: 
lizeiwillkür. Das deutſche Bolt will nicht geführt fein wie eine willenlofe Heerde, die deutſchen 
Bürger wollen nicht mehr in aller Welt und fogar im eigenen Lande wie Heimatlofe behandelt 
fein. Die Brage, welche allein noch übrig iſt und zur Entſcheidung drängt, iſt nur die: Soll die 
Freiheit auf friedlichem, gefeglihem Wege erworben werben, ober foll denn auch für uns der 
Tag der Freiheit heranbrechen mit ven feuergerötheten Himmel einer ſtets unbellvollen Revolu⸗ 
tion? Das, was wir Alle mit allen unfern Kräften zu erftreben haben, das iſt der Weg einer 
friedlichen Entwidelung. Gegenüber aber ver Allmacht unferer deutſchen Regierungen, bie jegt 
allein alle Mittel in den Händen haben, um bie ftantögefellfchaftlichen Verhältniſſe zu beſtimmen, 
müffen wir den größten Theil der Aufgabe auf die Seite der Regierungen hinſchieben. Sagen 
wir ed ehrlich und offen: folange diefe Allgemalt des fogenannten monardifchen Principe 
An deutfchen Vaterlande, biefe für den Abfolutismus eingegangene Verbindung der Regie- 
rungen unter fih und mit auswärtigen über unfere deutfchen Zuftände herrfht und wie ein 
Alp auf unfere geſellſchaftlichen Zuſtände drückt, iſt e8 unvermeidlich, daß Alles, maß fi regt 
und bewegt und nad) Fortfchritt in irgend einer Sphäre firebt, von dieſem prüdenven Abfolutis- 
mus zu einer unvermeiblichen, oft jelbft unbewußten Hülfagenoſſenſchaft gegen bie Regierungen 
hingetrieben wird. Solcher Verein feinplicher Kräfte aber kann fih in furchtbarer Entiide- 
lung entladen. Der Befeitigung der jetzt bezeichneten Gefahr aber entfprict nun die gegenmär- 
tige Staatöverwaltung an vielen Orten in Deutfchland, entfpricht die unferige nad meiner 
Überzeugung durchaus nit.” Der Redner erinnert nun zunädft an die Politik des Deutfchen 
Bundes, die Kränkungen des rationalen deutfchen Bürgerrechts, der Preßfreiheit, ver felbftän- 
digen Entwirelung der landſtändiſchen Verfaffungsrechte wie der Nationalehre nah außen. 
Er führt dann mit zahlreichen Beweisactenftücken In der Sand und mit Darftellung vieler ein: 
zelnen Fälle aus, wie eine ſtets wachſende, rechtlich und moraliſch verberbliche Berwaltungs- und 
Polizei⸗ und Cenſurwillkür die weſentlichſten Verfaſſungorechte der Bürger, ihre perfönliche, 


4) Berhandlungen der Etändeverfammlung im 1845/46. tofoN der zweiten K 
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ihte Bahl= und Preßfreiheit, ihre Petitions- und Vereinigungsrechte, ihre Rechte ver freien 
Religionsubung verlegen und um fo hartnädiger verlegen, je mehr das Gefühl für Bürgerrecht 
und rehtliche Breiheit lebenpiger wird. Er erinnert an allgemein befannte Thatfachen, na= 
mentlih auch an zwei, welche ganz neuerlichſt in ganz Deutfchland Auffehen erregten. Die eine 
bievon dem bis dahin fireng gejeßlichen Obergerichtsadvocat v. Struve in dicken Bänden ge: 
brudt vorgelegten Actenſtücke über die völlig unglaublich ſcheinenden Genfur= und Polizeimaß⸗ 
regeln in dem Kampfe zunächft des Regierungsraths von Uria gegen ihn und feine Zeitfchrift 
und über bie trog alles Anrufens minifteriellen mie gerichtlichen Schutzes fortdauernde Hülf⸗ 
Iojigkeit felbft gegen bie fletö neuen Verlegungen, gegen die Verlegungen des felbit vom Bund 
nicht angegriffenen, noch beftehenven Tells unferd verfaffungsmäßigen Preßgefeged, ja ver 
eigenen mintifteriellen Cenſurordnung. Er hebt mit befonderm Schmerz hervor, daß 
unter Anderm die empörenden Verbote und Befttafungen ver Genfurlüden aus feiner andern 
Duelle ſtammten, ald aus jenen ewig beklagenswerthen geheimen Befchlüffen der wiener Mini: 
Rerialconferenz, von benen und deren Anwendung doch bie jetzigen badiſchen Minifter fich neu- 
lid bei Belegenheit ver Welder’fchen Interpellation fo feierlich losggeſagt hatten. Die andere 
die vom Regierungsdirector Schaaf durch eine Schrecken erregenve Entfaltung und Einmiſchung 
großer Militärmacht zur Unterbrüdung der verfaflungsmäßigen Freiheit des manbeiner Ges 
meinderath8 und Bürgerausfchuffes, über viele Verlegungen ver Berechtfame manheimer Bür⸗ 
ger zum Zwed einer Petition ſich in ihren Sigungslocalen ganz friedlich zu berathen. Er konnte 
nad Berührung vieler Einzelheiten hinzufügen: „Eine ganze Reihe von Mishandlungen ber 
Berfon, des Vermögens, wie ver Preßfreiheit, die alles Rechto- und fittliche Gefühl empdren, 
liegt Ihnen hier vor, ebenfo aber auch die allgemeine Entrüftung ver wadern Bürgerfchaft 
diefer Hauptſtadt des Landes.” In dieſer Beziehung verlieft er noch eine mit zahlreichen inter: 
Ihriften verfehene Beſchwerde manheimer Bürger, welche folgende allgemeine Behauptung mit 
Ginzelheiten belegt: „Die Übergriffe, welche fi die Hiefigen Verwaltungsbehörben erlauben, 
werben immer bevenklicher, die perfönliche Freiheit und die Gewiffendfreiheit werben in Wider: 
fpru mit 6. 43 und 48 der Verfafjungsurkunde bei jeder Gelegenheit auf das ſchreiendſte 
verlegt. Bei dieſen Gelegenheiten wirken vie verfchiedenen Verwaltungsbehoͤrden fo überein 
ſtimmend zufammen, daß mit Beſtimmtheit angenommen werben kann, es beſtanden höhere 
Weiſungen, nach welchen fie handelten.“ Es folgt nun eine zahlreiche Menge von Belegen. Die 
Motion erzählt nun auch aus der Nachbarſtadt Heidelberg eine Anzahl von analogen Beſchwerde⸗ 
füllen. Nach einem verfelben wurde z. B. ein Wundarzt, Bamilienvater und. unbefcholtener 
anfäfjiger Bürger, aber ein liberaler Urwähler, vom Oberbeamten ind Gefängniß geworfen, 
und zwar wegen einer Denunciation feines Gegners, eines miniftertellen Urwählers, bie felbft 
der Unterbeamte für nichtig hielt, gegen melde ver Beichuldigte fogleich achtbare Zeugen an⸗ 
geführt hatte, Die auch im fpätern Verhör alsbald die abfolute Nichtigkeit der Beſchuldigung 
darthaten. Nachven aber der ſchuldloſe Mann nad 24 Stunden wieder entlaflen werben 
mußte, wurde fein Sohn, weil fidy in der von ihm zur Befreiung feined Vaters eingereichten 
Beihwerbefchrift wegen der dem Vater amtlich zugefügten Verlegung und Mishandlung dad 
verlegte kindiiche Gefühl ausfprach, wegen Amtsehrenbeleivigung verfolgt. Ahnliche Fälle Hatte 
ber Motionöfteller nur zu oft Öffentlich zu rügen. Ein Gefängnip aud nur von 24 Stunden 
aber ift für ehrenwerthe Bürger und Bamilienväter fon wegen ber Ehrenkränfung, wegen der 
Alteration und des Schreckens der Familien ein zu empfindliches Übel, als daß man nicht Hoffen 
Tonnte, liberale Wahlen und Petitionen dadurch beftrafen und verhindern zu fönnen. Die Mo- 
tiom erwähnt ferner, wie in Heidelberg ein anderer achtbarer Bürger, aber auch ein liberaler Ur⸗ 
mwähler, zu acht Tagen Gefängniß und Bezahlung der Unterfuchungsfoften verurtheilt wurde, 
weil er einem einzigen andern Bürger zwei Blugblätter follte mitgetheilt haben, welche ohne ir⸗ 
gend eine Rechts⸗ oder Ehrenverlegung lediglich zu liberalen Wahlen auffoderten, deshalb ver⸗ 
urtheilt wurde, weil dieſe Blätter nad ven Entſcheidungsgründen „Aufreizung des Publicums 
gegen die confervativen Kammermitglieder und Die, welche deren Wahl empfohlen, bezwedten”. 
Die Motion fügt wörtlich hinzu: „Und folde für einen achtbaren Bürger ſchon wegen des Ge⸗ 
fühls des empörenden Unrechts ſchwere Verurtheilung erfolgte auf eine alle Rechtsgrundſätze 
verhoͤhnende Weiſe und durch ein aus mindeſtens einem halben Dutzend Gründen abfolut nich⸗ 
tiges Urtheil. Denh 1) handelte es fih um ein Preßvergeben, welches nur von den Hofgerichten 
in erfter Inflanz zu beftwafen tft; 2) bezeugte nur ein einziger Zeuge die angebliche Mittheilung; 
5) enthielten die fraglichen Blätter offenbar gar fein Vergehen. Es exiftirt fogar A) jenes Ber: 
geben, welches ver Beamte darin fand, glücklicherweiſe bei und nit. 5) Auch bloße Tendenz⸗ 
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procefie will man gefeßivibrig einführen, da jene Schriften als eine Aufreisung bezweckend be= 
ſtraft werden. Unſere Gefege aber überlaflen e8 Bott, bloße Tendenzen zu erfennen und zu 
firafen. 6) Im vorliegenden Kal liegt am wenigften ein Preßvergehen vor, welches gerichtlich 
verfolgt werben durfte. 7) Es fonnte insbeſondere auch wegen Injurien gegen confervative 
Kammernitgliever und ihre Empfehler nicht von Amts wegen und auf eine Polizeiftrafe er- 
fannt werben, jondern die Privatanfläger mußten abgemartet werben. Auf all Diefes achtet Die 
Behörde nicht, bringt aber in ihren Entfcheidungsgründen den merkwürdigen (bie Strafe wol 
anı wahrften begründerfben) Grund vor, „daß der Berurtheilte fih um den Wahlkampf einer 
politiſchen Parteiung (der Liberalen) fehr interefiirte”. Daß der Stabtvirector, ver das 
Bergehen in der Nufreizung des Publicums gegen bie confervativen Kammermit: 
glieder und ihre Empfehler findet, bier offenbar ala Partei erjcheint, dies wirft ein 
trauriges Licht auf alle unfere Boltzeibeftrafungen, nicht wie in nachbarlichen Rheinland, durch 
die unpartelifchen Gerichte, fondern durch die die Gegenpartei bildenden Polizeibehörnen. Der: 
felbe bei vem Wahlgeſchäft thätige Beamte forach hier jenes fo vielfach nichtige Strafurtbeil 
aus. Ebenfalls von Heidelbetg erwähnt die Motion zur Veranſchanlichung nicht blos der gren- 
zenlofen Polizeiwillfür und gehäffigen Verfolgung der Wahlfreiheit, ſondern auch der aufrei- 
zenden Art, wie man ven Bürgern die gemährte, allfeitig beſchworene conflitutionelle Freiheit 
zur gefährlichen Kalle mache, folgenden Vorgang: „Binige Wahlmänner von dem entfernten 
Kohlhof fuhren zu dem Wahlort auf Wagen, die mit Tannenreifern gefämüdt waren und 
worauf zwei Knaben von fieben bis acht Jahren in weißen Kleidern und mit babifchen Fähnchen 
in der Hand faßen. Es waren aber dieſes ebenfalld unverbefjerliche liberale Urwähler. Das war 
ihr Unglüd. Als fie zur Stabt kamen, wurden von ver Bolizei Die armen Kinder von der Straße 
weggeiagt, gewiflermaßen zu Hausarreft verurtHeilt und jeder der Bürger um 5 ©fon. geftraft, 
weil fie auf einem mit Tannenreifern geſchmückten Wagen nach Heidelberg fuhren.” Der Red⸗ 
mer macht mit Hinweis auf viele andere Actenftücde, zu deren Dittheilung er, wenn fie gewünscht 
wird, jeberzeit bereit ift, Darauf aufmerffan, daß, wenn in den Hauptflädten, ven Sitzen eines ge⸗ 
bildeten Publicums, auch nur aus dem kurzen neueften Zeitraum feit vem legten Landtag ſolche 
Beifpiele von Polizeiwillfür zu erzählen find, was man dann wol von fo vielen Orten erwarten 
barf, an welchen eine ähnliche Scheu vor einer gebildeten öffentlichen Meinung die Bürger nicht 
gegen verfolgungsſüchtige Beamten ſchützt! Er fährt fort: „Auch in Heidelberg hat der Polizei: 
willkür der Schuß der militärifchen Gewalt, der Schuß der Regimenter nicht ganz gefehlt. In 
freien Rändern entfernt man das Militär vom Wahlort. Allein bier wollte man es herbeiho⸗ 
Ien. Und aus weldem Anlaß!" Der Repner erzählt nun die zugleich das Rechtsgefühl ver: 
legende, zugleich lächerliche Geſchichte und fährt fort: „Aber man wirb bei allen unjern Klagen 
und zum Troſte fagen: man folle Recurs ergreifen. Allein damit drückt man vollends das Sie⸗ 
gel der Verwerflichfeit auf unfere Polizelwilffür. Bor einiger Zeit wurve fogar ber Recurs 
an das Minifterium in foldden Straffachen aufgehoben. Wir haben jegt eine Strafgewalt bis 
auf vier Wochen, worüber ber Polizeibeamte und die Kreiöregierung zu entſcheiden haben. Ic 
frage aber die mir hier gegenüberfigenden Herren Kreisdirectoren felbft, ob fle nicht in einem 
ſolchen Balle gegen liberale Bürger Partei find? Ste gehören alle der Gegenpartei ver Libera- 
len an, haben oft mit Wärme und Heftigfeit gegen die Liberalen gekämpft, jind dafür befördert 
und belohnt worben. Diefelben Herren follen nun, wenn man als Liberaler verfolgt wird, das 
Urtheil fällen. Ich frage, ob hier noch vom Schuß der bürgerlichen Freiheit vie Rede fein fan ?- 
Ja die Berantwortlichkeit des Minifteriums ift felbft in den Gegenſtänden, die noch an vaffelbe 
gelangen, durch die neuefte unbegreifliche Einrichtung des Miniſteriums des Innern, welche bie 
laufende Lanveöverwaltung größtentheils in die Hände des Miniſterialdirectors legt, und ent: 
zogen. Der Präfident des Miniſteriums unterzeichnet auch die von demfelben ausgehenden Ver⸗ 
fügungen nicht. So iſt und die einzige Verantwortlichkeit, bei dem uns immer noch vorenthal- 
tenen Geſetz über die Minifterverantwortlichleit, bie der Ehre des unterzeihnenden Miniftere 
in Beziehung auf die Verfügungen aus feinem Miniſterium, verfaffungswibrig entzogen. 
Glauben Sie nicht, meine Herren, daß ich für uns Liberale diefe Misgriffe zu bebauern 
babe. O nein, meine Herren, ich ala Liberaler, alle Liberalen, ver Liberalismus, wir gewinnen 
durch fie. Wir haben keine beſſern Freunde als die Herren v. Blittersdorf, v. Uria, Schaaf, 
MRiegel u. |. w. Sie machen Hunderte zu thätigen Liberalen, bie vorher mit der Minifterialpartei 
Hielten. Aber wahrlich, für die Regierung kann es doch nur hoͤchſt gefährlich und verderblich 
werben, wenn ihre Beamten gegen fie aufregen, fle in einer verfaſſungswidrigen, gehäffigen 
ober gar lächerlichen Geſtalt / erſcheinen laflen! Solde Misflimmung wird vermehrt, wenn man 
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fieht, wie Beamte Das, was wirklich der Ehre, der moraliſchen Achtung der Megierung und der 
Morelität der Bürger ſchadet, überall völlig ungerügt laffen, ja oftmals es zu fördern, zu ber 
günfigen ſcheinen. Sie wiflen es ja, meine Herren, faft feine Wahl geht bei und vor, wo nicht 
gegen bie Öffentliche Moral und bie Verfaſſung beſtechende Verſprechungen und Drohungen der 
Amtöbeförberung ober Amtöentziehung, der Straßenanlagen, der-Zutheilung von Anıtd- und 
Gerihtäfigen, als angeblich von den Beamten und von hochgeftellten Perfonen ausgehend, 
berumgetragen werden. Es wäre heilige Pflicht der Regierung, die Verbreiter foldyer ſchänd⸗ 
liden Gerüchte entiweber wegen beleidigter Majeſtätsehre oder wegen Beftehung in linter: 
ſuchung und Beftrafung zu nehmen. So aber, ohne dieſes, bleibt diefer Skandal; viele Bürger 
glauben an die Immoralität ver Regierung; viele laſſen fich einſchüchtern ober beſtechen, um ge= 
gen ihr Gewiſſen zu handeln. 

Laffen Sie mich nun zu dem legten und traurigftien Punkte meiner Darftellung übergeben. 
Schon an ſich gehört zu den traurigften polizellihen Berlegungen vie der verfaffungsmäßigen 
Gewiſſens⸗ und religiäfen Freiheit. Ich will hier nicht auf die befannten einzelnen Berlegungen 
in Beziehung auf Deutfchfatholifen durch unverzeihliche Landesausweiſungen, nicht in bie bi 
zum Abberitifchen gehenden Beſchränkungen der veutfchtatholiichen Prediger, nicht in bie viel= 
fachen Kränkungen vieler nicht deutſchkatholiſchen badiſchen Bürger in dieſer Beziehung ein= 
gehen. Ein Jude kann, wie e8 in Heidelberg der Fall ift, in der philofophifchen Facultät Pros 
feffor werben, Giner aber, ver, ftatt roͤmiſch-katholiſch, deutſchkatholiſch, alfo doch chrifklich blei⸗ 
ben will, wird aus dem bereitö erworbenen, würdig verwalteten Amt herausgeworfen! Es gibt 
aber gleichwol noch eine traurigere Erfheinung: der trübe Schatten, den dieſe Vorgänge mit 
dem Übrigen auf die ganze Regierungspolitik werfen. Bon dieſem Plage aus habe ich wiederholt 
aus dem Innerften meiner Seele gegen den Minifter v. Blittersdorf die unglüdfelige Politik 
befämpft, weiche, dem göttlichen Herrenrecht huldigend, nach einer Allianz der abfoluten und 
der ariftofratifchen meltlihen und ber geiftlichen Gewalt firebt, die Regierten unterbrüdt und 
denft: Seid ihr dumm und blind in der Kirche, fo ſeid ihr es aucdhetm Staate, duckt ihr bier, fo 
budt ihr auch bort, welche Thron und Staat auf dieſe Allianz ftügt, ohne zu bedenken, daß der 
ultramontane jefuitifche geiftliche Bunbeögenofle ſtets das «Thron und Altar» in «Altar und 
Thron» umzuwandeln firebt. 5) Es ift mit einem Worte die Verbindung mit dem Jeſuitismus, 
worüber wir zu Flagen haben. Wir aber erfreuen und bis jeßt, Dank ver Iofephinifchen und 
der Weflenberg’schen Einrichtungen, einer ſehr gebilneten und aufgeflärten, einer ſittlich from⸗ 
men, aber nicht pfalfifchen und ultramontanen katholiſchen Geiſtlichkeit und einer gebildeten, auf- 
geflärten und fittlichen Eatholifchen Bevölkerung. Wäre vie Regierung durd Fanatismus ber 
Beodlferung getrieben, fo Tünnte man fie doch noch entfhuldigen. So aber verlegt man 
zugleich die Gefühle ver Bürger und des größten Theils der Geiftlihen, indem man künſtlich 
von Regierungd wegen einen aud den frühern bewundernswerthen Frieden der ver⸗ 
ſchiedenen Confeſſionen flörenden ultramontanen Fanatismus einführt und 
großzuziehen fucht, defien Früchte man wahrlich ernten wird. In dieſen Streben wurbe 
durch Die Regierung ein hochgeachteter frommer Director des Priefterfeminard entfernt und 
duch einen ultramontanen erfegt. Die liberalen Eatholifchen Geiftlichen wurden zurüdgefept 
und verfolgt. Ein gelehrter tüchtiger Ehrenmann, der nur bie Grundſätze des in der katholiſchen 
Kirche hochverehrten Sauter, die Grundſaͤtze ver oͤſterreichiſchen Kirchenverfaſſung im Kirchenrecht 
vortrug, wurde zum Sammer feiner Familie von dem Lehrſtuhl gewaltfam verftoßen und Einer, 
der notorifch den alleräußerften uliramontanen und jefuitifchen Grundſätzen huldigt, ald der 
alleinige Kirchenrechtslehrer für alle badiſchen Prieſter und Juriſten aufgeftellt. %) Nicht minder 
wurbe ein hochgeachteter Profeſſor der chriftlihen Moral von ſeinem Lehrſtuhl verbrangt, über: 
haupt die von Karl Friedrich fo weife und emergifch geſchirmte Lehrfreiheit vernichtet. Wie die⸗ 
ſes altmälig wirkte, Hase ich vorausgefehen, als ich warnend bier öffentlich ausfprag, man werde 
fih fehr undankbare fanatifche Freunde in ver Kirche felbft ſchaffen und zugleich die Blüte der 
Univerfität zu Grunde richten. In einer feierlichen öffentlichen Rede fagte neulich ein Profeflor 
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5) Diefe Worte des Rebners verfündigten voraus bie alehald folgende, vorzüglich fatholif fas 
natiſchen Gifer fchmeichelnde minikerielle Allianz mit aufgeregten Geiſtlichen, mit ber bamale foger 
nannten ‚‚[chiwarzen Armee’; nicht minder audy ben fpätern Kirchenſtreit. 

6) Der zuerſt Bezeichnete iſt der orbentliche Profeſſor des Kirchenrechts, Dr. H. Amann, der Andere 
Sofeſſor Buß. Nicht die geringfie Schuld Tonnte gegen Amann geltend gemacht werben, aber alle 
Gegenumzfieliungen ber Zuriftenfacultät gegen die fo ſchwer verletzende Gefälligfeit gegen ultramontane 
Belüfle waren vergeblih. Amann wurde Opfer ber Kränkungen und Sorgen. 
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von Freiburg an dem Grabe eines Berftorbenen, e8 fei kein Wunder, daß die Profefloren von 
Freiburg geiftig und koͤrperlich zu Grunde gehen. Es ift viefed Alles lediglich das Werk der 
Regierung. Früher ſchon habe Ih einige Mitglieder der Regierung dafür moralifh verant- 
wortlich gemacht, daß fie fo den Thron untergraben und gefährven, gefährden vielleicht ſchon ge= 
genüber fünlicden und öftlichen katholiſchen Nachbarn, die zumellen. Provinzen unfered Lanz 
des in Anfpruch nahmen. Die unglüdfelige freiheitsfeinvliche Politik aber fcheint mir parum fo 
gefährlich und verberblich, weil ich wohl einfehe, daß der Abfolutismus keinen andern Halt mehr 
Hat, ald daß er fich nem Jeſuitismus und der Sefuitenmoral in die Arme wirft!” 

Der Redner ſchloß mit den Worten: „Eine willkürliche, eine grengenlofe Polizeigewalt um⸗ 
garnt und vernichtet von dem Heiligthum der Gewiſſens⸗ und Wahrheitöfreiheit an bis zur koͤr⸗ 
perlichen und Bigenthumsfreiheit alle Rechte der Bürger und droht endlich alle Berfaffungs- 
rechte fammt der öffentlihen Moral und dem Thron in ihren unheilvollen Schlund zu ziehen. 
Die furchtbare Gefahr dieſes Syſtems liegt vor Augen. Entweder fiegt e8, dann wird das Volk 
elend, verachtet, eine Beute ver Feinde. Oder es fliegt nicht, dann führt e8 zu NRevolutionen, 
wenn bie Regierungen nicht noch rechtzeitig das Recht des Volkes auf freie, ungehemmte, geſetz⸗ 
liche Entwidelung anerkennen und achten. Wir wollen Feine Revolution. Wir Alle wollen 
die Regierung unterflügen und bitten die Regierung um Unterflügung, daß 
nicht Revolution die Freiheit begründe, fondern daß ohne Revolution bie 
freie, naturgemäße Entwidelung in den Gauen unſersbadiſchen und deut: 
Then Baterlandes vor fi gehe.” ”) 

Trotz des minifteriellen Gegenfampfes, welcher, ohne den Inhalt der Motion zu beantwor⸗ 
ten, fich gegen vie Form einer Adreſſe an ven Thron ohne Thronrede richtete, wurde die Motion 
und ihr Antrag zur Berathung und Gommiffionsernennung an die Abtheilungen verwiefen. 

Der geſchichtskundige Verfafler des Artikels „Baden vor den Greigniffen von 1848° in der 
„Gegenwart“, der fo gründlich ausführt, wie die unglückliche deutſche Regierungspolitif ſelbſt vie 
Achtung der Moral, des Rechts und der Throne untergrub und fo unvermeidlich den Umſturz der 
Jahre 1848 und 1849 Herbeiführte, knüpft an jenen Schluß ver Welcker'ſchen Rede die Bemerkung: 
„Dieſe Worte Haben unerwartet rafch ihre ernfle Erfüllung gefunden. Wo waren die verbiende- 
ten Thoren, die damals fpotteten über ven [hwarzfichtigen Propheten, wo waren fle, ald e8 galt, 
ben Strom ber hereinbrechenden Revolution zu dͤmmen? Sie überließen e8 Andern, ven Schutt 
wegzuräumen, den fie felbft aufgehäuft Hatten.” 

Leider trat ſchon unmittelbar nach der obigen Warnungsrede und Bitte vie Beſtätigung der 
Anſichten des Redners in Beziehung auf die minifterielle Alltanz mit dem religiöfen Fanatis⸗ 
mus im größten Mafftabe zu Tage. Schon ſechs Tage fpäter begründete nämlich ver Abg. 
Pfarrer Zittel feine vortrefflihe Motion auf Verwirklichung der verfafiungsmäßigen 
Glaubensfreiheit. Diefe wurde nun, zumal va fie auch den Deutfchkatholiten zu gute Fam, 
von der Camarilla und vielen minifteriellen Abgeorbneten zur äußerften Aufregung bes religid⸗ 
fen Fanatismus benugt, zumal der Katholiken, welche befanntlich pie große Mehrheit ver badi⸗ 
Then Bürger bilden. Auf ihre Wahlunterflügung und vorzüglich auf pie Hülfe ber fanatifirten 
Geiſtlichen gegen die liberale Oppofition vertrauend, dachte man an eine Kammerauflöfung, 
durch die man ſich von der liberalen Oppofttion zu befreien hoffte. Die Kriſe knüpfte fih an Die 
Berichterſtattung über nie Welder’fhe Motion. Die Commiſſion Hatte ſich zu Bunften derſelben 
entfchieden, die Mitglieder verfelben äußerten jedoch, weil man ihnen vertrauli für den Fall 
ihrer Berichterflattung vie Kammerauflöfung in Ausficht geftellt Hatte, Dem Motionsſteller be: 
denklich ven Wunſch, daß er felbft auf dieſe Berichterflattung ober auf feine Motion verzichten 
möge. Diefer hatte es zwar wiederholt beiviefen, daß er ven Frieden mit der Regierung, ſoweit 
nur immer möglich, zu erhalten ſuchte. So Hatte er noch kurz vorher zum großen Verdruß vieler 
feiner liberalen Freunde bei der Frage über die Genehmigung des von der Megierung mit dem 
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D In der gleichen Geſinnung hatte derſelbe Abgeordnete bie Bekaͤmpfung ber wiener geheimen Con⸗ 
ferenzbefchlüffe tiefbewegt mit ven Worten gefchlofien: „Zuweilen hörten wir von ber Miniflerbanf 
Vorwürfe gegen bie Liberalen, als fei ihre Borieit eine umftürzende, Sch dagegen Tage: im wahren 
Liberaliemus waltet mehr confernativer Geiſt als in biefen Gonferenzbefchläffen. Ich weiß, es gibt 
liberale Männer, fie Tönnten $reubenthränen vergießen bei ber gewonnenen Überzeugung, daß das 
beutfche Volk allein von den Bölfern der Erde dur Feine moralifche Kraft die Freiheit erwerben koͤnnte. 
Aber der Weg, ben man mit der Politik dieſer geheimen Gonferenzbefchlüfie betreten hat, iſt nicht Ser 
Weg, auf welchem man ber Revolution bie Thore ſchließt. Es ift eine unglüdkfelige Politik. Wir ſagen 
uns feierlich los von derſelben.“ 
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Kürten von Leiningen abgeſchloſſenen Vertrags die Berwerfung veffelben und vie bei ihr unver⸗ 

nerödhe Rammerauflöfung mitgroßer Anftrengung verhindert. Hier handelte es ſich lediglich um 

einige noch dazu höchſt problematiſche Gelderſparniß, nicht um eine Verlegung irgend eines hö⸗ 

hern ober eines Verfafſungsrechts ober um die Ehre ver Kammer. Da viefelben aber jet ebenfo 
wie in dem frühern Urlauböftreit offenbar in Frage ftanden, fo hielt ex es für Pflicht, auch Hier 
nicht zurückzuweichen, ſondern abermals auf die gute Sache und das Land zu vertrauen. Er 
nahm in dieſem Vertrauen auch ruhig v. Itzſtein's lauten Vorwurf Hin, daß er abermals die Auf⸗ 
löfung verfchulde. Diefed Vertrauen wurde glänzend gerechtfertigt. Die Regierung, pie Cama⸗ 
zilla, die ganze Reaction thaten jegt für ihren Wahliieg in obengefchilverten Blittersporf’ fen 
Syſtem im Unterbrüdung wie in eigenem Misbrauch der Preffe, in Beſchuldigung und Verfol- 
gung ber Liberalen, in Zanatijtrung der Katholiken, die man mit Einmifhung des Namens des 
Großherzog aufreizte, „es handle fi) um Aufhebung ihrer Religion‘, das Möglichfte, aber frei⸗ 
lich vielfach ſelbſt das Unmögliche und für vie Meinung der rechtlichen Bürger viel zu viel. Alle 
Mühe war umfonft. „Das ſchwarze Syſtem und vie ſchwarze Armee‘, wie mar damals fagte, 
unterlagen dem gefunden Sinn bed Volkes und vorzüglich des ganz Fatholifhen Schwarzwaldes. 
Die Wahlſiege ber Liberalen, namentlich auch den des Abg. Welder, welder als Proteftant in 
vier Amtern im Mittelpunfte des Schwarzwalbes eine lange Reihe von Jahren hindurch von 
lauter Katholiken ermählt wurde, verbreitete das Volk damals mit Telegraphenfchnelligkeit durch 
Beuerzeihen von Berg zu Berg. Dad Refultar war jegt nicht blos die Wiederwahl ver Libera⸗ 
fen, der Führer berfelben in Doppelwahlen, ſondern zunt erften mal felt 1831 die Wahl einer 
Mehrheit für die bisherige Oppofltion in der Kammer. Zwei mal, als die Reaction fon in den 
meiften beutfhen Kammern geflegt zu haben fhien, nad, dem Falle Warſchaus 18352 und na 
den wiener Conferenzbeſchlüſſen 1834, gelang es der babifhen Oppofition, durch Entſchieden⸗ 
heit und Energie ſich eine fiegreiche Stellung zu gewinnen. 

Seht rieth nach zweiter Wahlnieverlage jelbft Herr v. Blitteröporf von Frankfurt aus die 
Entfernung Rettig’3, ven Sintritt Bekk's und einiger Mitglieder der bisherigen Oppofition in 
bas Minifterium. Er erklärte felbft fein eigenes, das Reactionsfuften für bankbrüchig und fagte: 
es fei nichts übrig ald Anerkennung parlamentarifcher Regierung mit der Mehrheit.®) Doch 
nur der Eintritt Bekk's, und zwar ohne wirkliches Portefeuilfe, wurbe verwirklicht. Und Die ges . 
mäßigte Oppofition, die, wie damals ein Minifter felbft in ver Kammer erklärte, ven Eintritt 
ind Miniftgrium nie heabjichtigt Hatte, begnügte fih. Mit tiefftem Kummer mußte fie e8 jedoch 
erleben, dag auch jegt das alte Blittersdorf'ſche Syftem ohne weſentliche Umänderungen fort- 
lebte. Der Großherzog eröffnete auch diesmal vie Kammern nicht perſoͤnlich. Welder wahrte 
alfo abermals das Recht der Ranımer zu einer Adreſſe au ohne großherzogliche Eröffnungs: 
tebe. In milder Rede drückte er, ohne jetzt Einzelned erwähnen zu wollen, nur daß tiefe Be⸗ 
dauern aus über die vollftändige Fortdauer bes zuvor geſchilderten reartionären Syſtems wäh- 
rend der Wahlen und felbft nad venfelben, beichräntte aber, in Hoffnung feiner Befeltigung 
duch das jeßt mehr Vertrauen einfloͤßende Minifterium, feinen Antrag auf eine Bermahrung 
zu Brotofoll. Diefer trat die Kammer bei. Selbſt in Beziehung auf die Zittel'ſche Motion ver- 
mied die gemäßigte Kammer alle möglichermeife verlegenve neue Verhandlung und Beſchluß⸗ 
faflung. Neben ven laufenden Landtagägefhäften, den Berathungen des Staatshaushalts 
berieth Die Kammer nur einige Gefege und dann Motionsanträge über Übertragung ber Poli: 
zeiftrafgefege an vie Gerichte (von Soiron), über die von vielen Gemeinden erbetene Vermin⸗ 
derung des Wildſtandes und Abldfung des Jagdregals, über bie Erlaſſung eined allgemeinen 
beutichen Preßgefeges, dieſe jeßt von einem minifteriellen Abgeordneten (Plag). Auch mußte 
noch beſonders die Kammer Aufhebung der Unterdrückung der Protokolle über bie Berhand- 
lungen in Beziehung auf die geheimen wiener Minifterialconferenzen vom Stantöminiftertum 
efämpfen. 

Der gründliche Berfafler jenes Artikels „Baden vor ven Greigniflenvon 1848” tavelt mit Recht 
Bekk, der von einer glänzenden unabfeßbaren Richterſtelle ſich abberufen ließ, daß er nicht bet feiner 
uunermeiblichen Berufung ins Minifterium beftimmte Bedingungen machte und fo ver Fortſetzung 
des Reactionsſyſtems felbft dienen mußte. Er fagt (5.550): „Verſchwand zwar der gereizte, 
feinvfelige Ton zum guten Teil aus ven Verhandlungen, und ließ fi auf beiden Seiten ber 
Wunſch einer Annäherung nicht verfennen, fo bewilligte doch nie Regierung viel weniger Con⸗ 


9) Diefes Gutachten ift enthalten in der fchon citirten Blittersdorf ſchen Schrift. 
Staats⸗Lexiton. U. 10 
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sefflonen, als man nad) dem Ausgang ber Wahlen erwarten und verlangen durfte. Minifterial: 
Director Nettig blieb in Amt und Thätigkelt, und man mußte ed erleben, daß ihm die Kammer 
mit faft zwei Dritteln Mehrheit ein Mistrauensvotum abgab, ohne daß er feine Entlaffung 
nahm. Die Klagen über die Preffe und die polizeilichen übergriffe, über Beichränfungen des 
Petitionsrechts und andere Nachwehen ver alten Regierungsweiſe verſchwanden aud diesmal 
nicht von der Tagedorbnung. Kam e8 doc) vor, daß man auch jegt noch (Juli 4846) den Man⸗ 
heimern verbot, zuſammen zu kommen, um eine Aprefle für dad gute Recht ver deutſchen Herzog⸗ 
thümer Schleswig⸗Holſtein zu unterfhreiben. Bei der Verhandlung über Bundesangelegen- 
beiten fpielte das Minifterium eine verfhämte und empfindliche Rolle wie zuvor. In allen die: 
fen Dingen (jo z. B. bei der Verhandlung der von dem Minifterium zurückgewieſenen Beſchwer⸗ 
den der Stadt Manheim über jene erwähnten militärifchen Einmifhungen) machte es einen 
peinlichen Eindruck, Bekk's dialektiſche Gewandtheit und Veredtſamkeit zu Gunften eined auf 
die Dauer unhaltbaren miniſteriellen Syſtems thätig zu ſehen; es hieß dieſes ein Talent und 
einen Namen abnutzen, ver für eine beſſere Sache aufgeſpart werben mußte. Im Ganzen trat 
bie liberale Oppoſition fo gemäßigt auf, als man nur immer erwarten fonnte. Welder und 
Hittel zogen ihre Anträge, die vor Aufldfung des Landtags ſoviel Unruhe gemacht hatten, frei: 
willig zurüd.” In der Sigung vom 25. Mai 1846 gab ber Abgeordnete Welder pie Gründe 
feiner Zurüdnahme an. „Fürs Erſte“, fagte er, „haben unfere in der früher vorgeihlagenen 
Adreſſe auszuſprechenden Wünſche durch die Antwort, welche das Volt nad der Berufung an 
daſſelbe Durch feine Wahlen gab, einen folhen ganz unzweideutigen öffentlichen Ausdruck und 
ein ſolches moraliſches Gewicht erhalten, daß diefelben jegt nimmermehr von dem Throne eines 
wohlwollenden, aufrihtig das Beſte des Landes wollenden Fürften entfernt gehalten werben 
können. Sodann aber fodert bei der Veränderung im Minifterium (der Ernennung Beil’) 
eine gewifle Billigkeit, daß man dieſem Minifterium eine genügende Zeit laffe, um zu be- 
währen, daß es die Geneigtheit und zugleich Die genügende Kraft zur Abhülfe der Beſchwerden 
und zu einem wahrhaft verfaffungsmaäßigen Gange befige.” Er erklärt es aber für feine Pflicht, 
jeven Schein zu vermeiden, als erkenne die Kammer jene Beſchwerden nicht als vollftändig für 
"begründet und bis zum heutigen Tage noch fortvauernd, und als bereue fie irgend biefelben oder 
Iehne fle es ab, für die Zukunft alle verfaflungsmäßigen Mittel zur Befeitigung der Beſchwer⸗ 
den zu ergreifen. Er fügt hinzu: „Denn Eid und Ehre machen es und zur Pflicht, nimmer zu 
ruhen, bis wir unfer Volk befreien von der Hyder der Beamtenwillfür und von jener traurigen 
Awendung der Regierungd- und Amtögewalt, der Öffentlihen Pflichten und Rechte, der An⸗ 
ftellungen, Beförverungen und Abfegungen, der dffentlichen Begünftigung und Verfolgung 
zum Zweck der Corruption, der Beflehung, Abſchreckung und Mache wegen überzeugungätreuer 
Gemeinde = und Iandfländifcher Wahlen, bis wir e8 befreien von einer ven achtungswerthen Bes 
amten freilich fremden, aber nur zu gft vorfommenden Verfolgung und Rechtsunterdrückung, 
ja nicht felten fat bübiſchen Plagerei gegen liberale, der Gemeinde: und Staatöverfaflung treue 
Bürger und Bürgermeifter. Sollte der Herr Präfident des Miniſteriums bes Innern diefe 
UÜbel nicht in ihrer ganzen Auspehnung kennen, fo möge er landeskundige Abgeordnete, insbe: 
fondere auch die des Bürgerflandes zu vertraulien und offenberzigen Mittheilungen über ihre 
Wahrnehmungen veranlaflen. Ste veriveigern dem Lande ſicher nicht das pflitgemäße Zeugniß 
der Wahrheit. Ich aber will Heute jede unangenehme Einzelpeit umgehen.” Die geſchichtliche 
Darftellung in der „Gegenwart ihrerfeits fährt fort: ,Schonte man auch die Gamarilla und 
die Vertreter des bureaufratifchen Syſtems nicht, fo ging man doch fihtbar Darauf aus, Män- 
nern wie Bekk und Nebenius gegenüber die Wege einer Annäherung und Ausgleihung nad 
Kräften zu ebenen. Man wollte den kleinen Schritt ver Annäherung, den die Regierung gethan, 
duch Entgegenfommen erwidern und ihr die Rückkehr zu vem Syſtem einer parlamentarifchen 
Regierung nicht erfhweren. Inveflen war die Thätigkeit der alten Politifzu umfaflend und zu an: 
haltend gewejen, ald daß der Übergang an einem einzigen Tage denkbar gewefen wäre. Vielmehr 
blieb die Verwaltung von dem bureaufratifhen Beifte jo durchdrungen und bie ganze Regierungd: 
mafchine in dieſem Sinne fo vollkommen eingerichtet, daß man eben bei hundert Anläffen auf 
Spuren bed alten Syſtems ſtieß. Diefe Stimmung gab ſich auch in ver Kammer und, als anı 
Schluſſe der Sigung von 1846 über das Budget abgeftimmt und baffelbe nur mit 38 gegen 
19 Stimmen angenommen wurde. Es befanden fi in dieſer Minorität Männer, wie Welder, 
Mathy, Bafiermann, Soiron, Buhl, die, wenn aud häufig opponirend, doch ohne Feinpfelig- 
feit dem Minifterium entgegengetreten waren. Man wollte nicht, daß dad Budget wirflid) ver: 
worfen würde. Deshalb flimmte auch ein Theil der Oppofltion für das Budget. Aber man 
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wollte eine bedeutfame Warnung geben. Sie bewies, daß nur die Sorge vor größern Kriſen bie 
Kanmer noch von dem legten Schritte des geſetzlichen Widerſtandes abhielt, und daß eben für 
vie Külkehr zum parlamentarifchen und ehrlich conftitutionellen Syſtem die Regierung nur 
halbe Schritte gethan habe. Man wolltenicht mehr blos Namen, man wollte endlich Maßregeln.“ 
Daß ſelbſt Bekk und Nebenius die zum Theil offen verfaſſungswidrige Bundestagspolitif aud 
in ihren extreniſten Durdführungen von Seiten der Beamten am Miniftertifch vertheidigten, 
daß jie Alled und Alles vertheidigten, dieſes mußte endlich ben ſittlichen Unwillen ver Liberalen 
erwecken und, wie Welder hervorhob, felbft ihre Ehre beleinigen, feitven fie nicht mehr ale 
Minorität, fondern ald die Majorität des Landtags diefelben dulden follten. Ex hatte e8 des⸗ 
halb ſelbſt für nöthig gehalten, um endlich diefen harten Panzer minifterieller Verſtocktheit zu 
durhbrechen , bei unveränderter Fortſetzung folden Unrechts mit Anflagen wegen Verfaffungs: 
bruchs zu drohen. 
Indeffen hatte der Hauptjache nad) die liberale Oppofition unveränderli ihre Mäßigung, 
in einzelnen Fällen, wie der Gefchichtfchreiber in der „Gegenwart” fagt, „vielleicht eine 
zu große”, fortgejegt. Sie hoffte ven endlich unvermeidlichen Sieg der Wahrheit und des Rechts 
auf vollfommen frievlihen Wege zu erringen. Lind diefe Hoffnung der damals feit 1845 in 
ganz Deutſchland wachſenden gefeglihen conftitutionelldn Partei der Freiheitsfreunde hätte 
auch iher ihr Ziel erreicht, wenn nicht der gewaltfane Sturz von Ludwig Philipp in Frank⸗ 
veih plöglich Deutfchland und Europa in eine zu gewaltfame krankhafte Erfchütterung verfegt 
hätte. Aber in Frankreich Hatte fich bereitö gegen jened Syſtem der Treulofigkeit und der un 
fittlihen Gorruption, des eigenfüchtigen Alfeinregierens, gegen jenen empörenpen lügnerifchen 
Scheinconſtitutionalismus bei der großen Maſſe ver oberflächlich Urtheilenden ein völliger Un⸗ 
glaube an die Repräfentativverfaflung felbft und eine radicale, zum Theil foctaliftifche und re- 
publifanifhe Oppoſition ausgebildet. Diefe verbreitete ſchon längere Zeit durch eifrige Send⸗ 
boten und immer neue radicale Brandfhriften, durch deutfche Handwerker und politiſch ver⸗ 
folgte und flüchtige Deutfche ihr Evangelium in Deutſchland, in der Schweiz und vor allem in 
dem franzöftfchen und fehweizerifchen Grenzland Baden. Die unglüdfelig hartnädige, empd- 
vende Durchführung des Blittersdorf'ſchen Syſtems, felbft nad folden Wahlfiegen, wie in Ba: 
den, felbft unter ven Namen Bekk und Nebenius, und felbft jene äußerſte Mäßigung der babi= 
{hen Oppofition bewirkten auch in Baden, wo biöher alle Liberalen fich der liberalen Oppo⸗ 
fition untergeordnet und angefchloffen hatten, die Bildung einer rabicalen, ihr offen feind- 
Iihen Partei. Wie vom Audlande aus Die durd die rechtlofe deutſche Reaction ausgetriebenen 
Blügtlinge, fo waren zunächſt in Baden felbft die durch jene maßlofe Bolizeiverfolgung zur Ber: 
zweiflung getriebenen Liberalen und vor allen Struve die Gründer dieſer unglückſeligen Partel. 
Jahrelang hatte Struve trog der rechtswidrigſten Bolizeiverfolgungen, Kränkungen und Ver: 
legungen in Büchern und Tagesblättern wie im Verkehr mit vem Volke an Geſetzlichkeit und con= 
fitutioneller Berfaffung feftgehalten. Endlich gab auch fein zu kurzer Verſtand allen Glauben 
an das Repräfentativfoftem felbft auf. Die Regierungspolitit, fein Märtyrerthun Hatten ihn 
nit blos zum Nevolutionär, fondern auch einflußreich gemadt. Mit feiner ganzen Energie be- 
kämpfte er nun die Gonftitutionellen. Dieſes that bald bie ganze liberale Prefle. Denn ed war 
ja eben wiederum eine Frucht jener deutſchen Reactionspolitit, daß Fein liberaler Mann, der 
noch irgend einen Standpunkt in ver gebildeten Geſellſchaft behaupten wollte, der täglichen 
Shererei und Mishandlung liberaler Zeitungsredactoren durch die deutfche Bundespolizei fi 
ausjegte, und daß mithin alle liberalen Zeitungen in ven Händen von ſonſt Hoffnungslofen, 
Bankbrüchigen und wenigftend indgeheim Radicalen lagen. Und dieſelbe unwürdige Erfchei- 
nung, die wir noch fpäter fahen, daß nämlich monarchiſche Minifter focialiftifch und republi= 
kaniſch geſinnte Radicale um ven Preis, daß fie, wie z. B. die damalige preußifche ‚Trierer 
Zeitung”, Die onftitutionellen und dad ganze conftitutionelle Syftem verleumbeten und ſchmaͤh⸗ 
ten, tolerirten und durch Genfur und Verfolgung fogar die Vertheidigung der Gonftitutionellen 
und des conftitutionellen Syſtems gegen fie unterdrückten, viefelbe neue Immoralität zeigte fich 
auch hier. Die „Gegenwart“ ſchildert (S.352) dieſes und dann auch ferner, mit welcher Leiden⸗ 
ſchaft jegt Struve die Agitation gegen die Gonftitutionellen in die Hand nahm, wie er, dem 
man früher alle Vertheidigung der conftitutionellen Verfaffung unterdrückt Hatte, jegt ihre An⸗ 
Hänger auf3 äußerfte fhmähen durfte. , „Won ihm“, fo fährt jene Darftellung fort, „rührs 
ten die Bezeichnungen ber, die jegt bald die Schlagwörter der Partei wurden. «Kalbe», 
«Rammermandarinen», a Maulliberafe», a Paradehelden v, «Schwäger», dad en die Ehren 
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Sitel, womit ein Neuling in der Politik vie vieljährigen und erprobten Kämpfer der conſtitutio⸗ 
nellen Sache belegte. Bon Struve rührte auch die berühmte Phrafe her: ein Löwe fei beffer 
als 63 Hafen (die badiſche Kammer zählte bekanntlich 65 Mitglieder), und er ſchien alle Ern= 
ſtes der beſcheidenen Meinung, er felbft jet diefer Eine Löwe. Nach der Tonart, die Struve an= 
gab, wurde nun in ven meiften badiſchen Blättern die Politik verhandelt; es kam fowelt, daß bie 
radicale Genfur ven Angegriffenen die eigene Rechtfertigung ſtrich.“ 

Sn der liberalen Partei der badiſchen Kammer fand diefe Spaltung — fo feſt waren bie 
alten gefeglichen conftitutionellen Grundfäge und ihre Autorität — feinen Eingang. Auf einem 
Congreß in Durlah am Ende des Landtags 1845/46 befeftigte Diefelbe vielmehr ihre Einig: 
Zeit, und hoͤchſtens nur innerlich mochten vielleicht Einige zu den radicalern Grunbfägen hin- 
neigen, zu denen fte fi dann erſt nad ausgebrochenen revolutionären Bewegungen im Jahre 
4848 befannten. Doch war allerdings Heder in ver Berfammlung in Durlach nicht anweſend. 
Er war, weil feine etwas extremiere Haltung bei ven ältern Kammermitglievern weniger An- 
Hang und fein brennenver Ehrgeiz nad hervorragender Stellung nit genügende Befrie- 
Pigung fand, öfter in gefpannten Verhältnifien, melde ihm die Drohung einer Niederlegung 
feiner Deputirtenftelle entlockten und,ihn eine plößliche Reife nad) Algier machen Tießen. 

In der deutſchen Nation, mie dieſes namentlih auch vie verſchiedenen lireralen Gelehrten: 
eongreffe, vorzüglich die Germaniftenverfammlungen in Frankfurt und Lubeck bewiefen, ent: 
midelte fi der nationale freiheitliebende Sinn mehr und mehr. Der politifähe Fortſchritt zeigte 
fi überall in Europa, ehe die neue Maßloſigkeit in Frankreich, wo fie vorübergehend fiegte, 
eine neue Reaction erzeugte. In dieſe Zeit eines fletigen Fortſchritts fiel auch die Eröffnung des 
neuen Landtags am Ende des Jahres 1847. Jetzt ſchien auch in Baden die alte Reaction gebro⸗ 
hen und fo die Mäßigung der Gonftitutionellen belohnt. Bekk war jegt nicht mehr Minifter 
ohne Portefeuille. Nebenius Hatte ihm das Minifterium des Innern abgetreten. Diefer war nur 
Präfident des Staatsminiftertums geblieben und Rettig entfernt worden. Der Großherzog er: 
Öffnete wieder perfönli den Landtag und fhon die Thronrede verhieß conftitutionelle Fort: 
ſchritte, namentlich in Beziehung auf die Preßfreiheit. Der Geſchichtſchreiber in der, Gegenwart“ 
fügt hinzu, was nicht blos für Baden, ſondern für ganz Deutſchland gilt (S. 359): „Wie viel 
weiſer hätte eine freiſinnige und ehrliche Politik, ſowie in Belgien, die 16 Jahre unerſchütterter 
Ruhe, die der Julirevolution nachfolgten und der neuen europäifchen Revolution vorhergingen, 
zur thätigen Pflege ver politifchen wie ver materiellen Intereffen verwandt! Ein Glück, daß die 
Regierung wenigſtens jegt ven Willen fund gab, in eine beffere Bahn einzulenfen. Aber ed war 
bie Frage, ob zur feften, aber frievlichen Durchführung dieſes Willens der Krankheitsftoff nicht 
zu groß, die Zeit der friedlichen Heilung nicht verfpätet, pie Bewegung der neueften Zeit nicht zu 
gewaltig war.... Als die Revolution im Jahre 1848 Baden und Deutfchland überrafhte, fand 
‚ fle das conftitutionelle Wefen, ja ven Glauben an daffelbe ſtark erfchüttert, dad Vertrauen 
zum alten Regiment untergraben, ven Staatdorganidmud mit allen böfen, ungefunden Stoffen 
ber alten Politik getränft.” Es war, wie wir hinzufegen, eine rabicale Partei gegenüber ber 
eonftituttonellen ausgebildet und ſowie in Frankreich durch die Öffentliche Lüge und auch ihr ent⸗ 
fprechend großgezogen. | 

Doc die Redlichkeit und Befonnenheit der ſoviel gefhmähten Altliberalen fchien felbft ven 
von Frankreich in das Grenzland herüberflutenden Strom der Revolution abdämmen und in 
wohlthätige Bahnen einlenfen zu können. Ballermann hatte die Motion einer Nationalreprä- 
fentatton, die früher von Welder geftellt worven war und die derſelbe gelegentlich ver Zollver= 
einsverhannlungen blos als Wunſch zu Protokoll erneuerte, jegt, nach Verabredung mit ihm, 
In förmlicher Motion zu erneuern übernommen. Welder entwarf ald Berichterftatter über die⸗ 
felbe Die Grundzüge ver Reform. Das bei ver Begründung vor der Februarrevolution von den 
Miniftern abermald geäußerte äußerfte Wiverftreben hatte ver Letztere durch die großen Ge: 
fahren der Zeit zu entlräften geſucht. Er fagte vamald, bald nad; einer unmittelbaren An- 
ſchauung der Zuftände in Frankreich, in der dffentlihen Sigung von 12. Febr. 1848 (f. die 
Protofolle, S. 122) wörtli: „Meine Herren, e8 kann auch zufpät werden. Unfere Zeit geht im 
Sturnifhritt. Meine Herren! Ehe an ven Hinmel die Frühlingsfonne getreten ift, ift der Früh⸗ 
ling in dem Bölferleben erwacht; ehe die Maſſen des Eifes auf dem Hochgebirge thauen, iſt das 
Eis der alten Zuftände der Völker in vollen Thaumetter begriffen. Sorgen Sie, daß die ®e- 
wäfler, die fh von den Hochgebirgen ergießen, eingenämmt werben in angemeflenem Fortſchritt. 
... Zertrümmert liegt beinahe ſchon das Suften der Stabilität-und Reaction.” Schon nach 
14 Zagen durchzuckte die verfanmelte Kammer die Nachricht von dem Sturze des franzoͤſiſchen 
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Thtons. Und nachdem in allgemeiner Aufregung in allen veutfchen Landen die Bürger von 

den Regierungen Bunbeöreform und deutſches Parlanıent gefodert und biefelben von dieſen 
einzeln und durch ihre Bevollmädtigten am Bunbedtage einmüthig waren bewilligt worden, 
konnte der Berichterftatter für die badiſche Kammer und zugleich für das deutſche Borparlament 
in feinem für beide gemeinfchaftlichen Bericht (am 22. März) den Grundzügen diefer Reform 
die Worte voranftellen 9: „Am wenigften darf ver Berichterftatter über den Werth und die Noth⸗ 
mwenbigfeit ver Reform des Deutfchen Bundes, vorzüglich durch Nationalvertretung, durch deut⸗ 
füe8 Parlament, irgend ein Wort hinzufügen. Die ganze deutfche Nation, Regierungen und 
alle ihre Bürger flimmen jegt nad) all unfern Exlebniffen und Erfahrungen in ver Anerfennun 
ber abfoluten Nothwendigkeit diefer Einrichtung auf eine wahrhaft bewundernswürdige Deite 
überein. Sie ift ein Rettungsanker, fie iſt ver aufgehende Friedensbogen 
für Fürften und Bürger geworden.” 

Es ift leider nicht möglich, Hier die ganze Geſchichte des badiſchen Landes und des babijchen 
Landtags und die mit ihr ungertrennlid) verbundene deutſche Geſchichte in den verhängnißvollen 
Zeiten des Jahres 1848 und die der nächſtfolgenden Jahre ausführlich zu erzählen. Es laflen 
fih nur die für die politifche Entwickelung wichtigſten Umſtände nad ihrem politifchen Zufam= 
menhange und Charakter furz hervorheben. In ganz Deutſchland Hatte befanntlih nach ver 
Bebruarrevolution der Unmuth über die reactionäre Regierungspoliti, über die Nichterfüllung 
ber Verheißungen ver Befreiungäfriege und der bereit8 gegebenen Verfaffungen, vor allem aber 
bie tiefe Empörung über die Bundespolitif, über bie vernachläfjigte Ehre und Würde der Na⸗ 
fon nad) außen und über die alle Gerechtigkeit verleugnende einfeitige Unterflügung der Für: 
ſtenmacht und Unterdrüdung der Volfsrechte revolutionäre Aufregungen und Bewegungen 
hervorgerufen. Borläufig beſchwichtigt dur die Hoffnung auf die Nationalverfammlung und 
ihre Nationalverfafiung, waren dieſe Bewegungen durch die Verweigerung der Annahme diefer 
Berfaffung von den mädhtigften deutfchen Fürſten bevenkliher geworden. Für Baden aber waren 
bie Aufreizungen zu denfelben verzehnfacht. An der weftlichen Seite lag dieſes Fleine Land in 
einer Zänge von mehr ald 60 Stunden an der Seite des revolutionären republifanifchen Frank⸗ 
teih, von mo ihm während der ganzen Zeit der Entwickelung ver republifanifchen und focialis 
ſtiſchen Kampfe gegen Ludwig Philipp’& treulofes, entfittlichendes Syflem und vollends nach deren 
endlichem Ausbruch focialiftifche und republikaniſche Brandſchriften und Emiſſare, dann foͤrm⸗ 
liche Freiſcharen kamen. An der ſüdlichen Seite grenzte es in faſt gleicher Ausdehnung an die 
republikaniſche, früher vielfach politiſch kämpfende, jetzt ebenfalls ſehr aufgeregte Schweiz, von 
wo aus ihr nicht blos ſtets dieſelben Aufregungen wie von Frankreich aus kamen, ſondern auch 
noch viel gefährlichere Verlockungen zu republikaniſcher Verfaſſung. Dieſe beſtanden in dem 
Jahrhunderte alten Beiſpiel verhältnißmäßig ſehr glücklicher Erfolge und Zuſtände. Der badiſche 
Bauer, der fo ſehr über viele Steuern und über großes ſtehendes Heer, über viel Polizei- und 
Beamtendrud und oft über Armuth und Vergantung Elagte, fah hier mit eigenen Augen im täg⸗ 
lihen Verkehr in Land und Stadt meift fehr großen Wohlftand, ja Reichthum, kein ſtehendes 
Heer, Eeinen Beamten und Polizeidruck und faft feine Steuern, endlich auch die moralifh 
guten Erfolge der Freiheit. If es denn nun, felbft abgefehen von jener geſchilderten hart⸗ 
nädigen Blitteröporf’fchen Neactionspolitif, irgend zu verwundern, daß in jener Zeit einer 
ganz allgemeinen Aufregung, in welcher Preußen und Ofterreih,, fpäter Mecklenburg, Sach: 
fen, Rheinbaiern, Rheinland und Weftfalen und auch altbairifhe Lande und Würtemberg 
aufrührerifche Bewegungen fahen, auch in Baden ver Zündſtoff wirkte? Ift es zu verwundern, 
daß fo kecke und perfönlich begabte Revolutionäre, wie Heder und Struve, daß die von der fran= 
zoͤſiſchen und Schweizergrenze lockenden und einbrechenden Freifcharen hier Aufſtände zu Wege 
bradten? Die frühern im Jahre 1848 von Hecker und Struve wurden durch die Theilnahmlo⸗ 
figkeit bei ven Bürgern unſchädlich und konnten durch die eigenen Solvaten ſchnell niedergewor⸗ 
fen werben. Der gute Geift der babifchen zweiten Kammer und ihrer Liberalen Hatte der Vers 
breitung des revolutionären @iftes feuern können. Der jpätere im Mat 1849 nad) der Verwer⸗ 
fung der Reichsverfaffung von Selten der größern veutfchen Regierungen konnte, ſowie der 
Aufftand in Sachſen und in Rheinbaiern, nur durch preußifche und Reichshülfe unterdrückt wer- 
den. Die badische liberale Kammer aber mar bis zu ihrem Ende, auch noch während ver Herbeis 
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„ES. — zum Protokoll der zweiundvierzigſten oͤffentlichen Sitzung der zweiten badiſchen 
Kammer am 22. a 1848. Berichterftatter für das Borparlament war ber Verfafler im Ramen ber 
von ber heibelberger Einundfunfzigerverfammlung erwählten Siebenercommiſſion. 
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führung des gewaltſamen Umſturzes durch Die Radicalen ſich gleichgeblieben. Mit treuer Liebe 
für gefetgliche Freiheit, niit der eifrigften Unterftügung ber deutſchen Reichsverfafſung, welche fie 
zuerft angeregt und vorbereitet, auch durch das zuerft in Baden erlaflene Gefeg für reichsſtän— 
bifche Wahlen gefördert und deren Annahme und Befhmörung fle am früheften und vollftän= 
digſten bewirkt hatte, verband fle die Treue für den Thron und die energifche Beftrebung für die 
Drbnung und unterftügte jegt ſtets das Minifterium Bekk-Nebenius. So hielt fie in fiegreichem 
Kampfe gegen die Radicalen des Landes und auch gegen die zu ihnen abgefallenen Kammermit- 
glieder den Umflurz ver gemäßigt- conftitutionellen Landesverfaſſung und ven Beſchluß einer 
eonflituirenden Verſammlung fern und trieb Hierdurch die radicalen Mitglieder zum Austritt 
aus der Kammer. Erft als die zugleich mit gegen fie gerichtete Revolution die ganze Staatsord⸗ 
nung umgeftürzt hatte, mußte auch fie ihre Wirkſamkeit aufgeben, um alsbald nach hergeftellter 
Regierung mit diefer an vem neuen Wiederaufbau der Ordnung zu arbeiten. Ihre altliberalen 
Mitglieder fcheuten, wie auch ſchon die befannten Scenen der Volkswuth gegen Mathy, Baſſer⸗ 
mann Welcker e8 zeigten , fich keineswegs, durch offenen Kampf gegen maßlofe und hochverrä⸗ 
therifche Unternehmungen männlich ihre Perſonlichkeit einzufegen. 

Tritt ein geſchichtliches Unglück ein, ſowie es die badischen und andern deutſchen revolutio= 
nären Ereigniffe vorzüglich für die Freiheit und fomit für die Ehre und Kraft des Vaterlandes 
geworben find, wie e8 vollends dad Scheitern der Reichöverfaflung war, fo fragen die Men: 
ſchen, fo fragt die praftifche Geſchichtsdarſtellung nad) ven Gründen. Diefe find nun theils ge- 
gebene, unvermeibliche und für die betreffenden gefdhichtlichen Perfonen und Völker vorwurfs- 
loſe, theils aber auch durch ihre Irrtümer und Fehler begründete. Unter die erftern rechnen 
wir für Baden die angegebene Lage des Landes und die äußern Aufregungen von feinen 
Grenzen ber zur Zeit der allgemeinen deutſchen Erſchütterung durch die Februarrevolution 
und die Revolutionen in Preußen und Ofterreich, ſodann bie verweigerte Annahme ver Reichsver⸗ 
faffung von Seiten der größern Staaten. Wir rechnen ferner dahin die liberale oder Freiheits⸗ 
beftrebung an fich, ſowol die badiſche wie deutſche und europätfche, und ihren unvermeiblichen ge⸗ 
feglihen Gegenkampf gegen bie Unterbrüdung der Freiheit. Wer dieſe und fomit aud bie 
lange beharrliche , aber ſtets gefegliche und gemäßigte Kreiheitöbeftrebung der badiſchen Oppoſi⸗ 
tion, ihre Beftrebungen , vie Regierung möge mit ihren Mitregierungen durch rechtzeitige fried⸗ 
liche Rechtsgewährung revolutionärem Unglück zuvorfommen, unter die ſchuldvollen Ur: 
fachen rechnen wollte, mit. vem hätten wir nicht zu rechten. Wir haben deshalb auch nicht 
zu erwähnen, wie ohne biefe Befltebung die Nationen und namentlich vie veutfche vor 1813 
elend, verachtet, arm, ohnmächtig, zerftüdelt, unterjocht, mishandelt und verwüſtet wurden, 
und wie auch Öfterreich und Preußen ohne eine badiſche liberale Oppofition früher als Baden 
in Revolutionen flürzten. Auch felbft Denjenigen brauchen wir wol nichts zu erwidern, welche 
zwar bie Pflichtmäßigfeit und entfhiedene Wohlthätigfeit diefer Freiheitäbeftrebungen anerfen- 
nen, namentlich auch die für Die Freiheit ved Gefammtvaterlandes, bei veren Mangel ja auch vie 
ber einzelnen Länder nie gedeihen kann, welche ferner auch die würdige und maßvolle gefeg- 
Ihe Durchführung dieſer Freiheitsbeſtrebung anerfennen und nur etwa meinen, zuweilen habe 
doch in diefen fhweren langen Kämpfen ein Redner einmal einen mildern Ausdruck brauchen 
können. Ja freilich wol, das wird ja vollends bei ven jo ungleich weniger erfchiverten und doch 
ungleich unhoͤflichern Sreiheitövertheinigungen in den britifhen Verhandlungen zugegeben wer: _ 
ben, und zwar ohne einen ernfllichen Tadel zugegeben werben. 10) 


10) Auch politifche Körperfchaften müflen wie politifche Männer willig den öffentlichen Tabel hin⸗ 
nehmen. Doc haben Diejenigen, welchen die Ehre einer Körperfchaft fo fehr am Herzen Itegt, wie dem 
Verfaſſer bie der babifchen zweiten Kammer ober ihrer liberalen Oppofition, und welche dieſe Ehre für 
bas Vaterland wichtig halten, ficher das Recht, das Ungerechte in folchem Tadel zurüdzumeifen. Früher 
wurde in ganz Deutſchland die badiſche zweite Kammer als Mufter politifcher Bildung und patriotifcher 
Beftrebung gepriefen, und wo einer ber Führer derfelben auf einer Reife im Badifchen oder im übrigen 
Deutfchland erfchien, ba wurde ihm Durch die Iebhafteften öffentlichen Huldigungen biefe Geſtunung für 
die Genoffenfchaft ausgebrüdt. Nach ber unglüdlichen badifchen Revolution mußte dagegen die badifche 
DOppofition große Borwürfe vernehmen und murbe wol gar ale mitfehulbig an dem nachberi en, ihr am 
meiften feindlichen revolutionären Unwefen angeflagt. “Da wurbe getabelt: I) eine zu oppofttionelle, nes 
gative, abftracte, eine franzöflfche factiöfe und rabicale, ungouvernementale Richtung, 2) ein zu zanfen: 
ber und grober Ton, 3) ein für ben Heinen Staat unpaffender, in feiner Wendung blos gegen die ba⸗ 
—* Regierung ungerechter Tadel über die allgemeine deutſche Politik, 4) Mangel an Vorficht gegen 
Anſchluß radicaler Elemente an fle und in Beziehung auf die Berflärfung durch de. Nun wollen wir 
im mindeſten nicht ableugnen die ſchon oben im Tert zugegebene mögliche, aber unvermelbliche Wirkung 
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3u den nicht ſchuldvollen Urſachen unferd Unglücks müffen wir aber auch vor allem und 
zwar in Beziehung auf dad Scheitern der deutſchen Neihöverfaflungeden Mangel genügenver 
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jerer Beſtrebung für das Recht, daß fle gegen bie ungerechte Einrichtung aufregen und auch ihren ans 
gerechten Angreifern Beranlaffung und Borwand geben fann. Und noch weniger wollen wir behaups 
ten, daß irgend ein einzelnes Menfchenleben und vollends eine ganze Corporation mit vielfach wechfelns 
den Blievern in einem langjährigen Kampfe und vielfeitigen Bemühen gegen das Unrecht und für bas 
Recht von allgemein menjchlichen Schwächen und Unvoflfommenheiten gänzlich frei bleiben könne. 
Aber wir halten es entweber für eine verfehrte oder für eine ungerechte Beurtheilung, wenn man bei 
einer Beftrebung, die ſich vor andern darin auszeichnet, daß fle Im Wefentlichen mehr als gewöhnlich 
fi von menſchlichen Schwächen frei zu Halten fuchte, nun in ber Beurtheilung einzelne folder Unvolls 








fommenheiten ihr als Charaftermerfmale aufprüden und ir wegen berfelben im Kanıpfe gegen einen an - 


ich ungerechten Angriff Unrecht geben will. Ein reinlicher Mann bleibt ein reinlicher Dann, wenn man 
an ihm auch einmal ungewöhnlicher oder unvermeiplicher Weife irgend etwas unmefentliches Unreines 
fand. Ich Hätte es and unterlafjen, die babifche zweite Kammer gegen ſolchen durch jede richtige Beur⸗ 
theilung ber Thatſachen wiberlegten einfeitigen Tadel zu vertheidigen, wenn nicht ein Mann wie Häuffer 
in feiner „, &efchichte ber badiſchen Revolution“, wie ich glaube unabflchtlich, blos durch die Art bes 
Ausdrucks und bie Stellung diefes Tadels ihm eine Bebentung au geben fchiene, die mit feinen fonft 
ausgefprochenen Überzeugungen nicht übereinflimmt. In feinen in der „Gegenwart“ gegebenen aus⸗ 
führligern Darftellungen über das Verhalten der badtfchen Oppofttion hat er nur Anerfennun 
für ihre würbigen, is würbigem Ton burchgeführten und gemäßigten, fa, wie er felbft fagt, zuweilen (ah 
zu gemäßigten Beſtrebungen gegenüber einer vieljährigen beharrlicden, meift in herbem, ja unter Blit⸗ 
tersborf oft in rohem, junkerlichem Ton durchgeführten rechtswidrigen und unfltglichen Reaction. Als er 
fpäter unter feinem Ramen fchrieb, als Profeſſor ber Geſchichte, der glei feit kurzem felbft in rühmlicher 
praftifcher politifayer Thätigfeit fich ben badiſchen Liberalen angeti ofien hatte, fühlte er fich verjucht, 
jenen Tadel Hervorzuheben. Es war fo natürlich, für eine Schrift, die fo entfchieden für das große Unglüd 
der badifchen Revolution das rechtswidrige, bemoraliflvende deutſche und badiſche Regierungsiyftem 
verantwortlich machte und bie härteften Vorwürfe nach oben auegufpredien hatte, ſchon von vornherein 
ven Slauben ber möglichften Unparteilichfeit begründen zu wollen. So wirb es entichulbbar, wenn 
eine Erwähnung einzelner, fich von felbft verfiehenber natürlicher, aber für die Feſtſtellung des Haupt: 
aralters ganz unwejentlicher Unvollkommenheiten ber Oppofition in einem falfchen Schein und als 
eine in Wahrheit ungerechte Charafterfchilderung erfcheint, welche zwar, weil ihr der übrige Inhalt der 
Schrift ſelbſt widerfpricht, für den verſtändigen Leſer nichts bedeutet, aber doch von Schwächern unb 
Böswilligen fehr misverflanden und misdentet werden kann. Das Richtige ergibt fich ſchon aus ber 
obigen geſchichtlichen Darftellung, welche ben Häuffer'fchen Darftellungen wörtlich entnommen ift oder 
doch mit ihnen übereinftimmt, und ſelbſt aus Urtheilen, welche neben ven Tadelsworten ftehen. 
3u I) und 2). Blos negativ und abfiraet, unguuvernemental oder gar blos opponirend war ficher 
die badiſche Oppofltion nicht, das bezeugen ihre Werke. Es ift eine merfwürbige Thatfache, daß in dem 
beharrlichen Kampf für die Verwirklichung der liberalen Berfaffung und ihrer Freiheit gegen bas reae» 
tionäre Lügenfuflem, welches viel eher den Namen franzöflich verbient als unfere Oppoſition, biefe 
Dppofition es bewirkte, daß Baden vor den übrigen beutfchen Staaten ſich auszeichnete Durch ge⸗ 
feglihe und in der Berwaltung bucchgeführte Förderungen des wahren Bolfswohls. Sie bewirkte 
folge Förderungen in ben fittlichen und Bildungs⸗, in ben Dfonomifchen, ben agrarifchen und Gewerbes, 
in gerichtlichen und Geſetzgebungs⸗ und in focialen Beziehungen. Baden ging großentheils voran in 
gründlich georbnetem Staatshaushalt, in guter und freier Gemeindeorbnung, in Abſchaffung ber Leib⸗ 
eigenfchafts=, der Frohn⸗ und Zehnt= und Ionfligen Feuballaften, in Befeitigung des Wilpfchabens mie 
in Berbefierungen ber Forſt⸗ und Wiefencultur, in Begründung ober befferer Einrichtung und Dotirung 
von Volks⸗ und höhern Bürger: und Gewerbſchulen, von Aderbaus und polptechnifchen Schulen, 
Iandwirthfchaftlichen Bereinen und Univerfitäten, in Zulaffung und Unterflügung F der Mittelloſen 
in Beziehung auf allen Unterricht; in Erbauung von Häfen, Straßen, Kanälen und Eiſenbahnen, von 
verbefterten Sefängniffen, von Irren⸗, Kranken⸗ und Arheitshäufern, in Abfchaffung ber eeniebrigenden 
Brügelirafen und ber fonfligen Torturrefte, in Trennung ber Apminiftration von der Juſtiz, in 
Begründung neuer auf Offentlichkeit, Mündlichfeit und Sipnurgerit gegrünbeter Civil⸗ und Strafs 
proceßs und Strafgefehgebungen und in einer mufterhaften, von fittlichen Grundideen ausgehenden 
Beflerungsanftalt. Das Räthiel aber, wie alle biefe zum Theil umfangreichen Schöpfungen und Arbeis 
ten neben dem, ja durch den liberalen Oppofktionsfampl gefürbert wurben, loſt fich durch Folgendes. Die 
Oppofition regte fie in jeder Weiſe an durch flets neue Motionen und meift von ihr veranlaßte Petitionen 
und förberte fie in unermüblicher treuer Arbeit. Die fchon jenes Kampfes wegen nothwendig tüchtigen 
Miniſter des wohlmwollenden Fürften aber mußten, um fich und ihren Fürſten von bem Tadel wegen ber 
ihnen durch ben Bund und bie Heilige Allianz aufpebrungenen unwürbigen Reaction Toszufaufen und 
um ihre ſelbſt —86 nothwendige Achtung im Volke und auswärts zu erhalten, gern eingehen auf alle 
sicht unmittelbar politifchen Landesverbefierungen, welche bie Oppofition umb mit ihr das Land immer 
neu foderte. Ja fie mußten die Oppofltion zu überbieten fuchen. Sie förberten file ähnlich, wie einfl 
Breußen burch Einführung des Zollvereins und eine gute Derwaltung fi; von dem Tadel wegen Ders 
weigerung ber verfprochenen Verfaſſung loszukaufen, ihn zu unterbrüden und zu befchämen fuchte. Die 
Oppofition aber war hier ihrerfeits nicht blos unermüblich, fondern auch völlig wirkſam thätig, gerabe 
weil fle alle obigen Borwürfe nicht verbiente, weil fie feine franzöftice, feine ungouvernementale, auch 
nicht einmal im Tone rohe und feindjelige oder fartiöfe war, fie den aufrichtigen Willen hatte, für 
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politifcher Bildung rechnen, die nur durch wirkliches thätiges politifches Leben erworben wirb. 
Doch gehört auch dieſe Haupturſache unfers vorläufigen Unglüds infofern mit zu den ſchuld⸗ 


das Wohl des Bolfes, für befien Erhebung ‚zu einem verfafiungemäßigen Muſterſtaate“ (der oft wiebers 
holte Ausbrud des Abgeorbneten Melder) zu wirken, und fo mit ben Miniflern und mit den Minitteriellen, 
Die politifchen Streitmomente abgerechnet, fich in viel beſſerm Berhältniß hielt, ale biefes bei der Dppo⸗ 
tion in andern Ländern ber Fall war. So konnte fle mit beiden oft Monate lang in unermüdlich fleißi⸗ 
gem Zuſammenwirken das Gute begründen helfen, beflen fich nachher die Regierung wie bas Land mit 
einem freubigen Stolz berühmten, was aber die Zeitungen und Zeitungslefer weniger intereffirte als 
„bie einzelnen Unterbrechungen durch politifche Kämpfe. Die verfländigen Bürger dagegen fahen bie 
woblthätigen Folgen täglich im Leben und kannten auch, weil viele ihrer A in der Kammer 
mitwirften, bie Antriebe und Thätigfeiten für dieſe Folgen fo gut, daß deshalb ſelbſt die ſonſt herrſchende 
polizeiliche Verfolgung wegen jeder Sympathie für bie liberale Oppofition fie nicht abzuhalten ver: 
mochte von lauten Danfbeweifen für biefelbe, und daß z. B. Rotteck und Welder mit Ehrengefchenfen 
und Zeften wahrhaft überhäuft wurden, Es erklärt ſich auch mit hierdurch, daß Die badifche Oppofltion 
durch Feine Auffoderungen ihrer liberalen Freunde in andern Kammern fich bewegen ließ, wegen ber 
fcheinbaren Unmöglichkeit ber erfolgreichen Durchführung der formellen Berfaffungegrunbfäge aus ben 
Kammern zurüdzutreten. Es erklärt fich eben aus dieſem nicht factiöfen und abfiracten, nicht allzu 
übertriebenen oder gar rohen Oppofltionsgeifte und aus ſolchem langen wohlthätigen Zuſammenwirken, 
daß bie Vertheidigung ber unbeſtreitbarſten Verfafſungsrechte von Seiten ber Oppofition, bie gewühn- 
lid, faum ein Drittheil, oft nur ein Biertheil der Kammermitglieder bildete, oft unerwartet bie Mehr⸗ 
heit der Stimmen in ber Kammer erhielt und fo Die Minifterien ſtürzte. Möchten boch dieſe thatſächliche 
Wahrheit von dem Nugen einer gerechten Oppofition, felbf wenn ber unmittelbar politiiche Erfolg fich 
nicht alsbald erreichen läßt, viele allzu bald ermübete und hoffuungslofe Liberale Leherzigen wollen! 
Häuffer übrigens verbindet, abgejehen von ben ſchon oben angeführten thatfächlichen Anerfennungen, 
felbR unmittelbar mit jenem Tadel mildernde Worte. Er fagt (S. 82): „Ein großer THeil des beuts 
ſchen Liberalismus erhielt durch feine Entfenung durch bie fiterarifchen Bewegungen bes 18. Jahrhun⸗ 
derts, nicht aus politifchen Inflitutionen, Kämpfen und Parteien, eine abflracte und kosmopolitifcke 
Richtung. Ein reine oppofitionelle und negative Thätigfeit wurbe ihm auch durch die Zeitverhältnifie 
aufgezwungen, weil ex ſich vom handelnden Staatsleben ausgefchlofien ſah und feine Grundbfäge nur 
auf dem Wege der Oppofition geltend machen konnte.“ Er mus dabei aber ugefichen, „daß eine Claſſe 
‚ von Liberalen in der badifchen Kammer war, beren Beftrebungen einen bofitiven politifchen und natios 
nalen Inhalt hatten, Die den Staat im Geiſte Stein’s reformirt wünfchten und zugleich ben lebenskräf⸗ 
tigen Patriotismus der Befreiungsfriege ungeſchwächt bewahrt hatten”. Er bemerkt, daß dieſe natios 
naldeutichen Liberalen nad) der Zerflürung des allgemeinen Druds ber Reaction fi von ben mehr 
franzöflfch und radical Liberalen, bie früher in dem ſchweren Kampfe gegen biefen Druck ſich jenen ans 
geichloffen hatten, auch äußewlich fchieden. Er fügt bann ©. 50 von ber liberalen Oppofltion ber weis 
ten Kammer, ‚‚welche in ben beutfchen oppofltionellen Kämpfen vor dem März 1848 im Vorberireffen 
ſtand“, Hinzu: „Einen Vorwurf wird man ihr im Ernfle Daraus nicht machen wollen, daß fie auf uns 
verfümmerter Erfüllung der Zufagen von 1813 beharrte, auf der ehrlichen und rüdhaltslofen ‚Boliziehung 
ber Berfafiung befland, gegen die gewiffenlofe Politik ber biplomatifchen Bonfpirationen von 1818 fg. 
anfämpfte und dem öffentlichen Unwillen über die unwürdige und unthätige Rolle des Bundestags einen 
lauten Ausdrud gab. Noch weniger barans, daß fie gegen die fpäter offen eingeflandene Tendenz, bie 
Berfaflungen zu untergraben, ihrerfeits ſich mit aller Entfchiedenheit erhoben hat. Sie war es nicht, 


welche das erſte Beifpiel gab, durch Beamtenterrorismus, Wahlcorruption, polizeiliche Willfür die 


Achtung vor dem Geſetze zu erfhüttern, das Mistrauen auszufäen und ben Glauben an den Werth bes 
eonflitutionellen Wefens überhaupt zu untergraben. Als Bliitersdorf die ganze Schroffheit feiner Pos 
litik herauefehrte, hanbelte es fich um nichts weniger ale radicale Tendenzen ober um revolutionäre 
Biele. Der Liberalismus der babifchen zweiten Kammer befand fid; damals auf einem ganz defenfiven 
Standpunkte, und wenn er die Armfeligfeiten ber Verwaltung und Polizei, die Chicanen der Beamten, bie 
Berlümmerungen der verfaffungsmäßigen Rechte u. |. w. in die öffentliche Verhandlung hereinbrachte, 
fo war biefes reine Nothwehr, denn die Preffe wie die übrigen Mittel der Öffentlichen Diseuffion waren 
gebunden. Damals wenigjtens war ber Vorwurf, die Kammer wolle ufurpiren, ein höchft laͤcherlicher, 
denn es galt für Die eigene beftrittene Lebensluft zu Fämpfen.” (Wie wenig Diefes ufurpatorifche Gelüſte 
fie ergriffen, das haben die babifchen Altliberalen wol auch zur Genüge noch fpäter durch die oben 

fchilderte von Häuffer anerfannte faft zu große Mäßigung eriwiefen.) „Daß der Liberalismus Oppofition 
machte, war und blieb fein Verdienſt, bas ihm fpäter die Zeiten ber Exraltation und bie der Abfpannung 
mit gleichem Undank vergolten haben. Daß er in den Zeiten einer rechtlofen, unwahren Politik das 
Öffentliche Jutereſſe erwedte und für bie großen politifcgen und nationalen Fragen der Zufunft den Fa⸗ 
ben ber Berhanblung im Zufammenhang erhielt, daß er bei allem Unfinn und Unverfland, der nachfolgte 
(wohl zu merken, von Seiten feiner Feinde ober der Radicalen, bie in ganz Deutfchland damals ohne ihn 
und gegen ihn entſtanden), doc zur allmäligen politiichen Emancipation fein Scherflein beigetragen 
hat: dies Berbienft wird man erſt dann recht zu würdigen wiflen, wenn wir ber Früchte theifaftig 
geworben find, die big jest noch nicht haben reifen fönnen.‘‘ Er ſpricht dann ferner S. 53 abermals 
ben herbiten Tadel aus über das verfehrte minifterielle Verhalten, durch welches man die Kammer vers 
bammte, gegen dieſes Syſtem, welches fich als unwanbelbar anfünbigte und befien eingeflandene Marime 
war: An Nachgeben ift nicht zu denfen, ein ganzes Menſchenalter ang den Kampf fortzufegen. „Se 
hoffnungslofer aber und unwirffamer die Angriffe an dem Syſteme abzuprallen fchienen, beflo perfäns 
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vollem Urfachen, als die Erwerbung ber polittfhen Bildung ſchuldvoll verhindert wurbe, Hier 
durch bie reactionaͤre Breiheitäunterbrüdung der Negierungen, dort durch die träge und eigens 


licher und erbitterter war der Kampf.” Er erwahnt dann ferner S. 55, des pochfahrenben minifteriellen 
Tons“, unb vorzüglich auch des ‚‚verächtlichen, wegwerfenden Tons, den Blittersdorf in die Verhand⸗ 
fangen hineinbrachte“. Run, gegenüber von allem Diefem glaube ich, verdiente eine folche thatfächlich 
bewiefene Mäßigung ber Oppofition, die befonders große Mäpigung, namentlich als ihre Popularität 
im Sande fo hoch flieg, die des Minifteriums fo tief ſank, wie bei den zwei mal flegreichen Mahlen nach 
den Rammerauflöfungen, alle Anerkennung. Und wenn bei dem ftets gebildeten Ton der Oppofition 
and feiner ungleich größern Milde, als man im britifchen Parlament paffend finden würde, doch 
einmal ein harter Ausdruck ſiel oder eine Oppofltion von einem Abgeorbneten als nothwendig befunden 
wurde, wo ein außer dem Kampf Stehenber fie für unnöthig bielt, fo wird feine Gerechtigfeit erlauben, 
baraus ber Oppofition gegenüber ber Neaction irgend einen Vorwurf zu machen. Menſchen und nicht 
Bötter bildeten ja biefelbe. Häuffer wirft den Abgeorbneten Richter, Heder und Brentano einen formlofen 
burfchifofen Wirthahauston vor. Diefe Drei wurden erft fehr fpit Mitglieder der Kammer und fielen mit 
ber gropen tabicalen Bewegung feit der Februarrevolution ganz von ber babifchen altliberalen Oppofltion 
ab, die fie früher, foviel ich weiß, auch von jenem Ton abzuhalten wußte und, als fle abgefallen waren, 
durch ben befiern Geiſt ber Mehrheit zum freiwilligen Austritt aus der Kammer beflinmte. Gelb 
ihr fpäterer Ton in der Kammer, vollends aber bie altliberale Oppofition, waren wol unſchuldig am 
dem pöbelhaften Ton ber die Kammern anfeindenden rabicalen Prefle, die ja in Berlin und Wien 
ohne badiſche Oppofltion Hierin ercellirtte. Zu 3). Auch der Kampf gegen die Politif des Deutfchen 
Bundes und für die deutfche Reform wird wol vorwurfslos bleiben. Bundesbeſchlüſſe waren flets bie 
minifterielle Waffe für alles Unrecht. Waren fle nicht bindend, fo mußte die Waffe zurückgewieſen vers 
den. Aller ſonſtige Kampf für das Recht war vergeblich. Es ift unbegreiflich, wie Haͤnſſer bier einen 
ungerechten Angriff gegen bie babifchen Minifler finden mag, denen man bas Unrecht und bie fchlechte 
Regierung von ganz Dentichland aufgebürbet habe. Umgekehrt deckten fich die Minifter flets Durch Bun⸗ 
deebef@gläfte und der Tadel gegen biefe that ihnen nicht weh. Auch Eofteten alle deutfchen Verhandlungen 
weniger Zeit als bie Kleinften Landesmaßregeln, weil über fie Feine Berichte erflattet wurben,, feine ars 
tifelmeife Verhandlung flattfand, fondern nur einzelne Erklärungen durch münbliche Beiftimmung ber 
Kammer verflärft oder ohne biefe von felbft ins Protofoll und in die Zeitungen famen. Auch hier hebt 
Häufter ſelbſt ben Tadel wieder auf. Erfagt: „Auf dem Standpunft des einzelnen Kleinflants war es eben 
ein Misverhältnig, daß berfelbe große Politiftreiben mußte, und es Fonnte nicht fehlen, daß 
bie Fa is Folgen diefer verfehrten und ungefunden Entwickelung fich in Zeiten ber Krifls einftellten.” 
Er fagt ferner S. 56: „Im Allgemeinen war es ein Verdienſt der babifchen Oppofition, bie Misver⸗ 
haͤltniſſe in den beutfchen Mechtszuftänden überhaupt herauszugreifen unb das Mechtlofe ber bundestäg« 
lichen Bolitif gegenüber bem verbrieften Rechte der Nation bervorzußeben. Auch war es ja wieder nur 
eine Folge ber unnatürlichen DBerhältniffe in Deutfchland, daß diefe großen Lebensfragen ber Nation 
feinen andern Zufluchtsort der Erörterungen fanden, als die Stänbeverfammlung der Fleinern Staaten. 
Und nicht einmal das Bebürfnig einer Umgeftaltung oder Erneuerung unferer nationalen Zuſtände wäre 
lebendig geblieben ohne dieſe Thätigfeit der Kleinen Ständeverfammlungen., Daß wir, gleichviel wie 
fi die Dinge auch in der nächften Zufunft geftalten mögen, bie verberbliche Form ber legten drei Jahr⸗ 
zehnde überwunben und wenigftens in der Erkenntniß Deflen, was noththut, einen großen Schritt vor⸗ 
wärts gethan haben, dazu haben ebenfalls die Fleinen Ständeverfammlungen, namentlich bie babifche, 
fehr wefentlich beigetragen. Der Gedanke der nationalen Vertretung und einer einheitlichen Bundes: 
regierung wäre ohne e niemals innerhalb eines Menfchenalters fo in die Maffe ber Nation eingebruns 
en.” Zu 4). Auch ver Borwurf, daß die Le Oppoſition nicht forgfältig genug die radicalen 
emente von fich entfernt gehalten Hätte, befeitigt fich Dadurch, daß ja dieſe Elemente noch nicht radicaf 
waren ober ſich fo barftellten, ehe fie ber Shine der Resolution von 1848 ergriff. Wie viele 
Regierungen haben Männern eine öffentliche Wirffamkeit überlafien, bie, von biefem Schwindel ergriffen, 
tabical und revolutionär wurden. Noch nach bem Ausbruch diefer Bewegungen erwählte bie badiſche 
Regierung den ehemaligen Minifterial: und ee et zum Regierungsbireetor in Konſtanz, 
um bie revolutionäre Bewegung zu unterbräden, und ber früher fo ehrenwerthe Mann wurbe binnen 
acht Tagen vom Schwindel ergriffen und felbft Republikaner. Daß auch ohne alles Zuthun, alfo ohne 
alle Schuld der liberalen Oppofltion während ber Zeit des Druds innerlich radical Seflnnte fih an ihr 
Wirken anfchlofien, erwähnt Häuffer ſelbſt. So nicht minder das, daß auch in diefer Beziehung bie 
gefegliche Oppofttion die Revolution und die Ercefle, die ja in Berlin und Wien ohne Oppofltion noch 
ärger bervortraten,, nicht hervorbrachte. Niemand wirb auch Thatfachen nachweifen, baß bie liberale 
Dppofltion je dem Rabicalismus gefchmeichelt oder radicale gefeßwibrige Unternehmungen begünftigt 
oder gar mitgemacht Hätte. Daß die Oppofltion einige Mitglieder hatte, bie erft fpäter von revofutio= 
närem Schwindel ergriffen wurden, diefes ift fchon nach dem Obigen ein ungerechter Borwurf. Wenn 
aber etwa Manche, welche dem fchweren Kampf der badifchen Revolution von außen ruhig mit zufahen, 
flatt der Wahl eines oder des andern Deputirten eine andere gewünfcht hatten, fo mögen fie billig bie 
menschlichen Kräfte und die Dechältniffe erwägen. Die badiſche Oppofltion war befanntlich gegenüber 
der allmächtigen beutfchen und badifchen Reaction fo verfolgt und verhaßt und gefürchtet, bag nicht 
Bios Alle, die Gunſt brauchten, namentlich bie Beamten, auf der Straße ber freundlichen Begrüßung 
eines Oppoſitionsmannes, vielleicht eines alten Yreundes, angfterfüllt auswichen, und daß bei einer 
vacanten Deputirienftelle gar viele Männer, namentlich and, Profefioren, denen man fle anbot, vor 
dem Haß, vor ber Laſt und Gefahr derfelben zurüdhwichen ober fich zu vornehm für dieſelbe hielten. 
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fchtige Vernachläſſigung der Theilnahme an den vaterländiſchen Angelegenheiten von Selten 
der Bürger. Hinlänglich groß aber zeigte fich allerdings dieſer Mangel in allen Schichten und 
Theilen unfers Baterlandes, ' 
Schuldvolle Urſachen unfers Unglüds find im Allgemeinen einerfeitö jene bereits gefchil- 
‚ derte öffentliche Untreue der Verweigerung, Unterdrückung oder Berfälfhung der dem deutſchen 
Volke natürlich und gefchichtlich zuftehenven, von den Regierungen feierlich anerkannten und zu⸗ 
gefagten, theilweife bereitö neuconftituirten Rechte, ſodann aber auch die revolutionäre Untreue 
derjenigen Bürger, welche auf eigene Hand ſich von der treuen Achtung des Rechts und des 
friedlichen Nationalwillend für eine friedliche rechtliche Reform losſagten. 

Betrachten wir nun etwas näher die Entwicdelung der erwähnten verhängnißvollen Ereig- 
niffe, fo ſehen wir in ver badiſchen Kammer die liberale Mehrheit ſtets mit dem Streben nad 
der freien Entwidelung der vaterländifchen Verhältniffe vie ernftefte Bemühung verbinden, Die 
jegt überall drohenden Maßloſigkeiten zurückzudrängen. Unmittelbar nad ver Nachricht von dem 
erſchütternden Ereigniß in Frankreich ftellte ver Abg. Welder in ver Kammerfigung von 26. 
Febr. eine Motion auf die Bitte an die Regierung, fich fo ſchnell wie möglich vom redctionären 
Syſtem lodzufagen. ‚Aber‘, fo fügte er hinzu, „es ift jeßt, mo im Nachbarland der Bott der 
Treue und Wahrheit fo fihtbar mit feinen rächenden Bligen die Urheber ver Untreue, des 
Wortbruchs und der Volksverachtung zerfchmettert hat, am wenigſten erlaubt, Die Leidenſchaften 
aufzuregen und Hader und Zwietracht ind Leben zu rufen. Iegt ift e8 freilich unvermeidlich, daß 
vielfach blinde Leidenfhaft und maßlofe Gedanken fi regen bei ver Betrachtung, daß in 
Deutſchland vie Heiligften Fürſtenworte noch nicht erfüllt feien, daß man vielmehr vielfach 
gehört habe: Das durch dad Blut des Volfed gerettete Vermögen des Vaters nehme ih wol an, 
‚aber feine Schulden bezahle ih nit. Abereben deshalbthutes jetzt vor allem noth, 
daß die Fürſten und das Volk zuſammenhalten, denn wir leben in einer Zeit, wo 
nicht blos die großen Häuſer wanken, auch die kleinern und mittlern ſind in Gefahr. Jetzt 
werdeich ſprechen für die Eintracht, für das feſte Fuſammenhalten des gan— 
zen Vaterlandes. Ich werde aber auch ſprechen von den Grundlagen dieſes Zuſammenhal⸗ 
tens, von treuer Erfüllung derjenigen Verheißungen, auf welche trauend Tauſende in den 
Tod gingen, von freier Wahrheit, Nationalſprache, Volksbewaffnung.“ In den ſehr natürlich 
ſich folgenden Bürgerverſammlungen der nächſten Tage wurde der Petitionseifer der Liberalen 


Wäre es alfo wirklich räthlicher geweſen, fo unbeſcholtene Maͤnner wie Hecker und Brentano ober Peter 
ur Zeit ihrer Bas waren, zurücdzuweifen, wie es wirklich mit Struve, vielleicht zum Nachtheil gefchah, 
o muß man bebenfen, baß es fehr oft an Männern, vorzüglich aber an wiflenichaftlich gebilbeten, ges 

ſchaͤftskundigen Männern fehlte, an folchen, deren Wahl nicht geradezu ber an Zahl fchon fo ſchwachen 

Oppoſition gefchabet hätte. Auch waren wir ja fidjer, in ber Kammer flets die gemäßigten Beichlüffe 

flegreich Fin machen, wie es die Altliberalen fiets und noch bei ausgebruchener Revolution zu bewirken mußten. 

So fommen wir alfo zum Anfang zurüd. Mangel und Fehler hatte bie badifche Oppoſition, o ja, 
ficherlich. Aber wenn ſonſt ber Ruhm begründet ift, ben man ihr fo oft beilegte, daß fle durch patrio⸗ 
tiſche Gefnnung unb Bildung, 0 maßvolles, unermüdliches und heilfames Wirken für die ebelften 

Yaterländifchen Aufgaben hochſtehe, fo Fönnen diefe natürlichen, menfchlichen Unvolffommenheiten biefen 

Rukın nicht aufheben. Und bie deutfche und badifche Revolution ift nicht unfere Schuld, ift nicht Durch 

unfere Beftrebung, fonbern durch bie rechtlofe und unflttlicge Reaction und durch unfern Todfeind, bem 

zechtlofen und unfittlichen Rabicalismus, entflanden. Für diefes sie Endurtheil mögen nun hier 
noch folgende gute Worte jenes vortrefflichen Gefchichtichreibers ſprechen. Er fagt S. 18: „Die erfle 

Störung kam von außen ber, von ber Bundestages und Gonferenzpolitif. Bon borther famen bie Ordon⸗ 

nanzen, die vor allem bie freie Prefie, welche anf geſetzlichem Wege beichloflen war, wieber aufhoben; 

von borther kam auch die ſcheußliche Politik ver geheimen Conferenzbefchläfe, durch welche bie Diplomas 
tiſche Berichwärung die am hellen Tage bewilligten Rechte aufeinem Umwege wieder aufzuheben trachtete. 

Bon dorther kam die fchlechtverhehlte Gutheißung fo entſetzlicher Nechtsverlegungen, wie der Verfaſ⸗ 

fungebrug in Hannover war. In Baden iſt Diele unfelige Ausſaat aufgegangen und bie revolutionäre 

Zallik der Demagogie hat eifrigft ausgebeutet, was bie revolutionäre Politik ber Regierungen vorbereis 

tet hatte.“ Präfldent Bekk ſprach es in feiner Rebe nach Eröffnung bes Landtags 1850 unumwun⸗ 

ben aus, baß bie Bunbeseinrichtungen, baß der Ausichluß der Nation vom Bund die Revolution ver: 
ſchuldeten, und Häuffer flimmt mit ihm überein. Er fagt ferner (,, Gegenwart‘, II, 331): „Bas in 

England und in bem jungen Belgien bie conflitutionelle Monarchie ſtark und groß gemacht hat, liegt 
allein darin, daß fle dort eine Wahrheit it, daß bie Krone feine Prärogative fennt, bie mit dem Willen 

der Mehrheit des Volles in Widerſpruch gerathen fönnte. Was fie in Frankreich geflürzt und in Dentfechs 
land ſchwer erichättert Hat, ift bie eüge, die mit Minoritäten zu regieren unternahm und bie bie alten 

abfolutiftifchen Gelüfte Hinter einem leeren parlamentarifchen Schattenfpiel vergeblich zu verſtecken 


Kr Ne Ra bes falichen Royalisınus bereitete dem Königthum fchlimmere Zeiten, 
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im Lande auf jene befannten vier Wuünſche: freie Preffe, Nationalparlament, Volksbewaffnung 
und Shwurgericht, beſchränkt, Die, von. Heidelberg und Manheim ausgehend, mit wahrhaft wuns 
berbarer Schnelligkeit nicht blo8 Durch das ganze badische, jondern auch durch das ganze deutſche 
Band ertönten. Schon mit der erſten großen Erſchütterung hatte die Reaction und Polizeiun⸗ 
terdrückung faft überall ihre frühern Verfolgungen der Volksverſammlungen, ver Petitionen 
und der oͤffentlichen MittHeilung eingeftellt und felbit ihre gefeglichen Waffen fallen laſſen. Die, 
Cenſur eriftirte nicht mehr. 

Der Tag freilich, an welchem jene Petitionen übergeben werben follten, wurde aud in Bas 
den, ſowie anderwärtd ein höchſt gefährlicher. Der Geſchichtſchreiber ver badiſchen Bewegung 
in der „Gegenwart“ (IL, 452 fg.) berichtet: „Die Regierung fchien ven wohlgemeinten Wink 
(in jener obigen Motiondanzeige von Welder) nicht gu begreifen. Die Vertreter des alten Sy⸗ 
ſtems blieben im Miniſterium und e8 folgte feine von den Conceſſionen freiwillig, die man als⸗ 
bald vem Drängen und Stürmen nicht abfhlagen konnte.” Auch jetzt fiegte die verderbliche Ein⸗ 
wirfung von außen. Bon Preußen war der General Schad mit einem eigenhändigen Schrei= 
ben des Königs gekommen, um von Conceffionen abzumahnen. Erft nad der Proclamation ver 
Republik in Frankreich und nad jenen badiſchen Volksverſammlungen am 29. Febr. erfchtenen 
bie Minifter in der Kammer und flellten umfaſſende Reformen, proviſoriſches Preßgefeg u. f. w. 
in Ausſicht. „Einer der Minifter begleitete die Zufagen mit den Worten des Dichters: der Menſch, 
ber in ſchwankender Zeit au ſchwankend gefinnt fei, vermehre das Übel und verbreite ed weiter 
und weiter. Aber das Dlinifterium felbft ſchien dieſem Spruch nicht nachzuleben. Alle die Zus 
jagen, melde noch vor wenig Wochen ein mächtiges Mittel der Beruhigung geweſen wären, 
waren jegt zu wenig für das Bedürfniß des Augenblicks. Sie enthielten nur Verheißungen 
proviforifcher Geſetze, feine feiten, genügenden Garantien. Das DVerheißene war auf Schrauben 
geftellt. Noch waren ja im Minifterium wie am Bundestage die Vertreter der alten Politik in 
voller Wirffamkeit thätig. Das Minifterium mußte fi fofort aus Männern der liberalen 
Mehrheit ver zweiten Kammer ergänzen, flatt damit zu warten, bis e8 zu fpät war. Der Ein 
drud der minifteriellen Erklärungen war in der Kammer ein gemifchter. Welcker, Baflermann 
und Mathy mahnten in edler Weife zur Einigkeit und zum Frieden. Die Führer der äußerften 
Linken äußerten fi weniger optimiftifch und boden nicht mit Unrecht das Zweideutige und 
Schwankende der zugeiagten Goncefflonen hervor. Die Petitionsbewegung hatte indeflen das 
Land durchdrungen und am 1. März follten alle Diefe Petitionen durch Deputationen der ſämmt⸗ 
liden Städte zur Übergabe gelungen. Bon ver Minifterbant aus war kürzlich etwas wegwer⸗ 
fend von Petitionen diefer Art geſprochen worden. Hecker hatte damals geäußert, man werde 
bald die Petitionäre leibhaftig der Negierung vor Augen en Bedenklich ſchien ed indeſſen, 
daß ſich den mächtigen Zügen aus den einzelnen Städten Haufen von Proletariern und Hand⸗ 
werksburſchen anſchloſſen, für die aus unbekannter Kaſſe Eiſenbahnkarten gelöft waren, auch 
daß fi in Karlsruhe ſelbſt allerlei ungekanntes Volk ſammelte, wie man es im Jahre 1848 
allenthalben, wo der Boden glühte, aus der Erde wachſen und dann auch raſch wieder verſchwin⸗ 
den ſah. Schon war in der Nacht vom 28. Febr. ein Haufe ſolcher Leute, geführt von einigen 
Emiffaren der Revolution, betroffen und verhaftet worden, die in einem abgelegenen Theile der 
Reſidenz die Republik leben ließen und einen Straßenframwall zu erregen fuchten. Die Mehrzahl 
der am 1. März in Karlöruhe Angekommenen, unter denen man die angefehenften Bewohner 
badiſcher Städte und Gemeinden wahrnehmen konnte, wollten beweifen, daß die Foderungen, 
die in ven Adreſſen niedergelegt waren, ihre eigene Gerzensmeinung enthielten, baß bie ganze 
Bewegung, die durch das Land ging, weit entfernt, künſtlich ober gemacht zu fein, gerade bie 
Gebildetſten und Tüchtigſten am lebhafteften ergriffen hätte. Anders die radicale Partei. In ihr 
regte jich ſchon das Putfchgelüfte, und ed bedurfte ver ganzen Energie. der Gonftitutionellen, um 
von einem Handftreiche abzuhalten. Struve namentlich und Andere aus feinem Gefolge wollten 
durchaus in den Ständefaal einziehen, die Petitionen mit einer Anrede begleiten und dann bie 
ganze Maffe ver Tauſende von Ankdmmlingen durch ven Ständefaal defiliren laſſen.“ Doch 
ſelbſt Heder (der ein andered Project hatte) Half dieſen Streih abwenden. ine Eleine Depu⸗ 
tation überreichte ſtillſchweigend an ven Schranken der Verſammlung die Petition. „In ber 
Berfammlung felbft ging es bunt genug zu. Alle Galerien, alle Gänge, ja ein Theil des innern 
Saals waren mit Zuhörern gefüllt, Die aud der revolutionären Jugend, aus Handwerksgeſellen 
und Fremdlingen wenigftens dem größten Theil nach beſtanden.“ Ja der Hof und die Umgebung 
des Ständehauſes waren mit Volk gefüllt, welches Struve, in ein offenes Fenſter des Staͤndehau⸗ 
ſes Hineinhörend, mit den Inhalte der Verhandlungen bekannt machte. Dieſes große innere und 
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äußere Publicum übte durch fein Benehmen einen ftörenden und wol hier und ba auch einſchũch⸗ 
ternden Einfluß. Es geberbete ſich, troß aller Mahnungen des Präjidenten, wie wenn es be= 
rechtigt wäre, an der Debatte teilzunehmen. Die Roheit und der Lärm der Maſſe übertäubten 
den Ernſt und Die Würde der Verfammlung und der aus dem ganzen Rande Üübergebenen ein: 
flimmigen Petition. Nad Eröffnung der Sigung erklärte Staatsrath Bekk, daß das durch bie 
Bundesgewalt aufgehobene Preßgefeg vom Jahre 1831 von dieſem Tage an wieder in Wirk: 
famfeit trete. Der Jubel in und außer ven Saale war überwältigend. Die Mehrzahl ver Kam⸗ 
mer erblickte in dieſer Conceſſion eine Bürgfchaft dafür, daß die Negierung mit der Beivegung 
zu gehen entfchloffen fei. Nur Heder und Brentano nahmen Anſtand, ihr Vertrauen zum Mi- 
aifterium auszufprechen. Sie brachten im Namen von acht Abgeorbneten eine Reihe weiterer 
Foderungen vor, dem Inhalte nah für Reformen, die feit Jahren die badische Kammer ge- 
wünfcht hatte. Aber fie wollten jegt diefe Foderungen ohne alle weitere Prüfung, fie wollten 
ihre Anträge gewiſſermaßen ſtehenden Fußes verhandelt und bewilligt ſehen, um fle durch eine 
Deputation zum Großherzog zu bringen, welcher ji dann unfehlbar die größte Volksmaſſe 
angeſchloſſen hätte, um, wie damals in vielen veutfchen Reſidenzen, ven Fürſten mit Verlegung 
feiner Würde zu beliebigen weitern Eoncefflonen zu drängen. Das Verlangen von Herder und 
Brentano ward in leidenſchaftlicher, ſtürmiſcher Weiſe geftellt und vom Publicum in und außer 
dem Stänvehaus unterflüßt. (Die Verlegung aller gefeplichen Geſchäftsordnung, vie Schmach 
der Kammer, wenn jle ſich in ſolcher Art terrorifiren ließ, die ganze Gefahr der Sache mußte 
den geiftesfreien Kanımermitglievern vor der Seele ftehen.) Mathy erklärte mit der ihm eigenen 
Kaltblütigkeit und Schärfe, er werde eher. auf feinem Poften flerben, als ſich durch Einſchüch⸗ 
terung von feiner Überzeugung abbringen laſſen. Der vorgefchlagene Weg wolle die Anſichten 
ber Einzelnen überrumpeln und dazu gebe er fih nicht her. Brüllendes Geigrei und Zifchen 
übertönten feine Stimme. Vergebens erhob fi auch Baffermann zu gleichem männlichen Wi: 
derſpruch. Auch feine Worte wurden nievergebrüllt und ausgeziſcht. Der Wiverftand ſchien 
fruchtlos, da ſelbſt Soiron dem Hecker'ſchen Antrag beigeftimmt hatte und natürlich alle Mini- 
fteriellen fett ſchwiegen. Doch glückte es dem Abgeordneten Welder, ſich Gehör zu verfchaffen 
und fich im Wort zu behaupten. Er begann: „Wir ſollten und über eine ſolche Formfrage nicht 
entziweien. Die Zeit iſt groß und fodert Einigung von den Freunden des Volkes und der Frei: 
heit. Ste fodert aber auch die Grundlage ver Freiheit und der Einigung, die gefeglihe Orb: 
nung. Ich weiß es freilih, daß diefe gefegliche Ordnung leider in Deutfchland und in Baden 
von anderer Seite verlegt wurde, und daß eine Agitation des Volkes nöthig ift, um die Freiheit 
zu erwerben. Aber wenn irgendwo in Deutfchland ; fo ift in unferm Baden eine friepliche Agi- 
tation nothwendig und Feine geſetzwidrige. Ich Habe mich nicht gefcheut, als Oppofitiondmann 
gegen reactionäre Minifter fortund fort zu kämpfen für die Freiheit und die Rechte meines Volkes. 
Ich habe es gethan oft mit empörtem Herzen, mit Entrüftung Üiber rechtswidrige Gewalt. Aber 
ich habe meine Leidenſchaft nie über meinen Verftand Herr werben laflen. Ich Habe es mit Stolz 
ausgeſprochen, ein Badener zu fein, und in Baden follte daher die Agitation feine andere als eine 
friedliche fein. Und in diefem Sinne wünfce ih, daß die Vorſchläge, denen ich, formeit ich fie 
richtig verſtanden habe, zuftimme, behandelt werden.“ Nachdem der Redner fo ven Stolz auf bie 
höhere conftitutionelfe Bildung der Badener für eine friedliche gefegliche Behandlung der An- 
träge zur Unterflügung aufgerufen hatte, wies er einen einfachern Weg für pie Behanplung der 
Anträge ald den von ven Gegnern zurüdgewiefenen gewöhnlichen, als den ver Abgabe ver An⸗ 
träge an die erfte Kammer, ald gefegmäßigen, ald den in einem frühern Falle ſchon erwählten Weg 
nah. Er flug vor, den Großherzog durch das Staatöminifterium zu erfuchen, die Wuͤnſche 
burd eine Kammerbeputation entgegennehmen zu wollen, nachdem fie wirklich von der Kammer 
sollfommen verftanven, berathen und gebilligt worden. Er fügte hinzu: „Es würde dem Ein- 
druck, den der Ausfprud der badiſchen Kammer haben muß, ſchaden, wenn ed auch nur den 
Schein hat, als Hätte fie übereilt und gebrängt unterzeichnet.” Vollends aber machte er gegen die 
fofortige Uberreihung geltend, daß dieſe Wünfche ja nod) gar nicht vollſtändig feten, daß die 
allerwefentlichften Sicherungen der Volksfreiheit, die gegen Beamtenwillkür durd Organifa- 
fon einer wahrhaft unabhängigen Juſtiz und die Sicherung gegen die des Öffentlichen Vertrauens 
beranbten Mitglieder des Mintfleriums, noch fehlten. So fei e8 alfo weit beffer, die Sache ge- 
fhäftsornnungsmäßig an vie Abtheilungen und an eine von ihnen erwählte Gommifflon und 
dann zur Beichlußfaflung an eine neue Kammerfigung zu überweifen, dieſe Sigungen aber fo 
ſchnell anzufagen, daß jchon morgen vermitteld einer Deputation pie Befchlüffe vom Großherzog 
empfangen werben fönnten. „Ein Tag Verzoͤgerung“, fo ſchloß der Redner, „iſt nicht zu viel für 
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eine fo große Sache. IH glaube, die Mitglieder dieſer Kammer werben einftimmig fein, und 
die bier verfammelten Männer können die Überzeugung mit nad Haufe nehmen, daß dieſes 
Programm verbeſſert und gefräftigt aus unferer Berathung hervorgehen wird. Dann kann auch 
die Regierung in abgefürzter Zeit ihre Zuftimmung geben, wie e8 oft gefchehen ift, und mir 
fommen auf biefem Wege am beften und am würbigften zum Ziele.“ 

Diefed wirkte. Der Antrag wurde vielfeitig und ausdrücklich von Soiron unterflügt und 
son ber Kammer zu einem fo einmüthigen Beſchluß erhoben, daß felbft Hecker nothgedrungen 
ihm Beiflimmen mußte. Die Kammer verfammelte ſich gejchäftsorpnungsmäßig in ihren Ab⸗ 
theilungen, dieſe wählten eine Gommiffton und als deren Berichterflatter konnte ver Abgeord⸗ 
nete Belder ſchon am folgenden Tage über alle einzelnen Punkte berichten und die Kammer 
befhließen. Der Berichterflatter aber wußte feinen Bericht jo einzurichten, daß er am Schlufle 
der Sigung die Berfammlung zu einen Lebehoch auf den Großherzog einladen durfte und dies 
ſes von der Kammer wie von ven noch Immer überfüllten Galerien drei mal wiederholt mit Nach⸗ 
druck ertönte. So Hatte die liberale Oppofition die beabfichtigte Nieverlage der gefeglichen Ord⸗ 
nung und vor allem die Beleidigung ver Würde des Fürften in einen Sieg beider verwandelt 
und hoͤchſt wahrfcheinli wahre revolutionäre Acte verhindert. Wie dringend die Gefahr der⸗ 
felben war, dieſes zeigten vie ganze Lage ver Dinge, die faft gleichzeitigen Vorgänge in andern 
Zändern und aud ber Umſtand, daß der befiegte revolutionäre Wille und Verdruß ſich nicht 
blos in der heimlichen bübiſchen Anzüundung des Minifleriums des Auswärtigen am Abend des 
erſten Tages, ſondern auch darin zeigte, daß nach dem Ende der flürmifchen Kammerfigung, 
trog der friedlichen Verfchiebung aller Anträge, große Maſſen auf ven Schloßplag brängten 
und nur mit Mühe durch Deputirte und karlsruher Bürgerwehren von Verkehrtheiten abgehal⸗ 
ten und zum Auseinandergehen beflimmt wurben. Es mußte ver Sieg der Ordnung jegt ge: 
lingen, da jener internehmung durch den einmüthigen Kammerbeſchluß aller Grund und Boden 
entzogen war. Aber die wühlerifhen und anarchiſchen Gelüſte wurden von den ausländiſchen 
Emiffaren und einigen badifchen Radicalen unermüdlich geſchürt. 

Fortdauernd beſtrebten ſich dagegen die badischen Altliberalen, dad rechte Maß in ver neuen 
deutfchen Bewegung zu erhalten. Offentlich und nachdrücklich warnten fie vor den Gefahren re= 
publikaniſcher Beitrebungen für das deutſche Einigungs- und Verfaſſungswerk. So mahnte 
nad den Worten des Befchichtfchreiberd der badiſchen Revolution in ver „Gegenwart“ (I, 
461) der Abgeordnete Welder in einer warmen und herzliden Anſprache, melde er am Mor: 
gen vor der erften offenburger Berfammlung, am 19. März, an allen Babnflationen und in Of⸗ 
fenburg felbft gedruckt vertheilen ließ, entſchieden ab von republikaniſchen revolutionären Beſtre⸗ 
bungen. „Sie gefährben‘‘, rief er prophetifch aus, „unſer heiligftes Gut, unfere nationale Ehre, 
Einheit und Freiheit. Sie ſtürzen uns in Gefahr ver hoͤchſten Schande, in die ver Einmiſchung 
und Oberherrfhaft ver Fremden, in die der Zerfplitterung. Bet unjern eigenen Mitbürgern 
und vollends im ganzen übrigen beutfchen Volke werden dieſe Verfuche zunächſt die Beforgniß 
jener entjeglihen Schmach und mit ihnen neue Reaction gegen und und die Freiheit erwecken. 
Sie werben hoͤchſt wahrfcheinli eine Uberſchwemmung unferd Landes mit fremden Truppen 
herbeiführen.” Zugleich enthielt die Anſprache in fhlichten und warmen Worten eine Erin- 
nerung an bie Tugenden und wohlmollenden, mohlthätigen Gefinnungen des Fürften. Wir ba⸗ 
diſchen Liberalen bewahrten bei unfern Kämpfen mit den Miniftern doch ſtets nicht blod die ſchul⸗ 
dige Ehrfurcht vor dem Fürften, fondern fuchten ihm auch die Liebe des Landes zu erhalten, fo= 
daß oftmals radicale Schriftfleller, wie Börne, Siebenpfeiffer, ihren Unmuth darüber äußerten. 
Die offenburger Berfammlung war von Hecker und Struve mit revolutionären Gelüſten und 
Hoffnungen eingeleitet, doch wagten fle noch nicht die übrigen Kammermitgliever zu umgehen, 
und bieje nahmen nun großentheild nicht blod die Binlanung zur Thellnahme an, fondern - 
nahmen in einer von ihnen mit ausgehenden Sffentlihen Cinladung die Sache in die Hand, 
um ihr womöglich eine unſchädliche Richtung zu geben. Und dieſes gelang. Ipftein und felbft 
Heder ſchloſſen ſich an, gegen die Republik zu ſprechen. 

nlich mahnte einige Zeit fpäter, als durch die wiener und berliner Revolutionen die revo⸗ 
Iutionären Actien ſehr geſtiegen waren, Welcker in der allgemeinen badiſchen Wehrmännerver⸗ 
ſammlung, welche Hecker und ſeine Freunde in der Abſicht, hier die Republik als den Volkswunſch 
ausſprechen zu laſſen, auf das heidelberger Schloß ausgeſchrieben hatten, und dann bald dar⸗ 
auf in einer kleinern Berfammlung zu Weinheim. Es war hierbei das Hauptthema feiner anti⸗ 
revolutionären Gegenrede: „Ihr wollt mehr Freiheit und deutſche Einheit und weniger 
Steuern. Darin habt ihr volllommen Recht. Aber ihr fein beim beften Willen auf einen Irrweg 
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gerathen, auf dem ihr ganz fiherlic weniger Kreiheit und Einheit und mehr Steuern erhaltet.’ 
Auch waren dieſe Bemühungen noch von Erfolg begleitet, wenngleich von einem fpäter wieber 
zerftörten Erfolg. In Heidelberg Eonnten die republikaniſchen Leiter der Verſammlung bei ver 
Abſtimmung für die Republik nur jo ganz wenige Stimmen erhalten, daß fle unwillig zum 
zweiten mal abftimmen ließen, „daß das badiſche Volk ſich nicht für unmündig erkläre”. Aber 
auch in diefer Form erhielten fie nur Höhft wenige Stimmen, während in ber für venfelben 
Tag auch nad Freiburg audgefchriebenen Verſammlung des obem Landes eine Mehr⸗ 
heit für den Volkswunſch einer foͤderativen Republik herausgebracht wurde. Die revolutionäre 
Leidenſchaft einiger äußerften Demagogen kühlte das freilich jo wenig ab, daß unmittelbar nach 
ver Berfammlung dicht neben vem Bekämpfer ver Republik zwei vom jenfeitigen Nedarufer ab⸗ 
geichofleng Flintenkugeln in fein Haus einfhlugen, fowie au in Weinheim mehre der achtbar⸗ 
ſten vadicalen Männer ihn nor den Angriffen ver Rohern ſchützen mußten. Ahnlich wirkten 
damals viele von andern Ehrennrännern ausgehende Ioyale Beftrebungen; fpäter vorzüglich 
auch von der zweiten Kammer ausgehende Aufrufe und die von ihr geförberten confervativen 
Bereine. 

Doch der Erfolg aller Beftrebungen für die Ordnung hing damals in Baden wie in an- 
dern Theilen Deutſchlands von dem guten und glücklichen Gange ber franffurter conftituirenden 
Verſammlung ab. Die von ihr erwarteten Erfolge und die allgemeine Achtung gegen fie bän- 
Digten die feit dem Frühjahr erwachten anarchiſchen Gelüfte, kraftigten die loyale Entſchiedenheit 
der Gemäßigten, entwaffneten die Radicalen. Diefe wagten nie im Verlaß auf ſich felbft etwas 
Bedeutendes, fondern ftetd nur dann, wenn fie, wie bei der die Würde der Nationalregierung 
und Nationalverfammdung beleivigenden Genehmigung ded Malmder Waffenſtillſtandes, oder 
wie bei ver fpätern Berweigerung ver Annahme ver Berfaflung von den größern Staaten, glau⸗ 
ben konnten, die Sefühle und der Wille ver Mehrheit der ehrenwerthen Bürger ſtänden ihnen 
zur Seite, ſie koͤnnten unter einer für biefe heiligen Fahne ven Krieg beginnen. Deshalb ſchien 
es und auch ſtets fo gefährlih,, wenn von der Nationalverfammlung aus irrige Vorftellungen 
über nad Rechtäverhältniß zu ven Negierungen und über eine revolutionäre Volksfouveränetät 
ausgingen. 

Jedenfalls knüpfte ſich an die Schickſale ver Reichsverfaſſung der Zuſtand in den einzelnen 
Ländern. Es fnüpfte ſich namentlih an das Scheitern der erftern die legte revolutionäre Un- 
ternehmung in Baden und ihre erfolgreiche Ausbehnung. Auch wurde fie oder die Durchfüh— 
zung der Reichöverfaflung gegen ihre Feinde und gegen vie Abfälligen von ihr feierlich und laut 
von den Revolutionären ald Rechtsgrund und Zwed ihrer Unternehmung verkündet. Freilich 
wiflen wir wohl, daß bei vielen revolutionären Näpelsführern dies nur der Vorwand war, 
oder daß fie nur eine Einführung der Republik als Inhalt und als ven wahren Ausgang mwoll: 
ten. Aber man brauchte eben dieſen Vorwand, weil feine Revolution möglich ift, ald wenn fie 
und ihr Gegenſtand wirklich oder wenigflend durch Taufhung den Gefühlen und Wünfchen ver 
ehrenwerthen Bürger entipridt. Und fofehr wir diefe frevelhaft unternommenen deutſchen Re: 
volutionen, die und die herrlichflen vaterländiſchen Hoffnungen vernichteten und bie er: 
firebte Freiheit wenigftend auf Menſchenalter zerftörten, beklagen müͤſſen, fo märe es doch völlig 
hiſtoriſch unrichtig, zu verfennen, daß ver größere Theil ihrer Theilnehmer getäufcht die va- 
terlaͤndiſchen Wünfche durch fie zu erringen glaubte, daß der größte Theil des Volkes überraſcht 
und getäufcht die Revolution deshalb gewähren ließ, flatt fie zu Boben zu ſchlagen, weil er fie 
mehr oder minder als das letzte verzweifelte Mittel betrachtete, vielleicht die deutſche Ehre und 
Verfaſſung durch eine fhnelle Miterhebung des größten Theild von Deutſchland zu retten. Die: 
fer Gedanke konnte natürlih auch nicht befeitigt werben durch die volfftändige Annahme ver 
Neichöverfaflung von der badiſchen Regierung, da ja die größern Regierungen, von denen Wür⸗ 
temberg fie nur auf dad Drängen des Volkes angenommen hatte, ihre Annahme verweigerten. 
ALS im Brühjahre 1848 die in Frankreich begonnene Bewegung das ganze durd die unmora- 
liſche Bundes- und Regierungspolitif empörte deutſche Bolt in eine fieberhafte Bewegung ver: 
fegte und das durch bie laute Öffentliche Meinung erweckte Bewußtſein des Unrechts vie Regie⸗ 
rungen lähmte, da fland das empdrte Volk dennoch in feiner Bewegung, in der Hoffnung ber 
endlichen Berwirklihung ber einigenden und ſchutzenden Reichsverfaſſung, vor den Thronen ſtill. 
Diejer Damm war plöglich zerftört, durch bie Fürſten felbft durchbrochen. Wer darf fi nun 
wundern über eine bis zur Verzweiflung fleigende unmuthige Stimmung? Daß dennod bei 
einiger genauern Erwägung der ganze Kern des badifchen Volkes fontel Befonnenbeit zeigte, 
ſich von der Nevolution fernzuhalten und die Hoffnungslofigkeit des tollen Unternehmens zu 
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voräfgauen, dies if hinlänglich bekannt und zeigte fidh deutlich, als ſelbſt nach der vorläufig ganz 
fegreig gewordenen Revolution alle befonnenen Bürger fi von den Wahlen zur conftituiren= 
von Verſammlung fo gänzlich fernhielten, daß diefelbe nad) Brentano's und anderer Revolu⸗ 
tionäre eigenem Geſtändniß bie jammervollſte Geftalt aller politifhen Verfammlungen erhielt. 

Dennod wurden jegt bei der feden Entfaltung der anarchifchen und wühleriſchen Bes 

Frebungen alle Gegenbemühungen der Lanpftände, ver conjervativen Bürger und der Mes 

gierung vereitelt durch die Wirkungen ber frühern verberbligen Bundes- und Regierungs⸗ 

politik. Zu biefen Wirkungen gehörte namentlih aud die geſchwächte Kraft ver Regierung 

und die Schwache und die Demoralifation der Beamten. Diefe, die früher alle Vereine, jede 

gevrudte freimüthige Wahrheitsmittheilung und Meinungsäußerung, jeve politifche Verſamm⸗ 
lung und Demonftration unterbrüdt Hatten, ließen nun gerade in ver gefährlichen Zeit alle& 

Diefes dem in Benugung und Gebrauch ver Freiheitsrechte no ungeübten, unerfahrenen Volfe 
und feinen treulofeften einheimifchen und fremden Verführern völlig frei. Sie überließen Alles 
dem zügellofeften, gefegwibrigfien Gebrauch. Wie Pilze hervorſchießende Volksblätter enthielten 

Tag für Tag ungeftraft, ja unverfolgt Majeftätsbeleivigung,, Hochverrätherifche Plane und 
Auffoderungen, ja Auffoberungen zur Mishandlung und zum Mord der fogenannten Freiheits⸗ 
feinde und Volksverräther, namentlich auch des DVerfaflers viefer Zeilen. Die fogenannten 
Bolfövereine, die ald politifhe Gegenregierungen durch das ganze Land zufammenhängenn und 
einer gemeinſchaftlichen hoͤchſten Gewalt untergeorbnet organifirt und mit der Volksbewaffnung 
verbunden waren, nahmen ungeftraft und polizeilich und gerichtlich nicht verfolgt einen völlig 
hochverrätheriſchen Charakter an. Selbft als die legte offenburger Verſammlung dieſes Vereins 
viele Wochen lang vorher angefagt war und Jedermann im Lande nad den deutlich ausgeſpro⸗ 
chenen Abſichten vieler Vereindglieder von ihr die Revolution erwartete, die fie nachher auch 
wirklich durchführte, erfolgte leider Eein Verbot. Der Mintfter Bekk erfuchte, ſtatt nad 
bem Vereindgefege, welches zur fofortigen Auflöfung aller ſtaatsgefährlichen Vereine ermäch⸗ 
tigt, jelbft ven Verein zu verbieten, vielmehr dad Reichsminiſterium, durch authentifche Ausle⸗ 
gung dad Verbot erft zu begründen, was dieſes natürlich ablehnen mußte. Das Minifterium 
aber war von aller Hülfe feiner, Beamten verlafien. Der ald Menſch und rechtögelehrter Rich⸗ 
ter hochachtungswürdige Miniſter des Innern Bell Hat in einer eigenen Schrift feine Kage und 
feine außerorventlihen Schwierigkeiten vortrefflich geſchildert. 11) Sie enthält gewiß jehr vie) 
Reätfertigendes für dad Minifterium. Doc ſcheint und das Kar, daß Bekk mit feinem floifchen 
Gleichmuth bei allen dieſen die gerechte Entrüftung und die feurigfte Energie herausfodernden 
Ereigniffen nicht ganz der rechte Staatsmann für folde Zuflände war, daß aud feine oben ge: 
fhilberte traurige Theilnahme an Fortfegung und Rechtfertigung des verfaflungdwidrigen 
Reactionsfoftems ihm Hinderlih war. Es mochte vielleicht auch die zu große Mäßigung der 
Liberalen nachtheilig gewirkt haben, indem fie eine ſolche Fortſetzung jenes Syſtems auf dem 
Landtage 1845/46, wenn auch mit Widerſpruch, duldeten, und indem fie nicht 1848 eiu ganz 
neued, alle Zweifel an der entfchieden liberalen Richtung ausſchließendes Minifterium, ahnlich 
wie dad Nömer’sche in Würtemberg, bewirkten. 

Zu allem Dem kam die Demoralifation auch der Armee, in welder die Offiziere, fehr ver⸗ 
ſchieden von der preußifhen Einrichtung, früher den Gemeinen allzu ariſtokratiſch fernftanven 
und ihnen in der gefährlichen Zeit der großen deutſchen Volksbewegung zu große Freiheit, die 
Zheilnahme an Berfammlungen, worin die Revolutionäre fle durch Freibier zu gewinnen ſuch⸗ 
ten, ja Berfammlungen zu völligen politifhen Debatten, zuleht fogar die Theilnahme an der 
legten offenburger Volksverſammlung durch Deputationen geftatteten. 

Doch Eonnte alles Dieſes allerdings zu Unorbnungen, Emeuten und Aufſtänden führen, wie 
fie fhon früher unter Hecker und Struve flattfanden, aber alsbald niedergeſchlagen wurden, 
eine allgemeine Revolution ver ganzen Armee und des ganzen Landes hätte e3 nimmer bewirkt 
ohne jene unglückliche Vereitelung des deutſchen Verfaſſungswerks. Die erften Vorſchläge und 
Grundlinien zu vemfelben gingen von der babifchen zweiten Kammer aus, nicht minder feine 
kraͤftigſte Förderung und Unterftügung in allen Stadien feiner Entwidelung. Seine glücklichen 
wie jeine unglücklichen Schiejale wirkten unmittelbar auf Baden zurück. Es läßt ſich bei der 
Abhängigkeit aller badischen Politik von der deutfhen Sache auch die badiſche Politik und ſelbſt 
auch die Politik der badiſchen Revolutionäre nur richtig verflehen und beurtkeilen durch vie 
richtige Auffaffung der deutſchen Sache. Sollen nun bei dieſem Wechſelzuſammenhang ver all⸗ 





11) Belt, „Die Bewegung in Baden“ (Manheim 1849). 
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gemeinen Reichs- und ber einzelnen Landedangelegenheiten und bei ver für Gegenwart und Zus 
kunft unfers Vaterlandes unermeplichen Wichtigkeit des erſten Ausgangs der deutſchen Wer⸗ 
Faflungsreform zum Frommen einer heilfamen zukünftigen Politik die Gründe des Midlingens 
angegeben werben, fo muß vor allem jeder Theilnehmer als Betheiligter jich des entſcheidenden 
Urtheils über Die ettvaige Borzüglichkeit feiner Meinung vor der Anſicht feiner Gollegen bege⸗ 
ben. Er muß ihnen , etwwaige einzelne unwürdige Glieder abgerechnet, gleich ehrenhafte Beweg⸗ 
gründe wie fidh felbft zutrauen und feine Mittheilung auf die objectiven, aller Welt zur Beur⸗ 
theilung vorliegenden Urkunden und Thatfahen befhränten. In folder Weife glaubt Hier ver 
Berfafler dieſer Zeilen endlich ebenfall8 über dieſe wichtigſte vaterländifche Angelegenheit ſich 
ausſprechen zu ſollen, nachdem er nun acht Jahre lang lieber unbillige Urtheile und Misdeutun⸗ 
gen über fi wollte. ergehen laſſen, als irgendwie einen früher noch eher möglichen leidenſchaft⸗ 
lihen und eigenfücdhtigen Kampf unter den vorläufig befiegten Freunden ver vaterlänbifchen 
Ehre und Breiheit nähren. 

Es waren 1848 ver Natur der Sache nad und wie e8 auch im Erfolg fich Herausftellte, 
drei Hauptmwege für die Herftellung deutſcher Einheit und Zreiheit gegeben. Zuerft 
der Weg der Revolution und ver Republik, ſodann der Weg derpällig fried- 
lichen geſe zlichen Reform in moͤglichſter Vereinigung des Volkes mit feinen beſtehenden 
Regierungen, vor deren Fürſtenthronen Die deutſche Bewegung ſtehen geblieben war, und welche 
ſaämmtlich bereits, ven Volkswünſchen entſprechend, durch Bundes- und Landesgeſetze ein Na⸗ 
tionalparlament einberufen hatten. Ein dritter mittlerer Weg gefiel ſehr bald einer über- 
wiegenden Anzahl von Mitglievern des Parlaments, vie ich, obgleich ich dieſe Grundanficht 
Thon von Anfang an flet8 bekämpfen mußte, doch für eine ſolche Auswahl wahrer Ehrenmänner 
hielt, daß Feine andere Nation in ihrem Parlament eine beffere aufweifen fonnte, und mit wel: 
hen ich, bie einzige Grundanficht abgerechnet, auch im Übrigen allermeift flimmen mußte. Die- 
fer mittlere Weg aber befand darin, daß man 1) fowie ſchon der Soiron'ſche Antrag im Bor: 
parlament und die Gagern'ſche Eröffnungsrede des Parlaments, mit Berufung auf die Sou⸗ 
veränetät des Volkes oder ver Nation dem Parlamente dad Recht zufpradh, die ganze National- 
verfaffung ohne Vereinbarung mit den Regierungen zu beſchließen und zu publiciren, daß 
man 2) vemgemäß einfeitig den Bund auflöfte und eine proviſoriſche Reichsregierung beſchloß, 
Daß man 3) die Kaiferfrone zum voraus Preußen zuerfannte und 4) ſchon hierdurch, fowie 
durch den Beſchluß, daß fein deutſches Reichsland mit andern Ländern anders ald in einer 
Berfonalunion verbunden bleiben fönne, Ofterreih aus der ſtaatsrechtlichen National: 
verbindung ausſtieß, ſodaß es nur in einen meitern völferrehtlihen Bund mit Deutſch⸗ 
land treten follte. 

Der revolutionären und republikaniſchen Anficht widerſtrebten nicht blos in beiver Beziehung 
-alfe meine ſtets feftgehaltenen Überzeugungen. ine republikaniſche Einrichtung würde in 
Deutſchland, bei deflen verſchiedenen Religionen, Stammesverſchiedenheiten, Reſidenzſtädten 
und partieulariſtiſchen Intereſſen und bei der hierdurch noch vermehrten Gefahr verderblicher 
Parteiung und der Einmiſchung der gewaltigen Nachbarmächte, vie Einheit noch mehr wie einft 
in Polen die polnifche Verfaffung gefährden. Hierzu kommt vollends die Schwierigkeit oder 
Unmoͤglichkeit einer Republit ohne vie republifanifchen Tugenden, Sitten, Gewohnheiten. 
Die zur Republik nöthige Revolution ließe fich endlich nur vurhführen, und was unenplid 
ſchwieriger ift, fle Tieße fi gegen bie jeder Revolution nachfolgende, in Deutſchland natür⸗ 
lich doppelt gefährliche Reaction nur allein behaupten, wenn der Kern ber Nation, ver 
ganze Mittelftand,, tm Gefühl Ihrer entſchiedenſten Gerechtigkeit und Nothwendigkeit fie wii. 
Died war aber Hier durchaus nicht der Fall, zumal ſeitdem die Fürſten einmüthig ven Willen, 
Die Nationalbedürfniſſe friedlich zu erfüllen, durch die Barlamentäberufung ausgeſprochen und 
bethätigt hatten. 

Deshalb konnten auch in den allerfreieften Parlamentswahlen nach allgemeinem Stimm: 
recht die Republikanet kaum zu einem Siebentel der Verfammlung durchdringen. Wenn nun 
auch Andere früher anders urthetlen mochten, fo hätte doch eine echte republikaniſche Befin- 
nung bie Mehrheitsentſcheidung der Nation achten, bie patriotifchen Beſchlüſſe der freigewählten 
nationalen Mehrheit nicht anfeinden und Feine nur durch unmoralifche Täuſchung, Beitehung 
und Gewalt mögliche Herrfchaft der Minderheit über die Mehrheit erſtreben follen. Dieſes 
ſchien mir die größte Sünde der deutſchen und badiſchen Mevolutionäre zu fein. Den Irrwahn, 
eine Republit ohne den Willen des Mittelftandes und ohne republifantfche Tugenven zu be= 
baupten, follte doch wol aud die Geſchichte von Frankreich deutlich genug beftätigt haben. Be: 


Baden (als conftitutioneller Staat feit 1844) 161 


Rund je hier fogar bei Staatöeinheit die Republik mehre Jahre lang völlig fiegreih und Eonnte 

doch nigt behauptet werben gegen die alsbald nachfolgende Reaction. Ja fie wurde bald fo 

tortlich verhaßt, va man ihr nicht blos die Monarchie, fondern eine wirklich ſchmachvolle Reac⸗ 

tion und den Napoleonifchen Despotismus vorzog. Deshalb mußte ich auch ſtets dem Gedanken, 
die Republik nur als Ubergangszuſtand zu erftreben, entgegenfegen, daß man viel fiderer 
and leichter bie conftitutionelle Freiheit ald ven Weg und Übergangspunft zur Republik er: 
fireben Eönne, al8 umgetehrt. Denn in ber That, die einzige ſtaatsmänniſch annehmbare Mög- 
iihfeit für die Republik und die für fie nöthige Revolution kann nur dadurch gegeden werben, 
daß für die gemäßigtere Breiheit die Nation gewonnen und in allgemeinere Bewegung geſetzt 
und in biefen gerechten Streben durch ungerechte und empörende despotifche Widerſtandsmittel 
zum äußerften Kampfe beflimmt wird. Wirkliche Staatsmänner, auch wenn ſie die Re⸗ 
publik gewollt Hätten, mußten ſie doch inden Hintergrumd flellenund ruhen laſſen, 
his fi zeigte, Daß die Freiheit auf dem conftitutionellen Wege unmöglih und durch die Re: 
glerungen zerflört fei. Die unmittelbare Beftrebung für Republik aber ſchreckt Die Bürger ab 
von aller Freiheitäheftrebung. 

Für den mittlern Weg haben felne vielen tüchtigen Anhänger in ihren bekannten Orga: 
nen, inden Ausführungen der „Deutſchen Zeitung” und anderer Blätter, und in vielen befondern 
Drudfriften gewiß fehr beachtenswerthe Gründe beigebracht. Man hat 3. B. die Berechtigung 
zum fouveränen Alleinbefchliegen in ven Wefen und der Einberufung ver conflituirenden Nas 
tionalverfammlung gefunden, ſodann aud in der Schwierigkeit, auf dem Wege vertragsmäßiger 
Vereinbarung die Verfaffung zu Stande zu bringen, und in ber daran gefnüpften Vermuthung 
einer Zuftimmung der Negierungen. Auch berief man ſich darauf, daß ja auch ihrerſeits die 
Fürſten nad) ven Befreiungskriegen einfeitig die Bundesverfaſſung befchloffen und die Nation 
von aller Theilnahme ausfhloffen. Die Gründe für die Bildung der proviforifchen Reichs⸗ 
gewalt fand man in der nothwendigen Kraft und Einheit der Nationalverfammlung und ihrer 
Beſchlüſſe, die für die Ausſchließung Oſterreichs in der Schwierigkeit einer Einheit bei den 
zwei Großmaͤchten, in der ausſchließlich deutſchen Bildung des ganzen preußiſchen Volkes und in 
ven frembartigen Bildungszuftänden und Intereſſen ver öſterreichiſchen Länder. 

Die abweichenden Überzeugungen, welche der Verfaſſer viefer Zeilen ſtets verfocht und feſthielt, 
beftehen ben Grundzũgen nach in Folgendem: Fürs Erfte hielt er die Vereinbarung der National: 
verfammlung über die Verfaffung für rechtlich nothiwendig und auch praftifch gar nicht ſchwieriger 
als das Zuſtandebringen ver wirklichen Einheit ohne fle. Die Souveränetät oder höchſte Gewalt, 
auf die man fich berief, ift eine dreifache. Sie ift entweder die völferrechtliche, vie Selbftän- 
digfeit de8 Staatd nad außen. Sie beſitzt das Volk mit feiner Regierung ohne Streit gemein: 
ſchaftlich, und die Regierung, folange fie va ift, repräfentirt und fhligt fie. Oder fie tft die 
Souveränetät des Regierens oder der Regierung. Gie fleht denjenigen Perfonen 
allein oder in Gemeinfchaft mit Andern zu, melden ſie die beftimmte pofitive Staatöverfafiung zus 
wei. Sie ift ebenfalld außer Streit. Oper fie ift endlich die Höhfte Gewaltüberpie Ver: 
faffung. Diefe nun befigt nur in der reinen demokratiſchen Republik das Volt 
allein. In allen freien und conftitutionell = monarhifhen Staaten aber beiigt jte die Nation 
als ſelbſtaͤndig berechtigte (wenn man fo will, fouveräne) Perfünlickeit zugleich mit ihrer 
beſtehenden ſouveränen oder monarchiſchen Regierung, ſodaß beide gemeinjchaftlich alle 
neuen Beftimmungen oder Veränderungen gutheißen müflen. Ohne freie Zuſtim⸗ 
mung ded Volkes wäre dieſes, ohne die des Monarchen wäre er rechtlod, aller felbftänvigen 
Würde beraubt , völlig unterworfen fremder Willkür. Kein rechtlich freies Volk, kein Monarch 
läßt ſich denken, wenn einfeitige Willkür alle ihre Rechte verändern, in Nichtigkeiten verwan⸗ 
‚ dein oder aufheben Könnte. Hierin nun mar aud für Deutfchland nirgends etwas geändert. 
Dap vie beiden hiervon abweichenden Anfichten, die republikaniſche und pie mittlere, fhon 
in der heldelberger Verfammlung ver 51 Männer (am 5. März) vertreten waren, war natürlich. 
Aber der Verfaffer viefer Zeilen, mit der Abfaffung der endlichen Vereinbarung derfelben oder 
ihrer Proclamation an die Nation beauftragt, und wol deshalb beauftragt, weil die abweichen⸗ 
den Anfichten mit ver feinigen ſich vereinbart hatten, durfte dieſe rechtliche Grundanſicht aus⸗ 
ipregen , namentlich in der Erklärung, daß man vie beſtehenden Berhältniffe achten wolle, fo: 
lange die Ehre und Eriftenz der Nation es erlaube, over wörtlih: daß die Verſammel— 
ten einmüthig ihre Mberzeugung dahin ausſprechen, „daß die Herftellung 
und Bertheipigung der höchſten Güter der Nation. im Zuſammenwirken 
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aller deutſchen Volksſtämme mitihren Regierungen, folange auf diefem 
Wege Rettung noch möglich iſt, erfirebt werden müffe”. Diefelben erflüren 
ferner über vie Mittel für ihren großen Zweck: „Um zur fhleunigften und möglichft vollftänpigen 
Vertretung ver Nation das Ihrige beizutragen, haben die Verſammielten beſchloſſen, ihre be 
treffenden Regierungen auf das dringendpfle anzugehen, jobald und fo voll- 
ſtändig alsnurimmer möglich iſt, das geſammtedeutſche Baterlanpund die 
Thronemitdieſem Schuzwalle zu umgeben. Zugleich haben fie verabredet, dahin zu 
wirken, daß baldmoͤglichſt eine vollftändigere Berfammlung von Männern des Vertrauens aller 
deutſchen Volksſtämme zufammentrete, un biefe wichtigfte Angelegenheit weiter zu berathen und 
dem Daterlande wie ven Regierungen ihre Mitwirkung anzubieten.” Zu dem 
Ende wurden fieben Mitglieder erſucht, Hinjichtlih der Wahl einer angemeflenen National: 
vertretung Vorſchläge vorzubereiten und die Einladung einer Verſammlung deutſcher Männer 
ſchleunigſt zu berathen. Alle 51 Mitglieder ver Berfammlung machten durch ihre Namens: 
unterzeichnung dieſe Erklaͤrung an die Nation zu der ihrigen. Der Verfaſſer derſelben aber 
drückte ſowol als Berichterſtatter der badiſchen Kammer über die Nationalverfaſſung in dem Be⸗ 
richt an dieſe, wie als Berichterſtatter der erwähnten Siebenercommiſſion in dem Bericht an 
das Vorparlament die ganz gleiche rechtliche Grundanſicht aus. Auch noch das von der Siebener⸗ 
commiſſion in Frankfurt unter Mitwirkung aller ihrer Glieder, alſo auch von Roͤmer, von 
Heinrich v. Gagern u. ſ. w., als unmittelbare Grundlage der Verhandlungen entworfene kürzere 
Programm, welches das Vorparlament ausdrücklich gegen ein anderes aufrecht erhielt, ſagte im 
Art 5: „Der Beihluß der Einberufung der conftituirenden Berfammlung erfolgt durch die mit 
Dertrauendmännern verflärkte Bundesbehörde.“ Das auf Grund diefer Erklärungen 
eingeladene und berathende Borparlament 12) wandte fi, übereinftimmend mit dieſer Grund: 
anficht, mit feinen Anträgen auf die Berufung einer Nationalverfanmlung und über dad Wahl- 
Hefe für dieſelbe an die Nepräfentation aller veutfchen Regierungen, an ven Bunvedtag. Dies 
ſergenehmigte und beſchloß die Einberufung, um, wie ausprüdlich diefe Bundes- 
einberufung zurNationalverfammlung und zuden Wahlen für fie befagte, 
eine neue vaterlänbifche Berfaffung zwiſchen dem Volke und den NRegierun: 
gen zu Stande zu bringen. „ Der Berfafler hatte in ver Bundesverſammlung gerabe dieſe 
Fafſung vorgeſchlagen, weil fie ſachlich zwar hinlänglich klar den vechtlihen Orundfag aus: 
ſprach, aber doch die im Praktiſchen fo verberbliden dortrinären Streitigkeiten über Schul: 
theorien ausfhloß. Weber dad Borparlament noch fein Ausfhuß nahmen renolutionär eine 
dffentlihe Gewalt in Anfprud. Auch ver Funfzigerausſchuß erhielt nur die Inftruction, 
der Bundesverſammlung Anträge zu flellen und fle zu berathen und bei eintretender Gefahr 
des Vaterlandes die Verfammlung zu neuem Zufammentritt einzuladen. Als Soiron am Ende 
bed Borparlaments bloß anhangsweiſe an einen andern Befchluß eine Phrafe von ver allein 
Berfaffung gebenven Nationalverfammlung eingemifcht hatte, die er durch Die Volköfouveränetät 
motivirte, fo befämpften viele wadere Männer und mit ihnen ver Verfaſſer viefer Zeilen biefe® 
und das boppeljinnige und doctrinäre Fremdwort Spuveränetät fo entſchieden und wienerholt, 
Welcker zulegt mit der energiihen Warnung, daß ein folder Beſchluß Deutſchland den Bürger: 
krieg bringen werde, daß endlich Soiron erklärte, feine Phraſe wolle nur ausfprehen, daß vie 
zukünftige Nationalverfammlung Über viefen Gegenftand zu berathen haben werbe und ihr 
Alles und fo auch die Vereinbarung mit den Regierungen überlaffen bleibe, ſodaß hiernach 
au wir Gegner zuftimmen zu koͤnnen erklärten. 15) 

Die Nationalverfammlung hatte allervingd bald über biefe Frage zu berathen, indem 
fon am 19. Mai Raveaur und nachher noch nachdrücklicher Schaffrath und Blum förmliche 
Beſchlüſſe über die fouveräne Alleingewalt der Nationalverfammlung beantragt hatten. Aber 
nad langen feierlihen Verhandlungen, in melden eine Anzahl der tüchtigſten Männer und 
Redner, 3. B. Beckerath, viefelbe Anficht wie der Verfaſſer dieſer Zeilen fo glüdlich verthei- 
digten, daß jener Antrag durchfiel, ja ſchon durch die Tagesordnung befeitigt werben follte, er⸗ 
hielt ein begütigenver Antrag von Werner, wie Haym bemerkt 1%), nicht ohne leiſen Einfluß des 


12) ©. hierüber ‚‚Berhandlungen bes beutfchen Parlaments”, Abth. 1, und „„Das beutfche Vor⸗ 
parlament‘ in ber „ &egenwart‘', Bd. 2. 
13) Es war biernad; eine offenbar unrichtige Auslegung ber Sreunde ber Bolfsfouveränetät, wenn fle 
dieſen Borgang zu Ihrem Bunften zu beuten fuchten. 
14) Saym, ‚‚Die beutfche Rationalverfammlung” (Frankfurt a. M. 1848), ©, 15. 
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Bräßbenten, die Zuſtimmung, welcher aber nichts über eine ausfchließliche fouveräne allein: 
beiliegende Verfaflung ohne Vereinbarung mit ven Regierungen fagt, fondern nur den 
fig von felbft verſtehenden Sag auch der alten deutſchen Meichöverfaffung enthält, daß Meiche- 
geſehe mehr gelten als Landesgeſege 15) Als der glänzennfte Vertheidiger ver Vereinbarung 
und des, Rechtsbodens“ muß vor Allen Herr v. Binde genannt werben. Er würde au in 
zieſem Punkte mehr gewirkt haben, wenn er ſich nicht früher in zu Ifolirter Stellung gehalten 
und alsbald ven einen Kolgefag der entgegengejeßten Anficht, das preußifche Kaiſerthum, ſelbſt ver⸗ 
theidigt hätte. Auch bei einer andern Gelegenheit, ald Zig mit der Linken in einem entflandenen 
ſchweren Gonflict ver preußiichen Garniſon in Mainz mit der mainzer Bürgerfchaft mit größten 
Nachdruck von per Nationalverfammlung verlangte, daß fie mit Umgehung der Bundesver⸗ 
fammlung jich deren Vollziehungs- und höchſte Entſcheldungsgewalt anmaße, lehnte dieſes 
bie Nationalverfammlung ab durch den Beſchluß: „im Vertrauen, daß pie zufländigen Be- 
hoͤrden thun würden, was ihres Amtes fel, zur Tagesordnung überzugehen.“ Hierdurch flegte 
jezt gegen ein verderbliches Übergreifen in die Vollziehungsgewalt des Bundestags und ber 
Regierungen die maßvolle Anerkennung der rechtlichen Stellung der Verſammlung, vielleicht 
zugleich auch die von dem Abgeordneten Welcker dringend hervorgehobene Nothwendigkeit, das 
Verfaſſungswerk ohne Störung duch Einmiſchung in die Regierungsverhaͤltniſſe möglichft zu 
beihleunigen und „das Eiſen zu ſchmieden, folange ed warm iſt“. Auch darf man 
überhaupt nicht überfehen, daß ſelbſt piejenigen Erklärungen von Männern und von Befhlüffen 
der Mehrheit, in’ Beziehung auf welche die Radicalen und ebenfo die Gegner ber National- 
verjammlung ſich vorzugöweife für ihr radicales Fundament beriefen, daß in ihnen unbebingt 
bie Volksſouveränetät und das völlige Ausichließen aller Vereinbarung mit den Regierungen 
ausgeſprochen fei, mit folder Unbebingtheit nicht ſprachen und nicht fprechen wollten. So fügte 
Heinrich v. Gagern, der auch im Burparlament fo energifch und glücklich die conftitutionelle 
Monarchie vertheidigt Hatte, in feiner Croͤffnungsrede dem natürlich von ber linfen Seite, über- 
baupt aber mit einem vielfachen lauten Beifall aufgenommenen Sag: „Der Beruf und die Boll: 
macht zu diefer Schaffung einer Verfaffung von ganz Deutfchland, fle liegen in der Souveräne: 
tät der Nation ‘‘, die Hinweiſung hinzu, daß die zu Stande zu dringende Verfaſſung in ver 
Mitwirkung aller Glieverungen des veutihen Volkes, in ver Mitwirkung auch der Staaten 
tegierungen gegründet fein werbe. Ebenſo milderte er damals, ald er vermitteld eines „kühnen 
Griffs“ gegen die bereitd entſchiedene Mehrheit, die proviforifhe Centralgewalt auf die Mit- 
wirfung der Regierungen begründen zu wollen, ihre Begründung vielmehr nur allein durch 
die Rationalverfanımlung beantragte, viefen Antrag und nachherigen Beſchluß durch bie Er: 
flärung: „Ich würde e8 bedauern, wenn es als ein Princip gälte, daß die Megierungen in biefer 
Sade nichts follten zu thun haben‘, und durch befondere Gründe aus der Lage der Sache. Für 
die ganze definitive Reichsverfaſſung aber wurde dadurch eine wirflide Mitwirkung ver Re⸗ 
gierungen vor ihrer endgültigen Beichliefung und Verkündung durch die verfaffunggebende Na⸗ 
tionalverfammlung erftrebt und bewirkt, daß fle unter Mittheilung bed erfien Entwurfs aufge: 
fobert wurben, ihre Wünfche und Anträge in Beziehung auf dieſelbe mitzutheilen, und daß dieſe 
von allen Regierungen außer Ofterreich eingereichten Wünſche möglichft berückſichtigt wurben. 
Man darf alfo auch ver Nationalverfammlung felbft den Vorwurf nicht machen, als habe 
fie Die Regierungen von der Mitwirkung bei ver Verfafſung ausgeſchloſſen und einer revolutio⸗ 
nären Volksſouveränetät gehuldigt. Noch weniger wollte die Mehrheit die loyale Entflehung 
und Natur ihrer Eriftenz aufgeben durch Beiftimmung zu Außerungen ver Rabicalen, ba wir, 
daß ganz Deutfchland, nicht etwa blo8 vorübergehend einzelne Landestheile, in allgemein revo⸗ 
Iutionärem Zuftand ſeien. 
Doch freilich verhinderte dieſes Alles nicht, daß einfeitige Befchlüffe gefaßt wurben, wie bie 
einfeitige Bublication der Grundrechte, und überhaupt nicht, daß das ausſchließliche Allein- 
verfaffunggeben und das unglüdliche voppelfinnige Wort Volksſouveränetät immer wieber fi 
einmifchten und von ber linken Seite im revolutionären Sinn für ihre Behauptung eines allges 
mein beutfchen Revolutionszuſtandes geltend gemacht wurben, und daß jenes Wort, bei einer ſchein⸗ 
baren Sanction durch die Nationalverfammlung, fehr erflärlih im Volke vielfach die Begriffe 


15) „Die Ratlonalverfammlung erflärt, daß alle Beflimmungen einzelner beutfcher Berfaffungen, 
weldhe mit dem von ihr zu gründenden Berfaffungswerf nicht übereinflimmen, nur nach Maßgabe des 
kehtern als gültig zu betrachten find, ihrer bis dahin beſtandenen Wirkfamfeit unbeiinnst, “ 
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verwirrte und die Radicalen verberblich unterflügte, auf anderer Seite aber vielfach verlegte 
und abftieß. Auch wirkte die Sache fonft oft verderblich; fo bei ver Bermerfung der von Baiern 
geftellten Foderungen in Beziehung auf die Sonfumtionsftenern , namentlich des Biers, vie im 
Baiern niit fo großem Erfolg gegen die Annahme ver Neichöverfaffung geltend gemacht wurden. 

Deshalb und weil ihm die natürlichen Folgen hiervon gleich anfangs klar vor der Seele 
fanden , Eonnte der Verfafler viefer Zeilen nicht ermüden, abmahnend ebenfo an die unglück⸗ 
lichen Kolgen diefes theilweiſen Unrechts auch der Mittelpartel auf dem Rednerſtuhle hinzuwei⸗ 
fen, wie er früher die Folgen des Unrechts der Meactiond: und der revolutionären Partei 
vorausfagte. Vorzüglich mußte er die an diefe Irrthümer gefnüpften Hoffnungen für eine | 
leichtere Durchführung unferer Aufgabe beftreiten. So fagte er von der Ausfchließung der 
Vereinbarung einmal: „Freilich, die kleinern Staaten werben, wenn Sie ed beſchließen, bereit 
fein auf vem Kopfe zu gehen, aber was Hilft Ihnen das bei ver Weigerung der großen, und was 
haben Sie für Gewalt und für eine Hülfe, wenn diefe vielleicht gerade wegen der Verlegung 
ihrer Würde und ihres Nechts Nein fagen?” Diefelbe moralifche Gewalt aber, die alle Re: 
gierungen augenblicli zur Berufung einer conftituirenden Nationalverfammlung beſtimmte 
und durch ſchnellen Beſchluß ihrer Bundesgefandten vereinte, hätte auch, wenn für bie Mes 
gierungen ihre Mitelnwilligung anerfannt war, zur Annahme der guten und nothiwendigen 
Berfaffung beftinnmt. Am mwenigften wäre grundlofer Widerſpruch aller der vielen mittlern 
und Heinern Staaten zu beforgen gewefen, vie ja, 29 an der Zahl, fehnell die vollendete Ver⸗ 
faffung annahmen und von denen auch fhon bei Abſchließung des Bundes im Jahre 1815 
MWürtemberg, Batern und Baden fi alsbald zur Zurücknahme ihres Widerſpruchs genöthigt 
fahen. Auch erfchmerten die beiden anvern Folgefäge der Grundanficht, Die Aufhebung ber 
Bundesverſammlung und die Ausfchließung Ofterreichs, die friedliche Verwirklihung der Ver: 
faffung ohne Vereinbarung. 

Es ſchien aber auch die ganze mittlere Stellung der Partei eine bedenkliche, nicht genau 
flaatsmännifch ermogene. Der erfte Anfang wahrer Politik befteht darin, daß man nicht, nad) 
der Politik ver jungen Leute, blos nad Wünfhen und Ideen politifirt und Dasjenige glaubt, 
was man wünfct und für gut hält. Der Volitiker kann fo wenig wie der gute Baumeifter mit 
bloßen Ideen, Gedanken und MWünfchen bauen. Sowie diefer nur je nad feinen befondern 
Bauplag und Material, nah deren Natur und Gefeg und nad ven mathematifchen Grund- 
regeln einen guten und dauerhaften Bau hinftellen kann, fo muß der Politifer feinen Staat 
bauen mit feinem Volke, nad deſſen gegebenen Grundverhältniſſen, mit dem vorherrfchen: 
ben mittelreichften und nachhaltigſten Volkswillen und nach ven Grundregeln ver Gerechtigkeit. 
Selbft große Unvollkommenheiten, die auf dieſem volldmäßigen rechtlichen Wege nicht zu beſei⸗ 
tigen find, muß er — wie es ber Verfaffer in der Nationalverfammlung insbefondere auch in 
Beztehung auf die deutſche Regierungsvielheit und die doppelte deutſche Großmacht ausführte — 
in feinen Bauplan berüudfichtigen. So läßt der vernünftige Schneider in dem Rocke eines 
Budeligen Blag für den Höfer, ſtatt dieſen letern mit feiner Schneiverfcheere ausſchneiden zu 
wollen. Der rechte Künftler aber weiß ſelbſt die Mängel zu beherrſchen und die vortheilhaften 
Seiten derfelben hervorzubilden; fo bei jener Vielheit und Doppelftellung pie Freiheit und den 
Reichthum des guten Bundesſtaates, den wohlthätigen Wetteifer und Die höchſte Machtgröße. 
Sn folhem Sinne muß der wahre Staatsmann die gegebenen Verhältniffe und vor allem 
die Kräfte, mit welchen, die Gegenkräfte, gegen welche er dad Gute und Wünſchbare 
durchführen kann, ind Auge faflen und danach die Wünfche und Ideale irmäßigen. War ed 
nun weiſe, die große moralifche Kraft des Flaren Rechts zu ſchwächen;, dieſe moralifche Kraft des 
Rechts, welches als Schuldbewußtſein der Negierungen wegen feiner Verletzung und als öffent⸗ 

liche Meinung den allgemeinen freien Willen der rechtlichen Reform und fomit die Kraft des 
Parlaments gegründet, die Regierungen zu unpatrivtifchen Befchlüffen völlig machtlos gemacht 
Hatte? 19) Die Behauptung der Volksſouveränetät, die Vertverfung des echt beutfchen und bri- 
tiſchen Rechtsgrundſatzes gegenfeitiger Zuſtimmung und freier Vereinbarung zwiſchen Fürſt und 
Volk, welchen die Liberalen noch kurz zuvor bei dem preußiſchen Vereinigten Landtag gegen das 
überfouveräne koͤnigliche einfeltige Alleinverfaſſunggeben angerufen hatten, dieſe Einſeitigkeit an 
ſich, noch mehr ihre ungerechten Conſequenzen ſchwächten natürlich den allſeitigen freien Willen 
und die moraliſche Macht für die Verfaſſung. Die einſeitige Ausſchließung ber-einen deutſchen 
Großmacht und ihres deutfchen Volkes aus der ſtaatsrechtlichen Reichsverbindung thaten es 
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16) lis imperium retinetur artibus, quibus initio partum est. 
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aamentlich. Entweder mußte man vollfländig oder gar nicht revolutionär fein. Im erſten Falle 

zuge man ſich ganz an vie radicalen Maſſen anfchliegen. Im andern , da Verftand und Nechts 

figkeit vie Allianz mit diefen Kräften verbot, mußte man mit ver moralifhen Kraft, 
witdenRegierungen und mit demMittelſtand fih inniggegenpietevolution 
and für die rettende Reform vereinigen und mit ihnen bauen. Und zıwar mußte - 
biefe Allianz ganz fo eingegangen werden, wie ih e8 abfichtlih der Erklärung ber Eins 
undfunfziger andeutete, daß man ihnen für den Frieden nur bürgen fönne 
bei williger und fchneller Annahnıe ver Reform. Dann waren für dieſe alle Kräfte gewonnen, 
die moralifche, die Kürftenniacht und die Mittelclaffen, ihr rechtlicher Wille, ihr Interefle und 
ſelbſt ihre Furcht, nicht vor einer Gewaltthat ver Neformpartei, fondern vor der Macht der 
Revolution, welche ja nur die Hoffnung der Reform bändigte. Selbſt alle verftändigen Res 
volutionäre mußten alsdann ihren Krieg einftellen, bis das Scheitern der Reform allgemeine 
Perlegung der Gefühle bewirkte, und bei wirklich glüdlihem Ausgang verfelben fi vor ver 
Hand mit ihren Früchten befriedigen. Ahnlich mußte das preußiiche Kaifertfum ale evens 
tuellim Hintergrunde bleiben. | 

Die Republikaner und Radicalen und ihre maflenbaften Anhänger ftanden natürlich den 
Mittlern auch in ihrer Mittelftellung ſtets feinplich entgegen ; die theilwelfe Armäherung und 
Nachgiebigkeit gegen fie konnten die Nevolutionäre natürlich nicht im mindeften ernftlich verföh: 
neh. Sie ſchadeten nur dem wahren Anfehen und der innern Einigkeit und Sicherheit der Mittels 
partei, Nun aber ftand dieſe bei jener Annäherung zwifchen diefer radiealen Volksmacht und 
zugleich zwifchen ver Macht der noch im Beflg aller Civil-, Militär und Finanzgewalt befind- 
lien royaliftiihen Macht, Öfterreich an der Spige. Auf welche Madıt Eonnte fih nun die Mit- 
telpartei gegen dieſe Mächte fügen? Selbft die Zuftinmung eines großen Theild der Mittel: 
claſſen hätte für die Mittelpartei nur im Falle der von ihr felbft befämpften Revolution und 
ihrer Einheit mit den Fürſten eine Macht werden können. Sie war ed in ber halben Lage 
nit. Als daher ver Reichsverweſer bei dem Eintritt ver Kriſe die Nationalverfanınlung und 
ihr Reihsminifterium Im Stid) ließ, da blieb dem Reichsminiſterium gar Feine Macht und Hülfe, 
londern nur die bittere, verzweifelte Nothwendigkeit, ohne Verfuch ver Verteidigung zu reſigni⸗ 
ten. Selbft ver Verſuch, durch die Mittelclaffen ver Reichsverfaſſung die Radicalen und, mo 
es noͤthig fhien, wie in Würtemberg, Sahfen, Baiern, auch die Könige zwangvoll unter= 
juoronen, dies arbeitete, wie Häuffer in Beziehung auf Baden ausführt, nur ver Nevolution 
ver Rabicalen in Die Hände. Es mußte gegenüber von biefen legtern, die ja jet vollends nicht 
für die Reform, ſondern gegen dieſelbe kämpften, und gegenübez der Fürſtenmacht und namentlich 
den Großmächten, wenigftens Oſterreich, unvermeidlich mislingen. 

Alles Dieles Spricht auch ſchon gegen die einjeitige Errichtung einer provijorifhen Reichs— 
tegierung mit Abſchaffung des Deutichen Bundes. Gegen fie kämpfte dev Verfafler mit Mathy 
und Andern vorzüglich auch deshalb, weil die Bildung diefer proviforifhen Einrichtung die 
ſchönſte, für fhnelle Bollendung ver definitiven Verfaſſung unentbehrliche Zeit unnöthig weg⸗ 
nahm, weil audy für vie halbrevolutionäre Maßregel, ja mit ihr für die ganze deutfche Nation 
erft vie Anerkennung geſucht werben mußte und bei den größern europälfchen Staaten, bie ven 
Deutſchen Bund anerkannt hatten, nicht erhalten ward. Er befampfte fie vorzüglich, weil Die 
Nationalverfammlung, wenn fie die in der Bundeöverfammlung vereinten Gefandten aller 
Fürſten, die ja Alles, was das Vorparlament und die Nationalverfammlung irgend wünſchten, 
Namens aller deutſchen Fürften befchloifen und vollzogen, als ihre proviforiiche Reichsregierung 
anerfannt hätte, eine auch bei allen deutſchen Negierungen williger anerfannte und befolgte, 
eine viel flärfere Gewalt batte, als jeve neue, einfeitig von der Berfammlung gebilvete Behörbe. 
Der Verfaſſer aber hatte fon vor dem Zufammentritt ver Nationalverfammlung, um biefe 
naturgemäßefte Einrichtung zu fördern und zu erleichtern, als Mitglied ded Bundestags ben 
foͤrmlichen publicirten Bundesbeſchluß erwirkt, daß die Bundesverfammlung ihre vollzie= 
bende Gewalt und die Verhandlung mit der Nationalverfammlung an drei Bunbeöminifter 
übertrug. Diefe follten im Sinne möglidfter Cinigung, der eine von Oſterreich, der ander 
von Preußen , ber dritte von Baiern und den übrigen Staaten ernannt und der Nationalver: 
fammlung verantwortlidh, aljo von ihr und ihrem Vertrauen abhängig werben. Selbſt ber 
Funfzigerausſchuß hatte der Einrichtung beigeftimmt, bis der unglückliche volksſouveräne, vie 
Vereinbarung verwerfenve Gedanke dieſe Einrichtung vor ihrer Ausführung zerſtoͤrte. Herr 
v. Zepel, der großherzoglich heſſiſche Bundestagsgeſandte, hatte fich in den Bundeöverhandlungen 
über dieſe Einrichtung, pie Vereinbarungstheorie, förmlich ausgeſprochen. Darüber veranlaßte 
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im Funfzigerausfuß ver fpätere Reichsminiſter Heckſcher einen Skandal und Widerſpruch. Der 
beffifche erſte Minifter, v. Gagern, erklärte fi durch ein Schreiben an ven Funfzigerausſchuß 
für denſelben, fegte den Höchft ehrenwerthen Geſandten ab und zog zugleich die heſſiſche Zuſtim⸗ 
mung zu jenem Bundesbeſchluß zurück, wodurch, wegen Gagern’8 Einfluß, die Einrichtung als 
vor ihrem Vollzuge zerftört angefehen werben mußte. 17) Die einfeitige neue proviforifche 
Bundesregierung und die Aufhebung des Bundestags wurben nah unendlichen Verhandlun—⸗ 
gen allein von ver Nationalverfanmlung beſchloſſen. Dem Berfafler, obwol er alled Dieſes 
lebhaft bekämpft Hatte, glückte e8 nur nad den einmal gefaßten Beichlüffen, die Kränkung ber 
fänmtlihen Regierungen zu mindern und ihre Stimmung für die Nationalverfanmlung und 
ihre Reform foviel wie möglich günftig zu erhalten. Er bewirkte durch ein angenommenes 
Amendement, daß die Geſandten der Bundesregierungen auch nach der Aufldjung des Bundes 
als die Bevollmächtigten der Regierungen bei der proviforifchen Neichöregierung blieben, ſodaß 
die gemeinſchaftlichen Angelegenheiten möglichft gemeinſchaftlich geförbert werben Eonnten. So⸗ 
dann veranlaßte er, daß bie Bundesverfammlung ſchnell zufammentrat, die ermählte neue 
Neichöregierung Namens der Fürſten ebenfalld genehmigte und durch einen Kurier den Erz⸗ 
herzog Johann fehneller von feiner Erwählung durch die Bundesregierungen binachrichtigte, als 
die Nationalvetſammlung von der ihrigen. 18) Auch fo freilich wurde die unndthige Schöpfung 
verberblih. Denn fowie vie Oſterreich bedrohende Kriſe am, verwandelte ſich der von ver 
Nation und für die Nation gewählte deutſche Reichsverweſer plöglich in einen öfterreichifchen 
Prinzen, verfagte dem Reichsminiſterium vie Vollmacht zur Durchführung der befchloffenen 
Neichöverfaffung und bilvete ein die Nattonalverfammlung beleidigendes abgeſchmacktes Mino⸗ 
titätöminifterium. 

Nicht minder erſchien nach dem Biöherigen dem Verfafler die fofortige Ernennung Preußens 
zum Kaiſer und die Ausfchliegung Oſterreichs aus der eigentlichen nationalen und ſtaatsrecht⸗ 
lien deutſchen Reichsvereinigung als rechtlich verlegend und verderblich, wie beveutend aud 
bie dafür vorgebrachten Gründe fein mochten. Es erfchien dennoch diefe plögliche einfeltige Zer⸗ 
reißung der uralten Bande des deutſchen öfterreichifchen Eernhaften Volkes und feiner Fürſten 
mit dem Reich als halbrevolutionär, als die moralifche und politifche Macht ver Nationalver: 
fammlung und ihrer Reform ſchwächend. E83 fhien die Verlegung der Ofterreiher und ber Ka⸗ 
tholifen die Eintracht zu ſchwächen und ven Bürgerkrieg durch ven Gegenkampf Ofterreihe zu 
drohen. Der Verfaſſer erklärte diefes wiederholt auf ver Tribüne mit dem Beifügen, daß Öfter: 
reich fo verletzenden Ausfchluß und die flaatörechtlihe Herrſchaft feines alten Rivalen über 
ganz Deutſchland, wodurch es fi ſelbſt als Großmacht bedroht fehe, ohne viele verlorene 
Shlachten nicht zugeben werde, und daß es bei ſolchen Interefſen und Stimmungen das feiner 
Ehre und Macht verderbliche Werk nimmermehr durch freundliches Eingehen eines engern vdl⸗ 
kerrechtlichen Bundes foͤrdern und gutheißen werde, daß ein ſolches Bündniß von einer der 
rivaliſtrenden Mächte ven eigenen Intereſſe dienſtbar gemacht over aufgeopfert werben würde. 
Er führte aus, daß, wenn vielleicht fpäter Die Berechtigung und die Nothwendigfeit 
eined preußiſchen Kaiſerthums eintreten könne, alsdann alles Nachtbeilige und Gefährliche ſich 
weſentlich mindern müfle. Nimmermehr aber dürfe man auf eine noch ald ungerehtfertigt, auf 
eine als preußifch- und proteftantifch=parteiifch erſcheinende Weiſe dieſe Einrichtung voranftellen 
und Dadurch die moralifche Kraft und Eintracht gefährden. 

Die Cinigung und Einheit Deutſchlands war das Kofungswort ber Foderung und Begrün: 
bung des deutfchen Parlaments. Durfte e8 wol von vornherein, oh e die Außerfien Ber- 
fude,diefeAufgabezuverwirklihen,ohne die objectivn gemorbdenen, ver Welt 
klar vorliegenden Rechtsgründe ver Ausfchließung eines Theil der Nation und der 
. Berreißung dee alten Vaterlandes, beide ausſprechen? Der Verfaſſer beftritt es als ungerecht 
und verderblich, daß man, auch abgefehen von jener Ausſchließung Oſterreichs durch Die preu- 
ßiſche Kaiſerwürde, für die Aufnahme von Deutſchöſterreich dle Beringung (in Art. 2 ver 
Neichöverfaflung) made, daß deutſche Staaten mit nichtdeutfchen nur durch bloße Berfonaluntion 
vereinigt fein dürften. Ungerecht war dies, weil der deutſche Bundesſtaat nur ſoviel zu fodern 
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17) ©. hierüber „Offentliche Erflärung der Bundesverſammlung“ (Frankfurt a. M. 1848). 

18) Man bat unbegreiflicherweife in biefer und ähnlicher Beftrebung bes Verfaſſers zu Gunſten von 
Beichlüfen, die er vorher heftig beſtritt, eine Inconfequenz finden wollen. Aber uns erichien es ale bie 
erfte Pflicht eines Parlamentsmitglieds, ſich der Mehrheit unterzuordnen und, foweit Pflicht und Ehre 

es erlauben, ihre güftig gefaßten Befchläffe zu unterflügen. " 
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herdtigt war, daß dieſe Verbindung der deutſchen Länder mit, nichtbeutfchen Feiner Erfüllung 
veatfper Bundespflichten entgegenftehen pürfe. Wenn aber Ofterveich dies anerfenne, dabeil 
aber feine ſchon durch Die Bragmatiihe Sanction begründete reale Zufanmengehörigfeit aller 
- Linder erhalte, wenn ed zur Ordnung der Succeiflon des gemeinfihaftlichen Kaiſerhauſes, zur 
Ausgleihung der Laften aller Länder für die gemeinſchaftlichen Regierungsbedürfniſſe, zur Foͤr⸗ 
derung der inneren Verbindungswege u. f. w. feine ſämmtlichen Länder auf einem Bundestage 
wollte vertreten laſſen, ohne irgend deutſche Bundespflichten zu verlegen, ſo war dieſes Oſter⸗ 
reichs gutes Recht. Dieſes willkürlich zu verlegen, ſchien dem Verfaſſer, wie es alsbald auch 
die Entrüſtung der Deutſchöſterreicher über jenen Artikel beſtätigte, eine unnöthige und verderb⸗ 
liche Beleidigung. 

Die ſtärkſte Vertheidigung ihrer Vorſchläge fand natürlich die Mittelpartei in der Behaup⸗ 
tung, daß jeder andere, jeder auf die firengrechtlihe Achtung ver beſtehenden Verhältniſſe ge- 
gründete Vorſchlag unvolllommen und fhwierig fei. Nun ja, das ſind wirklich in der deutſchen 
Binigungsfrage alle, ver ver Mittelpartei jegt fogar nach dem unmittelbaren Erfahrungsbeweife. 
Die Zukunft beherrfcht Fein Sterblicher. Es muß genügen, wenn der Vorichlag rechtlich vor: 
wurfsfrei ift und wenn für Die Durchführung feiner wefentlichen Foderungen nad den gegebe⸗ 
nen Berhältniffen pie Möglichkeit und Wahrfcheinlichkeit des Gelingens gegeben find. 

So aber erfchienen dem Verfaſſer die Vorfchläge, die er ald Mitglied des Verfaſſungs⸗ 
ausfhufles und in der Nationalverfammlung größtentheil® vergeblich vertheinigte und welche 
wir dann mit vielen gleihgejinnten Reichsſtagsabgeordneten ald Minoritätdanträge dem Ent: 
wurf der Reichöverfaflung beifügten und, unter dem Titel: „Verbeſſerungsvorſchläge 
judemin erftier Zefung angenommenen Entwurfe der deutſchen Reichsver— 
faffung‘ befonderd abgebrudt, durch eine Deputation an die Öfterreichifche Regierung nad 
Wien ſendeten, um ihre bis jeßt flet6 verzögerte zuſtimmende Erflärung für das deutfche Ver⸗ 
faffungswerf zu erwirken. 

Die für die freie und einigende träftige nationale Bunveöverfaffung wefentlihen Punkte 
entſprachen auch bier ven obenermähnten Berichten an die badiſche Kammer und an das Vor: 
parlament und fchlofien in ver Durdführung überall möglichft dem Entwurf ver Reichöverfaf- 
fung id an. Sie waren I. eine nationale, vom’ Volke ermählte Vertretung des ganzen Volkes, 
ein Volkshaus, U. ein zunächſt die einzelnen Bundesſtaaten und Regierungen vertretendes 
Stantenhaus ober Oberhaus und IIL eine gemeinfchaftliche Bunvedregierung. " 

Bei ner Bundedregierung aber beachteten wir 1) die gegebenen Verhältniffe zweier deut⸗ 
fen monarchiſchen Großmächte, von denen ficherlich feine die andere als ihr erbliched Oberhaupt 
anerkennen, Feine ohne die zerſtbrendſten Bürgerfriege ſich ausfchließen lafſen würde. Um aber 
2) die möglichften Bortheile einer mächtigen und feften, einer erbmonarchiſchen Bewahrung ver 
Einheit und Würde des Reichs nach innen und außen zu retten, legten wir die Nepräfentation 
bed Reichs und der Reichsregierung und die Vollziehungdrechte theils, wie die Amtdernen: 
nungen, audfchlieplich, theils in Verbindung mit einem Reichsrath von drei zu drei Jahren ab: 
wechſelnd in Die Hand eined der beiden mächtigſten Erbfürſten. Wir nahmen an, daß Eid und 

Rechtſchaffenheit, daß der baldige Wechfel und die einigende und vermittelnde Kraft ver übrigen 
Bundesregierungen ald Mitglieder eines mächtigen Reichsratho, vorzüglich aber die Kraft des 
. nationalen PBerlamentd vie Rivalität beiver Mächte auf einen wohlthätigen Wetteifer beſchrän⸗ 
ten, daß fie Gewaltausſchreitung und den frühern Misbrauch der Reichsgewalt zum Vortheil 
der Hausmacht verhinderfi würden. 3) Die übrigen Bundesregierungen, ſowie diejenige deutſche 
Großmacht, für welche vie Reichsvorſtandſchaft auf prei Jahre ruhte, würden ihre Hohe Würbe 
und Beflimmung behaupten burch ihre Zanvesregierungsrechte, durch ihren Antbeil an Bil: 
dung des Staatenhaufes, vorzüglich aber dur Theilnahme am Reichsrath, welder mit In: 
begriff des Reichsvorſtandes die Reichsregierung bilden und Beirath und Zuflimmung in ven 
wichtigften Negierungsrechten, z. B. bei Berfaflungsänderungen, bei Staatöverträgen, bei Ge⸗ 
jegen, ausüben follte. 

Diefe Berfaffung böte allen Betheiligten, dem ganzen deutfchen Volke, ven deutſchen 
Fürften und den beiden deutſchen Großmächten, fogar no außer dem Höchſten und Wefent- 
lichſten für alle ehrliebenden und pflichttreuen Söhne des Vaterlandes, noch außer der Ein 
heit und Macht der Nation und außer ihrer freien und reihen Entwidelung, befondere große 
Bortheile. Für die Bürger darf man nur nennen die Theilnahme an der Mitberathung 
und Mitverbürgung der vaterlänvifchen Angelegenheiten, der Ehre, ver Macht und des Wohls 
des Baterlandes. Ohne die einigenwe , die Nationalintereffen wahrhaft vertretenne Kraft eines 


168 Baden (als conftitutioneller Staat feit 1844) 


Nationalparlament3 wird die Nation fletd durch dem Ausland vortheilhafte Gegnerſchaft der 
beiden Großmächte und Nheinbündlergefchichten ver Kleinflaaten und dur dem Molke und 
feiner Freiheit feindliche ungerechte Fürſtenbundsbeſchlüſſe bedroht fein. Nicht etwa blos 
ſchlechte Geſinnungen ver Betreffenden führen dazu, jondern die unnatürlice Stellung als 
fouveräne, von der Nation losgeriſſene Regierungen. Kür alle mittlern und fleinern 
Fürſten, bie bisher ven Maßregeln der großen Gabinete in ven wichtigften Dingen meift 
nur ergebenft verdankend hintennach zuftimmen mußten, ift der befonvere Gewinn ihrer ver- 
mehrten würbigen Theilnahme durch den Sig in der Reichsregierung und durch ihren Einfluß 
bei der Bildung des Staatenhaufes ebenfalls fonnenklar. Die Großmächte aber gewinnen 
flatt ihrer nur dem Ausland zum Vortheil zufallenden, falfche Neutralitäten und feinpliche Al⸗ 
lianzen begründenden Rivalitäten ebenfalls die evelften Vergrößerungen und Verbürgungen 
ihrer Ehre und Macht. Sie gewinnen fie bei der entfchienenen Vermehrung deutſcher Wacht, bei 
ihrem größern Einfluß auf die europäiſchen und deutſchen Angelegenheiten, durch Die zeitwetie 
Ausübung der Reichsvorſtandſchaft über dus nun mädtigfte und glänzendfte europäifche Reich 
und durch ihre flete directe und indirecte Mitregierung in den kurzen Zwiſchen zeiten, vorzüglich; 
aber durch die allgelt geficherte Unterflügung gegen die Auswärtigen. Für Ofterkeid und für- 
Deutfchland aber entfteht nicht erft, fondern mindert ſich fo Die vorhandene eigenthümliche Schwie⸗ 
tigkeit ſeines Beflged großer außerdeutſcher Länder, fofern ed den naturgemäßen Weg ein 
ſchlägt, ven auch der edle Graf Stadion in langen Verhandlungen mit dem Verfaſſer vieler Zei- 
Ien ald den beften und mit der deutſchen Reichaverfaſſung vereinbarlichften Weg anerkannte. 
Diefer Weg befteht darin, daß alle verfchienenen Öfterreichifchen Länder, unbeſchadet der veut- 
fen Pflichten, in gemeinſchaftlicher Öfterreichifcher Bunveseinigung ihre gemeinſchaftlichen 
Angelegenheiten, 3. B. vie des Fürftenhaufes, der gleichen Vertheilung gemeinfchaftlicher Raften, 
berathen, dagegen in befonvern Landeöverfaflungen ihre befondern Intereffen wahren, wobei 
denn die deutſchen Lande natürlich Die ihrigen theilmeife auch im veutfchen Bunde verhandeln 
fönnen. Das deutfche Element, deutſches Fürftenhaus, dentſche Gultur war ſtets und iſt noch 
das Centrum und die Vereinigungskraft der oͤſterreichiſchen Monarchie, die durch fie entſtand 
und groß wurde. Aber ohne Zuſammenhang mit Deutſchland, durch nur 8 Mill. Deutſche 
gegen 20 Mill. Slawen u. ſ. w. ift daſſelbe viel zu ungenügend vertreten. Selbſt als Großmacht 
kann Oſterreich, wie neuerlich der ruſſiſche Krieg zeigte, ſich nur geſichert bewegen und behaupten 
durch glanzvolle Stellung und großen Einfluß in Deutſchland. Die Deutſchen aber fönnen den⸗ 
felben als auswärtigen Einfluß und als eine rheinbündlerifche Oberkerrfchaft nimmer ruhig 
dulden. Beide gewinnen alfo durch foldhe freie verfafiungsgemäße Einigung. Die ſchmachvolle, 
beinahe vollftändige Napoleonifche Oberherrfchaft auch über Hſierreich und Preußen, die halbe 
von Rußland, die Vereinigungen und Vereinigungsgelüſte franzöſiſcher und ruſſiſcher Herr⸗ 
ſcher, die Demüthigung Preußens und Deutſchlands durch däniſche Politik und däniſche See⸗ 
macht, die ruſſiſche Einmiſchung in die deutſchen und preußiſchen Verfaſſungsverhältniſſe ge⸗ 
nügen wol, um für Preußen und Oſterreich wie für Deutſchland ſolche Einigung zu empfehlen. 
Preußen namentlich, welches ohne einen Friedrich oder ohne die ſeltenſte Volksbegeiſterung zwi⸗ 
ſchen Großmacht und Kleinmacht ſtets betrübt mit jammervoller Politik hin- und herſchwankt, 
und ebenſo Oſterreich würden durch fie ihre Großmachtsſtellung und die dazu unentbehrliche 
Herrſchaft über Deutſchland erſt legitimiren, ſichern und vermehren. «Die übrigen 
deutſchen Fürſten erhielten zu erſt eine wirkliche würdige europäiſche Stellung und Wirk⸗ 
ſankeit, ſtatt der ſelbſt von den großen Mitfürſten verſpotteten bamberger Conferenzverſuche 
Dürften nun wol deutſche Patrioten nicht hoffen, daß ſelbſt durch vereinbarende Zuſtim⸗ 
mung alle Theile die einzig moͤgliche, allen Theilen wie derganzen Nation vor— 
theilhafte und ehrenvolle Einigung annähmen, annähmen in einer Zeit, wo die allge: 
meinften Gefühle ver Pflicht und des Intereſſe, ja des Bedürfniſſes und der Noth zu ver Einigung 
trieben und die alljeitige allgemeine Barlaments-Berufung und Beſchickung veranlaßten? Haben 
doch auch die zgerjplitterten Schweizer mit Bejlegung ihres alten Gantonligeifte8 gerade 


in der damaligen Zeit ihre naturgemäße Bundesverfaflung auf jenen obigen drei Orundlagen 


ruhmvollſt und glüdtichft bewirkt! Und wenn etwa noch irgendwo geheime unpatriotifche Reac- 
tion zurũckzudämmen war, mar jie nicht ungleich glücklicher als durch eigene Halbrevolutionäre 
Volksſouveränetät, Bedrohung und Annäherung an den Radicalismus, vielmehr dadurch über: 
twunden, daß bie firenggefegliche Parlamentsmehrheit zugleich mit dem friebliebenden Befig: 
fand aller Elaffen und mit den Regierungen ſich eng verbündet hatte, jedoch nur auf die Be- 


dingung ſcheuniger Einigung in der allein rettenden Sanction des Rechts und ber Ehre der 
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Netim und mit der unvermeidlichen Ausſicht, daß bei vem Zurückſtoßen ver gemäßigten Bas 
terlandöpartei naturgemäß der Anarchie ver Verzweifelnvden und ver Ercentriſchen das Feld 
heibe? Denen, welche zweifeln an ver glücklichen Löfung auf diefen Wege, rufen wir ins Ge: 
ähtniß zurück Die wunderbar allgeneine patriotifhe Stimmung und Einigung der Nation, 
ver Regierungen und der Nationalverfanmlung , ohne Störungen durch kirchliche und weltliche 
partieulariftifche Beſtrebungen, in dem erften halben Jahre ver deutſchen Erhebung , ehe die 
Misftimmung über dad preußifche particulariftiiche Kaifertbum, über die halbrevolutionären 
Volksſouveränetätserſcheinungen überallfin Keime der Zwietracht ausgeftreut, die Brechheit 
ver Ravicalen und dadurch wieder die abjolutiftiiche Fürſtenmacht geftärkt hatten. 

Das herbſte Schickſal Hat anders entſchieden, als e8 die das preußiiche Erbkaiſerthum wol⸗ 
lende Mittel: und Majoritätöpartei, anderd auch, als es die revolutionäre und republifanifche 
Partei erficebte, die wenigftend das mit der erſtern gemeinschaftlich hat, daß fie mit ihren ertre- 
men Wegen für einen glücklichen Erfolg vielgu früh und zu unberechtigt auftrat. Das, 
was der Berfafler mit feinen Freunden erftrebte, konnte wenigftend rechtzeitig Feine Majorität 
finden. Er Hat nie tiefer und fcherzlicher feinen Mangel an größerm, zum ſchweren Siege nd- 
thigen politifhen Talent und Vermögen empfunden. Es konnte ihn natürlich in dem Herbften 
und tiefften Schmerz ſeines Lebens, in dem über die Zerftörung ver deutſchen Neichöverfaffung, 
welcher ſchon fein erfter politifcher Verfuh gewidmet war, nicht tröften, daß öffentlih aus⸗ 
geſprochene gewichtige Urtheile britifher und franzöſiſcher Staatsmänner ebenfo wie der durch 
Schwarzenberg’ Übergewalt zum Märtyrer gemachte größte Öfterreichifche Staatömann Graf 
Stadion feinen Anftichten beiftimmten. Selbft der legte Rettungsverſuch, welchen der Verfaffer 
in der Nationalverfammlung durch ven Antrag auf eine die zweite Lefung ver Verfaffung für 
fpätere Zeit aufſchiebende aldbaldige Annahme ver Berfaffung nah dent erften Entwurf und 
wit der Wahl des Königs von Preußen zum Kaifer verſuchte, ift gefcheitert 19), ebenfo wie bie 


19) Ein Gegner beſchuldigte mich öffentlich wegen dieſes legten Borfchlags der Inconfequenz. ber 
ih hatte, wie es mein Antrag jelbft nachwies, ſtets in ber Nationalverfammlung und fchon in ber 
Rede an meine Wähler erklärt, daß ich der Wahl Preußens zum Erbfaifer nur folange widerfpreche, 
als nicht das Recht und die Nothwendigleit zum Verzicht auf bie gleichberechtigte Theilnahme Oſter⸗ 
reihe an der Reichöverfaffung objectiv flar begründet feien. Ich war ivegen ber ungeredhten und un⸗ 
politifchen Ausfchließung der Ofterreicher aus den Reicheminifterien zu einer für die Thellnahme Ofter: 
reiche yermittelnden Bartei nur mit der ausdrücklichen Erflärung getreten, daß ich von dem Tage an 
für preugifche Reichsvorftandfchaft flimmen würde, wo jene Theilnahme von Öfterreich zurückgewieſen 
ober unmöglich fei. Und ein Mitglied diefer Vermittelungspartei, ber Abgeorbnete Edel, hatte bei 
unferm Zufammentritt biefes förmlich auf der Tribüne ber Nationalverfammlung erflärt. Erſt da, ale, 
leider jene Teilnahme wirklich urkundlich zurädgewiefen war, ftimmte ich für Preußen. Erſt nachdem 
fie von Oferreich zurückgewieſen war durch die gleichzeitige Zurückſendung unferer Bermittelunge- 
vorſchläge von der Öfterreichifchen Regierung und durch die Faiferliche Beftätigung der Berfaflung von 
Kremfier, welche, alle deutſchen Reichslande Ofterreiche in den Öfterreichifchen Einheitsſtaat einfchließend, 
fie ausdruͤcklich den Pflichten gegen Deutſchland entzog und fo den Zweck der von Ofterreich felbft ale recht: 
lich nothwendig anerkannten deutfchen Verfaflungsreform fürmlich rechtswidrig verlegte, erft da erfolgte 
mein Antrag auf die Wahl Preußens. Er erfolgte jedoch auch jegt noch mit dem ausdrüdlichen, einer 
verfühnenden Ansgleichung Raum laflenden Zufat, daß alebald nach der angenommenen Reichöverfaflung 
und Raiferwahl der Kaiſer und die neue Reichsverfammlung mit Bereich über Beitritt ober die Ders 
hältnifje der dewtichen Lande zum Reich in Verhandlung trete. Diefer Artifel meines Antrags fchien 
mir auch heilfam zur Befeitigung von Bedenflichfeiten gegen bie Annahme in Berlin. Doch wurbe biefe 
nad) der Überzeugung ber fachfundigften preußifchen Staatsmänner nur baburch verhindert, daß erft bei 
einer zweiten Abftimmung in der Nationalverfammlung der Antrag fiegte, nachdem in ber furzen Zwi⸗ 
ſchenzeit zwiſchen beiden Abftimmungen burch das Zufammenwirfen der Dfterreicher und der Barticular 
titten mit den Radicalen der Inhalt der Berfaffung theilweife entflellt und das Anfehen der Rationals 
verfammlung gefunfen war. Bielleicht bin ich es meiner Beftrebung in der großen vaterländifchen Sache 
ſchuldig, da a hier nach Jahren zum erfien mal von ihr Öffentlich rede, gleicherweiſe wie den der Incon⸗ 
fequenz auch einen zweiten Vorwurf zuruͤckzuweiſen. Derfelbe gegnerifche öffentliche Angriff von Jürgens 
und ein auf derfelben ſchlechten Duelle beruhender in einer Borrede Vogt's möchten meine Beftrebungen 
auch durch den Borwurf von einigem @igennuß beſudeln und verbächtigen. Sie deuten dabei hin auf einen 
in der Zeit der blühenden Revolution in einem der täglichen Schmähartifel gegen die Bekämpfer der Res 
volution ober gegen bie angeblichen „ Bolfsverräther‘' vorgebrachten Borwurf, ich hätte einen ungebühr> 
li hohen Gehalt angenommen imd bei jenem Borfchlag mid; durch die eigennägige Nüdficht, denfelben 
nicht zu verlieren, beftimmen lafien. Allein mein perfönlicher Gehalt ala badifcher Bundestagsgefanbter 
tar (mit 3500 Gldn.) äußerft mäßig, nicht höher ale die Befoldung eines babifchen Kreiedirectors und 
kaum Halb fo hoch ale die eines badifchen Staaterathe. Das gelandtfchaftliche Repräfentationsgelb 
aber, weiches nicht für mich, fondern für die würbenolle erfolgreiche Durdyführung ber wichtigften biplos 
matifchen :Bertretung von Fürſt und Land beflimmt war, dieſes war nach ben dffentlichen gedruck⸗ 
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Verſuche des Dreikoͤnigsbundes und des deutſchen Fürſtentags in Berlin und endlich der des 
allgemeinen deutſchen Miniſtercongreſſes in Dresden. Noch viel unglücklicher endigten die revo⸗ 
lutionären Rettungsverſuche in Sachſen, Rheinbaiern und Baden, deren Schilderung man 


uns bier erlaſſen muß. 
Auch andere Nationen errangen bei viel geringern Schwierigkeiten, als wir Deutfche zu bes 
jlegen haben, erft nach längern fehweren Kämpfen einen würbigen befefligten freien Berfafs 


— m — — 


ten Rammerprotofollennurdasetatsmäßige, von betden Kammern einfimmig feß> 
geftellte. Früher hatte die Oppofition ebenfo wie bei andern Bubgetfoberungen ſich mit den Miniftes 
rien auf: und adgeboten, bis die betreffende Summe ermittelt und nun eine ganze Reihe von 
Jahren hindurch lets ohneeinen einzigen Widerfpruc in ber Bubgetrommilfion unb 
inder Kammer von beiden einſtimmig als nothwendig für bie Stelle anerfannt wors 
den war, fo namentlich auch noch in dem vom Oppofltionsmann Heder erftatteten Budgetbericht 
vor meiner Ernennung. Nur allein 2000 ®lon. darüber hinaus, welche mein Vorgänger, Herr 
v. Blittersdorf, und zwar zuleßt unter bem Vorwand einer gleichzeitigen Geſandtſchaft am belgiſchen 
Hofe bezog und welche ber Schmaͤhartikel mit Verwechſelung einmiſchte, nur biefe waren beſtritten. 
Diefe aber und ebenfo andere 2000 Gulden für die neue außerordentliche Einfommenfleuer, im 
Ganzen alfo 4000 GEldn. bezog ich weniger als er unb biefes in einer Zeit, die dem Gefandten 
viel mehr gefellfchaftliche Verpflichtungen auferlegte ale früher. Völlig freiwillig wies ich denn auch 
1849, als nach meiner Überzeugung die Gefandtfchaft durch die Bundeszuftände nuplos geworden war, 
diefe Repräfentationsfumme acht Monate vor meiner Penfionirung zur Verwunderung des Miniſters 
zurüd und verlangte dann Penfipnirung nur nach ber eigentlichen Belo bung und nur fireng geegi mit 
allen Abzügen feſigeſtellt. Sie beträgt folchergeftalt noch nicht foviel als meine Befoldung im Ausland 
(in Bonn), welche ich 30, jegt bald 40 Jahre früher freiwillig bem Eintritt in einen baditchen Staates 
dienft mit halb fo großem Einfommen geopfert hatte. Auch die fernere Behauptung jenes Schmähartis 
kels, ich hätte neben meinem Gehalt noch die Diäten ale Reichstagsabgeorbneter bezogen, ift nichtswür⸗ 
dige Berleumbung. Obwol ich vollfländig zu dieſem Bezug berechtigt war und auch Die in Frankfurt 
angeftellten Gollegen neben andern Behalten bie gefeplichen Diäten annahmen, bezog ich nie einen Heller 
von denfelben, fondern fchenkte auch diefe Summe (gegen 2000 Gldn.) völlig freiwillig dem Fiscus. 
Nicht minder unwahr enblich war die fernere Angabe vom Bezug großer Summen für meine drei Ge: 
fandtfchaften unter der Reichsregierung (nach Lauenburg, Stodholm und Olmütz). Ich bezog als 
Reichsgeſandter lediglich Erfag für bie Koften. Obgleich ich den Schmähartifel zu verächtlich fand, um 
ihn zu beantworten, fo habe ich Doch bald nachher bei fich ergebender Gelegenheit in öffentlicher Sigung 
der zweiten badifchen Kammer, mit Berufung auf bie im Beſitze ber Mitglieder befindlichen Kammer⸗ 
protofolle und die betreffenden ihnen befannten Berfonen, wie den Minifler und den Rammerardhivar, 
die ganze Unwahrheit burch die wahren Thatfachen in Beziehung auf meine wol mehr als gemöhnfid 
uneigennüßige Handlungsweife vollfländig dargelegt, ohne daß ein Widerfpruch erfolgte ober erfolgen 
fonnte. (S. das PBrotofoll der 142. Sigung vom 6. Febr. 1349.) Jene oben erwähnten urfunbli 
Beweile aus den Bubgetverhandlungen aber finden fih in den gedrudten Protofollen der zweiten badi⸗ 
fhen Kammer über das Budget bes Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten auf ben Landtagen 
1847/49, 1845/46, 1844/45, 1842/43, 1839/40. Hecker fügte in jenem von der Budgetcommiffion und 
der Kammer einftinnmig genehmigten Bericht zum Brotofoll der 38. Sigung 1846, ©. 41, noch befons 
ders al Grund der Nothwendigfeit des etatmäßigen Anfapes der Reprälentationsgelder hinzu: „Kaum 
iſt eine Stelle im Staate von größerer Bedeutung als die eines Bundestagsgefandten.” In der Dies 
euſſion des Bubgets von 1839/40 (Brotofoll vom 8. Juli 1839, ©. 200) bewilligte ich nicht nur aus⸗ 
drücklich die nachher 1848 von mir bezogene Summe mit allen Mitglievern ale nothwenpdig, fondern 
machte noch darauf aufmerffam, daß Rotteck ebenfalls die Summe als nothiwendig anerfenne und nur die 
Unzufriebenheit über Die Bundesverhältniffe bei dieſer Gelegenheit ausdrüden wolle. Ohne mein Zuthun 
hat auch Mathy in der „Dentfchen Zeitung‘‘ auf bie urfundliche artenmäßige Wahrheit gegen bie nichts 
würdigſte Verbächtigung hingewiefen. Doch was hilft Dies gegen fo leichtfertige Männer, bie die ſchlechte 
Duelle felbft zu verächtlich fanden, um fie nur zu nennen, dennoch aber die fledenlofe Ehre eines lebens⸗ 
länglich undeicholtenen Mannes nun ohne Quelle verleumberifch anzutaften wagen. Die elende fernere 
Berbächtigung, ale wenn die Burcht vor Berluft der Befandtfchaftseinnahme mich zu ber Inconfequenz. 
des Antrags auf die Raiferwahl beflimmt haben möchte, ift fchon bucch Die nachgewiefene völlige Sons 
f equenz biefes Antrags beſeitigt. Es bedarf auch wol diefelbe und bie lügenhaftefte Klaticherei zu 
ihrer Unterflüßung feines weitern Wortes, ba ein foldyer Ehrenmann wie Robert v. Mohl in einer 
Abfertigung Jürgens’ in der „Allgemeinen Zeitung‘ gerade bie vielen lebenden Ehrenmännern ber 
fannte Falſchheit dieſer Klatichgefchichten ale das Ichlagenbfle Beifpiel folder unwürdiger Derbäds 
tigungen berausheben unb ber Bfentlichen Berachtung überweifen konnte. Am wenigften hätte man wol 
einen Mann des Cigennutzes in feiner öffentlichen Wirkfamfeit befchufpdigen follen, ber in feinem lebens⸗ 
länglichen fchweren Kampf gegen die reactionäre Unterbrüdung bes vaterlänbifchen Rechte weimalige 
Benflonirungen und vier Griminalprocefie willig hinnahm, ficher, daß die leidenfchaftlichkte, mittelreich 
Berfolgung zwar dlonomifch verleben, aber feine Rechtswiprigfeit, geichweige benn eine Unwürbigfeit zu 
‚ihrer Unterflügung auffinden ober dem Bublicum glaub machen fönne, Mit diefer legten Bemerkung 
will ich Übrigens natürlich nicht biefelbe gleichzeitige Befchuldigung eigennügiger Motive gegen Andere, 
die anerfannte Ehrenmänner, wie Solveher Jordan, H. v. Gagern und feine Mitminiſter, als irgend 
weniger nichtswůrdig bezeichnen, wie die gegen mich, 
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ſungtuſtand. Die deutfche politifche Bildung muß reifen, ihre fittlihe Kraft wird nicht ſchwin⸗ 

ven, ebenfo wenig wie das Bedürfniß und der von allen veutfchen Regierungen wiederholt feier⸗ 
ii anerfannte Rechtsanſpruch für eine Berfaffungsreform im Wefentlihen nah ven 1848 
—49 herathenen Beftimmungen. ALS die dringendſten Gründe des Rechts und des Benürfnifjes 
wurde e8 damals zur Genüge nachgewiefen, daß die biöherigen Einrichtungen die Ehre, die 
Einheit und die Sicherheit des Vaterlandes, fowie die Rechte und die Würde feiner Bürger 
gegen Auswärtige und gegen die innern Bundes- und Landesgewalten durchaus nicht genügend 
beigügten. Leider hat der kurze Zeitraum nach der Auflöfung der Nationalverfammlung und 
ver Wiederherſtellung der alten Bundedeinrichtung hinlänglich dargethan, daß in beiden Haupt: 
beziehungen die heiligften, ungerftörbarften Rechterund Foderungen ber deutſchen Nation und jebes 
vaterlandliebenden Ehrenmanns keineswegs befriedigt feien. Eine ausführliche Beweisführung 
biefer thatfächlichen Wahrbeit, melde zum Theil fpätern Artikeln angehört, würbe bie 
fhmerzlichften Gefühle hervorrufen. Aber e8 wird Hier genügen, nur andeutungsweiſe zü ers 
wähnen die Vernichtung der deutſchen Flotte, das Unrecht gegen Schleswig- Holftein, vor allem 
das gegen ihre urkundliche und anerkannte Realunion, ihre deutſche Nationalität, Sicherheit 
und Ehre, das Londoner Protokoll und den rufiifchen Krieg; ferner die Preisgebung ver 
Preßfreiheit an die ängfllichfte Cenſur, der mit willfürlichen Verboten und Conceſſionsentzie⸗ 
hungen bevrohten Druder und Buchhändler un die Öfterreichifchen Verfügungen nicht blos 
gegen vie befondern, fondern auch gegen allgemeine veutfche Verfaffungsrechte, enblich bie ein⸗ 
ſeitigen Zerſtörungen beſtehender und heſchworener Verfaflungsrechte, welche gegen Kurheſſen, 
Hannover, Mecklenburg, Luxemburg und andere deutſche Länder ohne unparteiiſches Gericht 
mit Hülfe des blos völkerrechtlichen Fürſtenbundes, des einſeitig erfundenen, einſeitig audges 
legten vieldeutigen monarchiſchen Princips erzwungen wurden, in einer Weiſe und mit Mitteln 
erzwungen wurden, welche die ſittlichen und rechtlichen Gefühle aufs tiefſte verletzen. Die Lu⸗ 
remburger klagten, daß blos, weil fie Deutſche ſind und das Unglück haben, dem Deutſchen Bund 
zu unterſtehen, fie ver Nechtgund Schugmittel, wie vie holländiſchen Unterthanen ihres Könige 
fie befigen, beraubt fein. Aus manchen veutfchen Ländern erfährt man fletö neue willkuͤrliche 
Rechtsunterdrückungen gegen achtbare Bürger, bei welchen jede Rechtshülfe fehlt. Denn ſelbſt 
die Rechte des alten deutfchen Reichs, unabhängige Juſtiz zum Schutz von Beamten, Bürgern, 
Gemwerben, find durch die Anminiftrativ- und Disciplinargerichte und Gompetenzconflicte zer: 
Kört. Die neuen Schugmittel wahrer Nepräfentativverfaflung aber fehlen ebenfalls; das für 
Ehre und Gefühl jedes nicht entarteten Deutfchen weientlichfte aber ift Gerechtigfeit und ein 
wahrer Rechtözuftand. Freilich, in ven meiften deutſchen Staaten zeigt ſich jegt, wie in Baden, 
Maͤßigung und Milde, und in der öffentlichen Dleinung herrſcht noch die Ebbe der Reactions⸗ 
zeit und das Materielle vor. Aber die Fundamente für wiederkehrende Flut- und Sturm- 
jeiten fehlen. 

So fodert denn nicht blos die Rechtsachtung, fondern die Sorge, dad Vaterland in neuen 
Krifen vor Unheil zu bewahren, dazu auf, die alte Rechtsfoderung bis zu deren glüdlicher end- 
licher Befriedigung bei jedem paſſenden Anlaffe wieder zu erneuern. 

Den Fürften und Regierungen ver Nation aber ſteht ed’ zu, zur Verwirklichung biefed we⸗ 

ſentlichſten Rechts und Bedürfniſſes der Nation die Initiative zu ergreifen. Ihre Weisheit 
wird ed erwägen, daß Pflicht und Ehre und die unausbleiblichen fernern Befahren der Nation 
nit geftatten können, ihrerfeits auf dieſe Verwirklichung zu verzichten 2%), und daß ed nicht 


20) In diefer Überzeugung glaubte der Berfaffer auch in den franffurter Vorberathungen bes gothaer 
Programme den Antrag Haden zu müflen, baß der preußifche Borfchlag einer friedlichen Vereinbarung 
der Ration mit den Regierungen über Modificarionen der Reichsverfaſſung nur mit der ausdrüdlichen 
Erklaͤrnng anzunehmen ſei, daß man, falls auch diefer Berfuch, das Wefentliche ber Reichsverſaſſung auf 
friedlichem Wege ins Leben zu führen, durch die Regierungen fcheitern follte, jene mit ber möglichfl 
großen Übereinftimmung der Fürften und der Nation zu Stande gekommene Feftitellung der Nationals 
rechte in der publicirten Reichsverfaſſung als fortdauernd gültig betrachten müſſe. Auch die nothiwendige 
Gonfeguenz der Männer der Rationalverfammlung, welche die Berfaffung ale endgültig befchloffen pus 
bliciren ließen, die Ehre der Mehrheitspartei der Nationalverfammlung, der nachher fogenannten Go⸗ 
thaner, fchien mir dieſe Erklärung Bu erheifchen. Auch wurbe jene Erflärung in ber franffurter Ver⸗ 
ſammlung befchlofien und von Dahlmann und Mathy vortrefflich und unverlegend rebigirt. Indeſſen 
wurde dieſe ausbrüdlliche Erflärung von ben preußifchen Mitgliedern beftritten und nur mit einer Majo⸗ 
eität von einer Stimme genehmigt. Es war mithin ihre Berwerfung in Gotha, wo ficherlich ungleich 
mehr Preußen erfchienen, die ihres Königs wegen fle nicht wünfchten, leicht vorauszufehen. Der Ders 
fafler, der nach feiner Überzeugung fich nicht Damit begnügen fonnte, baf, wie man ihm entgegenſehte 
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wohlgethan jein möchte, die Nation aufs neue in eine Rage wie die von 1848, oder in eine be= 
denklidyere kommen zu laffen. Die Bürger fünnen vor dev Hand nur mit der Beharrlichfeit 
und Gejinnungdenergie für ihr Recht, welche die erften Eigenfchaften und die Ehre tüchtiger, 
ehrenwerther Völfer jind, ven Willen und die Beftrebung für dad Rechte fefthalten und viele da, 
two es angemeflen fcheint, bethätigen. 

So thaten es ſeitdem auch die meiften deutſchen Ständefammern, namentlid) auch die ba⸗ 
diſche. In der öffentlihen Sigung vom 19. Der. 1850 (Brotofolle, S. 176) foderte der 
Abg. Welder den Minifter des Auswärtigen unmittelbar vor feiner Abreije zu den Dred- 
dener Gonferenzen in der Form einer Interpellation auf: „daß Baden im Verein mit andern 
deutſchen Ntegierungen ber äußerſten Gefahr begegne, mit welcher das Preidgeben ber National- 
ehre nach außen und bed Rechtözuftandes im Innern die Nation und am gefährlichſten vie Re⸗ 
gierungen bedrohe, jebenfalld aber einer unbeilvollen Wiederherftellung der Audnahmegefeße 
des Deutſchen Bundes und jeder neuen einfeitigen Verabredung entgegenwirfe, die die Rechte 
der deutfchen Volksſtämme ſchutzlos der Willkür überlieferte und dagegen unter dem Vorwande 
des despotiſch aufgefaßten monarchiſchen Princips einfeitig nur ven Negierungen in ihren Rechto⸗ 
ftreitigfeiten mit ihrem Lande gewaltfame Hülfe varböte”. Der Minifter antwortete allgemein 
zufagend auf diefe Interpellation, welche allgemein verſtändlich Beziehung nahm auf die Vor: 
gänge in Schleöwig = Holftein und Kurheffen und auf pie am Bundestag im Jahre 1848 durch 
förmlichen Bundesbeſchluß aufgehobenen Ausnahmegefepe. 21) Die Kammer beſchloß dabei 
einftimmig auf den Antrag Mathy's eine der Interpeflationserklärung entſprechende Kam: 
mererflärung zu Protokoll zu geben. Darin fagte fie: „Die Bedürfniſſe der deutſchen Na— 
tion, ihre als gerecht erkannten Anfprüde auf nationale Einigung und conflitutionelle Brei: 
heit haben ſämmtliche deutſche Kürften und Regierungen zu befriedigen verheißen. 22) 
Hierauf folgen die wefentlihften Punkte viefer fürftlichen Nechtönnerfennungen und der „feier: 
lichſten Verheißungen, durch deren rebliche Erfüllung allein das Wohl, ja die Eriftenz bed 
großen deutſchen Vaterlandes und feiner Gliederſtaaten geſichert erden kann‘, nämlich vie 
Ginigung unter Fräftiger nationaler Bundesftaatöregierung und Nationalparlament. Dann 
yahıt die Erklärung fort: „Nicht minder hat die Kammer die Zuverſicht, daß die großer: 
zoglihe Regierung jeder Verlegung der nationalen Intereffen von außen und bes Rechts⸗ 
zuftanded im Innern entgegentreten, daß fie folgeweiſe ſowol gegen die Zumuthungen, Die 
Rechte Deutſchlands auf das Herzogthum Holſtein und auf deffen unzer: 
trennlihe Verbindung mit Schleswig preidzugeben, entfchiedenen Widerſpruch ein- 
"Tegen, ald die in anerkannter Wirkſamkeit beftebende Berfallung des Kurfür⸗ 
ſtenthums Heflen gegen jeden Angriff in Schub nehmen werde. Die ganze Verhandlung 
ſchloß mit warmer nahprüdlichfter Mahnung des Interpellanten an die unausbleiblichen neuen 
Gefahren, wenn abermals die Nichtbefriedigung der jet fo vielfach erneuerten fürftlichen Rechts⸗ 
anerfennungen und Verheißungen für rechtliche Geflaltung und Verwaltung der National: 
verhältniffe die Antion mie 1848 und 1849 für ihre Ehre und ihre Eriftenz in Bewegung 
fegen follte. Er erinnerte an das wahre monarchiſche Princip des ſtaatskundigen Montesquien, 
welcher, die Ehre ald das Princip ver Monarchie erflärenn, die ſchwere Wahrheit ausſprach: 
Ehre verloren, Alles verloren! 


—  - — —— —— — —— nn · — — 


ber Vorbehalt allgemein als ſich von ſelbſt verſtehend angeſehen werden würde, er— 
ſchien deshalb nicht in Gotha, da er einen Öffentlichen Streit über einen ſolchen Punkt im ber ſchon 
geichwächten Partei herbeizuführen für fchädlich Hielt. Cr wünſchte, weil ja bei Gott fein Ding uns 
möglich iſt und vor der Hand ein befferer Weg fich nicht zeigen wollte, feinen Freunden den beſten Er⸗ 
folg, obgleich er nie einen Augenblid an ernftliche Bollziehung des Dreifönigsbundes glauben founte, 
ebenfo wenig als an bie ber Berfaflung von Kremfier. Beide thaten den betreffenden Regierungen ihre 
weientlichften Dienfte Durch Beichwichtigung der gefährlich bewegten Bölfer — — —. 

21) In der Rotivirung des badifchen Bunbestagsgefandten lag diefer zum Bundesbefchluß erhobenen 
Aufhebung die (im Art. Deutſcher Bund Far urfundlich nachgewiefene) rechtliche Thatfache zu Grunde, 
baß der Bund grundgefeglich ein rein völferrechtlicher ift, mit einem befondern ausnahmeweis: 
fen Anhang einiger weniger beitimmten Rechtszuficherungen für beutfche Unterthanen, daß alfo alle 
Bundeseinmifchungen in die innern flaatsrechtlichen Berhältniffe (mit Ausnahme jener wenigen 
Rechtenuflherungen), alfo auch die zu Gunften eines monarchifchen Princips, verfafiungswibrige, rechts⸗ 
ungültige Ausnahmen feien. - 

22) Eine vortreffliche Aufammenftellung biefer feierlichen öffentlichen Anerfennungen nnd Berheißuns 

feit den Befreiungsfriegen bis zu ben Dresdener Conferenzen enthalten die von Mathy herandgeges 

enen „„Baterläubifchen Hefte" (Heft 1, Manheim 1854). 
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And noch die fpätern badiſchen und andere deutſche Randtage wieberhoften mit wenig Wor- 
ten de Mahnung an bie verheißene nothwendige Bundesreform. 

Die allgemeinen reastionären Zuftände In Deutſchland und die beſondern babifchen Ver⸗ 

hältniffe nach der unglüdfeligen Nevolution brachten e8 übrigens fehr natürlich mit fih, daß die 
habiſchen Landtage für eimige Zeit eine andere Geftalt annahmen. Die altliberalen Mitgliever 
waren fchon feit dem Landtag 1850/51, dem erften nad) der Revolution, welcher in redlicher und 
maßvoller Zuſammenwirkung des wohlwollenden, aber bald erkrankenden Fürften die Wunden 
der Revolution zu Heilen fuchte, immer mehr, bald durch Krankheit oder Tod, bald durch freiwil- 
ligm Rücktritt, bald auch durch das Zufammenmirken der Nadicalen mit den minifteriellen 
Wählern bei den Neuwahlen, ausgeſchieden von ven Landtagen, welche jet, fehr wenige Auß- 
nahmen abgerechnet, nur von den alten und neuern minifteriellen Abgeorpneten, meift Beamten 
und harmlofen Bürgern, befucht wurben. Eine doppelt gemäßigte Geftalt ver Randtage war 
allerdings gegenüber den Nachwirkungen ver tenolution und gegenüber dem gemäßigten Gange 
ver Regierung wohlbegründet. Ob aber aud) ein noch weniger felbftändiger ala in vielen andern 
beutihen Staaten, als z. B. in Baiern, dies koͤnnte bezweifelt werden. Es konnten vielleicht 
mande Bewilligungen auch dem Lande erfpart ober gemindert werben, namentlich einige Steuer: 
erhöhungen, insbeſondere aber auch die große Erhöhung des ſchon fo hohen Milttäretats, welche 
bier fogar ohne Discuffion, blos im Vertrauen auf die Sparfamfeit des Kriegsminifters 
* bewilligt wurde, während faft gleichzeitig die batrifhen Stände eine ſolche angeblich bundes⸗ 
pflihtmäßige und energifch gefoderte Erhöhung dem Lande glücklich erfparten. Auch fiel es auf, 
daß, nachdem in andern deutfchen Staaten die Kolgen der Aufftände völlig getilge waren, die 
badiſchen Stände an die Aufhebung der allgemeinen Landesentwaffnung nicht einmal zu er: 
innern wagten. Doc gern überlaffen wir Andern und dem Lande die ganze Würdigung biefer 
fpätern ſtaatlichen Verhältniffe, fo namentlich auch die Behandlung des in dieſer Periode wich⸗ 
tigften Gegenftandes, des lediglich durch die verfaffungswinrigften Anmaßungen der @urie er: 
tegten Kirchenſtreits. Es ift ein Kicchenftreit in einem Lande, in welchem ein jolcher wegen 
der Bildung und billigen Denkweiſe des größten Theils der katholiſchen Geiftlichen und der fa- 
tholifhen Bürger unmöglid war, wenn nicht eine falfche Politik feit Sahren vie ultramontanen 
Richtungen ſelbſt großgezogen und dann ben wohlgeſinnten Geiftlihen, vie von ihnen verleßt 
und wegen ihrer Treue gegen die Regierung verfolgt wurden, und bie es einfehen, daß bie 
ultramontanen Einrichtungen fie rechtlos machen, den nöthigen Schuß verfagt hätte. Gem 
wiß aber wir jeder ſtaatskundige Mann uns beiftimmen, daß auch fernerhin für Baden die 
von Karl Friedrich und von der badiſchen Verfaflung vorgezeichnete Politik die befte fein wird, 
biejenige nämlich, welche darin befteht, die tüchtigen aufgeklärten Bewohner des jhönen Landes 
in Bildung, Freiheit und Wohlſtand an ver Hand einer aufgeklärten, freitheitliebenden Regie: 
rung, im WBettelfer mit den übrigen Bruderſtämmen, möglihft voranzuführen und ſtets die 
Fahne des gemeinſamen Vaterlandes treu und hoch zu halten. Baden iſt nur von jehr mäßigem 
Umfang, umfaßt Bewohner verfchiedenartiger Stämme und religiöfer Befenntniffe; feine Be⸗ 
figungen haben zu verſchiedenen Zeiten fremde Selüfte erweckt. Auf einer Selte dehnt es ſich 
außerdem in langer Grenze an Frankreich hin, an dieſem doppelt gefährlichen Nachbarland. Auf 
einer andern langen Seite grenzt es an die in ver böchften Freiheit blühende Schweiz. Ein gu: 
ter Kitt und eine fefte Stüße find bier doppelt nothwenbig. Der Mangel des nationalen Rechts: 
zuſtandes, der und bei allen Völkern eine unerträgliche Geringſchätzung bereitet, droht allen 
Gliedern und Theilen der Nation Gefahr, doch feinen mehr ald den mittlern und kleinern Re⸗ 
gierungen. Die Befeitigung vieles Mangeld oder die veutfche Ehre, Freiheit, Einheit und 
Macht hängen ab von einer einzigen Sache, von dem rechten Blauben der deutſchen Bürger. 
Wir meinen den Glauben an die abfolute Nothwendigkeit der Austilgung dieſer unjerer 
Schmach. Welcker. 

Baiern. (Geſchichte und Statiſtik, ſtaatsrechtliche und politiſche Zuſtände 
des Landes.) I Allgemeine geographiſch-ſtatiſtiſche Uberſicht. Das heutige 
Koͤnigreich Baiern iſt aus Landestheilen von wol mehr als 100 verſchiedenen ehemaligen Herr⸗ 
ſchaften zuſammengeſetzt. Deſſenungeachtet iſt das Gebiet dieſes Staats inſoweit abgerundet, 
daß es nur in zwei getrennte Haupttheile zerfällt, die allerdings ziemlich weit voneinander ent⸗ 
legen und dem Umfange wie ven Verhältnifſen der Bevölkerung nach einander ſehr ungleich find. 
Es find dies 1) das Hauptland, gleihfam im Herzen Süddeutſchlands gelegen und die fieben 
größern Provinzen oder Kreife umfaflend, und 2) die Nheinprovinz, die Pfalz, auf dem linken 
Rheinufer, der Eleinfte, doch einer ver bevölfertften ver acht Regierungsbezirke. 
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Das Hauptland iſt faſt durchgehends gebirgig. Im Süden ziehen die Alpen mit ihren ge⸗ 
waltigen, auf bairiſchem Gebiet noch bis über 9000 Fuß über die Hoͤhe des Meeres emporragen⸗ 
den Kuppen. Im Oſten bildet der Böhmerwald theilweiſe Die Landesgrenze; im Norden erheben 
fi das Fichtelgebirge, Theile des Thüringerwaldes, bie Rhön, der Speflart, ber Steigerwaln 
und Ausläufe des Odenwaldes; im Weften des Landes, gegen deſſen Mitte hin, zieht vie fran= 
kifche Höhe. In der Pfalz ift ver Hauptgebirgszug bie nördliche Kortfegung der Vogeſen, welche 
ihren größten Theile nach ven Namen Haarbt führt. 

Daß Land ift, mit einigen wenig beveutenden Ausnahmen, durchgehends im Gebiete ver 
beiden wichtigften Ströme Deutfchlands, der Donau und des Rheins, gelegen. Der ganze Sü- 
den und die Mitte des Hauptlandes (dad eigentliche Baiern und die ſchwäbiſche Provinz) ges 
hören dem Donaugebiete an, der Norven (Franken) jenem des Mainfluffes, alfo mittelbar dem 
des Rheins, und in dem legten felbft befinvet ſich ſodann unmittelbar vie überrheinifche Befigung 
(die Pfalz). Alle Fragen, melde das Verhältnig der beiden Hauptſtroͤme Deutſchlands be- 
treffen, find alfo für Baiern hochwichtig und Einnen für deſſen mercantilifche Berhältnifle ſo⸗ 
gar Lebenäfragen werden, was man leider bis jebt in mancher Beziehung noch nicht gehörig 
beachtet Hat. 

Der Boden ift im Ganzen fehr fruchtbar und könnte, wie wir weiter unten zeigen werben, 
bei größerer geiftiger Hebung des Volkes und verfchienenen durchgreifenden Berbefferungen in 
ber Geſetzgebung meit höhere agronomifche und finanzielle Erträgnifie gewähren, als es der⸗ 
malen der Ball iſt. Doc trifft man auf beträchtliche Stredden Hin auch Sumpfgegenden und 
Moorland (im bairiſchen Dialekte Möfer geheißen), unter denen befonderd dad Dachauer und 
das Donaumoos die bedeutendſten find. Die den Verhältnifien des Bodens nah im Banzen 
minder fruchtbare Pfalz gewährt ein erfreulicheres Bild. 

Im Allgemeinen befteht der Haupttheil des bairiſchen Staats aus fruchtbarem Getreide⸗ 
lanbe, das beſonders in den Maingegenven (wie noch mehr an der öftlihen Vorhoͤhe des Haardt⸗ 
gebirgd) in Weinland übergeht. Weitausgedehnte Stredten (im ganzen Lande nicht weniger 
ald 450 AM.) beſtehen aus Waldungen, und manche Gebietötheile dienen nebſtdem vorzugs- 
weiſe zur Viehzucht. 

Unter den Naturproducten nehmen ſonach Getreide, Holz und Wein, dann Rindvieh, Pferde 
und Schafe die erſten Stellen ein. Der Boden iſt reich an Mineralien, doch gewährt der Berg⸗ 
bau, mit Ausnahme ver Pfalz, keine beſonders lohnende Ausbeute. 

Die Einwohner gehören verſchiedenen deutſchen Volksſtämmen an. Der Volkscharakter 
biefer verſchiedenen Stämme ift fi durchaus nicht glei, ein allgemeines Urtbeil über alle fo= 
nad) nit Play greifend. Der Altbaier ift im Ganzen ernft, etwas unbehülflih, an die Aufer- 
lichkeiten des Kirchthums fireng gewöhnt, nicht ohne Gutmüthigkeit, ſchlicht und Träftig ; unter 
die höhern Stände ift aber vielfach eine tiefere Korruption eingedrungen, ald man glaubt. Der 
Franke, ebenfalls ſtark an kirchlichen Gebräuchen hängend, iſt lebhafter und gemandter; zwiſchen 
beiden inmitten fleht ver Schwabe. Den feurigften Charakter befigt ver Rheinländer, ber fehr 
gesandt und befähigt, oft etwas leichtfertig und abfprechend erfcheint. Seine Sprache ift mild, 
Die der andern Stämme dagegen mehr oder minder hart und rauh. 

Hinſichtlich der Volkszahl ergab fich früher eine fletige Zunahme. In der jüngften Periode 
ift aber auch in Baiern ein Rüdfhlag, eine Verminderung eingetreten. Die Aufnahme vom 
Sabre 1818 wies eine Einwohnerzahl nach von 3,707,966, jene von 1834 brachte die Ziffer 
4,246,778, bie von 1849 4,520,751. Die Ergebnifle der beiden legten Zählungen waren in 
ber Hauptſache nachbemerkte (wobei wir die Regierungsbezirke moͤglichſt nad den alten. Stam= 
mesverſchiedenheiten zuſammenſtellen): 


Alte Landſchaften. Megierungäbesirke. Quadratmeilen. 1852. Benäiterung 1885. u Ar u 
Dberbaien . . 2. 22220. - 309 734,831 144,155 2408 
Altbaiern Miederbaiern ......... 195 549,596 554,013 2841 
Oberpfalz und Regensburg .. 175 . 468,479 471,900 2696 

Oberfranfen ... 2.2.2... 125 499,709 499,913 3000 ;._ 
Franken jMittelfranfen. ... 2... 139 533,830 533,587 3119 

Unterfranfen und Aſchaffenburg 162 595,748 , 3636 . 

Schwaben: Schwaben und Neuburg ... 174 565,783 561,576 3227 
Rheinpfalz: Pfalz............ 108 611,476 587,334 5438 


Bufammen 1387 4,559,452 4,541,456 3274 
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Der Rückſchlag rührt aljo ganz befonderd von ber Pfalz ber, in Heinerm Maße auch von 
Sqwaben, Mittel⸗ und Unterfranken. ?) | 

$sierbei machen ſich ganz beſonders die maflenhaften Auswanderungen geltend. Seit dem 
Jahre 1830 überfteigen diefelben weit die Einwanderungen. Nach ven amtlihen Aufzeichnun⸗ 
gen über dieſen in ber Neuzeit fo hochwichtigen Punkt ergaben fish folgende Ziffern: 


Durchſchutttliches Bermögen 
Sabre. @inwanderer. Nuswanderer, der Auswanderer. 
1830—35 durchſchnittlich 278 2107 430 Gldn. 
1835 — 43 „ 1080 5356 313 
1843—51 , 933 11,282 233 „ 
18355 —51 im Ganzen 16,144 132,788 258 „ 


(Dad Vermögen ver Einwanderer warb in der legten Periode je zu 889 Gldn. angegeben.) 


Die Gefammtfumme ber Auswanderer hatte alſo ſchon 1851 ſoviel als die Bevölkerung 
eined ganzen Fürſtenthums betragen. Und nun erfi entwidelte ji die Emigration in der Eos 
Ioffalften Ausdehnung. Schon im nächſten Jahre (1852) zogen 19,443 Einwohner aud Baiern 
blod nad den Vereinigten Staaten; fie nahmen beinahe 5 Mill. Gldn. Vermögen mit fort 
(durchſchnittlich 225 Elon.). Von diefer Auswandererzahl kamen 8908 allein auf die Pfalz 
und 7499 auf die drei fränfifchen Kreife. In ven nächſtfolgenden Jahren flieg der Verluft no 
mehr (doch fehlen ung vie offlciellen Ziffern). Exit 1855 ergab fi eine anfehnliche Verrin- 
gerung, bie aber leider nur als vorübergehend betrachtet werden kann; Folge der momentan uns 
günfligen Nachrichten aus Amerika, wird Die Unterbrechung vorausfichtlich nur folange bauern, 
bis von dort wieder günftigere Berichte eintreffen. _ 

Ganz befonders beachtenäwerth fcheinen und dabei die heimlichen Auswanderungen, zumal 
bie heimlihen Auswanderungen junger Männer in ver Abficht, fich der Gonferiptionspflict zu 
entziehen. In der Pfalz haben fich dieſe Bälle fo furchtbar vermehrt, Daß man fragen muß: was 
foll aus dem phyſiſchen Zuſtande der Bevoͤlkerung werden, wenn gerabe vie Eräftigfien jungen 
Minner fortwährend fo maflenhaft auswandern, indeß die zum Militärdienſt Untauglichen, 
vie Shwädhlichen und Krüppelbaften, zurückbleiben? Selbft in der jüngften Zeit hat (wie fogar 
die officioͤſe „Pfälzer Zeitung‘ berichtete) gerade viefer Zweig der Emigration feine Vermin⸗ 
derung erfahren. 2) - 


1) Die Berbältniffe der Pfalz, wie dieſelben ftatiftifch hervortreten, find in verfchiedenen Beziehun⸗ 
en erſchreckend und in hohem Grade geeignet, bie allgemeine Aufmerkſamkeit in Anfpruch zu nehmen. 
erabe in biefem Kreife hatte fich die Vollszahl früher weitaus am meiften vermehrt, Diefelbe betrug 
bei der Rostrennung bes Landes von Frankreich, 1814, 429,695 Menichen und ſtieg fo fehr, daß fle 
ih im December 1849 auf 616,370 belief. Die nächfte Zählung vom December 1852 ergab zum erften 
male eine Berminderung, und zwar von 4894 Menſchen. In den nächften drei Jahren (December 1855) 
jeigte fich aber ein weiterer Menfchenverluft von 24,142 Köpfen, alfo ein Verluft von 224 Einwohnern 
au jede Duabratmeile, innerhalb eines fo kurzen Zeitraums’ und ohue Krieges ober fonflige Pen 
Berheerungen (denn ein paar Hundert Eholerafälle konnten dieſe traurigen Refultate nicht erzeugen). 
Es iſt dies ein größerer Menfchenverluft, ale in irgend einem andern beutfchen Lande während ber 
nämlichen Beriode vorfam, weit größer namentlich als der, welchen Kurhefien und Baden erlitten. 
fer blos die Bevdlferungsverminderung an ſich, fonbern 'nicht minder auch andere Momente mäffen 
auffallen; fo namentlich die conftante Dermehrung ber Sterbefälle unb der Cheſcheidungen bei einer 
Verminderung ber Heirathen und ber Geburten, wie folgende kurze Zufammenftellung anbeutet: 


180. 4865. 
Geburten . . . 24,118 17,214 —= Berminderung 6904 == über 238%, Broc. 
Sterbefälle. . . 14,614 15,343 — Vermehrung 729 = 5 „ 
Seirathen . . . 4,369 3,479 — Berminderung 890 — über 20%, „, 
Ehefcheibungen '. 8 17 — Bermehrung 9 == über 112 „ 


Die Jahre ziwifchen 1849 und 1855 entfprechen vollftändig diefen fuccefftv meiter fchreitenden Veraͤn⸗ 
derungen auch in ben Einzelheiten. 
T) Nadı amtlichen Aufzeichnungen zählte man in ber Meinen Pfalz: 
1852 8,908 Auswanderer mit 2,024,000 Glon. Bermögen, 
1853 9,497 „ „ 1,578,000 „, " 
s 1854 9,473 [2 ”» 1 ‚207,000 „ „ 
in brei Jahren 27,878 „ „ 9,309,600 _„ n 
Daranter befanden fich heimlich Ausgewanberte: 1853 4,295 
1854 5,047 , | 
in zwei Jahren 9,341, ungerechnet die Fahnenflüchtigen. 


® 
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Den eonfelitonellen Verhaͤltniſſen nach zählte man zufolge der Aufnahme von 1852: 
3,176,555 Katbolifen, 1,253,894 Proteſtanten (nämlich 906,586 Lutheraner, 2451 Nefor- 
mirte und 525,077 pfälziſche Unirte), ſodann 5560 Mennoniten und Griechen und 56,053 
Juden. Lutheraner leben am meiften in Mittel: und Oberfranken, nämli 408,911 und 
280,223; am wenigſten Proteftanten finden jich in Nieper- und Oberbaiern, nämlih 2092 und 
411,959. Die Juden find am zahlreichften in Linterfranfen, der Pfalz und Schwaben: 15,854, 
415,606 und 6365; am wenigften zahlreih in Niederbaiern, Oberpfalz und Oberbaiern: 
40, 910 und 1218. Diennoniten trifft man am meiften in ver Pfalz: 3584. Den Deutſch⸗ 
katholiken hatte die Regierung im Jahre 1848 freie Religionsübung geftattet; jie hat dieſe Er- 
laubniß jedoch wieder zurüdigenonmien. In der Pfalz wurden die deutſchkatholiſchen Gemein 
den auf den Grund des Vereinsgeſetzes felbft durch gerichtlihes Lrtheil aufgehoben. Freie 
Gemeinden waren ohnehin in Baiern niemals anerkannt mmorven. ®) 

HM. Allgemeiner geſchichtlicher Überblid. Die Baiern gehören jedenfalls zu einem 
der erweiobar älteften deutſchen Volksſtämme. Ob fie wirklich, ein halbes Sahrtaufend vor dem 
Beginn unjerer Zeitrehnung , im fünmweftlihen Gallien wohnten und mit Brennus das alte 
Mom eroberten, ober ob fie in fpäterer Zeit au dem heutigen Böhmen durch einen andern 
Volksſtamm verbrängt wurden und num ihrerfeits die batrifche Landſchaft befegten, kann und 
ziemlich gleichgültig fein. Bekannt ift, daß Baiern, unter dem Namen Vindelicien, eine Brovinz 
der Roͤmer war, melde bier Städte anlegten und ihre Cultur verbreiteten, wie überall, wohin 
fie ihre Waffen trugen. Als die Oſtgothen unter Theodorich ein neues Reich gründeten, bildete 
auch Baiern einen Beftanptheil deſſelben. Mit dem Sturze dieſes Reichs kamen die Bojer in ein 
gewiſſes Abhängigfeitsverhältniß zu ven Franken, doch nur in fehr beſchränktem Maße, indem 
fie ihr eigenes Necht bewahrten, ſich ſelbſt regierten und namentlich ihre Vorſtände, Herzoge ge⸗ 
beißen, nach wie vor nad eigenem Gutdünken aus ihrer Mitte wählten. Einer derfelben hieß 
Garibald, ein Nachkomme Agilolf's (daher Agilolfinger). Der Hauptort des Volkes war vie 
bon den Nömern herrührende Stadt Regensburg. Um die Mitte des 7. Jahrhunderts wurden 
die Geſetze der Bojer fchriftlich abgefaßt, mobel jedoch der Einfluß des Frankenthums in mehr⸗ 
fachen Beziehungen fi geltend machte. Der Volksſtamm ver Bojer bewohnte damals das Land 
im Süden der Donau und im Oſten des Led; fein Gebiet dehnte ſich aber in anderer Richtung 
Bis nad) Italien und Ungarn aus, begriff alfo namentlich das heutige DOfterreih, Steiermark 
und Tirol in fid. 

Der Freiheitäfinn, der die germanifchen Völker jener Zeit durchgehends befeelte, trieb bie 
Bojer zu wiederholten Verſuchen an, fi von ven Franken völlig unabhängig zu machen. Bei 
dem damaligen jugendlichen Emporblühen ver Frankenmacht mar dies jedoch ein vergebliches 
Bemühen, das gerade zum Gegentheile, zu einer entfchievenen linterwerfung führte. Herzog 
Thaſſilo UIL, der den anfangs anerfannten Oberhoheitörechten der Franken auf einmal feine 
Folge mehr geben wollte, vermochte Karl d. Br. um fo weniger zu widerſtehen, als die Geift: 
lichkeit Die Plane des gewaltigen Oberhauptes ber Franken im Innern des Baierlandes mög 
lichſt unterſtützte. Karl gebot nun hier mit feinen Franken als Steger. Thaſſilo, allerdings durch 
ein Öffentliches Gericht der Felonie ſchuldig erflärt, warb In ein Klofter gefteckt, fränkiſches Recht 
und fränfifhe Verwaltungsweiſe im Lande eingeführt, die Selbſtändigkeit des Landes aufge- 
hoben und daflelbe durch einen von den Franken eingeſetzten Grafen regiert, als deren erflen 
Karl feinen Schwager, ven ſchwäbiſchen Grafen Gerold, einſetzte. Auch bie Geiftlichkeit wurde 
reichlich belohnt: es wurde der Zehnte eingeführt und indbefonvere das Bistum Salzburg mit 
ande Zändereien (auf Koften des bairiſchen Volkes) votirt und zum Erzbisſthum 
erhoben. 

Die Baiern waren nun an den Siegeswagen der Franken gefettet. Infolge der Kriege ber 
Franken mit ven nad Often bin wohnenven Völkern, den Ungarn, Avaren, Slawen n. ſ. w., 
wurde aber das batrifche Gebiet in dieſer Richtung bedeutend erweitert und namentlich pie Raab 
zum Grenzfluffe beflimmt (daher nachmals die Markgrafen von Oftbatern oder Ofterreich), 
Gleiche Vergrößerung des Gebietsumfangs fand nach Norden hin flatt (dad Nordgau u. f. w., 
felbft die Gegenden von Nürnberg, Bamberg und Baireuth wurben zu Batern gefhlagen). 


_, I Das wichtigfte Werk über bairifche Statiſtik (in der engern Bedeutung) ind die „Beiträge zur 
Statiſtik des Königreichs Baiern“, herausgegeben vom Miniſterialrath v. Hermann, Vorſtand bes 
Statiftifchen Bureau. Indeſſen find die für unfere Zwecke vorzugsweife wichtigen Ergebnifle ber neueften 
Aufnahmen (deren Hauptrefultate wir oben mittheilten) in biefem umfafienden Tabellenwerfe zur Zeit 
noch nicht veröffentlicht. 
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Aech dem Untergange ber Karolinger traten die Balern neuerdings ale ſelbſtändiges Volt 
auf. Ele übten als ſolched dad erfte der desfallſigen Rechte aus, fle wählten jich wieder ihren 
Anführer, ihren Herzog. Arnulf ſchien ihnen hierzu ber geeignetfte und würbigfte Mann zu 
fin. Die Anftände, welche das Reichdoberhaupt, Heinrich J. Dagegen erhob, wurden durch einen 
Yergleih beigelegt, nach welchem die Baiern ihre Selbftänpigfeit in ausgedehnterm Maße ale 
irgend ein deutſcher Volksſtamm beivahrten, nur follte ver vom Volke gewählte Herzog die 
Lehnedoheit des Reichs anerkennen. Dies letztere hinderte nicht, daß die Baiern felbftändig 
Kriege führten, da Münzrecht ausübten, Synoden hielten und Bifchöfe einfehten. 

Die Söhne des Herzogs Arnulf verfuchten ed, fih von Reichsverbande völlig frei zu machen, 
fie fugten die Belehnung des Reichsoberhauptes nicht nah und wollten den Königstitel an= 
nehmen. Aber fie unterlagen gegen Kaifer Otto J. ver nun den Markgrafen Berchtold (den 
Bruder bed verftorbenen Herzogs Arnulf) mit dem bairifchen Herzogthum belehnte. (Bon ven 
in diefem Kampfe unterlegenen Söhnen des ältern Arnulf warb der eine, Hermann, Pfalzgraf 
am Rhein, der andere, Arnulf der Jüngere, aber Pfalzgrafin Baiern. Diefer Letere war der 
Stammvater der Herren von Scheyern, welche im Jahre 14142 von ihrer neuen Reflvdenz Wit: 
telöbah den Atamen annahmen.) 

Es lohnt fich für und nicht ver Mühe, die vielfachen Streitigkeiten wegen des jeweiligen Be: 
fiped der Herzogswũrde im Einzelnen zu erzählen. Das alte allgemeine Volksrecht, daß jeder 
Stamm feinen eigenen Vorſtand, feinen Herzog, fich felbft wähle, wurbe zwar im Grundſatze 
niht aufgehoben, dagegen führte dad Lehnsverhältniß zum (bekanntlich gleichfalls erwählten) 
Kaifer, fowie die übermacht Einzelner in jenen Zeiten des beginnenden Fauſtrechts zu zahllofen 
Unruhen und Kämpfen. Das Gebiet vergrößerte fidh unternefien ungemein. Im Norven reichte 
es längſt bis nach Thüringen, erweiterte ſich aber durch Sachſen bis zum Belt; im Oſten reichte 
es bis an die Sau und Theiß; im Süden dehnte es fich felbft über Mantua, Parma, Modena 
und einen Theil des heutigen Toscana aus, während im Werften der Lech und Speflart u. ſ. w. 
die Grenze bildeten; e8 erſtreckte fi alfo vom Mittelländifhen Meere bis zur Norv- und Oſtſee. 

Je mächtiger nun aber die Gerzoge der Baiern dem Gebietsumfange nach waren, umfo: 
mehr erregten fie die Giferfucht ver Kaifer, umfomehr gingen dieſe auf ihre Schwächung aus. 
Died eine befondere Duelle fortwährender Zwiſte und Streite. Auf ven Grund ber Richter: 
füllung der Lehnspflicht von Seiten des bairiſchen Herzogs Heinrich X., des Stolzen, ward bies 
fer 4158 feiner Leben verluflig erklärt. Zwar fegte Friedrich ver Rothbart deſſen Sohn, 
Heinrich den Löwen, in Baierh wieder ein, doch unter Abtrennung des Landes unter der Ens 
bis nad) Ungarn, das von jegt an als beſonderes Herzogthum (Öfterrei) ericheint. Nachdem 
aber Heinrich den Kaiſer unmittelbar vor der wichtigen Schlacht bei Legnano mit feinen Truppen 
yerlafien hatte, warb aud er der Herzogswürde entſetzt, Sachſen von Baiern Iodgetrennt, zum 
Herzoge des letztern aber Otto von Witteldbady erhoben (1180). Viele Biſchoͤfe benutzten bie 
ihnen günftigen Zeitumftände, ſich mit bedeutenden Gebietstheilen gleichfalls von Baiern los⸗ 
zureißen; fo namentlich jene von Salzburg, Paſſau, Freiſing, Briren und Bamberg; auch die 
Etabt Regensburg machte ihr Verhältnis als alte Freiſtadt geltend. Dtto von Wittelsbach 
wird übrigens ald Stammvater der noch jegt regierenden Dynaftie angefeben. 

Bon diefer Zeit an vergrößerte fih wieder die Macht der bairiſchen Herzoge. Sie 
machten fi unabhängig vom Kaiſer und begannen ſich ven Abel mehr zu unterwerfen, von dem 
fie mehrfach Güter einzogen. Unter Ludwig I. ward überdies dad Gebiet nach außen erweitert, 
ba Kaiſer Friedrich I. ihm auch die Pfalz am Rhein verlieh, nachdem fi Pfalzgraf Heinrich der 
Shöne wider dad Reichsoberhaupt empört hatte. 

Die bairiſche Partieulargefchichte bietet übrigens in dieſen Zeiten wenig Anſprechendes dar. 
Die alten Volksrechte, obwol noch immer Fräftig geltend gemacht, verloren doch der That nach 
ſchon mehr und mehr von ihrer urfprünglichen Reinheit. Die Gerzoge, obwol eigentlich noch 
immer bloße Wahlfürften, wußten es häufig durchzuſetzen, nicht nur daß ihnen ihre Söhne In 
ber Herrſchaft folgten, ſondern felbft daß fie Land und Volk unter diefe ihre Nachkommen ver: 
theilten, obwol im uͤbrigen (wie wir weiter unten fehen werben). die Gewalt diefer Herzoge durch 
die Landſtände noch immer fehr entſchieden befchräntt blieb. 

Nah dem Tode Otto's des Erlauchten (1253) teilten fi deſſen Söhne in der Weife in 
das Land, daß Ludwig der Strenge Oberbaiern mit Münden und der Rheinpfalz, Heinrich der 
Jüngere aber Niederbaiern mit Landshut, Straubing und der Burggrafichaft Regensburg er: 
hielt; die Kutwürde wechfelte unter Beiden, und ihr Gebiet wurde auch durch die Erbſchaft des 
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unglüͤcklichen Konradin des Hohbenflaufen vergrößert. Schon 1340 ſtarb die niederbairtfche 
Linie aus. Die oberbairifche Hatte zuvor neuerdings getheilt. Ludwig dev Strenge hinterließ- 
zwei Söhne, Rudolf und Lubwig den Jüngern. Der Erftgenannte wurde der Stammvater ber 
nachherigen rheinifchen Pfalzgrafen, indem vie Rhein- und die Oberpfalz auf dieſe Linie über: 
‚ging, Ludwig dagegen erhielt Oberbaiern (1529), wurde der Stammvater der Herzoge und 
nahmaligen Kurfürften von Baiern und erlangte auch als Ludwig IV., der Baier, die Kaiſer⸗ 
würde. 

Mehre bairiſche Herzoge wirkten dadurch verderblich für die Zufunft Deutſchlands, daß fie 
als erklärte Keinde der freien Städte auftraten und dieſe fhönfte Blüte des Mittelalters ſcho⸗ 
nungslos zertraten. Inöbefondere verpfändete auch ber zum Kaifer erwählte Ludwig der Baier 
viele Reichsſtädte. j 

Die vielfahen Erbtheilungen Hatten unfagliched Unglück über das Land gebradit; fehr oft 
hatten ſie mittel= oder unmittelbar zu offenen Kämpfen geführt, in denen bad unglüdlihe Bolf 
Habe und Leben aufopfern und ſich in jeder Beziehung felbft zerfleifchen mußte, blos deshalb, 
weil diefem oder jenem feiner Prinzen gelüftete, ebenfalls herrſchen oder über einen Landſtrich 
mehr gebieten zu wollen. Die Macht ver VBerhältniffe führte zu Anfang des 16. Iahrhundertd 
endlich dahin, daß man das Verwerfliche dieſes Syſtems einfehen lernte. Durch Vereinbarung 
zwifchen Herzog Albert IV. und ven Landſtänden kam daher im Jahre 1506 ein Gefeg, eine 
pragmatifche Sanction, zu Stande, wodurch die Regierungdfolge nah dem Erſtgeburtsrecht 
feltgefegt, den nachgeborenen Prinzen aber nad erlangter Volljährigkeit eine Apanage von 
4000 Gldn. jährlich beftimmt ward. (Die Eaiferlihe Beftätigung dieſes Geſetzes erfolgte erft 
im Sabre 1578.) 

Bon jetzt an mar ſowol durd bie innere Vereinigung bed Staats al nicht minder durch 
die immer günftiger jich geftaltende Äußere Entwickelung ver Dinge die fchönfte Gelegenheit var: 
geboten, Baiern, zumal in geiftiger Hinficht, zum erften Staate Deutſchlands zu erheben. Das 
nun auf die Dauer vereinigte Rand und Bolt — melde Fülle materieller Mittel bot e8 dar! 
Hätten feine Herzoge dieſe vernunftgemäß benugt, Hätten fie fi an Die Spike der in jenen Zei: 
ten begonnenen geiftigen Bewegung geftellt, wie viel Gutes hätten fie für ganz Deutfchland, 
für die fih emancipirende Menichheit ftiften, melde mannichfachen und gewaltigen Vortheile 
hätten fie, fvgar vom Standpunkte des Eigennuged aus betrachtet, für ihr Land und fi 
ſelbſt erlangen können! Was auf ſolchem Wege zu erreichen gewefen, zeigte fräter, unter bereite 
weit mehr entwickelten, darum ſchwieriger zu loͤſenden Verhältniffen und mit vergleichsweiſe 
weit geringerer Macht, Preußen unter feinem Großen Kurfürften und unter Friedrich II.! Aber 
leider, auf ſolche geiftige Höhe vermochten jich die bairiſchen Herzoge nicht zu erheben; fle ver- 
fannten und verfehlten völlig ihre und ihres Landes ſchönſte Aufgabe und wichtigſten Beruf, 
zum Nachtheile für fich felbft, für ven Staat, für ganz Deutichland, ja für Die gefammte Menſch⸗ 
heit! Wir müflen umfomehr hierbei etwas verweilen, ale eine Kenntniß der pamaligen Ge: 
ſtaltung zur richtigen Beurtheilung mancher jpätern Erfheinungen nothwendig ifl. 

Nah dem im Jahre 1508 erfolgten Tode des Herzogs Albert IV. gelangten deſſen Söhne 
Wilhelm IV. und Ludwig zur Regierung, die nad vielen Streitigkeiten gemeinfam regierten. 
Erſt nad) Ludwig's Tode, 1545, wurde Wilhelm alleiniger Regent. Jene gemeinihaftlihe Re⸗ 
gierung war dies aber blos dem Nanıen nah, denn in Wirklichkeit herrſchte Wilhelm allein ; 
was geſchah, ging der That nach von ihın aus. 

Die große Bewegung der Reformation begann. Welche vielfachen Gelegenbeiten zur gei= 
fligen wie materiellen Erhebung Baiernd boten ſich jegt von felbft dar! Auch Wilhelm hatte ſich 
über manche der enormen Misbräuche in Eirchlichen Dingen bereits bitter befchwert und deren 
Abftellung vom Papfte und auf andern Wegen zu erlangen gefucht. Daß er fi aber an bie 
Spite der begonnenen Bewegung geftellt over an derjelben nur theilgenommen hätte, Tieß 
feine beſchränkte Anfhauungsweife in kirchlichen wie in politifchen Dingen nicht zu. Pfäffiſch 
erzogen, bielt er fich felbft für einen Gelehrten, zumal in geiftlichen Dingen, die nach feinen Be- 
griffen den Hauptbeflanptheil-aller Gelehrſamkeit bilveten. Darin mollte er nun einige Ber: 
beflerungen vorfchreiben. Was aber weiter ging, erbitterte nit nur feine Eitelkeit als ver- 

, meintlichen Gelehrten, ſondern erweckte noch mehr feinen Fanatismus, den ganz befonderg die 
von ihm zum erſten mal in ein beutfches Land gerufenen und in den Befig der höchſten Lehr: 
anftalten gefegten Jeſuiten lebhaft rege zu halten verſtanden. Dazu kam, daß eine Theilnahme 
an der begonnenen Bewegung allerdingd mit einigen Schwierigfeiten und dem möglichen Ber: 
Iujte einiger Fleinen Vortheile verknüpft war, bie freilich ein geiftig Höher ſtehender Mann nicht 
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alu groß angelchlagen haben würbe, die aber bei der Fleinlihen und engherzigen Beurtheie 
tunzhweife Wilhelm's in Allen den Ausfchlag gaben. Die großen und reichen felbftändigen 
Bischümer md Erzbistgümer, welche Baiern umgaben, ſchienen ihm, beſonders wenn er ſich 
seht verdient mache um die alte Kirche, eine jchöne und ſichere Gelegenheit darzubieten, ven nach— 
geborenen Prinzen ein glänzendes Unterfommen zu ſichern. Dieſe Beſitzthümer geradezu auf- 
zubeben und mit feinem Staate zu vereinigen, wäre freilich noch vortheilhafter gemefen, hätte 
aber, wenn auch wol nicht gerade einer größern Begierde nach denjelben, doch jevenfalls eines 
entſchiedenern Charakterd bedurft, Sodann ſtrebte Wilhelm ſtets, durch den Bapft fowol ale 
(das ihm drohend nahe liegende) Oſterreich äußere Vortheile zu erlangen. Das Oberhaupt ver 
Kirche ſtellte ihm heimlich die Kaiferwürde in Ausjicht, das Oberhaupt des Reichs aber ver- . 
ſprach ihm in förmlichem Vertrage die pfülzifche Kur. Et ward von beiven getäufcht, erlangte 
weder jene noch dieſe und bewirkte überdies durch feine vafende Verfolgung ver Proteftanten, 
daß ihn die Böhmen zu ihrem Könige nicht wählten. Am Abend feiner langjährigen Regierung 
mochte er doch manchmal fühlen, daß jeine ganze Lebensaufgabe verfehlt fei. Geiſtig nieder: 
gedrückt, ergoß er ſich vergeblich in Klagen an den feine Verfprechen nicht erfüllenden Kaifer 
Karl V., welchen Gefahren er ſich um des Kaifers willen ausgefegt, welche großen Opfer er dem 
Bortheile veffelben gebracht, wie er eine drückende Schulvdenlaft auf Land und Leute, auf jid 
telbft und feine ganze Nachkommenſchaft aber ver deutſchen (alſo ſelbſt ver übrigen katholiſchen), 
ganz beſonders der proteftantifchen Fürſten (und Völfer) grimmigen Haß gelaven habe, wobei 
er mit erfhöpfendem Aufwande die Feſtung Ingolftapt habe aufführen müffen, um wenigftend 
eine Zufluchtöftätte zu befigen, fall die Keinde dennoch die Oberhand gemännen. Wahrlich, das 
(härffte Verdammungsurtheil, das jener Mann über feine engherzige und fanatifche Politik 
nur irgend felbft außfprechen fonnte! Wir fehen dabei das Land erfhöpft in jeder Beziehung, 
Handel und Wandel gelähmt und zumal jeden geiftigen Aufſchwung nievergevrüdt. Wil: 
helm felbft aber, der ſich immer, unter der Bezeihnung der Hauprftüge des Katholicismus, 
von Oſterreich und dem Papſte hatte voranſtellen laſſen, gefiel ſich freilich unter dem ihm von der 
Schmeichelei gegebenen Beinamen des Beſtändigen, die unbeſtechbare Geſchichte dagegen hat 
ihn, mit den Worten eines neuern Hiſtorikers 2), als den Erſtarrten und dennoch, außer in fei- 
nem finnlofen Fanatismus, höchſt Unbeſtändigen bezeichnet. 

Sein im Jahre 1550 zur Regierung gelangter Sohn Albrecht V. ſchien anfangs felbft ex: 
ſchrocken beim Hinblick auf diefe ſprechenden Ergebniffe jener Verfolgung bes neu aufftrebenven 
Geiſtes. Er ſchien daher ein Verfahren verlaffen zu wollen, dag nicht nur jede Gewiſſensfreiheit 
vernichtete und alle Gefühle der Menſchlichkeit mit Füßen trat, fondern das au, was ihm 
ald die Hauptfache gelten mochte, allen Geboten ver Staatsklugheit grell wiverftrebte. Al⸗ 
breit ließ ſonach die Kegerhinrichtungen u. vergl. einftellen, nahm, obwol feft katholiſch blei⸗ 
bend, ein Syflem der Milde an und trat felbft zu jenen proteſtantiſchen Fürſten in ein näheres 
Freundſchaftsverhaͤltniß, welche fi gegen Übergriffe ver Alle gleihmäßig bedrohenden Uber: 
macht des Hauſes Ofterreih zu wahren fuchten. Aber leiver währte viefer Stand der Dinge 
nicht lange. Bald ward Albrecht auf ven Weg feined Vaters fortgeriifen. Schlau wußten bie 
Sefuiten Die dem Herzog in feiner Jugend eingepflanzten religiöfen Vorurtheile immer wieder 
zu weden, und zudem eröffnete ſich ihm die lockende Ausficht, unter dem Scheine des Cifers für 
bie katholiſche Religion fi über die Rechte ver Landſtände hinmwegfegen und ben alten und 
reihen Adel Baiernd unter feine Gewalt beugen zu können, nachdem dieſer Adel größtentheils 
dem Proteſtantismus ſich zugewendet hatte. So laflete denn ein vom Fanatismus geflachelter 
furhtbarer Despotismus aufs neue auf vem Baierlande. eve geiftige Blüte welkte elend Hin, 
oder warb mit fchonungslofer Hand geknickt. Das materielle Elend brach gleihmäßig mit er⸗ 
neuter Heftigfeit herein. Vergebens aber alle Seufzer, alle Klagen ver Uinglüdlichen; ver: 
gebens die Vorftellungen des Landtags, der (namentlid, Im Jahre 1568) in herzzerreißender 
Weiſe fhilderte: wie dad Land, die Städte und Dörfer eines großen Theils ihrer Bemohner be⸗ 
taubt würben, bie der Herzog blos aus dem Grund in die Verbannung ftoße, weil fie dad 
Abendmahl in beiberlei Geſtalt genöflen, was ja er, der Herzog felbft, vom Papfte pringend vers 
langt, was dieſer, ver Papft ſelbſt, ſodann bewilligt Habe; vergebens, daß der Landtag ferner 


4) Hormayr, „Taſchenbuch“, Jahrg. 1031. VWergl. auch wegen bes Bolgenden Sugenheim, 
„Baierns Kirchen und Bolfszuftände im 16. Jahrhundert” (Gießen 1842), worin ein reiches Mate 
rial zur Enthüllung der Schändlichfeiten jener Zeit. 10: 
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ſchilderte, wie dad ganze Land immer mehr verarme, den Adel nicht auögenommen, deſſen Güter 
“ man feiner fleißigften Bebauer beraube, ſodaß viele Grundſtücke oͤde, Handel und Gewerbe brach 
_ Tägen; vergeblich, daß fodann namentli der Magiftrat der Hauptſtadt Münden (1570) bit⸗ 
tend vorftellte, wie dieſe eine Gemeinde infolge jener Vertreibungen der Reformfreunde aus dem 
Lande über 100,000 Glon. (damals eine enorme Summe!) jährlih an Steuern einbüße,. 
während dad Almofen nicht mehr Mittel genug aufbringen Fönne, dem täglich Höher ſteigenden 
Elende zu begegnen; ſchnoͤder Hohn und Drohungen (den Muͤnchenern gegenüber mit Ver: 
Iegung der Reſidenz) waren die Antwort des herzlofen Despoten. Ex wüthete mit fletö ſteigen⸗ 
ber Heftigfeit. Jedes Mittel warb angewendet. Er befahl eine allgemeine Entwaffnung des 
Bauernftandes, mit Ausnahme ver Srenzdörfer, unbefümmert darum, daß nun bie Ausrottung 
von Räuberbanven, von denen dad Land wimmelte, unmöglich wurde. Furcht vor dem Volke 
und Liebe zum Wild jeheinen gemeinfan jene Maßregel hervorgerufen zu haben, denn wer zum 
zweiten mal Wilpfrevel beging, warb aus dem Lande verbannt oder gehenkt! 

Schon damals richteten ſich die giftigen Pfeile der Tyrannei vielfach gegen vie Prefie. 
Drudereien und Buchläden wurden jefuitifchen Durchſuchungen und Gewaltbictaten unferwor= 
fen; Teinerlei Bücher, auch der unſchuldigſten Art (z. B. Grammatiken), durften, wenn fie in 
proteftantifchen Rändern gedruckt waren, nach Batern-gebracht werben. Aber auch auß fireng 
katholiſchen Gebieten kommende und ganz alte Schriften wurben unendlich häufig verboten, und 
zufolge ausdrücklicher Inftruction felbft Kloftergeiftlichen unterfagt, griechiſche und roͤmiſche 
Tlaſſiker, Schriften aus den Zeiten des Heidenthums in ihren Bibliotheken zu dulden. 

Herzog Albrecht wollte, eitel wie er war, für einen Beförberer ver Wiffenfchaften gelten. 
Dies binderte ihn aber nicht, die berühmteften Profeſſoren ver ingolftabter Yiniverfität, bie fi 
in kirchlichen Dingen feinen beſchränkten Anfichten nicht anſchloſſen, zu vertreiben (unter ihnen 
den berühmten Apian) und diefe Hochſchule felbft den Iejuiten zu übergeben, obſchon die An⸗ 
alt natürlich unter ſolchen Verhältniſſen ſchnell von ihrer früheren Höhe herabfinten mußte. 

Albrecht, ver in feiner Jugend oͤfters an ven prunfoollen Höfen zu Mabriv und Wien ver- 
weilt hatte (moher denn auch befonders feine Gewoͤhnung an den fpanifchen Herrſcherdespotis⸗ 
mu3!), wollte ven dortigen verſchwenderiſchen Prunk an feinen Hofe fortfegen, unbefümmert 
darum, daß das vergleichäweije winzige Baiern e8 jenem Reiche doch nicht gleich thun Eonnte, in 
welchem „pie Sonne nicht unterging”. Nach feinen Begriffen von Herrſcherthum, Herrſcher⸗ 
mwürbe und dem Glanze des Hofs erheiſchten dieſe die maß- und finnlofefte Verſchwendung. 
Das Land ward mit Schulden überlaſtet, dad Volk mit Auflagen faſt erdrückt. Vergeblich alle 
Gegenvorftellungen, zumal der bereitd zur Machtloſigkeit herabgebrachten Stände! 

Auch den Beinamen eines :Beförbererd der Künfte wollte fi der Herzog erwerben. Dies 
eine Sauptquelle der enorniften Verſchwendungen. „So Heilbringenn”, bemerkt ein neuerer 
Geſchichtsforſcher 6), „ſolche edle Begierde dem Herzogthume hätte werden müffen, wenn ihr Ziel 
geweſen wäre, unter dem Volke ein reges Beiftedleben zu nähren, e8 in der Kenntniß des Wah⸗ 
zen, Nũtzlichen und Schönen heranzubilden, fo ſchädlich wurde fie demſelben dadurch, daß fie Er⸗ 
gebniß ganz anderer Tendenzen, nämlid nur ber auch in diefer Richtung ſich lebhaft Aufernden 
Eitelkeit und Prunkſucht des Fürften war. Denn die vielgepriefenen Bervienfte Albrecht's um 
Pflege der Wiflfenfchaft und Kunft in Baiern reduciren fih, von ihrem täuſchenden Schimmer 
entEleivet, auf ausfchwelfende Vorliebe defjelben für jene Übungen und Fertigkeiten, vie feine 
Sinne ergößten, auf die Sucht, ald eingemweihter Kenner in mehren Fächern des menſchlichen 
Wiſſens zu glänzen, und auf den die Majeflät ver Wiſſenſchaft verhöhnennen bettlerifhen Weih⸗ 
rauch kriechender Schriftgelehrten. Diefen unfeligen Leidenſchaften opferte er Summen, die er 
von feinem armen Volke mühfam erpreßte, veflen beſte Kräfte die gefräßigen Harpyen ver= 
fhlangen, ohne ihm aud nur den geringften Erfa zu gewähren, während er für Alles, was 
eines Volkes Wohlfahrt wirklich förvern, was Bildung und Wiffen zum Gemeingut Aller ma⸗ 
hen kann, feinen Sinn hatte. Denn was nützten dev Nation jene VBergeubungen? War vie 
Beſtimmung verfelben doch nur, den fürftlichen Verſchwender zu verherrlichen und zu vergättern, 
forte ihn angenehm zu unterhalten; war ven um ihn verfanmelten gelehrten Männern doch 
feine Einwirkung auf dad Volk und deflen beflere Bildung geftattet, warn dieſes Doch gefliffent- 
lich unter einem fo ungeheuern Geiftedprude, in ſolch fürchterlider Roheit nievergebalten, daß 
es den wohlthätigen Einflüffen, die Wiffenfchaft und Kunft auf dafſelbe Hätten ausüben Eönnen, 
ſchon völlig unzugänglich geworben war.” 


5) Sugenbeim, a. 0.D. 
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Noch geiſtesbeſchränkter und noch bigotter und verſchwenderiſcher zugleich war der nachſt⸗ 

folgende Herzog, Wilhelm V. Er war ein blindes Werkzeug in den Händen der Jeſuiten, bie 
Ihn In jeber beliebigen Art wie ein Kind gängelten und zu deren Vortheil er das Land in einer 
Beife außbeutete, von welcher man jich faft feinen Begriff zu machen im Stande ifl. Die Auf: 
lagen wurden jo ungeheuezerhöht, daß von einem Bauernbofe, von welchem im Jahre 1508 
28 Kreuzer jährlich an Staatsabgaben Hatten entrichtet werben müflen, im Jahre 1595 nicht we: 
niger ald 4100 Slon. erhoben wurden! Da aber weber ber Adel noch die ganz befonvers be: 
günftigte Geiftlichfeit durch dieſe Steuernlaft direct betroffen wurden, fo beliefen ſich die jähr⸗ 
lien Einkünfte des Landes doch höchſtens auf 450,000 Gldn. Deflenungeadtet flieg die Vers 
ſchwendung immer mehr und namentlich erbaute Wilhelm den Iejuiten zu München einen Bas 
af, der Millionen Eoftete. Die machtlos gemachten Stände mußten fort und fort neue Schulden 
übernehmen, ſodaß zulegt fie felbft ebenfo wie der Herzog fogar allen Gelderedit einbüßten und 
beide nur noch zu höchſt wucheriſchen Zinfen, dann zulegt gar nichts mehr geliehen bekamen. 
Da verfiel ver Herzog auf ein neues Binanzmittel: er verkaufte nicht nur Anıter und Würben, 
fondern erpreßte auch von feinen Beamten eine Art Zwangsanlehen, indem er einem jeden eine 
Summe anfeßte, die derfelbe herbeifchaffen und ihm leihen müſſe! Land und Leute ohnehin be: 
traßhtete ex wie fein Privateigenthum, wobei er insbeſondere behauptete, er müfle das Volk ge: 
gen veffen eigenen Unverftand fügen und auf die rechte Bahn leiten. Alle Rechte wurben da⸗ 
nad mit Füßen getreten; jene der Landſtände insbeſondere maren bereits völlig vernichtet; Ge⸗ 
wiffenofreiheit gab ed nicht mehr, jebe kirchliche Neuerung war vertilgt; felbft ver Adel fah, dem 
Herrſcher gegenüber, feine ganze Macht gebrochen. 

Endlich aber trat die Unmöglichkeit hervor, die Staatsmaſchine in der bisherigen Welfe 
ferner im Gange zu erhalten, zumal bei der immer ärger werdenden totalen Zerrüttung des 
Finanzzuſtandes. Nachdem Wilhelm zuerft einen Iheil der Negierungsgefchäfte feinem Sohne 
Marimilian übertragen, fah er ſich zulegt von allen Seiten in Verlegenheiten gebracht und 
gleihfam gendthigt, die Negierung förmlich niederzulegen (1598). Er z0g fid In eine Elofter- 
artige Cinſamkeit zurück, in welcher er denn faft wie ein Mönch lebte. 

Marimilian I., wol auch der „große Kurfürfl” genannt, war ein Mann, der allerdings 
feine Vorfahren und zwar namentlich feinen Vater weit überragte. j 

Marimilian erkannte, daß er ver biäher flattgehabten maßlofen Verſchwendung Einhalt 
thun müffe; auch fuchte er die Verwaltung des Landes zu oronen, und es gelang ihm namentlich, 
ein Heer zu ſchaffen, vermittels deſſen er Baiern zu heben im Stande war. "Allein ein höherer 
Genius befeelte ihn nicht; feine ganze Anſchauungsweiſe, fein ganzes Streben blieben ſtets 

böchft mittelmäßig. MWahrhaft erhaben fi aufzuſchwingen mußte er niemals. Wie weit fland 
er dem preußifchen Großen Kurfürften, wie weit gar einem Friedrich II. nah! Was ihn er⸗ 
füllte, war Bergrößerungsfucht auf der einen, fanatifcher Glaubenseifer auf ver andern Seite, 
Mie leuchtete er feinen Zeitgenoflen auch geiflig voran, denn genialer Ideen ermangelte er. 

Obwol es ungereimt wäre, verfennen zu wollen, daß Maximilian mehr ald eine blos unter: 
geordnete Befähigung bejaß und daß er fhon dadurch bemerkbar Hervortreten mußte, daß er 
doch überhaupt eine Idee, wenn gleich Feine höherer Art, fein ganzed Leben hindurch mit unaus⸗ 
geſetztem Eifer verfolgte, fo iſt e8 dennoch Flar, daß er deſſenungeachtet vielfach nur ald Werkzeug 
der Schlau feine Tendenzen und Schwächen erfennenden und benugenden Jefuitenpartei biente. 
Infolge deſſen ward er haufig da vorgefhoben, wo es galt, dem Ultramontanismus, gegenüher 
der Bartei ver Mäßigung unter den Katholifen, ven Sieg zu verſchaffen, den Sieg, der im letz⸗ 
ten Erfolge Freilich ſchlinmm genug war und ber Sache des Katholiciömus, des Kaiſers und ganz 
Deutſchlands gleich fehr zum Verderben gereihte. Es wurde vorzugäwelfe von Marimillan 
burchgefegt, dag Wallenflein (zum erften mal) geflürzt und damit die fatholifche Partei des eins 
jigen Feldherrn beraubt ward, der einem Guſtav Adolf mit Erfolg gegenübergeftellt werben‘ 
konnte; e3 wurbe von ihm vucchgefeßt, daß, gerade als die Schweben den Kampfplag betraten, 
der (dem Scheine nad feiner Würde wegen fo hochgeachtete) Kaifer von ben katholiſchen Stän- 
den genöthigt ward, fein Heer bis auf 59,000 Mann zu vernindern. Die Kolgen find befannt ge⸗ 
nug. Die unverftändige Halsfarrigkeit Marimilian’8 während ded ganzen Dreißigjährigen Kriegs 
teihte ſich würdig daran, ſammt jenem Waffenſtillſtandebruche, ven er fi gegen Ende deſſelben 
zu fhulden kommen ließ und den das Land aldbald furchtbar büßen mußte. Und un ſolches 
Trelben zu Erönen, endigte jener von der Schmeichelei und dem Jefuitismus Dielgepriefene das 
mit, bei den weftiälifchen Friedensunterhandlungen treulod das Abreißen einer der wichtigften 
Provinzen des gemeinfamen Vaterlandes zu befördern, Indem er fi mit den Franzoſen dahin 
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verſtaͤndigte, ſelbſt mitzuwirken, daß ihnen ver Elſaß preisgegeben ward, nur damit fie hinwie⸗ 
der feine unlautern Anſprüche unterſtützten. Wenn irgend ein deutſcher Fürſt, jo iſt es Maximi⸗ 
Kan, auf dem dieſe Verſündigung an ven wichtigſten Intereſſen des Vaterlandes laſtet. ©) 

Allerdings erlangte Maximilian Das, wonach die bairiſchen Herzoge ſchon längſt geſtrebt 
hatten: die Kurwürde und den Beſitz der Oberpfalz. Aber um welchen Preis? Nicht nur daß 
er ſeinen Vetter (von der Pfalz) darum beraubte und daß er einen Treubruch an Deutſchland 
beging, ſondern Baiern ward auch eined ver am ſchrecklichſten verwüſteten Länder Deutſchlands. 
Dörfer und Höfe waren vielfach verſchwunden, nur hier und da erblickte man auf dem Rande 
ein paar elende Hütten. Der Boden war auf weite Streden hin nicht mehr angebaut, Künſte 
und Gewerbfleiß lagen völlig darnieder. Was Feuer und Schwert verſchont hatten, richteten 
Met und Hungerönoth hintennach noch zu Grunde. (Zu Münden allein wurden 15,000 Men: 
fen weggerafft, Dörfer, font mit mehren. Hundert Bewohnern, zählten deren oft kaum noch 
40 oder 20; andere gingen ganz ein. Banerngüter, die vordem um 20,000 Gldn. und darüber 
verfauft wurden, waren jept um 70 —80 Glon. feil!) Ungeachtet des unbefchreiblichen Un: 
glüds, von dem das ganze Kand heimgeſucht war, und namentlih ungeachtet der entfeglichften 
Berarmung der Einwohner gefiel ſich indeſſen Maximilian darin, eine für jene Zeiten faft ihres 
Gleichen fuchende prachtvolle Reſidenz in München zu erbauen. 

Was iſt — muß man fhlieglich aber no fragen — unter Marimilian’d lange dauernder 
Regierung für geiftige Hebung des Volkes gefchehen, namentlich in ver ganzen Zeit, ehe über: 
Haupt die Kriegsftürne begannen, oder in welcher der Sied feiner Partei zulächelte (von 1598 
— 1631)? Leider fo viel ald gar nichts. Der Volksunterricht war und blieb in den Händen der 
Mönche, vorzüglich der Jeſuiten; er zielte in Wirklichkeit nit auf Erleuchtung, fondern auf 
Berpummung hin. Bezeichnend ift es jchon, wie er die wiſſenſchaftlichen Schäge der heidelberger 
Hochſchule — in geiftiger Beziehung bisher ein Gemeingut des gefanunten Deutſchland — ale 
Geſchenk nad dem Welſchlande bringen ließ, diefen Schag gerade auch für veutfches Recht und 
Altertbum. Eine wahrhaft furchtbare Anklage gegen Marimilian’s, ſowie feiner Vorfahren und 
Nachfolger Regierungsmeife liegt aber in ven folgenden Worten, die ein befannter. biftorifcher 
Scriftfleller ausſpricht: „Während alle übrigen veutſchen Länder, in denen die Sefuiten nicht 
zu ſolch ausgedehnter Beherrſchung des Jugendunterrichts gelangten, feit der Reformation un: 
ſterbliche Weltweiſe, Dichter, Forſcher und Eroberer in jedem Gebiete menfchlichen Wiſſens ber: 
vorbrachten, blieb Baiern Jahrhunderte lang verwaift an großen Namen und gab der Welt 
nicht einen, welcher aller Deutichen Stolz oder der Menfchheit emige Zierde geworben wäre.‘ 7) 

So hinterließ denn der vielgepriefene „große Kurfürſt“ das bairifche Land und Volk intel: 
lectuell und materiell fo furchtbar niedergedrückt und erſchöpft, daß ed gerade von jetzt an, 
wenigſtens auf fehr lange Zeit, jene hervorragende Stelle nicht mehr einnehmen konnte, zu ber 
es berufen fchien. 

Zu allem Diefem fam, daß der nächſte Kurfürft, Ferdinand Maria (1651 — 79), ein allen 
höhern Anfoderungen nad durchaus unfählger Menih war. Das Glück ſchien ihm ohne fein 
Zuthun zu lächeln: mächtige Reichsſtände boten ihm die Kaiferfrone an, und nebſt ihnen verhieß 
Frankreich Fraftigen Schuß gegen Öfterreich. Freilich verbient er Anerkennung, daß er feine eigene 
Schwäche genügend fühlte, um Alles auszufhlagen. Er wendete feine Regierungsjahre dazu 
an, das nymphenburger Luftfhloß und das münchener Theatinerflofter prachtvoll zu erbauen. 

War er zu wenig thatfräftig, fo war fein Sohn und Nachfolger Mar Emanuel in verberb- 
lihem Übermaße ehrgeizig und Eriegäluftig, durch welche Leidenſchaften er aufs neue maßloſes 
Elend über dad Land brachte. Erſt kämpfte er für DOfterreich gegen die Türken, dann im Spani: 
fen Erbfolgefrieg gegen bafjelbe, im Bunde mit ven: länvergierigen und despotifchen Lud⸗ 
wig XIV. von Frankreich, der ihm eine Gebletövergrößerung (ven erblichen Beſitz der Nieder: 
lande) in Ausficht ftellte. Die Schlacht bei Hoͤchſtädt (1704) brachte aber das ganze Land in 
‚feindliche Gewalt, die nun mit furchtbarer Barbarei hier wüthete, ſodaß Balern namentlich uber 
3500 verbrannte Ortfchaften zählte. (Mit befonderer Erbitterung Hauften die zuvor in ihrem 
Lande von den bairiſchen Kriegsknechten entfeglich mishanvelten Tiroler.) Dabei wurden dem 
Volke, das dem Kaiſer förmlich als feinem Landesherrn Treue ſchwören mußte, die unfeheuer- 
ſten Steuern und Gontributionen auferlegt. Der Stammhaß der Baiern gegen bie Ofierreicher 
wurzelte jetzt aufs neue und fo tief, daß er ein ganzes Jahrhundert lang fortdauerte. Bine Art 


6) Häufler, „Geſchichte d ini 13° (2 Bde., Heidelberg 1845). 
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Elähfher Vesper — bie Ermordung aller Oſterreicher in gang Baiern an einem Tage — 
fell beabſichtigt worden fein. Als ver Blan verrathen wurde, geihahen neue Grauſamkeiten 
yon Seiten der Sieger.” Ein furchtbarer Volksaufſtand war das weitere Ergebniß diefer nie 
aufhoͤrenden Bebritdungen. Die Bauern im Vilsthal erhoben ih (Nov. 1705); ihre Anzahl 
wuchs allmälig bis zu 24,000 Streitern: Faſt überall wurden die Ofterreicher vertrieben. Aber 
fie fehrten mit vergrößerter Macht zurüd. Bei dem Dorfe Sendling, nahe bei München, kam es 
(am 25. Dec. 1705) zum entfheidenden Kampfe. Die einer gehörigen militärifchen Führung 
ermangelnven, überdies von Kriegsbedürfniſſen entblößten Infurgenten kamen bis auf 500 
und Xeben. Unweit Vilshofen traf 7000 andere jener Unglücklichen ein gleiges Schiefal. Das 
Elend im Lande war ohne Grenzen. 

Der Kurfürft verweilte unterbeflen in den fernen Niederlanden als Statthalter verfelben, 
zunächſt nur um ſich felbit, nicht um das durch ihn unglücklich gemorvene Land befümmert. Der: 
gebend erbot er fih, gegen die Zurückgabe feines Landes oder eines Aquivalents dafür, nicht 
nur feine Truppen mit denen der Alliitten (des Kaiferd und Englands) zu vereinigen, fondern 
ihnen auch die nod in feinem Beſitze befinplichen niederländiſchen Feſtungen zu überliefern. ®) 
Die im Siege befindlichen Mächte bedurften aber dieſes Treubruchs nicht, ven der Kurfürft gegen 
feinen Berbündeten, Ludwig XIV., zu begehen ſich anheifchig machte. 

Es bedurfte des Eintretend unvorherzufehender, unerwarteter Ereigniffe (de8 Sturzes Marl- 
borough's und der Entzweiung Englands und Oſterreichs), um, nach einer noch lange dauern⸗ 
ben Periode des Unglücks, ben Friedensvertrag von Baden und Naflabt zu Stande zu bringen 
(7. Sept. 1714), zufolge deſſen denn der Kurfürft wieder in den Beſitz feiner Länder eingefegt 
wurde. Aber in welchen jammervollen Zuſtand fahen ſich dieſe durch Die Eroberungsluſt ihres 
Herrichers gebracht! Baiern war aufd neue eined der erfhhöpfteften Länder Deutſchlands. „Han⸗ 
vel, Gewerbe und Aderbau lagen barnieber; viele Taufende der Eraftvollften Arbeiter hatte ver 
lange blutige Krieg hinweggerafft. Aller innere Wohlftand war verſchwunden, bie Kaſſen ges 
leert; eine ſchwere Schulvenlaft prüdte ven Staat. Überall blickten Zerftörung und Armuth and 
Städten und Dörfern hervor. EIf Jahre des Friedens, während welcher Marimilian Emanuel 
in Baiern noch regierte, waren nicht im Stande, die tief gefhlagenen Wunden zu heilen.‘ 9) 

Karl Albreht, der 1726 zur Regierung gelangte, unterftüßte Oſterreich im Türkenkriege. 
AS Kaiſer Karl VI. die Pragmatiſche Sanction errichtete, erkannte er anfangd dieſelbe an. Als 
fich aber nach dem Tode jenes Kaiſers von allen Seiten Feinde gegen Öfterreich erhoben, um 
Gebietötheile deffelben am ſich zu reißen, ftellte ſich aud ver bairifche Kurfürft in dieſer Abſicht 
in deren Reihe, nicht gewarnt durch das Unglüd, das Die Eroberungsſucht feiner Vorfahren be: 
reitd über Baiern gebracht Hatte. Er foderte ganz Oſterreich für fi, unter Berufung auf ven 
Ehevertrag des Herzogs Albrecht V. und deſſen Gemahlin Anna, einer Tochter ded Kaiferd Fer⸗ 
binand J., im welcher Urfunde ed, nad) ver bairifchen Behauptung, hieß: „daß Anna oder deren 
Nachkommen alle öfterreihifhen Staaten erben follten, wenn Ferdinand's Stamm ohne männ⸗ 
lihe Erben auäfterben würde‘ ; wogegen man zu Wien verficherte, jene Worte lauteten: „ohne - 
einige Erben.“ Auf welcher Seite die Diplomatie eine Fälſchung beging, laßt fich wol nit mit 
Beflimmtheit ermitteln. Genug, es erfolgte ein neuer Krieg. Die Baiern unterwarfen fi, mit 
franzöfifcher Hülfe, ganz Oberöfterreih; Karl Albrecht ließ fi zu Prag ald König von Boͤh⸗ 
men huldigen und wurde 1742 fogar zu Frankfurt als Karl VII. zum beutfchen Kaifer gewählt. 
Aber das Waffenglüd wendete fi; bie öfterreichifchen Truppen eroberten ven größten Theil 
Baierns; Maria Thereſta (Karl's VI. Tochter) ließ ſich ihrerfeitö 1743 auch von den Ständen 
Balernd und der Oberpfalz huldigen, und das Land kam fohin wieder unter Öfterreichifche Ad⸗ 
miniftration. Karl Albrecht war nicht der Mann, Großes zu vollführen. Nicht nur während 
bed Friedens, fondern ſelbſt während ver ſchlimmen Geſtaltung des Kriegd widmete er fein Leben 
weit mehr den Maitrefien ald den Militär und Landesangelegenheiten. Da ſtarb er denn am 
20. Jan. 1745. 

Unter feinem noch jugenblihen Sohne Marimiltan IM. Joſeph kam am 20. April 1745 ein 
Friedensvertrag mit Öfterreich zu Füſſen zu Stande, demzufolge derfelbe auf alle Anſprüche an 
öfterreichifche Bebietstheile entfagte und dem Herzoge Franz Stephan von Toscana (Franz I.) 
dem Gemahl Maria Therefin’s, feine Stimme bei der Kaiſerwahl zufierte, dagegen aber die 
bairiſchen Länder fämmtlich twieder zurück erhielt. 


8) Eifenmann, „Rei efchichte der Baiern“ (2 Doe., Mäündgen 1814), 11, 133. + 
9) Eifenmann, a. a. Se * 
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Balern flellte jept wieber das traurigfte Bild des Clends dar. Die Felder lagen verwäftet 
und unangebaut; die Nahrungdgquellen waren verjlegt, die Inbuftrie gelähmt, die Kaflen ges 
feert und über 40 Mill. Schulden Tafteten auf dem Rande. 

Bon jegt an genoß endlich Baiern eined Halbhundertjährigen Friedens (menn man nämlich 
feine unwejentlihe Theilnahme am Siebenjährigen Krieg audnimnıt). Marimillan Joſeph 
war, wie mehre Kürften feiner Zeit, ernftli für die Beförverung des Wohle feines Landes, 
das er übrigens (wie diefe durchgehends ebenfalls thaten) gleihfam als fein Prirateigenthum 
betrachtete. Es war die Zeit des erleuchteten Despotismus. Er trat der Macht des Pfaffenthums 
und des Adels entgegen, unterftüßte ben Gemwerbfleiß wie überhaupt jeden Zweig nützlicher Thä⸗ 
tigfeit, verbefferte dad Schulweſen, zog fremde Gelehrte herbei und fuchte Aufklärung vielfach 
zu verbreiten. Sein Fehler war, daß er zu viel alle menſchliche Thätigfeit von Negierungs we⸗ 
gen zu leiten fuchte und in biefer Beziehung Alles thun zu können und zu müflen glaubte, wo⸗ 
durch fehr bedeutende Behlgriffe gemacht wurden. Alles follte gezwungen werben nüglid zu 
fein. Jede freie Bewegung war vernidtet. Statt eined Staats, eined Vereins von Menſchen 
zur Sicherheit und Freiheit, bot Baiern faft das Bild einer ungeheuern Zwangsarbeitsanſtalt 
dar. 10) Dar Joſeph war zwar durchgehende wohlgeſinnt, aber feiner Aufgabe nit ge: 
hörig gewachſen. Insbeſondere geriethen die Finanzen unter ihm in noch größere Zerrüttung. 
Zu den AO Mil. Schulden, die fein Vater Hinterlaffen, kamen jegt weitere 37 Dill. Den 
noch warb er vielfach verehrt, da man jedenfalls feine guten Abſichten zu ſchätzen Grund Hatte. 

Marimilian Joſeph ftarb am 20. Dec. 1777, und mit ihm erlofch die witteldbady=bairifche 
Linie. Nach den beftehenden Hausgeſetzen unterlag es feinem Zweifel, daß die Regierung nun 
auf den Kurfürften ver Pfalz, Karl Theodor, ald Haupt ber neuburg-fulzbacher Linie, über: 
geben follte. Allein nun wurden die verfchiebenartigften Erbanſprüche, ganz beſonders von ber 
Kaiſerin Maria Thereſta, dann auch vom Kurfürften von Sachſen, ja endlich jogar au von 
dem Herzoge von Medienburg erhoben. Sogleich befegten Öfterreichifche Trurpen Nieverbaiern 
und bie Oberpfalz. Der perjönlich Fraftlofe und überdies jeder ehelichen Nachkommenſchaft er- 
mangelnde Karl Theodor ließ fi einfhüchtern und zu einem Bertrage beftinnmen, in dem er, 
um fich das Land zu fihern, Niederbaiern an Öfterreich abtrat. Mittlerweile aber hatte bie ge⸗ 
gen eine Vergrößerung Oſterreichs eiferfüchtige Politik Friedrich's IL. von Preußen ben Herzog 
Karl von Zmeibrüden, als nächſten Agnaten, veranlaßt, gegen jede Gebietdahtretung zu prote⸗ 
fliren und die Hülfe Breußend förmlich anzurufen, die denn natürlich auch gern alfogleich ge: 
währt ward. So entftand der fogenannte Bairifche Erbfolgefrieg. Mit ungeheuerer Macht führ- 
ten Preußen und Oſterreich mannichfache ftrategifche Züge in Böhmen aus, in welches Fried: 
ri II. eingenrungen war. Es erfolgte feine Schlacht. Durch Bermittelung Frankreichs und 
Rußlands fam am 13. Mai 1779 ver Friedensvertrag von Tefchen zu Stande, nad welchem 
Karl Theodor als Kurfürft von Baiern anerkannt wurbe, doch das Innviertel mit Braunau 
(38 OM. Landed) an Sſterreich überlaſſen und 6 Mill. Gldn. als Abfindungsſumme für 
angeſprochene Allodialgüter an Sachſen entrichten mußte (Mecklenburg wurde durch Erthei⸗ 
fung des Privilegiums de non appellando abgefunden, und Preußen bedingte ſich von 
Oſterreich die Zuſtcherung, daß dieſes einer künftigen Einverleibung Ansbachs und Baireuths 
an Preußen ſich nicht widerſetzen werde). Der Beſtimmung des weſtfäliſchen Sriedensvertrag® 
zufolge erloſch zugleich nach diefer Vereinigung der bairiſchen Lande die achte Kurwürde. 

Das Verlangen Oſterreichs nach dem Beſitze Baierns hörte indeffen damit keineswegs auf. 
Sechs Jahre nach dem Frieden von Teſchen (1785) fuchte der Kaiſer Joſeph II. den Plan aus= 
zuführen, Baiern gegen bie Öfterreichlfchen Nieverlande (mit Ausnahme Luxemburgs und Na⸗ 
murs) zu vertaufchen ; Karl Theodor follte dabei den Titel eines Königs von Burgund und die 
Summe von 3 Mill. für fih und den Herzog von Zweibrüden erhalten. Der letztere, insge⸗ 
heim wieber duch Breußen dazu veranlaßt, winerfeßte fich aber, und Briebrich IE. fand hierdurch 
Beranlaflung zur Gründung des Kürftenbundes. Der Plan gevieh nicht zur Ausführung. 


10) So wollte der Kurfürfi das Spinnen befördern. Run wurden bie Hausväter für den Spinnſleiß 
ihres Befindes verantwortlich gemacht; fogar Kinder follten fpinnen, und bie Säumigen wurden mit 
firengen Strafen bedroht. In einem Mandate vom 12. Juni 1762 fchämte ſich der Kurfuͤrſt nicht, 
geradezu zu erflären, daß er ſich, durch vertraute Leute und heimliche Emiffarios‘ (!!) über die Befol⸗ 
gung feiner desfallfigen Befehle „‚informiren laflen und bie fänmig erfundene Obrigfeit fammt den Übers 
tretern als geflifientlicge Veraͤchter feines landesherrlichen Gebote dergeflalt beſtrafen wärbe, daß es aflen 
Übrigen zum gewahrfamen Beiſpiei und Schroͤcken dienen folle”“, 
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Karl Theodor's Regierung war Eeine gute. Verſchwendungoſucht, Iinmoralität und Despo⸗ 

tms werben ihm der Reihe nach zum Vorwurf gemacht. Amter und Stellen wurben verfauft, 
Bioffen und Maitrefien und deren Günftlinge wirkten corrumpirend in die Staats⸗ und Mes 
sierungbverhältniffe ein; oft fchien faſt Alles feil zur fein. Des Kurfürften Eitelkeit und Sins 
nenluſt verleiteten ihn zu enormem Aufwande, zu deffen Beftreitung ſodann die bedrückendſten 
und Shmählichften Mittel angewendet wurden; Künfte und Wiſſenſchaften unterflügte er, mit: 
unter reichlich, aber nicht um ihrer felbft willen, fondern als bloße Liebhabereien, wobei er fehr _ 
begreiflicher Weiſe mehr den Scheine opferte, als das Wefen förderte, für das er wenig Sinn 
hatte. Biel Staatöyermögen wurde für die Erhebung und Bereicherung feiner unehelichen Kin⸗ 
ber vergeubet. Um feinem Liebling unter denfelben, ven er zum Fürſten Bregenheim erhoben 
hatte, eine möglichft glänzende Stellung zu getwähren, verpflanzte man den Malteſerorden nad 
Baiern und übergab vemfelben, zu deffen Haupt jener erklärt worden, in unverantwortlicher 
Weiſe die reichen Güter des vom Papfte aufgehobenen Jeſuitenordens, welche großen Beſitzthümer 
für Erhaltung und Verbefferung der Schulen hatten dienen follen und bereitö dafür beſtimmt 
waren. Die Schulen wurden flatt aller Verbeſſerung vielmehr vernachläſſigt, ja man gab fie 
den Mönchen preis. Fürchterliche Inquifitionen, die fhärfften Cenſuredicte, Landesverweiſun⸗ 
gen, IUuminatenverfolgungen, überhaupt ein wahrer Terrorismus lähmten jedes volksthüm⸗ 
lihe Streben. Die Folgen davon wurden bald fihtbar. Die erften Strahlen keimender Aufs 
Klärung verfhwanden; die Literatur ſank tief herab; überall fah man den Verſtand in Feſſeln 
geſchmiedet; Schmeidelei, Dummheit und Wolluft, gefolgt von einer erfchredenven Sittenver: 
derbniß, traten ohne Schen und Scham hervor. 

Mit dem am 16. Febr. 1799 erfolgten Tode Karl Theodor's erloſch auch die neuburgs 
ſulzbacher Linte, und die zmeibrüder gelangte zur Regierung. Marimilian IV. Joſeph nahm 
bie Kurwürde und dad Land in Beſitz, ohne daß diesmal (ein feltener Ausnahmefall?) eine 
fremde Macht Anfprüce erhoben Hätte — eine Kolge ver Furcht vor dem Geiſte der Franzöſiſchen 
Revolution, der man es zu verdanken hat, daß Erbfolgekriege envlich aufhörten, bie Länder mit 
Blut zu begießen, nur damit diejer oder jener Herrfchfüchtige feine Gewalt über ein Rand ober 
einen Volksſtamm weiter ausdehnen könne. 

Marimilian’d Auftreten als Kurfürft wurde faft allgemein mit lauter Freude begrüßt. 
Fühlte er gleich felbft, da er zum Regieren nicht erzogen fel, daß es ihm insbeſondere an einer 
höbern wiſſenſchaftlichen Bildung und an vielfritigen Kenntniffen gebreche, fo erſetzte doch fein 
einfacher natürlicher Verſtand gar Manches, felbft ohne innere Tiefe. Er war gutmüthig und 
mwünfchte wenigftens im Allgemeinen die Aufklärung zu befördern. Dabei befaß er in Mont: 
gelas einen aufgeklärten, tbatkräftigen und geſcheidten Minifter. 

So begann die neue Regierung mit Aufhebung des allgemein verhaßten Malteferorbeng, 
beffen reiche Güter der Volkserziehung zurückgegeben wurden. Iene Männer, welde ihrer auf- 
geflärten Grundjäge wegen verbannt waren, wurben zuräidgerufen. Nur verdiente Zeute ſoll⸗ 
ten die Staatdämter erhalten. Die Freiheit der Preffe warb wiederhergeftellt und begann als⸗ 
bald ihre fegendreichen Wirfurigen zu verbreiten. Eine Reihe anderer Misſtände Hörte bald 
auf. Später erfolgte die Aufhebung der Klöfter, deren Güter großentheild zur Ausftattung von 
Schulen und Pfarreien beftinimt wurden. Die religidfe Duldung warb nit blos ald Grund⸗ 
fat ausgeſprochen, ſondern auch der That nah in Ausführung gebracht. Endlich fuchte die 
Regierung jene Bande mögliäft zu mildern, welche Landbau, Gewerbe und Handel feflelten. 

Gewiß waren dies vielfache und hohe Verdienſte, und um fo weniger braucht die Schatten 
feite umgangen zu werben. Viele dem Lande gemachte ſchöne Verfprechungen blieben unerfüllt; 
bie Befegung der Beamtenitellen erfolgte in Höchft einfeitiger Weife, fehr häufig aus Begünſti⸗ 
gungen; die alten Genfuredicte kamen wieder auf, felbft das Spionirwefen, VBerfolgungen und 
Sabinetsjuftiz; der Malteferorven ward feierlich wieder eingefegt; die Regierung Tieß fi zum 

-Staunen Europas verleiten, nılt Rußland ein Bündniß gegen Frankreich abzuſchließen, fomit 
der neuen Coalition beizutreten; ja Englands Gold konnte ſoweit Eingang finden, daß in dem 
ausgefaugten und entvölferten Baiern 12,000 Mann ausgehoben wurden, um tie eine Heerde 


an England verfauft zu werben. 21) 


11) In vielen Schriften, die zu Anfang biefes Jahrhunderte erfchiemen, wurden bittere Klagen über 
De Regierungsweife erhoben. Wir nennen eine der am beten gefchriebenen: „Wahrer Übsrblid der 
55 der bairiſchen Nation, oder das Erwachen der Nationen nach einem Jahrtauſend.“ Mit der 
(nurichtigen) Drudbezeichnung: Straoburg 1800. 
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Diele ver Beſchwerden, welche damals in Baiern erhoben wurden, waren Ergebniffe der alls 
gemeinen Geftaltungen ver Zeit. Dazu rechnen wir dad maßloſe Gentralifiven. „Alles Leben 
fam von der Regierung, die von oben herab oronete und regelte, ohne daß ſie dad Leben von 
unten unterflüßte, oder, wo fie das rechte Maß nicht hielt, in die gehörigen Schranfen wies.“ 12) 
Die Beamtenherrichaft trat überall hervor und zeigte fich oft in einen empörenden Misbrauch 
ihrer Allgewalt. Es fielen zahliofe Unredlichkeiten, Betrügereien, Unterſchlagungen, Mishand⸗ 
Jungen des ganzen Volkes und Bedrückungen der Einzelnen vor. Manche Vorkommniſſe grenz- 
ten an dad Unbegreiflidhe. 

Infolge des Friedens von Luneville (1801) verlor Baiern die ganze Rheinpfalz (denn 
auch die auf dem rechten Stromufer gelegenen Befigungen wurben ald Entihäbigungsobjecte 
benupt), die Herzogthüner Jülih und Zweibrüden, Barcellen ver Grafſchaft Sponheim u. f.w., 
zuſammen 220 OM. mit 750,000 Menden und 5,500,000 Gldn. Einfünften. Dage: 
gen erhielt e8 zufolge des Reichsdeputationshauptſchluſſes (vom 25. Febr. 1805) die Bis: 
thümer Bamberg, Freifing und Augsburg vollftändig, Würzburg und Paſſau theilweife, forwie 
42 Abteien und 15 Reichsſtädte im bairifchen, ſchwäbiſchen und fränkiſchen Kreife (darunter 
Ulm, Kempten, Menmingen, Nörblingen und Schweinfurt), zufammen ungefähr 230 DOM. mit 
840,000 Einwohnern und 6,600,000 Glon. Einkünften. Im Kriege von 1805 ſchloß ſich 
Baiern an Napoleon an. Der Preöburger Friede brachte ihm eine reiche materielle Beloh— 
nung dafür. Zwar mußte es das zu einem befondern Staate erhobene Würzburg abtreten, 
erbielt aber dafür den Reſt des pallautfchen Gebietd, ganz Tirol fammt Vorarlberg u. f. w., 
die Markgrafihaft Burgau, das Fürftentbum Eichſtädt und die freien Städte Augsburg 
und Lindau, zufanımen an 500 DOM. mit 1 Mil. Menfchen. Werner warb dad Herzog: 
thum Berg gegen dad von Preußen (für den Befig Hannovers) abgetretene Ansbach vertaufdt. 
Auch nahm der Kurfürft von Baiern mit dem 1. Jan. 1806 die Königswürde an. Er ftellte 
ih Hierauf (12. Juli 1806) an die Spite der deutſchen Fürſten, welche die Rheinbundsacte 
unterzeichneten, und übernahm damit vie Verbinvlichkeit der Lieferung eines Heerescontingentd 
son 50,000 Mann. Gegen unbebeutende Abtretungen an Würtemberg erhielt Baiern nun 
weiter die Reihsftapt Nürnberg, fowie viele in fein Gebiet eingefchloffene oder an daſſelbe gren⸗ 
zende kleine Fürſtenthümer, Graffhaften, Herrſchaften und ritterfchaftliche Güter, deren Herren 
jebod im Jahre 1807 als Mediatifirten befondere Vorrechte zuerkannt wurden. 

Die bairifchen Truppen mußten nun mit den Napoleonifchen Heeren 1807 gegen vie Preußen 
und Rufen, 1809 gegen die Ofterreicher kämpfen. Der Wiener Friedendfhluß von 1809 
vergrößerte dafür den Staat mit Salzburg, Berchtoldsgaden, dein Innviertel und dem größten 
heile des Hausrudvierteld, zufammen 260 OM. mit 410,000 Einwohnern, wogegen nur 
einige Abtretungen an Würtemberg (Ulm u. f. w.) und an Würzburg zu leiften waren, zu: 
fanmen etwa 42 DOM. mit 130,000 Menſchen. Minder vorteilhaft war ein im Jahre 
1810 vorgenommener Tauſch, indem Baiern ven ſüdlichen (fruchtbarern) Theil von Tirol 
an das Königreih Italien und die illyriſchen Provinzen überlaffen mußte und dafür bie 
Fürſtenthümer Baireuth und Negensburg erhielt, 90 OM. mit 270,000 Einwohnern gegen 
Die abgetretenen 180 OM. mit 300,000 Menſchen. Im ruffifhen Beldzuge von 1812 
warb die bairifche Armee von 30,000 Mann völlig .aufgerieben, mehr durch Kälte und 
Mangel als dur das feindliche Schwert. Gin neued Heer wurde auögehoben und an ber 
Öfterreihifchen Grenze aufgeftellt. General Wrede führte daffelbe an. Diefer General ſchloß 
nun nod vor ber Zeit der leipziger Schlacht mit ven Ofterreichern zu Ried einen Ber: 
trag ab (8. Drt. 1813), nach welhem Baiern in die Reihe der wider Napoleon Berbünveten 
übertrat. Der mäctigfte war fohin auch der erfte ver Rheinbundsſtaaten, welder jih an die 
Beinde der Franzoſen anſchloß, und Died zwar ehe noch dad Waffenglüd gegen diefelben entfchie: 
den hatte und fohin eine äußere Nöthigung eingetreten war. Unbegreiflicherweiſe war der bed: 
fallfige Vertrag aber auch in materieller Beziehung äußerſt ungünftig für Baiern. Wrede's 
kaum begreifliche Ungefchicklichkeit opferte ſodann bei Hanau einen großen Theil eined nun ver⸗ 
einigten baivifch-öfterreihifchen Heeres auf. Der Neft ver bairifchen Truppen machte den Feld⸗ 
zug von 1814 in Frankreich mit. Zufolge des Nieder Tractats und des Wiener Frievensfchluffes 
erhielt Baiern feinen jegigen Territogialbeftand: e8 mußte Tirol mit Vorarlberg, Salzburg, 
das Inn= und Hausrudviertel abtreten und erhielt dafür nur als hoͤchft ungenügende Entfchä- 
digung Würzburg, Aſchaffenburg und die Mheinprovinz (die fogenannte Pfalz). 


12) Weitzel's Worte im Art. Batern ber erfien Auflage des „, Staats : Lerifon“. 
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Böhrend der Rheinbundszeit wurden viele franzöfifche Einrichtungen auch nach Baiern 
verpflanzt, namentlich was dad Heerweſen betraf (Militärorganifation, Gonfeription und Lands 
wer). Es wurden im Ubrigen aber nicht gerade innmer vie beften derjenigen Inftitute herüber⸗ 
gepflanzt, deren fich Frankreich felbft unter dem Gewaltherrſcher Napoleon erfreute. Im All⸗ 
gemeinen berrfchte unter dem Minifterium des geiftvollen und fräftigen Montgelas ein erleuch⸗ 
teter Despotismus. Mag man diefen in mancher Beziehung für nothwendig Halten unter den 
damaligen innern Zuftänden Baiernd und den äußern Zeitverhältniffen, immerhin war er von 

entjeplichen, oft empdrenden Misbräuchen ver Gewalt begleitet. In Wirklichkeit regierte Mont: 

gelad weit mehr ald der im Allgemeinen gutmüthige König Mar. Die meiften Misftänve 

kannte der Letztere nicht, da er ſich um die eigentliche Negierung nur wenig befünmerte, andere 

abzuftellen gebrach ihm die Kraft, zumeilen felbft ver nöthige Wille. 13) Montgelad, durch ven 

Baiern materiell groß und gelftig wenigftend mehrfach auf ven Weg des Lichts gebracht worden, 

blieb auch nad) Napoleon's Sturz an feinem Poften. Dem deutſchen Vundesweſen, wie esfih 
entwidelte, war er abhold. Er fuchte namentlih Baiern eine felbftändige Stellung zu ſichern, 
ſodaß ed, ungehenmt durch den Bund, als fouveräne Macht geadjtet were, wie auch mehre an⸗ 
dere europäiſche Staaten von gleicher Volkszahl. Von allen Seiten erhoben ſich nun aber in 
ber biplomatifhen Welt Gegner wider Montgelas, ſodaß König Max ˖ während feined Aufent- 
halts zu Wien im Winter 1816 zu 1817 fi das Verfprechen abnehmen ließ, ihn vom Staats: 
ruder zu entfernen. Doch blieben, ungeachtet mancherlei Umgeftaftungen, manche feiner Grund⸗ 
anfichten noch längere Zeit herrſchend, namentlich jene, denen zufolge Baiern ſtets als ſouverä⸗ 
ner Staat aufzutreten pflegte. 

Die fpätern Jahre der Regierung des Könige Mar bilden offenbar nicht deren Glanz⸗ 
periove. Die Gutmüthigfeit des Fürſten, die ihn häufig veranlaßte, ſich allzu leicht über wichtige 
Dinge hinwegzuſetzen, wurde fehr oft misbraucht; insbeſondere herrſchte in vielen Zweigen der 
Verwaltung eine große Verſchwendung, ſodaß der Finanzzufland inmitten bed Friedens immer 
jerrütteter wurde. Deflenungeachtet erxegte die Stunde von dem am 13. Det. 1825 plöglich 
burch einen Schlagfluß herbeigeführten Tode dieſes Fürſten, des Gründers einer neuen Ber- 
faflung, bei der großen Maffe des bairifchen Volkes, namentlich aber bei ven Beamten eine jehr 
allgemeine und ungeheuchelte Trauer. Nur Wenige waren anderer Anſicht. 

Die erften Anoronungen des neuen Könige Ludwig erregten die freudigften Hoffnungen 
und wurden mit lauten Jubel begrüßt. Durchgreifende Erfparungen im Staatshaudhalte foll: 
ten alsbald ind Reben treten, um Ordnung in ven Binanzen herbeizuführen: überflüffige Stel: 
in wurden aufgehoben und Erjparungen im Heere und in der Hofverwaltung eingeführt. 
Manche Familien zwar wurden durch die plögliche Umgeſtaltung ſchwer betroffen, doch betrach⸗ 
tete man dies und einige andere dabei hervortretende Härten als vorübergehende Übel. Die 
Cenſur aller nichtpolitiſchen Blätter wurde als verfafſungswidrig aufgehoben und ſomit der 
Preſſe namentlich die Beſprechung ver inländiſchen Verhältniſſe freigegeben. Der König ſelbſt 
erklärte feierlich in einer Thronrede: „er möchte nicht unumſchränkter Herrſcher fein‘, und bei 
einer andern Belegenheit: „er fei der äußerte Linfe in Baiern.“ ’ 

Indeſſen erfolgte allmälig eine Anderung in ven Regierungsgrundſätzen, bejonderd einige 
Zeit nad) der Yulirevolution. Die Einen hielten dies für dringend nothwendig, ſonach für einen 
glücklichen Wendepunkt; die Andern ergofien fi in Klagen, daß Baiern feine Stellung ver: 
fenne und feine Gegenwart und Zufunft opfere. Die Cenſur wurbe mit größerer Strenge ald 
felbft in irgend einem andern deutſchen Lande geübt. Die politiſchen Proceſſe bäuften ih. Die 
Berichte, in denen mancherlei Veränderungen und Perſonenwechſel ftattgefunden, glaubten mit 
alfer Strenge politifche Regungen niederdrücken zu müflen. Überall warb ayf fharfe Strafen 
und dabei namentlich bei Majeftätöheleivigungen auf knieende Abbitte vor dem Bilde bes Könige 
erfannt, wie dieſes das in den ſieben ältern Kreifen geltende Strafgefegbud von 1813 vorſchreibt. 
Männer wie den berühmten Nechtölehrer und Landtagsabgeoroneten Behr und den gleichfalls 
gefelerten Eiſenmann traf viefed Roos. Ihre Vergehungen und die rihterlichen Verhandlungen 
und Entſcheidungsgründe blieben, geheime mündliche Mittheilungen abgerechnet, im Dun- 








13) Sehr merfrürdige Enthüllungen darüber finden fich in den „Memoiren“ des geiftvollen und ſcharf 
beobachtenden Ritters v. Lang. So viele ſcharfe Anklagen derſelbe gegen eine Menge beſtimmt bes 
ichneter Berfonen und Bamilien erhebt, fo ift doch noch nicht eine einzige ber von ihm berichteten Thats 
chen als unwahr bezeichnet worden. Daß das Publicum ein Verbot des Buchs in Baiern nicht als 
Wirerlegung, fondern weit mehr als Beflätigung betrachtete, if begreiflich. 
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tel. Auch in der Folge, als beinahe in allen Ländern Amneftien verkündet wurben, geſchah dies 
in Baiern nit. Verſchiedene anögezeihnete Männer, worunter bie berühmten Univerfltäts- 
lehrer Schönlein und Ofen, verließen, theilmeije förmlich entfliehend, dad Land, um ſich poli⸗ 
tifchen Tinterfuchungen zu entziehen. Namentlih wurden auch mande Mitglieder der Abgeord⸗ 
netenkammer, die ſich als liberale Redner bemerkbar gemacht hatten, in ſolche Proceſſe verwickelt, 
wie der Pfälzer Schüler und eine Zeit lang felbft der fehr dynaſtiſch geiinnte Freiherr v. Cloſen. 

Wir müfjen zwar dieje längft der Geſchichte angehoͤrenden Thatfahen erwähnen, aber wir 
maßen uns fein Urtheil darüber an. Gier genüge es, der Erfcheinungen zu gedenken, fowie fle 
eben äußerlich hervortraten. Die Regierung begte unverkennbar bie Aniicht, ein unbebingtes 
Niederhalten des Liberalismus fei durchaus erfoberlih. Das monarchiſche Princip trat über- 
al entſchieden gebietenn hervor. Ohne Bernehmung der Stände wurde ein bairiſches Heer nad 
Griechenland geſendet, zu deflen König der bairifche Prinz Otto erklärt worden war; ohne ſolche 
Zuftimmung wurden große Geldſummen aus Staatömitteln dahin geliehen; ohne ſtändiſche 
Mitwirfung murden große Pradtbauten ausgeführt und deren Koften nicht blos aus Mitteln 
der Givillifte, fondern auch aus jenen des Staats unmittelbar beftritten; ebenfo erfolgten Ver⸗ 
tragsabſchlüſſe, wie z. B. wegen des Donau-⸗Main-Kanalbaus, in denen der Staat die größten 
Verbindlichkeiten ohne fländifche Genehmigung übernahm. 

Es fann nur als eine natürliche Folge der einmal herrſchend gewordenen Grundanſicht be⸗ 
trachtet werben, daß die Beamten nicht mehr Staatd:, fondern fönjgliche Diener genannt wer: 
ben mußten, daß jede Anftellung oder Beförverung in Civil-⸗ oder Militärvienfte nicht mehr als 
ein Recht, fondern als Gnadenſache behandelt und bezeichnet ward; daß dabei der (ben Ange⸗ 
ſtellten im alle der Penſionirung verfaffungsmäßig verbleibende) Staatögehalt in den Ernen⸗ 
nung&decreten ganz gering angefegt und vie Gewährung eines meitern von der Töniglichen 
Gnade abhängig gemacht wurde u. f. w. " 

Das nänliche Princip, welches die Brundlage des politifcden Handelns bilvete, ward durch⸗ 
aus confequent auch in den kirchlichen Dingen’ zur Anwendung gebracht. Hier wie bort wurben 
die Grundſaͤtze des Fortſchritts, ja ſelbſt jene des Feſthaltens an dem in diefer Richtung bereits 
Erlangten entfchieden befämpft und nievergenrüdt. Das gleiche Loos hatte zuvor fhon den ſo⸗ 
genannten Indifferentismus getroffen. Im Katholicismus wurde die dur dad Moͤnchthum 
tepräfentirte Tendenz überall unterftügt und beförbert, im Proteflantismus die rationaliftifche 
Richtung unterdrückt und felbft im Judenthum feine Neologie geduldet. Im Ganzen aber trat 
das Streben inımer mehr hervor, daß Baiern der erfte orthodox-katholiſche Staat in Deutſch⸗ 
land fein wolle. Daher nicht nur die fcharfe Unterdrückung des in der legten Zeit entſtandenen 
Deutſchkatholicismus, fondern insbefondere auch die Klagen der Proteftanten über Zurüd: 
fegungen und felöft über Glaubens: und Gewiſſenszwang, wie beſonders in den Beſchwerden 
über die Kniebeugung der proteftantifchen Soldaten und Randwehrmänner vor dem Benerabile 
der Katholiken fo vielfach hervorgehoben wurbe. 

Dabei waltete bie Anſicht vor, daß die Regierung Alles felbft anordnen, nichts ber freien 
Thätigkeit des Volkes überlafien müfle. Daher Verbote und Gebote nad) allen Richtungen. Be⸗ 
Fanntlich iſt dies eine Erſcheinung der Neuzeit, von der man im fonft vielgepriefenen Mittelalter 
feine Ahnung hatte und melde von den Einen ebenfo entſchieden misbilligt, ald von den An= 
dern für nothwendig erflärt wird. Wie man dies nun aber anfehen möge, fe if e8 Thatſache, 
daß fich die Anwendung jenes Grundſatzes in Baiern ſehr weit außbehnte, ſelb ſt Hi8 zur Ortho⸗ 
graphie herab, ſodaß z. B. von oben herab geboten ward, Bayern ſtatt Baiern, Gendarmen ſtatt 
Gensdarmen zu ſchreiben u. ſ. w. In ähnlicher Weiſe ward verboten, den neuen Flügel des 
mũnchener Schloſſes Neubau zu nennen, er mußte Saalbau geheißen werben. Oft lag aber auch 
in den Worten ein tieferer Sinn, z. B. In den Verboten, Staatöbürger, Staatöminifter ober 
dergl. zu fagen, wogegen bie Ausprüde Unterthanen und Königliche Miniſter gebraucht wer⸗ 
ben mußten. 

Was im Übrigen die Geftaltungen Im Einzelnen betrifft, fo verwelſen wir auf Abſchn. X 
dieſes Artikels. 

IT. Die alte Bolförepräfentation, die Landſtände. Kein anderes deutſches Land 
befigt über feine ältere Volksrepräſentation eine fo reiche Literatur ald Baiern. 14) Deſſen⸗ 


14) ©. vorzüglich: „Sammlung bailrifcher Tanbfländifcher Freiheitsbriefe und fogenannter Hands 
feſſen“ (München 1770). (Diefe Urkunden beginnen mit 1311.) (Banzer) „„ Berfuch über den Urſprung 
und Umfang der landfländifchen Rechte in Balern“ (1798); Krenner, „Die Landiagewerhanblungen in 
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aber macht man fi, durch unfere gewoͤhnlichen Sefichtöbliger und tief eingeprägte 
hißorifche Vorurtheile von der abfoluten Fürſtenmacht irre geführt, meiften® ganz falſche Vor⸗ 
fellungen davon. Man glaubt Wunber wie viel bewieſen zu haben, wenn man bie alten Rand: 
Rinde 616 zum 14. oder 15. Jahrhundert Hinaufvatirt! Freilich, dieſe Landſtände in ihrer fp&> 
ten Geſtalt ſind kaum älter, wol aber iſt e8 die wahre Bolfsrepräfentation. 

In den allerfrüheften Zeiten der germanifchen Geſchichte, ange zuvor ehe ſich noch das Feu⸗ 
dalweſen bildete, beruhten alle Einrichtungen der verſchiedenen deutſchen Volksſtämme auf den 
überall hervorleuchtenden Grundſatzen der gleichen Berechtigung aller Freien; die ſämmtlichen 
Angehörigen der fiegenden Völker waren aber gleich frei, ſonach auch völlig gleichberechtigt. Alle 
wichtigen Angelegenheiten des Gemeinweſens wurben in allgemeinen Volksverſammlungen bes 
rathen und entfchienen, bie mindeſtens alljährlid ein mal, falls es nöthig war, aber auch weit 
öfter ſtattfanden; höchſtens mochten bie exiten Beamten (twozu die Oberhäupter felbft gehörten) 
über einen Gegenfland Vorberathung pflegen, um ſogleich beftinnmte Anträge zu ftellen, bie 
aber oft genug verworfen murben. Was bloß einzelne Gegenden betraf, fand feine Erledigung 
in den monatlichen Berfammlungen der Bewohner der betreffenden Baue. In jenen allgemei: 
nen Volkoverſammlungen wurde namentlich entſchieden über alle allgemeinen Gefege, über 
Krieg und Frieden, die Wahl over Abfegung des Oberhaupts (Fürften, Königs) und über 
wichtige Nechtöftreite, zumal die Beftrafung ver Kürften und aller Bornehmen, bie aber nichts 
Anderes ald bloße Angeftellte waren. 15) 

Die bei allen germanischen Stämmen, von denen wir irgend nähere Kunde befigen, finden 
wir diefe Einrichtungen namentlich auch bei den Baiern. In ihren älteſten Gejegen ſchon, 
die aus der gleichen Periode wie die falifchen Geſetze ftammen, ift ausdrücklich gefagt, daß fie 
unter Mitwirkung Aller, bed gejammten Volkes, erlaflen worden feien. (,Hoc decretum est 
apud cunctum populum” etc.) Bel wichtigen Procefien und fonftigen Verhandlungen traten 
alle Freien zur Entfcheivung zufammen. („Liberi conveniunt, omnes ad placitum conve- 
niunt.”) Bon einer Menge von erzogen wiſſen wir fpeciell, daß fie durch das Volk gewählt 
worben waren ; fo namentlich Thaffllo, ver Zeitgenofle Karl's d. Gr., der feine Erhebung dem 
Beſchluſſe der Berfammlung zu Aſchheim verdankte und der auch ermweislich in vielen weitern 
Bollsverfannmlungen das Erlaffen von Geſetzen veranlaßte. Seine Abfegung und Berurthels - 
lung fogar warb durch ein Volksgericht ausgefprochen, das freilich großentheild aus dem Volle 
ber Sieger, der Franken, beſtanden zu haben fcheint. Aber fogar jetzt noch, nad) der Zeit Karl's 
d. Gr., bewahrte das Volk foviel Rechte, daß felbft nicht einmal auf des Kaiſers Gebot ein 
Krieg ohne der Nation Beiftimmung begonnen werben konnte, und daß die Herzoge nur burd 
Volkewahl zut Gewalt gelangten. Die Kaifer felbft erfannten dies ausdrücklich an (fo z. B. 
namentlich Otto IU. und Heinrich I.); befanden dieſe Verhältniſſe doch überall, ſodaß fie ſelbſt 
gar keinen Begriff hatten, wie es irgend auch anders ſein könne, wenn fie gleich mitunter in ein⸗ 
jelnen Fällen ihre Gewalt im Übrigen misbrauchten. Se ward im Jahre 880 Ludwig III. zum 
Herzoge erwählt; ebenfo 91 Arnulf. Von Kaifer Konrad II, wiffen wir, wie er fi um bie 
Volksgunſt Hewarb, damit fein Sohn Heinrich zum Herzoge gewählt werde. Als Heinrich IV. 
den Belfen eigenmüchtig zu diefer Würde erhob, vermochte er erſt nach längerer Zeit die Baiern 
zu befänftigen. Auch konnte ſelbſt der zu ſelbſtherriſchen Übergriffen fo ſehr geneigte Friedrich 
ber Rothbart Die Baiern nicht umgehen, ald Heinrich der Lowe geächtet warb. Da Rudolf von 
Haböhurg nach den mit Baiern verbundenen Landestheilen Ofterreih, Steiermark u. ſ. w. lüs 
fiern war, mußte er die Volksverſammlung diefer Gegenden für fi zu gewinnen fuchen, damit 
biefe feine Söhne Albrecht und Rubolf erwählte u. f. w. 

Als dad Unweſen des Lehenthums immer mehr um fich griff, wurde bad Amt, dad Herzogs 
thum, ebenfalls gleihfam zu einem Lehenflüde. Oft folgte ver Sohn dem Bater in der Würde, 
aber nur unter Anerkennung von Seiten des Bolfed und unter Erneuerung des wechfelfeitigen 
perfönlichen Vertrags. Auch mußte jever Herzog, zufolge alten Landrechts, vor Ablauf von 
18 Menaten nach feiner Belehnung einen Hof: oder Landtag (zu Regensburg) halten. \ 





den Sahren 1489— 1513“ (18 Bbe., München 1803 — 5); Derfelbe, „Anleitung zur nähern Kennts 
niß der bairifchen Landtage im Mittelalter‘ (München 1805); Rudhart, „Die Geſchichte der Zandflänbe 
in Baiern“ (2 Bde., Heidelberg 1816, in einer zweiten Auflage angeblich 1819). Much das oben citirte 
Werk von Sugenheim gehört theilweife hierher. 
15) Vergl. bie „Art. bel, Deutſches Landesſtaatsrecht, drutſche Landſtände und echt, biſtoriſchet, 
* Seuntuhter Europas in Binſicht auf freie Berfaffungen; ſodaun Kolb, ‚‚ Beichichte der Menfchheit 
es Cultur. 
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Es würde hier zu weit führen, wenn wir alle Volkoverſammlungen einzeln aufpihlen woll⸗ 
ten, von denen ſich beſtimmte Kunde bis auf uniere Zeiten erhalten hat. Damit aber fein Zwei⸗ 
fel darüber entftehe, daß keineswegs blos ber Adel ober die Minifterialen (die Hofleute) dabei 
vertreten waren, jei vorerft nur daran erinnert, daß gerade aus biefen Zeiten {don die ſprich⸗ 
wörtlich geavordene Anjicht herrührt: daß, wer Minifteriale geworben, ſich feiner Breiheit ver- 
luſtig gemacht Habe, und dann, daß wir fortwährend (worüber wir namentlih aus Heinrich's 
des Löwen Zeit beſtimmte Nachrichten befigen) nicht etwa blos die Bürger einer Stadt (in&be- 
fondere Regensburgs), fondern geradezu die Maffe des Volkes ald.auf dem Landtage anweſend 
und entſcheidend ausvrüdlic angeführt finden. Auf einem ſolchen Landtage zu Karpheim be: 
ſchwor Heinrich der Loͤwe im Jahre 1127 vie Landesfreiheiten. Auf einem andern 1161, auf 
welchem er Gericht hielt, faßen, wie wir beſtimmt wiflen, neben den Bornehuen aud die Leute 
des Volkes. 16) Verkaufte der Herzog ein Out, eine Domäne, fo gefhah e8 „unter Zuftinnmung 
Aller, der Geſammtheit“. 17) Ohnehin läßt ja ſchon der Name Landtag Feinen Zweifel bar: 
über, wer hier zu vertreten, wer urſprünglich flimmberechtigt war. (Über die große Ausdehnung 
der Volksrechte |. Deutfches Landesſtaatsrecht.) 

Allerdings ſchmolz die Zahl der Kreien infolge der unfeligen Feudaleinrichtungen immer 
mehr zuſammen, immer entſchiedener bildete ſich der mittelalterliche Adel aus. Wie dies geſchah, 
iſt anderwärts nachgewieſen. 18) Dennoch konnten die alten Rechte des ganzen Volkes nie völlig 
ausgetilgt werden; viele Jahrhunderte ſpäter werden wir die bedeutſamſten und ſprechendſten 
Beweiſe deſſen wiederfinden. Insbeſondere aber erhielten und entwickelten ſich die alten Volks⸗ 
rechte mannichfach in den Freiheiten der Städte. Faſt überall leſen wir gerade in den älteſten 
dieſer Privilegien, daß die Fürſten erklären: ſie beſtätigten, erneuerten, genehmigten jene Frei⸗ 
heiten, die ſonach unzweifelhaft älter fein mußten als dieſe geſchriebenen Zugeſtändniſſe. 19%) 
Unter manderlei Andeutungen der damaligen argen Gräuel- und Fauſtrechtsherrſchaft 20) fin- 
den mir Beftimmungen wie folgende, welche aus dem ganzen Weſen des damaligen Volksthums 
Hervorgingen. In der landshuter Urkunde von 1279 Heißt ed: „Zur Haft foll nur gezogen 
werben, wer ein Verbrechen verübt hat, welches das Leben Eoftet; im lihrigen, ivenn fein Grunds 
ſtück dem Werte ver Strafe gleich iſt, geht er frei umher.” In dem mündener Breibriefe von 
4289 heißt e8: „Sein (ned Bürgers) Haus iſt eine Freiftätte; felbft wenn ein Übelthäter ſich hin⸗ 
eingeflüchtet,, ſoll der Richter oder fein Scherge nicht keck erbrechen, was verfchloflen. Der Haus: 
herr felber öffne eö und fehe zu, wie er vem Blüchtigen purchhelfen könne.” In der von Ludwig 
bem Baier auögeftellten ingolfiadter Urkunde ift ausgeſprochen: „daß ber Stadt Saden be⸗ 
forgt und entſchieden werben follen von ihr felbft duch ihren Rath, nicht Durch des Herzoge 
Richter. Eines Bürgers Wohnung fol heilig fein, und hoch geftraft werben, tver den Andern 
angreift in feinem Haufe. Dem Richter thue man willig auf, aber er hüte ſich aufzubrechen. 
Wer angefeflen mit Haus und Hof, ift frei von Haft, außer mer tobtgefchlagen hat. Wer ver: 
wundet auf den Tod, darf, ehe dieſer erfolgt ift, nicht berührt werben von bed Schergen Hand“ 
u. ſ. w. Beſtimmungen, deren Geltung fi) das hierin freie Volk der Briten fortzubewahren 
gewußt hat bis auf den heutigen Tag. 

Man hat mehrfach in Deutfyland die Theorie aufzuftellen verſucht, daß die Stände alle 
ihre Rechte erſt durch Kauf von den Firften erlangt hätten, wenn ſich viefelben in Geldverlegen⸗ 
heiten befanden. Nichts ift Hiftorifch unrichtiger, nichts zugleich ungereimter an fi als viele 
Behauptung. Wäre dad Volk wirklich einmal rechtlos gewefen, fo hätte man ihm ja eben kurz⸗ 
"weg Alles hinwegnehmen mögen, ohne daß ed irgend ein Gegenzugeftänpniß hätte fodern Fön- 
nen. Ohne Widerrede mußte ed alsdann eben hergeben, was e3 befaß. Aber fo war es nicht. 
Das alte Recht Hatte ſich forterhalten bis zu dieſen Zeiten, wonach Tein Freier eine Steuer zu 
entrichten j(huldig war. Was immer er gab, war ein freimilliged Opfer, ein Geſchenk, bag er 
zeichte, zur Erlangung eined gemeinfamen Zwecks. (S. Beeten.) Gerade in noch vorhandenen 


16) „Mon. Boic.“, VII, 109: De ministerialibus et aliis quam pluribus. 

17) De communi consensu. Urkunde vom Jahre 1295. . ” 

18) Vergl. die Art. bel, Deutſches Landesſtaatsrecht, Mecht, biſtoriſches, und das bort zugleich 
sitixte Buch von Kolb, „Geſchichte der Menfchheit 

19) Saft tberall begegnet man den Ausprüden: approbamus, ratificamus, innovamus, confir- 
mamus u. f. w., eine Thatfache, bie näher gewürbigt werben follte, als es bis jetzt gefchehen ift. 

20) So erklärte der Herzog in dem ben Münchenern im Jahre 1289 getwährten Freibriefe, daß er 
auf ven Cheziwang verzichte. „Wir fulen och nieman hie zu Munchen, weder Wip, noch Man u 
etlicher Öhrat bwingen. “ ‘ 
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Yarefgen-Urkunden (3.8. ans dem Jahre 1302) werben die Steuern als grata subsidia, ald 
steurae inconsuetae ao indebitae ausbrüdlich bezeichnet. Die Verſchwendung ver Fürften 
bmdhte e8 freilich allmälig mit ſich, daß die für die Beftreitung der gefammten Regierungs:, 
zumal auch der Kriegsbedürfnifſe beftimmien Domanialeinfünfte nicht augreichten. Im Inters 
effe de8 Gemeinweſens mußten nun allerbings bie Freien auch jegt Opfer bringen; ſie thaten ed 
freiwillig, fuchten fi eben darum aber auch gegen die Wiederkehr ver Verfchwendungen zu 
Adern. Daher die Verfiherungen und Berfprehungen, melde ihnen die Kürften ertheilen 
mußten. Die Betheillgten verflänbigten und verpflichteten ſich gegenfeltig eiplich, gemeinfan alle 
fernen Misbräuche dieſer Ark von fich zurückzuweiſen. Die bairifche Landſchaft als ſolche und 
in ihren mittelalterlihen Formen entfland aus Föderationen oder, wie man es (ohne alle üble 
Bedeutung ded Wortes) nannte, aus „Conſpirationen“, aus „Verſchwoͤrungen“, was die Aus⸗ 
brüde für „Zuſammenſchwoͤrung Gleichgefinnter" waren. *1) 

„Bon den Leuten eine Steuer zu nehmen”, alfo bemerkt Rudhart Hierin fehr richtig, „war 
unräthlich und unrecht“ (eigentlich: unausführbar, unmoͤglich!). „Dan glaubte, das Bermögen 
eines Mannes fei fein und nit dem Fürften, und war wach auf feine Befugniß. Der Pfalzgraf 
hatte einmal eine Steuer gefobert, vergeblih, man zahlte nicht!“22) In ihren Geldverlegen⸗ 
heiten riefen die Herzoge die Bornehmen und Geringen (auch die Dienfimannen) auf: „fie foll 
ten rathen, wie zu helfen ſei aus der Noth.“ Diefe verfammelten ſich in der Charwoche 1302 zu 
Schnaitpach. Die Herzoge baten, daß man ihnen die Erhebung einer Viehfteuer erlauben möge: 
„.. . das wir unfern lieben getreuen Graven, Sreien und Mitleuten... vie und zu dieſen Zeiten 
durch ir treuen Willen mit einer gemainen Biehfteuer, die ſy und erlaubt haben williglich und 
gütlih...... geholfen Haben. Die Bitte ward für diesmal gewährt, aber ferner wollte man 
das Gleiche nicht mehr zugeflehen und „Alle verbanden ſich dagegen mit einem Eide“. Die Herz 
zoge Rudolf und Ludwig (fpäter „der Baier“ genannt) mußten für fi und ihre Erben be= 
ſchwören und beiiegeln, „für ba8 Teine Steuer .zu nehmen an deren Leuten over Gut ober an 
ihren @rben. Wollten fie viefelben nöthigen zu einer Steuer, fo fei dies gethan wider Tre, 
und mögen fie ſich verbinden nad) ihrem gethanen Schwure, den bie Herzoge gut beißen, unb 
ihnen auch Andere beiftehen. Daran ſei nicht wider fie gethan“ (... „und iſt davon unfer gues 
ter Willen und Gonft dabey das ſich des Yezo miteinander vereinet haben und auch ge⸗ 
f&woren‘ u. f. w.). 

Es war dies die erfte bekannte Ginigung, ver erfte bekannte Bund. Die Herzoge hatten aber 
feine wahrheitstreue Rechnung abgelegt, jondern einen Thell des Schuldenſtandes verheimlicht. 
Infolge deſſen entſtanden bald neue Gelbverlegenheiten. Als Austunftömittel verſchlechterten 
bie Herzoge die Münze. Darauf entfchlevene Unzufrievenbeit. Das Bolt gewährte noch ein mal 
Sülfe (1307), aber unter ver Bedingung, daß die Herzoge ihre Münzanftalten „ven Herren, 
den Prälaten, Grafen, Sreien, Dienftimannen, ven Städten und Märkten, ven Bürgern und 
Baulenten und dem ganzen Lande” (‚und überal allen unfern Land zu Balern’) übergaben. 
Wir fehen alfo immer wieder das Volk hervortreten, nicht blos Adel, Geiſtlichkeit und Stäpte, 
wie man ſich in ver Neuzeit gewöhnt hat in bie alten Urkunden hinein zu interpretiren. QAllers 
ding treten mehr und mehr die einzelnen Stände hervor. Der Grund ift einfach: es gab kein 
Alles umfafiendes Gemeinweſen mehr, wie ehemals; das Sonvderintereffe nahm allmälig Alles 
in Anfprud. Statt des gefammten Volkes erfcheinen die einzelnen Stände (unter ihnen von der 
allerfrüheften Zelt an namentlich die Städte); nach Wefen und Form aber blieben im Übrigen 
dennoch vielfach die alten BVerhältnifie. 

Als Die Herzoge Rudolf und Ludwig nach ihres Vaters Tode in Zwift geriethen, foderten 
fie die Landſchaft zur Söhnung auf (1510). -Die verfammelten Stände waren es, welche die 
Theilung des Landes befäloffen. Der eine Theil wählte ſich Ludwig zum Oberbaupte, ber 
andere (Miederbaiern) behielt Nubolf. Die Söhne des Lettern gaben bald zu vielen gerech⸗ 
ten Klagen Beranlaflung. Ihre Verſchwendung verleitete fie, einen Theil ihrer Kriegsleute um 
Geld in fremde Dienfte zu verhandeln. Dennod waren ihre Kaſſen immer leer, und es geſchah 
ihnen, den flolzen Herzogen von Nieverbaiern, daß fie, wegen Nichtbezahlung Ihrer Schulden 
an die freien Bürger von Regensburg, von diefen ind Einlager (den Schuldthurm) geſteckt wur⸗ 
den. Die verfchiedenen Stände des allzu gutmüthigen Volkes mußten fidh oft mit Abgaben bea 
laften, um dem gefährbeten Gemeinweſen wieder aufzubelfen. Gern gaben dagegen bie Herzoge 
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Brief und Siegel über bie alten Volkorechte, die fie erneuerten und wobel fle die Steuern ohne 
Umfäweife als indebitas vexaliones, insolita obsequia, sieuras insolitas et inconsuelas 
bezeichneten, ober au) ald subsidium, gratum subsidium, quod devoli cives his diebus ex- 
hibuerunt. 

Dtto, der letztlebende der Brüder, verfaufte-fogar die Gerichtobarkeit. Er flellte am Veits⸗ 
tage des Jahres 1311 die große Handfeſte aus. Die Stände hatten ihm „zu ainmal und zu-bie= 
fen Zeiten allein“ freiwillig eine Abgabe geftattet, tweldhe von den Grundherren und den Orund⸗ 
holden (alfo keineswegs von den letztern allein) zu erheben fei, auch von ven herzoglichen 
Grundholden (denn um felbft nur von diefen eine folhe Abgabe zu erheben, bedurfte ber Fürft 
befonderer Ermächtigung). Der Herzog heißt es nun in jener Handfefte ausdrücklich -gut, daß 
ſich die Betheiligten eidlich verbanden, ſolches ferner niht mehr zu gewähren: „Es haben au 
alle die Lanpherren, Grafen, Freien und Dienfimannen vor Und (dem Herzog) geſchworen 
einen Aid, mit Unferm Willen und Haiflen, daß fle ainander geholfen feien, ob ihnen Etwas an 
dieſen Sachen von Uns oder Unſern Ambtleuten gekränft würd oder überfaren, daß fie ſich deß 
wehren föllen, over fi an einen andern Herrn halten und’ durch fremde Hülfe helfen gegen den 
Herzog, und er foll dies ihnen, ihren Helfern, ihren und deren Erben nicht entgelten lafien an 
ihrer Treu.’ Es heißt überdies in der gedachten Urkunde, daß Alle, „Arme oder Meiche, 
Geiſtliche oder Weltliche”, wenn ihre früher over jegt garantirten Mechte verlegt würden, in 
44 Tagen gerichtliche Hülfe erhalten follten. Erfolge fie nicht in dieſer Friſt, „fo foll der Vers 
legte für ins kommen, und follen Wir ihm geben zu 14 Tagen einen Tag. Machet er dann bie 
Sad) gegen unfern Vizedomb, Richter oder Ambtnann wahr, fo follen Wir es ihm alsbald abs 
nehmen. Thäten Wir das nit, und kommt dann ber Verlegt gen ben Vizedomb, Richter ober 
Ambtmann in ein That, der foll er oder feine Selfer gegen Uns kein Entgeltnuß haben, und 
follen halt alle Unfere Grafen, Freyen, Dienfimann, Edel, Geiftlih und Weltlich ihr bed ge: 
bolfen fein... ... Wir wollen auch, das man dies Handfeſt over ain Not! ver Handfefl an allen 
Stetten laß (dffentlich verlefe), do man die Steuer abnimmt, und follen dann arm und rei 
(alſo nit etwa blos der Adel) ſchwoͤren, dasſelb zu behalten und auch einander geholfen zu 
fein, ob von Und over Unfern Ambtleuten das nicht wird überfaren.“ 

Es geht aus der Natur aller Verhältnifle hervor, daß jedes gefchriebene und befchworene 
Necht zulegt werthlos wird, wenn Feine Macht da ift, um bemfelben vie gebührende’@eltung zu 
verfchaffen. Es war alfo dieſe Natur der Verhältniſſe, welche das bairiſche Voll, wie dab ſpa⸗ 
nifche, engliiche und fo manches andere, dahin brachte, daß es fi in Ermangelung eines beſſern 
Schutzmittels fein Recht des bewaffneten Widerſtandes gegen jebe fürftliche Anmaßung von den 
Fürften felbft ausdrücklich anerkennen ließ. Ebenſo wie in Nieder⸗, war dies auch in Oberbaiern 
der Fall. Hier nicht minder hatten Die Herzoge den Eidgenoſſen das Recht ausdrücklich beſtäti⸗ 
gen müflen: ſich zu verfammeln nad ihrem Willen und die Mittel zu ſuchen zur Erhaltung 
ihrer Rechte, felbft durch fremde Hülfe und mit Gewalt. So hatten die beiden herzoglichen Brü⸗ 
ber in einer dem oberbairifchen Landtage zu Münden im Jahre 1315 ausgeflellten Urkunde ge: 
meinfam erklärt: „Wer auch unter und beiden die vorgenannte Tädigung fürbad überfuere, fo 
fullen alle Edelleut, Dienfiniannen, Purg und Stet und Märkte, und alle in dem Lande geſeſſen 
find oder Dazu gehörent den andern beholfen fein... .. und haben auch dis alle unfere vorgenannt 
Leut, Edel und Unedel geſchworen.“ (Alſo wieder nicht etwa blos ver Adel!) In der Handfeſte 
von 1322 heißt es: viefelbe ſei „Geiſtlich und Weltlih, Arm und Reich und gemain allem Land’ 
gegeben. Gleiches kommt in der Folge in beiden Hauptiandestheilen wiederholt vor. Selbft als 
im Jahre 1323 alle andern Stände mit Ausnahme der Geiftlichkeit einmal eine neue Steuer 
bewilligten und die Herzoge dieſelbe daraufhin auch vom Klerus erzwingen wollten, wurden 
bie Fuͤrſten dahin gebracht, daß fie diefe eigenmächtige Anorbnung förmlich zurüdnehmen und 
aus drücklich geloben mußten: „der Pfaffheit und ihrer Leute But mit unbilliger und ungerech⸗ 
ter Foderung fürbas nicht zu belaften bei Strafe dreifachen Erſatzes Deflen, was fie abge: 
nommen.” 

In Nieverbatern Hatte mittlerweile der Herzoge Verſchwendung und Liederlichkeit ben 
Staat in manderlei Noth verfegt. Die freien Einrichtungen dienten zur Rettung. Man hatte 
ben Herzogen Treue gelobt, damit fie das Land regierten, nicht ed verbürben. Nitter und Städte 
traten (um Mſthaelis 1524) zu Regensburg zufammen. Ohne Tumult, vertragsmäßig, Fam 
man überein, ven Herzogen, weil fie nicht verftanven, ſich felbf} zu zügeln, den Zügel ber Ne⸗ 
gierung nicht mehr allein zu velaſſen. Sie felbft mußten zuftimmen, daß ihnen die Geſchworenen 
12 aus ihrer Mitte beiorbneten. Diefe follen „abhelfen aller Noth des Landes und der Her: 


og". Die Streitigkeiten ber legtern follen 15 nom Mh ſchlichten. Alle Bupe, melde die⸗ 
fetten (ie Fürſten) in oder außer Kandes geigloflen, müſſen fie Innerhalb zwei Monaten aufs 
Iöjen. „Reue Bünde unter Hd ober fonft Krieg und Frieden machen jle nicht ohne des Rathe 
Bewilligung.“ Ohne Zuflimmung des Raths dürfen fie nichts verſchenken. Die Beamten find 
auf die große Handfeſte zu vereiven. Wer bei ben Herzogen angellagt ift, kann nur nad) georb: 
aeter Unterfuchung beftraft werben. „Segen Willkür ſtehe Dad Land auf, und geſchieht alddann 
nicht gegen die Treue.” Ohne bie 12 fegen die Herzoge keinen Rath. Kanzler und Bizbum 
nur nach des Rathes Rath, und die 12 mit dem Kanzler und Vizdum haben über ver Gerzoge 
Hof und Zehen zu fegen und zu ordnen. Die Amtsführung der bisherigen Beamten foll dur 
die 12 und vier ihnen beigeiellte Räthe unterfucht und bie befonders verhaßten derſelben ſo⸗ 
gleich fuSpenvirt werben. „Wenn die Herzoge dagegen thun, find Land und Leute ihres Mides 
ledig und mögen ſich felber helfen.“ . 

In einer Urkunde vom Jahre 1331, die Schlichtung von Streitigkeiten unter den Gerzogen 
betreffend, Tommen, bezeichnenv genug, Ritter vor, „die von Landes wegen” die Veften Inne 
haben. ' » 

Als zu Ende des Jahres 1340 der junge Herzog Johann geftorben war, tagten Ritter und 
Städte von ganz Nieverbaiern zu Landshut, um einen neuen Herzog zu wählen, wozu Ihnen 
das Recht von feiner Seite beftzitten warb. Unter mehren Verwandten des verftorbenen Für⸗ 
ſten wählten fie Ludwig den Baier (den Kaifer), der aber eine fürmliche Wahlcapitulation ein⸗ 
gehen und namentlich geloben mußte: daß Nieber- und Oberbaiern politifch nicht mehr getrennt 
werben follen, jedody unter fortwährenn getrennter Bermaltung und mit Beibehaltung der ei- 
genen Bünde eined jenen der beiven Theile u. f. mw. Landesabtretungen koͤnnen nur mit de 
Volkes Bewilligung flattfinden. Die Nation übt und der Herzog anerkennt ihr dad Wahlrecht 
ihres Oberhaupts. Ludwig urkundete dem ande, „daß alle die Grafen, Frelen, Dienflmann, 
Ritter, Knecht, Edel, Unedel, Stadt, Markt und gemeiniglic alle Lüt in Nieverbaiern habend... 
Und zu ihrem reiten Herrn genommen und erwählt”. Wie früher der Vertrag von Pavia 
„von dem Volk“ von Dberbaiern gutgeheißen und ebenjo mie von der bethelligten Fuͤrſten⸗ 
familie, aud von ihm, dem Volke, beſchworen worden, gelobte jegt Ludwig der Baler den ver 
einigten ganzen Lande: „Wir gehaizzen auch bem niebern und obern Lande zu Balern, daß ed 
fürbag ein Land Haizzen fol, und foll ungetheilt bleiben ewiglich.“ " 

Die Korm der landſtaͤndiſchen Verfaflung In der Weife, In welcher ſich diefelbe ſpäter ents 
widelte, ging, wie wir gefehen haben, aus ven Bünden ver Ritter und der Städte hervor, nach⸗ 
dem die einzelnen Stände ftatt ded gefammten Volkes — das Sonderintereile ſtatt des vollſtän⸗ 
digen Gemeinwejend — hervorgetreten waren. Es ift keineswegs richtig, was fo oft behauptet 
wird, daß Adel und Geiftlichkeit zuerft allein vertreten waren und erſt fpäter die Bürger ber 
Städte zu den Landtagen zugelaffen werben ſeien; vielmehr waren es gerade bie Ritter und bie 
Städte, welche ſich zuerſt verbanden, und es trat gerade bie Geifklicgleit jenen Bünden derfelben 
viel [päter bei, nämlich erweislichermaßen nicht früher als gegen Ende des 14. Jahrhunderts, 
und zwar im legten Decennium befielben. | 

Aber ſelbſt unter jenen beiden Stänben waren befonbere Bünde bisher nur vorübergehend 
gewefen; fle waren zufammengetreten, fo oft die Rothwendigkeit es gerade erheiſchte, und zwar 
in ver Regel aus einer vorübergehenden Veranlaffung, zu vorübergehendem Zwecke. Die ganze 
Richtung der damaligen Zeit (in welder ja fogar die Ämter erbli wurden, vom König- ober 
Herzogthum anfangend) brachte e8 mit ſich, daß ſich auch dieſe Bünde der Form nad) in erbliche 
mb ewige umgeflalteten. Auf dem Tage von Landshut, am Sonntage vor Martini 1347, bes 
ſchloſſen die Ritter und Städte, pie Söhne Ludwig's als Herzoge anzuerkennen; fie ſchloſſen aber 
auch an demfelben Tage, mit ver Herzoge Billigung, eine ewige Bingenoffenfchaft zur Aufrecht⸗ 
haltung ihrer Freiheiten. „MWürven vie Herzoge ober beren Amtleute ihre Aller ober eines 
Manned, armen oder reihen, Rechte, bie die Herzoge beſchworen, überfahren und den Schaben 
nicht wegnehmen in 44 Tagen, fo foll man ben Herzog mahnen feines Cides; dann aber follen 
Alle ftehen für Einen und einander geholfen fein nach ihren Eiden und Treuen, mit 2elb und 
But, es fei gegen die Herren, ihre Amtleute oder wer fle fonft beſchwere. Wer aber in den ewi⸗ 
gen Bünden nicht bleiben und nicht ſchwoͤren will, dem fei des Bundes Hülfe nicht verſprochen; 
er gelte als Ausmann. Das ſchwöͤren fie zu den Heiligen für ſich, ihre Hausfrauen, ihre Erben 
und Nachkommen, auf daß die Taldung, wie fle mit den Herzogen zu fland gefommen, flät, ganz 
und unzerbrechliä bleibe ewiglich, und flegelten def zu Urkunden den Bunbbelet.” (Da die 
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Ahnherren durch ihren Eid zugleich ihre Nachlommen verpflickteten, fo erklärt ſich and, wie 
durch die Fortpflanzung der Bünde vom Vater auf den Sohn das Stimmrecht derer vom Abel 
In der Folgezeit am Gute haften bleiben mußte als dingliches Vorrecht.) 2°) | 





33) Es würde uns viel zu weit führen, wenn wir alle einzelnen Derfammlungen ber Verbündeten hier 
aufzählen wollten, deren im Laufe der Zeit gar viele flattfanden. Nur einige berfelben ſeien beſonders 
erwähnt. Als Herzog Meinhard (von ber münchener oberbairiſchen Linie) eine liederliche Wirthſchaft 
führte, traten die Bünde zuſammen, nahmen den Herzog Stephan von Landshut zu Huͤlfe und zwangen 
darauf ihren Herzog Meinhard, zu München unter Aufficht zu leben, „um der Regierung big zu 
werben‘. Im Jahre 1374 am Ratharinentage war es, daß in ber neuen Form die Stände aller bai⸗ 
rifchen Laͤndertheile jem erften mal vollfländig vereint zufammentraten. Es gefchah in ber Abficht, dem 
Landfrieden Herzuftellen und dem Bauftvecht ſonach auf alle Weife ein Ende zu machen, Später erfolgs 
ten neue Theilungen des Landes. Nur mit Zuflimmung ber Stände Tonnten dieſe geichehen, welche bies 
felben zuweilen vorzugsweife aus bem Grunde bewilligten, weil ihnen ein nachgeborener Prinz mehr 

ufagte als der erfigeborene. Jedenfalls ließen fie ſich alle ihre Rechte erneuern, dann erſt gaben fle die 
keeilun zu (fo 1392). Die Minifterialen (dev Adel) insbefondere benugten ſolche Gelegenheiten, um 
fich die Zuficherungen von den Herzogen zu verfchaffen, daß biefelben fie ferner nicht mehr verfchenfen 
noch verpfänden dürften; denn wer fich in das Berhältniß eines Minifterialen begeben, war biefem früs 
Ier ausgeiebt geweien, er hatte feine Freiheit verloren. Beſonders bemerfenswerth iſt der 1393 zu 
inchen abgehaltene Landtag, auf welchem die oberbairifchen Stände ben Herzog Johann und deflen 
Sohn Ernft als ihre Kürften anerkannten und ihnen huldigten, wogegen biejelben ihnen eidlich geloben 
mußten: „ſie beim Rechtbuch und ihren alten guten Gewohnheiten zu belafien, Veſte, Schlöfler und 
Pflegen nur mit Landleuten gu befepen, und nur nach Rath der Ritter und Knechte, der Städte und 
Märkte; keine Viehſteuer, feine Urbarsfteuer, fein Ungeld anzulegen, ... feinen Krieg anzufangen, als 
nur nach ber Stände Rath. Überfahrung der Mechte wollen die Herzoge wenden auf Mahnung ohne 
Berzug. Thäten fie es nicht, fo follen fich Edle und Bürger verbinden, fich fegen und wehren. Übers 
haupt mögen bie Stände tagen und fich verfammeln zu München und anderswo, fo «ft ihnen nöthig 
ſcheint, oder fidh auch außer Landes laden zu einer Berfammlung, wann fie es für gut halten, um ba 
miteinander zu berathen über die Landesherrichaft und ihre Nothdurft.“ Wortwährend entflanden neue 
Gtreitigfeiten unter ben Herzogen. Im Jahre 1388 riefen fte ſelbſt (Ernft und Wilhelm) zehn Ebie und 
zehn Städter auf, ihre Zwifte zu fchlichten. Auf dem Tage zu Nicha warb nun vor allem feſtgeſetzt, 
bie Stadt München, welche ben Zankapfel bildete, bis zur Entfcheidung „in Gewahrſam“ des Konrad 
von Preifing zu geben. Die Entfcheidung erfolgte. Die Derioge fiegelten dem Volke einen Breiheites 
brief und empfingen dagegen deſſen Huldigungen, nur bie ber Münchener auch jept noch nicht, weil fle 
fich geweigert hatten, deren Freiheiten zu beftätigen. Ritter und Stäbte tagten num zu Ingolſtadt, und 
es warb von ihnen ben Herzogen aufgegeben, bie Privilegien jener Stadt anzuerfennen: fie mußten zus - 
lept nachgeben. Im Jahre 1402 kam eine neue Theilung des Landes zu Stande, und zwar auf dem Lands 
tage zu ngolftabt. Es gefchah dies ausbrüdlich „nach ber ganzen Landfchaft Rath in Oberbaiern, 
Wiſſen, Willen und Wohlgefallen”. Die Stände wahrten alle ihre Rechte. Gegen Berlegung berfel- 
ben, „wenn fte nicht alsbald und ofme Miderfpruch von den Herzogen gewendet werde, helfen bie Bünbe 
alles Landes, die bie Herzoge beftät gen “Ungeachtet der Trennung fehen wir aber im Jahr 1404 die 
Stände aller Sandfchaften (die ingolftadter, die münchener und bie beiben nieberbairifchen) zu einer Ders 
fammlung zufammentreten. Nachdem die nicberbatrüfdhen Stände 1425 gegen ihre Herzoge fich bereit ers 
Hört, ihnen, nachdem biefelben vorerft ihre Freiheiten erätigt haben würden, zu buldigen, geboten fle 
zwei Jahre fpäter jenen, ihren Fuͤrſten, Stillſtand in dem Streite, ben biefelben miteinander führten: 
„wer bagegen handle, gegen ben follen bie Andern und auch feine eigene Landſchaft fein.‘ Ähnliches 
kam in O ern vor. Die dortigen Landſchaften erlangten (1429), daß bie Herzoge dieſer Gebiete 
einem Ausſchuß von 25 Mitgliedern der ober= unb nieberbaitifchen Landſchaften Vollmacht ertheilten, 
bie Rechte der beiven Theile des Oberlandes feftzuftellen, mit ber Berbinblichfeit, deren Sprüchen Folge 
1% leiften. Es geſchah. Die 25 fchrieben den Herzogen fogar bie Form und Ausdrüde vor, in denen 
ie ihre Breiheitsbefätigung ertheilen mußten: „ aut fprechen wir bie XXV Mann obgenannt einmäch⸗ 
ae auf ben Eid, bas unfere gnäbigen Herrn, Herzog.... obgenannt ihrer beider Theil Herrn Land- 
fi ne Oberbaiern jeder Sandihaft einen folchen Brief unter ihrer aller breier Inflegeln, ale hernach 
von Wort zu Wort verfchrieben ift, geben follen, zwifchen hie dato biefes Briefes und 14 Tagen, und 
welcher Herr darin fäumig if, der foll entgolten fein, als Recht iR.” Nur einer ber Drei, Herzog 
Ludwig, flegelte nicht ſogleich, fand aber bald gerathen, es nachträglich zu thun. Sobann wählten bie 
beiden Landſchaften 12 aus ihrer Mitte, zur Hälfte Ritter, zur Hälfte Staͤdter (alfo feine Geiſtlichen). 
Diefe follten in Abwefenheit der Landfchaften bie Mechte eines jeden Mannes vertreten, ber verlegt wuͤrde, 
und nöthigenfalls die Laudſchaften felbf zufammenberufen. Dabei warb befchlofien: es „will jede Lands 
haft ein gemeines Geld unter fich anlegen und zu deſſen Berwaltung Männer orbnen, damit ſie fich bei 
bren Rechten unb Breiheiten feichter erhalten “. Rudhart bemerkt in feiner „ Geſchichte ber Landſtände 
in Baiern“ bei dieſer Gelegenheit ſehr treffend: „Dies letztere iſt wol als eine für die damaligen Ver⸗ 
Hältniffe treffliche Anftalt, aber nicht ale Erweiterung der landfländifchen Rechte zu betrachten. 
fein eigenes Geld mag ohnebies Jeder verwenden, wozu er will. Darum heißt es fein Cigenthum, unb 
einer Landſchaft muß jedes erlaubte Mittel fein, ihr Hecht zu behalten. Darunter find befonnener Muth 
und Geld vor allem. Wer aber die Mittel fcheut, wodurch der Landfchaft und des VolfesRechte feſtgeſtelli 
werben, ſcheut Diefe ſelbſt; denn ohne jene ift eine Landfchaft Spielwerf, und es ift beffer, gar feine Ver⸗ 
faflung, als eine nur zum Schein. Zum Schein oder Spiele waren in Baiern bie Landflände nidgt.” 


"Bei ben aud in ber folgenden Zeit oft entſtandenen Zwiſten ber verfchiedenen bairiſchen 
Herzoge unter ſich verfland es ſich gleihiam von ſelbſt, daß fle die Stände anriefen. So bei 
großen wie bei Eleinen Dingen. Da fi der firaubinger Herzog Albrecht beigeben ließ, in bie 
wigen Jagdgehege feines Wetters Heinrich von Lanböhut einzufallen, führte der Letztere bei der 
kraubinger Landſchaft Beſchwerde, mit der Bitte: „ihren Herrn daran zu welfen, daß er «6 
anterlaffe.’2*) Im Jahre 4431 finden wir die Landſchaften von Landöhut, Münden und 
Straubing damit befhäftigt, eine Ausgleihung unter ihren Fürſten zu Stande zu bringen, zu 
melden Vehufe fie einen Tag feſtſetzten, zu dem jede Landſchaft ihren Herzog lud. Selbft ver 
bartnädigfte unter denfelben (der landshuter) findet fo wenig Auffallendes in dieſem Verfah⸗ 
ten, baß er nichtö weiter Dagegen zu erinnern weiß, 'als: der Tag fei zu nah anberaunt, nad- 
bem ihm dad Berufungsfchreiben erſt verjpätet zugelommen. Die mündener Gerzoge aber ba⸗ 
ten endlich die landshuter Landſchaft: „ihren Herzog anzuwelfen, baß er der Sache und dem 
Rechte nachgehe.“ In einem fpätern Streite vom Jahre 1439 fonerte felbft ver deutſche König 
Albreht die ingolftabter Landſchaft geradezu auf, den Zwift mit ihrem Spruche zu fhlichten. 
(„Bir ſchaffen und gebieten, daß Ihr... . nie Saden.. . für Euch nehmet, die verhoͤret und von 
Eu nicht kommen laſſet“ u. f. w.) 

Was die Beihiwerben der Stände über bie Art derMegierung felbft betrifft, fo brachten ſie 
diejelben ſehr natürlicher Weiſe mit der Bewilligung der Steuern (die Immer mehr nothwendig 
wurden) in Verbindung; die Abhülfe der Beſchwerden war die Bedingung ber Steuerbewil- 
ligung. 25) Im Übrigen traten fie zufammen, jo oft ed ihnen gutbünfte, „ohne der Herzoge Fo⸗ 
dern”, und handelten für fih mit dem Katjer, mit andern Kürften oder andern Landſchaften in 
ganzer Verſammlung over durch Ausfhüfle und Boten, fo oft ihnen räthlich ſchien, auch außer 
Landes. Ihre Beichwerben brachten fle vor entweder ald ‚gemeine Landſchaft“ (vereinigte 
Stände), oder ald einzelne Stände; denn jeder Stand war wieder ein Bund („eine Bünde‘) für 
fi, Hatte jeine befondern Rechte und Eonnte feine befondern (Ritter: oder Städte-) Tage halten. 
Die Rechte und Freiheiten, welche die Kürften immer und zwar vor der Huldigung beflätigen 
mußten, waren jene aller Stände, des ganzen Volkes; fie wurben gewährt: „jeden PBrälaten, 
Barren, Priefterfchaft, Grafen, Freien, Dienftimannen, Rittern, Knechten, Städten, Märkten, 
Bürgern, Bauern, arm und reich, und all Uinferer Landſchaft geiſtlich und weltlich.“ Zögerten 
die Serzoge mit Außftellung ver Freibriefe, fo warb auch feine Huldigung geleiftet, die denn oft⸗ 
mals verfpätet, felbft erft nach Ablauf ganzer Jahre erfolgte. 

Die allgemeinen Landedgefege wurden von einem ſtändiſchen Ausfhuß und den Näthen ber 
Herzoge vorberathen, dann in der Berfammlung ver Stände felbft erft veflnitiv erlenigt. (In 
einer Münzordnung von 1459 Heißt e8, Die landshut-ingolftahter Herzoge felen mit der „Land⸗ 
ſchaft geiftlich und weltlih zu Rath und eind geworben”. Ebenfo-lieft man in einem Schreiben 
der Herzoge an die Städte Regendburg und Augsburg, daß fie „durch ihre Räthe und Lands 
ſchaft ein Fiirnehmen und Landbot gethan”. In der „Landesvrdnung“ von 1474 fagt Herzog 
Ludwig, er habe mit feiner „gemeinen Landſchaft eine Ordnung gemaht und befchloflen‘‘ 
u. ſ. w.) 26) 


24) Und ſich unfere Freundſchaft Kleber fein laſſe deun das Wilbpret. 

25) „Das Steuerbewilligungeredht”', ſagt Rudhart, „if die Feder in ber landſtaͤndiſchen Verfaffung. 
Eine Landſchaft, die mit biefem Rechte nicht geſchmückt, wird von dem Fürſten nicht geachtet und nit 
u t.“ 


20) Die Stände übten nicht blos das Steuerbewilligungs⸗ ober Verweigerungsrecht, ſondern fie ſelbſt 
liegen auch die Erhebung ber von ihnen bewilligten Abgaben durch ihre Beauftragten vornehmen, alfo 
nicht durch ber Herzoge Diener oder überhaupt bie getwöhnlichen Beamten, Es war etwas Gemwöhnliches, 
daß jeder Stand die von ihm verfprochene Summe, nach felbfleigener Repartition, aufbrachte und abs 
lieferte, ober daß die ganze Landſchaft für jeden Mentamtsbezirk drei oder vier aus ihrer Mitte mit ber 
Erhebung beauftragte; es kommt dabei er vor, daß die Herzoge nicht einmal bei ihren eigenen 
Grundholden dieſe Steuern felbft erheben durften, fondern daß auch dies durch bie Beauftragten der 
kandſchaft geihah. Das fonach aufgebrachte Geld ward ebenfalls nicht Furamen den Herzogen übers 
Me fondern a bis zur wirklichen Ausgabe für den beflimmten Zwed in Berwahrung der Land⸗ 
haft gehalten. So haben fly 3. B. noch die Urfunden erhalten, aus denen hervorgeht, bag im Jahre 
458 die münchener Landfchaft eine Ausſteuer für zwei Pringeffinnen bewilligte und felbfl bei Herzogs 
lichen Grundholden durch ihre Leute erheben ließ, und daß zwei Jahre darauf die Herzoge fich mit ber 
Bitte an die Landfchaft wendeten: „ihnen von dem Steuergeld der jungen Brauen Helrathsgut ein Ans 
Ichen zu thun.” Die Heirath war nämlich noch nicht erhal t. Ebenſo erflärten die niederbairifchen 
Herzoge in ihrer Beftätigung der landſchaftlichen Rechte von 1463 ausbrädlich:: „” Me, das Uns 
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Eine wichtige Krife Hatte das Ständeweſen ımter der Negierung bed Herzogs Wlbreiit IV., 
dem pie Schmeichelei den Beinamen bes Weiſen gegeben Hat, zu befiehen. Anfangs bios Mit⸗ 
regent feines ältern Bruders Sigismund, richtete er eine Beſchwerde über denjelben, wegen 
deſſen Berfäwendung und Schuldenanhäufung, an die Landſchaften. Dann wußte. er feine 
Brüder der Reihe nad) von der Regierung zu entfernen, ſodaß er allein Regent wurbe, und al® 
folder fchaltete er in hohem Grade gemwaltthätig. Sein Despotismus richtete ſich zunächſt gegen 
die ihn allerdings zumächft beengende Ritterfchaft. Aber auch die Rechte ver Landſchaft über- 
Haupt fuchte er mit Süßen zu treten und fi zum Selbſtherrſcher aufzumwerfen. Er war ber erfte 
Herzog, der fich feheute, bei Beftätigung der ſtändiſchen Rechte jenes des offenen Widerſtandes 
im Kalle der Verlegung diefer Rechte ausdrücklich zu nennen. 

Schon 1468 jah fih die mündener Landſchaft gendthigt, die Abhülfe fehr arger Beſchwer⸗ 
niffe zu verlangen; das Verlangen ward zulegt mit bem Beilage wiederholt: „daß man fich 
fonft felber Helfen und an einen andern Seren halten wollte.” Albrecht gab in Einigem nad), 
begann aber feine Bedruckungen in anderer Weife auf neue, insbeſondere dadurch, daß er 
eigenmächtig Steitern erheben ließ. Die Ritter ſchloſſen den fogenannten Boöckler-Bund zur 
Wahrung ihrer Rechte. Der Herzog überflel die einzelnen Häupter veflelben und fuchte durch 
eine Schreckensherrſchaft Alles zu beugen. Anfangs ſchien ihm dies allerdings zu gelangen. Da 
bildete fich ein neuer, der Löwenbund, Fräftiger, ausgedehnter und Flüger geleitet als der erfle 
(1485 —1500). Es kam zu offenem Kampfe. Anfangs fhien Albrecht feine Blane wieder 
durchzuſetzen. Der Loowenbund aber führte feine Sache nicht nur mit dem Schwerte, ſondern 
auch auf dem Wege Rechtens, vor dem Kaifer, fo trefflich, Daß der Herzog entſchieden nachgeben 
mußte. Er jah fi gendthigt, die alten Rechte in vollftier Ausdehnung anzuerfennen, die Be: 
ſchwerniſſe abzuftellen und die Befchlüffe ver Stände hinzunehmen, daß er „ohne beren Wiflen 
und Willen fi in fein Bündniß begebe, fondern, wenn Krieg drohe, ihren Rath und Gut⸗ 
bimten anhöre”, mit dem Beifügen: „wo bad nicht gefhehe, möchte ihm (dem Herzog) großer 
Unrath daraus erwachfen.” Albrecht war endlich allerdings weile genug, feine Lage zu erken⸗ 
nen und ſich darein zu finden. So ließ er ed gerñ gefchehen, daß ihn: pie Landſchaft eine Steuer 
„nur unter der Bedingung“ bewilligte, „daß die Erhebung und Verwaltung” durch 64 von ihr 
zu erwählende Steuerer und In ber Weiſe gefihehe, „wie fie es feſtſeze““. Selbft als im Jahre 
3492 von den Ständen des Deutfchen Reichs dem Kaiſer eine Reichshülfe bewilligt und auf alle 
Beuerftätten im Reich ausgeſchlagen ward, fah ſich ver Herzog veranlaft, dem Kalfer zu ſchrei⸗ 
ben: „er, der Herzog, befige nicht Fug und Macht, ſolchen Anfchlag, Steuer und Hülfe zu neh: 
men ohne Zugeben oder Verwilligung feiner gemeinen Landſchaft.“ ine ähnliche Erflärung 
fah er fih 1496 zu geben gendthigt, unter Einberufung eines Ausfchuffes der Landſchaft. Im 
Jahre 1500 finden wir, daß die Landſchaft eine Reichshülfe an Truppen und ingleldgen eine 
ſolche an Landfteuer bewilligte. Bier landſchaftliche Verorbnete und ein herzoglicher Math, ver: 
eidet von der Landſchaft und vom Herzog, erhoben bie Steuer von den herzoglichen Grund: 
Holden (den landgerichtlichen Unterthanen und Kaftenleuten) unmittelbar, und die von ben An⸗ 
gehörigen ver Stände erhielten fie nur aus den Händen der Stände felbft. 

Da die landshut-ingolſtadter Regentenlinie 1503 mit dem Herzog Georg auögeflorben 
war, erhoben fih manderlei Anflände. Auf der Ritterſchaft Begehren hatte ver Herzog ſelbſt 
noch einen zu Landshut abzuhaltenden Landtag ausgefchrieben, „um über bie Landesnothdurft 
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die unfern von der Lanbfchaft folgen laſſen, fol geantwortet werben Denen, bie von der Landfchaft dazu 
erwählet find, und dann nach unfer, unferer Räthe und berfelbigen von der Landſchaft dazu gegebenen 
ausgegeben unb angelegt werben.‘ Hinflchtlich der Steuerbeiwilligungen felbft ift noch ein fehr 
wefentlicher Umſtaud zu erwähnen. Bon jeher und fortbauernd in biefen Seiten war, was ein Jeder 
gab, ein bloßes Geſchenk des Einzelnen. Darum fonnte denn auch bie Bewilligung des Einen den Ans 
dern nicht binden. (Es handelte fi um ein jus singulorum.) Kein Beſchluß der Mehrheit konnte 
die Minderzahl, welche nicht fleuern wollte, irgenbivie bapı verpflichten; Jeder verfügte nur über fein 
Eigenthum, aber nicht über das bes Andern. Darum heißt es in einer noch vorhandenen Steuerrech⸗ 
nung: „Item fo thut die Steuer... von denen, bie bann bie Steuer zugefagt haben... 2102 Bf.“ 
Die Steuerrechnung vom Jahre 1453 enthält nebenbei ein Verzeichniß Derjenigen in jedem Berichte, „bie 
nicht Haben gefeuert oder feuern laſſen.“ Die Herzoge mußten fich baher mit ihren Gefuchen an alle 
@inzelnen wenden. Da alfo hierin feine Majoritäts ehlüffe entfchieben,, fondern Jeder nur für ſich bes 
willigte ober verweigerte, fo warb befteuert, wer bewilligt hatte, gleichviel ob die Mehrheit biefe ober 
- jene Erflärung abgab. In einem Schreiben des Herzogs Albrecht von 1453 heißt es: ,,... als Uns 
pt eine Steuer von etlichen ben unfern ugefagt ift, bazu Ihr dann von Uns und etlichen aus unferer 
Landſchaft zu Steuerern erwählet und gelegt feib” u. f. w. 
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zu ſyrechen“, beifügend zugleich, die Stände möchten am anberaumten Tage ja erſcheinen, ſellig 
wenn er, der Herzog, zuvor ſterben ſollte. Dies geſchah. Von allen Seiten erhoben ſich bei der 
kanbſchaff Candidaten um den erledigten Herzogshut. Die Stände wieſen die (zum Theil ind 
geheim mit Gewalt drohenden) Bewerber an den Kaifer, vor dem fie ihre angeblichen Rechte 
entſcheiden laſſen jollten. Dem Volke warb verkündet: „gemeiner Landſchaft gewärtig zu fein, 
bis diefelbe einen Landesfürften angenonmen habe.” Kür die Zwijchenzeit ernannten die Stände 
eine Regentſchaft, beftehend aus acht Rittern, vier Prälaten und vier Bürgern. Der Kaifer 
Parimilian 1. bublte nun felbft, um zum Landesfürſten erwählt zu werden. Die Landſchaft hatte 
ven Muth, ihn zurudzuweifen. Durch Spruch des Reichskammergerichts wurden 1504 die Ans 
fprüde der münchener Herzoge anerkannt. Da nun Albrecht jeine Bruͤder ſämmtlich zum Rück⸗ 
tritt von ber Regierung beivog, fo war jegt Baiern zu einen Staate, mit einem Zürften au 
ber Spike, wieder vereinigt. 

Es war am 10. Febr. 1505, daß die verſchiedenen baltischen Landſchaften zum erften ma] 
wieder in einer Berfammlung erihienen. Das Vertrauen, das Herzog Albrecht in der zweiten 
Hälfte jeiner Regierung gegen bie Stände beivied, warb ihm mit reichen Zinfen von dieſen er= 
wibert. Da andere Bewerber um dad Land ihn mit Krieg bedrohten, ward die Aufftellung 
eined nur aus Eingeborenen beſtehenden Heeres befchloflen, und da es an Geld gebradh, gewähr⸗ 
ten alle Stände dem Herzog ein Darlehn; Jever, der dazu beitrug, erhielt durch den lanpftäns 
bifchen Ausſchuß einen Schuldhrief von der Landſchaft, mit deren Siegel befiegelt. Dex koͤlner 
Reichstag entſchied den Streit (50. Juli 1505), nachdem auf demfelben drei Räthe des Herzogs 
und ſechs Mitglieder der Landſchaft mit Vollmacht erfchienen waren. 

Auf einem allgemeinen Landtage (8. Juli 1506) wurde jeßt von der Landſchaft ber Ver— 
trag unter den betheiligten Prinzen zu Stande gebracht, wonach Baiern für immer ein untheil- 
bared Herzogthum fein follte. Zugleich verfügte Herzog Albrecht felbft, daß jeder feiner res 
gierenden Söhne ober fpätern Nachfolger der Landſchaft, wenn ſie die Erbhuldigung thun wolle, 
ihre Freiheiten und altes Herkommen beftätigse ohne Verzug (alfo jedenfalls Beftätigung vor 
ber Huldigung). . 

So hatte man denn von jegt an in Baiern wieder wahrhaft allgemeine Landtage. Die 
Rechte und Freibriefe der einzelnen Landſchaften waren und blieben zwar verſchieden wie bie 
ber verſchiedenen Stände, es lag darin aber um fo weniger ein weſentliches Hinderniß, als bie 
einzelnen Privilegien in ihrem Hauptinhalte durchgehends übereinflimmten. Nirgends konnte 
ber Herzog willkürlich Steuern ausſchreiben, nirgends das alte Recht und Herkommen ändern, 
nirgend8 etwas vom Rande veräußern, nirgends eigenmächtig Krieg beginnen; überall gab ed 
eine ſtändiſche Vertretung, und diefe erprobte jih in zahllofen Fällen als wirkliche Vertretung 
des Volkes. Died zeigen die Randgebote, die wegen Jagd- und Forſtweſen, Landwirthſchaft, 
Bergbau und Handel, wegen guter Nechtöpflege und felbft wegen Befteuerung erlaflenen Ge⸗ 
fee, aus denen ſich ergibt, daß die in biefen Zeiten nothivendig erhobenen Auflagen eine Ver⸗ 
mögendfteuer waren, burch welche der Arme geſchont ward. Diefe Zeit der hoöchſten Blüte des 
bairifchen Verfaſſungsweſens und der größten unbeftrittenften Machtfülle der Landſtände war 
zugleich die des größten und glänzendſten Volkswohlſtandes. Der Reichthum erzeugte ſogar 
einen Luxus und eine Üppigkeit, gegen welche die Stände ſelbſt vielfach einſchreiten zu müſſen 
glaubten. 

Herzog Wilhelm IV. war beim Ableben ſeines Vaters noch unmündig. Albrecht IV. Hate 
für diefen Ball feinen Bruder Wolfgang nebft ſechs Männern aus der Landſchaft zu Vormün⸗ 
bern ernannt, die nach Stimmenmehrheit die vorfommenden Kragen entfcheiven und bie Ver⸗ 
waltung fo führen follten, wie je e8 gegen ben Herzog und das Land verantworten Eönnten. 
Rahdem die Vormünder die Freiheiten beftätigt hatten, leifteten die Stande ven Eid, ihnen, ſo⸗ 
lange die Vormundſchaft währe, nad einem (beſtimmt bezeichneten) Maße verpflichtet fein zu 
wollen, und fpäter ebenfo den Herzog Wilhelm, „fofern ex beim Antritt feiner Regierung ihre 
Freiheiten fammt und ſonders beftätige, wie vormald von feinem Vater geſchehen“. 

Die Privilegien der Landſtände aber waren in Einigem nicht ganz klar, in Andern die Be: 
Rimmungen derſelben veraltet. Zu Ende der vormundſchaftlichen Regierung fam nun eine „Er⸗ 
Härung‘’ verſchiedener folher Bunfte durch beiverfeitige Verfländigung zum Abſchluß, durch 
welche der fürftlichen Gewalt mande nicht unmwichtige Zugeftänbniffe gemacht wurden, fobaß igr 
dieſe Einigung fehr entihieden zum Vortheil gereichte. Es ward in diefer Beziehung nament⸗ 
lich das höchſt wichtige Zugeflännnig gemacht, daß, obwol ver Fürft Schulden halber vom Lande 
nichts veräußern ober verpfänven dürfe, ſolche Beſchränkung doch nicht auf „feine eigenen Bü> 
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tert’ ausgedehnt werde, hinfichtlich deren er hierin frei ſei. Im librigen war ausgefprodgen: daß 
zunächſt Lanveseingeborene, nicht fo viele Fremde, angeftellt werden follten; daß Niemand 
feinem ordentlichen Nichter entzogen, noch anders ald in ven fehr genau feftgefegten Formen 
verhaftet werden türfe; daß jeder Herzog tor dem Antritt feiner Negierung und ehe ihm die 
Landſchaft huldige, die Landesfreiheiten beftätigen müfle, auf welche auch alle Beamten zu ver= 
eiden ſeien u. ſ. w. Was hier nicht befonvers vorgejehen, hebe die alten Privilegien nicht auf, 
die vielmehr im Übrigen in voller Gültigkeit ungeſchwächt ftehen blieben, 

Obwol diefe Übereinkunft vielfach eine Beſchränkung, jevenfalls eine beflinnmte Begrenzung 
der flänpifchen Nechte bildete und daher auch mit allem Grunde eine „Freiheitsmäßigung“ ge= 
nannt ward, fo wurbe doch felbft dieſe beſchränkte Freiheit von der Regierung vielfach verlegt. 
&8 war die Zeit, in mwelder die abfolute Fürftenmadt und die Beamtenherrſchaft ihre Gewalt 
zu begründen begann. Died machte ih auch in Baiern fühlbar. Zum Unglück begann hier Un— 
einigkeit untec den Ständen ſelbſt einzureißen, ſodaß namentlich der Adel und die Geiſtlichkeit, 
zunächſt nur ihre Sonderintereffen wahrend, jene des Allgemeinen preiögaben. Die Stände 
vergaßen ſich ſoweit, die unter ihnen entſtandenen Streitigfeiten dem Herzog und der (für veffen 
Sntereffe gewonnenen) Vormundſchaft zur Entſcheidung vorzulegen. Natürlich beuteten viefe 
die Sache zum Vortheile des Fürften aus. Die Stände felbft wurden durch Hofintriguen zu 
eorrumpiren verfucht, Bitten und Drohungen um bie Wette gegen vie einzelnen Mitgliever in 
Anwendung gebracht. So bewilligten diefe nit nur eine neue Steuer, fondern ed wurde auch 
dieſelbe an die herzoglicden Steuerer unmittelbar ausgeliefert, fonach nit in der alten Weife 
durch Ernannte ver Stände vie Sache beforgt. Überdies wurden jetzt ſchon wieder verſchiedene 
Punkte in ven Erflärungen der alten Landesfreiheiten für unflar außgegeben und eine neue 
„Grläuterung‘ verfucht, um — neue Beſchränkungen burchzufegen ! 

Als Herzog Wilhelm, ver längft ſchon verderblich auf pie Regierung eingewirkt, erſt münbig 
geworden war (Mai 1511), begann eine Bewaltherrichaft, wie man fie in Baiern noch nie er: 
lebt Hatte. Er fchrieb eigenmächtig Nüftungen und Steuern aus, unter dem gefuchten Vorwande, 
daß der Drang der Berhältniffe ihn ohne Mitwirkung ver Landſchaft zu handeln nöthige. In 
folcher Weife ließen ſich inveffen die Dinge doch nicht vollfommen durchführen. Sein eigener 
Dfeim, Herzog Wolfgang, fogar fhrieb ihm: „er befolge die Verordnungen nicht, weil fie 
von der Landſchaft nicht beſchloſſen worden ſeien.“ Die Finanzen geriethen in immer ärgere 
Verwirrung. 

Wilhelm regierte bis ins dritte Jahr ohne Freiheitöbeflätigung und ohne Landſchaft, aber 
auch ohne Huldigung. Im Jahre 1514 endlich berief er ſelbſt die Stände zufammen, gezwun⸗ 
gen durch fein eigenes Bedürfniß. Er flellte venfelben vie angeblihen Verdienſte feiner Re: 
gierung und den Drang jeinec Geldbedürfniſſe vor. Da erhoben ſich aber bei ven Ständen von 
allen Seiten Klagen: von Tag zu Tag würben ihre Freiheiten mehr gefhmälert und felbft 
die jüngfte Erflärung nicht mehr gehalten, Immer höher wüchſen die Schulden an durch des 
Fürſten unordentliche Regierung und durch das Treiben feiner Günftlinge, welche auch die Stel⸗ 
{en und Ämter verteilten ober verkauften, wonach dann vie Käufer ihre Auslage vom armen 
Volke zu „erſchinden“ ſuchten. Es fei fein Wunder, daß fein Beutel leer und im Lande allge: 
meine Klage über fein ſchlechtes unordentliches Regiment fei, denn er habe fich feit jeinem Re⸗ 
gierungdantritt gar grobe Miögriffe zu ſchulden kommen laſſen. Die alten erfahrenen Räthe 
feines Vaters habe er verachtet und lieverlichen Gefellen feine Gunft zugewendet. Mit diefen, 
deren Umgang fhon ein fhlichter Edelmann unter feiner Würde erachten müffe, fhlemme und 
faufe er vom frühen Morgen bis in die tiefe Nacht hinein; mit ihnen treibe ex alle mögliche 
Unzudt.- Ebenfo wie jein Privatleben fei auch die Regierung des Landes bisher liederlich und 
unwürdig geweſen, weil er fi mehr um bie Befriedigung feiner Wolluft als um die öffent: _ 
lichen Angelegenheiten kümmere. Die Landſtände Habe man bisher völlig ignorirt, ja diefe un⸗ 
bequemen Hüter ver Rechte des Landes völlig beifeite zu ſchieben geſucht. Jetzt freilich, wo es 
an Geld fehle, müfle man fie nothgebrungen berufen, um bei ihnen Rath und Hülfe zu fuchen. 
Würde letztere aber auch noch fo freigebig geleiftet, fo würde fie doch bei folher liederlichen 
MWirthfchaft wenig nügen, weshalb die Stände vor der Hand feinen andern Rath und Feine 
act Hülfe wüßten, ald den Herzog Wilhelm auf die Duelle feiner Verlegenheiten hin⸗ 
zuweiſen. 

Die Stände ließen es aber nicht bei Worten bewenden. Sie erneuerten (4. Febr. 1514) 
die alten Bünde, vermoͤge welder Adel, Prälaten und Bürger ſich gegenfeitig verpflichteten, 
Fünftigen Eingriffen in ihre gemeinfamen Rechte, ſowie in vie irgend eines einzelnen Standes 
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wit allen ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln zu begegnen. Sie ernannten zur Vollziehung 
einen Ausſchuß von acht Verordneten aus ihrer Mitte, der fih auf 16 und 24 Landtagsmitglieder 
verkärken und nöthigenfalld die ganze Landſchaft zufammenberufen folle, wenn er nicht alsbalb 
Hülfe erlangen koͤnne. 

Noch weigerte ſich der Herzog, dem Begehren der Stände hinfichtlih der Privilegienbeftäs 
tigung nachzukommen; da fprachen fie geradezu von ver Peen (der Strafe), die fie wider ven 
muthwilligen Verleger ver Landesfreiheiten in Anwendung zu bringen befugt feien. 

Gin befonderer Umſtand ſchien die Macht ver Stände noch vorzüglich zu befefligen: Ludwig, 
her zweitgeborene Sohn Albrecht’ IV., erhob Anfprüde, um, trog der neuen Erbfolgeordnung, 
von der Regierung nicht audgefchlofien zu werben. Er fagte, allen Berhältniffen nad, ver Land⸗ 
fhaft mehr zu als Wilhelm, gegen den eigentlich Feine Verpflichtung mehr befland, nachdem er 
Rd fortwährend gemweigert hatte, Die Bedingung feiner Anerfennung (nämlich die Beflätigung 
ber Freiheitsbriefe) zu erfüllen. 27) Der Streit der Bürger wurbe felbft von vem Kaifer Maris 
milian den Ständen zur Entſcheidung ˖zugewieſen. j 

Diefe, an deren Spipe damals der ebenfo mannhaftmuthige ald beredte und umfichtige 
Ritter und Reichsdoctor Dietrich von Plieningen fland, entfchieven: Das ganze Land müfle zwar 
vereinigt bleiben, die beiden Bringen follten aber gemeinfam regieren, mit einem Hof, einem Rath 
und einer Kanzlei; die Bejegung ber Amter folle indeß, bis beide das vierundzwanzigſte Alters⸗ 
jahr erreicht Hätten, durch Die Landſchaft gefchehen ; fonft gäbe e8 fein Dlittel, den Hader zum allges 
meinen Beften beizulegen. Der jüngere Prinz Ludwig nahm dieſe Entſcheidung mit Freuden an, 
und ſelbſt Wilhelm unterwarf ſich derfelben unbedingt, wenn auch nad einigem Widerſtreben. 
Die Anordnungen, welche die Lanpichaft traf, gingen mit Ruhe und aller Ordnung voran und 
beiözderten unverkennbar das Wohl des Landes. Alles ſchien aufs befte erledigt und geordnet. 

Da verfagte nun auf einmal Kaifer Maximilian I. die Beflätigung der getroffenen Über⸗ 
einkunft, unter dem Vorwand, er könne nicht dulden, daß die landesherrliche Gewalt fo fehr von 
ven Ständen herabgewürbigt werde (denen er doch felbft die Entſcheidung übertragen hatte). 
In Wirklichkeit wünfchte er, daß die Zwietracht in Baiern fortvauere, bie feinem Bigennuge 
neuen Gewinn (wie fon ein mal) zu verheißen fhlen: So gab denn Marimilian in feinem 
ganzen Benehmen eine empoͤrende Treulofigkeit kund. Er erflärte, daß er die Brüder einigen 
wolle, während feine Schmwefter (die Witwe Albrecht's IV.) ihm bringend fihrieb: „ihre Söhne 
feien brũderlich einig; fie bitte demüthig, er möge dieſe Einigkeit nicht zerſtoͤren, ſondern ben Ver⸗ 
trag aufrecht erhalten, den die Landſchaft zwiſchen beiden errichtet Habe.” 

Herzog Wilhelm aber verließ ſich alöbald voll Ubermuth auf die Stüge, bie ihm in folder 
unerwarteten Weiſe geworben war. Die Stände höhnend, erlaubte er fich alle Eigenmädtig- 
feiten, wobei er mit fremder Kriegshülfe drohte. Die Landſchaft warnte ihn, davor ſich zu bs 
im: „bagegen würde man unmillig werden... .. Ste wollten nicht der Fürſten halber verder⸗ 
ben, fondern feſtſtehen; und follte vann fremdes Kriegsvolf ip dad Land geführt werben, fo 
möchte darauf flehen, daß man den Wirth fammt ven Bäften fortjage. Wilhelm ergoß ſich in 
Drodungen gegen vie ihm von ver Landſchaft gefeßten Näthe. Bine Deputation des ſtändiſchen 
Ausfhuffes follte mündlichen Verkehr mit ihm verfuhen; ver edle Plieningen fand an deren 
Spitze. Als der Herzog neue Drohungen ausftieß, warb ihm durch den Mund jenes wahren 
Ritters offen ind Angeficht erklärt: „Solche Worte, junger gnädiger Herr, find wider Recht 
und Bernunft; man mag fle vielleicht gegen unverfländige Kinder gebrauchen, aber nicht gegen 
Räthe, die ſchon Cuerm Bater gedient und von denen Ihr lernen ſolltet. So ift fein Fürſt ober 
Herr auf Erben gefreiet, daß er Macht hat, nad feiner Willkür wider Recht die Unterthanen 
zu beſchweren.... Kein Papft over Kaifer kann den Unterthanen dad Recht, das aus der Na⸗ 
tur fließt, nehmen, und wenn fie fi das unterfteben, fo find die Unterthanen es zu dulden nicht 
ſchuldig. Vertheidigung iſt den Unterthanen von Natur gelaſſen; fie Dürfen ſich dagegen ſetzen. 


N) Bis zur Gefchichte dieſes Zeitpunkts huldigt Rudhart (in ſeiner, Geſchichte ber Landflände in 
Baiern“) —* eigen Grundfägen. Son 1 t an aber glaubt er offenbar einlenfen und dieſel⸗ 
ben verleugnen zu müfen. Darum fafelt er nun in einer Weife, wie man es von ihm fonft gar nicht 
gewohnt iR, von einem angeblichen „Bergeflen ber Mäßigung“ feitene der Lanbflänbe, während er ſelbſt 
nichts Anderes ale das höhnendfle mit Füßen Treten ihrer guten alten Rechte durch ben bespotifchen Hers 
zog zu erzählen weiß. (Auch der fonft nur —F geelien Dingen haſchende Sugenheim betet hierin ges 
danfenlos Rudhart's Morten nach.) Das Angie ber Landfchaft lag nicht in einem Misbrauche ihrer 
Pr ‚ fondern im Mangel an ſolcher, fie Tonnte ihrem Rechte feine materielle Geltung mehr vers 
affen. 
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Denn ein Bürmlein, gnädiger Herr, gedrückt wird von einem noch fo gewaltigen Thiere, fo 
frümmt es Hd von Natur; das Recht ſteht auch dem Menſchen zu!“ 2#) 

Aber leider gehörten Plieningen und jeine damaligen Geiſtesgenoſſen zu ben legten Rittern. 
Bei der Maſſe des Adels waltete keine Rückſicht für das allgemeine Wohl ob, ſondern nur das 
Gonderinterefle für den eigenen Stand. Mehrfach zeigte ſich daher ver Adel zu Conceſſionen 
gegen die Herzoge geneigt, ſobald er fpeciell nur feine Opfer bringen follte. Infolge deſſen fehlte 
ein feſtes Zufammenhalten aller Stände. Noch Ichlimmer als felbft Died war es aber, daß gerabe 
jegt, wo die große Mafle des Volkes wieder zu einiger Geltung zu gelangen begann, jene zunächſt 
wur immer für fi forgenden Stände feine Stüge im ganzen Volke fuchten und eine ſolche um 
fo weniger finden fonnten, als fogar die Sigungen der Landſchaft bei verjchloffenen Zhüren 
fſtattfanden, ſonach gleihfam Niemand außer ven unmittelbar ſelbſt Auftretenden auch nur rich⸗ 
dg zu erfahren vermochte, um was e8 fich handelte, was bei den Privilegirten ſelbſt meiftene 
Unfennmiß der Geſchäfte, bei der Maſſe aber die verberblichfte Gleichgültigkeit erzeugen mußte, 
Dabei wußten die Herzoge mit Schlaubeit, wenn aud ohne alle Ehrlichkeit, der Art ihres Vers 
fahrens Häufig ven Schein zu geben, als träten fie den privilegirten Ständen Deshalb entgegen, 
Yamit die Mafle des Volkes geichont und in Tragung ber Laften dadurch erleichtert werde, daß 
auch jene dazu beigezogen würden; in Wirklichkeit wollten jie fi nur von ber ihnen läftigen 
Macht der Stände überhaupt befreien und ſich fletd neue Mittel zu Ihren nie aufhörenven Ver: 
ſchwendungen verſchaffen, mobel es ihnen, wie die Erfahrung zeigte, ganz gleichgültig war, wer 
biefelben aufbringen mußte. 3°) 

Die beiden herzoglichen Brüder erfannten endlich, daß ihre Uneinigkeit fie beide unter der 
GBerrſchaft der Stände erhalte. Sie verfländigten üdh daher miteinander und begannen dem 
Ramen nach eine gemeinfame Regierung , während Wilhelm in Wirklicgfeit allein herrſchte 
und Ludwig fl durch einen geheimen Vertrag verbindlich machte, unvermählt zu bleiben, damit 
das Land nach feinem Tobe feiner Theilung untermorfen werbe. Ä 

Von diefer Seite geiihert, begannen nun die Herzoge, insbefondere Wilhelm, ihre Ans 
grifſe auf die Rechte der Stände fuftematifch durchzuführen. Sie wendeten Heuchelei, Corrup⸗ 
tion, offene Treufofigkeit und rohe Gewalt um die Werte an. Im Anfange fanden fie es aller: 
dings noch gerathen, nicht ganz offen aufzutreten, zunächft durch Ihr Verlangen nad) neuer Gelb: 
Hülfe davon abgehalten; fo erbittert fie fich gegen die legten Bünde ber Stände erflärten, fo er⸗ 
kannten fle doch in dem 1516 endlich audgeftellten Freiheitsbriefe an, daß, würden auf die Vor: 
fellungen der Stände deren Beſchwerden nicht gehoben, fo „ſei deſſen beieinander zu bleiben 
Huen unentgolten, nad) Laut ihrer Sreibeiten”, worauf endlich die Erbhuldigung und neue 
Geldgewährungen erfolgten, obwol die Herzoge aufs neue wiederholten, „die münchener (legte) 
Verbindung der Stände würden fie niemals beftätigen”. Sie machten ſonach Zugeflänbniffe, 
wo es auf bloße Worte, vermeigerten diefelben aber, mo es auf die Sache anfam. 

„Herzog Wilhelm”, bemerkt Rudhart, „ſchien e8 übernommen zu haben, die fürftliche Will: 
für feitzuftellen. Ex ging dabei mit einer Klugheit, die ſelbſt Macchiavelli's Lehre nicht ſchlauer 
enthält, zu Werke, die landſtändiſche Verfaffung zu brechen.“ (Bigentlich aber doch mit noch 
weit mehr Scham⸗ und Treulofigkeit ala Klugheit!) „Anfangs machte er ven Angriff verdeckt 
und unter mancherlel Künften; dann aber offen und ohne Scheu. Die Lanpflände wurden nur 
gerufen, wenn die Herzoge Hülfe und Steuer nöthig hatten.” Zuerſt verweigerte gewoͤhnlich 
Vie Eandſchaft vie Steuern, bewilligte fie hintennach aber doch immer wieber. Ein regelmäßig 
wlederkehrendes Spiel! „Mit Kodern begannen die Fürften; mit Klagen über Armuth antwor: 
tete die Landſchaft, und endlich, nad längern Verhandlungen, folgte die Bewilligung gegen dad 
Verſprechen, die vorgebrachten Beſchwerden zu heben!“ 

Der Gewaltherrſcher konnte fein Ziel um fo leichter erreichen, als bie Stände fort und fort 
ben Fehler begingen, die Wahrung ihrer Rechte einzelnen, zu Ausichüflen vereinigten Mitglie: 
dern ihrer Berfammlungen anzuvertrauen. Je Eleiner die Zahl, vefto eher waren alle Binzelnen 
dur Gunſt zu gewinnen ober durch Drohungen zu ſchrecken. Und an Beiden läßt es fein Tyrann 
fehlen! So kam ed dahin, daß der Ausfhuß im Jahre 1529 fich verleiten ließ, ven Herzogen 
aus der Kafle der Landſchaft eigenmächtig einen Vorſchuß von 40,000 Sion. „zur befondern 
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nter ſolchen Berhältnifien if es wrgereimt, wenn Geſchichtfchreider, wie ſelbſt Kubhart, den 
Grund des Untergangs der Rechte und des Anle 68 der Lanbflände zunäch Bios i ⸗ 
ſen ſuchen, welche dieſelben in — Zeiten —* — —* en unänr u eingebarn Betlert 
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Auttet” auszuhãndigen. Die Stände felbft aber waren ſpäter (hwach genug, über Diefen 
zei Misbrauch der Ausſchußbefugniſſe hinwegzuſehen. 

A raſcher Folge reihte ſich nun ein Angriff gegen die Rechte der Landſchaft an ven andern. 

Se Herzoge nahmen die Befugniß in Anſpruch, die Kammerbauern (herzoglichen Grund⸗ 
eben) auch ohne ſtändiſche Einwilligung beſteuern zu dürfen. Sodann ſuchten fle geltend zu 
zıöm, daß die Erhebung der bewilligten Steuern nicht ausfchließfih dur Verordnete der 
kendſchaft, fondern audy unter Mitwirkung berzoglicder Beamten geſchehen jollte. Dagegen er» 
Märten die Stände enblich, ſie bewilligten blos unter dieſer Bedingung; „fie gewährten die Ab: 
gabe nicht aus Schuldigfeit, jondern nur aus Liebe; wer fhenfe, köͤnne auch Maß und Ordnung 
feiner Gabe beftimmen.“ Jetzt griffen die Herzoge die Freiheiten der Stände an ber Wurzel an: 
Re beſtritten auf einmal den Ständen dad Recht der Steuerbemilligung und fchrieben 1536 
ohne Borwiffen und Einwilligung derfelben drei Landesfteuern aus, die fie auch thatſächlich eins 
trieben. Die Landſchaft erhielt zwar im folgenden Jahre auf ihre Reclamation eimen neuen 
„ESchablosſsbrief“ von den Herzogen, in welchem dieſe jelbit befennen, in @ile und wider die Lanz 
vesfzeiheiten gehandelt zu haben. Aber was nützte dieſes Papier? ‚Die Herzoge mochten leicht 
derein willigen; ed war ihnen feine Mühe, einen Brief befiegeln zu laſſen und die Zahl der 
Briefe, die fie jo eben überfahren, mit neuen zu vermehren.’ 30) 

Die Steuerbewilligungen wurden nad und nach gewöhnlich und endlich flänbig; der Land⸗ 
Haft Bewilligung fanf da zur bloßen leeren Formſache herab, die man dem Weſen nach fogar 
«is überflüffig betrachten mochte. Die Herzoge fuchten dieſes Ziel beſonders auch durch Eins 
frbrung indirecter Auflagen zu erreihen. Dann wurde ver fländifche Ausfhuß durch Bearbei⸗ 
tang Der einzelnen Mitglieder (namentlich durch die Drohung: „bei Vermeidung fürftiidyer Uns 
gaade“) dahin gebradt, unter vem Vorwande des Drang der Umſtände eine Steuer zu be⸗ 
willigen, ohne Berufung der ganzen Landſchaft. Ebenſo erhob Herzog Wilhelm im Jahre 1547 
chatſãchlich (feiner frühern Behauptung gemäß) eine Auflage von den Sammerbauern ohne. 
Rennifche Zuftimmung. 

Es würbe und zu weit führen, alle unter den mannichfachſten Wort und Treubrüchen 
von den Herzogen verübten Gewaltthaten gegen die Nedyte ver Stände einzeln bier aufzu⸗ 
zihlen. Der Gewaltherrſchaft ftand jegt kein genügend ſchützender Damm mehr entgegen. Wir 
haben unter IL. bereitö gezeigt, in welden elenden und erbärmlihen Zuſtand das Land herab⸗ 
jenf unter der fürſtlichen Alleinherrfchaft, während e8 vor verhältnigmäßig wenigen Jahrzehn⸗ 
den noch Das blühendſte Bild darbot, damals, als die Landſchaft die hochſte Macht beſaß, und 
vie ungeachtet der mit dem Privilegienweſen einzelner Stände verbundenen Misbräuche. Es 
ug hier genügen, die Geſchichte des völligen Hinwelkens und Untergangs ver alten Landſchaft 
zer mit wenigen Zügen anzudeuten. 

Das Unweſen, das unter Wilhelm IV. von allen Seiten eingeriffen, dauerte unter feinen 
feinen nächſten Regierungsnachfolgern fon beinahe ohne allen Widerſtand fort. Die Stände 
nußten ed gefchehen laſſen, daß Ihre Beſchwerden wegen ber furchtbaren Bedrũckung ber Ges 
zifiensfreihelt Höhnend zurüdgewielen wurden. Herzog Albrecht V. vermochte feinen Schwager, 
den Kaiſer Marimilian IL, daß diefer Ihm (unterm 7. Febr. 1566) ein Privilegium ausftellte, 
ven von den Ständen auf dem jüngften Landtag zur Schuldentilgung umd andern Stuatsauss 
gaben zeitweilig bewilligten „Aufſchlag“ nicht nur zu verboppeln und auf ewige Zeiten zu ers 
eben, ſondern aud bie Erträgnifie deſſelben für fich ſelbſt (d. 6. für Hofausgaben) zu verwen: 
ben. Und doch hatte der nämliche Kaiſer erft ein paar Monate zuvor (14. Aug. 1565) bie 
Rebte und Freiheiten der bairifchen Stände und fomit natürlich auch die Befreiung von allen 
aicht jelbftbewilligten Steuern ausprüdlich betätigt! 

Auf jedem Landtage erfolgten nun neue Steuerfoberungen. Auch die rein materlellen 
Zirkungen des Verſchwindens jedes Damms gegen die fürftliche Willkür machten fi immer 
mehr und zwar in erſchreckender Weife fühlbar. Wie unter II. bereitö angeführt worden, 
fiegen die Staatälaften fo fehr, daß biefelben von einem Bute, welches im Jahre 1501 28 Kr. 
dazn entrichtet hatte, im Jahre 1595 über 100 Glon. betrugen. Deflenungeachtet reichten alle 
Erprefiungen nicht ans, den herzoglichen Verſchwendungen zu genügen. Die öffentlihen Ein- 
fünfte waren in der Ietermähnten Zeit auf 300,000 Ston. jährlich gefteigert, die Bedürfniffe 

aber beliefen fidh auf 633,000 Sion. Die Landſchaft mußte 4,700,000 Slon. Schulen Aber: 
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wehmen, und da ihr Grebik faft ebenfo wie jener ber Herzoge in ber Öffentlichen Meinung tief 
gefunfen war, konnte man nur zu 8—10 Broc. Gelder geliehen bekommen. 

So darf es und nicht wundern, wenn felbft die tief unterwürfigen Stände nit umbin fon = 
ten, den Herzog Wilhelm V. (im Jahre 1595) ein Schauderbild von der Lage des Landes ent= 
gegenzuhalten, in dem es heißt: „Die Unterhanen haben allein jeit 1577 zwölf mal ven zwar = 
zigften Theil ihres ſämmtlichen Vermögens dem Fürſten an Steuern hingeben mülfen, das 
Landvolk kann fih im Ganzen kaum länger des Betteld erwehren; Viele nagen ſchon jeßt mit 
Weib und Kind am Hungertuhe. Bei den Gerichten kommen faft täglih nur Schuldproceſſe 
vor; flirbt ein ehedem vermöglicher Bauer, fo Hinterläßt er feinen Erben jet jelten etiwad An⸗ 
deres als Schulden. Nicht viel befler find die Bewohner der Städte und Märkte daran, da in 
diefen aller Handel und alle Gewerbe in jo tiefen Verfall gerathen find, daß der Bürger, wie 
Sehr ex ſich auch einichräntt, kaum die nothwendigſten Bebürfniffe ferner zu beftreiten verniag. 
Dieſes Berverben ber niedern Stände drückt auch ſchwer auf die höhern, va Adel und Geiftlih=- | 
Teit Die ihnen gebührenden Abgaben und Leiftungen von ihren Grundholden jegt entweder gar 
nicht mehr oder nur theilweife zu erlangen vermögen. Fürwahr, es ift bei vem Verfiegen aller 
Nabrungsquellen, bei der täglich wachſenden Laſt unerſchwinglicher Steuern und der feit lan= 
gerer Zeit eingeriflenen leichtfinnigen Vergeubung der beften Kräfte des Landes keineswegs zu 
verwundern, daß dieſes fo jehr yerarınt und jetzt an den Rand bed Abgrundes gefomnen ift, 
wohl aber, daß es bis heute nur beftehen konnte. Wehe Denen, die dieſes Ergebnip ihres Wir- 
tens einft vor dem Richterftuhle des Höchſten zu verantworten haben werben, der an ſolch ſchreck⸗ 
licher Preſſung der Armen keinen Gefallen haben kann und fhon um diefer willen allen Segen 
und alles Gedeihen von dem Lande nehmen wird.’ 

Der von Schmeidhlern und Banatifern übergepriefene Darimilian I. hatte gegen Beflä- 
tigung der Freiheiten die Erbhuldigung erlangt. Er achtete aber veffenungeachtet vie fländi- 
Ichen Rechte gerade ebenfo wenig, als feine legten Vorgänger gethan hatten. Die Macht ver 
Landſchaft war bereits fo entfchieden gebrochen, daß er fie vielfadh gar nicht mehr beadhtete. In 
Dingen, die ihn in Ausübung feiner unbefchränften Herrfchbegierve nicht weiter zu hindern 
fhienen, vernahm er fie und trat mit ihnen in Verhandlung (das Landredt vom Jahre 1616 
iſt noch eine vergleihömeife ſchoͤne Frucht langjähriger Berathungen mit den Repräfentanten 
der Landihaft); dagegen kümmerte fih Maximilian fo gut wie gar nicht um fie gerade in den 
widtigften Dingen, zumal der Befteuerung. Schon lange zuvor, ehe dad Schwert der Schwe⸗ 
den den Fanatismus und die fonftigen unlautern Strebungen des neuen Kurfürften züchtigte, 
ſchrieb er (1620), ohne vie Stände zu berufen, nur auf „Vergleich mit den Verordneten“ und 
„kraft feiner fürftlichen Macht“ Steuern aus. Ebenfo vielfach in der Kolge, wobei er fi immer 
mit dem „Drange der Umſtände“ ſcheinbar entſchuldigte. Im Jahre 1634 begehrte er fogar eine 
Erhöhung und weitere Ausdehnung des Aufſchlags. Der Ausihuß nahm endlich Anſtand, 
biefe weitere Koderung gutzuheißen. Marimilian verwies ven Verordneten ihre Lauheit und 
„Ungeſchicklichkeit“ mit fharfen Reden und führte dieſe weitere Auflage aus eigener Macht ein! 

Cbenſo verfuhr er in andern Dingen. Als im Jahre 1651 der Krieg gegen Baiern felbft fich 
beranwälgzte und Frankreich Neutralität anbot, vernahm er, dem alten Rechte gemäß, die Land⸗ 
haft oder doch wenigftens deren Veroronete über jenen Vorſchlag. Da nun aber das Gut- 
achten verſtändigerweiſe in friedlichem Sinne und ſonach für Annahme ver Neutralität aus— 
fiel, ein Rath, deſſen Befolgung dem balrifchen Volke unendliche Bedrängniß und Noth er= 
fpart hätte, feßte fich der fanatifch-friegäluftige Kurfürft furzweg darüber hin und that das 
Begentheil. Die ganze Landſchaft ſelbſt aber als ſolche vernichtete er gleihfam dadurch, dap er 
fie in ven legten 59 Jahren feines Lebens gar nicht mehr zufammenberief, fondern in allen Bäl= 
len entweder ganz eigenmächtig verfuhr, oder höchſtens mit dem Ausſchuß verhanvelte. Ebenfo 
that er in ver Oberpfalz, die ihm durch dad Kriegsglüd und die Eaiferlihe Gunft unterworfen 
worden war und wo die Landſtände faft genau in verfelben Weife mie in Baiern jelbft befanden. 
Er Ind die dortigen Stände zur. Huldigung ein; ale fie zuvor vie Beftätigung ihrer Freiheiten ver⸗ 
langten, wollte Maximilian diefelben kurzweg als infolge der Achtserklärung ihres bißherigen 
Fürſten erlofchen erflären. Da fih die Landſchaft an die Eaiferlihen Gefandten wendete, erhielt 
fie vage allgemeine Hoffunngsertbeilungen; fie leiftete darauf hin die Huldigung, und nun ver⸗ 
nichtete der Kurfürft die Ständeverſammlung zwar nicht dem Namen, aber der That nach, in= 
bem er fie niemald mehr zufanımenfommen ließ. So war jener Vielgepriefene gewohnt, die 
älteften Rechte des Volkes zu achten! 

Zum legten male fand ein allgemeiner Landtag im Jahre 1669 ſtatt. Die Lanpfchaft, 
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wesuihih tief gefunfen, faßte doch ſelbſt jept noch einige dem allgemeinen Landeswohl ent⸗ 
fruende Beſchlũſſe (Beſchwerden über Willkür des Hofs, Korruption des Gerichtsweſens 
zw), aber leider geſchah dies nur inſoweit, als ihr Sonderintereſſe damit nicht in Conflict 
ka. Der Eigennuß waltete vor, und weſentlich Gedeihliches ließ ſich Daher nicht erzielen; man 
kn äh zunächſt darum, wer Mitglied des Ausfhufles werde, alfo ded gemeinften Vortheils 
wegen. Der Ausſchuß (die Verorbneten) ergänzte ſich felbft, und fo kam es, daß der Kurfürft 
zer Aufnahme feiner Günftlinge, wenn Stellen erledigt waren, feine Fürſprache einlegte. Was 


"da erwitkt werden konnte, läßt jich leicht errathen. Die Verordneten hatten ein perfönliches Ins 


terefie, die Berufung eines Landtags zu verhindern! Die Gefchäfte wurden mit ver größten 
Beinlichkeit behandelt. Hatte der Ausſchuß doch auf dem Iegten Landtage bereitö der Landſchaft 
das ganze Nehnungsweien vorenthalten, und viefe hatte ausdrücklich darein gewilligt! 

Die Bersroneten felbft follten ſich alljährlich minveftens zwei mal, und zwar die des Ober: 
landes zu München, jene des Unterlandes zu Landshut verfammeln. Statt veffen traten fie in 
ver Regel jährli nur ein mal in München zufammen, um des Kurfürften Foderungen zu vers 
nehmen und nad) einigen Borflellungen aud zu erfüllen (Poſtulatshandlungen). Selbft dies 
Hbien dem gewaltthätigen Mar Emanuel zu läftig. Er führte ganz willkürlich, felbft ohne auch 
nur die Berorbneten vernommen zu haben, neun vorher ungefannte und zwar meiftend indirecte 
Auflagen ein und verwandelte ebenfo die nur auf eine gewifle Zeitvauer bewilligten Steuern 
furzweg in befländige. Das nannte man denn Hofanlagen! 

Unter Karl Albrecht kam es dahin, daß die Alles bewilligenden Verordneten fidh von dem 
Burflen Reverſe ausftellen ließen, „„vaß ex fie (die Verordneten) wegen ver ihr Befugniß übers 
ſteigenden Bewilligungen gegen die Landſtände vertreren wolle‘! Der Kurfürft machte „Hof⸗ 
anlagen”, 3.2. „zur Verpflegung der Eurfürftlichen Kriegspferde“ u. dergl.; er befannte ur: 
kundlich, „daß diefeß gegen vie Landesfreiheiten ſei“, Tieß ſich dadurch aber nicht abhalten, „unters 
deſſen“ weitere Landſteuern eigenmächtig audzufchreiben. 

Der zwar ſehr wohlnteinende, dabei aber ven Grundſätzen des abſoluten Herrſcherthums 
und eines erleuchteten Despotiomus huldigende Maximilian IIL Joſeph konnte ſich mit dem 
Ständeweſen ebenfalls nicht befreunden. Er vermehrte eigenmächtig „ſeine“ Gefälle, und ale 
er einfeitig die Zinfen der Staatsſchuld herabfegte, mußten ihm die Verorbneten beiſtimmen. 
Es wurden neue Geſetzbücher erlaffen (Strafgefeg, Proceßordnung und Landrecht). Dabel 

wirfte der ſtaͤndiſche Ausſchuß zwar ebenfalld mit, aber „vie Stimme einiger weniger Menfchen 
war nicht Die Stimme aller Landſtände oder gar des ganzen Volkes. Das Volk und die Land: 
Rände mußten ungefragt und ungehört fich die Einführung der neuen Geſetze, die ihre wichtig: 
fien Rechte berührten, als Befehle gefallen Iaflen (denn das ward leider allmälig der Begriff 
für Geſetz)“. 21) Die erbärmlichen Verorbneten waren auch hierbei nur darauf bedacht, ſich 
Vortechte zu verfchaffen, und fo fam ed, daß bei Anwendung der Zortur denjenigen Landſtän⸗ 
ven, „welche Malefiz haben‘, freiere Hand gelaflen ward! Se tief konnte das einft fo ſchoͤne 
Inſtitut infolge der ununterbrochenen fürftlichen Gorruption herabſinken! 

Der Dynaſtiewechſel nad Marimilian’3 IH. Sofepb Tode bot den Ständen nochmals eine 
günſtige Gelegenheit dar, einiged neue Leben zu erlangen. Vergeblich. Karl Theodor ertheilte 
isum zwar 1785 einen Breiheitäbrief und darin eine Beftätigung ihrer Nechte, die Landſchaft 
aber blieb ein todter Körber. 

Der Ruf ver Freiheit, der fo laut in Frankreich erfchallte, fand auch in Baiern einen theil: 
weife unerwartet flarten Wiederhall. Die Veroroneten fogar wurden aus ihrem Schlafe auf: 
getrieben. Sie übereichten im Jahre 1794 der Regierung eine Beſchwerdeſchrift, in welcher fie 
die wichtigften Berlegungen ber Verfaffung aufzählten und entſchieden auf deren Befeitigung 
antrugen. Aber e8 war auch bied nur das fchnell erlöſchende Auffladern eines Strohfeuers. 
Nah kurzen Verhandlungen ertheilte die Regierung dem Ausfhuß gar Feine Antwort mehr, 
und nun fand diefer gut, ebenfalld zu ſchweigen! 

Auch Darimilian IV. Joſeph (ald König Marimilian I. Joſeph) beftätigte bei feinem Re⸗ 
gierungsantritte förmlich die Rechte des Landes und der Stände. 32) Dennoch geſchah nichts, 





31) Rudbart, deſſen Worte wir hierin citiren, bemerkt fehr richtig: „Es ift fonderbar, daß bie Bes 
vertung des Wortes Geſet in Deutfchland ſich mit den Zeiten und ber Freiheit ebenfo veränderte ale das 
Bet iex bei den Römern.“ 

33) Ir dem öffentlichen Patente vom 16. Febr. 1799 heißt es ausbrüdlih: „Als wollen Wir Une 
fümmtlichen Ginwohnern, auch reſp. Ständen unb Landſaſſen ... verfehen, daß fie Uns von nun an fr 
ihren rechtmäßigen Landesherrn erkennen. ..... Bir verfprechen und verfichern Dagegen, daß Wir ihnen 
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dieſes feierlich gegebene Verſprechen irgend zu verwirklichen. Nvchmals ermannten fi die zu 
den gemöhnlichen Poftulatshandlungen geladenen Berorbneten, Indem fle (Anfang des Jahres 
4800) ihre Vollmacht und Inftruction für befhränft und (längft) erloſchen erklärten unb um 
Berufung eined allgeneinen Landtags baten. Breilid konnte ihnen bie Regierung entgegen 
halten, daß fle auf ben Grund der nämlichen Vollmachten 150 Jahre lang gehandelt und mehr 
ala 100 Mill. auf des Landes Koften bewilligt hatten, aber dies rechtfertigte die Nichterfüllung 
der Regierungsverpflichtung keineswegs, um fo weniger, als fie felbft jene Pfliätverlegung ver 

Verordneten zumeift verſchuldet hatte. ü 

Indeſſen Eonnte die veraltete Verfaflung in Wirklichkeit feine Sympathie mehr hervor: 
rufen. Das Volk ertrug e8 daher mit Gleichgültigkeit, ald die alte Landſchaft im Jahre 1807, 
gelegentlich der Veröffentlihung einer Steuerverorbnung, ziemlich offen befeitigt ward, indem 
die Regierung den ftändifchen Kaflen förmlich das Steuererhebungsrecht abnahm. Damit en- 
digte denn factifch das letzte Lebenszeichen der alten bairiſchen Berfaffung. Ste ging zu Grunde 
infolge der Eorruption, welche die landesfürſtlichen Gewaltmisbräuche Jahrhunderte lang mein: 
eidig an ihr verübt Hatten. Dies die wahre Quelle ihres Verderbens! Denn ohne diefe ſyſtema⸗ 
tifche und gewaltthätige Berfchlechterung würde fie ſich zeitgemäß entwickelt und verjüngt haben. 
Solches war freilid) unmöglich unter jenen überivältigenden Gewaltbictaten, die, flatt auf eine 
Veredlung hinzumwirfen, im Gegentheil zu einer Berfrüppelung des an ſich fhöneg und kräf⸗ 
tigen Baums führen mußten. Unter naturgemäßen Verhältniffen würde eine freie und damit 
eine treffliche Hiftorifche Entwickelung erfolgt fein. Bei dem alle andern Stände bald weit über: 
tragenden Emperblühen des fogenannten dritten Standes würde es nicht gefehlt haben, daß die: 
fer den ihm gebührenden Einfluß aud in Wirklichkeit erlangt hätte. Aber gerade vieles war 
unmöglich, da die Regierung ſtets auf Beſchränkung der Landſchaft, nie auf deren Erweiterung 
hinarbeitete. Alles Andere, was man gewöhnlich ald vie Urfache ihres Verderbens ausgibt, 
waren nur Ausflüffe diefer Hauptquelle. Als ſolche Augflüffe betrachten wir die unvoll: 
kommene feubalftändifche Korm der Landesvertretung und durch fie bie Vorherrſchaft des Egois⸗ 
mus in den Ständen, ferner die Heimlichkeit ver Verhandlungen; hätte man das gefammte Bolt 
bei der Sache unmittelbar felbftthätig werden laffen, fo würbe dieſes Übel aud von felbft ver- 
ſchwunden fein; ebenfo der zweite Misftand: die alzu großen Befugnifle bloßer Ausſchüſſe, vie 
ulegt alfe Gewalt in ihren Händen vereinigten, und endlich das dritte ber bervorgetretenen 

bel: daß Feine regelmäßige Erneuerung der Vertretung flattfand, daß ſonach feine neuen Ele: 
mente eine Stagnation des Ganzen verhinderten. Es waren dies Alles bloße Wirkungen des 
Grundübels, nicht das Grundübel feldft. 

IV. Die Berfaffungsentwürfevon 1808 und 1814. Die vollſtändige Aufhebung 
der alten Verfaffung erfolgte formell unterm 1. Mai 1808, indem der feit dem 1. Jan. 1806 
als fouveräner König proclamirte Marimilian Joſeph aus eigener Machtvollkommenheit eine 
neue Gonftitution verkündete. Es ergibt fi ſchon aus diefem Schritt, wie man dem Worte 
Gouveränetät eine Bedeutung unterflellte, die ed nun und nimmermehr haben konnte, da der 
franzoͤſiſche Gewaltherrſcher doch wahrlich nicht befugt war, bie innern Rechte der Landſtände 
gültig aufzuheben. Es wäre der Fall gegeben geweien, durch Übereinkunft und Vertrag eine 
neue Verfaſſung zu Stande zu bringen; dies geſchah aber nicht, fondern eine ſolche warb kurz⸗ 
weg durch Fönigliche8 Dictat eingeführt. 

Die neue Conſtitution vroclamirte bie wichtigen Grundſätze: gleiche Beſteuerung, Gleich: 
heit vor dem Gejege, Sicherung der Gewiſſensfreiheit und eine wahre Nationalrepräfentation, ° 
welche die Rechte aller Bürger ‚nicht bloß die einzelner Claſſen oder Kaſten vertrete. 

In Wirklichkeit erftrebte die neue Verfaſſung eine Befeitigung der Scheidewände zwiſchen 
den einzelnen Landichaften und den verfchienenen Ständen. Die Privilegien der einzelnen Lan: 
bestheile wurden vollftändig aufgehoben, die Vorrechte des Adels aber weſentlich beſchränkt 
Beide galten ald unvereinbar mit Dem, was man unter ven Begriffen „Souveränetät und 
„Kräftigung der Negierung” verftand. Die damals herrſchende Anfhauungdweife ließ eine 
wahre, Früftige Vollövertretung nicht auffommen. Die fogenannte Nationalrepräfentation 
konnte ſowol nach ber Art ihrer Bildung ald nad der Beſchränkung ihrer Competenz gerechten 
Anfoderungen nicht genügen. Indeffen lag doch eine nicht zu gering anzufchlagende Bedeutung 
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Ara vie, Daß wenigſtens bie Trennung unter ben verſchiedenen Lanbſchaſten aufhörte, und 
ws, daß die Übermacht des Adels theilweiſe gebrochen ward. Die „Reiöverfamm: 
sy’ ever „Rationalvertretung” follte (aber nicht einmal vermittels freier Wahl, denn es 
ken der Regierung nur Candidaten vorgefchlagen werben) aus den hödftbefteuerten ‚Rand: 
aptkumern, Kaufleuten und Fabrikanten“ zufammengefegt fein (von Beiftlichkeit und Adel 
hᷣ ſolchem ift Dabei Feine Rebe); fle follte nur eine Kammer bilden, ſich alljährlich wenigftens 
a mal serfammeln und fich Über bad ebenfalld nur auf ein Jahr aufzuftellenne Budget äußern, 

Die Eonfiltution von 1808 würde ſonach, trog all ihrer Mängel, bedeutende Verbeſſerun⸗ 
gen gereahrt und einen wichtigen Kortfchritt gebildet haben, wenn fie ins Leben getreten wäre. 
Aber fie blieb eine unerfüllte Verheißung. Es fand nicht eine Sigung der „Nationalrepräfen: 
tation”’ ſtatt. Auch dazu mögen die ewigen Kriege und Gebietswechſel beigetragen haben. 

Als nach dem erſten Sturze Napoleon's bie politifchen Verhältniffe Europas ſich zu confos 
Ebiren ſchienen und auf dem Wiener Congreſſe jene denkwürdigen Verhandlungen über den 
Art. 15 der Deutſchen Bundesacte flattfanden, wonach in allen deutſchen Ländern landſtändiſche 
Berjaflungen eingeführt werben follten (mobel man bie fpätere feine Unterſcheidung zwiſchen 
snbkändiichen und repräfentativen Verfaflungen noch gar nicht ahnte), fuchte die auf ihre 
Esuveränetät eiferfüdhtige bairifhe Regierung eine folde Beſtimmung aus ver Bunvedarte 
fernzuhalten, indem fie au8 eigenem Antrieb eine neue Eonftitution erlaffen wollte, um jebs 
Iamuthung von Seiten bed Bundes aus dem Grunde zurüdhweifen zu können, daß die Sache in 
Beiern bereits ihre Erledigung gefunden habe. Im Spätiahre 1814 warb zu diefem Behufe 
ine Sommifiton gebildet, welche ihre Aufgabe ziemlich fchnell erledigte. Ihre Arbeit iſt der „res 
sisirte Gonftitutiondentwurf”‘ von 1814, welcher übrigens niemals veroͤffentlicht wurde, für 
ns aber beſonders darum von Wichtigkeit if, weil er, nad einer ausdrücklichen Erklärung bed 
Mizifters v. Abel (in der batrifhen Deputirtenlammer vom Jahre 1840), die Grundlage der 
jdigen Berfaffung bildet. 

Ein Augen: uub Ohrenzeuge ber desfallſigen Verhandlungen 3°) entwirft ein erfſchrecken⸗ 
veö Bild von ber mit ber gedachten Aufgabe beirauten Gommiffion. Die weit überwiegende 
Rehrzahl der Mitglieder beftand aus den entſchiedenſten Wortführern der unbebingteften Ari- 
jefratie. Dabei gebrach es ver Majorität an aller hoͤhern Intelligenz unb überbied an männ: 
über Selbſtãndigkeit *%), wo anders nicht dad eigene Interefle der Votanten ind Spiel kam. 9°) 
Zwar wurbe (nach der ausdrücklichen Berficherung des Miniſters v. Abel) In einem Hauptpunfte 
vie Grundbeſtiumung der Gonflitution von 1808 beibehalten: man verblieb bei dem wahrhaft 
sepräfentatinen Sofleme; dagegen aber fuchte man, unter möglichfter Beibehaltung der Worte 
imer Verfaſſung“, im Übrigen foviel möglich ven alten und veralteten Misbräuchen wieder 
Eingang zu verfäjaffen. So follte, um die Berfammlung befto mehr ſchwächen zu Eönnen, ein 
vermanenter Ausſchuß gebildet werben. In gleicher Abſicht ward bie Bildung zweier Kammern 
angeordnet, und bezüglich der zweiten ſpeciell erſtrebt, „ſolche Beihränkungen in vie Wahl, in 
die Juſammenſetzung der Elemente und in ven Mechanismus der Beratungen und Beſchlüſſe 
ja bringen, daß fich überall darin keln Geiſt und keine Kraft zu erkennen zu geben vermöchte”. 36) 
Bon einer Vertretung der unter Grundherrſchaft ſtehenden Bauern wollte man gar nichts 
wien, ba ſie ja ſchon durch ihre Grundherren vertreten feien. () Das Lehnweſen jollte über: 
haupt zu neuem Leben gebracht werben. Die Dauer der Mepräfentation ward übrigens auf 
fünf Jahre feſtgeſetzt. Für eine eigene Vertretung ver Geiſtlichkeit war man noch nicht geſtimmt. 

Das Werk ward auf dem Papiere vollendet, gelangte aber nie zur Verwirklichung. 

V. Die (gegenwärtig gültige) Berfaffung vom Sabre 1818.37) Wir Haben 
sepigt, daß Maximilian Jofeph ‘bei feiner Thronbefleigung die alte Berfaffung ausdrücklich 


35) Der geißvolle Bitter v. Lang, in feinen „ Memoiren”, II, 203—210. 

34) Ein Botant, der erfahren, daß feine Abflimmung den Anflchten von Wontgelas entgegen fei, ließ 
glei in der nächſten Sitzung fein Ja im Protokoll in Hein verwandeln, und fogleich folgten drei nder 
vier Andere feinem Beifpiele. 

35) „Seht das mei Hofmark Aichan au an?“ fragte ber aus tem Schlafe geweckte Graf Preiffing. 
uf die bejahende Antwort folgte bie furze Erflärung: „Na, no thu i's net.” Dom Secretär ne 
ven Motiven befragt, erfolgte die Iafonifche Antwort: Herr Secretär, fchreibe Sta, der Proaſſin 
tunat’6 halt net! " (ang.) 

36) Lang, a. a.D., ©. 208. - 

37) Unter den Schriften über bie Verſaſſung von 1818 if zu erwähnen: Lerchenfelb, „Geſchichte 
Saierns enter Naximilian L Joſeph. Mit befonderes Beziehung auf die Eutſtehung der Verfaſſungs⸗ 
ustzzde” (Berlin 1854). 


20 Baiern 
Wenn ein Bürmlein, gnädiger Herr, gedrückt wird von einem noch fo gewaltigen Thiere, ſe 
drummt es ſich von Natur; dad Recht ſteht auch dem Menſchen zu!“ 28) 

Aber leider gehoͤrten Plieningen und ſeine damaligen Geiſtesgenoſſen zu den letzten Rittern. 
Bei der Maſſe des Adels waltete keine Rückſicht für das allgemeine Wohl ob, fondern nur das 
Gonderinterefle für den eigenen Stand. Mehrfach zeigte fi) daher der Adel zu Conceſſionen 
gegen die Herzoge geneigt, ſobald er jpeciell nur Feine Opfer bringen follte. Infolge deſſen fehlte 
ein feftes Zufammenbalten aller Stände. No ſchlimmer als felbft Died war es aber, daß gerade 
jest, wo die große Mafle des Volkes wieder zu einiger Geltung zu gelangen begann, jene zunächſt 
nur immer für fi forgenden Stände feine Stüge in ganzen Volke fuchten und eine ſolche um 
fo weniger finden Fonnten, als fogar die Sigungen der Landſchaft bei verichloffenen Thüren 

ſtattfanden, ſonach gleihfam Niemand außer den unmittelbar ſelbſt Auftretenden aud nur rich⸗ 
dg zu erfahren vermochte, um was e8 fi) handelte, was bei den Privilegirten felbft meiftene 
Untenntniß der Gefchäfte, bei der Mafle aber die verberblichfte Gleichgültigkeit erzeugen mußte, 
Dabei wußten die Herzuge mit Schlauheit, wenn auch ohne alle Ehrlichkeit, der Art ihres Vers 
fahrens Häufig ven Schein zu geben, als träten fie den privilegirten Ständen beöhalb entgegen, 
damit die Maſſe des Volkes geihont und in Tragung der Laften dadurch erleichtert werde, daß 
auch jene dazu beigezogen würden; in Wirklichkeit wollten fie fi nur von der ihnen läfligen 
Macht der Stände überhaupt befreien und ſich ſtets neue Mittel zu ihren nie aufhoͤrenden Ver⸗ 
ſchwendungen verichaffen, wobei es ihnen, wie die Erfahrung zeigte, ganz gleichgültig war, wer 
dieſelben aufbringen mußte. 29) 

Die beiden herzoglichen Brüder erkannten endlich, daß ihre Uneinigkeit fie beide unter der 
Berrſchaft der Stände erhalte. Sie verftännigten il daher miteinander und begannen bem 
Ramen nad) eine gemeinjame Regierung , während Wilhelm in Wirklichkeit allein herrſchte 
und Ludwig ſich durch einen geheimen Vertrag verbindlich machte, unvermählt zu bleiben, bamit 

vas Land nach feinem Tobe keiner Theilung untermorfen were. 

Von diefer Seite geildert, begannen nun die Herzoge, insbefondere Wilhelm, ihre Ans 
griffe auf pie Rechte der Stände fuftematifch durchzuführen. Sie wendeten Heuchelel, Corrup⸗ 
tion, offene Treufofigkeit und rohe Bewalt um vie Wette an. Im Anfange fanden fie es aller: 
dings noch gerathen, nicht ganz offen aufzutreten, zunächſt durch Ihr Verlangen nach neuer Selb: 
Hülfe davon abgehalten; fo erbittert fie fich gegen die letzten Bünde ver Stände erflärten, fo er= 
kannten fle doch in dem 1516 endlich ausgeftellten Freiheitsbriefe an, daß, würden auf vie Vor⸗ 
ſtellungen der Stände deren Beſchwerden nicht gehoben, fo „fei deſſen beieinander zu bleiben 
ihnen unentgolten, nad; Laut ihrer Freiheiten”, worauf endlich die Erbhuldigung und neue 
Geldgewährungen erfolgten, obwol die Herzoge aufs neue wienerholten, „vie mündener (legte) 
Berbindung der Stände würden fie niemals beftätigen”. Sie machten ſonach Zugeflänbnifie, 
wo e8 auf bloße Worte, vermeigerten viefelben aber, wo es auf die Sache anfam. 

„Herzog Wilhelm“, bemerkt Rudhart, „schien es übernommen zu haben, die fürftliche Will⸗ 
für feitzuftellen. Ex ging dabei mit einer Klugheit, die felbft Macchiavelli's Lehre nicht ſchlauer 
enthält, zu Werke, die landſtändiſche Verfaffung zu brechen.“ (Bigentlich aber doc mit no 
weit mehr Scham⸗ und Treulofigkeit ald Klughett!) „Anfangs machte er den Angriff verdeckt 
und unter mancherlei Künften; dann aber offen und ohne Scheu. Die Landſtände wurden nur 
gerufen, wenn bie Herzoge Hülfe und Steuer nöthig Hatten.” Zuerſt verweigerte gewöhnlich 
die Landſchaft pie Steuern, bewilligte fie hintennach aber doch immer wieder. Ein regelmäßig 
wiederkehrendes Spiel! „Mit Fodern begannen die Kürften; mit Klagen über Armuth antwor- 
tete Die Landſchaft, und endlich, nach längern Verhandlungen, folgte die Bervilligung gegen das 
Verſprechen, die vorgebrachten Befchwerden zu heben!” 

Der Sewaltherrfcher konnte fein Ziel um fo leichter erreichen, als die Stände fort und fort 
ben Behler begingen, die Wahrung ihrer Rechte einzelnen, zu Ausſchüſſen vereinigten Mitglie- 
dern ihrer Berfammlungen anzuvertrauen. Se Eleiner die Zahl, deſto eher waren alle Binzelnen 
durch Gunſt zu gewinnen ober durch Drohungen zu ſchrecken. Und an Beidem läßt es fein Tyrann 
fehlen! So kam es dahin, daß der Ausſchuß im Jahre 1529 fi verleiten ließ, den Herzogen 
aus der Kaſſe der Lanpfchaft eigenmächtig einen Vorſchuß von 40,000 Sion. „zur befonnern 
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Noihrerft auszuhaͤndigen. Die Stände ſelbſt aber waren ſpäter ſchwach genug, über dieſen 
grellen Misbrauch der Ausſchußbefugniſſe hinwegzuſehen. 

In raſcher Folge reihte ſich nun ein Angriff gegen die Rechte der Landſchaft an den andern. 

Die Herzoge nahmen die Befugniß in Anſpruch, die Kammerbauern (herzoglichen Grund⸗ 
kofden) auch ohne ſtändiſche Einwilligung befteuern zu Dürfen. Sobann fuchten fle geltend zu 
machen, daß die Erhebung der bewilligten Steuern nit ausſchließlich durch Verordnete ber 
Landſchaft, fondern audy unter Mitwirkung herzoglicher Beamten geſchehen jollte. Dagegen ers 
Märten die Stände endlich, jle bewilligten blos unter diefer Bedingung; „fie gewährten die Ab- 
gabe nicht aus Schuldigfeit, fondern nur aus Liebe; wer ſchenke, koͤnne auch Maß und Ordnung 
feiner Babe beſtimmen.“ Jetzt griffen die Herzoge die Freiheiten der Stände an ver Wurzel an: 
fie beftritten auf einmal den Ständen das Recht der Steuerbewilligung und fchrieben 1536 
ohne Borwiflen und Einwilligung verfelben drei Landesſteuern aus, die jie auch thatfächli ein⸗ 
trieben. Die Landſchaft erhielt zwar im folgenden Jahre auf ihre Neclamation einen neuen 
„Schadlosbrief“ von den Herzogen, in welchem dieſe ſelbſt befennen, in @ile und wider die Lan» 
beefreiheiten gehandelt zu haben. Aber was nügte dieſes Bapier? „Die Herzoge mochten leicht 
barein willigen; es war ihnen Feine Mühe, einen Brief beflegeln zu laffen und die Zahl ber 
Briefe, die jle fo eben überfahren, mit neuen zu vermehren.’ 80) 

Die Steuerbewilligungen wurden nad und nach gewöhnlich und endlich flänbig; der Land» 
[haft Bewilligung ſank da zur bloßen leeren Formſache herab, die man dem Wefen nach fogar 
ald überflüffig betrachten mochte. Die Herzoge fuchten dieſes Ziel befonders au durch Ein⸗ 
führung Indirecter Auflagen zu erreihen. Dann wurbe der fländifche Ausſchuß durch Bearbei⸗ 
tung ber einzelnen Mitglieder (nantentlih durch die Drohung: „bei Vermeidung fürftlidger Uns 
gnabe”) dahin gebradt, unter vem Vorwande des Drang der Umſtände eine Steuer zu be: 
willigen, ohne Berufung der ganzen Landſchaft. Ebenfo erhob Herzog Wilhelm im Jahre 1547 
tharfählih (feiner frühern Behauptung gemäß) eine Auflage von den Sammerbauern ohne 
Rändifhe Zuftimmung. 

Es würbe uns zu weit führen, alle unter den mannichfachſten Wort = und Treubrüchen 
von ben Herzogen verübten Gewaltthaten gegen die Rechte der Stänve einzeln bier aufzus 
zaͤhlen. Der Gewaltherrſchaft fand jegt Fein genügend ſchützender Damm mehr entgegen. Die 
haben unter II. bereits gezeigt, in melden elenden und erbärmlichen Zuſtand das Land herab⸗ 
fanf unter der fürſtlichen Alleinberrichaft, während es vor verhältnipmäßig wenigen Jahrzehn⸗ 
ven no das bfühenpfte Bild darbot, Damals, als vie Landfchaft die Hüte Macht befaß, und 
Died ungeachtet der mit dem Privilegienwefen einzelner Stände verbundenen Misbräuche. 
mag bier gemügen, vie Geſchichte des völligen Hinwelkens und Untergangs der alten Landſchaft 
nur mit wenigen Zügen anzubeuten. 

Das Unweſen, das unter Wilhelm IV. von allen Seiten eingeriffen, dauerte unter feinen 
beiden nächften Regierungsnacdfolgern fon beinahe ohne allen Widerſtand fort. Die Stände 
mußten e8 gefchehen laſſen, daß ihre Beſchwerden wegen der furchtbaren Bedrückung ber Ges 
wiſſensfreiheit hoͤhnend zurückgewieſen wurven. Herzog Albrecht V. vermochte feinen Schwager, 
ben Raifer Marimilian II., daß diefer ihm (unterm 7. Febr. 1566) ein Privilegtum ausftellte, 
den von den Ständen auf dem jüngften Landtag zur Schuldentilgung und andern Staatdaußs 
gaben zeitweilig bewilligten „Auffſchlag“ nicht nur zu verboppeln und auf ewige Jelten zu er⸗ 
heben, ſondern aud die Erträgniffe deſſelben für fich ſelbſt (d. h. für Hofausgaben) zu verwen 
Yen. Und doch Hatte der nämliche Kaiſer erft ein paar Monate zuvor (44. Aug. 1565) bie 
Rechte und Freiheiten ver bairifhen Stände und fomit nutürli auch die Befreiung von allen 
nicht jelbftbewilligten Steuern ausprüdlich beflätigt! 

Auf jedem Landtage erfolgten nun neue Steuerfoberungen. Auch die rein materiellen 
Wirkungen des Verſchwindens jedes Damms gegen die fürftliche Willkür machten fi immer 
mehr und zwar in erſchreckender Weife fühlbar. Wie unter II. bereitö angeführt worben, 
fliegen die Staatslaſten fo jehr, daß biefelben von einem Gute, welches im Jahre 1501 28 Kr. 
dazu entrichtet hatte, im Jahre 1595 über 100 Elon. betrugen. Deſſenungeachtet reichten alle 
Erprefiungen nicht ans, den herzoglichen Verſchwendungen zu genügen. Die öffentlihen Ein- 
fünfte waren in der Ietermähnten Zeit auf 300,000 Son. jährlich gefteigert, die Bebürfniffe 
aber beliefen fi auf 633,000 Glon. Die Landſchaft mußte 4,700,000 Sion. Schulden Kber- 
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nehmen, und ba ihr Grebit faſt ebenfo wie jener der Herzoge in ber Öffentlichen Meinung tief 
gefunfen war, fonnte man nur zu 8-10 Proc. Gelder geliehen bekommen. 

So darf ed und nicht wundern, wenn felbft die tief unterwurfigen Stände nit umbin fonn= 
ten, dem Herzog Wilhelm V. (im Jahre 1595) ein Schauderbild von der Lage des Landes ent⸗ 
gegenzuhalten, in dem es heißt: „Die Unterhanen haben allein feit 1577 zwölf mal den zwan⸗ 
zigften Theil ihres ſämmtlichen Vermögens dem Fürſten an Steuern bingeben müſſen; das 
Landvolk kann fih im Ganzen faum länger des Betteld erwehren; Viele nagen ſchon jegt mit 
Weib und Kind am Hungertuche. Bei den Gerichten kommen faft täglih nur Schuldprocefie 
vor; ſtirbt ein ehedem vermöglicher Bauer, fo Hinterläßt er feinen Erben jegt jelten etwas An- 
deres ald Schulden. Nicht viel befler find die Bervohner der Städte und Märkte daran, da in 
diefen aller Handel und alle Gewerbe in fo tiefen Verfall gerathen find, daß ber Bürger, wie 
fehr er fih auch einjhränft, kaum die nothwendigften Bebürfniffe ferner zu beftreiten vermag. 
Dieſes Berverben der nievern Stände brüdt auch ſchwer auf die höhern, da Adel und Geiftlich- 
Teit die ihnen gebührenden Abgaben und Leiftungen von ihren Grundholden jegt entweber gar ' 
wicht mehr oder nur theilweije zu erlangen vermögen. Fürwahr, es ift bei dem Verſiegen aller 
Nahrungsquellen, bei der täglich wachlenden Laſt unerfhwinglicher Steuern und ber feit län: 
gerer Zeit eingerifienen leichtfinnigen Vergeudung ber beften Kräfte des Landes keineswegs zu 
gerwundern, daß dieſes fo jehr yerarınt und jegt an den Rand des Abgrundes gefomnen ifl, 
wohl aber, daß es bis heute nur beftehen konnte. Wehe Denen, die dieſes Ergebniß ihres Wir: 
kens einft vor dem Richterftuble des Höchſten zu verantworten haben werben, der an ſolch ſchreck⸗ 
licher Preſſung der Armen Feinen Gefallen haben kann und ſchon um diefer willen allen Segen 
und alles Gedeihen von dem Lande nehmen wird.“ 

Der von Schmeidhlern und Fanatifern übergepriefene Marimilian I. hatte gegen Beftä- 
tigung ber Freiheiten die Erbhulvigung erlangt. Ex achtete aber deſſenungeachtet vie ſtändi⸗ 
ſchen Rechte gerade ebenfo wenig, al8 feine legten Vorgänger gethan hatten. Die Macht ver 
Lanpfchaft war bereit fo entjchieden gebrochen, daß er fie vielfach gar nicht mehr beachtete. In 
Dingen, die ihn in Ausübung feiner unbeſchränkten Herrfchbegierve nicht weiter zu hindern 
ſchienen, vernahm er fie und trat mit ihnen in Verhandlung (dad Landrecht vom Jahre 1616 
ift noch eine vergleihöweife ſchoͤne Frucht langjähriger Berathungen mit den Repräfentanten 
der Landſchaft); Dagegen kümmerte fih Maximilian fo gut wie gar nicht um fie gerade in den 
wichtigſten Dingen, zumal der Befleuerung. Schon lange zuvor, ehe dad Schwert der Schwe⸗ 
den den Fanatismus und die fonftigen unlautern Strebungen bed neuen Kurfürften züchtigte, 
ſchrieb er (1620), ohne die Stände zu berufen, nur auf „Vergleich mit den Berorbneten” und 
Akraft feiner fürftlichen Macht‘ Steuern aus. Ebenſo vielfady in der Folge, wobel er fi) immer 
mit dem „Drange der Umſtände“ ſcheinbar entfchulvigte. Im Jahre 1634 begehrte er ſogar eine 
Erhöhung und weitere Ausdehnung des Aufſchlags. Der Ausihuß nahm endlich Anſtand, 
bieje weitere Foderung gutzuheißen. Maximilian verwies ven Verordneten ihre Lauheit und 
„Ungeſchicklichkeit“ mit fharfen Reden und führte dieſe weitere Auflage aus eigener Macht ein! 

‘ &benfo verfuhr er in andern Dingen. Als im Jahre 1631 der Krieg gegen Baiern felbft fid 
beranwälzte und Frankreich Neutralität anbot, vernahm er, dem alten Rechte gemäß, die Land: 
Schaft oder doch wenigſtens deren Verordnete über jenen Vorſchlag. Da nun aber das Gut: 
achten verftändigermweife in frienlihem Sinne und ſonach für Annahme ver Neutralität aus⸗ 
el, ein Rath, deſſen Befolgung dem bairifchen Volke unendliche Bedrängniß und Noth er: 
fpart Hätte, feßte fich ver fanatifch:friegsluftige Kurfürft Eurzweg darüber hin und that das 
Begentheil, Die ganze Landſchaft felbit aber als ſolche vernichtete er gleihfam dadurch, daß er 
fie in den legten 39 Jahren feine® Lebens gar nicht mehr zufammenberief, ſondern in allen Fäl⸗ 
len entweder ganz eigenmädhtig verfuhr, oder höchſtens mit dem Ausſchuß verhandelte. Ebenfo 
that er in ver Oberpfalz, die ihm durch das Kriegsglück und vie Eaiferlihe Gunft unterworfen 
worden war und wo die Landſtände faft genau in verfelben Weife wie in Balern felbft beftanden. 
Gr Iud die dortigen Stände zur Huldigung ein; al& fie zuvor die Beftätigung ihrer Freiheiten ver: 
langten, wollte Marimilian dieſelben kurzweg als infolge der Achtderflärung ihres bisherigen 
Fürſten erlofchen erklären. Da fi die Landſchaft an die kaiſerlichen Geſandten wendete, erhielt 
fie vage allgemeine Hoffunngsertheilungen; fie leiftete darauf Hin die Huldigung, und nun ver: 
nichtete der Kurfürft die Ständeverſammlung zwar nicht vem Nanıen, aber ver That nad, in⸗ 
dem er fie niemald mehr zufanmenfommen ließ. So mar jener Vielgepriefene gewohnt, die 
älteften Rechte des Volkes zu achten! 

Zum letzten male fand ein allgemeiner Landtag im Jahre 1669 flatt. Die Landfchaft, 
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wenngleich tief gefunfen, faßte doch ſelbſt jetzt noch einige dem allgemeinen Landeswohl ents 
fpregende Befchlüffe (Beſchwerden über Willkür des Hofs, Eorruption des Gerichtäwefend 
u. ſ. w.), aber leider geſchah dies nur infoweit, als ihr Sonderintereffe damit nicht in Gonfliet 
tom. Der Cigennutz waltete vor, und weſentlich Gedeihliches ließ ſich Daher nicht erzielen; man 
ſtritt fich zunächfi Darum, wer Mitglied des Ausfchuffes werde, alfo des gemeinften Vortheils 
wegen. Der Ausſchuß (die Verorbneten) ergänzte jich felbft, und fo kam es, daß der Kurfürft 
zur Aufnahme feiner Günftlinge, wenn Stellen erledigt waren, feine Fürſprache einlegte. Was 

"da erwirft werben Eonnte, läßt ſich leicht erraten. Die Verordneten hatten ein perfänlicheö Ins 
tereffe, die Berufung eined Landtags zu verhindern! Die Gefchäfte wurden mit der größten 
Heimlichkeit behandelt. Hatte der Ausſchuß doch auf vem legten Landtage bereits der Landſchaft 
das ganze Rechnungsweſen vorenthalten, und dieſe hatte ausdrücklich darein gewilligt! 

Die Verordneten felbft follten ſich alljährlich minveftend zwei mal, und zwar die des Ober: 
landes zu München, jene des Uinterlandes zu Landshut verfammeln. Statt deſſen traten fie in 
ber Regel jährlich nur ein mal in Münden zufammen, um des Kurfürften Foderungen zu vers 
nehmen und nach einigen VBorftellungen auch zu erfüllen (Poſtulatshandlungen). Seldft dies 
ihien dem gewaltthätigen Mar Emanuel zu läftig. Er führte ganz willkürlich, felbft ohne aud 
nur bie Berorbneten vernommen zu haben, neun vorher ungefannte und zwar meiſtens indirecte 
Auflagen ein und verwandelte ebenfo die nur auf eine gewiſſe Zeitvauer bewilligten Steuern 
kurzweg in beftändige. Dad nannte man denn Hofanlagen! 

Unter Karl Albrecht fam es dahin, daß die Alles beivilligenden Verorpneten fi von dem 
Bürften Reverfe ausftellen ließen, „daß er fle (die Verordneten) wegen ver ihr Befugniß übers 
fleigenden Bewilligungen gegen die Landſtände vertreren wolle”! Der Kurfürft machte „Hof: 
anlagen‘, 3.8. „zur Verpflegung der kurfürſtlichen Kriegspferde“ u. dergl.; er befannte ur: 
kundlich, „daß dieſes gegen die Landesfreiheiten ſei“, ließ ſich dadurch aber nicht abhalten, „unters 
deſſen“ weitere Landſteuern eigenmächtig audzufchreiben. . 

Der zwar fehr wohlnteinende, dabei aber ven Grundſätzen des abjoluten Herrſcherthums 
und eines erleuchteten Despotismus Huldigende Marimilian IIL Joſeph Eonnte fid) mit dem 
Ständeweſen ebenfalld nicht befreunden. Er vermehrte eigenmächtig „ſeine“ Gefälle, und ale 
er einfeitig Die Zinfen der Staatsſchuld herabfegte, mußten ihm die Verordneten beiflimmen. 
68 wurden neue Geſetzbücher erlaffen (Strafgefeg, Proceßordnung und Landrecht). Dabet 
wirfte der ſtändiſche Ausihuß zwar ebenfalld mit, aber „vie Stimme einiger weniger Menfchen 
war nicht Die Stimme aller Landſtände oder gar des ganzen Volkes. Das Volk und die Land: 
fände mußten ungefragt und ungehört ſich die Einführung der neuen Befege, die ihre wichtig- 
ſten Rechte berührten, als Befehle gefallen laſſen (denn das ward leider allmälig der Begriff 
für Geſetz)“. 21) Die erbärmlichen Verordneten waren auch hierbei nur darauf bedacht, fi 
Vorrechte zu verfchaffen, und fo kam es, daß bei Anwendung ver Tortur venjenigen Landſtän⸗ 
ben, „welche Malefiz haben’, freiere Hand gelaflen ward! Se tief fonnte das einft fo ſchoͤne 
Inſtitut infolge ver ununterbrochenen fürftlichen Gorruption herabſinken! 

Der Dynafliewehfel nah Marimilian’s II. Jofevh Tode Hot den Ständen nochmals eine 
günftige Gelegenheit dar, einiges neue Leben zu erlangen. Vergeblich. Karl Theodor ertheilte 
ihnen zwar 1785 einen Freiheitöbrief und darin eine Beſtätigung ihrer Nechte, die Landſchaft 
aber blieb ein todter Körper. | 

Der Ruf der Freiheit, der fo Taut in Frankreich erfchallte, fand auch in Baiern einen theil⸗ 
weife unerwartet flarfen Wiederhall. Die Verordneten fogar wurden aus ihrem Schlafe auf- 
getrieben. Sie übereihten im Jahre 1794 der Regierung eine Beſchwerdeſchrift, in welcher fie 
die wichtigſten Verlegungen ber Verfaſſung aufzählten und entſchieden auf deren Befeitigung 
antrugen. Aber e3 war auch dies nur dad fchnell erlöſchende Auffladern eines Strohfeuere. 
Nach kurzen Verhandlungen ertbeilte die Negierung dem Ausfhuß gar keine Antwort mehr, 
und nun fand dieſer gut, ebenfalls zu ſchweigen! 

Auch Maximilian IV. Joſeph (als König Marimiltan I. Joſeph) beftätigte bei feinem Re⸗ 
gierungsantritte förmlich die Rechte des Landes und der Stände. 32) Dennod geſchah nichts, 





31) Rudhart, deſſen Worte wir hierin citiren, bemerkt fehr richtig: „Es ift fonderbar, daß die Ber 
deutung bes Wortes Geſetz in Deutfchland fidy mit den Zeiten und ber Freiheit ebenfo- veränderte ale das 
Wort lex bei ven Römern.‘ 

32) In dem öffentlichen Patente vom 16. Febr. 1799 heißt es ausbrüdlih: „Ale wollen Wir Une Ein 
fimmtlichen Einwohnern, auch reſp. Ständen und Lanbfaflen .... verfehen, daß fie Uns von nun an für 
ihren rechtmäßigen Landesherrn erkennen. .... Mir verfprechen und verfichern dagegen, daß Wir ihnen 
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dieſes feierlich gegebene Verſprechen irgend zu verwirklichen. Nochmals ermannien fi die zu 
den gewöhnlichen PoftulatShandlungen geladenen Berorbneten, Indem fle (Anfang des Jahres 
4800) ihre Vollmacht und Inftruction für befhränft und (längft) erlofchen erklärten und um 
Berufung eines allgemeinen Landtags baten. Freilich fonnte ihnen bie Regierung entgegen: 
halten, daß fie auf den Grund der nämlichen Vollmachten 150 Jahre lang gehandelt und mehr 
als 100 Mill. auf des Landes Koften bewilligt hatten, aber dies redhtfertigte die Nichterfüllung 


der Regierungdverpflihtung keineswegs, um fo weniger, als fie felbft jene Pflichtverlezung ber. 


Verordneten zumeift verſchuldet Hatte. 

Indeſſen konnte die veraltete Verfaſſung in Wirklichkeit Feine Sympathie mehr hervor: 
rufen. Das Volk ertrug e8 daher mit Gleichgültigkeit, als die alte Landſchaft im Jahre 1807, 
gelegentlich ver Veröffentlihung einer Steuerverorpnung, ziemlich offen befeitigt ward, indem 
die Regierung den ſtändiſchen Kaflen förnılih das Steuererhebungsrecht abnahm. Damit en: 
digte denn factifch das legte Lebenszeichen der alten bairiſchen Verfaffung. Sie ging zu Grunde 
infolge der Gorruption, welche die landesfürſtlichen Gewaltmisbräuche Jahrhunderte lang mein: 
eidig an ihr verübt Hatten. Dies die wahre Quelle ihres Verderbens! Denn ohne diefe ſyſtema⸗ 
tifche und gewaltthätige Verfchlechterung würde fie fi zeitgemäß entwidelt und verjüngt haben. 
Solches war freilich unmoͤglich unter jenen überwältigenden Gewaltbictaten, die, flatt auf eine 
Veredlung hinzumwirfen, im Gegentheil zu einer Verfrüppelung des an ſich fhöneg und kräf⸗ 
tigen Baums führen mußten. Inter naturgemäßen Verbhältniffen würbe eine freie und damit 
eine treffliche Hiftorifche Entwickelung erfolgt fein. Bei dem alle andern Stände bald weit über⸗ 
tragenden Emperblühen des fogenannten dritten Standes würde es nicht gefehlt haben, daß bie: 
fer den ihm gebührenden Einfluß auch in Wirklichkeit erlangt hätte. Aber gerade dieſes war 
unmoͤglich, da die Regierung ſtets auf Beſchränkung der Landſchaft, nie auf deren Erweiterung 
hinarbeitete. Alles Andere, was man gewöhnlich ald vie Urſache ihres Verderbens außgibt, 
waren nur Audflüffe diefer Hauptquelle. Als folde Augflüffe betrachten wir die unvoll: 
kommene feudalftändifche Korm der Landesvertretung und durch fle bie Vorherrichaft des Egois⸗ 
mus in den Ständen, ferner die Heimlichkeit ver Verhandlungen; hätte man dad gefammte Volt 
bei der Sache unmittelbar felbftthätig werden laffen, fo würde dieſes Übel auch von felbft ver: 
ſchwunden fein; ebenfo der zweite Misftand: vie allzu großen Befugniſſe bloßer Ausſchüſſe, die 

ulegt alle Gewalt in ihren Händen vereinigten, und endlich da8 dritte der bervorgetretenen 

bel: daß Feine regelmäßige Erneuerung ber Vertretung flattfand, daß fonad Feine neuen Ele: 

mente eine Stagnation ded Ganzen verhinderten. Es waren dies Alles bloße Wirkungen des 
Orundübels, nicht das Grundübel ſelbſt. 

IV. Die Berfaffungsentwürfevon 1808 und 1814. Die vollſtändige Aufhebung 
der alten Verfaffung erfolgte formell unterm 1. Mai 1808, inden ver feit vem 1. San. 1806 
als fouveräner König proclamirte Marimilian Iofeph aus eigener Machtvollkommenheit eine 
neue Gonftitution verkündete. Es ergibt fi ſchon aus diefem Schritt, wie man dem Worte 
Souveränetät eine Beveutung unterflellte, die e8 nun und nimmermehr haben fonnte, da der 
franzoͤſiſche Gewaltherrſcher doch wahrlid nit befugt war, bie Innern Rechte der Landſtände 
gültig aufzuheben. Es wäre der Ball gegeben gewefen, durch Übereinkunft und Vertrag eine 
neue Berfaflung zu Stande zu bringen; dies geſchah aber nicht, ſondern eine ſolche ward kurz⸗ 
weg durch Fönigliche8 Dictat eingeführt. 

Die neue Conſtitution vroclamirte die wichtigen Grundſätze: gleiche Befteuerung, Gleich⸗ 


Heit vor den Geſetze, Sicherung ver Gewiffensfreiheit und eine wahre Nationalrepräfentation, " 


welche vie Rechte aller Bürger ‚nicht blos die einzelner Claſſen oder Kaften vertrete. 

In Wirklichkeit erſtrebte die neue Verfaffung eine Befeitigung der Scheidewände zwiſchen 
den einzelnen Landſchaften und den verſchiedenen Ständen. Die Privilegien der einzelnen Lan: 
beötheile wurden vollftändig aufgehoben, bie Vorrechte des Adel! aber weſentlich beſchränkt 
Beide galten ald unvereinbar mit Dem, mad man unter ven Begriffen „Souveränetät und 
„Kräftigung der Negierung” verftand. Die damals herrſchende Anfchauungsweife ließ eine 
wahre, Fräftige Volksvertretung nicht auffommen. Die fogenannte Nationalrepräfentation 
konnte fowol nad der Art ihrer Bildung ald nach der Befchränkung Ihrer Competenz gerechten 
Anfoderungen nicht genügen. Indeſſen lag doch eine nicht zu gering anzufchlagende Bedeutung 


Unfere fandesväterliche Huld une Gnade... . angebeiben laflen, dieſelben bei i alten rgebra 
ten Ko — und Privilegien fürägen Mar diefelßen“ exneuern, u vu Ne 23 
werde nicht geſtatten.“ 
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da van, daß wenigſtens die Trennung unter ben verfiglenenen Landſchaſten aufbörte, und 
noch mehr, daß die Übermacht des Adels theilwelfe gebrochen ward. Die „ Reihöverfamm: 
lung” over „Nationalvertretung” follte (aber nicht einmal vermittels freier Wahl, denn es 
fellten der Regierung nur Candidaten vorgefchlagen werben) aus ben hoͤchſtbeſteuerten ‚Rand: 
eigenthümern, Kaufleuten und Fabrikanten“ zufammengefeßt fein (von Beiftlichkeit und Adel 
ei ſolchem ift dabei Feine Nebe); fie follte nur eine Kammer bilden, fich alljährlich wenigftens 
ein mal verfammeln und ſich über das ebenfalld nur auf ein Jahr aufzuftellende Budget äußern. 

Die Sonflitution von 1808 würde ſonach, troß all ihrer Mängel, bedeutende Berbefferun: 
gen gewährt und einen wichtigen Kortfchritt gebilvet Haben, wenn fie ins Reben getreten wäre. 
Aber fie blieb eine unerfüllte Verheißung. Es fand nicht eine Sigung der „Nationalrepräfen: 
tation ſtatt. Auch dazu mögen die einigen Kriege und Gebietswechſel beigetragen haben. 

Als nad) dem erften Sturge Napoleon's die politifhen Berhältniffe Europas ſich zu confos 
lidiren ſchienen und auf dem Wiener Congreſſe jene denfwürbigen Verhandlungen über den 
Art. 15 der Deutfchen Bundesacte flattfanden, monad in allen deutſchen Ländern landſtändiſche 
Berfafjuagen eingeführt werben follten (mobel man bie fpätere feine Unterſcheidung zwiſchen 
landſtändiſchen und repräfentativen Verfaffungen noch gar nicht ahnte), fuchte die auf ihre 
Gouveränetät eiferfüchtige batrifche Regierung eine folhe Beftimmung aus ber Bundesacte 
fernzuhalten, indem fie aus eigenem Antrieb eine neue Conftitution erlaffen wollt‘, um jebs 
Anmuthung von Seiten bed Bundes aus bem Grunde zurückweiſen zu koͤnnen, daß die Sache in 
Baiern bereits ihre Erledigung gefunden habe. Im Spätjahre 1814 warb zu diefem Behufe 
sine Commiſſion gebildet, weldye ihre Aufgabe ziemlich fchnell erledigte. Ihre Arbeit iſt der „res 
sidirte Gonflitutiondentwurf” von 1814, welcher übrigens niemals verdiientliäht wurde, für 
und aber beſonders darum von Wichtigkeit ift, weil er, nad einer ausdrücklichen Erklärung des 
Minifterd v. Abel (in der batrifchen Deputirtentammer vom Jahre 1840), bie Grundlage der 
jehigen Berfaffung bildet. 

Gin Augen und Ohrenzeuge ber deöfallfigen Verhandlungen 22) entwirft ein erfchreden- 
des Bild von der mit der gedachten Aufgabe betrauten Commiſſion. Die weit überwiegenbe 
Mehrzahl der Mitglieder befand aus den entſchiedenſten Wortführern der unbedingteften Ari: 
Rofratie. Dabei gebrach e8 ver Majorität an aller höhern Intelligenz und überdies an männ- 
Ucher Setbflänbigfeit 9%), mo anders nicht das eigene Intereile der Botanten ins Spiel kam. ®°) 
Zwar wurbe (nach ver ausdrücklichen Verficherung des Minifterö v. Abel) in einem Hauptpunfte 
die Grundbeſtimmung der Gonflitution von 1808 beibehalten: man verblieb bei dem wahrhaft 
zepräfentativen Syſteme; dagegen aber ſuchte man, unter möglichſter Beibehaltung der Worte 
. jmer „Berfaffung‘, im Übrigen ſoviel möglich den alten und veralteten Miabräuchen wieder 
Eingang zu verfäjaffen. So follte, um die Verſammlung deſto mehr ſchwächen zu können, ein 
permanenter Audfchuß gebildet werben. In gleicher Abſicht ward die Bildung zweier Kammern 
angeordnet, un bezüglich der zweiten fpeclell erftrebt, „folche Befchränktungen in vie Wahl, in 
die Zufammenfegung ver Elemente und in den Mechanismus ber Berathungen und Beſchlüſſe 
zu bringen, daß fi überall darin Fein Geiſt und Feine Kraft zu erfennen zu geben vermoöchte“. 36) 
Bon einer Vertretung der unter Grundherrſchaft ſtehenden Bauern wollte man gar nichts 
willen, da fie fa fhon durch ihre Grundherren vertreten feien. () Das Lehnweſen jollte über: 
haupt zu neuem Leben gebracht werben. Die Dauer der Repräfentation ward übrigens auf 
fünf Jahre feftgefegt. Für eine eigene Vertretung der Geiftlicgkeit war man noch nicht geſtimmt. 

Das Werk ward auf dem Papiere vollendet, gelangte aber nie zur Verwirklichung. 

V. Die (gegenwärtig gültige) Berfaffung vom Jahre 1818.37) Wir haben 
gezeigt, Daß Maximilian Joſeph bei feiner Thronbefleigung bie alte Verfaſſung auddrücklich 


33) Der geiftvolle Ritter v. Lang, in feinen , Memoiren”, II, 203—216. 
34) Ein Votant, der erfahren, daß feine Abfimmung den Anflchten von Montgelas entgegen fei, lieh 
in Der naͤchſten Sigung fein Ja im Protokoll in Hein verwandeln, und fogleich folgten brei nder 
vier Andere feinem Beifpiele. 

35) „Geht das mei Hofmark Aicyan au an?" fragte ber aus dem Schlafe gewedkte Graf Preiffing. 
Auf die bejahende Antwort folgte bie kurze Erklärung: „Na, no thu vs net.” Dom Secretär ni 
ven Mosiven befragt, erfolgte die Infonifche Antwort: Herr Secretär, fchreibe Sia, der Proa 
ihnat’6 Halt net!‘ (Lang.) 

36) Lang, a.a.D. ©. 208. - 

37) Unter den Schriften über die Verſaſſung von 1818 iſt zu erwähnen: Lerchenfelb, „Geſchichte 
Baierns unter Marimilian L Joſeph. Mit befonderer Beziehung auf die Eutflehung der Verfaſſungs⸗ 
urtunde‘‘ (Berlin 1854). | 
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und förmlich anerkannte und gewiſſenhaft zu beobachten feierlich gelobte, daß er dieſelbe aber 
deſſenungeachtet nicht vollzog, ſondern fle vielmehr bald förmlich aufhob. Wir Haben ferner ge⸗ 
fehen, daß er flatt deren (1808) eine neue Gonftitution proclamirte, welche jedoch ebenfo wenig 
ind Leben trat ald der Verfaffungsentmurf von 1814. Wir haben endlich gefehen, daß die 
bairifche Regierung zur Zeit des Wiener Congreſſes nur darım der Beflimmung bes Art. 13 
der Bundesacte (durch welchen alle deutfchen Staaten zur Einführung landſtändiſcher Verfaf- 
fungen verpflichtet find) anfangs entgegen trat, weil Marimilian Iofeph aus eigenem Antriebe, 
ohne ſolche äußere Verpflichtung, eine Gonflitution erlaflen wolle, übrigens felbft wieber eine 
umfomehr verpflichtende Erklärung, als die Bundesacte felbfi und fomit au ihr Art. 13 
unterm 18. Juni 1816 vom Könige angenonmen und proclamirt worden war. 

Deſſenungeachtet erfchten die neue Verfaſſungsurkunde noch längere Zeit nit. Die Vers 
pflihtung zu ihrer Erlaffung lag freilich Flar genug vor. Es brängte ein weiterer Grund: bie 
Finanzen des Staats befanden fi in zerrütteten Berhältniffen. Ungeachtet des Friedens und 
ungeachtet der unbebingten und unverringerten Forterhebung afler während des Kriegs ein: 
geführten Auflagen reichten die Einfünfte entſchieden nicht aus zur Deckung der Bedürfniſſe. 
Diefer Umftand brachte bier die nämlihen Wirkungen hervor, die er fhon mehrmals ander: 
waͤrts veranlaßt hatte, er wirkte wenigftend mit zur Erlaffung der Verfaſſungsurkunde, welche 
denn unterm 26. Mai 1818 proclamirt wurde. (Sie war das Werk siner Commiſſton, melde 
aus dem Marfhall Wrede, den fünf Staatsminiftern, ven fünf Generalbirectoren der Mini⸗ 
fterien und dem Präfinenten des Staatsraths gebildet war). In der Einleitung fagt der König: 

„Freiheit ver Gewiſſen und gewilfenhafte Scheidung und Schägung Deflen, was des Staats 
und der Kirche iſt; Freiheit ver Meinungen, mit gefeglichen Beſchränkungen gegen ben M's⸗ 
brauch; gleiches Recht ver Eingeborenen zu allen Graben des Staatsbienfled und zu allen Be- 
zeichnungen des Verdienſtes; gleiche Berufung zur Pfliht und zur Ehre der Waffen, Gleich⸗ 
heit der Gefege und vor dem Gefege; Unparteilichkeit und Unaufhaltbarfeit der Rechtspflege; 
Gleichheit der Belegung und der Pflichtigkeit ihrer Leiftung ; Orbnung durch alle Theile des 
Staatshaushalts, rechtlicher Schuß des Staatscredits und geficherte Verwendung ber dafür be⸗ 
flinnmten Mittel; Wiederbelebung ver Gemeindekoͤrper durch vie Wiebergabe ver Verwaltung 
ber ihr Wohl zunächſt berührenven Angelegenheiten; eine Standſchaft, hervorgehend aus allen 
Glaffen der im Staate anfäffigen Staatsbürger, mit den echten des Beiraths, der Zuſtim⸗ 
mung, der Willigung, der Wünſche und der Beichmwerbeführung wegen verlegter verfaflungs= 
mäßiger Rechte, berufen, um in öffentlichen Berfammlungen die Weishelt der Berathung zu 
verflärken, ohne bie Kraft der Regierung zu ſchwächen; endlich eine Gewährleiftung ber Ver⸗ 
faffung, fihernd gegen willfürlichen Wechfel, aber nicht hindernd das Fortſchreiten zum Befſern 
nach geprüften Erfahrungen: Baiern! dies find bie Grundzüge der aus Unſerm freien Ents 
ſchluſſe euch gegebenen Verfaſſung; fehet darin vie Grundfätze eines Königs, welcher das Glück 
feines Herzens und den Ruhm feines. Thrond nur von dem Glücke ded Vaterlandes und von 
der Liebe feines Volke enipfangen will!” 

Die Verfafſungsurkunde felbft ift in zehn Titel abgetheilt. 

„ziel I. Allgemeine Beflimmungen.” Nach $. 1 iſt dad Königreih in der Geſammt⸗ 
vereinigung aller ältern und neuern ©ebietötheile ein „ſouveräner monarchiſcher Staat nad 
ben Beſtimmungen der Berfaflungsurfunde”. 5.2 fegt feſt: „Für pas ganze Königreich befteht 
eine allgemeine, in zwei Kammern abgetheilte Ständeverſammlung.“ 

„Titel II. Don dem Könige und der Thronfolge, dann ber Neihöverwefung.” 6. 1 _ 
lautet: ‚Der König ifl das Oberhaupt des Staats, vereinigt in ſich alle Icechte der Staatsge⸗ 
walt und übt fie unter ben von ihm gegebenen, in ver Verfaſſungsurkunde feftgefeuten Beſtim⸗ 
mungen aus. Seine Perfon ift Heilig und unverleglih.” Zufolge 6.5 geht „nach gänzlicher 
Erloͤſchung des Mannsſtamms“ und bei dem Richtvorhandenjein einer Erbverbrüberung Die 
Thronfolge aud) auf die weibliche Linie über. 

„Titel III. Bon dem Staatögute.” F. 1. Der ganze Umfang bes Königreichs bildet „eine 
einzige untheilbare, unveräußerlihe Gefammtmaffe.” — „Auch alle neuen Erwerbungen aus 
Privattiteln an unbeweglihen Gütern, fie mögen in der Haupt: oder Nebenlinie geſchehen, 


wenn der erfte Erwerber während feines Lebens nicht darüber verfügt hat, kommen in den Erb⸗ 


gang des Mannsſtamms.“ — 

„Titel IV. Von allgemeinen Rechten und Pflichten.“ — „F. 4. Jeder Baier ohne Unter⸗ 
ſchied kann zu allen Civil-, Militär- und Kirchenäͤmtern over Pfründen gelangen. 6.5. In 
dem Umfange des Reichs kann Feine Reibeigenfchaft befteben. 6.6. Alle ungemeflenen Frohnen 
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ſollen in gemeflene umgeändert werben und auch diefe ablss6bar fein. 6. 7. Der Staat ger 

währt jedem Einwohner Sicherheit feiner Berfon, feines Eigenthums und feiner Rechte. Nie⸗ 

mand darf feinem orventlichen Richter entzogen werben. Niemand darf verfolgt over verhaftet 

werben, als in den Durch die Geſetze beftimmten Hallen und in der gefeglichen Korn. Niemand 
berf gezwungen werden, fein Privateigenthum, felbft für öffentliche Zivedle, abzutreten, ald nad 
einer formlichen Enticheivung des verfanmelten Staatsrath3 und nad vorgängiger Entſchä⸗ 
bigung. F. 8. Jedem Einwohner ded Reichs wird vollkommene Gewiſſensfreiheit gefichert; bie 
einfahe Hausandacht darf naher Niemandem, zu welcher Religion er ſich befennen mag, unter: 
fagt werden. Die in dem Königreiche beftehenven drei hriftlichen Kirchengefellfchaften genießen 
gleihe bürgerlide und politifhe Rechte. Die nichtchriſtlichen Slaubensgenofien haben zwar _ 
vollfommene Gewiffensfreiheit, fie erhalten aber an ven ſtaatsbürgerlichen Rechten nur in dem 
Maße einen Antheil, wie ihnen derſelbe in den organifchen Edicten über ihre Aufnahme in bie 
Staatsgefellſchaft zugejichert ift. F. 10. Die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels iſt nach 
ben Beflimmungen des hierüber erlaifenen befondern Edicts gejichert. F. 41. Alle Baiern ba- 
ben gleiche Prlichtigkeit zu dem Kriegsdienſte und zur Landwehr. 6. 12. Die Theilnahme an- - 
den Staatälaften ift für alle Einwohner allgemein, ohne Ausnahme irgend eines Standes und 
ohne Rückſicht auf vormals beftandene beſondere Befreiungen.‘ 

„zitel V. Bon befondern Rechten und Vorzügen.” Nah $. 1 find die Kronämter, die 
oberfien Würden des Reichs, theild erblich, theild auf Lebenszeit verliehen. F. 2 und 3 
fidern den frühern reichsunmittelbaren Höhern Adeligen Vorrechte zu, die in befondern Edieten 
näher bezeichnet find. 6. A garantirt dem gefammten übrigen Abel: 1) ausſchließend das 
Recht einer gutöherrlichen Gerichtsbarkeit ; 2) jenes der Errichtung von Familienfideicommiſſen; 
3) einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichtsſtand; A) das Recht ver Siegelmäßigfeit; 
5) die Auszeichnung, daß die Söhne der Adeligen ala Cadetten in das Milltär eintreten. Zu- 
folge 6. 6 genießen auch die Geiftlichen jenen befreiten Gerihtäftand ; ebenfo die Gollegialräthe 
und höhern Beamten, denen aud die Siegelmäßigfeit und bie oben erwähnte Auszeichnung bei 
der Conſcription zufteht. 

„Titel VI. Bon der Ständeverfammlung.” Nah 6. 1 beftehen zwei Kammern. Zufolge 
$.2 ift Die der Reichsräthe gebilvet aus: 4) den volljährigen Prinzen; 2) ven Krofibeamten ; 
5) den beiden Erzbifchöfen; A) den Häuptern der ehemals reihäftändifchen Familien, folange 
fie ih im Befige der betreffenden Herrſchaften befinden; . 5) einem vom König ernannten Bi⸗ 
Ihofe und dem Präfidenten des proteftantifchen Oberconfiftoriums; 6) „denjenigen Perfonen, 
welche der König entweder wegen ausgezeichneter, dem Staate geleifteter Dienfte, oder wegen 
ihrer Geburt, ober ihres Vermögens zu Mitgliedern entweder erblic ober lebenslänglich er- 
nennt“. Zufolge $. 3 wird das Recht der Vererbung nur adeligen Outsbeſitzern verliehen, und 
zwar nur ſolchen, deren Maforatsgüter an Grund- und Dominicalfteuern in simplo minde⸗ 
ſtens 300 Son. entriten. Mit diefen Gütern geht die Würde für die betreffenden Famllien 
verloren. 6.4. Die Zahl der Iebenslänglichen Reichsräthe kann den dritten Theil ver erblichen 
nit überfleigen. 6.6. Zur Eröffnung der Reichsrathskammer ift die Anmwefenheit von minde- 
ſtens der Hälfte ver Mitglieber erfoberlih. — Bel der zweiten Kammer kommt, nad) 6. 8, je ein 
Abgeordneter auf 7000 Familien. Zufolge 6. 9 trifft Hiervon auf die einzelnen Claſſen ober 
Stände: ber Adeligen Y,, der fatholifchen und proteftantifchen Geiſtlichen 4/,, der Stäbte und 
Märkte %/,, der Landeigenthümer ohne gutäherrliche Gerichtsbarkeit Y/, und außerdem auf jede 
der drei Univerfitäten ein Abgeordneter. F. 11. Die Wahl findet nad Regierungsbezirken 
(Kreifen) ftatt und ift ($. 15) auf ſechs Jahre gültig, die Kammerauflöfung ausgenommen. 
6.17. Die Bertretang durch Bevollmächtigte ift für beide Kammern unterfagt. 6. 418. Die 
Anträge über Staatsauflagen geſchehen zuerſt in der Abgeordnetenkammer, bei allen übrigen 
Gegenſtänden findet kein desfallſiger Unterſchied flatt. 

„Titel VO. Bon dem Wirkungskreiſe der Ständeverſammlung.“ Nach $. 1 Finnen beide 
Kammern nur über folde Gegenftände in Berathung treten, die ihrem Wirkungstreife fpeciell 
zugewiefen find. „F. 2. Ohne den Beirath und die Zuflimmung der Stände des Königreichs 
kann Fein allgemeines neues Geſetz, welches bie Freiheit der Perſonen over das Gigenthum der 
Staatsangehörigen betrifft, erlaſſen, noch ein ſchon beſtehendes abgeändert, authentiſch erläutert 
ober aufgehoben werben. 6.3. Der König erholt vie Zuflimmung der Stände zur Erhebung 
aller directen Steuern, ſowie zur Erhebung neuer indirerter Auflagen , ober zu der Erhöhung 
oder Veränderung ber beſtehenden. 6.4. Den Ständen wird daher nad ihrer Eröffnung die 
genaue Überficht des Staatsbedürfniſſes, forwie der gefammten Staatseinnahmen (Budget) vor- 
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gelegt werden, welche dieſelbe durch einen Ausſchuß prüfen und ſodann über die zu erhebenden 
Steuern in Berathung treten. F. 5. Die zur Deckung ber ordentlichen beſtändigen uub be⸗ 
ſtimmt vorherzuſehenden Staatsausgaben, mit Einſchluß des nothwendigen Reſervefonds, ex= 
foderlichen directen Steuern werben jedesmal auf ſechs Jahre bewilligt. $.9. Die Stände koöͤn⸗ 
nen die Bewilligung ver Steuern mit feiner Bedingung verbinden. $. 10. Den Ständen 
des Reichö wird bei einer jeden Verfammlung eine genaue Nachweiſung über Die Verwendung 
der Staatdeinnahmen vorgelegt werben. F. 11. Die gefammte Staatsjhuld wirh unter Die Ge⸗ 
währleiftung der Stände geftellt. Zu jeder neuen Staatsſchuld, wodurch die zur Zeit beſtehende 
Schuldenmaſſe im Eapitalbetrage ober ver jährlichen Berzinfung vergrößert wird, ift die Zus 
flimmung der Gtaͤnde des Reichs erfoderlich. 6.17. Die Stände haben das Recht der Zuflim- 
mung zur Veräußerung ober Verwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer Subſtanz für anz 
dere als ihre urfprünglichen Zwecke. 6. 18. Ebenfo ift ihre Zuftinnmung zu Verleihung von 
Staatöpomänen over Staatörenten zu Belohnung großer und beftinmter, dem Staate geleifteter 
Dienfte erfoderlich. F. 19. Die Stände haben pas Recht, in Beziehung auf alle zu ihrem Wir: 
kungskreiſe gehörigen Gegenftände dem Könige ihre gemeinfamen Wünſche und Anträge in der 
geeigneten Form vorzubringen. 6.20. Jever einzelne Abgeoronete hat das Recht, in biefer Be⸗ 
ziehung feine Wünſche und Anträge in feiner Kammer vorzubringen, welche darüber, ob bie: 
felben in nähere Überlegung gezogen werben follen, durch Mehrheit der Stimmen erfennt und 
fie im bejahenden Falle an den betreffenden Ausfhuß zur Prüfung und Würdigung bringt. 
Die von einer Kammer über ſolche Anträge gefaßten Beichlüffe müflen ver andern Kanımer mit- 
getheilt und können erſt nach deren erfolgter Beiftimmung dem Könige vorgelegt werben. $. 21. 
Jeder einzelne Staatöbürger, ſowie jeve Gemeinde kann Beſchwerden über Verlegung der con⸗ 
Ritutionellen Rechte an die Ständeverfamminng, und zwar an jede der beiden Kammern bringen, 
welche fie duch den hierüber beſtehenden Ausſchuß prüft und, findet diefer fie Dazu geeignet, in 
Berathung nimmt. Erkennt vie Kammer duch Stimmenmehrheit die Beſchwerde für gegrün- 
vet, fo theilt fie ihren diesfalls an ven König zu erflattenden Antrag der andern Kammer mit, 
welder, wenn dieſe vemfelben beiflimmt, in einer gemeinfamen Vorftellung dem Könige über: 
geben wird. 6.22. Der König wird wenigftend alle drei Jahre die Stände zufammenberufen. 
Die Sigungen einer folden Verſammlung bürfen in der Regel nicht länger ald zwei Monate 
dauern, und bie Stände find verbunden, in ihren Sigungen bie von bem Könige an fie ge: 
brachten Gegenſtände vor allen übrigen in Berathung zu nehmen. 6.25. Dem Könige ſteht 
jederzeit dad Necht zu, die Sigungen der Stände zu verlängern, fie zu vertagen, ober die ganze 
Verſammlung aufzuldjen. In dem legten Falle muß wenigſtens binnen drei Monaten eine neue 
Wahl ver Kammer der Abgeorhneten vorgenonmen werben. 6. 24. Die Staatsminifter Eön- 
nen den Sigungen ber beiden Kammern beimohnen, wenn fie auch nicht Mitglieder derſelben 
find. 6.26. Kein Mitglieb der Ständeverfammlung kann während der Dauer ver Sigungen 
ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu Verbaft gebracht werben, ven all der Ergrei⸗ 
fung auf frifcher That bei begangenem Verbrechen auögenommen. 6.27. Kein Mitglied der 
Ständeverſammlung kann für die Stimme, welche ed in feiner Kammer geführt hat, anders als 
infolge der Geſchäftsordnung durch die Kammer ſelbſt zur Rebe geftellt werben. 6.28. Ein 
Gegenſtand, über weldyen bie beiden Kammern ſich nicht vereinigen, kann in berjelben Sigung 
nicht wieder zur Berathung gebracht werben.” - 

„Titel IX. Bon der Militärverfaſſung.“ YZufolge 6. 1 —5 iſt jeder Baier verpflichtet, 
zur Vertheidigung des Baterlanded mitzuwirken; doch iſt Der geiftlihe Stanb von Tragung 
der Waffen befreit. Die ſtehende Armee wird durch die Conſcription ergänzt. Die Lanbwehr 
darf nur Innerhalb der Grenzen bed Reichs verwendet werben. „In Friedenszeiten wirkt fie zur 
Erhaltung der innen Sicherheit mit, inſofern es erfoberlich ift und die Dazu beſtimmten Truppen 
nicht hinreichen.“ F. 6. Die Armee handelt gegen den äußern Feind und im Innern nur dann, 
wenn die Militaͤrmacht von der competenten Civilbehoͤrde förmlich dazu aufgefobert wid. 6.7. . 
Die Militärperfonen ſtehen in Dienſtſachen, dann wegen Verbrechen oder Dergehen unter wer 
ae aiebartek, in Real: und gemiſchten Rechtsſachen aber unter ben bürgerlichen 

erichten. | 

„Titel J. Bon der Gewähr ver Verfafſung.“ — „F. 1. Bei dem Regierungsantritte ſchwöͤrt 
ber König in einer feierlichen Verfammlung ber Staatsminiſter, ver Mitglieder des Staats raths 
und einer Deputation der Stände, wenn fie zu der Zeit verſammelt find, folgenden Eid: Ich 
ſchwoͤre nad) der Berfaflung und den Befegen des Reichs zu regieren, fo wahr mir Gott beife | 
und fein heiliges Evangelium!” 5.2. Ebenfo hat ver Reichsverweſer einen Eid zu leiten, und 
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ua wie ſammtlichen Brinzen ſchwoͤren nad erlangter Boltjährigkeit auf bie genaue Veobach⸗ 
tung ber Berfaffung. 6.3. Ale Staatsbürger werden bei ihrer Anſäſſigmachung auf die Vers 
faffung beeidigt. „F. A. Die königlihen Staatöminifter und fämmtliche Staatsdiener find für 
Ye genaue Befolgung ver Verfaflung verantwortli. $.5. Die Stände haben das echt, Be: 
ſtzwerden über bie durch die koͤniglichen Staatsminifterien oder andere Stantöbehörben geſche⸗ 
fene Berlegung der Verfaſſung in einem gemeinfamen Antrag an ven König zu bringen, welcher 
denſelben auf der Stelle abhelfen oder, wenn ein Zweifel dabei obwalten follte, fie näher nach 
ber Natur des Begenflandes durch ben Staatsrath oder die oberfte Juſtizſtelle unterfuchen und 

darüber entfcheiden laflen wird. 6.6. Finden fi die Stände durch ihre Pflichten aufgefobert, 
gegen einen höhern Staatsbeamten wegen vorfäglicher Verlegung ber Staatöygerfaffung eine 
förmlihe Anklage zu flellen, fo find die Anklagepunfte beftimmt zu bezeichnen und in jeder Kanız 
mer durch einen befondern Ausfhuß zu prüfen. Vereinigen fi beide Kammern bierauf in 
ihren Beſchlüfſen über die Anklage, fo bringen fie diefelbe mit ihren Belegen in vorgefchriebener 
Borm an den König. Diefer wird fle ſodann der oberften Juftizftelle, in welcher, in Falle der 
nothwendigen ober freiwilligen Berufung, aud die zweite Inflanz durch Anordnung eines ans 
dern Senats gebildet wird, zur Entſcheidung übergeben und die Stände von dem gefällten 
Urtheile in Kenntniß fegen. 6.7. Abändverungen in den Beftimmungen der Verfaffungsur- 
Funde oder Zufähe zu derfelben können ohne Zuftimmung der Stände nicht geſchehen. Die Bor: 
ſchläge Hierzu geben allein vom Könige aus, und nur wenn berfelbe fie an die Stände gebracht 
bat, dürfen diefe darüber berathichlagen. Zu einem gültigen Befchluffe in dieſer höchſt wichtigen 
Angelegenheit wire wenigftend die Gegenwart von drei Biertheilen ber bei der Verſammlung 
en Mitglleder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei Drittheilen der Stimmen 
dert.’ 

Als integrivender Beſtandtheil der Verfaſſungsurkunde find die biefelbe ergänzenden und 
als, Beilagen“ bezeichneten Epicte erklärt. 

Vi Beurtheilung der bairifhen Berfaffung. In eben ber Weile, wie die alte 
Berfaffung aufgehoben und jene von 1808 proclamirt worden war, wurde auch die von 4818 
eingeführt. Das Eine fo wenig als das Andere fand in der alten verfaflungsmäßigen Art flat 
Alles geſchah vielmehr blos aus Fönigliher Machtvollfommenheit. Und doch wäre. ed gewi 
zweckmäßiger und beffer gewefen, ein Berfaflungswerk unter Mitwirkung des Volkes jelbft zu 
Stande zu bringen, als dieſem daſſelbe in Form eines Dictates der Gewalt hinzugeben. Indem 
wir biefe Hiftorifche Thatfache einfach erwähnen, müflen wir jedoch des weitern Factums glei: 
falls gedenken, daß das deutfche Volk damals in feiner unenplich überwiegenden Mehrheit ich 
babei ziemlich befriedigt gab, wenn es nur überhaupt hieß, es habe eine Gonftitution erhalten. 
Deren relativen Werth wußten verhältnigmäßig nicht Viele richtig zu beurtheilen und zu würs 
bigen. Wie dem ſei, fo hat die bairifche Verfaflung, neben den durch das Beben der Conſtitu⸗ 
tion Befriebigten, wenn auch nicht viele, noch fehr ſcharfe Kritiker gefunden. 

Die innere Berehtigung zur Aufhebung der alten Berfaflung lag zunächſt nur barin, daß 
diefelbe Deshalb nicht mehr zeitgemäß war, weil fie Durch provinzielle Abfonderungen und Tren⸗ 
nungen dem nothwendig zur Geltung gelangten Grundſatze der Cinheit des Staats hinderlich 
war, noch weit mehr aber, weil jene alte Verfaſſung blos folchen einzelnen Ständen eine Ver⸗ 
tretung gewährte, welche im Mittelalter gleichfam den ganzen Staat ausmachten, während ſich 
in ver Neuzeit andere Stände neben ihnen und ſelbſt über fie erhoben und überhauptder Grund⸗ 
fa der rechtlichen Gleichheit aller Staatsbürger dermalen dad Fundament des Staats bilden 
muß. Diefe beiden tief eingreifenden Misflände waren durch die Gonftitution von 1808 glück⸗ 
lich befettigt worden. Die Aufgabe wäre daher im Jahre 1818 einfach vie geweſen, ihre Män- 
gel zu entfernen, jene einſtigen Grundlagen der Berfaffung aber forgfam aufrecht zu erhalten. 

Indeſſen entnehmen wir aus einem größern Bortrage, ben ver bairiſche Staatsminiſter des 
Innern in der Sitzung der Abgeordnetenkammer am 24. Febr. 1840 hielt (f. Nepräfentatives, 
eonftitutionelles und Iandftändifhes Syſtem), daß es nicht jene wirklihen Dlängel in ber 
Gonftitution von 1808 gemwefen feien, welche deren mwefentlichfte Umgeſtaltung veranlapten, 
fondern daß ein Hauptſtein des Anſtoßes darin gelegen habe, daß fie eine wahre Nepräfentativ- 
verfaffung gewährte, welche alle Bürger umfaßte, ohne Rüdfihten auf Stände und Gorporatio: 

nen. &8 tauchte damals eine neue Täufchung auf, daß man den Ausbrüden vepräfentative 

und Innpftänvifche Berfaffungen ganz verſchiedene, ſich geradezu widerſtrebende Begriffe unter: 

Rellte. Darum ward denn auf einmal wieder, wenigftend theilweiſe, der Claſſen- und gleichſam 
Staata⸗ Lexiton. I. 14 
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Kaſtenunterſchied hervorgeſucht, um eine Grundlage der neuen Verfafſung abzugeben, wie er 
bie der alten nicht in ber älteften Zeit, wol aber feit dem Ende des Mittelalters allerdings ge⸗ 
bildet hatte. 

Nachdem man nun aber ven Boden des Hiftorifchen Rechts als den vermeintlich beften 
ausgewählt, Hätte man wenigftens diefem treu bleiben follen. Auch folches geſchah nit. Ohne 
Gonfequenz , gleihfam principienlos, fhmanften die Verfaſſer der bairifchen Gonftitution bei 
jeder einzelnen Frage umher. So war ed nach dem Hiftorifchen Rechte inconfequent und un= 
logiſch, zwei Kammern zu bilden; der gefchichtlichen Grundlage zufolge mußte man entweder 
jeden Stand für ſich vereinzelt berathen laſſen, fofern es ſich nämlich um fpecielle Standes⸗ 
interefien handelte, oder alle Stände unbedingt zu einer Verfammlung vereinigt, nämli in 
fämmtlichen allgemeinen Dingen. Man hätte alfo entweder nur eine einzige, ober ebenfo viele 
in fi abgefchloffene Kammern ald einzelne Stände befommen, wobei aber nun und nimmer: 
mehr ein Stand auch in ver Berfammlung des andern Standes hätte Zutritt erlangen bürfen. 
Das Zweikammerſyſtem iſt eine neue Erfindung. Rein unlogif war es daher und gegen die 
Foderungen des hiftorifchen wie des vernünftigen Rechts gleich ſtark verſtoßend, daß man bie 
eine Kammer (jene ver Reichsräthe) ausfchließlih aus Adel und Geiſtlichkeit bildete und in ver 
andern (der der Abgeordneten) nochmals dem Adel und ver Geiſtlichkeit eine eigenthümliche 
Standesvertretung gewährte. 

Der gleiche Vorwurf trifft die Beſtimmung, daß vier oder fünf Stände vertreten fein foll- 
ten. Das hiftorifche Recht erfannte deren nur drei an, das Vernunftrecht vermwirft bie National⸗ 
vertreter nad) Ständen, indem ed alle Bürger als gleichbereihtigt betraghtet; wenn man aber 


. einmal auf einen Glaffenunterfchteb eingehen will, fo find es meit mehr ald vier bis fünf Stände, 


bie der Staat umfaßt und denen er die Gewährung einer Vertretung fehulbig if. 

Nachdem man nun einmal den Boden des hiftorifhen Rechts förmlich zur Grundlage ber 
neuen Verfaſſung beftimmt hatte, mußte man vor allem Andern und am unbeftreitbarften den 
Ständen diejenigen Rechte und Befugnifle zurückgeben, welche das Fundament ihrer gefammten 
Wirkſamkeit ihre ganze Geſchichte hindurch bildeten. Wenn wir auch nicht reden wollen von 
ber förmlihen Wiebereinräumung des (hiſtoriſch unerfhütterlich feſtgeftandenen) Rechts der 
Verbindung und Verſchwoͤrung gegen jegliche Verlegung ver garantirten Rechte von Seiten bed 
Fürften, wenn wir ferner ebenfo abfehen wollen von dem (gleich feftgeftannenen) Rechte ber 
Abſetzung eines verfaſſungsbrüchigen Fürften, von dem Rechte „fich an einen andern zu halten”, 
von jenem des bewaffneten Widerſtandes, wenn wir ganz abfehen wollen von allem Diefem, 
obſchon, fobald man einmal das biftorifche Recht (im Gegenfage zum Vernunftrechte) haben 
wollte, man ſich vaffelbe auch in feiner ganzen Ausdehnung und mit allen Eonfequenzen gefal- 
Ien laſſen nıußte, da e8 ſich nicht in beliebiger Weile durchſchneiden und halbiren läßt; wenn 
wir alfo ganz davon hinwegblicken, fo bleibt doch noch immer jenes Recht, ohne welches fogar 
nad) der Anſchauungsweiſe und dem Audbrude des fo entſchieden monarchiſch gefinnten Rud⸗ 
hart „die ganze Landſchaft zu einem leeren Spielmerke herabſinkt“, das unbeningte und unbe- 
ſchränkte Recht der Steuerverweigerung und das innig bamit verbundene, die Bewilligung ber 
Steuern an jede beliebige Bedingung zu knüpfen. Allein auch diefe Rechte wurben ber Volks⸗ 
vertretung gar nicht over nur theilweiſe zugeſtanden. 9°) 

Seitherige Abänderungen der Verfaſſungsurkunde. Die Verfaffungsur: 


38) Wir unterlaffen es, in eine umfaflende Kritik ver Einzelbeflimmungen ber bairifchen Berfaffungs: 
urfunde einzugehen. Giner der wichtigften frühern Befchwerbepunfte, die Wahl der Abgeordneten nad 
Ständen, ift befeitigt. Auch follte die Reichsrathstammer nach dem Jahre 1848 eine Umänderung er: 
fahren, allein thatfächlich ift diefe nicht erfolgt. Wir bemerken nur noch, daß außerdem befonders fol- 

ende Punkte als Misftände angefehen werben: I) die langen fechsjährigen Finanzperioden; 2) die Bes 
* ‚ daß bie Regierung zur Forterhebung aller indirecten Steuern, ſofern fie nur feine Anderung 
n benfelben vornehmen will, niemals einer Zuflimmung bes Landtags bebarf; eine Einrichtung, welche 
ſchon dem alten bairifchen Derfaffungswefen derart verberblich wurde, daß Rudhart (, Gefchichte ber 
Landſtände“, II, 164) alfo ſchon vor der Zeit bes Erfcheinens der Gonftitution von 1818 bie 
Worte niederfchrieb und näher begründete: „Es ift befier, eine Bolfgvertretung ganz ohne alles Steuer 
bewilligungsrecht, als eine, welcher nur die Bewilligung der directen, nicht aber ber indirecten Huflagı 
zuſteht“; in Wirklichkeit lag unter Anderm Jahrzehnde lang darin der Grund, daß ber Landtag, felbft 
bei den blühenbflen Finanzverhaͤltniſſen, die Abſchaffung des Lotto zu erwirken außer Stande war; 
3) die Beſchraͤnkung der Religionsfreiheit, indem nicht (mie ſelbſt die Deutſche Bundesacte beſtimmt) 
alle chriftlichen Confeſſionen, ſondern nur einzelne beſtimmt bezeichnete Kirchen (Katholiken und Prote⸗ 
ſtanten, nachträglich auch Griechen) als gleichberechtigt erklaͤrt find. 


⸗ 
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Lande erfuhr zu verſchiedenen Zeiten Modificatlonen, politiſch wichtige zunaͤchſt nur im Jahre 
4848. Die bebeutendften verfelben find folgende: 

1) Das Geſetz, die ftändifche Initiative betreffend, vom A. Juni 1848. Während bie 
ariprungliche Beftimmung der Berfaflung ven Kammern das Initiativrecht eigentlich ganz ver⸗ 
fagte , warb ihnen dafjelbe nunmehr in Beziehung auf gewöhnliche Geſetze zugeflanden. Hin⸗ 
fihtlih der Verfaſſungsabänderungen aber blieb daſſelbe verweigert, was die Titel J, II, III, V,IX 
und X, 6.7 betrifft. Was ſodann die übrigen Theile ver Gonftitution anbelangt, fo erfolgte 
bie Einräumung der Initiative nur unter folgenden Beihränfungen: Jever desfallfige Antrag 

muß fogleich mindeſtens von der Hälfte der Mitglieder ver betreffenden Kammer unterftügt 
werben; dann breimalige Berathung (in jeder Kammer) in achttägigen Zwifchenräumen, wobei 
jedesmal drei Biertheile ver KRammermitglieder anmefend fein und von biefen zwei Drittheile dem 
Abänderungsvorfälage zuftimmen müflen. Dann ift dem Könige dad Recht vorbehalten, feine 
Entſchließung ein Jahr lang zu vertagen (d. 5. erfi dann zu erklären, ob er fanctioniren wolle 
oder vom Veto Gebrauch made). In Bezug auf ein durch fländifche Initiative zu Stande gefom- 
mened Gefe darf der Landtag vor Ablauf von 12 Iahren die Initiative nicht wieder üben. 39) 

2) Geſetz, die Wahl der Landtagsabgeorbneten betreffend, vom gleichen Tage. Die 
Berfaffungsurfunde hatte die Volksvertretung in fehr complicirter Weiſe und zwar nad 
Ständen gebildet. Danach follten zur Abgeorpnetenfammer flellen: a) bie adeligen Grund: 
befiger Y/, der Vertreter, b) die Geiftlichkeit 1/, (davon %, die katholifche, Y/, die proteftantifche), 
c) die Staͤdte Y,, d) die nichtabeligen Ranbeigenthümer Y,; auferdeme) jebe ver brei Randes- 
univerfitäten einen Repräfentanten. Der Wahlmodus war in den einzelnen Ständen Außerft 
verſchieden. Das neue Geſetz befeitigte die Wahl nah Ständen völlig. Auf je31,500 Einwoh⸗ 
ner fommf nun ein Abgeordneter, jedoch werden in jenem Kreife nur vier bis ſechs Wahlbezirke 
gebilvet (ſodaß jeder derſelben durchſchnittlich drei bis vier Deputirte zu wählen hat). Die 
Wahl ift eine mittelbare. Wähler ift jeder volljährige Staatsbürger, der eine direrte Steuer 
entrichtet und nicht wegen Verbrechen ober wegen des Vergehens der Fälſchung, ded DBetrugs, 
bed Diebftahls oder der Unterfchlagung verurtheilt worden if. Um Abgeordneter zu werben, 
muß man außerben dad breißigfte Altersjahr erreicht haben. Das Glaubensbekenntniß begrüns 
det feinen Unterſchied. Die Regierung darf den Staatsbeamten den Urlaub nicht verweigern. 
Dagegen muß, wer ein Staatsamt, eine Beförderung oder eine Hofcharge annimmt, ſich einer 
Neuwahl unterziehen. #9) 

3) GEvict über die Freiheit ver Preffe und des Buchhandel, vom nämlihen Datum. Die 
Preſſe fol gegen jede (zumal abminiftrative) Beſchränkung gefhügt fein, ſoweit dieſe nicht in 
den Gefegen ausdrücklich beſtimmt ift. In Preßproceflen, fofern folde Verbrechen oder Bere 
gehen betreffen, entfcheiven Geſchworene; aud die Polizetübertretungen find ven Gerichten zu= 
gewiefen. Polizeilichen Beihlagnahmen muß innerhalb acht Tagen ein firafrechtliches Verfah⸗ 
zen folgen (ſonſt hört die Beihlagnahme auf, gältig zu fein). *) 

4) Cdict, die Aufhebung der flandes- und gutsherrlichen Gerichtobarkeit, dann die Auf: 
hebung, Sirtrung und Ablöfung der Grundlaſten, und 

5) Geſetz, die Ablöfung des Lehnverbandes betreffend, beide gleichfalls vom A. Juni 1848, 

(Näheres hierüber werden wir unten angeben.) 


39) Erläuternd bemerken wir, daß t fachlicn bis jegt nicht nur fein Berfaffungss, ſondern ſelbſt 
nicht ein einziges gewöhnliches Geſetz infolge der Kammerinitiative zu Stande gekommen iſt. Die Re⸗ 
gierung fcheint bie gemachte Conceſſion als zu weit gehend zu betrachten, und fo erlangte ſelbſt ber eins 
ige Geſetzentwurf, über den fich beide Kammern zufo g ihres Initiativrechts einigten, nicht die konig⸗ 
iche Sanction. Es war ein Antrag bes Praͤſidenten Weis, durch ben bie yfähzifihe Strafgefepgebun 
bezüglich beleidigender Außerungen gegen den Monarchen vervollfländigt werben wollte, ſonach an ji 
ein der Reglerung gewiß hoͤchſt genehmer Borfchlag. 

40) Die bebeutendften Ausftellungen an dieſem Geſetze find: 1) daß bie Regierung beliebig bie Wahl⸗ 
bezirke bilden und ändern könne; 2) daß Indirecte Wahlen flattfinden; 3) daß bie Wahlzettel von den , 
Bahlmännern unterfchrieben werben müflen und dann ber Regierung überliefert werben, welche alfo 
Kenutniß von jedem einzelnen Botum erhalte, während bie Abſtimmung nach jeder andern Seite hin 
geheim bleibt; 4) dag mit den Abgeorbneten zugleich Erfabmänner zum voraus a werben müflen. 
Trotz alledem kämpfte die Linfe (bereiflichermeile) fehr für Aufrecpthaltung biefes Geſetes. 

41) Über bie Zulaſſung polizellicher Beichlagnahmen wird befonders geflagt. Wenn eine Zeitung 
fort und fort beſchlagnahmt umd dann immer nach acht Tagen freigegeben werde, fo fei fle zu Grunde 
gerichtet. In der Balz aber bezeichne ber Megierungspräfldent auch noch beliebig bie Sefäworenen, 
was unmdglich befriedigen koͤnne. a 
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6y Geſetz, ven Geſchäͤftsgang des Landtags betreffend, vom 25. Juli 1850, freilich ſchon 
wiedet modificirt durch das Geſetz vom 28. Mai 1852, die Ernennung des erſten Praͤſidenten 
der Kammer der Reichsräthe betreffend. | 

VII. Die Landtage ſeit 1819. Der erfte derſelben wurde am 4. Febr. 1819 eröffnet. 
Schon das allernädhfte Vorkommniß, nämli die Antwortsadreſſe auf die Thronrede, machte 
den fehroffen Begenfag hervortreten, der in beiden Kammern ihrer ganzen Zufammenfegung 
und Bildung nad enthalten ifl. Die Neichöräthe begannen bamit, dem Könige mit Worten, 
welche die Bürger tief verlegen mußten, für die ihnen eingeräumten Privilegien zu danken, 
wobei fie ohne alle Scheu ausſprachen, wie ſich die Reichsrathskammer verpflichtet Halte, dem 
ungeftümen Bordrängen des Demofratismus einen gebührenden Damm entgegenzufehen. 

Begreiflichermeife mußte ein ſolches muthwillig herausfoderndes Auftreten Die Abgeorbneten 
tief verlegen. Der edle Profeffor Behr von Würzburg, längft eine Zierde der deutſchen Hoch⸗ 
ſchulen und, mie dort durch werthvolle wiſſenſchaftliche Leiftungen, fo jegt durch männlichen 
Freimuth und praftifche Gründlichkelt ſich außzeichnend, flellte in der Abgeordnetenkammer einen 
Gegenantrag, um deren Rechte und Würbe zu wahren. Allein fo fehr ih auch die Kammer 
entrüftet zeigte, zu einem fräftigen Schritte war fie nicht zu vermögen; Behr's Antrag ward 
verworfen , man begnügte fi, eine Erklärung im Protokolle nieverzulegen, durch welche man 
fi) gegen jeve Beeinträchtigung der conflitutionellen Befugniffe zu wahren fuchte. 

Das gleiche Schickſal widerfuhr dem Antrage: darauf zu beftehen, daß aud das Militär 
auf die Verfaffung beeidigt werde. Man kann freilich nicht begreifen, aud welchem Grunde fi 
irgend Semand einem folhen Verlangen wiberfegen mag, wenn anderd nicht aus dem, um, . 
wie fich ein hiſtoriſcher Schriftfteller der Neuzeit ausdrückt *?) , „im Nothfall oder wenn man e8 
fonft für bequem Hält, die bewaffnete Macht zur Veränderung oder wol gar zum Umflurz ber 
Berfaffung bereit zu haben”. Und doch iſt gerabe dies bei keiner Conſtitution weniger ald der 
bairifchen denkbar, da fie ja weit mehr die Rechte des Throns, des Adels und der Geiſtlichkeit 
als die des eigentlichen Volkes zum Gegenftande ihrer Garantien gemacht hat. 

Bei der letztgedachten Veranlaffung, fowie überhaupt bei den meiften Vorkommnifſen war 
der Bürgermeifter v. Hornthal aus Bamberg der Hauptführer der Oppofition. Kein Anderer 
konnte fich fo ſchnell als er in das conflitutionelle Wefen finden; und wenn er auch an Gründ⸗ 
lichfelt von Behr noch übertroffen ward, fo fand er ihm wieder voran an Allfeitigkelt. In 
ber gleihen Richtung machten fich noch die beiden Rheinbaiern Kurz und Köfter bemerkbar. 

Obwol die Anfihten Derjenigen, welche vie freiere Meinung vertraten, fo ziemlich in Allem 
verworfen wurden, mad man als eigentlich entſcheidende Kragen betrachtete, fu ſtimmte doch damals 
noch faft Niemand von den Abgeordneten dagegen, als e8 ſich davon handelte, ven Wunſch nad 
Offentüchkeit und Mündlichkeit der Rechtspflege ſammt Schwurgerichten auszuſprechen. 
Anders bei ven Reichsräthen, welche dieſe Anſicht ebenſo einſtimmig verwarfen, als fie von ven 
Abgeordneten (doch auch nur diesmal!) angenommen worden war. Die Kluft zwiſchen bei⸗ 
den Kammern mußte ſich allerdings immer mehr erweitern. 

Der Gegenftand, welder unmittelbar die größte praftifche Wichtigkeit befaß, war der Fi⸗ 
nanzbaushalt. Ungeachtet des mehrjährigen Friedens und ungeachtet alle im Kriege eingeführ⸗ 
ten Steuern ungemindert forterhoben wurden, lag ein fehr bedeutendes Deflcit vor. Die 
Regierung weigerte ſich beharrlih, irgend Rede zu ftehen fiber die biäherige Verwendung 
ber Öffentlichen Mittel, behauptend, erft von jegt an feien die Stände befugt, fi um den Finanz⸗ 
Haushalt zu befümmern. Obſchon man nun große Verſchwendungen, Verſchleuderungen und 
Veruntreuungen vermuthete und unter der Hand davon redete, und obſchon viele Abgeoronete 
nichts fo ſehr anzufpornen im Stande war, als die drohende Ausſicht auf neue Steuern zu ven 
alten, fo ließen fle ſich doch felbft von ben desfallſtgen Foderungen unbebingt abbringen,, indem 
fie ih darauf beſchränkten, auf Erfparungen für die Zukunft hinzuwirken. | 

Nach den Erklärungen und Vorlagen bed Finanzminiſters Lerchenfeld belief fi die Staates 
ſchuld auf 105 Mill. Gldn. Im Budgetentwurf hatte derſelbe die Einnahme zu 30,200,000, die 
Ausgabe zu 30,900,000 Gldn. angefegt, wonach ein jährliches Deficit von (beinahe) 700,000 

Glon. zu beden ſei. | 

Der edle Behr mar Berichterftatter des Finanzausſchuſſes. Er beivied mit unwiderlegbaren 
Grlinden , daß viele Binnahmepoften zu gering angefegt und baf bei ven Ausgaben Erfparuns 
gen ebenſo wol nůtzlich als dringend nothwendig feien. Veſonders wurben biefe beim Militärs 


— — — — — 


43) Burckhardt in ſeiner,Allgemeinen Geſchichte der neueſten Zeit“. 
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etat verlangt, der die bundesmäßigen Beſtimmungen weit überſteige. Die Kammer beſchloß 
dern anfangs in dieſer Beziehung, ftatt der urfprünglich verlangten 8 Mill. nur 6,700,000 Sion, 
ze bewilligen,, mit dem ausdrücklichen Beifage jedoch: „daß, wenn der König beim Gintreten 
dringender Umſtände eine größere Summe verlangen follte, die Stände aldvann ſäumtliche 
Militärpenſionen u. |. w. auf den Giviletat herübernehmen würden.‘ Dann gefland die Kam⸗ 
mer aber eine weit höhere Feſtſetzung zu. Überdies wurden noch für die erften Jahre der (ſechs⸗ 
jährigen) Yinanzperiode bereitd in die Voranfchläge aufgenommene außerorventlihe Mittel 
bewilligt, nämli die Erhebung einer außerorbentlihen Familienſteuer auf drei Jahre und 
die Sröffnung eines Credits bis zu 3 Mill. Gfon. zur Deckung des unvermeiblichen Deflcitö von 
1818 auf 1819. 

Diefe neue Belaftung und alle diefe Bewilligungen ſchienen aber den Reichsräthen noch nicht 
genügend. Sie wollten noch eine weitere Vergrößerung ver Steuern. Zugleich wurde ven 
Abgeordneten ein Schreiben des Königs an den Marfhall Wrede, ald Präfidenten der Reichs⸗ 
räthe, ebenfalls mitgetheilt, in welhem dad Staatsoberhaupt mit großer Empfindlichkeit er= 
flärte: , um fein getreues Heer nicht zu verkürzen, Babe ex fich entichloffen, vom 1. Oct. 1. 3. 
(1819) an monatlih 25,000 Gldn. aus jeiner eigenen Kaffe (die Abgeoroneten hatten Die gefoberte 
Civilliſte von 2,745,000 ton. für den König perfünlih, ungerechnet die Bewilligungen fürdie 
andern Glieder der föniglihen Familie, ohne Widerrede genehmigt) in die Kriegskaſſe zahlen 
zu laſſen; unftreitig dürften darunter viele Dürftige leiden, allein ſolches falle Denen zur Laft, 
welche ihn abhalten wollten, feine äußere Würde zu behaupten und feine Bunvespflichten zu 
erfüllen. * Lind auf viefes Schreiben hin ftellten mehre Abgeordnete geradezu ven Antrag, das 
Einiglihe Opfer dankend zurückzuweiſen und dem Kriegsminiſter 500,000 Glon. weiter zu bes 
willigen! Died fand denn aber doch die Mujorität, im Hinblick auf die drohende Steuervermeb: 
tung, zu ſtark, und die Oppofition erlangte bei der Abftimmung 59 Stimmen gegen 32. Zu: 
leid konnte man nicht verfennen, daß ſich die Öffentliche Meinung fehr entſchieden und 
nachdrücklich für die Anjicht der Majorität ausſprach. Kaum hatte indeſſen jene Abflimmung 
ſtattgefunden, ald unvermeilt, am 22. Juli, vie Kammern geſchloſſen wurden. 

Der bei diefer Gelegenheit verfündigte Landtagsabſchied Tautete äuferft ghäbig für bie 
Reichsräthe, wogegen die Abgeoroneten vielfah mit argem Tadel überfchüttet wurben. Es 
heißt namentlich in dieſem Actenftüce: „Wir können und bei dem Rückblick auf den Gang und 
die Art der in der Kammer der Abgeorbneten gepflogenen Verhandlungen nicht beruhigen, ohne 
einiger in derjelben gefaßter, den Beftimmungen der Verfaflungsurfunde und des Epictd X 
zumiderlaufender Beſchlüſſe zu erwähnen, welden eine nicht zu misfennende, auf pie Erweiterung 
deö durch die Verfaſſungsurkunde bezeichneten ſtändiſchen Wirkungskrelſes gerichtete Abficht 
zu runde liegt. Wir rechnen Hierher: 1) den Beſchluß vom 19. Mai, daß der Ständever⸗ 
ſammlung die Befugniß zuftehe, eine Bitte um Veranlaſſung einer Initiative auf einen Zuſatz 
zur Berfafiung an ins zuftellen.....; 2) den Beihluß vom 16. März über ven Entwurf einer 
Inftruction ver zur Genfur angeftellten Behörben.....; 3) den Beihluß vom 10. Mat wegen 
damald nur ald Ausnahme geftatteter Zulafjung Unferer Staatsminifter zu den geheimen 
Sigungen der Kammer... .; 4) die Beſchlüſſe von 50. Mai und 21. Juni auf die v. Khift- 
lerſche Beichwerbe , wodurch die Kammer der Abgeordneten von Unferm Staatöminifterlum ver 
Juſtiz nicht blos Auffchlüffe und Erläuterungen, fondern Abftelung der nad) ihrem einfeitigen 
Urtheile befundenen Rechtöverlegung verlangte’ u. |. w. Unter Anderm heißt es auch noch: 
„Diefelbe Pflicht veranlaßt Uns, die verfafiungswinrigen Verwahrungen zurüdzumeifen, 
welche ſich einzelne Mitglieder der zweiten Kammer... einzulegen erlaubt und welche fih auf 
eine ungeeignete, aber auch zugleich auf eine an ſich unkräftige Weife in die Sigungsprotofolle 
eingedrungen haben” u. f. w. (Letzteres fcheint fich namentlich auf Verwahrungen zu bezie: 
ben, welche Abgeordnete des Rheinkreiſes [der jegigen Pfalz] dagegen einlegten, daß ınan dieſen 
Kreis mit einem Antheil an der bairifhen Staatsſchuld belafte, während derſelbe feine eigenen 
Schulden allein tragen müffe, mit denen man hier die Gemeinden belaftet Habe, u. dergl. m.). 

Der zweite Landtag ward am 26. Ian. 1822 eröffnet. Er bot noch weniger Erfreuliches 
dar als der erfte. Unter ven einzelnen Abgeorbneten war namentlich der ebenſo gründliche als 
unerfchütterliche Behr ver ſervilen Partei ein Dorn im Auge. Ihn wollte man daher vor Allen 
aus der Kammer verbrängen. Der Umftand, daß er feit der vorigen Berfammlung zum Bür⸗ 
germeifter von Würzburg erwählt worben war, mußte ald Vorwand dazu bienen. Vergebens 
wurbe nachgewiefen, daß er feine Profeflur (auf melde fich feine Erwaͤhlung gründete) durch 
die Annahme der gedachten neuen Stelle weder verwirkt noch dieſelbe niebergelegt habe: bie 
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Kammer beging, wie e8 Graf Benpel-Sternau richtig genannt hat, eine Art Selbftmord, Indem 
fle Behr's Ausſchließung votirte (mit 85 gegen 25 Stimmen). 

Hornthal und die übrigen obengenannten Männer waren e8, die auch auf diefem Landtage 
pie freiere Richtung mit Muth und Talent vertraten. An die Erlangung großer Refultate war 
abernicht zu denken. Was Behr und die übrigen Liberalen vorhergeſagt hatten, zeigte ſich 
durch die That beftätigt, daß nämlich der Ertrag der Staatseinkünfte viel zu niedrig in dem 
Budget angeſetzt worden war. Dies wäre allerdings eine erfreuliche Erſcheinung geweſen, 
wenn nicht gleichzeitig eine enorme überſchreitung der budgetmäßigen Ausgabeanſähe flattge: 
funden hätte. So hatte der Kriegsminifter nicht nur weit mehr gebraudt, ald die Stände be: 
willigt, fondern weit mehr, als vie Regierung felbft gefovert hatte: 25,787,000 Glon. in drei 
Jahren! Es wäre wohl der Fall geweſen, einen ſolchen Minifter in Anklageftand zu verfegen, 
aber dazu hatte die Kammer, wie wir gefehen, im Grunde keine Macht. Das Einzige, was er: 
langt wurde, mar eine Abfchaffung der läftigen Zugviehftener. Da aber nicht auch gleichzeitig 
elae Verminderung der Ausgaben erwirkt ward, fo führte Died eben nur mit dazu, daß man auf 
dem nächſten Landtage die Staatsſchuld um viele Millionen vergrößert fand. 

Die Eröffnung dieſes dritten Landtags gefhah am 2. März 1825. Die neuen Wahlen“ 
hatten andere Männer in die Kammer gebracht, im Allgemeinen aber gewiß Eeine beflern. 
Machte ſich auch ein Graf Benpel- Sternau durch feine edle Freimüthigkeit und ein Rudhart 
durch fein wenngleich immer mindeftend halb ferviled Talent benerkbar, wurden auch viele Kla⸗ 
gen mit ver unmiperlegbaren Kraft der Wahrbeit vorgebracht, fo ſucht man doch vergeblich nad 
irgend einem Reſultate dieſes Landtags, das ihm dauernd ein freundliches Andenken ficerte. 
Der Abfchien erfolgte unterm 17. Sept. 1825. 

Ebenfo wenig erfolgreich war ver am 17. Nov. 1827 eröffnete vierte Landtag. Die Res 
glerung ſelbſt, welche damals eine etmas antiariftofratifche Tendenz zu verfolgen ſchien, hatte 
gegen den Adel ftark zu kämpfen. Beide Kammern erklärten die Beſchwerden einiger Adeligen 
wegen Verlegung verfaflungsmäßiger Rechte (vielmehr Privilegien) für begründet: Außerdem 
fam ein Geſetz Über Einführung von Kreislandräthen zu Stande, an ſich eine mohlthätige, aber 
leider fehr mangelhaft durchgeführte Einrichtung (ſ. Abſchn. VIII); ebenfo wurden Gefege 
über directe Steuern erlaffen, von denen namentlich das über die Häuferfteuer an Unzweckmäßig⸗ 
feit feines Gleichen fucht. Am 18. Aug. 1828 wurde envlich diefe lange und unerquidlide 
Ständeverfammlung gefchloffen. Unter ven nicht zu Stande gefommenen Geſetzen befand fid 
eined über die Gompetenzconflicte, dad wahrhaft dringendes Bedürfniß gewelen wäre, in 
Beziehung auf welches aber im Landtagsabjchiede erklärt if: „Indem die Stände zu dem be= 
treffenden Gefegentivurfe mehre Mopiflcationen vorgefhlagen haben, durch welde dad dem 
Köntge zuftehenve Recht der Bildung der Öffentlichen Stellen und Behörden und der Ernennung 
zu biefen befchränft werben ſoll, find viefelben aus den Grenzen ihres verfaflungsmäßigen Wir- 
kungskreiſes herausgetreten. Da nun der König „in der treuen und feſten Bewahrung der 
Prärogative der Krone eine ebenfo heilige Pflicht als in der gewiflenhaften Aufrehthaltung und 
Beihirmung der Rechte der Stände und der einzelnen Staatögenofjen erkenne‘, fo müffe er 
biefem durch die Kammern mobiflcirten Gefeßentiwurfe (mie einigen andern) bie Sanction ver⸗ 
weigern. Sodann heißt es in Beziehung auf die Anträge der Stände: „Auf jene vor Uns 
gebrachten Anträge und Wünſche ver Kammern, welche Und beſonders angeſprochen haben, er: 
theilen Wir nachſtehende Erklärungen.“ (Folgen dieſe.) 

Die Wirkungen der franzoͤſiſchen Julirevolution machten ſich auch in Baiern fühlbar, und 
ſolches umfomehr,, als die Regierung (das damalige Minifterium Schenk) verfchtenene retro: 
grade Schritte that, welche die Iinzufrievenheit anregen und fleigern mußten. Es geſchah dies 
namentlich durch Erlaffung einer Genfurordonnang, deren Zweck auf pie Beſchränkung der bis 
dahin in Innern Landedangelegenheiten freien Prefle abzielte, und durd die Urlaubsverwei⸗ 
gerung, um ven Eintritt Behr's, v. Hornthal's und einiger andern Liberalen in Die Kammer zu 
verhindern. Freiherr v. Glofen, ver fih auch in dieſem Falle befand, legte feine Stelle als 
Minifterialrath freiwillig nieder, um das ihm geſchaffene Hinderniß zu befeitigen. Unter dieſe en 
Verhaͤltniſſen eröffnete der König am 4. März 1831 den fünften Landtag mit einer Rede, in 
welcher er namentlich die Worte ausfprach: „Ich möchte nicht unumſchränkter Herrfcher fein. “ 

Man hat der Stänveverfammlung von 1831 eine revolutionäre Tendenz unterftellt. Mit 
Unrecht. Nach dem Zeugniffe des mit den damaligen Verhältniffen genau bekannten Dr. Wirth 
befand fih nur ein Mann mit republitanifchen Gefinnungen In der Kammer: e8 war ohne Zwei⸗ 
fel der Advocat Schüler von Zweibrücken, der zwar vortrefflich, aber auch äußerſt felten ſprach 
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und niemals ein Übergewicht in ver Berfammlung erlangen konnte. Auf Seite ver dynaſtiſchen 
Oppoſition traten namentlich Culmann aus Zweibrücken und Seuffert aus Würzburg glänzend 
hervor. Auch v. Cloſen, Schwindl und Rudhart machten fich vielfach bemerkbar, der Letztge⸗ 
nannte jedoch weit meht durch Talent und vielſeitige Sachkenntniß als durch liberale Strebungen. 
Allerdings verfolgte die Kammer im Allgemeinen eine liberalere Richtung, als die legten Land⸗ 

tage gethan hatten; aber vffenbar nur deshalb, weil ſie durch Die Macht der Öffentlichen Meinung 
und durch jene der fih immer mehr felbft emancipirenden Preſſe gehoben, getragen und fort- 
geriffen ward. Die Kanımer mar ed nicht, die den Impuls gab, fondern fle empfing ihn und . 
mußte naturgemäß ver unmiberftehlichen äußern Macht Folge geben. Wie unvollſtändig aber 

ſelbſt dies geſchah, wie fehr fich die ariſtokratiſch⸗ monarchiſche Art der Zufammenfegung ver 

Kammer und überdies der Mangel durchgreifender politifher Bildung bei den Liberalen auch 

jegt noch Eundgab , wird wol vor allem durch den Umſtand beurfunbet, daß fogar dieſe Kammer 

von 1831 das im demokratiſchen Sinn fo hochwichtige Recht kurzweg aufopferte, daß die Rheins 

baiern nach den ihnen verbliebenen franzdfifchen Geſetzen ihre Kriedensrichter duch Vollswahl 

zu ernennen hatten; die Kammer von 1831 ftiimmte mit ungebeuerer Majorität zu, daß die 

Friedensrichterſtellen durch königliche Ernennung befegt würden. 

Die Ohnmacht der Kammer fomol als der Mangel an Intelligenz und Gefchäftslenntmiß in 
derfelben zeigte ſich überdies veutlich genug bei einem Siege, einem Fortſchritt, ven fie erlangt 
zu haben vermeinte. Die Beitimmungen des Ediets über die Ständeverfammlung hatten fi 
vielfach fo hemmend, lähmend und überhaupt unpraftifch erwieſen, daß nicht nur die Abgeord⸗ 
neten,, fondern die Regierung felbft die dringende Nothmenpigkeit einer Abänderung erkannte, 
Aber wie weit vehnte fich dieſe aus, was erlangte man? Daß in jeder Woche ein Tag für Er: 
ledigung der Anträge der Kammermitgliever und der Beſchwerden verwendet werben dürfe, und 
daß die Abſtimmung Öffentlich flattfinde. Dagegen geftand man neuerbings zu, daß die Staats⸗ 
minifter und fonftigen königlichen Commiſſare Immer das legte Wort haben follten (au wenn 
von der Kammer der Schluß der Debatten auögefprochen worben), und daß die Kammern ver: 
pflichtet feten, felbft ihre reglementären Vorſchriften ver Regierung vorzulegen, damit dieſe fich 
überzeugen könne, „daß viefelben nichts enthalten, wodurch eine Beflimmung der Berfafjungs: 
urkunde, ihrer Beilagen und des fraglichen Geſetzes abgeändert over authentifch erläutert würde“. 
Man dachte gar nicht daran, welches Unmündigkeitszeugniß man fi dadurch felbft ausſtellte; 
nod mehr, man ließ auch alle jene fo maßlos fehlerhaften Beſtimmungen des Ediets Über bie. 
Ständeverfammlung durdhaud unberührt, melde von dem Wahlmodus, ja fogar diejenigen, 
welche von ben fo unglücklich eingerichteten Ausfhüflen handeln, obwol die legten mehr ald alles 
Andere ven Befhäftdgang hemmen und lähmen. 

So hat man ed denn auch weit weniger diefer Rammer ald der Macht ver Öffentlichen Mei⸗ 
nung und namentlich der Prefle zu verdanken, daß ver Minifter Schenk von feinem Poften ent- 
fernt ward. Durch dad neue proviſoriſche Minifterium Stürmer wurde den Ständen ber Ent⸗ 
wurf eines Pre: und eined Preßproceßgeſetzes u. ſ. w. vorgelegt, pie im Allgemeinen ver Prefie 
Erleichterungen gewährten, aber allervings nicht allen Anfoberungen entfpraden. Bel Wor⸗ 
lage ver desfallſigen Gefegentwürfe mar ed, dag der Regierungscommiſſar (fpätere Minifter) 
v. Abel die Genfur ald „eine morſche Krücke lahmer Regierungen’ bezeichnete und verdammte 
und der bairifchen Preffe überhaupt die glänzenpfte Zukunft mit ven Worten des Tacitus eroͤff⸗ 
nete: Rara temporum felicitas etc. Beide Kammern konnten fi indeſſen über ven Umfang 
der in diefen Entwürfen vorzunehmenden Diopifleationen nicht einigen. Manche ohnehin woll⸗ 
ten in der Sache nur einen Kunftgriff ver Ariſtokratie erblidlen, vie Deputirten zu befchäftigen 
und zu beſchwichtigen, und glaubten von vornherein nicht an das wirkliche ind Leben Treten eines 
foldyen Preßgeſetzes. Genug, e8 kam nicht zu Stande. 

In verfchievenen Punkten ſchienen indeß die Deputirten anfangs mit großer Schärfe aufs 
zutreten: fle feßten ven Betrag der Givillifte herab, verminderten ven Militäretat und verwei⸗ 
gerten verfhiedenen Ausgaben für ausgeführte Prachtbauten die Anerkennung. In den meiften 
Fällen aber nahmen fie ihre anfänglichen Befchlüffe felbft wieder zurüd, nachdem ſich Die Reichs 
räthe in entgegengefehter Weife erklärt hatten. ALS ver Landtag am 29. Dec. 1851 gefihloffen 
warb, zeigte ſich das Publicum gleichgültig und theilnahmlos, denn feine Erwartungen waren 
nicht befriedigt worden. 

Mit vem Schluffe des Landtags warb auch das vergleichBmweife liberale proviforifhe Mint: 
flerium Stürnter entfernt: flatt feiner entſtand ein neues Cabinet, deſſen hervorragendſte Per⸗ 
ſonlichleit der Fürſt von Öttingen-Wallerflein war. Mag es unmittelbar deſſen felbfleigene® 
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Berk geweſen, over zunächſt von anderer Seite ausgegangen fein, genug, es trat nunmehr 
eine Zeit arger Reaction ein. Allerdings fleigerte fi} jegt noch die Aufregung, und namentlich 
fand das vielbefprochene, feinem Weſen nad) aber faſt bebeutungslofe, jedenfalls von Freund 
und Feind gleich fehr überfchägte Hambacher Beft ſtatt. Es erfolgten nun Beamtenverfegungen 
in Menge , neue Befegungen bei Berichten , politifche Proceſſe und Verhaftungen in gewaltiger 
Ausdehnung und mannichfache und fharfe Maßregeln gegen die Preſſe. Außer ven gewoͤhn⸗ 
lichen hambacher und fonfligen Volksrednern und vielen Journaltſten (unter denen namentlich 
Gifenmann , Widman, Wirth und Siebenpfeiffer) wurde namentlid) auch Behr in eine politiſche 
Unterfudung gezogen und ebenſo wie Bifenmann zur Abbitte vor dem Bilde des Königs und 
einer Zuchthausſtrafe auf unbeflimmte Zeit verurtbeilt. Aber insbeſondere dehnte die Reaction 
ihre Wirkungen au auf ſolche Deputirte aus, welche bei dem lebten Landtage ſich vorzugß: 
weife bemerkbar gemacht hatten. Seuffert wurbe auf einen vergleichsweiſe geringen Poften 
verfegt, v. Cloſen verhaftet und felbft nach feiner Breilaflung in langjähriger Unterſuchung gehal- 
ten, Schüler entzog ſich durch Flucht nach Frankreich ver Verhaftung. 

In der Zeit des ſechsten Landtags, der am 8. März 1854 eröffnet ward, herrſchten 
faft allgemein die Eindrücke der Furcht und des Schredend vor. Obwol bie Abgeordnetenkam⸗ 
mer mit verhältnigmäßig wenigen Ausnahmen aus denfelben Perfonen beſtand wie bie von 
41831 , ſo waltete doch Feine Spur des damaligen Geiſtes mehr ob. Es wurde fogar (was wol 
anderwärts noch nirgend& vorgekommen, ſich Dugegen in Baiern ſeitdem über ein Jahrzehnd lang 
ohne Ausnahme wiederholt hat) einer der Miniſter in die Candidatenliſte ver Abgeordneten für die 
Präjidentenftelle aufgenommen und von ber Regierung ſodann zum Rammerpräfidenten wir: 
II ernannt. Bon Beſchwerden, die Unterflüßung fanden, hörte man nichts mehr. Selbſt 
über die Sendung bairifcher Truppen nah Griechenland (mozu die Befugniß durch die Preſſe 
ſtark beftritten worden war) ertönte in der Kammer auch nicht ein Wort. Dagegen -wurbe ver 

Neſt der feühern Beanftandungen in nen Staatsrechnungen (wegen einiger Luxusbauten) zurück⸗ 
genommen und biefe Ausgaben ſomit nachträglich gutgeheißen, für den (ohne Vernehmung ver 
Stände begonnenen) Bau der Feſtung Ingolftadt ein Eredit von mehr als 18 Mill. zu der bis⸗ 
berigen Ausgabe bewilligt und envli einige Verfaflungsabänderungen beſchloſſen, wonach 
namentlich die griechiſche Gonfefltion ven bevorrechteten hriftlihen Gonfefjionen beigerechnet 
ward; insbeſondere aber wurde in Beziehung auf die Eivillifte feitgefegt, daß dieſelbe nicht 
mehr , wie bisher, für jene Finanzperiode neu zu beſtimmen, auch nicht etwa blos auf vie Le⸗ 
bensbauer des jeweiligen Könige feftzufegen fel, fondern wonach dieſelbe auf ewige Zeiten in - 
der bisherigen Größe firirt ward. Willich aus Frankenthal war beinahe ver Einzige, der bie 
Anfichten der Oppofition vertrat, vem aber gewöhnlich kaum ein halbes Dugend andere Depu⸗ 
tirte fih anſchloſſen. An vielen frühern Liberalen, 3. B. Schwindl, waren merfwürbige Ge⸗ 
finnungsveränverungen unverkennbar. Am 28. Juni wurden die Kammern gefchloffen, unter 
dem Ausdrucke bejonderer Zufrienenheit mit venfelben von Selten ver Regierung. Es wurbe 
fogar eine beſondere Denkmünze auf diefen Landtag geprägt mit der Unterſchrift: ‚, Ehre vem 
Ehre gebührt." , 

Am 11. Febr. 1837 erfolgte die Eröffnung der fiebenten Stänbeverfammlung. Uber all: 
gemeine Maßregeln, die feit dem vorigen Landtage verfügt worden, vernahm man feine Be- 
ſchwerden, namentlid nicht (wie Manche erwartet hatten) über den Vertrag, den dad Minifterium 
mit dem Bankierhauſe Rothſchild wegen des Baus des Donau: Maintanals abgeſchloſſen hatte 
und wodurch die der Negierung in biefer Beziehung vermitteld eines beſondern Geſetzes einge⸗ 
räumten Befugniffe augenfcheinlih ungemein überfepritten und dem Staate enorme Verpflich⸗ 
tungen ( Barantien) ohne alle Gegenleiftung auferlegt worben waren. Nur ein Mann trat in 
biefer Sefjion ald confequenter Sprecher für die liberalen Anflchten auf: es war wieder der fefte 
und tüchtige Willih. Seine Bemühungen ſowie die der mit ihm Stimmenden erwieſen ſich in 
ber Hauptſache wieder vergeblih. Am meiften traten finanzielle Fragen hervor. Dem Könige 
von Briehenland, einem auswärtigen Monarchen, ward der Kortbezug einer Apanage zuge- 
fanden (über die anlehnsweiſe nad) Griechenland geſendeten Staatsgelder ſchwieg man ganz, 
obſchon die Thatſache damals bereits offenkundig war). Im Budget und Finanzgeſetze murben 
wenigſtens einige Anfäge ber Regierung abgeändert, indem Einnahmepofitionen zu gering an⸗ 
geſchlagen feien und für verſchiedene Ausgaben zu viel gefodert werde, während für andere, 
3. B. die Strafen, zu wenig gethan werben wolle. Was bie fogenannten „Brübrigungen “ 
betreffe, glaubten beide Kammern der Theorie ver Regierung nicht beiſtimmen zu Eönnen, nad 
welcher dieſe über vie erübrigten Summen nah Gutdünken, ohne Zuſtimmung der Ständ⸗ 
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verfagen fönne. Deffenungeachtet erfolgte die Genehmigung, pie Steuern in ber von ber Re⸗ 
gierung beantragten Größe zu erheben. 

Am &. Nov. wurden vie Kammern geſchloſſen. Im Landtagsabſchiede erfolgte der Wider⸗ 

ſpruch der Regierung gegen die ſtändiſche Erklärung über die Erübrigungen. 

Am Schluffe wird noch das Vedauern ausgedrückt, daß „verjhievene Vorgänge in der nun 
geendigten, ſehr verlängerten Sigung ber Kammer bie unangenehue Rothwendigkeit herbei⸗ 
geführt Gaben, mancherlei Berirrungen in das Gebiet der Uns zuftehenven königlichen Rechte. .. 
mit Ernſt zurüchweifen zu müſſen“. 

Mit dem Schluſſe des Landtags warb auch der Minifter Wallerflein ungnädig verabfchiebet. 

‚Gr hatte zwar in der Abgeorpnetenfammer ald Organ ber Hegierung beren Theorien wegen 
ver „„ Crübrigungen “ unbedingt vertbeibigt, in der andern Kammer dagegen als Reichsrath 
gegen dieſe nämliche Theorie geſprochen und geflimmt. An feine Stelle trat nunmehr v. Abel. 

Manche glaubten, die nächte Ständeverſammlung werde, auf die Erklärung des legten 
kandtagsabſchieds hin, eine etwas ſtürmiſche werden, zumal die Befugniſſe beider Kammern 
gemeinſam in Frage geſtellt feien. Indeſſen verfügte die Regierung eine neue Eintheilung der 
Kreife des Koͤnigreichs und, da die Bertretung nach Kreifen flattfinvet, eine neue Wahl der 
Abgeoroneten. Allerdings Hätte fi darüber flreiten laſſen, ob ſolche neue Kreiseintheilung 
ohne ein förmliches Geſetz fattfinden fonnte, zumal eben dadurch fugar das Fundament der 

Vertretung, wie daflelbe vie Berfaflung allein Eannte, weſentlich alterirt ward. Indeſſen ers 
folgte auch nicht von einer einzigen Seite parüber eine Erinnerung , namentlich nicht in dem am 
8. Jan. 1840 eröffneten achten Zandtage. Auf demfelben bildete Freiherr v. Thon-Dittmer das 
Haupt einer nit nur der Zahl nad) ſchwachen, fondern auch zunächſt nur auf ganz allgemein 
gehaltene Reden ſich beſchränkenden Oppofition. Am 14. April erfolgte der Schluß dieſes 
Landtags, dem wieder bie befondere Lönigliche Zufrienenheit im Abfchiede bezeigt wurde. 

Am 20. Aov. 1842 fand die Eröffnung des neunten Landtags flatt, und zwar diesmal 
nicht mehr wie biöher im Stänbehaufe; die Kammern wurden vielmehr zu biefem Behufe in 
das königliche Schloß beſchieden, um allda die Thronrede zu vernehmen. Infolge der Urlaubs: 
vermeigerungen und der übrigen Austritte waren fo viele Erfagleute in der Abgeordnetenkam⸗ 
mer, daß 3. B. die ganze Repräfentation des am flärkften vertretenen Standes (der Grund⸗ 
befiger)) aus dem Pfalzkreife nur aus folden Erfagmännern, alfo (mie ſich der Fürſt Wallerſtein 
ausgedrückt batte) nur aus, durchgefallenen Candidaten“ beſtand; auch nicht einer ber wirk⸗ 
ih Bewäßlten aud der bezeichneten Claſſe erſchien mehr in der Berfammlung! Bis gegen ben 
Schluß ded Landtags hin, der am 50. Aug. 1843 erfolgte, herrichte eine etwas gefpannte Stim⸗ 
mung. Als Repner von liberaler Seite traten namentlich ver Eatholifche Brarrer Dekan Fried: 
rich aus Schwaben, dann v. Thon-Dittmer und ebenfo auch ber Fatholifche Pfarrer Tafel aus der 
Pfalz auf, Letzterer namentlidy zur Wahrung der VBerhältniffe dieſes Kreifes, deſſen Vertretung 
infolge der Urlaubövermweigerungen jedes. Nechtöfundigen entbehrte. Der Hauptfampf drehte 
fi aber um das Budget und die damit in Verbindung flehenben principiellen Fragen; er en= 
digte indeflen mit Bewilligung aller Steuern, deren Erhebung die Regierung verlangt hatte. 
Zwiſchen dem vom Könige fpeciell Hierzu ermächtigten Minifterium und ben Neihsräthen kam 
ein fogenanntes „Verfaſſungsverſtaͤndniß zu Stande, über das ſich zwar bie Abgeordneten nicht 
ſpeciell äußerten, welches aber bemerkendwertherweiſe nichtsdeſtoweniger ſeitdem factif wie 
eine authentiſche Interpretation über verſchiedene der ſtreitigſten Punkte betrachtet wird. Man 
verbankt diefes damals wichtige Übereinfommen vorzugsmeife den Bemühungen des Fürſten 
Wallerſtein. Es wurden dadurch wenigſtens die exorbitanteſten Theorien des Mintfteriumd 
Abel in Bubgetö- (Steuerbewilligungs: und Erübrigungs=) Fragen befeitigt. Freilich hatte pie 
Zeit der Erũbrigungen bereits aufgehört, und es war damit die Veranlaflung des Zerwürf⸗ 
niſſes über die Verwendung dieſer Überfchüffe von felöft verfhmwunden. 43) 

VII. Kreisverfaffung. Landratb und Diftrietsrath. In jedem der acht * 
des Koͤnigreichs beſteht eine Kreiſsregierung, an deren Spitze ein Praͤſtdent ſteht und welche in 
zwei Kammern, des Innern und der Finanzen, zerfällt, jede mit einem eigenen Director und 
einer Anzahl Käthe, in der jetzigen Weife organifirt durch Verordnung vom 17. Dec. 1825. 
Die Einzelheiten viefer Einrichtung können wir hier übergehen. 

Wichtiger ift und dagegen ver Landrath, der gleichfalls in jevem Kreiſe beſteht. Derfelbe 
sing aus dem franzöflihen Generalrathe der Departements hervor, ‘einer Inftitution, welche 





43) Die neuen Bandtagsverhanblungen find im Nachtrage geſchildert. 
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(ebenfo wie die Bezirköräthe) im jepigen Pfalzkreife in Übung war, als biefes Land von Frank⸗ 
reich losgetrennt und mit Deutſchland wieder vereinigt ward. Man lien diefe Einrichtung im 
dem genannten Regierungsbezirke fortbeftehen, verichmolz jenoch General: und Bezirköräthe in 
eine Berfammlung. 

Die Zwermäßigkeit ver Einrichtung, daß jeder Kreis für feine rein Innern (zunächſt mate⸗ 
riellen) Berhältnifie eine eigene Bertretung erhalte, erprobte fih praftifh fo fehr, daß man 
biefelbe auch nad) den übrigen Negierungsbezirfen Baiernd zu verpflanzen beſchloß. (S. Pro- 
pinzialftände.) So entfland das Geſetz über die Kreislandräthe vom 15. Aug. 1828. Daſſelbe 
befriebigte nicht. Zunächft ergaben ſich fortwährend Gonflicte zwifchen ven Landräthen und ber 
Staatsregierung Über Das, was Gentralftaatd- und was Kreidlaft fei. Häufig findet man die 
Protokolle ver Verſammlungen mit desfalligen Erörterungen und Klagen angefüllt. Einige: 
mal änderte man das, Ausſcheidungsgeſetz“ (das noch beſtehende Geſetz tft von 1846), ohne 
daß es indeß gelungen wäre, die bezeichneten Anſtände vollkommen zu bejeitigen. Allein abge: 
feben von jener „ Nusfcheidung ber Kreis⸗ von den Staatälaften”, ward eine neue Drganifation 
des Ranpratheinftitutd felbft fhon um deswillen unumgänglid notwendig ‚ weil infolge der 
Umgeftaltung des Wahlgefeges für die Abgeoronetenfammer nunmehr vie bis dahin berech⸗ 
tigten Wähler für den Landrath ganz und gar fehlten. &8 hatte ſich mittlerweile auch das Be⸗ 
dürfniß eines Mittelgliens geltend gemacht zwiſchen der bloßen Drtögemeinde und ber Kreid- 
vertretung, was zur Bildung von Diſtrictsräthen führte, umſomehr, ald auch die Verwaltung 
ein ſolches Mittelglien befigt (die, Landgerichte“, in ver Pfalz die, Landeommiffariate ”). So 
famen benn die beiden Befege vom 28. Mai 1852 über Diftrietd= und über Landräthe 
zu Stande; fie bilden ein zuſammengehörendes Ganzes, derart, daß die legtbezeichnete Corporation 
gleihfam aus der erſten hervorgeht, weshalb wir zunächſt von den Diſtrietsräthen ſprechen. 

Jeder Amtsbezirk einer Diſtrietsverwaltung (in den ſieben ältern Kreiſen jedes Landgericht, 
in ber Pfalz jeder Canton) bildet eine Diftrictdgemeinve, und in jedem derſelben beſteht als 
Bertreter diefer Gorporation ein Diſtrietsrath. Derfelbe wird, je auf drei Jahre, fo gebilvet: 
a) Jede Gemeinde bis zu 2000 Seelen fendet einen Vertreter, größere Orte auf je 2000 Seelen 
einen; nicht die Einwohnerſchaft, ſondern blos der Gemeindeausſchuß (Magiftrat, Gemeinde: 
rath) ernennt diefe Vertreter; b) die größten Grunpbefiger find von Rechts wegen Mitgliever 
des Diſtrietsraths, und zwar im Verhältniß von Y, zur Zahl der fänmtlichen Gemeinbevertre- 
ter; c) bie übrigen 50 größern Grunpbefiger in jevem Diftricte wählen außerbem aus ihrer 
Mitte Vertreter, Y/, obiger Zahl; d) endlich ſendet das Staatsärar, wo daſſelbe (wenn auch 
im kleinſten Betrage) fleuerbar, auch einen Vertreter. Den Borfig führt überdies jedenfalld 
der koͤnigliche Diftrictöverwaltungsbeamte. Verſammlungen finden in der Regel nur ein mal 
des Jahres flatt. Der Wirkungdfreis ift zunächſt pie Herftellung oder Unterhaltung von Stra: 
Ben und andern Diftrictdanftalten und dabei inöbefondere die Dedung der entſtehenden Koften, 
zunächſt Durch beſondere Diſtrictsumlagen, welche als Beifchlagsprocente zu ven directen Steuern 
erhoben werben. Ein vom Diftrictörath aus feiner Mitte gewählter Ausſchuß beforgt die lau⸗ 
fenden Gefäfte und die Vorprüfung der Anträge. Auch diefer Ausfhuß darf fih nur auf 
Einberufung durch den Vorftand (den königlichen Diſtrietsbeamten) verfammeln. Die Stgun: 
gen des Diſtrictsratho find in der Regel dffentlih. Die Beſchlüſſe dürfen jedoch erfi dann voll⸗ 
zogen werben, wenn die Kreiöregierung dieſelben genehmigt bat. 

Mir gehen zu den Kreislandräthen über. In jevem Regierungsbezirke befteht ein fi olcher, 
folgendermaßen je auf ſechs Jahre gebildet: a) Je zwei Diſtrietsräthe ernennen zuſammen einen 
Vertreter; b) jede der Kreisregierung unmittelbar untergeorpnete Stabt fendet nad Maßgabe 
der Bendlferung einen oder mehre Nepräfentanten; c) die großen Orunpbefiger wählen wieder 
befondere Vertreter, und zwar der Zahl nach ein Viertel der Diftrietövertreter; d) die fatho= 
liſche und proteftantifche Geiftlichkeit ftellt (nah Maßgabe ver Pfarreienzahl) in jenem Kreife 
drei Vertreter, endlich e) jede Univerſttät, wenn ſich eine foldhe im Regierungsbezirke befinvet, 
einen. Der Wirkungäfreis auch der Landräthe ift hHauptfächlich ein finanzieller: Feſtſetzung 
des Kreisbudgets, Beflimmung ver Kreidumlagen und Prüfung der Kreisrehnungen, welche 
Rechnungen ausſchließlich durch die Negierungsbehörben geführt werben. Daran reiht ſich indeß 
doch wefentlih ‚die Außerung über den Zuftand des Regierungsbezirks und über die etwa 
wahrgenommenen Gebrechen der Verwaltung, fowie die Stellung hierauf ‚bezüglicher Anträge 
zur Abhülfe und Verbeſſerung“. Der Landrath verjammelt fich jährlich ein mal auf königliche 
Berufung; ohne königliche Benehmigung dürfen deſſen Sigungen nicht über 14 Tage dauern. 
Diefe Sigungen And in der Regel öffentlih. Die Beſchlüſſe unterliegen ver Föniglihen Geneh⸗ 
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wigung und werden auch nad deren Erlangung nur durch die Regierung zum Bollzuge ges 
bradt. Der Landrath durf feine Bekanntmachungen erlaffen, Feine Deputationen abordnen 
und mit Feiner Koͤrperſchaft außer der Rreisregierung, noch mit Brivaten in Geſchäftsberührung 
treten ; jedoch darf er unter beſchränkenden Beſtimmungen Sachverftändige vernehmen. Das 
Etaatöoberhaupt kann die Verſammlung auflöfen, vorbehaltlich einer Neuwahl innerhalb ver 
nächſten zwei Monate. Zur Beforgung der laufenden Gefchäfte Hat auch der Landrath einen 
Ausſchuß zu erwählen, der jich aber nur auf Einberufung durch die Kreidregierung verſam⸗ 
meln darf. **) 

IX. Die Bemeindeverfaffung. Die Gemeinveverfaffung ver jieben ältern Kreife ift nad 
den Gemeindeedict vom 17. Mai 1818 (revivirt 1834) im Wefentlichen Löblih und zum Theil 
nad der preußifhen Städteordnung und noch liberaler beftimmt und Vorbild fpäterer Geſetz⸗ 
gebungen in Deutſchland geworben. #°) Im Allgemeinen iſt der wichtige Grundſatz anerkannt, 
baß die Gemeinden ſich ſelbſt zu verwalten haben durch felöftgemählte Männer. (Die Einwohner 
wählen ihre Gemeindebevollmächtigten, dieſe legtern den Magiftrat.) Doc befteht ein recht: 
liher Unterſchied zwifchen Stäbten und Landgemeinden, eine Einrichtung, die gegen die rund: 
füge der Neuzeit verftößt. 

Die Staatöregierung felbft Hat noch bei Feftfegung der Verhältniſſe der Kreisregierungen 
(Berordnung vom 17. Dec. 1825) ausdrücklich folgende, dem Geiſte der batrifchen Gemeinde: 
ordnung ganz entſprechende Grundſätze verkündet: „Die Kreisregierungen haben in Com⸗ 
munal= und GStiftungsangelegenheiten von dem Grundfage audzugehen, daß den Ge⸗ 
meinen Hierin die möglihft freie Verfügung zu überlaffen und fie nur infofern zu beichränten 
ſeien, ald die Geſetze ſolche Schranken pofitiv anordnen; fie Haben alle unndthigen Gontrolen 
abzuftellen” u. f. w. Allerdings bat man fhon mande Klagen vernommen, daß über bie 
Grenzen diefer Beſtimmung mitunter weit hHinausgegangen werde. 

Die Gemeindeorbnung in der Pfalz, beſtimmt durch einzelne Gefege der Franzdfifchen Re⸗ 
volutiongzeit, des Napoleonifchen Despotismus und neuere Verfügungen, hat beivielen Wider⸗ 
fprüden Einheit in vem Grundprincip der Bentralifation und der gänzliden Bevormundung 
und Unfeldftändigkeit ver Gemeinden. So ift e8 gefommen, daß die Beamten, welche Hier nur 
eine Guratel ausüben follen, in Gemeinveangelegenheiten wahrhaft unumſchränkt gebieten, 
und daß jie fi darin ganz ungleich weniger gehemmt fehen als felbft in ven unmittelbaren An⸗ 
gelegenheiten ver Regierung. Es ließen ſich arge Beifpiele anführen, wozu die Einrichtung des 
Polizeiftaats in diefer Beziehung verleitet. Dabei ift (fehr confequent hiermit!) der Bür⸗ 
germeifter unbedingt abhängig von der Euratel, aber faft allmächtig gegenüber vem Gemeinde⸗ 
rathe. Auch diefer letzte befigt große Befugniffe, die Gemeinde zu befteuern, ohne daß dieſer 
Hinwieder irgend eine entforechenve unmittelbare Einwirkung zufäme. Überall Omnipotenz 
nad unten, Impotenz nach oben! 

Es begreift fi, daß eine ſolche Gemeindeordnung, wenn man überhaupt diefen Namen 
gebrauchen darf, zahllofe Klagen und ven Ruf nad Abhülfe erzeugt Hat. Namentlich bat fid 
der pfälzifche Kreislandrath wiederholt dahin ausgeſprochen, man möge die balrifche Gemeinde: 


— 


44) Die Kritik hat in Beziehung auf beide Gefepe Ausſtellungen in zwei Richtungen vorgebracht (bes 
fonders hernorgehoben bei der Berathung in ber Abgeorbnetenfammer durch die Linke), Ein mal findet 
man die Sompetenz beiber Corporationen, befonders des Landraths, zu ſeg eingeengt; zum Andern ta⸗ 
delt man bie Art der Bildung beider Räthe: nachdem man eben erſt die Vertretung nach Ständen als 
verwerflich beim Landtage befeitigt. werde biefelbe in ben Diftricten fogar neu geichaffen. Allein ſelbſt 
dies gefchehe ohne logiſche Conſequenz. Es erhalte nicht nur ber Grundbeſitz eine doppelte und breifache 
Bertretung, auch Geiſtlichkeit und Univerfitäten erhielten Repräfentanten; bie weit wichtigere Inbuftrie 
aber, das Gewerbweien, die Fabriken und der Handel, die Lebenselemente ber Jetztzeit, feien ausges 
ſchloſſen. Die größten Grundbefiger feien unmittelbar Mitglieder des Diſtrictsraths; bie größern 
Grunbbefiger (aber nicht bie mittlern und Eleinern) hätten ußerdem eine befondere Vertretung. Nun 
oingen die Landräthe wefentlich aus den Diftrietsräthen hervor; gleichwol gebe man ben fchon In dieſen 
Difrictsräthen vertretenen großen Gutsbefigern hier nochmals eine eigene Repräſentation. Enblich 
feien fogar die Urwahlen in einem Maße indirert, wie man in Baiern noch nie gefehen habe. Die Ges 
meinden follten in den Diftrictsräthen vertreten fein; dennoch übten uicht die Bürger, fondern die in 

anz anderer Abficht gewählten Gemeinbebehörben die Ernennung; dabei möge man berüdfichtigen, ba 
n der neueften Zeit im Pfalzfreife die Kreisregierung alle ihr nicht genchmen Bürger aus ben Gemeindes 
räthen ausgeſchloſſen habe. Die aus folcher höchft inbirerten Wahl gebildeten Diftrietsräthe follten num 
aber auch noch, das Indirecteſte von Allem , die Landräthe wählen. 

45) ©. die Abhandlung des Grafen K. v. Giech: „Die Gemeinden“, in deſſen Schrift: „„Anfichten 
wder Staates und Öffentliches Leben.‘‘ | 
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ordnung mit einigen allerdings nothwendigen Mobificattonen auch hier einführen. Es iſt vor⸗ 
erft feine Ausſicht auf Gewährung dieſer fo natürlihen und jo ſehr gerechtfertigten Bitte vorhan= 
den. Auch das Jahr 1848 Hat der Pfalz die erwünfchte neue Gemeindeordnung nicht gebracht. 
Die Klagen haben ſich vielmehr in der Neuzeit ungemein vermehrt, ganz beionderd dadurch, 
daß die Kreisregierung nad der legten Wahl im Jahre 1855 alle in den Gemeinderath Ge⸗ 
wählten, welche ihr misliebig waren, ohne Angabe von Gründen ausſchloß, im Ganzen 
viele Hunderte von Bürgern. Es famen deshalb wienerholt Beſchwerden und Anträge an die 
Abgeordnetenkammer, die ſich auch ſchließlich für eine neue gefegliche Regelung des Berhältniffes 
ausſprach, bis jegt indeß ohne Erfolg. 

X. Sonftige gegenwärtige Zuftände Baiernd. Agriculturverhältniffe @in 
bedeutender Theil Baierns befteht aus dem fruchtbarſten Felde. Deſſenungeachtet Hat pie Agricultur 
den Aufihwung im Allgemeinen noch keineswegs genommen, den man vanad) erwarten mag. &8 
ift dies zunächft Schuld der frühern Gefeggebung. Darum findet man denn auch gerade hierin 
einen eminenten Unterfchied zwiſchen dem bairifchen Hauptlande und der Pfalz. In dem erflern 
beſtanden noch bis 1848 Zehnten, Frohnen und andere Feudallaſten, Güteruntheilbarfeit und 
Jagdunweſen; in der Rheinprovinz dagegen find dieſe drückenden Misſtände (längſt) abgeſchafft 
(allerdings wurde dies leider nicht durch die inländiſchen angeſtammten deutſchen Regierungen 
bewirkt, ſondern es mußten dieſe unſchätzbaren Wohlthaten durch die franzöſiſche Fremdherr⸗ 
ſchaft gebracht werden). Der Werth dieſer verſchiedenartigen Einrichtungen zeigt ſich am 
ſprechendſten in deren Reſultaten. Wir koͤnnen uns daher vollkommen darauf beſchränken, dieſe 
Ergebniſſe mit Zahlen einander gegenüberzuſtellen, wobei wir eine auf den amtlichen Erhebun⸗ 
gen beruhende Arbeit des bairiſchen Deputirten Dr. Müller von Aſchaffenburg zu Grunde legen. 

Die Gefammt-Gerealienproduction im Koͤnigreiche Baiern betrug zu Anfang des Jahres 
41840 durchſchnittlich 10, 278,868 Scheffel. Davon kommen auf ven Regierungdbezirt Pfalz 
4,315,635.: Auf die Quadratmeile treffen demzufolge: a) nad dem Areal überhaupt: in 
der Pfalz (bei minder fruchtbarem Boden) 12,520 Scheffel , in den übrigen fleben Regierungs- 
bezirken dagegen nur 6811, fonach faft die Hälfte weniger; b) nad dem wirflid cultivirten 
oder fonft landn irthſchaftlich benutzten Areal: in der Pfalz 24,800 Scheffel, in ven andern 
Kreifen 11,900 , aljo bedeutend weniger ald vie Hälfte; c) nad dem Betrage des ausfchließend 
für den Getreidebau verwendeten Areals: in der Pfalz 49,600, in den andern Kreiſen 17,730 
Scheitel, ſonach faft zwei Drittel weniger. | 

Bei Vergleichung des Quantums der Ausſaat mit jenen ded Ernteertrags erhält man fol: 
gende Ergebnifle: in der Pfalz liefert die Ernte durchſchnittlich die 82/, fache Menge der Saat, 
in den fleben andern Bezirken nur die 4%/, fache. (E8 ift dies offenbar eine Kolge des beffern 
Anbaus, hervorgebracht durch die Freiheit des Grundeigenthums und die unbebingte Güter: 
theilbarkeit.) 

Vergleichen wir nun die Conſumtion mit der Production. In der Pfalz wird, ungeachtet 
ber ſehr ſtarken Bevölkerung, in allen einzelnen Getreidearten (keine einzige ausgenommen) 
mehr erzeugt, als der wirkliche felbfteigene Bedarf ift; der Überſchuß beträgt durchſchnittlich im 
Jahre 203,700 Scheffel. In allen übrigen Kreifen, mit einziger Ausnahme der Oberpfalz, 
wird die Production der einen ober der andern Getreibegattung dur die Gonfumtion über- 
troffen , obwol fi im Ganzen allerdings noch ein Überſchuß ergibt. 

Außer diefen Gerealien erzeugt Batern jährlich 11,282,000 Scheffel Kartoffeln. Die Con⸗ 
fumtion an folden wird zu 9,504,500 Scheffeln berechnet. Zur erften Ziffer liefert vie Pfalz 
einen Beitrag von 2,735,200 Scheffel, ſonach beinahe ven vierten Theil, obwol fie faum Y,, 
des Gefammtareals umfaßt. - 

In gleicher und felbft noch günftigerer Weife gefaltet fich dad Verhältniß der Production in 
allen ven übrigen bedeutendern Bodenerzeugniflen. So liefert vie Pfalz drei Viertheile des 
Weins, die Hälfte Des Tabacks und den Totalbetrag des Krapps, welche in Baiern erzeugt wer⸗ 
den. Nur in einer Probuction ſteht die Pfalz etwas nach: In jener des Holzes, indem hier auf 
das Tagwerk ein jährlicher Zuwachs von O,2ı Klaftern fommt, ein Ergebniß des geringern Bo⸗ 
dens und ber In diefem Zweige ausnahmsweiſe beſtehenden größern Benormunbung ber 
Waldbeſitzer. 

Ebenſo wie bei den eigentlichen Bodenerzeugniſſen Liefert die Pfalz auch Hinfichtli des 
Biehftandes und aller weitern landwirthſchaftlichen Nutzungen die vergleichsweiſe erfreulichften 
Ergebniſſe und fie ſteht in feinem einzigen Zweige ver Agricultur irgend einem ber andern Res 
gierungäbegirke nach. 
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Diefe Thatſachen zeigen am forechenbften, auf welchem Wege in Baiern geholfen werben 
uns. Befreiung der Menſchen und des Bodens, in Verbindung mit geiftiger Hebung des 
Velles, Abſchafſung von Zehnten, Frohnen und Wildſtand, unbedingte Geftattung der Ghter: 
teilbarkeit und Verbreitung der Aufklärung (die vielen Feier- und Wallfahrtötage wirken 
a zu dem angegebenen unerfreulien Refultate mit), diesd find die Mittel, durch welche hier 
mendfich viel Gutes ermirkt werden kann. 

Wie beinahe überall in Deutſchland, führte auch in Baiern das Jahr 1848 zu einer Ab⸗ 
(daffung ber Seuballaften. Die widtigften Beſtimmungen zweier desfallſiger Geſege vom 
4. Juni 1848 find: Mit dem 1. Oct. 1848 geht die ſtandes- und gutäherrliche Gerichtsbarkeit, 
gegen Entſchädigung ber bisher Berechtigten, an den Staat über. Ohne Entfhänigung hören 
auf: die Naturalfroßnen, dad Mortuarium (Befthaupt), der Blut- und der noch nicht zur 
Erhebung gefommene Neubruchzehnt, bevingungsweife auch der Kleinzehnt; ferner das Weide⸗ 
seht wãhrend der Bructification und alle rein perfönlicen, nicht auf Grund und Boden haf- 
unden (feudalen) Abgaben. Die nicht aufgehobenen Grundgefälle gehen „auf Verlangen den 
Berechtigten“ an „vie Ablöfungskaffe des Staats“ über. Alle fortbeftchennen Gefälle und 
Zehnten werben firirt, d. h. in eine jährliche unveränverliche Abgabe umgewandelt. Dabei 
dienen die Ergebniffe aus den 48 Jahren 1828—45,, ſoviel fle ermittelt werden können, zur 
Rorm. Das Aquivalent für Laudemien tft bei Erbrecht und Freiftift der 12/, fache, bei Leib⸗ 
recht und Neuſtift der doppelte Betrag des ganzen Leibgeldes und wird bei der nächſten Beſitz⸗ 
änderung fällig. Mit der Fixirung conſolidirt fi das Cigenthum in ver Perfon des Grund: 
holden. Neue Berleihungen unter Vorbehalt des Obereigenthums duͤrfen nicht mehr ſtattfinden. 
Alle firirten Grundgefälle find ablosbar gegen ven achtzehnfachen Betrag. Für diejenigen biefer 
Gefälle, welche der Staatskaſſe überlaffen werden wollen, vergütet diefelbe ven zwanzigfachen 
Berrag in vierprocentigen Abloͤſungsſchuldbriefen. Auch ergänzt der Staat den Stiftungen ber 
Bohithätigkeit, des Unterrichts und ded Eultus , wenn fie ihre Renten behalten, die Entihä- 
digung vom achtzehn⸗ auf den zwanzigfachen Betrag. Wer ſonach dem Staat eine firirte Grund: 
abgabe ſchuldet, Hat ftatt derſelben nur den vierprocentigen Zins des daflır normirten Ablöfung®-= 
capital8, alfo flatt 100 Sfon. Grundabgabe blos 72 Gldon. Zins aus dem jenen 100 fon. entfpre- 
enden Ablöfungscapitale bis zur Abtragung des Capitals felbft zu entrichten. Auch kann jeder 
Pfitige die firirte Summe in Annuitäten abtragen, deren Reſt er zudem jederzeit and voll⸗ 
ſtändig mit einem male entrichten darf. Auch der Kehenverband ward abldsbar erflärt, und 
zwar Söhne= und Töchterlehen durch Erlag von 1 Pror., Männerlehen von 3 Proc. und 
heimfällige Lehen von 10 Proc. des Lehenfaſſionswerths. . 

Nach einem mweitern Befege vom A. Juni 1848 warb das Jagdrecht auf fremdem Grund 
und Boden aufgehoben. Die Jagden follen in der Regel zu Bunften der Gemeinden verpadhtet 
werben. Befiter größerer zufammenhängenver Grundflaächen dürfen darauf die Jagd felbflän- 
big ausüben. (Dieſes Geſetz wurde durch ein andered vom 50. März 1850 erſetzt, doch unter 
Beibehaltung der eben angegebenen Grundbeſtimmungen.) 

Gewerbmefen. Die eigentliche Gewerbinduſtrie befindet ſich in Altbaiern auf Feiner 
hehen Stufe, wol aber in einigen Theilen Frankens (Nürnberg, Fürth u. f. w.) und im Alle 
gemeinen in der Vfalz. In den fleben Altern Kreifen gilt das Syſtem ber Gewerbsbeſchränkung, 
in ver Pfalz das der unbebingten Gewerbfreihett. In Altbaiern, namentlich zu Münden, bat 
fi indeß nicht etwa blos das alte Zunftweſen (Mhter Moptficationen) erhalten, ſondern es hat 
fi, was wir für noch ungleich nachtheiliger erachten, erft ſeit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts, das Realrechtsweſen in größter Auspehnung ausgebilpet. Zu Anfange des 
jegigen Jahrhunderts fuchte die Regierung diefen Zuftand zu brechen, aber nicht durch Ein: 
führung voller Gewerbfreiheit, fondern vermittel® bureaukratiſcher Bevormundung, indem 
man nämlich den Gewerbsbetrieb von dem polizeilichen Ermeflen, von ber Ertheilung einer 
perfönlichen Gonceffion durch die Behoͤrden abhängig machte und ſolche Goncefflonen dann 
allerdings in großer Menge verlieh. Im Jahre 18141 (Verordnung vom 2. Det.) verftattete 
man ben vorhandenen Meiftern wieder einige Einwirkung bei Goncefflonserthellungen. Das 
Geſetz vom 14. Sept. 1825 und beſonders die Vollzugsinftruction vom 28. Dec. naͤmlichen 
Jahres brachten Dagegen das Goncefflonirungsmeien auf den Gipfelpunkt. Da man bad 
Syſtem der Untheilbarfeit des Grundbeſitzes beibehielt, fo warb ein großer Theil der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Bevdlferung dem Gewerbweſen künſtlich zugedrängt. Dazu kamen Unkenntniß 
und Miögriffe der überdies durch Schreibereien faſt erdrückten Beamten. Das Misbehagen war 
allgemein, die Klagen nahmen kein Ende. Nun führte die Verordnung vom 23. Juli 1834 
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wieber mehr auf den frühern Zuftand zurück; die Conceſſionen wurben minder häufig ertheift. 
Allein die Geſammtverhältniſſe ergeben ein fortwährend ungünftiger ich geſtaltendes Nefultat. 
Eo iſt nicht ſowol die ziemlich machtlo8 gewordene Zunfteinrichtung, welde ſchadet, ſondern das 
(wie erwähnt, moderne) Realrechtsweſen im eigentlichen Altbaiern, ganz bejonders zu Mün⸗ 
hen, und das in allen rechtsrheiniſchen Kreifen eingeführte Syſtem, Die Gewerbe nad) dem Er- 
meffen der Beamten vermitteld Conceffionen zu leiten. Der befte Wille des Beautenthums 
reicht nun einmal dazu nicht aus, fondern ſchadet unendlih mehr, ald er zu nügen vermag. 
Die Unzweckmäßigkeit diefer Einrichtungen tritt beſonders empfindlich hervor, feit ber erleich⸗ 
terte Verkehr die Coneurrenz mit den der Gewerbfreiheit genießenben Theilen des Zollvereins 
vergrößert hat. 

Im Jahre 1840 war infolge des Conceſſionirungsſyſtems die Zahl der Gewerbtreiben- 
ben in den ältern Kreifen verhältnigmäßig größer als in der Nheinpfalz, obgleich in der legtern 
volle Gewerbfreiheit befteht (es Fam je ein Gewerbtreibenver in ver Pfalz auf 16,87 Einwohner, 
in den andern Kreijen ſchon auf 16,6), ein Bingerzeig, baß bei voller Freiheit ein natürliches 
Verhältniß fich von feldft Herftellt, beſſer, als es durch das Beamtenthun gefhaffen zu werben 
vermag. Im Jahre 1847 zählte man in Baiern durchſchnittlich einen Meifter auf 14 Einwoh⸗ 
ner. (In Breußen, wo principiell Gewerbfreiheit beſteht, kommt einer erſt auf 17 Einwohner, 
wobei aber dennoch die Gewerbproduction eine weit höhere ift als in Baiern.) Nach v. Her: 
mann bat fi nun aber die geſammte gewerbtreibende Bevölkerung im Königreiche von 1840—52 
um 71,118 Inbividuen vermindert; fle fl von 821,674 Köpfen auf 750,556 herabgeſunken, 
und zwar traf ver Verluſt ausfhließlich die ältern Kreife. In ver Pfalz blieb ſich die Zahl 
gleich, und ebenfo im Allgemeinen in dem das Realrechtsweſen wenig fennenden Franken. „Es 
find feit 1840—52 im Ganzen gegen 20,000 gewerbtreibende Kamilien mit den entfprechenben 
Arbeitern verſchwunden“, fagt v. Hermann, „und flatt ihrer Producte verbraudt die Bevöl⸗ 
ferung nun von Andern berbeigeführte Waaren.” Die (vor allem duch Realrechte bevor: 
zugten) Meifter zu Münden allein hatten 1852 über 4000 Gefellen und Lehrburfchen weniger, 
ald vor 12 Jahren, ungeachtet ded ausnehmenden Steigend der Geſammtbevoͤlkerung viefer 
Stadt. So wird fi die Frage wegen Aufhebung der Realrechte freilih am Ende von felbft 
löfen; die Eifenbahnen werben diefe Löfung herbeiführen. Und auch das Conceſſionirungs⸗ 
foftem (jene Meinung, die Induſtrie durch die Weisheit der Behoͤrden leiten zu koͤnnen) wird 
fi dabei auf die Dauer nicht zu behaupten vermögen. 

Handel. Baiern, von den beiden größten Strömen Deutſchlands, ver Donau und dem 
Rhein, und überdies von dem bedeutenden Main durchflutet, Baiern, ein Land von fo gro= 
Ber natürlicher Fruchtbarkeit, koͤnnte und follte einen weitausgebehnten blühenden Handel be- 
figen. 88 ift dies aber nicht der Fall, wenigſtens lange nicht in ver Ausbehnung , wie man 
unter den angeführten günftigen Verhältniſſen erwarten follte. Denn daß Augsburg noch 
immer ein bebeutender Wechſelplatz, und daß Nürnberg, Bamberg und andere Mainftäpte 
Handelsplätze find, vermag im Ganzen noch keinen entſcheidenden Ausfhlug zu geben. Der 
Grund diefer Erſcheinung liegt einerfeitö in der noch nicht genug vorangefchrittenen induſtriellen 
Entwidelung ver Nationalkräfte (dem geringen Aufſchwunge der Agricultur und der Gewerb⸗ 
und Fabrikinduſtrie), andererfeitd in ven Semmniffen, welche ver Benugung der Ströme ent- 
gegenftehen. Abgefehen davon, daß die Mündungen der Donau und des Rheins in der Gewalt 
frember Völker ſich befinden, welche dieſen Umſtand vielfach ſchnoͤde misbrauchen, find auch noch 
weitere künſtliche Hemmniſſe vorhanden. Die bairiſche Donauſchiffahrt verkümmert großentheile 
wegen ber oͤſterreichiſchen Mauth, die Rheinſchiffahrt ebenſo wegen der enormen und unvers 
ſtaͤndigſt regulirten Rheinzoͤlle. 

Der Donau-Mainkanal iſt ein bedeutendes Werk. Sein Nutzen entſpricht aber keineswegs 
dem Aufwande für deſſen Herſtellung. (Abgeſehen von dem Verluſte, den die Privatactionäre 
erlitten, verwendete die Staatskaſſe 17,433,700 Gldn. für dieſe Herftellung [ver Voranſchlag hatte 
auf hoͤchſftens 8 Mill. gelautet.]) Die ganze Roheinnahme belief fih 1852 [vie geringe Be: 
nugung andeutend] nur auf 163,692 Glon., wovon aber, nach Abzug der Betriebökoften, blos 
61,856 Gldn. verblieben, alfo etwa 4, Proc. des aufgewendeten Gapitals.) 

Kein günftigered Ergebniß gewährt die Donaudampfſchiffahrt. (Der Staat kaufte dieſe 
an fi, nachdem eine Privatgefellfchaft nicht hatte beftehen Finnen; er verwendete bereits weit 
über 2 Mill, darauf, während ber Reinertrag, wenn man die Abnuguug des Materials 
vollftändig in Rechnung zieht, unter Null bleibt; ein neuer Beweis, daß der Staat mit der: 
artigen Unternehmungen jich nicht befaflen, ſondern dieſelbe Privathänden überlaflen follte. 
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Schr bedeutend find die Eifenbahnen. Anfangs beabſichtigte vie Regierung deren Herſtel⸗ 
wyausihlieglih aufStaatskoften. Bis 1855 waren bereits 101 Mill. Glon. dafür verwendet, 
der geringe Ertrag diefer Schienenwege (der geringfte unter allen deutſchen Staatsbahnen, 
Mer während vieler Jahre kaum 1 Proc. erreichte und auch dermalen nur dann auf 3 Proc. 
enfteigen dürfte, wenn man die Abnugung des Bejanmtmateriald nicht gehörig in Anſchlag 
bringt) veranlaßte die Abgeorpnetenfammer immer dringender darauf zu beftehen, daß die fer= 
nern Eifenbahnbauten (mit einzelnen Ausnahmen) Privatgefellihaften überlaffen würden. 

Dies iſt nun gefhehen (unter Zinsgarantie ded Staat). In der Nheinpfalz hatte man aus: 
nahmsweiſe von Anfang an dieſes Syften zur Anwendung gebracht. Gegenwärtig ftehen 127%/, 
Meilen Staats - und 28 Meilen Privatbahnen im Betriebe. 

Telegraphenlinien waren Anfang 1857 238 Meilen im Betriebe, deren Anlage ungefähr 
850,000 Gfon. Foftete. Die Zahl der beförberten Depefchen betrug 1852 — 53 erft 15,165, 
1855 — 54 dagegen 61,117, wofür Brutto 54,630 und 108,121 Gldn. eingenommen wurden. 
Dieſes unbefrtedigenve Ergebniß wird fi in dem Maße ändern, in welchem man bie Gebühren 
mindern und mehr Stationen errichten wird. Die Fleine Schweiz fann darin als nahahmungs= 
würbiges Mufter dienen. *6) 

Die Hyvotheken- und Wediglbank zu Münden iſt ein fehr bedeutendes und vom Stante 
mit ungemeinen Privilegien ausgeftattetes Inftitut (der Staat hat fih zum Vortheile dieſer 
Anftalt fogar des Rechts begeben, unverzindliches Papiergeld zu emittiren). Deflenungeadtet 
gereicht dieſe Bank weit mehr den Actionären und etwa ben großen Beliterin als ven „Eleinern‘ 
Geldbedürftigen zum Vortheile, 

Bli auf die foctalen Verhältniffe. Anſäſſigmachung und Verehelichung find in 
den fleben ältern Regierungsbezirken in hohem Maße erſchwert (wol am meiften in ganz Deutfch- 
land), in der Rheinpfalz dagegen find viefelben unter ver fortpauernven Herrfchaft der franzoͤſi⸗ 
fen Befeßgebung völlig unbeichränkt geblieben. Wir haben oben ſchon angegeben, wie im einen 
diefer Zanvestheile das Princip der Untheilbarkeit, im andern jenes der Theilbarkeit ver Grund⸗ 
ſtücke vorwaltet; ebenfo dort Gewerbsbeſchränkung, hier Gewerbfreiheit. So bilden beide 
Haupttheile des bairiſchen Staats die entfchienenflen Gegenfäge in Deutſchland. Umſomehr 
drängt ſich die Frage auf, welche Ergebnifſe beide Syſteme in einem und demſelben Staate 
gewähren. Einiges iſt darüber bereitd mitgetheilt, namentlich über pie Production der Land⸗ 
wirthfchaft und Über das Gewerbweſen. Wir beleuchten mehre @ andere Momente, über welche 
ſtatiſtiſches Material vorliegt: 


Unebelihe Geburten. Deren famen auf je 100 ebeliche: 


in den fleben Altern Kreifen in der Bfalz 
1817 —25 20,57 9,2 
1826 — 34 21, 9, 
1835 — 42 2347 8,53 
1843 — 51 22,78 8,0 


In dem vorzugsmeife mit Realrechten ausgeftatteten Münden überflieg wiederholt die Zahl 
der unehelichen jene ver ehelichen Geburten. 

Dabei wurden von je 1000 unehelich Geborenen durch nachfolgende Ehe der Altern legitts 
mirt: in der Pfalz durchſchnittlich 297, in den andern Kreifen nur 144. 


Eheſcheidungen famen auf je 10,000 Ehen: 


in den Altern Kreifen in der Pfalz 
von Katholiten 58% 
„ Proteftanten 891, 29 
„gemiſchter Gonfefflon 64 (9) 


Zahl der Verbrechen und Vergehen. Auf die gleiche Einwohnerzahl, auf welche 
in der Pfalz im Durchſchnitte der Jahre 1857 — AA 100 Verbrechen famen, zählte man gleich⸗ 


46) Im ganzen Gebiete ber Eidgenoſſenſchaft Toftet bie einfache Depefche nicht mehr ale 1 Fr. Be 
@innahme betr 1856: 393,442, die Betriebsausgabe 244,805 Fr., ſodaß Staat und Publicum gleich⸗ 
mäßig bei biefer Billigfeit gewannen. librigens hatte bie Schweiz 322 deutfche Meilen Telegraphen, 
deren Herflellungstoften nur 400,000 Fr. (186,000 ®lon.) betrugen (alfo weit wohlfeilere Herftellung 
als in Baiern); es gab 107 Zelegraphenbureaur (in Baiern nur 29); die Zahl ber beförberten Depefchen 
aber flieg 1856 auf 227,072. 
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zeitig in Unterfranken 237, in Mittelfranken 203, in Schwaben 315, in der Oberpfalz 864, 
in Oberfranken 371, in Nieberbatern 378 , in Oberbaiern 566. 


GElgentliche Verbrechen zählte man (nad) Dr. Ebel): 


1850 —51 181 —R 1852 —53 1883 — 54 
in Oberbaien 128 104 122 140 
„Nieverbaien 112 124 144 106 
‚ber Pfalz 33 66. 50 6 


Es lãßt fich indeſſen keineswegs verfennen, daß in ver Pfalz feit dem Jahre 1849 eine wahr: 
haft erfchredenve Verſchlimmerung beinahe in allen Verhältniſſen eingetreten iſt. 

' Mir können es, zumal unter den obwaltenden Preßzuſtänden, als unfere Aufgabe nicht be- 
trachten, die Urfachen hier zu unterfuchen. Wir befchränfen und auf das Gonftatiren der That: 
fahen. Wir verweifen in viefer Beziehung zunächſt auf die zu Anfang unfers Artikels ange: 
gebene Berminverung ver Bevölkerung. ver Pfalz überhaupt, ferner auf die Verminderung ber 
Heirathen und ver Geburten, unter gleichzeitiger Vermehrung der Sterbefälle und der Ehefchei- 
dungen, endlich auf pie maflenhaften Auswanderungen, zumal die heimlichen von conſcriptions⸗ 
pflichtigen Jünglingen. Die Menge ver ſtrafrechtlichen Berurtheilungen ift gleihfalld enorm ge⸗ 
fliegen. Sehen mir auch ab von dem großen HochverrathsProceſſe, welcher dem Aufftand von 
4849 folgte*7), fo wurbe in ber jüngſten Landrathsſitzung unter Anderm folgende Thatſache an= 
geführt: Die Geſammtſumme ver verhängten Befängnißftrafen wegen einfacher Polizeivergehen 
in der ganzen Pfalz betrug im Etatöjahre 1845 — 46 16,907 Tage, im Etatsjahre 1854—55 
aber 76,106 Tage. Eine allfeitige unbefangene Prüfung ver pfälzifchen Verhältnifie iſt drin⸗ 
gen» nothwendig geworben. 

Sinanzen. Der balrifhe Staat beilgt unmittelbar und mittelbar ein fehr bedeutendes 
Dermögen. Die Domänen find ausgevehnt; große Theile des gefammten Randes find fruchtbar 
und ergiebig. Der natürliche Reichthum findet ſich aber vielfach noch nicht erſchloſſen. 

Seit Jahrhunderten wurde der Staat mit Schulden ſchwer belaftet. Die Prachtliebe ver 
Fürften und deren Vergrößerungsftreben, zumal die Kriege im Bunde mit den franzöfifhen 
Herrſchern, fofteten ungemeine Opfer. Die im 17. und 18. Jahrhundert zu einem Scheinleben 
herabgebrachte Landesvertretung übernahm zubem in zahllofen Fällen die fürftlihen Privat- 
ſchulden auf die Landſchaft. Zur Dedung des Bedarfs für die Schulden ward der Malzauf: 
ſchlag eingeführt, anfangs In fehr geringem, bald aber gefteigertem Betrage. Seit 1849 reicht 
er nicht mehr aus. 

Beim Beginne der conftitutionellen Periode (1818) betrug die gefammte Staatsſchuld 
nach Angabe des Finanzminiſters 105 Mil. Gldn. Allein diefer Betrag erhöhte fi, theils 
infolge „neuer Schulveinwelfungen aus ältern Rechtstiteln“, theils infolge von Deficits, Die fi 
im gewöhnlichen Staatsbedarf ergaben. Obwol budgetmäßig fowol für richtige Verzinfung ge: 
forgt, als auch eine alljährliche Tilgung von %, Proc. der Eapitalfumme beſtimmt war, flieg die 
Sau ‚Sennog 1825 auf 111Y,, 1831 auf 132 Milt.; fle ging dann 1847 .herab auf 


Indeſſen bilvete ſich neben ver alten eine neue Schuld, zunächſt infolge der Ciſenbahnbauten, 
dann aber au) bed Deficitö nach 1848 für militäriſche Zwecke und endlich behufs ver Grund⸗ 
laftenablöfung (f. oben). So war denn ver Befammtfchuldenbetrag am 1. Oct. 1855 folgender: 
1) alte Schuld 107,629,295 Gldn., 2) neue Schulv 19,916,669, 3) Militäranlehen 6,421,113, 
4) Eiſenbahnſchuld 72,237,300, 5) Grundrentenſchuld 102,755,225, alfo Befammtbetrag 
308,959,602 ®fon. *°) 

Infolge diefer Schuldvermehrung, dann der gefleigerten Ausgaben für dad Militär und 
vielfacher andermeitiger Bebürfniffe mußte auch das Budget (noch in der vorigen Finanzperiode 


Y 


4T) Nach ben zu Ende bes Jahres 1851 (gelegentlich eines Antrags anf Amneſtie) in ber Abgeordne⸗ 

tenfammer gegebenen Aufichlüffen waren bie babin wegen bes Aufftandes in der Pfalz bereits abgeur⸗ 

theilt: durch Schwurgerichte 310 Individuen, durch Sperialgerichte 43, durch Zuchtpolizeigerichte 244, 

en 5%. Die Zahl ber durch die Militärgerichte abgenrtheilten Soldaten warb nicht angegeben. 
ehin ſchwebte noch eine Anzahl Brocefie. 

48) Die bairifchen Staategläubiger befigen, was Capital und richtige Berzinfung betrifft, eine 
Sicherheit, welche aidt geringer ift als in irgend einem andern beutfchen Staate. Wir finden es Daher 
nicht genügend motivirt, daß die bairiſchen Schulpfcheine auf den Börfen conflant ungefähr 2 Pror 
niedriger fliehen als die von Würtemberg, Baben und Heſſen⸗Darmſtadt. 





wit ver Ziffer 37,591,090 Ofen. abſchließend) bei ver legten Feſtſetzung auf 41,319,862 Gldn. 
erhöht werden. Seit 1848 entflanden neue Steuern und bie alten, zumal die direeten, erfuhren. 
deuben ftarfe Erhöhungen. Die folange ſehnlich erwũnſchte Aufhebung des Lotto warb für un: 
tanlidh erflärt. 9) " 

Außer ven Staats- beftehen Kreis:, Diftrietö = und Gemeindelaſten. Diefelben find in den 

wrihiedenen Regierungobezirken ſehr ungleich. Die Kreisumlagen betragen in ven lieben ältern 
Freifen gewöhnlich nur 6— 8 Beifchlagprocente zu den directen Steuern, in der Pfalz dagegen 
nie weniger ald 50 — 60 Proc. Was die Bemeindelaften betrifft, fo fliegen dieſe hier und da 
fhon über 100 Beiſchlagprocente zu den directen Steuern. 

Iuftiz und Polizei. Nach der Verfaffungsurkunde foll eine und diefelbe Givil- und. 
Gtraigefeggebung für das ganze Königreich beftehen. Obwol nun aber feit Promulgirung die⸗ 
fer Beſtinimung (vor 59 Jahren) viele Verſuche zur Verwirklichung ſtattfanden, iſt man doch 
noch nicht zu den erwünschten Rejultaten gelangt. 

Während in der Pfalz die franzoͤſiſche Civil- und Strafgefepgebung fortbefteht, mit den 
Brincipien der Dffentlicgfeit und Muͤndlichkeit und mit Schmwurgerichten in eigentlichen Crimi⸗ 
nalfällen, erfuhr bis zum Jahre 1848 in den fieben ältern Regierungsbezirken das Syſtem 
ber Heimlichkeit und Schriftlichkeit Feine Anderung, wie auch eine Trennung von Juſtiz und Po⸗ 
ligei bei den untern Behoͤrden nicht flattfand. Mit dem Beginne des Jahre8 1849 traten aud in 
ben rechtöcheinifhen Kreifen die Schwurgerichte nach franzöfiihem Mufter, doch mit einigen 
Berbefferungen (namentlich was die Auswahl der Schwurmänner betrifft) ins Leben, und das 
Inſtitut iſt fehr raſch durchaus volksthümlich geworben. Alle Bejorgniffe, daß ver bairiſche 
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49) Hier die Sauptzifiern bes Bubgete für die fiebente Yinanzperiobe (die ſechs Jahre vom 1. Det. 
1855 bie Ende September 1861). 

Jährliche Einnahmen: - 

1) Directe Steuern (Grund⸗, Häufers, Gewerb⸗, Eapitalcentens und Einkom⸗ 
9) —— * pipcheu APR oᷣo oco il u (da 5.700.000) 7,317,421 Glon. 
ndirecte Auflagen (Taren und St 4,560,000, Dalzaufichlag 5, 100,000, 
Zölle 5.250.000) rn ae en " . 9 2. .15,810,000 „ 
3) Regalien und Staateanflalten (darunter ECiſenbahnen 3 Mill., Lotto 1,400,000, 
Salinen 2,5235,000 on . 7,612,000 „ 


4) Domänen (Forſten 3% Mill. Orunbrenten 4.284353) . . -. . + 8137412 „ 
5) Befondere abenn.. 4,650 ,, 
6) Übrige @innahmen (darunter: Eontiguitätsentfcgädigungvon Ofterreich 100,000) 394,045 „ 
T) Einnahme von Ausfländen aus ven Borjahten . . . . 300,000 „ 


8) Steuerbeifläge jur Deiung des Defcite (bei der Grundfieuer 33%, Proc., 
Häufers 15, @infommens 10, Bewerb» und Eapitalrentenfleuer 5 Proc.) . . 1,790,547 „ 
Zufammen 41,396,8623 Gldon. 


Jährliche Ausgaben (gleiche Summe, nämlich): 


1) Staatef Hub . . . . . 13,719,300 Sn. 10) innen . . . . . 815,860 Sl. 
Ü- 2 0000002. 3,982,2372 „ 11) Staateanflalten . . . 7,751,078 „ 
3) Staatl . . . . . 72,983 „ 12) Kreisfonbebeitäge . . 456,045 


4) Landtag . . .» 2... 59,000 _„, 13) Arme . . 2.2... 9,075,900 ,,. 

5) Äußere - -» » 2» 2. 460,000 „ 14) Landbau. . . .. .» 624,303 

6) IufliE . . 2 0 0 00. 1578,78 „ 15) Witwens und Waiſenpen⸗ 

TDIunseres . . 2 2 2. 1,074,225 „ onen . . 2.2.0. 26,000 ,„ 

8) Randgerihte . . . .„ .„ 1,581,036 „ 16) Refervefondse . -. . . 675,000 „ 

9) Handel und öffentliche Ar⸗ 17) Gerichtsorgantfation . . 566,772 „ 
beiten . . 2 2 2 0. 225563 „ 18) Diverje Ausgaben . . 22,717 „ 


Unter ben GStaatsanftalten find begriffen: tehung 900,653, fatholifcher Kultus 1,195,275, 
proteflantifcher 375,433, Geſundheit 234,455, Wohlthätigfeit 200,440, Sicherheit 1,407,203, Indus 
frie und Eultur 324,393, Straßen», Brüdens und Waflerbau 2,563,430, eitungen an Gemeinden 
9,052, Steuerfatafter 375,000, Münzanftalt 11,242, Feuerverſicherung 48,000, Glaemalereianſtalt 
N, Borzellanmanufactur 3500 Glon. Bei Berathung des vorigen Budgets in ber Mbgeorhnetenn 
Immer ftellte ber Abg. Kolb im Wefentlichen folgende Berechnung auf (f. ſtenographiſche richte der 
Kammerverhandlungen vom Mai 1852): Der Geſammtſtaatsbedarf belaufe ſich in irflichfeit auf ME 
Devon erfoberten die fünf Pofltionen: Schuld, Hof, Armee, Eivilbeamten und Beiftlichfeit 36 MU. 
(die Eivilbeamten allein 11,631,000 Gldon.); für alle brigen Bedürfniſſe blieben nur 6 Mill., und des 
von Fönne wenig über die Hälfte für unmittelbar probuctive Zwecke verwendet werben. (Die Details 
berechnung erfuhr in der Kammer keinen Widerfpruch.) 


Staats⸗Lexikon. I. 15 
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wieber mehr auf den frühern Zuſtaud zurück; die Conceſſionen wurden minder häufig ertheilt. 
Allein Die Bejammtverhältniffe ergeben ein fortwährend ungünftiger ſich geſtaltendes Reſultat. 
Es iſt nicht ſowol die ziemlich machtlos gewordene Zunfteinrichtung, welche ſchadet, ſondern das 
(wie erwaͤhnt, moderne) Realrechtsweſen im eigentlichen Altbaiern, ganz beſonders zu Mün⸗ 
chen, und das in allen rechtsrheiniſchen Kreiſen eingeführte Syſtem, die Gewerbe nad) dem Er⸗ 
meſſen der Beamten vermittels Conceſſionen zu leiten. Der beſte Wille des Beamtenthums 
reicht nun einmal dazu nicht aus, ſondern ſchadet unendlich mehr, als er zu nützen vermag. 
Die Unzweckmäßigkeit diefer Einrichtungen tritt beſonders empfindlich hervor, feit ber erleid- 
terte Verkehr die Concurrenz mit den der Gewerbfreiheit genießenben heilen des Zollvereind 
vergrößert bat. 

Am Sabre 1840 war infolge des Conceſſionirungsſyſtems die Zahl der Gewerbtreiben- 
ben in den älteren Kreifen verhältnißmäßig größer als in ver Rheinpfalz, obgleich in der letztern 
volle Gemwerbfreiheit befteht (ed kam je ein Gewerbtreibender in der Pfalz auf 16,87 Einwohner, 
in den andern Kreifen fhon auf 16,6), ein Bingerzeig, daß bei voller Freiheit ein natürliches 
Verhältniß fi von felbft Herftellt, beſſer, ald e8 durch dad Beamtenthun gefhaffen zu werben 
vermag. Im Jahre 1847 zählte man in Baiern durchſchnittlich einen Meifter auf 14 Einwoh⸗ 
ner. (In Preußen, wo principiell Gewerbfrelheit befteht, kommt einer erſt auf 17 Einwohner, 
wobei aber dennoch die Gewerbproduction eine weit höhere ift ald in Baiern.) Nah v. Her: 
mann bat fih nun aber vie geſammte gemerbtreibenvde Bevölkerung im Königreiche von 1840— 52 
un 71,118 Inbividuen vermindert; fie if von 821,674 Köpfen auf 750,556 berabgefunfen, 
und zwar traf der Verluft ausſchließlich die ältern Kreife. In der Pfalz blieb ſich die Zahl 
gleich, und ebenfo im Allgemeinen in dem das Realrechtsweſen wenig fennenden Franken. „Es 
find feit 1840—52 im Ganzen gegen 20,000 gewerbtreibende Kamilien mit den entſprechenden 
Arbeitern verſchwunden“, fagt v. Hermann, „und flatt ihrer Producte verbraudt die Bevöl⸗ 
ferung nun von Andern berbeigeführte Waaren.” Die (vor allem durch Realrechte bevor: 
zugten) Meifter zu München allein hatten 1852 über A000 Geſellen und Lehrburſchen weniger, 
als vor 12 Jahren, ungeachtet des ausnehmenden GSteigend der Geſammtbevoͤlkerung diefer 
Stadt. So wird fich die Frage wegen Aufhebung der Realrechte freilih am Ende von jelbft 
loͤſen; die Bifenbahnen werben biefe Löfung herbeiführen. Und aud das Conceſſionirungs⸗ 
foftem (jene Meinung, die Inpuftrie durch die Weisheit ver Behörden leiten zu Eönnen) wird 
fi dabei auf die Dauer nicht zu behaupten vermögen. 

Handel. Balern, von ven beiden größten Strömen Deutſchlands, der Donau und dem 
Rhein, und überdies von dem bedeutenden Main durchflutet, Baiern, ein Rand von fo gro: 
Ber natürlicher Fruchtbarkeit, Eönnte und follte einen weitausgevehnten blühenden Handel be: 
figen. Es ift dies aber nicht der Fall, wenigftend lange nicht in der Ausdehnung, wie man 
unter den angeführten günftigen Verhältniſſen erwarten follte. Denn daß Augsburg no 
immer ein bebeutender Wechfelplag, und daß Nürnberg, Bamberg und andere Mainftäpte 
Handelsplätze find, vermag im Ganzen noch feinen entſcheidenden Ausjhlug zu geben. Der 
Grund diefer Erſcheinung liegt einerſeits in der noch nicht genug vorangefchrittenen induftriellen 
Entwidelung ver Nationalfräfte (dem geringen Aufſchwunge ver Agricultur und der Gewerb: 
und Fabrifinpduftrie), andererfeitd in den Hemmniffen, welche ver Benutzung ver Ströme ent: 
gegeuftehen. Abgefehen davon, daß die Mündungen der Donau und des Rheins in der Gewalt 
fremder Völker fich befinden, welche dieſen Umſtand vielfach ſchnoͤde misbrauchen, find auch noch 
weitere Fünftlihe Hemmniſſe vorhanden. Diebairifche Donauſchiffahrt verfümmert großentheil® 
wegen ber öfterreihifhen Mauth, vie Rheinfchiffahrt ebenfo wegen der enormen und unvers 
ftandigft regulirten Rheinzölle. 

Der Donau = Mainkanal iſt ein beveutendes Werk. Sein Nugen entfpricht aber keineswegs 
dem Aufwande für deſſen Herftellung. (Abgeſehen von vem Verlufte, den die Privatactionäre 
erlitten, verwendete die Staatäfafle 17,433,700 Gldn. für diefe Herftellung [ver Voranſchlag hatte 
auf hoͤchſtens 8 Mill. gelautet.]) Die ganze Roheinnahme belief fih 1852 [vie geringe Be⸗ 
nugung anbeutend] nur auf 163,692 Glon., wovon aber, nad) Abzug der Betriebskoften, bloß 
61,856 Gldn. verblieben, alfo etwa Proc. des aufgewenbeten Gapitals.) 

Kein günftigered Ergebniß gewährt die Donaudampfſchiffahrt. (Der Staat kaufte dieſe 
an fi, nachdem eine Privatgefellfhaft nicht hatte beftehen können; er vertvendete bereits meit 
über 2 Mill. darauf, während ber Meinertrag, wenn man die Abnuguug bed Materials 
vollſtäändig in Rechnung zieht, unter Null bleibt; ein neuer Beweis, daß der Staat mit ber- 
artigen Unternehmungen jich nicht befaflen, fonvern dieſelbe Privathänden überlaffen follte. 
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Sehr bedeutend find die Ciſenbahnen. Anfangs beabſichtigte Die Regierung deren Herſtel⸗ 
ung ausſchließlich auf Staatskoſten. Bis 1855 waren bereitö 101 Mill. Glon. dafür verwendet, 
Her geringe Ertrag dieſer Schienenwege (der geringfte unter allen deutſchen Staatsbahnen, 
ba er während vieler Jahre kaum 4 Proc. erreichte und auch dermalen nur dann auf 3 Proc. 
anfteigen Dürfte, wenn man bie Abnugung bed Bejfammtmateriald nicht gehörig in Anfchlag 
bringt) veranlaßte die Abgeoronetenfammer innmer dringender darauf zu befteben, daß die fer- 
nern Gifenbahnbauten (mit einzelnen Ausnahmen) Privatgefellfhaften überlaffen würben. 
Dies iſt nun gefhehen (unter Zinidgarantie des Staats). In der Nheinpfalz hatte man aus: 
nahmsweiſe von Anfang an dieſes Syſtem zur Anwendung gebracht. Gegenwärtig ftehen 127'/, 
Meilen Staats = und 28 Meilen Privatbahnıen im Betriebe. 

Telegraphenlinien waren Anfang 1857 2383 Meilen im Betriebe, deren Anlage ungefähr 
850,000 Gldon. foftete. Die Zahl der beförverten Depefchen betrug 1852 — 53 erft 15,165, 
1855 —54 dagegen 61,117, wofür Brutto 54,630 und 108,121 ®lon. eingenommen wurben. 
Diefes unbefriedigende Ergebniß wird fich in dem Maße ändern, in welchem man vie Gebühren 

mindern und mehr Stationen errichten wird. Die Kleine Schweiz kann darin als nachahmungs⸗ 
würbiges Mufter dienen. 49) 

Die Hyvothelen= und Wechſelbank zu Münden iſt ein fehr bedeutendes und vom Staate 
mit ungemeinen Privilegien ausgeftatteted Inflitut (der Staat hat fh zum Vortheile dieſer 
Anftalt fogar des Rechts begeben, unverzindliches Papiergeld zu emittiren). Deffenungeachtet 
gereicht diefe Bank weit'mehr den Actionären und etwa den großen Befikern als den „kleinern“ 
Geldbedürftigen zum Vortheile. 

Blil auf die ſocialen Verhälfntffe. Anfaffigmahung und Verehelichung find in 
den fieben älteren Regierungsbezirken in hohem Maße erſchwert (mol am meiften in ganz Deutfch- 
land), in ver Rheinpfalz dagegen find diefelben unter ver fortbauernden Herrſchaft der franzoͤſi⸗ 
Then Geſetzgebung völlig unbeihränkt geblieben. Wir haben oben ſchon angegeben, wie im einen 
diefer Landestheile das Princip der Untheilbarkeit, im andern jenes der THeilbarkeit ver Grund⸗ 
ſtücke vorwaltet; ebenfo dort Gewerbsbeſchränkung, hier Gewerbfreiheit. So bilden beide 
Hauptthelle des batrifchen Staats die entfchienenflen Gegenfäge in Deutichland. Umfomehr 
drängt ſich die Frage auf, welche Ergebniffe beide Syſteme in einem und vemfelben Staate 
gewähren. Giniges ift darüber bereitd mitgetheilt, namentlich über pie Production ver Land⸗ 
wirthfchaft und über dad Gewerbweſen. Wir beleuchten mehre andere Momente, über melde 


ſtatiſtiſches Material vorliegt: Tun 
Unebelihe Geburten. Deren kamen auf je 100 eheliche: 
in den fieben Altern Kreifen in der Pfalz 
1817 — 25 20,57 9,2 
1826 — 34 21, 9, 
1835 — 42 2341 8,33 
1845 — 51 22,78 8,40 


In dem vorzugsmeife mit Realtechten ausgeftatteten München überftieg wiederholt die Zahl 
der unehelichen jene der ehelichen Geburten. 

Dabei wurben von je 1000 uneheli Geborenen durch nachfolgende Ehe ver Altern legitts 
mirt: in der Pfalz durchſchnittlich 297, in ven. andern Kreifen nur 144. 


Eheſcheidungen kamen auf je 10,000 Ehen: 


in den Altern Kreifen in der Pfalz 
von Katholiken 581/, 8 
„ Peoteftanten 89, 29 
‚, gemifchter Confeſſion 61 (Hd 


Zahl der Verbrechen und Vergehen. Auf die gleiche Einwohnerzahl, auf welde 
in ver Pfalz im Durchſchnitte der Jahre 1837 — AA 100 Verbrechen kamen, zählte man gleich⸗ 


46) Im gangen Gebiete ber Eidgenoſſenſchaft Toftet bie einfache Depefche nicht mehr ale 1 Fr. Die 
Einnahme betrg 1856: 393,442, die Betriebsausgabe 244,805 Br. , ſodaß Staat und Publicum gleiche 
mäßig bei biefer Billigfeit gewannen. Übrigens hatte bie Schweiz 322 beutfche Meilen Telegraphen, 
deren Herflellungsfoften nur 400,000 Fr. (186,000 Son.) betrugen (alſo weit wohlfeilere Herftellung 
als in Balern); es gab 107 Telegraphenbureaur (in Baiern nur 29); die Zahl ber beförberten Depefchen 
aber ftieg 1856 auf 227,072. 
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montane Streben mannichfach geförbert worden. Indeſſen gehörte der Fürſt perjönlich keines 
wegs zu ven Blaubendeifrigen; er glaubte auch, fi verlaflend auf feine Talente und feine Ge⸗ 
burt, einer unbebingten Unterſtützung des Ultramontanismus nicht zu bedürfen, um feine Stelle 
zu behaupten. Insbeſondere zeigte er ſich dem eigentlihen Jeſuitismus abgeneigt. Diefer aber 
erhob mehr und mehr fein Haupt und verlangte nach einem ihm unbedingt ergebenen Miniſter. 
Wallerſtein's Stellung warb nun ſyſtematiſch untergraben, und das Iinternehmen gelang voll- 
kommen, wol am meiften dadurch, Daß man dem Könige vorftellte, wie der Diinifter weit mehr 
ſelbſtbeſtimmend, denn als Diener des Monarchen ſich benehme. Die Kluft erweiterte ſich all- 
mälig; die Haltung Wallerftein’s in der Reichsrathskammer, ald deren Diitglied er für bie flän- 
diſchen Rechte ſprach, befriedigte den Hof nicht mehr. Schlau wußte die Iefuitenpartel jeden 
Borgang außzubeuten, und obwol Wallerftein gerade in ver jüngften Zeit (während der Cho⸗ 
leraepidemie durch unermüdlichen Eifer und kühnen Muth überallhin ſoviel möglih Hülfe 
bringend) ſich hohe Verdienſte und die allgemeine Zuneigung erworben hatte, ſah er ſich nun 
doch, und noch dazu in Höchft kränkender Weife, von feinem Poſten entlaſſen. 

Herr v. Abel warn an die erledigte Stelle. berufen, ein Dann gleichfalls von Fähigkeit 
und Talent, zwar ohne ven Höhern Schwung ſeines Vorgängers, aber von weit größerer praf- 
tiſcher Geſchäftskenntniß als dieſer. Früher ebenfalls nichts weniger als firenggläubig, zeigte er 
nun einen kirchlichen Eifer, dem alle Rückſichten weichen mußten. Obgleich vem Namen nad 
ebenfo wenig Premierminifter wie fein Vorgänger (was der König mit feinem Streben, felbft 
zu regieren, für unvereinbar bielt), war er es, ebenfo wie jener, doch meiftend ver That nad. 
Und nun folgte für Baiern eine zehnjährige Periode ded Duldend (1837 — 47), wie fie wenige 
deutſche Staaten zu ertragen hatten. Abel ftellte Principien auf, die man ein Jahrhundert zu⸗ 
vor ſchon für veraltet und beinahe unerträglich erflürt haben würde. Hätte man feinen andern 
Beweis für die Berwerflicgkeit nes von ihm angenommenen Syſtems, fo würde f(hon vie Ein 
flimmigfeit, mit welcher daſſelbe gleich in der nächften Periode, ſobald nur irgend freie Stimmen 
fi) erheben konnten, verdammt wurbe, diefen Beweis liefern. Es waren nit nur alle Frei⸗ 
finnigen von Erbitterung über dieſes Syſtem erfüllt, fondern der König felbft, für den 
Abel foviel gethan zu haben behauptete, fprach feine fcharfe Verdammung dagegen aus 
und pried jelbft in Gedichten das umgeſtaltende „glüdlihe Ereigniß“; ja Abel mußte 
fogar erfahren, daß der Hauptwortführer jener Partei, der er mit Selöflverleugnung bis ind 
Maßloſe ald Werkzeug gedient, daß ein Döllinger (fein Freund!) in ver öffentlichen Sigung 
der Deutfchen Nationalverfammlung ruckhaltslos den Stab brach über Das, mas jener Mann 
getban Hatte! 

Unter Abel's Minifterium war die Entwidelung und Entfaltung des Ultramontanismus das 
bödfte, ja das Alles umfafiende Ziel. Vorgewendet ward meiftend die Herftellung eines völlig 
unbeſchränkten Herrfcherabfolutismus. In Wirklichkeit aber follte diefer nichts Anderes ale 
das wichtigfle Mittel zum Zwecke ver hierarchiſchen Herrſchaft fein; damit, dachte man, verſichere 
1 Fi der unbebingten königlichen Gunſt und damit ermögliche fie fi Alles gegen 

a8 Bolt. 

Aus diefem Grunde ftellte Abel die befannte Theorie auf, daß e8 in Baiern mie in Deutſch⸗ 
land überhaupt nur landſtändiſche, Feine Nepräfentativverfaffungen gebe. Und nun wußte er 
die Gonftitution fo zu handhaben, daß fie nicht nur keinerlei Garantie für die Rechte des Volkes 
gewährte, fondern daß fie vielmehr überall ven Medhtöhonemwliefern mußte zur Begründung und 
Durhführung der abfolutiftifhften Maßregeln. Als äußere Kennzeichen erwähnen wir nur, 
wie nit einmal mehr von Staats, fonvern nur von koͤniglichen Miniftern geredet werden 
burfte; nicht mehr von „Staatäblirgern”‘, fondern blos von „Unterthanen“, obwol bie verpdn= 
ten Ausdrücke gerade in der Verfaſſungsurkunde angewendet find. 

Die eingreifendfte Thätigkelt entwickelte Abel in den kirchlichen Angelegenheiten. Wie fon 
oben erähnt wurbe, warb die freie Richtung bei allen Eulten gleihmäßig verfolgt; duldete er 
doch ſelbſt bei ven Juden ven Neologismus nicht. Die Bezeihnung Deutſchkatholiken war nicht 
erlaubt; fogar die Fathollfcher Diſſidenten follte eine Beleidigung der katholiſchen Kirche in fi 
fließen, welche Beleidigung namentlich kein Zeitungscenſor geftatten dürfe. Das gefammtelin: 
terrichtsweſen fam unter bie Leitung des Klerus. Die Zahl der Gewerbfchulen wurde um mehr 
ald den dritten Theil vermindert. Don den in katholiſche und (wenige) proteftantifche getrennten 
Gymnaſien erhielten vie erflern vorzugsweife Mönche zu Lehrern. In jevem Kalle warb nicht etwa 
blos der Religions=, fonvern ebenfo der Geſchichts⸗, ja ausdrücklich auch ver hebräifche Sprach⸗ 
unterricht an den bezeichneten Anftalten confefjionell getrennt. Es ward förmlich verboten, auch 
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ki den Gefähigtften Schüler in eine Höhere Claſſe ober. zur Univerfität auffleigen zu laſſen, 
wenn ex in „„Zrömmigfeit und religiöjer Geſinrung“ eine geringere Note als „ſehr gut” („gut“ 
genügte nicht !) erhalten Hatte. Ind dieje Noten ertbeilte oder verweigerte eineinzelner, vielleicht 
-mböhften Brave beſchränkter oder leidenſchaftlicher Religionslehrer mit unumjchränfter Ge⸗ 
halt, von ihm hing die ganze Zukunft manches Schülers ab! 

Die ſtrenge Beobachtung der kirchlichen Geremonien ward von den Beamten und von Allen, 
welche irgend eine perfünliche Angelegenheit bei ver Negierung hatten, ald Vorbedingung gefo⸗ 
dert. Natürlid führte Dies zur Scheinheiligkeit, und Tauſende ſpeculirten förmlich darauf. 
Empfehlungen durch eifrige Prieſter hielt man für wirkiamer als Die innere Güte einer Sache 
an ih. Convertiten erfreuten fi bejonderer Gunſt. Überhaupt aber ſahen jih, unter jonft 
gleihen Verhältniſſen, vie Proteflanten zurückgeſetzt. Inter ven Miniftern befand jich kein ein⸗ 
jiger Proteflant, unter ven acht Regierungspräfidenten, nach der Verdrängung des Grafen Giech, 
aud feiner mehr. Unter ben 49 Oberappellationsräathen zählte man blos jieben Proteftanten, 
b. h. gerade noch foviel, ald zur Bildung eines Senats für Eheſachen von Proteflanten abfolut 
etfoberlih waren. Auch an ven Appellhöfen fand man nur 13 proteflantifche Räthe gegen 78 
katholiſche. Man geftattete den Broteftanten nicht, an Fatholifchen Orten eigene Gemeinden 
zu bilden, und man bebrüdte vielfach vie beflehenden Gemeinden derjelben. (Brfteres hat 
Abel ſelbſt im Jahre 1849 als Fehler bezeichnet.) Die Bultav- Abolf- Stiftung, deren Pros 
tectorat der König von Preußen übernahm, warb in Baiern verboten, und bie armen 
proteftantifchen Gemeinden durften, felbft bei der größten finanziellen Noth, Teine Geſchenke, 
feine Gelounterflügung aus jener Duelle annehmen. Die ärgfte Erbitterung erregte aber ver 
Befehl, daß auch proteftantifche Solpaten und Lanpwehrmänner vor der katholiſchen Mon⸗ 
franz knieen müßten (bie vielbefprochene Kniebeugungsfrage). | 

Ganz beſonders mishandelt wurde die freifinnige Prefle. Im Sinne des Ulttamontanismus 

burfte dagegen auch das Heftigfte gedruckt werben. Diepreußifhe Regierung erfuhr dies nament⸗ 
lid in ihrem Streite mit dem Erzbifhof von Köln. Dagegen ſtrich die Cenſur ver liberalen 
Dreffe beinahe jeden Originalartikel. Ließ ein Genfor aus Verfehen eine misliebige Bes 
merkung paffiren, jo folgte für das ganze Blatt (nicht blos die einzelne Nummer) Entziehung 
des Poſtdebits, was einer Unterdrückung des Blattes gleichfam. Das Mittel der Entziehung von 
Buhhändler= und Buchoruderconcefjionen war ſchon unter Abel’ Vorgänger in Anwenbung 
gebracht worben. Auch hatte dieſer Vorgänger bereits die außerhalb Deutſchlands erſcheinenden 
Zeitungen in der Art unter Genfur gefegt, daß jede einzelne Nummer vor ihrer Ausgabe in 
Baiern durch einen Polizeibeamten geprüft und den Abonnenten beliebig vorenthalten wurde. 
Abel dehnte Diele Einrichtung auch auf die deutfchen Blätter aus andern Bundesſtaaten 
aus, indem die Eenfur in diefen feinen Anfoverungen lange nicht entſprach. Dabei flieg die 
Zahl der verbotenen größern Drudichriften in die Hunderte. Überblickt man die Sefammtfumme 
der literarifchen Erfcheinungen In Baiern während des langen Zeitraums der Abel'ſchen Verwal⸗ 
tung, fo gewahrt man eine erfchrerfende Ode, der ſprechendſte Beweis, wie grundlos die 
Behauptung, daß nur den ephemeren Auswüchſen der Zeitungspreſſe entgegengewirkt, die 
wiſſenſchaftliche Literatur aber gehegt und gepflegt werde. Freilich iſt es in Beziehung auf 
die Leiſtungen der bairiſchen Preſſe auch ſeitdem kaum weſentlich beſſer geworden. 

Das Finanzweſen des Staats ward in eigenthümlicher Weiſe behandelt. Iſt bei Budgets 
auf die lange Dauer von ſechs Ighren hinaus eine genaue Feſtſetzung auch nicht einmal an⸗ 
nähernd möglich, fo veranfchlagte bie Regierung in jener Zeit die Einfünfte durchgehende und 
ſyſtematiſch zu niedrig, wonach ſich Überfchüfle ergeben mußten; was aber die Ausgaben betrifft, 
fo wollte man ven Grundſatz geltend machen: wenn der Landtag bie von ber Regierung gefober- 
ten Steuern nicht vollftändig genehmige, fo ſtehe ed dem Gouvernement zu, die bewilligten 
Summen blo8 nad feinem Ermeſſen für diejenigen Zwecke zu verwenden, welde es für bie 
wichtigſten ober dringendſten erachte. Wollte die Abgeorbnetenfammer nun bie Landftraßen 
u. f. w. nicht ganz verfallen laſſen, fo mußte fie die verlangten Steuern in deren voller Ausdeh⸗ 
nung bewilligen. Nun ergaben ſich ſchon in drei Jahren 23%, Mill. Erübrigungen,, in Wirk⸗ 
lichkeit nichtss Anderes, als zu viel erhobene Steuern, deren man (wie vorauszufehen) nicht 
bedurft hatte. Indeſſen ftellte Abel vie Theorie auf, daß der König über dieſe Erübrigungen bes 
liebig verfügen Ednne, ohne deshalb an eine vorgängige flänvifhe Zuflimmung gebunden zu . 
fein. Der Streit über diefe Frage war Iangbauernd. Grit das fogenannte Verfaflungdvers 
ſtändniß (f. oben) machte ihm ein Ende. Als man aber der erübrigten Millionen dringend be= 
durfte, waren fle bereitö vollftändig verwendet, — meiftens für Prachtbauten. 
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Die Verwendungen fuͤr Zwecke der Kunſt überſtiegen weit die Mittel des armen batrifchen 
Volkes. Nuͤtliche, ſelbſt nothwendige Ausgaben unterblieben, um jene Richtung zu foͤrdern. 
Die Kunſt wirkt aber nur da ſegensvoll, wo ſie naturgemäß und frei, wo ſie ſelbſtbeſtimmend 
ſich entwickeln und entfalten kann. Hier follte fie blos als Mittel zu einem andern Zwecke dienen: 
zur Verherrlihung und Verewigung des Herrſchers. Kein Wunder, daß man heute nad) ben 
dem Aufwand entſprechenden, ven geiftigen Aufſchwung, bie geiftige Bildung foͤrdernden, wirk- 
lich humaniſirenden Wirkungen vergebens ſucht. Jede Schwurgerichtsſitzung in dem mit Dio- 
numenten überladenen München beweift, wie wenig gerade in dieſer wichtigften Beziehung — 
Veredlung des Volkes — erzielt ward. 

1. Derkandtag von 1845 — 46. Der Aufſatz über Baiern in der vorigen Auflage des 
„Staats-Lexikon“ ſchloß, Inden er das pamalige gänzlicge Darniederliegen des Eunftitutionalis: 
mus in diefem Lande bezeichnete. Wir haben nun die erften Zeichen feined allmäligen Wieberer: 
wachens in biefem größten der altconftitutionellen deutſchen Staaten zu betradıten. 

Als im Sabre 1845 neue Landtagswahlen flattfanven, hatte das allgemeine Misbehagen 
bereits einen fo hohen Grad erreicht, daß das Minifterium, ungeachtet des über alle Begriffe 
beengenden Wahlgefepes, die Ernennung unbedingt gefügiger Abgeordneter nicht erlangte. 
Selbft der Adel zeigte fih wiberfpenftig, und namentlid) wurde der Wunſch Abels, unter bie 
Dertreter dieſes Standes aufgenommen zu werben, vereitelt. Wahr ift e8 übrigens, daß birerte 
Einwirkungen auf die Wahlen in der Art, wie ſolche damals ſchon längft in Branfrei und wie 
fie In ver Folge leider auch vielfach in Deutſchland vorfamen, Hier nicht flattfanden. 

Um nun aber die Abgeorbnetenfammer in feinem Sinne zu verbeifern, benugte Abel 
908 Mittel der Urlaubsverweigerung. Neun der Gewählten (darunter acht Proteftanten) wur: 
den in diefer Weife ausgefchloffen. Offenbar war ver vppofitionelle Geift leichter zu bannen, 
wenn man vemfelben die ohnehin nicht zahlreichen geſchäftskundigen Vertreter möglichſt entzog. 
Indeß entſprach der Erfolg nicht ganz den Erwartungen. 

Der Landtag war aufden 1. Der. 1845 berufen. Zum erften mal feit langer Zeit glückte 
88 den liberalen Abgeorpneten, nad ſchwerem Kampfe die Ernennung eines Minifterd zum 
Kammerpräſidenten abzuwenden, indem fie vie Wahl von ſechs andern Candidaten durchſetzten, 
nüß deren Zahl ver König die beiden Präſidenten zu ernennen hatte. 

Auch diesmal fand die Eröffnung der Verfammlung nit im Stänvehaufe flatt, fon- 
dern die Rammermitglieder mußten fich nach ver Eöniglichen Reſidenz begeben. Es galt dies ale 
Symbol der Stellung des Landtags dem Throne gegenüber. Die Thronrede war farblos. Die 
Antwortöabrefien beider Kammern beivegten fi zunädft bloß in deren Umfchreibung. Die 
liberalen Abgeordneten betrachteten es als einen Sieg, daß bei ihnen, nad) etwas erbitterter Ver⸗ 
Handlung, vie Aufnahme des Sageß erfolgte: fie „vertrauten zur Weisheit Sr. Majeftät, daß 
die Urfachen, welche Misftimmung erzeugen und vie Gemüther beunrubigen fönnten, befeitigt 
wäürben‘‘. Beigefügt waren Ausdrücke des unbebingten Vertrauens in die allerhöchſte Perfon 
und die Betbeuerung: „Untertbanen eined ſolchen Königs zu fein, ift der Baiern Stolz.” So 
überaud genligfam blieb vie Oppofition überhaupt, daß auch nicht eines ihrer Mitglieber vie 
ragen der Preß =-und Gewillendfreiheit oder eine Amneſtie für die feit 13 Jahren ihrer Frei⸗ 
heit beraubten fogenannten politifhen Verbrecher au nur anzuregen wagte. Gemwandter 
abgefaßt ald die Adreſſe der Abgeordneten war die (von Wallsrftein entivorfene) ver Reichs— 
raͤthe. Sie vermien den von Abel ſtets jo ſtark hervorgehobenen Ausdruck „Unterthanen‘ und 
ſprach, wenngleich, in der zarteften Weife, aus, daß „ver Heimat Rubin und Wohlfahrt unzer⸗ 
trennbar“ ſei von jener „des deutſchen Gefamntvaterlanves”. 

Die Abgeorpnetenfanımer hatte fich zunächft mit einer ganzen Reihe von Wahlreclamationen 
zu befaſſen. In ver Pfalz hatte Die Regierung, nach Maßgabe ver Kamilienzahl, drei Abgeord⸗ 
nete zu wenig wählen laffen. Die Richtigfelt dieſer Beſchwerde warb von der Kammer aner- 
Tannt, allein über die Art, wie eine Ergänzung vorzunehmen, follte nun ein Ausſchuß Vor⸗ 
ſchläge machen, was nicht früher als nach zwei Jahren, nämlich erft 1848 geſchah. So— 
Dann war bei Aufftelung ver Lifte ver Wahlfähigen nach vem Cenſus die Gewerbſteuer außer 
Berechnung gelaflen und damit die Zahl der Berechtigten ungemein vermindert worden. Die 
Nichtigkeit ver Mehrzahl ver Wahlen erſchien damit nachgewieſen. Indeſſen ſchreckte pie Kammer 
davor zurüd, einen „grandiofen Selbftmorb‘ zu begehen, wie man es nannte. Den beftigften 
Kampf aber rief eine Beſchwerde des Pfälzers Willich hervor, dem man, als „für den dffentli= 
chen Dienft verpflichteten Advocaten““, den Urlaub und damit den Eintritt in die Kammer ver⸗ 
weigert hatte. Es bedurfte mancher Drohungen und Verſprechungen (Ausfiht auf Kammerauf⸗ 


Baiern 331 


Yung und Verheißung einer freifinnigen.anthentifchen Interpretationdvorlage), um mit ſchwa⸗ 
der Rajorität die Berwerfung diefer Neclamation zu erwirken. Als nunmehr der wadere Wül⸗ 
ii auf feine Advocatur zu verzichten erffärte, ertheilte ihm der König nachträglich die Urlaubs: 
bewilligung ohne ſolches Opfer, „nachdem der lingrund der Reclamation anerkannt” fet. 

Unterbeffen Hatten jich ungewöhnliche Dinge in der Reichsrathskammer zugetragen. Eines 
ber Mitglieder derſelben, Fürſt Karl Wrede, perfünlich erbittert gegen Abel, brachte eine Reihe 
ber Heftigften Anträge gegen dieſen Minifter und die übermächtige katholiſche Beiftlichkeit zur 
Vorlage. Unzweifelhaft zählteder hochfahrende bureaukratiſche Emporkoͤmmling Abel“ manche 
Feinde unter den Reichsräthen. Allein ein Auftreten, wie e8 Wrede verlangte, hätte gegen alle 
Traditionen der hohen Kammer verftoßen. Zudem enthielt dieſe Kammer nicht nur rei Biſchöfe, 
fondern überhaupt nicht wenige ultramantan gefinnte Mitglieder. Zu allem Überfluffe ſchien 
Wrede nach feinen Anteceventien nicht geeignet zur Durchführung eines verartigen Kampfes, 
wie er denn auch feine Anträge ziemlich ungenügend und ungeſchickt vertheidigte. So fonnte es 

denn nicht fehlen, daß dieſelben ver Reihe nach verworfen wurden. Allein e8 gelang dem ge⸗ 
wandten Mallerftein, Majoritäten für Gegenanträge zu gewinnen, die fo formulirt waren, daß 
theild die Motivirung der bie Wrede'ſchen Vorſchläge verwerfenden Beichlüffe zugleich den nach⸗ 
vrüdlichften Tadel der Abel'ſchen Maßnahmen enthielt, theild andere Säge den Wrede'ſchen 
fubftituirt wurden , welche ven Ultramontanisnus Höchft empfindlich verlegten. 

Die Wahrnehmung einer folden Stimmung fogar in der Reichsrathskammer trieb bie ul- 
tramontane Partei an, eineh Aoreffefturm dagegen zu verfuchen, wie ein folder eben in Baden 
(gegen die befannte Zittel’fhe Motion) gelungen war. Allein merkwürdigerweiſe fcheiterte der 
Verſuch in Baiern. Die Ergebniffe bliebenungenügend. Die Regierung ſchwankte. Das Stants- 
oberhaupt ſprach feinen Dank aus für die ihm ausgedrückten Geſinnungen, verbat ſich aber fer- 
nere Zuſendungen. Dennoch wurden ſolche auch ſpäter entgegengenommen. Dies gab Veranlaſ⸗ 
ſung zu Gegendemonſtrationen, zu Gegenadreſſen, ſodaß dieſe von den Ultramontanen ausge⸗ 
gangene Bewegung ſchließlich ſehr zu ihren Ungunſten ſich geſtaltete. 

So fand das Miniſterium bedeutendere Schwierigkeiten als in früherer Zeit. Nochmals ge⸗ 
lang es Abel, fi eine Majorität unter ven Abgeordneten zu verſchaffen. Die Elſen⸗ 
bahnen boten das Mittel dazu. Die Kirchthumsintereſſen traten vielfach in den Vordergrund. 
Gern bemwilligte man die verlangten vielen Millionen, um die Schienenwege (mit Ausfchluß 
der Pfalz) überall auf Staatskoſten berzuftellen. Die Richtung der Linien warb nur im Allge: 
meinen bezeichnet. Mancher Abgeorpnete ſchreckte zurück, durch eine oppoſitionelle Haltung jeks 
nen Bezirk des neuen Verkehrsmittels verluſtig zu machen. Die Kammer nahm nun unter 
Anderm ein Geſetz an zur authentiſchen Interpretation der Beſtimmung über die Urlaubsver⸗ 
teigerung , welches viel meniger gewährte, ald die Regierung ſelbſt früher angeboten hatte. 1) 
Bel Beftfegung des Budgets bat die Kammer wieberholt um Aufhebung des Lotto; fie wollte 
den ganzen Ertrag deſſelben durch Steuern decken. Allein vied warb nicht als genügendes Aqui⸗ 
valent erflärt, denn zur Erhebung directer Steuern bebürfe die Regierung alle ſechs Jahre der 
Zuflimmung des Landtags, währenn man eine genügende indirecte Auflage (die au ohne fläns 
diſche Zuflimmung fortvauere) nicht angeben könne! 

Nur zögernd ging die Abgeordnetenkammer an die Berathung ver bei ihr eingefommenen 
Beſchwerden wegen Berlegung verfafiungsmäßiger Rechte. “Die Heikelften verjelben betrafen 
Bedrückungen der proteftantifchen Kirche. Noch im legten Momente vor ven Verhandlungen ließ 
die Regierung in einigen Punkten eine Milverung eintreten, indem hierin „Misverftändniffe” 
obgemwaltet hätten; in andern Punkten aber beharrte fle auf ihren Anorbnungen. Nah hart⸗ 
nädigem Kampfe erklärte die Kammer die Beſchwerden wegen Befchränfung des Gottesdienſtes 
zerſtreut wohnender Proteftanten und wegen Gonvertirung Minderjähriger für begründet. 
Gleiche Anerkennung fanden zwei weitere Beſchwerden von Gemeinden (Nürnberg und Schwan: 


— — 


51) Die Advocaten follten des Urlaubs bedürfen, um in die Kammer einzutreten, während ein Ins 
terpretationsvorfchlag der Regierung vom Jahre 1831 diefe Kategorie davon befreien wollte, welcher 
Vorſchlag der Kammer von damals aber noch zu wenig gewährte. Diesmal machte der Referent, ein 
Freiherr v. Lindenfels, allen Ernſtes geltend: es würde der Moral nicht entfprechen, wenn bie Kammer 
(um wenigftens das von der Regierung früher felbft Angebotene zu erlangen) eine für das Gonvernement 

leich bebrängnifvolle Zeit (wie 1831) abwarte und „die Regierung fernerhin ber Verſuchung ausge⸗ 
—* ein laſſe, durch weit ausgedehnte Übung bes Ausſchließungsrechte bie Gemüther aufzuregen“. Das 
ie Mittel half zwar für den Augenblid, aber es reichte ſchon nicht mehr aus bei der nächften 

«hl (1848). 
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dorf) in anderm Betreff. Na diefen Anftrengungen glaubte aber die Kammer nit welter 
geben zu follen. So blieben denn fernere Beſchwerden (namentlich von Gemeinden, denen durch 
die Regierung eine Anzahl katholiſcher Gemeindevertreter gerade ihrer Confeſſion wegen auf: 
gezwungen worben war) entweder im Ausſchuſſe begraben, oder ed erfolgte (wie bezüglich einer 
Beſchwerde über Cenſurmisbrauch) fo verjpätet die Berichterflattung, daß ein Kammerbeſchluß 
nicht mehr erfolgen Tonnte. 

Die Reihöräthe wußten eine Beihlußfaflung über die Beſchwerden ber Proteftanten dadurch 
zu umgehen, daß fie nach flattgehabter Berathung am Vorabende des Schluffes per Kammern 
den Gegenftand „behufs weiterer Erhebungen“ an ihren Ausſchuß zurüdgaben. 

So brauchte fi) denn die Regierung im Landtagsabſchiede hierüber gar nicht zu äußern. 
Den Antrag auf Abjchaffung des Lotto wies jie nochmals entjchieden zurüd. Als Überſchreitun⸗ 
gen der ſtändiſchen Zuftändigfeit warb es tabelnd gerügt, daß jich beide Kammern gegen fernere 
Dermehrung ver Klöfter audgefprochen und daß jie verlangt hatten, bei Anftellung Geiſtlicher 
beider Geſchlechter im Lehrfache folle die nämliche DQualification gefobert werden, wie beim ge- 
wöhnlichen Lehrerperfonale. Was aber ven Befchluß gegen Einführung gewiſſer geiftlicder Be- 
noffenfchaften (der Jeſuiten) betreffe, fo fei derjelbe „lediglich einer einfeitigen Auffaſſung des 
Gegenſtandes“ beizumefien. 

Es endigte daher (am 25. Mai 1846) tiefer Hoffnungsvoll begonnene Landtag im Wefent: 
lichen ganz erfolglos, obwol außerhalb ver Kammer die politifhen Bewitterwolten fig ſchon 
ſtark zufanımenzogen. 

IH. Sturz des Minifleriums Abel; Landtag von 1847; Beginn der Bewe— 
gung von 1848. Solange Abel Minifter war — ein volles Jahrzehnd hindurch — hatte er 
fih niemalö der wahren Zuflimmung der Kammer zu erfreuen. Seine bierardifc-abfolutifti- 
fhen Strebungen verlegten fortwährend die Abgeorhnetenfammer, und den Neihsräthen fagte 
er nicht zu ald bureaufratifher, mitunter hochfahrender Emporkoͤmmling. Auf jedem weitern 
Zandtage fleigerte fich die Unzufrienenheit gegen den Minifler. Dennod war ed nicht die Macht 
der Kammern oder des Volkswillens überhaupt, welche ihn endlich ftürzte. Bei der Art des Con⸗ 
ſtitutionalismus, welche damals befland, wäre die Erlangung eines ſolchen Erfelgs äußerft ſchwie⸗ 
rig geivefen. Bot ſich aber auch zuweilen eine günftige Gelegenheit var, fo warb viefelbe jedes⸗ 
mal verborben durch jene ſchwächlichen Charaktere, welche (keineswegs eine Partei der wahrhaft 
„richtigen Mitte”) inımer zwifchen ven beiderſeitig ji befämpfenden Anſprüchen umherſchwan⸗ 
fen, ohne Prüfung des innern Werths beider. Stets das Böfe hinwegwünſchend, ohne Kraft, 
das Gute Herzuftellen, ſchreikten dieſe Leute vor jeder nachdrücklichen, wenn auch noch fo conſti⸗ 
tutionellen That zurüd. Nur nad dem bei beſchränkter Anfhauung für erreihbar Erachte⸗ 
ten ſtrebend, ergab es fich thatſächlich, daß fle nichtsdeſtoweniger nienald auch nur diefes Er⸗ 
veichbare erlangten. So in ver Abgeorbnnetenfammer. Noch unbedeutender war das Auftre= 
ten der Reichsräthe. Offenbar hätte fich die vielgerühmte „Ritterlichkeit“, welche die Vertheidi⸗ 
ger der Adelöprivilegien als „wahrhaft confervativ nach oben und unten‘ fo fehr ruhmen, in 
nachdrücklicherer Weile, ald e8 geſchehen, erproben können. Immerhin bleibt es bezeihnend für 
die damaligen Zuflände, daß fi ein paar ſchöne Augen mächtiger erwiefen, al& die Träger des 
Parlamentarismus jener Zeit. ' 

König Ludwig fheint des Minifleriumd Abel etwas überfatt geworben zu fein, vielleicht 
fhon infolge der langen Dauer deſſelben. Sodann mochte der Monarch währnehmen, daß jener 
Beamte nah außen manchmal mit einer etwas ſelbſtbeſtimmenden Miene, nicht immer ald Dies 
ner ded Herrſchers auftrete. Die ultramontane Partei aber glaubte es mehrmals wagen zu dür- 
fen, den Fürſten periönlich zu verlegen; fo namentlich durch Verweigerung ber Trauerceremonien 
für die proteſtantiſche Königin: Mutter. Zeigend, daß er der ‚Herrfcher fei, verfügte ver Monarch 
im Januar 1847, daß Cultus und Unterricht vom Dinifterium des Innern zu trennen feien; 
die Lieblingögegenflände Abel's waren damit feiner Wirkſamkeit kurzweg entzogen. 

Die fonft ſchlaue ultramontane Partei wähnte über dad Bemüth des Monarchen fo vollftän: 
big zu herrſchen, um durch verlegendfled Vorangehen venfelben unbedingt unter ihren Willen 
beugen zu Finnen. Die Erhebung der in Münden fi aufhaltenden Spanierin Lola Montez zu 
einer Gräfin Landsfeld diente ald Vorwand, nachdem Lola feine Luft bezeigt, als Werkzeug 
des Jeſuitismus zu dienen. Der Haß des Adels gegen jene Stanbeserhebung ſchien ben Sieg zu 
verbürgen. So faßten denn die Minifter (unterm 11. Febr. 1847) ein alsbald weitverhreitetes 
„Memorandum ab, in weldem fie auf einmal eine Sprache gegen das Staatäoberhaupt führ- 
ten, vie ben geraden Gegenſatz zu all ihren bisherigen Betheuerungen bildete. Aber diesmal 
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verrechneten ſich die Schlauen. Der wirkliche Exfolg bot dad Gegenthell des ertwarteten bar. 
Ah zwei Tagen fon, am 13. Febr., fahen jich die Miniſter ſämmtlich entlaffen. 

Der König beftinnmte zur Beforgung der Geſchäfte zunächft die Herren v. Zu⸗Rhein, v. Maus 

rer und v. Zenetti, jedoch nur ald Verweſer der Minifterien. Es waren perſoͤnlich hoͤchſt ehrenhafte 
Hänner, aber ohne den rihtigen Begriff von den an conftitutionelle Minifter zu ſtellenden 
Anfoderungen. Sie meinten blos treue Diener des Königs fein zu müflen, vergeftalt, daß 
dert v. Maurer kein Bebenfen trug, das Indigenatsdecret für bie Gräfin Landsfeld zu con= 
trajigniren,, obwol er wenige Tage zuvor im Staatöratbe dieſe Verleihung als die „größte Lanz 
descalamitãt“ bezeichnet Hatte. Indeſſen ließen e8 fi die Neuernannten angelegen fein, in Boll: 
ziehung des ihnen zur alleinigen Richtfchnur dienenden königlichen Willens überall mit Wohl: 
wollen und Milde zu verfahren, was gegen das herrifche Benehmen ihrer Vorgänger fehr abe 
ſtach. Das Gebot des in feinen Gefühlen tiefverlepten Königs und die Macht der Verhältniſſe 
&berhaupt trieb fle an, eine antipfäfflihe Richtung einzufchlagen. Beſonders wirkte in dieſem 
Sinne Freiherr v. Zu⸗Rhein, der proviſoriſche Cultus⸗- und Unterrichtsminiſter, während er in 
anbern Beziehungen flarr ariſtokratiſchen Anfichten huldigte. " 

Das Volk hegte die fchönften Hoffnungen. Man athnıete freudig auf, da der bisherige ent- 
fegliche Druck nachließ. Das Minifterium galt wirklich (obmwol es die Gegner nur fpottend ſag⸗ 
ten) als „Miniſterium ver Dorgenröthe” oder „ver guten Hoffnung”. Das Volk zeigte fidh 
überaus mäßig in feinen Anfoderungen, umfomehr, als e8 die Anſchauungs⸗ und Herrſcher⸗ 
weiſe des Königs Ludwig fannte. 92) ' 

In Wirklichkeit aber wußten die neuen Portefeuilleträger irgend etwas Nennenswerthes 
nicht zu fhaffen; nicht ein wahrhaft tüchtiger Mann warb zu einer Höhern Stelle. berufen, 
nicht eine durchgreifende Maßregel angeorbnet. Die Quiescirung Lafaulr’ und einiger andern 
ultramontanen PBrofefforen wurbe von ber Iefuitenpartei zu Demonftrationen benutzt. Es gab 
(1. März 1847) einen Stubentenauflauf; in dein prächtig eingerichteten Haufe der Lola wurden 
die Fenſter eingerworfen ; ja es folgten fogar Infulten gegen ven König. 

Die Minifterverivefer wußten den Hetzereien ver Jefuitenpartei vorerſt nichts als das alte 
Bolizeiregiment entgegenzufegen. Auch jegt wartete man lange auf eine hervorragende That. 
Sehrängt und gendthigt, etwas zu thun, erfolgte endlich die Begnadigung ver feit langen Jah: 
ren Leidenden, Behr's und Eiſenmann's Der Preßzwang ward gegen biöher wefentlich gemil=. 
dert, doch ohne Bewährung der Preffreiheit. Auch wurden Offentlihfeit und Mündlichkeit im 
Gerichtsweſen verheißen, allein ohne Schwurgerichte (als wozu ſich der König nit verſtand). 
Die bairiſchen Profefloren faben ſich ven Beſuch des unfdjuldigen Philofophencongrefies un⸗ 
terfagt. 

Seit vem Beftehen ver Verfaffung hatte e3 die Reglerung immer vermieden, den Landtag 
außerordentlicherweiſe, nämlich vor Ablauf der verfaffungsmäßigen Frift von drei Jahren, zu 
berufen. Jetzt drängte ein zufälliger Umſtand zu folder frühern Berufung : man konnte das 
zun Eifenbahnbau erfoderliche Geld um vie gefeplich beftimmten Zinfen von 3%/, Proc. nicht 
befommen (mie die bureaufratifche Unkenntniß vorausgefet hatte); man mußte mehr geben 
und zu dieſem Behufe das beſtehende Geſetz abändern. Daher denn eine erfle auferorbentliche 
Berufung ded Landtags auf den 20. Sept., und zwar „ausſchließlich für den gedachten Zweck“. 

"Die Abgeoroneten wollten in ihrer Mehrheit ven neuen DMiniftern Teinerlei Berlegenheiten 
- bereiten, nm nicht eine Rückkehr des alten verhaßten Syſtems anzubahnen. Doch Eonnten fie 
unmöglid) ihre Thätigkeit auf den einen ihnen eigens zugeriefenen Gegenfland beſchränken laſ⸗ 
fen, eine Beſchränkung der außerordentlihen Landtage, von der aud die Verfafiungsur- 
kunde nichts weiß. So erwählte man denn alle Ausſchüſſe und erließ eine (freilich unbedeu⸗ 
tende) Adreſſe an den König, obwol der Landtag ohne Thronrede eröffnet worden war. 

Auf eingereichte Beſchwerden über Bedrückung der Preſſe bat die Kammer um Genfurbes 
freiung bezüglid) innerer Lanvesangelegenheiten, Aufhebung der Nachcenſur fremder Bläts 
ter, Befeitigung der Poſtdebitsentziehung und Vorlage eine Geſetzentwurfs über die Freiheit 


52) Die Liberalen wurden von ben Ultramontanen befchuldigt, fich unreiner Mittel zu bedienen. So 
feltfam eine ſolche Anflage aus dem Munde einer Bartei flingt, von der die Marime ausgegangen: „Der 
Zweck Beiligt die Mittel‘, fo war doch die ganze Befchuldigung abfolut grundlos. Lola war nicht durch 
die Sreifinnigen gerufen , fie fonnten auch nichte beitragen zu deren Erhebung und Befefligung. Aber 
allerdings fühlten fie auch feinen Beruf in fi, das Treiben ber Ultramontanen zu unterflügen und zu 
fördern, gemeinfame Sache mit diefen zu machen, um ihren bieperigen Debrüdern aufs neue zur Ge⸗ 
walt zu verhelfen. Die Liberalen und das ganze Volk wollten weder Lola noch Loyola! 
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der Preſſe. Cin anderer Beſchluß bezielte Beſchleunigung in Einführung eines diſentlich⸗ mund⸗ 
lichen Gerichtsverfahreus und Trennung der Juſtiz von dev Verwaltung, wobei der Jury nicht 
mit einer Silbe gedacht wurde. Endlich folgten Sympathieäußerungen für SchleäwigsHolftein. 

Die Neichsräthe glaubten die Beichlüfle wegen der Preffe und des Gerichtsweſens noch we⸗ 
ſentlich abſchwächen zu follen; insbeſondere verfagten jle dem Verlangen nad Trennung von 
Suftiz und Polizei ihre Zuftimmung. Unter diefen Berhältniffen ließen die Abgeordneten ven 
ganzen Antrag wegen Iuflizuerbeflerung fallen. . 

Die Frage wegen des Bifenbahnanlehns rief langdauernde Heftige Kämpfe hervor. Die . 
Reichsräthe und eine Minorität der Abgeordneten waren für Beihaffung der benöthigten 
Summe durd das mächtige und ohnehin vielbegünftigte Juſtitut der bairiſchen Hypotheken⸗ 
und Wechſelbank, die Majorität der Abgeorpneten aber erblidte darin eine Gefährdung ver 
Staats = und Volksintereſſen; es war das erfte Widerſtreben gegen einen allzu groß werbenven 
Einflup eined einzelnen übermädtigen Geldinſtituts. Die Majoritäi der Kammer blieb feſt in 
ihrer Anjicht, ungeachtet aller Verſuche, diefelbe zu erfchüttern. Im Laufe dieſer Verhandlun⸗ 
gen war ed, daß der Finanzminifler Zu: Ithein Grundſätze aufftellte, welche unbedingt an die 
Abel'ſchen Zeiten zurüderinnerten. Er vindicirte ver Regierung gleihfan alle Rechte. Beſtehe 
In einem gegebenen Falle wirklich ein Zweifel, „jo müßte vie Gontroverfe zu Bunften ber Krone 
entſchieden werben, weil wir nicht durch Vertrag, fondern durch ein Geſchenk des Monarchen 
die Verfaffung erhalten haben’. Dabei foderte ver Minifterverwefer auch noch das unbegrenzte 
Vertrauen, im nämlihen Momente, in welchem er Feigen Zweifel ließ, daß es ihm an ben 
nöthigen Spectalfenntuilfen für feinen Poſten gebredhe. Natürlich erhob jich die Kammer gegen 
jene !Brincipien, inbeß immer noch mit ver größten Schonung. Nur als die Ultramontanen un: 
erwartet die Quiescirung von Profefloren zur Sprache bradten, ließ fi die Verſammlung 
zu einer fofortigen Misbilligungsvemonftration hinreißen, ohne Vorprüfung und weitere 
Verhandlung. | 

In dem Landtagsabſchiede (vom 50 Nov. 1847) tauchte wiever die Theorie wegen ber 

außerorventlihen Landtage auf. Mur „behujd eines beflimmten, genau ausgeſprochenen 
Zwecks“ feien die Kammern verfammelt worden. Obwol die Regierung diefen Punkt während 
Des Landtags felbft nicht weiter berührt hatte, glaubte fie nunmehr den Kammern auf deren ge: 
meinfame Beichlüffe nur bezüglich jened Gegenſtandes Antwort ertheilen zu follen. Das ſchnell 
bereinbrechenve Jahr 1848 befeitigte dieſe Theorie. 
Abgeſehen von ven Blößen, melde der Verweſer des Finanzminiſteriums in feinem Bade 
gegeben, hatten er und feine Gollegen wenig Geſchicklichkeit bewiefen in Belämpfung der An: 
griffe, die von den Ultramontanen mehr oder minber verdeckt gegen PBrivatverhältnifie des Kb: 
aigs felbft unternonmen worben waren. Infolge deflen fahen fih denn die biäherigen Miniſter⸗ 
verwefer am Tage des Kammerſchluſſes ſämmtlich und zwar ebenfalls wieder in einer nichts 
weniger ald freundlichen Weife entlaffen. 

An ihre Stellen traten aufs neue bloße Minifterverwefer (1. Dec. 1847). Es waren: Fürſt 
Wallerſtein, v. Berks, v. Beisler und Heres. Die beiden Erſtgenannten übten hervorragenden 
Einfluß, die Andern beſchränkten ſich auf ihre Specialfächer. Berks vorzugsweiſe ward von 
F Na monianen ſogleich als „Lolamintſter“ bezeichnet, freilich nicht ohne Veranlaſſung von 

einer Seite. - 

Das Publicum ſah mit vollitändiger Gleihgültigkeit die bisherigen Verweſer abtreten; es 
empfing bie neuen äußerft kühl. Dan fürchtete Täufchungen. 

Mit Ausnahnmie eined Mitglieds, in deflen Departement vie Lola wirflih zu dominiren 
dien, war das neue Cabinet „beiler als fein Ruf”. Wallerflein insbefondere, vom allerdings 
feine Antecedentien entgegenftanden,, zeigte fih wohlmollend und, ſoweit es die Verhältniſſe er: 
laubten, au freiſinnig. Zwar machte er, um nicht fogleich in einen entſchiedenen Kampf mit 
den Ultramontanen verwickelt zu werben, venfelben anfangs einige Zugeftänpniffe; dagegen 
fegte er in den Angelegenheiten ver Schweiz die von feinen Vorgängern angebahnte Politik fort, 
wonach Baiern jede Mitwirkung zu Gunften ver Sonderbündler verfagte (eine Haltung, bie 
man gerade in der jüngften Zeit beſonders fchägen lernte). Ebenſo wies er die Anmuthung 
einer Neactivirung ber entfernten Profeſſoren zurüd. Endlich erging unter ihm (16. Dec.) eine 
Verordnung, der zufolge die Preſſe über innere Landesangelegenheiten cenfurfrei fein folfte. 
Es war dies das erfte offene Lodfagen von ven Ausnahmebeflimmungen, ven Prefhemmungs: 
beihlüffen des Bundestags, ein Ereigniß, das nicht ohne Nachwirkung auf die andern con= 
flitutionellen Staaten Deutſchlands bleiben konnte. 
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\interbeffen Fan der immer fortwũhlende Ultramontanismus feine Ntane geförbert vurch 

di Arravaganzen der Gräfin Lanpsfeld. Der Stolz des Adels und das Sittlichkeitsgefühl 
vi Bürgerfianded maren gleichmäßig verlegt. Es gab immer heftigere Auftritte. Die ſtudi⸗ 
mi Jugend nahm thätigen Antheil. Es Fam zu neuen Aufläufen, zu Infulten ver Lola und 
isree ubermüthigen jugendlichen Anhänger, venn eine Handvoll Stubenten hatte ih, im Ge⸗ 
geſatze zur Geſammtheit der übrigen, an jie angefchloffen. Darauf gewaltthätiges Einfchreiten 
der Gendarmerie im Sinne der Lola, Verwundung einiger Stupenten und gefleigerte Erbit⸗ 
rung, ſodaß der König ſelbſt nochmals injultirt ward, was die Schliefung der Liniverfität zur 
Folge hatte (9. Febr. 1848). ’ 

Die Bürgerichaft von Münden Hatte an allen dieſen Vorgängen Eeinen activen Theil ge: 
nommen. Jetzt aber fürdhtete fle den durch die Fortweiſung der Studenten für fie unntittelbar 
erwahlenden Schaden. Sie wirkte nun gleichfalld mit zur Bewegung, dieſe nicht wenig ſteigernd. 
Am 11. Febr. zogen Taufende vor die koͤnigliche Reſidenz. Was fie in drohender Haltung ver⸗ 
langten, warb fehlteßlich gewährt: Wienereröffnung ver Univerfität und Ausweifung der Lola 
aus Münden, deren prachtvoll audgeftattete Wohnung verwüftet wurde. Die Stinnmung ber 
Truppen ſchien mit der der Bürger zu jompathifiren. Giner der reichften Adeligen aber gab feine 
Freude über Die Borgänge durch eine unverhüllte Demonſtration Fund. 

Die Gährung dauerte fort. Da kam die Nachricht von ver parifer Februarrevolution. Ent: 
grgengefeßte Elemente traten nun umfomehr hervor. Am 2. März brach der Sturm neuer⸗ 
dinge los, zunächſt gegen ven Minifter Berks gerichtet; ſodann verlangte man, daß die in der 
Hauptflabt befindlichen, den übrigen Binwohnern freundlich geiinnten Truppen nicht disloeirt 
würden, wie beabfihtigt fein ſollte. Am 3. und 4. fleigerte ji die Bewegung. Man foberte 
Brehfreiheit, Miniſterverantwortlichkeit, Schwurgerichte und Beeivigung des Heeres auf bie 
übrigens umzugeftaltende Verfaſſung. Auch Deutſchlands warb jegt gedacht. Verſchiedene 
Regierungsgebäude, fowie Berk!’ Wohnung erlitten Beſchädigungen. Als den geäußerten 
Bünfhen feine Gewährung wurde, bemächtigte fi die Mafle des bürgerlichen Zeughaufes, 
aus deſſen Vorräthen ſie ſich theilweiſe fehr grotesk armirte. Der König ernannte den Fürſten 
Wrede zum Minifter. Diefer foll vie Abficht geäußert haben, Alles „niederzufartätfchen” (darum 
ald „Rartätfchenminifter bezeichnet). Allein ſchon nad) einer Stunde mußte Wrede ſich verber- 
gen und flieben. Die Nothwendigkeit des Nachgebens war augenfheinlid. Prinz Karl, der 
Bruder des Königs, kündigte Öffentlich an, daß die Wünſche des Volkes vom Monarchen gewährt 
feien; er verpfände dafür fein Ehrenwort. Eine neue Kammer follte jih am 31. Mai verfam: 
mein. Als man dieſes „Hinausſchieben“ unannehmbar fand, erfolgte nochmals die Berufung 
ver bereit8 für aufgelöft erflirten Kammer auf ven 16. März. . 

Die Einwohnerſchaft ver Hauptftadt begann fich etwas zu beruhigen. Ald aber am nächſten 
Tage noch immer die erwarteten förmlichen Decrete nicht erfchienen, drohte ein neuer Ausbruch. 
Da ward denn am 6. März folgende königliche Vroclamation verfündet: „Ich habe Mich ent= 
fhloffen, die Stände Meines Reiche um Mich zu verſammeln; diefelben find auf den 16. d. M. 
in die Hauptflabt berufen... Die Wünſche Meines Volkes haben in Meinem Herzen jederzeit 
vollen Wiederhall gefunden. An die Stände ded Reichs werden ungefäunt Befeßvorlagen ge= 
langen , unter andern über die verfaffungsmäßige Berantwortlichkeit ver Minifter, vollftändige 
Prepfreipeit , Verbeflerung der Ständewahlordnung, Einführung ver Offentlichkeit und Mund⸗ 
lichkeit in die Rechtspflege mit Schwurgerichten, umfaſſendere Fürſorge für die Staatsdiener 
und deren Relicten und Verbeſſerung der Verhältnifſe ver Iſraeliten. Berner ordne Ich in die⸗ 
ſem Augenblicke die ſchleunige Abfaflung eines Polizeigeſetzbuchs an; ebenfo befehle Ich die uns 
verzügliche Beeidigung Meines Heeres auf die Verfaflung, und laſſe Ich von heute an die Kenfur 
über äußere wie innere Angelegenheiten außer Anwendung treten. Baiern! Erfennt in bie 
fem Entfchluffe vie angeſtammte Gefinnung der Wittelsbacher. Ein großer Augenblid iſt in 
der Entwickelung der Staaten eingetreten. Ernſt ift die Lage Deutſchlands. Wie Ich Die deutiche 
Sache denke und fühle, davon zeugt Mein ganzes Leben. Deutſchlands Einheit durch wirkſame 
Mafnahmen zu flärken, dem Mittelpunfte des vereinten Vaterlandes neue Kraft und nationale 
Bedeutſamkeit mit einer Vertretung der deutſchen Nation am Bunde zu fihern und zu dem 
Ende die ſchleunige Reviſion der Bundesverfaſſung in Gemäßheit ver gerechten Erwartungen 
Deutſchlands herbeizuführen, wird Mir ein theurer Gedanke, wird Ziel Meines Strebens blei⸗ 
ben. Batern! Euer Bertrauen wirb erwidert, ed wich gerechtfertigt werden! Schart eu 
um den Thron. Mit euerm Herrſcher vereint, vertreten durch eure verfaffungsmäßigen Organe, 
laßt uns erwägen, was uns, was dem gemeinfamen Vaterlande noththut. Alles für Mein 
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Bolt! Alles für Deutſchland!“ (Unterfhrieben von Könige, ſaͤmmtlichen Prinzen und den 
Miniftern.) 

dr wenigen Wochen hätte der vierte Theil dieſer Zugeflänpniffe den allgemeinften Jubel 
hervorgerufen, jegt genügten fle nicht mehr. Die Aufnahme der Broclamation mar daher über⸗ 
all eine kalte. Man vermißte noch gar Vieles, fo namentlih Umgeflaltung der Berfaflung, 
Glaubensfreiheit, vollftänpige Autonomie der Gemeinden, Volksbewaffnung, Freiheit der 
Bolfsverfammlung und Aufhebung der Keuballaften. 

Freiherr v. Thon= Dittmer warb an Berks' Stelle zum Minifler des Innern ernannt. Er 
hatte einft eine zarte Oppoilition in der Abgeordnetenkammer gegen Abel geführt; in die neue 
Geftaltung der Dinge mußte er ſich augenſcheinlich gar nit zu finden. So geihah In 
biefer vorandrängenven Zeit, in diefer Zeit ver Erhebung von Wien und Berlin durd Ihn 
gar nichts. Da tauchten in München aufs neue düſtere Gerüchte auf. Lola erfchien wieder in 
der Hauptſtadt. Nochmals gab es Aufläufe, welche am 16. März zur Demolirung des Polizei⸗ 
gebäupes führten. Um die aufgeregte Maffe zu befchwictigen, erließ man die amtliche Verkün- 
digung: „die Gräfin Landsfeld habe aufgehört, das bairiſche Inpigenat zu befigen”, und bie 
beiden Minifter der Juſtiz und des Innern verfündeten, „in Anbetracht, daß bie Gräfin von 
Landsfeld ihre Verfuche nicht aufgibt, die Ruhe ver Hauptſtadt und des ganzen Landes zu flds 
ren”, feien alle Bolizeibehörben zur. Fahndung auf viefelbe aufgefobert, um eine Unterſuchung 
gegen ſie einzuleiten. . 

IV. Ihronentfagung des Königs Ludwig; der Landtag von 1848. Die Gäh⸗ 
rung dauerte fort. Die Anfoderungen wurden immer größer und dringender. König Ludwig's 
ganze Anfhauungsweife und Gewöhnung widerſtrebten dem eigentlichen Repräſentativſyſteme. 
Die Mitglieder der Kanımern waren verfammelt; dennoch zögerte man mit Eroͤffnung bed Land: 
tags. ine Riefendeputation aus ver Pfalz follte den von den Abgeoroneten vorzubringenben 
Volksverlangen Nachdruck verleihen. 

König Ludwig, verzweifelnd daran, pad Herrſcherthum fo aufrecht erhalten zu koͤnnen, wie 
baflelhe nach feiner Anficht fein müffe, legte nun unerwartet am 20. März die Krone nieder, 
Die beiden Patente, durch melde diefer Rücktritt und bie Thronbefleigung Marimilian’s II. 
verkündet wurbe, hatte man in der alten feudaliftifchen Form abgefaßt. Es waren fodann aber 
von jedem der beiden Fürſten „Königliche Worte an die Baiern“ beigefügt. Ganz in feiner Weile 
ſprach König Ludwig: „Cine neue Richtung hat begonnen, eine andere ald die in der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde enthaltene, in welcher Ich nun im 23. Jahre geherrſcht.. Treu der Verfaffung 
regierte Ich; dem Wohle des Volkes war Mein Leben geweiht; al& wenn Ich eines Freiſtaats 
Beamter geweſen, fo gewiflenhaft ging Ich mit dem Staatögute, mit den Staatögelvern um. 
Ich kann Jedem offen in Die Augen ſehen. Und nun Meinen tiefgefühlten Danf Allen, die Mir 
anhingen. Auch vom Throne Herabgeftiegen, ſchlägt glübend Mein Herz für Baiern, für 
Deutſchland!“ 

Die Anſprache des neuen Fürſten enthielt nur allgemeine Vetheuerungen des redlichen 
Willens, „dieſer Zeit Gebot zu verſtehen und zu vollbringen“, mit den Worten ſchließend: 
„Baiern, ſteht Mir bei in Meinem feſten Vorhaben, euch auf die Stufe zu erheben, zu der wir 
als ein freies Volk berufen ſind, ein achtunggebietender Staat im einigen deutſchen Vaterlande!“ 

Selbſt die unerwartete Kunde von dieſem Thronwechſel erregte im Ganzen nur ge⸗ 
ringe Senſation. 

Am nächſten Tage, 21. März, ward auch ein neues Miniſterium gebildet. Freiherr v. Thon⸗ 
Dittmer blieb Miniſter des Innern, ver Pfälzer Heinz erhielt die Juſtiz, Freiherr v. Lerchenfeld die 
Finanzen, außerdem v. Beisler den Eultus, v. Weishaupt das Heerivefen und Graf Bray bie 
audwärtigen Angelegenheiten. Ginige Tage fpäter übernahm der Pfälzer Willi) die Stelle 
als Bundestagsgefandter. 

Bei der anı 22. März erfolgten Eröffnung des Landtags erflärte ver König, unter ausdrück⸗ 
licher Bezugnahme auf die Broclamationen vom 6. und 21. deſſelben Monats: „Treu und ge: 
wiffenhaft werde Ich die Verheißungen erfüllen, und Ich bin ſtolz, Mid) einen conftitutionellen 
König zu nennen.” Sobann wurde, „bamit jeve Grinnerung an frühere Verirrungen ſchwinde“, 
eine Amneftie angekündigt. Den Kanımern follten die verheißenen Gefegentwürfe vorgelegt, 
überbied auch dad Lotto abgefchafft werden, „ſowie der Stand der Stuatselnnahmen im Hinblick 
auf die Bebürfniffe der bewegten Zeit 8 geflatte; jedenfalls werde im nächften Budget, ſoweit 
nöthig, die Erſetzung diefer Einnahme durch eine andere eintreten‘. Weiter heißt es: „Die Bes 
wegung der Zeit und die großen Intereffen des Vaterlandes erheiſchen eine Innigere Bereinigung 
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aller deutſchen Stämme. Auch Ich habe fir Vertretung des Volkes am Bunde ungefänmt Einlels 
tungm getroffen... Das Ergebniß dieſes Landtags beftimmt Baierns Stellung in Deutſch⸗ 
Im, Laflen Sie und vorleuchten affen feinen Stämmen! Unfer Wahlfpruc fei: Freiheit und 
beſezmäßigkeit!“ | 

Die Reichsrathskammer, ſich beeilend mit ihrer Antwortsadreſſe, wollte mol dem etwas 
nißtrauifch auf fie blickenden Volke zeigen, daß auch fie alles Dadjenige zu foͤrdern bereit fet, 
mad ald Bedürfniß der Nation erſchien. Die in Ausſicht geftellte Geſetzgebung über Grundla⸗ 
fmablöfung ward in dem genannten Actenflüde als ein dringendes Bedürfniß der Zeit be: 
gläned. „Eine neue Geſetzgebung in ver Nechtöpflege”, hieß e8 weiter, „mit Offentlichkeit, 
Mündlichkeit und Schwurgerichten war neben einem Polizeiftrafgefegbuche längft ver Wunſch 
des Bolked... Durch Aufhebung des Lotto wird Stttlihkeit und Nationalwohlſtand gehoben, 
burh allgemeine zeitgemäße Volksbewaffnung Baiernd innere Sicherheit gemährleiftet, feine 
Kraft nach außen verboppelt werden. Nah langem Schlummer ift Deutfhland zu edlem _ 
Selbſtbewußtſein erwacht! Das Gefühl, ein beutfcher Mann zu fein, erhebt und begeiftert... . 
Gingevenf ihres beſchworenen Eides, eingebenk ihrer Pflichten und Ehre, wird die Kanımer der 
Reichsräthe auch in dieſer hochwichtigen Zeit ihre Beräthungen pflegen, fie wird Baiern, fie 
wird dem deutfchen Vaterlande beweifen, daß fie die Mahnungen ver Zeit begriffen; auch ihr 
Wahlſpruch ift: Freiheit und Geſetzmäßigkeit!“ ° 

Hatten bie Reichsräthe einen von dem frühern äußerſt verſchiedenen Standpunkt eingenoms 
men, hatten fie eine Sprache geführt wie noch nie, zum Theil im direeten Widerſpruch mit ihren 
vor wenigen Monaten gefaßten Beichlüffen, fo war aud die Stellung der Abgeordneten, ob⸗ 
wol aud andern Bründen, eine eigenthümliche. Eine unterdem Abel'ſchen Minifterium gewählte, 
dann durch Urlaußsverweigerungen decimirte Kammer ſchien dem Volfe nicht das rechte Organ 
für feine Vertretung. Dazu fam, daß bie Haupteapacttäten der Berfammlung in den jüngften 
Tagen meiftend in den Staatödienft gezogen worden waren, ſodaß ed dieſer an einer genügen 
ben Anzahl Eenntnißvoller Männer zu fehlen ſchien. Daher entftand vielfach dad Verlangen, 
bie Kammer möge ihre ganze Thärigfeit auf fhleunige Abfaffung eines neuen Wahlgefepes be: 
ſchränken. Allein vie Abſchaffung der Feudallaſten nnd andere Bebürfniffe machten fich dringend 
geltend, und fo entfaltete venn diefe geſchwächte Kammer raſch eine ungewöhnlich ausgedehnte 
Wirkſamkeit. 

In ihrer Antwortsadreſſe wünfchte dieſelbe nicht blos Anıneftie der früher aus politiſchen 
Gründen Verurtheilten, ſondern auch Wiedereinſetzung derſelben in den frühern Stand und 
Entſchädigung für Ihre materiellen Verluſte. Gelegentlich der angekündigten Verbeſſerung ver 
Verhältniſſe der Sfraeliten bemerkte die Kammer: „Möge ſich dieſes Geſetz zu dem hoͤhern 
Grundfage der Gleichberechtigung aller Confeſſionen und ihrer Belenner in allen Verhäftniffen 
zum Stante erheben, damit der Gleichheit des Geſetzes auch die Gleichheit vor dem Geſete ent⸗ 
ſpreche.“ Endlich wurden Verlangen ausgeſprochen nad einem Initiativrechte des Landtags 
auch in Verfaſſungsfragen, Reform der Steuergeſetze, kürzere Budgetperioden, Verbeſſerung 
der Volksbildung und „die nothwendige Freiheit der Lehre“. 

In der erſten Zeit des Landtags zeigten ſich beide Kammern gleich eifrig bemüht, den Volks⸗ 
wünſchen zu entſprechen. Die Reichsräthe begannen damit, ihre Sitzungen Öffentlich zu halten. 
Sir verweigerten keinem freifinnigen Vorſchlag ihre Zuftimmung, fügten vielmehr oft den Ge: 
fehentwürfen noch liberalere Beflimmungen bei. Doch allmälig änderte fich dies. Die anfangs 
gar nit, dann blos vereinzelt lautgewordenen Stimmen des Gonfervatismud und felbft der 
Reaction erlangten nicht felten eine Majorität, und die Abgeoroneten konnten mandjed wichtige 
Geſeßz nur durch Aufgeben bebentender Einzelbeflimmungen zu Stande bringen. Schon beim 
neuen Wahlgefege ſtieß man auf große Schwierigkeiten. Auf Umgeftaltung der Reichsraths⸗ 
kammer ging diefe gar nicht ein, fondern nur auf einen Wunſch nach Erweiterung. Am hef⸗ 
tigften entfpann ſich der Kampf bei den Abloͤſungsgeſetzen, und in Wirklichkeit gab die „untere 
Kammer” darin in fehr wichtigen Punkten nad. Auch die Gefege wegen bed Jagdrechts und 
über die Grundlagen der neuen Befepgebung wurden lange aufgehalten; bie Siegelmäßigfeit 
ded Adels aber follte exfl aufhören, wenn das Notariatögefep ind Leben trete, deſſen Zus 
nommen auf einem fpätern Landtage gerade an dem Wiverfpruche ver Reichsrathskammer 

eiterte. 

Miniſterlum und Kammern entwickelten übrigens eine Thätigkeit, wie noch niemals feit 
dem Beftehen ver Berfaffungvon 1818. Das Miniflerium, welches allerdings mehrfach durch die. 
Abgeorpneten gebrängt werben mußte, arbeitete raſch Brfegentwürfe über vie wichtigften Ge⸗ 
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genflänne aus, und der Landtag wußte, trotz der hemmenden Beflimmungen feiner Geſchäfta⸗ 
ordnung, fchnell damit zum Ziele zu gelangen, Der.ganze Geſchäftsgang geflaltete Hd) anders 
als gewöhnlich. Die Motivirung der Gefegentwürfe und Die Verhandlungen fanden immer nur 
kurz und ohne lange Vorbereitungen flatt. Unter den einzelnen Abgeorbneten war e8 bejonver® 
ver Pfälzer Stodinger, ver ſich die größten Verdienſte erwarb. Seinem praktiſchen Blicke, ſei⸗ 
ner Erfahrung und unermüdlichen Thätigkeit hat dad bairiſche Volk viele jener Beflimmungen 
zu verdanken, welche wenigſtens längere Zeit einen Danım bildeten gegen bie raſch und gewaltig 
wieber hereinbrechende Rückſtroͤmung. Der Diinifter Heinz aber war ed, der bie Schwurgerichte 
tn ben fieben ältern Kreifen ebenfo ſchnell ald im Allgemeinen zweckmäßig ind Leben rief, 
“eine augenblidlih volksthümlich gewordene Eigrichtung, umſomehr, als einige der grellften 
Misftände des franzdjischen (heute noch unverbeffert in der Pfalz fortvauernden) Juryinftituts 
redlich befeitigt wurden. 

Die erfte unangenehme Wahrnehmung des Landtags war vie einer völligen Leere ver di- 
fentligen Kaſſen. Welcher Eontraft gegen die frühern Erübrigungen! Der neue Finanzmi⸗ 
nifter. begann mit dem Verlangen eines Anlehens von 7 Mill. ; dabel flellte er neue Steuern in 
Ausſicht. Es fiel auf, daß man daß geftörte Gleichgewicht nicht weit eher durch Erfparungen 
berzuftellen fuche. Noch weniger befriedigend fand man weitere finanzielle Vorfchläge des ge- 
nannten Minifters, namentlich wegen Beichränfung ver Rüdzahlung der Sparkaflegelver. In: 
deſſen vermien man eigentliche Gonflicte. 

Als wichtigfte Ergebniffe der Landtagsthätigkeit treten und eine Reihe von Geſetzen entgegen, 
von denen wir einige fpeciell erwähnen müſſen. 

Das erfte Geſetz, welches zu Stande kam, betraf die Wahl der bairifchen Abgeoroneten zur 
Volköyertretung bei vem Deutichen Bunde. Diefe Bezeihnung ſchon beutet an, daß dad März- 
minifterium Erhaltung des alten Bundes erftrebte. Die Kammer, nur auf rafche Erlenigung 
bedacht, machte ſich Die Frage nicht vollfommen flar. Man beftimmte mittelbare Wahlen und 
erklärte die Entrichtung irgend einer directen Steuer ald Beringung ver Wahlfähigfeit (eigent- 
lich etwas abweichend von den Beftimmungen des Vorparlaments). Im Parlamente felbft be: 
nugten die bairifchen Abgeordneten vie erfte Gelegenheit, um (durch ven Mufd des Minifterial- 
raths v. Hermann) entſchieden gegen jede Beihränfung zu proteftiren, welche bezüglich ihres 
Mandate von der Regierung behauptet werben wollte. 53) 

Dem auf frühere Vorgänge ein bezeichnendes Schlagliht werfenven, von ven Reichöräthen 
freilih nur unter dem Widerſtreben einer Minorität aboptirten Wunfche der Abgeorbneten: an 
Behr und Eifenmann eine finanzielle Entſchädigung aus Staatsmitteln zu leiften, entfprad) die 
Regierung bereitwillig. Dagegen Eonnte die Kammer (und wol das Minifterium felbft) nicht 
ohne Anftrengung das Geſetz über die ſtändiſche Initiative erlangen. 5*) 

Das Geſetz, die Grundlagen ver Befeßgebung über vie Gerichtöorgantfation, über das 
Berfahren in Civil und Straffahen und über dad Strafrecht betreffend, beftimmt im Weſent⸗ 
lihen Trennung der Juſtiz von der Verwaltung, felbft in den unterften Behörben, Auf⸗ 
hören ber privilegirten Gerihtöftände und Einführung einer ver franzdftfchen nachzubildenden 
Gerichtsverfaſſung, namentlich mit Notariat und Staatsanwaltichaft, Dabei Hffenuichkeit und 
Mündlichkeit der Verhandlungen. Die Richter ſollen wider ihren Willen nicht nach einem an⸗ 
dern Orte verſetzt werben kͤnnen, und die Geſchworenen müſſen aus Volkswahl hervorgehen, 
dürfen nicht (wie heute noch in der Pfalz) „von der Regierung ernannt” fein. Wir werden 
unten bie ſchweren Kämpfe anzugeben haben, welche wegen Berwirklihung der Verheißungen 
dieſes Geſetzes geführt wurden. 

Zu gedenken haben wir noch der Einführung einer Gapital: und (neben dieſer einer be 
fondern) Eintommenfteuer nad den Anträgen des Miniſters v. Lerchenfeld. Beide Steuern 
fanden infofern viele Freunde, als man bie bisherige Nichtbelaftung der Gapitalien für eine 


83) Keine deutfche Landſchaft hatte übrigens fo viele entfchieben confervative und ultramontane Ab⸗ 
eorbnete zum Parlamente geftellt, als Altbaiern. Schwaben und Franken fendeten mehr Männer des 
ntrume. (Hinſichtlich Frankens jeigte es fich vielfach, daß bie Wähler, folange einer freien Preſſe 
und eines wahren Bolfslebens ermangelnd, die Richtung ber Bewählten nicht genügend gelannt hatten.) 
Slos die Pfalz fenbete durchaus bemofratifche Bertreter; ein einziger, ber ſich ſchwankend benahm, warb 
alsbald durch bie Macht ber öffentlichen Meinung zur Nicderlegung feines Maubats gezwungen. 
54) Die weſentlichſten Beflimmungen biefes Befehes fiche oben, bei Darftellung der gegenwärtigen 
PBerhältnifie. Ebenſo iſt dort das Nöthige mitgetgeikt über bie Geſetze in Betreff der Abgeorbnetenwahl, 
ber Grundlaſtenablofung, des Jagdrechto, ber Echnverbaubsaufkebung und des Preßedicis 
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Ungereätigkeit anſah, und als tie Einkommenfteuer auf vem Grundfatze einer Progreifien (mit 
Reigendem Prorentfape) beruhte. Im Übrigen erwies fi) Dad Gefeh als Außerft fehlerhaft; «3 
lieferte einen jämmerlichen Ertrag, tvoß der eigens an die Spitze geflellten (von Nationalökono⸗ 
men ald monftrös bezeichneten) Beſtimmung, daß jchon beiteuerte Cinkommen wie nichtbe= 
Reuerte gleichmäßig der neuen Auflage unterlägen. | 

Der Schluß dieſes kürzeſten, aber erfolgreichfien aller neuern bairifchen Landtage erfolgte 
anı 26. Mai, die Derfündigung des Abſchieds am A. Juni 1848. Das Publicum achtete 
wenig darauf. Wer Interefle nahm an den öffentlien Angelegenheiten, blickte nad Frankfurt, 
blickte auf das deutſche Parlament. 

V. Das Märzminifterium. Die vamaligen bairiihen Miniſter entwickelten in ber 
hoͤhern Bolitif ein von jenem aller übrigen deutſchen Märzminifter, nur ie hannoveriſchen aus⸗ 
genommeen, durchaus abweichendes Streben. Ihr hoͤchſtes Ziel war nicht fowol ein geſammtdeut⸗ 
ſches, als vielmehr ein exeluſiv bairiſches. Sie wollten eigentlich von einem mächtigen Deutfch= 
land nur infofern wiffen, als e8 dazu diene, Baierns Sonderglanz zu erhöhen. Was Deutich- 
land wirflid gewähren fünne, glaubten fie in der Hauptfache durch eine paflende und frei= 
finnige Gejeßgebung in Baiern allein ebenjo gut, vielfach aber fogar beffer erlangen zu koͤn⸗ 
nen, ja ſie fhienen in manchen Beziehungen ein allzu mächtiges Deutſchland, weil mit der 
Souveränetät des Einzelſtaats (dieſer Gabe des Rheinbund = Brotectors) nit vereinbar, 
geradezu zu fürdhten. 

Die Minifter ohne Ausnahme waren perfünlich hoͤchſt ehrenwerthe Männer. Den größten 
Einfluß unter denſelben übte v. Lerchenfeld. Obwol er eigentlich nur die Finanzen zu ver⸗ 
walten hatte, fo gab doch die befolgte Politik im Ganzen ein Spiegelbild feiner Geſinnung. 
Uneigennüßig, reblih und kenntnißvoll in Einzelheiten, befrievigten dennoch feine wirklichen 
Leiftungen im Sanzen nur fehr wenig. Man vernißte eine höhere Auffaffung und praftifchen 
Bi, wozu noch Klagen kamen über Eigenvoilligfeit und Selbflüberfhägung. Graf Bray, ber 
Minifter des Auswärtigen, früher Geſandter In Peteröburg , Eonnte kaum eine andere als eine 
ſtarr ariftofratifche Anfhauungsweifebefigen. Herr v. Thon: Dittmer (Innered) wußte feiner Aufs 
gabe nit in einer Beziehung zu genügen. Herr v. Beisler (Cultus) befand ſich Fortmährenn als 
Parlamentsmitglied zu Frankfurt. Herr v. Weishaupt (Sohn des Stifterd des Illuminatenor⸗ 
den) befchränfte ji unbeningt auf das Kriegsweſen, das er kenntnißvoll und ehrenhaft leitete, 
Ebenſo befaßte ſich Heinz eigentlich nur mit der Juſtiz. Dem Legten allein verdankt Baiern dauernde 
Säöpfungen: raf und mit dem glänzendſten Erfolge rief er dad Schwurgericht ind. Reben. 

Defto bedauerlicher fand man vielfach das Berhalten des Geſammtminiſteriums in der gro= 
Ben deutſchen Frage. Wo es die Umſtände erlaubten, ward der Partirularismus gebegt und 
gepflegt. Selbſt ver befannte Siebzehner: Entwurf ging dem bairifchen Mürzminiſterium 
viel zu weit. Es trat — noch heute wiffen wir nicht beſtimmt, ob offletd8 ober geradezu officielf 
— ein Vorſchlag von diefer Seite hervor, nach deſſen poſitiven Beſtimmungen dad Reichöpar: 
läment nicht einmal über feine eigene Hausordnung autonomiſch follte beftimmen bärfen. . Selbft 
das Petitionsrecht der Nationalverfammlung follte beſchraͤnkt ſein, was nämlich ben PBartieulas 
rismuß der Staaten betreffe. Und als Preis für vie in folder Weife um Deutſchland erworbenen 
Verdienſte foderte das Minifterium, daß Baiern für immer mit Oſterreich und Preußen das 
breigliederige Directorium zu befegen habe. Die Haltung bes mündsner Cabineis war eine 
folche, daß felbſt der überaus milde, feinem ganzen Wefen nad jevem Überſtürzen unbedingt 
abgeneigte Willich nach ganz kurzer Friſt feine Stelle als Bunbeötagsgefanbter niederlegte (uns 
ter freiwilligem Verzicht auf jene Penflon). Allerdings vermiev man eine offene Wiberfegs 
lichkeit gegen die Reichsgewalt, allein man wollte ſich derſelben auch nicht eigentlich. unterwerfen. 
Man wagte ed zwar nicht, die von der Gentralgemwalt angeordnete Hulbigung für ven Reichse 
verweſer zu verweigern, dagegen fuchte man bie Sache moͤglichſt zu nulliflciren, indem man bie 
Landwehr ganz ausſchließen wollte (mas ſich dieſe jedoch nicht gefallen ließ), und indem man 
anordnete, das erfte auszubringenve Hoch! habe nem Konige, blos das zweite bem Reichsver⸗ 
wefer zu gelten. Als das Reichsminiſterium auf Verkündigung der Reichsgeſetze drang, wurden 
einige verfelben „mittels befonderer Beigaben zum Regierungsblatt zur örtlichen Verfündigung‘‘ 
mitgetheilt. Auf die Anfrage des Reichsminiſters an ſämmtliche deutſche Geſandte: ob bie 
Grundrechte von ihren Regierungen verfündet und eingeführt würden ? lehnte ber bairiſche Ge⸗ 
fandte die Antwort ab wegen Inftruetionsmangel. In Wirklichkeit wurden die Grundrechte 
nicht verfüündet. Über viele hervortretende Punkte beobadjtete man unbebingted Schweigen, über 
andere erfchienen in officidfer Form Erklärungen, denen meiftens , gleichfalls in officidfer Form, 


widerforochen ward, wenn bie eine Auffaflung eine [Harfe Kritif erfuhr. Die ſpaͤtern Laubtage- 
verhandlungen unb insbeſondere Die Erklärungen des Minifterd des Auswärtigen, Grafen 
Bray, in ver Reichärathöfammer waren nicht geeignet, die durch Öffentliche Blätter ver erbkai⸗ 
ferlihen Bartei verbreiteten Angaben zu wiberlegen, daß das pamalige Minifterium auf viplo- 
matifchem Wege erft die Frage wegen Ausichließung Hſterreichs angeregt , dann, damit (angeb- 
lich) zurückgewieſen, ſich feinvlic) gegen ein preußifches Kaiſerthum erklärt; daß es einmal An- 
träge gegen Dfterreih nach Berlin, dann foldhe gegen Preußen nach Wien geſendet und neben- 
bei über vie deutfche Frage in ven fremden Hauptfläbten London und Paris verhandelt Habe. 
Bald trat indeß.entfchievener das Streben hervor, das Gegenteil Defien zu thun, was Preußen 
beabfichtigte. Gerade hierin fand dad Gouvernement eine ftarfe Uinterflügung in einer weitver- 
breiteten Stimmung. Waren gleih anfangs ſchon im Allgemeinen Außerungen ber Unzufrie⸗ 
denheit laut geworben, ſobald Friedrich Wilhelm in ven Märztagen an die Spitze Deutſchlands 
zu treten erklärte, fo trug es fih nun fogar zu, daß einem Miniſter (Beisler) ſelbſt in ver 
Kammer Außerungen entfuhren, vie verfelbe auf erfolgte biplomatijche Reclamation zurückzu⸗ 
nehmen veranlaßt wurbe. ' 

Indem die Minifter in ſolcher Weiſe verführen, waren fie perfönlich feft überzeugt, daß ihre 
Verpflichtungen gegen ben fpeciellen bairiſchen Staat und deſſen Oberhaupt ihnen eine derar⸗ 
tige Haltung gebiete. Mittlerweile gingen aber auch von anderer Seite, ohne Schuld der Re⸗ 
gierung, die gehäffigften Aufbehereien gegen die Grundrechte durch das ganze Land. Die 
Neactionäre aus allen Claſſen waren dabei thätig. Den Realrechtbeſitzern fprah man von 
einem Raub ihres Eigenthums; ben kirchlichen Fanatismus flachelte man auf mit der Juden⸗ 
emancipation, 

Zu dem Misbehagen in politifden Dingen kam wieder ein Bierkrawall in der Haupt- 
ftabt, Folge der fpeciellen Unfreiheit, in welcher dad Brauereigewerbe gehalten wird. Auf- 
fallenderweife hatte fich früher ſchon und zwar wiederholt gerade der fonft fo ſchroff durchgrei⸗ 
fende Herr v. Abel ſchwach gezeigt in Niederdrückung eines derartigen Unfugse. Am 1. Mai 
1848 hatte filh die Orbnungsftörung behufs gewaltfamen Herabdrückens des Bierpreifes wie⸗ 
berholt. Run, am 18. Oct. 1848, arteten bie neuerdings aufgetauchten Exceffe in wahren Van⸗ 
dalismus aus. Die Minifter verfäumten, Das zu thun, was hätte gefchehen ſollen. Die Noth⸗ 
wenbigfeit einer GabinetSänderung drängte fi auf. Da murben denn am 1. Dec. Thon-Ditt: 
mer und Beisler ausgeſchieden (Rebterer hatte durch eine Außerung im Parlanıente gegen den 
Papſt die katholiſche Partei erbittert) ; Lerchenfeld übernahm das Innere fanımt dem Cultus; 
die Sinanzen wurden v. Weigand übertragen, einem ſehr braven Manne, der fi indeß 
in feiner neuen Stellung am wenigften wohl fühlte. Hatte man nicht begriffen, warum Ler- 
chenfeld bie beiden, ihrem Weſen nach ihm ganz fremben Minifterien übernommen, fo erftaunte 
man noch mehr, als ihm nad 1A Tagen die erbetene Entlaffung ertHeilt warb. (Aud er ver: 
zichtete auf Benfion.) Man befchulnigte bie reacttonäre Partei, dieſe Ausfcheidung veranlaßt zu 
Haben, allein mit Unrecht, benn ber Grund lag wol zumeift in der Perſoͤnlichkeit Lerchen⸗ 
ſeld's. Nun gelangte Beisler wieder an den erlenigten Poften. Herr v. Weishaupt war fel: 
ner Bortefenilleführung enthoben, nachdem er, wie man wiſſen wollte, einige ihm angefonnene 
Ausgaben abgelehnt und gewiflen Anfoderungen des Adels nicht entfprochen haben follte. 

VE Der Landtag zu Anfang des Jahres 1849. Der neue Landtag war endlich auf 
den 16. Ian; 1849 berufen, ein Landtag, deſſen unausgefehter Kampf für die deutſche Sache 
allgemeine Beachtung verbient, welder Auficht man auch huldigen möge. Die Bureaufratie 
Hatte in Öffentlichen Blättern zum voraus gefpottet über dieſe nicht mehr nach Ständen gemähl- 
ten Abgeordneten, welche „pie flantörechtligen Erörterungen gähnend anhören‘ und fchließlich 
doch nichts Anderes als Ja zu fagen wiſſen würden. Bei ben Wahlen hatte das reactionäre, 
das ariftofratifchsabfolutiftifhe und ultramontane Element in Altbaiern vollftändig gefiegt. 
Gier waren v. Abel, v. Dbercamp, Graf La Nofee, Sepp und eine Anzahl mit dieſem 
Zepten übereinflimmender Tatholifher Geiſtlichen gewählt, ja in ber Hauptflabt felbft war 
bei ber Wahl der zuvor fo fehr gefelerte Lerchenfeld gegen einen vie Realrechte vertretenden, 
in Höhern Angelegenheiten ganz unwiſſenden Schloffermeifter unterlegen. Den directen Ge⸗ 
genfag bildete Die Repräfentation dev Pfalz, darunter Schüler (von Zweibrüden), Stodinger, 
Wiilich und Kolb (von Speier). Ähnlich gefinnt, wenn auch weniger ſcharf hervortretend, zeige 
ten fich die Vertreter Frankens, darunter Grämer, Rubner, Morgenftern ; doch war auch Ler⸗ 
* I Oberfranken gewäblt. Am wenigften politifche Färbung Hatte die Wahl in Schwa⸗ 
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Zum erſten mal erfolgte auf einem bairiſchen Landtage eine ‚offene politiſche Barteigruppi= 
ung. 3 bildete fich zuerft eine Linke, in ihrem Programme unbedingte Unterorbnung des 
Qinzelftants unter bie Reichöverfaffung fodernd und entſchiedene Durchführung des Conſtitutlo⸗ 
nalismus im Innern erftrebend, mit finanziellen Erfparungen und mit dem Principe bed Self: 
governmentd. Nach und nach erlangte dieſes Programm gegen 58 Unterfäriften. Etwa 18 
Mitgliedern waren viefe Principien obwol ſie dieſelben im Weſentlichen theilten, doch zu ſchroff 
ausgeſprochen; fie bildeten ein linkes Centrum. Die Rechte brachte es nur auf 25, das 
rechte Centrum auf 34 Mitgliever. Dieſe beiden, während des ganzen Landtags zufammen: 
wirkenden Fractionen vermieven e3, den Foberungen der Zeit fich offen zu widerſetzen; fie ſpra⸗ 
hen fi ſogar für diefelben, wenn auch in beſchränkendem Sinne aus, hofften aber durch das 
angerufene Bereinbarungsfuften ihre Sache retten zu können. Der Rechten gehörten 
v. Abel und Sepp, dem rechten Gentrum v. Lerchenfeld und Graf Hegnenberg: Dur, ber 
Linken alle obengenannten Pfälzer und Franfen an. Das linfe Centrum befaß feine beſon⸗ 
ders Hervortretenden Berfonen. Nur jehr wenige Abgeoronete ſchloſſen fi von allen Clubs aus. 

Obwol die entſchiedene Mehrheit ver Abgeoroneten ver freien Richtung zugethan war, fo 
erfirebte dieſelbe doch Feine Ausfchlieplichkeit, wie man fie fpäter vielfach beſchuldigen wollte. 
Gerade ven Mangel an Erelufivität misbrauchten die beiden Fractionen der Rechten. Indem fie 
fich feft vereinigten, während die Angehörigen der Linken in einer Art parlamentarifcher Un⸗ 
ſchuld dieſes in perfänlichen Fragen noch unterließen, gelang es jenen, aljo der Minorität, 
fi in den Beſitz des ganzen Directoriums zu fetzen: beide Präſidenten (v. Lerchenfeld und Graf 
Hegnenberg-Dux) und beide Secretäre waren der Rechten entnommen, jedes Mitglied der Lin⸗ 
ten ſyſtematiſch auögefchloffen. Dies erbitterte legtere und führte fie zu gleicher engerer Ver⸗ 
einigung. Die nächſte Ausſchußwahl zeigte ihre Überlegenheit. Die Sreifinnigen wollten indeß 
dieſelbe fo wenig misbrauchen, daß fie ſelbſt jet noch ſich mit ver Rechten zu verſtändigen fuchten, 
ein Zugeſtändniß an diefelbe machten , die Gegenbedingung aber nicht erlangten. Damit hörten 
freilich alle weitern Trandactionen auf. Die beiden Theile der Linken, vom Directorium voll- 
ſtändig ausgeſchleſſen und dann noch bei Befegung des erften Ausſchuſſes gereizt, machten nun 
von ihrer Überlegenheit ben unbedingteften Gebrauch, indem fie ihrerfeitd alle fernern Aub: - 
ſchüſſe allein beſetzten. 

Bor der gewohnlichen Beeidigung der Abgeordneten reichten 69 derſelben dem Miniſter die 
ſchriftliche Erklaͤrung ein, daß fie ven Verfaſſungseid nur „in der Überzeugung leiſteten, an ver 
Anerkennung der Gültigkeit der Reichsgeſetze, insbeſondere der Grundrechte, nicht gehindert 
zu fein”. 

Nah einigem Zögern erfolgte am 22. Ian. die feierliche Eröffnung des Landtags. Die als 
ten $ormalitäten wurden wieder angeorbnet, allein Die Kammermitglieder ſetzten fich vielfach 
factifch über diefelben hinweg (fo nahmen fie ihre Pläge nad eigenem Gutdünken, während 
nad; den alten Borfchriften jeder Deputirte denjenigen Plag einnehmen follte, ven ihm das Loos 
anwies). Die Thronrede ermangelte jeder beftimmten Erklärung in der eben Alles beherrſchen⸗ 
ben deutſchen Frage; nicht mit einem Worte gedacht mar der Nationalverfammlung, bez 
Gentralgewalt oder der Grundrechte. 

Die Reichsräthe beeilten fich wieder mit Abfaflung ihrer Antwortsadreſſe, e8 diesmal aber 
forgjam vermeidend, fi anders, als in unbeflimmten, nach der einen ober andern Richtung 
nudzulegenven Ausprüden außzufprechen. 

Ehe noch die Abgeordneten zu ihrer Antwortsadreſſe gelangten, übergab Ihnen das Mini: 
fierium eine Erklärung, im Weſentlichen eine dem Reichsminiſterium gemachte Notification 
wiederholend, melde dahin ging: Baiern beſitze in der. Hauptſache bereits Alles, was die Grund⸗ 
rechte gewährten; formelfe Änderungen in ver bairiſchen Gefeggebung könnien indeß nur auf 
verfaffungsmäßigew Wege und in ausdrücklicher Übereinftimmung zwiſchen Krone und Staͤn⸗ 
den herbeigeführt werben, alfo nicht kurzweg durch die Meichögefehe. 

Die Abgeordnetenkammer mußte fi danach umfomehr in ihrem erften Acte, ver Antworts⸗ 
adreſſe auf die Thronrede, über pie brennende Frage bed Tages audfprechen. Sie begann ihre 
Berathung am 5. Febr. Da die Minorität auch nicht einen Sat ohne Gegenantrag ließ, fo war 
der parlamentarifche Kampf langdauernd. 

Schon die Ausſchußmitglieder hatten ſich geſpalten; jeder Theil derſelben brachte einen be⸗ 
ſondern Entwurf zur Vorlage. Der der Minorität (verfaßt vom Profeſſor v. Scheuerl) ver⸗ 
langte bezüglich der Relchsgeſetze, wenn aud nit Vereinbarung, doch ZJerſandiguns, 

Staats⸗Lexiton. I. | 
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immerhin deren Gültigkeit abhängig machend von der Zuflimmung aller einzelnen Factoren der 
geſezgebenden Gewalt in Baiern. Der Entwurf der Ausihunmajoritit (verfaßt von Stodin= 
ger und Willi) beruhte auf der entgegengefepten Grundanſicht und hob überdies die drin 
genoften Bebürfniffe des fpeciellen Qandes hervor. Die Haltung dieſes Actenſtücks war durchaus 
würdig und durchaus achtungsvoll gegen das Staatsoberhaupt. Die Bertheidigung des Ent= 
wurfs führte Stodinger mit befonderer Geſchicklichkeit. Gleich im Anfange ver Debatten ergab 
fih ein Zwiſchenfall. Kolb, Die Thronreve in ihren einzelnen Theilen ver Kritik unterftellend, 
verlangte von den Miniftern offene Erklärung: ob diefe Thronrede ihr Werk fei? ferner Auf- 
fhlufi darüber, was die legten Veränderungen im Cabinete veranlapt habe. Die Minifter, in 
fihtlicher Verlegenheit, gaben megen des legten Punktes ausweichende Antworten, machten aber 
binfichtlich des erſten das Zugeſtändniß, daß das Actenftüd nit von ihnen Herrühre, fordern 
von anderer Seite gefonmen fei, ji) berufend auf ven bisherigen Gebrauch, wonach das Staats⸗ 
oberhaupt hierbei nach feinen Ermeſſen handle, und ihrerfeits ſchon zufrieden damit, daß in 
dem Dertrage nichts vorkomme, was fie nicht vertreten könnten. Diefe Erklärung brachte um 
fo größere Senjation hervor, ald man feit einiger Zeit wiflen wollte, v. Abel werde bei 
Hofe wieder zu Rathe gezogen. In der Hauptfrage nahm zunähft Schüler das Wort, Vor 
48 Jahren ſchon glänzend in dieſem Haufe durch Fühne Vertheibigung ver Volksrechte, ſeitdem 
geächtet und Flüchtling, nun bleih und auf Krüden geftügt , vertheinigte Derfelbe die unbebingte 


NRechtögültigkeit ver Grundrechte mit wahrhaft ausgezeichneter Eloquenz. Er machte die allge: - 


meinen Gründe dafür geltend, er benugte aber mit wahrer Meifterfchaft insbeſondere alle jene 
zahlreichen Momente, vermitteld welcher die Minifter ein ſchwankendes Spiel verjudt hatten. 
Keine Frage: es hatte fich pas Minifterium vollſtändig verfangen; es hatte zeitweife zu dem 
Blauben einer unbedingten linterwerfung unter die Reichsgewalt wirklich berechtigt, und doch 


war ſolche Unterwerfung nie feine wahre Abjicht geweien. Ihr habt namentlich das Reichsge⸗ 


feg über vie Gültigkeit der Meichögefege amtlich bekannt gemadt, hoben vie Demokraten herz 
vor, und doch wollt ihr demſelben die Gültigkeit abſprechen in denjenigen Fallen, die euch nicht 
zufagen ; ihr habt euch den Gefegen und Anorbnungen ver Reichsgewalt unbedingt gefügt, wenn 
e8 ſich darum handelte, die Laſten des Volkes zu vergrößern (Dermehrung der Armee, Geldbei⸗ 
träge u. ſ. w.), und nun nehmt ihr Anftand aus particulariftifch = conftitutioneller Gewiſſenhaf⸗ 
tigkeit, die Beſchlüſſe des Parlaments in ven Punkten zu vollziehen, in denen es jih un Ent⸗ 
widelung der Breiheiten des Volkes hanbelt. 

Nachdem der Minifter des Auswärtigen, Graf Bray, erfolglos namentlich gegen Schüler’8 
Argumentation angefämpft, erhob ſich der geichietefte Mebner ver Rechten, v. Abel. Er 
ſprach mit gewandter Dialektit und wol noch im flolzen Nachgefühle der zahlreichen Erfolge, 
bie er vordem in dieſem Saale erringen: eine ſolche Sinführung der Reichsgeſetze wäre blos 
„ein kühner Griff, aber nicht geeignet, das Recht zu erfegen, — eine Willkürherrſchaft, und jede 
Willkürherrſchaft meifen wir zurück!“ (Tiefer Einprud des Staunend, von Murten gefolgt.) 
Dann ſchilderte der Redner die verderblichen Wirkungen, welche die Grundrechte hervorbringen 
müßten, beifügenn: „Wir erflären und aufs entfchlebenfte gegen das Princip der Bevormun⸗ 
bung , weldjeß bisher centnerfchwer auf den Gemeinden laftete”, und mweldhed Bevormundunges 
ſyſtem nun durch die Reichöcentralifation noch vermehrt werben folle. (Hier verwandelte fid ber 
Unwille in lautes Gelädter). Endlich malte er aus, wie die Schaffung eines deutſchen Reichs 
die Finanzen der Einzelftaaten zu Grunde richten würde, indem es ihnen viele Einnahmequellen 
(Zölle, Boften u. f. w.) entreiße und neue Laſten aufbürde. Dabei ſtachelte er ganz bejonders 
die Vorurtheile und den Eigennuß, namentlich dis Nealrechtöbeflger auf. 

Ihm antwortete Kolb, mit Ausprüden des Erſtaunens darüber beginnend, daß Baiern aus 
Diefem Munde, aus welchen es feit mehr ald zehn Jahren ſchon fo mande Interpretation feiner 
Berfaflung vernommen, heute wieder Interpretationen hören müfle, diesmal Interpretationen 
im Namen ver Freiheit, Interpretationen, die dad gefammte Deutfchland betrafen. Er beleuchtete 
die vorgebrachten Trugichlüffe, zeigte, wie die Herftelung einer Ginigung Deutſchlands die un⸗ 
umgängliche Vorbedingung feines Wohls und Glücks, nit fein Verderben in fi ſchließe, und 
bewies die Unwahrheit ver Unterftellungen , mittelö deren man namentlich den Gewerbftand in 
Baiern aufgehegt. Es wurde augenfcheinlih, daß man einzelne Anträge über dad Gewerbwe⸗ 
fen, welche tm volkswirthſchaftlichen Ausſchuſſe der Nationalverfammlung zwar zur Vorlage 
gebracht, aber ſchon dort beinahe einflimmig verworfen und darauf gar nicht weiter zur 
Sprache gelommen waren, in Baiern für Beichlüffe ver Neichöverfammlung ausgegeben und 
bamit die Gewerbtreibenden in perfivefter Weife gefchredit Hatte. 
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" Am dritten Tage der Debatte unternahmen es die Minifter Heinz und v. Beidler, ſowie 

». Lerchenfeld, vie Vereinbarungstheorie nochmals zu vertheidigen. Schüler und Stodinger 

antworteten treffend. 6°) Als man endlich zur Abftimmung über den entſcheidenden Sag ge- 
langte, erklärten jih 72 Stimmen für, 62 gegen die Gültigkeit der Reichsgeſetze. 

Am nächftfolgenden Morgen (8. Febr.) erflärten die Minifter, daß fie infolge des geftrigen 
Kammerbeſchluſſes ſämmtlich ihre Entlaffung eingereicht Hätten. Es war das erfte mal in Baiern, 
daß e8 einer Kammer gelungen, ein ganzes Miniſterium zu flürzen. 

Noch war die Adreßdebatte nicht beendigt, denn auch dent ganzen übrigen Inhalte des Ant⸗ 
wortdentwurfs widerſetzte jich die Minorität Sag für Sag. So warb noch zwei Tage lang ber 
parlamentarische Kampf fortgefegt. Endlich, nad) fünftägiger Debatte, erfolgte die Abſtimmung, 
Annahme der Adreſſe mit 72 gegen 61 Stimmen. 56) 

Alle reactivnären Parteien in Baiern entwidelten nun vie größtmögliche Ihätigfeit, um 
dad zumal über die deutſche Frage möglichſt im Unklaren gehaltene und mit Beforgniffen für 
jeine Religion und feinen gewerblihen Nahrungsſtand erfüllte altbairifche Volk gegen die 
Reichöverfaffung und deren Vertheidiger aufzureizen, da die Einheit Deutfchlands ven Ruin 
Baiernd mit fih bringe. Ein Petitionsſturm gegen die Grundrechte ward organijirt; felbft die 
quafiofficielle „Neue Münchener Zeitung‘ regiftrixte die einlaufenden Adreſſen Tag für Tag. 
Dies rief kaum minder maflenhafte Gegenapreflen für die Grundrechte hervor, beſonders in 
Sranfen und ver Pfalz. Von ihnen nahm die genannte Zeitung Feine Notiz. Das ultramontane 
Hauptblatt aber, der „Volksbote“, beſchuldigte die freifinnigen Abgeoroneten der niebrigften 
Bübereien, ja er rief ganz unverblümt die Bauern auf, nad ver Reſidenz zu ziehen und vie 
„Rothen“, die „grundregtlichen Hochverräther“ toptzufchlagen. 97) 

55) Bei diefer Gelegenheit war es, daß Herr v. Abel, Die im ganzen Lande gefürchtete More vorige 
Macht, infolge der allerdings beinahe ununterbrochenen Angrift auf fein früheres „heilloſes, verruch- 
tes Syſtem“, fich heftige Ausfälle erlaubte, über welche das Präſidium vermittels einer vagen Bemer⸗ 
fung binmweggehen wollte, worauf Kolb fogleich die Sache auffaßte und vermittels namentlicher Abſtim⸗ 
mung einen fürmlichen Kammerbejchluß erwirkte, wonach Herr v. Abel ‚aut Drbnung ‘' gewiefen warb. 
Nun war ber parlamentarifche Nimbus des Mannes vernichtet. Die Linte hatte es als Pflicht ange: 
fehen , indem fie das vorhandene Minifterium flürzte, zugleich eine Wiederkehr des Minifteriums Abel 
unmöglic, zu machen. 

) Wir wollen bier zweier Vorfälle furz gedenfen, welche in der Folge vielfach entftellt beiprochen 
wurden. In der Adreßbebatte hatten ſich Linfe und linfes Bentrum dahin verfändigt, auf fein Amens 
dement zu dem Entwurfe einzugehen. Die Rechte brachte nun unter Anderm den Borfchlag, flatt von 
bem „conftitutionellen Syſteme“, von bem „ conftitutionell:monarchifchen‘ zu reben. Obwol in ber 
ganzen Berfammlung niemals ein Berlangen nach Republif hervortrat, vielmehr felbft die Linke in ihrer 
großen Mehrheit die Erhaltung des Königthums wollte, warb jener Borfchlag dennoch verworfen, ein mal 
unter Hinmweifung auf den Misbrauch, der mit dem Ausdrude „, conftitutionell-monarchifch ‘ getrieben 
worden fei; zum Andern, weil eine Misbeutung hier gar nicht möglich, indem ja im naͤchſtvoranſtehen⸗ 
den Sage die Kammer ausgefprocdhen habe: fie wolle ber Krone eine Stüge bilden, während doch die 
Republif eine Krone nicht dulde. Indeß mußte der Vorfall fpäter zum Vorwande ber vielfach aus⸗ 
geRreuten Befchuldigung dienen, die Kammer habe bie Monarchie abfchaffen wollen. — Der zweite 

organg war biefer: ‘Der Abgeorbnete Dr. Müller von Aſchaſſenburg, Feiner beflimmten Fraction anges 
hörend, obwol er ſich für die Gültigkeit der Reichsgeſetze erflürte, ſprach fich ſehr nachbrüdlich dagegen 
aus, daß etwa Ofterreich aus bem beutfchen Reiche ausgefchloffen werde (was die Gegner ber Reiches 
verfaffung mit als Haupiſchlagworte benugten, geltend machend, wie aledann Baiern zum Grenzlande 
und ben norbbeutichen Sntereflen bes bominirenden Preußen geopfert werde). Angefichts des erften Ar- 
tifels der Reichsverfaſſung, wonach das beutfche Reich jedenfalls Das ganze Gebiet „bes bisherigen Deuts 
ſchen Bundes“ umfaflen —*— (welches Gebiet der Kaiſer fogar mit Waffengewalt hätte wahren müflen), 
erflärte ein Mitglied der Majogtät: „Auch wir wünfchen ebenfo wenig ein Aufgehen Deutſchlands in 
Preußen, als eine Ausfchliegung Ofterreiih, fondern ein einiges, ganzes Deutfchland.” Die übrigen 
Kammermitglieder ſtimmten bei, nur ein Abgeorbneter, gerade von der Minorität, erflärte ſich Dagegen. 
Nicht fogleich, fondern erfl nach längerer Zeit fuchte man in ber Brefle die Sache fo darzuftellen, als 
babe die ganze Kammer ihren am Tage zuvor gefaßten Befchluß wegen Gültigkeit der Neichsgefeke nun 
einhellig telbft wieber umgeftoßen, und als gätte das geflürzte Minifterium fidy wieder an das Staats⸗ 
zuder flellen önnen, weil eine Widerfeßlichleit gegen die Rationalverfammlung nun von ber Majorität 
ſelbſt ausgefprochen worden fei. Das directe Gegentheil beweifen inbeß alle Kammerprotofolle und bag 
Zeugniß der Nachftbetheiligten, wie benn auch die gewandte und unermübliche Minorität eine folche Ge⸗ 
legenheit augenblidlich benugt haben würbe, wenn fle ihr gegeben geweſen wäre. 

57) Während die am meiften hervorragenden Abgeorbneten von ber Linken über bas Unmefen lachten 
und an feinerlei Gefahr glaubten, hatten fich Sreifinnige aus dem Volke, zumal Stubenten, Künftler und 
ſelbſt Militärs, in aller Stille verfländigt, jeden einzelnen der am meiften —* gefährdet erachteten Deputir⸗ 
ten insgeheim zu bewachen und zu beſchützen. Erſt fpäter entdeckte einer ber Detheilignn dae Geheimniß 
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Das Märzminifterium führte proviforiich die Gefchäfte fort. Man kam nit zur Bildung 
eines neues Cabinets. Nach ver Rechten Eonnte man nicht greifen ohne eine Kammeraufloͤſung, 
eine folche aber ftellte vie Wahl noch weit heftigerer Elemente in Ausſicht. Das linke Gentrum 
aber ermangelte geeigneter Männer zur Belegung der Minifterftellen. So dauerte denn die 
Berlegenbeit und Rathloſigkeit fort. 

Nach wochenlanger Untbhätigkeit empfing die Abgeorpnetenfanmer am 24. Febr. eine neue 
wichtige Vorlage, einen Gefegentwurf wegen Aufbringung der Matricularbeiträge für bie 
deutfche Gentralgewalt. Es feien 1,622,000 Gldn. erfoderlich; da nun weder Überfchüffe vor- 
handen, noch ein Anlehen rathfam fei, fo folle ein Beifchlag zu allen directen Steuern von 25 
Proc. für die Reichsausgaben erhoben werben. 

Da hatte man nun thatſächlich, was v. Abel vorausverfündet: „Die Ginigung Deutf&: 
lands bringt nur neue Laſten!“ Die für eine fo verberbliche Einigung kämpfenden Abgeorone: 
ten mußten dem Volke verhaßt werden. Die Märzminifter Hatten zulegt noch einen Streich 
geführt, ver nicht gefährlicher genacht werden konnte. Vielen Freifinnigen bangte. 

Dod die Freude der Reichsverfaſſungsgegner follte nicht lange dauern. Wie ein nieder: 
ſchmetternder Blig kam die Antwort des Finanzausichuffes. Ein Mitglied veffelben, Kolb, Hatte 
in aller Stille Material gefammelt, um einen bisher forgfam verborgen gehaltenen alten Scha⸗ 
den rückhaltslos zu enthüllen. Es war das fogenannte griechiſche Anlehen. In durchaus 
mwürbiger Sprache, im Übrigen aber ohne Schonung, wies der genannte Berichterftatter vie 
Sachlage nach. 99) Er berechnete vie Foderung bed batrifhen Staqts, fomwelt er viefelbe eruiren 
gekonnt, auf 1,529,333 Gldn. und ftellte im MWefentlichen folgende Anträge: 1) Alle Beamte, 


58) Nach den amtlich veröffentlichten Rammerprotofollen heißt es in dem vom gefammten Finanz⸗ 
ausfchuffe mit Stimmeneinhelligfeit angenommenen Kolb’fchen Berichte unter Anderm: ‚Die ganze 
Geſchichte des fogenannten griechifchen Anlehens, alle Vorgänge, welche im Zufammenhange damit 
ftehen, gewähren ein fprechendes Bild des Zuftanbes, in weldyem ſich das Berfaflungswefen in Baierr 
vor ber deutſchen Märzrevolution befand. Es zeigt diefes Vorkommniß in allen Einzelheiten, wohin 
es führt, wenn nicht eine nach freifinnigen Srumbfäpen gewählte, nicht eine undecimirte, wahre Volks⸗ 
vertretung vorhanden, wenz eine Repräfentation dabei nicht mit ben nöthigen Mitteln ausgeftattet ift, 
dem Volksrechte auch gebührende Achtung zu verfchaffen, wenn der ganze Gonftitutionalismus nicht bem 
Weſen, fondern nur dem Scheine nach beſteht. Es handelt fi} um ein Borfommniß, das man fi Mar 
machen muß, damit es als warnendes Beilpiel für die Zufunft diene. Gegen die Hare Beflimmung 
ber DBerfaffungsurfunde wurde ein bairifches Heer nach Griechenland gefendet; für dem Baterland 
fremde Zwecke wurden Taufende ber Söhne Baierns in Griechenland Hingeopfert, weggerafft durch ein 
mörberifches Klima, weggerafft durch Anftrengungen und Bntbehrun en, ober durch das Schwert ober 
die Kugeln ber Türfen, bie & befämpfen ber batrifche Staat feine Verpflichtung, ſogar feinen Grund, 
feine Beranlafjung hatte. Die damaligen bairiſchen Stände aber ſchwiegen. Die Preſſe ohnehin hatte 
man ſchmachvoll gefnebelt. Millionen bairifcher Staatsgelder wurden verausgabt aus Beranlaflung 
ber ben bairifchen Staatszwecken wubebingt fremden fogenannten griechiſchen Frage. Es konnte dies 
fein Seheimnib bleiben; Jedermann wußte davon, die Stände aber fchwiegen. Erſt als die gries 
chiſche Regierung genöthigt warb, ihr Budget und ihre Rechnungen zu veröffentlichen, mußten die 
Stände in Baiern ebenfalls Kenntniß von der Sache nehmen (1840). —* man ließ es geſchehen, daß 
ein Miniſter blos einem Ausſchuſſe und blos «confidentielln Auskunft gab über Angelegenheiten ber 
Staatskaſſe, mit ber freilich jeßt auf ihren gebührenden Werth gebrachten Bedingung, daß darüber nie 
eine Verhandlung in öffentlicher oder geheimer Sigung ber Kammer flattfinden dürfe! Der Kennt: 
niß der Kammer felbfl wurden alle den &egenftand betreffenden Urkunden vorenthalten. Aus ber ges 
fammten Actenlage ergibt fi, daß man die Sache nie mit voller Offenheit behandelte. Man brebte 
und wendete fich nach allen Nichtungen und fuchte bie Frage nicht fowol feftzuftelfen, ale vielmehr dies 
felbe zu umgeben. Immer wieder fprach man von ben «zarten Rüdfichtenn, vermieb aber babei deſto 
forgfamer Dasjenige, was hätte gefchehen müflen, wenn mehr als ein leerer, ftantsverberblicher Schein 
conftitutionalismus beftanden hätte, wenn die Verfaffung, felbft mit allen ihren großen Fehlern, eine 
Wahrheit geweſen wäre. Was bie in brei geheimen Sibungen der Abgeorbnetenfammer (1840, 1843 
und 1846) gefaßten Beichlüffe anbelangt, & ift deren Inhalt bei ver heutigen Lage der Dinge im We⸗ 
entlichen ohne Bedeutung. Wäre es anders, fo würben dieſe Befchlüffe, wie diefelben vorltegen, dem 

olfe gegenüber als null und nichtig in jeder Beziehung erflärt werben müflen. In materieller Hinflcht 
hatte man bie Kammer zu Beichlüäffen veranlaßt, während man ihr die Kenntniß ber wichtigften Urfuns 
ben vorenthalten hatte. Dabei ward fogar, im augenfcheinlichen Widerfpruche gegen bie klare Be⸗ 
(immun bes $. 79 der Gefchäftsorbnung, niemals den Rammermitgliedern auch nur ber betreffende 

usfchußbericht gebruckt oder lithographirt mitgetheilt, weder innerhalb noch außerhalb der vorgefchries 
benen Zeitfriſt. Sogar formell tragen die gedachten Protokolle den Stempel ber Nichtigfeit an ſich, 
indem auch nicht eines berfelben von drei Abgeordneten mit unterzeichnet wınde, gegen bie ausbrüdliche 
Borichrift von $.66 und 73 der Gefchäftsorbnung, gegen jere von $. 1 des Befehes vom 2. Sept. 1831 
und fogar gegen bie Beflimmung von $. 13, Tit. II des zehnten Edicts zur Verfaſſung“ u. f. w. 
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weiße mitgewirkt, find fhleunigft auf nem Civilwege, ſoweit möglih, zum Nüderfage anzu= 

kalten; 2) die jernere Auszahlung dev Apanage des Königs Dtto, melde Apanage ohnehin 
hierfür verpfänvet, ift fofort einzuftellen; 3) es jind unverzüglich die geeigneten Schritte einzu⸗ 
kitn, um den Rüderfag der gedachten Staatsgelder, ſoweit derſelbe nicht anderweit erfolgt, 
aus dem Privatvermögen des Könige Ludwig zu erlangen; 4) die bei dev Auslieferung der ges 
dachten Staatögelder thutigen Beamten jind ſofort wegen Amtsvergehens ſtrafrechtlich zu vers 
folgen; 5) ſämmtliche Minifter find, jever in feinem Wirkungsfreife, zur unverzüglihen Ans 
ordnung der nöthigen Weifungen aufzufodern. 

Dieſes Guthaben des Staats reichte beiläufig gerade aus, die ganze Foderung der Minifter 
zu decken; man brauchte gar feine Steuern für die „deutſche Sache”. Indeſſen war im vorliegen 
ben Berichte Davon nicht die Rebe; es follte vielmehr noch ein anderer Bericht wegen ver Steuers 
foberung nadhfolgen und das Publicum ſchien nod weitere Enthüllungen zu erwarten. 

Zu einen weitern Bortrage ließ es indeß bie Negierung nicht fommen. Man fuchte vielmehr 
von verſchiedenen Seiten feldft die Berichterftattung über dad griechifche Anlehen zu verhins 
dern, wollte das ganze Verhältniß nicht offeukundig werben laffen. Diefe Bemühungen, obwol 
von ben Kanımerpräjidenten unterflüßt, ſcheiterten indeß an ber Vorausſicht und Energie ber 
Linken. Indeſſen erfolgte nun eine Bertagung der Kammern fo eilig, daß das betreffenne Re⸗ 
feript von Männern contrafignirt war, deren Ernennung zu Minifterverwefern man dem Land⸗ 
tage noch nicht einmal angezeigt hatte. (Es waren nämlich die Herren v. Leſuire, v. Aſchenbrenner, 
v. Kleinſchrod und v. Beisler als Verweſer der Dlinifterien berufen worden.) 

Schnell drang indes jener Bericht über dad griechifche Anlehen in das Publicum und 
wirfte weit mehr als alled Andere, was bis jetzt auf dem Landtage vorgefonımen. Der urfprüng- 
liche Schlag, berechnet auf die Steuerpflichtigen, war nicht nur abgewendet, fondern vielmehr 
zurückgeführt, tief in das Haupt des angreifenden Theils. Gerade für die Steuerpfliätigen, 
bie vorzugsweiſe in das Auge gefaßt waren, lag nun die Frage vor: ob nicht beilere Garantien 
nothwendig feien. 

Die am 8. März begonnene Vertagung follte bid zum 10. Ayril dauern. Als aber dieſer 
Termin fi näherte, hatten die Minifter noch nicht zu feften Entfchlüffen in der ſchwebenden 
beutihen Frage zu gelangen gewußt. Daher eine zweite Bertagung bis zum 21. April; Hierauf 
fogar eine dritte bis zum 15. Mai. 

Wie immer man das Auftreten der damaligen Abgeordnetenkammer beurtheilen möge, uns 
zweifelhafte Thatſache ift es, daß diefelbe e8 ald ihre hoͤchſte Aufgabe betrachtete, die bairifche 
Regierung zur Anerkennung der Reichsgeſetzgebung zu nöthigen. Sie war dabei von der über⸗ 
jeugung geleitet, daß es Täuſchung fet, In den Einzelftanten auf dauernde Freiheit und Wohl: 
fahrt zu Hoffen, wenn dieſe nicht in der Geſtaltung des Geſammtvaterlandes ihre Grundlage 
fänden. Für dad Zuftandefommen einer gefammtdeutfchen Verfaſſung mußte aber gerade bie 
Haltung Baternd von befonders hoher, vielleicht entſcheidender Wichtigkeit fein. Ward Baiern 
für die große Frage der Neuzeit gewonnen, fo lag eine Möglichkeit vor, insbeſondere auch den 
Miderftand des berliner Cabinets zu bewältigen. Die Mittelftaaten bildeten den Kern einer 
Macht; die Stimmung in verfchiedenen preußifchen Provinzen (namentlih Rheinland) mochte 
genügen, die alddann ſchwankende Wagfchale herabzuziehen. 

Die Lage der Abgeordaeten verfhlimmerte ſich infolge der Ermählung ded Königs von 
Preußen zum deutſchen Erbfaifer. Es ließ fidy die Thatſache nicht verfennen, daß die allgemeine 
Stimmung in ganz Baiern (einige ansbacher Anclige audgenommen) damit nicht zufrieden 
war. Obwol aber diefe Wahl den Wünfchen ver balrifchen Landtagsabgeordneten nicht zufagte, 
fo beſtand dennoch die Linke feft auf ihrem Grundſatze unbebingter Unterwerfung unter die Bes 
Hlüffe der Nationalverfammlung, wobei man das Nichtangenehme ebenſo wie das Erwünfchte 
anzuerkennen habe. 

Mittlerweile war denn auch dad Minifterium definitiv reconftituirt. Es beftand aus Herrn 
v. der Pfordten (Auswärtiges), Lefuire ( Kriegsweſen), Afchenbrenner (Finanzen), Kleinſchrod 
(Suftiz), Forfter (Inneres) und Ringelmann (Cultus). Wenn auch vorerft noch nicht dem Nas 
men, fo doch der That nad) ſtand der Erfigenannte ander Spige des Cabinets. Früher Univerſitäts⸗ 
profeffor , misfiel feine Haltung dem Herrn v. Abel. Herr v. ver Pforten wandte ſich damals nach 
Leipzig und gelangte nad) den Märztagen auf einen fähfifchen Minifterftuhl. Ehen war er je⸗ 
doch ven Angriffen ver dortigen Kammern unterlegen, indem er namenilich In Hinficht auf die 
beutiche Reichsverfaſſung diefelbe Richtung vertrat wie das in Baiern geftürzte Minifterium, 
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Herr v. der Pforbten begann Namens ver bairifchen Regierung ver deutſchen Centralgewalt 
zu erflären, daß die gedachte Regierung eine unbedingte Gültigkeit der Reichsverfaſſung nicht 
anerkenne. In Verbindung damit jtand die legte Vertagung ver Kanımern. Adreſſen mit zahl: 
reichen Unterſchriften verlangten dringend fofortige Berufung des Landtags, dad Minifterium 
wies diefelben iedoch zurüd. 

Indeſſen glaubte die parlamentariihe Oppofition das Diiniflerium zum Nachgeben zwingen 
zu koͤnnen. Wirklich ließ fich nicht abjehen, wie dieſes jich zu behaupten vermöchte dieſer Kammer 
gegenüber und hei ver Unmöglichkeit, durch Auflöfung eine nadhgiebigere zu erlangen. Der un⸗ 
glückliche Aufftand in ver Pfalz änderte Die Sachlage. 

Die Haltung des neuen Minifteriums hatte namlich in ver Pfalz und in Franken große 
Aufregung und Erbitterung erzeugt. Zunächſt infolge einer Auffoderung ber pfälziſchen Volks: 
vereine fand am 1. und 2. Mai zu Kaiſerslautern eine allgemeine Volksverſammlung ftatt. 
Etwa 12,000 Männer, viele in Waffen, wohnten derjelben bei. Das Verfahren der bairijchen 
Megierung warb ald Auflehnung gegen die Reichöverfaflung bezeichnet und befchloflen: vie 
Pfalz habe dieſer Negierung, bis ſich dieſelbe ven Reichsgeſetzen unterwerfe, Widerſtand zu lei 
ften, zu welchen Behufe man einen „Landesvertheidigungsausſchuß“ einjegte (ber übrigens in 
Wirklichkeit keinen Verſuch machte, die im Kreife beſtehende Regierung abzufegen). 

Das Reihsminifterium (Gagern), gedrängt duch die Macht der Thatſachen und beftürmt 
durch die Linke des Parlaments, ſendete den Reichſstagsabgrordneten Eifenftud ald Reichscom⸗ 
miffar nad) ver Pfalz. Eifenftud fand, nady Inhalt feiner Berichte, überall im Lande große Gr: 
bitterung gegen die bairifche Regierung ; die Beamten felbft ſprachen ihm faſt durchgängig ihr 
Berauern über die Haltung diefer Regierung aus und betheuerten ihre Anhänglichkeit an Die 
Neichöverfaffung. Eifenftud, beftrebt, die Neihöverfaflung zur Anerkennung zu bringen, fo= 
dann zu der Folgerung gelangend, daß eine offene Miöbilligung der gefhehenen Schritte nur 
zur Proclamirung der Republik führen würde, kam (7. Mai) zu dem Entfchluffe, ven Landes⸗ 
vertheidigungsausſchuß zu reconftituiren als „Landesausſchuß für Verteidigung und Durch⸗ 
führung der deutfchen Reichsverfaſſung“. Da nun aber am nähften Morgen, völlig unerwartet, 
von Manheim her ein preußifches Bataillon (vom Reichskriegsminiſter v. Peuder nad Landau 
beorbert) in dev Pfalz erfchien, intſtand hier eine folde Aufregung und Erbitterung, daß dieje 
ſchwache Truppenabtheilung aller Wahrfcheinlichkeit nah von allen Seiten angegriffen und 
vollſtändig aufgerieben worden wäre, wenn der Reichscommiſſar dieſelbe nicht zurückbeor⸗ 
bert hätte. 

Die Gentralgewalt war indeſſen unzufrieden mit Ciſenſtuck. Er ward einer Überjchreitung 
feiner Vollmachten befchuldigt und zurüdberufen (10. Mai). Dies goß DI in die Flammen. 
In der nähften Nacht ward eine batrifche Truppenabtheilung zu Ludwigshafen durch Bewaffnete 
aus Frankenthal und der Umgegend überfallen und ver Ort genommen. Die Soldaten (angeb- 
lich 460 Mann) gingen, mit Ausnahme der Offiziere, zu ven Infurgenten über. Nun rip beim 
gefammten Milttär in ver Pfalz Aaflöfung ein. Zuerft verließen die Soldaten in ben offenen 
Drten ihre Corps, dann folgten die in den Feſtungen häufig diefem Beifpiele. Zu Landau 
namentlich Eonnte der Dienft faft nur noch durch Offiziere verfehen werben. Diele Gemeine und 
Unteroffiziere ſchloſſen fich der Bewegung an, eine noch größere Anzahl begab ſich einfach nad) 
Haufe. (Die Befammtzahl der Fahnenflüchtigen ward fpäter zu 2325 angegeben.) Gedrängt 
durch manche Verhältnifie, gedraͤngt insbeſondere durch Gelomangel und bei feiner beſchränkten 
Befugnig außer Stande, vemfelben zu begegnen, glaubte der Landesausſchuß einen Schritt 
weiter geben zu müflen. Er berief auf ven 17. Mai eine Berfammlung von Santonalvertretern 
nad Kaiferölautern und verlangte von dieſen Umwandlung des Landesausſchufſes in eine 
proviforifhe Regierung. Nur mitteld Anwendung eines „gelinden moraliihen Zwangs“ 
gelang e8 ven Antragftellern, bei der Abftinnmung die ſchwache Majorität von 15 bejahenden 
Stimmen gegen 13 verneinende zu erlangen. Die Maffe ver Bevölkerung midbilligte das Vor⸗ 
angehen, aber in ver ganzen Pfalz wollte Niemand eine Gegenbewegung unternehmen, folange 
die Regierung bie Anerkennung ver Reichögefege verweigerte. Nicht Biele wollten dieſe unver: 
fländige Revolution, aber Niemand wollte darum die unbedingt verhaßte Contrerevolution. 

Am unerwünfchteften Fam indeß der Aufftand ven eben wieder nah München abgegangehten 
Landtagsabgeordneten. Während fie einerſeits die jehr gegrünvete Hoffnung hegen durften, 
die Regierung zur Anerkennung ver Reichöverfaflung zwingen zu fönnen, wenn Feine ſtörenden 
Zwiſchenfälle einträten, mußten fle einfehen, daß dagegen zur Durhführung einer Revolution 
in ver Kleinen Landſchaft alle Mittel fehlten, insbefondere Waffen und waffengeübte Soldaten, 
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Da ganz Deutſchland fi erheben werde, konnte aber nur glauben, wer die ganze damalige 
Stimmung völlig verfannte, 99 
Am 15. Mai, aljo ehe noch Die Dinge in der Pfalz zum Huperften gekommen waren, ſollte 
ber Landtag zu München wieder zufaumentreten. Noch immer war man aber Dort zu entſchei⸗ 
enden Entfchlüffen nicht gelangt. Es bepurfte energifcher Verwendung einiger prälgifcher Abs 
georbneten bei den beiden Kammerpräfidenten, um dieſe zu vermögen, wenigſtens aufden 17. Mat 
die erfte Sigung anzuberaumen. Es war der nämliche Tag, an welchem zu Kaifersluutern vie 
Wahl einer provifortichen Regierung ftattfand. 

In diefer Sigung begann das neue Minifterium mit Vorlage jeined Programms. &8 ers 
klärte, daß e8 in ber deutſchen Frage „an dem Standpunfte ver Vereinbarung feſthaltend, vie 
unbebingte Anerkennung der Reichsverfaſſung verfagen müſſe“, deren „unveränderte Annahme 
die Intereflen Baierns ſchwer verlegen würbe” ; es feien übrigens „in ver jüngften Zeit entſchie⸗ 
dene Schritte zur Vereinbarung gethan worden“, und man wolle „vie veutfche Einheit auf jede 
mit den Wohle des gefammten Deutfchland und des baltischen Volkes zu vereinbarende Weife 
fördern‘. Dem Volke follten übrigens „die gewonnenen ober in Außficht geftellten Freiheiten 
solltändig gewährt, aber auch „einem maßlofen Streben nad) dem praftifcd, Undurchführbaren 
fräftig entgegengetreten werben”. Verheißen warb namentlich „Umgeftaltung ver Nerfaflungss 
urfunde, insbefondere Umbildung der Kammer ner Reichsräthe“. Ungeachtet mander neuen 
Ausgaben und ungeachtet der beablihtigten Aufhebung des Lotto werde vermitteld „weiſer 
Sparfamfeit das Gleihgewicht im Staaröhaushalte aufrechr erhalten werden können”. Das 
Minijterium hielt e8 für nöthig, förmlich in feinem Programme anzufündigen, daß dad griechiſche 
Anlehen durch baare Zahlung von Seiten des Königs Ludwig bereinigt jei. N) Die Erklärung 
ſchloß mit ven Worten: ‚Indem das Staatsminifterium dieſen Stand der Öffentlichen Angeles 
genheiten zur Kenntniß des Landtags bringt, erkennt daſſelbe wohl, daß vie Zöfung der hier be: 
zeichneten Aufgaben durch die Unterflügung der Kammern bevingt iſt.“ 

88 folgte nun eine heftige Verhandlung, endigend mit dem Befchluffe ver Abfaflung einer 
Adreſſe an ven König gegen dad Min!fterium und ver Ankündigung einer Befchwerbe gegen pas 
Benehmen der beiden Kammerpräſidenten. 64) 





39) So fam es denn auch, daß von den fünf Männern, welche urfprünglich zu Mitgliedern der pros 
viforifchen Regierung ber Pfalz gewählt worden waren, brei die Annahme verweigerten, und es waren 
dies gerabe nicht bie einflußloteiten: Schüler, Kolb und Culmann, während Reicharb und Hepp und 
ftatt der Ablehnenden noc Schmitt, Fries und Greiner eintraten. 

60) Es ift dies wol das einzige Beifpiel in ber Geſchichte bes beutfchen Eonftitutionalismus, daß ein 
Staatsoberhaupt aus feinem Privatvermögen einen in bie Millionen gehenden Rückerſatz leiftete. Und 
es mar nicht einmal zu einem Kammerbefchluffe gefommen; aber freilich hatte der erfluttete Ausſchuß⸗ 
bericht einen Eindrud im ganzen Lande hervorgebracht, wie er eben nur unter den bamaligen Verhaͤlt⸗ 
niffen möglich war. ‘ 

61) Sobald Miniſter Kleinfchrod mit Verlefung bes obigen Programms geenbigt, erhob fih nämlich 
Kolb mit dem Antrage: die Kammer wolle, in Antwort hierauf, wiederholt erflären,, baß fie die Reiches 
verfaffung ale Geſetz für ganz Deutfchland erfenne und fich vorbehalte, alle gefeßlichen Maßregeln zur 
Durchführung biefer Berfafftng in Anwendung zu bringen; die Kammer wolle ferner als erſtes Mittel 
die Abfaffung einer Adreffe an das Staatsoberhaupt befchließen und zu deren Entwerfung fofort eine 
Commiſſion wählen. Praͤſident Lerchenfeld beftritt die fofortige Zufäffigfeit der Discufflon biefes Ans 
trags aus formellen Gründen. Er warb von Storinger und Kolb widerlegt. Darauf erhebt ber zweite 
Bräfident Hegnenberg materielle Einwendungen. inige Redner von der Rechten unterftügen die Präs 
fiventen, indeß Morgenftern und Willich eindringlich hervorheben, wohin es führen würde, „wenn man 
in diefer Zeit, wo in vielen Theilen des Landes der Brand auszubrechen drohe, two jede Stunbe ber 
Berzögerung Gefahr, ja Bürgerfrieg bringen könne‘‘, die Entfcheidung noch ferner zu verſchieben ſuche. 
Da nahm Minifter v. der Pfordten zum erften mal in ber bairifchen Kammer das Wort. Er vers 
langte, daß man eine weitere Vorlage bes Miniſteriums, in ben nächften Tagen, abwarte, worin ſich 
die Regierung näher ausfprechen und bie von ihr beanftandeten Theile der Reichsverfaflung fpeciell bes 
zeichnen werbe. Die Regierung halte fich für berechtigt, zu fobern, daß man biefe Vorlage abwarte unb 
prüfe; das Gegentheil wäre eine Verletzung ber erften Deineipien des Gonftitutionalismus. Daranf 
Kolb: Wenn er hier etwas fehe gegen die erflen Principien bes Conſtitutionalismus, fo fei es bie Ans 
mejenheit des Miniſteriums, das den Muth habe, einer Kammer entgegen zu treten, bie fchon das vorige 
wegen verweigerter Anerkennung ber Meichsverfaffung geftürzt, und das nunmehr noch fchroffer komme 
als das vorige und fich dabei berufe auf das Weſen des Eonftitutionalismus. Auf diefen erſten 
Empfang des neuen Gabinets erfolgte noch weiter eine Tange, bis zu Ende heftige Verhandlung. Ler⸗ 
chenfelb bezeichnete die Feftftellung der Neichsverfaffung blos durch die Rationalverfammlung als’ 
„Umſturz der Einzelſtaatenverfaſſungen“. Herr v. der — 32B8 ohne ein Wort auf jene Entgeg⸗ 
nung zu erwidern, die ihn bedeutend ergriffen zu haben ſchien, rief nun: „Wenn ganz Deutſchland 
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In der Sitzung vom 19. Mai brachte das Miniſterium feine angekuͤndigte naͤhere Erklärung 
fiber die Neichöverfaflung zur Vorlage. Die Haupteinwendungen gegen diejelbe ivaren: I) 
Oſterreich werde ausgeſchloſſen; 2) man ſchaffe nicht einen Bundes-, ſondern einen Einheits⸗ 
ſtaat; 3) das Wahlgefeg. Baiern wolle fein Kaiſerthum, fondern ein Directorium, feine 
felbftändigen Reichseinkünfte, jondern Matricularbeiträge. Außerdem Widerſpruch gegen jebe 
Reichsgeſetzgebung in Gewerbſachen, Vorbehalte zu Gunſten der Stellvertretung beim Militär, 
Einwände gegen Abichaffung der Topesftrafe, gegen unbedingte Trennung von Staat und Kirche 
gegen Theilbarfeit des Orundeigentbums u. |. w. Wenn diefe Auſtände befeitigt würben, fo fei 
bie bairiſche Regierung zur Anerkennung dev Reichsverfaſſung bereit. 

Unmittelbar nad Verleſung dieſes Actenftüds erftattete Schuler den Commiſſionsbericht 
über die befchloifene Adreile an den König. Der Entwurf ſchloß mit der Erklärung, den Mini- 
ſterium jede Uinterflügung, insbefondere zur Ausführung feines Programms, zu verfagen, und 
mit dem dringenden Erfuchen an ven König un Anerkennung der Reichiverfaflung und Bildung 
eines andern Minifteriumd. Die Verhandlung vom 21. Mai endigte mit Annahme ver Adreſſe 
durch 72 gegen 62 Stinmen. 

Nun war ein Nebeneinanderbeftehen diefer Kammer und viefed Miniftertums allerdings 
unmöglid. Was aber gefhah, war weder Kammerauflöfung, noch Rücktritt des Cabinets. In 
der nächſten Abgeordnetenſitzung warb vielmehr eine Zufchrift ded Gejammtminifteriums ver⸗ 
lefen, des Inhalts: Nachdem die Rheinpfalz ald eine im Zuftande des Aufruhrs befindliche 
Provinz betrachtet werden müffe, fo fei auch „die Berechtigung der Abgeorpneten aus dem pfäl- 
ziſchen Negierungsbezirke zur Theilnahme an ven Verhandlungen des Landtags zu beanflanden 
und biefe Theilnagme für fo lange zu fuspendiren, bis der gefegliche Zuftand wiederhergeſtellt 
ſei“. Der Bräjident wollte fofort den Gegenftand dem Serretär zur Berichterflattung übergeben. 

Es war Thatfache, daß die Pfalz die beredteften und getvandteften Vertheidiger ver Reichs⸗ 
verfaffung geftellt Hatte. Zudem würde burd den Ausſchluß von etwa 15 anwejenden Pfälzern 
(vier waren nicht erfchienen) die minifterielle Seite des Hauſes eine wenn auch nod) fo geringe 
Stimmenmehrheit erlangt haben. Die Pfälzer ſchienen eẽ zu verſchmähen, in dieſer Sade das 
Wort zunehmen. Allein fogleih erhob fich eine Reihe Ahgeoroneter aus Kranken und Schwa⸗ 
ben gegen das beabfichtigte Verfahren. 92) 


bie Gefahr, welche in diefer Reichsverfafiung liegt und welche biefelbe nach fich zieht, verfennt, wenn 
Deutſchland vielmehr fi) in den Abgrund flürzen will, fo mag auch Baiern nicht zurüdbleiben, und 
lieber will ich deutſch flerben ale bairifch verderben!‘ Die beiden Kammerpräfidenten wechſelten wies 
berhult im Vorſitze, um ſich gegenfeitig zu unterflüßen in Befämpfung bes Kolb’fchen Antrags. Ends 
lich follte zur Abſtimmung gejchritten werben. Allein nun ergab fich unerwartet ein neuer Incibenzfall, 
Der zweite Bräfident erklärte, daß er nur über ben zweiten Theil des Antrags abflimmen laflen werbe, 
nicht aber über den erſten Seil befielben, weil folches verfafiungstidrig fein würde. Der Antrags 
ſteller appellirt fofort an die Kammer; er verlangt deren Eintfcheibung, ba fie höher flehe als der Br 
went, wie es denn nicht von bes leßtern fubiectiver Anficht abhängen fönne zu verfügen, über was bie 
Kımmer Befchlüffe faflen dürfe oder nicht. Als nun aber beide Bräfidenten auch dahin nicht zu bringen 
waren, bie Kammer wenigſtens über die Vorfrage entſcheiden zu laffen, fo fünbigte ber Antragfteller 
eine fürmliche Beſchwerde über das Verfahren beider Präflventen an; das Haus beſchloß aber Hinfichts 
lich des zur Abftiminung gelangten gueiten Theild des Antrags (Morefie) defien Annahme mit 71 gegen 
58 Stimmen. Beim Scklufe der Sitzung fünbigte verhenfelb noch die Nicderlegung feines Praͤſidiums 
an, welche er indeß Schon wor ber Sigung beabfichtigt * e. 

62) Morgenſtern zeigt, daß die Deputirten nicht für einzelne Provinzen, fondern „für des ganzen 
Landes Wohl’ beeidigt find. Rubner: Er erfenne in dem Antrage „bie Auffoderung zu einem Bers 
brechen, das feine Begeichmun im Straſgeſetzbuch finde, zu einem Attentate gegen bie Integrität des 
Staats”. Binder: Geftern babe bie Kammer erklärt, daß das Minifterium ihr Vertrauen nicht befige, 
jeute zeige nun biefes Minifterium fein conftitutionelles Zartgefühl, indem es feinen Gegnern, denen es 

parlamentarifchen Kampfe nicht gewachfen, bie Thür weifen wolle. Rubner bringt den Antrag: 
„In Erwägung, daß die Auffoberung bes Eöniglichen Staatsminifteriums ein durchaus verfaſſungs⸗ 
widriges Anfinnen an die Kammer ftellt, wolle biefelbe zur Tagesorbnung übergehen.‘ Nachdem noch 
mehre Abgeorbnete nicht ohne Inbignation gefprodhen, nahm ber Gultusminifter Ringelmann das Wort: 
„Ich gebe dem fehr geehrten Redner zu, daß ich, ohne in juriftifche Spipfindigfeiten zu verfallen, feinen 
befimmten Paragraphen ber Berfafjungsurfunde anzufüsren weiß, der unfern Antrag wortbeutlich bes 

rüntet. Allein es handelt ſich im gegenwärtigen Augenblid! um eine flaatsrechtliche Nothivendigfeit! ” 
(op! oh!) Rubner: „Es ift Hier der Ausprud flaatsrechtliche Nothwendigkeit wol zu überfepen in 
Staatoſtreich!“ Nun erhob fid auch ein Abgeordneter zur Bertheidigung der minifleriellen Maßnah⸗ 
men. Es war Herr v. Lerchenfeld, der mit ungemeiner Erbitterung gegen „, Rebellion und Hochverrath ”‘ 
eiferte. Graf La Mofee nennt bie pfälzer Abgeorbueten „Rebellen, Vertreter von Mebellen‘. Din 
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Als enblich zur Abſtimmung gefägriten werben foll, 06 Tagesordnung ober Berichterftat- 

tung, will Präſident Hegnenberg die Pfälzer als „betheiligt“ fofort vom Mitvotiren aus: 
fSließen. Darauf neuer Sturm. 995) Endlich Ipricht der Präſident aus: die Bewegung fei fo 
groß, daß er in dieſem Stadlum nicht zur Abftimmung fehreiten wolle; er unterbreche die Sigung 
6i8 zum Abende. 

In der Zwiſchenzeit hatten fid) die Mitglieder von der Rechten wieder gefaßt. Der Präflvent 
Hegnenberg begann mit ver Erklärung: auf dem betretenen Wege gelauge man zu feinem Ziele; 
er ſei jich bewußt, melde Berantwortung er auf ſich nehme, indem er jich erfühne, die Frage 
felbftändig zu löſen; er werde beim Namendaufrufe „nad Pflicht und Gewiſſen bie Namen der 
pfälzifchen Deputirten weglaſſen““. Hierauf allfeitige Aufregung. Die ganze Linke, fammt dem 
Iinfen Gentrum, verläßt ven Saal. Der Präjivent befiehlt Räumung der Galerien und ſuspen⸗ 
birt nochmals Die Sigung. Die Mitglieder der Linfen aus den rechtörheiniichen Kreifen inflen 
gegeri jene Ausſchließung, als eine „Verfaſſungsverletzung“, eine fchriftliche Proteſtation ab, 
mit dem Beiſatze, „biefe Proteftation dadurch zu bethätigen,, daß fie fi in fo lange der Bethei⸗ 
ligung an diefer Verhandlung enthalten, als vie Abgeorpneten aus der Pfalz ausgeichloffen 
werden‘. 

Nach dem Abtreten der Linken befanden ſich Die Zurürfgebliebenen nicht mehr in beſchluß⸗ 
fähiger Anzahl. Am folgenden Morgen Wieberholung des Verſuchs. Der Praͤſident fpricht 
aus, in feinem Verfahren zu beharren, die Mitglieder ver Linken verlaffen ihre Site; eine 
rechtsgültige Abftimmung ift ſchon formell unmöglich. 

Pittlerweile (23. Mai) hatte die Reichsrathskammer mir 32 Stimmen gegen die eine des 
Fürſten Wallerftein befchloffen, die Gültigkeit ver NeichBverfaffung fei nicht anzuerkennen. In die⸗ 
fer Kammer befanden ſich gleichfalls zwei Pfälzer (die ehemaligen Minifter Heinz und v. Maurer); 
gegen ihre Anweſenheit in ver Berfammlung hatte fi nicht eine Stimme erhoben. 

Indeſſen herrſchte in den Kreifen der Reichsverfaſſungsgegner aufs neue Ratblofigfelt hin⸗ 
fichtlich des Verhältniſſes der Abgeordnetenkammer. Am 30. Mai fand wieder eine Sigung 
ſtatt, welcher die Pfälzer unangefochten beiwohnten; die Minifter brachten eine Menge Geſetz⸗ 
entwürfe zur Vorlage. Nachdem endlich das infolge des Austrittö von Lerchenfelo theiliweiß er- 
ledigte Praͤſidium durch Föniglide Ernennung ergänzt worden war, verfaßte ver Ausfhuß zur 
Brüfung der Beſchwerde über das Verfahren des Präfidenten Hegnenberg feinen Bericht, jene 
Beſchwerde für begründet erflärend. Dies führte zur Entſcheidung: ald die Sache in der Sigung 
vom 414. Juni zum Bortrage gelangen follte, erfolgte die Auflöfung der Kammer. Nachtraͤglich 
erſchien eine königliche Proclamation. Zmei Tage vor der Kammerauflöfung war übrigens 
Sorfler aus dem Minifterium ausgetreten und durch v. Zwehl erfegt worden; zuvor ſchon hatte 
v. Lũder die Stelle Leſuire's (als Kriegsminifter) eingenommen. %%) 

Vo. Unterdrückung des pfälziſchen Aufftandes. Daß bairiſche Cabinet neigte 
fich im Ganzen vorzugsweiſe Oſterreich zu, doch nicht ohne mehrfaches Hin- und Herſchwanken. 
Herr v. der Pfordten reiſte nach Wien, er reiſte nach Berlin, im Weſentlichen ohne Erfolg; man 
fand weder da noch dort Gefallen an dieſer Vermittlerrolle. 

Indeſſen galt es, die Pfalz wieder zu unterwerfen. Wir haben die dort vorwaltende Stim⸗ 
mung im Allgemeinen bereits bezeichnet. Bei der herrſchenden Charakterverſchiedenheit zwiſchen 
dem altbairiſchen und pfälziſchen Stamme konnte es an unzufriedenen Elementen im Rheinlande 
nicht fehlen, um fo weniger, als ſich die Anficht längſt allgemein verbreitet Hatte, die Pfälzer 
würden zurücgefegt und es würden lets große Summen aus dem Lande gezogen. Dennod 
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Ringelmann: „Es iſt eine traurige Erſcheinung in unſern Zeiten, daß jede politiſche Handlung der 

Minifter geradezu verdächtigt wird.” Morgenftern: ‚Wenn die Pfalz von den Franzoſen erobert wäre, 

würbe es auch Niemandem einfallen, bie Vertreter des Kreifes barum auszuſchließen.“ Schmitt (von 

Mürnberg): Die Seele des Minifteriums (v. der Pfordten) habe fchon früher ausgeſprochen, „daß, 

wenn auch ein Bürgerfrieg entftände, man doch nicht nachgeben würde“. Lerchenfeld: Eine rebellifche 

Proving habe das Recht nicht, in der Kammer vertveten zu fein; es fei dies eine Strafe für ihre Bes 
ion. 

63) Stodinger: „Wir erflären, daß das Land betheiligt ift und die Aufrechthaltung ber Berfafjung, 
und wir werden unfere Pflicht thun, wie das Vaterland fie verlangt.‘ Schad erklärt im Namen vieler 
Abgeordneter aus Franfen: Wenn man bie Pfälzer an der Abitimmung verhindere, fo würben fle eben» 
falle nicht ſtimmen. 

64) Wir haben die Borgänge auf diefem Landtage ausführlicher gefchildert, nicht nur weil biefelben 
bi immer höchfl unrichtig dargeſtellt wurden, ſondern hauptſächlich wegen ber innern Bedentung 

ieſer Kämpfe für die Verfaſſungsgeſtaltung in Deutſchland überhaupt und in Baleru ſpeciell. 
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ſagte der Aufſtand ver großen Nehrheit nicht zu; gegen denſelben wollte ſich Niemand erheben, 
weil man darin, ohne Anerkennung ver Neichöverfaflung durch Die Negierung, eine Foͤrderung 
der Reaction erblidte. So blieb die große Mehrheit ver Bevölkerung rein pafiiv. Das Beam⸗ 
tenthum benahm ji am ſchwächſten; die Organe der proviforiichen Negierung verkündeten bie 
Namen von Hunderten von Angeftellten, melde ihre Unterwerfungsderflärung eingeſendet 
hätten. 0°) 

Unter folden Berhältnifien mußte die Pacifleirung der Kleinen Balz als eine fehr leichte 
Aufgabe ericheinen. Indeſſen zeigte jich bei dieſer Gelegenheit vecht deutlich, wie fehr man die 
Macht nicht nur des Beamtenthums, ſondern auch die der ſtehenden Heere überihäßt. Obwol 
Baiern ſchon in jener Periode ein ſolches ſtehendes Heer von mehr als 70,000 Mann unter: 
hielt, fühlte fih doc) die Negierung Wochen und Monate lang dahin gebracht, ven ganzen Kreis 
ſchuhlos zu laffen (freilich gährte es auch in Franken). Den Infurgenten in ver Pfalz gebrag 
es geradezu an Allem; dagegen befaß vie Negierung dajelbft zwei wichtige Feſtungen (Landau 
und Germeröheim), Artillerie und überhaupt Kriegs: und fonftige Vorräthe in Fülle, ſodaß 
eine Handvoll zuverläjjiger Truppen genügt haben würde, ven ganzen Aufftand ein Ende zu 
machen. Während aber (erſt 18 Monate zuvor) die kleine Schweiz, ohne jedes ſtehende Heer, 
bloß vermitteld des Syſtems einer gut durchgeführten Volksbewaffnung (im Sonderbunds⸗ 
friege) binnen drei Wochen 140,000 Dann ins Feld geftellt hatte, fah man fi) in dem noch 
ein mal fo großen Baiern veranlaßt, die militärifche Hülfe Preußens anzurufen. Erſt in ver 
zweiten Hälfte des Monats Juni erſchien ein bairifche8 Armeecorpd von etwa 15,000 Dann in 
der Bfalz, nachdem die preußifchen Truppen bereit dad ganze Ländchen durchzogen und jeden 
Widerſtandsverſuch mit leichter Mühe nievergeworfen hatten, ſodaß das bairifche Corps nirgends 
mehr einen Feind zu ſehen befam. 

An eine Vertheidigung der Pfalz konnte nämlich, ſchon nach dem früher Gefagten, ernſtlich 
nicht gedacht werden. Deshalb beichlofien denn die Infurgenten, ſich über den Rhein, nad) Ba⸗ 
ben zurüdzuzieben. Als daher preußifche Truppen, fowol von Norden als von Welten her, vie 
Grenzen der Provinz überfchritten (14. Suni), trafen fie nur an wenigen Buntten auf ſchwache 
Abtbeilungen ver zurückweichenden Infurgenten; fo am 14. Juni bei Kirchheimbolanden, am 15. 
auf ein anderes Fleined Corps bei Ludwigshafen und am 17. auf ein drittes bei Rinnthal. Die 
beiden durch Die Aufftänbifchen cernirten Yeftungen Landau und Germersheim waren entfegt, 
und in der Frühe des 20. überfchritten die Preußen auf ver Brücke bei legterm Plage ven Rhein: 
from, um den Kampf in Baden weiter zu führen. 

Jetzt eriterfchien der bairifche General Fürft Thurn und Taris mit feinem Eleinen Armeecorps 
in der Pfalz. Noch vor feiner Ankunft wurden zwei vom Könige und den Miniftern unterzeichnete 
Proclamationen (datirt Münden den 10. Juni) verkündet, worin ven Pfälzern zugerufen wurbe: 
„Mit tiefem Kummer ſieht fih euer König zur Waffenanwendung gezwungen... Ihr müßt 
erkennen, daß ihr das Opfer einer ſtrafwürdigen Täuſchung geworben fein... Glaubt Mir, 
daß Ich, von inniger Liebe für das gefammte deutſche Vaterland durchdrungen, Meine beiligfte 
Aufgabe darin finde, auf Dauerhafte Weile die Wohlfahrt, Einigkeit und Größe Deutſchlands 
und das Glüd der Meiner Leitung anvertrauten Volksſtämme zu begründen. Pfälzer! Ber: 
traut den Worten euerd Königs! Ex fieht in euch, mit Ausnahme weniger Verführer, Eeine 
Feinde, fondern Berirrte. Die Feinde mögen der verdienten Strafe verfallen, ven Verirrten 
wird er zu verzeihen wiſſen.“ 

Die dem Truppenbefehlshaber Fürft Taxis ertheilte Eönigliche Vollmacht beruhte auf der aus: 
drücklichen Vorausfegung, daß „zur Wieverherftellung des gefeglihen Zuſtandes nur das 
ſchmerzliche Mittel der Anwendung ver Kriegsgewalt übrig bleibe”. Da ver Obercommandant 
aber einer Kriegögewalt thatfählih durchaus nicht bedurfte, fo erwarteten Viele ganz einfach 
die Wiederherftellung der frühern Verhältniſſe. 

Indeſſen hatte Fürſt Tarts, noch ehe er ven Boten der Pfalz betreten (durch eine aus Oppen⸗ 
Heim vom 16. Juni datirte Verfügung) den Kriegszuftand über alle Gemeinden ded Landes 
verhängt, unter Berufung auf ein Napoleonifches Decret. 66) ALS er fodann in der Kreishaupt⸗ 





65) Mehre Derjenigen, welche freiwillige Beiträge unterzeichnet für Ausrüftung ber „Mobilgarbe'' 
und ji ‚‚ Befämpfung der Regimenter von Gottes Gnaden“, oder welche den Antrag geftellt auf Steuers 
‚erhebung für bie revolutionäre Regierung (worüber noch heute die fchriftlichen Documente vorliegen), 
wurben nach wenigen Monaten die heftigften Berfolger ver Angeklagten. 

66) Man wollte den Bortbeftand diefes Decrets nach Binführung der bairifchen Verfaſſung bezweifeln 
und hob überdies hervor, daſſelbe fpreche ohnehin nur von den Kriegsplägen, von ben Feftungen. 
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ſtadt Gpeier eingezogen, erließ‘ er (22. Juni) eine drohende Bekanntmachung, worin er namerts 
lich in Ausjicht flellte, den Kriegs: in ven Belagerungdftand zu verwandeln, was er denn 
aud in der Folge in einer Anzahl Gemeinden vollzog. 

Es kann unſere Aufgabe nicht fein, die Art, in welder die Bacification der Pfalz erfolgte, 
im Ginzelnen zu ſchildern. Es liegt in ber Natur der Dinge, daß nad) Ereigniffen, wie fie in der 
Rheinprovinz vorgekommen waren, aud einzelne Uberichreitungen von dem ſiegenden Theile 
nicht zu vermeiden find. Wir unterſuchen hier nicht, ob nicht auch Dinge vorfamen, die aller- 
dings doch zu vermeiden gewejen wären. 67) Thatſache iſt ed, daß gerichtliche Verfolgungen in 
weit ausgebehnterm Maße flattfanden, ald man nach ver blos von „wenigen, zumal fremden 
Verführern“ redenden Proclamation erwartet hatte; wie denn felbft nod nach dem Erſcheinen 
bes Amneſtiegeſetzes der Appellhof durch ein einziges Urtheil über nicht weniger ald 353 Per⸗ 
fonen wegen Hochverraths, alfo eines unbedingt ınit ver Todesſtrafe beprohten Verbrechens, An- 
klage verhängte und jene ſämmtlichen 333 Individuen vor ein Specialgericht verwies, unges 
rechnet natürlich die vor bloße Zuchtpolizei=, ſowie die vor Militärgerichte gezogenen Beſchuldig⸗ 
ten. Die Verhängung des Kriegszuftandes ward erſt nad) einem vollen Jahre aufgehoben, und 
dies nicht ohne Subftituirung verſchiedener anderweiter ſcharfer Maßnahmen. 

Unterbeffen wurden die Bemühungen des balrifhen Minifleriumd in der deutihen Frage 
nicht vom erwünfchten Erfolge gekrönt. Bei ven Verhandlungen über das „Dreikönigsbünd⸗ 
niß“ befland das münchener Gabinet nicht mehr unbedingt auf dem fogenannten großbeutfchen 
Hauptgrundſatze (Ofterreich um jeden Preis hei Deutfchland zu erhalten), indem daſſelbe (nad 
den dem nächſten Landtage offlciell ertheilten Auffchlüffen) auf dem Punkte jtand, dem preußi⸗ 
(hen Verfaſſungsentwurfe beizutreten, wenn man zu Berlin die im bairifchen Interefle erho⸗ 
benen Koderungen zugeftanden hätte. Dies gefhah nicht. Nun war Baiern ifolirt von beiden 
Großſtaaten. Öfterreih und Preußen, uneinig unter fi, aber einig gegenüber den Ideen von 
1848, gelangten zu dem „Interim“ (30. Sept. 1849). Durch dieſes war Baiern nun ebenfo 
wie der Fleinfte Staat von der Mitleitung der deutfchen Angelegenheiten ausgeichloflen; ed war 
fomit nicht8 weniger denn als Großmacht anerkannt und behandelt. Jetzt wäre es Darauf an⸗ 
gekommen, ganz der frühern Haltung entfprehend, im Einvernehmen mit den übrigen Eleinern 
Staaten die Berufung eine® vereinbarenden Reichötags zu fovern. 6%) Allein es erprobte 
ſich, was vie Linke in der Abgeorbnetenfammer oft vorausgeſagt hatte, daß, wenn man fich auf 
das Gebiet des Vereinbarend begebe, abſolut gar nichts zu erreichen fei. Das bairiſche Mini⸗ 
flerium hatte früher jede Anderung in den Angelegenheiten Deutſchlands von der Zuflimmung 
der Kammern ebenfo wol als der Regierung abhängig erklärt. Jetzt aber trat es dem In⸗ 
terim bei, ohne Daß es Dazu einer Mitwirkung des Landtags zu bedürfen glaubte. 

Dadurch warb aber ver Conflict zwiſchen ven Großmächten nicht gelöft. Preußen fchritt auf 
feiner Bahn weiter. Baiern proteftirte gegen die Berufung des erfurter Reichſtags. Herr v. 
der Pfordten, mittlerweile zum Minifterpräfidenten erhoben, entwarf ein neues Project, vie 
„Münchener Bunctation” (27. Febr. 1850). Allein von Breußen in verlegenber Meife zurüd- 
gewiefen (Herr v. Manteuffel trug kein Bedenken, die Sache in veröffentlichten diplomatiſchen 
Actenftüden geradezu ald „Misgeburt” zu bezeichnen), konnte dieſe Bunctation nicht einmal bie 
unbebingte Zuftimmung Oſterreichs erlangen. Nichtsdeſtoweniger trat die vom berliner Ca: 
binet ſpeciell verlegte batrifche Regierung nun durchaus dem mwiener Hofe zur Seite. Mit wo: 
möglich noch größerm Eifer als dieſer felbft betrieb fie die unglüdliche Expedition nah Kurs 
beflen. Bairifchen Truppen ward die fhmerzliche Ehre zu Theil, zuerft die kurheſſiſche Grenze 
zu überfhreiten (1. Nov. 1850). Man fegte das Heer ven Wechfelfällen des Kriegs aus und 
verwendete Al/, Mil. Leider erlangte man aber nichts weiter als nichtanerkannte Entſchädi⸗ 
gungsaniprüde an Kurheſſen, fammt einem unfreundlichen Andenken in dieſem Lande, und die 
Wiederherftellung des alten Bundestags. 

VII. Der Landtag von 1849/50. Wir unterlaffen es, eine Darftellung des Ganges der 
Politik des Pfordten’fchen Dinifteriums zu verſuchen. Wir ſtehen den Ereigniffen noch zu nabe. 


67) Abgeſehen von den Behauptungen der Demokraten, melbete unter Anderm der durchaus reactios 
näre „DBogefenbote‘‘ (Borläufer der „Pfälzer Zeitung ’) mancherlei Thatfachen in viefem Sinne, wie 
denn auch die reactionärften Abgeordneten aus ber Pfalz auf dem nächſten Landtage mit einer einzigen 
Ausnahme ihre Unzufriedenheit mit der Borterhaltung des Kriegszuflandes u. dergl. fundgaben. 

63) Die damalige Bolitif des Minifteriums ward von Leuten des Juftemilieu am flärkften Fritiftet, 
fo namentlich von 5. Rohmer in der mit großer Dialektik abgefaßten Schrift: „‚Baiern und die Reae⸗ 
tion‘ (München 1850). 
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Auch find Thatfachen wie bie einer unmittelbaren over mittelbaren Verſchuldung fo unglüdfe- 
iger ſchickſalsvoller Ereigniffe, wie die kurheſſiſchen und fchleswig = holfteinifchen, oder wie 
die Vereitelung des letzten Verſuchs zur deutſchen Einigung und die Vernichtung ber deutſchen 
Flotte an ſich und durch die Entwidelung ihrer unvermeidlichen Kolgen von fo furhtbarem Ge⸗ 
wicht, daß es weber ziemt, diefelben mit oberflächlichen Entſchuldigungen befeitigen zu wollen, 
noch auch ohne umfafjende Unterfuhung fle zur Schuld zuzurechnen. ‘Haben ja doc, hisfegt 
felbft die Ehrenmänner in der bairifhen Kammer e8 bequem gefunden, ein fo ſchweres Gericht 
aufzuſchieben oder es einer hoͤhern Nemefis zu überlaflen. 

Dagegen haben wir die feitberigen bairifchen Landtage umfomehr, wenn auch in aller 
Kürze, varzuftellen, als diefe Gefchichte manches Velehrende umfaßt. 

Es ließ fi erwarten, daß die neuen Deputirtenwahlen (Juli 1849), nad der großen Nie: 
derlage der Demofratie, dem Minifterium eine Majorität in der Kammer fihern würden. Aud 
waren Beamte, Geiftlichkeit und Offiziere in hohem Grabe thätig, und eine neue Gintheilung 
der Wahlbezirke, wie eine Reife des Staatöoberhaupts felbft in die Provinzen trugen ohne 
Zmeifel bei, ven Erfolg zu fihern. Es Eonnte auffallen, daß trotzdem die unter dem Kriegd- 
zuftande befindliche Pfalz etwa zur Hälfte, die drei fränfifchen Kreife aber beinahe vollfländig 
Dppofitionsmänner fendeten. Unter ven Gewählten befanden ji nicht nur die meiften hervor: 
tragenden Perfönlichkeiten des vorigen Landtags, fondern auch der Fürſt Ludwig von Öttingen 
Wallerſtein, der vormalige Minifler. Er Hatte, ald die Grundrechte anerfennend, wonach die 
bisherige Reichsrathskammer nicht fortvauern Eönne, feine Stelle in verjelben freiwillig nieder⸗ 
gelegt. Bei den Deputicten ward er nun ber Führer des größten Theils ver Linken. Bon ver 
Mittelpartei erfchienen namentlich Zerchenfeld und Hegnenberg wieder, dann Anwalt Weis aus 
der Pfalz und Apvocat Paur von Augsburg. Herr v. Abel war befeitigt. Hingegen hatte Herr 
v. der Pfordten ein Abgeordnetenmandat erhalten; ebenfo kamen die beiden ausgezeichneten 
Ultramontanen, Döllinger und v. Laſaulx. 

Die Haltung der eigentlichen Rechten und der eigentlihen Linken fonnte nicht zweifelhaft 
fein. Es lag ebenfo in der Natur der Dinge, daß bie erfte auf ihrem Wege weiter fchritt, als 
baß die zweite der Hauptſache nach auf Die Defenfive ſich befchränfen mußte. Bei der Mittel- 
partei fland die Entſcheidung. Auch trat jie am meiften in den Vordergrund und war weitaus 
am thätigften. Meiſtens fämpfte fie mehr als felbft die äußerſte Rechte gegen die linke Seite 
des Hauſes. Diefe lettere erhob Dagegen den Vorwurf, daß die altliberale Partei in Baiern, 
geblenvet durch ihren fpecifiihen Particularismuß, ihre eigene Aufgabe verkenne; denn ſtatt 
wenigftend nunmehr ven Überftürzungen der Reaction Einhalt thun zu Helfen, ſtachle fie viele 
Reaction immer felbft noch auf, treibe fie weiter und weiter; noch mehr ald das Minifterium 
ſelbſt ſei fie e8, melche die unerwünfchteften Zuftände berbeiführe und moraliſch zu verantworten 
babe. Dagegen wurde meiftend mit der Befhuldigung unbedingten Umſturzes geantwortet: 
man müfle die Regierung ftärken, ſolle nicht „hohe Politik“ treiben, fondern, unbefünmert um 
das leider doch verlorene Deutfchland, den conflitutionellen Staatöbau im Innern vollenden. 
Wenn die Demokratie behaupten wollte, die Mittelpartei thue aber das Gegentheil des Aus⸗ 
bauen der Kreiheiten im Innern, fo ergingen höhnende Antworten. Thatſache ift ed, daß die 
Minifter dieſem Kampfe meiftens ganz ruhig zufchauen Eonnten, Thatſache, daß nicht felten Die 
antivemofratifhen Vorſchläge der Minifter in der Abgeordnetenkammer felbft noch gefhärft 
und jene Vorſchläge durch die Mittelpartei, welche eben in Balern eine ganz andere Stellung 
einnahm ald im übrigen Deutfchland, weit überboten wurden. Offenbar hielten fi) die Haupt⸗ 
führer des Gentrung perſoͤnlich für verlegt durch die Demokraten. Diefem Gefühle gaben fie nad, 
wähnend, ven herabrollennen Wagen fpäter jhon wieder beliebig aufhalten zu können. 

Am 10. Sept. 1849 erfolgte die Eröffnung des neuen Landtags. Noch enthielt die Thron: 
tede einige Nachkläänge aus der frühern hoffnungerweckenden Zeit, no ahnte die Regierung 
felbft nicht ganz den Standpunkt, den fie in einigen Monaten einzimehnen hatte. Das vergan: 
gene Jahr, hieß es, „hat für alle Richtungen bed Staatslebens neue Keime zu reicher Entfaltung 
gelegt; Aufgabe dieſes Landtags it ed, jle von dem umwuchernden Unkraute zu befreien und 
durch bejonnene Pflege ihr Gedeihen zu jichern. Bor allem fühlt das deutſche Volk das Be- 
dürfniß nad) einer neuen Gejammtverfaffung, in welcher es ſich als eine Nation erfennen und 
geltend machen könne.“ Sodann war noch die erfreuliche Verheißung beigefügt: „@ine Revi— 
jion der (bairiſchen) Verfaffung wird Ihnen vorgelegt werben; jie full die von der National: 
verjammlung als Grundrechte des deutschen Volkes bezeichneten Brincipien im Sinne der Re- 
gierungSvorlagen vom 18. Mai dieſes Jahres zur Geltung bringen‘ (eine Verheißung, an deren 
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Verwirklichung die Rammermajorltät felbft nach wenigen Wochen nicht mehr dachte, noch weni⸗ 
ger erinnerte). Die Laften des Volkes follten „durch Sparfamkeit und Ordnung zu mäßigen” 
gefußgt werben. Die Antwortöadrefien beider Kanımern befanden aus bloßen Umfchreibungen 
der Thronrede. 

Der erfte parlamentarifche Kampf in der Abgeordnetenkammer ward durch Beſchwerde⸗ 
fHriften von vier Deputirten veranlaßt, welche theils am Tage vor den Wahlen, theild kurz na 
benfelben verhaftet worden waren (ber Pfälzer. Kolb, Meier aus Schwaben und die beiden Fran⸗ 
fen Schmitt und Reinhard). Der Antrag auf Einberufung der Verhafteten murbe.mit 80 ge: 
gen 34 Stimmen verworfen, da die Gerichte unabhängig feien. (Erſt nach längerer Zeit konn⸗ 
ten die genannten Abgeorbneten in die Kanımer eintreten, da fich gegen feinen derſelben ein ge= 
nügender Grund fand, um nur eine förmliche Anklage zu erheben.) Hierauf verlangte das 
Minifterium von der Kammer die Genehmigung eines Verhaftsbefehls gegen ven Abgeordneten 
Schüler. Aud diefer Verhaftsbefehl wurde mit 73 gegen 51 Stimmen bewilligt; ver kranke 

Schüler aber hatte ſich zuvor wieder nad feinem alten Erillande Frankreich geflüchtet. 

Aldbald ergab fi ein nicht ohne Bitterkeit geführter Kampf über eine Verfafiungsinter- 
pretation. Ein von der Regierung ald Beamter beförverter Abgeordneter mußte fi, der Ver: 
faffungöbeftimmung gemäß, einer neuen Wahl unterwerfen. Die Regierung hatte indeß den 
Wahlmännern einfach die Frage vorgelegt: ob diefelben wollten, dah N. N. auch ferner ihr 
Bertreter fei? Die Linke wollte dieſes Verfahren nicht gelten laffen: das ganze Gentrum 
ſtimmte aber mit ver Rechten, und ſeitdem wirb in allen derartigen Fällen in der angegebenen 
Weife verfahren. 

Auf die Vorlagen des Minifteriums bin bejchäftigte fih die Kammer auch mit der deutſchen 
Srage. In den mehrfach eigenthümlichen Verhandlungen rechtfertigte Tafel mit Rube, Klar: 
heit und Feſtigkeit den Standpunkt ver Reihsverfaflungdvertheibiger;; Fürft Wallerftein be: 
leuchtete ſtaatsmänniſch die Sachlage. Indeſſen ging die Majorität (in ber deutfchen Frage) zur 
Tagesordnung über. 

Die Thronrede hatte, ald „Zug des königlichen Herzens”, eine Vorlage wegen Amneftie an: 
gekündigt. Nach längern Verhandlungen zwifchen beiden Kammern Fam der legislative Act (im 
December) zu Stande. Für Franken erwies fi das Geſetz als befriedigend, Dagegen entſprachen 
die Ergebniſſe in der Pfalz unverkennbar nit ven gehegten Erwartungen. Man behauptete 
nit nur, Handlungen, wie Unterwerfung unter die proviforifche Regierung ober Beſchwö⸗ 
ren der Reichsverfaſſung, bevürften Feiner Amneflirung, well ein beſtehendes Strafgefeh nicht 
übertreten und die Beftrafung der gefanımten Bevdlferung einer ganzen Provinz durch gericht⸗ 
liches Urtheil überdies ganz unmöglich fei, fondern man fügte bei, das Amneſtiegeſetz enthalte 
mittelbar Directiven, durch melde vie Behörven gendthigt würben, bie Unterfuchungen noch 
weiter auszudehnen, al8 es bi8 dahin geſchehen war. (Später führte bie Oppofition eine befon= 
dere Verhandlung darüber herbei, wovon unten Näheres. Nach der Amneſtiegewährung er⸗ 
folgte indeß noch eine Hinrichtung, nämlich die des Grafen Fugger, der, obwol Offtzier, zu den 
Inſurgenten übergegangen war.) 

Es erſchienen die Geſetze über das Vereinsweſen und über die Preſſe, und zwar nach 
Maßgabe der von der Mittelpartei in der Abgeordnetenkammer vorgeſchlagenen Faſſung. 
Thatſache iſt ed, daß heute in ganz Baiern kein einziges Oppoſitionsblatt mehr beſteht, und daß 
insbeſondere feibſi ſolche oppoſitionelle Zeitungen untergingen, welche fi früher, vermittels 
ihrer Mäßigung, unter dem Abel'ſchen Regime zu behaupten vermocht hatten; Thatſache iſt e8 
ferner, daß auch nicht ein der Regierung irgend unliebſamer Verein in Baiern mehr vorhanden 
iſt, und daß auf ven Grund des Vereinsgeſetzes vie Aufloͤſung aller deutſchkatholiſchen Ge⸗ 
meinden erfolgte (während freie Gemeinden ohnehin von ver Regierung nie geduldet wor⸗ 
den waren). 

Die Regierung ſelbſt Hatte in dem Gefegentwurfe über Miniſterverantwortlichkeit einer jes 
den der beiden Kammern das Recht zugefprochen, eine Minifteranflage zu erheben. Die Mittel= 
partei in ber Abgeordnetenkammer verwarf bies als flantögefährlih, indem fle die Anklage auf 
den Fall ver Übereinftimmung beider Kammern beſchraͤnkte. 

Kein Wunder, daß unter einer folhen Entwidelung der Verhältnifie vie Minifter, ohnehin 
von den flarren Ariftofraten und Ultramontanen gevrängt, immer weiter auf der rückläufigen 
Bahn kamen, und daß der Minifterpräftpent alsbald Anfichten mie dieſe aufflellte: „Man fpricht 
immer von flaatöbürgerlichen Rechten. Es iſt Zeit, daß man fi parüber Far werde, was das 
heißt. Streng genommen bat ein Staatsbürger nur fo viel Recht zu beanſpruchen, als ihm 
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nöthig ik, um feine Pflicht zu erfüllen.’ Ein andermal (bei Berathung des Vereinsgeſetzes) 
ſprach Herr v. der Pforbten aus: „Entweder werden bie Vereine die Regierung flürzen, over es 
wird die Regierung den Vereinen ein Ende machen, und wenn ihr das Geſetz feine Mittel an 
die Hand gibt, fo wird fie es auf factifchem Wege thun. . . Diefe Vereine führen entiveder den 
Verfafſungsbruch herbei und ftürzen die Regierung, over bie Regierung flürzt ungefeglich die 
Bereine.” Die Mittelpartei nahm nicht nur für fich ſelbſt jede verartige Hußerung hin, fon- 
dern fie trat auch gleichmäßig mit ver Rechten jener Bemühung ver Linken entgegen. Jedenfalls 
erfuhren die wichtigften polizeilichen Geſetze (wie über Vereine und die Preffe) in der „untern 
Kammer‘ nur ſolche Abänderungen und Umgeftaltungen, daß die Reichsräthe dieſelben ohne die 
geringfte Modification, ja ohne jede weitläufige Berathung ihrerfeitd kurzweg glaubten anneh⸗ 
men zu follen. Unter ſolchen Verhältniflen war in Baiern zu irgend einer Octroyirung fein 
Grund gegeben. Auch ift man ven Miniftern aller andern Ränder, welche fich des Mittels der 
Detroyirung bebienen zu müffen glaubten, die Anerkennung ſchuldig, daß ihre Verhältniffe nicht 
bie gleichen waren; viele verfelben hätten fich zu einer ſolchen Maßregel gewiß nicht verftanven, 
wenn man ihnen fo weit entgegengefommen wäre, wie ed durch den bairifhen Landtag geſchah. 
Begreiflih Fam es allmälig dahin, daß die Minifter auch über diejenigen Widerſprüche unge- 
halten wurden, die einzelne Mitglieder des Centrums bier und da am Plage glaubten. Ihnen 
rief Herr v. der Pforbten einfchneivend entgegen: „Vor allen mufi einmal viefer Begrifföver: . 
wirrung ein Ende gemacht werden; Gonfervative nennen fie fi, Revolutionäre find fie, die ſich 
gegenfeitig die Edlen nennen, die aus Heuchelei eine Maske angelegt, Nevolutionäre mit er: 
heucheltem Tugendgeficht, Träger ver inhaltslofeften Revolution, weil fte feig nicht einmal etwas 
Anderes an die Stelle des beftehenden Rechts zu fegen wagen.” (S. vie flenographiichen Be⸗ 
richte vom 11. Juni 1850.) Dagegen mußte e8 die Klerikalen freuen, wenn der Minifterpräft- 
dent ſprach: „Zu Gott müffen wir zurückkehren, von dem wir und frevelnd abgemwendet” u. dergl. 

Indeſſen gab es doch einmal ein Heftiged Zerwürfniß zwifchen diefer Partei und dem Cen⸗ 
trum. Lebteres ſtimmte nämlich, ebenfo wie die Linke, dem von ver Regierung vorgelegten 
Geſetzentwurfe wegen Sudenemancipation bei. Nun fuchten die Strenggläubigen Hülfe bei ven 
Reichsraͤthen, und dieſe verwarfen mit allen gegen ſechs Stimmen den vorgelegten Gefegentwurf, 
ber freilich nur durch die Märzproclamation veranlaßt war. 

Dad Unangenehmfte war, daß ſich die Finanzverhältniſſe keineswegs fo erfreulich geſtalte⸗ 
ten, wie die Thronrebe vorausgefegt hatte. Der Landtag genehmigte, um nicht neue Auflagen 
zu beſchließen, nacheinander vier verſchiedene Anlehen im Geſammtbetrage von 29 Mill. Gldn. 
(ein Theil davon diente fpäter für die Expedition nad Kurheflen); außerdem Beibehaltung des 
Lotto bis zur nächſten Finanzperiode. Deflenungeachtet entſtand zulegt noch ein Conflict, indem 
bad Gentrum, in der Unmoͤglichkeit, ohne neue Steuern noch weitere Summen zu gewähren, 
und in dieſem Kalle unterftügt durch die Linke, die Regierungsfoderung für das Militär nur 
in beſchränktem Umfange gewährte (8,250,000 ftatt 10,429,000 Gldn., immerhin noch weit 
mehr als nad dem frühern Etat). Der Landtagsabſchied (vom 25. Juli 1850) brachte inteß 
eine Verwahrung dagegen. Auch Eonnte das Minifterium die Mehrausgabe um fo unbedenk⸗ 
cher verfügen, als fich die Reichsräthe bereit im Regierungsfinne audgefprochen hatten, einer 
Kammer allein aber (eben nad) ven Berchlüffen ver Abgeorbneten) nicht einmal formell die Be: 
fugniß einer Miniftetanflage zuftand. 

IX. Der Landtag von 1851/52. Schon am8. Febr. 1851 warb ein neuer, auferorbent- 
licher Landtag eröffner. Die Kammern vereinigten ſich unter dem Eindrucke der eben flattge- 
habten Occupation Kurheſſens und des gerade erfolgenden Untergangs der beutfhen Sache in 
Schledwig = Holftein. Daran reihten fidh Die vom Epifkopat erhobenen weitgehenden Foderun⸗ 
gen, und es ſchien ſelbſt die Fortdauer des Zollvereins gefährdet, da das batrifche Cabinet, gegen 
den Willen des berliner Gouvernements, die Aufnahme Gefammtöfterreih8 in den Verein er: 
ſtrebte. Es waren dies ſämmtlich brennende Fragen, bei venen meiftens bie Anſichten und Ge: 
fühle der Mittelpartei ſchmerzlich verlegt wurben. 

Obwol man nun den Landtag ohne Thronrebe eröffnet hatte, beantragte die Linke, vertreten 
durch Rubner, die Erlaffung einer Adreſſe an ven König. Die genannte Fraction zeichnete ſcharf, 
aber durchaus auf dem conftitutionellen Gebiete fi haltend, die Rage ver Dinge; fie foderte da⸗ 
bel, daß die Kammer einen andern Weg einfchlage als ven, bei ſchwebenden Dingen zu fagen: 
„ed jet ja noch gar nichts geſchehen“, bei vollendeten aber: „es lafle ſich ja doch nichts mehr än⸗ 
dern.” Die Mittelpartei beftritt indeß die Zweckmäßigkeit, pie Opportunität einer Adreſſe. Herr 
v. Lerchenfeld, der Führer des Gentrumd, beflagte feufzend das Loos Schleswig-Holfteins und 
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die „ſchmerzliche Miſſton“, welche das batriſche Heer In Ruxheflen gehabt; er bejaumerte pad Ge⸗ 
ſchick Deutichlands, da, nach feiner Aniicht, „Feine andere Wahl als der alte Bundestag‘ bleibe; 
affein man müfle ſich eben in Nefignation faffen. Der Rubner'ſche Antrag warb mit 76 gegen 
40 Stimmen verworfen. Gleiches Schickſal erfuhr ein anderer Antrag des Kürten Wallerftein, 
das Minifterinm zur Vorlage der Papiere in der kurheſſiſchen Angelegenheit aufzufodern. 

Der Landtag war auferordentlicherweije berufen; dennoch fehlte ed an Vorlagen für den- 
felben, und die vorhandenen wurden nur ſchwerfällig erledigt, da eine neue Geſchäftsordnung, 
durch die Energie ver Linken im Jahre 1849 angebahnt, nunmehr aber nicht nach ihren An- 
trägen durchgeführt, im Weſentlichen doch nur eine Eopie der alten war. So famen während 
bes viermonatlichen Beifamnenfeins der Kammern nur fünf Befege zu Stande; nämlich zwei 
in Betreff von Eifenbahnen, zwei neue polizeiliche Gefege (gegen Berleitung von Militärper- 
fonen zurlintreue oder zum lingehoriam und hinjichtlich des Einfchreitend der bemafineten Macht 
zur Erhaltung der gefegliden Ordnung) und eines, durch welches wenigftens die Beſchränkun⸗ 
gen der Juden in ihren rein bürgerlichen VBerhältniffen aufgehoben wurden. 

Dad Minifterium Pfordten, troß feiner Bereitwilligkeit, ver herrſchenden Richtung zu ent- 
fprechen, ſah fich nichtsdeſtoweniger oftmals fowol von der Adeld- als von der ultramontanen 
Partei bedroht und fuchte eine Stüge dagegen in ver Majorität der Abgeordnetenkanmmer. Das 
Minifteriun wollte fi dieſer Stüge nicht begeben, und fo erfolgte denn auch jetzt 7. Juni 1851) 
nit ein foͤrmlicher Schluß, fonvern blos eine Bertagung der bis dahin faft ganz refultatloß ge- 
bliebenen Seffion. 

Als nun ber Landtag (amı 1. Oct.) wieder zufammen trat, erneute die Oppofition ihre An 
griffe fogar mit größerm Nachdruck als bisher, unbefümmert um die Erfolgloſigkeit aller ihrer 
neuern Beftrebungen. Sie verlungte wieder die Erlaffung einer Adreſſe, als des einzigen Mit⸗ 
teld, zum Könige fprechen zu können, ohne an die Zuſtimmung der andern Kammer gebunden 
zu fein. Nach längerer Verhandlung wurde ber Antrag verworfen. 69) 

Die Oppofition feßte indeß, troß biefer gleich beim Beginne erlittenen Nieberlage, ihren 
Kampf ohne Unterbrechung fort: fie erhob fi gegen bie neudecretirte Fortdauer des Lotto, ſuchte 
Miderfprüde in den vorgelegten Stantörechnungen auf?) und wollte fich nicht zufrieden ge- 
ben, als der betreffende Ausschuß die Befchwerbe eines gewiſſen Poͤhlmann aus Oberfranfen zwar 
einſtimmig für begründet, die Kammer aber für incompetent erflärte, weil es fih, wenn auch um 
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69) Der Antragſteller (Kolb) hob, außer den ſchon das vorige mal von ber Linken vorgebrachten Be⸗ 
ſchwerden, hervor: Früher habe ſich der Miniſterpraͤſident gerühmt: „Wir waren es, welche das Zus 
flandelommen ber Union und der Reichsverfafiung verhinderten ‘'; endlich jei es boch wol an ber Zeit, zu 
fragen: Was habt ihr flatt des Verhinderten gefchaffen? Aber man habe nicht nur bie Einigung 
Deutfchlande verhindert, man gebe aug deſſen Integrität preis, wie Schleswig⸗Holſtein zeige. an 
laffe dabei eine der „in anerfannter Wirkſamkeit“ beftandenen beutfchen Landesverfaſſungen nach ber 
andern hinwegoctroyiren. Selbſt dem Bollvereine drohe Sprengung. Die Verwaltung wiſſe nur Pos 
lizei zu üben und Feldzüge zu führen gegen Preffe und Vereine. Selbſt bie verfaffungsmäßige Unvers 
antwortlichkeit der Abgeorbneten fei angetaftet, ein Deputirter wegen feiner Reben und Boten zur Vers 
antwortung und Strafe gezogen (ber ausbrüdlich zunächk wegen feiner parlamentariichen Thätigfeit 
vom Biſchof von Speier abgeſetzte Pfarrer Tafel). Die Adminiftration habe fogar Einwirfung auf 
bie Juſtiz an: indem ein NRegierungspräftdent in einem Refcripte die Bedenken ber Gerichte mit 
einer Hinweiſung anf „ bie gewichtigften pofitifchen Gründe‘ zu befeitigen gefucht und damit die Juſtiz 
überzeugt habe. Es lägen überdies directe Derfaffungsverlegungen vor: das Budget hätte nach ber 
ausbrädlichen Verfaſſungsbeſtimmung längft zur Borlage gebracht werben müflen; das Lotto habe ge: 
N lih mit dem 1. Oct aufgehört, dennoch werbe es vom Minifterium forterhalten. Der Rebner 

loß fogar mit einer Citation der Worte Rubhart's: „Es ift befier gar Feine Verfaffung, als eine blos 
zum Scheine!” Die Minifter v. ber Pforbten und Ringelmann, welche nacheinander das Wort nahe 
men, erflätten, auf ven Inhalt ber erfolgten Angriffe vorerfi nicht einzugehen‘, fonbern nur bie formelle 
Seite der Sache zu beleuchten. Sie verlangten, daß ber Antrag vor feiner Veratbung an einen Auss 
ſchuß gegeben werben müffe zur Berichterflattung. Der Motionsfteller und Fürſt Wallerflein wider⸗ 
biefe Anſicht. Nun brachte Lerchenfeld einen andern Gegenvorfchlag, nämlidy: den Antrag 
Jurzweg Re verwerfen; ein günfiger Erfolg fel doch nicht zu erwarten, abgejehen bavon, daß der Antrags 
—* alle möglichen und unmöglichen Dinge dem Miniſterium zum Vorwurfe machen wolle. Die Rechie 
und die Minitter ſchloſſen fich nun fogleich dieſem Vorſchlage des Gentrumführers an, wodurch das Ver⸗ 
Iangen ber Zinfen fofort befeitigt warb. 

0) Minifter v. der Pfordten bemerkte bagegen: Wenn bie Kammer bie allerbings vorliegenden Rb- 
weichungen in ben beiden gegebenen Rednungesnfammenflellungen befeitigt wünfche, ſo koͤnne bie Mes 
rg eine dritte Überficht aufſtellen, worin Alles ſtimme. Lerchenfelb tadelte ebenfalls, wie die Oppos 

‚ daß die Rechnungen in der, anzweckmäßigſten, bureaukratiſchſten Weiſe“ angelegt ſeien, ertheilte 
denſelben aber, ohne weitere Kuffhläfe zu verlangen, feine Zuſtimmung. | 
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eine Rechtöverlegung, doch nicht um bie Berleßung eines derjenigen fpectellen Rechte handle, welche 
durch die Berfaflung ausdrücklich garantirt feien. 

Als die Polizei Zeitungen mit Beichlag belegte wegen des wörtlichen Abdrucks von in der 
Kammer gehaltenen Reben (wegen beren ein Ordnungsruf nit ergangen war), brachte Rubner 
einen Antrag dagegen zur Borlage. Derfelbe warb aus formellen Gründen verworfen. Dar- 
auf Einreihung eined anders abgefaßten Antrags in derſelben Sache und nunmehr, nad 
Lerchenfelv’8 Vorſchlag, motivirte Tagedordnung, da die Polizei formell ſich im Rechte befinde, 
wobei indeß die Kammer vie Erwartung ausfpredhe, daß nicht durch eine misbräuchlie Anwen: 
bung das Gefeh umgangen merbe. 

Eine längere Discuffion rief ein Antrag von Kolb hervor auf Erweiterung der Amneftie in 
der Pfalz. Es ward ziemlich allgemein anerfannt, daß man bei Abfaflung des Amneftiegefeges 
eine ausgedehntere Wirkung deflelben vorausgefegt hatte; auch verfannte Niemand das Pein⸗ 
lie, daß nunmehr, faft drei Fahre nach der Erhebung, die Proceſſe noch nicht beendigt feien. 
Allein es ſchien der Majorität zweckmäßiger, den Gegenftand einfach dem Gnadenwege zu über: 
laflen, und fo fiel denn der erwähnte Antrag, doch nur m.t 70 gegen 60 Stinnmen. Ein minder 
weit gehender Vorſchlag von Meuth hatte daſſelbe Schicffal. 77) 

Hatte es fi in allen dieſen Fällen um politifche Fragen gehandelt, fo entfaltete vie 
Kammer in anderer Richtung einige Thätigkeit. Am wichtigften find mol die (oben be- 
reits näher erwähnten) beiden Gefege über Diſtriets- und über Kreislandräthe (beide in ihren 
einzelnen Beftimmungen hart getavelt durch die Oppofition). Berner gehören bierher verfchie- 
bene neue Eiſenbahngeſetze; ſodann Geſetze über Gewerbfteuer, das Forſtweſen, über Benugung 
des Waflerd, über Bemwällerungd- und Entmwaflerungdunternehmungen und über ben lifer: 
ſchutz und den Schug gegen Überfhwenmungen. Hierbei hörten die Parteifänpfe theilmeite 
auf, und der Erfolg darf Hinfichtli der zuletzt erwähnten Geſetze als ein befriedigender be= 
trachtet werben. | 

Unangenehm empfand man e8, daß das neue Finanzgeſetz (für ven Reſt ver Budgetperiode) 
eine anfehnliche Steuernerhöhung brachte, da man nicht ferner blos zu Anlehen feine Zuflucht 
nehmen wollte, ver Bedarf aber umfomehr ſich fleigerte, als vie Kammer das früher ftreitig ges 
wejene Militärbudget auf 10,040,000 Glon. erhöhte. So warb die Erhebung von Steuerbels 
ſchlaͤgen zur Deckung des Bedarfs befchloffen, welche Beifchläge Hinfichtlich der meiften Steuer- 
gattungen 7, hinſichtlich der Grundſteuer aber 17 Kr. von jeden Steuergulven betrugen. 

Zur Berwunderung beinahe ſämmtlicher Theile ſchloß der Landtag nicht ohne eine allges 
meine Berfiimmung. Das Diinifterium batte nacheinander viele Gefegentwürfe zur Vorlage 
gebracht, welche einzelne Mopificationen von Berfaflungsbeflimmungen bedingten. Anfangs er- 
gab fi zwar noch eine Stimmenmehrheit dafür, allein nicht die zu Verfafſungsgeſetzen nöthige 
von zwei Dritteln. Dies hatte eigentlich Jedermann vorausfehen koͤnnen, da die Linke etwas über 
ein Drittel der Verſammlung umfaßte, und man begriff daher nicht, warum die Regierung die 
vorgängig zu errathenden Refultate nicht vermieb. 72) Allmälig geftaltete ſich aber das Ver: 
hältniß noch ſchlimmer. 

Das Centrum fühlte ſich mehr und mehr unbefriedigt. Seine heißeſten Wünſche für innere 
Verbeſſerungen blieben unerfüllt. Vieles ſcheiterte an dem Veto ver Reichsrathsäkammer. Aber 
auch die Foderungen des Miniſteriums ſchienen der Mittelpartei nun viel weiter zu gehen, ald 
fte für zweckmäßig erachtete. Das Minifterium Hingegen, vem man in Wirflichfeit dad Zeug- 
niß nicht verfagen Fann, blos conjequent auf dem Wege weiter gefchritten zu fein, den das 
Gentrum früher felbftthätig mit größtem Eifer angebahnt, meinte nach wie vor eine unbebingte 
Unterflügung fobern zu follen. Als dieſe nit gewährt wurde, glaubte die Mittelpartei cine 
Beringfhägung zu erfahren. Das gegenfeitige Berhältnig warb Fälter, zulegt fogar öfters 


71—) Rur in geringem Grabe fanden Beachtung die Befchwerben einiger Stabträthe von Speier, 
welche der dortige Begierungspräfibent abgefegt, weil fie einen Fluͤchtling im Elſaß befucht hatten, und 
ebenfo die Befchwerben ver Deutſchkatholiken. Gleichfalls verworfen wurben bie Anträge ber Li 
erft auf eins, dann wenigftene auf zweijährige Finanzperioden. Einem Antrage ber Oppofition auf 
dreijährige Finanzperioden fam bas Bentrum zuvor, indem Weis die Initiative ergriff. Nun erfolgte 
—— ber — — e zu vieſem letzten Vorſchlage, wogegen aber die Reichsraͤthe ſich auch 

erauf nicht einließen. 

72) Hierher gehören bie Geſetzentwuͤrfe zur Erleichterung bes Errichtens von abeligen Bibeicommifs 
—28 * inirung ber Beamten, wegen Burüdlaffung von Landtagsausſchüſſen mit erweiterten 

guiffen u. f. w. 
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etwwad feindlih. Mitglieder des Geutrums ſtimmten nun zuweilen mit der Liuken, ſobdaß Ent⸗ 
würfe von VBerfaffungsgejegen flatt der Zweibrittheild> nicht einmal die einfache Majorität 
erlangten. In einem Falle erfolgte die Venverfung des minifteriellen Vorſchlags jogar beinahe 
mit Stimmeneinhelligfeit (122 gegen 8, beim Geſetz über Herabiegung der Diäten für die 
Abgeordneten). Als die Regierung ihre andern ungünftig aufgenommenen Vorlagen nicht 
zurückzog, wurben viejelben gleichjam ohne eigentliche Discuffion befeitige, und dies betraf 
gerade politiiche Geſetze (Schärfung des Prepftrafgefeped, Befeitigung der Gejhworenen bei 
Preßvergehen u. ſ. w.). Gleiches Schidfal hatte eine Creditfoderung von A Mill. zur Dedung 
der Ausgaben für die kurheſſiſche Expedition (do drang Niemand auf Wiebererjag der aus 
Staatögelvern bezahlten Summen). 

Man mußte zum Schluſſe des Landtags Eommen. Der Abſchied vom 28. Mai 1852 
ſchloß mit den Worten: „Umfaſſend und ſchwierig waren die Arbeiten dieſes Landtags. Die 
Kammern haben ſich dvenfelben nit Eifer und Ausdauer hingegeben.” Sodann ‚Anerkennung ”, 
daß bereitwillig die Mittel für ‚den ordentlihen Staatshaushalt “ und „für den außerorbent- 
lichen Aufwand zur Vollendung der Eiſenbahnen“ zur Berfügung geftellt worben. „Um fo 
tiefer müflen Wir ed beklagen, daß mehre Geſetzentwürfe Beanſtandung gefunden haben, welche 
dazu beflimmt waren, die unveränderliden Grundlagen jeder flaatlihen Orbnung und das 
monarchiſche Grundprincip der von Unfers in Gott ruhenden Herrn Großvaters Töniglicher 
Majeftät gegebenen Verfaſſungsurkunde zu bemahren und gegen die zerftörende Einwirkung 
verberbliher Grundſätze zu ſichern. Die in jenen Befegentwürfen vorgefhlagenen Einrichtun⸗ 
gen halten Wir für nothwendig zur Erfüllung der von Gott Uns auferlegten Regentenpflichten 
und zur Erhaltung der Wohlfahrt Unſers Volkes und geben Und der Erwartung hin, daß der 
nächſte Landtag Uns auch hierin zur Ausführung Unferer landesväterlichen Abſichten entgegen: 
kommen werde * 

So war denn, was wol Niemand vorhergeſehen, am Schluſſe dieſes Landtags jede der 
größern Parteien unbefriedigt: Regierung, Reichsräthe und Geiſtlichkeit, das Centrum 
ebenſo, die Linke ohnehin. Dabei wirkte zudem die Steuernerhöhung ſehr ungünſtig. 

X. Landtag von 1853 bis Anfang 1855. Das Miniſterium (in welchem mittlerweile 
Graf Reigersberg das Portefeuille des Innern erhalten hatte) hielt indeſſen die letzte Oppoſition 
der. Abgeordnetenkammer für-eine blos vorübergehende Erſcheinung. So erfolgte denn ſchon 
am 26. Nov. 1853 wieder die Eröffnung eines außerordentlichen Landtags (ohne Thronrede). 
Als Grund der Berufung bezeihnete der Miniflerpräfivent bie Ernenerung ‘der Zollvereins- 
verträge. Indeſſen fanden bald noch andere Vorlagen ftatt, die man für wichtiger erachtete, 
namentlid ein Nachpoſtulat des Kriegsminiſters von 5,600,000 Gldn., welche Summe, größten: 
theild für die kurheſſiſche Expedition, bereitd verausgabt und durch ein neues Anlehen zu 
bedien ſei; ſodann eine Vorlage in Betreff der neuen Gerihtäorganifation. Die verheißene 
Trennung ber Juftiz von der Verwaltung war nämlich noch nicht verwirkliät, und gerade 
Darauf wollte dad Volk und jelbft das Gentrum der Deputirtenfammer nun einmal nicht verzich⸗ 
ten ; ed war zunächſt bloß der Adel, dem diefe Neuerung nicht zufagte, da derſelbe einige Vor⸗ 
rechte einbüßte, namentlich in gleicher Weife wie die übrigen Bürger Recht nehmen follte. 
Solange man den Greigniffen von 1848 noch näher fand, wurden nur einzelne Anflände er⸗ 
hoben, nur einzelne Hinderniſſe bereitet. Die Abgeorbneten, um wenigftens bie Trennung 
beider Gewalten überhaupt durchzuführen, hatten wienerholt bedeutende Zugeftänpniffe gemacht, 
felbft ſolche, von denen vie Linke behauptete, die Anderung an fi verliere damit beinahe ihren 
ganzen Werth. Allein jegt genügten auch dieſe Opfer nicht mehr. In der ganz ungewöhnlichen. 
Form einer fohriftlihen Mittheilung an das Präjivium der Abgeordneten zeigten die Minifter 
an, daß die (längft gefeßlich verabfchiedete) Gerichtöorganifation „weder ganz noch theilmweife, 
weder jegt noch in der künftigen Finanzperiode“ ind Leben treten folle. Damit aber vie Ges 
ſchäfte in der bisherigen Weile befler erledigt würden, ward ein neuer Credit von 565,000 Slon. 
gefodert, theils für Gehaltöverbeflerungen, theils für Anftellung neuer Beamten. 

So bereittillig fi) der Landtag aud) gezeigt, jo war bie große Majorität doch nicht geneigt, 
weitere Gelvbewilligungen zu gewähren, gerade um vermittels derſelben ihre Wünſche zu ver⸗ 
eiteln. "Inveilen vermied fie doch auch jegt jeden grellen Schritt, fie ging nicht zur offenen Verwer⸗ 
fung des minifteriellen Anfinnens, fonvdern nahm den von Ruland (Flericale Partei) einge- 
braten Präjuplcialantrag an: den Begenftand bis zur Budgetberathung auszufegen. Die 
Folge davon war (A. Febr. 1854) Vertagung des Landtags auf unbeftimmte Zeit. (Die 
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Thatigkeit der Rammer war eine ehr geringe geweſen; in ber vorlegten Siyung hatte ber Kam= 
‚merpräfldent eine uͤberſicht des Geſchäftsſtandes gegeben, um darzuthun, daß, wenn faft nichts 
gefchehen, vie Kammer feine Schuld trage.) ' 

Der Landtag warb auf den 16. Oct. 1854 wieder berufen. Es erfolgte die Vorlage dreier, 
im Sufammenhang-miteinander ftehenver Geſetzentwürfe. Bor aflem handelte ed ji um ein 
neues Abgeordnetenwahlgeſetz, welches, nad den Ausdrucke des Miniflerpräjidenten „auf 
den Standpunkt von 1818 zurücktretend“, eine Repräfentation nach Stänben, bie Geiſtlichkeit 
voran , wieberherftellen follte. ‚Die Regierung“, fügte ver Minifterpräfinent bei, „, betrachtet 
dieſe Vorlage als die wichtigfte und erfennt in dieſer Frage die Entſcheidung über die Zukunft 
unſers Verfaſſungslebens.“ Die beiden andern Geſetzentwürfe betrafen wieber die Familien⸗ 
fideicommiffe und die Ginführung bäuerlicder Erbgüter, melde beiden Vorſchläge früher (der 
eine ſogar ſchon zwei mal) von der Kammer verworfen worben waren. Dagegen ſchienen bie 
Führer der Majorität die gedachten Geſetzentwürfe diesmal mit Befriedigung entgegen zu 
nehmen. ' 

Ungeachtet der Oppoſition von Seiten ver Rinfen wurde das Gefeg wegen der landwirth⸗ 
ſchaftlichen Erbgüter angenommen , wonach e8 jenem Landwirthe geftattet ift, aus jedem Grund: 
beſitze bis auf Slon. Steueriimplum herab (A800 Son. Kapital repräfentirend) ein untrennba= 
tes Erbgut zu bilden. 73) Auch das Geſetz zur Erleichterung in Errichtung abeliger Fiveicommiffe 
erlangte die Majorität, aber‘, da es VBerfaffungsbeflimmungen ändern follte, nicht die genit- 
gende ; e8 warb wieder (zum dritten male!) verworfen. 

Nun kam man zum Wahlgefege. Der Referent Weis Eritifirte den, miniſteriellen Vorſchlag 
auf das fhärffte; derielbe ftehe fogar ven abgeichafften Beitimmungeh von 1818 nad, indem 
jelbft die Grundbefiger zu 64 Proc. von jedem Wahlrechte, zu 93 Proc. aber von ber Wahl: 
fähigkeit ausgefchloffen würden. Was ver Audſchuß an die Stelle fegen wollte, erfuhr indefſen 
nicht mindern Tadel von der Linken. Während fieben Sigungen beihäftigte fi die Kammer 
mit dieſem Gegenſtande; vergebens blieben die eine Octroyirung in Ausficht ftellenden War: 
nungen ber Kührer des Gentrumß: die Borfhläge erlangten nur 76 Stimmen gegen 61, waren 
aljo (als Verfaflungsgejeg) auch in modiflcirter Geftalt verworfen. 

Das vor der Kammervertagung vorgelegte Nahpoftulat von 5,600,000 Glon. für Militär: 
weien hatte im Finanzausſchuſſe nicht zu bemältigende Hinderniffe gefunden. Das Minifterium 
zog daher dieſen Antrag zurüd, dagegen die Ermädtigung zu einem Anlehen von 15 Mill. be- 
gehrend, welche Summe theild zur Dedung bereitd gemachter Ausgaben, theild zur Kriegs- 
bereitihaft während der prientalifhen Wirren beflimmt fei. In den Verhandlungen erfuhr das 
Minifterium vielen und herben Tadel, auch von Lerchenfeld ; doch ward fchließfich beiläufig die 
. Hälfte des Gefoberten bewilligt, nämlih ein Militäranlehen von 6%, Mill. und Nieder: 
fhlagen der aus dem germeräheimer Feflungsbaufonds und aus der Gentralftantsfaffe ohne 
Ermädtigung entnommenen Sunme von 1,576,000 Glon.; zur Deckung der. Zinfen wurde 
fofort die Erhebung einer neuen Beiſchlagſteuer von 3 Kr. auf jeden Steuergulden angeoronet. 
Nachdem der Minifterpräftdent‘ v. der Pforbten geäußert hatte, daß er jede Willigung, welches 
auch die Summe fei, als Vertrauendnotum anfehe, erfolgte durch einen Theil der Centrums⸗ 
partei (und zwar ausgeſprochen durch den zweiten Rammerpräfidenten Wei) die ausprüdliche 
Erklärung , daß man keineswegs gemeint fei, hiermit dem Minifterium ein Vertrauendvotum 
zu ertheilen. Died rief eine Gegenerklärung von einem andern Theile der Majorität hervor. 
Bon nun an lag eine Spaltung der bisherigen Mehrheit vor, vie fi bis zum entſchiedenſten 
Haffe fteigerte. Die Einen glaubten die unabwendbare Nothwendigkeit zu erfennen, vem Mi: 
nifterium entgegenzutreten; bie Andern (darunter die meiften Beamten) verlangten auch ferner 
deſſen unbedingte Unterflügung. Ebenfo flieg zwifchen den Miniftern und den Gentrumsfüh- 
rern (Hegnenberg, Lerchenfeld, Weis) die Erbitterung auf einen fehr hohen Grab. 

Nun erklärte die Abgeorpnetenfammer auch zwei Beſchwerden wegen Verlegung ver: 
faffungsmäßiger Rechte für begründet; eine von würzburger Bürgern megen Beihränfung 
von Bauten aud militärifchen Rückſichten, die andere von Dr. Feuft, den man, obwol er Baier 
war , wegen jeiner Thätigkeit ald Zeitungsredacteur aus Nürnberg ausgewieſen hatte, während 
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73) Am gefchidteften befämpfte Morgenflern den Borfchlag. Die Mejorität berief ſich auf das Prin⸗ 
cip der Freiheit: jeder Landmann müffe die Freiheit Haben, ein Erbgut zu gründen. Die Gegenanflht 
iR: es handle fi darum, das Grundſtück ober Gut der freien Berfügung für ewige Zeiten zu entreißen, 
bafjelbe für immer unfrei zu machen. Auf die Pfalz findet das Gefeg feine Anwendung. 
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das Prefenict ſolches Verfahren nicht zulaffe (mas beſonders der Referent Laſaulx in einſchnei⸗ 
vonder Weiſe hervorhob). Im erflern Kalle fagte die Regierung Wieberherftellung des frühern 
Zuſtandes zu; im zweiten verweigerte die Reichsrathskammer dem Befchluffe ver Abgeordneten 
ihre Zuftimmung. Ä 

Endlich, verſpätet, Fam der Budgetentwurf zur Vorlage. Derfelbe beantragte 5%/, Mill. 
mebr als der vorige Budgetabfhluß und verlangte eine entfpredhende Steuernerhöhung. Nun 
erfolgte der förmliche Bruch zwifchen Kammer und Regterung. Nachdem ſchon bei Prüfung 
der Rechnungsnachweiſe verſchiedenen Creditüberſchreitungen bie Anerfennung verfagt worden, 
ftellte dad Gentrum den durch Paur eingebrachten Antrag der Erlaffung einer Adreſſe an ben 
König, um demfelben die nichtgelöfte Aufgabe wegen Trennung der Rechtöpflege und die Mis⸗ 
flänbe in der Staatöverwaltung Darzuftellen, welche ji) namentlich in den Rechnungsnachwei⸗ 
fungen und in der Budgetvorlage gezeigt; Dabei um Abhülfe zu bitten, insbefondere durch 
Annahme kürzerer Finanzperioden. So war alfo das Centrum nad einer Reihe von Jahren 
gerade auf die Punkte gebracht, welche die Linke früher hervorgehoben, und ſchlug nun fogar 
diefelben Mittel vor, melde es früher fo heftig befämpft hatte. Es fehlen eine wahre Ironie 
des Schickſals zu walten. Die Linke hörte ſchweigend diefer feltfamen Verhandlung zu: dießmal 
waren ed ihre Stimmen, welche entſchieden; der Paur'ſche Antrag warb mit einer Mehrheit 
von 78 gegen 37 angenommen. 

Hierauf erfolgte fofort die Auflöjung der Kammer (25. März 1855). 

Nicht ohne Erftaunen nahm man diefen Gang der Dinge wahr. Nie hatte es in Baiern 
eine Deputirtenfammer gegeben, meldye e& ſich ſo entfchieden zum Zwecke gefegt, das Minifterium 
zu unterflügen, und nun dieſes Ende! 

XI. Landtag von 1855 und 1856. Die Auflöfung der Kammer zunächſt wegen einer 
Trage, die Diele einfach auf die große Steuernerhöhung rebueirten, fonnte, troß ber in poli⸗ 
tiihen Dingen herrſchenden Apathie, einen den Minifterium günftigen Eindrud nicht hervor- 
bringen. Faſt allenthalben ward e8 zum Rofungdworte: Keine Beamten mehr ald Abgeord⸗ 


nete! Nur in einem einzigen Regierungdbezirfe, nämlich der in den legten Jahren fo ſchwer 


heimgefuchten Pfalz, entſprachen die Wahlergebniffe ven Wünfchen ver Regierung. Im Gan- 
zen geftaltete ſich das Nefultat fo, daß die fervilen Blätter und dazu aud die augöburger 
„Allgemeine Zeitung” ohne Scheu herabivürbigend von einem ‚, Bauernlandtage “ ober der: 
gleichen redeten. In Wirklichkeit befanden fih unter ven 144 Gewählten nicht weniger als 
56 Bauern und Wirthe und 52 Induftrielle; dagegen doch auch 17 Geiftlihe und 26 welt- 
lihe Beamte, von welchen legtern nicht weniger als 11 au der Pfalz famen. 

Der Landtag , auf den 1. Sept. 1855 berufen, wurbe erft am 15. eröffnet, und zwar bieg- 
mal wieder in ver föniglichen Reſidenz, nicht mehr im Landtagshaufe. Thronrede und Ant- 
wortsadreſſen boten nichts Bemerfenswerthed var, außer daß in der Adreſſe der Abgeordneten 
„einer Ausbildung der (deutſchen) Bundeöverfaflung gedacht ward, „welche dem deutſchen 
Volke gejicherte Rechtszuſtände gewährleiſte und deſſen Stimme am Bund Gehör und Beachtung 
ſichere“. 79 | 

Die nähften Vorlagen an die Kammer befriedigten nicht. Zwar hatte die Regierung den 
Budgetentwurf um etwa 800,000 Gldn. gemindert, allein noch immer fland eine fehr große 
Steuernerhöhung in Ausſicht; ſodann bezweckte ein neuer Gerichtöverfaffungsentmurf lediglich 


eine Geſchäfistheilung bei den Randgerichten, im Übrigen aber follte das Grundlagengefeh ' 


über die Gerichtdorganifation von 1848 fammt den darauf hin zu Stande gefommenen Bolf- 
zugsgefegen von 1850 und 1852 ausdrücklich aufgehoben, mithin die ganze Errungenfchaft 
auch auf-diefem Gebiete vollftändig vernichtet werben. | 

Unter den Eindrüden, die dieſe Vorlagen hervorbrachten, mar ed, daß ſich die Abgeorb- 
netenfanmer mit einer Menge Wahlreclamationen zu befalfen hatte. Aus der Pfalz waren 
ſolche erſt von einem einzelnen Bürger, dann maſſenhaft eingelaufen; unter Berufung auf 
zahlreiche Thatſachen und Zeugen, fowie auf die Wahlacten jelbft behaupteten die Beſchwerde⸗ 
führer, die Landtagswahlen in ihren Bezirken jeien durch ungefegliche amtliche Cinwirkungen 





74) Nur zwei Kammermitglieder ſtimmten gegen biefen Satz: Laſaulx und Grämer; ihnen genügte 
derſelbe nicht, wie denn überhaupt Lafanir, „das ultramontane Mitylien des beutfchen Parlaments”, im 
der Reuzeit Häufig dem Minifterium mit Feſtigkeit und Talent entgegentrat. Craͤmer gehörte ſtets ber 
äußerften Linfen an. —— 
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der mannichfachſten Art influenzirt; fie ſeien ſonach nicht das Ergebniß freier Wahl, wie denn 
auch formell das Wahlgeſetz häufig verletzt worden. Die in der Kammer geübte Kritik war eine 
ſcharfe. Indeß gingen die Veſchuldigungen nur gegen die Provinzialbehörden in ver Pfalz, 
inöbefondere den dortigen Negierungspräfidenten, der auch den Generalprocurator, den Biſchof 
und dad Gonjiftorium zu Nunpfchreiben veranlaft habe. Als daher das Minifterium, doch erft 
nad längerm Zögern, eine „abminiftrative Unterfuhung‘ und zwar „nad oben und unten” 
valfo nicht blos gegen die unmittelbar handelnden Subalternbeamten in der Pfalz) zugefagt, 
fa die Kammer bei ihren Beſchlüſſen ganz ab von den angegebenen ‚„ Wahleinwirkungen ”, 
indem jie jih auf Die aus den Acten ſelbſt erfichtlichen Kormverlegungen beſchränkte, aber auch 
dabei nur diejenigen Wahlen caffirte, bei welden dieſe Kormverlegungen erweisbar von ent: 
ſcheidendem Einjluffe gewefen. Indeſſen wurde felbft auf dieſer befhränkten Grundlage vie 
Mahl von nit weniger als acht Abgeordneten aus der Pfalz für nichtig erflärt, und die neuen 
Wahlergebniſſe entſprachen jo wenig mehr den Wünſchen der Negierung, daß fih unter ben 
adıt Neugemählten fieben Oppofitiondmänner befanden. >) | 

Die neue Kammer bot im DVergleihe mit ihren Borgängerinnen ein fehr abmeichendes 

- Bild dar. Die alten. politifhen Parteien waren beinahe ganz verfchmunden. Von ver alten 
Linken fanden fih nur noch Trümmer, darunter Crämer und Tafel. Die Führer der frühern 
Majorität, Lerchenfeld und Hegnenberg, mußten die Freude über das Verſchwinden dieſer Lin: 
fen ſchwer büßen; fie ſelbſt brachten gar feine georbnete Srartion mehr zufanımen und fanden 
nicht felten in ihren nunmehrigen Streiten mit dem Minifterium eine linterflügung bios noch 
bei jenen wenigen Demokraten, die fie zuvor fo leivenfchaftlich befämpft Hatten. Die Minifter 
befünmerten fih im Allgemeinen gar nicht weiter mehr um jene einft die Abgeorpnetenfammer 
leitenden Männer ; mit Ausnahme einiger finanzieller Fragen waren dieſelben madtlo8 gewor⸗ 
an Die nunmehrige Majorität nahm vorzüglid an materiellen Fragen ein lebhafteres 
ntereſſe. 

So gab denn ſchon die Prüfung der Staatsrechnungen von 1852/55 Veranlaſſung 
zu manden unliebjämen Erörterungen, da die Refultate mehrfach unerfreulih waren. Die 
Staatsanſtalten lieferten nur fehr ungenügende, theilmeife gar feine Erträgniſſe. Man Elagte 
beſonders über dad Bergweſen in den rechtörheinifchen Kreifen, über die Telegraphenanftalt, 
den Donau-Mainfanal, die Donaudampfihiffahrt und die damals nur mit 1%/,. Proc. id 
verzinfenden Eifenbahnen. Die Penjionen feien enorm gefteigert worben ; pie Borzellanmanu: 
factur zu Nymphenburg werbe gegen einen auöbrüdlichen Kammerbeſchluß nod immer au! 

‚Staatsfoften forterhalten; für Gefandtihaften und Orden habe man 83,000 Gldn. über den 
Budgetſatz auögegeben u. ſ. w. Die Kammer verweigerte einigen Ausgabepoften förmlich bie 

* Anerkennung und verband damit Beſchlüſſe megen genauer Einhaltung der Etats. Selbit in 
ber Reichsrathskammier erfolgten ungewöhnlich Heftige Angriffe auf den Minifter v. ver Pforbten, 
namentlich wegen Verwendung von einer Million für dad Induftrieausftellungsgebäude, welde 
Summe den für den Eifenbahnbau beftimmten Geldern entnonımen und ohne Genehmigung 
der Kammern veraudgabt worben fei, obgleich ver Landtag verfamntelt gewefen. 

Das Anfinnen eines Aufgebens der 1848 beſchloſſenen neuen Gerichtsorganiſation hatte 
bei ven Deputirten eine fo ungünftige Aufnahme gefunden, daß das Dinifterium feine Vorlage 
zurüdgog, eine andere dafür in Ausficht ſtellend. Nach mancherlei mündlichen Verhandlungen 
erſchien diefelbe, ward aber ebenfalls für rein unannehmbar erflärt. Die Regierung mußte 
wenigftend bis zu einem gewiflen Punkte nachgeben, denn ver Gefchäftöbanfrott war bei dem 
bisherigen Syſteme geradezu unabwenbbar geworben. Endlich gelangte man vermittel® gegen: 

‚ feitiger Zugeſtändniſſe (die Abgeordneten gaben zulegt noch die feit 1848 gefeglich feftgeftanbene 


” 75) An diefe Vorgänge reihte ſich eine nicht unwichtige Rechtsfrage. Die von Vielen erwartete 
abmintflrative Unterfuchung unterblieb. Statt ihrer ward ein firafrechtliches Binfchreiten gegen ben 
erften Reclamanten, Kaufmann Frölich von Zweibrüden, veranlaßt, und zwar wegen „DBerleumbung 
und Ehrenbeteibigung von Beamten ’' durch feine an die Kammer gerichtete Reclamation. Diefe Qua⸗ 
liſication fchloß den Wahrheitsbeweis burch Zeugen abfolut aus.. Es beburfte einer Cutſcheidung des 
Gaffationshofs, welcher die Erfenntniffe zweier pfälzifcher Gerichte vernichtete, um dieſe Berchränfung 
ber Beweismittel zu befeitigen, welche Beſchraͤnkung im Baflationsurtheile ala ‚,erorbitant ‘‘ bezeichnet 
wird, woburdh jenes conflitutionelle „Recht zur Beſchwerde geradezu illuforifch gemacht würbe”. Es 
fei nur eine etwaige Verfolgung wegen „, alfıher Denunciation‘‘ in folhem Falle zuläffig (wobei das 
Geſetz eine derartige Beichränfung in den Beweismitteln nicht Eennt) ; eine folye warb aber im gegebe- 
nen —* auch in der Folge nicht eingeleitet. 
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Inamopibilität der Richter auf) zu einer Übereinkunft, nach welcher ver bisherige Zuftand zwar 
aufhören wird, wobei aber die gewünjchte Neugeftaltung bedeutende Modificationen erleidet. 
Reben diejer Frage handelte es jid vor allem um Finanzgefege. Insbeſondere hatte bie 
Ginfonmenfteuer , fowie diefelbe 1848 eingeführt morben, nanıentlid in den Höhern Kreifen 
die entfchiedenften Gegner. Das Gejeg litt wirklich, trog wiederholter Umarbeitung, an enor: 
men Fehlern. Was aber in jenen Kreijen miäflel, waren andere Dinge: eine wenn auch noch 
jo mäßige, doch immerhin progreifive Scala und die Nichtgewährung einer Steuerfreiheit für 
die Prinzen und Standeöherren. Die legtbezeichneten Elaffen hatten gegen vie Anwendung des 
Geſetzes aufihre Perſonen zwar proteftirt, jedoch vergeblich; fie mußten mitfteuern. Allein 
jegt verftand ji die Abgeorpnetenfanner do zur Abänderung jener beiden Punkte, wogegen 
das neue Geſetz einige plumpe Misſtände des alten befeitigte, was Viele ald ein nicht genügen 
bed Aquivalent anjahen. Wenn aber die Geiftlichfeit bei dieſer Gelegenheit gleichfalls einen 
Nutzen zu erlangen fuchte, nämlich Befreiung von der Kapitalcentenfteuer, ſo blieb die Majo- 
rität der Deputirten hierin feft, vbwol Regierung und Reichsräthe fi für den Klerus aus— 
ſprachen; bie Legtern mußten nachgeben, um die andern Abänderungen zu retten. 

Das Budget veranlaßte langdauernde Verhandlungen. Lerchenfeld kämpfte in dieſer Sache 
mit anerkennenswerthem Eifer, um eine weitere Steuererhöhung abzuwenden. Freilich 
mußte ex dabei erfahren, daß ein Referent in der Reichsrathskammer wörtlich diejenigen 
Außerungen gegen ihn citirie, mit welchen er früher in der nämlichen Frage die Linke fo heftig 
bekämpft Hatte, während ex jelbft Heute Feine andern Gründe anzuführen wußte, als die damals 
von den verhaßten Demokraten vorgebradhten. „Keine neuen Steuern!” waren indeß die 
Loſungsworte der meiften Deputirten. Da die Erträgniffe der indirecten Auflagen in den Zei- 
ten des Friedens von felbft zunehmen und man bie Ausgabepofitionen, namentlich beim Militär, 
etwas ermäßigte, fo gelangte man zu einer Ausgleihung ohne Einführung neuer Steuern, 
iedoch unter Beibehaltung aller jeit 1848 allmälig eingeführten Beifchlagsprocente. Dabei 
hatte die Abgeordnetenkammer für das Militär im Ganzen 9,475,000 Gldn. beirilligt, gegen: 
über der von der Regierung poftulirten und von den Reichsräthen gutgebeißenen Summe von 
10,572,800 ®lon: 

Nach Erledigung des Budgets ward der Landtag am 3. Juli 1856 durch einen Töniglichen 
Prinzen geſchloſſen, im Landtagsabſchiede aber ein neuer, zur Zeit noch völfig ungelöfter con= 
ſtitutioneller Gonflict mit folgenden Worten angekündigt: „Misfällig Haben Wir entnommen, 
daß die Kammer der Abgeordneten der Befchaffung des von Uns poftulirten und auch von der 
Kammer der Reichöräthe als unvermeidlich erfannten Bedarfs für die active Armee ihre Zu 
flimmung nicht ertheilt Hat. Wir werden Unfer Kriegdminiftertum anweiſen, alle nur immer 
zuläjfigen Eriparungen eintreten zu laffen,, erklären jedoch, eingedenk Unferer Regentenpflicht, 
daß es Unſer entſchiedener Wille iſt, Die Armee in einem der Würde Unferer Krone, der Stellung 
Baiernd und den übernommenen Bundeöpflichten entfprehenden Stande zu erhalten. Wir 
werben daher bie unabbrüdjige Beitreitung der hierzu nothmendigen Ausgaben anordnen und 
behalten Uns vor, an den nächſten Landtag die desfallfigen Nachweiſe und bie erfoberlichen Vor: 
lagen wegen Dedung des ſich ergebenden Mehrbebarfd gelangen zu laflen. “ | 

Dennod hatte die Kammer zwei für uniere Reactiondzeit doppelt bedeutende Siege, den in 
der Berichtäfache und den in der Milttärfache, ruhmvoll errungen. j 

ZU. Schlußworte. Baiern, das ift unzweifelhaft, Hat reiche und Herrliche Volkselemente 
und erfreut fich ſehr anfehnlicher materieller Mittel. Kommt ed aber nur auf die materiellen 
Kräfte an, fo vermag ed veffenungeachtet felbit ver fleinften unter ven Großmächten nicht ent: 
gegenzutreten. Seine zwei widtigften Mittel, fi hervorzuthun, können nur beftehen fürs 
erfte in einer ganz entſchiedenen Entwidelung des Repräſentativſyſtems, jenes Syſtems, auf 
welches fich namentlich Sarpinien und Belgien flügen, und beffen Verwirklichung in Baiern um 
fo leichter fein würde, ald man Hier der enormen finanziellen Opfer nicht bedürfte wie in jenen 
beiden Staaten. Sodann muß Baiern feine Stärke fehen in der Anlehnung an die deutſche 


Nationalfraft. Daß die Politif Baiernd ſtets eine wahrhaft veutfche fein ſoll, bedarf mol faum 


einer beiondern Ausführung. Die franzdfifchen Bündniffe während des Spanifchen und ebenfo 
während des Oſterreichiſchen Erbfolgekriegs brachten nur Unheil und Ververben über das Land, 
unb aud) die Erfolge während der traurigen Rheinbundszeit waren wahrlich viel zu theuer er: 
fauft. Daß Baiern jich nicht mehr als ausfchließlich katholiſcher Staat geriren kann, ergibt 
fi fo fehr von felbit, daß wir es für überflüffig Halten, barüber aud nur ein Wort weiter zu 
verlieren. | 


nn 
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Die Führung der Regierung ift im Allgemeinen wol in keinem Staate leichter als in Baiern, 

denn die Bevölkerung des Hauptlandes zumal erhebt nur bie befcheipenften Anfoderungen. Aber 

wie viele ſchlummernde Elemente ſind erſt zu erwecken, wie Vieles iſt nachzuholen, mas vor 
Jahrzehnden, ja was vor und ſeit Jahrhunderten verſäumt wurde! 
Gigenthümlich erweiſen ſich die Wirkungen der Verbindung bes Rheinlandes mit Baiern. 
Altbaiern und Pfälzer bilden ihrem Charakter, j ja jelbft ver Lebensweife, Gewöhnung, Kirch⸗ 
lichkeit nach wol die entfchiedenften Gegenfäge unter den deutſchen Stämmen. Pfälzer und 
Altbaiern (freilich beſonders die Erſtern) haben dies beiderſeits immer geſagt. Abgeſehen von 
finanziellen und perſoͤnlichen Verhältniſſen und Klagen, bat nun unbeftreitbar die Kleine Pfal; 
eine weit nachhaltigere und mädhtigere Wirkung auf das übrige Baiern ausgeübt als viefes 
auf jene. Die Rheinprovinz fhien gleihfam die Miffion zu haben, einer Reihe neuzeitlicher 
ober in der Neuzeit wieder zur Geltung gelangter Einrihtungen und Berhältnifie den Eingang 
im Hauptlanve anzubahnen. Ohne die Verbindung mit ver Pfalz würben die fieben andern 
Kreiſe auch heute und überhaupt lange noch ver Schwurgerichte, des öffentlich- mündlichen Ge: 
richtöverfahrens, der (freili ſehr beſchränkten) Kreislandräthe u. ſ. w. entbehren, und das 
conſtitutionelle Princip wäre in früherer Zeit wol ganz verdorrt. Dagegen bat die Pfalz 
noch nicht einmal ein dem bairiſchen fi annäherndes Gemeindegeſetz erlangt (andere Theile 
der Regislation wurden allerdings, oft wol zu fehr, auf fie ausgedehnt). Der rheinijche Geifl 
teug namentlich zur Wertung des fränfiichen bei, und, ganz den alten Stammesverhältniſſen 
entſprechend, find ſich Pfälzer und Franken heute vielfad ziemlih nahe gerückt, näher, als vie 


Franken ven eigentlichen Altbaiern ſtehen. 


Gerade die große Stammeöveriiedenheit bildet einen weitern Moment, Baiern auf ent: 
ſchiedene Entwidelung einer freien geiftigen Richtung hinzumeifen. Ein Staat, der materiell 
nur zur mittlern Claſſe gehört und der überdies noch große Stammeöverfhiebenheiten in fi 
fließt, hat in vegfter Weckung des geiftigen Elements ein höheres Band zur Bereinigung mehr 
ober minder heterogener Beftanbtheile, ex hat in Wertung des geiftigen Element das Mittel zu 
einer höhern Macht zu ſuchen. Die Demokratie allervings verzweifelte längft, aber ſicherlich zu 
früh am Gonftitutionaliämus; wer aber daran nicht verzweifelt, wird faum beftreiten können, 
daß namentlich Baiern nur auf.diefem Wege eine hervorragende Stellung zu fuchen hat. Die 
großen Verdienſte, welde König Ludwig fi in Beziehung auf deutſche Kunft erwarb, die glei: 


chen, welche der gegenwärtige König in Beziehung auf deutſche Wiflenfchaft zu begründen ftrebt 


verdienen den aufrichtigen Dank ver Baiern und der Deutſchen. Aber Der müßte die eigenthüm: 
liche Aufgabe unferer Zeit, das größte Bedürfniß unferer Nation nicht Eennen, welcher glauben 
Eönnte, vamit habe Baiern feine Beſtimmung erfüllt. : G. F. Kolb. 
Bailly (Johann Silvan) ward den 15. Sept. 1736 zu Paris geboren. Sein Vater, Auf: 
feher ver Gemälde des Louvre, hatte für feinen Sohn Eeinen Höhern Ehrgeiz, als ihn in dem 
Genuſſe ſeiner bequemen Stelle zu fehen, die ihren Mann nährte. Der Junge aber fühlte fd 
durch einen andern Geift getrieben, der ihn den ernſten Willenfchaften, beſonders der Mathema⸗ 
tik zuführte. Auch verſuchte er ſich i im Fache ver Dichtung und ſchrieb zwei Trquerfpiele, die aber 
weder ſeine Freunde, denen er ſie im Vertrauen mitgetheilt, noch ihn ſelbſt berkichigt haben moͤ⸗ 
gen ; denn er kam von dieſen Verſuchen als von einerVerirrung ſchnell zurück, um ſich der Aſtro⸗ 
nomie ungetheilt zu ergeben. Er ſchrieb über dieſelbe mehre Werke, welche auch jegt noch für 
clafjifh gelten, und fein Ruhm verbreitete und begründete ſich jo ſchnell, daß er 1785 zum Mit⸗ 
gliede der Akademie ernannt ward, die höchſte Auszeichnung, die einem Gelehrten damals zu- 
theil werden konnte. 

Kaum fhien je ein Menſch zum ſtillen, anſpruchloſen Leben, das den Wiſſenſchaften ge⸗ 
hört, einen entſchiedenern Beruf zu haben als B. Friedlich, ohne Ehrgeiz, ohne Leidenfchaft, 
ohne irgendeine bervortretende Gigenheit, die ihn mit ſich felbft oder mit Andern in Widerſpruch 
gefegt hätte, weihte er feine Tage der Forſchung und den friedlichen Genüſſen eines einfachen 
Lebens. Gr iſt vielleicht der einzige Mann, ver, ohne etwas zu fuchen, faft Alles erlangt Hat. 
Mas er nicht nehmen wollte, ward ihm gegeben, und obgleich er zu feiner ber verſchiedenen 
Stellen, die er in feinem inhaltreichen und wechſelnden Leben befleivet hat, vorbereitet war, 
fo erfüllte er doch alle Pflichten derſelben mit gewiflenhafter Treue und in großen entſcheidenden 
Momenten ſelbſt mit einer würdevollen Größe. Auch ihn hatte die Revolution in feiner ſtillen 
Wohnung des Friedens mit den Wiffenfchaften befhäftigt und ohne Anſprüche an die Welt 
überrafät, um feinem Schickſale, feiner ganzen Beftimmung eine andere Richtung zu geben. 
Die furchtbaren Greignife der Zeit fanden ihn immer auf ihren gefahroollen Wegen und riifen 














Bailly 263 
ihn mit fi fort, und er blieb fich bei allen rajchen Wechſeln der Begebenheiten gleich und ſchien 
oft ihr Gebieter. Als Präſident der Nationalverſammlung gab er an dem großen entſcheidenden 

Tage, da fie ihre berühmte Sigung im Ballhauſe hielt, dem Oberceremonienmeiſter, welcher 
ben Deputirten im Namen ded Königs auseinanderzugehen befahl, die Antwort: „Die ver⸗ 
ſammelte Nation hat feine Befehle zu empfangen.“ Inden frühern Verſammlungen konnten, 
nach altem Braude und Herkommen, die Mitglieder des dritten Standed nur niend das Wort 
nehmen. B. fannte den demüthigen Gebrauch, auf den der Adel und die Geiftlichkeit nicht went: 
ger Gewicht ald der Hof ſelbſt legten. Da er an der Spige einer Deputation des dritten Stan- 
des aus dem Schloffe von Verfailles trat, fragten die Höflinge, wie fie fei empfangen worden: 
„Bir flanden, antwortete B., und der König faß nicht.” Der erſte Präſident der Nationalver: 
fanımlung war er auch der erfte Maire von Paris. In diefer Eigenfhaft empfing er ven König 
den 17. Zuli 1789 auf dem Stadthauſe, und in feiner Rede, die er ag den Monarchen hielt, 
fagte er: „Heinrich IV. ‚hatte fein Bolf erobert; hier eroberte das Bol feinen König wieder.” 

Selten ward wol einem Manne die allgemeine Achtung, das einflimmige Vertrauen in grd- 
Berm Maße zutheil; feine Popularität hatte den höchſten Grad erreicht. Bei dem herrlichſten 
Befte, das je eine Nation gefeiert, bei. dem Bunbeöfefte'von‘ 1790, dem das gefanınrte Frankreich 
durch Abgeoronete beimohnte, waren alle Blicke auf B. und Rafayette gerichtet, der die Hul= 
digurag eines begeifterten und dankbaren Volks mit ihm theilte. Lafayette war an demſelben 
Tage zum Befehlshaber der Nationalgarde ernannt worden, an welchem B. als Maire an die 
Spige der Gemeinde trat. Beide Männer gingen befreundet in Allem, was das Vaterland und 

die Sorgfalt für fein Wohl betraf, venfelben Weg. Beide waren im ‚Beflge der hoͤchſten Gunſt 
des Volks, um der Gegenſtand feines Haſſes zu werden. 

Im Juni 1791 war ver König entflohen, zu Varennes angehalten und nach Paris zurück⸗ 
gebracht worden. Pan verlangte laut und ungeſtüm die Entfegung ded Monarhen. Am 
17. Iuli verfammelte ſich eine ungeheure Menge Volks auf dem Marsfelpe, wo das Jahr vorher 
das Bundesfeft war gefeiert worden, und drängte fi nad dem Vaterlandsaltare, auf dem 
eine Bittfchrift niedergelegt mar, welche die Entfegung des Königs verlangte. 

B. begab ſich mit der bewaffneten Macht dahin, um das Martialgefeg verkünden zu laffen 
und die meuterifchen Haufen zu zerftreuen. Er ward mit Hohnlachen und Steinwürfen empfan: 
gen, und die Truppen waren gendthigt, zu ihrer eigenen Vertheivigung von den Waffen Ge: 
brauch zu machen. Es floh Bürgerblut. Hier ift die Sonnenwende von B.'s Glück und Gunft, 
bie das Volk in feiner flüchtigen Laune einem Andern zumwendete, um fie ihm wie jenem zu ent: 
ziehen. Es ift erwieſen, daß der Maire ver Stadt Paris nur zufolge eined Befchluffes des Mu- 
nicipalraths fo gehandelt hatte. Auch billigte die Nattonalverfanmlung , der er über pad trau⸗ 


tige Greignig Bericht erftattete,, fein Verfahren, wie es in der Natur der Sache lag. B., dere . 


ſchmerzlich fühlte, wie unficher ver Menſchen Urtheil fei, die heute vervammen, was fie geftern 
noch mit Begeifterung erhoben , ſchickte feine Entlaffung ein, die ver Zuftand feiner Geſundheit, 
wie er ſagte, nothwendig made. Sie ward nicht angenommen, fonvern die Bitte des Munici⸗ 
palraths an ihn geftelft, feine Amtsführung fortzufegen. 3. willigte ein, bis zur nächften Wahl 
an feiner Stelle zu bleiben. Da erjegte ihn Petion, und er zog ſich auf das Land zurüd, um In 
ruhiger VBerborgenheit feine Tage zu beſchließen. Bei dem Proceſſe ver Königin warb er indeſſen 
gendthigt, wieder in ber Hauptſtadt zu erfcheinen, um vor Gericht ald Zeuge aufzutreten. ” 
dem Anflageacte ver unglüdlihen Diarie Antoinette war die Beichuldigung ausgeſprochen, es 
babe ein Briefwechfel zwifchen ihm und der Königin flattgehabt. B. gab die einfache und be: 
ſtimmte Erflärung: „es fei nicht wahr.” Indeflen war fein Untergang beſchloſſen, und er ſollte 
ſeinem Schickſale nicht entgehen. 

B. in den Privatſtand zurückgekehrt, lebte auf dem Lande in der Gegend von Nantes. Da 
feine Ruhe hier geftört ward, ſchrieb er an Laplace, einen der ausgezeichnetſten Gelehrten Frank⸗ 
reichs, ſpäter Pair, der zu Melun in ſtiller Einſamkeit lebte, ob er nicht in dieſer Stadt einen 
Zufludtsort und Verborgenheit finden könne. Laplace erbot fi, feine Wohnung mit ihm zu 
theilen, und B. war entfchloffen, von dieſem freundſchaftlichen Anerbieten Gebrauch zu machen. 
Unterbeß war der verhängnißvolle 31. Mai gefommen, und die Bartei, die an ihm geflegt, 
führte vie Schreckensregierung ein. 

‚Abtbeilungen der Nevolutiondarmee durchzogen das Land, und eine ſolche traf au) zu Me: 
Iun ein. DB. kommt zur größten Beflürzung feines Freundes an. Diefer ift um ihn, und zwar 
mit Recht, beforgt. Aber für den Berleumdeten und Verfolgten, den bie fpätern Ereigniffe mit 
Abſcheu erfüllten, hatte das Dafein keine Reize mehr. „Was kann mir anı Leben liegen”, fagte 
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er zu Zaplace, „wenn id dad Alles anjehe, mad vorgeht? ? Und dann ift ed Eins, ob ich Hier over 


anderswo ſterbe.“ B. war erkannt worden. Bei ſeinem Namen ſteht der Poͤbel auf. Man 


ſchleppt ihn auf das Gemeindehaus, und obgleich die Municipalität feine Papiere ın Ordnung 
fand und ihn in Freiheit ſetzte, ſo gab dies die wüthige Menge doch nicht zu. Die Sache ward 
an ven Ausſchuß ver Öffentlihen Sicherheit nach Paris berichtet, der den Gefangenen dahin zu 
bringen befahl. Er ward ind Gefängniß getvorfen und vor dad Revolutionsgericht geftellt, das 
den Schulplofen ald den Moͤrder feiner auf dem Marsfelve gefallenen Mitbürger zum Tode ver: 
dammte. B.'s Vertheidigung, einfach, freimüthig und wahr wie fein Leben, Hob jeven Zweifel 
an ſeiner Unſchuld, wenn man ernſtlich an ihr hätte zweifeln können. Aber darauf kam es in 
dieſer Zeit und bei dieſem Gerichte nicht an. B. geſtand aufrichtig, er ſei ein conſtitutioneller 
Royaliſt und der beſchworenen Verfaffung treu. Dieſes Geſtändniß allein mußte ihm das Leben 
koſten. Er verlor es, und zwar auf eine ſchrecliche, ſchauderhafte Weiſe, die den Menſchen tief 
unter dem Thiere zeigt. 

Anm Tage der Hinrichtung beſtieg B., die Hände auf dem Rücken zuſammengebunden, den 
Henkerskarren. Eine von Wuth entbrannte Menge, welche die beliebten Tagesjchriftfteller durch 
giftige Verleumdungen aufgehebt hatten, begleitete ven Zug und fließ gegen ven Verurtheilten 
die gräßlichſten Verwünſchungen aus: Die rothe Fahne, melde an jenem unjeligen Tage auf 


dem Marsfelde geweht hatte, war hinten auf dem Karren befefligt. In langfamem Zuge ging 


ed nun den weiten Weg von ber Conciergerie nach dem Maröfelde. Der Regen fiel in Strömen 
vom Himmel, und ed war für die Jahreszeit (im October 1793) ungewöhnlich falt. B., faft 
nadt dem Unwetter ausgeſetzt, von dem Hohngeſchrei des Volks begleitet, das ihn mit Koth warf 
und nad ihm jchlug, von feinen Henfern gegen vie wüthige Menge vertheidigt, die den Zug auf- 
hielt, um die Leiden des Unglüdligen zu verlängern, blieb ruhig, faft heiter und ließ auch nicht 
einen Laut der Rage hören. Nah einer Fahrt von anderthalb Stunden fam ver Karren auf 
dem Richtplatz an. B. ſtieg herab; ſchon ſchleppt man ihn nach dem Blutgerüſte, da fällt es 
einem Tiger ein, der pie Übrigen an graufamem Scharfiinne übertraf, bie rothe Fahne erft zu 
verbrennen. Man bringt Feuer, die Sahne wird angezündet, ein Ungeheuer ſchwingt fie bren- 


nend DB. ind Geſicht. Der Schmerz erprept ihm einen Schrei, und das Volk Elatfcht lauten Bei: 


fal. Zum zweiten male nähert er fih dem Schaffot. Einer aus dem Haufen ruft, ed gezieme ſich 
nicht, den heiligen Boden des Bundesfeſtes — «8 war auf den Antrag B.'8 gefeiert worden — 


mit den Blute eines folden Böfewichts zu beſchmuzen. Lauter, taufendftimmiger Beifall. Das - 


Berüft wird abgebrochen, ſtückweis nad einem Graben am Ufer ver Seine gebracht und wieder 
aufgeſchlagen; Alles unter ven Augen B.'s, ven man nöthigte, zu Fuß zu folgen und das Höl- 
liſche Tre.den mit anzufehen. Da fland er num, den Gejpötte und ven Mishandlungen ver 
Menge preiögegeben , die ihm in das Geſicht ſpeit, mit Steinen nad) ihm wirft, ihn mit Stöden 


ſchlägt. Der Heftige Regen währte ununterbroden fort. B. mit bloßem Kopfe hält drei entſetz⸗ 


lich lange Stunden alle diefe Dualen aus. Der Unglüdliche fhauderte von Regen triefend. Du 
zitterft, B.? rief Einer aus dem Volle fpottend. Es if vor Froft, mein Freund, antwortete er 
ruhig. Endlich unterlag die Natur, ſchwächer als fein Muth. Er ſank erihöpft obne Bemwußptfein 


‚nieder. Da er wieder zu jih Fam, erfuchte er feine Genfer, die Hinrichtung zu befchleunigen, 
‚mit der heitern Faſſung, als bitte er einen Freund um einen Liebesdienſt. Endlich wird fein 


Wunſch erhört. Das Schaffot ift über einem Haufen Unrath aufgeſchlagen. B. ſammelt ſeine 
letzte Kraft, beſteigt das Blutgerüſt mit ſicherm, feſtem Schritte und hält ſein Haupt dem To⸗ 
desſtreiche entgegen. Es fällt. Jubelnder Beifall erfüllt die Luft; es iſt als biete das Frohlocken 


‚der Hölle dem Himmel höhnend Trotz. B. zählte 57 Jahre. Am 18. Nov. 1793 war er vor 


das Revolutiondgericht geftellt, den 20. zum Tode verurteilt und den 21. hingerichtet worden. 
Er ſelbſt ſchrieb ſeine Denkwürdigkeiten, vie in zwei Banden erfchienen find 2) und die hervor: 
ſtechenden Züge feines Lebens und die wichtigſten Thatſachen aus der Zeit der conftituirenden 
Verſammlung enthalten und erläutern. So endete B., der Erfte, den fein Diſtrict zum Wähler, 
der Erſte, den die Wähler felbft zum Deputirten bei ver Nationalverfammlung ernannten, ver 
erfte Präfident ver Nationalverfammlung und der erfte Maire von Paris. An diefen beveuten- 
den Stellen zeigte er ebenfo viel Klugheit als Mäfigung und Rechtlichkeit. Unter den ſchwie⸗ 
rigſten und gefahrvollſten Verhältniſſen blieb er ſich gleich, beſonnen, einfach in ſeiner Lebens⸗ 
weiſe, muthig für das Gute, ſtandhaft in ſeinem Glauben, warmer Vertheidiger der Unſchuld 


1). ,‚Mömoires de Bailly, avec une notice sur sa vie, des notos et des selaircissements histo - 
riques (Paris 1821). 
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und Gerechtigkeit, Freund der Unglüdlihen und Wohlthäter der Nothleidenden. Bei den man 

nichfaltigen und wichtigen Dienſtgeſchäften, die feine Thätigkeit in Anſpruch nahmen, ſchrieb er 
feine Abhandlungen über die Befangenen und feinen Bericht über die Hospitäler, Zeugen und 
Denfmäler jeiner Menſchenliebe. Am Ziele feiner mühevollen Laufbahn, in der es ihm leicht 
geweſen wäre, fi zu bereichern, hatte er den größten ‘Theil feines eigenen Vermögens zuge= 
fegt. Übrigens läßt jih B.'s Unglück leichter als jein Glüd begreifen. Ein Mann von feiner 
Art, einfah, wahr, feinen Grundjügen unwandelbar ergeben, von ftrenger Redlichkeit, feiner 
Schmeidelei und feines Betrugs fähig, fonnte am Hofe ſowenig ald bei dem Volke ſich in Gunft 
erhalten. Am mwenigften vertrug ſich jeine Mäßigung mit der Leidenſchaftlichkeit der Zeit, die in 
wilder Haft von einem Außerften zum andern überfprang. 3. Weigel. 

Ballotiren, ſ. Abftimnung. a: en 

Banken und Bankweſen. I. Allgemeiner Überblid. Das Banfwefen ift ver Inbe⸗ 
griff der Geſchäfte, welche von Handelshäuſern (Banfierd, Banfhäufern) und Anftalten (Ban- 
fen) betrieben werben, und ber dafür beftehenven Einrichtungen. Die Geſchäfte beftchen in dem 
Annehmen, Nufbewahren, Beleihen, Kaufen und Verkaufen von even Metallen, Münzen, 
Geldzeichen, Wechſeln, Anmeifungen, Staatöpapieren, Obligationen, Actien und andern 
Schuldurkunden, , welche der Credit von Staaten, Provinzen, Gemeinden , Corporationen, Ge⸗ 
ſellſchaften und Privaten zum Vorſchein bringt; im @inziehen von Foderungen und Leiften von 
Zahlungen, was aud durch Ausgleichen mitteld Übertragung von der Rechnung des Schuld- 
ners quf die des Bläubigerd gefhehen kann (Girogefhäft). Sie werden entweder im Auftrage 
und für Rechnung Dritter gemacht, mit oder ohne Gewährung von offenem (Blanco=) Erebit, 
oder für eigene Rechnung ; die erftetn heißen Bankgeſchäfte im engern Sinne und find größten: 
theild Commiſſionsgeſchäfte, für deren Beforgung eine Provifion (Gommiffiondgebühr) berech⸗ 
net wird; bie andern gehören in das Gebiet des Handels und der Speculation, und erwarten 
entweder, wie jedes Handelsgeſchäft, einen Gewinn aus dem Erlöfe bei vem Verkaufe der er- 
worbenen Gegenſtände, oder eine hohe Rente aus dem im Uinternehmungen angelegten Bapital. 
Zu dem Betriebe ver Gefchäfte benugt dad Bankhaus den eigenen Credit in allen ven Formen, 
in welchen es Andern Credit gewährt, die Bank außerdem noch durch Ausgeben von Banknoten. 

Der Name ſtammt aud dem Mittelalter von den Geldwechslern, meift Stalienern, die in höl⸗ 
zernen Schüfleln auf einer Bank ihre Münzen aufzuftelfen pflegten. Konnte ein Wechsler feine 

Verbindlichkeiten nicht erfüllen, fo wurde ihm die Bank zerbrocden , und der Bankbruch, banco 

rotto, bedeutete ven Fall des Gefhäftse. Mit dem Wechfeln der Münzen: war in ver Regel das 

Leiden auf Pfänder verbunden, und damit dev Nebenbegriff des Wuchers in einer Zeit mu ber 
Ziuns als ein von der Noth erpreßter, ſchmuziger und unehrenhafter Gewinn angeſehen, durch 
Vorſchriften der Kirche wie des Staats verboten war. Auch diefer Zweig wurbe im Mittelalter 
vorzugsweiſe von Italienern betrieben, und heute noch wird das Leihen gegen Bauftpfand Lom⸗ 
barpgeihäft genannt. Die Wechsler beforgten endlich aud den Einzug von Foderungen und 
wie Leiftung von Zahlungen von einem Ort zum andern, fie handelten mit Wechſeln. 

Aus diefen Keimen entividelten jich bie Eeutigen Bankgefchäfte, dem Wefen nach die nämli- 
hen, aber an Umfang und Mannichfaltigkeit ihrer Formen und Zweige mit ben Gelb: und Cre⸗ 
ditbedürfniffen der Staaten, der Proburtion, des Transportweſens und des Handels außer: 
orventlich gewachſen. Nach vem Parifer Frieden im Sabre 1815 waren e8 die Regierungen der 
größern Staaten, welche mitteld ver Bankhäufer große Anleihen negociirten, durch die Banken 
ihr Papiergeld einzogen (Hſterreich), und den oͤffentlichen Credit auf ſchwere und theure Proben 
ftellen mußten, um ihre durch den Krieg zerrütteten Finanzen zu ordnen. Bald kamen bie Eiſen⸗ 
bahnen und verlangten Capital in Summen, die man vorher für fabelhaft gehalten Haben 
würde; die Dampfſchiffahrt ſchloß fih an, und die volllommenern Transportanftalten verlang⸗ 
ten nicht nur für ihren eigenen Bau und Betrieb eine Menge von rohen und verarbeiteten Er: 
zeugniflen, ſondern fie veranlaßten aud) von Selten des erweiterten, vermehrten und beſchleu⸗ 
nigten Handelsverkehrs eine raſch anfteigende Nachfrage, welcher zu genligen bie Production 
‚ burd Erweiterung beflehender und Gründung neuer Anlagen ſich anſchickte. Handel und Ins 
duftrie traten nach den Regierungen und den Eiſenbahngeſellſchaften mit wachſenden Anfobe: 
rungen hervor, an Gapital für großartige Unternehmungen nicht allein, fondern au an Um⸗ 
Iaufömitteln und: n die Einrichtungen, mittels deren der Credit den Gebraud) des Geldes erfpart 
und ben Betrag von Koberungen vor Verfall disponibel macht. So fehen wir in per Gegenwart 
neben den Schuldſcheinen der Staaten eine Immer mehr zunehmende Menge von Schuldurkun⸗ 
ben, welche Antheile an dem Vermögen, an Gewinn und Verluft von productiven Unferneb⸗ 
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- mungen gewähren (Actien, Antheilſcheine), oder verzindliche Darlehen an ſolche Unternehmun⸗ 
gen repräfentiren (Obligationen, Prioritäten); gleichzeitig aber aud) eine entiprechenve Ber: 
mehrung von Dedieln, Anweiſungen, Geldzeichen aller Art. 

Diefe großartige Entwidelung hätte jo nicht vor fi geben fönnen, wenn dad Bankweſen 
mit feinen Sinrichtungen und Dienftleiftungen auf dem alten Flecke ſtehen geblieben wäre. Es 
mußte ber allgemeinen Bewegung folgen, und die Kennzeichen feiner Fortbildung erſcheinen nicht 
allein in einer Vermehrung der ihm gewidmeten Käufer und Anftalten, jondern aud in einer 
Umbildung feiner Organifation und in ver Theilung der Arbeit. 

Aus den Anleiheoperationen von 1815 — 20 waren für einzelne Bankhäufer Eoloffale Ver: 
mögen herausgewachſen; damit beherrſchten fie den Capitalmarkt und erdrückten für gröpere 
$inanzoperationen die Goncurrenz, indem jle ji untereinander verfländigten. Sie waren bie 
nothwendigen Bermittler-von Anleihen, nur bei ihnen war für größere Unternehmungen Ga= 
pital zu finden. Die gewöhnlichen Bankgeſchäfte betrieben ſie nur nod für Regierungen, Ge⸗ 
ſellſchaften und größere Kunden; den Derfehr mit der zahlreichen Mittelclaffe von Induftriellen 
und Hanvelsleuten überliegen ſie Andern. Dieſe Oligarchie herrſcht bis tief in die Eifenbahn- 
periode hinein ; da aber meber bie Regierungen noch die Geldmächte für ſich allein die Schienen⸗ 
wege herſtellen Eonnten, letztere auch vorzogen, Anleihen für den Staatöbau zu negoriiren (Bel- 
gien), weil fle anfänglich an einem genügenven Reinertrage zweifelten,, fo trat die Affociation 
ergänzend, bald überwiegend, Hinzu. Die nämliche Erſcheinung zeigte ji dann auf dem Ge⸗ 
biete der Induftrie, und es Eonnte nicht außbleiben, daß die Affociation ji auch mehr als früher 
In vem Bankweſen felbft geltend machte. Die großen Banfhäufer Eonnten die Ausſchließlichkeit 
ihrer Bermittelung, wonach fie den Regierungen ober Unternehmern für die Beihaffung von 
Gelb ebenjo ihre Bedingungen dictirten wie ven Gapitaliften für vie Überlaffung der Schuld: 
oder Antheilſcheine, nicht Länger feftbalten ; fie mußten fich entſchließen, als Mitbewerber , Mit- 
unterzeichnet neben Anvern aufzutreten, oder bei der Gründung von Gefellſchaften mitzuwir⸗ 
fen. , Bei diefer Anderung haben die großen Banfhäufer nichts verloren, denn ihre Geſchãfts⸗ 
kenniniffe und Verbindungen, ihr Ruf und ihre Mittel ſicherten ihnen immerhin eine ausge⸗ 
zeichnete Stellung in den Verwaltungen und einen erheblichen Antheil an den Früchten der 
* welche zugleich ihr eigenes Geſchäft alimentirte. Der zunehmende Umfang und die 
Mannichfaltigkeit ver Bankgeſchäfte hatten die größere Theilung der Arbeit zur natürlichen 
Folge. An den Mittelpuntten des Bankverkehrs, den Boͤrſenplätzen, befaſſen ſich die erſten 
Häufer hauptſächlich mit dem An- und Verkauf von Werthpapieren und Wechſeln zur Ausfüt-: 
rung belangreihher Aufträge, oder für eigene Rechnung. Andere, ſowie die Bankhäuſer an 
Bandelsplätzen und Fabrikorten, die nicht zugleich eine Börfe Haben, richten ihre Geſchäfte mehr 

nach den Berürfniffen ihrer Umgebung, indem ſie ihren Gorrefponventen Wechſel discontiren 
und zum Einziehen übernehmen, auf fie gezogene Tratten einlöfen, ihnen ſolche auf die Orte, 
wohin fie Zahlungen a u leiften haben , anſchaffen, ihnen in diefer Korm, oder duch Accepte, 
oder auch in baarem Gelde Vorſchüſſe auf Werthpapiere, wol auch auf Waaren, die dann meift 
durch Connoſſamente oder Lagerſcheine repräfentirt werden, geben, endlich aud) ihre Kaffe füh- 

ren, ſodaß der betreffende Geſchäfts- oder Privatmann der. Gefahr und Mühe, größere Sum: 
men bei fi aufzubewahren, zu empfangen, zu verfenden, überhoben wird und den Zinfenver- 

‚luft für fländigen Kaffevorrath erfpart. Diefer nügliche Theil ver Bankgeſchäfte iſt in England 
mehr als in andern Ländern ausgebildet, und bietet für die Bankhäufer ein Feld der Thätigfeit, 
welches ſich mit dem Fortfchreiten der Production und ded Verkehrs immer mehr erweitert. Auf 
diefem Felde werben auch die Bankhäufer nicht durch die Befellichaften verbrängt, meil fie weni⸗ 
ger an ſtrenge Kormen gebunden find und am leichteften die Kenntniß der Perfonen und Ver- 

"hältniffe erwerben, vie hierbei erfoderlich iſt; vielmehr bilden die Bankhäuſer ein Mittelglien 
zwiſchen dem Handels- und Gewerbeftande und ven Banken, bei denen fie wieber einen Rück⸗ 
halt finden, um ihre Dienftleiftungen auszudehnen und auch in kritiſchen Zeiten nicht zu feht 

‚zu beſchränken. 

Die Berhältniffe, welche das Bankweſen erweiterten und glieverten, äußerten ihre Wir- 
fung , wie bei dem Betriebe durch Handelshäuſer, fo auch bei dem Betriebe durch Geſellſchaften. 

Bei dem Übergange vom Frieden zum Kriege, von 1815 an, hatten die größern Banfen 

„ebenfo wie die Finanzvermaltungen ihre durch Leiftungen für [eßtere zerrütteten Verhältnifie 

zu ordnen; in Ofterreich wurde (1817) die Nationalbank gegründet, um das Staatspapiergeld 

einzuziehen. Der Aufſchwung des Verkehrs in der nachfolgenden Ciſenbahn- und Induſtrie⸗ 
periobe veranlaßte eine entfprechenve Vermehrung ihrer Mittel und Erweiterung ihrer @inrid= 
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tungen. Die Bank von England wurde von den Wuchergeſetzen befreit, der Umlauf ihrer No⸗ 
ten vermehrt und begünſtigt; neben ihr eniſtanden zahireiche Banken in England, in Schottland 
und Irland wie in den Colonien. Die Bank von Frankreich centraliſirte das Bankweſen, ver: 
mehrte die Zahl ihrer Zmeiganflalten und verminderte den Stückbetrag ihrer Noten von 500 
auf 100 $r. Die Hſterreichiſche Nationalbank ergänzte ihr Grundcapital durch Hinausgabe der 

urüdbehaltenen Actien. Die Preußifche Bank, die legte reine Staatsanftalt, zog Privatcapital 

eran, vergrößerte ebenfalls die Zahl ihrer Kommanpiten und Filiale, vermehrte ihren Noten 
umlauf und feßte den Fleinften Stũckbetrag von 25 auf 10 Thlr. herab. Neue Banken entflanden 
bis zur Mitte des Jahrhunderts auch in einigen deutſchen Staaten und in Belgien (Banque _ 
nationale, 1850). 

Die Anſtalten, auf welde ver Name Banken bisher ausfhließlich angewendet wurde, be: ' 
ſchränkten ihre Thätigfeit auf die gewöhnlichen Bankgeſchäfte, d. h. jie vermittelten vie oben be: 
zeichneten Geld- und Creditgeſchäfte des Handeld und der Gewerbe, mehrfach auch der Regie: 
rungen. Da der Ertrag diefer Geſchäfte in Zinfen und Proviſion beſteht, und davon die Laften 
und Verwaltungskoſten zu beftreiten find, fo würde bie Gapitalrente ihrer Theilhaber den ge: 
wöhnlihen Zinsfuß jelbft unter günftigen Verhältniffen kaum überfleigen, wenn fie nicht durch 
Notenaudgabe den Vortheil hatten, zinsloſes Geld zu benugen. Die Noten dienen zugleich als 
bequemed und beliebtes Zahlungsmittel, wenn-fie durch gefiherte Einlöfung ven Gleichwerth 
mit der Münze behaupten. Geſchäfte für eigene Rechnung find dieſen Banken in der Regel nur 
für den Handel mit Gold und Silber, und etwa noch ausnahmsweiſe für vorübergehende Anlage 
disponibler Kafienbeftände geftattet. Aus der Natur diefer Gefchäfte folgt: daß die Banken an 
Drten oder in der Nähe von Orten, wo ſolche Gefchäfte zu finden find, alfo an Hanvelsplägen 
oder in Fabrifgegenven, ihren Sit haben müffen, und nur wenn fie dort nicht zugelaflen wer- 
den, wählen fie bie nächft erreichbaren Punkte; ferner haben die Banken zu forgen, daß ihr Ca⸗ 
pital ſicher und immer nur auf fürzere Zeit, 3. B. in Wechfeln oder Vorſchüſſen auf nicht länger 
als drei Monate, angelegt ift, "damit fie jede Verbindlichkeit erfüllen und durch Öftern Umſchlag 
ihre Proviflon auf einen angemefjenen Ertrag Bringen können; endlich müffen fie für die Einlö- 
fung ihrer Noten einen ftärfern Baarvorrath, 3. B. ein DrittheildesNotenumlaufs, bereithalten, 
um einem ungewöhnlichen Andrange nad) Einldfung folange zu genügen, bis die fällig werden⸗ 
den Wechſel und Vorſchüſſe ihnen Geld oder Noten bringen. Diefe Banfen eignen fi daher 
- nit zum Betriebe ver fpeculativen Richtung des Bankweſens, und wie ſich Banfhäufer vor: 
zugsweiſe dieſer Richtung zumenbeten, fo mußte aud) die Affoclation, indem fie dem Borgange 
jener folgte, dafür befondere Anftalten begründen. 

Diefe Anftalten haben mehr Ähnlichkeit mit den Actiengefellfhaften für induftrielle, Trans⸗ 
port: ober Handeldunternehmungen al8 mit ven Banken. Sie unterfheiden fi von jenen nur 
dadurch, daß fie fi nicht auf eine einzelne Unternehmung befchränten, fondern ſich jeder zuwen⸗ 
den können, dir ihnen anfteht. Daher haben aud die erfien der neuern Zeit angehörigen derar⸗ 
tigen Inftitute ſich „Allgemeine Geſellſchaften“ genannt; fo eine nieverlänbifche und die nad 
Ihrem Mufter Ende 1852 in Paris concefftonirte Societe generale de Credit mobilier. Da die 
Unternehmer den Regierungen große Bortheile für Staatdanleihen und für die Entwickelung ver 
Induſtrie, den Eapitaliften und Speeulanten hohe Dividenden und Agiogewinne in Ausſicht 
Rellten, und da das Bublicam damals und längere Zeit hindurch geneigt war, Hoffnungen theuer 
zu bezahlen, fo fand das Beifpiel Frankreich bald vielfache Nachahmung. Oſterreich, Spanien, 
deutſche Staaten, namentlich die kleinen, auch Cantone der Schweiz genehmigten die Errichtung 
von Creditanſtalten. In England fanden ſie keinen Eingang, ſowol weil dort die Hinleitung 
des reichlich vorhandenen Capitals zu productiven Unternehmungen keiner ſolchen Vermittelung 
bedarf, als auch wegen der Abneigung der Engländer gegey das Generaliſiren; ihre Vereine 
richten ſich auch auf andern Gebieten nur auf ſpecielle Zwecke. In Deutſchland verweigerten 
Preußen, Hannover, Baiern und Würtemberg die Genehmigung; Sachſen allein unter den 
Mittelſtaaten conceſſionirte eine Allgemeine Deutſche Creditanſtalt in Leipzig. Nur eine, und 
zwar die in Deutſchland zuerſt gegründete, hat ſich den Namen Bank beigelegt, nämlich die Bank 
für Handel und Induſtrie in Darmſtadt. 2) | 

Die Verwaltung einer folden Grevitanftalt gleicht ſonach dem Chef eines Bankhauſes, wel- 
ches vorzugäweife größere Operationen für eigene Rechnung macht. Sie wirb ſich bei Anleihen 


— 


1) Näheres im Art. Ereditankkalten. Die bier folgenden Abſchnitte beſchräͤnken ſich auf die Ban⸗ 
fen mit NRotenausgabe. 
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con Regierungen, Städten, Eiſenbahngeſellſchaften u. |. m. betheiligen, Berg- und Hütten 
werte, Babrifen, Dampferlinien erwerben, Gejellihaften für ſolche Unternehmungen gründen, 
ober durch Übernahme von Actien ihre Gründung unterflügen; ; jie wird Staatöpapiere und Ac= 
tien faufen und verfaufen. Denlimfang ihrer Gejchäfte wird iienicht auf ven Betrag ihres Actien⸗ 
capitald beichränfen, fondern jte wird Obligationen audgeben, die verzinft und allmälig getilgt 
werben. Wenn ihr Capital für längere Zeit in Unternehmungen feflliegt, fo find auch ihre Ber- 
bindlichfeiten erft in beſtimmten längern Friſten zu erfüllen.. Wie bei einer Banf dem Wechfel- 
portefeuille die Noten, fo ſtehen bei ver Crevitanftalt den Vorräthen an Werthpapieren die 
Obligationen gegenüber. Die Ban dient den Geihäftsleuten an ihrem Sige und in einem mehr 
oder weniger ausgedehnten Wirfungäfreife; die Crebitanfalt iſt, foweit ſie nit durch ihr Sta- 
tut beſchränkt wird, un feinen Ort gebunden, tie kann ihre Mittel in weiter Kerne oder in dev 
Nähe ihres Sites anlegen. Niemand wird in Abrebe flellen, daß eine Creditanſtalt bei intelli⸗ 
genter, vorſichtiger Leitung auf die Production und den Verkehr fördernd einzuwirken und 
ihren Theilhabern unter günſtigen Verhältniſſen eine ſehr hohe Rente zu gewähren vermag; 
ebenfo wenig aber läßt jih verfennen, daß den Chancen hoher Geminne bier wie überall die 
Gefahr bedeutender Berlufte zur Seite geht. Diefe Gefahr erwächſt nicht nur aus dem Fehlfchla- 
gen einzelner. Operationen oder Unternehmungen, fondern aud aus'den Schwankungen der 
Curſe und der VBerfuhung, von dem Börfeniniele Gewinn zu ziehen. Die kurze Erfahrung 
niit den neuern Grebitanftalten lehrt bereits, daß jie auf Unterflügung der Börfenfpeculation 
befondere Sorgfalt verwenden, die Preife der von ihnen begünftigten Papiere zu treiben ſuchen, 
indem ſie ſelbſt kaufen, oder britten Käufern Geld vorſchießen, andere drücken helfen, indem jie 
felbft verkaufen, oder den Berfäufern die Papiere leihen, welche dieſe nicht bejigen (Report: und 
Deportgefhäfte). 

Wenn bei den Bankhäufern ſchon wegen der großen Ausdehnung und Mannichfaltigkeit 
der Bankgeſchäfte nie Theilung der Arbeit eingetreten iſt, jo iſt eine Vermiſchung der Erebitan- 
Ralten und der Banfen mit Notenausgabe wegen ver innern Berjhiedenpeit | beider nicht ange⸗ 
meflen.?). Wenn ver Einfluß der Regierungen auf die Banken für legtere nicht zuträglich if, 
fo wird die Verbindung mit einer Grebvitanftalt noch für weit gefährlicher gehalten werden müſ⸗ 
fen, denn eine Srevitanftalt wird In ihrem aus Staatöpapieren und Actien beftehenben Vermoͤ⸗ 
gen nicht allein von jeder politiſchen Erſchütterung mit betroffen, ſondern ſie iſt noch beſondern 
Kriſen ausgeſetzt, welche den Staat unangefochten laſſen, aber doch ihre Activen entwerthen kön⸗ 
nen. Daher find auch nur in einigen kleinern deutſchen Staaten Verſuche zugelaffen worden, 
nicht allein Banken mit Creditanſtalten in die engſte Verbindung zu ſetzen, wie in Darmſtadt 
und Deſſau, ſondern auch einer und derſelben Anſtalt die Befugniß ſowol zu Speculationsge⸗ 
ſchäften wie zur Notenausgabe zu ertheilen, wie in Meiningen und Luxemburg. 

Der Betrieb der gewöhnlichen Bankgeſchäfte ſowol durch Bankhäufer wie durch Anftalten 
ließ für den Handel und die. Gewerbe eine Rüde offen, die befonders in ſtarken Kriſen hervor⸗ 
trat und außerordentliche Hülfe foberte, aber auch in gemöhnlichen Zeiten nicht verſchwand, bis 
bleibende Einrichtungen fie ausfüllten. 

Die Banken können flet3 und in Zeiten der Krife, foweit ſie es überhaupt vermögen, nur 
Denen helfen, welde ihren Vorfchriften genügen, 3. B. Wechſel mit drei guten Unterfäriften 
zum Didcontiren, oder Schuldſcheine des eigenen Staats als Unterpfand für Vorſchüſſe bringen. 
Die Bankhäuſer arbeiten in ver Regel unter billigen Bedingungen nur mit regelmäßigen Kun⸗ 
ben, nıit Anbern entweder gar nicht oder ſehr theuer, namentlich wo fie, wenn aud nur auf ganz 
kurze Zeit, in Vorſchuß treten follen; in Krifen gerathen fie felbft ins Gedränge, und ıhüflen 
daher ihre Dienfte für Andere noch mehr beſchränken. Um in folden Zeiten dem Handel und 
der Induftrie zu Hülfe zu fommen , haben Regierungen und Stadtbehoͤrden Hülfs- oder Dar: 
lehnskaſſen errichtet, Darlehnsfgeine ausgegeben u. vergl. Ilm aber aud bei normalen Zu- 
ftänden die Hülfsmittel des Credits Denen zugänglich zu machen, welde fie zwar verdienten, aber 
weder bei den Banken noch bei Bankhäufern finden fonnten, bildeten ſich nach dem Beiſpiele 
jener temporären Ginrichtungen bleibende Inftitute. Dahin gehören die fchottifchen Banfen, 
die DiscontosKajlen und -Geſellſchaften i in andern Rändern, wie die Comptoirs d’Escompte in 
Frankreich, die Union de Credit in Brüffel, vie Discontogefellfcaft in Berlin, die Niever- 
Öfterreihifhe GEöcomptegefellfhaft in Wien u.a.m. Das Weſen diefer Einrihtungen be⸗ 
Rebt darin, daß Gefchäftsleute gegen Sicherheit, gegen Bürgſchaft, oder auch ohne ſolche, Cre⸗ 


—. — — — 


2) Belege dafür f. unten, Abfchn. IV, A, in der Ceſchichte der Prenßiſchen Bank. 
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dit in der Weiſe erhalten, daß ihnen Wechſel discontirt oder baare Vorſchůſſe auf. beſtimmte 


Zeit gegeben werden. Die Geſellſchaft nimmt nur ſolche Mitglieder auf, welche durch materielle 
oder perſoͤnliche Garantien (Charakter, Fleiß, Sparſamkeit) ereditwürdig erſcheinen und be= 
ſtimmt die Höhe und die Bedingungen des ihnen zu gewährenden Credits, den Geſchäftsantheil, 
und die Einlage (Yan — Yın des Geſchäftsantheils). Die Mitglieder haften gegenfeitig für die 
Berlufte, welde die Gejelfihaft aus den Verfehre mit ihnen erleivet. Das Gedeihen einer fol: 
hen Einrichtung hängt davon ab, daß jie niht nur von Inhabern Heinerer Geſchäfte, ſondern 
auch von größern, und nicht nur zum Borgen, jondern auch für Gapitulanlagen und für die 
Beſorgung von ſolchen Geld- und Creditgeſchäften, bie feine Vorſchüſſe verlangen, benugt 
wird. Wo dieje Erfoderniſſe jich vereinigen, da werben die Discontogeſellſchaften wie vie ſchot⸗ 
tiihen Banken die Duelle des Wohlſtandes zahlreicher Familien, deren Häupter ohne Credit 
bei aller Tüchtigfeit und Rechtſchaffenheit aus Mangel an Mitteln nicht hätten emporfommen 
tönnen. ?) 

Zu dem Bankweſen find nicht zu rechnen die nah dem Vorbilde des Comptoir Central von 
Bonnard eingerichteten Waarencreditanftalten, welche ven unmittelbaren Waarentauſch befdr- 
dern, indem jie ihren Blienten Anweijungen auf Waaren geben, vie biefe braucden, dafür Anz 
weiſungen auf deren Producte nehmen und für jede Vermittelung eine anſehnliche Ptoviſion 
in Geld erheben. Dies ſind Waarencommiſſionsgeſchäfte, und die Anftalten. ſelbſt Haben noch 
keinen Anſpruch erhoben, für Bankinſtitute zu gelten. 

Wenn bisher von dem Betriebe der Bankgeihäfte durch Handelshäuſer und durch Geſell⸗ 
fhaften die Rede war, unter legtern aber nur die Anonymen Aetiengeſellſchaften verſtanden 
wurden, ſo iſt dabei no einer mittlern Form zu gedenken, welche in ver neuern Zeit größere 
Bedeutung gewinnt. Jedes Handelshaus kann außer ven befannten auch flille Theilhaber auf- 
nehmen. Die Einen haften für die Verbinvlichfeiten der Firma mit ihrem ganzen Vermögen 


- und mit ihrer Perjon, die Andern mit ihren Einlagen; in deren Berhältnig jie an Gewinn und 


Berluft theilnehmen. Iſt die Zahl der flillen Theilhaber eine größere, und find die Einlagen 
in gleiche Theile getheilt, von denen Jeder einen oder mehre beilgt, und wird zwifchen ihnen 
und den verantwortlihen Trägern der Birma ein Gefellfchaftsvertrag errichtet, fo wird das 
Handelshaus zur Commanditgeſellſchaft. Diefe Form mar bisher in England von ver Actien⸗ 
geſellſchaft nicht ſtreng geſchieden, da auch für letztere verantwortliche Perſonen geſtellt werden 
mußten; in Frankreich iſt fie längft eingebürgert, in Deutſchland nicht unbekannt. Im Bank⸗ 
weſen find die Commanditgeſellſchaften neuerdings in Preußen mehr hervorgetreten, und zwar 
als die dort einzig mögliche Korm für die Erepitanftalten, da Conceſſtonen zu Actiengeſellſchaf⸗ 
ten dafür nicht ertheilt murben, und ohne Conceſſion die Ausgabe von Banknoten nicht geftattet 
wird. Die Discontogeſellſchaft i in Berlin beſteht ebenfalls feit 1852 als Commanditgeſellſchaft, 
da felbft dieſe eine Conceſſion nicht erlangen fonnte; ihre Erhebung zu einem der größten und 
gemeinnügigften Bankinſtitute verdankt fie dem Anklange ihrer, ver Brüfleler Creditgeſellſchaft 
nachgebildeten, Einrichtung bei dem zahlreichen und intelligenten mittlern Handels- und Ge⸗ 
werbſtande in Berlin, wie der Nothwendigkeit, den fehlenden Beiſtand des Staats und der 
Geldmächte durch eigene Anſtrengungen zu erſetzen, unterſtützt von der Stärke des Bedürfniſſes 
für den Handel und die Gewerbe, welches ohne Privilegien und Begünftigung die Anſtalt aus 
kleinen Anfängen emporhob. 

Die Commanditgeſellſi haften find bei der äußern Drganifation des Bankweſens zu beach⸗ 
ten, weil der Streit über Freiheit oder Beſchränkung in dem Betriebe durch Gefellihaften in 
diefer Form feine Löfung findet. Der Inhaber einer Handelöfirma unterliegt Feiner bejon- 
dern Auffiht und Beſchränkung, fondern nur ben allgemeinen gefeplihen Beilimmungen. 
Eine Anonyme Geſellſchaft Dagegen, welche das Privilegtum einer juriſtiſchen Perfon und cor⸗ 
porativer Rechte erlangt, wird fih beſchränkende Beftimmungen in ihrem Statut und befonbere 
Auffiht von Seiten ver Regierung gefallen laffen müflen, namentlih wenn ihre Befugniffe er= 
hebliche Ausnahmen von der allgemeinen Gefepgebung enthalten, 3.2. ven Verkauf verfal- 
Iener Fauſtpfänder ohne weitere Körmlichkeiten, oder die Ausgabe von Papiergeld (Banknoten). 
Für ihre Verbindlichkeiten haftet das Actiencapital, Leine gefgäftdleitende Perfon; die Privile- 
gien Eönnen für die Acttonäre eine Quelle ver Bereicherung werben, während file nur mit dem 
einbezahlten Actienbetrag an Verluften teilnehmen. Mit Einem Worte: Freiheit bedingt Ver⸗ 
antwortlichkeit und ſchließt das Privilegium aus. Wer Vorrechte Haben und feine Verantwort⸗ 
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lichkeit übernehmen will, wenn auch zur Börberung eines gemeinnügigen Zwecks, ver wirb dem 
Öffentlichen Intereife befondere Garantien gegen ben Misbrauch ſeiner bevorzugten und perſoͤn⸗ 
lich geiicherten Stellung geben müffen. 

Man könnte die Frage aufwerfen: warum die Affociation in der Regel die Staatsgeneh⸗ 
migung nachſucht, und nit die Gommanbitgejellichaft mit ihrer freiern Bervegung vorzieht. 
Abgefehen von den Fällen, mo der Zweck ſelbſt die Conceſſton erfodert, wie 3.2. die Expropria⸗ 
tion für Eiſenbahngeſellſchaften, iſt es nicht üderall leicht, für größere und vieljeitigere Unter: 
nehmungen Männer zu finden, wie fie eher für beftimmte Qewerbsanlagen mit mäßigem Capital 
fi darbieten, Männer, melde durch notorifche Befähigung, Nuf und Vermögen geeignet und 
zugleich auch geneigt jind, als verantwortliche Inhaber die Zeitung der Geſchäfte zu ũübernehmen. 
Die Eigenſchaften, welche den Capitaliſten Vertrauen einflößen, ind ba, wo jie ſich vereinigen, doch 
ſelten mit dem Willen verbunden, jie zu neuen ſchweren Proben zu verwenden; dagegen find fle 
eher bereit, in der Verwaltung einer Anonymen Actiengejellfi haft nügliche und bequemere Dienfte 
zu leiften. Mit Strohmännern an der Spige kann aber eine Commanditgeſellſchaft nur ein 
ephemeres Daſein haben, ſelbſt wo die Geſetzgebung nicht, wie im Jahre 1856 in Frankreich, 
Beſtimmungen getroffen hat, um zu ſorgen, bap eine Mehrzahl wirklich verantwortlidyer Per: 
fonen und ein reelles Capital‘ nebft beftimmten für die Ginzahlungen haftbaten Theilhabern 
vorhanden feien, bevor. eine Commanditgeſellſchaft in das Leben treten darf. Werner übt eine 
vom Staate eoncefitonirte und beaufjihtigte Geſellſchaft, abgefehen von ven greifbaren Vor- 
theilen, melde fie, mie ſchon oben ermähnt, aus ihren Privilegien ziehen kann, in der Regel 

‚eine färfere Anziehungskraft auf das Capital, weil. jie von dem Publicum für figerer und jo: 
liver gehalten wird ald eine Privatgefellfchaft, die fich felbft regiert. Auf der Meinung beruft 
das Vertrauen, der Credit, mag jie jelbft auch noch ſowenig begründet fein. In der That hängt 
bei der Actien = wie bei der Commanditgefellihaft, namentlih im Bankweſen, Alles von ver 
Tüchtigfeit der leitenden und ber controlirenden Bermaltung ab, und die befte Aufficht ift die der 
Hffentlichkeit. Dem Commiffar ver Regierung fönnen bei feinen periodifchen Reviſionen bie 
in ven Buchungen firirten Geichäfte in [hönfter Ordnung erfcheinen, und doch Fönnen fie inner 
lich faul fein. Das öffentliche Gericht, welches im Mai 1857 über die Dirertoren der Royal 
British Bank in London und im September über Angeftellte der franzöfifhen Norpbahn in _ 
Paris gehalten, und deren Verhandlungen durch die Preffe in alle Länder getragen wurden, 
zeigen nicht allein merkwürdige Auffchlüffe über die Kunft, die Actionäre und die Regierung 
zu täufchen, fondern auch, wo die wirkſamen Schugmittel gegen folde Gaunereien zu ſuchen 
find. Wenn der Staat, indem er die Statuten einer Actiengefellfchaft genehmigt, ihr Vor— 
rechte verleiht, fo Hat er zwar das Recht, feine Bedingungen zu ftellen und Auflicht zu üben; 
allein e8 liegt darin Feine jo große Garantie für die Solivität der Anftalt, als in einer redlichen, 
vorſichtigen und geſchickten Leitung und Gontrole, welche ebenjo wol eine nidhtprivilegirte 
Privatgefellfhaft durch ihre perjönlich haftenven Imfaber und ihre Verwaltungsbehoörde dar- 
bieten kann. 

Dieſem allgemeinen Überblice über das Bankweſen nach feinen Geſchäftszweigen — Dienft- 
leiſtungen für Andere und Operationen für eigene Rechnung — und deren Betrieb durch Han: 
delshäufer wie durch Banken, Grebitanftalten und Discontogejellihafterr, in ven Formen con⸗ 
ceſſionirter Actiengefe ſchaften oder von Commanditgeſellſchaften, iſt deſſen nationaloͤkonomiſche 
Bedeutung anzufügen. In dem großen Getriebe der Volkswirthſchaft iſt es das bewegliche 
Capital, an welchem die Functionen des Bankweſens ſich äußern, indem ſie das Anſammeln be⸗ 
fördern, die Hinleitung zu werbender Beſchäftigung vermitteln und den Umlauf erleichtern und 
beſchleunigen. Es entſteht, wo der Verkehr ſich ausbildet, zuerſt als Wechſel- und Leihgeſchäft, 
ſelbſtändig oder als Nebengeſchäft in Verbindung mit andern Handelszweigen, und wächſt zu 
einem nothmwendigen und wichtigen Bactor des Güterumlaufs in. dem Maße heran, vie vie 
. Menge und Mannichfaltigkeit der producirten vom Handel dem Verbraude zugeführten Waa- 
ren und die Bewegung der Menſchen zunimmt. Seine Grundlage iſt der Erebit, fein Element 
die Bewegung, fein Ziel die ununterbrocdhene Befchäftigung des beweglichen Capitals. 

Die Function des Anſammelns von Capital verrichtet dad Bankweſen, indem es Kaſſenbe⸗ 
flänbe und ähnliche vorübergehend dem Eigenthümer entbehrliche Gelder annimmt, und dafür 
einen mäßigen Zins folange vergütet, bis darüber verfügt wird. Hierin reiht fi das Bankwe⸗ 
fen ven Sparkaſſen an, melche die £leinften Beträge, aber nicht größere Einlagen auf einmal an: 
nehmen. Die Sparkaffen dienen ben meniger bemittelten Claſſen zur allmäligen Ermerbung 
von Eigenthum aus Kleinen Erſparniſſen, die Banken dagegen zur vorübergihenven Aufbewah- 
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rung freigemordener Summen, über welche jeberzeit, mit oder ohne Kündigungsfriſt verfügt 
werben Fann ; inzwifchen aber werben fie in ven Bankgeſchäften ventbar gemadt. 

Darin befteht nun die zweite volkswirthſchaftliche Function des Bankweſens: das Hinleiten 
der eingelegten Summen zu nüglier Verwendung. Dieje kann ebenfalls nur eine vorüber: 
gehende fein, Damit wegen rechtzeitiger Erfüllung der Verbindlichkeiten, die Einlagen zurückzu⸗ 
“geben, feine Berlegenheit entfleht. Für eine joldhe temporäre Verwendung eignen ſich die Be⸗ 
triebsmittel der Gewerbe und des Handels, ſoweit ſie in Foderungen, die noch nicht fällig, oder 
in Erzeugniffen, die noch nicht verkauft find, gebunden liegen. Das Bankweſen kauft bie Fo⸗ 
derungen, melde als Anmeifungen, Accrebitive oder Wechſel vorliegen, und gibt Votſchüſſe 
auf Waaren oder andere Werthgegenitände. 

Auf der einen Seite jehen wir alfo Summen, denen e8 für den Augenblid an Verwendung 
fehlt, auf der andern Seite Gelegenheit zu Geſchäften, wofür die Mittel erft fpäter frei werben. 
Das Bankweſen tritt in die Mitte, nimmt die Sunmen an und gibt fle ven Gefchäften hin, fam: 
melt müßiges Capital und führt e8 zu nüglicher Beſchäftigung. Dieſes einfache Verhältniß bie- 
tet in der Anwendung eine Menge von Gombinationen dar, und es iſt die Aufgabe einer guten 
Zeitung, diefelben zn benugen und in dieſen Umſchlägen Regelmäßigfeit, Stetigfeit und Sicher: 
heit einzuführen, welche ihr Vertrauen und angenehme Verbindungen erwerben. 

Im engften Zuſammenhange mit biefen beiden dem bemeglichen Gapitale gemipmeten Bunt: - 
tionen des Bankweſens fteht die dritte, welche auf die Erleichterung und Beſchleunigung der 
Ungfäge der Production und bes Handels gerichtet ift. Dahin gehört ſchon das Discontiren vom 
Wechſeln und die Beleihung von Waaren oder Werthypapieren; diefer Zweig dehnt ich aber 
tveiter aus, und dad Bankgeſchäft betreibt ihn nicht allein mit ven ihm anvettrauten Summen, - 
jondern auch mit eigenen Mitteln und mit feinem Credit. Das Bankgeſchäft kauft einen Wech⸗ 
ſel von einem Fabrikanten auf einen Großhändler und verkauft denſelben an einen Handels- 
mann. Der Erftere kommt dadurch in ven Beſitz des Betrags feiner Foderung, bevor dieſelbe 
verfallen ift, ber Andere erwirbt ein Papier, mittel& defien er eine Zahlung an einem entfernten 
Drie bequemer leiften kann als durch Anfchaffen und Verfenden von Münze. Der Erftere kann 
das freigewordene Bapital für fofortige Erzielung neuer Producte verwenden, ver Andere fpart 
einen Theil der Koften und dad Rifico für die Anfhaffung und Verſendung freinder Münzen. 
Die Bermittelung des Bankgeſchäfts hat alfo die Wirkung, daß die Verfügung über das in 
Foderungen oder Vorräthen gebundene Capital nicht erſt mit dem Augenblide möglidy wird, 
wo der Betrag der Foderung oder der Erlds aus den Waaren eingeht, ſondern ſchon mit dem 
Momente, mo die Koderung entitanden, die Waare auf dem Lager angekommen ifl. Dian weiß, 
daß in einem Lande, wo da8 Bankweſen entwidelt ift, mit dem nämlichen Capital ſechs bis jehn 
mal fo viele Gejchäfte gemacht werben können als da, wo feine Hülfe nicht zu Gebote fteht. Das 
Bankweſen vervielfacht nicht das Capital, aber e8 Hilft vem Handel, das Gapital, welches er hat, 
in einer gegebenen Zeit zehn mat flatt einmal umzufchlagen.. Das Bankgeſchäft srfhafft auch 
nicht den Credit, es ift nur fein Agent, aber ein nothwendiger, ohne deſſen Dazwiſchenkunft vie 
Production und der Verkehr den Aufſchwung, deſſen Augenzeuge We gegenwärtige Generation 
ift, nit genommen haben würvden. Das Banfgefihäft dient aber Hierbei nicht allein als Vet: 
mittler, fondern auch ald Verficherer, nach der einen Seite durch die Garantie, welche ed für die 
ihm anvertrauten Summen leiftet, nach ber andern Seite durch die erhöhte Sicherheit, melde 
feine Unterfhrift ven mit feinem Giro verfehenen Wechſeln verleiht. Indem alfo das Bankweſen 
durch befchleunigte und leichtere Umfäge die Brüchte des Capital und durch feine Garantien die 
Stärfe des Credits vermehrt, trägt es mittelbar zur Vermehrung des Nattonalcapitald, mithin 
des Nationalreichthums bei. 

Die erwähnten Functionen des Bankwefens gelten nur Son ven Banfgefhäften im engern 
Sinne, ven Dienflleiftungen für Dritte. Der andere Haupfzmeig, die Berheillgung für eigene 
Rechnung an Finanzoperationen und grögern Unternehmungen jind nationalöfonomifdh von 
ähnlicher Bedeutung, betreffen aber nicht ſowol das umlaufende Gapital, fondern vorzugsweiſe 
die BVermittelung zwifchen Nachfrage und Angebot von Eapitalanlagen für längere Dauer, fo= 
weit fle durch leicht übertragbare Schuldurkunden dvargeftellt werben. | Ä 

Schon die Bildung des Grundcapitald von Banfinftituten wie von andern Actien= oder 
Commanditgeſellſchaften ift eine Anfammlung von Capital aus Eleinern Beträgen zu probucti- 
ver Verwendung. Die Beträge, welche die Geſellſchaft ven Inhabern ihrer Actien oder Antheil- 
- feine ſchuldet, können von dieſen nicht zurückgefodert, aber die Actien können gerfauft ober 
verpfändet werben. Das Gapital bleibt der Befellfchaft, aber die Beſiher ver Antheile wechfeln. 
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Wenn dad Bankhaus eine Staatdanleihe übernimmt, fo ſucht es Abnehmer für die Schuldſcheine, 
und wenn bie Greditanftalt eine Gejellfchaft für den Betrieb eines Bergwerks gründen bilft, 
fo benußt jie ihre Verbindungen und dad Gewicht ihrer Empfehlung, um die Actien unterzu: 
bringen. Diefe Functionen jind nichts Anderes ald Anfanımeln größerer Gapitale aus fleinern 
Beträgen. Sie unterjheiden ji von den analogen Verrichtungen der Bankgeſchäfte im engern 
Sinne dadurch, daß legtere die Stetigkeit der Beimegung und Erneuerung in den Umfägen 
durch ihre Vermittelung unterhalten und befchleunigen, jene Dagegen die Mittel für dauernde 
Anlagen berbeifhaffen. Die Einen nehmen Einlagen und geben Vorſchüſſe auf kurze Zeit und 
liefern die bequemften Surrogate für ven Gebraud der Münzen, um Foderungen auszugleichen 
oder einzuziehen, wie um Zahlungen zu leiften ; die Andern bringen der Production das Gapital 


für feſte Anlagen, geben den Gapitaliften dafür die Schuldurkunden und üben durch ihre Ope- 


rationen Einfluß auf veren Tagespreije. Die Trandactionen der Einen befördern ven Blutum⸗ 
lauf, die Trandactionen vet Andern die Bildung der feften Beftandtheile in vem Organismus 
der Volkswirthſchaft. - 

Um bie nationaldfonomiihen Verrihtungen des Bankweſens rihtig aufzufaflen, muß man 
den Blick freihalten von den Dünften einer augenbliklihen Strömung auf dem Geld - und Ca— 
pitalmarfte. Man darf weder auf die Stimmen hören, welche dad Anfertigen und Auögeben 
von Banknoten und Actien ald dad Mittel anpreifen, Credit und Gapital zu erſchaffen, noch auf 
jene, die darin nur. die. zerbrechlichen Werkzeuge ſchwindelhafter Speculation erbliden. Die 
Ausbildung des Bankweſens geht Hand in Hand mit der Entwidelung der Production und 
des Handels, und je größer die Zahl der Geſchäftsleute, der Miteigenthümer an Unternehmun-⸗ 
gen, der Stantögläubiger wie der Maſſe von Erzeugniflen wird, je zahlreicher und lebhafter 
die Bewegung von Menſchen und Wuaren, die Verbindungen des Handel, der Verfehr unter 
den Völkern ſich geftalten: deſto mehr wachſen an Zahl und limfang die Anfoderungen am vie 
nüglichen Dienſte des Bankweſens. Es wird von Denen getragen, melde die Vortheile, Tre es 
ihnen bietet, erfennen und zu benußen verftehen, und mit biefen vermehren fi die Handelshäu⸗ 
fer und Anftalten, welche Banfgefhäfte berreiben. Sie bilden ein wichtiges Glied in dem Orga- 
nismus des wirthichaftlicherr Lebens ver Gegenwart und jind mit dieſem der Gegenftand allge:. 
meiner Beachtung geworden. Dad „Staats-Lexikon“ durfte in feiner erften Auflage ſich auf eine 
ganz flühtige Erwähnung des Bankweſens beihränfen; unfere heutigen Refer würben fi Damit 
fhwerlich begnügen. Ebenjo wenig würden die heutigen Banken ihrer Aufgabe genügen, wenn 
fie aufihrem alten Buße ftehen geblieben wären. Die Preußiſche Bank z. B. Hatte von 1820 — 
36 durchſchnittlich in Einem Jahre für 2,250,000 THlr. Noten im Umlaufe; am 50. Sept. 
1857 betrug ver Notenumlauf die Summe von 73,538,000 TIhlen. Der Wechfelbeftann war 
Ende 1820: 514,700 SHlr. 71845: 12,739,800 Thir., am 30. Sept. 1857: 70,113,000 Thlr. 
Die Bank von Frankreich hat im legten Jahrzehnd ihr Kapital auf dad Doppelte, ihren Noten: 
umlauf auf das Zweieinhalbfache, ihre Discont- und Beleibungsgefhäfte um das Dreifahe 
vermehrt. Weitere Bergleihungspunfte werden die folgenden Abfchnitte ergeben. 

1. Banknote, Banzbillet, Bankzettel ift eine Anweifung, welde vie Bank auf fich ſelbſt 
ausftellt; fie verfpricht, die Darauf bemerkte Summe an dem darin beftimmten Orte dem Inha⸗ 
ber bei Sicht in Münze zu bezahlen. Die Noten lauten auf beflimmte Beträge in verſchiedenen 
Abftufungen, 3.8. 10, 20, 50, 4100 Thlr. Ihre Nachahmung wird durdy eigens angefertig- 
tes Papier, Waflerzeihen, künſtlichen Drud und Verzierungen erſchwert und ſomie ihre Ver: 
fälfhung von Amtswegen verfolgt und wie bei ven Münzverbreden beitraft. Diele Eigen: 
ſchaften befähigen die Noten als Umlaufdmittel an der Stelle des Geldes zu dienen und wie 
dieſes ohne alle Förmlichkeit ver Übertragung von einer. Hand in die andere zu gehen. Liber die 
Banknote ald geldvertretendes Mmlaufsmittel wird der Art. Papiergeld Näheres enthalten; 
hier follen die Dienste betrachtet werden, welche fie in dem Bankweſen als Hülfsmittel des Gre- 
dits leiftet. Im diefer Beziehung iſt des Vortheils ſchon gedacht, den die Noten ver Bank jelbft 
gewähren, inbem fie eine unverzindliche ſchwebende Schuld ver Bank an die Noteninhaber dar⸗ 
ftellen, zu deren Einlöfung nur ein Theil ihres Betrags in baarenı Gelbe vorräthig gehalten 
zu werben braucht. Daraus geht aber hervor, daß die Note, wenn fie auch gegen Münze einge⸗ 
1öft werden muß, doch in dem Bankverkehr nicht die Stelle der Münze vertritt, denn fonft müßte 
ihr voller Betrag in Münze vorräthig fein. Es tft eine irrige Meinung, daß nur der gute Wille 
der Inhaber, die Noten längere Zeit für die Gireulation zu benugen, der Bank geftatte, etwa 
mit dem vierten oder dritten Theile ihres Gefanımntbetrags in Münze auszureichen, und es iſt 
von Wihtfkeit ſich klar zu machen, daß die Note im Bankverkehre nicht das Geid, fondern bie 
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| Woechſel vertritt. Beide ſind Anweiſungen auf eine Summe Geldes; das Metall iſt ihre gemein⸗ 


ſchaftliche Grundlage; aber die Note hat vor dem Wechſel den Vorzug einer leichtern Gircula= 
tion, unb darum gewährt die Bank dem Verkehr einen Vortbeil, indem fie ihm ftatt der Wechſel 
die Noten liefert. Wir wollen verſuchen, das Verhältniß anfhaulidh zu machen. Der Wechſel 


iſt an dem darin benannten Tage zahlbar; von dem Tage ber Außftellung bis zum Verfall kann 


der Wechfel ald Umlaufsmittel dienen, fpäter nicht mehr. Wer einen an Zahlung erhaltenen 
Wechſel weitergibt, muß ihn indoſſiren und kann, wenn derfelbe von dem Bezogenen nicht 
eingelöft wird, zur Zahlung angehalten werben, vorbehaltlich des Regreſſes auf feine Vormän⸗ 
ner. Dieſe Berantwortlichfeit übernimmt nicht Jedermann gern, namentlid nicht, wenn ihm 
die frühern Inhaber unbelannt find oder nicht hinlänglich ficher fcheinen. Der Empfänger des 
Wechſels hat auch nicht immer Gelegenheit, benjelben jogleich weiterzugeben, er läßt ihn daher 
liegen bis zum Verfalltage, ober ex läßt ihn bei einem Bankgeſchaäfte discontiren. In dem Porte: 
feuille eines Bankgeſchäfts fammelt ſich in dieſer Weife eine Anzahl von Wechfeln, welche bis 
zur @inlöfung liegen bleiben. Das Bankgeſchaͤft hat dafür ven Discont bezogen, aber das Ga- 
pital iſt folange gebunden und die Wechſel find ver Girculation entzogen. Die Bankgefchäfte 
haben verſucht, die Erſchwerungen des Umlauf der Wechſel zu befeitigen. Sie geben für den 
discontirten Wechſel eine Anweifung auf fi felbft, zahlbar dem Vorzeiger am Berfalltage des 
Wechſels. Hierdurch wird der Übergang in andere Hände von jeder Haftbarkeit und Foͤrmlich⸗ 
keit befreit; aber die Dauer des Umlaufs bleibt beſchränkt, und die Einlöſung gegen Gelb kann 
nur an einem beflimmten Tage verlangt werden. Man ging einen Schritt weiter, indem man 
die Anweifungen auf einige Tage nad Sicht zahlbar flellte, und ſolche find vielfach im ®ebraude, - 
wie z. B. die Sieben: Tage = Wechfel (Seven days post bills) der Banf von England. Um aud 
die legte Unbequemlichkeit für den Verkehr, die Krift zwifchen dem Borzeigen und ver Einlöfung 
zu befeitigen, wurben die Anwelfungen für jeberzeit einlösbar erklärt und als Banknoten zu 
der einfachften und bequemften Form von Sandeldeflecten erhoben. Die Banknote vereinigt die 
Eigenfchaften eines noch laufenden mit denen eines fälligen Wechſels, iſt frei von allen Senm: 
niffen der Circulation, dient alfo volllommener ald der Wechfel zur Erſparung des Gebrauchs 
und der Berfendung von Münzen. Wer für einen discontirten Wechfel Noten erhält, kann biefe 
wieder zur Ginlöfung eined auf ihn laufenden Wechfeld verwenden, alfo zur gegenfeitigen Aus⸗ 
gleihung von Foderungen und Verbindlichkeiten. Durch dad Audgeben von Noten wird eine 
folide und gut geleitete Bank in den Stand gefeht, ihre Beſtimmung, die Umſätze im Handels⸗ 
vertehre durch die Hülfsmittel des Credits zu erleichtern und zu befi chleunigen, in vollem Um: 
fange zu erfüllen. ' 

Wird die Stellung ver Banknote in dem Creditſyſtem und in der Circulation als Reprä⸗ 
ſentant des Wechſels richtig aufgefaßt, ſo folgt daraus eine Reihe von Sätzen, wichtig für die 
Geſetzgebung und die Verwaltung wie für die Leitung des Bankweſens, von denen bier nur 
zwei anticipirt werden follen. 

4) Die Banknote iſt nicht beſtimmt, im Kleinen Verkehre zwiſchen dem Gewerbsmann und 
dem Vetailhändler mit ihren Kunden und Abnehmern als Zahlungsmittel zu dienen. Sie ſoll 
daher 33 in fo kleinen Abſchnitten ausgegeben werden, daß ſie die grobe Silbermünze ober hie 
gewoͤhnlſhe Goldmünze aus dieſem Verkehr verdränge. Für die Erfüllung ihres Zwecks, bei 
den Umſätzen zwiſchen dem Producenten und dem Großhändler wie zwilchen diefem und dem 
Detailhändler an die Stelle des Wechfeld zu treten, genügen Abfchnitte, deren Fleinfter etwa das 
Doppelte der gewöhnlichen Goldmünze beträgt. DieferSap iſt ziemlich allgemein angenonımen. 

2) Als Marimalhöhe des Notenumlaufs ift eine beflimmte Summe, wie z. V. die Summe 
des einbezahlten Actiencapitals, nicht geeignet; die natürliche Grenze ift ver Gefammtbetrag ber 
im Portefeuille ruhenden Discontwechſel. Keine andere Ziffer als dieſe flebt mit ven Functionen 
der Banknoten in einem ſolchen Verhältniſſe, daß fle als Maßſtab oder Grenzlinie für ven No: 
tenumlauf taugt. Nimmt man, wie in der Regel geſchieht, das Actiencapital ald Marimum, fo 
kann diefe Grenze zu weit und zu eng fein. Zu weit, wenn bie Bank, um von ihrer Befugniß 
vollen Gebrauch zu machen, die Noten zu weniger foliven als zu Discontgefhäften verwendet; 
zu eng, wenn fie die Bank verhindert, dem wirklichen Bedarf des reellen Verkehrs durch Discon⸗ 
tiren von Wechſeln zu entfprechen. Für Beides wären Fälle aus dem Leben anzuführen, wenn 
der Raum es geflattete. Aber wenn der Betrag der Noten das Actiencapital nicht überfleigen 
darf, fo haben in letzterm die Noteninhaber wenigſtens vollftändige Sicherheit. But; doch 
wo bleibt alddann die Garantie für die übrigen Gläubiger der Bank, namentlid für die als 
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Depoſiten eingelegten Capitale, deren reichlicher Zuflufi wünſchenswerth it? Wird der Noten⸗ 
umlauf feinem Zwede gemäß nad) dem Bortefeyille bemeſſen, ſo gibt es Feine beilere Garantie 
für die Inhaber ale biefe Wechſel, die innerhalb brei Monaten den ganzen unlanfenden Noten⸗ 
Betrag in Noten, oder in Geld einbringen. 

- Die Richtigkeit diefer aus der eigentlihen Beſtinmung der Banfırote abgeleiteten Folge⸗ 
rung wird mehr und mehr erfannt und hat der Preußiſchen Bank in ihrem Vertrage mit der 
Regierung von 28. Jan. (genehmigt 7. Mai) 1856 die Befugnip verſchafft, nad) dem Bedürf⸗ 
niſſe bed Verkehrs Noten unter der Berpflihtung auszugeben, ſtets ein Drittel des umlaufenden 
Betrags in baarem Gelbe oder Silberbarren und zwei Drittel in bankmäßigen Wechſeln vor: 
räthig zu halten. Die Wirkung war, daß der Notenumlauf, im Anfange des Jahres zwiſchen 
19 und 20 Mill., am letzten December fhon auf 47, am legten September 1857 auf 73 Mill. ge: 
fliegen und ebenfo die vem Handelsverkehr getwährte Unterflügung ausgedehnt war. Eine noch 
größere Sicherheit bietet Die im Jahre 1856 gegründete Privatbank zu Gotha, deren Statut 
nit nur zwei Drittheile, jondern den vollen Betrag des Notenumlaufs in Discontwechieln 
und außerdem noch ein Drittheil in baarem Gelde verlangt. Neben einer folden Beſtimmung, 


‚welche den Gebrauch der Noten auf ihren eigentlihen Zweck, daB Discontgefhäft, beſchränkt, 


nod) eine andere, willkũrliche Schranke zu ſetzen, iſt nicht allein überflüſfig, ſondern geradezu 
ſchäblich, indem fie zu einer misbräuchlichen Ausdehnung ebenſo leicht wie zu einer dem Ber: 
fehre empfindlichen ungebührlichen Beichränfung ver Notenausgabe führen kann. 

"Die Natur der Noten ale Hülfsmittel des Credits bringt ed mit ſich, daß fie im Ilmlanie 
nicht mit Zwang, fondern von dem Vertrauen getragen, dabei etwa noch durch die Annahme 
an Öffentlichen Kaſſen begünftigt werden Fönnen: Mit dem Zwangscurſe würden fie ihre Natur 
verändern und unter biejenigen Nothmittel fallen, deren der Art. Papiergeld gedenken wird. 
Ebenio liegt es in der Natur der Noten, daß ihr Umlaufsgebiet mit dent der Landesmünze, auf 
welche fie lauten, zufammenfällt. Sie dienen der innern Girculation, nicht den audreärtigen 
Handel. Im Auslanpe verbieten jie fi von felbft, weil man ſie dort nicht brauchen und nicht 
einlöfen kann. Kommt ein Engländer mit Noten feiner großen Nationalbank nach Paris, jo 
kann er fie zwar nicht ald Zahlungsmittel benugen, aber er kann jle ald Waare, ald Sichwechſel 
auf London an einen Bankier verfaufen, der fle dann als Rimeſſen benutzt over einen nad 
England reifenden Franzoſen damit verfieht. Es iſt daher fein Land in Gefahr, mit den Bank⸗ 
noten eines andern Landes überjhruemmt zu werden, alfo auch nicht zu Maßregein der Abwehr 
veranlaßt. Nur Deutichland macht von der Regel eine Ansnahme, deren neueftes Exempel in 
dem Verbote, ausländiihe Banknoten zu Zahlungen in Baiern und in Preußen zu verwen: 
den, vorliegt. Batern war am 18. Ian. 1857 mit dem Verbote vorangegangen, wovon je: 
doch ſchon unterm 2. April die Noten der Bank von England ausgenommen wurden; Preußen 
folgte mit ber Gefegvorlage, bie von beiden Häuſern des Landtags (zulegt vom Herrenhauie 
am 28. April) angenommen, unterm 25. Mai verfündet wurde. Für Baitın mag der Zweck, 
feine Angehörigen zu ſchützen, das Mittel ver Abfperrung vielleicht reditfertigen ; für Preußen 
reicht dieſe Erklärung nicht aud, weil diefer Staat in Bezug auf den deutfchen Berfehr eine 
andere Aufgabe feit dee Gründung des Zullvereind ſich gefegt hat, Der Bejepentipurf läßt 
fhon Ausnahmen von dem Verbote infolge von Vereinbarungen mit auswärtigeh Regie: 
rungen zu, auch hat eine im April erlaffene Denkichrift der preußifhen an die iibrigen Re: 
gierungen im Zollverein die Anficht ausgebrochen, daß nad dem Abſchluſſe des Münzver: 
trags vom 24. Ian. der Augenblic fir Berhandlungen unter ven Vereingregierungen über eine 
Berfländigung in Bezug auf die ‚Emiffion von Banknoten nunmehr gekommen fei. Man darf 
daher einftweilen nody dad Geſetz ald ein reſervirtes Mittel betrachten, um ver preußiſchen Stimme 
bei ven. Verhandlungen gröpern Nachdruck zu verfeipen. Solange man viele Anficht feſthal⸗ 
ten darf und das Gefek nicht als eine Verkehrsſperre gegen Anftalten in zollvereinten Län⸗ 
dern betrachten muß, kann man aud) über die Begründung der Maßregel in den beiden Häufern 
und in der erwähnten Denkichrift hinweggehen. Andernfalls mürde eö nicht ſchwer fein nad: 
zuwriſen: daß die Banken in den Fleinern Nachbarſtaaten nicht entftanden jein würden, wenn 
die Entwickelung des Bankweſens in Preußen felbft nit zu Gunften der Hauptbanf gehemmt 
worven märe; daß jene kleinern Banken, vorwiegend mit preußifchem Capital gegründet, dem 
Verkehre in den angrenzenden preußifcgen Provinzen weſentliche Dienfte geleiftet baben, die 
ihnen die Hauptbanf nach ihrer Berfaflung nicht erfegen Tann ; daß biefelben mit menigen Aus: 
nahmen an Solidität der Preußischen Bank nicht nachſtehen, und daß ihre Beſchädigung durch 
die Notenfperre preußiiche Unterthanen nicht etwa vor Nachtheilen bewahren, fonvern als Ae⸗ 
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tionäm und Eorrefponneiten diefer Banken empfindlich treffen wirrde. Man könnte ferner nad 

weijm, wie fehr die bei ven Verhandlungen des Landtags angeführten thatfühlihen Angaben 
über ben Notenumlauf die Wirklichkeit überholen. So wurden 3. B. Frankfurt und Darnıftadt 
mit 50 Mil. Sion. Noten angeführt, während der Umlauf am 30. April 14,192,220 Gton. 
gegen. baare Borräthe von 7,961,251 Gldn. betrug; Luremburg follte gar 80 veill Fr. haben, 
waͤhrend nur 4,600,500 Sr. umliefen. Von Gera, Gotha und Bückeburg wurde gejagt, daß 
ihre Notenaudgabe unbeihränft, mithin cine VBerehnung ganz unmöglich fei, während die 
Emiſſion bei Gera und Gotha nach dem nämlichen Brineip wie bei der Preufifhen Bank gere: 
gelt ift, nur bei Gotha noch viel flrenger, und der Umlauf am 50. April bet Gera 3,860,100 
Thlr. gegen 1,610,644 THlr. Baarvorrath, dei Gotha 310,980 Thlr. gegen 235,408 Thlr. 
in baar betragen hat. Die Banken in Ipüringen (Meiningen ift eine Grebitanftalt, Buckeburg 
desgleichen, aber noch ohne Leben), die Banken in Weimar, Gotha, Sondershauſen und Gera 
Reben hinter der Preußiſchen Bank allerdings an Groͤße, aber keineswegs an Sicherheit und 
Solidität zurüd. Die Gefahr vor dieſen Banken'war alfo für Breußen nicht ſehr groß, zumal 
da ihre Noten ſchwerlich in einer annähernden Menge in Vreußen circuliten tote jene der Preußi⸗ 
ſchen Bank im Auslande. Man könnte endlich auch noch auf die politiſchen Bedenken einer 
Notenſperre Preußens gegen die übrige Welt und insbeſondere gegen bie benachbarten Vereins⸗ 
ftaaten aufmerkſam machen, wenn nicht die in Ausſicht geftellten Verhandlungen derartige Be: 
trachtungen als verfrüht erjcheinen ließen. - 

Wenn dad von Preußen angedrohte Verbot in Iegter Folge zu einer gemeinfamen Regelung 
des Notenunlaufs in den Staaten des Zollvereins führt, dann wird ed den Anlaß zur Erzie⸗ 
lung von Bortheilen für die Production und den Verkehr gegeben haben, welche den Verträgen 
über Zoll-, Münz-, Eiſenbahnweſen, dei Allgemeinen Wechſelordnung und dem hoffentlich zu 
Stande fonımenden allgemeinen Handelsgeſetzbuch würdig zur Seite ſtehen dürfen. 

Als Grundzüge einer ſolchen Vereinbarung denken wir uns folgende weſentliche Punkte: 

Das Ausgeben von Noten, beziehungsweife die Zulaſſung der Noten als Zahlungsmittel, 
wird nur ſolchen Banken gewährt. welche reine Privatanſtalten find, feine größern Operationen 
oder Unternehmungen für eigene Rechnung machen und nicht mit derartigen Greditanftalten In 
einem engern Zuſammenhange ſtehen. 

Die Statuten dürfen die Anitalten nicht zu Vorſchüſſen an die Kegierungen, noch zur An⸗ 
nahme ‚öffentlicher Gelder verpflichten, ſollen dagegen gleichförmige Beſtimmungen enthalten 
über die Begrenzung des Notenumlaufs durch den Vorrath an Discontwechſeln und durch 
Baarbeſtaͤnde, über die periodiſchen Bekanntmachungen des Standes der Geſchäfte und bie Ber: 
oͤffentlichung der Jahresbilanz mit den Geſchäftsberichten, über die Organiſation der Verwal⸗ 
tung und die übung der Staatsaufficht. 

Die Banken würden die Befugnig erhalten, untereinander Verträge und Vereinbarungen 
zu ſchließen über gegenjeitige Annahme ihrer Noten, über Bildung von Verbänden mit vereinig- 
tem Gapital, Emiſſion von gleihiörmigen (Verbands-) Noten und gemeinjchaftlicher Verthei⸗ 
fung des Gewinnd unter der obern Leitung eines Centralausſchuſſes der Verwaltungen, env: 
Lich auch die Befugniß, jih mit andern zu Einem Inftitute zu verfchmelzen. 

Das Bedürfniß einer Regelung des Notenumtaufs in den Vereinsflanten wirb von feiner 
Seite in Abrede geſtellt, und es ift für die Belebung Des Innern Verkehrs, der ja ein freier 
fein jolt, in hohem Grade wünſchenswerth, daß paffelbe In Verbindung mit einem engern 
Anſchluß der Banken untereinander befriedigt werbe. 

Solfte Died auf dem von Preußen betretenen Wege nicht zu erlangen fein, dagegen die No: 
tenfperre am 1. an. 1858 in Kraft treten, fo werden die kleinern Banken um fo nachdrücklicher | 
auf Bereinbarungen untereinander angewiefen jein. Ihre Roten würben dann in Preußen 
zwar nicht mehr al6 Zahlungdmittel, aber nach wie vor als Handelswaare vorfomnten und der 
Schwerpuntt ihrer Föderation würde in den Staat fallen, befien Verkehrsleben anı meiften 
entwidelt und deſſen Regierung daran gelegen ift, fie zu fördern und zu leiten. 

Die koͤniglich ſächſiſche Regierung hatte 1855 das preußlſche Verbot der Zahlungsleiſtung 
in fremden Papiergeldſtücken unter 10 Thlrn. nachgeahmt; fie fand ed jedoch 41857 nicht anges 
meſſen, dem Belfptele Preußens mit dem Verbot der fremden Banknoten zu folgen. ‚Sie erfieß 
vielmehr unterm 18. Mai eine Verordnung folgenden weſentlichen Inhalts: „Auslandiſche 
auf den Inhaber lautende unverzinsliche Schuldverſchreibungen oder Werthzeichen in Werth: 
abſchnitten von 40 Thlrn. und darüber, mit alleiniger Ausnahme des von fremden Staaten 
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ſelbſt ausgegebenen Papiergeldes, dürfen zu Zahlungen im Inlande i in Zukunft nur dann ge⸗ 
braucht werben, wenn deren Ausſteller a) mindeſtens in Leipzig und außerdem an denjenigen 
Drten bes Landes, wo bie Ausgeber Agenturen oder Zweiggefchäfte irgendwelcher Art unter- 
halten, Gelegenheit zur Auswechſelung bieten; b) Bei diefen Auswechfelungsanftalten ihre 
Schuldverſchreibungen oder Werthzeichen Banknoten, Kaſſenſcheine u. dergl.) im Betrage bis 
mit 100 Thlrn. ſofort, in höhern Beträgen aber binnen einer von ihnen felbft zu beſtimmenden 
Friſt, welche jedod in feinem Falle einen lähgern Zeitraum als 72 Stunden, von ver Anmel- 
bung bei der Auswechſelungsſtelle an gerechnet, umfaffen darf, auf Verlangen ver. Inhaber 
gegen Silber nad) dem Nominalwerthe 'einlöfen; c) bie von ihnen behufs ver Auswechſelung 
getroffenen Einrichtungen unter genauer Bezeichnung der mit der Auswechſelung beauftragten 
Perfonen oder Firmen in der erſten Hälfte ver Monate Januar, April, Juli und October jeves- 
mal und außerdem fo oft eine Veränverung eintritt, in minbeftens j je einem der an ben Orten, 

wo die Auswechſelung flattfindet, erfcheinenven Ifentlichen Blätter befannt machen.“ Die 
Verordnung ift mit dem 1. Sept. in Kraft getreten, mehre benahbarte Banken — keine preu- 
ßiſche — Haben die vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllt, und unterflügen mit ihrem Capital 
und ihrem Grebit die Inbuftrie und den Handel Sachſens. Namentlich erfreut ſich Leipzig 
einer bedeutenden Vermehrung feiner Geſchäfte, da Die Käufer dort ihre Zahlungsmittel ohne 
Verluſt verwenden können. Wäre Ofterreich in ver Lage, die Noten feiner privilegirten Na- 

tionalbank durch Einlöfung in freiem Umlaufe zu Halten, fo würbe die Regierung wahrſchein⸗ 
lich Bedacht nehmen, das ausſchließliche Privilegium der Bank für Notenausgabe aufzuheben 
(welches bis 1865 ohnehin abläuft), und in ähnlicher Weiſe wie Sachſen die Mittel der deui⸗ 

ſchen Banken heranzuziehen. Der in Leipzig gemachte Vorſchlag für Errichtung einer gemein⸗ 

ſchaftlichen Cinloͤſungskaſſe ver betreffenden Banken wird, wenn er Erfolg hat, zu weiterer An⸗ 

näberung unter venfelben führen. 

II. Banukgeſellſchaft, Bankinftitut. In allen civilifirten Ländern, am früheften in San: 
delsſtädten, welche raſch emporblühten,; haben ſich Gefellichaften gebildet und entflehen noch im: 
mer neue Geſellſchaften, um gerabe bie nämlichen Geſchäfte zu treiben, bie wir von ihren An: 
fängen bei ven Geldwechslern des Mittelalters bis zu ihrer Ausbildung in ber Neuzeit be: 
tradhtet haben... . 

In frühern Zeiten, wo das Eigenthum weniger gefichert, ber Krieg faft der regelmäßige Zu: 
ſtand, das Münzweſen chaotiſch war, erwarben fid) die Banken ein großes Verdienſt ſchon dur 
bie relative Sicherheit ver Metall- und Münzvorräthe in ihren Gewölben und des unveränder: 
lichen Geldes, in welchem fie rechneten. Aber abgeſehen von allen Außern Beziehungen, auf 
abgefehen von dem Verhältniffe der Banken zu den Regierungen und von ben Gefegen und 
Anordnungen, deren Gegenfland jie waren und heute noch find, ergeben ſich aus der Natur ver 
Sage und aus den gefeigerten Anſprüchen ver Production und des Verkehrs vie Urſachen, 
welche vie Banken ind Leben riefen, ihnen einen ſtets ſich erweiternden Wirkungskreis anwieſen 
und fie an bie Spige' des Organismus fellten, welcher bie Bewegung ver Gapitale umb bed 
Credits leitet. 

Es Tiegt in der Natur ver Sade, daß Banfgefelifaften nut unter geioiffen Boraudfegun: 
gen entflehen und wirken können, welde ſich in rohen Zuſtänden der Geſellſchaft und der volks⸗ 
wirthſchaftlichen Thätigkeit nicht vorfinden. Es find die nämlichen, ohne welche der Grevit über- 
Haupt nicht vorhanden if}, venn die Banken erjchaffen ven Grebit nit, fie Dienen ihm blos. Es 
find alfo zunächſt: Sicherheit der Perfon und des Eigenthums, Vertrauen auf die Staatdein- 
richtungen, welche dafür zu forgen haben und auf die Gefehe, welche über die Erfüllung einge: 
gangener Verbindlichkeiten wachen. Diefe Bedingungen gelten für jeve Einrichtung zur Bör- 

derung des materiellen Wohles ver Gefellihaft. Es find ferner: die allgemeine Verbreitung 
richtiger Anfihten über die Verrichtungen des Handel und der Inbuftrie, die Befeitigung ber 
Vorurtheile, welche ſolche Geſchäfte ald freier ober gebildeter Männer unwürdig verachteten 
und Denen, welche ſich damit befaßten, die unterfien Stufen in der Geſellſchaft antwiefen; ſodann 
ber Geiſt ver Affuciation, welcher die Menſchen antreibt, ihre Kräfte zu vereinigen, um nüßliche 
Zwecke volltommener zu erreichen, ald ed dem Einzelnen möglich ift. Endlich gehört zu diefen 
Bedingungen ein flarfentwidelter Handelsverkehr, welcher in ver Regel mit einer aufblühen- 
den Induſtrie verbunden ift und belehend auf fie zurückwirkt; denn zuerft im Handel mit ent⸗ 
fernten, beſonders überſeeiſchen Ländern, welcher größere Capitale auf längere Zeit beſchäftigt, 
macht fih das Bedürfniß des Credits, folglich auch der Anftalten, welche ihn vermitteln, in aus: 
gebehnterm Maße geltend. 
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Der alten Welt waren dieſe Borausjegungen zum großen Theil fremd. „Man findet in 
der Geſchichte des Alterthums“, fügt Gautier in der „Encyclopedie du Droit“, Art. Banque, 
„keine Spur von dem Mffociationdgeifte, der vielleicht mit einem auf Sklaverei begründeten Zus 
ſtande der Gefellfchaft nicht verträglich war, und Überhaupt nur da entftehen kann, wo die In= 
duftrie eine Höhe und eine Bedeutung erlangt hat, wofür weder die Sitten noch die Staatd- 
einrichtungen der Alten, weder die Natur nor) die Richtung ihrer Civiliſation geeignet waren.“ 
Daher finden wir zwar Geldwechsler in dem Tempel zu Jerufalem und in ihren Buden zu Rom 
(argentarii, tabernae argentariae); auch Bankgefchäfte wurden getrieben, ja Zenophon flug 
in feiner Abhandlung über die Einkünfte in Attifa die Errichtung einer Bank vor, woran alle 
Athener ih betheiligen follten. Allein jelbft unter dem Schuge ver Götter waren die Schäge 
nicht ficher, felbft aus dem Tempel zu Delphi wurden die Bankvorräthe von ven Phoctern ge- 
raubt, um damit die von dem Bunde ihnen auferlegte Geldbuße zu bezahlen. Ein Boden, der 
von Bürgerfehben und ausmärtigen Kriegen beinahe ununterbroden mit Blut gevüngt wird, 
ift kein Boden, in welchem ver Credit Wurzel faffen und ſich organiſiren kann. 

AÄhnliche Störungen verhinderten auch im Mittelalter in den meiften europätfchen Staaten 
die Entwidelung folder Zuftände, welche der Hülfsmittel des Credits bedürfen, um die Pro: 
duction und den Verkehr zu beleben. Fehden und Kriege waren an der Tagesordnung, ebenfo 
die Borurtheile, welche ven Handel, namentlich ven Handel mit Geld, und dad Vermiethen von 
Geldſummen mit dem Stempel ver Verachtung brandmarkten. Dennoch verdanken dem Mittel: 
alter die Wechfel und Anweifungen und die erften Bankanftalten ihre Entflehung. Sie bildeten 
ig in den italieniſchen Stäbterepublifen, wo der Handel zu Ehren Fam und durch die Kreuz: 
züge in lebhaftern Verkehr mit der Levante trat. Die Bebürfniffe des Handels allein würden 
fie vielleicht nicht fo früh in das Leben gerufen haben, wenn nicht die Bebürfniffe ver Regierun⸗ 
gen Hinzugetreten wären, welche ven Handel fügen, überhaupt zu Angriff und Vertheidigung 
gerüftet jein mußten und für die Ausrüflung von Kriegäflotten wie für die Landmacht größere 
Mittel beburften, die, durch häufige Kriege erfchöpft, die Eröffnung neuer Quellen zu ihrer 
Befriedigung erheifchten, Die ältefte war die Venetianiſche Bank, welde unter dem Namen 
Monte vecchio (alter Berg) in der Mitte des 42. Jahrhundets, 1156 oder 1157, gegründet 
wurde. Die Republif, durch den Krieg gegen das Oftrömifche Reich erfhöpft, erhob von den 
reichen Bürgern eine Zwangsanleihe zur Herftellung der Finanzen. Diefe Staatsgläubiger 
bildeten die Geſellſchaft, welche verfchiedene Privilegien erhielt. Die Foderung an den Staat 
war ihr Grundcapital und ſie bezog dafür Zinfen, melde auf die Einkünfte der Signoria an⸗ 
gewieſen waren. Im Jahre 1280 fol der Geldbedarf für ven Krieg gegen Ferrara bie Grün⸗ 
dung der Zweiganſtalt des Monte nuovo und 1410 vie durch einen fiebenjährigen Krieg ent⸗ 
ſtandene Finanznoth die Gründung einer dritten Anflalt, des Monte novissimo, veranlaßt ha⸗ 
ben. Wie ver Zufammenhang zwifchen dieſen drei Anftalten früher auch geweſen fein mag, fie 
wurben im Jahre 1587 vereinigt und vom Staate mit einem unverzinslihen Capital von 
5 Mill. Dukaten audgeftattet. Die Benetianifche Bank beſtand ſolange wie der Staat, der ſie 
gegründet und dem fie weſentliche Dienſte geleiſtet Hatte; ſie erlag der @roberung im Jadte 1797 
und wurde 1808 ganz aufgehoben. 

Die nächſte nach der Venetianiſchen war die Bank von Barcelona, deren Gründung in das 
Jahr 1350 fallen foll. Sie was eine ftädtiſche Anftalt und vermittelte hauptfählih die Geld⸗ 
und Grebitgefchäfte ver Tuchmacher, welche eine mächtige Koͤrperſchaft bilbeten; eine allgemeinere 
Bedeutung hat biefelbe nicht gewonnen. " 

Ähnlich ver Venetianifchen, ihrer Entſtehung und Einrichtung nad, war die Bank des 
Heiligen Georg zu Genua, welches Hinter feiner Nebenbuhlerin Venedig aud in diefer Be- 
ziehung nicht zurückbleiben wollte. Die Anftalt foll ſchon um die Mitte des 1A. Jahrhunderts 
(1545) beſtanden haben, erhielt aber ihre befinitive Einrichtung und damit ihre größere Wirk⸗ 
famteit erft im Jahre 1407 oder 1409, gegen eine Anleihe an ven Staat, wofür ihr die Infel 
Corſica und andere Gebietötheile verpfänbet wurden. Darleihen und Borfeüfle an den Staat 
bildeten auch im weltern Verlaufe den Hauptthell der Geſchäfte und Einkünfte viefer Bank, fo- 
daß fie mehr als eine Anftalt zur Übernahme von Staatsanleihen als für bie Gefchäfte des Han⸗ 
del8 erſcheint. Sie fol aud) Bankzettel ausgegeben haben, mußte aber 1740, als fie von den 

fterreihern geplündert wurbe, ihre Zahlungen einftellen und änderte nım den Namen ihrer 

Zettel over des Bankgeldes von valuta di banco in valuta di permesso. Sie ſank mit ver Re 
publit und erloſch zugleich mit ver Venetianiſchen Bank im Jahre 1808. 

Jahrhunderte verftrihen von der Gründung der Banken in dieſen italienifchen Kreiftäbten, 
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bevor andere Nationen ähnliche Anſtalten errichteten. Nach dem Gange der Entwidelung ded 
Handels und der Schiffahrt hätte man erwarten jollen, daß zunächſt die Bortugieien und Spa- 
nier, als jie den Seeweg nad) Oſtindien, dann Amerika entdeckt und dadurch dem Welthandel 
eine andere Richtung gegeben hatten, ein Bedürfniß nach Einrichtungen zur beſſern Benutzung 
des Credits gefühlt und durch Bankgeſellſchaften befriedigt Haben würden. Allein ſie bereicher⸗ 
ten ſich weniger durch Handel als durch Erpreſſung und Sklavenarheit. Dagegen war ed die 
Stadt Amſterdam, welche, gerade in den Zeiten als ſich die Niederlande von der ſpaniſchen Herr⸗ 
ſchaft loskämpften, den Beiſpiele von Venedig und Genua folgte. Nur mit dem Unterſchiede, 
daß dort Die Gelbbenürfnifle des Staats, Hier das Creditbedürfniß des Handels von Amſterdam, 
welcher unter den Stürmen des Befreiungskriegs emporblühte, ven erſten Anſtoß gaben; daß 
jene Staaten die Banken zur Herbeiſchaffung von Anleihen benutzten, Amſterdam und ſeine 
nächſten Nachfolger durch Abgaben und Gebühren aus den Geſchäften der Bank Vortheile für 
ihre ftüdtijchen Finanzen zogen. So war es menigftend im Anfange und in den erften Zeiten 
des Beitehens; fpäter ward allerdings aud bie Amſterdamer Bank in die Berlegenheiten. der 
Staatsfinanzen mit verwidelt. 

Die Bank zu Amſterdam wurde am 1. Jan. 1609 gegründet, unter Garantie der Stadt 
und unter der Aufficht der Bürgermeifter. Sie wurde bald yiel bedeutender als ihre VBorgän- 
‚gerinnen; nad dem Weftfäliichen —* von 1648, als Holland der Stapelplatz des Groß⸗ 
handels für ganz Europa war, ſollen in ihren Gewoͤlben gegen 300 Mill. Glon. in Barren 
und Münzen aufbewahrt worven fein. Als im Jahre 1672 die Truppen Ludwig's XIV. in Hol⸗ 
(and 'eindrangen, zogen die Kaufleute ihre Einlagen aus der Bank zurüd und man fand die 
Vorräthe unverfehrt. Man gewahrte jogar an ben älteın noch die Spuren des Feuers, welches 
fur; nach ver Errichtung der Anftalt ausgebrochen war und einen Theil des Rathhauſes ver- 
zehrt hatte. Sie genoß nun einen außerordentlichen Credit bi8 zum Einmarſche ver Franzoſen 
in den Jahren 1797 und 1798. Die Vank war nicht im Stande bie Ginlagen zurüdzuzahlen, 
und es zeigte jih, daß die Direstoren ohne Vorwiſſen ver Theilhaber ven Ständen von Holland 
und. Friesland wie ver Oftinpifhen Compagnie bedeutende Vorſchüſſe (etwa 12 Mill. Sion.) 
gemacht hatten, welche unter ven Drangfulen ned Kriegs und bei der Stockung des Handels nicht 
fofort erftattet werden Eonnten. Die Banf liquivirte und im Jahre 1814 waren ſämmtliche 
Gläubiger bezahlt. Nun trat eine Zettelbanf an die Stelle, ähnlich denen, von welchen weiter 
unten die Rede fein wird. Die Bank hatte der Stadt eine beträhtliche Ginnagıne abgeworfen, 
Für die Eröffnung einer Rechnung wurde ihr eine Gebühr von 10 Gldn., für jede weitere von 
3 Glon. 3 Stüvern, für jeven Übertrag unter 300 Glon. von 5 Stüvern bezahlt, wozu bie 
Bank noch 6 Stüver anjepte, weil fie die. Kleinen Roiten vermindern wollte. Wer eine Anwei⸗ 
“fung an die Bank ausfteltte, weldpe fein Guthaben überftieg, dem wurde Diefelbe nicht nur zurüd- 
geiviefen, jondern er mußte nody 3 Proc. von.dem Überſchuß erlegen: wer es unterlich zwei mal 
im Jahre feine Rechnung auszugleichen, wurde um 25 Gldn. geftraft. Die Banf bezog außer: 
den nody Proc. Lagergeld und Gebühren von den Enpfangsfheinen für die Einlagen, welde 
Scheine jährlich erneuert werden mußten; jie gab für ihr Bankgeld A Proc. Agio und ließ fich 
5 Proc. bezahlen, und der Staat verordnete, daß alle Wechſel über 600 Gldn. in ſolchem be⸗ 
zahlt werden mußten, was zu deſſen Verbieitung mefentlich beitrug; fie machte Gewinn an dem 
- Handel mit Barren und fremden Münzen, welde fie nad Ablauf ver Empfangsicheine, die nicht 
erneuert wurden, nur noch jolange bebieli, bis fich eine Gelegenheit zum vortheilhaften Ver: 
faufe ergab. Adam Smith, welcher sich über vie Bank von Amſterdam ausführlich verbreitet, 
nimmt an, daß die vielerlei Abgaben und Gebühren allmälig eingeführt wurden und daher auf 
die Gründung feinen Einfluß hatten. Jedenfalls erklärt ver Umstand, daß Kaufleute im ſtädti⸗ 
[hen Magiftrate übermogen, die Art und Meife, wie die Stabtfaffe Nugen aus der Banf zog, 
für melde die Stadt Garantie leijtete. Bei der Nürnberger Banf, errichtet im Jahre 1621, 
wurden von je 100 Gldn., welche aus- oder einbezahlt wurden, 3 Kr. entrichtet: Wechſel über 
50 Gldn. und Waarenfäufe über 200 Glon. mußten in Banfgelo bezahlt werden, legtere nur 
von dem einheimischen Käufer, welder von je 100 Glon. des Betragd 3 Kr. abzuziehen und 
nebft weitern 3 Kr. an die Bank zu entrichten hatte. 

Die Hamburger Bank, 1619 gegründet, hat ald Theilhaber nur Bürger, welde feines 
Silber eingelegt oder von einem andern Eonto zugefchrieben erhalten haben. Die kölniſche Mark 
feines Silber wird zu 442 Schill. (27 Mark 10 Schill.) bei ver Einlage und zu 444 Schill. 
bei Rüderftattung der Einlagen gerechnet. In dieſem Bank- oder Wechſelgelde müſſen alle 
Wechſel bis 400 Mark abgefchrieben werden. Die Bank befteht aus zwei Theilen: der Wechſel⸗ 
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Bank, welche jich lediglich meit dem Ab⸗ und Zuſchreiben in ven Rechnungen ver Teilhaber unters 
einander befaßt, und der Leihbank, weldye an hamburger Bürger auf Gold: und Silberbarren 
Vorſchüſſe leiftet.und dafür nur 2 Broc. Zinfen berechnet. Dem Staate hatte jie keine Darleihen 
oder Vorſchüſſe zu geben, denn feit ihrem Aufkommen bat verfelbe weder eigene Kriege geführt 
noch Golonien in fernen Welttheilen gegründet. Dad einzige Geſchäft, welches die Bank für ven 
Staat zu beſorgen hatte, beſtand darin, daß fie im Yalle einer Iheuerung Sruchtvorräthe für 
feine Rechnung ankaufte. Zu eines Ginnahmequelle für die Staats- oder Stadtkaſſe wurhe fie 
nicht benugt, der Preis ihrer Dienfte für den Handel wurde. dadurch nicht erhöht. Die Franz 
zojen, welche Hamburg im Jahre 1806 beſetzten und acht Jahre lang brandſchatzten, nahmen 
bei ihrem Abzuge aus den Gewoͤlben der Bank die Vorräthe an Münzen und Barren mit, welche 
Privateigenthum waren und 7,489,343, Mk. Bro. betrugen. Diefer Beraubung ungeachtet 
wurde die Bank ſchon 1814 wieverbergeftellt und gelangte bald wieder zu ihrem frühen An⸗ 
jehen. Bei dem Pariſer Frieden machte Hamburg die Anſprüche ver Banktheilhaber auf Entſchä⸗ 
bigung geltend und erhielt 500,000 Br. Renten in fünfprorentigen Papieren, nad dem damaligen 
Gurfe eine ungenügende Entſchädigung, die jelbft bei dem Pariflande nur etwa zwei Drittheile 
des geraubten Werthes betragen haben würde, Die Hamburger Bank befteht heute noch ganz 
in der alten Weije, denn ihr neueſtes Reglement iſt von Jahre 1710. Die Verwaltung, Banf- 
deputation genannt, beftebt aus zwei Mitgliedern des Senats, zwei Oberalten, zwei Känmerei- 
bürgern und fünf Bancobürgern, welde ihre Stellen als Shrenämter unentgeltlid verfeben. . 
Die ſtändigen Geichäfte werden von Angeftellten beforgt, welche bei der Bank nicht beteiligt 
find und feine Nebengeſchäfte treiben pürfen. 

Zu Rotterdanı wurde anı 18. Aug. 1635 nad) dent Mufter ber Amſterdamer eine Bant er⸗ 
richtet, bei welcher jedoch die Betheiligten zwei Rechnungen, eine in Bankgeld, die andere in 
Coutantgeld haben durften. Für letztere waren die Gebühren, welche die Bank erhob, etwas ſtär⸗ 
ker, ſodaß ſie keinen beſondern Vortheil boten, allein ſie dienten zur Zahlung der Wechſel auf 
auswärtige Plätze, während das Bankgeld die fremden Wechſel auf Rotterdam bezahlte. 

Die Bank in Stockholm, welche Boltaire in feiner „Geſchichte Karl's XII.“ für die ältefte in 
Europa auögibt, wurde 1668 gegründet und ift daher die ältefle in einem monarchiſchen Staate, 
zugleich eine Borläuferin der Zettelbanfen, indem ihre Empfungfceine für eingelegte Gelder ald 
Umlaufsmittel dienten und im Waarenhandel wie auch fraft eines Edicts vom 19. Jan. 1726 
bei Binlöfung von Wechſeln wie baares Geld angenommen wurden. Es iſt von dieſer Bank 
ferner zu bemerken, daß fie Darlehen nicht nur gegen Verpfändung von Gold und Silber oder 
von Waaren, welche vem Verderben nicht ausgefegt find, ſondern aud) von Liegenſchaften gab, 
alfo aud eine Hnpotbefen= ober Territorialbank war. Ja dieſe Darlehen wurden bald ihr 
Hauptgejhäft, und va man wahrnahm, daß ein großer Theil des Grundbeſitzes der Bank ver- 
pfändet war, wie heutzutage in Rußland, und in ihre Hände zu fallen drohte, jo wurde im 
Sabre 1752 veroronet, dap v0n 1754 an die Grundeigenthümer, welche der Bank ſchuldig waren, 
ihre Schulden allmälig in der Weiſe tilgen durften, daß ſie neben den laufenden Zinſen eine 
jährliche Prämie oder Annuität von 5 Proc. bis zur vollſtändigen Abtragung der Schuld ent⸗ 
richteten. 

Die Gründe, warum alle ältern Banken in Staͤdterepubliken oder Freien Reichsſtädten ent⸗ 
ſtanden — auch Barcelona iſt bei ſeinen damaligen Municipalfreiheiten als ſolche zu betrachten —, 
liegen, wie auch früher ſchon angedeutet worden, darin, daß der Geiſt der Aſſociation dort am 
lebendigſten, in ſeinen Formen am wenigſten beſchränkt und auf den Handel gerichtet war, ſo⸗ 
bald dieſer mächtig wurde. In den Feudalſtaaten gab noch lange nach dem eigentlichen Mittel⸗ 
alter der Grundbeſitz allein Anſpruch auf Anſehen und Macht, und die Kriegsbeute galt als ein 
ehrenvoller Erwerb, der Handelsgewinn als minder anſtändig. Ein Theil der Banken wurde 
nicht allein zur Grleiterung des Handelsverkehrs, fondern auch durch finanzielle Bedürfniſſe 
der Regierungen ind Leben gerufen; aber bie Dienfte, weldhe fie dem Handel leifteten, waren 
überall die nämligen. 

Sie rechneten in einer Münze, die nicht — aber deren Gehalt in feinem Silber feſt 
beſtimmt und daher gegen Abnutzung, Verſch chterung und Fälſchung geſichert war. Dies war 
in Zeiten, wo dad Münzweſen im Argen lag, ein großer Vortheil. War auch am Sitze ver 
Bank die Münze gut, fo Rrömte doch ausländiſches Geld in Menge nad) diefen Handelsplätzen 
und verwirrte den Geldverkehr. Jeder lief Gefahr mehr oder weniger von ſolchen ſchlechten 
Münzen an Zahlung zu erhalten, nur wer in Bankgeld bezahlt wurbe, hatte feine ſolchen Nach⸗ 
theile zu beforgen. Darım fand das Banfgelb, die Bankvaluta, das Wechſelgeld, ſtets höher 
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als das Courantgeld. Das Agio betrug bei ver Genueſiſchen Bank etwa 15 Proc. beider Amſter⸗ 
damer A—5 Proe., bei der Hamburger 25 Proc. ; hier war jedoch auch der Silbergehalt Höher 
angenommen als bei der geprägten Münze. (S. Agio.) Eine wichtige Folge ver Sicherheit, ven 
bebungenen Preis ungefhmälert zu erhalten, war vie, daß die Banken ben Waarenhandel an= 
zogen, benn bie Berfäufer verkehrten lieber mit den Plägen, wo fie mit gutem Gelde, ald mit 
denen, wo fie mit ſchlechtem bezahlt wurden. 

Die ältern Banken waren ferner filfere Aufbemahrungsorte für Gold: und Silbervorräthe, 
eine Eigenſchaft, pie in Zeiten allgemeiner Unficherheit hoch anzufchlagen war. Wenn in einem 
halben Jahrtauſend zwei ober drei Banken vom Feinde geplündert worben find, fo fpricht eben 


- bie Seltenheit diefer Unfälle für die relative Sicherheit Ihrer Depoflten gegenüber dem Privat- 


befig nicht allein, ſondern felöft der Staaten und Gemeinden. 

Diefe Anftalten eröffneten endlich den Einlegern ober Theilhabern Redinungen, Conti, 
und diefe fonnten ihre gegenfeitigen- Zahlungen aneinander dadurch leiften, daß die betreffende 
Summe dem Schuldner ab= und dem Foderungsberechtigten zugeſchrieben wurde. Der Empfän= 
ger war gegen Verluſte an fremden oder ſchlechten Münzen gejichert, ber Zahlenve war der Mühe 
überhoben, ſich die Münzen anzufhaffen, zu zählen und abzuliefern. - Sie gaben endlich, vie 
meiften wenigftend, Vorſchüſſe gegen Fauflpfänber und bewahrten dadurch die Geldbedürftigen 
vor Wucher. Sie waren alſo Depoſiten⸗, Giro⸗ und Leihbanken. 

Wenn die ältern Banken von dem heutigen Standpunkte des Bankweſens aus ſehr un⸗ 
vollkommen und befchränft erſcheinen, fo tft nicht zu überſehen, daß eben bie Vorbedingungen 
zu ihrer weitern Ausbehnung und Vervolllommnung, die Sicherheit, das Vertrauen, ver Eolof- 
fale Handels: und Schiffahrtöverkehr, die mit der Maſchine arbeitende Induſtrie, ebenfalls erſt 
ſpäter entſtanden find. 

über die groͤßern Banken der neuern Seit, ihre Entftehung, Geſchichte und Einrichtung 
verbreiten ſich die nachfolgenden Abſchnitte, in die wir nicht die Anſtalten aller Länder aufneh⸗ 
men, aber doch die bedeutendſten in Deutfchland, Großbritannien, Frankreich und den Ver⸗ 
einigten Staaten zuſammenfaſſen. Es geht daraus hervor, daß hei aller Verſchiedenheit unter 
venfelben, welde die Richtung einer Zeit, ver Volkscharakter, die Regierungsweife und Die, 
Ereigniffe bedingen, doch gewifle Merkmale allen gemeinfam find. 

)) In feinem Staate 5:8. ift es geftattet, eine Geſellſchaftsbank, welche Noten ausgibt, 
ohne Genehmigung der oberſten Behoͤrde zu errichten. Dies gilt-für die Staaten der norbameri: 
kaniſchen Union fo gut wie für Ofterreich und Preußen, nur iſt vie Ermädtigung dort leichter 
zu erlangen als hier. Die Erfahrung hat überall dahin geführt, daß das Umlaufsmittel im 
Lande bezüglich auf Menge und Befchaffenheit nicht ohne Gefahr dem Belieben von Einzelnen 
ober von Geſeliſchaften überlaffen werben kann. In Großbritannien ift man deshalb dahin ge: 
fommen, gar Feine neuen Zettelbanfen mehr zuzulaſſen, den vorhandenen die Vermehrung ihrer 
Notenmenge zu verbieten und dahin zu wirken, daß mit der Zeit keine andern mehr als die No⸗ 
ten der Bank von England exiſtiren. Die Conceſſion der Regierung wird aber and von den 
Gründern von Gefellihaftäbanken für wünſchenswerth gehalten, weil fie darin eine Anwart⸗ 
ſchaft auf das Öffentliche Vertrauen finden, das ihnen Actionäre, Gapital und Gefchäfte herbei— 
führt. Deshalb unterwerfen fi die Banken in ven Gontinentalftzaten gern der Oberaufficht 
und. Gontrole durch einen Gommiffar der Regierung, während in ven Ländern, wo die Selbſt⸗ 
regierung üblich iſt, in England und Amerika, die öͤffentliche Stimme, Parlamente und Preſſe 
die Banken controliren. Die Conceſſion der Regierung wird ſonach wol immer ein Erfoderniß 
für die Errichtung von Acttenbanten bleiben; doch ſcheint es zweckmäßig, wenn bafür allgemeine 
Normen feftgefegt werben, wie dies in Preußen mit den „Normativbedingungen für die Er= 
richtung von Privafbanfen mit der Befugniß zur Ausgabe unverzinslicher Noten” im Sep⸗ 


tember 1848 gefchehen if, die jedoch für den feitherigen Aufſchwung der Production und des 


Berkehrd zu eng geworben find. 

2) Sämmtliche größere Banken machen Gefchäfte mit ven Regierungen und für dieſelben 
ebenfo gut wie mit dem Publicum. Neine Staatsanftalten waren nur die von Law gegründete 
Königliche Bank in Frankreich unter der Negentfchaft, welche ein ſchnelles und trauriges Ende 
nahm, und die Königliche Bank in Berlin bis gegen Ende 1846; ſeitdem iſt leptere eine gemiſchte 
Anftalt, wobei neben dem Staate noch Private Antheil Haben. Alle übrigen find Actienbanfen, 
ftehen aber mit ven Regierungen in Beziehungen. Die Engliſche Bank verwaltet die Staatsſchuld 
macht der Regierung Vorſchüſſe, bewahrt visponible Staatögelver und bezieht daraus ven 
größern Theil ihres Gewinns; die nämlichen Bunctionen verfah die Bank der Vereinigten Staa⸗ 
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sen, folange ite beftand. Vorſchüſſe und Darlehen an die Regierung, Discontirung der An- 
weifungen der Stantäfaffe auf die Steuereinnehnter' bilden einen Haupttheil der Gefchäfte der 
Franzöſiſchen Bank und ber fterreihifchen Nationalbank. Legtere ift Hauptfächlich zu ven Zwecke 
errichtet worden, um ven Einzug und die allmälige Befeitigung des Staatspapiergeldes zu be: 
forgen. In Zeiten ded Kriegs und heftiger Erſchütterungen überftiegen die Anfoderungen ber 
Regierungen überall die Kräfte der Banken und brachten fie in ſchwere Verlegenheiten. Um fie 
zu retten, mußten in Zonton und Wien ihre Noten als gefegliches Zahlungsmittel erklärt und 
die Verpflichtung zur Einldfung für längere Zeit aufgehoben werben, mußte Napoleon bei Aus 
fterlig fliegen und ber Zufland ver berliner Bank ein Menjchenalter hindurch für das Publicum 
ein Geheimniß bleiben. Diefe Erfeheinungen haben zu der theoretifhen Anficht geführt, daß 
jever Verkehr mit ven Regierungen eine Gefahr für die Banken und daher zu unterlaffen fet. 
Dieſe Doctrin fällt mit der Lehre zufamnten, daß der Verzicht auf den Gebrauch einer Sache 
das befte Mittel fei, um ven Misbrauch zu verhüten. An und für ji) ift e8 micht abzufehen, 
warum eine folide, ehrliche Regierung nicht ebenjo gut wie jever ebenfo qualificirte Privatmıann. 
der vorhandenen Anftalten für die Erleichterung der Geld: und Creditgeſchäfte ſich bedienen 
ſollte, zumal da die meiſten dieſer Anſtalten gar nicht entſtanden ſein würden, wenn die Re⸗ 
gierungen ſie nicht gebraucht hätten. Warum ſollte die Bank von Privaten Geld annehmen, 
ihnen laufende Rechnung eröffnen, für fie Wechſel einkaſſiren und Zahlungen leiſten, ihre 
Wechſel discontiren und ihnen Darlehen und Vorfthüffe auf Unterpfand geben, und warum 
jolfte fie die Regierung mit ähnlichen Begehren zurückweiſen? Es iſt dies ein: ſchlechtes Com⸗ 
pliment für die Regierungen, und niemals haben die Banken fo verfahren können. Die Zeiten 
der Noth kennen Tein Gebot, und e8 würbe ein ganz vergebliches Bemühen fein, eine Actienbant 
oder irgendeine Anftalt durch Beſtimmungen in den Statuten mitten in den Stürmen bed 
Kriegs ober der Revolutionen als die einzig unverfehrbare und unantaftbare Hinzuftellen. Den 
Banken den Verkehr mit den Regierungen unterfagen, weil er von legtern misbraucht werben 
fann, wäre ebenjo weife ald ihnen ven Verkehr mit dem Handel verbieten, weil der leichtere 
Erebit den Gefhäftsmann zu falf hen Speculationen verloden könnte. Wo folde Anfhauungen. 
herrſchen, da ift das Bedürfniß nah Banken nit vorhanden ober noch nicht Hinreichend erkannt, - 
und man thut daher befler, dieſelben Denen zu überlaffen, vie leichtiinnig genug find, fte zu be: 
nugen. Die Gefhäfte der großen Banken. mit ven Regierungen werden in der Regel nicht in 
den Statuten vorgefehen, fondetn durch befondere Verträge geregelt, e8 mag died ausdrücklich 
ausgefprochen fein, wie in den Statuten der wiener und mündhener Banken, oder als von felbft 
ſich verſtehend angenommen werben. . Ä | Ä 

3) Die Gefchäfte ver Banken mit dem Publicum fine auf die fhon mehrfach erwähnten 
Disconto=, Giro⸗, Depofiten- und Leihgefchäfte beſchränkt, wofür die Bedingungen nicht überalf 
die nämlihen, aber doch allgemein für Alle gleihmäßig feftgeftellt find. Handelsgeſchäfte 
auf eigene Rechnung find ihnen verboten; ausgenommen davon iſt gewöhnlich nur der Handel 
mit Gold und Silber und Anlagen zur zeitmeifen' Verwendung bisponibler Summen. Dar: ' 
leihen auf Hypotheken jind melftens ausgeſchloſſen; ver Bairiſchen Bank dagegen find fie zur 
Pflicht gemacht, allein es iſt dafür ein befonderer Theil des Grundcapitals beftimmt. Solde 
Darlehen auf längere Zeit taugen nicht für Banken, welche ſich bereithalten müffen, ihre Gläu- 
biger in den kürzeften Friften zu befriedigen, ui e8 iſt daher zweckmäßiger, dem Grebitbebürf- 
nifle der Grundbeſitzer durch eigene Creditanſtalten, mo es nöthig wird, zu Hülfe zu kommen. 
Die Preußiſche Bank hat mit den Darlehen auf Hypotheken die traurigften Erfahrungen ge: 
macht, der Ofterreichifchen find fie bei Erneuerung ihres Privilegiums im Jahre 1841 aud nit 
mehr geftattet worden, mol aber wurden ihr 1855 Staatsdomaänen zur Abtragung gewifler 
Foderungen an die Regierung überwiefen und fie hat einen eigenen Adminiſtrationszweig ge: 
bildet, um biefelben zu verwalten, bis fie allmälig veräußert werben können. Da die Gelegen⸗ 
heit zum Verkaufe länger ausblieb, ald die Bank darauf warten konnte, fo foll ihr die Laſt wie: 
der abgenommen und e8 follen für ven Werthanſchlag der Domänen 150 Mill. Glon. in Schag= 
feinen ausgegeben werben. So berichten Iffentliche Blätter im September 1857. | 

Alle Banken nehmen Einlagen an Geld (Depofiten) an, jedoch in ver Regel nit unter 
einer gewiffen, für weniger Bemittelte fhon bedeutenden Summe. Die Verzinfung richtet fi 
nad) den Bebingungen der Anlage; je nachdem der Einleger ſich vorbehält, fein Geld nach Be: 
lieben oder nach kutzer over nach längerer Kündigungsftift zurückzuziehen, werben feine oder 
ganz geringe over Höhere, doch immerhin ermäßigte Zinfen vergütet. Nur die ſchottiſchen Ban⸗ 
Een nehmen verhältnigmäßig geringe Einlagen an und gewähren Zinfen jelbft für ganz kurze 
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Zeit. Sie find aud die Einzigen, welche Perſonaleredit gewähren, d. h. Darlehen ohne Unter= 
pfand, lediglich gegen Bürgichaft geben. Der audgevehnte und verfländige Gebraud, welchen 
die Schotten von ihren Bankanſtalten zu machen wiſſen, bietet dieſen immer Gelegenheit zu nütz⸗ 
‚ licher Befhäftigung der ihnen anvertrauten Maſſe von Gapital. 

4) Alle größern Banken geben Noten aus (ſ. oben Abſchn. IN). 

5) Um ſchließlich Das nicht zu vergeflen, was dem Deutſchen an foldhen Dingen das Werth= 
vollite zu fein pflegt, mag eine Definition der Banfen hier ihre Stelle finden: Bank ifi eine An= 
ftalt, welche für einen oder mehre Zweige der wirthfchaftlihen Thätigkeit oder für den Staahdie 
Hülfsmittel des Credits anwendet und möglichft ausdehnt. Eine andere Faflung von M'Culloch 
lautet: Banken jind Anftalten, deren Zweck es iſt, große Summen Geld und edle Metalle ſicher 
aufzubewahren, den Umfag bei großen Geſchäften mit Leichtigkeit zu bewerfitelligen und zumei= 
len durch Vorfhüffe und in Umlauf gebrachte Gelder den bandelsverkehr Erleichterung zu 
gewähren. 

IV. Banken in Deutſchland. A. Die Preußiſche Bank. Nach dem Hubertusburger 
Frieden wendete König Friedrich 11. ſeine Thätigkeit ven Mitteln zu, dem erſchöpften Lande 
aufzuhelfen, Production und Verkehr zu beleben. Der Induſtrie ſollten nach damaliger Übung 
Unterſtützungen und Einfuhrverbote Vorſchub leiſten, Handelsgeſellſchaften mit Monopolen 
und Privilegien ausgeſtattet werden, das Münzweſen wurde 1764 verbeſſert und eine Banf 
ſollte dem Verkehre die nämlichen Vortheile bringen, welche er in Hamburg, Holland und Eng: 
land daraus zog. Schon früher, ſogleich nach der Thronbeſteigung und in der erſten Periode 
feiner Regierung waren dem Koͤnige ſechs bis ſieben Vorſchläge für Errichtung einer Bank ein⸗ 
gereicht worden, die beiden letzten von dem Geh. Finanzrath Graumann, bekannt durch den 
leichten Münzfuß von 4750. Am 23. Sept. 1753 hatte der König eine „, Allergnädigfke Dctroy 
für die in Berlin zuerrichtende Giro: und Wechſel⸗Banque“ erlaſſen, die aber nicht ins Leben trat; 
auch ein zweiter Plan von Graumann.für eine Species-, Courant- und Lehnhank kam nicht 
zur Ausführung, Graumaın wollte hauptfächlich feinen ſchlechten Courantgeld einen beffern 
Curs verihaffen, ald e8 in Hamburg hatte, wo man nicht, mehr dafür gab ald ed werth war; der 
Zweck ſollte durch ein Bankgeld erreicht werden, in welchem die beveutendern Zahlungen zu be: 

Dingen wären. Und doch war jein Bankgeld nur ein anderer Name für Courant. 

Auf viele Vorſchläge kam der König nicht mehr zurück, nachdem er in dem Livorneſen 
v. Calzabigi einen Mann kennen gelernt und ald Geh. Finanzrath in feine Dienfte gezogen 
hatte, welcher ihm einen viel gropartigern Plan vorlegte, der feinen genialen Anfhauungen 
beſſer zufagte. Galzabigi hatte mit Caſanova in Frankreich ein Genueſer Lotto eingerichtet und 
führte eine jolde Anjtalt aud in Preupen ein. Er kannte die Finanzkünſte der verjchuldeten 
Höfe und bezeichnete ihren Zwed dahin: alles vorhandene. Bold und Silber zu bebalten und 
alle Zahlungen in Papier zu entrichten. Sein Plan ging auf Gründung einer Geſellſchaft 
für Bank-, Affecuranzaund Handelsgeſchäfte, alſo ein Vorbild ver modernften Cre⸗ 
difanftalten mit Notenemijfion. Das Grundeapital follte aus 25 Mill. Thlr. Gold in 100,000 
Actien zu 250 Ihlen. beſtehen. Die Ban follte Noten ausgeben, die Abtheilungen für Affe- 
enranzen und Handel jollten die Noten in Unlauf bringen, Monopole und Privilegien würden 
ihren Gejchäften einen glänzenden Erfolg fihern und die Ausfihten auf großen Gewinn frein- 
des Capital in Maſſe herbeizitgen. Im October 1764 wurde eine Commiſſion zur Prüfung 
des Planes niedergejegt und gleichzeitig mit Eröffnung der Subferiptionen für die Actien be: 
- gonnen. . Allein die Zeichnungen fanden nur geringe Theilnahme. In den erſten 1A Tagen 
beteiligten ſich 38 Berfonen, meift aus ver Umgebung des Königs, mit 2072 Actien; im No: 
vember wurden noch 1164, im December nur 577 Actien zuſammengebrächt; ſonach war zu 
Ende des Jahres 1764 noch nicht eine Million gezeichnet. Und doch hatte man ed an Bemühun⸗ 
gen nicht fehlen laffen. Am 15: 9lov. 1764 war ein „Avis instructif”, eine Belehrung über bie 
Einrichtung der Geſellſchaft, erfchienen, um die VBortheile, welche den Theilpabern winften, in 
ein glänzendes Licht zu ftellen. Es wurde ihr ein unwiberrufliches Detroi auf 30 Jahre zuge: 
ſichert. Das Girogejhäft war auögefchloflen: es wurde, beiläufig gefagt, für antimonarchiſch 
gehalten, weil eö die Einnahmen aus vem Müngregal (und ven Umlauf der Noten!) ſchmälere, 
da ed den Gebrauch des Geldes entbehrlih macht. Aber dafür durfte die Gefellihajt Noten 
ausgeben, und das ausſchließliche Privilegium einer Discontofaffe ward ihr verheißen. Sie 
mochte ſich die vortheilhaftejten Handelszweige auswählen, darunter namentlich aud den Sfla- 
venhandel; pas Privilegium des ajlatifchen und levantifchen Handels (wofür vor dem Kriege 
ſchon Geſellſchaften beſtanden hatten), ver Schiffahrt mit Amerika und Afrika wurden ihr ge- 
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Boten, ſowie befondere Bortheile im ruſſiſchen und polnischen und, in Handel mit ſchleſiſcher 
Zeinwand; auch der ausſchließliche Handel mit Nugholz aus den königlichen und Kämmerei— 
forften ward ihr überlaffen. Sierdurfte Biand: und Leihhäufer errichten; ihr .allein wurden 
Zand = und Seeafleruranzen geftastet; ſie bekam die Münze, den Handel mit Gold und Silber; 
und nad) allen Diefem wurde — Weitexres noch vorbehalten. Um die rührigſte Elaffr der Ge: - 
ſchäftsleute herbeizuziehen, wurde ausdräcklich geſagt: „Sowol deutſche ald portugiejiiche Ju- 
den werben gleihe Vortheile dabei zu genießen haben.” Schließlich wurde die Ausſicht auf 
hohe Dividenden noch befonderd hervorgehoben. Diefe Belehrung brachte eine unerwartete 
Wirkung hervor. Die Kaufleute erihrafen vor der übermächtigen Concurrenz, welde ihnen 
die beften Geſchäfte wegzunehmen drohte: namentlih war dies in Schleiien wegen des Lein: 
wandbandeld ver Fall, ſodaß dort nur 157 Actien und diefe nur unter der Bedingung gezeichnet . 
wurden, daß der Leinwanphandel frei bleiben ſollte. Man ſah ſich daher veranlaßt, am 
17. Sept. befannt zu machen, daß die Kaufleute in ihren Geichäiten durch die Geſellſchaft nicht 
genirt werben ſollten und daß die Verwaltung auß berliner Banfierd und Handelsleuten beſte⸗ 
hen werde. Zugleich wurde im Hinblick auf den Stand der Zeichnungen eröffnet, daß die 
Geſellſchaft ihre Operationen beginnen werbe, ſobald 2 Mill. gezeichnet jeien. Inzwiſchen hatte 
Galzabigi noch andere Mittel, er hatte Bitten und Drohungen angewendet, um Actien unter: 
zubringen. Sogar Damen wurden bedroht, befonderd aber die Juden grängfligt. Ephraim 
und Itzig konnten nicht umbin, ſich der Geſellſchaft anzuſchließen, nachdem ihnen ihre Abnei: 
gung ald Undank für die empfangene Wohlthat der Münzpacht vorgeworfen worden war. Wie 
auf der einen Seite die Eröffnung der Subjeription als Pulsfühler bei dem Publicum viel Mis— 
trauen und wenig Geld heraußgeftellt hatte — der Krieg hatte manches Gapital zerftört —, fo ergab 
fi unter ven mit dev Prüfung des Planes betrauten Männern ein Vertrauen auf Galzabigi's 


- Entwürfe. Die erfien Monate hatte id) die Commiflion mit dem Sammeln von Material und 
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den Einziehen von Erfundigungen befchäftigt. Als ihr im Januar 1765 der Plan zur Errid- 

tung der Geſellſchaft vorgelegt worden war, berief jie Deputationen der Raufmännfdaften, und 
erklärte ſich mit biefen einftimmig gegen die Vereinigung fo mannidfaltiger und umfaſſender 
Unternehmungen in einer und derjelben Anftalt. So lieb dem Könige der Gedanke geworden. 
fein mochte, alle jeine Zmede für die Hebung der Volkswohlfahrt durch ein’einziged mächtiges 
Werkzeug zu fördern, fo ſehr er beklagen mochte, daß der beſchränkte Verſtand feiner Unter— 
thanen die geiftreihen een des Ausländerd nicht zu fallen vermochte: er verzichtete auf die 
Ausführung, da die Mittel weder im Lande zu finden noch von außen hereinzuziehen waren. Der 
nüchterne Sinn, wol auch die Armuth an Capital unter dem ſchwer geprüften Volke retteten 
den König und das Land vor den ſchlimmſten Erfahrungen, und diejenigen, welche dem Könige 


noch zu machen vergönnt waren, mußte er theuer genug bezablen. 


Für die dem Bankweſen fremben Zwecke wurden nun bejonvere Anftalten und Geſell ſchaften 
allmälig in den nädftfolgenden Jahren gegründet. Die Verſicherungsgeſchäfte wurden ſchon 
Ende Januar einer Aſſecuranzkammer übertragen, welche ein Drittel der für die aufgegebene 
Geſellſchaft unterzeichneten Actien zugewieſen erhielt. - Zur ‚Förderung des Handeld wurden 
mehre Geſellſchaften errichtet, Darunter im Detober 1772 die Seehandlung. Balzabigi ° 
wurde niit den Titel Geh. Finanzrath, einer Bejoldung von 6000 Thlrn. und Antheil am Ta⸗ 
backspacht für dad Scheitern feines Plans getröftet, behielt aber immer noch das Ohr des Königs 
und die Hand in allen Dingen. 

Bei Ausarbeitung’ des Planes für Die Banf wurbe der Kaufmann Wurmib von Hamburg 
zu Rathe gezogen, mit welden Oberftlieutenant Quintus Jcilius ‚darüber verfehrte. Das 


„„Edict und Reglement der Eöniglihen Giro = und Lehn-Banco zu Berlin” tragt dag Datum 


des 17. Juni 1765. Der Unmuth des Königs üher dad Scheitern der großartigern Entwürfe 
macht ſich darin gegen die Kaufleute Luft, „welche einigen alten hergebrachten Gewohnheiten und 
Gebräuden, fie mögen gegründet fein oder nicht, noch zu ſehr anhängen und ohne Unterſchied 
ich vor Allem fürchten, was nicht ſchlechterdings Damit übereinftinmt, oder ihrer Denkungsart 
und Begriffen gemäß ift”. Die neue Bank war num reine Staatsanftalt. Sie follte auf Stants- 
koſten eingerichtet und verwaltet, mit einem Bapital von 8 Mill. Thlrn. aus dem Schage auds 
geitattet und unter die Garantie des Staatd geftellt werben. Der König hoffte, durch dieſes 
Mittel den Geloumlauf zu erleichtern, den Fleiß aufzumuntern „und endlich dadurch den über- 
mäßigen und unerhörten Wucher zu verhindern, welcher bißher , der ſcharfen Geſetze ungeachtet, 
ih in aller Art von Handel eingeſchlichen und ſowol Unſern Adel als übrige Unterthanen, 
welche baares Geld benöthigt geweſen, in einem grauſamen und unerträglicen Joche gehalten 
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und auf das empfinblichfe gedruͤckt und erſchoͤpft hat”. An die Spige des ganzen Banfwejens 
trat ald Praͤſtdent der Wirkliche Geh. Etatd- und dirigirende Minifter, Reichsgraf v. Reuß; 
zum erſten Director wurde der Kaufmann Janffen ernannt. Schon einen Monat nad) der Ver⸗ 
fünbung des Ediets wurde die Bank eröffnet, allein flatt des Gapitald von 8 Mill. erhielt fie 
nur einen Borfhuß von 400,000 Thlrn., und davon gingen noch die anfehnlidhen Geſchenke 
an die Verfafler des Entiwurfs ab. Duintus Icilius erhielt 10,000, die Kaufleute Eofiel und 
Wurmb in Hamburg erhielten 50,000 Bantthaler, deren vier auf einen Friedrichdor gingen. 
Dies war das neue Bankpfund, wie es ſchon Graumann projectirt hatte, jetzt zum erſten mal in 
Bancothalern ausgeprägt, was ſpäter nicht mehr geſchah. Die Anſtalt hatte nach Berichtigung 
dieſer Geſchenke mit 60,000. Bankpfunden oder 78,750 Thlen. von ihrem Vorſchuſſe noch 
"321,250 Thlr. zum Beginn ihrer Gefchäfte übrig. Der Staatskaſſe, welche pie Mittel hergab, 
follte natürlich auch der Gewinn aus dem Gefchäfte zufließen, und Die ®rmartungen davon waren 
nicht gering. Aber auch die befcheinenften würden zu hoch geweſen fein. Der erfle Director, 
Sanflen, eine Greatur von Wurmb und Calzabigi, leitete die Bank im Intereffe ver Tabacks⸗ 
pächter. Diefe und die Directoren ſelbſt, deren außer Janſſen noch drei (für das Discontoz, 
‚ Kaflen= und Leihcontor) vorhanden waren, erhielten baare Vorfchüffe; verſchiedene vornehme 
" Herren, denen man nichts abſchlagen durfte, meil man ihre Gunft braudite, befamen Darlehen 
auf Liegenſchaften; der Handel dagegen befam fo gut wie nichts, ja er konnte nicht einmal feine 


Giroeinlagen auf Verlangen zurüdziehen. Übrigens drängten fi) die Kaufleute keineswegs zu 


der Anftalt. Sie trauten ven Perſoͤnlichkeiten nicht, denen fie in die Hände gegeben war, fie 
‚ teugen Bedenken, Wechſel an die Bank zu bringen, und der Wechſelhandel zog fi aus den 
Städten Berlin und Breslau (auch dort war die Anftalt eingefegt) immer mehr hinweg. Die 
Bank übte flatt einer anziehenven eine abftoßende Kraft, und bald erfannte ver König, daß es 
fo nicht .fortgehen könne. Der Abſchluß zeigte einen Verluſt von 25,631 Thlrn., und e8 war 
voraudzufehen, daß er fich durch unbeibringlicde Foderungen noch echöhen werde. Auch viele . 
Grfahrung veranlaßte ven König nicht, die Sache ganz aufzugeben; er wollte nur die Anſtalt 
reorganifiren. Nun trat Calzabigi wieder mit einem Plane hervor; er hatte ja vorausgeſagt, 
daß eine Girobank für Preußen nicht paſſe und daß nur durch das Ausgeben von Noten gute 
Geſchäfte zu machen ſeien. Daß man ſeinem Rathe nicht gefolgt, erkläre den Miserfolg der 
Anſtalt, die nichts mehr zu thun hatte, als ihren unbeſchäftigten Beamten die Beſoldungen aus⸗ 
zuzahlen. Calzabigi alfo wollte eine Zettelbank, und ver König war früher ſchon dafür einge: 
nommen; allein er. dachte nur an eine ſchwache Emiſſion von etwa 50,000 Thlrn. Der Blan 
wurde von dem Minifter v. Sagen zuerft mit dem Geh. Finanzrath Roſe und dem redlichen 
Bankdirector Koes berathen, dann mit dem Miniſter v. Blumenthal und dem Großkanzler 
v. Jariges. Dieſe erſtatteten dem Könige einen Bericht, worin ſie unverhohlen und in ſtarken 
Worten über ven Plan des Calzabigi nicht allein, ſondern Über das ganze Syſtem des Koͤnigs, 
burch künſtliche Mittel den Wohlftann zu heben, ein entſchiedenes Verdammungsurtheil ſprachen. 
Die Miniſter erſcheinen hier als die unerſchrockenen, echten Organe der wahren öffentlichen 
Meinung, indem ſie gegen Geſellſchaften, die durch Privilegien, Monopole und Staatsgelder 
unterftügt würben, ſowie gegen Anftalten nach ven Projecten eines Galzabigi, der e8 auf bie 
Beraubung bed Bandes abgejehen habe, in vie Schranken traten. Der König, welcher fih mehr 
auf der Höhe ver Ideen gehalten, als in die Tiefe des Treibens eines Janſſen und feiner Gönner 
geblickt zu haben ſcheint, war durch die derbe Freimüthigkeit des Berichts aufs äußerſte empört. 
Der Berfafler, Geheimrath Urfinus, wurde caffirt und nah Spandau gefhldt; die Minifter 
mwurben ber Ignoranz beſchuldigt und ausgezankt; allein der Plan Calzabigi's wurde befeitigt 
und der Vorfchlag Iener dem „‚revibirten und erweiterten Edict und Reglement der Eöniglichen 
Giro = und Lehnbanken zu Berlin und Breslau“ vom 29. Oct. 1766 zu Grunde gelegt. Da 
dieſes Evdict, obwol durch die wechſelnden Verhältniſſe in ver Ausführung vielfach modificirt, 
doch im Wefenichen das Grundgeſetz der Preußiſchen Bank bis auf die neuere Zeit geblieben iſt, 
fo wird ein kurzer Überblick feiner wichtigern Beſtimmungen hier am Plage ſein. 

Die Bank rechnet in Bankpfunden, deren A einen Friedrichdor (35 auf die Marf zu 
21 Karat 9 Gran ausgemünzt) ausmachen. In dem nämlichen Gelde follen alle Kaufleute in 
Berlin und Breslau ihre Bücher führen, follen alle Wechfel über 100 Thlr. an beiden Orten 
auf Fremde audgeftellt oder von auswärts auf beide Orte gezogen werben, alle Käufe und Ber- 
käufe unter Handelsleuten, die nicht Kiegenfchaften und Privatrapitalien betreffen, abgeſchlofſen 
- werben. Die Bank wird zur Bequemlichkeit des Handels und zur Erleichterung der Zahlungen 
zwifchen entfernten Orten „in einer gewiflen und Unfern Ländern ganz unſchädlichen Propor⸗ 
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tion’ Banknoten ausgeben in Stüden von 10, 20, 50, 100, 500 und 1000 Banlpfunden. 
Die Noten werden bei allen koͤniglichen Kaſſen angenommen. 

Bei dem Biroverfehr können die Cinlagen in baarem Gelde gegen Abzug von y, Proc. 
zurüdgezogen werben; wer aber. auf feiner Rechnung eine Summe von der Rechnung eine 
Andern zugeihrieben erhält, kann den Betrag nit baar aus ber Bank entnehmen. Ohne 
Vorwiſſen ded Bankoirectoriumd darf Keiner dem Andern durch Übertrag von feiner Rechnung 
Geld leihen. Für die Eröffnung einer Rechnung wird 1 Friedrichdor, für jedes Blatt derſel⸗ 
ben noch 1 Pfd. Bco. bezahlt. Wer mehr abfchreiben laſſen will, als fein Guthaben beträgt, 
zahlt eine Geldbuße von 1 Pfo. Beo., und wenn ver überſchuß 50 Pfo. überfteigt, außerdem 
noch 3 Proc. des ganzen Mehrbetrags über fein Guthaben. Wer einen Andern bevollmächtigen 
laßt, flatt feiner auf der Bank zu erſcheinen, bat für die Vollmacht 1 Friedrichdor und für die 
jährliche Erneuerung !/, Friedrichdor zu bezahlen. Diefeg Beflimmungen und Gebührenfägen 
hatten augenfcheinli Amflervam und Hamburg ald-Mufter gevient. 

Dad Disdcontocontor discontirt Wechſel, welche nicht. über zwei Monate laufen 
und drei Unterfähriften haben. Für nicht acceptirte Wechfel wird Gaution verlangt. Der Zins: 

fuß beträgt Y, Proc. pr. Monat. 

Die Lombard: (Leih-) Kaffe gibt Darlehen auf zwei Monate zu Y, Proc. per Monat, 
aber nicht unter 400 Pfr. auf Gold und Silber in Barren, Stangen, nf Gold⸗ und Suber⸗ 
geſchirre, auch auf fremdes gemünztes Gold und Silber nach beſtimmten Sägen. Die Darlehen 
werben in Banfnoten gegeben die Verfallzeit wird nicht verlängert. 

Ein befonderer Artikel (40) verbietet bei ſchweren Strafen die Audfuhr von Gold und Sil- 
ber. Reifende Kaufleute und andere bürgerlide Berfonen dürfen nur bis 250 Thlr. Gold, 
Adelige und Militärs bis 400 Thlr. mit ind Ausland nehmen. Diefed Verbot fand ſonſt in 
den Münzebicten feine Stelle. 

Dem Bankvirectorium wurde ein koniglicher Commiſſar beigegeben, zuerſt der Miniſter 
v. Hagen, welcher ſpäter als Chef das erſte Mitglied der Hauptbankdirection wurde. 

Mit dem Jahre 1767 wurde die neue Bank eröffnet, und fie hätte einen günſtigen Fort⸗ 
gang nehmen koͤnnen, wenn ver König fie nicht in Verbindung mit einem feiner Handels: 
gefchäfte gebracht Hätte, zu Denen er noch immer geneigt war: diefes war das fogenannte Gle: 
ment'ſche Contor. Der holländifhe Kaufmann Element war Anfang 1765 nad Berlin 
berufen worden, um ben levantifchen Handel anfänglich für die projectirte große Geſellſchafts⸗ 
bank und, da dieſe nicht zu Stande kam, für eine Handelscompagnie in Gang zu bringen. Er 
wurde außerfeben, um in Berlin ald Hofbankier ein Bankhaus auf koͤnigliche Rechnung zu er⸗ 
richten und vie königlihen Commanditen für ven überſeeiſchen Handel in Hamburg und Amfter- 
Dam zu leiten. Sein berliner Gef haft mar beftimmt, der Tabadöverwaltung den auslaͤndiſchen 
Taback, der Münze Gold und Silber zu liefern, die Noten-und dad Girogeld der Bank im 
Umlaufe und auf Bari zu halten, ven auswärtigen. Wechſelhandel zu übernehmen und 
Silber in der Form von fogenannten levantiſchen over Kaiſerthalern, vie in Mogbeburg ge⸗ 
prägt wurden, nach der Levante zu führen, damit es in Preußen ſeltener werde und im Curſe 
ſteige. Die Bant mußte Clement zum Betriebe dieſer Geſchäfte 400,000 Thlr. gegen 3 Proc. 
Zinſen vorſchießen, ihm außerdem offenen Credit geben, ven er auth bei der Tabacksverwaltung 
hatte; die Münze mußte die Friedrichdor, welche fie aus dem von Clement gelieferten Gold 
prägte, an die Bank abliefern, welche davon neun Zehntel an das Clement'ſche Contor abgab 
und ein Zehntel mit Noten bezahlte. Endlich Hatte Element die Befugniß, an ven Gonferenzen 
der Bankdirectoren theilgunehmen. Diefe Verbindung brachte der Bank beveutenden Schaden. 
Ihre Betriebsmittel waren ſchwach, ebenfo ihre. Gefchäfte, ihre Einnahmen wurden durch die 
Berwaltungskoften erfhörft. Das Mistrauen gegen Glement wurde auf die Anftalt übertragen, 
28 wurden keine Wechſel bei ihr discontirt, ihr Girobeſtand war nach fünf Monaten noch nit 
30,000 Thlr., die Noten ftanden unter Pari und ſtroͤmten unmittelbar nad) ber Ausgabe in die 
koͤniglichen Kaflen und aud diefen zur Ginlöfung an die Bank. Glement verlor tm Goldhandel 
- und bei feinen vergeblichen Bemühungen, dad Girogeld der Bank umzuſetzen und ihre Noten im 
Sleichwetthe mit Münze zu erhalten; ex konnte im Wechſelhandel nicht gewinnen, weil Niemand 
feine Bermittelung in Anfpruch nehmen wollte. Beim Abflug auf 1. Juni 1767 zeigte die 
Bank als Refultat Ihres fünfmonatlicden Betriebs einen Verluft von 159,618 Thlrn. Der 
König mußte fih abermals überzeugen, daß die Anftalt in Verbindung mit feinen Handels: 
fpeeulationen nit geveihen könne. Er gab daher feine Commanditen in Hamburg und Amfter- 
dam auf und loͤſte das Verhältni der Bank zu dem Clement'ſchen Contor. Er übernahm an 
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dem Verluſte die Summe von 133,478 Thlrn. und überwies der Bank die Fonds der aufgege— 
benen Handelsgeſchäfte. Die Auseinanderſetzungen dauerten bis gegen Ende 1767. 

Mit dem Jahre 1768 begann für die Preußiſche Bank eine beſſere Zeit. Sie konnte endlich 
ihre eigenen Zwecke verfolgen, und die Verwaltung des Miniſters v. Hagen gewann alsbald 
dad Vertrauen des Publicums, deffen ih Calzabigi, Wurmb und Clement nieniald zu er: 
freuen hatten. Die Noten hielten ſich nicht nur im Umlaufe, fondern wurden aud in Samburg 
und Amſterdam gern genommen. Der Lombard-(Leih-) Verkehr und das Digcontogefchäft wur⸗ 
ben belebt und brachten Gewinn. Das Girogeſchäft dagegen fand wenig Anklang und eriojch bald 
gänzlich. Obgleich die Anftalt wenig eigenes Berinögen hatte — nichts als die urfprüngliche Do: 
tation von 1765 nebft dem Fonda der hamburger Commandite mit etwas über 500,000 Thlen.—, 
fo führte ihr doc; die Garantie und. das Beifpiel des Staats viele Betriebsmittel zu. Schon am 
18. Juli 1768 wurde die Hinterlegung der gerichtlichen und vormundfchaftlichen Depojiten, am 
31. März 1769 die Hinterlegung von Geldern der Stiftungen, per Kirchen. ſ. w. angeordnet. 
Dazu Famen verfügbare Staatsgelder, namentlidy eine Referve für Kriegszwecke, die fogenann: 
ten magbeburger Bourragegelver, die.zwar während bed Bairifchen Erbfolgekriegs zurüd- 
gezogen, nach dem Teſchener Frieden aber zum Theil (über 4 Mill.) wieder eingelegt wurden; 
‚ endlich niehrten ſich auch die Einlagen von Privaten. 

Im Sebruar 1771 ſtarb Minifter v. Hagen, welcher durch feine Verwaltung der Bank ein 
rühmliches-Andenken hinterließ, und ihm folgte Freiherr v. Schulenburg-Kehnett bis zum 
Juni 1806. Nur in den vier Jahren von 1786— 90 war er wegen Krankheit ver Geſchäfte 
enthoben und vertrat Graf v. Schulenburg auf Blumberg feine Stelle. In diefer langen Be: 
‚ riode ift Fein beſonderes Ereigniß vorgekommen „das auf die Anſtalt weſentlich eingewirkt Hätte. 
Allein es erfolgte eine allmälige Umgeſtaltung in dem Geſchäftsbetriebe, welche dem allgemeinen 
Gange der Regierung entſprach, nachdem der Geiſt des großen Koͤnigs aus ihr gewichen und 
die Formen ohne eine belebende höhere Kraft nur noch mechaniſch fortfunctionirten. Mit dem 
ganzen Staate und aufden nämlichen Wegen gerieth die Bank, welche ohnehin feine Selbſtän— 
digfeit hatte, in eine bedenkliche Rage. Sie fand unter dem Generaldirectorium wie jeder andere 
Zweig der Verwaltung, ihr Chef leitete zugleich die Seehandlung und das geſammte Kaffenweien 
und man verlangte von ihr nur Zmeierlei: daß ſie ihre Mittel jo anlege, wie ed der Regierung 
für ihre Zwecke angemeſſen erſchien, und daß fie erkleckliche Gewinnſte in Die Staatöfaffe liefere. 
Solchen Impulfen folgend, kam die Banf unvermerft von ihrer eigentlichen Beftimmung ab. 

Die Disconto = und Leihgeichäfte nahmen bald nicht mehr die erfte Stelle ein. Das Aus: 
geben von Noten war bei dem ftarfen Zufluß baarer Mittel ſchon 1770 eingeſtellt worden und 
wurde erſt 1793 wiederaufgenommen, als die Regierung einen Theil ihrer Einlagen für die 
Rüſtungen zu dem Kriege gegen Frankreich zurückzog. Das Depofitengefhäft trat dagegen in 
ben Vordergrund. Die Bank hatte große Capitäle zu verzinſen, bie ihr theils geſetzlich, theils 
freiwillig vom Staate und von Privaten übermwiejen wurden. Sie diente mithin hauptjäd: 
lich zur Anfamnılung von Capital, fie verwaltete dad Vermögen von Waiſen, von milden Stif: 
tungen und andern Wohlthãtigkeitsanſtalten und ihre Hauptſorge ward, dieſe Capitale verzins⸗ 
lich anzulegen. Dafür wählte ſie bald dad Ausleihen auf Hypotheken, wozu fie auch durch Die Re— 
gterung veranlaßt wurde, welde in den angefallenen polnifhen Provinzen dem zerrütteten land⸗ 
wirthſchaftlichen Credit aufhelfen wollte. Die Gelder, welche durch die Bank und andere An: 
falten den Gutöbefigern in Süd- und Neuofipreußen geliehen wurben , bewirkten auch in ber 
That, daß die Güterpreife dort auf das Drei - und Vierfache fliegen. ‚Die Summen, melde 
pie Bank in diefer Weife anlegte, beliefen ſich auf nahe an 10 Mill. Thlr.; auch an Knigliße 
Inftitute hatte fie bedeutende Darlehen gegeben. 

Als im Jahre 1804 Freiherr vom Stein bei ver geitung der Bank betheiligt wurde, er⸗ 
kannte er ſofort das Misliche der Lage, in welche ſie allmälig gerathen war. Ihr eigenes Vre⸗ 
moögen beſtand aus den Treſorconto, dem urſprünglichen Fonds von etwa 300,000 Thlr. und 
einen feit 1772 angefammelten Reſervefonds von 700, 184 Thlrn. Alle übrigen Mittel waren 
fremdes Geld, welches mit kurzer, meiſtens nur achttägiger Künpigungsftift zurüdgefopert 
werben konnte Und biefes Geld hatte vie Anftalt feft angelegt, ſie war daher nidt im Stande 
beliebig darüber zu verfügen. Sie hatte fogar Staatögelver aus Föniglihen Kaflen auf acht: 
tägige Kündigung, während fie gleichzeitig an, andere Staatdanftalten Darlehen auf längere 
Zeit gegeben hatte: ein Beweis, wie leblos und ohne organtfche Verbindung die Kormen und 
Zweige der Staatöverwaltung waren. Die Garantie des Staatd konnte allerdings die Ofäu: 
biger der Bank beruhigen, folange ver Friede erhalten blieb, oder der Krieg außerhalb ver 
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Grenzen geführt wurbe und Feine befondern Anftvengungen erfoderte. Allein die Regierung 
hatte nicht ruhig zufehen ober gar veranlaflen ſollen, daß die Anftalt eine Richtung nahm, die 
früher oder jpäter zu einer Kriiis führen mußte, welche dem Staate große, wenn auch im gün⸗ 
Rigften Falle nur vorübergehende Opfer in Ausjicht flellte. Wie aber, wenn dieſe Krifid der 
Bank mit einer allgemeinen politifchen Krife zufammentraf, mo die Regierung, meit entfernt, 
der Anſtalt helfen zu können, tich genöthigt ſah, ihr die Mittel zu entziehen , welche aus .öffent- 
lichen Kaflen bei ihr angelegt waren? j 
Stein fing damit an, das Ausleihen auf Hypotheken zu befhränfen. Er verbot namentlich, 
dem Juden Levin Arge aus Marienwetder, vem Makler ver meiften polnifhen Gutsbeſitzer, an 
deſſen Solibität zu zweifeln er hinreihenten Grund hatte , fernerhin Darlehen zu geben. Allein 
dieſe Weifung wurde von dem Director Struenfee nicht befolgt, ſodaß ihn Stein fpäter für ſolche 
Operationen perjönlich verantivortlih madte. Als im Juli 1806 Stein zuni interimiftiihen - 
Chef der Bank ernannt wurde, verbot er das Ausleihen auf Hypotheken günzlih und fuchte zu= 
gleich die Geſchäfte ver Anftalt in tücjtigere Hände zu bringen. Er berief den Criminalrath 
Stägemann aus Königäberg und, als erften Hauptbankdirector und Director der Seehandlung, 
den Director der Däniſchen Bank, Niebuhr, der aber erft im October anfam und fogleid eine 
andere Beftlimmung erhielt. *) Ä 
Am Schluffe des Jahres 1805 — 6 ‚(30. Juni 1806) beſtanden Contore der Bank zu 
Ansbach, Breslau, Kleve, Elbing, Emden, Frankfurt an der Ober, Hildesheim, Könige- 
berg, Magdeburg, Minden, Münfter und Stettin. Die Bank hatte feit 1771 über 9 Mill. 
Thlr. Gewinn an die Staatöfaffe abgeliefert, wovon ein namhafter Theil allerdings als Zinfen 
für Staatsgelder anzujehen war. Ihr Stand war folgender: J 


J Baffiva ." Zhlr. @r. Bio 
Königliche Fonds (Treforconto) . 2. 328,560 16 6 - 
Banknoten . on 1,525000 6 — 
Depofiten von Staatskaflen u. vergl.) . “. » 2 ...8891,028 12 — 
Depoſiten aud dem regelmäßigen Verkehr (Bankobligationen) 29,438,989 11 — 
Mehrbetrag der emittirten Kaflenfcheine über ven Dedunge: — 


beftame) . .. 548,70 — —. 
Verſchiedene Shuben : 2 02 2m atere 0548188 12. 6 
" j :41,080,417 10 — 
" Ativg. cxvu. Gr. 8. 
Öffentliche zinstragende Papiere....... 663,762 20 6 & 
Darlehen an Staatskafſen und Inſtitute..65678,948 14 — 
Darlehen an Creditvereine und Gommunalverbänte . . . 1,403, 166 — — 


Darlehen auf Hypotheken und hypothekariſche Schuldverſchrei⸗ 
bungenn. 12432,998,124 2 — 

Wechſelverkehr und Darlehen auf Waaren, Metall und oͤffent⸗ | 
liche Schulbpapiere . een... 1032140. — 6 
Verſchiedene Koderungen - . 2 2 2 14142,671 23 — 
Beſtände an Banknoten. 674,121. — — 
Baarbeſtände... nenn _8976,017 2 — 
_ 42259181 9 — 


4) In feiner Lebensbeichreibung,, von ihm felbft entworfen („Stein's Leben‘, von Perg _ Bd. vI,2, 
&. 157 — 158), fagt Freiherr vom Stein: „Die Banf hielt ich für ein verderbliches Inftitut. Sie i08 
bedeutende Geidſummen an ſich, deren Verwendung Beamten anpertraut war; fle follte zwar nicht auf 
Srundſtücke ausleihen, fondern nur auf Waaren, Papiere u. f. w. biscontiren. - Die Beamten ihres 
Brovinzialcontors zu Eibing lichen leihtfinnig auf Güter in Preußifchs Polen, woraus nachher fehr ver: 
derbliche Transactionen mit Napoleon, fpäter mit Rußland entflanden. Die andern Contore begünftig- 
ten bauptfächlich jünifche Bankiers, deren Lift, Beharrlichfeit, Sufammenhang und Mangel an Ehrs 
gefühl, wenn nur Habfucht befriedigt wird, in jedem Staate verberblich iſt und efonberg en auf 
die Beamtenwelt wirft.” . Diefe Eindrüde einer Miswirthfchaft auf einen reblichen, ehrenhaften Chas 
zafter enthalten Fein Urtheil über das Weſen und ben Nugen ber Banken. Be 

5) Darunter die magdeburger Sourragegeber 4,393,833 Thlr. 3 Gr. welche nicht verzinkt wurden. 

6) Die Bankkaſſenſcheine wurden feit 1798 ausgegeben , um bem Verkehre ein beliebteres Zahlungs⸗ 
mittel als die ſchlechte Scheidemünge zu bieten. Die Fälſchungen der fogenaunten Kaflenbeutel verans 
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Bilanz. 
Zhlr. ®. Bi. 
Aktiva . 220. 4225911 9 — 
Bafiva . . . .. 41,080,4197 10 — 


überſchuß 1,178,765 23 — 


Man fieht aus dieſer Überficht, vaß die Geſchäfte ver Bank fig vielfad anders geftaltet hat⸗ 
ten, .ald im Neglement vom October 1766 'vorgefehen war. Gefchäfte, von denen dad Edict 
ſchweigt, waren die Hauptfächlichften geworden : fo die Annahme von Depofiten und Überſchüfſen 
aus ven Staatöfaffen, ver Ankauf von Staatöpapieren, Darlehen an verſchiedene Anitalten, 
auf Hypotheken, Staatspapiere, Wechfel und Waaren. Dagegen war der vorgejchriebene 
Giroverkehr nicht mehr vorhanden. Die Banknoten waren fehr ſparſam ausgegeben und wur⸗ 
- den nicht nach Vorfchrift bei Disconto- und Leihgefchäften an Zahlung gegeben. Die Rechnung 
nad Bankgeld wurde niemals ftreng durchgeführt, felbft vie Bank rechnete nach Gourant und 
führte die Bankpfunde in einer befondern Golumne nebenher. Die Noten waren gerade Darum 
weniger angenehm, weil fie auf Bankpfunde lauteten. Kür die Disconto- und Lombarbgefchäfte 
endlich mar die Verfallzeit über ziwei Monate verlängert und der Sorgefchriebene Zinsfuß nicht 
mehr als bindend erkannt worden. Die Überficht läßt dad Schickſal der Anflalt bei einer Kriſe 
vorausſehen, felbft wenn diefelbe eine minder ſchreckliche geweſen wärs ald die furdtbare Kata: 
fteophe vom October 1806 und deren unmittelbare Folgen. 

Schon vorher waren durch die Rüſtungen und die dadurch erweckten Bejorgnifle die Be⸗ 
triebömitte) der Bank geſchwächt worden. Der Staat und viele Private zogen ihre Ginlagen 
zurück, dagegen firömten die Noten, Kaſſen- und Treſorſcheine zur Einlöfung herbei. Die 
Treſorſcheine waren erft im Frühjahr 1806 für die Regierung ausgegeben worden, aber die 
Bank follte fie einläfen und war dafür nur ſchwach dotirt worden. Nach ver Schlacht bei Jena 
wurde die Bank in ven Sturz des Staats hineingezogen, und es iſt nad) der Art, wie die Sran- 
zofen in Preußen hauſten, und nach ver fpätern Beraubung der Hamburger Bank durch Marſchall 
Davouft fehr zu bezweifeln, daß.es ihr befler gegangen fein würde, wenn fie eine Privatanftalt 
geweſen wäre. = | 

Als der Feind herannahte, verließ Minifter vom Stein die Reſidenz und nahm die Vorräthe 
ſämmtlicher Generalkaſſen und vet Bank mit fort. Aus der Bank gah er nod vom Wagen 
herunter ver berliner Kaufmannſchaft ein Darlehn von 100,000 Thlen.; allein der Nagiftrat 
ließ das Geld auf dad Stadthaus bringen, und.bort nahmen es die Franzoſen auf Abſchlag an 
der Gontribution, welche Berlin auferlegt wurde. Hier blieb ver Bankbeamte Hundt zurüd 
und forgte ſelbſt mit Gefahr feines Lebens für das Intereſſe ver Anftalt. Die Hauptbankdirection 
richtete ſich in Koͤnigsberg ein und blieb dort unter Stägemann's Leitung bid Ende 1809. Ihr 
erftes Geſchäft war, die Kaflenbeftände der Gontore fomeit als möglich -einzuziehen, und ed 
kamen davon gegen 6 Mil. Thlr. zuſammen, obgleid in Magdeburg 2,500,000 Thlr. den 
Franzofen indie Hände fielen und in Minden und Münſter die preußiſchen Generale Blücher 
und Lecocq die Gelder der Bank zu Kriegsbedürfniſſen verwendeten. Gleichzeitig beſchäftigte ſich 
die Direction mit dem Einziehen ihrer Activen und Verminderung ver Paffiven. Allein ihre 
Bemühungen hatten nur geringen Erfolg, und dieſer befchränkte fih auf ven Erlös aus ven 
biscontirten Wechfeln ; Bankobligationen wurben an Zahlungsftatt genommen und nad Kräften 
eingelöft, aber von ven Hypothefenfoderungen war weder Capital, noch Zins, noch Unterpfand 
zu erlangen. Alle Mittel jedoch, welche die Anflalt zufammenbringen Tonnte, wurden durch die 
dringendften Ausgaben der Regierung aufgezehrt, ſodaß für die Befriedigung der Gläubiger 
bald gar nichts mehr übrigblieb. Sowol Minifter vom Stein als feine Nachfolger (er wurbe am 
4. Jan: 1807 entlaffen). gaben Anweifungen auf die Kaffe der Bank, und als die Ruffen kamen, 
waren bald nicht allein ihre Mittel gänzlich erihöpft, fondern e8 war noch weit varkber hinaus 
auf fie angewiefen. | I 

Vom Juli 1807 (Friede von Tilſit) bis zum Jahre 1817 if die Geſchichte ver Preußiſchen 


laßten die berliner Kaufmannfchaft, die Bank um eine Einrichtung zu bitten, welche fie Dagegen ſchütze. 
Die Banks Depofitens oder s Kaffenfcheine wurden gegen Einlage des baaren Betrags ausgeflellt und ber 
Inhaber konnte gegen Rüdgabe bes Scheins, ber dann — vernichtet wurde, den Betrag jederzeit 
wieder erheben. a] Obigem ſcheint übrigens die baare Einlage nicht immer gefobert oder verfügbar 
gehalten worden zu fein. | | 
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Bank eine troſtloſe, und fie blieb es noch länger: Zeit, nadivem der Staat ſelbßy durch die ruhm⸗ 
volle Erhebung des Vollks ſich wiederaufgerichtet und zu Ehren gebracht hatte. Der Friede ga⸗ 
tantirte die Foderungen, welche oͤffentliche Anſtalten in Preußen an:Schuloner in den abgetre⸗ 
tenen Landestheilen hatten. Allein die Franzoſen liegen die Bank nicht ald ein Etablissement 
public gelten. Napoleon nahm in Warſchau und den polntfhen Provinzen ihre Capitale in Be- 
flag, und verfaufte in der Bayonner Sonvention von 10. Mei 1808 ihre Hypothekenfoderun⸗ 
gen ſowie das Eigenthum anderer preußifcher Anftalten und Unterthanen an ven König von 
Sachſen, Herzogvon Warſchau, um 20 Mill. Fr. Dadurch verlor Die Bank gegen 10 Mill. Thlr., 
die fie fpäter, ald die Bayonner Convention durch den Parifer Frieden annullirt wurbe, nur 
- tbeilmeife wievererlangen Eonnte. Die jũdiſchen Mäkler, die perſoͤnlichen Schuldner der Bank, 
hatten fallixt, die Grundbeſitzer waren ruinirt und die Verhandlungen mit der ruſſiſchen Res 
gierung über .die Arifprüche ver Bank fliehen auf Schwierigkeiten. Ihre Obligationen waren 
auf 30 und 20 gefunten, ihre Zinszahlungen flodten, Die Indultgeſetze drückten dem thatfäch- 
lihen Verhältnifie den Stempel der Gefeglichkeit auf, und das Unglück war um fo größer, da 
die Gläubiger meiftend Waifen, wohltbhätige Anftalten und "Leute von geringem Vermoͤgen 
waren. Währenn bed langen, traurigen Liquidationsgeſchäfts war Die Bank bald mit der See= - 
handlung und andern Kaflen vereinigt, bald von venfelben getrennt worben, fle Hatte ihre flüffig 
gewordenen Activen jeweils zu Borfchüflen an die erihöpften Kaſſen des Staats abgeben müflen. 
Nach dem Frieden mar das Depojitengefhäft, womit fhon 1810 wieder ein Anfang gemacht 
worden war, vorſchriftsmäßig wienerhergeftellt worden; eine Verordnung vom 3. April 1815 
verhieß den Inhabern ver Bantobligationen Bezahlung von Capital und Zinfen, doch wagte 
man noch nit, die Waifen- und Stiftungsgelder zwangsweiſe an die Bank zu verweifen; 
41816 wurde auch das Discontogefchäft , Freilich in beſchränktem Maßſtabe, wiederäufgenommen. 
Durch Cabinetsordre und Verorpnung vom 3. Nov. 1817 wurde die Bank als ein für id 
beſtehendes, von der Verwaltung des Staats unabhängiges Inflitut unter der Oberaufſicht 
eined Buratoriums bergeflellt. Die Leitung führte Präſident Briefe. 


Die Rechnung von 1817 ſchloß mit einer Activfumme von 28,097,100 Ihlen. | 
—— Paffiven . 21,176,8300 
alſo mit einem Überfhuß von , 920,600 Thlrn. 


Aber biefer Überſchuß auf dem Papiere war in Wirklichkeit nit, fondern flatt feiner eine 
bedeutende Überfchulbung vorhanden. Unter ven. Foberungen waren etwa 8 Mill. unbeibring- 
Ih und wurden nach und nad abgeichrieben. Es war alfo ein Deficit von etwa 7 Mill., womit 
die Bank ihre neue Laufbahn begann. Dem entſprach das Verbältniß der laufenden Cinnahmen 
und Ausgaben. Bon 15 Mill. , welche die Bank zu fodern Hatte, waren feit 1806 feine Zinfen 
bezahlt worden, von nahe 12 Mill. waren Zinsrüdflände aufgelaufen, darunter felbft von 
Foderungen an den Staat, und ed war für die nächſte Zeit nicht auf regelmäßige Zahlung zu 
rechnen, die Einnahme an Zinfen nicht höher als 500,000 Thlr. zu veranſchlagen. Dagegen 
hatte die Anftalt von ihren Pafſtven über 26 Mil. zu verzinfen, welche im niederſten Anſchlage 
immerbin einen jährlichen Bedarf von 620,000 Then, erfoberten. Alfo auch hier bis auf beflere 
Zeiten die Ausſicht auf ein wachſendes Deftrit. Die Aufgabe der Verwaltung: war unter biefen 
Umſtänden zunächſt, eine klare Cinficht in den Zuftand ver Anftalt zu gewinnen, die Foderun⸗ 
gen.zu betreiben, vie unbeibringlichen abzufchreiben,, die Betriebömittel zu verftärfen und durch 
den Gewinn aus ven Banfgefihäften allmälig das Defickt zu decken, welches durch das Abſchrei⸗ 
ben der Berlufte enplich auch in ven Büchern fihtbar werden mußte. Es verfteht fih, daß von 
Ablieferung von Überjhüflen an die Staatskaſſe nun nicht mehr Die Rede war. 

Die Bilanzen zeigten noch bis 1828. einen Überſchuß der Aetiven über die Pafjiven, der 
fogar 1821 die Summe von 3,203,000 Thlen. erreichte; aber von 1829 an, wo die verlorenen 
Boften nicht länger als vorhandene aufgeführt wurden, trat das Deflcit in den Abſchlüfſen her⸗ 
vor und flieg 1854 auf 4,292,600 Thlr. Die Verlufte, welche fih nach und nad herausſtell⸗ 
ten, betrugen 6181837 nicht weniger als 72/, MIU. an Gapital, darunter über 1 Mil. Foderun⸗ 
gen an ven Staat. 

Zur Berftärkung der Betriebsmittel konnte man anfänglich wenig auf die eingehenden Aus⸗ 
flände rechnen, doch zahlte ner Staat die laufenden Zinfen und erfegte 1819 die Summe von 
42%, Miu. Thlrn., 1828 weitere 430,000 Thlr. Seine übrigen Schulden an die Bank bezahlte 
er in Obligationen, welche nicht ohne Berluft zum Betriebsfonds gezogen werben konnten. Reid: 

Staats⸗ Lexikon. II. 19 
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Uchere Zuflüfle verſprach man ſich von neuen Depofiten, und dieſe blieben auch nicht aus, obgleich 
ber Zwang zur Anlage von vormundſchaftlichen und gerichtlichen Depoſiten beider Bank erft 
4835 wiebereingeführt wurde. . Afteln viefe Zuflüfle waren neue Schulden, welche wieder zu- 
rüdgefobert werben konnten: man Tonnte fie nur vorübergehend zur Bezahlung alter Schulden 
verwenden und war auch nicht fidger, daß fie regelmäßig größer bleiben würben als die Rüͤck⸗ 
foberungen ; fie mußten enblich verzinft werben und vermehrten fomit die Ausgabe. 

Die Belebung ver Bankgeſchäfte blich das einzige nachhaltige Mittel, um aus dem Deflcit 
heraudzukommen. Zu dem Discontiren, weldyes, wie fhon erwähnt, 1816 wieder begonnen 
hatte, kamen daher non 41819 an die Darlehen im Lombarb; allein fie wurden vie erſten Jahre 
nur ſchwach betrieben , ba ihnen die Anftalt nicht bie Mittel, welche fie hätten aufnehmen können, 
widmen konnte. Erfi im Jahre 1824 nahmen biefe Gefcäfte einen größern Aufihwung, wel: 
er dadurch möglich wurde, daß die Auftalt wieder Kaſſenſcheine ausgab, von denen harter 

Gebrauch gemadt wurde; doc; waren ſelten mehr als 2—4 Mill. gleichzeitig im Umlauf, ba 
bie eingelöften cajfirt wurben. Cude 1836 hörten dieſe Scheine gan auf, weil Die Regierung 
neben dem Staatspapiergeld kein anderes im Umlauf haben wolkte, und bie Bank echielt für 
isren Verzicht eine Entfhäbigung von 3 Mill. (Staats-) Kaffenanweifungen gegen Hinter⸗ 
legung von Staatsſchuldſcheinen. Weitere Betriebsmittel verfchaffte fich die Bank durch Berkauf 
von Staatöpapieren, wenn aud mit Verluſt, um Silber einzubandeln, ſowie durch Anleigen bei 
der Staatslafle und Übernahme von Raffenuberichüffen. Dadurch hoben ſich Die Leih⸗ und Dis- 
contogejchäfte bedeutend. Sie hatten ih 4825 auf etwa 2,640,000 Thlr. belaufen, fliegen 
41824 auf mehr als 3,760,000, 1825 auf 4, 500, 000 und 1829 auf 6,250,000 Ihlr. ( Be⸗ 
ſände am Jahresfgluß). | 

Die Zulirevolution in Frankreich und die Sholera in Preußen übten 1830 einen merklichen 
Rückſchlag auf-die Bank. Sie mußte Staatögelder und Depofiten herausgeben, bie Kaflen: 
‚feine, die fie zum Belaufe von 3 Mill. hinausgab, Hielten fidy nicht im Umlauf, fie verfaufte 
baber, um die Lücken zu ergänzen, in ven Jahren 1830-32 Staatspapiere für 2/, Mil. Thir. 
mit großem Berlufte und beſchränkte ven Leih- und Discontoverfehr. - Bon 1852 an befferten 

ſich die Verbältniffe wiener, Depofiten und Staatsgelder fanden ihren Weg in die Kaſſen der 
Anſtalt, die Scheine hielten fich im Umlauf (bis fie, wie oben angeführt, 1836 ganz zurüd⸗ 
gezogen wurden) und der Handel wurbe wieder mehr berückſichtigt. Am Schluffe des Jahres 
1856 betrugen vie Darlehen im Lombard und die Wechielbeftänne über 11,560,000 hir. 
Seit 1834 wurben in Berlin und bei den größern Gontoren bie Girogefchäfte wiederaufge⸗ 

‚nommen und feit 1838 Giroanweifungen in Umlauf geſetzt. 

Im Februar 1857 ſtarb Prafinent Frieſe, und an feine Stelle trat al Ghef der Bank der 
Geh. Staatsminifter Rother, welcher zugleich Vorſtand der Staatsſchuldenverwaltung, der 
‚Seehandlung und des Grebitinftituts für Schleflen war. Er fand, daß die Anftalt, um ihren 
Gewinn zur Dedung des Defleitd .möglihft zu fleigern, und durch bie längere Ruhe ſorglos 
geworden, nicht überall die nöthige Vornicht beobachtet hatte. Abgeſehen yon dem Handel mit 

- Silber und Staatspapieren, wobei fie mehr verloren’ als gewonnen, hatte fie namentlich bei den 
auswärtigen Gontoren Wechſel discontirt, deren. Solidität zweifelhaft war, und in Berlin 
buch Darlehen auf auswärtige Papiere nicht nur fih in Befahr.begeben zu verlieren, fondern 
aud dem Papierhandel an ver Börfe Vorſchub geleiftet. Daher wurden bie auswärtigen 
Staatöpapiere von dem Leihverkehre ganz ausgeſchloſſen und beidem Discontogeichäftgenaue Brü- 
fung der Solinität eingefhärft. Dagegen bemühte fi} der neue Chef, den eigentlichen Bank⸗ 
geſchaͤften eine größere Ausdehnung zu geben, indbefondere auch Die Anweiſungen von einem 
Bankplatz auf den andern moͤglichſt billig zu flellen. Um bie Mittel Hierfür zu erlangen, er- 
‚wirkte er einen weitern Vorſchuß von 3 Mill, Kaffenanmweifungen gegen Ginterlegung von 
Staatsſchuldſcheinen, ſodann von. 2 Mill. aus dem Staatsſchatze, wofür ebenfalld keine Zin- 
fen. bedungen wurden; endlich wurde die Anlage von Kaflenvorräthen bei ver Banf weiter 
ausgedehnt. 

. Um die Anftalt gegen die Wiederkehr früherer Übelſtände moͤglichſt ſicherzuſtellen, wirkte 
Staatsminifter Rother hauptſächlich dahin, daß die baaren Vorräthe vermehrt, bie Foderungen 
leichter disponibel, für die Bafliven längere Kündigungäftiften bevungen wurden. Wie weit 
diefe Abfichten und zugleich dev Hauptzwed, die Derminderung des Deficitö, erreicht waren, 
benpr die Bank im Jahre 1846 ihre gegenwärtige Geſtaltung erhielt, wirb nachſtehendes Schluß⸗ 
ergebniß der Rechnung von 1845 zeigen. g 
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Paſſiva, meiſt Depofitin -. . . . . 2» 20202000. 48,170,000 Thlr. 
Activa: | 
Federungen an den Stadt . . . . . 244,900 Tr. ' 
Staats⸗ und Eommhunalyapiere . . . . 42,801,100 
Hypotheken und Srunpflüde . . . . 783500 , 
Verſchiedene Foderungen . . . 92300, ” 
Baare Beſtände, Silber: und Solbbarren . 411,565,500 „ 
Darlehen im Lombard . . . . . 8 589, 300 
Wechſelbeſtãnde aller At. . . . . . 12,789,800 „” 


Vermiſchte disvonible Foberungen en 56,700 ur 
Ä 46, 816,600 „ 
Defiet . .  1,553,400 Ihlr. 


Vergleicht man dieſes Reſultat mit dem von 1805 auf 1806 und dem von 4847, fo iſt 
daſſelbe offenbar ein günſtigeres. Die ältern Rechnungen ſchloſſen mit einem überſchuß, weil 
unter dem Vermoͤgen Theile aufgeführt wurden, bie verloren gingen und das Deficit von mehr 
als 7 Mill. veranlaßten. Die Rechnung für 1845 ſchließt mit einem bedeutend verminderten 
Deficit , die Lage der Anftalt hatte fich weſentlich gebeſſert. Sie tft zugleich mit einem größern 
Theile ihrer Mittel zu ihren eigentlichen Zweden, vem Disconto⸗ und Leihgefhäft, zurückgekehrt. 
Dagegen fließen ihr immer noch weit mehr Depoſiten zu, als fie in dieſen Geſchäften anlegen 
kann, und daher hat ſie große Summen in Staatspapieren liegen. Seit 1837 wurden zwar den 
gerichtlichen und vormundſchaftlichen Depoſiten noch andere Anlagen freigeſtellt allein dennoch 
ziehen ſie ſich nach der Bank. 

Fragt man aber, wie es moͤglich war, daß die Anſtalt nach der Revrgantſation von 1817 
mit eingm großen Defleit beginnen und dennoch ſich im Vertrauen des Publicums Halten Eonnte, 
das ihm eine Menge von Gapital zubrachte, fo lautet bie Antwort: bie war möglih, weil der 
Zuftand der Preupifhen Bank für das Bublicum ein tiefes Geheimniß war und blieb. 

Dieſem Zuftande wurde im Jahre 1846 ein Ende gemacht. 

Schon unterm 11. April 1846 war durch Eabinetsorbre aus Siaatsmitteln die Summe 
von 2 MI. Thlrn. ver Bank zur Deckung ver ältern Ausfälle überwieſen, die Ausgabe von No⸗ 
ten in Appoints von 25,50, 100 und 500 Then. bis zum Betrage von 10 Mill. Thlrn. geftattet, 
eine Vermehrung der Prövinzialbankeontore und. eine Erweiterung ber Wirkſamkeit des 
Infituts durch Betheiligung von Privatperfonen in nahe Ausſicht geftellt morben. Die Con⸗ 
trole über Die Anfertigung und Ausgabe der Banknoten ward ber Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden übertragen, und es verbient bemerkt zu werden, daß zwei Mitglieder berfelben bie 
Ewiffion von Banknoten für eine Verlegung ver Verorbnung vom 17. Ian. 1820 über das 
Staatsſchuldenweſen Hielten und ihre Theilnahme an der Controle mit Bezugnahme auf den 
von ihnen geleifteten Eid verfagten. Durd die Verordnung vom 17. Jan. 1820 war nämlid 
eine Vermehrung der Staatsſchuld von der Zuflimmung der Reichsſtände abhängig gemacht 
worden, bie noch nicht in das Leben getreten waren. Eine Cabinetsordre vom 16. Juli 1846 
ertlärte zwar dieſe Bedenken für unbegründet, doch verfügte fie, da der König ‚ Niemanden in 
feinem Gewiffen beengen over beunrubigen wolle, daß die Gontroleeiner befondern Immediat⸗ 
commiffion übertragen werde, welche aus einem Mitgliede des Curatoriums der Bank (Geh, 


Oberiuſtizrath und Director v. Duesberg), dem Vorſteher ver Alteſten der berliner Kaufmann: 


ſchaft (Geh. Commerzienrath Carl) und dem Dirigenten der Gontrole der Staatöpapiere (Geh. 
Rechnungsrath Rohlwes) beſtand. 

Am 5. Oct. 1846 erſchien dann bie Banforbnung, welche das Reglement vom 29. Oct. 1766, 
insbeſondere die darin.vom Staate übernommene allgemeine Garantie für die Sicherheit der 
Bank: wie die Verordnung vom 3, Nov. 1817 aufbob und mit 1. Jan. 1847 in Kraft trat. Wie 
bei jener ältern, jo müſſen wir auch bei diefer neuern Beflimmung einen Augenblid verweilen. 

Die Anftalt, Preußifche Bank, ift beſtimmt, den Geldumlauf des Landes zu beförbern, 
Gapitalien nupbar zu machen, Handel. und Gewerbe zu unterſtützen und einer übermäßigen 
Steigerung des Zinsfußes vorzubeugen ($.1). Zur Erreichung dieſer Zwecke ift fie befugt, 
Wechſel und Geldanweiſungen, wie inländiſche Staats- und auf jeben Inhaber lautende ſtän⸗ 
diſche, Eommunal= und andere Öffentlihe Papiere zu didcontiren und für eigene Rechnung 
ober für Rechnung oͤffentlicher Behoͤrden und Anftalten zu faufen und zu ver gpfen gegen ge: 
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nügenbe Sicherheit Grebit und Darlehen zugeben, Wechſel und Geldanweiſungen zu ertheilen, 
zu accepliren und für andere Rechnung einzuziehen; Geldeapitalien gegen DVerbriefung wie in 
laufender Rechnung zindbar und unzindbar anzunehnıen, edle Metalle und Münzen zu kaufen 
und 'zu verkaufen. Andere kaufmänniſche Geſchäfte jind der Bank unterfagt ($. 2). Eudlich 
darf jie Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, Pretioſen, Staatspapiere und Documente 
aller Art wie verichloffene Padete ohne Angabe des Inhalts gegen Ausftellung von Depoſital⸗ 
feinen und eine dafür zu entrichtende Gebühr in Verwahrung nehmen ($. 3). 
* Die Bank discontirt nur folde am Orte zahlbare Wechjel und zu beftimmten Terminen 
Ihare Effecten, welche nicht über drei Monate zu laufen und der Regel nad drei folide Ber= 
undene haben. Auch ſteht ihe ver An = und Verkauf von guten Wehhfeln auf andere Plaͤtze des 
In= und Auslandes, wo fie vazu ein Bedürfniß erkennt, insbeſondere zum Behuf ver Beziehun= 
geu von edeln Metallen und Münzen frei (6. 4). . 
(Rombarbverfehr.) Zindbare Darlehen wird diefelbe, ver Regel nad nicht über drei. Mo- 
nate und nicht unter Summen von 500 Thlrn., nur gegen bewegliche Pfänder bewilligen, na⸗ 
mentlich: a) gegen Gold und Silber, gemünzt und ungemünzt, nach ihrem Metallwerth mit 


einem Abſchlag von 5 Proc.; b) gegen inländiſche zinstragende und auf jeden Inhaber lautende 


Staats-, Communal⸗ und ftänbiſc Papiere mit einem nad dem Ermeſſen ver Bank zu be⸗ 
ftimmenden Abfchlage von dem jedesmaligen Curſe; c) gegen Wechſel, welche anerkannt ſolide 


Verbundene aufweiſen und ihr mit einem unausgefüllten Giro übergeben werden, mit einem 


Abſchlage von 5 Proc. ihres Curswerthes; endlich d) gegen Verpfändung im Inlande lagernder, 
Dazu geeigneter Kaufmannswaaren , in der Regel bis zur Hälfte, ausnahmömeife bis zu zwei 
Drittheilen ihres Werth nach Verſchiedenheit der Waaren und ihrer Verkäuflichkeit. Andere 
öffentliche Papiere, als die sub b) gedachten, wird die Bank in ber Regel nicht beleihen ($. 5).- 

- Den ZSinsſatz, zu welchem fie Wechſel annehmen und Darlehen gewähren will, macht die 
Kant befannt; für Darlehen gegen Berpfändung von edeln Metallen Tann fie einen niebrigern 


Zinsfap allgemein feſtſetzen. Bei ihren Eombardgeſchäften darf fie 6 Proc. auf das Jahr nicht 


überfchreiten ($. 6). 

Die Bank beforgt, wie biöher, bie Einziehung ber Überfchüffe aus den Provinzen zu den Gen: 
tralkaſſen, und leiſtet auf Rechnung der Gentralfaffen Zahlung bis auf Höhe dieſer überſchüffe. 
Es iſt ihr geſtattet, Wechſel und Geldanweiſungen auf andere Plätze gegen gehörige Deckung 
zu ertheilen, für Rechnung von Privaten, Anftalten und Behörden die Einziehung von Wed: 
jeln, Anmeifungen und andermweltigen Incaſſos, jedoch ohne deren Vertretung ‚ zu übernehmen 
und Zahlungen daraus bis zum Betrage des Guthabens zu leiften, wie ven Perfonen, welche 
baranf antragen, über die von ihnen: unmittelbar oder mittelbar zur Wiebererhebung ober zur 
Überweifung an Andere eingezahlten Geldſummen Rechnung zu halten (Giroverkehr) Zwiſchen 
Perſonen ober Anſtalten; welche in gedachter Art offene Rechnung bei der Bank haben, koͤnnen 
Zahlungen auch durch bloßes Übertragen aus einer Rechnung in die andere vollzogen werben (6.7). 

(Bankvaluta.) Die Banf zahlt und rechnet in preußiſchem Silbergelve (Münzverfaffung 
vom 30. Sept. 1824) (6.8). 

(Bonds der Bank.) Das Betriebscapital.der Bank befteht: 1) aus dem von Privaten und 
vom Staate eingefchoffenen Gapitale und.aus dem nach $.18 zu bildenden Reſervefonds; 2) aus 
den der Bank unter Barantie bed Staats gefeglich überwieſenen Depofiten ver Vormundſchafts⸗ 
FR Gerichtsbehoͤrden, der Kirchen, Schulen, milden Stiftungen und andern öffentlihen An: 

alten (6. 9).' 

Das von Privaten einzujchießende (damals ſchon einbezahlte) Capital beläuft ſich auf 
10 Mil. Thlr. in 10,000 Antheilen zu 4000 Thlr., welde in Stammbüder eingetragen und 
wofür Bankantheilicheine mit Dividendenſcheinen (auf fünf Jahre) ausgeſtellt werben. Leßtere 
find auf den Inhaber geftellt ($. 10). Die Erhöhung des Cinſchußcapitals bis auf das Dop⸗ 
pelte bleibt vorbehalten. Geſchieht dies durch freiwillige Zeichnung, ſo haben die Eigner der 
urſprünglichen Bankantheile ein Vorrecht innerhalb eines Monats nach ergangener Auffoderung. 
Wird der Mehrbetrag durch Verkauf der neucreirten Bankantheile oder durch Submiſſion auf⸗ 
gebracht, fo beſteht kein Vorrecht (F. 11). Die Einſchüſſe find vdn Seiten der Eigenthümer 
unkündbar, fie können aber übertragen und verpfändet werben ($. 15). Die Bank darf Bank⸗ 
‚ antheile niemals ald Unterpfänder annehmen ($. 14). ' 

Sollte die Auflöjung der Bank angeordnet werden, fo fol das alsdann noch bei derſelben 
vorhandene Einſchußcapital des Staats zur Deckung der Hälfte des etwaigen Verluſtes am No⸗⸗ 
minalbetrage d der von Privaten eingeſchoſſenen Cavitalien verwendet werben ($. 15). Die Res 
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sierung behält fi Das Recht vor, zuerſt nach Ablauf von 15 Jahren, dann alle zehn Jahre auf 
einjährige Ankündigung die Zurückzahlung des eingeſchoſſenen Capitals anzuorbnen wie bie 
Banforbnung ganz ober theilweife zu ändern. Innerhalb diefer Zeitraume können Anderungen 
nur mit Zuftimmung der Banfantheileigner geſchehen ($. 16). 
Das eingefchoffene Capital des Staats befteht aus dem bei der Bank vorhandenen Überfguffe 
ber Activen über die Bajliven, welchem die jährlihen Dividenden von dieſem Gapitale zuwach⸗ 
fen follen. Eine meitere Vermehrung durch ben Gewinnantheil und aus andern Mitteln des 
Staats bleibt vorbehalten ($. 17). 

Der Rejervefonds wird aus dem jährlichen Gewinn gebilbet, darf jedoch 30 Proc. des Ein= 
ſchußcapitals nicht überſteigen. Es wird darüber befondere Rechnung geführt, doch Tann er zu 
allen Gefchäften der Bank verwendet werben ($. 18). 

(Depofitenverfehr.) Die Verpflichtung der Gerichts⸗ und Vormundfhaftsbebörben und ber 
Verwalter von Kirchen, Schulen, Hoßpitälern und andern milden Stiftungen und öffentlichen 
Anftalten, die müßig liegenden Gelber bei der Bank zu belegen, fowie die Verpflichtung ber Bant, 
jolde zu verzinfen, bleiben beftehen. Ebenſo die Hinfihtlih diefer Belegungen vom Stante 
übernommene Specialgarantie ($. 21). Die Bapitalien der Kirchen, Schulen und andern 
frommen und hilden Stiftungen find mit 2%, Proc., von andern öffentlichen Stiftungen und 
Anftalten mit 2 Proc. zu verzinfen ($. 23). In andern Fällen ift die Bank zwar berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, Gapitalien unter den von ihr beſonders feftzujegenden Bedingungen an= 
zunehmen und darüber Obligationen audzuftellen, für weldge jedoch der Stagt Feine Garantie 
mehr leiftet ($. 27). In den Obligationen darf die Bank dig Bedingung ſtellen, daß fie berech⸗ 
tigt, aber nicht verpflichtet fein ſoll, Die Zegitimation bed Inhabers zu prüfen ($. 28). 

(Banfnoten.) Die Bank ift befugt, nach Bedürfniß ihre& Verkehrs Anweiſungen auf ih 
felbft als ein eigened Geldzeihen unter der Benennung „Banknoten“ ‚außzugeben. Der ge: 
ringfte Betrag einer Banknote ift 25 Thlr. Der Gefammtbetrag wird auf 15 Mil. Thlr. feſt⸗ 


geſetzt. Die Bank ift verpflichtet, die 6 Mil. in Kaflenanmeifungen, welche fie 1836 und 1837 


erhalten hat, innerhalb drei Jahren gegen Ausfolgung der dafür nievergelegten Staatsſchuld⸗ 
ſcheine herauszugeben, darf aber dafür weitere 6 Mill, Banknoten emittien. Den Geſammt⸗ 
betrag von 21 Mill. darf fie ohne ausdrückliche Genehmigung nicht üherfhreiten ($. 293. Bon 
dem Geſammtbetrag der umlaufenden Noten müflen, außer den zu ven übrigen Geſchäften er= 
foderlihen Baarfonds und Eiferten, zwei Sechstel in baarem Gelde ober Silberbarren, drei 
Sechstel mindeſtens in discontirten Wechfeln und der Überreft in Lombardfoderungen mit bank⸗ 
mäßigen Unterpfändern vorhanden fein. Von den 6 Mill., welche an die Stelle ver abgelieferten 
Kaſſenanweiſungen treten, Eönnen A Mill. durch bie zurüdempfangenen Staatsſchuld ſcheine 
ſichergeſtellt werden ($. 51). Die Bank ift verpflitet, ihre Noten in Zahlung zu nehmen und 
einzulöfen ($. 52); jie follen bei allen öffentlichen Kaffen angenommen , im einatverieht aber 
Niemand zur Annahnıe gezwungen werben ($. 39). 

(Gewinn.) Aus dem reinen Gewinn erhalten zunaͤchſt die Antheileigner und der Staat 
für ihren Einſchuß 3"/, Proc.; ein Viertel wird zum Reſerpefonds verwendet, und ver Reſt zur 
Hälfte unter die Eigner ald Extradividende und den Staa vertheilt. Wenn der Gewinn nicht 
zur Zahlung von 5%, Proc. hinreicht, foll das Fehlende aus dem Reſervefonds entnommen mer: 
den (6. 36). Reichen Einnahme und Referve zur Deckung ber Verluſte nicht aus, fo werben fie 
zur Hälfte von dem Einfhußcapital der Privaten, zur Hälfte von den des Staats, joweit 
dieſes ausreicht, jonft aber von dem der Privaten allein abgejchrieben. Aus dem nädjfifolgen- 
den Gewinn werden zuerft die. Dividenden für dad volle Einfhußcapital zu 31, Proc. entnom⸗ 
men der Ref zum Erſatz der Verluſte verwendet (6. 37) Wenn ber Refervefonvs 30 Proc. 
des Gapitals erreicht hat, kann ber zu feiner Bildung beſtimmte Gewinntheil auf die Hälfte er⸗ 
mäßigt werben, die andere Hälfte wacht dann ver Dividende zu (6. 38). Jeden Monat hat die 
Bant eine Überficht ihrer Activen und Paſſiven Öffentlich befannt zu machen und es, bleibt vor- 
behalten, auch die wöchentliche Befanntmahung anzuordnen. 

Der Tit. IL der Bankordnung enthält die Beftimmungen über die Berfaflung und Ber- 
twaltung der Bank, melde hiernach von der Sinanzverwaltung unabhängig , aber unter die all- 
gemeine Dberauffit des Staats, welche durch ein Curatorium ausgeübt wird, ‚geftellt bleibt. 
Dem Inftitute war ein vom State befolbeter Chef und koͤniglicher Commiffarius und unter 
diefem sin Hauptbankdirectorium vorgefegt. Dazu tritt al Dertretung, der Bankantheileigner 


— 


die Verſammlung der Meiſtbetheiligten, aus denjenigen Zweihundert beſtehend, welche die mei⸗ 


ſten Antheile beſitzen und in Preußen wohnen; fie tritt jährlich im Januar over Februar zu⸗ 
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fammen , kann aber auch außerordentlich berufen werden und ift beichlußfähig, wenn wenigftend 
30 Mitglieder gegenwärtig find. Sie wählt den Gentralausfhuß von 15 Mitgliedern, deren 
jedes mindeftens fünf Antheile beſitzt, biefer wählt Drei Deputirte zur fortwährenden fpecielfen 
Gontrole über alle Operationen der Bank. Unter dem Directorium ftehen die Provinzial⸗ 
eontore mit Provinzialausfhüffen aus den Anthetleignern, welche Beigeortnete wählen, bie 
von den Gefchäften Einfiht nehmen, Rath und Auskunft geben. Die Errichtung von Com⸗ 
manditen und Agenturen in den Provinzen bleibt Dem Chef ver Bank überlaffen. Unter ven 
„allgemeinen und befondern Rechten der Bank“ endlich finden fi} die VBeflimmungen: daß die 
Bank beretigt iſt, Unterpfänder, welche zur Verfallzeit nicht ausgelöſt werben, an ver Börfe 
oder in einer Offenen Berfleigerung zu verfaufen, ohne den Schuldner erft einzuflagen; im 
Falle eines Concurſes behält fie das Pfand und ift nicht verpflichtet , daſſelbe zur Maſſe zu geben. 
Die der Bank anvertrauten Gelder Finnen niemals mit Arreft belegt werden. Auch genießt jie 
hie große Begünftigung der Porto» und Stempelfreiheit. 

Unter ver Berfaffung vom Jahre 1846 und bei dem großartigen Aufſchwunge ver Pro: 
durtion und des Verkehrs gewann die Preußiſche Bank ein immer weiteres und reicheres Feld 
ihrer Wirkfamfeit, umſomehr, ald ihr neben ausgedehnten Befugniffen und Begünftigungen 
dieſes Feld faft allein überlaffen blieb und ven Privatgejellfhaften im Bankweſen jehr enge 
Schranken gezogen wurben. -Diefe Richtung Eonnte um fo leichter feftgehalten werden, nachdem 
im Jahre 1851 die Stelle eines Chef der Bank aufgehoben und die Leitung ver großen Anſtalt 
dem Handelsminiſter übertragen worden war. Die innern Gründe, melde für die Unabhän— 
gigkeit eines großen Geldinſtituts von der Staatöverwaltung ſprechen und in der Cabinetsordre 
vom 3. Nov. 4817 zur Geltung , auch fonft überall zur Anerkennung gefommen waren, mußten 
einen, vielleicht nicht allein auf Miſverſtändniß beruhenden conftitutionellen Bedenken weichen, 
welches fich in der Behauptung ausſprach, daß ein Minifter ven Kammern für die Leitung der 
Bank verantwortlich fein, folglich auch mit der Leitung betraut werben müfle. Da vie Bank keine 
reine Staatsanftalt mehr iſt, fo find für pie Gefchäftsführung die Beamten dem Verwaltungs: 
vorftande verantwortlich, und die Berantwortlichfeit ver Regierung kann ſich nur auf die Ubung 
des Rechts der Auffiht und die Berwaltungshandlungen in Bezug auf die Anftalt erftreden. 
Hat dabei die Gefeggebung mitzuwirken, fo geſchieht e8 und iſt eö feither in ben Formen der 
Verfafſung geſchehen. Hätte die Bank ihre Unabhängigkeit nicht eingebüßt, ſo hätte ver Mini: 
ſter Die feinige Behalten und märe nit in einen Eonfliet der Pflichten gerathen, der ihm ſchwer⸗ 
lich angenehm, dem Öffentlichen Intereffe kaum zuträglich fein fan. Für die Entwidelung des 
.Bankweſens in Preußen lagen zwei Wege vor. Man Eonnte die Mittel und Einrichtungen der 

Breußifchen Bank dem Bebürfniffe gemäß erweitern und fie in die Lage fegen, ihre Dienfte zu 
vervielfältigen,, oder man Eonnte die Mitbewerbung ver Privatbanfen begünftigen. Da die 
"Leitung der Preußiſchen Bank mit der ded Handelsminiſteriums vereinigt mar, tft der erftere 
Weg eingefchlagen; der zweite wäre vermuthlich vorgezogen worden, wenn der Handelsminiſter 
ausſchließlich die feiner Pflege anvertrauten Intereifen des Handels und der Gewerbe ind Auge 
zu fafien gehabt Hätte. Alsdann aber würde die unabhängige Preußifche Bank ihre Intereflen 
ſelbſi wahrgenommen, fie würde für zeitgemäße Reformen vie Initiative ergriffen, in dem 
Organismus des Bankweſens bei einer freiern Entwidelung immerhin die oberfte Stelle be⸗ 
hauptet, das Publicum aber wuͤrde in gewöhnlichen wie in kritiſchen Zeiten von dieſer natur- 
gemäßen, organifihen Ausbildung des Bankweſens größere Vortheile gezogen haben, als die 
mehr einfeitige Richtung ihm bieten fann.. 

Dabei foll nicht in Abrede geftellt werden, daß fehr viel gefchehen tft, um die Preußifche 
Bank zu größern Leiftungen für das Publicum zu befähigen, und die Zunahme ihrer Befchäfte 
beweift, daß das Bebürfniß wirfli vorhanden war. " 

Der Vertrag zwiſchen dem Finanzminiſterium und ver Banfserwaltung vom 28. Jan., 
fanetionirt durch das Geſetz vom 7. Mat 1856, geftattet ver Bank, wie [hon früher (ſ. Abſchn. IT, 
Banknoten) ermähnt, Noten bis zu jedem Betrage auszugeben, den fie zu zwei Drirtheilen mit 
Wechſeln, zu einem Drittheil mit baarem Gelde over Silberbarren decken kann. Die frühere 
Grenze von 21 Mill. Thlrn. iſt weggefallen und meit überfchritten ; Foderungen gegen Fauft- 
pfänder werben. dagegen nicht mehr ald Deckung für den Notenumlauf zugelaffen (früher zu 
einem Sechstel): Beides in rihtiger Erkenntniß ver Eigenſchaft ver Noten ald Stellvertreter ver 
Wechſel. Endlich wurden vie Heinften Abſchnitte von 25 auf 10 Thlr. herabgeſetzt, und dadurch 
‚wird die Citeulation erleichtert, ohne das Umlaufsgebiet der Banknoten zu überſchreiten. 
Der Staat nahm der Banf einen alten Vorrath von Staatöpapieren, die nach dem Nenn= 


” 
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werth zu 9,400,000 Thlrn. angejhlagen, aber nit fo Hoch zu verwerthen waren. Er garantirt 
dafür einen baaren Erlds von 7,802,000 Thlen. (Gurs 83 Proc.) und ergänzt den Ausfall durch 
1,598,000 Thlr. in Al/sprocentigen Obligationen. Weitere 15 Mi. Ihle. in eben folden 
Schuldſcheinen erhält die Bank für die von ihr übernommene Berpflihtung 15 Mil. Thlr. 
Kaſſenanweiſungen einzuziehen, um fie zu vernichten. Durch diefe Operation wird eine unver⸗ 
zingliche ſchwebende Schuld de Staats auf die Bank übertragen , indem Noten an die Stelle der 
Kaſſenanweiſungen treten ; die Bank bringt für die ihr überwiejenen 1,598,000 + 15,000,000 - 
— 16,598,000 Obligationen die Zinfen zu Al/, Proc. und den Tilgungefondo von %, Broc. 
mit 846,910 Thlrn. auf, durch einen Beitrag von jährlih 621,910 Thlrn., welcher aus dem 
Gewinnantheil des Staats und den Zinſen ſeines Einfhußcapitals , melde biefem nicht mehr 
zuwachſen, ergänzt wird. Damit bezahlt die Bank die Erweiterung ber Notenausgabe und die 
übrigen ihr eingeräumten Vortheile; der Staat gibt zwar 225,000 -Thlr. auß feinem Gewinn, 
es blieben ihm aber für. 1856 noch 338,816 Thir., und ihm gehört außerdem bie Hälfte Der 
Meferve. Den Inhabern ver Banfantheile werben flatt 3, künftig AY, Proc. Zinfen aus dem 
Gewinn vorab vergütet. Das Capital wird um 5 Mil. Thlr. durch Ausgabe von neuen Ans 
theilen vermehrt, welche ven Inhabern ver ältern mit einem Aufgeld von 20 Proc. angeboten 
und von ihnen genommen worden jind. Das Aufgelo fließt mit 1 Mill. Thlr. in ven Referves 
fonds, welder Anfang 1857 ſchon 1,315,333 Thlr. 9 Sgr 6 Bf. betragen Hatte. Durch den 
Vertrag begibt ſich endlich der Staat bis Ende 1871 des Rechts, die Anflalt gegen Herauszah⸗ 
lung des eingeſchoſſenen Capitals an die Theilhaber wieder an ſich zu ziehen oder ihr Statut zu 
ändern, ein Recht, von dem er ſchon nad) Ablauf des Jahres 1861 Hätte Gebrauch machen dürfen. 

Die Zahl der Zweiganftalten hatte 1845 erft 14-, 1851 fhon 48 Commanditen und Agen⸗ 
turen, ohne bie untergeoroneten Stellen, betragen und wurhe feither von dahr zu Jahr vermehrt. 
Im Jahre 1855 wurden eine Gommandite in Dortmund, Agenturen in Halberſtadt, Neiffe, 
Ratibor und Johannisburg, Waarendepots in Marggrabowa und Stallupoͤhnen errichtet, und 
Anfang 1857 beſtanden in den Provinzen 7 Bankcontore, 18 Commanditen, dieſen unter⸗ 
geordnet 39 Agenturen, zuſammen mit den, Regierungshauptkaſſen und Waarendepots 96 
Bankſtellen, welche ven Geidverkehr in allen Theilen ver Monarchie erleichtern und beleben. 

Zur fummarifhen Vergleihung der Geſchäftszunahme mag hen oben mitgetheilten Aue⸗ 
weiſen von 1806 und 1825 der neueſte auf 30. Sept. 1857 folgen: 


Activa. Thlr. Paſſiva. he 
Geprägtes Geld und Barren » . 33,613,000 Banknoten im Umlauf . . : . 73,538,000 
Kaflenanmweifungen . . - 0. 1821,000 Depofitencapitalien . . . . . 19,887,008 
Wechlelbeände . . . . » . .„ 70113,000 Guthaben der Staatskaſſeninſtitute 
Lombarbbeflinde . . .. 10,941,000 und Privaten mit Einſchlußt des 
Staatspapiere, verfiebene Doberan, Siroverkehre . .  6,269,000 
gen und Activa . . 6,856,000 . 


Die Errichtung von Yrivatbunten mit. Notenausgabe in Preußen ift noch 
immer an bie Normativbedingungen vom 25. Sept. 1848 ‚gebunden, deren weſentliche Be⸗ 
ſtimmungen folgende find: 

Dieſe Banken zuſammen ſollen nicht über 7 Mill. Thlr. Noten ausgeben; eine Conceſſion ſoll 
für keine längere Dauer als zehn Jahre ertheilt werden. Bine Privatbank darf kein größeres Ga: 
pital als 1Mill. Thlr. Haben und der Betrag ihrer Noten darf dad Kapital nicht überſteigen. Die 
Actien dürfen nit unter 500 Thlr. fein und müſſen auf einen beftimmten Inhaber lauten. Die 
Zahl der Theilhaber muß wenigſtens 50, der Antheil eines Einzelnen ſoll höchſtens ein Zwanzigſtel 
des Stammeapitals betragen. Die Conceffion wird nur ertheilt, wenn das ganze Capital gezeichnet, 
und die Geſchafte dürfen wicht eher beginnen, bis wenigftens vie Hälfte ein bezahlt iſt. Die Noten 
dürfen ausgegeben werben in Abſchnitten zu 10 Thir. bis höchſtens U, des Stammmcapitals, 
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Als Dedung follen wenigften® vorhanden ſein ‚ein Drittel des Betrags in baaren Gehe, 
ein Drittel in discontirten Wechfeln, ver Neft in Darlehnsfoderungen gegen Unterpfand. 

Den Privätbanfen werben als Geſchäfte geflattet: das Discontiren von Werhjeln mit wer- 
nigitend drei foliden Unterfchriften, die nicht über Drei Monate laufen, und beren Atceptaut 
(bei eigenen Wechfeln der Ausfteller) am Sige der Bank oder in dem Landestheile, auf den ihr 
Wirkunggtreis beſchränkt wird (Provinz), wohnhaft iſt; ferner Darlehen auf längſtens drei 





‚Raaten führen werben. 
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Monate gegen Verpfändung von Gold oder Silber, von fihern ausländiſchen Wechſeln, inländi= 
ſchen Staat8 = ober unter Autorität des Staats ausgegebenen andern Werthpapieren, fowie von 
Rohſtoffen oder Waaren, die im Inlande lagern und dem Berberben nicht audgefegt jind; fo= 
dann ber Anz und Berfauf von edeln Metallen over fremden Münzen und von. Wechſeln auf 


. Bläge des Auslandes; das Einziehen von Zahlungen innerhalb ihre Geſchäftsbereichs; end— 


li die Annahme unverzindliher Gapitalien ohne Verbriefung. 

Im. Hinblid auf das wachſende Bebürfniß, auf den Borgang der Preußiſchen Bank und die 
Maßregel gegen den Umlauf ausländifher Noten ift eine angemeflene Erweiterung vieler Be- 
fimmung in nicht ferner Zeit zu erwarten. Vor 1855 beflanden die Ritterſchaftliche Privat: 
bank für Pommern in Stettin, die Städtiſche Bank in Breslau und die Bank des Kaflen- 
vereind in Berlin, zuderen Gunften von den Normativbeningungen mehrfach abgewichen wurde; 
jeither find Privatbanken in Koͤln, Königsberg, Danzig, Pofen, Magveburg entflanven, in 
Dortmund und Hagen im Entftehen begriffen. Ä oo. 

Wenn wir der Geftaltung des Bankweſens in Preußen eine ausführlihere Beſprechung 


_ gewidmet und insbeſondere vie Geſchichte ver Preußiſchen Bank dem ans amtlichen Quellen zu: 


fanmengeftellten Material 7) nacherzaͤhlt haben, jo geſchah dies, ‚weil der Stoff äußerſt lehrreich 
ift und die thatfächliche Begründung derin dem „Allgemeinen Überblicke“ aufgeftellten Säge 
enthält; ſodann aber auch, weil e8 uns jcheint, als fei e8 an der Zeit und für die vaterländifchen 
Intereſſen fruchtbarer, deutſchen Einrichtungen minbeftens ebenfo viele Aufmerkfamkeit zu be: 
weijen wie fle bisher ven englifchen und franzdfifhen vorzugämeife zugewendet wurde. Oder 
wäre es vielleicht nicht ein deutlicher Fingerzeig zur richtigen Erfenntniß, wenn man fieht, wie 
fon vor 400 Jahren die Vereinigung von eigentlichen Bankgeſchäften mit ven Operationen 
der Mobiliaxereditanftalten, als eine großartige, volksbeglückende Idee von einem genialen 
Könige mit Vorliebe erfaßt, an ihrer Unnatur fcheitern mußte ; wie dad Abweichen einer großen 
Bank von ihrer wahren Beftimmung duch Feſtlegen ihrer Mittel in Darlehen auf Hypothek 
ih beſtrafte; und wie dad Hinäberleiten eined mächtigen Gelbinftituts von einer Staats- zu 
einer Privatanftalt durch die Macht der VBerhältniffe angebahnt wird? Kann endlich vie höchſt 
oberflaͤchliche Anſicht, Daß die Vermehrung ver Banken nur ein Product der Gewinnſucht nad 
Agio haſchender Gründer fei, gegen dad Beifpiel der. außerordentlichen Geſchäftszunahme der 
Preußiſchen Bank heftehen, welche doch leniglich in dem zunehmenven Bedürfniß der Production 
und des Handels nad den Leiſtungen ver Anftalt ihren Grund haben kann? Die Sudt, durch 
Übervortheilung Anderer reich zu werden, bie Habfucht in ihren Ausartungen, beftraft fich in 
der Regel jelbft und fängt jih in ven Schlingen, die fie Andern legt; aber die Schöpfungen, 
denen fie ald Triebfeber und Werkzeug gebient Hat, bleiben beftehen, wenn fie innerlich gut find. 


Ein dürftiges Zugeftänpniß an ven Drang nad) leichterer und erweiterter Benugung des Credits 


im Jahre 1845 , welcher damals nur die Bank in Deffau in das Leben rief, war die Bankord⸗ 
nung vom October 1846 ; ein ähnliches Zugeftänpnig an den flärfern Drang in den Jahren 
1855—55, welcher mehr ald eine, doch nur eine mäßige Zahl Eleinerer Banken hervorbrachte, 
war der Vertrag der Preußiſchen Bank mit der Regierung vom Januar 1856. Diefen Zuge: 
ſtändniſſen zur Seite gingen Maßregeln gegen die Mitbewerbung benachbarter Anftalten um 
die Banfgefchäfte in Preußen: 1845 eine Warnung vor den Noten der Deflauer Bank, 1857 
ein Verbot, in auslaͤnbiſchen Noten Zahlung zu leiften. Es läßt ſich jevocd aus dem bisherigen 
Entwidelungsgange abnehmen, daß die nächften meitern Schritte zu dem völligen Übergange 
der Preußiſchen Bank an die PBrivattheilhaber, zu Eröffnung eines angemeſſenen Wirfungs- 
kreiſes für Privatbanfen und zu Vereinbarungen über den Notenumlauf in den Bollvereind- 
"Die ausführlichere Darftellung des Bankweſens in Preußen geftattet eine kürzere Behand⸗ 
lung der Anftalten in den übrigen deutfchen Ländern. i 
B. Die Oſterreichiſche Bank. Die privilegirte Ofterreihifche Nationalbank 
wurde durch kaiſerliches Patent vom 15. Juli 1817 gegründet und die Dauer ihres Privile⸗ 
giums auf 25 Jahre feſtgeſetzt. Ihr Gapital war auf 100 Mil. Gldn. (20-Guldenfuß) in 
100,000 Actien zu 1000 Blon. Wiener Währung und 100 Glon. Conventionsmünze beflimmt, 
wovon aber bis 3. März 1820 nur 50,621 gezeihnet waren, worauf die übrigen zurückbehalten 
wurden. Durch Patent vom 1. Juli 1841 wurde ihr Privilegium auf weitere 25 Jahre, bis 
Ende 1866, erneuert und ihr die Verbindlichkeit auferlegt, ihren Fonds „nad Maßgabe des ſich 





7) Geſchichte der Preußifchen Bank. Aus amtlichen Quellen“ (Berlin 1848). 
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darſtellenden Bedurfniffes zu erweitern. Dies ift durch Beräußerung ber Reſerveactien im 
Mai 1855 gefchehen. Die Inhaber der ältern Actien hatten das Vorrecht, zu jeder ältern eine 
neue um den Preis von 800 Glon. Banfvaluta zu übernehmen; die Einzahlungsraten erſtreck⸗ 
ten ſich bis Ende 4854 und die .eingegahlten Beträge wurben bis dahin mit 4 Proc.. verzinfl. 

Mit dem Jahre 1855 traten die neuen Actien mit ben alten in die gleihen Anſprüche an den 
Reinertrag ber Bank. Diefe Vermehrung des Bankfonds auf den vollen urjprünglich beſtimm⸗ 
ten Betrag wurde durch das Bedürfniß einer Erweiterung der Didconto= und Leihgeſchäfte be⸗ 
gründet, namentlich der Darlehen auf Staatöpapiere und Grunbentlaftingssbligationen. Da⸗ 
durch follten nit nur die Gurſe gehoben, ſondern #8 ſollten aud) durch die Einzahlungen der Ac- 
tien wie durch Rüderflattungen des Staats die Baarvorräthe der Bank vermehrt und ber Au: 
genblic näher geführt werden, wo fie die Einlöjung ihrer Noten wiederaufnehmen kann. Die 
Geſchaͤfte ver Bank zerfallen in folgende Abtheilungen: 

Das Discontiren von Wechfeln, die in Wien zahlbar find und nidyt länger als drei Monate 
zu laufen haben. In der Regel ſollen die Wechſel durch drei anerkannt ſolide Unterſchriften ver⸗ 
bürgt ſein, doch kann die dritte nachgeſehen werden, wenn die Hälfte des Wechſelbetrags in 
Gold, Silber oder inländiſchen Staatspapieren hinterlegt wird. 

Das Girogeſchäft für Diejenigen, welchen eine laufende Rechnung eröffnet wird. Auf dieſe 
Rechnung übernimmt die Bank Noten oder Münze undWechſel zum Einfafftren; ; über bad Gut⸗ 
haben fann durch Anweifung over Abfchreiben verfügt werden. . 

Das Ausgeben von Noten in Stüden von 5, 10, 25, 50, 100, 500 und 1000 Gldn. und 
das Einlöfen verfelben. Letzteres wurde 1848 eingefteitt, weil die Regierung die baaren Mittel 
der Bank Stark in Anſpruch genommen Hatte und dem Andrange nad) Silber nicht mehr ge⸗ 
nügt werben konnte. 

Die Annahme von Depofiten zur Aufbewahrung gegen eine Gebühr. Hierzu eignen fi: 
Solo und Silber in Barren, Gold⸗ und Silbergeräthe, Gold⸗ und Silbermünzen, Staatopa⸗ 
piere und Privat⸗Geldurkunden. 

Das Leihen auf Gold und Silber zu 95 Proc. des Metallwerths und auf inlänbifge 
Staatspapiere zu zwei Drittel des Curgwerths. Die Vorſchüſſe dürfen nicht länger als auf brei 
Monate gegeben werben, und bie Anftalt darf dafür bis 6 Proc. Zinfen nehmen. 

Das Ausſtellen von Anweifungen der Gentralfaffe i in Wien auf die Filiale und umgekehrt, 
an die Ordre des uͤbernehmers, auf Sicht oder in einer beſtimmten Zeit zahlbar. 

Nach dem Statut von 1817 durfte die Bank auch Darlehen aufLiegenfchaften geben, allein 
in dem Statut von 1844 ift dieſe Befugniß weggeblieben. Die Nationalbank beftgt das aus⸗ 
ſchließliche Recht Banknoten auszugeben. Der Gouverneur ver Banf und deſſen Stellvertreter 
werben von dem Kaiſer ernannt; außerdem übt ber Staat pie Oberaufficht durch einen Hofcom⸗ 
miſſar und einen zweiten Gommiffar, welche ven Berathungen beiwohnen, von ven Gefchäften 
Kenntnig nehmen und, wo fie Anftände finden, Anzeige madıen. Der zweite Gommiflar hat 
vorzugsweiſe das Discontogefihäft zu überwachen. 

Die Geſellſchaft wird von einem Ausfhuffe von 100 Mitgliedern vertreten, der aus den 
Theilhabern beftcht, welche vie meiſten Actien befigen. Der Ausſchuß verfomptelt fih regel⸗ 
mäßig einmal im Jahre unter dem Vorfige des Gouverneurs, prüft die Rechnungen, deren Ab⸗ 
ſchluß ſodann oͤffentlich bekannt gemacht wird, beräth die Anträge der Dirertion und macht Bor: 
ſchläge Für die Wahl der Directoren, weiche ber Kaiſer nach Tinſicht der Wahlliſten ernennt. 
Eo find deren zwblf, ihr Amt dauert drei Sahre, jenes Jahr treten vier Directoren aus, bie wie: 
der wählbar find. Kür das Disconto: und Leihgeſchäft werben von der Direction aud ben in 
Wien lebenden Actionären, welche Kaufleute oder Gewerbtreibende ſind, Cenſoren gewählt, von 
benen mindeſtens zwei, aber nicht länger als drei Wochen, ununterbrochen funcetioniren und mit 
einem Director und dem zweiten Hofcommiſſar die Frage prüfen, ob und wie weit auf die Wech⸗ 
ſel und Unterpfänder Credit zu geben ſei. 

Über Geſchäfte, welche die Zank für die Staatsverwaltung übernimmt, ift zwiſchen dieſer 
und der Bankdirection jedesmal ein eigenes uͤbereinkommen zu treffen. Kuf ſolche Geſchaͤfte 
war es bei Gründung ver Nationalbank hauptſächlich abgeſehen, und ihre Hülfe wurde zunächſt 
in Anſpruch genommen, um das Papiergeld aus dem Umlauf zu ziehen und zu vertilgen. Der 
größere Theil der Discontirungen betrifft Anweifungen ber kaiſerlichen Centralkaſſen. Durch 
Darlehen an die Regierung endlich find die übermäßigen Notenemiſſionen entſtanden, während 
die Baarvorraͤthe abnahmen und die Ginlöfung unthunlich murbe. - 

Bis zum Jahre 1851 Hatte die Nationalbank über 440 MIN. Glon. in altem Bapiergelbe 
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eingezogen, aber e8 war feit 1848 fehr viel neurs hinzugelommen. Cine Meige von Binanzs 


vwyperationen jet 1851, Anleihen, Überweifung von Domänen und von baarem Gelde aus ven 


Zollgefällen und bie erwähnte Ergänzung des Actiencapitals find beflimmt, die Schul des 
Staats an die Bank abzutragen, ihre Baarvorräthe zu vermehren und fie allmälig in den Stand 
zu fegen, vie Einlöjung ihrer Noten wieveraufzunehmen. Wären legtere nur dazu beftimmt, 
den Handel als Umlaufdmittel zu dienen, jo wäre das Ziel wol ſchon erreidht; da fe aber auch 


zum großen Theile die Lücke audfüllen müffen, welche durch den nahezu vollendeten Einzug des 


Staatöpapiergelde® entſtand, fo wurbe ihre Menge zu groß, um den vorausiichtlihen Bedarf 
an Geld für die Giniöfung zu befchaffen. Der Baarvorrath fanımt dem Wechſelbeſtand erreicht 
heute noch nicht die Hälfte der Notencirculation, und es wird ſich zeigen, ob die Bank im Stande 
fein wird, nach dem Münzvertrage am 1. Jan. 1859 mit ihren Baarzahlungen zu beginnen. 

Seit 1851 bat ji das 9 Verhãltniß nur langjam gebefiert, wie aus folgenden Angaben zu 
erſehen ift: 


Rotenumlauf. Baarvorrath. 
1. Ian. 1852: 215,636,519 ®flon. 42,827,656 ©lbn. 
»„ un 4853: 194,943,256 „ 45,217,266 
29. Sept. 1857: 399,705,128 „ . %,150301 „ 


Im Laufe des Jahres 1852 war dad Vapiergeld von 382 bis unter 156 Mill. Glon. her⸗ 
untegegengen, welche feither vollends durch Banknoten erfegt wurben. 

Im Jahre 1855 murde der Nationalbank eine befondere Abtheilung als Sypothefenbanf 
angefügt; fie vermehrte zu diefem Zwecke ihr Capital um 35 Miu. Glon. durch Ausgabe von 
50,000 Actien zu 700 Glon. und darf für ihre Darlehen auf Hypothek Pfanbbriefe ausgeben. 

C. Banken in andern deutſchen Staaten. Die Bairifhe Hypotheken: und 
Wechſelbank if nad ihren Statuten vom 17. Suni 1835 auf die Dauer von 99 Jahren ge⸗ 
gründet. Ihr Stammcapital beträgt 10 Mill. Glon. in 20,000 XActien zu 500 ©len.; eine 
Bermehrung bis 20 Mill. itihr anheimgegeben. Drei Fünftheile ihres Capitals find als Dar: 


lehen auf Riegenfihaften gegen hypothekariſche Sicherheit, die übrigen zwei Fünftheile auf ihre 


andern Geſchäfte zu verwenden. Die Silgung der Hypothefenfchulsen findet durch Annuitäten 
fatt; der Zinsfuß beträgt 4 Proc., ver nieberfte Sag. für die Tilgung 1 Proc. ; größere Ab⸗ 


ſchlagszahlung und volle Rüczahlung find dem Schuloner freigeftellt. Die übrigen Gefihäfte 


find die gewöhnlichen, doch befchrãnkt ſich das Diseontogeſchäft hauptſächlich auf Münden und 
Augsburg, wo die Anftalt eine Filiale hat. Für dieſen Zweig leiftet vie Königlige Bankin 
Nürnberg mehr; fie ift eine ältere, von Ansbach übernommene Staatsanftalt, die keine No⸗ 
ten ausgibt, und- bat Filiale in Ansbach, Bamberg, Würzburg, Regensburg, Baireuth und 
Bubwigshafen. Die Hypotheken⸗ und Wechfelbank allein gibt Noten aus; die Summe der Nos 
sen darf nicht über vier Zehntel des Grundeapitals und ber niedrigfte Betrag einer Note nicht 
unter 10 Glon. jein. Die Bank darf eine Lebensverfiherungs- und Leibrentenanftalt errichten, 


"und fie hat ſowol Bine Renten: wie eine Feuerverfiherungdanftalt wirklich errichtet. 


Ein Ausſchuß, gebilvet aus ven AO größtbetbeiligten Actionären, vertritt bie Geſellſchaft. 


- Er wählt aus den in Münden wohnenden Actionären fieben Anminkftratoren; ; nach dem erften 


Jahre tritt einer, nad) jedem ber beiden folgenden Jahre treten drei aus; fie wählen unter ſich 


. einen erfien und einen zweiten Director und führen bie Gefchäfte der Bank. Die Apminiftration 


wählt nie erfoperliche Anzahl Benforen. Die Oberauffiht des Staats wird durd einen Eönig: 
liden Gommiffar geübt. Das Bedürfniß, die Anftalt durch Vermehrung des Gapitald und des 


Motenumlaufso zu ftärken, ift von dem Bublicum, von der Banf und von der Regierung an 


erkannt; bie Kammer aber verwarf im April 4856 einen Darauf gerichteten Vorſchlag mit Mehr⸗ 
heit Einer Stimme (59 gegen 58)... 

Die Leipziger Bank, 1839 mit einem Stammmapital von 14, Mill. Thlrn. gegründet, 
bat daſſelbe auf 3 Mill. exhößt. Ihre Notenaudgabe iſt nicht beichränft und betrug beim 
Rechnungs abſchluſſe vom 28. Febr. 1857: 4,558,000 Thlr.; die Bank muß aber mindeſtens 
zwei Drittheile an baarem Gelde vorräthig halten. Der Baarvorrath belief ſich bei jenem Ab⸗ 


ſchluſſe auf 3,488,690 Thlr. 


Die Anhalt: Deffauifhe Landesbank entftany im Jahre 1847. Der Plan wurde 
vonDr. Schulte aus Röin 1845, mo dad Verlangen nach Verbeſſerung der beſtehenden und Grun⸗ 
dung neuer Banken fehr- lebhaft war, groß angelegt: es ſollte eine Nationalbant für Deutfchland 
mit dem Sige Berlin gegründet werben. Allein die preußifche Negierung verweigerte die Con⸗ 
ceſſion. Dr. Schulte erhielt biejefbe am 12. Aug. 1845 von dem berzoge von Anhalt⸗Deſſau; in 


‘ 
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Deſſau follte ver Sig der Bant fein und Gapitaliften aus allen Theilen Deutſchlands follten bie 
Geſellſchaft bilden. Die Bunt erhielt vie Befugniß, Noten in Beträgen von 1,5, 10,20,50, 100, | 
-500 und 1000 Thlrn. auszugeben, auch verzinsliche Scheine (Gaflabons) in Umlauf zu tegen. 
Die Summe der umlaufenden Noten und Scheine darf gegen die in Münzen und Barren, in 
biöcontirten Wechſeln und Verfchreibungen vorhandenen Jonds das Verhältniß von 5:2 nie⸗ 
mals überjchreiten, und wenigftend der vierte Theil des Fonds muß in curfirenden Münzen vor⸗ 
handen fein; unter dieſen Vorausſetzungen kann die Geſammtſumme ver Noten und Scheine 
dem Actiencapital der Gefellichaft gleihfommen. Kaum waren die Statuten erſchienen, ſo er⸗ 
ließen die Miniſter ver Finanzen und des Innern in Berlin (16. Aug..1845) eine Belannt- 
machung, welche vor der Theilnahme an der Anftalt warnte. Es wurbe hervorgehoben, daß bie 
Bank vorausſfichtlich eine grope Menge Noten in Umlauf fegen werde und unverkennbar ganz 
befonders darauf berechnet ſei, in Preußen Gefchäfte zu machen. Der Geſtattung des Geſchäftoö⸗ 
betriebö würbe eine nähere Prüfung des Unternehmens feinem Umfange und feiner Beihaffen: 
heit nach vorausgehen müſſen; allein nad) dem Inhalte her Statuten fei die Beflattung des Ge⸗ 
ſchäftsbetriebs und insbefondere des Umlauf jener Banknoten in Preußen nicht in Audit gu 
flellen, und e8 würde vielleicht nothwendig werben, dur Zwangsmaßregeln dagegen einzu⸗ 
ſchreiten. Mußte die Ausführung des Pland einer Bank für ganz Deutichland mit Filialen, 
Agenturen und Commanditen in allen einzelnen Staaten ohnehin auf unüberwindliche Schwie: 
rigfeiten ftoßen, fo war durch das Entgegentreten der preußifchen Regierung ſchon der Verſuch 
einer Ausführung abgeſchnitten. Das Gapital, welches auf 100 Mil. Thlr. mit ver Befugniß 
einer Erhöhung auf 200 Mill. feftgefegt war, fhrumpfte auf 15, dann auf 2%, MI. zu⸗ 
fammen. Allein die Bank trat vefienungeachtet, wenn auch in perkleinerten Maßſtabe und 
als Deffauifche Landesbank, ins Leben und vermehrte ihr Gapital, moron Ende 1856: 
3,399,526 Thlr. einbezahlt waren; bie Notenauögabe betrug 3%, Mill. Neben ihr wurde 
1856 eine Grepitanftalt in Deffau gegründet. und mit der Bank in eine Berührung ge: 
bracht, welche der letztern nicht zuträglich ſein kann. 

Außer in Baiern, Sachſen und Auhalt⸗ Oeſſau beſtanden in den übrigen deutſchen Staaten 
bis zur Mitte des Jahrhunderts nur noch einige kleinere Banken oder ähnliche Inſtitute mit lo⸗ 
caler Wirkſamkeit, theils ohne, theils mit geringer auf ihren Sitz und die nächſte Umgebung 
beſchränkter Notenemiſſion. Als aber die Gründung des Credit.mobilier in Paris gegen Ende 
1852 auch in Deutſchland ven Cifer weckte, Geſellſchaften zu bilden, um große Gapitale zu ver: 
einigen und den Unternehmungen ver Production, der Verkehrsanſtalten wie des Handels zu: 
zumenden, da vermehrte ſich die Zahl der Banken neben den neuen Grebitanftalten. Über bie 
Mahl, ob das Eine oder dad Andere, entſchied theild die Anſicht der Regierungen, theils 
Die Abficht der Unternehmer. In Preußen verweigerte die Negierung die Conceſſion für Cre⸗ 
ditanſtalten; doch bildeten ſich folche in der Form von Commanditgeſellſ chaften in Berlin, Bres⸗ 
lau und Koͤnigsherg; Banken wurden neben der Preußiſchen nur in ſehr engen Dimenſionen 
zugelaſſen. In Oſterreich wurden ſie durch das ausſchließliche Privilegium der Nationalbank 
zur Notenausgabe ferngehalten; dagegen wurde eine ‚große Grebitanftalt zugelaffen. Ebenfo 
genehmigte Sachſen die Errichtung einer Creditanſtalt in Leipzig begnügte ji dagegen mit der 
vorhandenen Bank in dieſer Handelsſtadt und ben fleinern in Baugen und Chemnitz. Baiern 
und Würtemberg willigten in feine Neuerung; in Hannover erklärten fi die Stände gegen 
Ereditanftalten und die Regierung concefflonirte eine Bank; in Baden, Kuxheffen und Olden⸗ 
burg fand bisjegt (Detober 1857) weder das Eine noch das Andere Eingang. Großherzogthum 
Heſſen (Darmflapt) genehmigte beiderlei Anftalten in großartigem Maßſtabe und in engfter 
Verbindung miteinander, wie auch Anhalt= Deflau feiner Bank eine Grebitanftalt beifügen 
ließ. Weimar, Braunfhmweig, Mecklenburg (Roftod), Gotha, Sonderöhaufen, Reuß (Gera), 
Heffen- Homburg, Frankfurt, Bremen und Lübeck (bie bilden letztern durch Erweiterung be⸗ 
ſtehender Anſtalten) erhielten Banken; Naffau (mo eine Art Landesbank ſchon beſtand) und 
Koburg Grevitanftalten; Luxemburg, Meiningen und Büdeburg (Rippe) verſtanden ſich zu 
gemifchten Anftalten, welche vie Befugnifle beider vereinigen. Hamburg bemilligte neben 
feiner alten keine neue Bank, es entflanden daher dort ohne Konceffion zwei Grebitanftalten. 
Altenburg, Rudolſtadt, Liechienſtein und Detmold, Mecklenburg-Sttelitz, Anhalt-Bernburg, 
Holſtein⸗Lauenburg und Limburg wurden, wie es f&peint, wenig oder erft zu fpät mit Gejuchen 
behelligt. Je nachdem bei ven Regierungen die theoretifche Scheu vor den Gefahren der Noten 
oder der Speculation, oder vor beiden, oder die praftifde Rückſicht für vorhandene Inftitute 
überwog, oder die eine und andere überwunden wurde, vertheilten fich die Banken und Credit⸗ 
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anſtaiten über bie deutſchen Länder, wurden fie zugelaffen, ausgejchloffen, verbunden und ver= 


ſchmolzen, enger ober weiter zugeſchnitten. Bon Seiten der Gründer war die Neigung für Ere= 
ditanftalten vorwiegend, weil dafür die Wahrfcheinlichkeit, aus dem Verkaufe ver Actien bei der 
günftigen Stimmung ein hohes Agio zu erzielen, größer war als für die Banken, bei denen Die 
Ausfiht auf Dividenden von 20, 30 und mehr Procenten nicht vorgefpiegelt werden fonnte; 
außerdem aber ließ jich eine Conceſſion für eine Grebitanftalt überall benugen, da ihre Opera- 


- tionen von jedem Punkte aus betrieben werden können, da ed mithin darauf nicht anfommt, mo 


fle ihren Sig hat. “Die feit 1850 entſtandenen Banken find: Roſtocker Bank (1850), Braun 
ſchweig (1855), Weimar, Srankfurt, Somburg (1854), Bankffin Süddeutſchland in Darnıfladt, 


Privatbank In Lürberk, Zhüringifche Bank in Sonderdhanfen, bannover, Brenien, Gera und 
Gotha (1855 — 56). 


Unter diefen neuen Banken ift nur die Bank für Süddeutſchlandin Darmſtadt in 
größern Dimenfionen angelegt. Sie mar ſchon 1853 gleichzeitig mit der dortigen Creditanſtalt 
(Bank für Handel und Induſtrie) genehmigt, wurde aber innerhalb ver zweijährigen Friſt nit 
ins Leben geführt; bie abgelaufene Conceſſion wurde anı 5. Nov. 1855 erneuert, und die Anftalt 


trat am 1. Bebr. 1856 in Wirkſamkeit. Ihr Capital ft auf 20 Mill. Gldn. feftgefegt und kann 


durch Beſchluß der Verwaltung mit Genehmigung ber Regierung auf 40 Mill. gebracht wer⸗ 
ben. Sie fteht mit der Greditanftalt in der-innigften Verbindung und wirb von der Direction ber 

egtern geleitet, ſodaß fie einander gegenfeitig unterftligen. Aus biefem Verhältniffe entftehen 

Pr beide Anftalten große Vortheile; allein Die Bank wird dadurch auch von allen Wechfelfälten 
der fpeculativen Richtung der Grebitanftalt betroffen, und infofern bietet fie nicht bie Garantie 
einer unabhängigen Stellung. Am 30. Sept. 1857 betrug dad eingezahlte Actiencapital 
5,869,150 Glon. Der Notenumlauf darf die boppelte Summe des Gapitald erreichen und be- 


Tief id am 30. Sept. auf 2,974,250 Glon., denen in baarem Gelde 1,854,035 Glön., an 


Wechſeln 3,179,437 Glon., an eigenen Effecten und Darlehen auf Unterpfanb 1,793, 894 
Blon. gegenüberftanben. 

Unter den übrigen: genannten Banken haben Frankfurt mit 10 Mill. Son. und Kan: 
Rover nit 6 Mill. Thlrn., beide mit der Befugniß es zu verboppeln,, das größte Capital, aber 
auch ein reiches Feld ber Tätigkeit. Hannover ift biöjegt noch in der Entwickelung begriffen. 
Die Frankfurter Bank, weldye ver Furcht vor der Darmflädter ihre Entftehung verdantt, hat 
die Verpflichtung, der Regierung auf Verlangen ein unverzinsliche® Darlehn bis zu einer Mil. 
Glon. gegen unterpfäysliche Hinterlegung bon 34, Proc. ſtädtiſchen Schuldverſchreibungen zu 
gewähren. Daß es ihr an Geſchäften nicht fehlt und daß dieſelben ſolid betrieben werden, zeigen 
ihre Monatsiberſichten. Am 30. Sept. 1857 betrugen: 


Motenumlauf ....... 9,380,955 Glon. 

Mecfelbeftann ...... 9991,100 „ . 2 
Darlehen gegen Unterpfand 3,551,100 „ 

Baarvorratd ... 2... 5,598,600 „, 


Actiencapital, einbezahlt . 10,000,000 

Die Braunfhweigifhe Banf hat ſich undei umfichtiger Leitung raſch entwickelt, da fie 
in ihrer erften Periode, 1855 — 54, in einem großen Theile von Norddeuiſchland keiner Con⸗ 
currenz begegnete. Sie vermehrte ſchon 1855 ihr Capital von 1Y, auf 21, Mill. Thlr., 1856 
auf 3 Mill.; eine weitere Vermehrung bis 5 Mill. ift beſchloſſen, aber gegenwärtig (October 
1857) noch nich ausgeführt. 

Die Bremer Bank wurde gegründet, un e einem Filial ver Braunfchweiger das Feld nicht 
zu überlaflen; fie rechnet in Gold; ihr Capital beträgt 2%, Mil. Thlr. Gold, und ihre Noten⸗ 


eirenlation darf nicht über dieſen Betrag und den des Reſervefonds fleigen. Nach dem Stande 


auf 50. Sept. 1857 Hatte die Bank: 


Noten imüimlauf ....... . 133,920 Thlr. Gold 
Verzinsliche Depoflten Qu 3 Proc) 2,397, A76 vn 
Artiencapital .......... 2,500,000, 
dagegen 
Baarbeftand” ren 109,805 „ 
Wehiel ern 4,996,484,, 
Darlehen gegen Unterpfand 50,10 „ „ j ⸗ 


Effecten 2 28 87,200 7 14 
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Unter den Inflituten in Thüringen verbien die Brivarbanf zu Gotha einer befondern 
Erwäßnung, weil ihre Statuten Beſtimmungen enthalten, welche neben der Solidität und der 
Gemeinnũtzigkeit auch auf Vereinbarungen mit Regierungen und Banken hinweiſen, deren 
Nothwendigkeit in der nächſten Zukunft flärfer hervortreten wird. Diefe Beſtimmungen, welche 
die Statuten anderer Banken nicht enthalten, find folgende: 

1) Es darf nie ein größerer Betrag von Banfnoten im Umlauf jein als der Betrag ver im 
Beiige der Geſellſchaft ſich befindenden discontirten over gekauften Wechſel. Außerdem muß 

wenigſtens der dritte Theil und, wenn der Umlauf mehr als das Actiencapital beträgt, von dem 
Mehrbetrag wenigſtens die Hälfte t in Mingender Münze oder Barren vorräthig gehalten werben. 

Bon den Geldern, welde ohne Rückzahlungsfriſt eingezahlt werden, muß, abgefehen von 
dem Einlöfungsfonds für pie Banknoten, mindeftens die Hälfte ſtets bereitgehalten werben. 

Dieſen Beftänden für die Noten und Depoſiten find vie zur Betreibung der laufenden Ge⸗ 
ſchäfte erfoderlichen Kaſſenvorräthe nicht mit einzurechnen. 

2) Wenn die Dividende für die Actionäre 5 Proc. überſteigt, ſo wird der vierte Theil des 
weitern Gewinns nach der Beſtimmung der Regierung zum Zwecke der Beförderung des Fleißes 
und der Sparſamkeit der handarbeitenden Volksclaſſen abgegeben. 

3) Mit Regierungen anderer deutſcher Bundesſtaaten koͤnnen zum Zwecke der Errichtung 
von Filialen oder Agenturen wie zur Erlangung weiterer Rechte und Befugniſſe Vereinbarun⸗ 
gen gefhloffen werben. 

Desgleihen mit Inftituten oder Geſellſchaften, um die theilweife oder vollftändige Ber: 
Ihmelzung der beiberfeitigen Intereffen herbeizuführen. Solche Vereinbarungen bevürfen ver 
Genehmigung ver Regierung. 

Durd dieſe Beſtimmungen wird für den richtigen Gebrauch und die Sicherheit Ber Noten wie 
für die Depofiten eine größere Garantie geſchaffen ald in irgendeinem andern Banfftatut; e8 
wird ferner bei dem Gewinn auf das Wohl ver arbeitenven Glaffen Bedacht genonmen; ed wird 
endlich der Weg zu einer gefunden und kräftigen Entwickelung des Bankweſens in Deutſchland 
mittels der Vereinbarungen angedeutet, ein Weg, der wol bald wird betreten werden müſſen. 

Die neuern Banken in Thüringen haben für ihren Geſchäftsbetrieb allerdings weniger ihre 
Sitze und deren nächſte Umgebung, als die induſtriereichen und handelsthätigen Gegenden und 
Plätze des benachbarten preußiſchen und ſächſiſchen Gebiets im Auge Sie Haben deshalb mei⸗ 
flend Agenturen oder andere Verbindungen in Leipzig, Berlin, Magdeburg, Breslau und in 
andern Städten. Zu den Befürchtungen, welche das Motenverbot in Preußen veranlaßt haben, 
gaben fle jedoch den Eapitaliften fowenig wie ven Geſchaftsleuten Anlaß, die fi als Actio⸗ 

näre betheiligten und ihren Grebit wie andere Dienfte in Anfprud nahmen. Nachfolgende Zu: 
fammenftellung aus den Überfihten ihres Standes auf den 30. . Gent, 1857 gibt gleichfalls 
feinen Anlaß zu Beſorgniſſen: 


Wechſelbeſtand. . Bartehen „gegen Baarvsrrait. Roten. Betenzap af 
Zhlr. . hr. , Thlr. CThlr. Ih. 


Weimar ... 3,199,155. 14, ‚046, 750 1,410,158 3,300,000 5,000,000 , 
Gotha ....  1,960,235 102, 115 262,777 765,760 1,579, 740° 
Sonderähaufen 2,076,100 599, 000 ° 308,500. 1,151,000 . 3,000,000 
Sera ......  2,256,451. 704,129 916,176 14,991,8310 2,500,000 


. 9,491,939 2, 511,974 2,897,611 7,208,570 12,079,740., 


. Man fieht hieraus, daß dieſe neuen Inftifute, von denen das älteſte kaum drei Jahre, dad 

. jüngfte (Gotha) erft wenige Monate zählt, durch Disconto= und Leihgeſchäfte die Induſtrie und 
den Handel wefentlih unterflügen, daß ihre Notenrirculation durch bie Wechſelbeſtaͤnde allein 
mehr als vollſtändig und außerdem noch durch Die. Baarvorräthe weit über ein Drittel gedeckt iſt, 
aud dad Actiencapital lange nicht erreicht. Die Zunahme ver Production und des Verkehrs, 
welche der Preußiſchen Bank geftattete, den Umlauf ihrer Noten von 21 auf 73 Mill. Thlr., 
nahezu auf das Fünffache ihres Actiencapitald von 15 Mi. , zu erweitern — dieſe nämliche 
Urſache gibt auch ven Fleinern Anſtalten Berhäftigung, ohne vie große zu beeinträchtigen oder 
ſchutz bedürftig zu machen. 

Die vielverbreitete Meinung, dag die Zahl der Banken in Deutfchland zu groß geworben, 
ſcheint weder bei näherer Betrachtung noch bei der Vergleigung mit andern Ländern, wozu bie 
folgenden Abſchnitte Anlaf geben werben, begründet. 

V. Die Banten von England, Sqottland und Irland. Die erſte unter den neuern 
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Banken verbankt ihren Urfprung, gerabe wie die älteften ihrer Vorgänger in Venedig und 
Genua, den Binanzverlegenheiten der Regierung, und ed murbe bei Brrichtung derjelben nicht 
entfernt daran gedacht, wie mächtig das Inftitut einft werben würde, Schon unter Grommell 
und nad ihm unter Karl IE hatte der zunehmende Handel das Bebürfnig eines leichtern und 
raſchern Umlaufd gefühlt, dem ein Plan zur Errichtung einer Banf von William Potter und 
Henry Robinfon Genüge leiften follte. Aber pas Handelsintereſſe allein war nicht flarf genug, 
bie Anftalt ind Leben zu rufen. Nach der Vertreibung der Stuart's im Jahre 1688 war die Re⸗ 
gierung Wilhelm's von Oranien in einer ſchwierigen Lage. Nicht geſichert gegen die Feinde im 
Innern, hatte König Wilhelm den Krieg gegen Frankreich in den Niederlanden zu führen und 
war fo ſehr von Hülfsmitteln entblößt, daß er Die Belagerung der Stadt Namur nicht unterneh⸗ 
men konnte. Der Einzug der Steuern war ſchwierig, ihr Ertrag ungenügend, eine Anleihe 
ſchwer zu befonmen.. Da genehmigten die Minifter einen Plan des Schotten William Patter⸗ 
fon — der erfte Vorſchlag fam von Dr. Hugh Chamberlain — eine Geſellſchaft zu gründen, 
welche dem Staate eine Anleihe machen und dafür verſchiedene Privilegien erhalten follte. Daß 
bie Staatsanleihe ver Hauptzweck war, geht ſchon aus der Überfchrift ver Gründungsacte hervor, 
alfo lautend: „Acte, um Ihren Majeftäten (Wilhelm und Maria) verihiedene Abgaben vom 
Tonnengehalt.ver Schiffe, yon Bier, Ale und andern Getränken zu bewilligen, fodann um ge= 
wifle in dieſer Acte bezeichriete Belöhnungen und Vortheile denjenigen Berfonen zu gewähren, 
welche die Summe von 1,500,000 Pf. St. zur Kortfegung des Kriegs gegen Frankreich frei⸗ 
willig darleihen werden. Zu Auf die einzelnen Beſtimmungen über das Tonnengeld, die Abgaben 
von Bier, Ale u. ſ. w. folgt ſodann die Ermädtigung, eine Summe von 1,200,000 Pf. St. 
dur freiwillig⸗ Subſcription in Actien von 1090 Pf. St. aufzunehmen; bie Unterzeichner werben 
als eine Körperſchaft unter dem Titel „Gouverneur und Gompagnie ver Bank von England“ 

anerkannt. "Der Reſt ver verlangten Anleihe mit 500,000 Pf. St. ſollte gleihfalld auf dem 
Wege ver freiwilligen Unterzeichnung aufgebraht werden, und nie Theilnehmer follten Annuitä= 
ten für ein, zwei oder breiteben erhalten. Der Gefellihaft wurden 8 Proc. Zinfen und eine Ver⸗ 
gütung von jährlid A000 Pf. St. für vie Verwaltung der Staatögelver bewilligt, alſo eine 
Summe von 100,000 Pf. St. jährlich, dazu die Erlaubniß, Wechfel zu discontiren und eigene 
Anmeijungen auf ven Inhaber und auf Sit, Banknoten, anfängli nit unter 20 Pf. St. 
audzugeben. Sie durfte Vorſchüſſe gegen Bauftpfand geben, aber feine eigenen Handelsgeſchäfte 
treiben, außer mit Gold und Silber; auch durfte ſie die Waaren, welche ſie als Unterpfand be⸗ 
ſaß, verkaufen, wenn fie drei Monate.nad) Ablauf des beftimmten Termins nicht aydgeldft wa- 
ven. Es war ihr verboten, ihre Verbindlichkeiten über ven Betrag ihres Capitals auszubehnen, 
widrigenfalls ihre Mitglieder perfönlic den Gläubigern verantwortlid) wurden. Diefed Bank⸗ 
privilegium follte dauern bis der Staat feine Schuld bezahlt hatte, was von 1705 an mit ein- 
jähriger Kündigungsfrift gefchehen durfte. In die fpätern Erneuerungen wurbe die nämliche 
Beringung aufgenommen. Der Urheber, Batterfon, wurde vom Hofe vergeffen, widmete fi 
der Anlage einer Golonie auf der Landenge von Darien und verlor dort fein Leben. 

Der Plan, von dem Staatdrathe genehmigt, wurde dem Parlament vorgelegt und in bei= 
den Häufern lebhaft erörtert. Seine Anhänger erwarteten, daß die Anftalt den Staat aus den 
Händen der Wucherer befreien, den Zinsfuß ermäßigen, den Öffentlichen Credit und die Güter: 
preife heben, den Umlauf erweitern, die Lage des Handels heflern, die Zufuhr von Lebensmit⸗ 
teln erleichtern und das Volk enger an vie Regierung fnüpfen werde. Die Gegner beforgten, die 
Anftalt werde vermitteld ihred Monopols alles Geld in dem Koͤnigreiche an fich ziehen und ein 
gefügiged Werkzeug für jede Willkür der Regierung werben, fie werbe vie Gapitale von dem 
Handel und der Induftrie ablenken und der Speculation in Stantspapieren zuführen, einen 
Schwarm von Maflern und geldgierigen Speculanten erzeugen, welche ih von dem Raube ihrer 
Opfer mäften,. den Betrug und das Spiel begünftigen und die Sittlichfeit ver Nation unter: 
graben. Der Grundadel mollte vie Geldmacht nit auffommen, theilweiſe auch die neue Dyna- 
ftie ſich nicht befeitigen laſſen; allein vie Acte ging in beiden Käufern durch und erhielt fchlieplig 
die föniglige Sanction. Die verlangte Summe war in zehn Tagen gezeichnet, und die Grün- 
dungsurkunde warde am 27. Juli 1694 ausgefertigt. Die Gerwaltung wurde aus einem Son: 
'verneur, einem Stellvertreter (deputy Governor) und 24 Directoren gebildet, weldhe von den 
Actionären, bie bazu befähigt, d. h. im Beige einer beftimmten Anzahl von Actien waren, 
jedes Jahr am 25. März und 25. April gewählt werben follten. 

Sonach beſtand das Capital der Geſellſchaft wie jenes der ältern italieniſchen aus einer Fo⸗ 
dexung an den Staat und ihre Betriebsmittel aus dem jährlichen Einkommen an Zinſen und 
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Vetgãrung für Berwaltungsgefääfte. Doc war fie weniger als jene Borgänger von ber Res 


gierung abhängig, weil fie nach engliſchem Brauche ſich ſelbſt regierte. Aminerhin lag für fle 
ein ſtarker Antrieb, ich ber Regierung gefällig zu beweiſen, in dem Umflande,, daß ihr Privi: 


legium fih nur anf eine beſchrãnkte Zahl von Jahren erſtreckte und nach deren Ablauf ver Er⸗ 


neuerung: bedurfte. 

Die Operationen der Bank bewirkten alsbald ein Sinten bes Zinsfußes in London, indbes 
ſondere für die Breditgefchäfte ihrer Theilbaber, deren Wechſel weit billiger als andere discontirt 
wurden ; außerhalb London und bed Geſchäftöbereichs der Bank if eine gleiche Wirkung nidt 
fo ſchnell bemerkt worden. Von 1096 an trat die Bank in eine längere Kriſis, welche zunächſt 
durd eine Limprägung der Münzen veranlaßt wurbe. Die Bank beſaß einen Borrath abgenutz⸗ 
ser Goldſtücke und kounte die zur Cinloͤſung erfoberlichen neuen nicht nach Bedarf von der Muͤnz⸗ 
Rätte erhalten. Ihre Noten verloren 20 Proc. im Umlaufe, die Schagfammerfcheine und Staatd- 
papiere aber 40, 50, je bis 60 Proc. Um dem belſtande zu begegnen, wurbe die Bant er: 
mädtigt, ihr Gapital durch neue Unterzeihnungen zu vergrößern, welche zu vier Fünftel in 
Schatz kammerſcheinen und Staatöpapieren, zu einem Fünftel in Banknoten einzuzahlen waren. 
Die Summe belief fih auf 1,001,174 Pf. St. wurde aber 1707 zurückerſtuttet. Einen zweiten, 
beftigern Stoß hatte die Banf 1745 auszuhalten, wo die legte Schilderhebung für die Stuart’8 
unter dem Prinzen Cduard einen paniſchen Schrecken verbreitete. Infolge defſen entftand in Lon⸗ 
bon ein Anlauf gegen die Banf (a run upon the bank), d. h. bie Inhaber von Noten prängten 
ih Gerbei, um fie gegen Geld auszumechfeln. Da unterzeiäneten 1146 londoner Kaufleute eirte 
Erklärung, worin jle fi verbindlich machten, die Banknoten unter allen Umſtänden anzuneh: 
men und deren Annahme bei ihren Gefchäftsfreunden zu bewirken. Diefe patriottfhe Handlung 


„hatte einen guten Erfolg, und bald darauf machte die Schlacht bei Culloden bem Schrecken ein 


Eude, rettete Die Bank und befefligte ven Öffentlichen Grebit. 

Die ſtaͤrkſte und anhaltenbfte Krife beftand die Anftalt vom Jahre 1797 — 1819, veranlapt 
durch die Anfoberungen ver Megierung während des. Kriegs gegen Frankreich. Nach ihrem Sta⸗ 
tut durfte Die Bank der Negierung feine Anleihe machen ohne vorgängige Zuflimmung bes 
Varlaments hei Etrafe des dreifachen Betrags der geliehenen Summe, wovon ein Fünftel 
dem Angeiger zuftel. Diefe Beflimmung wurde im Jahre 1793 weſentlich abgeändert, indem 
ein Geſetz die Bank für nicht fraffälfig.erflärte, wenn fle die von ben Schatzcommiſſaren aecep⸗ 
tirten und ihr zur Zahlung überwieſenen Wechſel einlöſe. Borichüffe in dieſer Form ſollten der 
Regierung die finanziellen Schwierigkeiten bei dem Kriege mit Frankreich erleichtern, fie war 
nur gehalten, über deren Betrag dem Parlament jedes Jahr. eine Vorlage zu machen. Diefes 
Hülfsmitteld beviente fi) die Regierung in immer fleigendem Maße, in welchem vie Bebürfniffe 
für den Krieg und die Subfldienzahlungen an vie Verbündeten zunahmen; fie fand außerdem 
noch andere Wege, um bie Mittel der Anftalt in Anſpruch zu nehmen, bis dieſe nahezu erſchoͤpft 
waren. Um ſich zu helfen, fing die Bank zunächſt an, die Maſſe ihrer Noten zu vermehren, und 
um eine größere Dienge in Umlauf zu feßen, verringerte fie ven Stüdbetrag. Anfänglich durfte 
fie feine Note unter 20 Bf. St. ausgeben; von 175% an war fie auf 15 und 10 Pf. St. herab: 
gegangen; 1794 gab fie zum erften mal Künfpfunbnoten aus, und dadurch ‚hielt ſich eine viel 
größere Menge von Noten im Umlaufe. Allein bie unaufhörlihen Anfoverungen ver Regierung . 
ſchwächten ihre VBorräthe immer mehr und zwangen fie nicht nur ihre Discontogeſchäfte, ſondern 
aud bie Einlöfung ihrer Noten zu beſchränken. Am 31. Dec. 1795 ließen bie Directoren be⸗ 
kannt machen, daß an Nachmittagen feine Cffecten mehr viscontirt und Mittwoch Nachmittag 
feine Roten mehr eingelöft würden, daß ferner jeven Tag eine beftimmte Summe für das Die: 
contiren feflgefegt werde, und wenn die zu biefem Zwecke eingefendeten Effecten dieſelbe über: 
fliegen, ein verhältnigmäßiger Theil derfelben zurüdgemiefen werden würde, ohne Rüdticht 
auf die Refpectabilität der Einfenver und die Solivität der Eſſecten ſelbſt. Ebenfo werbe: ed mit 
den Noten gehalten werden. Währenn die Bank durch folhe Maßregeln die drohende Krife 
zu beſchwoͤren fuchte, bemühten fi die Directoren auf der andern Seite vergebens ‚ fi den Zu: 
muthungen ber Minifter zu entziehen, welche, ſelbſt von ven Umftänden beherricht , ihren Vor⸗ 
ſtellungen kein Gehör fchenkten. So waren im Anfange des Jahres 1797 die VBorfhüfle an ven 
Staat auf mehr als 10 Mill. Pf. St. angewachſen, während der Handel nicht mehr als 3 Mill. 
Pf. St. erhalten konnte und der Augenblick herannahte, wo ihm die Bank ihre Dienfte ganz 
verfagen mußte. Doch ſtrengte fle ſich immer noch an, dieſelben fernerhin zu leiten, und hatte 
von der Regierung feine außerorbentlihe Maßregel verlangt, als in ber Nacht vom 26. auf ven 
27. Sehr. 1797 die Minifter, ohne Zweifel in Vorauoficht neuer Anfoperungen an bie Bank, 
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den Directoren eine Weiſung des Geheimraths zuſtellten/ welche ihnen verbot ; bie Noten ge⸗ 
gen Dünze einzulöien. Die Weiſung flügte ſich auf.eingezogene Erkundigungen bed Kanzlers 
der Schatzkammer, wonach, veranlagt durch unbegrünbete und überteiebene Bejorgniffe, die in 
verſchiedenen heilen des Landes verbreitet ſelen, ein außerordentlicher Begehr nad) Metallgelo 
ſich kundgebe. Mag dem fein wie ihm wolle, ver Baarvorrath der Bank war in dieſem Augen⸗ 
biid auf 1,486,170 Pf. St. zufammengefchmolgen. Sobald am 27. Febr. der Geheimraths⸗ 
befehl bekannt wurde, drangte jldh eine Dienge Menſchen vor. dem Bankgebäude, um Golv für 
ihre Noten zu verlangen‘. Die Directoren verbreiteten unter ver Menge eine Abjegrift der Wei⸗ 
fung mit dem Beifügen, daß der Stand ver Banfangelegenheiten im Allgemeinen durchaus be: 
friedigend und günſtig, ſomit geeignet fei, jenen Zweifel an der Golipität der Noten zu befeitis 
gen. Sie würben fortfahren, zur Befriedigung der Handelsintereſſen wie gewoͤhnlich gegen 
Banknoten zu discontiren und ebenjo die fälligen Dividenden zu bezahlen. An dem nämlichen 
Tage fand, ähnlich wie 1745, unter dein Vorige des Lord- Mayor eine zahlreiche Berfammlung 
. von Kaufleuten, Bankiers und andern Geſchaͤftsmännern ati, melde einftimmig folgenven 
Beſchluß faßte: „Die Unterzeichneten, lebhaft überzeugt, wie nothwendig unter den gegenwär: 
tigen Umflänben die Erhaltung des öffentlichen Credits ift, Geeilen ſich zu erklären: daß fie ſich in 
feinem Falle weigern werben, die Banknoten als Zahlung für ihre, Foderungen anzunehnten 
und daß fie Alles aufbieten werben, um ihre eigenen Zahlungen in gleicher Weiſe zu bewirken.“ 
Exemplare viefer Erklärung wurden an Öffentlichen Orten aufgelegt, um von Denen, welche 
an der Berfammlung nicht hatten theilnehmen koͤnnen, unterſchrieben zu werben, und mehre an: 
dere öffentliche Berfammlungen faßten ähnliche Beſchlüſſe. 

Inzwiſchen behurfte die Maßregel Pitt’3 der Zuſtimmung des Parlaments und erhielt die⸗ 
ſelbe am 3. Mai. Der Bericht der Commiſſion, welche beauftragt wurde, ven Stand der Vank⸗ 
angelegenheiten zu unterſuchen, gab an, daß am 25. Febr, die Activen, ohne vie ſtändige Schuld 
bed Staats, welche damals 11,686,800 Pf. St. betrug und mit 3 Proc. verzinft wurde, 
417,597, 280, die Paffiven 13,770,390 Pf. St. betrugen, mithin. ein reines Dermögen von 
3 ‚826,890 spf. St. vorhanden war. Alfein unter ven Activen befanden ſich eben die Vorſchüſſe 
an die Staatäfafle durch Einlöſung ihrer Wechfel im Betrage von mehr ald-10 Mill. Pf. St., 
eine ſchwebende Schulb bed Staats an die Bank, welche nicht wie pie Paſſiven der Bauf jeden 

Augenblick zurückgefodert werden Eonnte. Weil daher die Regierung ihre Schuld zu erftatten 
nicht in der Bage war, wurde Die Bank gegen bie Anfoperungen der Noteninhaber geſchützt: es 
wurde ihr geftattet, Noten von 1 und 2 Pf. St..auszugeben; dagegen wurde fie angewieſen, 
feine Zahlungen über AO Schill. (2 Pf. St.) in Münze zu maden; nur bei Rückerſtattung 

von Depoſiten, deren Betrag.nicht unter 500 Pf. St. mar, durfte fie drei Viertheile in Metall⸗ 
geld bezahlen. . Diefe Mafregeln, unter dem Numen der Bankreſtriction bekannt, wurden 
anfänglicg nur auf ein Jahr, dann von einem Termin zum andern ausgedehnt, ſpäter bis ſechs 

Monate nach Beendigung des Kriegs verlängert; allein ihre Duuer wurde nod weiter erſtreikt 
und erreichte 181% erft ihr geſetzliches, 1822 ihr thatfächliches Ende. 

Märe ed möglich geweien bie Denge ver umlaufenden Noten’ zu beichränten, fo würke 
dies ein fichered Mittel geweſen fein, jeder Entivertbung vorzubeugen. Allein dazu hätte vie 
Bank mit weitern Anfoderungen ver Regierung verſchonk bleiben müflen, und da dies nicht ge: 
ſchah, fo wurde die Notenmafle vermehrt, wozu die Verſuchung ohnehin guößer wurde, nachdem 
die Verbindlichkeit zus Einldfung Hinweggefallen war. Immerhin war bie Entwertiumg nicht 
ſo bedeutend, ald fle geworben fein müßte, wenn ber Patriotismus der Nation ihr nicht durch 
bereitwilfige Annahıne entgegengefommen wäre. Im Jahre 1808 verloren die Banknoten etwa 
8 Proc. gegen Dlünze. Eine weitere Folge des Zwangscurſes der Noten war das Verſchwinden 
der Münzen, welche trog’aller Verbote und Strafandrohungen in dad Ausland wanderten; Die 
Lücke wurde mit Noten ausgefüllt und bie Provinzialbanten wetteiferten darin mit der Banf 
son England. Der Wechfeleurs auf fremde Pläge wurbe ver einzige Maßſtab, um den Preis 
der Noten mit dem des Geldes zu vergleichen; aber er war unficher und es herrſchte Darüber eine 
merkwürdige Verſchiedenheit der Meinungen. Dieb zeigte fich ‚bei einer Unterfuhung,, welche 
das Parlament im Jahre 1810 anftellen ließ. Das Committee berichtete, daß der Marktpreis der 
Barren etwa 15 Proc. höher flehe ald der Werth der Banknoten, und ſchlug vor, daß die Banf 
nach zwei Jahren ihre Baarzahlungen wieberaufnehmen ſolle. Aber dies war leichter anzu> 

-rathen als auszuführen. Das Parlament, welches ven Berkht, da er zu ſpät erflattet worden, erft 
1811 berieth, verwarf den Vorſchlag und erflärte auf ven Antrag von Banfitfart, fpäter Lord 
Berley, daß der Unterſchied im reife der Banknoten und der Barren nicht von der Entwerthung 
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Ser erflern, ſordern von ver Bertheuerung ber Iektern herrühre, und daß dieſe ſowie der un⸗ 


günfige Wechſelrurs ji aus den volitiichen und Handelsbeziehungen Großbritanniens zu ben 
auswärtigen Mächten hinreichend erkläre. Gegen dieſe Anficht ſchrieb David Nieardo ſeine erſte 
Schrift unter dem Titel: „Der hohe Preis der Barren iſt ein Beweis der Entwerthung der 
Banknoten.‘ - Das Steigen des Goidks nach der einen oder dad Sinfen' ded Papiers nach ber 
andern, richtigern Anjicht erreichte feinen äußerſten Stand furz vor ben Frieden und wurde 
im Fahre 1814 auf mindeftend 25 Proc. angeſchlagen. Die Menge der umlaufenden Noten 
war nicht geringer ald 27 Mil. Pr. St., ohne vie Noten der Proninzialbanfen, welde nicht 
beſſer ſtehen Eonnten, da fie nur gegen Noten per Banf von England eingelöft wurden. 


Die Dauer der Banfreftriction erreichte, wie gejagt, ſechs Monate nad) dem Friedensſchluſſe 


ihr geſetzliches Ziel. Allein ver plögliche Übergang in den normalen Zuſtand würde mit nicht 


geringern Störungen und Berluften verbunden gemejen fein ald bie Einftellung der Baarzah⸗ 
Iunger., Wo hätte vie Regierung das Geld fo raſch befommen follen, um ihre ſchwebende Schuld 
an die Bank zu bezahlen und viefe in den Stand zu fegen ihre Noten einzulöfen?. Wäre dies 


überhaupt in fo kurzer Zeit möglich gewefen, fo hätte e8 nur mit den ſchwerſien Opfern geſchehen 
können. Die Vortheile für den Handel und für ven bürgerlihen Verkehr. würden erſt nach einer. 


Periode aͤußerſter Verwirrung in den Preis- und Lohnverhaltniſſen wie in dem Creditweſen ein⸗ 
getreten ſein; in dieſer Periode würden die in wohlfeilem Gelde bedungenen Zahlungen in theuerm 
Gelde zu entrichten geweſen fein; vie Empfänger würben einen unverhofften Gewinn gemadt, 
bie Schuldner einen ımerwarteten Berluft erlitten haben. Dur bie fofortige Aufnahme der 


Baarzahlungen der Bank würbe die Regierung dem Volke eine unverhältnigmäßige Laſt auf: 


getaben Haben, um damit eine heillofe Verwirrung zu erzeugen. Vollſtändig konnten die Nach⸗ 
theile des Übergangs nicht beſeitigt, aber fie konnten erträglicher und leichter gemadht werben 
durch eine allmälige Rückkehr zu einen geregelten Zuftande. Died gefhah. Die Reſtriction 


wurbe zuerft bis 5. Juli 1816, dann bis 1818, zulegt bis 5. Juli 1819 verlängert. In diefem 


Jahre brachte Sir Robert Peel, welder damit feine ruhmvolle ſtaatsmänniſche Laufbahn erdff 


nete, ginen Geſetzentwurf über die Wiederaufnahme der Baarzahlungen in Vorſchlag, welder 


von dem Parlament angenommen wurde. Hiernach begann die Einlöfung der Noten mit dem 


4. Sehr. 1820 ,,. aber bis zum 1. Det. 1820 noch nicht gegen Münze, fondern gegen Golb in 
gefiempelten Barren und zu 4 Pf. St. 4 Schill. die Unze oder etwa A Proc. unter dem Nenn— . 


werth der Noten, denn ver Bleichwerth iſt 3 Pf. St. 17 Schill. 10% Pence Damit war 
der Entwerthung der Noten Rechnung getragen, und die Zahlung in Barren follte dem An- 
drange fteuern, welder bei ver Einlöfung gegen Münze i im Übermaße zu beforgen war. Vom 
1. Det. 4820 bis 4. Mai 1821 zahlte die Bank eine Unfe Gold für ZPf. St 19 Schill. 
6 Bence in Noten. Bom 1. Mat 1821 an wurden die Noten zum Nennwerthe eingelöft, aber 
immer nur gegen Barren, bie Unze zu 3 Pf. St. 17 Schill. 10%, Pence. Vom 1. Mai 


1825 an begann die Ginlöfung gegen Dünge, und ber regelmäßige Zuſtand war vollſtändig 


wiederhergeſtellt. 

Das Gefetz von 1819 erlitt i in Beziehung auf die darin beſtimmten Friſten einige Modiſi⸗ 
cationen im Laufe des Vollzugs auf Anſuchen der Bank, dagegen hob eine weitere Beſtimmung 
deſſelben das frühere Verbot ver Geldausfuhr auf, und es fland Jedermann frei, Gelbmünzen 
einzufchmelzen. Dies war nothwendig, um bie Einfuhr von Gold zu erleichtern, denn eine aud⸗ 


Ländifche Waare — und das Gold ift eine ſolche, wo es nicht gegraben wird — ift nicht leicht, - 


d. b. nicht billig in einem Lande ju haben, aus welchem fie nicht wieder heraus. darf. Gin an= 
deres Geſetz vom Jahre 1819 endlich verbot der Bank, VBorfchüffe irgendeiner Art an bie Re- 
gierung ohne Zuftimmung des Parlamentö zu geben, ausgenommen durch Ankauf von Schatz⸗ 
kammerſcheinen over Darlehen auf folde, deren Betrag jedoch jeved Jahr dem Parlament vor: 
zulegen wor. Auch bei dlefem ullmäligen Berfahren Eonnie bie Wiederaufnahme ver Baarzah⸗ 
lungen nicht ohne ſchwere Opfer und fehmerzliche Verluſte bemerkftelligt werden. Das Gold, 
welches England zu dieſem Behufe herbeifchaffte, wird auf nicht weniger ald 30 Mill. Pf. 
angefchlagen, und ver Anfauf einer fo großen Summe in fo Turzer Zeit kam ohne Zweifel theuer 
zu ftehen. Das Steigen ver Noten auf ihren Nennwerth war eine wenn nicht plögliche, doch 
fünftlich befchleunigte Veränderung im Preife ned Umlaufsmittels, und jene Beränberung bewirkt 


Berlufte im Verkehr, entweder auf Seiten ver Gläubiger ober der Schulpner, der Käufer over. 


der Berkäufer. Das Ende der Bankreſtriction war daher ein ebenfo Eritifcher Zeitpunkt wie ir- 
genbein vorauögegangener. Bel der Beurtheilung ber ganzen Rapregel ' von 1797 — 1819: 
Staats» Zerifen.- IL 230 J 
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ifk der Geichtäpunft feſtzuhalten, daß nicht die Reſtriction, ſondern der Rieſenkampf Englands 
gegen die franzoͤfiſche Republik, dann gegen Napoleon und feine Berbündeten die Urſache jo 
vieler Leiden war. Die Frage, ob dem Handelsverkehr, dem Credit, dem Gapital die ſchweren 
Berlufte hätten erfpart werben können, fällt mit der andern Srage zufammen , ob England den 
Krieg Hätte vermeiden ober früher beendigen können, und die Antwort auf diefe Frage gehört 
nicht Hierher. In irgendeiner Weile mußten die Opfer für ven Krieg der britifchen Nation fühl- 
bar werden, und wenn man die Bankreftriction als die Korm betrachtet, unter welcher pad Selo 
und der Grebit der Nation für Kriegszwecke verfügber gemacht murben, ſo darf man fie nur mit 
den franzoͤſiſchen Affignaten, mit den Napoleoniſchen Plünderungen und mit den öſterreichiſchen 
. Staatöbankrotten vergleichen, und man wird ſie als die milvefte und ſchonendſte Form erfennen, 
welche gemählt werben Eonnte und ohne die freien Inflitutionen Englands und die darauf be 
gründete Vaterlandsliebe nicht fo gemählt worden wäre. 

Bon der lehrreichen Krife der Bank von England wenden wir und zu ihrer Geſchichte zurück. 
Bei der Erneuerung des Bankprivilegiums im Jahre 1708 wurde feſtgeſetzt, daß feine Befell- 
ſchaft von mehr al8 ſechs Theilnehmern als Zettelbanf beftehen dürfe. Den Anlaß dazu joll 
eine Bergwerksgeſellſchaft (Mine- Adventure-Company) gegeben haben, meldhe anfing, Wech⸗ 
fel zu discontiren, Noten auszugeben, kurz, der Bank von England Concurrenz zu machen. 
Legztere behielt ihr ausfchließliches Vorrecht bis 1826. Sie verdankte ihm Hauptfählih ihren 
großartigen Aufſchwung, aber aud) manche Verlegenheit. Als nämlich in der Krife von 1825 
viele Landbanken flürzten, kam jie jelbft ind Bebränge und mußte zugeben, daß es beffer für fie 
jet, mit foliden als mit unfoliden Banken in Verbindung zu ftehen. Sie gab daher nad) langem 
Widerſtande ihre Zuſtimmung, daß jede Anzahl von Theilnehmern eine Notenbank errichten 
dürfe in alfen Stäbten, die weiter ald 65 Meilen von London entfernt find. Diefe Beſtimmung 
wurde in ben erneuerten Kreibrief von 1854 aufgenommen, der außerdem noch folgenbe enthielt: 

Alle Noten ver Bank von England, welde außerhalb London ausgegeben werben, find an 
dem Orte ver Ausgabe zahlbar. Nur unter diefer Bedingung dürfen die Zweigbanken an ihrem 
Eige Noten quögeben. Die Bank Hat elf Zweiganftalten, Birmingham, Liverpool, Manchefter, 
Plymouth, Portsmouth, Briftol, Leeds, Hull, Newcaſtle, Leicefter und Swanſea. Diefe zu⸗ 
fammen geben ein Drittel, vie Hauptbank in London gibt zwei Drittel der fämmtlichen Noten 
aus. Alle diefe Noten find bei ver Bank in London, außerdem aber find pie Noten einer Zweig⸗ 
anſtalt nur bei diefer gegen Münze einzulöfen.: 

Die Noten der Bank, von England find gefegliches Zahlungsmittel in England (nicht in 
Schottland und Irland), außer bei der Bank felbft und ihren Zweiganftalten, und zwar für jebe 
Summe über 5 Pf. St. (unter diefem Betrage dürfen keine Noten mehr ausgegeben werben) 
und folange als die Bank bei ihrem Hauptcontor in London ihre Noten einlöfl. Dies 
ſchützte das Inſtitut gegen ven Andrang der Landbanken nad feinen Baarvorräthen und ven 
Geldumlauf gegen empfindliche Störungen. 

Die Bank ift bei dem Discontiren von Wechſeln, vie nicht über drei Monate Iqufen, den 
Wuchergeſetzen nicht unterworfen; fie kann daher ihren Discont über den gefeglichen Zinsfuß 
von 5 Proc. erhöhen. Von diefer Befugnig machte fie 1847 Gebrauch, wo der Discont bis 
8 Proc. flieg, dann im Mai 1854, wo er auf 514 Proc. gefeßt wurde, endlich vom October 1855 
an bis jegt (Detober 1857), wo der Sat faft beftändig über 5 Pror. fand. 

Berzeichnifie ver Baarvorräthe, Schulvverfchreibungen, umlaufenden Hoten und Depofiten 
jollen dem Kanzler ver Schagkammer jede Woche vorgelegt werden. Am Schlufle eines jeden 
Monats wird eine Zufammenftellung gemacht und der Durchſchnitt für die legten drei Monate 
gezogen. Die Monatsüberficht wird in der nächſten Nummer des Regierungoblatts, ber „Lon- 
don Gazette‘ befannt gemadt. Die Bank läßt übrigens auch ihre woͤchentlichen Nachweiſe 
durch die Zeitungen veröffentlihen. Diele unbeſchränkte Dffentlichleit, welche das Publicum 
unaußgejegt in Kenntniß von dem Bermögen, ven Berbindlichkeiten, dem Umfange und Gange 
. der Geihäfte Hält, iſt ein Hauptoorzug der Bank von England, die Grundlage bed unbebing= 
ten Vertrauens, welches die Anftalt genießt. | 

Dem Freibrief von 1834 folgte nad) Ablauf der zehnjährigen Dauer unterm 19. Juli 1844 
ein Gefeg (Bank of England charter act), „uni das Audgeben von Banknoten zu regeln und 
bem Bouverneur und ber Gefellfhaft der Bank von England gewiſſe Privtlegien für eine be⸗ 
ſchränkte Periode zu verleihen”. Hiernach wurde eine befondere Abtheilung (department) für 
das Audgeben von Noten vom 1.Sept. 184A an errichtet. Als Sicherheit für die Noten werben 
von dem Bankvermögen 14 Mill, Pf. St., welche die Anflalt an den Staat zu fodern hat, und 
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ein entiprechender Vorrat von Metall (Barren und Münzen) abgefonvert. Der Betrag an. 
umlaufenden Noten, welcher 14 Mil. Pf. St. überfteigt , muß in edeln Metallen vorräthig fein. 
Die Notenmenge darf nur dann vermehrt werden, wenn eine andere Zettelbank aufhört, und 
dann nur um zwei Drittel des Betrags der aus nem Umlauf gezogenen andern Roten. Der$. 10 
dieſer Acte verbietet vie Errichtung meiterer Zettelbanten; die beftehenven Dürfen bie Sunme 
ihrer außgegebenen Noten nicht vermehren. Der Kreibrief der Bank erlifht mit zmölfmonat: 
licher Auffündigung nad vem 1. Aug. 1855, und das Parlament hat im Mat 1857 einen 
Ausſchuß ernannt, um Über die. Erneuerung des Privileglums wie über dad Bankweſen in 
England überhaupt Anträge vorzubereiten. Die Unterfuhungen und Verhandlungen wer- 


den obme Zweifel von hohem und allgemeinem Intereſſe fein. Die Beftimmungen ver Acte von 


1844 haben den Zweck, die Banknoten ſtets im Gleihwerthe mit ver Münze zu erhalten, was 
nur geſchehen kann, went fie jeberzeit unverzüglich einlösbar find. Dafür aber foll geforgt wer- 
den durch Zurüdführen' der Notenausgabe auf eine einzige Duelle — die Bank von England 
— und Sicherung anfehnlicher Baarvorräthe. F 

Das Capital der Bank war im Laufe der Zeit bedeutend angewachſen. Bon 1,200,000 
Pi. St., die urfprünglid zuſammengebracht waren, hatte es ſich zur Zeit ner Erneuerung des 


Privilegtums im Jahre 1708 durch neue Subferiptionen auf 4,402,343 Pf. St. gehoben. Im 


Jahre 1746 und bis 1816 betrug daſſelbe 11,742,000 Pf. St. Im Jahre. 1816, flieg daſ⸗ 
felbe auf 14,553,000 Pf. St. 

Was Hier als Capital erfcheint, dies zeigt fich auf der andern Seite ald Schuld des Staats 
an die Bank, denn diefe durfte ihr Kapital nur zu dem Zwecke vermehren, um ber Regierung 
Darlehen zu machen. Kurz vor der Erneuerung des Freibriefs im Jahre 1834 wurde ein Bier: 
theil zurüdßezahlt, mithin die Schuld.auf 14,045, 100 Pf. St. vermindert. Die zurückbezahlten 
3,557,900 Bf. St. behielt die Bank ald Betriebsfonds, und ebenfo verwendet fie Die aus dem 
Bewinne angefammelte Referve (rest) von beiläufig 3,300,000 Pf. St. Das Gefammtcapital 
beſteht ſonach aus 17,853,000 Pf. St., wovon 11,015,100 Pf. St. der Regierung dargeliehen 
find und 6,837,900 Pf. St. in den Geſchäften umgetrieben werben. Die Zinfen, welche vie 
Bank für ihre Darlehen erhielt, ſanken mit dem allgemeinen Zinsfuß von 8 auf 6, 5, A und 
3 Proc. Für die Erneuerung ihrer Privilegien mußte fie ſchon 1708 dem Staate einen unver⸗ 
zindlihen Vorſchuß leiften, öfter auf Zinsfoderungen verzichten und in eine ˖ Herabſetzung ber 
Vergütung für ihre Finanzverwaltungsgeſchäfte willigen. Allein nie Vortheile, melde fie aus 
ihrer Verbindung mit der Regierung zog, waren ſo groß, daß die Aufmerkſamkeit des Parla- 
ments dadurch wol angeregt werden fonnte und eine Ermäßigung des Preifes ihrer Dienfle 
von Zeit zu Zeit gerechtfertigt erſchien. Sie fegt nen größten Teil ihrer Noten durch Vorſchüſſe 
an und für die Regierung in Umlauf, indem fle deren verzinsliche Schatzkammerſcheine Fauft, 
ihr den Betrag einiger Steuern (Rand = und Malzfteuer) vorſchießt, wofür fie Zinfen und Pro⸗ 
vifton bezieht; fie beforgt ferner bie Schuldenverwaltung und hat verfügbare Staatsgelder ſtets 

u ihrer Verwendung. In den Kriegözeiten hatte die Bank zuweilen 10 Mill. Pf. St. und dar⸗ 
—* an Staatsgeldern in Haͤnden; ſpäter wurde Vorſorge getroffen, das Maß zu beſchränken, 
und die Summe beträgt jetzt in der Regel zwiſchen 3 und 5 Mill. Kür die Verwaltung der Na⸗ 
ttonalfhuld 3.3. bezog die Bank von jeder Million bis zum Jahre 1786: 562 Pf. St. 10 
Schill.; 1808: A50 Pf. St., von da an 340Pf. St. bis zu 600 Mil. und 300 Pf. St. von 
jeder weitern Million. Die Vergütung für dieſe Dienfte belief fi 1829 auf 257,258 Pf. St.; 


bei Erneuerung des Freibriefö im Jahre 1834 mußte fie 120,000 Pf. St. daran nadlaflen. ° 


Diefe Vergütung würde immer noch enorm erfcheinen, wenn fie lediglich eine Bezahlung für die 
Geſchäftsbeſorgung und nicht zugleid eine Berficherungsprämie wäre. Es ift nit ohne Bei⸗ 
fpiel, daß die Bank namhafte Berlufte zu decken hatte, 3.8. 1803 einen Boften von 300,000 
Pf. St. , welchen einer ihrer Hauptkaſſirer unterſchlug, und fpäter noch beveutenvere Summen, 
welche fie Durch nie Fälſchungen des Kauntleroy einbüßte. Es ift wohl zu bemerken, daß bie Cri⸗ 
flenz der Bank von England als Corporation für die Verwaltung der öffentlihen Styulb und 
die Zahlung ihrer Zinfen an die Staatsgläubiger nicht auf ihren Freibriefen, fondern auf ven 
Derträgen über ihre Darlehen an den Staat beruht. Das Parlament könnte z. B. die Erneue⸗ 
tung ber Charter von 1844 verweigern, dann müßte Die Ausgabe von Noten und die Beforgung 
von Bankgefhäften für die Regierung aufhören, aber als Staatsſchuldenverwaltung würde bie 
Bank fortbefteben. — 
Neben ihren ausgedehnten Geſchäften für die Finanz und Schuldenverwaltung des Stagts 
‘ 2 ®. 
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hat die Bank ihre Verrichtungen für den Credit des Handels und der Induſtrie niemals vernach⸗ 
läſſigt. Sie hat ſelbſt in den kritiſchſten Zeiten nicht aufgehört, Cffeeten ſolider Bank: und Han⸗ 
velshäufer zu discontiren, Einlagen anzunehmen, darunter auch Die geſetzlich oder gerichtlich zu: 
deponirenden Summen. Der Betrag der Depofiten beträgt durchſchnittlich 10 — 12 Mill. Pf. Sk. ; 
fie vergütet für die bei ihr nievergelegten Summen feine Zinjen, dient aber den Theilhabern als 
Girobank, kafjirt ihre Anmeifungen ein und leiftet Zahlungen für ihre Rechnung. Diejenigen, 
melche ein Guthaben bei der Bank befigen, erhalten ein Anmeifungdconto (drawing account), 
auf welches fie Zahlungen anweifen, dagegen auch Wechſel an ihre Ordre an die Banf indoſſiren 
können. Uber mehr als ihr Guthaben können fie nicht verfügen, es wird fein Banferebit gege- 
ben; dagegen verlangt die Bank auch feine Provifion? Wer ein Anweifungsconto hat, kann ſich 
auch ein Discontirungsconto eröffnen laſſen, in welchem bie Unterfchriften der Betheiligten in 
ein beſonderes Buch eingetragen und, ſoweit nöthig, beglaubigt werden. Der Ertrag ber Ge⸗ 
ſchäfte, zum größern Theile vom Staate, zum Eleinern vom Handel, beläuft ſich durchſchnittlich 
auf 1,600,000 — 1,700,000 Pf. St. jährlich, wovon die Verwaltungsfoften etwa 340,000 
Dr. St. wegnehmen. | oo Ä 

Der Notenumlauf, in der neuern Zeit zwiſchen 19 und 21 Mill. Pf. St., war unmittelbar 
vor der Reftriction im Jahre 1797 nur etwas über 9%, Mill. ; nicht ein Übermaß der Noten= 
emiſſſon veranlafte vie Einftellung der Zahlungen, ſondern die Entziehung des Gapitald ; denn 
gleichzeitig war der Baarbeſtand auf 1,086,170 Pf. St. geſchmolzen und vie Vorſchüſſe 
gegen Wechfel und andere Sicherheit auf 16,837,750 Bf. St. gefliegen. Während ver Reſtric⸗ 
tion war die Notencireulation größer ald jemald vorher over naher, am höchſten im Jahre 
1817, wo fie 29%, Mill. überfchritt, dabei nahe 8 Mill. in Noten unter 5 Pf. St. Bon 1826 
an bewegte jich die Girculation zwiſchen 18 und 22 Mit. Pf. St., und im Ganzen ift fie gegen⸗ 
wärtig geringer als unter dem Befeg von 1834. Die Noten der Landbanken hatten ſchon vor 
ber Acte von 1844 abgenommen uiid erreichen auch jet nicht das gefeglihe Marimum. Won 
1854 — 40 wor ihr Betrag zwifchen 10 und 12 Mill., 1843 nur noch 7%, Mill; die Acte 
von 1844 geftattet 8,631,647, der Umlauf aber betrug Ende 1856 nur 6,731,388 Pf. St., 
während die Noten der Bank von England beinahe unverändert geblieben find. 

Daß, im Begenfage mit dem Feſtlande, der Bedarf an IImlaufsmitteln abnehmen konnte, 
während die Benölferung um ein Biertheil, Handel und Schiffahrt auf das Dreifache in 25 
Sahren fi) hoben, dies erklärt ſich hauptſächlich durch den allgemeinern Gebrauch ter Gelb uns 
Noten ſparenden Einrichtungen bed Bankweſens. In dem Clearing house werben jährlid 
*randactionen für mehr ald 1000 Mill, BF, St. mit 60 — 70 Mill. in Gold und. Noten aus⸗ 
deglichen; feit 1840 gewöhnten ſich Kleinhändler, Handwerker und Landwirthe ihre Kaffe bei 
Bankhäufern zu halten und ihre Zahlungen mit Checks flatt mit Noten zu leiften und zu em: 
pfangen. Ohne dieje Hülfsmittel würde die Vermehrung der Noten in England wahrfheinlich 
ähnliche Fortſchritte wie auf vem Gontinent gemacht haben. 

- Zandbanfen in England. Da die Bank von England mehr mit der Negierung als mit 
dem Handel und mit legterm nur in größern Gefchäften verkehrt, fo werben die eigentlichen 
Banfgefchäfte Hauptfählih von Häufern und Anftalten betrieben, die mit dem rieſenhaften Auf: 
ſchwunge des Handels und der Induftrie an Zahl und Bedeutung zunahmen und felbft wieder 
an dem großen Nationalinflitute eine Stüge und einen Rückhalt finden. Die Anftalten waren 
theil8 Privatbanfen, mit nicht mehr als ſechs Theilhabern, theild Actienbanfen (joint-stock 
‘ banks), und ihre Gefammtzahl in England beträgt gegenwärtig mehr als Taufend. Ein Theil 
diefer Anftalten gibt Noten aus, ein anderer Theil nicht. Die Notenemifiion war vor 1826 nur. 
PBeivatbanfen geftattet, welche die Erlaubniß dazu von der Krone erhielten und (feit 1808) eine 
Licenz löften, welche jedes Jahr erneuert und mit 50 Pf. St. bezahlt werden mußte. Seit 1826 
durften auch Actienbanfen in Städten, die wenigſtens 65 Meilen (13 deutſche Meilen) von Lon— 
‚don entfernt liegen, Noten ausgeben. Durch die Acte von 1844 wurde die Befugniß der Noten: 
ausgabe auf die Anftalten befchränkt, welche vamald im Beſitz waren, und es zeigte fi, daß ihre 
Zahl 208 Privatbanten und 72 Actienbanfen betrug. Diele hatten vamald 8,631,647 Pf. St. 
in ihren Noten im Umlaufe, und mehr durften fie von nun an nicht in Girculation fegen. Von 
. den 208 Privatbanten haben feither (bis Ende 1856) 45 aufgehört Noten auszugeben, und 
zwar 21 wegen Einftellung ihrer Zahlungen, 16 weil fie fih mit Actienbanken vereinigten 
oder freiwillig verzichteten, 8 weil fie, wie viele andere, mit der Banf von England übereinfa- 
:men, flatt eigener Noten ſolche der großen Anftalt gegen eine Vergütung zu benugen. Von den 
72 Aetienbanten dagegen find Seither nur 9, darunter-6 wegen Zahlungseinftellung, aus: 


’ 
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gefallen. Das gejegliche Marimum der Notencireulation Sat ich dadurch um 723,645 Bf. St. 
vermindert ; der wirklidhe Umlauf aber ftand Ende 1856 um 1,166,616 Bf. St. unter dem gez 
ſetzlich zuläf ſigen, von welchem viele Anftalten nicht in vollem Umfange Gebrauch machen. 

Wenn in der Gejhichte des engliihen Bankweſens von den Randbanfen die Rede ift, fo 

pilegt man in der Regel darunter bie Privat: und die Actienbanfen zu verfiehen, welche Noten 
ausgeben. Über ihre Entftehung und erfte Entwidelung fehlt es an zuverläſſigen Nachrichten, 
ihre Beſchränkung feit 1844 if das Refultat der Erfahrungen, die an ihnen gemacht wurden. 
„Man nimmt allgemein an”, fagt Gilbart ®), „daß jie bis zum amerikanischen Kriege nur in 
geringer Anzahl vorhanden waren, daß fie ſich gegen dad Ende dieſes Krieges raſch verbreiteten, 
dag jie 1795, als 22 derjelben fallirten, einen heftigen Stoß erlitten, aber während der Bank⸗ 
reftriction jich wieder mit überrafchender Schnelligkeit, vermehrten.‘ 

Die Zahl der Bankbrüche belief jih von 1809—26 auf 285, wovon 80 in die Krije von 
1825 — 26 fallen, welche dazu führte, die Errichtung von Actienbanken außerhalb London zu 
geſtatten, weil man in der geringen Zahl der Theilhaber eine Haupturſache der Unſicherheit der 
Zandbanfen zu finden glaubte. Bon 1826—35 waren 56 Actienbanken regiſtrirt worden; in 
den einen Jahre 1856 Famen A5 neue hinzu, von denen mehre 30 — 40 Verzweigungen hatten, 
weshalb M'Culloch die Zahl der im Jahre 1836 entflandenen Banken auf 200 anfhlägt. Die 
Speculation hatte fid der Sache bemächtigt. Die Actien waren meift. gering, felten über 50, 
manche 25, 10, ſelbſt 5 Pf. St., und davon wurden nur 5, 10—20 Proc. einbezahlt. Vorſig⸗ 
tige und wohlhabende Gefchaflsieut zogen ſich von ſolchen Unternehmungen zurüd, weil fie nad 
englifhen Gefegen mit ihrem ganzen Vermögen für die Verbinplichkeiten verfelben haften müf- 
fen. Diejenigen, welche beitraten, boten in der Regel Feirie Garantie durch die übernommene 
Haftbarfelt und waren nicht ängfllich, der Überfpeculation im Handel mit Noten zu Hülfe zu 
fommen. Die Notencitculation der Landbanken flieg über 12 Mill. Pf. St. im Mai 1856, 
während die Bank von England nur 18 Mill. im Umlauf hatte. Bei ihr wurde Gold zur AuB- 
fuhr gehalt, ihr Baarvorrath ſchwand von 7,678,500 Pf. St. im Februar 41856 auf 3,938,750 - 
Pf. St. im Februar 1837. Das Barlamient ließ eine Unterſuchung anflellen, und man fam zu 
der Anficht, welche M'Culloch in feiner Ausgabe von Adam Smith (Note 9, Money) dahin zu: 
fammenfaßt: „Wäre die Bank allein befugt gewefen, Papier audzugeben, der Drang nad) Gold 
wäre nicht entflanden, ober es würbe ihm menigftens alsbald eine Schranke gefegt worben fein. 


Das Anwachſen veffelben zu einer Höhe, welche der Bank von England Gefahr brachte, iſt ledig: 


lich dem Berfahren der Geſellſchaftsbanken zuzuſchreiben, indem fle fortfuhren den Umlauf 
ihrer Noten zu vermehren, ſtatt zu vermindern. Der Rückſchlag erfolgte, ſobald der Drud auf 
dem Geldmarkte eine gewiſſe Höhe erreicht Hatte, und ohne ven Beiſtand der Banf von England 
würden mehre Geſellſchaftsbanken gefallen fein. Sole Schwankungen aber werben fi immer - 
ergeben, wo das Umlaufsmittel aus mehr als einer Duelle fließt.” Daher 1844 die Befhrän- 
fung der Zettelbanten und ihrer Eirculation auf die vorhandene Zahl. Die Beftimmung, wo: 
nad die Theilhaber mit ihren ganzen Vermögen für die Vetbindlichkeiten der Geſellſchaft haf⸗ 
ten, iſt andern Actiengeſellſchaften durch das Geſetz vom 14. Juli 1856 (Joint-stock-com- 
panies-act), welches das Gefeg vom Jahre 1855 über befchränkte Haftbarfeit (limited liabilities 
act) in fi aufnahm und erweiterte, nachgelaffen worven ; allein die Banken und die Verfiche: 
rungsgejellfchaften find davon ausgenommen. Für biefe befteht die unbeſchraͤnkte Haftbarkeit 
fort, und wenn fie auch von ihrer abſchreckenden Wirkung durch das nachhaltige Gedeihen ber 
Geſellſchaftsbanken verloren Hat, fo hält fie doch die foliden Gefellfchaften ab Pure die Auf: 
nahme minder hemittelter Actionäre ihren Kreis zu erweitern. 

Den englifhen Banfen werden durchſchnittlich ſehr große Summen anvertraut, melde fe 
zum Betriebe ihrer Gefchäfte verwenben und nur bei längerer Künbigungäfrift mäßig verzinfen. 
Die Einleger innen ihre Rechnung aufheben und ihre Depofiten zurüdnehmen, haben aber 
bei der Verwaltung nicht mitzureden. Deshalb werden von ven Banken ſtärkere Garantien ald 
von andern Handelögefellfchaften verlangt und ift für fie dad Princip der unbefchränften Haft: 
barkeit ihrer Theilhaber beibehalten worben. Dagegen wurde bei Anwendung dieſes Princips 
der Misbrauch wahrgenommen, daß im Kalle eines Bankbruchs die Gläubiger einzelne Bant: . 
theilhaber willkürlich Herausgriffen, für ihre Boberungen an bie Geſellſchaften belangten und 
an den Bettelftab brachten. Diefer unndthigen und willkuͤrlichen Bedrückung ſteuert das Geſetz 





8) „The history and principles of banking, by James William Gilbart , general manager 
of the London and Westminster bank.‘ 
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vom 17. Aug. 1857, Indem es den-Actionär gegen Einzelflagen ſchützt und ein Liquidatlons⸗ 
verfahren feſtſetzt, woneq jeder Actionär pro rata zur Deckung des Deficits herangezogen wird. 
Das nämliche Geſetz (Act to amend the law relating to Banking Companies, 17 august 
4857) ſucht die vorgefommenen Umgehungen, des Geſetzes über befchränfte Haftbarkeit abzu⸗ 
ſtellen, indem e8 beftimmt, daß bis zum 1. Ian. 1858 jede Bankgeſellſchaft ſich unter vie be= 
ſtehenden Geſetze über Actienbanken regifttiren Iafien muß, widrigenfalls ſie die Corporation: 
rechte verliert und die Directoren bei Strafe keine Dividenden zahlen dürfen. Auf Verlangen 
eines Drittheild der Teilhaber (na Zahl und Gapitalantheil) muß eine Prüfung der Ge⸗ 
ſchäfte durch den Inſpector der Handelsbehörde (board of trade) flattfinden. Geſellſchaften, 
welche Bankgeſchäfte treiben, aber, um vie beſchränkte Haftbarfeit zu genießen, andere Geſchäfte 
angegeben haben, müflen auf Verlangen Eines Gläubigers oder Theilhabers liquidiren (wind 
up). Stellt fi ein Deflcit heraus, fo müſſen es vie Teilhaber decken. Endlich beſtimmt die⸗ 
ſes neuefte Geſetz, daß fieben over mehr Perfonen fi ald Bankgeſellſchaft regiftriren lafſen 
bürfen, voraudgefeßt,. daß ber Nennwerth eines Antheild nicht unter 100 Br. &t. beträgt. 
Man beforgt, daß hiernach unfichere Anflalten gegründet werben konnen, weil ein Gapital von 
nur 700 Pf. St. hinreicht, Namen und Überfichten nicht veröffentlicht werben müflen, und 
- eine Prüfung der Geſchäfte nur auf Verlangen ven Theilhabern ſeitens ver Behörde vorge: 
nommen werben darf. Im Ganzen gilt jedoch das Geſetz als ein Fortjchritt, indem es vie 
Sicherheit verftärkt und Ghicanen, die nur den Advocaten nügen, abſchneidet. 


Nach den neueſten Mittheilungen beſtehen in England: 


1 


Privatbanken: ohne Roten: mit Raten: 
in London.... 59 — 
außerhalb London 115 155 
Geſellſchaftsbanken: 
in London... 3 — 
außerhalb London 166 63 


Unter den londoner Geſellſchaftsbanken fin neun größere, wovon eine, bie Royal-British 
Bank, durch die Betrügerelen der Directoren zu Falle gebracht worben ift, feit 1834, darunter drei 
im Jahre 1855 entſtanden. Die 218 Notenbanfen, welde mit ihren Zweiganftalten auf 745 
fielgen, "hatten am 1. Aug. 1857 noch für 6,587,097 Pf. St. Noten im Umlauf und ſtanden 
damit um 1,197,915 Pf. St. unter der gefeglihen Marimalhöhe. 

Banken in Shottland und Irland. Die Privilegien der Bank von England erfired- 
ten ſich nicht auf die beiden andern Länder und hinderten dort nicht bie Entwidelung des Bank⸗ 
weſens durch Geſellſchaften. Die Bank von Schottland wurde ein Jahr nach der Englifchen, eben= 
falls von William PBatterfon, gegründet; ihr folgte 1727 vie Königliche Bank von Schottland, 
und 1747 eine dritte unter der Firma, Britifche Leinwandeompagnie, alle Drei in Edinburg. 
Außer ihnen entflanden nad und nad 50 Geſellſchaftsbanken in Schottland. In Irland bilde⸗ 
ten fih die Bank von Irland, die Provinzial-, die Nationalbank in Dublin und andere in Bel- 
faft und Ulfter. Als im Jahre 1844 das Notenwefen in England befhränft wurde, folgte im 
Sabre 1845 die Anwendung auf Schottland und Irland durch zwei befondere Geſetze, wonach 
ebenfalls feine neuen Notenbanken mehr genehmigt und ber Umlauf der beftehenden auf den 
Durchſchnittsbetrag des abgelaufenen Jahres beſchränkt werden follte. In Schottlan fanden 
ih 19 (jetzt noch 18) Notenbanken mit einem Umlaufe von 3,087,209 Pf. St., in Irland 8 
Getzt noch 6) mit 6,554,494 Pf. St. Doch dürfen diefe ihre Notencitculation auöbehnen, wenn 
ſie den Mehrbetrag in Gold over Silber vorräthig halten. Am 1. Aug. 1857 war der Stund 
nach dem Durchſchnitte der legten vier Wochen: 


Bon 18 ſchottiſchen Bon den 6 iriſchen 
Banlen: . Banken: 
Noten unter 5 rg St. ...-.. 2,596,098 3,191,294 
„ von5 Hr. St. und darüber 1,396,374 3,242,410 
3,992,477 6,4353,705 
Baarvorrath ...-. 22... 4,595,606 2,264,171 


Die Banken hatten hiernad in beiden Ländern mit Hülfe ihrer Baarvorrathe das geſetz⸗ 
liche Maximum überſchritten. 
Die Unterſuchungen über das Bankweſen in England im Jahre 1826 waren 41827 auch auf. 
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Schottland und Irband ausgedehnt worden, und dabei erſchienen die ſchottiſchen Banken in dem 
vortheilhafteſten Lichte. Unter ihren Principien haben fi) beſonders folgende bewährt. 

Die ſchottiſchen Banken nehmen Einlagen von 10 Pf. St. und darüber, fie flelfen ihren 
niedrigften Betrag dem hoͤchſten ver Sparkaflen glei, ſodaß die Einleger unmittelbar von der 
Sparkaſſe zur Bank übergehen können. Die Bank verzinft jene Einlage, auch bei geringem Be: 
trage und auf kurze Dauer, je nach den Umfländen mit 2—4A Proc. Daher kommt ed, daß vie 
meiften Ginleger Fiſcher, Handwerker, Feldarbeiter und Dienftboten find und mehr als vie 
Hälfte ihrer Guthaben zwiſchen 40 und 100 Pf. St. betragen; daß fernek die Anlagen bei der 
Bank, weil jie für jenen Betrag und für jede Frift Zinfen tragen, der Anlage in Staatspapieren 
vielfach vorgezogen werben, weil bei legtern die Maflergebühren und die Gefahr in Anfchlag 
tommen, daß fie gerade in dem Augenblid im Preife gefunten find, wa man veranlaßt ift, fie 
wieber zu veräußern. Diefe Einrichtungen ver ſchottiſchen Banken äußern eine mächtige Anzie= 
hungskraft auf die übergefparten Gapitale. „Die. meiften der wohlhabenden Landwirthe und 
Gewerbsleute“, Heißt es in dem Bericht des Unterhaufes.von 1827, „haben durch dieſe Erſpar⸗ 
niffe ven rund zu ihrem Bermögen gelegt.” Die Summe der Depofiten bei ven ſchottiſchen Ban⸗ 
fen aber beträgt nicht weniger als 30 Mill. Pf. St. | | | 

Die ſchottiſchen Banken geben ferner Berfonalerevit und eröffnen ſolchen für Gefchäftsleute, 
welche ſich als folin ausweiſen und zwei oder mehre annehmbare Bürgen bringen, und ſie koönnen 
bis zu dem vollen Betrage je nach Bedarf davon Gebrauch maden, ſodaß fie nur ven Theil, ven 
fie bezogen, zu verzinſen haben. ine ſolche Greviterdffnung (cash account, Geldrechnung) 
kommt in England nur bei einzelnen Privatbanken vor, wirkt aber üßerall fehr wohlthätig auf 
die Betriebfamfeit der minder bemittelten Glaffen. ur | 

Endlich jind die ſchottiſchen Banken nit der Beſchränkung unterworfen, welche den eng= 
liſchen verbietet, Noten unter 5 Pf. St. auszugeben, und nur währen der Banfreftriction eine 
Audnahme geftattete. Iene geben regelmäßig Einpfundnoten aus, befriedigen aber dennoch mit 
einer-verhältnigmäßig geringen Summe dad Bedürfniß ber Circulation, weil eben vie Leichtig⸗ 
keit, jeden Betrag bei der Bank verzindlich anzulegen und nad Bedarf wieder zurückzuziehen, 
die Einzelnen gewöhnt hat, ein Geld in ihren Kaffen liegen zu lafien, ſondern Alles, was fle 
für den Augenblick entbehren Eönnen, an die Bank zu geben, vie e8 fortwährend im Umlaufe er: 
Hält. Daher wird, nah Wilfon, der geſammte Geldverkehr in Schottland, mit einer Geldſumme 
von 32/, Mil. Pf. St. zum weitaus größten Iheil in Banknoten beftritten, während Diefelbe in 
England nit unter 50-60 Mill. anzufchlagen if. Die Benölferung von England und Was. 
led ift ſechs mal fo groß als die von Schottland, daher würde dort eine Summe von 21 Mil. 
Pr. St. ver ſchottiſchen Girculation von 3Y, Mil. entſprechen. Man- kann nit behaupten, 
daß die größere Ausdehnung des englifchen Handels den Unterſchied erkläre, denn es iſt zu⸗ 
vorderſt nicht ausgemacht, daß der Ichottifche Handel minder ausgedehnt fei; ſodann aber find es 
auch nit die großen Handelsgeſchäfte, welche vorzugämeife Münzen und Noten verwenden, 
fondern die Fleinen und außerdem noch die Arbeitslöhne und die Privatconfumtion. Wir haben 
übrigens oben gefehen, daß feit 1840 auch die Engländer ihre Banken befler benugen gelernt 
Haben. Mit einem Bapital von 14%/, Mil. und einem Notenumlauf von 20 MIU. hat die 
Bank von England Depofiten im Belaufe von 10 Mill. an ſich gezogen ; bie ſchottiſchen Banken 
mit einem Gapital von nit ganz 10 Mil. und einer Notencireulation von 34, Mil. verfügen 
über ein Gapital von 30 Mill. an Depofiten.. Diefe Vergleihung fällt ganz zu Gunſten der 
Srundfäge aus, nad) denen fie verfahren, und denen es zu verdanken ift, daß ſie dad Kapital des 
Landes vergrößern, indem fie feinen Theil deſſelhen unbeſchäftigt laſſen; daß jie große Summen 
dem Handel und ber Induſtrie ded Landes erhalten, welche ohne fie eine Anlage in Staatspa⸗ 
pieren gejucht haben würben; daß dadurch der Aufſchwung bed Handels und der Induſtrie nicht 
allein, ſondern ver größte Theil der landwirthſchaftlichen Verbeflerungen, wodurch Schottland 
fih auszeichnet, möglich geworben iſt. Die neuern Geſellſchaftsbanken in England ſind dem 
nämlicgen Grundfage gefolgt; die neun größern in London allein hatten 1855 über 31 Mill. 
Pf. St. an Depofiten. Diefe Vortheile find aber nicht nur eine Folge zweckmäßiger Einrid- 
tungen, ſondern mindeftend ebenfo fehr eine Frucht des Volkscharakters. Schotiland war zu 
allen Zeiten reich an audgezeichneten Männern der Wiſſenſchaft und praftifcher Tüchtigkeit. Die 
Rationalöfonomie zählt deren Viele unter ihren berühmteften Namen. Der Mafle des Volkes 
find Fleiß, Genügſamkeit, Sparfamkeit und Trieb zu nützlicher Thätigkeit in hohem Grabe 
eigen, und befähigen fie, von jevem neuen Hülfsmittel der Arbeit und des Credits den beften Ge⸗ 
brauch zu machen. Wo folde Eigenſchaften nur in geringem Grabe unter der Mafle vorhanden 
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ſind oder an Ihrer Stelle die entzegenſtehenden Untugenden vorwiegen, da werben bie an ſich 
beften Einrichtungen wenig Nutzen ſchaffen, unter Umſtänden auch vurch Misbranuch zum Ber- 
Berben ausjhlagen. Dies gilt in gar vielen Beziehungen, befonbers aber aud) vom Bankweſen. 
Sin Schotte war e8, welcher den Blan zu der Bank von England machte und damit den Grund 
zu dem Grebitfoftem legte, welches wefentlich beigetragen bat, dem Handel und der Induſtrie 
Englands ihr Übergewicht über andere Nationen zu verſchaffen, und welches die Schotten zu 
Haufe noch vollfonmener ausbildeten und vortheilhafter verwendeten. Ein Schotte war es, 
welcher in einem andern Lande die Idee eined Creditſyſtems einführte, wo es, flatt einem bedäch⸗ 
tig prüfenden Barlanente, einem verſchwenderiſchen Hofe in die Hände fiel, eine genußfüchtige 
Ration zu dem Wahne mühelsfer Erwerbung von Reichthum verlocdte und unermeßliches Un⸗ 
Hell anrihtete, wie der Eingang des nächſten Abſchnitts zeigen wird. 

VI. Die Banken in Frankreich. Durd ein Edict vom 2. Mai 1716 genehmigte ver 
Serzog von Orleans, Negent von Frankreih-während der Minverjährigkeit Ludwig's XV., daß 
Geſuch des Schotten John Law, in Paris eine Bank errichten zu dürfen. Ihr Capital wurde 
"auf 6 Mil. Livres in 1200 Actien zu 1000 Thlrn. — 5000 Livres feſtgeſetzt. Ihre Befug- 
niffe waren im Wefentlihen die nämlichen wie jene der Bank von London. Sie durfte Handels- 
effecten discontiren, die Baarvorräthe der Kaufleute aufnehmen, ihre Foderungen einziehen und 
Zahlungen leiften durch Ab- und Zuſchreiben auf ben Rechnungen, welche ihnen die Anftalt er- 
öffnete (Girogeſchäft); auch durfte fie Noten auf den Inhaber und auf Sicht auögeben. Die 
noch frifche Erinnerung an die legten Müngverfchlechterungen machten es rathſam, in das Sta⸗ 
tut die beruhigende Zufierung aufzunehmen, daß die Noten in Thalern von dem nämlichen 
Gewichte und Feingehalte, wie fie zur Zeit des Edicts im Umlauf waren, eingelöft werden foll- 
ten. Die Anftalt machte fehr gute Geſchäfte. Die Handelsleute von Paris, venen der leichte und 
billige Berkauf ihrer Wechfel eine neue angenehme Erfcheinung war, gaben ver Bank zu thun 
und festen ihre Noten in Umlauf. Allein die Geſchäfte beſchränkten ſich auf die Hauptflabt und 
verſchafften den Noten, welche überdies inboffirt werden mußten, nicht die erwartete Verbreitung. 
Da verordnete unterm 18. April 1747 ein Ediet, daß diefelben bei allen Sffentlichen Kaſſen an 
Zahlung für Steuern angenommen, aud; gegen Münze eingeläft werben follten. Durch diefe 
Maßregel flieg die Circulation der Noten bald bis auf 60 Mill. alfo auf den zehnfachen Betrag 
des Bankcapitals; allein felbft dieſes Verhältniß drohte noch feine Gefahr, da die Bigenfchaft 
eines gefeglichen Zahlungsmitteld die Umlaufsfähigkeit der Noten erhöhte und ihre Verbrei⸗ 
tung in den Provinzen die Zahlungen nad entfernten Drten, vie damals noch ſchwierig und 
koſtſpielig waren, bedeutend erleichterte. Freilich würde diefer Dienft zweckmäßiger durch Filial⸗ 
anftalten geleiftet worden fein, welche zugleich ven größern Bortheil der Anſammlung müßiger 
Sapitale und der allgemeinen Benugung des Wechfeldiscontirend gebradt haben würden. 
- Bald aber nahm die Anftalt eine andere Wenpung, indem fie zunächft mit weitausſehenden Go- 
lonifirungsplanen und Handelöfpeculationen in Verbindung gebracht, dann von der Staats- 
verwaltung als Finanzmaſchine in Beichlag genommen wurde. Im Auguſt 1717 wurde bie 
Bildung einer Weſtindiſchen Bompagnie genehmigt und dieſer die Souveränetät über Loniſiana 
und dad Privilegium des Handels mit diefen Lande und nıkt dem Pelzwerk aus Canada ertheilt. 
Dem Namen nad getrennt, waren beine Gefellfchaften in ven nämlichen Händen, und die Bank 
legte Ihr Grundcapital von 6 Mill. in Actien dev Weſtindiſchen Gefellfhaft an. Die Ausſicht 
auf enormen Gewinn veranlaßte die Verwaltung am 4. Dec. 1718 die Bank unter dem Namen 
Königliche Bank zur Staatsanftalt zu machen und den Actionären ihre Einlagen zurückzu⸗ 
zahlen. Sie erwartete von ihr die Mittel, die ungeheuern Schulden; welche die Negierung Lud⸗ 
wig's XIV. Hinterlaffen hatte, zu tilgen und ven erichöpften Binanzen wieber aufzubelfen. Zu 
diefem Zwecke wurde die Weſtindiſche Befellihaft, melde nun ven Namen Indiſche Geſellſchaft 
annahm, mit neuen Privilegien ausgeftattet. Die Länder am Senegal und jenfeit des Vorgebirges 
ver guten Hoffnung wurden in ihren Bereich gezogen. Gold und Silber, Gefchmeide, Alles was 
Kur auf= und anzubringen war, ſtroͤmte in die Kaffen der Bank, um gegen Actien vertaufcht zu 
werben, von denen man goldene Berge erwartete. Die Noten murben auf 100 Mill. in Stüden 
son 1000, 100 und 10 Livres vermehrt, von denen 10 Mill. in ver Kaffe bleiben follten, um 
an der Stelle der unbrauchbar geworbenen ald Erfag zu dienen. Da aber die Münze immer 
mehr aus dem Umlaufe perſchwand und bie Bank ihre Gefchäfte immer weiter ausdehnte, jo 
wurde die Grenze von 100 Mill. bald überfchritten, und e8 waren gegen Ende des Jahres 1719, 
1000 Mill. ausgegeben. Da die Gewinne aus dem Geſellſchaftsmonopol ausblirben, fuchte die 
Regierung ihrer Bank mit neuen Privilegien zu helfen, vie einen reellern Nutzen abwarfen. 
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Das Einfchmelzen und Ausprägen der Münzen, das Tabacksmonopol, ſelbſt die Verpachtung 
der Domänengüter wurden ihr übertragen, jie jollte für die Aufmunterung: ver Fiſcherei und 
der Fabriken forgen. Das Bankgeſchäft verſchwand in einem ungeheuern Gewebe von Finanz⸗ 
und Handelöfpeculationen, welches die Gapitale und das Geld des Landes verfhlang, Actien 
md Noten dafür gab, die ihren Werth verlieren mußten, nachdem jte feine wirklichen Werthe 
mehr hinter fih hatten. Vergebens waren alle Nothbehelfe, um der Entwertfung Einhalt zu 


tbun. Eine Verordnung vom 21. Mai 1720 fegte die Noten auf die Hälfte ihred Nennwerths 


herab, was ein ſolches Entfegen erregte, daß fle in ver folgenden Woche zurückgenommen murbe. 
Bald darauf flürzte die Bank, oder das Syftem, wie man ed damals nannte, und fein Urheber 
Law entflob. Er war ein auögezeichneter Kopf, fruchtbar an Ideen, die erft eine fpätere Zeit zur 
Reife bringen follte. Sein Irrthum war: daß Werthzeichen, in einer Menge, melde dad Ge⸗ 
fammtvermögen des Landes darftellt, benußt werben fönnten, um als Hülfsmittel des Credits 
dem Handel und der Induftrie eine unbegrenzte Ausbehnung zu geben. In England herrſchte 
um biejelbe Zeit der nämliche Schwindel mit den abentenerlichften Projeeten. Aber Daniel Des 
foe, der Berfafler'ves „Robinſon““, trat in dem „Essay on projects” dem Betruge mit der. Hin- 


meifung auf die wahren Duellen des Volkswohlſtandes entgegen; eine Reihe anderer Schrift: 


ſteller ſchloſſen fi an. Die Bank von England ließ ſich nicht in den Strudel ziehen, die Regie⸗ 
rung misbraudte die Stimmung nicht zu Finanzfpeculationen, und das Parlament ſetzte durch 
bie Bubble-act (Schwinvelgefeg) von 1719 dem Unweſen ein Ziel, indem es die Freiheit der 
Afforialion in Bezug auf Actiengeſellſchaften fehr ſtark beſchränkte und die Frage, ob ein Unter: 
nehmen ald ſchwindelhaft zu verwerfen fei, dem Spruche der Jury unterflellte. Dieje Acte bes 
ftand 6i8 1825, und noch 1814 wurde auf die Klage der Müller und Bäder von Birmingham 
eine Actien-Mebl: und Brotfabrik vurch Spruch der Jury eingeftellt, weil fie, nachdem bie 
Theuerung aufgehört, keinen rechtmäßigen Zweck mehr habe. Aud in Frankreich fehlte es nit 
an einſichtsvollen Rathgebern, aber ihre Stimme verhallte bei der Nation, melde von ven 
Schätzen des Miffiffippi träumte, und bei der Regierung, welche durch ihre Banf pas Gelb des 
Dolls in das Danaidenfaß ihrer Kaffen leitete. . Die vielgebrauchte Parallele zwiſchen dem 
Syſtem von Lam und dem heutigen Credit mobilier paßt nicht; denn der leßtere arbeitet mit be: 
kannten Größen und innerhalb beſtimmter Schranfen, ohne Monopole und außer Verbindung 
mit den Staatöfinanzen und einer Notenbant. . 
Kein Wunder, daß nach ſolchen Erfahrungen mehr als ein halbes Jahrhundert verging, 
bevor ein neuer Verfuch zur Gründung einer Banfanftalt in Frankreich gemacht wurde. Erft 
am 24. März 1776 genehmigte vie Regierung den Plan ver. Herren Panchaud und Elonard, eine 
Dißcontofaffe zu grümden. Ihr Capital follte 15 Mill. betragen, und davon follten 10 Miu 
dem ſchwer verſchuldeten Staate geliehen werben. Allein das Bublicum betrachtete nicht, wie in 
England, die Foderung an den Staat als ein fiher angelegte8 Grundcapital: die Subferiptionen 
betrugen nach ſechs Monaten noch nicht 2 Mill. und man mußte vorerft auf die Anleihe vers 


- zihten. Nun kamen bald 7%, Mill., vie Hälfte des urfprünglich feftgefegten Capitals, zuſam⸗ 


men, und die Anftalt trat in Wirkſamkeit. Läftige Borichriften hemmten anfangs ihre Bewe⸗ 
gung, die aber bald lebhafter wurde, nachdem ihr geflattet worden war, den Discont in Fries 
denszeiten auf A, in Kriegszeiten auf 41/, Proc. zu ermäßigen. Ihr Capital flieg auf 12 Mill, 
und in der erften Hälfte 1783 belief fih die Summe der Discontirten Effeeten auf 156, der ums 
laufenden Noten auf 35 Mill. Die Erleichterungen maren aber der Preis von Anleihen an die 
Regierung, die man wol als erzwungene anfehen darf; fie beliefen fih 1783 auf 6 Mill. 
Hierdurch wurde die Einlöfung der Noten ſchwierig, und die Regierung half aus ber Verlegen: 
beit, indem fie durch einen Beſchluß vom 27. Sept. 1785 den Roten einen Iwangseurs ver: 
lieh. Bald darauf wurde der Anftalt die Schuld des Staats zurüdbezahlt, fie löſte ihre Noten 
wieder ein und dad Vertrauen kehrte zurüd: Aber im Jahre 1787 wurde die Anftalt aufs nene 
für die drückenden Finanzverlegenheiten in Anfprud genommen, und man fuchte bie Abfiht un= 
ter dem Plane einer Reorganifation der Discontofaffe zu verſtecken. Diefe follte nämlih im 
Mefentlichen darin beftehen: daß durch Ausgabe neuer Actien das Capital vergrößert, zugleich 
aber, ald Garantie für die Einldfung der Noten, 70 MIN. in der Staatskaſſe niedergelegt wer: 
den follten. Letztere verfchaffte ſich ſomit eine Zwangsanleihe, die alle frühern weit überflieg, 
beinahe das ganze Capital ver Gefellfchaft in Beſchlag nahm, ihren Gläubigern für die I8 Mill. 
Moten die Bürgſchaft des bereits tief erfhütterten Iffentlichen Credits einfehte und die Anſtalt 
zum voraus in die bevorftehenpe Kerrüttung der Finanzen verwidelte. Nach vem Ausbruche ber 
Revolution Fränfelte die Anftalt noch eine zeitlang hin, bis der Konvent, nachdem der Staat 
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ihre Foderungen mit Affignaten beftiebigt Hatte, wurd ein Decret vom 4. Aug. 1793 ihre Aufs 
bebung verfügte. | 

Da die Gefege, welche die Gründung und die Bewegung von Geſellſchaften beſchränkten, in 
der Revolution theild aufgehoben, theils außer Ubung gelommen waren, bildeten ih, nachdem 
die Schreckensherrſchaft und die Aſſignaten. ihr Ende erreicht Hatten, in Paris Vereine unter 
verfhiedenen Namen, nm Discontogefchäfte zu treiben und Noten auszugeben. Sie Tannten 
keine andern Beichränfungen als ihre Statuten. Ihre Neibungen, Verſehen und die bei jedem 
Anfange vorfommenven Fehler gaben dem Erften Gonful Anlaß, bei vem Bankweſen wie über- 
haupt im Staate ver Anarchie ein Ende zu machen umd die Einheit herzuftellen. Gr wollte, daß 
alfe dieſe entſtehenden Banken in Eine große Anftalt fich vereinigten, und ließ aus ihrer Bereini= 
gung die Bank von Frankreich hervorgehen, wobei ihm fiher der Gedanke nicht fremd» war, 
fih derſelben bei der Riefenarbeit der Herftellung der Finanzen als Hülfsmittel zu bebienen. 
Sie entfland fon 1800, erhielt aber erſt durch’ dad Befep von 1805 (24 Germinal an XI) 
ihre definitive durch fpätere Geſehe weiter ausgebildete Einrichtung. Ihr Capital wurbe zu 
45 Mil. in 45,000 Actien zu je 1000 Fr., ihre Dauer auf 15 Jahre feftgefegt; fie erhielt das 
ausſchließliche Privilegium, Noten auszugeben, doch behielt fih die Regierung vor, die Errich⸗ 
tung ähnlicher Anftalten in den Departements zu genehmigen. Die Noten durften auf feine ge- 
tingere Summe als 500 Fr. geftellt werden. Die Bank piscontirt Wechſel, die wenigſtens mit 
drei Unterfchriften verfehen find; auch zwei Unterfchriften genügen, wenn außerdem der Betrag 
in Bankactien oder Staatöpapieren hinterlegt wird. Sie gibt außerdem, Vorſchüſſe gegen Gold 
und Silber, Staatöpapiere und ſeit 1852 auch auf Bifenbahnactien. Sie eröffnet Geſchäftsleuten 
laufende Rechnungen, beforgt ven@inzug von Wechſeln und Anweifungen auf ihre Ordre und lei⸗ 
let Zahlungen für ihre Rechnung bis zum Belaufe ihres Guthabens ohne befondere Vergü⸗ 
tung. Dagegen zahlt fie feine Zinfen für die eingelegten Summen und gibt feinen Grebit. Die 
Dividende wird den Actionären halbjährlich bezahlt und durfte nicht über 6 Proc., feit 1806 
noch zwei Drittel des Mehrgewinns betragen, ver Reſt wurde zum Reſervefonds gefchlagen, bie 
auch er feit 1834 zur Dividende floß, nachdem die Referve auf 10 Mill. angewachſen und in 
Renten angelegt war. Die Regierung ernennt den Gouverneur und die Untergouverneure, 
welche die Staatöaufficht üben, aber von der Bank beſoldet werben. Die Verwaltung befteht aus 
45 Vorftehern (regents) und drei Auffehern (censeurs), fodann aus einen Ausfchufle von 
42 Mitgliedern für die Diöcontogefchäfte (conseil d’escompte). Die Mitglieder ver Verwal⸗ 
tung werben von der Generalverfammlung gewählt, welche jährlich einmal zufammentritt und 
aus den 200 Actionären befteht, welche im legten halben Jahre die meiften Actien befaßen. 

Kaum war die Bank durch das Geſez von 1803 organifirt, als fie veranlaßt wurde, einen 
Theil ihres Capitals in Staatöpapieren anzulegen, um den Curs derfelben, ver Ende 1803 nicht 
ganz 55 fland, zu Heben; ein anderer Theil mußte gegen Anmeifungen auf die Generaleinneh⸗ 
mer abgegeben werben, welche die Bank weit billiger als die Hanveldeffeeten viscontirte. Im 
Sabre 1805 befanden ſich unter 97 Mill. im Bortefeuille der Bank nicht weniger ald 80 Mill. 
in Anweifungen der Beneraleinnehmer; feit 1807 find laufende Rechnungen zwifchen der Staats⸗ 
kaſſe und ven Generaleinnehmern an deren Stelle getreten. Diefe gezwungene Betheiligung Der 
Anftalt an der fländigen und an ber ſchwebenden Schuld des Staats erzeugte Berlegenheiten, 
aus tenen bie Sphlacht bei Aufterlig fie rettete, nachdem fle ſchon gendthigt gewefen, die Cinlö⸗ 
fung ihrer Noten einzuftellen, weil die Obligationen der Einnehmer nicht alle pünktlich, bezahlt 
wurden. Um die Bank zu flärken, wurde fie durch das Geſetz vom 22. April 1806 reconftituirt. 
Ihr Capital follte verboppelt, d. 5. durch Verkauf von weitern 45,000 Actien.auf 90 Mill. ge: 
bracht werben, blieb jedoch durch Rücklauf von Actien auf 67,900,000 Fr. und einem Reſerve⸗ 
fonds von 10 Mit. ſtehen bis zur Februarrevolution von 1848. Außervent behielt ſich bie 
Regierung, welche nun ihre Bouverneure einfeßte, vor, die Bertheilung ber Dividenden an bie 
Actionäre zu vertagen, um flärfere Baaroorräthe zu Vorſchüſſen an die Staatskaffe zur Ver: 
fügung zu Haben. Die Befugnig, Darlehen auf Bold und Silber zu geben, erhielt die Bank 
erft 1808. Die fo geftärkte Bank mußte 1807 dem Stante eine Anleihe von 40 Mill. maden, 
welche A814 auf die Hälfte reducirt, aber erft 1815 zurückbezahlt wurbe; fehr ſtark und häufig 
waren die Borfhüfle auf kürzere Zeit. Die Höcften Beträge, welche die Staatskaſſe im Laufe 
eines Jahres der Bank ſchuldete, waren zwiſchen 74 und 108 Mill. in ven Jahren, welche durch 
den ruſſiſchen Feldzug und die Schlacht bei Keipzig, durch die Theuerung (1817), durch die Züge 
nach Spanien und Algier und durch die Julirevolution bezeichnet find. 

Das Geſetz von 1806, ergänzt durch Vollzugsvecrete von 1808 und 1810, Hatte die Dauer 
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der Anftalt zu den 15 Jahren noch um weitere 25 verlängert; Ihr Vrivilegium blieb ſomit 
AM0 Jahre, von 1805— 43 in Kraft. Während der Reflauration wurde nichtd geändert, nur er⸗ 
hielten die Actionäre einen größern Antheil am Gewinn und die Bank einen weitern Spielraum 
für die Beleihung von Staatöpapieren. Berner machte die Regierung von ihrem Vorbehalte 
Gebrauch und genehmigte von 1817— 38 neun Departementalbanken mit der Befugniß, No: 
ten auszugeben; die Bank errichtete mehre Gontore, und die meiften dieſer Anftalten entflanden 
von 1836 — 40, unter der Regierung Ludwig Philipp's. 

Unter dieſ⸗ Regierung fällt die Erneuerung des Bankprivilegiums auf 25 Jahre, von 
1843 -67, durch das Geſetz vom 13. Juni 1840, welches auch die Errichtung neuer Contore 
begünftigte, deren Zahl zwiſchen 1841 und 1846 von 6 auf 15 flieg; außerdem wurde durch 
ein Geſetz vom 10. Juni 4847 geftattet, Noten in Abfchnitten von 200 Fr. zu emittiren. Die 
ebruarrevolution brachte die Noten in Mafle zur Einldfung, und die Proviſoriſche Regierung 
fah fih am 15. März 1848 genötbigt, denfelben Zwangscurs zu verleihen; für die Noten der 
Departementalbanten follte dies nur innerhalb des Departementd gelten, aber die Verwirrung 
wurde ſo groß, daß man ſich nur durch die Bereinigung der Proninzialanftalten mit der Bank 
von Frankreich zu helfen wußte. Died geſchah durch Decrete vom 27. April und 2. Mat 1848: 
die Actien der Departementalbanten wurden durch 23,350 Aetien der Bank von Frankreich er: 
fegt und dadurch ihr Kapital auf 91,250,000 Fr. erhöht. Gleichzeitig wurde geflattet Noten 
in Apfchnitten son 100 Er. auszugeben. Der Zwangdcurs wurde durch Gefeh vom 8. Aug. 
41850 aufgehoben und die Geldhülfe, welche bie Bank dem Staate (mie auch der Stadt Paris, 
dem Seinedepartement und der Stat Marfeille) hatte leiften müffen, durch einen Vertrag vom 
3. März 1852 geregelt, wonach der Staat feine auf 75 Mill. angewachſene Schuld durch jähr: 
liche Ratenzahlungen von 5 Mill. abtragen follte. Zugleich wurde der Bank geftattet, Obliga⸗ 
tionen des Schatzes, der Stadt Paris und Eiſenbahnactien zu beleihen. 

Die Zahl der Succurſale, durch die Vereinigung der Departementalbanken von 15 auf 24 
vermehrt, iſt ſeither bis auf A1 geſtiegen, und ihnen verdankt die Bank die Zunahme ihrer Ge⸗ 
ſchäfte, während ihr Verkehr mit Paris ſeit 1847 beinahe ſtationär geblieben iſt, weil ſich dort 
die Discontokaſſe und andere große Anſtalten und Häuſer mit der Bank in die Geſchäfte theilen. 

Die Centraliſirung des Bankweiend und ver Notenemiflion, die Verbreitung der Zweig⸗ 
anftalten über dad ganze Land, pie Berminderung der kleinſten Abſchnitte von 500 auf 200 und 
100 Fr., enbli der Aufihwung des Verkehrs und der Production in dem legten Jahrzehnd 
haben die Menge der umlaufenden Noten beveutend vermehrt. 


Die Notencirculation hat betragen: 


* Paris: Succurſale: 
Minimum. Maximum. Durchſchnitt. 
1807: . 74,678,000 107,613,000 — Fr. 
1817: 69,287,000 96,260,000 ° — , 
1827: 173,185,000 203,465,000 — „ 
41837: 190,079,000 216,912,000 805,000 „, 
41847: 217,744,000 288,799,000 9 544 000 „ 


1856: 502,056,000 588,954,000 83, 810, 000 „ 
In den nämlichen Jahren betrugen die Baarbeſtände: 


1807: 63,697,000 83,605,000 — fr. 
1817: 33,888,000 94,011,000 —. " 
1827: 119,578,000 _493,786,000 “ 
1837: 103,702,000 248,221 ,000 4,116,000 „ 


1847:  57,036,000 107,550,000 42,929,000 „ 
1856: . 66,995,000 132, 863, 000 129, 010, 000 „ 


Die bei diefen Baarbefländen bie Abldfung bes Silberd durch Gold vor ſich geht, zeigt 
Rh in Folgenden. 
Baarbeftaud. Bon. Silber. 
Ende 1847: 6,800,000 94,282,000 Sr. 
„ 1856: 81,000,000 109,000,000 „ 


Im Jahre 1856 kaufte die Bank 496 Mill. Sr. Bob und 51 Mil. Fr. Silber und zahlte 
Yafür 6,143,500 Fr. Prämie. 


Die Summe der dißcontirten Wechſel war: 


Paris. Omccurfale. ' 
1807: 333,266,876 — Fr. 
1817: 547,451,000 — 
1827: 556,072,800 — 
1837: 756,025, ‚845 25.174,00 „ 


1847: 1, 332,984, ‚000 478,775,00 „ 
4856: 4, 766, 413,000 2,907, ‚566, 000 „ 

Man ſieht hieraus vie Ausbehnung der Dienfte, welche bie Zweiganſtalten dem Handel in 
den Provinzen leiften. 

Obgleich das Privilegium der Bank erft mit dem Jahre 1867 abläuft, fo wurde doch ſchon 
4857 der Gefepgebenvden Berfammlung ein Entwurf zur Annahme vorgelegt, welcher daſſelbe 
um 30 Jahre, bi8 Ende 1897, verlängert; man wollte Die Anftalt nicht unter dem fatalen Ein- 
drucke der Ungewißheit ihres Fortbeſtandes dem Ende näher kommen laflen. 

Das Geſetz, mit Zufäpen und Abänderungen aus dem Entwurfe nach den Beſchlüſſen des 
Geſetzgebenden Koͤrpers hervorgegangen, beſtimmt außer ver gedachten Verluͤngerung des Pri⸗ 
vilegiums: 1) Das Capital der Bank, dermalen durch 91,250 Actien repräfentirt, wird durch 
ebenſo viele neue Actien im Neunwerthe zu 1000 Sr. verboppelt. Die neuen Actien werben ben 
Inhabern der alten zu 1100 Fr. überlajjen, und das Product vermehrt mit 91,250,000 Fr. 
das Gapital und mit dem Aufgelve von 9,125,000 Fr. die Reſerve. 2) Bon dem Gapitale gibt 
die Bank an den Staatsfhag 100 Mill., zahlbar von 1859 an in näher zu beſtimmenden Ter⸗ 
minen und erhält dafür den Nennwerth in 3 Proc. Renten zum Durchſchnittscurſe des Monats, 
welcher ver Zahlung vorhergeht, doch nicht unter dem Curſe von 75. Die Renten werben aus 
bem Borrath der Amortifationdfaile genommen, welche mit einem Tilgungsfonde von 1 Proc. 
des Nominalcapitald ausgeflattet wird. 3) Die Bank darf außer franzöfifchen Staatöpapieren, 
Gijenbahnactien und Obligationen der Stadt Paris auch ſolche ded Credit foncier beleihen. 
4) Die Bank darf, wenn die Umſtände es erheifchen, ihren Discontiag über 6 Proc. erhöhen; 
der Ertrag des höhern Sapeß fließt jedoch nicht zur Dividende, jondern zum Gapital. -5) Die 
Banf darf Noten in Beträgen von 50 Sr. (biöher nicht unter 100 Fr.) ausgeben. 6) Sie foll 
von 1867 an in jedem Departenient menigfiend Eine Succurfale errichten. Die Befugniß, 
den Discont über 6 Proc. zu erhöhen, befreit die Bank von den Wuchergeſetzen und iſt ein er- 
ſter Schritt zur allgemeinen Aufhebung derfelben. 

Die Verdoppelung des Capitals wird nicht durch den Geldbedarf der Bank begründet, ſon⸗ 
dern durch die Eigenſchaft deſſelben als Garantiefonds, nachbem die Geſchäfte und der Notenum⸗ 
lauf, alſo die Verbindlichleiten der Bank ſo außerordentlich zugenommen haben. Die Anleihe 
von 100 Mill. zu A Proc. (3 Proc. Renten zu 75), welche der Staat bei der Bank im Jahre 

‚1859 maden wird, foll dienen, die vorhandenen Deficits ohne Vermehrung der ſchwebenden 
Schuld zu reguliten. 

Neben dieſem Gefege läuft ein Vertrag zwiſchen dem Schage und der Banf, wonach letztere 
ſich verbindlich macht, dem Staatsſchatze bis zu 80 Mill. und fpäter, wenn die Schuld von 1852, 
die noch 55 Mil. beträgt, hezahlt fein wird, bis zu 60 Mill. zu geben und dafür nur 3 Proc. 
Zinfen zu berechnen, wobei jedoch der Betrag an disponibeln Staatsgeldern, welche jeweils bei 
der Bank liegen, in Abrechnung kommt. Die Bank vergütet dafür feine Zinfen, empfängt 
folde aber nur noch von dem Debetfaldo des Staats, welcher jeinen Betrieböfonds aus Vor- 
fhüffen ver Bank ergänzt, alfo um foviel weniger Treforfcheine audgibt und die Zinſen mei 
ſtens eripart. 

Die Geſchichte gibt der Bank von Frankreich ein gutes Zeugniß. Ihre neuefte Phaſe er- 
mweitert ihre Reiftungsfähigfeit und das Bedürfniß der Erweiterung erhellt: auß der Zunahme 
ihrer Geſchäfte. Am 8. Oct. 1857 hatte die Bank einen Wechſelbeſtand von 608,711,816, 
einen Baarbeftand von 225,565,152 und einen Notenunlauf von 605,350,30U Fr. 

VE. Banken in den Vereinigten Staaten. Unter der englifigen Herefhaft war ber 
Handel der amerifanifchen Golonien in den Händen des Mutterlandes, im Innern war Papier: 
geld im Limlauf, welches die Golonialregierungen audgaben. Als die Unabhängigkeit erfämpft 
und dur die Verfaſſung die Breiheit befefligt war, traten bie Vereinigten Staaten fehr bald in 
die beifpiellofe Entwickelung ein, die, mit allen Mitteln, welche anderwaͤrts langſam aufeinander⸗ 

‚folgten, zugleich arbeitend, das raſche Anwachſen an Menſchen, Gütern und Macht bewirkt, das 
noch lange nicht feinen Höhepunkt erreicht Hat. Der Aſſociationsgeiſt der engliſch⸗ amerikaniſchen 
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Bevölferung rief bald Vereine für die Vermittelung von Geld⸗ und Breditgeichäften ins Leben,. 
und man gründete zahlreiche Banken, ſolide und untolide, deren Schickſale hoͤchſt lehrreich waren, 
Es entftanden Bankgeſellſchaften in allen Staaten, ihr Bapier füllte ven Umlauf, diente zu ven 
gewagteſten Unternehmungen, bezahlte der Union ihre Ländereien, fiel dann, da ein wirkliches 
Capital oft gar nit vorhanden war, plößlich ſammt der Bank, an deren Stelle andere auf⸗ 
tauchten, um gleichfalls zu Grunde zu gehen, nachdem ſie Viele in Verluſt gebracht, Wenige be⸗ 
reichert, den Staat betrogen hatten. Alle Erfahrungen, mochten ſie auch noch ſo bitter und theuer 
erkauft fein, konnten doch den jungen Staatenbund nicht dahin führen, die Bankanſtalten wie 
in Frankreich zu centralijiren, oder die Errichtung von ſolchen und ihre Bewegung zu erſchweren. 
Man bemühte ſich, durch geſetzliche Beſtimmungen dem Misbrauch zu fleuern und das Publi⸗ 
cum vor Schaden zu bewahren. So häufig der Scharffinn der Speculanten Mittel fand, die 
Gefege zu umgehen und unwirkſam zu machen, um fo forgfältiger war man darauf bedacht, fie 
zu vervollfommnen und dem Zivede anzupaffen. Die Geſetze ind in den einzelnen Staaten ver⸗ 
ſchieden; ; doch ſtimmen fie im Weſentlichen varin überein, daß Feine Geſellſchaft ohne Ermäch⸗ 
tigung des Staats gegründet werden darf, daß das Grundeapital als wirklich vorhanden nach⸗ 
gewieſen und für die Einlöſung der Noten eine Garantie (im Staate Neuyork durch Hinter: 
legung von Staatöpapieren) geleiftet werben muß. Als eine Uniondanftalt wurde 1791 die 
Banf der Vereinigten Staaten in Philadelphia gegründet, und zwar, gerade wie Die 
größern europäiichen, nicht allein für Handel und Inpuftrie, ſondern auch für die Gely- und 
Creditgeſchäfte der Unionsregierung. Ihr Freibrief begann mit den Worten: „Eine Bankan⸗ 
ftalt muß den Finanzen des Landes große Erleichterung gewähren, fie kann ohne Schwierigkeit 
bei unvorgeſehenen Ereigniſſen ver Regierung nützliche Vorſchüfſe machen und leiſtet dem Han⸗ 


del und der Induſtrie weſentliche Vortheile.“ Die Dauer der Ermächtigung war auf 20 Jahre 


feſtgeſetzt. Nach deren Ablauf im Jahre 1811 wollte ver Congreß den Kreibrief nicht erneuern, 
und die Anftalt hörte auf. Allein nicht lange nachher, bei dem Kriege gegen England im Jahre 
4814, wurde fie ſchmerzlich vermißt; felbft die frühern Gegner bemühten fih für ihre Wieberz 
herſteilung; im Jahre 1816 erſtand fie aufs neue und ihr Freibrief lautete abermals auf 
20 Jahre. Das Capital war auf 35 Mil. Doll. feflgefegt, wobei ji die Regierung mit einem 
Fünftel Betheiligte, im Gegenfage zu dem in Europa, üblichen Verfahren, wonad ber Staat dad 
Capital ganz over theilweiſe als Anleihe ſich behändigen ließ. Mitteld ihrer Contore beforgte 
die Bank ven Einzug, die Verſendung und die Aufbewahrung der oͤffentlichen Gelber. Außer: 
dem erwartete man von ihrer Wirkſamkeit eine Beſſerung im Bankweſen überhaupt, welches 
gerade um die Zeit ihrer Herftellung i im Argen lag. 

Im Jahre 1814 zählte man in fämmtlihen Staaten der Union: 88 Banfen mit einen Ca⸗ 
pital von 42,609,101 DoU.;.im Jahre 1846 war die Zahl auf 246, ihr Capital auf 
89,822,297 Doll. geftiegen. Mehr als vie Hälfte Löften ihre Noten nicht ein; aber auch bie 
übrigen, welche angeblich zur Einloͤſung bereit waren, mußten fi dadurch zu helfen, daß fie 
gemeinſchaftliche Sache gegen Jeden machten, welcher ‚Noten zur Einlöfung präfentirte. Das 
Auftreten der Banf der Vereinigten Staaten brachte Klarheit in dieſe Verhältniffe. Indem fie nur 
mit folden Anftalten in Verkehr trat, deren Noten im Gleihwerth mit Münze fanden, zwang 
fie alle entweber zur Baarzahlung oder zum Bankrott. Deſſenungeachtet blieb die Zahl der 
Banken im Steigen, wenn auch nicht mehr in fo ftarfem Maße wie vorher, aber mit größern 
Mitteln. Im Jahre 1820 zählte man deren 507, ihr Grunbrapital war 101,714,551 Mil. 
DoU.; 1830 waren 328 Banken mit einem Fonds von 110,186,608 Mil. Doll. vorhanden. 

Inzwiſchen war die Bank der Vereinigten Staaten zu einer Matt herangewachſen, welche 
nicht nur auf die übrigen Banken, ſondern auf allen Credit, alſo auf Handel und Induſtrie den 
mãchtigſten Einfluß übte. Die Staatsgelder, welche ſie ſtets zur Verfügung hatte, erlaubten ihr 
eine großartige Ausdehnung ihrer Geſchäfte. Sie konnte durch Gewährung oder Entziehung 
ihrer Gunft Städte und Bezirke belohnen ober beftrafen, und ed entſtand pie Beforgniß, daß biefe 
mädhtige Geſellſchaft die Wahlen, alſo die Politik der Union unter ihre Leitung nehmen werde. 
Das Aufkommen einer ſolchen Gelbmacht widerſtrebte insbeſondere der demokratiſchen ober 
ackerbauenden Volksclaſſe, und Präſident Jackſon war der Mann, den fie aufſtellte, um bag 
gewaltige Merkzeug der Geldmacht, die Bank der Vereinigten Staaten, zu zerbrechen. Als da⸗ 
ber im Jahre 1832 der Congreß die Bil zur Erneuerung des Freibriefs angenummen hatte, 
legte der Präſident fein Veto ein. Im Sabre 1836 wurde der Kreibrief, deſſen Dauer nun ab= » 
gelaufen war, nit mehr erneuert, und die Anftalt Hätte. eingehen müljen, wenn der Staa 
Pennſylvanien ihr nit um ſchweres Geld einen Freibrief gegeben hätte, Sie war von da a: 
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sicht mehr als jene andere Staatenbant. Zugleich wurden Beflimmungen getroffen, um bie oͤf⸗ 
fentlihen Gelder durch Behoͤrden verwalten zu laffen und in der Birculation das Bold an die 
Stelle ver Banknoten zu fegen. Am 11. Juli 1836 erfchien zu diefen Zwecke die Treasury bill, 
welche unter Anberm beftimmte, daß bei den Sffentlihen Kaffen nur folde Noten angenommen 
werben follten, melde im Gleichwerth mit Metallgeld ſtanden und jeberzeit einlösbar waren, 
. und daß angelaufte Staatsländereien nur mit folden Noten oder mit Gold zu bezahlen jeien. 
Diefe Mafregel war ſonach ganz die nämliche wie jene, womit im Jahre 1816 die Bank ver 
Bereinigten Staaten gegen bie übrigen vorgegangen war; allein pie Folgen waren bebenflicher, 
weil die große Anftalt, welche damals die Lüden in der Vermittelung der Grebitgefchäfte und 
im Notenumlauf ausgefüllt Hatte, nicht mehr vorhanden und das californifche Gold noch nicht 
gefunden war. Im Sommer 1837 fallirtten 260 Banken, die übrigen flellten ihre Baarzah⸗ 
lungen ein. Das Papier war entwerthet, und das Gold wurbe vollends aus dem Umlaufe ge⸗ 
zogen. Damals geſchah, was der englifhe Romanfcreiber Capttän Marryat erzählt, daß 
Wirthe und Kaufleute, um nicht Münze gegen Papier herausgeben zu müflen, Anweiſungen 
auf ein Glas Wein oder Branntwein oder auf vier Dutzend Auftern ausſtellten und damit ihren 
Kunden auf deren Banknoten herausgaben. Das Bold wurde forgfältig aufgehoben, ſodaß bie 
ledernen Beutel, deren fi die Bauern hierzu bebienen, im Preife auf dad Dreifache fliegen. 
Jackſon's Nachfolger, ver Präſident Ban Buren, mußte die Treasury order zurüdnehmen, und 
‘ bie Uniondregierunig, welche ein Jahr zuvor in der Verlegenheit war, zu viel einzunehmen, ſah 
ſich gendthigt, Schatzkammerſcheine auszugeben. Seitdem bebient fi} bie Unionsregierung zu 
ihren Geld: und Grebitgefhäften aller folivden Banken, und fo allgemein iſt die Benugung der 
Banken verbreitet, daß in jeber Stadt, ja in jedem Dorfe, die im Entfteben begriffen find, zu 
den erften Einrichtungen ein Banfcontor gehört. 

Die Erfahrung in den legten 20 Jahren hat zu einer Vermehrung ver Zahl und zu einer 
Berminderung bed Umfangs der einzelnen Anftalten geführt. Es beſtanden nämlid 1856 in 
der Unton 1398 Banken mit einem Actiencapital von 343,874,272 Doll. 

Die meiften Anftalten befaßen die Staaten: 


Babl. Kctiencapital. 
Kuno ..... 292 90,205,741 Doll. 
Maflachufetts . 470 59,070,000 A, 
Maine ...... 76 7,623,000 , 
Rhode-Island.. 89  48,908,880 .,;, 
|  Bennfgolvanin .. 68 22,357,856 „, 
Die wenigften waren in den Staaten: Bu 
Mt IB: 1) 2. 4 322,000 A, 
Midigan ..... 5 41,100,600 „ 
Columbia (Diftrict) 5 41,282,500 „ 
AHabama ..... 5 2,800,000 


Galifornien, Florida, Arkanfas, Iowa und einige Gebiete hatten 1856 noch keine Banken. 


Nachſtehende vergleichende Überficht iſt einem Berichte des Schahſeeretaͤrs entnonmen (vie 
Bank in Texas ift darin nicht enthalten); die. Summen find in Dollars: 











Jahr. 


Diecontirungen. Baarvorrath. Roten. Devofiten. 
1834: 506 200,095,944 _324,119,490 26,641,17535 94,830,570 175,666,986 
1837: 788 %70,773.001 525,115,702 37,915,340 149,185,800 127,397,185 
1843: 681 ‚361,948 254,544,937 33,515,806 ‚63, 36,168,628 
1848: 751 204,833,175 344,476,582 46,369,765 128,506,091 103,226,177 
1851: 879 227,807,553 413,756,799 48,671,048 155,165,251 128,957,712 
1854: 1208 301,376,071 557,397,779  59,410,253 204,689, 188,188,744 
1856: 1398 343,874,272 634,183,280 ‚314,063 195,747,950 212,705,662 


{ 
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Capital. 


Man ſieht in der unſteten Bewegung bie Spuren der Kriſe von 1837 noch im Jahre 1843 
wirken, dagegen von 1848 eine fletige Zunahme und ein ſolides Verhaͤltniß zwifchen dem No⸗ 
tenumlauf und den Baarvorräthen nebſt den Discontigzungen. K. Mathy. 


Bankrott, ſ. Concurs. i | 
Bann, bannen, Bannrecht. Die Grundbedeutung dieſer Worte (nad ihrer von Wach⸗ 


ter angenommenen Herleitung von dem veralteten „Ban’', d. t. Erhöhung (Gipfel oder Spige), 
iſt Hoheit, Herrſchaft, Gewalt, und ſie laͤßt ſich auch bei den mannichfaltigften Anwendungen und- 
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- Zufammenfegungen derſelben überall deutlich erkennen. So lefen wir in vielen alten Urkunden 
‚und Schriften das Wort Dann (auch in der Iateinifhen Form bannus oder bannum) als Be- 
zeihnung bald der höchfſten (kaiſerlichen, Eöniglichen over fürfllihen) Gewalt oder Landesherr⸗ 
lichkeit, bald einzelner Ausflüffe derſelben oder in ihr enthaltener befonverer Hoheitsrechte, vor: 
züglich der Gerichtsbarkeit, zumal der hoͤhern und peinlichen (naher Blutbann oder Koönigsbann), 
doch auch der niebern und bürgerlichen (ebenfo des Gerichtsbezirks, vaher Burgbann, Dorfbann, 
Stadtbann, Bannmeile, aud) Bannwart), nicht minder bes fiscalifhen Rechts auf gewiſſe Ab⸗ 
gaben und Gefälle „au auf Frohndienſte (Bannmerk), ſodann auch ver wirklihen Ausübung 
der Hoheitsrechte, als eines erlaffenen Edicts oder obrigkeitlihen Befehls, eines angelegten Be: 
ſchlags oder Arreſts, einer gerichtlichen Beftätigung, eines Aufgebots, ſei e8 zu den öffentlichen 
Gerichten, jei e8 zum Kriegsdienſt (Heerbann) u. ſ. w. So diente und dient noch dad Wort 
Bann (oder Verbannung) zur Bezeichnung der gleihfalld nur durch den Herrſcher oder durch 
die Geſellſchaftsgewalt zu verhängenven Strafe der Berweifung aus einem Lande oder Bezirf 
(ehedeſſen auch der Gütereinziehung over Confiscation) und der noch ſchwerern des völligen 
Ausſchlufſſes aus aller Rechtsgemeinſchaft und Nechtsfähigkeit. In diefem Sinne ifl Bann 
gleichbeneutend mit Acht: (|. d.) und mit Ercontmunication, d. h. Kirchenbann, deſſen feier: 
lihe Verhängung oder Verkündung. daher Bannftrahl genannt wird. Entſprechend folchen 
Beveutungen des Hauptworts Bann )) ift auch jene des Zeitwort8 bannen (banneiare, ban- 
nire), daher eine weitere Erklärung überflüfilg. Gebannene (oder gebannte) Gerichts-, Feſt⸗ 
auch Faſttage find eben gebotene Tage dieſer Art. Ein Gebannter ift Jener, melder einem Bann 
recht unterthan, d. 5. einen Bannberechtigten pflichtig ift, dann aber auch Iener, welchen vie Acht 
oder der Bannftrahl traf, und Verbannter, melden die Verweiſung. Auch wird bannen mitun⸗ 
ter gebraucht für zwingen oder überwältigen (3. B. Geifter bannen), worin dieſelbe Grundbe⸗ 
deutung erfennbar, für uns jeboch Hier von keinen Interefle if. Dagegen fodern die Bannrechte 
in engerer Bedeutung eine nähere Betrachtung. | 

Bannreht, Banngeredtigkeit if das einer Perſon zuſtehende Recht, von Andern 
zu fobern, gewiffe Gegenftände des Bedürfniſſes oder Genuſſes ſich ausſchließend nur von ihr, 
d. h. von der Inhaberin ver Berechtigung, zubereiten, herbeiſchaffen oder verkaufen zu laffen. 
Es tft aljo eine monopoliſtiſche Gewerbsbefugniß, ausgeübt theild gegen beſtimmte Perfonen, 
theils gegen ganze Glaffen von Perfonen oder überhaupt gegen die Einwohnerſchaft eines Orts, 
einer Gemarkung oder eines Bezirks. 

Die Inhaber folder Gerechtſamen jind mitunter Corporationen, Gemeinden, Klöfter u. ſ. w. 
mitunter Privatperfonen , am häufigſten Grundherren (oder auch Standes = und Landesherren, 
wenn nicht eigentlich als ſolche, doch in ihrer Eigenſchaft als Grundherren oder überhaupt als 
Nusnießer ver Domäne). Zu den gemöhnliern Gegenfländen der Bannrechte gehören das 
Bierbrauen, Weinjchenten, Keltern, Mahlen u. |. w. So maden Häufig die grundherrlichen 
(oder auch landesherrlichen) Bierbrauereien ven Anſpruch geltend, nicht nur daß innerhalb eines 
gewiſſen Bezirks keine andere Brauerei darf errichtet werben, fonbern auch, daß alle Gaft : oder 
Schenkwirthe oder gar alle Privatperfonen deſſelben oder eines andern beflimmten Bezirks 
ihren Bierbedarf nirgends als aus dem herrſchaftlichen Brauhaus ſich verfhaffen bürfen. Gin 
ähnlicher Zwang ift nicht felten den Weinwirthen einer Gemarkung rückfichtlich des Weinkaufs 
aus der herrihaftlichen Kellerei aufgelegt, oder ein ähnliches Recht den Weinmwirthen gegenüber 
den weintrinfenden Bezirksbewohnern ertheilt. Ja, es gibt Beiſpiele von noch weiter gehender 
Berechtigung , welche nämlich ven Bannpflichtigen nicht nur verbietet‘, irgendwo fonft als in der 
Bannſchenke ihren Weinbedarf zu holen, ſondern ihnen fogar die Schuldigkeit auflegt, eine be- 
flimmte Duantität Weins entweder Überhaupt oder bei gewiffen Belegenheiten (als bei Hoch⸗ 
zeiten, Kindtaufen u. |. m.) jeweild In dem Bannwirthshaus zu trinken oder wenigftend dem 
Wirth zu bezahlen. ?) Der Kelterzwang befteht in dem Net, von allen Rebbeflgern eines Be- 
zirks, oder wenigſtens von einer Claſſe derſelben zu fodern, daß fle ihre Trauben auf der Bann= 
kelter feltern, over wenigftend.die dafür feftgefegte Abgabe (Kelterwein) jebenfalld entrichten. 


I) Erinnern wollen wir hier auch an das im Laut wie in der Bebeutung ähnliche flawifche Wort 
Ban ober eigentlich Ban (Herr) g an die Davon rührende Benennung mehrer ungarifcher Großen oder 
Statthalter, Ban oder Banus (ie beſonders bes Banus von Kroatien) ober auch ihres Gebiets (Banat). 


2) In&ramer's „Weplariichen Nebenftunden“, XII, 85 fg., fommt ein merfiwürbiger, vom Kammers 


ericht aus fpeciellen Gründen zwar gegen ben Bannberechtigten entfchiebener, doch bie factifch vielfach 
Beandene, auch häufig wirklich behauptete Anmaßung beleuchtender Ball diefer Art vor. 
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Ebenſo ſteht den Bannmühlen das Recht zu, daß alle Bewohner eines gewiſſen Beet, oder 
eine beftimmte Claſſe derſelben, ihre Brotfrüchte nirgends fonft ald auf ver Bannmühle dürfen 
mahlen laffen. So gibt ed auch Branntweinzwang,, Zwangsbleichen, Zwangsbacköfen u. |. w. 
Dem unbefangenen UÜrtheile müflen alle ſolche Gerechtſame, wenn man jle als bleibende, 
mithin vererbliche, oder auf Grund und Boden radicirte, überhaupt als wahre oder wohlerwor: 
bene Privatrechte geltend machen will, ſchon nad) ihrem Begriff ald abenteuerliche Anmaßungen, 
als häßliche Auswüchſe des Hiftorifhen Rechts, überhaupt als bloß fuctifch behauptete, höchſt 


verwerfliche Mishräuce erfcheinen. Auch findet ſolches Urtheil feine volle Betätigung in dem 


großentheild Elar vorliegenden hiſtoriſchen Urſprung derfelben. Offenbar haben vie meiften blos 


in dem Machtgebot der Fleinern oder größern Zwingherren ihren Grund. Alles, was ein ſolcher 


Herr befahl, Teftfegte, durch Gewalt behauptete, wareben Reit, d. h. machte ſich geltend als 
Recht, welchen fih zu unterwerfen ein Geſetz der Nothwendigkeij für alle von jener Gewalt er⸗ 
reichbaren Schwachen war. Alſo befahl der Herr, wenn er z. B. eine Bierbrauerei errichtete, 
feinen fämmtlihen Grundholden ober Leibeigenen, ihren Labetrank blos in feinem Brauhaus 
zu holen, over bei ven ihren Vorrath eben nur von dorther beziehenden Gafl = oder Schenfwir: 
then. Gr befahl ihnen, ihre Früchte blos auf der herrſchaftlichen Mühle mahlen, ihre Trauben 
blos auf der herrichaftlihen Kelterei keltern zu laffen u. f. w., und fteigerte wucherlich, mittels 
willkürlich fefgefepter Preife den Ertrag feiner monopoliftif beiriebenen Gewerbe. Ex ver: 
pachtete wol auch feine mit dem Bannreqht auögeflatteten Bier- und Weinhäufer oder Keltern, 


. oder Mühlen für entfprechend erhöhten Zind und bezog bergeftalt, mittelbar oder unmittelbar, 


den auf die unterthaͤnige Einwohnerfhaft neben unzähligen andern Laften jegt noch weiter unter 


dem Namen der Bannpfliht gelegten Tribut. 


Noch unter einen andern Titel ſchufen die Zwingherren Bannredte. Es war dieſes die von 
ihnen als Polizeiherren in Anſpruch genommene Gewalt ver Ertheilung von Gewerbsconceſſio⸗ 


“nen. Eine fortwährend vergrößerte Zahl von Beſchäftigungen zur Erwerbung des Unterhalts 


wurde an die hierzu von dem Herrn zu erwirkende Erlaubniß gebunden, und anſtatt des — im 
Allgemeinen wohl anzuerkennenden — polizeilichen Oberauffichtsrechts über die Gewerbe erhob 
ſich ein Verkaufsrecht von Conceffionen, welches dann natürlich um ſo einträglicher ward, wenn 
man der Conceſſion noch ein Bannrecht beifügte, ſomit einen hoͤhern Preis dafür anſetzen konnte. 

Solche Verleihung monopoliftifher Gewerbsrechte fand übrigens eine ſcheinbare Rechtfer⸗ 
tigung in dem ſchon früher aufgekommenen ſtädtiſchen Inſtitut der Zünfte, deren Anmaßung 
nicht nur gelang, ſich allmälig die Anerkennung eines ihnen allein, alſo mit Ausſchließung aller 
Ungenoſſen ver Zunft, zuſtehenden Rechts zum Gewerbsbetrieb zu erwirken, ſondern daſſelbe 
auch zum wirklichen Bannrecht dadurch zu ſteigern, daß ſie einerſeits den Einwohnern der Stadte 


unterfagten, jih wegen Befrievigung ihrer Bevürfnifle irgendwohin fonft als an die der Stabt 


ald Bürger angehörigen zünftigen Gewerbsleute zu wenden, und andererſeits buch) landeöherr: 
liche Privilegien mitunter noch daß weitere Recht erwarben, auch die Bewohner einer größern 
ober kleinern Umgegend als ben ſtädtiſchen Gewerbsleuten bannpflihtig zu behandeln. Über: 
haupt find ausſchließendes Zunftrecht und Bannrecht fi fehr nahe verwandt, daher auch der 
nämlichen Beurtheilung unterliegend. 

Noch eine vierte Art von Bannrechten wird aufgezaͤhlt, nãmlich die durch wirklichen Vertrag 
gegründeten, demnach, wie man meint, der Eigenſchaft eines wahren Privatrechts ſich erfreuend. 
Allerdings kann man annehmen, und wol liegen auch mitunter-bavon bie urkundlichen Beweife 
vor, daß in Gegenden, welche noch der nöthigen Gewerböeinrihtungen für ihre Bedürfnißbe⸗ 
feiedigung ermangelten, die Einwohner, um einem Unternehmer Luft und Muth zur Errichtun 
einer von ihnen gewünfchten Gewerbsanſtalt zu geben, deshalb einen foͤrmlichen Vertrag mit 
ihm eingingen, des Inhaltd, daß er z. B. eine Mühle bauen, ober eine Kelter errichten follte, 
wogegen fie ihm zur Sicherung des billig anzuſprechenden Unternehmungsgewinns verfprachen, 
eine beftimmte Zeit hindurch oder auch lebtäglich oder endlich ohne Zeitbeftimmung blos allein 
bei ihm ihre Früchte mahlen ober ihre Trauben keltern zu lafen. Ein folde Berechtigung dauerte 
ſodann factiſch auch über den Zeitpunkt hinaus, bis auf welchen ſie ertheilt ward oder gültig er⸗ 


theilt werden konnte. Auch die neuen Anſiedler und die nachfolgenden Geſchlechter beobachteten, 


abſichtslos oder gewohnheitlich, was ihre Vorfahren verſprochen hatten, und die angebliche 
Begabrins drückte dem alſo geſchaffenen Bannrechte das Siegel giaer vermeintlichen Unantaſt⸗ 
arfeit auf 
Nichts jedoch iſt klarer als die Unhaltbarkeit eines folgen über den Kreis und die Lebens⸗ 
dauer der ven Vertrag Schließenven Hinauswirfenden angeblichen Privatrechts. Denn die Bann⸗ 
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vluat iſt mit nichten eine vingliche Gersitut ober eine auf Grund und Boden radicirie Vervnich⸗ 
tung, im welcher Eigenſchaft fie etwa privatrechtlich anf Die jeweiligen Beiſttzer der belaſteten 
Gruͤnde übergehen koͤnnte; ſondern He iR dein perſoͤnliche Berpflichtung, mithin wol Oenjenigen, 
ber fie vertragämäßig übernahnr, und etwa auch feinen Erben ober allgeneinen Rucheänachfote 
ger bindend, nicht aber Iberseagbar auf Andere. ohne deren wirkliche Zuftianmung. Gochſtent 
wenn eine Gemeinde als Geſammtperſoͤnlichkeit bie Bannpflicht übernommen Hätte, konnte dieſe: 
als fortvauernde Verpflichtung ihrer nimmer ſterbendon moraliſchen Befammtperjönlichkeit er- 
ſcheinen, und ſelbſt alsddann wäre ihre Guͤltigkeit immerfort abhängig von den den Srundſätzen 
des Staatsorechts analogen, — namentlich die perfoͤnlichen Freiheitsrechte ner nachkommenden 
Geſchlechter ſchirmenden Principien des Öffentlichen Gemeinderechts. Aber 08 iſt nicht einmal Die 
Gemeinde als ſolche bannpflichtig, ſondern die einzelnen Buͤrger und Einwohner find es, und da 
laßt ſich, da dieſelben keineswegs vie Rechtonachfolger ver erſten Vertragſchließenden find, w. h. 
bie Verpflichtung durchaus nicht als eine Erbſchaftsſchuld oder als dem Grunde inhärirende 
‚ Reallaft überkamen, ſondern als rein perſönliche, ſelbſteigene Verpflichtung zu tragen haben, 

durchaus kein gültiger vrivatrechtlicher Titel dafür aufſtellen, ſolange man nicht angeborene per: 
fönlidhe, d. h. Leibeigenſchaftalaſten als vehtäbeftändig anerkennt, Auch die Verjährung kann 
hier dem Berechtigten nimıner zuftatten kommen, da bie jegt Lebenden die Perfünlichkeit der 
Verſtorbenen keineswegs fortfegen und gegen fle keine Beriährung flattfand. Hätte Daher ver 
Unternehmer fogar wirklichen Schaden zu erleinen bei dem Aufhören feines bebungenen Bann- 
rechts, d. h. wäre ihm während deſſen vertragsmäßig gültiger Dauer der entſprechende Erſah 
für feine Borandlagen noch nicht geworben, fo hätte er eben das Misglücken feiner Speculation 
zu bedauern; aber ein Recht gegen Diejenigen, mit welchen er den Vertrag nicht geſchloſſen, er⸗ 
wüchfe ihm daraus nimmer. 

Noch einleuchtender aber als bei ven — ohnehin nur ausnahmsweiſe vorkommenden — be: 
dungenen Bannrechten erfcheint die Nichtigkeit, oder die ftetd freie Widerruflichkeit folher Rechte, 
wenn fie blos auf factifcher Anmaßung oder auch ffentlichem Recht (oder vielmehr Unrecht) be: 
ruben. Was anerfanntermaßen ober. erweidlich bioßer Misbrauch der Gewalt ift, insbeſondere 
was nad Inhalt und Natur der Verpflichtung fich als rein- perſonliche GErblaft, folglich aus Aus⸗ 
fluß oder Theil ver Leibeigenſchaft, darſtellt, kann nie und ninimer zu Recht beſtehen, und bie 
Geſetzgebung, ſobald fie zu folder Erkenntniß gelangt ift, muß «6 auch erklären, d. h. vie 
Nichtigkeit der alfo befchaffenen Verbindlichkeiten ausſprechen. (S. Abgaben.) Was aber vie 
aus polizeilichen Gründen, oder wenigftend aus Autorität der Bolizeigemalt verliehenen aus- 
ſchließenden Gewerbeconceffionen ober Bannrechte betrifft ſo kann ihre Rechtfertigung nim⸗ 
mer im bloßen Interefie des Berechtigten, ſondern nur im öffentlichen Intereſſe liegen und muß 
alfo auch ebenda ihre Grenzen finden. Nur folange und infofern ein verllehenes Monopol für 
die Geſammtheit nützlich, d. h. durch feinen Geſammtvortheil Die dadurch den Einzelnen aufge: 
legte Beſchränkung überwiegend, daher die vernünftige Zuſtimmung ſelbſt dieſer Einzelnen an⸗ 
ſprechend iſt, alfo zumal nur folange bie Umflänbe und Berhältniffe fortvauern, unter welchen 
die Berleihung als nüglic erfcheinen mochte, kann und darf die Staatsgewalt dafſelbe aufrecht⸗ 
erhalten; und die beſchränkende Bedingung: „unbeſchadet dem gemeinen Wohl und den Rechten 
der Cinzelnen“, tft in jeder Verleihung ftillſchweigend enthalten. Sollte daher z. B. das einer 
Mühle verliehene Baunrecht urſprünglich im Intereſſe der Geſammtheit gelegen haben, weil 
etwa fonft Niemand zur Grrichtung der Mühle Hätte können beſtimmt werden; fo erſcheint Doch 
unter veränderten Umflänpen, 3. B. bei vergrößerter Bevölkerung ober bei vem Zufammenfluß 
entfernter Mahlgäfte, das Bannredit als überflüffig oder ſchädlich und Daher auch ald ungerecht. 
Es tritt jegt das natürliche Freiheitsrecht der bisher Bannpflidtigen, d. 5. ihr Anfprud auf 
Befreiung wieber in volle Kraft, und pie Staatsgewalt ift ſchuldig, Die jetzt zmedlo8 gewordene 
Beſchränkung wiederaufzuheben. Auf ihr Recht, d. h. auf ihre Vilicht, Die Ormwerböverhättniffe 
jeweils nad) den Anfoderungen ver Zeit und ver Umftände zu regeln, bat fie nimmer verzichtet 
und fonnte ed mit Rechtskraft nicht thun , und ihre fortwährende Obliegenheit ift, ven jedesma⸗ 
ligen vernünftigen Geſammtwillen auszufprechen, folglich zurückzunehmen ober als erlofhen zu 
erklären, was ſolchem Gefammtwillen urfprünglich. entfloß ober anf deſſen Vorausſetzung ge⸗ 
baut war, jetzt aber demſelben nicht entfpricht. 

Doc) nicht alfo Lauten dig Lehren ver firengpofitiven Iuriften. Denſelben gilt eben für wirk⸗ 
liches Recht Alles, was befteht und verorbnet if, ober was in Tangjährigem Herkommen fi grün 
bet, oder das Anerkenntniß ver Gerichtshoͤfe oder ver juriftiichen Schriftfteller Br fi bat. Sie 
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begnigen ſich daher damit, die ſelbſt Ihnen unverfennbare Härte des Bannrechto dadurch gu mils 
ken, daß fie es einer ſtrengen Auslegung unterwerfen, daß fie weiter den Baunpflichtigen das 
BReiht der. eigenen Zubereitung ihrer Beduͤrfniſſe zuſprechen, ihnen alfo blos verbieten, dieſelben 
bei Jemand Anberm ald dem Berechtigten zubereiten zu laflen. Auch geben fte zu, daß das Bann⸗ 
zeit zurückgenommen werben fönne, wenn der Inhaber ben billigen Foderungen ber Pflichtigen 
in Bezug auf die Güte ober den Preis der Bebkrfnipbefriebigung nicht entfpricht. 

Bas jedoch die poftive Jurisprudenz nicht that, das bat der Zeitgeift, wenigſtens zum 
Theil, gethan. Sein mächtige Wehen hat nit nur in dem revolutionären Frankreich mit den 
übrigen barbarifchen Feudalrechten auch die Bannrechte gernichtet, das Bernunftrecht an bie 
Stelle des hiſtoriſchen Unrechts ſetzend; ſondern es bat auch mehre andere, font dem Stabili- 
tätöprincip zugethane Befepgebungen zu deren Abſchaffung vermocht. In Öſterreich Hat, der 
Sranzöitfchen. Revolution noch vorangehend, Kaifer Joſeph IL unterm 19. März 1787 ven 
Mühlenzwang abgefhaflt. „Der biöherige Ziwang der Unterthanen“ (alfo befagt die preiäwürr= 
dige Verordnung) ‚ihre Körner auf einer in der Herrſchaft befinvlicden Mühle zu mahlen, iſt 
foglei überall, ohne Ausnahme ber Kameralherrſchaften, abzuftellen,, fofort den Unterthanen 
durchgehends frei zu geſtatten, ihre Körner da, wo fie e8 wollen, zu vermahlen.”“ Ebenſo haben 
Preußen im Jahre 1810 und Baiern im Jahre 1814 die Bannrechte abgefchafft, und zwar ohne 
Entſchädigung für die bisher Bannbereihtigten, das Großherzogthum ‚Heflen jenod (1818) nur 
gegen Entichäpigung, für deren Berechnung aber eine Regel von hoͤchſt ſchwieriger Auwendbar⸗ 
Teit aufgeftellt warb. Im Großherzogthum Baden hat pie zweite Kammer jhon 1825 und nach⸗ 
drüdlicher im Jahre 1831 eine Bitte an den Großherzog um Aufhebung aller Bannrechte be= 
ſchloſſen. Die erſte Kammer trat dieſen Befchlüflen 1825 gar nit und 1831 nur mit beigefüg- 
ter Bedingung einer den Berechtigten zu leiſtenden Entſchädigung bei. Die Regierung legte fo= 
dann inı Jahre 1835 einen Befehentwurf über Aufhebung der Bannrechte gegen eine durch die 
Gerichte zu beſtimmende, zur Hälfte von den bannpfliätigen Gemeinden oder Einzelnen unb zur 
Hälfte vom Stante zu entrichtende Entihäpigungsfumme vor, und zwar allernädft ver erften 
Kammer. Diefe aber verwarf ven Vorſchlag, worauf die Regierung einen neuen, blos die Auf- 
bebung der Dominialbannrechte (und zwar die unentgeltlihe Aufhebung) ausſprechenden Ent⸗ 
murf an die zweite Kammer brachte, die ihm natürlich die freubigfte Zuflimmung eriheilte und 
duch die Einhelligkeit verfelben jeden etwaigen Wiperfpruch der erften Kammer (da bei Finanz⸗ 
gejegen die Stimmen beider Kammern burchgezählt werben) zum vorbinein unwirkfam machte. 

. Uber die Bannrechte ift ſonach pas Loos entticheidend geworfen. Sie werben, aud wo fle 
noch factifch und gefeßlich fortbeſtehen, bald dem fortichreitenven Geift der Reform, alles Wi⸗ 
derſtrebens ber Gonfervativen ungeachtet, weichen müflen. Denn allzu einleuchtend und allzu 
gemein anerlannt iſt ſowol ihre gemeinfchänliche, nämlich ven Flor der Gewerbe und die Leben⸗ 
digkeit des Verkehrs niederdrückende Wirkung, als die große Rechtöverlegung, welche fie einer- 
feit8 Denjenigen, die fi von dem Betriebe eined ihren Neigungen, Fähigkeiten und Umſtänden 
entfprechenden Gewerbes durch die Bannberechtigten ausgeſchloſſen ſehen, und andererfeits ven 
Bannpflichtigen zufügt (die da nämlich allemonopoliftiihe Vertheuerung neben der meift ſchlech⸗ 
ten Bedienung ſich müffen gefallen laſſen und nebenbei erſt noch, je nach beſondern Verhältnifien 
und Lagen, mannidhfaltige weitere Beſchwerniß und Benachtheiligung zu ertragen haben), als 
daß die Geſetzgebungen noch lange anftehen vürften, ihre Vernichtung auszufprechen. Nur eine 
Frage wird dabei noch zu erörtern fein: ob nämlich die Aufhebung unbedingt und unentgeltlich 
Rattfinden fönne und folle, oder ob dafür ven bisher Berechtigten (oder auch blos den zeitlichen 
Nutznießern oder Pächtern folder Rechte) eine Entihänigung zu leiften fei. 

Befänden fich Die Bannrechte blos in den Händen gemeiner Bürger, fo würde mol von Ent⸗ 
ſchaͤdigung gar nicht die Mebe fein. Denn fowie man noch nirgends Anſtand nahm, die Zunft- 
privilegien, welche offenbar dieſelbe rechtliche Natur wie Die Bannrechte an ſich tragen, ohne ir- 
genbeine Entſchädigung aufzuheben und ſelbſt manche dingliche Gewerbsgerechtigkeiten gleich⸗ 
falls ohne Entgelt entweder aufzuheben, oder durch vermehrte Verleihungen, oder durch allge⸗ 
meine Gewerbsvorſchriften ihre bisherige monopoliſtiſche Stellung weſentlich zu beſchränken; 
fo müßte man, um confequent zu fein, Daſſelbe auch in Bezug auf die eigentlichen Bannrechte 
thun. Allein dieſe Rechte ſind meift im Beſitze entweder der Domäne (von welcher jedoch ein 
Verzicht auf Entſchädigung ſich aus ſtaatswirthſchaftlichen Grü leicht erwarten laͤßt) oder 
der Standes⸗ und Grundherren (oder auch Corporationen), in Anſehung welcher die neueſte Zeit 
den äußerſt misbrauchten, d. h. in übertriebene Anwendung geſetzten Grundſat erfand, daß 
ihnen kein Recht (Gerechtſame) oder Bezug, welches Urſprungs und Charakters er immer ſei, 
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Yürfe entzogen werben ohne dafr ihnen zu leiſtende volle Entfhäbigung. Über die Ratur-bie- 
#6 Anſpruchs und. über dad Maß des ihm gebührenden Anerkenntniffes find in den Met. 
Angaben und Ablöſung die vernunftrechtlichen Brincipien aufgeftellt. Unter Berufung auf 
biefelben Haben wir bloß noch in Bezug auf die Bannreihte insbefondere zu bemerken, daß 
Bei ihnen ſchon darum die Entſchädigungsfoderung als nichtig erfcheine ‚weil, wenigſtens in. 
der Regel, ein wirklicher Schaden, welchen vie Aufßebung bewirkte, gar nit nadzumelfen, 
wenigftend beffen Betrag and nicht einmal annähernd mit einiger Buverkäffigfett zu beſtimmen 
iſt. Denn der bisherige Ertrag eines bannberechtigten Gewerbes müßte zuvoͤrderſt verglichen 
werben mit dem erſt in Zukunft (nämlich nach geſchehener Aufhebung des Bannrechts) ſich her⸗ 
ausſtellenden; und dann würde noch immer zu erwägen oder zu fragen fein, ob der bisherige, 
3.8. hohe Ertrag in der That die Wirkung des Bannrechts ober vielleicht anderer Umflänbe, 
3. B. eines geſchickten, fleißigen und redlichen Betriebs gemefen ſei, und ebenjo, ob nicht durch 
folche jetzt erſt, d. h. nach dem Aufhören des Bannrechts in Ausübung zu fegenbe Gigenfhaft 
bes Betriebs der Verluft des Monopols leicht werde erfegt, d. h. eine gleichgroße ober größere 
Zahl von willigen Abnehmern werbe herbeigelockt werben, als ebebeffen Bannpflihtige, d. et, 
gezwungene erſchienen jind. Höcftens etwa könnte ver Pähter 3.2. einer Bannmähle, 'wen 

ihm erweiolich wegen bed Bannrechts ein höherer Pachtſchilling wäre gefeht worden, nad sur 
bebung des Banns einen entfpredhenden Nachlaß begehren. Es wäre dieſes jedoch Keviglich die 
Sache des Bannberechtigten, als welcher nämlich, wenn er eine nad) ihrer Natur blos preeäte 
(nämlih von widerruflicher Concefſion abhängige, over auf blos factifher Bebanptung ruhende) 
monopoliſtiſche Stellung für ein bleibendes Recht verfauft oder zur Nutznießung übergeben bat, 
dafür dem Käufer oner Pächter allerdings die Gewähr zu leiften ſchuldig if. Wir betrachten 
Bier aber nicht ſowol das Verhältnig zwiſchen dem Bannbereiitigten und feinem Lehnsmann 
ober Pächter, fondern nur jenes zwifchen ihm und den Bannpflichtigen oder auch dem Staat. 

Für die Zuläßlichkeit einer unentgeltliden Aufhebung der Banntechte koͤnnen wir als hoͤchſt 
gewichtige Autorität dad Anerkenntniß der preußifhen Geſetzgebung anführen, welche nämlich 
bei ver am 28. Dct. 1810 ausgefprochenen Aufhebung der Bannrechte fi darüber ausdrücklich 
folgendermaßen erklärt: „Da die Theorie und Erfahrung bemeifen, daß vie Aufhebung ber 
Zwangs⸗ und Bannrechte in der Regel keineswegs die Einnahmen der früher Berechtigten min: 
dert, fondern bei der gewöhnlich vermehrten Gonfuntion erhöht, fo Toll weder ver Verkäufer, 
ne der Erbpächter, nor der Zeitpächter, noch der Zmangspflichtige verbunden jeitt, für fette 
Aufhebung Eaution zu leiften oder irgendeine Entſchädigung zu übernehmen.“ "Auch ſelbft 
in der erften Kammer der babifchen Landſtände, wierwol ihre Mehrheit vie Anträge ver zweiten 
Kammer verwarf, erhoben ſich einzelne Stimmen zur Anerkennung ihrer Billigkeit und rechtli⸗ 
Gen Begründung. Der Commiſſionsbericht von 1825 gefteht ein, „daß ſchon manche Bannge: 
rechtigkeit von dem Bannberechtigten jelhft aus wohlverſtandener Sorge für fein eigeneß und 
fremdes Interefie unentgeltlich fet aufgegeben worden“; und bemerkt ferner, daß, wenn au 
mitunter ein Minderertrag eines Gewerbes nad Aufhebung des Bannrechts fiattfinden Möge, 
berfelbe Doch von fo vielen Nebenumftänven abhänge, daß es ungerecht wäre, die Bannpflichtts 
gen unter folchen leiden, d. h. fie die Trägheit, die Nachläſſigkeit oder bie gewagten Unterneh: 
mungen ihres ehemaligen Bannherrn bezahlen zu laſſen u. ſ. m. 

Auf die Grundfäge über Bannrechte muß übrigens ver Art. Gewerbeordnung zurlickkom⸗ 
men. Über die Bannrechte enthalten, vom voſitiv-juriſtiſchen Standpunkt, die verſchiedenen 
Lehrbücher des deutſchen Privatrechts, vom vernunftrechtlichen und politiſchen Etandpunte⸗ aber 
zumal die landſtändiſchen Verhandlungen mehrer deutſchen Staaten, insbeſondere Badens, dann 
auch verſchiedene Monographien die ausführlichern Lehren und Betrachtungen. Rotteck. 

Barbaresken. Vielleicht kein Theil der Erde, von dem eine beglaubigte Geſchichte und 
Kunde gibt, ſtellt ein fo fichtliches Zeugniß von dem Einfluß der Givillfatton, nicht blos anf die 
Geſchichte der Menfchen, fondern felbft auf die umgebenve phyſiſche Natur bar wie bie Nord⸗ 
küſte von Afrifa. Sagen des graneften Alterthums ſuchen dort ven Sig der glücklichſten und 
tugendhafteften der damals lebenden Völker. Die Gefchichte zeigt und mannichfaltige Staats⸗ 
formationen voll reichen Lebens in jenen Gegenden: einen gewaltigen Handels⸗ und Waffen- 
plad, eine Golonie der Phönizier, die Königreichen gebot und mit der ewigen Roma einen 
Kampf auf Leben und Tob um die Herrſchaft des Erdkreiſes führte; die üppigen und Iebens- 
Eräftigen Golonien der Griechen, die Sitze der Künfte, des Handels, ver feinen und verfeinern- 
den PHilofophie. Selbſt die Ureinwohner des Landes, die in allen Perioden ihren Charafter 
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Bapahst haben: eine Miſchung von Freiheitsſinn der Natur mit Yinfähigfeit zur Freiheit der 
Civiliſatjon; ein Volk, auf das fih Bodmer's Schilderung anwenden ließe: „das in den Stand 
Bes unterthänigen Lebens nur einen Schritt gethan mit zitternden Füßen und den ſchon bereut‘; 
ſelbſt diefe bildeten in jener Periode geordnete Reiche, den civilifirten Staaten näher verwandt 
418 jemals vorher und naher. So gehörten diefe Landſtriche zu den wichtigen Groberungen 
der Roͤmer, fügten fich fchnell in die Inſtitute nes roͤmiſchen Staatsſyſtens, machten den Beherz- 
ſchern am wenigſten zu ſchaffen und lieferten der unerfätzlihen Roma Korn und Truppen. Die 
Millionen barbariſcher Völferfchaften, die im Innern des dritten Welttheild wohnten, waren, 
wie heute no, jo träge und unthätig, daß weder Karthago no Mom auch nur ihre Exiſtenz 
ahnten und daß aus dem äußerften Norden und dem fernften Oſten Barbaren kommen mußten, 
um die ABurzeln der römischen Herrſchaft und des Chriſtenthums auf jenen Küften auszurotten. 
Aber fie kamen. Zuerſt errichteten die Bandalen ein Eriegerifched Königreich in jenen Land⸗ 
ſtrichen, das nur unter Zerftörung alter Gultur ji zu erheben wußte. Beliſar's Waffen ge⸗ 
wannen biefe Provinzen dem griechiſchen Kaiſerthum zurück, aber bereits in einer Zeit des Ver⸗ 
fall8 des Geſammtſtaats, wo auf die Refte ver dortigen Givilifation nur Die Fäulniß überge= 
tragen ward, welche das Ganze durchzog. Darauf kamen die Araber und benugten die leichte Erz 
aberung zum Übergangspuntte in das fchönfte Reich des Weiten, wo arabifhe Gultur ihre 
hoͤchſte Blüte erreichte. Aber jie verſtanden es noch weniger als die Römer, zu bilven, zu ent= 
wisteln und ihre Herrſchaft den Unterjochten wertbooll zu machen. Darım ein fortwährender 
Kampf. unter ven fremden Eroberern, der, nachdem die ſpaniſchen Mauren belegt waren, bei 
der Enile epengeit diefer Provinzen von dem Mittelpunkt ded Khalifenreichs und bei dem Berfalle 
dieſes ſelbſt, nur mit einer Zerfplitterung enbigen fonnte. In diefem Kampfe gingen die Reſte 
früherer Gultur zu Grunde. Ob fie gefliſſentlich von den Einwohnern zerſtoͤrt wurden, damit die 
Habſucht der Fremden hinführo keine Lockung mehr finde, was einige Geſchichtſchreiber be⸗ 
haupten, bleibe dahingeſtellt. Das glänzende Cyrene iſt in der Wüſte von Barca verſchwunden. 
Die kümmerlichen Reſte Karthagos haben die Spanier zerſtoͤrt, und das einzige Lebenszeichen, 
wodurch die Bewohner jener einſt fo reichen und glücklichen Küſte ihre Exiſtenz bekundeten, be⸗ 
fand. Jahrhunderte hindurch in den ſyſtematiſchen Raubzügen der Barbaresken. 

- Denn diefen Namen erhielten dieſe Ränder, ſeitdem jie, wie es fchien für immer, dem Scep= 
ter civiliſirter Reiche entrückt waren, mit zwiefachem Rechte. Nicht blos, daß eine fremde, bar 
bariſche Herrſchaft in ihnen aufgerihtet wurde; dieſe Gebieter machten es auch der hrifllichen 
Melt vet fühlbar, daß fie ſich als Feinde aller Staaten betrachteten und in vem Kampf ihr ei= 
genes barbariſches Kriegsrecht übten. Abenteurer, durch Wagniſſe aller Art zur Gewalt gekom⸗ 
men, unfähig, duch die fanftern Künfte des Friedens ſich die Reichthümer zu verſchaffen, deren 
fie bedurften, um ihre Macht zu erhalten und genußvoll zu maden, durch ihre ungewifle Ab- 
hängigkeit von der Centralmacht des mohammedaniſchen Glaubens den nahen chriſtlichen Voͤl⸗ 
Bern in. tödtlicher Feindſchaft entgegengeſetzt, dabei aber doch der Rückſichten entbunden, welche 
bie in pqlkerrechtlichen Verkehr mit den chriſtlichen Staaten getretene Pforte zu nehmen hatte: 
benugten jie die vielen Buchten und Häfen ihrer Befigungen, um auf dieſen ſüdlichen Meeren, 
folange Zeit die lebhafteften Handelswege, und an ven Küſten des reihen Spanien, Sicilien, 
Stalien einen raſtloſen räuberijhen Krieg zu führen. Dort jegte fi} jenes Stabium des Völker: 
rechts fort, wo man bie Befangenen nicht mehr töbtete und nad) Befinden verzehrte, fie auch nicht 
gerade zur ewigen Knechtſchaft verurtheilte, ſondern ſie in einen Zuſtand geordneter Sklaverei 
veriegte, aus welchem ein Loͤſegeld fie wieder befreien kormte, und der weſentlich auf Gewinn 
eines ſolchen Loͤſegelds berechnet war. Nicht blos während der faſt niemals raſtenden Kriege 
zwifchen den morgen- und abendländiſchen Völkern, auch während der Warfenrube fegelten fort⸗ 
währenn aus den Buchten der Berbetei bewaffnete Fahrzeuge, um auf hriftlihe Schiffe Jagd 
zu machen ober an unbewachten Küften Einfälle zu verfuhen. Das geraubte®ut war erwünfchte 
Beute. Befangene von Rang und Vermögen jhügte man in Hoffnung auf reiches Löfegelv. 
Schöne Frauen waren geſuchter Handeldartifel. Gefangene aus nievern Ständen mußten durch 
Sklavenarbeit ihren Färglichen Unterhalt unter ftrenger, aber im Durchſchnitt nit graufamer 
Zucht verdienen und der Stunde harren, wo vielleicht hriftliche Barmherzigkeit fie erlöfte. Denn 
die Regelmäßigfeit dieſer Angriffe rief regelmäßige Anftalten zur Milderung wie zur Abwehr 
derfelben hervor. Milde Stiftungen und fortwährende Sammlungen, den Händen der Kirche 
anvertraut, kauften jährlid eine Anzahl Chriften aus der Sklaverei los. Zum Schuge des Han: 
deld aber mußten die Küftenregierungen Kriegsflotten unterhalten, fomeit nicht der aufopferude 
Streitmuth der Maltefer dafür forgte und den Feinden Gleiches mit Gleichem vergalt. Ginzelne 
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Staaten’ ſchloſſen aud wol mit einzelnen Barbarebken Verträge, durch welde fie für einen 
fchmählichen Tribut ihre Flagge gegen die Angriffe dev Piraten ficherſtellten. Seit regelmäßige 
Bandelsconſuln in ben Barbarestenftaaten unterhalten wurben, warb das Verhältniß geordne⸗ 
ter. Das große Übergewicht, das die chriſtliche Seemacht in den neuern Zeiten erlangt hatte, 
machte den Barbaredfen die Kortfegung ihres Syſtems ſchwieriger. Aber aufgegeben hatten fie 
es felöft im 419. Jahrhundert nody nicht, und für die unwifſenden Gebieter dieſer Länder blieb 
das Biratenhandmerk ein Lieblingserwerbzmeig. Hätte die forte auch die Kraft gehabt, ihm 
ein Ende zu machen, wie fie bei dem Berhältniß, in das fie zu ver EHriftenheit getreten war, ei= 
gentlich follte, fo lag died doch nicht in ihrem Intereffe; denn fle fand in den drei von ihr abhän⸗ 
gigen Barbareökenftaaten vie befte Pflanzfchule für ihre Marine, eine Flotte, die nicht auf ihre 
Koften, fondern auf Koften ihrer Feinde unterhalten wurde. So erhielt fih im Süden Europas 
eine mittelalterliche Abenteurermwelt, die aus dem Norden, ver foviel zu ihrer Schöpfung bei- 
getragen, längft verſchwunden war. Die Räuber der Apenninen und Abruzzen und die Pira⸗ 
ten der Barbaresfen find die Refte einer untergegangenen Zeit. Die chriſtlichen Staaten haben 
ein Recht, ihnen ein Ende zu machen. Aber folange fie auf der See den Grundfägen, die längft 
fhon in den Landkriegen gelten, feine Anwendung verftatten, folange fie noch Kaperbriefe gegen 
das Eigenthum des frienlihen Bürgers audftellen, haben fie fein Recht, vie Barbaresken zu ver⸗ 
dammen. Befolgt man einmal einen ungerechten Grundſatz, jo fommt dann auf den etwas hoͤ⸗ 
bern oder niedern Brad nicht viel an. " 
Pier Staaten werden unter dem Namen ver Barbaredfen verftanden. Drei davon waren 
mefentlich auf das Piratenhandwerk gegründet, und gerade dieſe find genöthigt worden, es ganz 
oder faft ganz aufzugeben. Als die türfifche Herrihaft an die Stelle ver arabifchen trat, fand 
fie ihre Macht auf ver Norpfüfte Afrikas bereitö gebrochen, und fie ift nie wieder im Starive ge= 
wefen, dieſe erfolgreich zu befeftigen. Einer conjequent beobachteten und rihtigen Politif gemäß 
fügte fie jich in dad Factiſche und behielt fih ihr Necht vor, um es den Umſtänden gemäß geltend 
machen zu fönnen. Froh, wenn die Staaten, in welche fich dieſe Provinz ihres Reiches zeriplit- 
tert hatte, ihre Oberhoheit wenigftens anerkannten, ihr Tribut zahlten. und Truppen ftellten, 
überließ fie im Übrigen jle fich ſelbſt und trat nur zuweilen ald Beſchützer oder Schiedsrichter 
auf. Die Bevölkerung flellte ein buntes Gemiſch var. Kabylen oder Berbern, die Ureinwohner 
des Landes, Neger aus dem Innern heraufgezogen, Araber, Türfen, Renegaten von allen Na= 
tionen. Der Stärkfte warb Herr und im raſchen Wechfel verprängte Einer den Andern. Zuerft 
machten fi Algier und Tunis in der Geſchichte wichtig, indem fie reiht eigentlich zu Seeräuber- 
flanten umgefihaffen wurden. Zwei Leöbier, Horuc und Hayradin, Söhne eined Töpfers, Hat- 
ten von Jugend auf das Seeräubergemerbe ergriffen und allmälig eine Flotte von 12 Saleeren 
und verſchiedenen Fleinern Sahrzeugen jufammengebradt, deren Admiral Horuc, befannter 
unter dem Namen Barbarofia, das Schreden des Mittelmeeres wurde. Ihre Beute verkauften 
jte in den Häfen der Berberei und lernten dadurch die geeignete Lage diefer Küften zu Stütz⸗ 
punften ihrer Unternehmungen kennen. Die Unvorſichtigkeit des Königs Eutemi von Algier, 
der Barbaroffa gegen die Spanier zu Hülfe rief, gab die Gelegenheit. Barbaroffa ließ feinen 
Bruder auf der Flotte und ging mit 5000 Mann nad) Algier, wo er fi zum Meifter der Stadt 
machte, ven Monarchen ermorvete und fi zum König von Algier erheben lieh, deſſen Gebiet er’ 
durch Befiegung des Königs von Tremezen erweiterte. Letzterer floh zu dem ſpaniſchen Befehls⸗ 
haber von Oran, einer Befigung, die Ferdinand der Katholifche 1506 erobert hatte, und ver- 
mochte diefen zum Angriff auf Algier. In mehren Gefechten befiegt, ward Horuc in Tremezen 
eingeichloffen, und ald er fich durchſchlagen wollte, getödtet. Allein an feine Stelle trat fein Brus 
der, der gleihfalld den Namen Barbaroffa annahm und, um gegen die Mauren wie gegen bie 
hriftlichen Mächte eine fefte Stüge zu gewinnen, ſich der türfifhen Oberherrſchaft untergab. 
Zum Lohn befam er Hülfstruppen und das Commando der türfifhen Flotte. Mit der Pforte 
verabredete er auch feinen Anſchlag auf Tunis. Dort hatte ver König Mehmeb unter feinen 
24 Söhnen einen der jüngften, Muley-Haſſan, zum Thronfolger ernannt. Diefer vergiftete 
feinen Bater und ließ dann feine Brüder, fo viele er in jeine Gewalt befommen fonnte, ermor: 
den. Einer aber, Abraſchid, floh nach Algier, und Barbaroſſa eroberte unter dem Vorwande, 
biefen Prinzen auf den Thron zu fegen, auch das Königreich Tunis. Von hier auß trieb er nun 
den Piratenkrieg ind Große. Aber Muley-Haflan floh zu Kaifer Karl V., der begierig die Ge: 
legenheit ergriff, feine Länder von der gefährlichen Nahbarfhaft zu befreien und ſich als Bez 
Thüger eines unglücklichen Prinzen und der gefammten Chriftenheit zu zeigen. In ver That ge= 
lang e8 dem Kaifer, der ſich jelbft (1555) an die Spige einer bedeutenden Kriegsmacht und 
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Flotte fegte, Tunis zu erobern. MuleysHaflan ward als ſpaniſcher Vaſall wieder eingefept; bie 
Feſtung Boeletta blieb In ſpaniſchen Händen; 20,000 Sklaven erhielten ihre Freiheit. Nun aber 
warb Algier der Zufluchtsort der Piratenſchiffe, wo der von Barbaroſſa eingefegte Statthalter. 
Haflan:Aga, ein Renegat, feinen Herrn womoͤglich noch an Vermwegenheit übertraf. Auch ihn 
wollte Karl V. vemüthigen und landete 1541 vor Algier. Allein viefe in ungünftiger Jahres 
zeit begonnene Unternehmung flug gänzlich fehl, und der Kaifer mußte froh fein, mit einigen 
Trümmern feines Heeres fi zurüdziehen zu Binnen. Algier blieb von da an der Hauptfig des 


Barbareskenweſens. 


Algier umfaßt 4218 AM., die von nicht ganz 2 Mill. Einwohnern vielfacher Abſtammung 
befegt waren. Die Stadt, um 935 durch ven Araber Juffuf-Zeiri auf ven Nuinen des alten 
Somnium erbaut und Al-gezair, die Infeln, genannt, enthielt 80,000 Einwohner. Das Land, 
von Atlas, der Wüfte und dem Mittelmeer begrenzt, ift eined der fruchtbarfien der Erbe. Aber 
unter der Herrſchaft tyranniſcher Räuber konnte ed nicht gedeihen, und nicht ver Ackerbau, fon= 
dern Seeräuberei und Handel ernährten die privilegirten Glaffen feiner Bevölkerung. Die Herr: 
haft führte ein Det, der jedesmal zugleich Paſcha und von der Pforte beftätigt war. Das Erb- 
recht Hatte hier weniger Einfluß als in den Nachbarftaaten, vielmehr ſchwang fi in häufigen 
Thronwechſeln meift ver Stärkſte zum Beil der Gewalt auf. Wie aber in dieſem Raubftaate 
zuerft die Idee des Barbareöfenwefens fi befeftigt hatte und mie er dieſes Unweſen am ge: 
fährlichften trieb, fo ward e8 auch in ihm zuerft ernftlich angegriffen und ernftlich zerftört.. Zwar 
liefert dad Fehlſchlagen mehrfacher Projecte zur Austilgung des Barbareskenweſens den trauri- 
gen Beweid, daß die europätfche Staatenmelt für ein gemeinfames Intereffe der Civiliſation 
nicht leicht vereinigt werben kann, und der finnige Plan des Abbe de St.-Pierre, der ven Malteſer⸗ 
orden nach Algier verpflanzen wollte, ward vom Cardinal Dubois als der Traum eines ehr: 
lihen Mannes beifeite gewiefen. Aber das entſchiedene eigene Intereſſe einzelner Staaten be⸗ 
wog denn doch Ludwig XIV., die Piraten wiederholt zu vemüthigen, brachte Napoleon auf ven 
Gedanken einer Eroberung der Barbaresfen und beftimmte endlich England zur Erſchütterung 
Algiers, Frankreich zu deifen Eroberung. England war namentlich bei der Abſchaffung des Pi- 
ratenwefend intereflirt, feit e8 die Jonifchen Infeln in Beil genommen hatte. Deshalb warb 
41816 Lord Exrmouth zu Unterhandlungen mit den Barbaredfen beauftragt. Weniger nachgie⸗ 
big ald Tunis und Tripolis zeigte fi Algier. Zwar erflärte e8 fich bereit, den Joniſchen Infeln 
gleiche Rechte mit der englifchen Flagge einzuräumen, auch mit Sardinien und Neapel, mit letz⸗ 
term gegen einen Tribut von 24,000 Piaftern, Frieden zu fhließen, gab auch 1792 Ehriften- 
fllaven frei; aber in eine gänzliche Abſchaffung ver Sklaverei wollte ed durchaus nicht eingehen, 
und faft im Angeſicht des Admirals wurden am 23. Mai 1816 eine Anzahl europäiſcher See= 
leute zu Bona überfallen, zum Theil getöbtet, die engliſche Flagge und der englifche Viceconful 
infultirt. Dies foderte eine Züchtigung. Lord Ermouth ging nad Bortömouth zurüd und ſe⸗ 
gelte von da am 24. Juli mit einen flarfen Geſchwader aus, zu dem noch zu Gibraltar ein zwei⸗ 
te8 unter Admiral Penrofe und ein holländiſches unter Admiral van de Capellen ſtieß. So 
fammelten fih 32 Kriegsſchiffe vor Algier, wo man auf den Angriff gefaßt war, den englifchen 
Eonful verhaften lich und die Anfoderung, alle Ehriften freizulaffen, das von Sardinien und 
Neapel Empfangene zurüdzuzahlen, in Zukunft alle europäifhen Gefangenen ald Kriegege- 
fangene zu behandeln und Nieverland auf gleihem Fuß wie England zu betrachten, unbedingt 
abfhlug. Am 27. Aug. eröffnete die Flotte das Teuer, dad nad) wenigen Stunven die algieri 
hen Kriegsfahrzeuge ſämmtlich verbrannt und die Küftenbatterien zum Schweigen gebradit 
hatte. Der nächſte Tag fand ven Dei zu Allem millig, und den 2. Sept. ward der Friebe beftä- 
tigt. Abermals erhielten 1211 Chriſtenſtlaven ihre Freiheit, und der Stolz des Dei mußte fi 
herablaſſen, dem englifhen Conſul öffentlich Abbitte zu thun. Aber auch diefer Vorgang war 
nur eine bald vergeflene Zuchtigung, welche die Duelle des Unheils nicht zerftörte. Weniger 
noch Hatten die Anfoderungen des Aachener Congreſſes, die 1819 der franzöjifhe Admiral 
Jurieu und der englifche Admiral Sreemantle kundthaten, einen Erfolg. Die gänzlihe Ver: 
nichtung des Übeld wurde dagegen eine indirecte Folge des öffentlichen Zuftandes von Frankreich. 
Karl X., der, nachdem er dad Minifterium Polignac berufen, feine Regierung auf jede Weife 
populär machen wollte, nur nicht auf die, welche die Charte vorfchrieb, fuchte nad) einer Gelegen⸗ 
heit, dem phifanthrepifchen Liberalismus und der Ruhmſucht feines Volkes zugleich zu ſchmei⸗ 
deln, und fand fie in ven Streitigkeiten zwifchen Frankreich und Algier. Diefe waren zum Theil 
äber einen Londſtrich an ver afrikanischen Küfte und über vie Korallenfifcherei, worauf Franf: 
reich alte Anfprüce geltend gemacht und auch 1817 deren Anerkennung erlangt hatte, deren Be: 








nuhung aber der Dei erſchwerte, theils über eine Foderung algieriſcher Kaufleute zum Belauf 
von 7 Mill. Sr. entflanden, die der Dei von dem franzöſiſchen Schatz reclamirte. Ihre Auszah⸗ 
lung ward durch die Unterfuhung gewiſſer Gegenfoderungen, die feit 1824 dauerte, verfögert. 
Dem Dei, der an türkifhe Juſtiz gewöhnt fein mochte, war e8 nicht ganz zu verbenfen, daß er 
4827 die Geduld verlor und die ungefäumte Befriedigung feiner Foderung, unter Vorbehalt 
der Gegenanfprüde, verlangte. Seine Note fand keine Antwort, und in feiner Entrüftung bar: 
über gab er am 25. April 1828 dem franzoſiſchen Gonful. einige Schläge mit einem Fliegen- 
webel. Der Conſul verließ am 15. Juni Algier; am 21. räumten die Franzoſen ihre Nieder⸗ 
Taffungen und das zu deren Schuß erbaute Fort Lacalle; der Dei lieh die Alles zerftören. Hier⸗ 
auf begann eine Eoftfpielige und unzureichende Blockade, in deren Berlauf der Bapitän de la Bre- 
tonniere am 1. Oct. 1828 zwei Küftenbatterien zum Schweigen bradte und vier Piratenfchiffe 
nahm. Nochmals durch ihn geführte Unterhandlungen hatten feinen Erfolg, und fein Parlamen⸗ 
tärſchiff ward beim Abfegeln von allen Batterien befchoffen. Nun erfolgte am 20. April 1830 
dad Kriegämanifeft gegen Algier. Mit höchſtem Eifer wurden die Rüftungen betrieben, da ver 
Kriegsminifter, General Bourmont, felbft ven Oberbefehl übernahm. Der Viceadmiral Dus 
perre führte die Flotte von 75 Kriegsſchiffen und 274 Iransportfchiffen mit einer Landarmee 
von 32,000 Mann. England Hatte feinen Einfpruch gegen eine Unternehmung gemacht, die e8 
ſchwerlich gern fah, Juchte aber die Sache indirect zu vereiteln, indem es die Pforte bewog, den 
Admiral Tahir-Paſcha mit einem großherrlihen Ferman nad Algier zu ſenden, der die ober⸗ 
Herrlihen Rechte des Sultand geltend machen und den Franzoſen, zugleich mit der Binwilligung 
in bie Abſchaffung der Seeräuberei, entgegenhalten follte. Allein das franzöfifche Blockade⸗ 
geſchwader, vom General Builleminot unterrichtet, Tieß Ihn nit zu und verwies ihn nad) Tou⸗ 
Ion, wo er ven Erfolg der Expedition mismutbig abwarten mußte. Diefe ſelbſt ging am 25.— 
27. Mai zu Toulon unter Segel. Am 14. Juni Landung. Die Divifionen Berthezene, Loverdo 
und d'Escars verjagten ven Beind und nahmen fein Lager. Am 19. griff ver Schwiegerfohn des 
Dei, Ibrahim: Paiha, das Franzöfifcde Heer mit 40,000 Dann an, warb aber gänzlich geſchla⸗ 
gen. Da das ſchwere Geihüg noch nicht ausgeſchifft war, jo mußte man noch mehre Tage Kämpfe 
aushalten und Eonnte fich den Weg nur langfam bahnen. Am 4. Juli endlich befchoflen die Bat⸗ 
terien das von Karl V. angelegte Kaiferfhloß, das der ehemalige franzoͤſiſche Artillerieoberft 
Solcau erfolgloß vertheidigte. Die Flotte beihoß ſchon feit dem 29. Juni die Forts und Batte- 
rien von Algier. Am 5. Juli unterzeichnete ver Dei eine Convention, bie ihm das Necht ficherte, 
fi) mit feinem Privateigenthum zurüdzuziehen, ebenfo den türkiſchen Milizen freien Abzug, 
Glauben, Freiheit und Eigentbum der Bewohner garantirte, übrigens aber Stadt und Land 
unter die Botmäßigfeit ver Franzoſen ftellte. In der Caſauba, der Citadelle, ward ein Schaf 
von 70—80 Mill. Fr. gefunden. Der Dei ging nad Franfreih, dann nad) Italien und iſt ge⸗ 
ſtorben, ohne feine Hoffnung auf eine Reftauration erfüllt zu fehen. 

So ward Algier ein franzoͤſiſches Beſitzthum. Aber wenn ſchon feine Eroberer ſchwerlich 
einen beftimmten Plan hatten, was fie mit diefer Ermerbung maden wollten, fo ward die Sache 
noch problematifcher, als Die bald darauf ausbrechende Revolution in Franfreih Regierung und 
Syſtem änderte. Doc die neue Regierung konnte, ohne fidh hinter ihrer VBorgängerin in Schate 
ten zu ftellen, die Eroberung der legtern nicht gut mieveraufgeben; mit jevem Jahre aber, daß 
man fie behauptete, ward es bedenklicher, einer Beſitzung zu entfagen, auf die man einmal fovtel 
gewandt hatte. Das Minifterium, hierin mit der Oppofition einig und nur von dem Erfpa= 
rungdeifer der Tiers-parti bedrängt, ertheilte wiederholt und von Jahr zu Jahr beftimmter pie, 
Verſicherung, daß Algier behauptet werben folle. Graf Bourmont hatte gleich in den erften Ta⸗ 
gen die Bortheils ver neuen Stellung benußt, die ed ihm moͤglich machten, den Nachbarſtaaten 
die Bedingungen ihres Kortbeftehend zu dictiren. In Verträgen mit Tunis und Tripolis vom 
8. und 11. Aug. 1850 ward jedem eine Zahlung von 800,000 Fr. an Frankreich, vie Ab: 
ſchaffung der Seeräuberei, Sklaverei, des Tribut und ver Handeldmonopole, und Tunis insbe⸗ 
fondere die Abtretung ver ehemals (618 1798) Genua gehörigen Inſel Tabarca aufgelegt. Graf 
Dourmont verließ darauf Algier, und die neue Regierung fendete General Clauzel als feinen 
Nachfolger. Diefer, der liberalen Seite angehörig und noch voll von ven Hoffnungen der Juli⸗ 
revolution, Fam mit dem Entfchlufte, zu ſchaffen, zu erweitern, eine thatenreice Zukunft vorzu= 
bereiten. Er beſetzte Oran, Bona, Bugia, flieg über ven Ailas, beflegte (21.—23. Nov.) den 
Bei von Titteri, der nach Frankreich geſchickt ward, und bejegte Mediah. Eine Mufterwirthfchaft 
warb angelegt und die Ebene um Algier bebaut. Der Gouverneur organifirte inländische Trup⸗ 
pen, ernannte Bafallenfürften und arbeitete raſtlos auf das Ziel hin, die Golonie durch ihre ei⸗ 
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genen Mittel fi Halten zu machen. Mit Tunis ſchloß er einen Vertrag, ber biefes zur Unter⸗ 
werfung der Provinz Konflantine verpflichtete. Allein die franzäiliche Regierung ratificirte die⸗ 
fen Vertrag nicht, beſchuldigte Glauzel der Cigenmächtigkeit und ging auf den Plan ber ſyſtema⸗ 
tifchen Golonifirung nit ein. Man ſcheint vamals über Die Behauptung Algiers nicht entſchie⸗ 
den und namentlich fiber Englands Anfichten nicht im Klaren geweſen zu fein. Glauzel ging 
nad) Frankreich zurüd, und General Berthezene Fam als Vicegouverneur nad Algier. Schon 
vorher hatte man Mebiah und Oran wieveraufgegeben, und der General fand einen Kleinen 
Krieg vor, der weber durch einen neuen Zug nad) dem Atlas, noch durch die Hinrichtung mehrer 
Häuptlinge, noch durch die Ernennung des Sidi-Hadſchi zum Aga der Araber beihwidtigt 
werden konnte. Bona mußte geräumt werden; dad wieberbefegte Oran warb mit Mühe bes 
Hauptet, und die nächfte Umgebung fogar von Algier fah ſich ver Unſicherheit preiögegeben. 
Trotz diefer ungünftigen Erfolge und der großen Koften, die Die Golonie verurfachte, Hatte man 
ſich doch in Frankreich für deren Beibehaltung entſchieden und ſchob alle Schulo auf die Per⸗ 
Sonen. Am 4. Dee. 1831 ward daher ver Herzog von Rovigo zum Militärgouverneur, ber 
. Baron Pihon zum Gipilintendanten ernannt: Allein wenn Savary jemals etwas mehr gewe⸗ 
fen war als ein geſchmeidiges Werkzeug ver Willlür Napoleon’8, fo war dieſe Zeit vorüber. 
Die Angelegenheiten Algiers nahmen unter feiner launifhen, wechfelnden und verſchwenderi⸗ 
[hen Verwaltung nur eine immer ungünftigere Wendung. Algier Foftete Geld und Blut in 
Fülle, franzdfifches wie fremdes, denn die Regierung hatte die meift aus politifchen Flüchtlingen 
gebildete Fremdenlegion nad) Algier gefenvet. Aber feine Ausficht auf eine fihere Zufunft ward 
als Erſatz dafür, und die Angriffe der. inländifchen Stännte wurben nur regelmäßiger; Rovigo 
ward zurücberufen und farb, ehe er fich über feine Verwaltung zu rechtfertigen verjucht hatte. 
Sein Nahfolger ward Graf Drouet d'Erlon. Obwol diefer geachtete Mann bei feinen milden 
und gemäßigten Syfteme die Angelegenheiten ver Eolonie nicht eben verſchlimmert hat, jo ſchien 
er doch feine frühere Energie unter der Laft der Jahre verloren zu haben und vermochte nicht eine 
Beflerung in den Ausfichten herbeizuführen. Er Hielt fi) meift ruhig zu Algier und bemühte 
fih einzelne Häuptlinge zu gewinnen. Allein es zeigte fich auch hier die Wahrheit eines Grund⸗ 
ſatzes der Staatenpolitif. Solange man die Intereflen ber feindlichen Völkerſchaften nit für 
fih gewonnen hat, jo wird der Anführer derjelben, den man auf feine Seite brachte, eben das 
durch jeinen Einfluß verlieren und Der an feine Stelle treten, an beiten Gelinnung und Gaben 
fich die meiften Hoffnungen eines erfolgreihen Widerſtandes knüpfen. In Algier warb nament- 
ih ein Hauptling, Abd⸗el-Kader, die Seele aller Verbindungen gegen bie Franzoſen. Zwar er: 
hielt der Gouverneur rin ſcheinbares Einverfländnig mit ihm; allein die Bedrückungen, vie er 
fih gegen Tleinere, ven Franzoſen ergebene Häuptlinge erlaubte, führten zu Mishelligkeiten. 
Bon diefen nahm der zu Oran flationirte General Trezel Gelegenheit zu einer eigenmädtig 
unternommenen Expedition (Juli 18355) gegen’ Abd-⸗el-Kader, die einen ſehr ungünftigen Aus: 
gang nahm. Das franzöftfche Minifterium erhielt dadurch eine neue Beranlaffung, zu Marſchall 
Clauzel zurüdzufehren, der den Angelegenheiten Algierd noch mit dem meiften Ruhme vorge: 
fanden hatte, fi) lebhaft für dieſe Colonie interefjirte und von den Wünfchen der Goloniften 
zurüdberufen ward. Marſchall Glauzel, zwar Mitglied der Oppofition, aber in neuerer Zeit 
dem Minifterium wieder genähert, warb zum Gouverneur von Algier ernannt. Er zog mit 
11,000 Dann gegen Maskara, den Mittelpunkt von Abd⸗el-Kader's Macht, kam aud) glüdlich 
hin, ohne etwas damit zu erlangen, ald daß er die Stadt anzünden und eine augenblidlidhe 
Sheinunterwerfung der Stämme erwirfen konnte. Schon nad) drei Tagen trieb ihn Wetter und 
"Unfiherheit zum Rüdzug, und Abd⸗-el-Kader war mächtiger als erft, erreichte den Gipfel feiner 
Macht, ald er 1856 den General d'Arlanges an ber Tafna gefchlagen Hatte. Auch ein Zug des 
Marſchalls Elauzel gegen Konftantine fheiterte. General Bugeaud erfocht einige Siege über 
Abd-el-Kader, die aber feinen Erfolg hatten, und um einen zweiten Zug nach Konflantine in 
Sicherheit machen zu können, entſchloß man ji) zu einem Vertrag mit dem Emir, der am 30. Mat 
1837 an ver Tafna unterzeichnet warb und worin man ihm, gegen Anerfennung ber franzoͤſi⸗ 
[hen Oberherrſchaft, bie Verwaltung der Provinzen Dran, Titteri und Algier, mit Ausnahme 
der wichtigften Städte, überließ, ihm auch Tlemezen einräumte und ven Einkauf von Waffen 
und Kriegäbedarf in Frankreich geftattete. Nun zog Clauzel mit 7000 Mann gegen Konftan= 
tine, wo man aber im kläglichſten Zuftande anfam, durd) den Mangel zurüdgetrieben ward und 
auf dem Rüdzug die größten Verlufte hatte. Infolge davon ward Blauzel im Februar 1837 
zurücberufen, und General Damrenont fam an feine Stelle. Diefer unternahm mit 12,000 
Mann einen neuen Zug gegen Konftantine, vor melhem er am 6. Oct. anfam. Er felbft fiel 
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am 12;, aber an 45. warb bie Stadt durch General Valet erſtürmt und damit die Untetwerfuich 
einer nenen Provinz begründet, die auch ſeitdem fich vergleihungsweife am ruhigften-umsigße 
deihlichſten gezeigt hat. Inzwifchen erweiterte Abp-el- Kader feinen Einfluß, ſeine Streishtäftk 
und feine Verbindungen, und als er ſich flark genug hielt, brauch er im November 1830 les; 
bald war die Herrſchaft der Franzoſen nur noch Hinter Mauern und Schanzen zu füchen: Es ger 
lang dem Marſchall Valee auch mit 65,000 Mann nicht, in Jahre 1840 den Zuſtand ivefernst 
lich zu ändern. Sein Nachfolger Bugeaud flügte ſich auf 80,000 Mann und auf das Syſten 
beftänpiger Razzias (Raubzüge). Mit viefen gelang es ihm allerdings, ſowol den Gegnern viele 
fachen Schaden zuzufügen, als auch viejelben, foweit fie im Bereiche der franzöſiſchen Waffen 
waren, zu fihreden. Den franzöfiihen Warten gereichte aber dieje Kriegsweife freilich nicht 
zum Ruhme, dem franzöfifchen Heere zu keiner mohlthätigen Schule. Kür den, Endzweck des 
Krieges verſprach fie auch) feinen Nugen. Denn le fleigerte den natürligen Widerſtand gegen 
bie fremde Herrfhaft und ihre ungewohnten Formen zu dem glühenpften Haß ver Rathe über 
erlittene Unbilden der gräßliäften Art, deren Gipfel im Jahre 1845 durch die Verbrennung 
der Kabylen in ihren Höhlen erreicht wurde; und wie oft auch Abd⸗el-Kader vertrieben und vere 
fprengt worden, immer erichien er wieber und immer ſammelten fi) die Stämme von neuem 
um ihn. Ein neuer Beiſtand gefellte ji zu ihm, in der Perfon ded Bu:Maza, der ſich für einen 
Abgeſandten Gottes erklärte und die Stämme zur Vertheivigung ded Glaubens aufrief. Indeß 
gelang e8 allmälig den Anftrengungen Bugeaud's, den Aufftand In immer engere Grenzen zu 
bannen. BusMaza wurbe von feinen Gefährten verlafjen und lieferte ſich felbft ven Franzoſen 
aus. Abd⸗el⸗-Kader zog fi) mehr und mehr nad dem Weſten zurüd. Bei einer im Frühjahre 
4847 mit flarfen Kräften unternommenen Expedition gegen vie Stämme in Großkabylien brachte 
Bugeaud In nur drei Wochen 55 Stämme zur Anerkennung der franzöfifchen Herrſchaft. Zwat 
wurde er nunmehr abberufen, hinterließ aber für feine Nachfolger eine leichte, ſchon bereitete 
Ernte. Dem Herzog von Aumale, der ji fhon früher in Algerien Lorbern vervient hatte, ward 
jegt auch dad Glück zutheil, ven wahren Schiloträger des geeinigten und ausdauernden Wider 
flandes, Abd⸗el⸗Kader, in feine Hände fallen zu fehen. Abd-el-Kader glaubte nur noch in Mas 
rokko die Kräfte zu erfolgreichem Streite finden zu können, und als e8 ihm nicht gelang, den 
Kaijer felbft zum Bruch des Friedens zu vermögen, verfuchte er die Stämme Maroffos ſelbſt, 
im Namen des Glaubens, wider ven Kaiſer zu erheben, warb aber von ver Übermacht des Kai: 
ſers befiegt und auf das algierifche Gebiet zurückgedrängt, wo er eine Verhandlung mit ben 
Franzoſen anfnüpfte, die am 25. Dec. 1847 zum Ziele führte. Er überlieferte fi ven Franzo⸗ 
fen, verſprach ruhiges Berhalten, bedingte fi aber die Überjtevelung in das Pfortengebiet. 
Weder die Juliregierung noch die Republik fand für gut, diefe Bedingung in Kraft zu fegen, 
und der Emir ward, erft in Toulon, dann in Amboije, in allerdings mit äußerm Comfort ums 
ringter Gefangenfhaft gehalten, bi8 im Sommer 1853 der Kaifer Napoleon IM. fi die Ehre 
erwarb, das Wort ded Herzogs von Aumale zu [dfen. Schon wenige Monate nach jener Ger 
fangennehmung machte die Februarrevolution dem Gouvernement des Herzogs von Aumale ein 
Ende. Als er fid) mit feinem Bruder Joinville eingefchifft Hatte, hielten viele einzelne Stämme 
den Moment für günftig zu einer Erhebung, und der ehemalige Bei von Konftantine, Ahmed, 
ftellte fi an die Spige ded Aufſtandes, ward jedoch geſchlagen und gefangengenommen. Am 
28. Febr. traf Cavaignac ald republifanifcher Generalgouverneur ein, warb aber fon im Mat 
durch Changarnier erfegt, da man jenen in Paris nöthiger brauchte, und auch Changarnier 
ging 1. Juli nad) Paris zurüd, un an die Spige ver Nationalgarde zu treten. Zunächſt murke 
Marey⸗Mange proviforisd und im September ward Gharron definitiv zum Benerälgouverneur 
ernannt. Im Jahre 1851 trat der nachherige Marfchall Graf Randon an deſſen Stelle. Die 
Rationalveriammlung erklärte Algerien für ein eigenes Beſitzthum Frankreichs und bemwilligte, 
daß vier Deputirte der Golonie an ihren Berathungen über algierifche Angelegenheiten theil- 
nehmen dürften. 1849 erregte ver. Marabut St-Bu-Zian in der Dafe Zaatſcha einen gefahr: 
drohenden Aufftand, der im Noveniber durch General Herbillon, nad Eroberung Zaatſchas, 
wenn auch mit Mühe und unter großen Verluften, unterbrüdt ward. Im Jahre 1850 fand eine 
Reihe von promenades militaires flatt, in ver Abficht, den Stämmen die Macht der Branzofen 
zu zeigen und ihnen Refpect vor biefer einzuflößen, und waren zum Theil, namentlich in den 
Gebirgen von Setif, jehr blutig. Im Jahre 1851 erhoben ſich wieder faft alle Gebirgäftänme 
zwifchen Dſchidſchelli, Philippeville und Milah, wurben aber durch General St.:Arnaub, in 
80 Tagen, während deren 20 Treffen und ſechs förmliche Schlachten geltefert wurben, bezmwungen. - 
Dennoch dauerten auch in den nächßen Jahren vie einzelnen Erhebungen und Kämpfe fort 


Der Marſchall Randon unternahm darum 1857 eine große Erpebition gegen die Stämme 
Kabyliens, die vorverhand wenigſtens bie allgemeine Unterwerfung und den Frieden zur Folge 
hatte Somelt Waifen die Behauptung Algeriens zu verbürgen vermögen, ſcheint fie gefichert, 
folange nit entweder ein europälicher Feind es den Franzoſen abftreitet, oder im Innern des 
ungebeuern WelttHeild Revolutionen vorgehen, wie ſie Afrika noch niemals gefehen hat, für 
deſſen Norpküfte die großen Ummälzungen immer von außen gekommen find. Ob nad beſſer 
gefiherter Ruhe auch die Golonifation beffer fortfihreiten wirb, bleibt abzuwarten. In den 
engliihen Solonien, auf dem Boden Amerikas bildeten Eingeborene der britifchen Inſeln ſelbſt 
den Grundſtamm der Bevölkerung, und die Indianerflämme wurden in fernere Gegenden 
zuckdigebrängt. Dies erleichterte die Begrünbung einer dem Mutterlande entfprechenven uns 
gleigartigen Verwaltung. Bon Frankreich aus hat bie freiwillige Auswanderung nad Al- 
gerien wid raſch vonflatten geben wollen, wie fidh denn bis 1846 unter 100 Goloniften nur 
4A Sranzofen befanden, und noch 1854 das Verhältniß nur 51 Franzoſen zu 49 andern 
Europäern ergab. Neben ven Franzoien find es hauptſächlich Spanier und Italiener, welde 
die europäifche Bevölkerung Algertens refrutiren; aber diefe drei Nationen find ſämmtlich nit 
beſonders geſchickt zu dem ſoviel Arbeit und Ausdauer erfodernden Colonifationswerke. Die 
Deutihen ziehen Amerika und Auftralien vor, da ſie freiere Bewegung ſuchen und in Al- 
gerien ein ſtrafferes polizeilich = militärifche8 Negiment und ein weniger freies Gemeinde: 
leben finden ald in der Heimat. Die Bevölkerung Algeriens betrug 1851 eine Zahl von 
2,868,520 Menfdyen, der europäijche Antbeil ver Bevölkerung aber noch 1856 nur 155,601. 
Die große Zahl der nichteuropäiſchen Einwohner wird aber noch lange nicht nach franzöfiicher 
Meife und in rein bürgerlichen Wege regiert werben können. Die von der Regierung unter: 
nommenen jyftematifchen Golonifationen find bißjegt ſämmtlich gefcheitert. Beſſer ſcheinen vie 
Verſuche einzelner Speculanten zu geveihen, welde in den legten Jahren große Landſtrecken 
Tauften und umter geſchickter Leitung cultiviren ließen. Die Konceffionen werden, je nach dem 
Umfange des Terraind, vom Präferten, vom Generalgouverneur, vom Kaljer, auf Antrag bed 
Kriegsminifterd und nach Anhörung des Staatsraths, ertheilt. Bisjegt iſt nur ein fehr Eleiner 
Theil des culturfähigen Landes wirklich angebaut, und Millionen Hände Eönnten dort noch reiche 
Beibäftigung finden. Zur Zeit aber hat Frankreich diefer Golonie noch immer große Opfer zu 
Bringen, und die wichtigften Ergebniffe der linternehmung feinen noch, außer der Zerftörung 
des Piratenweſens, die Bildung eines Ableitungskanals für Die Gährungsftoffe in Frankreich, 
die Erſchwerung des Bruchs mit England und die für das franzöfifche Heer eröffnete Kriege: 
ſchule zu fein, Neuerdings hat man auch angefangen, Sträflinge nad Algerien zu deportiren. 

Tunis, nad Often zu an Algier grenzenb, auf 3400 OM. 3—4 Mill. Einwohner um⸗ 
fajlend, von denen 140,000 auf die Hauptſtadt kommen, ift faft inimer den Geſchicken Algierd 
in mehrfacher Hinficht gefolgt. Zwar in der älteften Zeit nicht; denn es iſt eigentlich ver Sig 
des alten Karthago, deſſen Ruinen noch in ſchwachen Spuren in feiner Nähe fihtlih find. Wol 
aber, ald das arabiſche Reich auf jenen Küften gebrochen war. Ein Nachfolger des von Karl V. 
eingefeßten Königs, Namens Amiva, ward 1570 dur algierifche Truppen verjagt. König 
Philipp IL. ſendete den fiegreihen Don Juan d'Auſtria mit einer Flotte nad) Tunis, der es er: 
oberte , einen Better des vertriebenen Könige, Mehemed, einfegte und ein Fort zur Aufnahme 
einer fpanifchen Befagung erbaute. Schon 1574 wurde Stadt und Fort von den Türfen wieder: 
erobert, und der Barbareskenflaat war nun hergstellt. Mau feßte eine Milltärherrſchaft ein, 
mit einem Divan, an deſſen Spige ein von ſechs zu ſechs Monaten wechfelnder Aga, und ven ein 
großherrlicher Paſcha zur Seite ſtand. Nach einigen Jahren flürzte eine Militärregierung dieſe 
Verfafſung um und feßte einen Dei ein. Von da an ein unruhiges Weſen, durch das Beſtreben, 
fih von der Pforte unabhängiger zu machen, durch die Cinflüffe von Algier aus und durch den 
fteten Wechfel der Herrſcher in raftlofer Gährung erhalten. Im Jahre 1824 gelang es Sivi- 
Huflein, fid) zum erbliden Bei aufzuſchwingen, und von ba an regierte er das Land, an der 
Spige eined Divan von 37 Mitgliedern, in großer Unabhängigkeit von ver Pforte. Nach jenem 
am 20. Mai 1835 erfolgten Tode ging die Regierung frienlih auf feinen Bruder Sivt- 
Muftapha über, Bis auf die neuefte Zeit Haben die Korfaren von Tunis mit denen von Algier in 
ihren Raubzügen gewetteifert; nur daß Tunis nicht fo ausfchließlich fich dem Piratenwefen hin⸗ 
gab, nicht die gleiche politifche Rolle in ven Dienſten der Pforte fpielte und feinen wundervoll 
fruchtbaren Boden befler cultivirte. Die Stellung gegen die fremden Mächte war im Ganzen bie: 
felbe ; allein in den neuern Zeiten mußte es früher nachgeben, und die Koberungen, die Algier dem 
Lord Ermouth abſchlug, räumte Tunis ein. Früher noch hatte es eine Züchtigung von den Ber- 
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einigten Staaten von Nordamerika erfahren; denn dieſe warfen das Joch gar bald ab, daB die 
europälfchen Staaten folange getragen hatten, und Gommobore Decatur zwang 1815 fowol 
Algier, auf jede Tributfoberung zu verziäten, ald Tunis, Ihm ven Werth zweier Prifen, welche 
die Engländer aus feinem ‚Hafen heransgeholt Hatten, zu erfiatten. Tunis iſt gegen die Pforte, 
bie ihre Rechte über ihre Bafallenflaaten gern wieber wirkfamer machen möchte, hauptſächlich 
durch Frankreich geſchützt worden, und von dieſem wurde aud) dem Bei ein Iebenslänglicher Be⸗ 
flätigungäferman audgewirkt. Sini-Muftapha flarb 1837 und ihm folgte fein Sohn Sidi⸗ 
Ahmed, der ji, unter Beiftand feine® vertrauten Minifterd, des Chevalier Ruffo, eifrig bemühte, 
fein Land auf europäifchen Fuß zu fegen und namentli das ‚Heer in adhtunggebietender Weiſe 
zu geflalten, Mußte er auch 1842, auf Verlangen der von England unterftügten Pforte, einige 
Zugeſtändniſſe machen und fih 1844, bei einem Streite mit Sardinien, der Intervention Frank: 
reiche und Englands unterwerfen, fo gelang es ihm doch, hauptſächlich mit Hülfe Frankreichs, 
wo er auch 1846 einen Beſuch abftattete, ich in ziemlicher factifcher Unabhängigkeit zu erhalten, 
und bei dem Beiftande, den er 1854 der Pforte zu ihrem Kriege gegen Rußland leiftete, hatte 
fie Urſache, ih Glück zu wünſchen, daß Ihr früheres Verlangen, er folle fein Heer auf 1500 
Mann revuciren, nicht in bucdftäbliche Erfüllung gegangen war. Er ftarb 30. Mai 1855 und 
Hatte feinen Vetter Sidi⸗Mohammed zum Nachfolger, welchen in der jüngſten Zeit ein Act der 
Intoleranz feiner Unterthanen in Conflict mit Frankreich gebracht hat. 

Tripolis. Diefer dritte Barbaredfenftaat, auf 88571, OM., die aber zum großen Theile 
wũüſt liegen, wenig über 1 Mill. Cinwohner naͤhrend, hatte eine eitlang während ver Kreuz= 
züge chriſtliche Beherrſcher gehabt, war dann den Johannitern überlaſſen worden, aber nad 
kurzer Zeit in Biratenhände gefallen, die eine erblihe Militärherrfhaft organijirten, deren Vor⸗ 
ſteher, ver Paſcha, in verfelben nur anfcheinenven Abhängigkeit von ver Pforte fland wie bie 
Gebieter von Algier und Tunid. Tripolis blieb rober und räuberifcher als vie Beiden Nachbar: 
flaaten, da ed weniger mit dem politiſchen Geflechte der civillſirten Staaten in Berührung kam 
und mit den wildeſten Stämmen des innern Landes in mehrfacher Verbindung blieb. Aber bei 
geringern natürlichen Hülfsmitteln gelangte es auch nie zu gleicher Macht und gleicher Gefähr⸗ 
lichkeit. In der neueſten Zeit erfuhr es ähnliche Demüthigungen wie Tunis und mußte fich von 
England, Amerika und Frankreich ähnliche Bedingungen dictiren laſſen. Nun beſtand zwiſchen 
dem legten Paſcha Sidi-Ali und deſſen Neffen ein Thronfolgeſtreit, der elite die Kräfte des 
Heinen Staats aufreibende Verwirrung unterhielt. Der Paſcha fah fidh zulege in der Haupt: 
ſtadt von jeinem Gegner belagert. Da erſchien auf einmal eine türkiſche Flotte, von der.man 
fih, wenn nicht die thätige Unterflügung, doch jene moralifche Hülfe verfprach, welche eine vom 
Brofheren ausgehende Anerkennung und Beftätigung des Paſcha gewähren mußte. Allen fie 
brachte jogar Truppen, die am 27. Mai 1855 ausgeſchifft und mit offenen Armen empfangen 
wurden: Sivi-Ali ging am 18. auf das Admiralihiff, um eine Sonferenz mit vem türkifchen - 
Befehlshaber zu Halten. Hier aber warb ihm eröffnet, daß die Pforte für gut halte, das Land 
provijorii in Verwaltung zu nehmen. Die Türken ergriffen Bejig; Die Nebellen zerftreuten 
fich vor der ſichtlichen übermacht. Sidi-Ali ward nicht wieder and Land gelaſſen, ſondern nach 
Konſtantinopel gebracht. Das jetzige Regierungsſyſtem ver Pforte läßt dieſes Ereigniß als einen 
Vorſchritt zur Civiliſirung dieſer Gegenden erſcheinen, und Tripolis als türkiſche Provinz hat 
aufgehört Barbareskenſtaat zu fein. Beunruhigt iſt aber Tripolis mehrfach durch Aufflände der 
arabiſchen Bevdlferung und namentlich der innern Stämme worden. So nanıentlich 1842, wo 
Askar⸗Ali den Aufftand nicht anders zu Dämpfen wußte, ald daß er die Führer vefielben, unter 
eivliher Zufage ihrer Sicherheit, in fein Lager lockte und dann Hinrichten ließ. England be⸗ 
wirfte damals feine Abberufung. Aber auch unter feinem Nachfolger riefen deffen Erpreflungen 
1844 einen blutigen Aufſtand der Kabylen des Dichebetgebirgeö hervor, und noch 1856 dran⸗ 
gen aufſtändiſche Scharen bis in die Nähe von Tripolis. Die Paſchas Haben Öfterd gemechfelt. 
Der jegige ift Osman-Paſcha. 

Diefe Staaten waren zuleßt zu ohnmächtig und zu geringen Umfangs, ald daß fie ven hd- 
bern Kräften ihrer civilifirtern Nachbarn nicht hätten erliegen müflen, ſobald dieſe einmal Zeit 
gewonnen hatten, an ihre Bezwingung zu denken. Ungewiſſer fcheint e8, ob e8 jemals gelingen 
wird, das Neich Fez und Marokko auf diefem Wege aus der Reihe der Barbarenftaaten zu 
verdrängen. Denn diejed Rei, auf 13,700 OM. über 15 Mill. Einwohner umfaffend, Hat 
feine eigenthümliche Stellung errungen und behauptet und ſcheint in feinem Befteben der Aus⸗ 
drud eines Bebürfnifles zu fein, das kein willkürliches Schalten von außen ber duldet, vielmehr 
mur eine Durch eigene innere Entwidelung bedingte Erhebung zuläßt. In dieſen weſtlichſten 
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Theil Nordafrikas hatte fi von Anfang an die Gewalt der von Oſten hereinbrechenden Gebieter 
nur ſchwach erſtreckt. Die Eroberer glaubten and Ende der Welt geprungen zu fein, wenn fie 
bis Tanger und Bey famen, und wandten ji zur Rückkehr, zufrieden mit ber Anerfennung 
eines Schattens ihver Gewalt, Die Unzufriedenen, die in dem Wechſel der Groberungen Be⸗ 
fiegten, flüchteten dorthin; die Berbern find dort am zahlreichften und unabhängigften; vie Ara⸗ 
ber, die in die neuen Ideen, welche die Türken verbreiteten, nicht eingehen wollten, entwickelten 
bprt daß eigenthümliche Gepräge ver Mauren, wenngleich mehr in feinen Fehlern als in feinen 
Tugenden. Dort bildeten jih auch frühzeitig unabhängige Dynaftien. Iegt noch hält fich Die 
41557 von dem Scherif Mehemed, einem Abkönınling des Propheten, gegründete in ben König- 
reichen Fez, Marokko und Sud. Die Regierung hat den Charakter des orientalifchen Despotis⸗ 
mus in feiner roheften, durch nicht8 verfeinerten Geftalt; aber vie fortwährenden Thronftreitig- 
feiten machen es vielen Cinwohnern moͤglich, ji) dem drückenden Einfluffe der dadurch geſchwäch⸗ 
ten Regierung zu entziehen und in einem Zuftande der Unabhängigkeit zu erhalten. Wol müſſen 
die Völker für den Streit der Könige büßen; aber zuweilen werben ſie durch diefen Streit der 
Aufmerkſamkeit derfelben entzogen, Die nicht weniger laftend ift. Auch Marokko fendet Korjaren 
aus, wenngleich es nicht eigentlich in vem Piratenweſen die Bedingungen feiner Eriftenz ſuchte. 
Gerade deshalb aber und weil ed nicht in einem befeftigten Naubneft, fondern in einem meiten 
und bevölkerten Reiche die Stüge feiner Macht fteht, Hat ed dem Gewicht der fremden Staaten 
erfolgreicher trogen Fünnen und diefe zu manchen ſchmählichen Rückſichten auf diefen Barbaren 


ſtaat genöthigt. In den meiften Beziehungen fteht ed mit Spanien, das einige Befigungen auf 


feinem Gebiete hat, beſchützt durch Die Feſtung Ceuta, die fhon Graf Julian gegen Mufa ſieg⸗ 
reich vertheivigte. Spanischen und portugieiliden Flüchtlingen hat Marokko nicht felten einen 
erwünfchten Zufluchtsort dargeboten. Nach der franzöfiihen Beſitznahme von Algerien unter⸗ 
flügte Marokko anfangs den Widerſtand der eingeborenen Bevölkerung und namentlich die Be: 
ftrebungen Abd⸗el-Kader's bald heimlich, bald offen. Als aber eine franzöfifche Flotte unter dem 
Prinzen von Soinville am 6. Hug. 1844 Tanger und am 15. Aug. Mogador bombarbirt und 
Bugeaud am 14. Aug. 1844 die Maroffaner am Isly geichlagen hatte, ward am 10. Sept. 1844 
bon den Branzojen der Friede dictirt. Da der Sultan überdies fand, daß Abd⸗el-Kader ihm 
jelbft gefährlich werbe, vertrieb er ihn 1847 von feinem Gebiete. Doc haben die Schwierig: 
feiten, die ed den Maroffanern macht, ſich in das europäiſche Völkerrecht zu finden, wienerholte 
Reibungen nit europäiſchen Staaten, namentlih 1844 mit Spanien, 1849 und 1851 mit 
Sranfreich hervorgerufen, die jedoch alle mal damit envigten, daß, ſowie Europa Eruft zeigte, 
Marokko Genugtäuung leiftete. Man würde ſich aud) in der That mit dem Sultan allmalig in 
ein geordnetes und geſichertes Verhältnig ftellen können, wenn nur feine eigene Gewalt in allen 
Theilen feines Reichs eine wirkliche wäre. Gar mande, durch Ortlichkeit gefhügte Stämme er: 
fennen aber feine Autorität kaum dem Namen nad) an und verharren in der wilden Freiheit ver 
Barbarei, wo jie Denn aud) ven europäischen Nationen zumeilen läftig fallen, wie noch vor fur: 
zem ver befannte Vorgang mit den Riffpiraten gelehrr hat, bei welchem Prinz Adalbert von 
Preußen verwundet wurd. F. Bülau. 
Barbarour (Karl Johann), 1767 zu Marfeille geboren, ward in Angelegenheiten feiner 
Gemeinde 1792 nad) Paris geſchickt, wo er feine Stellung und feine Verbindungen benugte, 
um bie Fortſchritte der Revolution auf jede Weiſe zu begünfligen. Mit dem ganzen Ungeftüm 


° ver Jugend und bes fünlichen Charakters gab er ſich der Bewegung Hin, bie wie ein Orkan durch 


Frankreich ging und die gefellichaftlihe Dronung bis in ihre Grundveften erfchütterte oder zer: 
flörte. An dem Erfolge des entſcheidenden 40. Aug. hatte er großen Antheil, und fo entfchloffen 
er der Tyrannei entgegentrat, fo großmüthig erwies er fich dem Beftegten, wo kein Widerſtand 
‚ mehr zu befämpfen war.: An demfelben 10. Aug. rettete er mit eigener Gefahr mehren Schwei⸗ 
zern bad Leben, gegen die er ſelbſt gefochten hatte. B., allen Übertreibungen bingegeben, melde 
die Zeit begünftigte, alle Verirrungen theilend, denen fich die Jugend, von lockenden Täuſchun⸗ 
gen befangen, fo gern überläßt, war von der Natur mit einen edeln, großartigen Siune aus: 
geftattet, der feine Übertreibungen nie ind lingeheure, feine VBerirrungen nie ind Niebrige aus 
arten ließ. In den Convent gemählt, Schloß er fidh den evelften Männern, mit denen ihu eine an: 
geborene Verwandtſchaft befreundete, Vergniaud, Condorcet, Briffot, Guadet und feinen aus⸗ 
gezeichneten Gollegen an, die unter dem Namen der Girondiften berühmt find. Den Männern 
des Schredieng, dem Berge und ven Jakobinern, trat er mit einer Entfchloffenheit entgegen, bie 
Bewunderung verdient. Er griff die Gemeinde an, melche übermüthig die Geſetzgebung zu bes 
herrſchen ſtrebte, und verthrinigte ven Minifter Roland, zu deffen Untergang er die Heftigen des 
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Gonxestö verſchworen ſah. Auf der anderu Seite betrieb er dad Urtheil des Königs mit vers 
felben rückfſichtsloſen Thätigkeit und ſtimmte für deſſen Top, jedoch mit dem Vorbehalte der Ap⸗ 
pellation an das Volk. B., den großen Grundſaͤtzen huldigend, welche die edelſten Gemuͤther für 
die Revolution gewonnen hatten, da ſie die Morgenroͤthe eines ſchoͤnen Tages der ſich aufrichten⸗ 
den Manſchheit ſchien, kannte nur die Vorſchriften der Ehre, des Gewiſſens, Die Lehre der Theo⸗ 
rie, um bie Wirklichkeit und ihren abnormen Bang unbekümmert. Wie er ven Hof, feine auße 
geartete Umgebung und den Misbraud der Gewalt bekämpfte, fo befämpfte er auch vie rohe 
Macht des Poͤbels und feine ſchlechten Führer, ven Wahnſinn ehrſüchtiger Demagogen und ven 
Misbrauch der Freiheit. Er bot Die ganze Macht feiner Beredtſamkeit und nen ganzen Muth 
feines entfhlofienen Charakters gegen die Septembermorbe und ihre Anftifter auf. Da vie Gi⸗ 
zondiften indeflen jahen, daß die Ereignifle fih nach den Anfichten des Rechts und der Bernunft 
nicht geftalten wollten, und die Wirklichkeit eine andere Richtung nahm, als Die Idee bezeichnete, 
gingen fie in der hoffnungslofen Bleichgültigkeit, die Alles aufgibt, ſoweit, als fie früher in 
ihrer jugendlichen Zuverfüht gegangen waren, vie Alles gewinmen will. Sie entwarfen ven 
etwas abenteuerlichen Plan einer Republik, zu der fie das fühliche Frankreich geftalten wollten, 
wenn es Robeöpierre und dem Heilausſchuſſe gelingen follte, ihre Willkür in dem Norben zu 
‘begründen. Der Kampf der Parteien in vem Convent endete am 31. Mai mit der Niederlage 
der Birondiften.. B., mit feinen Breunden zum Tode verurtheilt, entfloh nad) dem Galvaboß, 
bildete mit andern Geächteten ein kleines Heer, mit dem fie den Konvent befreien wollten, und 
wurben geſchlagen. Durch die Flucht entzog er fich noch einige Zeit der Vollziehung des Todes: 
urtHeils, ward aber endlich ergriffen und am 25. Juni mit GOuadet und Salles zu Vordeaur 
hingerichtet. Er zählte 27 Jahre. 

DB. hat mebre Heine Schriften phyſikaliſchen Inhalts Herausgegeben und als Mitglied der 
Geſetzge bung über einige ver wichtigften Fragen der Zeit Bericht erflatter, welche Die reinfte Liebe 
der Freiheit atmen und fi durch eine gründliche Behandlung ebenfo fehr als durch muthige 
Anträge auszeichnen. In den legten Jahren feines Lebens ſchrieb er Denkwürbigfeiten, von 
denen aber ein Theil verloren ging. In denſelben findet fi folgende väterliche Ermahnung an 
feinen Sohn, die er ihm als ein Vermächtniß hinterließ: „Gelangſt du je wieder zu dem Beſitz 
des Bütchens, des Erbtheils meiner Bäter, defien man mid; beraubt bat, dann baue e8 mit eige: 
ner Hand; nur da iſt das Glück zu finden, Das Volk verbient nicht, daß man ſich ihm ergibt; 
denn es ift undankbar. Ich Habe die Franzoſen gejehen, geftern voll Gefühl, heute das Blut der 
rechtlichſten Männer trinfen. Wir müffen unferd Gleichen durch dad Beifpiel unferer Tugenden 
Dienen ; wenn fie leiden, dann muß man ihnen zu helfen fuchen. Aber ein fittenlofes Volk zur 
Freiheit führen wollen, ein Bolt, pas Gott läftert und Marat anbetet, das ift die abgeſchmackteſte 
alfer Thorbeiten. Diefer Poͤbel ift ſowenig für eine philoſophiſche Regierung gemacht ald bie 
neapolitaniihen Lazzaroni und vie Anthropophagen in Amerika. Baue der Freiheit einen Altar 
in deinem Haufe; fei ein ehrliher Mann, pflüge das Feld, das dich nährt, und beſchäftige dich 
ein wenig mit ven Wiflenichaften, die Dich zu Bott erheben. Das iſt meine ganze Lehre, mein 
Sohn. Lebſt du ned, dann empfange bie zärtliche Umarmung beined Vaters.” 

Das ift nicht die Refignation einer großen Seele, die in ihrem edeln Veſtreben dem Glüde 
unterliegen, aber nicht beflegt werben kann. Die Weltordnung ift feine Theorie, kein Syitem, 
von einen menſchlichen Geiſte gefchaffen, deren Gang und Zufammenhang der gefiheiterte Ent⸗ 
wurf eines frommen Bemäths, oder das Gelingen eines Verbrechens ftört. Brutus hatte Un⸗ 
recht zu jagen, die Tugend fei ein Phantom, da er das Laſter fiegreich jah. Die Tugend liegt 
nidt in dem Erfolge eines tugendhaften Willens, ſondern in diefem felbft. Condorcet, da er ges 
ächtet fein Haupt durch die Flucht dem Beile des Henkers entzog, hatte den Muth über die Fort⸗ 
‚fehritte des menfchlichen Geiſtes zu ſchreiben, an bie er, ein Opfer ver Tyrannet, noch glaubte. 

J. Weigel. 

Barnave (Anton Beter Joſeph), zu Grenoble 1764 von reformirten Ältern geboren, vers 
dankte feine erſte Bildung beſonders der Sorgfalt und Einficht feiner Mutter, einer durch Kennt 
niffe und Sitten ausgezeigneten Yrau. Lehre und Beifpiel, welche die mütterlide Hand als 
fruchtbringenden Samen audgeftreut, fanden einen Boden, den die Natur nicht undankbar ge= 
fhaffen hatte. Mitten unter ven Ausfchweifungen einer zügellofen Zeit, zu tenen alle Verbält: 
niffe des Öffentlichen und Privatlebens ermunterten, bewahrte er feine Sitten rein und feinen 
Charakter fleckenlos. Gab fich auch fein Geiſt den ungemeſſenſten Übertreibungen Hin, dann 
hielt ſich doch fein Gemuͤth in den Schranken ber Sittlichkeit und bed Rechts, und ald Menſch 
blieb er fo achtungswerth, als er als Staatsmann in vieler Beziehung tadelnswerth etiheint. 
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Sein Bater, ein angefehener und vermögenver Advocat, hatte ihn zu feinem Stande beflimmt, 
dem er fi auch bei dem Parlament von Grenoble widmete. Die Revolution fand ihn noch jung 
und bedeutungslos, brachte aber die ſchlummernden Kräfte zur ſchnellen Reife. In einer Ge= 
legenheitsſchrift, „Der Geiſt der Epicte”’ genannt, legte er feine Anfihten und Grundſätze dar, 
um bie Aufmerkſamkeit feiner Mitbürger auf fi zu ziehen und ihnen zu zeigen, was fie von 
ihm zu erwarten hätten. Er ſprach in derſelben feine Bewunderung für die engliſche Verfaffung 
aus, die er für die vorzüglichfte hielt, bie je ein Volk beglüdt. Bald fand er Gelegenheit, feinen 
politifchen Glauben in das Leben einzuführen und fi für die Verbreitung deſſelben thätig zu 
zeigen. Er warb zum Abgeorbneten bei ven Reichtſtänden ernannt, die der König den 8. Aug. 
4738 zufammenberufen hatte. B. zählte 28 Jahre, als er im Mat 1789 feine Stelle unter den 
Geſetzgebern Frankreichs einnahm, mit deren Verfammlung eine neue Zeitrechnung, nit nur 
für diefen Stuat, fondern für die gebilbete Welt begann. Die berühmte Sigung im Ballhaufe, 
welche den Sieg des dritten Standes entſchied und das Schickſal des Landes in die Hände feiner 
Bertreter gab, zeigte ihn als einen nicht unwürbigen Nebenbuhler Mirabeau's, dem man ihn 
auch fpäter oft entgegenfegte und felbft vorzuziehen ſich das Anfehen gab. Seine Berehrung, 
die er für die englifche Verfaffung fo entſchieden ausgefproden, wollte fi in feinem Benehmen 
. nicht bewähren ; denn beſtändig ſah man ihn in ver erften Meihe der Gegner bes königlichen An⸗ 
fehens und ver Macht der Krone, deren karge Refte zu vernichten fie befehäftigt waren. Er glaubte 
die Bewegung der Revolution nit genug befchleunigen zu koͤnnen und half auch die legten 
Dänme niederreißen, die fi ihrer wilden Strömung miberfegten. Und als die Wuth des Vol- 
Led, kein Geſetz mehr achtend, fich ihre Opfer unter ven verhaßten Großen fuchte und Launay, 
Fleffelles und Foulon auf eine ſchreckliche Weiſe mitten unter einer zahlreichen Bevölkerung ge- 
morbet und verflümmelt wurben, und Entfegen die Hauptſtadt ergriff, und die mitleidige Theil: 
nahme die ſchauderhaften Auftritte beklagte und ihre Urheber vor das Gericht der öffentlichen 
Meinung foberte, da.entfuhren dem unvorfichtigen Wifer B.'s die Worte: „Iſt denn das Blut, 
welches flieht, fo rein, daß e8 ſolches Bedauern verdient?” Die Außerung war unſchicklich, viel⸗ 
leicht grauſam unter den damaligen Verhältniſſen, ließ ſich aber durch das ſcheinheilige Mitge⸗ 
fühl, das Manche zur Schau trugen, erflären und entſchuldigen. Die Partei, welche ihren Geg⸗ 
nern nichts vergibt und nicht vergißt, Hat B. dieſe Worte nie vergeben und vergeſſen. Milder 
Hätte ex fich mit jenen Bürgerlichen durch die Frage ausgedrückt: „Wie! und unfer Blut, iſt es 
vielleicht Waſſer?“ 

Am 23. Juli flug 8. die Einführung ver Muntcipalitäten vor und fprad mit Rachdruck 
für die Organifation ver Nationalgarve. Für die Einziehung der geiftliden Güter erflärte er 
fi) entſchieden unb befämpfte Sieyes, der wenigſtens dad Vermögen der Geiſtlichkeit erhalten 
wiſſen wollte, wenn auch fonft Alles von ihr unterging. Da am 26. Dec. von der Ausübung 
der politifhen Rechte die Rede war, nahm au B. das Wort und fuchte zu beweifen, daß nidt 
nur die Broteftanten, fondern auch die Juden, ja fogar die Schaufpieler und Scharfrichter als 
Staatöbürger, gleich ven übrigen Franzoſen und Ehriften, angefehen und behandelt werden 
müßten. Uber eine fo kühne Koderung war man betroffen. Das war faft ärger ald die ärger: 
liche Frage: Iſt denn ihr Blut fo rein? Hier wäre bie merkwürdige Phrafe, mit der Sieyes bie 
geiftlihen Ber retten wollte, in B.'s Munde an ihrer Stelle geweien: „Sie wollen frei fein 
und wiffen nicht gerecht zu fein?” Immer vorwärts ging das Streben des jungen Mannes, 
wenn e8 fich auch nicht verfennen ließ, daß die Revolution das Ziel, wo Freiheit ſich mit Gefeg 
und Ordnung verträgt, ſchon überfchritten hatte. Vergeben tämpften Dounier, Lally-Tollen- 
dal, Dialouet, Lafayette, Bailly und felbft Mirabeau für pie Erhaltung des Konigthums mit 
einer Verfaſſung wie fie England Hat. B., der viefelbe Verfaſſung als ein Muſter pries, arbei- 
tete umermüblich daran, felbft ven Stoff und vie Elemente zu zerflören, auß denen fich eine folde 
BVerfaffung bilden ließ. Da die Freunde der gemäßigten Monardie 1789 einen Elub errichtet 
hatten, um ihre Grundfäge und Anfichten im Beifte der Erhaltung zu verbreiten und geltend 
zu machen, ftellten B. und feine Freunde, im Geiſte der Zerfiörung, demſelben einen andern. 
Club entgegen, der ald Geſellſchaft ver Jakobiner durch feinen furdtbaren Einfluß nur zu bez 
kannt geworben ift. Auch das Veto ver koͤniglichen Gewalt bei der Geſetzgebung beftritt B., 
und bei diefer Gelegenheit fagte Ditabeau im Zorne: „Die Wohlredner ſprechen für bie 
24 Stunden, die gerade ablaufen, und die StaatSmänner für die Zukunft.” Gewiß iſt, daß B., 
bei dieſer Gelegenheit wenigftens, nicht für die Zukunft ſprach. Der Strom der Volksgunſt nug 
ihn Hoch und immer höher auf feinen Wogen, und im Rauſche des Augenblicks vergaß er vie 
Zukunft und fah ben Abgrund nicht, dem der Strom ihn entgegenführte, den er zu leiten glaubte, 
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weil er ſich auf feiner Oberfläche hielt. In demſelben Sinne wie Bei dem denkwürdigen Streite 
über das Beto ſprach er ſich Über das Recht des Kriegs und des Friedens aus. Die Befugniß, 
jenen zu erklären und dieſen zu unterhandeln und abzuſchließen, 'wollte er nad Möglichkeit der 
vollziehenden Gewalt entzogen wiſſen. Dit flegender Beredtſamkeit ftellte er die Souveränetät 
des Volkes feft und gelangte von dieſem Grundſatze zu allen Folgerungen, welche die Revolution 
nicht blos begünftigten, ſondern felbft heiligten. Man kann viel Über dieſen vielbeftrittenen 
Grundſaz ftreiten, unbeftreitbar bleibt, daß. die Volköfouveränetät in der Theorie eine Noth⸗ 
wenbigfeit und Wahrheit, und in der Anmendung, beſonders bei dem gegenwärtigen Zuſtande 
der Geſellſchaft, eine Unmöglichkeit und Lüge fl. Wenn man In biefer Behauptung einen Wi: 
derſpruch finden will, dann muß man ihn auch in jeder Vorſchrift des Rechts und der Sittlich⸗ 
keit finden, deren Wahrheit emig und deren Verlegung täglich iſt. B. war ehrli, und wenn er 
Andere bettog, dann gefchah es nur, weil er ſich felbft betrogen Hatte. Er gehörte zu jenen Sün: 
dern, die, ji ihrer guten Abſicht bewußt, die böfe That nicht fcheuen, wenn fie ihrem Zwecke 
dient. Die Grenze ift leicht und zart, die ven Enthuflaften von den Fanatiker ſcheidet, und im 
Drange der Ereigniffe wird fie ſchwer erfannt und felten geachtet. B. fehte, wie jener Redliche, 
an feine Überzeugung Alles, das heißt: auch fi} ſelbſt. Er nahm Beinen Anftand, feinen Glau⸗ 
ben nicht blos durch das Mort, fondern auch durch die That zu erhärten und zu vertheidigen, 
und ſchlu "4 fih für venfelben mit Noailles und Cazales. Der Redliche aber, ver glaubt, Alles 
an feine Überzeugung fegen zu dürfen, weil er ven Muth bat, fich ſelbſt an fie zu fegen, vergißt, 
daß er über ih und das Seinige, nicht aber über Andere und dad Ihrige verfügen darf. Diefe 
gepriefene Redlichkeit fließt nicht die Selbſtſucht aus und wird leicht zur härteſten Unduldſam⸗ 
feit und Tyrannei, weil fie Die Welt nach ihrer Überzeugung und ihrem Glauben geftalten will, 
und wenn fie felbft ihre liberzeugung und ihren Glauben wechfelt, dieſelbe Bekehrung ganz ehr⸗ 
lich aud von Andern fodert. So war ed mit B. 

Zwei Ereignijle gaben feinem Öffentlichen Leben eine andere Richtung. Das eine war der 
Tod Mirabeau’s, ver wahrhaft ein Ereigniß gewefen. Diefer Riefe des Wortes, der vie Geſetz⸗ 
gebende Verſammlung auch gegen ihren Willen beherrſchte, war im Grunde ohne Nebenbuhler, 
als den ihm eine eitle Selbſtliebe oder neidiſche Eiferſucht an bie Seite ſtellte. Er hatte mit ge⸗ 
waltiger Hand den Felſen der Mevolution, der auf die Monarchie herabzuftürzen drahte, los⸗ 
gelöft, wie ihn, in ver Tiefe angefommen, der Riefe ver That aufhielt und fi feiner bemächtigte, 
um ihn zum Kaiferthrone auszuſchmücken. Mirabeau hatte vermegen vie Schleußen aufgezogen, 
die den Staat gegen den einbrechenden Strom ber gefellfhaftlichen Auflöfung und Zerftdrung 
fügen fonnten. Da er endlich die Verwüſtung fah, die er angerichtet, wollte er ihm in feinem 
wachſenden Laufe Schranken fegen. Sich überfchägend, wie das den Menſchen eigen ift, meinte 
er die Ereigniffe zu beberrichen, die auch den Gemwaltigften führen, ver fie zu führen glaubt, wo 
er, fie förbernd, ihnen folgt. Könnten Mirabeau und Napoleon die Zeit ihrer Wirkſamkeit ver- 
tauſchen und ihre Rollen wechſeln, dann würden Beide Feine große Stelle in ver Geſchichte fül- 
len. Mirabeau, folange er die Bewegung der Revolution befchleunigte, war allmächtig; ſowie 
er fi ihr verzögernb entgegenftellte, ging fie über Ihn weg. Das begriff B. und hielt mit der 
beſchleunigten Bewegung gleichen Schritt. Er ſah wohl ein, daß auf dem Argonautenzuge nach 
dem Goldenen Vließe des Ruhms und der Gewalt er ſich aus eigener Kraft mit Mirabeau nicht 
auf gleicher Linie halten könne, wenn ihm ber Wind der Volksgunſt fehle. Darum fuchte er auf 
jede Weife diefen zu gewinnen, und es gelang ihm, da fein Gegner fein Nebenbuhler nicht fein 
mochte. Mirabeau, fei ed nun, daß er wirklich die Gefahr erfaunte, die Frankreich in ver Zer⸗ 
flörung der königlichen Macht drohte, und aus Liebe zum Vaterlande ihr entgegentreten wollte, 
fei es — was wol mehr Wahrfcheinlicyfeit für fih Hat — daß er bei der Befeftigung des Throns 
feinen Vortheil beffer zu wahren hoffte, Mirabeau zog ji von der fogenannten Volkspartei 
nad und nad) zurüd und überließ in derfelben DB. vie erfte Stelle unbeftritten. Da der Ge⸗ 
fürchtete und wirklich Furchtbare nun todt war, wurden die Mittel überflüffig, durch die man 
fi} gegen ihn Hatte zu erhalten ſuchen müflen. Es iſt inpeffen möglich, daß die Ausficht auf die 
nahe Zukunft, die fich immer ſchrecklicher geftaltete, auch auf B. wirkte und ihn beſtimmte, einen 
andern Weg zu betreten. 

Daco zweite Ereigniß, das B. vorzůglich entſchieden haben mag, war die Flucht des Koͤnigs, 
durch welche die hinfällige Monarchie den Todesſtreich empfing. Als die Nationalverſammlung 
die Nachricht erhielt, Ludwig XVI. ſei mit ſeiner Familie zu Varennes angehalten worden, ſchickte 
fie B., Petion und Latour-Maubourg als Commiſſare ab, um die Gefangenen auf ihrer Rück⸗ 
Tehr nad der Hauptſtadt zu begleiten. Da fah ſich ver Führer des Volks, der Gegner des Koͤnig⸗ 
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thums, der Sprecher ver Revolution, an der Seite ver Glieder ver Fönigkichen Kamilie, in dem⸗ 
felben Wagen, Auge in Auge, jever nahen Berührung unwillkürlich bingegeben, dem guten 
treuberzigen Ludwig, ver unglückligen nod immer ſchoͤnen Königin und der fronmen anſpruch⸗ 
loſen Elifabeth gegenüber. B. war jung, gefühlvoll und ein Franzoſe. Soviel iſt gewiß, daß 
er von diefer Zeit an das Vertrauen der füniglihen Familie beſaß, e8 zu verdienen ſuchte und 
nad) Kräften in ihrem Intereffe wirkte. Es mard, wie jich erwarten ließ, auf die Entjegung Des 
Monarchen angetragen, und B. entwickelte die ganze Macht feiner Berebtfamfeit, die jih noch 
nie fo hinreißend, fo unwiderſtehlich erwiefen Hatte, um den König und das Königthun zu ret⸗ 
ten. Wirklich bewirkte er auch den Beichluß, der die Unverletzbarkeit des Monarchen ausſprach. 
Die Arznei zeigt die Krankheit, die man heilen will. Die ausgeſprochene Unverlegbarkeit des 
Könige bewies, daß ſich Alles zu feiner Verlegung verihiworen hatte. Das gilt in der ganzen 
Geſchichte unferer Zeit. Somie ein Decret, ein Beihluß, ein Gefeg, ein Schwur einen Gegen: 
ſtand erhalten foll, ift er verloren. Der proclamirte Wille zu retten ift ver Angftruf in der To⸗ 
besftunde. Das haben ver Königäthron, die Republik, die Gonfularregierung, das Kaiſerreich, 
die Freiheit und Gleichheit und die Religion erfahren. B. that indeſſen, was ihm Überzeugung, 
Pflicht und mehr noch Neigung geboten. Er war der Rath, ver Freund der unglüdlichen Be: 
wohner der Tuilerien, denen er auf jeve Gefahr beizuftchen ſich entihloffen hatte. Ex hoffte, 
Frankreich durch das conftitutionelle Königthum zu retten, das einzige Mittel dieſes und jenes 
zu erhalten. Zu diefen Ende aber mußte man ed dahin bringen, daß der Thron feine alten An- 
ſprüche auf Unbeſchränktheit und auf feine Macht durch Gottes Gnaden aufgab und vergaß und 
feing Sache von der Sache der Emigranten [hied. Ein neues Frankreich mußte mit einen neuen 
Königthum innig verbunden werden und von der Überzeugung durchdrungen fein, daß mit 
dem Wohle des einen das Wohl des andern ungertrennlich fei. In diefem Sinne zeigte fi B., 
Rafayette, die beiden Lameth und ihre Freunde und Gehülfen thätig. Es Fanı in diefem Geifte 
die Verfaffung zu Stande, die au von den Könige (14. Sept. 1791) angenommen warb. 
Man Hielt Frankreich für gerettet und am Ziele feiner Wünfche; es Herrfchte eine allgemeine 
Trunfenbeit der Freude. Es follte anders fonımen. Ich weiß nicht, ob Frankreich durch menſch⸗ 
liche Kraft und Weisheit damals zu retten war; aber davon bin ich innigft überzeugt, daß, wenn 
überhaupt noch Rettung möglich geweſen, fie allein durch die. conftitutionelle Monarchie bewirkt 
werden Eonnte. Gonftitutionelle Monarchie! Wie follten ver König, der Hof, der Adel und 
Alle, mit denen und durch die ein König, ein Hof, der Adel lebten und beftanden, den Übergang 
zu diefem Außerften finden, von dem entgegengejegten Außerften, dem überfommenen, legitimen, 
abfoluten Rönigthum! Aller ererbte Blaube, Heilige Überlieferung, Gewohnheit, Sitte, Ge: 
fühl und Begriff verwarfen und verbanımten dieſe politifche Kegerei. Es war, wie es fein mußte, 
immer gewefen und immer fein wird. Das Verwandte hielt fih an das Verwandte durch eine 
blinde Kraft gebunden, um mit ihm zu fliegen oder unterzugehen. Das ift das Schickſal, das im 
Leben des Menſchen herrſcht, daß er vem Triebe, der Neigung, einer geheimen Nötbigung und 
nicht der Einficht, dem Verftande nad) freier Prüfung und Erwägung folgt. Der König und 
die Königin ſchätzten B., glaubten an feinen guten Willen und feine Ergebung, und folgten ven 
Rathſchlägen ver Hofleute. B., verlegt, gebeugt und der fruchtloſen Anftrengungen müde, be: 
ſchloß, fi vom Hofe und der Hauptfladt zu entfernen und in zurüdgezugener Verborgenheit zu 
lebens Die Gefeggebenve Verfanmlung Hatte die Conſtituirende abgelöft, und die Mitglieder 
biefer waren mit vem Beſchluſſe auseinanbergegangen, daß feines verfelben eine Stelle in jener 
annehmen dürfe; ein Beſchluß, der die Conſtituirende Verſammlung bezeichnet, enelmüthig und 
großherzig, weil fie fich felbft von aller Gewalt ausfhloß, aber unbejonnen und gefährlich, weil 
diejelbe Gewalt, deren Misbrauch fo fehr zu fürchten mar, neuen Menſchen ohne Erfahrung und 
beftandene Prüfung überliefert ward. Ehe B. die Hauptitabt verließ, wollte er fi von der Kö— 
nigin vcrabſchieden. Er ward gütig aufgenommen. „Ihr Unglück“, ſprach er, „und das von 
Frankreich, welches ich vorausſehe, hatten mich beftimmt, mid Ihrem Dienfte zu weihen. Ich 
ſehe, daß meine Rathichläge ven Anfihten Ihrer Majeftäten nicht entfprechen. Von dem Plane, 
den man Sie verfolgen läßt, erwarte ich wenig Erfolg; Sie werden verloren fein, ehe bie Hülfe 
zu Ihnen gelangt. Sicher, daß ich die Theilnahme, welche mir Ihr Unglück eingeflößt, mit 
meinem Kopfe bezahlen werde, verlange ich ald Lohn dafür die Ehre, Ihre Hand zu Eüffen.” 
Die Königin reichte ihm gerührt vie Hand, welche feine Thränen benetzten. B. zog ih nad 
feiner Vaterſtadt Grenoble zurüd, wo ihn bald ein Beſchluß ver Gefeggebenven Verſammlung 
ereilte, der ihn in Anklageſtand verfegte. Auf feinem Laudgute bei Grenoble verhaftet, blieb er 
15 Monate im Befängniffe, nahm auf dem Wege nach Paris Abſchied von feiner DRutter 
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und feinen zwei Schweftern, in ber Überzeugung, daß dieſe Umarmung die legte fei. Va⸗ Reyg⸗ 
lutionsgericht verurtheilte ihn zum Tode, und der Ausſpruch ward den 18. Nov. 1793 yalkzogen, 
Als er das Blutgerüft beſtiegen, bot er fein Haupt dem Henker mit den Worten dar: „Das alſo 
ift die Belohnung Deffen, was ih für die Freiheit gethan!“ Er hatte 52 Jahre und Hinterließ 
weder Weib noch Kind. In der legten Zeit mar er wieder auf feine früheſten Grundſätze zurüd; 
gekommen. In dem Gefängniffe ſchrieb er noch die Worte niever: „Die freie und eingeſchränkte 
Monarchie ift die ſchoͤnſte Negierung, die je die Welt gelannt. Nationen‘, denen die Natur ge= 
ftattet Hat, zu dieſer Regierungsform zu gelangen, was jle euch auch gefoftet Haben mag, ihrhabt 
fie nicht zu theuer bezahlt!" Ein wahrer Ausfprud, wenn er von Bürften und Völkern richtig 
verftanden wird und der Wille Beider aufrigtig ift! 3. Weigel, . 
Baron, Baronie, f. Adel im Mittelalter. 
Barras (Paul Franz Johann, Vicomte von), geb. ven 20. Juni 1755 zu Johemboux in 
der Provence, ſtammte von einem altabeligen Geſchlechte. Es gab Faum ein reineres Blut in 
Frankreich, und ed war fprichwörtlich geworben, wenn man einen Dann von echter AbEunft bee 
zeichnen mollte, von ihm zu jagen: Er iſt edel wie die B. Zu dem Kriegsdienſte beflimmt, wozu 
ihn auch Anlage und Neigung zu berufen ſchienen, war er bis zu dem Grade eines Capitäns 
gelangt, ald vie Reichsſtände zufammenberufen wurden. B. bewarb fih um die Stelle eines Ab⸗ 
geordneten bei dem dritten Stande, bie er audy erhielt, da fein Bruder unter vem Adel ſaß. Im 
Befige eines bedeutenden Vermögens gab er ſich ven Lüften und dem Vergnügen Hin, die ed dem 
Reichen, beſonders in Frankreich, fo leicht wirb zu befriedigen. Doch er verfland die Kunft, 
Genuß und Anftand zu verbinden und fi in der öffentlichen Meinung zu erhalten, wenn er 
auch nur feinem Vortheil und feiner Neigung diente. In den Convent gewäßlt, flimmte er für 
den Tod ded Königs und ſchloß fih bei ven Berathungen und Befchlüffen ver Partei des Berges 
an. Inden Berfammlungen der Stellvertreter ver Nation fpielte er feine bedeutende Rolle und 
warb gewöhnlich zu Sendungen bei dem Heere gebraudt. Am 13. Vendemiaire, wu die Ser: 
tionen fih gegen ven Convent empörten, übertrug ihm diefer ven Oberbefehl über vie bewaffnete 
Macht. B., der ed immer verfland, bie Talente, Tugenden und Schwächen Anderer zu benugen, 
war fo klug, die Vollziehung des bedenklichen Auftrags dem jungen Bonaparte, den er jchon bei 
der Belagerung von Toulon fennen und würdigen gelernt Hatte, zu Üüberlaflen und fi ven Na⸗ 
men und die Berichterflattung vorzubehalten. Wir wiſſen, mit welchem Erfolge Bonaparte, ver 
an diefem Tage eigentlih den Grund zu feinem künftigen Glücke gelegt, den aufrührerifchen 
Souverän der Hauptſtadt durch Kartätfhen zum Behorfam gebracht hat. B.'s Verdienſt um 
die beſtehende Gewalt mar aber auch nicht zu verfennen, und als bie Gonftitution vom Jahre 3 
(1795) ind Leben trat, ward er in dad Directorium gewählt. Was biefe Regierung gewirkt 
oder geleiftet hat, gehört der Geſchichte an, und die Geſchichte Hat ed anerkannt. Bei ver Fähig⸗ 
feit und der erprobten Tugend einzelner Glieder derſelben zeigte ji in dem Benehmen ver Ge- 
fammtheit eine Unfähigkeit, eine Willfür, ein Geift ver Ränke, eine Schwäche und Anmaßung, 
die fie ebenfo verhaßt als verächtlich machte und Branfreih an den Abgrund des Verderbens 
drängte. Diefem Zuftande der Dinge machte der 18. Brumaire ein Ende. B. Hatte feine Luft, 
dem General Bonaparte, der jihern Schritted der Herrfchaft entgegenging, ben Sieg flreitig zu 
maden, fondern ſchickte fhon am 18. dem Rathe ver Fünfhundert feine Entlafjung ein. Das 
Schreiben, mit welchem er diefelde gab, enthält folgende Stelle: „Der Ruhm, der die Rückkehr 
des berühmten Kriegerd begleitet, dem ich dad Glück Hatte Die Bahn des Sieges zu Öffnen, bie 
glänzenden Beweife von Vertrauen, welche ihm der Geſetzgebende Körper und das Decret ber 
Nationalrepräfentation gibt, haben mic überzeugt, daß, an melde Stelle ihn auch in Zukunft 
das öffentliche Wohl berufen mag, die Gefahren ver Freiheit beflegt und vie SIntereljen der Heere 
gefichert find.” Man fagt, B. wollte ſich eine ehrenvolle Gapitulation verdienen, oder doch feinen 
Rückzug fihern. Er verſuchte es au) auf anderm Wege, mit dem Sieger zu unterhanbeln, wie 
er im Verdachte fteht, mit jeder mächtigen Partei im Augenblide ver Gefahr, und felbft mit ven 
Bourbond unterhandelt zu haben. Bonaparte mar Indeflen der Mann nicht, fi durch gefühl: 
volle Außerungen ver Thellnahme und Anerkennung gewinnen zu laffen, und fein Ziel, dad er 
wie der Hungerige Adler feine Beute im Auge behielt, aus gefälligen Nüdfichten auch nur einen 
Augenblid aufzugeben. B. bat ven Sieger endlich um ein ſicheres Geleit, das er aud erhielt, 
um feinen Rückzug nad) dem jhönen Schloffe Grosbois zu decken. Kaum aber war vie Conſu⸗ 
larregierung eingeführt, als er Befehl erhielt, Frankreich zu verlaffen. Er ging 1805 nad 
Brüſſel, nachdem er feine reichften Befigungen in Sranfreich verfauft hatte, und führte dort ein 
Staats = Lerifon. II. 22 
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ſeiner Relgung und feinem Geſchmacke angemeſſenes Leben in Pracht und uͤppigkeit. In den 
Hundert Tagen erhielt er die Erlaubniß, in das Vaterland zurũckzukehren, und wählte ſich Chail⸗ 
Int zum Aufenthalt. Die Ordonnanz Ludwig's XVIII., welche die Verbannung der koͤnigsmoͤr⸗ 
deriſchen Conventoglieder ausfprady und von den beiden Ranımern zum Geſetze erhoben ward, 
that von B. keine Meldung. Diefe Rückficht Hatte er ſich wahrſcheinlich in früherer Zeit verbient. 
Er ſtarb den 29. San. 1829 faſt unbemerft. 3. Weigel. 

Barrecht, f. Gottesurtbeil. 

Barrere von Vieuſac warb zu Tarbes von angeſehenen und achtbaren Altern geboren, 
die ihm eine ſorgfältige Erziehung geben ließen. Er widmete ſich dem Stande eines Anwalts 
mit Erfolg und beſchaftigte ſich früh mit ſchriftſtelleriſchen Verſuchen, die nicht ohne Beifall auf⸗ 
genommen wurben. In der Zeit der Zufammenberufung ver Reichsſtände, die eine neue Zu⸗ 
kunft vorbereitete, fo viele ehrgeizige Entwürfe ins Leben rief, fo viele Hoffnungen nährte und 
fo viele Beforgnifle erregte, fuchte er die Aufmerkfamkeit feiner Landsleute auf ſich zu ziehen. 
Jeder, der ſich geltend machen wollte, legte fein politifches Glaubensbekenntniß ab, um jeinen 
Mitbürgern zu fagen, was fie von ihm zu erwarten hatten. 3. erklärte fi ohne Rüdhalt gegen 
jede Art von Vorrecht ver Geburt. Er ward zum Deputirten ernannt und zeichnete ſich ſchon in 
der Gonftituirenden Verfammlung durch feine immer fertige Redſeligkeit aus, der ed nidht an 
Leichtigkeit und einer gewifien Anmuth, aber durchaus an innerm Gehalte, an Würde und an 
Tiefe fehlte. Sowie er viel und oft ſprach, fo ſprach er auch über Alles und von Allem mit der: 
ſelben Sicherheit und Unbefangenheit, von Finanzen, Verwaltung, Staatsret, Privatrecht, 
Gerichtsweſen, Religion und Unterriät, und von Allem faft in gleihem Tone, mit gleicher 
Theilnahme und Umſtändlichkeit. B. ift wol das gelungenfte Werk ver neuen Bildung und ihr 
höchſtes Mufter. Er weiß von Allem, ſpricht von Allem anziehen und leicht, beſchäftigt auf 
eine unterhaltende Weife und unterhält belehren, ſtrengt nicht an, hat Gründe für und gegen, 
ift zum Beweiſen nicht minder geſchickt und aufgelegt als zum Widerlegen, je nachdem der Vor⸗ 
theil, Zeit und Ort das Eine oder dad Andere räthlih mat. Man behauptete von B., bei 
wichtigen, entſcheidenden Verhandlungen, deren Ausgang nicht voraudzufehen war, wie am 
9. Thermidor, der Robespierre flürzte, habe er zwei Berichte und einen boppelten Antrag in ber 
Tafche gehabt, um nach den Umfländen von einem derſelben Gebrauch zu machen. Seine Freunde 
rühmen mit Reit an ihm, er jet immer ein guter Apoftel geweſen, obgleih ihm jede Anlage 
zum Märtyrer gefehlt." Er gründete das erfte politifche Blatt ver Revolution: „Le point du 
jour‘, das ven Verhandlungen ver Nationalverfammlung beſonders gewidmet war. Da die 
Verfaffung berathen wurbe und der König Bedenken trug, einigen Artikeln verfelben feine Ge⸗ 
nehmigung zu ertheilen, ftellte B. den Grundfag auf, daß die conftitutionellen Verfügungen 
der Billigung des Königs nicht bebürften und dad Veto nur auf die gewöhnlichen Gefeße an⸗ 
wenbbar fei. Er führte feine Behauptung mit großem Scharffinn durch und fuchte darzuthun, 
daß die Verfaffung ver Prüfung der vollziehenden Gewalt nicht unterliegen könne, der e8 bloß 
freiftehe, derfelben beizutreten und fo dieſen Zweig der Staatögewalt zu übernehmen ober nit. 
Kein Zweifel, daß nad) dem Grundfage ver Souveränttät, die man in ber Geſammtheit fand, 
B.'s Anficht fih nicht mit Erfolg beftreiten ließ. Ebenfo folgerecht verfuhr er bei ven lebhaften 
Erörterungen ‚ıdte nach der Flucht der koͤniglichen Familie die Verſammlung befchäftigten. Er 
äußerte, ver König, als ſolcher, ftehe nicht über dem gemeinen Rechte, und es fel ungeſetzlich, daß 
man ihn durch Gommiffare wolle verhören lafien. Auf feinen Antrag war der Witwe Rouf: 
feau’8 eine Penſton bewilligt. Bel der Beerdigung Mirabeau's hielt er deſſen Leichenrebe. 
Während ver Gefeßgebenden Verſammlung, von der ſich die Mitglieder der Conſtituirenden felbft 
ausgef&loffen hatten, ſaß B. eine zeitlang im Cafſationsgericht. In den Gonvent gewählt, 
zeigte er die gemohnte unermübliche Rührigkeit. Mit muthiger Energie erhob er ſich gegen bie 
Anmaßung der Munteipalität von Paris, die einen fo unglücklichen Einfluß auf den Convent 
gewann. Er war Mitglien des Conſtitutionsausſchuſſes, in welchem feltfame Anſichten und 
Charaktere fih zufammenfanden, wie Briffot, Danton, Vergniaud, Sieyes, Petion und Tho⸗ 
mas Payne. Als der Proceß Ludwig's XVI. begann, führte B. den Vorfig im Konvent und 
Iettete die erfien Verhandlungen. Er ſtimmte für den Top ohne Auffchub, verfaßte die Adreſſe 
an die Franzoſen über ven Tod des Tyrannen, trug auf die Beftrafung der Mörder vom 2. und 
3. Sept. und auf die Berweifung der Bourbond an. Bel ver Bildung des Heilsausſchufſes 
(7. April 1793) ward er zum Mitgliede deſſelben ernannt und blieb an dieſer Stelle bis nad 
dem Sturze Nobespierres. An der Ausübung der Gewalt diefer furchtbaren Behörbe, die ſich 
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De einflußreichften Männer vorbehalten hatten, nahm er wenig, faft keinen Antheil, begnügte 
ſich mit ber Abfafjung der zahlseihen Berichte und dem Vortrage und der Rechtfertigung ber 
Beilüffe. Unter feinen mannichfaltigen Vorträgen verbient einer beſonders Erwähnung, ber 
von den Mitteln Handelt, die Bettelei, dieſen Ausfag der Monarchie, wie er fie nennt, auszu⸗ 
totten. Zu dem Ereignifle des Thermidor wirkte ex Fräftig mit, um von Denen, deren Helfer 
er geweſen, ſelbſt angeklagt und verurtheilt zu werben. Erft zur Devortation verdammt, dann 
freigeſprochen, ward er vor das Peinliche Gericht geftellt, und da dieje Verfügung zurückgenom⸗ 
men, dad erfle Urtheil feiner Deportation betätigt. Er fand Mittel, aus dem Gefängniffe zu 
entfommen, und erhielt feine Kreiheit und gänzliche Losiprehung durch das Amneflievecret, 
welches ven Proferibirten des 18. Sructivor ihre Ehren und Rechte wiedergab. Darauf arbeitete 
er an einer Zeitfhrift: „Memorial anti-britannique”, deren Zwerl der Titel angibt. Auch ift 
ex Berfafjer mehrer anderer Schriften, bie in der Zeit Aufmerkſamkeit erregten, und zu denen 
eine über die Freiheit der Meere, eine Lobrebe auf ven Kanzler ’Hopital und Anmerkungen 
über Monteöquieu gehören. In den Hundert Tagen warb er in die Kammer der Nepräfentan- 
ten gewählt. Nach ver Reftauration durch die Ordonnanz vom 24. Juli 1815 verbannt , lebte 
er bis zu der Revolution von 1850 in Brüffel und kehrte dann wieder in fein Vaterland zurück. 
Im Jahre 1851 wurde er von feinem Heimatsdepartement ( Hautes- Byrendes) in die Kammer 
gewählt. Man annullirte dieſe Wahl megen Kormenfehler, und die Regierung gab ihm dafür 
eine Stelle in dem Generalconfeil diefed Departement, die er im Jahre 1840 infolge hoben 
Alters niederlegte. 2. ſtarb am 14. San. 1841. Er Hatte dem jüngern Garnot feine „Me- 
moires“ übergeben, die verfelbe auch (2 Bde. , Paris 1842) verdffentlihte.e I. Weigel. 
(Maria Johanna, Gräfin Du) war 1744. zu Baucouleurd von unbemittelten und, 
wie wir und auözubrüden pflegen, gemeinen Altern geboren. Die Gefchichte einzelner, ſelbſt un= 
bebeutender, ja nichtöwürbiger Menſchen kann oft die eines Reiches werben und feinen nahen 
Berfall oder eine nicht ferne Revolution verfünden. Das ift wirklich ver Fall mit diefer B., 
deren Leben uns fagt, baß bie ſchlechte Hofwirthſchaft ji ihrem Ende nahen muß, wenn das 
franzoͤſiſche Volk nicht das fchlechtefte aller Völker iſt. Ihr Geſchlechtsname ift Vaubernier, 
und ihr Vater war ein untergeorbneter Angeftellter bei ver Pachtverwaltung. Da diefer früh 
farb und die Mutter in ihrem Wohnorte ihren Lebensunterhalt nicht zu erwerben wußte, zog 
fie mit der Fleinen Maria nad) Paris. Diefe ward von Verwandten in einem Klofter unter: 
gebracht, wo fie bis zum funfzehnten Jahre blieb, und vann zu einer Modehändlerin in die Lehre 
gegeben. Das Maͤdchen war ſchoͤn und zeigte Anlagen, die in Paris nicht unbeachtet blieben. 
Auch zählte fie bald eine Schar von Liebhabern, unter diefen einen Strafen Johann Du Barrt, 
der fi in der wüften Liederlichkeit einen Namen gemacht hatte. Der Graf kannte den Lieblings⸗ 
fammerbiener. des Königs, der für einen gewiflen Zweig-der Vergnügen Sr. Majrftät Sorge 
trug. Der Monarch war alt geworden, hatte viele Langeweile und zeigte ſich verbrießlih. Der 
Hof, beflürzt über dieſe Salamität, bot Alles auf, um ihr abzuhelfen. Der Graf Johann mußte 
fein wirkfameres Mittel als feine Maria Johanna, und war großmüthig genug, dieſelbe dem 
Öffentlichen Wohle zum Opfer zu bringen. Der Kammerbiener, der in feinem Fache kein Neu: 
ling war, fand das Mittel gut, nur bedenklich anzuwenden, wenn Se. Majeftät erfahren jollte, 
aus welcher Schule die Beliebte fam und wie viele Vorgänger und Mitbewerber von ungleihem 
Stande und Range der neue Liebhaber ſchon zählte. Indeſſen Hatte der Verzug Gefahr, und die 
böfe Laune des Herrn, die ſich mit jedem Tage verfhlimmerte, ließ eine Kataftrophe fürchten. 
. Große Noth erzeugt große Kraft. Der Rammerbiener that den entſcheidenden Schritt. Und wie 
in ſchweren Zeiten felten eine Tugend, ein Talent over auch ein Laſter einfam und ohne freund: 
lie Unterflügung ſteht, fo auch hier. Die neue Geliebte mußte einen Namen und Titel Haben, 
ba eine bürgerliche Neigung und Leidenſchaft, nach alter guter Sitte, nicht hoffähig war. Es ifl 
fehr zu Ioben und gewährt nicht wenig Troft, wenn man die zehn Tafeln der Etikette noch in 
Ehren fieht, wo menfchliches und göttliches Gebot verächtlich over lächerlich geworben iſt. Es 
war alfo Hier, wie gefagt, um Titel und Rang zu thlın, und ver Graf Iohann, deſſen willfäh- 
tige Aufopferung wir ſchon bewundert haben, zeigte ſich wieder als treuer Helfer in der Noth; 
er ſchlug ſeinen Bruder Wilhelm zum Gemahle der Modehändlerin vor, die dadurch Namen und 
Rang erhielt. Es geſchah, und nach der eben nicht Heiligen Handlung ver Trauung Fehrte ver 
fingirte Cheherr mit reichen Geſchenken und einer ſtarken Penſion in feine Provinz zurüd, und 
die grabuirte Maria Johanna war würdig, in pas Gemach des Königs einzuziehen. Doch ſchrieb 
bie firenge Etikette die Einführung durch eine Dame von Hohen Range vor, und e8 war auch 
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piefe Schwierigkeit noch zu befeltigen. Die Frau v. Vearn ward vorgefihlagen, die aber and 
allzu zartem Ehrgefühl Bedenken trug, ſich dem Auftrage zu unterziehen. Da fle indeſſen eine 
ſchoͤne Stelle für ihren Sohn und für fi noch eine Anmeifung von 100,000 Fr. auf pen Schat 
erhielt, fo verföhnte dieſer Umſtand ihr Ehrgefühl und erleichterte ihr Gewiſſen. 

Mrun lag der König von Frankreich zu ihren Füßen, und da fi Frankreich in der Perfon 
des Königs darftellte, fo war fie, als die @ebieterin des Gebieterd, Herrin von Frankreich. Ein 
Meer von Huldigungen umftrömte fle in der höchſten Flut. Es ift Wahrheit, wenn man erzählt, 
daß der Inhaber der erften Magiftratur des Reichs und Se. Eminenz ver Nuntius des Papſtes 
wetteiferten, der allmächtig gewordenen Baubernier ihre Pantoffeln zu apportiren. Sie über 
nahm ſich indeſſen nicht in Ihrem Glücke und war bei weitem nicht fo ſchlecht wie die Schlechten, 
die aus ihrer Schlechtigkeit Vortheil zu ziehen wünſchten. Sie hatte eine gewiſſe Gutmüthigkeit, 
bie ſich mit dem Leichtſinne gern verträgt, und wenn ſie auch dad eigene Vergnügen über Alles 
liebte, dann hatte fie doch für fremden Schmerz und die Leiden Anderer ein weiches Mitgefühl. 
Sie bot ihren Einfluß auf, un mehren Menfchen dad Leben zu retten, das fie, wie es ihrem na⸗ 
türlihen Verſtande fhien, auf eine ungerechte Weiſe verlieren follten. So war aud ein jungeö 
Mädchen von Liancourt, dad, von einem GBeiftlihen verführt, mit einem todten Kinde nieder= 
gefommen war, ohne ihre Schwangerſchaft nah VBorfchrift vorher angezeigt zu haben, zum Tobe 
verdammt worden. Die B., die um ihren Beiſtand angefprodyen warb, fhrieb folgenven Brief 
an den Kanzler: „Dein Herr Kanzler, ich verſtehe nichts von Ihren Geſetzen; aber fie find in= 
gerecht und barbariſch; fie find ver Politik, der Vernunft und ver Menfchlichkeit entgegen, wenn 
fie ein armed Mädchen morben, das mit einem tobten Kinde nievergefonmen ift, ohne e8 erflärt 
zu haben. Anliegender Bittfehrift zufolge ift pie Supplicantin in diefem Falle. Es fheint, daß 
fie verurtheilt worden, einzig, meil fie das Geſetz nicht gekannt over ed aug einer fehr natürlichen 
Scham nicht befolgt Hat. Ich verweife die Prüfung ver Sade an Ihre Billigfeit. Aber viele 
Unglüdtliche verdient Nachſicht; ich verlange von Ihnen wenigſtens eine Milderung der Strafe. 
Ihr Gefühl wird Ihnen pas Übrige eingeben.” Andere ald vie Frau Gräfin Haben ed aud) ver⸗ 
ſucht, der Hohen Gerechtigkeit die Unmenfchlickeit und Grauſamkeit ihrer Geſetze nachzuweiſen, 
Andere, bie nicht inie die B. fagen mußten: Ich verſtehe nichts von Ihren Gefegen; aber die hohe 
Gerechtigkeit, die Zunft nämlich, welde ihre Handwerksvorzüge und Vortheile zu wahren hat, 
ihren Meifter an der Spige, nahm dieſe Einſprache fehr übel, die in ihren Augen nichts Gerins 
gered als ein Aufftand gegen die göttliche und menſchlich Ordnung war. Der Frau Gräfin ward 
der Schritt nicht übelgenommen, fonvern hatte ven erwünſchten Erfolg. Soviel mehr hängt 
von. dem Umftande ab, wer etwas thut, ald was er thut. Auf gleiche Weife rettete Die B. dem 
Grafen und ver Gräfin Lonerme, die zum Tode verurtheilt worden, weil fie fih gegen die Juſtiz 
empört (pour röbellion à Justice), das Leben. 

Der König Hatte Feine Freude mehr ohne Die Geliebte, und feine Freude Hatte er nicht wohl: 
feil. Er gab ihr monatlich 300,000 Fr., ohne die bedeutenden Geſchenke, die fie erhielt. Sie 
brauchte viel, und was fie nit nöthig hatte, konnten ihre Freunde brauchen, für die fie groß: 
mütbig zu forgen pflegte. Den 1. San. 1770 trat fie munter vor den König und erbat ſich als 
Gefchen? zum Neuen Jahre für eine Freundin eine eine Gunft, die jährlih 40,000 Fr. ab⸗ 
warf. Der König lächelte und entfchulbigte ſich mit der Unmöglichkeit. Zornig rief die Gräfln: 
„Das iſt dag virrte mal, daß ich um etwas bitte, was mir abgefchlagen wird; foll mich der Teu⸗ 
fel holen, wenn ich Ihnen je wieder befchwerlich falle!” Der König war entzüdt und von der 
Huſarenart der Geliebten ganz bezaubert. Er lachte herzlich, und wenn der König late, war 
dann Frankreich nicht vergnügt? Hat Stanislaus zu viel getrunfen, dann kann Polen fid nicht 
auf ven Beinen halten. Daß vie Gräfin das Geſchenk erhielt, verſteht fich von felbft ; aber fie ex⸗ 
hielt e8 für fi. Es grenzt an das Unglaubliche, was glaubwürdige Zeugen von der auögelaf- 
jenen ſchamloſen Liederlichkeit des Hofes berichten. Zu. CHoifi hatte Die Gräfin ein Fleined Thea⸗ 
ter zum Hausgebrauche einrichten laflen, auf dem die frechften Poſſen und anzüglichften Schnur⸗ 
zen gegeben wurben. Es kamen Scenen vor, welche die betrunfenen Gäſte einer Dorfichente 
ſchamroth machen würden. Sie vergnügten den König über die Maßen, der oft in Gefahr kam 
vor Lachen zu erftiden. Und die höchſten Staatsbeamten, die Angefehenften vom Abel, Prälaten 
und Danıen bewarben fih um bie Ehre, diefen VBorftellungen beimohnen zu dürfen. In den nie= 
dern Regionen freilich fah es anders aus, und das Volk hatte Schaufpiele anderer Art, zum Bes 
luftigen eben nicht befonders eingerichtet. Der Hof brauchte viel, und dad Geben ward mit je⸗ 
dem Tage ſchwerer. Es war faum mehr ein neued Mittel zu entveden, Geld zu erpreflen unb 
die Abgaben zu fleigern. Seit 1765 beftand eine Gefellfchaft, die den Alleinhanvel mit Getreide 
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an ſich gekauft hatte und demnach den Breis deileiben nad Belieben erhöhen und felbft zum 
Zeitvertreibe, wenn es ihr einflel, Mangel oder Wohlleben erzeugen konnte. Der Act, durch 
welchen der edeln Geſellſchaft das ſchöne Privilegium ertheilt worden, hieß fpäter, da es fein Ges 
heimniß mehr war, ſehr paflend der Hungerpact. Minifter, Intendanten, felbft Prinzen und 
hohe Beamte hatten Actien bei diefer ſchändlichſten aller Speculationen. Und man fragt, mas 
die Pönigliche Würde, was die Majeftät des Throns herabgewürbigt, die höhern Stände um bie 
Adtung, die Geſetze um ihr Anfehen, die Religion um ihren Einfluß gebracht, und kann ji) die 
furchtbare Erſcheinung, die fich vorbereitete, nur durch die Philoſophie des 18. Jahrhunderts, 
oder gar durch die Aufhebung des Ordens der Jeſuiten erklären! 

Der Einzige, der ed unter ven Großen bed Reichs magte, der B. nicht zu huldigen, war 
der Miniſter Choiſeul, in deſſen Händen faft alle Angelegenheiten des Staats lagen und ben 
man für unentbehrlich hielt. Mehr als einmal hatte man alle Ränke aufgeboten, am feine Ent⸗ 
laſſung zu bewirken; aber ohne Erfolg. Es galt nicht blos einen Höfling, fondern aud einen 
Geſchaͤftsmann zu erfegen. Der Minifler wurde indeſſen um fo läftiger, da er Anſtand nahm, 
gegen die Parlamente entſchieden aufzutreten, die ji dem Hofe nicht immer fügen wollten. 
Diefen Umſtand wußte man gefickt zu benugen. In dem Pußzimmer der B., gerade dem 
Sie gegenüber, den der König einzunehmen pflegte, warb das Porträt Karl's I. von Eng- 
Iand aufgeftellt. Ludwig XV. betrachtet das Bild und macht feine Bemerkungen über daſſelbe. 
Die Beliebte, die ihre Rolle einftubirt, weiß auch etwas von ver Geſchichte und theilt was zur 
Sadıe gehört dem Monarden mit, und fließt mit ver Nuganwendung: „Shre Barlamente 
wollen Sie behandeln, wie das von England König Karl behnnbelt hat, und Choiſeul madt 
mit nen Fönigömörberifchen Parlamenten gemeine Sache.“ Schwache Könige, bemerkt ber 
Säriftftelfer, dem wir diefen Zug entnehmen, beherrſcht man durch Furcht und nit durch 
Schmeichelei. Die Schmeichelei wird ihnen fo reihlid und in Übermaße gegeben, daß fie am 
Ende nit mehr wirft. Ludwig XV. fah das Bild mit Entfegen an und fühlte ängftli nad 
feinem Kopfe. Um diefen zu erhalten, warb Ghoifeul aufgegeben. Er empfing folgendes aller= 
gnädigfte Schreiben: „Mein Better, das Midvergnügen, weldyes mir Ihre Dienfte verurſachen, 
nöthigt mi, Sie nad) Chanteloup zu verweifen, wohin Sie fi innerhalb 24 Stunden begeben 
werben ; ich hätte Sie viel weiter geſchickt, wäre die beſondere Achtung nicht, die ich für die Kran 
Herzogin v. Choiſeul habe, deren Geſundheit mir fehr intereffant if. Nehmen Sie fih in Acht, 
daß mid Ihr Benehmen nicht einen andern Entſchluß faflen läßt. Darauf bitten wir Ott, daß 
er Sie, mein Better u. |. w.’ So hatte die Gräfin auch über den ſtolzen Choiſeul gefiegt, ber 
ſich nicht erniedrigen wollte, ihr ven Hof zu machen. Voltaire war nicht To bedenklich; er feierte 
die fönigliche Maitreffe in gebundener und ungebundener Rede, in gereimter und ungereimter 
Niederträchtigkeit. Er hatte vie Bompabour befungen und beſang nun mit gleicher Ergebung 
die B. Bei jener verdiente er fi durch feine Schmeicheleien ven Kammerherrenichlüffel, der das 
Ziel feined Ehrgeized war; dieſe Eonnte ihn in feinem ebeln Streben noch weiter bringen. 

Indeſſen waren vie Feinde der Gräfin aud nicht müßig. Hatte dieſe in der Furcht des 
fhwaden Königs das Mittel gefunden, den mächtigen Herzog v. Choiſeul zu ftürzen, fo konnte 
daſſelbe Mittel auch ihnen dienen. Die Anpäctigen, die an einem üppigen Hofe Feine feltene 
Erſcheinung find, beichloffen vavon Gebrauch zu machen. Sie zählten auf das Feſt der Heiligen 
Dftern und auf die Beredtſamkeit des Abbe Beauvald, die das ſchlummernde Gewiſſen ded Kö: 
nigs weden jollte. Er hatte fhon in einer frühern Predigt gegen die verberbten Sitten des Hof 
gebonnert und die Genofjen der Ausjhweifungen des Monarchen fo treu und wahr geſchildert, 
daß man fie auf den erften Bli erkannte. Als man aus der Kapelle ging, fagte Ludwig zu dem 
Herzog v. Richelieu: „Herr Herzug, Heute hat der Prediger Ihnen viele Steine in den Garten 
geworfen.” — „Ja, Sire“, erwiderte der Höfling, „und fo ftarf, daß ſie in dem Park von Verſail⸗ 
led widerprallten.“ — In der nächſten Predigt ging ver Abbe noch weiter und gerade auf bie 
Angſt des Königs los. Er ſprach von den Qualen ver Hölle und rief endlich im feierlichen Tone 
des Propheten: „Noch vierzig Tage, und ihr werdet vor Gott erfcheinen, um gerichtet zu werden 
nad euern Werken.“ Der König mochte ſich nach feinen Werfen eben nicht den erfreufichften 
Ausgang des Berichts verfprechen und war fehr Fleinmüthig. Die Gräfin nahm e8 nicht fo 
ernft und mollte ven Prediger für feine Infolenz beftraft wiffen. ‚Nein‘, erwibderte ver König, 
„er thut, was feined Handwerks ift”, und gab dem Beiftlichen dad Bisthum Senez ald das beſte 
Mittel, jtch mit dem Simmel abzufinden. 

Wenn der Monarch anfing, fih mit ver Ewigkeit zu beichäftigen, was fonft feine Sache 
nicht geivefen, dann kam ed daher, weil ihn die Zeitlichkeit nad) und nad) aufgab. Er wurde alt 
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und ſtumpf, und, überfättigt in jeder Beziehung, war er gefühllos geworben. Um feine vers 
welkte Sinnlichkeit etwad aufzufriſchen und bie abgeftorbene Begierde wieberzubeleben, legte 
man ihm, mit Zuflimmung der Gräfin, ein fhönes, junges Mädchen, bie blühende Tochter eines 
Schreiners, bei. Den Abend bes folgenden Tages befand jidh der König nit wohl. Bald dar⸗ 
auf zeigten ſich die Blattern, und nad) angeftellter Unterſuchung ergab es ih, daß er von dem 
Madchen angeftedt worden war. Das Übel wurbe bedenklich, und ver Hof gerieth in die größte 
Beſtürzung. Man floh ven Kranken, der Anftedung wegen, und zeigte eben auch nicht die größte 
Rührung, weil man fein Ende nahe glaubte. Die B. wollte fi durchaus nicht von ihm trennen 
laſſen; ex aber wollte jie nicht wieverfehen. Es gelang ihr invefien, bis in vie Nähe feines Bet- 
te8 zu kommen, und der Kranke ſprach zu ihr: „Madame, ich bin fehr unwohl und weiß, was 
ich zu thun habe; wir müffen und trennen. Gehen Sie nad) Ruel zu dem Herzog v. Aiguillon ; 
feien Sie verfihert, Daß ich Immer bie zärtlichfte Freundſchaft für Sie haben werve. Die ent= 
laſſene Geliebte war erftarrt vor Schmerz und Schreden, that aber, wie befohlen morben. Sie 
hatte eine Seele in dem feelenlofen Kreife, ven nur die Etifette beleben konnte. Sie war leicht⸗ 
fertig aber gutmüthig und hatte alle die Fehler des Weibes, das die Sinnlichkeit beherrſcht, aber 
auch vie gefälligen Bigenfhaften, vie ſich damitſvertragen. Iſt ed nicht, als liege der «Hof gleich 
einem Labyrinthe in dem weiten Reiche, das die Beflimmung hat, dem Minotauruß, der in dem 
Labyrinthe Hauft, die Opfer zu fenven, die das Ungeheuer ſich audgelefen? Die Gräfin ſelbſt 
war ald Opfer dahin gelonmen, und unter Denen, die opferten, unter ven Berworfenen nimmt 
fie wahrhaftig nicht, als die Verworfenſte, die erſte Stelle ein. 

Der König ſtarb; mit ihm farb der B. Die Welt. Diefe hatte einen andern Herrn, einen 
andern Glauben, einen andern Bott. Der neue König verwies fie in ein Klofter, bewilligte ihr 
indeflen eine beveutende Benfion und lie einen Theil ihrer Schulden bezahlen, vie über eine 
Million betrugen. Ihr Vermögen war übrigens nicht unbebeutend; aber jie brauchte nach alter 
Weiſe viel und ward Öfter beftohlen. Der größte Verluſt, den fie auf dieſe Weiſe erlitt, beftand 
in Diamantne, die man in London entbedte, wo aud) Die Diebe eingezogen wurden. Sie madjte 
in diefer Angelegenheit, wie fie fagte, mehre Reifen nach London, durch die fie ber argwoͤhni⸗ 
ſchen Regierung verbädtig wurbe. Es gehörte damals, 1793, wie bekannt, nicht viel dazu, um 
des Verraths und Hochverraths Überwiefen zu werden und auf dem Blutgerüfle zu enden. 
Bor pad Revolutionsgericht geftellt, war fie zum Tode verurtheilt und am 7. Dec. hingerichtet. 
Bis zu dem Urtheildfpruche hatte fie viel Gegenwart des Geiſtes gezeigt; aber die Anfünbigung 
des Todes erfüllte fie mit Verzweiflung, und ihre legten Stunden waren ein ſchmerzlicher Kampf 
zwifchen Sein und Vergehen. J. Weigel. 

Barriladen. Barre(engliih Bar) heißt bekanntlich ver Abfchnitt, die Schranke. Nas 
mentlich ift Bar, Barreau im Öffentlichen Bericht der durch eine Schranke von dem Publicum 
abgefonderte Play für die Gerichtöperfonen und zunächſt der abgeſonderte Platz für pie Advo⸗ 
caten. Barrikaden insbeſondere bezeichnet Abfchnitte, Sperrungen, Schranken in den Straßen, 
Im 14. Jahrhundert ließ die franzoͤſiſche Regierung in Paris regelmäßig burd große Ketten 
bei Anbruch ver Nacht die Bingänge der Straßen fperren, und 1382 benugten vie Bürger in 
einem Volksaufſtand dieſe Ketten gegen ihren jungen König Karl, welcher aber flegte und bie 
Ketten hinwegnehmen ließ. In einem engern Sinne nennt man Barrikaden folde Sperrungen 
und Schanzen oder Wälle in ven Straßen, melde durch zufammengehäufte Sachen, umgehauene 
Bäume, unigeflürzte Wagen, ausgehobene Thüren und ˖ aufgebrochenes Straßenpflafter in ven 
Straßen errichtet werben und gegen bie andringenden Feinde, vorzüglich gegen Geihüg und 
Reiterei [hügen und geficherte Angrifföpunfte bilden. Solche oder mehr oder minder ähnliche 
Berfhanzungen und Vertheldigungen find natürlich zu allen Zeiten vorgefommen. Doch ift es 
vorzüglih die Stadt Paris, welche das furdtbare Kriegämittel der Barrifaden, namentlich in 
Bürgerkriegen, gebrauchte. Im Jahre 1588 gebrauchte fie die katholiſche Ligue unter Anfüh: 
rung Heinrich's v. Guiſe gegen den König Heinrich III., ſowie auch 4589 die Truppen Hein 
rich's IV. in Tours gegen die Liguiften Barrikaden errichteten. Währenn ver Minverjährigfeit 
Ludwig's XIV. errichtete bie Fronde in Paris gegen Mazarin und bie Königin-Regentin Barris 
kaden, und diefe mußten dann fliehen und von St.:@ermain aus unterhandeln. Im Jahre 1652 
lieferte gegen dieſelbe, durch Barrikaden verſchanzte Fronde ver berühmte Turenne in ber Bor: 
ſtadt St.:Antotne eine Schlacht. Im Jahre 1808 wurde Saragofia, 1815 wurden Dredben 
und Kaſſel, 1814 Send und 1815 St.⸗Denis dur Barrikaden vertbeinigt.. Die berühmte: 
ften alter Barrifaden aber find befanntlich diejenigen, welche 1850 in ver Nacht vom 27. auf 
ven 28. Juli in Baris in allen Straßen und Querſtraßen von 100 zu 100 Schritten errichtet 
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werben, ein Bei welches bald darauf Brüffel in feiner Septemberrevolution nachahmte. 
Bean Die Bürger einer großen Stadt entfchloffen und muthig zufammenhalten, wie in ber 
Sullrevolution die Parifer und befier als einft bie Bürger von Madrid, und wenn vollends ſelbſt 
Frauen und Rinder, wie in der Septemberrevolution in Brüflel, aus den Fenſtern ver Häufer 
mit Pflafterfleinen, mit ſiedendem DI und Waffer gegen die andringenven Soldaten kämpfen, 
fo kann eine ſolche Barrikadenvertheidigung faſt unũberwindlich werden, im Falle die angreifende 
Kriegsmacht ſowie wol allermeiſt die eigene Landesregierung Bedenken trägt, die Stadt von 
außen in Brand zu fhießen. Durch dieſes natürliche Bedenken verlieren auch die äußern, die 
Stadt pominirenven Forts an Beveutung, bei welchen man unter der Regierung des ſchlauen 
Ludwig Philipp doch wol ſicherlich auch an innere Aufftände und ihre Barrifadenvertheidigung 
dachte. Dagegen wurde in den blutigen Junikämpfen in Paris 1848, fowie in Berlin, Wien 
und Dresden die Bertheinigungskraft ver Barrikaden gewaltig gefhwäht, indem man, hatt bed 
Angriffs ver Barrikaden in der Front, vielmehr vermitteld des Cinſtoßens der Wände fi durch 
die Häufer der anliegenden Straße einen Weg bahnte und nun die Barrifadenfänpfer in ihrem 
nichtgedeckten Rüden angriff. | MWelder. 

Dartpolomändnact, ſ. Bluthochzeit. 

Basculeſyſtem, ſ. Juste-Milieu. 

Bafel, Vafeltadt, Bafellandſchaft. Wo ver Rheinſtrom bie Schweiz verläßt, indem 
er fih plöglih norbwärts wendet, ſenkt fi von ver mitternächtlichen Abdachung des Jurage- 
birges bis zu feinen lifern ein anmuthiges, fruchtbares Hügelland, in einer Länge von acht Stun⸗ 
ven Weges, nieder. Dies ift der etwa neun Geviertmieilen umfaflende eingendffifche Ganton Bas 
fel, vem feine alte berühmte Hauptſtadt ven Namen gab. 

Ohne Zweifel dankte dieſe Stabt ihr Entflehen wie ihr fpäteres Aufblühen der glüdlichen 
Lage am Grenzpunkt Deutſchlands, Frankreichs und Helvetiend und am: Hauptſtrom des euro⸗ 
pällchen Abendlandes, der, von hier an befchiffbar, die Breite des Welttheild durchſchneidet. 
Denn {don früh Hatten vie Römer hier im Gebiete ver Raurachen einen Xagerpaften, ein Ca⸗ 
ſtellum, eine Bafllia, als in der Nähe noch ihre prächtige Augufta Rauraeorum glänzte, von 
deren Bädern, Paläften und Theatern dad Dörflein Augft nur noch geringe Schutthaufen zeigt. 
In ſpätern Tagen fegte pad Chriſtenthum hierher einen bifhöflihen Stuhl mit reicher Aus- 
flattung, und über den Trümmern bed heipnifchen Gaftellums fliegen (vermuthlich im 11. Jahre 
hundert) die gothifchen Mauern und Thürme eines Münſters empor. Dann während und nad 
der Bewegung der Kreuzzüge verfmüpften ſich hier die Handelsſtraßen von Frankreich und 
Deutfhland für ven Verkehr durch Helvetien über die Alpen mit Italien. Die Stiftung einer 
Univerfität in der Mitte des 15. Jahrhunderts erhoͤhte Leben und Ruhm ver anſehnlichen 
Stadt. 

Der Wohlſtand ver Bürger hatte früh den Sinn für höhere Bedürfnifſe geweckt; für Ge⸗ 
werbfleiß und Handelſchaft aber ift Freiheit dad unentbehrlichfte Bedürfniß. Diefe zu gemin- 
nen, ihre Rechte zu erweitern, ihre Sicherheit zu mehren fah man die regfame Bürgerfchaft zu 
aller Zeit bald mit Geldſpenden, bald mit dem Schwerte thätig. In Eleinen Entfernungen von 
der Stadt drohten 14 mittelalterlihe Raub: und Ritterfchlöffer; fie wurben in einer langen 
Reihe von Fehden entweder zerftört, oder mit ihrem Gebiet erobert, ober erfauft. Stark durch 
eigenen Muth und durch Bund mit rheinifgen und helvetiſchen Städten, erſchrak Bafel zulept 
nicht mehr, ald im Jahre 1409 mit einen male 127 Herrſchaften und Städte Fehde ankündeten. 
Die Macht des Adels ward nach und nad gebrochen; vie Verſchwendung ver Bifhöfe benutzt, 
ih von deren Rechtſamen loszukaufen oder deren Güter an ſich zu ziehen ; die Huld der Kaiſer, 
bie Verwirrung des Reichs zum Vortheile der Stadt und ihres Gebiets verwendet, größere Un- 
abhängigkeit zu gewinnen. Im Jahre 1501 trat Bafel in den ewigen Bund der Cidgenoſſen. 
Die Kirchenreform vernichtete alle biſchoͤfliche Gewalt Innerhalb ver Ringmauern der freien 
Stadt. 

Wie ſich im Laufe der Jahrhunderte Sitten, Anfihten und Berhättnifle änderten, wie Macht, 
Reichthum und geiftige Überlegenheit der Ritter- und Priefterfchaft ſanken, geftaltete fich flufen- 
weis nad und nach aud die Form des Staatölebens anders. Es iſt uns hier nit darum zu 
thun, den allmäligen, oft blutigen Entwidelungsgang vom Gemeinwefen der merkwürdigen 
Stadt in feiner ganzen Länge zu verfolgen. Hier wie in ven meiſten Städten des Reichs und 
beutfcher Hochlande, die freiered Dafein genofien, fand die hoͤchſte Gewalt anfangs der Bürger- 
ſchaft zu, die ihre Beamten wählte und mit Eiferfucht bewachte. Hier wie überall verlodte ver - 
füße Genuß der Ehre und Macht die Obrigkeiten zur Einführung ariſtokratiſcher Ordnung, 
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während bie Ormeinbe ihre demokretiſche Hoheit gelteu zu madhen firchte. Se am Cute neh 
um Berfeffungereformen 


47. Jahrhundert vrohte der Aampf wen ven Ausirnd) eines Bürgerfrirgt, 
Ecr fonnte zulegt nur burd einen Vergleich uns Rath verbütet werben, 
den bie einfhreitende daft fliftele, nadjdem deren Bermitielung lange hert⸗ 
nädig verworfen worben war 


Kleiner Rath von 64 Berfonen, die zugleich Glieder des Großen fein mußten. Groper aut Meiner 
Hath aber, an ihrer. Spige ein Bürgermeifter und Oberflzunftmeifter, die mit zweien emnern 
ihres Ranges alljährlich im Aust werhfelten, ergänzten ji felber durch Wahlen rom riner für 
jeve Zunft beſtimmten Anzahl Benoflen verjelben. Die Wahlen geſchahen durch Loos: um Par: 
teilichkeit oder ihren Schein zu vermeiden, überließ man fi dem blinden Zufall Der Kleine 
Rath, welder vie Höchfte Vollziehungsbehoͤrde war, der die Unterbeamten, die Biarrer der Land⸗ 
ſchaft und felbft die Berihtöbeifiger ernannte, vertrat zugleich die Stelle eines Blutgericts in 
peinlihen Yällen und eined Recursgerichts in Händeln, die vor dem Stadtgericht geſchrebt 
Hatten. Dazu Hatte er im Großen Rathe auf Geſetzgebung und Entiheidung ver wichtigſten Au⸗ 
gelegenheiten vorherrſchenden Einfluß. 

Aus diefen wenigen Zügen erfennt man ſchon, daß die ältere Stdatsform Bafeld, aus reich? 
ſtädtiſchen Elementen des Mittelalterd entiprungen, Ariftofratie war, welche dur Wahlen ver: 
mittels des Loofes und durch ein weiſes Geſetz über Ausfhluß der nächſten Verwandten von Rir- 
. gliedern in der Regierung oder von Vorſtehern in gleiher Zunft abgehalten wurbe, im erblite 

Familienherrſchaft oder Oligarchie zu verarten. Durch Verbindung geſetzgeberiſcher, richter 
licher und vollziehender Vollmachten ſtand der Kleine Rath faſt ſouverän da, doch am Misbranch 
ſo ausgedehnter Gewalt durch Menge ſeiner Mitglieder wie durch Eiferſucht des Großen Ratbs 
verhindert. Die Zünfte beſaßen Feine oder nur geringe Befugniſſe; fie waren gewiſſermaßen 
nur die Slüdshafen, aus welchen durchs 2009 für die Republik Nieten over Gewinnfte gezogen 
wurden. 

Daß nun alle Stellen und Amter, weltliche und geiftlidde, wenn fie von irgendeiner Erheb⸗ 
. lichkeit waren, nur durch Stadtbürger befegt werden Eonnten, verfteht fi von ſelbſt. Zauber 
Eonnte fein Sohn ber Landfhaft darauf Anfprud maden, er war zum Pflug, zum Webſtuhl, 
zur Dienflbarfeit geboren. Denn der Staat war nicht der Kanton eigentlich, fondern die Stadt; 
die Landſchaft nurderen Domäne, in fleben Boigteien getheilt und von ebenfo vielen durchs blinde 
2008 getworbenen Landvoigten verwaltet. 

Es koͤnnte beim erften Blick befremven, daß eine Stapt mie Bafel nicht an Bolksmenge, 
Macht, Herrſchaft, Reichthum oder Binfluß vielen andern Städten gleich geworben tft oder fie 
übertroffen hat, denen fie ehemals an dazu erfoberlihen Mitteln nicht nur keineswegs nachſtand, 
fondern oft überlegen war. Weder Frankfurt, die freie Stadt am Main, noch Augsburg, Nürn⸗ 
berg, Zürich, Genf verbanden von jeher mit größerer Handelsfreiheit eine fo günſtige Lage für 
Maarenverfehr als Bafel, und doch blieb diefes an Größe, Volksmenge und Einwirkung auf 
das Geſammtleben des Welttheils Hinter Ihnen zurüũck; Hatte ſelbſt nicht oder faum vor ihnen 
ven Vorzug der Reihthümer. Mit einem ausgevehntern Landgebiet ald Lübeck, Bremen, Ham: 
burg umgeben, glich e8 den Städten ber alten Hanfa nie an Macht. Die Tapferkeit feiner Erie: 
gerifchen Bürger wetteiferte in den Fehden des Mittelalters mit dem Kriegergeift ver Züricher 
und Berner und erntete dennoch zuleßt feine fo ausgebreiteten Staatögeblete wie dieſe. Es fehl: 
ten zu feiner Zeit dem alten Mufenfig am Jura Männer von hochgebildetem Geift und glänzen: 
den Talenten; noch find der Schweiz die Namen der Staatsmänner Wettftein und Ifelin, und 
den Europäern die Namen der Euler und Bernoulli ehrwürdig; vennod zeigte Bafel nie bas 
großartige wiſſenſchaftliche Reben wie Genf und Zürich. 

Die Berwunderung barüber verſchwindet aber, wenn man einen tiefern Blick in Charakter 
und Gefüge dieſed kleinen Staats wirft. Die Mehrheit der Bürgerſchaft, aus Handwerkern, 
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Kirklech, Jabrikeigenthümern, groͤßern und: teinern Kaufleuten zufammmengefegt, hegte bald 
im Allgemeinen faum für Höheres Sinn, «ld was das legte Biel jener einzelnen Haushaltung 
geworben war: Gelberwerb durch Arbeitiamkeit und Erfparniffe. Hier fehlte der Hochfinn und 
tühne Unternehmungsgeiſt eines Stabtabeld, dem au Glanz, Ruhm und Gewalt der Gemeinde 
mehr als an Geldgewinn im Kleinen gelegen war. Der Adel ward früh gepemüthigt und ver: 
brängt. Bine zeitlang erhob ih an feiner Stelle der rührige und kecke Koͤrperſchaftsgeiſt der 
Zünfte. Aber die Natur veffelben war nicht geeignet, höhere Anſichten für Wohlfahrt und Oräße 
der Gefammtheit zu fafien. Der Zunftgeift unterbrüdte zu bald mit demokratiſchem Stolze das 
Aufſtreben Einzelner zur überlegenen Kraft und Hoheit. Nur Sicherung des @ewerbes und 
Erwerbed der Zunftglieder berechnend, leuchtete ihm nicht ein, daß erweiterte Groͤße der Bevoͤlke⸗ 
rung ober audgebilderere Kraft ded Gemeinweſens in Frievend- und Kriegshändeln, ober ſelbſt 
ein muthiges Berfuchen Einzelner zur Veredelung ber Gewerbe, oder Wagftüde und Opfer der 
Geſammtheit für neue Bahnen des Handelsverkehrs wohlthuend auf jene bürgerliche Werkitätte 
zurückwirken. Obgleich nachher ven Zünften als Körperfchaften bie Theilnahme ar @efeggebung 
und Leitung Öffentlicher Angelegenheiten bis zur Vernichtung befchränft warb, ging doch ihr 
alter Sinn und Geift in die Verwaltung bed gemeinen Wefens über. Man maß und wog Ver— 
hältniffe und Bebürfnifie eines Staats mit Elle und Gewicht eines Heinen bürgerlichen Haus- 
weiens, und über bie fümmerlichen Bortheile und Anfprüche aller Einzelnen ging Anfprud) nnd 
Bortheil des großen Ganzen in Bergeffenpeit. | 
- Daher geſchah, daß in engherziger und irriger Beforgniß, es werde vermehrte Concurrenz 
ven Waarenabfat und Gewinn der Handwerker ſchwächen, vie Bevölkerung der herrſchenden 
Stadt niht anwuchs, fonvern zu allen Zeiten faft die gleiche blieb. Noch im 15. und 16. Jahr⸗ 
hundert vermehrte nıan häufig bie Zahl der bürgerlichen Familien mit Annahme fremder Ger 
ſchlechter. Seitdem vermied man es faft ganz, um defto bequemer nur’ für die vorhandenen zu 
forgen. In Dürftigkeit gefunfene Haushaltungen fanden zu ihrer Pflege ein reiches Armengut, 
und unter 3500 Hausvätern Hatten bei 500 derſelben geiftliche und weltliche Beamtungen, 
welche ihnen größere oder geringere Beſoldung eintrugen. 

Der Zunft: und Handelsgeiſt vergaß oft gar, daß Künfte und Gewerbe aller Art nur auf 
ben Fittigen der Wiffenfchaft emporfteigen. Zwar zur Blütezeit der Univerfität Herrfchte in 
Bajel eine ungewöhnliche Gelahrtheit, die aber damals zur Beförderung der Induſtriezweige 
wenig mitwirfte, fondern ſich mehr im abgefonderten Gebiete der Theologie, Rechts⸗ und Heils 
Kunde oder der todten Sprachen bewegte. Späterhin aber, ald Mathematik, Chemie, Mechanik, 
Phyfik u. ſ. w. aus dem Reiche des Überfinnlicyen oder des Schulftaubes in die Geſchäfte des 
bürgerliden Verkehrs einprangen und neues Leben und, neue Schoͤpfungen zeugten, war bie 
Hochſchule Bafels ſchon im Verfall, längft nidyt mehr eine ver geiftigen Leuchten des Welttheils, 
jondern durch ihre Kehrftellen zur Verforgungsanflalt für Bürgersfähne geworden. Die Wahl 
durchs blinde Loos, welches feit Anfang des vorigen Jahrhunderts bei Befegung aller Amter, 
weitliher und geiftlicher, im Staate entſchied, übte auch ihre verberbenvolle Wirkung auf bie 
Univerfität aus. Niemand, ober felten Einer, kam zum reiten Plage, an welchen ihn als 
Staatsmann, Beamter und Lehrer etwa Talent, Neigung ober Kenntniß beriefen, fondern wo⸗ 
din ihn das unfinnige Spiel des Zufalld warf. Alles, felbft die Wiſſenſchaft, ward Gewerbs⸗ 
fade, die Häusliche Einnahme zu vergrößern. Der Stand des Vermögens vom Bürger warb 
der Maßſtab feiner Verdienſte und der Sffentlihen Achtung, die man. ihm meihte. Der Stolz 
ded Reichen verſchmähte nicht felten, Theil an der Regierung des Staats zu nehmen und bloßer 
Fr deö gemeinen Weſens zu werben, in welchem er ſchon eine glänzende und unabhängige 

olle ſpielte. 

So ſchrumpfte das Staatsweſen zum kleinlichen Stadtweſen ein, und bie wenig bevölkerte 
Gemeinde, in der ſich Alles kannte, hing in Coterien vornehmer und geringer Verwandtſchaf⸗ 
ten zufammen, welche im befcheivenen Genuß ihres Wohlftandes jede Liebenswürbdigleit, jede 
Tugend · des Privatlebens in ſich vereinigten. 

Jene ſogenannte Sittenſtrenge oder äußerliche Zucht und Ehrbarkeit, welche ſeit den Tagen 
ber kirchlichen Reformen zu Bafel wie in andern Schweizerſtädien durch Anſehen ber Geiſtlich⸗ 

eit und erneute Berordnungen mit Sorgfalt aufrechterhalten war, äußerte auf das häusliche 
und Öffentliche Leben einen eigenthümlichen Einfluß, und hier mehr denn irgenbiwo. Zwar bie 
Gebote zur ſtillen Sonntagsfeier, zur Beſchränkung geräuſchvoller Luſtbarkeiten, oder des Auf⸗ 
wandes, welchen vie Eitelkeit beider Geſchlechter in Kleidern, Equipagen u. |. w. liebt, wurden 
ſo oft man wollte, leicht umgangen; doch im Allgemeinen unterhielten fie mehr den Schein aß 
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das Veſen wahrer Gitlicleit. Der in einigen Gunbert Gäufern Gerrfigente Mehlinub aber 
aufgehäufte Reichthum, Qufwanbe zu 


Die Gperulationen ober fillen Schwärmereien eines religiöſen Blaubens. Daher fand der milde 
und ernfte Geift der Herrnhuter, deſſen ſpielende Andacht und frömmlidge Zärtlichkeit Einbil- 
Dun BEE wen estate gern bewegen, idon früh in der Stadt Bafel Eingang. Gegen Enke 

vorigen Jahrhunderts war er ſchon im vielen Gauöhaltungen unb durch einen Theil ber 
—— and auf dem Bande verbreitet. 

Das Bolt der Landſchaft Hinwieder, feit Jahrhunderten zur Dienfibarfrit ber Stadt er: 
zogen und gewöhnt, in jeiner Mehrheit bildungslos, abergläubig, —— — 
mũthig und arbeitſam, hatte fü durch den Verdienſt, welchen es beim Gewerbileig Baſels ge: 
waun, mäßigen Wohlſtand errungen. Einige Taufend Familien waren neben ihren Feldarbei⸗ 
ten für die Fabriken und Manufacturen der Hauptftadt beichäftigt. — [oft in all 
Dörfern das Geräuf der Bandweberſtühle, deren vie Fabriken der Hauptſtadt bei dritthalb 
Tauſend in Bewegung fegen, und für deren Leitungen allein {dom über eine halbe Billion @fon. 
jährlich in die ländlicyen Hütten zurudiloß. Dazu mangelte es nie an reicher Unterfiägung und 
Sülfe, welde die gern wohlthätige Bürgeriaft von Bafel einzelnen Gaushaltungen ober gan: 
zen Gegenben des Landes in den Tagen der Roth; barreichte. 

Dod weder jener reichlichere Erwerb noch dieſe Wohlthaten von der Hauptſtadt konnten im 
Gemüth des Bolls einen gewiflen Unmuth gegen die Hauptſtadt ausloſchen, welcher fowol aus 
dem demũthigenden Gefühl der Abhängigkeit von derſelben als dem Verdruß entiprungen jein 
mag, den Armuth gemöhnli beim Anblid folgen Reichthums empfindet. Es Tomnte bei den 
vielfachen Berührungen der Intereflen der Landſchaft mit denen der gebietenden Stadt und bei 
gegenfeitiger Beargwohnung ungeziemenden Hochmuths ober niedriger Unbanfbarfeit nicht an 
Richungen fehlen. Schon in frühern Jahrhunderten, zumal wenn ein Streit um zweifelhafte 
Dredeieune und Breißeiten ben Brall von beiden Geiten feigertz, war er mehrmals in Aufflän: 


Helen Berfälteifen bed Heinen Brrißaztt erißien bie Branzöffäe Rvolstion Das 
alte Gefüp! Deſſen, was fein Edunte und fein follte, ging nun den Bewohnern der Landſchaft 
beutlidern Bewußtfein auf. Immerbar freie Schweizer geheißen, ohne es zu fein, foberten 
„ als Menſchen uns Bürger des gleichen Staats, gleiche Rechte und Pflichten des Menſchen 
uud Stastäbürgers mit Allen. In ihren unruhigen Bewegungen, von der Gtabt felbR aus 


*  , 
ganzen Girgenofienidait pie unentiloffenen Regierungen. —— — ſchon an 
den Grenzen Berns, drohte täglich feinen Ginzug. Der ſonverãne Rath von Baſel, unter dieſen 
Unrfländen rathlos, nahm aus der Lanvicait eine Bejagung von 600 Mann in pie Stadt und 
beſoloũ am Tolgenven Tage (20. Jan.) Freileffung des gefammıten Bolla vom Unterthanen- 
guflann, Ginführung politifger Aechtegleichheit zu Stadt una Laub uns Losiagung von Bafels 
—— vier gemrinribgeaöitiigen Voigteien oder Unterthanenlaͤnder jenfeit 


—— ——— Was hier fegeunen war, eellabeirn Zbafen und 
Meftipräde Granfırit. Bon da am blieb ber Ganton Baiel ſeche Jahre lang leidender Mit- 
theil der ferfganeraben Ulnmußen einer unbaltbaren Helvetijhen Reyublif, ihrer wiederholten 
‚ Kriegöplagen uns Bartrifämpfe, bis Napoleon Bonaparte, als Erfter 
Seouiui Frankreichs, wurd) feine ieine Bermittelungdacte (Behrnar 1305) Die innere Beruhigung ber 
Eämmeiz ehexio weite aiß gtädtich herfleilte. 
Kraft dirjer Bermittelung Rena der Gantoa Bafel wirter im ſchweigeriſchen Bunbeöftaat 
Wie Eruat mit eigener Grirpaetung wap Srgierunn, In peri Begife ge 
ur (Ball, Balsenburg uns Lichal), wat jeder Bezirk wirter in Wablzünfte. Gin Großer, 











, 
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geſetzgebender Rath von 120 und ein Kleiner Rath von 25 Mitgliedern als vollziehende Behoörde 
übten im Namen des Volks die Höhfte Gewalt. Die Wahlart berüdiichtigte zweckmäßig, wie bie 
Ortlichkeitöbenürfnifle fo die Benugung der im Lande befindlichen Talente, und andererſeits die 
Repräfentation des Bermögend. Wahlmann in einer Zunft zu fein, genügte das Cigenthum 
von 500 Fr.; um aber außer folder Zunft wählbar für ven Geſetzgebenden Rath zu fein, ward 
ein fchuldenfreier Beil von 10,000 Fr. erfoperlih. Diefe Bedingungen ſicherten verhüllter⸗ 
meife den Bürgern der Hauptſtadt zahlreichere Plätze unter den Befehgebern. 

Alles geftaltete und fügte ſich leicht in Die neue und freiere Staatsform, welde, wie in der 
Eidgenoſſenſchaft überhaupt, die verbeflerte Ordnung politifcher Zuſtände, ein frifcheres, thäti⸗ 
geres, froheres Volksleben herrorrief. Das alte Miätrauen zwifhen ver Landſchaft und ihrer 
Sauptfladt verſchwand, und freiwillig rief nun das Volk felbft die ausgezeichneten Männer 
Baſels in die Mitte feiner Geſetzgeber und Regierenven, indem es deren höhere Geiſtesbildung 
anerfannte. 

Nach der Schlacht von Leipzig und der Vernichtung der Mediationdacte (December 1813) 

erwachte auch wieder in Baſel wie in den meiften andern Gantonen das Heimweh ber frühern 
Ariftofratie nah den ehemaligen Vorrechten ihrer Hauptſtädte und ihrer Familien. Auf Vor⸗ 
[lag des Kleinen Raths ſchrieb Hier der Große Rath (ſchon am A. März 1814) dem Volfe eine 
Verfafſung vor, Durch welde zwar allen Bürgern des Landes der Genuß gleicher politifcher Frei⸗ 
heit zugefldyert, aber zugleich die Herrihaft ver Stadt oder ihres Interefled über die Landſchaft 
befeftigt ward. Denn in den fouveränen Geſetzgebenden Rath, der vie 25 Glieder der Regierung 
oder des Kleinen Rathes aus feiner Mitte ernannte, Eonnte die Stadt mit etwa 18,000 Seelen 
ebenfo viel (30) Mitglieder direct erwählen als die gefammte Landſchaft mit einer Bevoͤlkerung 
von ungefähr 30,000 Seelen. Zu diefen 60 Blievern aber wählte der Broße Rath felber, fi 
ergänzend, 90 andere, von denen wieder 60 aus der Stadt und nur 30 auß der Landſchaft fein 
konnten. Somit war es leichtes Spiel, auch die Legtern aus ſolchen Bürgern in ven Dörfern 
ober ven zwei kleinen Städten Lieftal und Waldenburg auszuleſen, die dem Interefle ver Stadt 
treu ergeben waren, oder ohne Mühe dazu geſtimmt werden Eonnten. Die oberften Behörven 
vollkommen mit dem Geifte ver Ariftofratie zu tränfen, waren die Stellen darin lebenslänglich; 
an Wahlerneuerungen oder Ausfiebungen keine Gedanken mehr. Selbft die Höchfte richterliche 
Inſtanz über alle bürgerliche und peinliche Rechtöfälle wurde in gefährlicher Vermengung der 
Staatögewalten aus Mitgliedern des Großen Raths und der Regierung beftellt. Durch Vereini⸗ 
gung der alten, fogenannten bifhöflich-bafelfchen Lande mit ver Schweizerifchen Eidgenoſſenſchaft 
gervann der Banton (im Jahre 1815) zu feinen fünf Bezirken, in bie er jet getheilt war, noch 
einen ſechſten, den Bezirk Birſek, und fomit eine Vergrößerung von drei Geviertmeilen mil 
5 — 6000 Einwohnern. 

Unter folgen Verhältniffen fonnte es nicht fehlen, daß im Volke pas alte Mistrauen wieder 
gegen bie Stadt rege wurde wie vorzeiten. Die Abgaben, wenn fle auch nicht prüdten, ſchmerz⸗ 
ten doch ſchon darum, daß fie dazu dienen mußten, die Söhne der Hauptflabt reichlich zu befol- 
den, um als weltliche oder geiftliche Beamte die Landleute zu regieren und zu bevormunden. 
Den Söhnen von diefen warb feine Erleichterung gewährt, um in ven Lehranftalten der Stabt 
mit ebenfo geringem Koftenaufwand wie die Söhne der Stabt ihre Fähigkeiten auszubilden. 
Selbft die ländlichen Schulen blieben im Allgemeinen vernadjläffigt, ungeachtet der Staat für 
die von ihm angeftellten Lehrer beveutende Summen anıwied. Die Freiheit der Preſſe war, wie 
in den meiften andern Gegenven der Schweiz, niedergedrückt. Die Deputirten ver Landſchaft 
im Gejeggebenven Rathe waren an Zahl gering, in Geſchäftskunde meiftend zu unvermögend, 
um für Die Intereflen des Landvolks mit Erfolg wirken zu können. Dagegen verbreitete ſich der 
trübe Geiſt pietiftifher Sektirerei,. welher, genährt vom Wohlſtand und Frieden, abermals 
in der Stadt überhand nahm durch ämfigen Betrieb angeftellter Pfarrgeiftlichen, im Wider⸗ 
ſpruch mit beffern Köpfen, aud auf vem Lande. Im Ganzen aber herrfchte hier wie in den mei- 
fen übrigen Gegenden der Schweiz mehr Ergebung in das Schickſal, denn Zufriedenheit mit 
demfelben. - 

Als daher im Jahre 1829 erſt einige und im ſchickſalsvollen Jahre 1830 die meiften Can⸗ 
tone zur Verbeflerung ihrer Staatöverfaflungen fihritten, traten auch (am 18. Oct.) Bürger 
aus mehren Gemeinden der Landſchaft Bafel im Bade von Bubenborf zufammen, um durch 
ehrerbietige Bitte ven Großen Rath zu ähnlichen Verbefferungen zu bewegen, indem fie an die 
unvergeflene Freiheitsurkunde vom 20. Jan. 1798 ernft erinnerten. Beinahe 800 Bürger der 
Zandſchaft unterzeichneten die Bitte, | 


| 
| 
36 Ball 


während bie Gemeinde ihre demokratiſche Hoheit geltend zu machen ſtrebie. Noch am Ende des 
47. Jahrhunders drohte der Kampf um Berfoffungsreformen den Ausbruch eines Bürgerkriegs. 
Er konnte zulegt nur durch einen Vergleich zwifchen Bürgerichaft und Rath, verhütet werben, 
ben die einfchreitende Cidgenofſenſchaft fiftete, nachdem deren Bermittelung lange und hart⸗ 
nädig verworfen worben war. 

. Nur die Hauptftant, nicht deren Gebiet ober Landſchaft, Hatte an dieſen Händeln um Ver⸗ 
befferung des gemeinen Wefens Antheil. Das Volk ver Landſchaft, wie e8 von Bifchäfen oder 
Freiherren durch Waffen oder Geldſummen erobert worden, blieb der Stadt unterthfan und 
terug noch fange Zeit die Narben und Denkmale feiner alten Leibeigenfhaft. Die herrſchende 
Saupiftabt war allein die Republik; die Bürgerfchaft ver größern Stadt in 15 Zünfte, die Der 
mindern am reiten Rheinufer in rei Quartiere oder Gefellfchaften vertheilt. Die Zünfte durf- 
ten fich weder durch Ausfhüfle noch in einer allgemeinen Berfammlung vereinigen, um nicht 
durch ihr übermächtiges Zufammenmwirken die der Obrigkeit gebührende Gewalt aufzuheben. 
Die Höhfte Staatsgewalt aber übte der Große Rath aus, der 280 Mitglieder zählte, und ein 
Kleiner Rath von 64 Berfonen, die zugleich Glieder de8 Großen fein mußten. Großer und Kleiner 
Rath aber, an ihrer. Spige ein Bürgermeifter und Oberftzunftmeifter, die mit zweien andern 
ihres Ranges alljährlich im Amt wechfelten, ergänzten ich ſelber durch Wahlen von einer für 
jede Zunft beftimmten Anzahl Genoſſen verjelben. Die Wahlen gefhahen durch Roos; um Par: 
tellichfeit oder ihren Schein zu vermeiden, überließ man ji dem blinden Zufall. Der Kleine 
Rath, welcher die Höchfte Vollziehungsbehoͤrde war, ber die Yinterbeamten, die Pfarrer ver Land⸗ 
ſchaft und felbft die Gerihtäheifiger ernannte, vertrat zugleich die Stelle eines Blutgerichts in 
peinlihen Bällen und eined Recursgerichts in Händeln, die vor dem Stadtgericht geſchwebt 
Hatten. Dazu hatte er im Großen Rathe auf Gefeßgebung und Entſcheidung der wichtigſten An= 
gelegenheiten vorherrſchenden Einfluß. 

Aus diefen wenigen Zügen erfennt man ſchon, daß die ältere Stdatöform Bafeld, aus reichs⸗ 
ftädtifchen Elementen des Mittelalterd entiprungen, Ariftofratie war, welche durch Wahlen ver: 
mittels des Loofed und durch ein weiſes Geſetz über Ausfchluß der nächſten Verwandten von Mit: 
‚ gliedern in der Regierung oder von Vorftehern in gleicher Zunft abgehalten wurde, in erbliche 

Samilienherrfchaft oder Oligarchie zu verarten. Durch Verbindung geſetzgeberiſcher, richter- 
. Tiger und vollziehender Vollmachten ſtand der Kleine Rath faft fouverän da, doch am Misbrauch 
fo auögebehnter Gewalt durch Menge feiner Mitglieder wie durch Eiferfucht des Großen Raths 
verhindert. Die Zünfte befaßen Feine over nur geringe Befugniffe; fie waren gewiffermaßen 
nur bie Glückshafen, aus welchen durchs Loos für die Republik Nieten oder Gewinnfte gezogen 
wurden. . 

Daß nun alle Stellen und Änıter, weltliche und geiftliche, wenn fie von irgendeiner Erheb⸗ 
. lifeit waren, nur durch Stadtbürger beſetzt werden konnten, verſteht ſich von ſelbſt. Daber 
konnte fein Sohn der Landſchaft darauf Anſpruch machen, er mar zum Pflug, zum Webſtuhl, 
zur Dienftbarfeit geboren. Denn ver Staat war nicht der Canton eigentlich, fondern die Stadt; 
bie Landſchaft nurderen Domäne, In fieben Boigteien getheilt und von ebenfo vielen durchs blinde 
2008 geworbenen Landvoigten verwaltet. 

Gs koͤnnte beim erſten Blick befremden, daß eine Stadt wie Bafel nit an Volksmenge, 
Macht, Hertrſchaft, Reichthum oder Einfluß vielen andern Städten gleich geworben iſt ober fie 
übertroffen hat, denen fie ehemals an dazu erfoderlichen Mitteln nicht nur keineswegs nachſtand, 
fondern oft überlegen war, Weber Frankfurt, die freie Stadt am Main, noch Augsburg, Nürn- 
berg, Zürich, Genf verbanden von jeher mit größerer Handelsfreiheit eine fo günftige Rage für 
Waarenverkehr ald Bafel, und doch blieb dieſes an Größe, Volksmenge und Einwirkung auf 
das Geſammtleben des MWelttheils Hinter ihnen zurück; Hatte felbft nicht oder kaum vor ihnen 
den Vorzug der Reichthümer. Mit einem ausgedehntern Randgebiet ald Lübeck, Bremen, Hum: 
burg umgeben, glid) e8 den Städten der alten Hanfa nie an Macht. Die Tapferkeit feiner frie- 
gerifchen Bürger wettelferte in ven Fehden des Mittelalterd mit dem Kriegergeift ver Züricher 
und Berner und erntete dennoch zuletzt feine fo ausgebreiteten Staatögeblete wie dieſe. Es fehl- 
ten zu feiner Zeit dem alten Mufenfig am Jura Männer von hochgebildetem Geift und glänzen 
den Talenten; noch ſind der Schweiz die Namen ver Staatsmänner Wettftein und Ifelin, und 
den Europäern die Namen der Euler und Bernoufli ehrmürbig; vennod zeigte Bafel nie das 
großartige wiſſenſchaftliche Leben wie Genf und Zürich. 

. Die Verwunderung barüber verſchwindet aber, menn man einen tiefen Blick in Charakter 
und Gefüge dieſes kleinen Staats wirft. Die Mehrheit ver Bürgerſchaft, aus Handwerkern, 
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MAinſllern, gabriteigenthümern, größern und kleinern Kaufleuten zufammengeſetzt, hegte balb 
ins Allgemeinen kaum für Hoͤheres Sinn, «ld was das fegte Biel jeder einzehnen Haushaltung 
geworben war: Gelberwerb durch Arbeitiamleit und Erſparniſſe. Hier fehlte der Hochſinn und 
Zühne Unternehmungsgeiſt eines Stadtadels, dem an Glanz, Ruhm und Gewalt ver Gemeinde 
mehr als an Geldgewinn im Kleinen gelegen war. Der Adel ward früh gedemüthigt und ver- 
drängt. Cine zeitlang erhob fi an feiner Stelle der rührige und kecke Köryerichaitägeift der 
Zünfte. Aber die Natur veffelben war nicht geeignet, höhere Anſichten für Wohlfahrt und Größe 
der Sefammibeit zu fafien. Der Zunftgeift unterdrüũckte zu bald mit bemofratifchem Stolze das 
Aufſtreben Einzelner zur überlegenen Kraft und Hoheit. Nur Sicherung des Gewerbes und 
Erwerbes der Zunftgliever berechnend, leuchtete ihm nicht ein, daß ertweiterte Größe der Bevoͤlke⸗ 
rung ober außsgebilverere Kraft ded Bemeinwefend in Friedens⸗ und Kriegähändeln, oder ſelbſt 
ein muthiges Verſuchen Cinzelner zur Veredelung der Gewerbe, oder Wagſtücke und Opfer der 
Geſammtheit für neue Bahnen des Handelsverkehrs wohlthuent auf jede bürgerliche Werkſtaͤtte 
zurückwirken. Obgleich nachher ven Zünften als Koͤrperſchaften Die Theilnahme an Geſetzgebung 
und Leitung Öffentlicher Angelegenheiten bis zur Vernichtung beſchränkt ward, ging doch ihr 
alter Sinn und Geiſt in die Verwaltung des gemeinen Weſens über. Man maß und wog Ver—⸗ 
Hältniffe und Bebürfniffe eines Staats mit Elle und Gewicht eines Meinen bürgerlihen Haus: 
weſens, und über bie kummerlichen Vortheile und Anſprüche aller Cinzelnen ging Anſpruch und 
Vortheil ded großen Ganzen i in Vergeſſenheit. 

Daher geſchah, daß in engherziger und irriger Beforgniß, es werde vermehrte Concurrenz 
den Waarenabſatz und Gewinn der Handwerker ſchwächen, vie Bevölkerung der herrſchenden 
Stadt nit anwuchs, ſondern zu allen Zeiten faft die gleiche blieb. Noch im 15. und 16. Jahr⸗ 
Hundert vermehrte man häufig die Zahl der. bürgerlihen Familien mit Annahme fremder Ger 
ſchlechter. Seitdem verniied man es faſt ganz, um defto bequemer nur für die vorhandenen zu 
forgen. In Dürftigkeit gefunfene Haushaltungen fanden zu ihrer Pflege ein reiches Armengut, 
und unter 1500 Haudvätern hatten bei 500 derſelben geiftliche und weltliche Beamtungen, 
welche ihnen größere over geringere Beſoldung eintrugen. 

Der Zunft: und Handelögeift vergaß oft gar, daß Künſte und Gewerbe aller Art nur auf 
ben Fittigen der Wiflenfchaft emporfleigen. Zwar zur Blütezeit der Univerfität Herrichte in 
Bafel eine ungewöhnliche Gelahrtheit, vie aber damals zur Beförderung der Induſtriezweige 
wenig mitwirkte, fondern ſich mehr im abgeſonderten Gebiete der Theologie, Rechts⸗ und Heil 
kunde oder ver tobten Sprachen bewegte. Späterhin aber, ald Mathematik, Chemie, Mechanik, 
Phyſik u. |. w. aus dem Meiche des Überfinnlichen oder des Schulftaubes in bie Gefchäfte des 
bürgerlihen Verkehrs eindrangen unn neues Leben und, neue Schöpfungen zeugten, war bie 
Hochſchule Bafels ſchon im Verfall, längft nicht mehr eine der geiftigen Leuchten des Welttheils, 
fondern durch ihre Lehrftelfen zur Verforgungsanftalt für Bürgersföhne geworden. Die Wahl 
durchs blinde Loos, welches feit Anfang bed vorigen Jahrhunderts bei Befegung aller Amter, 
weltlicher und geiftliher, im Stante entfchieb, übte auch ihre ververbenvolle Wirkung auf bie 
Univerfität aus. Niemand, oder felten Einer, kam zum rechten Plage, an melden ihn als 
Staatsmann, Beamter und Lehrer etwa Talent, Neigung oder Kenntniß beriefen, fondern wo⸗ 
hin ihn das unfinnige Spiel des Zufall warf. Alles, felbft die Wiſſenſchaft, warb Gewerbo⸗ 
ſache, dle Häusliche Einnahme zu vergrößern. Der Stand bes Vermögens vom Bürger warb 
ber Maßſtab feiner Berbienfle und ver Öffentlichen Achtung, die man. ihm meihte. Der Stolz 
des Reichen verſchmähte nicht ſelten, Theil an der Regierung des Staats zu nehmen und bloßer 
Diener des gemeinen Weſens zu werben, in welchem er ſchon eine glänzende und unabhängige 
Rolle fpielte. 

So ſchrumpfte das Staatöwefen zum kleinlichen Stadtweſen ein, und die wenig bevoͤlkerte 
Gemeinde, in der ſich Alles kannte, hing in Coterien vornehmer und geringer Verwandtſchaf⸗ 
ten zufammen, welde im beſcheidenen Genuß ihres Wohlftandes jene Lieben&mwürdigfeit, jede 
Tugend bes Privatlebend in jich vereinigten. 

Jene fogenannte Sittenflrenge oder äußerlihe Zucht und Ehrbarkeit, welche feit den Tagen 
der firhlihen Reformen zu Bafel wie in andern Schweizerftäbten durch Anfehen ber Geiſtlich⸗ 
feit und erneute Verordnungen mit Sorgfalt aufrechterhalten war, äußerte auf das haͤusliche 
und oͤffentliche Leben einen eigenthümlichen Cinfluß, und hier mehr denn irgendwo. Zwar die 
Gebote zur ſtillen Sonntagsfeier, zur Beſchränkung geräuſchvoller Luſtbarkeiten, ober des Auf⸗ 
wandes, welchen vie Eitelkeit beider Geſchlechter in Kleidern, Cquipagen u. |. w. liebt, wurden 
fo oft man wollte, leicht umgangen; doch im Allgemeinen unterhielten fie mehr ven Schein als 
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das Weſen wahrer Sitilichkeit. Der in einigen Hundert Häufern herrſchende Wohlſtand aber 
aufgehäufte Reichthum, ber verhindert war offen in beliebigen Aufivande zu glänzen, erzeugte 
. te Innern der Wohnungen einen fhimmerlofen, aber um fo Eoftbarern Lurus, einen Sinn für 
‚Benäffe und Bequemlichkeiten des Stilllebens, welcher, ohne den Beift zu bethätigen, ihren Be⸗ 
figern eine unbefriedigende Leere bes Benrüthe zurüdlaffen mußte. Solde Leere auszufüllen, 
dienen den regfamen und dabei unbefchäftigten Seelenfräften am leichteften und gewöhnlichſten 
die Speculationen oder ſtillen Schwärmereien eines religiöfen Glaubens. Daher fand ber milde 
und ernfte Geift ver Herrnhuter, deſſen ſpielende Andacht und frömmlidhe Zärtlichkeit Einbil- 
bungöfcaft und Gefühle gern bewegen, ſchon früh in der Stadt Baſel Eingang. Gegen Ende 
des vorigen Jahrhunderts war er ſchon in vielen Haushaltungen und durch einen Theil der 
Geiſtlichkeit auch auf dem Lande verbreitet. 

Das Volk der Landſchaft hinwieder, ſeit Jahrhunderten zur Dienſtbarkeit der Stadt er⸗ 
zogen und gewöhnt, in feiner Mehrheit bildungslos, abergläubig, roh und reizbar, doch gut⸗ 
müthig und arbeitiam, hatte ſich Durch den Verbienft, welchen ed beim Gewerbfleiß Baſels ge: 
wann, mäßigen Wohlftand errungen. Einige Tauſend Familien waren neben ihren Feldarbei⸗ 
ten für die Fabriken und Manufacturen der Hauptſtadt befhäftigt. Man vernahm fafl in allen 
Dörfern das Geräuſch der Banpweberflühle, deren vie Fabriken der Hauptſtadt bei dritthalb 
Tauſend in Bewegung fegen, und für deren Leiftungen allein ſchon über eine halbe Million Glon. 
jährlich in die länblicyen Hütten zurüdfloß. Dazu mangelte es nie an reicher Unterflügung und 
Sülfe, welche die gern wohlthãtige Bürgerſchaft von Baſel einzelnen Haushaltungen oder gan⸗ 
zen Gegenden des Landes in den Tagen der Noth darreichte. 

Doch weder jener reichlichere Erwerb noch dieſe Wohlthaten von der Hauptſtadt konnten im 
Gemüth des Volks einen gewiſſen Unmuth gegen bie Hauptſtadt ausloͤſchen, welcher ſowol aus 
dem demüthigenden Gefühl ver Abhängigkeit von derſelben als dem Verdruß entſprungen fein 
mag, den Armuth gewöhnlich beim Anblick ftolzen Reichthums empfindet. Es Tonnte bei den 
vielfachen Berührungen ver Intereffen ver Landſchaft mit denen der gebietenden Stabt und bei 
. gegenfeitiger Beargmohnung ungeziemenden Hochmuths oder niebriger Undankbarkeit nicht an 
Riebungen fehlen. Schon in ftühern Jahrhunderten, zumal wenn ein Streit um zweifelbafte 
Rechtſame und Freiheiten ven Groll von beiden Seiten fteigerte, war er mehrmals in Aufftän- 
den ausgebrochen. 

In viefen Verhältniffen des kleinen Freiſtaats erfchien vie Franzöſiſche Revolution. Das 
alte Gefühl Deflen, was fein Eönnte und fein follte, ging nun den Bewohnern ver Landſchaft 

um beutlidern Bewußtfein auf. Immerbar freie Schweizer geheißen, ohne es zu fein, foberten 
* als Menſchen und Bürger des gleichen Staats, gleiche Rechte und Pflichten des Menſchen 
und Staatsbürgers mit Allen. In ihren unruhigen Bewegungen, von der Stadt ſelbſt aus 
nicht ohne Ermunterung, erhoben fich Haufen um Haufen zu geſetzloſen Schritten. Am erſten 
wandte ſich vie Zuchtloſigkeit wilder Banden gegen vie Schloͤſſer ver herriſchen Landvoͤgte, welche 
. zitternd entrannen. Das Schloß Waldenburg ging in Flammen auf (Januar 1798), bald auch 

bie altertgümliche Farnsburg und Homburg. Inder Hauptftadt haverten die Parteien; in ber 
ganzen Eidgenoffenfhaft vie unentfhloffenen Regierungen. Ein franzdjifches Heer, ſchon an 
den Grenzen Berns, drohte täglich feinen Einzug. Der jouveräne Rath von Baſel, unter dieſen 
Umſtänden rathlos, nahm aus der Landſchaft eine Beſatzung von 600 Mann in die Stadt und 
beſchloß am folgenven Tage (20. Ian.) Freilafiung des gefamnten Volks vom Unterthanen- 
zuftand, Einführung politiſcher Rechtsgleichheit zu Stadt und Land und Losfagung von Bafels 
Herrſchaftsrechten über die vier gemeineidgendͤſſiſchen Voigteien oder Unterthanenländer jenſeit 
des Gotthardsgebirges. 

Dieſe raſche That des ſouveränen Raths von Bafel, welche ven ganzen Banton mit Jubel 
erfüllte, warb der erſte Stoß, durch welchen das verworrene und morſche Staatsgebäude ber 
alten Eingenofienfhaft zuſammenbrach. Was Hier begennen war, vollendeten Waffen und 
Machtſpruͤche Frankreichs. Von da an blieb ver Kanton Bafel ſechs Jahre lang leidender Mit⸗ 
theil der fortdauernden Unruhen einer unhaltbaren Helvetifchen Republik, ihrer wiederholten 
Staatöveränderungen, Kriegöplagen und Barteilämpfe, bis Napoleon Bonaparte, als Erfter 
Conſul Frankreichs, Durch feine Bermittelungsacte (Bebruar 4805) die innere Berubigung ber 
Schweiz ebenfo weife als glücklich herſtellte. 

Kraft dieſer Vermittelung ſtand der Canton Bafel wiener im ſchweizeriſchen Bundesſtaat 
wie zuvor als felbfländiger Staat mit eigener Geſetzgebung und Regterung, in drei Bezirke ge: 
theilt (Bafel, Waldenburg und Lieftal), und jeder Bezirk wieder in Wahlzünfte. Gin Großer, 
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gefeßgebender Rath von 120 und ein Kleiner Rath von 25 Mitgliedern als vollziehenne Behörde 
übten im Namen des Volks die hoͤchſte Gewalt. Die Wahlart berückſichtigte zweckmäßig, wie bie 
Ortlichkeitsbedũrfniſſe fo die Benugung der im Lande befindlichen Talente, und andererſeits die 
Repräfentation des Bermögend. Wahlmann in einer Zunft zu fein, genügte das Eigenthum 
von 500 Fr.; um aber außer folder Zunft wählbar für ven Geſetzgebenden Rath zu fein, ward 
ein fhulbenfreier Befit von 10,000 Fr. erfoderlich. Diefe Bedingungen ſicherten verhüllters 
weife den Bürgern der Hauptflabt zahlreichere Pläge unter ven Geſetzgebern. 

Alles geftaltete und fügte jich leicht in Die neue und freiere Staatöform, welde, wie in ber 
Eidgenoſſenſchaft überhaupt, die verbefferte Ordnung politifcher Zuſtände, ein frifcheres, thäti⸗ 
gered, froheres Volksleben hervorrief. Das alte Midtrauen zwifchen ver Landſchaft und ihrer 
Hauptfladt verfhwand, und freiwillig rief nun das Volk felbft die audgezeihnetern Männer 
Baſels in die Mitte feiner Geſetzgeber und Regierenven, indem ed deren höhere Geiſtesbildung 
anerkannte. 

Nah der Schlaht von Leipzig und der Vernichtung der Mebiationsacte (December 1813) 
erwachte auch wieder in Bafel wie in den meiften andern Cantonen das Heimweh ber frühern 
Ariftofratie nad ven ehemaligen Vorrechten ihrer Hauptſtädte und ihrer Familien. Auf Vor: 
flag des Kleinen Raths ſchrieb Hier der Große Rath (ſchon am A. März 1814) dem Volfe eine 


Verfaſſung vor, Durch melde zwar allen Bürgern des Landes der Genuß gleicher politifcher Frei⸗ 


heit zugeficyert, aber zugleich die Herrſchaft der Stadt oder ihres Intereffed über die Landſchaft 
befeftigt ward. Denn in den fouveränen Geſetzgebenden Rath,’ der die 25 Glieder ver Regierung 
oder des Kleinen Rathes aus feiner Mitte ernannte, konnte die Stadt mit etwa 18,000 Seelen 
ebenfo viel (50) Mitglieder direct erwählen als die gefammte Landſchaft mit einer Bevölkerung 
von ungefähr 30,000 Seelen. Zu diefen 60 Gliedern aber wählte der Große Rath felber, fi 
ergänzend, 90 andere, von denen wieder 60 aus der Stadt und nur 50 aus der Landſchaft fein 
Tonnten. Somit war es leichtes Spiel, auch die Legtern aus folden Bürgern in ven Dörfern 
ober den zwei Eleinen Städten Lieftal und Waldenburg audzulefen,, die dem Interefle ver Stadt 
treu ergeben waren, ober ohne Mühe dazu geflimmt werben Eonnten. Die oberften Behörben 
vollkommen mit dem Geiſte ver Ariftofratie zu tränfen, waren vie Stellen darin lebenslänglich; 
an Wahlerneuerungen over Audfiebungen keine Gedanken mehr. Selbft die hoͤchſte richterliche 
Inſtanz über alle bürgerliche und peinlicye Rechtsfälle wurde in gefährlicher Vermengung der 
Staatögewalten aus Mitgliedern des Großen Raths und ver Regierung beftellt. Durch Vereini: 
gung der alten, fogenannten biſchoͤflich-baſelſchen Lande mit ver Schweizerifchen Cidgenoſſenſchaft 
gewann der Canton (im Jahre 1815) zu feinen fünf Bezirken, in bie er jegt getheilt war, noch 
einen ſechſten, den Bezirk Birfef, und fomit eine Vergrößerung von drei Geviertmeilen mli 
5 — 6000 Einwohnern. 

Unter folden Verhältnifien konnte e8 nicht fehlen, daß in Volke das alte Mistrauen wieber 
gegen vie Stabt rege wurbe wie vorzeiten. Die Abgaben, wenn fie auch nicht drückten, ſchmerz⸗ 
ten doch ſchon darum, daß fie Dazu dienen mußten, die Söhne der Hauptſtadt reichlich zu befol: 
den, um als weltliche oder geiftliche Beamte die Landleute zu regieren und zu bevormunden. 
Den Söhnen von diefen warb feine Erleichterung gewährt, um in ben Lehranftalten der Stadt 
mit ebenfo geringem Koſtenaufwand wie die Söhne der Stadt ihre Fähigkeiten auszubilden. 
Selbſt die laͤndlichen Schulen blieben im Allgemeinen vernadhläffigt, ungeachtet der Staat für 
die von ihm angeftellten Lehrer bedeutende Summen anwied. Die Fteiheit der Preffe war, wie 
in ven weiften andern Gegenven der Schweiz, niedergedrückt. Die Deputirten der Landſchaft 
im Geſetgebenden Rathe waren an Zahl gering, in. Geſchäftskunde meiftend zu unvermögend, 
um für die Intereſſen des Landvolks mit Erfolg wirken zu können. Dagegen verbreitete ſich ber 
trübe Geiſt pietiftifher Sektirerei,. welcher, genährt vom Wohlſtand und Frieden, abermals 
in der Stabt überhand nahm durch ämfigen Betrieb angeftellter Pfarrgeiftlicden, im Wiber- 
ſpruch mit beffern Köpfen, auch auf dem Lande. Im Ganzen aber herrſchte hier wie in den mei⸗ 
ften en Gegenden der Schweiz mehr Ergebung in das Schickſal, denn Zufriedenheit mit 
demielben. - 

Als daher im Jahre 1829 erft einige und im ſchickſalsvollen Jahre 1830 die meiften Can⸗ 
tone zur Verbefferung ihrer Stantöverfaffungen fchritten, traten auch (am 18. Oct.) Bürger 
aus mehren Gemeinden der Landſchaft Bafel im Babe von Bubenvorf zufammen, um durch 
ebrerbietige Bitte ven Großen Rath zu ähnlichen Verbefferungen zu bewegen, indem fie an bie 
unvergeflene Freiheitsurkunde vom 20. Ian. 1798 ernft erinnerten. Beinahe 800 Bürger der 
Zandſchaft unterzeichneten die Bitte, 
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. Mit diefem Schritte war aber die Ruhe gebrochen. Das gegenfeitige Mistrauen zwiſchen 
Stadt und Land trat wieder fharf und offen hervor. Die Landſchaft, ohne Zuverfiht auf einen 
Großen Rath, der meiftens aus Bürgern der Stadt zufammengejegt war, wünſchte für das Werk 
der Reform einen unabhängigen, frei von allen Volk zu Stabt und Land gewählten Berfaf- 
fungsrath. Hinwieder in der Stabt der Große Rath, obwol er Abänderungen der Berfaffung 
zugeftehen wollte, übertrug den Entwurf berfelben einer Commiſſion aus feiner eigenen Mitte. 
Mismuth, Groll und Argwohn ſchwollen von beiden Seiten an. Bon beiden Seiten geſchah 
Alles, ven Barteigeift zu entflammen, ftatt zu dämpfen. Zulegt rüftete fi die Stadt kriegeriſch 
Hinter ihren Wällen; die Landſchaft, von Gewalt bedroht und zurückgewieſen, da man ihre Ab⸗ 
geordneten nicht einmal mehr hoͤren wollte, wählte in Lieſtal eine proviſoriſche Regierung 
(6. San. 1831) und waffnete Gegenwehr. Die Stadt betrachtete das Landvolk als Rebellen; 
das Land hinwieder die Stadtbürger als rechtloſe Anmaßer. Die Bürgerſchaft, nebſt gewor⸗ 
benen Miethsſoldaten, wohlbewaffnet und mit ſchwerem Geſchütz verſehen, rückte aus ihren 
Thoren hervor (12. Jan.), zerſtreute in den Doͤrfern die ohnmächtigen Haufen Derer, welche 
Widerſtand wagten; beſetzte die Stadt Lieſtal (16. Jan.); verjagte die proviſoriſche Regierung 
“ver Inſurgenten und legte dem wieder unterworfenen Volke wenige Wochen nachher die zu Ba: 
fel neugefihaifene Staatöverfaffung zur Annahme vor. Durch Schreden beherrſcht oder durch 
Überredung bewogen, flimmte, wie verfündet warb, eine Mehrheit ver Lanpbürger (28. Febr.) 
zur Annahme. 

Die vergeftalt Ind Leben ‚eingeführte Staatöverfafiung konnte nur Dauer hoffen, wenn mit 
ihr ein verfähnlicher Geift der Hauptſtadt alles Grolls vergeffenn, großmüthig den Übertvun- 
denen entgegentrat und felder die ihnen geſchlagenen Wunden liebevoll Heilte. Diefer Geiſt 
fehlte. Er hätte durch bloße Klugheit erfegt werben können. Sie fehlte. Man fah nur Sieger: 
trog, Verhoͤhnung der Bezwungenen, Rachbegier gegen die Lieblinge des Landvolks, Mistrauen 
gegen Gemäßigte, fieberhafte Parteiwuth. Die neuen Wahlen ver höcften Staatäbehörden 

fiherten nohmals die Obergewalt der Stadt. Den geflüchteten Häuptern bes landſchaftlichen 
Aufftandes wurde weder Amneftte noch Gnade gewährt, wie flehentlich auch das Volk des Can⸗ 
tons mit tauſend Stimmen danach ſchrie und ſelbſt die Tagſatzung der Schweiz dazu mahnen 
mochte. 

Da brach der Unwille des Landes abermald gegen die Stadt aus. Der Bürgerkrieg begann 
von neuem. Die Landleute ſchlugen im Kampf die zu ihrer Unterjochung ausgerückten Truppen 
Baſels blutig zurüd (21. Aug.), und von nun an jedesmal, fo oft jie fpäterhin ven Verſuch zu 
erneuern wagten. Zur Herftellung der Ruhe legte die Tagfagung mehrmals eingendffiiche Ba⸗ 
tailfone ins Land; mehrmals verfuchte fie zwifchen beiden mächtigen Parteien friedlich zu ver: 
mitteln. Eitle Mühe! Die Exrbitterung der Hauptflapt konnte durch ihr Unglück nur mehr ent: 
flamnıt, nicht gemilvert werben. Sie verſchmaͤhte flolz jenen Antrag, jede Bitte, jede Drohung 
der Eingenofien. Mehre Cantone nahmen darauf die fchon gegebene Gemwärleiftung von jener 
neuen Berfaffung zurüd, die keine Gewährſchaft in fich felbft mehr trug, fondern, von der Menge 
vergoffenen Bürgerblutes beſudelt, nit Vertrauen, fondern nur noch Abjcheu des Volkes er: 
regen fonnte. Vom Zorn verblendet, wie gegen die Landſchaft, fo gegen die Mehrheit ver Eid⸗ 
genoffenihaft, ftieß Bafel 46 Gemeinven eigenmädtig aus feinem Staatöverband (22. Febr. 
18352), überließ fie ihrem Schickſal, ohne alle Verwaltung, ftiftete gegen vie Mehrheit ver Eid⸗ 
- genoffenfhaft zu Samen in Obwalden (November 1832) einen engern Staatöverein mit weni: 
gen ihm noch befreundet gebliebenen Kantonen, brach fomit thatfächlid den eidgenöſſiſchen 
Bund, unter dem Vorgeben, ihn gegen Abänvderungen zu behaupten, die erft noch von der Tag: 
fagung berathen wurden; und fiel endlich, ungeachtet des von der Eingenoflenfchaft gebotenen 
Landfriedens, von neuem mit Waffengewalt Üiber die Landichaft Her (3. Aug. 1835), wilder, 
mörberifcher denn je zuvor, und zwar in ven gleihen Tagen, da auch der im Sarnerbunde fte: 
bende Canton Schwyz mit ausgerücktem Volk den Landfrieven brady; in den gleichen Tagen, da 
fih Abgeordnete aller Kantone noch einmal zur Vermittelung alles Streites zwiſchen Stadt und 
Landſchaft verfammeln wollten. 

Ein Armeecorps von 10,000 Eidgenoſſen Kefepte Schwyz; ein anderes von gleicher Stärke 
den Canton Bafel ſowie veffen Hauptſtadt, welche noch ihre Nieverlage und ihre Hundert Todten 
bemeinte, womit fie den legten Überfall der tapfern Landſchaft gebüßt Hatte. Die Tagſatzung 
zauderte nicht, die Unordnungen im Innern, welche ſie ſchon allzu lange geduldet hatte, mit ebenſo 
vielem Ernſt als gemäßigtem Geiſt abzuthun. Der Sarnerbund der widerſpänſtigen Cantone 
ward vernichtet; der entzweite Canton Schwyz wieder vereinigt; Baſel Stadttheil aber nebſt drei 
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Gemeinden am reiten Rheinufer von Baſellandſchaft fo getrennt (17. Aug.), daß beide Can⸗ 
tonitheile Hinfort ſelbſtaͤndig beftehen. Gin eidgenoͤſſiſches Schiensgerit theilte unter beide 
Gemeinweſen dad Staatövermögen, und wies am 15. April 1855 der Landſchaft 6A Pror. 
som unmittelbaren und mittelbaren Staatögute, ſowie 60 Proc. vom Kirchen⸗ und Schulgute 
zu. Seitvem hatte jener diefer beiden Halbcantone feine ſelbſtändige Entwidelung. Aber fie 
ſchritten auf getrennten Wegen nur voran, um fi — durch alten Hader und gefchichtlich gewor- 
dene Borurtheile nit mehr gehemmt und gefpalten — befto vafcher dem gleihen Ziele zu nä⸗ 
dern: der Anerkennung -und Geltendmachung des Grundſatzes demokratiſcher Rechtsgleichheit 
in allen Gebieten des oͤffentlichen Lebens. | 9. Zſchokke. 

Basel, Bafelftadt, Bafellandfhaft im lezten Jahrzehnd. Auf einem Geblet von nit 
viel über anderthalb Quadratſtunden hatte ver Halbeanton Bafelftadt nach ver eingenöffifchen 
Volkszählung von 1850 eine Beudlkerung von 29,698 Köpfen; davon 2385 in ven drei Doͤr⸗ 
fern der rechten Rheinſeite, alle übrigen in der Stadt. Reichthum und Induftrie, Handel und 
günftige Hanveldlage, fowie ein höherer Grad geiftiger Bildung geben jenoch dem Kleinen Staate 
eine viel größere politifhe und internationale Bedeutung, als er nach Umfang und Einwohner: 
zahl zu beanſpruchen bat. Jener beſchränkte und beſchränkende Zunftgeift, dem wir in ver 
Geſchichte Baſels fo vielfach begegnen, tft doch befonders im legten Jahrzehnd — bis auf wenige 
Üßerrefte — den Einflüffen der Neuzeit gewichen; er fheint immer mehr einer großartigern Auf: 
faſſung und Benugung der Berhältniffe des Weltverkehrs Raum zu geben. Bafel ift der Aus⸗ 
gangspunft eines ſchon alten, aber in ver neueften Zeit bei weitem ſchwunghafter betriebenen 
Induftriezweigd, der Weberei von Seidenband, wodurch in der Stadt ſelbſt und im Umkreiſe viele 
Millionen Fr. Arbeitslohn jährlich erworben werben. Seit 1845 befteht daſelbſt eine Bank, 
die ebenfo vorteilhaft für vie Actionäre ift, als fie dem Handel wichtige Dienfte leiftet. Schon 
Durch feine Lage an den großen Weltftraßen des Rheinthals, an der Grenze ver Schweiz, Deutſch⸗ 
lands und Frankreichs mußte aud) Baſel einer der michtigften Knotenpunkte für die fih aus 
Norden, Süden und Oſten hier nothwendig durchkreuzenden Eifenbahnen werden. Und fehlen 
es der kleine Handelsſtaat, flatt felbftthätig einzugreifen, eine zeitlang nur zögernd abzumarten, 
was die Bunft der Umftände ihm bieten werbe: fo ging doch fpäter vor da die Anregung zum 
Bau der Schweizerifchen Gentralbahn aus, wodurch binnen Eurzer Frift, da bereits die Uberwin- 
dung großer Schwierigkeiten gelungen-ift, mitten dur den Jura dem Welthandel eine neue 
Straße gebrochen fein wird. j 

Sogleich nad) der von ver Tagfapung erfannten Trennung der Beiden Bantonstheile Hatte 
ſich Baſelſtadt am 3. Det. 1835 eine Verfaffung gegeben, worin im Weſentlichen die aud in 
den fogenannnten regenerirten Gantonen zur Herrſchaft gelangten Grundfäge zur Anerkennung 
kamen. Doc war damals noch die Wählbarkeit in den Großen Math, in die höchſte geſetzgebende 
und aufſehende Behörde, an einige beſchränkende Bedingungen und namentlich an ven Nachweis 
eines gewifien Vermögens gefnüpft. Auch war noch der enangelifch = reformirte Glaube .als 
„Landesreligion“ erklärt. Indeſſen gewann die Reformpartei allmälig an Bedeutung. Und 
nad der Resolution in Genf im Jahre 1846 kam eine Verfaffungsrevifton durch einen Ver⸗ 
faffungsrath zu Stande, wodurch die meiften jener Beſchränkungen wegflelen. Da fpäter auf 
die eidgenoͤſſiſche Bundesverfaffung von 1848 die wichtigsten Volksrechte — als freie Nieder- 
lafſung, Vereinsrecht, Preßfreiheit u. |. m. — ausdrücklich gemährleiftete und wenigftens für 
alle Schweizer, die einer der Hriftlihen Confeſſionen angehören, vie bürgerliche und ſtaatsbür⸗ 
gerliche Rechtsgleichheit anerkannte: fo trat das Berfaffungsleben in Baſelſtadt auf weſentlich 
gleiche Linie mit demjenigen aller andern Gantone, welche repräfentative Demofratien find und 
dem Volke durch ein ihm zuſtehendes Veto Feinen unmittelbaren Antheil an ver gefeggebenven 
Gewalt einräumen. I) 

Die orventlihe Einnahme. und Ausgabe des Halbcantons beläuft fich jährlih auf 8— 
900,000 Fr. Zwar gehört auch Baſelſtadt zu den Cantonen, deren Budget regelmäßig ein 
Deficit in Ausſicht ftellt; was fi aber, Hauptfähli wegen ber allzu niedrigen Werthung bed 
Einkommens; am Schluffe des Rechnungsjahrs nicht felten in Überſchuß verwandelt. So ergab 

.B. das Rechnungsjahr 1854, flatt des vorgefehenen Deficits von nahe 50,000 Fr. , einen 
erfhuß von nahe 55,000 Fr. Bafelftant mar ver einzige Eanton, ver bis in die neuefte Zeit 


— — — — — 


1) Zur Vermeidung von Wiederholungen geben wir nicht bei den einzelnen Cantonen die beſondern 
VBerfaffungsbeſtimmungen, ſondern unter dem Geſammtartikel Schweiz eine Gruppirung der Cantonal⸗ 
verfaſſungen nach ihren charakteriſtiſchen Merkmalen. D. Red. 
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son ber Griaubniß des Art. 15 der Bundedacte, bis zum Beflande von höchſtens 300 Mann 
ſtehende Truppen unterhalten zu bürfen, Gebraud gemacht hatte. Diefe in ihrer Unterhaltung 
. verhältnigmäßig koſtſpielige jogenannte bafeler Standeötruppe, etwa 200 Mann, war begreifz 
Lich nur aus Gemorbenen, alfo aus Freiwilligen gebilvet. Deun von jenem ſchneidenden Wider: 
ſpruche mit der Idee der perfönlichen Freiheit und Gleichberechtigung aller Bürger, von jenem 
Staatszwange der Gonjcription ober gewaltfamen Aushebung, wodurch einem Theile ver Bär; 
ger vor dem andern ein verhaßter Beruf aufgendtbigt wird, konnte im Frieden, aljo zu einer 
Seit, wo kein Notbfall vorliegt, ſowenig in der Schweiz als in freien Großbritannien ober 
Nordamerika die Rede fein. Als nun aber in ven Jahren 1855/56 unter günfligen Bedingun⸗ 
gen für England geworben und den bafeler Soldaten die traurige Hde jener Garniſons⸗ und 
Kafernenwirthichaft, wozu fle fich verpflichtet Hatten, deutlich wurde, deſertirten fie ſcharenweiſe. 
Die ganze Standestruppe hatte fich bereitd thatfächlih aufgeldöft, ehe ihre ſchon oſters beantragte 
Auflöfung beſchloſſen und an ihrer Stelle ein Polizeicorps von etwas über 100 Mann Lan: 
jägern erriäitet wurde. So verſchwand in der Schweiz während des orientalifhen Kriegs auch 
noch der legte Überreſt jedes fſtehenden Heerweiend. Dem gleichfalls ſchon oft wienerholten An: 
srage dagegen, die ſchwach befuchte Hochſchule aufzuheben und den dafür erfoberlihen Aufwand 
für Zwede des Volksunterrichts zu verwenden, wird kaum eher Kolge gegeben werben, als His 
etwa bie Errichtung einer eingenöffifchen Hochſchule ein neues Motiv für die Aufhebung wirt. 
Indeſſen mag nicht geleugnet werden, daß die bafeler Univerfität ſogar in ihrer verfummerten 
Geftalt nicht ohne Heilfamen Einfluß auf Erhaltung und Belebung der höhern geifligen und 
ſittlichen Interefien geblieben ift. Sind auch noch lange nicht alle Spuren eines bequemen, gei⸗ 
festrägen und blos formalen Pietismus, eines nur [hablonenartig gefannten und gelehrten 
Chriſtenthums verſchwunden, wodurch ſich die Bevolkerung Baſels einen Ruf erworben: fo hat 
fi) doch eine freiere religißfe Weltanfhauung mehr und mehr aud dort Bahn gebrochen. Auf 
ift gerade Bafel befonders reih an gemeinnügigen Unternehmungen, die zugleih von einem 
Beifte thätiger Menſchenliebe und einem hellen praktifchen Blicke Zeugniß geben. Der Mittel: 
punkt diefer echtrepublikaniſchen Beftrebungen ift die Geſellſchaft des Guten und Gemein: 
nütigen, der man namentlich ſchon mande zweckmäßige Sorge für dig arbeitende Bevölkerung 
verbanft: wie die Gründung einer Sparkaſſe mit einem Vermögen von nahe 3 Mill. Fr.; die 
Errichtung mehrer Alterö-, Krankheits- und Witwenkaſſen; die Erbauung von Arbeiterwoh: 
nungen. Auch einzelne Kabrifanten und Gapitaliften find in diefer beſonders widtigen und 
zeitgemäßen Richtung thätig. Ein vorzügliches Lob gebührt aber einer Kabrif für Seidenband⸗ 
Weberei und = &ärberei, deren Befiger gute Geſchäfte macht und bie gleichzeitig für etmg 70 Ar: 
men- und Waiſenkinder eine Berforgungd:, Erziehungs und Sparanftalt, mithin ein neuer 
Beweis ift, wie fi) die richtig verflanvenen Interefien von Arbeitern und Arbeitsunternehmern 
ſehr mol vereinbaren laflen. 

Auf einem Flähenraum von etwa I OM. hatte der in vier Verwaltungsbezirke getheilte 
Halbcanton Bafellanpfhaft im Jahre 1850 eine Bevölkerung von 47,885 Köpfen. Davon 
find 9052. Katholiken, die zu ungefähr zwei Driüttheilen im Thale der Bird wohnen. Der meifl 
fruchtbare Boden macht ven Landbau für die Mehrheit der Bewohner zur ergiebigften Duelle 
bed Einkommens. Seit einer Reihe von Jahren wird aud viel Salz gewonnen. Der wichtigſte 
Inbuftriezmweig ift die auf mehr ald 4800 PBofamentflühlen betriebene Bandweberei, wodurch 
ein jährlicher Arbeitölohn von mindeſtens 3,640,000 Fr. erworben wird. Im Jurabezirke Wal: 
denburg bat fi in den letzten Jahren aud die Uhrmacherei eingebürgert und wirb mit gutem 
Grfolg betrieben. Ein in aller Weife fehr nützliches Inflitut ift die ſeit 1849 mit einem Actien- 
capital von 500,000 Fr. in Lieftal, dem Hauptorte von Baſellandſchaft, gegründete baſelland⸗ 
ſchaftliche Hypothekenbank, wozu die Anregung aus der Stadt Baſel kam. Damit iſt zugleid 
eine Sparkaffe verbunden, deren Gapital in erfreuliher Zunahme begriffen ift. Für die von ber 
Bank gemachten Anleihen gilt ver Grundfag der allmäligen Tilgung durch einen jährlidden Zu⸗ 
ſchlag zu ven laufenden Zinfen; und dieſe Verpflichtung und Gewoͤhnung der Schuloner zu einer 
ihnen jelbft nüglihen Ofonomte iſt jedenfall von weitreihenden guten Folgen, ob dieſe gleid 
nad dem Verlaufe weniger Sahre auf keine noch fehr augenfällige Welfe zutage treten können 
Diefe Bank und die ihren Operationen zu Grunde liegenden Principien haben fpäter auch in 
andern Bantonen, zunächft im Thurgau, Nachahmung und Anwendung gefunden. 

Da ſich Baſellandſchaft in blutigem Kampfe der vormundbfchaftlichen Herrſchaft der Stadt 


entzogen hatte, fo iſt e8 begreiflich, daß fhon in der Verfaflung von 1833 alle jene Volksrechte 


zur Anerkennung famen, wofür fi zu Anfang der dreißiger Jahre in den meiften Gantonen die 
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greße Mehrheit ver Bevoͤllerung erhoben Hatte. Eben diefe Rechte wurden in den fpätern Bers 
feffungörevifionen, 1858 und 1851, noch beftimmter formulirt und zum Theil erweitert. Schon 
De erſte Gonftitution trug indeflen zugleich dad eigenthümliche Bepräge der @reigniffe, denen 
Re ihren Urſprung verdankte. Namentlich wurde durch bie Erbitterung gegen bie frühere fläb: 
tifche Beantenherrſchaft ein Princip des Mistrauens auch gegen- die vom Volke frei gemählten 
Behörden in die Berfafung eingeführt, ſodaß fchon in den dreißiger Jahren ganz ähnliche Bes 
fimmungen über die fogenannte Incompatibilität getroffen wurden, wie bei weitem ſpäter in 
den Gantonen Waadt und Aarau. Wie ſchon 1853 die Mitglieder des Regierungsraths, fo 
wurben 1858 ſelbſt Diejenigen des Obergerichts aus dem Landrathe, ber hoͤchſten geſetzgeben⸗ 
den und oberaufiehenden Behörbe, ausgeſchloſſen, und 1851 wurbe bei gleichzeitiger Binführung 
des Directorialfyftems für den Regierungsrath noch ausdrücklich beichloffen, daß fein Mitglied 
deflelben ein anderes Staatsamt, oder eine fonftige mit einer firen Befolpung verbundene Stelle 
befleiden dürfe. So wurde die Trennung der Gewalten in dem kleinen und an politifhen Capa⸗ 
eitäten nicht ſehr reihen Staate auf eine wol allzu hohe Spite getrieben. 

Dem gleihen Geiſte der Vorficht gegen die Möglichkeit verlegender Eingriffe in das Volks: 
leben von Seiten ver Behörden iſt das Veto des Volks entfprungen, wofür jedoch Baſelland⸗ 
ſchaft fhon im Sabre 1853 im Ganton St. Gallen ein Borbild gefunden Hatte. Diefes 
Veto — das nicht zu verwerhfeln ift mit dem in den Fleinen Gantonen, in Graubündten und 
Wallis fchon lange beſtandenen Recht des Volks, über jeden neuen Act der Gefeßgebung un: 
mittelbar und entſcheidend abflimmen zu bürfen — gehört der Periode feit 1830 an. Es iſt ein 
dem neuern ſchweizeriſchen Staatörechte durchaus eigenihümliches Inſtitut. Ungeachtet der Op: 
pofttion, welder dad Veto gerabe in der Mitte jener radicalen Partei begegnete, die 1830 an 
der Spige der Bewegung vorangefchritten war, wurde es doch fertdem In einer Reihe von Can⸗ 
tonen durchgefegt, und iſt überall dem Volke ein werthvolles Recht geworden. In der Schweiz, 
mo der Grundſatz nicht blos anerkannt, fondern durchgeführt iſt, daß die Höchfte Gewalt im Volke 
ruht, verfteht es ſich von felbft, dag Feine Verfaffung abgeändert werben kann, ohne die aus: 
drũckliche Zuflimmung der Mehrheit derjenigen Staatöbürger, die von ihrer Befugniß ver Ab: 
flimmung über ſolche Reformvorſchläge wirklich Gebrauch gemadt haben. Das Veto dagegen 
bezieht fich nicht auf Verfaflungsreformen, fonbern auf Die Acte ver einfachen Geſetzgebung: es 
befteht im Necht der Staatäbürger, binnen einer beſtimmten Friſt — in Baſellandſchaft binnen 
14 Tagen — die vom GOroßen Rathe oder Landrathe gemachten Befegedvorfchläge entweder ſtill⸗ 
ſchweigend annehmen over ausdrücklich verwerfen zu dürfen. Die nicht Abſtimmenden werden 
hiernach als zuſtimmend betrachtet. Zu Ausübung des Veto waren in Baſellandſchaft bis 1838 
zwei Drittheile ver Stimmen erfoderlich, während jetzt die abſolute Mehrheit hinreicht. 

Das Beto ift mithin ein zwar fehr demokratiſches, aber aud ein confervatives Inftitut; es 
tann damit nichts Beſtehendes geändert oder Neues gefchaffen, fondern nur die dem Volkswillen 
widerſprechende Neuerung verhindert werben. Der In der Schweiz oft wiederkehrende Streit 
über die Vorzüge oder Nachtheile des Veto läßt fih — wie alle Streitfragen ähnlicher Art — 
ſtets nur mit befonderer Beziehung auf die jeweilige Bildungsſtufe dieſes oder jenes beſtimmten 
Bolt Iöfen. Iſt noch die Mehrheit allzu roh, um den Werth der Höhern geiftigen Bildung auch 
nur fhägen zu tönnen; iſt fie darum noch dem Einfluffe einer Partei hingegeben, der vielleicht 
in ihrem eigenſüchtigen Interefle gerade an Erhaltung des kirchlichen und politiichen Aberglau⸗ 
bens im Volke gelegen fein kann: fo iſt dieſes auch fletö geneigt, alle zur Foͤrderung der geifti- 
gen Cultur ihm zugemutheten Anftrengungen und Opfer von der Hand zu weifen. Bei folder 
Sachlage mag es wünfchendwerth fein, daß durch eine an die Spike des Staats geftellte einſich⸗ 
tige Minderheit das Neue und Förberlie dem Volke octroyirt werben koͤnne, falls nur wirklich 
diefe Minderheit einſichtig genug iſt, um nicht die Regierten mit unzeltigen Neuerungen zu 
überfhütten und dadurch zu einer um fo beftigern Reaction zu rufen. If dagegen bereitö in Tibe- 
raler Weife für die geifligen und fittlihen Bedürfniſſe geforgt — und dies gilt von allen Can⸗ 
tonen mit Ausnahme einiger wenigen, wo aber das Volk ohnehin fhon bie gefeßgebenve Ge⸗ 
walt in Händen dat — fo kann die Einführung des Veto kaum noch Nachtheile, fontern nur 
Vortheile Haben. Dabei mag man Übrigens einräumen, daß biefe Einführung nirgends fehr 
dringlich if, folange fich nicht die In weitem Kreife dringlich geäußerte Foderung de3 Veto als 
ein deutliches Zeichen der Unzufrienenheit des Volks mit ver bisherigen Geſetzgebung erkennen 
läßt. Wenn die Gegner des Veto auf bie Öftere Agitation hinweiſen, die mit deſſen Ausübung 
verbunden fet, fo ift noch diefe Agitatlon fehr unſchuldiger Art. Bei weitem bedenklicher iſt es, 

wenn der Dünkel gefeßgeberifcher Welsheit das Bol allzu fehr mit Neuerungen heimſucht, die 
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überßaupt nichts, oder die bei dem gerade vorhandenen Biſpungsſtande noch nichts taugen; 
wenn eben. dadurch die Unzufriedenheit im Volke ſolange angeſammelt wird, bis ſie vielleicht 
gewaltſam die Schranken aller Geſetzgebung durchbricht. Das Veto iſt ein. Mittel zur Ver⸗ 
hütung von Revolutionen; und wenn nicht jedes, fo wird doch manches Übel dadurch verhütet. 
Wol hatte das dem Volke des Cantons Luzern zuſtehende Veto die verderbliche Berufung der 
Jeſuiten nicht verhindert; aber auch ohne dieſes Volksrecht wäre ja der von der Mehrheit des 
dortigen Großraths gefaßte verhängnigvolle Beſchluß maßgebend geworden. Jedenfalls iſt feine 
Gefahr in dem Verzuge, wenn irgendein an ji) ganz.löblider Geſetzesvorſchlag nicht ſofort 
bindende Kraft erhält; und in ver Schweiz hat ſich bereits erfahrungsmäßig gezeigt, daß ſolche 
anfangs zurüdgemiefene Vorſchläge doch fehr bald vie Zuftimmung des Volks erhielten, ſobald 
irgendeine tadelnswerthe Nebenbeſtimmung befeitigt mar, und ſobald man ſich pie pflichtſchul⸗ 
dige Diühe gegeben hatte, dem neuen Geſetze durch gehörige Orientirung ber Öffentlichen Mei⸗ 
nung jenen Boden zu bereiten, worin ed allein Wurzel ſchlagen und zu lebendfräftigem Wachs⸗ 
thume gelangen fonnte. Sehr groß bleibt dagegen die Gefahr, daß auch geſetzgebende Verſamm⸗ 
fungen — wo ohnehin die jeweilige Mehrheit von jo manden Zufälligkeiten, vom einfeitigen 
Einfluffe befonderer Perfünlichkeiten oder Eoterien u. vergl. abhängig ift — durch den Kigel der 
Dielregiererei und den doctrinären Schwindel abftracter Gejeggeberei ergriffen werben. In der 
That ift ed alfo in einer Demokratie nur ein fehr einfaches und natürliches Recht des als ſou⸗ 
verän erklärten Volks, daß es — falls e8 mit dem gerade Beſtehenden zufrieben iſt — bie ihm 
angefonnenen Neuerungen überhaupt oder vorerfl von der Hand zu weifen befugt ſei. Aud 
in Bafellanpfchaft, wie in andern Gantonen, hat ſich das Veto bewährt und erfcheint dem Volke 
fo jehr als ein ihm gebührendes natürliches Recht, daß bei einer Volksverſammlung zu Siffach 
im Jahre 1854 fogar nod ein eidgenöſſiſches Veto in Anregung kam, damit den allfälligen 
vol£öfeinplichen Beichlüffen ver Bundesbehoͤrden ein Riegel vorgefchoben werde. Died wäre nun 
freilich eine Ausdehnung des Vetorechts über feine natürlichen Grenzen hinaus, weil die Auf- 
gabe der eidgenöſſiſchen Geſetzgebung eine durch bie Souveränetät der Einzelcantone genau be⸗ 
ſchränkte ift, bei deren Erfüllung es fi weſentlich um die Beziehungen der Gantone unter ſich, 
fowie der geſammten Eidgenoſſenſchaft zu ven Staaten des Auslandes handelt. Es Handelt fig 
alfo gerade un foldhe Dinge, die überall das Bolt von feinem cantonalen Standpunkte aus in 
ihrem Zufammenhang zu überbliden am wenigften geeignet ift, und bad ihm eingeräumte eid⸗ 
gendfltiche Veto würbe aljv nur die Thätigleit der Bundesbehörden lähmen und bis zur heil- 
ofen Ohnmacht abſchwächen. 

Es war natürlich, daß der junge Freiſtaat in den erften Jahren feiner politiſchen Selbſtän⸗ 
digkeit noch manchen unfihern Schritt auf den ihm neueröffneten Bahnen that. Indeſſen war 
auch hier wie überall die Kreiheit felbft die befte Schule für den vernünftigen Gebrauch der 
Sreibeit, und jene anfangs noch ziemlich häufigen Auflehnungen von Einzelnen oder Gemeine 
ben gegen bie felbitgefchaffene Staatsordnung find in ven legten Jahren völlig oder beinahe väl- 
lig verfhwunben. Wol läßt fih noch hier und da, wie etwa in der forglofen Behanplung ver 
Strafgefangenen, eine gewiffe Naivetät des politiichen Gebahrens bemerken: ein ſehr geringes 
Übel gegen den lähmenven Drud des nad pünktlich vorgefchriebenen Formen maßregelnden Po⸗ 
lizeiftaats. In die Finanzverwaltung, vie ein jährlies Einkommen und Ausgaben zwifchen 
4—500,000 Fr. nachweiſt, ift größere Orbnung gebracht worben. Das Milizwefen hatte bei 
der kriegstüchtigen Bevölkerung der Landſchaft ſchon vor längerer Zeit eine beachtenswerthe 
Ausbildung erhalten. Vor allem aber ift zu loben, daß die Landſchaft die frühere Vernachläſ⸗ 
jigung der Bolföbildung unter der Herrſchaft ver Stadt deutlich genug erfannte und tief genug 
empfand, un zur moͤglichſten Nachholung des Verfäumten verhältnißmäßig große und erfolg: 
reihe Anfttengungen zu machen. Unter ver Leitung tüchtiger Vorſteher hat hier das Volks⸗ 
ſchulweſen befonders große Fortſchritte gemacht, und in rühmlihem Wetteifer haben dazu ber 
Staat wie die Gemeinden hülfreihe Hand geboten. Schon feit 1835 wurden in faft allen Ge— 
meinen, mit jehr wenigen Ausnahmen, eigene Schulfonds gegründet und wieder in den legten 
Jahren beträchtlich vergrößert. Linmittelbar nad) der Trennung war ven reformirten Kirchen- 
gemeinben bad Recht der freien periodiſchen Wahl ihrer Geiftlidyen eingeräumt worden. Aber 
auch die Fatholifhen Gemeinden ded Birfed haben feitvem wiederholt, namentlich wieder im 
Sahre 1852, vom Bifchofe von Bafel die Einräumung des gleichen Rechts fowie die Verlegung 
der ausſchließlich Eatholifchen Feiertage auf die nächſten Sonntage verlangt. 

In der Stellung zur Eingenoffenfhaft hat die Trennung des Cantons Bafel in zwei ſelbſt⸗ 
Rändige Hälften, feit der Bundesverfaſſung von 1848, feine weitere Folge mehr, ald daß jeder 
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— BGalbeantone ein Mitglied in den Stãnderath wäh, waͤhrend jeder ganze, wenn auch 
no) fo Heine Canton deren zwei zu ernennen hat. Es war nur pie natürlice Gaujequenz der 
Geſchichte dieſer Trennung, daß ſich Bafellanpfhaft entichienen zu den fogenannten tegenerirten, 
Gantonen und hiernach zu dev Mehrheit auf der frühern Tagfagung hielt. Zur Zeit ver Frei⸗ 
farenzüge und der Agitation gegen vie Berufung der Jefuiten, forte 1847, als es ji um vie 
Auflöfung des Sonderbundes handelte, ſehen wir e8 baher ftet3 in vorberfter Reihe. Bafelftant 
Dagegen hatte ſich grollend zurückgezogen, befand fi in fleter Oppoſition und beſchränkte nad 
1847 feine bundeöpflichtigen Leiftungen auf dad möglihft fnappe Map. Seit der Bundesre⸗ 
form von 1848 hat jih aber auch Bafelftant mit den neuen Zuftänden nicht blos ausgefähnt, 
fondern in vollen Maße befreundet. Und ald 1856/57 der neuenburger Conflict die Schweiz 
mit Krieg bedrohte, da fahen wir in beiden Halbeantonen die gleihe Hingebung und Dpferwile 
Iigfeit für die Rettung des Vaterlanded. Aber aud in der. Ausbildung ihres Verfaſſungsweſens 
und aller innern Rechtszuſtände hatten die beiden getrennten Landestheile während einer Reihe 
won Jahren ſich einander fo fehr genäbert, daß ſchon öfters, nachdem auf Heiden Seiten die Wun⸗ 
den, die man fi geſchlagen, völlig vernarbt find, der Gedanke an ihre mögliche Wiedervereini⸗ 
gung erwachen mußte. Übrigens kann man nicht beklagen, daß die Trennung überhaupt erfolgt 
if, da Die Bevölkerung beider Halbcantone bei weitem mehr gemonnen hat, ald wenn ihre Vers 
einigung gewaltfam wäre auftechtgehalten worden, da tie unter Anderm, während ihrer viel: 
Leit nur temporären Scheidung, fogar die Ausfiht auf eine fpätere feftere und innigere Ver: 
einigung gewonnen hat. Bedauern mag man nur, daß biefe Trennung unter Blutvergießen 
und auf gewaltfame Weiſe verhindert werben follte. Denn flets ift die Gewährung ver Freiheit 
zugleich vie höchſte Staatsklugheit. Sie ift ed aud) dann, wenn es darum gilt, zwiſchen biäher 
vereinigten Bevoͤlkerungen, die fi In unverföhnlih ſcheinendem Haſſe entgegentreten, alte 
Bande zu löfen, oder zwifchen bisher getrennten Bevölferungen in freier Wahlverwandtſchaft 
neue Bande zu knüpfen. W. Schulz-B odmer. 

Sale Concilium, f. Eoncilien. 

Bajeler Friede. Der Friede, melden 1795 am 5. April der preußifche Miniſter v. Har⸗ 
denberg mit dem franzoͤſiſchen Bürger Barthelemy, Botſchafter der Republik bei der ſchweizeri⸗ 
ſchen Eidgenoſſenſchaft in Baſel, ſchloß, iſt ein für das Schickſal Europas und der Welt fo be⸗ 
deutungsvolles Ereigniß geweſen, daß er, außer ber unter dem Art. Friedensſchlüſſe ber neuern 
Zeit zu liefernden allgemeinen Überficht ſolcher Tractate, noch eine geſonderte Betrachtung bil⸗ 
üg in Anſpruch nimmt. Preußen, welches in ven Pillnitzer Conferenzen (Auguſt 1791) die 
Iautefte Stimme gegen das revolutionäre Frankreich geführt, welches durch das Manifeft feines 
Oberfeldherrn, des Herzogs von Braunſchweig, die unverföhnlichfte Gefinnung gegen daſſelbe 
vor Europa. ausgerufen hatte, fand fih dur den feinen Erwartungen fehr wenig entſprechen⸗ 
den Gang des Krieged wider bie begeifterten Neufranfen.und durch die tagtäglich ſchwerer wer⸗ 
dende Bürde deſſelben vermodt, von der großen Gsalition wider jened Frankreich abzutreten 
unb durch einen Separatfrieven für feine eigenen Intereffen zu forgen. Es trat demnach feine 
überrheinifchen, bereits in franzoͤſiſche Waffengewalt gefallenen Beſitzungen an die ſiegreiche 
Revublik vorbehaltlich einer im künftigen Reichsfrieden darüber zu treffenden nähern Über: 
einkunft (wodurch auf Entſchädigung hingedeutet ward) ab, fagte ſich felbft in der Eigenſchaft 
als deutſcher Reichsſtand von dem Kriegsbunde, welchem dad Deutfche Reich ſich angefchloffen, 
108, und nahm durch Ziehung einer „Demarcationslinie“ zwiſchen Nord- und Süddeutſchland 
alle Stände des erften, vie fih glei ihm vom Bunde losfagen würben, in feinen mächtigen 
Schutz. Durch diefen Friedensſchluß wurde das Verderben ver jet zerriffenen erften Gonlition 
wiber Frankreich entſchieden und der Triumph des letzten geſichert. Denn möglich zwar, doch 
ſehr ungewiß, ja kaum wahrſcheinlich iſt, daß die Republik, wenn ſie neben ihren übrigen Fein— 
den noch die Geſammtmacht Preußens und des noch nicht durch die Demarcationslinie zerriſſenen 
Deutſchland fortdauernd hätte bekämpfen müffen, ihre Überlegenheit behauptet hätte. Alsdann 
wäre vielleicht wenigftend ein leidlicher Friede zu Stande gebracht und dadurch etiwa das Princiv 
der Revolution vorerſt in Sranfreich befeftigt worden; der übrige Welttheil aber wäre von den 
ſchrecklichſten Leiden, welche jegt die übermüthige Mepublit und, nad deren Interbrüdung, 
der eiferne Arm Napoleon's, dieſes unerfättlihen Gewaltherrſchers, über ihn brachte, befreit ge= 
blieben; oder auch e8 Hätte die Reftauration zwanzig Jahre früher flattgefunden, und den Groß⸗ 
mächtigen des Welttheild wäre um ebenfo viel früher vergönnt geweien, die Angelegenheiten 
deſſelben nach ihren wahren oder vermeinten Gefanmtintereflen zu ordnen. Wir wollen damit 
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nicht eben ſagen, daß dieſes ein Gluck würde geweſen fein; vielmehr anerkennen wir die aus dem 
durch Preußens Abfall verlängerten Kampf und aus den mannichfaltigen dadurch bewirkten 
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den Völkern Europas, auch manche hoffnungsreiche oder wenigſtens den Keim eines möglichen 
beſſern Zuſtandes in ſich ſchließende Geſtaltung für ein die überftandenen Leiden noch überwie- 
gendes But; mie denn die Vorſehung oder pie Natur gar oft aus dem Übeln pas Bute hervor- 
fprießen läßt. Allein ſolche Vorausſicht oder Ahnung lag nicht im Sinne des preußifchen Frie⸗ 
densſchlufſes. Das beſtimmende Motiv dazu war nicht das allgemeine, fondern das, freilich 
kurzfichtig aufgefaßte, felbftifche Interefle,. welchem man (nad der in der Politik allerdings praf- 
tifch vorherrſchenden Maxime) das erftere aufopfern zu dürfen glaubte, wenn au im Wider- 
fprud mit der freimillig eingegangenen Bundespflicht gegen die Alliirten und der aus ber 

Reichsſtandſchaft fließenden gegen das Deutſche Reich. Doch die Sünde, die Preußen damals be= 
ging, hat es zwölf Jahre fpäter hart gebüßt durch die Schlacht bei Jena und den demüthigen 
Frieden von Tilfit; und wenn ed im Bafeler Frieden durch Überlaffung feiner überrheinifchen 
Provinzen an Frankreich den Grund zur Ausdehnung der Republif an die Rheingrenze Tegte, 
fo hat e8 im Befreiungskriege glorreich mitgewirkt zur Wievereroberung der früher preiögege- 
benen beutfchen Erde. über dad Vergangene alfo wollen wir nicht rechten mit ihm. Auch über 
die Gegenwart nit. Wir richten ven Blid in die Zukunft, und da iſt Preußen in ber Lage, 
uns, wenn ed will, reichen Erſatz für alle8 Erbuldete zu geben. Die Augen der Nation find auf 
daffelbe gerichtet. Möge vie Geſchichte einft von ihm zu erzählen Haben, die gerechten Foderun⸗ 
gen Deutſchlands und Europas fowie die Intereffen feines eigenen Ruhmes feien von ihm ver 
fanden und befriedigt worden. Rotted. 

Saftlifen, f. Corpus juris civilis. 

Basken, |. Spanien: 

Baffermann (Frievrih Daniel). Der Name 2. iſt mit unferm oͤffentlichen Leben in den 
legten Jahrzehnden untrennbar verflodten. Bon den frienlihen Bewegungen ber vierziger 
Jahre an bis zu den Vorboten der Erjhütterung, der die alte Politik unterlag, von jenem 
denfwürbigen Antrag des Februar 1848 an, der feinen Namen trägt und indie ſchon hochgeſpann⸗ 
ten Stimmungen recht eigentlich als das Loſungswort der Zeit hereinfiel, biß zu ven Verſamm⸗ 
[ungen von Frankfurt, Gotha, Erfurt, Hat B. an allen bedeutenden Vorgängen einen regen 
und unmittelbaren Antheil gehabt. Den Wechfel der Volksgunſt, wie er in flürmifch bewegten 
Zeiten eintritt, haben wenig Männer in fo reihem Maße erfahren wie er; in den Tagen vom 
Februar 1848 mochte faum ein Name populärer fein ald der feine, und faum ein Jahr nachher 
ift von der demokratiſchen Mafje und ihren Kührern faum ein Mann bitterer gehaft worden 
als B. Sein Leben felbft war diefem jähen Wechſel von Gunft und Ungunft in wirklich tra⸗ 
giſcher Weije unterworfen. Ein einfacher Bürger; der fih zum großen Theil auf autodidakti⸗ 
Them Wege gebildet, erlangt er im öffentlichen Leben zunächſt ver Heimat eine Stellung, der 
ſelbſt Billige Gegner ihre Anerkennung nicht verfagen können; er gibt dann das Lofungämort 
zu einer mächtigen Bewegung, an bie fich eine zeitlang alle nationalen Hoffnungen knüpfen; er 
figt im Mathe ver Nation als einer der Thätigften und Beredteften; er nimmt felber Theil an 
der Leitung der vaterlänvifchen Angelegenheiten und e8 werben Geſchäfte von großer Verantwort⸗ 
lichkeit in feine Hand gelegt. Da tritt die Wendung ein, die, wie ſie alle die nationalen Ideale, 
an deren Erfüllung er feine Exiftenz geſetzt, rafch zu Boben getreten hat, auch für fein perfön= 
liches Schickſal entſcheidend gemorben if; die zart organifirte Natur des Mannes vermochte 
nur folange auszudauern, als die patriotifchen Hoffnungen feines Lebens noch nicht gefnidt 
waren. Mit dem öffentlichen Leid wächſt auch fein individuelles; nach Jahren peinlihen Rin⸗ 
gend mit einem Franken Körper und tiefer Schwermuth des Geiftes verfällt er einer Kataftrophe, 
die unter allen, vie einem Öffentlichen Charakter wiverfahren Finnen, eine der traurigften if. 
Die Bewegung des Jahres 1848 hat manden glänzenden Auf verbraucht und manche noch 
ruͤſtige Kraft vor der Zeit aufgezehrt; ja einzelne Perſoͤnlichkeiten ſind ihr augenſcheinlich als 
Opfer gefallen. Daß unter dieſen letztern B. eines der namhafteſten geweſen iſt, werden auch 
Gegner und Feinde zugeſtehen müſſen. 

B. war am 24. Febr. 1811 in Manheim geboren, wo feine Altern noch leben. Die Familie 
gehört zu ben angefehenflen des dortigen Kaufmannsſtandes; ein fehr refpectabler und ges 
ſchäftstüchtiger Water und eine an Geift und Charakter energifche Mutter bilden das ehrwürdige 

ternpaatr, dem in einem langen mit Glücksgütern aller Art reich gefegneten Leben nur Ein 
unauslöfhliher Schmerz bereitet worben iſt — der tragifche Ausgang des Sohnes, ber bie 
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Sreube und der Stolz des Hauſes gewefen war. Friedrich Daniel, der ältefte unter den Söhnen, 
warb urfprünglich zu einen: wiſſenſchaftlichen Berufe beflinmt, und erhielt darum feine erfte 
Bildung auf der Gelehrtenſchule feiner Vaterſtadt. Aber ver zarten, kränkelnden Gonflitution: 
bes Knaben ſchien die künftige Lebensweiſe des Gelehrten nicht zuträglich (eine Anficht, die durch 
ben ſpätern Verlauf feines Lebens eine unflreitige Rechtfertigung erlangt Hat); er jollte Kauf⸗ 
mann werben. Anfangs in der Heimat, dann in. Frankreich machte er nun feine kaufmänniſchen 
Lehrjabre durch. Auch jegt freilich zog ed ihn mit unwiderftehlichem Reiz zu ven Büchern und 
Studien zurück. Er trieb eifrig Mathematik, Naturwiſſenſchaften und Geſchichte. Sein Lieb: 
lingsgedanke blieb es, eine Hochſchule zu befuchen, und die Altern willfahrten einem Wunſche, 
ber ji damals in kaufmänniſchen Kreijen viel feltener und ungewöhnlicher ausnahm, als er. 
Heutzutage erſcheinen würbe. Im Spätfahr 1829 bezog er die Univerſität Heidelberg und trieb 
dort bis in ven Sommer 1831 naturwiſſenſchaftliche und biftorifhe Studien. Namentlich 
Schloſſer zählte ihn zu feinen eifrigen Zuhörern. Aber er blieb dem bürgerlichen Berufe bes 
ſtimmt. Nod eine kurze Zeit widmete er feiner praftifhen Ausbilvung in einem Drogueries 
geſchäft, machte größere Reifen, befuchte Trieft und London und gründete fi dann 1854 in 
feiner Vaterſtadt einen eigenen häuslichen Herd. Die Tochter eines hochgeachteten Geiſtlichen 
in Manheim, der mitten in der Kraft feiner Jahre von einem frühen Ton den Seinen entriffen 
worden, ward feine Gattin; das anmuthige und mit Vorzügen des Geiſtes und Herzens reich 
ausgeſtattete Mädchen war frühe der Gegenftand feiner Neigung gemweien. 

Zunächſt ward nun der kleine Kreis feiner Vaterſtadt ihm eine Vorſchule für das öffentliche: 
Leben. Seit 1857 gehörte er einer ber gewählten Corporatlonen an, denen die Leitung und: 
Gontrole des Gemeinweſens zufland, und machte ſich ſehr bald dort bemerflih. Eine Erſcheinung 
tie die feine war damals in bürgerlichen Kreifen noch eine ziemlich feltene. Diefe feinere Form 
der Bildung , die duch nichts Pedantiſches und Schulgelehrtes an fi trug, vereinigt mit einer 
angeborenen Leichtigkeit und Anmuth der Rebe, die durch Studium und Sorgfalt früh gepflegt 
war, mußte aud in einem Kleinen Öffentlichen Leben anziehen und gewinnen, zumal wenn ein 
reger Gemeinſinn und eine große jugendliche Srifche feinem Auftreten Schwung und Nachdruck 
gab. Das politifche Debut des noch nicht vreifigjährigen Mannes durfte glänzend genannt 
werben; allein e8 war nicht nur durch ven Glanz ded Neuen und Ungewöhnlichen bemerkens⸗ 
werth, die ſolide und ernfte Art in B.'s ganzem Wefen machte ſich auch damals ſchon geltend 
und führte ihn auf praftifhe Ziele. Manche gemeinnügige Anftalt, die noch jekt zur Zierde und 
zum Nuten der Stabt gereicht, iſt in jenen Jahren vorbereitet ober fchon vollendet worden, an 
deren reger, unverbroffener Förderung B. ein guter Theil gebührte. 

Indeſſen geftalteten ſich die politifhen Dinge in Baden fo, vaß ihm bald ein größerer Spiel- 
raum Öffentlicher Thätigkeit erfchloffen werben follte. Das ſtändiſche Leben empfand wie überall 
in Deutichland fo auch in Baden noch die Nachwirkungen der Neaction der vreißiger Jahre; 
kaum daß bie hHannoverifche Kataftrophe von 1837 etwas frifche Bewegung in die Stände⸗ 
verfammlungen hineingetragen hatte. Der Landtag von 1841 machte dieſem politifchen Still: 
leben ein Ende; er begann mit den befannten Lirlaubövermweigerungen, die, wie Blittersdorf 
nachher an Münd-Bellinghaufen erläuternd fchrieb, unternommen wurden, um einmal „das 
Anſehen ver Regierung gegen den Staatsdienerſtand im Allgemeinen aufrecht zu erhalten, dann 
aber auch um ten ſich ſtets erneuernven Einftreuungen über Schwäche und Gefinnungslofigkeit 
der Regierung zu begegnen”. Der Wiverftand, ven das Vorgehen in der Kammer ber Ab- 
geordneten weckte, mar freilich viel lebhafter und tiefgehender, als die Regierung erwartet hatte; 
der Streit wurde der Ausgangspunkt einer politifchen Bewegung, deren Einfluß weit über ben 
Raum der badiſchen Berhältnifie Hinausging. Gleich anfangs mußte es dad Minifterium er- 
leben (und ed war dies Teines der unmidtigften Symptome der Lage), daß einige bürgerlide 
Abgeoronete, pie confervativ, aber unabhängig waren, ver Regierung ihre Unterftügung auf- 
fündigten, und weil fie weder dem Miniſterium auf feiner neuen Bahn folgen, nod in die Rei⸗ 
Hen der Oppofition treten wollten, Tieber auf ihren Sig in der Kammer verzichteten. Einer 
diefer Austretenden war Lauer, Abgeorpneter für Manheim. Der Wahlkörper billigte die 
Beweggründe dieſes Verhaltens, ehrte aber ven Ausgetretenen durch eine einmüthige Wieder⸗ 
wahl. Wie er dann feine Ablehnung wienerholte, ward am 30. Juni 1841 Friedrich B. zu 
feinem Nachfolger gewählt, 

Sein erſtes Auftreten konnte als bezeichnend gelten für feine fpätere Stellung. Es handelte 
ſich um die Mittel, welche die außerorventliche Kriegsrüftung des Jahres 1840 gefodert Hatte. 
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Bbilligte Die Müfungen, ſchon weil durch fie der Nationalſinn und dad Gefühl ver Stärke in 
Dautſchland gehoben worden fei, er äußerte nur fein Befremden, daß fle fo fyät vorgenommen 
worben fein. Der Bund müfle fi an den Gedanken eined Krieges mehr gewöhnen und ſchon 
täften, wenn die Gefahr beginne. Die Erwiderung bed Freiherrn v. Blittersdorf war nicht 
minder bezeichnend; ſie war in dem cavaliermäßigen und wegwerfenden Ton gehalten, der damals 
Jaktik gegen die Ständeverſammlungen ward und ben man beſonders gern gegen neue Depu⸗ 
tirte anfchlug. Der brüsfe Empfang reizte B. freilich nur zu ſchärferm Widerſpruch. Als wenige 
Tage fpäter der Lirlaubsflreit zur neuen Verhandlung kam, trat er mit einer Lebhaftigleit und 
Leidenſchaft in die Debatte ein, tie man fie damals im Ständehaus zu Karlöruhe nod nicht 
gewohnt war. Es war dort der alte Ton loyalen, gegenfeitigen Vertrauens, der in der beſſern 
Zeit ver dreißiger Jahre vorgeherrſcht, god nicht ganz verflungen; draußen im Volk regten ſich 
aber fhon gereiztere Stimmungen, denen B. bier zum erften male einen ſcharfen Ausdruck gab. 
Er warf der Regierung vor, fie verfolge ein Syſtem der Demoralifation. „Man will feine 
Männer, fondern Werkzeuge, die man zerbrechen Tann. Sie muntert auf zum Servilismus; 
in der Kammer fo gut mie draußen im Volfe. Und doc ift Die Regierung um ded Volkes 
willen, nicht das Volk um der Regierung willen va. Eine Regierung, die eine Kammer fo wie 
fie aus ven Wahlen hervorgeht, nicht annimmt, befennt damit, daß fie Die Kritik einer unfiltrir⸗ 
ten Kammer nicht ertragen kann. Hätten die Minifter conftitutionell handeln wollen, fo hätten 
fie entweder durch Zurücknahme des Unrechts den Dank des Landes verdient, oder jie hätten die 
Sammer aufgelöft, oder fie wären abgetreten, worüber ich mich nicht beſonders gegramt haben 
würde. Die Minifter erklärten, dieſer Ton ſei neu in der Kammer, und er mar ed auch ohne 
Zweifel; allein auch die Verhältutfie, wie fle ver Urlauböftreit zu ſchaffen anfing, waren neu 
und ungewoͤhnlich. Darum war in ver ermüdenden Debatte jener Tage pad Auftreten B.'s das 
eigentliche Ereigniß des Tages. Die Einen misbilligten ebenfo laut den flürmifchen Angriff 
des jüngften Abgeoroneten, wie die Andern das ſcharfe und unverblümte Ausfprehen Deſſen, 
was viele Taufende dachten, bewunderten und lobten. Er hatte ſich mit Einem Schritt ven Ruf 
eines Heißſporns ermorben , ven man bier mit Sorge , dort mit Hoffnung zu betrachten anfing. 
Und auf feine Eünftige Stellung haben dieſe parlamentarifhen Anfänge unleugbar einen ges 
wiflen Einfluß geübt. Wol dampfte er etwas die Lebhaftigkeit feines Auspruds, allein ver 
fharfe Ton des Angreifer, vie unverblümte, nicht felten herbe Weife, womit ex die Dinge beim 
rechten Namen nannte, auch eine gewiſſe Unbefünmertbeit gegen die Autoritäten der Verwal⸗ 
tung die man dort oft irrig ald Geldſtolz veutete, dad Alles ift ihm geblieben, folange er in 
den Reiben der babifchen —8 ſaß. „Man ſpricht jetzt ſoviel“, erwiderte er damals 
einem Miniſter, „vom deutſchen Nationalcharakter; ich habe in demſelben keine ſchoͤnere Seite 
gefunden als die Sitte, feine Meinung ohne-Rüdhalt auszuſprechen. Daher ſagt man auch, 
wenn Jemand offen redet:. er fpricht deutſch. Dies thue ih auch. Ich ſpreche deutſch.“ 

Der Landtag von 1841 neigte feinem Ende zu und die Megierung war in nem Urlaubs: 
ftreit Sieger geblieben. Sie machte das Recht, das fie anſprach, factifch gelten: für die ausge⸗ 
fihloflenen Abgeordneten wurden neue gewählt, und e8 gelang ihr, die Anerkennung dieſer Erz 
fagwahlen in der Kammer durchzuſetzen. Da, tm legten Moment, im Februar 1842, warb 
bad von feinem verantwortlichen Dinifter unterzeichnete Manifeſt, das der vertagten Kammer 
km Auguft 1841 nachgeſendet worden war, in die Verhandlung hereingezogen, und in ber näm= 
lien Verfammlung, die wenige Augenblide vorher die Ausſchließung ver nicht beurlaubten 
Deputirten gutgeheißen hatte, fand ſich jegt eine kleine Majorität, die jenes Manifeft für ver⸗ 
faſſungswidrig erflärte. Den Tag naher warb die Kammer aufgelöfl. Die neuen Wahlen, 
mit einem Aufwand ungewohnter Mittel und einer leidenſchaftlichen Agitation durchgeführt, 
bie man fo niemals früher in Baden gekannt, führten bie liberale Oppofition etwas verflärkt in 
bie Kammer zurück; auch B. war unter ven Wiedererwählten. &8 ward einer der bewegteften 
Zandtage, bie Baden erlebt hat; alle die Erbitterung, die draußen durch den Wahlfampf und 
feine Mittel erregt worden war, trug fidh in den Ständefaal hinein. Unter den rührigften 
und unermüdetften Vorkämpfern in den Reihen der Oppofition fland wieder ver junge Abge⸗ 
orbnete von Manheim. Uber er befchränfte fi body nicht auf den Ruhm, nur einer ihrer 
ſchlagfertigſten Heißfporne zu fein. Er verfuchte ich in den erſten Bupgetarbeiten, er trat mit 
eigenen Anträgen zur Neform ded Steuerweiend und zur Ginführung der Gapitalienfteuer 
hervor, er fam mit Vorliebe auf die deutſche Brage zurück, um die jich feine erfte wie feine legte 
Thatigkeit in dieſer Ständeverfammlung bemegt hat. Gr wies mit Befrienigung auf das Wach⸗ 
fen des deutſchen Geiſtes Hin, wie er fich feir 1840 allenthalben Eundgebe und für die Zukunft 
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die beſten Srliöhte Hoffen laſſe. Aber er verlangte auch, daß man dieſen Geiſt "zu wiichigen ver? 
ſtehe. Ex fprach den Wunfch aus, daß vie Regierung fih beim Bundestage um eine Amneſtie 
für die Flüchtlinge und Verfolgten der dreißiger Jahre bemühen mıdge, und ſchloß ſich mit Nach⸗ 
druck den von Welder zur Sprache gebrachten Foderungen einer nationalen Neform an. Er 
fheint e8 nicht einmal ohne Hoffnung einigen Erfolges gethan zu’ haben. „Wol weiß ih”, fagte 
er vamals, „daß das Wort Bundestag feit einer langen Zeit mit menig Freude und Hoffnung 
genannt wirb; es iſt aber eine beffere Zeit angebrochen, und ich folfte denken, der Deutfche Bund 
würde fi nur felbfl zu Nuten handeln, wenn er einginge auf die allgemeinen bringenden 
Wünſche und Hoffnungen.” J 

Vernehmlicher noch ſprach die gleiche Richtung aus einem Antrage hervor, den er in der näch⸗ 
ſten Seſſion bei Berathung des Zollvereinstarifs vorbrachte. Er erhob ſich namentlich gegen 
die Einſtimmigkeit, die zu allen Beſchlüſſen erfodert ward. „Die Cinſtimmigkeit“, ſagte er, „ift 
pie Feindin der Einheit. Dies hat fi noch überall bewährt; “Polen und die Tagſatzungen 
der Schweiz beflätigen ed. Wer etwas Großes erreichen will, muß ed über ſich gewinnen kön⸗ 
nen, im Intereſſe ver Gefammtheit einen Theil feiner Selbftändigkeit zu opfern. Ich wünſchte, 
wir mären in diefem Falle nicht blos für die Zollfäge, ſondern noch für ganz andere deutſche 
Angelegenheiten; ich würde für ein allgemeines veutfches Geſetzbuch, für ein allgemeines deut⸗ 
ſches Strafverfahren gern einen Theil unferer badifchen beſondern Gefeggebungsgemalt ſchwin⸗ 
den fehen, gern die 63 Abgeorbneten der babifchen Kammer in drei Abgeordnete zufammen= 
ſchmelzen laſſen, vie dann in einem großen beutfchen Parlament fäßen. Wenn man ft dazu 
—* erheben kann, dann muß man auch von der jetzt zur Mode gewordenen Einheit Deutſchlands 
chweigen.“ 

Diefe pofitive Richtung trat immer beſtimmter in feinem Öffentlichen Wirken hervor. Rührig 
und unermübdet fuhr'er zwar fort, die Aufgabe des Oppoſitionsmannes zu erfüllen; aber fie 
genügte ihm nicht. Er befchränkte ſich nicht auf unfruchtbare Klagen über die ungleiche, Ber: 
theilung ber öffentlichen Laften, er erneuerte feine Anträge über Steuerreform; er 308 
die Übergriffe ver Bureaufratie and Polizei nit nur mit ſchonungöloſer Schärfe vor nie Offentz 
lichkeit, er ftellte auch als Mufter das britifche Selfgovernment gegenüber und rühmte gern bie 
Macht und die Achtung, Die das Geſetz dort ohne äußere Gewalt durch fich felber finne. Er ent⸗ 
faltete überhaupt eine Bieljeitigkeit in der parlamentarifchen Debatte, wie fle an ſich felten ift 
und doppelt felten bei einem Manne war, der zunächſt aus dem Kreife bürgerlichen Gewerbes 
hervorgegangen war. Es gab kaum eine wichtige Angelegenheit, an der er nicht ald gewandter, 
gern gehörter Sprecher fich betheiligt Hätte, und e8 waren darunter Reden, wie die über bie be: 
rüchtigte Haber'ſche Angelegenheit, vie einen bleibenden Werth haben ; in Zoll:, Eifenbahn: und 
Finanzſachen aber entwidelte er fich zur vollftändigen Specialität, und feine ſchriftlichen Arbeiten 
darüber zeigten ſchon früh jene Reife und Gediegenheit, der auch die Gegner vie Anerkennung 
nicht verfagen Eonnten. So haben, um nur Eines zu erwähnen, feine Berichte über das Bub: 
get des Mintfteriums des Innern ein Renommee erlangt, dag mohlverbient war. Es war bie 
Frucht raftlofer Arbeit, was in diefer ftändifchen Thätigkeit-ihn fo vafch über vie Mafle empor: 
Hof. Unermüplic wandte er feine Muße dazu an, feine Kenntniffe aflfeitig zu erweitern, durch 
Lectüre und Umgang fi) zu dem politifhen Dann heranzubilden, der er für fein Vaterland 
werben wollte. Es hing damit zuſammen, daß er fein Materialgefhäft aufgab und eine Buchs 
handlung begründete, die fich durch eine Reihe beveutfamer politifcher und wiffenfchaftlicher Ver⸗ 
öffentlihungen bervorgethan bat, In dad neue Gefhäft trat auch Karl Mathy mit ein, mit 
dem feitvem B. eng und ungertrennlidy verbunden geblieben ifl. Daß zwei fo grundverſchiedene 
Naturen fi fo gut zufammen verftanden, legte für den tüchtigen Stoff Beider ein guteß 
Zeugniß ab. 

In B.'s Parteiftellung war indeffen feine Veränderung eingetreten. Die öffentlichen Ver⸗ 
hältniffe um die Mitte der vierziger Jahre zeigten in ganz Deutfchland ziemlich die gleiche Phy⸗ 
fiognomie: im großen Kreije ver Nation eine wachfende Bewegung und bei den Regierungen 
jenes ſproͤde Ablehnen oder nur halbe Gmeähren, dad der Bewegung mehr zu Hülfe kam, als 
ſie beihwichtigte. Während vraußen im Volke die Klafticität der Geifter jid in Hundert ver- 
ſchiedenen Geftalten kundgab und bereits Die engen heinnienden Formen durchbrach, wurden bie 
Mittel ded alten Syſtems mit jedem Tage verbrauchter und gehäffiger. Auch Wohlmeinende, 
bie in den Zaubetkrei ver alten Politik eingefäloflen waren, verftanden vie junge Zeit nicht 
mehr und trugen ihr Theil bei zu jener Entfrempung zwiſchen Regierten und Regierenden, vie 
früher oder Später zu einem gewaltfamen Bruce führen mußte. ‚Seit langer Zeit“, fagte 
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einmal B. im December 1845, „bedeckt fi wieber die deutſche Erbe mit frifhem Grün, mäßs 
rend in den Negierungslocalen nur vie alten Reſte abgeftorbener Theorien zu finden find. Es 
wird nicht eher Friede werden und zu einem gebeihlicden Ziele kommen, ald bis die Pforten 
diefer Regierungdlocale fi Öffnen, der neue Frühling eingelaflen wird und die Regierungs⸗ 
männer aus ihren Zimmern herausgeben vor das Forum des Volks, wo fie in der neuen Frũh⸗ 
Iingsluft fi wohl befinden werben. ‘ | 

Im Laufe des Jahres 1846 erfolgte in Baden, aber zunääft nur in Baden, ein Schritt be® 
Entgegenkommens, der den langen Hader zu beenbigen verhieß. Nach einem flürmifchen aber 
verhitterten Landtag, auf dem die Gemüther zugleich an politifchen und religiöfen Streitfragen 
fi erhigten, ohne einen Weg'ver Annäherung zu finden, war eine Auflöfung ber Kammer ers 
folgt und neue Wahlen ausgefchrieben worden. Sie gaben eine entſchiedenere Mehrheit im 
liberalen Sinne als jemals feit ver Reaction ver breigiger Jahre. Im Berfonale ver Regierung 
war durch Bekk's Berufung in den Staatdrath eine Veränderung eingetreten; das war nicht 
ohne Beveutung , aber es hatte doch auch nicht ven Sinn eined Syſtemwechſels. Vielmehr Elag- 
ten die Gegner der Regierung, daß die alte Richtung im Grunde fortvauere, wenn aud mit 
mehr Vorficht und gleihfam gebedt durch den Schild populärer Namen mie Nebenius und Bekk. 
So kam ber neue Landtag zufammen; die liberale Majvrität zwar in den Formen gehaltener 
und minder aufgeregt ald vorher, aber doch auch keineswegs befriedigt und miniſteriell gewor⸗ 
den. Damals war ed, wo B. die Infinuation zurückwies, als ſei ed ihm und feinen Freunden 
lediglich um das Opponiren zuthun. „Ich fehne mid danach“, fagte er, „einen Landtag 
mitzumaden, wo wir feinen Stoff mehr haben Beſchwerden vorzubringen; Eehren Sie zurüd 
zu den Orundfägen von 1831 und Sie werben und Alle zu Breunden haben.” Daß dies fein 
Ernft war, hat er nicht lange nachher, zum lebhaften Verdruß der Oppofition quand meme, 
tharfächlich bewiefen; ber erfte entſcheidende Schritt zu einem liberalen Syſtem Hat aus B. einen 
minifteriellen Deputirten gemacht. Diefen entſcheidenden Schritt zu thun, dazu hat es einzelnen 
von den Männern, die im Miniſterium ſaßen, namentlich Bekk, keinrowege an gutem Willen 
gefehlt; das Hinderniß lag mehr in der noch tonangebenden Bunbeöpolitik und in ver Ifolirts- 
heit eined Fleinen Staats, der bei den andern ſchon vorher übel angejehen war und Doppelte Un⸗ 
gunft weckte, wenn er auf feine Hand den Weg liberaler Reformen betrat. Das fühlten auch 
die Redner der Oppoſition; lebhafter als vorher wandte ſich ihr Angriff nach der Seite hin, 
wo recht eigentlich ver Hauptfig der unfruchtbaren Staatöfunft des Widerflandes war. Als in 
der Sigung vom 4. Juli 1846 die Bunbeöverhältniffe zur Sprache famen, erhob fi B. mit 
nachdrücklicher Anklage gegen den Bund und Bundestag; weder die Einheit und .Nationaliät, 
noch die politifche Freiheit fah er geſchützt, noch die materiellen Intereffen pur den Bund ge: 
fördert. In beftimmtern Worten als früher ſprach er jegt das Begehren eines veutihen Par- 
laments aus, das er anderthalb Jahre fpater am Vorabend einer europäifchen Revolution er= 
neuert hat. „Und wenn ich auch“, äußerte er,, die Hoffnung nicht hege, daß Diejenigen, in 
deren Hände bie Vorſehung das Geſchick unſers Vaterlandes gelegt, dem veutichen Volke frei- 
willig dieſe politifche Vereinigung gönnen werben, wenn ich auch fürchten muß, daß eine neue 
Kriſis und neue Schmach nöthig fein wird, um unferm Volke Das zu verfchaffen, was ven 
Kämpfern ber Freiheitokriege als Kampfpreis vorgefchwebt, fo mag ed doch hier wiederholt aus⸗ 
gefprochen werben, daß nur ein deutſches Parlament, Öffentlich vor den Blicken der ganzen Na⸗ 
tion beratend, der Brennpunkt veutfcher Sinnedart und die Bürgihaft ver Einheit würde. 
Das wäre vie rechte Stüge deutſcher Nationalität, das wire der Ring, ber die deutſchen Stämme 
zuſammenhielte.“ 

Der Landtag ſchloß mit einem bemerkenswerthen Votum. Bisher war, auch nach den be⸗ 
wegteſten Kämpfen, die Abſtimmung über das geſammte Budget in der Regel faſt einſtimmig 
bejahend ausgefallen; kaum daß Drei oder Vier durch ihr, Nein“ der Regierung die Geſammt⸗ 
mittel zur Verwaltung verweigert hatten. Diesmal — der Fall war in Baden noch nicht vor⸗ 
gekommen — ſtimmte ein volles Drittel der Kammer gegen das Budget; unter ihnen war auch 
B. Es war ver [härffte Ausdruck feiner Opppfition; ſchon der naͤchſte Landtag fand ihn in 
einer weſentlich verſchiedenen Stellung. 

Wir koͤnnen nicht entſcheiden, wie tief der Eindruck dieſes Votums in den leitenden Regionen 
gewefen ift, ganz unbeadhtet ift e8 aber ſchwerlich geblieben. Es traf mit der allgemeinen Stim⸗ 
mung zufammen, welche die regierenden Kreife zu überkommen anfing, der Ermüdung und 
Soffnungslofigkeit, das alte Syftem länger fortzuführen. Gaben doch felbft fehr jhroffe Ver⸗ 
fechter ded Syſtems, wie Blitterövorf, damals ven Math gegeben, vorerft einzulenten That⸗ 
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Safe war es, daß in ben legten Wochen des Jahres eine Umgeſtaltung ned habifhen Miniſteriums 
erfolgte, die nicht nur einen Wechſel der Berfonen, fondern aud der politifcden Richtung verhieß. 
- Gab ji einerfeits in dieſen Vorgängen eine Umflimmung der gouvernementalen Kreife 
und, fo übten fie andererſeits auch auf die Parteien unten eine nicht zu verkennende Rückwir⸗ 
dung. Es ſchieden fich liberale und rabicale Elemente ſchärfer als bisher. B. Hatte zwar gegen 
dad Budget votirt, allein ſowenig wie bei andern feiner Freunde durfte dies als .ein Zeichen 
gelten, daß er mit der äußerften Oppofition fortzugehen entſchloſſen fei. Hatte er doch auf dem: 
ſelben Landtage vie Gelegenheit ergriffen, in ſehr beſtimmter Weiſe die ſocialiſtiſchen Gelüſte 
zurũckzuweiſen, die nicht i inder Kanımer, aber doch außerhalb verfelben bei einzelnen Ausläufern 
der radicalen Prefle eine Stüge fanden. Das ward ihm nicht vergeffen; der turbulenten Jugend, 
die ſich anfing um Hecker und Struve zu ſcharen, ward er bereits als, Bourgeois“ misliebig, 
und wie früher aus den Reihen der Bureaukratie, ſo ward jetzt von dieſer Seite das Stichwort 
Geldariſtokrat vernehmlich herausgehoͤrt. Dazu kam, daß B. in ein Verhaͤltniß eintrat, das 
allerdings über ſeine Stellung zur radicalen Partei keinen Zweifel übrig ließ. Seit Juli 1847 
erſchien in Heidelberg die „Deutfche Zeitung‘; fie war unter B.'s eifriger Mitwirkung zu 
Stande gefommen, er warb ihr Verleger, er folgte ihrem Gange mit größtem Intereffe und 
ſchloß ih eng an die Darin verfochtene Richtung an. : Ein Blatt firengfter conftitutioneller Hal⸗ 
tung, dad mehr doctrinär als agitatorifch auftrat, das der Revolution überall die Reform ent= 
gegenhielt und mit unverhüllter Vorliebe die Hegemonie Preußens verfocht, ein ſolches Blatt 
tonnte die Sympathie der demokratiſchen und radicalen Meinungen nicht haben, und Hat fie 
auch von Anfang an nie gehabt. Darum wurde der Antheil, ven B. an der Zeitung nahm, 
auf für feine politiſche Stellung bedeutend; fie flellte fein Verhältnig zu den Parteien no 
ſchärfer feſt. Es war viel Unverftand darin, wenn die Leute von der Reaction im nämligen 
Athen, wo fie ihn einen Gelbariftofraten nannten, ihn zugleih mit ven Radicalen in einen 
Topf warfen; viel mehr Inſtinct verrieth der Rabicaliemus, wenn fi in ihm ſchon in Zeiten, 
wo er .. in den Reiben’ ver entichiedenen Oppoittion fand, ein gewiſſes Miätrauen anfing zu 
regen. DB. Hatte, mit den gewöhnlichen Agitatoren der Mafle verglichen, etwas prüd Ableh⸗ 

nendes; er liebte die Fleinen Künfte der Demagogie nicht und hätte es nicht über ſich vermocht, 
wie Hecker ſchon 1846 und 1847 that, in den „ Arbeitern‘ eine Anlehnung zu ſuchen. Auch 
in den Tagen, wo er leidenfhaftlih und Herb gegen die Regierung kämpfte, galt fein Wider⸗ 
fand nicht der Autorität als ſolcher und nicht der Regierungsform, die beſtand. Liber eine 
eonjequent durchgeführte Nepräfentatiomonardie gingen feine Wünfche nicht Hinaus. So ift 
es denn auch bezeichnenn geweſen, daß der einzige größere Aufſatz, den die, Deutſche Zeitung ” 
in ber erften Periode ihres Beſtehens feiner Feder verdankte (im October 4847), eine warm 
geſchriebene Apologie der conſtitutionellen Staatsform enthielt. 

Es war eine bewegte und bedeutungsvolle Zeit, in welcher der badiſche Landtag dieſes Jah⸗ 
res zufammentrat. In der Schweiz harte eben die alte Cabinetspolitik durch die Aufldfung des 
Sonderbundes eine enticheinende Niederlage erlitten, in Frankreich mehrten fidh die Zeichen des 
Berfalld der Monardie von 4850, in Italien verlor das alte Syſtem mit jevem Tage mehr 
Terrain, Oſterreich befand ſich im Zuſtand⸗ ohnmächtiger Erſtarrung, in Preußen hatte, wie 
zu erwarten war, das Experiment des Vereinigten Landtags und deſſen unbefriedigender Aus⸗ 
gang die vorhandene Gährung mehr gefleigert ald beſchwichtigt, in den mittlern und Fleinern 
Territorien Deutſchlands erhob fich die liberale Dppofition mit neuer Zuverficht und unleugbaren 
Erfolgen. Baden felber mar von allen diefen Dingen bis in feine Tiefen bewegt, wenngleich 
die äußere Phyſiognomie der Verhältniſſe mehr auf ein ruhigeres Einlenken hindeutete. Zum 
exften male feit Jahren durfte das neu umgeftaltete Minifterium auf eine fihere Mehrheit in ver 
zweiten Kammer zählen, pie Eröffnung der Stänbe trug dad Gepräge verföhnenden Entgegen: 


Kommend, die Thronrede verhleß eine gejegliche Negelung der Preßverhältniſſe. Die politifche 


Lage der Welt hob dad Vertrauen, daß man diesmal bei unfruchtbaren Wünfchen und Foderun⸗ 
gen nicht ftehen bleiben werde, Die bedeutſamſten unter dieſen Wünfchen bezogen ſich mehr auf 
Die allgemein deutſchen ald auf vie beſondern badiſchen Zuflände. Seit dem Landtage von 
41831, auf welchem er zum erflen mal Bunbesreform mit Nationalrepräfentation foderte H, 
Hatte es fih Welder zur Aufgabe gemacht, auf jedem Landtage die Bunbesverhältniffe zur 
Sprache zu bringen und, ſowenig unmittelbarer Erfolg auch dabei zu erringen war, doch 


1) Als Schriftſteller hatte Welcker ſchon vor dem Wiener Congreß in ber m Schift über „ Deutihlande 
Freiheit" (Gießen 1814) Rationalrepräfentation gefodert D. Re. 
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Vroteſt einzulegen gegen die Bolitit, die ſeit den Miniſterrongreſſen von Adriöbau u len Wit 
herrſchende geworben war. Diesmal entſchloß ih B., unter gunftigern Auſpicien als bisher, 
dieſe inhaltſchwere Frage anzuregen. Geit Anfang bed Landtags beſprach er ſich darüber mit 
Freunden und Gleichgeſinnten und fammelte Materialien zur Begründung eines umfgflenden 
Antrags. Die Frucht diefer Vorarbeiten war die Motion, mit ver B. am 12. Febr. 1848 
hervortrat. Sie faßte alle die Gründe zufammen, die für eine bunbeöftaatliche Reform der deut⸗ 
ſchen Foͤderation ſprachen, und fand die Löfung in einer Nepräfentation ver deutfgen Kammern 
Beim Bunbestage. Wahrhaft prophetifch deutete fie anf ven Ernſt der Lage hin und wie drin⸗ 
gender mit jedem neuen Tage es werde, den Bedürfniſſen der Nation fehöpferif entgegenzu- 
Zommen. ‚Die allgemein herrſchende Abneigung der Nation gegen ihre oberfte Behoͤrde“, fo 
lautete ver Schluß, „in ein vertrauensvolles Zuſammenwirken zu verwandeln, ift ber deutſchen 
Fürſten dringende Aufgabe. Möchten fie ed noch zeitig thun! Der Weltfriede fteht auf zwei 
Augen. An ver Seine wie an der Donau neigen fi die Tage, und nur das Gute and das Rechte 
Bund die unfichtbaren Träger aller Herrſchaft.“ 

Der Eindruck diefes Antrags lebt no in Alter frifher Erinnerung. Er flel in eine aufs 
geregte, gährende Zeit-vecht eigentlich als das Loſungswort nationaler Begehren, um das fi 
faft alle Parteien ſcharten. Nicht in Deutfchlann allein wirkte vie Motion mächtig und bewe⸗ 
gend, weit in die Ferne, wo immer Deutiche wohnten, fühlte man ſich ſympathetiſch gehoben 
von dem Begehren einer nationalen Umgeflaltung ver deutſchen Berfaflungsfornen. Es jind 
unter ben Adreſſen, die damals an B. gelangten, einzelne geweſen, die aus entlegenen Winkeln 
der Welt, wo fich ein Häuflein Landsleute zufammenfand, Dank und Freude kundgaben über 
bie Motion vom 42. Febr., die nur in Bruchſtücken bis dahin gebrungen war. Die flolgen pa= 
trlotifchen Hoffnungen freilich , Die fih Damals an dieſe Anregung Mnüpften, liegen jegt zerknickt 
am Boden, und wir feinen in diefem Augenblid von ber Erreihung des fo nahe geglaubten 
Zieles viel weiter entfeint ald in den Tagen, wo B. feinen Antrag begrümbete; allein bies kann 
bie bleibende gefchichtliche Bebeutung jener Motion nicht aufheben. Mit dem Tage, wo fie be⸗ 
gründet ward, begann bie deutſche Verfafiungsbemegung , die zwei denkwürdige Jahre unferer 
Geſchichte ausgefüllt hat und, wenn fle auch nichts meiter erreicht hätte, ſchon dadurch bebeu- 
tungsvoll genug geworben iſt, daß zuerſt diefe nationalen Fragen ein Bemeingut ver Beſprechung 
Aller geworden find und die Vorflellungen und Binfihten davon fih mehr geflärt und geläutert 
haben, als dies in den drei vorangegangenen Jahrzehnden ver Ball war. B.'s Antrag ſelbſt 
beſchränkt fih auf pas Verlangen, „daß durch Vertretung der deutſchen Ständefammern am 
- Bundestage ein ſicheres Mittel zur Erzielung gemeinfamer Geſetzgebung und einheitlicher Na⸗ 
tionaleinrichtungen gefhaffen werde“. Es waltet in dieſem Begehren noch eine unleugbare 
Unflarbeit, die ſeitdem überwunden ifl. Unter ven Verſtändigen und Ehrlichen befteht jet wol 
darüber kein Zweifel mehr, daß einmal Die Bunpeöverfaffung, ſowie fie ift, innerhalb ihrer eige- 
nen Prineipien nicht reformirt werben kann, und daß eine flänbifche Vertretung am Bundestage, 
wenn fie jich überhaupt ausführen ließe, nur ein trügerifches Balliativ wäre, das Unorganifche 
der ganzen Inflitution zu verdecken. Daß eine ſolche Vertretung nur dann etwas Lebenskräf⸗ 
tige8 wäre, wenn Deutfhland in einen Bundesſtaat mit Nationalrepräfentation und einheit- 

‚licher Grecutive umgeftaltet würde, diefe Einſicht ift feitvem in viele Taufende cingedrungen, die 
bis dahin gegen ſolche Fragen gleichgültig gemefen waren. Es haben fi Barteien für und wider 
gebilvet,, mit viel beflimmtern Brogrammen, ald dies vorher denkbar war: die ven Bundesſtaat 
—* und die ihn bekämpfen, beide wiſſen wenigſtens in ber Hauptſache klar genug, was ſie 
wollen. Daß es früher an einer fo klaren Scheidung ber Anſichten gefehlt Hat und in ver Kriſis 
von 1848 ein großer Theil der Nation gerade in diefer Frage unvorbereitet überraicht worden 
iſt, das Hat nicht anı wenigften zu dem Scheitern der @inheitdentwürfe beigetragen. 

Zwölf Tage nachdem B. feine Motion begründet, warb ver Thron Ludwig PHilipp’sgeflürzt 
und die Republik an die Stelle geſetzt. Was eben noch ven Widerftrebenven wie ein entfernter 
patriotifcher Traum erfchienen, dad war nun zum Nothbret mitten im Sturm geworden, und 
wo felbft die Zuverſichtlichſten nur ein Iangfames Gelingen für möglich gehalten hatten, ta 
ſchien jetzt Die Glut der Zeit raſch die Reife zu bringen. Aber He drohte auch bie junge Ausſaat 
zu verfengen. Man darf fagen, daß in B. dieſe Sorge nicht minder lebendig war als jene Hoffe 
nung. Bon dem Tage an, wo bie erften Ausfichten auf eine friebliche Reform mit der Regierung 
fich eröffneten, fand er nicht mehr gegen die Negierung. Und wie es feine Weiſe war, vie Dinge 
lebhaft, energiſch, ſelbſt leidenſchaftlich zu ergreifen, fo hielt ex auch jet nicht mit den Lauen 
und Zumwartenden, fonbern feine conſervative Stellung gegenüber der Revolution war eine 
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enſo Deflimmmie und ſchatf anogenragle wir vorher bie iar.her Dypefisicie, Ale die rſte Shih) 
dicht vom. Ausbruch der Februarrevolution In Maunhrim vintraf, trat rine große Verfamm 

von Bürgern zufammen ‚um bie befannien Foderungen in einer Adrefſe zufammengufaffen 

an die Kammer zu bringen. Gleich hier erklärte B., er fühle jich zu dem.,, undankbaren Amt’ 
verpflichtet, zur Befonnenheit zu mahııen. Wie dann zwei Tage fpäter (29. Febr.) das. Mini- 
Rerium bie erften Gemährungen ankuͤndigte, foberte er zur Verführung. und zur Cintracht auf 
" Es fei jetzt nicht der Tag“, fagte er, „Rerriminationen vorzubringen. Heute iſt Sturm und 
eine leichte Aufgabe ift es, mit in die Segel zu blafen, die ohnehin angefchwellt ſind. Der 
Steuermann am Ruder habe eine fo unermeßlich ſchwere Aufgabe zu erfüllen, daß es die Pflicht 
Aller jet, einig zu fein und zufammenzuftehen. Das iſt nit Schwäche, ſondern ich brhaupte, 
es ift Stärke; denn einen ſchwachen Gegner überwinden in dem Augenblid, wo.alle Fugen los 
find , ift eine leichte Sache, aber ſich ſelbſi überwinden, das iſt ber größte Sieg. Konnen wir in 
unferm kleinen Baden ein Mufterbilv aufftellen, daß mit der Breiheit, Die heute anbricht, Ord⸗ 
nung. und Geſetz gepaart jind, fo werben wir für bie Breiheit für alle Zukunft mehr erobern 
als auf jede andere Welje. 

Indeſſen waren bie erfien Schritte geſchehen, die Bundesreform zu verwirklichen. Aui 
5. März fand die bekannte Verſammlung in Heidelberg ſtatt, aus welcher der Siebenerausſchuß 
und das Vorparlament hervorging; auch B. nahm daran Antheil. Gleichzeitig trat eine Ans 
zahl deutſcher Regierungen zufammen, um jich über gemeinfame Schritte zu verftändtgen. Das 
Dringlichfte erfchien, den Bundestag zu erneuern und ihm Vertrauendmänner zur Berathung 
der Berfaflung an die Seite zu geben. Von Baben warb Welder als Bundestagsgeſandter, 
B. ald Vertrauensmann nah Frankfurt geſchickt. Die Angelegenheiten, die dort verhandelt 
wurden, ſah B. mit Hecht für viel beveutungsvoller an ald Alles, was in den Cinzelſtaaten 
und ihren Kammern jebt noch abgemacht merben Eonnte. In dem Cifer, womit das babifche 
Minifterium die Bundesreform ergriff, fah er eine zureihende Bürgſchaft für den Ernſt und 
bie Redlichkeit feiner Politik. Je ungeftümer fih draußen ſchon weitergehende Foderungen gel« 
tend machten, deſto nachdrücklicher flellte er ſich auf die Seite ver Regierung. Dringend mahnte 
er vor feiner Abreife nah Frankfurt zur Eintracht in diefem Sinne. „, Rp: moͤchte“, rief er, 
„von biefem Sige aus an die andern deutſchen Völker und Kammern die Auffoberung ergehen 
laſſen, und nachzukommen, damit wir ein gemeinfameß, einheitliches, aber von außen unabhän= 
giges, Träftiged Deutichland erringen können.” Als damals die radicalen Führer große 
Maflenverfammlungen in Gang brachten, um bort theils tumultuarifche Demonftrationen für 
bie Republif durchzuſetzen, theils Vereine und Clubs für eine künftige Infurrection zu organis 
firen, war es B., ber in der „ Deutſchen Zeitung’ feine Stimme zuerft dagegen erhob, und 
als gleichzeitig gegen Adel und Juden die Poͤbelexceſſe ih häuften, veranlaßte er die Kammer 
zu der einmüthigen Erklärung: daß man Alles aufbieten werve, in Baden und im gefammten 
Deutihland eine freie und einheitliche Ordnung ſchleunigſt herzuſtellen, daß man aber auch vor 
allem die kräftigſte Unterſtützung ber Regierung erwarte, ſolange fie auf dem Wege ver Ver⸗ 
faſſung wandle. „Nichts ift gefährlicher, fagte er einige Tage fpäter, nach einer berebten 
Mahnung, treu zur Regierung zu ſtehen, nicht über Staatöformen zu sanken, fondern unvers 
broffen am friehlichen Neubau der deutſchen Verfaflung zu arbeiten, „nichts iſt gefährlicher, als 
Durch Übertreibungen eine Reaction ver Gemüther beroorzurufen; e8 fan dann mol fo Toms 
men, daß Viele rufen: lieber keine Freiheit als keine Ordnung.“ 

Es waren die legten Acte einer vieljährigen und ununterbrochenen Thaͤtigkeit in der badi⸗ 
ſchen Kammer. Wol iſt er auch nachher noch ein und das andere mal wieder in dem karlsruher 
Ständehaus erſchienen, wenn ein beſonders wichtiger Anlaß feine Anweſenheit verlangte, allein 
e8 waren bied furze Epiſoden, feine fletige Laufbahn in dieſem Fleinen parlamentartfchen Kreife 
konnte als befchloffen angefehen werben; er trat jegt in einen größern ein. Es lag mol nahe, 
Bergleiche anzuftellen zwifchen ver Zeit, in der er fieben Jahre früher in die badiſche Kanımer 
eingetreten, unn zwifchen dem Augenblid, mo er als Bertrauensmann ver Regierung an den 
Bundestag gefandt ward. Der ſtürmiſche Heißſporn jener erſten Tage hatte jet eine rubige, 
gemeflene Haltung, gewiffermaßen ein flaatSmännifches Air angenommen; der jugendliche De⸗ 
putirte, den man damals von ber Minifterbant glaubte mit geringfchägiger Nonchalance abfers 
tigen zu können, hatte ſeitdem eine Popularität und ein Vertrauen im großen Vaterlande ges 
wonnen, wie wenig Öffentliche Charaktere in Deutichland; aber er hatte aud) das Wort wahe 
gemacht, dad er einft im heißen Kampfe als Führer der Oppofltion hingeworfen: er fehne ſich 
nach dem Augenblid, wo er biefe Rolle vertaufchen koͤnne mit ber eines Verfechters einer vers. 
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ſaffungemãßigen, freifinnigen Regierung. Der letzte Act feines Wirkens in biefen Räumen 
gehörte völlig vieſer Thätigkeit an, und ber gleiche Cifer, diefelbe angriffsluſtige Energie, vie 
A vordem an dem alten Syſtem erprobt, begann fi} jet gegen die Revolution und ihre Übers 

en zu richten. ' 

ſa Der —*28* von B.'s öffentlichem Leben, der nun folgt, gehört faſt ausſchließlich den gro⸗ 
Gen veutfhen Angelegenheiten an. Seit Ende März 1848 nahm er in Frankfurt fomol am 
Borparlament ald an ven Berathungen der 17 Bertrauensmänner Theil und Half mit ihnen 
den Verfaflungsentwurf ausarbeiten, deſſen beklagenswerthes Geſchick es geweſen ift, im Grunde 
von feiner Seite richtig verfianden und gewürbigt zu werden. Es kam die Zeit der verfaffung- 
gebenven Nationalverfammlung. Es läßt fi) denken, daß B. ein fehr begehrter Candidat ge⸗ 
wefen ift und aus den verfchiedenften Theilen Deutſchlands ihm Anträge zukamen; er entſchied 
fi für einen bairiſchen Wahlbezirk (Stabtprozelten am Main). 

Er trat in die Berfammlung ein mit dem feften Willen und auch der Zuverſicht, daß das fo 
ſchwierige Werk ver Berfaflung binnen kurzer Zeit beenbigt fein würde. Wol machten ihn bie 
erſten flürmifchen Momente ver großen, ſchwer zu lenkenden, ſich felbft noch wenig kennenden 
Berfammlung beforgt; feit Gagern bie Leitung übernommen, war er voll guten Muth8. „Nun 
iſt und Allen froh ums Herz‘, ſchrieb er damals, ‚mit feftem Vertrauen blicken wir jegt in die 
Zukunft.” Ernſte Hinderniffe beforgte er weniger von den Regierungen als von der Demo⸗ 
kratie. Gleich feine erften Briefe aus jener Zeit prophezeien e8 ald bie wahrjcheinliche Taktik 
der legtern,, purch ruheloſe Agitation die Öffentlicden Zuflände in Bährung zu erhalten und daß 
Vertrauen zu dem Parlament, das nicht nach ihrem Sinne ausgefallen war, ſyſtematiſch zu 
untergraben. Mit verjelben Scharfſicht und Herbheit, momit er vorbem dad alte Syſtem ange- 
ſochten, verfolgte er jegt die Demagogie auf ihren verſchlungenen Wegen, und war jeberzeit 
f&lagfertig, ihre Taktik ſchonungslos durchzuziehen. Es mochte Einem bisweilen bei ihm, wie 
bei manchen Gleichgeſinnten, ſcheinen, ald lege er zu ausſchließlichen Werth auf die Gefahren, 
welche von links her ver Einheitsfache erwachſen konnten, ald überſehe er über dem neuen Feinde 
zu fehr den alten, wie dies in manchen ähnlichen Kreifen damals gefchehen; aber in Einem zeigte 
B. unleugbar mehr Vorausſicht als mande feiner Freunde: er tabelte die gutmüthige Nach⸗ 
giebigfeit, womit fie fi verblüffen und von einer Minderheit terrorificen ließen, und er warb 
früh mistrauiſch über die ſchwankende Unficherheit ver Stimmungen, Die einen großen Theil des 
Mittelftandes beherrſchte und die auch ihr gutes Theil dazu beigetragen hat, die Hoffnungen von 
4848 zu vernichten. Auch theilte er nicht Das forglofe Behagen, womit jo Manche das Ver⸗ 
faffungswerf ergriffen, al8 habe man zur Vollendung eine ungemeflene Zeit; ev ahnte ganz 
richtig, daß der alte triviale Sag, dad Eifen zu ſchmieden, folange es glühe, hier mehr als 
irgendwo gelte, und trieb und fpornte, wenn auch fruchtlos, zum raſchen Ende. 

In den Berfaffungsausfhug der conftituirenden Nationalverfammlung wurbe natürlich 
auch er gewählt; aber noch mehr: biefer Ausſchuß, ber zur Hälfte aus deutſchen Profefloren 
und darunter Notabilitäten erſten Ranges befand, ernannte fih B. zum Vorſitzenden. Es 
war ein fhöner Triumph für einen Mann, der aus einfachen bürgerlichen Verhältniffen her⸗ 
vorgewachſen, vor noch nicht einem Jahrzehnd in das Öffentliche Leben eingetreten war, ein 
Triumph, über ven wol aud) der Erwählte berechtigt war, einige Befriedigung zu empfinden. 
Bis in den Auguft, wo er ind Reichäminiftertum eintrat, verblieb er im Ausfhufle und hat 
ben größten Theil dieſer Zeit hindurch deſſen Verhandlungen geleitet. B. gehörte in Verfaſſungs⸗ 
ſachen zwar nicht zu ven theoretiichen Männern von Bach, deren im Ausſchuſſe faft eine überſülle 
vereinigt war, allein bie nüchterne Verſtändigkeit, die fein Wefen ausmachte, bildete ein gutes 
Gegengewicht gegen das Abftracte und Excentrifche, wie e8 durch andere Elemente vertreten war. 
Denn er war weniger als die Männer ver Theorie verfucht, die Dinge nad) Breite und Tiefe 
ganz zu erſchoͤpfen, jenen einzelnen Sag bis zur feinften Schärfe auszufpigen und alle concreten 
Verhältniſſe nach einer doctrinären Schablone zu uniformiren. Die Erinnerung an das wirk⸗ 
lich Vorhandene verließ ihn fowenig als der praktiſche Inftinct des Ausführbaren. Außerun: 
gen, wie die eines gelehrten Mitglieds vom Ausfchufle, ver fpäter bei der Debatte über daß 
Oberhaupt meinte, gegen den von ihm gemachten Vorſchlag ließe ſich, hoͤchſtens“ der Einwand 
ber praftifchen Unmöglichkeit machen, eine Außerung wie diefe hätte B. nicht über fi bringen 
koͤnnen. Gr trieb und drängte barum auch mit zutreifender Einficht auf eine ſchleunige Erledi⸗ 
gung ded Wefentlihen; waren die Grundmauern des neuen deutſchen Bundesſtaats einmal 
glücklich gelegt, fo fand fich das Librige von felber. Gleich in einer ver erſten Sigungen ber 
Nationalverfammlung focht er darum eifrig dafür, daß vie Geſchaͤftsordnung im Ganzen ohne 
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Detailberatfung angenonmen werde, und verſprach fi von einem folden Beſchluſſe die glück⸗ 
lichſte Foͤrderung der großen Sache. „Alle wird e8 freuen“, rief er pamald der Verſammlung zu, 
„An den nächften 14 Tagen die Grundrechte bes deutſchen Volks feftgeftellt zu ſehen; von dem 
Ausſchuß würde dann das Berfaffungswert Stud für Stud in die große Berfummlung gebracht 
werden, das Volt fühe einen feften Bau erflehen und würde Zutrauen zu uns faſſen.“ In dem 
gleichen Sinne war e8 audy feine Meinung geweien, ven Verfaſſungsausſchuß nur aus 15 Mit- 
gliedern flatt aus 30 zu bilden, aber damit Drang er nicht durch, und feine Hoffnung, fon in 
der erften Zeit mit den verhängnißvollen Grundrechten im Reinen zu fein, erfüllte jich nicht. 
Er mußte einige Wochen ſpäter befennen,, daß fi ungeahnte Schwierigkeiten aufgethürmt, um 
dann wieber einige Wochen nachher die Verfammlung dringend zu mahnen, wie koſtbar die 
Zeit war, die man verlor. Ic fürdte, fagte er vamal3, der Barticularismus in Deutſchland 
ſchreitet fehneller vorwärts als unfer Berfaffungswerk, und nichts iſt gefährlicher, al8 ihn fo er⸗ 
ftarfen zu laſſen, bis eA nicht mehr möglich iſt, ihn zurückzudrängen. 

Ob freilich die Mittelpartet, in ihrer tiefen Entzweiung mit der Demokratie, noch Macht 
genug befaß, den Kampf mit diefem erflartenden Particularismus aufzunehmen, darüber 
Tonnte man ſchon damals zweifelhaft fein. Es lag zudem in ihrer Stellung eine gewifle Un⸗ 
ficherheit, die zu fheinbaren und wirklichen Inconfequenzen führte. Sie ſtand im Vorbertreifen 
des Barteilampfes, der die Revolution von den Regierungen abhielt, und fie hatte darum mit 
der Demokratie jene Brüde der Berföhnung abgebrochen ; allein e8 Eonnten doch Fälle eintreten, 
wo fie mit eben dieſen Regierungen den Entſcheidungskampf um die Intereffen der Einheit aus: 
zufechten hatte. Sie hielt, wol weniger aus dortrinärem Eigenfinn,, ald in der praftifchen Ein: 
fit, daß die Vereinbarung niemals zum Ziele führe, auf dem Grundfage der Nationalfouverä- 
netät des Parlaments feſt; indeſſen wollte fie. doch wieder keineswegs Die Autorität ver Einzel- 
zegierungen herabſetzen over ſich gar in einen Krieg mit ihnen begeben. Aber Das Eonnte doch 
nicht fehlen, daß fle Hier und da hei großen und Kleinen Gonflicten mit den Einzelgemalten zu⸗ 
fammenftieß und dann den hohen Ton der Selbftherrlichkeit ver Nation fo frifch erklingen ließ 
wie die demokratiſche Linke, ohne doch gleich diefer zu den äußerften Conſequenzen entſchloſſen zu 
fein. So zwifchen eine ſtürmiſche Partei der Maſſe und zwiſchen widerſtrebende Regierungen 
geftellt, von jener als muthlos geſchmäht, von diefen immer ungebuldiger ertragen, war bie 
Mehrheit ver Paulskirche von Anfang an in der doppelten Gefahr, unten dad Vertrauen, oben 
die Macht einzubüßen, falld e8 ihr nicht gelang , durch eine raſche und glückliche That ven dop⸗ 
pelten Widerſtand zu entfräften. Ein guter Theil der Urſachen dieſer Schwierigkeit lag ohne 
Zweifel in Verhältniffen,, die keines Menfchen Kunft und Weisheit bewältigen Eonnte. Allein 
in einzelnen Fällen ließ fich wol richtiger abmeffen, wie denn in der “Partei felbft ſchon damals 
die Meinung aufgetaudt ift, daß man an der einen Stelle zu viel, an der andern zu wenig 
gethan. | 

B.8 Haltung in der Nationalverfammlung prägt ſprechender als Die eines andern Abgeord⸗ 
sieten die Anfchauung der Mittelpartei aus. Raſtlos bemüht, dem Ungeſtüm und dem leiden⸗ 
ſchaftlichen Drängen der demokratiſchen Factionen entgegenzutreten, betont. ex es bei jenem 
Anlaß, daß die ungefäumte Herftellung einer Öffentlichen Ordnung für dad gefamute Deutſch⸗ 
land die nächſte und wichtigſte Aufgabe fei. „Wir müſſen“, rief er bei der Verhandlung über die 
Gentralgewalt, ‚wir müflen durchaus eine Regierung haben ; eine Regierung, welche regiert, 
, während wir hier die Berfaflung berathen,, die zwar nach vem Willen von und regiert, bie aber 
nicht jeden Augenblid zu fragen braudt. Und wenn nun dieſe Berfonen im Namen der Na⸗ 
tion handeln müffen, ift es dann nicht ganz gleichgültig, ob fie fo oder fo ernanntwerben? Mir, 
ich geſtehe es, iſt es ganz gleichgültig, ob Drei oder ob die Bundesregierung dieſe Vollziehungs⸗ 
gewalt ernenne, fowie ed den Engländern gleichgültig iſt, ob eine Victoria oder ein Georg auf 
dem Throne fißt. Die Hauptſache ift, daß die Diener der Gewalt die Majorität der Nation in 

fih vereinigen, in denn Namen und Willen diefer Mehrheit Handeln und ihr verantwortlich 
find. Ich werde alſo, wenn man die Organe ernennt, die man an die Spige ſtellen foll, bei ver 
Abflimmung mid) dahin neigen, wohin die große Majorität fi neigt, feien ed Drei, die man 
erwählt, oder Einer.‘ 

Das war ohne Zweifel vie Meinung ver großen Mehrheit in ver Paulskirche. In gleihem 

Sinne war auch der Ausſchußbericht abgefaßt, und es ſchienen anfangs alle Zeichen dafür zu 
ſprechen, daß eine Gentralgewält von drei Männern gebildet würbe, Die aus ven beftehenven 
Einzelvegierungen hervorginge und diefelben mit der Gentraltegierung eng verbänve. Im ent⸗ 
ſtheidenden Moment trat dann Heinrich v. Gagern mit nem Vorſchlag hervor, die Gentrals 
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gewalt aus ber Berfanutung hervorgehen zu laſſen; es füpten ihm dadurch ein eintraͤchtigereð 
und populaäreres Ergebniß möglich als auf dem andern Wege. Der größere Theil der gleithe 
gefinnten Freunde fchloß fih ihm an, auch B.; mit einer Mehrheit von beinahe »rei Biertbellen 
ward beſchloſſen, durch die Nationalverſammlung einen Meichöverwefer wählen zu laften. Aber 
es war doch ein beveutfamer Vorgang, daß die Mehrheit diesmal durch die gefammte Eine 
verftärft warb, während berühmte Namen unter den Freunden, wie Beckerath, Befeler, Dahl⸗ 
mann, Gervinus, Binde, Welder mit der Minderheit flimmten. Zwar erflärte ein großer 
Theil der Majorität, nur „im Vertrauen auf die Zuflimmung der Regierungen ” für bie Wahl 
geftimmt zu Haben, allein e8 liegt auf der Hand, daß an der Sache dadurch ungemein wenig 
geänvert warb. Gerade mit Preußen, worauf fhon damals die Mehrheit der Mittelpartei 
vorzugsweife den Blick gerichtet, entftand dadurch gleich anfangs eine Spannung, bie nicht in 
ihrer Abficht liegen konnte. 

Nicht lange nachher gab ſich, gleichſam als Antwort, von jeiten Hannovers ber <rfle Ver- 
ſuch partieulariftifchen Widerſtandes gegen bie Machtvollkommenheit der Nationalverfammlung 
kund. DB. war unter den Rednern, die fih am fhärfften dagegen erhoben. „Wir wollen‘, 
tief er, „ mitten durch die Klippen gehen, ob fie vehtö’ober links find; wer und einen Schlag- 
baum in ven Weg wirft, der die deutſche Nation zur Binheit führt, den wollen wir — und 
hier ſpreche ich. mit dem Abgeordneten von Leipzig — den wollen wir zermalmen.“ Die Zelt 
kam, wo ſich die Kraft. diefer Drohung prüfen ließ. Dann mar e8 freilich für die demokratiſche 
Linke eine wohlfeile Sache, das trogige Wort dem Nebner und feinen Freunden vorzuführen . 
und die fünftigen Thaten mit ven drohenden Reden in eine bittere Parallele zu flellen. 

Die Verhandlungen über die Gentralgewalt hatten für B. Infofern eine unmittelbar bedeut⸗ 
fame Folge, als fie dazu mitwirkten, fein Verhältniß zur „Deutfhen Zeitung” zu löfen. Es 
war an fich Feine dankbare Sache, Inmitten der aufgeregten Zeit und während überall locale 
Organe pilzartig auffhoflen, ein großes Blatt mit feft gemäßigter Richtung zu halten, ohne 
Opfer war e8 in feinem alle durchzuführen. Seit fi der Mittelpunkt der politifchen Bewe⸗ 
gung nach Frankfurt verlegt, hatte zudem die Heidelberger „Deutſche Zeitung  durd) ihre Ort⸗ 
lichkeit einen ſchweren Stand, und B. drängte darum eifrig barauf, daß fle an den Sig der Na⸗ 
ttonalverfammlung verpflanzt ward. Aber e8 war nicht möglich, zwei Dinge zugleich, dieſe 
zweckmäßige Veränderung des Orts und die Bereinigung der Kräfte, die das Blatt leiteten, 
miteinandef zu verbinden ; daran feheiterte ver Plan der Verlegung, während fi. zugleich mit 
jeden Tage mehr das Bedürfniß fühlbar machte, am Drte des Parlaments felber für deſſen 
Mehrheit ein Organ zu befigen. Nun kam vie Debatte über die Gentralgewalt und ſchied 
zum erſten mal in einer großen Frage die compaete Majorität. An feiner Stelle trat dieſe 
Scheidung fo ſchroff Heraus wie in dem genannten Blatte: es rügte mit allem Nachdruck 
den Abfall vom eigenen Princip und den Triunph der Einfen, den der „kühne Griff“ in fig 
einſchloß. „Wir fürdten uns“, fagte unter Anderm damals die „Deutfche Zeitung”, „vor 
feinem der hierhin bezüglichen Säge des linken Gentruns, ja nicht der Linken, ſobald der ent⸗ 
ſprechende Anlaß da iſt. Wir ertennen die Allmacht der Nationalverfammlung volllommen an, 
wir wünfchen nur, daß fie dieſe Allmacht nicht nutzlos da vergeude, wo gar fein Widerſtand if, 
daß fie fie aufipare für große Momente. Wenn eine neue bewaffnete Anardjie hereinbricht, 
wenu eine erklärte Reaction größerer deutſcher Staaten ung bedroht, dann, und wenn dann die 
georpnete Macht des Regiments ſich als unausreichend erweift, dann wollen wir die ungeheure . 
Gewalt loslaſſen, die in dem moralifhen und politifhen Anfehen diefer Verſammlung ruht; 
wir wollen und aber hüten, vie Waffen, die wir dann nöthig haben, im voraus ſchartig zu 
machen mit jenen Hieben auf ven Bundestag, der ja doch ſchon eine Leiche fein ſoll, mit jenen 
Streichen gegen die Reaction, deren Feldzeichen nirgends gefehen wird.” Es Hat nicht lange 
gebauert, und ed bot ſich ein folder Anlaß, wie er hier angebeutet ward. In der Verhandlung 
über ven Malmder Waffenſtillſtand, die erfte große Frage, in ber fich die Macht der National: 
verfamnilung vor dem Inland und vor der Welt erproben konnte, ging die Mehrheit ver Mittel- 
partei einen vorfichtigen Weg, während wir Andern, die wir im Juni mit allem Bifer für auf: 
richtiges Einverſtändniß mit ven Regierungen fochten, darin die erfte eclatante Niederlage des 
Barlaments und den erften durchſchlagenden Sieg der particulariftifchen Reaction erblidten, 

Im Auguft 1848 bildete der Reichsverweſer fein Diiniflertum; B. übernahm im Departe- 
ment des Innern die Stelle eined Staatöferretärd. Er war recht eigentlich ver ſchlagfertige Red⸗ 
ner des erſten Reihsminiftertums. In der Debatte über ven Malmder Waffenſtillſtand hat er, 
foweit überhaupt Reden bier einzuwirken vermochten, In einer gewandten und glänzenden Ans 
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ſproße weſentlich dazu beigetragen, daß die fchliepliche Genehmigung des Vertrags votirt ward. 
Beſonders treffend wies er auf eine Nothiwendigkeit hin: den raſchern Abſchluß ver Verfaflung. 
„Bir werben‘, fagte er, „bad Definitivum, die deutfche Verfaſſung ſchneller beendigen müſſen, 
als wir biöher geglaubt; ſie wird uns dann die Einheit wahrhaft ſichern, die das Provijorium 
eben nit vollfländig ſichert.“ Die Zuftinumung, die diefer Mahnung gemorben war, ermuthigte 
den Rebner, wenige Tage naher, am 11. Sept., einen Antrag einzubringen, ver einen be⸗ 
flimmien Modus der Abkürzung vorfchlug. Es follte ver Verfaſſungsausſchuß ven rückſtändigen 
Theil feiner Arbeit zur fhleunigen Vorlage bringen und vor der Berathung eined jenen Sages 
der Grundrechte die Verſammlung befragt werben, ob ſie auf Die Discyflion deſſelben verzichte. 
Gern hätte B. mehr vorgefhlagen, etwa den Siebzehnerentwurf mit Ausſchluß der Oberhaupts⸗ 
frage en bloc anzunehmen und nur Über dieſe eine eingehende Verhandlung zuzulaffen, ober 
über die Arbeiten des Ausſchuſſes in gleich abgekürzter Form abzuftinnmen ; allein e8 war keine 
Ausficht, daß ſich dafür eine Mehrheit fände. „Wir find der Stimmungen”, fagteer, „welche dazu 
gehören, um dad Werk durchzuführen und für ganz Deutihland anwendbar zu machen, durchaus 
nicht fiber. Es ift eine alte Befabrung ‚ daß auf eine Erſchütterung mieder Erſchlaffung folgt ; 
wir willen, daß Gewerbe, Handel und Arbeit ſtocken. Die Sehnſucht nach der Wiederkehr eines 
thätigen und einbringlichen Geſchäftslebens kann fo groß fein, daß fie in eine Ermübung und 
Grmattung umfhlägt, welche unferm Werke durchaus ſchädlich fein muß. Gs ift eine alte Er— 
fahrung, daß die Parteien ſich über ihre Stärke und Zukunft täufchen; darüber aber, glaube ich, 
fönnen wir uns nicht täufchen, daß diejenige Partei, melche ven Particularismus befördert, fich 
wol Nupen zu ziehen weiß aus dem Drange nad Ordnung, Sicherheit und Wieberaufleben 
per Gewerbe.” Indeſſen alle diefe Gründe ſchlugen nicht durch; fein Antrag warb verworfen 
und nur die abgeſchwächte Faſſung angenommen, daß in Zukunft lediglich dann eine Discuffion 
der Grundrechte ftattfinden folle, wenn mindeſtens 100 Mitglieder viefelbe verlangten. 

88 folgten Greigniffe, deren fhmerzliher Eindruck in deutſchen Herzen nie zu verblaflen 
vermag. An die zweite Verhandlung über den däniſchen Waffenſtillſtand und deflen Annahme. 
reihte fi) wie an einen längſt geſuchten Vorwand der demokratiſche Aufitand vom 18. Sept, 
die Theußlihe Ermordung zweier Abgeorbneten und der nicht minder verabſcheuungswerthe 
Cynismus, womit die Anbläſer des Unheils das Gefchehene theils zu beſchoͤnigen, theils mit 
Gegenanklagen zu verdeden fuchten. Weriige haben damals mit gleicher Energie das wüfte 
Treiben der Politiker der Pfingfiweide gezüchtigt wie B. Die alte Friſche und Angriffskraft 
feiner Oppoftttondjahre in der. badifchen Kammer erprobte fi bier an einem neuen Object. 
Allzeit ſchlagfertig und Fampfbereit, ließ er die Gegner ſich ausreden, ſammelte dann ihre Pfeile, 
brach ihnen muthig die Spike ab und zeigte in berebten Improvifationen, denen der jichtliche 
Unwille einen Höhern Schwung lieh, den Abgrund, an den die Epigonen des demagogiſchen 
Terrorismus Deutſchland zu führen drohten. Die noch friihen Unthaten, die eben an Auers⸗ 
wald und Lichnowſky begangen wurben, der Mord Lamberg’8 und Latour's gaben freilich nur 
zu traurigen Stuff, eine Bartet zu Eennzeichnen,, die mit vem Mord die Welt regeneriren wollte. 

Auf B.'s eigene politiſche Haltung find dieſe Ereignifle nicht ohne Ginfluß geblieben. Wie 
feine herben Angriffe ven Bruch mit der Demokratie vollendeten und Ihm einen Haß zumandten, 
wie ihn mol kaum ein anderer Redner ver Paulskirche genoß, fo fleigerten fie au in ihm ben 
Widerwillen gegen die Revolution, die Sehnſucht nach einer feſten Ordnung der Dinge, Die 
herzuftellen allerdings kaum mehr in der Macht der Nationalverfammlung lag. Hatte er ſchon 
"vorher im Conflict zwifchen ven beftehenden Autoritäten und der revolutionären Gewalt ſich 
unzweideutig auf die Seite ver erftern geftellt, fo fhärfte ſich das noch unter dem friſchen Ein- 
druck des eben Erlebten. Es word ihm bald eine Gelegenheit, Died in fehr ausgeſprochener Weiſe 
zu bethätigen. 

Das Reichsminiſterium Hatte ſich entichloffen (Ende October), B. als Commiſſar nad) Ber⸗ 
Tin zu fenden, damit durch feine perfönliche Bemühung pas Verhältniß der preußifchen Regierung 
zur Gentralgewalt fefter und günftiger georonet were. Seine Ankunft in Berlin traf mit der 
Kriſis zufammen, die zur Auflöfung der preußiſchen Nationalverfammlung und zur Octrogirung 
einer Berfaffung führte. Auf vem Wege nad der preufifchen Hauptftabt erfuhr B. die Er⸗ 
nennung des Minifteriumd Brandenhurg-Manteuffel. Es waren, wie man fie auch betrachten 
mochte, leidige Verwickelungen, die nach Feiner Seite zum guten Ende führen konnten. Daß 
vie berliner Nationalverfammlung die Fähigkeit und Beftigfeit bewiefen habe, bie noththat, 
das konnte nur ver Parteigeift behaupten; die Kriſis, die jept eintrat, war zum einen Theil 
durch fie verſchuldet uno mußte ein gewaltſames Ende finden, menn nicht der ganze Staat ſich 
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aufföfen follte. Auf der andern Geite waren die neuen Rathgeber der Krone durchaus nit 
dazu angethan, Vertrauen zu ihrer Freiſinnigkeit zu erwecken ober eine Bürgſchaft gegen bie 
maßloſeſte Heaction zu geben. Selbſt wenn fie biefe abmehren wollten, jie konnten e8 nicht; 
und es war doch vor allem fehr die Frage, ob fie ed wollten. Wer die Dinge unbefangen wür⸗ 
digte, konnte fi durchaus nicht darüber täufchen, daß jedem Exceß, der feit fieben Monaten 
unter der Agide der preußifchen Nationalverfammlung und ver Duldung ohnmädhtiger Mini: 
fterien geſchehen war, die Vergeltung einer ungeduldigen und nimmerfatten Reaction folgen 
müſſe — einer Reaction, deren bedeutendſter Träger nicht die Krone, nicht die Brandenburg 
und Manteuffel, nit die Junker und Solbaten, ſondern das preußifche Volkfelber war. Darum 
war denn auch die Alternative’ durchaus bie: welches Übel das Fleinere ſei — die berliner 
Maſſenherrſchaft, von ver ſich die Volksvertretung treiben und vrängen ließ, ober ein Minifte- 
rium der bewaffneten Orbnung, das die Brüde ward zu der unabwendbaren Reaction. 

Auf welche Seite B. neigte ließ fich nach Allem, maß vorausgegangen war, mit Beſtimmt⸗ 
heit erwarten. Er ſah die berliner Zuſtände unter nem noch neuen Eindruck der eigenen frank: 
furter Erlebniſſe; in Einzelnem erfchienen file ihm wol zu trübe gefärbt, in Anberm und We⸗ 
fentlichem fah er vollkommen pas Richtige. Die wüfte Unzucht ver Baffenpolitifer war fo, wie er 
fie fhilderte; die eigenfinnige Verrenntheit ver Rationalverfammlung , mie dad häufig der Fall 
it, mit Ohnmacht gepaart, beurtheilte er ebenfo richtig ald das Maß ihrer Kräfte gegenüber 
der Regierung. Es Haben ſich damals fcharffichtige Augen durch den blinden Lärm der Zuſtim⸗ 
mungsadrefien und Demonftrationen trreleiten lafſen; man hat e8 wol als Befangenheit B.’3 
angefehen, wenn et auf die in ven Gemüthern ſchon eingetretene Reaction und Ermübung 
hinwies, ober wenn er der preußifchen Berfammlung vorausſagte, daß fie vom Volk werde ver⸗ 
laſſen fein. Die Folgezeit Hatte ihm darin mehr Necht gegeben ald Denen, vie aus den Maß⸗ 
regeln der Krone eine unberechenbare Revolution der Maſſen weiflagen wollten. Bon Frank⸗ 
furt erhielt er nun, ald fi die Dinge fo tief vermidelt hatten, vie Welfung , vermittelnd einzu= 
treten in den Conflict zwifchen Krone und Volksrepräſentanten — eine Inftruction, von der ed 
wol begreifli, daß man in Frankfurt fie geben konnte; nur war es ebenfo natürlich, daß fie 
in Berlin nit mehr zu vollziehen war. B. hatte Recht, wenn er meinte, es fei Hier nicht 
mehr zu vermitteln, man müfle fi auf die eine oder auf bie andere Seite flellen. Er nahm 
unzweideutig Partei für die Krone und eilte dann nah Frankfurt zurück, um dort feine Ein- 
drücke mitzutheilen und von feinen Schritten Rechenſchaft zu geben. Er kam eben in dem Augen⸗ 
blick zurück, wo in der Paulskirche die preußifche Sache und feine eigene Tihätigkeit zur Sprache 
gekommen und ein umfaflender Antrag darüber angefünbigt war. Am andern Morgen, am 
18. Nov., follte die Verhandlung ftattfinden. Die Anfprache, womit B. die Verhandlung 
diefe8 Tages eröffnete, hat eine gewiſſe Berühmtheit erlangt. Es war die Rebe, worin er, die 
Phnflognomie der preußifchen Hauptſtadt ſchildernd, die vielberufenen Worte ſprach: „Ich muß 
geſtehen, daß mic, die Bevölkerung, melde ich auf den Straßen, namentlich in ver Nähe des 
Sitzungslocals der Stände erblickte, erſchreckt hat; ich ſah hier Geftalten vie Straßen bevolkern, 
die ich nicht ſchildern will.” Er fand, fo ſchilderte er weiter, die Berfammlung in ſich zerriffen 
und von außen unfrei und terrorifirt durch wilde Maſſen; die Minifter dagegen in der männ= 
lichſten Fafſung und einer Ruhe, die alle Anerkennung verdiene. An Reaction, meinte er, fei 

‚nicht zu denken. Selbft wenn Semand daran dächte, fo wäre fie in Preußen unmoͤglich; und es 
fei von ſolchen Männern nicht zu denken, daß fie fih an ein fo wahnſinniges Beginnen magten. 
Im Übrigen jet ein Zuſtand eingetreten, der entweder mit ftrenger Durchführung der einmal 
befhlofjenen Maßregeln oder mit Untermerfung unter die von der Verfammlung geftellten Be⸗ 
dingungen enden müßte. Welches das größere Unglück ſei, ſcheine ihm nicht zmeifelhaft; von 
der preußifchen Nationalverfammlung hoffe er weder für die Freiheit noch für pie Einheit Deutſch⸗ 
lanb8 eine Unterflügung. | 

Indeſſen war in Frankfurt die Zeit gekommen, welche vie Entſcheidung über die Verfaſſung 
bringen mußte. Was fi bisher nur im Ausſchuß und in engern Kreifen abgefpielt — die 
ragen über ven Umfang ded neuen Bundes, das Berhältniß Ofterreiche und das Oberhaupt — 
das drängte ſich jet mit all feiner unberehenbaren Schwierigkeit aufregend und entzweiend in 
die Berfammlung herein. Wir haben bier die Vorgänge nicht zu ſchildern, die feit November 
4848 unter flürmifchen Anzeichen diefe Wendung vorbereiteten: die Debatte über vie erſten 
Paragraphen ver Verfaflung , das Programm von Kremfler, ven Austritt der Öfterreicher aus 
dem Reihöminiftertum, ven Eintritt Heinrich's v. Gagern und deſſen Programm über das Ver— 








Baffermann | 387 


Hältmiß Ofterreiche zu Deutichland. Go gilt hier nur, die Stellung B.'s zu dem Allen kurz zu 
Garafterijiven. Dap er an biefen einzelnen Momenten äußerlich und innerlich den Iebhafteften - 
Antheil nahm, bräuchen wir kaum zu ſagen. Gleich anfangs gehörte er nicht zu Denen, vie 
einen brüdfen Bruch mit ven Ofterreichern foberten. Er meinte in einer Barteiberathung des 
Caſinoclubs: zu Kremfier habe ver Kaiſerſtaat nicht das letzte Wort geſprochen, es ſei wol An⸗ 
laß zu Unterhandlung da. Dieſelbe habe an ſich nichts Anſtoͤßiges und werde das Werk eher 
fördern ald verzögern. Ein fo inhaltihwerer Vorgang wie die Lostrennung Oſterreichs auß 
dem engern Bunde bebürfe einer foͤrmlichen Auseinanderfegung, zumal die ganze Spige der 
Verfafſung, die Feftftellung des Oberhaupts, von der Loͤſung des Verhältniffes zu Oſterreich 
wefentlih abhänge. Die Sache fand bekanntlich eine entgegengejegte Entſcheidung; bie Öfter- 
reicher ſchieden aus dem Reichsſminiſterium, die bezũglichen Paragraphen wurden verhandelt, 

Gagern's Programm vorgelegt. Nur in den Mitteln, nicht in dem Ziele war B. anderer Meinung 
als viele ſeiner politiſchen Freunde geweſen; er zählte daher jetzt zu den eifrigſten Verfechtern 
des Bundesſtaats und ver einheitlichen Oberhauptswürde in ihrer erblichen uͤbertragung auf 
Preußen. Obwol ed nicht gelang, gleich bei der erften Lefung' die Erblichkeit des Kaiſerthums 
durchzuſetzen, hegte er doch feit Anfang 1849 die Hoffnung des Gelingens. Ex rechnete darauf, 
daß die Berfaffung ohne die bedenkliche Zugabe des fuspenfiven Vetos und allgemeinen Stimm⸗ 
rechts durchgehen und dann bei Preußen ein thätige8 Entgegenfommen finden werbe. „Wird das 
Wahlgefetz“, äußerte er und damals, „in feiner confervativen Faffung angenommen und die Erb⸗ 
lichkeit votirt, fo halte ich Deutfchland fürgerettet.” Unermüdlich war er in dieſem Sinne thätig, 
im Club, auf ver Tribüne, in der Preffe und in perjönlichem und brieflichem Verkehr mit 
Staatdmännern der Einzelftaaten. Auf ver Tribüne iſt er bei ver Oberhauptöfrage und beim 
Wahlgejeg mit zwei Reben aufgetreten, bie zu den bedeutendſten gehören , was In biefen Debat: 
ten aus ven Reihen der bunbesftaatlihen Partei hervorgegangen ift. 

Allein es am anders, ald er gehofft; vie bisherige Majorität war aufgelöft, neue Com⸗ 
binationen hatten fich gebildet. Die erfrifhenve und aufrichtende Hoffnung, durch die Annahme 
bed Welder’ihen Antrags vom 12. März vie ganze Berfaffung mit Einem Schlage durchzuſetzen, 
ward zur ſchmerzlichen Täuſchung für die erbkaiſerliche Partei; von neuem begann die mühe: 
volle Verhandlung über das Einzelne, 5i8 endlich mit knapper Mehrheit, und durch gewichtige 
Zugeftändniffe an die Demokratie erfauft, die bundesſtaatliche Verfaffung mit dem Erbfatfer 
geboren warb. Die Antwort ded erwählten Kaifers ift befannt; fie warf dad kaum vollendete 
Werk und feine Träger in neue Verwirrung. Von Berlin erft bedingt, dann unbedingt zurück⸗ 
gewiefen, in Sranffurt von ber Demokratie mit Erbitterung angefochten und fi mit Muͤhe noch 
revolutionäre Befchlüffe abwehrend, durchlebten vie Erbfaiferlichen alle Dualen und Mishand⸗ 
lungen, die einer zwijchen zwei Extreme eingefeilten Mittelpartei widerfahren können. 

In dem Maße, ald die Dinge fi fo unldsbar verwidelten, ſchwand bei B. die Hoffnung, 
in der Paulskirche die Verfaſſung zu Ende zu bringen. Er Hatte fhon beim Welder'fhen An: 
trage die Freunde dringend und nachdrücklich abgemahnt, durch Eoncefflonen an die Linke die 
Mehrheit zu gewinnen; bie Berfaffung felbft, ſowie fie geworden war, hatte nur zum Theil 
feine Sympathie. No einmal, am 25. April, ſprach er von der Tribüne der National: 
verfammlung mit gemohnter Lebhaftigkeit gegen die Linke und ihre ſtürmiſchen Anträge, um 
dann dieſe Räume nicht wieder zu betreten. Drei Tage ſpäter ward er als Reichscommiſſar nach 
Berlin geſendet, um dort für die Annahme ver Verfafſung zu wirken. 

Sein Auftrag freuzte fih mit der unbebingten Ablehnung Preußens und mit der Aufläfung 
der Kammer. B.'s Inftruction hatte eben dahin gelautet, einmal auf Die Annahme der Ver⸗ 
faffung zu dringen, dann die Regierung aufzufobern‘, daß fle jih aller Anorbnungen enthalten 
möge, durch welche dem Volke die geſetzlichen Mittel, ſeinen Willen kundzugeben, geſchmaͤlert oder 
entzogen würden, alſo namentlich die Ständeverfammlung weder zu vertagen noch aufzuldfen. 
Es war natürlich , daß ihm zu Berlin ver Befcheid warb: beide Foderungen ferien bereitd erle⸗ 
digt. Nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge blieb dem Abgefandten des Reihömintfteriums 
nichts übrig, wie es die andern Commiſſare steiägeitig thaten, nad) Frankfurt zurückzukeh⸗ 
ren. Allein B. fhlug einen andern Weg ein, ver ihm nad) feinem Ermeffen als der ſicherſte 
zur Crreichung des großen Zield erſchien, der aber feinem Auftrage wie feiner Vollmacht wiber- 
ſprach und felbft von den nädftftehenden Freunden gemisbilligt ward. Er blieb in Berlin; 
nahm, wie damals im November 1848, die Verfiherungen ver leitenden Staatsmänner * 
trauendvoll und gläubig entgegen und folgte mit Theilnahme den Verhandlungen mit Hannover 
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und Rreußen, bie eben jetzt gun Abſchluß des Dreikbnigsbündniſſes gepflogen wurben. Der 
Abgeſandte ver Centralgewalt, ver die Duchführung der Verfaflung erlangen jollte, näherte 
fi} den octroyirenden Regierungen und bereitete feinen Übergang in ihr Lager vor. 

Wer feinen Bang genau verfolgt Hatte, dem Eonnte freilich dieſer Schritt nicht ganz uner⸗ 
wartet fein. Die Zeit, wo er mit dent „ Zermalmen‘ gedroht hatte, war vorüber, Die Revo— 
Iution erfüllte ihn mit mehr Schredden als die Regierungen mit Mistrauen., Schon im Spät- 
jahr 1848 hatte er ven Freunden im Club erklärt, er ſehe nichts Anſtößiges in ber Unterhand⸗ 
lung mit Öfterreich. Jetzt bot ſich ver Anlaß, auf gleichem Wege mit Preußen fih zu verfländigen. 
Ehe er mit Vogt und Simon die Reichsverfaſſung durchführen wollte, verband er ſich lieber mit 
Radowitz und Manteuffel. Ohne Zweifel ein politifher Irrthum, der, lediglich nad} dem Erfolg 
gemefien, den Vorwurf inconfequenter Kurzſichtigkeit wol herausfodern mußte; aber ein Irr⸗ 
thum, der fich Hoch wieder auß feiner ganzen Urt zu denken und zu urtheilen genügend erflärte. 
Zeigten nicht eben ſchon die Vorgänge in Dreöven, in der Pfalz, bald auch in Baden, welchen 
Meg man gedrängt ward, wenn man an der Hand der Demokratie die Reichsverfaſſung durch⸗ 
führen wollte? Und warb. niöht feit den erften Tagen des Mai die Nationalverfammlung felbft, 
. zum Theil wider Willen, In. diefe revolutionären Gleiſe hereingevrängt? So mochte es ihm 
zugleich politifch und patriotifch erſcheinen, lieber die eigenen Erklärungen von ehedem zu ver⸗ 
Igugnen und die von den Negierungen dargebotene Sand rajch zu ergreifen. Der Entwurf der 
Verfaſſung, wie ihn die drei Regierungen vorlegten , war ohnedies viel mehr nach feinem Sinne 
als der in der Paulskirche befchloffene. Wir haben ihn Furze Zeit nachher gefprochen und waren 
frappirt über den unverhohlenen Eifer, womit er der berliner Verfaſſung vor der frankfurter 
den Vorzug gab. So entfchloß er ih, aus dem Parlament auszutreten und fich offen an die 
Volitik der drei verbündeten Regierungen anzufchließen. Am 19. Mat brachten die Zeitungen 
eine Erklärung von ihm an feine Wähler, worin diefer Schritt motivirt war. „Nach meiner 
Anfiht‘, hieß es darin, „fördern die Beichlüffe der Nationalnerfanmlung feit dem A, Mat 
nicht mehr eine Einigung Deutſchlands, jondern den Bürgerkrieg, und ein Beharren auf dem 
betretenen Wege Fönnte, ftatt zu einer einheitlihen Geftaltung eines ſtarken Vaterlandes, im 
beften alle nur no dazu führen, daß Deutfchland in zweierlei Verfafjungen, in zweierlei 
Reichstage getheilt und geſchwächt würde. Ein ſolches Ziel ift nie das meine gewefen. Einer 
Verſammlung, welche nach meiner Überzeugung ein anderes Ziel als ein. foldes nit mehr er⸗ 
reichen kann, glaube ich nicht mehr angehören zu dürfen; Darum mein Austritt.“ Auf die 
Frage, welcher Weg einzufchlagen fei, gab die Erklärung ven Beſcheid: „Wer von dem Grund⸗ 
fage der Freiheit ausgeht, wird nicht beftreiten, daß die Nation auch jegt noch vie Freiheit habe, 
mit den Regierungen über die Neugeftaltung Deutfhlands einen Vertrag zu fließen. Wenn 
die mädhtigften deutſchen Negterungen Das, was die Nationalverfammlung geboten, nicht ange 
nommen, folgt daraus, daß nun bie Nation nicht annehmen foll, was die Regierungen bieten? 
Ste dürfte es nur dann nicht annehmen, wenn es nicht den Hauptbebürfniflen der Nation ent 
ſpräche. Der Inhalt ver varzubietenden Berfaflung wird alfo entſchelden müffen. Diefen In— 
Halt foll eine Vertretung des vernünftigen Volkswillens prüfen und über Annahme over Nit- 
. annahme nad) freiem Ermeſſen entfheiven. Niemand mich behaupten können, daß diefer Weg 
— der Weg des freien Vertrags — einer Nation nicht würdig fei. Ein großer Vorzug dieſes 
Weges ift aber unftreitig, daß, weil Die mächtigften Regierungen fi im voraus gebunden „an 
ihrer Uneinigfeit wenigftens oder ihrem Widerftande die Einheit Deutſchlands nicht mehr fchei- 
tern kann.“ 

Es ließ ſich denken, daß dieſe Erklärung Auffehen und Widerſpruch erregte. Daß die de- 
mofratifche Linfe Spott und Hohn auf-ven Ausgetreteuen häufte und feine frühern Erklärungen 
in eine bittere Parallele mit diefem neneften Schritt ſtellte, war nur natürlich; aber auch die 
Freunde waren misvergnügt über den jähen Übergang aus der Miſſion eines Reichscommiſſars 
zum Verfechter des Dreikönigsbundes. Wol konnte es auch für ſie ſo kommen, daß, nachdem 
Alles geſcheitert war, ihnen, um die Trümmer zu retten, nichts übrig blieb als der Verſuch, mit 
den octroyirenden Regierungen zu gehen; aber das war dann der letzte Schritt, nachdem alles 
Andere verſucht und mislungen war. Am präciſeſten ſprach dieſe Misbilligung damals Dahl- 
mann aus, als im Kreiſe der Gleichgeſinnten die Frage des Austritts berathen ward. „Ich 
Habe”, ſagte er, „nicht die glänzende und voreilige Erwartung, wie fie B. feinen Wählern gegen= 
über audgebrüct hat, und e8 hat mir deſſen Erflärung aud; deshalb leid gethan, weil dieſer 
ehrenwerthe Mann nur Vertrauen und Vertrauen im Übermaße hat, wo Mistrauen, und Mia⸗ 
trauen felbft im Übermaße, viel eher entſchuldbar ift. Ich kann Vertrauen zu den Gaben eines 
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Miniſteriums Brandenburg nicht haben. Ich gehe ſogar foweit, daß id; beforge, ſelbſt feierliche 
Verſprechungen koͤnnten zurücigenommen werben. Eben died zu verhindern, müſſen wir zu⸗ 
rũckbleiben.“ 

Die nächſten Ereigniſſe ſchienen B.'s raſchem Schritt eine gewiſſe Rechtfertigung zu geben. 
Das Parlament, ſobald es einmal unter die ausſchließliche Leitung der Linken gekommen war, 
mußte die ſchmale Grenzlinie bald überſchreiten, vie feine legten Beſchlüſſe noch von dem bewaff⸗ 
neten Widerflande trennten ; mit der Revolution, wie je in Baden und ver Pfalz auftrat, fol: 
darifch verbunden, ging ed unter, bevor noch dieſe Revolution felbft ihren legten Todeskampf 
ausgefohten. Noch vor Ende Juni war auch die Maffe der erbfaiferligen Partei dabei ange: 
langt, ven Berfuc der Bereinbarung mit den Regierungen zu wagen. Was B. im Anfang 
Mai in Berlin gethan, dem folgten nun in refignirter Stimmung die Freunde in Gotha. Mit 
lebhafter Genugthuung fah B. viele Wendung; noch Hegte er fein Mistrauen gegen die Me: 
gierungen, der Widerwille gegen die revolutionäre Demokratie erfüllte feine ganze Seele. 

Der Reft feiner Sffentlihen Thätigkeit läßt ſich in Eurzen zufammenfaflen: fie endete zu⸗ 
glei mit dem Scheitern aller der Hoffnungen, an deren Erfüllung er nod im Spätjahr 1849 
nit verzagt hatte. Im Frühjahr 1850 betrat er noch einmal Turze Zeit die altgemohnten 
Räume ber badischen Kammer, um von da nad Erfurt zu gehen, wohin ihn ein preußifcher 
Wahlbezirk gefandt hatte. Es waren die legten Momente feines reichbewegten parlamentarifchen 
Zebend. Dort im Martinsſtift hörten wir noch einmal berente Worte von feinen Lippen fließen, 
wie zu Frankfurt, vom Beifall feiner Freunde, vom tobenden Lärm der Gegner unterbrocden. 
Aber die Gegner waren andere geworben; nicht mit Karl Vogt, fondern mit Stahl mußte er 
diesmal eine Lanze brechen, nicht die Rebner von: Donneröberg, fondern Herr v. Bismark⸗ 
Schoͤnhauſen übernahm e8 Hier, den abgetretenen Wig vom „Geftaltenfehen noch einmal 
auf die Tribüne zu bringen. B. felber hatte die frühere Zuverficht des Gelingens verloren; in 
einigen Aufjägen , die er damals an die, Deutfche Zeitung “ fandte, verbarg er nicht mehr, daß 
dad Vertrauen, womit er eiri Jahr zuvor den Leitern der preußifchen Politif entgegengefommen 
war, tief erjchüttert fei. Wie die meiflen Freunde ſchied er von. Erfurt mit halb vereitelten 
Hoffnungen. — 

Seine politifche Laufbahn war damit geichloffen. Den badiſchen Landtag, der ſich im Herbſt 
1850 wieder verfammelte,, konnte er nicht mehr beſuchen; nach deſſen Schluß im Jahre 1851 
legte ex die feit gehn Jahren mit Ehren behauptete, Stelle nieder. Seine Geſundheit hatte ebenfo 
lange ausgehalten,, ald die Hoffnungen auf eine Löfung der veutfchen Dinge friſch geblieben 
waren; wie diefe verwelften, brach auch fein Lörperliches Wohlfein zufammen. Schon vor 1848 
war er vielfach leidend geweien; feine nicht ſtark organifirte Natur Hatte vie Rückwirkung ange- 
firengter Arbeiten und fortwährender Aufregungen bereitd damals empfunden; es war ihm 
aber gelungen, durch die Spannung, welche die Zeit ven Einzelnen gab, die Anwandlungen ber 
Schwäche niederzuhalten. Nun kamen die flürmifchen Zeiten von 1848: der jähe Wechfel zwifchen 
den fühnften Hoffnungen und bitterer Enttaͤuſchung, zwifchen ſtolzem Gelingen und trofllofem Un 
terliegen, die Tage des raſchen Umſchwungs von Zuverficht zu ſchwerer Sorge, von populärer 
Huldigung zu wildem Haffe aufgeregter Maflen. Aud für eine ftärfer angelegte Natur als 
bie feine war dies eine furchtbare Probe; wie manche Fräftige Natur iſt unter ven erfchüttern- 
den Schlägen diefer Tage erlegen! Ihn Hielt vie Arbeit, die Leidenſchaft, pie Hoffnung aufrecht; 
aber der Tag mußte kommen, wo biefe Stügen ihren Dienft veriagten. Noch während der letz⸗ 
ten Agonien der bunbeöftaatlihen Sache ftellte ſich das alte Libel in ſchlimmerer Geſtalt ein; es 
kam ein hartnädiges Augenleiven, das ven regfamen, arbeitgewohnten Mann zur traurigjten 
Pafjivität verurtheilte. Es ward nichts verfäumt, durch ärztliche Behandlung, Brunnencuren 
und Seebäber dem Übel zu fteuern, aber alle Bemühungen blieben ohne nadhhaltigen Erfolg. 
Es ſtellte fich vielmehr immer deutlicher die niederfchlagende Wahrnehmung heraus, daß das 
Örtliche Leiden nur ein Symptom der allgemeinen Zerrüttung feiner Geſundheit fei. Noch blieb 
er zwar geiftig lebendig und nahm Theil an allen ven Dingen, die ven bedeutendſten Theil feines 
Lebens ausgefüllt Hatten; aflein felbft ein Eurzes Geſpräch mit einigen Freunden Eonnte ihn fo 
angreifen, daß ex außer Stande war es fortzufegen. Was er in einem jahrelangen Zuſtand 
jo aufrelbender Art Alles gelitten hat, läßt füch ſchwer befchreiben; es rechtfertigt nicht, aber 
es erflärt den verzweifelten Entſchluß, ihm gemaltfam ein Biel zu fegen. Am 29. Juli 1855, 


nachdem eben feine greifen Ültern die funfzigiäßrige Iubelfeler ihrer Bereinigung im großen . 


Kreiſe ver Angehörigen gefeiert hatten, machte er durch einen Piftolenfhuß feinem fhwergeprüf: 
Staatsa⸗ELexikon. II. 24 


5 








's10 Baſtille 


ten Leben ein Ende. Die Section wies aus, daß eine Misbildung der Leber eingetreten war, 
die in den meiften Füllen ſchwere, unheilbare Melancholie nach fich zu ziehen pflegt. 2) 

Mit ihm ging ein Repräſentant unjers Mittelſtandes zu Grabe, wie Deutichland deren 
nicht viele aufzuzählen hat. Aus nicht ungewöhnlichen Verhältniſſen herausgewachſen, dad 
Meifte eigener Geiflesarbeit und eigenen Stubien verbanfend, nicht aus der Stube und aus dem 
Katheder fondern im Öffentlichen Leben zu einer hervorragenden politifhen Tätigkeit heran 
gebildet, focht er bis 1848 rühriger und Eraftvoller al8 die Meiften aud unferm Bürgerthum 
unter den Fahren deutſcher Freiheit und Einheit; feit 1848 nahm er wieder leidenſchaftlicher 
und tapferer ald die Meiften an dem Kampfe Theil, ven die Sache der Neforn gegen bie Revo 
Iution zu führen hatte. Die ganze Situation machte diefen Kampf von vornherein zu einem 
tragifchen und fruchtloſen, und fein eigenes Leben hat dies Schickſal gewiſſermaßen individuali⸗ 
firt. Die Schwächen und Irrthümer treten darin fo deutlich heraus mie die glänzenden und 
guten Seiten. Segt, wo die Leidenfchaften gekühlt find, muß eine unbefangene Beurtbeilung. 
zugeltchen, daß feine Feinde beider Extreme in dem Schlimmften, was fie ihm nachgefagt, ſich 
geirrt Haben. Die Männer der Reaction, die ihn früher gern wol ald Jafobiner ſchilderten, 
mußten einräumen, daß er für fittlidde und bürgerliche Orbnung, für Geſetz und Recht, für 
den Segen eines friedlichen Gedeihens jeder Zeit offenen und warmen Sinn gehabt bat: und 
den Gegnern von der Linken gegenüber, die ihn gern ald einen ber bitterſten, Volföfeinde ” an 
Flagten, bleiben wir der feften Meinung , daß er für die Freiheit und die Größe des Vaterlandes 
fo warm und tief empfunden hat wie Irgendeiner von ihnen. Herb und ſchonungslos über ihn 

zu urtheilen, dies Recht räumen wir nur Dem ein, der von fi mit Wahrheit fagen Fann, er fel 
im jenen ſchweren Tagen jeberzeit frei von Irrthum gemefen. 2. Häuſſer. 

Baftilfe, ein zumal durch feine Erftürmung (am 14. Juli 1789) und glei darauf ge⸗ 
folgte Zerftörung biftorifch wie politifch merkwürdig gewordenes feſtes Schloß und Staats: 
gefängnif in Varis. Vom Jahre 1569 bis zum Jahre 1385, unter ven Königen Karl V. und 
VE. in Frankreich, dauerte der Bau dieſer gegen die gefürdteten Engländer errichteten Veſte. 
Hugues Aubriot hieß ihr Baumeiſter. Krühe wurde fie zugleich ald Staatsgefängniß gebraucht, 
und ſchon Aubriot felbfE wurde darin wegen Religionsmeinungen eingefperrt. Wit den Kort- 
fhritten ver Despotie mehrten ſich aber die Einferferungen und verfchlangen die acht Thürme 
ber Baftille eine fortwährend fleigende Zahl von Opfern der Willfürherrfchaft, mitunter aber 
auch der Familientyrannei, welcher jene willfährig den Arm lieh. Denn in der Regel nicht durch 
Urtheil und Net und wegen wirklicher Verbrechen, fondern durch ben unmotivirten Macht: 
fpruch des Königs oder feiner Minifter (lettres de cachet) und wegen bloßen Misfallens oder 
boshafter Berbächtigung, megen verhaßter religidfer Lehre, infolge ſchlechter Hofintriguen oder 
tyranniſcher Laune, mußten ohne Unterfchied Unfchuldige mie Schulbige, rechtſchaffene Männer, 
geachtete Familienväter wie Sünder oder Abenteurer, oft hochverviente, tugenphafte, nem Vater: 
lande theure Bürger ſich plöglich verdammt fehen zum Kerfergrab, deſſen Thore dann nur dur 
diefelbe Willkür, welche das Opfer hineinftieß, fi Ihm zur Erlöfung wieder aufthaten. Für 
gar Viele aber fhlug die Stunde der Erlöfung nie. Diele, deren Rache tie Henker fürchteten 
ober deren wohlbegründete Anfprüche man fheute, oder vie ein gefährliches Geheimniß fannten, 
hielt man abſichtlich verfchloffen ihr Rebenlang; Dielen widerfuhr ſolches blos aus Vergeſſen⸗ 
heit, oder weil ihr Flehen um Befreiung, von Feindes Bosheit unterbrüdt, zu feinem befreun: 
beten Ohr oder zu keiner hülfreichen Hand gelangte. Zu den Dualen der Freiheitsberaubung 
und der beängftigenden Unwiſſenheit über deren Dauer, ja oft über deren lirfache, gefelften ſich 
noch jene der willfürlichften, meift harten, oft tgrannifchen Behandlung und die ſchon aus der 
Beſchaffenheit ver meiften Kerker hervorgehenden Leiden. Theils graufame Vernachläſſigung, 
theils eigens erfinderiſche Bosheit machten dieſelben durch Unreinlichkeit, durch Mangel an Licht 
und Luft und an den nothwendigſten Bequemlichkeiten, ſelbſt durch Verweigerung des Kleider⸗ 


2) Daß nur dieſer Krankheit fein Tod zuzurechnen war, dieſes konnten bie Freunde, bie ben treff⸗ 

Iihen Mann in bem legten Jahre feines unfaglich peinlichen Leidens beobachteten, am beflen baran er» 
Iennen, daß er zwar über andere Dinge geiftesfrei urtheilen fonnte, nur nicht in Beziehung auf feine 
Krantheit und was damit zufammenhing. In diefer Beziehung ergriffen und beherifchten ihn, wenig⸗ 
ſtens vorübergehend, bie ertremſten, unbegreiflichſten Vorftellungen und Entfchlüfte, die fein Seelen» 
fundiger frei und fein eigen oder ihm zurecjenbar nennen durfte. Hier beberrfchten ihn wahrhaft fire 
Idecn. Auch ergab ſich bei der Section nach der Mittheilung eines ſehr erfahrenen und hochgeachteten 
greifen Arztes gerade diejenige Leberkrankheit, die vorzugsweiſe verhängnißvoile Tobeogebanfen aeust. 

. Neb, 
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wechfels, der Feuerung u. ſ. w. zu Wohnungen bed Grauſens; aber vlele waren ſchon durch ihre 
Bauart (als unterirdiſche, feuchte, grabähnliche Behältniſſe, die man eigens cachots nannte, 
ober ald eiſerne Käfige) zu wahren Marterkammern beſtimmt und, der Kenntnißnahme aller 
Belt entrüdt, zur entjeglichiten Beirienigung ſataniſcher Rachſucht Dienend. in ſchaudervolles 
Beiipiel davon waren ſchon die unglüdlihen und unſchuldigen Brinzen von Armagnac, welde 
ber Tyrann Ludwig XI. in ſolchen unterirdiſchen Kerkern vergeftalt peinigte, daß die nach feinem 
Tode darüber erhobene Klage der Gepeinigten (1483) die Bruft des Leferd mit Entfegen füllt. 
Nicht immer freilich tobte viejelbe Tyrannenluft. Unter guten Königen, wie Ludwig XII. und 
Heinrich IV. £onnte die Unſchuld ruhiger fein; doch fehlt es ſelbſt unter ihnen an Beiſpielen bed 
Gewaltmisbrauchs nicht. Aber in furchtbarer Größe erfcheint ihre Zahl unter den langwierigen 
MNegierungen Ludwig's XIV. und Ludwig's XV., wiewol der Schleier des Geheimniſſes den 
größten Theil der durch jie oder durch ihre Minifter verorpneten Einferferungen beit. Denn 
was und einige Dulver, wie de Gourville, de Buſſi-Rabutin, Madame de la Nivere und etwas 
fpäter der geiftvolle Linguet von ihren Leiden erzählen, ift nur Stückwerk. Ebenſo enthalten bie 
von zwei Iingenannten in den Jahren 1774 und 1784 herausgegebenen „Remarques histori- 
ques et ancecdotes sur le chäteau de la bastille’’ und „M&moires de la bastille sous le regnes 
de Louis XIV, XV et XVI“ wol intereffante Einzelheiten, aber feine vollflänpige Darftellung; 
und aud) die nach Erfturmung der Baftille aus ven angeblich in ihren Mauern gefundenen Pa⸗ 
pieren, theils Actenſtücken, theils Aufihreibungen der Gefangenen, zufaınmengetragenen Dent: 
würbigfeiten (wovon ſchon 1789 eine Sammlung veranftaltet und in einer überſetzung unter 
bem Titel „Beiträge zur Geſchichte der Baftille” bei Barrentrapp und Wenner in Frankfurt 
erjchienen ift) find lückenhaft und vielfacdy unbefriedigend. Indeſſen ift, was wir willen, jeden 
Falls Hinreihend, und mit Abſcheu, ja mit Entfegen zu erfüllen und die verlorene, ſchmachvolle 
Lage der franzöjiihen Nation in der der Nevolution vorangegangenen Zeit und eindringlich vor 
Augen zu ftellen. Denn was man auch von der vergleichungsweis nur geringen Zahl ver Opfer 
fage, die gewöhnlich und insbefondere im Augenblick ihrer Erfiirmung in der Baftille ſchmach⸗ 
teten: ihre Kerkergräber drohten darum nicht minder Allen, welche die Ungnade eines Miniſters 
ober eines Höflings jidh zugezogen , oder von deren Verderben ein Hochſtehender over Einfluß⸗ 
reicher einen Gewinn für ji) oder für einen Günſtling erwartete ; Allen zumal, welche durch frei⸗ 
finnige Rede oder Schrift die Privilegirten oder die Sünder zu beleidigen wagten. Und mitunter 
ſtieg die Zahl der Eingeferkerten gleichwol fo Hoch, daß man, um Raum für die neuen Ankömm⸗ 
linge zu gewinnen, die ältern Gefangenen in andere der Baftille ähnliche Kerker brachte. Denn 
noch in verfchienenen Provinzen gab es dergleichen Zwinger- oder Marterhöhlen; nur war bie 
Baftille unter ihnen die beruchtigtfte und — weil allernächſt der Hauptftabt und ihrer Hof: und 
Shriftftellerwelt drohend — die gefürchtetfte. Daher war natürlich, daß das im Jahre 1789 
zu Freiheitsgedanken erwachte franzöflfche Volk die erfte Äußerung feiner entfellelten Kraft gez 
gen dieſe Bajtille richtete und das verhaßte Gebäude, nachdem deſſen Erftürmung ihm wunder: 
ahnlich geglückt hatte (4A. Suli), in patriotifhen Jubel nieverriß. Diefe That war allerdings 
nicht nach den Gefeßen; aber, fowie die Erhebung im Juli 1830, fo wurde auch fie durch den 
beivenmüthig erftrittenen Erfolg gerechtiertigt; ja felbft durch alle einheimifhen Autoritäten 
als eine nicht nur unfteäfliche, fondern ums Nationalwohl höchſt vervienftliche anerfannt, durch 
die Stimme des Bolfes aber und der öffentlichen Meinung in ganz Europa begeiftert bis zu ben 
Sternen erhoben. Auch ift Elar und kann nur von den übertriebenften Männern der Reaction 
geleugnet werden, daß an Volfderhebungen in den Momenten verhängnißreicher Krifen ber 
Mapftab des firengen äußern Rechts nicht gelegt werben darf, ober daß wenigftend nicht er, fon= 
dern nur Anlaß und Zweck, Geiſt und Erfolg, überhaupt ver gefammte politiiche und moralifche 
Charakter verfelben für ihre Würdigung entfcheivend find. Genug! Die Weltgeſchichte hat die 
Erftürmung der Baftille als ven erften großen Act der in ihren Anfängen glanz= und hoffnungs⸗ 
reihen, doch freilich allzu bad verbüfterten und entftellten Revolution in die Lichtfeite ihres 
Buches eingetragen. Rotted. 
Baubehörden, f. Bauwefen. 
‚Bauer, Bauernftand. (Geſchichte und Rechtszuſtand ver deutſchen Bauern.) 
I. Über ven Begriff und Die allgemeine Lage des Bauernftandes. Bauern find 
nad dem Wortjinn und nad) dem allgemeinften Begriff Diejenigen, welche jich mit dem Bauen 
des Landes beſchäftigen. In einem gewöhnlicyen engern Sinne befaßt man unter dieſem Wort 
zugleih aud Das, daß die Bauern Eigenthümer oder wenigſtens dinglich aa ehtigte Beſitzer 
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des Landes find, weiches fle Bauen. Wir Deutfche kennen Gottlob jegt im Allgemeinen nur freie 
grundbeilgende Bauern, weder Sklaven, wie noch in Nordamerika, und Leibeigene, noch au 
alfgemeine Pächterwirthſchaft, wie geoßentheil in Italien. 

Schon unmittelbar an die Beihäftigung und an den Grundbejig (an den volkdwirthſchaft⸗ 
lichen Begriff des Bauern) knüpfen jich bedeutende natürliche Eigenthümlichkeiten ver Bauern. 
Die Keftigkeit und Unbeweglichkeit von Grund und Boden, die Abhängigkeit der Ernten und 
der Misernten, des Glücks und Unglüds feiner Bebauer vom Himmel, von feinen feſten Ge⸗ 
fegen wie von feinen vorübergehenden Exfcheinungen geben den Charakter des Landbauers zu= 
gleich etwas Feſtes und etwas Religidfes, Anhänglichfeit und Treue für das Beſtehende oder 
etwas Goniervatived. Die im Vergleich zu den höhern und zu den gewerblichen und Handels⸗ 
beftrebungen einfachere, kunſtlofere, zum Theil rohere Thätigkeit geben ihm etwas Unaufgeklär⸗ 
teres, etwas Einfacheres, Roheres, Schwerfälligered. Sie geben ihn aud) etwad mehr Leicht- 
gläubigfeit und aud mehr gutmüthiges Vertrauen, fofern letzteres nicht zu fehr durch die 
vielfachen Unterdrückungen und Übervortheilungen von Seiten der hoͤhern geift- und weltlichen 
Stände zerſtoͤrt iſt. Die größere Feſtigkeit und Unabhängigkeit des Grundbeſitzes, vie Sicher- 
heit auch in ver Ausübung des praktiſch erlernten Berufes, wobei der Arbeiter ohne eigentliche 
(qualitative) Theilung der Arbeit das genze Geſchaͤft ausübt, und auch nicht wie der Bürger⸗ 
Rand vielerlei Geſchaͤfte treibt — dieſes Alles gibt der Haltung des Bauern etwas Feſtes, Gera: 
des, Männliches. 

Die eigenthümliche Beſchäftigung des Bauern in Verbindung mit ſeinem feſten Grundbeiig 
werben zugleich je nad) den focialen (rein geſellſchaftlichen) und je nach den politiſchen (oder ſtaat⸗ 
lichen und gemeindlichen) Verhaͤltniſſen eine wichtige Grundlage der Standesverhältniſſe. Bei 
Voͤlkern, welche ganz überwiegend vom Landbau leben, wie die alten Germanen, wird der Grund⸗ 
eigenthum beſitzende Bauer der eigentliche Staatsbürger, und nur der Staatsbürger konnte hier das 
Grundeigenthum beſitzen. Die germaniſchen Staatsbürger und ihre regierenden Volksverſamm⸗ 
lungen nannten ſich noch in ſpäten Zeiten (ſ. Adel [Altgermaniſcher], I, 229 fg.) die Bauern 
oder die Bonden. Sie bildeten, da alle auch am Kriegs- und Staatsgeſchäft Theil nahmen und 
da auch Gewerbe und Handel noch nicht zu befondern Lebendgeichäften ausgebildet waren, den ein- 
zigen, jedenfall den höchſten Stand der Staatsbürger, in welchem noch vie Fürſten und die Be⸗ 
amten und unter welchem die güterlofen Hinterſaſſen, Leibeigenen und Freigelaflenen flanden. 
Je mehr in einzelnen deutſchen Gegenden und Gemeinden die altveutfchen Orundverhältniffe noch 
in ver Wirklichkeit und in dem Volksbewußtſein übriggeblieben waren, umſomehr trugen bie 
grundeigenthumbeflgenden Gemeindebürger, und vollends die Bollbeftger und Bollbürger, oder 
die VBollbauern, die, melde mit Pferden oder mit vier Pferden fahren, ven Namen „vie Bauern” 
als Ehrennamen, oft gleichbedeutend mit „Herren“, im Gegenſatz der armen und Heinen Leute, 
der Knechte, der Halbbauern, der Tagelöhner und Miethöleute. In der feudaliſtiſchen despoti⸗ 
ſchen Unterbrüdung.eined größeren Theile ver alten freien Grundbeſitzer durch die neuen Feu⸗ 
dalherren, welche jene Grundbeſttzer zu Hinterfaflen und Leibeigenen machten, ihre Freiheit des 
Grundeigenthums, ihre Wehrmanne- und ſtaatsbürgerlichen Rechte für fich allein in Anſpruch 
nahmen, blieb ihnen nur die Befhäftigung mit dem Ackerbau. Dieſe Beichäftigung bürveten 
ihnen bie feubaliftifchen Güterbefiger, die durch Die Erblichkeit ihrer Feudalrechte ver Erbapel- 
fand wurden, jetzt ausſchließlich auf. So bildete fich fogar im Mittelalter zum Theil der falfche 
Begriff, Bauern feien nur Diejenigen, welche ald Gutsbauern, Colonen, Pächter, Keibeigene 
ober Tagelöhner fremdes Grundeigentbum bebauten. Und man ſchämte fi nicht, das freilich 
factifi ch vielfach vorherrſchende Unrecht, welches indeß in Deutfchland nie fo allgemein wurde mie 
in mehren romaniſchen Ländern, ald den allgemeinen Rechtsgrundfatz und als die juriftifche 
Porausannahme (Präfumtion) Hinzuftellen. So entſtanden in Frankreich wie in Deutfchland 
die verächtlichen Begriffe von den Bauern (Roturiers), fo die falfchen Rechtsregeln: nulle terre 
sans seigneur, und bie Annahme, daß mit dem Wort Bauer fletö der Begriff von Unfreiheit 
und Sinterfäfligkeit, oder Abhängigkeit von guts- und fhußherrlichen (patrimonialen) Ober⸗ 
eigenthumsrechten zu verbinden, und daß überall das Wenigfte von Freiheits⸗ und Eigenthums⸗ 
rechten für deutiche Bauern anzunehmen fei, Theorien, bei welchen man nicht weiß, ob man 


mehr ihre Keckheit bewundern over ihre nur allzu lange Herrſchaft und ihre nur allzu traurigen 


Wirkungen beklagen foll. 

Seitdem fi indeffen mitten in der Bährung und in ver Miſchung altgermanifcher und feu- 
daler Gefellfgaftöverhältniffe durch die eutſtehende fläntifche, gewerbliche und Hanbeldcultur 
eine neue fociale und bald auch politifche Stänveabtheilung bildete, unterſchied man neben dem 
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Geiftlihen:, dem Adel⸗- und dem Bürgerftande ald vierten Stand den Bauernfland. Diefer 
Stand unfafte, wie unfer allgemeinfter Begriff, alle Diejenigen, welche die eigene Betreibung 
der Landbaugeſchäfte zu ihrem perjünlichen Lebensberufe ergriffen hatten, ohne Rückſficht auf 
ihre Eigenthums- und flaatdbürgerlihen Rechte. Dieſes bildet auch Heute noch in einem wei⸗ 
tern Sinne den Bauernftand, obgleich in der neuern Zeit in Beziehung auf vie drei erften Stände 
und ebenfo aud in dem Bauernflande bedeutende Veränderungen eintraten. Alles kaftenmäßig 
Geſchloſſene der Stände fiel immer mehr weg. Die Hinterfäfjlgfeit und die Leibeigenſchaft deut: 
fher Bauern wurde in Deutfchland überall aufgehoben, und wir befigen jetzt überall eine große 
"Anzahl freier bäuerliher Grundeigenthümer, welche durch die Aufhebung der Zehnten und an= 
derer Grundlaſten und durch die hohen Getreidepreife fehr wohlſtehend geworben find. Bäuer- 
liche Tagelöhner, die fein eigened Grundeigenthum befigen, fönnen zwar nach den ſtaatsbürger⸗ 
lichen und Gemeindegefegen, auch abgejehen von der vortheilhaftern Stellung ver Grundeigen⸗ 
thümer, benfelben nacdhgefegt fein. Doch find fie von ſtaatsbürgerlichen und Gemeinderechten 
nicht ganz ausgeſchloſſen, ebenfo wenig auch aus dem Begriff ded Bauernflandes. Ausgefchloffen 
dagegen vom Begriff des Bauernflandes find diejenigen Gutöbefiger, die nicht felbft perſoͤnlich 
die Landbaugefchäfte treiben, wie die vornehmern Gutébeſitzer aller Art, 3. B. auch die Geift- 
lichen und die Beamten, oder Andere, weldye Güter von Andern bearbeiten laffen, wie 3. B. ftu- 
dirte Dfonomen und Diejenigen, welche Güter nur ald Waare zum Verkauf erwerben. Diefe ge: 
hören mehr zu ven Gewerb⸗ und Sandeltreibenden. Stabtbürger dagegen, welche ſelbſtländliches 
Grundeigenthum bebauen, gehören menigftens theilweife zum Bauernftand. Des ganzen Bauern: 
ftanded wahrer Kern aber, ven Bauernſtand im engern Sinn, bilden die auch ländlich wohnen: 
den mittlern und Eleinern Grundeigenthümer, welche felbft perfünlich das Landbaugeſchäft trei- 
ben. Sie vorzüglich bilden den Stand, welden vollends heutzutage der Patriot nur mit Freude 
und Hoffnung betrachten fann, den Stand, welcher bei unferer fleigenden Cultur, bei Verbrei⸗ 
tung der freiern und landſtändiſchen und Gemeinverechte, fowie der Öffentlihen und Schwurge: - 
richte und mit der Verbreitung rationeller Landwirthſchaft auch der landwirthſchaftlichen Ver⸗ 
eine, welcher enblich bei feinem ſteigenden Wohlfiand zwar immer mehr an der evlern Bildung 
der Nation Theil nimmt, dennoch aber durch feine gefunden natürlihen Berhältniffe mehr ala 
andere Stände gegen die Gefahren und Verderbniſſe unferer modernen Givilifation gefichert 
ſcheint, und deſſen Eigenthümlichfeiten auch vie Politik, insbeſondere die Polizei wohl berückſich⸗ 
tigen und Ichonen follte. Dit doppelter Freude und Hoffnung darf der fonft fo vielfach nieder⸗ 
gebeugte deutſche Patriot auf das fleigende Wohl dieſes Standes feine Blicke richten, da in 
Deutſchland, welches nie von Fremden erobert wurde, eine ungleich größere Anzahl bäuerlicher 
Eigenthümer fidy rettete oder wienerhergeftellt warb als faft in allen andern europäifchen Zän- 
bern, und da die Wiederherftellung ihrer völligen perſoͤnlichen und Eigenthumsfreiheit durch 
Feine fo gefährliche und vielfach unheilvolle Revolution erworben wurde wie in Frankreich. 

I. Zur Geſchichte des deutſchen Bauernflandesd. In Beziehung auf die erfte 
Periode, oder die Zeitderaltgermanifhen freien Nationalverfaffungen, 
ergibt fi für den veutfchen Bauernftand gerade das Gegentheil von jenen oben berührten, dem 
ſpätern Feudalismus entnommenen ungünftigen Vorftellungen, Begriffen und Rechtsvermuthun⸗ 
gen. Diefed Haben ſchon die Art. Abmeierung, Adel (Altgermanifher) und Alodium er- 
voiefen. Auf eine fehr erfreuliche Weile wurden die im „Staats-Lexikon“ entwickelten Grund: 
anfiten über die Grundverhältniffe der altgermanifchen Völker und namentlich in Beziehung 
auf ihr Kandeigenthum neuerlich beflätigt durch die vortrefflichen gründlichen Unterfuhungen 
von ©. 2. v. Maurer.) Es iſt hiernach unbeftreitbar, daß bie altgermanifhen Voͤlker in ihren 
genoſſenſchaftlichen Befipergreifungen, Vertheilungen des Baulandes und in ihren Nutungs- 
rechten am Gemeinveland, mit andern Worten, daß fie in ihrer Markenverfaflung, ebenfo wie in 
ihrem politifch=militärifchen Vereinsweſen, in ihren Hundertſchaften oder Grafſchaftsvereinen, 
den Grundſatz der Gleichheit aller freien Genoffen durchführten, ohne Daß irgendeine Spur abe: 
liger Bevorrechtungen fich irgendwo auffinden ließe. Die Markgenoſſenſchaft bildete früher zu- 
gleich die @emeinde, und fie war die Gemeinſchaft gleichberechtigter Benoffen, deren Gefammtheit 
einen gewiflen gegen außen abgegrenzten Raum inne hatte. Ein Theil dieſes Raums wurde dem 
Sonderbefig und Cigenthum der einzelnen Genoffen oder Bemeinbegliever überlaffen, fein Haus 
und Hof (curtis, mansus) nebft den eigenthümlihen Grunpftüden. Diefe zufammen war jein 


—-- — — — — — — — — —— x 


1) „@inleitung zur Geſchichte der Mark-⸗, Hof», Dorfs und Stadtverfaſſung und ber öffentlichen 
Gewalt“ (München 1854) umd „Wefchichte der Marfenverfaffungen Deutfchlande‘ (Erlangen 1956). 
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£oo8, fein Sefammtloos, fein Lodgut, fein Saalland, feine Habe, fein Erb und Eigen. Der ans 
dere, früher ftetö der größere Theil, blich für Alle zum gemeinjanen ebenfalld nad den Grund⸗ 
fag der Gleichheit und nach gemeinjanen Marfgejegen geregelten Gebrauche übrig. Diefed un 
vertheilte Land, „wohin nicht Senje und Pflug geht“, dad Gemeindeland, Allmend, bezeichneten 
wol die Worte „Wald, Weide und Haide, Waller, Wege und Stege‘. In Alpenlindern, wo 
ſich oft die uralten Marfenverfajlungen bis zum heutigen Tag erhielten, gehörten dahin auch 
gewöhnlich die Alpen. Es wohnte Dabei meift, ſowie noch jegt in vielen Gegenden Deutſchlands, 
3. B. in den Ländern der Briefen und der Weftfalen, in Hannover, im Schwarzwald, jeder 
Grundbejiger in Mitte feiner umgrenzten Beſitzung und überjchaute jo und bewirthſchaftete jiche= 
rer und leichter das Ganze. Neben ihnen wohnten in ihrem Schuß oftmals bejtegte Ureinwohner 
des Landes, die Liten, Raten oder Leute, auf ven ihnen unter beſtimmter Abgabenpflicyt belafie= 
nen Ländereien. Es waren alſo die felbftäntigen Familienväter, welche das Faviiliengut bes 
fagen und als ſolche zugleih an der Beftimmung aller geiellihaftlihen Angelegenheiten in ven 
Öffentlihen VBerjammlungen und Gerichten theilnahmen, ebenjo wie die’ alten freien Nömer 
zugleid; Diitregenten des Staats und Landbauer. So ehrenvoll alſo erfheint in der germa= 
niſchen Urzeit, namentlih nah Tacitus, nach den alten Volksgeſetzen und nad den ältejten 
Urfunten von den nordifchen Oermanen dad Verhältnip der deutſchen Landbauer, und ſchon Die 
höchſt zahlreichen Landwehrheere, die Hunderttauſende freier Landwehrmänner, vie oft ein ein 
zelner Volksſtamm aufftellte, beweifen, da in ihnen nur die freien Mitglieder der Volksgenoſſen⸗ 
haft, nie die bejiegten.und gar nit mehr waffenfähigen Liten ftritten, daß Diejenigen Recht 
baden, welde die Zahl der legtern als verhältnigmaßig gering annehmen. 

Inder zweiten Periode aber, oder in ber Periode des rohen despotiſchen 
Feudalismus und Fauſtrechts feit ver Gründung der großen Eroberungsreiche, riſſen 
die Könige, die Beamten und die Gefolgsleute der Könige und die Beiftlihen, und wer fonft 
fauftrechtlihe Macht und Gewalt zu erlangen wußte, einerjeitd auf die in den Urt. Adel 
(Altgermanifcher) und Alodiım und Feudum (I, 255 und AAG fg.) angegebene Weiſe groft 
Gütermaſſen an fih. Sie oder der rechtloſe Buftend zwangen viele Tauſende Eleinerer freier 
Güterbeſitzer, ihnen ihr Eigenthum oder doch ein ſogenanntes Obereigenthum an demſelber 
oder wenigſtens eine Privatſchutzgewalt darüber abzutreten, und ſomit entweder ihre Liten oder 
doch ihre hinterſäſſigen Schützlinge, ihre Lehns- und Dienſtleute, ihre Colonen, ihre Patrimo⸗ 
nial- und Gutobauern, ihre Erb: und Zeitpächter zu werden. Sie nahmen von den Römern bie 
perſönliche und Hausſklaverei oder die eigentliche Leibeigenichait an, verihlimmerten nah Will: 
für die Lage ver alten Liten und machten vorzůglich auch als Beſieger ſlawiſcher oder wendiſcher 
Stämme das Rechtsverhältniß derſelben oft drüdend Hart. Andererſeits aber wußten ſie zu⸗ 
gleich die Eaijerlichen Negierungs: und die kaiſerlichen und die genoſſenſchaftlichen Amtsrechte 
über Freie und über ihre Hinterſaſſen an ſich zu reißen, für ihre Familien erblich zu machen und 
mit ihren privaten Guts-, Lehns- und Herrſchaftsrechten zu verbinden und zu vermifchen. So 
entfland denn durch vie. tauſendfach verf&iedenen neuen befondern Verhältniſſe und Verträge 
in den verfchledenen Orten, Gegenden und Zeiten neben ven Reſten der alten Einrichtungen eine 
fo bunte Mufterfarte tauſendfach verfchienener Nechtsverhältniffe, Abgaben und Dienftpflidyten 
der Güter und ihrer Beſitzer, daß ſelbſt die begeiſtertſten Freunde der Mannichfaltigkeiten und 
Sonderthümlichkeiten in der geſellſchaftlichen Einrichtung dadurch befriedigt werden müſſen, 
und daß viele Druckſeiten nicht ausreichen würden, auch nur die Namen der Güter und insbe⸗— 
fondere die Namen der Abgaben und Kaften der Bauern zu fhildern. Der.allgemeinfte Grund 
indeß, warum fo viele Fleinere Landbeſitzer dieſe Schmach duldeten, war ihr Streben, ſich dem 
miöbraudhten läftigen Landwehr⸗ ober Kriegsdienſtz zu entziehen, und das allgemeinſte fauftrecht: 
lie Mittel beftand in der immer mehr vergrößerten feudalen Kriegsgewalt der Herren, womit 
fie für ihre jegt wehrlojen Hinterfajfen ven öffentlichen Kriegsdienft übernahmen. Hierneben 
erhielten ſich indeflen vielfach alte freiere Verhältniſſe. Gin allgemeiner Begriff von Bauer läpt 
fi in biejem chaotiſchen Zuſtande gar nicht-aufitellen, und daſſelbe lateiniſche oder deutſche Wort 
bezeichnet in den verſchiedenen Gegenden, Zeiten und Urkunden ganz verſchiedene, ja entgegen⸗ 
geſetzte Verhältniſſe der Landbeſitzer und Landbewohner. 

Etwas beſſer und feſter und beſtimmter geſtalteten ſich Die Verhältniſſe in der dritten Be: 
riode, in der Zeit des theokratiſch gemilderten und des geordneten Feuda— 
Tiömus, ungefähr vom 11. — 15. Jahrhundert. Durch die Ausbildung der neuen Stände, 
des geiſtlichen und weltlicgen hohen und niedern Anels, an welchen legtern mit den Miniſſerialen 
auch die Doctoren der fremden echte, überhaupt die ſtudirten Beamten ſich anſchloſſen. und ends 





lich der Stadtbürger, und durch den Gegenſatz gegen dieſe befonbern Feudalſtände und gegen bie 
ihnen und ihren Gütern zugeftandenen beiondern Nechtöverhältniffe, bildete jich jetzt der allges 
meine Begriff Bauern und Bauernftand für alle dieienigen Bejiger oder Bebauer des Landes, 
welche nicht jenen höhern Ständen angehörten und welche nun den unterfien oder niedrigften 
Etand der Geſellſchaft ausmachten. Ihre Nechtöverhältnijle unter ſich waren freilich wiederum 
ſehr verihieden, da ſie bald reihsunmittelbare oder landſäſſige wahre alleinige Gigenthümer 
waren, bald mit perfönlicher Freiheit in den verſchiedenſten Arten der Hinterjäliigkeit, und zwar 
bald nur in patrimonialer Schutz- und Gerichtöherrlichkeit, bald unter wahrer Qutöherrlichkeit, 
bald in einem emphyteutifchen, bald in bloßem Erb: oder Zeitpachtsverhältniſſe ſtanden, bald 
aber auch einer härtern oder mildern Hörigfeit oder auch der jpäter jogenannten Leibeigenſchaft 
unterworfen waren. Die Lage und die Rechtsverhältniſſe ſelbſt der abhängigen und ver leibeige: 
nen Bauern verbefferten ſich jebt, und zwar ſchon durch Einfluß theofratifcher und religiöjer Brin: 
cipien und Einrichtungen, z. B. durch den Gottesfrieden (treuga Dei) zum Schuß ver Landleute, 
durch den Einfluß des häufigen Eintritts felbit ehemals Leibeigener in die geiftlihen Würden. 
Eie verbeflerten ſich insbeſondere durch den Einfluß der fogar in den Rehtöbüdern des Mittel: 
alterd („Sachſenſpiegel“, II, 42; „Schwabenſpiegel“, Borrede und Artikel 52) mit merkwürdi⸗ 
gem Nachdruck ausgeiprogenen hiſtoriſchen und chriſtlichen Nehtögrundfäge, daß früher bie 
Deutjchen Feine Linfreiheit gehabt und gekannt hätten, daß fie alfo dem urſprünglichen hijtori: 
ſchen Recht widerſpräche und noch mehr den hriftliden Örundfügen. Eie widerſpräche der Lehre 
der Gleichheit aller Menfchen vor Gott, von ihrer gleichen Abſtammung und Bruderpflicht, den 
Orundfägen, dag für Aller Erlöjung auf gleiche Weiſe Ehriftus geftorben fei, und daß Alle Eben⸗ 
bilder Gottes feien, ſodaß die IInfreiheit „nur von unrechter Gewalt ihren Urfprung babe“. In 
Verbindung mit diefen hiftorifchen und chriſtlichen Verhältniſſen und Grundſätzen wirkten heil: 
ſam die Kreuzzüge und das mächtige Aufblühen und Vergrößern fo außerorbentlich vieler Städte. 
Durch Beides erhielten viele bedrückte Landleute Gelegenheit, fi völlige Freiheit oder Wieder: 
herfiellung befjerer Nechtöverhältuifle zu erwerben, und bie Feudalherren wurden natürlich oft 
durch die Furcht, ihre Gutoͤbauern durch deren Einwanderung in die Städte zu verlieren, zu 
befferer Behandlung derfelben beſtimmt. Der weitaus wichtigfte und befte Schug für die Rechto⸗ 
verhältniſſe aller Bauern aber und namentlich auch der Leibeigenen beftand in den genojien= 
fhaftlihen Vereinen und Gerichten. Diefelben beftanden nah uralter deutſcher Rechtsgewohn⸗ 
beit. Ihre Ausbildung aber wurde jegt unterftügt theils durch jene edlern höhern Geſichts⸗ 
punkte und die erwähnten Verhältniſſe, theils durch Die allgemein ſich ordnenden feſten Genoſſen⸗ 
ſchaften aller verſchiedenen Arten und Abtheilungen der Geſellſchaftoͤglieder, namentlich auch der 
ftädtifgen, theild endlich durch die Verbindung der Idee eined der deutſchen Nationalgewalt 


nachgebildeten Regierungsrechts mit der gutsherrlichen Schuggewalt, melde ſchon angedeutet 


wird durch die Rechtsſprichwörter: „Jever Reichsſtand vermag in feinem Lande ſoviel ald der 
Kaijer im Reiche.” — „Jeder Baron ift König in feiner Baronie.“ Es ging in der Negel dad 
ganze gemeinfhaftliche Gele und Gericht und namentlih aud die Feſtſehung und bie fletd er: 
neute Anerkennung der Leiftungspflichten ver Bauern von ihren öffentlichen allgemeinen ge: 
nojlenfchaftlihen Berfanmlungen aus, von ihren freien Gent: und Gau: und Landgerichten oder 
ihren Meierdingen und Hof: oder Bauernfpradhen.2) Jedes Studium ver Urkunden und ſchon 
die Anjicht der unter Alodium und Feudum (I, AAA fg.) mitgetheilten beweift dabei den Irrehum 
Derjenigen, melde, nachdem Die angeführte große Hauptwahrheit von jenen genoſſenſchaftlichen 
Zand- und Oerichtötagen felbjt jegt allgemein anerkannt ift, doch ihr Bewicht dadurch verringern 
wollen, daß fie es ableugnen, day auch über die Nechtöverhältniffe und über die Streitigkeiten 
zwiſchen dem Gutsherrn und feinen Hinterfaffen die von jenem oder feinen Stellvertreter präſi⸗ 


 —— mn 
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2) Eine Nachweiſung einer ganzen Reihe von ſolchen beſondern Dingen oder placita, eder genoſſen⸗ 
fchaftlichen Berfammlungen und Gerichten der ganz verfchienenen Elaffen unter den freien wie unter Den 


N 


— 


hinterfiffigen Bauern, zum Theil bis tief ins 18. Jahrhundert hinein, gibt z. B. auch aus dem Hildeshei⸗ 


mifchen: Züngel, „Die bäuerlichen Laften im Fürſtenthum Hildesheim” (Hildesheim 1830), ©. 33 fg. wel⸗ 
ches vorzüglich Darum intereſſant iſt, weil Die fpäte Dauer namentlich auch von Dingen ganz vollſteier ichöfs 
fenbarer Landleute von Oftfalen weniger befannt war als von Weſtfalen, Zraufın, Schwaben u. |. w. 
Sehr wichtig für die alten freien Genoſſenſchaftsrechte fetbit der fpäter fogenannten Leibeigenen iſt cd, 
Daß befanntlich bei den älteften Eachfen die Unfreien (die lassi scu serviles) fogar gemeiufchaftlich mit 
den freien Güterbefigern und ben freien Hinterfafien, auf Landtagen, mo von jeden dieſer drei Stände 
ans dem Sau zwölj gewählte Deputirte (electi) erfchienen, die gemeinſchaftlichen Verhältniſſe feſtjetz⸗ 
ten. ©. „Vita Lehuini‘ bei Berz II, 361. | 
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dirten genoſſenſchaftlichen Vereine ihre Ausſprüche, Weisthümer und Urtheile abgegeben hätten. ' 
Deshalb und weil keine Höhere richterlihe Zmwangsgewalt die Gutöuntergebenen und Leibei⸗ 

genen geſchützt habe, ſollen viejelben gegenüber dem Gutsherrn ganz außer allem Rechtsper⸗ 

häktniffe geſtanden und ſelbſt rechtlich jener Willkür unterworfen gewefen fein. Taufende von 

Urkunden aus allen Theilen von Deutſchland auch über dieſe Verhältniffe aber beweiſen ed viel- 

mehr, daß die Gutsherren mit ihren Gutduntergebenen genaue vertragsmäßige rechtliche Feſt⸗ 

fegungen und diefelben zum Gegenſtand jener genoſſenſchaftlichen Anerkennungen, Auslegungen 

und Anwendungen oder auch von ſchiedsrichterlichen Sprüchen machten. Diefes aber wäre ja 

bei einem Zuſtande anerfannter Willkür Unflnn geweſen. Freilich mag jich factifch oftmals will⸗ 

kürliche Gewalt over Lift über diefe rechtlichen Schranken hinweggeſetzt haben. Das hebt aber 

noch nicht das Net und jeden wohlthätigen Einfluß veffelben auf. Wie viele Könige z. B. 

ſelbſt von England Haben dieſes mit ihren fo Heilig beſchworenen Verfaflungsverträgen nit 
oftmals ebenfo gemacht! Ja, wie oft flegt nicht jogar mitten in fogenannten civillfirten Staaten 

Gewalt, Lift und Chicane über feierlich fanctionirte Rechte einzelner Bürger! Dennod nimmt 

man ein Rechtöverhältniß im Staate und auch zwiſchen dem Ginzelnen und dem König und 
zwiſchen Beiben und dem Staate an. Jene rechtliche Anerfennung felbft, ihr feierliher öffent= 

licher Ausſpruch in der genoſſenſchaftlichen Verſammlung, und die vielen Nadtbeile und Ge: 

fahren, welche ven rechtlich überwieſenen tyrannifchen Gutsherrn bedrohten, fie bilveten in jenen 
Zeiten der Vereinzelung und der häufigen Selbfthülfe von allen Parteien eine große Rechts— 

madt. Auch das Klagrecht bei Höherm Gericht, welches auch die Reichsgerichte felbft dem unter⸗ 

ften Zeibeigenen als ſich von felbft verſtehend zugeftanden, wurde ſchon früher vor den faifer- 

lichen Pfalzgrafengerichten anerkannt. Gewiß aber bleibt es, daß, wie unvollfonmen auch die 

Rechtöverhältnifie ver Bauern im Mittelalter beſtimmt fein mochten, wie mangelhaft überhaupt 
der Feudalismus und die Abfonderung in Taufende verfchienener Genoflenfhaften auch erſcheinen 

mögen, dennoch gerade diefe freien genoflenfchaftlichen Vereine, die freie Sprache und Feſt⸗ 

fegung, das Landtagen über alle gemeinſchaftliche Angelegenheiten und das genoflenfchaftliche 
Gericht für alle Bewohner Deutfchlands, und au für die Bauern und felbft für die unterften 
Leibeigenen — alles Diefed nach altgermanifcher Freiheitsidee — häufig einen Grad ver perfön- 
lien, der privatrechtlichen und politifchen Selbſtändigkeit und Freiheit, ein Selbfigefühl und 
eine Bürgfhaft einer angemeflenen Verwaltung ihrer Angelegenheiten begründen mochten, wie 
e3 ſelbſt manche neuere repräfentative Verfaſſungen nicht thun koͤnnen. Wie wären denn wol 
auch nur ohne jene vortheilhafte Grundlage der gefellihaftlichen und namentlich auch der bäuer- 
lichen Verhaͤltniſſe im Deittelalter, bei feinen übrigen großen und vielfachen Mängeln, Semmun- 
gen und Störungen, feine großartigen Erfcheinungen zu erklären, namentlich die außerordent⸗ 

lie Zahl und der aufblühende Wohlftand und die Heitere Xebensluft der deutſchen Bürger in 
Stadt und Land und ihre außerorventlihe, von allen andern Nationen bewunderte Tüchtigkeit 
in Gewerben und Erfindungen, in Kunft und Wiſſenſchaft, in bürgerlichen und kriegeriſchen 
Tugenden. " 

Inder vierten Periode oder in der Zeit der Ausbildung der fouveränen 
feudalen Landesherrſchaft, vom 16. Jahrhundert bis in die Mitte des 18., verfchlimmerte 
ſich zuerſt die Zage ver Bauern gar fehr; vor allem gerade durch die Einführung der fremden Rechte 
und ihre immer vollftändigere Zerftörung der genoflenfchaftlihen Berichte und Vereine. In dem 
Eriegerifhen Fauſtrecht hatte man die Bauern wehrlos gemacht. Sekt, in dem juriftifchen, macht 
man fie auch noch rechtsunmündig. Iene Vereine wurden zerftärt; die Stanbesprivilegien der 
höhern Stände, mithin auch ver Begriff des Bauernftandes aus ver vorigen Periode und alle alten 
drückenden Verhältniffe und Laften aus dem Fauſtrecht aber blieben und wurden jegt unendlich 
durch die romaniftifhen Juriften, durch gutöäherrliche und Kameralbeanıte vermehrt. Diejes ge- 
ſchah eben, weil jene Vereine, weil die Bildung und ver Schug der Bauern durch jie weggefallen 
waren, weil die römifchen Juriften, untundig ver vaterlänvifchen Verbältniffe, von ven grund- 
falfchen Anfichten ausgingen, die deutſchen Bauern entweder ald Leibeigene oder doch nur als 
Zeitpächter juriftifch zu prafumiren und fo in der Regel nah dem Grundſatz römifher Skla⸗ 
verei oder der römischen Pacht gegen fie zu entſcheiden; weil endlich in folder Rechtsverwirrung 
‚ und folder Schuglofigfeit die Habgier der Gutöherren und Landeöherren oder ber landesherr⸗ 
lihen Kammern die mit ihnen verbundenen romaniſtiſchen Gerichtshalter und Richter benugen 
konnte, um die gutöherrlichen Laſten, die Dienfte und Abgaben der Bauern gegen die Grund: 
verträge zu fleigern, um vie Hofrechte einfeitig zu ihrem Nachtbeil zu ändern, ja in fehr vielen 
heilen von Deutſchland jest erſt freie Eigenthimer zu Metern und Pächtern zu machen und 
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dinglich bereditigten Gutsbauern ihre Erbrechte zu vauben.?) Der unglückliche Audgang ber 
Bauernkriege, durch welche die Bauern dieſe Ungerechtigkeiten abzuſchütteln verſuchten, ver- 
wehrte meift ihre Leiden. . 

Doppelt und zehnfach ungeredht und niederdrückend war es hierbei, daß neben dieſen fort 
beftehenven, ja fehr vermehrten gutsherrlichen Zaften auch die durch die Ausbildung der landes⸗ 
berrlihen Gewalt und ihrer Sölonerheere entflandenen neuen Staatöfleuern und Soldaten: 
pflichten bie Bauern drücken, ja fie wurden häufig durch ufurpirte Privilegien der Feudalherren, 
welche jegt die Bauern von aller Teilnahme an Beftimmung der gemeinfhaftlichen Angelegen- 
beiten auf den neuen Landtagen ausihloflen, allein auf diefe unglüdligen Bauern gewälzt. 
Und doch hatten die Gutsbanern ihre bisherigen Dienfte und Laften wenigftens größtentheils 
nur geleiftet als Erſatz für die Staatsſteuern und Kriegsvienfipfliäten, und vie Gutsherren 
Hatten fie und ihre Lehnsgüter, welche le jetzt durch diefe ujurpirten Privilegien von Steuer: 
und Kriegspienftpflicht befteiten, gerade nur zur Beſtreitung der Sffentlichen Laſten und für. 
ihren jet wegfallenden öffentlihen Schuß als Steuern empfangen. Auch von den Einquar: 
tierungslaften und Kriegdcontributionen während des Dreifigjährigen Krieges mußten ſich die 
Adeligen auf ihren Schlöffern meift frei zu machen. Ia fie machten zum Theil auch jegt, ſowie 
zur Zeit der frühern Wegelagerung, ein einträgliches Gewerbe aus dem Kriege: Sie zogen 
fpäter, nach Wegtreibung oder Abmeierung der Bauern, große Güterſtrecken zu ihren Hofgütern 
und begründeten für ihre jüngern Söhne neue Edelhöfe. Hierzu gerade benugten fie häufig 
diefe Einziehungen, die Steigerungen der Gefälle und die Erfparnifle wegen ihres jet ruhenden 
Lehndienſtes. 88 war alfo wol fein Wunder, daß in ſolchem Zuftande zuerft Ausbrüche der 
Verzweiflung, mie in den vielfachen Bauernaufftänden und Bauernfriegen und in hartnädigen 
allgemeinen Proceffen, zulegt in vielen Gegenven ein hoͤchſt verarmter und niedergedrückter Zu- 
ſtand des Bauernftandes, ja in manchen Gegenden eine außerorventlie Verminderung deſſelben, 
- ein Berfhwinven ganzer Dorfſchaften die traurigen Folgen fo trauriger Urfachen wurben. 

Vorzüglich erſt in unferer heutigen fünften Periode, feit der Franzöſiſchen Re- 
volution, in der Zeit der Ausbildung unferer flaatöbürgerliden Repräſen- 
tatinverfaffungen wurde die ungerechte und dem Staatswohl höchſt nachtheilige Bedrückung 
bes deutſchen Bauernflanves immer mehr erfannt und gemildert. Es wurde durch Zerflörung des 
Feudalismus das ganze rechtliche Verhältniß des Bauernflandes weſentlich geändert. Der Haupt: 
grund zu diefer Veränderung lag in den im 16. Jahrhundert zwar erwachten und vorzüglich auch 
durch die Reformation angeregten, aber erſt gegen die Mitte des 48. Jahrhunderts und vollends 
feit der Franzöfifchen Revolution zu einer praftifchen allgemeinen Anertennung und Wirkſamkeit 
gelangenden wiflenfchaftlihen, ſowol philoſophiſchen als hiſtoriſchen, naturrechtlichen und poli= 
tifchen, indbefondere auch ftaatöwirthfchaftlichen Staatdgrundfägen. Sie beftimmten jegt pie lan⸗ 
desherrlichen, feit Ausbildung ver neuern ftaatSbürgerlichen Repräſentativverfaſſungen aber vor⸗ 
zũglich die landftändifchen Gefeggebungen, jene Privilegien ver hHöhern Stände und die Beubal- 
verbältniffe mehr oder minder vollftännig zu befeitigen, die Leibeigenfchaft mit ihren perſoöͤn⸗ 
lichen und dinglihen Laſten, ferner die übrigen gutöherrlihen Abgaben und Dienfle, die Froh⸗ 
nen, die Zehnten, die fogenannten Beben und alten Abgaben und die. Abmeierungsrechte, bald 
gegen, bald ohne höhern over nievern Erfaß, aufzuheben oder doch für ablösbar zu erklären. 
Es geſchah diejes zuerft durch Kaifer Joſeph und Karl Friedrich und am vollſtändigſten fpäter 
in den überrheinifchen veutfchen Ländern, fodann in den Rheinbundsſtaaten, in ven ſüddeutſchen 
conftituttonellen Staaten und in dem Königreiche Preußen, feit 1848 vorzüglich auch in allen 
öfterreichifchen Ländern. Die feudalen und gutsherrlichen Verhältniſſe ver Bauern ericheinen 
jetzt nur noch als ANuinen aus einer vergangenen Beit. oo 

Die Feudalverhältniſſe und namentlid die frühern Rechte und juriftifchen Grenzen der Feu⸗ 
balflände, ver Beiftlihen, des Adels, der Stadtbürger, der Bauern und ihrer Güter find ihrem 
Weſen nad zu Grunde gegangen. Die Bauern haben faft isberall das Recht zu ſtädtiſchen Ge: 
werben, und die Bürger das Recht zur Erwerbung bäuerlichen Grundeigenthums, und Beide 
dad Recht zur Erwerbung ehemaliger Rittergüter, und die Öffentlichen Laſten für alles Land: 


3) Eine ganze Reihe von Beifpielen fammt den Belegen dafür hat z. B. Mittermaier in dem Art. 
Bauer in ber „ gemeinen Encyklopäbie von Erich und Gruber‘, Erfie Section, VIII, 165 fg., zus 
fammengeftellt. Vergl. auch im „Staats: 2erifon ‘' den Art. Alodium, I, 443 fg., und Gachfen : Lauen« 
burg. Die römifchen Zuriften hatten befanntlich ſchon unter Kaifer Friedrich I. auf den Roncaliſchen Fels 
dern durch ihre falfche Theorie über die Megalien die germanifche Freiheit untergraben. 
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elgenthuztı find ebenfo wie die Pilicht des Militärdienftes für alle Bürger wiederum gleih. Die 
Bauern wählen und werden gewählt in den neueren landſtändiſchen VBerfallungen und find bei 
gehöriger Vorbildung fähig zu jedem Civil- und Militärvienfte. Auch nicht ein einziges allge: 
meines in ganz Deutſchland beftehendes eigenthümliches Rechtöverhältniß läßt ih für den 
Bauernfland anführen. Viele Landleute nehmen an der allgemeinen Bildung und öfter felbft 
an der Kleidung der jogenannten höhern Stände Theil, während mandes Mitglied von dieſen, 
auf dem Lande lebend, jich mit Landbau befchäftigt. Vollends hat in ver allerlegten Zeit bie 
Annäherung ded Bauernftandes an den Gewerböitaud zugenommen. Dieſes wurde bewirkt 
durch ven gewaltigen Aufſchwung, welchen der ganze Berfehr und die Induſtrie genommen Haben, 
durch die außerorbentlihen Erleichterungen des Transportd, durch die täglich) wachſende leichtere 
Anwendung der hemifchen und mechaniſchen Gelege auf die ganze Gultur, durch die leichte Ver 
sinigung von Geld und Arbeitsfräften und Stoffen für afle Unternehmungen, woburd auch die 
Preiſe für die Producte des Bauern und für Die zeitgemäße Hervorbringung von bejouberd ges 
fuchten und Handelsgewächſen außerordentlich fleigen, und wodurch endlich verſchiedenartigere 
Unternehmungen und Sperulationen des Bauern und ihre immer größere Annahme des ratio 
nellen Betrieb8 der Landwirthſchaft bewirkt werden mußten. Auch wird durch die allmälig bes 
deutender werdende Einführung der Maſchinen, jet fogar der portativen Dampfmafcinen in 
die Landwirthſchaft, der größere Güterbejig gefördert und der Landbau dem Gewerbe genahert 
werben. Dennod möchten wir noch nicht ganz die neuliche Definition des geiftreihen Liebig 
voni Bauern adoptiren, „daß er ein Gewerbomann fei, welcher Korn und Fleiſch produrirt‘. 
Stets wird, Bei aller Annäherung durd die eigene Lebensbeſchäftigung mit dem Aderbau, vie 
ländliche Wohnung und das Grundeigenthum als Haupteigenthum eine bedeutende foriale Ber 
ſchiedenheit des Bauernſtandes vom Gewerbſtande begründen. Auf dieſer innmerhin eigenthüm⸗ 
lichen Grundlage aber moͤge er ſich durch ſeine innige Theilnahme an dem neuen großen volks⸗ 
wirthſchaftlichen Aufſchwung, ſowie an den im Art. Ackerbau angedeuteten Inſtitutionen und 
Schulen für höhere geiftige, politiſche wie landwirthſchaftliche, Bildung allen übrigen Claſſen 
unjerer einer höhern Entwicelung entgegeneilenden Nation ebenbürtig anihließen. Denn wir 
find weit entfernt, wegen eined erſten Mislingend unferer nationalen politifchen Reformverſuche, 
und wegen des gewijlermaßen ftatt derſelben hervorgetretenen Eifers für materielle Entwidelun: 
gen an ein Berjinten in ſchmählichen Materialismus zu glauben. Vielmehr jehen wir den innigen 
urjahlihen Zufammenhang und die täglihe Wechſelwirkung der höhern und nievern, der relis 
giös-kirdlichen, moraliſchen und pädagogiſchen, ver induſtriellen und landwirthſchaftlichen, ber 
ſocialen und politifchen Verbeſſerungsbeſtrebungen. So entftanden gleichzeitig Hunderte von 
thätigen und zahlreichen Alfociationen und Berfammlungen nicht blos fir alle materiellen, fon: 
dern auch für alle böhern Intereflen, nicht blos auf nievere felbftfüchtige Zwecke, ſondern auf 
Veredelung, Beglückung und liebevolle Unterſtützung gerichtet. Und wir erfennen die gemein: 
ſchaftliche Duelle dieſes nur ſcheinbar verichienenen Verbeilerungd- und Fortſchrittseifers. Er 
entiproßt dem Gottlob noch gefunden Leben unferd Volkes, welches endlich, befreit von frühern 
bemmenden Banden und Stodungen, jeiner höchſten Entwidelungsftufe entgegeneilt. Freuen 
wir und, daß daflelbe jet in unjerm Bauernftand eine fo tüchtige Grundlage hat, und behalten 
wir nur immer bie harmonijche Förderung aller verfchievenen Lebensbeſtrebungen und ihre ge: 
meinfame Unterordnung unter das Göttliche im Auge! 

IH. Werth des Bauernſtandes. Gewiß ift e8 der ſchönſte und widtigfte Fortſchritt 
unferer Zeit, daß der Bauernſtand wieder zu Ehren und in ein beſſeres, freiered und gerechteres 
Verhältniß fam. Denn ed ift wol mehr als bloße Nedendart, wenn man den Landbau als die 
wichtigſte, ald eine der gefündeften und glüclichften und als feiner natürlichen moralifhen Wir: 
fung nad) auch ald eine ver edelſten Lebensbeſchäftigungen betrachtet. Die wichtigfte it fie, weil 
für eine Nation flet8 der Grund und Boden das weſentlichſte Eigenthum ift, dasjenige, welches 
in Berbindung mit den Staatöbürgern meientlih den Staat begründer, für feine und feiner 
Bürger jelbftändige Perſönlichkeit die wichtigfte und folidefte Grundlage bildet. Anderes Eigen: 
thum hat meiſt nur Mugen dadurch, daß man es verbraucht, aljo zerſtört oder duch Austaufch 
meggibt. Dad Grundeigenthum Hat feinen ftetd bleibenden ſelbſtändigen Werth durd Pie 
Früchte, die ihm feine Bebauer immer anfd neue in regelmäßiger Solge abgewinnen und bie 
weitaus unjere wichtigiten Bedürfniſſe befriedigen, zu allen Zeiten und in allen Verhältniſſen 
unentbehrlich und zur Nothdurft des Lebens ſelbſt genügend find, und welche, wie Das Lebens 
geſchäft ibrer Gewinnung und der Werth und Ertrag von beiden, am wenigſten verderblichem 
Wechſel, Wucher und Schwindel ausgejegt find und fein follen. Ganz beſonders cber if aud 
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darum ber Stand ber Landbauer michtin für den Staat, weil biefer Stand, welcher regelmäßig 
weitaud der zahlreichite ift, durch jein einfaches, geſundes, fletiged, dem Wucher und dem Wech⸗ 
fel ververbliher Moden und Modelaſter am wenigiten auégeſetztes Leben, jelbit dann, wenn die 
Megieronden, die höhern Stände und die Städter und mit ihnen Die Verfaſſungs- und Ver: 
waltungseinrichtungen zu verderben drohen, einen gejunden Stamm, um neue lebenskräftige 
Sproſſen zu treiben, eine moralii und phyſiſch gejunde Orundlage zur Berjüngung des Staats 
und jeiner alten nationalen Tugenden und Freiheiten abgeben kann und, wohl und richtig bes 
handelt, abgeben wird. Wer jih dieſes veranſchaulichen will, ver denke an den natürlichen Reiz, 
an die für Gemüth und Geſundheit wohlthätigen Einflüſſe des Xebens in freier Natur und ver 
ländlichen Arbeiten und an ihre Leitung durd die einfachſten größten Geſetze des Natur: und 
Menſchenlebens. Er beobachte ven Landmann in jeinen ſtillen, friichen Thälern oder auf feinen 
waldigen Höhen. Er betrachte ihn dort, wo nicht etwa fauftrechtliche Zerftörung feiner Kreis 
heit und knechtiſcher Druck ver Laften und der Beamtenwillkür ihn erniedrigt, ihn mistrauifch 
und verſchmitzt gemacht, wo ihn nicht pfäfflicher Obſcurantismus und Fanatiomus oder die Ge: 
wohnheit ded durchaus verberblihen Branntweintrinfens verbummt, ober auch eine jittenlofe 
Beijtlichfeit verdorben und ihm felbft die Religion verleibet haben, dort, mo ihm nicht etwa in 
der Nähe großer Städte oder großer Landſtraßen ſtädtiſcher Luxrus und Wucher ſchon verderb⸗ 
lich wurden; oder mo in ihm nicht bereits die Kolgen langer Wehrlojigfeit und Rechtsunmün⸗ 
digkeit und fomit der Ausſchluß von den höchſten Ideen und Beitrebungen des Etaatd gemeinen 
Eigennutz, Engherzigfeit und eine gewille moralifche Stumpfheit allzu ſehr groß gezogen haben. 
Er beobachte ihn vor allem dort, wo ung bei Untheilbarkeit der Bauerngüter in ſtattlichen 
Bauernhöfen wohlhabende tüchtige Vorſteher des Heinen Kamilienftaates gleich fern von tespo- 
tifchem Herrenübermuth wie von feiger unterthäniger Kneditögelinnung entgegentreten, wo ein 
patriarchaliſches Hausweſen, heitere Oaftfreundichaft und ſchlichte gutmüthige Wohlthätigfeit, 
noch ihren alten Rang behaupten. Er bewundere foldher Landleute phyſiſche Geſundheit und 
Kraft, wie ihre unverborbene und Fräftige Geſinnung und ihr gefunded treifendeö Urtheil, dad 
männliche Feitdalten alter. Treue und alter Grundſätze und Sitten, alter Breiheiten und Rechte. 
Er ergöge ſich endlich an der unerfchöpflichen guten Laune, melche jeve Geſellſchaft, namentlich 
jede Tiſchgeſellſchaft folder Bauern mit einer folden Fülle von Wig und gutmüthigem Echerz 
und offenherziger traulicher Mittheilung würzt, daß, wer dieſes fennt, nur allzu oft in unferer 
fogenannten vornehmen Gefellichaft dieſes glüdlichere Menfchengeſchlecht höchſt beneidenswür⸗ 
dig findet. ' 

Je wichtiger nun aber in ökonomiſcher und politiſcher Hinfiht der Bauernfland und feine 
größtmögliche Tüchtigkeit, fein Wohlſtand, feine Freiheit und feine Sittlichkeit find, um fo ſorg⸗ 
fältiger muß gerade in foldhen Zeiten ned libergangs und der Veränderung die Geſetzgebung 
und Landesverwaltung darauf bedacht fein, die Tüchtigkeit Herzuftellen, zu fördern und zu er⸗ 
Halten, vor allen aber, jie nicht felbft Durch verkehrte Beftimmungen zu gefährden. Über vie 
Maßregeln, welche in diefer Beziehung durd eine gejunde Politik geboten jind, wäre Vieles zu 
fagen. Ein ſehr wichtiger hierher geböriger Punkt, das Nechtöverhältnig- in Beziehung auf die 
Bauerngüter, foll im folgenden Artikel befonderd heiprochen wernen. Dort wird aud in Be: 
ziehung auf die erfte Vorfrage, ob etwa von Staatöwegen Fünftlih und durch Zwang, etwa 
auch durch eine kaſtenmäßig abgefonderte Bauerncurie in der Landrörepräjentation eine flarze 
Abfonderung ded Bauernflanves von andern Stähben erhalten werben ſoll, eine ähnliche ver: 
neinende Antwort wie die in Beziehung auf den Adel (I, 268) jich ergeben. Alle kaſten⸗ 
mäßigen, feubalijtiichen, erziwungenen Abjonderungen müflen in unfern heutigen ausgebilve: 
tern, freiern und großartigern Staatöverbältniffen und in ihrem freien Organismus den bfo6 
natürlien und freien Verhältniſſen und Verſchiedenheiten Vlatz machen, welche jih durch das 
Lebensgeſchäft und Die freie Sitte und durch autononiiiche Vereinbarungen frei bilden und wahr⸗ 
Haft organtjch ineinander übergehen. Solche natürliche Standesunterſchiede aber müſſen aller⸗ 
dings durch weife Staatseinrihtung und Staatöverwaltung gepflegt werten. So ware ed z. B. 
ſehr verkehrt, wenn man die Bauern zwangvoll ausfchliegen wollte von der Bildung und der 
Lectüre höherer Stände. Aber ebenjo verfehtt wäre ed, wenn man den für fie beſtimmten Volks⸗ 
unterricht und die für fie befonderd beftiminten und zu empfehlenden Schriften: nicht ihrer bes 
fondern Stanbeöbildung, ihrer beſondern natürlichen Anſchauungs-, Gefühle: und Denfweiie, 
ihren Bedürfniſſen anjchliegen, wenn man nicht dieje, ſowie eigenthümliche Sitten, Trachten, 
Volksfeſte u. f. w., ſoweit fie Löblih und angemeilen find, forgfältig beachten und womöglich) 
gegen eine flache und ſeichte Sucht Der Neuerung, der Zerflörung, ver Vermiſchung und ber 
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Uniformität zu jhigen juchen wollte. Sodann ift in vielen Gegenden Deutfchlands verbefferter 
BollSunterricht, Entfernung von Beamtenwillkür und von verderblichem Ginfluß eines fittens 
lofen Lebens ver @eiftlichen, wie es vorzüglich auch ver Prieftercdlibat erzeugt, gewiß wunſchens⸗ 
werth. Es wird endlich auch die Verbrängung des phyſiſch und nıoralifh gleich verderblichen 
Branntiveind, den jet in der amerikanischen Marine fogar die Matrofen mit jo großem Bor- 
theile gegen andere wärmende und nährende Getränke und Speifen völlig vertauſcht Haben. 
hoͤchſt heilfam wirken. Das Wichtigſte aber ift ed, daß durch freie Staats⸗ und Gemeindever⸗ 
faſſung, daß durch Gefhmorenengericht und Landwehr, überhaupt durd eine bildende Militär 
einrichtung wie in Preußen, den wichtigſten und zahlreichften Stande im Staate ftet8 die leben⸗ 
dige Verbindung mit ven höchſten Ideen des Baterlandes, die Rechtsmündigkeit und die all= 
meine Wehrhaftigkeit gefichert jeien, Güter, durch deren Verluſt er gerade in Knechtſchaft 
anf, durch deren fortvauernde Entbehrung er immer mehr in gemeinen Eigennuß und in Feig⸗ 
heit und Knechtsgeſinnung, in Geiftesvumpfheir und moralifhen Stunpffinn verfinten müßte. 
elder. 

Banerngut unv Bänerliche Zaften. Liber dieſen Gegenſtand enthält ver Art. Agrar- 
verfafiung (obgleich er fich nicht auf Bauerngüter beſchränkt) ein reiches Hiftorifhes und landes⸗ 
gefeglihes Material. Auch werden die Art. Grundeigentbum und Fideicommifle und Stamm- 
güter über die neuerlich wieber fehr verhandelten Fragen in Beziehung auf die Bortheile und 
Nachtheile der Theilbarkeit und der Veräußerlichkeit der abeligen und bäuerlichen Güter, dieſe 
Gegenſtände und beſonders auch die neuerlichen gefeggeberifhen Verſuche in Beziehung auf fie 
näher prüfen. Hier genügen vie nachfolgenden allgemeinen Grundſätze über die Bauerngüter: 

I. Die Güter der Bauern und deren Rechtsverhältnifſe konnten vorzüglid nur folange ſelbſt 
allgemein und generifch von andern Gittern und Outsrechten verfchieben fein, als die Standes⸗ 
verhältniffe ver Bauern felbft zwangsrechtlich verfchieden waren von den Berhältnifien anderer 
Stände. So gab ed denn im feudaliſtiſchen Bkittelalter im Gegenfag gegen die privilegirten 
Ritter oder abeligen und die geiftlichen Güter und gegen bie ſtädtiſche Feldmark von ihnen ver: 
ſchledene Bauerngüter. Diefe aber waren natürlich wieder nach ver Verfchienenheit der Bauern- 
verhältnifie ſelbſt fehr verfchieven, bald Kreigüter mit freiem alobialen ungetheilten Eigenthum, 
bald Feudalgüter mit getheilten Eigenthumsrechten oder mit fogenannten Nutzeigenthumsrech⸗ 
ten der verihiedenften Art, Lehngüter, Hofgüter, Golonatsgüter, Meiergüter, Pachtgüter u. ſ. w. 
Sowenig indeß der Begriff Bauer an fi ſchon eine Unfreiheit oder Hinterfäffigkeit mit ſich 
führt, ebenfo wenig liegt diefes im Begriff Bauerngut. Nur die Ausſchließung jener Privilegien 
der höhern Stände, z. B. der Landtagsfähigkeit oder der Steuerfreiheit der Rittergüter, lag, 
folange diefelben beftanden, allervingd in Begriff des Bauerngutö, hat aber heute mit dem 
Wegfallen jener Privilegien ebenfalld aufgehört, ſodaß heutzutage nicht ein einziges allgemeines 
Recht in Deutſchland genannt werden kann, welches ven Bauerngütern nicht auch eigenthüm⸗ 
lich wäre. Uber freilich ſchließt dieſes nicht aus, daß für den ganzen Bauernftand, fowie er 
auch noch heutzutage als ein durch Wohnung und Lebensbeſchäftigung begründeter befonderer 
Stand fortbeftehen fol, eigenthümliche, je nach den verfchienenen Landesgegenden verſchiedene 
Rechtsverhältniſſe fkattfinden. Die Nechtöverhältniffe ver Bauerngüter werden hiernach zuerft 
pofitivrechtlich, dann politifch zu betrachten fein. 

1. Was nun das Hiftorifche ober pofitive Rechtsverhältniß in Beziehung auf beſondere 
Rechte und die befondern Laften und Beichränfungen ver Bauerngüter betrifft, fo bietet die 
neuere ſtets gründlichere und umfaſſendere rechtögefchichtliche Erforſchung unferer veutjchen ge- 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe in allen Theilen des deutſchen Baterlandes uns bier vorzüglich ein 
erfreuliches Refultat dar. Es iſt das, daß keineswegs, wie man es früher oft darftellen wollte, 
. ariftofratifches Privileg und Knechtſchaft und ein dem Bauernftand vom Adel verliehenes, ein 
mit ihm getheilteß, ein mit Brivatbienften und Abgaben belaftetes Eigenthum, fondern daß vie 
volle gleiche Freiheit und das volle freie Eigenthum ver Bauern an ihren Gütern an der Spige 
der Geſchichte der deutſchen Volksſtämme ſteht, ald das Urfprüngliche, mithin, nach hiſtoriſchem 
wie nach dem natürlichen Recht, al8 das die juriftifche Regel Bildende und Daher im Zweifel ju⸗ 
riſtiſch zu Präfumirende hervortritt. Es haben zwar allerningd die Umwandlung ber flaatö- 
bürgerlihen Berfaffung , der äffentlihen Negierungs- und Amtögewalt in feudale und guts⸗ 
herrliche Schugverhältniffe und frühere und fpätere faunftrechtliche Gewalt und Ujurpation und 
die durch Furcht vor ihnen abgepreßten Verträge jehr vielen ehemals freien Eigenthüntern ihre 
Freiheits⸗ ober ihre freien Eigenthumsrechte geraubt oder gefchmälert und ſie mit Frohnen 
und Beben, mit Dienften und Abgaben aller Art belaftet. Diefe Dienfte und Abgaben aber ind 
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nit etwa blos Producte des Fauſtrechts, fonvern fie erfcheinen auch der Regel nach als oͤffent⸗ 
Tide Laften, entweder wie die Zehnten, wenn diejelben auch ſpäter in fremde Hände fanıen, 
doch ihrem regelmäßigen Urfprunge nach, ald Steuern zur Erhaltung der Kirche, der Beiftlichen, 
der Eirhlihen Gebäude und ber Unterrichtsanflalten und der Arnıen, und zum Erfag der von 
den Beudalherren übernommenen Öffentlicden Leiftungen der Kriegsdienſte (Eichhorn, Rechts⸗ 
geſchichte“, 6. 223), oder ald Entgelt für ven gerichtlichen und obrigfeitlihen Schug der Gutsherren 
(census pro tuitione et patrocinio, wie fld 3. B. eine Urkunde in Kindlinger's „Münfterifchen 
Beiträgen“, I, 31, ausdrückt). Kurz fie wurden als die pamaligen Steuern diefer Bauern ge= 
leiftet. Es ift in Beziehung auf Deutſchland, veffen Stämme mit ihren fehr zahlreichen freien 
Zanpbefigern (j. Bauer), nachdem fie ihre feften Wohnfige genommen hatten, nie ähnlich wie 
3. B. die Sachſen in England von fremden Groberern befiegt und ihres Eigenthums beraubt 
wurben, eine grundfalfche Theorie, daß die Güter der Leibeigenen und gutsherrlichen Bauern 
urfprünglid ven Gutsherren zugeftanden und von dieſen verliehen worden feien. Sehr wenig 
würde man auch gewinnen, wenn man die bäuerlichen Laften, 3. B. die Zehnten, als Gutöherr- 
lichkeitsrechte nachweiſt. Denn die Gutöherrlichkeitöverhältniffe waren im Mittelalter meift die 
Regierungd = und bürgerlihen Schugverhältnifie und die Grundlage derfelben, und in dem ge= 
genfeitigen Bertragsverhältniß zwifchen dem feudalen Guts- und Schugherrn und feinem 
Gutsunterthan waren bie Vortheile gegenfeitig, und die Leiftungen des Gutsunterthanen wurben 
ja meift ald deſſen einzige Öffentlihe Steuer und für ven Öffentlihen Schuß, den ihm ver geift- 
liche oder weltliche Gutsherr leiftete, an diefen bezahlt. Diefe großen Grundwahrheiten nun find 
theils ſchon oben (f. ven Art. Bauer und bie dort citirten Artikel), ausführlicher aber in allen 
gründlichen neuern Schriften über ven Bauernfland und die bäuerlichen Laſten und über vie 
frühern deutſchen Steuerverhältniflenacdh ven Quellen aus den verſchiedenſten Gegenden Deutfch- 
lands erwieſen worden, fo namentlich von Arndt, .Arr, Bodmann, Bel, Ebel, Eigenbrop, 
Fleifähauer, Grevenig, Hüllmann, Kindlinger, Lüngel, Mallindrodt, Mittermater, Schul 
tes, Sethe, Steiner, Stüve, Weichſel, jegt auch Maurer. 

Aus diefen großen Grundwahrheiten aßer folgt nun, wenn man auch aus der fauſtrechtli⸗ 
hen Begründung der Laften nicht ihre Ungültigfeit, fondern nur Billigfeitögründe für eine 
billige Aufhebung derjelben ableiten kann, doch Folgendes mit juriftifcher Nothwendigkeit. Es 
müflen fürd erfte flatt jener ſchändlichen juriflifhen Präfumtionen oder VBorausannahmen der 
Unfreiheit und der Eigenthumsloſigkeit der bäuerliden Grundbefiger und ber geringften Frei- 
heits⸗ und Gutsrechte und der hoͤchſten Dienfte und Laſten, aljo für die gutsherrlichen Abmeie- 
rungsrechte u. |. w., ganz allgemein gerade die entgegengefegten Rechtsvermuthungen praftifch 
duchgeführt werden. Es müflen vie allgemeinen juriftifhen VBorausannahmen für die natür- 
liche und altdeutſche Freiheit ver Berjon und des Eigentums deutſcher Staatsbürger und für 
ihre möglichfte Vollſtändigkeit und die allgemeinen Präjumtionen zu Bunften des Beſitzes von 
Saden, aljo für die bäuerlichen Beflger von Grundſtücken, bis zum rechtsgültig erbrachten 
vollftändigen Gegenbeweis, ald Grundlagen ver gefeglichen wie der richterlichen Beftimmungen 
und als entſcheidend für die Beweislaft anerkannt werben. In ver Erfüllung diefer heiligen 
Pflicht ver Gerechtigkeit darf fih auch der Juriſt keineswegs irre machen laffen durch bloße Na⸗ 
men der Güter, ihrer Inhaber und ihrer Laften. Denn jeder Kenner der deutſchen Gefchichte 
und der deutfchen Nechte weiß es, wie willkürlich für ganz verfchienene DVerhältniffe und mie 
ganz verfchieden in verſchiedenen Zeiten, Gegenden und Urkunden die deutſchen und lateiniſchen 
Namen Eolonen, Leben, Meier, Hörige, Hofgut u. f. m. in einer Zeit gebraucht wurden, mo 
man ſelbſt Ritter mit den Namen mancipia oder servi oder familiares beehrte (Eichhorn, 
„Rechtsgeſchichte““, F. 344). Bei der völligen Unabhängigkeit von allgemeiner höherer Geſetz⸗ 
gebung, in welcher durch die verſchiedenen fauftrechtlihen Verhältniffe in verfchienenen Zeiten 
und Orten Rechte und Namen der Güter fich bildeten, gilt durchaus Fein ſicherer Schluß von 
einer Gegend auf die andere. Selbſt nicht einmal einen ſcheinbaren ftreng woͤrtlichen Sinn man= 
her Beſtimmungen rechtlicher Urkunden darf der Richter ohne die größte Umſicht gegen dieſe 
rechtlichen Borausannahmen geltend machen. Diefe Urkunden wurden oft ganz einfeltig In 
einer den Bauern unverfländlichen Sprache und lange nach den eingegangenen Verträgen abge- 
faßt und häufig verfalfcht. Manche Beflimmungen in venfelben follten auch einen ganz andern, 
Dem Recht der Bauern weniger nachtheiligen Sinn haben, als ed den Worten nad) ſcheint. So 
bemerkt 5. B. Eichhorn („Deutfches Privatrecht‘, $. 255, 256, 259) fehr richtig, nicht blos, 
Daß es ganz unrichtig und ungültig war, baß bie frühern Iuriften gegen die Bauern und bie 
Freiheit ihrer Süter und für gewöhnliche römifche Pachtrechte präfumirten und darauf ihre 
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Theorien bauten, fondern daß Häufig auch die Urfunden ba, mo wahre Erbpachtsgüter gegrün⸗ 
bet (oft des Schußverhälmijfes wegen, lieg der Bauer fein Eigenthum in jolhe umwandeln) 
werden jollten, die Pachtzeit nur ſcheinbar und bloß, um für diefe Termine die Bricht zur neuen 
Zahlung von Raudemialgeldern auszuſprechen, auf Lebenſdauer oder auf eine beſtimmte Anzahl 
von Jahren feftjegten. Welche graufame Härten aber wurden oft erft in den neuern Zeiten da: 
durch begangen, daß man, geſtützt auf jolche wörtliche Phrajen, ein Jahrhunderte hindurch be: 

ſtandenes Erbrecht antaftete, viele Bamilien von Haug und Hof vertrieb, oder zu unerſchwing⸗ 
lichen Laſten fteigerte. 

Eine zweite Foderung der Gerechtigkeit, durch deren ſpäte Erfüllung meiftentHeild großes 
und langes früheres Unrecht für die Zukunft aufgehoben wird, ift eine gerechte und billige Auf: 
hebung diejer feudalen Gutolaſten, oder wenigſtens ihre Einrehnung in die Staatöfteuer. Letz⸗ 
teres iſt ſchon dadurch begründet, daß fie ja für den Bebauer bleibend und dinglid) den Capital: 
werth wie den Ertrag des Gutd, alſo die Orundlagen und, den Maßſtab einer gerechten Be: 
fteuerung mindern, und daß fie fiir die öffentlichen oder Staatszwecke, für Die von den Feudal⸗ 
herren übernommenen Kriegspienfte und obrigfeitlihen Schutzpflichten, alfo für heute ganz 
weggefallene Segenleiftungen, übernonmen waren. Diejes ſind große, von den meiften Regierun: 
gen bereits anerkannte, aber doch noch nicht genug verwirklihte Foderungen ver Gerechtigkeit 
gegen ven lange fo Hart bedrückten Bauernftand. Ueberhaupt aber ijt ed die Aufgabe der Geſetz⸗ 
zebung über diefe Gegenſtände, daß man jich zwar fern halte von rein abftracten, alle hijtori: 

ſchen Verhältniſſe überjehenden Principien, ebenfo fehr aber auch von der entgegengefegten 
extremen Theorie, von jenen blinden Materialißmus, welcher blos ven factiſchen Beſitzſtand als 
dasd höchſte Prineip aufftellen will, uneingedenk aller Foderungen der höhern Gerechtigkeit, 
alles Rechts und aller Benürfniffe der gegenwärtigen Generation, welder nicht bevenft, daß 
dieſes Princip unbedingter Heiligkeit des factiſchen Beſitzes ſich ſelbſt zerſtört, indem es aud 
jede factiſche Veränderung deſſelben, ſowie ſie vollzogen iſt, heiligt, daß endlich die beſte Art, 
gewaltſame und verletzende Veränderungen zu verhindern, eben darin beſteht, daß man auf 
dem rechten Wege und nach der Auffaſſung der höhern Ideen in ihrer hiſtoriſchen organiſchen 
Entwickelung (ſ. Alterthum) friedlich reformirt. 

IH. In politiſcher und nationalökonomiſcher Hinſicht aber ergeben ſich rückſichtlich der 
Bauerngüter vor allem folgende Hauptfragen: 

Die erfte over vie: Iſt e8 gut, daß die Bauerngüter frei feien von allen andern dinglichen 
Laſten als den gewöhnlichen zur Benußung der Güter unentbehrlichen Servituten, den Staats: 
grundftenern und den für die Zwecke ver Gigenthümer felbft vorübergehend begründeten Pfand: 

rechten? — dieſe Frage darf man wol nad dem heutigen Standpunkte unferer öfonomifchen 
und politifchen Cultur unbedenklich bejahen, felbft ohne für Diefe Bejahung noch einer befondern 
Beweisführung zu bedürfen, oder aud einer Widerlegung jener aus phantaſtiſcher Verzerrung 
der hiſtoriſchen Wahrheit und aus Ariftofratiamud und Servilismus gemifchten Theorien man: 
her neuern Beudalritter. Es erſcheint die Aufhebung viefer Laſten und eine vollkommene Frei: 
heit des Bodens ald durchaus entfprehend unjerer Hiftoriihen Entmwidelung und den wahren 
Nehtögrundfägen, als nöthig zur Begründung und Erhaltung wahrer vollfonımener perfönti: 
her Freiheit, als durchaus vortheilhaft für die allgemeine Eultur und für eine dem National: 
reihthum und den Beſitzern möglichft Heilfame Bebauung der Güter. Keine undiftorifdere An: 
ſicht laßt jich in Beziehung auf die feudalen gutsherrlihen Rechte überhaupt denken, als wenn 
man meint oder zu meinen fi und Andere überreden will, in unfern heutigen Verhältniſſen 
würden etwa die Refte oder die Ernenerungen der Beudalzeit, Patrimonialgerichtsbarkeit und 
Gutslaſten der Bauern’ ein patriarhalifches vertranendvolles Verhältniß zwifchen dem Outs⸗ 
herren und den pfliätigen Vauern bewirken und jenem einen vortheilhaften Einfluß auf diefe 
verihaffen. Vielmehr erzeugen diefe Laften, bie ald unpaffend, als unzeitgemäß, ald drückend 
erſcheinen, bei den Bauern, deren Blick doch einmal auf die allgemeine gleihe Staatäregierung 
geritet ift, nur Unmuth und Mistrauen. Ihre verfümmerte, oft betrügliche Leiſtung aber 
verbrießt den Gutoherrn und veranlaßt abermals Zwietracht, während ein gebilveter, kennt⸗ 
nißreicher, wohlhabender und wohlwollender Gutsbeliger auf dem Lande, wenn er in feinen 
folden ftörenden VBerhältniffen zu den Bauern fteht, fehr leicht durd) Rath und That ihr geach⸗ 
teter und großer Wohfthäter und für die allgemeine Kandescultur ſehr nüglich werden fann. 
Auch wird dad an jich löbliche Beſtreben, unfern heutigen beſoldeten Staatöbeamtenftand und 
eine fogenannte burraufratifche Herrſchaft zu mindern, eine Wiederherftellung gutöherrlicher 
Patrimonialrechte, pollzeilicyer over gerichtlicher, und mit oder ohne den wahren Namen übers 
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tragen, nicht rechtfertigen. &8 Hat ſich neulich bei ſolchen Veſtrebungen in Preußen anch gezeigt, 
daß die Adeligen, obwol zum Theil Tüftern nach alten junkerlichen Vorrechten und Cinflüſſen der 
Beudalzeit, doch nicht geneigt iind, die Koften und Laften dieſer ſtaatlichen Dienite zu tragen. 
Eine gezwungene erbliche Unterordnung der Bürger unter Brivatperfonen in ſtaatlichen Dingen 
widerſpricht außerdem dem Geifte freier ſtaatsbürgerlicher Verfaſſung viel zu ſehr. Sene guten 
Zwecke laſſen ſich daher nur durch freie Gemeinde und Kirchſpielsverfaſſungen, ihre Wahlämter 
und Ausichüffe mit Benugung englijcher Einrichtungen erreihen. - 

Gine zweite ſchwierige Frage ift die: Sollen die Bauerngüter ebenfo wie jedes andere Vermoͤ⸗ 
gen unter die gleich nahen Erben gleich vertheilt werden, oder ift Untheilbarkeit ver Bauerngü⸗ 
ter heiljam und ihr Übergang auf einen Erben, welcher entweder durchs Alter beftinmt wird, 
ober fo, wie früher in Deutſchland, durch die Wahl eined Familienraths, an deſſen Stelle ſpä⸗ 
ter haufig die Entſcheidung des Vaters trat, mehr oder minder ergänzt und controlirt durch die 
Sitte oder, durch Beirath beftimmter Verwandien oder der Osrigfeir? 

Die Untheilbarfeit bietet öfonomiih und moraliich = politiich offenbar große Vortheile dar. 

In wirthſchaftlicher Beziehung oder in Beziehung auf den Wohlftand der Bauern und die 
befjere Landescultur laßt ſich für die Untheilbarfeit Folgendes jagen: In der Regel wird eine 
auf die Dauer vortHeilhafte Bebauung, mithin die beftmögliche Landescultur nur da ftattfinven, 
wo mit den Oütern das höthige Betriebscapital verbunden ift und wo biefelben eine angemeilene 
Größe haben, welche ven nöthigen Viehſtand beſchäftigt und ernährt, den Culturwechſel zuläßt, 
und welche durch den hinlänglichen Ader:, Wald: und Wieſenboden u. |. w. die nach der Gegend 
nöthige wechfeljeitige Unterftügung der verfchiedenen Culturzweige gewährt. Wenn vollends 
die Güter durch immer neue und nod dazu unwirthſchaftlich gemachte Theilungen fo fehr zer: 
ſtückelt werden, wie jegt in vielen Gegenden de3 mittlern und ſüdlichen Deutfchland, fo ent= 
fichen bie größten Hinderniſſe für die immer allgemeiner anerkannten wirtbfchaftlichen Foderuͤn⸗ 
gen, Berbefferungen und Anlagen einer rationellen oͤkbonomiſchen Cultur. Es werben zugleich 
die Koften und der größere Zeitaufivand für die Cultur und Ernte der fleinen und entfernten 
Parcellen, ferner die öffentlihen Koften für die Eintrige der Grunpflüde in Grund und Hy⸗ 
pothefenbüder, für Orenzfteine u. f. w. fortdauernd erhöht; nicht minder aud die Nachteile 
für fremde Grundftüde, über welde man zu den Eleinen Lappchen fahren muß. Es wird endlich 
ein großer Theil des Landes nutzlos verſchwendet durch die Örenzfurden. und durch ſonſtige 
Abgrenzungen mit Gebüſchen u. ſ. w. 

In moraliſch⸗ politiſcher Hinſicht erſcheint die Untheilbarkeit darum empfehlenswerth, weil 
nur Güter von einer gewiſſen Größe und einem beſtimmten Ertrag ihren Bebauern Dasjenige 
ſichern, was Möfer für einen tüchtigen Banernftand foderte, das Nothwendige In feiner hinläng⸗ 
lichen Vollkommenheit und die Möglichkeit, etwas für Zeiten ber Noth und für die Berforgung 
ber Kinder zu erfparen. Nur Bauerngüter folder Art, nicht aber bis zu unbedeutenden Läpp⸗ 
hen vertheilte oder audgefogene, verarımte und ſchlecht bebaute Güter werben bie Grundlagen 
für einen geſunden, tüchtigen, achtbaren, für einen zuverläſſtgen und ſelbſtaͤndigen, für einen 
an Sitte, Recht und Freiheit, an Vaterland und Verfaſſung haltenden, für einen nicht dkono⸗ 
miſch und moralifch verlumpten Bauernftand , kurz für einen ſolchen, wie man ihn mit Freuden 
in manchen Gegenden Deutſchlands, 3. B. des Schwarzwaldes und des Odenwalds, von Han⸗ 
nover und Weſtfalen fiebt. Da, mo völlig gleiche Beerbung aller Kinder und gleiche Verthel⸗ 
lung der Güter ſtattfindet, da nehmen zuweilen die vielen aus Büſchen oder Gräben beſtehen⸗ 
den Örenzzeichen einen großen Raum des zerflüdelten Landes ein, da findet man Häufig flatt- 
flattlicher Bauernhöfe elende fhmuzige Hütten, bei welchen man fich hüten muß, Nachts nicht 
Kopf oder Schultern an die Dächer anzuſtoßen. Da ſieht man eine unverhältnißmäßig anwach⸗ 
ſende ungeſunde arme Bevölkerung, welche, auf jeden möglichen Nebenverdienſt und Gewinn 
angewieſen, immer mehr Chrlichkeit, Sitte, Selbſtändigkeit und die wahre bäuerliche und bür⸗ 
gerliche Tugend verliett. 

Für die allgemeine Theilbarkeit und für voͤllig gleiches Erbrecht aller Geſchwiſter ober ande⸗ 
rer gleich naher Verwandten aber läßt ſich fürs erſte Das ſagen, daß das Gewicht jener obigen 
Gründe gegen diefelbe fi in dem Maße vermindert, je reicher und gartenähnlicher das Land 
und fein Ertrag ſich erweiſen, je mehr es ſich für Weinbau und Handeldgewächfe eignet, und 
je mehr «8 jich in der Nühe großer-gewerbreicher Städte befindet, ſodaß es faft die Natur einer 
ſtaͤdtiſchen Feldmark annimmt, oder auch neben großen Fabriken, deren für den öfonomifchen 
und moralifchen Zuftand der Fabrikarbeiter hoͤchſt geführliche Folgen fehr dadurch vermindert 
werben fönnen, daß fie einen, wenn auch fleinen, felbftändigen eigenen Bamilienfig mit einigem 
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Biehſtand und Landbau haben, ſowie in Gegenden, deren Bewohner durch die unfchädlichſte 
Art der Fabrikation, in Verbindung nämlich mit jener ökonomiſchen Beihülfe durch Arbeiten 
am hauslichen Herde, ſich anſtändig ernähren. Es vermindert ſich überhaupt jenes Gewicht in 
dem Maße, als in einer Gegend eine unverhältnißmäßige Bevölkerung noch nicht zu fürchten, 
die Vermehrung felbfländiger nicht allzu dürftiger Familienſitze alſo wohlthätig iſt, und insbe⸗ 
ſondere inſofern als die Güter noch fo groß find, daß durch deren Vertheilung unter mehre 
ſelbſtändige Familienväter vie jest gefteigerte Anftrengung der Bearbeiter bie Bortheile größerer 
Büter aufwiegt. Und fiher ift ed, daß man in gar manchen Gegenden von Süd- unb Norb- 
deutſchland noch gar manches Land findet, welches angebaut oder beffer bebaut werden und dann 
noch mehr Menfchen ernähren Fönnte, und daß man zugleid noch manche zu große Bauerngü- 
ter fieht, von denen viele Theile nugbarer gebaut werben könnten, und die, zumal in Verbindung 
mit bisher nicht bebautem Lande, viel vortbeilhafter von mehren jelbfländigen Familien eigen 
thümlich befeflen würden, ald daß fie jetzt unvollſtäudiger bebaut oder gar an Miethlinge ver: 
pachtet werden. Auch werden fich zuweilen fittliche Nachtheile daran knüpfen, wern den Kindern, 
die vom Gut und gleihem Erbe ausgefchloffen find, vie Möglichkeit zur Begründung eigener 
Bamilien fehlt, oder wenn etwa, ſowie in manchen Gegenden, die Zahl ver Kinder auf eine 
unloͤbliche Weife befchräntt wird. Ganz beſonders aber fcheinen die Gründe des Rechts gegen 
die Untheilbarfeit und ungleiche Beerbung zu Sprechen, fobaln man auch das Erbrecht nicht ale 
eine reine politifhe und pofitive Willkür betrachten nıng, fondern e8 auf natürliche Rechtsgründe, 
auf Bertheilung des Landed und Vermögens nad Familien u. f. w. zurudführt. Es fcheint dann 
verwerflid und hart, nicht ein Kind dem andern abfolut gleichflellen zu wollen. Will man nun 
aber, wie manche neuern Landesgeſetze thun, einen völlig gleichen Bermögenstheil für alle gleich 
nahen Erben mit ver Untheilbarfeit der Güter auf diefe Weiſe vereinigen, daß man den Erben 
des Guts ſelbſt, ohne ihm, fowie an vielen Orten geſetzlich, eine bebeutende Bortheiläberech- 
tigung zuzugeftehen, anhält, auf das ihm überlaffene Gut fanımt dem Viehftand und. ven für 
die Gutswirthſchaft nöthigen Mobilien ſoviel herauszuzahlen, daß eine völlige Gleichheit aller 
Erbportionen entfteht; alsdann werben bei firenger Durchführung diefes Princips, zumal in 
unfern fleuerreichen Zeiten, die Bauernhöfe mit Schulden überlaftet, wegen Mangels des nö- 
thigen Betriebscapitals ſchlecht bebaut und zulegt in Concurſen auf vie allerfchänlichfte Art ver- 
theilt. Es werben alsdann überhaupt alle Vortheile der Untheilbarkeit zerflört werden. Die 
Unvermeiblichfeit, mit welcher meift augenfällig.fo traurige Folgen fih ankündigen, bewirkt 
denn auch meiftentheils, daß die Güterfhäger und die Obrigfeiten das Eranfe Recht, freilich auf 
geſetzwidrige Weife, dadurch zu heilen ſuchen, daß fie ven Hof ſammt Zubehör fo gering an⸗ 
ſchlagen, daß jene Gleichheit der Erbportionen nur eine fheinbare, oder daß die Vortheilsbe⸗ 
rechtigung größer wird. Übrigens aber müflen wir auch geftehen, daß die aus der naturredtli- 
hen Gleichheit abgeleiteten Gründe für eine unbedingt gleiche Beerbung aller vem Grade nach 
gleichen Erben hier nicht ausreichend fheinen. Die Erbrechte gründen ſich wenigftens nicht blos 
auf das reine Recht, ſondern es wirken überall auch politifche Grunde zu jeiner Anerkennung 
und Mopification mit. Infoweit nun nach der allgemeinen Anerkennung ber jetzt lebenden land⸗ 
befigenden Familienvaͤter eined Gemeinweſens ober der fie repräfentirenden verfafiungdmäßigen 
Geſetzgebung bad Vertheilen und das völlig gleiche Beerben beſtimmter Nachkommen dem &e- 
. meinwefen und den Familien ſelbſt ſchädlich, flatt heilſam wäre, infoweit fönnen mit unzweifel: 
haftem Rechte die nöthigen Modificationen des gleichen Erbrechts anerkannt und fanctionirt 
werben. Auch zeigt ſich in der Regel das Schickſal ver abgefundenen Erben keineswegs jo hart. 
Sie behalten nicht blos meiſt auf dem Gut eine Heimat und Zuflucht, ſondern finden durch Ver⸗ 
mehrung ihres ererbten Vermögens und durch erhöhte Anſtrengung, durch Bewerb und Süd 
ſehr häufig gutes Unterkommen. Die Staatsgeſetzgebung hat nach den ausgeführten Geſichts⸗ 
punkten ſtets genau die beſondern Verhältniſſe, nicht blos jedes Landes, ſondern jeder beſondern 
Gegend zu berückſichtigen. Sie wird außerdem bei fo tief in die ganzen Lebensverhältniſſe ein⸗ 
greifenden Beſtimmungen, wie bie über Theilbarkeit und Untheilbarkeit der Bauerngüter, viel 
leiter und befjer Das, was fie für gut hält, durch Unterflügung, Schng und Forderung Deffen, 
was den Gefühlen, Bedürfniſſen und Gewohnheiten ver betreffenden Claſſe entfpricht, als buch 
ganz neue und zwangsgeſetzliche Einrichtungen bewirken. «Hierher gehört aber auch, daß fie Die 
Untheilbarkeit ver Güter und eine genügende Vortheiläberechtigung für die Erben, da wo Die= 
felben als vortheilhaft erfcheinen, und wo dieſelben vielleicht nur Durch verhaßte gegenthellige 
neuere Landesgeſetze oder Durch die Beamtenprari verlegt und bebrängt murben, in ihr gutes 
altes Recht wieder einfegt. Nicht felten nämlich ſind folche neuern Störungen, wie die ded „Code 
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Napoleon” und feines ganz gleichen Erbrechts in dem badiſchen Schwarzwald, gegen welche die 

alte Volkoſitte oft lange mit mehr oder minder glücklichen Erfolgen ankämpfte. Jede ganz neue 
GEinrichtung aber muß nicht blos den beſondern Benürfniffen genau angepaßt, fondern auch fo= 
viel möglich mit denn Willen der betreffenden Familienväter begründet werden. Hiervon wird 
auch vor allem ihr heabfigtigter guter Erfolg abhängen. Aud darf man wol niemald über- 
fehen, daß die Übel, über welche man augenbliclich klagt, ſich oft von felbft und durch eine natür- 
liche Heilkraft in den Dingen ausgleidyen. So hatten wir noch vor kurzem Überfluß an länplicher 
Bevölkerung und große Sorge, daß immer mehr die Güter zerfplittert würden. Jetzt hat wohl⸗ 
feile Auswanderung unb leichter Erwerb bei Kabrifen viele Landleute mweggezogen. Mit den 
hoben Fruchtpreiſen und dem Erlds von Orundlaften werben viele Güter vergrößert. Andere 
bleiben ungetheilt oder werben mit Garten = und Handelsgewaͤchſen vortheilhaft gebaut. Die ' 
Sorge mindert ji alfo gar fehr. " 

Auch find , ehe man zu härtern, mehr vom bisherigen gemeinen Recht abweichenden Maß: 
regeln, wie Beförderung völliger Untheilbarkeit und neuer Fideicommiſſe, ſchreitet, die weniger 
verlegenden vorzuziehen, fo bie Verhinderungen unndthiger Varcellirungen und die befdrber- 
ten Zufammenlegungen Eleinter Grundſtücke. Mit ven verſchiedenen Maßregeln, um dem Übel 
zu großer Zerftücdelungen vorzubeugen, haben ſich bereits eine ganze Reihe deutſcher Landſtände 
und Lanveögefeßgebungen , in Preußen, Hannover, Baiern, Großherzogthum Heflen, Sachſen⸗ 
Weimar un. |. m. beſchäftigt. Ste und andere werben fi noch ferner damit befhäftigen. Beſon⸗ 
ders loͤblich iſt es, wenn die Bauern fich ſelbſt freiwillig zu Verbeſſerungen und den dazu ndthi- 
gen Mafregeln einigeft. So hatte es die großherzoglich Heffifche Regierung Öffentlich zu beloben, 
daß in ver Gemeinde Niederdieten ein Wieſengrund, ver in nicht weniger als 2085 Stüde ver: 
theilt war, faft ohne Koften durch die Gemeindeglieder ſelbſt zu gegenfeitiger Zufriedenheit in 
nur 320 zufammengelegt wurbe, und daß ebenso in der Gemeinde Achenbad durch Zuſammen⸗ 
legen die Zahl ver frühern Parcellen auf ein Viertheil ver frühern Anzahl vermindert murbe. 7) 
Leider erwarten andere Gemeinden und Bauern Träfttgere Äußere Antriebe zu den ihnen felbft 
heilfamen Bimichtungen. Unſtreitig kann auch De Landesgeſetzgebung die über ein gewiſſes 
Mat binausgehenden Barcellirungen verbieten, ſodaß alsdann die Miterben bier ebenfo wie bet 
einem andern untrennbaren Erbichaftögegenftanve, z.B. einem Kramladen, ihre Ausgleihung 
bewirken mäflen. Sie fann auch aus Gründen des Öffentlichen Wohle durchs Gefeg Zufammen: 
legungen der Grundſtücke nach Mehrheitsbeſchlüſſen für die Minderheit bindend machen. Sie 
fann auch nach dem Vorſchlag des Verfaffers der unten genannten Schrift das Verbot der Thei⸗ 
lung ausdehnen auf alle aneinanderftoßende Parcellen, welche zwar im Grundbuch als befondere 
Stücke eingetragen find, aber durch irgendeinen Grund in der Hand eined Befigerd vereinigt 
wurden. Sie foll auch die freiwilligen Vereinigungen durch Taufchverträge, durch Befreiung 
von den Abgaben für das Gefchäft und vie Übertragung aufutuntern. " 

Eine dritte Frage endlich iſt die: Sollen die Landgüter insbeſondere auch unveräußerli und 
in diefem Sinne gejhloffene Höfe fein, wie dieſes vorzüglich durch feudale Grundherrlichkeitg⸗ 
rechte und durch die geſchloſſenen Hofedverfaflungen bei Bauerngütern begründet wurde, bei den 
Gütern der Adeligen aber durch die Lehnd = und fiveicommiffartfchen und Stammguts-Verhält⸗ 
niffe und vermittelö ver mittelalterigen Rechtsdichtung, daß hier die Ermerbung von dem erften 
Erwerber und nad feiner Beflimmung, nicht aber von dem legten Befiger fich ableite. Die 
Gründe für folde Unveräugerlichkeit find nun allerdings Infofern weggefallen, al8 jene Hofes⸗ 
verfaflungen und die feudalen Befhränfungen ver Güter entweder felbft weggefallen, ober doch 
als nadıtheilig anerfannt find und infofern ein Hauptgrund für jene Rechtsdichtung, nämlich 
daß immer ein durch das gehörige Lehnsgut zu dem angemeffenen Lehnsdienſt ausgerüfteted 
Glied der Bafallenfamtlie vorhanden fei, ebenfall3 unpraftifch geworben if. Im Allgemeinen 
läßt ſich freilich fagen, daß eine allzu leichte und vollends eine wucherifche Wobilifirung des 
Grundeigenthums verderblich fei und ſchon dem Begriff und der wahren Beftimmung des Grund⸗ 
eigenthums, ald der wohlthätigen feften Grundlage für eine gewiſſe Stetigkeit der gefellfchaftli- 
hen Berhältniffe und für Erhaltung foliver Familien und Kamiltenverhältniffe, fehr wider: 
ſpreche. Ste würbe vie Grundbeſitzer und Ihren Wohlftand in die gefährlihften Schwankungen 
hineinziehen, vielleicht auch durch zu große und wucheriſche Erwerbung und Zerftüdelung ver 


en » — Thudichum, „Unterſuchungen über die Nachtheile der Vodenzerfplitterung“ (Frank⸗ 
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Güter eine unverhältnigmäßig große Zahl Heiner Bamilienfige begründen. Wie ſehr aber be⸗ 
droht die Unveräußerlichkeit auf der andern Seite den allgemeinften Zweck alles Eigenthums, 
in jeder beſondern Lage des Lebens für vie jedesmaligen beſondern Bedürfnifſe der freien Eigen⸗ 
thümer die befte Befriedigung zu geben. Wie jehr bedroht ſie zugleich mit ver Freiheit des Eigen- 
thums uud des Eigenthümers auch die Rechte Dritter, die als Gläubiger over Erben Foderuin⸗ 
gen an ihn machen, die er, ſelbſt bei großem Beſitz, doch nicht angemeſſen und zur rechten Zeit 
zu befriedigen im Stande if. Eine einigermaßen weitgehende und hartnädige Beihränfung 
dev Veräußerung würde überhaupt. die ganze für Verkehr und Erebit und agrarijche Eultur 
wohlthätige freie, den Zeitbebürfniffen angemeflene Entwidelung und Bewegung im gejell- 
Ihaftlihen Leben hemmen. Sie in Verbindung mit der Untheilbarfeit wird nur allzu leicht, ald 
ewpoͤrende Ungerechtigkeit gegen ein jüngeres Geſchlecht, dieſes zum Kriege herausfodern. Bol: 
lends verkehrt müſſen die Folgen werden, wenn zwar alle kleinern Güter theilbar und veräußer: 
lich ſind, wie in England fhon im Mittelalter alle Eleinern oder Afterleben, große ariftofratifche 
Familien aber ohne alle Beihränfung fie zufammenhäufen und zu großen optimatifchen Lati- 
fundien, zu untheilbarem und unveräußerligen Erbe ver Erftgeborenen machen können. Hier: 
durch entffanden große und gefährliche Nachthelle, obgleich die alte Freiheit der Verfaſſung 
in England große Gefahren überwindet und obgleich auch bie alten feudalen Dienſtbarkeiten 
und Grundherrlichkeitslaſten in England fhon im 17. Jahrhundert aufgehoben wurden. 
Hieran knüpfte es ſich nämlich, daß in England das ganze Grundeigenthum ſich in den Händen 
von nur 35,000 Familien befindet, und es ſprechen zur Empfehlung einer ähnlichen Einrichtung 
weder die gedrückte und von der Willkür ver großen Grundherren abhängige Lage der Bauern 
oder der Pächter, noch aud) die lauter und immer lauter gewordenen Klagen über die überreichen 
Lords, über ihren. Eigennug und ihren Mangel an höherer eblerer Bildund, an wahrhaft freien 
wie an wahrhaft royaliſtiſchen Geitnnungen.?) Jedenfalls find nur mittlere und gegen Mis⸗ 
braud) fihernde Maßregeln zur Sicherung eines angemeffenen Familieneigenthums und bes 
rechten Verhältniſſes zwiſchen dem zu groß und zu Fein, zwiſchen zu großer Beweglichkeit und 
zu ſtarrer Unveränderlichfeit und in ver Negel nur gelindere Mittel, ſowie z. B. gewiſſe Einmwil- 
ligungs= und Retractsrechte beftinmter Familienglieder räthlich. Soll die Regierungsform 
ariftofratifch fein, jo wird freilich großer und menigftend zum Theil unveräußerlidher untheilba⸗ 
ver Güterbefig fi empfehlen, während der Demokratie die größere Gleichheit und Beweglichfeit 
des Vermögens entjpridt. Stetd wird zu großer Beſitz leicht träg, Iururids und trogig, zu klei⸗ 
ner leicht niedrig und kraftlos machen. 

Das praktiſche Endreſultat in Beziehung auf die Fragen über Untheilbarkeit und Unver: 
auferlichkeit ver Güter kann nach allem Bisherigen wol nur in Folgendem beftchen. Man muf 
fürs erite bei Anerkennung oder Beränderung der hierher gehörigen Beftimmungen forgfältig 
. bie Verſchiedenheiten der befondern Zeit und Landesverhältniſſe ins Auge faſſen und das jedes⸗ 
malige Überwiegen ver Vortheile over Nachtheile des einen Syſtems über das andere berückfich⸗ 
tigen, etwa nöthige Veränderungen aber mit der jorgfältigen Rückſicht vornehmen, daß ſehr 
oft ein kleineres altes Übel weniger drückend erſcheint als eine neue Verbeſſerung, zumal da ſich 
mit alten Übeln durch den natürlichen Selbfterhaltungätrieb ver Gefellfhaft manche oft weniger 
in die Augen fallenden Linderungsmittel verbinden, und Da die eigentliche gute Abſicht mit 
Zwang eingeführter neuer Einrichtungen nur allzu leicht umgangen ober vereitelt werben Fann. 

Sodann aber muß der Staatöwann ſtets dad große Grundprincip unferd heutigen Staats: 
lebend anerkennen. Diefes Grundprincip ift die Breiheit und insbeſondere auch die privatredt- 
lihe und die mehr oder minder ausgenehnte autonomifche Freiheit der Familie, ver Ginungen, 
der Affoclationen oder Gemeinden , der Provinzen oder Provinzialftände. Unfere Staaten find 
nicht wie die der Alten auf den engen Raum einer Stadt, auf die Eleine Zahl einer ariſtokra⸗ 
tifh bevorzugten Bürgerfafle und ihre feftbeftimmten Abtheilungs und Zahlverhältniſſe, nicht 
auf engherzige Zunft⸗ und Feudalgenoſſenſchaften, auf Alleinherrſchaft oder begünſtigte Vor⸗ 
herrſchaft blos einer Lebensbeſchäftigung, auf eine ſpartaniſch für immer abgeſchloſſene ein- 
feitige Lebensbeſtiumung gegründet. Unſere Staaten ſind große freie Nationalſtaaten, gegrün: 
. det auf ein allgemeines freies Staatsbürgerthum aller Bewohner in Stadt und Land, mit glei= 
her Freiheit und Gunſt für Alle und für alle guten Lebensbeſchäftigungen, für Landbau Ge⸗ 
werbe und Handel, für ihren freien Betrieb und Verkehr, endlich für eine allſeitige freie und 





2) Vergl. insbeſondere auch Iſaac Tomkin's (Lordkanzler Brougham) „Gedanken über bie Arittoftas 
tie in England“. 
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feet fortſchroitende Entwigelung. Die Rechtsverhaͤltniſſe diefer Staaten müffen berechnet und 
verändberlich fein, je nad ven verjhiedenen und im lebendigen Fortfchritt dieſer unferer freien 
Entwidelung und in ber ausgebehnteften Wechſelwirkung mit dem gebilveten Voͤlkerverein der 
ganzen Erde fletö neuen und veränderten verjhiebenartigen Bepürfniffen und Hülfsquellen. 
Einer freien Leitung ober Regierung diefer freien und großen Entwickelung nach unendlichen 
göttlichen Gefegen und Ipealen ziemt es, nicht engherzig und zwangvoll die Zahl der Bür— 
ger und der Güter und bie Freiheit derjelben nad ſtets unzuverläfiigen Berechnungen zum 
voraus beflimmen und einfchränfen zu wollen. ie foll e8 am wenigften wurd fo häßliche 
Mittel, wie — um jener fpartanijchen zeitweilen Ermordungen der abhängigen Bauern gar 
nicht zu gedenfen — die vorgeichlagenen abjvluten Cheverbote und Infibulationen, überhaupt 
nicht durch ſolche despotiſche Unterdrückungen ehelicher Volfsnermehrungen, welde gleih un- 
würdig in den geheimnißvollen Gang und in das jittliche Gejeg der Menihenihöpfung eingrei⸗ 
fen, wie jene frühern unflttlichen Begünftigungen jeldft unehelicher Volksvermehrungen. Unfere 
heutigen Regierungen follen ferner ebenſo wenig eigenwillig und gewaltfam durch abfolute 
Zwangsgeſetze eingreifen zu Gunſten einer Reflauration der feubalen kaſtenmäßigen Abſonde⸗ 
rungen der Stände, ihrer Güter, ihrer Privilegien over Beſchränkungen, als zu Gunften einer 
abfoluten Gleichmacherei und zur unbevingten Zerftörung aller frühern Verhälmifle, Einrich⸗ 
tungen und felbft der naturgemäßen Scheibungen und Unterfchlede ver Stände, ihrer beſondern 
Sitten und Lebensweijen. Es muß hier das Meifte überlaflen bleiben der freien naturgemäßen 
Entwidelung und dann den durch Öffentliche Meinungsfreiheit und Aufklärung und buch die 
genaue Kenntniß der oͤrtlichen und ver eigenen Bebürfnifie geleiteten, durch die Rechtsachtung 
und durd eine weile Stgatdoberaufficht geregelten Veſtimmungen der Bürger jelbft, ihrer 
Familien und Einungen, ihrer Gemeinde= und Provinz: oder Landrathsvereine. Es muß 
bei fleter Beachtung des Organismus und der höchſten Ideen unferer heutigen Staatöverfaflun: 
gen und ihrer befondern Geitaltung in den beſondern Ländern das Gute geichügt und gefördert 
und nur dad entſchieden Verberbliche und Rechtswidrige mit Staatszwang auögefihloflen oder 
unſchädlich gemacht, nur das abjolut Nothwendige erzwungen werden. Wie ſchwer und unficher 
find faſt alle hierher gehörigen Vorausberehnungen in unſern heutigen großartigen verwidel: 
ten Verhältniifen. Wie fann z. B. eine einzige neue Pflanze ,. wie die Kartoffel, wie können 
neue Induftriezweige und Handelswege unberechenbar die Lebensmittel vermehren, Krankheiten, 
Auswanderungen, Kriege, unberechenbar die Menfchen vermindern. Wie oft koͤnmen neue un: 
erwartete Erſcheinungen und Auskunftsmittel manche Beitimmungen über Untheilbarkeit und 
Unveraͤußerlichkeit oder ihr Gegentheil unwirkſam oder auch unfhädlih machen! Und wie oft 
treten neue wohlgemeinte Gefepe einer natürlichen Audgleihung mander Übelftände felbft in 
ben Weg! Soll aber ver Staat auch nur wenig zwingen, fo foll er durch Rath und Schug und 
Unterftügung vefto mehr helfen, Nicht ſowol das Zuvielregieren als das ſchlecht und despotiſch 
Regieren, das bietatorifhe Beſtimmen, flatt weifer Leitung und Foͤrderung freier Beftrebungen 
der Bürger, muß man beklagen. Wenn 5. B. eine Übernölferung bie unglücklichen Bewohner 
einer Gegend in Noth verjinfen läßt, zulegt zu trauriger Auswanderung beflimmt, fo foll der 
Staat nicht müßig zufehen, wie Taufenve unglüdlicher Bamilienväter hülflos und rathlos Die 
verfehrteften Wege ergreifen, Betrügern in die Hände fallen und fo zu Grunde gehen, oft auch 
als ruͤckkehrende Bettler ven armen Familien der Heimat, Die den Muth hatten, dem Vaterlande 
treuzubleiben, zur neuen brüdenden Laft werden. Wie oft ließe ſich durch zweckmäßige Öffent- 
liche Arbeiten, durch Unterflüßung eined neuen over beflern Anbaus vaterländifcher Gegenden 
und, bei unvermeivlicher Auswanderung , durch forgfältige Berathung und Leitung derſelben, 
der Reifeascorbe ‚ des gemeinfchaftligen neuen Ankaufs von Ländereien, durch thätige Verwen⸗ 
dung von Regierungdabgeoroneten in fremden Staaten namenlofem Elend armer Mitbürger 
und Kinder des gemeinihaftlihen Vaterlandes vorbeugen! MWelder. 
Bauernfrieg e. Der große deutſche Bauernfrieg. In faft allen europäifchen und 
in den meiften —8E Landen entſtanden ſeit dem ſpätern Mittelalter höchſt merkwürdige Re⸗ 
volutionen, welche von dem ſogenannten vierten Stande, von den Bauern, ausgingen. Auch die 
frühern Aufſtände dieſer Art hatten mit dem vorzugsweiſe ſogenannten Bauernkriege, mit den 
großen Aufſtänden deutſcher Bauern zu Anfang des 16. Jahrhunderts im Weſentlichen gleiche 
Urſache und auch meiſt den gleichen Ausgang, den der blutigen Unterdrückung. Vor allem ſchon 
dieſer unglückliche Ausgang, welcher Vielen als der genügende Grund für vie völlige Verkehrt⸗ 
heit, ja Unbedeutendheit der Unternehmung erſcheint, dann auch die in der früherr feudalariſto⸗ 
5* 
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kratiſchen Zeit natürliche Geringſchätzung des unterſten Standes und feine größere Roheit, 
und endlich die hier doppelt erkläͤrlichen falſchen Scheine, welche jede unglüdlich ausgegangene 
Barteihandlung durch einzelne Misgriffe oder. unwürbige Anhänger entftellen — alles Diefed 
wirkte zufanımen, daß dieſe Bauernfriege folange nicht nad) ihrer wahren Urſache, Geftalt und 
Bedeutung gewürbigt wurden. I) 

Bom Volk, von ven ſtets zum Frieden geneigten anfäffigen Bürgern, ja von den conſerva⸗ 
tiven anjälligen Bauern ausgehende große allgemeine Aufftände müflen aber wol der Natur 
ber Sache nad jehr ſchwere Verlegungen Aım Grunde haben, meift wol auch unglüdliche Ver⸗ 
faſſungszuſtände, welche jene Berlegungen begründeten oder durch Verſagung genügender recht⸗ 
licher Hülfe die Ausbrüche der Verzweiflung der Aufftänpifchen bewirkten. So verhält es fi 
geſchichtlich nachweisbar mit jenen Bauernkriegen. Die Berlegungen Feftanden In jener feudal⸗ 
ariftofratifchen Unterbrüdung zugleich der altgermanifchen Volksrechte und zugleich ver. fle be- 
ſchützenden Macht und Einheit der Nationalregierung, welche nad) ihren verſchiedenen Seiten 
hin mehre Artifel des, Staats-Lexikon“ fhildern mußten (Ubmeterung, Adel [deutlicher], 
Alodium, Bauer, Beete, Deutihe Geſchichte). Diefe Berlegungen trafen zunädft und am 
ſchwerſten die deutſchen Bauern, welche (durch die ariftofratifchen Stände) auögefloßen von den 
Reichs- und Landtagen, durch die Ritter wehrlos und durch die Romaniften rechtsunmündig 
gemacht, in Freiheit und Kigenthum verlegt und allen Feudallaſten unterworfen wurden. Ihre 
Aufſtände firebten zunächſt nach Abhülfe ihrer unmittelbaren Berlegungen, zum Theil aber auch 
nach Herſtellung freier Nationalregierung, ſodaß ſie infofern trog der fonftigen verſchledenen 
Geſtaltung Vorläufer auch der fpätern politifchen Beftrebungen und Volksbewegungen wurden. 

Die Grundlage ver germanischen Gefellfchaftsverhältniffe war, wie jene oben genannten 
Artikel weiter ausführen, allgemeine Volksfreiheit. Sie beſtand in der vollkommenen perſoͤn⸗ 
lichen, Eigenthbums- und flantöbürgerlihen Freiheit aller zu dem Volksſtamme gehörenden 
Landbeſitzer. Nur überrvundene Fremde vienten entweder als Unfreie oder lebten in urſprüng⸗ 
lich meiſt erblichen Hinterfäffigkeitöverhältniffen ald Guts- und Zinsbauern oder ‚Hörige. 
Seit ver Gründung der großen germanifchen Broberungsreiche aber und durch die Bermifchung 
einer neuen und fremden, ber hriftlichen und römifchen Religion und Gultur mit den eigen: 
thümlichen germanifchen Lebensnerhältniffen litt die altgermanifche Volksfreiheit Noth. Es 
entfland die fauftrechtliche oder feudale Unterdrückung oder Beſchränkung der Eleinern freien 
Grundeigenthümer, der jet fogmannten Bauern, die nun oft mit jenen urfprünglich fremden 
Sinterfaffen, Gutsbauern oder Leibeigenen zufammengemifcht wurben. Diefe Unterprüdung 
wurde durch die jeßt entſtehenden großen und Eleinen weltlichen aveligen Herren, durch die Für⸗ 
fien und den Adel und durch die nun fich ausbildende päpftliche Hierarchie und ihre dem welt⸗ 
lichen Adel nachghmenden geiftlihen Herren und Herrfchaften bewirkt. Adel und Geiftlichfeit 
bildeten fih fo gut fie Eonnten ähnlich wie in ven orientalifhen Reichen zu einer kriegeriſchen 
hoben und nievern Adelskaſte und zu einer Priefterkafte aus. Sie begünftigten auch pie Aus⸗ 
bildung einer ihnen dienftbaren, vom Bott fi abſondernden Beamtenkafte, die großentheils 
aus dem ausländiſchen Nömifchen echte ihre Waffen gegen die Freiheit und pad Recht des 
deutfchen Volkes nahm und daſſelbe mehr und mehr aus feinen oͤffentlichen Berichten vertrieb 
und rechtlich munbtobt zu machen ſuchte. Das Recht wie die Religton wurben zum Zweck ber 
Unterbrüdung verfälfcht. 0 | 

Doch gelang Gottlob! diefe Unterbrüdung des Volks und des Bewußtſeins feiner alten 
Rechte niemals fo vollflännig als bei ven orientalifchen Voͤlkern und bei dem heutigen ruſſiſchen 
Boll, Als daher aus der Verſchmelzung der fremven und der deutſchen Gulturelemente all: 
-mälig eine neue hoͤhere Bildung fich entwickelte, fuchte auch das Volk feine verfümmerten ober 
unterbrüdten Rechte entweder Eräftig zu vertheinigen over wieberherzuftellen, bie päpftlichen 


1) Aber bie Bauernfriege fchrieben in neuern Zeiten beachtenswerthe befondere Schriften: Sartorius, 
„Verſuch einer Gefchichte des beutfchen Bauernkriegs“ (Berlin 1795); Ochfele, „Beiträge zur Ge: 
ſchichte des deutſchen Bauernkriegs“ (Heilbronn 1829); Wachsmuth, „Der deutſche Bauernfrieg “ (Leip⸗ 
ag 1834); Benfen, „Geſchichte des Bauernkriegs in Oſtfranken“ (Erlangen 1849); Zimmermanr, 
„ gemeine Geſchichte des großen ——* (3 Bde., Stuttgart 1841 — 43; neue ganz umge: 
arbeitete Auflage, 2 Bde., Stuttgart 1856). Vorzugsweife das legtere Werk hat, fowenig ich auch mit 
bem tüchtigen Verfaſſer ganz übereinflimmen kann, doch zu meiner Freude die fchon im ber erften Aus: 

abe bee ‚, Staats Lerifon‘' enthaltenen höhern und allgemeinern Gefichtspunfte über biefe wichtige ges 
—*8 — Erſcheinung auf erfreuliche Weiſe beſtaͤtigt und ausführlich an der Hand ber Quellen entwickelt. 








Bauernkriege 389 


und priefterligen und bie abeligen Misbräude und die despotifhen Oberherrſchafts⸗ oder 
Lehns- und Obereigenthunisrechte und die erzmungene Unmünbigfeit zu befeitigen. 

Auf gleiche Weiſe regte fi ich fo in allen germaniſchen europäiſchen Staaten felt der zweiten 
Hälfte des Mittelalters ein Rechts- und Freiheitskampf des gedrückten unterften Standes over 
des Volkes. Zuerſt Eilden ji in den Städten wiederum freie Bürgerverfaflungen aus, und 
zwar dieſes in allen germaniſchen Städten. (S. Städte.) Ihnen gaben ihre befeſtigten Mauern, 
ihr Reichthum, ihre gute innere genoffenjhaftliche und kriegeriſche Organifatton flegreiche Kraft 
gegen den Abel und die Beiftlichfeit. Weniger allgemein glücklich aber waren die ebenfalls faft 
. allgemeinen Kämpfe auch der Bauern und ganzer Landſchaften und Volksſtämme. Zwei Ur- 
fachen etſchwerten hier den glücklichen Ausgang. Hier war fürd erſte, wie in den deutſchen und 
franzöfifhen Bauernkriegen fich zeigte, theild die Unterdrückung meift fhon fo lange dauernd 
und fo weit gefommen, daß die Unterdrückten die Eriegerifche und politifche Organifation und 
Bildung zu fehr verloren hatten und ſchon daher gegen die organifirten, gerüfteten, höher ge: 
bildeten Unterdrücker in zu großen Nachtheil ſtanden. So kam e8, daß bie noͤthige geſetzliche 
Reformbeſtrebung dem gewaltſamen Aufſtand nicht vorausging, und daß, ſowie in Aufftänven 
von 1848, undisciplinirte Maſſen von organifirten Krlegern leicht beflegt wurden. Theils aber 
beitand fürs zweite das Unglück darin, daß auch die Städte ſich kaſtenmäßig ausbildeten, fich 
aßfonderten, den geiftlihen und weltlihen Unterdrückern oft beiftanden, ja felbft mit unter: 
brüden wollten, ober doch jedenfalld durch ihre Abfonderung und Lauheit verhinderten, daß 
ähnlich wie da, wo Die verſchiedenen Stände ſich brüderlich die Hand reichen, ein allgemeiner nä⸗ 
tionaler Freiheitskampf, ein nationale8 Bewußtſein und eine freie Verfaffung fih bilden Eonnte. 
Dieſes fand nur da flatt, wo jene beiden Haupthinderniffe überhaupt nicht oder Doch nicht ge: 
meinich.-ftlich dem Sieg ver Freiheit ertgegenflanden. So fiegte ober erhielt ſich Volksfreiheit 
nur in England, der Schweiz, den Niederlanden, in Schweden und längere Zeit wenigfteng in 
Dänemark, Norwegen, in den friefiſchen Ländern und in Ditmarſchen. Die Städte aber büßten 
ihren ſchimpflichen Abfall von ver Volksfreiheit in Italien, Deutſchland, Frankceich, Spanien, 
Portugal durch den Verluſt ihrer eigenen Freiheit. Selbſt der Adel und zum Theil die Geiſt⸗ 
lichkeit wurden in Die Schmach und das Elend innerer und äußerer Willkürherrſchaft geſtürzt, 
ihrer Ehre und Würde wie ihrer Rechte beraubt, Und aud bie Fürften büßten häufig durch 
Tod, Entthronung und Verbannung. Erft in ver fpätern gereiftern europätfchen Gultur und 
Beiftesfreißeit erwarte, angeregt durch die großen ſchweizeriſchen, niederländiſchen und engli⸗ 
fhen Freiheitskämpfe, durch die freien Verfaflungen und vie Blüte und Macht dieſer freien 
Völker, vollends aber durch die amerikaniſchen und franzoͤſiſchen Revolutionen, in allen euro⸗ 
päiſchen Nationen das allgemeine Bewußtſein und Bedürfniß nationaler Wuͤrd⸗ und Freiheit 
mit Ausſchluß aller kaſtenmäßigen Abſonderung und aller Willkürherrſchaft. Aber für die ſpä⸗ 
tern ſiegreichen Freiheitskämpfe und für das Erwachen und Neifen jenes allgemeinen Volks⸗ 
bewußtſeins waren die vorhergehenden unglücklichen Freiheitokämpfe keineswegs wirkungslos. 
In blutigen ſchauervollen Erinnerungen wie in einzelnen Überbleibſeln ver alten Volksrechte 
rettete ſich mit durch jene Kämpfe, dunkler oder bewußter, hier in der Volkstradition, dort in 
der Geſchichte und der bewußtern höhern Bildung, die alte bürgerliche und religiöfe Freiheit 
und der Glaube an ihre Helligkeit und Berechtigung. Das Blut’fo vieler, vieler Taufende, die 
im Kampfe für die Freiheit, im Kampf gegen die ſchändlichſte Tyrannei fielen, ja die großen- 
theils auf die graufamfte Weife von den Unterbrüdern hingemorbet wurben, e8 ift nicht ganz 
vergeblich gefloffen. Es fell und darf nicht umfonft vergoflen fein; es muf die Enkel der Ge⸗ 
fallenen mahnen und doppelt Heilig verpflichten, die wahre Freiheit, das blutig vertheibigte 
Recht und das Heilige Vermächtniß ihrer Vorfahren auf allen rechten Wegen zu erfämpfen und 

u ſchuͤtzen. 
Es mögen Hier einige Erinnerungen Platz finden an die Volkskämpfe, die als Seitenftüde 
und Vorgänger des großen deutfchen Bauernfriegs erfcheinen und bie, ebenfo wie fie, auß bem 
Bemwußtfein früherer freier Volfszuflände und aus dem Gefühl einer unrechtlichen, empoͤren⸗ 
den Bedrüdung und einer Verlegung zugleich der emigen Grundſätze des natürlichen und deut: 
fchen Rechts, ſowie ver jammervoll entftellten und misbrauchten chriſtlichen Lehre entfprangen. 

Einer der älteften ift (im 9. Jahrhundert) der Volksaufſtand der Sachſen, ihr geheimnip- 
voller Bund der Stellinga zur Zeit des Bruderkrieges der Söhne Ludwig's des Frommen. 
(S. hierüber I, 245 fg.) 

Gleich unglüdli wie fie kämpften im 11. Jahrhundert die Bauern der Normandie gegen 
den Drudiveö Feudaladels, der Geiftlichkeit und des Hofes. Die urfprünglic volköfreien Nor- 
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mannen hatten als Eroberer des nach ihnen benannten ſchönen franzoͤſiſchen Landes das bei 
den weſtlichen Franken völlig ausgebildete despotiſche Feudalſyſtem angenommen. Die Herr⸗ 
ſchaft des Feudaladels und der Vrieſter bedrückte natürlich auch hier zumeiſt Die Bauen, zumal 
die von den Normannen bejlegten frühern Bewohner des Landes. Vorzüglich unter Herzog 
Richard IL, den die habjüchtigen Priefter ven Frommen nannten, wurde das Feudalfuften auf 
bie prickendfte Weiſe ausgebildet. Da beſchwor das unterdrückte Volk einen Bund. Es jagte: 
„Sind wir nit fo gut wie die Herren? Sind wir nicht Menſchen wie fie? Haben wir nicht 
Muth und ftarfe Fäufte wie fie? Wohlauf, laßt und Ernft machen und und wehren! Wir jind 
breißig und vierzig Bauern gegen einen Ritter und wiſſen Streitart und Kolben und ven Bogen 
zu führen!” Doc der Bund marb vor der Ausführung verratben, die Bauern wurben, ebe 
fie gerüftet und vereinigt waren, in ihren Wohnfigen vereinzelt von der Artftofratte überfallen 
und belegt. Hinrihtungen, Berftümmelungen aller Art, Ausftehen der Augen, Ausbrechen 
der Zähne, Außreißung der Scham, Einbrennen der Kniekehlen, kurz alle graufame Erfindung 
und Rache, womit die beleibigte hochmüthige Ariftofratie in diefen barbarifchen Zeiten gegen 
die Unterdrückten wüthete, beftraften die Unglücklichen für ihren Verſuch, ihre Kreiheit wieder 
zu erringen. 

Auch in die Heimat der ſtandinaviſchen Länder, beren freie und Fräftige germanifche Söhne, 
bei dem Misverhältnig ihrer fchnell wachſenden Bendlferung zu dem bürftigen Lande, jahr⸗ 
hundertelang unter den Namen Normannen und Waräger die füblihern europäifchen Länder 
durch Beute: und Eroberangszüge erſchreckten und in Rußland, Unteritalien, an der franzöft- 
Then Küfte und von da in England ihre Herrſchaft gründeten, drang nach der fpätern Annahme 
des Chriſtenthums von den ſüdlichern germanifchen Völkern zugleich au) der Feudalismus und 
die Hierarchie. Auch Hier entfland jegt Die Bedrückung einer nun fih ausbildenden Avels- und 
Prieſterkafte. Das freie Landvolk kämpfte gegen fie, beſonders gegen die raub- und herrſch⸗ 

ſüchtige Prieſterſchaft und ihre Einrichtungen, namentlih gegen den unnatürlihen Briefter- 
edlibat und gegen bie Zehnten. Die Fütländer erichlugen gegen Ende des 11. Jahrhunderts 
ihren von den Prieſtern beherrſchten König Kanut ven Heiligen. Die freien Bauern In Schonen 
fämpften im 12. Jahrhundert gegen ihren Kirchenfürften, ven Erzbifchof von Lund. 

ALS der Erzbifchof Abſalon aus feiner Heimat Seeland Zehnteinnehmer, Eirchliche Lehns⸗ 
mannen und Kirchenvdgte herüberholte und durch Prunk, Berrüdung und Volksverachtung 
bie freien Männer empörte, fo verjagten fie die kirchlichen Vafallen, fielen in die Güter des Erz: 
bisſsthums, riffen die Zehntfcheuern nieder und plünderten die Vorräthe. In der Volksverſamm⸗ 
Iung fuchte vergeblich der Hohepriefter eine gütliche Bewilligung des Zehnten, und ebenfo ver: 
geblich war die Hülfe des Königs Waldemar, da deſſen jütifche Krieger für ven verhaßten geift: 
lihen Zehnten den Kampf verweigerten. Iegt frafte Abfalon mit dem Kirchenfluch, und bie 
Bauern entzogen nun ven Prieftern,, welche den Gottesdienſt nicht halten wollten, den Unter: 
halt, plünderten die Kirchengüter und verjagten die legten Lehnömannen aus ihren Grenzen. 
Doc fie erlagen nad) länger fortgefegten muthigen und blutigen Kämpfen der für bie Bauern 
allein zu großen geiftigen und militärtfhen Übermacht der Geiftlichkeit, des Königthums und 
des Adeld. Sie ſuchten in ihrer nun härtern Unterdrückung Troſt In der Sage von dem Gottes: 
gericht, dem der räuberiſche Erzbiſchof Abfalon zur Strafe feiner Frevel durch plöglichen Tor 
anheimgefallen fei; „venn zu allen Zeiten hing der fromme Glaube des Volks die ewigen Rechte 
der Freiheit an Die Sterne auf“. 

Glücklicher vertheivigten und erfämpften im 12. Jahrhundert (1144) die freien Bauern in 
Ditmarfchen ihre altveutfche Freiheit gegen die Ufurpationen des Grafen von Stade, in deſſen 
fefte Burg fie Säcke, welche flatt der unbilligen Schazung von Korn mit fräftigen Männern 
gefüllt waren, eingeführt hatten. Sie erfhlugen ven Dranger und fchleiften Die Burg. Freilich 
befiegte fie drei Jahre fpäter ihr Erzbifchof von Bremen mit Hülfe Heinrich's des Löwen. Doc 
brachen und ſchleiften fie ſchon 1164 des neuen Brafen fefte Burg und verjagten ven Adel. Im 
Jahre 1201 von ven Dänen erobert, befreiten fie fih 1227 auch wieder von ihrer Herridaft 
und behanpteten lange. Zeiten hindurch ohne Adel ihre alte republitantiche Volköfreiheit und 
Landesgemeinde, bis fie fpäter mit großen Freiheitsrechten unter die Herrfhaft der Herzoge von 
Holftein kamen. 

Gleich muthvoll vertheidigten, wenn aud, öfter unglücklich, vie Kriefen wenigſtens theil- 
meije bis in fpätere Zeiten ihre Volföfreiheit gegen eindringende Priefter- und Adelsmacht, 
gegen Bannflüche und Lehnsheere. Die tapfern Stebinger an beiden Ufern der Weſer verfolgte 
die von ihuen zurückgewieſene tyranniſche Priefterherrichaft nicht blos durch Bannfluch und 
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Deiäptadt, fonvern infolge der pfärflihen Lügen über ihre angeblichen Ketzereien auch wieder⸗ 
Holt durch Kreuzzüge, deren übermacht nach Wundern ber Tapferkeit endüch 1234 das men⸗ 
ſchenleere Land zur Beute ward. 

Glucklicher ſchlugen zum Theil mit Hülfe der zu ihnen geflüchteten Stedinger die fieben 
freien Seelande geiftliche und ariſtokratiſche Draͤnger zuruͤck. Sie unterſtützten auch bie muthi⸗ 
gen Laudleute von Kennemaren, die 1268 alle Lehnsleute aus ihren Marken vertrieben und 
im Siegedfchritt auch die Städte Utrecht und Amedfort, die Stge väuberifchen Adels, zur Ver: 
treibung 'beffelben nöthigten. Als der junge Graf von Holland, Florenz V., die Freiheit ber 
Bauern und Städte fihügte, ermorbeten ihn die Adeligen mit 23 Dolchſtichen. Doch der lange 
Radelambf gegen fie vernichtete ihren Einfluß und befeftigte bie Hertſchaft ver Volkofreihrit 
in Holland. 

Zugleich gegen vie Misbräuche ver Hierarchie und Die volksverachtende tyranniſche Unter- 
drückung des Adels führte 1251 der ſogenannte Meiſter aus Ungärn, ein Ciſterzienſermönch 
und ein Mitglied jener frommen Bruͤderſchaften, welche ver teligiöfen und politifchen Befreiung 
bes Volks fich geweiht hatten, die Viehhirten ver Vicarbie in ven Kampf. Die reinern Lehren 
des Urchriſtenthums und der Fromme Wahn eined vom Himmel gefallenen Briefes begeifterten 
gleichzeitig das Volk für bie bürgerliche und kirchliche Befreiung. Unaufhaltfam drangen feine 
Scharen bis nad) Paris, von wo fle in drei Abtheilungen nach der Garonne, nach Bourges und 
nach Orléans vorbrangen und auch in ven Stänten zum Theil Apflang fanden. Doch unzelti; 
Gewaltthaten des rohen Haufens und bie Lift des Adels und der Geiftlihkeit, welche mitten Ih 
der Predigt pen Anführer mit einem Streich tödtete, brachen die Kraft der unorganifirten Maffe, 
die nun in furchtbarer Niederlage und eiliger Flucht ſchnell verſchwand. 

Während im 14. Jahrhundert die Freiheit Überall in den Städten aufblüfte, zum Theil 
auch und namentlich in Flandern und Holland, in England und der Schweiz, in Spanien, in 
einigen wenigen deutſchen Landſtrichen, an ver Nordſee und in den oͤſterreichiſchen Landen in 
freiern ſtändiſchen Verfafiungen kräͤftiger fich zeigte, ſtieg in andern Landſtrichen die Verachtung 
und Mishandlung des Sandmanns. Dieſes bewirkte in Frankreich die furchtbare Empörung 
des Jacques⸗Vonhomme (fo nannte verächtlich der Adel die Bauern). Den König Johann ven 
Guten hatte der nichtswürdige Adel im Kampf mit den Englänvdern, deshalb weil er der Nation 
einen allgemeinen Freiheitöbrief verwilligt und alle Steuerprivilegten aufgehoben hatte, 
ſchimpflich im Stich gelaffen und der feinblichen Befangenfchaft preisgegeben. So mußte nun 
der. Dauphin 43556 die allgemeinen Reichsſtände berufen und vem dritten Stand, der die Privis 
legien des Adels ſchonungslos angriff, Alles bewilligen, Er bewilligte namentlich die Zu: 
ficherung verbefferter Rechtspflege und Verwaltung, der Beftrafung ver Schulvigen, der Rech⸗ 
nungsabgabe über bie bisher gezahlten Steuern fowte die Abſezung feiner Räthe und die Er: . 
nennung eines Regimentsrathes aus den Reichsſtänden, zur Hälfte aus Mitglienern vom britten 
Stand, an befien Spige jegt Stephan Marcel, der Vorſtand ver parifer Kaufleute, ftand. 

Diefes erzeugte ein feindliches Gegenübertreten ver Adelspartei und der Bolföpartei. Die 
letztere trug in dieſem tragifchen Vorfpiel ver ſpätern Franzöſiſchen Revolution blau⸗roth-weiße 
Müpen und Abzeichen, bie auch ver Dauphin annehmen mußte. Bald erhoben fi die bedrück⸗ 
ten Bauern in revolutionärem Aufſtand gegen die adeligen Bedrücker, zuerſt die im Bezirk von 
Beauvolſis. Ihr Ruf war? „Tod dem Adel“ und „Schmach Dem, der ruht, folange ed einen 
Adeligen gibt.” Die jolange ſcheußlich Bedrückten rächten ſich wie dem Käfig entfprungene wilde 
Thiere. In vielen Provinzen wurden alle adeligen Schlöffer zerftört, vie Männer gepfählt, zum 
Theil geröftet, die Weiber und Töchter geſchändet, zuletzt ebenfalls verbrannt. Die Bauern: 
ſcharen von Gmnderttaufenden nüherten ſich Paris und nahmen ebenfalls bie drei Karben an. 
Der Dadphin und die Adeligen entflohen größtentheils mach dem feſten Schloſſe zu Meaux. 
Paris conſtituirte ſich als Republik. Vor dem Schloſſe Meaux aber unterlag der ungeordnete 
Haufe einer geordneten Kriegerſchar. Die Stadt Meaur wurde vom Adel angezündet, die flie- 
henven Bürger wurden in die Flammen zurücgetrieben. In Paris fiel Marcel durch Dolch. 
König Karl von Navarra, der ſich ver Boltöpartel angefchloffen Hatte, wurde an ihr zum Ber: 
räther, lockte die Führer unter dem Schein freundfihaftlicher Verabredung in fein Lager vor 
St.:Dents, hieb fie nieder und überfiel die ihrer Führer berandten Bauern. Dann warf’ fi 
der Adel auf die einzelnen gerfiveuten Banden, und die Bauern und ihre Dörfer vernichtete Feuer 
und Schwert. Der Adel triumpbhirte auf der daniedergeſchmetterten Volksfreiheit, bis ſeine fort⸗ 
geſetzte Ungerechtigkeit ſie aufs neue und zwar zuerſt zu einer gleich furchtbaren Raqhe — dann 
zu dauerndem friedlichen Siege ins Leben rief. 
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Unmittelbar erfolgreicher und glorreicher Tämpfte nirgends das Volk Für feine bedraͤngte 
und bedrohte Freiheit als in der Schweiz. Solche Vorgänge mußten aud in Deutſchland Die 
unterbrücten Bauern zur Nachfolge anregen. 

Sowie aber überall in dem Druck ver Hierarchie und des Lehnsadels dad Volk, geftligt auf 
das unerlofhene Bewußtfein der urfprünglichen natürlichen echte, ſich gegen bie Unterdrückung 
der bürgerlihen Freiheit empörte, ebenfo fuchten auch faft überall einzelne Männer und ein⸗ 
zelne als ketzeriſch oder Eicchlich renolutionär behandelte Sekten, geftligt auf die reinen Lehren 
des Chriſtenthums, den Aberglauben und die Misbräuche der Hierarchie zu bekämpfen. Sie 
mußten großentheild ebenfo wie Die Kämpfer für das weltliche Recht als Märtyrer bluten, bis 
endlich aus dem Blute aller dieſer Opfer, weiche wenigſtens bie reinern Grundſätze in der Er- 
innerung und im der Achtung ver Menfchen Iebenvig erhielten, die Samenkoͤrner für bie neue 
Entwidelung zugleich der geifligen und der bürgerlichen Freiheit aufkeimten. 

Unter ven Kämpfern zunähft gegen bie religidfe Unterdrückung treten insbeſondere hervor 
ſchon im 10. Jahrhundert ver Erzbifchof Hinkmar von Rheims, dann Abälarb und deſſen Schũ⸗ 
lex, der mutbige und Eräftige, aber unglüdliche Eirchliche und weltliche Reformator Arnold von 
Brescia (f. d.) im 12. und eine ganze Reihe Fegerifcher Sekten im 11. und 12. Jahrhundert, 
PBaulicianer, Gatzari (oder Keger), Bulgaren, Brüder des freien Beiftes, Begharben, Peter: 
brufianer, Henricianer, Waldenfer, Albigenfer, Stevinger, dann im 14, Wicleflten, im 13. 
Huſſiten, im 16. die Proteftanten. Grauſame Kegeroerfolgungen und Snquifitionen, Kreuz⸗ 
züge, welche vie weltliche und geiftlihe Macht zu vernichtennen Unterdrückungskriegen ver⸗ 
einten und fanatifirten, Eonnten freilich meift die no ſchwächern und weniger organifirten 
Kämpfer für die Geiftes- und Glaubensfreiheit nieverfchmettern, aber ver geiflige Funken ver 
Freiheit erhielt ſich unerlofchen, bis er Tpäter wieder mwärmen und erleuchten und zu neuen Käm⸗ 
pfen begeiſtern konnte. Diefe wurden in Deutfchland durch die Neformation für die veligidfe 
Freiheit früher als für die politifche Freiheit fiegreih. Der Natur der Sadje nad) erweckte und 
unterftüßte natürlich der Kampf für die religiöfe geiftige Freiheit auch die Befttebung für bür- 
gerliche Freiheit und umgekehrt, ſowie ja auch vie Firchliche und meltliche Ariftofratie meift für 
die Unterdrückung fid) wechſelſeitig Hülfe leifteten. Sowie baher ſchon an die kirchlichen Frei⸗ 
Beitögrundfäße der Wiclefiten fih in England bald die revolutionären Beſtrebungen ver durch 
Sohn Ball aufgeregten englifhen Bauern anfchloffen, und wie in ven huſſitiſchen Kämpfen reli: 
gidfe und bürgerliche Freiheitsgrundſätze fich einten, ebenfo unverkennbar tft auch bei der Deut: 
ſchen Reformation diefe Verbindung und die große Wirkung der letztern auf die Ausbilbung 
der politiichen Sreiheit in Europa. 2) | 

Freilich in dem deutſchen Bauernfriege, zu welchem wir und nun menden, kam den un⸗ 
glüdlihen Bauern von den Neformatoren keine Unterftlügung, fonbern vielmehr nur Die ge⸗ 
fährlichfte Anfeindung. Überhaupt ift der deutſche Bauernfrieg nicht blos In feinen Urfachen, 
fondern auch in feinem Berlauf und unmtttelbaren Folgen hoͤchſt tragiſch. Ja als feine un⸗ 
mittelbaren Folgen erfcheinen faft nur die gänzliche Beflegung der undisciplinirten, ohne Ver⸗ 
einigung handelnden und ſchlecht geführten, von den Stäbten und den gebilneten Bürgern 
preißgegebenen Scharen ver Bauern und die meift noch ungleich graufamere und rohere Rache 
ber flegenden geiſtlichen und weltlichen Fürften und Herren gegen bie unglücklichen Beftegten, 
fovann die verheerten Provinzen, Brand und Zerftörung fo vieler Hunderte von Klöftern, 
Schloͤſſern, Städten und Dörfern faft in allen Theilen von Deutſchland (in Franken allein 
zählte man 250); der Tod endlich von menigftens anderthalbmal Hunderttauſend Menfchen. In 
den Staatdeinrichtungen erfolgte — die durch den Tuͤbinger Vertrag freilich verheflerte würtem⸗ 
berg'fche Verfaſſung und einige andere geringere Verbefferungen etwa ausgenommen — Teine 
Beränderung. Und ſchwer iſt ed, zu beflimmen, inwieweit die Folgen im Ganzen für Befreiung 
ober für vermehrte Bedrückung des Bauernflandes überwiegend waren, inwiefern namentlich 
bie ven Bauern günftigen Umftände, jene verbeflerte mürtembergifche Verfafiung und einzelne 
Erleihterungen an wenigen Orten, insbeſondere aber die lebhafte Verbeutlihung bes großen 
ungerechten Drucks, welcher auf ven Bauern laftete, fowie der Gefahren folder Ungerechtig⸗ 
feit und dann die wohlthätige Lehre, daß wilde Bauernaufftände nit zum Heile führen Ednnen, 
nicht übermogen wurben durch das niederſchlagende Gefühl ver gänzlihen Beſiegung und Hülf: 
Iofigfeit, durch die zunächſt wenigftens häufig vermehrten Laften und gefhmälerten Rechte ver 





2) Bergl. in Heeren's ‚Kleinen hiftorifchen Schriften‘, I, 3 fg., bie vortreffliche Abhandlung: 
„Entwidelung der politifchen Folgen der Reformation für Europa. ß 
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armen Landleute. Alsdann aber erſcheint ver unglückliche Ausgang dieſes Krieges unendlich 
folgenreich, wenn man bedenkt, wie leicht ein anderer Ausgang eine gänzliche unabſehbare Ver⸗ 
änderung ber beutjchen und mittelbar auch der europäifchen geſellſchaftlichen Zuſtände hätte 
herbeiführen können. Und politifch Höchft lehrreich wird das Unheil und Schredlen verbreitende, 
das einen völligen Umſturz der ganzen damaligen gefellichaftlihen Verfaflung drohende Breig- 
niß fletö bleiben. Es wirft nicht, bloß ein helles Licht auf die damaligen Bildungs: und Rechts⸗ 
zuflände und namentlich auf die Lage des Bauernflandes. Es ift auch geeignet, durch feine Ur- 
fachen, feine betrübenven Erſcheinungen, durch feinen wirklichen wie durch feinen fo Teicht mög: 
lien Ausgang für Hohe und Niedere hoͤchſt wichtige politifhe Mahnungen zu begründen. 
Gern flimmen wir dem berühmten göttingifchen Gelehrten Sartoriuß bei, wenn er von dieſem 
traurigen Kriege jagt: „Er ftellt ein unvermwerfliches BVeifpiel auf, was für Folgen entftehen, 
wenn man die Billigkeit vergißt und die Stimme bed Volks nicht achtet, wenn bie Regenten 
und das Volk ihre mechjelfeitigen Pflichten und Rechte vergeilen. Die Kenntniß diefer Pflichten 
und Rechte des Regenten und des Volks zu verbreiten, liegt jenem Menfchen ob. Aus biefer 
allgemein verbreiteten Kenntniß” (und aus beharrlihen aufopfernven Beftrebungen auf allen 
gefeglichen Wegen) „erwarten wir Aufhebung ver Misbräuche und die Vervollkommnung ver 
bürgerlihen Gefelliäaft. 

Schon ‚oben wurbe der vielfache ſchwere Druck geſchildert, mit welchem Zauftrecht und Feu⸗ 
dalismus auch in Deutſchland die Pleinern deutſchen Lanpbefiger, ven fpäter fogenannten 
Bauernftand belafleten. Es wurde nachgeiwiefen, wie man vollends diefe Beraubung an Frei: 
heit und @igenthum, vie Belaftung mit Frohnen, Abgaben und Steuern gegen das 15. Jahr⸗ 
hundert, ober ſeitdem durch Zerflörung ber Volksgerichte der faft wehrlos gewordene Bauern: 
ftand auch noch rechtsunmündig gemacht wurde, auf das äußerſte vermehrte. 

Die Höfe waren ſtets Iururidfer, die Regierungen theurer geworben. Die Geiftlien, die 
regierenden wie die nicht regierenden, die Welt: und Kloftergeiftlihen und der Adel waren eben: 
falls immer fhmwelgerifcher und fittenlofer gemmorden ®) und mußten als Landſtände, flatt an ben 
täglich erhöhten Staatslaften Theil zu nehmen, vielmehr viefelben und felbft die eigentlich von 
ihnen und von ihren Lehngütern zu leiftenden Kriegsvienfte auf dad Volk, auf Bürger und 
Bauern zu wälzen. Sie, die fürftlihen Kammern und die ihnen dienſtbaren roͤmiſchen Juriften 
mehrten alfo, wo fie fonnten, die Zahl und die Laſten der Leibeigenen, alle $rohnen und Zehn⸗ 
ten der Bauern, die Gutdlaften, Zölle und Steuern und befonderd auch die fogenannten nutz⸗ 
baren Hoheitsrechte; alles Diefes natürlich allermeift mit Verlegung ber alten Vertrags und 
Bewilligungsredhte. Gerade die Empdrung hierüber ſpricht fich überall in den Beſchwerden ber 
Bauern aus, melde das vertragsmäßig von ihnen früher Bewilligte und Schuldige zu leiften 
fich bereit erklären, vor allem aber gegen biefe ungerechte Vermehrung ihrer Laften bittere Kla⸗ 
gen führen, und welche bei Vertröftungen auf Landtage, auf welchen ihre Rechte fo ſchlecht ver: 
treten wurden, ähnlich dachten oder antworteten wie die würtembergifchen Bauern. Diefe ers 
wiverten, ftatt fi durch foldhe Vertröftung von Empoͤrung und Zerſtoͤrung, namentlich der 
Schloͤſſer Ted und Hohenflaufen, abhalten zu laſſen, ven Abgefandten: das Landtagen nütze 


3) Die Entartung und die Misbräuche der Geiftlichkeit, welche die ganze europäifche Chriftenheit 
zur feierlichen Anerfennung einer „Reform der Kirche an Haupt und Gliedern“ beftimmt hatten, und 
welche, da diefe Meform auf ben dazu berufenen Concilien von Konſtanz und Bafel durch die Geiftlich- 
Feit jelbft verhindert wurde, zur allgemeinften Berhandlung durch die Reformation famen und auch jept 
wieder, 3. B. im Rrgensburger Bünbniß, von ben Katholiken felbft Taut anerkannt wurden, bebürfen 
Hier fidyer feiner Ausfährun . ®anz befonbers verberbt und bebrüdend für die Bauern waren bie Klöfter 
geworben, fobaß auch in allen Theilen Deutſchlands die empörten Bauern die Aufhebung derfelben fober: 
ten, und daß furz wor ber Reformation und bem Bauernfriege ein Schriftfteler, Eberlin (im „XIV. Bund» 
genoſſen“, 1521) von ihnen ımb ihren fogenannten frommen Täufchungen bes Volks fagte: „Solcher Trüs 

erei ift die Welt voll, und wirt fein Ufbören da ſeyn, bis daß Bawren einmal erhenfen und ertrenfen 
Dos und gut; fo iſt darnach der Trügerei gelohnt.’ In Beziehung auf den bamaligen Abel mag auch wol 
das I, 205, 267 fg. Angeführte genügen. Ein Augenzeuge fchildert ihn gerade zur Zeit Karls V. in 
Form einer angeblich bei ber Rafterwehl gehaltenen Rede mit folgenden Worten (f. Freher, „Scriptor. 
rer. Germ. 1611‘, II, 153): „Nobiles enim, cum ignavi fuci sint, soli dediti inertiae, soli 
crapulae, soli sui patrimonii decoctioni, congerentes alias apiculas et mella et flores, unde 
tandem sustineri vix possit, prosternunt, spoliant, trucidant.” Ahnlich find die Schilderungen bes 
Adels und des großen Elende der Bauern in Böm’s „Omnium gentium mores‘ ($reiburg 1565), 
S. 302, 207, und in Münſter's, Kosmographie“ (Bafel 1567), S. 465, 466. In der erflen Stelle 
des erften Werks heißt es: „Gens superba, inquieta, avara — subditos rusticos irremissa servi 
tute exercet. Incredibile dictu, quantum miseros et infelices homines vexet eto.“ 
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nichts, als daß man Geld geben müfle. Mit Recht konnten daher der allgemeine Sprachgebrauch 
der Urkunden und die Bauern ſich ſelbſt in denſelben mit dem Namen arme Leute, miseri, be⸗ 
legen. Auf ſie, die unterſte breite Grundlage der feudalen Pyramide, wie Herr v. Raumer 
richtig, nur mit etwas zu großer Vorliebe für daſſelbe, das Feudalſyſtem nannte, drückte allein 
die Laſt des Ganzen. 

Aber leichter iſt es, in der Wirklichkeit den Zuſtand der Unterdrückung durchzuſetzen, als 
auch die Erinnerung an Freiheit und Recht und höhere Grundſätze zu vernichten und den Le⸗ 
bensquell freier fortſchreitender Entwickelung, welcher in unſerm chriſtlichen Europa bis jetzt nie 
verfiegte und vielmehr gewoͤhnlich alsdann am Fräftigften hervorſprudelte, wenn die Bemühung 
ihn zu unterdrücken am ſtärkſten ſchien, zu vernichten oder abzugraben. Schon die Rechtsbücher 
des Mittelalters, der, Sachſen⸗“ und „Schwabenſpiegel“, hatten (ſ. Bauerngut und Beete) mit 
Berufung auf die chriſtliche Lehre der Brüderlichkeit und der Gleichheit der Menſchen alle Leib⸗ 
eigenſchaft für ungerecht und, geftügt auf echt germaniſches Recht, jede Belaſtung der Bauern 
mit Abgaben und Dienften ohne vertragsmäßige Zuftimmung für rechtswidrig erklärt. Sie 
aber waren in der ganzen Natiort verbreitet, wie fie aus ihr hervorgegangen waren. Auch 
manche Öffentliche Rede brachte ven Unterdrüdten das Unrecht ihrer Unterbrüdung zum Be- 
wußtfein. So predigte unter Andern der Bruber Berthold ebenfalls ſchon im 15. Jahrhundert 
vor Hunderttaufenden *): „Leidet jegt gebuldig eure Mühfal und Armuth. ‚Sie nehmen bald 
ein Ende. Gleichen Wechjel erfahren auch die Verleger des Geſetzes, die pahier genug haben 
und mohlleben mit dem Raube, melden fle an euch begehen, mit ungerechter Steuer und un⸗ 
gerechter Voigtei, mit Herbergen und Nothbeden, mit Raube, mit Brand, mit Diebftahl, mit 
ungerechter Gewalt, mit ungerechtem Gericht, mit ungerechten Zöllen und Ungelten und mit 
Trug, mit Wucher, mit Vorkauf und Dingedgaben. Nun ſeht ihr armen Leut, wie mancher⸗ 
lei jie auf eure Arbeit fegen, und deshalb fein ihr jo arm, meil dieſe Unfeligen fo manche Lift 
des Geized gegen eu) anwenden; und müßt das Alles erarbeiten, das die Welt bedarf, und 
von dem Allen wird eu kaum in euren Noͤthen fo viel, daß ihr etwas beffer leben könnt als 
eure Schweine.” Im Kampfe gegen die mit den hierarchiſchen und feubalen Despotismus 
ſelbſt natürlich fleigende Verfinſterungsſucht Hatten befanntlich durch das ganze Mittelalter hin⸗ 
durch einzelne und ganze Landſchaften als fogenannte Ketzer ven Maͤrtyrertod nicht gefcheut. 
Nicht allzu lange vor dem Bauernfriege hatten die Huffiten Deutfchland in Bewegung geſetzt 
und gegen bie geiftlichen Misbraͤuche aufgeregt, welche duch die Anoronung der Eoncilien von 
Konftanz und Bafel felbft officiell anerkannt, aber nicht gemindert wurden. Durch immer neue 
Siege ſtets glänzender, alfo ſtets lockender, feierte in der Schweiz dte Volksfreiheit ihre Triumphe. 
Die Bauern fehnten ſich nach ſolchen Zuſtänden, und von Diefem oder jenem deutſchen Berge hörte 
man fügen: er werbe bald mitten in ver Schweiz liegen. 9) Auch in Deutſchland aber waren zu- 
gleich pie Ideen großer polittfcher Reformen, einer Zerftörung des Feudaliomus und einer großen 
freien Nationalverfaflung entflanden, wie fie Britannien ſchon errungen hatte und mie fie zum 
Theil in der fogenannten Reformation Friedrich's II. und bei Hutten und andern Mitgliedern 
bed niedern Mpels fich zeigten. Die Maximilianiſchen Reformen aber waren nur fehr unvoll- 
kommen und ungenügend audgefallen, am bürftigften und bis dahin zumal noch wenig wirkſam 
für den Schub des Volks. . 

—In dieſer Lage der Dinge kann weber die allgemeine große Aufregbarkeit des ganzen deut: 
jhen Bauernftandes, noch auch bie befonbere Geiftesrihtung und Gemüthöflimmung , wie fie 
in dem Bauernfriege, aber much ſchon in einer großen Reihe einzelner Erfheinungen vor den: 
felben fowie vor der kirchlichen Reformation Hervortreten, irgend befremblich gefunden werben. 

Zu den zunähft den Bauernfriegen vorhergehenden Empdrungen gegen den Druck des 
Feudalismus und der. Hierarchie gehören insbefonbere die folgenden. Im Jahre 1476 predigte, 
angeblid auf Eingebung der heiligen Jungfrau, Hans Böheim, ein Muſikant aus dem Tauber: 
grund, dad Pfeifer-Hänslein, fpäter auch ver heitige Süngling genannt, Öffentlich vor großen 
und häufig bewaffneten Volkshaufen. Er ermahnte zur Buße und zur Verwerfung jedes Luxus 
und lehrte, daB nach den Evangelium der Kaifer und die Fürften die Brüder der Untertbanen 
feien und daß ein Jever ſoviel Haben müfle als der Andere. Zinien, Beftbaupt, Zehnten und 
Brohnen müßten aufhören und Wälder, Waffer, Brunnen und Weiven allenthalben frei fein. 


4) Kling, „Bertholb’s Predigten“, S. 129. Genteiner, „Regensburger Chronik“, T, 306. 
5) Agrirola, „‚Sprichieörter”, S. MM, Nr. 389. " 
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An der Spige von 40,000 feiner Anhänger wurde er vor dem Schloffe von Würzburg geſchla⸗ 
gen und enthauptet. Im Jahre 1491 empörten ſich die Unterthanen des Abts von Kempten 
und errangen ſich eine Art von landftändifcher Verfaſſung. Im Jahre 1492 erhoben fi in den 
Niederlanden 40,000 aufrührer.jche Bauern gegen Anmaßungen des Adels und Abgabenbe⸗ 
drüdung. Sie wurben von dem auf ihre Fahne gemalten Käfe die Käfebrüder genannt. Int 
Sabre 1493 bildete fich im Elſaß und am Bruchrain der erſte Bundſchuh, fo genannt, meil vie 
aufrührerifhen Bauern einen Bauernſchuh, über ven Knöcheln gitterartig mit Riemen gebun⸗ 
ben, als ihr Symbol in ihre Fahnen gemalt Hatten. Ihre Bundedartifel enthielten rohe Be: 
flimmungen gegen Zoll- und Steuerbrud‘, gegen geiftlihe Misbräuche, gegen die welfchen, d. h. 
die römijchen geiftlichen Gerichte, gegen die Juden und gegen ihre übergroßen Schulden, bie fie 
nicht bezahlen wollten. Im Jahre 1500 war ein allgemeiner Aufftand der Bauern des Kloſters 
Achſenhauſen. Im Jahre 4502 entſtand ebenfalld unter den Namen Bundſchuh ein großer 
Bauernaufftand im Bisthum Speier. Die Lofungsworte waren zuerft die Frage: „Was iſt 
num für ein Weſen?“ und Darauf die Antwort: „Wir mögen vor den Bfaffen nicht genefen. 
Sie verlangten, nur allein dem Kaiſer unterthan zu fein, Aufhebung ber geiftlichen Gerichte 
und Reform ber Religion und des weltlihen Negiments. Im Jahre 1509 war Aufruhr zu 
Frankfurt am Main, wobei die VBerfaffung umgeftoßen, der Magiftrat und die Geiftlichen theils 
abgefeht, theild verfagt wurben; 1511 zu Konſtanz, 1512 zu Schwäbiſch⸗Hall; wie denn über: 
Haupt zu Anfang dieſes Jahrhunderts in mehren bedeutenden Städten Empödrungen aus: 
brachen, 3. B. auch in Köln, wo die Bürger mehre Mitgliever des Raths veriagten oder ihnen 
Die Köpfe vor die Füße legten; ferner zu Worms, in Schweinfurt u. ſ. w. Im Jahre 1513 bil- 
dete fi im Breiögau ein neuer Bundſchuh mit rohen Bundesartifeln, zur Aufhebung ber Ter⸗ 
ritorialherrihaft und Grundherrſchaft, zur Aufhebung der Klöfter, ferner gegen Cumulation 
geiflliher Pfründen und für allgemeine Freiheit der Fifcherei und Jagd. Im Jahre 1513 und 
1514 war Bauernaufftand im Ulmiſchen, 1515 im Hochſtift Augsburg, ebenfo in Kärnten, 
wo 2000 Bauern auf dem Plage blieben, 1517 in ber winbifchen Mark, 1522 im Ritter 
Ganton Hegau, wo ein neuer Bundſchuh fich bildete, mit einer Fahne, auf melde eine Sonne 
gemalt war, worunter Die Worte Kanden: „Wer will fret fein, der folge dieſem Sonnenſchein. — 
Noch bedeutender war die Bauernempdrung in Ungarn gegen Adel und Geiſtlichkeit, in welcher 
75,000 Menſchen dad Leben verloren, und dann die Bauernaufftände im Würtembergifchen. 
Hier hatte der beluftigungsfüichtige, verſchwenderiſche und hartherzige Herzog Ulrich eine große 
Schuldenlaſt angehäuft. Im Jahre 1513 wollte er ſich durch eine Erhöhung der indirecten Ab⸗ 
gaben helfen, und zwar vermitteld einer liftigen Verringerung von Maß und Gemicht, bei glei: 
der Höhe von Zoll und Acciſe. Das gutmüthige Wolf hatte ſchon einige zeitlang früher in 
Verſammlungen feine Noth beiprochen und zugleich durch feine natürliche gute Laune feine 
Sorgen zu verfheuchen geſucht. Es nannte fich in feiner Berfammlung den armen Koen- ober 
Kuon-Rath, d. H. fein Math, woraus der arme Konrad gemacht wurde, und vertheifte ſich Güter 
in Fehlhalden und am Hungerbrunnen. Als nun jene neue liflige Vermehrung der Abgaben 
kam und das Volk keine Luft fühlte, fie auch noch zu tragen, da beſchloß ed, durch ein Gottes⸗ 
urtheil zwiſchen fh und dem Herzog entſcheiden zu laſſen, auf weſſen Seite das Recht ſei. Es 
erklärte, wenn das neue verminderte herzogliche Gewicht in einer Waſſerprobe oben bleibe auf 
dem Wafler, fo folle ver Herzog gewonnen haben, wo nicht, das Volt. Der Gewichtſtein wurde 
feierlich in die Remöd geworfen, und fiehe da, er ging unter! Mehre Taufende verbannen ſich eid⸗ 
li und ed fam zum_bemwaffneten Aufruhr. Die Bauern wurden zwar beflegt und viele hinge: 
richtet, bei erneuertem Aufruhr jedoch und auf eine ſchriftliche Eingabe ver Beſchwerden ver 
Bauern fand man für gut, einen Landtag zu berufen (1514), auf welchem durch ven berühmten 
Tübinger Vertrag die folgenreiche große Berbefferung der würtembergiſchen Berfaffung zu: 
ftande kam, welche das Volk gegen unbewilligte Steuerbelaftung wenigſtens etwas befler ſchützte. 
Der Herzog ermahnte noch beſonders Räthe und Landſchaft, auch die Frohnen minder drückend 
und überall gleich zu machen. 

Ungleich furchtbarer als alle bisherigen aber waren pie Empdrungen, welche, ebenfalld ge- 
gen die reubaliftiichen und hierarchiſchen Bedrückungen gerichtet, im Jahre 1524 und 1525 
wie durch einen eleftrifhen Schlag faft alle Länder Deutſchlands ergriffen und welche man vor- 
zugsweiſe ven Bauernfrieg nennt. Beginnend in Schwaben auf dem Schwar walde, wüthete 
bald die Flamme der Empoͤrung von der Schweiz und den beiden Ufern des Rhein bis an die 
beiden Ufer der Donau, bis nach Kroatien und Ungarn, von Tirol, von den Alpen und von 
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dem Bodenſee bis an die Oſt- und Nordſee. Überall, in Tirol, in Kärnten, in Steiermark, in 
Duaiern, in Schwaben und der Pfalz, im Elſaß, in Lothringen und im Trierfchen, in Heffen, 
Franken und Sachſen erhoten fih große Scharen von Bauern, bie oft fhnell zu bewaffneten 
Heeren von 10— 30,000 anwuchſen. Sie erhoben fich verei izelt, ohne gemeinſchaftliche Ver: 
abredung oder Verbindung, ohne Aufregung durch irgendein großes allgemein erfhütterndes 
Ereigniß, ohne einen allgemeinen Aufruhr durch irgendeine vertrauenerweckende Perfönlichkeit. 
Sie wurden vielmehr beflimmt blos durch gleichen Drud und gleiche, wenn auch oft unflare 
Borftellung ihrer uralten unterdrückten beſſern Rechte, ſie fanden auf bei der geringften äußern 
Veranlaſſung, auf ven erften Ruf irgendeines beliebigen Aufrührerd oder Schwärmere. 

Die Gefahr aber wußte ald furdtbar groß für den beſtehenden Gefelligaftszuftann er: 
feinen, fürs erſte fhon durch die Maffen felbft, vie zum Theil fogar mit ſchwerem Geſchütz fo 
gut verſehen waren, daß fie z. B. in der verlorenen Schlacht bei Königähofen A7 Kanonen ver: 
Ioren, und welche natürlich durch jeden glücklichen Erfolg unverhältnigmäßig anwachſen muß- 
ten. Sobann aber lag gerade in der allgemeinen Verbreitung des Zünpftoffes, welche ſchon 
durch die Art diefer Aufftände felbft fi) erweift und melde auch durch die Allgemeinheit der un 
gerechten Bebrüdung der Bauern und durch Die vorher erwähnten allgemeinen Bedürfniſſe und 
Ideen kirchlicher und politifcher Neformen hinlänglich erklärlich ift, eine große Gefährlichkeit. 
Gerade jene allgemeinen Bebürfniffe nach Reform und Freiheit vermehrten vorzugsweiſe Die 
Gefahr. Ste drohten, einen großen Theil ver Höhern Stände dem Unternehmen der Bauern 
zuzuführen. Bereit hatten fi eine Reihe Fleinever Reichsſtände und fehr viele Ritter mit ihnen 
verbündet, fo pie Fürften und Grafen von Hohenlohe, von Loͤwenſtein, Wertheim, Genneberg, 
Rheineck, zum großen Theile Freilich wol zunächſt aus Furcht, zum Theil aber doch auch, wie 
ver Graf Georg von Wertheim, mit renlicher Überzeugung. Der vertriebene Herzog Ulrich Hatte, 
wie ein in unfern Tagen vertriebener Kürft, um fein Land wieder zu erwerben, die Sache des 
Volks ergriffen, fuchte Die Schweizer dafür zu gewinnen und war imBegriff, fih an die Spitze 
zu flellen. Beſonders aber hatten jehr viele Fleinere Städte, die, nach dem Verluft des großen 
orientalifchen Handels für Deutfihland, doppelt über die neue auch ihnen unbillig zugewieſene 
Steuerlaft klagten, und felbft größere, wie Worms, Speier, Mainz und Frankfurt mit der 
Bauern gemeinfhaftlihe Sache gemadt. Und da, wo nit Waffenmacht ver Fürſten mit Ge⸗ 
walt ih den Weg trat, da flel, fowie im ganzen Rurfürftentfum Mainz, Allee von felbft und 
ohne Schwertftreid) den Bauern zu und beſchwur mit Freuden ihre Artikel für die neue Reform. 
Im Mainzifhen lieg man fie fogar vom Furfürftlichen Statthalter und dem Domrapitel unter: 
zeichnen. Was fonnte, was mußte bei der allgemeinen Gährung ver Gemüther in ganz Deutſch⸗ 
land nicht gefürchtet werden, wenn die Bauern In den erften Schlachten fiegten, wenn fie gegen 
die ihnen entgegengeftellten Fleinen Geere, von denen dad nichtabelige Fußvolk zum Theil, na⸗ 
mentlich vor der Schlacht von VBöhlingen, zu fechten fid) weigerte, au nur halb fo glüdlich 
kämpften, als ihre Vorbilder, die Schweizer, gegen foviel ftärkere fürftlihe und ritterliche Heere 
gekämpft hatten. Und wie, wenn nun die Neformatoren durch Zuftimmung bie Öffentliche Mei- 
nung der Gebildeten gewannen, wenn zur Unterbrüdung ver Fürſtenmacht der Kalfer, wenn 
ehrgeizige oder nah Reform ſtrebende Fürften fih an vie Spige ftellten! Eine fernere Ver- 
mehrung der Gefahren endlich Eonnte e8 fiheinen, daß die Bauern, nanıentlid in ihren berühm- 
ten ſchwaͤbiſchen zwoͤlf Artikeln, die allermeift von den Empoͤrern als ihr Manifeft anerfannt 


und beſchworen wurden, wenigſtens im Vergleich gegen die Artikel in frühern Empoͤrungen, 





ungleich mehr Mäßigung und Verſtändigkelt bewieſen, und den offenbaren feſten Willen, nur 
das Gerechte und zwar das in dem geſchichtlichen Recht freier, rechtsgultiger Verträge und dann 
der Bibel oder des Evangeliums, der reinen chriſtlichen Lehre und Einrichtung begründete Ge- 
rechte, fo weit fie ed erfennen fonnten, und eine auf gegenfeitige Vereinbarung gegründete Re⸗ 
form zu bewirken. Diefe Artikel und das von ihnen geleitete Beginnen waren vollends himmel⸗ 
weit verſchieden von den abgeſchmackten fanatifchen ſchwärmeriſchen Ideen und Unternehmun⸗ 
gen der Wiedertäufer, des Thomas Münzer, des Pfarrers und Regenten von Mühlhaufen in 
Thüringen, und yon den noch ungleich verwerflichern des münfterifchen Schneiderfünigs Johann 
von Leiden und feines Bürgermeifterd und Scharfrichters Knipperbolling, von ihrer Kriegs: 
erklärung gegen alle geiftliche und weltliche Obrigkeit, deren Stelle fle doch alsbald einzunehmen 
trachteten, von ihrer theofratifchen Regierung durch fortvauernd ſich erneuernde Inspirationen 
und Erfheinungen, von ihrer allgemeinen Gütergleihheit und Gemeinfhaft, won ihrer Auf: 
loͤſung ſelbſt Der eriten fittlichen Bande, z. B. der Ehe. 

In einer Einleitung diefer, die damaligen gefellfchaftlichen Verhältniſſe charakteriſirenden 
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zwölf Artikel 6) verfihern die Bauern mit Berufung auf das Evangeliun, welches auch bier, 
wie in den Rechtsbüchern des Mittelalters, als die Duelle ver Höchften natürlichen Rechtsgrund⸗ 
füge anerkannt wird, und woraus jle die einzelnen Artikel zu erweiſen fuchen, daß jle dieſer Lehre 
gemäß nad Friede und Einigkeit firebten. Sie werfen die Schuld der Störung auf ihre un⸗ 
chriſtlichen Verleger und Bebränger, aus veren Sklaverei fie Gott, wie einft die Kinder Iſraels 
aus der Pharaoniſchen, erretten wolle. Dann folgen die Artikel: „Zum erften tft unfere demü⸗ 
thige Bit und Begehr, auch unjer aller Will und Meinung , daß wir nun hinfurt Gewalt und 
Macht Haben wollen, eine ganze Gemein foll einen Pfarrer felbft erwelen und kieſen“ (mie be⸗ 
kanntlich nad) ver urfprünglichen chriſtlichen und nad) der frühern germanifchen kirchlichen Ein⸗ 
richtung), „aud) Gewalt Haben, denfelben wieder zu entfegen, wenn ex ſich ungebührlich hielte. 
Derjelbige Pfarrer foll un das heilige Evangelium lauter und Far prebigen ohne allen menſch⸗ 
lichen Zufag, Lehr und Gebot — dann wir alleine Dur den wahren Glauben zu Gott fommen 
mögen und alleine durch feine Barmherzigkeit felig müflen werben, barumb ift un ein folder 
Fürgeher und Pfarrer von nöthen und biefer Geftalt in der Schrift gegründet.” — „Zum an- 
dern: Nachdeme der rechte Zehend aufgefeht ift im alten Teftament, im neuen aber alles er- 
füllet, nichts deſtominder wollen wir den reiten Kornzehend zugeben, doch wie fi gebührt; 
deme nah man foll ihn Gott geben und den Seinen mittheilen. Run wirb beſtimmt, er foll 
zum genügenben Unterhalt der Pfarrer verwendet werden, das Übrigbleibenve aber zur Unter: 
flügung ber Armen, und das Andere für Beſtreitung Öffentliher Bepürfniffe, damit nicht neue 
Laſten auf die armen Leute angelegt werben. An fremde Perfonen foll nur, fofern fie beweifen, 
daß fie ven Zehnten durch Kauf erworben haben, angemefjene Abläfung erfolgen. Sonft feien 
fie feinen Zehnten ſchuldig, „une ven Heinen Zehend (Blutzehend u. |. w.) wollen wir gar nicht 
geben, dann Bott der Herr das Vieh frei nem Menfchen beſchaffen, Genefid 1, daß wir ihn für 
ein unziemlichen Zehend ſchätzen, ven die Menſchen erdicht haben.” — „Zum dritten ift ver 
Brauch bisher geweſen, daß man und für ihr eigen Leut gehalten habe, welches zu erbarmen ift, 
angeſehen daß Chriſtus all mit feinem Eoftbarlichen Biutvergießen erlöft hat, ven Hirten glei), 
ald wol den Höhften, Keinen ausgenommen. Darum erfind fi mit ver Geſchrift, daß wir 
gar frei fein. — Wir follen und gegen Sebermann demütigen, daß wir auch gegen unferer er: 
weleten und gefeßten Oberkeit (fo und von Bott gefegt) in allen ziemlichen und riftlicden 
Sachen gern gehorſamen; feyn auch ohne Zmeiffel, ihr werdet und das gern erlaflen, obber und 
im Evangeli des berichten, wad wir feyn.” Zum vierten und zum fünften Elagen die Bauern, 
dap unbrüberlih und unrechtlich die Herrihaften ven Wald (ver allernings früher regelmäßig 
zur offenen gemeinfhaftlihen Mark gehörte) und das Fiſchen und dad Jagen (welches ſo wie 
nad Roͤmiſchem, fo auch nad) altem Deutſchen Recht allerdings völlig frei war) fidh angeeignet, 
ja muthwillig dem Wild das Eigenthum und bie Früchte des Fleißes der armen Leute preis- 
gaben, ohne daß diefe fi mehren dürften, und daß fie ihnen fein nöthiges Holz ohne theure 
Bezahlung zukommen ließen. Auch bei diefer gerechten Beſchwerde gegen bie erſt Durch den Feu⸗ 
baldespotismuß eingeführten angeblihen Regalien an ven fogenannten Herrenlofen Saden, 
an Fiſchen, Vögeln und Wild und gegen die häufigen ſchreiend ungerechten Verwandlungen der 
urfprünglichen Allemenven der Wälder in gutöherrliches Cigenthum, der übertragenen Vor⸗ 
ſtandsrechte über vie gemeinfchaftlihen Waldungen der Markvereine in gutd- und landesherr⸗ 
lie Eigenthumsrechte, erklären fi pie Bauern zu gerechter Abfinpung bereit, fobald ein privat⸗ 
rechtlicher Grund’ ehrlicher Erwerbnng nachgewiefen werde, „wobei man ein chriſtlich Zinfehen 
darinnen haben müfle”. — „Zum fechsten ift unfer Hart Beihwerung der Dienft halben, welche 
von Zag zu Tag gemehrt werben und täglich zunehmen, begebren wir, daß man ein ziemlich 
Einſehen varein thue, und dermaßen nicht fo hart beſchweren, fonbern und gnädig hierinnen 
anfehen, wie unfere Altern gedient haben, allein nad Laut des Worts Gottes. Zum flebenten, 
daß wir und binfurt eine Herrfchaft nicht weiter wollen Lafjen beſchweren, fondern melcher einer 
Herrſchaft ziemlicher weys einverleibt it, alfo ſoll ex befigen laut ner Vereinigung dieſes Herren 
und Bauern; ver Herr ſoll ihn nicht weiter pringen nod) ziwingen; mehr Dienft noch anderß von 
ihm umfonft zu begehren.” — Zum achten wird die Herabfegung unerſchwinglicher Gilden 
und Zinfen nad Recht und Billigkeit und dem Urtheil „guter erbaar Leut“ gefodert. — Zum 
neunten wird gefodert, daß man fie möge „nach alter gejchriebener Strafe ftrafen, darnach die 
Sache gehandelt ift, und nicht nach Gunſt oder Neid und nach flet8 neuer Sayung‘. Zum zehn: 
ten fodern fie dad Gemeindeeigenthum (die gemeine Mark, Wälder u. |. w.) zurüd, das man un⸗ 


— — 


6) ©. dieſelben in den, Raterialien zur Geſchichte des Bauernkriegs“ (CThemnit 1791), ©. 13 fg. 
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der Biſchaf von Würzburg pas völlig beruhigte Land mit Scharfrichtern und Schindern durch⸗ 
zogen, ober endlich fowie ein Markgraf von Brandenburg völlig unterworfenen Unterthanen 
zu Sechzigen die Augen ausſtechen und ihre Dörfer anzünden ließen. 9) Dieſes Alles aber recht: 
fertigt das Verfahren ver Bauern nit. Es war nicht blos moraliſch, ſondern auch politifch in 
hohem Grade verwerflid.. Denn fie mußten vor allem Andern die Beften unter ven Yürften, 
unter ven Adeligen und Geiftlihen für fi zu gewinnen, wenigftens fie moraliſch zu entwaffnen 
fuchen, nicht aber fie zur einmüthigen Nahe und einer faſt verzweifelten Gegenwehr heraus⸗ 
fopern. Sie mußten nicht ven höher Gebilveten die Vertheidigung und Unterflügung ihres Un- 
ternehmens erſchweren oder gar e8 ihnen als verabſcheuungswürdig varftellen. 

Letzteres aber war der Fall und ficher einer ver wichtigften Gründe deö ganz unglüdlichen 
Ausgangs des Bauernkriegs. Und bier müflen vor Allen Die Neformatoren Luther und Me⸗ 
lanchthon als die allerbedeutendſten Foͤrderer diefes für vie Bauern jo unglüdlicden Ausgangs 
genannt werden. Sowol Luther ald Melanchthon, welchem Legtern der Kurfürft von der Pfalz, 
ehe er einen Entſchluß faflen wollte, über die Artikel der Bauern und ihre Sache ein förmliches 
Gutachten abgefodert hatte, äußerten ſich mit der allergrößeften Entfchienenheit gegen die Bauern 
und gegen jeben Vergleich, was ſicher bei ver unbegrenzten, zum Theil enthuſiaſtiſchen Ver⸗ 
ehrung gerade aller Freigefinnten und namentlich auch fehr vieler Fürſten gegen die Reforma⸗ 
toren von unermeßlich großer, ver Sache der Bauern nachtheiliger Wirkung fein, fe ent⸗ 
muthigen, ihre Feinde heben und mehren, ihre Freunde mindern mußte. Sa, die Reforma⸗ 
toren foderten fogar mit einer folden Härte und Grauſamkeit die Fürften zur Verwerfung jebes 
Bergleihd und zur härteften Strafe gegen die Rebellen auf, dag man dafür nicht Meditferti- 
gung, aber doch eine Erklärung nur finden kann in Ihrer Furcht und ihrem natürliden Wider: 
willen, ihre reine Sache mit blutigen Bräueln, ihre blos geiftliche Reform mit einer welt- 
lichen Reform, mit einer weltlichen Revolution vermifcht, fih aber als geheime Anftifter und 
Begüunftiger der Empoͤrer verleumbet und beſchuldigt zu fehen. 19) Beide jedoch eiferten nur 
gegen die gewaltfame Empörung, von welcher Luther auch früher oftmals und noch einige Jahre 
vorher 1522 in feiner „Vermahnung an alle Ghriften, fih vor Aufruhr und Empörung zu 
hüten”, fo energiſch abgemahnt hatte. Sie verkannten aber nicht dad Unrecht der Bedrückun⸗ 
gen der Bauern. Luther vorzüglich ſprach ſich in einer Schrift bei Entſtehung des Bauernkriegs, 
in feiner „Vermahnung zum Frieden an Fürften, Adel und Bauern‘, mit voller Energie 
gegen das Unrecht der Fürſten und des Adels aus und Flagt allein ihre ungerechte Bedrückung 
der armen Bauern als die Urſache des gegenwärtigen großen Unglüds an. Gr wendet ſich aber 
alspann mit um fo größerer Cindringlichkeit, obwol abſichtlich in milderm Ausdruck, an die 
Bauern, um fie zum Aufgeben ihres verkehrten Unternehmens zu beflimmen. Und erft fpäter 
ſchrieb er feine leidenſchaftliche Schrift: „Wider die räuberifchen und mörberifhen Bauern.‘ 11) 

Jener Borwurf, daß die Reformation den Bauernkrieg verſchuldet Habe, war beiden Fein⸗ 
den derfelben und bet jedem oberflächlich Urtbeilennen natürlih. Aber ed mag fon genügen, 
hier hinzumelfen auf vie vielen. Bauernaufflände kurz vor der Neformation und auf alle jene 
obigen genügenven Urſachen für Diefelben und auf die foeben angeführten Beftrebungen der 
Reformatoren, um fi} zu überzeugen, daß fie vielmehr am meiften beitrugen zur Unterdrückung 
des Bauernkriegs. Intereſſant ift es in Diefer Beziehung auch, daß der ganze Bauernkrieg be- 
gann mit dem Aufftande ber durchaus Fatholifhen Bauern bed Grafen von Zupfen in der Land⸗ 
grafſchaft Stühlingen, welde ausdrücklich erklärten: „lediglich die große Bedrückung fei ver 
Grund ihres Aufftandes. Niemand von ihnen wolle evangelifch werden.” Des Grafen Frau 
hatte fie zuleßt zur Frohn leere Schneddenhäufer auffuchen laffen. Es geht hier der Reforma⸗ 
tion, dem damaligen Hauptquell für geiftiges Licht, ebenfo wie fpäter oftmald der Preßfreiheit. 
Aud fie und ſelbſt ihre Heftige verletzende Beftalt iſt gemöhnlich meit mehr theils die gemein- 
ſchaftliche Folge, theils die Abfpiegelung derſelben Grundurſachen und Erſcheinungen, welche 
auch ohne fie bie Revolution bewirkt haben würden. Daß dabei auch von ihr ſowie Damals von 
den proteflantifchen Grundfägen, von der evangelifhen Freiheit u. |. w. in der entflandenen 
Revolution Anwendung und Misbrauch gemacht wird, wie von Allem, was gerade vorzugs- 
werfe Geiſt und Gemüth ver Menſchen beſchäftigt, das ift ganz natürlich und gar Fein Beweis 
für die Urfachlichleit. Auch Hier ergab fich vielmehr für die Reformation ſowie ebenfalls fo oft 


9) Sartorins, a. a. O., ©. 335, M1, 259, 263, 280, 287, 347. 
10) „Luther's Werke” (Aitenburg), II, 79. 
11) „Zuther'6 Werke‘, XVI, 91 fg. 
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für die Preßfreiheit der Triumph, daß gerade da, wo fie gänzlich und ungeſtört herrſchte, das 
Ungläd, was man als ihre unvermeidliche Folge ausgeben wollte, ganz und gar nicht ſtattfand. 
Gerade der fachliche Kurſtaat, wo die Neformation, wo untewdem Schupe eines weiſen Fürften 
völlig ungeftdrt alle mündlichen und fehriftlichen Erklärungen ver Reformatoren die Gemüther 
ergriffen, und wo namentlich auch Luther's derbe Sprache für Abftellung des Unrechts der Für⸗ 
ſten und des Adels ſowol in feiner Schrift an den Adel deutfcher Nation wie in jener Vermah— 
nung ertönten — nun diejer Kurflaat Sachfen war faft das einzige deutfche Land, wo gar kein 
Bauernfrieg wüthete, wo auch nit Ein Unterthan daran theilnahm, während die verheerende 
Flamme vollftändig ſelbſt das ſächſiſche Nachbarland, das Land des Fatholifchen Herzogs Georg 
‚von Sachſen, ergriffen Hatte. 

Aud blos eine gemeine Klugheit, daß nämlich Luther und Melanchthon deshalb fo fehr 
gegen ven Bauernaufftand fich erklärt hätten, weil fle fonft ven Untergang ihres Lieblingswerksö, 
der Reformation nämlich, hätten fürchten müffen, wird ihnen Der nicht zufchreiben, der ihre 
Schriften gelefen hat. Sie wollten fowie Chriſtus feldft die Religion (die man nun einmal in 
den Bauernaufftand als angebliche Hauptprincipien deſſelben eingemifcht hatte) und die welt- 
liche Gewalt geſchieden wiſſen. Wären fie aber nicht von ſolchem Standpunkte ausgegangen, 
wahrlich fie brauchten nicht den Untergang ber bereit feftgewurzelten Neformation zu fürd- 
ten, mern fie die Meinung der Gebilveten und eine Fuge Leitung ber proteftantifchen Für: 
ſten und Adeligen auch für eine mit ihr zu verbindende neue politifche Reform gewannen. 
Manche Fürften und Adelige mußten dadurch glänzende Ausfichten fich eröffnet fehen, auch 
wenn fie etwa die Kloſtergüter zum Theil zur Befriebigung der mäßigen Foderungen der 
Bauern hingaben. Die meiften Fatholifhen Länder, faft ganz Ofterreid, namentlich, waren vom 
Bauernaufflande ergriffen. In einigen, wie in dem Kurfürſtenthume Mainz, hatte ſchon das 
ganze Volk gleichzeitig mit den polttifchen Reformationsgrundfägen im Wefentlihen auch die 
geiftlichen mit Freuden aufgenommen. Und verbunden mit fo großer weltlichen Erleichterung 
wären ſie ſicher überall voppelt beltebt und der Widerſtand der Fürften gegen fie faft unmöglich 
geworben. Der Bauernfrieg aber wäre durch den Hinzutritt eines großen Theils der Gebilbe: 
ten und auch nur einiger Fürſten unwiderſtehlich und fo Deutſchland vielleicht in kurzer Friſt 
ganz proteflantifch geworden. Und mer mag berechnen, was vielleicht an die Stelle der unglück⸗ 
feligen, mehr als Hundertjährigen Religionskriege, an die Stelle befonders des vreißigjährigen 
Elends, an die der Aufldfung des Reichs und der langen ſchmachvollen Einmiſchung und Herr: 
{haft ver Fremden getreten wäre! 

Doc das konnten nicht Die Erwägungen der Kriftlihen Meformatoren und Religionslehrer 
fein. Aber fie Hätten confequent auch eine jede unmittelbare politifche Rathertheilung ober 
Lehre für Fürſt und Volk abweiſen müſſen. Nur die rein religtöfe und moralifche Lehre der 
Liebe, Wahrheit, Brüperlichkelt, Aufopferung, Duldung hatten fie zulehren, und zwar völlig 
gleichmäßig für den Regenten und die Bürger. Beide muften alsdann nad ihren beſondern 
juriſtiſchen und politifchen Verhaͤltniſſen fie verwirklichen. Ebenſo verlegend wie jerie be⸗ 
rühmte neue franzdfifhe Verwandlung chriſtlicher Moralgrundfäge der Liebe und Brüder: 
lichkeit m unmittelbar politifche demokratiſche Geſetze iſt, ebenfo gefährlich ift es ſicher für 
bie ganze Wirkſamkeit der hriftlihen Previgt, wenn viefelbe, einfeitig parteilfh, blos bie 
chriſtliche liebevolle Ergebung und Duldung zum unmittelbaren weltlichen Gefeg, zur ſtlavi⸗ 
fhen Gehorſamspflicht, unter weltlihem Despotismus, flempeln will. Es vergaßen leider 
fehr erflärlih die Bauern und ihre Gegner und leiver zulegt auch die Neformatoren, und 
ſelbſt noch unfere neueften Geſchichtſchreiber des Bauernkriegs jene im Art. Chriftentbum aus: 
führlicher erwieſene hriftliche Grundlehre, daß das Neich Chriſti nicht von dieſer Welt if. Sie 
alle und vollends jene ſchwärmeriſchen theofratifhen Bauernanführer, wie Thomas Münzer 
und fein ſchlimmerer Nachfolger, vergaßen, daß vie riftlichen Gebote nie und nirgendwo un: 
mittelbar weltliche Rechtsſatzungen find, ſondern nur mittelbaren Einfluß auf das Polltifche 
Haben follen, infofern wirklich Hriftlih gefinnte Menfchen ihre eigenen Rechte mit Freiheit nur 
Hriftlich gebrauchen, und ſoweit fie weltliche Gefege zu machen berechtigt find, auch dabei ihre 
Hriftlichen Gefinnungen bethätigen müffen. Unmittelbaren politifchen Rath hätten alfo die Reli- 
giondreformatoren als ſolche günzlid ablehnen, fie hätten am menigften nur einfeitig die 
Bauern zu chriſtlichem Verfahren ermahnen, die Regierenden dagegen fogar pofitiv zu un⸗ 
chriſtlicher, grauſamer, politifher Strafe und zur Verwerfung jeden Vergleichs auffodern jol- 
len, wie fie zulegt felbft ven vom biäherigen Unrecht gegen die Bauern überzeugten und zum 
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Vergleich hereitwilligen Kurfürften von der Pfalz beriethen. Ein billiger Bergleih zur Auf: 
hebung oder Milverung jahrhundertelung geübten und täglich neuen unverantwortliden Lin- 
rechts gegen bie Bauern und zur Befeitigung ihres Aufftandes — wäre er denn wol un: 
chxiſtlich geweſen? Jedenfalls aber fagt die hriftliche Religion nirgennöwo, daß alle und jede 
grauſame Rechtsunterdrückung aufrechtzuerhalten, und daß alle und jede Erhebung, etwa eine 
ſchweizeriſche, eine nieverländifche oder Die der Ditmarfchen verwerflich jei. Sie ſetzt nirgends 
feft, wann und wo rechtlich eine Regierung und die Gehorſamspflicht gegen fie, oder wo Pflicht 
und Recht ver Beſeitigung einer die Menichheit ſchändenden Tyrannei entflehe oder aufhöre. 
Wollten die Reformatoren darüber enticheiden, fomie etiva über bie politifche Maßregel, daß 
die Fürften zum Vortheil ihrer Staatögewalt ohne Anerkennung und Milderung ded Unrechts 

egen die Bauern, ohne Vergleich, fle nienerwerfen und firafen müßten, jo entfchieden fie als 
Bolitier und Suriften, nit als Hriftlihe Religionslehrer. Es war aber alddann nach natür: 
lichen weltlichen Rechtsgrundſätzen einfeitig und partelifch, nicht auch das Unrecht von der an⸗ 
dern Seite und den praktiſchen Weg ber wirklihen Aufhebung anzuempfehlen; ebenſo, wie es 
nach der rein hriftlichen Lehre verkehrt war, etwas Anderes zu rathen, alg gleihmäßig für beide 
Theile, inihrem weltlich zu ordnenden Streit, die Befinnungen riftlicher Liebe und Ach⸗ 
tung der menſchlichen und chriſtlichen Würde zu befolgen. Blieben fie treu ihrem theologiſchen 
und chriſtlichen Standpunkt, dann konnte die rohe barbarifche Rache weltlider Machthaber nicht 
durch die damals bei den Fürften, ven Rittern, bei ven Stadtbürgern und Bauern gewaltige Au- 
torität der Reformatoren und der Reformation fi. bereditigt halten, die Bauern tobtzufchlagen 
„sie tolle Hunde”, oder gar fie noch graufamer zu behandeln. Nochmals alfo: daß die Refor- 
matoren den Aufruhr nicht guthiegen und nicht zu ihrer Sache machten — wer könnte dieſes 
tadeln! Daß fie aber fo einfeltig handelten, die rechte Anwendung der hriftlichen Lehre auf die 
politiſchen Berhältnifie fo ſehr verfehlten — dieſes mag man bei ihrer ſchwierigen Stellung ent- 
ſchuldigen. Aber es läßt ſich nicht ableugnen, und ed ift gerade bei ihrer hoben Verehrungs⸗ 
würbigfeit tief bepauerlih. Ste wendeten jedenfalls die Öffentlide Meinung ihrer Anhänger 
unter den Fürften, den Rittern, den Stäbten und theilmelfe im Bauernftand felbfl gegen die 
Bauern — und dieſe und felbft ihre guten Rechte wurden vorzüglich hierdurch nienergemorfen 
und für lange Zett beftegt. 12) 

Die vereinten geiftlichen und weltlichen Fürſten und Adeligen ſchlugen jet ihre vereinzelten 
Scharen; namentlid die Feldherren des Schwäbiſchen Bundes Graf Georg Truchſeß von Wald⸗ 
burg und ver enlere und mildere Georg Frondsberg in Schwaben, ver Kurfürft Ludwig von der 
Pfalz mit ihnen vereint in Franken, der Herzog Anton in Lothringen, der Kurfürſt Richard in 
Trier, der edlere Kurfürft Ludwig am Rhein, Landgraf Philipp von Heflen und Gerzog Georg 
von Sachſen und Heinrich von Braunſchweig in Thüringen. 

So nun warb dieſer unglüdfelige Krieg eine theure Lehre, zuerft für vie Bürger, bie da 
ſcheuen follen, durch Waffenlofigkeit und Waffenruhe wehrlos und durch Theilnahmlofigfeit 
für das Gemeinmefen rechtsunmündig und politiſch ungebildet und dann unterdruͤckt zu werden, 
die aber, wenn fie von Ihrer eigenen Regierung bereit3 bevrüdt werben, zwar von beharrlichem 
aufopfernden Eifer auf jenem gefelichen Wege, nicht aber von Bauernaufftänden, überhaupt 
vom Aufflande roher Maflen Heil erwarten mögen. Viel Wahres enthält flet3 das alte Wort, 
dag fowie Tyrannei die Rebellion, fo gur allzu oft die Rebellion auch Tyrannei gebiert. Hätten 
auch felbft damals die unglüdlichen Nathgeber der armen Bauern ihnen jene gefeglichen Wege 
angerathen und fle diefelben au nur mit dem taufenpflen Theile ihrer Anftrengungen, Ge⸗ 
fahren, Aufopferungen für die &mpdrung durchgeführt, welch ein anderer Erfolg mußte ſich er: 
geben! Wäre aber dann dennoch eine Revolution entftanden, melden andern Charakter mußte 
fe erhalten! Kür die Regierungen aber und die höhern Stände mußte vafjelbe blutige Ereigniß 
nicht minder ernfte Mahnungen begründen. Schon an fi Fonnte ſolche ungerechte Belaflung 
der Bauern ihnen weder Ehre noch Vorteil bringen, ſondern zulegt nur eigene Machtlofigfeit, 
Derarmung und Geringfhägung, und früher over fpäter mußte irgendeine Beranlaffung vie 
Stunde ver Vergeltung herbeiführen. Wie viele jener tgrannifchen Adeligen und Geiftlihen 
mußten mit dem Leben, durch graufame Leiden, durch Todesangſt, durch Plünderung, Verluft 


12) So prafti ch folgenreich iſt alfo jene im Art. Ehriftentfum ausgeführte nur mittelbare Ans 
wendung ber hriftlichen Lehre auf die politifchen Derhältnifle. Es muß mid) beshalb doppelt freuen, 
daß das neue ‚ Staatswoͤrterbuch“ in dem geiflreichen Art. Ehriftenthum diefer fo vielfach misfannten 
und verlegten Grundanſicht des ‚Staats: Lerifon‘‘ jest fo volllommen zuſtimmt. 
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der Ihrigen bůͤßen bei all jenen Serfiörungen von Schloͤſſern und Kloſtern! Und die fo zerflör- 
ten Schloͤſſer, Klöfter, Dörfer und Städte, die verwüfteten Provinzen, bie hingemorbeten Hun⸗ 
berttaufende durch Unrecht zur Verzweiflung gebrachter nützlicher Bürger und die nothwendige 
fpätere Scham und bie Schande fo graufamer zum Theil treubrüchiger Rache ver Fürſten an 
ben eigenen, durch ihre Schuld in Verzweiflung geftürzten und bereit3 waffenlofen Landeskin⸗ 
dern — follten fie wol für nichts gelten in ben Augen der Edlen? Auch für dad Werk ver Res 
formatoren wäre ed ebenfo wie für die Ritter und Städte unendlich beffer gewefen, fie hätten 
einen dem unterbrückten Necht günftigen Ausgang und Vergleich bewirkt. So bei dem Sieg 
und bei der leidenſchaftlichen Rache des alten Unrechts vermieden fie am wenigften ſelbſt entgegen: 
geſetzte Vorwürfe, daß die kirchliche Reform meltlich verderblich wirke. Die Kicchenreformation 
wurde in ihrem Kortichritt gehemmt, und die lutheriſche Kirche trafauch Tpäter der Vorwurf, daß 


in ihr und zwar oft aus viel unedlern Motiven, als fie Luther kannte, die Hriftliche Lehre einfeitig 


zu Gunften bes blinden Gehorſams misbraucht werde; fie erfchien Manchen als eine Lehre des 
Despotismud und Servilismus. Diefes hat natürlich die Einen gegen die Kirche und ſelbſt ge⸗ 
gen die Religion geflimmt, Andere zu dem entgegengefeßten Misbrauch der hriftlichen Lehren 
zu Gunften der Empoͤrung angereizt, Beides und die lange Dauer der Unterprüdung bes 
Bauernflandes und ver Erniedrigung des deutſchen Vaterlandes Fonnten aud für den Sieg 
wahrhaft hriftlichen Lebens nicht förderlich fein. Erſt gegen dad Ende des 18. und in der erften‘ 
Hälfte des 19. Jahrhunderts und vorzüglich infolge der Franzoͤſiſchen Revolution fiegten in 
Deutſchland wirkſame NReformbeftrebungen über vie feudaliſtiſche Unterdrückung. Erſt drei 
Jahrhunderte ſpäter — ſo langſam gehen große Reformen und ſowenig darf man alſo auch an 
ihnen verzweifeln — erſt jetzt ſiegten allgemein auch die von den Bauern vertheidigten guten 


alten Rechte. Die revolutionären Vorgänge in Frankreich halfen und Deutſchen durch ihre zu⸗ 


glei anregenven und ermutbigenven und furchterweckenden Einflüffe dazu, daß wir feit 1789, 
1850 und 1848 im Wefentlihen ohne eigene revolutionäre Gewaltthaten unfere Zuſtände ver- 
beflern konnten. Merkwürdigerweiſe haben wir in Frankreich und Deutfchland bisjetzt nur die 
verfpätete volffommene Befreiung und Entlaftung des zahlreichſten unterften Standes und vor⸗ 
zůglich der Bauern zuſtande gebracht. Für eine befriedigende, zugleich Freiheit und Einheit ver- 
bürgende Nationalverfaflung dagegen haben wir in viefer breiteften äußern Grundlage und in 
einigen andern äußern Einrichtungen und vorzüglich in ven zum allgemeinern Bemußtfein ver 
Nation erhobenen Bedürfnifſen und Ehren: und Rechtsfoderungen nur fehr wichtige Vorberei⸗ 


. tungen gewonnen. Den jetzt blühenven Bauernitand felbft kann die Erwägung, daß feine eigene 


Unterbrüdung, ebenfo wie einft die noch toͤdtlichere des roͤmiſchen Bauernftandes nur die Folge 
ber vernadgläffigten Nationalfreigeit war, ernftlich mahnen, daß er feine vorübergehend wieber 
gebeflerte Stellung zur Begründung ver nöthigen Bürgfchaft in freier Nattonalverfafiung be= 
nutze. Die übrigen Bürger kann zwar ber Blick auf einen bereits theilweiſen Sieg der Reform- 
beftrebungen erfreuen und zum Fortſchritt ermuthigen, ein gründlicher Blid in die vaterländi⸗ 
che Geſchichte aber muß feinen Eifer für baldigen endlichen Sieg einer genügend freien und 
einheitlichen Nationalverfaflung verdoppeln. Denn dieſe Geſchichte wird es ihm zeigen, melde 
Mafle von Shmad und Unglüd, und wie viele unterbrüdte Tüchtigkelt und Größe fi an vie 
Unterbrüdung ver Nationalverfaffung und an die durch Vereinzelung und Lauhelt misglückten 
Herftellungsverfuche Enüpfen. | Melde. 
aumpflanzung. Eine Beförderung der Baumpflanzung kann der Staat aus mancher⸗ 
let Gründen zu bewerfitelligen fuchen, nämlich zum Behufe der Erzeugung von Obft; wegen 
des Holzes; um das Austrocknen der fließenden Wäfler zu verhindern; zur Befeſtigung der 
Dämme und Uferbauten; zum Vortheile der Landſtraßen. Die Verſchiedenheit dieſer Zwecke 
erzeugt natürlich auch eine Verſchiedenheit ver Mittel. 
Nicht leicht kann ein Zweig der Landwirthſchaft empfehlensmwerther fen als der Obſtbau. 
Dem Geldwerthe nad iſt der Ertrag fehr beträchtlich (fo berechnet 3. B. Memminger den 
Werth defjelben für Würtemberg auf 1%, Mill. Glon. jährlih, Goldſmith für Frankreich 
auf 72 Mil. Fr., Krug für Preußen im Jahre 4804 auf 3 Mil. u. f. w.) und das Erzeug- 
niß bat den Vortheil, daß es leicht verfäuflih und felbft Gegenſtand des Welthandels iſt. 
Die Summe ver Genußmittel wird für alle Volksclaſſen dadurch weſentlich erhöht, und in dicht 
bevölferten Gegenden iſt das Obft ſelbſt als Nahrungsmittel der Menge nad) gar wol in An⸗ 
Tchlag zw bringen. Für holzarme Gegenden ift der Abfall an Feuerungsmaterial bebeutend; für. 
Alle die Schönheit des Anblicks erfreulich. Da nun die Erzeugung mit faft gar Bye Mühe und 
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feinen Koſten verknüpft iſt, auch das Dafein von Fruchtbäumen dem fonfligen Ertrage mehrer 
Arten von Grundftüden, wenn irgendeinen, doch nur hoͤchſt geringen Schaden bringt, der Ge⸗ 
winn an Obft jomit als eine zweite Exrnte deſſelben Bodens und Jahres zu betrachten ifl: fo er- 
Scheint allerdings eine blühende Obftcultur als ein Gegenfland von großer volkswirthſchaftlicher 
Beveutung. Eine Beihülfe des Staats follte bei dieſen einleuchtenden Vortheilen und bei bei 
Leichtigkeit ver Ausführung eigentlich ganz überflüffig fein. Auch ift wirklich in ſolchen Gegen: 
ben, welche vie Landwirthſchaft mit Intelligenz betreiben und namentlich die Vortheile der Obſt⸗ 
zucht felbft fhon kennen gelernt haben, eine Aufmunterung keineswegs nöthig. Allen noch gibt 
ed nur gar zu viele Gegenven, in welchen Vorurtheile, Stumpfjinn und Unmiffenheit diefe 
Reichthums⸗ und Genußquelle ganz vernadhläffigen, und Hier ift dann eine geiftig höher ſtehende 
Regierung allerdings zur thätigen Beförderung ved allgemeinen Wohls aufzurufen. Da Zwangs⸗ 
maßregeln ſchwerlich als rechtlich erlaubt betrachtet werden koͤnnen, indem theils der eine Grund⸗ 
eigenthümer durch die Trägheit oder den Eigenfinn des andern keineswegs gehindert iſt, theils 
ber Staat nicht Die Aufgabe hat, ven Bürger durch Strafen zur beſtmoͤglichen Bewirthſchaftung 
feines Eigenthums anzuhalten, fo hat fich die Negierung bei ihren Bemühungen an die zwar 
langfamer aber doch auch ficher wirkenden Mittel ver Belehrung, ver Erleichterung, des Bei- 
ſpiels und des Schutzes zu halten. Ausdrückliche Belehrung kann nit nur durch Volksſchrif⸗ 
ten, fondern namentlich auch in ven Schulen flattfinden, wenn in dem Lehrplan ver Schulleh⸗ 
verfeminarien auch Unterricht in der Baumzucht aufgenommen und den einzelnen Schulen wo⸗ 
möglich ein Garten zur Unterweifung ver Kinder beigegeben wird. Erleichterung der neuen 
Gultur findet flatt, wenn ver Staat auf einzelnen feiner Domänen durch geſchickte Gärtner große 
Baumſchulen anlegen und von hier aud Baumſtämmchen unentgeltlih oder, wol befler der grd: 
Bern Schonung wegen, für ein geringes Geld verbreiten läßt. Natürlich müflen dieſe Baum: 
ſchulen geſchickt vertheilt fein und nur ſolche Arten ziehen, welche für die Umgegend taugen, ba: 
mit nicht anfängliches Misglüden abfehrede. Die Ausfegung von Prämien wird zurBenugung 
ber Gelegenheit noch pofitiv anreizen. Eben viefe Domänen mögen dann auch zum einleuchten: 
den Beifpiele einer ſchoͤnen und nüglichen Beſtockung mit Obftbäunen dienen und jene nur allzu 
zahlreiche Claſſe, welche nur durch Augenfchein zu überzeugen ift, zur Nadelferung anregen. 
Wenn es überhaupt ven Grundfägen der Eriminalpolitif gemäß tft, ſolchen Cigenthumsſtücken, 
welde von dem Befiger nicht unter beſtändige Obhut genommen werben können, und folden, 
bei welchen eine Wiederherſtellung unmöglich over fehr langfam iſt, einen befondern Schug 
dur Androhung höherer Strafen zu verleihen, fo haben offenbar vie Befiger von Obfibäumen 
einen ſolchen Schug gegen die ſtupide Roheit muthwilliger ober boshafter Zerflörer zu erwarten. 

Nicht nur zum behaglichen Leben und zum Wohlftande, fondern zur Möglichkeit des Da⸗ 
feing iſt e8 nothwendig, daß ein Volk die nach feiner Elimatifchen Lage und feinen Erwerböquel- 
Ien erfoderliche Menge von Nug= und von Brennholz nachhaltig beziehen kann. Wenn alfo 
nicht auf eine regelmäßige und ganz fihere Zufuhr aus nem Auslande unter allen Umſtänden 
gerechnet werden kann (und dies ift, abgefehen von allem Andern, nur da moͤglich, wo Wafler- 
transport befteht), fo iſt ed eine Aufgabe von der größten Wichtigkeit für ben Staat, für bie 
Dedung dieſes Bedürfniſſes zu forgen. Da, in der Hauptſache wenigftens, die Waldbäume das 
Befrledigungsmittel find, fo fällt die Löfung diefer Aufgabe zufammen mit der Lehre von einer 
zweckmäßigen Korftpolizei. Dan fehe naher das Nähere hierüber unter dieſem Artikel. — Eine 
beträchtliche Menge fließenden Waflers ift von unberechenbarem Vortheile für jenes Land. Alle 
drei Arten der Gütererzeugung, nämlih Landbau, Gewerbe und Hanbel, bevürfen vaflelbe 
gleihmäßig und namentlich iſt e8, je wärmer der Himmel und je größer alfo die mögliche Frucht⸗ 
barkeit, ein um fo größeres Bebürfniß für den Landbau, ver Bewäflerungen wegen. Wo Waſ⸗ 
fer ift in warmen Ländern, ift überſchwänglicher Reihthum an Pflanzen; ohne baffelbe dürre 
MWüfte. Nun ift e8 zwar allervings nicht möglich, jede beliebige Menge von Wafler herbeizu- 
ſchaffen, allein ed gelingt doch menſchlicher Vorficht und folgerichtiger Strenge, ziemlich Bedeu: 
tendes zu leiften. Wenn es nämlich außer Zmeifel ift, daß unter übrigens gleichen Umſtänden 
in einer Gegend, deren Berggipfel von Waldungen bedeckt find, bei meitem mehr Regen fällt 
als in einem Holzlofen Lande; wenn ferner in die Augen fpringt, daß alle, namentlich aber bie 
kleinern Waflergerinne durch dichte Baumpflanzungen längs ihrer Ufer gegen Verdunſten in 
warmer Witterung fehr gefhüht werben: fo find damit zu gleicher Zeit zwei Mittel zur Ber: 
mehrung und Erhaltung der Waſſermaſſe angebeutet, deren Bewerfftelligung ganz in ven Hän= 
den des Staatd liegt, wenn er mit der nöthigen technifchen Gefchiclichkeit und beſonders auch 
mit der erſoderlichen Ausdauer biefelben unternimmt. Da die Erreichung des gemeinnügigen 
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Zwecke zum großen Theile davon abhängt, daß nicht nur der Staat auf feinen Domänen, fon: 
dern auch jener Private auf feinen Beilgungen die nöthigen Mittel wirklich anwendet, — fo wird 
ein Zwangsrecht des Staats zur Durchſetzung feiner Vorſchriften keinem gegründeten Zweifel 
unterliegen fönnen. Jedem fteht frei die Erreichung eines individuellen Vortheils zu unterlaf: 
fen; aber gemeinnügigen Maßregeln varfer ſich nicht entziehen. 

Abgeſehen von ven Zwecke der Befhügung gegen die Sonne ift eine Bepflanzung der natür- 
lichen und künſtlichen Ufer von oͤffentlichem Intereffe. Sie verhindert das Einflürzen ver Ufer und 
fomit dad Berfanven ver Flußbette, ferner die Beſchädigung der Waflerbauten durch Hochge⸗ 
wäfler und Eisgänge, fie liefert endlich ein unentbehrlied Material zur Unterhaltuig von 
Schutzwehren. Der Staat muß daher wünſchen, daß aud da, wo eine Erhaltung ver Wafler- 
maſſe nicht in Betracht kommt, aber ein Schuß der Ufer nöthig ift, nicht nur Die ihm felbft zu= 
ſtehenden Streifen mit ven bier tauglichen Holzarten bebaut und in biefem Stande gefhügt 
werben, fonbern daß auch die Privatuferbefiger hierin nichts verfäumen. Auch bier wird das 
Recht zu Zwangsvorſchriften nicht in Abrede gezogen werben können. Sowol die Bepflanzung 
an und für fih, ald die Art und Weiſe derfelben darf vorgefchrieben werben. . 

Was endli die Einfaſſung der Landſtraßen mit Bäumen betrifft, fo fpricht nicht blos die 
Schönheit und die Annehmlichkeit fiir dieſe Maßregel, ſondern hauptfächlich theils die größere 
Erhaltung des Straßenkörperd, welcher weniger den außbdrrenden Sonnenftrahlen ausgeſetzt 
ift ‚ theils die den Reifenden bei Nacht und im Winter dadurch zugehende Sicherheit gegen Ver: 
irren und Hinabflürzen in die Seitengräben. Diefe beiden leßtern Gründe rechtfertigen einen 
Zwang, der freilich mit den zuerft genannten Annehmlichkeiten nicht vertheinigt werben Eönnte. 
Dagegen ift mehr als zweifelhaft, ob das Geſetz die Pflanzung gerade von Obftbäumen verlans 
gen kann, Indem auch Waldbäume Schatten geben und zur Richtſchnur dienen koͤnnen. Wün: 
ſchenswerth ift freilich, daß in allen irgend paflenden Gegenden diefe Quelle einer bedeutenden 
Einnahme nicht vernadhläfjtgt werde; und deshalb mag der Staat durch Erleichterung ver An- 
ſchaffung aus feinen Baumſchulen dem eigenen Bortheile der Beſitzer und der Vernunft ben 

Sieg zu fihern ſuchen. R. v. Mohl. 
Banwefen , Bantunft, Baubütten, Baubebörden, Baurechte, Baupfliäten, Bau- 
gnaden, Bauordnung, Baupolizei, Bau. — Bon allen menſchlichen Beftrebungen und Kün: 
ſten gibt feine ein unmittelbarered und vollkommneres Abbild von göttlicher Schöpfung ats die 
Baufunft. Sie will fürs erfte eine zweckmäßige Schöpfung over Organtfation für eine 
Höhere Lebensthätigkeit, für vernünftige menſchliche Zmede gründen. Sie mill dienftbar für - 
fie, fie will zweikgemäß oder nütz lich fein. Ihre Zwecke aber, oder die Bedürfniſſe, die fle 
nüglich befriedigen ſoll, find äußert umfaflenn und zum Theil groß. Sie foll in Privatbau- 
ten die Bürger und ihre Familien, durch dauerhafte gefunde und bequeme Wohnungen gegen 
die Binflüffe der Witterung und gegen äußere Störungen ſchützen, ihnen einen für ihre Bedürf⸗ 
niffe und Geſchäfte angemeffenen Aufenthalt verichaffen, auch fonftige ihren beſondern Bebürf: 
niffen entſprechende Bauten begründen. Sie fol denjelben in meift Iffentlihen Bauten 
für ihren gemeinfhaftlihen Verkehr entſprechende Straßen — jegt auch Eifenbahnen — und 
Brüden, für das Fortkommen zu Schiff und zum Schuß gegen Überfhwenmungen und Vertrock⸗ 
nungen [hügende Waflerwerfe und Dämme ſowie zur Vertheidigung nöthige Feftungen, Schlöf- 
fer und fonflige Kriegswerke bauen. Sie hat nicht minder für die gefellfhaftlichen gZwecke, Ver: 
fammlungen, Verhandlungen und Reden die angemeffenen Bauten herzuftellen, fo auch für 
Unterrichts- und wiſſenſchaftlichen Zwede und vor allem endlich für ven gemeinfchaftlichen 
patriotifchen und religidfen Cultus. 

Die Baufunft ſoll aber auch nicht blos nüglich fein, fondern fie ſoll fürs zweite zugleih 
auch darin göttliher Schöpfung fich anfchließen, daß fie ſchoͤn iſt, daß fie fchöpferifch das Gel: 
flige im Sinnlichen verkörpert, daß fle Höhere Anfchauungen, Gefühle, Ideen in harmoniſcher 
anmuthiger Geftaltung ins Leben ruft, daß fe über das Nothwendige und Nützliche hinaus an 
dem reihen göttlichen Leben theilnimmt und daſſelbe erweckt. Sie fol nit blos Handwerk, 
ſondern im edelſten Sinne des Wortes: Kunft werden. Ste foll auch die widtigften andern 
Künfte, zunächſt die bildenden, vie Malerei und Bildhauerei in ſich aufnehmen und zum fhönen 
Ganzen vereinigen und fo das Goͤttliche im religidfen und ftaatlichen Leben zum vollfommenften 
Ausodruck bringen. " " 

Sowol alfo in wirthfchaftlicher Beziehung wie in Beziehung auf die hoͤhern Lebensauf⸗ 
gaben, welche der wahre Staat umfaßt und foͤrdert, iſt die Baufunft, ihre gefunde Ausbildung 
und Anwendung für vie Staatöverwaltung hoͤchſt wichtig. Faſt mit allen Bebürfniffen ver Ge⸗ 
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fellfhaft und der Civiliſation ſteht Die Baufunft in Wechſelwirkung. Es gibt wol keinen Theil 


- der Kunft und Gultur, in welchem ſich fo fehr die Eigenthümlichkeit und die Höhere und niedere 


Stufe ver Entwidelung der Völker und Staaten zeigt ald in ihren Bauwerken. Und bei Der 
vorzugsweiſen Dauerhaftigfeit diefer Werke und Thaten der Völker entnehmen wir dfter, fo 
namentlich bei ven Agyptern, ven wichtigften Theil ihrer Geſchichte aus ihren Bauten. Und 
mehr ald andere Künfte und andere Mittel fprechen und wirken für die Völker, für ihr einheitli- 
ches nationales und religiöjed Bewußtfein ihre großartigen Bauwerke, Tempel, Burgen, Schlöf- 
fer, Pyramiden, in welchen der Volksgeiſt fich felber anſchaulich wird. 

Schon aus diefer allgemeinften Ivee und Aufgabe der Baukunſt aber ergeben fi für das 
ffantliche Verhalten zu der Baufunft einige Hauptgefichtöpunte. 

Zunächſt foll der Staat, natürlich mit Achtung ver rechtlichen Privatfreiheit feiner Bürger, 
für ihr allgemeines Wohl und für feine eigene Kraft und Blüte, ver richtigen Förberung und 
Anwendung der Baufunft und zwar ganz beſonders auch rückſichtlich der Bauten für Öffentliche 
Zwecke und aus Öffentlihen Mitteln, feine beſondere Vorſorge, Oberaufſicht und angemeffene 
Leitung angebeihen laffen. So thaten es ſchon die alten Völker, bei melden ihre Tempel, Ge⸗ 
richtshallen, Theater frühzeitig den Mittelpunkt ihres gefellihaftlichen Lebens und die dffentli- 
Shen Bauten eine Hauptangelegenheit vefjelben bildeten. So hatten auch ähnlich ven Griechen 
bie Nömer für dad Bauweſen ſchon frühe beſonders Hohe Staatsbeamten, Die Adilen. Beiden 
Germanen und namentli bei den Deutſchen forgten zwar die Kaifer und Könige durch bald 
ſehr hohe Beamten, die Palaft- oder Pfalzgrafen, für angemeſſene Paläfte, und bald ver ganze 
Adel für flattliche und fefte Schlöffer oder Burgen. Aber es bilveten ſich im Mittelalter, als fich 
zuerft eine höhere Kultur entwickelte und faft alle-höhern und gemeinjchaftlichen Angelegenheiten 
von freien genoſſenſchaftlichen Vereinen ergriffen, geförvert und geleitet wurben, für die Bau: 
kunſt überhaupt, vorzüglich aber für die Dome und Rathhäuſer, Bauhütten over Baugejell: 
[haften ver Bauleute und der Steinmegen aus. Sie wurden zuerft von Geiftlichen, feit dem 
fpätern Mittelalter aber von ven meltlihen Meiftern geleitet, nahmen vie Höchften und ebelften 
religidfen, künſtleriſchen und foctalen Geſichtspunkte in ſich auf, wirkten unmittelbar für Ausbil⸗ 
dung und Unterricht in ihrer Kunft, dann auch für ihre richtige Anwendung für die religiöfen 
und bürgerlihen Zwede. Sie organifirten ih nad) Analogie der Zünfte, und hatten, ald aner- 
fannt für hohe und heilige Zwecke wirfend, viele Privilegien und ausgedehnte eigene Gerichts: 
barkeit. Mit merkwürdigem nationalen Einheits- und Gemeinfinn brachten fie 1459 in Regend⸗ 
burg eine Bereinigung aller Bauleute und Steinmegen von ganz Deutſchland und ein allge- 
meines Statut für ihre allgemeine Brüderſchaft zuflande und Kaiſer Maximillan beftätigte 
daſſelbe ausprüdlih. In neuen Verfammlungen zu Bafel und Straßburg wurde 1563 eine 
verbeflerte Redaction dieſes Statuts gemacht und daſſelbe als Bruderbuch gedruckt. Das Statut 
ordnet die Disciplin in der Werkſtatt, dringt auf Sittenreinheit, beſtimmt die Befugniſſe der 
Bauherren, Meiſter, Parlierer (oder Polirer), Geſellen und Lehrfungen, und den Ritus der 
Aufnahme, der Losſprechung, enthält ferner Beflimmungen über Unterflügung per Genoflen 
und über geheime Erfennungszeihen. Die Haupthütten waren in Stradburg, Wien, Köln und 
Bern, Als unglüdjeligerweife die deutſchen Reichsregenten Stradburg [hmählig von Deutſch⸗ 
land losreißen ließen, trennten fie durch einen befondern Neichstagsbeichluß von 1707 Die deut⸗ 
ſchen Bauleute von biefer Haupthütte. Auch nachdem ver höhere Sinn diefer ganzen Brüder: 
haft ebenſo wie der Sinn für ihre herrlihen Dome und fonfligen Werke, den wir jegt zum. 
Theil wieder erwachen fehen, fat erſtorben ſchien, hielten noch Steinmegenbrüberfhaften in 
Hamburg, Danzig, Köln, Bafel und Züri an der Ordnung von 1565 feſt. Bekannt ift es 
auch, wie der weitverbreitete Freimaurerorden für dieſe Bauhütten noch Ältern, namentlich ägyp- 
tifhen Zufammenhang und mariche eigenthümliche, auch mit feinem Befland zufammenhängenne 
Deutungen annimmt, welde zu prüfen hier der Ort nicht iſt. Jetzt aber muß jedenfalls vie 
Staatöverwaltung für eine unmittelbare wirkfame Körberung und Leitung der Baukunſt forgen 


und zwar ſowol durch gute Bauſchulen, welche eine genügende Anzahl tüchtiger Baumeifter 


Tiefern, wie durch guie praktiſche Baubehörden, welche für die Öffentlihen Bauten forgen 
und bei ver Ausführung ber Privatbauten bie Sffentlichen Interefien wahren. 

Aus der obigen Idee und Aufgabe ver Baukunft ergibt fih fonann, unabhängig von ber 
fpectellen Technik, für die Ausführung aller Bauwerke ald der erfte Hauptgeſichtspunkt Der, 
daß diefelbe ſowie die Werke der göttlichen Schöpfung völlig zweckentſprechend feien. Sie koͤn⸗ 
nen, wie insbeſondere auch Die erfte Autorität für die Beurtheilung des Schönen, wie Goethe 
mit Nachdruck hervorhebt, nicht fehön fein, ſobald, wie fo oftmals bei monernen Bauwerken, 











Bauwefen 407 


ihre · Unzweckmaͤßigkeit zutage tritt. Zugleich mit biefer Zweckgemäßheit und mit der Har⸗ 
monie und Solivität, und ben natürlichen und mathematifchen Grundgeſetzen entfprechend, 
muß dann fürd zweite die Höhere fhöpferifähe Idee in der harmonifchen Geftaltung als er: 
freuende und erhebende Schönheit hervortreten. Der wefentlichfte Theil derſelben und bie 
Grundbedingung des Schönen, die ſchoͤne Form, ift meift nicht einmal Eoftfpieliger als die un- 
ihöne. Aber auch ein verhältnigmäßiger Aufwand für die wirklich Schöne Ausführung tft wegen 
ihrer wohlthätigen Wirkungen keineswegs, wie fo Viele wähnen, eine nuglofe Verſchwendung. 
Sie ift bei den Öffentligen Werken, je nach ihren Höhern Zwecken, politifc Heilfam und löbliqh 
Sie ift auch lohnender wie fo viele andere Ausgaben für weniger bleibenve und zweibeutigere, 
jedenfalls vergänglichere Wirkuagen. 

Über die Baurechte entfcheibet Da Civilgeſetz, deſſen Veflinimungen jedoch auch ben ſtaatd⸗ 
wirthſchaftlichen und polizeilichen Intereſſen dienen mögen, obgleich ihr unmittelbarer Gegen- 
fand nur das Rechtsverhaͤltniß ift. Ein folzes Rechtsverhältniß befteht allernächft zwiſchen dem 
Bauherrn und dem Unternehmer, oder vom Dörsfmeifter und den Arbeitern, fodann zwiſchen 
Bauherr ober Baumelfter und irgendeinem Dritten, welchem durch den Bau (3. B. auf frembem 
Grund over mit fremden Material) oder durch deſſen Erfurz oder Baufälligkeit Schaden oder 
Gefahr zugeben kann, zumal aber zwifchen dem Bauherren ıner Eigenthümer und beifen Nach⸗ 
barn. Die Geſetze haben die gegenfeitigen Anſprüche und Schufiafeiten dieſer Perfonen unter: 
einander zu beflimmen, für Streitigkeiten die Entſcheidungsregeln wufzuftellen und bie im all- 
gemeinen Intereffe liegenden, namentlid) zu Unternehmung von Bauten emunternden Begün⸗ 
fligungen und Sicherſtellungen auszuſprechen. Am wichtigſten find bie nahbarlihen Verhält: 
niffe. Die Nähe des Zufammenmwohnens, zumal in Städten, bringt fo viele herile Berüh⸗ 
rungen und wiberflxeitende Interefien hervor und dann auch wieber fo viele Gelegenheiten zu 
‚gegenfeitiger Bequemlichkeit oder Koftenerfparniß u. f. w., daß die möglichft genaue Feſtſtellung 
der hier in Frage ſtehenden Punkte pringend noththut. Auch finden wir darüber ſchon in ven 
alten Gefeggebungen, insbeſondere in der römifhen, jehr umftändliche Beftimmungen , welche 
großentheils noch jegt in Deutichland ald gemeined Recht gelten, zum Theil jedoch durch bie ver: 
ſchiedenen Landesgeſetzgebungen modificirt oder mit den auf bie neuern Verhältnifle fich bezie⸗ 
benden Zufägen verjehen worden find. Die auf Licht und Luft — nämlich einerſeits auf mög- 
lichſt freien Genuß beiver, anbererfeit8 auf die Unnachtheiligkeit dieſes Benuffes für den Nthbar 
— fich beziehenden Dienſtbarkeiten und Beihränfungen, jene des Waflerabfluffes und ver Dach⸗ 
traufe, jene des Anbaus oder auch des Einlaflend von Balken in des Nachbars Mauer, dann 
pie in Anfehung der (gemeinſchaftlichen oder nicht gemeinſchaftlichen) Scheidemauern zu beobach- 
tenden Grundſatze gehören hierher. - 

Für Baulichkeiten, deren Erriätung und Unterhaltung im Öffentlichen Interefle liegt, doch 
nicht überall oder ausſchließend vom Staat, fondern etwa von unmittelbar Bethelligten over 
aus befondern Titeln Berpflichteten zu beftreiten ift, regelt das Geſetz die Baupflicht oder feht 
bafür eine gewiſſe Goncurrenz feſt. Es gefchieht diefes zumal in Anfehung der Kirchen und 
Scäulbäufer, dann aber au der Strafen, Brüden und Dämme, auch — je nad den Juris: 
dietionsverhättniffen — der Gefängniffe, Amthäufer u. ſ. w. Die Kirchenbaupflicht fteht nad 
gemeinem Recht (infofern nämlich nicht bereits ein eigener Baufonds vorliegt) allernähft dem 
Batron zu, ſodann dem Zehentheren und der Gemeinde (nad) einem in ven befondern Landes: 
gefegen und Gewohnheiten verſchiedentlich beſtimmten Verhaͤltniß). Die Iette iſt in der Regel 
auch da, wo ein anderer Bauberr einzutreten hat, wenigftend zur Beifuhr der Materlalien u. ſ. w. 
frohnpflichtig. Infofern Die bürgerliche Gemeinde zugleich die Kirchengemeinde iſt, Teuchtet bie 
Billigkeit ſolcher Beflimmung ein; wo jene ſich aber in mehre Confeſſionen theilt, Tann mit Recht 
nur die Kirchengemeinde ald baupflichtig erklärt werden. Ahnliches findet auch beim Schulhaus⸗ 
bau gewöhnlich flatt, infofern nämlich nicht eigene Bonds ober näher liegende Hülfsquellen vor⸗ 
handen find. Hier wie dort tritt übrigens auch bie ſubſidiaͤre Baupflicht des Staats ein, deren 
Grenzen jedoch meift fehr enge gezogen fin. 

Die Bervollfländigung und nähere Beftimmung ber baurechtlichen Geſetze enthalten bie po⸗ 
Itzeilichen Bauordnungen, welche wegen ver Verſchiedenheit der Iocalen Umflände und Bedürf⸗ 
niffe zwar wol auf allgemeinen Grundfägen beruhen, jedoch für die Anwendung berfelben gro⸗ 
ßentheils nur particuläre Vorſchriften enthalten können. 

Das öffentliche Intereffe bet Baufachen geht vorerft dahin, daß die zum öffentlichen Ge⸗ 
brauche beftimmten oder dem Geſammtbedürfniß gewidmeten Baulichkeiten mit nur verhältniß- 
mäßigen Koſten in thunlichſt entſprechender Zahl und Vollkommenheit aufgeführt und unter= 
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— Halten werben. Daffelbe Interefje jedoch findet auch in Anfehung ber Privatbauten flatt, da, 
was den Wohlſtand und ven Lebensgenuß ver Einzelnen fördert, auch Gewinn für die Nation 
tm Ganzen ift. Die theils ſtaatswirthſchaftlichen, theils pollzeilihen Zwecke der Bauordnungen, 
überhaupt der von Seiten des Staatd dem Bauweſen zu winmenben Sorgfalt beftehen ſonach 
darin, daß 4) gut, d. 5. zweckmäßig, bequem und dauerhaft, 2) gefund, 3) vor Peuerd = (und 
Waſſer⸗) Gefahr möglichft gefihert, A) allerfeits unnachtheilig und ungefährlich, 5) nicht zu 
theuer und 6) foweit die bemerkten Zwecke es erlauben, auch geſchmackvo( und [hön gebaut 
werde. 

Dass allgemeinſte Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke tft eine Bage Ordnung und Beauf⸗ 
fiihtigung der dem Baumefen gewidmeten Gewerbe, ſodann Die gate Unterrichtsanſtalt zur Bil- 
dung tüchtiger Baumeifter und Baufünftler, endlich die zuntmäßige Gründung ber beſondern 
zugleich tehjnifchen Behoͤrde für Leitung und Benuffläsgung des geſammten Öffentlihen und 
Privatbaumwefens im Stante und die Bertheilung Hrer kunſtverſtaͤndigen Mitgliever über bie 
zweckmäßig Hierfür zu beftimmenben Bezirke. Sar die Geſundheit der Bauten gibt Die mebtei: 
uifche Polizei die geeignete Vorſchrift. Ngarlich verſchieden je nach ven Iocalen Verhältniffen, . 
und namentlich verſchieden für Stabt ums Land. Ein Hauptaugenmerk wird dabei immer fein 
reine Luft und Licht, beides leicht zu verſchaffen auf dem Lande, welt ſchwerer in Stäpten, es 
ſei venn, dieſelben würden erft ganz neu erbaut, und zwar.auf einem für einen entfprechenpen 
Plan hinreichenden und üfrchaupt geeigneten Raum, Doch auch in alten Städten mit engen 
Straßen und dicht genrängten Wohnungen kann die Baupolizei eine wirkfame Nachhülfe Leiften 
durch deſto forgfärtgere Beauffihtigung des Einbaus ver Häufer, durch Niederreißung un- 
nügen Gemäaerd, zumal ber mittelalterlichen Stabtmauern, dann aber auch ver Die Straßen 
verengenden Vordächer und anderer Anbauten, durch Anlage wenigftens einiger geräumiger 
Pläte und breiterer Straßeneingänge mitteld Ankaufs und Abbruch der ungünftigft ſtehenden 
Gebäude, durch eine für Neubauten oder auch Sauptreparaturen ver Häufer vorzufchreibende 
firenge Ordnung und durch andere in das Bebiet der allgemeinen Geſundheits- und Reinlich⸗ 
feitöpolizei gehörende Anftalten. Wenn zu Erweiterung der Straßeneingänge ober zu Anlage 
von Plägen das Nieberreißen von Privatgebäuben, oder zur Berwirflihung ber für Erweiterung 
ber Stadt oder für neue Anlagen obrigkeitlih zu entwerfenden Bauplane die Erwerbung von 
Privatgründen nothwendig wird, fo wird ein vernünftiges Exrpropriationdgefeg hierzu das den 
billigen Anfprücden der Cigenthũmer unnadhtheilige und. doch die Geſammtheit vor muthwilliger 
Hemmung oder unmäßiger Bertheuerung ſchützende Mittel varbieten. 

Es fragt fih, ob auch im Interefle ver Schönheit die Exrpropriation flattfinden , ober ob 
überhaupt in ſolchem Intereffe ven Brivateigenthümern und Bauherren eine Zwangsvorſchrift 
für die Art ihre Bauens ohne Rechtsverletzung gegeben werben könne? — Man muß wohl 
dabei unterſcheiden zwifchen dem Interefle der Nichtverunftaltung und jenem ver Schönheit 
überhaupt, ſodann zwiſchen neu aufzuführenden Bauten und Abänderung ſchon beſtehender, 
endlich zwifchen Stadt und Land und zwiſchen großen, glanzvollen Städten und Fleinen ober 
armen. Je nach ſolchen Unterfchieven iſt auch jened Interefie bald ein geringfügiges, bald ein 

größeres, nad) Umfländen ein ſehr großes; und in eben dem Verhältniſſe verengt over erweitert 
fi aud) das Recht ver Baupolizel. Das unbedenklichſte Mittel iſt freilich die Ermunterung zu 
freimilligem verfhönernden Bau oder Wiederaufbau vermitteld Geldunterſtũtzung oder anderer 
Vortheile, d. 5. fogenannter Baugnaden, die man den nad) [hönerm Plane Bauenden ange- 
beihen läßt. Doc; wird daſſelbe leicht allzu koſtſpielig, iſt auch oft unwirkfam und macht daher 
den Zwang nicht entbehrlih. Bei dem zunehmenden Wetteifer ver Städte, duch geſchmackvolle 
Anlagen und Bauten nicht minder ald durch reelle Vortheile zur Nieverlaffung oder zum Ver⸗ 
mweilen in ihren Mauern einzuladen, bei dem nicht zu verfennenden Einfluß der Pflege des 
Schoͤnheitsſinns felbft auf fttlihe Bildung und bei der wirklichen Beleidigung, welde einer 
Bürgerfchaft winerfährt, wenn fle den von ihr mit Unkoſten, Mühe und Opfern erftrebten ſchö⸗ 
nen Geſammteindruck ihrer Stabt ober einer Straße oder eined Platzes durch ven Eigenfinn, 
den Muthwillen ober die Engherzigkeit einiger Weniger in einen durch den Gontraft deſto wi: 
derwärtigern Effeet umgewandelt fehen full, läßt fi auch das Recht der Geſammtheit, mithin 
ber Gemeinde⸗ (nicht aber ver Staats⸗) Polizei, für neue Anlagen oder neu zu erbauende Ouar: 
tiere oder Straßen u. |. w. den von jedem Einzelnen zu beobachtenden Bauplan auch im Inter: 
effe der Schönheit vorzufchreiben und auffallende Verunftaltungen überall entfernt zu halten 
oder hinweg zu räumen, nicht wol bezweifeln. Durch Verfchönerung der Stadt, melde etwa 
zur Refidenz ober zum Sig der höhern Behoͤrden erhoben warb, gewinnt ohnehin jenes Haus 
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ſchon fo Vieles am Kaufwerth, daß die dem Einzelnen etiva zur Laft fallenden Unkoſten davor 
weit überwogen werben und jelbft die an ven Eigenfinnigen ergebende Zumuthung ded Verkaufs 
mit der Laft des Abbruch und des ſchoͤnern Wiedererbauens nach Umſtänden durchaus nicht als 
“Härte erfiheinen kann. Gefahr des Misbrauchs wird Feine vorhanden fein, mofern nur die 
Autorität, welche in ven concreten Fällen zu enticheiven hat, al& ein wahres Organ bes vers 
nünftigen Geſammtwillens, nicht aber eined herriſchen Einzelwillens ober gar eines der Ge⸗ 
meinde völlig fremden Willens erfcheint. _ | . 

Zur Wohlfeilheit ver Bauten tragen bei, neben der freien Concurrenz der Gewerbtreibenden 
oder überhaupt einer guten Gewerbeordnung, vie. Anftalten für Herbeifchaffung over Bereit: 
Haltung der nöthigen Baumaterialien, überall nad Verhältniß des wahrfcheinlichen Bedürf⸗ 
niſſes der verfchiedenen Ortſchaften oder Bezirke, namentlich die Sorge für Erridtung einer 
hinreichenden Zahl von Kalk: und Ziegelbrennereien ‚ für erleihterte Herbeifuhr von Bauholz 
aller Art, aud von Baufleinen und andern Erfoperniffen. Die von Staats- oder Gemeinde⸗ 
wegen, oder auf deren Ermunterung von. Privaten, anzulegenvden Magazine von ſolchen Ma⸗ 
terialien, ober die jogenannten Bauhöfe, dann, wo bei etiwa mangelnder Goncurrenz eine mono⸗ 
poliftifhe Vertheuerung droht, vie Feſtſetzung mäßiger Bautaren für die verfchiedenen Arten 
der Arbeit und ver Arbeiter, dienen vemfelben Zwei. Wo fich anfehnliche Gemeindewaldungen 
vorfinden, wird, gleich billig als zweckmäßig, ven baulufligen Bürgern das Bauholz um einen 
ermäßigten Anfchlag (den fogenannten bürgerlichen Preis) zu verabfolgen fein, nah Umfländen 
auch Kalk und Ziegel u. |. w. 

Das Intexefle ver Wohlfeilheit kommt nicht felten in Widerftreit nicht nur mit jenem ber 
Schoͤnheit, fondern-nod mehr mit dem der Feftigfeit und zumal mit jenem der Sicherung gegen 
Beuerd = (oder Wafler-) Gefahr. In ver Regel zwar foll e8 dieſen legtern, im Allgemeinen 
höhern Interefien weichen; doc kann die ausnahmölofe und zwangsweiſe Einfhärfung folder 
Regel, je nad) den Örtlichen und perfünlichen Verhältniſſen, zur Ungerechtigkeit, ja zur Tyran⸗ 
nei werden. Wenn, wie die Bolizeigefege mehrer Länder befehlen, überall, ohne Unterſchied ob 
Stabi over Dorf, ob vereinzelt oder aneinandergerüdt, alle Häufer von Stein erbaut und mit 
Ziegeln over Schiefer gedeckt werden müſſen, fo ift den etwa an Holz reichen, aber an Kalf- und 
Ziegelbrennereien Mangel leidenden Gegenden und den blos eines Fleinen abgefihienenen Wohn: 
platzes begehrenden Armen, welche wol etwa eine hölzerne Hütte, nicht aber ein fleinernes Haus 
zu erbauen vermögen, eine harte Bebrüdung zugefügt und, mit Verachtung der localen Bepürf- 
niffe und Gonvenienzen, eine — felbft auch äfthetifch verwerfliche — naturwidrige Einfdrmig- 
feit durch despotiſches Machtgebot dem bevormundeten Volke aufgedrungen. Wol verdienen 
dergleichen Gebote Billigung in Städten und größern Dörfern, weil alldort die Beſchränkung 
nicht im Misverhältniß fteht mit der dadurch abzuwendenden gemeinfchaftlihen Gefahr, und 
weil Niemand bereihtigt iſt, ven Andern zu gefährden. Aber bei Eleinern ober auseinander ge⸗ 
bauten Dörfern und Weilern oder gar bei einfam gelegenen Häuſern werben fle zur zweckloſen 
Härte, ſobald fie die Linie der wirklich zuläffigen, nämlich gegen ertennbare Thorheit gerichteten 
Bevormundung überſchreiten. Wol alfo mögen die in Brandfällen durch ſchnellen Einfturz 
bas Leben ver Bewohner in die handgreiflichſte Gefahr fegenden gemeinen Strohdächer verboten 
werben, nicht aber vie befler conftruirten und nicht die Schindeldächer (verfteht fich bei einfam 
ſtehenden Häufern), und nicht bie hölzernen Gebäude überhaupt. Auch die gewöhnlich urgirte, 
duch das häufigere Verbrennen folder Gebäude den Brandaſſecuranzkaſſen zugehende größere 
Beſchwerde kann nicht zur Rechtfertigung jenek Verbote dienen, weil folder Beſchwerde am ein- 
fachſten dadurch abzuhelfen ift, daB man das Maß der in die Brandkaſſen zu zahlenden Beiträge 
nad jenem der Gefahr beftimme. Im Übrigen, dad heißt mit Enthaltung von unnoͤthiger Härte 
ober übertriebener Beſchränkung, ift es allernings eine Hauptaufgabe der Bauorbnung, bie zur 
Hintanhaltung oder Verringerung der Feuersgefahr dienlichen Vorſchriften, 3. B. in Anſehung 
der Feuer- und Scheidemauern, der Feuerwerke und Rauchfaͤnge u. ſ. w. zu geben, über deren 
genaue Beobachtung alddann die Feuerpolizet, allernächft die periobifche Feuerbefhau zu wachen 
hat. Die bei öffentlihen Gebäuden anzuordnende, bei Privatgebäuben wenigftens zu ermun- 
ternde Errichtung von Bligableitern und die über biefelben zu pflegende Auffiht, die Begünfti: 
gung und Benugung der die Berbrennligkeit mindernden Erfindungen (mie ver Lehmſchindeln, 
der chemiſchen Anſtriche u. ſ. w.), Die befondern Vorſchriften für die Bauart-der für Zubereitung 
ober Aufbewahrung feuergefährlicher Gegenſtände beftimmten, zumal auch große Feuerwerke 
enthaltenden Gebäude u. f. iv. gehören gleichfalls hierher. 

Bei Aufführung eines Baus kann durch Unvorſichtigkeit, z. B. bei dem Ausgraben ber 
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Keller, bei Offenhaltung ver Kalkgruben, bei ſchlechter Beſchaffenheit ver Gerüſte u. f. w., man⸗ 
cherlei Gefahr für die Arbeitenven und für die Nachbarn over Vorübergehenden entfliehen. Die 
Bauordnung bat auch dieſen Lbeln zu fleuern und die Polizei den Verordnungen verfelben Kraft 
zu geben. Bine nod) größere Gefahr aber entfteht durch Die Baufälligfeit ver Häufer. Wenn Die 
Polizei durch eigene Wahrnehmung ober durch irgendeine Anzeige davon Kenntniß erhält, fo 
bat fie ven Eigenthümer zur Beranftaltung ver ſchnellen Abhülfe aufzufodern, oder in dringen: 
den Fällen fie auf Unkoften des Eigenthümerd unmittelbar. felhft anzuordnen. Yür den durch 
den Einfturz noch neuer Gebäude verurſachten Schaden ift billig der Baumeifler neben dem 
Bauführer verantwortlich; bei alten Gebäuden haftet ver Eigenthümer dafür, infofern ihm da⸗ 
bei eigenes Berfäumniß oder Verſchulden zur Laſt liegt. Das gemeine Recht verpflichtet ihn auch 
zue Sicherheitsleiſtung für den durch den bereit drohenden Cinſturz etwa Fünftig zu verurfa- 
enden Schaden. Iſt er ungeneigt ober unvermögend zur Wiederherſtellung over zum Neubau 
des baufaͤlligen Haufes , fo kann ihm der Verkauf deſſelben mit der Laft des Abbruchs und Wie⸗ 
deraufbaus aufgelegt werben. 

Das wihtigfte zur Durchführung aller biöher angebeuteten Intereflen und Aufgaben ver 
Staatöverwaltung in Beziehung auf dad ganze Baumefen im Staate bleibt ſtets die gute Cin⸗ 
richtung ber Bauſchulen und der Baubehoͤrden. Diefe Wichtigkeit wird auch wol jegt im All⸗ 
gemeinen anerkannt, doch gibt e8 weder übereinſtimmende, noch aud der ganzen Wichtigkeit 
und Schwierigkeit der Sache entſprechende Cinrichtungen in den einzelnen Staaten. Für den 
Unterricht forgen zum Theil nothdürftig die allgemeinen polytehnifhen Säulen, in Preußen, 
welches in Beziehung auf die Baukunſt die ausgezeichnetſte Stellung einnimmt, eine befonvere 
Baualabemie. . 

Als praktifche und technifche Baubehoͤrden finden ſich nicht blos allgemeine Dberbehörben 
oder Oberbaudirectionen, und Local⸗ oder Bezirksbaubeamten, fondern nach der gemöhnlichen 
etwas weitläufigern dreifachen Abtheilung auch noch Mittel oder Provinzialbehörben. Die 
oberften Behoͤrden find bald ebenfo einem Minifterium einverleibt oder fuborbinirt wie bie 
Mittelbehoͤrde ver Provinzial: oder Kreißtegierung, bald find fie coorhinirte, abgefonderte Be⸗ 
horden. In Hſterteich „Preußen und Baiern iſt wie in Frankreich und Spanier die Oberdirec⸗ 
tion zugleich mit Handel und Induſtrie einem beſondern Miniſterlum übergeben; in England 
ebenſo dem Obercommifſar der Parken, Forſte, Paläſte und offentlichen Arbeiten, in Rußland 
einer den übrigen Miniſterien coorbinirten Direction der Land und Waſſerbauten, in Holland, 
wo die Waflerbauten fo befonders wichtig find, einem Minifter des Waflerftanteß und der öffent 
lichen Arbeiten. Untergeorpnet wurde bie Directton früher fehr Häufig, ſowie noch jegt in Sach⸗ 
fen, dem Finanzminifterium vorzüglich wol deshalb, weil vie fürftlihen Kammern und ber 
- Zanvesflscus die meiften Öffentlichen Bauten aufzuführen und ihre Koften zu beftreiten haben. 
Doch iſt die Unterordnung unter das Miniflerium des Innern wol zweckmäßiger ımb eine 
. Xheilung unter beide Mintfterien, wie in Würtemberg und Baden eine Theilung ſogar noch mit 
dem Minifterium des Auswärtigen, welchem in Baden bie Eifenbahnbauten unterftehen, wol 
noch bevenklicher. Freilich läßt fi ohne Nüdkficht auf die Größe der Staaten und ihre übrige 
Organifation über die befonbere Organijation der Baubehoͤrden nicht leicht eine allgemeingũl⸗ 
— tige Regel aufftellen. Nur ſoviel ift ſicher allgemein gültig, daß bei ver Uinteroronung over Ein- 

verleibung der Baubehörben ſtets ihr beſonders wichtiger und beſonders ſchwieriger eigenthüm⸗ 
licher Beruf und deſſen beſondere hochſte Grundſaͤge hinlänglich beachtet bleiben müſſen, nament⸗ 
lich auch durch Die Übertragung an vorzüglich ausgebildete techniſche Räthe, und daß bei ver Ab⸗ 
fonderung ver Baubehdrden dahin gewirkt werden muß, daß fie die Angemeſſenheit ihres Wir⸗ 
tens im Verhaͤltniß zu ven Intereffen und Kräften des Staats nicht vergeſſen. Selbſt nit ein- 
mal volllommen ſchoͤn würnen nad ven allgemeinften Geſichtspunkten an der Spiäe dieſes Ar- 
tikels ihre Werke genannt werden dürfen, wollten fle, mie leider oftmals, über eine dann nur 
angebliche Schönheit pie Zweckmaͤßigkeit ihrer Bauten vernadjläffigen, ober dieſelbe auch dadurch 
vermindern, daß die Koften verfelben unverhältnigmäßig würden. Themiftofles tavelt einen 
Redner, weil für feine große Rebe fein Staat zu Bein ſei. Das könnte vielleicht auch auf manche 
Schloß⸗ und andere Bauten Anwendung finden. Ein weſentliches Grundgeſetz der [hönen Bau- 
kunſt ſelbſt, die Harmonie möge auch Infofern der ganzen Einrichtung des Staatsbauweſens 
vorſchweben, daß diefelbe mit dem ganzen Staatöbau, feinen Grundgefegen und Intereffen in 
Harmonie bleiben muß. Diefes ſchließt namentlich aud bei aller Vorſorge für gutgebildete 
Baumelfter und für gute Ausführung der Bauten doch die burraufratifch = despotifchen Ver⸗ 
legungen der Privatfreiheit ver Bürger aus, folange dieſe nicht verlegen gegen ihre Mitbürger 
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oder den Staat wirken wollen. So wir Die Baufunft freies Gewerbe und ihre Privatausübung 
für bie Bürger und Brivatbauherren von ihrem Privatwillen freibleisen. Die Bürger werben 
unter jener natürlichen Beſchränkung nad ihrer Überzeugung frei ſich ald Bauneifter im In- 
und Auslande ausbilden, frei für ihre Bauten ihre Meifter erwählen und von den Ihrigen nach 
ihrer Freiheit bauen dürſen. Dieje Breiheit und Concurrenz wird der Kunft feibft förderlich 
fein und fle vor Einfeitigkeit und Entartung ſchützen. - Notted und Welder. 

Bayle (Peter) ward 1647 in Garlat, einer Gemeinde der Grafſchaft Foix, geboren. Sein 
Bater, ein reformirter Prediger, forgte für feine frühere Bildung und feinen erften Unterricht. 
Um dieſen fortzuſetzen, ſah er jich genöthigt, den Jungen fremden Händen anzuvertrauen, und 
fhickte ihn nach Toulouſe, wo das Bollegium der Jefuiten In gutem Mufe fland. B. beſaß An⸗ 


| lagen, zeigte Fleiß und machte fchöne Fortſchritte. Außer den Schulgegenftänben , die eben nicht 


.von befonderer Bedeutung waren und unter denen die Scholaftil und die Theologie die erften 


Stellen einnahmen, beſchäftigte Ihn auch die Schöne Literatur und die Geſchichte, und von allen 
Shriftftelleen zogen ihn beſonders Plutarch und Montaigne an, ein Zeichen der Verwandtſchaft 
mit feinem Geiſte. Die Jeſuiten, welche Talente zu würdigen und zu gebrauchen mußten, ſuch⸗ 
ten B. für ih zu gewinnen, was ihnen aud gelang. Das größte Hinverniß, daß fle bei ver 
neuen Erwerbung zu überwinden hatten, dad aber überwunden werben mußte, war die Melt: 
gion. Diefer Orden war nicht von der Art, daß Ihn gewöhnliche Hinderniſſe ſchreckten, und er 
yerfiand fich auf das römiſche Handeln fo gut ald auf das Dulvden, um zum Ziele zu gelangen. 
B. warb befehrt und ſchwur feierlich den veformirten Glauben ab. Welchen Eindruck dad auf 
feine Altern und befonverd auf feinen Bater machte ‚ läßt ſich begreifen. Diefer verzweifelte in» 
beffen nicht, den Bekehrten aufs neue zu befebren, und führte für feinen Glauben fo flegreiche 


"Gründe an, daß der Sohn der nöthigenben überzeugung nicht wiberftehen konnte. Er verließ 


heimlich Toulouſe, begab ſich zu feinen Altern und ſchwur ebenfo feierlich ven katholiſchen Blau: 
ben wieder ab, als er ihn befchiworen hatte. Nach dieſem Vorgange hielt er e8 nicht für gut, in 
dem damals fehr katholiſchen Frankreich länger zu bleiben, und begab fih nad) Genf, mo er 
einige Jahre ald Privatlehrer lebte. Seine beengte Lage trieb ihn wieder nach Frankreich zurück, 
wo er eine befiere Zukunft hoffen durfte, wenn er nur ven Berfülgungen der Jefuiten und der 
rachſüchtigen Katholiken entging. Er hielt ſich darum von ben Orten entfernt, wo er bekannt 
geworben war, und brachte einige Zeit in Rouen zu, ging dann nad) Paris, wo er größere 
Hülfsmittel für feine fernere Ausbildung und feine wiſſenſchaftlichen Arbeiten fand und ſich als 
Erzieher ver Kinder des Marquis von Beringham feinen Lebendunterhalb erwarb. Im Jahre 
1675 ward ein Lehrſtuhl der Philofophie zu Sevam erledigt und zur Befehung beffelben ein 
Goncurd eröffnet, in welchem B. jo gut befland, daß von feinem feiner Mitbewerber auch nur 
bie Rede war und er alle Stimmen für fi hatte. Hier lebte. er mit Auszeichnung bis 1681, wo 
der fromme Ludwig XIV. die Univerfität Sevam, wie alle übrigen, welche Die Proteftanten in 
Sranfreich hatten, aufbob. Der junge Gelehrte aber Hatte ſich Schon einen folchen Ruf erwor⸗ 
ben, daß ihm fogleich eine Stelle ald Lehrer ver Philofophie zu Rotterdam angetragen ward, 
die er auch unbevenflid annahm. Er befleibete biefelbe mit immer gleichem Eifer und demfelben 
Erfolge. Auch fing er an, feinen fhriftftellerifchen Auf zu begründen. Er fchrieb feine verfchie- 
denen Gedanken über ven Kometen und beftritt mit philofophifchen und theologiſchen Gründen 
dad Vorurtheil, als verkünde diefer Himmelskoͤrper der Welt ein Unglück. Dann gab er feine 
Kritik ver „Geſchichte des Calvinismus“ von Maimbourg heraus, in welder er die Verleum⸗ 
dungen widerlegte, die viefer Jefuit in dem angeführten Werke gegen die Proteftanten verbrei⸗ 
tet hatte. Die Fürzefte und einfachfte Weife, feinen Kritiker zu beftreiten und zu belehren , fand 
Maimbourg in der Gewalt, die ex um ihren Beifland anrief. Auf den Befehl Lubwig's XIV. 
ward B.’8 Schrift durch Henkershand verbrannt und fo die Wahrheit, nad) dem Sinne der Ge: 
walt, in ihre Rechte wieder eingefeht. Die Philofophte von Descartes hatte unfern Gelehrten 
viel beſchäftigt, und er ließ feine Gedanken über dieſelbe in einem eigenen Werke druden. Im 
Jahre 1684 begann er die Herausgabe einer kritiſchen Zeitfchrift über Literatur und Philoſophie, 
die großen Beifall fand und in ganz Guropa gelefen warb, welche ihn aber ver Zuſtand feiner 
Geſundheit ſchon nad) prei Jahren wieder aufzugeben nöthigte. Die Verfolgungen, welche vie 
Proteſtanten in Frankreich, beſonders nad der Zurücknahme des Ediects von Nantes (1685), 
zu erdulden hatten, und ald veren Opfer fein eigener Bruder, ver reformirter Prediger geive- 
fen, im Gefängnifle geflorben war, beflimmten ihn zur Herausgabe mehrer Schriften, in denen 
er die Intoleranz und den Fanatismus nachdrücklich befämpfte. Zu denfelben gehörten unter 
andern eine unter dem Titel: „Was das ganz katholiſche Frankreich unter ver Regierung Lud⸗ 
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wig's d. Gr. iſt“, und ein philoſophiſcher Commentar über bie Worte des Evangeiums: „Näthige 
fie einzutreten” (compelle intrare), in welchen die Schänplichkeiten und Nachtheile aller gewalt⸗ 
famen Befehrungen auseinandergefegt und mit ven lebhafteften Farben geſchildert find. Es ift 
ein Betveis der Kortichritte des menfchlichen Geiſtes, daß wir wenigftens nicht mehr nöthig Ha= 
ben. das Ungeheuer ver religiöfen Intoleranz zu befämpfen und die Gemüther über die Erfchei- 
nung eines Kometen zu beruhigen. Wir find doch ſoweit gekommen, daß wir nit mehr glau- 
ben, ein gottgefälliges Werk zu thun, wenn wir in feinem Namen Die verfolgen, martern und 
morben, welche eine andere Borftellung von ihm Haben als wir; daß wir und nicht mehr anma⸗ 
Ben, über das Gewiſſen und die Meinung von Menfchen zu herrſchen, vie gleiche Rechte mit 
und haben und von Dingen, die und Allen ein Geheimniß find und bleiben werben, ebenfo viel 
wiflen als wir felbft. Die Öffentliche Meinung hat wenigftend die veligiöfe Intoleranz geächtet 
und ald Stantögrundfag zur Unmöglichkeit gemacht, wenn auch Einzelne noch in ihrem eigerien 
Interefje oder aus Beſchränktheit das Heil der Seele und der Geſellſchaft durch fie begründen und 
befördern möchten. Es dürfte jept Höchftens noch bedenklich jein, von ven Nachtheilen und Ge⸗ 
fahren ver polttifchen Intoleranz zu reden, die, oft ebenfo ungerecht und graufam als die reli- 
gidfe, wenigftend immer fo abgefhmadt ift, weil fie ihren Zweck ebenſo wenig erreicht. Daß 
wir in Bezug auf Toleranz fortgeſchritten, beweiſt der Umſtand, daß in unfern Tagen ein 
Mann von B.'s Ruf und Gelehrſamkeit fih ſchwerlich dazu verſtehen würbe, zu bemeijen, 
wie die Kometen kein Uinglüd verkünden und bie Unduldſamkeit in Glaubensſachen eine Un: 
gerechtigkeit und Thorheit zugleich fei. Den Iehtern Beweis würde man jegt wenigſtens in 
den meiften Staaten Curopas ohne Gefahr führen. B. ward es nicht fo gut! Selbſt die Pro: 
teftanten, für Die er geichrieben, verbammten ihn und feine Lehre. In dem Kampfe gegen B. 
zeichnete fich fein alter Freund und College, der proteftantifche Prediger Furieu, aus. Er ging 
foweit, als fein foͤrmlicher Ankläger aufzutreten und ihn vor dem Gonjiftorium von Rotterdam 
als einen Keind der Kirche und des Staats zu belangen. Das war zu allen Zeiten fo. Jeder, 
den man verberben wollte und Feines Vergehens überweifen Tonnte, der, durch feine Unſchuld, 
durch feine Tugend geſchützt, von ben Gejegen nicht zu erreichen If, gebt In ber weiten unbe- 
flimmten Anklage unter, daß er fich gegen den Thron und den Altar verſchworen. Das iſt ein 
weites Meer ver Schuld, aus dem fich der Unglüdliche, ven man hineingeworfen, an kein Ufer 
rettet. Jurieu war B.'s Freund geweſen und ihm für geleiftete Dienfte durch Dankbarkeit ver: 
pflichtet. Jurieu abet war auch ein Diener Gottes und feiner heiligen Kirche; und gebt Gottes 
Sache nicht über menſchliche Dinge, die Ewigkeit nicht über das ſchnoͤde Zeitliche? So haben 
fich Die immer auf den Himmel bezogen, welche fi ihren Pflichten auf der Erde entziehen 
wollten. DieBehdrben in Rotterdam fuchten ven Streit auszugleichen und den Folgen beffelben 
zu begegnen. Da ed ihnen aber nicht gelingen wollte, thaten fie, was eine hohe Obrigkeit in 
ähnlichen Fällen zu thun pflegt: fie gaben ver herrſchenden Stimmung nach, wollten des Ber: 
raths an Kirche und Staat fid) nicht verbächtig machen, entfegten B. feiner Stelle, zogen feine 
Penſion von 500 Gldn. ein und verboten ihm fogar Privatunterricht zu geben. B. machte über 
den efelhaften Streit mehre Schriften befannt,, die aber für und weder belehrend noch anziehend 
fein konnen. Es macht ihm Ehre, daß er fein Schickſal mit Gleihmuth ertrug. Die Muße, 
welche ihm geworben, benugte er, um fein Hiftorifche und Exitifches Woͤrterbuch („Dictionnaire 
historique et critique‘’) zu fhreiben, ein unermeßliches Werk, ein unnergängliches Denkmal 
feines Verfaſſers, ver in ihm ein ausgebreitetes Wiſſen, reife Urtheilskraft, Scharffinn und eine 
feltene Gelehrſamkeit und ausdauernde Beharrlichkeit zeigt. Man hat ihm manche Fehler und 
Irrthümer nachgewieſen; aber an welchem Menjchenmwerke ließen fich folche nicht finden? Auch 
mit feinen Fehlern und Irrthümern wird das, Hiſtoriſche und Eritifche Wörterbuch‘ eineß ver 
merfwürbigften Erzeugniffe des menſchlichen Geiftes bleiben. Das ward auch fogleih erkannt, 
weniger durch die Theilnahme feiner Freunde als durch den Haß feiner Feinde, der ein inftinct- 
artiges Borgefühl von feinem ganzen Einfluffe hatte. Der fromme Freund Jurieu trat mit einer 
neuen Anklage auf. Der Drud des Werks warb in Frankreich verboten. Dies hatte, wie ed 
in folhen Fällen immer gefchteht, zur Folge, daß man bie Aufmerkfamkeit auf das Bud und 
feinen Berfaffer- lebendig erhielt, dad Verbot erft heimlich umging und enpli lächerlich fant. 
Dem guten B. machte die Sache viel Verdruß, ohne daß aller Verdruß und Arger von beiden 
Seiten an der Sache etwas änderte. B. ging leiblich unter und wirkte geiflig fort. Alle Ber- 
folgungen in Sachen des Glaubens und der Meinung haben denfelben Erfolg, nämlich Teinen 
oder einen dem beabfichtigten entgegengefeßten, Die Gewalt glaubt die Stelle ner Vorſehung 
vertreten zu haben, wenn fie in ihrer Weisheit das Huhn todtgeſchlagen, welches dad Gi ge: 
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legt, in dem die gefürchtete Brut enthalten iſt. Das Worterbuch, von dem bie erſte Auflage 
1697 erſchienen war, hatte noch zu B.'s Lebzeiten, 1702, eine zweite fehr vermehrte. 

. 8. farb den 28. Der. 1706 im neunundfunfzigften Jahre feine Lebens. Als Gelehrter und 
Schriftfteller fand er Anerkennung und Würdigung. Nicht wenig.r ſchaͤtzbar war er als Menſch. 
Gefällig, wohlwollend, ohne Anmaßung und Eitelfett, th! .ı Wuteß, mo er konnte, lebte fried⸗ 


lich mit aller Welt, wenn fie ihm den Frieden nur gönnen wollte, in harmloſem Umgange mit 


ben Büchern und ſich ſelbſt, ſodaß ihm für andere Angelegenheiten kaum Zeit blieb. Er arbeis 
tete gemöhnlih 1A Stunden des Tags. Mit Recht wirft man ihm vielleicht eine zu leichte Be⸗ 
weglichkeit des Charakters vor, die ih auch in feinen Anfichten und Gefinnungen zeigt, welche 
er nicht jelten wechſelt. Was feine Gegner und Tadler am meiften gegen ihn erbittert,, iſt feine 
Zweifelfugt, fein Skepticismus und Pyrchonismns, oder welchen Namen file dem Übel geben. 
Seltfamer Vorwurf! Glauben ift immer leichter als zweifeln und prüfen. Der Glaube ift be: 
quem und beruhigend; der Zweifel macht Anftrengung und Beforgniß. Der Glaube iſt ein But, 
wie Alle verfihern, die ihn haben und geben wollen. Iſt der nun, melder eines Gutes nicht 
theilhaftig wird, ein Sünder, oder nicht vielmehr ein Unglücklicher? Müſſen wir ihn nicht be⸗ 
dauern, flatt ihn zu vervammen? Zum Zweifeln wie zum Blauben ; wenn er nicht Aberglaube 
ift, gehören Gründe. Gut nun, Ihr frommen, wohlwollenden und glüdlichen Gläubigen, die ihr 
im Beſitze ver Wahrheit ſeid, macht fle geltenn durch Gründe, denen, wenn fie wirklich Grund ha⸗ 
ben, der Sieg doch werden muß! Was wiffet ihr denn, ich bitte euch, von alledem, was die Po⸗ 
lemif der damaligen Zeit, was die Gelehrten, Wellen und Sophiften, die Schulen und Akade⸗ 
mien und fo au B. in feinen Streitfhriften vorzüglich befchäftigt Hat? Was wiſſet Ihr von 
vem Willen und ven Zwecken Gottes und den Eigenfchaften des hoͤchſten Weſens, ihr aufgebla- 
fenen Thoren, die ihr fo freigebig feld mit euerm Bervammungsurtheil gegen angebliche Athei⸗ 
ſten, Deiften und Bantheiften, ihr, deren anmaßendes Wiffen wahre Gottesläfterung iſt gegen 
das beſcheidene Eingeftänpniß der Unmiffenheit Derer, vie ihr läftert? Was wiſſet ihr von der 
Shöpfung und ihrem Urfprunge, Ihr armfeligen Befhöpfe? Was wiflet ihr von ver Borfehung 
und ihren Zwecken und Mitteln und Wegen, von ber Freiheit, der vorberbeflimmten Harmo⸗ 
nie, dem Sige der Seele, dem Urfprunge des Böfen? I. Weigel. 

Deamte, f. Amt und Staatsdienſt. 

Beaumarchais, der Sohn eines Uhrmachers, ward 1732 zu Paris geboren. Die Natur 
Hatte den Stoff zu einem tief eingreifenven, vielwirkenden Manne in ihn gelegt, geeignet, fi 
in einer Bolföverfammlung, in einem Senate, auf der Börfe oder im Gabinete geltenn zu 
machen. Es kam darauf an, in welcher Laufbahn und unter welchen Verhältniſſen fich feine Ta⸗ 
Iente entwidelten und welche Richtung fie durch viefelbe erhielten. In Frankreich unter Lud⸗ 
wig XV. warb er, was er nad) Zeit und Umſtänden werben fonnte. Durch den Schuß der Toch⸗ 
ter des Königs, denen er auf der Guitarre Unterricht ertheilte, kam er an den Hof, in deſſen Art 
er ſich mit derſelben Reichtigkeit fand, die ihn in jener Lage feined Lebens, in jenem Berufe, dem 
er folgte, auszeichnete: ald Staatsmann und Freund der Minifter, als Höfling, als Schrifts 
fteller und Handelsmann, mochte er ver Verwaltung dienen ober, im Kampfe mit ihr und ben 
Gerichtöbehörben, feine Ungnabe im Gefängniffe büßen, die Amerikaner, welche um ihre Unab⸗ 
hängigkeit kämpften, mit Waffen verfehen oder feinen „Figaro⸗ auf die Bühne bringen. Eines 
Geſchäftes wegen, an dem er Theil genommen, warb er ald Schuloner einer Summe belangt 
und in einen Proceß verwidelt, veffen Verhandlungen einen großen und den merkwürdigſten 
Theil feines Lebens füllten. Er Elagte über Veftechlichkeit und ward feinerfeltS der Verleum⸗ 
dung beſchuldigt. B., dem es nicht gelingen wollte, auf dem gewöhnlichen Wege mit ver Be: 
walt und ihren Behoͤrden fertig zu werben, zog geſchickt das Publicum ins Spiel und verftand 
es, die Öffentliche Meinung, die fih als eine Macht zu zeigen anfing, zu gewinnen. Er ſchrieb 
feine gerichtlichen Denkwürdigkeiten (,„‚Mömoires juditiaires’‘), die eine große Wirkung thaten 
und auf die nahe Zukunft nicht ohne bedeutenden Einfluß blieben. Geneigt und geſchickt, jeden 
Weg zu betreten, ver ihn zum Ziele führen Eonnte, das er in dem Hoͤchſten fand, mas die Geſell⸗ 
ſchaft damals bot, bewarb er fih um Gelb und Einfluß. Als Muſiklehrer der Töchter Lud⸗ 
wig's XV. gewann er Haltung anr-Hofe. Der Hoffegte ihn mit ven Miniftern und den General: 
pächtern in Berührung, denen er fich nüglich zu machen wußte in feinem eigenen Intereffe; jene 
gaben ihm Theil an ihrem Anfeben, diefe an ihren einträglicgen Geldgeſchäften, und B. beſaß, 
was fih in Frankreich erreichen ließ, Gunſt und Reichthum. Aber ver Befig biefer Güter war 
nicht ohne Gefahr für einen Dann, der um fo mehr Neider und Nebenbuhler zählen mußte, ba 
er, was er hatte, nur fich ſelbſt verbankte, und werner Geburt noch angeerbtes Vermoͤgen ihn zu 
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ſeiner Stellung unter der Ariſtokratie berechtigten. Es fehlte auch nicht an Winken und Deu⸗ 
tungen über die Mittel und Wege, durch vie er erworben hatte. Er ſah ſich durch die Beſchuldi⸗ 
gungen feiner Feinde, die in manchen Punkten nicht unbegründet fein mochten, auf der Bank 
der Angeklagten. Diefe Stellung, die zu einer Zeit, wo es noch keine politifchen Proceſſe gab, 
nur Schande und Nachtheil brachte, wußte B. zu feiner Ehre und zu feinem Bortheil zu be- 
nugen. In den Begriffen und Anfihten waren wunderbare Veränderungen vorgegangen, bie, 
nur von Wenigen bemerkt, ven Wenigen, die fie bemerkten und verftanven, eine neue Ordnung 
der Dinge, die fih im Stillen vorbereitete, verfündeten. Der Angeklagte trat felbft als Kläger 
auf und zeigte in dem Beſchuldigten einen mishandelten Bürger, einen in ſeinen Rechten ge: 
kränkten Menſchen, ein Opfer der Gewalt, vie Willfür übte. Der neue, noch nicht gehörte Ton 
fand einen mächtigen Anklang in ven Gemüthern. Menſch und Bürger, Willkür und Recht, 
Gewalt und Pfliht! Die Worte übten eine Zauberfraft, und die Michter felhft traten an bie 
Stelle Defien, ven fie richten follten; es jeßte ſich eine Macht zu Gericht, die bisher noch nicht 
gefannt, viel weniger anerfaunt war, eine Macht, ohne deren Beiftand Feine Macht im Staate 
auf die Dauer mehr beftehen kann: die Macht der Öffentlichen Meinung. Die neuen Ideen über 
‚ Staat und Kirche und die freifinnigen Anfihten, und was man bie Philofophle des 18. Jahr: 
hunderts zu nennen pflegt, hatten beſonders die höhern Stände durchbvrungen und waren, wenn 
auch nicht immer Gegenflände der Einfiht und Erkenntniß, doch Artikel der Move geworben. 
Es tft ein anziehendes und auffallendes Schaufpiel, zu fehen, wie gerade Leute von Geburt und 
Rang mit Abficht oder aus Leichtſinn die Materialien zufammenzutragen beſchäftigt find, bie 
dem ungeheuern Brande der Revolution dienten, in welchem die Vortheile und Vorzüge, die 
Geburt und Rang geben, untergehen follten. 9. wußte Diefe Stimmung vortrefflich zu benugen, 
indem ex fi zum Nepräfentanten des vritten Standes machte. In folder Bigenfhaft ward ihm 
von biefem Alles vergeben, und der Barteigeift, wie pad immer der Fall if, ließ nur als ver: 
werfli oder annehmbar gelten, was ihm Nachtheil oder Vortheil brachte. Vergebens fuchte 
man ihm nachzuweiſen, ex ſei ein Häfling, ein Boflenreißer, leichtfertig und Tibermüthig, je nach⸗ 
den Lage und Stellung bei ihm wechfelten; er war vom dritten Stande, er war Bürger, und 
das machte feine Sache zur Sache des Volks und Derer, die fi zum Volke zählten over es be⸗ 
günftigten. Das Parlament gab ein Urtheil, das B. weder vernammte noch freiſprach. Die oͤffent⸗ 
liche Meinung Hatte aber ſchon vor der Entfchelvung des Parlaments entfdyteden, und — was 
den Charakter dieſer Zeit bezeichnet — der Hof und die Stadt nahmen keinen Anſtand, ſich für 
DB. gegen den Gerichtöhof und demnach gegen die Staatögewalt zu erflären. Der Prinz Conti 
lud ihn zur Tafel, indem er fagte, feine Abkunft fei wol gut genng, daß er das Beifpiel geben 
‚dürfe, wie man einen fo großen Bürger behandeln müfle. Diefer große Bürger, den das Par⸗ 
lament verurtheilt hatte, den feine Feinde auf jede Weife mishandelten und herabzufegen be- 
mũht waren, verfolgte mit Beharrlichkeit den betretenen Weg. Das machte feine Stärke, daß er 
ſich gleichblieb in feinen Beftrebungen und durch alle Mittel venfelben Zweck zu erreichen fuchte, 
im öffentlichen Leben, ald politifher Schriftfteller und als dramatiſcher Dichter. Immer und 
allenthalben hat er das Beſtehende, das Übertragene und Überlieferte, die Standesvorurtheile 
und Privilegien, bie Gewalt in ihrem Misbrauche bekämpft und verhaßt und lächerlich gemacht. 
Wenige haben wie er der Revolution vorgearbeitet und das morfche Gebäude ber gefellfchaft- 
lichen und bürgerlichen Orbnung untergraben, unbelümmert, was über deſſen Trummern auf: 
zuführen fei. Als fein‘, ‚Bigaro‘ (‚‚Lemariage de Figaro‘”) gegeben werben folfte, fand die Auffüh- 
rung bed Stüdes ſtarken Widerſpruch und man ftritt ſich fo heftig für und gegen, daß der König 
ſelbſt entſcheiden wollte. Es ward im vertrauten Cirkel vorgelefen, und der Monarch fühlte ſich 
durch die häufigen flarfen Angriffe auf ven Staat und feine Cinrichtungen nichts weniger als 
erbaut. „Nein, rief er aus, „das ift ſchlechter Geſchmack. Das ift abſcheulich! Gefpielt wird 
ed fiher nit. Man müßte die Baſtille niederreißen, wenn die Vorſtellung dieſes Stücks feine 
gefährliche Inconfequenz fein follte. Diefer Menſch macht Alles lächerlich, was man an einer 
Regierung achten muß.’ — „Das Stüd wird alfo nicht gegeben?” fragte die Königin. — „Nein, 
wahrhaftig nicht“, erwiberte Ludwig XVI.; „darauf lönnen Sie ſich verlaſſen.“ — Man muß 
den richtigen Bli und den guten Willen ves Königs anerkennen; aber was er wollte, gefchah 
nit immer. „Figaro“ ward gegeben, auch bie Baftille gefchleift, nur fpäter und von andern Hän⸗ 
den, als ſich der gute Ludwig dachte. Er hatte viele Vorzüge und Tugenden eines trefflihen Re: 
genten, nur ben erften Vorzug, bie nöthigfte Tugend nicht, nämlich Charakterftärke; und „Cha⸗ 

alter Haben‘, bemerkte Mirabeau, „heißt auch Talente haben, beſonders um zu regieren”. 
DB. ſtarb 1799 und hat alfo noch dad Werk gefehen, an dem er ein fo rüftiger Arbeiter ges 
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weſen. Sein abenteuerliches Leben war inhaltſchwer und folgereich. Von bürgerlicher Abkunft 
in Die Nähe des Throns geſtellt, von der Dürftigkeit zum Reichthum gelangt, zieht er ſelbſt ven 
Stand herab, zu dem er fich erhoben, und fördert durch alle Mittel ein Reich der Bleichheit, über 
das er ſich durch Talent und Anftrengung gefegt. Höfling und Speculant, verfieht er pas em: 
pörte Amerika mit Waffen und bietet mit Erfolg feinen ganzen Einfluß auf die Regierung auf, 
damit fie den Auffland begünftige. Durch einen Proceß, in dem es ſich um 400 und einige 
50 Fr. handelt, fegt er Franfreid in Gährung und Hilft eine Revolution bereiten, die ſchonend 
an ihm vorübergeht. J Weigel. 

Becearia (Marcheſe Cäſare Bonefano de), 1735 als mailändifcher Patricier und Spröß- 
ling einer alten angefehenen Bamilie zu Mailand geboren, hat ſich durch feine berühmte Schrift 
„Über Verbrechen und Strafen‘ (dei delitti e delle pene) 1764 wahrhaft unſterbliche Ver⸗ 
dienfte erworben. Er bat bie Menichheit und zunächſt vie juriſtiſche und politiſche Cultur und 
Staatseinrichtung In einem ihrer Haupttheile wahrhaft vorwärts und, als ein Vorkämpfer für 
den Sieg ber Gerechtigkelt und Humanität im Strafrecht und Strafverfahren, einer großen 
noch immer fortfchreitenden Reform entgegengeführt. Die Geſchichte unferer neueren verevelten 
wifienfchaftlichen Behandlung des Strafrechts und einer die hohe Würde und die Freiheit des 
Menſchen allmällg mehr und mehr ehrenven praftifchen Verwaltung dieſes wichtigften und 
ſchwierigſten Rechtstheils wird ſtets an der Spige dieſer Periode ald ihren vorzäglihften Grün⸗ 
der den genialen und begeiſterten Kämpfer gegen Tortur und Todesſtrafe und gegen despotiſche 
Grauſamkeit des Strafrechts zu rühmen haben. Wenigſtens alsdann wird ſie dieſes thun, wenn 
fie nicht nad) der aufgeſchichteten Maſſe Liner für ſich allein oft allzu unfruchtbaren Gelehrſam⸗ 
feit mißt, ſondern nad der anregenven lebendigen Wirkung auf pas Leben und auf bie Wiſſen⸗ 
ſchaft ſelbſt. Für diefe Wirkung kann oft aud eine Fleinere Schrift bedeutender werben als 
manches große Hochgelehrte Werk. Sie kann ed, wenn fie, ſowie vie Abhandlung von B., gerade 
im glüdlichen Zeitpunkt mit der ergreifenden Gewalt und ver belebenden Wärme einer tiefen 
fittlichen Begeiflerung für das Nechte und für einfache große Hauptideen die Herrſchaft alten 
Borurtheils und hergebrachten Unrechts erichüittert und neue fruchtbare Keime pflanzt. Sie wird 
es um fo leichter, wenn fie, fowie ebenfalls B.'s Schrift, in allgemein verſtändlicher Sprade 
und ergreifender Darftellung nicht blos an die Benoffen der Schule und der Zunft ſich wendet, 
fondern, fo weit möglich, alle empfänglichen Beifter, alle eneln Freunde von Wahrheit und Men⸗ 
fhenwohl in allen geittteten Nationen, und nicht blo8 deren Verftand, ſondern, wie 8. in 
feinem menfchenfreundlichen Eifer gethan, mit ver Sprache warmen Gefühls und glühenber 
Bexedtſamkeit auch pie Herzen für Die neue Reform gewinnt. Der Verſtand und die bloß theore- 
tifche Anficht werben für ſich allein und ohne die Gefinnung nicht praftifch. Erſt jene moralifhe 
Macht einer fo gewaltigen Öffentlihen Meinung nöthigt auch vielen Zunftmeiftern Achtung ab, 
ober zwingt fie, wenn auch noch wibermwilligen Herzens, felbft in vie neue Bahn einzugehen, 
‚ währen fie, ſich allein überlaflen, eingerofteti in ihren Zunftvorurtheilen, vielleicht eine foldhe 
Schrift als „eine leidenſchaftliche“, oder als „eine philoſophiſche Declamation und Cmpfindelei“, 
wie man bier und da ſelbſt B.'s Werk nennen hörte, hochmüthig zur Seite legen würben. 

Um fich aber die Bebeutung und Wirkung diefer Schrift zu veranfchaulien, muß man auf 
- die Roheit und Barbarei blicken, welche in der Wiflenfhaft und Praxis des Criminalrechts in 
allen europäifchen Rändern berrfchten, ehe B.’3 Buch überall den größten Eindruck machte, ehe 
es unzählige mal gedruckt, überfegt und commentirt wurde! Man betrachte nur bie damals fo 
gut wie unbeftrittene Herrſchaft ver Tortur und ihrer ſchauderhaften Gräuel, ferner die furcht⸗ 
bar häufigen Todesſtrafen und die Graufamfeit jo vieler Strafen, wodurch man, ohne nach den 
höhern Ideen und Grundſätzen ner Gerechtigkeit und Humanität auch nur zu fragen, einen recht⸗ 
Lofen Abſchreckungskrieg führen zu müfjen wähnte, dem man unbedenklich Freiheit und Würbe, 
Sicherheit und Net des Menſchen und des Bürgers zum Opfer brachte! Man betrachte ſodann 
den allgemeinen großen Einprud von B.'s Werk, die dadurch bewitkte allgemeine folgenreiche 
Erſchũtterung des Öffentlichen Gewiſſens, des moraliſchen wie des rechtlichen, des wiſſenſchaft⸗ 
lichen wie des praktiſchen! Bezog ſich dieſe Erſchütterung der bisherigen Meinungen zwar 
zunächſt nur auf die Tortur, die Todesſtrafe und die grauſame Härte einer blinden Abſchreckungs⸗ 
theorie und auf die Nichtbeachtung ver hoͤchſten Grundſatze einer hoͤhern, einer ſittlichen und hu⸗ 
manen Gerechtigkeit, fo mußte doch folgerecht Die neue Prüfung und Umgeftaltung immer mehr 
alle Theile des Strafrechts und bes Strafverfahrend ergreifen. 

DB. war allervingd weder biftorifch- noch pofitiv-rechtlich gelehrt, hat auch nicht mit philofos 
phiſcher Tiefe und Originalität durch ganz neue Ideen und Syſteme bie Wiſſenſchaft bereichert. 
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Aber er hat gegenüber einer dem Despotismus und der Barbarei entflammenden Billtür und 
Unmenfchlichkeit, welche überall die damalige juriftifche Wiffenfchaft, ihre Zunft und die gelehrte 
und wiffenfhaftliche Praxis beherrichte, Hoch die Fahne der Sumanität und Gerechtigkeit erhoben 
und folgerichtig und treu ihren einfachen Geboten überall den Sieg und die Herrſchaft zu er: 
‚ Kämpfen geſucht. Er that es mit folder Wärme und Kraft, edler Befinnung und zugleich mit 
foviel Talent, Scharfiinn und würdiger Darfiellung, als nöthig war, um Taufende von Mit- 
fämpfern unter feiner Fahne zu einigen und diefelbe zu einer flegennen Macht zu erheben. Aud 
Das muß an einräumen, daß der Beflrebung B.'s und ihrer Wirkung überall vorgearbeitet 
war. Sonft wären beide gar nicht Hiftorifch erflärbar geweien, und abfolut Neued wird ja in 
unferer ſchon alten Welt faum erdacht werden koͤnnen. Insbeſondere hatten in Frankreich Mon: 
tesquien, Voltaire und die Encyklopädiſten die alten Vorurtheile und den Obſcurantismus, 
überhaupt eine blinde despotiſche Herrſchaft der Autorität der geiftlihen und weltlichen Macht, 
ber buchſtäblichen Satzung und des hiſtoriſch Beſtehenden gewaltig erſchüttert. Sie hatten den 
Beift des Zweifeld und ver Prüfung und freiere Anfihten über die allgemeinen religiöfen und 
politifchen Berhältniffe verbreitet. Ganz befonders günftig aber hatte Voltaire dem Werke B.'s 
vorgearbeitet durch den allgemeinen tieferſchütternden Eindruck, welder felbft auf den Thronen 
bie Enthüllung des ſchauderhaften Juſtizmordes des edeln und fhuldlofen Jean Galas, feiner 
fheußlihen Tortur und feiner martervollen Hinrichtung bewirkt hatte. Ja B.'s Werk wurde 
unmittelbar hierdurch hervorgerufen. Als nämlich Voltaire in Frankreich und ganz Europa bie 
Öffentliche Meinung gegen ven Juſtizmord des Parlaments von Touloufe fo ſehr erregt hatte, daß 
das Parlament von Paris am dritten Jahrestag nah der Hinrichtung von Jean alas ihn und 
feine Bamilie, alfo aud feinen lebenslänglich verbannten Sohn Peter, für vollfommen unſchul⸗ 
dig erflärte, ver König der Kamilie 35,000 Livres Entſchädigung anwies, und von allen Sei: 
ten, jelbft von ver Kaiſerin Katharina Geſchenke für fie eintrafen, da beichloffen die Encyflopa- 
biften, das alte Eriminalverfahren gleichzeitig von verſchiedenen Seiten angreifen zu laffen. Sie 
wendeten fi dazu auch nach Mailand, wo eine Gefellihaft von Italienern und Franzoſen fid 
eifrig mit dem Studium der franzöfifchen Philoſophen, der Schriften von Montesquieu, Rouſ⸗ 
feau und der Encyklopaͤdiſten und mit Herausgabe einer Zeitfhrift in dieſer Richtung beichäf- 
tigte. Diefe bewog nun ihren Genofien B. zur Übernahme ver Schrift für die Reform des 
Strafrechts, welche er vielleicht mit um fo größerer Wärme ſchrieb, da fein Water durch eine ob: 
feurantifhe Erziehung feinen Geift, ven er durch jene Schriften und jene Geſellſchaft befreite, 
niederzubrüden verfucht Hatte. 

Es ergibt fi Hieraus, daß B. mit feiner Schrift im Allgemeinen einer in edlern Geiftern 
bereitö erwachten Richtung huldigte. Auch in Deutihland war bereits ein felbftändigeres und 
freiered philofophifches Streben wenigſtens erwacht, und der unſterbliche Thomaftuß hatte in 
bemfelben bereitö mit unermüblichem reformatorifchen Eifer die größten Misbräuche, nament⸗ 
lich Herenprocefie und Tortur befänpft, aber leider nicht unterftügt durch eigene glänzende und 
gewinnende Darftellung, und durch jene Salons, welche damals in Paris für neue Ideen und 
aufklärende reformatorifche Beſtrebungen hoͤchſt einflufreich wirkten und, felbft bei ver Einſei⸗ 
tigkeit over Übertriebenheit in ihrer Richtung, doch unendlich mehr Werth hatten, al8 viel neuere 
nur der Nichtigkeit, Frivolität ober Intrigue dienende Eirfel. B.'s Verbienft bleibt es, daß er- 
in feinen gewaltigen Angriff auf das biäherige Strafrecht pie neue beffere Richtung der Geiſter 
mit ſolcher Genialität und Energie, mit ſolcher edeln menſchenfreundlichen Geſinnung gerade 
für das Strafrecht und für feine wichtigſten Hauptpunkte praktiſch zu machen wußte. Sein Ber: 
bienft ift e8 vor allem, daß er, frei von der negativen und materialiftifchen Richtung der Ency⸗ 
Elopäbiften und felbft Voltaire's, welcher gegen vie Todesſtrafe nichts Beſſeres zu fagen wußte, 
als: „ein tobter Menſch kann nichts mehr nutzen“ (un homme pendu n'est plus bon a rien), 
es that mit der begeifternden Kraft der höchften fittlihen Ideen der Gereditigkeit und ver Men: 
ſchenwürde, und daß er dieſe Ideen al& dad fortwirkende höhere Lebensprinciy in die criminal: 
rechtlichen Beftrebungen einbürgerte, wo fie, nachdem man ſie, freilich theilmeife vorübergehend, 
aufs neue durch eine materialiftifche Abſchreckungstheorie verlegte, dennoch immer mehr die Ge⸗ 
fege höherer Menſchlichkeit zum Siege bringen werben. 

Die Tortur hat B. faſt unmittelbar geflürzt. Er Hat fie, welche, wie er fagte, „graufame 
Qualen einem Mitbürger jufügt, nicht well man weiß, daß er ſchuldig ift, fondern weil man es 
nicht weiß”, allen Freunden des Rechts und der Menſchlichkeit verabſcheuungswürdig und ihre 
Anhänger wenigftens buch Scham und Scheu vor dem erwachten öffentlichen Gewiſſen der ge⸗ 
fitteten Welt verſtummen gemacht. Schon allein dadurch aber hat er, wie man es immer allge: 
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meiner anerkennt, ben ganzen frühern Griminalproceh unhaltbar gemacht und mittelbar bie 
Anerkennung der Nothwendigkeit der Herftellung der Geſchworenengerichte begründet (f. Ab⸗ 
Ieugnung), für melde er felbft ſich ebenfalls erflärte. Den Glauben an die Rechtmäßigkeit der 
Toveöftrafen hat er, wenn auch feine Gründe nicht hinreichen, doch erſchüttert und jle und die 
graujame Härte der Strafen außerorbentlid vermindert. Bor allem wichtig aber iſt e®, daß 
er mit Erfolg den Blick auf die hoͤhern Grundfäge der firafenden Gerechtigkeit und der Straf: 
politit hingewiefen und jenen großen Wettelfer ver Talente hervorgebracht Hat, welche durch 
Prüfung ver Orundgedanfen des Criminalrechts und ber wahren Aufgaben der eriminalcedht: 
lichen Cinrichtungen in der Theorie und Prarid eine neue Periode des Criminalrechts begrün- 
beten. Sehr mit Recht alfo fonnte einer unferer gründlichften Literatoren (Spangenberg) von 
B. jagen: „Er ift der Schöpfer der humanen Behandlung ver Strafrechtöpflege, der Begrün⸗ 
der einer menſchenfreundlichen Berbefferung der Sriminalgefeggebung ſelbſt. In allen neuern 
Strafgefeßen findet man bie Spuren feined Werks. Liebe für die Wiffenfchaft, Liebe für die 
Freiheit und Mitleid gegen dad Elend der Menfchen, ald Sklaven fo vieler Irrthümer und Vor: 
urtheile, waren bie Triebfedern zur Herausgabe deſſelben.“ Lind man wird nicht zu viel fagen, 
wenn man behauptei, biefe einzige Heine Schrift hat Hunderttauſenden unferer Mitmenſchen, 
oft völlig unfhuldigen, Leben oder Geſundheit gerette‘. 

Das inzelne der Anfiäten und der Argumente von B. müflen wir natürlich den befons 
dern Artikeln über Tortur, Tobeöftrafe, Strafrechtötheorie, Strafanftalten überlaffn. Auch 
kommi es an fi auf diefe Einzelheiten für die Beurtheilung feiner Wichtigkeit für Wiſſenſchaft 
und Leben wenig an. Die Idee mit Befinnung und Charakter praktiſch gemacht, bie beſſere 
Richtung find mehr werth als alle Einzelheiten. 

Auch in Beziehung auf die äußern Lebendverbältniffe des ausgezeichneten Mannes gebietet 
und der Plan des „Staats-Lexikon“ Kürze. DB. Hatte Das mit vielen bedeutenden Männern 
gemeinſchaftlich, daß er den evelften Theil feiner Bildung weiblicher Einwirkung zufchrieb. 
Seiner Rihtung nad) gehörte er, um nad) heutiger Weife zu reden, der philoſophiſchen Schule 
an, wie denn auch wol ver Natur der Sache nad wahre durchgreifende Neformen und höhere 
Entwidelungen in dem gefellfehaftligen Leben und in der Wiffenfchaft mehr von hoͤhern Foren, 
als von der freilich hoͤchſt wichtigen gelehrten Erforihung des Hiftorifhen und von ber au: 
ſchließlichen Nichtung auf daffelbe ausgehen werben, ſodaß es begreiflich iſt, daß Männer wie 
B., ober wie z. B. der große Reformator Thomaſtus in dieſer Beziehung ungleich wirkſamer 
find, weit mehr Gründer einer neuen Periode werben, als der philoſophiſchen Richtung gar nicht 
angebörige viel gelehrtere Männer. Schon im jugendlichen Alter ergriff B. mit Vorliebe die 
philoſophiſchen Studien und verband fih mit Bleihgefinnten zum gemeinſchaftlichen Stubiren 
der franzdiifchen Philoſophen und der Encyklopäpiften. Cine vorzüglihe Einwirfung auf feine 
geiftige Ausbildung ſchrieb er Montesquieu's,Perſiſchen Briefen” zu. Doch ven unmittelbarften 
Einfluß auf die praftifche Entwidelung feiner Aniichten hatte, wie e8 fcheint, jener geſellſchaft⸗ 
liche Verein der beften Köpfe in Mailand, welcher jih im Hauie des treiflihen Grafen Veri 
verfammelte und, angeregt von ven franzdüifchen Beſtrebungen für Aufklärung und freie menſch⸗ 
lihe Entwidelung, ihr periopiiches Blatt („Il Cafe) im gleichen Sinne heraudgab, woran B. 
thätigen Antheil nahm. Die vamalige Öfterreihifche Negierung in Mailand darf man loben, 
daß fle jene Geſellſchaft und ihre Wirkſamkeit nicht unmöglich machte, ja daß ſie ſpäter (1768) 
ben Urheber deflelben fogar einen Kehrftuhl der Staatswirthſchaft zu Mailand errichtete. Mit 
Bedauern aber muß man hinzufügen, daß doch B., zunähft nachdem er anonym zu Monaco 
fein Werk Hatte erſcheinen laſſen, und nachdem daffelbe bereitd auch im Auslande enthufiaftiſche 
Aufnahme gefunden Hatte, fein Lebensſchickſal durch eine gefährliche politiiche Verfolgung bes 
droht ſah. Zwar befreite ihn der kaiſerliche Statthalter Graf Firmian von der Gefahr. Aber 
doch war die Folge, daß B. im Fache der Politik nicht mehr als Schriftfteller auftrat und fein 
großes Werk über Geſetzgebung unterbrüdte. Bine philoſophiſche Spradlehre und Theorie des 
Stils unter dem Titel: „Ricerche intorno alla natura dello stilo“ ſchrieb er noch, und dieie 
Tonnt? er natürlich ungehindert und gefahrlos, aber jicher mit weniger Nugen für die Menſch⸗ 
heit, als jenes Werk gebabt haben würde, 1770 in Mailand erfcheinen laffen. Erſt lange nad 
feinem Tode, 1804, hat man aud von ihm gehaltene Vorlefungen über die Staatöwirthfchaft 
herausgegeben. Die wahrhafte reine Menfchenliebe und edle Geiinnung , die das Hauptwerk 
von B. beſeelt, bewährte fidh auch in feinem Leben. Er genoß als edler Menſch, als ein guter 
Sohn gegen einen von ihm fehr verſchiedenen, von den Vorurtheilen feiner Zeit eingenommenen 
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Bater, als treuer Freund und als zaͤrtlicher Gatte ver allgemeinften Achtung. Gin Schlagfluß 


endete 1793 das Leben des großherzigen Merſchenfreundes. 


ru 


3.8 Schriften erfhienen zufammengevrudt 1770 in Neapel unter vem Titel „Opere di- 
verse del Marchese Cesare Beccaria Bonesano, Patricio Milanese‘. Die befte der 34 Aus- 
gaben ber Schrift „Dei delitti e delle pene” erfchien mit Verbefferungen von ihm felbft in Ve: 
nebig 1781 in zwei Octavbaͤndchen. Die beiten deutihen Überſetzungen find bie, welche (non 
&lathe) mit Anmerkungen Hommel's 1788 und 1789 erſchien, und die von I. A. Bergk (Leip- 
zig 1798). Eine neuere von Glaſer erihien in Wien 1851. Die befte franzöfifche Uberfegung 
{fi die von dem Abbe Morelot, welche 1798 der berühmte Senator und jpätere Pair Röderer 
heraudgab, und welche zugleich einen Commentar von Diderot enthält. Eine ſpaniſche verbot 
eonfequent in ihrem ſcheußlichen Unterbrüdungsfgftem die Inquijition. Von den vielen Com⸗ 
mentationen des Werks verbient vorzüglich genannt zu werben die von Voltaire: „Commen- 
taire sur le livre des delits et des peines’' (1766). Nachrichten über das Leben von B. geben 
Bergk in feiner Überfegung und Fuhrmann, „Denfwürbige Berjonen der alten und neuen Zeit‘ 
(1,510). ©. aud über B. das ‚„‚Compt-Rendu des seances et travails de l!’academie des 
sciences mor. et polit. (IN, 14. Dec. 1855). Welcker. 

Bedingung, Zeitbeſtimmung und Zweckbeſtimmung (conditio, dies, modus), bie ſo⸗ 
genamten Nebenbeitimmungen ber Rechtsgeſchäfte. Bedingung, ausbeningen, einbebingen 
u. f. w. kann man ableiten von Ding, infofern es irgendetwas, irgendeine Thatſache oder 
Erſcheinung bezeichnet, oder beſſer zunächft von Ding und dingen im altveutfchen Rechts⸗ 
ſprachgebrauch, alfo von dem Übereinkommen, vem rechtlichen oder mechfeljetfigen Feſtſetzen 
(und ber Verhandlung und der Volföverfammlung dafür). In beiden Fällen bezeichnet es ähn⸗ 
li, wie nad feiner etymologifhen Bedeutung auch das römische Wort conditio, ein Segen, 
ein Feſtſetzen eines Etwas, womit irgendetwas Anderes verbunden fein foll, eine VBorausfegung, 
unter welcher etwas Anderes ift (alſo Hypotheſe nach ver griechiſchen VBezeihnung). Je nachdem 
uun dieſes Vorausſetzen nach logiſchen, metaphufiichen oder juriftifchen Gefeßen ftattfindet und 
beurtheilt wird, fpricht man vom logifchen, metaphufifchen oder juriftifchen Beningten und Un: 
bedingten. Juriſtiſche Bedingung im allgemeinften Sinne ift alfo eine Borausfegung irgend: 
eined Umſtandes oder Breignifles, wovon ein Recht oder ein Nechtöverhältnig abhängen fol. 
Im engern Sinne verfleht man jedoch unter juriftifcher Bedingung nur ſolche befondere bellebig 
beftimmte, ungewifie, zufünftige Greigniffe, von deren Eintritt man Rechte abhängig macht. 
Bon diefen unterfcheivet man alfo Bedingungen in einem uneigentlihen und mweitern Sinne, 
wämlid einescheil: Diejenigen Vorausfegungen oder Bedingungen, welche in einem beftimm- 
ten Rechtsgeſchäft ſchon von felbft feiner allgemeinen rechtlichen Natur nach enthalten find und 
fein müflen, ſodaß fie alfo gar keiner befonvern Feitfegung over Hinzufügung bedürfen (con- 
ditio intrinsoea seu tacita); anberntheild: Vorausſetzungen von bereitd in der Vergangenheit 
ober Gegenwart vorhandenen Umftänden (conditio in praeteritum oder in praesens collata), 
und endlich bloße Zeitbeflimmungen und Zwedbeflimmungen. Bine Zeit kann beftinnmt wer: 
den entweder für den Eintritt des Rechts felbft over für feine Verfolgung. Die Zweckbeſtim⸗ 
mungen legen dem Erwerber des Rechts gewiſſe Pflichten in Beziehung auf vaffelte auf. Man 
nennt Die Bebingungen affirmativ, wenn die Boransfegung, von welcher Rechte abhängig ge: 
macht werben, in dem @intreten eines beflimmten pofitiven Ereigniſſes, negativ, wenn fie in 
dem Nichteintreten veflelben beftehen. Dan nennt fie phyſiſch oder moralifd unmöglich, wern 
fie entweder nach phufifchen Geſetzen gar nicht eintreten koͤnnten, over nad juriftifchen und nad 
anerfannten moraliſchen Gefegen nicht herbeigeführt werben follen. Ste jind ferner entweder 
willfürliche (poteftative), fofern ihr Eintreten von dem Willen der Theilnehmer des Gefchäfte 
abhängt, oder zufällige, fofern vieles nicht if. Endlich find fle aufſchiebende, wenn der erfte 
wirkliche Erwerb des Rechts, und auflöfende, wenn ver Rückerwerb oder die Wiederauflöfung 
deſſelben dadurch bedingt iſt. 

Im Allgemeinen kann in allen, ſowol in den ſtaats⸗ und voͤlkerrechtlichen wie in den privat⸗ 


| rechtlichen, in den eigentlich vertragsmäßigen mie in den fogenannten einfeitigen, Geſchaͤften der 


Eintritt der durch fie beftimmten Rechtöverhältniffe an Bedingungen geknüpft werben. Die all- 
gemeinfte rechtliche Wirfung der Bedingung tft alsdann, daß 1) fobald e8 gewiß wird, daß vie 
bedingende Borausfegung gar nicht eintritt (conditio deficit), dad Geſchaͤft (bei ver auflöfen- 
den Bebingung bie Nebenbeftiinmung feiner Wiederaufloͤſung) ald gar nicht abgefchloffen an: 
geſehen wird. Iſt aber 2) die Gewißheit des Nichtelntritts und auch der Eintritt noch nicht 
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vorhanden, fo ſchiebt Die Bedingung, folange als fie folhergeftalt noch ſchwebt, den unbebingten 
Erwerb (bei Refolutivbeningungen den Rüderwerb) auf; doch trägt auch der bedingt Verech⸗ 
tigte feine bedingte Berechtigung ober feine Hoffnung auf die Erben über, uud ver bedingt Ver⸗ 
pflichtete muß die Cntſcheidung über den Eintritt ver Bebingung abwarten und darf ihren Gin⸗ 
tritt nicht. hindern, widrigenfalls jie für den Berechtigten als erfüllt angefehen wird. | 

Wegen der Gemeinſchaftlichkeit ver allgemeinften Grundfäge und Grundverhältniffe des 
MRechts für alle Theile deſſelben, für Völker: und Stantsrecht wie für das Privatrecht, gelten 
auch für Die beiden erflern bie aus jenen allgemeinen Grundlagen abgeleiteten Grunpfäge über 
Berträge und ihre Nebenbeflimmungen, Bebingungen, Zeitbeflimmung und Zweckbeſtimmung. 
Da biefelben aber mit befonverer Schärfe von ber claſſiſchen römifchen Jurisprudenz entwidelt 
find, fo pflegt man fie in den publiciſtiſchen Werken großentheild zu übergehen und aus ben 
Pandekten voraudzufegen und nur die durch die befonbern flaats- und völkerrechtlichen Grund⸗ 
fäge und Verhältniffe begründeten befondern Modificationen bei den betreffenden Materien tm 
Staats: und Voͤlkerrecht abzuhandeln. 

Da nämlich alle befondern rechtlichen Geſchäfte und Feflfegungen nicht blos ven allgemeinen 
NRetögrundfägen, fondern zugleich auch der Herrſchaft für dieſe beſondern restlichen Haupt⸗ 
verhältnifie felbft, alfo z. B. für Staatörecht, Voͤlkerrecht, Privatrecht, für Perfonen-, Sachen⸗ 
und Obligationenrecht, für Ehe, Erbrecht, Vertragsrecht unterworfen find, fo erklärt es fi 
leicht, daß fi aus dieſen beſondern Geſichtspunkten, namentlich au in Beziehung auf bie Bes 
bingungen, befondere und untereinander verſchiedene Rechtsgrundſätze ableiten. So iſt z. B. 
eine aufloͤſende Bedingung, welche bei Eingehung eines obligationenrechtlichen Miethvertrags 
vollkommen rechtsgültig iſt, bei der Ehe ungültig und als nicht Hinzugefügt zu betrachten, weil 
das perfonenrechtliche Verhältniß der Che feinem Weſen nad für immer dauernd iſt un nicht 
unter reiner Vertrags⸗ ober Verkehrswillkür fteht, fondern unmittelbar und zunaͤchſt unter Dem 
höhern Gefeg der juriſtiſchen Ehrbarkeit, des jurififchen Honeſtum. 1) Ahnlic würde auch eine 
Befttimmung, daß die ihrem Weſen nad) ebenfalls dauernde und unter höherm Princtp ſtehende 
verfaffungsmäßige Eönigliche Gewalt nach einer willkürlich feftgeftellten auflöfenben Bebingung 
ſich auflöfen folle, verwerfiid) fein. Vorzüglich auch Die Frage, ob eine Bedingung ale eine juris 
ſtiſch oder moralifh unmoͤgliche oder ſchimpfliche (conditio turpis) anzufehen ift, muß großen- 
theils nach den über jedes befondere Rechtsgebiet entſcheidenden hoͤchſten Brundfägen beurthetlt 
werben. Bei afficmativen Bedingungen, deren Erfüllung phyſiſch oder moralif unmöglich if, 
die alfo gar nicht erfüllt werben koͤnnen oder nicht erfüllt werben dürfen, iſt der Erwerb (bei 
Refolutivbedingungen der Rückerwerb) für immer unmoͤglich, alfo das Geſchaͤft nichtig. So 
würde e8 5.2. ſtaatsrechtlich eine unmoͤgliche Bedingung fein, daß ein founeräner Staat ver- 
fpräcde, feine Berfaflung nach fremdem Intereffe und Belieben entweder fo oder jo, oder gar 
nicht zu verändern. Denn dad erfte Grundgeſetz für einen fouveränen Staat iſt es, feine Ver⸗ 
faffung, welche feine ganze würbige juriftifche Perſönlichkeit conflituirt und organifixt, frei nad 
der Nationalüberzeugung von dem Bebürfniß und ber höcften Aufgabe des Volks zu beſtim⸗ 
men und fortzubilden. Negative phyſiſch unmögliche Bedingungen, 3.8. „Du folk das Haben, 
wenn bu nicht in den Mono fliegft‘‘, find fogleich als erfüllt anzufehen, bei negativen moralifd 
unmöglihen Bebingungen, 3.2. „Du follft das haben, wenn du deine Schweſter nicht heiratheſt, 
ober wenn bu morgen nicht ſtiehlſt!“ tritt die Erwerbung ober Rückerwerbung ein, fobald bie 
unmoraliſche Handlung entweder überhaupt oder in der beſtimmten Zeitfrift zugleich auch phy⸗ 
fiſch unmöglich ift. Doch erklärt das Nömifche Recht, welches inhoneften Handlungen rechtlicher 
Perfönlichkeiten die Wirkung für viefelben Rechte zu begründen abfpricht, und welches es mit 
Recht für inhoneft hätt, ſich felbft Belohnungen vafür auszubeningen, daß man nicht etwas all- 
gemein und juriftifch anerkannt Schaͤndliches thue, ſolche Verträge für fhimpflih und ungül⸗ 
tig), während e8 bei einfeitigen Exbedeinfegungen natürlich nichts Dagegen einzuwenden hat, 
menn ber Zeftator nur für den Fall etwas vermacht, wenn Jemand etwas Böfes nicht gethan 
hat. Wir würden fein Bedenken haben, jene Beſtimmung des Nömifchen Rechts über Verträge 
auch auf ſtaats⸗ und völferrechtliche Verträge anzuwenden, da auch bei dem Bolt und bei jeder 
politifchen Behoͤrde oder Perfon die wahre Rechtsachtung eine würnige achtbare juriſtiſche Per⸗ 
ſoͤnlichkeit und ihre Schaltung als Grundbedingung vorausſeht. Welcker. 


1) Rede, „ ver Mechtetwilfenfchaft“, I, 582 fg. 
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Beerdigung, |. Begraͤbniß. | " 

Beeten, Beten, Beeden, Orbeden, Rothbeden (Steuern). Eine echtgermaniſche 
wiätige Grundlage für freie Verfaſſung. Das Wort Beeten flammt von Bitten ab. 
Diefes beweifen fhon die uralten Iateinifchen Liberfegungen deſſelben (petitiones, precariae, 
rogationes, auch census petitiones, petibilia und dona), fowie der urkundliche Zufammenhang 
von einem Bitten oder Srbitten derjenigen Gaben, bie man mit diefen Namen belegte. 1) Vor⸗ 
züglid) aber wird es beflätigt durch Die eigentliche rechtliche Natur diefer Gaben und durch ihre 
Beihichte. Die Worte Beben, petitiones, precariae und dona jind nämlich die uralten tech⸗ 
niſchen Ausprüde für die Öffentlichen Abgaben oder Steuern ber freien Deutichen, für Das, 
was man erft fpäter Steuern, auch Bittſteuern, Beifteuern, Subſidien, Hülfer, adjutoria, 
auxilium, nad) den Kerbhoͤlzern für ihre Berechnung aud) tallia, taille oder cisa und incisio 
nannte. Urfprünglic mochten vielleiht Steuern (Stiuora oder Stuora) von flur, flor, das 
beißt ſtark, alfo foviel ald Verſtärkung, Beifteuer, häufig nur Zuſchüſſe zu Beben bezeihnen, 
während naher vie Ausprüde gleichbedeutend wurben, weshalb ed in den Urkunden häufig 
heißt: Steuern oder Beben (stura sive precaria vulgariter appellata) 2). Übrigens vereinigt 
fi mit den angegebenen Benennungen aud die Möfer’iche Ableitung ded Worts Beet vom 
nieberdeutichen Worte Bät, d. h. Hülfe. Die rihtige Anſicht aber, daß Beden nicht etwa Pri⸗ 
vatgutslaſten, die man auch weber Bitten noch Hülfen genannt haben würde, ſondern die öf- 
fentliden Steuern ber Freien waren, melde Anſicht ſchon früher die gründlichſten deutſchen Pu— 
Bliciften vertheinigten 2), hat neuerlich Eigenbrodt (f. die erſte Note) auf das gründlichſte und 
—— auch durch eine ganze Sammlung von Urkunden aus allen Jahrhunderten (177 fg.) 
erwieſen. 

Jenen Benennungen der Steuern und ihrer Wortbedeutung und namentlich dem Worte 
Beden entſprechen bekanntlich auch die hiſtoriſchen Rechtsgrundſätze über die Steuern bei den 
germaniſchen Voͤlkern. Stets waren nämlich die germaniſchen Fuͤrſten in Beziehung auf bie 
Beltreitung der Bedürfniſſe für ihre Verfon und die Regierung zunächſt angewiefen auf vie 
Einkünfte großer Ländereien (Domänen in der fpätern Zeit), und Das, was fie noch weiter 
bedurften und was nicht etiva Die von den befiegten Beinven gezahlten Tribute und Schagungen, 
namentlid, der census von den Römern, und bie im Fauſtrecht von biefen auch allmälig ufur- 
patoriſch auf Die Deutſchen übertragenen jogenannten nutzbaren Negalien leifteten, das konnte 
nur durch erbetene Beihülfen der Freien beftritten werben, durch freiwillige Gaben oder Ab- 
gaben in diefem Sinne. Es war wefentlih für dem Rechtszuſtand eines deutſchen Volks, Feine 
auferlegte Schagung zu zahlen. Daher erwähnt ed ver alte ſächſiſche Dichter als eine beweiſende 
Folge davon, daß nad dem Vertrage Karl's d. Gr. mit den Sachſen dieſe nicht als unterbrüdkte 
Beinde, fondern als ein mit ven Franken verbrüberter Volksſtamm leben follten: fie hätten we⸗ 
der irgendeine Schagung noch einen Tribut (neque censum ullum ‚* neque tributum) ge= 
zahlt. *) Die Freien leifteten auf ihren Reichs⸗ und Landtagen freiwillige @aben, dona. So 
. wurden auch noch durch das ganze Mittelalter hindurch häufig bie Steuern genannt 5); ſowie 
benn auch die Worte bitten bei dem Verlangen von Steuern und Beben für die Steuern eben: 
falls duch das ganze Mittelalter hindurch gewöhnlich blieben. So z. B. verfprechen im Jahre 
1598 die Herzoge von Braunfhweig-Lüneburg feierlich: „dat wir die Bebe, be unſe Manne 
nalen Willeloren und to Hülpe gegeben hebben, von unfe Manne nit mehr bidden 
wolten.“ 

An dieſen großen deutſchen Rechtögrundſatz aber, daß alle Abgaben nur von ber freien Be⸗ 
willigung der Bürger (ober fpäter ihrer ermählten Repräfentanten) ausgehen müßten, Tchlof- 
fen fi} ſtets vorzugsweiſe die Ausbildung, bie Erhaltung und die Wiederherſtellung ver freien 





I) Grimm, „Deutſche Rechtsalterthümer‘‘, unter beta. Eichhorn, „ Staats- und togeſchichte“, 
8. 300. Eigenbrodt,;, Über die Natur der Bebeabgaben‘' (Gießen 1826), S. 76, er Bern 

2) Gudenus II, 222; M, 156, und Sontheim, „Histor. Trev.“, II, 142. Vergl. auch Eigen⸗ 
brodt, a. a. O., S. 76, und in den Urkunden, S. 186, 194 und 204. 

3) S. 3.3. Grupen, „Discept. ſorens“, S. 901. Struben, „Nebenſtunden““, VI, 463. &icy: 
horn,Staats⸗ und Rechts eſchichte“, $. 223, 294, 306. Grimm, „Wecitsalterthümer”, &. 208. 

4) Poeta Saxo bei £eibniz in „Script. rer. Germ.“, I, 153. @ginharb, „Vita Carol.‘, Gap. 7. 

©. auch Grimm, a. a.D., ©. 292, und Eichhorn, a. a.D., $. 27. 

5) „Ann. Lauriss.” ad a. 753. „Ann. Bert.“ ad ann. 833, 835. $infmar, „De ord. sacri 
Palat.‘‘, 20. Gigenbrodt, a. a. O., &. 76. 

6) Struben, „Rebenftunden“, U, 324; Ahnliches II, 324. 
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Berfaffungen bei ven germanifhen Völkern an. Dies war namentlich auch bei den Englänbern 
der Fall, und fhon in der Syftematifchen Encyklopaͤdie (Br. I, S. LVIII) murben die merk: 
würbige Strenge, womit bis auf den heutigen Tag das englifche Staatsrecht den alten Grund: 
fag felbft aud) in den äußern Formen feithält, und Die großen Folgen davon nachgewieſen und 
bie englifchen Rechtsſprichworte über ven Rechtsgrundſatz ſelbſt angeführt. Auch Die Deutfchen 
drüdten ihn verſchiedentlich durch Rechts ſprichworte aus; ſo z. B. durch: „Frei Mann, frei 
Gut“, oder: „So wir nicht mit rathen, ſo wir nicht mit chaten. 7) Es konnte dieſes weſentlich⸗ 
germantfche Urrecht wol ausnahmsweiſe, factifh und vorübergehend verlegt werden; es wurde 
aber als das eigentliche Necht ſtets aufs neue rechtlich anerfannt und fanctionirt; namentlih in 
einer ganzen Reihe von kaiferliden und Reichögefegen von Karl dv. Gr. an bis in die neuern 
Zeiten, und zwar von Geſetzen, melde auch eine willkürliche Belaftung der Hinterſaſſen der 
geiſtlichen und weltlichen Gutoherren verbieten. 8) Insbeſondere eifern fle auch ſchon frühe da⸗ 
gegen, daß Das, was etwa die Landleute einmal aus freiem Mohlwollen einem Grafen an Dien⸗ 
ften und Baben geleiftet hätten, von dieſem nicht zur Gewohnheit gemacht werben folle.%) Ener: 
giſch erneuerte unter Andern auch Kaiſer Friedrich I. die Verbote einer Auflegung von Dienften 
und Abgaben ohne freie Bewilligung. 19) Auch die Rechtsbücher des Mittelalters ſtimmen Hier 
vollfommen ein. So fagt der „Sachſenſpiegel“, III, 91: „Er (nämlich der Richter, die Obrig⸗ 
keit, inobeſondere auch die ber Hinterfaflen) "mag aud fein Gebot, noch Heerfahrt, noch Bede, 
nob Dienſt, noch kein Recht auf das Lanbvolf fegen, es willige denn das Landvolk indgemein 
darin.‘ hnuch gebieten ſpätere Neichögelege, fo z. B. der Reichsabſchies von 1542, 8. 33, 
ganz allgemein allen Reichsſtänden, ohne alle Rückſicht darauf, ob In Ihrem Gebiete Landſtände 
in Übung waren over nicht, daß fie ſich über aufzulegenvde Steuern mit Ihren Unterthanen ver: 
gleichen müßten 11), und die Neihögerichte gaben Rechtshülfe gegen ſolche unbewilligte Steuern, 
welche Rechtshülfe die Unterthanen da, wo bie Landſtände nicht in Übung waren, in freier ge: 
meinfhaftliher Bereinigung durch Errichtung von Syndicaten ober einzeln nachſuchen konnten. 

Auf dem Reihätage von 1670 hatten fogar die Reichsſtände mit Stimmenmehrheit ven Kaiſer 
ein Rechtsgutachten vorgelegt, nad welchem bie Unterthanen auch ohne ihre freie Bewilligung 
die für pie Lanbeöbeblirfniffe „jevesmal erfodernden Mittel unmweigerlig darzugeben“ ſchulbig 
fein foliten. Aber der Kaifer (Leopold 1.) verfagte vemfelben feine Genehmigung und bie Ge⸗ 
ſetzeskraft und erflärte vimehr, „daß er ſich gemüßigt Halte, einen Jeden bei Dem, wozu er bes 
rechtigt und wie es biäher hergebracht ſei, zu belaflen”. Und der ehrenmwertbe Pütter fügt 
hinzu: „Diefe pretswürbige Erflärung hat ſeitdem mande Landſchaft noch für Üibertriebenen 
Steueranlagen und überhaupt für Despotismus gerettet.‘ 12) Mittelbar findet insbeſondere 
jenes germanifche Urrecht feine Sanction in. ven allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen über 
die Nothwendigkeit landſtaͤndiſcher Mitwirkung bei Beſtimmung ver Rechtöverhältnifie der Bür⸗ 
ger und bes Landes ſchon von ber Entitehung der Landeshoheit an (f. Adel [im Mittelalter]) 
bis herunter zu der deutſchen Bundesacte. Da nämlich dieſes Recht ſchon an fich ſtets ein mefent- 
liches, in ven Geſetzen und von den bewährteften praftifhen Rechtslehren 18) anerkanntes Recht 
der Deutfchen und ein wahrer weſentlicher Grundbeſtandtheil des deutſchen Rechtszuſtandes wie 
der landſtaͤndiſchen Verfaffung mar, ſodaß es nie deutſche Landſtaͤnde gab ohne dieſes wefent- 
lichſte Recht, ſo wird wol Niemand leugnen mögen, daß die durch die Bundesacte zugeficherte 
Wiederherſtellung eines deutſchen Rechtszuſtandes und wirklicher deutſcher Landſtände dieſen 
ſchon in dem Begriff derſelben enthaltenen weſentlichſten Punkt ebenfalls zufichere und beabſich⸗ 
tige, wie dieſes auch die einſtimmigen Erklärungen aller Gründer des Deutſchen Bundes in den 
Verhandlungen über die Bundesacte außer allen Zweifel ſehen. Und nad deutſchem Staatb⸗ 
recht war wol ebenſo wenig als nach der Logik von dem Bewilligungsrecht das Verweigerungk⸗ 
recht auszuſchließen. Niemand dachte daran. Offenbar irrig iſt es, wenn Manche, z. B. Eich⸗ 


) Häberlin, „Handbuch des Staatsrechts“, II, 32. 
A S viele berfelben, namentlich au ältere, pn —— ©, 27 f 
854 das „Praeceptuin pro Hispanis’' von 844, C in, II, 28. 
in Ne liceat judici precariam exactionem vel erpeditionem. im nere, absque provinola- 
lium consensu. Bergl. ae, „De contributione ”, Gap. 7, Nr —*8* 
11) Haͤberlin, a. a. O., 
3 Zier F —5 — — der deutſchen Reicheverfaflung", “Uu,374. 
13) S Struben, „Observ.“, IV, 6.53. Böhmer, „ Consul. et Decis, ‘TI 
„Respona.“, m 24,40. Mofer, „Bon der Landeshoheit in Steuerſachen“, S.17fg. Steuben, len 
ſtunden“, u, Abth. 10, und auferbem Häberlin, a a. O. 





4 Beeten 
born und Eigenbrodt, blos daraus, daß auf ven ſpätern fränkiſchen Reichstagen, welche vorzüg⸗ 
lich auch zum Zweck der Geſchenkeinſammlung (propter dona generaliter danda, ſ. Hinkmar, 


a. a. D.) im Herbſt gehalten wurden, der Kaiſer die Größe des Staatsbedürfniſſes bekannt 


machte, ſchließen wollen, das freie Bewilligungsrecht habe aufgehoͤrt. Abgeſehen von den früher 
und ſpäter anerkannten Rechtsgrundſätzen und ſelbſt von dem fortdauernden Namen Geſchenke 
(dona), ſo darf man nur an England denken. Dort wird ja bei der Vorlage des Budget auch 
bad Bedürfniß und zwar höchſt beftiaımt für jeden einzelnen Punkt angegeben, und doch beſteht 
die vollfonnmene Freiheit des Bewilligungsrechts ver Volkörepräfentanten, welchen der König 
nach gefchehener vollftändigerer oder unvollftändigerer Bewilligung ver Regierungdanträge 
jedesmal für ihr „freied Wohlwollen“ dffentlich dankt. Auf ganz gleihem Irrthume beruht es 
auch, wenn diefe beiden Schriftfteller daraus, daß bie fpätern Beubalftände alsdann, wenn fie 
nur ald Repräfentanten ihrer eigenen Hinterfaflen hanvelten, in Beziehung auf die Gutshin⸗ 
terſaſſen des Fürften die Abgaben nicht beſchränken, ſchließen wollen, daß die Grundherren und 
die Fürften als Grundherren ein willkürliches Belaſtungsrecht gegen ihre Hinterfaflen gehabt 
hätten. Diefes folgt aber gar nicht aus der fo einfeitig aufgefaßten allgemeinen Landesreprä= 


ſentation. Und es widerfpricht vemfelben völlig Das ganze vertragsmäßige und durch die Volks⸗ 


verfammlungen und Volksgerichte diefer Hinterfaflen lebendig erhaltene wahre gegenfeitige 
Rechtöverhältnig zwiſchen ihnen und dem Gutshetrn, fowie Dasjenige, was darüber in den 
Art. Adel, Alodium, Bauerngut und Bauernkriege urkundlich ausgeführt wurde. Selbft in ihrem 
Vaſalleneid mußten die Feudalherren ſchwören, ihre Hinterſaſſen nicht gegen die Verträge zu be⸗ 
Iaften. Es widerſprechen ferner ebenfo die vorhin angeführten allgemeinen Reichsgeſetze. Eich: 
born felbft muß es im F. 303 ald ganz allgemeine Regel aufftellen, daß auch mit feinen Hinter⸗ 
faflen der Grundherr vertragamäßig im Benoffengericht diefer Hinterfaflen über die Leiſtungs⸗ 
pflichten verhandeln und entfcheiden laſſen mußte, ganz ähnlich mie der Lehns⸗ und Minifterial- 
herr im Mannen- und Hofgericht über die Bafallen- und Minifterialenpflichten entſcheiden ließ. 
Auch viele von Eigenbrobt angeführte Urkunden fprechen ausprüdlich von ber Hinterfaflen und 
felbft ver Leibeigenen Bewilligung ihrer Abgaben. So z. B. beftimmte der Kaifer Otto, daß 
von den Abgaben, weldhe ver Voigt von den Hinterfaflen (von der familia) der Abtei St. Mari: 


. min bei Trier während des Jahres duch Bittfleuern in der Öffentlihen Berfammlung einnehme 


(petendo vel placitando), nur ein Drittheil vem Voigt und zwei Drittheile vem Altare zufallen 
follen. 1%) Ebenſo weiſet nach einer Urkunde von 1339 das Genofiengericht zu Hamme pas 
Recht zwiſchen dem Kurfürften von Trier und feiner Voigt und den Hinterfaffen. 19) Factifche 
Berlegungen wird man auch hier nicht zur Ableugnung des Rechts felbft dürfen geltend machen. 
Niemand wird aud) z. B. dad Steuerbewilligungsrecht ver Städte darum ableugnen, weil zu- 
weilen von ihnen über bewaffnete Bittgefuche, mit welchen die Kürften ankamen, und über Ge⸗ 
waltbeden geflagt wurde 19); was an dad Almofenbitten mit dem Dolch in Gellert’8 Kabeln. 
erinnert. 

Wichtig und einflußreich aber für alles deutſche Bede- oder Steuerrecht und für die fpäter 
noch vorzugsweiſe fogenannten Beben waren folgenve drei Umftände: 

Fürs erfte wurden fehr oft durch gemeinſchaftliche Verträge und freie Bewilligungen he⸗ 
wife regelmäßige Abgaben auch ſchon für vie Zukunft, mithin als ftändig feftgefegt, ja fogar 
fon für beſondere außerorbentliche Fälle, 3. B. für die Ausftattung einer fürſtlichen Tochter, 
eine der Summe nad) beftimmte Beihülfe vertragemäßig beflimmt (Eichhorn, $. 306). Diefes 
war freilich Höchft umpolitifh von den Bewilligenden. Denn fo trat die Bewilligung in den 
Hintergrund, der Danf blieb aus, und man brauchte nur noch einen Schritt weiter zu gehen, um 
an die ſcheinbar unbewilligte Steuer einen Anſpruch auf unbewilligte Vermehrung zu fnüpfen 
(überhaupt bie petibilia in potentabilia umzuwandeln). Auch mochte e8 Öfter vorfommen, daß 
die Schug: und Landesherren, wenn eine Bere auch' nur für einmal over einige mal bewilligt 
worben war, biefelbe als ftänbig bewilligt darzuftellen und in Obfervanz zu bringen fuchten. 
Dagegen eiferten gerade nad) dem Obigen fchon die Karolinger, und dagegen fuchten fi die Be: 
willigenven häufig zu verwahren durch die feierlihften Reverſe (ähnlih dem oben angeführten 
der Herzoge von Braunſchweig⸗Lüneburg), daß Die Bewilligung der Subfldien nur einem ganz 
freien Wohlmollen der Uinterthanen verdankt werbe. Daher ſtammen felbft Die Namen mander 


— — — — — 


. 14) S. Diploma ap. Hontheim, I, 472. 


15) ®ünther, ‚„„Cod. dipl. Rhen. Mosell.“, Iu, 406. Wigenbrobt, Urkunden‘, S. 196. 
16) Struben, „Observat.”, ©. 94. 
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Beden ober Steuern: Unpflicht, Yingelt, indebita ober injusta petitio, womit man dieſes aus⸗ 
drüden wollte, daß fie nur auf ganz freier Bewilligung ruhten. 17) Erzaͤhlt ja doch felbft noch 
aus fpäter Zeit Pütter, daß ein Fleiner Reichsfürſt fogar eine freie Beihülfe feiner Unterthanen 
zur Heilung eined Beinbruchs, eine fogenannte Beinbruchsſteuer, noch viele Jahre nach feiner 
Heilung einzog und obfervanzmäßig zu machen fuchte, bis die Unterthanen mit dem Reichsge⸗ 
richt drohten. Manche Landesherren, um nicht bie Banbftänbe jur Erhöhung der bewilligten 
regelmäßigen Steuern verfammeln zu müſſen, halfen fich lieber mit inpireeten Steuern und ihrer 
Erhöhung, worin fie bei gef hwächter Verfafſung oft weniger ſtreng controlirt waren. Bon den‘ 
cegelmäßigen Beden, Jahrbeven, Mai- und Herbftbeven u. f. w. unterſchied man dann bie 
Nothbeden. Diejes ind außerorbentliche Beben, welche für einzelne befondere neuere vorüber⸗ 
gehende Bedürfniſſe oder Nothfälfe neu erbeten und bewilligt wurden. Die älteften regelmäßigen 
Beben und Dienfte waren die Heerfleuern und die Dienfte für den Krieg. Schon nad frühern 
und vorzüglich nach den unter Karl d. Gr. auf dem Meichötage bemilligten Befegen wurden nicht 
6108 gewiffe Dienfte und Lieferungen für dad Heer geleiftet, fondern e8 hatten auch Diejenigen, 
welche nicht felbft in den Krieg zogen, ven Ausziehenden eine Beifteuer (adjutorium) für die von 
den Landiwehrmännern auf eigene Koften zu beſtreitende Ausrüftung zu zahlen, welche Bels 
fteuer aber häufig die Beamten jich zueigneten, Als nun in ver Feudalzeit ſtatt der Landwehr⸗ 
beere die Grafen und Herzoge und übrigen Feudalherren ſelbſt und durch ihre Vaſallen allen 
Reichskriegsdienſt zu leiften übernahmen, fo mar e8 natürlid und jenen alten reichsgeſetzlichen 
Bewilligungen gemäß, gewöhnlich auch durd die Landesverfammlungen oder befondere Ver: 
träge neu beſtimmt, daß die nun vom Kriegsdienſt Befreiten für biefe Befreiung und zur Un 
terſtützung des feunalen Reichskriegsdienſtes den Grafen und Herzogen, überhaupt ihren näd- 
ſten Schutz⸗ und Lanbeöherren beſtimmte Beben oder Abgaben und Dienfte leiſteten, welches 
auch vie Reichsgeſetze und ſchon die ältefte Reichskriegsdienſtordnung (constitutio de expedi- 
tione Romana) feftfegten. 18) Diefe Beven hießen häuftg auch Heerſchilling, Heerſchild, Ari: 
mannie. Außerdem entflanden auch ſchon frühe fländige Beden und Dienftleiftungen für den 
gerichtligen Schuß und die Ausübung der Gerichtsbarkeit. Diefe, welche theils in Verbindung 
ſtanden mit früher bewilligten Dienften und Abgaben zum Unterhalt und zum Transport ber 
Könige und der übrigen Gerichtspraͤſidenten bei ihren Reifen zu ven Öffentlichen Berfanmlun: 
gen und Gerichten, ſowie mit einem Antheil der Gerihtöpräfinenten an den Öffentlichen Bußen, 
theils auch mit den vertragämäßig übernommenen patrimonialen Schutzverhältniſſen, wurden 
in den genoſſenſchaftlichen allgemeinen Verſammlungen (placitis) vertragsmäßig (placitando) 
beſtimmt. 29) 

Sowie die Wehrpflicht ſelbſt und die Gerichtspflichtigkeit, uͤberhaupt faſt alle bleibenden 
RMechtsverhaltniſſe und bürgerlichen Pflichten, ſo wurden fürs zweite auch Die Beben und Dienſte 
der Regel nach auf das Grundeigenthum gelegt und hießen daher auch oft Urbeden, das heißt 
Steuern, die auf dem Urbaren lagen.20) Sie beſtanden auch, ebenſo wie ſogar regelmäßig die 
frühern Geſchent⸗ auf dem Reichstag, häufig in Naturalien aller Art. Daher gab es neben den 
Geldbeten Beetkorn, Beethafer, Beetwein, Beethühner u. ſ. w. Auch werben ſie Häufig nach 
beſtimmten Zeiten, namentlich nach denen für die regelmäßigen Volks- und Gerichtsverſamm⸗ 
lungen benannt, 5. B. Maibeeten, Herbftbeeten. 

Es wurden endlich fürs vritie im Mittelalter Häufig die Beeten, namentlich die flänbigen 
und auf ven Grundſtücken haftenden, ganz ebenfo wie ja auch alle andern Öffentlichen und Ho⸗ 
Heitörechte oder Regalien, wie die Richter- und Schug- und Regierungsrechte ſelbſt, wie bie 
: Zölle und andere Steuern von Privaten, von geiſtlichen und weltlichen Grunnherren und Beam⸗ 
ten und Gorporationen aller Art erworben. Sie wurden ihnen theils von den Kaiſern und von 
Reichsſtänden verliehen , oder von ihnen ufurpirt;; oder fie wurden ihnen auch übertragen durch 
freie Verträge mit folgen, die fih aus dem unmittelbaren Staatsſchutz und flatt deflelben alt 
ihre Untertdanen in ihren Privatihub und in ihre Hinterſäſſigkeit begaben. 

Diefe drei Umſtände nun und vorzüglich ver letztere haben Viele zu dem Irrthum verleitet, 


"m sang, eg Entwickelung der beutfchen Steuerverfaffun “ 
18) V erg ei hen, a. a. 2 s. 2323, 294, 306, und „ Deutfches —* “.$.51, 54. Cigen⸗ 
brodt, a. a ‚$.1 6 und 19, S 
19) Eigenbrobt, a. a. O., 5. 16 pe 17, Se. 134, 182, 195, 202, 203, 211. Eichhorn, „Staates 
und 2 em. $. 88, 171. 
20) Eichhorn, a. a. O. 5. 306. Eigenbrodt, a. a. D., S. 123. 
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die urfbrüngfiche und weſentliche öffentliche und die Steuer-Ratur der Beben zu verfennen und 
fie als privatrechtliche Laften oder, mas dad Bequemſte feinen mußte, ald gemifäter Natur 
anzufehen. Allein alsdann müßte man ebenfo gut andere Steuern und Hoheitsrechte ebenfalls 
als Privatlaſten betrachten. Alles öffentliche Recht, ja die ganze Megierungsgewalt, nahm im 
Mittelalter durch die Privatfeudalverträge und die Bewerbungen von damaligen oder nachmali⸗ 
gen Privaten und durch Privatgeihäfte des Kaufs u. ſ. w. gewiflermaßen einen privar rechtlichen 
Tharakter an. Die Privatverhältniffe dagegen erhielten häufig einen Öffentliden Charakter. 
Die Grundherrlichkeit z. B., mit welcher ſich größtenteils die fyätern Gerichts - und Landesho⸗ 
heitsrechte verfnüpften, wurde burd die Öffentlichen Schutz⸗ und Gerichtsrechte und andere öf⸗ 
fentlichen Rechte, welche durch Verträge, Gefege und Berleihungen mit ihr verbunden wurden, 
ſelbſt ein Öffentliches Rechtsverhältniß. Es trat in den Rechten und ſo auch in den @infünften 
des Landes- und Gutsherrn und in ven Abgaben mehr ober minder eine Verwirrung und Ver: 
mifhung ein, wobei indeß ungleich mehr wirkliche Öffentliche Abgaben und Einfünfte fih auf 
eine jet unerkennbare Weiſe in Privatlaften und Einkünfte verloren, als umgekehrt. 21) Denn 
ſtets geftalten die Herrſchenden und Einflußreihen die Sachen zu ihrem Vortheil. Diefe Ber: 
wirrung darf und aber nicht irreleiten, wenn wir heute die Rechte nach ihrer rechtlichen Ratur 
fondern und beflimmen wollen. Alsdann müſſen wir diejenigen Rechte für Öffentlich rechtlich 
erklären, welche erfennbar: 1) ihrer wefentlihen Natur nad) Öffentlich rechtlich find, wie Ge⸗ 
richtörechte und Steuern; 2) weldhe aus der Stagtögewalt und den Öffentlichen VBerhältnifien 
entſtanden, wie die nad allgemeinen Reichs- und Landeögejegen begründeten Bedepflichten 
für den Heerbienft und für andere Staatäbedürfnifſe; melde endlich 3) wenn auch nach Berträ- 
gen, die urfprünglich ihrer Form nad privatrechtlich fcheinen, doch blos als Begenleiftungen 
für die Ausübungen der ihrer Natur nach dffentlihen Rechte, alfo z. B. für die gerichtlichen 
und militärtfhen Schutzrechte, alfo als Steuern für dffentlihe Bebürfniffe begründet wurden. 
Wenn in fauftrehtlier Auflöfung ber alten Staats- und Unterthanenverhältniſſe die Bürger 
beliebig neue Uintertbanenverhältniffe eingehen konnten, warum follen dieſe nicht als Untertha⸗ 
nenverhältniffe, als öffentlid, rechtlich betrachtet werden? In jeder Beziehung und nach den ge= 
ſchichtlichen Urkunden wie nad) ihrem Namen erſcheinen nun die Beden ald Steuern. Lind es 
tönnte natürlich Hiergegen gar nichts entfcheiden, wenn ſich nachweiſen ließe, daß etwa einmal 
bei der in Deutihland fo häufigen Namenverwechſelung irgendwo einer wirklich privatrechtli⸗ 
hen Leitung der Name Bede beigelegt worden wäre; welches übrigens Eigenbrobt nad dem 
Studium fo vieler Urkunden nicht einmal zugeben will, fo allgemein ftellen die Urkunden bie 
Beden als wirkliche Steuern dar. Wollte aber Jemand behaupten, eine wahre Steuer ſei durch 
eine Novation in eine wahre Privatgrundlaft verwandelt worven, fo müßte er nicht blog die 
dazu nöthige beiderfeitige vertragemäßige Einwilligung (L. 8. „Cod. de novationib.‘), ſondern 
auch die Nechrägültigkeit einer folhen Verfügung über öffentliches Nechtöverhältnig nachweiſen. 
Wer aljo in einem einzelnen Kalle ausnahmsweiſe vie privatrechtliche Natur einer Bebe behaup- 
ten will, der muB dieſe privatrechtliche Natur gegen ven die öffentliche Natur ausſprechenden 
Namen vollftändig bemeijen. 22) 

Die Wahrheit, dan die Beven öffentliche Laften und alte Steuern iind, iſt insbeſondere in 
unferer Zeit praktiſch jehr midhtig geworden. Einestheils hat nänlich die rheinifche und Die 
deutſche Bundedacte ven Standesherren und der reiheunmittelbaren Ritterfchaft alle Rechte auf 
Steuern , mithin auch die Beden, ohne Erſatz entzogen und den fouveränen Landeöherren zuge: 
wirjen.- Anderntheild hat der Grundſatz, daß alle Unterthanen nad verhältnigmäßiger Gleich: 
beit, jowie zum Militärdienft fo auch zu aller Steuern verpflichtet feien, und daß alle Überla: 
fung der Perfonen und Güter mit Steuern, daß alle Doppelte Steuerlaft ebenfo wie die Steuer: 
beirelungen aufhören follen, in fait allen neuern Befeggebungen.und Verfaflungen geflegt. 
Hieraus folgt denn mit Nothwendigkeit, daB die Beben ſowie andere Steuern entweder in bie 
Landesſteuer eingerechnet oder daß fie aufgehoben werden müffen. Wenn aber die Verwirkli⸗ 
hung jener Grundſaͤtze und ver Gerechtigkeit nicht blos ſcheinbar fein foll, fo muß dieſe Aufbe- 
bung unentgeltlich für den Belafteten ſtattfinden. Diefes ift jedenfalls nothwendig, auch wenn 
man jene hoͤchſt liberalen Beflimmungen des Deutfhen Bundes, welche bei Aufhebung einer an- 
dern Öffentlichen Laft, der Nachſteuer, felbft nicht einmal für diejenigen zum Bezug derſelben 
Berechtigten, welche etwa aus rein privatrechtlihem Titel das Bezugsrecht ver Nachfleuer erwar- 


21) Bergl. auch Rigenbrobt, a. a. O., ©. 97 uud $. 24. 
232) Eigendrobt, a. a. O., 8.5. . 
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ben, einen Entſchäͤdigungsanſpruch anerkennen (ſ. I, 108 fg.), auf vie Bedeabgaben nicht an: 
wenden will. Die in der That hoͤchſt ungründlichen Anſichten aber, welche man gegen eine 
für die Verpflichteten unentgeltliche Aufhebung vorgebracht bat, z. B. daß dieſe Steuer, nicht 
aber andere alte Grundſteuern von ſelbſt die Natur einer Privatgrundlaſt erhalten hätten, oder 
daß, ohne Vereitelung des Princips der Einführung einer gleichen Beſteuerung nach dem wah⸗ 
ren Werth und Ertrag der Grundſtücke, der Staat dieſelben doch alsdann höher und doppelt 
beſteuern könne, wenn ber Privatbeſitzer dieſelben wohlfeiler erwarb (wonach man auch die zu 

theuer ertauften frei laſſen müßte), haben ſchon mehre Schriftſteller als völlig unhaltbar und 
ale zu den größten Abfurbitäten führend nachgewiejen. 2°) Welcker. 
Begnadigung, Abolition, Begnadigungsrecht. Begnadigung im weiteſten Sinne iſt 
eine gänzliche oder theilweiſe Aufhebung ſtrafrechtlicher Nachtheile, welche gegen die Strenge 
poſitiven Staatsgeſetzes durch die höchſte Staatsgewalt verfügt wird. Unter ihren Begriff ge⸗ 
hoͤrt auch die Abolition und zum Theil ſelbſt die Amneſtie. Die Amneſtie, d. h. das zugeſagte 
Vergeſſen (lex oblivionis), iſt nämlich entweder die rein völkerrechtliche Zuſage gegenſeitigen 
Vergeſſens, welche ſich verſchiedene Regierungen und Staaten unmittelbar gegeneinander mas 
hen. So iſt namentlich in jenem wahren definitiven Friedensſchluß ausdrücklich oder ſtillſchwei⸗ 
gend, als ſich von ſelbſt verſtehend, die gegenſeitige Zuſage enthalten, daß in Beziehung auf 
den biöherigen Krieg, auf feine Beranlaffungen, Gegenftänve und Erſcheinungen alles Böfe 
vergeſſen over fein Gegenſtand fernerer Verfolgung fein foll, insbeſondere auch nicht gegen die 
Bundesgenoſſen und gegen die Unterthanen des andern friedenſchließenden Theild.2) Ohne 
ſolche Amneſtie wäre gar fein wahrer dauernder Kriede, fondern nur Waffenſtillſtand abge: 
f&loffen. Oder die Amneftie ift ihrem Wefen nad) eine ſtaatsre rechtliche, d. 5. fie bezieht ſich zu: 
nächſt auf die eigenen Unterthanen der zufichernden Regierung. Sie fihert dieſen das Vergeflen 
oder.dad nicht Eintreten unangenehmer Folgen wegen rechtswidriger ober feindlicher Mapregeln 
zu. In dieſem Falle verliert ſie auch einen ſtaatsrechtlichen Charakter dadurch nicht, daß fie iv 
einem voͤlkerrechtlichen Vertrag enthalten iſt, alfo auch volkerrechtlich verpflichtet. Durch bie 
Publication des Vertrags für die Unterthanen wird fie ſtets auch ſtaatsrechtlich für dieſe gültig. 
So fihern gemöhnlich die Friedensſchlüſſe den Unterthanen auch von Seiten ihrer eigenen Re⸗ 
gierung Vergeſſenheit zu wegen ver etwa zu Bunften des andern friegführenven Theils gegen 
fie unternommenen rechtswidrigen ober feinbfeligen Handlungen. So beftimmt z. B. der erfte 
Parijer Frieden (1814) Art. 32 eine allgemeine gegenfeitige Amneſtie zwifchen allen kriegfüh⸗ 
renden Regierungen und ihren Unterthanen. So die Wiener Congreßacte Art. 22 zwiſchen 
Preußen und Sahfen. Sofern nun dieſe ſtaatsrechtliche Amneftie nicht bloße feindſelige Maß: 
regeln, fonbern wirkliche ftrafredhtliche Derfolgungen oder Nachtheile gegen Untertanen auf: 
hebt, ift fie eine linterart ver Begnabigung im weiteften Sinne und unterfcheibet ſich von der 
Begnadigung im engern Sinne nur einestheils dadurch, daß ſie allgemein gegen eine ganze 
Claſſe individuell nicht beſtimmter Perſonen ausgeſprochen wird, anderntheils dadurch, daß ſie 
ihrem Begriffe nach als gänzliches Vergeſſen jede nachtheilige rechtliche Folge des Vergehens 
ausiilgt, wenn dieſelbe auch ſonſt, ſowie z. B. in England der bürgerliche Tod, durch eine eins 
fache Begnadigung nicht von ſelbſt ſollte ausgetilgt ſein. Sie iſt alſo vortheilhafter und ehren⸗ 
voller als die Begnadigung. So weigerte ſich bekanntlich jener edle muthige Schwede (Haupt⸗ 
mann Lindberg), welcher nach einem veralteten abſcheulichen Preßgeſetz zum Tode verurtheilt 
war, unerſchütterlich ſtandhaft, jede individuelle Begnadigung anzunehmen, was nach ſchwedi⸗ 
ſchem Recht von feinem Willen abhängig war, und erklärte, lieber durch ſeinen Tod feinen Va⸗ 
terlande die Zurücknahme des durchaus verwerflihen Geſetzes erzwingen, als eine individuelle 
Begnadigung von dem angeblich durch ihn beleivigten Könige annehmen zu wollen, da er Doch 
nur auf ehrenhafte Weife feine Bürgerpflicht erfüllt hatte. Europa mar gefpannt auf ven Aus: 
gang, und des Königs ausmärtige Gegner triumphirten darüber, ihn, wie fle glaubten, in eine 
unauflösliche Verlegenheit verwidelt zu ſehen, da er den unglüdlichen Proceß doch weder durch 
ein Todesurtheil eines ſolchen Mannes bei folder Beranlaflung,, noch auch durch eine völlige 
zurüdnehmende Vernichtung des Procefies ſelbſt ehrenvoll beendigen konnte. Der bewunderns⸗ 
würdige Eluge Fürſt aber bereitete fich aus dieſer Verlegenheit felbft einen Triumph. In der 


33) Grome, „Das Steuerweien aus bem rechtlichen Geſichtspunkte betrachtet’ (Hildesheim 1812), 
und Krönde, en dre über aterietäfipaftliche Gegenftände‘‘ (Heidelberg 1819), IV, 276 fg. 
©. auch Eigenbrobt, a. a 

1) Bergl. Martens, "Sinfsitung in bas Volkerrecht“, $. 327. _ 
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Form einer allgemeinen Amneftie für alle politifchen Vergehen, welche etwa während des Lau⸗ 
fed feiner ganzen Regierung zur Unterſuchung gefommen oder abgeurtheilt fein möchten, befahl 
er nämlich, Dem oder Denen, welche e8 beträfe, die Thüren des Gefängnifles zu Öffnen und den 
Wiedereintritt in ihre ſtaatsbürgerlichen Ehren und Rechte freizulaffen. Dabei aber ergab ſich 
nun ein Refultat, welches vorzüglich durch die Vergleihung mit manden Theorien und man⸗ 
chem andern Rande feit ver allgemeinen europäifchen politifchen Gährung, in welde des Könige 
Megierung fiel, und mit ven befondern Verhältniffen feiner beiden Reiche, zu feinen Gunften 
ausfiel. Den Thron des einen, welches früher fo häufig von Parteien zerriflen war, hatte er durch 
eine Revolution, den ded andern noch außerdem durch Eroberung gewonnen und beide dennoch 
ganz nach ihren ungemein freien Verfaflungen regiert, dad eine fogar nad der freieften in 
Europa, die noch dazu dieſem Volfe ganz neu und ungewohnt war. Dennoch kam nun zu Tage, 
daß während der ganzen liberalen und gefeglichen Regierung dieſes Fürſten nur noch zwei an⸗ 
dere politifche Strafurtheile gefällt waren, welche auch ſchon die Eönigliche Gnade vor der gegen- 
wärtigen ehrenvollen gänzlichen Austilgung wefentlich gemilvert hatte. Wegen politifcher An⸗ 
klage verhaftet aber fand fidh außer dem einzigen Lindberg Niemand. Die allgemeine Amneflie 
nun konnte und wollte diefer natürlich nicht audfchlagen. Sein politifder Heldenmuth aber be⸗ 
wirfte feinem König, als deſſen Feind man ihn angeklagt hatte, ven hoͤchſten Ruhm und feinem 
Lande die alsbaldige Aufhebung eines ſchändlichen und ſchaͤdlichen Geſetzes. (Weiteres über bie 
Amneſtie insbeſondere |. oben in dem Artifel über Diefes Wort.) - 

Bei der Begnadigung im engern Sinne unterfcheinet man wieder pie Begnabigung im eng> 
ſten Sinne, welde für eine oder mehre beftimmte Perfonen, nach bereitö vefinitiv gefälltem 
Strafurtheil, pie firafrechtlichen Ubel ganz (agratiatio) oder theilweife (mitigatio) auf dem 
Wege der Gnade austilgt, alſo dad Recht der Strafmilverung wie der Straferlaffung enthält, 
und Abolitton, welche vor dem gefällten Urtheile den Proceß felbft mit feinen Folgen aufhebt 
ober nieberfchlägt, ſodaß entweder vie Einleitung der Unterfuhung gar nicht erfolgt oder Die 
eingeleitete aufgehoben wird. Werben blos Folgen der erfannten Strafe, wie 3. B. Verluft ver 
Ehre des Amtes u. f. w. aufgehoben, fo nennt man dieſes Restitutio ex capite gratiae. 

Alles Begnadigungsrecht im weiteften Sinne, over das Recht, Begnadigung aller Art aus: 
zufprechen, ſteht, mie die nachherige Begründung veflelben noch vollſtändiger rechtfertigen wird, 
als ein wahres Souveränetätd = „oder Majeflätöreht nur dem Souverän, alfo in Monardien, 
wenn fie irgend noch ihrem Namen entiprechen follen, dem Monarchen zu. 2) Diefem ertheilt es 


2) Diefer Anſicht des „ Staate=Lerifon‘‘ beiflimmend, fchreibt mir ein geachteter Mechtegelehrter 
egen eine abweichende neuere Anficht, welche aus Verfehen in dem Art. Amneſtie eines andern Herrn 
erfaffers ohne Gegenbemerfung abgebrucdt murbe, Folgendes: „Es hat fi in neuerer Seit (f. auch 

Bluntſchli im «Staatswörterbudhn, Art. Amneftie) die Anficht geltend gemacht, daß die Amneflie, ins 
fofern fie fi auf innere Ummwälzungen bezieht, wefentlich einen gefeßgeberifchen Eharafter habe: fte be: 
freie keineswegs einzelne genannte Schulbige von ber gefeglichen Verfolgung und Beflrafung, fondern 
fie hebe bie Anwendung ber Strafgefepe überhaupt für eine ange Gattung oft ſehr verfchiedener Rechte« 
verlegungen völlig auf. Sie fei deshalb nicht blos eine perfönliche Dispenfation von dem Geſetze, fon- 
dern eine ausnahmsweiſe perfraftfegung bes Geſetzes. Nach dem conflitutionellen Staatsrechte aber 
fet bas Staatsoberhaupt Teineswege über die Rechtsorbnung geftellt, ſodaß es bie Geſetze nicht zu achten 
brauchte und eimfeitig aufheben bürfte, fonbern es habe bie Dicht, das et das es felbft, unter Zu: 
flimmung der Reprälentanten bes Volks, gegeben habe, zu achten, und baflelbe nur mit biefer Zuſtim⸗ 
mung aufzuheben, biefelbe alfo auch vor dem Erlaffe einer Amneftie der gedachten Art einzuholen. In 
Notfällen Fönne fich wol eine proviforifche Siftirung der Wirffamfeit der Gelege rechtfertigen, bie befis 
nitive Außerkraftſetzung berfelben aber fei ein Act der gefeßgebenden Gewalt. Diefer Anficht gemäß ents 
halten einige neuere Berfafiungsurkunden, 3. B. bie preußitche im 8. 49, die Beftimmung ber Nothwen⸗ 
digkeit ber Zuflimmung ber Kammern zu foldden Amneftieertgeilungen. Die legtern Tönnen jedoch, fos 
fern feine poſitiv gefegliche Aufhebung des natürlichen Rechts vorliegt, nur allein von dem Staatsober⸗ 
baupte ausgehen und an bie Genehmigung ber Landflände nicht gebunden fein. Ste find nur Dispen- 
fationen von ber —— bes verletzten Geſetzes und ihrem Weſen vach Begnadigungen, mögen fle 
auch nicht im voraus ein beſtimmtes Individuum und deſſen ſtrafbare Handlung im Eine haben, Wo 
bie Amneftie wirkſam wirb, wirft fie als Begnabigung und nicht weiter; das Strafgefeg bleibt unange- 
taftet und wird nicht mehr außer Kraft geſetzt, als dies in jebem Begnabigungsfalle geſchieht. ie 
größere Anhaͤufung ber Begnadigungsfälle, welche moͤglicherweiſe aus einer Amneftie hervorgehen kann, 
macht diefe zu feinem gefeßgeberiichen Act. Der Drang der Umftände, welche oft bie Amneftien hervor: 
ruft und bazu nöthigt, fle fofort ins Leben treten zu laſſen, läßt eine ſolche Beichränfung ber Staates 
gewalt in ihrer Ausführung in den meiften Fällen ebenfo nachtheilig als unmöglich erfcheinen. Sie 
wärbe oft bie mit ber Amneftie verbundenen Bwede völlig vereiteln, ober doch ihre Wirkungen weſent⸗ 
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als eine Prärogative ver Krone auch dad englifche Staatsrecht. Nur Finnen dort, wo die höchſte 
Gewalt im Allgemeinen dem Parlament, dad Heißt dem König, dem Oberhaus und dem Unter: 
haus in ihrer Vereinigung zu der Einen moralifhen Perſon des fouveränen Geſetzgebers, zu: 
geihrieben wird, die mit der Verurtheilung über die hoͤhern Verbrechen (Felonie und Verrath) 
verbundenen Nachthetle des bürgerlichen Todes blos allein durch einen Parlamentsfhluß auf: 
gehoben werben. Im Deutſchen Reiche, in weldhem fpäter noch vollſtändiger faft der ganze In⸗ 
begriff ver fouveräinen Regierungsgewalt nicht dem Kaiſer, fondern der moralifhen Berfon von 
Kaifer und Reichsſtänden zuftand, und wo aud diefe Regierungsgewalt wieverum durch vie 
halbfouveränen und landesherrlichen Rechte beſchränkt war, befaß ver Kaiſer nur Begnadigungs: 
recht in Beziehung auf die vom Reichshofrath gefällten Straferkenntniffe, weniger unbeftritten 
in Beziehung auf die reich#fammergerichtlichen, weil bei dem Reichskammergericht Kaifer und 
Reich gemeinfchaftlid concurrixten.”) In Nepublifen hat natürlich der founeräne Körper dad 
Begnadigungsrecht, z. B. in Athen die große Volksverfammlung.*) Mande behaupteten 
zwar, dad Begnadigungsrecht im engften Sinne könne nur ein Monarch haben, und Montes: 
quieu möchte es ſogar nur auf ven conftitutionellen Monarchen, dev nicht felbft Necht fpricht, be⸗ 
fhränfen. Allein nur foviel Laßt ſich fagen, daß es fich für ihn am beften eignet, daß es viel Un⸗ 
natürliches hat, wenn die Gewalt, melde heute Urtheile macht, fle morgen felbft aufhebt, daß 
dad Begnadigungsrecht in Republiken leichter [hädliche Verwidelungen und Verwirrungen er: 
zeugt. Es fönnen endlich in einer Deöpotie, deren Hauptlebenskraft bie Furcht vor dem Despoten 
und feinen Satrapen ift, und mo weder einerjeitd forgfältige Heilighaltung objectiver allgemei⸗ 
uer Gelege, noch auch anderntheild eine große Sorgfalt für ven billigen Rechtsanſpruch des 
einzelnen Bürgers in jedem befondern Balle eine begnabigungöweife Ausgleichung zwiſchen bei⸗ 
ben Rückſichten erheifcht, Begnabigungen ala fhänlih und unnäthig erfheinen. Es gilt hier 
bas Princip: ein Ausſpruch ver Gewalt — welder hier das hoͤchſte Geſetz iſt, Darf nie zurückge⸗ 
nommen werden, auch wenn er noch ſo verletzend und unfinnig wäre. Es würde dadurch Die 
fHavifche Furcht und der blinde ſklaviſche Auctoritätsglaube zerſtoͤrt werden. Weshalb auch in 
Perſien (nach Chardin) Niemand den König um Gnade für einen Verurtheilten bitten darf. 
Auch unter Roms Imperatoren war es Todesverbrechen. 

Hiermit aber ſind wir zur Frage über die rechtliche und polittſche Zulaſſigkeit und Heilſam⸗ 
keit des Begnadigungsrechts und zu der Begründung deſſelben gekommen. Auf den erſten Blick 
erſcheint allerdings ein Begnadigungsrecht des Regenten als verwerflich. Es ſcheint, wie es 
Kant betrachten wollte, eine ihm zugeſtandene Befugniß, fouveräne Willkür auszuüben und 
den geraden Lauf der Gerechtigteit zu hemmen, ja.eine Befugniß, vielleicht kränkende und oft 
unerträgliche parteiiſche Gunſt gegen einzelne Perfonen oder einzelne Barteien auf Koſten an⸗ 
derer Bürger auszuüben und durch perfönliche Milde gegen Verbrecher Härte und Gefahr gegen 
die Unſchuldigen und Geringſchätzung der Gefege zu begründen. Ja e8 kann ald eine Befugniß 
erſcheinen, durch Begnabigung angeflagter Minifter und Staatsbeamten deren ganze Verant⸗ 
wortlichkeit und fomit allen Danım gegen despotiſche Willkür und Volksbedrückung aufzuheben, 
Und wer wollte wenigftend ableugnen, daß das Begnadigungsrecht hoͤchſt verderblich misbraudt 
werben könne! Allein ver mögliche große Misbrauch joll billig ebenfo wenig dem willigen Zu⸗ 
geftänpniß dieſes Nechts an den Souverän im Wege ftehen, als dem Zugeflänbniß eines Frei: 
heitsrechts an die Bürger. Nur foll er hier wie dort ſchützende Formen oder Beſchränkungen 
veranlaflen, die das an fi wohlthätige oder natürliche Recht ſelbſt nicht zerſtören. Durch den 
Mangel einer richtigen Begründung biefed Rechts und durch faliche Anfichten von demſelben, 
feit vem Mittelalter, 3.8. durqh feine Zurückführung auf das von Gottes Gnaden und auf Die 


4 


lich abſchwaͤchen.“ — Das Staatsredht mehrer Länder hat fich auch ber Anficht angefchloffen, welche das 
Abolitionsrecht als principlos verwirft. Wir bemerfen hier nur, daß die Verfafiungsurfunde von Bels 
gen, 6. 73, und die von Baben, $. 15, nur ben Erlaß ober bie Milderung erfannter Strafen bem 

taatsoberhaupte geftatten,, baß bie Verfafungsurfunde von Baiern, Tit. VIII, $. 4, bemfelben aus» 
drüdlich bie Abolition unterfagt, und bie Berfaflungsurfunde von Preußen, in $. 49, fe an bie Zus 
fimmung ber Kammer bindet. Andere Verfaflungsurfunben bagegen geftatten ausbrädlich bem Sous 
verän auch das Abolitiohsrecht, z. B. bie fächfliche im $. 52, bie hannoverifche im $. 9, die würtem⸗ 
fg ai 8. —* die ——— i im 8. 97, bie ſachſen⸗ koburg⸗ gothaiſche im 6.140, und bie braun⸗ 

we im 

Mofer, „Bon ber beutfchen Juſtizverfaffung“, “„I, 2. 2,$.12. 
2 Demofthenes, „In Timokrat, 
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ſchon in der Theologie verwirrende Lehre von göttliher Gnade Hat inbeffen daſſelbe viele und 
bebeutende Gegner gefunden, früher ſchon Plato®) und Cicero ®), ſpäter viele ältere Crimina⸗ 
lüften und, mit Bafloret und Servin, aud) Filangieri 7), Tieftrunf®) und Andere. 

"Das Begnadigungsrecht hat feine Grundlage in den hoͤchſten Aufgaben und Bedingungen 
des Rechtözuftandes und des Strafrecht. Zur Sicherung nimlid gegen Willfür der Richter 
und bamit fie weder nad) Eigenwillen und Laune, no nad etwaigen von ihnen felbft ober 
durch verfehrte Gewohnheiten gebilveten ſchlechten Regeln handeln, damit zügleich endlich alle 
Bürger voraud wiflen können, welche rechtliche Folgen ihre Handlungen treifen werden, müffen 
von der Regierung zum voraus fefte allgemeine Gefege entworfen und die Behörben und Rich⸗ 
ter ſtreng nur nach ihnen zu richten und zu verfügen angewiefen werden. Nun aber ift ed ge: 
wiß, daß felbft pie beiten Befeßgeber in ihren pofitiven Gefegen nicht alle eigenthümlichen Ber: 
ſchiedenheiten aller wirklichen Fälle, Verhältniffe und Perſönlichkeiten und alle Veränderungen 
berfelben und der Umſtände zum voraus umfaflen, berüdjihtigen und den wahren Bedürfniſ⸗ 
fen ver Gerechtigkeit und des Staatswohls entſprechend beſtimmen Finnen. Es müffen alfo bie 
allgemeingefeglihen Entſcheidungen in einzelnen Fällen oft weniger paflend, oft unndthig und 
ungerecht hart ausfallen, mit ver Moral und höhern Gerechtigkeit in Widerſpruch Eommen. 
Diefed muß ganz befonderd eintreten bei Strafen, welche nad ihrem Grund, nämlich nad ber 
Schuld und dem verberblien Einfluß derfelben, ſowie nad ihrer eigenen Wirkung auf ven 
Verbrecher und bie Übrigen Bürger immer auf dad Innere des Menſchen, auf die zum Theil 
fehr verſchiedenen, ſchwer nad) allgemeinem Maßſtab zu berechnenden innern Seelenverhältnifie 
und Gefühle zurüdführen, zugleich aber gerade bie heiligften und zarteften Verhältniffe ver An- 
geflagten und des Volks betreffen. Auch kann jeder Civilproceß feiner ganzen Form nach ald 
eine Art von Bergleih angefehen werden. Stets menigftens Eonnten in Givilfachen die Parteien 
durch Schiedsgericht oder Vergleich ſelbſt vie Höhere Gerechtigkeit mit dem Geſetze in jedem be: 
fondern Falle vermitteln, wozu fie fogar ver Richter auffodern muß. Aud in Verwaltungsſa⸗ 
hen kann die Vermittelung duch die hoͤhern Verwaltungsbehörden eintreten. In Eriminalfa: 
hen aber würbe ganz beſonders die firenge Vollziehung der nad) einem blos ohngefähren allge: 
meinen Maßſtab entworfenen pofitiven Gefege, es würbe das ſtreng formelle Recht zu einem 
materiellen Unrecht (summum jus summa injuria) werden. Sie würde oftmald nad) dem Ge 
feß verdammen, mo das Gewiſſen uud die öffentlihe Meinung losſprechen. Geſetz und Gerech⸗ 
tigkeit kommen alfo hier durch die menſchliche Unvollkommenheit miteinander in Streit. Wenn 
alfo irgendwo, fo tft im Strafrecht eine billige Ausgleihung der wahren Foderungen ver höch⸗ 
fien Idee der Gerechtigkeit ſowie des wahren Sffentlihen Wohls mit jenem firengen formalen 
Geſetzesſrecht nöthig. Beſonders werden Lebend= ober immerwährenve Gefängnißftrafen oft: 
mals im Verhältniß zu ber befonvern That die Gerechtigkeit und Humanität ſchwer verlegen, 
wenn feine Ausgleihung bes materiellen Rechts mit dem formellen einträte. Deshalb wird vie 
Hälfte der zum Tode Verurtheilten faft überall begnadigt, in Schweden fogar in den Jahren 
1850 — 54 von A51 Verurtheilten 397. Schon vielfach fuchte man jenen Streit zu löſen. 
Plato wollte in der rein ivealen Republik eben wegen jener Steifheit und Unbehülflichkeit ver 
allgemeinen pofitiven Gefege und wegen ihres bartnädigen Eigenfinnd, womit fie auch bei 
eigenthümlich veränbertem Verhaͤltniß und Bedürfniß ver einzelnen Fälle, auf eine unnäthig 
verlegenbe ober verkehrte Weiſe, diefelben Ihrer allgemeinen Formel unterorbnen, feine Staats: 
behörven, flatt ihnen durch foldhe Gefege Die Hände zu binden, lieber im Allgemeinen blos auf 
bie jedesmalige Anwendung der hoͤchſten Grundſätze ver Gerechtigkeit und des Öffentlichen Wohle 
auf jeden beſondern Ball anmeifen. Aber fein poetifirenves Ideal ſetzt ausdrücklich Höher er: 
leuchtete göttergleiche, durch Leine menfchliche Einfeitigkeiten und Leidenſchaften irregeleitete 
Philoſophen, die dgs Göttliche rein ſehen und rein wollen, als Lenker ver Staatdangelegenhei- 
ten voraus. Da er aber recht wohl mußte, daß biefe auf Erden nicht gefunden werben, fo ſah er 
ſelbſt fih gendthigt, in feinem dem wirklichen Leben angenäherten Werke „Uber die Geſege“ doch 
wiederum bie Herrſchaft ver pofitiven Staatsgeſetze über alle Behörben zu ſetzen, fle ald den all: 
gemeinen abjoluten König zu erklären.) in neuerer Politiker, Craig, nachdem er mit dem 


5) „De Legib.“ IX, ed. Bip., S. 21, 60. 

6) Eicero, „In Verr.“, 7. 

7) „Syſtem“, IV, Gap. 57. 

8) „Philofophifche Unterfuchungen ”, IL, 447. 

9) Blato, „Polit.“ und „De Republ.‘, V, 472, 473, 479; VI, 634; „De Legib.‘', IV, 713, 
7115; V, 739; IX, 592; „Polit.“, II, 9. " 











glaͤnzendſten Scharfjinne alle Einfeitigkeiten diefes Bindens an pofltive Geſetze, alle Gefahren 
einer ſchwierigen ‚ mübjamen, fo oft der Chicane dienſtbaren Auslegung und poſitiven Juris⸗ 
prudenz ausgeführt, glaubte in dem natürlichen Gerechtigkeitögefühl öffentlich richtender Volks: 
gerichte Hülfe zu finden. Nur fegt er voraus, ed müßten und würden viefe Gerichte als ihr hoͤch⸗ 
ſtes Gejeg ven Grundjag befolgen, ſich ſtets lediglich nur Durch dieſes Gerechtigkeitsgefühl leiten 
zu laffen und abfolut gar fein pojltives Geſetz, keine Gewohnheiten, keine Obſervanzen oder 
Präcedenzen ſich zu bilden und zu befolgen. 2%) Aber — um von allem Übrigen abzujehen — 
ſo iſt es klar, daß ſchon an dieſer irrigen Bomusfegung das Ganze fheitern würde. Alsbald 
würben jicher fo, wie bisher überall, die Gerichte durch oft ſchlechte, oft halbverſtandene und 
"faljch audgelegte Befege oder Präcedenzen ſich leiten lafien, auch durch deren chicandfes Vor: 
ſchützen ihr beiferes Rechtsgefühl beſchwichtigen und fi und Andern die Ungerechtigkeit ver Ents 
fheidung befhönigen Unter folden Umfländen nun werben wir alfo, zur beffern Loͤſung der 
großen Aufgabe, die Behörden und Richter zwar ſtreng an Befege, und dann natürlich an mög⸗ 
lichſt wohlüberlegte Gefege binden. Wir werben aber anderntheils die daraus entftehenven un= 
gerechten und unnöthigen Härten dadurch befeitigen, daß wir der fouveränen Gewalt das Recht 
einräumen, biefelben nad den höchſten Grundideen ver Gerechtigkeit und des Staatswohls in 
ihrer Anwenbung auf einzelne Bälle aufzuheben, ſoweit nur dadurch nicht felbft die gefeglich er⸗ 
worbenen Rechte anderer Bürger verlegt werden. Hierauf nun beruft das Begnadigungsrecht. 
Es foll beffer als Plato und Craig jenen Wiberfprud zwiſchen Geſetz und Gerechtigkeit Idfen, 
enthält alfo feiner Beftimmung nad nit die Abfiht, für den Souverän Willkür und willkür⸗ 
lihe Störung der wahren Gerechtigkeit zu begründen. Es foll aud nicht, wie die früheſte Art 
ber Begnadigungen, vie Afyle, wodurch man ebenfalld gegen graufames Recht und feine flarre 
unerbittlihe Durchführung Hülfe ſuchte, den Straferlaß vom Zufalle abhängig machen. Es 
beruht auch nicht auf blos politifchen Gründen und noch weniger auf einem göttlichen oder despo⸗ 
tifchen Recht der Könige. Es fol vielmehr auf eine vernünftige Weife die wahre Gerechtigkeit 
und Das Wohl des Staatd ihren eigenen Ideen gemäß da verwirflihen, wo der Souverän nad 
reifer Prüfung mit feinen Räthen zur Überzeugung gelangt, daß die Vollziehung poſitivgeſetz⸗ 
licher und gerichtlider Nachtheile in einem beflimmten Falle als ungerechte over doch unndthige 
und dem Staatöwohl nicht förberliche, alfo ald graufame und unpolitifche Härte erfcheinen , ver 
Straferlaß alfo der vernünftigen ffentlihen Meinung entfpreden würde. So muß z.B. im 
Allgemeinen gewiß dad Geſetz jede revolutionäre Unternehmung, auf einem irgend gewaltfamen 
ungejeglichen Wege die Verfafjung zu ändern, gerabe als das gefährlichfte und ſchwerſte Ber: 
brechen beſtrafen. Geſetzt nun aber, in einem Lande wäre durch ſchlimme Berathung des Für: 
ſten von der Regierung jelbft allmälig ein verfaflungswibriger oder doch höchſt nachtheiliger 
bedrũckender Zuftand des Landes auögegangen. Ein Theil der Unterthanen, ohne felbftfüchtige 
niederträcdtige Abfichten, blos empärt über das Unrecht und das öffentliche Verderben, und in 
ber Abſicht, ihrem Vaterlande und ihren unglüdlihen Mitbürgern zu helfen, bewirkten, an ber 
Wirkſamkeit gefeglicher Mittel verzweifelnd oder verfelben beraubt, mit ungefeglichen eine Ver: 
fafjungsveränderung und Fürft und Volk freuten fi dann des bewirkten neuen beffern Zuftan= 
des. Dennoch könnte Hier der Staatörichter nach feinem pofitiven Gefeg die ſchweren Hochver⸗ 
rathöprocefie und Strafen nicht erlaſſen. Aber edle Regierungen und Bürger, im Beflg ver 
neuen Wohlthat, koͤnnten jie wol deren Urheber al8 vie ſchwerſten Verbrecher verfolgen? Die 
Geſchichte zeigt vielmehr, daß fie durch Begnabigung folche unevelmüthige und graufame Vers 
legung ver Billigkeit und böhern Gerechtigkeit von fich entfernt Hielten. 

Aus diefer Begründung ergibt ſich, daß das Begnabigungsrecht ein von der Geſetzgebung 
verfihlevenesRegierungsrecht ift, alfo der Regierung zufteht. Es ergeben ſich auch Die Beſchraͤn⸗ 
tungen des Begnadigungorechts, welche den Negenten entweder nad dem Stantögefeh oder 
wenigſtens nad) feiner eigenen Erwägung der VBerhältnifie beftimmen follen. Er kann fürs erfte 
privatrechtlihe Nachtheile, Privatgenugtbuungen und Privatftrafen, wo fie ſtattſinden, zum 
Schaden des Berechtigten nicht aufheben, ebenjo wenig als er zum Nachtheile eines Bürgers vie 
gefeglihe und gerichtliche Strafe durch Cabinetsjuſtiz irgend verfchärfen darf. Durch Beides 
würde er ja gegen das Geſetz, welches Allen zur hoöchſten Garantie ihrer Rechte gegeben ift, vie 
Bürger in ihrem beſtehenden Rechtszuſtand verlegen. Das englifche Recht fchließt daher bie Be⸗ 
gnabigung aus, wenn Privatgenugthuung ber Hauptzweck der gerichtlichen Verfolgung des 
Verbrechers ift, und wenn auf eine Bopularklage das flöcalifche Verfahren eingeleitet iſt, wohel 


10) Graig, ‚ Srundzüge der Politik“, 1, 8.2, Gap. 1 fg. 
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der Angeber ein wohlerworbenes Recht auf feinen Antheil an der Strafe hat.11) Ben 

darf jedenfalls der Gegner nicht hindern, daß bei erhobener Injurienklage ver Richter das Un⸗ 
recht der Ehrenfränfung ausfpriht. Aus ähnlichen Gründen wird wenigftend ein weifer und 
gerechter Regent, auch felbft ohne pofitivrechtliche Beſchränkung, doch infoweit eine Begnabi- 
gung unterlafien, als fie für Ehre und Rechtöfiderheit anderer Bürger kränkend wäre, 3.2. 
wenn auf auffallenve Weife nicht die bürgerlichen Mörber oder Beleidiger eines Adeligen, wol 
aber vie abeligen Verleger eines Bürgerlichen begnabigt würden. In einer conftitutionellen 
Verfaſſung, in welcher für die Rechte und Interffien der Bürger die Sprache frei iſt und Fräftige 
Mittel gegeben find, fowiein England, da finden ver Fürſt und feine Räthe in ver Öffentlichen 
Meinung leicht die Grenzen, wie weit fie, ohne bedenkliche Vorwürfe wenigftens für vie letztern 
zu begründen, gehen dürfen. 

Eine fernere in der Natur der Sache liegende Beſchränkung des Begnadigungsrechts iſt es, 
dag in einem conftitutionellen Staat, wo die der Regierung gegenüberftehenden conftitutionel: 
len Behörden, namentlid pie Stände, dad Recht haben, die Beamten, indbefonvere Die Mini: 
fler, zur Strafe zu ziehen und dadurch ihre eigene Stellung, Wirkfamkeit und Ehre und die 
Verfaffung rechtlich zu ſchützen, der von denſelben Miniftern berathene Negent nicht durch Be: 
gnadigung jene Rechte der Stände ganz vereiteln darf. Ein ſolches Begnabigungsredht würde 
bie Berfaflung in ihrem wefentliften Punkte aufheben oder gefährven, ganz beſonders aber 
aud vie Heiligkeit oder Unverantwortlichkeit des Fürſten felbft. Denn dieſe ebenfo wie ber höchſte 
Schuß des ganzen Rechtszuſtandes beftehen gerade nur dadurch, ver Sffentlihe Zorn wegen 
ſchlechter Regierungshandlungen wird vom Regenten felbfl nur dadurch abgehalten, dag Mi- 
‚ nifter und Beamte, nicht bloß dem Worte und dem Scheine nad, ſondern wirklich und wir: 

fam verantwortlich find für ſchlechte Maßregeln, die fie vem Fürften anriethen, oder von welchen 
fie nit, flatt fie zu unterzeihnen, durch Dienftentfagung auf das einbringlichfte abriethen. 
Dente man fich einmal, Karl X. von Branfreih wäre in der Julirevolution nicht verjagt, es 
wären aber feine Minifter verfaffungsmäßig verurtheilt worden! Würde fi) alsdann nicht ge= 
zeigt haben, wie auch für den König felbft bier ein Begnadigungsrecht ein Höchft fatales Recht 
geweſen wäre? Hätte er bie Minifter nicht begnabigt und märe felbft ungeftört im Befige aller 
feiner Macht geblieben, hätte alfo nur Diejenigen, welche thaten, was er felbft wollte, unbegna: 
bigt ind Elend gefchickt, eine ſchwere moralifche Verurtheilung hätte in den Augen ver Welt 
auf ihm gelaftet. Hätte er dagegen aber begnabigt, er hätte einer neuen Revolution des empör: 
ten Volks ih ausgelegt. Wenigftens eine ſtarke Grenze alfo muß bier das Begnadigungsrecht 
haben. Diele hat es auch nach dem englifchen Staatsrecht. Der König von England kann in 
Beziehung auf alle Sffentlihen Strafen begnabigen, audgenommen 1) bei dem Verbrechen, 
wenn Jemand außer Landes geſchickt wird, um die Habead - Gorpuß- Acte zu umgehen, wo, um 
die Freiheit der Unterthanen zu fihern, dad Begnadigungsrecht aufgehoben ift; 2) eine könig⸗ 
liche Begnabigung oder Abolition kann nicht vorgefehügt werden, um einer parlamentarifchen 
Auflage, interfuchung und Aburtbeilung, alfo namentlih nit, um einer Anklage, Unterfu- 
Hung und Berurthellung der Minifler und Kronbeamten Einhalt zu thun; und 3) fle kann 
auch bei beendigtem Verfahren und gefälltem Urtheil über große Verbrechen doch den bürgerli- 
den Tod, aljo die Berwirkung der Güter, ven Verluſt affer bürgerlichen Ehre, jelbft ver Zeug: 
nißfähigkeit und des Rechts im Gericht aufzutreten und die Ausſchließung von aller Erbfähig⸗ 
keit und von allem Staatsdienſt nit aufheben — welches nur eine Parlamentsacte vermag. 7%) 
— Bei Verurtheilungen von Miniftern iſt fie auch außerdem alsdann, wenn nicht etwa fowie 
bei dem Lorbfanzler Bacon dad Urtheil felbft einen größern over geringern Nachlaß der Strafe 
der koͤniglichen Gnade ausdrücklich anheimftellt, durch die Sffentlie Meinung und die in Eng⸗ 
fand fehr große aber unbeſtimmte Ausdehnung der Verantwortlichkeit der Miniſter und durch 
‚die unter dem Einfluß von beiden gebildete Obfervanz gegen Misbrauch gefhügt. Dann na: 
tüuͤrlich erhalten auch die unter dem großen Siegel erfolgenden Gnadenbriefe nur durd die Un: 
terzeichnung bed verantwortlichen Miniſters Bollziehbarkeit. Die deutſchen Berfaffungen Ichügen 


11) Bladfione, „Handbuch des englifchen Rechts‘, IV, Gap. 26. 

12) Daß mehre neuere Berfaffungsurtunden ber Anficht Dupin’s huldigen, if ſchon oben, Mote 2, 
bemerkt. Man hält das Abolitionsrecht auch deshalb für principlos, weil nach bemfelben, noch ehe 
überhaupt feftfiehe, daß eine Strafe ausgefprochen werben würbe, eine folche erlaflen werbe. Allein bie 
an an Sun ift jeboch nicht wiberfinnig, noch weniger bie augenblickliche Befreiung von ben 
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wenigſtens im Weſentlichen die miniſterielle Verantwortlichkeit dadurch, daß die Aufhebung der 
Abſetzung beſtrafter Beamten vom Fürſten geachtet werden muß, ſo die Verfaſſungsurkunde 
von Würtemberg F. 205, von Preußen 6. 49 u. ſ. w. Andere Strafen kann der Regent erlaſſen. 

Nach der bisherigen Begründung rechtfertigt ſich dagegen keineswegs diejenige allgemeine 
Beſchraͤnkung des Begnadigungsrechts, welche in ven franzoͤſiſchen Verhandlungen über bie 
Begnadigung ber angeklagten Republikaner der Präſident Dupin mit ſeinem Anhange (tiers- 
partie) behauptete, daß nämlich der Monarch für fi allein nur nach ausgeſprochenem Straf: 
urtheil begnabigen, aber nicht aboliren oder den Procep niederfchlagen dürfe. 1°) Man fagte 
für diefe Beſchraͤnkung, Die weder im englifchen noch im franzöfifchen Gefege begründet ift, bie 
Abolttion tilge rückwaͤrts das ganze Verbrechen aus und greife in ven Gang der unabhängigen 
Gerichte ein. Beides thue die Begnadigung nicht. Allein beide können das Geſchehene nicht 
ungeſchehen machen. Beide aber heben die rechtlichen und richterlichen Kolgen auf und beide 
greifen alfo auch in die Gerichtöverfaflung ein; denn auch die Vollziehung gerichtlicher Urtheile, 
ohne welche ſie felbft nichtig wären, gehört zur Gerichtöverfaffung. Der Unterſchied iſt nur ber, 
daß bei der Abolition Die wirkliche Schuld der beftimmten Perſonen und ver Grad derſelben 
noch nicht richterlich gewiß ift, und daß naher eine blos theilweife Strafe wie bei einer Strafmil- 
derung aus Gnade bier unmöglich ift. Allervings fünnen daraus unter Umftänden politifche 
Sründe gegen die Abolition abgeleitet werben. Es mag zuweilen Diefe Art ver Begüadigung 
unpaflend fcheinen, weil man vie Sache noch nicht kennt, obgleich auch, zumal bei ausgedehnten 
- Unterfuhungen über politifche Vergehen, die Abolition oft fehr heilfam fein kann. Auch kann 
man e8 einem bereit3 in Anklageftand Verfegten mit Recht wol nicht verweigern, daß er eine 
förmliche Anerkennung feiner Unſchuld zur Schügung feines guten Namens erhalte, wenn er 
außerdem die Kortfegung des Proceſſes der einfachen Abolition vorzieht. Denn nie darf die Bes 
gnadigung die gefeglihen Rechte der Bürger verlegen. Wer aber, ohne daß feine Schuld ge: 
richtlich Feftfteht, eines Verbrechens gerichtlich förmlich verbachtigt wird, ver hat, wenn er un⸗ 
ſchuldig ift, ein Recht, auf dem gerichtlichen Wege die Reinigung von dieſem Verdachte zu ver: 
langen. Außerdem aber kann die Begnadigung nit abhängig gemacht werben von der wills 
fürlihen Annahme des Begnadigten. Diefes konnten nur ſolche Schriftfteller vertheidigen, 
welche die Begnabigung nur ald Ausübung der Willkür anfahen, nicht aber als Ausſpruch hö⸗ 
herer Gerechtigkeit. Auf dieſe paßt völlig die Verwerfung jener Beſchränkung, welche auch daB 
Roͤmiſche Recht (in L. ô De appellat.) enthält. 

Nach den oben angegebenen höhern Geſichtspunkten weile ausgeübt und in den nad den 
englifhen Rechtsgrundſätzen angegebenen Schranfen ift nun allerdings das Begnadigungsrecht 
etwas Herrlihes und hoͤchſt Heilfames ſowol für die Gerechtigkeit ald für die Regierung, und 
zwar ganz befonber für die monarchiſche. Man nannte es daher fletd und mit Recht ven herr: 
lichften Ebelftein ver Krone, Kant fogar daß einzige Recht, welched den Namen Majeſtätsrecht 
verdiene. Es vereinigt ähnlich wie die zuerft Durch das tiefe meifterliche englifhe Staatsrecht 
erfundene Unterzeihnung und alleinige Verantwortlichkeit der Dinifter bei allen Regierungo⸗ 
acten das, wie ed fühlen, Unvereinbare miteinander. Sene legtere nämlich loͤſte das in der früs 
bern Weltgefhichte ungeldfte Räthſel, die Unantaſtbarkeit und wirkliche Sonveränetät der hoͤch⸗ 
fen Regierungsgewalt mit dem Grundfage zu vereinigen, daß in einem wahren Rechtsverhält⸗ 
niß alle fih aufden Rechtszuſtand beziehenve Ihätigkeiten, mithin auch alle Regierungsacte 
unter dem Berfaffungsgefeg und unter der rechtlichen Verantwortlickeit fliehen, daß durchaus 
feine deöpotifcher Willkür preißgegeben fein dürfen. Ahnlih nun vereint in jener britifchen 
Auffaffung und Ausbildung dad Begnadigungsredt ven häufigen Widerſpruch zwiſchen Befeg 
und Gerechtigkeit. Es verbindet die höhere Gerechtigkeit, Billigkeit und Humanität und daß 
wahre Staatswohl in jenem befonvern Falle mit ver allgemeinen Heiligfeit des Staatsgeſetzes 
für den Richter. Es vereinigt ebenfo die Ausſchließung alter Cabinetöjuftiz des Souveränd 
mit einem feiner Würde und dem Wohl feiner Unterthanen und des Staats entfprechenven Ein⸗ 
fluß auf ven widtigften Theil der Staatöverwaltung, auf das Strafrichteramt, wendet ihm 
Liebe und Zutrauen der Unterthanen zu und iſt ein Schuß der Bürger. „Wenn jede andere 
Hülfe dem unglücklichen, angeklagten und verurtheilten Bürger verſchwindet, dann iſt“, fo fagt 
Bladftone, „feine legte und fiherfte Zuflucht Die Gnade des Königs, das ſchoͤnſte Vorrecht ber 
Krone. Mitleid kann nicht die Grundlage des Geſetzes fein, aber unfere Verfaſſuug will, daß 
Gerechtigkeit in Milde gehanphabt werbe. Der König beſchwoͤrt dieſes ausdrücklich in feinem 


13) Bladfione, a. a. O., IV, Gap. 26, 29, 31 und 33, 
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Krönungseide, und bier iſt es reiht eigentlich, wo ex perfönlih handelt. Der König verurtheilt 
nicht ſelbſt die Verbrecher, dieſes ftrenge Amt überlägt er ven Gerichtshoͤfen, fein Scepter bringt 
nur Gnade. In der That gehört es zu den großen Vorzügen der Monarchie, daß fie eine Obrig⸗ 
keit hat, in deren Macht es ſteht, Gnade zu üben, wo fie e8 angemeflen finvet, gleichſam ein 
Billigfeitögericht, um bie Strenge des allgemeinen Geſetzes in Straffällen zu mildern , wo 
Berfhonung mit der Strafe wünſchenswerth iſt.“ Montedquieu erflärt e8 fogar mit Plato 
für ein Staatögefeg, daß der Fürſt nie anweſend fein dürfe bei irgendeiner Verurtheilung, um 
jeden Schein von Theilnahme an verfelben, von Rache und von despotiſcher Furchterweckung 
vom Monarchen entfernt zu halten, und damit nur das Gute fi an die Majeftät fnupfe. „Das 
Begnadigungsrecht iſt“, jo fährt er fort, „ein flarfer Hebel in der gemäßigten Monardie, 
kann, mit Weisheit gehanphabt, bewundernswürdige Wirkungen hervorbringen;; das Princip 
der despotiſchen Regierung, welche nicht verzeiht und welcher niemals verziehen wird, beraubt fie 
dieſes Vortheils.“ 14) Insbeſondere abes kann durch eine faatäweife Ausübung dad Begnadi⸗ 
gungsrecht bei den politifchen oder ven wider die Eöniglihe Majeftät felbft begangenen Verbre: 
hen hoͤchſt Heilfam wirken. Sie kann bei diefen Verbrechen, bei welchen das allgemeine Geſetz 
und das von vemfelben abhängige Richteramt die allgemeine Achtung der unverlepglichen Eönigli- 
hen Würde ausſpricht und geltend macht, eben diefe Achtung und Heiligkeit vereinigen mit ei: 
ner, jeden Schein unebler Leidenſchaft und Rache und einer auf Furcht beruhenden Despoten: 
macht gänzli ausfchließenden Föniglichen Milde. Diefe Milde trifft Hier Verbrecher, welche fo 
oft mehr durch irregeleitete eblere patriotiſche Gefühle als durch nieverträhtige Gefinnungen 
geleitet wurden. Und wahrlid ſolche enle Begnabigungen, welche man freilich nit von Ufur: 
patoren erwarten wird, ſolche Haben zu allen Zeiten bei irgend edlen und freiheitsliebenden 
Nationen mehr gewirkt, die Majeftät zu verherrlihen und den Monarchen mit unverwelflichem 
Lorber zu fhmüden, den Schug der Volksliebe für die Regierung und die Berfaflung zu ge: 
winnen und ihre Feinde zu entwaffnen, al8 die Bollziehung harter Strafen. Diefe ermeden bie 
Nahe der Freunde und Anhänger der Verbrecher und erzeugen den verberblichen Schein eines 
Kriegözuftanves und einer blos auf Furcht und boͤſes Gewiſſen gegründeten, alfo leicht zerftör- 
baren Mat und begründen ven Zweck der Furchterweckung gerade gegen die gefährlichften 
Feinde am wenigſten. Denn die gefährlichſten Feinde find Die muthigften, melde durch Rache 
oder höhere Gefühle beftinnmt werben. . 

Überhaupt, nicht da iſt — dieſes zeint dad Begnabigungdreht — in der Verfaffung wie in 
der Verwaltung die wahre politiihe Weisheit, wo mit der fhärfften Conſequenz ein befonvere® 
Principᷣ durchgeführt wird, welches ſo oft Einzelne und einzelne Völker und Zeitalter mit faſt 
ausſchließender Vorliebe ind Auge faflen, fei es nun das Princip einer firengen Herrſchaft der 
alfgemeinen pofitiven Geſetze, oder das einer freien Durchführung ver hoͤchſten Idee der natür⸗ 
lien Gerechtigkeit und Billigfeit, Heiße e8 Königs = oder Regierungsmacht oder Volföfreibeit. 
Jene Weisheit, die, mo fie, fo wie vorzüglich bei den Briten, fich findet, die Bewunderung feflelt 
und den moͤglichſt vollkommenen menſchlichen Zuftand und feine fefteite Dauer verbürgt, iſt nur 
da, mo nad) organifcher vder echt künftlerifcher Weife die nothwendigen verſchiedenen Richtun⸗ 
gen eines reihen und freien geordneten Volkslebens oder Staates, mit Benugung und Scho⸗ 
nung der menfhlihen Kräfte und Schwächen, miteinander vereinigt, vermittelt und ind Gleich⸗ 
gewicht gefegt werben. 

Ganz und gar nicht der Begründung viefes ebelften Majeſtätsrechts und ver Majeftät felbft 
entſprechend wird man Dagegen eine Begnadigung finden, bie blos als ein hinterliſtiges Polizei: 
mittel den ſchaͤndlichften Verbrechern die Gnade als Kohn für freiwilligen Verrath der Genoffen 
verſpricht. Dur fie wird die höhere Gerechtigkeit nicht befriedigt, fondern entwürbigt, Die 
Majeftät nicht verherrliät, fondern gefhhändet, die Ohnmacht der Regierung ausgeſprochen, 
eine moraliſche Alliance derfelben mit den Verbrechern eingegangen und diefe zum voraus zu 
Berbreihen gereizt, weil fie ja ein Mittel zur Straflofigkeit vor fich fehen. 

Die Wirkungen der Begnabigung find nun , fowelt fie nicht durch die Verfaflung beftimmt 
find, nach dem Inhalt der Gnabenbriefe, welche bald auf bloße Milderung ober Berwanplung 
der Strafe, bald auf gänzlihe Begnabigung lauten, zu beurtheilen. Stets aber entſprechen 
auch bier fhon der Ehre des Souveräns und des fchönen Rechts der Begnadigung felbft, ſodann 
aber auch den echt juriftifchen natürlichen und römifchen Srundfägen, daß im Zweifel eine ven 
gebrauchten allgemeinen Ausprüden und der Natur des Geſchäfts angemeflene, und ſtets und 





14) „De l’esprit des loix“, VI, 5, 17. 
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in&befondere in allen Strafſachen vie mildere Auslegung vorzugieher: fei 18), die Beſtimmungen 
des englifchen Staatsrechts. Bladftone fagt barüber ($. 31): „Es iſt Regel, daß eine Begna⸗ 
bigung fo vortheilhaft wie möglich für bie Linterthanen und möglihft fireng gegen den König 
zu nebimen ift. Die Wirkung ber ertheilten Begnabigung ift, daß fie den Verbrecher zu einem 
neuen Menſchen macht, ihn von allen körperlichen Strafen und Verwirkungen, welche dad Ver: 
brechen nad) jich zieht, befreit, und ihm, flatt feines frühern guten Namens, neue bürgerliche 
Ehre und Mechte verleiht.‘ Jede nicht durchs Geſetz felhft oder den Gnadenbrief außgefprochene 
Beiäränkung ber völligen gerechten Austilgung des Vergehens tft alfo zu verwerfen. Nah 
diefen Örundfägen würde e8 den Staatsmännern Englands (mo überhaupt über die morallſche 
Würdigleit eines Volkörepräfentanten pas Vertrauen feiner Wähler allein entſcheidet, und wo 
bie Wahlfähigkeit nimmermehr fo wie in einigen deutfchen Verfaflungen von hoͤchſt zweideuti⸗ 
gen Merkmalen irgendeiner ftrafrechtlichen Verurtheilung oder Verfolgung abhängig gemacht 
wird) ſchwerlich je eingefallen fein, fo wie die Minifter eines deutfchen Fürften das Begnabt: 
gungsrecht deſſelben und feine fürftliche Begnabigung wegen jugendlicher politifiher Vergehen 
fo zu befihränfen, daß durch fie keineswegs alle nachtheiligen gefeglichen Folgen der Verurthei⸗ 
lung und namentlich nicht die Ausſchließung von der Wahlfähtgkeit aufgehoben würde. 

Die Wirkung einer Begnadigung erſtreckt fih übrigens natürlich auf alle Regierungenach⸗ 
folger eines Souveränd. In Beziehung auf fremde Regenten behauptet fie wenigften® biefel- . 
ben Wirkungen, welde eine von den Gerichten der begnadigteg Regierung ausgegangene voll: 
zogene Beftrafung rechtlich haben müßte. Denn die Begnadigung iſt doch wenigſtens als ihr 
gleichſtehend und als eine gerechte Entſcheidung der Sache anzufehen. Nur da alfo, mo die 
fremde Regierung durch die wirklich erfolgte Beftrafung nicht abgehalten wäre von der neuen 
Beftrafung, bürfte fie auch troß der Begnadigung neu ftrafen. Außerdem würne bie begnabt- 
gende Regierung mit Recht ihre Angehörigen dagegen in Schuß nehmen. Eine andere Anſicht 
kann man wiederum nur alsdann vertheinigen, wenn man die Begnabigung als einen Act ber 
Willkür anfteht. 1%) . 

NRüdfichtlih ver Ausübung des Begnadigungsrechts ergibt fi aus ver Begründung und 
Natur deſſelben, daß die Ausübung dieſes unendlich wichtigen fürftlichen Hoheitsrechts am aller: 
wenigften vom Regenten an Andere ganz übertragen werben könnte. 8 ergibt ſich, wie ver- 
febrt vollends ber vor einiger Zeit in einem beutfchen Lande zur Sprache gebrachte Gedanke 
war, vas Begnabigungdreiht den Berichten zu übertragen. Dadurch würde es ſich ja auf ver- 
berblidye Weiſe mit der fireng dem Geſetz untergeorbneten richterlichen Entſcheidung mehr oder 
minder vermifchen und die Abhängigkeit der Richterſprüche von dem allgemeinen Staatögefek 
beeinträchtigen. Die Gerichte wuͤrden nicht mehr blos unabhängig in ihrer Sphäre, ſondern 
fie würben fouverän werben. Selbſt eine von Manchen vorgefhlagene Bedingung der Aus: 
übung des fürftlihen Begnadigungsrechts durch eine gerichtliche Empfehlung zur Gnade würde 
verwerflich fein. Wol aber dürfte bei allen ſchwerern Strafurtheilen, welche des Regenten 
Beftätigung bebürfen, und bei allen Gnabengefuchen das Gericht mit ber Angabe der Gründe 
zu hören fein, welche feiner unmaßgeblichen Meinung nach für und wider pie Begnabigung au 
dem Proceſſe fi) ergeben haben. Die Beftimmung mandjer Landesgeſetze, die Begnabigungen 
zum Theil hoͤhern Landesſtellen zu überlaffen, Könnte alfo wenigſtens nur bei jehr geringen 
Straffällen Billigung finden und nur alddann, wenn einer fehr hohen Behörde, und jedenfalls 
einer anbern al8 der ſtrafenden felbft die Ausübung des Begnadigungsrechts Übertragen wäre. 
Nach dem Bisherigen kann man alfo auch der Anficht von Tittmann („Handbuch der Strafrebts- 
wifienfhaft”, 6.67) nicht beiftimmen, welcher Begnadigung nur zuläffig findet entweder auf ein 
Bittgefuch des Angeklagten oder auf eine richterlihe Empfehlung und jedenfalls foger alsdann, 
menn dad richterliche Urtheil noch nicht gefällt iſt, welcher ferner fogar die Abolition, außer bei 
den Vergehen gegen bie Perfon ned Monarchen felbft, für ganz widerrechtlich erklärt. Alle dieſe 
Anſichten beruben ebenfalls nur auf den falſchen Brundanfichten über das Begnadigungsrecht. 

Nach der ganzen Begründung des Begnadigungsrechts ergibt fi übrigens wol von ſelbſt, 
daß eine im einzelnen Falle ſich ergebende zu große Milde einer Strafe nicht durch Verfhärr 
fung aufgehoben werben darf. Sie würde das weientliche Mecht des Bürgers, nicht härter 





15) Dergl. L. 18, 25 D. De legib. L. 34, 56, 90, 155, 179 De regul. jur. L. 32 De poen. 
L. 9 De servit. L. 43, p. 2 De damno inf. L. 31 De evict. 
16) Bergl. Martens, ‚Einleitung in das europäifche Völferredht‘, 8 104. 
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beſtraft zu werden als das allgemeine Strafgefeg dem Richter erlaubt, auf die gefähriichfte 
Weiſe verlegen. Sie kann ebenfo wenig dem Richter ald dem Souverän zuſtehen. Auch treten 
hier die obigen Gründe für die Begnadigung nicht ein. Sie wäre auch am wenigflen eine Be⸗ 
gnadigung. 

Aus der reihen Literatur über den Gegenſtand iſt hervorzuheben: Saldow, „Uber das 
Begnadigungsrecht des Regenten“ (Iena 1802); Bayl in ven „Beiträgen zum Griminal- 
rechte” (Bamberg 1815), I, 122 fg.; Buma, „De jure gratiae” (1823); Dompierre. 
„Examen du droit de grace“ (1829); Zirkler im „Redtö=2erifon”, I, 701 fg.; Ploch⸗ 
mann, „Das Begnadigungsreht” (Erlangen 1845); Iagemann im „Griminal- Lertlon‘, 
1,88 fg.; Köfllin, „Syſtem des deutſchen Strafrechts“ (Tübingen 1855), I, 6 1. 

elder. 

Begnadigung (bedingte) und Beurlaubung der Straͤflinge. Faſt in allen Staa⸗ 
ten, und beſonders in denen, in welchen das legte Jahrzehnd neue Strafgefegbücher in das 
Leben gerufen hat, tritt die Erſcheinung hervor, daß fi die Bevölkerung der Strafanftalten 
mindaeſtens verbopelte. Diefelbe ift nicht das Ergebniß einer Vermehrung der Berbreigen; bie 
Statiſtik lehrt, daß dieſe kaum In dem Maße flatigefunnen hat, in welchem fi die Cinwohner⸗ 
zahl der betreffenden Staaten erhöhte. Sie hat zwei andere Gründe: die Vermehrung dar Ver⸗ 
urtheilungen, in Folge des Abgehend von ber Beweistheorie und des @intritts der, leichter zu 
befriedigenden, Innern Überzeugung der Richter und Geſchworenen in ihre Rechte, und Die An⸗ 
drohung und Vollftredung längerer Freiheitsſtrafen. Die legtern find aus dem Einfluffe Her- 
vorgegangen, welchen die franzöfifche Strafgefeggebung auf mehre der neuen Strafgeſetzbücher 
ausgeübt Hat; fie ergaben ji aus der angenommenen Dreitheilung ber firafbaren Handlungen 
in Verbrechen, Vergehen und Ubertretungen gleichſam von ſelbſt, indem biefe den Geſetzgeber 
zwang, eine jebe ver letztern, welche er ven Verbrechen anreihen zu müſſen glaubte, ohne Rück⸗ 
fiht auf die Verſchuldung im einzelnen Kalle, mindeftens mit dem Minimum ver jedes Ber- 
brechen treffenden, entehrennen Zuchthausſtrafe zu bedrohen; ebenfo waren es den deutſchen 
Rechtsbewußtſein widerſprechende Rechtsſätze, wie ver in der gleichen Beſtrafung bes Verſuchs 
und des vollendeten Verbrechens, der Theilnahme und ber Urheberſchaft und ähnlie, deren 
Übernahme aus dem franzoͤſiſchen Rechte die Freiheitäftrafen verlängern mußten. Es ifl vor- 
züuglid) das preußiſche Strafgefehbu vom 14. April 1851, welches durch den eben gemachten 
Vorwurf betroffen wird. Die Zahl der Züchtlinge, welde in Preußen 1848—49 nur14,118 
betragen batte, flieg ſchon 1852—54 auf 26,875, diejenigen ungerechnet, welche wegen 
Mangels an Neue in den Strafanftalten, au in den Gerichtsgefängniſſen zurüdbehalten 
werben mußten und welde auf 7—8000 anzufchlagen ift. Diefe Überfüllung ver Strafanftalten 
iſt nun aber faft überall zu einem wahren Nothftande geworben, welcher ver fhleunigften Ab⸗ 
Hülfe bebarf, die jedoch radieal nur in der allgemeinen Abkürzung der Freiheitsſtrafen gefunden 
werben kann. Die letztere wird auch um fo erfoberlicher, als Die neuern Gefängnipfyfteme, 
vorzüglich das der Einzelhaft, auf fürzere Freiheitsſtrafen baſirt find und nur bei dieſer mit dem 
noͤthigen Erfolge zur Anwendung gebracht werden koͤnnen, fonft aber ihren Zweck verfehlen. 

Man erkannte dies in Nordamerika feit längerer Zeit und fuchte durch fehr zahlreiche Be: 
gnadigungen zu helfen. In England war e8 zuerft ver Generalinfpector der Befängniffe HIN, 
- welcher die Nachtheile hervorhob, die damit verbunden find, wenn ohne Ruͤckſicht auf bas Be: 
tragen bed Sefangenen die volle erkannte Strafe verbüßt werben muß, und in Frankreich Hatten, - 
von gleicher Anficht ausgehend, Bonneville und Dupin 1847 das Syſtem ber proviſoriſchen 
Freilaſſung als Mittel ver Ausgleihung vorgeſchlagen. Ducpetiaux, der belgiſche General: 
infpector dev Gefaͤngniſſe, machte 1855 In feinem „Avant-Projet de loi sur le r&gime des 
prisons“ Vorſchlaͤge, wie die vorläufige Entlaffung der Sträflinge wegen guter Aufführung 
zu regeln fein werde. Nach diefen Borfchlägen wird in dem Urtheile dad volle Maß der Strafe 
ausgeſprochen, welche das Bericht als die der Verſchuldung entſprechende erkennt, der Gefan⸗ 
gene muß dieſe Strafzeit aushalten, wenn nicht die Gnade die Zeit abkürzt; hat er aber durch 
vollig tadelloſes Betragen waͤhrend einer längern Dauer ver Haft gezeigt, daB er gebeſſert 
eriheint und die bürgerliche Geſellſchaft ihm vertrauen kann, fo wird er proviſoriſch unter ber 
Bedingung in Freiheit gejegt, daß er ſich auch in ver Freiheit gut beträgt, ſodaß er, wenn er 
die Freiheit misbraudt, ſogleich wieder in die Anftalt zurückgebracht und für den Reſt der 
Strafzeit dort verwahrt wird. 1) Es wird dieſe Beurlaubung fhon nad vem Ablaufe der erſten 


1) Miütermater im „Archiv bes Criminalrechts“, 1854, ©. 108, 
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Hälfte ber Strafzeit als angänglid erachtet, wenn die Sträflinge Beweiſe ihrer aufrichtigen 
Reue und hinreichende Garantien ihrer künftigen guten Aufführung gegeben haben. Die pro- 
viſoriſche Entlaffung erfolgt unter beftimmten Bedingungen, auf töniglichen Beſchluß, auf ven 
Antrag des Juſtizminiſters und nad vorgängiger Vernehmung des comits de surveillanoe 
und des Generalprocurators. Die Vollziehung der Strafe wird durch die Entlaffung unter: 
brochen, der Entlaffene aber in die Anftalt zurückgebracht, wenn er fi ſchlecht aufführt und feine 
Freiheit mibraudt. Geſchieht dies nit, dann wird er nad) dem Ablaufe der Urlaubszeit 
definitiv frei, auch von der Polizeiauffiht. Der lebenslänglich Verurtheilte wird fo betrachtet, 
als fei feine Berurtheilung auf zwanzig Jahre erfolgt. Auch in Frankreich wurde das Syftem 
der libert& sous condition fehr empfohlen und fchon feit 1822 bei jeunes accuses in mehren _ 
für diefelben beflimmten Anftalten,. 3. B. in Mettray, angewendet. Es find die socistss de 
patronage des jeunes dötenus et jeunes liber&s, welche die vorläuflg entlaffenen und bei 
zuverläffigen Familien in die Lehre gegebenen jugendlichen Übertreter zu überwachen haben, 
und von welden bie erfte fi in Paris Hilvete, der mehre in andern Städten nadhfolgten. 
Die Maires haben alle ſechs Monate über die Führung diefer liberes Bericht zu erflatten, 
welde, wenn ſie fih ſchlecht aufführen, ſogleich wieder in die maisons de correction zurüd: 
gebracht werden. Überhaupt hat man in neuerer Zeit in Frankreich die allgemeine Ausführung 
des Syſtems der libert& sous condition als fehr empfehlenswerth , namentlich in den Verhand⸗ 
lungen ber Akademie der Willenfchaften zu Paris vom Jahre 1853, vorgefchlagen. 

Als man in England immer mehr zu verliberzeugung gelangte, daß die Strafen eine Beftalt 
gewinnen müßten, in der fie geeignet wären, eine Beilerung des Beftraften zu bewirken, richtete 
man feine Aufmerkſamkeit ſchon vor länger als 15 Jahren befonverd auf die zur Transporta⸗ 
tion nad) ven Golonien Verurtheilten. Man wollte jedem Sträflinge die Ausficht eröffnen, ſich 
felbft eine beſſere Lage in den Eolonien.zu bereiten, er follte gleihfam fein Schickſal In ber eigenen 
Hand haben. Man clafjificirte deshalb die Transportirten nad ihrer Aufführung , brachte die 
ſchlechteſften nah Norfolf-Island unter ſtrenge Zucht, ließ die beffern in Vandiemensland unter 
Auflicht arbeiten und bei anhaltend gutem Betragen in die Claſſe der ticket of leave men 
treten, welche, mit einem Urlaubsfcheine verſehen, fich freie Arbeit, gegen eine gewiſſe Gebühr, 
ſuchen konnten, und unter der Bedingung ihre Freilaffung erwarben, daß fle während ihrer 
Strafzeit in ihr Vaterland nicht zurückkehrten. Man erkannte zu gleicher Zeit aber auch, daß 
man fi nur dann von dieſem Syfteme befondere Vortheile verfprechen dürfe, wenn man zuerft 
bei jedem Transportirten geeignete Mittel anwende, ihn durch Unterricht, religiöfe Erwedung 
und angemeflene Befchäftigung auf den Weg der Beflerung zurüdzuführen. Das Muſter⸗ 
gefängniß Pentonville zu London nahm zu dieſem Zwecke eine Anzahl der zur Trandportation 
Verurtheilten (convicts) auf 18 Monate (fpäter nur zwölf Monate) in eine einfame Haft 
auf und wandte auf fie in derſelben die geeigneten Beſſerungsmittel an. Man flellte ihnen 
die Ausfiht, ſchon in der Anftalt ein ticket of leave zu verbienen und dann fogleih in der 
Colonie in die genannte beſſere Elaffe ver Transportirten überzutreten. Man nahın jedoch bald 
wahr, daß der übergang von der Sfolirhaft zur Einfhiffung ein zu fchroffer und eine Liber: 
gangsſtation nöthig fet, theils um die in der Einzelhaft geſchwächte Geſundheit wieder zu kräf⸗ 
tigen, theil8 um in der Geſammthaft die Sträflinge vem Leben wieder mehr zu nähern und auch 
bier noch die Befferungsmittel fortfegen- zu koͤnnen. Dan erfah hierzu befonverd die Straf: 
anflalt von Portland, bei ver Stabt Weymouth, auf einer Infel 130 englifche Meilen von 
London, belegen, ſodann auch Dortmoor und Portsmouth = Prifon. Dortmoor, früher ein 
Gefängniß für Kriegögefangene , ward befonders dazu beftimmt, ſchwächliche Gefangene durch 
landwirthſchaftliche Arbeiten zu ftärken, und Portsmouth Prifon wurde feit 1852 dazu be= 
ſtimmt, die biöher in den Hull zu Marinearbeiten Verwendeten aufzunehmen. Yür bie zur 
Transportation verurtheilten Weiber ift e8 bie Strafanftalt von Milbank zu London und 
Brirtongefängniß , welche ven gedachten Zweck zu erfüllen haben. In diefen Übergangegefäng- 
niffen wird das fortgefept gute Betragen durch Belobigungdzeihen (badges) belohnt‘, welche 
ein Anrecht auf die Abkürzung der Strafzeit und die Verſehung in eine beſſere Strafclafle in 
ihrem Gefolge haben. Gute Aufführung befähigt, ſchon nad anderthalb Jahren nad ven 
Golonien eingeſchifft zu werben, wo dann nad, fortgefegter guter Bührung ſchon nad zwei 
Jahren ein ticket of leavo erworben werben kann. Obgleich man mit dem Erfolge dieſer Maß⸗ 
regeln im Ganzen zufrieden war, ſo erreichte doch in den täglich blühender werdenden Colonien 
die Abneigung gegen die Transportation einen immer hoͤhern Grad: das Auftli hen der Colo⸗ 
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nien wurbe durch diefelbe bedroht und die freiwillige Auswanderung , welche die in Auftralten 
aufgefundenen Goldlager fo beförverte, wefentlich durch diefelbe gehemmt. Man mußte entweber 
bie Transportation aufgeben oder ſich den gedachten Nachtheilen unterwerfen. Die öffentliche 
Meinung entfchien fi mehr fürdas Erftere, und es kam, wiewol unter Heftigem Widerſpruche, 
namentlich der Richter, dad Geſetz vom 20. Aug. 1853 zu Stande. Dies Geſez fprach e8 auß, 
daß die Transportation nur auf vierzehn Jahre und darüber (und auf Lebenszeit) erfannt werben 
önne und daß, flatt der Bisher zuläfiigen Transportation auf fieben over zehn Jahre, Die 
©trafarbeit (personal servitude) oder @infperrung in eine Strafanftalt mit ven Zwange zur 
Arbeit an difentlihen Werken im Erkenntniſſe ausgeſprochen werben fol. Die vierjährige per- 
sonal servitude fteht Hierbei der fiebenjährigen Transportation glei. Die zu folder Strafe 
"Berutthellten, convict-prisoners genannt, haben nach drei Abftufungen ihre Strafe zu erftehen. 
Sle werben zuerft einer neunmonatlien Ifolichaft unterworfen und in der zweiten Periode zu 
ben gebachten Arbeiten angehalten. Die Urtheile fprechen e8 aus, ob diefe Arbeit eine ſchwere, 
hard labour, fein foll ; doch ift e8 in den verfchledenen Gefängniffen auch verſchlieden, was man 
unter hard labour zu verftehen habe. Gemeinhin iſt e8 pie Arbeit an der Tretmühle oder am 
crank, einer in den Zellen angebrachten Mafchine, welche ver Gefangene mit großer Anftren= 
gung nutzlos drehen muß, oft rechnet man dazu auch fon das Wergzupfen, Schuhmachen, 
Strohteppichfertigen u. bergl.2) Den zur personal servitude Berurtbeilten iſt pie Ausficht erdff: 
net, daß ſie nach dem Ablaufe ihrer Strafzeit bedingt begnabigt werden würben. Sie werben bei 
guter Auffägrung, und dies iſt die dritte Abſtufung der Strafe, proviſoriſch in der Art in 
Freiheit geſetzt, daß fie, fobaln fie ihre Freiheit misbrauchen oder durch ihre Aufführung 
Beforgnifle erwecken, in die Strafanftalt zurückgebracht, und daß ihnen dann bie Dauer der in 
Freiheit zugebrachten Zeit nicht ale Strafzeit angerechnet werden foll, fie für den Reſt ihre 
Strafe vielmehr vollfländig zu verbüßen haben. Durch fehömonatliche gute Aufführung kann 
der Sträfling fih ein Belobigungszeichen (badge) verdienen, durch welches er in den Genuß 
befonderer gratuities gelangt, 3. B. zum Befuche feiner Freunde, zum Brieffreiben , befferer 
Koft und dazu, daß ihm gemiffe Summen, gleihfam als Verdienſtantheil, gutgeſchrieben 
werben. Davon, ob ein convict bereits in der Einzelhaft badges erhielt, hängt feine fpätere 
Zage in ver Geſammthaft ab. In dieſer hat er vier Perioden durchzumachen, wobei der Eintritt 
und bie folgende Periode immer von der fortgefegten guten Führung abhängig iſt. In jeder 
fernern Periode fleigern fid die gratuities, 3. B. zwei badges, eine ausgezeichnete Kleibung, und 
fogar ſchon nach dem Ablaufe der zweiten Periode beginnen die Vorbereitungen zu feiner pro- 
viſoriſchen Entlaffung; es werben Erkundigungen darüber eingezogen, wo der zu Gntlaffende 
bet zuverläffigen Leuten untergebracht werben kann, und es erfolgt endlich, mach von den Unter: 
aatöferretären der Minifterien des Innern und der Golonten gehaltenem Vortrage, feine 
bedingte Begnadigung. Man hat gegen bie ticket of leave men faft allgemein Borurtheile und 
fürdtet fi, fie in den Dienft zunehmen, behauptet auch, Daß das ganze Syftem bie Heuchelei 
beförbere;, dennoch find Die durch daſſelbe erlangten Refultate fehr günftig zu nennen, ba von 
5152, vom Jahre 1855 bis zum 11. März 1856 bebingt Begnabigten nur 447 oder 8 Proc. 
wegen neuer Verbrechen vor Bericht geftellt wurven, und nur 179 oder 3 Proc. wegen filed: 
ter Aufführung in daß Gefängniß zurüdgebracht werden mußten. 

Diefe Refultate vürften wol geeignet fein, auch die beutfchen Staaten auf bad Syſtem ber 
bebingten Begnabigung beſonders aufmerkſam zu machen, damit man auch in ihnen zur Abkür⸗ 
zung ber Freiheitsſtrafen auf einem Wege gelange, welcher ven Beſſerungszweck verfolgt und bie: 
fen beffer zu erreichen geeignet ift als alle Strafqualificationen, koͤrperliche Züchtigungen , und 
wie die Waffen der Abſchreckungstheorie fih nennen mögen, dies zu thun im Stande find. So: 
weit wir willen, hat, außer Mittermaier im, Archiv des Criminalrechts“, nur der Appellations: 
gerichtspraͤſident Wentzel in Ratibor in dem Goltdammer'ſchen, Archiv für preußifches Straf: 
recht”, 1854, die Einführung ded Beurlaubungsſyſtems, dieſer zunächft mit Bezug auf Preußen, 
ausführlicher empfohlen, wobei Wentzel vie Beurlaubung nad) dem Ablaufe von drei Biertbeilen 
ber Strafzeit eintreten laſſen will. Wir find nicht fehr befreundet mit einer befondern Bevor: 
zugung des einey Sträflings vor dem andern In der Strafanftalt; eine ſolche erwedt den Neid 
und den Haß ver Dfitgefangenen und kann zu Ereeffen führen, wie fie in ver Strafanftalt zu 
Münden Türzlih vorgelommen find, wo die Gefangenen ihnen zu fogenannten Aufpaffern 
vorgefegte Kameraden erfchlagen haben. Wir würden bei der Einführung ber bebingten 





9) Dlittermaier, a. a. D., 1855, ©. 93. 
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Begnadigung das Syſtem der badges und Kührungsclaffen nicht mit übernehmen. Der 
arbeitfame und gehorfame Gefangene bleibt auch ohne ſolche Zuthaten feinem Vorgefegten nicht 
unbemerkt und wird um fo achtendwerther erfheinen, wenn er ſich nicht duch die Ausjicht 
zu erlangender Bortheile zur guten Aufführung bewogen fieht, dieſe vielmehr hei ihm aus 
einer durch innere Überzeugung bervorgerufene Pflichterfüllung hervorgegangen if. Der Vor: 
wurf, welden man dem Syſtem madıt, daß e8 die Heuchelei erwecke und befoͤrdere, ift dann 
wenigſtens in einem viel geringern Maße an feiner Stelle. 2. Trieft. 
Begräbniß. Sitte und religidfe Anfihten haben bei ven verfhjenenen Völkern und in 
verſchiedenen EM eine ſehr abweichende Behandlung des menſchlichen Leichnams veranlaßt. 
Während der Agbpter, ver Guanche, der Nadoweſſe durch mehr oder minder fünftliche Einbal⸗ 
jamirung bie Form des Leibes möglichft lange zu erhalten fucht, zerftört der Hellene, der Roͤmer, 
der Gingalefe durch Feuer fo ſchnell und fo vollftändig als möglich jene Spur des feelenlofen 
Körpers; der Parfe Läßt feine Todten von Hunden freifen, der Otaheiter fie in freier Luft vers 
weſen, ver Europäer bedeckt jie hoch mit Erve, damit fle ungejehen und ven Lebenden üunſchädlich 
vermodern. Bel der großen Häufigkeit des Falles und feinen vielfachen Beziehungen zu dem 
geiftigen und Eörperlidhen Leben ift eine zweckmäßige Behandlung veflelben von großer und all⸗ 


» 


gemeiner Wichtigkeit, und audy der Staat ift in mannichfacher Beziehung aufgerufen, durch 
Zwangovorſchriften und dffentlihe Anftalten ſchützend und ordnend einzufchreiten, inben bie - 


Erfüllung des Wünfcenswerthen und Nothivendigen weder von bem Willen noch von ben 
Kräften des Einzelnen Immer erwartet werben kann. Seiner Thätigkeit ift eine vierfache Auf: 
gabe geftellt. Vor allem muß dafür geforgt werben, daß feine aus Gründen des allgemeinen 
Nugens verwerfliche Art die Leichname überhaupt zu behandeln fich feftiege; zweitens iſt zu ver: 
hindern, daß blos Scheintobte nicht als wirklich verftorben behandelt und dadurch verlegt ober 
erſt jeßt getödtet werden; drittens hat eine Unterfuchung ber zu beftattenden Leichname zum Be⸗ 
Huf der Verhinderung oder wenigftend Entvedung von Lebensberaubungen fattzufinden; un 
viertens endlich find wirthſchaftliche Misbräuche, fei ed, dag fie Einzelnen, fel ed, daß fie dem 
Allgemeinen Schaden drohen, aus dem gebräuchlichen Geremoniell bei Todtenbeflattungen zu 
entfernen. , 

4) Die allgemein fhäplichen Arten der Behandlung von Leichnamen laſſen ſich eintheilen 
In ſolche, welche der Geſundheit der Lebenden nachtheilig wären; in foldhe, welche dad ſittliche 
Gefühl und den Anftand verlegten; endlich in folhe, bei denen unnöthigermweife ein für die Ge⸗ 
fammtheit nützlicher Stoff verſchwendet und zu Grunde gerichtet wird. Der Geſundheit find 
alle jene Behandlungen der Leichname nachtheilig, welche die Lebenden in bie Nothwendigkeit 
oder mindeſtens Wahrfcheinlichkeit verfegen, bie aus ben verweſenden Körpern fi entwideln: 
den ſchädlichen Gasarten einzuathnien. Wenn hiervon beim Verbrennen oder Binbalfamiren 
der Leichen Feine Rede ift, fo kann e8 nicht nur ber Fall fein, wenn bie Leichen ohne weiteres 
bingeworfen und der Faͤulniß in freier Luft überlaffen werden, fondern auch, wenn fie zwar bem 
Auge entzogen, allein nur auf eine unvollfländige Weife von der Verbindung mit ber Atmo⸗ 
ſphäre abgeſchloſſen find. Legteres ift denn der Grund, warum ein nur oberflählihes Gin: 
ſcharren nicht geduldet werben mag; warum ferner die Begräbniffe in geſchloſſenen, von Men⸗ 
ſchen menigftend zuweilen benugten Räumen und in deren nächſter nicht ganz abſchließbarer 
Nähe, fomit alfo vor allem in Kirchen, unbedingt zu verbieten jind; und weshalb endlich die 
Begräbnigpläge nicht einmal in der Mitte von Wohnorten geduldet werben dürfen. Möchte hin⸗ 
ſichtlich des legtern Punktes an und für fi allerdings Schuß auch In tiefen Gräbern gefucht 
werben können, und find ohne Zweifel die in neuern Zeiten fo allgemein gehegten und zu fo 
vielen Eoftfpieligen Verlegungen Anlaß gebenden Beforgniffe ziemlich übertrieben: fo läßt fid 


doch in befondern Fällen die Möglichfeit einer ſchädlichen Ausdünſtung nicht leugnen, wie... 


bei großer den Boden ſpaltenden Dürre, Hffnung eines noch neuen Grades, und iſt demnach 
die Anorbnung, daß alle Begräbnißpläge außerhalb des Bereichs der Wohnorte und wondg: 
(ih etwas erhöht und von der Strafe abgelegen zu errichten feien, ganz zweckmäßig. Als dem 
Anftande zumider müßte e8 betrachtet werben, wenn die nadten Leichname dem oͤffentlichen An⸗ 
blick bloßgeftellt würden; das fittlihe Gefühl aber koͤnnte es nur verlegen, wenn Die abgelegten 
Hüllen folder, welche wir in dieſer Form liebten und achteten, ohne Exrnft und Rüdfiäht bei Seite 
gefchafft und vielleicht der Nobeit und dem Leihtjinne zum Spotte und Spiele überlaflen wer: 
den wollten. Eine fo geiftlofe @itelkeit e8 verräth, wenn ein Menſch ausführliche Anorbnungen 


über eine einftige beſonders ehrenvolle Behandlung feines Leichnams trifft; und fo gewiß der 
von dem Geiſte verlaffene, einer ekelhaften Zerſtoͤrung ſchnell entgegengehende Körper nur von 


% 
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der Heuchelet oder den durch ven Schmerz des Verluſtes getrühten Verſtande mit denſelben, wo 
nicht mit größern Zeichen von Liebe und äußerer Achtung, welche bisher dem lebenden Weſen 
gebührten, behandelt werben kann: ebenfo ſicher ift eine frivole und unwürdige Befeitigung ver 
irbifchen Aberreſt⸗ eine Verletzung der Würde des Menſchen, ven wir ja nur in dieſer Erſchei⸗ 
nung erkennen und ehren ober mishandeln Eönnen. Daß eine folde Behandlung überdies nach⸗ 
theilig auf das feinere Gefühl der Jugend wirken würbe, kann feinem Streite unterliegen. Sitte 


- und Bildungdgrab des Volks haben zu enticheinen, was als verlegend anzufehen und zu unter: 


fagen iſt. Da nichts ficherer ift, als daß jener Menſch flieht, und nichts wahrſcheinlicher, als daß 
jeder auch regelmäßig beftattet wird, fo ift die Zahl der jährlich zu begehenden Leihenbegäng- 
niffe in jeder bürgerlichen Gefellihaft fehr groß. Selbft nad) ven bei weitem ſich günftiger ſtel⸗ 
lenden Lebensbauerverhältnifien ift doch immerhin nod) anzunehmen, dag im Durchſchnitte un- 
gefähr der fünfunddreißigſte Menſch jährlich flirbt, von einer Million alfo 50,000. Somit ift 
es eine Sache von großer Bedeutung, welcherlei nugbare Gegenftände zu der gewählten Beſtat⸗ 
tungsart gebraucht, und namentlich, welche ven Leichnam in feiner künſtlich befhleunigten oder 


‚ feiner natürlichen Zerftörung beigefellt und mit vernichtet werden. Sind es Gegenſtände von 


“ 


Tauſchwerth, jo wird das Volksvermoͤgen um ven beträchtlichen Befammtbetrag ärmer; find es 
unentbehrliche Güter, fo kann theilmeife ſelbſt die Exiſtenz durch eine folche Sitte bedroht jein 
und zwar, wie wohl zu bemerken, in beiden Fällen völlig nuglos, falld eine gänzliche Unter- 
laſſung oder eine Verwendung mindern Werthes möglich iſt. Daß das Unterbleiben einer ſolchen 
unvernünftigen Verſchwendung im Intereffe des allgemeinen Wohles von Volk und Staat zu 
wünfchen wäre, bebarf feiner Auseinanderfegung;; vie Frage ift nur, ob der Staat diefen Werth 
durch ein Zwangsgeſetz verwirklichen darf? Die Bejahung der Frage ann nicht zweifelhaft fein 


in Beziehung auf eine Vernichtung von Dingen, deren Erhaltung ald Bedingung der Eriftenz 


eines Theiles der Bevölkerung erſcheint, indem vernünftigermeije den Lebenden vie Möglichkeit 
zu beftehen nicht verfümmert werden darf, um die Todten gerade auf eine beftimmte Weife ver- 
meintlich zu ehren. Trägt man fein Bedenken, wohlerworbene Privatrechte der Möglichkeit ver 
Goeriftenz zum Opfer zu bringen, und ift dies fogar Pflicht des Staates, fo muß dies noch weit 
mehr flattfinden dürfen in Beziehung auf die Behandlung Ieblofer und rechtsunfähiger Saba: 
ver. Ohne Bedenken ift naher namentlich zu behaupten, daß das Verbrennen ber Leichen in 
einem nicht mit überflüffigen Holze verfehenen Lande unter allen Umſtänden zu unterfagen iſt, 
indem ed für bie Tobten von je einer Million Menſchen nicht weniger als 100 — 120,000 
Morgen der beftbeftodten Waldungen erfoderte (jeder Brandſtoß zu zwei Klafter, ven nachhal⸗ 
tigen Jahredertrag zu einer halben Klafter vom Morgen angenommen). Inwiefern bagegen 
die Bernihtung zwar nüglicher, allein nicht gerade unentbehrlicher Gegenflände vom Staate 
unterfagt werben darf, iſt eine andere, unten unter Nr. A näher zu eroͤrternde Frage. 

2) Kein ſchrecklicherer Gedanke als der, lebendig begraben zu werden, um im Grabe hülf- 
108 zu erwachen und in Verzweiflung zu flerben. Dieſes Unglüd kann aber fi gar leicht ereig- 
nen, da die Bälle, in melden bie Lebenskraft fo gebunden if, daß die äußere Erſcheinung bes 
Leidenden ganz die eined Todten ift, nicht: eben felten find, und ein folder Zuftand des Schein: 
todes mehre Tage, fomit zur völligen Täufchung der Umgebung, fortzubauern vermag. Es 
unterliegt auch feinem Zweifel, daß nur zu viele Menſchen ſchon dem furchtbaren Lebendigbe⸗ 
graben wirklich unterworfen wurden, wenn auch vielleicht die Bermuthungen Mancher über: 
trieben ober Ihre Darflellungen, einer gut gemeinten Abſicht zu Liebe, zu ſehr ind Schwarze ge: 
malt fein follten. Allerdings gibt e8 Ein ganz untrügliches Zeichen des Todes, nämlich die 


. Bäulnig, allein das Abwarten verfelben ift wenigftend Häufig mit mannichfachen Unbequemlich⸗ 
. fetten und felbft mit Gefahr für die Umgebungen verbunden, ſodaß eine Entfernung des Todten 


vor deren Eintritt ehr wünſchenswerth fein kann, wie z. B. in ven engen Wohnungen der Ar: 
men, bei heißem Better, anſteckenden Krankheiten u. ſ. w. Um bie beiverfeitigen Intereffen zu 
wahren, bleiben dem Staate nur zwei Mittel, nämlich die Errichtung von Leichenhäufern zur 
Aufnahme der Beflorhenen bis zum Eintritte ver Fäulniß und die Befellung einer möglichft 
intelligenten Leihenihau, ohne deren Unterfuhung und Erlaubniß kein anfcheinend Todter be: 
graben werben barf. Das Leihenhaus ift an dem Begräbnißplage felbft zu errichten und ent- 
hält außer der Wächterwohnung Raum für die ſämmtlichen in der Gemeinde möglicherweife 
zu gleicher Zeit vorfommenben Leihen, am beften eigene Heine Zimmer für jede einzelne Leiche, 
ferner Bade⸗, Belebungs- und Sectionszimmer. Nachts ift Alles gut erleuchtet, Winters ge⸗ 


heizt. In dieſes Haus wird jeder anſcheinend Todte innerhalb 24 Stunden nad feinem Ber- 


ſchelden gebracht und daſelbſt bis zu der erſt nad) unzweifelhafter Fäulniß eintretenden Beer: 
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bigung unentgelilih aufberwahrt. Während dieſer Zeit iſt er mittels feiner Vorricgtungen in 
folde Verbindung mir einem Glockenwerke gebracht, daß aud die leifefte Bewegung Lärmen 
verurfachen würde; außerdem hat ver Wächter die Pflicht, durch die aus feinem Zimmer in die 
Todtenzimmer gehenven Fenſter die Leichen befländig zu beobachten. Bei dem mindeften Lebens⸗ 
zeichen iſt ärztliche Hülfe zu rufen. Daß dieſe (zuerft von B: Frank vorgefhlagene, von Hufe: 
land aber weiter verbreitete und in manchen ber größern deutſchen Städte wirklich ausgeführte) 
Einrichtung bei irgend genauer Aufficgt auf die Wächter dem Zweck völlig entfpricht, kann nicht 
dem geringften Zweifel ugterliegen; ſchade nur, daß bie Erbauung und Erhaltung des Hau⸗ 
ſes, Heizung und Beleuchtung, ſowie die Wächterlöhne keinen unbebeutenden Aufwand erfo- 
dern, daß Manche ſich ſträuben werben, einen zärtlich geliebten Todten fobald aus ihrer Nähe 
und überhaupt in ein oͤffentliches Haus bringen zu laffen; endlich daß Reichendffnungen und 
feierliche Züge wo nicht unmoͤglich gemacht doch erſchwert werben. Eine farultative Benugung 
der Anftalt räumt freilih, mit Ausnahme ded Koftenpunftes, diefe Einwendungen weg, hebt 


aber zu gleicher Zeit auch die völlige Sicherung gegen dad Begraben Scheintonter wieber auf. ' 


Jedenfalls kann in Eleinern Gemeinden, d. 5. in der großen Mehrzahl der Fälle, an vie Errich⸗ 
tung von Leihenhäufern nicht gebacht werben. Kür diefe nun, wie überhaupt für alle Bälle, wo 


viefe Einrichtung aus irgendeiner Urſache nicht befteht, bleibt als Nothbehelf die Leihenfhau: 


Wenn diefe Unterfuhung der angeblid) Verftorbenen an einen mit ben Kennzeichen des Todes 


vertrauten Mann, namentlih an einen Wundarzt übertragen, derfelbe durch genaue Inftruc- 
tionen und gemeinſchaftliche Belehrungen mit feinem Auftrage vertraut gemacht, der unmittel- 
bar vorgefetten ärztlichen Behörve aber deſſen Beauffichtigung übertragen iſt, fo mag immer: 
hin mit ziemlicher Gewißheit auf Verhütung von Unglüdsfällen gehofft werben. Sowol um 
ven Leichenſchauer unangenehmen Zudringlichkeiten zu entziehen, ald auch um gegen Überet- 
lungen von feiner Seite möglichft gefhügt zu fein, muß eine Zeitfrift feflgefeßt fein, vor deren 
Ablauf Leine Beerdigung flattfinden darf, außerorbentliche von einem Arzte befonvers geprüfte 
Fälle auögenommen. Zwei Tage find, wol mit Recht, in der Regel Hierzu feſtgeſetzt. Billige 
Taren haben Erprefiungen zu verhindern. 

3) Somol das Reihenhaus als die Leichenfchau Finnen ſehr leicht zur Entdeckung etwaiger 
gewaltſamer Lebensberaubungen benutzt werben. 88 bedarf in beiden Fallen nur einer Aus⸗ 
dehnung der Amtsanweiſungen und der Vorſchrift unverwellter Anzeige bei vem zuftännigen 
Berichte oder Pollzelamte im Kalle eines Verdachtes. Da die ganze, denn doch weder überflüf: 
fige noch unmichtige Veranftaltung ohne irgendeinen Aufwand oder Jemandes befondere Be⸗ 
läftigung auszuführen ift, fo hat wol ihre Empfehlung Feine weitere Begründung nöthig. 

A) Schwieriger ift die Frage, ob der Staat einen Grund und ein Recht hat, wirthſchaft⸗ 
liche Misbräuche, d. H. Luxus, bei ven Beerdigungen duch Zmangsmaßregeln abzuftellen? 
Die Verſchwendung kann bauptfächlich zwei Richtungen nehmen; einmal nämlich mögen ven 
Tobten Roftbarkeiten an Kleidung, Schmud u. |. w. ind Grab gegeben werben, mozu nament- 
lich auch theure Särge gehören; zweitend iſt unnöthiger Aufwand aller Art bei ven Leichencon⸗ 
dueten denkbar, z.B. für überflüffige Wagen und Begleiter, Gaftmahle, Geſchenke. Kein Vers 
nünftiger wird einen Augenblick anftehen, beides ald Beweiſe menſchlicher Schwäche zu erklären. 
Er wird ficherlich bebauern, daß jährlich nur an Kleivungsftoffen und Särgen in Europa viel⸗ 
leicht für 30 Mill. Sion. in ven Gräbern verfaulen, und es dem feinern Gefühle zuwider fin- 
den, wenn ein Trauerfall als Veranlaffung zur Oftentation und zu Schwelgereien misbraucht 
wird. Allein dies Alles ermächtigt den Rechtöftant noch nicht zu einem Verbot. Der Bürger 
Hat das Recht, wenn er will, Theile feines ECigenthums nuglo8 zu vernichten, folange er nicht 
den Rechten Dritter dadurch zunahe tritt; er kann auch minder ſchickliche Gelegenheiten zu fleri- 
len Ausgaben benugen und der Staat darf fich nicht als feinen Bermögendverwalter und Vor⸗ 
mund betragen, folange nicht die ganze Handlungsweiſe deffelben Verflandesfranfheit zeigt. 
Dagegen unterliegt ed ebenſo wenig einem Zweifel, daß ver Staat das Recht und bie Pflicht Hat, 
diejenigen Bürger, welden zu folder unvernünftigen Verſchwendung Luft oder Gelo fehlt, 
gegen Zwang zur Thellnahme zu ſchützen. Ein ſolcher Zwang kann denn nun aber nicht blos 
durch eigentliche Gewaltthat ausgeübt werben, ſondern auch durch eine despotiſche Gewohnheit, 
welche nanıentlich von Denjenigen, die einen Vortheil daraus ziehen, als unerlaplich vargeftellt 
und gehandhabt wird. Dez Einwenvung, daB einen blos moralifhen Zwange ein kräftiger 


Wille ſich entziehen könne, Schwäche aber freiwillig ji unterwerfe, und daß fomit auf beiben 


Seiten fein Rechtfertigungsgrund zu einer Staatdeinjchreitung vorhanden fei, iſt zu entgegnen, 
daß gerade hier ver Bürger ſehr häufig feiner gewöhnlichen Kraft nicht mächtig fei und ſomit 


.- 
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allerdings den Staat um Schup angehen dürfe. Der betäubende Schmerz eined neuen Ber 
luſtes macht unfähig und unwillig zur Beflreitung unbilliger und närrifher Koberungen, 
welche man unter allen andern Umſtänden von ber Hand weifen würde. Manchen wird Rück⸗ 
ſicht auf feinen Erevit ald Gewerbtreibenver abhalten, den Anſchein einer ängflligen Sparſam⸗ 
feit auf ſich zu ziehen; over er hat Die bei vem Unfuge Gewinnenden zu fhonen. Dazu fommen 
noch die Fälle, in welchen Minderjährigen ober Abweſenden eine folde Verſchwendung ohne 
weitered aufgebrungen wird. Nun leudtet aber ein, daß wirkfjamer Schuß nur gegeben if in 
einer vom Staate ausgehenden Unmöglichkeit, anders als einfadh und nur dad Nothwendige 
und Anftändige erfüllend zu verfahren. Somit wird alfo allerdings eine die beiden oben ange⸗ 
deuteten Verſchwendungsarten ind Auge faflende und vie je nach der biöherigen Örtliden Unfitte 
befonders beſtehenden Misbräuche auch beſonders verbietende Leichenordnung völlig gerecht⸗ 
fertigt und nüglich fein. Die große Mehrzahl wird hoͤchſt dankbar für die wohlthätige Beſchrän⸗ 
tung fein, und bie Erfahrung zeigt, daß fi gar bald Feine Luft zum Alten mehr zeigt. Unter 


. allen Umſtänden müffen dabei übrigend die Vorſchriften indispenfabel fein, denn fonft droht 


die Gefahr, daß der Luxus außer der Beibehaltung der alten Ausgaben auch noch die Erkau⸗ 
fung der Dispenfation verlangt. Dagegen bringt e8 die Verſchiedenheit der bürgerlichen Ber- 
hältniffe und des Vermögens mit, dag einige Claſſen von erlaubten Feſtlichkeiten und Koften 
gemacht werben; nur muß auch noch die hoͤchſte Claſſe ganz innerhalb ver Grenzen eined ver- 
nünftigen Betrages fic Halten. 

Uber die Unficherheit der Kennzeichen des Todes ift unter Anderm nachzuſehen: Frank, 
„Mediciniſche Polizei“, Bo. IV und V (ver Originalausgabe); Hufeland, „Über die Ungewiß⸗ 
heit des Todes (neue Aufl., Halle 1824); Schneidawind, „Der Scheintod, nad Orfila und 
Andern“ (Bamberg 1829). Über Lrihenhäufer, außer den angeführten Schriften von Sranf 
und Hufeland: Agel, „Uber vie Leichenhäufer, als Gegenftand der fhönen Baukunſt“ (Stutt- 
gart 1796); Beil, „Das Leihenhaus zu Frankfurt a. M.“ (Frankfurt 1829); Schwabe, „Das 
Leichenhaus in Weimar” (Leipzig 1834). Uber Leihenfhauer: Schütz, „Katechismus für Die 
Leichenſchauer“ (Stuttgart 1834); Bouchut, „Die Todeszeichen und die Mittel vorzeitige Beer: 
digungen zu verhindern, aus den Franzoͤſiſchen von Dornbluth” (Erlangen 1851). 


R. v. Mohl. 

Behörden, f. Amt. 

Behr (Wilhelm Joſeph), geboren am 26. Aug. 1775 zu Sulzheim im jegigen Unter: 
feanten, abfoloirte in Würzburg die Gymnaflal- und Univerfitätöftudien, erhielt im Septem⸗ 
ber 1794 die philofophifhhe und im Mat 1798 die juriftifche Doctormürbe, warb unmittelbar 
darauf zum Profeflor der Rechte nach einflimmigem Vorſchlage der Suriftenfacultät defignirt, 
bezog jedoch zunächſt die Univerfität Göttingen, um die Anfichten der dortigen Lehrer kennen 
zu lernen und bie daſige Bibliothek zu benugen, murde aber fchon um Oftern 1799 von feinem 


Eandesherrn einberufen zum Antreten feines Lehramtes, anfänglich des Lehnrechts, dem es 


eine Abhandlung über den Unterſchied zwiſchen Lehnäherrlichkeit und Lehnshoheit voraus: 
fendete. Nebft andern Rechtsgebieten wendete er ſich aber vorzüglich auf das Gebiet der Staats⸗ 
wiſſenſchaft, worüber er, nach aufgeftellter Abhandlung über die Nothwendigkeit und den 
Mugen dieſes Studiums, den erften Vortrag in Würzburg eröffnete und es dahin brachte, daß 
bei der bekannten Neubelebung dieſer Uiniverfität durch die batrifche Regierung im Jahre 1804 
eine eigene ſtaatswiſſenſchaftliche Facultät errichtet wurde. Im Jahre 1806 ward ihm auch das 
Fach des pofitiven Staatsrechts übertragen. Der große Beifall feiner ſtets ſich mehrenden Zu⸗ 
hörer und ungefuchte Belohnungen durch Verleihung der Hofrathswürde und Gehaltözulagen 
ſprechen für feine Vervienfte ald Lehrer, und ein vorhandenes Verzeichniß von mehr als 230 
größern und Fleinern literartfchen Werken deſſelben bekundet ven Umfang feiner ſchriftſtelleri⸗ 
ſchen Thaͤtigkeit. Wer diefe Schriften kennt, weiß, daß in denſelben ein Charakter der ſtrengſten 
Rechtlichkeit ausgeprägt ift. Im Jahre 1819 auf den damaligen erften bairifhen Landtag von 
ber Univerfität Würzburg als ihr Abgeordneter gefendet, hat er ſich notorifch durch feine kennt⸗ 
nißvoll⸗kräftige Beredtſamkeit und unbeftechliche Neblichkeit in Erfüllung feines Mandate aus: 
gezeichnet, fih aber eben dadurch wahrfcheinlich dem herrſchenden Theile läflig und unerwünſch⸗ 
lich gemacht; denn vor dem Eintritt des zweiten Landtags 1824 wurde der obgleich anerkannt 
vortrefflihe Lehrer als folder in Ruheſtand verfegt und dadurch vom Landtage fern gehalten. 
Sogar dem nad dieſer Mafregel von der würzburger Bürgerſchciſt zu ihrem erſten Bürgers 
meifter, und dann in ven Jahren 1825 und 1831 von den Städten bes Untermainfreifes zu 
ihrem Lanbtagsabgeorbneten Bewählten wurde beide mal die Erlaubniß zum Eintritt in ven 
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Landtag ohne alle Angabe von Gründen verweigert. Mit gewohnter Pflichttreue und Redlich⸗ 
keit verwaltete B. auch das ihm übertragene Bürgermeiſteramt elf Jahre lang. Die damalige 
bairiſche Negierungspolitit und die abermalige Zurücdweifung B.'s vom Landtage hatte eine 
lebhafte Oppoiition in Rede und Schrift erweckt, Die natürlich durch Die Julirevolution gefteigert 
war. Ein am 27. Mai 1852 in Gaibach in liberalem Sinn begangenes bairiſches Conſtitutions⸗ 
feft, bei welchem natürlih B. und die von ihm vertheidigte echte Verfaflung, in dem wenigftend 
ſtillſchweigenden Begenjag gegen die von oben erftrebte Bernichtigung derfelben, fehr gefeiert 
wurden, und bei welchem B. jelbft auch einige mal Öffentlich redete, regte vie Regierung noch mehr 
gegen ihn auf. Diefelbe richtete jeßt Die allgemeine, gegen die Folgen der Julirevolution eintre: 
tende Reaction mit der größten Härte gegen ihn und gegen Dr. Ciſenmann, Profeflor Seuffert 
und andere liberale Ehrenmänner. Die Stadt Würzburg wurde mit föniglicher Ungunſt be: 
droht, und, durch die Furcht von ſtädtiſchen Nachtheilen bewogen, foberte unwürdigerweiſe die 
jet herrichend geworbene fervile Partei von der Regierung B.'s Entlaffung vom Bürgermei- 
fteramt, wendete aber doch die Verlegung des Obergerichtd nah Aſchaffenburg nicht ab. B. aber 
wurbe penflonirt, wie Eifenmann verhaftet, dem ſchauerlichen Dunkel eines geheimen Inquiſi⸗ 
tiondferfer8 und Proceſſes übergeben und nach mehrjähriger Unterfuhungshaft, natürlich bei 
fireng gewahrtem Proceßgeheimniß, wegen angeblicher Theilnahme an demagogifchen Umtrieben 
und wegen Majeftätöbeleivigung zu der empörenden Strafe der Abhitte vor dem Bildniß des 
Königs und zur Feſtung auf unbeflimute Zeit verurteilt. Er wurde nad der Feftung Ober: 
haus bei Paflau gebracht. Im Jahre 1859 geftattete man ihm in Paffau und 1842 unter be⸗ 
ſonderer polizeiliher Aufficht in Negensburg eine Privatmohnung zu beziehen, bis ihn nad) der 
- liberalen Bewegung 1848 die Amneftie befreite und ihm von der Regierung eine Entſchädi⸗ 
gungsfumme von 10,000 Gldn. auögezahlt wurde. Der Wahlkreis Kronach wählte ihn jet 
in bie deutſche Neihöverfammlung, in welcher wir mit ſchmerzlichem Gefühl den ebeln greifen 
Märtyrer durch feine langen Leiden koͤrperlich und beinahe auch geiftig gebrochen ſahen. Er ſtarb 
den 4. Aug. 1851 in Bamberg. DB. Hatte eine ganze Reihe von ſtaatswiſſenſchaftlichen Werken 
geſchrieben, vor allem ein „Syftem ver reinen Staatslehre (Bamberg 1804) und ein „Syſtem 
der angewandten Staatslehre ober der Staatskunſt“ (5 Bde., Frankfurt 1810); „Darſtellung 
ber Wünfche und Hoffnungen deutſcher Nation‘ (Aſchaffenburg 1816); „Lehre von ver Wirth⸗ 
ſchaft des Staates“ (Leipzig 1822); „Bon ven rerhtlihen Grenzen ber Einwirkung des Deut: 
fhen Bundes auf die Verfaflung, Gefeggebung und Rechtspflege feiner Gliederſtaaten“ (2. Aufl., 
Stuttgart 1820); „Anfoderungen an Baierns Landtag im Jahre 1827 und unparteiiſche 
wiſſenſchaftliche Beurtheilung feiner Verhandlungen” (3 Bde., Würzburg 1827 — 28), und 
endlich „Bepürfniffe und Wünfche ver Baiern“ (Stuttgart 1830). 8. fand in den zuerfl 
genannten Schriften allervings noch auf dem jegt allgemein als einfeitig anerkannten rein: 
philoſophiſchen formaliftiicden Standpunkt ver Kant'ſchen Schule. Aber er behandelte dieſe 
Seite ver Betrachtung der rechts- und flaatswiflenfchaftlihen Verhältniſſe mit Scharffinn und 
Folgerichtigkeit und mit einem unerjhütterlichen Rechtsſinne, und er wurde in dem Maße viel 
feitiger und praktiſcher, als er feine Beftrebungen unmittelbar den neuen bairiſchen und deut⸗ 
ſchen ſtaatsrechtlichen Verhältniffen zumandte. Er war einer von den wenigen Männern, 
melde, nachdem die altnapoleonifche und die neue reactionäre deutſche Regierungspolitik bie 
kaum verfünbeten neuen Verfaſſungen in ver Praxis durch lügenhafte Auslegung und Um⸗ 
deutelung wieber zunichte zu machen fuchte, ihren wahren, den Hiftorifchen, natürlichen und 
urkundlien Grundlagen entfprehenden Sinn erfaßten und in muthigem Kampfe bis zur 
Märtyrerkrone vertheidigten und fefthielten. Er leiftete dadurch feinem bairiſchen und deutſchen 
Baterlande, und mittelbar auch unferer heutigen Staatswiſſenſchaft Die weſentlichſten Dienite, 
größere und dauerndere, ald er durch eine ganze Reihe theoretiſch gelehrter Schriften Hätte lei⸗ 
ften können. . Welder. 
Beil, Schwert, Strang und Falbeil (als Hinrihtungsinfirumente). Es iſt 
ein Jahrhundert verfloffen, feitvem Jean Calas unſchuldig das Blutgerüft beftieg und dieſer 
Juſtizmord für Beccaria pie Veranlaffung wurde, ven Kampf gegen Die Todesſtrafe zu beginnen. 
Er ift in dieſer Tangen Zeit mit abwechſelndem Glücke fortgeführt worden und bat bald Siege, 
bald Niederlagen in feinen Gefolge gehabt, im Allgemeinen jedoch für die Gegner der Tubes- 
firafe keine ungünftigen Refultate geliefert. Ein flüchtiger Blick auf den Stand der Sache in 
Nordamerika und mehren europälfchen Ländern wird dies beftätigen. In Norbamerifa hatte bie 
Trage nad ver Beibehaltung oder Abfchaffung der Todesſtrafe jederzeit nur eine praktifche 
Bedeutung; der Nordamerikaner liebt es nicht, fich in philoſophiſche Unterſuchungen über bie 
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Rechtmäßigkeit der Toͤdtung von Staatöwegen einzulaflen, er prüft vielmehr, ob die bürger- 
liche Gefellfchaft die Todesſtrafe entbehren Eünne, ohne daß die Erreihung des Zwecks des 
Staats und der Geſetze gefährdet werbe, und er dürfte ſich Hier auf dem richtigften Wege befinden. 
Nur die gewonnene Ueberzeugling von ber völligen Entbehrlichleit ver Todesſtrafe ann und 
wird dereinft diefelbe bejeitigen. Soweit und befannt, ift nur in den Staaten Midyigan und 
Rhode⸗Idland (1852) die Tobesftrafe aufgehoben und in 16 Staaten nur dem Morde erflen 
Grades gedroht, 3.3. in Maryland, Birginien, Ohio u. ſ. w. Man verfteht gemeinhin unter 
dem Morde erften Grades denjenigen, weldyer durch Gift, durch Auflauern, durch Gefangen: 
halten, durch Entziehung ver Nahrung ober durch böswillige, mit Vorbedacht verübte Tödtung, 
oder durch Verübung von Brandftiftung, Nothzucht, gauseindrug ober Raub begangen wird. 
In den Staaten Maine und Mafſachuſetts Hat man eitten gewiß verderblichen Mittelweg zwiſchen 
der Aufhebung und Beibehaltung der Tovesftrafe eingefchlagen, indem Der, welcher zum Tode 
veruriheilt wird, aud zur lebenslänglichen Einfperrung mit harter Arbeit auf ein Jahr con⸗ 
demnirt wird und nad bem Ablauf dieſes Jahres Hinzurichten ift, wenn nicht die vollziehende 
oberfle Gewalt, nach vorheriger Prüfung des Falles, von diefer Hinrichtung abfteht.!) In 
England, wo die Zahl ver todeswürdigen Verbrechen unter Georg IN. fih no auf 240 belief, 
beftebt jie nur noch in 45 Fällen und ift feit 1841 nur noch wegen Mordes verhängt worden; 
auch Hier geht ite ihrem Erldfgen entgegen, im Jahre 1848 betrug z. B. die Zahl der Hin⸗ 
gerichteten nur 8, im Jahre 1849 45. Der Widerwille ver Geſchworenen gegen vie Todesſtrafe 
vermehrt die Freiſprechungen von Jahr zu Jahr.?) In Frankreich verſchwendete man auf eine 
empörende Weife int ‚Code penal” von 1810 die Anprohung der Tobesftrafe; 39 Artikel 
fprechen fie für verſchiedene Verbrechen aus. Jever Theilnehmer an einem Capitalverbrechen 
wurde mit dem Tode beftraft, jeder Verſuch, felbfl jene Theilnahme an dem Verſuche zog bieje 
Strafe nad fih ; man wollte durch ſtrenge Strafen abſchrecken. Das Geſetz vom28. April 1854 
befeitigte die bei Eigenthumsverbrechen angeorohte Todesſtrafe und machte, indem es den 
Geſchworenen die Befugniß ertheilte, durch Annahme von circonstances attönuantes bie gefeß: 
liche Strafe auszuſchließen, die Todesurtheile zu befondern Ausnahmen; 1853 ergingen nur 34, 
1854, wo, wie der Miniſter Abbatucci in dem amtlichen Berichte an ven Kaifer äußert, le jury 
a usé moins frequemment, au profit des accus6s de ces crimes graves, de la facult6 d’ac- 
corder le benefice des circonstances att&nuantes, dagegen 68.2) Wenige Tage nad dem 
Audbruche ver Revolution vom Februar 1848 hob die Proviforifihe Regierung die Todesſtrafe 
für politiſche Verbrechen auf, behielt fie aber für die fchwerften Verbrechen gegen vie Perſoͤn⸗ 
lichkeit bei. In Italien verdient Toscana eine befondere Aufmerkfamkeit. Nachdem feit dem 
Reglerungsantritte Leopold's I. (1765) feine Topeöftrafe mehr vollfitedt war, wurde am 
50. Nov. 1786 dieſe Strafe ganz abgefchafft ; Ferdinand III. führte fie am 30. Aug. 1795 wieder 
‚ein, doch wurde fie bis 1808, wo die Franzoſen die Guillotine nach Toscana brachten, nicht voll- 
ſtreckt. Die Reftauration (1814) flellte das Geſetz von 1795 wieder her, meldes 1816 zuerft 
feine Anwendung fand; feit 1831 wurde jedoch Fein Todesurtheil mehr geſprochen, und 1849, 
von der Proviforifchen Regierung, die Todesſtrafe ausprüdlih aufgehoben, auch 1847 für 
Lucca. Das Strafgefegbud vom 20. Juni 1853 führte die Todesſtrafe wieder ein. Aufrecht er: 
Halten iſt fle in ven Geſetzbüchern in Neapel (1819), Parma (1821), in dem Kirchenftant (1832) 
und Sarbinien (1839). In Belgien wurde von November 1829 bis Februar 1835 fein Todes: 
urtheil zur Vollſtreckung gebracht; die ſich herausftellende hohe Anzahl von Todesurtheilen 
ndtbigte jedoch am 10. Febr. 1835 wieder zu einer Hinrichtung. Diefelbe erneuerte in der 
Kammer ver Abgeordneten die Tebhafteften Discuffionen gegen die Todesſtrafe und veranlaßte 
verſchiedene Drudichriften. Ducpetlaur trat gegen bie Todesſtrafe, welcher er weder eine mate⸗ 
rielle, noch eine moralifche Wirkung zufcgrieb, auf und erflärte unter Anberm, daß der Tob das 
allgemeine 2008 ver Menden und daher eigentlich gar keine Strafe fei. Man fchaffte Die Todes: 
firafe nicht ab, fle ruhte jedoch 6i8 1842 und dann bis 1851, mo Borkrme enthauptet wurde. 
In dem Entwurfe des Geſetzes zur Verbeflerung des „Code penal‘ von 4850 Hehielt man vie 
Topeöftrafe in 13 Fällen bei. In den Niederlanden gilt auch der „Code penal”; man nahm 
bei einem neuen Gefegentwurfe (1846) an, dab das Land in ver Bildung noch nicht fo vor- 


1) Mittermaier im „Archiv des Criminalrechts“, 1853, ©. 57 fg. 
.. 2) Marquarbfen in ber „Kritiſchen Zeitfchrift für Die Geſetzgebung des Auslandes“, XXI, 488. 
3) Man vergl. meine Abhandlung über den Einfluß der circonstances attönuantes auf die Todes; 
frafe in Frankreich, im dritten Stück des ‚Archiv des Criminalrechts“, 1857. 





Beil 443 
geſchritten ſei, daß es die Todesſtrafe gänzlich entbehren koͤnne, daß fie aber ſelten durch das 
Geſet vorgeſchrieben und ſehr ſelten vollſtreckt werden müſſe. 

Wir wenden und nun zu Deutſchland. Kaiſer Joſeph II. von Öfterrei hatte furze Zeit 

nachher, nachdem man in Toscana die Todesſtrafe abfchaffte, Died 1787 auch in feinen Staaten 
gethan und fie nur im Falle des Standrechts beibehalten. Bald führte man fle wegen God: 
verraths wieder ein, und das Geſetzbuch von 1813 bevrohte damit außerdem noch den Mord, 
die qualificiete Brandftiftung und die Anfertigung falfhen Papiergeldes; auch das Strafgeſetz⸗ 
buch vom 27. Mai 1852 behielt die Todesſtrafe bei. Eben dies gefhah in Preußen in dem 
Strafgefeßbuche vom 14. April 1851, nicht eben zu ſparſam, in Baiern, fowol im Geſetzbuche 
von 1813 als in dem neuen Entwurfe von 1854, in Sachſen im Strafgefegbude vom 30. März 
1838 und in dem vom 13. Aug. 1855 u. f.w. Die in Folge der Befchlüffe ver National: 
verfammlung zu Frankfurt vom Auguft 1848 publicirten Grundrechte des deutſchen Volks hat- 
ten im Art. III, 6.9, beftimmt: „Die Tobeöftrafe, ausgenommen mo dad Kriegsrecht oder 
das Seerecht im Fall von Meutereien fie zuläßt — ift abgeſchafft.“ Es waren Würtemberg, 
Baden, das Großherzogtum Heflen, Kurheflen, Naffau, Sahfen- Weimar, Koburg, Alten- 
burg , Schwarzburg, Anhalt, Braunſchweig, Bremen, Frankfurt, Hamburg und Schleömig- ‘ 
Holftein, wo man in Gemäßheit der Grundredte die Tobeäftrafe abfäaffte.*) In Würtem: 
berg, wo das Geſetz vom 13. Aug. 1849 die Todesſtrafe befeltigt hatte, führte fie das Geſetz 
vom 17. Juni 1853, jedoch in einem befchränkten Umfange, wieder ein. In Baden, wo die Ab- 
Ihaffung am 16. März 1849 erfolgt war, fand die Wiebereinführung am 5. Febr. 1851 bei 
ber Binführung des Strafgeſetzbuchs flatt. Im Großherzogthum Heflen, wo das Gefeg vom 
11. April 1849 die Todesſtrafe aufhob, wurde fie am 11. April 1852 wieder Hergeftellt, ebenfo 
in Altenburg duch dad Strafgeſetzbuch vom 27. Febr. 1854. Aud in den übrigen der ge: 
nannten Zänder ift dies theils bereits gefchehen, theils zu erwarten. 

In der Schweiz find ed das Bundesſtrafgeſetz und die Strafgefegbücher von Freiburg und 
Neufhätel, welche die Todesſtrafe nicht mehr fennen, und aud) ver Entwurf eines züricherifchen 
Strafgeſetzbuchs von 1855 hat fle verbannt.” In Dänemark, Schweden und Norwegen befteht 
die Todesſtrafe fort; Doch murben in Schweden, veflen König fi fhon 41841 in feiner Schrift 
über Strafen und Strafanftalten ald Gegner der Todesſtrafe kundgegeben hatte, von 1850—55 
nur 6 Proc. der zum Tode Verurtheilten hingerichtet. In Rußland wurde unter der Regie: 
zung der Kaiſerin Elifabeth die Todesſtrafe, wenn auch nicht gänzlich aufgehoben, doch beinahe 
niemals vollſtreckt. Kaifer Alerander willigte in eine Hinrichtung wegen Mordes, nicht ein: 
mal beim Alternmord, und nur dann, wenn das Verbrechen vie Eigeafhaft eines getvaltfamen 
Angriffs gegen das Beftehen ver bürgerlichen Geſellſchaft, pie Ruhe des Staats ober die Sicher: 
heit des Throns oder ver Majeflät des Megenten zum Gegenflande hatte, Tanben bie Voll: 
firedungen der Todesurtheile flatt. Das Strafgefekbud von 1845 behält die Todesſtrafe nur 
bei politifhden Verbrechen und bei der Verlegung der Contumazvorſchriften bei. 

Wir fehen aus dieſer Überfchau, wie groß das Terrain ift, auf welchem bie Gegner ber 
Todesſtrafe ihren Kriegefhauplag ausdehnten. Es find gleichfam zwei Außenwerke ber Zeitung, 
welche die Anhänger der Todesſtrafe vertbeinigen, welche bereitö in die Hände ihrer Gegner 
gelangten: die Befeitigung aller Dualification der Todesſtrafe und die der oͤffentlichen Hin⸗ 
richtungen, an deren Stelle immer mehr die fogenannten Intramuranhinrichtungen getreten 
find, fo zum Beiſpiel in Preußen, in Sachſen, in Würtemberg, in Baden, in Altenburg ; in 
Hamburg u. ſ. w. 

Nachdem in Frankreich das Geſetz vom 18. April 1834 das nach dem „Code penal” bei 
Hinrichtung ded wegen parricide Verurtheilten vorhergegangene Abbauen ber rechten Hand 
aufhob, haben wir nur noch zu beklagen, daß das hannoverifche Geſetzbuch vom 8. Aug. 1840 
in gewiſſen Fällen vie Todeöftrafe durch das Schleifen des Verbrechers zur Richtftätte auf einer 
Kuhhaut ſchärft und uns fo in die Zeiten des Mittelalters zurücdverjegt. 

In Betreff ver Intramuranhinrichtungen nehmen wir auf ven befondern diefen gewid⸗ 
meten Artikel Bezug und gelangen zur Beſprechung ver am Eingange des vorliegenden Artikels 
gedachten Hinrihtungsinftrumente. Es bedurfte eined langen Zeitverluftes, ehe das Menſchen⸗ 
geſchlecht fih gleihfam fo verevelte, daß ed an Todesqualen keinen fonderlihen Geſchmack mehr 
fand, und bis felbft Die, welche die Todesſtraſe noch für nothwendig Halten, fei e8 zur ange- 
meffenen Sühne ver Verſchuldung oder zur Aufrehthaltung der öffentlichen Ordnung, doch 


4) Mittermaler im „Archiv bes Criminalrechts“, 1857, ©. 304. 
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damit einverſtanden ſich erklärten, daß die ficherfte, (anche und möglichft ſchmerzensfreie Bolls 
ſtreckung der Todesſtrafe ein unabweisliches Erfoderniß ſei. 

Die Strafen des Mittelalter waren ſehr grauſam, indem man bie Todesſtrafe noch auf bie 
mannichfachſte Weife qualificirte. Wir erwähnen nur des Zungenreißens, Staupenſchlages, 
Abhauens einzelner lieder oder Ausreißens derfelben. Man töbtete durch das Rab von oben 
und unten, Durch Das Feuer, buch Pfähle und Lebendigbegraben (dieſes beſonders bei Kindes 
mörberingen), durch Hängen an ven Balgen oder an einen Baum, durch Biertheilen u. A. m. 
Leider erhielten fich viele der fogenannten qualificirten Topesftrafen bis in die neuern Zeiten, 
und wo manfie, wie in Preußen durch dad Allgemeiue Landrecht geſchah, noch als gefeglich 
anerfannte und anerkennen mußte, fand, auf den Grund eines befondern allerhöhften, dem 
Scharfrichter ertheilten Befehls, die Erdroſſelung des Verurtheilten auf eine vem Publicum 
nicht bemerkbare Weiſe ftatt, ehe die qualifleirte Todesftrafe vollftredit wurde, ſodaß biefe nur 
an einem Leichname zur Bollziehung kam. 

Es iſt ein großer Steg, welchen die humanere Straftheorie über bie Abſchreclungetheorie 
davongetragen hat, daß man das ganze, die Menſchheit entwürdigende Beiwerk derſelben 
allerwaͤrtd zertrümmerte,, und daß man ſchon in den wenigen Jahren, ſeitdem dies geſchah, zu 
dem Bewußtſein gelangte, daß man ſich ſolange auf einem beklagenswerthen Irrwege befunden 
hatte. Spätere Zeiten werden Das, was wir gegenwärtig von den Abſchreckungsmitteln wohl⸗ 
befugt ſagen koͤnnen, auch von der Todesſtrafe zu ſagen wiſſen: auch ſie wird dereinſt nur noch 
eine betrübende geſchichtliche Erinnerung fein. 

Wir haben im MWefentlihen zur Toͤdtung von Staatöwegen zweierlei Proceburen, bad 
Hängen und dad Enthaupten, noch im Gebrauche. Das Hängen finden wir in England und 
Nordamerika, wohin e8 aud England fi überpflanzte, und in Öfterreid. Noch kürzlich Hat ein 
Beifpiel in England dargetban, wie wenig Sicherheit der Hängenpparat gewährt; nur nad 
hartem Kampfe mit dem Berurtheilten, welder vie Pfoften des Gerüftes umklammerte und 
dadurch fi zu retten ſuchte, konnte dieſer überwältigt und getöbtet werben. 

In Öfterreid behielt man auch in dem revidirten Strafgefegbuche vom 27. Mai 1852 den 
Strang ald Hinrihtungsinftrument bei, Zachariä fagt hierüber 5): Bedauern müflen wir, daß 
man auch beider Reviſion von 1852 nicht von der Vollziehung ver Todesſtrafe durch den Strang 
abgegangen ifl. Was Prof. v. Hye in feinem Gommentar, ©. 365, darüber bemerkt, kann gewiß 
nicht befriedigen. Mit der bisherigen Baſis der Strafgefebgebung hat offenbar die aud) In ver 
C. C. Theresiana angeoronete ausſchließliche Hinrichtungsart des Hängend gar nichts zu ſchaffen, 
und e8 kann dies fein Binyernib fein, etwas Anderes an die Stelle zu fegen, und weshalb man 
fih gerade Hier auf die allgemeine Volksſtimme gegen das Fallbeil berufen, die, an fih höchſt 
problematifd, nur ein Feine Beachtung verdienendes Volksvorurtheil fein wircbe, iſt nicht abzu⸗ 
ſehen. Am allerwenigften aber müflen wir ven für die Strafe des Stranges geltend gemachten 
Grund der Schimpflichkeit dieſer Strafart gelten laſſen, da derſelbe in viefer Richtung nur dem 
roheſten Abſchreckungsprincip entlehnt werben kann und gewiß Öfter gegen dieſelbe gelten 
gemacht worden iſt.“ Auch wir vermögen und das Beharren bei der Oalgenftrafe, welche man 
felbft im Mittelalter nur Dieben und Spionen zu Theil werben ließ, nur aus einer gemwiflen 
Abneigung gegen Neuerungen zu erflären. Nicht jede Strafe iſt zugleich eine beſchimpfende; 
nad dem preußiſchen Strafgefegbuche ift der Verluft ver bürgerligen Ehre nur bei der Gefähr⸗ 
dung des Lebens, der Geſundheit over der Freiheit des Königs und dem Morde von Afcendenten 
oder Ehegatten mit der Todesſtrafe verbunden; nad dem ſächſiſchen Strafgefegbude gar nicht. 

Soviel uns bekannt, ifinur in Schleöwig, Breußen, feit ungefähr 30 Jahren, und in Sachſen⸗ 
Meiningen und dem Fürſtenthum Reuß, nad) ihren Strafgefegbücern dom 21. Juni 1850 und 
44. April 1852, das Beil als vorgefhriebenes Hinrichtungsinſtrument in Gebraud. Der Ber- 
urtheilte Eniet vor einem Richtblode, in welchem fi ein Ausſchnitt für Kopf und Hals befindet, 
und wird an biefen feflgefhnallt. Der Hieb mit dem fehr breiten und ſcharfen Beile wird von 
oben nad unten geführt und erfüllt fiher feinen Zweck, wenigſtens find uns in Preußen Bei- 
fpiele vom Gegentheile nicht zur Kenntniß gelangt. Der von der Seite geführte Hieb mit dem 
Schwerte ſcheint uns der weniger fichere zu fein. Fehlſchläge find Hier Feine ſeltenen Grſcheinungen. 
Beide Hinrihtungsarten flehen jedoch der Anwendung des Ballbeild in jeder Beziehung nad). 
Die Buillotine, welde Dr. Buillotin gern felbft ald zuerft aus feinem Erfindungsgeifte hervor: 
gegangen anerkannt willen wollte, war fhon im Mittelalter in Itallen und in Deutichland im 





5) Im „Archiv des Criminalrechts“, 1853, &. 306. 
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Gebrauch ®), und wir finden in dem großen Rathhausſaale zu Nürnberg die getreuefte Abbil⸗ 
dung derſelben, weiche ſich ſchon feit Jahrhunderten an dieſem Plage befinde. Man Hat fich Hei 
ihrer Einführung mithin vor ihrem vermeintlichen franzöitichen Urſprunge nicht zu fheuen, und 
dürfte denn doch am Ende .einjehen müflen, daß man die Gräuel der Franzöſiſchen Nevolution 
unmöglid) dem Werkzeuge zur Laſt legen kann, mit welchem ſie zum Theile verübt wurden. 

In Sachſen bediente man ſich, in Folge einer Verordnung vom 1. Der. 1852, am 25. Jan. 
1855 zuerft des Fallſ Awerted; in Baiern feit 1854, in Baden nad) der Verorbnung 
vom 12. April 1856 , und im Großherzogthum Heflen wurde daſſelbe ſchon durch bie 
Verordnung von 19. Det. 1841 eingeführt und diefe Einführung erneuert, als das Geſetz vom 
20. April 1852 die Todedftrafe wieder Herftellte. Auf dem ganzen linken deutſchen Rheinufer 
iſt das Fallſchwert, auch nad dem Aufhoͤren der franzöjifhen Herrfchaft, in Anwendung geblie: 
ben. Wir fehen, daß dies Hinrihtungsinftrument nad) und nach die Hinderniſſe heilegt, welche 
fi jeiner Einführung überall entgegenftellen. Als manin derwürtembergifchen Abgeordneten⸗ 
kammer 1852 über die Wiedereinführung der Todesftrafe Debattirte und zugleich über das Hin⸗ 
richtungsinſtrument ſich berieth, Rellte die Majorität den Antrag, das Fallbeil einzuführen. 
Dan erklärte ſich gegen das Schwert, weil ed längft von allen Seiten anerfannt jel, daß daffelbe 
ein Höchft unſicheres Mittel der Vollziehung fei, wie vielfach Höchft winrige Erfahrungen gezeigt 
hätten, und weil es natürlich erfcheine, daß ſolche fhauderhafte Hinrichtungen in Zukunft nur 
um fo öfter vorkommen würden, je jeltener für die Sharfrichter die Gelegenheit würde, fi In 
ber Kunft der Hinrichtung mit dem Schwerte zu üben. Dagegen entipräde das Fallbeil allen 
Anfoderungen , welche man an dad töbtende Inftrument machen könne; die Behauptung, daß 
der Verbrecher duch dieſe Art der Hinrichtung ald Menſch entwürdigt werbe, ſei ein leerer Bor- 
wand, der wahre Grund, den man dadurch maskire, feien die Reminidcenzen an bie Sranzöftiche 
Dtevolution, die man womöglich austilgen möchte. Von der Minorität der Kammer wurbe behaup⸗ 
tet, daß man bei der Hinrichtung durch das Fallbeil den Verurtheilten in entwürdigender Welfe, 
einem Sade gleich, aufein Bret binde und unter die Mafchine ſchiebe, durch die er erben folle, daß 
dagegen ver Tod durch das Schwert der am wenigſten fchimpfliche fei und als folder bei den Griechen, 
Roͤmern und Deutfchen gegolten habe, weil hier ner Verurtheiltenurd die Hand feines Mitbürgers 
falle. Die Regierung gab hierauf zwar zu, daß ein anderes ficherered Inftrument als das Schwert 
wünſchenswerth fet, daß es aber bei der bisher üblichen Hinrichtungsart verbleiben müfle, weil von 
den Technikern noch Feine Mafchine zu Stande gebracht worben fel, welche dem Zwecke vollkom⸗ 
men entſpräche. 7) Wir vermögen die Bedenken gegen das Fallſchwert nicht zu theilen. Zunaͤchſt 
gewährt ed den großen Vorzug, daß ed vie unmittelbare Toͤdtung duch Menſchenhand entbehr- 
lid macht. Auch der geſchickteſte Scharfrichter ift nicht in jedem Momente Herr feiner Geſchicklich⸗ 
feit, und e8 find gerade Momente, In denen dies am Teichteften der Fall fein kann, wo die Noth⸗ 
wendigkeit der Erfüllung einer fchmeren Pflicht mit gegen dieſe ankämpfenden Gefühlen ver Theil⸗ 
nahme und Menſchlichkeit in einen Gonflict geräth. Der Scharfrihter, welcher Sand's Kopf erft 
mit dem zweiten Hiebe vom Rumpfetrennte, hatte, wieman weiß, Sand liebgewonnen, und war, 
wie wir als Augenzeuge beftätigen können, in der Heftigften Erregung. Wir wiſſen nicht, ob 
das Feftbinvden an ven Richtftuhl oder dad Anfchnallen an den Richtblock nicht ebenfo wider: 
märtig eriheint als das Aufbinden auf dad dem Kallbeil unterzufchiebende Bret; daß man 
aber mit dem Tode durch daffelbe, wenigſtens in Frankreich, nichts Entehrendes yerfnüpfte, kann 
man faft auf allen Blättern der Geſchichte der Franzöſiſchen Revolution lefen. Hat die Machine 
in einzelnen Fällen ihren Dienft verfagt, dann war meiftens bie Übereilung, mit welcher man 
fie in Frankreich aufihlägt, um in wenigen Minuten ven Act ver Hinrichtung zu beendigen 
und damit fertig zufein, noch ehe vie Nachricht von der zu vollſtreckenden Erecution fi verbreiten 
fann, davon bie Urſache. Verbunden mit der Intramuranhinrichtung, bei welcher ſolche 
Beſchleunigung fortfällt, wird fie ebenfo ſicher ihren Dienft verrichten, wie Died Taufenve von 
andern Mafchinen täglich tyun. Wenn man die Ängftlichkeit, mit der Graf Bocarme vor feiner 
Hinrichtung fih danach erfundigte, ob dad Mefler auch gehörig geihärft fei, ald einen Beweis 
der Unzuverläffigkeit ver Maſchine geltend gemacht hat, fo entbehrt derſelbe jeder logiſchen 
Begründung. Bocarme wollte augenſcheinlich nur noch ven ſchwachen Troft baden. daß ein 
Fehler der Mafchine nicht zu erwarten wäre. Trieſt. 


6) Man vergl. den, Gerichtsſaal“, 1853, II, 304 und 305 
0. Ru Dan vergl. den Bericht ber Zuftiggefepgebungscommifflon der Kammer ber Abgeordneten vom 
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Beineiſen und Klotz der Züchtlinge. Das ſächfiſche Strafgeſetzbuch vom 11. Aug. 
1855, welches in fo vieler Beziehung dem wahren Fortſchritte huldigt, beſtimmt, daß männ- 
liche Züchtlinge, welche bereit wenigftens zwei mal Zuchthaus= over, wegen eined vorfäglichen 
Vergehens, Arbeitähausftrafe verbüßt haben, während ihrer Strafzeit ein Beineijen, weibliche 
Züchtlinge in gleichen Kalle einen mit einer Kette am Fuße befefligten Klo zu tragen haben, 
welche Schärfung, wenn vie Strafe länger als zehn Jahre dauert, für ven Reſt derſelben fort: 
fällt. Wenn wir einer an ſich fo unbedeutend ſcheinenden ftrafgefeglichen Beflimmung , bei ber 
es nur auffallend iſt, warum man fich bei vem weiblichen Geſchlechte nicht auch mit vem Bein: 
eifen begnügte, viefen vielmehr noch die Kette und den 8— 12 Pfund ſchweren Klog hinzu⸗ 
fügte, hier Erwähnung thun, fo fheint dies einer Rechtfertigung zu bedürfen. Möge man fie 
darin finden, daß wir Gelegenheit nehmen wollten, unfer aufrichtiges Bedauern darüber aus⸗ 
zuſprechen, daß man zu folden Mitteln ver Abſchreckungstheorie noch in der neueften Zeit wie⸗ 
derum feine Zufludt genommen hat, melde, feitvem man eblere Strafzwecke verfolgt, jene Be⸗ 
rechtigung verloren haben. Muß die wiederholte Nüdfälligkeit einer ſchwerern Strafe unter: 
liegen, dann verlängere man angemefien ihre Dauer. Das vorzeitliche Kettenanlegen, welches 
überhaupt mehr bei der Bändigung von Thieren ald von Menſchen an feinem Platze tft, Hatte 
am Ende doch den gerehtfertigten Zweck, vie Flucht zu verhindern ober doch nur zu erſchweren, 
da die Erfahrung Längft gelehrt hat, daß mit ver Sache vertraute Sträflinge keiner zu großen 
Anftrengung bebürfen, um fidh die anſcheinend ſchwerſte Keffelung von Arm und Bein abzu- 
ftreifen. Gin Beineifen, gleichſam vie erfle Vorbereitung zur Anlegung einer Fußkette, ift da⸗ 
gegen fein Sicherungsmittel, fonvdern allein ein entehrenbes, die Geſundheit gefährdendes Ab⸗ 
zeichen, und eben als jolches verwerflih. Wenn man einen Menfchen von ven Fefleln feiner 
verbrecherifchen Neigungen und böfen Leidenſchaften frei machen will, dann laſſe man ihn zu⸗ 
nächſt auch koͤrperlich feflelfrei einhergehen. Vrägt man es ihm in jenem Lebensmomente, durch 
jeden Blick auf feinen Körper immer wieder von neuem ein, wie verworfen er iſt, und wie er 
fo auch Andern ſchon äußerlich erfcheinen müfle, dann wirkt man nicht berubigenn und beffernd, 
fondern aufregend und demoraliftrend auf ihn ein, und erftickt in ihm alle Keime des Guten, 
welche fonft in ihm vielleicht auffprießen Könnten. Es gehört eine beſondere Seelenftärke dazu, 
auch äußerlich gebrandmarkt innerlich befier zu werden, und eine folde iſt, bei wiederholt be- 
firaften Verbrechern wenigſtens, felten vorhanden. Wenn im Zuchthauſe zu Waldheim nun 
noch jener Züchtling auf ven Armen, in fhmalen gelben Streifen, fo viele entehrende Abzeichen 
tragen muß, als er Beftrafungen erlitten bat, dann Hilft e8 ihm nicht einmal etwas, daß er fein 
Beineifen durch Die darübergezogenen Beinkleiver verdeckt, er trägt feine Schande auch fonft 
auf dem Arme flet3 mit fi herum. Wie viel foll wol ein Krauenzimmer von feiner weiblichen 
Würde nad erflandener Strafe in das Leben zurückbringen, welches ſich zehn Jahre lang durch 
dad Schleppen eined Klotzes verächtlich und lächerlih machen mußte? Erwecke man jeben 
auch den anſcheinend verworfenſten Züchtling durch religidfen und Schulunterricht, durch die 
Lertüre erhebenver und belehrender Bücher, durch Arbeiten, melde ihn mehr geiftig als mecha: 
niſch befhäftigen, feinen Geſchmack veredeln und In ihm die Überzeugung beftärfen, daß er 
als ein nügliches Mitglied ver bürgerlichen Geſellſchaft in dieſe zurückkehren werde. Linterflüge 
man feine Neigung zum Beffern und entferne von ihm Alles, was darauf flörenn einwirken 
önnte, die Beinelfen und alle ſolche Dinge, welche nichts nügen, fondern nur brandmarfen. In 
ben preußifchen Zuchthäufern kennt man und enthehrt man vie Feffelungen nicht. 2. Trieſt. 

Bekenntniß ‚ Betenntnißfreiheit, Geſtändniß. Bekenntniß iſt als Glaubensbekennt⸗ 
niß und als Schuldbekenntniß over Geſtändniß Gegenſtand ſtaatswifſenſchaftlicher Betrachtung. 
Als Glaubensbekenntniß und Bekenntnißfreiheit aber wird es in den Art. Glaubens und 
Gewiſſensfreiheit und Religion behandelt werden. Hier bleibt alſo nur Geſtändniß der 
Schuld zu betrachten. Bekenntniß over Geſtändniß iſt im Civil- und Criminalproceß das Ein: 
räumen ober Zugeftehen gewifler Thatfachen von Seiten einer Partei, welche in dem beftimmten 
Procefje zu ihrem Nachtheile gereihen. Im Civilproceß begründet jedes vollſtändig erwieſene 
gerichtliche und außergerichtliche Zugeſtändniß, ſoweit e8 ernftlich gemeint, unbedingt und nicht 
durch einfchränkende Zufäte (Dualificationen) ganz oder theilmeife in feinem Inhalte wieder 
aufgehoben wurde, vollftändigen Beweis, weil es ald ein gültiger Verzicht ver Bartei auf Das- 
jenige, was fle ihrem Gegner einräumt, erfcheinen muß. Anders ift es im Strafproceß, mo bie 
Strafe ded Angefhulvigten nit durch feine beliebigen willfürligen Verzichte, fonbern nur 
durch die vollflänbige gerichtliche Liberzeugung der Richter von feiner wirklihen Schuld begrün- 
bet werden muß. Sehr verichienen aber find nach den Verſchiedenheiten des Griminalprorefieg, 
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namenillch danach, ob er aceufatorifch oder inquifitorifch ift, ob er vor Geſchworenen ober bloß 
vor wiſſenſchaftlichem Beamtengericht geführt wird, ſowie nach den Anflchten der verſchiedenen 
Gefeggeber und Schriftfteller ver Werth und die Beweiskraft, die man dem Geſtaͤndniß in Cri⸗ 
minalſachen beilegt, und die Erfoderniſſe oder Bedingungen, die man für ein vollgültiges Ge⸗ 
ſtändniß verlangt. Gefeke und Schriftfteller, wie die ver alten Griechen und Roͤmer, ber alten 
Deutſchen, ver Engländer, Amerikaner und Zranzofen, koͤnnen das Geſtaͤndniß nicht für noth⸗ 
wendig Halten und ihm feinen fo hohen und nie abfolut entſcheidenden Werth beilegen. Sie 
feßen nämlich einerfelt8 den Anklageproceß voraus, wo dem Angeklagten gegenüber der An⸗ 
kläger ſteht, welcher nie Pflicht Hat, feine Anklage zu erweiſen, von dem Angeflagten nicht fo: 
dern kann, daß er durch Geflänpniffe als Zeuge gegen fich felbft auftrete, und noch viel weniger 
das Recht hat, ihn durch verlegenve Inquiſitions⸗ und Torturmittel dazu zu zwingen. Sie be: 
dürfen auch auf der andern Seite ned Geſtändniſſes nicht, da fle nach moralifcher Überzeugung ' 
richtende Volks⸗ oder Geſchworenengerichte vorausfegen, melde aus der ganzen vollftänpigen 
Öffentlichen, vor Ihren Augen und Ohren flattfindenden Verhandlung und allen darin ſich er⸗ 
gebenden Anzeigen und Beweisnitteln fich ihre moralifche Überzeugung bilden, ohne einzelne 
befondere fogenannte juriſtiſche Beweiſe in einer beftimmten juriftifhen Form zu bepürfen, 
ober dadurch gebunden zu fein. Die Deutfchen Hatten außerdem nod in der alten Zeit und durchs 
Mittelalter hindurch die Beweife durch Gottesurtheile und Eidhelfer. Eine wahre innige mora⸗ 
liſche Überzeugung wird fürs dritte auch fehr oft keineswegs begründet durch Geflänbniffe. Fi⸗ 
langieri (III, 10) will fogar ihre Beweiskraft allzu fehr, ja gänzlich vertverfen, indem er fi 
ſtützt auf das Naturwidrige, daß ein Menſch faft wie ein Selbſtmoͤrder fi dur Zeugniß gegen 
fich ſelbſt preisgebe, und auf Duinctilian’8 Ausſpruch (Decl. 514): „Das iſt die Natur jedes 
Bekenntnifjed, daß Derjenige, der dadurch gegen fich felbft zeugt, als verrüdt angejehen wer: 
den kann. Diefer wird durch Melancholie, Der durch Rauſch, ein Anderer dur falſche Vor: 
ſtellungen, Iener durch Schmerz, Mancher durch Tortur dazu beſtimmt. Niemand zeugt un= 
gezwungen und frei gegen fich ſelbſt.“ Hiernach fließt nun Filangieri bei Geftänbniflen ent: 
weder auf falihe Binwirkungen, Borfptegelungen und Schredimittel, auf eine Beſtimmung 
durch die Plage langer Einkerkerungen und peinlier Verhoͤre, ober auf eine Gemuthsſtim⸗ 
mung, welche die Olaubwürbigfeit zerftären, wozu noch Selbſttäuſchungen und fo oft aud) Wi⸗ 
berrufe oder Beichränkungen (Dualificationen) der Geſtändniſſe kommen, um die Beweiskraft 
der Seftänbnifie fehr zweifelhaft und unbeſtimmt zu machen. Selbſt noch einzelne fpätere roͤ⸗ 
mifche Geſetze huldigen der ältern römifhen Anfiht über vie Geſtändniſſe. So fagt z. B. UL 
ptan (L. 1, 6. 17, de quaest.): „Der Kaifer Sever verorbnet, daß man’ das Bekenntniß nicht 
als einen vollftändigen Beweis der Schuld anfehen dürfe, wenn nicht andere Beweiſe die ge: 
wiffenhafte Überzeugung des Richters beſtinimen.“ Blacſtone, ber trefflihe Kommentator des 
englifhen Rechts, fagt (Buch IV, Gap. 27): „Auf ein freies einfaches unummundenes Bekennt⸗ 
niß Hat der Staatsrichter nichts Anderes zu thun, als das Urtheil zu ſprechen. Doch pflegt man, 
wo e8 Gapitalftrafen gilt, jehr bedenklich zu fein, ein folhes Bekenntnig anzunehmen und nie: 
verzufchreiben, vielmehr räth das Gericht gewöhnlich dem Befangenen, fein Geſtändniß zurüd- 
zunehmen und fi auf die Anklage gehörig zu verantworten” (d. h. in dem öͤffentlichen accuſa⸗ 
toriſchen Verfahren ſich von dem Geſchworenengericht oder „von Bott und dem Vaterlande“ 
richten zu laſſen). 

Ganz im Gegenſatze hiervon mußte man in den Zeiten des ſpätern römifchen Despotismus 
und als im Zufammenhange mit dem fpätern despotifhen Recht und mit den geiftlichen Ge: 
richten, namentlih auch dem ſcheußlichen Inquifitionsgericht, vie Päpfte im Mittelalter in 
Deutſchland das Inquifttorifche Verfahren und Die Tortur eingeführt hatten, das erſtere vor⸗ 
üglih Innocenz TIL, die Folter aber Aleranber IU., und als nun nicht mehr die moraliſche 
Überzeugung des Volks, fondern nach angeblich juriſtiſch nachweisbaren Bewelsgründen die 
geiftlihe oder weltliche Beamtenkafte richtete. Jetzt fuchte man, weil ed fonft allermeift an ſo⸗ 
genannten juriflifchen Beweiſen mangelte, zumal feitbem auch die deutſchen Gottesurtheile weg⸗ 
fielen, auf jede denkbare Weife und oft mit ven ſcheußlichſten Mitteln Geſtaͤndniſſe, bie felten 
gern und ganz freiwillig erteilt werben, herauszupreſſen, und fie galten als die wefentlichften 
Beweismittel. Die Unbaltbarkeit diefer Theorie wurde fon oben vargethan (ſ. Ableugnung, 
Anklage, Inzeigungen).) Damit foll indeß nicht abgeleugnet werden, daß allerdings Ge⸗ 


1) Viele actenmäßige Berveife von unglanbwürbigen und unwahren Bekenntniſſen enthält auch ber 
Art. Jury und bie Schrift „, Geheime Inquifition u. ⸗ w.“ von Welcker und Schulz (Karlsruhe 1845). 
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Ränniffe, jenach ven Umflänven und ihrer eigenen Beſchaffenheit, ſowol für Gefhworene als für 
wiſſenſchaftliches Beamtengericht eine fehr große Beweiskraft haben können, eine ſolche, die für 
ben verurtheilenden Richter vielleicht Die beruhigenpfte ifl. Der Angeklagte hat ja, wenn auch 
nicht eine juriftifche, doch eine moraliſche Pflicht, vie Wahrheit zu geftehen. Voͤllige beruhigende 
Beweiskraft aber wird ein Geſtändniß nur alsdann haben, wenn es völlig frei, ohne irgend⸗ 
eine Vorfpiegelung, Drohung, Quälerei, Unterfhiebung (Suggeflion) und vorzüglih ohne 
das „Mürbemachen“ durd längere Leiden blo8 aus innerer Wahrheitsllebe oder aus morali⸗ 
fer Reue ganz frei hervorgeht, auf die dem Angeklagten genau befannten thatſächlichen Ver⸗ 
Häftnifje fich bezieht, völlig deutlich und beflimmt vor Gericht abgelegt wird, an fi und feinem 
Innern Zufammenhange nach glaubwürdig ift, durch alle befannten Umſtände unterftüßt, durch 
feine winerlegt, auch durch Feine Beſchränkungen oder fpätere Zurüdnahmen gefhwädt wird. 
Die moralifhe Überzeugung tüchtiger Volksvertreter oder Geſchworenen kann duch eine Reihe 
von Umſtänden, die, je nad) ven Perfönlichkeiten und befondern VBerhältniffen, mehr oder min— 
der für die Glaubwürdigkeit ver Befenntniffe einflußreich find, geleitet werden. Abfolut entſchei⸗ 
dende und fichere Regeln aber, womit neuere Gefege und Compendien vergeblich ſich abmühen, 
wird nur eine durch dad Phantom wirklicher juriſtiſcher Beweiſe irregeleitete Jurisprudenz auf⸗ 
ſtellen zu Fönnen vermeinen. Stetö wird jede Gewißheit von, dev Wahrheit und wahren Be- 
ſchaffenheit einer Hifkorifchen Thatfache, vollends ver großentheild dem Innern angehörigen 
eriminalretlihen Schuld, nur auf der Vergleihung und Verbindung aller elgenthümlichen 
Umflänve, Perfönlichkeiten und Verhältniffe und auf der durch fie begründeten innern ober 
moralifhen Überzeugung beruhen. Ausführlih und ſehr gut entwitkelte Geſichtspunkte über 
die Beweiskraft der Bekenntnifle und die hierher gehörige Literatur enthält übrigens Mitter- 
maier's „Deutſches Strafverfahren in genauer Vergleihung mit dem englifhen und franzd- 
ſiſchen Strafproceß“, Abth. IL, $. 154 fg. Auch verdienen über den Werth des Beftänpniffes 
verglichen zu werben die „ Grundlinien einer dogmatiſchen Gliederung des Strafprocefled‘ von 
Köftlin in Weil's „Sonftitutionellen Jahrbüchern“, IT, 1 fg. . BWelder. 

Belagerungsfland, Ausnahms - Maßregeln, - Gefege, - Gerichte, Aufrubracte, 
Kriegs: und Standredt. (DerAusnahmdzuftann in Deutihland.) — J. Unter: 
ſchied zwifhen dem militärifhen und dem politifhen Belagerungsftand. 
Bor allem wuß man forgfältiger ald bisher Belagerungsftanp im militärifgen Sinne 
und rein militäriihe Maßregeln vom Belagerungsftand und andern Ausnahmömaßregeln im 
politifhen Sinne unterfcheiden. 

Belagerungsftand im militärifhen Sinn findet bei Feſtungen oder Städten 
fatt, für welche Die Kriegsgewalt gegen ven Feind die Vorkehrungen zur wirkfamften Priegeri- 
then Vertheidigung treffen will. Die oberfte Militärbehörve, der Feftungdcommandant, er- 
klaͤrt alddann den Belagerungsftand und verfündet ihn Öffentlih unter Trommel- und Trom⸗ 
petenſchall. Sie rüftet ven Pla mit ver nöthigen Vertheidigungsmacht, mit Munition und , 
Proviant, bereitet die Eräftigfte Vertheivigung aller Feſtungswerke, durch Ihre nöthige Be- 
Tagung, durch Abhauen der Baumpflanzungen auf den Glarid, Raſirung der Feſtungsrayons. 
Zugleih aber bekleidet fie fich mit einer durdgreifenden höchſten militärifchen Gewalt und 
unterftellt die ftrafrichterliche und polizeilihe ®ewalt für Alle dem Kriegs recht, dem Kriegs: 
gericht und nöthigenfalld dem Standrecht. Sie kann die Behörden ganz außer Wirkſamkeit 
fegen, ober blos controlicen und Gebote und Verbote unter Androhung friegsgerichtlicher Bes 
firafung erlaffen, d. 9. jie ftellt ven ganzen Bezirk unter dad Martialgefeg. Zur Seite 
des Eommandanten wird ein Kriegsrath gebildet aus höhern Offizieren ver Befagung und 
einigen oberſten Magiftratöperfonen der Gemeinde, mit weldhem ver Commandant in wichtigen 
Fällen fich berathet, und welcher auch in der Regel die legte Entfheidung über Tod und Leben 
erhält. Nähere Beftimmung über alle dieſe Verhältniffe und Entſcheidungen von Streitfragen 
werden durch die Militärorpnungen und nad ihnen durch Kriegögerichte und die Höchften Mili⸗ 
tärbehörven entfchieven. „Im Kriege ſchweigen die bürgerlichen Geſetze“ (inter arma silent 
leges). Dieſes macht ſich nad} einer traurigen Nothwendigkeit hier ſowie überhaupt in Beziehung 
auf die Eriegerifchen Verhältnifie geltend, oft nur allzu fehr. 

Außer dieſem Belagerungszuftand eines feften Plage kann im Kriege ber Befehlshaber 
eines Truppencorps nad militärifchen Negeln auch gendthigt fein, für eine Stadt over eine Be: 
gend, die unter feiner militärifchen Gewalt fteht, einen Belagerungs- oder nach gemöhnlicherm 
Ausprud ven Rriegszuftand, das Martialgefeg zu verfündigen. Er thut biefes, wenn 
er Gründe Hat anzunehmen, daß die Einwohner feine milttärtfchen Operationen und Zwecke ftd- 
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ten, daß ſte Aufftänbe erregen, die Truppen verführen oder verlegen, ober gefährliche Verbin⸗ 
bungen mit feinen Beinden.unterhalten. Gr übernimmt alddann, die Sicherheitöpolizei, und 
gibt Gebote und Verbote unter Androhung Priegägerichtlicher Beftrafung. Die Kriegeverfafs 
fung des Deutigen Bundes gibt im Art. 96 ausdrücklich aud den Oberbefehlshaber ber 
Bunbeötruppen dieſes Recht, fügt aber Hinzu: „In den Bundesſtaaten foll dies jedoch nur nach 
gepflogenem Benehnsen mit den betreffenden Regierungen und erhaltener Zuſtimmung derjels 
ben geihehen u. ſ.w.“ Natürlich gilt dieſes noch mehr für Die eigenen Truppen ber Regierung: 

Da alles Begründete nicht weiter geht als fein Grund, fo kann natürlich alle ſolche Kriegs: 
gewalt, zumal ſoweit fie jih auch gegen Nichtſoldaten geltend macht, nur eintreten nad ausge⸗ 
brochenem Kriege und lediglich wegen mil itäriſcher Nothwendigkeit, nit für politifche 
ober Strafzwede. Sie hört auf, ſowie die militärifche Nothwendigkeit wegfällt. 

Weſentlich hiervon verſchieden ift der polttifche Belagerungszuftand oder die erfl 
in neuern Zeiten dem militärifchen Belagerungsftand mehr oder minver nachgebildete ſtaats⸗ 
rechtlihe Ausnahmsmaßregel, dur welde die politifhe Gewalt gegen aufrühre- 
rifhe oder revolutionäre Unternehmungen und Befahren einzelne Orte, Diſtricte ober 
gar ganze Länder in Belagerungsftand erklärt. Hierdurch werden während der Dauer biefer 
Audnabmömaßregel alle Rechte der Bürger und namentlih alle Verfafſungsrechte und alle 
Bürgſchaften verfelben illuforifch gemacht oder aufgehoben. Und zwar hat die Maßregel andere 
Begründung, andere Zwecke, andere Auövehnung, andere Grenzen als der militäriiche Bela⸗ 
gerungdzuftand. Sie verfolgt politiſche Zwecke, Beftrafung, zukünftige Abfchredung, Durch⸗ 
führung politifcher Maßregeln. 

1. Überpolitifde Ausnahmömafregeln überhaupt. Zur richtigen Würdigung 
ded neuerdings leider fo wichtig gewordenen polltifchen Belagerungszuftanves und der Damit 
verwandten Ausnahmsmaßregeln wird es heilfam fein, vor allem über Ausnahmsmaßre⸗ 
g kn juriftifhen oder politiſchen Sinne einige allgemeine Geſichtspunkte Ind Auge 
zu faflen, 

Sierbei müſſen zuvörberft von dem fehr natürlich unbeliebten Begriff der eigentlichen 
oder wirklich en Ausnahmseinrichtungen und Maßregeln, bie uneigentlihen, im recht⸗ 
lichen Sinn blos ſcheinbaren, unterfchieden werden. Blos ungewöhnliche und von bes 
Mehrzahl der Verhältnifje verſchiedene Beflimmungen und felbft Ausnahmen von wirklichen 
Belegen, welche aber dem, diefen Gefegen zu Grunde liegenden hoͤchſten Rechtsgrundſatz in ſei⸗ 
ner Anwendung auf die befondern Fälle entfprechen — dieſe, forwie au beſondere, rechtlich 
gar nicht verlegende politifche Beftimmungen ſind an fidh noch feine wirklichen Ausnahmömaß: 
regeln, wie manche oberflächlich und roh materialiftifche Gleichheitsfreunde anzunehmen geneigt 
find. „Nur für Gleiche und für gleiche Verhältniffe iſt das Gleiche gleich“, jo fagt ſchon Arts 
ſtoteles. Für Ungleiche wird es felbft ungleih. Hiernach verwandelte ſchon das prätoriſche 
Recht die materielle Gleichheit ver Talionäftrafe der Zmdlf Tafeln theilweiſe in Strafen, welde 
der wahren, der verhältnigmäßigen Gleichheit (der aequitas) entfprachen. 7) 

Sp ift e8 keine Ausnahmsmaßregel, daß Sriminal= und Civilproceſſe, ihrer verſchiedenen 
rechtlihen Natur gemäß, verfihieven, vie Griminalprocefie. namentlih durch Schwurgerichte, 
entſchie den werden. Es ift juriflifch feine wirkliche Ausnahmsmaßregel, wenn die Regierung, 
ohne irgenbeine verfaffungsmäßige Beftimmung over Begrenzung ihrer Gewalt und ohne ein 
erfafiungsrecht ver Bürger zu verlegen, in ungewöhnlicher Weife, z. B. durch Stellvertreter 
oder Commiſſare in Berwaltungdfachen einzelne ihrer Rechte ausüben läßt, oder wenn bie Vers 
faflung für das Wohl Aller beftimmt, daß Einer Fijrſt fei. Nur die von den allgemeinen höch⸗ 
ſten Rechtsgrundſätzen abweichenden Beflimmungen, welde, wie die claſſiſch- römifche Juris⸗ 
prubenz (f. L. 14 u. 15 de Legib.) ſich ausdrũckt, contra rationem juris eingeführt wurben, 
gehören hierher, doch vorzugsweiſe die, welche beſtehende Rechte verlegen. 

Zu folgen Ausnahmen von ven Rechts⸗ und Staatögrundfägen, welche feine Verfaffungb⸗ 
und Privatrechte verlegen, und deohalb, wenn fle der verfaflungsmäßigen Staatögefehgebung 
als heilfam erfcheinen, unbedenklich find, gehört 3.3. die Amneftie, welche bei hinlänglicher 
politifcher Begründung zuläffig ift, ebenfo eine eigentliche Begnabigung, welde, abgejehen von 
der befondern Ausnahmöform, in der Negel nur eine gerechte Ausgleihung der höhern Ge⸗ 
rechtigkeit mit der für ven befondern Fall unpaflenden unvollkommenen pofitiven Beflimmung 





1) Vergl. Welder,, „ Syftem”, I, 605. 
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fein fol. So Können im Siienslichen Recht, 3.8. in dem für wohlthätig gehhaltenen Recht der 
Pairie, Ausnahmen von den Grundfag ver rechtlichen Gleichheit der Bürger gerrchtfertigt wers 
ven, weil alte oͤffentlichen Rechte zunächſt dem politiſchen Geſammmwohl dienen follen und unter⸗ 
geordnet find. 

Gegenſtand ver rechtlichen Erörterung werben alfo mur folde Ausnahmen bilben, welche 
auf eine für beſtehende Rechte verletzende Welfe von den Rechtsſsgrund⸗ 
fügen abweichen. In Beziehung auf folhe nun kann im Allgemeinen gewiß nicht geleng- 
net werden, daß fhon nad unbeſtreitbarer geihichtlicher Erfahrung Ausnahmsmaßregeln 
großentgeild ans unlöhlihen Quellen, aus Willkür, Anfeindung ber rechtlichen Freiheit ober 
aus verwerflicher Furcht vor derſelben entftehen, häufig über ihre erfte und. angebliche Beim: 
mung hinausgehen und um fich greifen, vie Rechtsachtung und patriotifche Anhaͤnglichkeit der 
Bürger untergraben, für ihre Urheber und die geſetzliche Regierung und Ordnung nicht minder 
als für Recht und Freiheit gefährlicg wirken. Harmonie iſt für jedes Leben, fir jeben Organiö- 
mus und fo auch für das Rechts⸗ und Stantäleben Grundbedingung der Kraft, Geſundheit und 
Dayer. Die Einmifhung fremdartiger widerſprechender Elemente greift. leicht Erankheitämäßig 
um fih. Aud die Ausnahmseinrichtung firebt mit ihren Vertretern und Dienern nad jener 
an ſich wohlthätigen Richtung lebendiger Gefege, nach Gonfequenzen und Ausbehnung. Des⸗ 
halb war es das größte Verdienſt ver claſſiſchen roͤmiſchen Jurisprudenz, daß biefelbe überall, 
nach der Erklärung jener oben eitirten Geſetze, die alte Ungunſt ſchon ber leges sacratas 
und der Zwoͤlf Tafeln gegen Ausnahmsgeſetze (Privilegia) feſthielt und nur allein bie 
—— allgemeinrechtlichen Geſetze ausdehnte auf alle analogen neuen Faͤlle, bie 

Ausnahmen alfo fireng audlegte ; ja daß fie fogar, und in ihrem Namen ſelbſt vie allgewal⸗ 
tigen Imperatoren, nach dem Mufter jenes alten Heiligen röͤmiſchen Grundvertrags (leges sa- 
eratae) für den pofitiven Gefeßgeber ganz unverletzliche und unveränberliche hoͤchſte Rechts: 
grunbfäße (jura naturalia semper firma atque immutabilia) feierlich anerfannte umd ihnen 
widerſprechende Beflimmungen geradezu für ungültig erklärte. 2) Mit folder Gefinnung und 
Richtung gründeten jene unfterblichen juriflifchen Meifter ihr bewundernswerihes harmoniſches 
"Nectöfoften. Ste wurden zum Theil Märtyrer in der Behauptung ihrer Meditögrunnfahe 
gegen Die furchtbaren Laiferlichen Tyrannen, erweckten aber bei viefen ſelbſt ſoviel Achtung vor 
folger Juridprudenz, daß fie derfelben wenigſtens allermeift in ben Belegen huldigten. So 
lößten fie die Verehrung ihres Rechts einer neuen Welt ein, und bad Roͤmiſche Recht allein be: 
hauptete in der allgemeinen Berfunfenheit die altrömifche Groͤße. 3) 

Allervings treffen wir auch bei gut conflituirten freien und großen Nationen und unter 
guten Regierungen Ausnahmsmaßregeln, aber wie viel wenigere, feltwere, mehr befchränfte und 
beffer controlirie, al8 bei minder guten Berfaflungen und Regierungen, ald vollends in unferm 
guten Deutfchlann! Was bedeutet z. B. die englifhe, durch eine wirkliche Miniſterverantwort⸗ 
lichkeit controlirte ) nur mit Einwilligung des Parlaments eintretende Maßregel der Snöpen: 
fion der Habend - Eorpnd- Arte, d. h. vorübergehende Aufhebung mehrer befonberer englifcher 
Bürgſchaften gegen unbegründete Verhaftungen und Hausfuchungen, eine kurze Suspenſion 
befonberer Bürgfchaften, welche anbere Völker meift ebenfo wenig befigen als eine engliſche 
Miniſterverantwortlichleit — was bebeutet fie, oder wie kann fie nur verglichen werben unferm 
modernen politifchen Belagerungszuftand, verfügt und durchgeführt ohne englifches Barlament, 
ohne wahre engliſche Miniſterverantwortlichkeit, and grenzenlos alle bürgerlichen und ver: 
faffungemäßtgen Reste, Sreiheiten und Bürgſchaften, Vreßfreiheit, Volkboerſammlungen, or⸗ 
dentliche Gerichte vernichtend. Selbſt eine roͤmiſche Dietatur iſt ja mit ſolchem Zuſtand abſolut 
nicht zu vergleichen. Denn, um von ihrer Begründung und ihrer kurzen Dauer, gegenüber un⸗ 
fern oft jahrelang fortgefepten Belngerungsdzuftänden, nicht einmal zu teben, fo beſtand auch 
während ber Dictatur das Amt der Bolkätribunen mit ihren mächtigen Schugrechten für Die 
Bolkörechte, mit. ihrem Veto n. |. m. ſelbſtaͤndig fort, und felbft dad Recht der Provocation an 
das Volk war während ber Dictatur nicht aufgehoben. Der Dietator konnte nad der Eurzen 
Dauer feines Amtes, währenn deſſen er, um nicht einmal an eine königliche Gewalt zu erin- 





2) Beweief len und weitere auefien en enthält ber Art. Brunbgefeg. 
2 ui — ru —* hen bie engliſchen Miniſter bei grundloſen Berpaftuns 
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nern, nicht zu Pfard Reigen durfte, und in Geldſachen vom Senat abhing, wegen feiner Amts: 
handlungen belangt werben. Von irgendeiner befriedigenden Bürgſchaft der Berfaffung, des 
höchſten Rechts und Gutes einer Nation, wich bei der bisherigen Grenzenloſigkeit unſers moder⸗ 
nen Belagerungszuſtandes Niemand ernſtlich reden wollen. Es iſt vielmehr das durchgrei⸗ 
fendſte Mittel, terroriſtiſch alle Verfaſſungsrechte beliebig aufzuheben und felbft ihre Foderung 
oder ihre Zweckfoderung moͤglichſt zu unterdrücken. 

Sowenig man nach ver Geſchichte für einſichtsvolle gebildete oder zur Freiheit fähige Na⸗ 
tionen Ausnahmsmaßregeln beliebt machen kann, ebenſo wenig wird man dieſe über Ihre mehr: 
fache Gefährlichkeit täufchen. Daß fie, ähnlich wie die franzdiifchen lettres de cachet, bie Ba⸗ 
ftille, Die englifche hohe Sternkamnier, ſelbſt vie Glaubens: und Gewiſſensfreiheit bedrohten, und 
von herrſchſüchtigen Kürften und Mintitern oft gerade zu ihrer Bedrohung und Verlegung er: 
wählt und gebraucht wurben — das leugnet ficherlich Fein Geſchichtskundiger. Daß fle aber auch 
der Achtung und Liebe der Fürſten, daß jie der Sicherheit ver Throne gefährlich wurden, dad mer= 
ben ebenfalls gründliche Kenner ver Geſchichte kaum leugnen. Mehres mußte allerdings zufam; 
menwirken, um als unzweifelhaft legitim allgemein anerkannte Königsthrone mie die der Bour⸗ 
bons und Stuarts fo fehr in ihren Grundveſten, in der Liebe, Achtung und Treue großer Natio⸗ 
nen zu erfhüttern, daß biefelben fi von ihnen losfagten. Aber die vorzüglich unter den Stuartg 
vielfachen Ausnahmögefege und die ſittliche Empdrung und der politifche Abfcheu gegen jene 
außerorbentlihen Mittel der Vernichtung und Vedrohung ber Freiheit und ber perfänlichen 
Sicherheit, wie ſie indem Baftillefturn und in dem leidenfchaftlichen Haß gegen Jeffrey s, den 
blutigen Präfiventen der hohen Sternkammer, zum allgemeinften Bewußtſein und Auadruck 
kamen, fie haben mehr als alled Andere zur Gntwurzelung biefer mächtigen Königäthrong ge: 
wirkt. Und auch bei den reftaurirten Bourbond erweckte die Widerherſtellung der felbft in ver 
Berfaffung geftstteten Ausnahms- ober Prevotalgerichte einen fo großen öffentlichen Unmillen, 
daß die erſchreckte Regierung fle zurücknehmen mußte, und ald der Volksunwille ihr zur Zurück⸗ 
nahe her gleichfalls auf die Verfaſſung geſtützten Ausnahmögefege der Juliordonnanzen nit 
einmal Zeit ließ, da flürzte vie altlegitime Dynaftie fomie früher vie englifche zum zweiten male. 
Will man aber etwa nod andere Miögriffe beiver Megierungen ald Quellen der Entzweiung 
mit der Nation unter ven Urfachen diejer gewaltigften Revolutionen in den Vordergrund ftellen, 
fo vergefle mau nit die Sauptgefahr dieſer und faft aller AUsnahmsmaßre⸗ 
geln, daß fle die Regierungen verleiten, in den verfaſſungswidrigen Richtungen weiter fortzu⸗ 
geben, und daß bie Regierungen, verführt von verrätherifchen Schmeichlern und von dem Fana⸗ 
tismus ber vermitteld der Volksunterdrückung herrſchenden Partei, alobald die durch Furcht 
bewirkte Stille dee Volkswünſche als die Zuflimmung der Nation zu ihrem Syſteme betzachten. 

Gewißlich aber, wir Deutichen brauchen nicht weit umberzufuchen, um alle hier angebeus 
teten verberblichen Seiten der Ausnahmömapregeln vor Augen zu haben. Iene Ausmahnıöge: 
ſetze von Karlsbad und die geheimen Wiener Beſchlüſſe Hatten zur Folge, flatt den nirgends vor⸗ 
bandenen Aufeuhr, vielmehr die Rechtsfoderungen der Nation zu unterbrüden, unb bie Grfll- 
lung durch heiliges Fürftenwort gugeflcherter freier Bunbes= und Lanbebverfafungen zu hinter 
treiben ober illuſoriſch zu machen! 9) Ste waren alfo an ſich wahrlich nicht gut und mohlthätig, 
Im Jahre 1848 aber traten die Wirkungen diefer erſten und ber fi an fle anfchließenpen Hude 
nahmsmaßregeln zur Sicherung und Befeftigung bes monachifchen Principo und ber Ruhe 
und Ordnung auch für Die blodeſten Augen fihtbar zu Tage. Bet einer Bewegung im Aus 
lande zeigte ſich plöglich eine ſolche tiefe Crſchütterung des monarchiſchen Mrincips, und eine 
ſolche allgemeine energiſche und nun leider auch vielfach maßloſe Rechtefoderung bed deutſchen 
Volkes in allen Theilen von Deutſchland, dag alle Throne, daß alle Ruhe und Ordnung wank⸗ 
ten, und daß, wie der König von Preußen Bffentlich anerkannte, ohne Die Anſtrengungen der 
alten gemäßigten, biöher verfolgten conflitutionellen Freiheitafreunde ein roher und zum Theil 
duch dad Unterbrüdungsfgflem demoralifirter Radicalismus in Deusfihland abenſo wie in 
Srankreid die monarchiſche Ordnung zertrümmert hätte, 

Dennoch aber gibt es für gewiſſe Fälle Rechtfertigungen ober doch genügende Maſchuldi⸗ 
gung von manchen ungewoͤhnlichen, wenigſtens ſcheinbaren Ausuahmsmaßregeln. 

Dieſelben beſtehen fürs erſte in wirklichen Not hſt aud, in einer wirklichen gegenwaͤrtigan 


5) Melder, „Wichtige Urkunden für den Rechtszuſtand der beutfchen Nation’ ride 1848), 
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Eriftenznoth und in einem Nothwehrzuftund des Staats oder der Regierung gegen vor: 
handenen rechtswidrigen Angriff, fofern nur die wahren rechtlichen Bedingungen und Grenzen 
der Nothſtands- und der Nothwehrmaßregeln heilig gehalten werben. So kann gegen auf: 
rührerifhen Widerſtand die Verlefung der Aufruhracte und nad) ihr militäriſche Gewalt, und 
als Theil derſelben militärifcher Belagerungsftand eintreten. 

Sodann können auch dadurch Ausnahmsmaßregeln gereihtfertigt werden, daß viefelben für 

beftinnmte Bälle befondere untergeorpnete verfaſſungsmäßige Rechte nur deshalb verlegen, weil - 
dieſes geboten wird durch einen höhern allgemeinern Rechtsgrundſatz, indem für diefe beſtimm⸗ 
ten Bälle wegen ihrer Gigenthümlichkeit die gleiche Anwendung der höchſten Rechtsgrund⸗ 
fäge auf eine Reihe nur ſcheinbar gleicher Fälle nicht paßt, und weil vielmehr nur eine ab: 
weihende Beflimmung jene Höhlen Grundſätze angemeſſen verwirklichen kann. Go fodert 
die hoͤchſte Gerechtigkeit allgemein für Beftrafungen aller Bürger das möglihft unparteiifche 
und vertrauenerwedende Erfenntnig über ihre Schuld, und dazu, nad) dem Urtheil der meiften 
Nationen und ihrer Berfaffung, die bürgerlihen Schwurgerichte. Wenn nun aber in Beziehung 
auf die von den Volfövertretern erhobenen Anklagen der Minifter wegen Verfaffungsverlegung 
ein gewoͤhnliches Schwurgericht von Bürgern weder nah dem Geſichtspunkte ver Unparteilich⸗ 
feit noch der genügenden Fähigkeit der Beurtheilung einer ſolchen politifhen Schuld ein gleid 
vertrauenerweckendes Erfenntniß erwarten läßt ald ein mögliches anderes Gericht, jo fodert 
bier daſſelbe Höhere Princip, welches das gewöhnliche Schwurgericht als die allgemeine Regel 
begründet, auch das Ausnahmsgeſetz über ein Ausnahmögericht, z.B. Über einen beſondern 
Staatögerichtähof für Miniſteranklagen. 
.  Nad diefer zwiefachen Begründung der ftatthaften Ausnahmsmaßregeln aber find freilich 
biefelben, ebenfo menig wie die oben erwähnten blos ungemöhnlihen Maßregeln, eigentliche 
Berlegungen des Rechts und der Verfaffung. Diefe will ver freie, gerechte Staat niemals. Jene 
Mapregeln begründen zwar die ausnahmsweiſe Aufhebung oder eine befondere Geftaltung all: 
gemeiner Rechts- oder Verfaffungsgrundfäge für befondere Fälle, aber nur um die jenen allge: 
meinen Beſtimmungen zu Grunde liegenden höchſten Verfaſſungsgrundſätze richtig anzumenden. 
Der tüchtige gefunde Rechtsorganismus ift nicht jeden Augenblick in einen Noth- und Aue: 
nahmeftand, Geringere Störungen finden in feinem gefunden Lebensproceß ihre Ausgleichung 
und Hebung, und auch fir ſchwerere oder wirkliche Nothftände find durch fein eigenes Geſetz 
genügend energifhe Krifen und Heilmittel gegeben. 

Die Grundſätze für bie zuläffigen Ausnahmsmaßregeln find hiernach Folgende: 

4) Diefelben find nach jenen obigen Rechtsgrundſätzen niemals zu begünftigen und auf 
Bermuthung hin audzubehnen, fondern nur inſoweit zuzulaſſen, als fie erweislih nad Harer 
und fharfer Auffaffung jener beiven Hauptgründe ſich ald gerechtfertigt ergeben. Die fo vielfach 
bem Öffentlichen Wohl entfprechenve, der Ordnung und der Negierung ebenfo wie der Kreiheit 
und den Bürgern, dem Frieden und dem Vertrauen beilfame Feſtigkeit und Heiligkeit und Har⸗ 
monie ber Rechto⸗ und Derfafjungsgrunnfäge müflen die Pflicht, vie Kraft und den Muth 
gegen die Berfuhungen der Willkür, ver Furcht und der Schwäche zu Bunften nicht abfolut ge: 
rechtfertigter und nothwendiger Ausnahmsmaßregeln erwecken und flählen. 

2) Sofern Ausnahmsmaßregeln nicht ſchon im allgemeinen Rechtsorganiomus und ben 
beſtehenden Verfaſſungsgeſetzen gegründet find, müflen alle Factoren der Berfaflungsgefenge: 
dung für ihre Begründung und Redtfertigung zuſammenwirken. 

5) Diefelben dürfen dann nicht ausdehnend, fondern müſſen rückñchtlich ihrer Auspehnung 
je nach dem Ort, nach der Zeit und nach dem Inhalt ſtreng ausgelegt werden. 

4) Dieſelben find je nach ihrer verſchiedenen Art nur von den verfaffungsmäßig und ge: 
feglich zuftändigen Behörben und unter der rechtlichen und verfaflungsmäßigen Verantwort⸗ 
lichkeit insbeſondere auch der Minifter zu begründen und auszuüben. 

Aus dem Bisherigen ergibt ſich die rechtliche Würbigung der verſchiedenen in der neuern 
Geſetzgebung, Verfaflung und Praris vorhandenen Arten von Ausnahmömaßregeln. 

IT. Ausnahmsgeſetze. Dieſes find ſolche Gefege, welche von ven allgemeinen höchſten 
Rechtögrundfägen ober von den allgemeinen Staatögefegen abweichen. Sie innen biefed thun: 

1) Schon nad) der Form ihrer Entflehung. Und zwar kann hier a) Das, was bie Staats⸗ 
verfaffung im Allgemeinen als wefentlich für dieſe Entſtehung fobert, wie die Zuflimmung ber 
Stände, in wirklichem Widerſpruche mit ver Verfaſſung oder auf eine dieſelbe verlegende 
Weiſe fehlen. Alddann iſt das Geſetz nicht blos verwerflich, fondern auch rechtsungültig, ebenfo 
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vole jebes mit Verlegung wefentliher Formen vorgenommene Rechtsgeſchäft. ) Es Kann 
aber auch b) nad einer befonbern ausnahmsweiſen Erlaubniß der Verfaſſung für befonbere 
Bälle die fonflige allgemeine Bedingung oder Form erlaffen fein. Sy beftimmen faft alle cons 
flitutionellen deutſchen Verfaffungen ?), daß wenn dringende Gründe des öffentlichen Wohle eine 
gefegliche Verfügung erheifchen, deren Zweck durch die Verzögerung bis zur Mitwirkung der 
abweſenden Stände vereitelt werben würde, alsdann die Negierung Allein das Geſet erlaffen 
barf. Soll jih feine Dauer bis über bie nächſte Ständeverfammlung erſtrecken, fo erhält es, 
als ein blos proviſoriſches Geſetz, dieſe fortdauernde Gültigkeit nur durch die Zuftimmung 
aller Bactoren der Geſetzgebung, oder einer jeden ber beiden Kammern, wo zwei vorhanden 
find. ®) Es foll nämlich Hier dad dauernde Geſetz und feine Gültigkeit poſitiv gefchaf: 
fen werden, wozu ſtets Einflinmigfeit aller Kactoren der Gefeggebung nöthig ift, während 
die Aufhebung eines bereitö dauernd gültigen blos durch den Widerſpruch des Einen ver: 
hindert würve. Auch jind natürlich die Minifter ebenfalls für das blos Vorübergehende verant: 
wortli. Unter diefer Derantwortlichfeit kann aud die Ermächtigung der Regierung zu fol: 
hen Ausnahmsverfügungen jelbft pa, wo die Verfaffung die Ausnahme nit ausdrücklich ges 
flattet, als ſtillſchweigend vorausgeſetzt und ertheilt betrachtet werben. Die Verfaffungen aber 
tun wohl, die Ausnahme ausprüdlich feftzuftellen, und fie fo zu regeln, daß wenigfl möglich 
Misbraud mit derfelben getrieben werben kann. Wie furdtbar ausgedehnt und verderblich 
biefer Misbrauch zuweilen ift, das zeigte ver Gebrauch, welchen 1850 die Polignac'ſchen Juli: 
ordonnanzen von der Exrlaubrüß der Ausnahmögefege im Art. 14 der Eharte machten. Diefer 
Regierungsmisbraud und Gewaltact rief nur allzu baldeine Ausnahmögewalt des Volks zum 
Sturz der Dynaftie hervor. In der That waren auch jene königlichen Ordonnanzen, indem fie 
die Wefenheit der conftitutionellen Verfaflung zerftörten, nicht mehr bloße Ausnahmen von ber 
eigentlichen Regel, dem Grundgeſetz, fondern fie hoben diefe ſelbſt im Weſentlichen auf, begrün⸗ 
beten einen reinen Gewaltact und Gewaltzuftand. Ahnliches freilich erlebten wir auch in ber 
legten Reactiondzeit, zum Iheil in ganz neuen Octroyirungen von neuen Berfaffungen und Ver: 
faffungsrerhten, zum Theil in einfeitiger Vernichtung der beſtehenden. Man mag gern zuge: 
ben, daß auch 1848 von Seiten des Volks hier und da manche neue Beftimmung auf tavelnd: 
würdige Weife begehrt und bewirkt wurde. Doch muß man wohl unterfcheinen, was etwa da⸗ 
mals Regierungen und ariftokratifh Berechtigte, wenn auch gegen ihre frühern Neigungen, 
doch durch das laut und mächtig geworbene Bewußtſein frühern Unrechts und aus politifcher 
Klugheit, jenoch immerhin juriftifch frei zugeftanden oder bemilligten, und das, wozu fie erwei@s 
li durch unrechtliche Gewaltanwendung beflimmt wurden. Wehe ihnen, wenn fie dad Volt 
veranlaßten, alles von ihren Rechten für ungültig zu erklären, was das Volk, nur durch drin: 
gende äußere Lagen beſtimmt, gelten ließ! Wenn wir aber aud) Die durch frühere Maßloſigkeit 
bed einen Theild hervorgerufene Reaction oder reacttionäre Maßloſigkeit des andern bei ben 
Regierungen nidyt Härter beurtheilen wollen, als die auf Seiten des Volke, fo tft ed doch jenen: 
falls für beide ein beklagenswerthes Unglüd, dag wir in Deutſchland eine friedliche, billige 
und gerechte Audgleihung bei einem National- oder Bundeögeriht nicht fuchen Eönnen 
und auf gerechte maßvolle Negierungsmeisheit natürlich meift vergeblich Hoffen. Bei den an: 
bern großen Nationen ſchützt zulegt Die Furcht vor ihrem Widerſtande. Bürdie fouveränen Re: 
gierungen in unferm jetzigen Bunde hebt die Bunbesgewalt dieſes legte Schugmittel auf, vers 
fagt aber immer noch ven unentbehrlihen Schuß des gerechten Gerichts. Nur auf Geredtig: 
feit aber, und nicht auf Gewalt beruht dauerndes frievliches Heil. 

2) Dem Inhalte nad entfteht ein Ausnahmsgeſetz, fobald es eine Ausnahme von ber 
Rechtsregel enthalt; 

Diefe kann a) darin beftehen, daß das Gefek gegen den formellen Rechtsgrundſatz ber 
rechtlichen Gleichheit und für beflimmte Perſonen etwas feftjegt, ober ein Privilegium gibt. 
b) Dieſe Privilegien ſelbſt und ebenſo die allgemeinen Geſetze koͤnnen wirklich verlegenbe Aus: 


6) ©. hierüber den Art. Beleg. Es ift felbft ein Ausnahmgefeh, wenn infolge bes vom Deutfchen 
Bunde beichlofienen und ausgelegten monarchifchen Principe den Gerichten bas ihnen natürlid, und nach 
gem bentichen Staatsrecht zuftehende Hecht, nach ven Nechtsnormen zu richten, entzogen wer⸗ 

en fol. 

T) &o die babifche, $. 66, die würtembergifche, $. 80, die hannoverifche, 8. 72, bie preußifche, 
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nahmen von allgemeinen pofitiven oder natürlihen Rechtsgrundfätzen mithalten (Jus sin- 
ulare, eigentliche Ausnahmögefege). Hierher aber önnen wir gerechte Beftimmungen über 
Susübung des Rechts der Nothwehr oder ber Nothmaßregeln nicht rechnen, mithin auch nicht ein 
darauf beſchränktes Recht unvermeidlicher militäriſcher Gewalt. Sie bilden nur ein uneigent⸗ 
liches Ausnahmsrecht. Wohl aber gehört hierher das politiſche Belagerungsrecht und 
Standrecht und viele 1848 feierlich aufgehobene Ausnahmsgefetze des Bundes, wie die 
Katkébader Beſchlüfſſe (ſ. unten VIT, VIII). Auch Monopole und Moratorien werden allermriſt 
wirkliche Rechte verletzen, mithin als wahre und verlegende Ausnahmsẽmaßregeln erſcheinen. 
In Deutſchland, für welches die Bundesacte und die Rechtsanerkennungen der Fürſten und 
des Volks dem Rechtszuſtand auf bie zeitgemäße vepräfentative Herftellung ver uralten land⸗ 
ſtaͤndiſchen Verfaſſung begründeten, können alle vem Wefen dieſer conflitutionel: 
Ten Berfaffung widerſprechende Beftimmungen ald Ausnahmögefege angefehen werben. 9) 
Solde Widerſprüche gegen den verfaffungsmäßigen Rechtszuſtand Hat leider auih wieder bie 
neueſte deutſche Praxis vielfach in fi aufgenommen. Diefe werden unfern frieblichen Rechts⸗ 
zuftand fo lange flören und nad ihrer und ihrer Begründer und Anhänger natürlicher Tendenz 
und gemäß den Geſetze der Affimtlation oder der Harmonifirung in allem Rebenvigen fo fange 
anſteckend weiter greifen, bi8 fie von den Anhängern ver wahren Rechts- und Verfafſungs⸗ 
grundfäße mit Energie ausgeftoßen find, over dis vollflindig ver Deſspotismus gefiegt und mit 

Ihm daß zerriffene Deutfhland feinen Untergang gefunden hat. 
IV. Aufrubracte. Auch die gefegliche Beſtimmung über bie Aufruhracte und bie 
Verkündigung derſel ben find feine eigentlichen Ausnahmsmaßregeln, wenn nur Gierbei, 
wie es fein fol, die allgemeinen Rehtögrundfüge nicht überfähritten merben. Die Gefehe civl⸗ 
liſirter Staaten betrachten nämlich die Anwenpung bed Militärs gegen Bürger als Aus: 
"nahme. Die bürgerlihen Verhältniffe müffen frei bleiben von der Einmiſchung der Kriegs: 
gewalt, folange nicht die bürgerliche Rechtsordnung in ber Art gemaltfam angegriffen oder ver: 
legt worben, daß bie bürgerlichen Mittel zum Schutz berfelben fo wenig genügen, daß das 
Nothwehr- oder das Rothſtandsrecht eine Anwendung Eriegerifiher Gewaltmittel begrünbet. 
Wenn nun bebeutenbe von den Civilbehörden nicht mehr zu bewältigende Volkshaufen im er 
welslicher Wiverfegliähkeit gegen die obrigkeftliche Anorbnung einen Aufruhr wirklich Beginnen 
ober thatſächlich androhen, fo kann die Militärmacht, nachdem fte Dazu von ber zuftännigen bür⸗ 
gerlichen Gewalt ermädtigt wurde, foviel Gewalt anwenden, als fle zur Befeitigung der auf: 
rührerifgen Störung für unvermeidlich Halten darf. Sie muß aber ſogleich mit dieſem erreidhs 
‘ten Zweck alle weitere Verfügung und Beftrafung gegen die Störer der orbentligen bürgerlichen 
Gewalt übergeben. Um nım mit genügender Sicherheit den Beweis zu erhalten, daß die ange: 
gebenen rechtlichen Bedingungen für das militäriſche Einfchreiten vorhanden find, und um ein 
lketztes Mittel zur friedlichen Erhaltung der Ordnung zu verfuchen, fobern die engliſchen Ber: 
faffungsgefege und nach ihnen mehr oder minder vollftänbig die andern conflitutlonellen Ver: 
faffungen: 1) daß vie zuftändige bürgerliche Behoͤrde das Militär zu dieſem Einfäreiten 
ſchriftlich ober menigftend vor Zeugen auffopere, und daß 2) die bürgerliche Behörhe bie Auf: 
‚zuhracte CRiot-act) förmlich öffentlich. verkündige, daß ſie alfo die betreffenden Volkshaufen 
hinlaͤnglich deutlich oͤffentlich auffobere, Frieblich auseinander zu gehen, mit der Androhung, 
daß im Ungehorſamẽfall milltäriſche Gewalt einſchreiten wird. Es if räthlich für die Verkün⸗ 
digung eine kurze Formel feftzufegen, die auch in unruhiger Umgebung leicht verſtanden wird. 29) 
Sehr empfehlenswerth iſt dad engliſche Mittel, in bürgerlichen Unruhen foweit wöglich 
vhne milltärifche Gewalt die Herrſchaft ver Geſetze zu ſichern, indem bie bürgerliche Gewalt fo: 
viel Bürger als bürgerliche Polizeibeamte (Special-Conſtabler) aufbietet und beeidigt, als 
zweckgemaͤß erſcheint. Dieſe Haben dann Recht und Pflicht, mit dem Amtszeichen (weten Stäb⸗ 
Gen) verfehen, für die öffentliche Ordnung thätig zu ſein, und ver Widerſtand gegen ſie wird be⸗ 
ſtraft wie der Widerſtand gegen wirkliche dffeneliche Sicherheitbbeamte. Die Englaͤnder ſchũtzen 
auch in Beziehung auf die Anwendung der Militärgewalt in anderer Weiſe das verfaflungs: 
mäßige perfönlüche Freiheitdrecht ver engliſchen Bürger fo energiſch und mufterhaft, daB nicht 
5108 die befehlenden Mitttärs, ſondern auch Die von ihren militärifchen Vorgefepten dazu Tom⸗ 
mandirten wegen jöver verlegenden Anwendung ihrer Waffen vor der Verkündigung der Auf: 
ruhracte bei den gewöhnlichen Berichten verantwortlich find. In der That wurde noch uriter 


Y) B. Dentſcher und und Deutſched Landedſtautorecht. 
10) In Baden beſtimmt das Gendarmeriegeſetz von 1831, 8. 37, die Bebiugungen. 





Georg IV. bei dem zu Gunſten feier Gemahlin eutſtandenen Auflauf ain SDfiigier wegen Todt⸗ 
Flags vor die gewöhnligen Schwurgerichte geflellt, dar auf Befehl ſeines Oberſten toͤdtlichm 
Maffengebraud gemacht hatte. Jever Engländer — fo wurde im Gericht erklärt — müſſe bie 
vertofiungsmäßtgen Rechte engliicher Bürger kennen und achten, und Eönne ſich alfo durch keinen 

verfaſſungswidrigen, mithin ungültigen Befehl davon dispenſirt erachten. Soweit freili jigd 
wir in Deutſchland wol noch nit. 

V. Rühere Betragtung des modernen politifhen Belagerungsftandes. 
Derſelbe bildet allerdings ein wirklihes Uusnahmögefeg und eine eigentliche Ausnahmamaf- 
gel. Er ik aus der terroriſtiſchen franzöjifhen Jakobinerherrſchaft entſproſſen und durch 
Die Nopoleoniſche Tyrannei großgezogen. 1) Gr fand aber fpäter mehrfach großen Beifall. 
Er werd zum Theil, namentlich in Spanien, fogar auf längere Zeiten über das ganze Reich aus: 
gedehnt. Gr wird fh nit begründen laffen. Zwar kaun vielleicht eine wahre Nothmaßregel 
zur Aufhebung ber erweislich vorhandenen Gefahr für die Exiftenz der Regierung ober des 
Staates oder eine Nothwehrmaßregel gegen die erweislichen rechtswidrigen Angreifer, alfo quch 
mögluherweile gegen ganze revolutionäre Städte die Anwendung ver Kriegögewalt rechtferfi⸗ 
gen, jedoch nur inſoweit und fo lange, bis die unmittelbare Gefahr beflegt if, oder nur ſoweit 
und folange, als die Rechtsgründe der Noth: und der Nothwehrmaßregel und die militärifche 
Nothwendigkeit bauern, ſodaß nad dem Siege über die feindliche Gewalt fofort die orventlige 
rechtliche Gewalt auch über die Gefangenen und Angreifer wieder in ihre Rechte tritt, Info: 
wrik wurde quch Die Kriegögewalt natürlich ſchon vor jener jafobinifchen Erfindung des moder⸗ 
un vꝓ„olitiſchen Belagerungszuftannes in Bürgerfriegen ausgeübt, erflärlicherweife mit mehr 
ober weniger Erceſſen, je nach der Barbarel oder Belittung der Regierungen, der Völker und der 
Krieger. Die moderne Erklärung eines politifchen Belagerungsftaudes von Seiten der Regie: 
rung aber überbietet weit die Härte eined bloßen militärifchen Kriegszuſtandes, indem fie auch 
in don Veſiegten nicht auf Schuß berechtigte Wehrloſe und Gefangene, ſondern rechtloſe und rä⸗ 
chend zu beſtrafende Verbrecher erblicken läßt; indem fie ferner nicht nach rein militäriſcher Noth⸗ 
wendigkeit, ſondern nach politiſchen Regierungs- und Parteizwecken bie angeblich im Belage⸗ 
vungszufand befindlichen Bürger viel härter behandelt, mehr ihrer Rechte und Fretheiten be: 
raubt, als ſelbſt ein auswärtiger Feind nad) Kriegsrecht für notwendig und begründet halten 
fönnte. Sollte alfo etwa eine Verfaſſung jene natürlich nur bald vorübergehende Verhängung 
einer Nothſtands⸗ und Nothwehrſtandsmaßregel, insbeſondere jene durch fie begründete militä- 
riſche Maßregel ober au eine unvermeibliche vorübergehende Suspenfion beftimmter Ber: 
faſſungsrechte, z. B. in Beziehung auf Verhaftungen, unter dem Namen ber Erklärung bed Be⸗ 
lagerungaſtandes als ein Recht der Regierung oder der Minifter begründen wollen, fo ſind Die 
forgfältigften verfaflungsmäßigen Beflimmungen über die Beringungen ber zufländigen Be⸗ 
börden, die Formen und Grenzen beſonders auch rückſichtlich der Dauer feflzufegen. Eine dem 
politifhen Belieben, dem Belieben vielleicht fogar nur allein der Regierung ohne Mitmwirs 
fung ber Stände überlaffene und grenzenlofe moderne Erklärung des Belagerungszuftanded 
aber, wie mir fie in neuern Zeiten wieberbolt aud in deutſchen Ländern jahen, und wie fie 
mande politiſche Schriftfteller jegt unbedenklich in ihre ſtaatsrechtliche Theorie einzegifttiren, 
£önnen wir weder rechtlich noch politifch jemals rechtfertigen. Man frage fi, mit welcher Ent⸗ 
rüſtung engliſche Staatsmänner dieſelbe als eine Barbaret und als eine Rechtloferklärung der 
Nation und ber Bürger zurüdweifen würden! Dort ift dad Verfaſſungsrecht des Volks, das 
man hier gänzlich aufbebt, ebenfo legitim als pas Thronrecht. Und ſicherlich if jene Maßregel 
ein viel ſichereres Mittel für verfaſſungsfeindliche Minifter und Machthaber, alte und neue Ber: 
faſſungsorechte und bie Boberung berjelben, ja jene öffentliche Wunfhäußerung für fie terroriſtiſch 
zu unterbrüden, ald ein mohlthätiges Schugmittel für vie Verfaflung. Die Maßregel wird aud), 
zumal wenn, ſowie ebeufalld in einigen deutſchen Ländern, für ihre Durchführung nech auf: 
wärtige Mitwirfung zur Bewältigung des empoͤrten Rechtsgefühls des Volkes Hilfe leiſten 


14) Geſetz vom 10. und vom 10. Fructidor vom Jahre V; bie Werfaffung.nom 22. Primaire vem 
JZahre VIU; und Decret vom 24. Dec. 1011. Hier find immer militaͤriſcher und politiſcher ‚Ddlagerunge- 
fand miteinander vermifcht. Diefe Beſtimmungen wurben tbeilweif aufgehopen. Der jehige franzds 
fifche gefegliche Zuftand ift ſchwankend. Über die franzöftfche efepgebung züdfichtlich bes Etat de siege 
vergl, Merlin, „Repertoire“, unter diefem Worte; Genfflers Desforges in der „Revue du dreit 
Iransais st siranger”, 1848, ©. 498; und Mittermaier im „Joumel du :droit.criminel”, 2848, 
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"mußte, figerliä ungleich ſchwerer für da ue rnde Ruhe und Ordnung wirken und die Throne 
befeftigen, als vielmehr jeve künftige imvermeidliche Entwickelungskriſe unferd flets bewegten 
europätfchen Lebens zur unbeilvollen Revolution umgeftalten. Wenn ſchon bie karlsbader und 
wiener Ausnahmömaßregeln, trog eines längern dunpfen Ruheſtandes, 1848 plöglic fo ver: 
derblich in ihren Wirkungen ſich zeigten, Tann man dann wol dem Vaterlandsfreunde verargen, 
baf er von ihren noch verlegendern Nachfolgern noch Schlimmeres fürdtet? Es wäre ungez 
recht zu verfennen, daß es für die Regierungen höchſt verletzende und ſchwierige Momente geben 
kann und gegeben hat, und daß alle rechtlichen Männer ſolche muthiwillige und verwerfliche Auf- 
fände wie die in Baden fo ſchnell und jo Eräftig mie möglid unterdrückt wünſchen. Aber felbft 
die widerwärtigfte Kranfheit darf weder den mebicinifhen noch den politifhen Arzt verleiten, 
wie jene thörichten revolutionären Staatdärzte thun, die ruhige Ermägung der Geſetze der Kunfl 
und die ſchweren Folgen einer Derlegung derſelben nach einfeitigen Gefühldaufregungen zu ver: 
tennen. Ruhiges energifches, rechtzeitiges Wirken wird auch in fhwierigen und gefährlichen 
Zeiten am ficherften zun rechten Ziel führen. 
Das „Staats-Wörterbuch“, welches im Artikel „Belagerungszuftand ums 
Standrecht“, von Brauer, ganz allgemein der Regierung pad Recht der Erklärung bes 
politifhen Belagerungszuftindes in aufgeregten gefährlichen Zeiten beilegt, fobert dazu als 
Bedingung: „daß im Frieden und im eigenen Lande ” nicht einfeitig der Truppencommanbant, 
fondern nur die oberfle Staatsbeh örde ven Belagerungsftand verhänge. Doc fol in 
dringenven Fällen auch ver Militärbefehlshaber im Einverftänpnig mit ber Bermaltungsbebörbe 
bes Bezirks proviforifch bis zur Entſcheidung der oberften Staatöbehörde den Belagerungs- 
zuſtand erklären pürfen (hier werben aljo die rein militärifhen Maßregeln in einem bevechtig⸗ 
ten Kriegszuſtande und die moderne politifche Regierungsmaßregel vermiſcht). 
Die Wirkungen follen dann fein: i 
4) Die vollziehende Gewalt und alle Sicherheitspolizei und Erhaltung ber Öffenklihen 
Ordnung geft von ben Civilbehoͤrden auf die Militärbefehlshaber über, pie biefe Gewalten 
felöft übernehmen, Militärbehörven übergeben, oder blos die Höhere Gewalt über Die Civilbe⸗ 
börden üben können, aber dabei befreit find von bißherigen Beihränkungen. Der Milltär: 
befehlshaber ift namentlich bereihtigt: 
a) unter Strafandrohungen — beliebige Anorbnungen, Ge⸗ und Verbote zu erlaffen und 
jo die flrafdaren Handlungen beträchtlich audzubehnen ; 
b) auch die verfafiungsmäßigen Garantien der yerfönlichen Freiheit aufzuheben, beliebig 
zu verhaften und in Kriegögefangenfchaft zu verfegen (die Bürger aller Waffen zu berauben), 
Privatpapiere und Gorrefpondenzen ohne Angabe eines Grundes zu durchſuchen, bie freie Preſſe 
zu beihtänfen, und das Erfcheinen Öffentlicher Blätter zu unterfagen. 
2) Die Unterfuhung und Beſtrafung aller Verbrechen, welche ven Staat oder die öffent: 
lie Ordnung gefährven, geht von den Givilbehörben an die Militärgerichte über. Auch dieſe 
Maßregel wir noch doppelt verfhärft: 
a) gemeingefährliche Verbrechen werben mit dem Tode beftraft; 
A bie Unterfugung und Aburtheilung geſchieht in außerorbentlihem, im flandredhtlichen 
Berfahren. 
Won irgendeiner flänbifhen Mitwirkung in Beziehung auf bie Entflehung oder Dauer, 
tn Beziehung auf die minifterielle Verantwortlichkeit dieſes politifhen Belagerungszuſtandes 
‚oder von irgendeiner nähern Begründung beffelben, etwa durch bie juriſtiſchen Bedingungen 
bed Nothſtandes oder der Nothwehr, enthält ver Artikel feine Spur. Wie es ſcheint, zur Recht⸗ 
fertigung dieſes, weder in der Entflehung noch im Inhalt rechtlich befhränften, abfolut rechtlofen 
Zuſtandes wird von Herren Geheimrath Brauer bie in beider Hinficht fo himmelweit verfchiebene 
römifche Dietatur und die englifche Suspenſion der Habeas⸗Corpus:Acte demſelben gleichgeftellt, 
und zum Schluß nur noch die Bertheibigung hinzugefügt: „Vom doctrinären Standpunkt möge 
man wol Bedenken haben gegen diefe Wiederbelebung der Dietatur (!), deren Mis: 
brauch allerdings unter Umftänben zur Unterbrüdung ber bürgerlichen Freiheit führen Eönne. 
Wer aber aus den Erfahrungen ver legten Jahre Nutzen gezogen habe, der müſſe zugeben, daß 
der Trieb zur Durchführung ber eigenen Ideen gegen die Maximen ver Regierung, welcher fo 
leicht zu gewaltſamen Mitteln fchreitet, ein ſolches Gegenmittel unabweisbar gemacht habe, wel⸗ 
ches die Staatsgewalt befähigt, ihre bedrohte Erxiftenz gegen bad Anftürmen ber Maſſen zu ver: 
theidigen, u. ſ. w.“ Nun freilich haben wir in Kurheſſen einen ſtarken Trieb des ganzen biebern 
Vollsſtammes geſehen, feine alljeitig beſchworene Berfaflungdtreue gegen die Marimen bed 











Minifteriums Gaffenpflug durchzuführen. Wir fahen dann auch einen allgemeinen Belage: 
rungsſtand unter Inziehung der Bundeshülfe und einer Überſchwemmung des armen Landes 
mit Friegerifhen Scharen. Aber zu gewaltſamen Mitteln Hatten vergeblich ſelbſt die wunder: 
bat dazu geeigneten minifteriellen Maßregeln das treue biebere Volk angereizt, und ber ganze 
Belagerungdftand, ber das unglückliche Land verarmie, ber fo viele Hunderte von unſchuldigen 
Familien, von eidgetreuen, namentlich auch richterlihen Ehrenmännern wegen ihrer Cides⸗ 
und Überzeugungdtveue beftrafte und unglücklich machte — er bewirkte nur den Umſturz einer 
18 Jahre lang „in anerfannter Wirkſamkeit beſtehenden“ Berfaffung. Die Eriftenz bes 
Throns fonnte er nicht reiten, denn fle war nie angegriffen. Was aber die ganze unauslöfchlich 
in alle rechtſchaffene deutſche Herzen eingegrabene Geſchichte für die öffentliche Ehre unferer Zu⸗ 
flände und für das monarchiſche Prineip in den nächften europäifchen Krifen wirken kann, das zu 
entwideln — überlafien wir der zukünftigen vaterländiſchen Geſchichte. Für einregiflert in 
das conflitutionelle Staatsrecht, ber europäifchen ober der deutſchen Staaten können wir aber 
biefen politifhen Belagerungsſtand keineswegs Halten. Wir halten ihn vielmehr für wider⸗ 
ſprechend jedem verfaflungsmäßig feftgeftellten und verbürgten Rechtszuſtande. Er iſt geradezu 
bad Begentheif, die Aufhebung vefielben, kann alfo nicht ihm gemäß ruhig'gefeglich verfügt und 
befchloffen werben. Nur die im erklärten gerechten Kriege und für berechtigte milttärifche Ope⸗ 
rationen, nur bie für dieſen Zweck unentbehrlichen, mit ihm fogleich von felbft aufhoͤrenden Bez 
lagerungösuflände kennt das Recht, keineöwegs die ungleich umfaſſendern Härtern für polttifhe 
und Parteizwerle und Plane, für Beſtrafungen und Berfaflungs-Begrünbungen, Änderungen 
und Sicherungen. | 

Die neueften Erfahrungen in Deutſchland haben allerdings aufs neue gezeigt, daß, wenn 
diejed etwa für Jemand no zweifelhaft fein Eonnte, anfrührerifche Bewegungen möglich und 
daß fie allermeift fehr ververbltch find. Und man mag viefelben auf das äußerſte haffen, am 
meiften, wenn man bie Freiheit liebt, denn dieſer haben fie ja offenbar allerwärts am meiften, ja 
auf einige Dauer haben fie nur ihr allein gefchavet. Aber folgt etwa daraus vie Nothwendig⸗ 
feit einer fiaatögefeglihen Sanction des verzweifeltfien Mittels einer allgemeinen Vernichtung 
aller — doch hoffentlich ebenfalls legitimen — bürgerlichen Freiheit der Nation, aller Rechte 
auch ver fchulnlofeften, ehrenwertheften Staatöbürger? Alle freien Nationen, namentli auch 
bie Engländer, fannten ja auch vor 1848 aufrührerifche Bewegungen und gefährlichere, und 
fagten doch nit Ja zu dieſer Frage. Und, was noch mehr Aft, hat denn dieſes angebliche 
Mittel wirklich ven Aufruhr verhindert over befiegt? Im Jahre 1848, ald die allgemeine große 
Aufregung ver Nation entſtand, da ließen die Regierungen und ihre Diener alle in ven Ge⸗ 
ſetzen fanctionttten, ja alle abfolut rechtlichen Schutzwehren für die Autorität und für bie dffent: 
liche Ruhe und Ordnung aus den Händen fallen. Bei bundes- und landesgeſetzlich fanettonir: 
tex Genfur und Strafgewwalt gegen Misbrauch der Prefie fah man überall wahrhaft majeftäts: 
und ebrbeleinigenve, ja hochverraͤtheriſche und zu Mord und Aufruhr aufreizende Drudblätter 
völlig unverfolgt, und Ähnliches wurde in Öffentlichen Reden und Berfammiungen ungeftraft 
laut. Hätten zu biefer Zeit die Bundeögefege und die Landesgeſetze aller 38 Bundesſtaaten je⸗ 
nen furdtbaren Belagerungszuftand in ihrer Geſetzgebung fanctionirt gehabt — würde denn nur 
eine einzige Regierung denfelben zu verfünden gewagt haben? Als dann einzelne aufrührerifche 
Bewegungen wirklih ausbrachen, da befeitigte man theilmeife fogar die überall natürliche und 
geſetzliche militärifche Macht, fuchte durch Nachgiebigkeit zu beruhigen. Wo ſie aber durch mil: 
tärifche Hülfe niedergeſchlagen wurden, da kam das Schugmittel des Belagerungszuftanves . 
erft hintennach, und diente, weil num gewiß die gewöhnlichen militärifhen und die gemöhn- 
lien geriptlichen und polizeilihen Staatömittel zur Erhaltung und Durchfuͤhrung des erfleg: 
ten Rubeftandes auögereicht Hätten, offenbar ganz andern politifchen Interefien und Zwecken. 
Aber waren diefe bie ber anerkannten und beſchworenen Staatöverfafjungen? Nüsten fle 
diefen? Ja würden fie auch nur für die zufünftige Sicherung und Ruhe derjenigen Bundes: 
und Landesregierungsverhältniffe wirken, welche ſchließlich aus ihnen oder auß den in mehren 
Ländern fogar unter Bundesſanction durchgeführten, und fomit für alle übrigen angebrobten _ 
Belagerungsrechten hervorgingen? Dffenbar ift dieſe Frage hoöͤchſt wichtig in Beziehung auf 
die Heilfamkeit folder Staatömaßregeln,, wie ber politifhe Belagerungszufland und wie Die 
ganze politiſche Hauptrichtung If, welcher er angehört. Kür die politifche Meactionspartei gültig 
entſcheidend wirb freilich auf dieſelbe nur die Geſchichte antworten können. Ich aber, wenn ih 
hier auch von meinem Stanppunfte aus nicht mit folder Schärfe wie Dahlmann den entgegen⸗ 
gefegten Erfolg bezeichnen will, muß doch meine großen Zweifel ausfpreihen. Fragen möchte 
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ich alle nicht lediglich darch ihren Parieiſtandyunkt Beherridten, ob fe fi von ſolchen neuen 
Ausnubmömafeegein und der durch ſie bewirkten Unterdruckung der Bollowmfche wirklich zinen 
gluͤcklichern Erfolg verſprechen, als er im Jahre 1848 von ven karlsbader Veſtrebungen Allen 
erkennbar zu Tage trat? Betrachte man, wie wenig ansgebilbet im Vergleich nit unferer Zeit 
bas politische Beiwußtfein von 1819 an bie 1848 fi} zeigte, und vergleiche man daun Daß, 
was vor 1848 dieſes politifche Bewußtſein und feine Foderungen biß zu ver allgemeinen Grhe- 
bung von 4848 aufreizte, mit Demjenigen, was feit ven ſchleswig⸗holſteiniſchen und Fuchefil- 
fen Geſchichten an bis herab zu den bannoverifhen und luremburgiſchen erfolgte! 

Mit vollkommener Entſchiedenheit und fenem humanen Gerechtigkeitsſgeflihl und überein: 
ſtimmend mit Rudhart erflärt auch Mittermaier in dem Auftage über „Belagerungsfkant, 
Kriegsreht, Standrecht und Susßpenfion der Gefege, über perfönlide 
Freiheit“ im „Archiv des Criminalrechts“, Jahrgang 1849, erſtes Stud, &.29 fg., ih gegen 
vie Zuläifigkeit und Heilſamkeit der fämmtlichen im Titel feiner Abhandlung genannten Maßre⸗ 
geln, mit Ausnahme nur der verfaflungdmäßig genau zu beſtimmenden Guspenfion der gefeg- 
lien Beichränfungen über Berhaftungen und Hausſuchungen, und der Berlefung der Auf: 
zuhracke. Ex zeigt‘ ausführlih, was ja ſchon wie Jahrhunderte alte Erfahrung Englands 
bei einem fehr bewegten und freien Volksleben erfahrumgsmäßig darthut, daß vie beiden Maß⸗ 
regeln der Berfhnbung ver Riot-act und der Suspenfion der Habens-lborpud-Acte volbſtãndig 
zur Erhaltung ber Ordnung genügen, daß feine Entziehung ver orbentlichen @erichte, der Preß⸗ 
freiheit, ver Vereinsrechte nöthig find. Die Freiheit, pie gefährlichen Subjerte zu verhaften und 
gefangen zu halten, ſchützt ja nöthigenfalls auch gegen ihren gefährlichen Gebrauch der Preſſe 
und bed Vereinsrechts. Die Berfaffung des beutfchen Reichs vom Jahre 1849 Hatte zwar im 
Art. 197 der Regierung geftattet, ihre verfaffungdömäßigen Sicherungen über Gausfugung, 
Verſammlungsrecht und Berhaftung für einzelne Bezirke im Krieg uud bei Aufruhr zeitweife 
außer Kraft zu ſetzen, jedoch nur nad einer Verfügung des Geſammtminiſteriums, und hoͤch⸗ 
ſtens auf 14 Tage, wenn nicht die Genehmigung ber Stände eintritt, wozu biefefben alöbald zu 
berufen find. Aufhebung ver Breßfreibeit und des orbentlihen Gerichtoſtandes finbet nicht fhatt. 
Es ift nicht zu begreifen, wie Zoͤpfl dieſes einen Belagerungsftand nennen kann. 

VL Standrecht. Diefes, welches eig Theil des politiſchen Belagerungsſtandes und ge: 
wöhnlid) auch des militärifigen iſt, aber auch ohne denſelben vorkommt, ift ebenfalls urfprüng: 
lich und mweientih eine rein militärifhe Cinrichtung zum Schub ber militärifchen 
Disciplin, für melden auch das Bundeskriegsgeſetz 6. 96 bem Bundesoberfeldherrn deſſen An- 
ordnung (im Kriege) geftattet. Es foll eintreten in allen jenen außerordentlichen Fällen, in 
welchen bed Beiſpiels wegen fehnelle Beftrafung nöthig wir, und in melden bie Diilitärgefege 
der Bundesſtaaten nicht ohnehin fon das Standrecht feitiegen. Das Standrecht iſt ein vom 
orbentlichen Kriegsgericht verfchievenes, ganz ſummariſches Strafverfahren burd) sin außeror⸗ 
dentliches Kriegsgericht. Das Standgericht wird wie ein gewöhnliches Kriegſgericht zuſammen⸗ 
geſetzt. Doch fobern manche Geſetze, 3. B. die von Oſterreich und Preußen, wenn es auch über 
Civilperſonen richten ſoll, daß Juſtizbeamte aus dem Civilſtande zugezogen werden. Vor 
verſammeltem Gericht wird dabei in ununterbrochenem Act die Unterſuchung mündlich ge: 
führt und alſobald die Entſcheidung gegeben, alles binnen 24 Stunden. Die ſummariſche 
Unterfuhung beſchraͤnkt fich auf die für Die innere Überzeugung der Richter norhwendigen Punkte 
bed beſtimmten Verbrechens und auf die Beweiſe, welche zur Hand find, ohne Friſtverwilligung 
Das Bericht entſcheidet nad; Stimmenmehrheit, ſoll nad ven metften Geſetzen nur veruriheilen, 
nicht freifprechen, unb bat, wenn es nicht veruxtheilen kann, die Sache an das fonft zuſtaͤndige 
Gericht zu verweiien. Auch kann es nur Toneßftrafe erkennen, ba alle an das Standgericht 
verwiefenen Verbrechen ebendadurch für Todesverbrechen erklärt werden. Doch weichen manche 
Geſetze bei der Ansvehnung des Standrechts auf Nichtmilitärs Hiervon ab. So erlaubt dad 
badiſche Gefeg auch auf zehn Jahre Zuchthaus zu erkennen, und dad preußiiche auch bie Erken⸗ 
nung der orventlichen Strafe. Gegen das ſtandrechtliche Erkenntniß finden gar feine Rechto⸗ 
mittel ſtatt, weder zum Recht noch zur @nabe. Gaflattondgefich tft zwar nicht ausgefchloflen, aber 
ohne Suöpenftofraft. Vielmehr wird die erfannte Todesſtraſe fogleich vollzogen, ja nuch ben 
meißten Geſetzen noch innerhalb jener 24 Stunden. 

en owne Ausnahmögericht bleibe als bloße Kriegsmaßregel den Miilitäreineidiun- 
gen Uberlaffen! 

ps politiſche Arsnahmomaßregel und gegen Bürger verbinvet man ed mit dem Politiſchen 
Bängerangefann, mitveflen Berwerfung es aleoann-cbenfalls befeltigt wäre. 








Denen CTlvilperfonen koͤnnte e8 nur ats Beftanvehell vines and rrin milltdeiſchen Orieen 
verhängten militärifhen Belagerungsftandes als militärifihe Maßregel fiattfinden. 

In einer ganz vortrefflichen Ausführung hat Rudhart, als Bericzterflaster der buiriſchen 
Kammer im Jahre 1831, die Scheingründe für Die Nothwendigkeit und Heltfanifelt des Scmo⸗ 
rechts (außer dem Fall rein militaͤriſcher Nothwendigkeit) widerlegt. 13) Er geigt, wie man, - 
um es zu vertheidigen, ſtets die Vertheidigung, die bei den gefangenen Gegner aufhört, nit der 
Strafe verweihfelt, und wie man wiederum mit einer gerechten Strafe, die nur nach gehoͤriger 
Vertheidigung, nach vollfommenen Beweis und unpartelifher richtetlicher Pruͤfung und Ente 
ſcheidung und in gerechten Maße flattfinben darf, vie im kriegeriſchen Kampfe ohne dieſe Beblin⸗ 
gungen flattfindende Rache, Sicherung und Abſchreckung vermiſcht. Jene Bedingungen gevechter 
Strafe befriedigt das Gtandrecht nicht, tweder nach feiner Zufammenfegung aus Soldaten no 
nad feinem Verfahren. Soldaten befreien ihr Urtheil nicht von dem Haß und Vorurtheile des 
Soldaten gegen den Feind und von der Beſtrebung, dem Fürſten und Kriegsherrn gm zeigen, 
daß veften Feinde auch ihre Feinde find. Das Verfahren ſelbſt weiſt fie an, die Bedinguntzen 
der Gerechtigkeit für Strafſachen fireng zu achten. Doc bei ven beften Willen ſteht dieſes Ver⸗ 
fahren ſelbſt im Widerſpruch mit wahrer Gerechtigkeit. Soll ein Unſchuldiger verurfheilt wer 
den, weil feine Beweiſe und Zeugen erſt einige Stunden ſpaͤter beigebracht werden koͤnnen, 
weil die kurze Zeit für ein Caſſationſgeſuch nicht abgewartet werden will! In Beziehung auf 
die ſtandrechtlichen und Belagerungsmaßregetn fagt Rudhart dann fehr mit Net: „Des Krieg 
erhält durch den Krieg feine mienfchlichen Geſetze und Mäßigung; aber was fo hinter ihm rein 
kriecht ohne Waffen, pie Rache und der Haß, bie erſt auftreten, wenn man Te Doum kaudamıs 
mit dem vae viotis! vermiſcht, Kennt kein Geſetz oder benutzt es für feine Zwerke.“ Mittermaier 
in der oben citirten Abhandlung befeitigt auch noch inbbeſondere das angebliche Bedurfniß, Bei 
Aufruhr mit folgen ſtandrechtlichen Berichten tvegen ver Maſſe der Angeklagten aufräumen zu 
müffen, oder ben etwaigen befangenen richterlichen Anflgten In einer aufrühreriſchen Brostm; 
zu entgehen. Er fagt: ,, Sobald die Geſetzgebung dafür forgt, daß da, wo am Ort des Betbre⸗ 
chens etwa bie Unterſuchung nicht vorgenummen werben kann, die Sache an ein anberus gæ 
feglich beſtelltes Gericht, 3. B. an das benachbarte Affifengericht gewielen werbe, ſchwindet 
die Beforgniß, daß ed an einem orbentlichen Gericht fehle. Sobald wir Deutfihen lernen, unfere 
Borunterfuhungen abzulürzen, und vorzüglich in politifgen Broceffen, wo eine große Zahl von 
Angeſchuldigten vorhanden if, raſch die Verführten, Leidytbetheiligten von ven Unftiftern, An⸗ 
führern und Schwerbecheiligten ſchelden und die Unterſuchung nur auf die zuletzt Bezeichne⸗ 

ten beſchräuken, ſobald man die Zahl ber Unterſuchungbrichter in folgen Füllen vermehrt, wird 
bie Unterſuchung fo beſchleunigt werben Binnen, daß alle Nachtheile der Zögerung wegfallen.“ 

VL Auſsnahmsgerichte überhaupt. In Ihnen hat freili immer der Deaspotis: 
muß ober auch eine überängftliche einfeltige Negierungspoliti eine Stüge geſucht. Aber eö vor: 
wirſt fie das allgemeine Staatarecht aller freien und civiliſtrten Wölker und vor allein von jeher 
das deutſche Staatsrecht. Es verurthellt fie in per Verwerfung aller Cabinettjuſtiz und durch 
den Grundſcitz: Niemand werde feinem natürlidien oder ordentlichen Richter entzogen ! 

Auch hier aber müflen wir natürlich von dem eigentlichen engem Begriff und von der Wer⸗ 
werfung der Ausnahmögerichte außfchließen die nur von den gewöhnlichen Berithten ver 
ſchiedenen, ober Niemand verletzenden Berichte, wie z. B. Schiedsgerichte, fobann auch bie 
zwar von den allgemeinen Gerichtögefegen abweichenden, aber dennoch ihrer Rechtsgrundlage 
entfprechenden, wie bie fihon erwähnten Staatsgerichtohofe für Miniſteranklagen. 

Nach diefem Geſichtopunkte werden noch manche befondere Berichte von ber Claſſe wirklich 

er Ausnahmsgerichte auögeichloffen bleiben. So Die Mil itärgerichte für bios 
militäriſche Vergeben ver Soldaten, worüber Nichtfoldaten keine ſolche Vertrauenswär: 
digkelt, Sachkunde und ſichere Auffaffung des eigentlichen Sinnes der Millrärgeſetze befigen 
werden wie Militärperſonen. Wo dagegen blos die allgemeinen bürgerlichen und ſtrafrechtli⸗ 
chen Geſetze auf die allgemeinen bürgerlichen Verhaͤltniſſe von Solvaten anzuwenden find, bei 
gemeinen Vergehen over bet allgemein civilerchtlichen Verhältniſſen, da iſt, ſowie in Frankreich, 
pie Auſsnahme beſonderer Militaͤrgeriihtsbarkeit ala unbegründet und ſchon debhalb als ſchadlich 
gu derwerfen — was jedoch manche deutſche Geſetzgebungen noch nicht einſehen wollen. Ähnlich 
verhalt ro ſtch mit geiſtilchen und mit Beamten-Disciplinargerichten, bei welchen übrigens, auch 


19) Rudhart, „Uber den Entwurf eines Belepbuche über das Derfahren in Straffagen. Ans bem 
Nachlaſſe herausgegeben’ (Regensburg 1848), S 
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wenn die allgemein bürgerligen Sachen den gewoͤhnlichen Gerichten überlaſſen bleiben, doch bie 
hoͤchſte legislative Vorſicht anzuwenden iſt, daß nicht unter dem Namen Disciplinarftrafen die 
Unabhängigkeit der Juſtiz und die Würde und Sicherheit der geiſt- und weltlichen Anıter und 
Beamten deöpotifchen Interefien unterliegen. 

Dagegen mchten wir keineswegs ſoweit gehen, mit den ,ͥ Sta ats-Woörterbuch“, im Ar⸗ 
tikel,Ausnahmsgericht“, ein jedes Gericht für den ordentlichen, natürlichen Richter zu er⸗ 
klären, welches die Staatsgeſetze beſtimmen, oder auch mit demſelben Berfafler (Herrn Doll: 
mann) aus äußern politiſchen Gründen (am allerwenigſten natürlich blos nach dem politiſchen 
Ermeſſen der Regierung) Ausnahmsgerichte, Specialgerichte, Prevotalhoͤfe zu rechtfertigen. 

Brauchte ed nichts als eine geſetzliche Beſtimmung zur Begründung eines jeden Gerichts 
als eines ordentlichen natürlichen Gerichts, fo könnte ein Geſetz beſtimmen: über dieſe Fälle 
richte der Koͤnig, oder ſein Miniſter, oder Derjenige, dem er dazu in jedem Falle den Auftrag 
gibt, um fo das heilige Recht vom ordenklichen, natürlichen Richter in Dunſt aufzuloͤſen. Auch 
dieſes Recht, worauf von jeher alle freien eiviliſtrten Nationen und ihre Verfaſſungen den 
hoͤchſten Werth legten, welches fie oft mit perſoͤnlicher Freiheit und Sicherheit iventificirten, 
obne welches dieſe Heiligthümer in der That auch vernichtet jind, hängt feinem Begriffe nad) 
ebenfo wenig davon ab, maß eine beliebige pofitive Sagung dafür ausgeben will, als die per: 
ſoͤnliche Freiheit und Sicherheit felbft, ald Eigenthum und Ehre. Freie Nationen und Ber: 
faflungen jahen, wie der Art. Eabinetsjuftiz im, Staats-Lexikon“ beweift, fürs erfle 
ſchon darin den Mangel eines ordentlichen Gerichts, mithin ein Ausnahmsgericht, wenn die 
Entſcheidung, flatt von unparteiifchen Dritten, von der Regierungsgewalt ausging oder ab- 
hängig war, wenn fie fein von ihr in dem richterlichen Verfahren und Urtheil unabhängiges 
Bericht ausſprach. Alle Gabinetögerichte, Inflanzen, Commiſſionen erſchienen ihnen auch da, 
wo fie, wie in Frankreich die lettres de cachet und die Prevotalhöfe, gefehlich befanden, den⸗ 
noch al& wirkliche und verwerfliche Ausnahmögerichte. 

Diefe Nationen und ihre Berfailungen aber foberten audy fürs zweite eine ordentliche 

allgemeine Juſtiz und Gerichtseinrichtung ſolcher Art, daß die Nechtöftreitigkeiten und zunächſt 
— wovon doch bei Ausnahmögerichten vorzugsweiſe die Rede iſt — die Griminalprocefie von 
Gerichten entſchieden würben, deren Erkenntniſſen das möglichft allgemeine Vertrauen ihrer 
unparteiifchen und richtigen Entiheidung zur Seite fleht. Sofern alfo nicht etwa in den ganz 
beſondern fächlichen oder perfönlihen Verhältniffen erwiefene, vom Berfaflungsgeieh ale 
foldye anerkannte Gründe gegeben waren, daß in ihnen ein beflimmtes anderes Gericht größeres 
Vertrauen für fein Erfenntniß begründe, infofern erfchien ihnen nur das nad) Dem Geſetz ber 
rechtlichen Gleichheit für alle Bürger aufgleihe Weife nur die verfaſſungs— 
mäßige Gerihtöorganifation verordnete Gericht ald dad orbentlide und 
netürlice.. 

In dieſem doppelten Sinne müffen auch wol bie Garantien für den orventlichen, natürli⸗ 
den Richter in den Verfaſſungen verflanden werben; zumal die in ber franffurter Reichsver⸗ 
faffung und in den mit ihr übereinſtimmenden deutfchen Landesverfafiungen. 17) Diefe ver: 
bietet nicht blos ausdrücklich alle Ausnahmögerichte, fondern fogar auch jeden privilegirten 
Gerichtoſtand der Berjonen und Güter. 

Diefe letzte Beſtimmung geht nach dem für den Staatägerichtöhof und die Militärſachen Ge: 
fagten zu weit. Selbſt den privilegirten Gerichtsſtand der Standeöherren, melden ihnen ber 
Art. 14 der Bundedacte garantirt, möchte ich nicht mit der Mehrheit in ber franffurter Ber: 
fammlung als ein verwerfliches Ausnahmägericht betrachten, denn dieſe Familien wurden nur 
auf bie in der Rheinbundsacte enthaltenen Beringungen, welche bie Bundesacte erneuerte, 
Unterthanen. Diefe Bedingungen zu verletzen iſt rechtswidrig. Und es wird dieſes Privilegium, 
vollends unter den von Zöpfl14) beigefügten Beihränkungen , nicht als verlegend betrachtet 
werben Eönnen. Es wird namentlich ein ſolcher privilegirter Gerichtsſtand, welder nur bie 
höhere Inſtanz ver allgemeinen Lanbeögerichte. ftatt der untern Inftanz iſt, deren Erkennt⸗ 
niſſe man bier vielleicht nad) verfchienenen Seiten als weniger unbefangen anſehen fönnte, kaum 
als Ausnahmögericht zu behandeln fein. Das ven Häuptern der ſtandesherrlichen Familien ſchon 
tm Art. 27 der Rheinbundsacte und nachher noch in der Bundesacte Art. 14 zuerlannte und 
tin ber bairiſchen Declaration zugefagte Criminalgericht von Standeögenoffen erinnert übrigen® 





. 13) ©. ein großes Verzeichniß berfelben bei Zöpfl, „Staatereht”, 1 (1836), 251.- 
10 X 0.0, 11185), 319. ee”, 11806) 
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an das engliſche Gericht des Oberhauſes über die Mitglieder deſſelben. Das engliſche Recht 
fand nämlid) die hoͤchfte Vertrauenswürbigkeit für richtige Schulderkenntniſſe in einem Gericht 
von Standesgenoffen. Es fah mithin, da es nur die beiden Hauptſtände, der wirklichen 
Vairs und der Bürger (Commoner), anerkannte, in ſolchem Genoffengericht Feine Ausnahme, 
fondern nur eine richtige Anwendung, ja (nad dem richtig verflandenen Grundſatz exceptio 
firmat regulam) eine Beftätigung feines höchften Rechtsgrundſatzes über die Gerichte. 

Solche Ausnahmsgerichte aber, wie fie nad) dem Obigen auch ber Artikel „Belagerungs: 
zuftand“ inder Form des Standrechts und jener Artikel ‚Ausnahmögericht” im „Staats⸗ 
Wörterbuch” blos politiſch begründet, dieſe finden wir auch dem allgemeinen europälfcgen und 
eonftitutionellen Staatsrecht nicht gemäß. Der Artikel fagt: Es können ſchwere Verbrechen In 
fo gemeingefährlihem Maße überhbandnehmen, ober (mie ed nachher ‚Staats: 
Woͤrterbuch“, 1, 526 Heißt) in einem Landestheile aufrührerifche Bewegung in dem Maße er- 
wachfen, daß bie repreſſive Kraft ber regelmäßigen Strafgerichtsbarkeit als zu ſchwach und zu 
ungenügend erfheint. Sodann könne man auch nad der Befchaffenheit der Verbrechen, näm: 
lid, bei den Angriffen gegen ven Staat und gegen die Träger der Öffentlichen Gewalt, Die ge: 
meinen Strafgerichte für untauglich halten, und zwar entweder, weil man an Die Steffe ver fireng 
juriſtiſchen Würdigung und Beurtheilung eine mehr politifche treten laffen will, ‘ober weil man 
den gewoͤhnlichen Gerichten nicht die nöthige Unabhängigkeit und Überficht der Verhältniffe zu⸗ 
traut, oder auch weil man dem Verfahren hier eine eindrucksvollere Würde und Felerlichkeit 
beilegen wollte. Der Verfaſſer fagt zwar in der Hinweiſung auf gefchichtlidye Belege: Das 
neuere Staatorecht Habe den, zuerſt In der Erklärung der Menſchenrechte formulirten Grundſatz, 
daß Niemand feinem orbentlichen Richter entzogen werden darf, unter ven ſtaatsbürgerllchen 
Gewahrſchaften vorangeftellt, und dad neuere deutiche Staatsrecht habe entichieven die Nieber: 
jegung von Ausnahmögerichten durch einfeitigeRegterungdverfügungen als Gabinetsjuftiz ver- 
morfen. Ebenſo entſchieden aber fei e8 aud anerkannt, daß die Anordnung von Ausnahme: 
gerigten auf denı Wege ver Gefeßgebung durch jenen Grundſatz nicht ausgeſchloſſen fei, wenn 
aud die Verfaffung ſolche Ausnahmen niit vorbehalte, und daß fomit aud des Fortbeſtand 
älterer gefeglich eingeführter Ausnahmögefege nicht alterirt fei. Denn der ordentliche Richter 
fet fein anderer als der gefegliche Richter, durch pie Geſetzgebung eingefegte Ausnahme: 
gerichte jeien alfo ſelbſtverſtaͤndlich gefenliche Gerichte. Ä 

Unfere Bedenken gegen das Angeführte find großentheils bereit# in der obigen Ausführung 
enthalten. Allerdings haben einige veutfche Gefege und fogar einige beutfche Verfaſſungen 
Ausnahmögerichte vorgefchrieben, Sie haben: 

1) wegen jened angeblichen vielveutigen Nichtgenügend der gewöhnlichen Gerichte das 
Standrecht eingeführt; fo das öfterreichifche Geſetzbuch über Verbrechen von 1803, Abſchn. I, 
Gap. 16, und das bairifche Strafgefegbud von 1813, Th. I, Tit. VIIL, 441. Oder fie Haben 
auch die Erklärung des Belagerungdzuftandes fanctionirt; wie die preußtfche Verfaffungs: 
urkunde vom 31. Ian. 1850, $. 111, und das preußifche Gefeg vom A. Juni 1851. . 

2) Auch finden fi für befonpere Arten von Verbrechen und Verbrechern einzelne Aus: 
nahmsgerichte. So die Napoleonifchen Speclalgerichte für Verbrechen von Bagabunden, Hei⸗ 
matlofen und beftraften Rüdfälligen (fofern nicht andere Berfonen ihre Genoflen waren, in - 
welchem Ball deren Gericht gemeinichaftlich wird), dann für alle Verbrechen ver Getwalfneten 
Empörung gegen die bewaffnete Macht, ferner gegen bewaffneten Schleihhandel, Münzverfäl: 
fung und Lebensangriff mit beiwaffneter Zufammenrottung.- Daß man diefe in Frankreich 
nach Napoleon’8 Sturze durch die franzoͤſiſche Charte abgefchafften Berichte, welche mitwirkten 
Napoleon's Tyrannei verhaßt zu machen, in ven deutſchen Rheinlanden früherhin fortbeftehen 
lieg, dieſes erflärt fich freilich aus der damaligen verfafjungstofen Zeit und. aus dem Haß und 
Mitrauen gegen dad Schwurgericht.. Da indeß beide Gründe fpäter wegflelen, fo kann auch 
ſelbſt pie Milderung dieſes Specialgerichts durch Beſeitigung ver drei Milttärperfonen neben, den 
fünf Mitgliedern des Appellhofes in Rheinbaiern deflen Fortbeſtand noch nad) der Verfaffung 
und bei allgemeiner Einführung der Schwurgerichte nicht rechtfertigen. Außerbem führten 
allerdings auch einige Verfafiungen mehr oder minder aus den von Herrn Dollmann erwähn: 
ten Motiven politifche Gerichtähöfe ein.‘ Hier ift nun nad) dem Obigen ein befondered Ge⸗ 
richt über Mintfteranklagen gerechtfertigt, ſei es, daß man für fie, ſowie in England und in 
der erlofhenen franzoͤſiſchen conflitutionellen Verfafiung die Pairöfanımer erwähle, ober wie 
in Würtemberg, Sachſen und Batern, einen befondern Staatsgerichtshof ober endlich, wie 
in andern deutſchen Staaten, das oberfte Landesgericht. Weniger löblich aber entzogen einige 
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Gtiuaten, ſo VPreuffen und neuerlich Hannaver, ben allgemeinen Schuurgerichten qudere Stagta⸗ 
een politiſche Verbrechen. In Preußen übergibt das Gefeg vom 25. Ayril 1855 dem Kam⸗ 
mergericht ais Gentrglgerihtöhof für die ganze Monardie die Unterfuhung und CEntſcheidung 


- bei Hoch⸗ und Landesverrath, bei thätlicher Beleivigung des Königs, der Königin und ber 


Mitgliever des koͤniglichen Hauſes und bei den gegen einen beutjchen Megenten ober Staat 
gerichteten hochverrätheriſchen Handlungen. 

Dieſe immerhin felbft nur ſehr ausnahmsweiſen Beftimmungen einzelner deutſcher Staa⸗ 
ten werben gewiß had natürlihe und allgemeine veutjche Stantöreht nicht umfloßen, zumal 
were man bedenkt, in welcher Reactionskraukheit, bei welcher unterdrückten und eingeſchüchtes⸗ 
ten. Freiheit der Wahlen und der Preffe viefe Ausnahmen zu Stande gebracht werden. Mir 
haben auch ſchon oben unfere Zweifel geäußert, daß jedes beliebige pofitive Gele, ſobald es 
hatt des ordentlichen Gerichts ein außerordentliches vorzufchreiben beliebt (welches jedenfalls 
ala Verfallungsänderung nur in der Form folder Anderungen geſchehen könnte), vieles aufer- 
ordentliche, etwa Standrecht und Saͤbelgericht, in das ordentliche natürliche Bericht vermanbeln 
Eönne, Sollte mal damit noch jene erfte verfaſſungsmäßige Gewährſchaft der Freiheit verein⸗ 
barlich fein, follte ver Sinn der Merfaffung erhalten bleiben? Kerr Dollmann felbft nennt bie 
franzöfifcge Berfaflugg, zuerſt die Derlaration dev Menſchenrechte und fpäter. ven Art. 62 der 
Charie, als Duelle und Vorbild der Formulirung des Verfaſſungsrechts vom orbentlidgen Ge⸗ 
richt in den deutſchen Verfaffungen. Nun, Die unveräußerlihen Menſchenrechte flellte man doch 
nit auf mit dem Gedanken, daß jeve Wenrtiondgefeggebung fie beliebig wieder nehmen koͤnne. 
Ienar Axtikel der Charte aber jagt: „Nul ne pourra &tre distrait a ses juges naturels’’, und 
dann wird bie auönahmöweile Errichtung, creation, aller Ausnahmögerichte verboten, wur 
allein die der alten Prevatalgäfe im Notkfall ala möglich geſtattet. Die Charte wollte doch 
wol die Bürger auch. gegen geſetzliche Errichtung von Ausnahmsgerichten ſichern, und hielt 
fhon den Wortlaut nach au Prevotafhöfe im Fall ihrer gefeglihen Einführung nit für 
satürlicge Richter. Der Verfaſſer erwahnt ferner ebenfalls felbſt das deutſche Reichsrecht 
(ſ. Pfeiffer, „Praktiſche Ausführungen”, III, 409, und im,„Staats-Lexikon“ Cabinets 
juſtiz). Aber die Reichsgerichte erklärten auch durch landesherrliche Geſetze beſtimmte Cabineta⸗ 
inſtanzen und Commiſſionen für ungültig, alſo nicht für ordentliche natürliche geſetzliche Richter. 
Lord Chatam aber, der große engliſche Staatsmann, erklärte in ſeiner Ausführung, daß ſelbſt 
König, Ober⸗ und Unterhaus ven engliſchen Bürgern ihre engliſchen Urrechte, wie das Schwur⸗ 
gericht, nicht vegtögältig nehmen koͤnnten. Und dieſes waren bei dem anerkannten engliſchen 
Widerſtandsrecht, welches Lord Chatam ja auch bei dem Widerſtande der Amerikaner gegen er: 
lafſene Parlamentsbeſteu⸗rungen fo energiſch und wirkſam vertheidigte, ſicher keine beneutungs- 
loſen Worte. Ich kenne ſehr wohl die hieran ſich knüpfenden Schwierigkeiten, will auch ſoweit 
thunlich den Rath billigen, in ſchlechten Zeiten ˖und bei ſchlechten pofitiven Geſetzen vie nötbigen 
Rüdfihten zu beobachten. Aber nie foll die Theorie das Schlechte rechtfertigen; Und aud dad 
weiß ih, dag ein organifches, lebendiges und kräftiges Rechts⸗ und Verfaſſungafyſtem nicht 
möglich iſt ohne heilige Achtung fefier und unveräuberliher Rechtsgrundſätze, nicht möglid, 
weun jebe pofitine Willkürbeſtimmung foniel oder mehr gelten foll als jenes, wonn nicht allge: 
meine Empoͤrung bed Rechtögefühls bei ven Bürgern bie Angriffe auf ihre heiligen Berfaflungs: 
rechte verhindert. Klar iſt es namentlich, daß das conftitutionelle Syftem, wenn es, ſogar wit Zu- 
ſtimmung feiner Briefter, der Nechtögelehrten und der Volksvertreter, im Widerſpruch mit feinen 
hoͤchſten Grundſätzen fo durchloͤchert und verflümmelt, ja oft ins: @egentheil verkehrt wird, wie 
in unſern Reactionszeiten unfere neuern Verfaflungen — daß «3 alsdann jehr erflärlich von 
ben Bürgern und vollends von ven Radicalen geränggeichägt, und daß ed zum Schug auch der 
Ordnung und Throne, wozu ed doch in fchlimmen Zeiten felbft feine frühern Gegner aurufen, 
völlig untanglid wird. Jene auf feine Koften aufgebauten Bollwerfe der AusnahnWsmaßregeln 
aber, bie nur in ber trüben Mebelgeit der Reaction etwas zu bedeuten jcheinen, fie erweiſen ſich 
in jeber Kriſe als nuplod. Bei den heutigen cinilifizten Nationen entſcheidet nur Eines über 
den Bang und Beſtand ner Iffentlichen Dinge und Gewalten — nit Ausnahmögefege, ſondern 
die Achtung und das Pedürfniß, die Zuflimmung und der Wille des Kerns der Nationen. 

Na allen Bisherigen kann ich alfo Die von Herrn Dollmann ermähnten Gründe für Aus: 
nahmdgsrichte nicht genügend finden. Erklärt man dieſes für idealiſtiſch und unpraktiſch, fo 
perweite ih abermals auf bie Erfahrung und die praktiſche ͤberzeugung des in der Politik am 
gelſten vraltiſchen Mole. Die Englänser — haben ſeit ihrem Icpten graßen Bürgerizieg zur 
Beieitigung ihrer großartigen freien Werfaflung in jegt mehr ald anderthalb Jahrhunderten, 

















trog aller großen Kriege und neuern Entwickelungen und bet der ausgebehmteften Bielßßfreihelt, . 
alle unfere neuen deutſchen Ausnahmsmaßregeln verſchmäht. Vorübergehende Aufhebungen ver 
Fremdenbill und ver Habeas⸗Corpus⸗Aete kommen hierbei gar nicht im Betracht, da dad durch bie 
Fremdenbill fuspendirte Recht, wonach die Negierung ſelbſt gegen Fremde durchaus fein Aus⸗ 
weifungsvedht hat, bei uns, wo man fogar die eigenen Bürger oft beliebig auaweiſt, nicht exiſtirt, 
und da auch bei fuspenbirter Habens-Eorpus-Acte noch mehr Sicherheit gegen willkũrliche Entſte⸗ 
hung und Dauer son Berhaftungen und vollends mehr fonflige Rechte für englifche Bürger 
Abrig Slieben, als die meiften Bürger in Deutfchland je befaßen. Sogar In der allergefährlic 
ften und aufgeregteften Zeit ver noch täglich ſich erneuernden aufrührerifchen Bewegungen, Bars 
ſchwoͤrungen und Morbverfuche gegen den König, ja während des Bürgerkriegs mit feinem 
Tiebenbuhler und mit deſſen furchtbar mächtigem franzöflfchen Bundesgenoſſen hat fle der große 
Dranier verſchmäht. Er ift gerade fo der eigentliche Retter ver englifchen Berfaffung, der 
größte Begründer ber fefteften Kbnigsmacht, der englifchen Freiheit und der politifchen Größe 
der englifihen Nation geworden. Ic; würde fürchten, der politifchen Weisheit und Kraft eines 
Fürſten und feines Staates zunabe zu treten, wenn ich erflärte, vaß fle ohne jene Krücken haäß⸗ 
licher und armjeeliger Ausnahmögefege nicht gehen und beſtehen Fönnten. 

Eine tuͤchtige Regierung wird auch in ſolchen uneigentlidhen, nur fheinbhren Nothſtänden, 
wie fe bie obigen Worte des Herrn Dollmann bezeichnen, in vervoppelter Kraft und Tätigkeit 
unb in patriotiſcher Uinterftignung der beſſern Bürger die nörhige Hülfe finden. Und felbft dann, 
wenn in wirklichem juriſtiſchen Noth⸗ oder Nothwehrzuſtand nicht gehäffige Audnahmsge⸗ 
richto, fondern die Eriegerkfche Hülfe die Stoͤrer der Ordnung beflegen mußte, wird fle nad dem 
Siege zur Beftrafung die ordentlichen Gerichte walten laſſen, nicht aber alle bürgerliche Freiheit 
au der Unfchulnigen durch Belagerungsſtand mit Standrecht aufheben. Noch weniger kann 
man vollends fogar ohne jene angeblihen Nothſtände politiſche Ausnahmsgerichte für die 
Gtantdsergehen vechtfertigen durch ein Mistrauen gegen gut gebildete Schwurgerichte. Gerne 
bei politiſchen Verbrechen halten die Engländer, halten die tüchtigflen Staatsmänner bloße 
Staatobeamte, welche von derfelben öffentlichen Gewalt, die bei Staatövergehen die beleidigte 
Partei und Anklägerin if, ausgewählt, befördert oder auch zurückgeſetzt und entfernt werben, 
a3 die alleinigen Richter für weit mehr als die Schwurgerihte befangen. Strafurtheile 
bei Staatsverbrechen, blos von jenen gefällt, werden meift in ver Volksmeinung als Hade- 
urthelle und ald von dem Despotismus für den Despotismus erpreßt erſcheinen und fo ihren 
wohlthaͤtigen moralifchen Eindruck verlieren. Bar viefes ſchon früher vie allgemeine Überzen⸗ 
gung, wie viel mehr muß es jetzt der Fall fein, wo man in allen. Staaten jelt ben Be⸗ 
freiungsfriegen fo vielfach die frühere deutſche Unabhängigkeit ver Gerithtähäfe durch Immer 
größere Abhängigkeit ver Michter von der Reglerungsgunft und = Ungunft zerflörte, wo Pen⸗ 
flonirungen, Berfegungen, Digriplinargerichte, Adminiſtrativjuſtiz, Gompetenzeonflicte (ab: 
miniftratio entfchleden) und andere neuen Maßregeln ſich zur Durchlöcherung ver Juſtiz häuften. 
Was man von der Unabhängigkeit regierungsfeitlich noch anerkannte und achtete, wie man fle 
verftand und wollte, dad haben noch außerdem fo viele Berfolgungen und Entfernungen von 
foldyen Richtern der Mation gezeigt, welche nach ihrer eidlichen richterlichen Überzeugung un⸗ 
gerechte Regierungomaßregeln und Verfolgungen nicht für gerecht erklären wollten. Was in 
dieſer Hinjicht in dem in Kurheflen unter Bundedauctorität durchgeführten Kriegeftand, und 
was in Hannover geſchah, das mußie vollends der Nation die Augen Öffnen, Die Schwurge⸗ 
richte ihrerfeits aber haben unterdeß im übrigen Deutichland, ebenfo wie früher fogar nach ihrer 
eriten Einführung von dem verhaßten Audlande, in allen veutfchen Rheinlanden, trog der natür⸗ 
lich noch geringen Bildung des Volks für vie Sache, alle billigen Erwartungen weit übertroffen 
und die Achtung aller unbefangenen Beobachter erworben. Sie haben unfer Griminalverfahren 
fowol von den vielen Losſprechungen wirklicher Verbrecher wie von der ſcheußlichen geheimen 
Kerkertortur, den Verdächtigkeltsſtrafen und ven Losſprechungen von ber Inflanz befreit. Bel 
der unbefchränkteflen Dffentlichkeit kamen weitaus nicht fo viele Fehlurtheile zu Tage, ald vor . 
ber bei den geheimen juriſtiſchen Beamtengerichten. Die fhönfte Frucht der Schwurgeriähte, 
vollends, ihre wohlthätige Wirfung auf das ſittliche Urtheil und bie Bilbung ber 
Bürger und ihr für die Achtung ber Juſtiz und Sffentliden Auctorität wohl: 
thätiges harmoniſches Zuſammenwirken mit den jurifiifhen Beamten, fie 
erfreut jenen aufmerffamen Beobachter. Und dennoch fehen wir jegt jenen unglüͤckſeligen junker⸗ 


Uchen Theil das Adels, welcher, fein unſern Berfafiungen und ber Freiheit und ber Hebung 


unfere Volks, nach adeligen Bevorrechtungen ftrebt, mit dem alten juriftifchen und .Keweaufens 
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tiſchen Kaſtengeiſt gegen die gebiegene altdeutſche Cinrichtung verſchworen. Das, was für ven 
ehrwürbigen Juſtus Möfer felbft zur Zeit der Unabhängigkeit der Berichte als die Aufhebung 
aller perfönlichen Sicherheit erſchien, ein Criminalgericht von juriftifchen Beamtenritern, die 
nur nad ihrer moralifchen Überzeugung verurtbeilen, das denkt nıan und heute zu. Für Bor: 
fpiegelungen freilich, wie bie neulich von einigen hannoveriſchen Hallerianern gebrauditen, daß 
für das ſchwurgerichtliche Erfenntniß über die Thatfache der Schuld Jurisprudenz nöthig fei, 
daß alfo die fo vielfach einfeitigen technifchen juriftifchen Beamten allein darüber befjer ent 
ſcheiden, als, im glüklihft organifirten Zufammenwirfen mit ihnen, eine Auswahl ge 
achteter unparteiifcher Bürger aus den verſchiedenen Lebendfreifen — ſolche Gründe beurkunden 
nur die eigene Unwiſſenheit oder die Abficht ver Täuſchung. Sie können alfo au jegt den 
Sieg diefer gefährlichen Verſchwoͤrung nit fihern. Zu einer gründlichen Vergleichung des 
jepigen Verfahrens mit den frühern veutfchen Juſtizgräueln 15) darf der alte Kaftengeift auch 
nicht auffodern. Aber dieſer blinde Kaftengeift hofft, durch die fiegende Kraft ver Reaction, durch 
die bei unterdrückter Wahl: und Preffreiheit gewählten Kanımern, und durch die reactionäre 
Angft der Fürſten und Bürger vor der Freiheit beine zu ihrem Verderben für ſolche gefährliche 
reactionäre Schritte zu beſtimmen. Dabei find, wie fhon Thibaut fagte, diejenigen Gründe am 
- gefährlichften, welche man, weil fie tückiſch find, nicht Öffentlich vorzubringen wagt. Die ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Theorie kann freilich nur warnen und die Anfänge ſolcher Beleivigung der Na: 
tion wie der wahren Gerechtigkeit nur entichieden zurückweiſen. Diefe Pflicht aber muß fie reb- 
ich erfüllen. Sie wird e8 mit doppeltem Nachdruck thun, wenn ſte nicht blos deöpotifche und 
ariſtokratiſche Reaction, fondern auch den Radicalismus haft, welchen jene fo vortrefffich unter: 


en. 
Am alferwenigften aber werben ſich diefe politifchen Ausnabmögerichte für Angriffe gegen 
den Staat und die Träger der öffentlichen Gewalt durch die von Herrn Dollmann, ©. 525, an: 
geführten Gründe empfehlen, „weil man an die Stelle ver fireng juriftiihen Würbigung eine 
mehr politifche treten laffen will“. Wäre dies politifch hier in einem guten Sinne ge: 
meint, fo würben ja die juriſtiſchen Beamten bazu unpaſſender fein als die Schwurgeridte. 

Eine bekannte andere „mehr politifhe Würdigung aber, welche ver Gegenfag einer ge: 
rechten Beurtheilung, eine ven politifchen Gewalthabern angenehme, eine den freigeflnnten 
Bürgern Verderben bringende — viele ifteben Das, was die Engländer bei bloßen Staats: 
richtern fürchten. Ein anderer großer Nachtheil, wenn man die hochſten Gerichtähdfe, ſowie in 
Preußen dad Kammergericht, zum politischen Gerichtshof ernennt, ja wenn man ihm auch nur, 
ſowie in Kurhefien, die Entſcheidung über die Anklagen ver Miniſter überweift, beſteht darin, 
daß alsdann die Machthaber auf eine fehr menfchliche Weife die perfünli unabhängigen, die 
ſtreng gerechten, oder gar bie ver Verfaſſung und Freiheit treu anhänglichen Richter in bie: 
fen Berichten nicht gern fehen, die Berichte von ihnen epuriren und fie durch fervile Anhän⸗ 
ger erfegen. Welches Unglüd aber, wenn auf folde Weiſe, fowie es in einzelnen Staaten 
bereits ſichtbar wurbe, die hoͤchſte Ehre des Landes, die Unabhängigkeit feiner höchſten Ge- 
richte, immer mehr verliert, wenn bie Landesjuſtiz das Vertrauen und die moraliſche Wir- 
ung verliert. Welche ſchwere Gefahr, wenn für fo ſchwere Urtheile, wie die über Staatöver: 
brechen, aud) nur ber Verdacht entfleht, fie jeien durch abhängige Diener und Werkzeuge der 

Macht parteiifch entſchieden! 

VIE. Über neuere politiſche AUusnahms zuſtände von Deutſchland. 

) Einleitung und hiflorifhe Entflehung unferer deutſchen Ausnahme: 
zuftände Zur Empfehlung ver bisher befämpften Ausnahmsmaßregeln beruft man ſich 
auf die Erfahrungen unferer neueflen deutſchen Geſchichte. Daß dieſe, daß namentlich die auf: 
rührerifhen Bewegungen die Ausnahmsmaßregeln nicht rechtfertigen, und daß fie durch fie 
nicht verhindert wurden, diefed wurbe oben (V.) erwiefen. Um aber nicht blos die Entbehrlich⸗ 

keit, fondern die Ververblichkeit folder Mafregeln darzuthun, müffen wir gerade unfererfeits 

Binwelfen auf jene Erfahrungen ber neueften Gefchichte, und zwar auf die in ihnen erfennbaren 
Bolgen viefer Ausnahmömaßregeln. Die im Jahre 1819 ftatt ver Befriedigung der gerechteften 
Volkswünſche für einen würbigen nationalen Rechtszuſtand verhängten Ausnahmömaßregeln 
nannte Rotted einen Belagerungsftand der Nation auf fünf Jahre. Doch die zuerft beftimmte 
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blos fünfjährige Dauer fleigerir Adi zu 38 Iahret, und vas Ausnahmsſyſtemm mufßte ſich ſolange 
es dauerte, ganz natürlich aud in die Breite, durch ſtets neue Ausnahmömaßregeln 
vernichten. Es rief inter ſteigenden Widerſpruch der Nationalmeinung, fortgefegte Kämpfe 
in ben Kammern und auch einzelne Aufruhracte hervor. Deshalb erfanden ihrerſeits Die Re⸗ 
gierungen und ber Bund immer neue Ausnahmomaßregeln zur Beruhigung. So entfland end⸗ 
lich 1848 eine allgemeine hoͤchſt gefährliche Volksbewegung in ganz Deutſchland. Alle veutfihen 
Regierungen und ver Deutſche Bund erklärten jetzt feierlich. alle Ausnahmsmaßregeln für aufge: 
hoben. Die ſtets geſetzliche conſtitutionelle Bartet, befriebigt Dur) die vom Bunde und allen Üte: 
gierungen aufs neue feierlich zugeſagten und theilweife ſchon begonnenen Meformen, erklärte fi 
in der Rationalverfammlung und in ben einzelnen Landen zur Rettung der wankenden Throne 
entſchieden gegen die revolutionäre Partei. Diele dadurch machtlos, wurde jebt Teichtlich durch 
wenige militärische Bewegungen vernichtet. Leider aber benächtigte ſich alsbald die Menction 
dieſes Sieges, vereitelte ſoweil mögli alle Reformen und führte neue Ausnahmemaßregeln 
und neue Belagerungezuflände ein. | 

Mit Hülfe nun von folden bisher befprodenen, vorübergehenden Aus— 
nabmömapregelnund des doppelten Terrorismug, welden die Greeſſe der Revo⸗ 
lutionäre und dann die Belagerungszuſtände und Kriegs: und Standrechte natürlich üherall 
in Deutſchland erweckten, ſchuf die Reaction ein neues Syſtem von bleibenvern verderblichern 
Ausnahmömaßregeln, welche Die Artikel des , Staat: Wörterbuch” über Ausnahmsmaß⸗ 
regeln nicht einmal berühren. Lind fiheint e8 ala eine heilige Pflicht, Diefen neuen Aus- 
nahmdzuſtand genügend zu erörtern und vor biefer neuen Gefahr nach Kräften zu warnen. 
Sie betrifft noch mehr die Throne als die Freiheit. Denn Aufruhr und jenes Unrecht der 
Sreiheitöfreunde ſchadet bleiben» allein der Freiheit felb®, Regierungsunreigt und Aus: 
nahmsgeſetze aber erfchüttern tief und dauernd vor allem die Throne. Im jchlimmften Fall aber 
ift zuletzt bie töbtliche Gefahr auf der Seite ner Fürſtengeſchlechter — denn dad Volk und feine 
Freiheit gaben eine breitere Bafſis. Selbſt alddanıı aber, wenn das Volk durch Unterbrückung fo 
verderbt würde, daß aß die Freiheit nicht mehr behaupten koͤnnte, fo entſtunde wie einſt in Rom 
wechſeinde ſoldatiſche Tyrannei; Die Fürſtengeſchlechter blieben verdraͤngt. Sollte nun in dieſer 
Ausführung eines erprobten Freundes erblich monarchiſcher Verfaſſung, trog aller Abſicht zu 
ſchonen, ſeine wohlmeinende warnende Andeutung irgend Anſtoß erregen, ſo mag man etwaiges 
Irrige berichtigen, das Wahre aber zur Verbeſſerung benugen. Auch ſoll bier ein für alle mal 
bemerkt fein, daß dieſe kurze hiſtoriſche Darſtellung fich auf die etwaigen Geſinnungen ber Fürs 
flen, Staatsmänner und Behörben gar nicht einlaflen kann, ſondern lediglich nur von objeetiven 
politifhen Maßregeln in igrem Verhältniß zu dem nationalen Rechtszuſtand fprechen will, daß 
fie ebenfo nicht zu reven hat von manchen moralifchen oder hiſtoriſchen Binflüffen für eine Mil: 
derung ber fartifchen deutſchen Zuſtände. Wir legen nur fiber den flaatörechtlichen Charakter 
öffentlider Maßregeln unfere Anſicht zur Brüfang vor. Wir geben aber ſelbſt Bei wirklichen 
Privatfflavenverhäftniffen vergleichungsweiſe fehr milde Zuſtände und Geflnnungen zu, ebenfo 
bei der ſtaatsrechtlichen oder ber beäpotifchen Rechtloſigkeit der Völker, Aber wir werben den⸗ 
noch jede juriſtiſch ſtattftndende Rechtlofigkeissmit ihrem wahren Namen nennen und mit dem 
Gefühl eines Freigeborenen und eined Bürgers einer zur nationalen Kreihelt berechtigten Na⸗ 
tion verwerfen. Wir dürfen nur etwa in Bermeidung Präftiger Ausdrücke, wie man jle bei den 
freien Briten natürlich findet, nicht aber in der Entſchiedenhelt der Misbilligung des Un⸗ 
rechts unjerer deusichen Schwuͤchlichkeit nachgeben. 

2) Die Rebtögrundlage zur richtigen Wärdigung unfers Zuftande®. 
Hierzu fege ich die einfachen Rehtögrunnfäge voran, melde unmittelbar in ver Ratur 
des Rechts und jehes wechſelſeitigen Mechiöverhältnifies gegeben und durch alle Geſchichte ge: 
fitteter freier Nationen beſtaͤtigt, von allen in politiſchen Dingen Urtheilefähigen aner- 
kannt ſind. 

Fürs erſte. Ein wirkliches Recht (alſo auch das ſtaatsbürgerliche Recht deutſcher Bür⸗ 
gez, deutſcher Volksſtämme und ber deutſchen Nation) kann von dem Verpflichteten (alſo von 
den Regierungen) nicht ohne Zuſtimmung des Berechtigten, nicht sinfeitig graͤndert und aufge⸗ 
hoben werben. Sonſt iſt es ja gar kein Recht, und ver angeblich Berechtigte iſt blod vom. 
Belieben abhängig, iſt rechtlos und im politiſchen Sinn völlig unfrei. Nur etwa gegen 
Mitunterthanen hater folange und ſoweit Privatrechte, als fie der Staatöherr anerken⸗ 
nen und unverändert laffen und fihligen will. Gegenüber dem Staatsherrn aber ift er, if 
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das Volt rechtlos und Sklave wie in despotiſchen Staaten, wie auch in den äußerlich 
eultivirteften orientalifhen Reichen die Unterthanen ſich ſtets ausdrücklich ſelbſt bezeichneten. 
Sie nennen fih und ihren Beſitz Bigenthum des Herm. Unſer Sag läßt fih nad. feinem 
Inhalte au fo ausprüden: Wegen ber abfolut unveränberlichen weientlihen Natur, wegen 
der Begenfeitigkeit, alles Rechts ift, nach der Anerkennung aller freien Völker der Erve, nament- 
lich der germanifchen, zur Begründung und Anderung ber flaatSbürgerlihen, der Verfaffungs- 
rechte, Mitſtimmung oder Zuflimmung der flantöbürgerlich oder politifh berechtigten Vöͤl⸗ 
fer und Bürger und ihrer Vertreter mefentli nothiwenbig; andere Anderung iftfür fie kein 
Recht und niht rechtsgültig, wenn gleidh despotiſche Gewalt Ihnen vorübergehend die⸗ 
felbe auforängt. 

Sürs zweite. In einem Staatenverein müflen alfo: entweder, fowie bei bem rein 
voͤlkerrechtlichen Verein und Stantenbund, bei welchem kein Mitflimmen ver Bürger flatt: 
findet, die Vereins= oder Bundesbeſchlüfſe gar Feine flaatöbürgerlihen und Verfaſſungsrechte 
der Bürger aufheben. Sie müflen ſich beſchränken auf die Verfügungen über die ven Regie: 
rungen zuſtehenden Rechte (3. B. auf die Rechte den Staat nad) außen zu vertreten u. f. w.). 
Dder wenn in einem Bundesverein bie Beichlüffe über die innern flaatörechtlichen Verhältnifſe 
beftimmen wollen, fo müflen dazu Die Staatäbürger und ihre Vereine oder Vertreter mit- unb 
zuftimmen, fonft find fie rechtlos, von dem Belieben der rechtlich Verpflichteten oder von 
einfeitigen Belieben ihrer Regierungen und jogar von dem ber Fremden abhängig und unfrei. 
Nur allein einzelne Rechte ertheilen oder garantiren Binnte ihnen etwa der Verein 
mit Zuftimmung ihrer Regierung, aber nie ihre Rechte aufheben, denn, wie die claſſiſche vömifche 
Zurisprudenz ausſpricht: „Die natürliche und bürgerliche Vernunft jagt, daß man eines Andern 
rechtliche Lage au ohne fein Willen und feine Einwilligung beffer machen, nie aber fie ver: 
fhlimmern könne.“ (,Naturalis enim et civilis ratio suasit, alienam conditionem melio- 
rem quidem, etiam ignorantis et inviti nos facere posse: deteriorem non posse.’’) 16) 

Diefe unmwandelbaren ewigen Rechtsgrundſätze, biefe ungerflörlihe Grundlage bed deut: 
Then Rechts und Rechtsbewußtſeins, mußten, troß langen Verfalls eines gefunden Rechts⸗ 
verhältniſſes und des nationalen Rechtsbewußtſeins im ſinkenden Reihe und in der Napo⸗ 
leonifchen Zeit, au die Gründer des Deutfhen Bundes ausdrücklich wie that: 
ſächlich anerkennen, wie diefes fammt dem Vorhergehenden und ber nachfolgenden Rechts⸗ 
erdrterung in ben zivei unten citirten Schriften urkundlich vollftänbig nachgewieſen iſt; in 
Schriften, die trog ihrer großen und langen Berbreitung in mehrfachen Auflagen nirgends 
irgendivie widerlegt, wolaber im In= und Auslande auf das vielfachfte ausdrücklich und durch die 
Erflärungen ber ganzen Nation und ihrer Regierungen thatfächlich anerkannt wurden. 47) 

Nach der einfeitigen, nie von der beutfhen Nation beiwilligten Aufhebung ihres Reiches 
war, bei ver Zerflörung des in auswärtiger Unterdrücknng entſtandenen rechtlofen Gewaltzu⸗ 
flandes, von den Fürften das Recht der Nation zur zeitgemäßen Wieverherftellung eines natio- 
nalen Reiches (alfo eines Bundesflantes), natürlich alsdann mit zeitgemäßer Reiche: 
oder Nationalrepräfentation, feierlih und allgemein anerkannt, und der Nation als der Preis 
des opfervollen großen Kampfes verheißen, und ven biefer wörtlich und thatfächlich zuſtimmend 
angenommen worben. 

In den Verhandlungen auf dem Wiener Eongreß aber konnte man über bie Art ver 
Wiederherſtellung bed Rechtszuſtandes ſich zuerft nicht einigen, und zwei Fürſten, die von 
Baiern und Würtemberg, abgeneigt ver Einmifchung des Bundes ind Innere ihrer Staate: 
verhältnifie, behaupteten, vie Bendlferung ihrer Staaten, welche fie zu vertreten hätten, zöge 
die Unabhängigkeit oder Souveränetät ihres innern verfaffungsmäßigen Rechtszuſtandes den 
Verfügungen der Bundesgewalt vor, und betrachte dieſe Souveränetät als ein erworbenes 
Recht, welches fie, die Regierungen, vertreten müßten. Und in ver That, gegen bie damali⸗ 
gen, die Rechte der Untertbanen nicht genügend ſchützenden ſtaatsrechtlichen Bundesprojerte 
war dieſes begründet. Als nun jet vor erfolgter Einigung die dringendſte neue Kriegsnoth 
zum ſchnellſten Abſchluß des Deutfchen Bundes nöthigte, fo entſchloß man fidh, mit Bertröftung 
auf fpätere genügende Reformen zu Gunſten der Unterthanen, zum Abſchluß eines bloe völ: 





16) L. 39 D de negotiis gestis. ⸗ 
17) Welcker,, rege Nrfunden für den Rechtezuftand der deutfchen Nation ” (2. Auft. Mauheim 


1845), ©.341fg., 50fg.; fodann, der Art. Deutfcher Bund, im „Staates Lexikon” (2. Aufl., Bd. 4 
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kerrechtlichen Staatenbundes und Bundesgrundvertrags. Man fügte demſelben zwar, 
um, wie man auddrücklich fagte, „die deutſche Nation wenigſtens durch einige weſentlichſte Er: 
füllung der ihr im Aufrufe zum erſten Kriege gemachten Zuſagen zu beruhigen und um 
ſie für die neuen Opfer und Anſtrengungen zu begeiſtern“, eine Garantie 
einzelner wichtiger Rechte für die deutſchen Unterthanen bei. Aber man hielt dabei ſtreng feſt 
an dem ausdrücklich ausgeſprochenen Grundſatz, daß es nicht rechtlich und 
nicht ehrenvoll ſei, wenn Kürften „in dem Lichte erſchienen, als wollten fie in ihren Ver: 
trägen miteinander über bie Rechte ihrer Unterthbanen tranfigiren und ihnen viefelben einz 
feitig nehmen over aufheben, daß dieſe Rechte ein für alle mal Fein Gegenftand der 
Transaction blos unter den Fürften ſeien“ 19) und daß demgemäß ber rein völker⸗ 
rechtliche Bund feine einzige innere ftaatörechtliche Berechtigung ven Unterthanen nehmen ober 
beſchraͤnken dürfe. Man betrachtete alfo eine Transaction blos der Regierungen über fie faft 
als eine Verſchwoͤrung mit Auswärtigen gegen die eigenen Unterthanen. Dieſes ift dad auf 
bem ewigen, aufdem echt veutfhen Rechte beruhende rechtlich unerſchütter- 
lihe Grundgeſetz des jetzigen Bundeſrechts und des allgenteinen deutſchen 
Staatsrechts. 

Die Rechtéwidrigkeit einer jeden, nur buch Competenzüberſchreitung denk— 
baren, der rein voͤlkerrechtlichen Natur widerſprechenden ſtaatsrechtlichen Rechtsbeſchränkung 
deutfcher Unterthanen ergibt auch jede weitere Betrachtung der Grundgeſetze des Bundes. Die 
Bundesacte wird überall in den Bundesgeſetzen, namentlich auch in der Wiener Schlußacte 
(und natürlich auch in den Lanbesverfaflungsverträgen, die fie anerfannten), angefehen und be⸗ 
zeichnet: „al8 der Grundvertrag und das erfte Grundgeſetz bed Bundes, deffen 
Grundcharakter, Geift und Inhalt überall die rehtlihe Wirkſamkeit bed 
Bundes bedingt und begrenzt”, fo, daß ihm Fein Bundesbeſchluß widerſprechen und im 
Widerſpruch mit ihm competent und gültig fein fannP), daß alfo ihm wider⸗ 
ſprechende ſtaatsrechtliche Beftimmungen zur Befchränfung oder Aufhebung natürlicher oder po⸗ 
fitiver Nechte der Bürger, ohne deren verfaffungsmäßige Zuſtimmung, nie rechtsgültig werben 
Eönnten. 29) Diefed erweift insbeſondere au Ruphart in feinem „Recht des Deutſchen 
Bunde 8”. Diefer gelehrte und officiell tief eingeweihte batrifche Publiciſt fagt woͤrtlich (S. 30): 
„Sole, vem Grundvertrag widerſprechende Bundesbeſchlüſſe, jelbft wenn fie formell zu Stande 
gelommen wären, würben unheilbar nidhtig, oder der Bund, da die Sorietät 
ihr urfprünglihes Wefen verloren hätte, factifch aufgeldft fein.” Hiermit 
flimmt auch die bairifche Formel ver Publication der Schlußacte wie aller Bundesbeihlüfie 
überein, daß fie nämlich nur „gelten follen, foweit foldhe der Landesverfafjung 
nit widerfpreden”. So beflimmt auch die Competenzordnung des Bundes von 
4817 (ſ. d. Brotof. der B.-B., 6. 225: „Da der Begriff voller Souveränetät der ein— 
zelnen Bundesſtaaten ver Bundesacte zu Grund gelegt iſt, fo liegt unbezweifelt jede Ein— 
miſchung ber Bunvesverfammlung in bie inneren apminiftrativen Verhältnifie außer 
den Grenzen ihrer Gompetenz.”?1) 

Natürlich würde alfo aud eine von dieſem blos völferrechtlichen Bunde ohne Mitwirkung 
ober Zuftimmung ber Nation beliebte, fpätere einfeitige Anderung des Bundesgrundvertragẽ 
zur Beihräntung von Unterthanenrechten auf gleiche Weife incompetent, rechtsungültig und 
nichtig fein. Jede einzelne Anderung würde, als Recht zugeftanven, eonfequent das Princip 
der allgemeinen Aufhebung enthalten. Was die Neihtlichkeit ver Regierungen bei der Grün: 
dung des Bundes als rechtswidrig verwarf, in einer Zeit, wo noch nit einmal Dr: 
gane des Volks wie jet in ven Landſtänden ſchon beſtanden, das fann ihnen jegt noch 
viel weniger als rechtlich erfcheinen. . 

In jener rechtlichen Srunvdanflht aber wurne ber ganze Bundedgrundvertrag, 


18) Bergl. z. B. Klüher, „Acten des Wiener Congreſſes“, 1, 68— 72, 73, 87; V, 108. 

19) ©. Bundesacte, Art. 12,7. Wiener Schlußarte, Art. 1—4, 9—10, 13, 17, 19, 25, 
55 —56, 60, 64 — 66, 75. 

20) S. auch Wiener Schlußacte, Art. 55 — 56. 

21) S. weitere Beweife über dieſe Grundanficht, außer in ben zwei oben citixien Schriften, bei Rud⸗ 


hart, &.16, 23—27, 29, 44, 50, 56, 60, 63, 65, 106, 201, 238 — 241; Behr, „Über die Green 


ber Bundesgewalt“; Jordan, „Deutiches Staarecht“, 6. 179; Tittmann, „Über Bundesverh 
niſſe“, S. 62, 117, 119, 137; Kluber,, Offentliches Mecht des Deutſchen Vundes $. 104, 214, 
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feine Zwmebeftimmung und fein In halt von allen in den frühern Gntwärfen ent 
haltenen ſtaatsrechtlichen Beftimmungen jetzt abſichtlich forgfältig gereinigt. Man nerwarf 
jetzt vie noch im legten Entwurf der Bundesacte gegebene Faſſung esBundeszmwmeds: „Gr: 
haltung der Selbfländigkeit, der äußern und innern Sicherheit ſowie 
der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der deutſchen Bunpedflaaten.“ 
Man vertvarf fie ausprüdlih nur deswegen, „weilja die innere Sicherheit ber 
deutfchen Staaten gar fein Bundeszweck ſei“. Es wurde nun die jegige Faſſung ge: 
wählt: „Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutfhlands und 
der Unabhängigkeit und Unverlegbsarfeit der einzelnen deutſchen Staa: 
ten‘; ſodaß jeßt der erſte Sag nur Die völferrehtliche Sicherung von ganz Deutſchland 
gegen Auswärtige und gegen Berlegungen der Bundesſtaaten untereinander bezeichnen, der 
zweite aber, flatt jener bundespolizeilichen Sigerung ober Cinmiſchung im Innern der Bunbes- 
ſtaaten, vielmehr deren volleinnereSouveränetät gegenüber den Bunde ausdrücken follte. 
Um diefe durch die Verhandlungen und den Wortfinn begründete Abficht noch augenfälliger zu 
machen, fegt vie Schlußacte von 1820 an die Spige: „Der Deutfdre Bund ift ein vol: 
kerrechtlicher Verein ver deutſchen fouveränen Fürſten und Freien Städte”, und ſtellte im 
Bundedzmwed vie Bewahrung der Unabhängigkeit ihrer im Bunde Begriffenen (alfo die 
Sta ats ſouveränetät) noch vor die völferreihtliche Sicherung des Friedens. 

Auch in dem nunmehr rein völferreihtlihen Inhalt des BVundesgrundvertrags wurde jegt 
ebenfo forgfältig jede auf die Innern ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe fih beziehende Beſtimmung 
enifernt, die in frühern Entwürfen darin geftanden hatte. Ia fogar die wenigen einzelnen, ven 
Untertbanen garantirten Rechte wurden jebt aus dem Bundeögrunbvertrage und von dem rein 
völferrechtlihen Bundeszwecke in gleicher Abficht getrennt. Sie find unter dem Titel „Befondere 
Beflimmungen” dem Bundesvertrage ald eine Nebenberedung, ein Rebenvertrag nur ange: 
hängt. Auch diefe bloßen Rechtsgarantien deutſcher Unterthanen fünnen nad allem Bisherigen 
auch niemals zur Beſchränkung der Verfaffungsreckte der Birrger durch Vereinbarungen ihrer 
Negierungen benugt werden. Der Bunbesverein hat zur Durchführung feiner Rechtsgarantie 
zwer natürli näher zu beftimmen, in welchem Umfang er diefe Rechte, z. 3. Preßfreiheit und 
landſtaͤndiſche Verfaffung, als bundesmäßig garantirt anfieht. Solche Beftimmungen Aber die 
von ihn garantirten Rechte enthalten nur Das, was ald Wenigſtes die Regierungen deu Un- 
tertbanen gewähren müffen, oder was vom Bunde garantirt wird. Den Garanten kam es 
aber gar nicht in den Sinn, den Unterthanen günſtigere, beſſere oder ausgedehntere innere ver⸗ 
faffungsmäßige Beflimmungen über dieſe Rechte, z. B. über die der Preßfreiheit, oder über Die 
Rechte der Standes- und Grundherren zu verbieten, oder fie zu vernichten. Sie erflärten fid ja 
gemäß dem obigen großen Rechtögrunnfag berechtigt, durch Rechtszuſicherungen ihre Lage zu 
verbeffern, dagegen aber unberechtigt zu einfeitiger Beraubung ihrer Rechte. Ste wollten ih: 
nen nur wohlthätige Rechtszuſagen, zu ihrer Begeifterung wor den neuem Kriege: 
opfern, ſoviel möglich garantiren, ihnen dazu wahrlid nicht auswärtige polizeiliche Unter⸗ 
drückungen und Befchränkungen durch Vereinbarungen mit fremden Kürften androhen. Klar 
alfo wie ver Tag ift ed, daß der Bund incompetent bleibt zu irgendeiner Rechts- 
be ſchränkung der Unterthanen, daß weder in dem völkerrechtlichen Grundvertrag felbit 
noch in der angehängten ausnahmsweiſen Garantie ein zelner oder eines Minimums von 
beſtimmten Unterthanenrechten, irgendeine rechtliche Möglichkeit, eine rechtliche 
Handhabe gegeben iſt, daraus eine competente rechtsgültige ſtaatsrechtliche 
Beſchränkung von Unterthanenrechten abzuleiten. 

So unabweisbar find dieſe Rechtsgrundfätze, daß nicht blos der Bund bei feiner Errichtung 
und der Bundesgrundvertrag fie neu ſanctionirten, ſondern daß auch der deutſche Bundestag 
ihnen huldigte. Er huldigte ihnen in den erften vier Jahren nach feiner Begründung unaus⸗ 
gejegt, in welchen nie von einer Beſchränkung ver Unterthanenrechte, fondern nur von der Ver⸗ 
wirklihung der garantirten Rechte pie Rede war. Er huldigte ihnen fogar noch, wie unter 3) 
weiter auögeführt werben wird, in den Beflimmungen über einzelne Ausnahmen, fo in den er: 
fen von 1819, welche er ausdrücklich als (durch vorübergehenden Nothſtand hervorgerufene) 
proviforifhe Ausnahms geſetze darftellte und bezeichnete, und ebenfo 1848 durch vie 
ausdrückliche bunvedgefegliche Annullirung aller Ausnahmsgeſetze. _ 

8) Der Ausnahmszuſtand von Deutſchland: zunächſt der frühere vor 
1848. Der Bunbedtag begründete alle feit der Reaction von 1819 allmälig erlaflenen Aus: 
nahmsmaßregeln a) auf die Sicherung ver Ruhe und Ordnung, b) auf das fogenannte monarchi⸗ 
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füge Bixisirip, erſt Maͤter auch 0) auf ben Jerthum, aus der Gatantie einzelner echte Beſchrän⸗ 
kangen berfeibew.ubleiten zu koͤnnen. | ' 

Es iſt Bar, daß eine Bewalt, welche Die innere Sicherheit im Staate ober vie Ruhe 
une Orbnung zu echaiten hat, unter dieſem weitgehenden Zweck, Der nach vielen Staatstheo⸗ 
rien fogar der ganze Stantözived iſt, eine wahre founeräne Staatögewalt wäre, daß aber 
der bios voͤlsſerrechtliche Bund, bei der Innern Souveränetät der Bundesſtaaten, biefe 
durchaus nicht hat und nicht Haben foll. Als der Bund 4819 vie Karlsbader Beſchlüſſe 
auf fie geümbete, erklärte er daher dieſe Beſchlüſſe ausdrücklich felbft nur für Ausnahme: 
gefege, für Ausnahmsgeſetze auf fünf Jahre, und um biefen einen. Schein von Rechts⸗ 
gültigfeit zu geben, ließ man an einen Nothſtand (alfo an eine wahre gegenwärtige Exiſtenz⸗ 
noth für alle deutſchen Staaten und ihren Bunbesverein) glauben. Daß ein foldyer abfolut 
nicht da war, und durch den befannten falfhen großen Verſchwoͤrungslärm, bei welchem trotz der 
alferaußerorbentlichfken, Jahre langen Maßregeln nach ver eigenen Erklaͤrung ver Bundescen⸗ 
tralcommiffion nicht ein einziger Schuldiger gefunden und beftraft werden Eonnte, dieſes bebarf 
ficher jetzt keines weitern Erweiſes. 22) Dennoch aber dauerten bekanntlich dieſe Ausnahms⸗ 
maßregehn bis 1848, nicht fünf, ſondern 28 Jahre, und würden wol ohne eine jetzt erſt wirkliche 
RMevolutionsgefahr, in welcher und wegen welcher man ſie aufhob, noch heute fortdauern. 

Als man dann auf das monarchiſche Princip wirkſame Beſchränkungen gründen 
wollte, da vereinigte ſich 1834 die Miniſterialconferenz in Wien zu geheimen Verbindungen, 
die man oft periodiſch erneuern zu wollen erklärte, gegen vie beftehenven beſchworenen conſtitu⸗ 
tionellen Verfafſungen. Es geſchah dieſes doch mol mit dem ſtillſchweigenden Eingeſtändniß, 
daß ſolche Beſchränkungen von Selten des Bundesvereins nicht berechtigt ſeien und das Licht 
des Tages nicht vertrügen. 

Von einem monarchiſchen Brincip aber und dem Rechte des Bundes, zu feiner Erhaltung und 
Sicherung in bas innere Staatsrecht einzugreifen, und Rechte der Bürger nad ihm befchränten 
und aufheben zu bürfen, enthält ver Bundesgrundvertrag ebenfalls fo abfolut nichts, fo 
ganz und gar nicht einmal eine Handhabe, daß man nur durch einen ganz unbegreiflidhen, ver- 
fehlten Berfuch einen Schein zur Begründung deſſelben ſuchen mußte. Wir anerkennen, wollen 
und wünfchen ſtets aufrichtig die monarchiſche Regierungsform; wir wollen überhaupt 
alle innern Rechte und Zwecke des Staates: aber werfürfte zumachen, fie zu erhalten hat, ver bat 
nit voölkerrecht liche, ſondern ſtaats rechtliche oder Regierungs-Gewalt. Daß namentlich 
mit der Erhaltung des monarchiſchen Princips, mit der Erhaltung dieſes an ſich und noch dazu 
nach den verſchiedenſten Staatstheorien voͤllig vieldeutigen und verſchiedenen Princips durch ven 
Bund, der weſentlichſte Theil des Innern Staatavechts der ſouveränen Staaten einer alsdann 
ſtaatäãrechtlichen Souveränetät des Bundes anheimfiele, ganz ähnlich wie bei dem Si⸗ 
cherheitszweck, diefes iſt ebenſo klar, zumal nach den kurheſſiſchen, hannoveriſchen und Iuremburgi- 
ſchen Geſchichten, als es klar iſt, daß die ganze rechtliche Natur und alle Grundſätze 
des Deutſchen Bundes hiermit im unvereinbaren Widerſpruch ſtehen. In 
Deutſchland ſtehen ſich ganz entgegengeſetzte ſtaatsrechtliche Theorien über alle Punkte des Staats⸗ 
rechts, vor allem über das monarchiſche oder Fürſtenrecht gegenüber. Ariſtokratiſche Miniſter 
und Geſandte huldigen bekanntlich oft, wie z. B. der badiſche Bundestagsgeſandte und Miniſter 
v. Blittersdorf (ſ. Baden), einer Haller'ſchen, einer Stuart'ſchen goͤttlichen Rechtstheorie, d. h. 
despotiſcher Staatsverfaſſung, womit ein wirkliches und vollends ein echt conſtitutionelles 
Staatsrecht eines Klüber, womit unfere ſämmtlichen Altern mie unfere neuern deutſchen Verfaſ⸗ 
fungen, alfo pas hiſtoriſche und poſitive Stantdreht abfolut unvereinbar find, 
weshalb auch dieſer Miniſter ebenfo wie die wiener geheime Minifterconferenz dieſe ee 
rechte befeitigen wollten, Wer darf fi denn nun nur einen Augenblid wundern, daß, wenn 
in einer geheimen Miniſter⸗ oder Geſandtenverhandlung, in Bundescommiffionen und ⸗Sitzun⸗ 
gen bei den einflußreihern Mitglievern folche Überzeugungen flegen, und wenn nım nicht eine 
einzige Stimme der beredhtigten Stände und Unterthanen dad entgegenflehende Recht verthei- 
digen und zur Wirkfamfeit bringen Tann, daß dann unter dem Namen von Berfaflungs: 
reviflonen zur Wahrung des monarchiſchen Principe ganze ‚ gut deutſchrechtliche, ge⸗ 
genfettig befhworene Verfaffungen over doch die weſentlichſten Rechte oder 
Theile derſelben zum Opfer fallen müffen. So wurben bei der neullichen hannoverifchen 
DBerfaflungsrevifion ebenfo wie bei der luxemburgiſchen ganze große Reihen von Artifeln ber 
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MVDoch iſt auch dieſer wech auefuhrlich gegeben; ſ. die oben citirte Schrift „Wichtige Urkunden‘ 
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beſchworenen Landesverfaſſung geſtrichen, weil fie dem monarchiſchen Princip widerſprchen, 
oder weil, wie Herr Zöpfl im Gutachten für die luremburgiſche Verfaffungsreniflon billigend 
aber äußerſt erweiternn erwähnt, diejenigen, welche man in ber bundesmäßigen Revifion an 
ihre Stelle fegen will, „das wmonarchiſche Princip fügen‘, ober „weil fie mit ven misliebigen 
in einigem Zuſammenhang flehen”. Sa die ganze kurheſſiſche Berfaffung von 
1831, welde 18 Jahre‘,,in anerkannter Wirkſamkeit“ fland und daher fogar nad 
ben Worten des Bundesgeſetzes, Art. 56 der Schlußacte, „nur auf verfaffungsmäßi- 
gem Wege‘ geändert werden durfte, wurde fogar durch Bundesbeſchluß mit einem Federſtrich 
auf einmal ganz befeitigt, weil Alles mit den misliebigen unmonarchiſchen Bunkten in ſchwer 
zu trennender Verbindung ftehe. 

Und alle dieſe angeblich dem monarchiſchen Princip widerſprechenden, dem Tode geweihten 
Berfaffungsbeflimmungen, fie fanden fih fämmtlih in ven monardifhen Ber: 
faffungen des Deutfhen Reihes und der einzelnen deutſchen monardi- 
[hen Länder, in den monardifhen Reihen von England, Schweden, Belgien, 
Holland, Sardinien.2?) Bei und aber follen fie jeht plöglich unmonarchiſch fein. Sie 
find es doch nicht deshalb, weil ein ariftofratifcher Kanatifer, Herr v. Haller, fie fo darſtellte! 
So ift es ſelbſt ver Fall bei demjenigen monarchiſchen Rechte, welches in dem Art.57 der Schlußacte 
allein als dad von der Bundeögewalt zu erhaltenve bezeichnet ift, daß nämlich „die gefammte 
Staatögemwalt in dem Oberhaupte des Staats vereinigt bleiben und der Souverän durch eine 
landſtändiſche Verfaſſung nur in der Ausübung beflimmier Rechte an die Mitwirkung ver 
Stände gebunden werben kann“. 2%) Die ſtaatsrechtliche Theorie ift bei freien Berfaffungen 
allerdings verſchieden. Die eine Anſchauungsweiſe ſieht die Nechte der Stände oder des Barlaments 
ald allgemeine oder befondere, mehr oder minder ausgedehnte Mitregierungsſrechte 
.an. Die andere betrachtet die Stände und ven Kürften gemeinfam ald eine moralifde 
Perſon, als die eigentliche Regierung. Welche Anficht man aber auch faßt, die in der Schluß: 
aste enthaltene Art ver Auffaffung ift dem hiſtoriſchen monardifchen Staatsrecht fremd. Das 
engliihe Staatsrecht, nad) deſſen Mufter bekanntlich die neuere zeitgemäße Geftaltung ver frü⸗ 
bern fländifhen Verfaffungen gebildet wurden, betrachtet König, Ober: und Unterhaus zuſam⸗ 
men unter dem Namen Parlament ald die wirkliche englifche Staatöregierung, und ertbeilt 
daher dem Könige außer der Zufammenmirkung mit dem Barlament nur befondere beſtimmte 
Föniglihe Ausnahmörechte oder Prärogative. Gerade fo bildeten in der monardhifchen Ver: 
fafjung des Deutſchen Reiches Kaiſer und Reich die gemeinfchaftliche Reichöregierung, und der 
Kaifer, der erfie Monarch der Chriftenheit, der vorzugsweife die Majeflät beſaß, hatte außer 
feiner regulirten Theilnahme anı Reihdtage nur noch beftimmte Prärogativen, hier Reſervat⸗ 
rechte genannt. Der hannoveriſche Gefandte erklärte mit allgemeiner Zuftimmung iu den 
Verhandlungen über die deutſche Bundesverfaffuug auf dem Wiener Gongrefie, fein Souverän, 
der Rönig von England, ftehe ald Souverän und Monarch keinem Souverän und Monarchen in 
Europa nad, und die Freiheit feines Volkes befeftige feinen Thron, flatt ihn zu untergraben. 
Woher ſtammt denn nun dad Recht, In die Schlußacte ein Princip einzuſchieben, wonach ber 
König von England Fein Monarch ift, ein fouveräner Fürſt, weniger als die Kürften von 
Naffauund Walde? Die deutſche landesherrliche Gewalt entwickelte fi) mit dem zu Gunften der 
Fürften angerufenen biftorifhen Princip, die Negierungsgewalt der Neichsfürften im Reichs⸗ 
lande fei fo groß wie die Eaiferliche im Reich. (Ilustris regula: tantum potest status in 
territorio quantum imperator in imperio.) Die der faiferlihen Gewalt nachgebildete landes⸗ 
hoheitliche fürftlihe Gewalt Hatte auch in ver Vorfteherfhaft der frühern Herzoge und Grafen 
in ihren altdeutſchen Grafſchafts⸗ und Herzogsverfammlungen eine ähnliche Rechtögrundlage, 
und nach der jpätern Ausbildung der Ständenerfaflung fprach man bald von einem vollftän- 
bigern, bald von einem unvollftändigern Mitregierungsredt. Stets aber wurden bie fländifchen 
Rechte ald uralte, ganz eigenthümlich dem Lande und ven Ständen zuſtehende reale (ober 
dominium), nicht als bloße perfönlicye oder übertragene (Obligationen:) Rechte betrachtet, 


23) S. unten Deutſches Landesſtaatsrecht. 

24) Der Art. 57 der Wiener Schlußacte fagt: „Da der Deutſche Bund mit Ausnahme der Freien 
Städte aus fouveränen Fürſten befteht, fo muß dem hierdurch (2) gegebenen Grundbegriffe (7) zufolge 
bie gefammte —S in dem Oberhaupte bes Staats vereinigt bleiben, und ber Souverän kann 


durch eine landſtaͤndiſche Verfaſſung nur in der Ausübung beflimmter Rechte an bie Mitwirkung ber 
Stände gebunden fein.” . 
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und bie Furſtenrechte gingen vielfach von ihnen und ihrer Anerkennung und von Verträgen aus. 
Nirgends befchränkten bie Landesverfafſungen die Stände nur auf einzelne ausnahmsweiſe 
Rechte und vollends nur auf einzelne bloße Mitwirkungen in ver fürſtlichen Ausübung einzel⸗ 
ner fürſtlichen Rechte. 20) Jedes reale felbftännige Mitwirken bei dem Megieren iſt nun reell ein 
Mitregieren. Unſchädlich indeſſen Fönnte Dabei jener Artikel die Ehre des Regierens allein bem 
Fürften zufchreiben, wenn er ven Inbegriff ver bloßen Bertretungsrechte von Freiheit und 
Eigenthum unangetaftet laſſen wollte. Neuere deutſche Verfaſſungen entfprechen übrigens nicht 
jener Anfhauungsweife moberner Schulthesrien. Die preußiihe Verfaſſungsurkunde von 
1850, $. 45 u. 62, jagt z. B.: „Dem Könige allein fleht pie vollziehenve Gewalt zu. — Die 
gefeßgebenve Gewalt wird gemeinfhaftlich vurd den König und durch zwei Kammern aus: 
geübt.” Wie foll denn nun aber vollends eine ſolche beliebige Veſchränkung, gleichviel 06 
fie wohlgefältt over nicht, abfolut in vem Begriffe eines Fürften, eines Monarchen enthalten 
fein, ja fogar in dem Grundbegriffe des völferrechtlichen Bundes, welcher doch, wie auch bie 
Verhandlungen und der Orundvertrag 20) anerkennen, von den Fürften nur ala Repräfentanten 
Ihrer Staatenund ald Staatenverein „abgeichloffen wurde”? Jene Anficht if ja un⸗ 
mögli, wenn man auf dem Boden, ſei ed des gefchichtlichen Staatsrechts, oder auch der natür- 
fihen ſtaatsrechtlichen Theorie freier Völker und Verfaffungen bleiben will. Sie ift wol nur 
möglich bei fubjectiver Annahme einer abfolutiftifhen, auf eine übernatürlihe Übertragung 
göttlichen Rechts oder einer auf despotiſche Gewalt gegründeten Schultbeorie und bei Vermiſchung 
dbespotifher Berfaffung mit monarhifherRegierungsform. Wäre man indeſſen doch nur 
bei der allein in der Schlußacte enthaltenen Ausnahmsbeſtimmung flehen geblieben und hätte 
nicht oftmals felbft das mit Ihr vereinbarliche rechtlich begründete Staatsrecht umgeſtoßen; hätte 
man nicht die ermählte Volfövertretung, auch abgefehen vom Regierungsrecht, auch ihrer, ſchon 
aus der Natur einer Volks⸗ oder Landesvertretung nothwendig folgenden, allgemeinen Rechte 
beraubt. Der Artifel der Schlußacte fodert zunächſt eine eigenthümliche theoretifche Auffaſſungs⸗ 
weiſe für die fürftlichen und fländifchen Negterungsrechte. Diefelbe koͤnnte harmlos erſcheinen, 
gerade fowie vie Auffaffungsweife, daß auch die richterliche Gewalt als fürftliches Recht im Na: 
men des Fürften ausgeht werde, harmlos bleibt, voraudgefeßt, daß jede der Eabinetäjuftiz ange: 
börige Einmiſchung des Fürften in das ſelbſtändige Nichterrecht entfchienen verworfen und aus: 
geſchloſſen ift. Allein die urfprlnglich der despotiſchen Staatsanſchauung entlehnte Aus- - 
nahmöbeflimmung führte in ihrer Auslegung und beliebigen Ausdehnung der AUsnahms⸗ 
beftimmung nur zu bald bis zur Vernichtung aller ſelbſtändigen Verfafjungen und fländifhen 
Volksrechte. So z. B. verfügte der Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 mit Hinweifung auf 
jenen Art.57, „daß keinem deutſchen Souverän durch die Landſtände die zur Führung einer der 
Bundespflichten und der Landesverfaſſung entfprechenpen Regierung erfoberlichen Mittel verwei⸗ 
gert werben dürfen, und daß naher Fälle, in welchen ſtändiſche Berfammlungen die Bewilligung 
der zur Führung ver Regierung nöthigen Steuern aufeine mittelbare oder unmittelbare Weife 
zur Durchſetzung anderweitiger Wünſche und Anträge bedingen wollten (welched bekanntlich vie 
frühern deutſchen Landflände allgemein thaten), dieſes vom Bunde dem offenen Auf- 
ruhr gleich zu behandeln ſei“. Mit feiner ganz unerfhöpflihen Reihe von Gonjequenzen 
wurde Ppt ſehr natürlich das monarchiſche Prineip in despotiſcher Auffaffung geltend ge: 
macht zur Vernichtung nicht blos der allgemeinften und heiligften deutſchen reih8= und landes⸗ 
verfafiungsmäßigen Rechte, 3.8. des vollen Steuerbewilligungs- (mithin auch Nichtbewilli⸗ 
gungs-) Rechts, ſondern, wie ja in Kurheſſen, Hannover, Luxemburg vorliegt, zur Vernich⸗ 
tung ganzer Reihen von Verfaſſungsbeſtimmungen, ja ganzer beſtehender Verfaſſungen. Es 
wurde in dieſer Art geltend gemacht, ſtatt des allein rechtsgültigen Grundprincips des völker⸗ 
xechtlichen Bundes, daß er nicht ein einziges Staatsverfaſſungsrecht der Unterthanen be⸗ 
ſchränken darf, welches auch nach dem Obigen die Schlußacte noch wiederholt ausdrücklich 
in Beziehung auf bie landfſtändiſche Verfaſſung ſanctioniren mußte. Hierhin gehören bie 
Beftimmungen Art. 55: „daß die Ianpfländifhe Verfaſſung, nämlich ihre Begründung 
und ihr Inhalt, gänzlih und allein den einzelnen Ländern zu überlaffen fe”; ferner 
im Art. 53, daß „jede Einwirfung ded Bundes in die innern ſtaatsrechtlichen Der: 
hältniſſe, mit einziger Ausnahme blos der Borforge für die beflimmten einzelnen ga= 
tantirten Rechte durch die garantirte, dem Begriff des Bundes zu Grunde liegende Souverä⸗ 


| — 


35) ©. hierüber vollftändige rechtehiflorifche Beweiſe in bem Art. Deutſches Bandesftantärcht. 
26) Bunbesacte, Art. 1. Schlußacte, Art. 1,2, 53. . 
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netät der Bundesſtaaten (nick Bios der Bundeßregenten), mußgefikloffen ſei“; kasn im 
Urt. 36: „dab au bie Abänderung ver neuern Banpeönrtfaffungen sur auf laudes⸗ 
verfaffungsmäßigem Wege (alfo doch nicht burg Bunbebenecntionen und Benthesaichate) vedik- 
lich zulaͤffig ſei“; und endlich im Art. 61, daß „wo ber Wand wicht etwa eine beionkene Ges 
zantie übernahm, er nicht berechtigt fet, in Iannfkänbifche Angelegenheiten ober in Strri⸗ 
tigtelten zwiſchen ven Landekherren einzuwirken “. 

Dennoch gelang es ber von Karlsbad her bei mehren Eiaatömännern noch vorherrſchenden 
reactionaͤren Richtung, bie wiberfprechenbe, bundeswidrige Befimenung in ſcheinbar aunfchukniger 
Goſtalt in dieſelbe Schlußacte zu bringen 27) und ihr fpäter eine bundeswidrige Deutung zu geben. 


IT) Daß ſelbſt in den Berhaublungen ber Schlußacte bie Abit der Mehrheit der Gauferenz weit 
bavon entfernt war, ber Beſtimmung bes Art. 57 den für Die Gelbfländigleit ber Sandesverfaffuugen, 
für ein liberales Stantsrecht zerflörenden Charakter beigulegen, ben man ihr fpäter gab, diefes geht Klar 
beroor aus ben oben citirten Widerſprüchen ber Schlußarte felbft und aus den (Ichon feit 1847 im 
meinem Beſitz befinblicden): officiellen Verhandlungen ber wiener Minifterconferenz von 
7819-—20. Hiernach erflattete der bairiſche Miniſter Freiherr v. Zentner Im Ramen der Commifſion des 
Ausfcyuffes über die nähere Beftimmung bes Art. 13 den Bericht zur Motivirung der vom Aueiduffe au 
genommenen und nad) feinem Bortrage auch genehmigten Artifel der Schlußacte, unter welchen ſich chen 
die obigen für bie innere Sonveränetät ober Selbfländigfeit der Staaten befanden, Mit dieſen lief 
man nun auch den vom Fürften Metternich vorgefchlagenen Sag über das monarchiſche Princip zu. 
(S.Rote24.) Man hatte mit jenen erften Artikeln zugleich bie von —— ſchon in Karlebap vergeb⸗ 
lich eſchlagene wichtigſte veactionäre Beſtimmung entſchieden abgelehnt. Sie beſtand ix einer anthen⸗ 
tifihen Interpretation bes dreizehnten Artibele & Gunßen einer rein ſtaͤndiſchen Landſtandſchaft, wor 
durch nicht blos überhaupt das conflitutionelle Syſtem, ſondern auch fein und bes Bollsrechts Grund: 
Bein — die Vertretung bes ganzen Volks als einer berechtigten Berfönlichfeit, wie fie 
mit den alten 3 alle neuen Verfaſſungen enthalten (ſ. Seutſches Landesſtaatsrecht), ausgefchloffen 
werben ſollte. Man verwarf ebenſo den Vorſchlag eines Artikels, welcher den Ständen die Verwei⸗ 
gerung ber für bie bandesmaͤßige Militäreinrichtung noͤthigen Stenern um ve, Men wollte aber 
wenigftene dem mächtigen Oßerreich nachzugeben ſcheinen. So entſtand ber Art. 57. Der Bericht: 
erſtatter übergab aber mit feinem Bericht zugleich eine befonbere Erflärung, welche dem Bericht und bem 
Gigungepentofsl ber fiebenten Sigung sub Lit. X beigelegt wurde. Darin hieß es: ‚Der König vor 
Baiern findet ſich verpflichtet, auf der gegebenen Berfafiung feft zu beharren, und Allerhöchſtoeſſelben 
Sevollmaͤchtigtem iſt nicht geſtattet, auf eine ſolche Erläuterung bes Art. 13 einzugehen, weburd eine 
Anderung x See Berfaffung vorgenommen würbe.” Ahnlich wenn anch mit eiwas weniger Sthroff⸗ 
heit, erklärten fich auch andere Befanbtichaften. Hier find gewiß viele —A— für bie Auſicht: der 
Art. 57 habe nur ben rechtlich unbebeuflichen Sinn: der Deutſche Bund befchränfe feine Garantie des 
Art. 13 der Bunbesacte auf die — des Regierungsrechts in angegebener Weiſe aufgefaßten 
landſtaͤndiſchen Rechte, wobei bie bloßen Bertretungsrechte von Freiheit und Eigenthum ſowie auch 
alle andern im einzelnen Staaten begründeten ſtaͤndiſchen Mechte (ſowie in Baiern und Preußen) unge: 
fraͤnkt Hleiben follten. 

In dem Bexichte ſelbſt aber fagte bez bairiſche Berichterflatter zu 5. 3 ausdrücklich: „Infolge bes 
Grunbfagee, baßlandfländifche Berfaffungen alsinnere fandbesangelegenheiten außer 
bem Birkungsfreife des Bundes fid befinden und ihre Anordnungen ben Megierumgen ber 
einzelnen Bundesſtaaten überlaffen blieb, durften weder die beftehenden einer Revifion, no 
die künftig zu bildenden andern Borfehriften untertvorfen werben al folchen, welche auch für jewe aus 
bem Buubeöyerein hervorgehen. Hierhin gehört zunächſt die im Art. 58 enthaltene ich von felbf wer: 
ſtehende, daß bie —E8 durch landftaͤndiſ⸗ Serlaſngen nicht in Erfüllung ihrer Bundespflich⸗ 
ten befchränft werben bürfen. Man befchränfte ſich deshalb bei den Fünftig zu bildenden nur auf alls 
gemeine Andeutungen, bamit fle nicht nur aus willfürlichen Theorien ohne alle hiftorifchen und 
rechtlichen Srunblagen gebildet werben möchten.” 

Wie weit uun if eine ſolche Andeutung im Art. 57 entferut won jenen auf das fegeuanıte monar⸗ 
giise Princip fpäter gegründeten Zwangs⸗ und Bernichtungsbefrglüflen, Verfaſſungoreviſionen und 

zerutionen zur Aufhebung verfaſſu Aßig zu Stande gelommener, in Wirffamfeit beſtehender Ber: 
fafjungen? Der Sieg ber Liberalen Anflcht oder auch der flaatsflugen Behauptung ihrer innern Sou⸗ 
veränetät von Seiten ber mittlern und Meinern Staaten aber zeigt fih am allermeiften darin, daß bie 
allgemeine Interpretation bes breigehnten Artikels zu Gunflen der monarchiſchen Intereffen ebenfo wie 
bie von Metternich borgefihlagene Beichräntung des Stenerbewtlligungsrednte burchfiel. So badıten 
wol Herr v. Zentner und bie Gleichſtimmenden mit jener ſcheinbar unfchuldigen, dem en Metternich 
noch zugeftandenen Gonceffion im Art. 57 die Berfaffungsfreiheit ber Staaten gerettet u haben. Seben- 
falls glaubten fie ihre Staaten fchon durch bie energifche Feftftellung jener obigen Wundeegrundlagen 
und durch ihre Derweigerung jeder Berfafiungsänderung fichergeftefft zu haben. Wber man darf bem 
Böfen Feine Fingerfpige reichen, man wird fonft vom frefienden Übel umgernt. Freilich Eonnen, fobalb 
fie aux wollen, alle Bundesſtaaten an jenen Grundlagen halten und jede tunere ſtaatsrechtliche Beſchrän⸗ 
fung als bundeswidrigen Eingriff in ihre Souveränetät, als —— Verfügung über jura singu- 
lorum aurüdweifen. (S. oben ©. 467.) Sie follten gewiß auch ſaͤmmtlich felbft den Schein vermeiden, 
gegen bie ne anderes ihrer Unterthanen fene traurige Fickmühle zu gebrauchen, und hier biefelben 
burch eigene bespotiiche Gewalt dort, wo biefe nicht ausreicht, durch Bunbesgewwalt nehmen zu wollen. 


- 
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Und tote verſuchte an aun bie dem ganzen Brunkveriuage und Buadetzwoecke und ben mis 
ſchienenſten der Schlußaote felbRt widerſprechende Aufraheu⸗ dieſes — 
zar Cinmiſchung in das neuere Saetorecht, der ſouveraͤnen Bundesſtaaten“ zu 

Mau jagke auf eine in ber That faſt unbegreifliche Weiſe: weil der —— ——— e —F 
außer ven Freien Städten non founeräuen Fürſten geſchleſſen worben, fo müſſe dieſer, ihr 

„Staetennerein“, das Recht Haben, ſich, gegen Die Unterthanen und gegen deren Verfaſſungs⸗ 
vereinbarnugen mitihzemzigenen Furſten, Laats recht li ch in bad Innere der Staaten zu Gun⸗ 
ſten bed manarchiſchen Princips einzumiſchen. Man vergaß ven vielfach logiſchen Widerſoruch 
Dieier Beſtimmuung. Man vergaß, daß, weil der Bund ein voͤlkerrechtlicher iſt, er kein ſtaats⸗ 


echtlicher mit ſtaatsrechtlicher Wirkſamkeit ſein kann. Man vergaß ferner: daß, weil biefer 


Bund, der ausdrücklich die volle Gleichberechtigung feiner Glieder als Grundlage anerkenut 
(Bundesacte Art. 3), zugleich republikaniſche Mitglieder und Mitgründer bat (die Freien 
Städte), der Zweck und Begriff ſeiner Cingehung unmoͤglich in etwas beſtehen kann, was für 
dieſe Mitglieder gar nicht gelten kann, ja das Gegentheil ihrer Exiſtenz iſt. Man überſah ferner, 
Daß 23 widerſprechend iſt, au die Stelle des klaren Inhalts eines Vertrags, Hier ded voͤlberrecht⸗ 
lichen Grundvertrags, davon verfihiedene, ja ihm widerſprechende Beſtimmungen in gemagten 
Schlußfolgerungen von zufälligen egentüaften einzelner Bertragöglieter ableiten zu wollen. 
Man vergaß, daß nad folder Logik dder nach folder Artegelepliher Schlußfolgerungen, bsi 
allen Allianzen europälfcher Fürſten, 3. B. bei der legten gegen Rußland, weil ja Hier wirklich 
alle Bertragihließenne jouneräne Fürſten waren, num ver Verein auch das Recht haben mitte, 
im Inmern der ſämmtlichen Staaten das monarchiſche Princip fiantörechtli gu fhügen, ſodaß 
ver Großtürke dad Recht hätte, in England für das monarchiſche Princip gu machen, etwa da⸗ 
mit es Kraft erhalte feine Bundespflichten zu erfüllen! Diefer aber würde daun noch viel ge: 
waltigere Störungen jenes Princips im engliſchen Staatörecht ſtreichen, als man in ben beut- 
ſchen Stanten Kurheſſen, Luremburg ind Hannover zu ſtreichen fand! If es denn billig und 
gut, folche und viele ähnliche ſtaatsrechtliche Schlußfolgerungen, wie 3. B. die ber Ableitung des 
Verbots des Rechts der Actenveriendungen, aus der Garantie deſſelben 2?) ver einft fo geachte: 
ten deutſchen Nation und ihrer Staatsrechtolehre zu bieten! Dabei freilich iſt das Bundesverbot, 
vaß Niemand als der Bund Die Bundesbeflimmungen wirkfam auslegen dürfe, natürlih. Wo 
kommt man bin in der einft wegen Rechtsachtung vorzugsweiſe gerühmten deutſchen Nation! ! 

Ob und Inwieweit deutſche Staaten und Berfaflungscorporstionen eine ſolche Begrün: 
dung wollen gültig finden, ob fie vollends eine dem Bundesgrundvertrage und erfien Gruud⸗ 
geſetze des Bundes geradezu enigegengefeßte und incompetente, bogiſch widerſprechende und per- 
plexe, eine 1848 vom Bunde felbft ald ungültig erklärte Beflimmung gelten Iafien wollen, 
müfjen wir hier ihnen anheimftellen. Hiſtoriſch gewiß ift foviel, daß jept wie Früher bie beiden 
größten deutſchen Staaten ficherlich ihre Verfaffungsrechte nicht nach ſalchen Bundesbeſchlüſſen 
ändern werben, daß jelbft Baiern, welches aud die Schlußacte wie alle Bundeögefege nur mit 
Vorbehalt der Verfaſſungsrechte des jouveränen bairiſchen Staat? publicirte, folgerichtig 
eine Bundesintervention zu Gunſten des fo-unbeflimmten vieldeutigen · monarchiſchen Principe‘ 
nicht anerkennen würde. Auch das Dürfen wir hier nicht erörtern, ob es nicht bedenklich für bie 
andern Staaten fei, Die Achtung ihrer Rechtsgleichheit und gleichen fonveräuen Würde und 
per Selbfändigkeit ihrer Berfaflungen zu gefährden, oder vielleicht gar ben Schein auflom⸗ 
men zu laflen, die durch auswärtige Übermacht und ihre Androhung bewirkten Beränberungen 
der befchworenen Landesverfaſſungen, wie in Kurheſſen, Hannover, Ruremburg, würden non 
innern reactionären Gelüften als beliebte Hülfsmittel für eigene Zwecke t. 

Gewiß iſt auch dieſes, daß, wie man auch ſonſt dieſe Bundeseinmiſchungen beurtheile, fie 
jedenfalls als Ausnahmszu ſtände gegenüber ven erſten Rechtsgrundbegriſſen und dem 
vélkerrechtlichen Grundcharakter des Bundesrechts erſcheinen, wie es ja auch 
bei den erſten Einmiſchungen im Sabre 1819 und hei der Annullirung aller Ausnahmobe 


28) Der Art. 12 der Bundesacte garantirte diefes in Deutſchland belichte Recht, da fie bie fonveräs 
nen Regierungen nicht weiter befehränfen wollte, wenigſtens ben Bürgern ber Bier Freien Städte ale eine 
Sicherung unabhängiger Juſtiz, weil hier große reichbeſehte höhere Land eggerichte fie nit verbürgen 
fonnten, Ein —* benutzte aber in der Reactionszeit, in welche bie Unabhängigkeit biefer 
auswärtigen Spruchcollegien mehre liberale Urtheile und Rechtsgutachten begründete, die von ai 
abhängig gewordenen Tandesgerichten nicht ertwartet wurden, jene Rechtsgarantie unabhängiger Juſtiz, 
um fie in ihr @egentheil, in ein allgemeines Verbot folcher Rechtegutachten in Straf⸗ und Poli * 
ſachen zu verwandeln. (S. Deutſcher Bund.) 
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ſchlüſſe 1848 die Bunbesgefengebung felbft erklärte. Gewiß iſt es ferwer, Daß auch feit 1849 
duch vielfache Bundeſseinmiſchungen, namentlich durch die Ar Kurhefſen und Holftein mit mi⸗ 
litärifchee Gewalt unterflüßte Cinmiſchung, die nun natürlich in ganz Deutſchland gefürchtet 
wurde, Die deutſchen Verfafſſungszuſtände allermeift geändert wurnen. Am allerwenigften aber 
würde man ernfllid ven Ausnahmscharakter diefer dentſchen Zuſtaͤnde dadurch befeitigen wollen, 
dag man die unter Herrſchaft diefer ſtets drohenden übernädtigen Bunvesgewalt und bei un: 
freier Preſſe und Wahl zufammengebrachten abhängigen Kammern vie Berlegungen ber. Ber: 
faffungen gutheißen ließe. Sole Wirkfamfeit der Kammern gehört ja felbft dem Ausnahme: 
zuftande an. Ste könnte feinen Charakter nit austilgen. Nur bei Mündhaufen fonnte der 
Reiter fi an dem eigenen Schopfe aus dem Sumpf ziehen. Das ſittlich Verletzende und Ge: 
fährlihe folder Operationen bedarf feiner Ausführungen. Die Berlegung und Maßlofigkeit 
auf diefer Seite ruft das meift verflärkte Unrecht auf der Gegenfeite hervor. So befefligt man 
weder monardifche Throne noch Ruhe und Ordnung. . 

Zur ſtaatsrechtlichen Beurtheilung dieſer Ausnahmszuſtände übrigend brauchen wir, ab: 
gefehen von ihrem traurigen Erfolg und ihrer frühern lauten Verurtheilung durch die ganze 
Station und durch den Bund felbft, nur hinzuweiſen auf bie obigen von ben Gründern des 
Bundes anerkannten Rechtögrundſätze und das durch fie rechtlich allein mögliche Entweder: 
Oder aud für ven ſchon begründeten Bund. . . 

Entweder man muß, dem gefhichtlihen Rechte der deutſchen Nation entfprechend, gemein: 
fhaftlih mit den Vertretern der Nation eine zeitgemäße Herftellung eines Bundesſtaates be: 
wirken, in weldem dann unter Zuflimmung ver Nepräfentation des Volks au über feine 
ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe alled, was Heilfam ift für vie fürftliche Gewalt und die Ordnung, 
beftimmt werben kann. Diefes entipricht ebenfo den Wünfchen wie den Rechten und Bedürf— 
niſſen der Nation, wie dieſes auch die Kürften, bei dem Beginn der Befreiungskriege, dann 1848 
und noch nad Auflöfung.der Nationalverfammlung in nen Erflärungen der Dresdener Confe⸗ 
renzen einflimmig entſchieden anerkannten. 

Oder der Bund befteht ohne Bundesflaatöverfaffung und Nationalrepräfentation und 
Reichsgericht fort, ſowie er 1815 gegrümdet und 1849 proviforifch hergeſtellt wurbe, alfo mit ver 

voͤlkerrechtlich zuläffigen, aber für ſtaatsrechtliche Verhättniffe ver Natur ver Sade nad 
parteiifchen, blos diplomatischen Vertretung nur ver Negierungsinterefien. Alsdann muß, 
abgefehen von jener Garantie einzelner Rechte, die ſtaatsrechtliche Verwirklichung ver Freiheit wie 
der monarchiſchen Ordnung und innern Sicherheit ven einzelnen fouveränen Staaten und ihrem 
freien Wetteifer überlaffen bleiben. Kür ven blos völkerrechtlichen Bund lediglich der Regenten 
und ihrer blos von ihnen inſtruirten und abhängigen, nur ihnen verantwortlichen Geſand⸗ 
ten ift jede Aufhebung oder Beſchränkung der innern Verfaſſungsrechte 
rechtlich unmöglich und rehtöungültig. Sowie fie in den erften vier Jahren bes 
Bundes nicht beftanden und auch nicht nöthig waren, müflen fie ferner unterbleiben oder als: 
bald aufgegeben werben. Je dringender fi fo die Nothwendigkeit ver alsbaldigſten Bun: 
desreform herausſtellt; deſto beffer. Eine diefer Foderung entgegengefegte Berechtigung des 
Bundes dagegen wäre eine juriftifch monftröfe, Recht und Rechtszuſtand vernichtende Berechti⸗ 
gung der rechtlich Verpflichteten, der Regierungen, ihre Pflichten ſelbſt beliebig aufzuheben, 
alfo der größte venfhare Ausnahmszuſtand für Die hierdurch für rechtlos erklärten Volksſtämme 
und Bürger der Nation. Diefes beweifen die Verhandlungen über ven Bundesgrundvertrag 
and er jelbft ebenſo umftößlich klar, wie die Natur und die erften Grundbegriffe vom Recht und 
von einer Rechtsordnung. (S. oben S. 466 fg.) 

Reiner aber murbe biöfeßt noch Feiner dieſer beiden Wege eingefchlagen. Die natürliche Nei- 
‚gung zur Unbeſchraänktheit und verberbliche unswärtige, namentlich ruffifche Einwirkung führten 
zur Berfennung und Misachtung der in ver Erhebungder Befreiungskriege feierlich ausgeſproche⸗ 
nen fürftlihen Rechtöanerfennungen und Rechtszuſagen. Die unglüdelige trübe Gefchichte der 
1819 zu Karlsbad und der 1854 in den geheimen Minifterialeonferenzen verabrebeten Aus⸗ 
nahmsmaßregeln ift jeht endlich enthüllt: 29) Wir enthalten uns hier gerne ver hiſtoriſchen 
Schilderung biefer für jedes deutfche Ehr- und Nechtögefühl tief ſchmerzlichen Erfheinungen. 
Nur das Nachfolgende muß von ben in der citirten Schrift näher nachgewiefenen hiſtoriſchen 
Ergebniflen berührt werden. Gerade zu verfelben Zeit, 4819, als die Nation die immer neu 
verzögerte Erfüllung der gegebenen fürftlichen Arterfennungen und Verheißungen eines beut- 


* 29) Bergl bie eitirten „ Wichtigen Urkunden”, S. 72 fg., 106 fg., 316 fg. 
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ſchen Rechts zuſtandes enbli unmittelbar bevorftehenn glaubte, wurde piönlich-ein furchtbarer 
Berfgwörungslärm gemacht, in welchem in verſchiedenen Theilen von Deutfihland Hunderte 
von ſchuldloſen Menfchen eingekerkert und in Hochverrathsinquiſttionen geftürzt und außeror⸗ 
dentlichen geheimen Commiſſtonen und Berichten übergeben wurden. Zugleich täufchte und ſchreckte 
man durch offlcielle Mittheilungen vielfach verfälfchter, vorgeblich offtcieller Auszüge der Crimi⸗ 
nalacten und buch eine furchtbare Genfurunterprüdung die Nation und die Kürften fo fehr, 
daß es möglich iwurbe, darauf die Fartäbader Ausnahmsgeſetze und mit ihnen bis zum Jahre 
1848 die befannte Wahrheit: und Rechtsunterdrückung zu begründen, welde dur Cin⸗ 
ſchiebung einiger neuen Ausnahmömaßregeln in die Wiener Schlußacte von 1820, vorzüglich, 
aber durch die auf Nichtbefolgung der wefentliähften beſchworenen Berfaflungärechte gerichteten 
geheimen Verabredungen ber wiener Miniftertaleonferenz von 1834 befefligt wurde. 

So entſtand enblih 4848 der laute allgemeine Unwille ver Nation gegen diefen unglück⸗ 
feligen, nur zum Vortheil des Auslandes und zur Erniedrigung und Verkümmerung der Na⸗ 
tion wirkſamen Ausnahmezuftand, Das deutſche Borparlament begehrte jeßt vom Bundestage, 
„daß der Bund ji losfage von den verfaifungswiprigen Auspnahmsbeſchlüſ⸗ 
fen”. Der Bundestag erklärte ſich bereit, viefem Wunſch zu entſprechen, und theilte demgemäß 
dem Borparlament die am23. März 1848 gefaßten Beſchlüſſe über die Aufhebung aller feit dem 
Sabre 1819 erlaffenen Ausnahmsgefegemit. Nun hatte aber damals per vollſtändige ſtaatsrecht⸗ 
liche Beweis die allgemeinfte Zuflimmung gefunden, und das ſchon vorhandene natürliche ge: 
funde UrtHeil unterftügt, daß alle Beſchränkungen der innern ſtaatsbürgerlichen 
Rechte von Seiten des völferrehtlihen Bundes die verfafjungsmwtdrigen 
Ausnahmöbeihlüffe feien. Diefen Rechtsſatz hatte namentlich der Verfafler viejer Zeilen 
nicht blos in jenen oben angeführten Schriften, ſondern auch als Mitglien des Bundestags und 
als Mitglien des Borparlaments ebenfalls, ohne Wiverfpruch zu finden, als die Grundlage ihrer 
beiderfeitigen Befchlüffe geltend gemadt. Deshalb bezeichnete dad Vorparlament die aufzube: 
benven Befchlüffe al die „verfaffungswipdrigen Ausnahmagefege” und erinnerte ven 
Bundestag daran, daß ſolche ſtaatsrechtlichen Beichlüffe unmöglih von einem völkerrechtlichen 
Staatenbund ausgehen Eönnten, ſondern nur von einer Bundesftaatöverfafiung mit Volks⸗ 
repräfentation, deren Errichtung bereitd der Bundestag befchlofien hatte. Der Bundestag, auf 
die Grundanſicht eingehend, hielt deswegen den Ausſpruch der Aufhebung der verfaflungswis 
drigen Ausnahmögefege für genügend, verwarf den Vorſchlag, vor der Verkündung bed Buns 
desbeſchluſſes noch erft unterfuchen zu laſſen, welche einzelnen Gefege hierher gehörten, da das 
Princip und der Inhalt jener Gejege Alles deutlich macht, und fein Veſchluß 
befriedigte natürlich dad Borparlament. | 

A) Bortfegung: ‚Die feit 1849 erneuerten Ausnahmäsmaßregeln: Diefe 
Erneuerungen wurben abermals auf jene drei frübern Principe begründet. Zuerft hat man 
aus jenen einzelnen Rechtögarantien für deutſche Unterthanen, welde man zur Beruhigung 
und zur Begeifterung des deutſchen Volkes für Die neuen Kriegsanftrengungen und Opfer dem 
völferrehtlihen Bundesgrundvertrag anhängte, Nechtöbefchränkungen’ abgeleitet und jene da⸗ 
durd oft in ihr Gegentheil verwandelt. So hatte man es bekanntlich fhon früher mit der Zus 
figerung des Rechts und der Wohlthat der freien Preſſe gemacht, flatt deren man überall, 
auch da, wo fie früher nicht beftand, immer neuverfchärfte Genfur einführte. So hat man denn 
auch jet wieder in dem neuen Preßgeſetz, vom 6. Juli 1854, ſich nicht darauf beichräntt, eine 
folge Durchführung ver Prepfreiheit zu bezeichnen, welde als bundesgefeglihes Mini- 
mum von VPreßfreiheit ver Bund allen deutſchen Bürgern zu garantiren fich verpflichtete, und 
es dabei ven Berfaflungen einzelner Ränder freizulafien, ebenfo für bie Preffe wie für vie eben- 
falls garantirten Rechte ver Chriften, ver Jupen, der Standed= und Grundherren eine günſti⸗ 
gere Ausdehnung zu begründen. Man bat vielmehr in vem Sinne Beſchränkungen ber Preß⸗ 
freiheit gegeben und in den meiften Staaten aufgenommen, daß fie die Unterthanenrechte all: 
gemein auch in ven Ländern, wo man eine freiere Preſſe ohne folde Beſchränkung verfaflungs= 
mäßig befaß, oder mit Zuftimmung ver Verfafſungsgewalten feftftellen wollte, von Bundeswegen 
beichranfen und theilweiſe aufheben follten. So bat man nad dem Borgange in Preußen, unter 
andern Beſchränkungen und Gefährdungen wahrer Preffreiheit, auch, futt der alten Beamten: 
cenfur, eine meift noch viel ängftlichere und beſchränkendere Genfur der Druder, Verleger und 
Buchhaͤndler eingeführt, melde man durch Bedrohung mit anminiftrativer, beliebiger Ents 

ziehung ihrer Conceffionen, ihred ganzen Nahrungsftandes, jegt beflimmen kann, alled nur 
mögligerweife Unbequeme zu unterdrücken. Daß man in folder Umbrehung des urfprünglichen 
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Siuas gewerblicher Gonceflüansgehehe,, in ſolcher Bein irgend gerechtes Maß der Strafe begrken 
denden Einrichtung dad fittlige und rechtliche Gefühl verlegt und alle politifäie Preßfreiheit, 
namentlich ihren weſentlichſten Theil, bie Beitungsfreigeit, vechtlich vernidhtet, oder den: mini= 
ſteriellen Belieben preiögibt, iſt won felh Mar. 20) Und die Furheffifiäen, hannoveriſchen und 
luxemburgiſchen Geſchichten haben es ja gezeigt, wie, geftügt auf daB Bunbeöprefigefeg, zu⸗ 
gleich) die Preßfreiheit und mit ihr vie Wahlfreiheit, pie Heutigen Brundlagen eined 
perfaflungsmäßigen Rechtszuſtaudes, aufgehoben, alte beſchworene Verfaſſungen vernichtet, 
neue vom Rande perhorrefiixte eingeführt, ja unter den Schein einer Volkszuſtimmung und 
einer freiwilligen Einwilligung des Volks eingeführt werden Finnen. Jenes oben im Art. 
Baden, S. 137, geſchilderte conftitutionelle Scheinſyſtem, welches die Franzoſen demoraliſtrte 
und den Thron von Ludwig Philipp ſtürzte, auch die revolutionären Bewegungen in Deutſch⸗ 
land größtenteils verſchuldete — dieſes koͤnnte nun aufs. neue Verderben proben. 

Die Bedenklichkeiten der Cinmiſchung bes völßerzehhtlichen Bundes in bie Innern ſtaats⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten aber zeigt auch neuerdings faft jede. Hierher gehörige Bundesmaß⸗ 
regel. So verwarf befenntlid ver Bund am 6. Sept. 1835 die Beſchwerde hannoveriſcher 
ſtaͤdtiſcher Corporationen über bie gänzliche Aufhebung der „in anerkannter Wirkſamkeit 
beſtandenen“ bannoverifchen Berfaflung durch ven König Ernſt Auguſt. Die Gründe ver Ver⸗ 
werfung waren: „weil einzelne Gorporationen und Individuen in Fällen, mo es fi von ben 
Interefien der Geſammtheit handle, Beſchwerde zu führen nicht bereiitigt fein”. Dagegen 
ſtellte ner Bundesbeſchluß vom 12. April 1855 auf die VBeſchwerde der Hannoverifchen Ritter- 
ſchaft gegen die ordnungsmaßig durch die allgemeine Ständeverfammlung des KRö- 
nigreihs mit Zuſtimmung des Königs zu Stande geflommene Landesver— 
faffung früßere ritterſchaftliche Privilegien wieder Her. Nun aber wäre die Burbedgarantte 
für ganze beftehende Verfaffungen (im Art. 13 der Bundesacte und Art. 56) doch mol illuſo⸗ 
di, wenn nad Aufhebung derſelben die aufgeläften einzelnen Stände gar fein Recht zur Be⸗ 
ſchwerde haben. Andererſeits fcheint die Souveränetät der Bundesflanten, wegen weldher 
die Art. 55 und 56 das ganze Gonflituiren und Andern der Verfaflung diefen Staaten über: 
läßt, wegen welcher der Bund ſelbſt nach Art. 61 Keine ſtaäͤndiſche Streitigkeiten entfcheiden darf, 
wufgehoben, wenn Fürſt und Stände nicht In orunungsmäßiger Verhandlung ihre Berfaffungen 
dem Öffentlichen Wohle des ganzen Staates entſprechend gültig feftftellen tönnen, fondern ver- 
altete Brivilegien vom Bunde dagegen Schuß erhalten. 

Auch jenes zweite Princip der Ausnahmsmaßregeln, die innere ſtaatsrechtliche Sicherung, 
iR fen wieder praktiſch geworden. So namentlich in dem Gefep Über die Vereine, wozu 
weder im Bunbeögrundvertrag nod in der Garantie einzelner Rechte irgendeine Spur einer 
Bunbescompetenz fid finden will. Es enthält zwar dieſes Vereinsgeſetz großentheils Be⸗ 
kimmungen, die man ſtaatsrechtlich, zumal für ſchwächere politiſche Zuſtände, billigen kann. 
Steto aber find folge Ausnahmömaßregelä und Souveränetäts- und Berfaffungsbefhräntun: 
geu ohne verfafſungsmäßige Zuftimmung und Begründung juriſtiſch und politifch verlehend. 
Noch mehr aber iſt es ver allgemein ausgefprochene Grunbfag, daß der völkerrechtliche 
Bund das Recht zu beliebigen Maßregeln fürdie innere Sicherheit, für dieſen 
unnfaflenpften Staatszweck behauptet. Wo blieben nun die Souveränetät ver Fürſten und Staa⸗ 
ten und Berfaflungen und der Brundvertrag des Bundes? 21) 

Doc die reichſte Duelle von Ausnahmsmaßregeln ift gegenwärtig das Princip der Erhaltung 
des monarchiſchen Principe. Daß diefes Prinecip in der Auffaffung und Ausdehnung, welche dem⸗ 
ſelben, ganz im Gegenſatz gegen das geſchichtliche deutſche und europäifche Staatsrecht, ja ſelbſt 
gegen den Art. 57 der Schlußaete, nach Theorien einer Meinen, aber mächtig unterſtützten reactionä⸗ 
ven Bartei gegeben wird, an ſich ſchon aller wahren ſtaatsrechtlichen Freiheit und ver repräfentativen 
Berfaffung wiberfpricht, dieſes werben die Artikel Kurheffen, Hannover, Luxemburg volffländig 
hiſtoriſch veranſchaulichen. Vollends aber ift aldpann von feinem Volksrecht und feinem freien und 
feſten verfaffungsmäßigen Rechtozuſtand mehr zu reden, wenn nach einem ſolchen vieldeutigen, von 
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30) Bortrefflich beleuchtet wurde ber neueſte Preßzuſtand in der Verhandlung ber zweiten preußiſchen 
Sammer bei der Motion von Matthis. 

31) Der Bundesbefchluß vom 33. Aug. 1851, Protofoll $. 190 fg. , fobert die Regierungen auf, alle 
feit 1848 gemachten Einrichtungen, welche etiva der innern Sache und Ordnung bedrohlich, alfo ben 
Orundgefegen des Bundes widerſprechend find, alsbald zu befeitigen, und zwar mit Berufung auf Art. 9 
* ber Bunbesacte und Art. 1 ber Schlußacte — 'alfo nach diefer rein völferrechtlichen Bwedbeftins 
mung, die alles innere Staaterechtliche ausfchließen wollte. _ 
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der einen igatsrechtilchen Partei, von ber Regierumgöyartek, allein auögelegten und gehandhab⸗ 
ten Brinciy beliebig ganze beſchworene, jahrelang in anerlaunter Wirkfamteit beſtehende Wer⸗ 
fafjungen wie die kurheſſiſche wenn in andern bie tusislogen, wie 3. D. das 
deutſche Steuerverwilligungsrecht, bie deutſche Gelbflänbigfeit her Juſtiz, die Verfaſſungs⸗ 
garantien des Regenteneides vor jedem Regieren, überhaupt bie verfafſungsmäßige, auf ges. 
meinſchaftlicher uͤbereinſtimmung beruhende Bültigfeit des Megierungsreitß, wenn ferner noch 
bie wahre Preß⸗ und Wahlfreiheit aufgehoben und beeinträchtigt werben dürften, und wenn de⸗ 
bei, ohne [hügenves unparteiiſches Bericht, Die Negierung, ſich Rügen auf die übermächtige aus⸗ 
wärtige Gewalt, mit allen Mitteln die Rechtsunterdrückung durchführen kann. Iſt ed denn 
möglich, einem Volke, welchem ſolche Maßregeln als recgssbefländige ordentliche Mafregein au 
nur angebroht wären, einen freien, einen verfaffungdmäßigen Nechtszuſtand noch zuzuſchreiben? 
Und ein folder Zuſtand wird jegt in dem deutſchen Grenzlande Luxemburg, gegenüber dem Aus 
Lande, als der deutſche Rechtazuſtand prockamirt. Die Vollſtrecker meifen den natürlichan Un⸗ 
muth der Unterdrückten, daß ja ihre nichtheutſchen Mituntertbanen deſſelben Fürſten gegen folche 
Behandlung verfaflungsmäßig völlig geſchützt find, damit zurück, daß fie, Die Unserbridkten, 
Deutſche und Untergebene des Deutfchen Bundes fein. - 

Gäbe es wol ein befferes Mittel, auch dieſes Grenzland wieder dem Auslande zuzuführen, 
nielleicht einem mächtigern ald Hollaud! Ja, darf man nun über eine andere Verlegung nue 
noch Elagen, über die nämlich, daß ein anderes’ deutſches Grenzland, Limburg, im Weſent⸗ 
lichen einer Einverleibung in Holland überlaflen wird; dürfen wir ihm nur wünſchen, deutſch 
zu fein, um wie Luxemburg behandelt zu werben? So foll Deutſchland eine mächtige große un» 
geehrte, eine dauernd beruhigte Nation bleiben? Gewiß jeder Deutſche muß mit jener Öfterrei» 
chiſchen Erklärung zu den Dresdener Sonferenzen einftimmen, daß pie ſtärkſte Gefahr zur ſchnell⸗ 
flen Reform des Bundes mahne. 

Um bie ganze Befahr unferd Ausnahmszuſtandes und bie dringendſte Nothwendigkeit feiner 
baldigen Befeitigung, um wenigftens unfere Überzeugung hierüber richtig zu würbigen, wird es 
unvermeidlich, in einigen hiſtoriſchen Grundlinien unfere Damit zuſammenhängende politiſche 
Lage anzubeuten. Wir befchränten uns auch bier in unferer Ausübung unfereß heiligen Bür- 
gerrechts einer politifchen und ſtaatsrechtlichen Erörterung der Öffentlichen Mapregeln und Zus 
flände, auf Erwähnung der nackten hiſtoriſchen Verhältniſſe und ihrer unmittelbar vorliegens 
den rechtlichen und politischen Natur. Wir fehließen alle Berfönlichkeiten und pilanten Züge 
aus, welde dem Hiſtoriſchen den Schein einer leidenſchaftlichen Golerirung geben könnten. 
Macht aber blos die nackte tharfäliche Zufammenftellung einen ſchmerzlichen Cindruck, fo 
möge dieſes in jegiger frienliher Zeit wohlthätig wirken zur fühnennen Austilgung, ehe in 
gefährlicher Zeit die Thatfachen leidenſchaftlich coloxirt werben. Wo wir aber irren follten, da 
berichtige man und, denn gar Viele urtbeilen ähnlich wie wir. . 

Zuerſt — das iſt ver Anfang der neuen Periode unferer politifihen Geſchichte — zerſtoͤrie 
man einfeitig ohne Zuflimmung ber Nation unfere Reichsverfaſſung und unjere Reichogerichte, 
allen Schug der alten Volksrechte. Dann gelobte man feierlich zeitgemäße Herftellung, bereitete 
aber jelbf durch nie ſtaatsrechtlichen Ausnahmsmaßregeln des völkerreihtlicden Bundes jene 
geſchilderten traurigen Zuflände der Nation. Durch die allgemeinfte ernflefte Klage der Nation 
beſtimmt, annullirte man alle Ausnahmensußregeln, verfprach und begann, und vereitelte wieder 
die unentbehrliche Bundesreform, und bantit zugleich, unter Gerftellung neuer Auanahmemaß⸗ 
regeln, ven rechtlichen Schug. Der Heereözug nach Kurheſſen und Holflein, von Baisen uns 
MWürtemberg durch ihre Verträge mit Oſterreich vorbereitet, daun namens des Bundes durchge⸗ 
führt, endlich fogar von dem ohne Schlacht befiegten Breußen, troh aller frühern Borgänge, jetzt 
unterflügt, fihien ven Deutſchen auch die legte natürliche Hälfe verfaflungswinrig unterbrückter 
Bölker zu verbieten. Ea wurde ja nicht blos folder gefeglicher Widerſtand, welchen gegen den 
erften Monarchen der Chriſtenheit, die deutſche Reichsverfaſſung, welchen mit der engliſchen Ver: 
fafſung auch die meiften frühern deutſchen Landesgrundvertrage auſdrücklich anerkannten, ſpndern 
ſogar der loyalſte yaffive Widerſtand gegen verfaſſungswidrige Gewalt, dieſes letzte fchligenbe 
Mittel auch gegen zerſtoͤrende reuolutionäre Cxploſionen aufgehoben, ja ſelbſt die den Verfaſſungo⸗ 
und Richtereid feſthaltende Eiveötreue als Verbrechen verfolgt. Man hat insbeſondere durch den 
Heereszug gegen Shleswig-Holfkein und durch Bundesbeſchluß ven von dem deutſchen Fürſten⸗ 
bund und von den einzelnen deutſchen Fürſten wiederholt als gerecht anerkannten, den vom alten 
deutſchen Bundestage und feinen Feldherren mitgefänspften Vertheidigungokrieg zus Schutz ur⸗ 
kundlicher Verfafſfungsrechte und der wichtigſten Nationalintereſſen nun pläglih zur rechtloſen 
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Revolution geftempeit und gewaltſam unterdrückt. Man hat alsvann bie num im Namen 
deffelben Deutfchen Bundes entwaffneten Schleswig⸗-Holſteiner und ihre wichtigſten Rechte fogar 
ohne wirkliche Amneftie dem rachedürſtenden auswärtigen Feinde hingegeben, das mitverbün- 
dete unglüdliche Schleewig namentlich der emporendſten Berfolgung feiner deutſchen Nationa⸗ 
lität und Sprache, Schule und Kirche überliefert. Die folhergeftais dem übermüthigen Däne- 
mark geopferte halbtauſendjährige politifche Union der beiden Herzogthümer, hervorgegangen 
aus dem langen nationalen Kampfe ver deutſchen Grenzlande gegen bie Propaganda des Danis⸗ 
mus, hatte auch für Deutfhland und feine Ehre ein großes nationales Intereffe und wurde 
vom Bundeötag noch 4846 pffleiell in Schug genommen. Doch nod ein ungleich wichtige: 
red Recht der Herzogthüimer und der deutfchen Nation, für welches ebenfalls beide noch fo- 
eben bintig gekämpft hatten, gab man preid. Der vänifche Mannsflamm war am Anöfter: 
ben, wodurch zum alferhöhften Vortheile Deutfchlands und der Herzogthlimer die unglüd- 
felige unehrenvolle Verbindung der deutſchen Lande mit Dänemark erloſch. Jetzt zerftörte 
man durch den Londoner Vertrag auch) das alte legitime Succeſfionsrecht der auguftenbur: 
ger Fürften in ven Herzogthümern, verband durch das neugefchaffene däniſche Erbrecht bie 
deutfchen Lande von nun an auf ewig mit Dänemark, und gab dem übermächtigen Rußland 
eine nahe Ausſicht, zugleich mit Dänemark dieſe deutſchen Lande und Lauenburg erblih ſich ein- 
zuverleiben. Die eine deutſche Großmacht ſtand an der Spige ber Heeresmacht, die Herzog: 
thlimer zu entwaffnen,. und Die andere, eben noch in innigerer brüderlicher Kampfgenoſſenſchaft 
für diefe Rechte und nad) ver ausdrücklichen Fäntglichen Anerfennung ver ſchleswig-holſtei⸗ 
niſchen und ber auguftenburgifchen Rechte, ſtimmte bei und half felbft die ſchleswig⸗- Holflei- 
nifche Sache in ver bezeichneten Weife zu Ende zu führen. Das für die hledwig = holfteint- 
fhe Sache begelfterte "und foeben noch aufopfernd kämpfende deutfche Voll aber wurde vor 
bem Auslande abermald aufs tieffte beſchämt, ohne Schlacht überwunden, und dem über: 
mütbigen Fleinen Dänemark ver Muth für fortgefegte Beleidigung der beutfchen National: 
ehre, zur neuen Beraubung des deutſchen Handels geftärft. Die deutſche Flotte nämlich, 
welche deutſcher Patriotismus, angeregt durch däniſche Bebrängung des deutſchen Handels, in 
kurzer Zeit gegrümbet hatte, ward Sffentlih an ven Meiftbietenden verfteigett. Bei folden 
Dorgängen und bei ver gänzlichen Vereitelung der deutſchen Meform müßte e3 ja wol ein 
Wunder fein, wenn nun nicht der Deutfche den Ausländern gegenüber in der perfänlichen 
Berührung wie in der Preffe überall einer kaum verhüliten Geringfhägung und Berhöhnung 
begegnete. Aber auch ſeitdem wurde das deutſche Ehr- und Rechtsgefühl täglich auf neue Pro⸗ 
ben gefleflt. Während nämlich die veutfchen Bürger in der bisher angebeuteten Weiſe gerabe 
für ihre weientlihften Rechte, für ihre Verfaffungsrechte ſich des rechtlichen Schuges und jedes 
Gerichtshofes beraubt fehen, ſodaß ſelbſt einige Fleinere Fürſten geradezu die beſtehenden Lan- 
beöverfaffungen annullixten, erneuern ſich von Seiten der als rein völkerrechtlich erklärten, 
und rein volkerrechtlich conftituirten, geheim. verhandelnden diplomatifihen Kürftenvertretung 
Interventionen in die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe und Streitigkeiten nad ven bisher ge- 
ſchilderten Ausnahmögefegen zu Gunſten des monardifhen Principe. Es ift verkehrt, 
wie gewoͤhnlich geſchieht, Leidenſchaften hier gegen die wahrhaft wohlthätige monar— 
chiſche Inftitution, dort gegen bie handelnden Berfonen zu erregen. Die Quelle aller 
Einfeitigkett, alles Mangels an parteilofem Rechtsſchutz, an Zerftörung oder Unfiherheit der 
wohlthaätigften Verfaflungen und Berfafiungsrechte, mie fle hoffentlich veutlih genug ange- 
deutet wurben -— fie liegen in der allfeltig anerkannten Einfeitigkeit und in dem erneuerten 
Ausnahmscharakter unferd rechtlichen Zuſtandes. Beſonders verderblich wirkt auch jet mie- 
ber die ebenfalld wieder nur einfeitige Zerftdrung ber politifchen Preßfreiheit. Kür base 
Volksrecht iſt fie und mit ihr die Wahlfreiheit gelähmt, während gegen daſſelbe beide 
die gefährtichfte Waffe ver Minifter und ver Neactionäre bilden. Wäre dieſes nicht, fo wür⸗ 
den bie Fürſten wenigſtens über ihre eigenften Intereffen beffer berathen fein, als ed jegt oft 
ber Fall ſcheint. Sie würden erfahren, wie ſolche Mafregeln, wie die angedeuteten, wie der 
ganze Bffentliche Nationalzuftand, die ihnen und dem Thron treueften beutfchen Männer, vie 
noch ein Gefühl für Berechtigkeit und Nationalehre Haben, bis in das innerfte Mark verlegen. 
Sie würben zugleich erfahren, welde Gefahren ihnen die öffentliche Täuſchung verbirgt — 
und zwar Gefahren für alle deutſchen Staaten, nicht bios für die kleinen, fondern auch für 
die großen, Gefahren für uns Alte. 

Zwar die Gefahren zunächft für die beiden deutſchen Großmäachte wollen wir Hier nicht be⸗ 
ſprechen. Einfichtönolle Ofterreicher mögen ſelbſt würdigen die gegenwärtigen wie bie zufünftigen 
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Bolgen der unter der Herrſchaft der Ausnahmsmaßregeln durchgeführten Aufhebung, zugleich 
ber alten und der neuen berelts verkündeten, ja zum Theil ſchon eingeführten Verfafſungsrechte. 
Sie können fi gründlicher al& wir übrigen Deutfchen die Frage beantworten, 06 die loͤblich er⸗ 
frebte fegendreiche Berjungung bed Volks und eine dauernde Staatögröße in einem mehr noch 
als früherhin abfolutiftifchen Zuſtande in dem heutigen Europa möglich; iſt? Ob dabei namentlich 
eine Hauptgrundlage der Öftesreihifchen Stantögröße, dad nur von einem Viertheil ſeiner Bewoh⸗ 
ner repraͤſentirte deut ſche Element, ohne gefeſtigte Cinigung mit der deutſchen Nation die 
nöthige vereinigende Kraft haben kann ? Ob bei der Trennung von Deutſchland, welche ein dauern⸗ 
der Abſolutismus unvermeidlich immer mehr herbeiführen müßte, ob bei der Ausſchließung der 
öſterreichiſchen Deutſchen von der heutigen hoͤchſten, von ver politiſchen Cultur, das deutſche 
Culturelement, um welches ſich die dftlerreihifche Staatsmadht anſammelte, 
fernerhin ven übrigen Volkselementen gegenüber die nöthige vereinigende Autorität behaupten 
würde? Ob endlich Oſterreich ohne eine gefiherte Einigung mit Deutſchland, gegenüber neuen 
Rheinbundsgelüſten und einer gegnerifchen preußifchen Politit, die angemeſſene politifche 
Machtgröße und Sicherheit in europäifchen Krifen behaupten kann? Darüber aber wollen wir 
übrigen Deutfchen keinen Zweifel beftehen Iaflen, daß wir zwar bie treuefte Einigung mit unferm 
Öfterreihifchen Bruderſtamme wünfden, daß wir auch ebenfo, wie anberwärts, allen unftreitig 
großen augenblicklichen Schwierigfeiten die billige zuläffige Rechnung tragen, daß wir aber zu 
bloßen Landsknechten in einem und fremden Interefle ung nicht mehr fo wie zuweilen früher wollen 
gebrauchen laſſen; daß wir nicht ferner im oͤſterreichiſchen Intereffe unfere ſtaatsbürgerliche Frei⸗ 
heit opfern wollen; daß ohne innige vaterländiſche Einigung eine fihhere Verbindung mit uns 
gar nicht möglich wäre, nicht möglich wäre bei einer folchen Öfterreihifchen Staatseinheit, bei mel: 
er in feinen deutſchen Bundesländern nicht einmal die Art. 13 und 16 der dürftigen alten beut= 
ſchen Bundesacte über landſtändiſche Berfaflung und vd ILige’politifche und bürgerliche Gleiche 
berechtigung aller Chriſten Heilig gehalten würde, bei weldher etwa, troß aller gepriefenen Berjün- 
gung, bie natürlichen Folgen des Concordats Fortſchritte und die Preßfreiheit Rückſchritte machten! 

Ebenſo mögen es einſichtsvolle Preußen erwägen, ob die bei ihnen unter dem Schuße der 
Ausnahmsmaßregeln feit 1819 und 1849 durchgeführte Vertauſchung ber deutfchen Bolitit mit 
der durch Rußland herbeigeführten, des männlichen Fortſchritts in der Entiwidelung zu wah⸗ 
ver Staatägröße und einer auf die innige Einheit mit Deutfchland geſtützten Träftigen und 
furdtlofen Politik mit dem Rückſchritt zu jener Eleinlihen Mittelftaats- und Schaufelpolitif, 
ihnen Größe, Macht und Ruhm fihern, oder ihnen ferner ähnliche große und zahlreiche Befchä- 
mungen und Nieberlagen wie vor und nah den großen Befreiungsfriegen bringen koͤnnte. 
Sie mögen prüfen, ob Preußens Ehre und nöthige Machtgröße gedeihen Eönnen bei dem dur 
Preußens Politik mitverfchuldeten gegenwärtigen Zuſtand Deutſchlands, ob fie gedeihen füns 
nen, ehe jene großen Flecken in ver Holfteinifchen und kurheſſiſchen Geſchichte von ihm in ber 
Art befeitigt werben, daß es Ofterreich ebenſo zu deren Austilgung beflimmt, wie ed felbft zu 
deren Begründung von Oſterreich fich beſtimmen ließ. 

Beide endlich, Öfterreicher und Preußen, mögen prüfen, ob ihrer wahren Größe ver bisher 
angedeutete Zuſtand Deutſchlands wirklich entfpreche; und ob ſelbſt dann, wenn fie bei un⸗ 
deutfcher Politik gefihert fein könnten gegen ähnliche entfegliche Nieverlagen, wie vor den 
Befreiungskriegen, ob ſelbſt dann ihre de ut ſchen Fürften und Volkeſtämme je mit dem Bes 
wußtfein erfüllter Pflicht und Beſtimmung eine immer tiefere Erniebrigung und bie endliche 
Vernichtung ver deutſchen Nation, deren Kinder fie find, mitanfehen Eünnten ? 

Für die übrigen deutihen Volksſtämme und Negierungen aber ift foviel Har, daß, wenn 
dem tiefern politiſchen Berfallen der deutſchen Nation nicht bald Einhalt gethan, und wenn etiwa 
das Hußerfte endlich unvermeidlich herbeigeführt würde, fie nicht einmal, wieble Großſtaaten, von 
dem alsdann ſchimpflich gewordenen Namen Deurfche in einer andern felbflänbigen Eriftenz fi 
losſagen koͤnnten. Die wirklichen und moͤglicherweiſe fogar nahen @efahren ſelbſt wollen wir nicht 
zweiter, als biöher gefchehen iſt, andeuten. Wer nicht einflebt, vaß die alte Pietät gegen Fürften- 
Häufer leider fehr vermindert, daß das Gefühl und Bedürfniß deutſcher Nationaleinheit und 
Ehre und nach einem ehrenhaften felbflännigen polttifchen Zuſtande in immer größerer Aus⸗ 
Dehnung wächſt, wer hierbei Die Gefahren eines folden Ausnahmszuſtanbes wie der oben ges 
ſchilderte nicht einfehen will, mit dem wird man vergeblich politifch rechten. Aber es werben auch 
die Gegengrũnde, welche noch neulich ein folder Staatsmann vernehmen ließ, Andere wenig 
überzeugen. Da mußten wir hören: deutſche Bürger und Bauern fühlten gar Beinen Verdruß 
über Das, was einige eraltirte Patrtoten in ſolche Bewegung ſetze. Sie ſeien auch von dem 
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Methte der Regierungen überzeugt, durch die angeblich verlehendenn Ausnahmonaßregeim ben 
revolutionären uͤbermuth von 1848 zu ſtrafen und zu zͤhmen. Das Volt wiſſe auch, daß bie 
Heinern Regierungen den mächtigern nachgeben müßten. Dieſe Gründe verdienen wenigflens 
eins ehrliche Prüfung. Sole Gegengründe aber wie pie, welche ein Staatsmann, bald nad 
den kurheſſiſchen und holſteiniſchen Geſchichten, ven Abgeordneten einer Tiberalen Stadt 
gegenüber ausſprach, darf man höchſtens nur erwähnen, um Die Verblendung bed reactio⸗ 
nären Fematisſsmus zu veranfchauliden. Gr, biefer Stantsmann, erwiberte nämlih jenen 
Bürgern auf ihre Klage, bei ſolchen renstionären Maßregeln, weldde Bürger ihrer Stadt 
duch wilffürlihe Conceſſionsentziehungen und anbere Wahleorruptionsmittel betroffen hat⸗ 
ten, würben ja offenbar Reit und Gerechtigkeit mit Fügen getreten: „Ha! merkt ihr das! 
Nun das ift recht, dann feht ihr auch, mad mir koͤnnen und. wollen, und werbet euch fügen.” 
Das ift denn doch noch ſchlimmer ſelbſt ald was bekannte Mitzwort eines andern Staatsmanns 
zur Belfämpfung ver Empörung des logiſchen Verſtandes und bes rechtlichen Gefühls gegen ven 
Gedanken, die armen Kurheſſen, weil fie ihre Berfoffunge- und Richtereide nicht brechen woll⸗ 
ten, „als offene Aufrührer“ beftrafen zu vürien. Ginen Rechtfertigungsgrund freilich für 
neue Dragonaden konnte der Wis von ven „Revolutionären in Schlafro und PBantoffeln ” 
natürlich ebenjo wenig abgeben, als die merfwürbige Entſchulbigung in ver bairifhen Kam⸗ 
mer, ber eigentliche Gegenſtand ver beklagenswerthen Operation fei ja gar nit die Demüthi- 
gung der armen Kurheflen und. Holfteiner, fondern die Demüthigung Preußens geweſen. Dod 
Lafien wir ſolche und äbnlihe Außerungen, tweldye felbft einen tiefen Schatten auf die Heilig: 
feit deutſchen Volksrechts und auf unfere politifchen Zuſtände merfen, und gehen wir zu jenen 
erften drei Gegengründen über. ® | 

Es iſt allerdings nur zu wahr und auch theilweiſe eine gute Entfhuldigung für manche 
verlegende Regierungsmaßregel, daß in ver veutfchen Nation, infolge langer politiſcher Unter: 
drüdung, die uralte edelſte Gigenſchaft unferer Vorfahren weniger wirkſam ifl. Wir meinen 
bie edelſte Cigenſchaft überhaupt aller würdigen frelen Völker, ein energifches Nechts- und Frei: 
heits⸗ und Ehrgefühl, welches durch ſchnellen einmüthigen Ausdruck bei Verlegung deflelben 
vie Verlegenden zur Zurücknahme und noch mehr zur Vermeidung ihres Unrechts beſtimmt. 
Auch Hält das tägliche Gefhäft und ein Überreſt der reactionären Richtung felt den verfehrten 
zadicalen Erfcheinungen von 1848 und 1849 und dann der Oruck unſers Ausnahmszuſtandes 
die Außerung politifcher Misfiimmung vielfach zurüd. Dod wird kein Unbefangener behaup⸗ 
ten, die deutſche Nafion gehe jegt ſittlich und in höherer Bildung und Einſicht rudwärts, feiner 
vollends, daß fle fo tief geſunken fei, daß, weil fie ruhig alle Ausnahmsmaßregeln hinnehme, 
jene ebelften Gefühle in ihr erſtorben feien, und kaum fanden wir unter Tauſenden einen deut⸗ 
ſſchen Mann, der ohne tiefverlegte Gefühle wie holfteinifchen,, die kurheſſtſchen, die medien: 
burgiſchen, die luxemburgiſchen, die hannoveriſchen Geſchichten, das Londoner Protokoll, die 
Verſteigerung der veutfchen Flotte, bie Conceſſtonsentziehungen und ähnliche Maßregeln beſpre⸗ 
hen Tonnte. Alle reactionären Maßregeln vor 1848 haben fogar niemals ein halb fo. großes 
allgemeines richtiges Verſtändniß gefunden, eine ſolche Berlegung des Ehr- und Rechtsgefühls 
bewirkt. Mit der undergleichlichen Verſtärkung unferd Ausnahmszuſtandes hat die Verſtim⸗ 
mung gegen denſelben Schritt gehalten. Sehr ſchlechte Natbgeber aber mäßten Diejenigen fein, 
welche e8 uͤberſehen wollten, daß bei irgend Eräftigen polttifch unfreten und bedrückten Völkern 
politiſche Misfimmungen in der Stille dauern und wachſen, bis ein entſprechendes größeres 
Ereigniß fie plöglich fowie 1848 in unbegreifliher Schnelle und Allgemeinheit zum lauten 
Ausprud bringt. ee . 

Wahr if es ebenfalls, daß im Sabre 1848 hoͤchſt widerwärtige und verbrecherifche Uber: 
treibungen und radteale Aufruhrgeſchichten vorkamen, und Präftige Begenmittel der Regierum: 
gen rechtfertigten, ja übertriebene zum Theil entſchuldigten. Doch wird ein gerechter und kun⸗ 
diger Beurtheiler der Geſchichten der andern nach Freiheit ſtrebenden Nationen zugeben, daß dieſe 
Erceſſe nicht nur im Verhaͤltniß zu dem von den Regierungen cthatſãchlich ſelbſt anerkannten langen 
vorhergehenden Unrecht mäßig waren, und daß ſolche bei großen Nationalbewegungen nur allzu 
häufig ſind, ſondern — was die Hauptſache iſt — daß ber tauſendfuch größere Theil der Nation 
ihnen fern blieb, vielmehr die Theme und bie Ordnung gloich zu Anfang ber Bewegung rettete 
und durd feine bewieſenen Geſtnetungen ihre Unterdrücknug leicht machte. Sollte wol nun 
bie der Negierungen mie der Nation unmwürkige Auſicht noch einer Widerlegung Beblirfen, daß 
bie Regierungen das Recht in Anſpruch nehmeũ Rönnten, die deutfche Nation wegen des längſt 
vnterdruckten, an den Schuldigen ſchwer beſteaften Nirechts bellebig züchtigen und für recht⸗ 
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los erkfüren zu nürfen! Die richtige Megierungspolitit vollends wird ebenfalld wie Aus⸗ 
nahmsmaßregeln nicht vechtjettigen. Waren fie e8 ja Boch vor allen, melde 1848 die ge⸗ 
fährlide Bewegung und. ven jlttlishen Unwillen ſelbſt ver ehrenwertheflen confervativen Man⸗ 
ner hervorriefen! —.. 

Endlich wollen wir auch nicht verkennen, daß die kleinern deutſchen Regierungen, weil ſie 
der wohlthätigen Stütze einer Nationalrepräſentation entbehren, oft für die ehrenvollſten und 
heilſamſten Maßregeln der beſten Kräfte und Mittel beraubt ſind. Müſſen ja ſelbſt die Groß⸗ 
mächte, fo Oſterreich im ruſſiſchen Kriege, denſelben Mangel bitter empfinden. Auch iſt es uns 
noch in guter Erinnerung, wie ehemals die Metternich'ſche Politik, welche Deutſchland als ein 
Bafallenland für Oſterreich anſah, und welche zur Durchführung des der heutigen Cultur 
widerſprechenden despotiſchen Syſtems in Oſterreich auch die Freiheit in Deutſchland haſſen 
mußte, nicht blos den Fürſten und Adeligen ſchmeichelte, ſondern durch [höne Phraſen von der 
„bewundernswerthen vortrefflichen deutſchen Nation” zu Gunſten ihrer Entwürbigung auch 
die bürgerlichen eiteln Thoren in derſelben Weiſe zu bethoͤren ſuchte, und ſo Alle zu ihrem 
Schaden zum oͤſterreichiſchen politiſchen Syſtem zu beſtimmen ſtrebte. Dennoch iſt jene alte mi⸗ 
niſterielle Täuſchung längſt wirkungslos, daß die Regierungen der kleinern Staaten die Aus⸗ 
nahmsmaßregeln und die ſcheinbar auswärtigen Freiheitsbeſchränkungen ihrer Unterthanen ſtets 
ungern gutgeheißen und vollzogen hätten. Welche unermeßliche Kraft hätte unvermeidlich 
der offene gemeinfame Widerſpruch auch nur einer Anzahl veutfcher Fürften gegen die neuen: 
Ausnahmsbeſchlüſſe, vor allem gegen vie Beſchlüſſe in der Holfteinifchen Sache, gegen Be⸗ 
ſchlüffe, welde die Heiligften, von allen deutfchen Fürften anerkannten, ja eben noch verthei⸗ 
digten urkundlichen Rechte eines ebeln deutſchen Volksflammes, die Iegitimflen Succeſſions⸗ 
echte eines deũutſchen Fürſtengeſchlechts, ja eines ver herrlichſten und wichtigſten deutſchen 
Grenzlande dem übermüthigen Auslande und ſehr wahrſcheinlich Rußland hingeben, welche 
ſomit Alles, was Deutſchland durch das frühere Preisgeben anderer Grenzlande, der Oſt⸗ 
ſeeprovinzen, des Elſaß und Lothringens erlitt, noch weit überbieten.22) Kommt ja doch 
hier zu der allgemeinen nationalen Ehrenpflicht, das Gebiet und die Macht der Nation gegen 
das Ausland zu behaupten, der wirklich zu Gunſten Schleswig-Holſteins im Verein mit den 
braven Bewohnern vom deutſchen Fürſtenbunde übernommene gemieinſchaftliche Vertheidigungs⸗ 
krieg. Hier gilt es alſo, das Vertrauen auf den zugeſagten Schutz Deutſchlands und der deut⸗ 
Then Fürften zu erhalten. Welche Macht koͤnnte nun wol ber deutſchen Regierungen, welche 
bie Heiligften Ehrenrechte der Nation und ihrer Fürften wahren wollten, auch nur nachträglich 
zu einem zuſtimmenden Ja zwingen! Wir fürchten überhaupt, ed wird die Öffentliche Meinung 
die Schuld verlegender Ausnahmömafregeln, zumal folder, von welchen die Eleinern Regierun⸗ 
gen willig den fhönften abfolutiftifchen Nugen ziehen, nicht mehr allein den Großmächten 
aufbürben. Und wenn fie es thäte, fo würde dieſes ja nicht einmal die Gefahren abwenden, 
fondern nur das Übel ärger machen. Denn es müßte ja doch wol die Nation doppelt unmuthig 
machen gegen ſolche Einrichtungen, die fle fo weſentlich bedrücken, one daß felbft ver gute Wille 
ihrer Regierungen die Kränkungen ihres Rechts und ihrer Ehre abzuwenden vermöchte. 

Mit einem Worte envlih: Alle, vie außerhalb der Regierungskreiſe ſtehen, können jich, 
angefihtd des nah der allgemeinen Nationalerhebung von 1848 fo ſchnell wieder über 
Deutihland hereingebrodenen Ausnahmszuſtandes und feiner verlegenden und gefahrbro- 
Henven Wirkungen, feine Pflichten und Nötdigungen denken, irgend vergleihhar den Pflich⸗ 








32) Daß bie nuldebung biefer Beichlüfie auch rückſichtlich Schleswig. Holfteins leider nicht bewirkt wer⸗ 
den Fann durch bie jegt (1858) zu erwartenden Bundesbeſchluͤſſe, wie Löblich auch ihre einmäthige Begrüns 
dung und fie felbft fein mögen — biefes ergibt fich ſchon daraus, daß fie vorausfichtlich die Hauptiache, 
Die Herftellung der Union und bes legitimen deutſchen Erbrechts, nicht betreffen. Ohne diefe aber koͤnn⸗ 
ten ſelbſt die Holfteiner und bie —— gegen ſpaͤtere hundertfache Bedruckungen der bänifchen Des 
moftaten, nach bisherigen anderweitigen Vorgaͤngen, und ſelbſt nach ben Geſetzen des volkerrechtlichen 
Bundes, feine Hülfe erwarten. Das unglückliche Schleswig aber bliebe vollends dem Haſſe vreisgege⸗ 
ben, welchen feine deutfche Nationalität und Deutfchlandg frühere gerechte Bertheidigung berfelben im in 
Dänemark erwedte. Deswegen fam man bereits in England, wo bie verfehrte Politik des zumeilen leicht: 
fertigen erften englifchen Diinifters in Beziehung auf’ das Londoner Protofoll allgemein getabelt ift, und 
auch in deutſchen Zeitungen, ja nach der „Allgemeinen Zeitung‘ vom 12. Ian. 1858 (Beilage) auf hochſt 
anerfennungswürbige Weife felbit in den Cabineten von Wien und Berlin zu ber Anerkennung ber Noth: 
wenbigfeit, das Londoner Protofoll aufzuheben. Auch die altlegitime Union wieberherzuftellen, erklären 
ſchon jegt Viele alo unvermeidlich, ſogar bänifche Conſervative, wie Orfteb. 
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ten und Mefimmangägründen für jeine alsbaldigſte Aufhebung! Daß die legtern bidjetzt nicht 
ſiegten, vieisd können wir nur allein ven Täuſchungen leidenſchaftlicher Reactionofreunde zuſchrei⸗ 
ben, welche ja ſchon oftmals, in England und Frankrelch fogar boppelt, fi und noch mehr die 
Fürftenthrone duch ihre Verblendung ind Verberben flürzten. Aber wir dürfen nichts Wei⸗ 
teres hinzufügen. Das Bisherige genügt mol für den Verſuch einer pflihtmäßigen Begrün- 
dung unfesex obigen ſtaatsrechtlichen und politifgen Überzeugungen. Das fpöttifge Lächeln 
aller Derer aber, welche an einer frienlihen Löfung unſerd Nationalfchickſals und an Crhal⸗ 
tung der monarchiſchen Ordnung allen Glauben aufgaben, würbe und nicht irven, ebento 
wenig als biäher, und ebenfo wenig der Unmuth Derer, welchen vie Enthüllung unfers Zu: 
ſtandes und feiner Gefahren unbequem ifl. Der Erftern frohe Wünſche für die Fortdauer ver 
gefhilverten Politik und für Ihre Gerbeiführung radicalen Umſturzes, welcher uns Ähnliches 
bringen würde wie unfern Nachbarn, wird bie Vorſehung und ber gefunde Verſtand ver Na- 
tion vereiteln. Den thoͤrichten Wahn der Andern Dagegen, daß nicht das Übel ſelbſt, fondern 
bie zu feiner Heilung nöthige Wahrheit verderblich fei — dieſen macht alle Geſchichte zu Schan⸗ 
den, Wen aber das Bisherige noch nicht genügend überzeugt, ber rufe ſich Doch nur eine deut⸗ 
liche Vorftellung zurüd von ver im Jahre 1848 zum Ausdruck gelangten allgenteinen fittlihen 
und rechtlichen Verwerfung unſers damaligen Ausnahmszuſtandes und feiner die Ehre und 
Macht ver Nation verlegenven Maßregeln, von dieſer Verwerfung, welche damals und auch 
noch nad der Auflöfung der Frankfurter Berfammlung alle deutſchen Regierungen ebenfo theil- 
ten wie bie Nationalüberzeugung von der Nothwendigkeit einer gründlichen Bundesreform 
zur Befeitigung ber allergrößeften und dringendſten Gefahren. 2°) Sodann aber vergleiche 
er unbefangen die erneuerten Ausnahmszuſtände, die erneuerten Berlegungen,ger Gefühle für 
bie nationale Ehre, Einheit und Macht, und frage ſich dann, ob fie, und mithin auch jene Ge⸗ 
fahren jegt nicht ungleich größer find als zuvor. 

Dod reden wir nit von ben allerdings vielfahen und großen Gefahren unferer Aud- 
nahmözuflände. Wir appelliren viel lieber an ein höheres Motiv ald vie Furcht, an das höchſte 


33) Wir erinnern ans ber ganzen Flut ſelbſt der bamaligen amtlichen Erklärungen nur an nach⸗ 
folgende drei. Das Bunbestageprotofoll vom 8. März 1848 (alfo noch vor dem Borparlament) 
fagt unter Anderm: „Schon bie Grundlage bes Bundes war eine mangelhafte und ungenügende. Masche 
Gegenflände waren darin aufgenommen, bie fuͤglich ven einzelnen Bundesſtaaten hätten überlaffen bleis 
ben fönnen, während ambere und wichtigere von deſſen Competenz ausgefchloffen oder doch nur ala Ber: 
ſprechen oder Wunſch bezeichnet wurden. Die Erfüllung folcher Verſprechen und Wünfche wurde aber 
von ber Einhelligfeit der Stimmen abhängig und dadurch die Erreichung eines befriebigenben Refultats 
von vornherein unmöglich gemacht. Auf diefem Wege Fonnten die zu einem wahren und fräftigen Bunde 
unentbehrlichen Snftitutionen nicht ausgebildet, und noch weniger zur Anwendung gebracht werden. Der 
Souveränetät der einzelnen Bunbesftaaten wurde dadurch eine Ausdehnung gegeben, welche bie Wirk: 
famfett bes Bundes in flets engere Grenzen einzwängen mußte. Hieraus entfprang bie Abhängigkeit der 
Bundestagsgefanbten von fpeciellen Infiructionen und die Unmöglichkeit der Entwickelung. Die Bro- 
tofolle ber Bunbesverfammlung waren nichts mehr als ein Repoſitorium von Vorträgen und einzelnen 
Abflimmungen ohne inneres Leben und Zufammenhang , ohne Austauſch der Ideen und Anftchten, ohne 
ein na daraus mit Folgerichtigfeit ergebendes Refultat.‘‘ 

„Kein Wunder, bag nad) allem Obigen das Anfehen ber Bundesverfammlung von Tag zu Sag mehr 
fanf, und fich zuleht in fein Gegentheil verwandelte. Dies mußte um fo mehr und um bo ſchneller ges 
fchehen, als die Fälle fich mehrten, wo von vielen Bundesregierungen bie mühfam zu Stande gebrachten 
Bundesbeſchlüſſe Häufig nicht publicirt, oft nicht befolgt und zuweilen als geradezu unverbindlich erflärt 
wurden. In manchen Bunbesgebieten ift weder die Bundesacte, noch die Schlußacte und bie amtern 
Grundgefege des Bundes jemals gefegfich befannt gemacht, nur zu häufig ift der Vollzug ber Bundes⸗ 
befchlüffe von ben Beflimmungen der Sanbeögefeht abhängig genacht worden. Nur biejenigen Bun⸗ 
besbeichlüffe, welche ber öffentlichen Meinung entgegengetreten, unb beren Berants 
wortlichfeit bie Bunbesregierungen lieber bem Bunde überließen, wurden ale 
Bundesgefege publicirt und ale folche auf deren Defolgung gehalten. Wie fonnte da 
bas Volk Vertrauen zum Bunde und befien Organ, die Bundesyerfammlung, faffen, ja wie konnte er 
nur in das öffentliihe Bewußtſein übergehen!...“‘ 

„Nach Obigem muß erfaunt werben, daß bie Berfaffung des Deutfchen Bundes, wenn Deutfchlanb 
ſtark und friedlich bleiben ſoll, einer Meviflon auf breiter nattonaler Grundlage bebarf....‘‘ 

Nach ausführlicher Debrterung des Vortrags wurde In Übereinffimmung mit dem Ausjchuf- 
antrage befchloffen: 1) ‚Die Bundesverfammlung fpricht die Über ugung aus, daß eine Reviften 
der Bundesverfaflung auf wahrhaft zeitgemäßer und nationaler Grundlage noihwendig ſei.“ 

Aus dem Vortrage des Herrn v. Radowitz, welchen er als Megierungscommiflar "für bie deutſche 
Berfaffungsangelegenheit in der neunten Gigung ber preußifchen zweiten Kammer am 25. Aus. 
1849 Hielt: „Ich möchte Ihnen und mir ben fehmerzlichen Rüdblid auf bie Befchichte des Deut: 
ſchen Bundes erfparen oder ihn mindeftens in bie engften Grenzen bringen. Es iſt nur zu befannı, 
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won allen Motiven, an dad einer gewiſſenhaften Treue, Gerechtigkeit un Ehre unferer Fürften, 
veren Grifienz mit einem ehrenvollen gerechten Zuftande der Nation fo innig verwachſen Ift, daß 
fie die ihm widerſprechenden Ausnahmözuftände, ſobald fie dieſelben als folge klar erfennen, 
gar nit dulden können. Es kommt alfo nur varauf an, daß die Bürger, die Rechtslehrer und 
Stänbeverfammlungen, jebe feige Rüdjicht wegwerfend, offen Recht, nennen, was Redit, und 
Unrecht, was Unrecht ift. Lediglich biefer Muth und pfligtmäßige Entſchluß wären nöthig, um 
alsbaid unfern Ausnahrigzuſtand mit feinen unglücklichen Folgen zu befeitigen. Er kann felbft 
bei der alten Bundeseinrichtung ebenfo gut alsbald wegfallen, wie er in ven erflen vier Jahren 
feiner Begründung fehlte. Daß aber aud) das Beffere, daß auch eine, allen Beteiligten, ben 
Großmädten, den Eleinern deutfhen Fürſten und dem Volk entſchieden vortheilgefte Bundes 
reform möglich) fei, wurde in unferm Art. Baden (©. 167) nachgewiefen. Belker. 

Belehnung, 1. Lehnswefen. 

Belehrumg, Volksbelebrung. Die Höhfte Beftimmung ver Menfchen, welche fie durch 
wechfelfeitige Mitteilung und befonders auch durch eine gut eingerichtete Staatsvereinigung 
erreichen follen, ift möglichfte allfeitige Ausbildung und Vervollkommnung. Der befte Staat 
ift derjenige, welcher die höchften Iwecke der Menſchheit am wenigften fört, am Eräftigften 
fördert, und der ebendeshalb, wie für die menfihlihen Envzwede fo auch für feine eigene 
Kraft, Wirkſamkeit und Dauer, in der gerechteften und freieflen Staatdorbnung alle Kräfte 
und Befttebungen feiner Bürger vereinigt. Daß hierzu die mögliäfte Verbreitung der Einfiht 
und Aufklärung , namentlid aud) der das Gemeinwefen betreffenden ober der polltiſchen weſent⸗ 
lich fei, dieſes ift far. Es wurbe auch fon oben in den Art. Aberglaube und Affociation 
auögeführt. Namentlich wurbe gezeigt, daß politif—he Cinſicht und Bildung und freie thätige 
politifche oder patriotijche Beſtrebung ber Bürger, weit entfernt, die Orbnung und Treue zu 
gefährden, vielmehr ebenfo weſentlich für fie und zur- Ausſchließung anarchiſcher und revolu⸗ 
tionärer Zuſtände wie für die geſetzliche Freihelt und für die Kraft und bie Blüte des 
Staats wirkt. 

So ift denn alfo moͤglichſte Belehrung des ganzen Volks, namentlich auch politif—he Beleh⸗ 


unter welchen Wirfungen und Segenmirfungen die Ration, nachdem fie unter dem Drude ber Fremd⸗ 
herrfcjaft und der Schmach der Rheinbundepolitif zu neuem Bewußtfein erwacht war, enblich ihre 
Berfaflung erhielt, und welche mannichfachen Urfachen es waten, bie auch bie beffern Keime, die 
die Bundesacte barbot, erflichten. Das Ergebniß von 33 Jahren liegt vor ung; die Thatigteit der 
Bunbesverfaminlung zeigte fid) faft nur im —2 und auch bier hat bie fu 
wiefen, daß fie ihren @lievern nicht den äußern Schuß, und die braunfchweiger 
den innern Gchuß getwähre, Die holfleinsfchlesisiger aber, baß fie vor Herannahende 
ſchließe. Da, wo bie Autorität des Bundes in Anfpruch genommen wurbe, um je 
fpalte zwifchen ben Regierungen unb ihren Ständen zu fchlichten, traten bie ur 
erflärungen ein, bie dem Bunde zu bem Schaden noch ben Spott aufluben. Kon 
Ren Aufgabe nicht genügt werben, fo mußte ſich die Thätigfeit des Bundes ba 
weifen, wo es fid) um pofltive Schöpfungen gehandelt hätte; die Mxtifel der Bun: 
völferrechtlichen Berein hinaus gemeinntplide Inftitutionen in Ausficht flellten, 

gegangen; es war Ba die Particularinterefien nach irgendeiner Richtung 
[* ingen. "Meine Herren! Das Schaufpiel, welches diefes ite ganz Deutfchla 
darbot, war ein traı 6! Niemand, ber mit ber nuß« und würbwlofen Beichäfti _ . 
zumal in feinen legten Sahren, näßer befannt ift, wirb fich eines Gefühle erwehren Fönnen, an dem Kums 
mer und Unmuth gleichen Theil haben... Soll und muß daher bie Revolution geenbet werben, unb 
War nicht bIo6 daburdh, daß bie jerflörenben Kräfte gewaltfam niebergehalten werben, fondern zugleich 
durch bie Befeftigung bes Rechtszuftandes in Deutichland,, jo ift der Aorchtuf der deutſchen Berfaungss 
kriſe die Aufrichtung einer politifchen Ordnung, bie die Einheit ber Ration inmerhalb ihrer möglichen 
unb berechtigten Bedingungen verbärgt, bie erhe unb oberfe Bebingung jedes Gelingens.“ 

In der faiferlich dflerrei pifchen Qinlabung zu den Dresdener Gonferenzen im December 1850, 
nachdem diefelbe von der „längft als dringen notwendig“ anerfannten Bundesrefarm gefprodhen, heißt 
es „Und dennoch muß man fchmell an diefes Ziel gelangen, will man nicht die Yanbe, bie 
gefeglich und naturgemäß die beutfchen Staaten ameinander Enüpfen, Immer mehr sich lodern, 
will man nicht die deutſchen Verhältniffe einer völligen Anfldfung ent eggugeben 
und den Bund in der europäifhen Staatenfamilie gänzlicher 3 t zur 
traurigen Beute werben fehen.‘ In übereinkimmender Bil anderte ſich en in feiner Ein⸗ 
ladung vom 12. Dec. 1850. Das Protokoll über die Eröffnung der Eonferenzen am 33. Der. 1850 ent⸗ 
Hält aufs neue übereinftimmende Erflärungen ber Bevollmächtigten beider Großmaͤchte unb der Bevoll⸗ 
maoͤqhtigten allet übrigen Bundesſtaaten. Vergl. die von Meifterhand gefchriehenen „Vaterländiſchen 
Hefte“ (Manfeim 1854), 1, 106 fg. PR 
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rung, theils als unmittelbare Beförberung der höchften Menſchenzwecke ſelbſt, tells als eines 
der wichtigften politifchen Mittel für das Staatswohl nothwendig und nüglid. Aber moburd 
und wie ift zu belehren? 

Die Belehrung muß ausgehen einedtheild unmittelbar von allen möglichen Lehranftalten 
und Lehrmitteln; von ver Kirche und dem kirchlichen, religidfen und moraliſchen Unterricht, von 
den fämmtlihen Bildungsanftalten, von der Volksſchule an bis hinauf zu der Akademie ver 
Wiſſenſchaften; fovann von der Preffe oder von Schriften aller Art, von Schriiten für bie 
Gelehrten, für die Gebilveten, für die Jugend und das Voll; befonders aber auch von den 


fogenanten periodiſchen Schriften, von Zeitfchriften, Zeitungen und Kalendern und von Gele: ' 


genheits⸗ oder Flugſchriften aller Art. Sodann -aber muß die Belehrung , und inäbefondere die 
Volksbelehrung, mittelbar ausgehen von dem Leben, von den geſellſchaftlichen Einrichtungen 
und Vereinigungen , von ven Öffentlichen reichs- und lanpftändifchen, von ven Provinz- ober 
Landraths-⸗, Schwurgerichts⸗ und Gemeindeverſammlungen, von den freien Aſſociationen und 
Geſellſchaften und Volksfeſten aller Art (|. Affoctation) ; auch von den Theatern, zumal wenn 
diefe, fowie im Altertfum, volksmäßig und national würden. Vorzüglich für die große Maſſe 
des Bolt, welche weniger lieſt und auch, wenn fle lieft, noch weit weniger für prüfendes Nachden⸗ 
fen, für Reflerion und Abftraction und für pas Allgemeine ald für unmittelbare Anfhauun= 
gen, für lebendige Eindrücke und Gefühle und für das anfchaulich vargeftellte Beſondere und Ge⸗ 
ſchichtliche empfänglich ift, wird dieſe lebendige Volksbelehrung weitaus die reichfte und wichtigfte 
Duelle der Bildung. Es ift deshalb auch mwenigftens fehr einfeitig, vie Bildung eines Volke 
blos nad der Zahl ver Lefenden und Schreibenden berechnen zu wollen. Dffentlidde und 
Geſchworenen⸗Gerichte z. B. geben vem Volke mehr Bildung und Kenntniß von feinem Rechts⸗ 
zuftande als alle Rechtskatechismen. Sie wirken auch auf die Öffentliche Moral heilfam, wie 
dieſes nicht bIo8 die Beamten von England und Frankreich, fondern fo gut wie einflimmig vie 
Beamten der deutſchen Rheinlande bezeugen. Manche, welche das Geſchworenengericht nicht 
fennen — denn Diejenigen, welche es felbft beobachten, werben, wie Orolman und bie treff: 
lichen Mitglieder ver königlich preußiſchen Immediatjuſtizcommiſſion, aud wenn fie früher 
deſſen Gegner waren, durch die eigene Anſchauung faft immer feine entſchiedenen Vertheidiger — 
fürchten zwar die Veröffentlihung des Schlechten. Aber dieſes vernimmt dad Volk doch. Nur 
vernimmt e8 daſſelbe nicht in der beſtändigen Verbindung mit überlegener und. imponirender 
Öffentliher Mishilligung und Verwerfung und unter dem moralifchen Eindrucke eines würde⸗ 
vollen öffentlichen Gerichts und der Stimme des dffentlihen Volksgewiſſens. Diejes, daß 
gerade hierdurch die böfen Eindrücke fo fehr überwogen werben, und daß zugleich die Belehrung 
und Wirkung durch das Leben, durch die Öffentlichen Einrichtungen und Handlungen fo unent: 
lich wirkſam ift, dieſes müflen meife und gewifienhafte Regierungen und Öffentliche Behörden 
ſtets Höhft forgfältig beachten, ähnlich wie z. B. unfere gegenwärtigen fürſtlichen Familien durch 
ihr würdiges Privat= und Kamilienleben — mit Freude kann man es fagen — faft ſämmtlich 
eine hoͤchſt wohlthätige Öffentliche Xehre geben. Denn gewiß ift es einestheils, daß 3.8. alle bios 
wörtlichen Belehrungen über Achtung ded Rechts und der beftehenden Ordnung auf höchſt 
gefährliche Wetfe vereitelt werden würden, wenn etwa in einem Lande allmälig die Vorftellungen 
in dem Volke entflünven, e8 werde die Öffentliche Treue und Gerechtigkeit und vie Öffentliche 
Moral von oben und durch treulage Diener ungeftraft verlegt, von ihnen etwa Die Heiligkeit ver 
unabhängig fein follenden Juſtiz, ver frei fein follenden Volkövertreter durch Beſtechungen, 
Berfolgungen over irgend andere Willkür unterdrückt. Auch Hier aber würde anderntheils ein 
preßfreies oͤffentliches Gericht über Verkehrtes und, wie bei dem Öffentlihen Geſchworenen⸗ 
gericht, die Verbreitung ver Öffentlihen Rüge und Strafe zugleih mit dem Böfen nur höchſt 
heilfam fein. Das Böfe würde fo nicht blos weit mehr verhindert werben. Es würde aud 
ungleich weniger ſchädlich wirken, al8 wenn e8 troß alled Dunkels dennoch geheimnißvoll und 
in Verbindung mit dem verlegenden Gefühle feiner Ungeftraftheit und ver Volkshülfloſigkeit 
von Munde zu Munde geht. Gerade alsdann erft wird e8 außer der moraliihen Verderbniß 
allmälig eine Unzufriedenheit und Misachtung ber Öffentlichen Ordnung begründen, welde bei 
ber erfien Gelegenheit zu gefährlihen Ausbrüchen führt, jedenfall vie moralifhe Kraft ber 
Bertheivigung in der Stunde der Gefahr vernichtet. 

Eben wegen diefer überwiegenden Wichtigkeit der Volksbelehrung mittelbar durch dad 
Leben ſelbſt ift von den Drudichriften insbefondere auch gerade derjenige Theil, welcher fid, 
fowie die meiften Zeit- und Flugſchriften, durch Inhalt oder Form befonderd eng an das 
wirkliche Leben und an die Volksgefühle und Anfhauungen anfchlieft, vorzugsweiſe einfluß: 
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reich für die Belehrung und Veredelung des Volls und aud geeignet, der Cinwirkung ber 
übrigen Lehr: und Bildungsmittel erft größere Verbreitung, Nachdrücklichkeit und Dauer zu 
verſchaffen. Veſonders find aud die Rocalblätter und, wenn jie an ſich für das Volk geeignete 
Mittheilungen enthalten, die Kalender unendlich wichtig für die Volksbelehrung. Die leptern 
jind es, weil fie ganze Jahre lang in ver Hand bed Volks bleiben, am allgemeinflen und bie 
in die ärnfien, entlegenften Hütten verbreitet werben und an jo mandem Sonntage oder 
Winterabende oft wieberholt die Duelle der Unterhaltung bilven. 

Uber das Wie oder über die Art ver Belehrung läßt ſich im Allgemeinen nur Folgendes 
fagen. Es muß zuerft für jeden Kreis der zu Belehrenden die angemefjene deutliche und ein: 
dringliche Form gewählt werben, aljo für das Volk die oben angebeutete, deren richtige Durch: 
führung freilich ſehr ſchwierig if. Vor allem halte man ja ebenſo wenig dad Volk wie Die 
Jugend unzugänglich für das Hohe, Tiefe und Schöne. Welt jie dieſes ſowol in Inhalt und 
Form in den heiligen Schriften finden, in welchen Longin mit Recht die größten Mufter erha⸗ 
bener, tiefergreifender Darftellung ſah, fo find gerade diefe Schriften ſtets eine fo tiefe und 
reiche Duelle der Jugend und Volksbildung geworben. Es gibt feinen bevauerlicdern Irr⸗ 
tum, als wenn biäher Viele das Seihte, Gemeine, Gedankenloſe, Wäflerige, no dazu von 
Meflerionsflandpunft aus, und ſorglos Dargeftellte für Jugend und Bolt verflänplier und 
heilfamer hielten, als das Tüchtige in der gediegenen anfchaulien Form. Überhaupt, wozu 
wäre der Lehrer und der Schriftfteller,, wenn fie nicht Höher ſtünden als ver Schhler und Leier, 
nicht etwas Beſſeres gäben, als diefe Letztern von felbft Haben und überall um fidy herum finden ! 

An das erfte Geſetz, daß man nämlich deutlich rede, ſchließt ſich zunächſt natürlich das an, 
daß man, mit Vermeidung alles Unmwürbigen und Schäplihen, Gutes und Nützliches, und 
zwar, fomweit möglih, in jedem Kreife und zu jeder Zeit ſtets dad Befte und Nüglichfte rede. 
Wahrlich, es tft eine Heilige Pflicht und eine ſchwere Verantwortlichkeit für Alle, welche durch 
Wort und That ihren Mitmenſchen Lehre ertheilen, daß He dieſes hohe Geſetz und die Wichtig: 
keit dieſer einflußreihften aller menſchlichen Mittheilungen erwägen, alled eigene Verkehrte ver: 
meiden und das fremde befämpfen, und zwar um fo forgfältiger, je mehr bie Lehre an Solche 
gelangt, die, wie die Jugend und ein noch wenig aufgeklärted Volk, in fi felbft vielleicht 
weniger Hülfömittel finden möchten, dad Irrige und Derfehrte vom Wahren zu ſcheiden. Auch 
ift e8 feine Frage, daß die Strafgefeggebung nad dieſem Befihtöpunfte ihre rechtliche Unter⸗ 
drückungs- und Strafgewalt gegen das Verderbliche und Sträfliche mit Sorgfalt ausüben , daß 
jie ebenfo diejenigen allgemeinen Borbeugungsmittel, welche die Freiheit ſelbſt nicht aufheben, 
bie Formen und Sicherheitsleiftungen,, welche bei aller Ausübung von Freiheitsrechten zuläffig 
find, anwenden muß. Aber freilih wird und diefes auf unferm Standpunkte — auch ganz 
abgefehen hier von dem Verhältniß der Preßfreiheit zur Nationalehre, zur Verfaffung und 
zur Pflicht der Wahrheitsliebe — aud ſchon im Intereſſe guter Volföbelehrung nie eine Unter: 
brüdung ber freien Mittheilung durch vorausgehende willkürliche Druderlaubniß oder Unter: 
Tagung rechtfertigen, und zwar um fo weniger, je wichtiger etwa die Art der Mittheilung fowie 
die Mitteilung durch Zeit: und Volksſchriften ift. Welcker. 

Beleidigung, ſ. Injurie. 

Belgien, 1. Geſchichte des Landes. — Belgien ober vielmehr das Land dieſes 
jüngften europäifhen Staats und Königreichs gehörte zu dem belgiſchen Gallien der Römer, 
fpäter zu dem Fränkiſchen Reiche, und zwar ſowol ven Volksſtämmen nach ſowie nad ber 
fpätern Abfonderung größtentheils zu dem Auftraftfchen oder Deutfchen Reiche. Es wurde dann 
mit dem noͤrdlichern, ſpäter holländiſchen Niederlande unter dem gemeinſchaftlichen Namen 
Niederlande zufammengefaßt Es war von ven nörblidhern Nieverlanden bald getrennt, bald, 
und noch zulegt feit der Gründung des neuen Königreich der Niederlande auf ven Wiener Con⸗ 
greß, ein Theil derfelben. Die Gefchichte dieſer ſüdlichen und der nördlichen, der holländifchen, 
Niederlande ift mithin zum Theil gemeinſchaftlich. Es gibt wenige Länder in dem europäiſchen 
Staatenfofteme, welche zu den wichtigften Begebenheiten deſſelben feit dem Mittelalter in einem 
engern Bezuge geftanven haben als die Nieverlande, deren politifche Bebeutung „in allen 
Epochen ihrer Geſchichte, größer geweſen ift, als es ihr materieller Umfang mit ji) zu bringen 
ſcheint. Ohne fharf ausgeprägte Naturgrenzen und aud In ven Bevölkerungen gegen ihre 
Nachbarn weder Gegenſätze noch fchroffe Verſchiedenheit darbiezend, find dieſe Provinzen 
zwiſchen Frankreich und Deutſchland in eine Mitte geftellt, welche ihre ganze Eriftenz auf das 
innigfte und nächſte in bie Geſchichte jener beiden großen Staaten verflodhten hat, ohne darum 
jedoch die Eigenthümlichkeiten ihrer Nationalität zu verwifchen, ned ihre Unabhängigfeit auf 
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längere Seit hin zu unterbräden. Diefe die eigene Eutwickelung beſtimmenden Bezfige zu ben 
Nachbarſtaaten find ein Haupt⸗ und charakteriſtiſches Clement in ber politiigen Criſtenz ber 
Nieverlande. Ein zweites ebenfo wichtiges, ebenfo tief eingreifendes Moment ift das im ihnen 
ftattfindende Nebeneinanderbeſtehen ziveier gründlich geſchiedenen Nationalitäten, ver norb- 
niederlandiſchen oder holländiſchen, der ſüdniederländiſchen ober belgiſchen, weldye, feten fle 
unter derfelben politiſchen Einheit zufammengefaßt, wie zur Zeit der burgundifgen Berrfäaft 
und unter Karl V., oder zu gemeinfchaftlihem Zwecke miteiriander verbündet, wie wärend ber 
Dauer des Königreichs der Vereinigten Niederlande, ober endlich feindlich einander gegenũber⸗ 
ſtehend, wie während der neun Jahre von 1830 — 39, doq immer einander haben aner- 
fennen und ihre gegenfeitige Eriſtenz achten müſſen. 

Auf dem nordweſtlichen Abhange des großen Beckens gelegen, das von Oſten nach Weſten, 
durch bie Rhein⸗ und Wefergebirge, ven Hundsrück und Die Ardennen gebildet, vom Khein, ver 
Maas, Schelde und einer Menge bedeutender Nebenflüſſe durchſtroͤmt, gegen Norden von der 
Nordſee beſpült wird, waren bie Niederlande ſchon in ven älteſten Zeiten, bis zu welchen in 
diefen Gegenden hiſtoriſches Gedächtniß hinaufſteigt, zwiſchen Gallien und Deutſchland ver: 
theilt. Der ſüdliche Theil der großen Niederung bildete bei der römifchen Eroberung durch 
Gäfer unter vem Namen vor Gallia Belgica einen Diftrict von Gallien ; die noͤrdlichen Ebenen 
zwifchen Maas, Waal und Rhein, die Infel der Bataver genannt, gehörten zu Deutſchland, 
wie bad benachbarte Friesland. Bataver und Krifen waren germaniſchen Stanımed, während 
die belgiſchen Bevslkerungen aus einer Miſchung celtifher und deutſcher Voͤlkerſchaften beftan- 
den. Die fränkiſche Herrſchaft, ver fih das Land während des 5. und 6. Jahrhunderte 
unterwarf (die Friefen unterlagen ihr erſt im Laufe des 7.), machte bald in allen Theilen 
befielben dad germanifche Element vorherrfhend ; bie eigentlich belgifchen Provinzen wurden 
friih ſchon einer ver Hauptfige ver Franken, aus dem fpäter die Karolinger hervorgingen. Der 
Unterſchied zwiſchen Nord - und Südnieverland tritt ſchon in dieſer frühen Periode entfchieden 
und politifch anerkannt hervor. Flandern und Artoid gehören zu Neuftrien ; die übrigen Pro: 
vinzen zu Auftraflen. Der Vertrag von Verdun fanctionirte dieſe Geſchiedenheit in noch 
beſtimmterer Weife: Karl ver Kahle erhielt ven neuftrlichen Antheil der Nieberlande, Lothar 
ben auſtraſiſchen. Während der Auflöfung des Earolingtfchen Reichs bildete ſich in Diefen Pro⸗ 
vinzen daß Lehnsweſen fchneller ald anderswo aus. Die Erblichkeit ver Neben führte auch bier 
zur Unabhängigkeit der Lehnsträger. Flandern ging in biefer Bewegung voran, Brabant 
und bie übrigen Provinzen folgten. "Segen das Ende des 41. Jahrhunderts erfihetnt Das 
Syftem vollkommen entwickelt. Flanvern und Artoid, die neuftrifchen Provinzen, erkennen die 
Oberhoheit Frankreichs, die auftrafljchen, Brabant an der Spige, bleiben beim Deutſchen 
Reiche. Es gibt wenige Länder, in denen ſich die verſchiedenen Formen des Lehnsweſens fo 
vollftändig ausgebildet haben als in diefen Provinzen. Brabant, Luremburg, Limburg, 
Geldern werben Herzogthümer, Flandern, Holland, Seeland, Hennegau, Artois, Namur und 
Bütphen Graffchaften, Utrecht mit Over Mffel und Gröningen ein Bisthun, Friesland eine 
freie Herrlichkeit. An Reichthum, Macht, materieller und intellectueller Sultur ging Flandern 
lange ven übrigen voran. Das Gefühl ihrer Macht wurde Urfache des langem Kampfes, ven 
bieje Provinz gegen ihre Lehndherren beſtand; fie wollte ihre Unabhaͤngigkeit, ihre eigenthüm⸗ 
liche Nationalität bewahren; ihre günftige Lage zwiſchen England und Frankreich, der Murk, 
die Energie ihrer Bewohner erhielten ihre Selbſtändigkeit, ſte blieb außerhalb jener großen 
politifchen Einheit, welche das Königthum in Frankreich aus den verſchiedenen großen Feudal⸗ 
herrſchaften des Landes herzuftellen wußte. In den auftraflfchen Niederlanden herrfchte bis 
zum 14. Jahrhundert eine andere Bewegung vor: die der Gentralifation.” Nah Tangen 
Sucteſſionsſtreitigkeiten gelang e3 dort ben brabantiſchen Herzogen, eine Macht zu bilden, 
welde ber Kern eine größern politifhen Ganzen wurde, als am Enve des 13. Jahr: 
hunderts Limburg auf immer mit Brabant unter derſelben Souveränetät fich vereinigte. Dieſes 
Streben nad) Herſtellnng eines Staats, anſtatt getrennter, voneinander unabhängiger Pro: 
vinzen, gewinnt eine feſte Geſtalt, al8 1585, nach Ausſterben des Mannsſtamms der flandri⸗ 

ſchen Grafen, dad Haus Burgund in den Brig Yon Flandern fommt, und fpäter, 1419, 1421, 
1450, durch Heixath, Erbſchaft, Ankauf, Bertrag ſaͤmmtliche nieberlänbifihe Probingen unter 
bemfelben Scepter vereinigt werden. 

Die große Idree der burgundiſchen Fuͤrſten, einen mächtigen Mittelitant zwiſchen Frankreich 
und Deutſchland zu gründen, ſtützt ſich beſonders auf den Befig ver Niederlande, die durch 
volitiſche und materielle Entwickelung zu ven velchſten und fortgefärittenften Ländern der Zeit 
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gehören und vor allen anbeen geeignet ſind, der Krone die Orunnfage eines großen Stankbs 
gerne zu werben. Seit dem 1f. Sahrhunert batte ſich bier, neben ber Feudalhetrfchaft, 
in reiches und kraͤſtiges Stadteweſen gebilnet, in ven neben fiveng ariſtokratiſchen Starte 
formen Sie Demokratie ihr Rei gegrhnbet Hatte. Dur Handel und Induſtrie früchzeitig veich, 
durch Reichthum unabhängig geworden, bildeten beſonders vie ſtandriſchen Stänte eine Macht, 
in ver alle guten und böfen Eigenſchaften der Volktherrſchaft Wurzel geſchlagen und Früchte 
geteleben hatten. Neben ber Pflege einer die benachbarten Länder weit hinter ſich lafſender 
Induſtrie, eines Hancels, der den Morben Europas-mit dem Süͤden und dem Orient vermit⸗ 
telte und unter den damaligen Verhältniſſen ver Volker ein Welthandel genannt werben muß, 
neben einer vegen Ihätigkeit für Run und Wiſſenſchaft, neben großer bürgerlicher Freiheit 
und verftändigen Berwaltungeformen zeigte ſich in diefen Stästen die Demokratie auch ia 
ihrer ſchlimmern Geftalt. Übermuth, folge Berwegenheit, Trotz, ungeregeites Streben nad 
Unabhängigkeit erfüllten die Bewohner ; locale Intereſſen, der Stadt Glanz, Macht, Reich⸗ 
thum, auf Koften ver Nachbarn , war dad Ziel alter Thätigkelt, Die Idee des Landes, ein Unter: 
oronen fläbtifcher Intereſſen unter nationalen in Niemandes Sinn. Als Die burgumbifchen 
Fürften jene Aufgabe ſich vorgeftecht und mit Kraft, Einkicht, großer politiſcher Kiugheit am 
ihrer Verwirklichung arbeiteten, mußten fie nothwendig in Kampf mit ben Tendenzen ber . 
Stäpte geratben. Die Souveränetät der Sommunen war unverträglich mit der Ausbildung bei 
politiigen Rationalität des Landes, mit ver Errichtung einer Gentralgewalt, wie fie fig um 
dieſe Zeit und früher fon in Frankreich entwickelt hatte und wie bie burgundifchen Fürſten fle 
jur Erreichung ihres Iwecks bedurften. Die Fürſten begannen den Kampf und führten ihn fort 
mit deni Glücke, das bis auf Karl ven Kühnen ihre Unternehmungen begleitet. Die politiſche 
&inigung.des Sanders zu einer Ration, pie Örundlagen einer geregelten und ſtarken Regierungs⸗ 
gewalt, die Anfänge und Principe aller ver Bermaltungdinftitutionen, aus denen im Laufe der 
Jahrhunderte der moberne Staat ſich heransgebilnet hat, gehören für die Niederlande ber 
Epoche an, in welcher jene Dynaftie über fle Herrfchte. Das Unterliegen Kark's des Kühnen, bie 


‚drohende ZerftiZelung feiner Herrſchaft ſchienen die Fortführung des Begonnenen in Frage zu 


ſtellen, aber fein großer Nachkomme Karl V. nahm das unterbrochene Werk wieder auf und 
führte e8 zu einem erften Abfchluffe, Durch Die Heirath der Erbin Karl's des Kähnen mit Mari- 
nilian waren die Niederlande an Sſterreich gekommen und am Anfange des 16. Inhrhunderts 
unter dem Mamen des burgundiſchen Kreiſes dem Reiche einverleibt. Als nun noch Franz. von 
Frankreich, im madrider Bertrage 1526, bad Königrei Burgund und alle Lehnsrechte ver 
Krone Frankreich auf Flandern an Karl V. abtrat, war die alte Streitfrage über das Über: 
gewicht Deutſchlando oder Frankreichd in den Nieverlanden zu Bunften des erftern entfchieben. 
Wäre Frankreichs Stellung fo geblieben, wie fie damals war, hätte befonberd dad Familien⸗ 
interefle des Haufes Öfterreich fpäter nicht ben Sieg Davongetragen über das politiſche ISnterefle 
des Deutfchen Reichs, fo würde eine engere Verſchmelzung dieſer Provinzen mit Deutſchland 
möglich -getvorben und ihre definitive Vereinigung mit vemfelben durch die Macht ver Zeit und 
die Gewalt der limflände herbeigeführt worden fein. Der Bang ber Greigniffe feit nem 16. 
Jahrhundert wäre dann ein durchaus anderer geweſen, die Suprematie auf dem Continent 
gehörte Deutſchland für lange Jahrhunderte an, die vielen Erniedrigungen, welche feine 
Schwäche auf dem wichtigſten und bedrohteſten Punkte feiner Grenzen und feine innere Zer⸗ 
riſſenheit ihm während des 17. und 18. Jahrhunderts bereiteten, Tonnten dann abgewendet 
werben. 

Als Karl V. der Krone entfagte, gab er die Nieverlande an feinen Sohn Philipp, in deflen 
Nachkommenſchaft fie nad dem Mechte der Srflgeburt auf immer mit Spanien vereinigt bleiben 
follten. Mit ver fpanifhen Herrſchaft beginnt für fie eine lange Reihe der allermwichtigften Er⸗ 
eigniffe , vie ihnen ebenſo viel Unglück als Größe braten. Kaum iſt ber erfte Angriff Frank: 
reichs auf die Brovinzen zurückgewieſen, kaum haben fie durch den Vertrag von Chateau Cam- 
bresis ( 1559) einen vorläufigen Frieben gewonnen , jo bricht in ihrem Innern jener unfelige 
Zwiefpalt zwifchen Regierung und Volk ans , der erft nach langen, aufreibendem Kampfeeinem 
Theile ver Prosinzen bie Freiheit gibt, während er in den andern bie ſpaniſche Herrſchaft auf 
langehin befefligt, und in welchen bie weſentlichſten Intereflen des Landes, feine geiftigen wie 
die materiellen, Hineingezogen werben. Alle Hlemente der religibſen und politifchen Oppofition, 
die dadurch eine wahrhaft nationale wurde, vereinigen ſich zu gemeinfchaftlichem Kampfe, der, 
von beiden Seiten mit ben ungeheuerften Auſtrengungen, ven erichöpfennften Opfern und mit 
abwechſelndem Glücke geführt, al&endliches Refultat herausſtellt, daß fünf der mördlichen Bro- 
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Yinzen, Holland, Seeland, Geldern, Utrecht und Friedland (Tinten son Ute 1579 ) , denen 
Dver-Dffel 1580, Sröningen 1594 beitreten, fid zur Republik der Vereinigten Niekerlande 
auf immer frei madyen. Unter ver Leitung einer Familie, ber es vergönnt wurde, mehre Geh 
rationen hindurch der neuen Freiheit Kührer und Vertheidiger zu geben, die, im Mathe und im 
Felbe glei überlegen, ven größten Staatömännern jener Zeit beigezählt werben, erflarli die 
junge Republit und fegt den Kampf gegen Spanien noch bis weit in dad 17. Jahrhundert 
Sinein fort. Erft 1609 flann Spanien, durch ebenfo große als frudtlofe Anfitengungen 
erſchoͤpft, von dem langen Kampfe ab. Ein zwölfjähriger Waffenftilifiauböverirag brachte den 
Republik ver nörhlichen Provinzen vorläufige Anerkennung von Seiten ihres frühen Gebie⸗ 
ters, ven flblichen vefinitived Verbleiben unter ber Gerrſchaft vefielben. Die Trennung der 
beivden unter der burgunbifcgen Herrſchaft vereinigten Elemente der Niederlande, Hollandé 
und Belgiens, ift jegt für mehr als zwei Jahrhunderte vollendet. Eine Menge verjchledener, 
in hohem Grade günftiger Umſtände, ber internehmungsgeift der Bewohner, die Freiheit der 
Inſtitutionen, ver Aufſchwung, der ſich überall zeigt, wo eine kräftige Nation lange getragenen 
Drud von fi wirft, eine Thätigkeit und ein auf dem Gontinent unübertroffened Handelsgenie 
rufen bald in ver Republik der Vereinigten Niederlande ein friſches, kräftig und reich fi ent- 
wickelndes Leben hervor. Der neue Staat grümdet feine Herrſchaft befonberd auf Seemacht und 
Handel, welche beine dur die Betriebſamkeit der Bürger und dad Zufammentreffen mehrer 
günſtigen Verbältnifie auf eine nie erreichte Höhe fteigen. In ver zweiten Hälfte des 17. Jahr⸗ 
hunderts hat Holland das Monopol des orientalifhen und vie ergiebigften Zweige des ſũüd⸗ 
europaãiſchen Handels an ſich gebracht ; es gebietet anf Dem Meere durch bie Menge feiner Kriege- 
ſchiffe und die Kühnheit und Tüchtigkeit feiner Seehelden; der ganze oceanifche Handel ber 
Binnenländer Europas geht durch feine Hände, ungeheure Schätze häufen fich in dieſem dem 
Meere mit Mühe abgewonnenen Winkel des Gontinents auf, beſonders ald die Oſtindiſche 
Geſellſchaft, 1602 gegründet, in Aflen Infeln und Königreiche eroberte und dem Mutterlande 
audgebehnte Golonien gewann. 

Die Republit, nachdem fie ven Dreißigjährigen Krieg mit durchgekämpft, ſah im Weſt⸗ 
fältfchen Frieden ihre politifche Exiftenz von allen Mächten anerkannt und wußte faft ein Jahr: 
hundert lang ſich unter den Staaten erften Ranges, was Macht umd politifchen Einfluß betraf, 
zu behaupten. 

Die belgiſchen Provinzen waren unterbeffen einem ganz verſchiedenen Schidjalegefolgt. Wäh⸗ 
‚ rend die noͤrdlichen Niederlande fi) von der fpanifchen Herrſchaft losriſſen, wurben bie füblichen 
durch die Geſchicklichkeit und die Erfolge de8 Prinzen won Barına ver fpanifhen Krone erhalten 
und Brabant und Flandern durch Die Gewalt der Waffen zu unfreiwilliger Treue gezwungen. 
Mit dem alten Herrſcher behielten viefe Provinzen auch den alten Glauben. Eine eigene Gunſt 
des Schickſals ſchien ihnen die nationale Unabhängigkeit und politifche Selbſtändigkeit, melde 
ihre nordlichen Nahbarn durch harten Kampf ſich errungen, auf weniger gewaltfamem Wege 
gewähren zu wollen. Philipp IL. trat 1598 die beigifchen Provinzen an feine Tochter, die 
Infantin Ifabelle, und ihren Gemahl, den Erzherzog Albert, unter vollkommener Geflion der 
Souveränetät ab. Unter dem milden Scepter ver Erzherzoge erholte fi das Land von ben 
Wunden, die ver legte Krieg ihm gefchlagen. 

Leider blieb vie Ehe Albert's und Iſabelle's kinderlos, und nach den Beflimmungen ber 
Geffionsarte fielen die Provinzen, nad Eurzer Selbſtändigkeit, während weldher die verſchie⸗ 
denen Zweige ber Öffentlichen Thätigkeit und befonderd die Kunft einen Höcft erfreulichen 
Aufſchwung genommen hatten, wieder an bie fpantfche Krone zurüd. Mit dieſem Rückfalle 
beginnt für Belgien eine lange Reihe unglücklicher Ereigniſſe, welche feinen Wohlftand zer: 
ftören , feine politifche Entwickelung zurüdhalten, feine wefentlichften Intereſſen, feine unbe: 
ftreitbarften Rechte der Eiferfucht und Habgier feiner Nachbarn zum Opfer bringen. Im ben 
Verfall ber ſpaniſchen Monarchie Hineingezogen , theilten bie ſüdlichen Niederlande vie ſchweren 
Unfälle, die zahlreichen Niederlagen, welche diefe Macht währenn bed 47. Jahrhunderts erlitt. 
Dur weite Entfernung getrennt, in allen feinen Bertheidigungsmitteln gef hwädht, ſah Spanien 
fi) außer Stande, die beftändigen Angriffe, welche Frankreich und die. Generalſtaaten auf dieſe 
reihen, nur zu jehr ausgefegten Provinzen richteten, mit Erfolg abzuwehren. Der lange 
Kampf mit Frankreich, der mehr als alles Andere zum lintergange ber ſpaniſchen Gerrſchaft 
beigetragen, wurde faft immer in ven Nieberlanden und um bie Niederlande geführt, die in 
jedem Friedensvertrage ihr Gebiet fich verringern, ihre beften Beſitzthümer, ihre fefteften Stel: 
lungen an Frankreich abtreten fahen. N 
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Der Utrechter Frieden brachte für Belgien eine neue Ordnung der Dinge, aber kaum eine 
ſſere zu @Bege. Während dieſes Krieges. war die Ohnmacht Spaniens, diefe Provinzen zu 
haupten , hinreichend berandgeftellt ; fie wurben bald son ven Armeen Frankreichs und ber 

Generalfinaten befegt und dienten. dieſen beiben erbitterten Feinden zum Schauplage ihrer 
Kämpfe. Beim Abfchluffe des Friedens kamen fie an Oſterreich mit der Beitinmung, ber Re: 
publik der Bereinigten Niederlanne ald Barriere gegen Frankreich zu dienen. Zu dieſem End⸗ 
zwede exhielten bie Generalſtaaten ein Beſatzungsrecht in mehren der wichtigſten Feſtungen 
Belgiens gegen bie franzoͤſiſche Grenze und fonflige Befugniſſe, die faft einer Theilnahme an 
der Sounerärtetät gleihfamen. Die Schelde blieb gefchloflen und vie allgemeinen Verhältniſſe 
des Landes unter der Öfterreihifhen Regierung beinahe viefelben wie unter ver ſpaniſchen. Das 
wiener Cabinet verfuhr damit mie dad madrider: die Nieverlande waren ihm ein Mittel, um 
anberweitige Zwecke feiner Politik zu erreichen ; wie im 17. fo waren fie auch währenn bes 18. 
Jahrhunderts fid nie Selbſtzweck. Unter der väterlichen Verwaltung des Prinzen Karl von 
Lothringen wurden bie legten Jahre der Regierung Maria Thereſia's eine Epoche großer innerer 
Wohlfahrt. Obgleich Die Regierung eine Mengevon Reformen in der Organifation und Ver: 
waltung der Provinzen einführte, fo achtete fie doch immer bie politiſchen Gerechtſame verfelben 
und hütete fih wohl, durch gewaltſame Bingriffe in diefelben und übereiltes Handeln die Gemü⸗ 
ther gegen ſich aufzuregen. Leider befolgte Joſeph II. nicht Die vorfichtige Politik feiner Mutter; 
wie in den übrigen Provinzen feines Reichs, fo wollte er auch in ven Niederlanden bie beflehens 
den Misbräude auf einmal abſchaffen, feine reformatorifchen Ideen da, wo fie nicht gutwillig 
angenommen wurden, mit Gewalt ind Werk feßen und die ganze abminiftrative Organifstion 
umgeftalten. In den alten Provinzialrechten, veren Auftechterhaltung er gelobt hatte, war vie 
Pflicht des Gehorſams für die Unterthanen ausdrücklich an die Bedingung der Achtung ihrer 
Privilegien von Seiten des Fürſten gebunden. Sofeph hielt ſich nicht für verpflichtet, dieſen 
Bedingungen nachzukommen; er erließ Verordnungen, bie ven beſtehenden Privilegien des Volks 
durchaus entgegen waren, und fuchte Die Herrſchaft des abfoluten Willens des Landesherrn an 
die Stelle des durch Die Stände und den Fürſten repräfentirten Nationalwillens zu jegen. Da⸗ 
gegen erhob fi das Volk, Adel und Geiftlichkeit, vie in ihren Nechten mehr als alle Andern 
beeintraͤchtigt waren, an ver Spike. Die brabantifche Revolution brad aus (1789), große 
Volksaufſtände in den wichtigften Städten zwangen bie Ofterreiher, die bei Turnhout eine 
förmliche Nieverlage erlitten, die infurgirten Provinzen zu verlafien. Die oͤffentliche Gewalt 
fam in die Hände der Stände. Ehe diefe aber noch irgendeine durchgreifende Umgeſtaltung des 
innern Zuſtandes vollenden konnten , brachen unter ven Batrioten felbft Spaltungen aus, fobaß, 
als die Uneinigkeit und der Streit in ihrem Schoofe immer mehr zunabmen und Oſterreich fehr 
ernfllihe Anſtalten machte , vie Provinzen durch Waffengewalt ſich wieder zu unterwerfen, bie 
Stände fi gezwungen ſahen, mit dem Kaifer zu unterhandeln und Leopold IL, der nad) dem 
unterbeflen erfolgten Tode Joſeph's den Thron beftiegen Hatte, als ihren legitimen Souveran 
anzuerkennen. Leopold beeilte ſich, durch die legten Vorgänge belehrt, unter Extbeilung einer 
vollftändigen Amneflie, die alten Regierungäformen, Rechte und Privilegien wieder berzuftellen ; 
aber die dadurch bewirkte Mube war nicht von langer Dauer. Der Sturm war nur auf einen 
Augenblid beſchwichtigt, pie Elemente der gefelligen Ordnung waren zu tief erſchüttert, ald 
daß fie auf die Ränge hätten zufammenhalten und beſonders den Breigniffen widerſtehen koͤn⸗ 
nen, welde infolge ver Wendung, melde vie Dinge in Frankreich genommen hatten, auf 
fie einbrachen. Unmittelbar nach ihrer Kriegderklärung (20. April 1792) griff die Franzöftfche 
Republik die öfterreihifchen Niederlande an, und im November veflelben Jahres war fie im 
Beftge derſelben. Alle beftehenden Einrichtungen wurden umgeftoßen, pad Land von Grund aus 
revolutionirt , die neuen franzöfifhen Inftitutionen mit unglaublicher Schnelligkeit überall ein: 
geführt, die Schelde geöffnet und am 30. Sept. 1797 durch ein Decret des Nationalconnentd 
die gänzlidhe Einverleibung Belgiens in Frankreich ausgefproden. Die Geſchichte liefert wenig 
Beifpiele einer in fo Eurzer Zelt vollendeten und fu vollfländigen Umwandlung aller focialen 
Berhältniffe einer Nation. Bon dieſem Augenblid an bis zum Jahre 1814 haben die belgifchen 
Prosinzen ununterbrochen einen integrirenden Theil des fFranzöfifchen Reichd gebildet. 

In der Republik ver Vereinigten Niederlande Hatte unterveffen vie antioranifche Partei mit 
großem Eifer, obgleich ganz im Stillen., an dem Umflurze ver beſtehenden Ordnung der Dinge 
gearbeitet. Als nad der Eroberung Belgiens diefranzöfifchen Truppen ih den Grenzen Holz 
lands näherten, erhoben fi) überall die Anhänger dieſer Partei und erleichterten benfelben die 
Eroberung des Landes inmitten des firengften Winters, den das Jahrhundert fah und der die 
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natinckpen Bollwerke Hollands, feine zahlreichen tüffe, Kanäle und Sümpfe, ben Feinde 
zugönglidy machte. Der Erbſtadthouder floh vor den flegreihen Republikanern mit feiner, 
Familie na England, und am 16. Mat 1795 wurben bie alten vereinigten Provinzen ,. mit 
Aufhebung aller provinziellen Unterſchiede, ald Bataviſche Republik eonftituirt: In die Kriege 
Frankreichs meiſt wider ihren Willen hineingezogen, erlitt bie Bataviſche Republik ungeheure 
Verluſte durch England, das ihre Flotte vom Meere verbrängte , ihre Solonien in Beilg nahm, 
ihren Welthandel zerflörte und ihr, die vor England auf dem Ocean geherrſcht, nichts als eine 
armfelige Kuͤſtenſchiffahrt Abrig ließ. Obgleich in ihrer Selbſtaͤndigkeit anerkannt, Hing fie 
do ganz und gar von Frankreich ab, und fo iſt es zu erklären, daß die Bataviſche Republif dem 
Anfcheine nach freiwillig, im Grunde unter der Herrſchaft eines moraliihen Zwungs, dem 
Bruder NRapoleon’3, Ludwig Napoleon, die tegierung mit der Souveränetät Über fie an- 
trug. Das Ganze war vom Kaiſer eingeleitet und feinem Willen zu widerſtehen unmöglich. 
Diefer Wille wußte auch bald Die gänzlihe Einverleibung Hollands in dad Katjerreidh zu 
bewirken. Diefer Umſchwung der Dinge, das rafche, tyrannifche Berfahren des Kaifere, 
verlegte in einem Hohen Brave das Nationalgefühl ver Holländer, und die franzoͤñiſche Herr: 
ſchaft wurde vom Augenblik ihrer Einſetzung an der Gegenſtand des gemeinfhaftlihen und 
glühenven Haſſes aller Parteien. So geſchah es, daß die Erelgniffe von 1812 und 1813 mit 
Freude von der Nation begräßt wurden, melde varin pie Möglichkeit auch ihrer Befreiung 
von dem franzöfliden Joche ſah. Der Prinz von Dranien, der Ende November 1813 aus 
England im Haag eingetroffen war, wurde zum fouveränen Fürſten der Niederlande ausge: 
rufen und als folder von den alliirten Mächten anertannt. Die Notabeln aus den frühern fieben 
vereinigten Provinzen wurden zufammenberufen, ein Berfafiungsentwurf, vie Gonftitutions- 
acte vom 29. März 1814, ihnen vorgelegt und mit 449 Stimmen ouf 475 Votanten ange- 
nommen. Cine feftere materielle Baſis gewann ber neue Staat durch die Verhandlungen mit 
England in Betreff feiner Golonialverhältniffe. Gegen Abtretung der Rechte Hollands auf das 
Borgebirge der guten Hoffnung ſowie auf Demerary, Effequebo und Berbice gab England 
demſelben ſämmtliche Colonien, welche Holland vor 1794 in Afien, Afrika und Amerifa 
befefien hatte, zurück. 

Die Fortſchritte ver verbündeten Armeen hatten unterbeffen auch Die belgiſchen Provinzen 
der franzoͤſiſchen Herrſchaft entrifſen, und die verbindeten Mächte beſchloſſen, dieſelben mit den 
frügern niederländifgen zu einem Königreiche der Nieberlande, unter der Souveränetät des 
Saufed Oranien, zu vereinigen. Der Grundgedanke viefer Gombination war, in dem neuen 
Staate, der alle Blemente von Blüte und politifcher Macht zu befigen ſchien, eine At Schutz⸗ 
mauer oder Barritre gegen Frankreich zu errichten, bie nördliche Grenze Deutichlands fo zu 
fichern und durch die Wiedererweckung ber frühen Nationalität in Ländern, die lange Zeit 
hindurch mit Frankreich vereinigt gemefen waren, ein Begengewicht mehr gegen das liberwiegen 
des franzoſiſchen Geiſtes und der franzöfifihen Foren herzuſtellen. Die Beringungen, ımter 
benen die Aufnahme des Konigreichs der Vereinigten Niederlande in den europaͤiſchen Staaten- 
hund flattfand, wurden zuerft durch den Londoner Vertrag vom 19. Mai 41815 geregelt, 
fpäter deſinits feftgefegt durch den Beſchluß des Wiener Congreſſes vom 31. Mai und die 
Schlußacte vom 9. Juni 4815. Um den neuen Staat in regelmäßige und enge Beziehung zu 
dem Deutfchen Bunde, für deſſen politifches und Vertheidigungsfyſtem er von der allevgröften 
Wichtigkeit wer, zu bringen, wurde das Herzogthum Luxemburg, das als Entfhäpigung für 
die in Deutfchland abgetretenen Befigungen dem Haufe Raffau:Oranien gegeben war, unter 
dem Titel eines Großherzogthums mit Deutſchland vereinigt und der König der Nieverlande 
ald Großherzog von Luremburg inden Dentfchen Bund aufgenommen, und um die Gentinuität 
bed Stantd zwiſchen Diefer Befigung und ben Brovinzen an ber untern Maas Herzuftellen, das 
Gebiet des ehemaligen Bisthums Luͤttich vemfelben einverleibt. | 

Die ganze innere politifche Gefchichte dere Riederlande bis zur Auflöfung des Königreichs 
im Jahre 1850 ift eine fortlaufende Neihe von Ereigniffen, die ſich mit notwendiger Kon: 
ſequenz aus dem Gegenſatze ihrer beiden Hauptbeſtandtheile entwickeln. Durch ihre Stellung, 
ihren Urſprung und eine Menge der weſentlichſten und wichtigſten Rückfichten war die Regie- 
rang angewiefen, ihre haupsfächlichften Stützpunkte in Holland zu ſuchen, und ihre Politik 
wurbe dadurch nothwendig in eine vie hollaͤndiſchen Intereflen befonders begunſtigende Bahn 
geleitet. Ihr erfter bedeutender Het, vie politiihe und adminiſtrative Organifation des Staats 
durch eine neue Verfafſung, liefert ſchon einen Beweis dafür; «8 iſt Der erſte Schritt in einer 








Bahn, deren tvauriger Ausgang vielleicht noch mehr der Bewalt ver imflänve als Ihrer Schukv 
zuzuſchreiben ift. Ä * 

Der Verfaſſungsentwurf vom 29. März 1814, für bie ſieben noͤrdlichen Provinzen 
beftimmi, war unzureichend, als Die Bereinigung mit den ſuͤdlichen Niederlanden vollzogen war. 
Eine Commiſſion, zur Hälfte aus Holländern, zur Hälfte aus Belgiern beſtehend, wurde mit 
dem Entwurfe einer den neuen Berhältniffen entſprechenden Gonſtitution beauftragt und ihre 
Arbeit einer Verſammlung ver Notabein aller Prodinzen vorgelegt. Die holländiſchen Notes 
bein nahmen ven Entwurf einſtimmig an, von ven belgifäjen wurde er dur 706 Stimmen 
gegen 527 verworfen. Der König hatte ihm feine Billigung gegeben, und die Einſtimmigkeit 
der holländiſchen Notabeln machte ver Regierung zur Pflicht, um jeden Preis die Annahme deſ⸗ 
felben von Seiten wer belgifchen Provinzen durchzuſetzen. Als ihre Bemähungen, auf gütlichem 
Wege zu dieſem Reſultate zu gelangen , vie Oppofition der Belgier nicht befiegen konnten, nahm 
fie ıhre Zuflucgt zu einem Mittel, Das einem Bewaltftreiche mehr als allem Andern ähnlich ſah. 
Unter den 796 Gegnern der Berfaflung hatten 126 erklärt, daß ihr negatives Botum ſich nur 
auf die bie Religion betreffenden Beſtimmungen der Conſtitution bezöge. Die Regierung deu⸗ 
tete das Votum fo, ald ob es die übrigen Artikel beftätige. Außerdem hatte ein Sechötel ungefähr 
aller belgiſchen Notabeln gar keine Stimme abgegeben ; es wurbe voraudgefegt, daß die Abwe⸗ 
jenheit derfelben ihre Zuftimmung implicire, und auf dieſe Weife flickte man eine Majorität, die 
nie beflanven hat, zufammten, infolge deren die Gonftitution unter den Namen „ Grondwet 
vor hed koningryk der Nederlanden ” proclamirt wurde. 

Betrachtet man dieſe Verfaſſung genauer und fragt man insbeſondere nach dem Urſprunge 
ihrer verſchiedenen Beſtandtheile, fo ergibt ſich, daß diejelbe von ven Snftitutionen der noͤrd⸗ 
lichen Rieverlande in ihrer frühern Geftalt ausgeht und bamit neuere Ideen über Repräſentativ⸗ 
verfaffung und conſtitutionelle Garantien zu vereinigen fächt. So entfland diefe Conſtitution, 
> die in allen wefentlihen Fragen, zu welchen bie politifche Organifation des Staats Beranlaffung 
gibt, eine Art Mittelmeg zwiſchen einer Monarchie und reinem Conſtitutivnalismus einfchlägt, 
Die Erfahrung bat bewiejen, daß biefe Art, dad Problem zu Iöfen, nicht zum Ziele führen 
konnte; die meiften Schwierigkeiten , auf welche vie Regierung fiteß , die tiefgehenden Zerwürfs 
niffe zwifchen ihr und einen großen Theile ver Nation, welche endlich Die Kataſtrophen von 
1830 herbeiführten, gingen aus der mangelhaften Befchaffenheit ded Grundgeſetzes hervor, 
welches weder monarchiſch noch confequent conflitutionell war. 

Ehe wir zur Überſicht ver polttifchen Geſchichte feit dem Jahre 1815 übergehen, muß noch 
der Stellung gedacht werben, welche das Grundgeſetz den fünlichen Provinzen, den nörblichen 
gegenüber, anwies: es ift in ihr eine der weſentlichſten Urſachen der Ereigniffe des Jahres 
418350 zu ſuchen. Völlige Gleichſtellung in Betreff aller Nechte und Vortheile war ven ſüd⸗ 
lichen Brovinzen zugeflchert worden, aber in Beziehung auf die wichtigften aller Rechte, auf 
die politifchen , brachte ihnen die Verfaſſung nur eine Ungleichheit, die fie von vornherein ver: 
legen und gegen bie neue Ordnung der Dinge einnehmen mußte. Die Bendlferung der 
beigifhen Provinzen betrug fm Augenblide der Bereinigung 3,337,000 Seelen, bie ver hol⸗ 
ländiſchen 2,046,000; hätte man die Zahl der Mitgltever der ziweiten Kammer‘, welche bie 
eigentliche Bolkövertretung bildeten, nad) deren Bevölkerung beftimmen wollen, fo wären von 
den 110 Deputixten 68 auf Belgien, 42 auf Holland gekommen. Dadurch wäre offenbar den 
belgifihen Deputirten und mit ihnen den bejonvern Intereffen der ſüdlichen Provinzen bie 
Mehrheit auf immer in ber zweiten Kammer gewonnen gemefen; bei dem entichtedenen Vor⸗ 
herrſchen des Holländifchen Elements und der holländischen Intereffen in dem neuen Staate war 
bied aber unmöglih, um fo mehr, als die nörblicken Provinzen mit Recht geltend machen 
konnten , daß fie der Gemeinſchaft pie Kolonien und fonftige Üüberfeeifche Befigungen zubrächten 
und jo den Unterfchied in der Bewohnerzahl mehr als aufhöben. Zwar erwiderten die Belgier 
darauf, daß die Bewohner ver Colonien als ſolche Keine politiſchen Nechte in Mutterlande bes 
fügen, um deren Bertbeilung 8 fi doch Hier allein Handle; jedoch nad vielfachen Verſuchen 
ergab fi kein anderer Ausweg , als die beiden Elemente des Köntgreihs in Bezug auf die 
Nationalrepräfentation durchaus. gleihzuftellen und ven holländifhen Provinzen dieſelbe 
Deputirtenzahl, 55, wie nen mittäglichen zu geben. So kam es, daß das um ein Drittel weniger 
bevöfterte Holland ebenfo viel Einfluß in ven Seneralftanten erhielt ald Belgien, und ald mitt: 
leres Verhaltniß ſtellte fich heraus, daß das erflere einen Deputirten auf 37,000 Einwohner 
erhielt, während das letztere ſich mit einem auf 67,000 begnügen mußte. Das Maximum farb 
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in ber Provinz Bröningen flatt, wo 34,000 Seelen, dad Minimum in ver Provinz Ramur, 
wo 82,000 auf einen Repräfentanten kamen. Diefe Ungleichheit zu vermeiden ober aufzuheben, 
war bei dem beften Willen des Königs und feiner Räthe unmöglid; aber dieſe Unmöglichkeit 
wurde von ben babei Betheiigten nicht anerlannt, die darin vielmehr eine erfte Ungerechtigkeit 
fahen und rügten. 

Nach der Annahme ned Grundgeſetzes begann vie Regierung bad [were Werk, die Orga⸗ 
nifation des neuen Staats auf die in jenem enthaltenen Grundlagen bin auszuführen. Sie 
bewies dabei einen hoͤchſt lobenswerthen Eifer, einen Fleiß und eine Tüchtigkeit, die ihr in den 
erften Jahren befonderd allgemeine Anerkennung verſchafften. 

So unbeftreitbar nun auch die fortſchreitende Entwickelung ded Landes war, fo große und 
dankenswerthe Erfolge die Beftrebungen ver Regierung nun auch in mehrfacher Beziehung 
gehabt hatten, jo zeigten fi doch ſchon früh, während der erſten Jahre nach ber Vereinigung, 
Spuren von Unzufriedenheit und Misvergnügen, welche ven innern politifhen Zuſtand des 
Landes weniger erfreulich erjcheinen ließen , ald der äußere, materichle es war. Die ſüdlichen 
Provinzen bevauerten auf das lebhaftefte den Verluſt der Öffentlichkeit des Gerichtsverfahrens 
und der Geſchworenengerichte und beklagten fidh ohne Rückhalt uber mehre Maßregeln der Re: 

"gierung, dieihre Sympathien und ihre herfömmlihen Gewohnheiten verlegten und ihren 
Mechten zunahe zu treten fhienen. Bon der Anficht ausgehend, daß das Hollänpifche Element die 
Grundlage ver neu zu fdyaffenden Nationalität ver Vereinigten Niederlande fei, hatte Die Regie: 
rung durch wiederholte Befehle in den Jahren 1818, 1819 und 18232 vie holländiſche Sprade 
zur Nationalſprache erhoben, ihren Gebrauch bei allen Öffentlichen Verwaltungs = ſowol wie 
bei gerichtlichen Verhandlungen, ſowie in den Lehranftalten zur Pflicht gemacht, und den ber 
franzöftfgen Sprache, melde für einen bedeutenden Theil ver Bewohner der ſüdlichen Pro: 
vinzen bie Mutterſprache und überalf in denfelben die Sprade ver Geſellſchaft ift, bei dieſen 
Beranlaffungen verboten. Dieſes Verbot fand den allerbeftigften Widerſtand und bildete mehre 
Jahre hindurch ven Gegenfland allgemeiner Beſchwerden. Andere Klagen bezogen ſich auf bie 
evidente Zurüdfegung der Belgier im Staatsdienſte, eine Zurückſetzung, die aus bem fon 
erwähnten Streben ver Regierung , das holländiſche Element überall vorherrſchend zu machen, 
von felbft hervorging, und bis auf einen gewiffen Grad auch durch die Betrachtung geredhtfer- 
tigt werben Eonnte, daß die Zahl der zu Öffentlihen Aemtern Befähigten in den nörblidden Pro- 
vinzen im Durchſchnitte größer war al3 in den ſüdlichen. Doch muß zugeflanden werben, daß 
die Regierung in ihrer Borliebe zu weit ging und Ungeredtigfeiten in diefer Beziehung felbfl 
da übte, mo gerecht zu fein ihr leicht gerwefen wäre. Kurze Zeit vor Ausbruch der Revolution 
wurden Überfichten veroͤffentlicht, welche die Barteilichkeit des Gouvernenient bei der Beiegung 
der Stellen über allen Zweifel erhoben. Linter jieben Gabinetsminiftern zählte man nur zwei 
Belgier, unter 45 Geheimrätben waren 27 Holländer , 18 Belgier. 

Früh ſchon erhoben fich wiederholte Beſchwerden gegen die ganze Art und Weiſe, wie bie 
Sinanzverwaltung gehandhabt wurde; die mittägigen Provinzen beflagten ſich beſonders über 
die Ungerechtigkeit, fie in vemfelben Verhältniffe mie die nörblichen zu ver Berzinfung und Til- 
gung der alten nieberländifhen Staatsſchuld beitragen zu laſſen, die zu einer Zeit creirt fei, 
wo fie nicht zum Staate gehörten ; man laſſe fie mehr als die Häffte ver Zinfen dieſer Schuld 
bezahlen, zwiſchen 7 — 8 Millionen ®lon. jährlich und fpäter noch mehr, während vie Zinfen 
ber auf ihnen haftenden eigentlich belgiſchen Schuld, zu denen fie doch allein verpflichtet wären, 
faum 700,000 Gldn. jährlich betrügen. Die Regierung erwiderte, daß dieſe Provinzen Theil 
an ven Vortheilen ver Gemeinſchaft, ven Golonien u. f. w. hätten, daher auch die Laflen ber- 

felben tragen müßten. Auf alle andern Beſchwerden über die Mängel ver Finanzverwaltung 
weigerte fie fich meiftens einzugehen , indem ſie dad Recht der audfchließlihen und oberften Lei⸗ 
tung berfelben, nad dem Wortlaute des Grundgeſetzes, für den König in Anſpruch nahm. 
Die Mafregeln, welde die Regierung ergriff, um das jährliche Deftcit in der Einnahme 
zu decken, wurden ebenfalls Gegenſtand ver allerheftigften Befchwerben. Sie erhöhte alle Wer: 
braudfteuern und errichtete zulekt, da die Erhöhung der gewöhnlichen nicht hinreichte, eine 
außerorbentlihe Schladt= und Mahlfteuer, welche beſonders auf den untern Glaffen der Bevöl⸗ 
kerung laflete und eine Haupturfache des Haſſes wurde, der mit der Zeit in denfelben gegen die 

Regierung fi anhäufte. Die einftimmigften Reclamationen erhoben fit von Anfang an va: 

gegen, und bie Regierung hatte um fo mehr Unrecht, viefelben ganz außer Acht zu laſſen, da in 


der Kammer bad darauf bezügliche Gefeh nur mit einer Mehrheit von 4 Stimmen, 55 gegen 
51, durchgegangen war. ' 
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Bine lehte Beranlaffung zu Beſchwerden wurbe endlich das Verfahren ver Regierung in 
religidfen und Unterrichtsangelegenheiten. Die Ratur der Dinge ließ fie hierauf Schwierigkeiten 
ſtoßen, die ganz zu befeitigen außer ihrer Macht lag, die fie aber, wie durchaus zugeflanden 
werben muß, unendlich hätte verminbern Eönnen. 

Die Beſchwerden gegen vie Regierung Hatten früh ſchon zahlreiche. Organe ver Preſſe 
gefunden, und obgleich bie Freiheit derſelben durch das Grundgeſetz im Princip gefihert war, 
jo reichte diefer Umftand doch Hin, um die Regierung zu beivegen , durch befonvere Verfügungen 
und bie Anwendung außerorbentlicher Strenge ven Gebrauch ver Preßfreiheit fo zu beſchtänken, 
daß ihre Freiheit factiſch eigentlich vernichtet wurbe. Ein außerorbentliches Tribunal wurde für 
die BreßangelegenHeiten eingeſetzt und die Proceſſe wegen Preßvergehen häuften fich in jenem 
Jahre mehr. Die zahlreihen und harten Berurtheilungen führten aber, anftatt der Mäßigung, 
die man dadurch hervorzubringen gehofft hatte, nur eine größere Aufregung und Heftigkeit her⸗ 
bei, die fich bald allen Claſſen ver Bevölkerung in ven ſüdlichen Provinzen mittheilte. Die 
Stimmung in denſelben wurde um fo bedenklicher, als vie in denſelben vorherrfchenden getrenn= 
ten Meinungselemente ver Katholiken und Liberalen fi zu gemeinſchaftlicher Oppofition gegen 
die Regierung vereinigt hatten und alle ihre Kräfte gegen dieſelbe Eehrten. 

Als die Oppofition immer heftiger , die Anzeichen einer großen im Volke gährenpen Auf- 
tegung immer zahlreicher und drohender wurden, verfuchte man einen Augenblick das Syſtem 
des Nachgebend. Die läftigen Schlacht- und Mahlfteuern wurden abgeſchafft, das Gebot, ver 
holländischen Sprade fih in allen Verhandlungen zu bedienen, wurbe aufgehoben, mehre Ab⸗ 
änderungen in der Organifation des philoſophiſchen Collegiums zu Löwen getroffen: aber alle 
diefe Conceſſionen kamen zu fpät, fie erichienen abgenrungen, alfo ohne Verdienſt, um fo mehr, 
ald die Kammer fi fo energiſch erflärt Hatte; dad Budget war nur mit ber Mehrheit einer ein- 
zigen Stimme votirt, ſodaß die Regierung in der Nothwendigkeit war, Zugeftänpnifle zu 
machen, oder entfchlenen in vie Minorität zu geratben. Die Oppofition erflärte fich mit dieſen 
erften Bewilligungen nicht zufrieden, die Preſſe verlangte mit größerer Heftigleit als je vie 
Abſtellung auch ver übrigen Beichwerbepunfte und entmwidelte Doctrinen über vie Volksſouve⸗ 
ränetät und die Nothwendigkeit des Repräſentativſyſtems, welde pas Verfahren des Gouver: 
nement als durchaus ungefeglih und gewaltfam varftellten. Ein neuer, noch firengerer Preß⸗ 
gefegentwurf war Die Antwort der Regierung auf dieſe Angriffe, die von einer Botſchaft an vie 
Kammer (11. Dec. 1829) begleitet war, in welcher erklärt wurbe, daß bie Gonftitution nur aus 
einem Acte ver Herablaflung von Seiten des Thrones hervorgegangen fet, daß der König bie 
Rechte feines Haufes darin eher befchräntt als erweitert habe, und daß die Oppofition nur von 
einigen fanatifchen und irregeleiteten Menfchen ausgehe, vie fi in unwürbiger und Argerniß 
gebender Weife gegen die väterlich gefinnte Megierung erhöben. Diefe Botihaft wurde den 
Beamten aller Grade und aller Verwaltungszweige vorgelegt, die fie innerhalb 24 Stunden 
zu unterzeichnen hatten oder ihren Abſchied erhielten. Mehre Beamte, welche vie ſehr häufig 
gemorbenen Petitionen um Abfltellung ver Beſchwerden unterzeichnet hatten, wurben abgefeßt 
und eine Art Schreckens⸗ und Einfhüchterungsfoftem eingeleitet, welches bald die traurigften 
Früchte trug. Die Aufregung flieg in einer ſchreckenerregenden Welfe; die Spannung, welde 
feit Monaten ſchon in Frankreich herrſchte, theilte fih auch den Niederlanden mit; die Procefie 
gegen pie Preſſe Häuften ih. De Potter und mehre feiner Freunde, welche Alle einen ausgezeich⸗ 
neten Plag in der Oppofition eingenommen batten, wurden Infolge eined jener Procefie zur 
Verbannung verurtheilt, und die Negierung bereitete fi vor, durch die allerſchärfften Maß⸗ 
regeln die ihr feindlichen Mantfeflationen der Journale und der Öffentlichen Meinung zu unters 
drüden, als die Julirevolution in Frankreich ausbrach. Infolge berfelben kam das lange unter 
der Aſche glimmende Feuer aud in den mittägigen Provinzen der Niederlande zum Ausbruche. 
Am 24. Aug. 1830, an dem Geburtstage des Königs, fanden die erſten Volksaufläufe ftatt, 


welche hauptſaächlich gegen den allgemein verhaßten Juſtizminiſter van Maanen und gegen bie 


Herausgeber mehrer von ber Regierung unterflügten Journale gerichtet waren, bald aber das 
Signal zu einer allgemeinen, über die ganze ſüdliche Hälfte des Königreichs fich verbreitenden 
Mevolution gaben. Der Kampf des fich militärifch organifirenden Volks gegen bie vom Prinzen 
Sriedrich befehligten Holländifchen Truppen kam in Brüffel zur Entſcheidung. Am 24. Sept. 
Fon trat dafelbft eine Proviſoriſche Reglerung zufammen, welche am 4. Det. pie Unabhängigkeit 
Des Landes, die Ausarbeitung eined Verfaſſungsentwurfs und bie Berufung eines Rational: 
eongrefied proclamirte. Das Band zwifchen Belgien und Holland mar Hiermit zerrifien. Der 
König Wilhelm I. rief die Entfheldung ver fünf Großmächte an, die durch die Londoner Con⸗ 
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ferenz in einem Protokoll vom RO. Dec. 1850 Die Trennung beiber Länder anerkannten. Der 
bebgiſche Natisnalcongreß wurde ani 10. Nov. durch ve Potter eröffnet: er erflärte pie Iinab- 
hängigfeit des Landes und ensfchien ſich für Herflellung der conftitutionellen Monarchie, mit 
Ausfhluß des Haufes Oranien. Der Präfident Surlet ve Ehofier warb am 25. Febr. 1831 
yrostforifch zum Regenten erwählt. Man wollte anfangs ven Herzog von Leuchtenberg, dann 
ben Herzog von Nemours auf ben Thron berufen, fand aber hierin erflärtihen Widerſpruch von 
Seiten der Großmächte. Die Wahl fiel demnach, auf Englands Empfehlung, auf ben Prinzen 
Leopold von Sachſen-Koburg, der Die Krone im Juli 1831 annahm. Dies geſchah indeſſen, 
indem der Congreß ji für Annahme der 18 Artikel erflärte, welche die Londoner Eonferenz 
zur Ausgleichung zwiſchen Belgien und Holland feftgefteltt Hatte. König Wilhelm I. verwei⸗ 
gerte aber die Zuftimmung zu diefen Artikeln. Derfelbe flel aufs neue mit einer Armee in bie 
belgiſchen Provinzen ein und mürbe jet das Land unterworfen haben, wenn nicht den Belgiern 
ein franzöfliched Corps zu Hülfe gefommen wäre. Weitere Unterhandlungen der Londoner 
Conferenz ergaben nun die 24 Artikel, die Wilhelm I. ebenfalls verwarf, obſchon fle für dad 
hollaͤndiſche Intereſſe günftiger als vie frühern waren. Es erfolgte darum bie Vlockade ber Hol: 
ländiſchen Küfte Durch eine engliſch-franzöſiſche Flotte und her abermalige Cinmarfch einer franz 
zoͤſiſchen Armee in Belgien, vie zu Gunften des legtern hie von den Hrllänvern beſetzt gehaltene 
Gitädelle von Antwerpen eroberte. Hierauf einigte man fi in London zu dem Vertrage vom 
21. Mai 1853, ver zwar die Keinpfeligfeiten befeitigte, aber ven Statusquo in der holländifch⸗ 
belgifhen Frage Bid auf weitere Binigung fortbeflehen lieg. Erſt im Januar 1858 kam zu 
London ein Definitivvertrag zu Stande, dem ſowol Holland wie Belgien beitrat. 

Der mit Zuftimmung Hollands und Belgiens. angenommene Londoner Vertrag enthält 
weſentlich Bolgended: Das Territorium des Königreich8 Belgien befteht aus folgenden Bros 
vinzen bed Königreih8 ber Niederlande: Sünbrabant, Lüttich, Namur, Hennegau, Oft: 
Handern, Weſtflandern; Antwerpen, Limburg, die auf dem reiten Maasufer gelegenen Theile 
dieſer Provinz ſowie einige Territorien auf dem linken, mit ver Feſtung Maftricht und einem 
Rayon von 1220 Toifen abgerechnet. In Luremburg tritt Niederland an Belgien alles jenfeit 
(weſtlich) einer zwiſchen Rodange und Athus anfangenden, die große Straße von Longwy nad 
Baftogne über Arlon entlang, neben der Grenze des Arrondiſſement Dünkirchen bis zum preußi- 
fen Gebiete ſich erſtreckenden Linie gelegene Land ab, wofür ed vie eben bezeichneten Gebiete in 
der Provinz Limburg erhält. Der König ver Niederlande, ald Großherzog von Luxemburg, hat 
fh mit dem Deutihen Bunde und ben naflauifchen Agnaten über die dadurch nothwendig wer: 
denden Arrangementö zu verftändigen. Belgien bildet innerhalb diefer Grenzeneinen unab⸗ 
hängigen, beſtändig neutralen Staat; es iſt gehalten, dieſe Neutralität gegen alle andern 
Staaten zu beobachten. Der Ablauf ver flandriſchen Bewäfler, vie ihren hauptſächlichften Ab- 
Hug durch dad den Niederlanden bleibende ſeeländiſche Flandern haben, foll nad) nem Bertrage 
yon 1785 zwiſchen dem deutſchen Kaijer und ven Beneralftaaten geregelt werben. Die Be 
flinmungen der Wiener Congreßacte (Art. 108 — 117) über die Flußſchiffahrt find auf die- 
jenigen Flüſſe und Wafferläufe anzuwenden, welche dem holländiſchen und belgiſchen Gebiete 
gemeinihaftlid find. . 

Diefer Vertrag ift zwiſchen Belgien und dem Königreih der Nieberlande und zwiſchen 
einem jeben biefer beiden Staaten und einer jeden der fünf großen Mächte abgeichloflen ; vie 
legtern nahmen außerbem ven Vertrag zwifchen Belgien und Holland ausdrücklich unter ihre 
Barantie. Bei der Unterzeichnung erklärten die Bevollmächtigten Preußens und Äſterreichs, 
daß fie, im Namen und Auftrage des Deutfchen Bundes handelnd, ben Beitritt deffelben zu 
biefem Bertrage auszufprechen hätten, und fügten hinzu, daß der Deutfche Bund fi zur Volt: 
ziehung ber darin enthaltenen Beſtimmungen, inſoweit er dabei betheiligt fei, verpflichte. Die 
Bundesverfammlung ratificirte dieſen Beitritt felerlihft in einer am 11. Mai 1859 gehaltenen 
Sitzung. Späterhin wurden Verhandlungen mit den naffauifhen Agnatenangefnüpft, infolge 
beren ber Herzog von Naſſau, für fih und feine Verwandten ſtipulirend, für immer auf alle Rechte 
auf ven Theil von Limburg, ver ald Eutfhävigung für das franzöflfche Luremburg an Holland 
gegeben fei, gegen eine ein für alle mal gezahlte Entſchävigung von 750,000 Glon. Verzicht 
leifte. Der Bertrag darüber wurde am 27. Juni 1839 zu Wiesbaden abgeſchloſſen und das 
Geld bald darauf gezahlt. Am 16. Aug. dieſes Jahres bevorfchlagte der niederländiiche Geſandte 
beim Deutſchen Bunde, den an Holland zurückfallenden Theil von Limburg gu einem Herzeg⸗ 
thume zu erheben, pad mit Ausnahme ver bei den Niederlanden verbleibenven Feſtungen Maſtricht 
und Venlo ben beutichen Bundesſtaaten einverleibt bleiben folle. Diefes Herzogthum Lim: 
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burg würbe unter benfelben politiſchen Inſtimtionen ſtehen wie das Rinsigeeid; der Nieberlande, 
ohne daß biejelben die aus feinen Verhältniſſen zum Bunde entipringenvden Pflichten beeintraͤch⸗ 
tigen Tönnten. Das Herzogthum gelte als Entſchädigung für ven an Belgien abgetretenen Theil 
bon Zuremburg ; der legtere zähle eine Bebölferung von 149,574 Seelen, das Herzogthum 
Limburg 147,527 Seelen, alfo finde Ausgleigung, mie der Bund fie verlangt habe, flatt. 
Die Bundesverſammlung beflätigte am 5. Sept. 1839 8ieſe Anträge, und die ganze. große 
Angelegenheit war jo , nachdem ſchon früher pie Geffion det von Belgien ſeit 1830 befept gehalte⸗ 
nen Territorien in Luxremburg und Limburg ohne Schwierigkeiten erfolgt war, definitiv beenbigt. 

U, Die belgifhe Berfaffung. — Einer ver erſten Acte ber in den legten Tagen bed 

September zu Brüflel zufammengetreteuen Proviſoriſchen Regierung war die Einberufung 
eines Nationalcongrefjes, deſſen Entſcheidung alle8 auf die Gonftituirung und Innere Organi⸗ 
fation der Provinzen, vie ſich von der nieberländifchen Herrfchaft losgeriſſen hatten, Bezügliche 
vorgelegt werben follte. Die Zahl der Mitglieder dieſer Berfammlung wurbe auf 200 feftgefeßt ; 
um Wähler oder wählbar zu fein, mußte man Belgier von Geburt oder durch Naturalifation 
und 25 Jahre alt fein und einen Steuerbetrag, der nach ven verſchiedenen Provinzen von 13 
Glon. bis auf 75 Glon. flieg, entrichten. Am 10. Nov. 1830 trat der Congreß zufammen 
und beflätigte die Mitglieder der Proviforifchen Regierung in ihren Kunctionen. Anı 18. Nov. 
verkündete er die Unabhängigkeit des belgifchen Volks, mit Vorbehalt: der Verhältniffe Luxem⸗ 
hurgd zum Deutjchen Bunde; wenige Tage nachher, am 22. veflelben Monats, erflärte er im 
Namen bed belgischen Volks, daß die Nation die verfaſſungsmäßige Repräſentativmonarchie 
unter einem erblichen Oberhaupte ald die Form ihrer Regierung annehme. Der letztere Beichluß 
wurbe mit einer Mehrheit von 174 Stimmen gegen 13, welche die Republif wollten, gefaßt. 
Am 24. Nov. envli ſchloß der Congreß, als conftituirende Öffentlihe Macht handelnd, vie 
Mitglieder der Familie Oranien-NRaffau auf ewige Zeiten von aller Macht und Gewalt auß, 
und biefe Erklärung erhielt fpäter vucch das Geſetz vom 25. Juli 1834 eine Strafjanction ; Die 
Ausſchließung felbit war von 161 Stimmen gegen 28 ausgeſprochen worden. Durch dieſe drei 
Acte waren bie allgemeinften Grundlagen zur Gonftituirung Belgiens, ald unabhängigen 
Staats, gelegt worden; das Nächte, womit ver Congreß ſich zu beſchäftigen Hatte, war bie 
Berfaflung felbit. Die Proviſoriſche Regierung hatte [hen am 6. Oct. 1830 eine Commiſſion, 
aus 12 Mitgliedern beſtehend, ernannt, mit dem Auftrage, ihr einen Eonftitutiondentiwurf 
vorzulegen; die Abfafjung deſſelben wurde von der Commiſſion zmweien ihrer Mitglieder, 
Nothomb und Devaux, übertragen und Die Arbeit derfelben Im Ramen ber Proviforifchen 
Regierung dem Congreffe mirgetbeilt. Vier andere Mitglieder dieſer Verſammlung legten ihr 
einen andern ald Project vor. Aus diefen beiden Entwürfen feßte die Gentralfection des Con⸗ 
greſſes einen britten zufammen, welcher in Berathung gezogen und bei der definitiven Abfaflung 
der Gonftitution zu Grunde gelegt wurde. Die Prüfung dieſes Entwurfs, Häufig durch die 
äußern Ereigniſſe unterbrochen, wurde erſt am 7. Febr. 1831 beendigt und die Verfaffung 
ſelbſt an demſelben Tage proclamtirt; bindende Kraft erhielt fie jedoch erft mit dem Amtsantritte 
des einflweiligen Oberhauptes ver Gxecutivgemwalt, des Regenten, am 26. Febr. 1831, und 
noch mit der beſchränkenden Beflimmung, daß bie gefeßgebende Gewalt bis zur Inauguration 
des vefinitinen Stantsoberhauptes vom Gongrefle allein ausgeübt werben würde. In volle Aus⸗ 
führung trat fie erit nach ver Cidesleiſtung unn feierlichen Einführung des Königs Leopold am 
21. Juli 1831. 

Diefe Verfaffung enthält 139 in at Bapitel ober Titel vertheilte Artikel. Der erfle diefer 
Titel handelt som Stantögebiete und feinen Eintbeilungen. Belgien befteht auß den Provinzen 
Antwerpen, Brabant, Weftflandern , Oftflandern, Hennegau, Lüttich, Limburg , Namur und 
Zuxemburg mit Vorbehalt der Verhältniſſe diefer legtern zum Deutfchen Bunde. Die Unter: 
abtheilungen ver Provinzen koͤnnen nur durch das Geſetz feflgeftellt werden; die Grenzen bed 
Staats, der Provinzen und der Gemeinden Finnen nur in Kraft eined Geſetzes geaͤndert ober 
berichtigt werben. Der zweite Titel befchäftigt fi mit den Belgiern und ihren Rechten. Die 
Eigenſchaft eines Belgierö wir erworben, bewahrt, verloren nach den Beftimmungen des Civil⸗ 
geiehed. Das Buͤrgerrecht wird durch die geſetzgebende Gewalt verliehen ; um den Fremden in 
Bezug auf die Ausübung ver politiſchen Rechte mit dem Belgier gleichzuſtellen, iſt die Erthei⸗ 
Lang ·des vollen Staatöbürgerredhtd (la grande naturalısation) erfoderlich. Es gibt im Staate 
Leinen Standesunterſchied, die Belgier find vor dem Geſetze gleich; fie allein können bürgerliche 
und militaͤriſche Amter beklelden. Ausnahmen köOnnen in befondern Faͤllen durch ein Gefeg an⸗ 
geordnet werben. Die verſoͤnliche Freiheit iſt einem Jeden zugeſichert. Niemand kann ander? 
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‚gerichtlich verfolgt werben als in ben vom Geſetze vorausbeſtimmten Füllen und in ver duch bafz 
felbe vorgefchriebenen Form. Außer der Ergreifung auf der That kaun Niemand verhaftet wer: 
den anders als infolge einer richterlichen motivirten Verfügung, bie im Augenblick ver Verhaf⸗ 
tung ober in ven erften 24 Stunden derſelben ihm bekannt gemacht werden muß. Niemand kann 
wider jeinen Willen feinem gefeglicgen Richter entzogen werben ; Feine Strafe darf andere ale 
in Kraft des Geſetzes beftimmt und angewendet werben. Die Wohnung iſt unverleglih; Haus⸗ 
ſuchungen können nur in den vom Befege beſtimmten Fällen und in der von ihm vorgeſchriebenen 
Form flattfinden. Niemand kann feines Eigenthums anders als für öffentliche gemeinnügige 
Zwecke beraubt werben und nur in den gejeglich beftimmten Källen und gegen eine angemeflene 
und vorgängige Entſchädigung. Die Strafe der Gütereinziehung kann nie eingeführt werben. 
Der bürgerlide Tod ift auf immer abgeſchafft. Die Freiheit eines jeden religidfen Gultus jowie 
feiner öffentlihen Ausübung iſt zugefichert, fowie vie Freiheit ver Gedankenäußerung über: 
Haupt, mit Vorbehalt der Unterdrückung ver Bergehungen , welche bei Ausübung dieſer Freiheit 
begangen werven. Niemand kann gezwungen werben, aufirgendeineWeife an ven Handlungen oder 
Geremonien eines Bultus theilzunehmen oder die Ruhetage veflelben zu beobachten. Der Staat 
hat kein Recht, fich in Die Ernennung oder Einſetzung der Diener irgendeiner Gottesverehrung 
zu miſchen ober ihnen ben Berfehr mit ihren Obern und die Bekanntmachung der Verordnungen 
derfelben zu unterfagen, jedoch unter Vorbehalt der gemeinrechtlichen Verantwortlichkeit in 
Sachen ver Preſſe und Öffentlichen Bekanntmachungen. Die bürgerliche Tramıng muß inımer 
der priefterlihen Einfegnung vorhergehen. Der Unterricht if frei; jene Präventiomaßregel if 
unterfagt; die Beftrafung babel eintretender Vergehungen kann nur infolge gefeglicher Vor: 
ſchrift flattfinden. Der auf Koften des Staats eriheilte Öffentliche Unterricht wird durd ein 
Geſetz geregelt. Die Preſſe ift frei; die Genfür kann nie eingeführt, noch von Verfaſſer, Ver⸗ 
leger oder Druder Caution verlangt werden. Wenn ver Berfafler befannt und in Belgien an= 
ſäſſig iſt, ſo kann gegen-ven Verleger, Druder ober Verbreiter einer Schrift keine gerichtliche 
Berfolgung flattfinden. Die Belgier haben das Necht, jich friedlich und ohne Waffen zu ver- 
fanımeln, und bedürfen Feiner obrigkeitlihen Erlaubnip, wenn fie die pie Ausübung diefes Rechts 
regelnden Befege beobachten. Diefe Beflimmung bezieht ſich nicht auf die Verſammlungen unter 
freiem Simmel, welche durchaus ven Polizeigefegen unterworfen bleiben. Die Belgier haben 
das Recht, ſich zu aſſociiren; daſſelbe darf keiner Praventivmaßregel untertuorfen werben. Ein 
Jeder hat das Recht, Bittſchriften, von einer oder mehren Perfonen unterzeichnet, bei den oͤffent⸗ 
lichen betreffenden Behörden einzureichen. Die verfaflungsmäßig eingejeßten Behörben find 
allein zu Bittfchriften in gemeinfchaftlichem Namen berechtigt. Das Briefgeheimniß iſt unver: 
leglih. Der Gebraud der in Belgien üblihen Sprachen ift willfürlih; nur durch das Gefek 
fann der Gebraud einer beftimmten Sprache und jedenfalld nur für Acte Öffentlier Behörden 
und für gerichtliche Handlungen vorgefchrieben werben. Öffentliche Beamte können für Hand⸗ 
lungen ihrer Verwaltung ohne vorgängige Erlaubniß gerichtlich verfegt werben, mit Borbehalt 
ber die Minifter betreffenden Anordnungen. 

Der pritte Theil Handelt von der Staatögewalt. Alle Stantögemalt geht von der Nation 
aus; die gefeggebende Gewalt wird vonw Könige, der Kammer der Mepräfentanten und dem 
Senat gemeinfhaftlid ausgeübt. Gin jeder diefer Zweige der gefeßgebenven Gewalt hat das 
Recht, Sefegvorichläge zu machen. Ein jenes auf die Staatdeinnahmen und Ausgaben, fowie 
auf dad Bontingent ver Armee bezügliche Gefeg muß zuerft in der Repräſentantenkammer votirt 
werben. Die authentifche Auslegung ver Gefege gehört ver gefeßgebenden Gewalt an. Der 
König bejigt die ausübende Gewalt, wie fie in ver Verfaffung beflimmt ifl. Die richterlihe 
Gewalt wird durch Die Appellationshöfe und die Bezirksgerichte ausgeübt; die Befchlüffe und 
Urtheile werden im Namen des Königs vollzogen. Die ausſchließlich die Gemeinden und Pro⸗ 
vinzen betreffenden Angelegenheiten werden durch Gemeinde: und Provinzialräthe geordnet. 
Die Mitglieder ver beiven Kammern repräfentiren die Nation und nicht blos den Diſtrict, ver 
fie ernannt bat; die Sigungen der Kammern find öffentlich; jede Kammer prüft die Vollmachten 
ihrer Mitglieder und entſcheidet über darauf bezügliche Streitpunfte; Niemand kann zu gleicher 
Beit Mitglied beider Kammern fein. Ein Mitglied derfelben, weldes von der Regierung zu 
einem befolveten Amte ernannt wirb und baflelbe annimmt, verliert unmittelbar Sig und 
Stimme in der Kammer und kann nur durch eine neue Wahl wieder in viefelbe eintreten. -Das 
Bureau der Kammer wird für jede Sefflon von verfelben ernannt. Jede Beſchlußnahme wirb 
nad abjoluter Stimmenmehrheit gefaßt;_bei Gleichheit ver Stimmen iſt der Vorſchlag verwor⸗ 
fen ; feine der beiden Kammern Fann einen Beſchluß faflen, wenn nicht die Mehrzahl ihrer Mit⸗ 
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gliever vorhanden it. Die Abſtimunmung geſchleht laut oder durch Aufflehen und Sipenbleiben; 
über ven Geſammtinhalt eined Geſetzes wird laut und durch Namensaufruf geftimmt. Vor⸗ 
flag und Wahl der Candidaten gefhehen durch geheime Stimmengebung. @ine jede Kam⸗ 
mer bat das Recht, Unterſuchungen anzuorbnen. Ein Gefep kann nur angenommen wer⸗ 
den, wenn über jeden einzelnen Artikel abgeftimmt ift. Es iſt unterfagt, den Kammern tn 

Perfon Bittfehriften zu überreihen. Jede Kammer hat das Recht, Bittfchriften ven betreffenden 
Miniftern zu Überreichen und Auskunft zu verlangen. Kein Mitglied ver Kammern kann wegen 
der bei Ausübung feiner Öffentlichen Verrichtungen auögefprochenen Meinungen oder gegebenen 
Vota gerichtlich verfolgt oderin Unterfuhung gezogen werden, mit Vorbehalt der Ergreifung 
auf frijcher That, Jede Kammer beflimmt durch ihre Gefhäftsorunung die Art und Weife, in 
der fie ihre Gerechtſame ausübt. 

Die Kammer ver Repräfentanten befteht aus Abgeoroneten, die unmittelbar von den 
Bürgern gewählt werben, melde ven durch dad Wahlgefep beſtimmten directen Steuerbetrag 
bezahlen, ver nicht mehr als 100 Glon. und nicht weniger als 20 Glon. betragen darf. Das 
Wahlgeſetz feht die Zahl der Abgeorpneten nach ver Bevölkerung feſt. Dieſe Zahl darf pas 
Berbältniß von Einem Abgeorbneten auf 40,000 Einwohner nicht Üüberfleigen. Un gewählt 
werden zu können, muß man Belgier von Geburt oder durch die große Naturalifation fein, im 
Genuſſe der bürgerlichen und politifden Rechte ſich befinden, volle 25 Jahre alt fein und in 
Belgien feinen Wohnfig haben. Keine anvere Bedingung der Wählbarkeit kann erfobert 
werben. Die Mitglieber ver Repräſentantenkammer werden auf vier Jahre gewählt, fie werben 
alle zwei Jahre zur Hälfte erneuert. Jedes Mitglied der Nepräfi entantenfammer erhält während 
der Dauer der Situngen eine monatliche Entfhäpigung von 200 GEldn., mit Ausnahme der- 
jenigen, weldhe Die Stadt bemohnen, in der Die Kammer fich verfammelt. 

Die Mitglieder des Senats werden nach Maßgabe ver Bevölkerung einer jeden Provinz 
durch Diefelben Bürger gewählt, welche nie Mitglieder der Kammer wählen. Der Senat befteht 
aus der Hälfte der Mitgliederzahl ver Kammer. Die Senatoren werben für acht Fahre gewählt; 
fie werden alle vier Jahre zur Hälfte erneuert. Um in den Senat gewaͤhlt werden zu koͤnnen, 
muß man Belgier von Geburt ſein oder durch die große Naturaliſation ſich im Genuſſe der bür⸗ 
gerlichen und politiſchen Rechte befinden, in Belgien wohnhaft, wenigſtens 40 Jahre alt ſein 
und wenigſtens 1000 Glon. directe Steuern bezahlen. In den Provinzen, wo die Zahl der 
Bürger welche dieſe Steuer bezahlen , nicht dad Verhältniß von 1 auf 6000 erreicht, wird dieſe 
Zahl durch nie am hoͤchſten Beſteuerten ver Provinz bis zu diefem Verhältniſſe vervollftänpigt. 
Die Senatoren erhalten weber Befoldung noch Entſchädigung. Mit dem achtzehnten Jahre 
ift der muthmaßliche Thronerbe von Rechtswegen Senator; Stimmrecht erlangt er erft im fünf: 
undzwanzigften Jahre. Jede Sitzung ded Senats, welche außer der Sefllondzelt ver Nepräs 
fentenfammer gehalten wird, ift von Rechts wegen nichtig. 

. Die verfaflungsmäßigen Gewalten des Königs find erblich in feiner directen, natürlichen 
un rechtmäßigen Nachkommenſchaft von Mann zu Mann nad der Ordnung ver Erftgeburt 
mit beftändiger Ausfchliegung der Frauen und ihrer Nachkommenſchaft. In Ermangelung 
männlider Nachkommen ſchaft kann der König mit Zuflimmung ver Kammern feinen Nachfolger 
ernennen. Der König kann ohne Zuftimmung der beiden Kammern nicht zugleih Haupt eines 
andern Staats fein. Die Perfon des Königs ift unverletzlich; feine Miniſter jind verantwort- 
lich. Kein vom König ausgehender Act ift gültig ohne die Mitunterzeihnung eines Minifters, 
der für deſſen Inhalt verantwortlih wird. Der König ernennt und entläßt bie Minifter, er 
verleiht die Grade in der Armee und ernennt zu den Amtern für bie allgemeine Staatsverwal⸗ 
tung und die auswärtigen Angelegenheiten. Zu andern Ämtern beruft er nur in Kraft einer 
befondern gefeglichen Beſtimmung. Er erläßt die zur Vollziehung der Grfege erfoderlihen 
Berorbnungen und Berfügungen, ohne die Gültigkeit der Gefege feldft jemals unterbrechen, 
noch von ihrer Vollziehung entbinden zu fönnen. Der König befehligt die Land: und See: 
macht, erflärt Krieg, ſchließt Frieden, Dichniſſe und Ganbelöverträge und ſetzt die Kammern, 
fobalo pas Interefie und die Sicherheit des Staats es geftatten, in Kenntniß. Die Handels⸗ 
verträge, ſowie alle diejenigen Verträge welche ven Staat belaften over einzelne Belgier ver= 
pflichten, treten erſt in Kraft, wenn fle die Zuflimmung der Kammern erhalten haben. Keine 
Abtretung, kein Austaufch, keine Einverleibung eines neuen Landestheild kann andere ſtatt⸗ 
finden als infolge eines Geſetzes. Der König fanctionirt die Gefehe und verkündet jie. Die 
Kammern treten von Nechtäwegen jährlich am zweiten Dienflage bed November zufanımen, 
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wenn fie nicht Früher won Könige einberufen werben; fie müſſen Hi6stib wrnigflene 40. Kane 
serfammelt bleiben. Der König erklärt ven Schluß der Seffion, er beruft die Kammern außer⸗ 
orventlicherweife, er bat das Recht, die Kammern aufzulöfen, fei ed Heide zugleih ober nur 
eine verfelben. Bei jever Auflöjung aber müflen die Wähler binnen der nächſten AO Tage, bie 
Kammern binnen der nächſten zwei Monate zufaumenberufen werden. Der König kann bie 
Kammern vertagen ; die Bertagung darf jedoch nicht einen Monat überſchreiten und kann in ber- 
felben Seffton nicht ohne Zuflimmung der Kammern wiebecholt werden, Der König hat das 
Recht, richterlich zuerfannte Strafen zu mildern ober zu erlaflen, er hat dad Recht, Münze 
ſchlagen zu laſſen und Adelstitel zu verleihen, ohne irgendein Vorrecht daran knüpfen zu koͤn⸗ 
nen. Er verleiht Die militärifchen Orden; feine Givillifte wird für die Dauer feiner Regierung 
feftgefegt. Der König hat keine andere Gewalt ald diejenige, welche ihm die Verfaſſung und die 
der Verfaflung gemäß erlaflenen Gejege förmlich beilegen. Beim Tode des Könige verfammeln 
fi die Kammern ohne Zufammenberufung fpäteftend am zehnten Tage nad feinem Ableben. 
Dom Tode des Königs bis zur Eidedleiftung des Thronfolgers oder Regenten wird bie könig⸗ 
liche Gewalt, im Namen des belgifhen Volks, vom Minifterrathe ausgeübt. Der König iſt voll⸗ 
jährig mit zurüdgelegtem achtzehnten Jahre, er nimmt nicht eher von dem Throne Beilg, als 
biö ev in der Mitte der Nationalrepräjentation einen feierlichen Eid geleiftet hat, bie Berfeflung 
und die Geſetze des belgifchen Volks zu beobachten, die Unabhängigkeit der Nation und die Un- 
verlegbarkeit des Staatögebiets aufricht zu erhalten. Bei der Minverjährigfeit des Königs 
treffen die Kammern Vorkehrungen für die Einfegung ber Regentſchaft und der Vormundſchaft. 
Dafielbe geſchieht, wenn der König fich in der Unmoͤglichkeit befindet zu regieren. Die Regent= 
haft kann nur Einer Perfon übertragen werben; während derſelben fann feine Abänderung 
bed Grundgeſetzes flattfinden. Bei Thronerledigung treten die Kammern zuſammen und treffen 
bie nöthigen Anorbnungen. , 

Niemand kann Minifter werben, ber nicht Belgier von Geburt iſt ober das volle Staats- 
bürgerrecht erhalten hat. Kein Mitglied der koͤniglichen Familie kann Miniſter fein. Die Mini 
fler Haben nur Stimmredt in den vefivirenden Kammern, wenn fie Mitglieder derfelben find, 
fie Haben aber Zutritt zu jever Kammer und müflen auf ihr Verlangen gehört werben. Die 
Kammern Tönnen ihre Gegenwart in den Sigungen verlangen. Der König kann in feinem 
alle, durch einen mündlichen oder ſchriftlichen Befehl, einen Minifter der Verantwortlichkeit 
entziehen. Die Kammer bat dad Recht, die Minifter anzuflagen und fie vor den Gaflatiendhof 
zu ziehen. Die Bälle der Berantwortlichkeit für die Minifter werben durch das Geſetz beftimmt. 
Der König Tann einen durch den Gaflationähof verurtheilten Minifter nur auf Verlangen einer 
ber beiden Kammern begnadigen. 

Alle Streitigkeiten über bürgerlide Rechte gehören vor die Gerichte, ebenfo wie bie über 
politiſche Rechte, mit Vorbehalt der gefeglihen Ausnahmen. Kein Bericht kann anders als in 
Kraft des Geſetzes errichtet werben. Für ganz Belgien befteht ein Gaffationdhof; mit Ausnahme 
der Minifterproceffe erkennt derfelbe nicht über die Materie der Rechtsſachen. Die Gerichts: 
figungen find öffentlich , wofern die Offentlichkeit nicht für Die Ordnung und die Sitten gefähr⸗ 
li if, was Durch ein richterliche8 Erkenntniß erklärt werden muß; bei politifchen und Preßver⸗ 
geben muß dies Erfenntniß einftimmig gefaßt fein. Jedes Urtheil tft motivirt und wird öffent: 
U geſprochen. Kür alle Eriminalfachen,, fowie für politifche und Preßvergehen iſt das Geſchwo⸗ 
renengericht angeordnet. Die Räthe der Appellhäfe, die Präſidenten und Bicepräjidenten ver 
ihnen untergeorbneten Trihunale werden vom Könige nach einer doppelten Lifte ernannt, vie 
von biefen Gerichtshöfen felbft und von ven Provinzialräthen eingereicht wird. Die Räte am 
Caſſationshofe ernennt der König aus einer vom Senate und dem Eaffationähofe verfaßten Liſte. 
Die Appellhoͤfe wählen aus ihrer Mitte ihre Präjiventen und Vicepräſidenten. Die Richter 
werden auf Lebendzeit ernannt und können nur duch Urtheiläfprud ihres Anıted entjegt ober 
fuspenbirt werden. Die Verfegung eines Richters kann nur durch eine neue Ernennung und 
mit feiner Zuftimmung flattfinden. Der König ernenntund entläßt die Mitglieder der Staats⸗ 
anwaltihaft bei ven Gerichtshoͤfen und Tribunalen. Die Befoloungen ver Richter werben 
durch ein Geſetz beflimmt. Kein Richter darf eine von der Megierung beſoldete Etelle un: 
entgeltlih annehmen. Die Gerichtoͤhoͤfe und Tribunale wenden die Berfügungen und Beſchlüfſe 
ber Central⸗, Provinzial⸗ und Localbehoͤrden nur infoweit an, als fie ven Geſehen gemäß ind. 
Die Provinzial: und Bemeinbeverfafjung wird durch Geſetze beſtimmt. Diefe Geſetze ſichern die 
Anmenbung fulgender Grundfäge: die unmittelbare Wahl, mit Vorbehalt ber Ausnahmen, 
welche das Geſetg in Betreff der Ortovorſteher und der Regierungscommiflarien bei den Rrovin⸗ 
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jbeitäsgen' einfüßften bann; vie überweifaug aller Begenflänve, welche ein Mroninzaf- oder 
Gewmeinbeinterefte haben, an die Provinzial: ser Gemeinderäthe, mit Vorbehalt der geſetlichen 
Veſtatigungen ihrer Acte; die Offentlichteit der Provinzial- und Gemeinderathsverfamm⸗ 
Inngen in hen durch das Geſetz beflimmten Grenzen; bie Öffentlichkeit des Budgets und ber 
Rechnungen; das Cinſchreiten des Könige oder ber geſezgebenden Gewalt, um zu verhin- 
bern , daß Prodinzial⸗ over Gemeindebehoͤrden ihre Vefugniſſe überſchreiten; die Abfaffung der 
——— und die Fuͤhrung ber betreffenden Regiſter gehören ausſchließlich der Gemeinde⸗ 
gfeit an. | 

Der vierte Aheil regelt die Finanzverfaſſung. Keine Auflage zum Nutzen des Staats kann 
anders als durch das Geſetz angeordurt werben. Provinzial: und Gemeindelaſten können nur 
mit Bewilligung der Provinzial⸗ und Gemeindebehoͤrden eingeführt werben. Die öffentlichen 
Auflagen werden jährlich bewilligt, es kann in Betreff derſelben kein Vrivilegium eingeführt 
werben. Benfionen und Gratificationen aus der Staatskaſſe fönnen nur durch ein Geſetz bewilligt 
werben. Jedes Jahr ſchließen die Kammern wie Abrehnungsgefege ab und votiren dad Budget. 
Die Mitgliener des Rechnungshofes werben von der Nepräfentantenfammer und für eine be⸗ 
flimnite , Durch das Bejeh bezeichnete Zeit ernanut. Die Befoldungen und Benflonen der Diener 
ber verſchiedenen Religionsbekenntnifſe werben vom Staate übernommen, die dazu erfoderlichen 
Summen werben jährlid auf das Budget gebracht. 

Der fünfte Theil befchärtigt fi; mit ver bewaffneten Macht. Die Art und Weiſe der Ergän: 
zung der Armee wird durch das Geſet beſtimmt, ihr Beftand jährlich ber !Berathung ver Kam⸗ 
mern unterworfen. Nur in Kraft eines Geſetzes können fremde Truppen zum Dienfte des 
Staats zugelaffen werden oder das Stantögebiet befegen ober durchziehen. E8 beftcht eine 
Bürgergarbe, deren Cinrichtung durch dad Geſetz beſtimmt wird. Die Inhaber aller Grade bis 
zum Hauptmann werben von der Bürgergarde felbft ernannt. Die Berfehung der Bürger: 
garde auf ven Kriegsfuß kann nur infolge eined Geſetzes geſchehen. Die Militärperfonen können 
ihre Grave, Ehrenzeichen und Benflonen nur auf die gefeglich beftimmte Art verlieren. 

Der jechäte Theil enthält allgemeine Veſtimmungen. Die belgifche Nation nimmt die rothe, 
gelbe und schwarze Farbe ald Nationalfarben und ale Reichswappen ven beigifchen Löwen mit 
der Umſchrift: „Eintracht gibi Macht („L’union fait la force‘) an. Brüffel ift Hauptftabt von 
Belgien und Sig der Regierung. Kein Eid kann anders als in Kraft des Geſetzes auferlegt‘ 
werben. Jeder auf belgiſchem Gebiete ſich befindende Fremde genießt den ven Perfonen und 
Gütern gewährten Schug des Staats, mit Vorbehalt der gefeglich beſtimmten Ausnahmen. 
Die Staatöverfaflung kann weder ganz noch theilweiſe außer Wirkung gefegt werben. 

Der fiebente Titel ſchreibt das bei Reviſion der Gonftitution zu beobachtende Verfahren vor. 
Die gefepgebende Gewalt Hat pas Recht, zu erflären, daß eine von Ihr bezeichnete Beitimmung 
der Berfaffung der Revlſion bebarf. Nach viefer Erklärung find die beiden Kammern von Rechts⸗ 
wegen aufgelöft. Zwei neue Kammern werben zufammenberufen und biefe beichließen, in Über: 
einftimmung mit ven Könige, über die der Reviſion unterworfenen Bunte, | 

Der achte Titel enthält tranſitoriſche Beflimmungen, ohne allgemeine und beflänbige 
Bedeutung. 

Um diefe merkwürdige, unter ben europälfcgen Gonftitutionen offenbar die größte Summe 
politifcher Freiheiten enthaltende Verfaflung ihrer ganzen Bedeutung nad richtig zu beurteilen, 
tft nothwendig, auf die Umftände, unter welden fle entſtand, näher einzugeben; denn es bürf: 
ten fi wenige Monumente biefer Ari finden, welche In einem fo hohen Grade son den Stim⸗ 
mungen und Berhäitniffen des Augenblidö, In dem fie wurden, beeinflußt ind, als das bel- 
gifche Grundgeſetz. Die Unvollfommenheiten und Mängel des holländiſchen Hatten dem Lande 
während der Bereinigung mit den nördlichen Niederlanden foriel Nachtheile verurſacht, daß der 
&ongreß bei ber Abfaflung der neuen Conſtitution vor allem fuchen mußte, viefelben zu ver- 
nıeiden. Seine Tendenzen waren baher in mehr ala einer Beziehung vorherrichend negativ. 
Das Übergewicht, welches die Berfaflung von 1815 ver Krone gegeben hatte, wurbe von den 
Meiften al8 eine der Haupturfachen betrachtet, auf welche bie Übelſtände, die zuletzt die Revolu⸗ 
tion herbeigeführt Hatten; zurüdzuführen feien. Lim die Wiederkehr derſelben unmoͤglich zu machen, 
ſuchte man die Befugniffe der königlichen Gewalt foviel als möglich einzuſchtänken, ihr nur bie 
unnmgängfich nothwendigen Attribistionen zu laflen. Dagegen wurde der Wirkungskreis der 
Kammer auf eine Menge von Dingen ausgedehnt, die in den meiften Neprüfentativverfaflungen 

außerhalb veflelben liegen, und wenn die fruͤhere Verfafſung abfichtlich ver son eine Präpon- 
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beranz gab, welche das Gleichgewicht unter den Gewalten von vornhereit zerſtörte, fo beging 
dies neue Grundgeſetz denfelben Sehler zu Gunften des Parlaments. Der Vorwurf, aus einem 
Ertrem in das andere gefallen zu fein und bie richtige Mitte bei der Bertheilung der Befugniife 
an die verſchiedenen Elemente ver Öffentlichen Gewalt nicht eingehalten zu haben, kann mit Recht 
dem Gongrefle gemacht werden. Das Königthum, ober welchen andern Namen man ver Gen- 
tralgewalt geben will, tft eine zu weſentliche Grundbedingung der geſellſchaftlichen Orbnung, 
als daß feine Gegenwart, fein lebendige und thätiges Mitwirken an der Begründung der Ber: 
fafjung nicht eine unabweishare Nothwendigkeit wäre. Beider Begründung der belgiſchen Ver: 
faffung war daſſelbe aber in feiner Weiſe vertreten, feine Rechte, vie ihm unentbehrlichen Befug⸗ 
niffe,, um im Intereſſe der Geſellſchaft thätig zu fein, wurden nicht in ihrem ganzen Umfange 
anerkannt und gewürbigt; nur wenige Stimmen erhoben fich zu ihrer Bertheinigung. Der 
Congreß, die Bebürfniffe ver Zukunft weniger bedenkend als bie Foderungen ver Gegenwart, 
der Stimmung des Moments nadhgebend, gab dem Lande eine Organifation, welde offenbar 
hei weitem mehr von ber Anficht audgeht, daß der Unterthan gegen die koͤnigliche Gewalt zu 
[hügen over mit zahlreichen Garantien und Gautelen gegen ihre Übergriffe zu umgeben fei, 
als fie von der Überzeugung durchdrungen iſt, baß die Gleichſtellung derſelben mit andern ver⸗ 
faflungsmäßigen Gewalten eine firenge Gonfequenz des conftitutionellen Princips felbft if. 
Abgeſehen davon, befand fi aber der Congreß außerdem no in einer nicht zu ändernden 
Abhängigkeit von andern Verhältniſſen, die nicht ſowol aus ver Richtung der Öffentliden Stim⸗ 
mung im Augenblide der Abfaffung des Grundgeſetzes als aus der gegenfeitigen Lage der Bar: 
teien , in welche das Land zerfiel, hervorgingen. Die Revolution und alle Greigniffe, welche ſie 
vorbereitet und herbeigeführt hatten, waren nur burd Die engfle Bereinigung der Katholifen 
und Kiberalen möglich geweſen; das gemeinfhaftliche Intereffe hat dieſe Union gefhaffen und 
der gemeinfchaftliche Zweck, Abſtellung ver Beſchwerden zu erhalten, ihr Beftand gegeben. Dan 
hatte fi , folange es noch galt, die holländiſche Herrfchaft zu befämpfen, mit biefer änßerlichen 
Gemeinſchaftlichkeit begnügt, und von beiden Seiten waren bie unverträgligern Meinunge: 
elemente für ven Augenblid in ven Hintergrund getreten. Als aber der Zweck erreicht, die Lin: 
abhängigfeit errungen, da mar zu befürchten, daß die Gegenſätze, welche zmifchen der liberalen 
und Eatholifhen Partei in mehrfacher Beziehung beſtehen, die Herftellung der Einheit, welcher 
der junge Staat vor allem beburfte, erfchweren würde. Um viefer Gefahr, der drohendſten von 
allen, zu begegnen, weil fle die politifche Lebensunfähigkeit des neuen Königreichs in feinem 
Innern felbft bewieſen hätte, mußten nothwendig diejenigen Inſtitutionen, auf welche jich jene 
Meinungsverſchiedenheiten hauptſächlich bezogen, auf fo breiten Bafen organifirt werden, daß 
Demjenigen, mas von jener Partei ald Recht und Pflicht angefproden ward, in feiner Weiſe 
durch die Berfaffung zunabe getreten wurde. Diefe Nothwendigkeit wurde allgemein begriffen, 
und Katholifen und Liberale waren darüber einig, in der neuen Verfaffung bie auögebehnteite 
Religions-, Gewiflend-, Preß- und Unterrichtöfreiheit einzuführen. Dem Congreſſe blieb nichts 
Anveres übrig, ald vem Zuge zu folgen und diefe Principien ald Grundlagen der gefelligen 
Ordnung feierlich zu reclamiren. Staat und Kirche wurden nun in nothwendiger Folge davon 
vollkommen getrennt, die legtere von allen Rüdfichten auf den erflern frei gemadit, der Aus⸗ 
übung eines jeden Gultus Feine andere Grenze geſteckt als die rein polizellihe Beftimmung, die 
öffentlihe Ruhe nicht zu flören, dem Staate jeve, auch die allerentferntefle Einwirfung auf 
religiöfe Angelegenheiten unterfagt, die vollfommene Freiheit des Unterricht8 verkündet, jede 
Bequffihtigung, jeve Leitung von Seiten des Staats abgeftellt, Die Nothwendigkeit des Beweiſes 
der Befähigung , um irgendein Lehramt auszuüben, durchaus abgefhafft und dem Staate das 
Recht, Lehranftalten zu errichten, nur in demſelben Grade, nicht mehr und nicht weniger, wie 
jevem Bürger zuerkannt, ihm aber zugleich die Verpflichtung auferlegt, feine Lehranftalten nur 
durch das Geſetz, das Heißt unter Mitwirfung der Kammern, zu organifiren. Die abfolutefte 
Prepfreibeit , fowie bie ebenfo unbeſchränkte Affociationsfreiheit waren nur, wie man leicht ein: 
ſieht, die unentbehrlihen Corollare jener beiden erften Principe. 

Diefe großen fortalert Freiheiten waren neu in dem Rande, weniger waren ed bie Grund: 
füge, nad denen man die Verwaltung , im flrengern Sinne des Worted, ordnete. Die ſtädtiſchen 
und provinziellen Einrichtungen ber niederlänbifchen fowol mie der frühern Verfaflungen ent: 
hielten fait alle Principe, von denen man ausging; die Art von self-government, bie In einer 
den engliihen Inftitutionen fi) nähernden Weife hergeftellt wurde, ift alt in Belgien, und das 
eigentliche Kiftorifche Element ver Conſtitution ift hier zu fuchen. Der Congref befand fich Hier 
auf geſchichtlichem Boden und gab nur alteinheimifchen Formen neues Leben. 
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Bon welchem Geſichtspunkte man auch viele Werfaffung beurtheifen mag, das @ine muß 
Immer zugegeben werben, daß ſie eine große und in mehr als einer Rückſicht wichtige ſociale und 
ſtaatowiſſenſchaftliche Bedeutung hat. Es ift ein Verſuch von dem hochſten und allgemeinften 
Intereſſe, deſſen Erfolg reich an Belehrungen ber verfchiedenften Art fein wird. Die Idee des 
Staats findet ſich hier in einer von der gewöhnlichen hoöͤchſt abweichenden Weiſe aufgefaßt, fein 
Wirkungskreis ift auf ein Minimum zurüdgeführt, während ver aller Elemente der Gefellfchaft, 
die nicht Regierung ſind, über die Maßen audgebehnt iſt. Es fragt fi, ob ein folder Zuſtand 
auf die Dauer beftehen kann, ob e8 mit dem Grade politifcher Entwidelung, auf dem das flaat: 
liche Leben in unferer Zeit ſich befindet, überhaupt übereinftimmen ift, ein Maß von Freiheiten 
zu geben, die mit vem Bildungsgrade eines großen Theils der Benälferungen nicht im Einklange 
ſtehen und buber den wahren Bedürfniſſen des Volks nicht immer entfprechen Finnen. Es fragt 
fih , ob die Löfung,, melde die belgiſche Gonftitution den großen Gontroverfen über das Verhält⸗ 
niß von Staat und Kirche, Preß- und Unterrichtöfreiheit gegeben hat, der wahren Natur diefer 
Inftitutionen und ihrer Beziehung zur Geſellſchaft entfpricht. Wie auch die Antwort ausfallen 
möge, und ſie muß verfchieden fein nad) den verfchienenen Ausgangspnntten der Beurthellung, 
foviel tft gewiß, daß die Nation, welche die Loͤſung auf diefem Wege verſucht, fich eine ſchwere 
Aufgabe geftellt bat, vie aber eben ihrer Schwierigkeit wegen hoͤchſt bedeutſam ift und Theil- 
nahme und Aufmerkiamkeit von Seiten aller Derer vervient, denen bie Förberung des ſtaat⸗ 
lichen Lebens überhaupt am Herzen liegt. Die Erfahrung der 'legten Jahre hat über allen 
Zweifel herausgeftellt, daß die Aufrechthaltung der gefelligen Ordnung, die Foͤrderung ber 
Öffentlichen Wohlfahrt mit diefer Gonflitution möglich ift; Belgien hat durch die That beiwiefen, 
daß der Staatszweck aud unter der Herrfchaft fo ausgebehnter Freiheiten erreicht werben Tann. 
Allerdings kann nicht geleugnet werben, daß die füchtige, auf Orbnung und Geſetzlichkeit gerich⸗ 
tete Geſinnung, welche fich faft allgemein bei ven Bevölferungen findet, viel zu dieſem Nefultate 
beigetragen hat. Außerdem machte ſich feit den erften Zeiten der Gonftituirung des Staats auf 
politifchem Gebiete neben ver exaltirten, die an ſich fehon fo großen Freiheiten noch übertreiben: 
den, in jeder Welje ertremen Meinung eine gemäßigtere, nach Sicherung ded Gewonnenen, 
Befeftigung bed neu Erſtandenen ftrebertve geltend, die an dem Könige einen ebenfo erleuchteten 
Zeiter wie fihern und feften Saltpunft fand, und der e8, auf eine immer zunehmende Majorität 
in den Kanımern fi flügend, gelang, das Band vor Gxceffen zu bewahren, die nur zu feinem 
Berverben dienen konnten, und ven Angelegenheiten eine Richtung zu geben, die deſſen wahren 
und wefentlichften Intereffen förbernd entipricht. 

Anders verhält es ſich mit der Bebeutung der Gonftitution für die Entwidelung und Aus- 
bilpung der politifhen Nationalität des Landes. Der belgifche Staat befteht aus mehren unter 
ih duch Urfprung und Charakter verſchiedenen Glementen, die, äußerlich durch bafjelbe 
Grundgeſetz, durch diefelben Inftitutionen zufammengehalten , in ihren innern Bezügen doch 
noch viel Getrenntes, ja Begenfägliches aufweifen. Diefe germanifchen und romaniſchen Be- 
ftandtheile zu einem einzigen und nationalen Typus zu verarbeiten, tft eine Aufgabe, von deren 
Köfung die Zukunft des Landes mehrfach abhängt. Man fleht leicht ein, wie wichtig und ent- 
ſcheidend dafür die Verfaflung, unter deren Einwirkung dieſe Verſchmelzung vor fih gehen 
foll, wird. Und Hier kann nicht verfannt werden, daß die Tendenzen und Grundfäße derfelben 
diefer Einigung hindern in ven Weg treten durch die große Summe von Freiheiten , die fie den 
einzelnen Glementen der oͤffentlichen Ordnung gewähren. Mehr ald wo andere zeigen ſich auf 
diefem Gebiete die Nachtheile, welche die zu ſchwache Gonftituirung ver Gentralgewalt, von 
welcher jene Einigung und Verfchmelzung befonderd bewerkſtelligt werben foll, nach ſich zieht. 
Die innere Eonfiftenz des Staats , die Feſtigkeit und Cohäſion feiner einzelnen Theile, das active 
Bemußtfein der Nationalität, des volksthümlichen Lebens, dad die Duelle eines eigenthümlichen 
Schaffens wird und ohne welches die in ven Verträgen zugeficherte Unabhängigkeit und Selb⸗ 
ſtändigkeit ein tobter Budhftabe bleibt, eine. Form ohne Kern, ein Körper ohne organifches 
Leben , die Momente mit einem Worte, welche die politifche Nationalität innerlich gründen, fi 
fichern und bewahren — das Alles wird durch diefe Gonftitution wenig befördert und begünftigt, 
und dad Bewußtſein der Mangelhaftigkeit und Unvollfommenheit ver letztern in biefer Bezie⸗ 
hung muß, wenn es ſich, wie das nicht ausbleiben kann, geltend gemacht haben wird, der Aus⸗ 
gang von Reformen werben, deren nothwendiger und hauptfählihfter Zwed die Erweiterung 
und Ausbehnung der Gentralgewalt if. 

Die Innere Geſchichte Belgiens, feit der Annahme ver Verfaflung und ihrer Vollendung 

durch die Inauguration ded Königs, zeigt als hervortretendes Moment das Beftreben, die Orga⸗ 
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niſation und innere Begränbung des Staats anf den durch dak Brundgrfeg gegebenen Bafen 
durchzuführen und zum Abſchluſſe zu bringen. Die Nachwehen ver großen Aufregung des 
Jahres 1830 verhinderten oft in den erften darauf folgenden Jahren, daß diefe wichtige und 
folgenreiche Arbeit mit der erfoderlichen Ruhe und Reife ber Überlegung geförsert wurde. Die 
oben ſchon bezeichnete extreme Anſicht machte ji zu wiederholten malen da geltend, wo ihr 
Gegentheil hätte vorherrſchen follen; aber ver entſchiedene Widerſtand, ven ihr die Regierung 
entgegenſetzte, und bie Unterſtützung, melde die Beftrebungen derjelben bei den Kanımern und 
in der Öffentlichen Meinung fanden, fowie die mit jedem Jahre größer werbende allgemeine 
Beruhigung der aufgebradhten Gemüther ließ fie allmälig immer mehr in den Hintergrund 
treten. Die Umformung der Inflitutionen,, welche den Brundfägen ber Gonftitution nicht ent: 
ſprachen, mar ber erfte Gegenſtand, mit dem bie geſetzgebende Thätigfeit ſich beihäftigte. Das 
Geſchworenengericht und vie Preßgefeßgebung wurden noch im Jahre 1831 nad den neuen 
Srundlagen organifirt. Die Neform der übrigen Theile des Gerichtsweſens fand im Jahre 1852 
Ratt; fie war von einer Meviflon ver Geſetzbücher begleitet, infolge deren mehre nicht unwich⸗ 
tige Veränderungen in die Strafgeleßgebung eingeführt wurden. Seit 1835 befonders beganı 
eine neue Entwiclelungsperiobe für dad Land. Die Convention vom 21. Mai 1833 ficherte 
ihm den Statusquo und machte der Ungewißheit und Beforgniß, melde die Außern Verhältniſſe 
immer noch eingeflößt , wenigftend proviforiich ein Ende. Die Angelegenheiten nahmen einen 
georpnetern Bang, und bie Öffentliche Thätigkeit begann ſich der Bilege und Ausbildung der 
innern Intereffen zugumenven. Die Seffionen ver Kammern, anflatt mit flerilen und oft flören- 
den Discuffionen über die äußere Politik ſich zu beichäftigen, wie es bisher meiſtens der Fall 
geweſen war, wurden nun mit Berathung organifcher, ven innern Ausbau der geſetzlichen Ord⸗ 
nung und den Wohlſtand des Landes bezwedender Geſetze erflillt. Zu den eiftern gehören 
beſonders die Geſetze, weldhe bie Organiſation des Gemeindeweſens und die der Provinzial: 
behörben fowie die des Höhern Unterrichts zum Gegenftanve haben, und bie ihrer Cügenthüm⸗ 
lichkeit wegen beſondere Berückſichtigung verdienen. ‘Bei der Discuffion diefer Geſetze trat der 
Gegenſatz der Meinungen, von dem oben Die Rede, beſonders hervor. Die ertreme Anfit 
wollte die Gemeinde und die Provinz fo unabhängig ald nur immer von’ der Gentralgewalt 
organifiren ; bie gemäßigtere drang auf die Unterordnung jener unter dieſe, wenigftend in den 
Bezügen , bie von allgemein ſtaatlichem Interefle find. Der Kampf war heftig und verzögerte 
mehre Seffionen hindurch die Vollendung ber betreffenden Belege, vie erft im Jahre 1835 zu 
‚Stande fanıen. 

Die Grundzüge der darin aufgeftellten Gemeindeverfaflung find kurz folgende. Die Ge: 
meindeobrigleit befteht in jever Commune aus dem Gemeinderathe, ven Bürgermeifter und den 
Schöffen. Bei einer Bevölkerung bis 20,000 Seelen hat die Gemeinde zwei Schöffen, darüber 
vier. Der Gemeinderath mit Bürgermeifter und Schöffen Hat wenigftens fieben, hödhftend 
34 Mitglieder nah der Einwohnerzahl. Alle Belgier, die mündig, im Beſttze ver bür: 
gerlihen Rechte, in ver Gemeinde wohnhaft find und einen nach der Bewohnerzahl wechſelnden 
Steuerbetrag von 35 — 4100 Fr. entrichten, find Gemeindewähler, fie wählen ven Rath, aus 
deffen Mitteder König Bürgermeifter und Schöffen ernennt. Die Wähler find zugleich und mit 
Ausſchluß aller Andern wählbar. Das Eollegiun der Bürgermeifter und Schöffen beruft ven 
Gemeinderath. Diefe Berufung ift nothwendig außer den gewöhnlichen Fällen, ſobald fie von 
einem Drittel ver Mitglieder des Raths verlangt wird. Alle Vota, mit Ausnahme derüber per: 
ſönliche Angelegenheiten, werben laut abgegeben, die Tagesordnung mird von der Berfamm: 
lung felbft feftgefegt. Die Offentlichkeit der Sigungen des Raths ift erfoderlich, fo oft Ange: 
legenheiten, die fi auf die Finanzen und die materielle Lage der Gemeinde beziehen, verhandelt 
werden. Der Geineinderath regulirt Alles, was die Intereflen der Commune betrifft, er berath⸗ 
ſchlagt über die Gegenſtände, Die ihm von ber obern Behoörde vorgelegt merben , feine Befchlürte 
- bedürfen des Gutachtens der Provinzialbehörnen und ver Beftätigung ded Könige, wenn tie 
das Sommunalvermögen, feine Vermehrung und Verminderung betreffen. Handelt es jih um 
Gegenftände, deren Werth nicht 1000 Fr. oder ven zehnten Theil des gewöhnlichen Budget! 
der Mittel und Wege ver Gemeinde betrifft, fo ift die Beftätigung der Provinzialbehörve Hin: 
reichend. Das Leptere.ift für alle das Weg: und Strafenwefen,, die Communalſteuer und pas 
Gemeindebudget betreffenden Beſchlüſſe des Raths erfoderlich. Der Gemeinderath erläßt alle 
Reglements und Verordnungen ver innern Adminiſtration und der ſtädtiſchen Polizei, die jedoch 
in feinen Falle ven Landesgeſetzen ſowie den allgemeinen und provin ziellen Verwaltungsbeſtim⸗ 
mungen zuwider fein dürfen. Er bat der Provinzialbehoͤrde von allen Beſchlüſſen dieſer Art 











innerhalb. AR Gtanden: Brmminifi zu gehen. x Eann feinen Verorrnungen eine · Straffanctivn 
gehen die jedoch in keinem Falle andere ale einfache Bolizeiftrafen eathalten kann. Die Buße 
getd und Rechnungen aller in der Gemeinde befindlichen äffentlihen Wohlchätigkeitganftalten 
Sedürfen feiner Beilätigung ; ax läßt durch eine von ihm ernannte Commiſſion das auf pie &e- 
meinde fallende Kontingent directer Steuern veriheilen. Die Gemeinneghten werben wor ihm 
verwaltet, ex ernerint zu allen von der Kommune bezahlten Kıntern und Stellen. Faßt derſeibe 
einen Beſchluß, der feine Befugnig Überfhreitet,, fo kann dieſer Beſchluß vom Gouverneur ber 
Provinz fuspenbirt werden; der Gonflict wird in erfler Inſtanz vom beſtändigen Ausfuffe ver 
Provinz entſchieden, zweite und legte Inftanz If der König. Der König kann durch eine moti⸗ 
virte Verfügung alle Aste ber Gemeindebehörden, vie nicht in ben Attributionen derſelben 
liegen , bie nen Geſetzen entgegen find ober die das allgemeine Intereſſe vernichten, aufheben und 
annulliren. Das Kollegium der Bürgermeifter und Schöffen ift mit Allem beauftragt, wa® bie 
Vollziehung ver Geſehe, Ordonnanzen, Beichlüfle ber Gentralregierung , der Provinzial: und 
Gemeindebehoörden angeht: eö verwaltet die Gemeindeeinkünfte und Gemeindeauſtalten, es leitet 
die Öffentlihen Arbeiten der Commune und pie Rechtäfachen derſelben, iſt uͤberhaupt zur Hude 
führung alles Deſſen befugt, wofür der Bemeinderath beratheube Behörde ik. Das Collegium 
hält die Regifter bes Civilſtandes. Beilinorbnung und Aufruhr kann das Gollegium ohne Zu⸗ 
ziehung des Raths Orbonnanzen erlailen; doc müflen der Rath und per Gouverneur der Pro: 
vinz ſogleich danon in Kenntniß gefegt werden. Die Aufrechtbaltung der Öffentlichen Ruhe I 
ihm anvertraut, und ber Bürgermeifter ift befugt, die bewaffnete Macht zu dieſem Zwecke zu 
requiriren. Bürgermeifter und Schäffen find beſoldet. Alle Jahre muß ein Bericht über bie 
materielle Lage der Gemeinde, den Zuſtand ihrer Finanzen, Anftalten u. f. w. öffentlich in 
einer Sigung des Gemeinderaths horgelegt unein ber Gemeinde publicirt werben. Die Bub- 
get3 und Rechnungen der Gemeinde merben im Gemeindehauſe nievergelegt und können dort 
von den Steuerpflihtigen der Gemeinde zu jeder Zeit eingefehen werben. 

Die Grundzüge ber Provinzialverfaflung befteben in folgenden Beflimmungen. In jeder 
Provinz befteht ein Provimzialrath und ein Gommifler der Regierung. Die Mitglieder des 
Provinzialraths werben direct von den Brovinzialcollegien, in denen ſich diejenigen Wähler, 
welche bie Mitglieder ned Senats und ver Kammer ernennen, befinben, gewählt. Der Pros 
ninzialrath wählt in feiner Mitte einen beflännigen Ausſchuß (deputation permanente). Der 
Commiſſar bei dem Proninzialvathe führt ven Titel „Gouverneur, er wird vom Könige erz 
nannt und abgefegt. Um in dem Mathe wählbar zu fein, muß man Belgier, wenigftend 25 
Jahre alt, im Genuſſe ver bürgerlichen und politifchen Rechte und in ver Brovinz anfäffig fein. 
Die Mitglieder der Kammer und des Senats, ber Gouverneur der Provinz ſowie ihr Greffier, 
die Rechnungsbeamten des Staats ober ber Provinz Binnen nicht in ben Provinzialrath gewählt 
werden. Verwandtſchaft bis zum zweiten Grabe unter zwei Mitgliedern des Provinzialrathe 
ſchließt den Jüngern derjelben vom Rathe aus. Der Provinzialrath verſammelt fld) von Rechts⸗ 
wegen jährlich in vem Hauptorte der Provinz am erſten Dienfiag des Monats Juli zu orbents 
licher Seſſion; der König kann ihn außerorbentlichermelfe zufammenberufen. Die Dauer ver 
ordentlichen Sigung ift 13 Tage, fie kann mit Bewilligung des Gouverneurs um acht Tage 
verlängert, quf keinen Ball über vier Wochen hinausgevehnt werden. Jedes Mitglien leiſtet 
beim Beginne ver Sigung einen Eid, die Verfaflung und das Provinzialgefeg zu beobachten. 
Der Rath unterfucht pie Vollmachten feiner Mitglieber, ernennt ven PBräfinenten und Viceprä- 
fivenien fowie bie übrigen Glieder ded Bureau; feine Sigungen find oͤffentlich, das Wotum 
wird in derfelben Weiſe wie in ben Kammern abgegeben. Die Mitgliever des Provinzialraths 
erhalten eine Entſchädigung von 5 Fr. für jenen Tag ihres Aufenthalts und 1%, Er. Reife 
foften pro Wegſtunde. Der Provinzialrath entfcheidet alle Angelegenheiten, welche Die Inter: 
eſſen ver ‘Provinz betreffen, er ernennt die Provinzialbeamten, regulixt vie Rechnungen der 
Provinz, votirt ihr Budget und veröffentlicht daſſelbe; er iſt gehalten, alle Ausgaben, welche 
das Geſetz der Provinz zur Laft legt, darin zu begreifen. Ex entſcheidet über bie Cinrichtung 
und Verbeſſerung der öffentlichen Anflalten der Provinz, alle auf das Provinzialeigentbum 
bezügliche Fragen, ſowie über die Wege: und Kanalbauten und alle auf Koſten der Provinz 
audzuführenpe oͤffentliche Arbeiten. Er vertheilt das Kontingent ber directen Steuern unter bie 
Gemeinden und erläßt vie Reglements für die innere Berwaltung und bie Öffentliche Polizei in 
der Provinz; er darf eine Strafſanction hinzufügen, die nicht acht Tage Gefängniß- und 200 Fr. 
Geldſtrafe überfleigen kann. Seine Beſchlüſſe find ver königlichen Betätigung unterwerfen, 
wenn fe fi anf das Provinzialbunget, auf die Errichtung von Anftalten öffentlichen Nugens, 
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auf Transactionen, Die ven Werth von 10,000 Br. überfielgen , aufBepe:; Kanal: und andere 
dffentliche Bauten zu einem Belaufe von mehr ald 50,000 Fr., auf die Crrichtung ober Unter: 
drũckung von Märkten und Meflen, fowie auf Reglements der Innern Berwaltung und ber 
Öffentlichen Polizei beziehen. Die Aufhebung eines folden Beſchluſſes von Selten der Krone 
muß innerhalb AO Tagen, nachdem er gefaßt ift, geſchehen. Der Provinzialrat kann unter 
Beinerlei Borwande fidh der Aufhebung oder Suspenfion dieſer Befchlüffe widerſetzen; die Pro- 
vinzialräthe werben auf vier Jahre ernannt und von zwei zu zwei Jahren zur Hälfte erneuert. 
ZJeder Brovinzialrath ernennt in feiner Mitte einen beſtändigen Ausschuß von ſechs Mitgliedern. 
Die Diener der Religion , die richterlichen und Adminiſtrativbeamten, fowie die des Baufaches, 
bie Mitglieder der Bemeindeverwaltung , die Advocaten, Anwälte und Notare, ſowie die Lehrer, 
die vom Stante, der Provinz oder einer Gemeinde befolvet find, können nicht in den beftänvigen 
Ausſchuß gewählt werben. Der Ausſchuß iſt auf vier Jahre ernannt, erneuert ſich allg zwei 
JZahre zur Hälfte und wird vom Gouverneur der Provinz präflbirt; die Mitglieder deſſelben 
genießen einen jährlichen Gehalt von 3000 Fr. Der beſtändige Ausſchuß gibt fein Gutachten in 
allen Sachen , die ihm durch dad Befeß oder die Regierung vorgelegt werben ; er berathichlagt 
fowol während ald außer ven Siyungen des Provinzialraths über Alles, was die tägliche lau⸗ 
fende Verwaltung ber Provinzialintereſſen und die Vollziehung der Geſetze betrifft, für die feine 
Mitwirkung nöthig iſt; er führt alle Rechtsſachen der Provinz und verfügt während ber Zeit, 
wo der Provinzialrath nicht verfammelt ift, über alle von vemfelben reſſortirenden Angelegen- 
beiten, die keinen Aufſchub leiden. Außgefchloflen davon find nur die Bupgetd- und Rechnungs⸗ 
ſachen und die dem Rathe zuftehenne Präfentation der Candidaten zuden Rathöflellen am Appell: 
Hofe und den Präſidenten⸗ und Bicepräfiventenftellen an ven Gerichten erfter Inftanz. Uber die 
Provinzialfonde kann nur infolge eined vom Ausſchuſſe erlaflenen Mandats verfügt werben. 
Bei Bröffnung der ordentlichen Jahresfigung des Provinzialraths legt er demfelben einen 
Bericht über vie allgemeine Lage der Provinz vor, fowie die Rechnungen über Ausgabe und 
Einnahme und alle fonftige Vorſchläge, die er für angemeflen hält. Der Gouverneur wadt 
über die Inftruction aller dem Rathe over dem Ausfchufle zu untermerfenden Angelegenheiten, 
er wohnt ven Berhandlungen des Provinzialrath8 bei, mird angehört, wenn er ed verlangt, 
und richtet an denfelben bie Requijitorien , vie er für gut findet. Er allein iſt mit der Ausfüh⸗ 
rung der vom Rathe oder vom Ausſchuſſe genommenen Beichlüffe beauftragt, er muß, im Falle 
eined Veſchluſſes, der vie Befugniffe überfcgreitet oder das allgemeine Intereffe verlegt, inner: 
halb zehn Tagen ver Negierung davon Kenntniß geben; fein Reeurs an dieſelbe ſuspendirt die 
Bollziehung vefielben während 25 Tagen. Hat pie Regierung innerhalb dieſer Frift nicht ent- 
ſchieden, fo bleibt ver Beſchluß gültig. Er wacht über Die Aufrechthaltung der Ruhe und öffent: 
liden Ordnung in der Provinz, über die Sicherheit ver Berjonen und des Cigenthums; er ver: 
fügt zu dieſem Zwecke über die Bürgergarde und die Gendarmerie und kann die bewaffnete Macht 
zequiriren. Er unterfucht wenigſtens einmal jährli die Provinzialkafle und andere öffentliche 
Kaflen, fo ofter ed für nöthig hält. An der Spige eines jeven Verwaltungsdiſtricts der Pro: 
vinz befindet fi ein Töniglier Gommiffar (Commissaire d’arrondissement), der unter der 
Oberaufſicht bed Gouverneurs und des beftändigen Ausſchuſſes die Verwaltung in ven Gemein: 
ben , deren Einwohnerzahl nicht 5000 Seelen überfteigt, beauflichtigt und über Die Bollziehung 
ber Geſetze u. ſ. w. wacht. 

Diefe Gemeinde: und Provinzialverfafiung flellt Gemeinde und Provinz als felbftändige, 
für alle fie ausſchließlich betreffende Interzfien und Gefchäfte autonome Auctoritäten hin, Die nur 
infofern einer Einwirkung der Gentralgewalt unterliegen, als ihre Beichlüffe Veranlaſſung zu 
Gonflicten mit den allgemeinen Interefien des Landes geben Finnen. Nur in diefem Falle Hat 
die königliche Auctorität das Mecht eines unbedingten Einſchreitens und die nöthige Macht, ſolche 
Beſchlüſſe zu annullicen. Auf die innere Verwaltung der Brovinz ſowol wie der Gemeinde übt 
fie durchaus feinen directen Einfluß aus, da ihr das Recht der Initiative für ſolche Gegenflände 
von der Berfaffung verfagt iſt und fie außerdem des wichtigften und wirffamften Correctivs, einer 
Action auf die Perſonen durch das Recht der Auflöfung der Gemeinde: und Provinzialbehörden, 
entbehrt. Die Eonftitution hat hier eine große und offenbare Inconfequenz begangen; fie er: 
theilt der Krone die Befugniß, die Kammern aufzuldfen oder neue Wahlen zu veranlaffen, und 
verſagt Ihr daſſelbe Recht in Betreff ver Provinzial: und Bemeinderäthe „nachdem fle doch dieſen 
Behörben in ihren Kreifen diefelbe Souveränetät zuerkannt hat, die fie dem Parlament für die 
allgemeinen Landesangelegenheiten gibt. i 


Zu den großen organifchen Geſetzen, welche die von der Verfaſſung aufgeftellten Grund: 
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peineipe der geielligen Dyanuımg zu vemirklichen Gufkkummt fin ; iſt nach das Geſetz Über die 
Prũfungsjury zu nennen. Die Freiheit des Unterrichts, In fo abſoluter Weile fie aud pres 
clamirt ift, ſchließt Doch nicht die Nothwendigkeit aus, den Beweis befonverer Befähigung für 
die Ausübung befonderer Profefilonen zu liefern. Der Staat kann das Recht dazu nur Den 
ienigen ertheilen, vie dieſen Beweis geführt haben. Da infolge der linterrichtöfreiheit aber 
Niemand angehalten werden kann, bie Staatsuniverfitäten over fonft irgenbeine beflimmte 
Lehranſtalt zu beſuchen, fo konnte auch keiner derſelben, ohne varteilich zu fein und ein Privile⸗ 
gium zu ihren Gunſten zu errichten, vie Prüfung ver Candidaten für den Arzt: oder Advocaten⸗ 
ſtand übergeben werben. Um die nöthigen Garantien auch in dieſer Beziehung herzuftellen, er⸗ 
richtete dad Geſetz eine beſondere Inſtitution, die große Brüfungsjury genannt, und fegte 
zugleich feſt, daß, um das Recht ver gerichtlichen Praxis zu erhalten, man vor biefer Jury brei 
Examina beftehen und infolge derjelben die Diplome eined Kandidaten der Philoſophie, eines 
Candidaten des Rechts und eined Doctors der Rechte erhalten Haben müſſe. Um zur ärztlichen 
Praxis zugelaflen zu werben, jind die Diplome eine® candidat eh science, eined Candidaten 
ber Medicin und eined Doctors derſelben erfoderlich. Die Prüfungoͤjury beſteht aus ſechs be⸗ 
ſondern Commiſſionen, deren eine die Diplome in der Philoſophie gibt (man hat auch den 
Doctortitel in der Philoſophie eingeführt, welcher für alle Diejenigen nothwendig iſt, vie fi 
um eine Stelle an den Gollegien oder den philoſophiſchen Bacultäten ver Univerfitäten bewerben); 
prei andere die Diplome der Candidatur der Naturs und exacten Wiflenfchaften, in venen 
es ebenfalls einen Doctortitel gibt, der Candidatur des Rechts und der Medicin; zwei andere 
endlich die Doctorbiplome für das Necht und die Medicin ertheilen. Eine jede biefer Commiſſio⸗ 
nen befteht aus jieben wirklichen Mitglievern und ebenfo viel Stellvertretern. Zwei von dieſen 
Mitgliedern werben von ber Kammer, zwei vom Senat und drei von ber Regierung , pie Stell⸗ 
vertreter in demſelben Verhaͤltniſſe ernannt. Ihre Functionen dauern ein Jahr, während beffen 
bie Jury zwei Sigungen, um Oſtern und im Auguft bis September, hält. Alle Inpivinuen, 
bie e8 verlangen, werben zum Examen der erflen Grade gelaflen, ohne daß fie ſich irgendwie 
über pen erhaltenen vorbereitenben Unterricht anders als durch die Prüfung felbft aus zuweifen 
hätten. Zu den nachfolgenden Graden wird man zugelaſſen, wenn man das Diplom des unmit⸗ 
telbar vorhergehenden Grades aufzeigen kann. Die Univerjitäten des Staats ſowol wie bie 
freien können ebenfalls Diplome ertheilen, duch haben dieſelben nur eine rein wifſenſchaftliche, 


keine Öffentliche Bedeutung. 


Unter den großen Unternehmungen, welche zur Hebung und Foͤrderung des materiellen 
Wohlſtandes des Landes beſtimmt waren, ſteht die Ausführung eines umfaſſenden Syſtems 
von Bifenbahnverbindungen obenan. Die "Srundibee deſſelben ift Die Verbindung des Rhein 
mit der Schelde, des weftlichen Deutſchland mit der Nordſee, eine Verbindung, zu deren Gerz 
Rellung Belgien durch feine natürliche Rage vor allem. berufen erfcheint. Dem veutfchen Handel 
einen ſchnellen und jihern Weg nad dem Ocean durch beigtfche Bermittelung zu eröffnen, bie 
drückende Alleinherrſchaft, welche Holland bisher auf.viefem Gebiete zum allergrößten Nach⸗ 
theile der deutſchen Intereffen ausgeübt Hatte, durch die Errichtung einer thätigen Goncurrenz 
vernichten und in dieſer Vermittelung neue und leichtere Abjagwege feiner eigenen Probucte, 
neue Quellen zur Hebung bed eigenen Handels fi) eröffnen — das waren die Zielpuntte, nad 
benen man firebte und deren Erreihung nach fehsjährigen unausgefepten , eifrigen, verfländig 
geleiteten Bemühungen jegt gefichert erfcheint. Das Verdienſt, den erflen Gedanken zu biefem 
großartigen Unternehmen gefaßt zuhaben, gebührt dem Könige Zeopold, der die Ausführung 
deſſelben, obgleich fie mehrfache Schwierigkeiten fand, von den geichieften und einfichtövollen 
Miniftern Rogier, de Iheur und Nothomb unterftügt, mit großer Feſtigkeit durchſetzte. Im 
Augenblide, wo das Geſetz zur Belegung ver großen Gifenbahn von Antwerpen bi8 an bie . 
vreußiſche Grenze publieirt wurde, am 1. Mat 18354, waren die Anjichten über die Nüglichfeit, 
die Art und Ausführung u. |. w. diefer Linternehmungen noch jehr getheilt. Kein Staat auf 
dem Gontinent befaß eigene Erfahrungen über die Refultate; die ſämmtlichen damals vorhan⸗ 
denen Eifenbahnen betrugen nicht 50 Stunden Länge, faft Alles war zu fhaffen. Was in Eng: 
land an Vorbildern befand, unter ganz andern Verhältniffen nicht immer anwendbar ſchien. 
Belgien war außerdem nad außen hin noch nicht vollſtändig conflituirt und durch pie Nothwen⸗ 
digfeit, feine Armee auf dem Kriegöfuße zu erhalten , zu den allerbedeutenpflen Ausgaben vers 
pflihtet. Trotz aller diefer Schwierigkeiten ging man mit frifhem Muthe und einem Selbſt⸗ 
vertrauen, dad, vom Throne ausgehend, alle Claſſen ver Nation durchdrang und durch den 
Erfolg geteätfertigt wurde, and Werk. Die Ausführung der Entwürfe flel dem Staate anheim, 
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und ed iſt aicht das geringfio DVerbieufb Belgiens, durch fein Veiſplel hie wichtige, fo vieffad 
bewegte Frage: wer Bifenbahnen bauen folle, ob ver Staat oder bie Gefellſchaften? zu Gunſten 
des eritern entfliehen zu Haben. Man darf durch bie In Belgien gemachten Erfahrungen ald 
feſtgeſtellt anfehen,, daß in jedem Lande die Eifenbahnlinien, welche bie großen Mittelpunfte 
der Gonfumtion zu verbinden beſtimmt ind, vom Gtaate ausgeführt werden müflen, während 
die Herflellung ver Zweigbahnen, die die verſchiedenen Gentren der Production mit jenen Linien 
in Verbindung fegen, der Privatinduſtrie überlaflen werben können. W. A. Arendt. 
Belgien ſeit 1840. I. Die politiſche Geſchichte. — Eine nene Phaſe der politi⸗ 
ſchen Entwickelung begann für Belgien mit der am 19. April vom brüſſeler Cabinete unterzeich⸗ 
neten Annahme des Londoner Gonferenzprotofolld vom 22. Jan. 1839 nebft den 24 Artifeln, 
wodurch die territorialen VBerhältniffe zu Holland und Dem Deutfchen Bunde und bie finanzielle 
Liquidation mit Holland definitiv geregelt wurven. Von jegt an beginnt eine immer fehärfere 
Ausprägung ber beiden Hauptparteien, welche vor Erledigung jener Differenzen mit politiſcher 
Klugheit Die innern Streitfragen vertagt hatten, um nicht bei innern Zerwürfniffen vor ben 
Augen der europäiſchen Großmächte, in deren Händen die endgültige Regelung ber Berbält- 
niſſe Ing, an Anfehen und Macht einzubüßen. Von jegt an teitt aber die Sonderung der ver- 
ſchiedenartigen Elemente immer ftärker hervor. Zwar fehlen nicht die Vermittelüngsverſuche, 
denen ſich die Krone beſonders geneigt erweift, in verſchiedenen ausgleichenden fogenannten 
Transactiondminifterien. ine größere Annäherung und Ausgleichung unter den Parteien 
muß aud fiherlich von allen Freunden des Landes ald das wahre Ziel der Entwidelung ange: 
ſehen werben, welche unter dem Korte der allfeitig geadhteten freien Verfaffung und bei dem 
rechtlichen und gefeglihen Sinne der Bevölkerung in friedlicher Weife vor ſich geben Tann. 
Aber zur Zeit iſt doch der Gegenfag und Kampf unter den Parteien noch vorberrfchend, wenn 
auch durch die Weisheit ver Negierung und eine gemäßigte Majorität bisjetzt noch alle Haupt: 
fragen bet der gefeglichen Erledigung eine vermittelnde Löfung erhalten haben. Der Gang 
der politifchen Entwidelung, wie er befonders in ber Anfeinanverfolge der Minifterien feinen 
Ausdruck fand, tft in der Kürze folgender. . 
Nach der Auseinanderfegung mit Holland erfuhr die Fathollfche Partei (um diefen, einmal 
in ber politifhen Terminologie des Landes eingebürgerten, wenngleich ungenauen Ausdruck 
zu gebrauchen), welche in ihren Häuptern auf Verwerfung der 24 Artikel gedrungen und mit 
friegerifhem Widerſtande felbjt durch Berufung des polnifchen Generald Skrzynecki gedroht 
hatte, den natürlichen Rückſchlag von dem frievlihen Ausgange der Dinge. Das Land mar in 
Befahr, ver König in große Verlegenbeit gebracht worden. Das katholiſche Minifterium ſah 
fich daher bald zum Nüdktritt gendthigt und wurde in März 1840 durch dad gemäßigt libe- 
role Minifterisum Sebeau-Rogier erfegt. Dieſes Cabinet ermangelte aber, bei der kleinen un- 
fihern Majorität in der Sammer der Abgeordneten, der für eine eripriehliche Verwaltung noͤ⸗ 
thigen Kraft, und als der Senat in feiner durch Keinen Act ded Minifteriums motivirten Oppo⸗ 
fitton fo weit ging, daß er fogar in einer Adreſſe an den König eine Anderung des Gabinetd 
beantragte, jo trat dad Minifterium, da der König, angejichtd der im Lande entflandenen großen 
Aufregung, die Auflöfung und neue Wahlen, mwenigftend binfichte ded Senats verweigerte, , 
zurück und wurde nad) einigem Zögern am 43. April 1841 vurch ein fich felbft fo nennendes 
Transactionsminiſterium, unter der Leitung Nothomb's, erjegt. Dieſem Pinifter, einem ber 
gebilpetiten und gewandteſten Staatömänner Belgieng, welcher unter äußerſt ſchwierigen Ver: 
hältniffen an Die Spite ver Befchäfte trat und ſich durch die entſchiedene Oppoſition der libera⸗ 
len Partei weiter nach ber andern Seite gebrängt fah, ald er es wol ſelbſt gewünſcht hatte, 
verdankt dad Land die Durhführung fehr wichtiger Geſetze. Zunächſt wurden von diefem Mini: 
fierium bedeutende, allerdings ſchon vorbereitete Schiffahrtö- und Handelsverträge abgefchloflen, 
ein Schiffahrievertrag mit Dänemark am 43. Juni 1844, mit Ofterreih am 25. Oct. 1841, 
mit Sannover am 25. Jan. 1842. Bon befonverer Wichtigkeit war der Handelövertrag mit 
Sranfreih vom 16. Jult 4842, zunächſt fir vier Jahre, wodurch die belgifchen Linnenmaaren 
von ber kurz vorher durch eine franzöftiche Orbonnang angeorbneten Zollerhöhung, melde für 
dieſe beigifche, beſonders flandrifche Inpuftrie ein Todesſtoß geweſen fein würde, befreit blieben, 
von Seiten Belgiens dagegen der Eingangszoll auf franzöflfche Weine, Seidenwaaren und 
Salz Herabgefegt wurde. Dieſe Beglinfligung wurde am 28. Aug. 1842 proviforifch auch ven 
Weinen und Seidenwaaren des Zollvereind eingeräumt, mit welchen enblich, nach mehren 
Differenzen, am. Sept. 1844 ein Schiffahrts⸗, Handels- und Durchfuhrvertrag abgefihloffen 
wurbe, ber Belgien große Bortheile gewährte, aber auch die Gifeninpuftrie des Zollverein, be: 
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Sanberö Rheapreußens, {che beghufkigte. Ferner wurde ein:längft.erfohnte® Gefeh Ater Gieit 
f@örtgungen für die duvch Die Revslution vererfagten Berlufte, beſonders in Antwerpen, vos 
tirt, ſowie ein fürr Die Meeresküfe erſprießliches Geſetz über Die nationale Fiſcherei. Mit großet 
Oppoſition von Seiten ver liberalen Bartei wurden dagegen mehre politifche Geſetze vom 30, 
Juni 1842 votirt, woburd hie Regierung, in Abänderung des Gemeindegeſetzes von 1856, 
das Recht eingeräumt erhielt, den Bärgermeifter auch außerhalb des Gemeinderaths zu ernennen, 
Eriterm allein die Handhabung der Bolizei übertragen una dad Mandat eines Gemelnderacht 
son ſechs auf acht Jahre verlängert wurde (melde Abänverungen man 1848 wieder aufhob). 
Eine Akademie der Medicin wurde am 19. Sept. 1841 gegründet, unter den vier Univerfitäten 
ein Boncurs über Preisfragen eröffnet, vie Prüfungsjurg für die Studirenden mit billigerer 
Berückſichtigung jener Univerſttät befeht. Das Hauptverdienſt erwarb fi) aber das Miniftes 
rium durch Das Geſetz vom 23. Sept. 1842 über den Volkounterricht, welcher, bei der von ber 
Verfaſſung aufgeftellten Unterricgtseinheit und der Unabhängigkeit der Beiftlichkelt, veren 
Mitwirkung für diefen Bildungszweig doch nothwendig war, fi fehr ſchwer organifiren und 
unter die Oberleitung des Stantd bringen ließ. Das Geſetz erzielte aber doch eine Regelung 
des Elementarunterrichts in einer den DVerhältniffen im Ganzen entſprechenden Weiſe auf 
Grundlage des Zufammenwirfens der Gemeinde, ver Geiſtlichkeit, dem ſtaͤndigen Ausfchuffe der 
PBrovinzialvertrerung und der Regierung. Nach dieſem Befepe muß in jeder Gemeinde eine von 
ihr gegrühbete oder, mit Zuftimmung des fländigen Provinsialausfchufles, aboptirte (wenn 
aud Yon Privaten, indbefondere Geiſtlichen geleitete) Volkoſchule beftehen. Ein Schulzwang 
überhaupt beſteht jedoch nicht. Die Gemeinde ift verpflichtet, Armenkindern, auf Verlangen ber 
Altern, unentgeltlichen Unterricht zu verichaffen, jedoch nur in der von der Gemeinde bezeichs 
neten Schule, ſodaß nicht, wie eine katholiſche Fraction e8 verlangte und worauf ih Die Haupt⸗ 
discuſſion concentrirte, au nicht aboptirte Brivatfchulen dieſe Kinder aufnehmen und von der 
Gemeinde die Bezahlung des Schulgeldes verlangen Könnten. Es beſtehen Diſtriets⸗ und Pro: 
yinzialinfpertoren, welche Letztere ſich jährlich zu einer Gentralcommifflon unter dem Worſitze 
des Minifterd vereinigen. Neben dieſen Infpectoren des Staats können die kirchlichen Behdrs 
den gleichfalls Infpectoren zur Überwachung des religiöfen und fittlihen Unterrichts ernennen, 
und die Bifchöfe ſowie Die Gonfiftorien der vom Staate beſoldeten Culte können ſich auch In ver 
Gentralcommifiton durch einen Delegirten mit nur eonfultativer Stimme vertreten laflen. Die 
Schullehrer werden von den Gemeinden unter denjenigen Kandidaten gewählt, pie während 
zweier Jahre eine der vom Staate gegründeten oder beauffiähtigten Bildungsſchulen befucht 
baben. Der Gehalt des Schullehrers foll, außer ver Wohnung, nicht unter 200 Fr. fein. 
Diefes ſchließlich mit einer großen Mehrheit angenommene Geſetz hat auf die Hebung des 
Volksunterrichts fehr vortheilgaft eingemirft. Bine legte Zuckung der otangiſtiſchen Partei war 
die ohnmächtige, ſogleich erſtickte Conſpiration vom November 1841, an deren Spige ſich bie 
Generale außer Dienft Bandermeer und Vanderſmiſſen geftellt hatten. 

Die Rage des ſchon mehrfach modificirten Minifteriums Nothomb war aber, trog aller 
geihäftlihen Regſamkeit, immer ſchwieriger geworden. Die liberale Partei hatte bei den Halb⸗ 
wablen für die Kammer der Abgeoroneten 1841, 1845 und 1845 langfame, aber immer 
größere Fortſchritte gemacht. Die legten Wahlen beftimmten das Minifterium zum Rücktritte, 
und furz darauf im Juli 1845 wurde van be Weyer am die Spige der Verwaltung. berufen, 
um dad Syftem der Vermittelung, jedoch in mehr liberaler Richtung, fortzuführen. Allein die 
zunächſt geſetzlich zu Iöfende Frage des mittleren Unterrichtö, in welcher er die Rechte der Staats⸗ 
gewalt, in entfchiedener Abweiſung der ſchon früher veröffentlichten Grundſaͤtze des lütticher 
Biſchofs van Bommel, gewahrt wiffen wollte, brachten ihn in Zwieſpalt mit feinen bei> 
den Bollegen Deschamps und Malou und beftimmten ihn fchon in April 1846 zur Nieder⸗ 
legung des Portefeuille. Die Krone fah fih in großer Verlegenheit. Der König ent: 
ſchloß jich endlich, da ein Bermittelungsminiflerium nicht weiter möglich war, ein rein Tatholi: 
ſches Cabinet, unter der Leitung des Grafen de Theux, im Mai 1846 zu berufen, welches 
aber, wie ſich bald zeigte, in der That der Lage der Berhältniffe im Lande und in der Kanımer 
nicht entfprechend war. Die liberale Partei glaubte num die Misſtimmung im Lande über 
dieſes Cabinet benutzen und alle ihre Kräfte in allen Nuancen zu einem concentrirten einheit: 
lichen Handeln aufbieten zu müflen. Zu dieſem Zwecke veranftaltete ver liberale Werein zu 
Brüflel, Y’Alliance, im Juli einen allgemeinen Gongreß, der von 360 Mitglievern, ‚meiftens 
Abgeoroneten anderer Bereine, befchidt war, und wo ınan fi über folgende leitende Grunpfäge 
einigte: 4) Allmälige Herabfegung des Wahlcenfus auf das von der Berfafiung beittmnıte 
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Binimum von 2) (holl.) Gin; fefort jedoch eine Beiflgung ber fogrmannten Güpacifäten 
(liberalen Brofefüonen), wenn fie wenigſtens dieſen nievrigfien Genfus bezahlen, zu den Wähh⸗ 
lern; 2) die Unabhängigkeit der Civilgewalt von jedem Ginfiuffe ver Geiſtlichkeit; 3) aus⸗ 
ſchließliche Autorität des Staats über jeven vom Staate gewährten Unterricht ohne offäctelle 
Beziehung der Geiſtlichkeit; A) moͤglichſte Befreiung des niedern Klerus von dem Drude ber 
biſchoͤſlichen Gewalt. Die im nächſten Sabre 1847 folgenden Halbwahlen gaben der liberalen 
Meinung aud in der Kammer eine ausgefprocdene Majorität; das Minifterium de Theur 
trat ab, und ver König nahm keinen Anſtand den gemäßigten Häuptern der liberalen Reinng, 
Rogier, d'Hoffſchmidt u. A., die Berwaltung anzuvertrauen. Das neue Cabinet nahm in fein 
Programm vie Zuziehung ver Gapacitäten zu den Wahlen und die Unabhängigkeit der Givil- 
gewalt auf, ſprach ji für eine gemäßigte Zollreform beſonders Hinfichtlih der Lebendmittel 
aus, erflärte die Stellung der in großen Nothſtand gerathenen flandrifgen Provinzen für eine 
Ehrenſache des Landes (ein Wort, das biöjegt noch verpfändet bleibt), entwidelte jedoch 
feine Tätigkeit mehr auf dem Gebiete der Adminiſtration durch reelle vortrefflihe Maßregeln, 
durd Errichtung einer großen Anzahl von Aderbau= und Gewerbeſchulen, dur Fürforge- und 
Penſionskaſſen, welche auf Antrieb der Regierung in ven großen Fabriken für die Arbeiter 
.errihtet und zum Theil vom Staate mit einem Zufchufle außgeflattet wurben, und ſelbſt durch 
Gründung eines befondern Arbeiterorbend. _ 

Es war eine glüdlihe Fügung, daß der Ausbruch der Februarrevolution in Frankreich 
dieſes gemäßigte liberale Minifterium an der Spige ver Geſchäfte fand. Bei der innern Ruhe 
und Befriedigung ver Gemüther fcharte fi das Land einmüthig um den König und vie Ber- 
faffung, und gerade die Häupter der liberalen Bartei von allen Karben zeigten die größte Ent- 
ſchloſſenheit, jedem Aufruhrverſuche mit Kraft entgegenzutreten, fowie fie auch dem Könige, 
der jelbfl einen Augenblik über die Stimmung und Wünfche des Landes geſchwankt und ſich 
fogar zur Niederlegung der Krone bereit erflärt hatte, die entſchiedenſten Verſicherungen über 
die Anhänglichkeit des Landes an feinen Fürſten und die jegigen Inflitutionen gaben. Den Be⸗ 
weis lieferten bald Die allgemeinen enthufiaftifhen Kundgebungen im Lande und in der Bür⸗ 
gerwehr, beſonders als man den an ſich Lächerlichen Verſuch des Einfall einer in Frankreich 
gefammelten, aber ſogleich beim Überſchreiten ver Grenze von ven belgischen Truppen theils 
jeriprengten, theil8 gefangen genommenen Bande vernahm. Das Band zwifchen König und 
Bolt wurbe, kann man jagen, zum zweiten male, aber auf das feftefte geknüpft. Auch bei dem 
Könige mupten manche Bedenken ſchwinden, bie wenigften® gegen einen Theil der liberalen 
Partei hatten obwalten können, ala fich Die Kührer der entſchiedenſten Sraction, wie Delfoffe 
und Berhaegen, ald aufrichtige und entfchloffene Anhänger der Dynaftie und der Berfaffung 
zeigten. Mehre von der liberalen Bartei gewünfchte Anderungen wurden jetzt fhleunigft von 
den Kammern votirt, bie frühen Abänberungen des Gemeindegeſetzes wieder aufgehoben, der 
Wahlcenſus gleihfdrmig für das ganze Land auf 20 Glon. feftgeftelft, aber auch die Unvertrãg⸗ 
lichkeit jedes Staatsamts mit dem Parlamentsmandate votirt (was in dieſer Ausichließlichkeit 
ber einſichtsvollen parlamentarifchen Behandlung der Geſchäfte Abbruch getban zu haben 
feint), der Zeitungsftempel aufgehoben, mehre finanzielle Maßregeln gettommen, um Den 
Militärbebürfnifien zu genügen und den burd die politifche Krife ethöhten Nothſtand zu 
erleichtern, namentlih in Flandern für 4 Mil. Sr. Waflerbauten und für 700,000 Sr. 
Megebauten auögeführt. 

Die neuen Wahlen, welche infolge des neuen Wahlgeſetzes im Junt 1848 eintraten, gaben 
ber liberalen Meinung weitaus das Übergewicht. Jet wurden für den Unterricht mehre wich: 
tige gefegliche Anorpnungen getroffen. Die feit Jahren immer hinausgefchobene Frage einer 
beſſern Organifation der Prüfungsjury wurde im Sinne ver Regierung, mit Aufhebung 
einer Intervention ber Kammern bei Ernennung der Eraminatoren, gelöft, der Übergang 
vom Gymnaſium zur Univerfität von einen Examen abhängig gemacht, dabei auch vie Frage 
über die Sprachverfchiedenheit dahin gelöft, daß es dem Eraminanten frei ſtehen folle, fich in 
ber franzoͤſiſchen, vlämifchen oder deutſchen Spräche prüfen zu laffen. Am 14. Sehr. 1850 
wurde ein Schifſsvertrag mit Rußland zu Berlin geichloffen, der offictelle Verkehr mit dieſer 
Macht wiener hergeftell, und mit den in ver beigifchen Armee angeftellten Polen ein gütliches 
Abkommen getroffen. Am 11. Dct. 1850 ftarb die durch ihre Gerzendgüte ausgezeichnete und 
allgemein verehrte Königin Luiſe, bei welcher Gelegenheit das Land durch allgemeine Trauer 
abermals feine Anhänglichkeit an die Dynaftie kund gab. 

Geit 1850 if} ein diterer Gabinetäwerhfel eingetreten, wobei jedoch, bis zum Eintritt-Des 
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gemãßigten katholiſchen Riniſteriums von Debedier am W. März 1855, die liberale Färbung: 
vorwaltete. Die Wahlen von 1852, 1854, 1856 waren immer mehr zu Gunſten ver gemäßigten 
liberalen und zulegt der katholiſchen Partei ausgefallen; die Änderungen in ben Minifterien 
und in ber innern Politik hingen damit natürlich zufammen. Nad außen zeigte ſich aber Re: 
gierung und Land ſtets einmüthig in ber Wahrung der neutralen Unabhängigkeit der Ver: 
faffung. Eine befonvere Aufmerkſamkeit war die Megierung gendthigtder Entwidelung ber 
Dinge in Frankreich zuzumenden. Das unfreundlidhe nachbarliche Verhalten, welches der 
Prinz Präfident und aud noch fpäter die kaiſerliche Regierung gegen Belgien an ven Tag legs 
ten und dad erſt fpäter ſich wieder erwünfchter geftaltete, als Frankreich fidh inniger mit Eng- 
land zum Schuße der Türkei gegen Rußland verbündete, nöthigte die Negierung, um auf alle 
Eventnalitäten gefaßt zu fein, zu manchen bedeutenden Ausgaben für milltärifche Berürfnifie 
und zu neuen Befefligungen von Antwerpen. Die Kammern gingen hierbei mit der Regierung 
bereitwilligft Hand in Hand. Ihrerfeitd that Die Regierung Alles, was mit der Verfaflung 
verträglich war, um ver franzöfiichen Regierung allen Grund zu Klagen zunehmen. Ein Ge⸗ 
feg über Beitrafung von Beleidigung befreundeter Negierungen und Souveräne durch bie 


Preſſe wurde unter dem Minifterium de Broudtre 1852 eingebracht und angenommen. Die 


Vermählung des Kronprinzen Leopold, Herzogs von Brabant, mit der Öfterreihifchen Erzher-⸗ 
zogin Marie, Tochter des verftorbenen Erzherzogs Joſeph von Ofterreih, am 22. Aug. 1853, 
bei welcher die Abweſenheit des franzoͤſiſchen Geſandten die Misftimmung von deflen Regie: 
rung über biefe, im ganzen Lande mit Jubel aufgenommene Berbindung anzudeuten fchien, 
war doch ſchließlich nicht ohne Einfluß auf ein rüdfichtoolleres Verhalten Frankreichs gegen 
Belgien, und bie Reife ded Königs nach Boulogne, Anfang September 1854, wo er mit dem 
Kaifer Napoleon, vem König von Portugal und Prinz Albert zufammentraf, nachdem ſchon 
am 30. Jan. ver Prinz Napoleon Bonaparte einen Beſuch am beigifchen Hofe abgeftattet Hatte, 
fann wol als der Endpunkt diefer politifchen Differenzen betrachtet werben. Die hauptſäch⸗ 
lichften Gefege und Mapregeln, weldye, beſonders jeit 1850, zur Annahme und Ausführung fa: 
men, find folgende: Mit Sardinien wurde am 24. San. 1850 ein Handeld- und Schiffahrts⸗ 
vertrag, mit Preußen am 22. Sept. ein Handelsvertrag abgefchloffen; durch einen Vertrag 
mit den Niederlanden im Juli 1851 wurben die Schiffözölle auf der Maas aufgehoben. In 
der Kammerfeflion von 1851—52 bewilligten die Kammern 4,700,000 Fr. für außerorbent- 
lie Militärbedürfniſſe, nahmen ein Erbfteuergejeh an, votirten eine ſchon längft nothwendig 
gewordene Umarbeitung des Strafgeſetzbuchs, eine Reform ver Zoll: und Handelögefeggebung 
in Geifte einer größern Freiheit. Lange dauerten bie Unterhandlungen mit Branfreih um 
Erneuerung des Hanbelövertrags von 1846, welder am 9. Aug. 1852 erloſch. Das belgifche 
Minifterium willigte ein, die ausgebehnte Induſtrie des beigifchen Nachdrucks (der übrigens 
den Häufern und Geſellſchaften, nie ihn betrieben, keinen Segen gebracht, indem die meiften 
fallirt Haben) zu opfern, und ein Vertrag zur Sicerftellung des geiftigen Cigenthums wurbe 
am 23. Aug. 1852 mit Frankreich abgefchloffen. Der neue belgiſch-franzoͤſiſche Handels⸗ 
vertrag kam aber erft im Jahre 1854 zu Stande, der Im Wefentlien nur eine Erneuerung 
des Vertrags von 1846 war und der belgifchen Induſtrie um fo weniger Begünftigungen ge: 
mährte, als dieſelbe jetzt felbft ven Bebarf an Kohlen nicht im Lande befriedigen fonnte und 
ein Gefeg vom 23. Dec. 1855 wegen gollfreier Einfuhr fremder Kohlen dem Ausfalle abhelfen 
follte. Der Handelsvertrag mit dem Zollverein von 1844, welder mit Ende 1853 erlofch, 

wurde nicht wieder erneuert. Im Ianuar 1853 erhielt durch ein Geſetz das Heerweſen eine. 
neue Regelung. Das Heer foll danach auf dem Friedensfuße 50,000, auf dem Kriegsfuße: 
400,000 Mann betragen ; die Dienftzeit wurde auf 10 Jahre verlängert. Die Kammern be⸗ 

willigten hierfür einen außerorbentliden Grebit von 32 Mil. Fr. In diefer Seffion ſchafften 

die Kammern bie meljten Prohibitiv- und Ausgangsdzölle ab, ſowie fie auch, beſonders zur Wer: 

mehrung des ald unzureichend erkannten Materials, für das Eifenbahnwelen einen Credit von 

faft 5 Mill. Sr. bewilligten und bie jährliche Dotation für das Haus ded Kronprinzen, flntt 

der von der Regierung verlangten AU0,000 Zr. , auf eine halbe Million aus freien Stüden er: 

Höhten. Ein AY, procentiged Anlehn von 27 MI. Er. wurde fchnell im Lande gezeichnet mit, 
fofortiger Baarzahlung ver Hälfte bei der Unterzeichnung. Die geſetzlich angeordnete Umwand⸗ 

lung der Sprocentigen Schuld in eine AYsprocentige brachte dem Staate eine Erſparniß Yon 

210,000 Fr. Am 15. Aug. 1854 fegte Die Regierung infolge des ſchon am 31. Dec. 1850 

votirten Geſehes die belgifchen Goldmünzen außer Curs und taufchte. fie gegen Silber ein. Die 

Theuerung ber Lebensmittel beſtimmte Die Kammern im November 1854 zur Annahme eines 
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Gefeged, wodurch die Einfuhr von Lebensmirtein aller Artfteigegeben, dagegen vie Autfahr von 
Kartoffein. Weizen und Met verboten wurbe. Im April 1835 beantragte die Regierung 
einen nenen Grebi von 9,400,000 Er. zur Vervollſtaͤndigung des Vertheidigungsſyſtenrs von 
Antwerpen und ver Schelde / der auch bewilligt wurde. In der Seſſion von 1855-56 wurde, 
in Ausführung des von Devecker aufgeſtellten Programms des neuen Cabinets, welches fich 
auf alle Gemaͤßigten lügen und in materiellet Beziehung die Kandelsfreihelt anbahnen wollte, 
vurch ein Geſetz vie Ausfuhr von Eiſenerz freigegeben, der Eingangezoll auf Maihinen und 
Eilſenwaaren beveutend ermäßigt, und zugleich das unter Nothomb feftgeftellee Differential: 
zollſyſtem, welches gar nit bie erwarteten Grüchte getragen hatte, im Weſentlichen auigehöben, 
insbefondere bei Kaffee, Neid, Rohzucker, Taback und Obſt. Der Plan einiger Bank: und 
Hanbelshäufer, im Sommer 1856 aud Belgien mit einer Grevitbanf zu beglüden, wurde, 
als ein Vorſchub zum Actienfpiele, In Übereinſtimmung mit der dffentlichen Meinung von den 
Kammern und der Regierung verworfen. Am 3. Juli 1856 murde ver 25. Jahrestag ber 
Thronbeſteigung des Königd Leopold unter Beglückwünſchung ver Geſandten aller am Hofe 
vertretenen Mächte und im Lande als ein Nationalfeſt gefelert, und ein Jahr darauf am 27. 
Juli 1857 Hatte ver König Die vom Rande getheilte Freude, fein Haus durch die Vermählung 
der Prinzefiln Charlotte mit dem Erzherzoge Ferbinand Maximilian, bem ülteflen Bruder des 
regierenden Kaifers, in einer Döppelheirath mit dem dfterreichtichen Kaiferhaufe verbunden 
zu ſehen. . 

Die Wahlen im Juni 4856 Hatten der katholiſchen Meinung dad Übergewicht gegeben. 
ine hochwichtige Brage, in Wahrheit eine Lebensfrage für dad Land, war fon von dem 
frühern Minifterium der Kamnıer vorgelegt, aber vertagt worden. Es war die durch ben fort- 
ſchreitenden Nothftand Immer dringender eine Loͤſung erbeifhenvne Wohtthärigfeitsfrage. Der 
Suftigminifter Nothomb (ein Verwandter des ältern Nothomb, jegigen Geſandten in Berlin) 
legte jeßt der Kammer einen umfaſſenden Geſetzentwurf vor, iiber welchen die Gentralfection 
der Kammer am 20. Dec. Bericht erftattete, deflen Discufflon aber in der Kammer zu heftigen 
Seenen und leider auch zuleßt zu Strapenaufläufen in Brüffel und mehren andern @emeinven 
und Mishandlung von weltlichen und geiftlichen für den Entwurf günftig gefinnten Perſonen 
führte. Die Gerichte beftraften vie Schulvigen. Der König nahm bie meife Maßregel, zunächſt 
am 30. Mai die Kammern zu vertagen und ſodann am 15. Juni die Sahresfeffton zu fließen, 
indem er erflärte, daß das Gefetz, menn es ſolche unheilvolle Witfungen hätte Haben können, 
wie man (von liberaler Seite) befürchter, feine Zufltimmung nicht erhalten haben würde. Die 
Frage felbft blieb aber nothwendig auf der Tagedorbnung. Möge fie aber eine, wenn au 
nit von den Partelanfihten, doch von ben Leidenſchaften freie Erörterung und vor allem 
im Intereffe der Nothleidenden ſelbſt ihre Erledigung finden. 

I. Die polttifhe und foctale Statiftik feit 1840. — 1) Die Bendlkerung, 
welche im Jahre 18350 3,760,000, im Jahre 1840 4,073,162 Seelen betrug, iſt 1855 auf 
4,584,932 Seelen geftiegen, ſodaß durchſchnittlich auf eine Onatratmeile 8544 Seelen kom: 
men — bie ftärkfte relative Benölferung unter allen Stnaten Europas. Aus der gehnjährigen 
Beriobe von 1848 — 50 find folgende Verhältniffe in der Bevölkerung bemerfenswertd. In 
ven zehn Jahren fanden flatt 1,203,029 eheliche und 96,652 uneheliche Geburten, alfo 1 un: 
eheliche auf 13,15 Geburten und im Duräyfchnitt jährlich 1 Geburt auf 35,15 Einwohner; dat: 
unter kamen durchſchnittlich 1055 Knaben auf 1000 Madchen. Tovesfälle rreigneten fi in 
den zehn Jahren 1,040,497 oder im Durdyfchnitt jährlich ein Todesfall auf 44,2 Einwohner. 
In ſprachlicher Verſchiedenheit theilte fi) die Bendtkerung nach der Zählung yor 3846 in 
2,471,248 Einwohner, welche das Flamändiſche, und in 1,827,141, welche walloniſch oder 
franzöflf reden. Nach der Confeſſion befteht faſt Einheit, da e8 nur gegen I000 Proteftanten 
und 1350 Inden in Belgien gibt. 

2) Der Staatshaushalt. Nach dem legten Budget von 1857 find vie Stantdeinnahmen 
zu 159%, Mill. die Staatsausgaben zu 138 Mill. angefthlagen. Unter den Einnahmen 
waren in ber vorhergehenden fünfjährigen Veriode die Grunpfteuer, Perſonen- und Patent: 
fleuer etwas gefliegen, die Zölle indeſſen ein wenig gefallen, dagegen bie Einnahnten aus dem 
Ginregiftrirungsftempel und Gupothefengebähren bebeutend gewachſen. Am meiften haben ii 
die Einnahmen yon nen Eifenbahnen gehoben, melde im letzten Budget auf 23%, Mill. oder 
17 Proc. fämmtlicher Staatdeinnahmen veranſchlagt find. Die Staatsausgaben betreffen nad 
dem legten Budget: für die bffentliche Schuld (welche am I. Mai 1856 642,114,647 Er. be⸗ 
ttag, worunter der regelmäßig bei der Erledigung ber Differengen mit Holland übernommene 
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Untgeit an der nieberlinniäien Schuld 16,931,280 Fr. zn 5 Bror. und 220,158,533 ge. 
zu 2%/, Broe.) 27, Proc.; für dus Heer uns die (unbedeutende) Marine 27, Wioc.; für- 
die Öffentlichen Bauten 17,4 Bror.; für bie Nechtöpflege 8,7 Proc. ; für die Finanzverwaltung 
8 Bor. ; für Die Innern Angelegenheiten mit Unterricht 6,4 Proc. ; für die Dotationen, mit 
Binfgluß ver Civilliſte 2,9 Broc.; für die auswärtigen Angelegenheiten 1 Bror. ber fänmt: 

lichen Audgaben. \ 

5) Die volfswirtäfchäftlicden Verhältniffe liegen größtenteils für Belgien günftig. Der 
Ackerbau, weſentlich unterftügt durch die, auch infolge ver ſtarken Bevölkerung moͤgliche gute 
ı Düngung, ift bekanntlich mufterhaft (nie Hektare, faſt vier berliner Morgen, Eoftet un Brüffel und 
mehre andere Stäbte 7500 Fr.); der Gartenban if gleichfalls bedeutend. Belgien vermag 
jenod feinem Bedarfe an Getreide nicht zu genügen, indem durchſchnittlich eine jährlihe Einfuhr 
von faft 2 Mill. berliner Scheffel nöthig if. Der Geſammtwerth aller Erzeugniffe aus den 
Ackerbau, der Viehzucht und der Walngirthichaft wird in ber officiellen Statiſtik für Die 
Jahre 1841 — 50 durchſchnittlich jährlih auf 753,813,000 Mill. Sr: geſchätzt. Der Ertrag 
aus dem Bergbau im Iahre 1855 war für Steinfohlen 84/,, Mil. Tonnen im Werthe von 
104 Mil. Br. Hohöfen (56 im Jahre 1855), Hütten und Streckwerke ſchmelzen und bereiten 
Gifen in einem Geſammtwerth von 83 Mill. &r. In demfelben Jahre waren 3148 Dampf- 
maſchinen mit 77,670 Pferdekraft im Gange, wonon allein 1203 auf die Provinz Hennegau 
fommen. — Die techniſche Induftrte Hat fich für Woll- und Baumwollwaaren gehoben, 
für Leinenwaaren abgenommen. Die Barn= und Leinenfabrifation befhäftigt nur noch etwa 
60,000 Arbeiter, mit einem Jahreslohn von 10 Mil, ſodaß auf den Arbeiter durchſchnittlich 
nur die vürftige Summe von 140 Fr. kommt. Tuchbereitung, befonders in Vervierd und Difon 
(Ausfuhr 1855 für 20 Mill. Fr.), Leder (maftrichter Sohlenleder), Papier, Steümpfe, Hüte, 
Seife, Kutſchen, Ziegel find wichtige Artikel. Berühmt find die Gemehrfabrikation und bie 
Kanonengießereien zu Lüttich, die Klingen und Meſſer von Namur, die Maſchinenfabrikation 
zu Luttich, beſonders zu Seraing und zu Brüflel. — Die Handelsbewegung hat ſich für das Land 
fehr günftig geftaltet; die Binfuhr betrug 1855 368 Mill., die Ausfuhr 463 Mil. Fr. Die 
Hebung des Handels datirt beſonders feit der Durch den Vertrag mit Holland 1839 wieber er- 
langten Breiheit ver Schelde, aber auch Die bedeutende Berbefferung und Bermehrung ver Stra- 
Ben, Kanäle und das große Netz der Eifenbahnen Haben’ dazu beigetragen. Der Tranfit- 
handel ergab von 1841 — 54 durchſchnittlich eine jährliche Durchfuhr von 85 Mill. Er. — Die 
Handelsmarine beftann 1857 aus 148 Schiffen (morunter 8 Dampfſchiffe) mit einem Ge⸗ 
ſammtgehalt von 42,946 Tonnen. Das Differentialzollfoftem hat fi für vie Hebung ber 
Sandelsmarine nicht bewährt und iſt jet aufgegeben. — An Ciſenbahnen bat der Staat ſelbſt 
feit 1854 548 Kilometer — 68 geographiſche Meilen gebaut, mit einem Koftenaufivande von 
173 Mill. Fr.; Sompagnien haben 1418 Kilometer — 176 geographifche zum Heinern Theile 
mit Zinfengarantie von 4 und 5Pror. erbaut. In den legten Jahren bat fi) für den Staat der 
jährliche Überſchuß, nach Abzug der Amortifationdrate von ungefähr 2 Mill., bis auf 5%, 
Mill. Kr. gehoben. — An Hülfsanftalten für die wirthſchaftlichen Zweige beftanden in Brüflel 
dir (unter der hollänbifchen Negierung mit Betheiligung des Königs 1822 gegründete) Sociste 
gönörale etc. mit einem Gapital von 100 Mil. Glon., verlängert bis 31. Der, 1875; bie 
Bank von Belgien, gegründet 1855 mit einem Gapital von 20 Mill., welche aber, nachdem 
fie (eine Warnung für manche neuere Creditgeſellſchaften) duch unvorſichtige Betheiligung an 
vielen vor ihr Ind Leben gerufenen anonymen Geſellſchaften 1839 zur Zablungseinftellung 
genoͤthigt war, reorganiſirt, mit einem Gapital von 30 Mill. ausgeflattet und bis zum 31. Dee. 
1875 verlängert wurde; envli wurde noch, mit Betheiligung des Staats, durch dad Geſetz 
vom 10. Mai 1850 eine Nationalbank auf 25 Jahre mit einem gleichfalls in Actien vertheilten 
Geſellſchaftscapitale won 25 Mill. Er. gegrimdet. Außerdem beſteht zu Luͤttich die Lütticher 
Bank von 1855 auf 40 Iahre mit 4 Mill., und zu Gent vie Bank von Flandern von 1841 auf 
235 Jahre mit 10 Mitt. Fr. ausgeſtattet. — Anonyme Geſellſchaften gab es am 1. Jan. 1853 

4191 wit einem Gefamnttsapital von 880,547 ,300 Fr. a 
4) Die Kunſt if in Belgten in mehren Bivelgen mit beſonderm Ruhme gepflegt worden. 
Größere Malerakademien beftehen in Antwerpen, Brüflel, Lüttich, Brügge, Oſtende, Löwen, 
aber außervem gegen 70 Eleinere Akademien und Lehrfäle für Malerei, Höhere Zeichenkunft 
und Arditektur mit mehr als 7000 Zöglingen. In ver Malerei find gefeterte Namen: für 
Sifterienmalevei Wappets, Navez, Gallait, de Keyier, de Biefve u. A., In der Thiermaletei 
Werboeckhoven, Nobbe w. A.; in ver Sculptur Geefs, Simonis, Jehotte, Frackin u. U. Für 


Muſik beſtehen drei Conſervatorien zu Brüffel (unter dem gelshrien Fetis), in Lüttich und Im 
Gent. Belgien hat aber feine namhaften Gomponiften, ſondern nur Birtuofen, beſonders anf 
der Violine und dem Violoncell, wie de Beriot, Bieurtemps, Brume, Arlot Servais, aufzu⸗ 
weifen. — Die fhöne Literatur ermangelt in Belgien ver Selbflänpigkeit. Nur in der flamäu⸗ 
diſchen Sprache haben bie trefflihen Werte von H. Conſcience einen au durch Deutiche und 
franzöjifche Überfegung wohlverbienten Nuf erhalten. Die flamändiſche Sprachbewegung, 
deren bisherige Erfolge man im Auslande dfter zu hoch anſchlaͤgt, hat von geringen Anfängen 
und unter großen Schwierigkeiten, allmälig an innerer Kraft fowie an Ausdehnung zuge: 
nommen. Der „Willensverein”, genannt nach dem mit Recht gefeierten (1846 geflorbenen) 
Erneuerer ver vlämifchen Literatur, hat 1856 ein reiches Verzeichniß ver in vlämiſcher Sprache 
erfäjienenen Werke drucken laffen innen, und erfennt es, wie ber genter Sprachcongreß von 
4846, richtig als eine Aufgabe an, die Ausgleihung mit der fo nahe verwandten hollänbijchen 
Shhriftfprade anzubahnen ; obtwol man Davon ingg von einer Seite eine Annäherung an den 
holländiſchen Proteftantismus gefürchtet hat. | 

5) Die Wiſſenſchaften zeigen nicht den gleichen Fortſchritt mit der Kunſt. Am meiften ift 
für die Gefchichte und befonders für die Landesgeſchichte geſchehen. Der Abt de Nam, Baron 
Reiffenberg, Gachard find befonders in ber Eöniglichen Geſchichtscommiſſion durch Herausgabe 
von Urkunden thätig gewefen; Nothomb, de Gerlade, Gachard, Coremans, St.:&enoiß, 
Schayes, Mofe, Altmeyer, Bolain, Borguer u. A. haben einzelne Zmeige ver Geſchichte be: 
handelt. Die Naturmwiflenfhaften, wie Botanik, Geologie, find nur mittelmäßig gepflegt wor: 
den, dagegen verdanken Phyſiologie und Anatomie einigen berufenen deutſchen Profelloren, 
wie Schwane (Löwen), Gluge (Brüſſel), Spring (Lüttih) wichtige Entdeckungen und beben: 
tende Foͤrderung. Die Statiftil hat eine mufterhafte Pflege und Organifation durch Ouetelet, 
Heuſchling u. A. erhalten... Die Wohlthätigkeits-, Gefängnik-, Arbeiterfragen wurben befon: 
ders von den unermüdlichen und echten Philanthropen Ducpetiaur, v. Viſchers, von dem Grafen 
Arrivabene und von Dedecker u. A. behandelt. Die Afademie ver Medicin ift für die Wiſſenſchaft 
unbeveutend geblieben. Die auch früher im ande von tüchtigen Kräften gepflegte Rechtswiſſen⸗ 
daft, welde unter ver holländiſchen Regierung auch durch die Berufung deutſcher Ge⸗ 
lehrten, wie Warnfönig, Haus, Birnbaum, neu belebt wurde, hat auch in neuerer Zeit einige 
tüchtige Vertreter erhalten an Defacqz (belgiſches Gewohnheitsrecht), Tielemans (Bermaltungs: 
reiht), Mainz (Nömifches Recht), alle Drei in Brüſſel an der Univerfität, Molitor, geft. 1855 
(Römisches Net), Laurent (Völkerreht) in Gent. Die Bhilofophie hat erft feit der Reor⸗ 
ganijation des Univerfitätäunterrichts von 1834 ein Iebhaftered Intereſſe erweckt. Durch bie 
Berufung von Ahrens an die brüffeler Univerfität, 1834, wurde bie Krauſe'ſche Philofophie da⸗ 
felbft eingebürgert und durch deflen franzoͤſiſche Schriften und Schüler weiter verbreitet; im 
Ma an die katholiſche Theologie ſchrieben Ubags, Tits, Möller, felbflänpiger Tanbel 
und Huet. 

6) Der linterricht, welcher in feinen drei Stufeh in Belgien die beftigften Kämpfe unter 
den beiden Hauptparteien hervorgerufen hat und noch lange das Gebiet vielfacher Reibungen, 
aber auch eined erfprießlihen Wetteifers bleiben vwoird, hat in allen Richtungen unverfennbare 
Fortſchritte gemacht. Der Univerfitätsunterricht, ber feit 1834 mefentlich auch durch bie Beru⸗ 
fungen von deutſchen Profeſſoren, befonders an bie beiden freien Univerfitäten von Brüffel 
und Löwen (Arendt, Möller, Schwane), gehoben if, zeigt fih am ſchwächſten in den philo⸗ 
logifchen Bädern. Die beibehaltene ältere Einrichtung (wie auch jetzt noch in Baiern), daß 
fein Stubirender in die Recht3= oder mediciniſche Facultät treten kann ohne ven Nachweis einer ' 
wohlbeſtandenen Prüfung aus den philofophifchen, geichichtlichen, philologifhen und natur- 
wiſſenſchaftlichen Fächern, bat, va e8 mit diefen Prüfungen ernft genommen und oft über ein 
Drittel der Candidaten verworfen wurbe, wenigſtens für Belgien, wo der Gymnaſtalunterricht 
nicht genügend ift, ven guten Erfolg gehabt, daß die Studirenden eine beſſere willenfchaftliche 
Grundlage für die Fachwiſſenſchaften erhielten. Insbeſondere bewirkte eine firenge philoſo⸗ 
phiſche Prüfung in den widhtigften Fächern der Philoſophie (deren Zahl aber durch has Ge⸗ 
feg vom 1. Mai 1857, unter Oppofition der liberalen Partei, auf bie philofopgifhe An⸗ 
thropologie beihränft ift), daß ver flache Materialismus, ver jegt in Deutichland bei dem 
Verkommen alle8 gründlichen methopifchen Studiums der Philoſophie fo üppig wuchert, von 
der belgiſchen Jugend und Bildung fern geblieben. Mit den beiden Staatsuniverfitäten 
find für jede eine Specialſchule verbunden; für den Bergbau, Manufactur und Gewerbe mit 
der Univerfität von Lüttih; für die Civilbaukunſt mit der von Gent; bie Jömener (von den 
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Biſchoͤfen geleitete) Univerſttät hat allein eine theologiſche Facultät. Die Geſammtzahl der 
Stubirenden betrug im Winter 1856.2017, wovon Lüttih (mit der Specialfhule) 669, 
Löwen (mit Theologie) 658, Brüflel 567, Bent (mit der Specialfhule) 294 Studirende 
zählte. — Der mittlere unterricht iſt durch das Geſetz vom 4. Juni 1850 geregelt, in welchem 
dem Staate einige wichtige Rechte auch in Bezug auf die von Gemeinden ganz ober zum hell 
unterhaltenen mittleren Schulen gewahrt find, indem bie guerft von van ve Weyer aufgeftellte, 
vielfach von Fatholifchen Organen beftrittene Anficht, daß die Gemeinde ein Glied und eine 
Stufe im Staatsorganismus ſei und naher aud die eigentlichen Genieinve-Unterrichtsanftalten 
zu den Öffentlichen, der Gontrole ded Staats unterfiehenden Anftalten zu rechnen feien, Gel⸗ 
tung erlangt bat. Nach jenem Gelee beftehen jegt 10 vom Staate unterflügte Athenäen 
(Gymnaſien), 16 Gollegien (colleges, gleihfalld Gymnaſien) und 15 Inpuftrie- und Hanz 
delöfchulen. Neben viefen öffentlichen Unterrichtsanſtalten beftehen ohne Beihülfe des Stanıs 
28 biſchoͤfliche Collegien und Eleine Seminarien (petits Seminaires) und 10 Sefuitencollegien. 
Außerdem gibt es nod eine geringere Fa von unvollſtändigen mittlern Schulen der Ge: 
meinden ober geiftlihen Körperfchaften. Die Zahl der Schüler in allen Anftalten iſt jept im 
Durchſchnitt über 12,000, die ver Lehrer über 700. — Der durch das Geſetz vom 33. Sept. 
1842 geregelte Elementarunterricht hat ji nach dem lehten Berichte des Miniſters Debeder 
von 1854 weiter ausgedehnt, ſodaß die Gefammtzahl ver Schüler nahe an 50,000, etwas 
‚mehr Knaben ald Mädchen, beträgt, aljo ein Schulkind auf neun Bewohner kommt. Die Ele⸗ 
mentarjchulen zerfallen in 2809 aus dem Gemeindefonds unterflügte, und zwar 625 Knabene⸗, 
227 Mäpdcgen- und 1959 gemifchte Schulen, und in 2687 Privatichulen, und zwar 262 Kna⸗ 
ben⸗, 97A Mädchen- und 1351 gemifchte Schulen. An allen diefen Anftalten unterrigten 5804 
Lehrer und Vorfteher, 1683 Vorfteherinnen (darunter 567 Ordensſchweſtern), 14175 Unter: 
lehrer und 2147 Unterlehrerinnen (darunter 1580 Ordensfchweitern). Bon ven Schülern 
erhielt aber die größere Hälfte unentgeltlichen Unterricht. Damit berlihren wir Belgiend wun⸗ 
deſten Fleck, die Armuth. 

7) Die Armuths- und Wohlthätigkeitsfrage, welche jetzt auch politiſch in den Vordergrund 
getreten ift, hätte längft eine eingehende und umfaflende Unterfugung und Abhülfe verbient. 
Kein Land in Europa bietet einen ſolchen Contraſt dar zwifhen einen in vielen Zweigen blü- 
henden Gewerbleben, fowie einem dutchgängig ausgezeichneten Landbaubetrieb und einer fo 
großen Zahl von Armen. Schon im Jahre 1839 gab es nach den officiellen Berichten ber flän- 
digen Provinzialausfhüfle in den neun Provinzen 587,095 öffentlich unterflügte Arme, welche 
im Durchſchnitte jährlih 9 Fr. 14 Gent. erhielten. Das Verhältniß zur Bevölkerung, welches 
ſich für das ganze Land wie 1 zu 7 ſtellte, war nach den Provinzen ſehr ungleich: in Luremburg 
wie 1 3u 64, in Limburg wie 1 zu 14, in Weflflanvern und in Hennegau wie 1 3u 5. Seit⸗ 
dem hat aber die Verarmung raſch zugenommen. Nach dem von ver Negierung 1856 mitge- 
theilten Audweife von 1855 betragen die reinen Wohlthätigkeitsausgaben der Hospitäler und 
der Wohlthätigkeitsbureaux 1 1,323,816 Fr., und die Zahl der Armen, da auf jeden Armen 
durchſchnittlich nur (er Br. kommen, 1,489,488, alfo über ein Viertel ver jegigen Bevölkerung 
(in Flandern über ein Drittel). Über bie Urfachen dieſer großen Armuth find die Anfichten na⸗ 
türlich fehr getheilt. Die Urfachen hängen unftreitig wefentlich mit ven Arbeitönerhältnifien und 
der Groͤße der Bevölkerung im Verhältniß zur Arbeit zufammen, und fle jind indbefonbere für 
Flandern, nah unferer Anſicht, nicht fowol in ver großen Zertheilung des Grundeigenthums 
an und für fi, welche für die Steigerung der Production mehr vortheilhaft gewirkt hat, als 
in ben dortigen Pachtverhaͤltniſſen zu fuchen, indem, wie überhaupt in Belgien, 66 Proc. ber 
urbaren Fläche von Pächtern bebaut wird, Dazu iſt in Flandern durch Die große Zahl ber con: 
currirenden Zeitpächter der Pachtzins einerſeits fehr gefteigert, aubererfeitd durch bie große 
Zahl der concurritenden Arbeiter der Arbeitälohn herabgedrückt, und außerdem kommt nod) 
bie unglüdliche nicht gehörig vorgefehene Lage der alten Leinenfabrifation hinzu. Mit dieſer 
Armenfrage inı Lande haben fih nun die Miniflerien in ven legten Jahren verſchiedentlich be: 
ſchäftigt. Die Abſicht war, für Die Wohlthätigkeit theild neue Duellen zu eröffnen, theils fie neu 
zu regeln: Nachdem ſchon früher pen Kammern ein Entwurf mitgetheilt worden, wurbe unter 
dem Minifterium Deveder durd ven Minifter Nothomb ein umfaflender Entwurf eines Wohl⸗ 
thätigfeitägefehes vom 25. Jan. 1856 vorgelegt, über welchen die Gentraljection der Kammer 
am 20. Dec. 1856 durch Malou einen zuftimmenben Bericht abftatten ließ. lim viefen Geſetz⸗ 
entwurf und ben darüber unter ben Parteien entfponnenen heftigen Kampf zu verflehen, uımf 
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man erwägen, daß in Belgien juriſtiſche Perſonen mit dem Rede, für ih Vermögen zu er: 
werben, alfo civilrechtliche Verfonen (personne civile), nur durch ein Geſetz (König und Kams 
mern) geſchaffen werden koͤnnen (ein Charakter, der nur fehr wenigen geiftligen Corporationen 
ertheilt ift), una daß ſelbſt Die Annahme von Schenkungen von Seiten folder Berfonen nor) ber 
Genehmigung der Regierung (melde mehrmals wegen naher Hülfäbenürftiger, wenn auch nicht 
pflich rechtigter Verwandten dieſelbe verweigert hat) ober ber Provinzlalbehoͤrben (bei 
Wohlthůutigkeitsanſtalten) bedarf. Dex Gefegentwurf ließ diefe Grunbjäge im Allgemeinen un: 
Berührt und wollte nar das Mecht der Genehmigung den Provinzialbehörben nehmen, der 
Hegierung übertragen unb jenen blos bie Begutachtung laflen. Der Entwurf hatte aber zum 
Bwede, der Privatmohlthätigfeit dadurch einen neuen Impuls gu geben, daß den Privaten 
große Befugniffe bei ven von ihnen gemachten Stiftungen ver Wohlthätigkeit eingeräumt 
würden. Dieſe Befugnifle ſollten darin beſtehen, nicht ſelbſt juriflifhe Werſonen zu ſchaffen, 
wol aber für Die von ihnen gemachten Stiftungen, zeren Eigenthum rechtlich den Öffentlichen 
Wohlthãtigkeitsanſtalten zuſtehen follte, Specialverivalter unter geiftlichen over weltlichen Per⸗ 
fonen mit befonvern Regeln für die Stiftungen zu ernennen, melde blos unter ver Gontrole 
der Bemeinte: und Provinzialbehoͤrde ſtänden. Der Begriff ver WohltHätigkeit war in einem 
meiten Sinne gefaft. Der Art. 70 begeichnete als wohlthätige Stiftungen: 1) Armenbäufer, 
Gospitäler, Hoöpiz-Beiereien (fermes hospices); 2) Errichtung von Betten in Armenhäufern 
und Hospitälern; 5) Zufluchtshäuſer, Heilmittel-Bertbeilungsanftalten, gewerblide Bert: 
ftätten ver Wohlthätigkeit und bed Unterrichts, Reformſchulen, unentgeltliche Schuien für ben 
Elementar⸗ und pröfeffionellen Unterricht des niebern Grades, Abend = und Sonntagsſchulen, 
Kleinlinderbrwahranftalten, Krippen und ähntiche Auſtalten; 4) endlich befländige ober pe: 
riodiſche Bertheilung son Almofen oder Unterflügungen zu Haufe. Bei ven Schulen follte ee 
zudem geftattet fein, auch zahlende Schüler, aber nicht in größerer Zahl ald die der Freiſchüler, 
aufzunehmen. Um den Gefahren und Befürdtungen einer ungebührlichen Bermehrung ber 
Beflgungen zur Todten Hand zu begegnen, feßte ver Entwurf feft, daß der zu Wohlthätigkeits⸗ 
zweden (durch Vertrag oder Teſtament) geſchenkte Grundbeſttz im Allgemeinen zu verkaufen, 
davon aber fo viel zu behalten fei, ala für Haus, Hof, Garten und Grundſtücke na wirk⸗ 
lichem Bedürfniſſe hinſichts des Wohlthätigkeitszweckes nothwendig. Intereffant ift bie offlcielle 
Statiſtik der Todten Hand und der Klöfter, welche der Bericht ver Centralſection, um übertrie⸗ 
benen Angaben zu begegnen, mittbeilte. Das unbewegliche Bermögen des Staates, der Provin- 
gen, ber Gemeinden, der Hospizen und Wohlthätigkeitäbureaur, der Eirchlichen Anftalten, reli: 
gidjen Genofjenfhaften und Stubienftipendien betrug 1856, wenn nıan das @infommen zu 2'/, 
Broe. capitalifirt, im Werthe 414 Mil. Sr. oder den funfzehnten Theil des der Steuer unter: 
worfenen unbeweglichen Vermogens von 6 Milliarden 424 Mill. Br. Hiervon befaßen die kirch⸗ 
lichen Anflalten 53 Mill. und die bisfegt civilwechtlich anerkannten religidfen Genoſſenſchaften 
nur 5 Mill. Die große Zahl der übrigen religidjen Genoflenfchaften beſitzt alfo das Ver⸗ 
mögen, was fie unbezweifelt haben, nur durch Zwiſchenperſonen. Die Zahl der religidfen Ge: 
nofſenſchaften hat fih aber feit 1830, auf Grundlage der verfaſſungsmäßigen Affoctationdfrei- 
Heit, das ſich aber auf Has Recht des Vermoͤgenserwerbs nicht bezieht, fehr bedeutend vermehrt. 
Während es 1829 nur 280 ſolcher Genoſſenſchaften gab, welche 4791 Mitglieder zählten, 
beſtanden für 1846 779 religiäfe Genoſſenſchaften, wovon 642 weibliche mit 9917 WMitglie- 
dern und 137 männliche mit 51 Mitglievern. Unter diefen Genoffenſchaften beſchäftigten 
Wh bei weitem Die meiſten mit dem Unterriägt, und tur wenige 37 weibliche, und 532 männ- 
liche, waren dem befchaulichen Beben gewinmet. In ben letzten zehn Tahren hat aber die Zahl 
ver geiſtlichen Genofſenſchaften und ihrer Mitglieder noch wenigſtens um ben vierten Theil 
zagmommen. Gegen ben ganzen Geſetzentwuri erhob fich die Liberale Partei, weil fie darin 
nur Die Wege und Mittel {chen wollte, den Elementarunterricht, die Gewerbſchulen, vie Wohl⸗ 
rhaͤtigkeitsanſtalten faſt ganz in die Hände der geiftlichen Genoffenſchaften zu bringen, Die: 
fen (den meiften beſtehenden and neuen) zwar nicht rechtlich aber praktiſch alle Vorteile Der 
ovdilvechtlichen Berjöndickeit zu geben, vie Öfentliden Anftakten eigentlih nur an Die Stelle 
der bisherigen privaten Zwiſchenperſonen, welche Ihren Namen für den Vermögenserwerb ge: 
chen Hatten, zu fegen, und endlich DieBeflgungen ber Todten Hand, da der Begriff und das Be: 
durfnuiß Het vielen Anſtalten, wie bet Hospiz⸗Meiereien, boch ſchwer feitzuftellen fein werde, be: 
deutend gu vergrößern. Die katholiſche Partei ſah Dagegen in dem rechtlichen Unterſchiede zwi⸗ 
fen dem Elgenthume und ver Verwaltung, in ber abıniniftrativen Controle und, im Nochfall, 
in dem Einfreiten ver Berichte hinreichende Garantien gegen dag Eintreten frühere: Zaſtände 
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unb fonflige Misbrände, und hob beſonders die Nothwendigkeit hervor, zur Anregung ber 
Vrivatwohlthaͤtigkeit ven Stiftern größere Befugniß bei Beftellung ber Verwalter zu ertheilen. 
Der Ausgang des erſten Stabiumd des Kampfes ift oben berührt worden. Die Frage bleibt 
aber in Ihren .gangen Geivicht beflchen und wird alsbald wieder geftellt werben. Kern von jedem 
Bortrifannpunkte, muß man aber dem Geſetzentwurfe ben bedeutenden Vorwurf machen, daß 
er den wirklichen Zweck, der kei aller Wohlthätigkeit und Armenpflege der Strebepunkt fein 
muß, gar nit ind Auge gefaßt Hat. Wiſſenſchaft und praftifche Erfahrung find darüber 
längit einig, daß überall, wo bei Arbeitöfähigen die Unterſtützung nicht den Zweck verfolgt, 
den Sins und die Tugend der Arbeit und bie Pflicht der Selbftfürforge auch dadurch wach zu 
erhalten, daß, wo es möglich, au eine Leiftung die Bedingung einer, wenn aud nicht gleichwer⸗ 
thigen Gegenleiſtung gefnüpft wird, vie Armenpflege eine Pflege des Bettelnd und des Bettel: 
finns wird, Wie früher Die Klöfter durch das bloße oft veichlihe Almofengeben vie Bettelei und 
Trägheit genährt haben, fo ift von ver officiellen ftaatlihen oder gemeindlichen Armenpflege, 
wenn fie ſich, wie fo häufig, auf blos äußerliche Vertheilung an die eingefchriebenen Armen 
einſchränkt, nicht viel Beflered zu fangen. Hier muß allerdings die aufopfernde Hingebung von 
Privaten und Privatgeſellſchaften nicht blos für das Spenden, fondern noch mehr für das gute 
Verwenden hinzubommen. Die Klagen gegen die gewöhnliche öffentliche Wohlthätigkeit find 
baber wohl begründet. Aber dennoch muß überall eine Öffentlihe Behörde, insbeſondere bie ges 
meinhliche, der einheitlich leitende, überwachende, rechtlich anordnende Mittelpunkt bleiben, das 
mit nicht bei der atomiſtiſchen Zerfplitterung der Privatwohlthatigkeit die mehrfache Betheilung 
der am meiften zuoringliden Armen eintrete und das Ineinanvergreifen ver Mafregeln uns 
moͤglich werde. Die Armenfrage ift unftreitig eine complexe; fte ift, well Die Armuth aus dem 
gefammten Organismus der Gefellihaft und Ihrer Organiſation bervorgebt, eine organiſche, 
bie aber auch nur duch dad organifde Zuſammenwirken aller geſellſchaftlichen Elemente, 
Kräfte und Anftalten gelöft wirb, der Bamilien, ber, wieder nad) freien Genoſſenſchaften zu 
organificenden, Gewerboſtaͤnde, ver frei ki bildenden, Die Wohlthätigkeit nach ihrem Zwecke 
umſichtig ſpendenden Pfleger und Bflegerfigaften geiftlicden und weltlichen Standes, aber zu- 
näcft unter der Leitung und aushülflichen Betheiligung der Gemeindebehörde, welche in dieſer 
Richtung felbft wieder der hoͤhern ſtaatlichen Aufficgt unterfieht. In dem belgiſchen Entwurfe 
ift aber, was befonders in Belgien noth that, eine beſſere praktifche Organifation der Wohl- 
thätigfeit gar nicht berührt, und die Parteien haben, vie liberale nur die bisherige Sffentliche 
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lichen Genoſſenſchaften die Wohlthätigkeit in die Hände legen wollen. Der Entwurf hat zwar 
die WohltHätigfeit nach beſondern Richtungen, für beſondere Zwecke und Neberzwecke ind Auge 
gefaßt, aber nicht ven großen allgemeinen Nothſtand, ver nicht durch Blementar- und Bewerber 
freifchulen, auch nicht Durch Armenhäufer und Hospitäler, ſondern nur durch eine unterflügte 
Selöftregelung der fittlihen, wirthſchaftlichen und Arbeitöverhältniffe zu Heben und zu lindern 
if. Sollte daher aud) der gegenwärtige Entwurf ſpäter unter Mobiflcationen angenommen 
werden, fo bliebe die große Frage des Nothſtandes hoch ungeldft und müßie bald wieder auf: 
genommen werben. 

Belgien bat jeit Jahren, insbeſondere aber felt ver über alle Erwartung glücklich beftan- 
denen, durch bie Februarrevolution eingeleiteten europäiſchen Kriſis, dad lebhafte Intereſſe aller 
Freunde einer freien und friedlichen flnatlichen Entwickelung in Anfprud) genommen. Belgien 
bildet jegt eine Art Übergang von dem noch ganz auf alten germaniſchen Einrichtungen ruhen- 
den England und dem mamichfach im flaatlihen Leben durch franzöflihe Staatsanfhten und 
Berwaltungsprinripien romanijirten Feſtlande. Belgiens freie Verfaſſung kennt zwar auch 
mande ganz abftracte Principien, rubt aber doch vornehnlich. auf der alten guten Grundlage 
ber gemeindlichen und provinztellen Selbfiverwaltung und hat insbeſondere dadurch, und weil 
fie überhaupt ven Verhältniffen und Bedürfniſſen im Ganzen entfprefjend war, in dem Wolke, 
welches früher wegen häufiger Unruhen in dem Rufe politifger Störrigkelt ſtand, überall 
Dronungsliebe und geſetzlichen Sinn verbreitet. Doc, gibt auch hie belgiſche Verfaſſung den 
Beweis, daß bloße Yreiheitöprincipien am ji keineswegs ſchon Die Loͤſung bes potitifchen 
Problems und ber wichtigſten politifchen Fragen enthalten; daß die Kragen über das Ver⸗ 
hältniß von Staat und Kirche, von beiden zur Schule, und namentlich die ganze Wohlthä- 
tigkeitsfrage nur burd) tiefere und richtigere aus ven Lebensverhältnifſen geſchöpfte Organifa- 
tionsprincipien geloͤſt werden fönnen. Somie aber die belgiſche Verfaflung —* ein fühner, 
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Gißjept glüdlicher politiſcher Verſuch war, fo Haben vie darin anfgeftellten ausgedehn⸗ 
ten Sreibeitäprincipien einen großen Spielraum für die Löfung verfchienener politifher und 
ſocialer Probleme gegeben, welche noch jegt ein Gegenſtand des Streites in der Theorie und 
Praris find. Mögen die au für andere Länder beachtenswerthen Verſuche der Löͤſung fer- 
nerhin, unter ber weifen Leitung der Regierung, im Beifte der Mäßigung und Ordnung vor 
fih geben, und ſchließlich pie größere Ausgleichung der Barteien befdrbern, welche die Devife des 
Landes, daß „Eintracht Macht gibt‘, nicht vergeflen dürfen. 

Berg. Heuſchling, „Resume de la statistique générale de la Beigique pour la periode 
decennale 1841 — 50°' (Brüffel 1855); ferner das offlcielle „„Expos6 de la situation du 
royaume, periode décennale“ (Brüffel 1852); theilweife: Horn, „Vevolkerungswiſſen⸗ 
ſchaftliche Studien aus Belgien‘ (Bo. 1, Leipzig 1854); „Rapport de la section centrale 
sur le projet de loi sur les 6tablissements de bienfaisance‘ (Brüffel 1857); Jarte, 
„Histoire de Belgique‘ (3. Aufl., 1850); Bopliment, „La Belgique depuis l’an 1830“ 
(Brüflel 1850). - 8. Ahrens. 

Benefieium ald Kirchenpfründe, f. Kirdenamt. 

Bentbam (Ieremiad) ward zu London am 15. Febr. 4747 geboren. Gr gehört zu den 
feltenen Menichen, die ihr ganzes Leben an die Erforſchung ver Wahrheit gefept, um durch 
fie ihr Gefchlecht beſſer und glücklich zu machen. Sein Vater, ein angefehener Rechtögelehrter, 
beftimmte ihn zu feinem Stande, und B. trat ald Anwalt vor den Berichten auf. Die Habſucht 
feiner Standesgenoſſen, weldhe die Gerechtigkeit zu ihrer Bereiherung herabwürbigten und 
misbrauchten, empörten fein Gefühl, und er entfagte einem Gefchäfte, das durch die Art, wie 
es geführt ward, fein Gemüth ebenfo fehr verlegte, als es feiner Einficht widerfpradh. Er wid- 
mete fi ven Studien, die und zu den Mitteln führen follen, die bürgerliche Gejellihaft zu 
ordnen, mit einer bewundernswürdigen Anftrengung und Bebarrlichfeit. Der Hauptgegen: 
ftand feiner Forſchung war die Rechtswiſſenſchaft, deren Anwendung auf das Wohl der Bürger 
von fo entſchiedenem Einflufle iſt, und die er zum Verderben verfelben öfter misbraucht, als zu 
ihrem Beften gebraudt fand. Beſonders befhäftig®® ihn bie peinliche Geſetzgebung, die, wie 
fie feldft in den aufgeflärteften Staaten unfers Welttheild beſtand, ihm ein verderbliches Ver⸗ 
mädtniß barbarifcher Zeiten erfchien. Um ſich nicht fruchtlos mit leeren Theorien abzumühen, 
ftubirte er die Gefege und Inflitutionen aller Voͤlker, bei denen er Stoff zur Belehrung und 
Forſchung zu finden hoffte, und da die Sprachen verfelben ein nothwendiges Mittel waren, 
ihre Befege und gerichtlichen Anftalten Eennen zu lernen, unterwarf er ſich jogar der mühenolien 
Anftrengung,, fi die Kenntniß ihrer Sprachen zu erwerben. So lernte er Italieniſch, Franzö⸗ 
ſiſch, Deutſch, Ruſſiſch und Chineſiſch, machte Reifen durch faft ganz Europa, die er auch nad 
jenen Staaten wiederholte, wo er größere Belehrung zu finden erwarten durfte. Diefen uner: 
müdlichen Eifer leitete die reinfte Abſicht, der entfchloffene Wille, alle Mishräude zu befämpfen, 
in welchen Geftalt fie fich immer zeigten und geltend zu machen fuchten. Ein Leben von mebr als 
60 Jahren war diefem Beftreben geweiht, ein Leben von mehr ald 60 Jahren voll Anftren: 
gungen und Aufopferungen ohne Kohn und felbft ohne Anerkennung. Mit rückſichtloſer Frei: 
müthigkeit ſprach er fi für die Nothwendigkeit aller Refornıen aus, welche der Zuſtand der 
Völker dringend foderte. Er Heftritt die Beſchränkungen ver Handelsfreiheit, durch die eine 
feltfame Staatsklugheit den Wohlſtand fördern will; die ungleihe Vertbeilung der Steuern, 
die Häufige Anwendung bed Eides, die das Volk entjittlicht und ven Eid felbft endlich zur gleich: 
. gültigen Foͤrmlichkeit macht; die Anmaßung der Anglitanifhen Kirche. Kür die Reform, von ber 
England fpäter ein karges Bruchſtück zur augenblidlichen Beruhigung erhielt, trat er mit Wärme 
und beharrlichem Eifer auf; aber dieſe Reform wollte er ganz, vollftändig und aufridtig, ohne 
Mäfelet, Arglift und Betrug. So kam ed nidt. 

Der oberfte Grundſatz feiner Lehre, ven ®. aufgeftellt und aufdem das Syſtem feiner Befeg: 
gebung beruht, ver ſicherſte Leiter und Ordner aller gefellichaftlichen Beziehungen iſt vie Nütz⸗ 
lichkeit. Diefe Nüglichkeit, wohlverftanden und rihtig angewandt, mag unter den meiften Um⸗ 
ſtaͤnden und in den gemöhnlichen Berhältnifien des Lebens unfere Handlungen auf eine Zeile 
beftimmen , die dem Zwecke unſers Daſeins und dem ver Geſellſchaft vollfommen entfprict. 
Aber was bürgt und für biefe richtige Anwendung, wenn perfönliche Neigungen, Leidenſchaften 
und Intereffen mit ven Intereffen Anderer in Widerſpruch kommen? Was lehrt und den wohl: 
verftandenen Vortheil, die Nüplichkeit, burch die unfere Handlungen beflinmt werben follen? 
IR das Nüglihe immer das Rechte und dad Rechte das Nützliche? Befteht vie tugenbhafte Ge: 
finnung nicht oft im Kampfe des eigenen Bortheild mit dem Vortheil Anderer, und bie tugenb- 
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Haft? Baublung in der großmüthigen Aufopferung des eigenen Vortheilsr Es möchte ſchwer 
fein, dieſe Nũtzlichkeit mit ven Vorſchriften der Moral und den Geboten des Rechts immer in 
Ginflang zu bringen. Man fpriht auch von dem wohlverſtandenen Intereffe ver Krone, das aber 
gewöhnlich nur von Denen richtig verſtanden wirb, die feine Krone tragen. So verhält es fi 
gar oft mit den wohlverflannenen Bortheile, ven gerade Der nicht begreift, von dem der Bortheil 
erwartet wird und ber ihn allein gewähren fann. Welche Wiſſenſchaft, welche Kunſt würde dazu 
gehören, um Jedem fein wohlverſtandenes Intereſſe zu zeigen und begreiflich zu machen? Und 
welchen oberſten Grundſatz gäbe man dieſer Wiſſenſchaft, dieſer Kunſt? Willen wir enplid vie 
Wirkungen und Folgen unferer Sandlungen fo beſtimmt, daß wir fagen koͤnnen, welche nuͤtzlich 
find und welche nit? Nur die Abſicht ift immer und allenthalben unfer, aber nicht die That, - 
nicht der Erfolg unfers Willens. Man wird wenigftens zugeftehen, daß es gutgemeinte Hand: 
fungen mit böfen Folgen, eine beabjichtigte Nüglichkeit mit erfolgtem Nachtbeil, wie böfe Hand: 
lungen, einen beabjiätigten Nachtheil mit nüglichen Folgen gibt. Wir befchränfen ung auf 
diefe Andeutung, da Hier nit der Ort iſt, den allervings hoͤchſt wichtigen Gegenſtand weiter 
auszuführen. 

B. gehört nicht zu den Schriftfiellern, denen es darum zu thun ift, fich durch ihre Werke 
geltend zu machen. Ihm war die Sache Alles, bei ver feine Perfönlichkeit nicht in Anfchlag kam. 
Er gab ſich nicht einmal die Mühe, feine Arbeiten in das Puhlicum zu bringen. Freunde und 
Berebrer mußten feinen aufgehäuften Reichthum ordnen, die Barren, wenn ich fo fagen darf, 
zu gangbarer Münze prägen und in Umlauf jegen. In biefer Beziehung bat ſich beſonders 
Dumont von Genf große Verdienſte um den Forſcher und die Wiſſenſchaft erworben, indem ex 
aus deſſen Manufcript auszog, was ihm wichtig ſchien, und in franzoͤſiſcher Sprache herausgab. 
Der Werth dieſes Werks, das ſich beſonders mit der bürgerlichen und peinlichen Geſetzgebung 
beſchäftigt und von ven Strafen und Belohnungen und ben gerichtlichen Bemelfen handelt, ift 
anerkannt. Es ſollen fi unter feinen Papieren noch wichtige und bedeutende Arbeiten finden, 
die nur die freundliche Hand erwarten, bie jie außzieht und ordnet; denn wie fie B. Hinterlaffen 
Hat, find fie nicht mitzutheilen. Die Gabe des Denfend und Erfindens beſaß er in hohem Grade, 
aber night bie der Sprade. John Bowring hat fi dieſem verdienſtlichen Bemühen unterzogen 
und eine „Deontologie oder Wiflenfchaft ver Moral von Bentham“ herausgegeben. Alles Streben 
und Wirken dieſes achtungswerthen Mannes hatte das Wohl der Menſchen, vie Verbeſſerung 
ihrer gejellfchaftlihen Einrichtungen, der Geſetze und Inflitutionen zum Zwecke, und In dieſem 
Steeben und Wirken war er unermüblih. Seine Bemerkungen und Vorſchläge über Straf: 
anflalten fanden bei den Regierungen mehrer Staaten unſers Welttheils, und befonbers in 
Nordamerika Eingang und haben viel zur Verbeflerung verfeiben beigetragen. Wo er glaubte 
ſich nüglich erweifen zu Eönnen,, bot er jeinen Beiftand an, felbft auf pie Gefahr einer ſchnoͤden 
Burüchreifung. Der Eonftitwirenden Verfammlung, von der Frankreich feine Wiedergeburt er⸗ 
wartete, fenbete er eine umfaflende Arbeit über die Bildung der Gerichtähöfe, die aber, auf den 
Antrag bed Falten und ſelbſtſüchtigen Sieyes, unbeachtet blieb. Von der Gefepgebenvden Ver: 
ſammlung ward ex freundlicher behandelt, indem fie nicht nur jeine Mittheilungen annahm, 
ſondern ihm auch den Titel eines franzöfifchen Bürgers ertheilte. In der furzen Zeit, wo die 
Morgenröthe ver Freiheit an dem Himmel Spaniens glänzte und dem unglüdlichen Lande trü⸗ 
gertich einen fhönen Tag verhieß, erſuchten die Kortes ihn um Rath und Beiſtand. Mit der 
Kaiferin Katharina, mit Alexander und andern Fürften fland er in Briefwechſel; aber ber 
Mann der Großen und der Höfe war der einfache und ſchlichte B. nicht. Da der 
Kaifer Alexander ihm einen Toftbaren Ring zum Geſchenk machte, ſchickte ex ihn mit der Bemer: 
kung zurück, dev Zweck feiner Beſtrebungen ſei das Glück der Menfchen, nicht aber die Freigebig: 
keit Koͤnige. 

B. ſtarb zu London den 6. Juni 1832 in ſeinem fünfundachtzigſten Jahre. Sein letzter Wille 
ent noch eine Verfügung, durch die er ver Menſchheit nüglich zu werden hoffte und die Vorur⸗ 
theile bekämpfte, denen er beftändig unter allen Umſtänden mit Muth entgegengetreten var. Er 
vermachte feinen Körper dem Gollegium der Ehirurgie. Man hat ein angenehmes und wohlthuen: 
deö Gefühl, wenn man in der Geſchichte Männern begegnet, die wie Las Caſas, Howard und 
B. ihren Beruf darin finden, die Wunden der Menichheit zu heilen, da fie nur ‚Diejenigen zu 
feiern pflegt , die ihren Ruhm und ihren Stolz darin ſuchen, ihr Wunden zu fchlagen. 

Wenn man übrigens den unermüblichen philanthropifchen Eifer dieſes Manned für die Ber: 
beilesungmenidlicher Zuflände, jein großes geiftiges Bermögen, feine Bemühungen, die Lebens⸗ 
verhaͤltniſſe zu besbachten, feinen Fleiß bis zum fünfundachtzigſten Jahre und die ibergrofe Zahl 
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feiner Werke betrachtet, ſo kann man ſich wundern, daß trog eines erhenuren großen iufes feine 
Wirkſamkeit ſowenig bedeutend und bleibend war, zumal in ſeinem eigenen Vaterlande. Den 
Hauptgrund hiervon koͤnnen wir nur finden in dem einſeitigen Princip und der einſeitigen Methode, 
son welder B. ausging. Er ſtellte, gänzlich verſchieden von englifcgen Staatömännern, eine rein 
philoſophiſche Rechts- und Stantslehre auf, juchte nicht etwa auf einem hiſtoriſch⸗philoſophiſchen 
Wege die in der Geſchichte, Geſetzgebung und Berfallung ber freien gefitteten Nationen, alſo 
namentlich die in dem freien England lebenden Grundideen aufzuftellen,, von ihren fehlerhaften 
oder vorübergehenden hiſtoriſchen Beftaltungen oder auch Berunftaltungen zu befreien und auf 
biefer Grundlage zu reforntiren. Er fihägte vielmehr das ganze hiſtoriſche Recht gering ober 
ftelite fich ihm gegnerifch gegenüber. Er fing deshalb feine ſchriftſtelleriſche Laufbahn an mit 
einer verwerfenden Polemik gegen feinen Zeitgenoffen Bladflone und deſſen Höchft verbienfkliches 
und ruhmreiches Werk über das englifche Recht, welches freilich das englifche Recht geidyichtlich 
und poſitiv⸗rechtlich varftellen will, aber ven großen rechtlichen und freibeitlichen Grundideen mit 
hoͤchſter Achtung huldigt. Die Schrift hieß „A Fragment on government‘ (1816). Dabei aber 
war fein höchftes Princip viel einfeitiger und zur Begründung ber rechtlichen und flaatörecht- 
lichen und damit eng zuſammenhängenden politifchen Lehren untauglider als ſelbſt die höchften 
Vrincipien deutſcher rein philoſophiſcher Naturrehts- und Staatdlehrer, die doch gewöhnlich 
ſich an die römischen Grundprincipien anſchloſſen und die unentbehrligen fittlidenun» 
rechtlichen Beftandtheile ver oberfien Grundſätze für Befeggebung und Staatörecht nicht 
fo einfeitigverihmähten als B. in feinem Utilitätsprincip. Daß feine ihrem legten Grund: 
charakter nad radicale und materialiftifche Lehre ungefähr feit ver Zeit der Julitevolution von 
den franzöjifgen Sommuniften aufgenommen wurde als die veritable philosophie, für welche 
im Jahre 1829 dad Journal „L’Utilitaire” gegründet wurde, dieſes hat vielleicht dem guten, etwas 
eiteln Dann noch kurz vor feinem Tode etwas gefhmeichelt. Es Hätte ihm zeigen follen, auf 
welchem verkehrten und unpraktiichen Wege jich fein, wie wir gern annehmen, aufrichtig wohl⸗ 
gemeintes Streben bewegte. Dieſe unpraftiiche verkehrte Richtung trat auch in feinen praftifchen 
reformatoriſchen Thätigfeiten hinlänglich hervor. So haben wir es z. B. ſtets bebanert, daß er 
ala Rathgeber der ſpaniſchen Cortes viefelben beider erſten Begründung ihrer Berfaflung mit 
einem blinden Apelöhafle, welcher natürlich bei vem Volke leicht Bingang fand, zum Unglück 
diefer Verfaffung, von dem Zweikammerſyſtem oder ver Bildung eined Oberbaufes jo eutſchieden 
und erfolgreich zurückſchreckte. Hiermit aber foll weder das obige Rob der beharrlichen menfden- 
freundlichen Reformbeſtrebung zurüdgenommen nod aud feinen ſelbſtgedachten und gedan⸗ 
fenreihen Schriften ver Werth vielfaher Anregung und Belehrung abgefprocden werden. Se 
fand auch felbft in der Kranzöfljcgen Nevolution, obwol feine radicale, materialiftiiche und 
Nüplichkeitsrichtung ihm überall bei ven rabicalften Revolutionäre viele Verehrer ſchuf, veunod 
fein für die Franzoſen geichriebenes Werk über ihre Gerichisreform keinen Eingang, weil er 
alle zum Theil treffliche Hiftorifche Grundlagen diefer Reforn völlig verſchmähte. Seine Schrift 
hieß „Draught of a Code for the organisation of the judical establishment in France” 
(1792). Glücklicher war er in Rouiflana, mo ein neues Geſetzbuch nad feinen Vorſchlägen 
ſanctionirt wurde. 

Die bedeutendſten feiner Werke find zuerſt die von feinem Freunde Dumont aus verſchie⸗ 
denen feiner Schriften zufammengeftellten „‚Traitös de legislation civile et p&nale, précédes 
des principes g6öneraux de legislation (õ Bde., Baris 1802; Ind Deutfche überfegt von Beneke, 
Berlin 1850); ferner „Theorie des peines et des recompenses‘’ (2 Bde., London 4802); 
fopann „Essay on political Tactics” (London 1794; Franzoͤſiſch „Essai sur la tactique des 
Asgembl6es lögislatives”, Genf 1815). Diefed legte Werk ſchrieb B. für die franzöfifche Na⸗ 
tionalverfammlung. Biel Gutes enthalten feine insbefondere auf die englifche Praxis gerich⸗ 
teten Unterſuchungen über ben gerichtlichen Beweis: „Rationale of judicial evidense‘’ (5 Bde., 
London 1827). Fehler englifcher, überhaupt pofitiver Einrichtungen, indbefonvere auch ber 
proceſſualiſchen, Hat er überall gründlich gerügt. Aber fein eigener neuer Idealſtaat, fein „Neues 
Jeruſalem“, verdiente ebenio wenig Beifalk als feine höchſten Prineipien, auf die er foviel 
Werth legte, die er vorzüglich in dem „„Constitutional Code for the use of all ntions” (4830) 
und in der „Godißcation-preposal to all nations” (4822) entwidelte und den dewen ex in 
den Briefen an den Grafen Toreio 1822 fagt: „daß er allein in ver allgemeinen Wüſte ver 
Politif und Gerechtigkeit vie gemeinfame Regel, den Regnlator, vie Pyramide aufgeſtellt Habe.“ 

3. Weigelund Welder. 

Bentham'ſche Schule. Bei ver Beurteilung Bentham's beſchränkt man fich gewöhnlid 
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auf feine Perſonlichkeit und fein Syſtem un üherfieht Babet, daß er in der ganzer &fdatd-"tidko 
Rechtsentwickelung yon England fortwirkt, und eine Anzahl ver bedeutendſten zit Chre nid AR- 
feben gelangten politiſchen Charaltere England aus der B. ſchen aufs Dernnrgegangen tb. 
Wir dürfen natürli ven Ausdruck Schule Hier nit in ſchulmäßiger Ängſtlichtelt nehmen. 
Verfammlungen von Anhängen um feine Berfon bat ber erſte Madicalceformer Englands ne 
geliebt, und er pflegte feine Lucubrationen nur ine Zwiegeſpräch während einer einfachen Mittagb⸗ 
fahrt mitzutheilen. Chenſo wenig müßten wir irgendeinen Mann zu nennen, ber dem B.ſchen 
Syſtem ald Banzem feine Freiheit Hingegeben. Aber die B.’fhe Theorie, ohne ihre Wundet⸗ 
lipkeiten, in eine geſunde Praxis zu überfetzen; aud ver großen Fülle feiner Reformvorſchlage 
die jedeqmal durchzubringenden auch wirklich durchzuſetzen, haben dedeutende Männer ver gegen⸗ 
wärtigen Generation mit ihren beſten Kräften erſtrebt. Gs iſt uns hier nicht darum zu thun, 


vie Grundanſchauungen Bentham's gegen bie Nachreden zu vertheidigen, die meiſtens auf un 


vollftänbiger, bald falſcher, balo ſchiefer Kenntnißnahme von ſeinen Lehren beruhen. Im der 
Monſtroſität ſeiner Sprache gibt er wenigſtens dem jüngſten großen Philoſophen Deutſchlands 


nichts nach; aber ſchon der Umſtand, daß von ihm Die wichtigſten Reformen angebahnt worden 


find, ſollte über ven Kern feiner Philoſophie, wenn auch nicht Über die Form, in der ſie erſchie⸗ 
un, ein weniger abſchreckendes Urtheil veraulaſſen. Was nun zunächſt die Veroͤffentlichung, 
oder, jagen wir lieber, die Belanntmachung ver B. ſchen Schriften angeht, fo Hat Bumont, ben 
man jo allgemein ald dad Mundſtück ber B. ſchen Zauberformel bezeichnet, feinem Freunde nur 
einen halben Freundſchaftsdienſt erwieſen. Ale bedeutendern Arbeiten Bentham's beziehen ſich 
auf engliſche Zuflände und Misflände; feine Angriffe und Vorfchläge werben zugleich getecht⸗ 
fertigt und erflärt durch das danebenſtehende Verhaͤltniß, pas fie Ändern wollen. Aber Dumont 
wollte durchaus Bentham zu dem maden, wofür dieſer ſich freilich ſelbſt manchmal hielt, zu einem 
Univerſalgenie, deſſen Regeln, obgleich zunächſt und ihm unbewußt nur aus ber Betrachtung 
engliſcher Verhaͤltniſſe geſchoͤpft, als Geſetze des politiſchen und ſocialen Univerſums gelten 
konnten, und der im Stande wäre, Die Einzelheiten frember Staatseinrichtungen wie der ein⸗ 
geborene, durch Gewohndelt und Rocallenntniß doc ganz anders ausgerhflete Staatsmann 
zu reformiren. Es gibt allerdings in den politiihen Wiſſenſchaften Gebiete, bei denen das 
Allgemeine vor dem Ginzelnen vorwiegt, aber auch hier bringt es nur der zur Meifterfehaft, der 
mit den ſecundären Elementen ber nationalen Bergangenheit und Gegenwart völlig vertrant 
if. Biel zahlreicher aber find diejenigen Gegenflänve , bei denen die Kenntniß bed Localen und 
Nationalen in erfler Reihe entſcheidet. Es begreift fily daher, daß bie volle, weil vollver- 
diente Anerfennung Bentham's nur in England zu finden Ik. Während wir uf dem Continent 
unfer Auge mehr auf die Schwächen bes B. ſchen Syſtems richten, eben weil die Begenflänve, 
in veren Behandlung Bentham ſchwach if, und näher liegen, haben fich in England Männer 
gefunden, welde, vie Lichtfeiten dieſes Syſtems erkennend umd ausbilden?, dem Namen 
Bentham's neue Ehre machen. Es lag in der Natur der Sache und noch mehr ver Ratur 
des Mannes, daß die Zett, in welcher Bentham yprobueirte, nicht diejenige geweſen ift, in ber 
eine unmittelbare Wirkſamkeit feiner Pläne platzgriff. Seinen erſten bedentendern literariſchen 
Bang machte er mit Blackſtone; das will ſagen zu einer Zeit, wo der Hymnus dieſes Schrift: 
ſtellers auf das Veſtehende in Kirche und Staatsrecht und Verwaltung ald Evangelium galt, wo 
das Buch, welches wir noch heutzutage ald ein Mufter klarer und gefälliger Darſtellung preifen, 
nad yon Geſammturtheil faſt aller damals Lrtheilöfähigen in der Nation nicht blos tichtig fehif- 
nerte, was ald Met und Regel galt, ſondern auch was gelten follte. Bekanntlich meint Blad- 
one, daß die hoͤchſte Vollendung im englifgen Staats⸗ und Rechtsleben zur Zeit Karl's IT. be⸗ 
ſtanden Habe, aber im Ganzen ik ihnen doch alles vortrefflich, was er beſchreibt, und wie er dachte 
pie überwältigende Mehrzahl feiner Lanbsleute. Unter ſolchen Aufpieten konnte fi keine B.'fche 
Säule bilden. Aber die Audfihten für folge Meformen in England, wie fie im Kopfe von 
Bentham ſpukten, wurden bald noch trüiber. Die Granzöfifihe Revolution jagte der engliſchen 


Nation, wenigfiend Alten, pie damals Die Geſchicke des Landes zu beſtimmen batten, einen pani⸗ 


ſchen Schrecken vor jeder Reform ein; einer Schrecken, der fo groß war, daß feine Nachwirkungen 
noch bis in den Anfang der zwanziger Jahre dieſes Jahrhunderts wahrnehmbar find und das 
Donaparte’fche Schredtendregiment vom neueften Datum wenigſtens mit einigem Scheine auf 
eine jo nahe grlagene Periode im volitiſchen Lauben des Rachbarlanves verweifen Yan. Es ift 
vielleicht dieſer Ungunſt / der Zeiten in England zuzufgteiben, daß Bentham mit Vorkiebe 
fich ven Angelegenheiten und Zuſtänden auswärtiger Rationen zuwandie, wobel bie Refuliate 
für Mit⸗ und Nachwelt von viel geringerer Bedeutung geweſen find, ald wenn Bentham in dem 
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Getmatlanbe günftigere Sterne und ein dankbareres Publicum gefunden, und deshalb feine 
ganze Kraft den ihm fo gutbefannten reformbebürftigen Theilen der heimiſchen Inflitutionen ge- 
widmet hätte. Als für England die Reformzeit fam, war Benthan zwar In wunderbarer Gei⸗ 
ſteskraft geblieben, aber doch ein alter Mann geworden, und faft gleilhzeitig mit dem Triumphe 
der großen Maßregel, bie man vorzugsweiſe bie Reformbill nennt, flarb er. Abgefehen von 
den Dumont’fhen Bearbeitungen der B.'ſchen Schriften, finv feine wichtigſten auf engliſche 
Zuſtände bezüglichen Aufzeichnungen erft nach feinem Tode lesbar gemadt und veröffentlicht 
worben, fowie einzelne Werke, welche Dumont nad; feiner Weiſe bearbeitet hatte, erſt in der vol- 
lern englifhen Driginalgeftalt volllommen und würdig ihren Urheber repräfentiren. Die Krone 
der größern Arbeiten Bentham’s iſt unftreitig fein „Rationale of judicial evidence”, und gerade 
hier zeigt fi das Verhältnig des engliſchen Originals zu der Dumont'ſchen Redaction auf das 
ſchlagendſte. Während Dumont feine Bearbeitung „Traitö des preuves judiciaires” (erſchienen 
1823) nennt, if die einzig richtige Bezeichnung des ganzen Werkes ber Titel ber engliſchen Aus: 
gabe: „‚Rationale of judicial evidence, specially applied to english practice from the ma- 
nuscripts of Jeremy B. Squire.” Und hier treffen wir glei in der Vorrede auf ein hervorra⸗ 
gendes Beifpiel, wie die B.'ſchen Reformen, fomeit fie nicht bloße Marotten des Autors waren, 
in England faſt jenes Jahr praktifchen Boden gewinnen. Der Herausgeber erzählt uns, daß 
befonder8 die Grundſätze Bentham's Über die ängſtliche Ausſchließung Intereffirter Per: 
fonen vom Zeugniß, mie fie Damals pas engliſche Recht und heutzutage noch der Givilproceß im 
faft allen Ländern des Gontinents feſthält, und wogegen er in feinem fechsten Buche fo 
mächtig zu Felde zieht, damals den entſchiedenſten Widerſpruch fanden. Wer Heute bie englifchen 
Rechtsgrundſätze über die Ausfhliegung vom Zeugnig nad den Befegen ver letzten Jahre ſtu⸗ 
Dirt, wird den B.'ſchen Cardinalpunkt ver Nichtausſchließung als Net von England fin: 
den. Wir müßten Taum eine der vielen Reformmaßregeln feit 1835 zu nennen, bie ſich nicht in 
den Biden Papieren mehr oder weniger vollflänvig vorgezeichnet fände. Um nur ein weiteres 
Beifpiel aus dem Rechtsgebiete zu nennen: bie Grafſchaftsgerichte, welche rafche und billige Juſtiz 
für die einfachen Verhältniffe des Fleinern Verkehrs gewähren, erfüllen ein lange und oft geltent 
gemachtes Deliberat des Rüplichleitsphilofophen,, und im Ganzen würde mol das Srundgefek 
bes heutigen englifchen Civilproceſſes, der.common law procedure act feinen Beifall haben, weil 
es bie meiften feiner Anfprüche einer gefunden Nechtöpflege befriedigt. Allein es if fraglich, ob 
fo raſch ober ob überhaupt nur die B.’fhen Pläne zu Wirklichkeiten geworden wären, wenn 
nicht tüchtige Vermittler zwiſchen Bentham und der englifhen Nation, zwiſchen feiner 
Theorie und ihrer Praxis fi gefunden Hätten. Hier iſt in erfter Reihe James Mill zu 
nennen, ber Serauögeber bed „Rationale‘, und ber berühmte Verfafler ver „History of British 
India’. Seiner merkthätigen Anbänglichkeit verdankt man am meiften die Bekanntmachung der 
B.'ſchen Papiere. Während man ihn faft in dem flrengern Sinne des Worts als ver 
B.'ſchen Schule zugethan bezeichnen Tann, ift au bei feinem nod berühmtern Sohne 
James Stuart Mill der Einfluß B.'ſcher Ideen nicht zu vertennelt.” Dan irrt faum, wenn 
man ben vorurtheiläfreien, im guten Sinne unenglifchen Standpunkt des Verfaſſers des ‚System 
of Logie“ und ver. „Principles of political economy‘ als einen Nachklang des B.’fchen 
Weſens betrachtet. Ein Vertreter der B.'ſchen Richtung, ver jeder Richtung Ehre maden 
würde, ift ber in jüngfter Zeit fo vielgenannte Sir John Bowring, der auch die feit 1839 er: 
fHienene Gefammtausgabe der B.'ſchen Schriften beforgt Hat. Unter den verflorbenen 
Staatsmännern und Rechtögelehrten Englands, vie im B.'ſchen Beifte zu reformiren be: 
firebt waren, fiehen Lord Langdale, Charles Buller und Sir William Molesworth voran, wos 
von namentlich die ‚beiden letztern zu früh für ihren vollen Ruhm und zu früh für England ge: 
florben find, aber auch fo ſchon eine Stelle unter den leitenden Staatsmännern ihres Baterlanves 
einnabmen. Gegenwürtig find die Anfhauungen Bentham’s fo fehr den englifhen Reformern, 
d. 5. bald allen einſichtsvollen Männern, die im Staatd- und Rechtsleben Bedeutung haben, in 
Fleiſch und Blut übergegangen, daß fie beſondere Vertreter nicht mehr bedürfen; aber wenn noch 
ein Name genannt werben foll, der im Lande guten Klang hat, fo iſt Roebuck ebenfalls ein An: 
bänger ver B.’fchen Richtung, foweit diefer eigenfinnige Charakter Überhaupt etwas Anderm 
als ſich felbft anhängen kann. - 

Diefe kurze Skizze mag genügen, um barzuthun, baß von Jeremy Bentham doch noch etwas 
mehr überlebt. als ein angeblich wunderliches philoſophiſches Syſtem und eine Anzahl angeb: 
lich unpraltifcher Reformpbantaflereiett. 

9. Marquardſen. 
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Beranger (Beter Johann). Ein Name weiten und vollen Klanges. Fragt einen Fran⸗ 
zoſen ber nguern Zeit nach feinen Boeten und nad feiner Boefle, und kaum wird er fi mehr bie 
Mühe nehmen, zurückzuweiſen auf Die prunkvolle ariſtoteliſche Claſſicitaͤt des 17. Jahrhunderts, 
fondern einfach obenan feinen B. nennen, oder er wird euch wol.gar einen tanzenden Refrain 
von einem Lieochen des Meifterg vorträllern. Aber das fieht denn fo body faſt gar zu heiter auß, 
und man dürfte fragen: Allesgut! wie kommt jedoch der luſtige, Teichtfertige Liedermann unter 
bie ernflen Männer ver Robe, unter die Träger ver Geſchichte, unter die Vorbereiter , Ver: 
mittlerund Bollenderder wanbelbaren Völker: und Staatenverhältniffe? Wie konimt der Sänger 
einfacher Volkolieder in das ‚Staats = Lertton”? Die einfachfte Antwort darauf dürfte wieder 
ein Blid nach Frankreich und in Die Innere Gefchichte feiner legten AO Jahre geben. Kein Mann 
der neuen Zeit hat durch das einfache Mittel des Volkoliedes eine fo mächtige Wirkung auf die 
Gebildeten und Mafjen feines Volks zugleich errungen wie B. Er iſt fein, raſch, keck, frivol, 
kriegeriſch, kühn, großherzig wie fein Vol, darum dichtet er auch eigentlich nicht für fein Volt, 
fondern er dichtet wie fein Volk oder er ift das dichtende Volk ſelbſt, wie einmal geiftreich von 
ihm gefagt wurbe. Um jeine Eigenthümlichkeit und Wirkfamkeit genauer ind Auge zu faflen, 
ift aber vor allem eine kurze Zufammenftellung der Sauptmomente feines Lebens nothwendig, 
und wir wollen diefe vorführen. 

B. warb am 10. Aug. 1780 zu Paris geboren. Sein Großvater war nad feiner eigenen 
Angabe in einem Gedichte „Der Schneider und die Fee”, welches er im Jahre 1822 feinen 
Breunden zu feinem Geburtätage wibmete, ein Schneider. Von biefem fcheint feine erfte, ziem⸗ 
lich unzulänglicde Erziehung ausgegangen zu fein. Als Anekoote aus feinem ISugenpleben 
erzählt er, daß erim zmölften Jahre vom Blitz getroffen worden fei. Sein Leben foll in Ge⸗ 
fahr und fein Geficht faft verloren gewefen fein. Dies gefhah in einem Wirthshaus ber 
Borftabt zu Peronne, das einer Tante B.'s gehörte, welche fehr oft und zumal bei Gewittern 
das Haus mit Weihwafler befprengte. Als B. aus der Betäubung erwachte, fol fein erſtes 
Wort gemeien fein: „Was hilft mir nun nein Weihwaſſer?“ Bon 1790 — 96 befand er fi 
zu PBeronne, anfänglid ald Aufwärter im Wirtshaus und dann als Lehrling in der Bud 
druderei Loiſsney's. Hiervon erzählterfelber, Loisney habe ihn inder Orthographie unterrichten 
wollen, e8 jei aber nicht vormwärtd gegangen. Er habe ed nun mit der Poefle verfucht und da 
fei’8 befier gelommen. Loisney habe feine erſten Berfuche corrigirt. Früh ſchon ſcheint fich in 
ihm das Bewußtſein feines vichterifchen Berufs befeftigt zu haben, und trog allerlei fehlgeſchla⸗ 
genen Hoffnungen vichtete er ohne Rath und Iinterricht fort, bis Ihm im Jahre 1805 der 
Gedanke kam, ſich an ven Bruder des Erften Conſuls, an Lucian Bonaparte, zu wenden. Diefer 
nahm ihn freundlich auf und unterflügte ihn. Als Legterer im folgenden Jahre Frankreich ver: 
laffen mußte, wied er B. von Rom aus feinen Gehalt ald Mitglied des Inftituts an. Das 
Menige, mad B. felber von dieſem Briefe veröffentlichte, zeigt, daß Lucian feinen Dann bereits 
erfannt hatte. Er ſchrieb: „Ich ende Ihnen bier eine Vollmacht zur Erhebung meines Gehalts 
beim Inſtitut. Ich bittoSie, diefen Gehalt anzunehmen, und zweifle nicht, daß Sie, wenn 
Sie fortfahren, Ihr Talent zu üben und auszubilden, einft eine Zierde unſers Parnafled fein 
werben. Sehen Sie vor allem auf Reinheit des Rhythmus; hören Ste nicht auf kühn zu fein, 
aber.beftreben Sie fi größerer Eleganz u. |. w.” Als die neue Univerfität eingerichtet wurde, 
follte auf B. Rüdfiht genommen werden; aber ver Mangel aller wiſſenſchaftlichen Bildung 
feffelte ihn an eine bloße Schreiberftelle im Secretariat. Die Not zwang ihn zur Annahme. Die 
Zeit der Napoleonifhen Herrſchaft Scheint feiner Muſe Feine befondere Bunft erwieſen zuhaben, 
im Gegentheil die Herausgabe einer Idyllenſammlung unterblieb, weil die Benfur mehre Stellen 
ſtrich, in denen der Dichter feine Dankbarkeit gegen den verbannten Lucian ausſprach, und 
überfluge Interpreten wollten fogar im „König von Mpetot’ eine feine ſatriſche Beziehung 
gegen den Kalfer erbliden. „Während ver Hundert Tage,” erzählt B., „machte mir Lucian 
Bonaparte bemerklich, „daß ich mein Talent feiner höhern Beftimmung entziehe durch mein Hin⸗ 
geben an bie Llederdichtung. Ich fühlte dad wohl; aber ih glaubte: in gewiflen Zeitläufen 
dürfen Künfte und Wiſſenſchaften nicht bloße Luxusartikel fein, und die Ahnung tauchte in mir 
auf, wie wichtig eine fo durchweg volksthümliche Art von Dichtung für die Sache der Freiheit 
werben könne.” In diefer Abnung aber. und in feinem Streben nach Verwirklichung derſelben 
Liegt die große politiſche Bedeutung B.'s und feiner Dichtweiſe. Nah Napoleon’d Sturzbegann 
unfer Dichter eigentlich erft vollftändig feine Laufbahn. Im Jahre 1815 erfchten feine erfte 
Lieverfammlung. Er wollte das „unglüdliche Vaterland tröften und feinen Ruhm und feine 
Hoffnung befingen‘‘. Bei alledem konnte ex aber bien ſchon die herbe Satire nit zurückhalten, 
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mit der er ſpäter kühner und ſchärfer herauſstrat, wodurch er feiner Stelle verluſtig ging. Im 
Sabre 1821 flelfte man Ihn fogar wegen Gottloſigkeit und Auffoberung zur Bmuypdrung vor 
Gericht. Das Gericht verurtheilte ihn zwar, aber Die incriminirten Lieder erhielten als Anhang 
zu den gedruckten Procehverhanblungen eine große Berbreltung und vie Regierung that dadurch 
dem Ruhme des Dichterd großen Borihub.. Im Jahre 1828 ward er wegen feiner Chansons 
inedites abermal8 nor Bericht gezogen und angeklagt wegen Veleibigung des Könige und ber 
koͤniglichen Kamilie und auf Schmähung der Staatöreligton. Er warb zu neun Monaten Gefäng- 
niß und 10,000 Fr. @eloftrafe verurteilt. Bine Subfeription deckte die Strafe und entſchädigte 
ihn reichlich. Drei Gebichte waren edhauptfächlich, welche man ihm zun Verbrechen anrechnete: 
„Die unendlich Kleinen ober die Gerontofratie”, „Die Krönung Karl's des Einfältigen” und 
„Der Schuggeift‘‘. Freilich ließ er in dieſen aud feine Satire ziemlih unummunden fpielen. 
Wir wollen die Überſetzung des erftern Hier beifügen: 


Den großen Zauberer fah ich neulich — Mie viele Dingerchen erfcheinen! 

She wißt, ich bin dem Ding geneigt — Jeſuitchen Mein und zorngewandt 

Der hat die ganze Zufunft trenlich Und taufend Prieſterchen die kleinen 
Frankreichs im Spiegel mir gezeigt. « Herrgotichen tragend in ber Hand. 

Das Schauderbild mar (art und fleißig, Ihr Hauch verfrüppelt Leut' und Lande, 
Ich fah Paris, wie groß es war, Er madıt zum Priefterfeminar 

Dir zählen Nennzehnhunbertbreifig — , Den Hof, der fich den ältften nannte: 
@raubärte !) herrfchen immerbar. Graubaͤrte herrſchen immerdar. 

Statt unſer war ein Volk von Zwergen, Klein find Paläfte, Hammereien, 

Wie eine Enkelſchar war das, Muß Wiffen, Handel, Kunft ach fein, 
Ich ſah fie fanern, ſich verbergen Und Feine Hungerondthchen ſchreien 
Mit Mühe durch Das Spiegelglas. Berzweiflung in bie Stäbtchen ein. 
Frankreich, ein Schatten iſts vom Bilde Und an ben Grenzen fchlecht bereitet 
Des Franfreich, da es herrlich war; Bemwahrt das Heer und vor Gefahr, 
Nun faßt's gar wenige Gefilde, Vor dem der kleine Trommler ſchreitet: 
Graubaͤrte herrſchen immerdar. Graubaͤrte herrſchen immerdar. 


Im Spiegel ſah ich dann nach dieſen 
Zum Schluſſe der prophet'ſchen Pein 
Herannahn einen Ketzerrieſen, 

Dem faſt die weite Welt zu klein. 
Den Kleinen nahte ſich der raſche, 
Der ohne Federleſen war, 

Stedt furz das Reich in feine Tafche: 
Graubaͤrte Herrichen immerbar. 


Eine folche Sprade mar allerdings nicht geeignet, bei den beftehenden Regiment Sympa⸗ 
thien zu erweden, aber um fo tiefere Wirkung mußte fle zwei Jahre vor der Julirevolution im 
Gefolge ver Proceffe und Verurtheilungen auf das Volf üben. Die Geiftlicgkeit ihrerſeits be: 
kämpfte ihn noch mit ihren eigenen Waffen, und als der Erzbifchof vog Tonloufe im März 1829 
die bedeutendſten Köpfe Frankreichs in einem Hirtenbriefe die Revue paffiten ließ, da widmete 
er auch B. einen nicht unbedeutenden Abfchnitt, ver aber gebührenve Antwort fand. So famen 
die Julitage heran, und B. war unter den Leuten, die mit Rath und That an der Spitze ſtanden, 
einer ber bedeutendſten. Nach ven Siege wurden feine Freunde Minifter; aber nichts vermochte 
den Dichter, feine befcheivene Stellung zu verlafien. Polens Schiejal entlodte feiner Mufe noch 
ein paar herrliche Laute, aber von da an ſchwieg fie faft ganz. Er, ver vonallen feinen politifchen 
Freunden Manuel am hoͤchſten ſtellte, war natürlich auch mit dem Zuſtande unter Ludwig Philipp 
nicht einverſtanden, und B., welcher, wie er ſelbſt in feinem Liede, Ames amis devenusministres“ 
fagt, um feine Unabhängigkeit zu bewahren, hartnädig alle Ämter und Würden und auch die 
Aufnahme in die Akademie ausfchlug, hielt feinen Unmuth in mündlicher Rede nicht zurüd. 
Aber die Kleinlichkeiten und Ränfe und die Halbheit des Zuftandes, mitverſchuldet durch eigen- 
nügiges oder feiged Tranfigiren von B.'s politifchen liberalen Freunden, waren nicht Gegen: 
flände eines poetifchen Kampfes, fowie früher ver unterbrüdte Nationalruhm, die von den 
fremden Bayomneten eingefeßte unnationale Dynaftie mit ihren Jeſuiten und ihrem antinatio- 
nalen alten Abel, Seine durch und durch nationalen, freiheitathmenden Lieder aber lebten fort 
in dem Bolfe, ımb wenn fle zum Sturz der alten Dynaſtie unmittelbar und entſchieden mit⸗ 
wirkten, fo blieben fie fiher auch nicht ohne Einfluß auf den demokratiſchen Volkshaß gegen bie 
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neue unzählige Göcametage der Netioneffreiheit durch Ludwig Philiup's unfkttliches Agen⸗ 
fyften. Als vafielbe A848 ſtürzte, Dachte natürlich die Nation ihres Freiheitfängers, und B. 
wurde nit mehr ald 200,000 Stimmen in die Nationalverfamtmlung gewählt. Aber er nahm 
alsbald feine Entlaſſung, die ex durch wiederholte dringende Foderungen bewirken mußte. 
Er ſchrieb an den Präfiventen : „Wenn ingendehvas mid mein Alter, meine Geſundheit und 
nıeine legiolative Unfähigkeit vergeifen machen koͤnnte, jo wäre ed bad Schreiben, welche She 
an mic zu richten fo gefällig waren, und womit Sie mir mittheilten, daß die Nationalverſumm⸗ 
lung mein Entlaſſungsgeſuch mit einem abjhlägigen Beſcheide beehrt. Meine Erwählung und 
dieſe Handlung der Volksrepräſentanten werben Gegenſtand meiner ewigen Dankbarkeit fein, 
denn fie find ein allzu hoher Lohn für die geringen Dienfte, welche ich ver Freiheit erweifen 
fonnte; fie find ein Zeichen, wie beneidenswerth in Zukunft die Belohnungen Jener fein werben, 
die, mit größerm Talent begabt, unjerm theuern Vaterlande wirkliche Dienſte leiften werben. 
Glücklich, den Anlaß zu diefem ermuthigenden Beifpiele gegeben zu haben, und überzeugt, ' 
Bürgerpräfivent , daß wies bisher meine einzige Leiftung ift, bitte ich die Nationalverfammlung 
neuerdings, mich nicht aus der Verborgenheit des Privatlebens zu ziehen. GEs iſt dies nicht ber 
Wunſch eines Vhilofophen, no weniger eines Gelehrten; es iſt der Wunſch eines Meimers, 
der fi zu überleben glauben würde, wenn er inmitten ber oͤffentlichen Befchäfte bie Unabhäm⸗ 
gigfeit der Seele — daB einzige Gut, das er je erfitebte — verloͤre. Eos iſt das erſte mal, daß 
ich etwas von meinem Lande verlange. Die würdigen Repräfentanten werben. deshalb meine 
nochmalige Bitte um Entlaffung nicht verwerfen und der Schwäche eines Greiſes vergeben, der 
e& nicht verfennt, welcher Ehre ex fich jelbft beraubt. Genehmigen Sie, Blirgerpräflpent u. |. w. 
Salut et frateronite. Paſſy, 14. Mat 1848. Beranger.” 

Diefelbe linabhängigkeit bewahrte er jich vollends, ald wie Maßloſigkeit ver neuen Fretheit 
und der Mangel an politiiher Energie der Conſtitutionellen vie neue Napoleontiche Herrfchaft 
berbeiführten. Die Schmeichelet, melde in ihr wie in der giten die Wahrheit gu fälfchen fuchte, 
hat B., welcher, gegenüber nem ſiegreichen Auslande umb ber Eleinlichen Reflauration ven Ruhm 
der Sranzofen und den Repräfentanten ihrer militärifchen Gloire befungen hatte, als einen An⸗ 
Hänger des neuen Syſtems darftellen wollen, nachdem bie berebien Rippen der Ton geichloflen 
hatte. Ganz Frankreich ift vom Gegentheil überzeugt, und nicht ein Hauch von B. widerſpricht 
der natürlichen Verurtheilung dieſer neueften herben Demüthigung ber Nation durch ihren frei⸗ 
heitsliebendſten Sohn. Selbſt ald er in feiner letzten Lebenszeit als hülflofer Greis wol einer 
Erleichterung feiner Lage bepurfte, war er nicht zu bewegen, eine von ber Katferin Eugenie mit 
ber liebenswürbigften Zartheit gebotene anfehnliche Unterftügung anzunehmen. Die englifhen 
Blätter enthielten feine Schreiben an die Kaiferin, worin er mit Seelenadel die Anuahme ver⸗ 
weigert. Wie e8 auf die Nation wirken mochte, al& bei feinem Tode am 16. Inti 1857 vie Mes 
gierung , aud Scheu vor dem lebhafteſten Ausdrucke ver Bolkäbegeifterung für feinen Freiheits- 
länger, ihm mit möglichfter gewaltfamer Ausſchließung des Volks, die ehrenvolifte Beſtattung 
als einem ver Ihrigen zu Theil werben ließ — dieſes dürfen bie heutigen Franzoſen in ber Stille, 
aber nicht Öffentlich, ih und ven andern Völkern mittheilen. 

Das herrliche, heitere, erhabene Bild, welche bie ſchoͤnen, von der tiefften Begeifterung für 
Vaterland, Freiheit und Ehre glühenven Geſänge um fo lebhafter vor der Seele entfalten, je 
mehr fie in der wärnften Theilnahme eines ganzen Bolfd widerklingen, wird Durch einen tiefen 
Schatten getrübt. Jene Libertinage eines großen Theils, vorzüglich ver untern Glaffen ber frau⸗ 
zoͤſiſchen Nation, jene offene Frivolität gegen Religion und ſittliche Geſchlechts⸗ und Familien⸗ 
verhältnifie mag weniger ſchlimm fein als pad Laſter unter ber henchleriſchen Maske der legitimen 
Zrömmigfeit. . &8 bleibt aber widerwärtig, felbft in der anmuthigen Hülle der wohlkliugenden 
Chansons von B., ein nicht getilgter Flecken feiner vernachlaͤſſigten Erziehung in ber unserflen 
Schichte der franzoͤſiſchen Gefellſchaft. Am wenigften aber hätte er ſelbſt, hei dem erwachten 
Bewußtſein dieſes Fleckens, ihn damit entſchuldigen follen, daß et für jeine edlern Ideen in 
dieſer Hülle beſſer auf die Mafſſe ſeines Volks habe wirken wollen. Wäre erebenfo weiſer Staats⸗ 
mann geweſen als er unermeßlich wirkſamer Kämpfer war, fo würde ihm klar geworben fein, 
wie gerade dieſe franzöſiſche fittliche Leichtfertigkeit und Frivolität die Hauxturfache iſt, daß die 
Frangoſen die Freiheit ſoviel ſchwerer behaupten als erobern. Doch ber durchaus rechtſchaſſene, un⸗ 
eigennutzige, muibisolle Sänger ſah ſpäter den Fehler ein, verfähnte ſich auch vor ſeinem Tode 
mit der Kirche. Möge das Gute in feinen herrlichen Volkoliedern mehr und dauernder wirken 
als das Verwerfliche! Die nachgelaflenen Gedichte 3.8 aus fpäterer Zeit, bie ſeitdem erſchienen, 
kuͤndigte B. felbft als ungleich den frühen an. WB 
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Die Anfangsworte des Nachrufs, welchen der „Moniteur‘ dem Andenken 3.’8 widmete, find 
bezeichnend: „Seit Jahren ſang B. nicht mehr; aber bei ſeinem Verluſte fühlte Frankreich, wie 
theuer, wie flet3 gegenwärtig er ihm war, und wie jehr Die Seele von des Dichters Geſängen zu- 
‚gleich einen Theil der eigenen Seele undvon Frankreichs Seele ausmachte, von deſſen unfterblichem 
Geiſt ald Race und ald Nation. Dadurch, daß der Kaifer die Beerbigungsfeier übernahm und 
derſelben gewiflermaßen im Beifte anwohnen wollte, zeigte er, daß er hier, wie immer, fühlte, 
wie Frankreich fühlt. Bei feinem Tobe hatte B. faſt das fieberiundflebzigfle Jahr zurück 
gelegt. Sein Alter fogar war Jedermann befannt, und wollte man fi in diefen legten Tagen 
das Datum feiner Geburt ind Gedaͤchtniß rufen, fo erinnerte man fih unwilffürlich der ZBorte: 

Dans ce Paris, plein d’or et de misere, 
En Van du Christ mil sept cent quatre vingt, 


Chez un tailleur, mon pauvre et vieux grand-pöre, 
Moi nouveau ne, sachez ce qui m’advint.” 


J. G. Deeg und Welder. 
Beredtfamkeit, ſ. Nebekunft. 

Berg, Bergpartei und Bironde. Bon bem verhängnißreichen Kampfe ber beiven Parteien, 
des Bergd und der Gironde, haben wir zwar in dem Art. Franzöftfcge Revolution die Haupt⸗ 
‚züge barzuftellen; body fodert verjelbe wegen der allgemeinen hochwichtigen politiſchen Betrach⸗ 
tungen, bie ih an ihn knüpfen, auch eine geſonderte Anführung. Schon in der Conſtitui⸗ 
zenden Nationalverfamnlung hatten fi} bie verfchievenen Parteien aud nad) den Sigen von: 
einander gefonbert. Die liberaler, ber wenn man will, revolutionärer geſinnten Deputirten 
fammelten fich vorzugsmeife auf der linfen Seite; die dem alten Königthum oder vielmehr ber 
alten Ariftofratie ergebenen auf Ber rechten; die angeblich parteilofen oder gemäßigten, d. h. 
bie theild princip= ober charakterloſen, theild wirklih zur Bermittelung zwifchen den Ertremen 
geneigten, theils den Rathſchlägen der Klugheit mehr als dem Impuls ber Überzeugung gehor⸗ 
‚enden, daher von den jeweiligen Inhabern ver Macht anhängigen endlich ſetzten ſich in Die Mitte. 
In der nad dem Schlufle ver Conſtituirenden Verſammlung neugewählten Gefeßgebenden, worin 
gemäß einem unfeligen Decret der vorigen, lauter neue, d. h. der Conſtituirenden nicht angehoͤ⸗ 
rige Männer faßen, erfhien dieſelbe Sonderung ver Plätze, doch mit geänderter Bebeutung. 
Die fireng Eöniglich oder ariftofratifch Geſinnten namlich waren faft gänzlich verſchwunden und 
an ihren Plägen auf der rechten Seite faßen jet die rein Gonflitutionellen, während bie linfe 
"Seite fi mit Gegnern aud des conſtitutionellen Konigthums, d. h. mit entfchieden republika⸗ 
niſch Sefinnten fülfte und ver mittlere Raum ven zwiſchen dieſen beiden Richtungen Hin und 
Her Schwanfenven verblieb. Die jegige rechte Seite, welche ſowol in den conflituirten Auto: 
ritäten ald in ber großen Mehrzahl des Volks und auch ver Volförepräfentanten ihre Stüge 
beſaß, Hätte fiherlich die Oberhand behauptet, wenn nicht die Umtriebe der Hof- und Ariſto⸗ 
Eratenpartet die Gemüther fortwährenn mehr aufgeregt und ber durch ebendieſelbe von außen 
berbeigeführte Sturm nicht zu verzweifelten Mitteln ver Gegenwehr aufgefobert hätte. Die 
Eonftitution unter einem Ihr aufrihtig ergebenen König und in einer Zeit des innern und 
äußern Friedens wäre zur Beglüdung Frankreichs geeignet und für die Wünfche der Bater: 
landafreunde befriedigend geweſen. Unter einem [wachen , ven böfen @inflüfterungen zugäng- 
lichen Fürften aber und gegen vie tHeild offenen, theild geheimen Anfeindungen des Adels und 
der Priefter und gegen vie heranſtürmende Waffenmacht Curopas erfhien fie ald ungenügend. 
Durd eine neue Revolution mußte die Vollkskraft in Thätigkeit gefegt, durch entſchiedenere 
Maßregeln ver von allen Seiten dräuende Feind überwunden werden. Daher warb bald, aller: 
nächſt auf der linken Seite, die republikaniſche Tendenz vorherrſchend, und die alldort figenten 
Girondiſten zumal, d. h. die von dem Departement ver Gironde gefandten Deputirten und ihre 
‚nähern Freunde, waren ed, welche ihr nen Sieg bereiteten. Die Braltirten im Volke von Paris, zu: 
:mal.dieim Jakobinerclub Vereinigten und bie als Werkzeug mohlbenugten Pöbelhaufen erfochten - 
ihn. Gegen ven König, welcher bie wider bie eidſcheuen Priefter und gegen bie Emigranten er: 
laffenen Derrete ver Geſetzgebenden Berfammlung zu fanctioniren ſich weigerte, brach — unmit- 
telbar nad dem Kundwerben des der Nation hohnſprechenden Manifeftes des Herzogs von 
Braunſchweig — der Aufſtand aus, welder (am 10. Aug. 1792) den Thron umflürzte und 
deſſen unglüũcklichen Inhaber zum Befangenen der Geſetzgebenden Verſammlung ober vielmehr 
des jatobintfhen Gemeinderaths von Paris machte. Der Befehgebende Körper becretirte zu: 
gleich feine eigene Auflöfung und die Berufung eined in ganz freier. Wahl von ſämmtlichen 
Bürgern Frankreichs zu erwählenden Nationalconvents, weißer fodann in feiner erſten 
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Sitzung (am 21. Sept. 1792) die Abſchaffung des Königthums und die Proclamirung ver 
Republik beſchloß. 

Die Gironde hatte jetzt ihr Ziel erreicht, ja ſie ſah es bereits überſchritten. Nicht durch rohe 
Gewalt, ſondern auf dem Wege des Geſetzes hatte ſie die Errichtung der Republik zu bewirken 
gewünſcht. Nicht auf ven Pöhel, ſondern auf den gebildetern Mittelſtand hatte fe ihre Hoffnung 
gefegt. Den Aufruhr vom 10. Aug. und noch mehr die gräuelvollen Mordſeenen der erſten Sep⸗ 
tembertage hatte fie mit Abfcheu betrachtet, und die großentheils auf @raltirte gefallene Wahl für 
den Nationaleonvent erfüllte ihre tugendhafte Seele mit Beſorgniß. Daher nahmen jegt die 
Girondiſten auf der rechten Seite in ber neuen Verſammlung ihren Pla, während die Heftigern, 
Gewaltthätigern, Überfpannten die höchſten Sige ber linken Seite einnahmen, bie noch Unent⸗ 
ſchiedenen oder Parteiloſen aber ſich auf den untern Bänken nieverließen. Von folder Stellung 
befamen bie Parteien den Nanıen des Berges und der Ebene oder des Sumpfes. 

Bald erhob fi zwifchen der Gironde und dem Berge ver bitterfte Kampf. Der Sumpf fah 
bemfelben anfangs nur wenig theilnehmend zu und ergab fi ſodann, als der Berg gefiegt hatte, 
dem furchtbaren Sieger. Was aber dieſem legten den Triumph verfchaffte, war, nächft dem 
Beiftande deö durch Fanatiker bearbeiteten Pöbeld der Hauptſtadt, die größere Entfchloffenheit, 
Energie und Einheit feiner Partei gegenüber ver, aud dem Vertrauen in die eigene gute Sache 
und auf die Tugend der Menſchen zu erflärenden, Mäßigung, Unklugheit und Inconjequenz ver 
Girondiſten. Bereitd erhob ſich in der Mitte der Bergpartei ver finftere Robespierre gleich einer 
drohenden Gewitterwolle, als Abgott der Maflen, getrieben von Fanatismus und Ehrgeiz, 
emporftrebend zur Dietatyr. Ein Angriff auf ihn, planlos unternommen und nicht gehörig 
unterſtützt, ſchlug fehl und zog Verdacht auf die Girondiſten. Die vergleichöweife Mäßigung der 
legten bei dem Proceſſe Lupwig’3 XVI. vermehrte das Mistrauen, und ihre ſichtbar auf Die Bro= 
vinzen ſich ſtützende Hoffnung den Haß der Hauptftabt, d. h. der von ver Bergpartei beherrfchten 
und binwieber den Gonvent beherrfhenden Maflen von Paris. Schon erlangen die Vorwürfe 
bed Foͤderalismus gegen vie Gironde, wiewol diefelbe der vom Berge vorgefhlagenen Erklärung 
der Einheit und Untheilbarkeit ver Republik ihre Iaute Zuftimmung erklärt Hatte; ſchon klagte 
man jle in ven Clubs der Verrätherei, namentlich auch des Einverftännniffes mit Dumouriez, 
der fich dem Auslande in Die Arme geworfen, an, obfchon ihr reiner Patriotismus fih fortwaͤh⸗ 
rend in Wort und That glühend bemährt Hatte. Noch ſchützte fie die bisher anerkannte Unver⸗ 
leglichkeit der Vollörepräfentanten, und ein feiger Mordanſchlag ſcheiterte an der Vorfiht ver 
gewarnten Gironbiften. Als aber dieſe gegen das Ubermaß der Frechheit, womit zumal ber 
wüthende Demagoge Marat umd der fanatifche Gemeinderat ven Geſetzen und dem Rechte Hohn 
ſprachen, das Einfchreiten des Revolutionsgerichts auffoberten und‘ zur Unterfuhung ver hoch⸗ 
verrätherifchen Plane ver Volksverführer die Nieverfegung einer Gommtiflon von zwölf Con: 
ventöglievern und die foͤrmliche Anklage Marat's bewirkt hatten, vereitelte die Freiſprechung 
deffelben durch das gleichgefinnte Tribunal ihre Hoffnung, während, da jegt einmal das Bei: 
fpiel der Anklage eines Repräfentanten gegeben war, ihrem eigenen Haupte die Gefahr näher 
rüdte. Ein durch die Jakobiner bewirkter Aufftand ver Seetionen von Paris (in den letzten Tagen 
des Mai und in ven erften des Juni 1793) erpreßte endlich von der theild mitverſchworenen, 
theild eingefhüchterten Mehrheit des Gonvents einen Verhaftäbefehl gegen die vom Pobelhaß 
verfolgten eveln Mitglieder ver Gironde, 52 an ver Zahl. Unter ihnen befanden fi, außer ven 
eigentlichen Deputirten jened Departement, Guadet, Genfonne und Vergniaud, noch viele 
andere der durch Geift und republikaniſche Tugend Audgezeichnetften ver Berfammlung, wie 
Briffot, Barbarour, Ehambon, Buzot, Rabaut, Lanjuinais, Louvet, Valaze, Cloviere, Ker⸗ 
velegan und Andere. Am31.Oct. fielen die Häupter von 21 dieſer Geächteten unter der Guillotine. 
Neben ihnen waren noch 73 ihrer Amtsgenoſſen, welche gegen die Gewaltthat proteftirt hatten, 
derfelben Profeription unterworfen. Unter ihnen war der geweſene conftitutionelle Miniſter 
Roland, der Tiefdenker Gondorcet und viele andere Tugenphafte und Geiſtvolle. Mehre von 
ihnen gaben fi} felbft ven Tod oder famen als Flüchtlinge hülflos um, Andere, unter ihnen 
Zanjuinais, Louvet, La Reveillere = Lepeaur, entrannen glüdlich dem Sturme. Alle, veren Haupt 
unter der Guillotine fiel, ftarben mit Heldenmuth und tugenphafter Wuͤrde. 

Die Gironde, nienergetreten im Convent und in Paris, erhob jetzt ihr Haupt in den Provinzen 
zur Bertheidigung und zur Rache. Einigeder Beächteten, namentlich Guadet, Barbarour, Lanjui⸗ 
nal, Petion und Andere, waren den Henfern entflohen, machten Caen im Calvados zum Mittel: 
punlt einer drohenden Infurreetion und ftellten unter vem General Felix Wimpffen eine Heeres⸗ 
macht auf gegen ven Berg und Paris. Auch Bordeaur mit andern Städten des Weſtens griff zu des 
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Maſfen, um jeine Vertreter zu reiten, und gleichzeitig thaten baflelbe-aud die großen Städte 
des Südens, Marjeille, Toulon, Lyon und andere. Die Bewegung der legtern jedoch geihah 
km royaliſtiſchen Sinn ; aber die durch den Fall der Gironde hervorgebrachte Erfihütterung gab 
dazu den Anlaf und bie Ermuthigung. Welchergeſtalt ver Berg oder ver von ihm beherrichte 
Gonvent über alle dieſe Feinde, zu welchen ji noch die furchtbare Vendee und bie Heermaſſen 
der Coalition gejellten,, ven Triumph errang und tyranniſch misbrauchte, erzählt die Revolu⸗ 
tionsgefäichte. Der Schredden, deſſen Herrfihaft zwar ſchon mit ber Hinrichtung des Könige 
begonnen, war feit dem 31. Mai die entſchiedene Lojung der Machthaber geworden, und freilich 
erhielt er durch das Übermaß der Gefahren , melde jetzt die Republik umlagerten, eine fcheinbate 
Rechtfertigung. Daher, obfchon eine — von den Bironbiften früher ohne Erfolg begehrte — 
neue (völlig demokratiſche und darum unausführbare) Conſtitution jegt eilig entworfen und ber 
Annahme der Urverſammlungen vorgelegt ware, fegte gleichwol die revolutionäre Regierung, 
repräfentixt allernächft durch den aus Männern des Berges beftehenden ‚Wohlfahrtdausihuß‘‘, 
ihre Gewaltherrſchaft fort umd bezeichnete noch ein volles Jahr lang ihre Schritte mit Blut und 
Trummern. 

Aber der Berg, nachdem er feine Gegenpartei in Paris und in den Provinzen zermalmt 

hatte, zerfiel in ſich jelbft und wüthete gegen feine eigenen Glieder. Das Tihermaß der Härte, 
"womit ber (anfangs aus neun, ſodann aus elf Mitgliedern beftehende) Wohlfahrtdausichup 
— in bemfelben zumal Robeöpierre, St.:Juft, Couthon, Barrere, Billaud-Varennes und 
Gollot d'Herbois — auch alsdann noch verfuhr, ald Die Nothwendigkeit des Schreckens nad 
Beſchwoͤrung der großen Gefahren verſchwunden ſchien, erfuhr allmälig Widerſtand von Seiten 
früherer Genoſſen des terroriſtiſchen Syſtems, die aber jetzt zu einiger Mäßigung zurückkeh⸗ 
ren zu dirrfen glaubten. Danton, Robespierre's Freund, welcher am 10. Aug. an Eifer alle 
Andern übertroffen, äußerte jegt ald Haupt der „Cordeliers“ ſolche Geſinnung, und mit ibm 
ſprachen dieſelbe Fräftig aus Phelipeaur, Camille Desmoulind, Fabre d'Eglantine, Zacroir 
und Anbere. Gleichzeitig aber erhob eine Schar von Fanatikern, welche ven Gemeinderath von 
Varid beherrſchte — insbeſondere Ehaumette, Hebert, Ronfin und Anacharſis Cloots — tie 
Fahne einer völlig anarchiſchen, aller Vernunft Kohn ſprechenden, pie übertriebenfte Ungebun- 
denheit noch übertreibenden, alfo zumal auch das Anfehen des Convents gefährdenden, neben: 
bei jedoch gleichfalls gewaltthätigen und tyranniſchen Demokratie. Der von zwei Seiten bebrohte 
Robespierre mit ben ihm anhängenden Bliebern des Ausſchuſſes benutzte ſchlau zuvörderſt Die 
Sülfe der Dantoniften gegen die Faction Hebert's, und als er diefe aufs Schaffot gebracht, 
opferte er auch jene der Mordluſt feiner Eollegen umb feiner eigenen. Mit ſchweigendem Erftau: 
nen fah das Bolf den von ihm früher faſt vergötterten Danton mit feinen Freunden das Blutge⸗ 
rüſt befteigen ; nie Macht des Ausichuffes, namentlich der obengenannten wüthenpften Schredens: 
männer erſchien jegt noch furchtbarer ald zuvor. 

Aber bald trat Entzweiung aud in dem Wohlfahrtsausichufle ein. Robespierre, St.⸗-Juſt 
and Eouthon bildeten ein Triumvirat, gegen welches theils Eiferfucht, theild Furcht Die meiften 
anbern Mitglieder — zum Theil Freunde ver geftürzten Hebert’fchen Faction, aufregte und da⸗ 
durch auch die biöher in leidenden Gehorſam verſenkten Gegner im Gonvent zum Wiverſtand 
ermuthigte. Das Triumvirat hatte neue Profcriptiongliften entworfen. Die ihm abgeneigten 
Mitgliever des Ausſchuſſes und viele Conventsmitglieder von der Bergpartei befanden ſich 
barauf. Aber die Bedrohten kamen dem Schlage durch eigenen Angriff zuvor. Tallien, 
einer der kräftigſten Männer bes Berges, führte fie dazu an in der Sigung vom 9. Ther⸗ 
midor (27. Juli 1794) und errang durch die Unterflügung ber Entrüfteten: aller 
Parteien den Sieg. Robespierre mit feinen Betreueften wurde in Verhaft geführt umd, vbſchon 
für einige Augenblicke wieder befreit durch die Jakobinerrotten im Dienfte des Gemeinderaths, 
neuerdings ergriffen und hingerichtet. Noch 20 andere Schreckensmänner waren feine Befährten 
im Tode, und bie folgenden Tage bluteten noch 80 andere (meift vem Gemeinberaibe ober dem 
Mevolutionsgerichte Angehörige) unter dem Mefler ver Guillotine. 

Doch noch immer war ver Berg vorherrſchend im Gonvent. Nur eine Partei der Schreckens⸗ 
männer hatte die andere beflegt; die Bemäßigten blieben noch immer in ber Minorität und 
außerhalb des Convents die Macht der Jakobiner furchtbar. Daher die Langwierigkeit und Ge⸗ 
faͤhrlichkeit des gegen die „‚prei großen Verbrecher““, Barrere, Collot d' Herbois und Billaud⸗ 
Varennes, eingeleiteten Proceſſes und vie vielen Aufſtaͤnde zur Rettung der vom Unwillen der 

Beten verfolgten Tyrannei, die man ben „Schweif Robespierre's nannte. Doch allmälig 
gewann das Prineip ver Mäßigung und Gerechtigkeit, das Princip der Gironde, Die Ober: 
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hand, zumal ſeitdem man bie Überrefle ber nad) dem 31. Mei geächteten Freunde verfelben 
wieber einberufen. Am 8. Dec. 1794, 18 Monate nad ber gegen fie ergangenen Profeription, 
erfolgte dieſe Wieneraufnahme, welche mit andern Edeln auch die vortrefflichen Männer Jonard, 
Lanjuinais und Louvet in ben Schoos des Convents zurüdführte und dadurch dem Syſtem 
eines reinen Republikanismus — Feind der Revolutionswuth nicht minder als des Royalismus — 
eine neu befeſtigte Stellung verlieh. Entſchieden ward endlich ſein Sieg durch die wiederholte 
Unterdrückung der von den Trümmern ver Bergpartei erregten jakobiniſchen Aufftände, na⸗ 
mentlich jenes vom 12. Germinal (1. April 1795) und vom 1. Prairial (20. Mai). Den letzten 
Berfud der Wievererhebung büßten fechd Deputirte von der Bergpartei, Bourbotte, Ronme, 
Duroy, Goujon, Dugquesnoi, Spubrany, mit dem Tode. Die Gironde war jetzt gerächt, dad 
Schreckensreich geendet. 

Der Sieg bed Berges über die Gironde und das Infolge davon emporgefomniene 
Schreckensſyftem, welchem nad deſſen Grmattung und nad mehrem Wechfel des Geiftes und ver 
Richtung endlich ein abfoluted Soldatenreich entſtieg, wird häufig ald eindringliches Bild von 
dem einer jeden Revolution drohenden unheilvollen Gange aufgeführt, und dergeftalt, mad in 
eoncreten Berhältnifien und Umſtänden einmal gefhah (oder auch unter ähnlichen Umſtänden 
bereits oͤfter in der Geſchichte jich wienerholte), als Wirkung eines allgemein waltenden Natur: 
geſetzes dargeſtellt, wonach nothwendig bei jeder revolutionären Bewegung die gemäßigtere 
Partei der heftigern und diefe der beftigften unterliegen und endlich aus dem Kampfe ver Par- 
teien die foldatifche Gewalt eines gluͤcklichen Kriegerd emporfleigen müffe. Allerdings liegen auch 
die Erflärungsgründe folder nicht felten oorgefommenen und zumal in der englifchen Revolu⸗ 
tion unter Karl I. wie in der neuen franzöfifchen ſich zeigenden Erfcheinung ziemlich nahe. Doch 
ift es Ich: unrichtig, fie als eine allgemeine und nothwendige zu betrachten. Gibt e8 doch ver 
Beifptele genug in der alten und neuen Gefchichte von Revolutionen , welche fo ſchlimme Wen⸗ 
dung keineswegs genommen, fondern dad Ziel, welches ihre gemäßigt und gerecht gefinnten Ur⸗ 
beber verfolgten , wirklich erreicht Haben. Ohne verfchtenener Nevolutionen bes alten Griechen 
land oder des römiſchen Regifugiums u. |. w. zu gebenfen, fönnen wir and) in ven und näher, 
ftebenden Zeiten folder Beifpiele genug auffinden. Es genüge jedoch, dad der Bildung ver 
ſchweizeriſchen Eidgenoffenfchaft und jenes der Befreiung Hollands vom fpanifhen Joche, aus 
ber ganz neuen Zeit aber das der Norpamerifanifhen Freiſtaaten anzuführen. Hier ift nirgends 
von einer Schredensherrihaft und nirgends von einem Erommell over Napoleon die Rede. Hier 
wurde nirgends das Ziel, welches echter Patriotismus und Weisheit fich geſetzt hatten, über: 
fprungen, nirgends eine gemäßigte Partei durch eine gewaltthätige zu Boden getreten. Daß 
aber ſolches in der Franzoͤſiſchen Revolution geſchah, war einerfeits die Folge des leicht entzünd⸗ 
lichen franzoͤſtſchen Nationalcharakters und des im Volk noch allzu fühlbaren Mangels an jener 
Bildung und Tugend, ohne welche die republifanifche Verfaſſung, zumal eines großen Reichs, 
faft unvermeidlich zum Unheil führt, andererfeitö aber und vorzugsweiſe Die Wirkung ber ein: 
heimiſchen Entzwelung und der fremden Intervention. Die Unverſöhnlichkeit bed Adels und 
ver Prieſterherrſchaft im Innern, und na außen der von dem verbündeten Europa erhobene 
Bittere Kampf ſchon gegen das conftitutionefle Frankreich und noch gewaltiger gegen bie neu⸗ 
geborene Republik, tragen bie Hauptſchuld alles Unheils. Deſſenungeachtet bleibt das Unglüd 
der Gironde wie dad SchretenBfoftem des Berges eindringlichſt lehtreich und eine in bie fernften 
Beiten töuende Warnung. Rotteck. 

Bergban, Bergwerk, Bergweſen, Bergrecht, Bergregal, Bergpoltzei, Berg: 
wiffenſchaft, Bergzebnt. Dieſen wichtigen Gegenſtand haben wir ſowol von der rechtlichen 
Seite als von der politiſchen, und hier von der volkswirthfchaftlichen und ſtaatswirthſchaftlichen, 
Dann auch von ber finanziellen und polizeilichen zu betrachten. Alle dieſe Seiten jedoch ſtehen zu: 
einanver In naher Beziehung und Wechſelwitkung, wogegen eine flrenge Sonderung weder 
thunlic noch zweckmaͤßig wäre. 


Der Bergbau befteht in ber Gewinnung und dem kunſtmäßigen Abbau der auf Hefondern 


Eagerſtaͤtten vorkommenden Erze und andern nutzbaren Mineralien. Bergwerke nennt man 
Arbeitsanſtalten, die ſich damit beſchaäftigen, nutzbare Mineralkoͤrper im Schooſe der Erbe auf: 
zuſuchen, dieſelben auf Die vortheilhafteſte Art zu gewinnen und dergeſtalt vorzubereiten, daß 
fie zu weiterm Gebrauche dienlich find. Im weitern Sinn des Wortes rechnet man zum Bergbau 
aud) den damit innig verbundenen Betrieb von Schmelghütten, Eifenhämmern und Walz: 
werden, von Salinen , Witriol⸗, Alaun⸗, Schwefel: , Blaufarbwerken u. |. m. Die hohe Wich⸗ 
tigbelt des Bergbaues für Volks⸗ und Staatswirthſchaft kann nicht verfannt werden, wenn man 
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errdägt, dag namentlich die Metalle für Beihaffung und Herſtellung der wichtigſten Lebens: 
bebürfniffe, fowie für die Ausbildung der Künfte und Gewerbe, der Induſtrie und der Wiſſen⸗ 
{haft ganz unentbehrlich ſind. Das Gifen, das Kupfer, das Blei, das Zinf, dad Zinn müflen 
in viejen Beziehungen vor allen andern Metallen genannt werben. Minerallörper wie 
das Salz, die Stein und Braunfohlen, der Gyps gehören zu den Begenflänven des täglichen 
Gebrauchs und find mächtige Hebel der Wohlfahrt ver Völker. Die eveln Metalle endlich, Sol, 
Silber, Platin, Haben durch ihren conventionellen Werth einen mächtigen Einfluß auf bie 
menfchliche Gefellfhaft und find ald Geld ſowie ald Material der Kunft, der Induſtrie und ver 
Wiſſenſchaft von der höchſten Wichtigkeit. 

MWenn nun die Landwirthſchaft, die nüglihen Gewerbe, die Induftrie, die Künfte und 
Wiſſenſchaften vie Aufmerkſamkeit der Staatögewalt auf fich ziehen und deren forgfame Pflege 
verbienen,, fo muß daſſelbe au im hoben Grave vem Bergbau zu Theil werben, ver jene |» 
mächtig unterflügt und eine weſentliche Bebingung einer fortfchreitenden Bultur ift. 

Wem gebührt aber, was hier die erfte Frage ift, das Recht des Bergbaued? Sind Die unter: 
irdiſchen Schäge naturrehtlih dem Herrn der Oberflache eigen, oder ift das Grundeigenthum 
beſchränkt auf ſolche Oberfläche und der tiefer liegende Grund mit feinen Schägen der Belig- 
nahme von Seiten eines Andern over etwa dem als natürlich anzuerfennenden Gefammıtreibte 
der Gefellfchaft unterthban? — Das Grundeigenthum, wie jedes andere, ruht nah natürlichem 
Rechte auf ver Befignahme und Formgebung und geht alfo nicht weiter als diefe. Nur turd 
einen Geſammtwillen, mithin durch poſitives Recht, Tann ſolche Grenze erweitert werden. Die 
Formgebung nun in Bezug auf den occupirten und fodann etwa überbauten ober beurbarten 
Boden erftredt ſich nicht weiter als die obere Erdſchicht. Die in der Tiefe liegenden Schatze 
bleiben dabei unberührt ; nur kann allerdings der Herr der Oberfläche in diefer Eigenfchaft allen 
Andern verbieten, von feinem eigenen Grunde aus danach zu graben over auch durch Unterhoͤh⸗ 
lung von der Seite her die überbaute oder beurbarte Fläche zu gefährden. Schon von bielem 
Standpunkte aus ergibt fich ein der Gefammtheit zuſtehendes Recht auf alle unterirpifchen , als 

auf berrenlofe Güter, infofern fie fi) derjelben ohne Beſchädigung des Eigenthümers der Ober: 
fläche bemächtigen Tann. E8 find aber auch noch andere Borausfepungen gedenfbar , aus melden 
daſſelbe Recht ver Geſammtheit zu behaupten if. Wofern man nämlich überhaupt dad Grunt: 
eigenthum blo8 aus dem Geſammtwillen ableitet, läßt fih annehmen, daß folder Wille die Ber: 
leihung des PrivateigenthHums auf die Oberfläche befchräntt; alle tieferen Schichten alfo davon 
audgenonmen ober der Geſammtheit felbft vorbehalten habe. Oder aud man kann annehmen, 
daß die urfprünglich unbeſchränkten Privatgrundeigenthümer, als fie ihre Perfonen zur Staatd: 
gefellfhaft und ihre Gründe zum Staatögebiet vereinigten, zu Gunften ver Gefammtheit die 
fragliche Beſchränkung ihres Eigenthums auf fi} genommen, d. h. auf ihr früheres Recht, auf 
nad unterirbifhen Erzeugniffen zu graben, Verzicht geleiftet haben. Oder enpli man Fann 
ſich vorftellen, daß ſolche Berzichtleiftung durch ven Gefammtmwillen befohlen, d. 5. Die Befchrän: 
fung durch ein diefem Willen entflofjened Geſetz ſei aufgelegt worden. Die Zuläffigkeit einer 
jeden von dieſen Boraudfegungen liegt zu Tage, ſobald man die Bernunftmäßigfeit und Trif⸗ 
tigkeit derjenigen Gründe erkennt, welche die Mitgliever des Gemeinweſens zu ber fraglichen 
Berzichtleiftung oder Statutrung koönnen bewogen haben, und es fragt fi aljo bloß, ob folde 
die allgemeine Zuftimmung erfärende und rechtfertigende Gründe wirklich vorhanden feien. 

Es zeigt fih nun, daß mit Ausnahme der großen, weitaußgebehnten Örundbeflgungen vie 
Privatgründe meiſt gar nicht geeignet find, um darauf Bergwerfe anzulegen. Beſchränkt auf 
die Theilungslinien oder Eigenthumsgrenzen ver Oberfläche würde man, was wenigſtens bie 
werthuolleen Mineralien, deren Gewinnung einen Eünftlihen Bau erfobert, betrifft, gar 
nicht im Stande fein, die Gruben mit Erfolg zu eröffnen over die erzhaltigen und vielerlei Eigen: 
thum durchſtreichenden Adern auszubeuten, und auch ein. etwa von der Summe benachbarter 
Grundbeſtitzer gemeinschaftlich zu unternehmender Bau würde theils ſchwer zu veranftalten, theild 
die Quelle unvermeiblichen, vielfachen Streites fein. Zudem erfobert der kuͤnſtliche und wahr: 
haft Gewinn verheißende Bergbau fo manderlei wiffenfchaftlihe und techniſche Kenntnifle un 
jo große Bapitalien, daß nur felten ein Privateigenthüner des Gruhbes ſich verfucht fühlen 
oder fähig fein kann, ihn zu unternehmen und mit nachhaltigem Vortheil fortzuführen. Den: 
nod liegt der Gefammtbeit weſentlich daran, daß die im Schoofe ver Erde verborgenen Schäge 
zu Tage gefördert ud durch wahrhaft kunſtgerechten Bau die Ergiebigkeit und Nachhaltigkeit 
ber Gruben gefiert werben. Sie kann fi alfo dadurch bewogen finden, entweder alle unter: 


irdiſchen Güter zur Domäne zu erflären, folglich alfes Privatgrumbeigenthbum auf bie Ober: 
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fläche des Bodens zu beſchränken, ober wenigſtens das Recht, nach Mineralien zu graben, fi 
ſelbſt überalf in dem Maße vorzubehalten, wo immer und inwiefern ein Privatbau unthunlic, 
unräthlich oder auch nur factifch unterbleibenn if. Der Inbegriff ver folhergeftalt für vie Ge: ° 
famnıtheit oder In deren Namen der Regierung vorbehaltenen ober flatuirten Rechte über Mi: 
neralien und deren Gewinnung iſt dad Ber . 

Der Inhalt dieſes Rechts ift freilich Yofitiv nach Ländern und Seiten ein fehr verfchiedener 
geweſen; doch tritt als vorherrſchende Erſcheinung dad Streben ber Regierungen, zumal ber 
fürftlichen odeg landesherrlichen hervor, baffelbe fo weit auszunehnen und fo ergiebig zu machen, 
ald die Umflände und jevedmaligen Kenntnifle zuließen. Uns liegt hier allernächft ob, ven ver⸗ 
nunftrehtlihen und den einer lautern Politik entſprechenden Inhalt jengs Regals zu beftimmen ; 
die Würdigung der pofitiven Feftfegungen hängt nothivendig von folder Beitimmung ab. 

Das Recht des Bergbaned auf der Domäne ift nicht zu verwechfeln mit dem als eigentliches 
Regal über das gefammte Staatögebiet, alfo auch über die Privatgründe angefprochenen. Jenes 
ift ſchlechthin ECigenthumsrecht oder in demſelben enthaltened freied Benutzungsrecht des Eigen 
thums; diefed dagegen foll aus dem Begriffe ger Staatsgewalt fließen oder ein dieſer Gewalt ala 
folcher zuzuerfennendes Reit, d. h. eine Hoheit fein. Nur wenn die oben bemerkten Gründe, 
auf welchen dieſe Hoheit ruht, wirklich fo weit gingen, um die Erklärung alles unterixbifchen 
Gutes zum Geſammtgut zu reitfertigen, mithin alle8 Privateigenthum in diefer Sphäre aus⸗ 
zufchliegen over aufzuheben, würbe zwifchen beiden Rechten fein Unterfchien mehr, d. h. das ge: 
famınte unter dem Boden befindliche Mineralreich würde eben Domäne fein. Allein fo weit 
reichen freilich jene Gründe nicht. Denn fürd erfte paffen fie nicht auf das große Grundeigen⸗ 
thum, infofern zumal deſſen Bejiger erweislich ſowol das Eapital als die nöthigen Kenntnifle 
hat (oder aufzubieten im Stande ift), um ein Bergwerk Eunftgerecht anzulegen und fortzufüh: 
ren. Sodann paflen fie nicht auf pie gemeinern Mineralien, die Eeine Fünftlihe Gewinnung er⸗ 
beifhen und ohne Schwierigkeit oder nachbarlichen Conflict auf jeded Einzelnen, wenn auch 
kleinem Grunde mögen gegraben werben. Hierher gehören Stein, Kall:, Thon=, Sand: und 
Torfbrüde, Gyps⸗, Mergel: und andere Gruben. Nur eine habſüchtige Finanz und nur eine 
knechtiſche Jurisprudenz Eönnen auch dergleichen Mineralien einem ausſchließlichen Bergregal 
untertfan machen. Wo es gleichwol geſchieht, da ift darin eher ein misbräuchlicher Ausflug 
einer wahren over angemaßten Grundherrlichkeit ald eined wahren Regierungsrechts zu erken⸗ 
nen. Das wahre Regal wird ſonach zu beſchränken fein auf Metalle und bie einfl fogenannten 
Halbmetalle, und unter den übrigen Foſſilien auf diejenigen, weldje, wie 3.3. Salz, Schwefel 
u. f. w. oder wie Edelſteine, nur (oder infofern nur) durch Fünftlichen Bau fönnen gewonnen 
werben. Aber auch bier wird man es ald vernunftrechtlich haltbar nur inſoweit erkennen, als 
wirklich je nach Beichaffenheit der concreten Verhältniffe eine zweckmäßige Anlage oder Bearbei⸗ 
tung von Bergwerken von Seiten der Privatgrundeigenthümer unthunlich oder wenigftend nicht 
zu erwarten iſt over auch nicht unternonmmen werben will. Es würde hiernach das ben Staat 
einzuräumende Recht mehr nur ein ſubſidiäres fein, d. h. überall da wegfallen, wo ein Privat: 
bergbau ohne Nachtheil ſtattfinden kann und auch geführt werben will. 

Außer ver biöher berührten national- und ſtaatswirthſchaftlichen Hat das Bergregal auch 
eine polizeiliche Seite. Aud) da nämlich, wo der Privatbergbau geftattet oder zu geftatten, und 
ſelbſt wo nur von gemeinen Fofiilien die Rebe ift, erfcheint die Staatöoberauffiht über den⸗ 
felben als nothwendig, theil8 um die dabei leicht" eintretenden Streitigkeiten durch genaue recht⸗ 
liche Beftimmungen zu verhüten ober die echten Grundſätze für ihre Schlichtung aufzuftellen, 
theils um Unglüd und Schaden abzuwenden oder ven mannichfaltigen Gefahren vorzubeugen, 
welche aus Unkunde und Unvorſichtigkeit für Die Arbeiter felbft oder für Andere entftehen koͤnnen, 
theild endlich um ſich des für die Geſammtheit möglichft vortheildaften, zumal nachhaltigen 
Bergbaues dadurch zu verjichern, daß dem aus Nachläſſigkeit, Unkunde, Mittellofigfeit oder 
engherziger , den künftigen Ertrag einem augenblidlidh größern Gewinn aufopfernder Specula= 
tion herrührenven fogenannten Raubbau, überhaupt fchlechten oder verberblidhen Betrieb zu= 
vörderſt durch Belehrungs: und Bildungsanftalten, dann auch durch zweckmäßige Vorſchriften 
und deren forgfältige und firenge Handhabung gefeuert werde. 

Das bisjetzt beſprochene Bergregal, inſoweit es vernunftrectlih anerfannt werben kann, 
ift alfo keineswegs ein fogenannted Regal des Fiscus, nämlich nicht ein ſolches, das zum Zweck 
oder Segenftand ein für die Stantökaffe (oder jene ded Megenten) zu gewinnendes Einfommen 
hat, fonvern ein aus nationaloͤkonomiſchen und aus polizeilichen Intereſſen fließendes Recht der 
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Befoͤrderniig iind zivelinäßigen Regulirung des Bergbaues — einſtweilen noch ohne Abſicht 
auf tinniittefbaren ſinunziellen GSewinn für bie Regierung. Dieſer letztere Fan eigentlich nur 
beim Bergbau auf der Domäne als Hauptſache in Sprache kommen. Bei jenem auf Privat: 
gründen mag er wol zufälliger oder factiſcher Nebenvortheil, doch nimmer der wahre Zweck oder 
das maßgebende Rechtsprincip fein. 

Die aus dem dergeſtalt beſtimmten Bergregal — abgeſehen alfo von finanziellen Intereffen, 
melche wir fpäter berühren werben — fließenden und theils geſetzgebend, theild anminiftratir 
auszuübenden Rechte find etwa die nachftehenden: 4) Die Feſtſetzung ber Bergrechte, d. h. bie 
gefegliche Regulirung derjenigen restlichen Verhältniſſe, melde allernächſt zwifchen dem Staate 
und ven Bergwerke Ketreibenven oder danach Luſt tragenden Privaten — Einzelnen oder Ge⸗ 
werkſchaften — dann zwifchen viefen beiden einerfeits und ven Eigenthümern ver Gründe, wor: 
auf ein Bergwerk anzulegen oder angelegt ift, andererfeitö beftehen follen;; ferner auch derjenigen 
NRechte und Verbindlichkeiten, welche zwiſchen mehren Gewerkſchaften untereinander over zwi: 
fügen den verſchledenen Theilnehmern oder Genoſſen deffelben Gewerkes unter fi, dann zwiſchen 
Unternehmern und Arbeitern, nad) venfelben verſchiedenen Glaffen und nad) ven mannichfaltigen 
Berhältniffen and Umftänden, welche Hier gedenkbar find, endlich auch zwijchen Bergleuten ober 
Bergiverkögenoffen und Fremden zu flatuiren billig fein mag. 2) Da zur Beurtheilung ver 
hierher gehörigen Fälle neben ven allgemeinen Rechts- auch noch befondere tehnifhe Kenntnifle 
erfoderlich find, fo wird bie Anordnung befonderer Berggerichte ſowenig als 3. B. jene von 
Handelsgerichten dem wohlverſtandenen Grundſatze von der Juftigeinheit oder von ver Gleichheit 
bes Rechts Eintrag thun, vielmehr demfelben entfprehend und, wo beveutenter Bergbau 
befteht, faft nothivenvig fein. 3) Zur Emporbringung ded Bergbaues und Hüttenweſens er⸗ 


ſcheint ald wirkſamſtes Mittel die Errichtung von theoretifjen und praftifchen LUinterrichts- und 


Blldungsanftalten , alfo von Bergſchulen, Bergakademien, überhaupt von Lehrinftituten , jeien 
biefelben für fich beſtehend oder etwa einer polytechniſchen Anftalt als Fachſchule einverleikt, 
worauf bie verſchiedenen Bergwerkswiſſenſchaften gründlih und im Zufammenhange von den 
dem Bergwefen fih Widmenden mögenftubirtwerden. Die Wiſſenſchaften find theil8 allgemeine 
ober vorbereitende, theils Tperielle oner angewandte. Zu den erften gehören zumal Mineralogie, 
Geologie, Chemie, Mathematif, Mafchinenkunde und Phyſik; zu den zweiten insbeſondere bie 
Bergtechnik und die Hüttenfunde, deren jeve wieder in viele Unterabtheilungen zerfällt, fobann vie 


Bergwerksökonomie und die Bergfurisprudenz und Polizei. A) Aus dem Rechte ved Staat, über: 
all auf dem Staatögebiete, wentgftend überall da, mo bie Privatgutäbefiger nicht geeignet oder - 


nicht gewillt find, e8 zu thun, nad) nugbaren Mineralien zu graben und Bergmwerfe anzulegen, 
Hießt auch jenes der Übertragung folder Befugniffe für beſtimmte Werke oder Bezirke an dazu 


vereigenf&haftete Einzelne over Befellfhaften, oder audy überhaupt an Alle und Jede, Die da 


Luft Hätten, nach Mineralien zu ſchürfen oder Bergiverke anzulegen. Somwol bei Berleihungen 
an beftimmte Perfonen als bei gefeglicher Freierklaͤrung der Bergwerke fteht dem Staate auch 
die Feſtſetzung ver Bebingungen zu, unter welchen in dem einen ober dem andern Falle das über⸗ 
tragene Recht auszuüben fet, welche weitere Vortheile oder Hülfeleiftung oder auch Brämien 
ber Entbeder oder ber Unternehmer von Seiten des Staats erhalten und welche Gegenleiftungen 
oder Vergütungen er dafür an benfelben zu entrichten Habe. Nicht minder wirb die Entfhäri: 
gung zu beflimmen fein, welche dem Eigentümer, auf deffen Grund und Boden ein Anderer 
ein Bergwerk anlegt, zu leiften, oder auch etwa der Antheil, welcher ihm — in Berückſichtigung 
felner wenn auch nur problematischen Anfprüche an die unterirbifchen Schäge feined Bodens — 
an dem Ertrage bes Bergwerks aus Billigkeit zuzuſprechen iſt. 5) Von der polizeilichen Ober: 


aufficht des Staats über Die Bergmerke haben wir oben ſchon geſprochen. Er wird fie, wo der 


Bergbau irgend bedeutend iſt, durch beſondere Bergämter oder Oberbergämter ausüben, zu 
dieſem Behufe von Sahkundigen zu verfailende und nach ben Fortſchritten der Erfahrung 
und Wiſſenſchaft jeweils zu verbeffernde Berg- und Hüttenorbnungen erlaflen und über beren 
Beobachtung bei ven Privatbergwerfen nicht minder als bei jenen des Staats forgfam wachen. 
Dirfen aus der rechtlichen und politifhen Natur des Bergbaues fließenden Grundſaͤtzen ge: 
mäß find auch wirklich Die beftehenven poſitiven Befebe und Rechte fo ziemlich entfprechenn , nur 
daß großentheild — wie bereit8 oben bemerkt worden — die Regalität auch über ſolche Foſſilien 
angeſprochen und ſtreng ausgeübt wird, die verſelben nach ihrer Bigenfchaft vernunftreähtlich gar 
wicht over doch mu in geringen Maße unterftehen, und vaß dabei überhaupt bie finanziellen Inter: 
effen nicht nur, mie recht und billig, neben den ſtaatswirthſchäftlichen und rechtlichen berüdfid: 
tigt, fondern nicht ſelten auch auf Unkoſten der lehten beglinfligt werben. Es findet Hier übri- 


— 
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gens maucqherlei Merſchiedenheit nach Natienen und, was unfer Deutſchland betrifft, nach veffen 
einzelnen Staaten ſtatt, welches jedoch umſtändlich auszuführen nicht in unſerm Zwecke liegt. 
Demſelben genlige ein ſummariſcher uͤberblick der zumal in Deutſchlaud vorherrſchenden uͤbun⸗ 
gen und Rechte. 

In den Staaten ver Alten Welt finden wir zwar kein juriſtiſch genau beſtimmtes Vergregal; 
Boch brachte e8 die Natur der Dinge mit fi, daß bie meiſten ober widgtigften Bergwerke durch 
den Staat — in der Regel allerdings auf feiner Domäne — betrieben (oder gegen eine Geflimmie 
Abgabe — in Athen 3. B. gegen ein Vierundzwanzigſtel des Rohertrags — verpachtet) wurden, 
und aud ia Bezug auf Brivatbergmerfe fommen — namentlich im zömifhen Heide — Die Spuren 
von höherer Staatsaufſicht und von an den Staat von deren Ertrage zu entrichtenden Abgaben 
vor. In Deutihland hat ſchon Karl d. Gr. (f, „„Capitulare ap. Balurium“, T. Il., art. 62) einigen 
— wenn auch nicht ausjchliefenden — Anſpruch ded Königs auf Die unterirdiſchen Schäge er: 
EHärt, und feine Nachfolger Haben ſolchen Anſpruch neben vem längere Zeit noch fortbeſtehenden 
der Örunbeigenthümer , zumal auf bie edeln Metalle, immer mehr befeftigt und ausgelibt. Hinter 
den Königen des fraͤnkiſchen Haufe, namentlih unter Heinrich IV., erſcheint foldes ziemlich 
Far und jpäter noch deutlicher. Selbſt die großen Vaſallen ver Landesherren, obſchon fie das 
felbfländige Recht, auf ihren Kammergütern nad Erzen zu graben, in Anſpruch nahmen, er⸗ 
fuhren , zumal in Bezug auf bie eveln Metalle, ven Widerſpruch des Kaifers und bequemten 
fich zum Theil dazu, ſich mit dem angefprochenen Rechte belehuen zu laſſen, wodurch das Eaifere 
liche Regal die Anerkennung erhielt. Die Goldene Bulle ſprach auch ven Kurfürften ſolche Re⸗ 
gale zu ; ſpäter aber erwarben es alle andern Reichsſtände, theild durch einzelne Goncefflonen, 
theild durch geduldete Ausübung, und endlich wurde ed im MWeftfälifchen Frieden ausdrücklich 
als allen Reichsſtänden zuſtehendes Mecht erklärt. Die nähere Beftimmung blieb ſodann den 
Particulargefeßgebungen und Gewohnheiten überlaflen. In Gemäßheit dieſes, Hier mehr, dort 
minder ausgedehnten Bergregals verleihen hie Regierungen dad Recht, Bergbau zu treiben, im 
Allgemeinen unter nachſtehenden gefeglich beftimmten Bedingungen: Wer Bergbau treiben 
will, muß zuvoͤrderſt bei der Bergbehörve einen Schurfſchein einlöfen, wodurch die Erlaubniß 
gegeben wird, bergmänniſche Schurfarbeiten auszuführen, d. h. vom Tage nieder vermittelft 
aufgewworfener Gräben, die man auch Schärfe nennt, fowie vermittelt Abteufen von Schächten 
ober Auffahren von Stollen, Lagerflätten nugbarer Mineralien aufzuſuchen, ober die Lager- 
ftätten verlaffener Bergwerke zu unterfuchen,, ohne Daß ihm von Jemand, bei Vermeidung ber 
in ber ortögültigen Verordnung auf dergleigen Störungen geſetzten Strafen, ein Hinderniß in 
den Weg gelegt werden barf, Es muß aber den Gigenthümer oder Beflger ded Grund und 
Bodens Nachricht Davon gegeben werben, und man bat ſich mit ihm womöglich gütlich über ven 
Schaden zu vergleihen, welchen die Schurfarbeit verurfacht; im entgegengefegten Falle aber 
dem betreffenden Richter Anzeige zu machen, worauf von diefem eine gerichtliche Abſchätzung 
veranlaßt wird, nad) deren Beftimmung Erſaz zu leiften iſt. Es find aber Schurfarbeiten an 
Drten zu unterlaſſen, wo öffentliche Straßen, unentbehrlihe Wege, Brunnen, Mineralquellen, _ 
Gewerbe, Wohnungen in Gefahr Tommen und beeinträchtigt werben Tönnen. Sobald eine 
Zagerftätte gefunden, erſchürft worden iſt, muß fofort gemuthet werben, d. h. e8 muß um Ber: 
leihung der Erlaubniß nachgeſucht werden, auf der erſchürften Lagerftätte Bergbau zu treiben, 
und um Berleibung eines beftimmten Örubenfeldes. Iſt Dies erfolgt, fo muß baffelbe genau 
permellen und mit Grenzſteinen verfehen werben. Zeigt ſich bei fortgefegter Arbeit Die gemu⸗ 
thete Lagerftätte bauwürdig, jo muß um Belehnung mit dem zugerheilten Orubenfeld nachgeſucht 
werden. Diefe erfolgt ſodann in der Korn eines Lehnbriefes unter Feſtſetzung gewiſſer Lehns⸗ 
bedingungen. Die Hauptbebingungen find: die Grube muß ununterbrochen bearbeitet, ver 
Bergbau regelmäßig betrieben, die gefegliche Bergfleuer entrichtet und es müfjen bie berggeſetz⸗ 
lichen und bergpolizeilihen Anoronungen beobachtet werben. | 

Alle Bergwerke koͤnnen entweder von einer einzigen Perſon (Eigeniähner) ober von mehren 
in Gefelichaft gebaut werden. In früherer Zeit wurde der Antheil bei einem Orubengebäube 
gewöhnlich in 128 Theile getheilt. Diefe Antheile nannte man „Kuxe”. Diefe waren, wenn 
Mehre in Geſellſchaft ven Bergbau führten, unter die Geſellſchafter, bald gleich, bald ungleich, 
vertheilt. Die einzelnen Quieteffenten hießen „Gewerken“, die Gefellfchaft derfelben nannte man 
„Gewerkſchaft“ und Die Grube eine Gewerkichaftlihe Srube. Waren aber die Antheile unter 
vier Theilnehmern gegeben und jenem acht Theile zugetheilt,, fo hieß man biefelben „Schichten, 
gleih 52 Kuren. Bon ven Kuren murben in ber Regel einige ale „Breitusen d. h. als von 
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der Laſt, nöthigenfalls Zubuße zu leiften, befreite Antheile vertheilt, theils an den Bergherrn, 
theild an ven Grundeigenthümer, theild an Kirchen, Schulen u. |. w. Der Bergherr over In: 
haber des Bergregald übernahm dafür oftmals die — unentgeltliche oder nach einem niedern 
Anfchlage zu geſchehende — Lieferung des Grubenholzes, nad) Umſtänden auch die Anlage der 
„&xb=" over „Srunvftollen‘ zur Ableitung der Grubenwafler, auch der Waflerleitungen zum 
Bedarf ver Maſchinenräder, ſodann die Leiſtung der nöthigen Vorfchüfle an die fogenannten 
„Zubußegruben“ (d. h. ſolche, vie zeitlich gar keinen oder doch feinen die Unkoſten deckenden Er: 
trag abwerfen) , wozu wol auch eigene Bergkaflen gebildet werben, und verfchledene andere Unter: 
flügung und Beihülfe. Auch mehre perſoͤnliche und dingliche Privilegien und Rechtswohlthaten 
verliehen fonft oder verleihen zum Theil noch Heute die Berggefeße den Gewerfen oder überhaupt 
den Bergwerktreibenden, Unternehmern und Arbeitern, als die Befreiung von der Milizpflicht und 
von Frohndienft, gänzliche oder theilweife Steuer: und Accis-, dann auch Zoll-, Weg: und 
Geleitsfreiheit, Ießtere zumal in Bezug auf die Bebürfniffe des Bergbaues und auf deſſen Pro: 
ducte , auch die Freiheit von An- und Abzugsgeld (ausgebehntauf ſämmtliche Bürger ver eigen 
als privilegirte Bergſtädte erklärten Orte), ſodann in Schulden, Hypothek- und Concursſachen 
verſchiedene Begünftigungen, überhaupt ein eigenes Bergrecht, einen privilegiiten Gerichts⸗ 
land und einen eigenen bürgerlihen und peinlihen Proc. Don diefen Freiheiten wider: 
ſprechen allerdings mehre ven geläuterten politifhen Grundſätzen der Neuzeit; dagegen verbie: 
nen alle Billigung die nad) Umſtänden zu verleibenden Prämien an die Entveder zumal von 
reihen, und an Unternehmer zumal von minder Gewinn verheißenden Bergwerken, ſodann die 
wohlthätigen Vorſchriften zur Sicherſtellung des Lohnes der Bergleute und der ihnen und ihren 
Familien in Kranfheitd- oder Unglüdöfällen zu reichenden Unterflügungen (mozu eigene 
„Knappſchafts-“ oder „Bruderkaſſen“ üblih und empfehlenswerth find), auch pie Anftalten zur 
Bewirkung der Wohlfeileit ver Lebensbedürfniſſe für die Bergleute und zur Eröffnung anderer 
Ernährungswege für die Fälle der nöthig werbenden Einſchränkung oder völligen Einftellung 
eined Bergbaues. 

In der neuern Zeit bilden fi für Bergbauunternehmungen gewöhnlich größere Actien- 

gefellfhaften, die mit bedeutenden Gapitalien ausgevehnte Arbeiten führen und, befreit von 
den drückenden und hemmenden Verhältniſſen ver Berggefeßgebung und Obfervanz der vergan: 
genen Zeit, ven Bergbau und bie Hüttenarbeiten im Allgemeinen ehr gehoben und in einzelnen 
Zweigen zu einer Größe und Blüte geführt Haben, wovon man in früherer Zeit feine Ahnung 
hatte. 88 iſt zumal in Deutſchland durch ſolche Vereine ver Steinkohlenbergbau, der Eiſenberg⸗ 
bau und der Eifenhüttenbetrieb,, ver Blei: und Kupferbergbau , der Zinkbergbau zu einer Aus⸗ 
behnung und auf eine Höhe der Production gebracht worden, die in nationaldfonomifder Be⸗ 
ziehung von ber größten Bebeutung find. - 
* Billig und natürlich iſt, dag — wie die meiften Bergoronungen und Gefege mit ſich brin⸗ 
gen — ber Staat für fo manderlei Begünftigungen des Bergbaues ſich auch die fortwährende 
Leitung und Beauffihtigung veflelben vorbehalte, daß er namentlich den wirklichen und ord⸗ 
nungdmäßigen Betrieb zur Bedingung der Fortdauer der verliehenen Rechte fee, daß er ſolchen 
Betrieb ver Berg: und Hüttenwerke durch genaue Vorſchriften regele, eine Fortwährende Auffiät 
und Gontrole über die Einrichtung und Führung der Bauten, felbft über Anftellung und Ent- 
laſſung der Bedienfteten und Arbeiter, fodann über den gefammten Bergwerkshaushalt und 
über dad Rechnungsweſen ausübe, überhaupt dabel alle national und flaatöwirtbfchaftlichen 
und polizeilichen Intereſſen (verftehtfich mit Enthaltung von jener unnöthigen Bevormundung 
oder Freiheits beſchränkung) nah Maßgabe der hier oder dort vorhandenen Verhältniffe und 
Umſtände wahre. Auch die Foderung einer mäßigen oder mit den gewährten Wohlthaten im 
Verhältniß ftehenden Abgabe von der Ausbeute der Bergwerke mag als billig erfcheinen, und 
felbft ein als Anerkenntniß des Obereigenthums des Staates über die unterirbifchen Güter von 
bem mit dem Nutzeigenthum Belehnten zu leiftender Zins erſcheint als rechtlich unvermerflice 
Folge der Statuirung jened Obereigenthums. Aber es fegt ſich der Staat mit ſich ſelbſt in 
Widerſpruch, d. h. er hebt die durch die aufgezähten Begünftigungen bezweckte Ermunterung 
zum Bergbau wieder auf, wenn er zu hohe Abgaben oder Gegenleiftungen fodert. 

Zu folden Abgaben gehört nun — außer den minder bedeutenden (theild ald Beitrag zu 
ben Befolpungen ver Bergbeamten, theild als eine Art von Kanon, oder auch ald Vergütung 
für beflimmte Leitungen gefoderten) fogenannten Duatembergeldern , Recefgeldern, dem Lade: 
und Wagegeld, dem Schlägefhag, dem Poch⸗ und Hüttenzind u. ſ. w. — zumal der Berg: 
zehnt, neben welchem mitunter gar noch ver Stollenneuntel (als Vergütung für den vom Staat 
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geführten Bau der Erbſtollen) zu entrichten ift. Nichts iſt einleuchtenver als die Verwerflichkeit, 
ja Abenteuerlichkeit diefer vom rohen Ertrage zu leiftenden Abgabe. Schon die ungeheure Uns 
gleichheit verjelben, da das Verhältniß des Reinertrags zum Nohertrag bei Bergwerfen, je 
nach der Verſchiedenartigkeit der Mineralien, dann ber Neichhaltigfeit ver Bänge und der von 
örtlichen Beichaffenheiten abhängigen Bauart u. |. w. nothwendig ein unendlich verſchiedenes 
iſt, macht fie unbebingt verwerflid. Dann aber erfcheint fie bei genauer Betrachtung, wofern 
fie wirfli in dem Maße, als ihr Name befagt, eingefovert wird, meift enorm hoch und oft 
ganz unerfhwinglid. Nah Malchus („Finanzwiſſenſchaft“, $. 21) betrug nad einerim Jahre 
4812 verfertigten zwölfjährigen Durchſchnittsberechnung die Roheinnahme von ſämmtlichen 


Bergwerken des damaligen Königreihs Weſtfalen 9,829,100 Fr. und die Gefammtausgabe 


eine Summe von 8,569,788 Fr., wonach die Reineinnahme nur in 1,259,312 Fr. ſolglich 
in ungefähr 12°, Proc. der Roheinnahme beftann. Wären ed Privatbergmwerfe und davon 
der Zehnte (aljo 10 Proc. ver Roheinnahme) zu entrichten gemefen, fo würden nur nod 
23/, Proc. derſelben übrig geblieben und auch dieſe leicht durch die übrigen Bergabgaben ver: 
fhlungen worden fein. Man kann zwar annehmen, daß bei dem Brivatbetriebe die Unkoſten 
etwas geringer gewefen wären; doch fehr beveutend kann, nach ber Natur des Bergbaueß, zwi⸗ 
fhen Staatd- und Privatabminiftration der Uinterjchien der Koften nicht wol fein. Auch find 
hier die von den in den Gruben und Taggebäuden und Mafchinen ſteckenden Gapitalien zu be⸗ 
ziehenden Zinfen nicht einmal in Rechnung gebradt. Im Königreih Würtemberg betrug im 
Jahre 1826— 27 ver Reinertrag ver Bergwerke 15%, , Proc. der Bruttoeinnahme. In dem 
reichſten der ſächſiſchen Silberbergwerke beträgt der Reinertrag 27 Proc. des toben. Die Berg: 
werke im Harz warfen im Banzen nicht mehr als 10 Proc. des Rohertrags ab. In Batern aber 
wied die Durchſchnittsrechnung von 1819— 25. in den fleben ältern Kreifen blos einen Rein 
ertrag von %, Pror. ded rohen aus, und drei Jahre waren felbft mit Zubuße verbunden. Frei⸗ 
lich ift au) Hier nur von Staatsbergwerken die Rebe, bet welchen der finanzielle Verluſt durch 
den nationalölonomifchen Gewinn mag: überiwogen werden. Doc zeigen diefe Beifpiele ven 
jedenfalls bei Bergwerken obwaltenden ungeheuern Unterſchied zwifchen Roh: und Reinertrag 
und daher die ſchreiende Ungerechtigkeit ver Befleuerung des erften. Ia, wenn e8 wahr iſt, was 
wir lefen, daß felbft in den allerneueft unter den glänzendften Hoffnungen unternommenen 
Privatbergwerken in ven fübamerifanifhen Staaten Innerhalb dreier Jahre 19 Mill. Gldn. 
(70 Proc. der eingefchoffenen Gapitale) verloren gegangen find, fe leudjtet das Mislihe des 
Bergbaues für Privatunternehmer und daher die abſchreckende Härte einer felbft unter günftigen 
Umfländen gar leicht zwei Drittel oder drei Viertel, jehr oft aber das Ganze des Reinertrags 
verſchlingenden, ja manchmal den Reinertrag überſteigenden Abgabe ein. Man bat aber, eins 
genommen von ber finanziellen Vortrefflichkeit des Zehnts, denfelben fogar von den Zubuße: 
Euren zu nehmen ſich nicht gefcheut, was freilich dem Princip nach mit dem auch in Fehljahren 
oder bei undankbarem Boden von Feldern und Weinbergen erhobenen Zehnten übereinftimmt, 

Indeſſen war natürlih die Härte und die abſchreckende Wirkung des Bergzehnts fo eins 
leuchtend , daß faft allenthalben bebeutende Milderungen flatuirt wurden. Anftatt des zehnten 
wurde etwa nur der zwanzigſte Theil gefodert oder aud ein beftimmter mäßiger Durchſchnitts⸗ 
beitrag, und Zubußfuren wurben befreit. Nach dem franzoͤſiſchen Geſetz vom 21. April 1810 
hat jever Grundeigenthümer das Recht des Bergbaued auf jeinem Veftgtfum und zahlt außer 
der Orundabgabe (10 Fr. von dem Geviertfilometer) noch eine weitere Abgabe von ver Aus⸗ 
beute, die aber 5 Proc. des Reinertrags nicht überfleigen darf. In Baden wurde durch das 
Geſetz vom 14. Mai 1828 der Iandesherrliche Bergzehnt fammt allen andern Goheltögefällen 
vom Bergbau völlig aufgehoben und an deren Stelle eine in dem zwanzigften Theil des Reiner: 
trags beſtehende Bergfteuer gefept. Auf den flandeöherrlihen Bergzehnt jedoch warb bie Auf: 
bebung nicht ausgedehnt, weil man dadurch dem Privatrechte ver Mebiatifirten zu nabe zu treten 
fürdtete. Freilich ift ſchwer begreiflih, wie ein landesherrliches Recht dadurch, daß der bishe⸗ 
rige Landesherr einem andern unterworfen wird, folglich aufhört Landesherr zu fein, nun⸗ 
mehr zum Privatrechte veflelben werben könne; und ficherlich werben unfere Nachkommen, 
wenn fie die Rechtsgeſchichte des 19. Jahrhunderts lefen, von Erftaunen über fo feltfame — 
leiver bei der Feſtſetzung ver Rechte der Mebiatifirten überall vorwaltende — Begriffsverwir⸗ 
rung ergriffen werben, aber zugleich Diejenigen beklagen, welche die traurigen Folgen derſelben 
zu ertragen hatten. 

No außer ven angeführten Abgaben behält oftmald der Staat unter dem Titel feines 
Bergregals ſich weiter vor das Borkaufsrecht über die Bergerzeugniffe, ein fehr drückender, 
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faum je durch wirkliche Nothwendigkeit zu rechtfertigender Vorbehalt, und welcher, zumal wenn 
nicht die Iandläufigen Preiſe, fondern willfürlih, etwa ſchon vor alters feftgefegte niebere 
Zaren dabei ven Anichlag bilden, vie völlige Entmuthigung der Bergbautreibensen und Das 
Bingeben der Bergwerke bewirken kann. 

Nrbsn dem volfs⸗ und ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſe des Bergbaues hat der Staat bei 
dem auf feine eigene Rechnung, allernächſt alſo Sei vem auf Domanltalgrunde betriebenen noch 
das finanzielle zu beachten. Die Grundſaͤtze für folgen Ananztell vorteilhaften, d. H. thunlichſt 
ergtebigen und nachhaltigen, auch dabei wohlfeilen Bau find jedoch nicht mehr politifcher, ſon⸗ 
dern rein technifcher Natur und gehören alfo wol den fogenannten Fameraliftifhen Stupien 
im weiten Sinn dieſes Wortes, keineswegs aber den eigentlih ſtaatswiſſenſchaftlichen an. 
Nur eine Frage bleibt uns hier noch zu erörtern: ob naͤmlich der Staat überhaupt wohl daran 
thue, den Bergbau felbft zu vertreiben, ob nämlich nicht auch bier das Syſtem der Verpachtung 
oder der erblehnweifen Verleihung jenem ver Selbftapminifttation vorzuziehen fei, dann zu: 
mal, ob der Staat auch folde Bergwerke betreiben folle, deren finanzieller Ertrag gering, 
namentlich Die Zinfen bed darauf zu bewendenden Capitals nicht abwerfend, oder wol gar 
sicht einmal die laufenden Auslagen erſetzend iſt? Daß ein Privaibergbau unter ſolchen 
Berhältnifen, wenn fie bleibend find, nicht fortdauern Lönne, leuchtet ein. Der einen Privat: 
bergbau Unternehmende over Betreibenpe hat dabei blos fein finanzielles Interefle im Ange. 
Die gewonnenen Erze find für ihn nicht mehr werth al der Preis, den er dafür erlöfl, um 
wenn er nicht hoffen kann, aus ſolchem Erlbs nicht bloß den Erfah der laufenden Auslagen, 
fondern auch noch einigen Gewinn, namentluh einen wenigftens mäßigen Zins ded anf bie 
Errichtung und Einrichtung ded Werkes zu verwendenden Bapitals (als für Gruben und Tag- 
gebäude und Maſchinen u. |. w.) zu ziehen, fo unternimmt er ven Bergbau nicht. Zwar wir 
er, wenn derſelbe einmal unternommen ift, ihn eine Zeit lang auch alddann nod fortführen, 
wenn der erwartete Gewinn nicht erfolgt, infofern etwa ein Fünftig fich erhöhenver Ertrag ge: 
hofft werden mag, oder infofern wenigftend die laufenden Auslagen gedeckt find und etwa no 
einige Zinfen von demjenigen Theile des Capitals, weiher aus dem Werke wieder herausge⸗ 
nommen werben kann, was freilich in ver Megel ver Heinere Theil iſt. Sinkt aber die Ausbeute 
unter biefen Extrag bleibend hinab, fo muß er, will er ſich nicht zu Grunde richten, den Ban 
aufgeben. Gilt nun dieſe Rechnung aud für den Staat? 

Die ältern Schriftfteller empfahlen gewoͤhnlich, mit v. Juſti, dem Staate wenigftend den 
Bau von Gold und Silberbergwerfen, jelbft wenn biefelben Zubuße erfoverten, weil nämlich 
die Koften des Betriebes im Lande blieben und das, wenn auch ınit fcheinbarem Verluft, erzeugte 
Gold und Silber gleihwol eine Bermehrung des Nationalreihtgums fei. Unteriden neuem 
erklärten fich mehre gewwichtige Stimmen, zumal v. Jakob, Dann aud) Rau und Andere fat unbe⸗ 
dingt, d. h. nur fehr wenige Ausnahmsfälle zugebend, gegen ſolche Anfiht. Wenn der Berg: 
bau nicht neben den Betriebskoſten noch ven Zins der Kapitalanlage einbringt, fo erblickt 
Jakob darin ſtets einen reinen Berluft. Denn Bapital und Betriebsfoften hätten entiweber un⸗ 
“ mittelbar auf einen andern, das entfprechenpe Erträgniß abwerfenden Productiondzweig können 
verwendet, etwa der producirenden Claſſe verzinslich dazu vorgefigoflen werben, oder man Hätte 
nun die betreffende Summe, 3. B. eine Million, weniger an Steuern erhoben; und alddann 
wäre das in den Kaſſen der Bürger zurüdgebliebene Geld der luerativen Production zugefloffen, 
ber Nationalreihthum alfo dadurch jedenfalls erhöht worden. Diefer Anflcht Tiegt, wie man 
fieht, die Borausfegung zum Grunde, nit nur dag jedesmal noch Gelegenheit und Mittel zn 
pofitiv gewinnbringenber Sapitalaulage vorhanden felen, fondern daß auch wirflich alles in ven 
Händen der Bürger zurückbleibende Gelb ald productives Capital werde verwenbet werben. 
Solche Vorausſetzung aber ift täuſchend. Nicht jener Bürger wird den durch Steuerverminde⸗ 
rung erfparten Thaler fofort der Production zuwenden. Die meiften werben ihn für Gegen⸗ 
Hände des Genuffed ausgeben, großentheils felbft für foldhe, die dad Ausland erzeugte. Und 
wenn auch die Gonfumtion (zumal ver einheimiſchen Producte) gleichfalls als Mittel oder 
Anreiz zur Probductionsvermehrung wirkſam ift, fo gilt dieſes doch ebenfo wol von der Bon: 
funtion der vom Staat bezahlten Bergleute als von jener ver übrigen Bürger. Aber eine un⸗ 
mittelbare Probuctiondvermehrung geht nicht aus der letzten, wol aber auß der erften (d. h. 
aus der Arbeit dieſer conſumirenden Bergleute) hervor. Dabel ift gu bebenfen, daß, wenn 
auch die Unfoften des Bergbaues für den Staat ald Iinternehmer oder ald Bergwerktreibender 
sine wahre Ausgabe find, fie doch für ihn, als Staat over Geſanmtheit betrachtet, folches 
nit find, infofern fie nämlich in vie Kände von Stuatsangehörtgen fließen, folglich in Be: 
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Tumtion. Solange die Steuern nit überfpannt ober durch ungleiche Bertheilung Krürenp 
find, wird durch fie Cd. h. durch den im Lande ſelbſt verwendeten Theil perjelben) der Saat 
nicht ärmer; er wirb aber reicher durch die mittels berfelben erzeugten Probucte, und par 
den volfen Werth derſelben nach Abzug — nicht des dazu aufgewendeten Gelbe, ſondern 
ber behufs der Erzeugung confumirten Stoffe (3. B. des Holzes, der Steinkohlen, überhaupt 
per, abgefehen von ber Gonfumtion der Arbeiter, beim Bergbau verbrauchten werth habenbeu 
Sachen). Zwar kann er vergleihungswelfe dabei Verluſt exleiden ober aͤrmer merken, wehn 
nämlich wegen bed Berg: und Hüttenwerks ein anderer lucrativerer Productionszweig mare 
aufgeopfert worden ober "wenn mittelbar oder unmittelbar die Privatinduſtrie bar pipe 
Verkümmerung erfahren hätte; aber das erfle — ba ja ber Staat in der Regel gar nicht Me: 
werbe treiben ſoll — findet wol nur felten fatt, und Daß zweite kann nur eintzeten, wo enting- 
der der Aufwand fo groß iſt, daß in der That dadurch eine ſchwere, die der Production zu wihr 
menben Capitale erkennbar verringernde Gteuererhöhung veranlaßt wird, ober wo durch Die 
Concurrenz ber Staatsinduſtrie mit jener ber Privaten ber legten eine Bedrückung zugeht. Mei 
dem fraglichen Bergbau findet Feind von beiden flatt. Denn es handelt ſich — von 
ganz ungeheurer Zubuße, fondern blos von einigem, dem Productenwerth überfleigenhen 
Aufwand; und bei Bergwerken, vie fo geringe Ausbeute geben, kann von Pripatunterneh- 
mungen, aljo yon nachtheiliger Staatsconcurrenz gar Feine Rebe fein. Es iſt Hier blos die 
Frage, ob bie fo Eoftipielig zu Tage zu förbernden Schäge vergraben bleiben follen im Sphopie 
der Erbe, ober ob fie auf Unkoften ver Geſammtheit in’verfelben Beſitz zu bringen jeien. D 
nun diefe unterirbifchen Güter in der Regel dem wahren Bevürfnig — nicht blos dem Jurupid- 
fen Genuß — der Geſammtheit und ihrer Glieder dienen und zugleich wegen ihrer lange dauern⸗ 
den Brauchbarkeit die Cigenſchaft haben, accumulirt werben zu Fönnen; und da bie zu ihrer 
Erzeugung verwendeten Unkoſten größtentheild ald Arbeitslohn den eigenen Bürgern Unter: 
halt und mittelbar allen, ſolchen Unterhalt probucirenden Claſſen Verdienſt und Ermunterung 
geben ; fo kann der national: und ſtaatswirthſchaftliche Vortheil ſolches Bergbaues — folange 
nit ein allzu großes Misverhältniß zwiſchen Vorauslagen und Ertrag eintritt — ohne Ber- 
wechſelung bed Privat: mit vem Staatshaushalt nicht wol verfannt werden. Aber ed ift, um 
den wahren Standpunkt der Beurtheilung zu erfchwingen, nothwendig, fi die doppelte Bi- 
genſchaft des bergbautreibenven Staats vor Augen zu halten, nämlich einerſeits als finanziell, 
zum unmittelbaren Vortheil ber-Staatöfafle ſolches Geſchäft führenn, und andererſeits ſich als 
Geſammtheit betrachtend, wonach Alles, was den Gliedern zufließt, auch als fein eigen erſcheint 
und Gewinn und Verluſt alſo blos aus der Geſammtrechnung hexvorgehen kann. 

Es iſt bei dieſer Ausführung abgeſehen worden von dei auch bei zeitlich. unvoxtheilhaftem 
Bau oft vorhandenen Moͤglichkeit, ja Wahrſcheinlichkeit eines künftig reichern Ertrags, wel⸗ 
chen aber abzuwarten und vorzubereiten der Privatmann theils nicht geneigt, theils nicht im 


- Stande iſt, ebenſo von der ermunternden und belehrenden Einwirkung des wohlgeleiteten, von 


tüchtigen Bergmännern geführten Baues ber Staatsbergwerke auf Die Unternehmungen 
der Privaten. 

Alle dieſe Betrachtungen zeigen auch, daß zwiſchen Bergbau und allen ober faſt allen an⸗ 
dern Gattungen des Gewerbbetriebs ein weſentlicher Unterſchled obwalte. Ueherali fonft over 
faſt überall iſt die Regel anwendbar, daß ver Staat nicht mit Gewerben ſich befaſſen, ſouhern 
ſoyiel möglich alle Ur = und alle induſtrioͤſe Production den Privaten überlaſſen, daß er alſo 
aud feine eigenen Gründe und gewerblichen Anftalten entweder veräußern over verpachten ober 
zur Supniegung verleihen folle. Auf ven Bergbau und das Hüttenweien, wiewol v. Jakqb 
auch hier darauf dringt, leivet der Grundſatz wol auch einige, doch nur eine beſchraͤnkte Anwen: 
bung. Uber es Eönnen vie nähern Beflimmungen nur auß ber Würdigung der.in einem ober 
dem andern Staat vorhandenen concreten Verhältniffe und Umſtaͤnde hervorgehen und dürfen 
daher hier, wo blos dad Allgemeine betrachtet wird, nicht außeinanher gefegt werben. Bei bem 
höchſt glücklichen Aufſchwung, den in neuefter Zeit in Deutſchland mit dem Aderbay und ber 
Induftrie überhaupt auch ver Bergbau und vorzüglich die Gewinnung ber koſtbarſten Produste 
ber Kohlen und bed Eifens, und zugleih unfere deutſche Ciſeninduſtrie gewonnen, iſt ed Auf: 
gabe der Stantöverwaltung und Gefeggebung, überall förbernd und unterſtützend -und von al⸗ 
ken Hemmniffen befreienb einzufchreiten. Foͤrderlich find gute Bergſchulen, gengnokifche lintey: 
ſuchungen und Aufnahme des Landes, hülfreiche Aſſociationen der Bergleute, Berückſichtigungen 
bei der Gonfeription und Beſteuerung, und Bildung pon Arten: und Craeditgeſellſchaften. 
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Zu den vorzüglichern Quellen des — zumal deutſchen — Bergrechts und zur bemerkend⸗ 
werihen Literatur des Bergweſens gehören: Die Joachimsthalſche Bergordnung vom Jahre 
4548, welde die Grundlage vieler neuern Berggefege geworben ift, und früher noch die 
Iglauiſchen Bergrechte; fobann „Corpus juris et systema rerum metallicarum‘, oder „Neu 
verfaßtes Bergbuch u. ſ. w.“ (Frankfurt a. M. 1698); „Corpus juris metallici recentissimi 
et antiquioris‘, oder „ Sammlung der neueften und ältern Berggefege von Thomas Wagner” 
(Reipzig 1791); Köhler, „Verſuch einer Anleitung zu den Rechten und der Verfaffung bei 
den Bergbau in Kurſachſen“ (Freiberg 1786), und deſſen bergmännifches Journal; Lori, 
„Sammlung des bairifhen Bergrechts u. ſ. w.“ (Münden 1764); Lobethan, „Einleitung 
zum Bergwerksrechte“ (Halle 1777); Hartwig, „Bergbuch“ und Bergiusd,.,„Bolizei= und 
Kameral-Magazin“; v. Ganerin, „Grundſätze des deutſchen Berg: und Salzrechts“ (1790) 
und veffelben Bergfameral= und Bergpolizei = Wiffenfaft” (1791); v. Berg, „Handbuch 
des deutſchen Polizeirechts“ (3: THl.); Beyer, „Bergſtaatsrechtslehre“ und „Olia metal- 
lica“, und andere; Hartmann, „ NRepertoriunder Berg = und Hüttenfunde “ (2 Bde., Weimar 
1839 —40), Weiste, „Der Bergbau und das Bergwerföregal”, und Haffe, „Die Eifen: 
erzeugung Deutſchlands aus dem Geſichtspunkt der Staatswirthſchaft“, ferner die verſchiede⸗ 
nen Schriftfteller über das veutfche Öffentliche und Privatrecht, ald Danz, Runde, Eichhorn, 
‚Klüber, Mittermaier, und bie Berfaffer von ausführlichen Lehrbüchern über Nationalökono⸗ 
mie und Finanz, inshefondere Eſchenmaier, „„Lehrbud des Staatsoͤkonomierechts“ (1. Bd., 
Frankfurt 1809) und bie neuern Werke von Jakob, Malchus, Rau und Andern. Unter ben 
Franzoſen aber zumal de Billefofle, „De la richesse minerale” (Paris 1810) und „‚Jour- 
nal des mines”, namentlih in Band 19, Art.: „Fondamentaux de la jurisprudence des 
mines”, u. f. w. Bon den neuern franzöfifchen Gefegen über ven Bergbau enthält jenes vom 
21. April 1810 die Hauptbeflimmungen, die vom 3. Aug. und 18. Nov. 1813 ergänzen und 
mobifleiren zum Theil baffelbe. Aber fon die in der erſten Revolutionsperiode erlafjenen 
(vom 27. März und 12. Sult 1791, dann vom 13. Pluviofe und vom 18. Meſſidor deb 
Jahres IX) Irgten ven Grund zum neuen franzdfifchen Bergrecht. DVergl. „Code des mines“ 
(Lüttich 1811). Rotteck u. F. A. Waldner. 

Bericht, Berichterſtatter. Unter Bericht verſteht man im Allgemeinen das Nachricht⸗ 
geben und die Darſtellung über irgendein Verhältniß; in politiſcher Beziehung eine ſolche 
Darſtellung entweder von einer Amtöftelle an die vorgeſetzte Behoͤrde oder von einer ſtändiſchen 
Gommiffton oder Gomite und zunähft von ihrem gemählten Berichterflatter an Die Stände: 
fammer, ober auch von einer Commiſſton des Bundestags und ihrem Berichterftatter an bie 
Hohe deutſche Bundesverſammlung. In der Regel enthalten die Berichte zugleich ein Gutachten 
über die Behandlung oder Entſcheidung der dargeftellten Verhältniſſe. Die zweckmäßigſte 
Anordnung eines Berichtö wird, ſowie bei einer gute ®Procepfchrift, die fein, daß nach einem 
pafienden kurzen Eingange die hiſtoriſche Darftellung des ganzen zu entſcheidenden ober zu be: 
handelnden BVerhältnifies, alsdann die rechtlichen und politifchen Grundfäge für feine Beur⸗ 
theilung und zuleßt Die gutachtliche Anficht und Antragftellung über bie angemefjenfte Behand: 
fung oder Entſcheidung der Sache (angemefien den drei Theilen des logiſchen Schluffes, des 
Unterſatzes, Oberſatzes und der Schlußfolgerung) aufeinander folgen. Vollſtändigkeit und 
Bünpigkeit, Klarheit und Treue und endlich kalte leidenſchaftsloſe unparteilihe und fcharfe 
Beurtheilung der Sache nad allen zur Sprache kommenden rechtlichen und politifhen Grund⸗ 
fügen und Geſichtspunkten (nad ben rationibus dubitarrdi und decidendi) find Hauptaufga⸗ 
_ ben eines guten Berichts. Der Bericht fol nicht Parteifchrift fein und muß, wo er im Namen 

eined Collegiums ober einer Commiſſtion erftattet wird, ein treued Organ ber Anficht der Mehr: 
beit fein. Er ift auch ganz verfchleven von einem Antrage, von einer Motiondbegründung oder 
von einer individuellen Anſichtsvertheidigung eines einzelnen Ständemitglieds. In biefer 
legtern darf und muß von dem Redenden, der für feine und feiner einzelnen Partei Anficht die 
Beiftimmung erkämpft, oft vorzugätvelfe nur die eine Seite und Anſicht ber Sache, für deren 
Sieg man mit Überzeugung ſpricht, hervorgehoben und zuweilen mit einer redneriſchen Wärme, 
ja mit einer Begeifterung, die mancher kalte Pedant vielleicht Leidenſchaft und Übertreibung 
Kennt, hervorgehoben und der entgegenftehenden Ausführung der Gegner gegenübergeftellt 
werben, wodurch denn für die endliche höhere Schlußfaflung alle Seiten des Banzen vollflän: 
big und lebendig Hernortreten. In dem Berichte dagegen foll vie kalte leidenſchaftsloſe unpar: 
teliſche vielfeitige Anficht der Negierungsbehörbe oder Commiſſton und Kammer dargelegt und 
vorbereitet, ſchon der Entwurf ber unparteiifchen Entſcheidung gegeben werben. Sehr richtig 
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faften ſchon manche ſtaͤndiſche Gefäftsorhnungen dieſen natürlichen Unterſchied auf, fo na= 
mentlid die badiſche. Sie verorbnet, daß bie Berichte von Berichterftatter ſtets nur ſchriftlich 
erftattet und abgelefen werben müflen, während die Motionsbegründung und die Rede bes ein: 
zelnen Deputirten zur Bertheidigung feiner Anfiht gar nicht abgelefen werben darf, ſondern 
durchaus in freier mündlicher Rede vorgetragen werben muß. Für die neuere Befchäftsbehand: 
lung, in welcher immer mehr die alten fteifen pedantiſchen Kanzleiformeln und Titulaturen 
bee fpätern Mittelalterd, welche am längften in Deutichland ſich erhielten, auch bei ung ver⸗ 
ſchwinden, und insbeſondere für die ſtändiſche Geſchäftsbehandlung befigen wir nod fein 
gutes Werk. \ MWelder. 

Bern. Bis zum Jahre 1830 iſt die Geſchichte diefes mächtigften Schweizercantons bie 
Geſchichte vom Keimen, Blühen und Wellen eines ariſtokratiſchen Staatsgebildes. Man hat 
Bern „das Venedig ber Alpen’ genannt. Es liegt in dieſer Vergleihung etwas Wahrheit, und 
die Parallele zwifchen dem Lebenslaufe der adriatiſchen und ver ſchweizeriſchen Republik ließe ſich 
leicht auf anziehende und belehrende Weiſe durchführen. Indeflen kann zwifchen Lagunen und 
—* kaum größere Verſchiedenheit beſtehen als zwiſchen Charakter und Gang beider Adels⸗ 

aaten. 

In ven alten Fehdezeiten, an der Grenzſcheide des 12. und 13. Jahrhunderts, befeſtigte ober 
baute ein Herzog von Zähringen, Berthold V., nebfl andern Burgen und Stäpten in burgun⸗ 
difchen Helvetien, auch Bern zur Sicherheit feiner dortigen Gebiete. Bekanntlich waren Städte 
damals Volföburgen und Zufluctöftätten des niedern Adels und Fleinerer Gutsbeſitzer gegen 
Raubluſt und Herrſchſucht mächtiger Freiherren, die zerftreut auf hohen Ritterfchlöflern im Lande 
faßen. Bern eignete ſich ganz vorzüglich zu Berthold's Zweck. Inmitten des helvetifhen Bur⸗ 
gund und räuberifher Gewaltsherren Hatte e8, auf einer vom Aarftrom geformten Halbinfel, 
jene eigenthümliche Lage, welche ſchon von nen Römern zur Gründung fefter Pläge geliebt wurde. 
Zwei Seiten des Dreiecks enpfingen ihre Schußmwehr durch den reißenden Strom; die britte 
Seite konnte leicht duch Mauerwall und Graben von der Landſeite abgeſchnitten und vertheinigt 
werben. Diejer Vortheil forte der zufällige Umftand, daß Grund und Boden des Stäbtleind 
nicht zum herzoglichen Cigengut gehörte, fondern Reichsgut war, gaben der jungen Drtfchaft, 
neben dem Gefühl der Sicherheit, einen Rechtsganſpruch auf Unabhängigkeit und Selbſtändig⸗ 
£eit, der ihr, audgeflattet mit ven Stabtrechten von Köln und Freiburg im Breiögau, nach dem 
Tode ihres Gründers Berthold wohl zu flatten fam. Denn durch eine Handveſte Kaiſer Fried⸗ 
rich's II. empfing jle bald Vorzüge und Pflichten einer reichöfreien Stadt. Ihre ungepflafterten 
Gaſſen und hölzernen Häufer wurben bald von Handwerkern aller Art und von Rittern aus 
der Nachbarſchaft bewölkert, die fich in ihr verbürgerten. - 

Wie in andern Reihaftädten Deutfchlands und der Schweiz, beftand auch in Bern urfprüng- 
lich demokratiſche Nechtögleichheit fimmfliher Bürger. Davon zeugen auch noch die älteften Ur⸗ 
Funden, bie von „Schultheiß, Zwölfern, Funfzigern und allen Bürgern“ oder von „Schultheiß, 
Rath und Gemeine” fpredhen; davon zeugt die Inſchrift des älteften Stabtfiegeld und noch im 
16. Jahrhundert die Kriegderflärumg von Schultheiß, Großem und Kleinem Rath fowie ber Ge⸗ 
meinde der Stabt Bern gegen Savoyen (im Sabre 1556). 

Dies Hinderte jedoch keineswegs, Männer des Adels, ausgezeichnet durch Einfiht, Kriegs⸗ 
erfahrung und vornehme Verbindungen, in die erſten obrigkeitlichen Amter des Stabtwefen® zu 
wählen. Dem Handwerker fehlten, wenn auch nicht immer Talent ober Tapferkeit, doch Zeit 
und Vermögen, ſich den öffentlichen Gefchäften ohne Entgelt hinzugeben. &8 gibt feine Demo: 
Exatie, in welcher das Volk nicht freiwillig Die Unabhängigften und Faͤhigſten an bie Spitze der 
öffentlichen Berwaltung ruft. Es iſt Naturbedürfniß, Naturnothwendigkeit ber bürgerlichen 
Geſellſchaft wie des einzelnen Menſchen, Überlegenheit anzuerkennen, welche Natur oder Schick⸗ 
fal gewähren. . 

Berne urfprüngliche geringe Bevolkerung vermehrte fich bald neben der fortdauernden Un- 
ſicherheit ver Menfchen zwifchen ven Schlöffern eines zahlreichen, mächtigen und gemaltthätigen 
Adels. Um Bürger der jungen Reichsſtadt zu werden, war Beſitz eines eigenen Hauſes barin 
hinreichend ; auch ſchon Beſitz eines Schwerted, eines Paars Streithandfchnhe und eines Löoſch⸗ 
zimers zur Hülfe bei Feuersbrünſten. Bernd urfprünglices Gebiet außer feinen Mauern bes 
fland faft ein Jahrhundert lang nur aus wenigen Viehweiden und Wälbern. In immerwähren- 
der Bebrängung von flärfern Nachbarn Hatte dad freie Stäptlein Mühe, fein Dafein zu friften. 
Bald begab es fi in Schutz ver mächtigen Grafen von Savoyen; bald ſchloß es Bünpniffe mit 
andern Landſchaften und Herren; bald firttt e8 nit dem Muth der Berzweiflung um Bewahrung 
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bed eigenen Lebens; bald fandte es feine Söhne zu Merten der Bergeltung und Nache aus. In 
dieſen unaufpörligen Bewegungen, Fehden, Siegen und Niederlagen entfaltete ich in gefamum- 
ter Bürgerfchaft ſtolzer Kriegesgeift; in der Stebtregierung Streben nad, Briveiterung des Ges 
biets und der Machtmittel; in der öffentlicden Verwaltung firengere Drbnung. Die Berwirruns 
gen zu vermeiden, melde bei Berathungen in einer Verſammlung zahlreicher Bürger ſtattfinden, 
ober auch vielleicht ven Mishraud der Gewalt zu beihränfen, den fi von Zeit zu Zeit Schult- 
heiß und Rath erlaubt haben mochten, warb biefem ein Ausſchuß ber Bürgerfhaft von 
200 achtbaren Männern, mit gejeßgeberifcher Befugniß, zugeorauet (im Sabre 1293). Nur 
in großen Angelegenheiten behielt ji die Gemeinde Entſcheidung vor. Sie Hatte fi in vier 
.Stabtquartiere getheilt. Jedes Quartier wählte für Kriegstage einen Venner, ber dad Banner 
führte und in Friedenszeiten bie Macht eines Volkötribund oder Zunftmeiſters beſaß, Willlüren 
yon Schultheiß und Rath zu hemmen. So erjploflen ſich Die erfien Keime reiner Staatöner- 
faffung, welde fpäterhin unter dem Einfluffe ſowol ausgezeichneter Staatsmänner und Helden 
als ciferfüchtig miteinander ringender Parteien, neben wechſelnden Schidijalen, eine Beſtimmt⸗ 
heit und Vollendung empfing, Die noch vor einem ZJahrhundert Beifall, ſelbſt Bewunderung 
manches Beobachters fand. 

Wir wollen hier nicht die allmälige Verwandlung von den Einrichtungen des urſprünglich 
freien Gemeinweſens beſchreiben, bis es zuletzt in den todten Mechanismus ber Oligarchie zu: 
ſammendorrte. Solche Darſtellung würde au mit nicht geringen Schwierigkeiten verflochten 
ſein, weil dazu viele urkundliche Nachweiſungen noch aufgeſucht werden müſſen, oder vielleicht 
nie vorhanden waren. Wir wiſſen nur mit Beftimmtheit, daß ſeit Erbauung ber Stadt bis zum 
Sabre 1798 vie Herrſchaft über das nach und nach erweiterte Landgebiet ausſchließlich bei der 
Stadt war; daß no bi zum Anfang des 16. Jahrhunderts, zur Zeit der Eroberung vom 
Waadtlande, die gefammie Stadtgemeinde im Beſitz ſtaatsbürgerlicher Rechtsgleichheit land; 
hab bis dahin die verfammelte Bürgerfchaft in wichtigen Angelegenheiten ver Republik befragt 
wurde und entſchied; daß felbfl gemeine Handwerker Höhere Stantsämter befleiveten. Erſt ſeit 
(Sroberung des Waadtlandes wurde die Gemeinde nicht mehr in Stantäfachen angefragt; da⸗ 
gegen nahm ihr Ausſchuß, jener Große Math der Zweihundert, allmälig nicht nur Die unbe: 
ſchraͤnkte geſetzgebende, ſondern aud Die hoͤchſte richterliche Gewalt an ſich, und engte er ſelbſt Die 
Macht der Vollziehungsbehoͤrde, des Kleinen Raths, ſo ein, daß die Zweihundert zuletzt Der ei⸗ 
gentliche Souveraͤn des Landes wurden. Sie beſchraͤnkten erſt, dann verboten fie ſogar (im 
17. Jahrhundert) die Annahme neuer Bürger und unterſchieden die wirklichen Bürger wieder, 
Deren Väter es fchon vor dem Jahre 1635 geivefen waren, non ben fogeuannten ewigen Gin: 
wohnern der Stadt, die, wie alle Nichtbürger der Stat, zu per Maſſe ver Unterthanen gehörten. 
Bürger allein waren durch ihre Geburt vegierungsfähig ; aber doch ſchieden ſich unter ihnen die 
Adeligen von den Nichtaveligen aus. Jene machten hoͤhere Anſpruche und genofleu wirklich aud 
in verſchiedenen Faällen einige Vorzüge, oder doch einen gewiſſen Vorrang. Endlich ſchieden fi 
auch unter ven Bürgern ſelbſt, obwol fie alleſammt regieuungsfähig fein ſollten, die regierenden 
Bürgerfamilien, eigentliche Patricier, von ben nichtregicnenden ab. Aus jenen wurden ber: 
koͤmmlich die oberſten Vehoͤrden und Amter allein beſetzt; die letztern hingegen bei ber Wahl 
regelmäßig gar nicht beachtet. Aber au die regierenden Familien oder die patriciſchen waren 
einander nicht gleich. Man unterſchied bei ihnen wieder Die Hohen ober großen von ben übrigen; 
von dieſen großen ſah man gewöhnlich ein Mitglien im Kleinen ober vollziehenden und gegen ein 
Dugend Mitglieder im gefeggebenden over Großen ſouveränen Rath. 

Der leptere, als wahrer Inhaber und Ausüber berniſcher Selbfiherrlichfeit, ergänzte ih 
sei neuen Wahlen aus jenem Kreife der bevorrechteten Familien. Zwax die Bürgerihaft mar 
in zwölf Geſellſchaften oder Zünfte geiheilt, aber beſaß keinen Cinfluß auf Die Staatobehörden 
durch Wahlrecht. Nur vier von jenen Geſellſchaften hatten aus frühern Jahrhunderten ihr Be⸗ 
fugniß bewahrt, die pier ſchon oben erwähnten Venner oder Pannerherren zu wählen, aber nur 
‚08 folgen ihrer Zumftgenoflen, die ſchon Glieder des Großen und Kleinen Rathes waren. Aller: 
dings erwählte oner ergänzte fich bie ſouveräne Vehörde nicht unmittelbar felbft, fondern es ge: 
ſchah dies durch eine Commiſſion non 16 von jenen Bünften bezeichneten Gliedern bed 

Mroßen Raths vereigt mit ven Gliedern des Kleinen Naths; alſo von einem jährlich abgeänder⸗ 
sen Ausſchuß ver oberfien Staatsbehoͤrde. Doch purfte Diefer Ausaſchuß ſchwerlich eB wagen, eine 
er patriciihen Famillen durch Verſtoßung eines ihrer Glieder zu kränken. So ward zulegi 
Alles nur Formenwerk over feierliches Spiel. Der Graße Math wurde alljährlich mieder beſtä⸗ 
tigt in der Gliederzahl, die er eben hatte. Durch Ton ober Verzichtleiſtung arlebigte Bläpe deſ⸗ 
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felßen, Die in ven erſten Jahrhunderten der Repndlil ejährtich wieder befegt werden mußten, 
Beh man fpäterhin fo lange leer, bis deren etwa 80 offen geworden waren. Schritt man forann 
endlich zur Ergängung, fo erwanmie jeber ber beiden Schultheißen, jedes von den Mitgliedern 
Des Kleinen Raths und der Commiffion der Sechzehner, ver Stantd- una Berichtöfhreiber, der 


. Großweibel und Rathhausmann, jeder für fi einen regimentafähigen Bürger zum Mitglieb 


des Großen Raths; es verfieht fi, einen Verwandten oder ſonſt Begünfligten. Die allgemeine 
Benehmigung des Ernannten erfolgte ohne Limflände. So wurben bie meiften von den leer: 
geworbenen Plägen beſetzt. Kür die übrigen zog man eine Art Loos Über bie Reihenfolge, in 
ber die Wahlfähigen zur Wahl kamen, bie dann, nach Entfernung der Verwandten, von ben 
Wählern durch offenes Mehr entſchieden warb. " 

Solche Schöpfung neuer Nathöherren gehörte jeneämal, wie man leicht denken ann, zu ven 
großen Ereigniſſen ber Republif oder eigentlich des Batrieiatd. Denn die Erhebung in Rang 
und Genoſſenſchaft bed Sonveränd, Die damit verbundene Ausficht auf Iebendlängliche Würde, 
bleibenden Einfluß und reichlich eintragende Amter waren Feiner Yamilie gleiihgültig. Man 
konnte ven Empfang eines „Baretlt’’ (Name der Kopfbebedung des Rathöherrn) immer auf den 
Werth von 30 — 40,000 Bernpfund anfhlagen. (Manche der 55 bis 65 Landvoigteien, Die nur 
von Gliedern ded Grafen Rathes verwaltet werben konnten, warf nad ſechs Jahren, aud Bei 
allem bamit verknüpften, nicht geringen ſtandesmaͤßigen Aufwande, noch ein Erſparniß von 
250,000 Then. ab). Und mehr denn ein in Glucksumſtaäͤnden zurüdgelommener Wahl⸗ 
herr gewann feiner Tochter einen reichen Bräutigam, wem er ihr zur Ausfleuer vas ‚Baretli” 
mitgab. 

Somit waren die wichtigſten Muͤrden, bie eintraͤglichſten Amter Erbgut over eine Urt Fldei⸗ 
«ommiffeö weniger Familien per Stabt geworben. (Im Jahre 1785 zählte man ver fogenann- 
ten „regierenden Famillen“ nur noch 69). Die übrigen Bürgergeſchlechter der Stadt, deren 
Borfahren far Eroberung der unterthänigen Landſchaften ihr Blut auf Schlachtfelvern vergoſſen 
oder zum Ankauf großer Herrſchaften ihr Geld beigefteuert Hatten, fanden uom Genuß ber Ern⸗ 
ten beffen verorängt, was von Ihren Ahnen gegrünbet werben. Sie hießen zwar noch Biliger 
und foger regierungsfähige, waren aber nicht Standeöglieder, das Heißt Glleder des Staats 
(oder Standes, de l’&tat), wie man bie Genofien ber ſelbſtherrlichen Gewalt nannte; Tonnten ed 
auch nicht, oder nicht leicht werden. 

Was man immerhin gegen Gerechtigkeit oder politiſchen Werth eines foldyen Organismus 
der hoͤchſten Gewalt, und nicht ohne Grund, einwenven möge: fo bleibt doch gewiß, daß, unit we⸗ 
nigen Ausnahmen, aubere Stanten keinen edlern Anfang und Fortgang ihrer Innern Ausbil: 
dung gehabt haben; daß überall, wie hier, Binzelne zum Vortheil ihrer Geſchlechter eigene Über: 
legenheit an Reichthum ober Tapferkeit oder Talent benugten, den Staat zum dienſtbaren Mit- 
tel ihres Hauszwecks zu machen; und aß ihr felbftfüchtiges Thun mit der Culturſtufe des Zeit 
alters, mit dem vorhandenen Bedirrfniß des Volks übereinſtimmte oder daraus Heevorging. 

Denn nichts ift natürlicher, als daß in einem uriprünglid) freien Gemeinweſen ausgezeich⸗ 
nete Mitbürger in Friebens⸗ und Kriegsgeſchäften vorangefbellt ımd zu Träftiger Leitung der⸗ 
felben mit Gewaltmitteln und Vorrechten auögerliftet werben, die ihrem Amt, nit ihrer Perſon 
gehören. Amtsvorrechte ſind in jeber bürgerlichen Geſellſchaft naturnothwendig; ohne fe iſt 
fein Amt vorhanden; find daher auch feine Ungerechtigkeit gegen die bürgerliche Rechtsgleichheit 
im State. Aber in blidungsarmen Rändern iſt e3 ben Söhnen der Bornehmern leicht, Die Über: 
legenheit ihred Vermoͤgens ober ihrer Geiſtesbildung zu behaupten ober zu erweitern. Der 
Enkel ver Heldenahuen, durch Ruhm von deren Tapferkeit oder Tugend begeiftert, will verfelben 
nicht unwärbig daſtehen. Gewohnheit oder Stolz des Bolkd, Söhne berühmter Geſchlechter an 
feiner Spige zu fehen, umringt deren Namen, an bie ji große Erinnerungen knüpfen, mit 
aberglänbiger Ehrfurcht. Alles bietet dem Ehrgeize der Borangeftellten die Hand, um dad 
Staatbamt zum erblichen Samiliengut und dad Amtevorrecht zum Familienvorrecht zu ver⸗ 
wandeln. 

So eniſtand, bei nöthiger Klagheit, oft ohne Gewalt, ſchrittweis und unbemert, oft auf 
geſetzlichem Wege, in Bern mie anderswo bie Erbberechtigung einzelner Geſchlechter zur aus: 
fjlieglihen Theilnabme an Ausübung ver hochſten Stantögemwalt; eine Ariſtokratie im uͤblichen 
Sinne des Worted. | 

Alle Ariſtokratien waren, gleich Bern, urfprünglich wol freie Volltſtaaten (Demokvatien) 
mit vollfommener Mechtögleichheit ihrer Bürger. Die meiften ſtud dies auch für ſich ſelbſt wäh: 
rend ihrer Blütegelten in ihrem Sunerfben geblieben, ans mut in:Begug auf Länder und Unter⸗ 





540 Bern 


thanen, welche fie durch Kriegsglück, Erbſchaft oder Kauf an ſich brachten, ſtanden fle als Ariſto⸗ 

kratien da. So waren vor Zeiten die Bürgerfchaften der oberherrlichen Schweizerſtädte gleich 
Bern innerhalb ihrer Ringmauern wirkliche Demofratien und fo frei, fo ſtaatsbürgerlich gleich 
unter fi, als jemals Uri, Schwyz und Unterwalden. Hinwieder waren biefe letztern in Bezie⸗ 
bung auf ihre Unterthanenländer jo vollfommen ariftofratifh, ald e8 je Bern, Luzern, Bajel 
ober eine andere freie Stadt Deutſchlands und Italiens geweien fein mag. . 

Rom, Venedig, Genua u. a. haben bewieſen, daß bie Ariftofratie ebenfo wol zur Grün: 
dung großer Neiche geeignet fei als die Monarchie. Die ariftofratifche Regierungdform vereint 
in fi) Unternehmungsgeift, concentrirte Kraft und Geheimniß einer fürftlihen Regierung mit 
der begeifternden Freiheitsliebe und jenes Opfers fählgen Vaterlandéliebe der Republikaner. 
Solange die Ariftokratie diefe Tugenpen und Vorzüge in fi bewahrt, dauert ihre Blütezeit. 

Die Bürgerfchaft von Bern, welche im Anfange bis gegen Ende des 13. Jahrhunderts nur 
mit großer Mühe ihre Reichsfreiheit behauptet hatte, gewann endlich in den ewigen Fehden mit 
ihren Nachbarſtaaten Waffengewanbtheit, Kriegerflolz und Kriegermuth. Der Sieg am Don⸗ 
nerbühel (im Jahre 1294) über die Anhänger des Hauſes Habsburg legte ven erften Grund 
zur größern Erweiterung ihres Machtkreifed. Die Burgen bes benachbarten Adels wurben eine 
um die andere erobert und deren Gebiete dem Gebiet der Reichsſtadt einverleibt; andere Land⸗ 
(haften wurben durch Kauf oder Pfanpfchaft erworben, wenn deren Oberherren Geldnoth Titten. 
ever Bürger fleuerte dann willig und ſtolz dazu von feinem Eigenthum. Ein halbes Jahrhun⸗ 
dert ſolcher Thätigkeit reichte hin, Bern mit Furcht oder Eiferfugt ſämmtlicher Nachbarſchaften 
zu umringen, bie beffen wachſende Größe fahen. Zum Untergang Bernd verfhworen fanb ber 
Nachbarn vereinte Macht ven eigenen in der Schlacht bei Laupen (im Jahre 1339), wo fie der 
Todten und Bermunbeten fo viel hatten, als Die Reichsſtadt mit den wenigen Bundeögenoffen 
faum Streiter in ihrer Kleinen Heerſchar zählte. Glück und Ruhm bahnten dem jungen Frei⸗ 
fiaat ven Weg zum ewigen Bund mit den freien Waldſtätten im Gebirge (1353), denen fi 
fon Zug, Slarus, Luzern und Zürich angeſchloſſen Hatten. Bon da an gehörte Bern zu ben 
Eidgenofien, theilte mit ihnen alle Schickſale und ſtand Inmitten diefer Bundesbrüder gebor- 
gener denn je zuvor. Durch Beute, durch eroberte oder erfaufte Herrfihaften und durch Faifer- 
lihe Gnaden an Reichthum, Rechtſamen und ftreitbarer Mannſchaft gewachſen und fortwährend 
wachſend, Eoftete e8 der Eriegerifchen Republik endlich geringere Mühe, in fpätern Zeiten große 
Landſtriche zu unterjochen, als in frühern ein armfeliges Raubſchloß. Sie verdoppelte im Jahre 
44145 dur Eroberung des Aargaus bie Gräfe ihres Landgebietö und entriß im Sabre 1536 
dem Herzoge von Savoyen, ber in alter Zeit ihr Schirmherr geweſen, das weite [höne Waadt⸗ 
land am Lemanerjer. 

Die Staatöflugheit der bernifchen Ariftokratie in jenem Zeitalter ift nicht minver achtungs⸗ 
würbig als ihre Tapferkeit. Im Zeitraum von dritthalbhundert Jahren Hatte ein Städtlein, 
welches anfangs faum über eine Geviertmeile eigenen Bodens befeffen hatte, viefen Raum ums 
Ziel: bis Dreihundertfache vergrößert. (Man berechnete den Flächeninhalt des Cantons auf 
‚236 Meilen im Geviert). Es hatte fi Voͤlkerſchaften ver fruchtbarften Ebenen und der rauhe⸗ 
fien Gebirgsthäler, gewerbige Städte und halbwilde Hirten der Hochalpen unterworfen; Möller: 
fhaften, verſchieden in Sprachen, Sitten, Srwerbsmitteln, gefchichtlicden @rinnerungen und 
bürgerligen Einrichtungen. Bern wußte fie alle unter feiner Herrſchaft mit ihrem Looſe durch 
„bie einfache und glückliche Maßregel zufrieden zu flellen, daß es nichts an Ihren drtlichen einander 
oft entgegengejegten Übungen, Bräuchen und alten Rechtſamen änderte. Die Unterthanen bat: 
ten nicht die altgemohnten Zuſtände, fondern nur den Namen ihrer bißherigen Herrſchaft ge: 
wechlelt. Die Geſammtheit ver verfchienenen Landfchaften mit ihren Ordnungen und herfämm- 

‚lichen Freiheiten beftand in einem Quaſifoͤderalismus nebeneinander, und Bern war ver Kno⸗ 
ten ned Bundesbandes, das fie alle zur Einheit verfnüpft Hielt. In gewöhnlichen Zeiten wurden 
Beine Abgaben ald die von jeher üblichen erhoben, welche meiftens in Ohmgelbern, Zehnten, 
Grundzinfen, Handänderungsgebühren u. ſ. w. beflanden. Der Staat Hatte außerdem vom Er⸗ 
trage feiner Domänen, vom Monopol des Salzhandels, von Poften, Zöllen u. f. w. mehr ala 
hinreichende Einkünfte. In der Menge feiner durchs Land zerftreuteu obern und untern Beam⸗ 

. tem und Angeftellten, ſowie im Anſehen ver anſtändig befoldeten Geiſtlichen, fand er überall Lob⸗ 

oder Schugrebner und umfomehr, da biefelben insgeſammt oder größtentheild Söhne der ober: 
berrlicden Stabt waren. 

Wie in. der Monarchie der Ruhm des Throns und die Ehre des Mannes, wie in ber. Demo: 
kratie Gleichheit der ſtaatsbuͤrgerlichen Rechte und Pflichten, ober in ber Theokratie die Unver⸗ 











letztbarkeit des Glaubens dad belebenbe und bewahrende Princiy des Staates iſt: fo iſt ed in der 
Ariftofratie die Heiligkeit und Unwandelbarkeit altherkoͤmmlicher Nechtöverhältnifle ver Stände 
und Ortſchaften. Die Ehrfurcht vor dieſen beſtehenden und durch Gewohnheit über alles theuer 
geroorvenen Rechtsverhältniſſen war feit den legten Jahrhunderten in allen Gantonen ber 
Schweiz fo buchherrihenn und unbezwingbar geworben, daß dad Leben der Eidgenoſſenſchaft 
ſelbſt darin erſtarrte; daß die thörichtfien, oft ſchaͤdlichſten Rechtſame und Freiheiten ver Ortſchaf⸗ 
ten, bloße Splitter der Freiheit, für die Freiheit ſelbſt galten; daß, ſtolz und eiferſüchtig auf 
dieſe beſondern Rechte, ſich überall Dörfer und Städte, Regenten und Regierte, Cantone und 
Cantone mit argwoͤhniſchen Blicken beobachteten, und daß die weiſeſten Entwürfe zu Verbeſſerun⸗ 
gen, ſei es in ven Öffentlichen Einrichtungen der Cantone ober ihres Bundes, ober in einzelnen 
Dörfern und Städten, jelten oder gar nicht ausführbar waren. So geihah, daß zulegt, im 
48. Jahrhundert, als fi ringsum das Staatsleben der übrigen Nationen Europas edler und 
freier entfaltet hatte, die Schweizer in ihren uralten, einander beſchränkenden und höhnenden 
Berhältniffen und verworrenen Formen bangen geblieben waren; daß vie Cidgenoſſenſchaft 
unter den übrigen Staaten Europas gleich einer aus der Vorwelt bemahrten Mumie daſtand, 
bie bei der erfien Berührung vom Schwert des Fremdlings nothwendig in Staub zerfallen 
mußte. - 

In Bern warb das PBrincip der ariftofratifhen Regierungsform Iange Zeit mit Genauig: 
feit beobachtet, daher unter den Patriciern gegeneinander demokratiſche Rechtsgleichheit; hin⸗ 
wieder zwiſchen ihnen und ven Unterthanen Unantaftbarkeit des oberherrlihen Rechts der Stabt 
Bern über dad ganze Land, anbererfeitö linverlegbarkeit ver Rechtfame und Freiheiten ver unter- 
thänigen Städte und Ortichaften. Jede Sünde dagegen, dns heißt jede Neuerung (ein Wort, in 
der Ariftofratie gleichbedeutend mit Keßerei in der Theofratie) ward, das fühlte Jedermann, 
zum gerftörenden Rütteln an ven Grundpfeilern des Adelsſtaates. Daher konnten feinem Unter⸗ 
tban, und hätte ihn die Natur mit den glänzendſten Eigenjhaften ausgerüftet gehabt, im Staats⸗ 
und Heerweſen andere als die tiefften Stellen angewiefen werden. Hätte man ihn regierungs⸗ 


berechtigten Bürgern der Hauptſtadt einigermaßen gleichgeftellt, fo war der Schritt nicht mehr . 


groß zur völligen Demokratie über ven Trummern ariftofratifäger Formen. Als dad alte Rom 
fein Bürgerrecht über Italien auspehnte, ging die Ariflofratie der Stadt unter. Es mußte von 
da an ein Volksſtaat oder Fürftenflant entftehen: 

Es ſchonte Bern mit kluger Vorſicht aus eigenem Interefle die Rechtſame und Freiheiten 
der unterthänigen Landſchaften. Gewaltthaätig vernichtete es Feine derfelben, ed wäre denn etwa 
unter dem Vorwande ber Beſtrafung geſchehen, bei vermweigertem Gehorfam, ober bei einem 
förmlihen Aufftande, wie im Oberhagli zur Zeit der kirchlichen Reformation (im Jahre 1528) 
ober im Aufruhr ver Bauern im Jahre 1653, ald Bern den Werth der Scheidemünge um bie 
Hälfte herabgeſetzt Hatte. Lieber ließ man da und hier gewiſſe Anſprüche und Ortsrechte nad 
und nad) außer Übung kommen, bis fie vergeffen waren und ver Staat in bie offene Lücke fein 
hoheitliches Recht einfchieben konnte. Denn dies Hoheitsrecht immer mehr gegen pie Municipals 
ſtädte und Lanpfchaften des Kantons, wenn auch langfam, aber um fo ficherer zu erweitern, blieb 
ſtehende Regierungdmarime, 

Diefelbe Marime war auch im Laufe der Jahrhunderte von den vornehmern Bürgergeſchlech⸗ 
tern der Hauptſtadt gegen die übrigen mit Glück benußt worden, ſich erbliche Vorrechte zur Herr⸗ 
ſchaft feſtzuſtellen. So nur Eonnte fi im Schoofe ver Ariftofratie allgemad und über fie em⸗ 
por jene höhere neue Ariftofratie von wirklich „regierenden Familien“ erheben, deren oben Er⸗ 
wähnung geſchah, d. i. eine foͤrmliche, nicht durchs Geſetz, fondern duch Übung und Kunſt ges 
ſchaffene Oligarchie. Dies war der Höhen: und Wendepunkt des bernifchen Adelsſtaates. Yon 
nun an aber fan er. - 

Die mismuthige Biferfucht der untern Bürgerclaffen, welche von ber Theilnahme am ge⸗ 
meinen Weſen zurückgedrängt ſtanden, ober ſich der Rechte ihrer Altvordern erinnerten und nur 
durch Gunſt gnädiger Herren und Obern zu untergeordneten Amtern gelangen konnten, bewirkte 
bei den Herrſchergeſchlechtern jenen politiſchen Argwohn, jenes ſtrengere Feſthalten an aͤußern 
Formen, jene richterlihe Härte bei leiſeſter Verletzung derſelben, wie man überall in Oligarchien 
zu finden gewohnt iſt, die ihrer Auflöfung entgegenreifen. Man fuchte, was durch Gewohnheit 
ober innern Werth nur noch mühfam aufrechterhalten werben Fonnte, durch todtes Geremontell, 
breite Titulaturen, ftrengere Sonderung ver Stände, ftolzern Ton der Hühern gegen bie Unter⸗ 
gebenen zu firmen. Andererſeits bewachte ſich Die Zahl ver Regierungsberechtigten und ihrer 
Familien wieder gegenfeitig mit der naͤmlichen @iferfucht, mit der fie von ben niedern Bürgers 


s 





343 | Vern 


geſche⸗chtern beobachtet wurde. Nan wollie unter ſich ſelbſi nichtz Hervorragendes dulden, ſon⸗ 
veen Gleichheit. Nur das Amt gab Ehre, das überwiegende Talent ward gefürchtet. Der durch 
Wiſſenſchaft und Verdienſt ruhmreich gewordene Name eines regierungsberechtigten Mitbür⸗ 
gers Bonnte nur Neid erwecken und Zurhdfegung oder heimliche Verfolgung de Inhabers zur 


haben. 

So entwickelte ſich zu Bern unter ben verſchiedenen Abftufungen der Bürgerfihaft widerliche 
GSGpannung, eine Unbehaglichkeit ves Zuflandes, welche lange Zeit feinen Laut wagte. Aber fie 
Herrihte ſchon feit Anbegina des vorigen Jahrhunderts, und weder die Treue ber Staatover⸗ 
weltung noch die veblifte Gerechtigkeitapflege konnte mit dem Zwange der bürgerliden Ver⸗ 
haͤltnifſe verſoͤhnen. 

Adelsherrſchaft Hat überall mit Prieſterherrſchaft gemein, daß eine wie bie andere durch 
Überlegenheit an Geifteögaben, Einfihten und Reipthümern Einzeiner über Die Menge ent: 
Pringt und fortdanert; aber nothwendig untergeht, ſobald jene Überlegenheit neben ver 
hohern Bildung und Kenntniß bes Volks una neben Gewerbfleiß und Reichthum bet Unter: 
thanen verſchwindet. Darum fucht die Hierarchie zu ihrer Selbfterhaltung zwar nicht ben ir⸗ 
viſchen Reichthum ber Untergebenen (denn die Kirche hat ihn nicht zu fürchten; fle ſelbſt nimmt 
davon freiwillig gebotene Opfer in Fülle an), wol aber die oͤffentliche Erziehung und Belehrung 
der Mende zu hindern, damit fie am alten Glauben, dieſer Baſis der Prieſtergewalt, feſthalte. 
Die Ariſtokratie aber ſteht ſowol im Wachsſsthum des Wohlſtandes als der Aufklärung ihrer 
Unterthamen gleich gefährliche Frinde. Daber findet man auch Adelsherrſchaft wie Prieſter⸗ 
herrſchaft voll gleicher Furcht vor dem emporgehenden Beifte des Jahrhunderts; beide fieht man 
. überall Hand in Hand gegen ihn ind Feld gehen und fich gegenfeitig unterflügenb; beide haben 
auch, wenn ihr Untergang herannaht, als legten, wennſchon zweifelhaften Bunvesgenoflen nur 
den unmwiffenden, eigenthumdlofen Pobel. Die Monarchie wie pie Demokratie, den verſchiedenen 
Stufen entſprechend, welche Die Nationen im Fortſchritt ihrer Geſittung betreten bönnen, finden 
dagegen in ber vielfeitigften Catwickelung des gefommten Volks ihr Wohlfein, ihre Stärke ; weit 
entfernt, Reichthum oder Einficht und Geiſtesbildung der Nation zu ſcheuen, werben piefe bat 
großlohnende Ziel ihres Strebens. Darum find Die monarthiſche und die demokratiſche Staate- 
form naturgemäßer, weil fle nicht für Ihre Selbſterhalmng zu naturwidrigen Maßregeln Zu: 
fludt nehmen möüffen. 

Man bemerkte im Santon Bern, wie in andern ſchweizeriſchen ober italleniſchen Ariſtokra⸗ 
tien, Vernachlaͤſſigung des Voltouaterricht⸗ Die Schulen des Landes blieben ohne Unter⸗ 
ſtichung. Dagegen warb in der Hauptſtadt für Bildung und Unterricht der Söhne von patri⸗ 
ciſchen und bürgerlichen Familien kein Aufwand gefpart. Man befchränkte vem unterthänigen 
Volke nit wur vie Preßfreiheit, fondern aud die Leſe⸗ und Lehrfreiheit; erließ Bücher: umd 
Zeitungsverbote und warnte vor dem Gift der Öffentlichen Belehrung, vor dem Gelüſte nad 
„Neuerungen“, vor ven „Gefahren der Aufklärung”. 

Im Allgemeinen herrfchte mäßiger Wohlſtand unter den Lanbleuten, neben vieler Armuth. 
Mean waäte ebenfo wenig, jenen allzu fehr zu befürbern, als dieſe grünvli zu vermindern. Man 
gab Anordnungen, den Dürftigen dur Almofen und Armenfteuern in ven Gemeinden zu hel⸗ 
jen, wodurch nebenbei das Bermdgen ver Hablichern geſchwächt und die Bettelei der Arbeits⸗ 
fipeuen gefördert wurde. Man ſcheute fi Einrichtungen aufzuheben , durch welche in ven @e- 
weinben die Werarmung fortſchritt. Man fah Fabriken und große Manufacturen im Lande mü 
Ungunft und Widerwillen entſtehen. Man fah nit ohne Verbruß, der fi in flolzen Spott 
Hüllte, das Aufſtreben ver freiern Mundripatftäbte, wie Laufanne, Aarau, hun, Burgdorf 
u. ſ. w. Dan Häufte als todtes But in Schatzkammern Tonnen Goldes oder legte fie in bie Eng⸗ 
liſche Bant, ſtatt ſie dem eigenen Lande fruchtbar zu machen. Statt innere Gebrechen zu heilen, 
ſuchte men fie im Glanze einer zur Schau geſtellten Magnificenz der Oligarchie vergeſſen zu 
machen. Es offenbarte fich bier, wie In Venedig, Genua und andern ähnlichen Staaten, bie 
gleiche Art von Staatsklugheit und Handlungsweiſe, die zuletzt Alles verderben mußte. 

Demm der überall ſich fortbildende Geiſt des Zeitalters ließ füch nicht beſchwoͤren und bannen; 
Dermögen und Reichthum eimzeiner Unterthanen nicht vernichten; Verbreitung von Wiſſen⸗ 
ſchaftlichkeit und Kenntniß ‚bei dem wohlhabenden Thelle per Cantonsbewohnoer nicht aufhalten, 
während vie patrictiche Tugend, vermöge Ihrer Geburt der Verſorgung in Staatsämtern ſicher, 
häufig die Ihr gewidmeten Bildungsanſtalten vernachlaſſigte und dagegen die Orte erlaubter 
wech uneriaubter Laſt mit &tfer-befuchte. 

uf dieſe Weiſe verlor die berniſche Ariſtokratie zu ihren Unterthanen bad ‚alte Gleichge⸗ 
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wicht, und jener geflirchteke Frind wur ſthon Ins Innere eingebrungen, als man ihm no 
Mauern and Bollwerke entgegenbaute. Es Bfieh fruchtlos, bei fortwucherndem Sittenverderbni 
ber Haupiſtaidt die alte Einfalt und Zucht ver Vorfahren dur; Aufwandgeſetze und Sitten— 
mandate zu verjũngen, Kleiderordnungen zu erflinfteln und die Frechheit der Unzucht mit Ge⸗ 
ſeden zu zügeln. Wan ftiftete, um ven Famillienreichthum einigermaßen zu bewahren, Fidei⸗ 
eommiſſe und Samiltenkiften; Aber dieſe konnten weder däs Verarmen der Einzelnen verhüten, 
noch den Wohlftand derer vergrößern, die ſich des Gewerbfleißes fhämten und vorzogen vom 
Regieren zu leben, oder von Sfftzierftellen in fremden Kriegsvienſte Einkünfte zu Haben ges 

wohnt waren. 
j Eines der eriten furchtbarern Symptome der noch immer verleugneten Staatskrankheit war 
in der Mitte des vorigen Jahrhunderts (1748) die bekannte Henzifhe Verſchwoͤrung. Sie 
ward zu guter Zeit verrathen, und wenn auch nidit ganz ohne Gerechtigkeit, doch mit einer an 
Sraufantkeit grenzenven Härte beftraft. Man erfuhr zu fpät, daß die, deren Häupter auf dem 
Blutgerüft fallen mußten, meer Urheber des vermegenen Unternehmen, no Billiger der dabei 
anzuwendenden ruchlofen Mittel geweſen waren. 

Dies Ereigniß erweckte aber ſelbſt in Bern ernſtetes Nachdenken über die Lage ver Ariſto⸗ 
kratie. Man fing an, einzelne Übelſtände zu verbeſſern, den hochfahrenden Ton gegen tiefer⸗ 
ſtehende Mitbürger zu mäßigen, ben Unterſchied zwiſchen Adeligen und Bürgerlichen damit zu 
mildern, daß man der Eitelfeit ver letztern geftattete, als Bürger ber Hauptſtadt abelige Titel 
zu führen; die vegierenden Gefchlehter nie unter 72 durch Außfterben vermindern zu laſſen, 
fondern fie ſogleich durch neue Annahınen zn ergänzen; von Zeit zu Zeit auch von den reichſten 
Unterfhanen Einzelnen ind bernifche Bürgerreht Zutritt zu geftatten. Aber Grundverbeſſerun⸗ 
gen vorzunehmen warb theils and Furcht vor allzu großen Erſchütterungen, theils aus Eigennutz 
und Stölg derer nit gewagt, welche in 1014 bürgerlichen Staatsämtern, faft ohne Mühe und 
oft ohne Verdienſt, Anſehen und bequemen Lebensunterhalt gewannen, ungerechnet die, welde 
im fonveränen Rath der Zweihnundert das Land, over In geiftlichen Pfruͤnden und Kehrftellen 
Gewiffen und Meinungen regierten. 

Mithin verharrte dennoch Alles und im Allgemeinen in jenen Zuſtänden, welche für ein 
anderes Zeitalter, für andere Menfhen und andete Bedlirfniffe gefhaffen worben waren und 
nun unverfehrt unter Verhältnifien aufrehterhälten werben follten, die ihnen fremd entgegen 
fanden. Was man noch zum Lobe des alterthümlichen Staatsweſens aufrichtig hervorhob, galt 
meniger deſſen wirklichem Werth, fondern war Verbienft und perfönliche Tugend derer, welde 
die Leitung der Öffentlichen Angelegenheiten hatten. Aber die meiften ver legtern waren leider 
nicht ſowol durd) den Geiſt des ihnen gegenwärtigen Jahrhunderts, nicht durch das Beiſpiel der 
forifihreitenden Entwidelung der Vöͤlker und Fräftig entfalteten Fürſtenreiche zu Staatsmännern 
gebildet worden, fonvern nur durch Gewohnheit, herkoͤmmliche Sitte und Übung zum Stautd- 
geſchäfte abgerichtet, wie Mönche in Klöftern, unbekümmert um vie Verfchienenheit des 18. vom 
8. Jahrhundert, mechanifch die Regel ihres Ordens aus dieſem befolgen. 

Wie der erwachfene Mann ſich Im beibehaltenen Knabenkleide beengt fühlt, jo fühlte fi 
eine Menge von Bürgern in der Stadt wie Im ganzen Banton Bern durch hergebrachte Orb: 
nungen, Einrichtungen und Satzungen befchränft und gedrückt, welche jene freiere Entfaltung 
der Lebensthätigkeit, felbft nie Wahl der Lebensbahn hemmte. Nicht die Beflimmung, melde bie 
Natur mit ihren Gaben over das Glück mit feinen Gütern dem Unterthan anwies, Eonnte bie 
feinige werden, ſondern welche Zufall der Gebutt frinem Stande anwies. Der weite Spielraum, 
welchen vie Freiheit monarchiſcher Unterthanen zur gemeinnützigen Entfaltung ihrer Kräfte ge: 
öffnet Hält, Bteb dem Unterthan ver Ariftofratie verſchloſſen. Daher Reibung und Misbehagen 
zwiſchen ben verſchiedenen Abſtufungen ver Bürger Inder Hauptftabt, und wieber zwifchen ber 
Haupiftidt und den aufblühenden Städten des Cantons, und wieder zwiſchen diefen und ben 
Bewohnern der Flecken und Dörfer. Weder warb dem Gewerbfleiß großartiger Aufſchwung, 
noch dem Gettte und Talent, wenn ihm felbft Europa Bewunderung zollte, angemeſſener Wir- 
kungskreis geftattet. | 

Während ſich Ortfihaften, Stände und Privatperfonen efeefüctig oder ſelbſtſuchtig aus⸗ 
etnander zogen, und vas Geſetz der Oligarchle nicht durch Liebe und Überzeugung bed Volks, 
ſondern vurch zwieſpaltiges Intereſſe oder durch Gewohnheit allein noch geſtützt war, erſchienen 
vie Vage ver franzdfiſchen Staatsummälzimg. Da wankte, da brach haltungslos das Gange 
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nur noch mit Zuverläffigkeit auf pie Bürger der Hauptſtadt, auf pie Ihätigkelt ihrer Beanaten, 
auf die Wirkſamkeit der Pfarrgeiftlicden und auf bie Entjchloffenheit des von dieſen begeifterten 
Landvolks zählen, welches übrigens in feiner Unwiſſenheit mehr an den Schup feines Eigen: 
thums und feiner Örtlihen Rechtſame, ald an Vertheivigung einer Staatsordnung dachte, bie 
es nicht kannte, oder an Beſchirmung von Herren und Obern, an denen es bei deren Menge nicht 
nit jener perfönlichen Liebe hing, wie dad Volk einer Monardie an der Perfon eined tugend- 
Haften Fürſten. 

Bern hatte die Ahnung vom Untergange feiner Hoheit. Der Große Rath ver Republik 
ſchwankte, mishellig in ſich felber, zwifchen Maßregeln tropiger Verzweiflung und furdhtjamer 
Nachgiebigkeit. Waadt und Aargau drohten Abfall. Zu ſpät ward Anıneflie für bie ſchon im — 
Sabre 1790 verbannten Waadtländer erklärt, welche für Reform ver Staatöverfaflung oder 
für die verlegten Rechte ihrer Städte gefprochen hatten. Zu fpät (31. Ian. 1798) vereinigte Der 
fouveräne Rath ver Zweihundert ausden Untsrthanen 52Repräfentanten mit fih, um durch fie dad 
Volk enger an ſich zu ziehen. Zu fpät wurden Heermaflen gefammelt und bewaffnet, um ven 
durch Die Waadt und über Biel anrückenden franzöflfchen Brigapen Widerſtand zu leiſten. Aller 
perfünlihe Muth der bernifhen Milizen konnte ihren Mangel an Kriegszucht nicht erfegen. 

Der ungleiche Kampf Bernd gegen Frankreichs andringende Übernuadht begann, (2. März 
1798). „Verwirrung herrfchte alsbald im Lager wie im fouveränen Rath der Republil. Die 
Regierung legte, zwei Tage nad) Beginn ded Krieges, ihre Staatögewalt in Die Hände des Volks 
niever, und die Hauptſtadt eröffnete am folgenvden Tage (5. März) ihre Thore ven feindlichen 
Siegern, melde nun die vergeblih gefammelten Tonnen Goldes der Schatzkammer zur Erobe⸗ 
rung Ägyptens entführten. Nikolaus Friedrich v. Steiger, der legte Schultheiß des Staats, ein 
fiebzigjähriger Greis, war auch der legte Held und Mann ver altbernifchen Ariftofratie. Nach⸗ 
dem fein unbeugfamer Muth nichts mehr im Rath der Zweihundert vermodht hatte für pen Ruhm 
bed alterthümlichen Staat3 zu leiften, weihte er ſich im echtritterlichen Geifte.ver Ahnen bem 
Tode fürd Vaterland auf dem Schlachtfelde. Und als ihn auf dem Wahlplage im Grauholz aud) 
ber Tod vermied, zog er freiwillige Berbannung in fremdes Land dem Leben auf dem entweihten 
Boden der Altvorbern vor. Er fah fein Bern nicht wieber. 

Aufgelöft in pie Maffe einer Helvetifhen Republik, in welcher Waadt, Aargau, Oberland 
und Bern mit den nächſten Bezirken beſondere Beſtandtheile oder Cantone bilveten, Bern felbfl 
einige Jahre lang Hauptſtadt ver Schweiz warb, verloren fi die Schickſale dieſer Beſtandtheile 
in den Schickſalen der übrigen fchweizerifchen Landſchaften. Bon Seiten ver vormals patrieifchen 
Familien fehlte e8 indeſſen nicht an fortwährennen Aufftiftungen. Parteien ftanden gegen Bar: 
teien, bi8 Napoleon zu Baris (Hornung 1803) zwifchen ihnen vermittelte. 

Wie die übrigen Gantone, unterwarf fih Bern dem Spruche des Bermittlerd; daB Bolt 
um fo lieber, weil alle Borrechte der Hauptftadt und des Patriciats ausgeldfäht blieben. Aargau 
und Waadt, ſchon im Jahre 1798 vom Ganton Bern abgetrennt, empfingen unter eigener Ber- 
faffung ſelbſtändiges Staatsleben, glei ven andern Beitanptheilen ded Bundesvereins ber 
Schweiz. Die Familien der alten Dligarchie ergaben ſich murrend zwar in ein Schidfal, dem fie 
weder irgendein Hecht noch irgendeine Gewalt entgegenjegen fonnten. Aber fie gaben ſowenig 
Wunſch als Hoffnung zu einem allgemeinen Umſchwunge der Dinge und zur Wieberauferfiehung 
ihrer vormaligen Herrlichkeit auf. 

Daher, als das MWaffenglüd von Napoleon's Fahnen endlih wid und die Heere des ver: 
bünbeten WelttHeild den ARheinufern und Schweizergrenzen nahten (1813), wurben bie ‚Hoff: 
nungen der Midvergnügten lebendiger, ihre Entwürfe verwegener. Die vreitägige Völker⸗ 
ſchlacht in den Feldern von Leipzig follte, mit der Befreiung Europaß von einer Univerfal- 
monarchle, die reichsſtädtiſchen Majeftäten der Schwelzherftellen. Einzelne Männer, aus Adels⸗ 
gefhledtern von Bern und Graubündten, in Waldshut vereinigt, pflogen ohne Vorwiſſen ver 
Tagſatzung mit dem Oberfeldherrn ver öfterreihifchen Truppen Verkehr und betrieben ben 
Einmal verfelben in die Schweiz, die, vergebens in Waffen „ihre neutrale Stellung felerlich 
proclamirte. 

Der Einmarſch der Oſterreicher erfolgte; es war nur um friedlichen Durchzug derſelben 
nach Frankreich zu thun. Aber anders ſpiegelte die ariſtokratiſche Partei in Städten und Ländern 
den Zweck vom Erſcheinen dieſer Heerhaufen vor: es müſſe die Eidgenoſſenſchaft nach den Grund⸗ 
fügen des vorigen Jahrhunderts wiederhergeſtellt werden. Sobald man in Bern bie Fahnen 
Ofterreichs erblickte, ward die Napoleoniſche Vermittelungsurkunde vernichtet, die Regierung 
geſprengt, eine proviſoriſche aus dem Patriciat hingeſtellt, welche alsbald bie Unterwürfigkeit 
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der Santone Aargau und Waadt fowie Rechenſchaft von bern Regierungen über ihre biöherige 


Verwaltung foverte. Waadt und Aargau wiefen, ſtatt der Antwort, 20,000 Bayonnete, vie 


gegen den unbejonnenen Stolz der Stabt Bern oder ihrer neuen Herren gerichtet waren. Bern 
erichraf. Selbft im eigenen Ganton warb Unruhe laut. Die Thäler des Oberlandes geriethen 
in Gährung (Auguft 1814). 

Die Einfihtsvollern unter ven Patriciern, welche ſich unter dem Schrecken fremder Waffen 
des StaatAruberd bemächtigt hatten, Erfannten bald, die Zeit zur Erneuerung unbedingter Ober⸗ 
herrlichkeit fei noch nicht gekommen; man müfle glimpflich verfahren, den Volke ſcheinbar einige 
Nechte lafien, in deren Genuß es zehn Jahre lang ſich glücklicher gefühlt als ſonſt in Jahrhun⸗ 
derten; man müſſe es nad) und nad) von einer Freiheit entwöhnen, die ſchon Lebensbedüͤrfniß 
geworden war. Aljo ward die ehemalige Verfaſſungsform des Cantons mit Schultheiß und Rath 


der Zweihundert aus regierungsberechtigten Bürgern der Stabt Bern zwar wiederhergeſtellt, doch 


w⸗ 


mit mancherlei Milderungen; auch dem Rath der Zweihundert noch eine Anzahl von 99 Mitglie⸗ 
dern aus Städten und Landſchaften des ganzen Cantons beigefügt. Dieſe letztern, als eigentliche 
Stellvertreter des Volks, konnten freilich dem Willen der patriciſchen Geſchlechter nie, oder nut 
ſchwach wiberfteben. Das warb durch ihre geringe Zahl ſowol als durch ihre Wahlart verbütet. 

Wie in Bern, fo herrſchte von nun an in den übrigen Gegenden der in ſich zerriffenen 
Schweiz Berwirrung und Parteifanpf im Innern der Bantone und der Gantone widereinan⸗ 
der ſelbſt. Mehrmals drohte allgemeiner Ausbruch des Bürgerkrieges, bis der in Wien vers 
fanımelte Gongreß der verbündeten europäifhen Mächte den Hader durch Vermittelung ausglich 
und enbete (20. März 1815) und Bern für den Verluft von Aargau und ber Waadt mit dem 
größten Theil der ehemals biſchoͤflich baſelſchen Lande entſchädigte. 

Aber die Voͤlkerſchaften der Schweiz, deren Freiheitsurkunden ſo gewaltſam und ſchmaͤhlich 
zerriſſen waren, mochten des erlittenen Unrechts nicht vergeſſen; und um fo weniger, je weniger 
die neuen Machthaber e8 der Mühe werth zu Halten ſchienen, e8 vergeflen zu machen. Die alte 
Heimlichkeit, der alte Titelprunk, die alte Glanzſucht, die alte Willfür der vor Jahrzehnden er- 
loſchenen Regierung trat wieder hervor: aber ber alte demuthsvolle Untertdanengeift mar mit 
der alten Unwiſſenheit und gänzlichen Erfahrungsloſigkeit des Volks in ſtaatsbürgerlichen Din⸗ 
gen verſchwunden. Vergebend drückte Bern die Freiheit ver Preffe niever. Das Volk las, nahm 


am Schickſal ver übrigen Eidgenoſſen theil, beurtheilte vie Gebrechen der Regierung, vie Mänz 


gel ver Gejete, die Handlungsweiſe Herrijcher Beamten. Weitaus im Mehrtheil der ſchweizeri⸗ 
Shen Cantone und der Geſammtbevoͤlkerung der Schweiz war und blieb das Verlangen nad 
Grundverbeſſerung der Staatdeinrichtungen laut. Die gefeßgebenven Räthe einiger Kantone 
ſelbſt ſogar leiteten folhe Reformen ein. Nur aus Scheu vor Einmifhung fremder Mächte wagte 
man hier weder Vollendung deſſen, was noth that, noch anderswo dad Beginnen. Die neuen 
Ariftofratien hinwieder, ohne alle Wurzel im vaterländifhen Boden, blieben mit.unverbürgter 
Zuverſicht auf ausländiſche Stügen gelehnt. Die parifer Juliwoche (1830) aber erſchien und 
brach diefe Zuverfiht. Die europälfhen Mächte hatten ven Blick auf höhere Angelegenheiten zu 
werfen denn auf die für ven MWelttheil fehr gleihgültigen Verfaſſungöſachen einiger Schweizer: 
eantone. Das Volk hier, von der Furcht ausmwärtiger Einmiſchung erlöft, foderte von feinen 
Großen und Kleinen Räthen Reform der Staatögrundgefehe. Gernwillig oder widermillig warb 
das Berlangen erfüllt. Nur. zu Bern fträubte ji) noch das Patriciat, feine Gegenwart und Zu= 
£unft wie einen Nebel vom Windftoß verſchwinden zu fehen. Das Land, in zorniger Bewegung, 
drohte der Hauptflabt. Die Negierung zog vergebens Truppen an ſich zur Handhabung öffent: 
licher Ordnung. Es waren diefe Truppen Söhne des Volks. Sie wollten night wider ihre Vä⸗ 
ter ftreiten. Selbft die Bürgerfchaft Bernd, ohne Neigung, fich den Interefien von Parriclern 
aufzuopfern, drohte Gewalt gegen jeden Gewaltfritt der Regierung. Bine VBolfsverfa.nnlung 
von mehr denn 4000 Männern aus allen Thälern des bernifchen Gebiets erffärte von Mün⸗ 
fingen aus (10. Jan. 1851), einem Dorfe zwifchen Bern und Thun: würbe der Wunfd des 
Landes nit vom Großen Rath auf gefeplihem Wege erfüllt, werde e8 auf ungeſetzlichem ges 
ſchehen müffen. Die Ariftofratie, erfchroden und ſchon zerworfen in ſich felber, mich dem @ebote . 
des Landes, berief einen Verfaflungsrath, den die 27 Amtsbezirke des Staats felber wählten, 
und haucht⸗ in einer Proclamation mit ihrem Verdrrſſe Ihr Leben aus. Ungeliebt und ungelobt 
vom Volk, war ihr letzter Hauch ein beſcheidenes Selbſtlob. 

Das neue Grundgeſetz der Republik, im Juni 1834 vollendet, durch die Volksſtimme feier⸗ 
lich genehmigt, gab, nach dem Beiſpiel aller andern Cantone, dem Staate demokratiſche Form, 
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weht volſtkomener Gleichheit ver Nechte ann Pflichten der Stantöblrger in Bezug auf bad ge- 
"eine Meſen. Die Urverfamminugen ber Gemeinden ernannten dad Wahlcorps ihrer Bezirke; 
dieſe aus allen Bürgern des Landes 200 Stellvertreter veifelben in Großen Rath, der fi urit 
40 audern nach feiner freien Wahl vollzäglig machte und aus eigener Mitte als voll ziehende 
Behörde ven Negierungsrath unter Vorfig eined Schultheigen aufftelfte. Berfaffungsmäbtg 
wurben Befwgniffe und Machtbriefe der drei hoͤchſten Staatsgewalten getrennt. 

Die in den Gefchäften erfahrene. patticiſchen Staatomänner und Beamten zogen fich meifl 
nun vom ihren Amtern grollend zurück, währenn ſich einige wol au die Erwählung zu Amtern 
mar darum gefallen ließen, un ihre Stellung zur Uintergrabung der neuen Ordnung ber Dinge 
zu benugen: Die newe Regierung, zufammengefeht wer aud aus kenntnißvollen, Body ihrem 
Geſchaͤftokreiſe noch fremden Männern, jah ſich alſo gendtbigt, die Beamten in Staat und Hrer 
oft and minder ticchtigen, doch volfötreuern Berfonen zu mählen, ober erfahrene Männer aus 
andern Cantonen zu berufen, oder fähigen Freuen Anftellung zu ertheilen. &8 ift keineswegs 
ga leugnen, daß von beinahe alle Regierungen der regenerirten Cantone gerade die bernifche 
in den eriten Jahren Die mriſten Schwächen zeigte und die größten Blößen gab. Auch wac bie 
ariſtokratiſche Partei eifrig bemüht, von ven Misgriffen der neuen Regenten Ruten zu ziehen. 
Im Auguft 1832 wurde fogar eine fürmliche hochverraͤtheriſche Verſchwörung zum Umſturz ver 
neuen Berfaflung entdeckt. Darüber entſpann ſich ein Tanger Hochverrathsproceß, der aber nad 
der Flucht der Hauptführer ind Ausland nur zu dürftigen Ergebniffen führte. Alle viefe rear: 
tionären Verſuche ver patricifhen Partei Hatten indefjen nur die Folge, daß die neue penıofra- 
tiſche Ordnung ber Dinge immer tiefere Wurzel im Volke fapte, daß fic mehr und mehr ven 

allen Schladen ver Reſtaurationsperiode gereinigt wurbe. 

Diele Andeutungen mögen zum lebensgefihichtlihen Umriß eines Fleinen Staates dienen, 
ber im Zeitreum von 700 Jahren alle Phaſen ver republilanifchen Korm durchlief und, ausge⸗ 
gangen von der freien Gemeiuſchaft gleichberechtigter Menſchen, bie fir Sicherheit in einen bür⸗ 
gerliden Berein zufannmengetreten waren, erft reichsſtädtifche Bildung annahm, dann aus ber 
naturgemãßen Ariftofratie fi in eine erfünftelte verlor; endlich, eingezwängt in bie flatren 
Bande der Oligarchie, diefe mit verjüngter Kraft des reifern Alters fprengte und hie Fretheit, 
welche das Alterthum genoß, in enlerer Geſtalt zutücknahm. 6. 3fchokke. 

Bern ſeit 1846. Naͤchſt Graubündten iſt Bern der größte Canton der Schweiz. Auf 
einem Flächenvaume, ver nad abweichenden Angaben 119— 121 oder 128OM. beträgt, früher 
aber allzu Hoch auf etwa 173 QM. geſchätzt wurde, Hatte der in SO Amtsbezirke getheifte Gan- 
ton nad) der eidgenoffiſchen Volkszählung Im Sabre 1850 eine Bevölkerung von 458,304. See- 


ien. Während eimes vorhergehenden Zeitraums von etwas über zwölf Jahren belief ſich durch⸗ 


fſchnittlich ihre jährliche Bermehrung auf 4058 oder 1 : 107. Aus den fpätern Jahren, die zum 
Theil eine Periode der Roth und Theuerung umfaflen, liegen zwar noch Feine nähern Angaben 
vor; doch laſſen einige Anzeichen bereit fchließen, daß die hiernach eingetretene Berinindberung 
bed Zuwachſes ver Benölferung nicht fehe erheblich war. . Gin folder Zuwachs von nabebei 
ein Procent dentet auf noch weſentlich gefunde Zuflände; während anderäwo, wie in Frankreich, 
Belgien, einem großen Theile von Deutſchland u. f. w., außer zahlreichen weitern Symptomen 
auch der immer mehr erlahmende Gang ver bisherigen Bevölkerungdzunahme auf das Geran- 
nahen einer ſchweren focialen Krankheit hinweiſt, die ihre gefährlichſten Krifen, falle nicht 
zeitig genug das Ubel an der Wurzel angegriffen wird, in einer nit fehr fernen Zu: 
kunft haben dürfte. Bon der Befammtbenölterung des Kantons find 405,768 Proteftan- 
ten, 54,045 Katholifen, die hauptſächlich in den feit 1815 mit Bern verbundenen Jura⸗ 
bezirken des ehemaligen Fürftbisthums Bafel wohnen, und 488 Juden. Schon aus dem Ber- 
Hältniffe viefer Zahlen und dem großen Übergewicht ver Neformirten ergibt ſich, daß Hier vie 
Unterſchiede des Glaubensbekenntniſſes nicht im gleihen Maße auch eine politifche Bebeutnng 
haben konnen, wie eva in St.-Ballen und andern Gantonen; wo ſich in noch nicht völlig 
vermittelten Gegenfägen vie Befenner beider Confeſſlonen nach numetiſch gleichern Waffen ein: 
ander gegenüberfichen. Nur vorübergehend, namentlich zur Zeit ver Babener Conferenzbe⸗ 
ſchlaͤſſe, aber kaum noch während der Sefultenfämpfe waren es die von der confeſſtonellen Zwie⸗ 
tragt geborenen Zerwürfniſſe, weiche im Zufanntenbange mit gleithartigen Erſcheinungen in 
andern Thellen der Schweiz auch In Bern die ganze Staatskraft und Staatsklugheit zum Zwecke 
der Bemältigung folder Zwietracht in Anſpruch genommen hatten. Sonſt aber und ſeitdem ift 
der confeſſionelle Hader nie mehr in gleicher Weife ausſchließlich in den Vordergrund getreten, 
und ed war vielmehr die Verſchiedenheit ver polittfhen und forialen Anfchauungen und Imter: 
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eſſen, wonach fich Die oft in ſchneidender Schroffheit einander eittgegenftehenden Vartelen grup⸗ 
pirten. Obgleich alſo der Wiener Congreß aus dem Tiegel ſeiner willkurlichen politiſchen Um⸗ 
ſchmelzungen einen Canton Bern hervorgehen ließ, ver ſeht verſchieden war von Hem vor der 
Gelvetiſchen Republik beſtandenen, fo blieb Doch auch dieſes neue, wie fünf Jahrhunderte lang 
das alte, Bern ein Staat, der mit ſeinem ganzen oͤffentlichen Leben und Streben nur im ſchwei⸗ 
zerifden Boden wurzelt, wahrend noch andere Cantone bid zur Stunde zwiſchen eis⸗ und ultra⸗ 
montanen Tendenzen hin⸗ und hergemorfen werben. i ; 

Die große Mehrheit ver berner Bevölkerung gewinnt fly in unmittelbarer Benutzung von 
Grund und Boden durch Ackerbau und Biehzucht niet blos die Mittel zu ihrer Ernäßrung, 
fondern auch zu einem foliven und bis in die neuere Zeit mäßig fortſchreitenden Wohlſtande. 
Bern gehört zu ven nicht fehr zahlreichen Ianpwirthfchaftlichen Gantonen, die in guten Jahren 
das zum Bedarf nöthige Getreide, die zumeilen and über ihren Bedatf erzeugen. Aber nicht 
überall, am wenigften in ben rauhen Gebirgsgegenden des Oberlandes und bes Jura, näßrt ber - 
Boden die wachſende Zahl der Bewohner, und bier mie dort hat denn au) bauptfächlich vie er: 
finderiſche Noth einige neue Induftriezweige in Betrieb gefept. Dahin gehört die Strohflech⸗ 
terei, die inbeflen weniger als tm einigen benachbarten Cautonen zu geveihen ſcheint. Wichtiger 


iſt die feit etwa ſechs Jahren im Obertande eingeführte Fabrikation non Barqueterie. Diefer 
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Gewerbszweig fihloß ſich in natürlicher Entwicehmg ber int berner Oberlande ſchon lange ein=' 
heimiſchen Berfertigung jener weltberühmten Holzſchnitzwaaren an, Bei ver fi fo oft nicht bio®: 
eine vollendete techniſche Feruigkeit, fonvern auch ein echter künſtleriſcher Sinn offenbart. Dem⸗ 
felben Gebirgslande mit feinen oft zierlichen und keineswegs ungefunden Holzhaäuſern iſt noch 
eine bisher nur in Parid betriebene, jenen ermühnten Induſtriezweigen verwandte Fabrika⸗ 
tion von leicht transportabeln, wohlfeilen und gefunden Wohnhäufern für Arbeiterfamilien 
entfprunger. Damit ifk eine Betriebſamkeit angeregt, die wahrſcheinlich eine große Zukunft 
bat, weil fie einem fletd dringlicher gewordenen und in ben mannichfachſten Formen zu befrie⸗ 
digenden Bedürfniſſe entgegenkommt, worauf der fonft fo rege Erfindungsgeiſt ver Neuzeit noch 
lange nicht die gebührende Ruͤckſicht genommen hat. Beſonders ſchwunghaft iſt auch die feit 
etwa 15 Jahren aus Neuenburg in den berner Jura verpflauzte Fabrikation von geldenen und 
flbernen ihren hauptſächlich in Biel, im St.:Immertbal und in Pruntrut. Ungeachtet ihrer 
neueften Verbreitung Hat indeflen dieſe merkwürdige Induſtrie, die auf einer weit getriebenen 
und Höchft verfländig organifirten Iheilung und Wienerverbindung ber Arbeit beruft, bie 
Grenzen des ſchweizeriſchen Jura noch wicht überſchritten; fie ſcheint in ähnlicher Weife, mie bie: 
ihr verwandte Fabrikation ver Schwarzwälber Uhren, noch für längere Zeit auf eine beſtimmte 
Gebirgsgegend von beffimmt ausgeprägten Charakter befchräntt zu bleiben. Daraus läßt ſich 
jedoch keineswegs ſchließen, daß das Gedeihen folher räumlich abgegtenzten Induſtriezweige 
durch fpecififche Naturaniagen ber Bewohner gewiffer Gegenden bedingt ſei; ob es ſich glei 
genügend erklären laäͤßt, daß in den rauhen und unfruchtbaren Hochthaͤlern des Jura die einmal 
dahin verpflanzte Uhrenfabrikation beſonders leicht gedeihen konnte, weil pie Ausſicht anf Er⸗ 
werb einen wachſenden Theil der Bevölkerung dazu beftimmite, ſich an der zu allen Jahreszeiten 
möglichen Arbeit zu betheiligen, und weil dieſe zunehmende Betheiligung die zunehmende Thei⸗ 
lung ber Arbeit, ſowie mitteld derſelben vie reichere Entfaltung des neuen Betriebszweigs zur: 
nothwendigen Folge hatte. Diefe ind Große getriebene Uhrmacherel wirft trog ber wachſenden 
Concurrenz noch immer einen Arbeitslohn ab, ver fogar unverhaͤltnißmaͤßig hoch iſt im Ver⸗ 
gleiche mit andern Berufsthätigfeiten, die keinen geringern Brad von Anftrengung und technis 
ſcher Fertigkeit erfodern. Auch Im bernifchen Jura geht indeſſen noch allzu oft mit dem verhält: 
nigmäßig leichten Erwerb die leichtfertige Verſchwendung des Erworbenen Hand in Hand. 

Wie in der ganzen Schweiz, mit Ausnahme weniger Eantone, deren Zahl fi immer mehr 
verringert, fo iſt im Ganton Bern ein achtungswerthes Streben für Verbreitung einer den 
Geiſt befruchtenden, einer die Sitten mildernden Volksbildung zu gewahren. Die Sorge des 
Staats wendet ſich in gleicher Weiſe ven höheren Unterrichtsanſtalten wie dem eigentlichen Volks⸗ 
ſchulweſen zu. In der geſammten Schweiz belaufen fih die jährlichen Befammtausgaben bed 
Staats, alfo der Cidgenoſſenſchaft und ver einzelnen Gantone, auf beilänflg etwa A MIN. Er. 
für das Unterrichtsweſen und auf ebenfo viel für das Militärwefen. Ähnlich IR das Verhaltniß 
in Bern, wo 1856 für den Unterricht eine Ausgabe von etwas über 022,000, für bie Mill; 
vor etwas uͤber 697,000 Fr. veranfhlagt war. Unter den Monarchien des europäifägeht Feſt⸗ 
landes mit ihren ftehenden Armeen ift kaum eine einzige, die nicht jahrlich Im Derhatmiſſe zur 
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Bevölkerung wenigſtens drei nal foviel für ihr Heerwefen ausgibt, und ſich eben dadurch außer 
Stande fegt, für die Zwecke der Volksbildung mehr verwenden zu können, als hoͤchſtens ein 
Viertheil der in ber Schweiz und indbejondere im Banton Bern dafür verwendeten verhältniß⸗ 
mäßigen Sunme. Aud find die guten Früchte jener Staatöforge überall bemerkbar und um fo 
weniger allzu gering anzuſchlagen, als die eifrigere Pflege der geiftigen Volksintereſſen, Die ver 
frühern ariftofratifchen Regierung nit im minbeften am Herzen Tag, durchaus nur ber erſt feit 
4830 begonnenen bemofratifchen Periode angehört. Überdies Hatte Bern vor andern Gantonen 
beſonders große-Hinderniffe zu überwinden, um für bie Ideenſaat der Neuzeit jene tiefern 
Furchen zu ziehen, worin jie bis zum freubigen Aufblühen vor zerftreuenden Stürmen geborgen 
lag. Es bedurfte einer müherollen Arbeit in einem zwar fruchtbaren und ſchweren, aber aud 
ſchwierig zu bebauenden Boden. Der Geift ver berner Bevölkerung hat etwas Hartes und Trode: 
nes, der an glei zähen Wurzeln dad einmal überlieferte Gute und Schlimme, die erblide 
Mahrheit und das erblihe Vorurtheil feffhält. Dies gilt befonders von dem den Hauptfern der 
Einwohnerſchaft bildenden Landvolfe in jenen Teilen des alten Bern, deflen Sitten und Un: 
fitten einen fo unnachahmlichen Darfteller an Bigius gefunden hatten, der ſelbſt auch durch die 
eigenthümlichen Vorzüge und Mängel feined großen Talents das ſcharfe Gepräge des Berner: 
thums vom echten Schrot und Korne an fi trug. Diefed Eigenthümliche befleht in durchdrin⸗ 
gendem Scharfblide für dad Zunächfliegende und In freiwilliger Selbftbeichränfung auf einen 
engen Geſichtskreis; es befteht aber auch in einer heimatftolzen Selbftgenügfamfeit, pie das ört: 
lich Geworbene als ein für alle Zeit Vollendetes feftzuhalten, die im ewigen Wechſel rings um⸗ 
ber beim Alten beharren zu fönnen wähnt. Gerade in ımferer Zeit find jedoch durch Millionen 
Fäden die Schickſale der Nationen fo ineinander geflochten, daß ſich befonders jedes Kleinere 
Bolt, dad nit aus freien Stücken mit den vorwärtseilenden Völkern gleihen Schritt Halten 
mag, durch fein Zögern nur der Gefahr ausſetzt, zu eigenfter Marter dennoch fortgeriffen und 
enblich politiſch todtgefchleift zu werben. Diefed Loos ftand auch Bern bevor, hätte das alte 
felöitgenügfame Bernertfun im Kampfe mit den eindringenden Elementen der neuzeitlichen 
Bildung einen jener Siege erfochten, der verberblicher als jede Niederlage iſt. Doch war biefer 
Kampf Hartnärdliger und wurde mit größerer perfünlicher Keidenfchaftlichkeit als in den meiſten 
anbern Bantonen geführt. Mitten unter ven Reibungen ver politifchen Parteien Eonnte aud 
das feit 1850 mefentlih umgeftaltete und allen Elaffen der Bevölkerung zugänglich gemachte 
Unterrichtsweſen lange nicht zur reichften Entwidelung gelangen, und noch in den legten Jahren 
war es bie Schuld des Parteihaders, daß die fo wichtige Zeitung des Lehrerſeminars den tüch⸗ 
tigen Händen, denen fie feit Jahren anvertraut war, wieder entriffen wurde. So unerquicklich 
aber.mandye Erfiheinung im unvermeiblidhen Gefolge dieſes Parteikampfes war, einerfeits die 
leivenfchaftliche und mitunter fragenhafte Verbiſſenheit einer ftörrigen Ariftofratie in Die ver: 
witterten Reliquien ihrer frühern Herrlichfeit, andererfeit8 Die gefpreizte Halbbildung eines mit 


. den fhreienpften Farben oberflächlich angeitrihenen Radicalismus: fo muß doch jeder Unbefan: 


gene eingeftehen, daß die oft noch rohen Fauſtkämpfe auf der Arena des neuen öffentlichen Le: 
bens gerade für Bern faſt unumgänglich nothwendig waren, damit es endlich die Parteien lern: 
ten, ſich gegenfeitig Maß zu Halten, damit fie endlich zur Überzeugung kamen, daß die Einen 
wie die Andern nurim einträchtigen Zufammenwirfen für das wirklich Bemeinnügige wie im 
Innern fo auch Dem Audlande gegenüber etwas zu bebeuten vermögen. In der Schmeiz Hatte 


_ Überhaupt die braufende, aber ungehemmt und darum gefahrlos verlaufende Gährung aller 


Glemente in Staat, Kirche und Geſtllſchaft, obgleich mie überall Hier mande hohle Blafe auf: 
gerworfen wurde, einen ganz andern Sinn und eine völlig andere Wirkung als im monarchiſchen 
Auslande, wo ver Rückſchlag der Reaction den Staat und die Geſellſchaft fogar noch meiter ald 
zum Ausgangspunkte der Erhebung zurückgeſchleudert hat. Die fhmeizerifhe Gährung hin: 
gegen, die von der officköfen und amtlichen Zeichendeuterei des Auslandes als Tod und Auflö- 
fung dringende Anarchie verfhrien wurde, war zugleich ein Läuterungsproceß; fle war ein zwat 


‚ befgleunigter, aber der Logik ver Geſchichte weſentlich entfprechenver flufenweifer Fortſchritt des 


ſchweizeriſchen Einzelſtaats von der Ariftofratie zur Demokratie, ſowie des eidgenoͤſſiſchen Staa: 
tenbundes zum Bunbeöftaate. Und während bie Formen eined neuen Staatsrechts gewonnen 
wurden, brang gleichzeitig inmitten jener fogenannten fchweizerifchen Wirren, vie einige Dutzende 
biplomatifcher Noten jo überflüſſigerweiſe zu bejammern befliffen waren, ein verjüngender 
Beift in die freiern Formen; er rief ein Volksleben wach, das jetzt ſchon nach dem kurzen Zeit: 
raume eined Vierteljahrhunderts die. neue Schweiz mit einer verhältnigmäßig fo großen Macht, 
Wohlfahrt und Bildung ausgeftattet hat, daß dadurch wol ver Nein ver Nahbarvdlfer von dem 
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Augenblide an erweckt werben mag, als venfelben die ſchweizeriſchen Zuſtände nit mehr bis 
jur Verzerrung entftellt vor Augen gehalten werben. 

In diefer merkwürdigen und erfolgreichen Bewegung war Bern, als der machtigſte und be⸗ 
voͤlkertſte Sonderſtaat, zugleich ver eigentliche Schickſalscanton, ob ſich gleich in einzelnen Mo: 
menten bad Loos der geſammten Schwelf vorübergehend an andere Cantone zu knüpfen ſchien. 
Er hat ſeine heftigſten Kriſen wol jetzt überſtanden, und die ſeit 1854 zu Stande gebrachte Fu⸗ 
fion der Parteien ſcheint um fo weniger ein blos fauler Friede, als dieſer Verfchmelzung ein mit 
wechſelndem Glück geführter Kampf ver Meinungen und Intereffen vorangegangen war, ber 
fi) durch alle Schichten ver Geſellſchaft gezogen hatte. Nachdem ſich der größte Theil der Ari: 
ftofratie von allen Ämtern, auch von-ven Lehraͤmtern grollend zurückgezogen, war man nach 
Errichtung der neuen Hochſchule zu Bern im Jahre 1834 um fo mehr genöthigt, auch fremde 
Lehrkräfte zu Hülfe zu rufen. Unter biefen waren es beſonders die beiden aus dem Herzogthum 
Naflau in die Schweiz eingewanderten Brüber Ludwig Snell (geft. 1854) und Wilhelm Snell 
(geft. 1851), welde, ver Erſtere während kürzerer, dev Zweite während längerer Zeit, einen 
bedeutjamen politifhen Einfluß aud im Canton Bern ausübten und der berner Preſſe einen 
lange unverjlegliden Stoff zu Rebe und Gegenrede varboten. Gegen diefe beiden Männer, bie 
früher ſchon für die Einführung und erfle Geftaltung der Gantonalverfaffungen zu Anfange 
der dreißiger Jahre thätigfl mitgewirkt hatten, die ſich in allen Lebenslagen als —* Kleinod 
die volle Unabhängigkeit der Geſinnung zu bewahren gewußt, richtete ſich in erſter Linie der 
Haß der an der Stelle der alten Ariftofratie zeitweife zur Herrſchaft gelangten fogenannten 
Dorfmagnaten, der Notabilitäten ver mittlern Landſtädte, die auch ihrerſeits mehre energifche, 
talentvolle und ehrgeizige Männer in ihrer Mitte zählten. Es verſchlägt wenig, ob und wie 
weit in dem mit Grbitterung geführten Streite diefe ober jene befondere Anjhulbigungen, 
die fich die Parteien einander in die Zähne gefchleubert, mehr oder nıinder gegründet ober völlig 
grundlos waren. Bemerkenswerth war es dagegen ald das Zeichen einer bereits heranbrechen⸗ 
den neuen Zeit und neuen Bildung, daß ſich gerade in Bern, das im ftolzen Rückblicke auf feine 
bedeuifame Vergangenheit fo nahe daran war, fich einer für ven Canton und die gange Schweiz 
gefährlichen politifhen Selbſtgenügſamkeit in die Arme zu werfen, eine Schar begelfterter und 
treu. ausharrender Anhänger und Schüler um die genannten Männer fanimelte, daß fle ver 
Mittelpunkt einer eigenen Bartel wurden, und daß während einerfleihe von Jahren ver Partei- 
"name der, Naſſauer“ aufein ganzes Softem von Anfhauungen, Meinungen und Beftrebun- 
gen hinwies, dad fich trog allen zähen Widerſtandes immer weitere Bahn gebrochen hat ; daß fie 
es bauptfählih waren, welde für den Canton Bern die Gründer einer eigenen Rechtsſchule 
mit freiern und oͤrtlich unbefangenen Anſichten geworden ſind, wodurch ſie eine Gedankenſaat 
ausſtreuen halfen, die beſonders in den letzten Jahren und zum Theil erſt über ihrem Grabe 
reichliche und gute Frucht getragen hat. Denn ſchwerlich iſt in Abrede zu ftellen, daß ihre Leh⸗ 
ven zu nicht geringem Theile beigetragen, um die Einführung der Schwurgerichte, die ſich in der 
Schweiz immer mehr bewähren und womit man ſich immer mehr befreundet, aud) für den Can⸗ 
ton Bern vorzubereiten; um hier das materielle Strafrecht vor jener Roheit zu bewahren, die 
in ihrer gedankenloſen Armſeligkeit nichts Beſſeres zu thun weiß, als wieder zum Stock und 
zur Prügelſtrafe zu greifen — vor einer Roheit, der ſich nicht alle Cantone zu erwehren gewußt 
haben; um ed nicht Zu dulden, daß ein zum Schutze ver Preßfreiheit erlaſſenes Geſetz bis in fein 
Begentheil umgeftaltet und verunftaltet werden durfte. Es If einerſeits das Zeichen bed ſtaat⸗ 
lichen Verfall und der nahenden Auflöfung,, wenn fhon die Eigenthümlichkeit des Volks bis 
zu einem Grade aufgeweicht ift, um von jedem oberflächlichen, von außen und aud ber Fremde 
kommenden Eindrucke dad ſtets wechſelnde Gepräge zu empfangen. Aber das auch iſt ein Zei⸗ 
chen des nahen polltiſchen Todes, wenn pad Volk in allen feinen Gliedern verſteift und erſtarrt; 
wenn es in ſeiner Beſonderheit immer mehr verknoͤchert; wenn es ſich im bornirten Fremden⸗ 
haſſe gegen die von außen eindringenden verderblichen Influenzen dadurch zu ſchützen wähnt, 
daß es ſich auch gegen die heilſamen Einflüſſe abſchließt, daß es ſich auch vor den belebenden und 
erfriſchenden Luftſtroͤmen in fein Schneckenhaus verkriecht. Das auch iſt ein Todeszeichen, wenn 
das Volk taub geworben iſt gegen die von den Thatſachen der neueſten Weltgeſchichte fo beſon⸗ 
ders eindringlich verkündete Wahrheit, daß nicht blos der materielle, daß auch der geiſtige Welt- 
verkehr eine ſo innige Verbindung zwiſchen den Nationen vermittelt, um jedes Volk, das ſich 
einſeitig dieſem Verbande zu entreißen ſucht, ſchon darum verfümmern zu laflen, weil ganz 
ähnlich tm Volkerleben wie im Einzelleben gerade das vergleichende Auge des unbefangenen 
Ausländers einen nothwendig ſchärfern Bild für unfere politifchen und ſocialen Mängel Hat 
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als das eigene Auge, welches durch pie Gewohnheit mehr ober minder und nicht ſelten 648 zu 
einem Grade abgeftumpft ift, daß ed das Verderbliche als heilſam, das Thörichte als weiſe, Dad 
Häßliche als ſchoͤn anſieht. 

Durch die Kernhaftigkeit und Tüchtigkeit feiner innerſten Natur ſowie durch Die Gunf 
äußerer Verhaltniſſe, die es nicht unbenutzt gelaſſen, iſt das berner Bolt gegen ſolche von recht 
und links drohende Gefahr bewahrt geblieben; und während es feſthielt au feiner aus feſten 
Stoffe gebildeten Volksthümlichkeit, hatte es doch einen offenen Sinn dafür, daß wir in ein⸗ 
neue weltgefhichtliche Cpoche eingetreten find, welche durch alle Erſcheinungen früherer Zeiten 
exft eingeleitet werben konnte in die Periode des wechfelfeitigen Unterrichts von Boll zu Bell 

durch That und Wort, durch Beifpiel und Lehre. Aber viel unmittelbarer una maſſenhafier 
als jener Meinungsftreit, an dem ſich zunächſt nur die wiſſenſchaftlich Gebildeten und wie nad 
ſolcher Bildung Strebenven betheiligen Fonnten, wirkte vie jahrelang ſich ernenernde und vos 
Dorf zu Dorf gehende Agitation, die dad ganze Volk nit blos auf die Beine, ſondern aus 
zum Denfen und Sprechen über Gegenflänbe brachte, pie über den engen Geſichtskreis ber Kird: 
thurmintereſſen hinausfielen.“ Durch diefe Aufregung zu politifcher Thätigkeit, die eine lange 
Reihe von Reformen in Berfaffung und Geſetzgebung zur Folge hatte, bildete ji in verhältnis 
‚mäßig kurzer Zeit das berner Volk zu einer gewiſſen politifgen Meife empor und bewegte fd ir 
feinem nod ganz neuen flant8bürgerlihen Berufe der founeränen Selbftregierung bald genug 
mit hinlängligem Geſchicke, um die Sehnſucht nad dem alten ariſtokratiſchen Regiment inımer 
mebr verſchwinden zu laſſen. Freilich lernte auch dieſes Vol nick ſchwimmen, che es ins Wal- 
fer ging, aber e8 lernte doch, ob es gleich Hier befonderer Anftrengungen und manches miäfun: 
genen Verſuchs bedurfte, weil aud die Vormundſchaft, worin die Berner jahrhundertelang 
von ihrer Ariftofratie gehalten wurden, eine beſonders firenge war und in vielen Beziehungen 
mit der Beyormundung duch eine monarchiſche Bureaufratie auf gleicher Linie Hand. Außer 
einer verzeihlichen Unbeholfenheit bei den erſten Schritten auf Der neuen politiigen Laufbahn 
war es bie begreifliche Folge ver Fünftlich verlängerten Uumimbigfeit des Volks, dag der Berner 
Parteikampf einen Charakter ver Heftigkeit, der rüdjichtölofen Derbheit, ner Gehäſſigkeit um 
gegenfeitigen politifhen Verketzerungsſucht wie in feinem anbern Schwelzercanton annahm. 
‚Die Art, wie dieſer Kampf geführt wurde, hätte wol bei einem anbern Volke als das Zeichen 
einer ſchon eingeriffenen und ald die Urſache einer noch zunehmenden Berwilberung betrachtet 
werben bürfen. In Bern hätte man mit biefer Meinung fehlgegriffen. Dieſer fleinharte Bau 
mußte erft politifh Dur und durch gewühlt werden, um endlich auch die tiefen Schichten ver 
GGeſellſchaft dem befruchtenden und milden Sonnenlichte zugumenben; diefe derben und wie ihre 
Berge fohroffen Naturen mußten erſt wit ihren ſchärfſten Ecken Heftig gegeneinanberftoßen, da⸗ 
mit die befeelenden Prometheusfunfen eines freien und reichen Öffentlichen Lebens über weiter 
Kreife verbreitet wurden; dieſe erhigten Parteien mußten ſich erſt todmüde gerungen haben, 
um der Überzeugung zugänglich zu werben, daß ſchließlich auch im Streit der politiſchen Mei⸗ 
nungen und Intereffen der Kopf über die Kauft Meifter wirb, jowie Die beſonnene und verſtän⸗ 
dige Rede über die eifernden Worte des Zornd, des Schinwfs und des Hohns. Auch wurde 
der Kampf, ohne ein verdecktes und boshaft ſchlaues Ränfefpiel, viel zu offen geführt, um nicht 
durch alle Leidenfchaftlichkeit eine gewifle Gutmüthigkeit durchleuchten und es nicht erfennen zu 
Iaffen, daß felbit nie maßlofeften Beſchuldigungen von ber einen und andern Seite niemals ober 
felten abſichtliche Verleumdung waren, da man in den oft wiederkehrenden Momenten ded Bar- 
teizornd an die Wahrheit der dem Gegner gemachten Vorwürfe wol felbft vorübergehend 
glaubte. Hätten ſich aber die Parteien in Wahrheit und auf die Dauer für ſo grundſchlecht ge- 
Balten, als fie es Sich gegenfeitig vorgetworfen, fo hätte eine Fuflon wie die von 1854 ger nicht 
zu Stande fommen können. Und daraus erfiäzt ſich auch, daß alle polltifchen Händel in Bern 
dog nur die Wirkung einer moralifch gefunden Bewegung und Erſchütterung hatten. Gerade 
felt ven Beginn dieſes Streitö, der feiner Natur nach doch mehr mit Mund und Wort als mit 
Fauſt und Schlag ausgemacht werden mußte, find bie früher in Bern häufigen Raufhändel, die 
nicht felten mit Tobtichlag endeten, bei weiten feltener geworben, und man barf wol allgemein 
behaupten, daß ein um fo größerer Gewinn aus jenen politifgen Grereitien entfprang je mehr 
noch die Maffe der berner Bevoͤlkerung gegen diejenige vieler anderer Cantone und ſelbſt man: 
, Mer Staaten bed Auslandes zurüdgeblichen war. In der Hauptſache hat indeſſen dieſer Per: 
teifampf wenigflend vorläufig geenvigt, wie meift das herner Molksfpiel des Schwingend enbigt: 
hat. der zweijellofe Exfolg oder nad Aufbietung alter Kräfte pie beiderſeitige Trſchoöpfung dem 
eifrig geführten Wettſtreite ein Ziel gefegt, ſo deichen ſich die Beiden Kämpfer die Ganb. Ya 
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gleicher Eintracht ſtanden die fan nach fo feindſeligen Parteien des Cantons Beru dem Mb: 
laude gegenũber, als ed fi in der nenenburger Sache um bie Wahrung des Nechts, der Chre 
uur Unabhängigkeit des gau zen Schwerisevvolfs handelte. 

Bern iſt jeht in der Rage, Die in der wohl unterrichtenden Spule des öffentligen Bebens ge⸗ 
bildete und erprobte Kraft wit nichts Überflürzenber Befonurabeit auf jene zahlreichen Mefor⸗ 
wen zu verwenden, Die bißjegt entweder nur angebahnt oder doch noch wicht voliftänpig duvch⸗ 
geführt werben konnten. Gleichwol it nicht zu leugnen, daß ſelbſt inmitten der fogeraunien 
politischen Wirren nicht Bloß mit fruchtlofen Worten geſtritten, fondern auch Bei weitem mehr 
und mehr Tüchtiges geleiflet wurde, als ber collegialifche oder burraukratiſche Schlenorian des 
Beamtenſtaats in einem Jahrhunderte zu Stande gebracht hatte. Bern iſt keiner der reichſten 
Cantone; es Hat aber in Ganzen eine wohlhabende Benälferung. Indeſſen gilt das alte, Quid- 
quid delirent rotes, pleotunsur Aehivi nicht blos für das unmittelbare Verhaͤltniſſe wiſchen 
jeder beſondern Regierung zu ihren Regierten, ſondern im großen organiſchen Zuſammenhange 
alles Wölkerlebens haben auch an ihrem Theile Die republikaniſchen Schweizer mitzuleiden durch 
die Suͤuden und Thorheiten bed Auslandes. In jenem Lande werden nur fo viele Güter erzeugt, 
als ſich verwerthen laſſen; im Getriebe nes Welthandels if jedes ärmere Wolk ein ſchlechter 
Kunde für die vom jedem andern Volke im liberflufle erzeugbaren Güter, uns umgekehrt wirh 
darum auch der moͤglichſt hobe Grad des Wohlſtandes für jedes einzelne Wolk durch den moͤglichſt 
großen Wohlſtand aller andern Boͤlker bedingt. Solange nuthin riags um die Schweiz Her 
bei allen Nationen des europäiſchen Feſtlandes ein allgemeineros Aufblühen des Mohlſtandes 
unmoglich gemacht wird, weil die künſtlich getriebene Wucherpflanze des ſehenden Heerweſeus 
der nũtzlichen Production ven beſten Theil ihrer Nahrungsſäfte entzieht; weil es die Beßrei⸗ 
tung eines maßlos anſchwellenden Militäraufwandes verhindert, day Handel und Induſtrie, 
daß alle Zweige des Erwerbs von Zöllen und Mauthen, von direct und indirect bebrädensen 
und hemmenden Raflen und Abgaben befreit werben Zönsten: folange wirb auch Die Schweiz, 
wenngleich in bedeutend ſchwächerm Grade angegriffen, von ver anſteckenden Krankheit des 
VPauperismus doch nit völlig verſchont bleiben. Neben den allgemeinen Gründen wirkten 
zur Steigerung des Übels im Canton Bern noch beiondere Urfachen mit. Es gibt daſelbſt ein 
nicht unbeträchtlicheö ländliches neben einem fehr geringen ſtädtiſchen Proletariat. Der Grund 
liegt Bauptiächli Darin, daß in manchen Theilen des Cantons, wir im Oberlande und im Jura, 
der Dosen viel zu farg if, am Die gefanmte Bevölkerung genügend ernähren zu Tönnen. In 
andern Bezirken, wo ſich noch mehr Kräfte, ale wirklich geſchieht, Der Landwirthſchaft zuwenden 
dürften, fcheint Die Zahl der Armen auf dem Lande durch ein Geſez und Herkommen gefleigert 
zu werben, wodurch einer allzu guoßen Beriplitterung ver Büter vorgebeugt werden fol. Wäh⸗ 
rend Söhne und Töchter zu gleichen Bermögenstheilen erbbereihtigt find ums das Pflichttheil 
ver Kinder aus zwei Drittheilen des freien väterlichen Vermoͤgens befteht, gibt es doch eine Axt 
Minorat, wonach der jüngfle Sohn gegenüber feinen Schweftern und ältern Brüdern befugt I, 
um eine gerichtlige Schagung (bis zum Jahre 1826 um eine „Billige Schagung) des Vateps 
Hof oder Wohnhaus In ver Erbtheilung an fich zu ziehen. Bon dieſer Vefugniß wird in man- 
chen Cantonstheilen, wie im Seeland, faft nie, in andern Dagegen, wie Im Emmenthal, fait im⸗ 
mer Gehrauch gemacht; und gerade in dieſen legtern Gegenden findet fi auch ein zahlreicheres 
ländliches Proletariat. Die Induſtrie if im Canton noch nicht genug entwidelt, um birfem 
Überſchuſſe ver Bevblkerung, der landwirchſchaftlich nicht beſchäftigt ift oder nicht ausreichend 
beſchäftigt werden Zaun, einen genügenden Arbeitéverdienſt zu verſchaffen; weshalb ſich ſowol 
Bereine ald Privaten um bie Werpflanzung einiger weitern Indauſtriezweige, wie der Seiden⸗ 
weberei, in ven Cauton bemühen. Vegreiflich mußten auch die legten Mitjahre die Noth haupt⸗ 
ſaͤchlich bei Dem gar nicht odet nur gering begüterten Theile der ländlichen Bevolkerung vergrb⸗ 
Bern, dem keine ſonſtigen Erwerbozweige zu Gebote ſtanden. Beſenders in nen Jahren 1854, 
we die Vermehrung der Sträflinge Die nicht unbedentende Bewilligung eines Nachcrediis von 
etwas über 120,000 Fr. zum Zweile ihrer intechafgung erfoberte, und 1855 nahm aud der 
fihärfer herportretende Pauperiomus einen eigenchliufichen Gcharakter an. Anger einer fürm: 
lich organifirten Diebeabande, ſowie neben den gebräuchlichen Hin⸗ und Herzügen einer fehr be= 
traͤchtlhen Schar eigentlicher Seimatloſer an den Gantondgrenzen, bildete ſich noch in der Zahl 
von mehren Taufenden eine zeitweiſe ſchweifende Bevölkerung, welche, beſonders vom obern 
Emmenthale ausgehend, ihre regelmäßigen Rundreiſen möglihft längs der Grenzen einiger 
Anmtsbezirke und in folgen Theilen des Gantons machte, wo fie ſich am leichteſten In den Scheu: 
nen der’ zerfireut liegenden Bauernhöfe unterzubringen wußte. Das Gebaren dieſes nomadi⸗ 
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renden Proletariats war überall, wo man: ihm freundlich oder nicht geradezu ſeindſelig. be⸗ 
gegnete, harmlos genug; es trug nicht das Gepräge jenes ſchon tief eingefreffenen und ſchwer 
vertilgbaren Clends wie das als ſo glüdlich gepriefene Belgien mit ſeinem, flandriſchen Clend⸗ 
and mit feinen zahlreichen Wanderhorden vagabundirender Bettellinder. Au gab es man- 
chen reihen und beſitzesſtolzen berner Bauern, der es ſich zur Chre rechnete, Der Patron einer 
recht anſehnlichen Zahl dieſer ihn heimſuchenden Glienten zu fein, ver fi ihre Unterhaltung 
einige Tauſend Franken jährlich koſten ließ. Hier und da, bis in bie Nähe der Haupiflabt, ka⸗ 
men jedoch einige Brandſtiftungen vor, die mit diefen Wanberzügen zufammendingen. In 
derfelben Zeit Hab ed im Amt Signau (Oberemmenthal) nicht weniger ald 31 Proc. Unter⸗ 
fügte und 25 Proc. zeitweife verlaffene Haushaltungen; auf- jede Familie kamen beinahe drei 


* Unterflügte, und auf jeden Grundeigenthümer mehr ald neun Arme. Eine Zunahme ber Ar- 


muth ift auch in einigen andern Amtsbezirken zu bemerken, wie 3.3. in Interlafen trotz oder 
wegen bed bier beſonders zahlreihen Fremdenbeſuchs. In den Jahren 1840 — 54 fiel Die 
Zahl der Gemeinden, die ihre Bebürftigen ohne Armenfteuern aud den Armengütern erhielten, 
von 147 auf 39 Herab. Die Zahl ver Armen war 1854 ein Siebentheil der Geſammtbevoöl⸗ 
terung; auf je 400 Familien kamen deren durchſchnittlich 6A. Die Menge ver abfolut Arnıen 
tim Ganton belief fih 1855 auf 5 Proc., die der relativ Armen auf 8 Pror.;-auf je 100 
Grundeigenthümer kamen 89 Unterflügte. Das war eine beträdhtlihe Zahl von zu Unter: 
flügenden für einen ſchweizeriſchen Ganton, wo ber Ertrag der Arbeit des Volkes nicht von 
Staatöwegen auf Inprobuctive Welfe verſchwendet wird. Wirklich fleht auch in der Armen: 
noth nur noch Luzern mit Bern auf gleicher Stufe; alle andern Gantone flehen günfliger, wie 
denn 3.8. im Aargau die Zahl der Armen ein Eftel iſt, in Züri ein Zwanzigftel, in Thur⸗ 
gau nur ein Funfzigſtel. 2). Indeſſen ift nicht zu überfehen, daß bier von der Zeit eines außer: 
ordentlihen Nothſtandes vie Mebe If. Schon durch die Werbungen während des orientaltichen 
Kriege, wodurch ein Theil ver unfaubern Elemente entfernt rourde, ganz beſonders aber da: 
dur, daß vie Hauptnahrung der Armen, daß die Kartoffeln wieder gediehen, minderte fid 
fehr bald die Zahl der zu Unterſtützenden; die Mafle der umberfchweifennen Bevölkerung fant 
wieber auf das gewöhnliche und weit geringere Maß, und die Bevoͤlkerung der Gefängnifſe 
fiel fogar auf einen felten fo niedrigen Stand. — 

Seit einer Reihe von Jahren war indeſſen bie europäiſche Socialkrankeit des Pauperismus 
auch im Canton Bern fühlbar genug geworden, um Cinzelne und Vereine, um beſonders aus 
den Staat auf die Mittel der Heilung und Verhütung ſinnen und hiernach handeln zu lafſen 
Die Gründung von Sparkaflen und die Erweckung des Sinned für Sparfamkeit war mehr die 
Sade von Einzelnen und Vereinen. Im Jahre 1853 gab e8 im Canton 26 Sparkuffen, 
mit einem Bermögen von nahe 114/, MI. Br. und mit nahe 35,000 Einlegern. Aus 
neuern flatiftifchen Bergleichungen ergibt fih, daß die Schweiz, wo durchſchnittlich ein. Einleger 
auf je 15 Bewohner fommt, überhaupt vasjenige Land in Europa tft, wo die Sparkaffen sm 
meiften benugt werben. Eben dieſes durchſchnittliche Verhältniß von 1 zu 15 finden wir im 
Canton Bern, der überhaupt in flatiftifcher Beziehung eine Art Durchſchnittscanton iſt, wäb⸗ 
rend die Schweiz, ald Geſammtheit, in alledem, was auf die Zuflände der materiellen, geiſtigen 
und fittlihen Kraft und Geſundheit fhließen läßt, nad den umfaflenoften Erhebungen un 
Bergleihungen ver einihlägigen Thatſachen, auf der höchſten Stufe ſteht. Das Eegtere ıf 
auch begreifli genug, weil hier pad Volk durch feine Gtaatögewalt gezwungen wird, fein 
Kraft auf andere Zwecke als diejenigen feiner eigenen Wohlfahrt verwenden zu müflen. Sn 
der Sorge für dieſe Wohlfahrt fiel indeſſen gerade im Canton Bern, wo noch dad Volk der Be 
vormundung durch feine frühere ariftofratifhe Regierung gewöhnt war, aud dem neum 
Staate und feiner Regierung ein größerer Antheil zu als in den andern Gantonen, wo te} 
Princip der Selbftregierung ſchon mehr ind Leben eingebrungen war. Übrigens fonnte dir 
Gorge der neuen Regierung in keiner neuen Bevormundung befteben und mußte ſich wefentlid 
darauf befehränten, dem Volke die Diittel bereitzuftellen, damit es fich felhft der Noth erwehrn 
fönne. Der Pauperismus — der im Misverhältniffe ver Bedurfnifſe und Gelüfte zu den Mt: 
-teln ihrer Befriedigung befteht, der eben darum auch und gerade in folhen Staaten zum Bor- 
fein tommt, die mittel eines einſeitigen Fortſchritts in den Dingen des leiblichen Wohlkantrt 
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ihr durchfchnittliches Vermögen und Cinkommen von Jahr zu Jahr vergrößern — iſt niemals 
blos niaterieller Natur, fondern ſtets mit geiftiger und fittliher Verarmung verbunden. Gr 
kann darum auch nie mit blos materiellen Mitteln bewältigt werben; und weil mithin nad 
dem vollſtändigen Begriffe des Bauperismus der Kampf gegen denjelben in allen Gebieten des 
menſchlichen Lebens geführt werden muß, iſt dieſer Kampf gleichbebeutenn mit ver wichtigften 
und umfaſſendſten Aufgabe der Neuzeit, mit der fogenannten focialen Brage. 

Um ifrerfeits beizutragen zur fortſchreitenden Erfüllung dieſer Aufgabe, haben die poll⸗ 
tiſchen Behoͤrden des berner Freiſtaats eine fo große und im Ganzen fo zweckmaͤßige Thaͤtigkeit 
entwickelt, wie man fie in allen Beamten⸗ und Militärſtaaten des Auslandes vergebens ſuchen 
würde. Bejonders ift zu loben, daß die großen Bildungsmittel der Kirche und Schule, auf 
·welche ver Staat mit feinem Ginfluffe hauptfächlid) Hingewiefen ift, in Feiner Weife vernach⸗ 
täffigt blieben. Die Verfaffung vom Jahre 1846 ($. 80) ſtellte für die veformirte Kirche die 
Grimbung einer gemiſchten Kirchenſynode in Ausſicht, welche — unter Vorbehalt der Geneh⸗ 
migung des Staats — die innern kirchlichen Angelegenheiten ordnen und ver auch in äußern 
Angelegenheiten das Recht des Antrags und der Vorberathung zuſtehen ſollte. Ein Geſeh 
vom 19. Jan. 1852 enthält die nähern Beſtimmungen über die mittels ſtufenweiſer Wahl zu - 
bildende Organifation der Borflänvde ver Kirchgemeinden, der firben Bezirksſynoden, ſowie der 
aus 47 Gemeindeabgeordneten und 58 Geiftlihen beſtehenden Gantondfynobe, die wieber ihrer⸗ 
ſeits einen aus elf Mitgliedern beſtehenden ſtändigen Ausfhuß zur Erledigung der ihm zuge: 
twiefenen oder dringlichen Geſchäfte zu ernennen bat. Noch im gleihen Jahre 1852 Hatte die 
erfte Berfammlung dieſer gemifhten Synode ftatt, und e3 trat hiermit eine Inititution ins Le- 
ben, die auch anderswo, wie im Ganton Züri, zwar in Anregung aber nicht zur Ausführung 
gekommen war. Ausdrücklich mag nod erwähnt fein, daß die Synobe von 1852, mit Rüd- 
fit auf die Staatöfinanzen, für die Jahre 1855 bis und mit 1857 einen freitmilligen Abzug 
auf die geiftlihen Beſoldungen von 30,000 Fr. angeboten hatte, was denn au, jedoch mit 
Befreiung der unterfien Befoldungsclafle, vom Großen Rathe genehmigt wurbe. Der neueften 
Zeit gehört noch ein Schulgefeg an, das auf der Grundlage der fhon früher getroffenen Be⸗ 
Rimmungen fortbaut und unter Anderm Näheres verfügt über die unentgeltliche Ertheilung des 
Unterrihts an notoriſch Arme, fowie über die Gründung von Freiftellen und Stipenvien für 
bürftige Primärfhüler. Daſſelbe Geſetz verpflichtet den Staat zur Unterflügung der Turn- 
und Waffenübungen ver Schüler, ohne jedoch diefe Übungen zwangsweiſe einzuführen. Bas 
die Beſoldung der Schullehrer anlangt, bie auch zur Theilnahme an einer Schullehrerkaffe ver: 
pflihtet wurden, fo gibt eine vergleichende überſicht der „Allgemeinen ſchweizeriſchen Schul- 
zeitung” das Minimum auf 518 Br. an, ſodaß Bern auf darin wieder die ungefähre Mitte 
zwiſchen den mehren Cantonen hält. 

Mit ſolchen und ähnlihen Beflimmungen über Kirche und Schule kann denſelben der Staat 
freilich nur die äußern Bedingungen ihres Gedeihens gewähren und die Formen feſtſeten, in 
denen fie fich felbit, fowie Bolk und Gemeinde in Beziehung auf Kirche und Schule, zu beivegen 
und zu bethätigen haben. Aber Das ift fhon wichtig genug, daß überall in der Schweiz und 
in Bern insbeſondere auch der neue Volksſtaat das Seinige thut, um die legten Reſte ver dem 
alten Bollzel= und Beamtenflante fo eigenthümlich angehörenden Losreißung und formalen 
Trennung der Kirche und Schule vom Volksleben und von feinen bewegenden Intereſſen zu be: 
feitigen,, um das Volk, in erfter Linie vie betreffende Gemeinde, an der lebendigen Förtbildung 
jener beiden Inftitutionen entſcheidend zu betheiligen. Hier ift alfo ſchon erreiht, wonach in 
Deutihland und anderswo erſt geftrebt wird; hier gebt ſchon in Fleiſch und Blut über, wofür 
mit noch zweifelhaften Grfolge pie Männer deutſcher Wiſſenſchaft, wie Bunjen und Andere, erſt 
tämpfen müflen: die innigſte organifche Verbindung bes Bolfslebens in Staat und Gemeinde mit 
dem Leben in Kirche und Schule. Allerdings kommt ed noch wefentlih auf-ven Geift an, in 
dem ſich die zur Theilnahme Berechtigten und Berpflichteten an jenen Bildungsanſtalten wirk⸗ 
lich betheiligen. Sobald jedoch, wie in der Schweiz und im Ganton Bern, das Volk felbft noch 
fortſchreitend, ſtrebſam und innerlich gefund ift, Tann deſſen Betheiligung nur bie gute Kolge 
Haben, daß dadurch au Kirche und Schule vor jeder Erſtarrung im lieb: und leblofen Dogmen= _ 
und Wiffendframe bewahrt bleiben. Und jet erſt können auch Kirche und Schule dem Bolls- 
ftaate jene Dienfte leiften, die er ebenfo pringend bebarf, als jene feiner Pflege und Borforge 
bedürfen. Mit allen Geſetzen und Verordnungen, mit allen Beſchlüſſen und Maßregeln kommt 
der Staat nit vorwärts in der Erreihung feiner eigenen Zwecke, wenn ihm nicht durch bie 
großen Fortbildungdanſtalten im Staate ſtets auch der Geiſt des Volks willig geflimmt wird. 


‘ 
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Buzä die wenigen Worte der Bibel: Jeder Arbeiter iſt feines Lohnes merth”, iſt zugleich dem 

Ataat⸗ für daa ganze Bebiei der inaern und für einen guten Theil der auswrtigen Politik ber 

wichtigſte Theil feiner Aufgabe bezeichnet. Ex fell raſtlos bemüht fein, Daß nicht ver fſleißige 

su zenliche Arbeiter ausgebeutet werben koͤnne durch jene Speculstion, die fi in taufenpfachen 
Barmen, zumeilen ald verbrecheriſche Handlung, bei weitem häufiger aber als Überoortheitung 

in äußerlich legaler Gefbalt, des Ertrags Ber nützlichen Arbeit zu bemeiftern firebt. Um fort 
and fort vie grellſten Ungleichheiten befeitigen, un dem ſtets wieder überwuchernden Unrecht 

Bauern zu koͤnnen, hat fi der Staat auf dem Wege ver Veſteuernuug bie nöthigen Mittel zu 

verſchaffen. Aber vie in ver Theorie gereihiefle Steuer — die Vermoͤgensſtener, im Sinne einer 
wirklichen Zeiftung nach dem Maße des Leiſtungsvermögens — beruht in ver Ausführung fo 
ſehr auf ver Redlichkeit der Steuerpfligdtigen, daß obne dieſe allgemeinere Redlichteit foger vie 
gerechteſte Steuer zur ungerechten, unb daß fie zum neuen Mittel bes Bollsbetrugd wird. So⸗ 

gar das ſcheinbar Nußerlichſte im State, die Moͤglichkeit eines gerechten Steuerſyſtems, Hänge 
alſo mit dem Junerlichſten im Volle, mit ber Öffentlichen Moral, auf dad engſte zufammen, 
und wird hiernach zum guten Theile mit bedingt durch die Mrkſamkeit von Kirche und Schule, 
die ja zur Pflege der Öffentlichen Moral befonders berufen find. Diefe beiden Inftitutionen ha⸗ 

Ken gerade in unjerer Zeit, fofern fie mit warmem Eifer an der geiſtigen und fittlichen Läute⸗ 

zung des Volkslebens arbeiten, eine deſto wichtigere Aufgabe gu erfüllen, als fie damit au 

Has rafchere Gedeihen eines unfaflenden Syſtems von noch jungen und ſich gegenfeitig förbern- 

den Volksſtaaten ermöglichen, das ungufhaltſam in die Weltgeſchichte hineinwächſt. Es mag 

immerhih richtig fein, daß die Neuzeit auch in ihren ſittlichen Zuſtänden nicht surädigeblieben 

und vielleiht fogar voraugeſchritten ift; daß frühere Perioden nicht minder beimgefucht waren 

von Dieben, Betrügern und Wucherern; daB von jeher bie Reichen und Großen in Scheffeln, 

die Armen und Beringen in Zöffeln ungerechtes Gut genommen und wieder genommen haben. 

Aber das enticheidet nicht. Wie nur Die ſtarke Zunahme unferer materiellen Probüction zur 

Bewältigung des Pauperismus nicht zureicht, weil Die Bebürfniffe und Gelüfte noch mehr zu⸗ 

genommen alö die äußern Mittel ihrer Befriedigung — fo reichen wir auch mit ver herkomm⸗ 

lichen Moral nicht mehr aus. Die Geſellſchaft, Toll fie nicht völlig zu Grunde gehen, bebarf 

fon darum einer durchgreifenden fittliden Reinlgung im großen Mahflabe, weil mehr als 

je zuvor wie Möglichkeit des geößern Misbrauchs in die Hand des großen Capitals gelegt If. 

Im Polizeiſtaate aber, wo dem Bolke Schule und Kirche als etwas Fremdes und blos Außer: 

liches gegenüberfleben, werden dieſe nie etwas Erhebliches leiſten fönnen und wollen, un durch 

Beifpiel und Lehre die in Ealter Selbſtſucht erſtarrenden Herzen bis zu jener Vaterlandsliebe 

zu erwärmen, der eö endlich im Denken und Thum ſittlich unmoͤglich wird, och das Gemeinwohl 

gegen die eigenften und perfönlichen Intereſſen Hintanfegen zu köͤnnen. Dies iſt nur im Volla⸗ 

ſtaate zu erreichen, wo auch Kirche und Schule — wie durch die neuern Organifationen im 

Ganton Bern und in der Schweiz überhaupt — zur Gemeindeſache und zur Volksſache gewor- 
den find. 

Zu den wicktigern Unflalten, um der nützlichen Probuction den nötbigen Bedarfar Ca⸗ 
pital gu vermitteln, gehört bie 1835 gegründete Berner Bank; womit zugleich bie Schöpfung 
aähnlicher Inflitute in andern Theilen der Schweiz eröffnet wurde. Diefe Bank iſt eine reine 
Staatsanflelt ; und wie der Staat das ganze Betriebscapital geliefert, fo hat er auch Die Lei⸗ 
sung ausichliepiih übernommen. Das Betriebscapital beläuft fi auf 3%, MIU. Fr.; Die 
Notenemiſſion war nahe 870,000, die durchſchnittliche Girculatton nicht ganz 480,000 Br. 
Der Ertrag bed Bankgeſchäfts, etwas über 5 Pror., mar geringer als bei den meiften andern 
fepmeigerifihen Banken. Mit aus diefem Grunde hatte im Jahre 1855 die Verwaltung ber 
Beruer ſſantonalbaut deren Umwandlung in eine Actienbauf beantragt. Sie behauptete, daß 
ſich die Anftalt als reine Staatsanflalt überlebt Habe, und huldigte — wol allzu unbedingt — 
Dex herkömmlich geworbenen Anſicht, daß ber Staat überhaupt ein ſchwerfälliger und Eoftfpie- 
liger Geſchaftsführer fei; daß namentlich ‚‚Gresitinflitute, wie alle Handelsunternehmungen, 
in Privathänben beſſer gebeihen als in ven Händen des Staats“. Im kurzem wird alfo der 
Berner Großrath über eine der wichtigſten Sorialfragen zu entfhelden haben: ob Privat: 
Unulen mit ober ohne einige Beiheiligung des Staats, oder ob Staatebanken, die im Volfks⸗ 
ante wol auch Volksbanken heißen dürften? Gibt man «8 gleich im Allgemeinen zu, daß ſich 
zegelmäßig ber Staat mit ſolchen Geſchäften, die von Einzelnen ober Vereinen im eigenften 
Inderefie beforgt werden Fönnen, nicht befaflen foll: fo iſt doch Damit noch keineswegs gefagt, 
daß auch bie Umwandlung eixer ſchon beſtehenden Staatabank in eine Privatbank zweckmaͤßig 








fel; und gleichwenig iſt damit eine, für alle Bälle richtige Stellung des Staats zum Bankweſen 
überhaupt bezeichnet. Alle Melt räumt wol ei, daß die Artiengeſellfchaft für alle Zweige der 
Production, nicht einmal blos für die materielle, der michtigfte Hebel zu einem noch nie dage⸗ 
weſenen Aufſchwunge, daß eben darum das freie Wereinäreht eines Der wichtigſten Rechte ge: 
worben if. Allein aud der Staat, ald derjenige Gefammtverein, Ber innerhalb feines räumlich 
"begrenzten Gebiet, aber für eine unhegreugte Zeit, alle Bingelnen und Affociationen, alle Min: 
digen und Unmjindigen, alle Reigen und Armer umfaßt: macht nur won feinem Rechte alß 
Verein Gebrauch, wenn er Dasjenige felbf in bie Hand nimnıt, was in den Händen von Bik- 
vatvereinen nicht allen Bolfögenofien, ſondern nur den beſonders Bethelligten zum beſondern 
Mortheile gereichen würbe. Je mächtiger und einſlußreicher ſchon viele dieſer Actienvereine ge- 
worben find, umjomehr iſt darauf zu achten, daß ſolche Vereine zu Beinen bedrohlichen Staa: 
ten-im Staate heranwachſen. Bor allenı ift nicht zu überſehen, daß zwiſchen ven verſchiedenen 
Bereinen, ſelbſt wenn fie an ſich erlaubte Zwecke zu verfolgen feheinen, dennoch wohl unterſchie⸗ 
den werben muß; und daß bereitö Her Actienverein auch fehon eine ber Hauptformen ber Neu⸗ 
zeit geworben if, welche die jedem Staate gefährliche Ariftofratie des Reichthums gu immer 
weiten Umgriffen nur allzu gut zu benugen weiß. Dies kommt nun für das Bankweſen gleig- 
falls in Betracht. Obgleich alle andern Bankgeſchaͤfte an Privaten und Privatvereine uͤberlaſſen 
werben mögen, ſo fragt eö ſich doch, ob denſelben zugleich Lie Emifiion von Banknoten, und 
dieſe ſogar über den Beſtand ihrer baaren oder baargleichen Deckungsmittel hinaus, geſtattet 
werden ſolle? In dieſem Emiſſionorecht liegt immerhin ein Werzicht des Staats, alſo im 
Volksſtaate aud des Volks, auf einen Theil und zwar gerade auf den vortheifhafteften Theil 
bed in feiner vollen Bebeutung begriffenen Müngregals, zum einfeitigen Vortheile einer be⸗ 
fondern Bejellihaft. Denn einer folgen Geſellſchaft wird dadurch Das Privileg ertheilt, ſich 
mittel& des verhältuißmäßig jehr geringen Aufwandes, ben die Ausfertigung der eine befonbere 
Art bed Bapiergelves bildenden Banfnoten erfodert, in den Veſitz eines betraͤchtlichen Capitals 
zu fegen, und von deſſen verzindlicher Berleigung denſelben Augen zu ziehen wie vom Befige 
eines ebenfo großen Capitals in baarer Münze, fplange fie ben Credit Ihrer Noten aufrecht 
zu halten verfieht. Warum follte aljo nicht lieber der Staat dem Staatscredit zum Vortheile 
aller Staussgenoffen in gleicher Weiſe beuugen? Am wenigfien follten Privilegien biefer Art 
beſondern Gefellihaften bewilligt werben, folange noch nicht in anderer Weiſe gegen vie fort 
ſchreitende Uberwucherung der Geldariftofratie geforgt iſt. Denm Das ift fehr einfach, daß ber 
Löwenantheil an ben aus Grebitvereinen aller Art entipringenben Gewinnſten nur den ſchon 
Reichen oder Denen zufällt, die ih in großem Maße daran betheiligen, weil fie ich erheblich 
betheiligen können. Bin ſolches Gegengewicht gegen dad überall wachſende Übergewicht ber 
Geldherrſchaft wird aber kaum anderswo zu finden fein als In einem wohl bemefjenen und in 
nicht allzu knappem Maße angewandten Syſtem der progreffiven Beſteuerung; ſei es nun 
dureh eine progreffive Cinkommenſteuer, oder Erbichaftöfleuer, ober durch eine Verbindung 
der einen und andern. Es läßt ſich mathematiſch nachweiſen (f. Einkommen, Eintonmen: 
feuer), daß das wirkliche Vermögen, d. b. das Mermägen, erwerben zu Bännen, krineswegs 
blos nach dem einfachen Verhältniſſe des Capitaleigenthums zus ober abnimmt. Auch predigt 
es ja bie täglige Erfahrung jeßt beſonders laut und lebhaft von allen Dächern herab, mit wie 
geringern Aufwande von Zeit, Mühe und Verſtand ver ſchon vermoͤgende Capitaliſt unverhaͤlt⸗ 
nigmäßige Gewinne gu maden vermag. ?) Das progrefise Abgabenfoflem wird alſo das der 
Zukunft fein, weil ed eine wirklich gerschte und verhältnißmäßige Veſtenerung des Vermoͤgens 
allein moͤglich macht und Dad genügende Mittel en die Hand gibt, um die Alles übetflügelnde 
Macht der Plutofratie, insbeſondere auch der Bankofzasie, in gemeflene Schranfen zurückzu⸗ 
weifen. In der That gewinnt dieſes Gyſtem, die ihm noch entgegenfichenven Borurthelle und 
Sonderintereflen allmälig üsberwindend, immer mehr Raum im Bewußtfein des ſchweizeriſchon 
Volks wie in der Befepgebung ſchweizeriſcher Gantone. Wo ed aber, wie im Canton Bern, 
noch gar nicht ober nit im genügenden Umfange zur Anwendung kommt, wird man deſto 
forgfältiger fogar jeven Schein verweisen müflen, wodurch der Verdacht einer von Staatẽwegen 
beliebten Begünftigung ber Reichen unter die Maſſen geworfen werben koͤnnte. Das Alles wird 
alſo im Cantan Bern in Beirat kommen, ſobald es fich um hie Referm ver Wentonaibant 
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handeln follte; und man wird dafelbft um fo vorfitiger zu Werke gehen, als aud in dieſem 
Ganton die einer Verbeſſerung ihrer Öfonomifhen Lage bebürftige Arbeiterbevdlferung in 
einige Gährung gekommen iſt und gerade jegt (1857) für die ohnehin jo begreifliche Eiferfucht 
auf die Gapitaliften befonderd enıpfänglid) fein dürfte. 
. Sm Canton Bern ift noch der Staat ſelbſt der reichfte Gapitalif. Das Reinvermoͤgen des 
Staats beläuft Ah auf nahe 45 MIN. Fr. Nach dem Haben bemaß fid) dad Sollen, und das 
Volk fäumte nicht, im ökonomiſchen Intereſſe der verfhienenen Blaffen der Bewohner an den 
- zur Demokratie geworbenen Staat die feiner Leiftungsfähigkeit entfprechenden Foderungen zu 
richten. Außer der ſchon früher gegründeten Bantonalbank wurde infolge ver Verfaſſungs⸗ 
zeform von 1846 hauptſächlich aus Staatsmitteln eine große Hypothekarkaſſe errichtet, mit 
welcher zugleich eine Schulventilgungdanftalt verbunden ifl. Das gefhah zunächſt zum befon= 
dern Bortheile des berner Oberlandes und unter Hauptfähliger Berückfichtigung der dafigen 
Überſchuldung des Grunbbejiged. Daran ſchloß fich jedoch fpäter eine allgemeine Hypothekar⸗ 
kaſſe für den ganzen Canton. Zu Ende 1855 betrug das Bapital diefer allgemeinen Kaffe nahe 
2,400,000, das der Oberländerkaſſe über 7,100,000 Fr. Davon beſtand der Eleinere Theil 
aus verfchiedenen Depotgelvern, indem der Canton felbft mit einem reinen Staatsvermögen 
von mehr ald 6,900,000 Fr. an der Hypothekarkaſſe betheiligt war. Wie die ſtaatliche Errich⸗ 
tung dieſer Kafle in erfler Linie dem von Feudallaſten ſchon beinahe völlig befreiten Oberlande 
zum Vortheile gereichte, fo Fam dagegen die, in jehr liberalem Sinne beſchloſſene Aufhebung 
diefer Kaffen den übrigen Gebieten des alten.Gantons Bern zugute. Die Entihäbigung der 
zu Zehnten und Bodenzins Berechtigten wurde zur einen Hälfte vom Staat übernommen, und 
nur die andere Hälfte fiel den Pflichtigen zur Laſt. Endlich wurbe für Neubern, alfo haupt⸗ 
fählih für den berniſchen Jura, in der Berfaflung von 1846 wieberholt beflimmt, daß die 
franzöfifchen Geſegbücher, wo fle gegenwärtig in Anwendung, auch ferner beizubehalten feien; 
daß überdies der Jura dem Grundſatze nad) feine Gejeggebung und Verwaltung im Armen: 
weien fowie fein Grundſteuerſyſtem behalten folle. So finden fih nun zwar in Altbern und 
Neubern zwei verſchiedene Steuerfufteme; aber durch Feſtſetzung einer billigen Beitragsquote 
zur Beflxeitung des allgemeinen Staatsaufwandes fuchte man auch dem von Feudallaſten ſchon 
befreiten Jura einen verhältmigmäßigen Antheil an den Vortheilen zu verfchaffen, die ber 
Staat den Altbernern durch Befreiung von Zehnten und Bobenzinfen ſowie durch Gründung 
der Hypothefarkafle gewährt hatte. ®) 

Mit piefen pofitiven Maßnahmen zur Foͤrderung der dkonomiſchen Volkszuſtände hielten 
die Maßregeln zur Abwehr des eindringenden Pauperismus gleihen Schritt. Als eine feiner 
Urſachen war in Bern, wie anderswo, der zunehmende Genuß von geiftigen Getränfen, be: 
ſonders von Branntwein, zu erfennen. Nach den forgfältigen Erhebungen ver Mebicinifch- 
Chirurgiſchen Geſellſchaft belief fih im Zeitraume von 1844— 51 die fiher zu beflimmende 
Menge des im Canton jährlich getrunfenen Branntweins auf etwas über 1,100,000 Maß; 
ober, wenn man bad nicht genau zu ſchäzende Privatfabrilat zu 500,000 anſchlägt, auf mehr 
als 1,600,000 Maß, im jährlichen Werthe von über 2 Mil. Fr. Dies ergab in jevem Jahre 
einen durchſchnittlichen Verbrauch von 34, Maß auf jenen Kopf, oder von 191/, Maß auf jede 
Familie, diefe zu 5Y, Mitglievern gerechnet; alfo einen Verbraud, der allerdings fon ala 
übermäßig bezeichnet werben muß, obgleich die Branntweinpeft in andern Länbern Europas, 
darunter in mehren norbbeutichen Gebieten, auf eine weit bevenflichere Weiſe um ſich gegriffen 
hat. Um diefen Genuß auf ein geringeres Maß zurüdzuführen, hat die Gefellfchaft ver Urzte 
eine höhere Befleuerung des Branntweins in Anregung gebracht. Schon zuvor hatte man aber 
mit Erfolg, durch Erlafjung eines neuen Wirtbfcgaftögefeges, auf Verminderung der Wirth- 
fhaften hingewirkt, In deren allzu großer Zahl man mit Met einen Hauptgrund für den 
übermäßigen Berbraud) des Branntweins erkannte. Schon die Berfaffung von 1831 Hatte 
den Grundſatz der freien Ausübung von Kandel und Bewerben ausgeſprochen. Aber gleichwol 
behielt. das Wirthſchaftsgeſez von 1835 dem Wefen nad das Conceſſionsſyſtem bei, das der 
Willkür der Negierung allzu viel anheimgab, während gleichzeitig die Erthellung der Son: 


3) Dies mag and mit zum Belege bienen, daß jenes demofratifche „NRivelliren‘, das fo oft die 
Nichtkenner bes Ichweizerifchen Staats s und Volkslebens der neuen Schweiz zum thörichten Borwurfe 
machen, in feiner Weije übertrieben wird. Diefes ‚‚Nivelliren  befchränft 5 durchweg nur auf bie 
Befeitigung gemeinichäblicher Misflände; und bie Untertanen ber europälfchen Bolizets und Bureaus 
Ixatenflaaten bürften ſich glücklich fchägen, wenn ſie nur in derfelben Art wie bie Schweizer von Staates 
wegen über einen Kamm gefchoren würben. ' - 
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eeffionen an leicht zu erfülfenbe geſetzliche Beringungen geknüpft war. Die Folge war eine 
übermäßige Vermehrung der Wirthſchaften. Die Unzufriedenheit mit dem Conceſſtonsſyſtem 
führte zum Geſetz von 1856 und zur Anwendung ded Patentfoftemd. Aber eine bedeutende Er- 
hoͤhung der Gebühren für die ſtets nur auf ein Jahr zu ertheilenden Patente war gegen vie 
Vermehrung der Wirthfchaften die einzige und keineswegs hemmende Schranke, weil dadurch 
die leichtſinnigern Bewerber am wenigften abgehalten wurden. Neue Klagen rief 1843 ein 
beſonders gegen dad Pintenunwefen gerichtetes Geſetz hervor, gegen das fih aber — da es das 
Spielen und Tanzen in den Schenken unterfagte — nit ohne Grund ein fo lebhafter Wider⸗ 
fprud erhob, daß feine Vollziehung auf unbeſtimmte Zeit vertagt wurde. Hiernad flieg bis 
1851 die Zahl der Wirthfchaften im Canton auf 1854, ober eine aufje 244 Bermohner. Wer 
feinen rechten Beruf Hatte, oder zu träge für deſſen Ausübung war, verſuchte fein Glück alz 
Wirth: von A998 Geldstagen (Concurſen) im funfzehnjährigen Zeitfaum von 1852 —46, 
mit einem Geſammtverluſte von mehr als 10 Mill. Fr., rührte ein Zehntheil, fomit etwa eine 
Million, nur von Wirthen her. Ein befonderer Misftand war es, daß auf das jeweilige drts 
liche Bebürfniß keine Rüdjiht genommen werden Fonnte, weil nad) Erfüllung ver gefeglichen 
Beringungen pie Patente ertheilt werden mußten. Nachdem die Verfaffung von 1846 die Re⸗ 
form des Wirthſchaftsgeſetzes in Ausſicht geftellt, kam endlich 1852 ein feit Anfang 1853 in 
Kraft getretenes Gefeg zu Stande, das eine Verminderung der Wirthihaften um mehr als 
400 zur Folge Hatte. Jetzt Hat Bern, unter allen größern Cantonen, bie verbältnißmäßig 
Fleinfte Zahl von Wirthfchaften, nämlih 1:331 Bewohner; während z. B. in Waadt, 
Züri und Thurgau das Verhältniß wie 1:187:165:81 if. Die wichtigfte Beflimmung des 
neuen Geſetzes beſteht darin, daß die Wirthfchaftspatente nur noch auf vier Jahre erteilt wer: 
ben; daß für diefen Zeitraum die normalmäßige Zahl der Wirthſchaften feftgefept wird, die 
nur auf ausdrückliches Verlangen ber betreffenden Gemeindebehoͤrde überſchritten werben darf; 
daß bie Feftftellung dieſer Normalzahl nur erfolgen kann nad) dem Gutachten ber fänmtligen, 
Gemeindebehoͤrden jedes Bezirks, indem jedoch die Negierung an biefe möglichermeife. par: 
teiiſch oder leichtfertig abgefaßte Gutachten in ihrer endlichen Entſcheidung nicht unbedingt 
gebunden ift. | 
In einem befondern Falle ift hiernach im Banton Bern ein politifch-focialer Grundfag von 
weitgreifender Beveutung zur Anwendung gefommen. Die Geſetzgebung foll ſich Überhaupt 
nicht anmaßen, nad inhaltleeren allgemeinen Formeln, nad lebloſen Abftractionen diejenigen 
Dinge mafregeln zu wollen, bei denen ed weſentlich auf die genauefte drtlihe Kenntniß von 
Zuftänden und Perfönlichkeiten anlommt; wenn in Wahrheit das rechte Maß eingehalten, 
d. h. wenn ſtets jenes wirklich natürliche und vernünftige Necht zur Geltung kommen foll, das 
in völliger Abgeriſſenheit vom räumlich und zeitlich, alfo auch vom Hiftorifch Gegebenen ganz 
undenkbar iſt. Die politifche und fociale Aufgabe des Volksſtaats befteht alfo nicht darin, daß 
er dad Volk mit Gefegen überfchütte, und nad) dem Maße der gerade curfirenden gefeßgeberifchen 
Weisheit auch die ganze Zukunft des öffentlichen Lebens einer normalmäßigen Drefiur zu unters 
werfen trachte; ſondern diefe Aufgabe iſt vielmehr eine ſolche Organiſation, wodurch ed dem 
Volke in allen feinen Abthellungen — ald Staats-, Bezirks =, Orts⸗, Kirchen= ober Schulge: 
meinde — fort und fort ermöglicht wird, gleich einer befländig berufenen Jury feine entſchei⸗ 
denden Wahrfprüce zu fällen, nach befonnener Erwägung und unter Berüdfihtigung der 
befondern Umftände des geräbe vorliegenden Falls. Dabei kommt es alfo darauf an, daß nicht 
einerfeltd das Interefie des größern politifh-focialen Kreifed dem einen ober andern Kirch⸗ 
“ Spielintereffe- geopfert werde; daß aber auch andererſeits das Gutachten der Ortd- und Sad: 
verſtändigen fo weit einen maßgebenven Einfluß behalte, um nur dann verworfen werben zu 
Lönnen, wenn ber Verſuch, einem egoiftifchen Sonderinterefje das Libergewicht zu verfchaffen, 
offenbar und unleugbar geworben if. Im berner Wirthſchaftsgeſetz ſcheint nun der richtige 
Peg wirklich eingehalten: flehen nicht wichtige und klar vorliegende Gründe entgegen, ſo wird 
Die Regierung ſchon parum mit ven Vorſchlägen ver Gemeindebehorden im Einklange handeln, 
weil fie dann ber leichtern Vollziehung der gemeinschaftlich gefaßten Beſchlüſſe um fo gewiſſer 
ift. Überhaupt kommt es aljo im Volksſtaate, mo mittelbar over unmittelbar alle Behörben 
aus der Volkswahl hervorgehen, nur auf folde Beſtimmungen an, wonach bei allen oͤrtlich 
woichtigen Maßregeln die Ortsgemeinde oder Ortsbehörde gehört iverben muß und Ihe Vor: 
ſchlag in Höcfter Inftanz angenommen werben kann. Anders iſt e8 dagegen im Polizei und 
Beamtenftaate, wo die unmaßgeblihen Wünfche der Gemeinden etwa nur pro stilo mit halbem 
Ohre angehört werben; wo eine vom Volksleben abgerifiene Beamtenclafje in der Tretmühle 


556 Bern 


handeln follte; unb man wird daſelbſt um fo vorfihtiger zu Werke gehen, als auf in dieſem 
Ganton die einer Verbeflerung ihrer Öfonomifhen Lage bebürftige Arbeiterberölferung in 
einige Gährung gekommen iſt und gerade jegt (1857) für bie ohnehin fo begreifliche Ciferſucht 
auf die Capitaliſten beſonders empfaͤnglich fein dürfte. 
. Im Santon Bern iſt noch der Staat ſelbſt der reichfle Gapitalifl. Das Reinvermögen bed 
Staats beläuft ſich auf nahe 45 Mill. Fr. Nach dem Haben bemaß fi das Sollen, und das 
Volk faumte nit, im ökonomiſchen Interefle der verſchiedenen Claſſen ver Bewohner an deu 
- zur Demokratie gemorbenen Staat die feiner Leiftungsfähigkeit entſprechenden Foderungen zu 
richten. Außer der fhon früher gegründeten Gantonalbank wurde infolge der Berfaflungs: 
xeform von-1846 hauptſächlich aus Stantsmitteln eine große Hypothekarkaſſe errichter, mit 
welcher zugleich eine Schulvdentilgungsanftalt verbunden iſt. Das geihah zunaͤchſt zum befon- 
dern Vortheile des berner Oberlandes und unter hauptſfächlicher Berudihtigung der bafigen 
Überfuldung des Grunnbefiged. Daran ſchloß ſich jedoch fpäter eine allgemeine Hypothekar⸗ 
Kaffe für den ganzen Canton. Zu Ende 1855 betrug das Gapital diefer allgemeinen Kaffe nahe 
2,400,000, das der Oberlänverkafle über 7,100,000 Fr. Davon beftand der kleinere Theil 
aus verfchiedenen Depotgeldern, indem der Canton felbft mit einem reinen Staat6vermögen 
von mehr ald 6,300,000 Fr. an der Hypothekarkaſſe betheiligt war. Wie die ſtaatliche Errich⸗ 
tung diefer Kafle in erfler Linie dem von Feudallaſten ſchon beinahe völlig befreiten Oberlande 
zum Vortheile gereichte, fo kam dagegen die, in fehr liberalem Sinne beſchloſſene Aufhebung 
diefer Kaflen den übrigen Gebieten des alten.Bantons Bern zugute. Die Entſchädigung der 
zu Zehnten und Bobenzind Beredtigten wurde zur einen Hälfte vom Staat übernommen, und 
nur die andere Hälfte fiel ven Pflitigen zur Laſt. Enplih wurde für Neubern, alfo Haupt- 
fahlih für den berniſchen Jura, in der Verfaflung von 1846 wiederholt beflimmt, daß die 
franzoͤſiſchen Geſegbũcher, wo fle gegenwärtig in Anwendung, auch ferner beizubehalten feien; 
daß überbied der Jura dem Grundſatze nad) feine Gejeßgebung und Verwaltung im Armen: 
wejen fowie fein Grundſteuerſyſtem behalten ſolle. So finden fig nun zwar in Altbern und 
Neubern zwei verfhiedene Steuerfufteme; aber durch Feſtſetzung einer billigen Beitragsquote 
zur Beflteitung des allgemeinen Staatsaufwandes ſuchte man auch dem von Beuballaften ſchon 
befreiten Jura einen verhältnigmäßigen Antheil an den Vortheilen zu verfhaffen, vie ver 
Staat den Altbernern durch Befreiung von Zehnten und Bodenzinfen fowie durch Gründung 
der Hypothekarkafſe gewährt hatte. ®) 
Mit piefen pofitiven Maßnahmen zur Foͤrderung der zkonomiſ chen Bolfözuftände bielten 
bie Maßregeln zur Abwehr des eindringenden Pauperiömus gleichen Schritt. Als eine feiner 
Urſachen war in Bern, wie anderswo, der zunehmende Genuß von geiſtigen Getränken, be: 
ſonders von Branntwein, zu erfennen. Nah den forgfältigen Erhebungen der Mebicinifä- 
Chirurgiſchen Geſellſchaft belief fih im Zeitraume von 1844— 51 die fiher zu beſtimmende 
Menge des im Santon jährlich getrunfenen Branntweind duf etwas über 1,100,000 Ma; 
oder, wenn man dad nicht genau zu fhägenve Privatfabrilat zu 500,000 anfälägt, auf mehr 
als 1,600,000 Maß, im jährlichen Werthe von über 2 Mill. Fr. Dies ergab in jevem Jahre 
einen durchſchnittlichen Verbrauch von 34, Maß auf jenen Kopf, oder von 19%, Maß auf jeve 
Familie, diefe zu 5%, Mitgliedern gerechnet; alfo einen Verbrauch, der allerdings ſchon ala 
übermäßig bezeichnet werben muß, obgleich die Branntweinpeſt in andern Ländern Curopas, 
darunter in mehren norddeutſchen Gebieten, auf eine weit bedenklichere Weiſe um ſich gegriffen 
hat. Um dieſen Genuß auf ein geringeres Maß zurückzuführen, hat die Geſellſchaft der Ärzte 
eine höhere Befleuerung des Branntweins in Anregung gebradht. Schon zuvor hatte man aber 
mit Erfolg, dur Erlaſſung eines neuen Wirthfchaftögefehes, auf Verminderung der Wirth: 
haften hingewirkt, in deren allzu großer Zahl man mit Recht einen Hauptgrund für den 
übermäßigen Berbraud des Branntweins erkannte. Schon vie Verfaſſung von 1851 Hatte _ 
rundfag ber freien Ausübung von Handel und Bewerben audgefprochen. Aber gleichwol 
das Wirthichaftögefet von 1833 dem Wefen nad das Gonceffionsfoften bei, das ber 
. ber Regierung allzu viel anheimgab, während gleichzeitig vie Ertheilung ber Gon: 


Dies mag auqh mit zum Belege dienen, daß jenes demofratifche „” Nivelliren“, das fo oft die 
ner bes 1° "nen Staatss und Volkslebens der neuen Schweiz zum thöridh ten Bormurfe 
in fe’ ieben wird. Diefes „Nivelliren“ befchräntt fich cn nur auf bie 
ng Risflände; und bie Unterthanen der europätfchen Polizei⸗ und Burea» 
ate h —8 wenn ſie nur in berfelben Art wie bie Schweier von Staats⸗ 


‚be. 
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eeffionen an leicht zu erfüllende geſetzliche Bedingungen geknüpft war. Die Folge war eine 
übermäßige Vermehrung der Wirthichaften. Die Unzufriedenheit mit dem Conceſſionsſyſtem 
führte zum Geſetz von 1856 und zur Anwendung des Patentſyſtems. Aber eine bedeutende Er⸗ 
hoͤhung der Gebühren für die fletd nur auf ein Jahr zu ertheilenden Patente war gegen die 
Vermehrung der Wirthſchaften die einzige und keineswegs hemmende Schranke, weil dadurch 

die leichtſinnigern Bewerber am wenigften abgehalten wurden. Neue Klagen rief 1843 ein 
beſonders gegen dad Pintenunmwefen gerichtetes Geſetz hervor, gegen das ſich aber — da es da 
Spielen und Tanzen in den Schenken unterfagte — nicht ohne Grund ein fo Iebhafter Wiver⸗ 
fprud erhob, daß feine Vollziehung auf unbeflimmte Zeit vertagt wurde. Hiernach flieg his 
1851 die Zahl der Wirtbfchaften im Canton auf 1854, oder eine aufje 244 Bewohner. Wer 
feinen rechten Beruf hatte, oder zu träge für deſſen Ausübung war, verfuchte jein Glück alt 
Wirth: von 4998 Geldstagen (Koncurfen) im funfzehnjährigen geittaum von 1832 — 46, 
mit einem Sefammtverlufte von mehr als 10 Mill. Fr., rührte ein Zehntheil, fomit etwa eine 
Million, nur von Wirthen her. Ein befonderer Misſtand wares, daß auf das jeweilige drt- 
liche Bedürfniß Feine Rüdjicht genommen werden fonnte, weil nah Erfüllung der gefeglichen 
Bedingungen bie Patente ertheilt werden mußten. Nachdem bie Verfaflung von 1846 die Re⸗ 
form des Wirthſchaftsgeſetzes in Ausſicht geftellt, kam endlich 1852 ein feit Anfang 1853 in 
Kraft getretenes Gefeg zu Stande, dad eine Verminderung der Wirthfchaften um mehr als 
400 zur Folge Hatte. Jetzt hat Bern, unter allen größern Kantonen, die verhältnißmäßig 
fleinfte Zahl von Wirthſchaften, nämlih 1:331 Bewohner; während z. B. in Waadt, 
Zürich und Thurgau das Verhältnig wie 1:187:165:81 if. Die wichtigſte Beflimmung des 
neuen Geſetzes beſteht Darin, daß vie Wirthfchaftspatente nur noch auf vier Jahre ertheilt wer: 
den; daß für biefen Zeitraum die normalmäßige Zahl der Wirthichaften feitgefegt wird, bie 
nur auf ausdrückliches Verlangen ver betreffenden Gemeinvebehörhe überfehritten werden varf; ; 
daß pie Feftftellung diefer Normalzahl nur erfolgen kann nad dem Gutachten ver ſämmtlichen, 
Gemeindebehoͤrden jedes Bezirks, indem jedoch die Regierung an biefe moͤglicherweiſe par: 
teiiſch oder leichtfertig abgefaßte Gutachten in ihrer endlichen Entſcheidung nicht unbedingt 
gebunden iſt. 

In einem beſondern Falle iſt hiernach im Canton Bern ein politiſch-ſocialer Grundſatz von 
weitgreifender Bedeutung zur Anwendung gekommen. Die Geſetzgebung ſoll ſich überhaupt 
nicht anmaßen, nach inhaltleeren allgemeinen Formeln, nach lebloſen Abſtractionen diejenigen 
Dinge maßregeln zu wollen, bei denen es weſentlich auf die genaueſte oͤrtliche Kenntniß von 
Zuſtänden und Perſoöͤnlichkeiten ankommt; wenn in Wahrheit das rechie Maß eingehalten, 
d. h. wenn ſtets jenes wirklich natürliche und vernänftige Recht zur Geltung kommen ſoll, das 
in völliger Abgeriffenheit vom räumlich und zeitlich, alfo auch vom Hiftorifch Gegebenen ganz 
undenkbar iſt. Die politifche und fociale Aufgabe des Volksſtaats befteht alfo nicht darin, daß 
er dad Volk mit Gefegen überfhütte, und nad) dem Maße der gerade eurſirenden gefeßgeberiichen 
Weisheit auch die ganze Zukunft des öffentlichen Lebens einer normalmäßigen Dreffur zu unters 
werfen trachte; fonbern dieſe Aufgabe ift vielmehr eine ſolche Organiſation, wodurch ed dem 
Volke in allen feinen Abthellungen — als Staats⸗, Bezirks⸗, Orts⸗, Kirchen- over Schulge- 
meinde — fort und fort ermöglicht wird, gleich einer Seftänbig berufenen Jury feine entſchei⸗ 
denden Wahrfprücde zu fällen, nad befonnener Erwägung und unter Berückfichtigung ver 
befondern Umſtände des geräbe vorliegenden Falld. Dabei kommt es alfo darauf an, daß nit 
einerjeltd das Interefle des größern politiſch-ſocialen Kreifes dem einen ober andern Klrch⸗ 

ſpielintereſſe geopfert werbe; daß aber auch anbererfeit8 das Gutachten der Orts: und Sad: 
‚verflännigen fo weit einen maßgebenden Einfluß behalte, um nur dann verworfen werben zu 
Zönnen, wenn ber Verfuch, einem egoiſtiſchen Sonderintereffe das Übergewicht zu verfchaffen, 

offenbar und unleugbar geworben ift. Im berner Wirthſchaftsgeſetz Teint num ber richtige 
Weg wirfli eingehalten: flehen nicht wichtige und Har vorliegende Gründe entgegen, fo wird 
die Regierung ſchon darum mit den Borfchlägen der Gemeindebehörden im Einflange handeln, 
weil fie dann ber leihtern Bollziehung der gemeinſchaftlich gefaßten Beſchlüſſe um fo gewiſſer 
ift. Überhaupt kommt es alfo im Volksſtaate, wo mittelbar oder unmittelbar alle Behoͤrden 
aus der Volkswahl hervorgehen, nur auf folde Beſtimmungen an, wonach bei allen drtlidh 
wichtigen Maßregeln die Ortögemeinde oder Ortsbehoͤrde gehört werben muß und ihr Vor⸗ 
ſchlag in hoͤchſter Inſtanz angenommen werben kann. Anders ift e8 dagegen im Polizei= und 
Beamtenflante, wo bie unmaßgeblichen Wünfche der Gemeinden etwa nur pro stilo mit halben 
Ohre angehört werben; wo .eine vom Volkoleben abgerifiene Beamtenclaſſe in ber Tretmühle 


548 Bern 


Bevölkerung wenigſtens drei mal foviel für ihr Heerweſen ausgibt, und fi eben dadurch außer 
Stande fegt, für die Zwecke der Volksbildung mehr verwenden zu Eönnen, als höchſtens ein 


Biertheil der in der Schweiz und insbeſondere im Canton Bern dafür verwendeten verhältniß- 


mäßigen Summe. Auch find die guten Früchte jener Stantöforge überall bemerkbar und um fo 
weniger allzu gering anzufchlagen,, als die eifrigere Pflege ver geiftigen Volksintereſſen, die der 


frühern ariftofratifchen Itegierung nicht im mindeften am Herzen lag, durchaus nur der erſt feit 


4830 begonnenen dentofratifchen Periode angehört. Überdies hatte Bern vor andern Cantonen 
beſonders große-Hinderniffe zu überwinden, um für die Ideenſaat der Neuzeit jene tiefern 
Furchen zu ziehen, worin ſie bis zum freubigen Aufblühen vor zerfireuenden Stürmen geborgen 
Tag. &8 bedurfte einer mühenollen Arbeit in einem zwar fruchtbaren und ſchweren, aber auch 


ſchwierig zu bebauenvden Boden. Der Beift ver bernerBevdlferung hat etwas Hartes und Trocke⸗ 


ned, der an gleich zähen Wurzeln das einmal überlieferte Gute und Schlimme, die erbliche 
Wahrheit und das erbliche Vorurtheil fefthält. Dies gilt befonderd von dem den Hauptfern der 
Einwohnerſchaft bildenden Landvolke in jenen Theilen des alten Bern, deffen Sitten und Un= 
fitten einen fo unnachahmlichen Darfteller an Bitzius gefunden hatten, ver felbft auch durch Die 
eigenthünlichen Vorzüge und Mängel feines großen Talents das ſcharfe Gepräge des Berner: 
thums vom echten Schrot und Korne an fi trug. Dieſes Eigenthümliche befteht in durchdrin⸗ 
gendem Scharfblide für das Zunächſtiegende und in freiwilliger Selbftbefhränfung auf einen 
engen Geſichtskreis; es beiteht aber auch in einer heimatftolgen Selbſtgenügſamkeit, vie das drt- 
lich Gewordene als ein für alle Zeit Vollendetes feftzubalten, vie im ewigen Wechfel rings unı= _ 
her beim Alten beharren zu Eönnen wähnt. Gerade in unferer Beit find jedoch durch Millionen 
Fäden die Schidfale der Nationen fo ineinander geflochten, daß ſich beſonders jedes Eleinere 
Bolt, dad nit aus freien Stüden mit den vorwärtdellenden Völkern gleihen Schritt Halten 
mag, durch fein Zögern nur der Gefahr ausfept, zu eigenfter Marter dennoch fortgeriffen und 
endlich poltiifch todtgefchleift zu werben. Diefed Loos ftand auch Bern beror, hätte das alte 
felbftgenügfame Bernerthum im Kampfe mit den eindringenden Elementen der neuzeitliden 
Bildung einen jener Siege erfochten, ver verderblicher ald jede Niederlage ift. Doch war biefer 
Kampf Hartnädiger und wurde mit größerer perfünlicher Keinenfchaftlichkeit als in den meiften 
andern Gantonen geführt. Mitten unter den Reibungen der politifhen Parteien Eonnte auch 
das feit 1830 wefentlih umgeftaltete und allen Claſſen der Bevölkerung zugänglich gemachte 
Unterrichtsweſen lange nicht zur reichften Entwidelung gelangen, und noch in ven legten Jahren 
war es die Schuld bed Parteihabers, daß die fo wichtige Zeitung des Lehrerfeminurd ben tüch⸗ 
tigen Händen, denen fie feit Jahren anvertraut war, wieder entriffen wurde. So unerquicklich 
aber manche Erfcheinung im unvermeiblichen Gefolge dieſes Parteifanıypfes war, einerfeitd bie 
leidenſchaftliche und mitunter fragenhafte Verbiffenheit einer ftörrigen Ariftofratie in die ver⸗ 
witterten Reliquien ihrer frühern Herrlichfeit, andererfeitd die gefpreizte Halbbildung eines mit 


. den fhreiendften Karben oberflächlich angeftrihenen Radicalismus: fo muß doch jeder Unbefan= 


gene eingeftehen, daß bie oft noch rohen Fauſtkämpfe auf der Arena des neuen öffentlichen Le⸗ 
bens gerade für Bern faft unumgänglich nothwendig waren, damit ed endlich die Parteien lern⸗ 
ten, fih gegenfeitig Maß zu halten, damit fie endlich zur Überzeugung Eanıen, daß die Einen 
wie die Andern nurim einträdtigen Zufammenwirfen für dad wirklich Gemeinnüßige wie im 
Innern fo au vem Audlande gegenüber etwas zu bebeuten vermögen. In der Schweiz-hatte 


_ überhaupt die braufende, aber ungehemmt und darum gefahrlos verlaufende Gährung aller 


Glemente in Staat, Kirche und Geſtllſchaft, obgleich mie überall Hier manche hohle Blaſe auf: 
geworfen wurde, einen ganz andern Sinn und eine völlig andere Wirkung als im monardifchen 
Auslande, wo ver Rückſchlag der Reaction den Staat und die Geſellſchaft fogar noch weiter als 
zum Ausgangspunkte der Erhebung zurüdgefhleudert hat. Die ſchweizeriſche Gährung Hin- 
gegen, die von der offlciöfen und amtlichen Zeichendeuterei des Auslandes als Tod und Auflö- 
fung bringende Anarchie verfhrien wurde, war zugletch ein Läuterungsproceß; fle war ein zwar 


‚ befehleunigter, aber der Logik ver Geſchichte weſentlich entfprechenver ſtufenweiſer Kortfchritt des 


ſchweizeriſchen Einzelſtaats von der Ariftofratie zur Demokratie, ſowie des eidgenöͤſſiſchen Staa⸗ 
tenbundes zum Bundesſtaate. Und während die Formen eines neuen Staatsrechts gewonnen 
wurden, drang gleichzeitig inmitten jener ſogenannten ſchweizeriſchen Wirren, die einige Dutzende 
diplomatiſcher Noten fo überflüffigermweife zu bejammern befliſſen waren, ein verjüngender 
Geiſt in die freiern Formen; er rief ein Volksleben wach, das jetzt ſchon nach dem kurzen Zeit⸗ 
raume eines Vierteljahrhunderts die neue Schweiz mit einer verhältnißmäßig fo großen Macht, 
Wohlfahrt und Bildung ausgeftattet hat, daß dadurch wol der Nein ver Nachbarvölker von dem 
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Augenblide an erweckt werben mag, als benfelben die ſchweizeriſchen Zuflände nicht mehr bis 
zur Verzerrung entflellt vor Augen gehalten werben. 

In diefer merkwürdigen und erfolgreichen Bewegung war Bern, als der mäditigfle und bez 
voͤlkertſte Sonderftaat, zugleich ver eigentliche Schickſalscanton, ob fich gleich In einzelnen Mo: 
menten dad 2008 der geſammten Schweig vorübergehend an andere Kantone zu fnüpfen fehlen. 
Er hat feine heftigften Krifen wol jegt überflanden, und die feit 1854 zu Stande gebrachte Fu⸗ 
fion der Parteien ſcheint um fo weniger ein blos fanler Friede, als dieſer Verſchmelzung ein mit 
wechſelndem Glüd geführter Kampf ver Meinungen und Interefien vorangegangen war, ber 
fih duch alle Schichten der Gefellfchaft gezogen Hatte. Nachdem ſich der größte Theil der Art: 
Rtofratie von allen Anıtern, auch von-den Lehrämtern grollend zurückgezogen, war man nad 
Errichtung der neuen Hochſchule zu Bern im Jahre 1854 um fo mehr genöthigt, auch frembe 
Lehrkräfte zu Hülfe zu rufen. Unter diefen waren es befonders die beiden aus dem Herzogthum 
Naſſau in die Schweiz eingemanderten Brüber Ludwig Shell (geft. 1854) und Wilhelm Snell 
(geft. 1851), welde, ver Erftere während kürzerer, dev Zweite während längerer Zeit, einen 
bedeutſamen politifhen Einfluß aud im Banton Bern ausübten und ver berner Preſſe einen 
lange unverjieglihen Stoff zu Rebe und Gegenrede varboten. Gegen dieſe beiden Männer, bie 
früher fhon für pie Einführung und erfte Geftaltung der Bantonalverfaffungen zu Anfange 
der dreißiger Jahre thätigſt mitgewirkt hatten, die ſich in allen Lebenslagen als —* Kleinod 
die volle Unabhängigkeit der Geſinnung zu bewahren gewußt, richtete ſich in erſter Linie der 
Haß der an der Stelle ber alten Ariftofratie zeitweife zur Herrichaft gelangten fogenannten 
Dorfmagnaten, der Notabilitäten der mittlern Landſtädte, die auch ihrerſeits mehre energifche, 
talentoolle und ehrgeizige Männer in ihrer Mitte zählten. Es verjrhlägt wenig, ob und wie 
weit in dem mit Erbitterung geführten Streite dieſe oder jene befondere Anfhuldigungen, 
die fidh die Parteien einander in vie Zähne gefchleubert, mehr oder minder gegründet ober völlig 
grundlos waren. Bemerkenswerth war es dagegen ald das Zeichen einer bereits heranbrechen⸗ 
den neuen Zeit und neuen Bildung, daß ſich gerade in Bern, das im ſtolzen Rückblicke auf ſeine 
bedeutſame Vergangenheit fo nahe daran war, ſich einer für ven Canton und die ganze Schweiz 
.. gefährlichen politifchen Selbſtgenügſamkeit in die Arne zu werfen, eine Schar begeifterter und 
treu auſsharrender Anhänger und Schüler um die genannten Männer fanimelte, daß fie ver 
Mittelpunkt einer eigenen Partei wurben, und daß während einer Reihe von Jahren der Partei= 
"name der „Naflauer” aufein ganzes Syftem von Anjhauungen, Meinungen und Beftrebun- 
gen hinwies, das fi trog allen zähen Widerſtandes immer weitere Bahn gebrochen hat; daß fie 
es bauptfählih waren, welche für den Ganton Bern die Gründer einer eigenen Rechtsſchule 
mit freiern und drtlih unbefangenen Anfichten geworben find, woburd fie eine Gedankenſaat 
auöftreuen halfen, vie beſonders in den legten Jahren und zum Theil erft über ihrem Grabe 
reichliche und gute Frucht getragen hat. Denn fchmerlich ift in Abrede zu ftellen, daß ihre Leh⸗ 
ren zu nicht geringem Theile beigetragen, um die Einführung der Schwurgerichte, die ſich in der 
Schweiz immer mehr bewähren und womit man ſich immer mehr befreundet, auch für den Can⸗ 
ton Bern vorzubereiten; um hier das materielle Strafrecht vor jener Roheit zu bewahren, die 
in ihrer gedankenloſen Armſeligkeit nichts Beſſeres zu thun weiß, als wieder zum Stock und 
zur Prügelſtrafe zu greifen — vor einer Roheit, der ſich nicht alle Cantone zu erwehren gewußt 
haben; um es nicht zu dulden, daß ein zum Schutze der Preßfreiheit erlaſſenes Geſetz bis in ſein 
Gegentheil umgeſtaltet und verunſtaltet werden durfte. Es iſt einerſeits das Zeichen des ſtaat⸗ 
lichen Verfalld und der nahenden Auflöfung,, wenn ſchon die Eigenthümlichkeit des Volks bis 
zu einem Grade aufgeweicht iſt, um von jenem oberflächlichen, von außen und aud der Fremde 
kommenden Eindrude dad ſtets wechfelnde Gepräge zu empfangen. Aber das auch iſt ein Zei⸗ 
. hen des nahen politifchen Todes, wenn das Volk in allen feinen Gliedern verfteift und erftarrt; 
wenn ed in feiner Beſonderheit immer mehr verfnöchert; wenn es jih im bornirten Fremden⸗ 
haſſe gegen die von außen eindringenden verberblichen Influenzen dadurch zu ſchützen mähnt, 
daß eö ſich auch gegen bie beilfamen Einflüffe abſchließt, daß es fi) auch vor den belebenden und 
erfriſchenden Luftſtroͤmen in fein Schnedenhaus verfchäht. Das auch iſt ein Todeszeichen, wenn 
das Volk taub geworben iſt gegen bie von ben Thatfachen der neueften Weltgefchichte fo beſon⸗ 
ders eindringlich verkündete Wahrheit, daß nicht blos ver materielle, daß auch der geiſtige Welt⸗ 
verkehr eine fo innige Verbindung zwiſchen ven Nationen vermittelt, um jedes Volt, das fich 
einfeitig diefem Verbande zu entreißen ſucht, ſchon darum verfümmern zu laffen, weil ganz 
ähnlich im Voͤlkerleben wie im Einzelleben gerade das vergleichende Auge des unbefangenen 
Audländers einen nothivendig fhärfern Blick für unfere politifchen und ſocialen Mängel Hat 
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als das eigene Auge, welches durch die Gewohnheit mehr aner minder na nicht felten BES zu 
einem Grade abgeftumpft ift, daß es das Verderbliche als heilſam, dad Ihörichte als weiſe, Das 
Häpliche als ſchoͤn anſieht. 

Dur die Kernhaftigkeit und Tüchtigkeit feiner innerſten Natur fowie durch die Guuf 
äußerer Verhältniffe, die es nicht unbenugt gelaſſen, iſt daß Berner Bolt gegen ſolche von rechtt 
und links drohende Gefahr bewahrt geblieben; und während es fefthielt au feiner aus feftem 
Stoffe gebildeten Volksthümlichkeit, hatte es doch einen offenen Sinn dafür, daß wir in eine 
neue weltgefchichtliche Epoche eingetreten find, welche duch alle Erſcheinungen früherer Zeiten 
erſt eingeleitet werben konnte in die Periode des wechfelfeitigen Unterrichts von Boll zu Moll 

dur That und Wort, durch Beifpiel und Kehre. Aber viel unmittelbarer und maſſenhafter 
als jener Meinungsftreit, an dem fih zunächſt nur bie wiſſenſchaftlich Gebildeten und die nad) 
folder Bildung Strebenden betheiligen fonnten, wirkte die jahrelang fich ernenernde und von 
Dorf zu Dorf gehende Agitation, vie das ganze Volk nicht blos auf die Beine, jonbern auch 
zum Denken und Sprechen über Gegenſtände brachte, die über den engen Geſichtskreis ver Kirch⸗ 
thurmintereflen hinausfielen. : Durch dieſe Aufregung zu politifcher Thätigkeit, die eine lange 
Reihe von Reformen in Berfaffung und Geſetzgebung zur Folge hatte, bildete ſich in verhältniß⸗ 
mäßig furzer Zeit das berner Volk zu einer gewiſſen politifgen Neife empor und bewegte ſich in 
feinem noch ganz neuen flaatöbürgerlihen Berufe der founeränen Selbfiregierung bald genug 
mit hinlänglihem Gefhide, um Die Sehnſucht nad dem alten ariſtokratiſchen Regiment inımer 
mehr verſchwinden zu laſſen. Freilich lernte auch Diefed Mol nicht ſchwimmen, ehe es ins Waf- 
fer ging, aber es lernte doch, ob es gleich Hier befonberer Anftrengungen und manches mislun- 
genen Verſuchs bedurfte, weil aud die Vormundſchaft, worin die Berner jahrhunbertelang 
von ihrer Ariftofratie gehalten wurden, eine befonbers firenge war und in vielen Beziehungen 
mit der Bevormundung duch eine monarchiſche Bureaufratie auf gleiger Linie land. Außer 
einer verzeihlichen Unbeholfenheit bei ven erften Schritten auf ber neuen politifhen Laufbahn 
war es bie begreifliche Folge ver Fünftlich verlängerten Uumimbigfeit des Volks, daß der Berner 
Parteikampf einen Eharafter- ver Heftigfeit, der rückſichtsloſen Derbheit, ver Gehäſſigkeit und 
gegenfeitigen politifhen Verketzerungsſucht wie in Keinen andern Schweizercanton aunahm. 
‚Die Art, wie diefer Kampf geführt wurde, Hätte wol bei einem anbern Volke als das Zeichen 
einer ſchon eingeriffenen und ald die Urſache einer noch zunehmenben Verwilderung betrachtet 
werben dürfen. In Bern hätte man mit dieſer Meinung fehlgegriffen. Diefer fleisharte Bau 
mußte erſt politifch duch und durch gewühlt werben, um endlich auch bie tiefen Schichten ver 
Geſellſchaft dem befruchtenden und milden Sonnenlihte zuzuwenden; diefe derben und wie ihre 
Berge ſchroſfen Naturen mußten erſt mit ihren ſchärfſten Ecken heftig gegeneinanberfloßen, da⸗ 
mit bie befeelenden Prometheusfunken eines freien und reichen oͤffentlichen Lebens über weitere 
Kreife verbreitet wurden; dieſe erhigten Parteien mußten ſich erſt todmüde gerungen haben, 
‚um der Überzeugung zugängli zu werben, daß ſchließlich auch im Streit der politiſchen Mei⸗ 
nungen und Intereflen ber Kopf über die Kauft Meifter wirb, fowie Die befonnene und verflän- 
dige Rede über die eifernden Worte des Zornd, des Schimpfs und des Hohns. Auch wurde 
der Kampf, ohne ein verbedted und boshaft fchlaues Räukeſpiel, viel zu offen geführt, um nicht 
durch alle Leidenſchaftlichkeit eine gewiſſe Gutmüthigkeit durchleuchten und es nicht erkennen zu 
laſſen, daß ſelbſt die maßloſeſten Beſchuldigungen von der einen und andern Seite niemals oder 
ſelten abſichtliche Verleumdung waren, da man in den oft wiederkehrenden Momenten des Par⸗ 
teizorns an die Wahrheit der dem Gegner gemachten Vorwürfe wol ſelbſt vorübergehend 
glaubte. Hätten ih aber die Parteien in Wahrheit und auf die Dauer für fo grundſchlecht ge⸗ 
halten, als fie es ſich gegenfeitig vorgeworfen, fo Hätte eime Fuſion wie bie von 1854 ger nicht 
. zu Stande fommen können. Und daraus erklärt ih auch, daß alle polltifchen Händel in Vern 
doch nur die Wirkung einer moraliich gefunden Bervegung und Erſchütterung hatten. Gerade 
feit dem Beginn dieſes Streits, der feiner Natur nach doch uehr mit Mund und Wort als mit 
Fauſt und Schlag ausgemacht werben mußte, find die früher in Bern häufigen Raufhänvel, vie 
nicht felten mit Todtſchlag endeten, bet weitem feltener geworben, und man barf wol allgemein 
behaupten, daß ein um fo größerer Gewinn aus jenen politifgen Brereitien entſprang je mehr 
noch die Maffe ver berner Bevolkerung gegen diejenige vieler anderer Gantone und ſelbſt man⸗ 
‚ Ser Staaten bed Auslandes zurüdgeblieben war. In der Hauptſache Hat indeſſen dieſer Par: 
teifampf wenigftend vorläufig geenvigt, wie meift das betner Wolkeſpiel des Schwingens endigt: 
hat. der Zveifelloſe Erfolg vder nad Aufbietung aller Kräfte die beiderſeitige Erſchoöpfung dem 
eifrig geführten Wettſtreite ein Biel geſetzt, fe veichen ſich die behden Kämpfer die Gans. In 
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gleicher Tiauratht fianden die Fan suh fo feindfeligen Parteen des Gentuns Beru dem Aus⸗ 
laude gegenüber, als es fi in ber nenenburger Sache um bie Wahrung des Rad, ver (ihre 
zu Unabhängigfrit des ganzen Schweizervolks handelte. 

Bern iſt jet in der Lage, Die in der wohl unterrichtenden Schule deb. ‚öfentligen bebens ge⸗ 
bildete and erprobte Kraft wit nichts ũberſtirzeuder Vrfonuraheit auf jene zahlreichen Nefor⸗ 
men zu vertvenden, Die bißjegt entiueder nur angebahnt ober doch noch nicht volifiänpig durch⸗ 
gefiihrt werden konnten. Sleichwol iſt wicht gu leugnen, daß felbR inmitten der fogenannien 
politischen Wirren nicht blos mit fruchtlofen Worten geflritten, ſondern auch Bei weitem mehr 
und mehr Tüdtiges geleiftet wurde, als der collegialifche oder burraukratiſche Schlendrian des 
Beamtenſtaats in einem Jahrhunderte zu Stande gebracht hätte. Bern if keinet der reichſten 
Tantone; es het aber in Ganzen eine wohlhabende Benölkerung. Indeſſen gilt pad alte ,‚Quwid- 
quid delirent reges, pleotuntur Achivi” nit Hos für das unmittelbare Verhaͤltniſſe zwiſchen 
jeder beſondern Regierung zu ihren egierten, ſondern in großen organiſchen Buſammenhange 
alles Bölleriebend Haben auch an ihrem Theile Die vepublifanifihen Schweizer mitzuleiden durch 
die Sünden und Thorheiten des Auslandes. In jedem Laude werden nur fo viele Güter erzeugt, 
als ſich verwerthen laflen; im Getriebe des Welthanudels ift jenes ärmere Woll ein ſchlechter 
Runde für die von jedem andern Volke im Üiberfluffe erzeugbaren Güter, und uungefrärt wird 
darum auch der moͤglichſt Hohe Grad des Wohlſtandes für jedes einzelne Bolt Durch ven moͤglichſt 
großen Wohlſtand aller andern Volker bedingt. Solange nuthin rings um die Schweiz Her 
bei allen Nationen des europäiſchen Feſtlandes rin allgemeinere Aufblühert des WMohlſtandes 
unmöglich gemacht wird, weil die künſtlich getriebene Wucherpflanze des ffehenden Heerweſens 
der nützlichen Production ven beften Theil ihrer Nahrungsſäfte entgieht; weil es die Beſtrei⸗ 
tung eines maßlos anſchwellenden Militäraufwandes verhindert, daß Handel uns Inpuftrie, 
daß alle Zweige des Erwerbs von Zöllen und Mauthen, von direct und inbirect bedruͤckenden 
und hemwenden Baflen und Abgaben befreit werben Fönuien: ſolange wird auch Die Schweiz, 
menngleich in bebeutend ſchwächerm Grade angegriffen, von Ver anſteckenden Krankheit des 
Vauperismus doch nicht völlig nerichont bleiben. Neben ven allgemeinen Gründen wirkten 
zur Steigerung des übels im Ganton Bern noch befondere Urſachen mit. 88 gibt daſelbſt ein 
nit unbeträchtliches ländliches neben einem fehr geringen ſtädtiſchen Proletariet. Drr Grund 
liegt hauptſaͤchlich darin, daß in manchen Theilen des Cautons, wie im Oberlande und im Jura, 
der Boden viel zu karg iſt, um Die geſammte Bevoͤlkerung genügend ernähren zu köͤnnen. In 
andern Bezirken, wo ſich aoch mehr Kräfte, als wirklich geſchieht, der Landwirthſchaft zuwenden 
dürften, ſcheint die Zahl der Armen auf’ dem Laube durch ein Geſetz und Herkommen geſteigert 
zu werben, wodurch einer allzu großen Zerſplitterung ver Bitter vorgebeugt werben fol. Wäh⸗ 
send Söhne und Töchter zu gleichen Bermögensthellen erbberechtigt find und das Pflichttheil 
der Kinder aus zwei Drittbeilen des freien väterlichen Vermoͤgens beſteht, gibt es doch eine Art 
Minorat, wonach der jüngfle Sohn gegenüber feinen Schweſtern und ältern Brüdern befugt iſt, 
um eine gerichtliche Schagung (bis zum Jahre 1826 um eine „billige Schagung) des Vaters 
Sof oder Wohuhaus In ver Erbtheilung an fich zu ziehen. Bon dieſer Befugniß wird in man 
Sen Bantonstheilen, wie im Seeland, faft nie, in andern Dagegen, wie im Emmenthal, faft im⸗ 
mer Gebraud; gemacht; und gerade in dieſen letztern Segenden finbet ſich auch ein zahlreicheres 
ländliches Proletariet. Die Induſtrie if im Canton noch nicht genug entwidelt, um dieſem 
Überſchuſſe aer Besllerung. der landwirchſchaftlich nicht beſchaͤftigt ift ober nit ausreichend 
beſchäftigt werben kaun, einen genügenden Arbeitsverdienſt zu verſchaffen; weshalb ſich ſowol 
Wereine als Privaten um bie Berpflanzung einiger weitern Indaſtriezweige, wie der Seiden⸗ 
weberei, in den Canton bemühen. Begreiflich mußten auch die legten Misjahre Die Noth haupt⸗ 
fachlich bei Dem gar nicht odet nur gering begüterten Theile der laͤndlichen Bevolkerung vergrb⸗ 
Bern, dem keine ſonſtigen Erwerbszweige zu Gebote ſtanden. Beſonders in den Jahren 1854, 
wo die Vermehrung der Sträflinge die * unbedeutende Bewilligung eines Nachcrediis von 
etwas über 120,000 Fr. zum Zwecke ihrer Unterhaltung erfoderte, und 1855 nahm auch der 
ſchaͤrfer hervortretende Pauperismus einen eigenchäiwlichen Gharalter an. Anger einer foͤrm⸗ 
lich organiſirten Diebeöbande, ſowie neben den gebräuchlichen Hin⸗ und Deszügen einer ſehr be⸗ 
trädtligen Schar eigentlicher HSrimetloſer au den Cantondgrenzen, bildete ſich noch in der Zahl 

von mehren Tauſenden eine zeitweiſe ſchweifende Bevölkerung, welche, beſonders vom obern 
Emmenthale ausgehend, ihre regelmäßigen Rundreiſen möglihft längs der Grenzen einiger 
Amtsbezirke und In ſolchen Theilen des Kantons machte, two ſie ſich am leichteſten In der Scheu: 
nen der’ zerſtreut liegenden Bauernhöfe unterzubringen wußte. Das Gebaren dieſes nomadi⸗ 
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renden Broletarists war:überall, wo man. ihm freundlich oder nicht geradezu felndſelig. be: 
gegnete, harmlos genng; es trug nit das Gepräge jenes fchon tief eingefreffenen und ſchwer 
vertilgbaren Elends wie das als ſo glücklich gepriefene Belgien mit feinem „flandriſchen Elend“ 
und mit feinen zahlreichen Wanderhorden vagabundirenver Bettellinder. Auch gab es man- 
chen reihen und beſttzesſtolzen berner Bauern, ber ed fich zur Ehre vechnete, der Patron einer 
recht anſehnlichen Zahl viefer ihn heimſuchenden Glienten zu fein, ber ſich ihre Unterhaltung 
einige Tauſend Kranken jährlich koſten ließ. Hier und da, bis in die Nähe ver Hauptſtadt, ka⸗ 
men jedoch einige Brandſtiftungen vor, die mit diefen Wanderzügen zufammenhingen. In 
derjelben Zeit Hab ed im Amt Signau (Dberemmenthal) nicht weniger ald 31 Proc. Yinter- 
fügte und 23 Proc. zeitweife verlaffene Haushaltungen; auf jene Familie Tamen beinahe drei 
Unterſtützte, und auf jeven Grundeigenthümer mehr ald neun Arme. Bine Zunahme ber Ar- 
muth ift auch in einigen andern Amtöbezirken zu bemerken, wie 3. B. in Interlafen trog oder 
wegen des bier beſonders zahlreichen Fremdenbeſuchs. In den Jahren 1840 — 54 fiel die 
Zahl der Gemeinden, die ihre Bebürftigen ohne Armenfteuern aus den Armengütern erhielten, 
von 4147 auf 39 herab. Die Zahl ver Armen war 1854 ein Siebentbeil der Geſammtbevöl⸗ 
Terung; auf je 400 Familien kamen deren durchſchnittlich 64. Die Menge der abfolut Armen 
tm Ganton belief fih 1855 auf 5 Proc., die der relativ Armen auf 8 Proc. ;-auf je 100 
Orundeigenthümer kamen 89 Unterflügte. Das war eine beträchtliche Zahl von zu Unter⸗ 
flügenden für einen ſchweizeriſchen Canton, wo ber Ertrag der Arbeit des Volkes nicht von 
Staatswegen auf Inproductive Welfe verſchwendet wird. Wirklich ſteht au in der Armen: 
noth nur noch Luzern mit Bern auf gleiher Stufe; alle andern Gantone flehen günfliger, wie 
denn 3. B. im Aargau die Zahl ver Armen ein Eiftel ift, in Züri ein Zwanzigſtel, in Thur⸗ 
gau nur ein Funfzigftel. 2). Indeſſen ift nicht zu überfehen, daß Hier von der Zeit eines außer: 
ordentlichen Nothſtandes die Rede iſt. Schon durd pie Werbungen während des orientalifchen 
Kriege, wodurch ein Theil ver unfaubern Elemente entfernt wurde, ganz beſonders aber ba- 
durch, daß die Sauptnahrung der Armen, daß die Kartoffeln wieder gebiehen, minderte fid 
ſehr bald die Zahl der zu Unterſtützenden; vie Maſſe der umberfchweifenden Bendlkerung fan 
wieder auf das gemöhnliche und weit geringere Maß, und die Bevölkerung der Befängniife 
fiel fogar auf einen felten fo nienrigen Stand. oo - 

Seit einer Reihe von Sahren war inbeffen die europäifche Socialkrankeit des Bauperiömus 
auch im Banton Bern fühlbar genug geworben, um Binzelne und Vereine, um befonders auch 
den Staat auf die Mittel der Heilung und Verhütung finnen und hiernach handeln zu laſſen. 
Die Gründung von Sparkaflen und die Erweckung des Sinned für Sparſamkeit war mehr bie 
Sade von Einzelnen und Vereinen. Im Jahre 1853 gab ed im Canton 26 Sparkaſſen, 
mit einem Vermoͤgen von nahe 11!/, Mill. Fr. und mit nahe 35,000 Einlegern. Aus 
neuern ſtatiſtiſchen Vergleichungen ergibt fih, daß vie Schweiz, wo durchſchnittlich ein. Einleger 
auf je 15 Bewohner fommt, überhaupt vasjenige Land in Europa tft, mo die Sparkaflen am 
meiften benugt werben. Eben dieſes durchſchnittliche Verhältnis von 1 zu 15 finden wir im 
Canton Bern, der überhaupt in flatiftifeher Beziehung eine Art Durchſchnittscanton iſt, wäh- 
rend die Schweiz, ald Befammtheit, in alledem, mad auf Die Zuftände der materiellen, geiftigen 
und fittliden Kraft und Geſundheit fhließen läßt, nad den umfaflenoften Erhebungen und 
Bergleiäungen ber einfhlägigen Thatfachen, auf der hoͤchſten Stufe ſteht. Das Lebtere iſt 
auch begreiflih genug, weil hier dad Bolt durch keine Stantögewalt gezwungen wirb, feine 
Kraft auf andere Zwecke als diejenigen feiner eigenen Wohlfuhrt verwenden zu müfler. In 
der Sorge für dieſe Wohlfahrt fiel indeſſen gerade im Canton Bern, wo noch das Voll der Be- 
"vormundung durch feine frühere ariftofratifche Regierung gewöhnt war, au dem neuen 
Staate und feiner Regierung ein größerer Antheil zu als in ben andern Gantonen, wo das 
VPrincip der Selöftregierung ſchon mehr ins Leben eingedrungen war. Übrigens konnte bie 
Sorge der neuen Regierung in feiner neuen Bevormundung befteben und mußte ſich mefentlich 
darauf befchränten, dem Volke die Mittel bereitzuftellen, damit es fich felbft der Noth erwehren 
-Eönne. Der Pauperismus — der im Misverhältniffe ver Bedürfniſſe und Belüfte zu den Mit: 
-tein ihrer Befriedigung befteht, der eben darum auch und gerabe in folchen Staaten zum Vor⸗ 
fein kommt, die mittels eines einfeltigen Fortſchritts in den Dingen des leiblichen Wohlftandes 
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1) Um wie viel ſchlimmer als in ben bebrängteflen Schweigercantonen es im fruchtbaren Belgien 
—* ſich aus den Verhandlungen ber belgifchen Abgeordneten im Jahre 1857 über das VWohl⸗ 
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ihr durchfchnittliches Bermögen und Cinkommen von Jahr zu Jahr vergrößern — if niemals 
blos materieller Natur, fondern ſtets mit geifliger und fittlicher Verarmung verbunden. Gr 
kann darum aud nie mit blos materiellen Mitteln bewältigt werden; und weil mithin nad 
dem vollfländigen Begriffe ded Pauperismus der Kampf gegen denſelben in allen Gebieten nes 
menſchlichen Lebens geführt wernen muß, iſt dieſer Kampf gleichbedeutend mit ver wichtigften 
und umfaſſendſten Aufgabe der Neuzeit, mit der fogenannten focialen Frage. 

Um ihrerfeits beizutragen zur fortſchreitenden Erfüllung biefer Aufgabe, haben die poll 
tifhen Behörden des berner Freiſtaats eine fo große und im Banzen fo zweckmäßige Thätigkeit 
entwidelt, wie man fie in allen Beamten- und Mikitärflaaten des Auslandes vergebens fuchen 
würde. Beionders ift zu loben, daß die großen Bildungsmittel der Kirche und Schule, auf 
‚welche der Staat mit feinem Ginfluffe hauptſaͤchlich Hingewiefen ift, in Feiner Weife vernach⸗ 
lafjigt blieben. Die Verfaflung vom Jahre 4846 ($. 80) ftellte für die teformirte Kirche die 
Grundung einer gemiſchten Kirchenſynode in Ausſicht, welche — unter Vorbehalt der Geneh⸗ 
migung des Staats — die innern kirchlichen Angelegenheiten ordnen und ver auch in äußern _ 
Angelegenheiten das Recht des Antrags und der Vorberathung zuſtehen ſollte. Ein Geſet 
vom 19. Jan. 1852 enthält die nähern Beſtimmungen über die mittels ſtufenweiſer Wahl zu - 
bildende Organifation der Vorſtaͤnde der Kirchgemeinden, der fieben Bezirksſynoden, ſowie der 
aus 47 Bemeindeabgeorhneten und 58 Geiftlichen beſtehenden Cantonsſynode, die wieber ihrer- 
ſeits einen aus elf Mitgliedern beſtehenden flännigen Ausfhuß zur Erledigung ber ihm zuge⸗ 
wieſenen ober dringlichen Geſchäfte zu ernennen hat. Noch im gleichen Jahre 1852 Hatte bie 
erfte Berfammlung dieſer gemiften Synode ftatt, und es trat hiermit eine Injtitution ind Le- 
ben, die auch anderswo, wie im Ganton Züri, zwar in Anregung aber nicht zur Ausführung 
gefonmen war. Ausdrücklich mag noch erwähnt fein, daß die Synode von 1852, mit Rück⸗ 
fight auf die Staatöfinanzen, für die Jahre 1853 bis und mit 1857 einen freiwilligen Abzug 
auf die geiftlihen Beſoldungen von 30,000 Fr. angeboten hatte, was denn auch, jedoch mit 
Befreiung der unterften Befoldungsclaffe, vom Großen Rathe genehmigt wurde. Der neueften 
Zeit gehört no ein Schulgefeg an, das auf ber Grundlage ber ſchon früher getroffenen Be- 
flimmungen fortbaut und unter Anderm Näheres verfügt über die unentgeltliche Ertheilung des 
Unterrichts an notorifch Arme, ſowie über die Gründung von Freiftellen und Stipendien für 
dürftige Primärſchüler. Daſſelbe Geſetz verpflichtet ven Staat zur Unterflügung ber Turn- 
und Waffenübungen ver Schüler, ohne jedoch diefe Übungen zwangswelfe einzuführen. Was 
die Befoldung ber Schullehrer anlangt, bie auch zur Theilnahme an einer Schullehrerkaffe ver⸗ 
pflichtet wurden, fo gibt eine vergleichende Überficht der „Allgemeinen ſchweizeriſchen Schul⸗ 
zeitung‘ dad Minimum auf 518 Sr. an, ſodaß Bern auch darin wieder bie ungefähre Mitte 
zwiſchen den mehren Gantonen hält. 

Mit ſolchen und ähnlichen Beflimmungen über Kirche und Schule kann denſelben der Staat 
freilich nur die äußern Bedingungen ihres Gedeihens gewähren und bie Formen feſtſetzen, In 
denen fie fich ſelbſt, ſowie Volk und Gemeinde in Beziehung auf Kirche und Schule, zu bewegen 
und zu bethätigen haben. Aber Das ift fhon wichtig genug, daß Überall in ver Schweiz und 
in Bern indbefondere auch der neue Volksſtaat das Seinige thut, um die letzten Reſte der dem 
alten Polizei⸗ und Beamtenflaate fo eigentbümlich angehörennen Lodreißung und formalen 
Trennung der Kirche und Schule vom Volföleben und von feinen bewegenden Imereſſen zu be: 
feitigen,, um das Volk, in erfter Linie pie betreffende Gemeinde, an ber lebendigen Förtbildung 
jener beiden Inflitutionen entſcheidend zu betheiligen. Hiet ift alfo ſchon erreicht, wonad in 
Deutſchland und anderswo erſt geſtrebt wirh; hier geht ſchon in Fleiſch und Blut über, wofür 
mit noch zweifelhaftem Erfolge die Männer deutſcher Wiſſenſchaft, wie Bunſen und Andere, erſt 
tämpfen můſſen: die innigſte organiſche Verbindung bes Volfslebens in Staat und Gemeinde mit 
dem Leben in Kirche und Schule. Allervings kommt es noch wefentlih auf-ven Geiſt an, in 
dem fich die zur Theilnahme Berechtigten und Berpflichteten an jenen Bildungsanftalten wirf- 
lich betheiligen. Sobald jedoch, wie in der Schweiz und im Ganton Bern, das Volk ſelbſt noch 
fortſchreitend, firebfam und innerlich gefund iſt, Kann deſſen Betheiligung nur bie gute Kolge 
haben, daß dadurch auch Kirche und Schule vor jeder Erſtarrung im lieb: und leblofen Dogmen: 
und Wiffensframe bewahrt bleiben. Und jegt erſt Ednnen auch Kicche und Schule dem Vollks⸗ 
ftaate jene Dienfte leiften, vie er ebenfo dringend bebarf, als jene feiner Pflege und Borforge 
bebürfen. Mit allen Befepen und Berorbnungen, mit allen Befchlüffen und Maßregeln kommt 
der Staat nit vorwärts in der Brreihung feiner eigenen Zwede, wenn ihn nicht durch bie 
großen Fortbildungsanſtalten im Staste ſtets au ber Geiſt des Volks willig geſtimmt wird. 


‘ 
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Bash Die wenigen Worie der Bibel: „Jeder Arbeiter iſt feined Lohnes werth“, iſt zugleich dem 
Staats für Das ganze Gebiet der innern und für einen guten Theil der auswürtigen Politik ber 
wichtigſte Theil feiner Aufgabe bezeichnet. Er fall zeitlos bentuht fein, daß nicht wer fleiige 
zurd zebliche Arbeiter ausgebeutet werden koͤnne durch jene Sperulation, die ſich in tauſendfachen 
Formen, zuweilen als verbrecheriſche Haudlung, bei weitem häufiger aber als Uberoortheilung 
in äußerlich Iegaler Geſtalt, des Eriragd Der nützlichen Arbeit zu bemeiftern firebt. Um fort 
and fort die grellſten Ungleichheiten befeitigen, una dem fletö wieder überwuchernden Unrecht 
ſteuern zu können, bat fid) der Staat auf dem Wege ver Veſteuernug bie nöthigen Mittel gu 
serihaffen. Aber vie in ver Theorie gerechteſte Steuer — die Dermögensfleuer, im Sinne einer 
wirklichen Leiſtung nach nem Maße des Leiſtungsvermöögens — beruht in der Ausführung fo 
ſehr auf ver Redlichkeit der Steuerpflühtigen, daß obne dieſe allgemeinere Redlichkeit joger wie 
gerechteſte Steuer zur ungerehten, und daß fie zum neuen Mittel des Volksbetrugs wird. So: 
gar das ſcheinbar —2 im Staate, die Moͤglichkeit eines gerechten Steuerſyſtems, haͤngt 
alſo mit dem Janerlichſten im Volle, mit ber Öffentlichen Moral, auf das engſte zuſammen, 
und wird hiernach zum guten Theile mit bedingt durch die Mirkſamkeit von Kirche und Schule, 
Die ja zur Pilege ver Öffentlichen Moral befonders Berufen And. Diefe beiden Infiitutionen ha⸗ 
Ken gerade in unferer Zeit, fofern fie mit warmem Eifer an der geiſtigen und ſittlichen Yäute- 
zung des Volkslebens arbeiten, eine deſto wichtigere Aufgabe gu erfüllen, als fie damit aud 
das raſchere Gedeihen eines unfaflennen Syſtems von noch jungen und fi gegenfeitig fdrbern- 
den Volksſtaaten ermöglichen, dad unsufhaltfam in die Weltgeſchichte hineinwächſt. Es mag 
immerhin richtig fein, Daß die Neuzeit auch in ihren fittlihen Zuſtänden nicht zurückgeblieben 
und vielleicht fogar vorangeſchritten iſt; daß frühere Perioden nicht minder beimgefucht waren 
von Dieben, Betrügern und Wucherern; Daß von jeher die Reichen und Großen in Scheffeln, 
bie Armen und Beringen in Löffeln ungerechtes Gut genommen und wieder genommen haben. 
Aber das entjcheidet nicht. Wie nur Die flarke Zunahme unferer materiellen Probüction zur 
Bewältigung des Pauperismus nit zureicht, teil Die Bedürfniſſe und Gelüſte noch mehr gu: 
genommen als die äußern Mittel ihrer Befriedigung — fo reichen wir auch mit der herkomm⸗ 
lichen Moral nicht mehr aus. Die Geſellſchaft, foll fie nit völlig zu Grunde gehen, bedarf 
ſchon darum einer durchgreifenden fittlicden Neinigung im großen Maßſtabe, weil mehr ala 
je zwor die Möglichkeit nes größern Misbrauchs in pie Hand des großen Gapitals gelegt If. 
Im Poligeiftante aber, wo ‚dem Volke Schule und Kirche als etwas Fremdes und blos Außer: 
liches gegenüberſtehen, werden dieſe nie etwas Erhebliches leiften können und wollen, un durch 
Beifpiel und Lehre die in kalter Selbſtſucht erſtarrenden Herzen bis zu jener Baterlandöliebe 
gu erwärmen, ber es endlich im Denken und Thun ſittlich unmbglich wird, noch das Gemeinwohl 
gegen die eigenflen und perfönlichen Interefien Hintanfegen zu können. Dies iſt nur im Volls⸗ 
ſtaate zu erreichen, wo auch Kirche und Schule — wie duch die neuern Organifationen im 
Ganton Bern und In der Schweiz überhaupt — zur Gemeindeſache und zur Volkbſache gewor⸗ 
Ben find. 

Zu den wichtigern Anflalten, um der nützlichen Probuction den nörhigen Bedarfian Ca⸗ 
pital gu verinikteln, gehoͤrt bie 1835 gegründete Berner Banf; womit zugleich die Schöpfung 
ähnlicher Inftitute in andern Theilen der Schweiz eröffnet wurde. Diefe Bank iſt eine veine 
Staatsanftelt ; und wie der Staat dad ganze Betrieböcapital geliefert, fo Hat er auch Die Let: 
tung ausfhlieplih übernommen. Das Betriebscapital beläuft fih auf 3%, Mill. Fr.; De 
Notenemiſſion war nahe 870,000, die durchſchnittliche Circulation nicht ganz 450,800 Fr. 
Der Ertrag bed Bankgeſchäfts, etwas über 5 Proc., war geringer als bei den meiflen andern 
ſchweizeriſchen Banken. Mit aus dieſem Grunde hatte im Jahre 1855 die Verwaltung ber 
‚Berner Kantonalbank deren Ummanblung in eine Actienbauk beantragt. Ste behauptete, Daß 
Ad die Anftalt als reine Staatsanftalt Überlebt Habe, und huldigte — mol allzu unbedingt — 
der herkommlich geworbenen Anſicht, daß der Staat überhaupt ein ſchwerfälliger und koftſpie⸗ 
liger Geſchäftsführer fei; daß namentlich „‚Gresitinftitute, vote alle Handeldunternehmungen, 
in Privathänden beffer gebeihen als in ben Händen des Staats“. In kurzem wird alfo der 
Berner Großrath über eine der wichtigſten Socialfragen zu entſcheiden haben: ob Privat⸗ 
banben mit ober ohne einige Betheiligung ded Staats, oder ob Stantsbanken, die im Volfs⸗ 
ſtaate wol and) Volksbanken heißen vürften?, Gibt man es gleich im Allgemeinen zu, daß fi 
zegelmäßig ber Staat mit ſolchen Befthäften, die von Einzelnen oder Bereinen im eigenften 
Nurreſſe beforgt werben Fünnen, nicht befaffen ſoll: fo iſt doch Damit noch keineswegs gefagt, 
ap auch die Umwandlung einer ſchon beſtehenden Staatobank in eine Privatbank zwetmäßig 
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fei; und gleichwenig ift damit eine, für alle Yale richtige Stellung bes Stand zum Bantweſen 
überhaupt bezeichnet. Alle Melt räumt wol ein, daß die Artiengefellfchaft für all⸗ Zweige der 
Production, nicht einmal bios für bie materielle, der mdchtigfte Hebel zu einen noch nie dage⸗ 
weſenen Aufſchwunge, daß eben darum das freie Vereindrecht eines der witigften Rechte ge- 
worben if. Allein aud ver Staat, als derjenige Geſammtverein, Ber innerhalb feines räumlich 
"begrenzten Gebiets, aber für eine unbegrenzte Zeit, alle Binzeinen und Affociationen, alle Min 
digen und Unmjubigen, alle Reihen und Armen umfaßt: macht aur von feinem Rechte alb 
Vexrein Gebrauch, wenn er Dasjenige felbf In bie Hand nimmt, was in dem Händen von Pik- 
vatvereinen nicht allen Volkogenoſſen, ſondern nur Den befonders Betheiligten zum befonbern 
Mortheile gereichen würbe. Je mächtiger und einflußreicder ſchon viele dieſer Aetienvereine ge- 
worden find, umſomehr iſt darauf zu achten, daß ſolche Vereine zu keinen bedrohlichen Staat 
ten im Staate heranwachſen. Bor allem iſt nicht zu überſehen, daß zwiſchen den verſchiedenen 
Vereinen, ſelbſt wenn fie an ſich erlauhte Zwecke zu verfolgen ſcheinen, dennoch wohl unterfihte- 
den werden muß; und daß bereits der Actienverein auch ſchon eine ber Hauptformen der Neu⸗ 
zeit geworben if, welche die jepem Staate gefährliche Ariſtokratie des Reichthums zu immer 
weitern Umgriffen nur allzu gut zu benupen weiß. Dies Eommt nun für das Bankweſen glei- 
falls in Betracht. Obgleich alle andern Bankgeſchaͤfte an Privaten und Privatvereine liberlaſſen 
werben mögen, jo fragt es ſich Doc, ob denſelben zugleich pie Emiffion von Banknoten, und 
biefe fogar über ven Beſtand ihrer baaren oder baargleichen Deckungsmittel hinaus, geibattet 
werben folle? In dieſem Emiſſionsrecht liegt immerhin ein Verzicht des Staats, alſo im 
Volksſtaate auch bed Volks, auf einen Theil und zwar gerade auf ven vortheilhafteſten Theil 
des in ſeiner vollen Bedeutung begriffenen Münzregals, zum einſeitigen Vortheile einer be⸗ 
ſondern Geſellſchaft. Denn einer folgen Geſellſchaft wird dadurch das Privileg ertheilt, ſich 
mittels des verhaͤltnißmäßig ſehr geringen Aufwandes, ben die Ausfertigung der eine beſondere 
Art des Papiergeldes bildenden Banknoten erfodert, in den Veſitz eines beträchtlichen Capitals 
zu ſetzen, und von deſſen verzinslicher Verleihung denſelben Nutzen zu ziehen wie vom Weil 

eines ebenſo großen Capitals in baarer Münze, ſolange fie den Credit Ihrer Roten aufrecht 
zu halten verficht. Warum follte alfo nicht lieber ver Stast ven Staatscredit zum Wortheile 
aller Staatsgenoſſen in gleicher Weife benutzen? Am mwenigfien follten Privilegien dieſer Art 
beſondern Geſellſchaften bewilligt werben, folange noch nice in anderer Meiſe gegen bie fort 
ſchreitende Überwucherung der Gelvariftoftatie geforgt ifl. Denn Das ift fehr einfach, Daß ber 
Zöwenantheil an den aus Grebitvereinen aller Art entfpringenben Gewinnften nur den ſchon 
Reichen oder Denen zufällt, bie fih in großem Maße haran betheiligen, weil fle ſich erheblich 
betheiligen können. Gin ſolches Gegengewicht gegen das überall wachſende Übergewicht der 
Geldherrſchaft wird aber kaum anderswo zu finden fein als In einem wohl bemeſſenen und in 
nicht allzu Inappem Maße angewandten Syflem der progrefliven Befteuerung; ſei «6 nun 
durch eine progreſſive Cinkommenſteuer, oder Erbſchaftsſteuer, oder durch eine Verbindung 
der einen und andern. Es läßt ſich mathematiſch nachweiſen (ſ. Eintommen, Eiubommen⸗ 
ſteuer), daß das wirkliche Vermögen, d. h. das Vermoͤgen, erwerben zu kBonnen, keineswegs 
blos nach dem einfachen Verhältniſſe des Capitaleigenthums zus oder abnimmt. Auch predigt 
es ja bie tägliche Erfahrung jegt befonders laut und lebhaft von allen Dächern herab, mit tie 
geringern Aufwaude von Zeit, Mühe und Verſtand der ſchon vermoͤgende Capitaliſt unverhält- 
nigmäßige Gewinne zu machen vermag. ?) Das progreſſtue Abgabenfoften wird aljo das der 
Zukunft fein, weil es eine wirklich gerechte und verhälmmigmäßige Beleuerung des Vermoͤgens 
allein möglich macht und das genũgende Mittel an bie Hand gibt, um die Alles überflügelnde 
Macht ver Plutofratie, insbeſondere and) der Bankofzatie, in gemeſſene Schranken zurückzu⸗ 
weifen. In der Ihat gewinnt dieſes Syſtem, bie ihm noch entgegenfichenven Borurtheile und 
Sonberinterefjen allmälig überwindend, immer mehr Raum im Bewußtfein des ſchweizeriſchen 
Volks wie in der Geſeggebung ſchweigtriſcher Gantone. Bo es aber, wie im Canton Bern, 
noch gar nicht ober nicht im genügenden Umfange zur Anwendung kommt, wird man deſto 
ſorgfaͤltiger fogar jeden Schein vexmeiden müſſen, wodurch der Verdacht einer von Staatewogen 
beliebten Begünftiguug ver Reichen unter die Maſſen geworfen werben koͤnnte. Das Alles wird 
alfo im- Canton Bern in Betracht kommen, ſobald es fich um bie Reform der Kentonaibanf 
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ſammten Cinwohnerſchaft beträgt, nämlich. über zwei Millionen. Wie? Lag nicht hier ſehr 
nahe, zu Gunſten der nighern Stände pohsifhe Reformen zu treffen dadurch, daß man die 
Ideen einer wahrhaften Repraͤſentativverfafſung, von denen die europäiſche Menſchheit erfüllt 
war, auch auf Schmeden übertryg, und indem der Knig, welcher feiner Geburt nach ja ven 
niedern Ständen angehörte und ohnedies in das Syſtem der. legiümen Reaction nicht recht 
paſſen wollte, ſelber bie Initiative zu dergleichen Maßregeln ergriff, ii} an bie Spige ed 
Liberalismus ſtellte? 

Aber zu einer ſolchen Rolle fühlte ſich Karl Johaun nicht berufen. Die Epoche großet poli⸗ 
tifcher Ummandlungen war, wenigſtens eine Zeit lang, vorüber, das confervative Princip 
- Hatte deu Sieg davongetragen, und zwar in ber Art, daß, wenn etwa eine Regierung nick 
allein mit ihrem Wolfe fertig werben. konnte, fle ſich ſicher auf den Beifland ver abfoluten 
Mächte verlaflen durfte. Dos Princip der Intervention gebot fogar dad Ginſchreiten ver abfo: 
Iuten Mächte In jedem Staate, mwelder Neuerungen zu Gunften des Liberalismus zulief. 
Unter diefen Umſtänden hätte fi Karl Johann, au der Spige bed Liberalismus, offenbar in 
die. feinpfeligfte Stellung zu ben Großmächten gefeht, was er doch auf jede Weife zu ver: 
meiden ſuchte. Ä > 

Indeſſen, auch wenn er gewollt, fo wäre es ihm night fo leicht geworben, liberals antiari- 
fofratifche Reformen zu treffen. Noch war der Adel der einflußreichſte, politifch bedeutſamſte 
Stand in Schweben. Er hatte noch ein’ moralifcges Gewicht durch feine fortale Stellung, durd 
bie Rolle, welche er in ver bürgerlichen Geſellſchaft Tpielte, Dusch die Abhängigkeit, in wel⸗ 
her die übrigen Stände, namentlich der Bayernftand, von ihm fiä befanden. Seit längerer 
Zeit war ber Abel unter allen in politifger Beziehung ver rührigfte Stand, er Hat 
erft neulich die Revolution gemacht und beeilte ſich, dieſelbe in. feinem Sinne audzubeuten. Et 
würde jeden Verſuch, feine Rechte zu ſchmälern, mit einer Empörung gegen den König vergol: 
ten haben. Died aber war gefährlich, folange die, zwei niebern Stände, Barrger: und Bauern: 
ftand, es mit ihm im politiichen Eifer nit aufnehmen konnten, und nod) gefährlicher, wenn 


ex fih, wie vorauszufegen, mit dem abfolutiſtiſchen Ausland und mit ber_pertriehenen Do: 
naftie in Verbindung gejegt hätte. j 
Die Berückſichtlgung diefer Verhältniffe, wozu noch der. Umſtand kam, daß ver König, 
welcher nie die Landesſprache kennen lernte, nur an ben Umgang mit Golden, welche Fran: 
zöftfch verftanven, d. h. an die höhern Stände, gewieſen war, beftimmte Karl Johaun, fi an 
bie, Artflofratie anzuſchließen und dadurch, daß er dieſen fo einflußreihen Stand für id ge: 
wann, feinen Thron nur noch mehr zu befeftigen. Er befolgtz nun hinſichtlich der Berfajfungsd: 
fragen eine confervative Politik, d. h. ex Hielt ſich im Ganzen fireng an die beſte hende Verfaſ⸗ 
fung, verfuchte nicht felber Anderungen daran hervorzurufen, und ſchien es den Reihöfänden, 
der Zeit und der öffentlichen Meinung zu überlafien, Modificationen an ber Reichsverfaffung 
zu machen oder zu beantragen. Im Ganzen verhielt er ſich alſo pafliv; nur hier.und da machte 
er Vorſchläge zu Anberungen; doch betrafen fie meiſt faldhe, Geſetze, durch deren Aufhebung 
ber König felber ein Recht verlor, wie er denn z. B mehrmals die Aufhebung der Todesſtrafe 
bei Majeſtätsverbrechen beantragte und die Aufhebung des Rechta des Koͤnige, in dem hoͤchſten 
Gerichte zwei Stimmen zu befigen. | 
Dabef benugte er aber die Rechte, die ihm verfaſſungsmäßig zuftenden, unb den großen 
moraliſchen Einfluß, welcher Fürſten [on durch ihre Würde geboten iſt, dazu, um das koͤnig⸗ 
liche Anfehen und das feiner Familie zu erhöhen und bie Hinderniſſe hinwegzuräumen, melde 
ihm entgegenftanden. Denn Karl Johann ſcheint nicht minder wie die alten Iegitimen Dyna- 
ſtien von ter Süßigkeit moͤglichſt. großer koͤniglicher Gewalt überzeugt. geweſen zu fein. Nur 
war er Müger bet ber Lerfolgung feines — Der ſchwediſche Schriftſteller Cruſenſtolpe 
wird nicht fo Unrecht haben, wenn er in feinem, Werfe „Karl XIV, Johaun und die Schweden 
von ihm behauptet, daß er buch den Anſchluß an den. Adel zugleich Die Abit gehabt Habe, 
benfelben theils von jich abhängig zu machen, theils allmälig zu ruiniren, indem er ihn veran- 
late, fich durch den Aufwand am Hofe in Schulden zu, ftürzen, und zu verarmen. Wenn dies 
die Abſicht des Königs wer, jo murbe fie wirklich zum Theil erreiht. Denn die Berarmung 
des ſchwediſchen Adels nahm von num an bebeutend.zn. Gegen andere politifche Elemente, bie 
ihm gefährlich zu fein bünften,, wandte er jene, Kunfigriffe an, die. in ben Staaten des | 
ontinents Faft allgemein eingeführt find; die Polizei und hie Cenſur. Was jene betrifft, 
fo war er nicht umſonſt in der Schule Nappleon's geweſen; fie wurde in Schweden 
nad) deſſen Muſter eingeriätet, ing eigentliche, Ceuſut exifixte zwar in Schweden nidkt: 
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verfaffungsmäßig beſtand Preßfreiheit. Aber feit dem Jahre 1812 war die Regierung burg 
ven Reichſtag eemchtigt worden, jedes ihr sehe pünfende Blatt’ zu unterbrüden, 
Diefes Medyt kounte det Tenſur Taf gleich geächtet werben, und Karl Johann benügte bafelde 
andy, befonberd In ven erſten Zeiten ſeiner Reglerung. Zugleich wurden die auswärtigen Jel- 
tungen mi großer Ängfttichteit herwächt cd durfte fein fremdes Journal oßne befondere Er⸗ 
laubniß der Regierung gehalten werben: - —5257 5575777 

Auf ähnliche Weiſe wie in Schiveben verhielt er fi in Norwegen, allerdings mit mehren, 

durch die dertigen ganz verſchledenen Verhältniffe bedingten Modificatiouen. Während näm: - 
lich in der ſchwediſchen Verfaſſung dad ariftofratifche Element entſchieden überwiegt, fo ift die 
norwegifche (dom Mai 1814) die demokratiſchſte in ganz Europa. "Die confervatine Richtung . 
ber Politik, welche Karl Johann In Schlbeden verfolgte, mußte daher in Norwegen einen ganz 
anbern Charakter annehmen‘ der Confervatismus war hier gleichbedeutend mit dem Liberalis— 
mus over it der Demokratie. Niemals aber flel e8 den abfoluten Mächten ein, einer Berfafz 
fung gegenüber, wie die norwegiſche iſt, das confervatige Prineip zu bewahren. Im Gegentheile, 
diefe Verfaflung war ihnen bei vem allgemeinen Siege der Reaction ein Dorn in Auge, um 
fo mehr, als fi in ihr im kurzein die fegendreichen Früchte einer wahrbaften —8— eit 
entiwidelten. "Sehr, früh ward vaher in Karl Johann gedrungen, in der norwegiſchen Ver⸗ 
faffung Mopiflcatisnen zu bewerkſtelligen. Der König ließ nun nicht leicht einen Reichstag 
vorübergehen, wo er vergleichen nicht vorbrachte. Ja, im Jahre 1821 Tieß er fogar ein ſchwedi⸗ 
ſches Korps nad Norwegen niarfchiren, wie ed hieß, un feinen Entwürfen gegen die Conſti⸗ 
tution mehr Nachdruck zu geben. Und auf dem Reichstage von 1824 fagte er offen, daß ber 
jegige Zuſtand von Europa mit ven Verhältniſſen in Norwegen nicht übereinflinnme, und daß 
daher die fegtern eine Veränverung erheiſchten. Aber alle dergleichen Verſuche ſcheiterten an 
der Feſtigkeit des norwegiſchen Stotthing, welcher in keiner Weife irgendeine Veränderung 
der Verfaffting zugeben wollte, die er ald Pallavium von Norwegens Freiheit betrachtete. Karl 
Johann war Ehıg gentig, es dabei bewenden zu laflen. Denn er wußte wohl, daß Die Norweger 
noch kelneswegs mit ganzem Herzen bei Schweden waren, daß es im Volke noch genug Unzu⸗ 
friedene gab, welche bei dem letfeften Berfuche ver Schweden, den Norwegerii ihre Freiheit und. 
Selbftänvigkeit zu ſchmälern, die Fahne des Abfall erhoben hätten, Die nationale Antipathie 
gegen Schweden, welche ſeit Jahrhunderten beftanden, war noch keineswegs erloſchen, und 
man mußte ſich ſehr hüten, fie wiedet anzufachen. Karl Johann begnügte ſich daher bei ſeinen 
Verſuchen, die norwegiſche Verfaſſung zu Gunſten des monarchiſchen Princips zu ändern, le: 
diglich mit einer parlamentariſchen Wirkſamkeit und mit denjenigen Mitteln, die ihm als 
König gefeglich zu Gebote Randen. Da er aber mit biefen Mitteln kein Reſultat erzielte, fo 
kann man fager, daß auch in Rorwegen feine Politif im Ganzen eine confervative war, d. 6. 
er ließ aud bier die einmal beftehenben Srfehe und polifiihen Verhältniffe unangetaftet, wie 
ſehr diefe aud) mit den ſchwediſchen fowol wie mit benen im übrigen Europa im Widerſpruch 
fein mochten. Ja, er war'fo weit entfernt, irgenbeine @ereiztheit oder üble Laune wegen ber 
Berwerfung feiner Bropofttionen von Seiten ves Storthing an ven Tag zu legen, daß er ihn 
vielmehr meiſt mit Ausdrücken feiner Zufriedenheit ſchließen ließ. Nur einige male machte er 
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wandte er allen reiſeli ber Mumitiftration felne Aufnerkfam bie ſchwedi⸗ 
ſchen Flnanzen, bie in fo großer Zerrüftung ſich befanden auf eine Meile, welcher ſelbſt feine 
Ferne tie Anerkennung nicht verſagen konnten‘; echtudke es dahin, dag Schweden allmälig 
von aller Nationalſchuld befreit wurde. Er bewirkte weſentliche Verbeſſerungen im Aderbau, 
im Forſtweſen; er brachte, ſoweit es ging, bie Induſtrie in Aufnahme, er eröffnete dem 
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Handel und der Schiffahrt neue Bahnen, ſodaß unter feiner Regierung die Zuſtände beiver 
fih in hohem Grade verbefferten. Er jorgte für die Berbefferung der Gommunicationsmittel; 
er organifirte die Poften neu, legte Landſtraßen an, baute Kanäle. Sodann hielt er die Land⸗ 
wie die Seemacht In gutem Stand; zugleid aber unterflügte er Künfte und Wiffenfchaften, 
that Namentlich Vieles für die Berbefferung der Volksſchulen. Auch die Befeke, und was dahin 
einfchlägt, wurden nad den Foderungen ber Zeit modificirt; wie denn das ſchwediſche Juſtiz⸗ 
wefen — feit 1835 wurbe auch die Öffentlichkeit eingeführt — felbft von britifhen Reifenten 
gepriefen wurde. ®) x 

Zu diefen Berbienften Karl Johann's um die Wohlfahrt des Landes und die Bildung des 
Bolts, auf welche er mit Recht ſtolz fein durfte, und auf welche er auch alle Diejenigen verwies, 
bie mit feiner ſonſtigen Politik nicht zufrieden waren, Eonnte er noch etwas hinzufügen, was 
immer von dem mädtigften Einfluß auf die Stimmung des Volks gegen feinen Regenten ifl, 
nämlich feine Perfönlichkeit. Er Hatte ein wirklich Eönigliches Anfehen, eine würbevolle Hal 
tung und dabei fo viel Liebenswürdigkelt und gefellige Gewandtheit, daß er bald Alle für fih 
gewann, Die in feine Nähe kamen. Als er pas erfte main der ſchwediſchen Hauptſtadt erfchien, 
war nur eine Stimme Über den liebenswürbigen und geiftreihen Mann. Wenn er fi zu 
Pferde ſehen ließ, an der Fronte feiner Truppen, verfehlte feine impofante Geftalt niemals ven 
gehörigen Eindrud auf die Zufchauer zu machen. Dabei war er freundlich und leutfelig, miſchte 
fich gern unter die Menſchen, feiner perfünlichen Überlegenheit wog: bewußt, und ſicher, alle 
Gigenfchaften eines wahrhaft populären Fürften zu befigen. Nur Eines hatte er zu bedauern, 
daß er der Landesſprache nicht kundig war. So konnte er mit den niebern Claſſen der Bürger: 
lichen Geſellſchaft niemals in genauere Berührung kommen, fondern mußte ji mit feinen Ge⸗ 
fpräden auf vie höhern befchränfen. Jenen fuchte er fih daher auf eine andere Weife geneigt 
zu zeigen. - Karl Johann war fehr freigebig: er gab große Summen ber, namentlich für die 
Armen; in Jahren des Miswachſes beſonders that er außerorventlidh viel. Dadurch fuchte er 
die Vorwürfe aufzuheben, die man nicht felten gegen ihn erhub, daß er nämlich mit feinem 
Gelde Bankiergefhäfte machte und die Einmifchung in die ſchwediſchen Finanzen zu Bergröbe: 
rung feine Bermögens benugen wollte. - 

Sodann beftrebte er fi in allen den Fällen, wo er perfönlich beleidigt war, und bie zu 
Öffentlicher Kunde fommen mußten, immer auf eine noble Weife fih zu benehmen. Ex ſuchte 
jeden Anfchein einer perfönlihen Rache zu vermeiden. Dies war für ihn feine geringe Aufgake. 
Denn Karl Johann war eitel, eiferfüdhtig auf die Anerkennung feiner Verdienſte und Bor: 
züge, liebte es bewundert zu werden, und Ärgerte fich nicht minder über Außerungen des @egen: 
theils; Dabei war er von einem außerordentlich leivenfchaftliden Temperament, meldes ibn 
häufig hinderte, die Dinge, wenigftens im erften Augenblid, rubig und unparteiifch zu prü⸗ 
fen. So mag denn Mandyer feine Rache oder Ungnade erfahren haben, der fle nicht verbiente 
oder doch vielleidst in einem geringern Grade. Wie dem aber aud fein mag: gewiß ift, daß 
fih Karl Johann wenigftens hei allen Öffentlichen politifcgen Unterfuhungen, wobei feine Ber: 
fon mit im Spiele war, bei allen Procefien auf Majeftätöbeleivigung oder Hochverrath mit 
großer Klugheit benommen hat und felten von der Strenge des Geſetzes Gebrauch machte. Die 
Milde des Fürſten in ſolchen Fällen — ſchien er zu wiffen — gewann ihm taufend mal mebt 
die Herzen feiner Untertbanen als hundert blutige Hinrichtungen. Doch wollen wir nicht in 
Abrede ftellen, daß Karl Johann hei folden Gelegenheiten nicht ohne Einfluß auf das richter⸗ 
liche Urtheil war, welches er abfichtlich recht fireng haben wollte, damit fobann feine Begnadi- 
- gung um fo eclatanter erfcheine. Einmal kam er jedoch hierbei in nicht geringe Verlegenpeit, bei 
Verurtheilung des Capitäns v. Lindeberg, welder, vom Gerichte zum Tode verurtheilt, von 
der Milderung der Strafe durch den König keinen Gebrauch machen, fondern fid lieber Hinrich: 
ten lafjen wollte. Iegt jubelten in ganz Europa die Begner Karl Johann's. Doch ber Eluge 
Fürſt wußte die Verlegenheit in den größten Triumph für feine Mäßigung, Gerechtigkeit und 
Klugheit umzugeftalten. Er verwandelte die befondere Begnabigung, deren Annahme wenig: 
ſtens in Schweden von dem freien Willen des Begnadigten abhängt, in eine allgemeine Amne⸗ 
fie für „Den oder Die u. ſ. w., welche in den beiven Königreichen wegen politifger Vergeben 
gefangen oder verurthellt ſeien“. Und fiehe es ergab fich, daß, währenn damals in faſt allen 
eutopälfhen Ländern unter altlegitimen Dynaftien politifhe Verfolgungen viele Gefangene 
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in die Kerfer geliefert hatten, in den beiden Königreidyen des neuen plebejifchen Fürſten, von 
welchen das eine durch Eroberung gewonnen war, dad andere unter dem Einfluß einer můchti⸗ 
gen, zum Theil feindlich gefinnten Ariſtokratie ſtand, nur ber eine Lindeberg gefangen und ein 
ober zwei Verurtheilte im Auslande befindlich waren. 

So ſtellt uns denn Karl Johann einen Regenten dar, welcher, den Urſprung ſeiner Größe 
einer Epoche der gewaltigſten politiſchen Umwandlungen verdankend, ſpäter in einer Zeit und 
unter Berhäftniffen ih bewegend, die von durchaus andern Brincipien audgingen und ben 
eigenen Willen vielfach beſchränkten, nur durch Klugheit und umfihtige Berüdjihtigung, aller 
Berhältniffe zwifchen ven mannichfachen Klippen hindurdzufteuern weiß, die feiner Regie⸗ 
rung entgegenflaninen. Er mußte fiher die Grenze zu treffen, wie weit er gehen bürfe, ſowol 
den Großmächten wie den beinen Völkern gegenüber, über welche er zu gebieten hatte. 

Indeſſen war im ſchwediſchen Volke ſeit der Mitte der dreißiger Jahre eine merklihe Der» 
änverung bed politifchen Bemußtfeind vorgegangen, welches mehr und.mehr einen demokrati⸗ 
fhen Charakter annahm. Die Oppoſition wurde immer gewaltiger, namentlich unter ven nie⸗ 
dern Ständen, und verlangte nıit Entſchiedenheit Verbeſſerung ver Verfaſſung im Sinne des 
Repraͤſentativſyſtems. Auf dem Reichstage von 1840 ließen fih die Stimmen darüber befon- 
ders ſtark vernehmen. Auch hier bewährte Karl Johann ſeinen politiſchen Charakter. Er 
wolle, erklärte er in dem Reichsabſchiede, den Wünſchen der Nation auf keine Weiſe entgegen⸗ 
treten; nur ſollten bei ver Anderung ver Conſtitution bie geieglihen Formen bewahrt werben. 

Aber die Tage Karl Johann's waren gezählt. Wenige Jahre darauf beſchloß er fein Leben, 
am 8. März 1844. Folgende Worte, die er auf feinem Krankenbette dietirte, mögen zeigen, 
wie er ſich felber beurtheilte %): „Ich wünfche ven Top nicht, ich fürchte ihn nicht. Mein Leben 

ift über achtzig Jahre gegangen. Die Natur nimmt ihre Rechte zurüd. Niemand hat eine 
Bahn, der meinigen gleichend, erfüllt. Man möge vie Jahrbücher ver Welt aufihlagen! — 
Sch babe Völker gelenkt, empfindlich hinſichtlich ihrer Gerechtigkeiten. — Als Napoſeon bad 
Land angriff, das mir feine Schickſale anvertraut hatte, fand er an mir einen Rival. Die Be: 
gebenbeiten, welche Europa verändert und vemfelben feine Selbftändigkeit wiedergegeben ha⸗ 
ben, find befannt. Dan kennt auch ven Antheil, den ich an ihnen genommen habe. Dan fu: 
dire unfere Gefchichte von Odin's bis zu unfern Tagen und fage mir: ob nicht die Skandina⸗ 
vifche Halbinfel von Gewicht in der Wagſchale ver Berhängniffe ver Welt ſei.“ Ein Lebenslauf 
wie der von B. mußte natürlih, zumal bei den verfchievenartigen Sympathien und Leiden: 
fchaften ſowol der Bewohner feiner Koͤnigreiche als der übrigen europäifchen Völker und ihrer 
verſchiedenen Geſellſchaftsclaſſen, verſchiedenartige Beurtheilungen hervorrufen. Sie finden 

ſich auch reichlich in den Darſtellungen feiner Lebensgeſchichte und Regierung von Geijer, von 
Lindeberg, Cruſenſtolpe, Schinkel-Bergmann, von Sarrans, Bignon und Thiers. Cine ſehr 
ausgezeichnete und begabte, eine tüchtige Perſonlichkeit, ſehr bedeutende Feldherrngroͤße, eine 
ſeltene Regierungspolitik und vor allem eine ruhmwürdige Beherrſchung ſeiner Leidenſchaften 
und Behauptung des rechten Maßes in den groͤßten Verſuchungen und Schwierigkeiten darf 
wol kein Unbefangener dem glücklichen plebejiſchen Gründer der neuen ſchon durch ihn ſelbſt be⸗ 
feſtigten, längſt allgemein anerkannten Koͤnigsdynaſtie abſprechen wollen. 

Über bie Bezeihnung ber Dynaftie felbft Lönnten verſchiedene Meinungen fi geltend ma⸗ 
Gen. Denn nachdem B. am Y. Det. 1810 fi zur proteftantifchen Kirche befannt und den Na⸗ 
men Karl Johann angenommen hatte, wurde er von dem Nachlommen Wafa’s, Karl XIH., 
foͤrmlich adoptirt, Leiftete erft dann ven Eid ald Kronprinz und Thronfolger und empfing die 
Hulbigung der Ständ*. Doc wird wol flet die Adoption in das frühere Koͤnigsgeſchlecht Hinz. 
ter der längft berühmten Perfönlichkeit zurücktreten und der Name B. für das jetzt regierende 

Sürfengen chlecht bleiben. 

Der Nachfolger Karl Johann's ift fein Sohn Oskar, ausgezeichnet durch edle humane 
Bildung und Gefinnung, die er ſelbſt als Schriftiteller zu Gunſten des Beſſerungsſtrafſyſtems 
bewährte, wie durch liebenswürbige Perfönlihfeit und ald Vater de liebenswürbigften Fa⸗ 
milienkreifes. Krankheit nöthigte ihn im Jahre 1857, die Regierung feirlem älteften Sohn, 
dem Kronprinzen Rarl, geboren am 3. Mai 1826, abzugeben. Diefer, der bie dahin ald nor⸗ 
wegiſcher Statthalter in Chriſtiania reſtdirte, iſt mit der Prinzeſſin Luiſe der Niederlande 


4) Vergl. Karl XIV, Schamn: Geſchildert von Erif Guſtav Geijer“ (aus dem Schwediſchen von 
Dieterich; Stockholm 1844), ©, 53. 
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vermãhit, hat aber bisjrtzt keinen Sohn, ſodaß, Falls ein ſolcher nicht noch geboren witd, ber 
quite Bohn deb ingigen Rünigt, ber Brinz Dsler vom. othlaud, Die Krone erben 
I. Weitzel, 8. Sagen m Welcker. 
erniorff Grafen von: 1) Iohann Hartwig Ernf (geb. 1712 in Hannover, 
ge. 1772); 2) Andreas Peter (geb. in Gartow 1735, gef. 1797) und 3) der ältefle 
Sohn von vielem Letztern, Chriſt ian (geb. in Kopenhagen 1769, gef. 1834). (Dämi: 
ſches Königegefeg, Wandal's Königsreht, däniſche Preßfreiheit.) — Zu 
den erhebennften und belehrendſten Betrachtungen in ver Bolitit und ver Geſchichte gehört Das 
Lehen und Wirben großer Staatömänner. Unter ihnen werben fletö die beiden zuerſt genaun: 
en ältern B. Ehrenpläge behaupten. Zur ricgtigen Würbigung eine yraftifchen Staats: 
manne® ift vor allem die Betrachtung ber geſchichtlichen Verhaltniſſe feines Wirkungsfreifes 
nothwendig. Diefe, der ganze politiſche Stanppunft und Grund und Boden für Die politiiche 
Wirkſamkeit waren für die beiden ältern B. ſehr eigenthümlich und von ver Art, um ihr einieß 
verdienſtliches Wirken erft in feinem ganzen Werth und Blanze zu zeigen. De&halb, umd zu- 
glei um fpätere Wiederholung zu vermeiden, ſchicken wir bier eine kurze hiſtoriſche Darſtel⸗ 
kung des däniſchen Koͤnigsgeſetzes und des dadurch früher in Dänemark begründeten Öffentlichen 
Zuſtandes voraus, 

Dänemark, deſſen Staatsverwaltung vie beiden ältern B. als Minifter jo glorrei 
leiteten, hatte nicht allzu lange vorher, 1660, eine Resolution erlebt, wehdhe, wenn auch zum 
THeil ihre Urſachen und ihre Wirkungen nad dem Ende des Mittelalter ſich deutlich genug 
auch in andern germaniſchen Staaten zeigten, doc ihrer gaugen Form und &eflalt nach um 

‚nach dem, wie.man biefe Form hier auffaßte und benutzte, zu den merfwürbigften Erfcheinun⸗ 
gen in der politifchen Geſchichte gehört. Auch in Dänemark hatte feit dem Mittelalter der 
Feudaladel, und beionber& der höhere, vie Mitglieder des Reichſrathes, anarchiſch die Könige, 
deren Kronrechte und das Krongut beraubt und despotiſch durch Ufurpation von Befreiungen 
unb Feudalprivilegien, durch Feudallaſten und’ Zurüdiegungen die andern Stände übewor: 
theilt und bedrückt, fo ſelbſt die Beiftlicden, nod mehr vie Städte, vorzüglich aber bie Bauern, 
obgleich ſelbſt dieſe Letztern noch als der vierte Stand auf den allgemeinen Neichötagen erſchienen. 
Sie Hatten zulegt, nachdem bie altgermantfe Form ber freien Anerkennung und ati 
der Thronfolger in den gewählten fürſtlichen Familien auch hier ſowie im deutſchen Raifertäum 
zu einem völligen Wahlreich ausgebildet war, in den Wahlcapitulationen, namentlich aber in 
der von Friedrich II. 4648, Die den König fogar des Rechts wer Anterverleihung großentheile 
beraubte, ihre Ufurpationen und ihren @igennug auf eine faſt unerträgliche Weiſe geſteigen) 
Hierzu kam nun, um gegen eine ſolche Stellung des Adels unb bie von ihm zu feinen Guuſten 
gemachten Gapitulationen doppelt zu empoͤren, noch da®, daß der Abel bald barauf, nad bem 
erfien hoͤchſt unglüdlicden Kriege gegen ben ſchwediſchen König Karl Guſtav, in dem zurtten 
(1658-60) die Reitung von König und Vaterland faſt allein ver tapfern Königöfemilie und 
den kopenhagener Bürgern überließ, bie bier alle den Abel erwarben. Zu all vielem 
trat endlich no auf dem Reichstage von 1660 ein eigennütziges Benehmen gegen Yie jo: 
genannten unfreien, das heißt nidyt von Steuern befreiten Stände, in Beziehung auf bie jept 
nothwendigen Steuern. So erklärt es ſich, daß unter fiuger Leitung des Hofes, insbeſondere 
des Cabinetsſecretärs Chriſtoph Babel, ſodann zweier Reichttagsmitglieder, des Bilhots 
Suane nämlich und ve. Buͤrgermeiſters Ranfen, der geiftlihe und Bürgerfland eine Revolu⸗ 
tion zur Begründung einer beflern Regierungsform burchiegten. Am 13. Oct. 1660 über: 
gaben alle vier Stände, der Adel freilich, der vergeblich aus der Stabt hatte entfliehen wollen, 
Faft durch Todesangſt beſtimmt, gegen ausdrüdiien Vorbehalt ihrer Privilegien (womit man 
befanntlich im Mittelalter ſtets die Verfafſungsrechte bezeichnete) dem Könige für fü und feine 
männlichen und weiblichen Nachfolger die erbliche Krone. Sie übergaben biefes Erbrecht zu: 
glei, mit der som Könige angenommenen Erklärung, dab alsbald die ſtändiſchen Rechte over 
die Verfaſſung in einem neuen Meceß neu georduet werden follten,, was fchon wegen ver De: 
fliumung ber Sueteffiongertnung nothwendig war. 2) Als man mın wegen diefer neunten Rr: 


1) So mußte, abgefehen von der Anmaßung fat aller tzeigtichen Negterangorechte, im Urt. IV 
der neue König eidlich veriprechen: „Gleicherweiſe wollen und follen wir den Feichsrath unb Adel rcn 
Dänemark lieben und hervorziehen, und mit ihnen das Reid, Dänemark — en und regieren, den 
Reichsrach mit Kroulehn verforgen, auch an unferm Hofe ben einheimifchen R sehrandien und 
Befördern u. ſ. w.“ Berg. Spittler, „Geſchichte der bänifchen Revolution”, een, 

2) Spittler, a. a. O., S. 84, 85 und 88, 
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gulirung in. große Gtreitigfeiten gerierh und Diefelben wegen ter lerdenſchaftllchen Verſtimung 
der Stände Hegeneinander Immer mehr drohend wurben, zumal da bie andern Stände die 
Verfaffung von den durch die Wahleapitulationen uſurpitien unangemeflenen Rechten sel 
Adels gereinigt wänfäten, fo wußte in einem, im Siune bed Hofes ausgemählten unförmlichen 
Comite einzelner Stãndemliglieder der Bifof Suane nad) langem Huder Über die Art der 
neuen NRedaction der Derfalungsrechte feinen Vorſchlag durchzuſetzen, daß man, um den 
GStreit zu ſchlichten, mit vollem Bertvauen den König, ver fiherlich „Alle zufrieden ſtellen 
werde” (Gpittler, ©: 96, 106); zum Bermittier wähle. Ihm folle man, mit Zurückgabe vet 
voni Adel zulegt gemachten Kapitulation, vollig die Bermittelung und die neue Redaction der 
Verfaffung und der Verfaſſungorechte aller vier Stände anvertrauen und ihm die Dazu nöthige 
Bollmacht ertheilen. 

Dieſe Souveränetätserklärung, wie man fie nachher nannte, wurde auch wirklich dem 
Könige am IR. Det. übergeben, „in ber bevoteften Hoffnung, Se. Dlajeftät werbe felbft 
einen Mecef auffegen, wie er zum allgemeinen Wohl und zum Beften eines jeven Standes am 
zutcägligften fei” (Spittler, S. 110). In einer, nicht in ſtändiſcher Verſammlung, fondern 
vom Hof entworfenen neuen, im Ausbrud zum Theil veränverten Redaction vom 10. Ian. 
1661 fand der König für gut, nicht bloß die Reihsftänve, fordern ſelbſt ihre Committenten, 
ale Sausväter von Adel, alle Geiftlichen und alle Mitglieder ver Municipalitäten Mann für 
Mann, nach Einigen ?) auch die Bauern dieſe Übertragung des Erbkönigthums und der Voll: 
macht zu Entwerfung ber Verfaffungsutkunde unterzeihnen, ja die Urkunde zur Unterzeich⸗ 
rung in Norwegen, Iöland und auf den Harder: Infeln circuliren zu laſſen (Spyittler, ©. 156). 
So unbeningt war das Vertrauen der Stände in ihren König, er werde die neue Redaction 
ind Form ihrer Verfaſſungsrechte, deren Wefenheit fchon dur; die Jahrhunderte alten flänbi- 
ſchen Berhältniffe gegeben ſchien, ihren Wünſchen entſprechend machen, daß fie in Beziehung 
auf keinen einzigen Punkt, nit einmal ih Beziehung auf den Religionszuſtand von König 
und Volk, an einen ausdrücklichen Reverd dachten. Aber fte Hofften und waren begierig, als⸗ 
bald vom König den neuen beftiedigenden Receß zu erhalten. Am Tage der Zurückſtellung der 
legten Gapitulation, am 16. Dct., übergaben daher zuerft bie Abeligen und alsbald auch die 
andern Stände dem Könige Entwürfe für die neue Redaction ihrer ſtaͤndiſchen Rechte (5.112 — 
146). Auch etflärte ver König aufs neue, bei der von ihm perfönlich eingenonmenen Erb: 
hulvigung (45. Det.), durch ven Kanzler ven Stänven: „Er danke für bie ihm bewieſene Liebe 
und gebe hiermit dad Verſprechen, daß er nicht allein ald ein gnädiger Herr und Kriftlicher 
Gröfönig regieren, fondern auch allernächſtens eine ſolche Regierungsform anordnen molle, 
daß gewiß alle feine Untertbanen von ihm und allen feinen Erben eine hriftliche und milde Re: 
gierung zu erwarten hätten” (S. 120). Darauf folgte der Act der Huldigung und ſchloß mit 
ven Worten des Bauern, der im Namen feines Standed dem König die Hand gab: „Friedrich, 
möge Doc Jeder zu Schanden werben, der nit Wort halt!” (Spittler, S. 122.) Tag auf 
Tag, Woche auf Woche verftrichen indeß, ohne daß die ſehnlich erwartete neue Verfaffungsre: 
Daction erſcheinen wollte. Selbſt ver Reichstag, der Bisher ſtets verſammelt geblieben war, 
wurde am 4. Dee.- einftweilen entlafien, ohne daß fie fertig war, obgleich die Stände und na= 
mentlich die Bürgerſchaft am 24. Det. und am 22. Nov. nochmals dringend ihre Wünſche aus⸗ 
fordthen, wegen ihrer Privilegien endlich vie Entiheidung zu haben (S. 156, 155). Allge: 
meine neue collegiale Verwaltungseinrichtungen, neue Anflellungen und manche ver ſehr klugen 
Regierung Freunde und Dank erwerbende Apminiftratiomaßregeln erſchienen zwar, aber noch 
nicht die neue Berfaflung. Nach acht Monaten, am 24. Junt 1661, erſchien ebenfalls noch nicht 
die neue Berfaflung und die Anorbnung der reichsſtändiſchen Verhältniffe, aber wol einftweilen 
abgefonverte Privilegien der vier Stände. Doc dachte noch jegt ſelbſt die Regierung an nichts 
Anderes, als daß viele neue Verfaſſungsredaction die Reichsſtandſchaft in fi aufnehme. Noch 
jegt verhieß fa der König dem kopenhagener Bürgerftand in feinen Privilegien ausdrücklich: 
„Wenn wir für gut Befinden, die Stände zufammenzurufen,, fo foll alsdann die Bürgerſchaft 
den Berathfchlagungen mit beiwohnen und ihre Stimme mit andern dazu geben, zu dem was 
und zum Beſten gereichen kann.” ) So hatte auch bei ver Cinrichtung der Gollegien der Koͤ⸗ 
nig erflärt, daß er für alle wichtigen Dinge, die Krieg und Frieden in näherer oder entfernter 


3) Borbericht zum Königsgefeg. Spittles, ©. 163, 168. 
4) SHolberg, — *8 — — IH, 340. Spittler, ©. 160. 
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Beziehung beträfen oder auch auf die Steuern ſich begögen, nicht blos alle Räthe aus aller 
Collegien zufammenberufen, ſondern jie aud) ven Ständen vorlegen werbe.°) Und Olsenbur- 
ger ©), der aus guten Quellen [höpfte, Tagt ausdrücklich, der König habe aud dem Bauern: 
Band fein Recht auerkannt und zugefidert, daß fie wiederum Sig und Stimme auf ven allge: 
meinen Reithötage hätten (sessionem et votum una cum aliis in generalibus regni comitiis)). 
Hatte ja doch auch ſchon gleich bei Zurückgabe per Bapitulation der König auf dad Gegen: 
verlangen der Stände, die vorbehaltenen Privilegien oder die Verfaflung in einen neuen Receß 
zu bringen, zugefichert, „die ihm übertragene Gewalt folle gewiß Niemanden gereuen. Alles 
folle fo werben, daß jeder der Reichsſtände zufrieden fein werde“ (Spittler, ©. 115). Und 
nad der Erbhuldigung in der erſten Provifionaleinrichtung erflärte er, „feine Abſicht gebe 
dahin, dem Reichsrath mehr Blanz, dem uralten Adel mehr Würde, der Geiftlichleit und Dem 
Bürgerfland mehr Auctorität und dem Bauernfland mehr Freiheit zu geben” (Spittler, 
&. 158). Nah allem diefen muß man denn ſicher Spittler beiflimmen, wenn er in jeiner 
„Staatengeſchichte“, S. 483, über den Sinn und Hergang des ganzen Geſchäfts und der Dem 
Könige ertheilten Vollmacht der neuen Redaction der Berfaffung, welche zunächſt die unpaffen: 
den abeligen Ufurpationen audtilgen und die neuen Succefiiondverhältnifle anorbnen und ein- 
paffen follte, fih folgenvergeftalt ausprüdte: „Niemand glaubte wol, daß die Einführung 
der Erbfolge und die Aufhebung der bisherigen Sapitulationen und die Nichtſubſtituirung 
einer neuen Gapitulation ald Einführung einer völlig unumſchränkten Regierung verflanden 
werden koͤnne. Daß es ver legte däniſche Reichstag fein werde, hatte mar weder am Anfange 
noch am Schluffe deflelben geglaubt.’ Es ift alfo aud wol nnftreitig nur eine diefem Schrift: 
fleller eigenthümliche Ironie, wenn er Hinzufügt: daß, weil man bei per Urkunde von 10. Jan. 


der legten Rebaction, denn die frühere habe nichts vergeben, S. 169, jo wenig Vorſicht ge: 


braudt und den wahren Sinn deflen, was eigentlich in der ſtändiſchen Verwilligung lag, To 
unangemeflen ausgedrückt habe, indem es Heiße, dem König würden alle Majeſtätsrechte und 
abfolute Gewalt übertragen, nun hieraus das unbeftreitbare wahre Recht entftanven fei, ganz 
dad Entgegengefeßte von jenem wahren Sinne der Berwilligung und der Vollmacht anzuord⸗ 
nen. Spittler wußte ja natürlich recht gut, daß Verträge unter dem Gejeh von Treue um 
Glauben fliehen, daß ihr wahrer Sinn, nicht aber ein diefen ganz unangemeflener Ausprud bei 
der Auslegung gelte, und daß vor allem Verzichte fireng auszulegen find. Er felbft gibt det: 
halb überall eine ganze Reihe von Thatfahen an, die über den wahren Sinn des Bertragd 
zwifchen den Ständen und dem Könige ihm jelbft gar keinen Zweifel laflen, z. B. S. 9A, 1M, 

105, 106, 108, 124, 151. Er felbft fagt außerdem, daß jene neue Redaction gar nicht, alje 

aud nicht forgloß, von ven Ständen, ſondern daß fie einfeitig vom Hof redigirt wurde (S. 157). 

Dennoch aber enthält fie felbft ausdrücklich die Erklärung, daß fie „alle die Verhandlungen, 
welche vor und nad) der Erbhuldigung, foweit fie viefelbe angeben, paffirt find“ (alfo aud die 
Vorbehalte, Foderungen und VBorausjegungen der Forivauer der mefentlihen Verfaffungs: 
tete), „gerade fo beftätige, ald wenn jie von Wort zu Wort hier eingerüdt wären‘ (S.161). 
Spittler bemerkt auch, daß man damals überall Verfafiung und Negierungdform gar nidt 
hinlänglich unterfihied und gar feinen beflimmten Spradgebraud für eine unbefchräntte Re: 
gierung hatte, an die man, da in ganz Europa feine folde exiſtirte, gar nicht Dachte, ebenſo 

wenig als etwa an eine blos berathende Reichsſtandſchaft. Er fagt ſelbſt (S. 124, 125), daß nadı 

damaligem Sprahgebraum die gewählten Ausdrücke, namentlich abfolute Regierung reiht gut 
auch die monardifche Erbregierungsgemwalt bezeichnen konnte. Wie denn auch früher und fpater 
überall die volle Souveränetät des Königs und. jein Befig aller Majeftätsrechte mit wahren 
Reichsſtandſchaftsrechten völlig vereinbar gehalten wurden. Ja jene Souveränetätsurkunde 
follte mit Ausnahme des Erbrechts noch gar nicht über die Regierungöform beflimmen, ſondern 
nur zu ihrer neuen Entwerfung dem Könige das unbefchränfte Vermittelungsrecht und die Voll⸗ 
macht übertragen. Diefe neue Revaction der Verfaffung nun wurde auch wirklich unter dem 
Namen Königögefeg (Kongelov) endlich nad fünf Jahren, am 14. Nov. 1665, und zwar aus- 
drücklich als das Gefeg über die Regierungsform (forma regiminis) und al daß wahre Ver: 
faſſungsgeſetz (immutabilis fundamenti lex”) von des Königs Gabinetsfecretär Peter Schu: 


— — # 


5) Holberg, III, 526. 
6) „Thes. rerum publ.“, IIl, 295. 


7) S. die Einleitung in den Ahdruck in Sehmans' „Corp. jur. gent. acad.“, J, und in Martens‘ 
„Corp. jur. publ.”, 1. 
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macher entworfen, aber während ver ganzen Lebenszeit Friedrich's IM. forgfältig geheim gehal⸗ 
ten. Erſt nach feinem Tode, bei der Krönung Chriſtian's V. (1670), wagte man e8, fie zu 
publieiren. Da ergab jih denn, daß es nicht eine neue Anordnung der fländifchen und Ver⸗ 
faſſungsrechte der vier Stände, fondern eine Vernichtung aller diefer Rechte, aller Reichsſtand— 
ſchaft und die unbeſchränkteſte Königsgewalt enthielt, die je in irgendeinem Grundgefeg aus: . 
geſprochen wurde. Der König, fo Heißt es in diefer ewig merfwürbigen Urkunde (AriT),t. 
foll von jeglihem menſchlichen Gefeg in geiflliden und weltlichen Sachen entbunden (omnibus 
kumanis legibus solutum caput) fein. Er foll alle Gejege, außer das Koͤnigsgeſetz ſelbſt, 
welches ihn übrigens nur allein an die lutherifche Religion und die Succefilonsorbnung bin- 
det, zu jeder Zeit beliebig aufheben, ja weder durch ein Verfprechen nod durch einen Eid ji 
ſelbſt oder vollends feine Nachfolger zu irgendetwas rechtögültig gegen fein Volk verpflichten, 
feine Gewalt nie befihränfen fünnen (Art. XVID, welche Beflimmung indeß, wie ſchon Dahl: 
mann fehr richtig bemerkte, ſelbſt eine fehr große und gefährliche Beſchränkung der königlichen 
Gewalt enthält. Wenn ſich irgenpiwo bei einem Könige noch eine größere Gewalt fände, die bier 
ausdrücklich anzuführen vergeffen wäre, fo follen fle Die Könige von Dänemark ebenfalls noch 
haben (Art. XXVI). | | 
Der Eindrud einer jo unerwarteten Entwidelung des großen Ereigniffeö wurde zwar aller⸗ 
dings gemildert durch den Haß gegen den Adelſtand, der ſich noch wiederholt, namentlich aud in 
einer höchſt bittern Klage des Bauernflandes über deſſen Anmaßungen und Bedrückungen aus: 
fprad (Spittler, S. 155), durd den Blick auf England, wo durd die unbedingte Zurüdrus 
fung der Stuarts und ihre aufs neue verkündete Ableitung unbefchränkter Gewalt von Bott 
die Revolution für die Freiheit gänzlich verunglüdt ſchien, endlich durch Fluge Regierungsmaß⸗ 
regeln. Und ed ift begreiflih, daß die abfolute Gewalt, einmal ins Leben geführt, nicht fo leicht 
wieber umgeftürgt wurde durch die Meclamationen und Klagen der einzelnen Misvergnügten, 
welche zum Theil an auswärtigen Höfen Hülfe fuchten, und von welchen Corfiz Uhlefeld ven 
Kurfürften von Brandenburg verfiderte. „der bei weitem größere Theil der Nation laffe ihn 
auffodern, dad verhaßte Joch zu brechen“ 8), noch auch durch eine Bitte der Norweger, vie dad 
Recht zu einem Reichstage nicht al vernichtet anfahen. | ' 
Dennod mußte der ganze fo entſtandene Zuftand, zumal nad der neuen Herftellung ver 
Freiheit in England und bei der natürlichen lebhaften Verbindung Dänemarks mit ihm und 
dem freien Holland und Schweden, wahrlich Feine leichte Aufgabe der Behandlung für. die Mi- 
nifter bilden; ſelbſt auch noch ganz abgejehen von der faft übermäßigen Verantwortlichkeit, 
den ver Mangel alles öffentlichen Rechts ihnen aufbürdete. Denn ehe die Gründung einedneuen 
dänischen Staatsrechts begann, durfte id das däniſche Staatsrecht mol veranſchaulicht halten 
durch einen Kolianten, weldyen ich wegen feiner Auffrift: däniſches Staatöreht, bei einer 
Berfteigerung in Holftein ſchnell fleigerte. Als ich ihn erwartungsvoll aufſchlug, enthielt er 
von vorn bis Hinten nur unbefchriebenes Papier. 
3war hatte man dad Bedürfniß gefühlt, dieſem Zuftande felbft eine andere höhere 
Weihe als die ver angeführten Verhandlungen zu geben, ja viefe jelbft dadurch möglichft in 
den Hintergrund zu fiellen. Der erfte fopenhagener Theolog, der nachher dur das Bisthum 
von Seeland belohnte Biſchof Wandal, Hatte in feinem Koͤnigsrecht (Wandalini „Jus regium”, 
Kopenhagen 1663), um, wie er ſelbſt fagt, zunächft alle Lehrer, die Vrofefforen, Schullehrer, 
Geiftlihen zulehren, was fleüber die Regierungsverhältniffe vorzutragen hätten, auf theofratifche 
Weiſe die völlig unbeſchränkte Königsgewalt unmittelbar von Gott abgeleitet. Ex wurde dabei 
fo fehr von oben unterftügt, daß ſchon zwölf Jahre fpäter (1675) der theologiſche Profeffor 
und Hofprediger Maafius (,, Dissert. acad.”, ©. 757) ſchreiben Fonnte, daß dieſes Buch von 
Wandal in Dänemark wie ein ſymboliſches Buch gelte und man nichts Neues mehr über die 
Materie lehren Eönne, ja fo fehr, daß die Regierung des berühmten Thomafius Gegenſchrift, 
zur Beleidigung feines großen Kurfürften auf dem Markftplage von Kopenhagen dffentlih von 
Henkers Hand verbrennen ließ. Niemand hätte wol damals, auch abgefehen von den Schmä- 
Hungen der beiden theologischen Politifer gegen die Zmeifler an diefer Lehre, eine andere wagen 
Dürfen. Und wer follte e8 denken: dieſe Fönigliche Gewalt murvde aus „ven Pandekten des 
göttlichen Rechts" oder der Bibel und zwar auf das abſchreckende Bild begründet, welches der 
Prophet Samuel (I, 8,) ven Sfraeliten, um fle von der Foderung eines Königs abzuhalten, 
vom Misbrauche ver koͤniglichen Gewalt mat: „Eure Söhne wird er nehmen zu feinen Wa= 


8) Bufendorf, ‚„‚Rer. Brandenb.”, I, 571. 
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genknechten und Reitern, eure Xöchter u. ſ. w. Eure beſten Adler, Weinberge und Digärten 
wird er nehmen und feinen Knechten geben. Und eure Knechte und Mägde und eure feinften 
Jünglinge und eure Efel wird er nehmen und feine Geſchäfte damit ausrichten — und ihr 
müflet feine Knechte fein!’ Dieſes nun betrachtet Wandal als das Bild des ‚wahren , eigent: 
lichen, vollfommenen Königthums“ und als Heilen unmittelbare göttliche Einſetzung. Durch 
die Belangung zum Königthume aber gehe vermittelft einer innerlihen Salbung (interna illa 
unclione creatoria et characteristica) eine von oben bewirkte wunderbare Beränberung mit 
jedem Könige vor. Das Volk könne ebenfo wenig die Fönigliche Gewalt übertragen, als vie 
hirtenloſen Schafe das Amt des Hirten. Adam fei der erfte König gemwefen, ver 950 Jahre 
- 808 Menſchengeſchlecht regiert Habe, und von ihm fei in ununterbrodhener Folge Die unum: 
ſchränkte königliche Gewalt auf die Könige und auch den König von Dänemarf gefommen. Die 
Beſchränkungen, alfo Wahlrecht, Reichsſtandſchaft u. ſ. w., feien nur Ufurpationen geweien, 
und die däniſche Nation babe nicht vertraggmäßig dem Könige feine Gewalt und Erblichkeit 
übertragen , fondern nur das uralte, unbeſchränkte Recht pflihtfhuldig wieder anerkannt. 
Es habe der König Friedrich II. eigentlich durch Gottes Beiftand Dänemark wienererobert. 
So, meinte felbft der norwegifche Viceftatthalter Friedrich v. Gabel, müfle es auch in der 
Vorrede zum Königögefep im Jabre 1708 dargeftellt werden (Spittler, S. 187). 

Doc verſchmähte dad glüdlichermeife ver König, vielleicht beſtimmt durch den unglücklichen 
Sturz der Stuartd in England, den befanntlid gerade nur ihre von Gott abgeleitete unbe: 
ſchränkte Gewalt verſchuldet hatte (1688). Man hatte aber vollends bei jener ganzen fchönen 
Theorie vergefien, daß fie nicht blos durch Vernunft und die Geſchichte, fondern durd ven 
buchſtäblichen Inhalt ſchon des Eingangs fowol des däniſchen Souveränetütägejeges als des 
Konigsgeſetzes (ſ. auch Art. XVT) widerſprochen wird. Beide leiten ausdrücklich die königliche 
Gewalt vom Volkswillen, vom Vertrage und von der libertragung der Nation ab, ſowol Die 
Erblichkeit wie die Vollmacht des Königs, die Verfaffung zu orbnen, und within -die Gültig- 
keit diefer Verfaffung durd jene Vollmachtgebung. Wenn man alfo damald etma glaubte, 
Zweifeln und Anfprühen wegen Entflehung und Sinn jener Vollmacht, oder wegen Berän: 
derung ded Willens und Bedürfniſſes der Nation, und megen der brfannten Frage, ob, «ud 
wenn fie es wollten, die frühern ven fpätern Befchlechtern für ewige Zeiten alle Rechte nehnes 
£önnten, begegnen zu müflen, fo müßte man menigftend — das fahen die B. ein — beſſere 
Mittel anwenden ald den myſtiſchen Nebel jener Theorie. Der Stanppunft däniſcher Minifter 
aber wurde durch die legtere nicht verbeflert, weil fie einerfeitd gegen bie erwachende Vernunft 
und Prüfung nicht beftand und anbererfeitd zu gefährlichen Überfpannungen ver Gemalt und 
ihrer Präteniionen verleiten fonnte. Lagen doch Beifviele bereit3 vor, ſowol in jenem ver: 
kehrten Gerichte über Thomgflus wie in dem furchtbaren Schickſale, durch welches der Hauptur⸗ 
heber des Königsgeſetzes, Peter Schumacher, die Wirkungen ſeines Werks und des io völlig 
unbeihränften Königs an ſich felbft erfuhr. Durch die erfte Minifterftelle belohnt, zum Gra- 
fen von Greifenfeld, Großfanzler und Ritter vom Elefantenorden ernannt, der treueite und 
Mügfte Diener feine Herrn, wurde er dennoch von diefem, der durd eine Faction einiger 
Großen getäufht war, offenbar unfhuldig ohne weitereö verurtheilt, mußte dad Schaffer 
befteigen und dann 23 Jahre im Kerker ſchmachten. 

Denke man fi nun zu allem diefen die in Beziehung auf die Völferverhältmifie bewegten 
gefährlihen Zeiten, in melde die Minifterrolfe ver beinen B. fiel! Europa, 'von ewigen Krie⸗ 
gen zerriffen und im Norden unter den mächtigen und erobernden ruſſiſchen Herrfhern und 
durch die polniſchen Theilungen, fpäter durd die Franzöſiſche Revolution überall einer neuen 
Geftaltung entgegengehend, meift in einer Art von fauſtrechtlichem Zuſtand. Dazu die fleine 
Macht des dänifhen Staats. Zu allem diefen feit 1766 ein geiſtesſchwacher Fürft und ver⸗ 
mebrter Spielraum für mögliche Aufregungen wie für Hofintriguen,, doppelt gefährlich unter 
Mitwirkung ehrgeiziger Fürſtinnen. Struenſee's plöglihe Erhebung, ſchrecklichet Sturz und 
blutiger Tod veranſchaulichen auch dieſes. 

Dieſe Umſtände ſchienen alſo wahrlich nicht günſtig für eine fo lange und glorreich durchge: 
führte edle Wirkfamfeit däniſcher Minifter, wie die der beiden B. war. Diefe beiden großen 
Staatdömänner aber haben durch ihre Hohe Geiſtesbildung, Durd eine wahrhaft liberale Beſtre⸗ 
bung, verbunden mit der würdigſten, auf echte Srömmigfeit gegründeten Gefinnung, durch 
wahre politifhe Weisheit, gepaart mit einer unerfihütterlihen, männlichen Feſtigkeit, Be- 
wundernswürdiges geleiftet. Sie haben ed dahin gebraht, daß mehre Menfchenalter bin- 
durch das däniſche Volk und die europälfche Welt die verfaffungslofe despotiſche Einrichtung 





beö Staats und die Kleinheir jener Macht fafl gänzlich vergehen; daß Dänemark unter den 
europãiſchen Staaten jogar voranging in höherer Cultur wie in Wohlſtand und in wahrhaft 
“ liberalen Ginrihtungen und Sntwidelungen, in Abſchaffung des Negerhannelä und der Zeik: 
eigenſchaft, in völlig unbeſchränkter uud durch die eurepäiſchen Reyolutionsſtürme hindurch 
unbeſchränkt bewahrter Freiheit der Preſſe und des einzelnen und collertiven Betitinusreht, 
in muthvoller Vertheidigung der freieften völferrehtlihen Grundjäge, in Beförderung von 
Wiſſenſchaft und Kunft und von Wohlthätigkeitsanftalten aller Art. Sie haben trog der, mir 


es feinen mußte, mit den däniſchen Verfaſſungszuſtande, zumal in jo aufgeregter Zeit, un: 


- vereinbaren großen Freiheit und freien Bewegung die ungeförtefte Ruhe im Junern, und trog 
der großen Stürme in europäifchen Bölkerleben mitten unter Curopas großen Mächten ihres 
Staate eine weit über deſſen Größe hinausgehende ehrenvolle und einfußreiche Stellung und, 
ſtets muthig und gerüftet zum Kriege, einen ebreuvollen Frieden bewahrt. Und ſowie fie ed 
taken gegen die Mängel und Gefahren des däniſchen Verfaſſungszuſtandes durch Lüge, 
Unterprüdung und jene obſcurantiſche Myſtik Hülfe zu ſuchen, fo haben fie ed möglic ge 
macht, denjelben durch den Beginn der Wiederberftellung freier Berfaffungseinrichtungen auf 
die befte und würdigſte, auf die allein dauerhafte Weife entgegenzumwirfen. 

Die B. jind eine alte, in Mecklenburg, in Hannover und Braunfchweig, ſpäter auch in Dä⸗ 
nenlark reich begüterte deutiche Familie, welche aus Baiern ſtammen Toll. Die beiden ältern 
B. waren aljo urfprünglic für Dänemark Ausländer, nur für die Schleöwig: Holfteiner, die 
mit Dänemark gemeinfchaftlihe Fürſten hatten, deutſche Landsleute. Dog ift es bekannt, 
melde günftige Stellung in Dänemark wie in Schweden früher viele Deutfchen einnahmen. 
Don Andreas Peter, den Bater von jieben Söhnen und drei Töchtern, leitet fich die jüngere 
der beinen jegt no blühenden B. ſchen Hauptlinien, die Woterſee'ſche ab, während Die ältere oder 
die Gartom’jche von feinem ältern Bruder Joachim Bechthold abflammt. Der erfle däniſche 
Minifter Johann Hartwig war nicht, wie.gemöhnlich gejagt wird, der Onkel von Andreas Peter, 
fondern nur ein Vetter. Denn der Vater von Andreas Peter war niht Bruder, fondern nur 
Geſchwiſterkind von Johann Hartwig. ' - 

Die beiden ältern däniſchen Minifter B. waren in Hannover geboren. Johaun 
Hartwig Ernft v. B. war ein Enkel von Andreas Gottlieb v. B., welder der hanno⸗ 
verſchen Familie zur Erlangung der Kurwürbe und zur Erwerbung des engliſchen Thronss 
unter Georg 1. weſentlich witgeholfen hatte und zum Lohne dafür in den Freiherrenſtand ers 
hoben worden war. Bon dem gelehrten Keypler vorbereitet, beſuchte Johann Hartwig in 
deſſen Begleitung die Univerjität Tübingen und durchreiſte die vornehinften Staaten Europas. 
Er machte mit andern Worten die damals zur ſtaatsmänniſchen Ausbildung gewöhnliche und 
in Verbindung mit guter Vorbildung gewiß Heilfame Tour de l’Europe. Ghriftian VI. exe 
nannte ihn 1732 zum dänischen Gefandten in Sachen, 1737 am Reichstage zu Regens⸗ 
burg, wo er die Aufnahme Holſteins unter die alternirenden altfürftlichen Häufer bewirkte, 
und 1744 in Frankreich, wo er ſich und feiner Regierung hohe Achtung gewann. Im Jahre 
4760 zum Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt, erwarb er im Sabre 1761, 
nach dem Ausfterben der Herzoge von Plöen, durch Staatsklugheit und Entſchloſſenheit dieſes 
Land für das dänische Holftein, rüftete mit Nachdruck zu deſſen Vertheivigung gegen Rußland 
und mußte die mit diefer Macht fhon wegen Holftein-Gottorp entſtandenen Streitigkeiten mit 
folder Umfiht, Entfhloffenheit und Stanphaftigkeit zu Bunften Dänemarks zu leiten und 


audzugleihen, daß ihn Chriftian VU. 1767 mit feiner ganzen Familie in den dänischen .- 


Reichsgrafenſtand erhob. Der zu Stande gebrachte, für Dänemark vortheilhafte, zuerfi nur 
proviforifhe Vertrag vom 21. April 1767 ſchlichtete endlich die unglüdfeligen Streitigkeiten 
der berzoglicden und koöniglichen Linie ned Hauſes Holftein. Er übertrug dad ganze fürſtliche 
Holftein au die Fönigliche Linie gegen Abtretung von Oldenburg und Delmenhorft, und das 
fürftlihe Haus verzichtete auf alle Anfprühe auf Schleswig, die noch furz zuvor einen erbit- 
terten Krieg gedroht hatten. Mit gleicher Weisheit und gleich glüdlihem Erfolge bewirkte und 
erhielt B. in oft fehr fchwierigen Verhältniſſen ein friedliches Verhältniß und eine würdige 
Stellung Dänemarks zu den übrigen europäiſchen Staaten, indbefondere auch während des 
Siebenjährigen Kriegs, in welchem er für Dänemark firenge Neutralität durchführte. Yür 
den Wohlftand feines Landes forgte er Dur Beförderung von Fabrifen und Manufacturen, 


wobei freilich vieleicht die pamalige Modetheorie einer allzu eifrigen Kabrikbeförderung zu Gin: 


feitigfeiten führte, fodann duch Beförverung des für Dänemark fo weientlihen Frachthan⸗ 
dels, ſodaß das Mittellänvifche Meer, auf welchem früher die däniſche Flagge faſt unbekannt 
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war, bei Friedrichis V. Tode von mehr als 200 Schiffen befahren wurde; ferner dadurch, vaß 
auf feinen Math die Regierung der Handelscompagnie auf den weſtindiſchen Infeln alfe ihre 
Beſitzungen, Gerechtſame und Waaren für 2,200,000 Thlr. ablaufte, um den Handel freis 
zugeben. Für bie Fortſchritte ver Cultur und Wiffenſchaft wirkte er nicht minder eifrig. Er 
verſchaffte dev Geſellſchaft ver ſchönen Wiſſenſchaften einen bedeutenden Fonds. Nach feinem 
Vorſchlage und Plan wurde die Landhausgeſellſchaft errichtet. Er veranftaltete mit großen Ko⸗ 
ften die Reife einer gelehrten Gefellfhaft nach den Morgenländern, welcher wir namentlich des 
ältern Niebuhr treffliche Befchreibung verdanken, vorzüglich auh, um eine gründlichere Aus⸗ 
legung ber Bibel zu veranlaflen. Er berief Gelehrte und tüchtige Männer aus Deutſchland und 
fohnte und ermunterte die Gelehrten nicht blos durch Geldmittel, ſondern, was mehr wirkt, 
durch Achtung, Freiheit und durch perfönlihes Wohlwollen. Der erfte Dichter Deutſchlands, 
unfer Klopſtock, fand unter ihm in Dänemark durch einen däniſchen Gehalt die nöthige Unter- 
flügung und bie forgenfreie Lage zur Vollendung feines Hauptwerks und mehr als dieſes und 
als den ehrenvollen Titel. Auf dem Gute B's. bei Kopenhagen, wo er mehre Jahre lebte, 
genoß er die Freundſchaft und den erhebenden Umgang des großherzigen Staatsmanns. Yür 
die Armen ſorgte B. mit beſonderer Liebe und verſoͤnlicher Thätigkeit. Die Direction bed Ar- 
menweſens in ganz Dänemark wurde baher neben feinen übrigen großen Geſchäften, beſonders 
des Minifteriumd der auswärtigen Angelegenheiten, ihm übertragen. Die Errichtung des 
Topenhagener Pflegehaufes geihah nad feinem Blane, und 1766 legte er ven Grundſtein zu 
dem Allgemeinen Hogpitale in Kopenhagen und gründete die erſte Hebammenſchule in Däne: 
marf. inter die Armen vertbeilte er jährlich den vierten Theil feiner Einkünfte, und als er 
fpäter, feines Dienfted entfegt, im Auslande lebte, ließ er fortvauernd jährlich 3000 Thlr. 
aus feinem eigenen Vermögen unter bie däniſchen Armen vertbeilen. Doch er that mehr. Er 
ging ald Muſter voran in Aufhebung ver Fefleln der Leibeigenfhaft und der drückenden Feu⸗ 
dallaften. Friedrich V. hatte ihm zur Belohnung und zur Vergrößerung feined Buts Bernftorif 
bei Kopenhagen die Frohndienſte ver Bauern von Giendorf, Ordrup und Vangede gefchentt. Er 
aber bob die Leibeigenihaft, die Frohndienſte, Gemeinweiden und Ganerbſchaftsrechte auf, 
und machte hierdurch und durch gleiche eigenthümliche Zutheilung der Ländereien an die Fami⸗ 
lien, ſowie vurch Vorforge für ihre religidfe und moraliſche Bildung, aus trägen und lieber: 
lichen armen Leuten fleißige, orbnungdliebende, wohlhabende Menſchen. Eine von ihnen 
unweit des Gutes ihrem Wohlthäter geſetzte Ehrenfäule fpricht noch jegt ihren Dank für vie 
durch ihn erhaltene Freiheit, landwirthſchaftliche und moraliſche Verbeſſerung aus. Bald gab 
nun auch die Regierung allen Grundeigenthümern ein neues und größeres Beiſpiel. Chri⸗ 
ſtian VII. ſchenkte 1766 im erſten Jahre feiner Regierung allen Bauern im kopenhagener 
Amt das Eigenthum der Höfe, die fie bewohnten, und ein Dufter für ganz Europa wurde Die 
fpätere Ausführung der Vefreiung und der Verbeflerung der Lage des Bauernftandes in Dä- 
nemarf. Wol durfte Spittler („Staatengeſchichte“, I, 488) von B. jagen: „Er glänzte 
unter den Miniftern als ein Mann erfler Größe. Das irgendein Minifter in feiner Lage 
thun fonnte, das hat er vollendet. Der große Friedrich nannte ihn das Drafel von Däne- 
mark. Gegen die unverbienteflen Anklagen feiner Nider, namentlich gegen eine vom Mini⸗ 
fter Grafen Danneffiold dem Könige übergebene Anklageſchrift vertheidigte ſich B. 1766 vollig 
fiegreich in einer Apoͤlogie feiner Verwaltung 9), bei deren Leſung man in Zweifel iſt, ob 
man mehr die vortrefflie, Flare und würdevolle Darftellung, oder die flaatöfluge Feinheit, 
oder die edle Fromme Gefinnung bewundern fol. Dagegen konnte es fieben Jahre ſpäter dem 
damals durd) fein Verhältniß zu der Königin und zu dem geiſtesſchwachen König allmachtigen 
Gunſtling Struenſee, unter welchen ſich unterzuordnen B. verſchmähte, nicht ſchwer fallen, 
den König zu feiner Entlafſung zu bewegen. Als dem edeln Manne dad unerwartete koͤnig⸗ 
lie Entlaffungsihreiben überbracht wurbe, wendete er den Blick! zum Himmel und ſprach: 
„3% bin meines Dienfied entiegt; Allmächtiger, fegne diefed Land und den König!” Zwei 
Sabre fpäter, 1772, nah Struenfee’8 blutigem Ende, durch die Wünfche des Landes und von 
dem Könige in alle feine Würden zurüdgerufen, flarb B. während feiner Vorbereitung zur 
Rückreiſe plöglih zu Hamburg, wohin er ji, begleitet von dem Segen feines Volkes und 
der Achtung Europad, zurüdgezogen hatte. 

Bebürften des großen Mannes unfterbliche Verdienſte um fein Adoptivvaterland noch eines 
Zuſatzes, To fügte er andy diefen Hinzu durch Die Ausbildung, die ihm fein noch größerer Nach⸗ 





9) Vergl. Schloͤzer's, Staatsanzeigen ”, VI, 78. 
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folger, fein Better Andreas Beter Grafv. B., verdankte. Schon als fehsjähriger Knabe 
las biejer mit Begierbe politifche Zeitungen und nahm mit Begeifterung Antbeil an Frienri’8 
des Großen Schlahten und Siegen. Mit gründlicher gelehrter Schulbildung ſtudirte er zu 
Leipzig und Göttingen und bereifte dann England, die Schweiz, Frankreich und Italien. Nach 
feiner Rückkehr bildete ex fi in Kopenhagen unter den Augen und unter der Leitung feines 
Oheims durch Arbeiten in deſſen Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten zum Staats⸗ 
manne aus. Mit Auszeichnung verwaltete er hierauf verſchiedene Staatövienfte, verlor aber 
ebenfalls unter Struenſee's Minifterium feinen Wirkungsökreis. Doch ſchon 1773 trat er nach 
deſſen Sturz aufs neue in pänifche Dienfte und wurde noch in demfelben Jahre Staatöminifter 
und Director der zur Vermaltung der Herzogthümer Schleöwig und Holftein beſtehenden veut- 
fehen Ranzlei. Hier führte er alsbald die jhen vom feinem Vetter begonnene Unterhandlung 
mit Rußland, über den Austaufch des gottorpifchen Antheild an Holftein gegen Oldenburg und 
Delmenhorſt, auf geſchickte, für Dänemark vorteilhafte Weife zu Ende. Sodann entwidelte 
er in dem englifch-frangöfifchen und fpanifhen Seefriege von 1776 an ver Spitze des kleinen 
Neiches auf das glängenbfte jeine andgezeichnete Meiſterſchaft in politifden, Unterhanplungen. 
Er vorzüglich war e8, welder ven natürlichen völkerrechtlichen Grundfag aufftelfte und geltend 
machte, daß ein neutraled Schiff ‚die Ladung frei mache und daß in alle nicht wirklich blockirte 
Häfen die Binfegelung zuläffig fei. Er bewirkte die für England jo widerwärtige bemaffnete 
Neutralität, zuerft durch Vertrag mit Rußland, dann auch mit Schweren und Preußen, und 
verfchaffte dadurch für Dänemark während fo ſchwerer Kriege. anderer Nationen einen vieljäh- 
rigen ruhmvollen und glüdlichen Frieden. Dennod wurde er bald, 1780, durch Wivderſpruch 
feiner Anficgten mit denen ber verwitweten Königin Juliane und ihres Werkzeugs, des Mi- 
nifter8 Guloberg, zum Rücktritt beflimmt. Sobald aber in Jahre 1784 der damalige 
Kronprinz und fpätere König Friedrich VI. auf die würdigſte Weiſe den Staatsrath verän: 
dert und ven Ginfluß der Königin zerftört hatte, wurde auch B. in alle feine Würden zu= 
rüdberufen und blieb, mit dem vollen Vertrauen des neuen Regenten beehrt, bis zu feinem 
Tode (1797) die Seele nicht blos der äußern, fondern auch der innern Verwaltung, der 
leitenve und belebende Mittelpunkt einer, troß der ſchwierigſten europäiſchen Verbältniffe, für 
Dänemark hoͤchſt glorreichen Regierung. Gegen Schweden Eonnte er 1788, als Allüirter Ruß 
lands, den Krieg nicht vermeiden, aber er wußte Ihn fhnell zu beendigen und bei voller Er⸗ 
füllung feiner Verpflihtungen gegen Rußland die Drohungen Englands und Preußens kraft: 
108 zu madhen. Ja Dänemark trat durch ihn 1791 mit dem glücklichſten Erfolge als Vermittler 
zwifchen Rußland und England megen des Türkenkrieges auf, und ganz Europa beiwunberte 
feine mit Meifterhand gefchriebenen Noten in dieſer Angelegenheit. Als darauf Dänemarf1792 
von allen gegen Frankreich alliirten Mächten zur thätigen Theilnahme an dem Kriege, „wel⸗ 
cher die Ausbreitung der franzoͤſiſchen Grundfäge in andern Staaten verhindern und die mon= 
archiſche Regierungsform in Frankreich erhalten follte”, aufgefodert wurbe, da lehnte B. . 
mit männlicher Entfchiedenheit auf würdige Weiſe jede ſolche Theilnahme gänzlih ab. Er er- 
Flärte: fein König ſuche den Hauptzweck dieſes Krieges, die Abwendung ftaatögefährlicher 
Srundfäge von ben eigenen Staaten, auch ohne Theilnahme an demfelben (fomeit er nicht durch 
die Reichspflicht in Beziehung auf Holftein gebunden werbe) auf eine für den Geiſt feiner Na⸗ 
tion angemefiene Weife zu erreichen. B. that es völlig glüdli durch eine weile, humane und 
liberale Regierung und indem er während aller Revolutionsflürme und Kriege in ganz Däne- 
marf und Holftein die unbeſchränkteſte Vreßfreiheit, die je irgendwo beſtand, und ein freie® 
Recht der Betition der Einzelnen, der Gemeinden und freier Vereinigungen erhielt 19) und in 
Dänemark und Holftein Anhängern der verfchiedenen Parteien ein Afyl gewährte. Ex that es 
dadurch, daß er in ganz Europa allgemeine Hochachtung, in allen Theilen Dänemarks eine 
wahre Begeifterung für jeine Verwaltung, für feinen König und ſich erweckte. Auch als im 
Jahre 1793 Dänemarks Lage dadurch viel Eritifcher ſchien, daß jih nun aud England an die 
große Allianz angefchlofien Hatte, und nun die erneuerte foͤrmliche Zumuthung an die dä⸗ 
nifche Regierung erging, fie folle vem Aushungerungsplane gegen Sranfrei beitreten , blieb 
DB. unerfchütterlid und lehnte auch dieſe Anmuthung gänzlid ab und behauptete, faft allein 
in Europa, die ewigen Grundfäge des Menſchen- und Völkerrechts und die Grundfäge der - 
allein richtigen, durch die fpätere Erfahrung bewährten Politif. Aber er wußte die gefährlich 
ſcheinende Ablehnungsichrift mit neuer Staatsweisheit fo vortrefflih und ergreifend abzufafien, 





10) Vergl. Fald in den „Rieler Blättern”, IT, 341 fg. 
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‚Bad fie in ganz Gurapa hei Fyeund una Feind, bei ven monarchtſch nie bei ven republikanifch 
Geſiunten gleichen Beifall erhalten mußte. In England ſelbſt wurde fie ſchnell hintereinander 


in ſieben ſtarken Auflagen gearudt, und Lord Ranbstown erklärte, ile fei „eine Staatsſchrift, 
Die jedem Gabinete in Europa zum Muſter Bienen könne”. B. aber fuhr fort, wie Spittler, 


"&. 490, ſich ausdrückt, „das alte Syſtem ber bewaffneten Neutralität mit einer Würbe zu be: 


haupten, die felbft durch englifche Drohungen nicht erfhüttert werben konnte”. 
Durch ein jo würdig und fo glücklich durchgeführtes Friedens - und Neutralltätsfyſtem und 


durch weile Maßregeln, welche alle Gegenflände ver Berwaltung, das Militärweſen, Die Fi- 
‚nanzen, den Handel, die Schiffahrt, die Manufacturen umfaßten,, beförverte B. einen blü⸗ 


henden Wohlſtand ded Landes. Während man andermärtd nur mie der Angſt vor ber Freiheit 
und mit der Befämpfung ihrer Grundſätze beichäftigt ſchien, ‘ging er in Europa voran mit Der 


‚Aufhebung ded Negerbandels (1792). Er vollenvete jegt die Befreiung bed däniſchen Bauern- 
ſtandes. Inter feinem Schuge wurde ſodann auf freie und würbige Weiſe auch in den Herzog⸗ 


thümern Schleswig und Halftein nach dem gegebenen guten Beifpiel die Aufhebung ver Leib- 


eigenſchaft begonnen und bald nad) feinem Tode wirklich vollendet. Vorzüglich durch das gute 
‚Beilpiel auf den Domänen und burd) DBermittelung einer Creditkaſſe und Bertbeilung der @e: 
‚meindeländereien gab Dänemark für Europa ein Muſter der Verbeſſerung der Landescultur 


und der Bejeitigung ſchädlicher Einricgtungen ber Feudalzeit. Für Künfte und Wiffenſchaften, 


‚deren fahlundiger, warmer Freund er war, wirkte auch biefer B. auf jede paſſende Weiſe 


und ebenfalls vorzüglid durch wahre Achtung, gegen bie Wiſſenſchaft und Die Belehrten. 
Bor allem aber wirkte er für fie, für den Ruhm Dänemarks in Europa, für Ratio: 
nalftolz, Bildung.und gute Bermaltung im Innern durch die ungefränkte Bewahrung der 


‚söllig unbeſchränkten Preßfreiheit in ganz Dänemark wie in den deutſchen Herzogthümern 


Schleswig und Holftein. Völlig unbefchränft war ſie, da die fie fanctionirenden Gefege vom 
44. Sept. 1770 und vom 18, Det. 1774 felof nicht einmal die in Frankreich und England 
Rattfindenden befondern Strafen über Preßvergeben, oder Sicherungsnittel, Gautiomen, 
Stempel u. f. w. einführten, ſondern nur foberten, daß entweder ver Verfafler ober der 


Drucker ſich nenne, und übrigens lediglich auf das gemeine Recht hinwieſen. Diefe Preßfrei⸗ 


heit aber wurde wirklich und ohne Öffentliche Berfolgungen gebraucht. Ste wurne zum Theil ein 
Aſyl der Gedankenfreiheit für ganz Deutſchland, von wo fi) manche bedrängte Wahrheit in 
das von Dänemark regierte Holſtein flüchten mußte, fowie z. B. fpäter Die ganze in der Woll⸗ 
ner’ihen Periode von Berlin nah Altona geflithtete „Allgemeine deutſche Bihliothef“. Befonzers 
aber auch die innern Landesserhältnifie wurden auf bad freimüthigſte beſprochen, fo z. B. in 


Schmettau's Schrift über die ſtehenden Heere, in Suhm's,, Mitthellung der Sowveränenite- 


acten“. Der vortreffliche Riemann bat inobeſondere als fortdauernder Augenzeuge nachge⸗ 
wieſen, wie für die deutſchen Herzogthümer dieſe funfzigjährige vollkommene Preßfreiheit, 
welche für dieſe nur erſt durch die deutſchen Bundesbeſchlüſſe von 4819 zerfiört wurde, mar 
wohlthätig wirkte, theils zur offenen Enthüllung verleumderiſcher Beſchuldigungen, z. B. von 


dem Daſein einer jakobinifchen Propaganda in Holſtein, theils zur eifrigen, meift durch ven 


beiten Grfolg gekroͤnten Verhandlung ver wichtigſten Landedangelegenheiten, 3. B. des Gelb: 
und Münzweiend, ber Mafregeln für die Volksvermehrung, der Militäreinrichtungen, der 


Liturgie und Einführung einer neuen Kirchenagende, der Befreiung ber Irtbeigenen Bauern, 


der Aufhebung des Strandrechts. 11) Vlod allein bie erſte Angelegenheit veranlafte in ven Jah⸗ 
ren 1786— 88 neunundaqhtzig verſchiedene, theils beſonders, theils in Zeitſchriften erfchienene 
Abhandlungen, darunter Die von Zoega, Hensler und Tetens. Die „Allgemeine Literaturzei⸗ 
tung “gab davon in einer Reihe von Blättern eine Anzeige und urtheilte: es fei ‚nicht leicht 


‚ein Schriftwechlel über eine befondere Angelegenheit der Staatöverwaltung eine Quelle reiche⸗ 


rer und wichtigerer Aufklärung geworden. Nie ſei Die Theorie vom Geld: und Münzweſen in 


‚einem fo weiten Umfange, von fo mannichfaltigen Seiten und in fo fruchtbarer Zuſammen- 


fellung jeder Gründe und ®egengründe erwogen worden als in dieſen Zeit: und Flugſchrif⸗ 


ten. Aber abgefehen von diefem Gewinn für die Wiffenfchaft und die Verwaltung, welchen 


nur eine fo ſtreng geführte Verhandlung rein und lauter gewähren möge‘, machte bad damals 
fo gebiegene kritiſche Blatt befonders aufmerkſam auf die große Freiniüthigfeit in dieſem 
Schriftwechſel: „als eine glüdliche Frucht der durchaus unbefchränkten Preßfreiheit, dieſes 
ausgezeichneten und ungekraͤnkten Kleinods der däniſchen Staaten“. „Herzerhebend iſt es zu 


Li) Riemaun, „Unfere Preßfreiheit“, in den „Kieler Blaͤttern“, II, 437 — 498. 
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ſehen“, fo fährt der Peurtheiler fort, „wie bier ver Bürger einer durchaus unumfäpränkten 
Monarchie gegen die Regierung, der im Dienſt des Staats flebenne Mann gegen den Staat 
das Wort nimmt, mit Freimüthigkeit nicht nur, ſondern oft fogar vorlaut und felbft mit 
Bitterkeit feinen Tadel gegen Öffentliche Berfügungen, feine Vedenklichkeiten und Cinwendun⸗ 
gen dawider vorbringt, wie Männer am Muber ed nicht unter ihrer Wuürde achten, fi auf 
dieſe Einwürfe einzulaflen, ſondern es für Pflicht halten, foldye zu prüfen und das Syſtem der 
Regierung zu vertheidigen, und wie durch dieſes Pro und Gontra, durch dieſes Taute Debat- 
tiren über Stentsangelegenheiten nicht nur die Aufklärung des Publicums, feine Zufrieden- 
heit mit der Regierung, fondern aud die Adminiſtration felbft gewinnt und Durch Entwöß: 
sung von einfeitigen Begriffen, durch filled Aufmerken auf dle Stimme des Volks und dur 
Die Betrachtung einer Idee von mehr ald einer Seite gewinnen muß.“ 

Freilich wol murbe au in Dänemark die Breffreiheit hier und da fehr misbraucht. 
Wie konnte das anders fein, da ed eine Freiheit für Menſchen ift, und vollend® in fo aufge: 
regter Zeit wie feit der Sranzöfifchen Mevolution. Niemann aber, der unvermwerflie Zeuge, 
fogt: „Der ungeflörte Gebrauch dieſer Preßfreiheit Hat nicht nur ihren Nupen bezeugt, ſon⸗ 
dern auch ihre Regeln und Schranken fich felbft gefegt. Wenn Unverftand oder Muthwille, 
beſonders in der Zeit, ald die Anhänger ber verſchledenſten Parteien in Holftein eine Zuflucht 
ſuchten, unfere Prefle misbrauchten, fo ift durch Nichtachtung oder gebührende Beratung 
jeder Höfe Wille vereitelt. Religion und Sitten find jo wenig ald Gefegmäßigleit und öffent- 
liche Ruhe durch fe gefährdet worden.” Doc foderten ſchwache, unmuthige und eigennühige 
Menſchen ſehr begreiflicherweiſe auch von B. Beithränkungen und Suöpenfionen. Aber ver 
große Staatsmann fah ein, daß die Nachtheile der Freiheit von ihren Vortheilen und von ven 
unvermeidlichen und verberblichden Misbräuchen ver Genfur mweit überwogen werben, daß eine 
fo würdige und tüchtige Regierung fie durchaus nicht zu fürchten brauche. Er blieb ſtets ein- 
gedenk der königlichen Worte, womit fein König in jenem Gefeg vom 14. Sept. 1770 alle 
Genfur aufgehoben hatte: ,, daß cd nämlich der unpartelifchen Unterſuchung ver Wahrheit ebenſo 
nachtheilig, ald der Entdeckung verjährter Irrthümer und Vorurtheile hinderlich fei, wenn 
redlich gefinnte, um das allgemeine Wohl und Beſte ihrer Mitbürger beeiferte Patrioten durch 
Anfehen, Befehle und vorgefaßte Meinungen abgefihredt over behindert würden, nach Bin- 
fiat, Gewiflen und Üibergeugung frei zu fchreiben, Misbräuche anzugreifen und Vorurtheile 
aufzunrden.” Es vertheibigte der große Minifter, als auch im Staatörathe wiederholt Be⸗ 
ſchränkungen der Preſſe gefobert wurden, mit fiegreihem Nachdruck feine Überzeugung: 
„Beeßfreiheit ift ein großes Gut, der Segen feines weiſen Gebrauchs wiegt den Schaden 
feines Misbrauchs bei weitem auf. Sie ift ein unveräußerliches Recht jeder civiliſirten Nation, 
durch deſſen Kränkung eine Regierung ſich felbft herabfegt, durch deſſen unverlegte Bewahrung 
fie ich felbft achtet und des vollen Vertrauens ber Nation würdig zeigt.” Erwäge man nun 
ganz das Land und die Macht und Die Zeit, in welcher B. ſolche Grundfäge hegte und durch⸗ 
führte! Man wird alddann erfi ganz die Größe feines Charakters und feiner noch lange über 
fein Grab hinaus für Heil und Ruhm feines Batertandes wirkſamen Staatsweisheit würdigen. 
Man wird vielleicht auch Ton zum voraus ahnen, daß and) diefer große Staatemann, ſowie 
fein großer Vorgänger, nad dem einftimmigen Zeugniß Derer, die ihn fannten, in den wär: 
digſten Privatcharakter und in einer wahrhaften Frömmigkeit, nicht einer ſolchen, welche das 
Licht und die Bervollfommnung fcheut, fondern einer ſolchen, welche ſie ſucht, die Kraft ſei⸗ 
ner ebenfo männlich feft als ruhig durchgeführten fegendreichen Staatsweisheit fand. In ge- 
ſunden Tagen erweckten feine männlich ſchöne @eftalt, fein würbevoller Anftand, fein freund- 
liches Auge, dad reine Wohlmollen feiner Mienen und Worte bei Allen Achtung und Vertrauen. 
Als eine hoͤchſt fehmerzliche Krankheit ihn fhon im zweiundſechzigſten Jahre auf ein leidenvolles 
Sterbelager brachte, wurden Alle, bie neben feiner zahlreichen Familie e8 umgaben, von ber 
Bewunderung bed Mannes ergriffen, ven auch ımter den heftigſten Koͤrperſchmerzen nichts 
aus feiner religiöfen Stimmung, männliden Faſſung und ruhigen Heiterkeit zu bringen ver: 
mochte. Sowie fein Geburtätag längft als jährliches allgemeines. Feſt in Dänemark, Norwe⸗ 
gen und den Hergogthümern gefeiert wurde, fo veranlaßte fein Tod eine allgemeine Landes: 
trauer. Mit der ganzen kopenhagener Bürgerfihaft folgte unter B's. Söhnen fein König dem 
Sarge. Dänemark und Europa hatten einen Staatsmann verloren, deſſen Weisheit, wäre 
fie auch nur in Beziehung auf die Abwendung ber Gefahren ver Branzöiliden Revolution und 
der Brefle auch außerhalb Dänemarks befolgt worden, namenlofed Elend von unferm Welt⸗ 
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theil hätte abwenden, unberedgenbare Fortſchritte in menſchlicher Cultur und Vervollkomm⸗ 
nung hätte begründen fünnen. 

. Für Dänemark, für. Norwegen und die beutfchen Herzogthümer hatte allerdings, ſo⸗ 
wie ſchon erwähnt wurde, bie feltene Treiflichkeit der Verwaltung der beiden B. ſelbſt ven Ber: 
luſt aller ſtändiſchen Verfaſſung vorübergehend faft vergeflen gemadt. Aber aud hier mußte 
man, trogdem, daß die guten Bolgen, die Erinnerung und das Borbilo ihrer Verwaltung 
natürlich noch nach ihrem Tode im In- und Auslande zum Vortheil des Landes fortwirkten, 
und trogbem, daß Dänemark noch jegt unter dem Scepter veflelben Könige ſtand, welcher jo 
lange durch den jüngern B. berathen wurde und der mit Recht als der befte Dann feines Rei 
ches geliebt ward, doch ſchon nicht allzu lange nad) B's. Tode inne werben, daß bleibende ver⸗ 
bürgte öffentliche Inftitutionen nie dur die vorübergehenden Perfönlichkeiten, daß die in ver— 
faffungsmäßiger, freier, thätiger, vaterländifher Beftrebung entwidelte wahre Voltäftait 
und Volksbildung nie durch pafiives Aufnehmen ver Wohlthaten von oben erfegt werden Fön: 
nen. Nur daher erklärt ed jih au wol, daß, wie ſchon Spittler, S. 189, bemerkte, troß je 
vortrefflicher Minifter und Fürſten dennoch die däniſche Nationalcultur ſich weniger entwickeln 
wollte, als man bei der ſtarken Triebkraft, die ſchon in der erften Hälfte des vorigen Jahrbun: 
derts überall erfennbar war, erwartete. Es fpricht aber für jene Wahrheit noch mehr als jo 
mancher Unfall, jo mander Stillftand und Rückſchritt in höherer Gultur, in Wohlſtand und 
Macht, die ſeitdem in den däniſchen Ländern fidhtbar wurden, der entſchiedene allgemeine 
Wunſch diefer Länder nad) Gründung neuer und wirklich freier ftandifcher Einrihtungen. Es 
fpricht vollends dafür der bewundernswerthe Auffchwung der Volksktaft, des Nationalgefüpls, 
der Gultur und des Wohlftandes, welcher durch ven Beſitz freier Verfafſung in Norwegen ent: 

fland. Selbſt dad, daß der ältefte der jieben Söhne, melde B. mit zwei Schweftern bes be⸗ 

rühmten Grafen Stolberg gezeugt halte, der nachmalige preugifhe Staatsminiſter Graf 

Chriſtian B., und der audgezeichnetfte feiner brei Schwiegerföhne, Graf Gay Reventlom, feine 

Nachfolger wurden, konnte jene, wenn vielleicht auch niederſchlagende, doch fehr belehrende 
Wahrnehmung nicht entiernt halten. Beide Männer gehörten ihrem perfönlihen Gharakter 
nach zu den enelften, welche der Verfaſſer dieſer Zeilen je perfönlich fennen lernte; beide 
ſchmückte auch, wie fhon ihr Verhältniß zu ihrem großen Vorgänger ahnen läßt, eine nicht 
gernöhnliche Bildung. Der zweite hielt auch gerabe in einem Hauptpunkte die politifche Weis⸗ 
- beit feines Vorfahrers feft. Er Hatte es nicht Hindern können, daß dur ein Gefeg von 

26. Sept. 1799 in Dänemarf die Preßfreiheit befchranft wurde. Zwar verſchmähte man jet 

noch ihre Vernichtung durch Cenſur, weil”, wie pad Geſetz felbft jagt, „dieſes Mittel einen 
unbehaglihen Zwang mit ſich führt für jeden guten und aufgeflärten Mann, welcher die Ab: 
ficht hat, durch feine Einfihten zu nützen“. Dagegen bemühte man ſich ängftlich genau mit 

Beilimmung der Grenzen der Drudfreiheit und mit Beſtimmungen der Strafbarkeit. Re: 

ventlow nun an der Spige der Verwaltung von Schleswig: Holftein, wußte mit der Grflärung, 
daß man hier dad allgemeine Recht für ausreichend halten könne (Refeript vom 1. Nov. 1799), 
diefe Kränfung von diefem feinem nächſten Baterlande abzuwenden und ihm den Beflg des 
ebelften aller politiſchen Rechte in feiner unbejchränfteften Ausbehnung noch 20 Jahre lang zu 

fihern, nämlich fo lange, bis unter der Mitwirkung des Grafen Ghriftian v. B., al dama⸗ 

ligem erften Minifter von Preußen, durch die Karlöbaber Beichlüffe von 1819 dem Herzog⸗ 
thum Holftein wegen feiner Theilnahme am Deutfhen Bunde die Preßfreiheit aller Schriften 
unter 20 Bogen genommen wurde, jodaß ſich dieſes mithin nicht bloß gegen Dänemark, ſon⸗ 
dern auch gegen Schleöwig, wo die urfprüngliche volle Freiheit noch fortbeftann, rückſichtlich 
der Preßfreiheit jehr im Nachtheile ſah. Aber eine Staatsweisheit und ein edler männlicher 
politifher Muth wie der ber beiden ältern B. iſt leider nut eine feltene Babe des Himmels. 
Außer ven allgemeinern Geſchichtswerken find über bie beiden großen B. zu vergleichen: Eggers, 
„Denktwürbigleiten aus dem Xeben des Staatsminiſters A. P. v. B.“ (Kopenhagen 1800); 
Sturz, „Über das Leben des Grafen I. 6.8.” (1777), und Nierep „B’s. Eftermaele” 
(2 Thle. Kopenhagen 1799). 

Der Graf Ehriftian, welcher feinem Vater ald Minifter des Auswärtigen folgte, bewies 
feibft nicht feines Vaters Befonnenheit und Meifterfhaft, als er theild durch hochfahrenden 
Ton, theils durch die von feinem Vater mit Beifpiel und Wort und felbft noch auf dem 
Sterbebette wiverrathene bewaffnete Begleitung (Convoy) der neutralen däniſchen Handels⸗ 
ſchiffe 1798 England zu Feindſeligkeiten berausfonerte, melde für Dänemark fo Höhft nach⸗ 
theilig wurden. Das über Dänemark von jet an hereinbrechende Misgeſchick in feinen innern 
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nuid äußern Berhättniffen Leh ſich nun auch nicht dadurch Andern, daß B. 1810. zurüdizat, 
feinen Minifterpoften mit Gefanptfhaftöpoften vertaufchte und 1848 an Hardenberg's Stelle 
in Preußen an bie Spige des Departementd der auswärtigen Angelegenheiten trat. Iepb . 
vollends bewies er eine dem Reactionsſyſteme zugewendete Politif. Wir wollen bier manche 
Berhältniffe durd Schweigen achten und nur noch drei Punkte berühren: feine Theilnahme 
am Karlöbader Kongreß, dad eigene Bekenntniß feines Strebend, vie conftitutionellen Prin⸗ 
eipien in Süddeutſchland nieverzuhalten 12), enblih feine befannte Circularnote über bie 
Karlsbader Beſchlüſſe, durch welche legtere Die beutfchen Brofefloren und Studenten fo ſchwet 
angeklagt wurden. 13) Bei Betrachtung feined Benehmens in den angeführten Verhältnifien 
drängt fih und unmillfürlih die Frage auf, wie wol fein großer Bater in gleicher Stellung 
gehandelt Haben würde? Nachdem B. an allen damaligen reactionären Gongrefien und an 
dem Reactionsſyſtem in Preußen angelegentlich theilgenommen, mußte ihn die erſte Nieder⸗ 
Inge dieſes Syſtems durch die Julirevolution von 1830 widerwärtig berühren. Er wurde 1831 
auf feinen Wunſch penfionirt und flarb.am 28. März 1835. Melder. 

Berufsfreibeit, beficht in dem Recht ver Wahl des Lebenäberufs oder der Lebends 
beſchäftigung und ift ald ein Haupttheil der perfönlichen Freiheit und ald Gegenfag von Ka: 
ſtenherrſchaft, Skläverei und Leibeigenſchaft in ven deutfchen und europäiſchen Staaten jetzt an⸗ 
erfannt, namentlih aud in der Anerfennung ver perfünlichen Breiheit in den einzelnen veutz 
ſchen Landesverfafjungen. Die frühern ober die jetzt ausnahmsweiſe noch beſtehenden geſetz⸗ 
lichen Beſchränkungen, wie durch Zunft: und Gewerbszwang, durch Militärpflichtigkeit, durch 
Standesprivilegien, durch Staatsprüfungen, ebenſodauch die natürlichen und duch die Ver⸗ 
hältniſſe, z. B. durch das Geſchlecht und Alter, durch Armuth und Mangel an Mitteln und an 
Vorbereltung, begründeten Beſchränkungen und die Heilſamkeit ihrer möglichſten Beſeitigung 
werden am zweckmäßigſten in Verbindung mit den berührten betreffenden Hauptmaterien er⸗ 
drtert. Viele, wie Kafteneintheilung, Sklaverei und Leibeigenſchaft, wie monopolifttiche Privi⸗ 
legien für gewifle Amter, oder wie die in Baden erft durch den Landtag erfämpfte Stubienfreis 
heit auch fir nie Bauern, find jegt auch gottlob für Deutſchland wenigftens im praftijchen 
Staatsrecht keiner. weitern Grörterung mehr bebürftig. Melder. 

Berufung, f. Appellation. 

Befagungsrecht. Im Allgemeinen verfteht man unter Beſatzungsrecht die Befugniß, 
eine Garniſon in einen Ort zulegen. Man unterſcheidet aber das Beſatzungsrecht im eigents 
lichen Sinne, welches die Befugniß gibt zur fortdauernden Einlegung ver Garnifon, von dem 
fogenannten Offnungsrecht, welches nur bei außerorventlihen Borfällen flattfindet. Man theilt 
dann ferner das Beſatzungsrecht in das orbentlidhe und das außerordentliche. Dag,erftere ift das 
aus der Landeshoheit fließende. Weil der Landesherr und jegt nur noch er allein ein Kriegs⸗ 
und Waffenrecht hat und das Recht und vie Pflicht befigt, nach den beften militärifchen Grund: 
fügen die Vertheidigungsanſtalten des Landes und die dazu nötigen Solvaten zu befehligen 
und zu verwenden, fo darf er auch in jeden Ort im Lande, wo nicht etwa beſondere Berfaflungs- 
beflimmungen im Wege ſtehen follten, die ihm zweckmäßig fcheinende Beſatzung legen. Es ver: 
fteht ſich dabei Schadloshaltung der etwa Beeinträdtigten nad den Grundſätzen von Entſchä⸗ 
digungen wegen-befonderer Opfer für dad allgemeine Befte, felbft in Beziehung auf die für bie 
Soldaten in Anfpruch genommenen Wohnungen, joweit nicht der Bürgerfchaft dieſer Nachtheil 
aufgewogen wird durch den Vortheil der Barnifon, wobei aber dann doch ſtreng genommen der 
nicht Vortheil Ziehende zum Erſaz berechtigt bleibt. Ebenſo wird die Regierung auch die Vor⸗ 
theile ver Befagungen im Lande injoweit ausgleichen, als nicht wejentliche militärifche Zwecke 
dadurch leiden. Das außerorventlihe Beſatzungsrecht fließt entweber 1) aud dem völkerrecht⸗ 
lichen Kriegszuftand und geht dann ſo weit, als die kriegeriſche Macht reicht, wenn nicht beſon⸗ 
dere völferrechtliche Verträge des Krieges felbft e8 beſchränken, oder 2) es fließt auf einer flantös 
rechtlichen Dienftbarkeit, vermöge deren eine Macht im fremden Staate, jowie z.B. die Bundes: 
macht in den Bundesfeftungen, eine Garnif on halten darf. Alsdann enthalten die rechtliche Bes 





123) Klüber, „„Offentliches Recht”, 3. Aufl., S. 9 und 10. 

13) „Samburgifcher Gorrefpondent ‘‘, 1820, Ar. 183 und 134, und vergleiche man barüber die Abs 
handlung vom Gtatsrath Pfaff in den ,, Kieler Beiträgen‘ (1, 1), einer Fortſetzung ber ‚Kieler Bläts 
ter“, welche jegt fchon aus dem vorher cenfurfreien deurfchen Kiel in den Verlag bes föniglichen Taubs 
ſtummeninſtituts in Schleswig, wo man noch uncenfirt reden durfte, geflüchtet waren. "Über das ums 
beilvolle Reactivusfyftem dieſes wohlwollenden aber ſchwachen Staatsmanns And zu vergleichen Welcker's 
„Wichtige Urfunden für die deutfche Nation‘ (2. Aufl., Manheim 1845). 
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gelünbung viefer Dienſibarkeit anb Die daricher ſtaitſindenden Verträge bie Ausbehrintgen ab 
Grrngen dieſes Rechts. Alle beſondern Koften für Kaſernirung und Berpflegung ber Truppen 


: aber fallen dabei in der Megel dem Berechtigten zur Laſt. Dagegen liegt In den von einem 


SEtaate den andern zugeflanbenen Bejapungöreihte (droit degarnison) auch, foweit es zur Aus: 
Abung deſſelben unentbehrlid ift, ein Durchzugotecht durch Das Land des vienenden Staats, 

natürlich nit auch bad durch dad Lanz eines frensen Staats. Überhaupt gelten für die Aus: 
Abung dieſer Dienftbarfeit vie allgemeinen Grundfaͤtze von völkerrehtlihen Servituten. Im 
Aligemeinen ftreitet zwar gegen die Eriftenz einer Serpitut die rechtliche Präfumtion gegen die⸗ 
felbe ober die Präfumtion für die Freiheit. If uber vie Begründung felöft außer Zweifel, fo 
{ft wenigſtens inſoweit zu Gunſten des Sernitutöberechtigten zu vermuthen, als eine Befugnif 
für die ordnungumäßige Benutzung des Dienſtbarkeitsrechts feiner Natur nach nothwendig ifl. 

Der Art. 38 und 103 der Wiener Congreßacte begründeten für Ofterrrich das Beſatzungsrecht im 
Ferrara und Comaechio. Die Bejagungdrerhte der Bundesfeſtungen Mainz, Luremburg und 
Landau, dann von Ulm und Raſtadt wurden theils ſchon begründet und regulirt durch bie völker⸗ 
rechtliche Conſtituitung diefer Feſtungen ald Bundesfeſtungen (im Parifer Frieden von 1815: 
Extrait da protocole, Paris, 5. Nov. 1815) ); theild durch Bundesbeſchlũſſe, wie den vom 
5. Det. 1820, 28. Juli 1825, 14. Dec. 1850, 17. März 18351, 13. Juni 1839 und 
vom 26. März 1841; theild endlich durch befondere Verträge ver bei dieſen Feſtungen zu⸗ 
naͤchſt betheiligten Bundesſtaaten, wie den zwifchen Ofterreih, Preußen und bem Öroßberzog- 
thum Heflen vom 50. Juni 1816 ımb vom 10. Aug. 1817, und zwiſchen Öfterreih, Breufßen 
und den Niederlanden vom 12. März 4817, und zwifchen Öfterrei und Baiern vom 14. April 
41816 (bei &. v. Meyer, „Staatdacten‘“, I, 179 u. 182, 190, 191). 

Die Befagung von Mainz ſoll hiernach zur Hälfte aus Hfierreichern, zur Hälfte aus 
Preußen und aus einem Bataillon großherzoglich heſſiſcher Truppen beſtehen. Ste ſoll im Frie⸗ 
den aus 7000 Mann und 200 Pferden und im Kriege wenigſtens and 20,000 Mann und 
600 Pferden beftehen. Den Gouverneur ernennen Ofterreich und Breußen, von Fünf zu fünf 
Jahren alternirend (G.v. Meyer, ‚Staatdacten”, 6.182). InLuremburg beſteht die Garniſon 
zu drei Vierteln aus preußiſchen, zu einem Viertel aus niederländiſchen Truppen. Den Souverneur 
und Commandanten ernennt Preußen (©. v. Meyer, II, 191),.ebenfo ven Artillerie: und Genie⸗ 
birector (Bundesbeſchluß vom 15. Ian. 1839). Landbau wird von Baiern beſeht unter Ober⸗ 
aufficht bed Bundes. Im Nothfall ift zur Befriedigung bes angenblidlichen Bebürfniffes Ba: 
den 2000 Mann zu ftellen verbunden (Bunbesbefchluß vom 14. Der. 1850 und vom 14. Maͤrz 
1831). Ulm wird im Frieden von Baiern und Würtembergern und 300 öfterreihiichen Artil⸗ 
leriften befegt, im Kriege von zwei Dritteln Baiern und Würtemberger und einem Drittel Hſter⸗ 
reicher. Raſtadt foll im Frieden von Badenern befegt werden, mit einer für die Friedens 
befagung nöthigen Anzahl äfterreichiicher Sappeurs und Mineure. Den Gouverneur ernennt 
Baden, ebenfo ben Sommanbanten und Artilleriedirector, Ofterreich Dagegen ven Gentedirecter 
(Bundesbeſchluß vom 26. März 1841). Welder. 

Befiäftigungsanfialten, f. Arbeitobauſer, Beflerungsanftalten, Sefaͤngnifſe und 
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u. ala Arreſt, f. Arreſt: Seſchlag in Preßſachen, ſ. Preßgeſetz; Be: 
wi als Erecutionsmittel, f. Bolljiehung. 
ahme ver Briefe und der Papiere, Briefgeheimniß und Ber: 
ee deſſelben yon Privatperfonen und ald Mittel der Gerichte, der ges 
heimen Bolizei und der Diplomatie. Briefliger Verkehr und Briefge— 
heimniß. — Veſchlagnahme ver Briefe und ver Papiere und Brieferbrehung haben Vieles 
miteinander gemeinfchaftlid. Als oͤffentliche Maßregeln find beide dem Altertfum, inebeſon⸗ 
dere dem Mömifchen Recht und ebenfo unferm frühern Deutfchen Recht fremd. Sie wurden erfl 
rät in unferer neuern Zeit, und zwar zum großen Theil durch gleiche Veranlaſſungen ausge⸗ 
bildet. Die Hauptgeſichtspunkte für ihre Beurtheilung find ebenfalls gemeinſchaftlich. Deshalb 
behandeln wir fie, um Wiederholung zu vermeiden, zufammen in dieſem Collectivartifel. 
Daß das Nömifche und das frühere Deutfche Met die Beihlagnahme der Briefe und Pa- 
piere, als gerichtliche Maßregeln, nicht kannte, Bieß ergibt und erklärt ſich ſchon daraus, daß 


1) Bergl. G. v. Meyer, „Staatsacten“, II, 167, fotwie veffelben Corp. eonſoed. germ. 1,8, 
und „Benesalteceh ber franffurter Territorialcommiffion“ vom 20. Juli 819, Urt. 6, 15—33, 33 
183 —F Berner: Klüber, ‚ Quelleuſammlung zu bem öffentlichen echt bed Dextfchen Bundes” 
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in dem Anllageberfahren der Allen und unjerer deutſchen Vorfahren ber Brivatantläger die 


Derveife der Schuld zu liefern hatte, wodurch alle Verletzungen gegen den Angefchuldigten, wie 
fie der inquifltorifcge Proceß leider mit ſtets wechſelnder Schdnungslofigkeit und richterlicher 
Desyotie ausbilvete, ganz außgefhloflen waren. Sodann aber gehören Die Voften, ber durch fie 
vermehrte briefliche Verkehr, ferner die regelmäßige und eiferſuchtige Verbinbung und gegen- 
feitige Bewachung der Regierungen, die ſtehenden Geſandtſchaften und ein Spionirfyſtem ver⸗ 
mittelſt verfelben, jodann die Druderprefie und die dadurch entſtanbdene Vermehrung und er- 
hoͤhte Wichtigkeit von Papieren, endlich auch die Furt vor Revolutionen, Verjhmörungen, 
geheimen Geſellſchaften oder demagogiſchen Umtrieben und vie geheime Polizei — lauter Um⸗ 
fände, weldye zu jenen beiden Mafiregeln reisten — im Weſentlichen der neuern Zeit an. End⸗ 
lich iſt es nicht zu leugnen, daß bei ven Römern und unfern deutſchen Vorfahren die perfön⸗ 
lien Freiheitorechte der Bürger, felbft grgemüber der Staatsgewalt und ihrer ſtrafrechtlichen 


Berfolgung, ungleich Heiliger geachtet wurden als zum Theil von unferer neuern Politik. Seht ' 


fol nur zu oft der angeblich gute Zweck jedes Mittel heiligen, und ein einzelner Zweck wird jeht 
oft bis zur Verlegung aller übrigen, bis zur Zerfiörung aller Breiheit der Bürger und ihrer 
heiligften Afyle in ſchonungsloſer Folgerichtigkeit und Einſeitigkeit durchgeführt. Selbſt in ſchon 
ſehr verporbener Zeit achteten doch die römischen Juriften die Rechtsgrundſätze fo fehr, daß, 
wenn auch die tyrannifche Gewalt im Leben ſich nicht durch fie binden ließ, doch das Recht und 
das Geſetz ie noch mit Strenge fefthielt. Der altrömifhe, der altdeutſche Grundſatz, daß ves 
Bürgers Haus, daß der Altar feiner Hausgottheit fein Heiligthum und feine Burg fet, vie Hohe 
Würde und die volle Freiheit des Bürgers und freien Mannes U), ſowie die alte Irene, Alles 
dieſes mußte fhon den Hausſuchungen und vollends ber gebäffigften von allen Hausſuchungen, 


ber Durchſuchung ber Bapiere und der Üifligen oder gewaltfamen Inquiſition der geheimſten 


und vertrauliften Gedanken im Wege fiehen.?) Auch find fie dem Rechte ber freien Briten, ba 
diefe überhaupt von allen Böltern Europas am meiften die hohe Achtung der verfönlichen Frei: 
heit der Bürger und bie Öffentliche Treue bewahrten, fremd geblieben. Noch gilt gegen fie dr6 
Briten ſtolzer Grundiag ; „Mein Haus iſt meine Burg“, und bad Briefgeheimniß ift in Eng⸗ 


land jo Rreng geſichert, daß der Strang dem Poflbeamten, welcher es verlegt, bevorfleht, und 


dap, mas das Wichtigſte ift, feine Berufung auf irgendeinen höheren Befehl ihn pavon befreit. ®) 

Bel den übrigens meuern europdifchen Voͤlkern dagegen hat man oft fehr große Klagen Aber 
beide Maßregeln und ihre höchſt verlegende Anwendung vernommen, und zwar zuerft über bie 
Erbrechung einzelner Briefe, theils ala diplomatiſche Maßregel gegen fremde Regierungen und 
ihre Geſandten, theils als polizeiliche Maßregel gegen Unterthanen, theild endlich fpäter ald an: 
aebliches criminalrechtliches Inquifitionsmittel. Zwar mwurke noch in den frühern Jahrhunder⸗ 
tn unferer neuern Zeit die Heiligkeit des Brieffiegels in viel Höherm Grade anerkannt als 
fpäter. Diefes fieht man ſchon daraus, daß bie Wahlcapitulation von 1690 an im Art. 29, 
6. 2. die treue Bewahrung bes Briefgeheimnifles auf allen deutſchen Boften fogar ald eine 
Reichsverfaſſungsbeſtimmung ‚verbürgte. Auch zeigte der langwierige und ſehr ausgedehnte, 
zulegt doch noch mit einem Kriege endigende Schriftwechſel, welcher 1593 zwiſchen vem Land⸗ 
grafen Bhilipp von Heflen und dem Herzog Heinrich dem Jüngern von Braunſchweig-Lüne⸗ 
burg und zwifchen vielen andern beutfchen Fürſten dadurch entfland, daß der Landgraf einen 
Brief von dem Herzog erbrochen hatte, beutlih genug bie damalige allgemeine Hohe Anerfen- 
nung dieſer Heiligkeit.) Der Landgraf geſtand felbft zu, daß Die Erbrechung eines anver- 
trauten Briefes das Verbrechen und vie Strafe ver Fälfhung begründe; daß auch auferbem in 
der Regel die Erbrechung von Brieffhaften einer fremden Megierung ein Bruch des Bölker- 
rechts fei. Er entſchuldigte fi nur Hier Damit, daß er in dem Briefe ſeines Gegners, des ‚ber: 
3098, weil deſſen Serretär unter ver lügenhaften Maste eines markgräflihen Dienerd zu ihm 
gelommen fei, eine feindielige Maßregel gegen itn gefürchtet Habe. Er, der Proteflant, gegen 

}) „„Majores nostri in guocungue civium summum esse voluerunt‘‘, fagt Blinine. 

2) „Quid est sanctius, quid omni religione munitius, quam domus unius cujusque ci 
vium”, fo fpricht mit Begeifterung Bicero (Pro domo, 41) von dem Hausfrieden, den auch die fpätern 
rörmifchen Geſetze noch ſehr heiligten. ©. 3.9. L. 18 De in jus voc. L. 23 De injur. Ihn Beiligt 
vollends auch das Deutfche Recht. ©. ;. 5 Kaiſerrecht, IV, 16. Bergl. auch Wittermaier, „Das 
deutfche Strafverfahren", 6. 61 und 62. 

3) Auch das a 
Dareau, „Trait6 des injures par Fournel” (Barie 1795), 1, 91; Weber, „Über Injurien”, 1, 104. 

4) ©. von ganzen Schriftwechiel in Hortieer, „Handlungen und Anschreiben von ben Urfachett 
bes beutfchen Kriege Karl's V. wider den Schmalkaldiſchen Bund“ (Gotha 1645), VI, O1 1g. - 


te Brauzöfliche Recht fepte Toberftrafe auf Veruntreuung durch Boftbediente. Vergl. 


— 


über ben Freunden des Bapfles, wies nebenbei anf die in Italien in dieſer Beziehung außge- 
übten Verlegungen hin. Mit feiner ganzen Energie hatte kurz vorher Luther in feiner Schrift: 
„Bon heimlichen und geftohlenen Briefen, ſampt einem Bjaln, ausgeleget wider Herzog Georg 
zu Sachſen, 1528" („Werke”, meißener Ausgabe, 1661, IV, 628 fg.) die unbedingte Heiligkeit 
des Briefgeheimmnifles vertheidigt. Und die erfle Beſchwerde in Guſtav Adolf's Kriegserflärung 
gegen den Kaifer (1650) war die, daß ihm ber Kaiſer einen Brief an den Fürften von Sieben: 
bürgen „wider aller Völker Recht und Gewohnheit” erbrochen habe. °) Auch erklärten alle 
Juriſten dad Erbrechen. fremder Briefe und den Gebraud und die Mittheilung der darin ent: 
haltenen Nachrichten für ſchwere Verbrechen. Thomas Höpping „De sigiller. Jur.“ (Rürnberg 
1642), c. 14,$.59 fg., erklärte ed für eine Rechtskränkung, ſowol gegen ven beftimmten Em⸗ 
pfänger als gegen den Brieffteller; für ein Verbrechen gegen göttlihe and menſchliche Gefege, 
gegen bürgerliched und Völkerrecht; für eine Verlegung aller geſellſchaftlichen Verhältnifſe. 


. Das Aufiangen des freniden. Briefes müfle ald Diebftahl oder Unterjchlagung, und jeglüher 


Gebrauch feines Inhalts ald dad Verbrechen der Fälſchung geftraft werden. Kreß in feinem 
Gommentar zur Garolina, Art. 113,. ©. 524, hielt Stäupung mit Landesverweiſung für pie 
augemefjene Strafe ver Brieferbrehung, und Hommel („Observ.“, 321), der ich Hierauf beruft, 
findet insbeſondere die in ven römischen Geſetzen auf die unbefugte Teftamentderöffnung eines 
Andern gejegte ſchwere Strafe der Fälſchung (nad) verL. 38, $. 7—9 de poen.) anwendbar, 
auch wenn gar fein Schaden aus dieſer Verlegung der allgemeinen Treue und Sicherheit er: 
folgt ſei. Er fügt aber Hinzu: „Doch ift die Erbrechung fremder Briefe noch ſchwerer ftrafbar 
als Fälſchung und ſcheint mir fo nahe dem Diebftahl zu ſtehen, daß ich fie einen Diebftapl frem⸗ 
der Geheimniſſe nennen möchte, welchen jeder venlihe und achtbare Mann verabfcheuen wird.” 
Tittmann in feinem „Handbuch des Strafrechts“, 6.525, findet alsdann, wenn der Inhalt frem⸗ 
der Briefe mitgetheilt, oder wenn fie ald unverlegt übergeben wurden, oder wenn jie ganz unter 
ſchlagen wurben, ſchwere Strafen des Betrugs anwendbar. Binflimmig verneinen zugleid vie 
Nechtölehrer jede Befugniß des Fürften, Briefe zu erbrechen. Nur dann, wenn überhaupt alles 
Recht aufhört, in wahren Nothfällen für vie Eriftenz ver Regierung und des Staats, ober ald 
Kriegsmaßregel yegen den Feind finden fie es zuläflig. ©) 

Die faft allgemeine Demoralifation infolge des Dreißigjährigen Krieges und vorzuglid 
die des frivolen und verborbenen Hofes von Ludwig XIV. bewirkte indeß in Beziehung Maf vie 
Brieferbrehungen der Negierungen, ſowol gegen fremde Staaten und ihre Geſandten wie gegen 
die eigenen linterthanen, eine ſehr verbreitete hoͤchſt bepauerlihe Leihtfertigkeit, ja oft Scham- 
Iofigkeit. Eine höchſt merkwürdige Druckſchrift eines kurſächſiſchen Hofraths v. Siepmann 
über jeine eigene vieljährige Ausübung des ſchändlichen Geſchäfts bet Brieferbrehung im 
Dienfte des bekannten Minifterd Grafen Brühl Hat Schlözer in feinen „Staatdanzeigen‘‘, 
Heft 62, S. 129 — 163, unter der Aufihrift: „Despotenlogn für geheime Expeditionen“, mit- 
getheilt. Unter Anderm mußte der unwürbige Mann, um ven Anhängern von Stanidlaus, 
unter dem polnifchen Abel, nahzufpüren, mit dem polnifchen Generalfronpoftmeifter die Zu⸗ 
fendung aller abgehenden und einfommenden Briefe verabreden und nun pofttäglic die ganze 
Nacht und einen großen Theil des Tages mit Erbrechung, Durchſicht und neuem Verſchluß der 


‚ Briefe zubringen. Cine zeitlang mußte ihm auch der Poſtmeiſter in Rublin eine Wohnung in 
‚ feinem Haufe einräumen, um dort durch dus. Erbrechen aller Briefe einer Verſchwörung auf 


die Spur zu fommen. Gin Jube ſtach die Siegel nah, was vorzüglich bei den Siegeln einiger 
polnischer Großen früher nicht fo gut hatte glücken wollen. Doch wurde trog alfer Mühe nichts 
entbedt. Später mußten, um alle Depeſchen des preußifchen Hofes an feine Geſandtſchaft in 
Warſchau und alle unter dem Siegel des Geſandten abgehenden Briefe erbrechen zu Eönnen, 
deſſen Geſandtſchaftsſecretär, der Schreiber und ver Koch beftodden werben. Wurde man an 
demjelben Pofttage nicht fertig, fo wurde in ven Briefen und Antworten dad Datum geändert. 
Ebenfo erhielt ver Voflmeifter in Großenhain den Befehl, gleich bei ver Ankunft der Poſt das 
berliner Briefpadet zu erbrechen und die an ven preußifchen Gefandten in Dresden gerichteten 
Briefe durdy Stafette an Siepmann vorauszufchiden, der fie dann, noch vor dem Ausgeben ber 


‚ 9) Joh. Loccenii Rer. Suecic. I, VII, 363. 

6) Hertius, „De commeatu litterarum  (&ießen 1680), S. 4. Eine ganze Reihe von Schrif⸗ 
‚ten aus dem IT. und 18. Jahrhundert, welche diefe Grundfäge vertheidigen, rap emann an, in feis 
ner vortrefflichen Mehanblung: „‚Unverleglichleit des Briefllegels, ein weſentlicher Artikel jedes Ver⸗ 
faſſangsvertrags“, in den „Kieler Blättern“, V, 124. ' | 
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Derfiner Roſt. dem Qberuoſtdir ector nüdijefern mußte, Da aber glaich enfangt dreifach 


Deſcalaanhevc — 
| Ä | | ker uf. 
ſolche Weiſe verflegelte Briefe ih fanden, daß Die Verlegung nit verhüfft wergen konnte, fo 
wurde ein Baron Scheel mit Hauptmannsgarafter angeflellt, um fie neu zu ſchreiben. Als fpär 
ter die Briefe in Chiffern anlamen, wurde der Rammerdiener des Geſandten beſtochen und vum 
dem Hofſchloſſer Nachſchlüſſel zu dem Schreibtifche des Geſandten gefertigt und fo der Schlüffek: 
ber Chiffern geſtohlen. Doc hatte ih der Graf Brühl im Geſpräche ruͤckſichtlich des Inhalts 
der Depefchen verrathen. Da erhielt ver Befandte neue Chiffern, Die er befler verwahrte, Der 
Kammerdiener entwid und der Baron verfhwand, ohne daß man jemals erfuhr wohin. Bier: 
auf mußte Siepmann auch eine längere Zeit die Briefe pieler fähfiihen Offiziere erbrechen, 
weil ſich viele durch Unzufriedenheit wegen rückſtändigen Soldes verdächtig gemacht hatten. Der 
Graf Brühl aber, der bekanntlich mit allen feinen Ränken feinem Hofe. und Lande fein Heil 
brachte, ſchwebte in beftänbiger Furcht der Entdeckung feiner Unmwürdigfeiten. und belohnte 
Seren 9. Siepmann dadurch, daß er ſich deſſen ſämmtlicher Papiere bemächtigte. Ähnliches, zum 
Theil aber noch Ärgeres als dieſer arme Sünder von fich ſelbſt, berichtet Flaſſan (in feiner 
‚„‚tistoire de la diplomatie franq.“, 3.8. IV, 4, 55, 295; V, 10, 47; VI, 513, 584; VII, 349 
fg.). Er liefert Hier viele Züge ſchaäͤndlicher Cabinetspolitik, welche durch Erbrechungen ver 
Gorrefpondenzen fremder und befreunbeter Kürften und ihrer Geſandten, durch Veſtechung ihrer 
Beamten und Hausdiener, durch Aufreizung ihrer Unterthanen zur Empärung und zu An: 
zettelungen von Parteien und von Verfhmörungen vie auöwärtigen Angelegenheiten verwal: 
tete. Er schildert die nichtswürdigſten, auf Hofintriguen, Gigennug und Willkür, Lift und 
Furcht und auf ein allgemeined Spionirs und Brieferbrechungsſyſtem geftügten Maitreflen- 
und Bünftlingsregierungen, welche durch die geheime Polizei die Innern Stantäangelegenheiten 
zu leiten fuchten. Das hieß man regieren, und für fo unwürbige Aufgaben ver Staatsweisheit 
glaubte man die Staatögelver verſchwenden zu dürfen. 

Vorzüglich Frankreich fland Hier voran und nimmt mit Recht in ver Geſchichte dieſer Ma⸗ 
terie die Hauptrolle ein. So fuchte 3. B. Barillon dur Aufreizung und Beſtechungen 1679 
und 1680 gegen die englifche, fo Düverney in Ungarn gegen die Öfterreichifche Regierung zu wir- 
ten, und noch 1765 verſchwendete Breteuil allein für die Leitung der Wahlen in Schwehen 
durch Belebung 1,850,000 2., und zwar ohne Erfolg. Ludwig XIV. vorzüglid und fpäter 
ber Regent bildeten dieſe ganze Politif zu einen foͤrmlichen Syſteme aus. Sie verſchwendeten 
ungeheure Summen für dad Syſtem der Brieferbrehung, der Spionerie, ver Beftechung, ber 
Beftehungen ſelbſt der Minifter, der Maitreſſen und der Kürften. Eine fpecielle Rechnung des 
franzsöſiſchen Befandten in Wien, Marfhalld Herzog von Nichelieu, führt 3.2. in dem einer 
Jahre 1726 große Summen auf für Boften, wie Die folgenden: „An einen Secretär für bie 
Auskunft iiber die Briefe und Stafetten u. f. w.; an einen Ingenjeur für. die Plane von deu 
vornehmſten Feſtungen; monatliher Sold an einen Entzifferer des oͤſterreichiſchen Cabinets; 
an benjelben für die Chiffern des Faiferlihen Minifterd; an einen Kriegsſecretär für Die Nach⸗ 
richten über die Truppen; Miethe für eine Fleine Wohnung außer der Stadt zur Zuſammenkunft 
mit den Entzifferern und Emifjaren; an den kaiſerlichen Bortier für Nachrichten von den ges 
heimen Audienzen; Gefchenfe an die regierende Kaiferin und ihre Favorite.“ Wenn nun auf 
auf eine Eurze Zeit die zuerfl ausgebildete franzoͤſiſche Meiſterſchaft in Betrug und Frechheit ein- 


zelne Vortheile errang, fo fielen diefe doch bald wieder hinweg. Der öfterreihifche Botfchafter In 


Petersburg, de Mercy, benachrichtigte einfimals den Fürſten Kaunig, der franzöfiihe Botſchaf⸗ 
ter in Wien, Prinz Rohan, müfle über die Schlüffel zu feinem Schreibtifch gebieten, da er 
feinem Hofe Auszüge aus allen Öfterreichifchen Depefchen zuftelle. Dagegen aber machte anderer: 
ſeits alsbald der Prinz Rohan feinem Hofe die Anzeige, pas wiener Gabinet befinbe ſich im 
Befig der Schlüffel zu allen verfchienenen Chiffernſchriften der franzöfifchen Geſandtſchaften. 
Zum Beweiſe ſchickte ver Prinz bie öſterreichiſchen Abſchriften der franzoͤſiſchen Depeſchen au 
die Geſandten zu Berlin, Münden, Dresden, Stodholm, Peteröburg und Konftantinopel, 
ſowie der Antworten diefer Gefandten. Es befinden fi, fo berichtet er weiter, für dad Auf: 
fangen ver Briefe eigene Niederlagen, namentlich zu Lüttich, Brüffel, Frankfurt und Negense 
burg. Durch die verfchienene Zufammenftellung der zwoͤlfhundert verabrebeten Chiffern ver . 
franzöfifhen. Minifterialcorrefpondenz würden die oͤſterreichiſchen Entzifferer nur kurze Zeit 
aufgehalten (Flaſſan, a. a. O.). In diefe Zeit fielen denn jene Zeichen von einer faft ver⸗ 
fhwundenen Scham über folche Mittel, worüber der ehrliche ältere Mofer in feinem , Euro⸗ 
päifchen Voͤlkerrecht“, IV, 145, Elagt: „Ein franzöfifger Ambaſſadeur befam von Haus De= 
“ Btaatö= Lexikon. I. | | 38 





01 —XXXX 
piſgen, die‘ dit mit deni Slegel ves Hoſten wo eh ſich veſand, verflegett waben Gr Mldggte 
entrũftet bei‘ vehr erſten Miniſter. Diefet ſah die Depeſchen an und ſagte lachelnd: Mirftiche 
bau ein Disgeiif in der Auripfei’gefgegin ſeln. Etti anderer befchwerte ſich ebenfalls ſeine 
Briefe müßten nit einem nachgemachten Sivgel geſiegell ſelii, denn es fehle etwas’ im Giegel: 
Es iſt wahr, ſagte' der Mmifter, wir haben hier noch keine fo geſchickten St 
wie in Parks, So waren bie theuern Wrädte: unmütpiger-Liflen bald zerflört. &d wenig’ 
rrichten dieſelben aus, daß bekanntlich alle franzöſiſchen Geſandten von den’ ganzen riſſſichen, 
preußiſchen und oͤſterreicheſchen Berhanvlugen über die Theilung Polens nichts erfuhren; 
bis fie vurch die Frankteich beſonders nahe angehenden Refultate ver ganzen Belt efannt 
wurden. Und die unrühmlihe, dem Verhaͤltniß ſeiner Staatsmacht zu den andern Staaten ſo 
wenig angemeſſene ſpatere polittſche Stellung Frankreichs, z. B. zur Zeit des Siebenjährigen 
Krleged; gereicht jener unrühmlichen Politik wahrlich nicht zur Empfehlung: No weniget 
aber wird fie durch ihre Früchte in dem Innern des Landes empfohlen. Auch hier hatten ſchon 
Smwig XIV. und feine Dinifter, vorzüglich der ſchändlicht Louwois, ungehenern Aufivund ge⸗ 
macht, theils für ein allgemeines Spionerie: und Brieferbrehungsfuften,, überhaupt für" ein 
Syſtem⸗ver geheimen Polizei, wovon jene nur Zweige waren, und welche in ver Thht eine 
eigene Art moderner politifcher Inquifition begründete. Sie wurde durch eine guy Reihe von’ 
unmittelbaren Hofcommiffionen, 3. B. für die Polizei, für den' innern Zufland von Baris; 
fürr ven Buchhandel, für-pie Unterſuchung der Poſten (Commission inquisitoriale des postes), 
gehandhabt:?) Allen andern Behoͤrden, vorzliglih den Gerichten, entzog te, foviel ihr be: 
liebte, aus ihten Wirfungsfreife und ohne diefe verhängte fie Strafen, :Berbannungen, Ge⸗ 
- fängnig, Abſetzung, blos’verntittelft Königlicher oder: minifterieller Gabinetöbefehle und lettres 
de cachet. Die Sicherheit ver: Perfonen und des Eigenthums war zerffört. Ein Wort, ein 
falfch berichteted Wort, genügte zur Vernichtung eines Lebensfchickſals der Einzelnen, ber Fu⸗ 
mitten: Jenes Inflitut allgemeinet Brieferhreijimg betrachtete det verborbene, im Alter noch 
tlefer geſimkene Ludwig XIV. fogar al&ein’befonderes koͤnigliches Bergnügeh: Sie verfihaffte 
aber zugleich den Pächtern ver Btiefpoſt, ven Pajot, ven Komilld, denen man vie Pacht 
wohlfeil laſſen und überall durch die Finger fehen mußte, auf! Kofler des Landes und vie 
Bublicums ungeheure Reichthhzümer. Sie gab ſelbſt untern Boftbeanten und Commis pie 
Möglichkeit indie Hand, durch falſche Briefauszüge: zur Befrledigung eigener Privatrache ober’ 
gegen Lohn Anderer jeden Chrenmiann alsbald ‘zu Grunde zu richten. Sie fette die Miniſtet, 
# DB: ven ſchaͤndlichen Louvois in den Stand, durch falfche, nach ihrer Abſichten gefertigte 
Rapporte’ven Körtig wie ihren Spielball ’zu leiten und durch ein wahr oder falſch berichtetes 
Bort des Unmuths, des Tadels' über den König, die Maitreffe over die Regierung, ihrt 
Gezuner ins Verderben zu: ſtürzen. Abev!immer fleigende Verberbniß des Hofes und Landes, 
immer größere Berarmung vor! beiden; enditä:eine gräuelvolle Revolution, Mord und’ Stutz 
der koͤniglichen Fumille, dieſes waren die Früchte dieſes Syſtems. Denn nidt Boltatre'und 
die Encyflopaͤsiſten; ſondern die aͤußetlich gleißende, ſelbſt durch erheuchelte Froͤmmigkeit wie 
durch Schmetchelet gegen Kunſt unb Wiſſenſchuft beſtechende, aber innerlich und moraliſch fatcke 
und verpeſtende Regterung Ludwig's XIV. und des: Regenten, nicht die Philoſophie, ſondern 
dieſe ſchundliche Reglerungspolitik haben die Revolution und vor allem ihren ſchaubethaften 
Ghariikter bewirkt. Ste haben die: moraliſchen Grundlagen der Regierung und öffentlichen 
Ordnung, ben Glauben an die Heiligkeit derſelben und an ihre Berbhrgintg der diffentlichen 
Sicherheit und des Wohlſtandes, die Achtung der Treue und des Geſetzes zerfiört: Sie hecbe 
denſelben Kanipf des Cigennutzes und Ehrgeizes, der natürlichen Kiehk für Ungebundenhelt 
und Einftß der Eiſt und der Gewalt von Selten aller Bürger' gegen: die Regierenben hrrvor⸗ 
greufen; welchen bie Maͤchtigen und ihte Handlangerifrũher fo länge gegen bie Bürget: kãnpf⸗ 
ten. Die Philoſophie und frindlei und revolutionäre Schriften waren thells nur Qtek 
theils nur Kriegsmittel dieſes Kampfes. Ganz: atıf viefeibe' Weiſe hatte ja auch im aublorik 
gen Vethaͤltniß der Kampf ver Liſt und Gewaltden zuletzt ſtegteichen Gegenkümpf mit gleichek 
Mitteln hervorgetufen. Dieſes ARE — es Idy'ja offen vor — ſahen auch vie Maͤnner per 
RNevoluecion und ſelbſt die der Napolebniſchen Regierung ein und ſprachen es aut! Und venno; 
konnten fie, weil die Achrung Dort dffenttichen Roral in Frankteich noch zu ſchwach war, ver 





D Duclos, „‚M6moires secrets cur le regno de Louis XIV et XV"; „Memeires'du Mardcha} 
Duc de Richelieu“, I, 107; „„Memoires secrets par St.-Simon‘', I, af. St.⸗Simon überfchreibt 
diefes Gapitel: „Esprit curieux du roi, inquisition royale des lettres de la pöste.” 
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Beifäging;nilaeveinerfiigen , gerade bie verderblichſten Aaximen dieſer BoNchE, vie Imre: 
Mliieh Boden fo fee Wurzein geſchlagen Hatten und auf den erſten Sllek To beguemn und vor⸗ 
iheithaft · ſchrinrn, aufdneire geltind zu machen und vor allenr davurch mid ˖ ihren Stiry md’ 
neue Revolutionen herbeizuführen. 
Mertwürbig find die Selbſtbekenntniſſe der franzöͤſiſchen Staatsmänner in Beziehung auf, 
jene verkehtte Volieit. ,, Wollten nur”, fo ſchreibt unter Anverm fon‘ der Graf Virgennelt 
din 25. April 1775 an ven damaligen franzöfifgen Botfchafter Vreteuil in Wien, „wollten 
stur alle Mächte über die Nichtigkeit der Ränke in der Politik ſich aufklären, ſo wärbe nie Weln 
beſſer regiert, die Minifter würden weniger geplagt werben und die: Menſchheitt würbe Die) 
Verirrungen und Rafereien des Chegeizes weniger zu befeufzen haben. Es hat noch'nicht das 
Anfthen, als wäre man dort, wo Sie ſich befinden, vavon geheilt oder wünſche es zu fein.. 
Zeigen wir uns in einer Achtung gebietenden Stellung, und man wirb und achten.“ &), Neden 
in feinem Werke über die frangöfliche Finanzverwaltung (II, 351) hebt den: großen Koftenpunte 
und bie Berirrungen,, zu weldien diefe „, zu tief ſpaͤhenden Blide des Souveräne” führen, das 
Unbehagliche wie die Truglichkeit folder Kundſchaft und die Unwürdigkeit ihrer Anwendung 


hervor. Sleyes macht in ſeinem Entwurfe ver Rechte des Menſchen und Staatsbürgers die 


Unverletzlichkeit des Briefgeheimniſſes zum Verfaffungsartifel.?) Die Nationalverſammlung 
heiligte ſie in ihren Decreten und verordnete, „das Briefgeheimniß dürfe unter ketnetli Vor⸗ 
wand gekränkt werben”. 10) Daß ſpäter überhaupt kein Geſetz galt, iſt bekannt! Alo Napor 
leon die Herrſchaft der Republikaner geſtürzt hatte7 da ließ er im Anfange feines Conſulats 
den Finanzminiſter Gaudin an den Centralcommiſſar der Poſt ſchreiben und das Schreiben 
Öffentlich bekannt machen: „Die Regierung: hat eine neulich durch Civilautoritaͤten verfügte. 
Verlegung ber Heiligkeit der Briefe fehr gemisbilligt und Hat erflärt, daß fir fünfeig gegen 
Seen, ver fi dergleichen erlauben würde, nad aller Strenge der Geſetze verfichren‘ will. 
Den Poſtdirectoren muß ausdrücklich verboten werben, feinem Befehle zu geboren, der bie 
idrer Rechtſchaffenheit anvertraute Dienfttreue gefährden könnte. Sollte der Ball eintreten, 
dag man fie mit Gewalt dazu zwingen wollte, ſo haben fle einen Verbalproceß barkder aufzu⸗ 
fegen und einzufenden. Die Regierung wird unerbittlich gegen eine Art von Verberchen fein, 
welches nur Zeiten angehören konnte; deren Ruͤckkehr vie gegenwärtige Rage der Regterung nicht 
befürdten [AB Mas fpkter erfolgte, das ganze empörende Syſtem Napoleoniſcher geheimer 
Polizei und der von ihm erneuerten politifchen Ingquifition find ebenfo befannt wie fein Gturg- 
und wie feine durch ähnliche Fehler ver Refaurationsregirenng bewirkte Wiedereinſeguug. ?2) 


8) Vaſſan, a. a. O., VII, 443. 
9 Sieyts, „Bolitifche Schriften”, I, 433. 

10) Collect. g&n. des decr. rendues par PA. N., I, 189. 

IH @in Freund fügt Hinzu: „Napoleon rähmte fi auf Gt.s Helena, wie er die Berichte der Si 
fanbten' meift: aus beren zur Bo egebrnen Schreiben gefannt, da nur wenige Regierungen eigene Ku⸗ 
tiere fendeten. Alle Scheimfchriften habe man entziffert und in biefem Befchäfte eine folche Fertigkelt 
erlangt, daß das Auffinden des Schlüfſels bei nenen Ehiffern in der Megel nur noch ganz kurze Zeit in 
Anſpruch nahm. Napoleon fügte Hinzu, wie ihm die Schmeicheleien fo vieler Gefandten, deren ganz ans 
ders lautende Berichte er oft kurz vor biefer oder jener Speichelleckerei gelefen, eine wahte Verachtung 
hätten einflößen müflen. (Daß feine eigene ſchändliche Taäͤnſchung des Vertrauens auch Verachtung ers 
wecken mäffe — dieſes ſiel ihm wicht en.) Was haben ihn aber, muß man fragen, alld diefe Dirige 
fhlieplich gewäge 

„Das nad; den Befreinngefriegen zur Herrſchaft gelangte Reartionsfuftem — in fo vieldacher Hinficht 
eine Nachbildung des Napoleonifchen — gkaubte mug) ber bezeichneten Mittel nicht entbehren zu Tönnen. 
Se unnatürlicher bie Verhaͤltniſſe und ände, in defto ausgedehnterm Umfange machte man von fol 

Mitteln Gebrauch. Diele Theile Deutſchlande haben in biefer Beziehung Erfahrungen gemacht. 

z befonders aber wurden die Boltzeifünfle in Italien geübt. Dort war eier Niemand der vor 
benfelben. ine Polizei beobachtete insgeheim bie andere. Selbſt die Höhern Vorſtaͤnde liegen ſich gegeiiz- 
feitig „Briefe auffangen und erbredien, und als Matland im Jahre 1848 mad feinem fünftägtgen — 
adetzky's Truppen geräumt war, fanden bie Infurgenten bei dem Poſtdirector die nachgemachten 
Giegel fo ziemlich aller auch der ganz hohen Behorden, deren Eorreſpondenz alſo fo wenig ſicher mar 
ale die des Geringfien. Bieles enthält das (freifich wol nicht überall Fritifche) Werf «Carte segreie 
della polizia austriacz in Italian (4 WBbe., fago 1851). Selbſt in dem auf bie Breiheitsrechte 
feiner Bürger im Allgemeinen mit beftem Grunde fo fiofgen England fonnte doch gegen Anfang ber vier⸗ 

tger Jahre die heimliche Vrieſerbrechung (gegen Ausländer) ein ——— verſucht werden. Kaum 
aber Rupie SAhauheit diefen: rauch eutdeckt, ale de ein ſoicher Starm des Unmillens in 
der britifchen Nation erhob, daß man wol annehmen darf, bort nun davor ficher zu ie — Und inder 
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Iteiteitofreace pꝛereten, I1:08 mweiien ber serwurtie Berkans zz2 das verbundzlär fixe 
vieler Berbiemseten 


ih nıemais ib Mu mın ũch aber wc and über die Bertiom 
—— — — na für —— — 
— Daß fie eberio die anentbehefuhe 


—— Aberenen u lonnen, alle Bei, nementich end Vie iiche, beweije anf jedem Blase. 

baß, Islange eınzeine Bartrien eine ansere Regierung wünidten, bie durch Unssahmigricye 

unterbrilt wersen mtr, uns ferner: daß ein —— Esftem, wıe das ige franzöfiidge, aschr 

—ã— wc —— ; ja af rollende as ih em 
reiheit, welches ein Ayrannen pa ibeer Unterbrüdung erfand, 

em nach beseutender neuer Beichränfung der Breiheitsrefie und, vermehrter Sryreis 


fo 
Be due der heutigen Civiliſation und den Grunbiägen von 1739 völlig par as forte Bern 
—* —* aber ber vegierie Englanz bei englifcher Parlaments: uns Bollsfreiheit, ohne fie 
gleich nicht etwa blos Freunde ber frabern reyablifanitchen 


*** — — ver Stuarts bie feiner miefauns 
ten a4, Toner uf ja ber mod Iebenbe frühere König uud mit ihes ber ächtigfte Herrfcher 
Ousopas mit großer Kriegemadıt pi Land und zur Sec, mit immer nenen Land nen immer 
nene revolutionäre und meuchelm iſche Empörungen in allen drei englifhen Königreichen unterftüg: 
ten. Auch unter Wilhelm's Nachfolgern beftanden noch lange ihnen feinbfelige und offen die i 
Selt der abgeicpien Konigefamilie anertennende Parteien, und doc beſtand zugleich Die bewunberte polls 
Sommene engliſche Parlaments, und Dolls: und Preffreiheit ununterbrudt. Und in dem durch KAero⸗ 
lutlon gefhaffenen neuen Königreich Belgien, wo cbenfalls franzöfich und holländiſch und repubtitunife 
Geflanie ihre Definnungen nicht ver en, auch hier hat der neue meifterliche Herrſcher wicht minber 
in allen Ihren Thellen die volllommen freiehe Derfaflung, die größte Barlaments- und Preffreiheit ofme 
jedes Uuenahmsgefeg erhalten, Jene 1789 in der ruhmwollfien Zeit der frangöflichen Nation mit Des 
akerung verfänbeten und von Europa mit Begeifterung veruommenen Grundfätze, biefe wahrlich ent- 
hi ten doch volllommene Parlamenis : und Brehfreibeit = als ihre, als der Freiheit weſentlichſten Beſtand⸗ 
le und ®rundlagen. Wir ſprechen hier lediglich —— es: Bir unterjuchen ganz und gar wicht, 
ob die franzöflfche Nation der Freiheit würdig, fähig und bedürftig fei, was ihr auf fo beleidigende and 
Abermüt ige Weife viele englifhe Zeitungen abſprechen wollen. A erörtern nicht, ob fie ın Wahr⸗ 
N die nnlehung ber damals proclamirten NRationalfreiheit wünſche, ober ob fie dieſe Eutziehung ver: 
ob fie t mehr We ale die Entziehnng felbft die Zumuthung befhäme, wit erzwungenem 
lud weigen vor Europa bie Berfiherung als bie ihrige proclamirt zu ſehen, „ihr jegiger politiſcher Zus 
and ſei die Verwirklichung ihrer Grundſaͤßze von 1789, und ſelbſt ſchon eine Wunfchäußerung nach voll: 
ommenerer Derwirflihung, eine andere nfegäuferung als bes Kaiſers langes Leben, verbieme bie 
— ber twünichenden Zeitung”. Gern überlaſſen wir Alles dieſes unfern Nachbarn jenfeit bes 
Mhein. Sie haben ſelbſt zuzuſehen und zu urtheilen, was Ihrer Ehre und ihrem Wohl frommt. Aber 
wenn alle Wel⸗ etäufcht werden foll, dann hat alle Welt ſchor an ſich das Recht zu fagen, daß fle fo 
dumm nicht ſei, taͤuſchen zu laſſen. Sie hat das Recht, die allgemeinen hiſtoriſchen und politiſchen 
Wahrheiten, die für uns Alle nöthig und wohlnätig ‚ gegen Talfche Auffaſſungen zu vertheibigen. 
Bir Mille, Die wir täglich aufs neue, bier durch Die Lüge und Heuchelei der Berfchwörer, bort durch bie 
der Meaction, in jenen unfeligen Kreislauf zwifchen Rabicaliemus und Despotismns hereingegogen wer⸗ 
ben Me wir haben das Recht dahin zu arbeiten, daß uns endlich Wahrheit und Gerechtigkeit von bei⸗ 
en erlbſe 
‘ 19) „Correspondence du Duc d’Otrante‘’, I, 20. 
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Beſchlagnahme 50% 
nen wiflen.” Nach der Wiebereinfegung erließ am 2. Mai 1815 Earnot, als Minifter des 


Annern, an alle Präferten folgendes merkwürdige Circularſchreiben: „Ich bin benachrich— 


tigt, daß in verfchienenen Theilen des Reiches das Geheimniß des Briefwechſels durch Beauf⸗ 
tragte der Verwaltung verlegt worden. Wer kann zu folden Maßregeln Befugniß gegeben 
Haben? Wollen die Urheber verfelben fagen, daß fle der Regierung zu dienen wünſchten ? Ein 
ſolches Berfahren in. die Verwaltung einführen, heißt nicht den Kaifer dienen, fondern ihn 
verleumben. Er verlangt nit, fondern er vermwirft die Huldigung eines Dienftes, der von 
den Befegen gemigbilligt wird. Haben nicht die Geſetze feit 1789 einſtimmig erflärt, daß das 
Geheimniß der Briefe unverleglich ſei? AU unfer Unglück in den verſchiedenen Zeiten der Re⸗ 
solution rührte nur von dem Brud der Grundſätze her. Es ift alſo Zeit, folden Kunſt⸗ 
griffen zu entfagen. Sie werden fonad mit der äußerfien Strenge des Geſetzes dieſe Ver⸗ 
legungen des heiligften Rechtes jedes Mannes in ver Gefellfchaft verfolgen! Die Gedanken 
eines franzoͤſiſchen Bürger müffen fo frei fein wie feine Perſon.“ 

Die Erfahrung hatte alfo ficher Frankreich gemacht, unverwerfliche Zeugen ſprachen e8 ſo⸗ 
eben aus, daß nicht auf Lift und Treubruc und Gewalt, fondern auf der moralifhen Grund: 
lage der Wahrheit und Treue, des offenen Rechts und der Freiheit und ihrer unverbrüdlicdhen 
Achtung die Sicherheit des Throns und der Öffentlihen Drbnung beruhe. Aber freilich gehört 
bei Menfchen noch eiwas mehr dazu als die Einfiht, daß das Rechte gut fei. Sie müffen, 
um den Berfuchungen e8 zu verlegen widerſtehen zu fönnen, auch das Rechte innerlich achten 
und dazu erzogen fein, und das geht bei den Nationen langſam. Ob mol diefe Achtung ſchon 
in Napoleon und feinen Männern gefiegt hatte? In Frankreich haben in ven zwei Perio⸗ 
ben der Reftaurationsregierung die Polizeimittel, die fhmarzen Gabinete, die Agens provo- 
cateurs und endlich die Unterflügung politifcher Heuchelei durch Die religiöfe, den Thron nicht 
befeftigt,, fondern abermals untergraben. Die „Estafette” vom 18. Nov. 1835 erneuerte bie 
befannten Klagen, daß auch noch nad Der Julirevolution frühere unmoralifche und demora⸗ 
liſirende Maximen ver Verwaltung herrfähten. Sie fügt wörtlich Hinzu: „Nichts vemoralifirt 
mehr eine Nation als vie politifche Heuchelei. Der Wechſel der EHrenftellen und Glücksgüter 
und der geſellſchaftlichen Gewalt, blos duch Hof- und Miniftergunft, verbirbt ebenfo ſehr 
Diejenigen, melde fie erwerben, ald Die, welche geftürzt werden. Diefe Mafle von Menſchen 
auf der öffentlichen Bühne , welche die Grundſätze verleugnen, die fie früher bekannten, welche 
Gewiſſen und Ehre für die Befriedigung ihres Ehrgeizes und ihrer Begierden verkaufen, bie 
jetzt offen diejenigen verfolgen, die fie früher öffentlich priefen, und welche die Bürgfchaften 
ber Befege und der Öffentlichen Gewalt zu Berfolgungsmitteln verkehren, vie fetlen Schrift: 
ftelfer mit ftetö fleigenven Befoldungen, bereit, für die ihnen dargereichten Beſtechungen ent: 
gegengefehte und nichtswürdige Grundſätze und Zuftände zu rechtfertigen, ja ſelbſt jo Wider⸗ 
finniges, daß man fi fragt, men denken fie denn zu betrügen — diefe Menſchen richten mehr 
Berwirrung in den Beiftern an, untergraben mehr vie Moral, reizen mehr zu Nichtswürdig⸗ 
keiten und Verbrechen, als alle ſchlechte Schriften und Theaterftüde. Zu allem viefen nun noch 
vas immer ſteigende Übergemicht der Polizei! Je mehr fle ihre Gewalt auspehnt über die Ge: 
fellfhaft, um fo mehr vermehren fih die Verbrechen. Diefed erklärt ih ſchon durch Ihre 
Gewohnheit, offenbare ſchimpfliche Lafter zur Verfolgung der verborgenen anzumenven,, ent- 
ſchieden nichtawürdige Menfchen, um vermuthliche Verbrecher zu entdecken, und fi} zu verei⸗ 
nigen mit allem Nieverträchtigen und Grauſamen und daraus eine Gewalt zu bilden, bie fi 
fo oft verberbenbringend gegen ihre Urheber, ſtets aber gegen bie Befelfäaf erweiſt.“ 

Die Maßregel der Papierbeſchlagnahme und die gerichtliche Einfoderung von Briefen iſt 
leider in den neuern Zeiten durch die Furcht vor Revolutionen, geheimen Verſchwoͤrungen und 
demagogiſchen Umtrieben, und durch Polizeiallianzen ſelbſt mehrerer Länder ſehr häufig und 
fehr ausgedehnt geworden. In Frankreich flellte man freilich in der Nevolution und aud in 
den noch jegt gültigen Gefegen mürbige Grundſätze und zum Theil löbliche Beflimmungen auf. 
Man erflärte dad Haus eine jeden Bürgers als deſſen unverlegbare Freiftätte und jede geſetz⸗ 
widrige Verlegung veffelben, auch felbft die durch die hoͤchſten Behoͤrden, für ein criminell 
firafbares Verbrechen. 13) Auch beſtimmen bie Geſetze fehr löblich, daß nur die orbentlichen 
Gerichtsperſonen, nicht die Polizei; Hausfuhungen und Papierbefhlagnahmen vornehmen 
dürfen, und auch dieſe nur In gefeglich beflimmten ſchweren Fällen und unter genau beſtimm⸗ 


ri 19) Bonftitution vom Jahre VIII, Art. 76; Geſetz vom 9. Juli 1791, I, S—-11, und Code penel 
t, . 





5 Ä AMeſmlagughure 
ken geſetzlichen Formen. M) Gendarmerieofftziere dürfen nur in das Haus kreten, wo delit 
flagranı iſt, oder wo ſie gefodert wernen. 1°) Aber leider hahen belauntlich wie franzöͤſi ſchen 
Berigtöbeamten überhaupt in Beziehung aquf die Grabe des Verdachts, den Beginn einer 
Unterſuchung und der Anmenbung ver freiheitbeſchränkenden Maßregeln feine hinlänglich 
Achernden und genau beftiuuuten Grenzen, und bie Staatöprocuratur. iſt zu abhängig von ben 
Miniftern und deshalb ein zu bereitwilliges Werkzeug in politiſchen Prorefien. In Beziehung 
auf Deutſchland mußte nad vielfachen und reifen praftifihen Erishrungen einer unferer erfien 
Ariminaliften, der Geheimrath Mittermgier, Klagen ausſprechen. Rückñchtlich der von den 
Berichten in Griminalunterfuhungen mit Beſchlag belegten Briefe fagte er: „Ich darf es wol 
öffentfih.bier aussprechen, daß in Deutfchland in diefem Punkte oft auf eine unverantwortliche 
Weiſe gewirthſchaftet wird. Ich Habe Criminalunterfuhungen in Händen gehabt, wo 300 
“ Briefe unterfchlagen wurden. Man hatte fi nicht begnügt, bie Briefe des Anquifiten mit 
Beichlag zu belegen, weil man glaubte, daß biefer auch feinem Bruder und dieſer wieber einem 
Freunde etwas gefchrieben. haben könne. Solchergeſtalt wurden Briefe eines achtungswũrdigen 
Geiſtlichen an den Bruder eined Verhafteten mit Beſchlag belegt. 3%) Der unfeilige Sag, 
der Zweck ‚Heilige die Mittel, fcheint auch im Griminalprocelie inımer mehr Anwendung zu 
finden, da fi viele Inquirenten ungeſcheut jedes Mittel erlauben, um die Wahrheit zu ent⸗ 
decken.“ 17) ber die in. neuern Beiten häufig gewordenen Beſchlagnahmen aller Papiere 
Elagte Mittermaier im Jahre 182219): ‚Sie hat nit bloß.alle Nachtheile und Cinwendun⸗ 
gen ber Hausſuchung überhaupt gegen fih, indem fie das Net auf Häuslihe Ruhe und Frie⸗ 
den ſtoͤrt, den Muf des Hauobewohners auf.enypfindliche Weiſe verlegt und mit Profanirung 
aller Beheininiffe verbunden iſt. Und es ift eben fein Zeichen des Sinnes für bürgerliche Frei⸗ 
heit, daß wir faft den Begriff des Hausfriedens verloren haben. Wer mag es leugnen, daß 
Die Wornahme einer ſolchen Hausſuchung oft feine andere Geſtalt an ſich trägt, als wenn eine 
Bande von Mänbern in eine Wohnung einbriht! Wer mag den Seelenſchmerz des Unſchul⸗ 
digen, der in-feinem Innerſten jich verlegt.lebt, wer ben Kummer her. unglüdlihen Familie 
verantworten, wer bie Folgen berechnen, die aus einer folhen Störung und Durchſuchunq 
aller Geheimniſſe von Seiten unberufener und nicht immer fehr verſchwiegener Perſonen fo. 
häufig herauskommen! Noch drückender aber wird die Papierbefchlagnahme, va fie meift als 
Mittel bei Unterfuchungen wegen Staatöverbrecdhen und demagogiſcher Umtriebe Berfonen trifft, 
elche jih mit wiſſenſchaftlichen Arbeiten befhäftigen, indem man gerade ven Gelehrten Bie 
Ehre erwiefen Hat, fie für gefährlich zu Halten. Diefe nun find meift gewohnt, mit der Feder 
in der ‚Hand zu denken. Nach ver Meinung ver Inquiventen aber kommt ed darauf an, bie 
verborgenſten Befinnungen und Qinfichten der Augeichuldigten fennen zu lernen. So erſcheint 
dqher jede Unterſuchung der Papiere ald eine Verlegung des heiligften Rechts auf Geheimniß, 
als eine verderbliche Gedankenſpäherei, ald.ein-unmittelbarer Zwang, die geheimſten Gedan— 
ken, die Jeder nur vor Gott zu verantworten hat, heraus zu ſagen. Sie wird aber quch ge⸗ 
fährlich. Sie bringt eine Menge von halbreifen und zweideutigen Gedanken, von ben inner⸗ 
ſten Befinnungen, von bloßen Aufivallungen,, von fremden, felbft noch nicht angenommenen 
Meinungen, von.launenhaften Ergießungen einer aufgeregeen Phantaſie, die in der Stubir- 
fube die Welt wol anders anfieht als bei wirflihen Handeln, und eine Zahl flüchtiger, im 
Moment einer unmilligen Stunde entflandener, im nächften ruhigen Augenblide felbft nom 
fürzeuger ſchon verdammter Geburten zur Öffentlihen Kenntniß -uneingeweibter Perſonen. 
Zum Verſtehen aller dieſer Papiere aber fehlt der Schlüffel. Hier kann es nicht fehlen, da 
‚manghe bingemworfene Außerung.eined Mannes, der feinem Jahrhunderte voraneilt, ‚ver eine 
neue Wahrheit ausgeſprochen hat, welche ven gemöhnlichen Menfchen no ein Gräuel und 
Irrthum ſcheint, als gefährlid aufgefaßt und miabraucht wird, bald von Inquirenten, welche 
pielleiägt, was zur wohlthätigen Arznei beſtimmt war, als Gift anfehen, bald von boahaften 
Begnern over Anklägern, welche dad Unſchuldigſte misbraugen. Man läßt den Worberc aber 
den Nachſatz weg, reißt Alles aus feinen Zufammenhang und sreibt es, wie ber geniale 
Dichter im.« Egmont» ben Schreiber Banfen die Griminaliften ſchildern läßt. Bei einer ſol⸗ 


i4) Code dinstruct,, 36, 46, 87, 88, 56 — 50. 
15) Geſetz vom 29. Ort. 1820, Art. 153, 157, 162: 
A 19) „Verhandlungen der zweiten Kammer ber badifchen Ständeverfammlung von 1831, Heft 2, 


17) „Neues Archiv des Criminalrechts“, II, 452 | 
18) „Reues Archiv des Criminalrechis“, V, 300fg. Vergl. auch deſſen, Strafverfahren”, 5.61,A8 
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Schreibende ſchon lange vergeßen „hat, wo er ſich nit mehr, der Veranlailungsarünne und 
Rebenunflände erinnert, ſoll er nun Rede ſtehen und den Sinn angeben , ‚mie es ver Frabi- 
rent aus allem Zuſammenhang. geriſſen vorlggl — und dann ſagt man no, daß wir eine 
Folter mehr haben! Aus ſolcher Durchſuchung eniſtehht jene euwpdrende Art ver Suquiitien, 
welche auf Gedanken geht und über Meinungen Rechenſchaft fodert und Erkläxrungen des Ange⸗ 
ſchuldigten, was er dabei gedacht, als er vor zwoͤlf Jahren die Stelle ſchrieb, ja mas ein An⸗ 
derer Dachte, als er eine beſtimmte Stelle ſchrieb? Kein Mittel verlegt ferner zugleich ſo fahr 
‚and ganz unſchuldige dritte Perfonen. Bei jeder Durchſuchung biefer Art fopert die Conſe⸗ 
guenz und Zwedmäßigfeit, daß man fle auf alle Papiere, die in der Wohnung gefunnen wer- 
den, ausbehnt, weil man nicht wiffen kann, inwieweit der Angeſchuldigte feine Papiere ſchlau 
perſteckt ober andern Perfonen zur Aufbewahrung.gegeben hat. Briefe von Kindern und Altam, 
son beſuchenden Verwandten, vie vertraulihften Ergießungen inniger Zärtlichfeit ‚Jagen 
dann offen vor den Späherbliden uneingeweihter Perſonen. Kommt da irgendeine Aunße 
‚Stelle, ſo muß ber Befragte fih rechtfertigen und oft Vorfälle.erzäglen, vie Niemangen. au⸗ 
geben. Familiengeheimniſſe aller Art werben hier profanirt, vertrauliche Geſtändniſſe, 
merſchlich zarte Ergießungen des Freundes werben hier Gegenflände einer. Unterfurhung , hei 
welcher nicht immer mit beionderer Delicatefle und Verſchwiegenheit gehanpelt wird. Mas 
„ganze Leben eined Mannes in Verhältniffen, die den Staat nichts angehen, wird auf die ver⸗ 
‚legenpfle und gefährlichfte Weife preisgegeben. Ia man hat fogar in neuerer Zeit die He⸗ 
ſchlagnahme bei nicht Verdächtigen reshtfertigen wollen, um dadurch über bie Gefinnungen 


„dritter Perfonen und über die Verdachtögründe ‚gegen fie Aufſchlüſſe zu ſuchen (ja wol gerape 


am noch unbekannte Vergeben zu finden), gerade ald menn nun Jemanden yerhaften, dürfte, 
„peil er möglihermeife über irgendein Vergehen Auskunft geben koͤnnte.“ 

Wir unterlaffen ed gern, näher auf dieſe vorzüglich von 1819 an in ‚mehren deutſchen 

Lännern erfolgten, auögebehnten, ‚zum Theil fogar nicht einmal von ben Gerichten und unter 
„dem Schuge der rechtlichen Formen vorgenommenen Bapierbefhlagnahmen, auf den oftmals 
‚mit den weggenommenen Papieren gemachten Bebrauc durch bie befannten Auszüge in Bei: 
‚sungen u. ſ. w. näher einzugeben, um fo mehr, ba mir theilmeife dapon fchon früher: dem 
Publicum actenmäßige Mitthellungen machten. 19) Irgenveine ‚gerichtliche Verurtheilung ale 
Refultat diefer außerordentlichen Maßregeln iſt unſers Wiſſens night erfolgt, und die verſpro⸗ 
qhenen Öffentlihen Mitiheilungen ver Bundedcentralcommifiion über ihre. Ergehniſſe find ehen⸗ 
‚falls aunögeblieben. Überhaupt aber iſt es auch in Beziehung auf die Maßregeln der Beſchlag⸗ 
‚nahme von Papieren und Briefen wenigſtens niemald öffentlich befannt geworben, daß fie fr 
‚die Gerechtigkeit, für die Regierungen oder die Freiheit der Bürger wohlthätig gewirkt, daß 
‚nicht aud Hier die Nachtheile wenigitend weit überwogen ‚hätten, 

Sooll nun aber überhaupt praktifch entjchienen werden, ob und inwiefern jene diplomati⸗ 
„ſchen und die der geheimen Polizei angehärigen Brieferbrechungen, fowie der richterliche und 
„nolizeilihe Befchlag von.eingelnen Briefen und von ſämmtlichen Papieren dem Recht und her 
wahren Politik entſprechen, und follten. wir fie ganz oder theilweiſe bekaͤmpfen wollen, als- 
dann fällt ung zunächſt ein Wort des Freiherrn Friedrich Karl v. Moſer 20) ſchwer auf .ng8 
Her. „Es gibt‘, fo fagt er, „gewille privilegirte Malhonnetetäten in der ‚green: Weit, 
„bie man durch einen ſtillſchweigenden Vertrag einander eingeficht, ohne ſich je-Öffentlih, dazu 
„hefennen zumdgen. Dahin gehört z.B. die heimliche Eröffnung ver geſandtſchaftlichen und 
„anderer Briefe, wozu man eigene Leute, Dechiffreurd und Petſchierſtecher hält” In .fafl 
Be Sinne ſcheint Klüher, in feinem „” Hffentlichen Recht“, 6. 444, Die Angahe einer 
„großen Reihe.von Befegen verſchiedener Länder, welche nad Briefgeheimniß .ald heilig, m e 
Verletzung häufig als ehrlos und verbrecheriſch varftellen, mit ven Worten einzuleiten: . 

Geſetzen wider, Eröffnung der Briefe auf der. Poſt fehlt es nicht.“ Man ſcheint alſo zu fürch⸗ 
‚gen, daß ih Regierungen und Miniſter ſelbſt zu dem anerfannt Unmoraliſchen und Unrecht⸗ 
lichen, ia Schimpflichen verleiten laſſen würden, . trogbem.baß ſie es ſelbſt durch Ihre ausdeuck⸗ 
Aichen Geſetze und Erklärungen als verwerflich darſtellen; ſei es nun, daß fie eine jeſuitiſche 
‚und, machiavelliftiffge Heiligung Schlechter. Mittel für, ihre Zwecke, ober daß ſie pie nahe Mus= 


. 


49) Abhandlungen für das öffentliche Recht“ (1. Abtheil., Stuttgart 1823), und neuerlich: „Wich⸗ 
Hge Urkunden für ven deutſchen ans ea Mnpeim1Bab) Ba u 
0) „Weber. Regeuten, Begiezungen uns Miniger‘‘ (Brauklart 18U,,8.30. 


000 Beſchtagnahme 
ficht auf den augenblicklichen politiſchen Vortheil, auf die Befteiung vielleicht von einer augen⸗ 
blicklichen Beſorgniß verlockte, ben größern bleibenden allgemeinen Nachtheil zu überfehen. 
Somit würben denn auch alle noch fo ſchönen Gegengründe wenig wirken. Und Ahnliches 
müßte man alsdann noch mehr in Beziehung auf bie Gründe gegen bie Beſchlagnahme ber 
Briefe und der Papiere befergen; Boltzei: und Gerichtsbehoͤrden faflen oft noch viel einfeitiger, 
wenn nicht ihre perſoönlichen Interefien, doch blos ihren befondern Zweck, etwas auf die 
ſcheinbar fürzefte Art zu entdecken und zur Strafe zu bringen, ind Auge, opfern und verlegen 
ihm zu Liebe oft roh und leidenſchaftlich alle Grundgeſeze und Grenzen ihres Berufs, alle 
andern Zwecke und Rechte ber Bürger und bed Staats, alle älteften und Heiligften Afyle ber 
Menſchennatur und der bürgerlihen Freiheit. Wohin aber gelangt man in diefer Richtung! 
Würde man nicht oftmals durch Verlegung des Beichtflegeld und durch Zwang zu feiner Ber: 
legung viel mehr erfahren als durch Verlegung des Briefſiegels und des Schreibepults? Und 
dennoch achtet die ganze gejittete Welt und ſelbſt die Regierungspolitif das Beichtfiegel. Wür⸗ 
den ferner bei einem Verbrechen nicht am erften Altern, Kinder und Ehegatten, wenn man fie 
zum Zeugniß gegeneinander zwänge, Nachrichten und Spuren zur Entdeckung geben können ? 
Und doc achten bie Geſetze civilifirter Nationen bie Heiligkeit des Aſyls des vertraulihen Fa⸗ 
milienlebend und verfhmähen jenen Zwang. Ja, wenn man die Gefehe des Rechts und ber 
Sumanität brechen dürfe, fobald ein Polizei: oder Juſtizmann vermeint, es werbe vielleicht 
förberlich fein für ven Zweck, ein Verbrechen zu entdecken und fo bie, mie fle erklären, gefähr- 
dete Sicherheit und Eriftenz von Staat und Thron zu reiten, warum bleibt Ihr denn auf 
halbem Wege fiehen? Da Iobe ich mir doch Noms Tyrannen und die Männer des barbarifchen 
Mittelalter, die wußten, daß der Torturzwang gegen Verdächtige und Zeugen noch ganz 
andere Geheimniſſe, Gefinnungen und Gedanken zu Tage brachte als die erbrodenen Corre⸗ 
fpondenzen und Schreibepulte. Und doch ſchaudert die ganze Welt vor ſolchen Zwange zum 
Zeugnißgeben gegen fi felbft und gegen Andere. Und alle Tortur iſt fürmli abgefchafft. 
Man fah es ſchon längft in England ein, daß man ohne Tortur, ja ohne nur dem Ange: 
ſchuldigten ein Geſtändniß gegen ſich felbft zugumuthen , ebenfo wie ohne Brieferbrehung und 
Papierbefhlagnahme, alle Zwecke polizeilicher und eriminalrechtlicher Sicherung erreidhen 
tönne. Und diefes in einem fo reichen und freien und, wie es fiheinen muß, gefährlichen 
Volksleben wie das englifhe! Ja man erfaunte und erkennt jegt auch bei und nicht blos die un= 
gerechte Grauſamkeit und die Entbehrlichkeit, fondern auch die Gefährlichkeit und Verderblich⸗ 
feit der Tortur gerade für die Entdeckung der wirklichen criminalrechtlihen Wahrheit. Ganz 
ähnlich verhält es fih auch mit dem Beichtgeheimnig. Sobald regelmäßige Verlegung beflelben 
und Pflicht und Zwang zu berfelben flattfänden, würbe das Inftitut zerftört werden. Gs 
würbe der Beichtvater Feine Bekenntnifſe über Bergehen mehr mitzutheilen Haben. Er wuͤrde 
aber zugleich die Gelegenheit verlieren, fo oft ohne Verlegung des Beichtgeheimnifles gefähr: 
liche Unternehmungen zu verhindern. So iſt e8. Nur die höchfte Idee der ſittlichen Menſch⸗ 
heit und Gerechtigkeit ſelbſt If abfolut. Aber nichts Einzelnes, auch nicht die Sicherung und 
ihre Mittel darf man als etwas Abfolutes anfehen und mit rüdfichtlofer Gonfequenz bis zur 
hochſten Spitze verfolgen, oder man wird andere mefentlihe Aufgaben und Beſtandtheile des 
reihen Menſchen⸗ und Staatslebens zerftären und größere Gefahren begründen, ald man be= 
feitigt. Verhält e8 fih doch auch mit dem Poſtgeheimniß und mit der diplomatiſchen und poli= 
zeilichen Brieferbrechung und der Papierbefchlagnahme ganz ähnlich wie mit dem Beichtgeheim⸗ 
nis. Man kann wol die Wohlthaten der Voften, eined der größten neuern Inflitute der 
Menſchheit, größtentheils zerftören und daſſelbe zu dem unmwürbigften, zu einer Spionerie- 
aunſtalt, feine Beamten zu erfauften Spionen und Berräthern ihrer Mitbürger herabwürdi⸗ 
gen. Dan kann die offene vertrauliche Mittheilung immer mehr vernichten und vie Menfchen 
ſtatt mit Heiterm Bertrauen mit Mistrauen, mit verfchloffener Bitterfeit und Hinterlift erfüllen. 
Aber wo Brieferbrehungen und Bapierbefchlagnahmen bevorftehen, da wird man zulegt we: 
der im Brieffelleifen noch im Schreibepult ſolche Geheimniſſe finden, die ver Mühe eines fo ge: 
Häffigen und foftfpieligen Erbrechens irgend verlohnen. Bon den Menjchen und Planen me- 
nigſtens, die alsdann noch fih erwiſchen laffen, hat wahrlich der Staat nichts zu beforgen und 
vurch ihre Entdeckung nichtö zu gewinnen. Diefes ift vollends jegt unzweifelhaft, wo bie per: 
fönlihen Zufammenkünfte und Mitteilungen und ihre Leichtigkeit und Schnelttgfeit fo unge: 
mein zugenommen haben. Verfämödrungen haben überhaupt fat nie Revolutionen bewirkt, 
ſondern nur ihre Urheber ins Verderben geftlirzt und ver Freiheit gefchabet. Wo aber heutzu⸗ 
tage ſolche geheime Verbindungen entſtehen, deren Urheber, ſtatt, wie die galliſchen Druiden, 





eis Srunvgefeh das Nichiaufſchreiben zu befolgen, geſchriebene Plane im Bu oder Brief: 
felleiſen erwifchen laſſen, die find nicht gefährlich. Was hat man denn überhaupt au nur bis⸗ 
jegt auf diefen Wegen Erkleckliches gewonnen ? Im diplomatiſchen Verhältniß zeigte ſich als⸗ 
bald ein vereitelter oder überbotener, ein betrogener Betrug. Feindſeligkeiten, verderbliches 
Mistrauen und die Intriguen vermehren, die eigenen Diener der Fürſten und Miniſter ver⸗ 
berben, das vermögen fle; daß fie einen Staat retteten, das ift nirgends zu Tage gefommen 
und wird Niemand von ihnen erwarten. Sollte wol nicht eine irgend großartige Regierung 
wie diejenige, wodurch die Bernflorff das Heine Dänemark fo hochgeachtet und einflußreich im 
Bölterverhältniß machten , folcher kleinlichen, unwürdigen Mittel völlig entbehren, follte fie 
nicht durch den Borgang in der offenen und gänzliden Verwerfung berfelben ihre moralifche 
Achtung und ihre Kraft vermehren können! Im Innern des Staats aber werden hier mol 
Das, was nit tüchtige Richter und Behoͤrden auch auf ehrlichen und beflern Wegen bewirken 
konnten, jene gehäfftgen verlegenden Maßregeln leiften? Gehäffigkeit und Mistrauen zu pflan⸗ 
zen, Mittel für gehäſſige Verfolgungen und zur VBefriebigung von Privatleidenfchaften zu 
näbren, bie Grundfeſten der Öffentlihen Moral und Treue zu untergraben und vie Bürger zur 
Begenlift und Gegengewaltthätigkeit aufzureizen,, mancherlei Gerede und manche Berfiimmung 
gegen Öffentliche Beamte und Mafregeln zu Tage zu bringen, Berflimmungen, welche eine 
freie Preſſe in der Art nie Hätte auflommen laflen, jedenfalls aber auf würdigere und einfachere 
Weiſe zu Tage bringen würde, vor allem aber die Seele der Kürften mit Unmuth und Arg- 
wohn zu erfüllen, dazu find dieſe Maßregeln trefflich geeignet. Aber Thron und Berfaffung 
werben fie nimmer retten und befefligen. Jenes Unglüd für ven Fürften ſelbſt, wenn ihm fo 
durch die Mittheilung vorübergebender, aus den Zuſammenhange gerifiener ober verbrehter ver: 
traulicher Außerungen dad Vertrauen gegen feine Diener und gegen dad Volk vergiftet wird, 
iſt für ihn und das Land befonderd zu beherzigen. Necker fagte darüber (u. a. O., S. 354): 
„, Stände ed aud) in ver Macht der Fürſten, den Kreis ihres Blicks in das Berborgene nach Ger 
fallen auszudehnen, koͤnnten fie gleich unſichtbaren Geiſtern nad; Belieben in das Innere der 
Gedanken einpringen, was würben fie mit foldem Talldman gewinnen? Rur Zweifel und 
Unrufe, nur ein befländig drückendes Gefühl ver Unvollfommenheit; ein eitle® Grübeln nach 
Dingen, bie nicht find, eine Üibellaune und Unzufriedenheit mit Allem und endlich eine düſtete 
traurige Gleichgültigkeit (oder eine menfchenfeinvliche tyranniiche Semäthsflimmung). Wahr: 
li wenig mag man ſolche Kenntniß des Verborgenen beneiden. Das meenfchliche Herz iſt ein 
Gemälde, welches nur in vem Abſtande beſchaut werben foll, in welchen der hoͤchſte Ordner ver 
Natur es zu ftellen für gut fand. Würde wol der große Heinrich feinen offenen, fo liebe- und 
anmutboollen Charakter, der fein und Anderer Glück machte, behauptet haben, wenn bie 
Kunft, die flüchtigen Gedanken Einzelner auszufpähen, zu feiner Zeit fchon vorhanden ge⸗ 
wefen wäre und er früh davon Gebrauch gemacht hätte? Wahrlich man muß es geſtehen, es 
liegt wenig Großes in diefer Kunſt.“ Sehr richtig bemerkt auch Mittermaier (,, Archiv”, II, 
455): „Die Maßregel der Brieferbrehung bewirkt ein völliges Aufidfen aller Bande de6 
Bertrauend. Fängt der Staat einmal damit an, jo iſt es befannt, daß er meiftend wegen po= _ 
litiſcher Meinungen die Beften und Edelſten im Verdachte Hat. Denn die Schlechten ftehen teils 
im Solde der Machthaber, theild Haben fie gar feine Meinung, theils wifien fie ſich glücklich 
genug zu verflellen. In einem Staate baher, in welhem einmal Brieferbrechung geftattet 
wird, muß jeder Rechtliche, welcher, eben weil er keine böfe Abſicht hat und feinen Fürften 
und das Vaterland liebt, am offenften und ehrlichften feine Meinung jagt, am erften fürchten, 
daß er verdächtig werde, er muß Brieferbrechungen fürdten, und fo wird er lieher nicht ſchrei⸗ 
ben oder er muß Schleihwege ſuchen. Im beften Kalle ſtockt ver Verkehr und Offenheit und 
Bertrauen verlieren fi.‘ 

Gelänge ed nun wirklich folden und ähnlichen naheliegennen Vetrachtungen, e8 lebendig 
zu veranſchaulichen, wie kleinlich und wie entbehrlich und mie gefährlich zugleich jene Maßre- 
geln find, alsdann bürfte man ja auch, um fie fiher zu verbannen, nur ihre grobe Verlegung 
der Geſetze der Gerechtigkeit, der Ehre und Menſchlichkeit nachweifen. Diejer Beweis aber iſt 
nicht ſchwer. 

Er ergibt ſich ſchon unmittelbar aus den natürlichen Grundfägen ber privatrechtlichen, auch 
im Bölfer- und Staatsrecht verbürgten perſönlichen und Gedankenfreiheit, fowie aus dem 
Cigenthumsrecht und aus ber Heiligkeit der Treue und Wahrheit in den rechtlichen Verhältniflen. 
Die Freiheit der Gedankenaͤußerung in Wort und Schrift, und eben damit auch das Recht dieſe 
Gedanken nur für einzelne Perſonen bejchränft oder vertraulich zu machen, find alfo nicht vom 
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Staat erteilte. poſllive, und politiſche, ſandern angrborene mb. nekhrierfetien der:ner ſorcli⸗ 
den Freiheit. Hierin jſt enthalten das Necht des freien brieflichen Verkehrs, und hierin wieberum 
4) das Recht, von dem Gebrauch der Poſten und Telegrayhen, welche anſtatt der allge: 
meinen Freiheit als Staatsmonopole erklärt ſind, nicht ausgeſchloſſen zu werden; 2) das 
Recht, daß Briefe von mir und an mich nicht entwendet aber unterdrückt werben dürfen; 5). das 
Recht, daß nicht gegen meinen Willen Unberechtigte die vertrauliche Mittheilung leſen. Die an⸗ 
egebenen drei Rechte bilden das Recht des brieflihen Verkehrs ober das Recht des Briſef ge⸗ 
* imniffes. Von dieſem ſagte die Frankfurter deutſche Reichsverfaſſung von 1849, Art. 141: 
„Das Briefgeheimniß iſt gewaͤhrleiſtet; die bei firafgerichtlichen Unterſuchungen und in ſtriegs⸗ 
faͤllen nothwendigen Veſchränkungen find durch Die Geſetzgebung feſtzuſtellen.“ Diefe-Beftim- 
mung ging in mehre neuere Verfaſſungen über, theils wörtlich, wie in der revidirten Verfaſ⸗ 
fungsurfuude von Oldenburg von 1852, Art. Al, theild in weränderter Faſſung, wie in der 
preußiſchen Verfaflungsurkunde von 1850, Art. 33. Frühere und andere Berfaflungen:fegen 
dieſes als im Recht ber perfünlichen Breiheit und des freien rechtlichen Verkehrs enthalten voraus. 
Es ift ebenſovoͤlkerrechtlich wie flantörechtlich, begründet. Der Hegel nach, d. h. infofern nicht 
etwa-auänghmäwelfe eine entgegenſtehende Berehtigung nachgewieſen werden könnte, erfdgeint 
jedes unbefugte Aneignen, Gebrauchen und Zerftören fremder Geheimniſſe oder der Gedanken, 
Befühle, Abſichten und befondern Erfahrungen , welche Jemand nur fe fich ſeibſt over nur für 
beſtinunte vertraute Berionen feinem eigenen oder dem fremden Gewwahrſam und namentlich ver- 
flegelt der Poſt anyertraute, als rechtsverletzend. Auch noch abgeſehen von der Berlebung. bes 
Bigentbunms. und des Gewahrſams und ned Treuvertrags hat jede freie Berfon fon unmittelbar 
durch dieſes anerkannte Recht einer ſelbſtändigen freien inbivinuellen Berfönlichkeit und das 
darin enthaltene Recht ver Bebanfenfreibeit, ein unftreitigeö Recht, ihre eigenen Gedauken und 
Gefühle für fi zu haben und zu behalten, ohne bag man ihr. nie Mittheilung verfelben ab- 
zwingen darf. Sofern fie aber dieſelben freiwillig unter beftiuunten rechtlichen Schranfen und 
Beringungen mittheilte, fo dürfen dieſe nicht verlegt, nicht überfihristen werben. Liber biefe 
hinaus find ſie aur noch blos die eigenen Gedanken ver: Berfon. Liber fie iſt fie nur Bott. Rechen- 
ſchaft ſchuldig. Menſchen müſſen ſie und ihre Freiheit und das Ihrige unverlegt laſſen, foweit 
nicht eine erweißliche äußere Rechtöverletzung zu Beſeitigung dieſer Verletzung berechtigt. Sehr 
richtig ſagt Luther in der oben erwähnten Schrift: „Rad ſind heimliche Briefe und Reden 
anders, ‚denn eitel bloße Gedanken, die noch nicht an ben Tag-fommen ſind und nicht an ben 
Tag kommen ſollen.“ „Ich weiß wohl‘, fährt:er fort, „daß er (ber Herzog Georg) Herzog 
zu Sachſen, Landgrafe zu Thüringen und Marchgrafe zu Meißen if, und fürwahr Gott hat 
ihm ein fein. Laub gegeben. Daß er aber Herzog über fremde Briefe, Landgrafe über heinılidge 
Rede und Marchgrafe über Gedanken fein follt, das werve ich nicht glauben noch leiden: 
de oocultis non judicat eeclesia, multo.minus judicat de eisdem magistratus.” Und ebenfo 
richtig fügt er Hinzu: „Fremder Brief ift frempes But. Lieber! wie, wenn es ſich begäbe, daß 
wir oder bir an einem Briefe mehr deun an taufend Gülden gelegen wäre! Sollte nicht ſolcher 
Brief fo werth und lieb fein als taufend Gülden? Dieb It Dieb, ſei er Gelddieb ober Brief- 
»dieb.“ Das Recht anf Unverletztheit meines Geheimniſſes aber. ift um fo heiliger, je mehr Hier 
das geraubte But meift unfhägbar und unerfeglich iſt, je moralifch unmwärdiger die Verlegung 
Sic varfiellt. Einem, folchen Räuber aber müfle, ſo äußert mit Nachdruck ſchon Cicero (Philipp., 
Il, 4A.), „alle wahre Sumanität unbekannt und jedes eblere Berhältniß bes Lebens frenıd fein, 
er raube dem Leben feine Annehmlichkeit, zerſtoͤre den menschlichen Verkehr unter Abweſenden“ 
Dieſe rechtawidrige Aneignung freuder Geheimniſſe erhält nun, ſofern fie mit Gewalt 
gegen die Perſoͤnlichkeit vorgenommen wird, ben Gharafter des Raubes, jonft bei Verlegung 
fremden Gewahrſams, twofür man ſchon das Siegel anfehen könnte, den des Diebſtahls, ohne 
dieſes den der Unterſchlagung, und fofern fie, wie bei einer Verlegung ber der Pohl anver⸗ 
trauten Briefe, durch die Regierung und ihre Bofkbeamten mit: Berlegung zugefagter Tren- 
pflicht geichieht, den Charakter einer fhimpflichen Veruntreuung. Durch die Veroöffentlichung 
und den falfhen Gebrauch blos geheimer vertraulicher Gedanken erhalten biefe, wie ſchon Luther 
mit dem heiligen Hieronymus ausführte, eine fo gänzlich veränderte Geftalt, daß dadurch eime 
Falſchung begangen werde. Auch die verfälihende Nahahmung der Siegel over die Begrün- 
dung eines falfchen Scheind der Unverfehrtheit des Briefes und feines Geheimniſſes find Zul: 
ſchungen. Jedenfalls ift der böslihe mir nachtheilige Gebrauch des Anvertrauten eine Beträ- 
gerei. Die Poſt aber ift an die Stelle von PBrivatboten getreten, und von Seiten der Privaten 
«oder ber fremden Regierungen, welche ihr ihre Briefe zur Beforgung übergeben, behält das 
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‚sher Aufbeyahrung. Daß die Paſt zugleich öffentliche Anſtalt iſt umd daß ſie, gerade un im 


Allgenainen eine beſſere Veſorgung der Briefe zu-begrännen , durch dad Verbot von Priyat⸗ 
hoten mich noͤthigt, nur ihr meine Briefe anzuvertrauen, und daß es die Regierung iſt, die mir 
durch ihre Geſetze und oͤffentlichen Erklärungen treue Hewahrung meiner anyertrauten und 
unter mein Siegel gelegten, unter dieſer Bedingung perſchloſſen übergebenen Geheimniſſe ges 
lobte, und bie es nun durch -ihrer unwürdige cheimliche Mittel und Fälſchungen bricht, dieſee 
vernindert nicht, ſondern ed erhöht ven ſtrafbaren unwürdigen Charakter ſolcher treubrüchi 
gen Reſhtaverlezungen. „Nun wird‘, jo jagt der treffliche Niemann (a. a. O., ©. 404), 
die Verletzung des Briefgeheimmiſſes durch die beeidigten fürſtlichen Wächter deſſelben Vruch 
das fürſtlichen Worts, wird Amtsverbrechen, Miſſethat gegen das öffentliche Vertrauen. Und 
Fösnte dieſe nüverhrrhliche Schutz⸗ und Schirmpflicht für das Brieffiegel noch heiliger und 
vexantwortlicher werden, fo jmürbe lle.od im quawartigen Verhaltniſſe durch das Vertrauum 
auf Fürſten⸗ und Voitoehr⸗ zugleich und auf Die ehrwürdigen Überlieferungen des Gaſt⸗ um 
Voͤlke rrechts.“ Mit dieſen Anfigten nom Weſen der Brieferbrechung flimmen nun auch im 
Meſentlichen die oben angeführten Juriſten überein: 

Nur ausnahmaweiſe wird der verbrecheriſche und ſchimpfliche Charakter der Geheimnißver⸗ 
legung durch eine beſondere entgegenſtehende Berechtigung aufgehoben. 

Diefes Letzeere iſt mun im Allgemeinen und in allen Verhältniſſen der Ball, ſofern eine 
erweisliche gegenwaͤrtige Gefahr für die ganze Exiſtenz des Einzelnen oder des Staats und der 
Regierung vorhanden und die verlezende Maßregel als das Mittel ver Rettung erſcheint. Eine 
Raglerung, die Gefühl für ihre Würde und eine Ahnung von wahrer Politik hat, wird indeß 
Sich ſehr Hüten, in das feige oder verrätheriſche Alarmgeſchrei von Menſchen einzuſtimmen, 
welche ohne wirklichen Nothſtand Ihren und Staat als am Rande des Abgrundes beſindlich 
darſtellen und als Jo arm / an Kraft und Mitteln, daß er ſich nur durch Rechtaverletzung ‚reiten 
konne. Sollte aher ein ſolcher wahrer Nothſtand wirklich einmal eintreten, jo iſt monoͤglich 
wenigſtens jede an ſich widerwärtige und. verführeriſche und an Die unwürdige Briefechragung 
erinnernde Heinlichkeit der verlegenden Maßregel ganz zu verwerfen. Fodert in Kriegögeiten 
eine dringende Mothzwendigkeit, daß keine geheime Mittheilung nach gewiſſen Richtungen ger 
macht werde, jo moͤge dieſes befannt gemacht und nur offene Correſpondenz für zuläſũg erklaͤrt 
gder auch Vernichtung, aber nicht das Leſen ver Briefe angeordnet werben. 

In Beziehung auf die beſondern Rechtsſphären fällt fürs erſte im voͤlkerrechtlichen 
Verhältniß zu fremden Regierungen und Bürgern jener verbrecheriſche und 
ſchimpflliche Charakter der Erbrechung und Beichlagnahme.von-Bapisren hinweg, wenn fie im 
„Kriege. ald Kriegsmaßregel und auch hier joviel als moͤglich offen gegen vie Feinde geübt wird. 
Außerdem aber heiligt und jchügt auch das Voͤlkerrecht Briefe und Bapiere fremder Regierum⸗ 
gen und Unterthanen und die darin enhaltenen Geheimmiſſe. Selbſt Schmalz in feinem ‚Eur 
zopäisgen Voͤlkerrecht· (Berlin 181.7) jagt :harüber ©. 106: „Erbrechung der Briefe wird 
überall ald Verlegung des Voͤlkerrechts anerkannt, wie fie denn jedes Gefühl für Rechtlichkeit 
empört. Aber der ehrloſeſte Bruch Öffentlicher Treue und öffentlihen Glaubens ift ſolche Cr⸗ 
brechung aufider Poft eined Stgates, da dioſe den ‘Brief und die Gehühren dafür under Dam 
‚Siegel ded Gaheimniſſes empfing. Daß dem Dieb das Stehlen vortheilhaft ift und daß Haußg 
geftahlen wird, dieſes begründet Bein Recht. Man geſteht dies auch beim Brieferbrachen ein, in⸗ 
dem man ableugnet.und eine verächtliche Kunft erfunden bat, die Erbrechung zu verbergen. 
Und. wie felten bat ſolch ſchamloſes Unrecht wirklich genügt! — Brieferbrechungen find wie ge- 
Heime Volizeifpionerie unter ver Würde eined Souveränd und armieliger Behelf beichräntier 
Politik, welche weder der Würde ihrer Zwecke noch der Kraft rechtlicher Mittel vertrauen kann.“ 

Fürſden Criminalrichter fürs zweite kann ein Nedt, — während des Lau⸗ 
fe6 der Unterſuchung auf einzelne Briefe von dem Inquiflten und an ben,.Iben auf ber 
Paſt oder mo fie ſich ſonſt innen, Beihlag zu legen, nur aud dem Grunde gerechtfertigt werden, 
wenn Ser Angeſchuldigte verhaftet ift und durch Die Briefe dem Bang der Unterſuchung nach⸗ 
#heilige Kollufionen ,.d. h. Verabredungen mit Dritten verhindert werben koͤnnen, denn dieſe 
zu verhindern iſt des Richters Pfligt und Recht. So muß wenigftend ein Jurift uetbeilen, wel⸗ 
qer dem Criminalrichter nicht eine despotiſche Willkürherrſchaſt über ven augeſchuldigten Bür- 
‚ger und feine Berhältniffe, ſondern ſtreng nur die genau beſchränkten Rechte einer rechtlichen, 
(jede Tortur und wilffürliche Ausdehnung ausfchliegende Unterfuhungsgemwalt, und zwar les 
diglich über vie beſtimmte angefchulbigte verbrecheriſche Thathandlung einräumt. So urtheilte 
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namentlich auch einſtimmig die badiſche zweite Kammer von Jahre 41851 und beſchloß eine 
Adreſſe an den Fürften, Hierauf: jenes richterliche Recht zu beſchränken.?2) Da aber fein Recht 
weiter geht als feine Begründung, fo darf der Richter jene Briefe auch nur verichloffen aufbes 
wahren, jolange es der Zweck fodert, und hat jle, nachdem berfelbe erreicht wurde, mit den in 
ihnen enthaltenen geheimen Gedanken wieder an Diejenigen freizugeben, an welde fie gerichtet 
waren. Nur dann Ifl er fie zu Iefen befugt, wenn der Angefchulvigte ed bewilligt, damit der 
NRichter ſich Überzeuge, daß feine bie Unterſuchung flörende Golfufion ftattfinde und nedhatb feine 
Correſpondenz erlaube. Ähnliches gilt auch, infofern wegen des Auffichtsrechts über Die Ge- 
fängniffe in beftimmten Fällen freie Gorrefpondenz als abfolut unzuläffig erſcheinen ſollte. 

In Beziehung envlih drittens auf die Brage, ob Befhlagnahme von Bas 
pieren und Briefen zur Entbedung und Verhinderung von Verbrechen und zur 
Auffindung von Bewelſen für dieſelbe ftattfinden dürfe, muß man vor allem ein Recht zu dieſer 
Mafregel, weil fie eine fehr ſchwere Verlegung ber Heiligften Interefien und Rechte des Ange- 
fäuldigten und wer weiß wie vieler gang unverbädhtiger Perſonen ift, bloßen Polizelbehörven 
durchaus abfprechen, und die Gerichte muſſen fie unter forgfältig zu beſtimmenden gerichtlichen 
örmlichkeiten (z. B. mit genauer Protofollführung und mit genauen Bezeichnungen der im 
Beſchlag Hebaltenen Papiere) vornehmen, welches Alles auch die franzöflfchen Geſetze und die 
beften deutſchen Mechtögelehrten anerkennen. 2%) 

Aber auch dem Gericht muß jede ſolche Beichlagnahme verboten fein, wenn die Anſchuldi⸗ 
gung nicht auf ein ſchweres Verbrechen geht und folange nicht der durch die Maßregel zu Be 
treffende förmlich in den Anklagefland verfegt iſt, oder folange nicht die Sperialunterfucgung 
im urfprünglichen und richtigen Sinne gegen ihn redhtli begründet ift und wenn bringende 
Bermuthung gegeben iſt, daß ber betreffende Brief in Beziehung zum Verbrechen ſtehe. In 
dem frühern Anflageproceh nach ben römifchen und deutſchen Gefegen Hatte nämlich der Privat: 
anfläger diejenigen allgemeinen Borunterfuhungen zu beforgen , welche nad; Erfindung des 
Inquifitionsprocefled die Generalinquiſition Hieß, und in weicher er natürlich nie eine beſtimmte 
Perſon öffentlich ala des Verbrechens verbädtig hinftellen und veriegend behandeln konnte. 
Erſt wenn er durch alle feine Nachforſchungen und Vorbereitungen feiner Beweiſe fo weit ge⸗ 
fommen war, dieſes wagen zu vürfen, welches zu feinem großen Unglüd ausfhlug, wenn er 
den Beweis der Schuld nicht führte, begann er durch bie wirkliche Anklage gegen eine beſtimmte 
Berfon die Specialunterfuhung. Als nun dad Gericht im inquifltorifgen Proceß in die Stelle 
des Anflägers trat, da wollten die Geſetze der gefchichtlichen und rechtlichen Natur der Sache 
gemäß, wie ed auch richtig die Altern Juriften, 3. 3. Durantis, feflhielten, die neuern aber all- 
mälig vergaßen, daß in der Generalunterfuhung noch immer keine beftimmte Berfon öffentlich 
und durch verletzende Maßregeln als, verbäcdtig hingeftellt, die Specialinquifition aber nicht 
erkannt werden bürfe, wenn nicht bie vorläuflgen und allgemeinen Nachforſchungen der Bene: 
ralunterfuhung fie ald fo dringend verbädtig dargeftellt hätten, daß ein PBrivatanfläger vie 
Gefahr der Anklage Hätte wagen dürfen. Da num rechtlich auch nur in foldem Falle Berhaf: 
tung möglich if (ſofern zugleich die Furcht vor Golluftonen und vor der Entweihung dazu 
nöthigen), fo kann man mit Mittermater (a. a. D., F. 61) auch fagen, daß nur bei fo ſchwerem 
Verdacht, wie er zur Verhaftung nöthig if, eine Beſchlagnahme möglich fei. Wahrlih aber 
Diefes if früh genug. Es iſt vielleicht noch zu früh, wenn überhaupt vor geführtem Beweis ver 
Schuld einem vielleicht völlig unfhuldigen Bürger unerfegliche Übel zugefügt werben, um Be- 
weife für felne mögliche Schuld gu liefern, vollends Übel wie die Papierbeſchlagnahme, welche 
die römischen, die frühern deutſchen und die englifchen Geſetze nicht zulafſen, welche alfo ebenfo 
entbehrlich als ſchwer verlegend find, welche auf einer Linie ftehen mit einem gehörigen Belau- 
[hen des Sefangenen, das doch anerkannt einem Richter ſchimpflich iſt. 

Selbſt aber auch bei richterlich erkannter dringender Verdächtigkeit eines ſchweren Verbre⸗ 
chens darf dennoch nicht unbedingt eine Beſchlagnahme der Papiere und niemals eine allge- 
‚meine Papierdurchſuchung in dem Sinne ftattfinden, wie man fle bisher häufig fah. Es muß 
fürs erfte dringen wahrfdeinlid fein, daß der Angeklagte unmittelbare Beſtandtheile und 
Beweife feines Verbrechens in feinen Befig Hat, und leviglih nur auf ven Beſchlag und das 


31) „Verhandlungen ber zweiten Rammer ber babifchen Stänbenerfammlung von 1831”, Heft 25, 
S. 132fg.; Heft 36, S. 152, und Beilagen, Heft 13, ©.272. Mittermaier, „Strafverfahren“, 6.62. 

22) Kleinfchrod, (älteres) ‚Archiv des Eriminalrechts“, U, St. 3, S. 61. Stübel, , Handbuch 
des Criminalprocefies‘‘, 5. 1879. Lotz im „Neuen Archiv bes Criminalrechts“, IV, Nr. 22, und V, 
Nr. 21. Mittermeier, „Strafverfahren, $. 61, 62. 
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Beibtomuuhen 005 
Lefen von dieſen muß bie richterliche Ihätigkeit gerichtet fein. Alle Papiere anderer Art muß, 
der Richter ungelefen zurücklaſſen. Er darf fich nicht durch bloße Möglichkeiten, Entdeckungen 
und Gombingtionen über Geflnnungen und Berhältnifie des Angeklagten verleiten lafjen,; 
vielleicht jegt erſt Entdeckungen von hiöher gar nicht in Unterfuchung befindlichen Handlungen 
zu finden. Der Richter hat ja nur das rechtlich beſchränkte Mecht, gerade das angeflagte Ver: 


“ geben zu unterfuhen, und der Angeklagte hat fogar im Berhöre dad Recht, ihm jede Antwort: 


zu serweigern, wenn fie auf darüber hinausgehende Befinnungen, Gedanken, Berhältniffe ab- 
[weiten wollte. Ja er bat nad) römischen, altdentſchen und englifchen Geſetzen gar nicht ein⸗ 
mal die Pflicht, gegen ſich felber zu zeugen und audzufagen. Biel weniger darf man ihm alfo 
alle feine geheimften Gefühle und Gedanken aus ver Seele preffen wollen. Durch melde Im: 
kehrung aller Rechtsbegriffe will man einem Richter, gelegentlich einer Beichlagnahme eines 
Beſtandtheils des Verbrechens unter ven Papieren des Angefchulvigten, dad Necht geben, ven 
Angeklagten gleihfam moralifch nackt außzuziehen, eine allgemeine Gefinnungs= und Gedanken⸗ 
und Lebendinquifition gegen ihn zu führen, ihn vermittelft feiner ihm gewaltfam entrifienen- 
geheimen Bapiere jelbft hierüber zur Audfage und Zeugniß gegen ſich felbft zu nöthigen, feine 
und feiner Breunde und Angehörigen Geheimnifle und Bertraulichkeiten, ihre Gedanken: und 
Gefühlswelt mit uneingeweihten Blicken zu durchſpähen und ihnen vielleicht namenlofe Kein: 
tungen ver empfindlichfien Art zuzufügen ? 

Diefe find Grundſätze, die unmittelbar aus anerkannten weientlihen Rechtsgrundlagen 
fließen, und welche Juriften, die diefe und die Foderungen der Humanität ald Grenzen auch 
der rihterlihen Gewalt achten, werben anerfennen müflen, melde im Ganzen namentlih aud 
Mittermaier in den angeführten beiden Abhanplungen und in feinem „Strafverfahren“ aner= 
kennt, obgleich auch er eigentlich die widerwärtigen und zweideutigen Nechte der Papier - und 
Briefbeihlagnahme lieber wiederum ganz auch aus unferm heutigen deutſchen Mechte verbannen 
möchte. Moſes aber mußte ver Herzenshärtigkeit des Volks Iſrael und feiner Praxis Einiges: 
nachgeben, bis auf die Zeiten höherer, edlerer Civiliſation. Sd muß man ed auch wol mit 
unferer deutſchen juriftifhen Prarid machen. 

Gerade aber weil dieſe in neuerer Zeit fo fehr die Grenzen des Rechts und wahrer Huma⸗ 
nität überfchritten bat, weil unfere frühern Geſetze über Rechte, die fie meift gar nicht kannten, 
zu unbeflinmt find, und weil bei ber Bapierbeihlagnahme und der Brieferbrechung politiſche 
und polizeiliche Sewalten und Rückſichten fl wieder geltend machen und diefe, zumal in po⸗ 


litiſch gereizten und ängftlichen Zeiten und bei der jegt oft allzugroßen Abhängigkeit ber Beam: 


ten und Richter von jenen Gewalten und Rüdfichten, auf Abwege führen können, fo ift wurde 
ans eine neue gefepliche Beflimmung über dieſe Verhältnifſe nöthig. Diefe muß mit Sorgfalt 
jebe deu Vertrauen zu den Öffentlichen Behörden, namentlich alfo auch der Poft felbft, ebenfo 
wie ben Bürgern gefährlichen Gelegenheiten zu Misbräuchen befeitigen. Soviel menigflend er⸗ 
Eennen die neuern Proceßordnungen bereitd an, daß Brieferöffnungen überhaupt nur zuläffig 
find, wenn der Angeſchuldigte verhaftet oder doch auf Verfegung in den Anklageftand erkannt 
tft. Sie erkennen ferner an, daß die Ausnahmsmaßregel nicht ausgebehnt werben darf auf an⸗ 
dere Briefe als die des Angeſchuldigten oder Die an ihn. gerichteten, alfo nicht auf die Briefe ano 
derer mit ihm verbundener Perfonen. Nicht minder erkennen fie an, daß obwol eine proviſo⸗ 
riſche Beſchlagnahme auch fhon auf Verlangen des Unterſuchungsrichters oder Staatsanwalts 
ftattfinden kann, doch die wirkliche Eröffnung einen Beichluß des wirklichen Strafgerichts ers 
fodert. Auch foll die Eröffnung nicht ohne Vorwiflen des Angeſchuldigten ftattfinden, welcher 
Dagegen appelliren kann, jedoch wo Gefahr auf dem Vollzug ift, nicht mit Sußpenfiveffert, Ebenſe 
foll der unverfängliche Inhalt eines eröffneten Briefes und ber für die Eröffnung nicht als zus 
läſſig erkannte Brief dem Adrefſaten alsbald mitgetheilt werdez.22) Zur Sicherung des 
Briefgeheimnifies ift e8 auch wichtig, daß bie unbeftellbaren Briefe nicht durch ein uncontrolir⸗ 
te8 geheimes Verbrennen dem Belieben der Poſtofficianten überlaffen, die von dem Schickfal 
ihrer Briefe nicht unterrichteten Aufgeber aber großem Schaden ausgeſetzt würden, namentlid 
der Zerftörung ber vielleicht eingelegten Wechfel oder der wichtigen Nachrichten in den Briefen: 
Vielmehr müßten folde Briefe, nachdem fie zuvor. binlänglich lange vor der Poft auögeftellt 
wurden, in regelmäßigen Terminen unter Zuziehung einiger Stabträthe nur fo weit eröffnet. 


2) Ofereihifche unruregorbnung von 1853, 68.64, 110 und Ill. Sächfifche Kater. 
son 1855, 65. 9 ), 209, 210. Badiſche Rrocefendnung von 1845. $$. 317, 130. 
Würtembergilche Brocchorbnung ton 1843, 88. 246, 249, 250. j 
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ur; eingeſehen werben‘, vap'ver Nine ver Aufgebet eeſihutchl if; und Dar! RR und⸗ 
Aagilſtratsflegel neu verſchloſſen, vie Aufgeber aber zii dereit Zurſickkahme in öffentltchelt 
Blättern aufgefopert werben. 2% Do die Hauptfiche ti. Buß durchtus nit bᷣlob durch Re⸗ 
gterungstierorinungen, jonbern durch verfaffungähtäßtige bifeße foräfäht die Rechtẽ der Bur⸗ 
get auf das Briefgeheimniß und das Heiligthum ihrer Gebankenwelt verbürgt, die gkrauen⸗ 
Srenzen und Formen der einzelnen ausnahmsweiſen Abweichungen feſtgeſtellt werdbn. Diefes 
iſt alsdann beinahe daſſelbe, ald wenn, ſowie in Portugal (Conſtitut: 1826, Urt: 185: 95 
und bie frühere Berfaffung von KRurbeflen, Fe 38, die Verfafſung unmittelbar · das Briefgehetm: 
niß ſchuzt. Mittelbar thut fie es ſchon durch die Verbürgung ber Freihelt der Perſon und des 
Eigenthums Nur muß jedenfalls ein dem verfaffungsmäßigen Geſetz entſprechender Dkenſteid 
alle Poſtbeamten unter Androhung ſchwerer Criminalſtrafen verpflichten, bie ihnen anver⸗ 
trauten Briefe außer in den geſetzlich genan beſtimmten wenigen Ausnahmefällen nicht von 
ihrem ordentlichen Wege zu den beſtimmten Adreſſaten zu entfernen und entfernen zu lafſen, 
und ſelbſt auch hoͤhern Befehlen gegen das Geſetz feine Folge zu leiſten, indem dieſe fie von der 
geſetzlichen Strafe nicht befreien können. Nur fo erhält ihr Widerſpruch gegen etwa airgemn: 
. thete Geſetzwidrigkeiten hinlängliche Begründung und Kraft. Nur fo iſt das Briefgefeimniß: 
gegen beliebige Zurüchnahme und Ausnahme und gegen inländiſche und ausländifhe Zumu: 
thungen gefichert. Nur fo wird bei dem Wechfel ver Berfonen und ihres Einflufles in we: 
Sffentliden Angelegenheiten wirklich das Geheimniß der der Poſt anvertrauten Briefe der Bür- 
ger und des Auslandes geſchützt bleiben und, nach ded edeln Freiherrn v. Fahnenberg Aus⸗ 
druck 20), der Poſteinrichtung ſelbſt ihr theuerſtes Kleinod; das unbeſchraͤnkte oͤffentliche Ber⸗ 
trauen, erhalten werden. Sehr heilſam aber würde man nach den: Beiſpiel von England’ ben 
ven gegen die Verleger äftimatorifche Schadenerſatzfoderungen geben. Weller. 
eſchneidung. Dieſe althebräiſche Ceremonie einer nationalen, nicht gottesdienftlich⸗ 
ſondern nur politiſch⸗ religiöſen Auszeichnung der jũdiſchen Volksgenoſſen kommt flaatsrechs 
lich in Betrachtung, weil fie 1) alle Nichtbeſchnittrne für Unreine erflärem, mit denen ihre Tage: 
ter zu verehelihen eine Schande wäre (1 Mof. 34, 14; Neem. 10, 31; und’ Eſt 9,2; F2;- 
40,3). Die Frage entſteht: Können Die, welche auf ſolcher Nationakabſonderung und Beſchim⸗ 
pfung beharren, gleiche Rechte mit den Richtbeſchnittenen begehrten: und erhalken, welche eine: 
Slaatsheſellſchaft für ſich conftituirt Haben? 2) Die Polizei des: Staats, worin’ Juden: aiß 
Uinterthanen, wenn auch nicht ald Staatsbürger wohnen, hat Die Pflicht und daburch' das Retht; 
wirkſame Aufſicht zu verfligen , damit nicht durch vie ſchmerzhafte Verwundung und Verſtün⸗ 
meluñg, wenn fle an achttägigen Knäbchen von ſchwachet! Geſundheit, etwa au: durch unge? 
tkte Hände (da jeder Jude die Operation machen darf) vollzogen wird, Geſundbeit, künfti ges 
hlbefinden oder gar das Leben geführdet werde? 3) Der alle Rechte ſchiizende Saat Hat 
wol auch Die Verbindlichkeit, zu verhüten, daß nicht Kinder ats ſchugloſe Unmündige eine phy⸗ 
egie nicht unbedeutende Verſtümmelung erleiden, edit ſie freiwollend ihte Siafimmuiegi gee 
en koͤnmen? 
Abraham hatte ſich aus dem Glauben an allzu menſchenaäͤhnlicht Götter kaukaſtfcher und 
traneuphratiſcher Länder zur moraliſchen Idee eines Hoöchflen, zu dem⸗, gerechten Rchter der 
ganzen Erde“, 1 Moſ. 18,25, erhoben. Aber abgeſehen vom rein’ religiöſen Verhalten machte 
Abrahnm niit Gott einen wechſelſeitigen Vertrag, Berith, um auch in irdiſcher und polttiſcher 
Begluckung fein Beſchützer zu fein. A Mof. 17, 4. 7. Was ſich darauf bezieht, iſt deinnach als 
Bund dder freier Vertrag, nicht als Religion ober Pflicht der Gottesverehrung geſchichtlich zer 
betrachten. Das andaͤchtige Verhãltniß zw Bott war vorausgeſet und blieb. Aber ein neues 
Verhaͤttut von der Macht dieſes Gottes beſonders in Schutz genommen und a’, auberwaͤhl⸗ 
kes Wolk Gottes“ vor andern bevorzugt zu werven, tat-in Vertragsgeſtalt hinzu. Wie es Get 
Vſchen Blindniffen alterthümliche Sitte war, nehmen DR Verbündeten neue Beinamen an; ber 
Machtgott (EH nenni ſich: Schaddal (nach /vem Arabiſchen — det Übetfluß gibr), und ſtatt ves 
Asherigen Mmens Abrani (hoher Vater) netintiſich ver Hirtenfirfl Alrahzum (= Bater einer 
Bolksmenge), mit der Hoffnung, daß aus feiner Horde „Wölkerfchaften und Könige” werder 


. 





24) Diefet Vorſchlag des Werfäffere' Hiefer Zeilen‘ erhielt‘ auf vem babiſthen Landtuge von 1888 im 
en — mmung ber Kammer und ber Regierung. ‚Verhandlungen ber zweiten Kammer‘, . 
3) „” Berhanblangen ber zweiten Kammer der badiſchen Lanbſtünde von 1831, 25, &.132 fg, 
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Felle. Birfe tina lägen: DaB Mhrahein: gar fihhan. „Girhbeechänin" (urn) TR 
nach den alten rwohnheiten eine foruilichen Buns nifſes benahm, Fonuf alfo in dieſem Jir⸗ 
ſammenhange auch die Beſchneidung als ein⸗ Bindesförunichkeit zu erkennen if, Wer zu einem 
folgen Bunte gehören wollte, nachnt ehr Zelchen an. Abraham der Beſitzer großer Heerden, 
wähls für fi, dem Sohn Jomael ( ==, wolcher dem Machtgott gehorchen ſoll⸗) und alle ſetne 
Dienflente eis: umnverlietbares Aeichen aim Leibe ſelbſt· Wie in den frei weibenden Bebubneget 
heerden jeded Stu am Leibel (aueift an den Ohden) gezeichner wird, ſo gab det uralte hebtaͤtfche 
Heerden⸗Emir fich und feiner ganzer Hotde am Zeugungsgliede vad (va ſolche belu Morgelu 
lander oft unbedeckt zu ſehen And) unverleugbate Symbol; daß ſie mir: allen ihren Michkom⸗ 

men audge zeichnete Bunbestenoffen ihres relch niachenden Machtgottes fein wollten. 

Dieſes Veſchnittenſein heißt, 17,14, Zeichen des Bundes. Wer es nicht annehme, ſoll nu 
V. 14 von diıfem Volksſtamme, abgeſchnitten“ (das Hetgt nicht getödtet, ſondern gleichſaus 

entnatlonalifirt) fein, weil er, den Bund nicht wolle”. 

Dieſe Verbindung wear demnach! sticht eine Religionsſache. Ste war eine Benutung des 
religiöfen Glaubens für matetielle Lebendverhältniſſe. Sie war der Anfang eines äußern, 
eigentlich politiſchen Verhaͤltniſſes des theokratiſchen national beſtehenden Judenthums. Wie 
Moſe etwa 900 Jahre ſpäter die zu einem Voſke vermehrten hebräiſchen Nontabenflänme ver⸗ 
anlaßte, daß fle den Gott des Himmels und der Erde, der an ſich immet iht Gott geblleben war, 
nunmehr als Nation, ſtatt menſchlicher Behetrſchung, zu ihrem Regenten (ober zum Regier 
rungsideal für den Feldherrn und den Hohenprieſter, ihre ſichtbaren: Reglerer) wählten, fo 
hatte Abraham ſchon als Familienfürſt fi demfelben Gott auf eine weltliche beſondere Mei 
als feinem und der Seinigen äͤußerlichen Beſchützer (mie Clienten einem Patronus) zugreignet. 
Auch das Zeichen für dieſe Bundesgenoſſenſchaft war ihm und iſt demnach Allen‘, die ſich aw 
ihn gleichſinnig anſchließen — nicht ein gottesdienſtliches und in dieſen Sinne ſchwerer abju⸗ 
aͤnderndes Zeichen. Wenn Abraham ein Sactament, eine religiöfe Pflicht und Wohithat eins‘ 
zuführen im Sinn gehabt hätte, wie hätte er, der gegen bie Erbfürſtin Sarah fo Folgſame, etw 
Zeigen wählen können, an dem alle Weibliche keinen Theil nehmen konnten: und: wodurch ſir 
alſo von der Religioti gleichſam ausgeſchloſſen wären? Nur auf das Außere,-polktifje, woran 
das Harem keinen Theil zu nehnien Hat, bezog ſich fein gewähltes Zeichen | 
Durch die Beſchneidung als beſondere Schuzlinge Gottes für ihr zetiliches Städt, wir Fe! 
glaubten, audgezeichnet, finger ſte ſchon in der dritten Seneratioiiina Abraham leider an, alle 
Nichtbeſchnittene als Nichtbeguͤnſtigte von Bott, gleichſum als Schutzlofe und Richtbegnadigke 


zu verachten. Dieſer — durch die Worte Arelim, wie Gojim alss SgAmpftramen — ſich abſon⸗ 


dernde Nationalſtolz machte bekanntlich das ſogenunnte, Volk Gottes“ ven Übrigeh und fo auch 
den Römern (lange ehe es Chriſten gab) widrig und verdaßt. 

Dieverfländige Aufhebung viefet: Natisnalabſonderung und ihres zeitwibrigen Zeichens: 
witd and durch weitere Geſchichtduta, wentn nur die rabbintidhe Hartnäcklgkeltnicht allzu Blind 
und eigenitnnig machte, ſehr exlächtert: Daßl auch der in Religionsbeziehzungen fo flxenge und 
gewaltſam durchgreiſende Gefetzgeber Midfe vie Abrahamitifche Veſchneidung nicht als! eknd 
MReligionsſache, ſondern 6868 als ein nattontiles, nach Localumftaänden zu beuttheilendes Unter⸗ 
ſcheldungs zeichen beirachtdte; bervelfen ziel bibliſche Überlieferungen unleugbar. In Ägypten 
waren nach Joſ. 5; 5; ————— geweſen. Aber ſobald er fie auf den nomadis 
fltenden Zugen auf den atabiſchen Weirepllitzen allein in ſich Hatte, lleß et alle die innerhalb 
per 40 Jahre Geborenen ohne‘ Beſchneißung, wie bet: Idſ. 5, 2 — 9, umſtäandlich erzähle 
wird. Haͤtte er, der Eiferer flͤr den Giltus dieſe Unterlafſung zugeben Knnen, werin ihm dis 
Veſchuuttenwerden ein Religiond zeſichen ein Sacranſent geivefen waͤre? Sobald'er in den freich 
Meideländern des Nattonalabſonderungsgeichzno nicht beburfte, laͤßt Moſe es unterbleiben 
Folgt alſo nicht aue dirſenn ſeinen unberkenabaren Worbllde, was auch jet Die 5 „Möe 
ſaitor⸗ ohne Vedenken unierlafſen vhtflitt, wenn es ihr ernſter und aufeichtiger' Wille iſt, vib 
Nationulabſondereng aufzugeben‘, ſich ſolbſt thatſachtich und: nicht In’ leeren Worten: mit pen 
Landrbbeſtthzern in: teichhelt'zir ſlollen und vie altſchimpfliche Welteinthellung in Beſchit⸗ 
tene und Unbeſchnittonein Vergeſſenheit zu bringen. 

Selbſt wenn das Beſchnitreniſern ein veligiöfes Cuttuszeichen geweſen waͤre, ſo wuͤrder ſich 
der Berfländige ſagen müffent: das äußere Zeichen iſt nicht die Sache, det Zwech bleibt Als 
bes’ Einen Gottro det‘ Abrahumiten Anberet wollen wir Abrahums /und Moſe's: Glauben 
gottgrtreu⸗ Nechtſchaffenheit unwbänveriih unshben. Mer ſoll denn auch gegen len Vetſtaur⸗ 


ein Zeiche ir / welche o vet fntichen oft nackten Hirten wittlich aus zeichnend und dem Morgenlaus 


as Befämeibeng 

ber unanfläßig var, ewig Das naͤmliche bleiben müflen, auh in Vegenden, we hie uwahnte Be 
Heidung den Zweck, daß es ein Kennzeichen fein follte, aufhebt und we nur deron zu reden ge: 
gen alle Sitte anſtößt, efelhaft und beſchämend iß? I, 

Der Geſetzgeber Mofe hatte ſelbſt feinen Sohn, folange er außerhalb Agnpien war, nad 
2 Moſ. 4, 24 — 26, ohne Beſchneidung gelaflen. Wäre ſie ihm eine Religionshandlung ge- 
weſen, wie hätte er fie unterlaſſen können? Wo aber die Nationalunterſcheidung (im Haufe 
feines priefterlicden Schwiegervaters) zwecklos war, da unterließ ner weife Mann, wes Abraham 
zur Abfonderung von den Kanandern ſchicklich gefunden hatte. 

Man wird vagegen jagen: Mofe felbft befiehlt doch 3 Moſ. 12,3, die Beſchneidung am 
achten Tage? Aber lefe nur, wer alter Texte Echtheit zu prüfen gelernt bat, ven Zuſammen⸗ 
Gang. Diefer fpricht durchweg von Dem, was die Wöcnerin zu thun habe. Die Worte im 
Britten Berfe: „Und am achten Tage wird befgnitten das Fleiſch feiner Vorhaut“, find offen: 
bar nur ein vom Rande in ven Tert gelommenes nicht moſaiſches Noͤtchen. Denn a) fie unter: 
brechen den Gontert und zerreipen ihn, da die Mutter, von welder in allem Übrigen die Rebe 
if, mit der Beſchneidung nichtö zu thun hatte; b) fpredhen fie von „feiner Borhaut, und dei 
gebt kein Wort vorher, worauf fich dieſes„ſein“ bezöge. Lind — was c) das für Alles Ent- 
ſcheidendſte jein wird — wie hätte Mofe in eben ven Wüſten, wo ex felbft 40 Sahre lang alle 
Neugeborene ohne Beſchneidung ließ, doch als Geſetz jo beiläufig und- ohne ein Hindeuten auf 
Zeitunterſcheidung achttägiges Beſchneiden befeblen können? 

Arzte, wie v. Wedekind im „Sophronizon“, haben auch darauf aufmerkſam gemacht, daß 
die Verſtümmelung der natürlichen Decke jener ſehr empfindlichen Nerven eine Gewaltthätig- 
Eeit fei, welche fich die Väter nur nach ven rohern Begriffen von ber väterlichen Gewalt als ihnen 
zuftändig denken mochten, daß aber, wer an civilifirten Seiten und Staaten Antheil nehmen 
will, diefer Anmaßung fi enthalten oder davon durch die rechtliche Staatsmacht abgehalten 
werben müßte. Die Rabbinen fagen, daß ed für die Juden im Allgemeinen als Gefeg gelte, 
das was ihnen fonft durch befondere Gebote obläge, alsdann doch zu unterlaflen, wenn der 
Staat, worin fie Rechtsſchut genöflen, es verbiete. Bon diefer Regel leiten fie ab, daß der Jude, 
fo fireng ihm die Sabbatsruhe zum Nationalgejeg gemacht iſt, doch in den jegigen Heeren als 
Confcribirter aud am Sabbat und nicht blos vertheidigungsweiſe (wie vie Maflabäer) 
Bänıyfen dürfe. Nur von der Staatöpolizei wird ed demnach abhängen, dad Redt ver Unmün: 
bigen gegen eine gewiß in unfern Gegenben nisht gleihgültige Verſtümmlung etwa jo zu 
fügen, daß die Beſchneidung nit vor den Jahren, wo der Knabe jelbit einwilligen oder es 
abhalten kann, gefchehen dürfe. Das ältefte Beifpiel ift nafür: Abraham's Sohn, Iömael, 
war breizehnjährig, ald er ihn befchnitt. (Auch die Beduinenaraber in Paläflina, welche von 
Ismael abzuftammen glauben, befchneiden ihre Knaben erft „in einem Alter, wo fie ſich deffen 
erinnern koͤnnen“, manche noch um vieles fpäter. Arvieux, IU, 9, $. 146.) Das Wort 4 Mof. 
47, 12, daß ein Knäblein, acht Tage alt, befchnitten werbe, kann ven Sinn haben, daß es nicht 
früher gefchehen dürfe. Daß eg fpäter geſchehen durfte, jehen wir aus Moſe's Beifpiel, da er 
feinen Sohn, bis er nad) Agypten zurückkehrte, felbft nicht beſchnitten hatte. (2 Mof. 4, 24.) 
Sehen wir aud von allem dieſen Pofitiven weg und achten auf bie Natur ver Sache, fo ergibt 
fi ohnehin der große Unterſchied, daß im Orient jene bedeckende Haut länger zu wachſen pflegt 
und daher Hindernifle in dem Beiſchlaf und mande Unreinigkeitöfrankheit (Winer’s „‚Bibl. 
Realwoͤrterbuch“, 1835, ©. 187) verurſachen kann, weswegen mehre voneinander unabhän⸗ 
gige Völker des Orients auf eine Beichneivung (meift auf andere Weife ald die jübifch-rabbi- 
niſche) durch Die Natur bingeleitet worben find (Thevenot, „Reiſ.“, I, 58; Arvieux, II, 
9; PHilo, „De eircumeis”). Da in den Abenvländern die Natur diefe Urfachen nicht 
zeigt, da Hier vielmehr die Nichtbedeckung Defjen, was die Natur bedeckt, phofifalifch ſchädlich 
fein, vielleicht auch allzu reizbar machen kann, fo wird Die Staatsmacht, ald Beſchũützerin ber 
Rechte der Unmünbigen, gegen eine durch bie Natur nicht motivirte frühzeitige Berflümmelung 
um fo gerechter einzutreten haben, als nad dem bisher Eriviefenen die ganze Handlung nicht 
ins Gebiet der Religion , fondern unter den Begriff: frembartige, misverſtandene, ber jegigen 
Judenſchaft ſchädliche Nationalabſonderung, gehört. Diefe felbftfüchtige Abfonverung aber if 
#8, von welder der Bang ber hoͤhern Weltoronung das dem Particulerismus hartnädigfl er⸗ 
gebene Volk offenbar durch die unabänderlige Thatſache ver Zerſtreuung in alle Welt und 
durch fo viele zur Bereinigung mit cultivirtern Völkern fle hindraͤngende Motive gleichſam un: 
widerſtehlich abzubringen fucht. Was aber foll man vollends Dazu fagen, wenn Griſtliche Re: 
Blerungen, wie eö vorgekommen ift, verfländige jüdiſche Bürger, welche vieſe widerwaͤrtige zeit: 
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widrige Verſtümmelung ihrer Kinder unterlaffen wollen, zur Erhaltung jüdiſcher Orthodoxie 
u deren Vornahme zwingen! 9.8. G. Paulus. 
Beſchwerde. Diefer Ausdruck kommt im Geſchäftsleben auf verſchledene Weiſe vor: 
4) bezeichnet er in adminiſtrativen Angelegenheiten oder in Gegenſtaͤnden der Verwaltung, ber 
freiwilligen Gerichtsbarkeit die bei einer höhern Behörde eingereichte Vorftellung einer durch 
das Verfahren eined Beamten verlegten Perfon, um eine Abwendung der Verlegung zu be: 
wirfen, 3. B. wenn ber Polizeibeamte widerrechtlich eine Sache wegninmt, oder ein Beamter 
grundlos ſich weigert, über ein gewiſſes Gefhäft eine Urkunde aufzunehmen. 2) Beſchwerde 
ift ver Ausdruck für die Angabe der Punfte, durch welche eine Partei, die im Proceffe Appella: 
tion ergreift, in dem vom Gerichte ergangenen Urtheile fih für verlegt erklärt mit ver Bitte, 
daß in diefem Punkte das Urtheil in höherer Inftanz abgeändert werben möchte. Dies wird 
nothwendig, weil fonft der Oberrichter oft nicht wiſſen Fönnte, worin die angebliche Derlegung 
beſteht oder wie weit ver Appellant das Urtheil abgeändert haben will. 3) Beſchwerde erhält 
im Procefle eine befondere Bedeutung im Gegenfaße ver Appellation oder anderer eigentlichen 
Rechtsmittel. Da nämlich im Laufe des Procefjed viele gerichtliche Verfügungen ergeben, durch 
welche eine Bartei verlegt werben kann, da aber nur eigentliche Lirtheile in Rechtskraft überge⸗ 
ben können, d. h. unabänderlich werden, fo ift durch ven Gerichtögebraud) eine Abtheilung ge: 
macht worden, ſodaß nur gegen wahre Urtheile und gewiſſe ver Rechtskraft fähige Verfügun⸗ 
gen Appellation ergriffen werben kann, während gegen andere Verfügungen, bie nicht rechts⸗ 
fräftig werben, nur Beſchwerde bei dem obern Nichter geftellt werden Fann, welde dann nicht 
an die Kormen und Friften gebunden ift, welche für die Appellation vorgefchrieben find. So 
3. 3. kann, wenn der Richter einen alten Zeugen zum ewigen Gedächtniß nicht vernehmen will, 
eine Beſchwerde ergriffen werben. Auch im Strafprocefie kann eine Beichwerde wegen der im 
Laufe der Uinterfuhung ergangenen Verfügungen erhoben werben, z.B. wenn Jemand ver: 
haftet wird. Oft wird auch wegen Unterlaffung eined Richters Beſchwerde ergriffen, 3.2. 
wegen verzögerter ober verweigerter Juſtiz. 4) Beſchwerde kommt nod vor im Geſchäftsgange 
der conftitutionellen Monarchie, infofern nad ven Verfaffungsurkunden (zZ. B. der badiſchen, 
$. 67) die Kammern dad Recht haben, wegen Verordnungen, welche bie Regierung, erließ und 
worin dad landftändifche Zuſtimmungsrecht gekränkt ift, Beſchwerde an das Staatsminifterium 
zu erheben. Solche Beſchwerden find oft der mildere Weg, welchen Landſtände wählen, um ein 
gewiffes verfaffungswinriged Benehmen eines Minifterd zu rügen, in Fällen, ıwo der Weg der 
Anklage gegen denſelben nicht rathſam fcheint. RIM Mittermaien 
Beſitz und Verjährung (und ihre tiefern Grundgedanken, vorzüglich in po= 


litiſcher und ſtaats- und völkerrechtlicher Beziehung). Nichts Wichtigeres, nichts 


Schwierigeres in Recht und Politik, als der Beſitz. Beſitz, die factiſche, vielleicht auf Raub ſich grün⸗ 
dende Gewalt, iſt nicht Recht und ſoll weichen dem Recht. Und doch heißt es: „Glücklich die Be⸗ 
ſitzenden“; und doch ſingt der Dichter: „Wer inı Beilg iſt, iſt im Recht, und heilig wird's die Menge 
ihm bewahren“, und man wird die Gunſt des Beſitzes wol ſchwerlich blos durch ſeine Gewalt und 
die Gewohnheit erklären koͤnnen. Heiligung des Beſitzes, da er auf Raub beruhen kann, ſcheint 
Heiligung des ſogenannten Rechts, beſſer des Unrechts, des Stärkern, der Feldruf für Fauſt⸗ 
recht und Anarchie zu fein. Beſitz und Achtung des Beſitzſtandes iſt aber doch auch das Loſungs⸗ 
wort des Friedens und der Ordnung. Und der Streit im Begriff wurde und wird überall zum 
Streit im Leben. Ganze Parteien und Schulen ſtehen im Staatsleben feindlich einander gegen: 
über gerade durch den Streit um ven Bejlg. So in Athen und Sparta vor Lyfurg und Solon, 
fo in Rom feit dem Streite über die Adergefege, fo in Branfreich in der erften Revolution und 
nach der Sulirevolution, fo, wenigftend was die Theorien und ihre Anwendung auf’ einzelne 
Verhältniffe betrifft, aud in Deutfchland und überall. So in den flaatörechtlichen, In den pri= 
vatrechtlichen und völferrechtlichen Beziehungen. Hier die Ultraariftofratifhen und Ultrahiſto⸗ 
riſchen over beffer die blind Stabilen, Pofttiven und Fataliften, die Halferianer. Sie deduciren 


den Beſitzſtand als höchſtes Necht, felbft den Beſitzſtand des graufamften Misbrauchs, feldft 


den der Sklaverei und Leibeigenſchaft, ja den der tyranniſchen Unterdrückung ganzer Nationen. 
Die durch weltliched oder geiſtliches Fauſtrech‘“, wenn auch noch jo widerfinnig angehäuften, ben 
Privaten oder dem Staate geraubten Güter, Gewalten und Ausſchließungsrechte weniger Ari⸗ 
ſtokraten und die Unterdrückung und dee Hungertod für alle übrigen Bürger, auch für die nach⸗ 
weisbar beraubten, felbft Elend und Untergang für Fürft und Staat, das reditfertigt ihnen bie 
Heiligkeit des Befiges, des Rechts nach ihrem Sprachgebrauch. Breilih verbramen fie ſolches 
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Vewaltretcht gewöhnfig noch mit einigen hohlen Phraſen von natürlicher Ordnung Sottes, 
yon natürlichem Glückdgut oder vom Schwert des Eroberers. Aber es find dieſe Phraſen von 
gleichem Werth wie das von Gottes Gnaden, wenn der Thronräuber feinen Raub damit 
müdt. Dort dagegen die Ultrademofraten, pie metaphyſiſchen Schwärmer, bie Leveller, 
die Jafobiner, die St. Simoniften, die Owen, die Fourier, die Communiſten, weldhe ohne 
Achtung des Beſitzſtandes nach reinen Ideen bie Acker, die Bewalten, die Staaten neu vertbei- 
fen! Der Sieg von jeder diefer Parteien aber wäre Untergang der Staaten und ihrer Gultur, 
Bier durch; allmälige Auszehrung und durch Abfterben feiner lieber, dort durch ſchnelle Auf: 
Yöfung eines higigen Fiebers. | 
Das geſunde Staatdleben und die richtige Theorie alfo erheiſcht — das iſt Far — vor 
allem eine richtigere Würdigung des Befiges, feiner Bedingungen und Wirkungen, eine rid: 
tigere Auffaffung feines Verhältniffes zum Recht. Das am tiefften ausgebildete Rechtsſoſtem, 
das römifche, hat auch dieſe Aufgabe vortrefflich gelöft.. Freilich hat es feine Befigtheorie nur 
für dad Privatrecht und unter dem Namen „Beſitz“ fogat zunächſt faft nur für bad Sachenrecht 
ausgebildet. Aber mit den durch die Verſchiedenheiten des @egenftandes ji von ſelbſt ergebenten 
Modificationen ift diefe Theorie auch auf andere Rechtstheile, auch für das Staats⸗ und Völker⸗ 
recht gültig und darauf auch fpäter, insbeſondere jhon durch das Kanonifche Recht, angewendet 
worden. &8 gibt nur ein Rechtsſyſtem und gemeinſchaftliche Grundſätze für alle feine Theile. 
Auch die Verhältniffe des gefellichaftlichen Leben beftehen, wie dad Roͤmiſche Recht aner: 
kennt, nur in der angemefjenen Verbindung und Vermittelung von einer geiftigen und leibli- 
Ken Seite. Die innere geiftige Seite des Rechtsverhältniſſes befteht in der Übereinftimmung 
mit dem vernünftigen Nechtögefeg und Rechtszweck und mit dem ihnen entfpreddenden redhtli- 
hen Willen ver Rechtsmitglieder. Es tft Das, was man im engern Sinne dad Recht ſelbſt nennt. 
Die äußere leibliche Seite dagegen iſt dad äußerliche materielle oder factiſche Verhältniß, ver 
äußere Stoff, melde dem Rechte gemäß beſtimmt ind äußere Leben treten. 88 iſt die äußerlidr 
Berwirflihung oder Ausübung des Rechts und die Gewalt diefer Ausübung. Es ift mit an: 
dern Worten im meiteften Sinne ber Befig, durch welchen Namen fon wörtli daß factiſche, 
das Gewaltöverhältniß diefer Ausübung und ver Ausſchließung Anderer bezeichnet iſt, ebenio 
wie durch die roͤmiſchen Worte detentio und Bossessio (von persedeo, lange oder ganz beitgen) 
und durch das deutſche Were, Wehre (infofern dieſes nämlich die Umzäunung, die Umſchlie⸗ 
Bung i) bedeutet). So unterſcheidet fih bei einer Stantöregierung bad Recht zu regieren une 
das wirkliche Befigen oder Ausüben des Regierens oder ver Herrſchaft; fo bei einer Erbſchaft 


das Erbrecht und der Beſitz der’ Erbſchaft; und ebenfo treten auch fihon in ber Erwerbung ver 


Megierung und der Erbfchaft diefe zwei Seiten, ald Rechtsgrund zu berfelben und wirflider 
Antritt, auseinander (f. Antritt). So kann man aud) bei der perfönlichen Freiheit das 
Recht zu derjelben und den Befig oder die Ausübung verfelben unterfheiden und als ſolche aus 
ohne Entſcheidung über das definitive Recht vorläufig ſchützen; ebenſo auch bei einem Pacht⸗ 
recht das wahre definitive Recht auf das Pachtverhaäͤltniß und die Ausübung des Pachtrechts. 
- Hieraus nun ergibt ji, daß der Beſitz, weit entfernt, das höcfte und wahre und ganze 
Recht ſelbſt zu fein, vielmehr von ihm abhängig, ihm dienftbar fein foll. Im Allgemeinen aber 
begründet erſt die Vereinigung von beiden Seiten, von Recht und Beſitz, dad ganze vollitän- 
dige Eräftige Rechtöverhältniß. Im Völkerrecht ebenfo wie im Privatrecht genügt es 3. B. nidt 
zur Begründung des Eigenthumsrechts, weder daß man von einer Sache ven Bejig erlangt, 
noch auch daß man einen dem Rechtsgeſetz gemäßen Willen hat, fie ald Cigenthum zu Haken, 
3.2. fie als berrenlofe Sache zuerft zu occupiren, fondern Beides muß ſich vereinigen (Mardens, 
„Europ. Bölferr.”, 6. 31). 

Micht immer aber find wirfli beide Hereinigt. Einestheils fodern die mannichfachen ver⸗ 
ſchiedenen Bidürfniſſe verfchiedener Perfonen in Beziehung auf denſelben Rechtögegenitant 
oft eine freiwillige Trennung. So z. B. brauche ich vielleicht zu einer Meife flatt eines Eigen⸗ 
thums von Werth, dad ich aber nicht mitnehmen kann, Geld; der Bapitalift aber bedarf für 
feine Sicgerheit wegen des Geldes, dad er mir leiht, die Sache ald Pfand und erhält fo den 
Beſitz, während ich das Eigenthumsrecht behalte. Anderntheild aber wird au oft blos vurd 
die Unvollkommenheit der menfhlihen Verhältniſſe eine unabjihtlihe Trennung bewirkt. 


— 


1) Beweisſtellen in Mittermaier's, „Deutfches Privatrecht“, $. 137. Über den romiſchen Begrii 
vergl. L. 1. pr. de adquirend. poss. 
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B. 8. ein Anderer IR in ven Belg meiner Sache gelummen und ſtellt Ad min felbſt Außerlih 
als den Bigenthlimer derfelben dar, vielleicht im beften eigenen Blauben, weil ihm ein Dritter 
Die Sache verkaufte. Auf diefe Weiſe kann nun aber auch Jemand irrthümlich oder boswillig 
vorgeben, er ſei der wahre Cigenthumsberechtigte von Dem, was ein Anderer beſitzt. Das wahre 
ober definitive Recht aber if} oft nur fehr ſchwer und langfam zu erforſchen und gu bemeifen, 
zuweilen gar nit mehr. Wollte man nun bei jenem beliebigen Auſpruch fogleid Störung 
und Aufhebung des Beſitzſtandes zugeben, fo wäre aller Friedenszuſtand und alle Sicgerheit 
zerſtoͤrt. In beiden Fällen muß alfo dad Befeg fowol dem Recht felbft als auch dem davon ge- 
trennten Befig, obwol fie getrennt find, beflimmte rechtliche Wirkungen geben. Es muß na⸗ 
mentlich aud im zweiten Falle dem Befige folde Wirkung beilegen, went auch ein Anderer 
- Außert und behauptet, er fei ber Bereitigte und ihm gebühre auch der Beſitz. Das Rechtsver⸗ 
bältnig fol unter dei Herrſchaft bed Rechtsgeſetzes ein allgemeined Friedensverhältniß, einen 
geordneten, geficherten Zufland begründen, in welchem jedes Mitglied innerhalb feines Rechts⸗ 
kreiſes ungeſtoͤrt für feine Zwede muß wirkſam fein und, um fle zu fördern, auf dieſe Unge⸗ 
ftörtheit feiner Rechte und feined vechtlihen Beſitzſtandes muß rechnen Einnen. Nur fofern 
feine Thätigkeit oder fein Beſitzſtand auf eine juriftifch bereits erwieſene erfennbare Weife mit 
dem hoͤchſten Rechtsgeſetz und dem rechtlichen Friedenszuͤſtand anderer Rechtömitglieder in ver- 
legendem Widerſpruche Händen, fobert dad Rechtögefeg und der wahre rechtliche Friede felbft, 
daß diefe Störung audgetilgt und wieder gut gemacht werde. Früher aber, over ehe ein Anverer 
ein beſſeres Recht, ein Recht zur Aufhebung des Beſitzſtandes nachgewieſen hat, und weiter kann 
fein Friede rechtlich nicht geflört werben. Sorgfältig muß man vermeiden, daß derfelbe nicht 
erwa unter dem Namen bed Rechts felbft auf rechtönerlegende Weiſe früher und mehr geſtoͤrt 
werde, ald nachgewieſenermaßen rechtlich begründet war. Und auf jede Weiſe ift ver Glaube 
an die Feſtigkeit des Friedensſtandes und bie Sicherheit des Eigentums und Befiges — ſelbſt 
eins ber höchſten Güter des Friedens und die Grundlage großer Unternehmungen — zu er: 
—8 Ausgehend von dieſen Grundideen bildete num unfer pofitived Recht einen dreifachen 
Beſiztz aus. 

1) Das blos natürliche Beſitz⸗ oder Gewaltsrecht, Detentionsbefitz, possessio naturalis — 
dieſes ſchützen die Befepe zur Bewahrung bed Friedens gegen Selbſthülfe und gegen unbegrün⸗ 
dete Störung felbft als bloße Thatfache, als blos factiſches Rechtsverhältniß. Ohne nad irgend: 
einer rechtlichen Bedingung zu fragen, knüpfen fie an baflelbe, nach den foeben angegebenen 
Brundfägen, vier Rechte ober rechtliche Kolgen. Es darf fürd erſte niemand eigenmädtig einen 
ſolchen Beſitzſtand flören oder factifch verlegen, und wenn er es thut, fo hat der Angegriffene 
dad Recht, feinen Beſitzſtand durch SeldftHülfe, foweit fle dazu ndthig if, zu vertheidigen, ohne 
daß er dadurch Unrecht thäte oder dem Andern den etwa durch die Vertheidigung zugefligten 
Schaden erfegen müßte. Es bat fürs zweite ber im Befigfland Beſindliche, fofern der Andere 
gerichtlich mit ihm rechten und ihn fo aus dem Beſitz verdrängen will, nicht, wie Savigny 
fagte, als Folge des Verhältniffes des Beklagten, fondern als Folge des DBeflges, das Recht, 
lediglich von dem Gegner den Beweis eines beffern Rechts zu verlangen, ohne ſeinerſeits auch 
nur irgend den Grund feines Beflged angeben zu müflen. Sofern ferner brittens bie beider- 
feitigen Anſprüche und Beweiſe gleich find, ſiegt der Beſitzende. Auch hat der Befiger endlich 
wiertens, wenn er auch aus feinem Beſitzſtand zu weichen verurtheilt wäre, ein Retentionsrecht, 
das heißt, er braucht den Beſitzſtand nicht eher aufzugeben, bis ihm ver Gegner Das, was er ihm 
ald Gegenleiftung in Beziehung auf venfelben, 3. B. als nügliche und nothwendige Verwen⸗ 
dungen auf eine Sache ſchuldig ift, was alfo mit dem zurückzugebenden Befit conner iſt, geleis 
flet hat.) Das Kanoniſche Recht dehnte nicht blos überhaupt alle roͤmiſchen Befigrechte, au 
die nachher zu erwähnenden höhern (denn ber Detentiondbefig geht auch ſchon im Roͤmiſchen 
. echt Über das Sachenrecht hinaus) auf Verhältnifle des dffentlihen Rechts aus, z. B. auf die 
biſchoͤſliche Amtsgewalt, die Gerichtsbarkeit und Landeshoheit, ebenjo auf Zehnten, Grund⸗ 
zinfen, Frohnden. Es gab auch durch das fogenannte remedium spolii in den Falle, wenn Je⸗ 
mand aus irgenbeinem factifhen Zuftand oder Beſitzſtand, welcher nur dem gemeinen Rechte 
nicht miderflreitet, bereits verbrängt war, ein Recht der vorläufigen Wiederherſtellung des Be⸗ 
fiphandeö oder auf Aufhebung viefer Störung des Friedenoſtandes (spolium). Dieſes Rechts⸗ 


N) ©. die Beweife in K. Welcker's „Syſtem“, I, S. 615, und vergl. Thibaut, „Pandekten“, 
66. 204, 222, 224. 29° 
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mittel kann «ld Klage um» als Einrebe geltend gemacht werben fogar ſelbſt gegen die Erben, 
gegen bitte Befiger, wenn fie wußten, daß ein Spollum vorhanden war. ®) 

2%) Das proviforifhe Recht, der Interbictenbefig (possessio ſchlechtweg, und im Gegenſat 
gegen die erftere oder geringere Gattung, auch der Civil- oder juriflifche Beſitz, im Gegenſat 
gegen die dritte oder höhere Gattung aber ebenfalld noch possessio naturalis). Hier ſchũtzen 
die Geſetze ſchon nicht blos die reine Äußere Thatſache des Beſitzes als folde und ohne irgend⸗ 
eine juriftifche Bedingung verfelben zu fodern, fondern fle behandeln vorläufig und mit Ab: 
fonderung der tiefen und längern Unterſuchung über das definitive Recht ven Veſitz als pro- 
viſoriſches Sachenrecht des Beſitzers und geben ihm fo einftmeilen zu feinem und des Friedens⸗ 
ſtandes Beften felbft vor Gericht eine ſchnelle einftweilige Hülfe, bis im langfanen Proceß über 
dad definitive Recht etwa der Gegner dieſes für fich ermeift. Sie fodern daher bier auch ſchon 
wenigſtens die nöthigften äußern iuriflifhen Bedingungen für ein ſolches proviſoriſches Sachen⸗ 
recht, nänılich a) eine Perſon und b) eine Sache, in Beziehung auf welche vefinitived Sachen: 
recht flattfinden koͤnnte (d. 5. früher Eörperlihe Sachen, dann aber auch gewiffe als Sachen 
betrachtete Rechte, wie eine Erbſchaft), und ſodann c) die erflärte Abſicht des Beſitzers, daß 
er die Sache als feine Sache beſitze. Sie gehen dann auch in ven Wirkungen dieſes Beſitzes über 
die reine außere Thatfache des gegenwärtigen furtifchen Beflges hinaus. Sie fügen zu den vier 
Rechten jener bloßen Detention noch das fünfte, das Recht der Interbicte hinzu. Mit diefem 
kann der Befiger im ſchnellen Proceßgange fogar klagend und felbft, wenn er das äußere Factum 
des Befiges bereitd verlor, gegen ven Beilgftörer auftreten und von ihm proviſoriſche Ungeftört- 
heit oder Wiederherſtellung feines Beſitzes fobern, folange bis im definitiven Nechtöftreit 
ein befferes Recht an der Sache gegen ihn bewiefen ift. Durch dad remedium spolii kann der 
Befiger bei verlorenen Befig zum Theil felbft gegen Dritte Hülfe befommen, wie denn au 
burch bie deutſche Wehre oder Gewehre, wenn fe von einem blos phyfifchen Beſitzſtand zu einem 
rechtlich verbürgten, gemwehrten oder gewährten überging und hier ebenfalls eine Stufenleiter ver: 
ſchiedener Befigrechte bildete. (S. Eichhorn, „Deutſches Privatrecht“, $.156,und „Nedtögefch.‘, 
6. 356.) Die ſummariſche Verhandlung nun über dieſen Befig nennt man den Beilproceß, 
Possessorium, wobei denn, weil man noch Feine pojitiven Gründe hat, ven Beſitzer wirflich ald 
den definitiven Gigenthümer zu vermuthen, ein Proceß über das definitive Stecht felbft, das 
Petitorium, vorbehalten wird. Sind im Streite über ven Beſitz Thätlichfeiten zu beforgen, fo 
fol nach ven Reihögefegen die Obrigkeit mit einem möglihft fummarifchen Verfahren (pos- 
sessorium summarium) dazwiſchentreten, die Sache entweder fequeftriren over nach bloßen 
Beicheinigungen ausmachen, wer zulegkim Beſitz war, d. 5. ven jüngften Beſitz hatte, und ihm 
mit: Vorbehalt ſowol des ordentlichen Beſitzproceſſes (possessorium ordinarium) wie des peti- 
toriſchen vorläufig den Beſitz zufprechen. Dieſes Verfahren hat nanıentlich Die deutfche Bundes: 
gefeggebung, indem fie alle Selbfthülfe unter den Bundesgliedern ausfhließt und in allen ihren 
Streitigkeiten untereinander bie Gompetenz der Bundedverfanmlung, begriindet, diefer letztern 
in Beziehung auf ſolche Streitigkeiten zur Pflicht gemacht. Sie foll, wenn Thätlichkeiten zu be⸗ 
jorgen oder eingetreten find, vorläufige Maßregeln zur Verhütung und Abſtellung jeder 
Selbſthülfe ergreifen und vor allem ven Beſitzſtand aufrecht erhalten. Insbeſondere ift fie be: 
fugt, bei Streitigkeiten über den jüngften Beſitz auf Anrufen eines ber freitenden Theile, durch 
dein oberſten Gerichtshof eines benachbarten unbetheiligten Bundesgliedes venfelben funme- 
riſch unterfuchen und entſcheiden zu laſſen und dieſen Beſcheid alsdann zu vollziehen. *) 

5) Das prafumtive Recht oder ver Verjährungsbeſitz (possessio civilis im engern Sinne). 
Um der Ungewißheit des Eigenthums ein Ende zu machen (pro bono publico ne reruni do- 
ininia diutius incerta essent), haben die Geſetze die Verjährung erfunden. Sie wollen eines: 
tbeil verhindern, daß ich auch bei all meinen lange befeflenen Sachen immer in Gefahr ſchwebe, 
daß mir Semand Proceffe Darüber macht, Proceſſe namentlich aus alten Zeiten, wo die Bemeife 
ſchwer oder unmöglid find, die aljo die Sicherheit. und Feftigkeit des Friedensſtandes flören. 
Sie fodern daher andererfeitd, daß jeder zur rechten Zeit lage und fidh den Verluft feines Rechts 
felöft zufchreibe, wenn er nachläſſig die Nechtöverfolgung unterläßt. Auf diefen beiden Limftän: 
den und Rechtsfoderungen ruht bie Verjährung. Verjährung im Allgemeinen beißt Erwerb 
und Berluft durch einen gefeplich beſtimmten Ablauf der Zeit. Man theilt fie in die erlöfchende 


j 2 Corp. jur. Canon. c. 3. C. 3, qu. I u. 2, u.Tit. X. de restit. spoliat. Thibant, „PBandeften‘‘, 
. 281 


4) G. Bundesacte, Art. 11. Wiener Schlußacte von 1820, Art. 19 u. 20. Beſchluß ber 
Bundesverfamminug vom 16. Juni 1817, Art, 1, und Klüber, „Dffentliches Recht, 5. 172. 
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ober die Kingenverjährung, wodurch zunächſt Jemand ein Klagrecht verliert, weil er zu lange 
mit feiner Riage wartete, ober bie erwerbende (Erſttzung, usucapio), durch welche zunädft Je⸗ 
mand vermittelft eines laͤngern Beſitzſtandes Das, was er befefien hat, definitiv erwicht. Zu der 
legtern nun wird der Regel nach erfodert ein Bellg mit gutem Rechtsgrund und gutem Glau⸗ 
ben: dieſes heißt, der Beſitz muß auf ſolche Art erworben fein, daß der Befiger ehrlich glauben 
fonnte, dadurch dad definitive Recht zur Sache erworben zu haben (justus titulus), und e8 muß 
auch während des Beſitzes (nad) Kanonifhem Recht) fortvauernd der Beflger in dem guten 

Glauben geweſen fein, Niemand habe ein beſſeres Recht zu befigen (bona fides). Sovann muß 
ed ein Begenftand fein, welcher nad) ven Befegen durch Verjährung erworben werden kann. 
Sind nun aber diefe Bedingungen vorhanden, jo bilden dieſelben, wenn auch noch nicht die zur 
pirklihen Verjährung nötbige Zeitvauer abgelaufen ift, doch gute pojitive Grunde, Jemanden 
ale ven wirklich Berechtigten rechtlich zu vermuten und fo zu behandeln, bis etwa der beſſere 
wahre Berechtigte ſich finden follte, vem er dann, wenn die Verjährung noch nicht abgelaufen 
ift, natürlich weichen muß. So fnüpfen fih alfo an dieſen Berjährungäbeflg noch zwei neue 
Wirkungen zu jenen fünf erflen, die eine iſt das Recht, durch den ununterbrochenen Befig 
während einer gewiſſen Zeitdauer die Sache eigenthümlich zu erwerben (nämlich bei beweglichen 
Sachen in drei, bei unbeweglichen, wenn bie Parteien in derſelben Provinz wohnen, in zehn, 
fonft in zwanzig Jahren), fofern nur während dieſer Zeit der Berechtigte hätte Klagen Eönnen. 
Diefed wahre Recht nun darf dem Verjährungsbefiger Niemand, ohne zum Schadenerfaß ver- 
pflichtet zu fein, rechtswidrig flören. Das andere Recht befteht darin, daß er dem wahren Cigen⸗ 
thümer nichts ſchuldig ift, wegen der Verfügungen über die Sache, wegen feines vermuthlichen 
Bigentbumd, und daß er namentlich die bereit verzehrten und die als bewegliche Sachen ver: 
jährten Früchte nicht herauszugeben braucht. 

Selbſt aber, wenn zwar die übrigen Bebingungen-biefer orbentlichen Verjährung vorhan⸗ 
den find, die Sachen aber von dieſer orbentlihen Verjährung ausgenommen find, und aud 
wenn ein gerechter Titel nicht nachweisbar ift, kann ber Befiger doch durch die außerordentliche 

Beriährung in dreißig oder vierzig Jahren erwerben. Wenn endlich auch jelbft für dieſe außer: 
ordentliche Verjährung die nöthigen Bedingungen fehlen, fo tritt doch noch eine unvorbenkliche 
Berjährung ein. Diefe befteht darin, daß, wenn ſich Jemand über Menfchengeventen hinaus 
in dem ununterbrochenen Belipftand eines Rechts befunden bat, eö juriftifch fo angefehen ober 
präfumirt wird, ald habe er ven Gegenſtand dieſes Beſitzſtandes rechtmäßig erworben. Es ift 
dieſes alfo ebenfalld nur eine Vermuthung für den rechtmäßigen Erwerb, welde vie deutſche 
Praxis eingeführt hat, und welche als ſolche zwar vor Proceflen aus veralteten thatſächlichen 
Beranlaffungen fhüßt, aber freilich ver juriftifch erkennbaren’ abfoluten Rechtswidrigkeit eines 
folden Beſitzſtandes weihen müßte. . 

Nach allem Bisherigen ift alled Beiigrecht immer noch fehr verfhieden von dem eigentlichen 
definitiven Recht felbft, bildet immer noch die äußere oder factifche Seite des Rechtsverhältniſſes. 
Aber um die gefellihaftlihen Bedürfniſſe zu befriedigen und um ben Frieden und die Sicher⸗ 
heit ver Rechte zu fihern, wurde ber Beſitz zugleich auch abgeſondert für ſich allein ſchon zu einem 
Recht erhoben. Nur fol es nie im erkennbaren Gegenfag gegen das wahre definitive Met 
ſelbſt und nie als ein definitives Recht, fondern nur als ein ſehr bedingtes und beſchränktes 
Recht befchränft gefihügt werden. Hieraus erklärt ſich ein gewiller Wechſel der geſetzlichen Be⸗ 
zeihnungen über den Befig, wonach ex bald Thatſache, bald Recht genannt wird (ähnlich ber 
obigen boppelten Benennung possessio naturalis), fowie die an fih fonderbare Behauptung 
ber neuern Juriften, ver Befig fei ganz und gar fein Rechtsverhältniß und kein Net. 5) Gr 
iſt nur nicht dad definitive, eheer auch in dieſes durch bie Verjährung organisch übergegangen if. 

Das Privatrecht und fo auch die bisher angegebene Befigtheorie bildet das allgemeine reine 
Recht aus durch die Verhältniffe der politiihen Körperfchaften der Staaten, alfo im Völkerrecht, 
im volkerrechtlichen Bundesrecht und noch mehr im Staatsrecht entfliehen allerdings einzelne 
eigenthümliche Geftaltungen oder Abweichungen ver allgemeinen Beſitzrechte und ihrer Schuß: 





5) Mir erfrenlich ſtimmt Brig, „Erläuterungen zu Wening s Ingenheim’s Lehrbuch“ (Breiburg 
1833), 1, ©. 213, meinen Gründen gegen Savigny bei, baß jene obigen rechtlichen Folgen der verfchies 
denen Arten des Beflges wirkliche Befigrechte und zwar bie römischen auch Sachenrechte feien. Dennoch 
aber fagt er, „der Befig fei nicht felbit ein Recht, obgleich er Rechte erzeugt, ſonſt müßte es auch ber 
Vertrag fein”. Mber das abgefchloffene Vertragsverhältnig und das Recht auf daſſelbe ift Rechtsver⸗ 
— und Recht und ebenſo das erworbene Veſitzverhältniß und das Recht darauf; ebenſo gut wie 

igenihumsverhaͤltnij und Cigenthumsrecht. 
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mittel. Hiervon abgefegen aber gelten auch Hier jene oben aus ben Reitsverhlüntfien abgelei⸗ 
teten, dem feften Frieden und Vertrauen und der Nedtöfiherung eutſprechenden Grunpfähe, 
fowie die Rothwendigkeit, ſtets die factiſche und die rechtliche Seite der Rechtsverhältniffe möglicht 
miteinander zu einigen und auszugleichen. 

Die Eigenthümlichkeiten zun ä hft im Völlerreiht ergeben ih 1) aus dem eigemtgümalichen 
Gegenſtand des Rechts und des Beſitzes im VBölkerverhältnig. Die Hoheits: oder Sou⸗ 
veränetätsrechte können zwar auch mittelbar auf Sadıen, ein Gebiet, ein Land fid 
beziehen, unmittelbar und zunächſt aber iſt ihr Gegenſtand das Megierungsredht oder die 
Hoheitögewalt in Beziehung auf Das, mas in dem Gebiete ober was von den ber Staatshoheit 
Unterworfenen vorgenommen wird. Diefe Hoheitögewalt erfcheint ſchon in dem gemeinen Recht, 
namentlich in dem Kanoniſchen, als eine unkörperliche Sache, welche ganz ober in Beziehung auf 
einzelne Theile, in Beziehung auf befonvere Hoheitsrechte und Gebietöftreden befeflen werben 
kann. Sie gibt aber auch in Beziehung auf alle ihr unterworfenen Eörperlihen Sachen das 
Mecht, fie gegen Nichtberechtigte zu vertreten und zu fhligen. 2) Dadurch, dag unter Völkern 
höhere geſetzgebende und richterlicye Gewalt fehlt, fallen Hier die richterlichen Schugmittel des 
Beſites, wie Interbicte, ebenfo bie pofitin gefeglihen Berjährungäftrafen und Bebin: 
gungen hinweg. Im Übrigen maden die Völker ebenfo gut wie Privatberechtigte die obigen 
breifachen Befigrechte geltend. 

Durch befondere Bundes und ſchiedsgerichtliche Einrichtungen aber fönnen aud bie Völker 
oder Staaten die gewöhnlichen richterliden Schutzrechte üch erhalten. So galten diefelben im 
Deutſchen Neid, wo bie halbfouveränen Staaten und Regierungen und ihre Streitigfeiten, 
namentlich auch die über die juriſtiſche Sache ihrer Landeshoheitögewalt den Reichögefegen unt 
Gerichten untergeorbnet waren und auch die Befigrechte ganz wie bie der Privaten gefchügt 
wurben. Ahnliches aber muß auch jet im völkerrechtlichen Deutfhen Bunde eintre: 
ten, weil bundesvertragsmäßig die Bundesftaaten alle ihre Streitigkeiten untereinander, within 
aud die Befigftreitigfeiten über Hoheitsrechte der gerichtlihen Entſcheidung einer Bundesaus: 
trägalinftanz überlaffen haben, die, fomweit nicht befondere abweichende Beflimmungen anders 
verfügen, nach dem gemeinen Recht entfcheiden foll, fomweit es auf die jegigen Verhältnifſe ber 
Bunbeögliever no aywendbar It (Schluß acte, Art. 20 u. 25). 

Hiernad kommen alfo in Beziehung auf die Streitigfeiten ber Bundesflaaten untereinanper 
alle drei oben angegebenen Arten der Befigrechte, und auch die Berfährungen und ihre Termine 
ſelbſt rückſichtlich der Hoheltöredhte zur Anwendung ebenfo wie chemald im Reich. Es muß aber 
auch im gewöhnlichen Völferrecht die Nechtövermuthung für einen mit gutem Rechtogrund und 
mit gutem Glauben flattfindenven Befig überall fich wirkfam zeigen, ebenfo vie Rechtövermu: 
thung eines unvordenklichen Befiged. Die ordentliche und außerorventlihe Verjährung aber 
wirb unter fouveränen Völkern in der Regel darum, weil für fie kein gefeglich beſtimmter Ter: 
min vorgeſchrieben ift, nicht ſtattfinden ©), fo oft man fi) au darauf berufen hat. Doch Eönnen 
fle einen folden 3. B. durch Friedensfchlüffe, durch beftimmte Normaljahre fefliegen, ſodaß 
ältere nicht erlevigte Rechtsanſprüche auögeichloflen werben. Klüber ?) freilich fließt auch alle 
Verjährung zwiſchen den Bunbeöglievern aus, Martend dagegen läßt richtiger hier biefelbe 
noch überall zu, wie zu den Zeiten des Reichs. 

In Beziehung aufbieinnern ſtaatösrechtlichen Verhältniſſe ergeben ſich als Ei- 
genthümlichkeiten: 1) ber foeben auch für das Völkerrecht angegebene eigenthümliche Gegen: 
ftand. 2) Im Staatsrecht hat die Regierung innerhalb ihrer verfaffungsmäßigen 
Gewalt gegenüber ihren Organen und ven Bürgern die höchſte entſcheiden de Ge— 
malt. Ihr Ausfprud Hat alfo injomweit die Nechtövermuthung der Gültigkeit. Dadurch ver⸗ 
ſchwinden gegenüber einemformellverfaffungsmäßigen Ausiprude der djfent: 
lihen Gewalt die bloß proviforifchen und präfumtiven Beſitzrechte. So hat z. B. der Beamte 
in Beziehung auf die juriftifhe Sache des ihm als Amtögewalt übertragenen Hoheitsrechts bei 
entſtehendem Verdacht, daß er zur Amtöverwaltung nicht würdig, alfo nicht bereditigt fei, nah 
den meiften Staatögefegen ſich fon proviforifh einer verfaflungsmäßigen Suspenjion zu 
fügen, welde hier ihm den Bel der Amtsgewalt vor ber definitiven Entſcheidung entzieht. 
Überhaupt aber, und auch in Beziehung auf foldhe öffentliche Rechte, wie landſtändiſches ober 
Gemeinde⸗-NRecht, wo ähnliche porttive Beftimmungen fehlen, und ſelbſt in Beziehung auf feine 





6) Klüber, „Droit des gens”, 85. 6 u. 125. Martens, „Pröcis du droit des gena”, 98. 70, TL 
T) ©. auch, „Offentliches Mecit des Bundes“, 5.68. | sen, s 
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Brivatverhältniffe muß der Bügger einem au nur formell gerfeffunadmänigunBgz 
ſchluß der hoͤchſten Asa und ihrer Organe die factifche arteiten Mir —B ſ 
gegen eine deſinitiv ober materiell nicht rechtsgemäße Verfügung unterlaffen, Er fayn nur g 
allen verfaffungdmäßigen Wegen gegen etwaiges materielled Unrecht und feine Folgen fih perz 
theibigen. Zu ſolcher Vertheivigung kann nur der Rechtsweg vor ven Landesgerichten ober par 
Schiedagerichten oder dad Beſchwerderecht bei hoͤhern Behörden, bei nem Negenten oder dan 
Ständen, oder vor dem Forum der Öffentlichen Meinung verfaffungsmäßig zuftehen. 

3) Die Öffentlihen Rechte find zunächſt vesäffentlihen Wohls wegen und für daſ⸗ 
felbe beſtimmt. Sobald aljo die höchſten Organe, welche endgültig über dieſes Öffentliche Page 
und die für dafjelbe begründeten Öffentlihen Rechte und Einrichtungen zu entfcheiven haben, 
Öffentliche Rechte verändern oder entziehen, kann gegen fie Niemand in Staate Befig ober Ver: 
jährung dieſer Rechte geltend machen. Die rein Öffentlichen Rechte oder alle Regierungerechte, 
ftänpifche Rechte u. |. m. entflehen für dad Geſammtwohl Aller nad) dem verfaflungsmäßigen 
Sejämmtmvillen und Eönnen für und durch diefelben auf verfalfungsmäßigem Wege ſtets geün- 
dert werden. Sie dürfen nicht gegen folde definitive Rechtsbeſtimmung vermittelfi gus 
geblicher Beflg- und Verjährungsrechte gefhügt, in Privatrechte umgekehrt und dem dffentlichen 
Wohlentzogen werben. Sonft löſt jih, wie im Mittelalter, der Staat anarchiſch auf ünd zer: 
fällt in eine Reihe von privatrechtlich berechtigten Fauſtrechtsrittern und Gorporatignen. Freilich 
wird auch bier dad Öffentliche Wohl oder Politik und öffentliches Recht ſelbſt fodern, den Beſitz, 
zumal langjährigen Bejig, infoweit zu fhonen, als es das Öffentlihe Wohl und die Geyechtig: 
keit erlauben. Weiter hinaus aber wird felbft nicht einmal Entſchädigung gefobert werben Fön; 
nen, wie ed denn 3.8. auch ven Briten nicht einflel, bei ihrer Parlamentsreform die Befiger der 
verfaulten Flecken, vie doch Ichöne Bortbeile von Ihren Wahlrechten hatten, wegen der Aufbebun 
derfelben zu entſchädigen. Eine Entfhäpigung für veränderte Öffentlihe Steuerrechte un 
Steuerpflichten over für aufgehobene Steuerbefretung, wie fie jeht viele preußiſche Anelige 
fodern, iſt darum doppelt verfehrt, meil fie in anderer Form die aufzuhebende Öffentliche Unger 
rechtigkeit mwieverherftellt. Es ift ja einerlei, ob der Staat die Steuern erhebt oder fie wieber zu: 
rüderftattet. Jeder, der ein Öffentliches Recht oder lediglich durch daſſelbe beſtehende Verhältniffe 
bejigt, weiß es auch als Käufer zum voraus, daß, ſowie das Öffentliche Wohl es fodert, Verände: 
rung eintreten muß. Etwas Anderes aber iſt e8, wenn nicht von abſichtlichen von ver Höd: 
fen Gewalt verfaffungsmäßig beflimmten Veränderungen bie Rebe if, fonbern 
wennhurnad dem beſtehenden Staatsrecht Streitigkeiten entfliehen, wem etwa dieſe 
oder jene oͤffentlichen Rechte zuſtehen. Hier werden allermindeſtens die den obigen Beſitzrechten 
zu Grunde liegenden Geſichtspunkte geachtet werden müſſen. 

Überhaupt aber müſſen wir widerſprechen, wenn man noch über die vorhin angegebenen 
Beſchraͤnkungen hinaus die Bejlgrechte in Beziehung auf Öffentlihe Rechtsvethältniſſe ableug- 
nen will. Die Nebel ver Naturphilofophie, welche, wegen ihrer Zerflörung aller wirklichen 
Freiheit durch naturgefegliche Nothwendigkeit, ald Grundlage wenigſtens für die praftifche 
Moral und Rechtslehre völlig untauglich ift, verſchwinden gottlob allmälig wieder in unferer 
Jurisprudenz. In ihren ganz unfrei gewordenen Staatsorganismen war der Charakter wirk⸗ 
Ticher, auf gegenfeitigen freien Anerfennen und Wollen freier Perfönlichkeiten, auf freien Ber: 
trägen beruenben Rechte gänzlich verſchwunden. Diefe ewige, durch die Natur der Dinge tie 
durch alle roͤmiſchen und germanijchen Rechtsquellen gegebene Grundlage alles Rechts, nämlich 
den Gharafter wirklicher Rechte und die Vertragäbegründung, ließ man nothgedrungen höchſtens 


nur den Privatrehten. Man vergaß, daß Privat: und Öffentliches Recht nur zwei theihweife 


verſchieden modificirte Seiten (positiones) ded Rechts find, nad welchen allerdings auf Der: 
träge und Vertragsrechte im dffentlihen und Privatrechte verſchieden mobifleirt find; daß aber 

beide gleiche Wejenheit haben, und daß fie im wirklichen organifhen Staatsleben zum Be ' 
zufammenhängen und ineinander übergehen. Wir müflen alfo auch felbft einem fo vortreffli⸗ 
hen Stantögelehrten wie H. A. Zachariä widerfprehen, wenn er („Staatsredt", 2. Aufl, II, 
6.135, 145fg., und „Staatswörterbuch“, 11,96) lehrt, man Eönne bei wirklich öffentlichen 
Rechten, wie Staatsdienſt- und Repräfentationsverhältniffen, landſtändiſchen und gemeindlichen, 
nicht von Beſitz- und Vertragsrechten reden. Sie und mithin unfere obigen dreifachen Beil: 
rechte machen Anſpruch auf angenteffene rechtliche Geltung und Durdführung, foweit fie nit 
durch bie angegebenen eigenthuͤmlichen Modificationen des dffentlihen Rechts mobificirt find. 
So werben au alle öffentlichen Rechte gegen formelle verfaſſungs- und rechtswidrige factiſche 
Angriffe mit den Schugmitteln des Defenjlondbeflgeö vertheidigt werben koͤnnen (ſ. Rothwehr), 
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und ſelbſt das proviſoriſche Recht, ber fogenannte Interbictenbeflg ober der Schutz der vorläu- 
figen Fortdauer des factiſchen Verhältniffes bis zur gültigen Entſcheidung, wird bei Voraus⸗ 
ſehung der rechtligen Bebingungen foger für die Amtögewalt gelten, fofern nicht eine for: 
mell verfaffungsmäßige Entſcheidung ver Höchften Gewalt vorliegt, fofern namentlich nicht die 
allerdings vielfach ſehr zweckmäßige proviſoriſche Suspenſion durch poſitive Befege beſtimmt 
iſt. So galt es auch ſtets nach dem gemeinen deutſchen wie nach engliſchem Recht. Det That⸗ 
ſache ſelbſt widerſprechend iſt es, wenn Zachariä leugnet, daß das Öffentliche Dienſtverhältniß 
blos durch einen Willensaet der Staatsgewalt entſtehe und der Staatsdiener niemals ein wirk⸗ 
liches Recht (ein jus quaefitum) auf das Amt habe, und daß die entgegengeſetzte Anſicht den 
Staatsdienſt zu einem Privatrecht herabwürdige. Es widerfpricht der Behauptung, daB das 
Staatsdienſtverhältniß, aud das nicht auf Zwangsdienſt beruhende, blos dur den Willens⸗ 
act der Stantögewalt entftehe, fogar Die unmittelbare Thatſache. Die freie Einwilligung des 
Staatödienerd, bedingt durch die Leiftungen der Staatsgewalt, iſt au da, wo nit etwa 
aus dem Auslande Berufene vollfiändig darüber vertragsmäßig verhandeln, ebenfo nothwen⸗ 
dig für ein gültiges Dienftverhältnig wie die ebenfalld bedingte Einwilligung der Regie: 
rung. Es ift aber gegen allen claffiihen und germanifchen Sprachgebrauch, folde gegenfeitig 
fih bedingende Einwilligung über vie Begründung eines rechtlichen Verbältnifies etwa deshalb 
feinen Vertrag nennen zu wollen, weil durch denfelben theilmeife öffentlihe, zun äch ſt, das 
Staatswohl bezwedende Rechte und Pflichten begründet werven follen. Es werben zugleich aud 
wirkliche, das Privatintereffe der freien Perfönlichkeit des Beamten bezweckende Privatredhte be= 
gründet, wie namentlich das Recht auf Befoldung und Benfion, und auf Anerkennung ehren: 
voller, nicht fhimpfliher Amtsverwaltung. In Beziehung auf fie mußte felbft jener neue 
Sprachgebrauch den alten Namen zugeftehen. &8 find aber au die Öffentlichen Rechte mit 
freien Perfönlichkeiten verfnüpft, ihnen zufländig, und in ihrer Entſtehung oder Anerfennung 
wie in ihrer Anwendung von ihrem rechtlichen Willen abhängig, ſodaß bei gegenfeitig ſich be⸗ 
dingender Einwilligung aud bier vertragsmäßige Verpflichtungen entſtehen. Daß dabei 
die zunächſt berechtigte Perjönlichkeit ald Nepräfentant anderer erfcheint, und daß ſie ihre 
MWillensheflimmungen nah Ihren Pflichten zunädft fürs dffentlihe Wohl faflen fol, dieſes 
ändert auch nichts in Beziehung auf die Vertragsform. Auch der Famittenvater verfügt über 
fein Cigenthum als Verwalter oder Repräfentant ver Familie, und alles Privatrecht wird zu- 
geiwiefen und geheiligt nad) dem Gedanken, daß es der Bereditigte für feine erkannten Pflichten, 
für feine irdiſche Beflimmung gebrauchen fol. Es iſt nur der Unterfchieb, daß der Träger des 
öffentlichen Rechts das ihm (aljo ebenfalls privatio) zugewieſene Sffentliche Recht je nach feiner 
Überzeugung für das Staatswohl, für die Staatöbeflimmung verwenden foll, während er das 
Privatreht zunähft für die Privatbeftimmung verwenden foll. Ic fage zunächſt, denn mittel: 
bar und zulegt ſollen alle Privatrechte und ebenſo alle öffentlichen dem Geſammtwohl, der Ge⸗ 
fammtbeflimmung aller Bürger vienen. Nicht reine Willkür, wohl aber freies Arbitrium hat 
dabei jeder öffentlich Berechtigte und jeder Privatberechtigte innerhalb des Rechts. Die ververb: 
lihen Folgen der modernen Theorie, welche hier Zachariä der freilih oft zu ausfdlien- 
Ti privatliden des frühern deutfchen Rechts entgegenftelft, verwirft ex ficherlich ſelbſt. 
Sie beftehen aber rückſichtlich des Staatsdienſtes in jener ruſſiſchen Staatsdienereinrichtung, 
welde die Staatödiener zu willen und rechtloſen Sklaven erniedrigt. 

Ebenfo wenig vortheilhaft aber wirken auch die Bolgen derjenigen Nechtötheorien, welche 
in Beziehung auf Landſtände und Gemeinden, zumal ohne zuvor für andere wirffame Schug: 
mittel ihrer Rechte zu forgen, die altveutfchen in England theils fortbeſtehenden, theils durch 
neue wirkſame Öffentlihe Schugmittel erfegten freien Vertheidigungs- und Schutzmittel des 
Beſitzes aufheben. Diejes ift hier um fo verderblicher, weil im ſtaatsrechtlichen Verhältniß wie 
Im Privatrecht ein fletig durchgreifender rechtlicher Schug möglich if, und weil deshalb bie 
factiſchen oder Befigverhältniffe, zumal zu Gunſten ver Macht, mehr ald gewöhnlich ſich zu 
befinitiven Zuftänden erheben. un 

Gewißlich gibt e8 nichts dem Weſen freier Nationen Widerſprechenderes, nichts Unhiſtori⸗ 
ſcheres und Verderblicheres, als jene Anjicht, welche dad öffentliche Recht nicht mehr als wa h⸗ 
res Recht behandelt, welche für vaffelbe Bertragmäßigfeit undvollfommene regt: 
tie Scähugmittel, und welche die der gleichen Heiligkeit alles Rechts entſprechende gleiche 
Bültigkeit der Verfaſſungs- wie der Regierungsrechte verleugnet. Bier 
liegt, wie aud neuerlich Gneiſt gründlich nachwies, der Hauptunterichien unjerer ſchwächlichen 
neudeutſchen und der britiſchen Freiheit. 
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Übrigens Binnen anertannterinaßen, Ähnlich wie nad) dem Obigen im Böflerreiht, die Bün: 
ded⸗ und ſchiedogerichtlichen Binrichtungen, die auch für ſtaatsrechtliche Verhältniſſe allgemeinen 
Gerichte ober befondere Reichs- und Staatögeritähäfe, ſowie früher in Deutſchland jegt in 
Nordamerika, vollkommene gerichtlihe Schugmittel namentlich auch der dreifachen Beſitzrechte 
begründen, und felbft ohne diefed muß auch Zacharik für ganze Glaffen wie Rechte, welche niche 
völlig reine Brivatrechte find, den Rechtoſchutz unferer.gemöhnlichen Berichte in Beziehung auf 
die poflefforijhen wie die petitorifhen Rechtsanſprüche anerkennen. Hierher gehören na: 
mentlich: 1) die Privatverhältniffe des Souveräns und feiner Familie; 2) die den Staate felbft 
zuflänhigen Brivatredäte wie das Kammergut oder Domaniun, foweit ed aus Privatgütern 
und Rechten befleht ; 3) die uneigentlichen oder die nugbaren Regalien, d. h. ſolche urſpruͤnglich 
privatrechtlichen Rechte, welche das pofitive Staatsreht dem Staate oder Regenten zuſchreibt, 
3.8. dad Salzregal; 4) diejenigen wirklichen Hoheitörechte, welche (der Regel nach in Berbin- 
dung mit einem Grundbeſitz) von Unterthanen eigenthümlich erworben und befeflen werben 
Eönnen, wie Batrimonialgerihtsbarfeit und tie die ftanbes- und grundherrlichen Hoheitsrechte 
nad Art. 14 der Bundesarte. Es find nur wenige Abweihungen von den gewöhnlichen Beſitz⸗ 
rechten, die man hier behauptet, jo namentlich, daß (nad) Analogie des Cap. I. de praescripto 
invito) die allgemeine Rechtsregel, daß der Beliger keinen titulus possessionis anzugeben 
braudye, Hier. dur die VBermuthung der Zuftändigkeit aller Regierungsrechte für die Regierung, 
und daß deshalb auch die Scheidung des Petitoriums von dem Poffefforium Hinmegfalle. 

Bei allen vier Claſſen tritt gar feiner jener obigen Ausnahmögründe ver rein äffeutlichen 
Rechte ein, die allgemeinen Beſitzrechte hier wegfallen zu laffen. Sie treten in den Privatver⸗ 
kehr und Beſitz und nehmen in demfelben an feinen Gefegen theil. Einzelne Mobiflcationen, 
welche das fpätere Roͤmiſche Recht durch Privilegien für den Fiscus eintreten läßt, gehören nicht 
dem Recht, fondern dem Unrecht des kaiſerlichen Despotismus an. 

Eine eigenthũmliche Art von Beſitzrecht aber, welchem ſogar eine definitive Rechtsgültigkeit 
— bi8 zu einer etwaigen Abänderung auf verfaflungsmäßigem Wege — beigelegt ift, begründet 
noch die Wiener Schlußacte im Art. 56 durch die Beſtimmung: „Die in anerkannter Wirk⸗ 
famteit beftehenven landſtändiſchen Verfaffungen können nur auf verfaffungsmäßigem Wege 
wieder abgeändert werden.“ 

Diefe neue, von den drei obigen verſchiedene Beſitzanerkennung iſt entſchieden vortrefflid, 
dem Öffentlichen Recht entſprechend und zeitgemäß. Das dffentlihe Recht bedarf ſtets, es be- 


durfte vollends nadı dem Zufammenfinten des Feudalgebäudes und ebenfo der fpätern despo⸗ 


tifhen und revolutionären Zuflände einer dem allgemeinen Wohl und ven Zeitverhältniffen 
entſprechenden Verjüngung. Alle öffentlichen, alle Verfafſungsrechte aber und alle Öffentlich 
rechtlichen Verfönlicgkeiten müffen ald Organe des Staats ſtets dem erkannten Öffentlichen Wohle 
fi und ihre Privatintereffen unterordnen und ihm gemäß auch verändert werben, währenn im 
Privatrecht das oͤffentliche Wohl felbft fodert, daß dem Privatberechtigten fein Recht feft bleibe 
und nur nach feinem eigenen Willen veränderlich fei. Es gibt nächft jener Aufhebung ver vollen - 
Rechtsgültigkeit der äffentlichen Rechte nichts Verkehrteres, Inconfequentered und fi ſelbſt 
Minerfprechenderes, ald jene fogenannten Legitimitätd= und biftorifchen Theorien, welche zwar 
zum Scheine behaupten, fie vertheibigten das durch angeblich Hiftorifähe naturgefelidhe oder 
göttliche Nothiwendigkeit gegebene und geheiligte Recht, bei genauerer Betrachtung aber aus den 
ftet3 flüffigen geſchichtlichen Erfcheinungen' und Einrichtungen gerade nur biefenigen auswäß: 
Ien, welche ihrem befondern Gelüften entſprechen. Diefe wollen fie dann für ewig fanonifiren, 
duch Bann- und Zanberforneln heiligen, namentlih aud ald Privatrechte gegen die Fode⸗ 
rungen des Öffentlichen Wohls und Rechts ſchützen, und foweit ſie Macht Haben, gewaltſam ein- 
führen, herflelfen und behaupten. Ein Hauptführer diefer Partei, Hr. von Haller, war dabei 
naiv genug auf jeder Seite feiner „NReftauration des Staat Srechts“ einzugeftehen, daß er 
gar feinen Staat, fein Gemeinweſen wolle, ſondern nur privatberechtigt natürliches Glücks⸗ 
gut für die privilegirten fauftrechtlihen Sieger des Feudalismus. So entfliehen natürlid 
Stodungen, Berfrüppelungen und Krankheiten des Staatölebend. Die Anhänger der andern 
entgegengefepten Zuftände, namentlid aber auch Die Breunde einer wirklichen Staatdorbnung 
und der natürlichen, zugleich mit Stetigfeit und mit verfaffungsmäßiger Freiheit vor fih gehen 
den Entwickelung, alle dieſe ftreben natürlich mit mindeſtens gleicher, die legtern fogar mit beffe- 
rer Berechtigung für ihre Ideale. Sie verfpotten jene leeren Zauberformeln, und ftreifen mit 
Hülfe der Zeitbeivegungen und der neuen Volksbedürfniſſe jene abgeftorbenen Hüllen ab, bald 
in revolutionärer, bald in frieblicder Weiſe. Die praktiſche Staatöweisheit muß nun dieſe 
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Kämpie beſeitigen oder ſchlichten. Es müflen alſo einerfeitd Die yan den vanen Mierhälmifien 
und Bebürfniffen gefoberten Berfaflungdeinrihtungen ind Leben treten Eünnen und unter ber 
Boraudfegung ver uöthigen Bedingungen zugleig einen nöthigen friedlichen Schug erhalten. 
Es muß andererfeitö zugleich der Weg eröffnet fein, dieſen für den Frieden begründeten Beñt⸗ 
fand mit dem Recht und einem rechtlichen Fortſchritt zu einigen. Es muß in ſolcher Weiſe Dir 
obige Aufgabe alles Beſitzrechts: die Vereinigung friedlicher geficherter Verhältniſſe mit wirk⸗ 
lich rechtlicher Begründung und Beftaltung, gelöft werben. 

Diele Aufgabe lag 1820 zur Zeit jener Bundeöbeflimmung doppelt nahe. Nach dem Sturze 
des Feudalismus, des Abſolutismus und der Revolution follten in Deutſchland vernünftige, 
zeitgemäße landſtändiſche DBerfaffungen einen den fortgeichrittenen Volks- und Culturbedürf⸗ 
niffen entfprechenden Rechtszuſtand begründen. Diefen Wege hatten bereitd mehre Staaten, 
Baiern u. f. w., nicht mit bloßen Verſprechungen, ſondern durch wirklich eingeführte freie Ber: 
faſſungen entfproden. Nun waren aber bereitö und jchon vor dem Karlöbaber Congreß jene obi- 
gen angeblich hiftorifchen und frommen Legitimitätöleute und Reactionäre aufgetreten, welche fid 
jene Haller'ſchen Privatglüdsgüter des Abſolutismus und Ariſtokratismus und wie Abwehr 
zeitgemäßer Verfaſſungen durch die Foderung und die Form ber alten Feubalfände, Dusch die 
fogenannte fländifche Verfaſſung fihern wollten. Ihnen gegenüber machten ſich in allen deut⸗ 
ſchen Ländern Die neuen Volks- und Zeitbebürfniffe, vie Freunde wirklicher, alſo eitgemäßer con- 
ftitutioneller oder repräfentativer Volks⸗ und Staateverfaflungen geltend, und biefe hatten ja 
zum Theil in den neuen bairifchen, babifchen, weimariſchen Verfaflungen Siege erkämpft, 
welche man gegnerifcherfeit3 wieder in Frage zu flellen ſuchte. Sie widerſprachen aljo ent: 
ſchieden den Reftaurationen und neuen Einführungen der alten feudalſtändiſchen Einrichtungen 
und Theorien. 

Jetzt beftimmte alfo die angeführte Bundesbeſtimmung ficher ſehr zeitgemäß, einestheils 
daß jede bereits eingeführte „in anerkaunter Wirkfamkeit beſtehende Verfaſſung“ nicht einjeitig 
und gewaltfam dürfe aufgehoben werben. Sie foderte pabei mehr als bloß prowiforifchen und 
präfumtiven Beilg. Sie verlangt, daß die beiven Organe oder berechtigten Perjönlichleiten in 
Beziehung auf ven Verfaſſungszuſtand, die Regierung und die das regierte Volf reprajenti- 
renden Landſtände, bie beſtehende Verfaſſung in anerfannte Wirkſamkeit hätten treten laſſen. 
Es wird aber nur dieſes näher beſtimmte factiſche oder poſſeſſoriſche Verhältniß 
gefodert, und nicht etwa, daß die Verfaſſung im Ganzen oder in allen einzelnen Theilen defi⸗ 
nitiv rehtögültig und ınit Heilighaltung früherer Rechte entflanden fei. Entſchieden beweifl 
diefes auch nad den unmittelbar vorhergehenden Beflinnmungen verjelben Schlußacte ver 
Art.55, welcher in Beziehung auf neue Begrüundungen von Verfaflungen den einzelnen Staaten 
deren freie Geftaltung geftatter und nur fodert, pad man „diegegenwärtig obwaltenden 
Verhältniſſe“ und zugleid in folder freien zeitgemäßen Beftaltung aud) die „, früher 
geſetzlich beſtandenen Rechte berückſichtige“. 

Zugleich aber faßt jenes Bundesgeſetz mit Recht die rechtliche Heiligung der Beſitzzuſtände 
und die Freiheit einer ſtets möglichen, den rechtlichen und politiſchen Überzeugungen der Regie⸗ 
rung und ber Stände entſprechenden zeitgemäßen Verbeſſerung ins Auge. Für recht lich e Hei⸗ 
ligung wirft es fchon; daß die beiden Betheiligten vie Verfaſſung in anerkannte Wirkſamkeit 
treten ließen. Es wirft zugleich für fie und für ven Fortſchritt, daß den beiden Betheiligten und 
ihrem Übereinlommen und nur allein dieſem freie Anderungen zuſtehen. Nur auf biefem 
verfaſſungsmäßigen Wege ihrer gegenfeitigen Vereinbarung foll die Berfaflung geändert wer: 
den Eönnen. Damit flinnmt dann aud die Beflimmung der einzelnen Verfaflungen überein. 
Blos factiſche und gewaltfame Befigverhältniffe follen ſtets verſchwinden. Zu blos unvollkom⸗ 
mener beſſerer Art tritt völlig rechtliche Heiligung hinzu, ſowie ſolche, die früher vielleicht mit 
dem Recht übereinſtimmten, denen aber durch veränderte Verhältniffe die Rechtsbegründung 
verloren ging, ebenfalld verſchwinden und fo überall Befig und Recht audgeglihen werden 
follen. Sp z. B. waren früher mande Privilegien des Feudaladels rechtlich begründet, wie z. B. 
die Steuerfreiheit, als er die Kriegsdienſte perfönlich leiftete und mit eigener Rüftung beftritt. 
Als die Berhältniffe jich änderten, als die Bauern allein die Kriegäbienfte leifteten, auch nicht 
mehr vom Adel befhügt wurben, ba war Die rechtliche Ausgleichung durch Aufhebung bodenlos 
gewordener Beſitzzuſtände nothwendig. 

Alles dieſes iſt ebenſo entſchieden Im Art. 56 enthalten ®), als es zeitgemäß und für alle 





8) Weiteres über Huslegung bes Ast: 56 im Art. Deutſches Landes-Dtaatöreit. 





Beſßel dung —— 
Zeiten gitig web vorterfflich iſt. Wäre nur die Grundivee bei Artikels auqch Im dieſer Wetſe 
ſtets ausgelegt und durchgeführt worden! Doch es war natürlich, daß vom einfeltig reactlonaͤ⸗ 
ren Standpunkte ebenfo gut als won einſeitig radicalen dieſe wohlthätige Beftimmung oft mis: 
bentet und midachtet wurde. So var ed 3. B. klar, daß das hannoverſche Stantögrundgefeg 
vom 26. Sept. 1855, und nicht minder wieberum ba8 vom 5. Sept. 1848, und ebenfo bie jept 
aufgehobenen Lurheffticden und medienburgifcgen Berfaffungen von ven Betheiligten, von ver 
Staatöregierung und ber Ständeverfammlung jahrelang anerkannt und ausgeübt wurden, alfo 
„in anertannter Wirkſamkeit beſtauden“, daß fle mithin nur auf dem Wege freier Vereinba⸗ 


"rung ber Regierung und der Stände abgeändert ober aufgehoben werben konnten. Nicht min 


ber Bar iſt es, daß bie in biefen Verfaffungen enthaltenen Aufhebungen bodenlos geworbener 
früherer Beſitzſtände und Privilegien dem Öffentlichen Wohl und ben Zeitverhältnifien ange: 
meflene gerechte Ausgleichungen, und daß fie von den beiden Betheiligten gewollt und fo vers 
faffungsmäßig begründet waren. Namentlich iſt es Har, daß in wirklihen Staaten, daß 
heutzutage ber fonderäne Staat, die fouveräne Staatögemalt, ver fouveräne Staatſsorganis⸗ 
mus und ber allein für ven Staat und die Staatöverfaffung gültige Staatswille nur gebilnei 
werben durch die beſtehende Regierung und die beſtehende Ständeverſammlung, daß alfo alle 
Untertbanen, ritterfchaftliche und andere Gorporationen, namentlich auch üntergeorhnete Pros 


‚vinzialflände keine Rechte ver Miteinwilligung und des Widerſpruchs in Beziehung auf die 


‚in anerlannter Wirkſamkeit beſtehende Verfaſſung“ haben. Das Allerweientliäfte, mad In 
Beziehung auf unfere heutigen Stantözuftände und Verfaflungen „ven gegenwärtig obwalten⸗ 
den Berhäliniffen” ober ber neuern Zeit und Gultur entfpricht, dieſes beſteht gerade darin, 
daß die aus der Feudalanarchie entſtandene Auflöfung der Staaten in bloße Privatſchutzver⸗ 
bindungen wiederum wahren Staaten, Staatdorganifationen Play gemacht haben, daß mithin 
auch bie frühere privatrechtlihe Natur der Regierungs: und landſtändiſchen Verhältniſſe ver 
flaatörechtlichen weichen mußte; daß den leßtern, daß dem Souverän Feine Untertbanen, Agna⸗ 
ten, Ritter oder bloße Provinzialflände mit Sonderrechten widerſtehen können. Daß nicht fie, 
fondern der Fürſt und bie Volfövertretung die einzigen Organe bed fouveränen Staats- 
willens find. 

ũberall aber wird fo die tiefere Auffaflung und Behandlung ver Vefigrechte, in ihrer rich⸗ 
tigen Ausgleihung und Verbindung mit dem befinitiven Recht, zugleich friedliches Vertrauen 
und Sicherheit, die heilige Rechtsachtung und ben friedlichen Fortſchritt in der Gefellichaft be⸗ 
wahren. Ihre richtige Auffaflung wird einfeitige flaatliche Theorien und Beitrebangen bes 
richtigen. So namentlich Hier jene Haller'ſchen, legitimiftifchen und Hiftorifchen, welche facti⸗ 
ſchen Zuſtänden ohne die wirkliche rechtliche Begründung und Sanction hulbigen. So auf 
jene neu ſtaatsrechtlichen radicalen, ſocialiſtiſchen, einſeitig idealen, welche durch einfeitige Anz 
griffe auf Die beſtehenden oder Befitzverhältniſſe Frieden, Vertrauen, Sicherheit und Geſund⸗ 
heit der Staatsordnung bedrohen und aufheben. Welcker. 

Beſoldung, Befolpungsfteuer. Die Hauptfragen, welche hier in Erwägung kommen, 
beziehen ji zwar blos auf Staatsdiener oder Staatöbeamte und berfelben Sehalt; doch find 
unter dem allgemeinen Begriff ver Beſoldung auch vie Gehalte von Dienern oder Beamten ver 
Gemeinden, Rörperfchaften, au) Standes: und Grundherren u. |. w. enthalten, und ebenfo 
muß eine umfaſſende Lehre von der Befoldungdfteuer auch auf diefe legtern fi außbchnen. 
Aus diefer Urfache zumal kann dieſelbe nicht wohl unter dem Artifel „Staatsdienſt“ gegeben 
werben; body wird, infofern fie auf die allgemeinen rechtlichen und politiichen Principien vom 
Staatsdienſt gebaut oder damit in Verbindung ſtehend ifl, um Wiederholungen zu vermeiden, . 
auf venfelben zu verweifen fein. Es bietet übrigens die Lehre von ver Beſoldung und vom der 
Beſoldungsſteuer, auch infofern blos von Staatsdienern die Rebe ift, manche ganz eigenthäme 
liche oder fpecielle Gefichtspunkte var, die jich abgefehen von jenen allgemeinen Principien be- 


leuchten laſſen, und ebenfo kommen bet der Beſoldungsſteuer mandyerlei befondere Betrachtun⸗ 


gen zur Sprache, bie der allgemeinen Theorie von Steuern ober Abgaben (f. Abgaben) ohne 
Überlabung nicht wohl beizufügen find. Deswegen erfcheint ed zweckmäßig, von biefer wie vom 
den übrigen befondern Steuergattungen auch in befonvern Artifeln zu reden, vorbehnltli ver 
im Intereffe ber Kürze zu gefhehenden Verweiſung auf bie allgemeinen. 
Wir verfiehen hier unter Beſoldung dasjenige Einkommen, weldes einem Diener des 
Staats, ober einer Gemeinde, ober einer Gorporation (3. B. ber Kirche over einer Hochſchule 
u. f. w.), oder auch ſolcher einzelnen Perſonen, welchen, wie namentlih ven Standes⸗ und 
run ‚noch eine dem öffentlichen Recht angehörige Bigenfchaft ober Stellung tn ber 
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bürgerligen Geſcllſchaft gewaͤhrt ober geblleben iſt, für die Ihn Übertragene fortlaufende 
Dienſtleiſtung verabreicht oder angewieſen wird. Wir fließen daher von biefem Begriff aus 
zuvoörderſt pen Lohn für einzelne Berrichtungen oder Arbeiten, melde vermöge beſondern Ber 
trag8 oder Auftrags übernommen und geleiftet werben (3. B. für eine außerordentliche Gom⸗ 
mifflondreife, für Die Aufführung eines beftimmten Baues u. f. w.), fodann aud allen für 
bloße Privatbienfte bezogenen Gehalt. Die Eigenſchaft des Privatbienftes beflimmt fich durch 
jene des Dienftheren, namentlich durch diejenige Eigenfchaft, in welcher berfelhe ven Dienſt ver: 
langt ober aufträgt. So bezieht 5. DB. der Gärtner ober der Haudlehrer des Grund = oder 
Stanvesheren blos einen Lohn ober einen @ehalt; fein Gefällverwalter aber und mehr uod 
fein Juſtiz⸗ und Polizeiverwalter (oder welche Öffentliche Diener noch fonft anzuftellen er das 
Recht hat) eine Befoldung. Fabrik⸗ und Handelsherren oder bloße Privat-Grundbeſitzer er: 
theilen ihren Gehülfen, Buchhaltern, Berwaltern u. f. w. wohl Löhnungen oder Gehalte, wicht 
aber eigentliche Beſoldungen. If die Eigenſchaft der Anftellung — - wie namentlidy bei Grund: 
und Standeöherren leicht gefchehen kann — eine gemifchte oder zmeifelhafte, fo mag vom Bor: 
herrſchenden die — am beften poſitiv zu gebende — Beflimmung entnommen werben. . 

Unfer hiernach auf öffentlidhe, d. 6. für Iffentliche Dienfte bezogene Beſoldungen befchräntfte 
Begriff. iſt gleichwol in mehrfacher Beziehung ausgevehnter als derjenige, melden Zadariä 
In feiner geiftreihen Abhandlung „über Befoldungsfteuern”‘ („Abhandlungen aus dem @ebiete 
der Staatswirihſchaftslehre“, 1855, S.21 fg.) aufftellt, wonach nämlich blos das von „Staats- 
dienern“ als folden, und melde „vom Staatöherrfcher zur Ausübung gemiffer Rechte der 
Staatsgewalt‘' und zwar „ſtändig“ angeflellt jind, bezogene Cinkommen als Befolvung be: 
trachtet wird. Wir glauben, daß nicht nur unmittelbare Staatöbiener, ſondern auch jene ber 
andern oben bemerften, mit einer öffentlichen Rechtseigenſchaft bekleideten Perſoͤnlichkeiten, und 
daß nicht nur die zur Ausübung von Rechten ver Staatögewalt als folder, fondern überhaupt 
alle zu was irgend für Dienflverrihtungen Angeftellten (wenn auch ver Dienft allem Gewalts⸗ 
anſpruch fremd, z. B. in bloßer Lehre beſtehend oder in rein technifcher Sphäre wirkend wäre) 
unter den Begriff der „Beſoldeten“ gehören, und daß jelbft die Eigenſchaft eines „ſtaͤndigen“ 
Dienftes Hier nicht ftreng gefodert werben könne. Bortlaufend zwar muß er fein, d. 6. nicht be⸗ 
ſchräͤnkt auf einzelne beflimmte Handlungen oder Arbeiten, nicht aber ſtändig, was faſt gleich: 
bedeutend ift mit perennirend, wenn auch nicht für Immer, doch für die Leb- oder Dienftfähig: 
keitszeit des Dienenden. Es gibt ja felbft Staatövienfte, von welden ein nahes Ende, nad 
ihrem Gegenftand oder Zweck, vorausgejehen wirb, und welche gleichwol befolvet find, 3. B. ine 
auf einen wirklich vorhandenen Kriegsftann oder auf irgendein vorübergehendes ein heimiſchet 
Bebürfniß oder Verhältniß fich beziehenden; und dann hängt es ja überhaupt von den Con⸗ 
ſtitutions⸗ und Organifationdprincipten beflimmter Staaten ab, ob in ihnen ein ſtändiges 
oder unfländiges Diener:, aljo auch Beſoldungsrecht beftehen folle over nit. Auch ein nad 
feinem Gegenftand blos zeitlicher, auch ein augenblicklich winerruflicher Dienft kann mit Beſol⸗ 
dung verfnüpft fein; nur liegt die Idee des fortlaufenden und nad ber Dauer der Leiftung 
(nicht nach einzelnen Handlungen) zu belohnenden Dienftes im Begriff der Beſoldung. 

In ben meiften Staaten verichlingen die Beſoldungen und Penſionen (melde letztere, fei ed 
als entweder nadträgliche Zahlung für früher nur unvollfändig vergütete Dienfle, ober als — 
wenn auch meift übergroße — Bezahlung für bloße Schein= oder Prunkdienſte [Sinecuren), 
‚ mit den Befoldungen in mehreren wefentlihen Punkten übereinfommen) einen bedeutenden 
Theil der Öffentlichen Einfünfte. Doc gibt ed aud) Staaten, wie namentlich England (Bier je: 
doch abgefehen von den Sinecuren)’ und Nordamerika, wo wenigftens ein großer Theil ber 
Öffentlichen Dienfte unbezahlt ift und entweder aus gefeglich ausgefprochener Bürgerpflicht von 
den dazu DBerufenen oder Gemählten unentgeltlich geleiftet oder auch freiwillig, and patrioti- 
ſchem Eifer für das Gemeinwohl oder aus Ehrgeiz, aus Berlangen nad) einem edeln Wirkungs⸗ 
kreis, dergeſtalt übernommen wird. Wenn oder inſofern die Dienſte von der Art find, daß fie 
dem damit Beauftragten noch Zeit und Kraft genug zu Führung von Privatgefhäften, vd. h. 
zur DBetreibung eined eigenen Nahrungszweigs, übrig laflen, und wenn in einer Nation ſich 
eine hinreichende Zahl von Bürgern vorfindet, welche nach wifjenfchaftlicher oder techmiſcher und 
politifcher Bildung geeignet und geneigt find, ſolche Dienfte unentgeltlich zu übernehmen; fo 
leuchtet vie Wohithätigkeit einer ſolchen Einrichtung ein. Wenn aber — wie nach dem heutigen 
Zuſtand der Givilijution faſt allenthalben der Fall it — Die meiften Zweige des Staatsdienſtes 
Thon zur bloßen Vorbereitung die [hönften Jugendjahre, ſodann zur wirklichen Führung die 
ganze Kraft und Zeit des Mannes in Anfpruh nehmen; fo if nit nur Die Bergätung fo 
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groder Opfer durch eine angemeffene Beſoldung hoͤchſt billig und gerechht, fendern man darf, 
wo biefelbe nicht geleiflet wird, auch gar nicht Hoffen, tüchtige Candidaten zu Staatsbienflen in 
hinreichender Anzahl zu finden. Wenigftens wird man fle in keiner andern Klaffe als in jener 
der Reichen und Reichſten finden, was dann eine verberblihe Ariftofratie erzeugt ober ſtärkt 
und dem Bolf für die unmittelbar erfparte Befoldungsfunme mittelbar weit ſchlimmere Ve⸗ 
drückung und Rechtsverkümmerung bereitet. Der Staat vergelte alfo feinen Dienern die ihm 
darzubringende Kraft und Zeit im billigen Verhültniß zum Werth biefer Opfer und zum 
Werth der Dienfle an ſich. Alsdann wird es ihm an tüchtigen Afpiranten nicht fehlen, aus 
welchen er ohne Unterſchied der Geburt ober des Reichthums nur vie Tüchtigften anſtelle, und 
alsdann wird er auch mit Recht und Billigfelt eine eifrige und treue Dienftleiftung von ihnen 
fodern und erwarten fönnen. Keine Sinecuren und feine übermäßigen Gehalte, doch jeweild 
ſolche, die — wenn der Dienft einen Mann vollauf befhäftigt — zum anftändigen und flan- 
desmäßigen Lebensunterhalt einer Kamille hinreichen. Zu große Kargheit bei der Befoldungs: 
beſtimmung nimmt vem Fleiße feinen Sporn und erzeugt die Berfuhung zur Beftechlichfeit und 
Untreue. Ein Näheres läßt fi Hierlber im Allgemeinen nicht fagen; die befondern Ber: 
Hältniffe der einzelnen Staaten und die Beſchaffenheit ihres Verwaltungsorganismus müflen 
über daß hier over dort feftzufegenne Maß entſcheiden. Jedenfalls wird e8 zur Hintanhaltung 
principlofer Willkür und verberbligen Misbrauchs minifterieller Gunft oder Ungunft gut fein, 
wenn dad Geſetz eine als Regel zu. beobachtende Norm für die ven Beamten nad ben verfchie- 
denen Dienflfategorien anzumeifende, etwa auch nad) dem Dienftalter ober nach erweislich vor: 
liegender befonvderer Würdigung oder Bevürftigfeit duch Zulagen zu erhöhende Beſoldung 
aufftellt, vorbehaltlih etwa eined billigen Spielraumd für das der Negierung zur zweckmäßi⸗ 
gen Berückſichtigung ver jeweils eintretenden concereten Berhältnifle einzuräumenbe Ermeflen. 

Ob es nützlicher fel, ven Beamten blos Geld oder zun Theil auch Naturalien als Gehalt 
anzumelfen, hängt abermals meift von den befondern Verhältniffen beflimmter Staaten und 
Ortlichkeiten ab. Zwar führt man zu Bunften der Naturalbefoldungen an, daß fie eine gleich⸗ 
förmigere, d. 5. von dem wechſelnden Preis ver Lebensbedürfniſſe unabhängigere, daher ven 
gleihmäßigen Lebensunterhalt mehr fihernde Bezahlungsart ſeien, wogegen die Geldbeſoldung, 
je nach jenem Preis, bald eine übermäßige, bald eine ungenügenve Vergütung gewähre. Doch 
mürbe ber bier befragte Zweck fi ſchon dadurch erreichen laſſen, daß man den betreffenden Be⸗ 
foldungstheif nicht in einer firen, fondern in einer nad dem mittlern Getreivepreife jedes 
Jahres berechneten Summe bezahlte, oder auch dadurch, daß man für die Fälle des Herab- 
ſinkens jene® Preiſes unter ein gewiffe Maß eine verhältnifmäpige Verminderung, aber dann 
auch für ven Fall einer gewiſſen Preiserhöhung eine entfprechende Vermehrung des Geldge⸗ 
haltes feftfegte. (Bekanntlich hat man bei den gegenwärtigen Verhandlungen über angemef- 
fene Erhöhung der Beſoldungen wegen der Preiserhöhungen auch dieſe Wege empfohlen.) In: 
deſſen iſt es nicht richtig, daß alle Lebensbedürfniſſe fich fofort im Preife mit jenen des Getrei⸗ 
des ind Verhältnig fegen; nur in Anfehung des Durchſchnittspreiſes aud einer Anzahl von 
Sabren mag e8 ftattfinden. Diele Gegenflänve jedoch fliehen in Anfehung ihres Preiſes In gar 
feiner Verbindung mit dem Getreide, und die Lebensgewohnheiten wie die Familienverhältniſſe 
des Befolveten erhößen oder ernienrigen unabhängig vom Getreidepreis gar mannichfach das 
Bedürfniß des Befolveten. Hiernach wäre wol zweckmäßiger, von Zeit zu Zeit (etwa nad) je 
40 oder 20 Jahren) die Befoldungen mit Rückſicht auf die inzwifchen eingetretenen allgemei- 
nen Verhältniſſe einer Nevijion oder neuen Regulirung — verfteht ſich für die erſt Anzuſtellen⸗ 
den oder zu Beförbernden — zu unterwerfen, als ſie alljährlich nach dem Getreide: oder Wein⸗ 
preid zu beftinnmen oder einen Theil des Gehalts in Naturalien zu verabreihen. Ohnehin ift 
letzteres immer mit einer befchwerlihen und zu Unterſchleifen Anlaß gebenven Naturalienver- 
waltung verbunden und daher höchſtens allvort zu billigen, wo ohnehin ſchon — wegen an⸗ 
febnlichen Naturalienbezugs an Zehnten, Zinfen u. ſ. w. — eine Auffpeiherung bei den Do: 
mänenverwaltungen flattfindet und fobann die Abgabe an Beſoldungsſtatt an die Stelle des 
Verkaufes tritt. Ebenſo wird zweckmäßig und wortheilhaft fein, wenn der Staat bie in feinen 
zur Veräußerung oder fonft nügliher Verwendung nicht geeigneten — Gebäuden befindligen 
Wohnungsräume feinen Beamten nad) einem mäßigen Anſchlag ald Befoldungstheil zur Bes 
wohnung überläßt. Beamtenhäufer eigend auf Staatöloften zu erbauen, wäre bagehen eine 
übel berechnete Speculation. Auch Särten ober andere — etiva den Dienſtwohnungen benach⸗ 
barte — Gründe mögen nad Umſtänden mit Vortheil, als tarirte Beinugung, dem Beamten 
überlafjen und In die Bejolvung eingerechnet werben. 
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D6 die Befeldung zwrffnräßtger in einer feſten unmittelbar aus ber Staalskaffe zu bezie⸗ 
denen Summe außgeworfen, ober (ganz ober zum Theil) auf Acciventien, zumal au Entrich⸗ 
tungen von Betheiligten ober Parteien, alſo z. B. auf ſogenannte Tantièmen ober Items oder 
auf Diäten, Strafgelder, Taxen und Spotteln u. ſ. w. gegründet werde, darüber entfchetden 
“war zum Theil die Umſtände; doch als Regel verdient jedenfalls das erſte den Vorzug. Denn 
wohl mag die nach der Summe ber Arbeiten fi erhoͤhende Bezahlung (wie z. B. bei den Rela⸗ 
tonsgekühren) den Fleiß ſpornen, doch lelcht auch zu übereilter, mithin oberfläͤchlicher Behand⸗ 
kung führen ; und menn Taxen und Sporteln fon an und für fi gehäſſig find, fo werben fle 
es noch mehr, wenn der Beamte fie für fich ſelbſt einzieht. No andere Inconvenienzen und 
ſelbſt Befahren entftehen aus ſolchem Syſtem. Doch mag ausnahmömeife, nad ver Natur ge- 
wiffer Dienfte, ein Accidentienbezug dabei zu empfehlen ober zu dulden fetn. In eine umflänb- 
Uchere Ausführung darüber hier einzugehen liegt jedoch nicht in unferer Aufgabe. 

- Don Befolvungen, wenn fie nit ſehr ſplendid find (und auch alsdann reizen fie gewoͤhn⸗ 

lich nur zu lururidferm Leben), wird in ver Regel nicht viel, oft gar nichts erfpart. “Der 
Staatödiener würde Daher, wenn er nach Iangjährigem, treu verwalteten Dienfte denſelben aus 
Alteroſchwãche niederzulegen gezwungen, überhaupt ohne fein Verſchulden dienſtuntauglich 
geworden ift, am Abend feines Lebens in bitterer Noth verkümmern und feine Familie im 
Elend zurüdlaffen müſſen, wenn nicht für ſolche Fälle durch den Brundfag ber Penflonirung, 
nicht nur des Dieners, fondern auch feiner Witwe oder feiner unmünbigen Kinder, geforgt 
würde. Bon den die Anfoderungen bes Rechts und der Humanitätmit jenen der Wirthſchaft⸗ 
lichkeit vereinbarenden Principien folder gefeglih zu regulirenden PBenjionirung werben wir 
in einem eigenen Art. Benftonen handeln. Hier genüge vie Bemerfung , daß wir dieſelben 
teineöwegs als Almofen oder Armenhülfe betrachten, fondern als vermöge rechtlichen, durch ben 
Dienft oder Dienflcontract (ober auch durch für ſolchen Zweck geleiftete Beiträge ober erlittene 
Befoloungsabzüge) erworbenen Anſpruchs bezogene Gehalte, gewiffermaßen ald nachträglich 
zu empfangende Beſoldungératen. Daher find fie auch bei Der jegt zu erdrternden Frage von 
der „Beſoldungsſteuer“ mit einbegriffen, und es gilt von den einen was von den andern. 

Sollen oder dürfen die Befoldungen (und Benflonen) befteuert werben, und in welchem 
Maße? — Hierlber wird lebhaft geftritten, und es thut, um fi zu verftändigen, ein Verdeut⸗ 
lichen der Begriffe und ein Zurückgehen auf den hoͤchſten Grundſatz der Beiteuerung noth. 

Der böcfte Grundſatz der. Befteuerung — wie wir ihn bereits in dem Art. Abgaben 
ausgeführt haben — lautet alfo: Jeder im Staat (und auch In der Gemeinde) werde be- 
ſteuert nad Maßgabe feiner (erfennbaren, d. h. einer wenigftens annähernden Schäßung ent: 
ſprechenden) Theilnahme an den Wohlthaten des Vereins. Im Staate num (in der Se: 
meinde find noch andere Verhältniffe zu beachten, in melde wir jegt nicht eingehen), im Staate, 
fagen wir, richtet fi) das Maß jener Theilnahme allermeift, d. h. in ber Megel oder vorzuge: 
weife, nach jenem des Vermoͤgens und Cinkommens. Das vollkommenſte Steuerfoften, d. 9. 
das ſowol den Foderungen ver Gerechtigkeit (nämlich hier der geſellſchaftlichen Gleichheit over 
Verhaͤltnißmaßigkeit) als jenen der Wirthſchaftlichkeit (Calfo zumal Nachhaltigkeit) und endlich 
auch der Humanität entſprechendſte würbe fonach dasjenige fein, welches wirklich jenen Staats⸗ 
angehörigen nad) Proportion der (aus einer für jeden Einzelnen insbeſondere gemachten Be- 
rechnung hervorgehenden) Geſammtſumme feines Vermögens und Einfommens belegte, dabei 
jedoch überall, wo ſolche Foderung dem nöthigen Lebensunterhalt eines Steuerpflichtigen ober 
feiner künftigen Steuerfähigfeit erfennbaren Abbruch thäte, den entſprechenden Nachlaß ge- 
mwährte. Bei der großen Schwierigkeit und anderweiter Bedenklichkeit ver Ausführung ſolches 
Syſtems begnügt die aufs Praktiſche gerichtete Theorie fich wol auch mit ver Foberung, daß 
wenigſtens alle Gattungen des Beſitzthums und alle Quellen over Arten des (verfteht ſich, 
reinen) Einkommens over Ertrags jede für ji einer verhältnigmäßigen Steuer unterworfen, 
dabei au die oben bemerften Nacläffe Cinjofern davon bei dieſem mehr pie Sachen als die Per: 
fonen treffenden Steuerſyſtem noch einige Rede fein kann) bewilligt werden. Ob neben folden 


directen Steuern auch noch Indirerte einzuführen feten, darüber wolfen wir hier nicht ftreiten, | 


wol aber die Ihatfache, daß fie wirklich faſt Überall eingeführt find, bei der Krage über wie 
Beſoldungoſteuer mit in Betracht ziehen. 
Diefe Frage Hat zwei Seiten, eine rechtliche und eine politifihe. Bir beleuchten zuerſt die 
rechtliche, weil eine ehrliche Politik ji) nur auf dem Rechtsboden bewegt und jenen jenfeit der 
Kechtslinie liegenden Vortheil verfchmäht. 
Daß nun die Befoldungs: (und Penſions⸗) Steuer dem Recht nicht entgegen, vielmehr von 
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vemſelben (fofern nit die übrigen Elaffen der Staatöblirger darauf verziäten) gefobert fel, 
geht aus den oben angebeuteten Orundfägen hervor. Der Beſoldete iſt nicht nur vurch feinen 
Gehalt in Stand gefeßt, einen verhältnigmäßigen Beitrag zu den gemeinen Laften zu über- 
nehmen, fondern er nimmt auch annähernd nad dem Maß feiner Befoldung thell an den 
Wohlthaten des Staatsvereins. Ohne biefen letzten nämlich bezöge er ſchon gar keine Befol- 
dung; aber aud welche Bedürfnifſe oder welchen Genuß er irgend mit derſelben beftreitet, 
immer ift es der Staat, der ihn dabei fhirmt ober die Bedingungen dazu herſtellt. In dieſer 
Beziehung iſt gar Fein Unterſchied zwiſchen ihm und den aus mas immer für andern Quellen 
ihr Einkommen Beziehenden (abgejehen freilich von dem Capital, weldyes ſolchem Einkommen 
zu Grunde liegt und welches allerdings Hier und dort eine verſchiedene Naturhat). Ein Steuer: 
foftem alfo, welches vorzüglich auf die Belaftung des Einkommens baſirt ift, kann ohne Incon- 
fequenz die Befoldungen nicht frei laſſen. 

- Dagegen wird nun erinnert, daß den Beſoldeten, die ihr Einkommen vermöge eines mit 
dem Staat, ald ihrem Dienftherrn, gefthloffenen Vertrags von vemfelben beziehen, durch eben 
biefen Staat fein, wenn auch unter dem Titel einer Steuer einzuhebenver Abzug könne aufer: 
legt, d. h. Keine Befoldungdverminderung gegen fie könne ausgeſprochen werben, ohne daß ber 
Dienftvertrag dadurch gebrochen, mithin das Net verlegt würde. Zudem fielen ohnehin ven 
Beſoldeten ſchon die indirecten Steuern zur Laſt, was um fo druͤckender ſei, da, mährenn alle 
übrigen Glaffen der Steuerpflicitigen in der verhältmiimäßigen Erhöhung des Preifes ihrer 
Waaren oder Erzeugniffe das Mittel der Wiedererflattung der von ihnen, gemiffermaßen nur 
vorſchußweiſe, zu bezahlenden Steuern befäßen, für die Befolveten ein foldyes Mittel durchaud 
nit vorhanden, fondern die Steuerlaft definitiv auf ihnen liegend fei. 

Allein nicht als Dienftherr fodert der Staat von feinen Beſoldeten die Steuer oder muthet 
ihnen einen Abzug am Lohne zu; fondern ald Inhaber des Steuerreihts, d. h. des Rechts, von 
allen Staatdangehörigen einen im Verhältniß zu den von Ihnen genoffenen Wohlthaten des 
Staatsvereins ſtehenden Beitrag zu den allgemeinen Laſten oder zu den Unkoſten des Staats⸗ 
haushalts zu erheben. Benieft etwa ber Befolvete von jenen Wohlthaten keine? Schon der 
durch den Staatsverband bedingte, dem Beamten Kohn eintragende Staatsdienſt an und für 
fich ift eine folhe Wohlthat, und eine andere ift vie, wie ſchon oben bemerkt worden, gleichfalls 
nur durch den Staat hervorgebrachte und, beſchirmte Möglichkeit einer das Bedürfniß over bie 
Luft befriedigenden Verwendung ſolches Lohnes, Überhaupt der der Werfon und ven Sachen 
gewährte Schuß und mandherlei Fürforge. Auch ein Privatviener, ver von feinem Dienftherrn 
den vertragsmäßig beflimmten Lohn zu empfangen hat, wird, wenn er nebenbei in irgenveiner, 
zumal mit dem Dienft in keiner Verbindung ſtehenden Eigenfchaft die Mühemaltung oder was 
immer für — zumal mit Untoften verbundene — Leiftungen des Herrn für fi in Anſpruch 
nimmt, dafür auf Verlangen den entſprechenden Erſatz — füglich compenfationsweife mittels 
Abzugs an feinem Gehalt — leiften müffen. Warum folfte e8 beim Staatsdiener gegenüber 
dem Staate anders fein? Wahrlich! dieſem fo vielſtimmig urgirten Rechtsbedenken liegt eine 
fo auffalfende, ja mit Händen zu greifende Begriffsverwechſelung zu Grunde, daß nur die aller: 
größte Befargenheit ver dabei pro domo redenden, nämlich felbft im Staatsdienſt ſtehenden 
Schriftſteller fie erflärhar macht. — 

Etwas gewichtiger iſt der von den indirecten Steuern entnommene Grund. Wahr iſt es, 
daß, je nach Gegenftänven und Höhe diefer Steuern und nach den mannichfaltigen Umſtänden, 
die auf das Bedürfniß oder auf die Berzehrung des Beſoldeten von Einfluß ind (als Gewohn⸗ 
heit, Kränklichkeit, Kinderzahl u. ſ. w.), derfelbe gar oft ſchon durch die indirecte Befteuerung 
eine größere Abgabe entrichtet, als ihm nach einem richtig berechneten directen Steuerſyſtem 
Hätte aufgelegt werben können. Jedoch ift daſſelbe auch bei den übrigen Glafjen ver Staats⸗ 
bürger ver Fall, ohne daß man fle deshalb (die Bapitaliften ausgenommen, was jedoch eben 
fehlerhaft ift) von der directen Steuer entbindet. Und wenn man fagt, diefen übrigen, nament⸗ 
lich den probucirenden und den um Kohn arbeitenden Claſſen fei es mögli, die von ihnen — 


gewiſſermaßen nur vorſchußweiſe — entrichteten indirecten (ja wol aud die directen) Steuern 


durch Überwälzung auf Andere wieder hereinzubringen, nämlich mittel Erhöhung des Pro⸗ 
ducten= oder des Arbeitöpreifes), während dem Beſoldeten dazu fein Weg offen ftehe: fo ift auch 


diefe Vorſtellung falfh. Denn einmal ift — einige wenige Steuergattungen abgerechnet, wo⸗ 
bei der fie unmittelbar Entrichtende offenbar nur die Norauslage macht (tie z. B. beim Zoll, 


beim Ohmgelb u. |. w.) — jede Borausfegung des Überwälzens der Steuer auf andere, nament- 
lich auf pie Conſumenten, eine rüglie; und wann auch wirklich die meiſten Steuern allerlegt 


624 Befoldung. 
als „Berzehrungäfteuern” wirken follten (was jedoch nit iſt), fo find ja die Producenten und 
Grundbeſitzer u. f. w. gleichfalls Verzehrer, veninad) derſelben Laf unterworfen; uud infoferz 
fie diefes jind, Eönnen fie nimmer durch Vertheuerung ihrer Erzeugniſſe, fondern nur entweder 
durch ämfigere oder angeftrengtere Arbeit oder durch Erfparung Die Steuern wieder hereinbrin: 
gen. Das zweite diefer Mittel fleht aber auch ven Befolveten zu Gebot; und auch das erſte if 
ihm felten ganz unzugänglich, da nur wenige Staatöbienfte wirklich die ganze volle Kraft und 
Seit des Bedienſteten in Anſpruch nehmen und alfo, wenn eö noth thut (mas jedoch — zumal 
bei ven höher Befolveten — nicht leicht der Fall fein Tann), irgendein kleines lucratives Neben: 
geſchäft ihm meift noch möglich bleibt. Ia felbft dad Mittel der Erhöhung des Preifes (nämlich 
des Arbeitspreijed) ift vem Beſoldeten nicht zerfchloffen. Denn eine irgend beveutende, zumal 
fländige Befoldungsfteuer zieht faſt unausweichlich Befoldungszulagen oder allgemeine Be: 
foldungserhöhung nach fi, welcher Umſtand jedoch zur politifhen, nicht mehr zur rechtlichen 
Seite unferer Frage gehört. j 

Noch hat man in Bezug auf Befoldungen von Gorporationd= oder von ſtandesherrlichen 
Dienern gegen deren Befteuerung eingewenbet (vergl. die Verhandlungen der badischen Stände, 
namentlich der erftien Kammer, vom Jahre 4820), daß diefelbe ein Unrecht gegen den Dienft- 
beren fei, indem derfelbe fein Einkommen, woraus er die Beſoldung entridhte, alſo auch dieſe 
Befolvung, fon einmal felbft verfteuert habe, daher man fie offenbar zum zweiten mal be= 
fleuere, wenn man auch den Diener belege. Dieſes Bedenken jedoch hat feinen Grund in der — 
freilich gar oft vorfommenden — Verwehfelung der Berfunen mit ven Saden, wonach man 
meint, die legten feien Die Steuer ſchuldig und nit die erflien. Wir aber anerkennen die Steuer: 
pflicht blo8 der Perfonen, und zwar nad den Maß der In jedes Einzelnen Einkommen befind⸗ 
lichen — alfo nit der überhaupt in der Nation vorhandenen — Sachen oder Werthe, wonad 
dieſelbe Summe, wenn fie nacheinander ald reined Einkommen von Mehren ericheint, ganz 
unbebenflich bei jedem derjelben zu befteuern ift. Ä 

Wir gehen zum politiihen Standpunkt über, wobei jedoch — da die fragliche Steuer als 
Steuer nicht nur gerecht, fondern auch vortheilhaft, namentlich einer fihern Berechnung em⸗ 
pfänglich, im Einzug unkoftfpielig u. |. m. it — blos von den Staatöbefoldungen (und Pen- 
fionen), nicht aber von jenen der übrigen Perfönlichkeiten die Rede mehr fein kann. Bei dieſen 
nämlich tritt der Staat blos allein ald Steuerherr auf; die politifchen Betrachtungen aber be- 
ziehen fih nur auf bad geboppelte Verhältniß deſſelben zu feinen Beſoldeten, nänilich als Dienft- 
herr und als Steuerherr. 

Gin ſehr merkwürdiges politiſches Bedenken gegen dieſe Befolvungäfteuer hat Zachariä in 
ſeiner oben erwähnten Abhandlung aufgeftellt. Nachdem nämlich derſelbe die Rechtlichkeit ſolcher 
Steuer zwar nicht unumwunden oder unbejchränft anerkannt, doch auch nicht entſchieden be: 
ftritten, nebenbei auch mehre politifhe Vortheile derſelben angeführt hat, erhebt er gegen fie 
den in unfern Zeiten eines tiefen Eindrucks fihern Vorwurf, fie fel „unvereinbar nıit dem In⸗ 
tereffe der monarchiſchen Verfaſſung“ oder mit vem „monarchiſchen Princip“. Denfelben Vor: 
wurf zwar macht der fcharfjinnige Verfaffer in einer vorangehenden Abhandlung den meiften 
Orundfägen und Richtungen ver heutigen europäiſchen Staatswirthſchaft, nanıentlid der an- 
erkannten Unbeſchränkbarkeit, daher auch freien Veräußerlichkeit und Theilbarkeit des Eigen: 
thums, nanıentlih des Grundeigenthums, verbunden mit der Untheilbarfeit feines Inhalts, 
d. h. des Cigenthumsrechts, welches ſonach eine Spaltung in Obereigentfum und Nußgeigen: 
thum nicht zulafle, ebenfo der Tendenz nach Befreiung des Bodens von den mittelalterlichen 
Laften und Dienftbarfeiten, nad Aufhebung oder Befhränfung der privilegirten Stammguts- 
erbfolge, überhaupt aller Brivilegien des Adels und aud) der Kirche, ſodann aud der forgjamen 
Pflege der Inbuftrie, dem Grundſatz von der gleichen Vertdeilung der öffentlichen Laften und 
von der der Erhaltung des Staatscredits willen nothwendigen Beachtung der Öffentlihen Mei: 
nung u. ſ. w. In allen diefen Verhältniſſen und Dingen erkennt er eine gefährliche demokra⸗ 
tifhe Richtung. Und jchredt jedoch folder Vorwurf nit. Denn allerdings hat zwar jede — 
theoretliche wie praftiiche — Anerfennung ded wahren, nernunftmäßigen Rechts eine demokra⸗ 
tiſche Tendenz, weil dad Recht nad) feinem innerſten Wefen ein allgemeines und für Alle gleiches 
ft; allein mit diefer Tendenz ift die wahre Monarchie oder das vernünftig verftandene monar: 
chlſche Princip nicht unvereinbar. Vielmehr wird dieſes Princip mit Unwillen den Vorwurf 
von fi zurüchweifen, al fei ed im Widerſtreit mit den Koberungen des Rechts; ja es fann Feine 
ihm gefährlichere Anficht aufgeftellt werden als eine folde, weil, was unvereinbar iſt mit dem 
Recht, auf hohlem Grunde ſteht und nimmer die Guten zu Vertheidigern haben wird. 
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Indeſſen tft, was insbeſondere bie Beſoldungẽſteuer betrifft, Zachariä's Bemerkung vollends 
unrichtig. Denn mit nichten wird, wie er ſagt, das Staatsoberhaupt, deſſen Organe die Be⸗ 
amten ſind, dadurch mit ihnen dem gemeinen Recht unterworfen, mit nichten find die Vorrechte 
der Krone gefährdet, wenn diejenigen, durch welche der Souverän regiert, an ſenen Vorrechten 
feinen Theil Haben. Denn — abgeſehen davon, daß ja nach dieſer Anficht auch in Republiken 
die Befoldungäfteuer, als der Souveränetät der Gemeinde, welche hier Dienſtherrin iſt, Abbruch 
thun würde, und abgeſehen auch davon, daß ſelbſt in der Monarchie der Ausdruck, Staats⸗ 
diener“ ganz fuͤglich an die Stelle des „Fürſtendieners“ geſetzt werden mag — fo iſt wenigſtens 
fo viel klar, daß der Beamte nicht, infofern er feine Befoldung empfängt und genießt, ein Organ 
oder Repräfentant des Königs ober überhaupt des Souveräng ift, fondern nur infofern er in 
defien Namen Amtöverrihtungen, namentlich Acte der (Staat3=) Gewalt ober Autorität aus: 
übt. Im diefer Sphäre mag er an ben Prärogativen feines Dienfiheren theilhaben, nicht aber 
in denjenigen, worih er blos für feine eigene Perfon, d. h. ſchlechthin als Staatsbürger auftritt, 
alfo namentlich in jener der Befteuerung. " 

Dagegen ift ein andered Bedenken nahe liegend und unwiderleglih, das nämlich, daß ver 
Staat oder die Geſammtheit der übrigen Steuerpflichtigen durch die Beſoldungsöſteuer wenig 
oder gar nichtö gewinnt. Wir haben nämlich hier nicht im Auge die etwa nach Maßgabe des 
abwechſelnden Fallens oder Steigend ver Naturalienpreije zeitlich ober periodiſch anzuordnende 
neue Regulirung, d. h. aljo Verringerung oder Erhöhung der Befoldungen (wovon wir bereits 
oben gefprochen), auch nicht die etwa in Zeiten außerordentlichen Bedürfniſſes oder Nothſtan⸗ 
des, 3.8. in Kriegszeiten, den Bejoldeten ausnahmsweiſe aufzulegende Beifleuer (deren Er⸗ 
ſchwingung nämlich durch vorübergehendes Verzichten auf fonft gewöhnte Bequemlichkeiten ober 
Genüſſe möglih und dem Beamten aud billig zuzumuthen if); fonvern nur die nad einem 
bleibenden, auf den orbentlihen Zuftand berechneten Steuerfoftem auf Beſoldungen gelegte 
fländige Steuer. Bei einer ſolchen aber leuchtet ein, daß fie in die Länge nicht wohl einen wirk⸗ 
lihen Ertrag gewähren kann, fondern nur einen fcheinbaren. Das Maß der Befoldungen näm⸗ 
lich wird vernunftgemäß beftimmt durch jenes ver Benürfnifle, d. h. der (theils abfolut, theils 
ſtandesgemäß nothiwendigen) Ausgaben des Beamten und des ihm nach Beſchaffenheit feiner 
Dienftleiftungen nad) Gerechtigkeit und Billigfeit gebührenben Lohnes. Jedes neue unübweis⸗ 
liche Bebürfniß, jede neue unvermeidliche Ausgabe fleigert die nothwendigen Anſprüche des Bes 
amten; und ſowie jene bleibende Preiserhöhung der Lebensbedürfniſſe, fo muß auch jede blei- 
bende Steuer eine entfprechenne Befoldungserhöhung zur Kolge haben, wenn nicht der Staat 
den auf allgemeinen Gründen rubenven Befoldungsmaßflab geringfügigem finanziellen Inter: 
eſſe opfern und alle die Nachtheile, welche mit allzu nienriger Beſoldung verfnüpft find, als ver- 
minderte Concurrenz zu Staatdämtern, ſodann Schläfrigkeit im Dienfle, oder auch Beftechlih- 
feit u. ſ. w, hervorrufen will. Genug! der idealrichtige Maßſtab der Befoldung iſt der näm⸗ 
liche, ob eine Beſoldungsſteuer beftehe oder nicht, und ver Staat, der nad) eingeführter Beſol⸗ 
dungsſteuer die Gehalte feiner Diener nicht erhöht, gefteht entweder ein, daß er früher zu ſplen⸗ 
pin falarirt habe, oder er erfauft einen geringen finanziellen Gewinn mit ver Verlegung eined 
hochwichtigen politifchen Grundſatzes. 

Indeſſen wird durch alles dieſes blos ſo viel bewieſen, daß die Beſoldungsſteuer auf die 
Dauer feinen wirklichen Ertrag gewähre und inſofern unnütz ſei. Doc iſt „finanziell unnütz 
fein” nicht gleichbedeutend mit „‚politifch fchänlich fein‘‘, und es verheißt vielmehr die Beſoldungs⸗ 
feuer, ungeachtet ihrer finanziellen Unnüglichkeit, fehr bedeutende politifhe Vortheile. Ja, 
ſelbſt blos finanziell betrachtet, mag fie, wenigftend einige Zeit hindurch, etwas abwerfen, in⸗ 
dem die Befoldungserhöhung ihr nicht augenblicklich folgen wird. Aber wenn dieſes auch nicht 
wäre, fo erfheint fie als vortheilhaft ſchon als eine ver Öffentlichen Meinung, d. 5. den wenn 
auch nur das näher Liegende ins Auge faflenden Anjihten der Mehrheit ver übrigen Staats⸗ 
hürger dargebrachte Huldigung und als eine in die Sinne fallende Verwirflihung ded großen 
Grundſatzes von bürgerlicher Gleichheit. Auch ift Das, was Zachariä für einen weitern Nach⸗ 
teil achtet, nämlich die durch die Beſoldungsſteuer bewirkte Ipentifleirung der Interefien der 
Staatödiener mit jenen der übrigen Bürger, nach unferm Dafürhalten.vielmehr ein weientlicher 
Gewinn. Denn die beften Rathgeber des Fürften find ſicherlich diejenigen nicht, welche den In⸗ 
tereffen ded Volks fremd find, und das unmittelbare Mittragen der Öffentlichen Laften macht ge: 


‚eigneter zum Erfennen ihres Gewichts. 


Wenn die rechtliche Zuläffigkeit und politifche Räthlichkeit der Befoldungsfteuer anerkannt 
Staats⸗Lexikon. I. 40 


’ 
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iſt, fo handelt es ſich noch um das vernünftig feſtzuſetzeude Raß derſelben. Unſere Theorie ſagt 
hierüber nur fo viel: Die Beſoldungen ſollen mit den übrigen Gattungen des (reinen) Cin⸗ 
kommens, denen Fein harrendes Befitzthum, ſondern blos eine perſoͤnliche Erwerbsfähigkeit zu 
Grunde liegt, gleichmäßig behandelt werden. Hiernach erſcheint die Form der Claſſenſteuer, 
welche nämlich den höher Beſoldeten nach beſtimmten Abſtufungen größere Quoten als den ge⸗ 
ringer Beſoldeten auflegt, ungeeignet und — inſofern nicht etwa ein bei Feſtſegung der hoͤhern 
Befoldungen begangened Übermaß dadurch wieder gut gemacht werben ſoll — ſelbſt ungerecht. 
Dagegen mag wol gefhehen und fann nur gebilligt werben, daß Die geringern Gehalte, 3. B. 
unter 500 Glon., von der Befteuerung frei erklärt, auch etwa eine weiter folgende Claſſe — bis 
3. B. 800 Glon. — nur mit der halben Duote beigegogen werde. Gin folder ven beneficium 
eompetentiae zu vergleichender ganzer oder theilweifer Nachlaß ift nad Begriff und Rechts⸗ 
grund von ber eigentlichen Glaffenfteuer weſentlich verſchieden; auch follte ex der Strenge nad 
nur Denjenigen zu Theil werden, welche neben der Beſoldung feine andere oder doch nur eine 
fehr geringe Einfommens- oder Erwerböquelle befigen, weil, wo der Grund aufhört, auch die 
Wirkung oder dad Begründete wegfällt. 

Die meiften Schriftſteller über den Staatsdienſt im Allgemeinen (mie v. Seuffert, v. Goͤn⸗ 
ner, van der Bede und Andere, die wir unter dem Art. Staatsdienſt anführen werben) haben 
auch der Frage von der Beiziehung, ver Befolveten zu orventlichen und außerorbentlihen Staat- 
laften ihre Unterfuhung zugewendet. Mehre haben dieſen legten Gegenſtand für fi allein 
oder aud in Verbindung mit der allgemeinen Lehre von Steuern, ſodann von Vertheilung 
oder Außgleihung der Kriegslaften, behandelt. Die Meiften, wie ſchon Mevius, Mufäus und 
Andere, nehmen die Immunität von Öffentlichen Laften für die Staatöbiener in Anſpruch. Am 
nachdrücklichſten thut dieſes der Freiherr v. Draisin feiner Schrift „Uber den Belzug der Staats⸗ 
befoldungen zu Staatslaften‘‘ (Karlsruhe 1816); Weber, „Uber die Repartition der Kriegs: 
ſchäden“ (Würzburg 1798), Hartl, „Handbuch der Kriegspolizeiwifienihaften” (Eandshut 
41812) und Andere ſtatuiren dagegen einen verhältnifmäßigen Beizug. Zadariä in feiner oben 
angeführten merkwürdigen Abhandlung ftellt Gründe für und wider auf, ohne jelbfleigene Ent- 
ſcheidung. Rotteck. 

Beſſerungsantrag, Amendement. Das der franzoͤſiſchen Sprache entlehnte Wort 
Amendement, welches urſprünglich eine ganz allgemeine Bedeutung hat, iſt in dem neuern 
ſtaatsrechtlichen Sprachgebrauch ein eigentlicher Kunſtausdruck geworden, um die Anträge zu 
bezeichnen, melde in ben ſtändiſchen Verhandlungen auf irgendeine Abänderung in den zur 
Berathung vorliegenden Bropofitionen gerichtet find. Obgleich. nun Die Amenbements auf bie 
Erfolge ſtaͤndiſcher Berathungen einen fehr erheblichen Einfluß ausüben können und ein wichti⸗ 
ge8 Moment in den ftändifchen Verhandlungen bilden, fo iſt dennoch dieſer Gegenſtand in der 
deutſchen Literatur bißjegt noch nicht binlänglich behandelt worden. Nur bei einem Schrift: 
fteller, und zwar bei einem Ausländer, finden wir die Sache erwähnt, nämlich bei Bentham. 
Diefe Bentham'ſche Erörterung !) ift ebenfalls nicht erfchöpfenn, im Gegentheil Höchft unbe⸗ 
friedigend ausgefallen. Ä 

In Richtercollegien und in colfegialifhen Verwaltungsbehoͤrden find ſolche Anträge, melde 
den Amendements ähnlich find und füglich fo genannt werben Fönnen, ohne Zweifel immer zu⸗ 
läſſig gewefen, infomweit fie der Natur ver Sache nad möglich waren. Bine Ausnahme Davon 
findet ſich in frühen Zeiten bei dem römiſchen Senat, wenn Niebuhr's Vermuthung richtig if, 
daß Senatores pedarii die Senatoren aus den niedern Geſchlechtern waren, weldhe nur ven An- 
trag der Gonfuln annehmen oder verwerfen durften, ohne das Recht zu haben, eine eigene 
Meinung zu äußern. ?) Infofern von Stänveverfammlungen ausführlide ſchriftliche Auffäge 
auögegangen find, liegt es ebenfalld in dev Natur dev Sache, daß die einzelnen Mitgliever Ver⸗ 
beflerungdvorfchläge haben machen können. In allen diefen Fällen werden aber bie abweichen: 
den Meinungen der Einzelnen auf eine einfache, gewiflermaßen fornlofe Weife erörtert, und es 
gibt in den Ordnungen und Inftructionen der Behoörden darüber keine beſondern Beſtimmum⸗ 
gen. Wir betrachten aber hier die Aniendements in ihrem Zufammenhange mit ven Bera- 
tdungen und Beſchlüſſen einer Stänvdeverfammlung. Bei ber größern Zahl non Mitgliedern, 
aus denen eine ſtaͤndiſche Verſammlung befteht, wird aber, um Ordnung in den Verhandlun⸗ 





1) Bentham, „Taktik, oder Theorie des Gefchäfteganges in beliberirenden Volfs: Ständeverfamms: 
Tungen‘’ (Erlangen 1817), ©. 186. haftegang 
2) Riebuhr's ‚ Römifche Geſchichte“, II, 130,der 2. Ausgabe. 
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gen aufrecht zu halten, eine geregelte und fürmliche Behandlung der Amendements erfobert. 


Auch konımt- hier noch ein anderer Geſichtspunkt in Betracht. In dieſer Beziehung ift nämlich 


bie Stellung von Amendements Ausfluß eines ftaatörechtlihen Orundfages, der, wie es ſcheint, 
verhältnigmäßig fpät zur Anerkennung gelangt it. Bei den Volksverfammlungen des Alter: 
thums und bei den Berathungen berfelben über vorgelegte Geſetzentwürfe und vorgefchlagene 
politiſche Maßregeln hatte die Volksverſammlung nur das Recht, ven Vorfchlag in der Art und 
Weiſe, wie er gemacht war, entweder anzunehmen ober zu verwerfen. Kein einzelnes Mitglied 
tonnte eine Veränderung in Vorſchlag bringen. Dieje Eh erhebliche Beſchränkung ver alten 
Volksverſammlungen bei ihren politifchen Berathungen führte nun nicht blos zur Ausſchlie⸗ 
Bung aller Amendements, fondern auch zu dem Orunbfage, daß über Gefegentwürfe nur im 
Ganzen abgeſtimmt werben konnte, und daß bie einzelnen Artikel eined Geſetzentwurfs gar 
nicht zur Abſtimmung gebracht werben durften. Denn jede Auslaffung einer Beſtimmung aus 
dem Befegentwurf ift in gleihem Maße ald ein Zuſatz eine Veränderung des Entwurfs. Von 
dieſem Grundſatz des alterthümlichen Staatörecht3 iſt die neuere Zeit abgewichen; es ift allge: 
mein zugelaſſen worden, zu den Geſetzentwürfen Verbeſſerungen, d. h. Veränderungen des 
Entwurfs im Einzelnen vorzuſchlagen, und eine Folge davon iſt es wiederum geweſen, daß bei 
der jetzigen Art und Weiſe der Berathung nicht nur die einzelnen Geſetzartikel, ſondern ſelbſt 
die einzelnen Saͤtze in einem Artikel zur Abſtimmung gebracht werben können. Wann dieſe 
Beränberung in den ſtaatsrechtlichen Grundſätzen eingetreten ift, verdiente wol Liner nähern 
Unterſuchung. Niebuhr ſchreibt es dem Beifpiel der conftituirenden Berfammlung in Krank: 
reich zu, daß e8 auf dem feflen Lande gebräuchlich geworden iſt, Amendements zuzulaffen und 
folglich die einzelnen Artikel eines Geſetzentwurfs zur Abflimmung zu bringen. Es bürfte 
aber Hoch der Gebrauch der Amendements in England viel älter fein, wenngleich fich wol wird 
behaupten laflen, daß dort von-bem Mechte, zu Gefegentwürfen Amendemients zu, ftellen, ein 
möglihft fparfamer Gebrauch gemacht worden iſt. ) Es mag eine fhmwierige Sade fein, die 
Vortheile und Nachtheile der entgegenftehenven ſtaatsrechtlichen Grundfäge gegeneinander ab⸗ 
zumägen. Zu verfennen iſt ed nicht, Daß durch improvifirte Amendements manche Wiberfprüdje 
und Derfehrtheiten in die Befehe gebracht werden können, daß die Einheit des Guſſes verloren 
gebt, welche allerdings jenem Bejege ein würdiges Gepräge gibt. Auf der andern Seite liegt 
aber in der Ausſchließung der Amenvements eine große Beichränfung der berathenden und 
beſchließenden Verſammlung, indem fie gar nicht dazu kommen kann, ihre Anficht und Über- 
zeugung vollfländig auszufpredhen, und in der That vielfältig gendthigt werden muß, um ein- 
zelner Beftimmungen willen einen ſonſt heilfamen Geſetzentwurf zu verwerfen ober Geſetzent⸗ 
würfe anzunehmen, mit deren Grundfägen file in manchen Einzelheiten nicht einverftanden ift. 
Bedenken wir dabei, daß, wenn die Ständeverfammlung und ihre einzelnen Mitglieder bei der 
ganzen Berathung Über Gefegentwürfe und bei der Abflimmung recht wach und aufmerkſam 
find, die möglicherweife mit ven Amendements verbundenen Nachtheile vermieden werben kön⸗ 
nen, ohne die Vortheile aufzugeben, welche durch fle zu erlangen find, fo muͤſſen wir doch es als 
eine Berbefierung anfehen, daß die neuere Zeit zur Anerkennung des Grundſatzes von der Zu⸗ 
läffigkeit ver Amendements gelangt iſt. Der Grundſazz felbft ift jicher der richtige, und es wird 
nur darauf ankommen, den verfländigen Gebrauch Davon zu machen. 

Alle Amendements feßen einen Vorſchlag oder eine Propofition voraus, auf welche fie fi 
beziehen, und neben dem Zwecke, Gefegentwürfe durch Veränderungen zu verbeflern, bienen fie 
hauptſächlich dazu, die Berathung abzufürzen. Denn alle Artikel, zu welchen keine Amende⸗ 
ments geftellt worben, find als ſtillſchweigend gebilligt anzufehen. Da man aud jeved Amen⸗ 
dement als eine eigene Propoſition bezeichnen kann, fo verfteht e8 ſich von felbft, daß .zu einen 
ſchon gemachten Amendement ein neues Amendement gemacht werben kann, welches Iegtere dann 
ein Subamendement genannt wird. Nah dem regelmäßigen Verfahren in fländifchen. Ber: 


fammlungen werben die Borjchläge, über welche berathen werben foll, mögen dad nun Regie- 


rungdvorlagen oder Privatpropofitionen fein, einem Ausſchuß (Comitd, Deputation) zur Be⸗ 
gutachtung übergeben, nad Erftattung des Ausſchußberichts findet dann eine Verhandlung 
ſtatt, am allgemeinften wol eine zwiefahe: erſt eine Borberathung und dann eine Schlußbes 
ratbung, an welche legtere fi dann die Abftimmung anſchließt. Nach Erſtattung des Aus: 
ſchußberichts beginnt die Thätigfeit der einzelnen Mitglieder, welche nun berechtigt find, Veräns 
3) Bergl. Niebuhr, „Römifche Geſchichte“, II, 354. .0° 
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derungen fowol in ven Anträgen des Ausfchuffes als in ver begutachteten Propoſition felber in 
Vorſchlag zu bringen. Gehen Anträge nur darauf hinaus, daß der Vorſchlag Im Ganzen ent: 
weber gänzlich abgelehnt oder unverändert angenommen werben foll, fo kann überall von 
Amendementä nicht die Rede fein, denn die Amendements beziehen fi auf einzelne Artikel ober 
Sätze eined größern Ganzen. Regelmäßig werben die Amendements den Zwed Haben, eine 
materielle Veränderung in den Gefehentwürfen und andern Propofltionen zu bewirken. Es 
kann indeß die Befugniß der Stänvemitgliever nicht ausgeſchlofſen fein, auch folde Amende⸗ 
ments zu ftellen, die lediglich den Ausdruck oder die Redaction betreffen. Auf die Berhandlung 
der Sache hat indeß diefe Verſchiedenheit Leinen Einfluß. Die Amenvements mögen nun den 
Inhalt oder die Ausdrucksweiſe einer Propofition zum Gegenftande haben, jo kann man fie 
füglid) in drei Glaffen eintheilen, indem fle entweder die MWeglaffung von Sägen und Beftim: 
mungen, oder die Einhaltung neuer Sätze und Beflimmungen, ober leviglich eine Verände⸗ 
tung ber ſchon vorliegenden Säge und Beſtimmungen zuͤm Zwecke haben. Die Amendements, 
welche zu einem Gomiteberichte geftellt werben, müffen immer zu der zweiten ober dritten Glaffe 
gehören. Denn da über jedes Amendement fon an und für fi abgeflimmt werben muß, fo 
find alle Amendements einzelner Mitgliever, welche darauf ausgehen, daß ein Ausfhußamen- 
dement abgelehnt werbe, durchaus überflüffig. Yon wen auch die Amendements audgehen, von 
dem Ausfchufle oder von einzelnen Mitgliedern, immer wirb ed nothwendig fein, daß fle ſchrift⸗ 
lich abgefaßt werben, genau fo wie fle zum Beſchluß erhoben werben follen. Diejenigen Amen: 
dements, welche nach Erftattung des Ausſchußberichts von einzelnen Mitgliedern einer Stände: 
verfammlung gemacht werben, find zweckmäßigerweiſe fo zeitig zu ftellen, daß der Ausſchuß 
nod Gelegenheit hat, fie einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen, ehe und bevor die Schluß: 
verhandlung ihren Anfang nimmt. Denn offenbar fodert es die Zweckmäßigkeit, daß die An: 
“träge der einzelnen Mitglieder von dem Ausfchuffe ebenfo gründlich und reiflih geprüft werden 
Können als die urfprüngliche Vorlage felbft und deren einzelne Theile. In diefer Einrichtung 
liegt namentlich da8 befte Mittel, die Ungelegenheiten zu befeltigen, welche fonft möglichermeife 
aus der Beflattung der Amendements hervorgehen könnten. Dem Ausſchuſſe wird es obliegen, 
jedes einzelne Amenbement gründli zu erwägen und namentlih darauf zu achten, daß die 
innere Einheit und Harmonie ded Gefegentwurfs durch das eine ober andere Amendement nicht 
geftört werbe. Auch hat der Ausſchuß fein Augenmerk varauf zu richten, die Berfammlung vor 
folden Anendementd zu warnen, melde etwa chicandferweife geftellt werden Fönnten, um auf 
biefe Weiſe die Verwerfung eines Antrags zu bewirken. 

In den Amendements des Ausfhuffes und der einzelnen Mitglieder zufammengenommen 
find natürlich alle Veränderungsvorſchläge enthalten, welche bei der Berathung über eine Pro: 
poſition in Betracht Eommen Finnen, und ed Eommen daher in Anfehung aller einzelnen Punkte 
nur die Amendementd zur Abftimmung. Daß außerdem noch am Schluffe ver ganzen Bera- 
thung darüber abgeſtimmt werden kann, ob ein Gefegentwurf im Ganzen oder irgendeine 
andere Vorlage abzulehnen oder anzunehmen ſei, verfteht ſich von felbft, berührt aber unfern 
Gegenftand nicht näher. Die Abftimmung über die Amendements hat nichts Eigenthümliches 
SInfofern indeß ein Amendement mehre Punkte enthält, die nicht auf eine untrennbare Weife 
miteinander verbuyden find, kann die Frage entftehen, ob folde Bunkte voneinander getrennt 
und für fich zur Abſtimmung zu bringen find. Für die verneinende Beantivortung diefer Frage 
läßt fih anführen, daß jeder Amenvementfteller feinen Verbefferungsvorfchlag ohne Zweifel 
als eine untheilbare Einheit angefehen wiffen will, und daß, wenn irgendein Mitglied der 
Berfammlung eine Theilung des Amenvement wünſchen follte, um bei der Abflimmung den 
einen Sag verwerfen und den andern annehmen zu fönnen, er dann die Gelegenheit. nicht ver: 
fäumen darf, ein beſonderes Amenvement zu flellen, worin er Dasjenige, wad er angenommen 
zu fehen wünfcht, zufammenfaßt, und daß es folglich feine Schuld ift, wenn er Dasjenige ver- 
fäumt, was für die Durchführung feiner Meinung erfoverlich iſt. Auf der andern Seite wird 
aber auch der Ständeverſammlung im Ganzen dad Recht nicht ftreitig gemacht werben können, 
eine ſolche Abflimmung über die Amendements zu befchließen, daß die einzelnen Säge, aus ve: 
nen es befteht, voneinander getrennt und zur feparaten Abflimmung gebracht werben. Sint 
zu einem und demſelben Artikel oder Sage mehre Amendements geftelit, oder zu einem Amen: 
dement ein Zufaß beantragt worden, fo entfteht die Frage, In welcher Ordnung über dieſe ver: 
Ihiedenen Amendements abzuflimmen ift. Es muß hier entfcheiden, melde Rangordnung am 
beften unnöthige Abftimmungen verhindert und das dem Mehrheitswillen entfprechenpfle Re: 
fultat Tiefert. Es müflen die am weiteflen gehenden und präjublciellen Anträge zuerſt kommen. 
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Es hängt oft viel von einer Rangbeflinmung der Antendements für die Annahme oder die 
Verwerfung der Hauptartifel ab, je nachdem die Abſtimmenden gejinnt oder gebildet jind. All⸗ 
gemeine Beſtimmungen aber jind fehr miölich. N. Falck. 

Beſſerungsſtrafe und Beſſerungsſtrafanſtalt. — J. Cinleitung. Der allgemeine 
Entwickelungs⸗ und Verbeſſerungskampf, in welchem feit der zweiten Hälfte des vorigen 
Jahrhunderts mit unferer übrigen Cultur auch unfer Recht ſich befindet, hat befonvers früh 
und lebhaft dad Strafreht ergriffen. Daffelbe fteht in unmittelbarfter Wechſelwirkung mit 
den Grundgedanken des Rechts und des Staats in jeder geichichtlichen Gukturperiobe und naz= - 
tionalen Entwidelung. Deshalb fchienen mir fhon vor beinahe funfzig Jahren in meiner 
Schrift: „Recht, Staat und Strafe, philoſophiſch-hiſtoriſch entwickelt“, zwei 
Dinge, die fhon der Titel der Schrift hervorhebt, beſonders wichtig für eine richtige Schlich- 
tung des endlofen Streits der Strafrehiätbeorien. Das erfte ift, flatt der Deburtionen aus 
ftetö wechfelnden metaphyſiſchen Syſtemen, vielmehr die hiſtoriſch-philoſophiſche Begründung 
von Recht, Staat und Strafe, mithin im Strafrecht vor allem die erfahrungsmäßige Auffaf- 
fung bed ganzen Weſens ſeines Hauptgegenftanves, nämlid des Verbrechend und ber Strafe. 
Das andere ift die Auffaffung der fleten Verbindung und Wechfelmirkung ver Beſtrafung 
mit vem Wefen und ver Grundform des Rechts und ded Staats unter fi und mit ihrer Grund: 
lage der Moral. Hieraus ergab fi) ald Hauptaufgabe des Strafrechis die Beſſerungsſtrafe 
und ihr richtige Verhältniß zur Moral. Anerkannt ſucht unfer heutiges Strafrecht immer 
mehr jenen Hauptfoberungen zu entſprechen. 

1. Allgemeine Grundlagen zurridtigen Beurtheilung und Beband- 
lung der Befferungsfirafen und Befferungsftrafanftalten. ) — „Es iſt noch 
fehr unvolllommen, die Verbrecher mit rächenden Strafen zu treffen, ohne viefelben zugleich 
durch heilfame Zucht zu befiern (Parum est coercere improbos poena, nisi probos efficias 
disciplina)“: So lautet die Auffchrift, welche zu Anfang des vorigen Jahrhunderts der Papft 
Clemens XIV. einer von ihm erbauten Strafanflalt gab. 

Diefer Idee Huldigt auch das Bennfylvanifhe Strafſyſtem. Es will vie Beſſe⸗ 
rung — die moraliſche und politiſche Beſſerung — mit der Genugthuung und Ab⸗ 
ſchreckung vereinigen. Es nennt ſich in dieſem Sinne das Pönitentiarſyſtem. 

Wie laͤßt ſich nun dieſes begründen und durchführen? . 

Alle zu fittlihem Bewußtſein erwachten freien Menſchen follen frei ihre fittlihe Joee und Le: - 
benäbeflimmung verwirklichen. Hierzu bepürfen, hierzu anerkennen und begründen fie nach der 
Vernunft und aller Gefchichte für ihr äußeres Wirken in der Geſellſchaft gemeinfhaftlide 
Friedens- oder Rechtsgeſetze. Denn wollte Jever blos nad) feinen fubjectiven veligidfen 
und fittlichen Lebensanſichten handeln, jo hinderte ihn Streit und Hülflofigfeit. Ste geben 
daher, infomeit ald ed die Natur einer gemeinfhaftlihen Friedens: oder Frei⸗ 
heitsordnung und der nöthigen frievlichen Hülfsvereine erheifcht, ihren fittlihen Geſetzen 
einen gemeinfhaftlichen allgemeinen over objectiv erfennbaren Ausbrud und, durch 
Gaft- und Friedens- und Bürgereide, die hoͤchſte fittliche Heiligung: So, auf hiſtoriſch⸗ 
philofophifhem Guriſtiſchem) Wege, und durch die logifch nothwendigen Folgeſätze aus 
der Natur diefer Friedenseinigung freier Menden, ſobald fie als folhe fih aner- 
kennen und Friedenthaben wollen, ergeben fi mittelbar fittliche over auf ſittlicher Grund⸗ 
lage und für fittlihe Zwecke begründete, fo ergeben fich die objretiven ober bie wirklichen 
Rechts- oder Freiheitsgefege. Die gegenfeitige friedliche Anerfennung ber freien Per- 
fönlichkeit ift die genügende Grundlage ihrer Iogifchen Entwidelung. 

Das wahre Recht fodert für fein Beſtehen von jenem Rechtsmitglied nur zweierlei: 
Fürs erſte Nichtverlegung des Friedens oder des Rechtsgebots; fürs zweite, ſobald es 
daffelbe dennoch verletzte, Wiederaufhebung (Büßung, d. h. woͤrtlich Beſſerung) ber 

Verletzung oder der Stoͤrung des Friedens. 


1) Trotz aller Wichtigkeit ſolcher allgemeinen Grundlagen für bie richtige Auffaſſung ber Beſſe⸗ 
rungsſtrafen, muß doch hier auf die Entwickelungen verwieſen werben, welche zunaͤchſt der „Syftematis 
fchen Encyklopaͤdie“ (Bd. I) und den Art. Nechtsbegriff u. |. w., Staat und Strafrecht angehören. 
Wir mußten und alfo bier auf verbefierte und ergänzte Darftellung Desjenigen befchräufen, was ber 
Herauggeher in ber zweiten Ausgabe des „Staals⸗Lexikon“ diefem Artikel voranftellte. Er entnahm es 

Defentlichen ber Ginleitung feines Berichts für Einführung des Beſſerungoſyſtems in der badifchen 
zweiten Kammer, welchem man es zufchrieb, daß viele frühere Gegner des Syſtems Freunde befielben 
wurden unb daß zunächft in Baden daſſelbe flegte. 


* 
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Die fittlich⸗ rechtliche Friedensordnung bat, wie alles Lebendige, zwei weſentliche Beſtand⸗ 
theile over Seiten: Zuerft eine äußere. Ihre Störung, diematerielle Störung gehört 
dem Givilregt an. Sodann eine innere, die innere Lebendkraft. Diefe iſt die allfeitige nd - 
thige Achtung und Willensfliimmung fürs Recht und das Vertrauen auf fie, ohne 
welche fein wahrer Friede möglich ift. Die erwieſene ſchuldvolle Störumg biefer rechtlichen Wil⸗ 
iensftimmung, die intellectuelle Störung Ift dad Vergeben und — fofern nicht die civil: 
rechtliche Wienerherftellung zu ihrer Audtilgung genügt — das ſtrafrechtliche Vergehen, 
der Gegenſtand ver Strafe. Und biefe iſt die Aufhebung ober Beflerung des Vergehens ober 
der intellectuellen Störung oder der Schuld. Sie ift dieſes (die’ Exdbenors des Vergehen 
nad) der griechifchen und roͤmiſchen gefeglichen Definitton, L.131 de V.S.) und nad) dem Wort⸗ 
finn der Strafe bei allen gebilveten Bölfern. („Lette Gründe”, S. 133, und im „Staatö-2eri- 
kon’ unter Strafrecht.) Ä ’ 

Für die Beflrafung ver Vergehen fobert das Recht übereinflimmenn mit bem gefunden 
Sinn und ven Geſetzen aller gefitteten Völker, welche das Kauftrecht und die rohefte Blutrache 
und rachſüchtige Talion Hinter fih Haben, zweierlei. 

Zuerft: die Strafe foll fihern, die Beftrafung foll nicht blind rächen ober wie⸗ 
dervergelten. Sie foll vielmehr in Genugthuung, Abſchreckung, Befferung, für bie 
neue Sicherung bergeftörten Rechtsordnung vernünftig berechnete Recht 8 zwecke verfolgen. 

Sodann: die Strafefollgereht feinund das gerehte Mapeinhalten. Sie 
fol nicht als beliebiges politiſches Mittel ven Verbrecher dadurch als Sache misbrauchen, daß 
fie ihn für die von ihm nicht verfchulnete Höfe Luſt Anderer martert. Die Strafe foll der obi⸗ 
gen Rechtsfoderung: ber Aufhebung ver Störung des Verbrecher als ihrem Rechtsgrund 
entſprechen. Sie foll nur das (juriftifche) Verbrechen oder die rechtliche Schuld büͤßen ober til- 
gen (Ne major poena, quam culpa sit). Sie foll in Begründung, Größe, Ausführung und 
Form (juriflifch) gerecht fein. 

Soll nun nad beiden Koderungen die Strafe nur die Aufhebung der verbrecheriſchen 
Störung der Rechtsordnung, nur für fie beftimmt fein, zugleich aber au Befferung, 
Abſchreckung, Genugthuung und nur nad ihnen beflimmt, fo if dieſes nur dadurch 
möglid, daß jene Störung durch Beſſerung, Abſchreckung und Genugthuung aufgehoben wird. 
Zwei Dinge, die einem dritten gleihen — wie hier 1) die Aufhebung der Störung und 2) vie 
Berwirklihung jener Zwecke der Strafe — müflen untereinander felbft gleich fein. Die Befrievi- 
gung des Rechtsgrundes der Strafe (der Rechtsfoderung der Tilgung der Störung over 
Schuld) und die Befriedigung ver Rechts zwecke fallen In ihrer Verwirklichung zufammen, 
weil die Recht zwecke in vem Rechtsgrunde begründet find. * 

Und fo tft e8 in der That. Denken wir ung eine friedliche Rechtsordnung noch vor 
aller Strafe, und.nun dieſelbe geftärt durch viele verbrederifhe Mitglieder! Sie 
treten die geheiligte Friedensordnung, die geheiligten Rechte ihrer Mitbürger verächtlich mit 
Füßen und befriedigen fo ihre ſchändlichen Gelüſte. Würden nicht fogar alddanıt, wenn das 
geraubte materielle But ihnen wieder abgenommen wäre, würde nicht vollends bei Unmoͤglich⸗ 
keit materieller Wieverherftellung, wie bei Mord und Morpbrand, zunächft bei dem Berlegten, 
dann aber auch bei feinen Mitbürgern, prängende Gefühle und Berürfniffe ver Genug: 
thuung für ihre Beleidigungen entftehen? würden fle dieſelbe nicht ekſtreben, um durch fie 
zu bethätigen, daß weder ſie noch die mishandelten Ihrigen rechtlos und der Mishanblung wür- 
big waren, um zu zeigen, daß ihre Rechte Heilig feien und geſichert fein müßten, daß fie 
nicht beliebig aufs neue ungerochen verlegt werden dürften? Müflen fle nicht zuglei erkennen, 
indem fie durch die frevelnde Misachtung und Zerftörung der frievlihen Rechtsordnung ihre 
rechtliche Sicherheit geftärt fehen, daß die mit Füßen getretene Rechtsordnung im Bolfe an Hei: 
ligfeit und Achtung, ja durch den Mangel der Sicherheit gerade für die Friedlichen an Achtungs⸗ 
würdigkeit verliert? Müſſen alfo nicht voppelt auch vie ſinnlichen Neigungen ver Menfihen zur 
gleichfreien Befriedigung auch ihrer Leidenſchaften durch die verderblichen Beifpiele aufgereizt 
werben? Alle alfo müflen, zu ihrer und ver Ihrigen Sicherung, Beflrafung ver Frevler 
zur fihernden Abſcheuerweckung und Abſchreckung von neuen Verbrechen fobern. Sie müflen 
fie nach der Carolina fodern zur Tilgung des verderblichen Beifpield und Argerniffes, welches 
die Verbrecher gaben. Zur Wieverherftellung der geftörten heiligen Scheu vor dem Verbre⸗ 
Gen, wie die Roͤmer fagten (At tu tuo supplicio doce humanum genus ex saffefa cre- 
dere, quae a te violata sunt). Es fönnen endlich weder die Verlegten noch die übrigen Bür⸗ 
ger In der nöthigen Rectsficherheit, in dem vertrauensvollen frienlichen Rechtsverkehr mit den 
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Berbreihern leben, fie koͤnnen fie nicht unter ſich dulden, kurz: ber bar fie geflözte rechtliche 
Friede mit ihnen ſindet nicht ſtatt, ſolange nicht neue Vürgfaafien gegeben und das Zutrauen 
wieberhergeftellt iſt, daß durch Beſſexung ihre erwieſene verbrecheriſche Willensſtimmung 
aufgehoben ſei. 

Dieſe dreifachen Strafzwecke, durch den Einen gemeinſchaftlichen Grundgedanken und Ent: 
zweck, die Wiederaufhebung der ganzen verbrecheriſchen Störung der Rechtsordnung, als Mittel- 
zweite miteinander vereinigt, find aljo in der Natur menichlicher Rechtövereine und mit Mecht 
in aller Geſchichte und Befeggebung begrünet. 3), Sollte ſich nun aber ergeben, daß ſchon durch 
bie ſtrafende, vollſtaͤndige Verwirklichung eines dieſer Zwecke zugleich die übrigen Zwecke 
mehr oder minder vollſtändig mit erreicht würden, fo dürfen doch Die Berechtigungen für dieſe 
und aud die Rückficht auf fie durchaus nicht überſehen und abgeleugnet werben, ebenfo wenig 
und nod weniger, als ein grünblicher Jurift, bei einer Gefammt= oder Correalberechtigung 
von Drsien, bie Berechtigung des A und B leugnet, obgleih nad erfolgter vollfländiger 
Zahlung an den & au ihre Foderungen zugleich mit erlöfchen. 

In der That aber zeigt es ſich nun, daß Durch eine woßleingerichtete ſtrafende Durchfüh⸗ 
rung des Beſſerungszweckes die andern Strafzwecke in der Regel vollkommen 
mitbefriedigt werden können. Wenn bei jedem beſondern Verbrechen die ſtrafende Ge- 
rechtigkeit baldmoͤglichſt den Verbrecher ergreift, und durch das ſtrafrichterliche Verdammungs⸗ 
urtheil ſeines Frevels zugleich die unantaſtbare Helligkeit der Verlegten und der ganzen Rechts⸗ 
ordnung ſowie ven allgemeinen Abſcheuder ganzen Staatsgeſellſchaft gegen daſſelbe feierlich öffent: 
lich verkündigt, wenn fie dann zugleich den Verbrecher aus der rechtlichen Geſellſchaft ausſchließt 
und in einfamer Büßerzelle allen Entbehrungen und Leiden und Beſſerungsmitteln unterwirft, 
welche nothiwendig find, um ihn dahin zu bringen, daß er felbft fein Unrecht verdammt und 
bexeut und fich in feinen Gefinnungen und Entſchlüſſen wie in ver Gewoͤhnung zu einer neuen 
nüglicden Lebensweiſe felbft von aller rechtswidrigen Willensſtimmung losfagt — gewiß als- 
bann if die Benugthuung für den Verlegen und alle Bürger, deren Rechte jegt die 
ganze Geſellſchaft und der frühere Verleger felbft thatfächlich als Heilig anerkannten, voll: 
ſtaͤndig gegeben, dann iſt ſelbſt vie allgemeine Abſcheuerweckung oder Abſchreckung von 
Verbrechen, ſoweit fie die verbrecheriſche That nöthig machten, ſoweit fie 
vom Verbrecher verſchuldet wurden, zugleich mit erreicht. 

So iſt es, ſofern wir nur eine doppelte Verkehrtheit fern halten, welche die Haupt⸗ 
feinde des vernünftigen Beſſernungsſyſtems find. Die erſte iſt vie, daß man 
den Charakter und Ernſt der Strafe verwiſcht, und bie nach allgemeinen ob jectiven Rechto⸗ 
gründen und nad ber allgemeinen menſchlichen Natur berechneten gefeglichen Strafleiven ober 
ſtrafenden Mittel für die Beflerung, wie die nothwendige Iſolirung u. ſ. w., aus falfcher Sentt- 
mentalität oder fubjectiver Willkür in ver Ausübung aufhebt. Die andere ift die, daß man bie 
Beflerungsftrafe in ihrer weientlihen Natur aufhebt oder verpfuſcht, und aljo in der Störung 
der wirklichen Beflerung auch die wefentlichfte Verwirklihung aller Strafzwecke gefährdet, in- 
dem man mit ihr ſolche Abſchreckungsmittel und Duälereien äußerlich verbindet, welche bie 
wahre Beflerung unmöglich maden, wie Prügel, Hungerkoſt, Dunfelarreft und andere Beini- 
gungen, die, ſowie namentlich auch allzu dürftige Koft, vie phyſiſche und geiftige Geſundheit Der 
Züchtlinge zerrütten, ihnen ald graufame nuglofe Duälereien erfcheinen und fie verdüſtern und 
gerbittern und entkräften. Für die in der Zellenhaft zu verwirklichende Beflerung iſt e8 vielmehr 
Grundbedingung, daß dem Verbrecher nur pasjenige Leiden, welches, wie die Kreiheitö- 
beraubung felbft und die völlige Abfonderung von andern Verbrechern, für feine Beflerung . 
Heilfam ift, in firenger folgerichtiger Durchführung zugefügt werde, und dag ihm zugleidy jos 
bald immer möglich die Borftellung begründet werde, bie Anftalt und die Beamten der Anflalt 
feien jeine Wohlthäter. ?) 


2) ©. unten Strafrecht. Die Unterabtheilung der einzelnen Steafgwede nach ihren verfchiebenen 
Ren en, 3. B. der Beflerung in moraliſche und politifche, iſt unn öthig. 

—* hat namentlich auch ber legte euzopäifche Wohltgätigleliscongreh in Franffurt (1857) 
auf 2 Antrag des Verfaſſers dieſer LZeilen ausdruͤcklich zu feinem Beſchluß erhoben. Der Beſchluß 
oe alle durch bie in ber vortrefflichen Anflalt zu Bruchſal fpäter eingetretenen Verderbniſſe 

chtigten Syflems veranlaßt wurde) lautet wörtlich: „Als allgemeiner Grundfag muß 

— werben, daß dem Straͤfling weber beſondere, vom Beflerungszmwedt nicht geborene Leiden zu⸗ 
ea noch die für benfelben wirkſamen befeitigt werben Dürfen; es muß au bem Srräffing ſelbſt das 
ußtfein erzeugt werben, daß bie Eirafeinrictung mit ihren Beamten und die zur völligen Austil⸗ 
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Sollten daher die gejeßgeberifchen Überzeugungen babin gehen, in manden Fällen ge: 
nügten die Beflerungsftrafen nicht für die übrigen Strafzwecke, jo möge man dann die für ſie 
für nöthig erachteten Strafen von der Beflerungsitrafe gänzlich abjondern. Der Zweck der 
Genugtbuung wird jedenfalls ſtets durch die allgemeine obrigfeitliche Beftrafung zur Bei- 
ferung vollſtändig mit befriedigt fein. Die für ten Verletzten tft es ſchon ſobald man in folder 
Weiſe nit etwa aus Geringſchätzung gegen ihn Berlegungen gegen feine Rechte unverfolgt und 
unbeftraft laffen wollte. Wenn aber für die vechtlihe Abfhredung felbft Die längfte zuläſ⸗ 
fige Beſſerungsöſtrafe nicht ald genügend erjcheinen follte, nun jo müßte man von ihr ge: 
trennte lebendlänglide Gefängnißanftalten, Verbannungen ober Todesſtrafen anwenden. 
Nur wird man dieſes nicht rechtfertigen wollen durch die Behauptung angeblicyer Unverbeſſer⸗ 
lichkeit. Denn wer darf diefe behaupten! Uno Hoffentlich werben auch jene andern Voraus: 
feßungen und ihre traurigen Folgen, die ausnahmsweiſen befondern Abſchreckungsſtrafen, 
immer feltener werben und endlich ganz verſchwinden. Klar aber bleibt e8, daß alle drei Straf⸗ 
zwede in ber Regel durch Die Beflerungsftrafe wirklich erreicht werben, und daß, wenn in be: 
ſondern Fällen, etwa bei Meuchelmord, einer der andern Strafzwede noch größere Strafe heiſcht, 
dieſes den Verbrecher nicht verlegt. Denn er muß vollftänpig feine ganze Störung ober 
Schuld, aber nur fie büßen. Es widerfpricht aber auch dieſes, z.B. Todes⸗ oder lebensläng- 
liche Sefängnißftrafe, nicht unfern übrigen Strafzweden, denn fle follten ja nur die Störun- 
gen der Schuld aufheben, welche jetzt durch die härtere Strafe befeitigt werben. 

Möchte das Bisherige genügen zur Beweisführung, daß ſchon bie äußere Rechtsordnung 
— fie, welche die allgemeine Grundbedingung, wenn man fo fagen darf, ver Knochenbau, der 
unerjchütterliche Urfels der Geſellſchaft iſt, Beilerungäftrafe fodert und begründet. Aber 
ed vereinigt ſich mit dieſer firengen Rechtsfoderung der Bemühung für die Beflerung des Ber: 
brechers aud) bie Sanction und die hülfreiche Mitwirkung von höherm religiös-moralifgen und 
vom politifchen Standpunkte aus. 

Freilich foll von dieſem höhern Standpunkte auß die geſellſchaftliche Orunpberingung oder 
das fefte Recht der Einzelnen nie aufgegeben ober verlegt werben. Aber ebenfo klar ift es 
doch auch, daß alle wahre frienliche Rechtsordnung auf fittlicher Grundlage ruht und jene hö- 
bern göttlichen Lebenskräfte, unter deren weihende und bülfreiche Einwirkung noch alle gefitte: 
ten Völker der Erde ihre Staatövereine und auch ihre Strafgerechtigkeit ftelften, für eine blü⸗ 
hende gefittete Menfchengefellfchaft wefentlich find. Diefe letztere kann ohne fie ebenfo wenig 
entſtehen und dauern, al8 ohne die frifchen lebendigen Quellen und Ströme die blühende Land⸗ 
(haft auf dem Urfels der Erde entfleht und dauert. 

Wohl mag und muß man alſo äußerlich und mechanifch pie Menfchen abſchrecken durch die 
Furcht finnlicher Leiden, durch die Entfernung und Entkräftung finnliher Anregungen, durch ven 
Zwang zur Enthaltfamkeit und Mäpigkeit, zur Arbeit und Orbnung. Aber fowie der wahrhaft 
rechtliche Wille des Volks nie entfteht und dauert ohne die höhere religiös-fittlihe Lebenskraft, 
ohne eine wahre freie, muthig aufopfernde fittliche Achtung der Rechtsordnung und des vater: 
ländiſchen Gemeinweſens — wie fie die Bürger ſchon im Friedens: und Geſammtbürgſchafts⸗ 
oder im Bürgereide ſich befräftigen — fo wird man auch nimmer annehmen können, daß jene 
6808 äußerliche mechaniiche Beflerung mehr ift ald das äußere Gerüft, als ver Träger der wah⸗ 
zen, dauernden, rechtlichen Willensbeſſerung. 

Zu biefer nun foll der Verbrecher durch jene mechaniſche Vorbereitung die Möglichkeit, er 
fol die nöthige Befreiung von der Sflaverei verberbter Gewohnheiten und Leidenſchaften ge: 
winnen, um alddann.unter jener Hülfe und Mitwirkung fittliher und religiöfer menfchen- 
freundlier Belehrung, Zuſprache, Ermuthigung ſelbſt fein befferes Ich wieberzufinden und 
um fo mit Freiheit fi felbft zum guten und rechtlihen Willen, zum guten und retlichen Xe- 
benswandel zu erheben und zu flärfen. Erſt aldbann, wenn hierzu durch die Strafeinrichtung 
alles geleiftet wurbe, was die menfchliche Einrichtung Leiften konnte, und was, jenad dem Grade 
ber Verſchuldung, vermöge einer allgemeinen Durchſchnittsberechnung ver menſchlichen Natur 
genügte, um bie wirkliche Beflerung als wahrſcheinlich anzunehmen, erſt alsdann kann mit der 
Entlaffung aus der Strafanftalt für die bürgerliche Geſellſchaft die rechtliche Annahme oder 
Präfumtion der wirklichen Befferung juriftifch außgefprochen werden. Der Friedbrecher ift jegt 

erſt mit der Geſellſchaft wieder ausgeſöhnt. 
O 


gung feiner böfen Willensſtimmung nöthigen Strafleiden Wohlthaten für ibn find.” S. „Congrès in- 
ternational de bienfaisance. Session ds 1857, I, 20 aa, ide . er 
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Wie ſchwierig nun auch der Weg zum Siele ſolcher Beſſerung ſein mag, ſo ſind doch folgende 
drei Sauptfäge Elar: 

Fürs erfle: Die Aufgabe der bezeichneten Befferung ift eine unvermeidliche und, wie die 
menſchliche Natur und bie Erfahrung zeigen, eine mehr oder minder erreichbare. 

Fürs zweite: Sollten die nothwendigen Mittel zu folder Beflerung ſchmerzhaft fein, wie 
ed allervings ſchon der Zwed der Beſſerung an ſich mit fih führt — indem jene Zerftörung 
jedes mit dem Leben verwachſenen uͤbels natuͤrlich ſchmerzhaft, indem jede Geburt und Wieder⸗ 
geburt zu neuem Leben mit ſchmerzlichen Kämpfen und Leiden verbunden iſt — ſo wird doch 
der Verbrecher über fie ſich nicht beſchweren dürfen. Er darf es nicht, ſoweit ſie die unentbehr⸗ 
lichen Bedingungen find, daß ex als gebeſſertes wieder achtbares Mitglied in die Geſellſchaft 
wiederaufgenommen werden kann. Er darf und wird vollends noch weniger klagen, inſofern 
gerade dieſelben ſchon zur Beſſerung nöthigen Leiden zugleich auch von ſelbſt genügen für die 
übrigen gerechten an ſich nothwendigen Strafzwede der Genugthuung und Abſchreckung. 

Solchergeſtalt wird alſo jedes Leiden, das er erduldet, nie blos um ihn zu quälen und aus 
ſchnoͤder Rachſucht ihm zugefügt, fondern es wird dadurch nur feine Schuld ausgetilgt und ihn 
felbft durch Beflerung, durch Wiederausfühnen mit Bott, ſich felbft und der beleivigten Geſell⸗ 
haft die höchſte denkbare Wohlthat begründet. Es wird ihm ſelbſt bei ſchwerem Strafleiven 
echt chriſtlich das Boͤſe mit Gutem vergolten. Er wird am allerwenigften flagen, wenn ba- 
durch, daß Die verordnete Gefängnißftrafe zum Zweck ver möglichen Beflerung in ihrer Einrich⸗ 
tung für ihn jchmerzlicher ift, nun auch um fo viel eher zu Ende geht, ſodaß er in viel früherer 
Zeit und in no jüngern Jahren feiner Familie oder einem ehrlichen Lebensberufe zurüd- 
gegeben wird, ja wenn er vollends in ver beflernden Straferflehung durch Schul: und Ge: 
werbsbildung und durch Mitnahme eines Theils feines Arbeitsverdienſtes aus der Anftalt zu- 
gleich erft die Mittel eines ehrlichen Lebensberufs erwirbt. 

Fürs dritte: Auch die Staatögefeßgebung darf ſich bei ihrer, jedenfall traurigen, ſchwie⸗ 
rigen und koſtſpieligen Handhabung der menſchlichen Strafgerechtigkeit in der Verfolgung 
einer fo großen, herrlichen und humanen Aufgabe nimmermehr irren laffen durch ſentimentale 
Gefühle in Beziehung auf die Leiden der Einzelhaft oder durch Erwägung der Mühen und Koſten. 
Sie muß es vor allem als den hoͤchſten Frevel anſehen, welcher gegen Gott und gegen die Geſellſchaft 
wie gegen ven Sträfling begangen werben kann, wenn fie mit Bewußtſein, durch ihre eigenen 
Strafeinrigtungen dieſen Sträfling, welcher vielleicht ſchon durch Die fehlerhafte Staatdeiurichtung 
zu feinem Verbrechen verleitet wurde, nun nochmals durch die Strafe verſchlechtern und nun erft 
Zum doppelt gefährlichen Feinde ver Geſellſchaft erziehen, wenn fie, wie leider biöher oftmalß, Die 
Gefängnifie zu Schulen des wechfelfeitigen Unterrichts im Lafter machen wollte. Sie kann aud 
Die pofitiv Heilfamen Folgen mahrer Befferungsanftalten feinen Augenblid verfennen. Das an ſich 
achtbare, aber einfeitige Gefühl, welches von ſolchen Beflerungsftrafen, welches von dem Pennſyl⸗ 
vanifhen Syſtem nur allein alle ſchmerzlichen und bevenklihen Setien aufſucht und dem Syftem 
entgegenhält, follte doch vor allem einmal alle übrigen Strafmittel ſich ind Ange faflen, ob 
nicht auch fie unangenehm und bedenklich find, und fi fragen, ob es Strafen zur Annehmlidh: 
keit und zur Verſchlechteruug, over ob es vielleicht gar Feine Strafen für die Verbrechen geben 
fo? Man frage ſich doch, ob man denn blos Mitleid mit ven übelthätern und Feinden ber 
rechtlichen Ordnung haben darf, die zur Befriedigung ihrer böfen Gelüfte ihren Leidenſchaften 
die Zügel ſchießen laſſen, nicht aber auch mit ven unſchuldigen ehrlichen Bürgern, die für ihren 
mühfamen reblichen Erwerb, für ihr Haus und Gut, für ihr und der Ihrigen Leben vor viefen 
Frevlern täglich zittern müffen ? Nein, nit umfonft.und nicht zum Spiele ift das Schwert der 
firafenden Gerechtigkeit den Händen ber Regierung vertraut. Völlig aber wird auch ber Vor⸗ 
wand der Härte verflunmen müffen, wenn, wie fi erwies, mit der Erftehung der Beſſerungs⸗ 
firafe, ohne alle Strafe zu vernichten, doch alle vie Humanität verlegenden andern Strafübel, 
und namentlich die Todeöftrafen und zugleich empörende Disciplinarftrafen, daß die Prügel 
und Ketten und überlangen Gefängnibftrafen verſchwinden konnten. Alle nothwenpigen Ko: 
fien und Mühen aber werben ſich reichlich erfegen, wenn die Verbrecher gebeflert, wenn ihre 
Strafen verkürzt, wenn ihre Rückfälle und andere neue Verbrechen und deren verderbliche Kol: 
gen für die Bürger, und mit ihnen die Koften vieler neuen Strafproceffe, wenn viele Unter: 
ſuchungs⸗ und Strafgefängnifle erfpart werben können. - 

Noch viel größer aber möchte von hoͤherm Standpunkt aus der Vortheil folder Strafge: 
rechtigkeit für die Megierung und die Staatögefellfchaft fein — zumal alddann, wenn ſie erft 
durch gute Zufluchtö- und Arbeitshäuſer für unerzogene, arbeitsunfähige, mittel- und arbeits: 
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loſe und arbeitsſcheue Arme und für entlaffene Sträflinge, in organiſchem Zuſammenhange 
die Urſachen der Entflehfung und ber Rüdfälle ver Verbrechen entfernt. Größer nämlid 
möchte der Vortheil jein, wenn in folder Handhabung der Strafgerechtigkeit ſichtbarer ale viel: 
leicht fonftwo die höchſte Idee der Gerechtigkeit in der Staatsverwaltung hervorträte. 

Groß wahrli wäre der Fortſchritt in der Staatseinrichtung, herrlich wäre der Triumph 
ber Staatöweisheit, wenn gerade in dem ſchwierigſten und bisher unvollfonrmenften Theile der: 
felben, wenn in ver menſchlichen Strafgerechtigkeit, welche nach ihrer bisherigen Geſtalt ein 
fauftrechtlicher Krieg gegen ven überwundenen Muheftörer ſchien, welche ein buntbefledtet 
Kleid trug, ja die Cloake ver Staatögefellichaft war, ftatt fo ſchaudervoller und ſchmuziget 
Erfheinungen, wie unfere Rabenfteine und Zuchthäuſer ſie darbieten, nur die wohlthärigen 
Wirkungen der väterlien und brüderlichen Hälfeleiftung für verirrte Mitmenſchen un bie det 
rettenden himmliſchen Kräfte für pie Gefallenen offenbar würden und vereint ſolche ſegenvolle 
Heilungen der ſchwerſten Krankheiten der menſchlichen Geſellſchaft begründeten. *) 


4) Borzüglid; auch alle Bekämpfung ber von obigen Grundſaͤtzen abweichenden Aufiihten mußte biefe 
ak Darkellung zur Seite laſſen. Diefelben erfchienen mir übrigens von jeher allermeiſt weniger 
abſolut falſch als einfeitig und durch unfere noch zu große Trennung von Theorie uub Praris nur 

durch theoretifche Liebhaberer für eigene und neue, meift rein philofophifche Schultheorien veranlagt 

Deshalb fuchte ich auch ſtets und ſchon in dem unter I. erwähnten Werke mehr ihre Gegenfähe zu ver: 

mitteln und fie in vielfeitigern felbfländigen Hiftorifch-philofophifchen Brunbanfichten zu vereinigen, 

ale fie gänzlich zu verwerten. ©o ift es 3. 2. oben in Beziehung auf den Begenfag ber abfoluten um 
ber relativen Straftheorien ebenfo wie in Beziehung auf bie gänzliche Losreifung und bie Bermifchung 
von Recht und Moral, von philofophifchem und hiflorifchem (und pofltivem) Recht geſchehen. Bor bei: 
nahe funfzig Jahren, als ich jenes Buch fchrieb, herrichte jener einfeitige Theorienftreit überhaupt no 
mehr vor als in unferer jetzigen Zelt einer allmälig praktiſcher werdenden juriſtiſchen und politi: 
ſchen Bildung.⸗ Die criminaliſtiſche Praxis aber hatte Damals noch eine weit inhumanere, ja eine 

- barbarifche aus bem Mittelalter beibehalten. Hier herrſchte damals bie Fenerbach che Ab⸗ 

ſchredungstheorie, welche abfichtlich jeden Zufammenbang von Recht und Moral verleugnete, fo allge 

mein, baß Feuerbach felbft gegen fein criminaliftifches hen protefliren zu müflen glaubte. @s 

berrfchte zugleich ein foldyes Misverhältnig zwifchen philofophiichem und pofitivem Recht, daf, währen 

einerfeits bie pofltive und hiſtoriſche Suriftenfchule alles Naturrecht verfpottete, Fenerbach anbererfeits 

feine rein apriorifchen, aus der Damals neueflen Schuiphilofophie des Kants Fichte'fchen Zwang 1 

entwickelten, unſerm pofltiven Recht widerſprechenden Rechtsgrundſaͤtze in den wichtigſten —— 

als richterlich praktiſch hinſtellte. Er entwickelte lediglich aus ihnen, aus feiner rein relativen, ein poli⸗ 

‚ tifchen (d. 5. dem Rechtsgrunde der Strafe fremden) Sicherungstheorie den ‚ganzen allgemeinen Theil 
bes Strafrehts, weldyer, wie die Lehren von Zurechnung und Naßſtab u. f. w., alle Strafurtheile, alle 

Todes⸗, Freiheits⸗ und Ehrenftrafen der Bürger befiimmt. Er gab fogar dieſem allgemeinen Theil feines 

Lehrbuchs über das peinliche Recht in Deutſchland fah naiv die Überſchrift: Philoſophiſcher 

oder allgemeiner Theil‘, im Gegenſatz gegen ben befondern ober pofitiven Theil, ber bie be 

Tonbern Verbrechen behandelt. Ganz ähnlidy aber verfuhren bie Muhänger ber unſern Belegen gleid 

feindlichen abfoluten ober abfolut blinden Wiedervergeltungss ober Reactionstheorien, welche das in jenen 

relativen Theorien von ber Moral gänzlich losgeriſſene Recht nun mit ihr vermifchen, und welche ebenſo 

alfe vernünftigen Rechtszwecke ver Strafe, wie die relativen ihren Rechtsgrund, verachten. @s 

machte faft einen wehmüthigen Eindruck, zu fehen, wie biefe im übrigen oft hochachtbaren Mäumer, ver: 

leitet durch die num zufällig von ihnen eingefogene neuefle Schulphilofophie, mit ſtets vergeblichen Wen⸗ 

Dungen ben Stein des Sifpphus wälgen, ohne Bermittelung jener vernünftigen Rechtszwede, bas intel: 

fectuelle Unrecht bes Berbrechens mit dem phyfifchen Übel der Strafen auszugleichen und eine Wies 

berholung ber Verlegung des Berbrechers durch neue Verlegung als bie wahre Gerechtigkeitsſtrafe, als 
bie wirkliche Reaction gegen bie Störungen de6 rechtlichen Friedens, an die Spike der Strafgeredhtig- 
keit gefitteter Böller zu ſtellen. Natürlich konnte fie niemals irgend Geltung in der Braris erhalten, felbfi 
nicht einmal gegenüber ber entgegengefegten einfeitigen Jenerbach ſchen Theorie, bie doch ihre Cinſeitig⸗ 
keit fehr zu entichuldigen ſchien. Die Einflüffe der naturphilofophifchen und Hegel’ichen und ber hiſtori⸗ 
fchen Schule, welche alles Hiftorifch Beſtehende und die Reaction gegen freie Reformen kanoniſirten, ſchũß⸗ 
ten damals fehr erklärlich auch die fchauderhafte Geſtalt unferer Gefängniffe und unfers Inquifitione- 
procefies und die ihnen entfprechenbe Abſchreckungstheorle. Die weit gefündere Kraufe'fche Kechtophilo⸗ 
fophie- wurde exft ſpaͤter wirkſam. Sie kämpfte ruͤhmlichſt für humane Meformen, gegen bloßen Kor: 
malismus und Zwangsmechanismus wie ge en die blinde Wiebervergeltung und für bie Be : 
firafe. Bei ihrer nicht hiſtoriſch⸗philoſophiſchen, fondern rein philofophifchen Degrimbung aber verlor 
auch fie den objectiven, juriftifchen Gharakter ihrer Rechtsfäge (f. oben L ©. XXI fg. und unten Wa- 
turrecht) und bie — Verbindung des natürlichen mit dem hiſtoriſchen und praktiſchen Recht. Ihre 

Rechtstheorie verlor ſchon bierburch und durch Die Bezeichnung bes Rechts als Berwirklichung ber vom 

Willen abhängigen Bedingungen für bie menfchlichen End e — welches eigentlich das ganze fittliche 

und politiiche Handeln umfaßt — bie nöthige — und alle ſichere Grenzlinie von der Moral 

und Bolitif, Sie verlor das freie Dürfen oder die rechtliche Freiheit, ihren Schup gegen Willfür, auch 
bie wohlgemeinte, ebenfo wie die allgemeine Beweisbarkeit, die nur durch die obfjectiven Friedens 
bedingungen und Bormen gegeben werden. Hhnliches gilt auch von ben Mechtstheorien auderer ebenfalls 
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JH. Überblid über die gefhihtliche Erfahrung, inwiefern die Einridtun- 
gen ber Sefängnißftrafen der entwidellen Grundidee, den Gauptgrundfügen ver gerechten und 
weifen Strafeinrichtung entſprachen. | 

Unbeftreitbar ift e8, daß das frühere gemeine Recht von Deutfchland, man kann fagen, dad 
gemeine Recht von Europa, die oben genannten Strafzwecke anerkannte. Insbeſondere war 
auch der Gedanke, durch Sefängnißftrafen zu beflern, ebenfo von ven Römern wie von den Grie⸗ 
chen anerkannt, wie dieſes ſchon Die Namen einzelner Befängnifle und beſtimmte gejeglihe Er⸗ 
klaͤrungen ausdrücklich bezeugen. Doch faßten die Alten die einzelnen Menſchen als Menfchen 
zu wenig ins Auge und achteten bie Freiheit des Staatsbürgers, deren hoͤchſte Strafe Jahr⸗ 
Hunderte hindurch faſt mur in der Verbannung aus dem Baterlande befand, viel zu Hoch, um 
ber Befängnißfirafe eine bedeutende Stelle und Ausbildung zu geben. Die Taiferliche Despotie 
309 ihre graufamern Strafen vor und noch Juſtinian's Geſetzgebung kennt nicht viele und lange, 
vollends keine lebenslänglichen Gefängnipftrafen. Die Verſtoßung der Ehebreiherin in ein 
Klofter gehört wenigftend nur uneigentlich Hierher. 

Mehr und vorzugsweife trat in dem chriſtlich⸗kanoniſchen oder kirchlichen Recht und in bem 
geifllichen Gerichte ver Zweck der Beflerung und als auf ihn berechnet auch die Gefängnißſtrafe, 
ja zum hell ein wahres, mehr als pennſylvaniſches Einzelgefängnif hervor. 9) Wie kann viefes 
überrafgen, wenn Taufende in Bindven und Klöftern zur Beflerung von Leidenſchaften und 
Sünden ſich ſelbſt Cinſamkeit und Schweigen und, wie die jpätern Kartäufer, beinahe völlige 
Abfonderung auflegten. So findet fi denn z. B. auch ſchon im Jahre 817 ein Beſchluß des 
Benebictiner:Gonvents zu Aachen, eine Strafbeflimmung abfolut einfamer Binfperrung, jedoch 
in lichthellen erwärmten Zellen, für verbrecheriſche Ordensglieder ©), und ſchon Mabillon 


efüünderer nener philofophifcher Syfleme, welche nach bem glüdlichen Sturz bes alts und neu⸗Hegel'⸗ 
chen ae bes Hiftorifchen Syflems unfere Nation wohltbätig philofophifch zu entwideln und zu erleuch⸗ 
ten en. 

So mußte denn natürlich ber Verfafler auch noch jetzt bie obigen Srundanfichten feſthalten. Die 
juvor berührten in fich zufammenhängenden Grunbanfichten, welche eigentlich ber neuen gejundern vater: _ 
änbifchen Eutwickelung feit ben rühmlichen, endlich flegreichen Kämpfen gegen unfere Erniebrigung unb 
—— kung ihren Urfprung verbanfen, gelangen zwar langfam, aber boch immer mehr zur Anerken⸗ 
nung. Diefelben unb mit ihnen das wahre Beflerungefpfem, für welche meine „Letzten Gruͤnde“ fchon 
vor bald 50 Jahren die pennfylvanifche Strafanftalt ale Mufter aufflellen konnten, wurben ſeitdem natür- 
lich dfter verbeſſert und vollfländiger begrünber. Doch freilich nicht immer vermag ich in der Veraͤnde⸗ 
rung eine Berbeflerung zu fehen. So namentlich erflärt zwar die neuefte ceriminaliflifhe Schrift Seeger's 
(„Abhandlungen aus dem Strafrecht‘‘, Tübingen 1858), ebenfo wie früher ber treffliche Wächter, mit fehr 
danfenswerther Anerfennung, bie Zurüdführung der Strafrechtstbeorie auf die genaue Betrachtung und 
Entwidelung ihres Gegenſtandes, nämlich auf die befonbere Art von Unrecht, welche Strafe nothiven- 
big macht, oder auf das Verbrechen, als einen glüdlichen Wendepunkt in unferer criminaliftifchen Theorie. 
Allein ven neuen Beftimmungen diefes Ge enkanbes und auch der Seeger’fchen vermag, ich die meinige 
nicht zu opfern. Seeger feht S. 18 das Wefen bes Derbrechens darin, daß es grundfäglicher Angriff 
auf das Recht in feinen Grundlagen fei, in folchen Grundlagen, welche Grundbed ngungen für das Be: 
fiehen der Rechtsorbnung überhaupt ober in beſtimmter Beziehung bildeten. Es fheint mir die Bezeich⸗ 
nung bes Verbrechens als Störung der nöthigen rechtlichen Willensſtimmung für bie 
Rechtsordnung, und zwar als eine folche, die nicht ſchon durch die civilrechtliche Austilgung ber 


- Störung ber materiellen Seite der Rechtsordnung mit getilgt ift, vielmehr und viel ficherer die weient: 


lichſte Natur des Berbrechens zu bezeichnen, diejenige, welche ja gerade auch bie eigenthümliche criminal⸗ 
rechtliche Behandlung und Aufhebung ober die Strafe begrünbet und für diefelbe überall engjcheibend iſt. 
Zwar wird auch Hier wie bei jenem organifchen Ganzen der Bufammenhang biefes Theils mit den übri⸗ 
gen Theilen, alfo bes Criminalrechts mit dem Givilvecht, in leifern und je nad) ben verſchiedenen Lebens: 
entwickelungen auch verfchiedenen Übergängen fich zeigen. So fehen wir zumal im Römifchen Recht 
in civilrechtlichen Strafen, 3. 2. Nichtigfeites, Doppels und Infamieftrafen, folche Übergänge. Bei 
manchem Betrug wirb jebt noch durch die civilrechtliche Folge ber rechtswidrige Wille als genügend 
gebäßt erfcheinen, während veränderte Verhaͤltniſſe demfelben oft eine folche Geſtalt geben, daB er durch 
criminalrechtliche Strafe ins Criminalrecht gezogen wird. Ahnlich wird auch manches criminalrechtkiche 
Unzecht, fo wie 3. B. manche fahrläfige Tödtung nach dem Vorbilde bes englifchen und franzöflichen Straf⸗ 
rechts, zweckmaͤßiger durch große civilrechtliche Entichädigungen gebüßt, als durch eigentliche criminal⸗ 


xechtliche Strafübel. So ift es nun einmal. Alles organifche Leben hat feine feinen Grenzlinien und 


Übergangspunfte. Seine richtige Behandlung erfobert, daß man fie ſtets richtig erforfche und würbige. 
Die iRori hsphilofophifche Theorie aber wird flets näher hinweiſen auf bie hiſtoriſchen und Damit 
wenigftens oftmals auf die praktifchen Orundfäge und auf die wahren Bebürfnifle, als rein philoſophi⸗ 
fche und rein pofttive Theorien. 
5) Gef lebenslängliches Gefaͤngniß fanctionirt leider ſchon das Kanoniſche Recht, cap. 3, do 
en. in VI, 
ro 6) MRabillon, „Annal. ordinis S. Benedicti (Lucca 1739), S. 408. 
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gründet darauf ven Vorſchlag einſamer Zellengefängnifle für Verbrecher mit Kleinen Gärten 
bei den Rartäufern und mit der Freiheit zur Arbeit. Erfreulicher als ſolche klöſterliche und 
vollends die fpätern Inquijitionsgefängnißeinrichtungen find Beſtrebungen und Richtungen, 
welche ausgingen von den wahren Grundlagen des Chriſtenthums, das ſchon Dur den Mund 
der Apoftel”) Beſuche ver Gefangenen und brüderliche Barmberzigkeit für fie heiſchte. Wir 
meinen bie Beftrebungen, weiche auch ſpäter bis zum heutigen Tage in manchen religidfen Brü⸗ 
derſchaften und weiblichen Vereinen wirkſam blieben, weldye bei den frommen Quäkern und in 
unfern freiwilligen Vereinen für die Strafgefangenen und vie Entlaflenen wieder auflebten und 
außerorventlich wichtig find. . 

Die altgermanifche Freiheitöliede aber war ven Gefängnipftrafen und einer allgemeinen 
Einführung und längern Dauer und einer wohlthätigen irgend ſyſtematiſchen Ausbildung ber: 
felben ungünftig! In dem rohen Fauſtrecht, in dem fpätern despotiſch-fauſtrechtlichen Kampfe 
der abfoluten Regierungen zu feiner Bänbigung und zur Erwerbung despotiſcher Herrſchaft 
konnte diefe Ausbildung ebenfalls nicht gedeihen. Man wüthete mit furchtbaren Edrperlichen, 
verflümmelnden und Todesſtrafen, ja felbft in den Städten mit faft orientalifgen Qualen. 
Diefem Syſtem mußte jelbft noch die Garolina, wenn auch mildernd, fi anſchließen. Die Ker⸗ 
fer zur Unterdrückung der eingefangenen Feinde, zu der früher, bei vem Privatanklageproceß, 
feltenern Verhaftung der Angeklagten over zur obrigfeitlihen Gefängnißftrafe beftanden in 
Stadt: und Feflungsthürmen, in denen, ſoweit nicht zufällige Überhäufung mit Gefangenen 
ftattfand, jeder iſolirt, Häufig dunkel und ohne Zwang ja ohne Möglichkeit zur Arbeit ſaß. Aud 
bie Ginzelzellen der Baftille, der Bleifammern waren wie die des Spielbergd fürchterlich Zum 
Überfluß verpflichtete man in Frankreich nod) ausdrücklich bei dem Eintritt in das Gefängniß 
- zum völligen Schweigen mit den Worten: C'est ici la maison du silence. Das 2008 alleı 
Gefangenen war ver Zufälligkeit überlaflen, großentHeild ſchauderhaft und, wie leider ſelbſt 
noch in unfern heutigen deutſchen Unterſuchungsgefängniſſen, für vielleiht unfhuldig an- 
geflagte Bürger hundertmal unglüdlier ald das 2008 der Bewohner penniylvanifcher Ge⸗ 
fängniffe. ?) 

Erft fpäter im 16. Jahrhundert baute nıan in Holland und im 17. in Deutſchland gemein: 
ſchaftliche Zuchehäufer, doch urſprünglich gar nicht als eigentliche Strafanftalten, fondern als 
Arbeitöhäufer zur Bändigung und Beſchäftigung des heimatlofen Gefinveld. Nur ald mehr 
und mehr viele graufame Todesſtrafen und verflümmelnde und andere Leibesſtrafen vem mil- 
dern Zeitgeift wiberftrebten, oder als hier und da vielleicht auch Voltaire's materialiftifder Ge⸗ 
fihtöpunft: un homme pendu n'est plus bon ä rien, und der Voriheil der erzwungenen Ar: 
beiten die Strafen ded Zuchthauſes dem Fiscus annehmlicher machten 9), wurben die Zucht⸗ 
häufer zugleich in Strafhäufer umgewanbelt, ſodaß man neuerdings die Zwangsarbeitshäuſer 
wieder von ihnen trennt. Um jedoch noch immer die nöthig ſcheinende Härte der Strafen zu er: 
halten, verband man mit der Gefängnißftrafe zugleih empfindliche und graufame Qualen, 
fhlechte, ungefunde Koft, Ketten: und Eifenftrafen, Beinklöge, Züchtigungen zum Willkomm 
und Abſchied und zu unbeſtimmten Sriften, die bärteften Arbeiten, die des Schifföziehens, ver 
Galeeren und andere noch ſchlimmere. 

Bei der immer mehr zunehmenden Milde des Zeitalter wurde noch fpäter auch je nach der 
Individualität einzelner Regenten oder Vorfteher die Lage der Verbrecher beffer, ja jegt in um⸗ 
getehrtem Extreme oftmals weit befier als die eines großen Theils ver nicht auf Staatskoſten 
lebenden unfchuldigen Bürger, was um jo größere Misſtände erzeugte, je mehr bei allmäligem 
Verſchwinden aller verſtümmelnden und der allermieiften Todes und ſchweren Körperfirafen 
Gefängnißftrafe faft den einzigen Strafihug für die Gefellfchaft bilven ſollte, und je mehr die 
Zuchthäuſer von den ſchändlichſten Verbredhern bevölkert wurden. Diefe gründeten nun zuglei 
jene LZafterfchulen für die geringern Verbrecher und jene Verbindungen zu neuen Verbrechen, 
die namentlih nad dem Zeugniß franzöfifher Staatsmänner mit einer furchtbaren unfichtba- 
ten Gewalt einen großen Theil Srankreih8 umgarnen und Leben und Gigenthum der Bürger 


7) Matth. 25, 36. Paulus an Die Hebräer 13, 3. 

" 8) Auch die Städte, welche in dem allgemeinen Fauſtrecht ſich leicht zu einem fauftrechtlicher 
Kriege gegen die Störer ihres Friedens verfucht fühlten, waren hart, wo fie &efän niß an die Gteliex 
anderer Qualen treten ließen, fo 3. B. das Lübifche Recht von 1240, Art. 54, in feinem sehnjährigen 
Kerker bei Wafler und Brot. - 

9) Nach Döpler, „ Schauplag ber Leibes⸗ und Lebensſtrafen“ (1693), I, 104, brachten fle oft das 
Doppelte ein, was fie fofleten. 
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bedrohen, während man in feltfamem Gontrafte die Afforiation unſchuldiger Männer für edle 
Bwede verbieten zu müſſen glaubte. 

Eine weientliche durchgreifende bewußte Reformbewegung des Gefängnißweſens, dieſes 
jetzt ſo unendlich wichtigen Zweigs unſerer neuern Geſellſchaftseinrichtungen, ging, wie richtig 
auch Julius bemerkt, erſt von denſelben großen Ideen der freien humanen Entwickelung der 
Menſchheit aus, welche ſeit dem letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts, durch ſtaatsbürger⸗ 
liche Freiheit, die Feſſeln des feudaliſtiſchen, des hierarchiſchen und abſolutiſtiſchen Despotismus 
ſprengten. Sie ging ſolchergeſtalt, ſehr natürlich, vorzugsweiſe von den früheſten, kräftigſten 
und ſiegreichſten Kämpfern für dieſe neue Entwickelung der Menſchheit, von den Engländern, 
und ihren noch rüfliger vorfchreitenden Söhnen, den freien Nordamerikanern, aus. 

Begeiftert von ven Ideen der göttlihen Würde ver Menfchen und brüderlichen Achtung und 
Liebe verfelben, kämpfte der edle Brite Howard gegen die Entwürbigung unt Mishandlung 
und Verſchlechterung feiner Mitmenfchen in den Gefängniſſen feines Vaterlandes 29) und ber 
übrigen Ränder, die er für dieſen Zweck mit der großherzigften Aufopferung wieberholt durch⸗ 
reifte. Ganz erfüllt von feiner großen Idee und mit der edeln Willenskraft, für ihre alsbaldige 
Verwirklichung alles Mögliche zu wirken und nöthigenfalls fich ſelbſt zu opfern, glich dieſer 
Märtyrer wenig jenen lauen, allzu unparteiifch prüfenden angeblichen Neformfreunden, bie 
foldem Fräftigen Reformeifer fo gern den Vorwurf zu großer Ungeduld und Leidenfhaft ma⸗ 
chen, und melche auch allem Unrecht, folange es unter Öffentlicher Autorität befteht, noch ſchein⸗ 
bar gute Seiten abfehen und uns abmahnen, e8 doch ja nidht mit Eräftigen Worten ven ent⸗ 
ſchiedenen Abſcheu aller Redlichen preißzugeben, welche e8 vielmehr mit ihren zaghaften Be- 
denklichkeiten und Halbheiten feiner Weſenheit nad nähren und pflegen, flatt rüftig für deſſen 
Unterdrückung zu kämpfen. So erlebte Howard noch ſelbſt, ehe er als Märtyrer ſtarb, in ſei⸗ 
nem eigenen Vaterlande den Anfang der Reformen. "Cine Parlamentsacte von 1779 ſchuf 
Beſſerungshäuſer (penitentiary houses) mit beflerer Behandlung, Zwang zur Arbeit, befon= 
dern Zellen, Elaffenabtheilung u. f. w. Und was mehr war, Howard erweckte in der ganzen 
gefitteten Welt den Eifer für diefe Reformen. 

Man kämpfte jegt in verſchiedenen Ländern ſowol gegen die unmenſchliche Mishannlung 
der Sträflinge und felbft der Unterfuhungdgefangenen durch ſchauderhafte, ungefunde Eintich- 
tung der Befängniffe und die fo erzeugten Kerkerfieber, Surch ungefunde Nahrung und un: 
menſchliche Qualen. Man fuchte im Allgemeinen gegen die wechfelfeitige Verfchlechterung und 
für ihre Verbeſſerung vermittelft regelmäßiger Verbindung der Arbeit und beflerer Disciplin 
und durch die von Homarb in einzelnen Anflalten gefundenen oder vermittelft der von ihm vor: 
geſchlagenen beffern Einrichtungen zu wirken. Am meiften war ſchon vor Howard in dem freien 
Holland und in den freien damals noch deutfchen niederländifchen Provinzen gefcheben. In 
jener ſchon berührten roͤmiſchen Anftalt für jugendliche Verbrecher hatte Howard fogar ſchon 
das Gebot des Stillſchweigens bei ver Arbeit gefunden, und feine Landsleute in Glasgow ver⸗ 
fuchten, durch ihn angeregt, bald gänzliche Trennung ver Strufgefangenen. 

Doch zuerft in den freien Nordamerika führte der durch ihn erweckte edle Metteifer, unter 
Einfluß der für freie brüberliche Menſchheitsentwickelung begeifterten Ouäfer, feit 1790 zur 
Ausbildung vollftändiger neuer Sufteme der Gefängnißeinrichtungen. Es ift bier nicht möge 
lich, alle die Verſuche aufzuzählen, melde in dieſem eveln Bemühen vorzugeweiſe in den Staaten 
Pennſylvanien und Neuyork gemacht wurden. 

Ihr Hauptreſultat war, daß endlich nach längerm Grperimentiren und Schwanfen von 
1816 an zwei weſentlich verſchiedene Syfteme, das in der pennfolvanifhen Hauptſtadt Phila⸗ 
delphia außgebilvere pennfylvanifche gänzlihe Trennungsiyften und das in der neuyorfifchen 
Stadt Auburn ausgebildete auburnifhe Schweigſyſtem mit Trennung blos in der Nacht, fich 
gegenübertraten. Bon ihnen fand nun in ven übrigen amerifanifchen und in den europaifchen 
Staaten bald das eine, bald das andere Beifall und bei dem überall» gefühlten pringenven Be: 
dürfniß der Gefängnißreformen eine auffallend fehnelle Nachahmung. Diefe Nahahmungen 
ſchienen fi zuerft in ven amerifanifhen und europhifchen Staaten, in Belgien und ver Schweiz, 
in Frankreich, England und Deutihland, der Mehrheit nad, dem Auburnſchen Schweigſyſtem 
zuzuwenden, und auch in Baden machte man in vem Weiberzuchthaus zu Bruchfal mit demſel⸗ 


10) Blos der Religion wegen verfolgt, waren unter ben Stuarts von England 5000 Menfchen in 
a geflorben. David, „ erfuche zur Derbefferung der Gefängnifle”, mit Vorrede von 
alt, ©. 





038 Meſſerungoſtrafe 
ben einen Verſuch. Doch in der neueſten Zeit gaben immer allgemeiner die Vorzüge des venn⸗ 

ſylvaniſchen Trennungsſyſtems dieſem den Sieg. Aber auch da, wo dieſes noch nicht der 

Ball iſt, da hat doch Die Meinung ver gebildeten Welt für die Beſſerung als Hauptaufgabe der 

Strafen und der Gefängnifle entſchieden. 

— V. Die drei bisherigen Hauptſyſteme der Gefängnifeinridgtung‘ 
1) Das alte bisherige Zuchthausſyſtem. Diefes ift eigentlich die Syftemlofigfeit. Man läßt 
die Züchtlinge Nachts in gemeinfhaftliden Sälen zuſammenſchlafen, bei Tage, ſeitdem man 
wenigftens regelmäßig vie Arbeit mit Dem Gefängnig verband, im Freien over in gemeinfchaft- 
lihen Sälen des Zuchthauſes zufammenarbeiten, untereinander ſprechen und verfehren und 
fih untereinander verfchlechtern. Selbſt für genügende Abſonderung der Frauen von den Män- 
nern, für Beaufjihtigung der Frauen durch Frauen, für Trennung ber jugendlichen Verbrecher 
bon den alten, ber geringern von ben größern, war häufig nicht geforgt. An der hinlänglich 
gefunden Einrichtung der Gefängnifle fehlt es allermeift; aber pie frühern graufamen Qualen 
find großentheild durch eine allzu laxe Behandlung und Zußtlofigfelt erfegt. Ein anſchauliches 

Bild folder Einrichtungen lieferte ver berühmte Senator Hudtwalker von Hamburg, indem er 

mit der Kritik dieſes Syſtems eine Beichreibung der früher fogar oftmals gerühmten Gefäng⸗ 

niſſe feiner Baterftant verbindet. Der Berfafier hat ald Senator und Polizeipirector der Stadt 

Hamburg an der Oberaufjicht diefer Anftalten felbft theilzunehmen. Er ſchildert 22) zuerſt 

die allgemeinen Fehler des Syſtems, naͤmlich: 

„Man iſt der Gefahr von Widerſetzlichkeiten und Empörungen ausgeſetzt; ; will man daher 
nit die Zahl der Aufſeher jehr groß machen, fo muß man wenigftens die gefährlihern Indi⸗ 
viduen durch Fefleln und Blöde fihern, worin eine große Härte liegt, zumal da biefelben auch 
Nachts nicht füglich abgenommen werben koͤnnen. 

Ebenſo ift man, zur Erhaltung der Ordnung unter fo vieler verwegenen, ver Freiheit be- 
raubten Subjecten, gendthigt, eine fehr firenge Disciplin einzuführen, die faſt nur durch koͤr⸗ 
perliche Zuchtigung aufrecht erhalten werben kann. 

Es ift bei diefem Syſtem ſchwer zu verhüten, und man hat es auch biäher gewöhnlich nicht 
zu verhindern geſucht, daß bie Sträflinge miteinander ſprechen. Hier lehrt nun aber die Er: 
fahrung allenthalben, daß dies von den nachtheiligſten Folgen für bie Sittlichfeit der Gefange- 
nen ift. Die Zuchthäuſer find hohe Schulen des Lafterd geworben, und die Züchtlinge verlaffen 
fie in der Regel als gefährlichere Mitgliener für die bürgerliche Gefellfchaft, wie fie vor ber Be: 
Rrafung waren. Die größten Böfewichter geben in den Anftalten felbft den Ton an, rühmen 
fi Un Schandthaten und unterrichten die jüngern oder weniger erfahrenen in allem mögli- 
den Boͤſen. 

. Nach der Entlaflung bleibt auch für den Gefangenen, der mit dem Vorſatze, kein Verbrechen 
wieder zu begehen, vie Strafanftalt verließ, die Vekanntſchaft mit andern Verbrechern, bie er 
dort gemacht Hat, jehr bevenklih. If er in guten Verhältnifien, fo ift ihm dieſe Bekanntſchaft 
läftig und gefährlich, wo nicht, fo ift er Ihrer Verführung um fo mehr audgefegt. 

Trotz der oben erwähnten Härten diefes Syſtems hat e8 ſich nirgends auch nur infofern 
bewährt, daß es die demfelben unterworfen geivefenen Sträflinge von Rüdfällen und Andere 
von ähnlichen Verbrechen abgehalten hätte. Im Gegentheil wird allenthalben über Zunahme 
der Verbrechen und Rüdfälle geklagt. Der Grund hievon Liegt aller Wahrfcheinlichkeit nad 

theild Darin, daß für die Mehrzahl der Verbrecher ver Reiz des ungehinderten geifligen Ber: 
kehrs mit Gleichgeſinnten alle andern Härten der Freiheitäberaubung überwiegt, theils darin, 
daß man in neuern Zeiten, aus einer an ſich loͤblichen Humanität, auch manche andere Härten 
duch wohlgemeinte aber verkehrte Einrichtungen zu befeitigen gefucht und dadurch Die Lage der 

Züchtlinge, zumal in ber ſchlechten Jahreszeit, faft beſſer gemacht hat, als die des freien Tag⸗ 

loͤhners, Sabzifarbeiters, ja jelbft manches Handwerkers if. Die lange Dauer ber Strafen hat 

erfihtlich auch in dieſer Beziehung nachtheilig gewirkt. 

Um Ihnen dies recht deutlich zu malen, laſſen Sie ung einen Blick auf pie hamburgiſchen 
Strafanftalten werfen. 

a) Die Spinnhausgefangenen find fi während der Arbeitäzeit ganz allein überlaflen. 
Der Grund liegt unftreitig in einer übel verſtandenen Sparſamleit unſerer Vorfahren. Der 


11) „Sendſchreiben an einen auswärtigen Freund über ben In Hambur bevorfichenden Neubau 
Strafgefängnifle”, von M. H. ee (Sambur g 1849), &.5 fg. Die Darfiellung bleibt Bl 
kommen lehrreich irop einzelner fpäterer Änderungen in den Einrichtungen. 
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verſtorbene Oberalte Martens in feiner Beſchreibung ded Syimmhaufes findet niefe Einrichtung 
** für die Gefangenen au empfindlich fei, ſtets unter einer oft Iaunigen Zuchtruthe 
zu ſtehen 

b) Auch Nachts find die Züchtlinge, wenigſtens in drei Abtheilungen des Spinunhauſes, 
nicht voneinander getrennt und ohne Aufficht; ja, vor nicht ſehr langer Zeit ſchliefen ſie zu 
zwei in einem Bett, In der weiblichen Abtheilung iſt dies vor kurzem abgeſtellt worden. Im 
Zuchthauſe iſt e8, bei deflen außerordentlicher, jeven Winter eintretenden Überfüllung, noch 
Ihlimmer: hier liegt ein großer Theil ver Gefangenen auf großen Pritfchen nebeneinander. 

Es iſt zwar nie zu meiner Kunde gekommen, daß dieſe nächtliche Gemeinſchaft Hier zu den 
nämlichen Sräueln geführt habe, worüber man in Frankreich fo fehr Elagt; indeß bedarf es 
twol nur eined geringen Nachdenkens, um einzufehen, Daß vergleichen unter ähnlichen Ver⸗ 
bältniffen gar nicht aushleiben kann, wenn bad Mehr oder Minder auch durch klimatiſche Cin⸗ 
flüſſe beſeitigt werden mag. 

c) Es findet fein Arbeitspenſum ſtatt, ſondern der Züchtling des Spinnhaufes wird nur 
überhaupt zur Arbeit angehalten und durch die Ausſicht auf Erwerb und dadurch mögliche Ver: 
beilerung feiner Lage angefpornt. Die Hälfte feines Arbeitslohns kommt nämlich ihm zugute, 
und von berjelben wird ein Drittel bis zu feiner Entlaffung für ihn einbehalten, zwei Drittel 
werben ihm wöchentlich in baarem Gelde ausbezahlt, und er darf fie, wenn man bie Sache beim 
echten Namen nennen will, vernafchen, d. h. er darf ſich Käfe, Geringe, Taback u. vergl. dafür 
anfhaffen, noch vor kurzem au Branntwein. - 

Erwägen Sie gefälligft die Lage eines ſolchen Züchtlingß, bei freier (nicht durch gebieteriſche 
Nothwendigkeit bedingter) Gewerbsthätigkeit, bei guter Kleivung und Bettung, im warmen 
Zimmer, bei nahrhafter, Tag für Tag zu rechter Zeit fertiger Koft, mit ver Ausficht auf Be: 
friedigung des Appetits durch beflere, mehr abwechſelnde Koft, und vergleichen Sie damit die 
Zage unzäbliger freier Arbeiter, denen es bei der größten Anftrengung nur zu Häufig nicht ge⸗ 
lingt, ſich dieſe Bedürfniſſe und Annehmlichkeiten zu verſchaffen — fo wird e8 Ihnen klar wer⸗ 
den, daß der Züchtling, wenn er das Gefühl des Demüthigenden und Schimpflichen der Strafe 


überwunden hat (und der Rückfällige weiß davon nichts mehr), unendlich viel beſſer daran if 


als eine große Zahl feinedgleichen, die kein Verbrechen begangen haben. Dazu kommt nod die 
Ausſicht auf eine Ausflattung in baarem Gelde beim Ende der Strafzeit, und zwar in einem 
Belauf, wie ihn der freie Sanbarbeiter oft in feinen ganzen Leben nicht befigt. Es iſt nicht 
- felten, daß Individuen, bie vier bis fünf Jahre faßen, 60-80 Mark und mehr erübrigen. So 
wird die Parallele noch anffallender. 

Und diefe Ausftattung des entlafen werdenden Sträflings tft obenprein ein höchſt zwei⸗ 
deutiges Befchen?. Faſt jedesmal wirb Dies @eln binnen kurzer Zeit vergeudet. Ein Spazier- 
gang nad St.: Pauli reicht gewöhnlich Hin, um bei dieſen Unglücklichen alle eitvaigen guten 
Borjäge zunichte zu machen. 

Des Üibelfanpes der Girculation baaren Geldes unter den Gefangenen, welche durch jene 
Cinrichtung unterbalten wird, will ich nur betläufig erwähnen. 

d) Für die fperielle Seelſorge tft nicht hinlänglich geforgt. 

e) Sonntags Nachmittags dürfen die Züchtlinge Domino und Karten fpielen, zwar nicht 
um Geld oder Geldeswerth, doc kann ich mich nicht überzeugen, daß letzteres zu controliren 
möglich ift. 

f) Befuche von Angehörigen werben alle vier Wochen bis drei Monate erlaubt. Ehemals 
durften biefelben ven Gefangenen auch «Grquidungenv mitbringen, dies iſt jetzt abseſchafft 
worden. 

.Es gibt außer der Zunahme der Verbrechen und Rüdfälle noch ein anderes warnendes 
Kennzeichen der Uinzulänglichkeit unferer Sreiheitöftrafen, daß nämlich die Befängniffe feit einer 
Meihe von Sahren, und zwar in zunehmender Proportion, von einer gewiflen Glaffe von In- 
dioiduen als wilffonmener Zufluchtsort gefucht werden (Schutzarreſt). Wer Hat in frühen 
Zeiten jemals gehört, daß Jemand ſich freiwillig in Arreſt begeben hätte, um der Gefängniß⸗ 
verpflegung theilbaftig zu werben? Und doch Fommen dergleichen Bälle allenthalben, nament- 
lich auch in Hamburg, hauptſaͤchlich in ber ſchlechtern Jahreszeit vor. Selten find bie fi Mel- 
enden wirklich hülfsbedürftige Arme, vielmehr meift Bettler, Baganten und frühere Verbrecher, 

die, zu ſchlaff, ſich der Gefahr eines neuen Verbrechens auszuſetzen, auf eine bequeme Weiſe ein 
Unterkommen ſuchen und, gänzlich zerlumpt, mit Ungeziefer bedeckt ober mit Krankheiten be⸗ 
haftet, faſt nie abgewieſen werden koͤnnen. Das Ziel ihrer Wünſche iſt dabei immer dad ſchwerſte 
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Gefängniß, dad Spinnhaus, weil dort Überverbienft zu erlangen, was im vermaligen Zucht 
Haufe nicht der Fall iſt; im eigentlichſten Verſtande bitten fie fupfällig darum, für den Winter 
in eine Strafanftalt zu kommen, die man für entehrend hält und in ber bie ſchwerſten Verbrecher 
aufbewahrt werben. . 

Der Gedanke liegt fehr nahe, daß man die Kreibeitäftrafen verfchärfen muß, um fie wieder 
wirkſam zu machen. Aber wie foll das geſchehen? Soll man vie Koft beſchränken, die Arbeit 
vermehren, das Lager härter, die Kleidung ſchlechter einrichten, oder regelmäßig zu gewiſſen 
Zeitabſchnitien und bei dem geringfien Vergeben körperliche Züchtigungen eintreten laſſen? 
Niemand wird im Ernſt fo etwas vorſchlagen mögen. «Sole Mittel», fagt jehr wahr der 
Gouverneur (und zugleih Kaplan) der Millbank-Penitentiary, Daniel Nihill, «fönnten war 
dad Befängniß abſchreckender machen, aber dies rechtfertigt fie nicht. Nichts wäre leichter, «als 
die Grauſamkeiten in einer Strafanflalt zu häufen: aber die Sache iſt damit nicht abgethan. 
In unferm aufgellärten Zeitalter müflen wir traten, die Gefängniffe auf eine WBeife ab: 
ſchreckend zu maden, bie dem Öffentlichen Gefühle und Gewiſſen nicht winerflreitet. »’ 

Die Hier gerligten Mängel wird Jever als fehr verbreitet zugeben, der die biäherigen Zucht⸗ 
Häufer kennt. Selbſt die franzoͤſiſchen Baleeren und Bagnos wurden von den Sträflingen nidt 
mehr gefürchtet, fondern von zwei und mehrmals Rüdfälligen angefüllt und von mandem 
Armen als beneidenswerther Zuftand angefehen, von entlaffenen Verbrechern fogar oft durch 
abfichtliche neue Verbrechen wieder aufgefucht. Der eigene Augenfchein und wiederholte Schil⸗ 
derungen biefer Galeerenhoͤfe (f. 3. 3. Malten’s „Welttunde”, 1829) überzeugten den Ver⸗ 
fafler viefer Zeilen, daß, neben großer Härte doch auch dieſe Galeerenhöͤfe, nad Schlasterrr's 
Ausprud, wahre Verbredhercafinos bildeten und jener Verderbniß ber Gefangenen Thür und 
Thor öffneten. Aber wird es nun wol zur Nachahmung reizen, daß man die nicht zum Tode 
Verurtheilten willkürlich einer längft verabſcheuten qualifleirten Todesſtrafe überliefert, He in 
das offene Grab einer ſchauderhaft ungefunden Golonie ſchickt! Das Verwerfungsurtheil ver 
gefitteten Welt über folhe Aushülfen gegen die Übel des alten Syſtems bedarf wol feiner Be⸗ 
gründung, felbft wenn auch der Gedanke noch gänzlich zur Seite bliebe, daß ſolche grauſamſten 
Deportationen in unferm 19. chriſtlichen Jahrhundert zur beliebigen, ohne alles gerichtliche 
Erkenntnis verhängten Vernichtung verbaßter und verdaͤchtiger politifcher Gegner benugt wür: 
den. Daß au badiſche Zuchthäufer von mandem Arnıen beneidet werben, ift befannt. In 
Heidelberg verübte ein entlafjener Sträfling am hellen Tage einen Diebftahl, ließ ſich abſichtlich 
entdecken, um einen Paß zur Rückkehr ins Zuchthaus, zu erhalten. Und dennoch glaube ich, das 
aus Sorpfalt, die Strafen nicht noch annehmlicher zu machen, unfere Verwaltung manden 
Mangel in der Diät, namentlich auch in dem Fleiſchgenuß eintreten läßt, welcher ver Geſundheit 
nachtheilig iſt. Es iſt Diefed ein Hauptgrund, warum In fo vielen gewoͤhnlichen Zuchthäufern 
Krankheit und Sterblichkeit ungleich größer find als in den pennfolvanifchen Strafanftalten. 
Offenbar aber muß doch jedes Übel, welches einem langjährigen Gefangenen abſichtlich zuge- 
fügt wird, blos damit es Übel fei, blos damit er gequält werde, das Gefühfverlegen, ven Strär: 
ling verfloden und zur Befferung ungleich ungeneigter machen, als dasjenige Übel, welches ibm, 
wie bei dem pennſylvaniſchen Strafgefängniß, lediglich als unentbehrliches Mittel feiner Bei: 
ferung und feiner früheren Entlaßbarkeit, alfo zu feinem eigenen Beſten verhängt wird, ohne 
dag man ihm, lediglich um ihn zu peinigen, irgendeine abſichtliche Duälerei zufügt oder eine 
beilfame und unſchuldige Tröftung oder Stärkung verfagt. 

Die ebenfo wenig genügend abſchreckende als befſernde Wirkung der biöherigen Zuchthäuſer 
(und, mie fih zeigen wird, auch der auburnifchen Befängnifle), ja die große Verſchlechterung 
ber gefangenen Verbrecher durch ihren (jelbft in den auburnifchen Strafanftalten) nicht zu un- 
terdrückenden gegenfeitigen Verkehr, beflätigen nicht blos die überall ſtattfindenden, täglich ſich 
verniehrenven Zahlen der Rückfälle und der neuen Verbrechen, es liegt auch tief in der Natur 
ber Sache, daß, wenn nicht überhaupt im Leben durch die finnliche Natur des Menſchen, doch 
unter Zachthäuslern das Sinnliche und Böfe das Übergewicht über das Gute hat und vieles 
Übergewicht in ſchlechter Gefellfchaft allzu Leicht erhält. Daß in dem Verkehr mit fo mandıen 
Ihamlofen, verruchten und doch oft im Umgange gewandten, ſchlauen und fühnen Verbrechern 
ein wahres Infihgehen der weniger Ververbten kaum denkbar if, daß bald jede Scham und je- 
ber Keim des Guten in ihnen vollends nienergetreten wird, daß Spott und felbft Mishandlung 
endlich aud ven Beflern zwingen — nad dem fprichwörtlichen Ausprud — mit den Wölfen 
zu heulen — dieſes ift ebenfalls Mar. Nehme man nun noch dazu, daß in der ſtets drũckenden 
Lage ber Freiheitsberaubung und ber demüthigenden fihmerzlichen Unterdrückung durch bie 
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Hautzucht und Sei der Strenge ober Wilikuͤr der Auffcher ver naturliche Lebensinſtinct ner Ber: 
brecher und ihre Gefellichaft fie anreizt, ſtatt den fchmerzlichen Gefühlen der Reue, vielmehr Dem⸗ 
jenigen ſich zuzuwenden, was ihnen in ihrem bisherigen Leben am meiſten Freude machte, ihr⸗ 
Seele. erfuͤllte und das Bewußtfein ihrer Kräfte gab, nämlich die energiſche, kühne, ſchlaue und 
ſtegreiche Ausführung ihrer frühern verbrecheriſchen Plane, ober die Erneuerung dieſer Plane 
für die Zukunft. Dieſes iſt ihre hoöchſte Luft im traurigen Kerker, fo befeſtigen oder verſtärken 
fie ihre verbrecherifchen Leidenſchaften, und dem Unmuthe über die nun nicht mit reuiger Geſtu⸗ 
nung und Demmth, fonvern mit Haß und Rachſucht erduldete Zucht und Härte-der Staatsan⸗ 
ſtalt fegen fie aus Rachſucht und zum Trotze fhon zum voraus neue Plane oder Berabrenuns 
gen noch Fühnerer Verbrechen entgegen. Um ſich reiht in biefe Stimmung hineinzudenken, ver: 
gegenwärtige man ſich nur einmal lebhaft, mit welcher vorzüglich aud für Jüngere Leute ans 
ſteckenden hoͤchſten Laft Krieger, Jäger, Stubenten, Liebesabenteurer fich ihrer. mit Gefahr und 
Muth, mit Geſchicklichkeit, Schlauhelt und Glück beſtandenen Abenteuer erinnern. So erft be: 
greift ed fi ganz, wie fo oft die Verbrecher ihre ſchlechte Geſellſchaft und ihre Verderbniß im 
Zuchthauſe, die Fortfegung der dort gemachten Belanntfhaft auf- das beſtimmteſte als bie 
Duelle ihrer Verbrechen bezeichnen. In einem GSriminalfall, den die eriminaliftifchen Beiträge 
des ſchon genannten Senators Hudtwalker (Bd. I, ©. 113) enthalten, machte ein früher went: 
ger verborbener junger Menfch, der nur auf kurze Zeit in Hamburg mit den Zuchthäuslern zus 
fanımenlebte, zuerſt ganz falfche Geſtaͤndnifſe von Morbthaten, die er nie begangen, lediglich um, 
wie es der Auffeher erklärte, doch auch für einen tuͤchtigen Verbrecher zu gelten, „mie denn (nad 
des Aufjeher Worten) dieſe Leute nicht felten auf vergleihen Gedanken kommen“ (S. 125). 
Sodann aber ermordete er wirklich plöglich nen Gefangenwärter oßne irgend andern genügenden 
Deranlafiungdgrund ald den, fick feinen Kameraden, die rechte Kerls waren, gleichzuſtellen. 
Der esprit de oorps, welcher fi in ver Verbrechergeſellſchaft im Zuchthaus (und ganz ebenfo 
der auburnſchen Anftalt) unvermeidlich bildet, iſt natlirlich nicht auf Frömmigkeit und Beſſe⸗ 
zung gerichtet, fondern umgekehrt ein frivoler, verbrecherifher. Ex iſt bei firenger Zucht — wie 
in auburnfchen Anflalten — ein ſtets meuteriicher gegen Directoren und Auffeher. Und webe 
allen Beflern, die nicht in ihn, die nicht in die in ven gewöhnlichen und auburnfhen Zuchthäu⸗ 
fern herrſchenden Anzettelungen und Meutereien einftimmen! Hohn und Mishandlung, heim⸗ 
liche Büffe und Tritte im Gebränge und in dunklen Gängen, oft bis zum Tode, verfolgen fie, bis 
fie dem ſchändlichen Gemeingeiſt und ver von den Verfchmigteften und Boöhafteften ausgehenden 
Richtung und Leitung folgen. Dazu aber verführen jegt bie eigene böfe Neigung, die Bewun⸗ 
derung der verbrecheriſchen Meiſterſchaft, falſche Scham und Selbfterhaltungstrieb bald genug. 12) 

So bleiben denn ſolche Strafeinrichtungen verwerflih, wenn fle nach dem Mufter vieler 
alten „Stod= und Sklaven-, Galeeren- und Scinperhäufer und felbft des von Sylvie 
Pellico geſchilderten Spielbergs die Humanität wie Die Gerechtigkeit durch abfichtliche Peinigun⸗ 
gen und Grauſamkeiten beleidigen, und vie Gefangenen durch Beinfraß, Zehr⸗ und Kerker⸗ 
fieber oder Hungertyphus morden; fie bleiben es ebenſo, wenn ſie ven Gefangenen, ſowie aller⸗ 
meiſt in neuern Zeiten, ein zu gutes und durch Arbeiten im Freien auch gefundes Leben berei⸗ 
ten. Hohe Schulen des gründlichen und wechfelfeitigen Unterrichts im Lafter und Erziehen zu 
Rückfaͤllen oder neuen Verbrechen find fie alle. Bei dem Grunpfehler des gemeinſchaftlichen 
Zufannmenlebend over ver Verbrechergeſellſchaft gibt e8 gar keinen Ausweg fürs Beflere. Wenn 
man and) wie nemerli Herr v. Wyd („Über Strafe und Befferung‘) mit nicht ſehr chriſtlicher 
Geſinnung beeifert iſt, die Strafe, felbft die Arbeit ſtets zur bloßen Peinigung zu maden, ſo 
fehlt es an wirklidem Redt; es ifl wahrhaft vehtverlegend von feiten der 
Regierung, die ihrem Schug anheimgefallenen Gefangenen abfichtlich zu peinigen. Sie find 
nicht rechtloſe Sachen und Sklaven. Sie find zum Tode, zu welchem ja alle biefe Peinigungen 
und Härten, Hungerkoſt u. |. w. führen, nit verurtheilt. Wenn freie Arbeiter eine här⸗ 
tere Rage haben und in ihr verunglüdeen, fo ift das nicht Die Schuln ver Negierung und ber ech⸗ 
tigt file durchaus nicht, ähnliches Unglück ſelbſt ſchuldvoll zu ſchaffen. 19) Klar ift 





12) Vergl. Varrentrapp, „Sahrbücher zur Gefängnißkunde“, X, 24. 
13) Jene gänzlich verkehrte, mit einiger Conſequenz gar nit durchführbare Rechtfer⸗ 
tigung mancher felbft in ber Freiheit fo oft tödtlichen Entbehrungen und ſchaͤblichen Leiden für die Straf⸗ 
an en bringt natürlich auch Herr v. Wyck vor, der nach feinem felbflerfundenen Hauptcharalter ber 
txafe verlangt, daß fle in jedem Moment Beinigung fei. Nach ihre müßte man alle Gefangenen lieber 
StaatösLeriton. IL 41 
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86 aber andererſeits, daß alsdann, wenn nicht gegen bad Recht und bie heutige 

befonvere Beinigungen zugefligt werben Eönnen, bie übrigen Strafzwede, Die ber Genugthuung 
und Abſchreckung, in ver Verbrechergeſellſchaft ebenfo wenig erreicht werben als die . 
Dem Verbrecher bereitet die Strafe alsdann ein für wiele freie Arbeiter beneidenswürdiges 
Loos. Diefed hebt vorzüglich auch Ducpgtiaur hervor. Er, der treffliche Beneralinfpertor ber 
Gefängniffe, der eine fo große Reihe europätjcher Befängniffe ſelbſt ſah und beobachtete, fährt 
nach einer Befchreibung des Schickſals folder Gefangenen in Beziehung auf Koft, Kleidung, 
Bettung, Reinlichkeit, Bflege in ver Krankheit, Unterhaltung, Unterricht, Erſparung eines Ge- 
pitälhen® u. |. w. weiter fo fort: „Aber man fagt vielleicht, dieſe Vortheile (gegenüber von 
freien armen Arbeitern) jind nur Durch ſchwere und harte Arbeit zu erringen. Man irrt. Die 
Arbeiten auch ver eriminell Berurtheilten find weniger hart und mühſam und felbft ſchädlich 
als die ver meiſten freien Arbeiter. In den Gefängniffen wird keines der gefährlichen Gewerbe 
betrieben, welche das Leben der damit Beſchaͤftigten auf eine erſchreckende Weiſe verfürgen. Ihre 
gefunden Beihäftigungen find vielmehr durch Mahlzeiten, Erholungen, Unterricht und Gottes: 
dienſt unterbrochen. Aud der Sonntag, für einen großen Theil ehrlicher Handarbeiter ein Tag 
der angeftrengteiten Arbeit, ift für die Gefangenen ein Tag ver Rube. Man behauptet, die Ent- 
behrung der Freiheit hebe dieſe Wohlthat vollfländig auf und diene dazu, der Strafe ihren Cha⸗ 
rakter als folder zu erhalten. Aber wird dieſe Entbehrung von der Mehrzahl ver Berurtheilten 
wirklich jo gefühlt, wie man es zu glauben ſcheint? Wir zweifeln daran. Die Lafler und Aus- 
fgweifungen, wegen deren er in der bürgerlichen Geſellſchaft verftoßen war, find für ihn im 
Gefängniß ebenfo viele Anfprüche auf die Theilnahme und dad Loos feiner Genofien. Was er 
in der Welt verloren, findet er im Gefängniß wieder, Freundſchaft, Ermuthigung, Hingebung, 
Einfluß. Man muß die Sitten und Gebräuche diefer fonderbaren Geſellſchaft kennen, um ihre 
Entſchädigung, Tröfungen, ja Freuden begreifen und richtig [hägen zu fönnen. Die Häu⸗ 
figfeit ver Nüdfälle, der Leichtfinn, nicht felten fogar die Zufrienenbeit, nılt welcher ver Schul⸗ 
bige in fein früheres Gefängniß zurückkehrt, beweifen die Wirkungsloſigkeit der ge: 
meinfhaftlihen Einkerkerung.”“ - 

Trauriges Syſtem, in welchem weder bie Härte der Beinigung, noch die bumane Behand: 
lung, zu welchen man im Cirkel hingeführt wirb, der wahren Sumanität und Gerechtigkeit 
und den Zweden der Strafe entfprechen! i 

Selbſt die feltenfle Tüchtigfeit der Zuchthausdirectoren vermag aus jenem traurigen Cirkel 
und Ergebniß fi nicht herauszufinden. Sie kann hoͤchſtend fheinbar und vorübergehend ben 
Grundfehler des Syflemd, das Anfledende und Verderbliche der Verbrecherge— 
ſellſchaft, in den Hintergrund ftellen. Diefes bewies noch kürzlich die Obermaier'ſche Zucht⸗ 
hauseinrichtung. Es hegten früher Manche pie Hoffnung, durch ven gewiß achtbaren, für fein 
Bad) außerorbentlich geeigneten Director die Mängel der gewöhnlichen Zuchthauseinrichtung 
befeitigen und dieſelbe für den jetzt allgemein anerfannten Beflerungszwed brauchbar machen 
zu Eönnen. Der Verfaffer diefer Zeilen theilte Diefe Hoffnungen niemals, und als er einft felbR 
in Kaiferölautern durch eigene Anfchauungen ver Anſtalt die günftigen und ungünftigen Mit- 
theilungen über biefelben zu prüfen flrebte, wurben feine Zweifel bedeutend vermehrt. Der 
äußere Anfchein ver Anflalt machte den Cindruck einer äußerft reinlidhen, und die Verbrecher 
ſchienen faft in einem allzu günftigen Zuflande fich zu befinden. Aber bie Vorfiellung von 
ber fo gerühmten, faft nur durch Achtung gegen den Vorſteher erhaltenen Ordnung und guten 
Willengflimmung der Züchtlinge minverte fich fehr. Ich wurde in Abweſenheit des Vorftehers 
von einem Stellvertreter äußerſt artig behandelt und erhielt die Erlaubniß, mich frei mit ven 
Büätlingen zu unterhalten, und dieſe wähnten bei jener beſonders artigen Behandlung und bei 
dem Vertrauen und Wohlwollen, welches ich bei ihnen zu erwecken wußte, in mir einen vielleicht 
in Münden einflußreihen Mann zu finden. Sie brachen dann in bittere Klagen aus, welche fie 


fogleich töbten, um doch wenigſtens nicht der qualificirten Tobesftrafe fich ſchuldig zu machen. Die 
eigentliche finnliche Mbfchredungstheorie hat man als rechtlich nicht —— als ſcheußlich und 
als nicht einmal wirkſam verworfen. Run flüchtet fich die Luft an ber finnlichen Peinigung in bie ſoge⸗ 
nannte abfolute oder wol gar fittliche und chriftliche, vechtlich noch weniger begrünbbare angeblid« 
a iebervergeltung be geifligen Böfen mit dem ſinnlichen Leib. rden denn nicht endlich denkende 
Männer folcher evanfenlofigfeit, folchden Gedankenbankrotts ſich fchämen! Da follen dunkle Gefühle, 
bloße Bilder bie Stelle rechtlich begründeter Rechtsfäge vertreten? Wird man nicht endlich ein« 
Ken, dag Alles, was in biefer Vergeltung des Böfen wahr iſt, in der Vernich tung deſſelben — 
alſo in der Deferung —— befteht, daß alfo alle finnlofe Peinigung, bie nicht Far nachweister 
aweckmaͤßig und rechtlich begründet ift zu folcher Aufhebung, felbft Verbrechen wird! 
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angeblich bei den jeltenen und kurzen jährlichen Infpectionen durch einen Regierungscommiſſar 
in fleter Gegenwart des Directors nie hätten vorbringen dürfen. Sie Hagten z. B. über will: 
Fürliche, ohne alle Gontrole vom Director ausgefprochene und zuweilen bis zur Bernichtung von 
Geſundheit und Leben verlängerte Disciplinarſtrafen des Arreftes mit Hungerkoft und Dunfel- 
heit, welchen aud noch neulich ein junger Schüler Schwanthaler’s, deſſen hoffnungerweckende 
Arbeiten vorgezeigt wurden, erlegen fei, weil er In feinem hier gefährlichen Rechtsgefühl fich vie 


Ungunſt und Leivenfihaft des Directors zugezogen Habe. Als nun jener Stellvertreter zu ſpaät 


gewahr wurde, daß mir Nachtheiliges berichtet werde, verließ er nun meine Unterhaltung mit 
den Gefangenen nicht mehr, und beging die Ungeſchicklichkeit, meine etwa erhaltenen nachthei⸗ 
gen Vorftellungen dadurch berichtigen zu wollen, daß er die Gefangenen eraminirte und ihnen 
die Antworten zun Lobe der Behandlungsweiſe in den Mund legte. Dieſes aber hatte jetzt eine 
entſchiedene Behauptung des Gegentheild zur Folge. Es wäre jehr unbillig und unjuriſtiſch, 
aus einer ihrer Natur nach fo einfeitigen, vielleicht falfchen Darſtellung der Züchtlinge, aus 
einer fo unvollkommenen Unterfuhung irgendein ſicheres Urtheil gegen die Direction abzulei: 
ten. Aber ed wurde mir doch aufs neue meine alte Wahrnehmung völlig anfhaulid, mie bei 
dem alten Zuchthausfyſtem (ebenfo wie auch bei dem Auburnfchen) alle Gefangenen unvermeib- 
lich einer verwerflichen, abfolut willfürlichen despotifchen Gewalt eines einzigen Mannes preisge⸗ 
geben find, deſſen oft tyrannifch zugefügte, oftlebensgefährliche Verlegungen durch einzelne mini- 
fterielle Scheinunterfuhungen durchaus nicht verhindert werben. Es wurde mir Flar, wie ein 
Mann von fo viel Muth, Energie, Verſtand und Eifer wie Herr Obermaier, bei feiner abfoluten 
Gewalt gleich einem Bott hier Wohlthaten und Genüſſe, dort Entbehrungen und Leiden be= 
liebig auszutheilen, auch felbjt ohne Prügel eine große täufchenve äußerlihe Ordnung erhalten 
Tann, die doch noch weit entfernt ift von irgendeiner fittlihen und wahrhaft beffernden Einrich⸗ 
tung. Und als e8 bald nachher, nachdem Herr Obermaier von der vielgepriefenen Anftalt in 
Katferölautern nach München berufen war, in der dortigen Anftalt zu Tage Fam, daß dieſe 
äußerlihe Ordnung vorzüglich mit dadurch erhalten wurde, daß ein Theil diefer Gefangenen 
für Lohn die Spione und Angeber feiner Mitgefangenen machen mußte, und diefe lehtern dann 
wiederholt zu gemeinfchaftlihen fheußlihen Racheplanen und Morbthaten verführt wurden, 
daß in dieſen Anftalten die Sterblichkeit beinahe funfzehnfach fo groß ift als im Zellengefängniß 
in Bruchſal, da verſchwand vollends aller Zauber des gepriefenen Syſtems. Auch Haben gründ- 
liche Berichte ven Glauben an feine beilfamen Wirkungen und feine weſentliche Verſchiedenheit 
vom alten Zuchthausſyſtem gänzlich zerftört MW), und der landſtändiſche Geſetzgebungsausſchuß 
von Batern entſchloß ſich zum echten pennſylvaniſchen Befferungsfgftem. 

Mas aber am entfchiedenften die Verdammung ber fhon Ihrer Natur nach nicht beffernden, 
fondern verfchlechternden Strafanftalten begründet, ift der Umſtand, daß die Negierungen durch 
fie ſelbſt Werbrechen an den Verbrechern und durch fe verſchulden, und daß es faft einem Wahn- 
finn gleihfommt, wenn man die fo rückfällig werdenden Verbrecher nun mit einer neuen dop⸗ 
pelten Verſchlechterung beftraft. 

Einem Strafſyſtem alfo von folder Natur und folgen Wirkungen wie das frühere Zucht: 
hausſyſtem ift mit Recht bereits in ganz Europa der Stab gebrochen. 

So bleibt denn nur noch die Wahl zwiſchen den noch übrigen beiden andern Hauptfgftemen, 
den Auburnſchen oder dem Pennſylvaniſchen. 

2) Das Auburnſche oder Shweigfyften. Freilich war ſchon verſchiedentlich ver Ge⸗ 
danke entſtanden, die Züchtlinge dadurch zu beffern, oder wenigſtens vor gegenſeitiger An= 
ſteckung zu hüten, daß man fie Nachts trennte und Tags mit dem Gebot des Stillſchweigens 
zufammen arbeiten ließ, fo in Genua 1636, in Rom 1703, in Gent 1772 und Vilvorden bei 
Brüflel 1776, fodann nad Howard's Anregungen in mehren englifchen Gefängniffen. Doch 
fireng durchgeführt und zum Syſtem ausgebildet wurde ver Gedanke erft in Amerika. Dieſes 
Syſtem wurde, nachdem man auch In Neuyork wie in Pennfyloanien die verfehlebenften Ver⸗ 
ſuche gemacht Hatte, die Zuchthäufer in Befferungsanftalten zu verwandeln, und nachdem auch 
hier wie in Philadelphia ein Verfuch einer gänzlihen täglichen und nächtlichen Sfolirung durch 
Mangel an zweckmäßigen Gebäuden und buch Uberfüllung mit Gefangenen, durch allzu große 


14) Füeßlin, ‚Die Einzelhaft nach fremden und teheiährigen Ägenen Griaprungen im neuen Maͤn⸗ 
nerzuchthaufe in Bruchfal” (Heidelberg 1855), ©. 338 fy.; Probfl, „Ausichußbericht der zweiten 
Kammer in Württemberg”, ©. 7 fg.; Diez, „Über bie Verwaltung ber Einzelhaft·8 39 fg. 
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Härte, Entziehung der Arbeit und jeglicher menſchlichen Geſellſchaft mislungen war, durch den 
energifehen Director der Strafanftalt von Auburn, Kapitän Lyndts, ausgebilvet. 

Es beſteht darin, daß man Die Gefangenen gut nährt und Fleivet, Nachts und in Erholungs: 
zeiten, zum Theil auch beim Eſſen, in Fleinen Zellen getrennt hält, ſte Dagegen in ven Arbeits⸗ 
flunden im Freien oder in Sälen, beim Unterricht, beim Gottesdienſt und beim Spazierengehen 

ufanımen läßt, aber durch firenge Aufiicht und Beftrafung und durch militärifches Commande 
iberall, alfo auch bei ver Arbeit, bei ben Gängen zu und von ihr ober zu und von ber Kirche 
oder den Spazierhofe von jeber Mittheilung untereinander abzuhalten juht. Um Ordnung 
den großen Berfammlungen der Verbrecher zu erhalten und um ben flärkften menſchlichen Trieb 
der Mittheilung mit Menſchen, mit denen man täglich zufanımenlebt, zu beflegen, find in 
Amerika die zahlreichen Unterauffeher ver auburnſchen Anftalten mit der Peitihe bewaffuet, 
damit fie jede Mittbeilung und jeven Ungehorfam augenblidiih durch eine beliebige Anzahl 
von Hieben auf ven entblößten Rüden beftrafen können. In ven europäifhen Anftalten nad 
Auburnſchem Syften ſuchte man mit Strafen des Dunkelarreſtes, ver Hungerkoſt, des An- 
liegend u. f. w. auszureichen. 

3) Das Pennfylvanifhe oder Trennungsfyflem wurbe nad vielen frühern Be 
mühungen und Verſuchen in feiner jegigen Geſtalt erft in ven Jahre 1829 in Philadelphia 
ausgebildet, wo jept dad damals eröffnete Zellengefängniß 586 Zellen zählt. Diefes Syſtem 
wurde feit feiner Aufnahme in Europa gemilbert und weiter entwidelt. 

Es befteht jet darin, daß man die in der Strafanftalt befindlichen Verbrecher gut leidet 
und nährt, fie in abgefonberten, möglichſt geräumigen, gut erleuchteten und gelüfteten beſondern 
Zellen allein und voneinander getrennt ſchlafen und arbeiten läßt, dagegen aber nicht von un- 
ſchädlichen, vielmehr tröftlihen und heilſamen Befuchen, Gefpräden und Mittheilungen wohl 
wollender Menſchen zuückhält, fie aljo nicht mehr, wie früher in Philabelphia, ganz ifolirt. 

Man macht fogar den Gefängnißvorftehern, ven Infpectoren, den Ärzten, Geiftlicden, ven 
Lehrern, Werkmeiſtern tägliche Beſuche zur Pflicht, geftattet unfchänliche Beſuche Fremder, der 
Berwandten und Menfchenfreunde, ſowie unſchaͤdlich befundenen brieflihen Verkehr der Sträf- 
linge mit ihren Angehörigen. In manden Anftalten fodert jogar dad Gefeg täglich zehn Be: 
ſuche, die des Aufſehers mit einbegriffen. Dan forgt für die Geſundheit ver Sträflinge durch tägs 
lihen abgefonderten Spaziergang im Hofraum und, fo weit nicht vie Arbeit Die nöthige Ubung 
der Muskelkraft gewährt, auch durch flärfere Eörperlidhe Bewegung, 3. B. an Pumpwerken. 
Man gewährt ihnen Gottesdienſt und heilfame, unfchänliche Lectüre. Man erteilt ihnen Schul: 
und Gewerböunterriht und geftattet ihnen auf ihr Verlangen, weldes bei ihrer Einfaınkeit nie 
lange auf fi} warten läßt, fo weit möglich nach ihrem befondern Geihmad und Wunſch, nüg- 
lie Arbeit, von deren Ertrag ihnen ein Theil des Lohnes zufällt, theild alsbald zu Heinen Er⸗ 
leihterungen ober für Unterflügung ihrer Angehörigen, theild beim Verlaſſen der Anſtalt als 
Hülfsmittel zur Begründung einer neuen gejellfchaftlichen Exiftenz, und erfüllt ihren Wunſch, 
zu ihren Befchäftigungen auch Über die Arbeitäftunden hinaus ihre Zellen zu erleuchten. Kurz 
man behandelt fie überall moͤglichſt wohlwollend, fügt ihnen nicht eine einzige Härte zu, blos 
um fie zu quälen oder ihr unvermeidliches Reiden zu vermehren, und fucht überall dahin zu wir: 
ten, daß die Sträflinge, veranlagt durch Einſamkeit, Ordnung, Mäßigkeit, religidfe und mora⸗ 
liſche Lehre und Hülfe, in ſich gehen, durch Reue, eigenen freiwilligen Fleiß und freiwillige er: 
gebene Erduldung ihrer Beſſerungsſtrafe ſich mit Bott, mit ſich felbft wieder ausfühnen um fo 
endlich zu einem neuen beffern Leben in die Geſellſchaft zurücktreten innen. Bei der leichtern 
Bändigung des Troges durch ſolche Strafe und ihrer Wirkung auf das Gemüth der Sträflinge 
und bei der Unmöglichkeit des Complotirens, vorzüglich aber wegen ber Entfernung der ſtärk⸗ 
ſten Anreizungen zu Geſetzwidrigkeiten, bebarf ed bier weniger Unterauffeber und ungleid 
weniger Diöciplinarftrafen als im Auburnfhen Syfteme. Eine zweckmäßige Baueinrichtung, 
etwa die flern = und flrahlenförmige, bei welcher im Mittelpunkte die Auffeher das Ganze über: 
fehen und die gemeinſchaftlichen gottesdienſtlichen und Unterrichtöfäle fo eingerichtet ſind, Daß 
jeder Sträfling nur den Predigeroder Lehrer, aber feine andern Sträflinge flieht, muß natürlich 
das Syſtem unterflügen. 

Ein angebliche viertes Syſtem, das in Genf ausgebildete fogenannte Elaffenfyftem, 
nad) welden man die Sträflinge je nad) ihrer größern oder geringern Verdorbenheit und Beffe: 
rung In härter oder milder behandelte Clafſen eintheilt und fie zum Lohne oder zur Strafe wegen 
Beflerung oder Nichtbefferung trennt oder vereinigt, bildet Fein neues felbftändiged Haupt: 
ſyſtem. Es iſt auch anerkannt fehr ſchwierig und bedenklich, nach jener größern Verdorbenheit 
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and Befferung, die ſich Außerlih nur ſehr unflcher erkennen laſſen und ſich namentlich auch kei⸗ 
neswegs nad) der Größe der Strafen beſtimmen, bleibende Glaffenabtheilungen und biefe zu 
einer durchgreifenden Brundlage ber Strafeinrihtung zu machen. 

V. Die Vorzüglichkeit des Bennfglvanifhen Syſtems. liber ven Vorzug des 
einen oder des andern ber beiden Hauptſyſteme, zwifchen welchen allein die Wahl bleibt, wurde 
bisher viel geftritten. Es ward, wie dieſes In einer für die menſchlichen und politiſchen Verhälts 
niffe fo tief eingreifenven und wichtigen Sache erffärlih und nicht einmal nachtheilig iſt, der 
Streit aud Häufig mit vieler Wärme und mit entſchulbbarer wirklicher oder fogenannter Leidens 
ſchaft, mit vorgefaßten Anſichten und mit irrigen ober einfeitigen Auffaffungen und Darftelluns 
gen von Thatfachen geführt. Wer aljo hier wirklich die Wahrheit erfennen will, ver wahrlich 
muß fi wohl hüten, feine Anficht nach den erften beſten Nachrichten, Zeitungsartiteln und Bar: 
teifchriften allzu leicht beflimmen zu Iaffen. Er muß moͤglichſt die ganze, freilich ſchon fehr große 
Literatur Über den Gegenſtand zu erfaffen fuchen und, wenn thunlich, die vielfeitige Prüfung 
der verfhienenen Anftalten mit eigenen Augen und Ohren vornehmen. Je weniger ihm beines 
möglid if, um fo mehr muß er borerfl an eine gründliche Ermägung der Natur der Sache, der 
pſychologiſchen und moralifchen Geſete und ber natürlichen Berhältniffe geben. Ex muß fi 
zugleich an die Berichte der wahrhaft fahfundigen Männer wenden, die, wie ein Julius ober 
die ehrenwerthen Directoren der erſten Strafanftalten, ein Eramforb und Rufſell, ein Dur: 
petiaur, de Met, Moreau Chriſtophe, Aubanel, Grellet, Vamy, Füeßlin, auf die achtungs⸗ 
würbigfte Weife ihr Leben ven Gefängnißeinrichtungen widmeten, oder welche doch, wie, neben 
den Genannten, ein Torqueville, Beaumont, Blouet, Gapitän Pringle, die beiven canadiſchen 
Abgeordneten Nielfon und Mondelet, ver Däne David, v. Würth und Varrentrapp, hinlängs 
lich befähigt und mit allen Mitteln ausgerüftet, im Auftrage ihrer Reglerungen die verfchtes 
denften Anflalten nicht etwa als Reiſende einmal flüchtig anfahen, fondern mit bereitwilfiger 
allſeitiger Unterſtuͤgung der Gefängnifpireetoren forgfältig ſelbſt beobachten und in ihrer ganz 
zen Innern Einrichtung und Wirkſamkeit prüfen Tonnten. 

Es mwirb wol poppelte Glaubwürdigkeit verdienen, wenn folche Männer fi immer allges 
meiner und entfchievener für das eine, das Pennſylvaniſche Syſtem, erklärten, wenn fle, wie 
die zupor genannten, dieſes thun, nicht aus vorgefaßter Parteilichkeit, ſondern weil fie, nach⸗ 
dem fie früher bei unvollkommener Kenntniß gegen dad Pennſylvaniſche und für pas Auburn- 
ſche Syſtem eingenommen waren, jetzt von der augenfälligen und erfahrungsmäßigen Wahrs 
heit ergriffen wurben, ſodaß ihren Berichten in allen weſentlichen Punkten eine bewunderns⸗ 
merthe Übereinftimmung beimohnt. Ebenſo fpricht e8 für die Sache, wenn große Nationen, wie 
die franzoͤſiſche und englifche, ihre Schriftfteller und praktiſchen Staates und Gefhäftsmänner, 
ihre Regierungen und Barlamente, die von ihnen felbft bereits in ihrem Lande beobachtete erfah⸗ 
rungsmäßige Borzüglichkeit des Pennfolvanifhen Syſtems jegt anerkennen und es in ausge⸗ 
dehnterm Umfange bei ſich einführen, das zuerft vorgezogene Auburnſche Syſtem aber wegen 
feiner erprobten Mängel verlaflen. Wahrlich, ſolchen Zeugniffen iſt vod mehr Glauben beizu⸗ 
fegen als flüchtigen Reifennden! Man darf ihnen mehr glauben als vereinzelten ohne ihren Zu⸗ 
fammenhang aufgefaßten Daten, als einfelitigen Zeitungsartiteln und Parteiflimmen. Alle 
diefe wurden ja noch ſtets gegen jede neue Einrichtung, zumal im polltifchen Gebiete, fie wurden 
z. B. auch gegen Eifenbahnen und Dampfſchiffe hundertfach laut. 19) 

Es fei nun erlaubt, mit den eigenen Worten jener berühmten britifchen, franzöfiichen, 
belgiſchen und deutſchen Beobachter ver Anftalten beider Syſteme zu ſprechen. Vielſeitiger und 
praktiſcher, als dieſe erfahrenen trefflichen Geſchäftömänner ed thun, läßt ſich der wichtige Ges 
genſtand nach allen Hauptfeiten nicht beleuchten. 

Ich wähle Hierzu vorzüglich wörtliche Auszüge aus dem fehriftlichen Gutachten, welches Diefe 
Männer dem Öfterreichifchen Juſtizbeamten Dr. Jofeph v. Würth, der nach genauer Erfor⸗ 
fung der franzöfifchen, englifchen, ſchottiſchen, belgiſchen und ſchwelzeriſchen Gefängniſſe in 
feiner Schrift: „Die neueften Fortſchritte des Gefäängnißweſens“ (Wien 1844), fi ebenfalls 
völlig entfchlenen für das Pennſylvaniſche Syſtem erklärt, zur Bekanntmachung in dieſer Schrift 
mitthellten. 


15) Man vergleiche } B. die fo merfwürdig falfchen Berichte zum äußerften Nachtheil des Pennfyls 
vanifchen Syſtems, welche Dr. Barrentrapp in ben „Jahrbüchern ber Gefängnißkunde“, IV, 201; 
V, 40, 108, 142, 208, u. X, 190, gründlich berichtigt. (S. diefelben auch in der 2. Ausgabe des 
Staats⸗Lexikon“, I, 424.) 
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Dieſe vortrefflichen Berichte ſtellen die Verwerflichkeit des Auburnſchen Syftens, dieſe ver⸗ 
meintliche „moraliſche Trenuung ver Verbrecher“, welche doch in Wahrheit die obigen Vor⸗ 
würfe der frühern gänzlichen Bereinigung und noch eigenthümmliche Vorwürfe treffen, muſter⸗ 
haft dar. Sie beweifen ſchon hierdurch bie Nothwendigkeit und zugleich die Vorzüglichkeit 
her gänzlichen pennfylvanifchen Abfonderung. Sie erhielten auch Durch die neueften gründlich⸗ 
Ben Beobachtungen und durch die Erklärung auf den europäifchen Eongrefien über die Straf: 
einrichtung und die Wohlthätigkeitdanftalten in Frankfurt und Brüflel, fowie in den beften 
neuern Schriften und Berichten, namentlich in denen non Füeßlin, Barrentrapp und Probſt 16), 
und au in Schriften von ehemaligen Sträflingen pennfglvanifcher Anftalten, wie Schlatter, 
Corvin und Hägele 17), neue Beitätigungen. 

Alexis v. Torqueville, Mitglied der franzöfifchen Deputirtenfammer und des Franzoͤfi ſchen 
Inſtituts, Verfaſſer der claſſiſchen Schriften über vie amerifanifche Demokratie und über das 
altfranzöfifcge Regierungsſyſtem, ſchrelbt (ſ. Würth, S. 581) am 19. April 1843 unter Au⸗ 
derm das Nachfolgenpe: . 

„1) Vor allem ift ed gut, das zu bezeichnen, was unbeftritteh iſt. Überall, in Amerifa, in 
England, in Frankreich, und ich glaube in allen Ländern, wo man ſich mit dem Gefängniß- 
weſen bejchäftigt, herrſcht volle Ubereinflimmung barüber, daß die Einführung des Bellen 
foftems in Gefängniſſen für den Unterfuhungsarreft nur Vortheile varbietet und gar feine Un 
zulömmlichkeiten zeigt. 

. 2) Auch hierüber befteht vollſtändige Einigkeit unter allen Gefängnißkundigen, daß das 
Zellenſyſtem in den Gefängniſſen für Sträflinge, die blos auf kurze Zeit, 3. B. aufein bis zwei 
Sabre verurtheilt find, nur beilfame Folgen haben kann ; denn die Erfahrung bat asıf eine un⸗ 
widerlegliche Weife bewieſen, daß vie Ginzelhaft, wenn fie fid nicht über ein oder zwei Jahre 
ausdehnt, feine üble Wirkung weder auf die phyſiſche Geſundheit noch auf dad Geiſtesvermogen 
der diefem Syſteme unterworfenen Sträflinge äußern kann. Ich wiederhole, daß über biefen 
Punkt die ganze Welt einig iſt. Selbſt jene Staaten Amerikas, melde dad Syftem der verein- 
zelten Haft in Sefängntffen für mehrjährige Strafen zurückgewieſen haben, wendeten es doch 
auf Gefängniffe für Angeklagte und zu Eurzen Strafen Berurtheilte an. 

Ich gebe daher fogleich auf die Gefängniffe über, weldge für lang dauernde Strafen beſtimmt 
find, und ih für meine Perfon zweifle nit, daß das Suflem der Einzeleinfperrung auch in 
biefen eingeführt werben folle. Meine Gründe find in Kürze folgende: 

1) Erſtlich ift zu bemerken, daß Alle, welche nad und nach von den europäifchen Regierun⸗ 
gen, von Frankreich, England und Preußen u. |. w. nad Amerika geſchickt wurden, um bie Wir⸗ 
fungen des Zellenſyſtems zu unterſuchen, als entſchiedene Anhänger vieles Syftemd zurück⸗ 
gekommen find, nachdem fie ed in Wirkſamkeit gefehen hatten; eine Thatſache, welche um fo 
merfwürdiger ift, da mehre dieſer Gommiffare, unter andern Dr. Julius in Berlin, mit fehr 
ausgeſprochener Abneigung gegen die Binzelhaft dorthin reiften. | 

Died war auch bei mir der Fall. 

23) Berner ift es bemerkenswerth, daß dieſes Syftem nach und nad die Stimmen faſt aller 
Praktiker in England und Frankreich für fi gewonnen hat. Faſt alle neuen Gefängniſſe Eng: 
lands find nad dieſem Syfteme erbaut, insbeſondere alle, welche ver Staat errichtete. In Frank⸗ 
reich baut der Minifter des Innern blos Befängnifle nad dem Zellenſyſtem und verweigert jo= 
gar den Departements die Ermächtigung, nad einem andern Plane zu bauen. Alle franzö: 
fiihen Generalinfpectoren der Befängniffe, mit Ausnahme eines einzigen, find Anhänger wei 
Syſtems ver Einzeleinfperrung. Sie ſehen alfo, daß in ven Ländern, die fih mit dem Gefäng⸗ 
unißweſen am meiften befchaftigt haben, faft alle Theoretifer und Praktiker diefem Syſteme ven 
Borzug geben. Dies erzeugt gewiß eine mächtige Vermuthung zu Gunſten dieſes Syſtems. 

Zafien fie und ver Sage jetzt auf den Grund fehen: 

1) Unter allen Gefängniffen ift in einer Anftalt nach den Zellenjuftem eine gute Disciplin 


16) Darrentrapp, „Ausſ ee an bie Geſetzgebende Berfammlung (zu Franffurt), 237. Sept. 
1855; Yüeplin, „Die Einzelbaft u. ſ. w.“ S. auch deſſen „Beziehungen bes neuen babifchen Strafge⸗ 
des zum Pönitentiärfyflem‘’ (Karlsruhe 1853) und „Das neue Maͤnnerzuchthaus u. |. w. (Karls 
cube I jyProbh, „Kommiſſtonsbericht und bie Berhandlungen der zweiten Kammer in Würtiem- 
rg“ . 
17) Schlatter, „Das Syſtem ber Einzelhaft u. f. w.; Stimme eines Gefangenen” (Manheim, 
2. Ausg., 1856); Corvin, „Die Einzelhaft und das Zellengefängnig in Bruchfal” (Hamburg 1857); 
Hägele, „Erfahrungen in einfamer und gemeinfamer Haft“ (Leipzig 1857) 
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am leichteſten zu begründen und aufrecht zu erhalten. Wenn bie Maſchine einmal gut aufger 
zogen if, fo gebt ſie von ſelbſt. Dies ift ein fehr großer Vorteil, wenn es ſich darum handelt, 
ein vollftändiges Gefängnißſyſtem bei einem großen Volke einzuführen, deſſen Regierung nicht 
jevem einzelnen Strafbaufe eine unausgefegte Aufmerkfamfeit winmen kann und baber ein 
Pins wählen muß, das zu ſeiner Wirkfamkeit nicht ein tägliches Einfchreiten der Negierung 

edarf. a 

.. 2) Severmann gibt zu, daß das Zellenſyſtem unter allen Syſtemen dag geeignetfte tft, um 
einen tiefen Cindruck auf das Gemüth des Gefangenen hervorzubringen und dieſen befler zu 
machen. Allein e8 hat in meinen Augen einen noch entſchiedenern Vorzug: Es iſt das einzige 
Syſtem, welches verhindert, daß der Befangene ſchlechter werde. Alle Gefängniffe machen vie 
Sträflinge ſchlechter, als fie bei ihrem Bintritte in diefelben waren; nur die Zellgefängniffe 
geben die abfolute Barantie, daß Derjenige, welcher darin angehalten wird, nicht verderhter 
austreten werde. Ich meinestheild ftelle dieſe Gewißheit welt Höher ald bie Wahrſcheinlichkeit 
einer Beflerung, auf welde die meiften Philanthropen fo hohes Gewicht legen. 

3) Das Zellenſyſtem iſt uͤberdies das einzige, welches verhindert, daß fi die Gefangenen 
in der Strafanftalt fennen lernen und daſelbſt jene Bergefellfchaftungen von Miffethätern an: 
fnüpfen, woburd die bürgerliche Geſellſchaft fo viel zu leiden Hat. Auch über dieſen Punft ge 
währt dieſes Syſtem allein eine abfolute Garantie. 

Diefe Vortheile jind einleuchtend. Welches find nun die Übelſtände, welche man von diefem 
Syſteme zu beforgen bat? 

1) Die Koſtſpieligkeit der Zellengefängniffe. Es if wahr, daß der Bau eines ſolchen 
Befängniffes mehr als der eines andern köftet. Allein es iſt dabei zu berüdkfichtigen,, erftlich, 
daß die darin Angehaltenen nur felten rüdfällig werben, und zweitens, daß die Strafe, welche 
man barin audfleht, fireng genug ift, vamit die Befängnißftrafe kürzer fein könne. Die Com: 
miſſion der Deputirtenfammer, deren Berichterftatter ich im Jahre 1840 mar, machte den Vor⸗ 


ſchlag, gleichzeitig mit der Einführung des Zellenſyſtems die Dauer aller Befängnifftrafen nah 


einem fehr anfehnlichen Verhältniffe zu reduciren. Weniger Rüdfälle und weniger Sträflinge, 
bied find die zwei großen Erfparungsquellen bei dieſem Syuftente. 88 gibt aber noch eine andere 


Erſparungsurſache, vie Hier befprochen zu werden verdient. Bin nach dem Pennſylvaniſchen 


Syſtem gebauted Gefängniß kann jenem andern Gefängniß angepaßt werben, wogegen ein 
nicht für die beftändige Einzelhaft erbautes Gefängniß nur mit außerordentlich großen Koften 
Dafür geeignet gemacht werden kann. 

2) Man hat vorgegeben, daß die Beſchaͤftigung ver Gefangenen in der Einzelhaft Schwie⸗ 
rigkeiten habe. Die Erfahrung hat das Gegentheil bewieſen: unter dieſem Syſteme lernen die 
Gefangenen ſchneller ein Handwerk und üben es fleißiger aus. 

3) Man hat ferner behauptet, daß es bei dieſem Syſtem unmoͤglich ſei, die Gefangenen 
den Ceremonien des Gottesdienſtes beiwohnen zu laſſen, was beſonders in katholiſchen Ländern 
ein großer Übelſtand wäre. Die Erfahrung bat auch davon dad Gegentheil bewieſen. Die 
Bellengefängnifle, welche eben jest in Frankreich gebaut werden, find fo eingerichtet, daß alle 
Befangene, ohne ſich untereinander zu fehen, den Priefter am Altare ſehen und feine Stimme 
hören können. ' 

- A) Ih komme zu der großen Einwenbung, die allein meiner Meinung nad von Gewicht 
ift. Man behauptet, daß das Zellenfyftem ver koͤrperlichen und geiftigen Geſundheit ver Sträf- 
linge ſchädlich fei. . 

Was die körperliche Geſundheit betrifft, fo iſt das Gegentheil durch Thatſachen eriwiefen. 
Die Zahl ver Todedfälle in ven Zellengefängnifjen war bisher Kleiner als in den Altern Ge: 
fängniffen Ameritad und in ven gegenwärtigen Strafanftalten von Frankreich; ja fle ift ſogar 
geringer als die Sterblichkeit, welde in unferer Armee in Friedenszeiten herrſcht. Was kann 
man von dem Stante noch mehr begehren? 

In Betreff der geiftigen Geſundheit ver Gefangenen iſt ed gewiß, daß das Zellengefängniß 
zu Philadelphia einige Bälle von Beiftesftörungen aufzumeijen bat; allein ein tiefered Stu⸗ 
dium der amtlihen Ausweiſe lehrt, daß in ben meiften Fällen die Geiſteskrankheit ſchon vor der 
Anhaltung vorhanden war. Diefe Thatſache erklärt ſich leiht, wenn man bedenkt, daß es in 


Amerika faft Seine Irrenanſtalten gibt, und daß die Richter deshalb oft Berfonen, welche Ders ' 


geben begingen, felbit dann in die Strafanftalten ficken, wenn ed aud nicht erwiefen ift, daß 
Diefelben ven vollftändigen Gebrauch ihrer Vernunft gehabt Haben. 
Man darf aud den Umſtand nit aus ven Augen verlieren, daß das Syſtem ber Cinzel⸗ 
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haft, wie es in Philavelphin gehandhabt wirb, von dem hier empfohlenen und in Fraufreich 
bereit in Wirkfamfeit befindlichen Syſteme in vielen bedeutenden Zügen abweicht. Die Grün⸗ 
der des Gefängniſſes zu Philadelphia Hatten nur die Einfhückerung zum Zwecke; ihre Abfigt 
ging nicht blos dahin, Die Gefangenen von der Beiellfhaft von Verbrechern zu treusıen, jonbern 
fie in die tieffle Einſamkeit zu verfenten, fie vollftändig von der Welt abzuſondexn und gleichem 
gänzlich von der menſchlichen Geſellſchaft zu entfernen. y 

Es ift begreiflich, daß bei einer ſolchen Behandlung die Einbilpungsfraft mander (übrigens 
doch nur fehr weniger) Befangenen überreizt wurde. In Frankreich geht man von eimem ganı 
andern Gefichtspunkte aus. Man hat bei der Anwendung bed Zellenfoflemd nur die Abficht, 
den Sträfling von ber verderblichen Geſellſchaft anderer Verbrecher abzuſondern. Weit entfernt, 
ibn auch von der Geſellſchaft ehrbarer Leute zu trennen, ſucht man Die Berũhrungen befjelben 
mit folden Leuten auf alle Weife zu vervielfältigen. Alle Gefängnißvorſchriften ſtreben dahin, 
die Berührungen zwiſchen dem Gefangenen] und feiner Familie, wern fe ehrbar ift, Dem Ge⸗ 
fängnippirector, ben Auffehern, dem Lehrer, dem Geiſtlichen, den Werkführern, ben milben 
Geſellſchaften und überhaupt mit allen Berfonen zu erleichtern, weiche ſich aus Menſchenliebe 
oder Frömmigkeit mit ven Befangenen beſchäftigen wollen. 

brigens ift dieſes Syſtem im Jahre 1859 der Prüfung der parifer Akademie der Medicin 
unterzogen worden, welche erklärte, daß die Binzelbaft, wenn fie auf ſolche Art augewendet wirh, 
weder das Leben der Befangenen verkürzt, noch ihre Vernunft in Gefahr jegt.1®) 

Nach allem Diefen bin ich feft überzeugt, daß das Syſtem der Einzelhaft, welches nad 
dem Geſtändniſſe Aller das einfachſte in. feinen Vorgängen und das wirkfamfe in Betreff der 
moralifhen Einwirkung auf die Gefangenen ift, dem Auburnfchen Syſtem unenblich vorzu⸗ 

ieben ſei.“ 
’ Guſtav v. Beaumont, ebenfalld vormaliged Mitglied der Deputirtenfammer und bed Frau⸗ 
zoͤſiſchen Inflituts, ſtimmt ben Anfichten Tocqueville'8 vellflänkig bei und fagt unter Anderm. 

„Aus einer genauen Prüfung der Syſteme und der in Frankreich ſowol ald in anbern Län: 
dern gemachten Erfahrungen geht für mich die tiefite liberzeugung hervor, daß das Syſtem ber 
gänzlichen Abfonverung der Gefangenen untereinander bei Tag und Nacht jenem andern Syſtem 
und Insbefondere dem der Abfonderung bei Nacht mit gemeinſchaftlicher Arbeit bei Tag vorzu⸗ 
ziehen fei. Ie mehr man über biefen Gegenfland nachdenkt, deſto mehr erfennt man, daß jede 
Berührung ber Gefangenen untereinander eine nothwendige Beranlaflung gegenfeitiger Ver⸗ 
ſchlechterung iſt. Es gibt nur Ein Mittel, dieſe Anftedlung zu verhindern, nämlich jede phyſiſche 
und geiftige Gommunication unter ben Gefangenen hintan zu halten. 

In Betreff der gegen dieſes Suftem in feiner Anwenbung auf langzeitige Gefängnißftrafen 
erhobenen Cinwendungen bitte ich Sie nicht zu vergeflen, daß dieſe Cinwürfe, welche zu einer ges 
willen. Zeit einigermaßen gegründet waren, heutzutage vor ben bebeutenden Auderungen 
ne find, durch welde man Das, wad in dem Syſtem allzu fireng und abfolut war, mobi: 

eirt hat. 

Man fleht täglich die Einwendungen verſchwinden, welde man anfänglich einem Syſteme 
gemacht Hatte, daB, um recht gewürdigt zu werben, nur gut gefannt zu fein braucht. Es iſt inder 
That das einzige Syſtem, welches ſichere Vortheile darbietet. Jede Bemühung, das Stillſchwei⸗ 
gen und bie Abweſenheit moraliſcher Beziehungen unter vereinigten Gefangenen aufrecht zu er- 
halten, ift eine wahre Ghimäre, 

Noch muß ich zwei Punkte bemerken, welche für Die Gefangenen felbft von größten Nutzen 
und für die Regierungen von der hoͤchſten Wichtigfeit find. In einen Gefängniß, in welchem bie 
Befangenen voneinander abgefonvert find und fein Gomplot miteinander verabreden können, 
ift jedes Entkommen eines Sträflings unmöglih. Der fo ifolirte Gefangene iſt der Geſellſchaft 
gegenüber in den Zuſtand der größten Schwäche verſetzt.“ 

In noch ausführliderm Gutachten beftätigt das Frühere Herr de Meg, Dirertor einer Straf- 
eolonle, ver ebenfalls im Auftrage der Regierung bie amerilanifchen Anftalten.unterfuchte. Gr 
fagt unter Anderm: 

„Ich kann nicht glauben, daß die Abficht des Geſetzgebers dahin gegangen fei, Daß die Strafe 
bie Folge Habe, Denjenigen, der einmal einen Fehltritt begangen hat, bis zur äußerſten Grenze 
der Schlechtigkeit Hinzuführen und, fagen mir es, ohne mit ven Worten zu fpielen, ein Gorre: 





18) Mit diefem Gutachten waren insbefunbere auch einverflanden Esquirol, der es verfaßte, und 
Barifet, zwei der allerexfien jegt Iebenben Irrenaͤrzte. ’ Bir, 
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tienShana in einen Ort der Berberbaig umzuwandrin. Dan weiß leiver bei ver Geneigtheit ves 
Werfen zum Böfen, daß immer ver Schlechte auf ven ten einwirkt. Es iſt damit iin Mora⸗ 
liſchen wie im Phyſiſchen. Man werfe ein Gold und ein Bleiſtück in einen Sad und ſchuüttele 
fle.eing Zeit lang durcheinander, fo wird bie Oberfläche des Goldſtücks mit Blei überzogen er= 
iheinm. Wenn man aber, um einen von der Peſt leicht Ergriffenen zu heilen, ihn mit einem 
durch und durch von der Peſt Angeſteckten in Berührung brächte, würde e8 Jedermann für Bar- 
barel erklären, usb mit Recht. So viel in Betreff des Einzelnen. Wenn wir aber pas Intereffe 
ber Geſellſchaft betrachten, fo iſt dieſes noch weit mehr gefährvet. Wenn bie Gefellfchaft ein In⸗ 
dividuum aus ihrer Mitte ausfcheibet, handelt ſie aus einem Veſtreben für pie Erhaltung der 
Maife, weil fie beforgt, daß dieſes Individuum die Sicherheit derſelben gefährde. Statt veffen 
aber verboppelt, ja verdreifacht fie-feine Mittel zu ſchaden, durch Die Kraft der Verbindung mit 
Andern, die fie ihm verſchafft; ſie vollendet feine Erziehung im Boͤſen, jie fegt ihn In den Stand, 
feine Theorie zu vervollkommnen; mit einen Worte, fie weiht ihn ganz für das Verbrechen ein. 
Man kann das Stillſchweigen bed Auburnfchen Syſtems in der Theorie zugeben, was aber feine 
Anwendung betrifft, fo gibt es feinen redlichen Praktiker, der an pie Möglichkeit ver Aufrechthal- 
‚tung deſſelben glaubt, und zwar ſelbſt mit Hülfe der Lörperlichen Züchtigung, welche für Denjeni- 
gen, der fie anwendet, ebenfo herabwürdigend wie für ven GErzüchtigten ſelbſt iſt. 

Die Erfahrung Hat beiwiefen, mit weicher Leichtigkeit fich Die geringfte Neuigkeit im Innern 
ber Strafanftalten fortpflangt. Ich habe durch einen Sträfling in dem nad) dem Auburnſchen 
Syſtem eingerichteten Gefängnifle Sing: Sing erfahren, daß er den Zweck meines Beſuchs 
von einem feiner Strafgenofien, ven ich etwas früher befragte, vernommten hatte. Im Gegen⸗ 
theile wußte men in dem Befängnifle GeorgeHill unter dem Pennſylvaniſchen Syſtem gar nicht® 
von dem Dajein der Cholera, während die Stadt Philadelphia won biefer Geiſel verheert 
wurde. Wenn e8 aber erwiefen tft, daß die Aufrechthaltung des Stillſchweigens unmöglich und 
der Bruch deflelben unvermeiblich ift, iſt es nicht eine Grauſamkeit, Leute in die Nothwen⸗ 
digkeit, der Berfuhung zu unterliegen, zu verfegen, um fle dann ohne Nachficht beſtrafen zu 
koͤnnen?“ (Und, fege ich ald Verichterſtatter Hinzu: verfchlechtert man nicht die Gefangenen, 
ftatt fie zu beffern, wenn man fle zu folhen Qualen des Tantalus verdammt und fe zu täglichen 
Geſetzeawidrigkeiten verführt und gegen bie Beiniger des Staats, alfo gegen den Staat empört 
und zum fortuauernden Kriege reizt?) De Met fährt fort: „Beben wir aber weiter; geben wir 
ſelbſt zu, daß mittels der Peitſche over auf was immer für eine andere Weiſe das Stillſchweigen 
in den Ürbeitöfälen erreicht werben koͤnne, jo muß man body anerkennen, daß dieſe fo firenge Be⸗ 
handlungsweiſe in der Rrankenabtheilung nicht eingeführt werben kann. Sollte man den 
Unglücklichen fogar auf dem Bette des Schmerzes firafen und feine Leiden dadurch vermehren? 
Mein, ohne Zweifel wird man dort die Geſpraͤche dulden müſſen, weil es unmöglich If fie zu 
verhindern. 

In einer gewiſſen Zeit werden faſt alle Sträflinge nach und nach in die Krankenabtheilung 
kommen; fie wiflen ja, wie fie dahin gelangen können, wenn fie wollen; und dort werben noth⸗ 
wendig jene Verbindungen angeknüpft werden, bie man eben zerſtoͤren will. 

Die Gefangenen koͤnnen überhaupt vielleicht keine langandauernden Geſpräche führen, aber 
fie koͤnnen ſich ſagen, mas fie einander mitzutheilen das größte Intereſſe haben, d. i. ſie können 
ſich fagen, was für die Geſellſchaft das Gefährlichſte iſt. Es würde daher zwiſchen dem heutigen 
Zuſtande und dem neuen Syſtem, welches man einführen wollte, nur ein geringer Unter⸗ 
ſchied ſein. Die Unmoͤglichkeit des abſoluten Stillſchweigens iſt feine Frage; fie ift eine That⸗ 
ſache, welche fel6ft bei den wärmften Anhängern des Auburnfchen Syſtems anerkannt wird. 
Menn aber die Gefangenen ſich ihre Gedanken mittheilen können, von welder Befhaffenbeit 
glaubt man wol, daß dieſe Mittheilungen, dieſe Bertraulichkeiten fein werden? Gewiß nur Bas 
rolen der Bereinigung, Stgnale per Empörung, Zoten, Hohn, Läfterungen, Drohungen gegen. 
die Auffeher und Borfteher ver Anſtalt werben über bie Lippen der Sträflinge kommen. 

Rückſichtlich der Geſundheit geht aus den Motokollen, welche Dr. Bache, der Enkel des be= 
rühmten Franklin, als Gefängnißarzt führte und welche ich In meinem Vericht an die Diinifter 
anfügte, hervor, daß in dem Gefängnis zu Philadelphia die Sterblichkeit nicht nur kleiner als in 
ber Stadt felbft und unter der freien Bevölkerung son Philadelphia war, fonbern auch, daß unter 
den aus bemielben ausgetretenen Steäflingen faum 43 fi minder gut als hei ihrem Eintritt 
in die Anflalt befanden, 166 in demſelben Gefunpheitäzuftande und 78 fogar gefünder und 
ſtärker al& zur Zeit ihrer Verhaftung waren. 

Alle jugendlichen Sträflinge in la Hoquette find der Cinzelhaft bei Tag und Nacht unters 





, 
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worfen, und biefer Verſuch, mit welchem man im Intereffe ver Kinder ſehr zufrieden fein Tann, 
Hat auf ihren phyſiſchen und geiftigen Zuſtand feinen ſchädlichen Einfluß gehabt, und man weis 


„Boch, wie viel nothwendiger Luft und Bewegung für Kinder als für Erwachſene find. 


Das Gefängniß la Roquette iſt gegenwärtig pas einzige, was bisher dem Syſteme der Ein- 
‚zelbaft unterworfen wurbe, nachdem man die fi verderblich erwiefene frühere auburnſche Ein- 
richtung befeitigt Hatte, und ich kann sagen, daß in ben fünf Jahren, während weicher ich 
Mitglied der Überwachungscommiſſion dieſer Anflat war, nicht Ein Fall von Beiftesfidrung 
darin vorgefonimen ifl. on 

Wenn man übrigend in einer jo beflrittenen Frage pie Zeuguiffe abwägen will, fo glaube 
Ad, wird man nicht mehr ungewiß bleiben, welcher Meinung man fi anfhließen joll. Alle Die- 
jenigen, welche in die Vereinigten Staaten gegangen find, um ſich felbft durch Anſchauung von 
Thatſachen von ben Bor und Nachtheilen der Einzelhaft zu überzeugen, find für viefelbe, uns 
die geringe Zahl der Gegner dieſes Syſtems beſteht nur aus foldhen, die es nicht in Wirkſamkeit 
geiehen haben. Man darf nicht glauben, daß die erſtern bie Thatfachen nad einer voraudgefaß: 
ten Anficht beurtheilt haben, daß fie dieſe Anficht durch Die Thatfachen nur beftätigen wollten. 
Im Gegentheile find alle als entſchiedene Gegner dieſes Syſtems nad) Amerika gereift; fo bie 
Herren Dr. Julius, als Abgeordneter von Preußen, Crawford, als Commiſſar der engliſchen 
Regierung, und Beaumont und Tocqueville im Auftrage der franzöftfgen Regierung. Wenn 
ich auch meiner dabei erwähnen darf, fo kann ich fagen, daß ich felbft gegen die Einzelhaft fo ein- 
genommen war, daß der Minifter, als er mir ven Auftrag, na Amerika zu gehen, ertheilte, mir 
bemerkte, wenn ich mit einer fo vorgefaßten Meinung reifen würbe, fo fel zu beforgen, daß ich 
die Thatfachen gleihfam nur durch Die Oläfer meiner Anficht ſehe und fie nicht mit der wünfchend- 
werthen Unparteilichkeit prüfe. 

Man wendet ein, daß der Unterricht in einem Handwerke in der Einzelhaft größere Schwie⸗ 
tigfeiten als bei ver gemeinfhaftlichen Anhaltung der Sträflinge barbiete, daß fogar nur eine 
Heine Zahl von Handwerken in der Binzelzelle betrieben werben könne. 

Herr Pradier, welcher 50 Jahre hindurch Arbeitöpachter in Befängnifien war, zählt 77 Hand: 

werke auf, welche in der Binzelzelle betrieben werben koͤnnen. , 
Gerr Pouillet, Deputirter und Director des Conſervatoriums der Künſte und Gewerke, 
wurbe von dem Minifter des Innern hierüber zu Rathe gezogen und nahm keinen Anftand zu 
exflären, daß die Abfonberung der Arbeiter nur zur Vollkommenheit der Arbeit beitragen koͤnne, 
indem der Genius des Boͤſen feinen ſchädlichen Einfluß überall, wo die Sträflinge in Gemein: 
ſchaft find, fühlbar macht; ver fleißige und forgfältige Arbeiter wird von feinen Kameraden ver: 
fpottet und bald ahmt er fie nad). 

Die Einzelhaft tft nicht minder günftig für ben Erfolg des Handwerks, welches der Sträf: 
ling darin erlernt, als für die Befoͤrderung ber fittlihen Beflerung und des Religionsunterrichts. 
Unter dem Ginfluffe der Nothwendigkeit und Überlegung (und wenn man die Bigenheiten 
des Sträflings berüdfichtigen kann) wird der Unterricht ver Werkführer fomol als des Geift: 
Ithen viel mehr Früchte tragen ald die noch fo oft wiederholten Unterwelfungen in ven ge: 
meinſchaftlichen Werkftätten, wo der Geiſt der Sträflinge beſtändig von andern Gedanken abge: 
‚zogen wirb. 

Der Sträfling (dem man foviel als möglich pie Wahl des zu erlernenden Geſchäfts läßt) Hat 
dabei den Vortheil, daß er fih In feiner Zelle an Fleiß und an ſolche Arbeiten gewöhnt, welche 
nicht das Zufammenmirken mehrerer Individuen erfobern, daß er daher nach feiner Entlaflung 
nicht gezwungen fein wird, in Werkflätten, aus weldhen ihn das Vorurtheil zurückweiſen Eönnte, 
Beihäftigung zu ſuchen. 

Übrigens wird bie Überzeugung, daß der Befangene ſich durch die Strafe beffern konnte unt 
müßte, daß ex ſich dadurch Feine größere moraliſche Ververbtheit zugezogen, die Öffentliche Mei: 
nung nachſichtiger machen und den Fabrikherren geftatten, ihre Werkftätten folden Übertretern, 
welche die Probe eines pennſylvaniſchen Befängniffes überſtanden haben, zu öffnen. Glücklich 
das Syſtem, welches im Intereſſe ver Geſellſchaft felbft die Wirkung der Strafe zugleid nit der 

Strafe felbft aufhebt! Die Wohlthätigkeitägefellfägaften zur Unterſtützung entlaffener Sträf: 
linge, welche ſich allenthalben vermehren und die unentbehrlihe Ergänzung jedes Bönttenttar- 
ſyſtems bilden, werden gewiß Denjenigen vorzüglich ihre Hülfe angedeihen laffen, welche eine 
folge Behandlung für die Wohlthaten des Schutzvereins vorbereitet hat. 

In Benniylvanien ift die Dauer der Gefängnißftrafen feit der Einführung der Ginzefbaft 
um ein Drittheil verfürgt worben. Ich würde, wenn man e3 zweckmäßig fände, jogar in die Ab: 
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kürzung derſelben um die Hälfte einwilftgen und doch ſelbſt die fo gemilderte Strafe noch für viel 
wirffamer halten, al® He unter dev gegenträrtigen Seſetzgebung iſt. Wer fleht nit die mannich⸗ 
faltigen Vortheile ein, welche ſich aus dieſer einzigen Thatſache ergeben? Mit einem Federzuge 
wäre bie Bevölkerung ber Orfängniffe auf die Hülfte herabgeſetzt. Welch eine außerorbentliche 
Erfparniß für den Staatsſchatz! Zugleich aber auch eine Erſparniß am Leben des Sträflings, 
welche eine größere Gleichheit ver Strafe zwiſchen dem jungen Manne, ver ohne großen Nachtheil 
einige Jahre feines Lebens opfern kann, und bem Breife bewirkt, welchen dieſelbe Strafbauer 
factifch oft auf Lebenszeit verurtheilt. Übrigens werben die kürzern Strafen fi nicht nur gegen 
den Verbrecher als eine Wohlthat erweifen, fonbern auch gegen feine unfigulbige Familie, deren 
einzige Stüge er nicht felten iſt. 

Einem der vielen an ſich nicht Verworfenen, der vielleicht wegen einer Verwundung im 
Streit verurtheilt würde, wird man jegt nicht Die That, melde feine Berurtheilung nad ſich ges 
zogen, vorwerfen,, fondern die Folgen dieſer Berurtbeilung, welche ihn mit den Auswurfe ber 
Geſellſchaft in Berührung gebracht und ihm die gefährlichften Bekanntſchaften verfchaift Haben. 
Er wird (mit feiner Familie) ein Opfer nicht feines Fehltritts, fondern ver unbegreifliden In⸗ 
conjequenz ver Gefellfchaft, welche ven Menſchen, ven fie beſſern wollte und follte, verderbt und 
in den Augen feiner Mitbürger gebranpmarft bat. Man ſpricht von der Grauſamkeit des Sy⸗ 
ftem8 der Einzelhaft; ich laſſe Sie urtheilen, welches Syſtem das graufamere ift. 

Da jede Zelle gleihfam ein voliftändiges und abgeſondertes Gefängniß bildet, worin ber 
Sträfling einer beftändigen Aufficht unterworfen ift, fo wirb e8 möglich fein, ven Charakter und 
bie Gemüthößefchaffenheit jenes Sträflings kennen zu lernen, ihm die Rathſchläge und Ermun⸗ 
terungen zu ertheilen, welche nach feiner frühern Lebensweife, nach feiner Erziehung ımd feinen 
Gewohnheiten auf fein Herz Eindrud zu machen als beſonders geeignet erſcheinen. Mag fly 
aber auch der Sträfling beſſern over nicht, ſich auflehnen ober unterwerfen , Reue fühlen over 
krotzig in feiner Bosheit verharren, fo ift e8 immer eine ijolixte Thatſache, welche die Schwelle 
dev Zelle nicht überſchreitet und welche feinen Einfluß auf die allgemeine Ordnung und Disci⸗ 
plin ver Strafanſtalt ausübt, weder Argerniß erregt noch ein böfes Beifpiel gibt. Überdies if 
diefe Strafe in Ihrer allgemeinen Anwendung der wahren Schuldbarkeit des Sträf- 
lings proportionirt, denn die Einſamkeit iſt um fo härter, je ſchuldiger und verderbter der Ge⸗ 
fangene iſt. 

Wenn die Religion nie zu dem Herzen des Sträflingd gefprochen hat, fo gibt es feine ghn= 
Rigere Lage, um denfelben für ihre heiligen Bingebungen empfänglich zu machen. Allein mit 
feinem Gewiflen, welches man mit Necht die Stimme Gottes genannt hat, wird er von den guter 
Borjägen, die er faffen will, nicht durd den Spott feiner Kameraden abgewendet. Schon bie 
bloße Gegenwart des Prieſters ift für ihn eine Wohlthat: er fieht in ihm einen Freund und Trds 
ter und wird um feine BVeſuche ald um eine Gnade bitten. In dieſer Lage vereinigt fi alles zu 
einer Beflerung. Er wird in feinen Mußeftunden von ſelbſt durch den Mangel einer Befchäftt- 
jung dahin gebracht werben, vie heiligen Bücher, die man ihm in feine Zelle gegeben, zu lefen 
and zu überdenken, und fo wird alled dahin abzielen, ihn Über feine Pflihten aufzuflären und 
jum Guten zu leiten. 1%) — 

Bei ſolchen Vorzůgen ſchäme ich mid; beinahe, die Belvfrage berühren zu müſſen. «Gs gibt 
vohlfeile Käufe, melde ven Käufer zu Grunde rigten.» Wenn man aber bie zahlreichen üÜbel⸗ 
tände und Mängel, welche das Syſtem der Gemeinſchaft der Sträflinge unfruchtbar machen, 
ibwägt, jo kommt man unausweichlich auf pie Berechnung der Folgen einer ſolchen verlorenen 
Ausgabe, wenn man nad) einiger Zeit der Erfahrung gezwungen wäre, ein mit großen Koften 
:ingeführtes Syſtem aufzugeben, um ein anderes anzunehmen. Und wenn es ertiefen iſt, daß 
yie Erſparung, welche fih aus der Anmenbung des Syſtems durch deſſen abfchredende und 
beſſernde Kraft und durch bie hieraus folgende Verminderung der Zahl Der Berurtheilungen 
ınd der Haͤufigkeit ver Rückfälle, ſowie durch die kürzeren Steafzeiten von felbft ergibt, in mehren 
Beziehungen die Koften ver Binführung deſſelben aufwiegen muß, fo fällt die Binwendung von 
elbſt hinweg. Hierzu kommt noch, daß bei ven Zellenfofteme keine gemeinſchaftlichen Speiſeſäle, 
'eine Werkftellen und Krankenſäle nothwendig find, was alfo einen bebeutenden Erſatz für ven 
höhern Preis, welchen der Bau der Zellen Eoften kann, ausmacht. 


19) Alle BortHeile des Bennfylvanifchen Syſtems für bie Beflerung und die Regeln für ihre richtige 
ns Pr Niemand vortrefflicher dargeftellt als Livingflon in der Einleitung zu feinem „Gefäng⸗ 
nißgeſetzbuch“. 
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Einfach in feiner Organifation und regelmäßig in feinem Gange, hat das Soſtem ber Gin- 
zelhaft noch überdies ven Vorzug, daß es feine heilfamen Wirkungen über die Dauer der Strafe 
hinaus erfiredt, daß es den entlafienen Sträflingen das Orheimniß ihrer Schande Tichert uns 
es ihnen möglich macht, in das bürgerliche Leben wieder einzutreten, ohne zurückgeſtoßen zu 
werden, und ohne Störung das Gewerbe, womit fie oft erſt dad Gefängniß audgeflattet hat, zu 
betreiben. Endlich macht es auch die Wahl ver Aufſeher, welche feine Empörung zu befürdhten 
haben, viel leichter, indem es ihre Aufgabe auf eine fehr einfache Überwachung befehtäntt.“ 

Herr Moreau Ehriftophe, Generalinfpertor der franzöjifgen Gefängniffe, der im Auftrag 
feiner Regierung bie amerifanifchen, bie engliſchen, ſchweizeriſchen und belgiſchen Gefängniſſe 
unterfuchte, erklärte fih Hierauf in feinem treiflihen Werke „De la reforme des prisons“, 
©. 388: „Das Syftem befländiger Trennung ifl bad einzige, welches im Stanbe ift, gleichzeitig 
vie Öffentliche Gerechtigkeit dadurch zu befriedigen, daß es ven Miflethäter für fein Verbrechea 
büßen macht, in der Freiheit lebende libelgefinnte, welche verfucht werben möchten, feinem Bei 
fpiele zu folgen, durch tiefe Scheu vor vieler Strafe abzuſchrecken, bie Verbreitung ber Au- 
fledung zu hemmen. und die Verbeſſerung des Verbrechers vermittelft ver in ihm durch dieſe 
Strafe erweckten Reue zu veranlaflen. Diefed Syſtem iſt das einzige, welches alle Bebingungen 
einer vollkommenen Strafzudt erfüllt und deshalb nad) meiner Überzeugung an die Stelle jedes 
andern gefegt werben jollte.‘‘ 

Der Beneralinfpertor ber Befängniife und Wohlthätigkeitsanftalten von Belgien, Ducpe: 
tiaux, Verfaſſer eines großen Ichrreihen Werkes iiber die Gefängniſſe, ſchreibt an Würth: 

„Unſere Anftalten find, wie Sie ſich Durch eigene Anſchauung überzeugt haben werben, wei 
entfernt, ven Ruf zu verbienen, deſſen fie noch im Auslande geniehen. Sie find dem (Auburs: 
fon) Syſtem der Gemeinſchaft ver Sträflinge bei Tage, jedoch unter ver Herrſchaft des Still⸗ 
ſchweigens und der Abſonderung verfelben zur Nachtzeit unterworfen, und id) nehme feine 
Anſtand zu fagen, dad fle ihren Zweck, von Verbrechen abzuſchrecken und bie Gefangenen zu 
beflern, nur ehr unvollkommen erfüllen. Trotz unferer anhaltenden und angeftrengten Bemüs 
haungen, troß der Verſtärkung ver Aufiicht zieht die tägliche Berührung der Sträflinge nothwen⸗ 
big ihr Verderbniß nach fi; die Nüdfälle vermehren fich flatt abzunehmen, und bie meiften gro- 
Gen Verbrechen, welche vor unfere Aſſiſenhoͤfe gelangen, find von entlaflenen Sträfliugen verübt, 
welche fi in ven Strafanftalten kennen gelernt und darin zu gemeinfhaftlidien Verbrechen ver: 
bunden haben. 

Befragen Sie alle unfere Beamten, unfere Gefängnißvorſteher, und Alle werben Ihnen fa: 
gen, daß das Auburnſche Schweigfgftem ihrem Eifer und ihren Bemühungen trogt, und daß fe 
von bemfelben nichts für die Zukunft Hoffen; Alle werden ihnen beftätigen, daß nur in dem 
Syſtem der Einzelhaft das Heil zu ſuchen iſt. Bemerken Gie wohl, daß ich nit fage: in dem 
Syſtem der Iſolirung. Diefer Unterſchied ift weientli, und nur weil man ihn nicht macht, be: 
ben die Gegner des Trennungsfyftems fo leichtes Spiel. 

Unfere ganze Gefängnißverwaltung if vem Pennſylvaniſchen Syſtem zugetban ; Leider if 
«8 nicht ebenfo ber Fall mit unfern Kammermitgliebern, welche manchmal ohne Kenntniß der 
Thatſachen urtheilen. Defienungeadtet haben wir foeben eine Abtheilung nach dieſem Sufteme 
in dem Strafhaufe zu Aloft erbaut, und im nächſten Jahre werben wir wahrſcheinlich Die bereiis 
zu bauen begonnene Zellmabtbeilung in dem Zuchthaufe zu Bent fortfegen. Zwei Fleine Sefänz- 
niſſe zu Tongern und Oſtende find in der neueften Zeit nad) dem Syſteme der Einzelhaft gebaut 
worden, und bie Befängnifle von Lüttich und Verviers, beren Bläne bereitß genehmigt find, wer 
ben nach eben demſelben errichtet werben.‘ 

Der berühmte Crawford, Gefängnißinſpector von Witteborgland, welcher feit Jahren für 
die Gefängnißverbefierung lebte und wirkte, ſchreibt: 

„88 madt mir großes Vergnügen Ihnen mitzutbeilen, daß die Meinung, bie ich ſchon lange 
in Beziehung auf das Suftem der Vereinzelung der Sträflinge hatte, durch die Erfahrungen, 
welche man in mehren nad diefem Syſteme eingerichteten Befängniflen in England gemadt 
bat, auf das vollfommenfte beſtätigt worden iſt. Je mehr ich dieſen Gegenſtand betrachte, deſte 
tiefer werde ich übergeugt, daß das Syſtem der Einzelhaft das einzige iſt, welches die großen 
Zwecke der Strafe, nämlich im Allgemeinen von der Begehung der Verbrechen abzuſchrecken, zu⸗ 
gleich aber auch den Übertreter zu beſſern und auf ben rechten Weg zurückzuführen, zu erreichen 
vermag.’ 

Der engliſche Gefängnißinſpector Ruffell, zugleich Mitglied des Verwaltungsraths des penn 
ſhlvaniſchen Gefängniſſes Pentonville in London, ſchreibt: 
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‚Bor allem erlauben Sie mir Ihnen zu fagen, daß die Meinungen, die ich ſchon feit mehren 
Jahren über dad Gefängnißweſen habe, nit das Ergebniß der Speculation, ſondern ber 
Srfagrung find, welche ich in Betreff nes Charakters und ver Wirkungen nerfigienener Gefängr 
tipfofteme bei ihrer Anwendung im Großen gemacht habe. Ich hatte nämlich durch ſechs Jahre 
ils Director des großen Sefängnifles in London und ſeitdem durch acht Jahre als Juſpector der 
britifchen Gefüngnifle Gelegenheit, die Syſteme der Gemeinſchaft, des Stillſchweigens und der 
Bereinzelung fortwährend zu beobachten. 

In dem Gefängniſſe Milbanf waren die Sträflinge während ver erften Hälfte ihrer Strafe 
jeit dem Syſteme der Einzelhaft unterworfen, während fle die übrige Strafzeit aber in Gemein⸗ 
haft arbeiteten, weil man glaubte, daß die in ber Abfonverung erworbenen guten Angewoͤhnun⸗ 
jen von Ordnung, Fleiß, Selbſtbeherrſchung und Gehorſam fie für das minder firenge Syſtem 
ver Gemeinſchaft geeignet machen, fie von einem Misbrauche der ihnen durch die Geſellſchaft 
hrer Strafgenoffen dargebotenen Erleichterung abhalten und fie für ven Verkehr mit andern 
Menſchen und für die VBerfuchungen, denen fie bei Wievererlangung ihrer Freiheit ausgeſegt 
vären, vorbereitet haben würden. Alle diefe Erwartungen zeigten ſich gänzlich getäuſcht; denn 
vährend einerfeit der bödgefinnte Gefangene mit ungebeffertem Sinn in die Geſellſchaft von 
einedgleichen eintrat und abermals winerfpenflig und boshaft wurde, ſah andererſeits ver gutge⸗ 
innte Sträfling in den neuen Unfländen, in die er gebracht warb, eine befländige Verſuchung, 
eine guten Borfägen aufzugeben, aber gewiß keine Ermuthigung, fie zu behalten. Die Befan- 
jenen ſelbſt fühlten jo tief pie Überzeugung von ven Übeln der Gefängnißgeſellſchaft, daß ſehr 
viele unter ihnen freiwillig um die Grlaubniß anſuchten, aus der Gemeinſchaft in das firengere 
Syftem der Einzelhaft zurückzukehren, meil fle felbft mit ihrem ſtumpfern moralifhen Sinne 
infaben, daß eine ſolche Geſellſchaft ihnen wahrhaft ſchädlich war und jene Hoffnung ver Beſſe⸗ 
ung zerflörte; denn wie fireng auch unfere Vorſchriften waren, un Geſpräche zwiſchen den Ge⸗ 
angenen zu verhindern, fanden wir body bald, daß dieſe Borfchriften ver beharrlichen Anſtren⸗ 
jung, womit die Sträflinge dagegen anfämpften, nicht gemachfen waren. 

Das Syflem des Stillſchweigens erwies fih in mehrfacher Beziehung als grauſam; ich will 
yier bloß zwei Urfachen erwähnen: erftlich, weil es die Mittheilungen zwifchen menſchlichen Ge: 
höpfen, vie man zwingt in Geſellſchaft zu fein, verbietet und ſomit einem großen Naturgeſetze 
uwiderhandelt; und zweitens, weil ed bie mit der Aufrechterhaltung dieſes Syſtems Beauftrags 
en mit einer Gewalt bewaffnen muß, die nothwendig ver Stärke des Naturtriebes, den e8 vers 
jeblich zu beſchränken verfucht, proportionirt ifl, Die ganze Gefchichte des Syſtems des Still- 
chweigens ift betrübend, und es ift fhwer zu fagen, ob es mehr wegen ver von ihm bewirkten 
Erhitterung aller Gefühle der Sträflinge, oder wegen feiner Tendenz, bie Herzeu der Beamten, 
‚te e8 vollſtrecken, zu verhärten, ihren Gharafter zu verſchlechtern und ihren Geiſt zu verwirren 29), 
verdammt zu werben verdient. 

Das Syſtem des Stillſchweigens ift auch Eoftipielig. Die Bejoldungen ver Beamten machen 
inen großen Poften in ven Gefängnißausgaben aus, und dieſes Syſtem kann ohne ein fehr zahl⸗ 
eiches Beamtenperfonal nicht durchgeführt werben. Dies iſt aber niht Alles. Die Strafen, 
velche, um das Syſtem wirkfam zu machen, häufig und ſtreng fein müſſen, unterwerfen den Über⸗ 
reter entweder einer verminderten Koft, wodurch feine Geſundheit, Stärke und Gonftitution lei⸗ 
‚en, wodurch alfo des Menfchen werthvollſte phyſiſche Güter verringert werben, over fie verbam: 
wen ihn zu ver vollftändigften Arbeitölofigkeit in ver Dunkelzelle, wodurch fie feinen moraliſchen 
md gewerklichen Bewohnheiten zumiberlaufen. 

Es iſt aber auch ein vermwideltes, complicirtes Syſtem — eine Einmwenbung , die [don aus 
en Vorhergehenden ſich ergibt. Die ganze Mafchinerie des Syſtems des Stillſchweigens iſt nur 
rbaut und in Bewegung gefegt, um einer Schwierigkeit zu begegnen, bie taufend verſchiedene 
Beftalten annimmt. Sie muß fid in die endloſen Nänte, LKiften und Auskunftömittel ſchicken, 
veldhe der durch den Drang der Nothwendigkeit gefchärfte menfchliche Big anwendet, um das 
Syſtem eines erzmungenen Verſtummens zu vereiteln. 

Wie kann nun irgendein dauernd Gutes dur ein Syſtem bewirkt werben, das den Gefan⸗ 
jenen unabläjfig plagt und quält, das jede Bewegung feines Körpers, jede Bewegung feiner 


20) Bekannt ift es, daß ber berühmte Capitaͤn Lyndts, ber Gründer des Auburnſchen Syſtems, 
jpäter ber Erbauer ber auburnfchen Anftalt Sing⸗Sing, ſich als Dirertor biefer Anftalt zuletzt im 
Rampfe für das naturwidrige Schweigen jo verhärtete, Daß er wegen empürenber Grauſamkeilt vor Ges 
richt geftellt wurde. 
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Lippen, ja jeden Mick feines Auges bewacht, blos um ihn durch Steafe zu verhindern, feine Se: 
danken mit einem Mitgefhöpfe auszuwechſeln? — Es ift unmöglich. Die häufigen Streitigfei- 
ten und Beſchwerden, welche dad Syſtem bed Stilffigweigens erzeugt, welche zu ſchlichten ober zu 
befeitigen täglich ein gutes Stüd Zeit fobert und in der That jelten gefchlichtet ober befeitigt wer: 
den, ohne ein Gefühl erlittenen Unrechts zurückzulaſſen, beweiſen klar, daß biefes Syſtem als 
ein Mittel zur Bewirkung einer heilſamen Anderung in der Gemũthobeſchaffenheit und dem Be: 
nehmen der Gefangenen ganz Eraftlos if. Was andererſeits ven Zweck, Unterrebungen zu un 
terdrücken, betrifft, fo find bie Strafen, welche diefed Syflen anwendet und welche ebenſo viele 
Beweiſe von feiner Erfolgloflgkeit And, jo fireng, und die Macht, welche e8 für feine Bollzieher 
in Anfprud nimmt, ift fo unverantwortlich, daß Die Öffentliche Meinung es nicht erträgt. Um 
ſich alfo der Foderung eines aufgeflärten und wohlwollenden Zeitalters zu fügen, ift es gezwun: 
gen, die nothwendige Stuenge feiner Disciplin aufzugeben. Das Syftem iſt daher auf das Di- 
lemma rebucirt: Entweder läßt es in ver Strenge feiner Borfchriften nach, und dann verliert es 
feine Wirkſamkeit; oder ed handhabt feine Vorſchriften, und dann flreitet e8 gegen Die Gefühle 
der. verledten Menſchheit. 32) 


21) Alles Bisherige beflätigt ausdrücklich auch einer ber ebelften und größten Staatsmänner. Dar 
Minifter Lord John Ruffell in feinem Eircular zu Gunſten der Einführung des Bennfylvanifihen Ey 
ſtemo in ganz England vom Jahre 1837 fagt gegen das Auburnfche Syflem: „Sie werben aus dem 
Berichte über das Gefängniß Coldbathfielde und aus ber in dem Berichte des Gefaͤngnißinſpectors für 
den nörblichen Bezirk enthaltenen Schilderung des Zuchthaufes in Waleflelb entnehmen, daß Diefe Stra 
fen fehr zahlreich und außerorbentlich Läftig und peinigend (vexatious) find. Die Praris felbft ift eine 
ſtarke Einwendung gegen bas Syſtem, dena fle wechfelt mit den Strafen ungleihförmig in verſchiede⸗ 
nen Fällen, und die Strafe, welche der richterliche Spruch verhängen wollte, wird durch Zufügung 
neuer Strafen verfchärft. 

@in Gefühl beftändiger Aufregung wird fowol durch bie Beobachtung ber Borfchrift des Stillſchwei⸗ 
gens als auch durch die Strafe für deren Übertretung aufrechterhalten. Die Strafgefangenen follten we 
möglich Ei einem ruhigen und unterwürfigen Gemüthszuſtande gebracht werben, in welchem fie mit 
Muße über die Schlechtigkeit ihres frühern Lebenswandels nachdenken fönnten, wodurch einige Hof 
nung ihrer Beflerung gegeben wäre. Statt deſſen fperrt man fie in Gefellichaft ein und fobert fie, da 
nicht jede Möglichkeit einer Mittheilung unter ihnen ausgefchloffen iſt, gleichlam heraus zu einem be 
fländigen Kampfe mit der Staatögewalt. Sie verlafien baher bie Strafanflalt mehr aufgereizt als ges 
emütbigt.burch die erlittene Strafe.” . 

Das Faſten, welches eine von ben oft verhängten Strafen ift, hat häufig einen nachtheiligen Einilaz 
auf die Gefunbheit, während es doch die Wiederholung ber Übertretung nicht verhindert. 

In der vortrefflichen weitern Ausführung der Verberblichfeit des abfolut wibernatürlichen Schweig⸗ 
ſyſtems von Barrentrapp (in feinem „AusfQußberiäht“, S. 19 fg.) verbindet berfelbe mit jenen früßern 
Zeugniffen auch viele neuese. Sie thun newidertegia bar: 1) daß das Schweigen nirgends erzwungen 
werben fonnte; 2) daß die Smangsmittel für daſſelbe ſtets barbarifch, gefundheitswibrig und ber Bene 
rung feindlich wirfen; 3) ja vi fle die Bosheit ber Verbrecher herausfobern und reizen, weshalb and 
boshafte Beichäbigungen von Perfonen und Eigentum, große Verſchwoͤrungen und Meutereien zum 
Mord ber Directoren u. ſ. w. in den auburnfchen Anftalten in Amerifa an ber Tagesordnung find. Mitter: 
maier in feiner „Sefüngnißreform‘, S. 3, berichtet wieder von einer neuerlichen Berfchwörung von 60 
Sträflingen, weiche in Neuyorf ihren Borfland ermorden wollten. Die Auficher find mit ſtets gelate: 
nen Doppelpiftolen bewaffnet, ohne doch in ſolchem fcheußlichen verwilderten Kriegsfoftem gegen bos 
hafte Verlegung ihrer Perfonen und der Anftalt fiher fein zu Eönnen. Diefe Zeugniffe thun endlich 
4) dar, daß die verbrecherifchen Verbindungen und Befanntichaften während der Dauer bes Gefäns: 
nifjes und nach berfelben zahllofe neue Berbrechen und Rücfälle erzeugen. Doch bier mögen nur ned 
juei ber ſachkundigſten Zeugniſſe fowol in Bezug auf die ſtrenge Durchführung des Schweigſyſtems in 

erika wie in Bezug auf die mildere in Europa fich gegenüberftehen. 

Troß der aͤußerſten Strenge ift bie Durchführung des Schweigens unmöglich, da, wie der große Ge⸗ 
feßgeber Edw. Livingfton in feinem ‚Letter to Roberts Vaux on the advantages of the Pennsylra- 
nia system of prison discipline‘' (PBhilabelphia 1828), S.8, mit Recht bemerkt: „die vermorfenfiea 
—— jahrelang in der nämlichen Werkſtätte wenige Fuß voneinander arbeiten. Mau ſagt, eine 
ſtrenge Zucht beuge diefem vor, bie Entdeckten würben augenblidlich befivaft und bie Furcht vor- neues 
Strafen erhalte x fchweigenb. Dorfüchtig mid fie biefelben machen, aber fle müßten ihre Natur nid: 
allein als Miffethäter, fondern aud als Menſchen ganz umänbern, wenn fi nicht ihr Berlangen ftei⸗ 
gerte, miteinander zu verkehren, fobald nur irgendeine ————* ba iſt, dies unbemerkt zu thun. 

Nutzlos waͤre es aber zu leugnen, bap eine ſolche Möglichkeit ſtattfindet, nicht nur währenb der Ar 
beit, wo ein an einen Anbern, nur wenige Buß davon Stehenben gerichtetes Wort bei dem Klange der 
Hämmer und dem Geräufch der Mafchinen nicht weiter gehört werben fann, als es gehen fol, fonbern 
auch längs des Marfches in Reihen zur Arbeit und von berjelben, wo bie Lippen jedes Sträflingse nur 
wenige Bolle von dem Ohr feines Borbermanns entfernt find, welche Stellung unendlich wohl baranf ber 
rechnet ift, das Wort ber Empbrung fortzupflanzen, ober Verabredungen über Zeichen des Einverftän® 
niſſes von einem Ende der Linie bis zum andern mit elektrifcher Schnelle zu überbringen. Der Verſuch 
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5. Das pennſylvaniſche Bereinzelungsfoftem Dagegen ift mit Erfolg zur Anwendung gelone 

men. Wo immer in der Wirkſamkeit dieſes Syſtems fi ein Mangel im Erfolg zeigte, da koͤnn⸗ 
ten wir nachweiſen, ba er von der Vernachläſſigung oder unzweckmäßigen Beranflaltung man 
der Einzelheiten herrlibrte, bie nach unſerer Überzeugung. und wiederholten Erklärung für eine 
erfolgreiche Annahıe dieſes Syſtems weſentlich find. 

Die Sffentlihe Meinung, melde, folange ver Plan nicht unterfucht war, ſich dagegen aus⸗ 
Sprach ober ganz gleichgältig blieb, wird ihm täglich günftiger, ſodaß in den legten vier biß fünf 
Jahren kein neues Gefängniß gebaut und feine Anderung felbft in ſchon beflehenden Gefäng- 
niflen anders ald nach dem Vereinzelungsfyftem vorgenommen wurbe. &o groß Ift ber praftifche 
Fortſchritt, welchen das Syftem während biefer Zeit bei und gemacht Hat, daß nahe 6000 Zeilen 
theils ſchon gebaut, theils im Bau begriffen, theild bereits zu bauen befohlen find, alle von glei⸗ 
cher Groͤße und nad Einem Princip, nämlich dem der Eingelhaft, wie es in dem Pentonville-Ge⸗ 
fängniß durchgeführt tft.’ 

Der tüchtige erfahrungsreiche Gefängnißbeamte endigt fein Gutachten mit der Erklärung 
feines freudigen Bewußtfeind, zu einer fo wichtigen Verbeflerung in feinem Vaterlande mitge- 
wirkt zu haben, und dem innigſten Wunſche ihres Sieges aud in andern Ländern, und fagt 
ſchließlich: „So lang diefed Schreiben ift, fo wäre es mir doch leichter, es noch länger zu machen, 
als es abzufürzen, denn die Gründe zu Gunſten des Vereinzelungsfoflemd, die meinem @eifte 
vorſchweben, find fo zahlreich, daß es mir ſchwer ift, fie alle aufzuzählen. Id; begnũge mich daher 
Damit, zu jagen, daß ih Durch Anempfehlung dieſes Syſtems eine Nationalwohlthat zu beförbern 
fuche. Von dieſem Syſteme kann ih wahrlich jagen: «Esto felix, praevalens et perpetual»” 

Diefes ift die Sprache der wärmften Innigften Überzeugung, ia faft bie Sprache ver Begel- 
flerung, und dieſes bei erfahrenen, zum Theil bei ergrauten Gefhäftömännern! Beachten wir 
dieſe Sprache, jedoch misverſtehen wir fie nicht. Diefe Männer wollen gewißlich nicht fagen, 
und ebenfo wenig auch wir, daß dad Trennungsſyſtem ein vollkommenes Inflitut fei, wie es ja 
überhaupt unter vem Monde kein ſolches gibt: Mängel, Bevenklichleiten und Gefahren bat jede 
menſchliche Schdpfung, und fiher auch dieſe. Und vollends Hielten jene Diänner das penn- 
fylvanifche Gefängniß für feine angenehme Sache. Ad nein, Strafanftalten ind keine Hespe⸗ 
ridengärten. Und fiher, unfere alten Zuchthäuſer mit ihren alten Gifenfirafen und ihrer Zucht⸗ 


biefe leichten Gelegenheiten zum Verkehr unfhadlich zu machen, muß, obgleich er niemals vollftändig 
gelingen kann, dadurch unterflügt werden, daß eine unbefchränkte Gewalt in die Hände nicht allein des 
orftehers, fondern jedes untergeorbneten Wärters gelegt wird. Augenblickliche Beftrafung durch das 
Ueberziehen von Schlägen, darauf beruht die ganze Einrichtung. 
Jeder Wärter, felbft von unterm Range, jet das Recht, die Gefangenen gu fchlagen. Er braucht 
nur eine unehrerbietige Bewegung, einen Blid des Einverfländniffes zu bemerken, fo gebietet ihm feine 
Pflicht die Anwendung der Beitfee, und zwar ohne fi, deshalb an die Direction wenden zu müflen. 
Seine Behauptung, gefehen zu haben, wie ein Gefangener einem andern ein Zeichen machte, genügt; 
ber Gefangene mag leugnen oder vorgeben, er habe nicht bie Abficht gehabt, gegen bie Hausorbnumg zu 
verftoßen, man fchlägt ihn und zwar nicht nur, al6 wenn die Anklage beftätigt wäre, fondern — mit der 
ſcheußlichſten Tortur — gie bis er die Wahrheit der That, deren man ihn anflagt, eingeſteht. So ers 
pebit kann ſich die Gerechtigkeit in ben Selängnifen zeigen; ich behaupte fogar, fo wird fie wirflich aus⸗ 
geübt, und biefes Mecht € in unfern Tagen durch die Gerichtshöfe feierlich geheiligt worden ale eine 
nothwendige Befugniß nicht nur bes Directors und ber Infpectoren, fondern auch bes einfachen 
Märters.” Dem fügt Barrentrapp Hinzu: „Wenn nun aber Alle, welche bie auburnfchen Straf, 
auftalten Amerikas befucht haben, Crawford, Torqueville, Beaumont, de Metz, Blonet, Emith, Julius, 
Mood, Brabforb, Lieber, Graf Sörz u. f. w., gleichlautend berichten, daß daſelbſt trop aller harten 
Mafregeln der Verkehr der Befangenen untereinander nicht angelehnitten ift, fo wirb man wol gern. 
Tauben, baß in ben europäifchen derartigen Anftalten bei minder graufamen Disciplinarftrafen das 
chweigen ebenfo wenig in Wahrheit burdigeführt wird.‘ 
Duepltiaus (Momoire, ©. 20), Generalinfpector der beigifchen Gefängniſſe, indem er den Eins 
druck der auburnichen Befängnifie auf den Gefangenen wie auf ben Beobachter ſchildert, fagt: „Ueberall 
machen bie auburnfchen Anfalten mehr den Bindrud von großen Fabrifen als von Straf⸗ und Bußs 
anftalten. Anfcheinend herrſcht Orbnung, aber unter dieſem Schleier verbreiten ſich Unflttlichfeit und 
die fcheuglichften Lafter unaufhaltfam; neben dem mehr oder minder hohen Antheil der Gefangenen au 
dem Arbeitserträgniß ift die Zahl der Kückfälle im Steigen begriffen. Der Schrecken, ben die Gefaäͤng⸗ 
nißſtrafe einflößen follte, verliert fich in ben geräufchvollen Arbeitsfälen, in den zahlreichen Genoſſen⸗ 
fchaften, wo der Verbrecher Mitfchuldige und Befährten feiner Wahl findet. Was iſt in ben meiften 
Füllen das Gefängnig für ihn? Ein Zufluchtsort vor dem Elend, wo er ber Sorge für die Zufunft ent 
hoben, gut gefleivet, gebettet, genährt, gepflegt, unterrichtet ift u. ſ. w.“ Huch nach ihm weichen die aus 
Burnfchen Anftalten nicht weientlid ab von ben etwas befier geleiteten alten Anftalten ohne Gebot des 
Stillſchweigens, beren Schilderung bereits oben gegeben il. 
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loſigkeit, ſowie das Auburnſche widernaturlich und grauſum gehandhabte Schweigſyſten Ant cd 
auch nicht. Nein, eine Strafe, eine ſtarke Strafe muß leider auch die einſame peumſylvaniſch 
Zelte bleiben: Sagt auch ver Eine etwa, ver Gebildete ziehe fie der Gemeinſchaft mit rohe 
Menſchen vor, und der Stumpfjinnige , deſſen hoͤchſte Freuden Rtuhe, Schlafen und Effen im, 
fühle den Mangel an Geſellſchaft nicht: im Durchſchnitt iſt fie dennoch ſtets eine ſehr Hark 
Strafe, denn auch nicht fo graufant als eine ſtreng gehändhabte auburnide Strafe. _ 

Was alfo jene Männer ausbrüden, iſt nur ihre völlig entichienene praftifche Überzen⸗ 
gung, daß das neue Straffuftem dem Geftraften felbft und der Geſellſchaft ungleich Heilfamır, 
ihrer und der Menſchheit ungleich würbiger fei als die allein noch Übrigen beiden anbern Ser 
fteme, duß die legtern nicht beflern, felbft vielfach verlegen und neue Verbrechen erzeugen. 

Wol natürlich) bleibt e8, daß wohlwollende Männer zuerſt vor biefer einfamen Zell 
zurüdfchrafen, zumal folange fie ihnen nod in übertrieben nachtheiliger, Die anbera GSyftrur 
Dagegen in allzu vortheifhafter Geftalt vor der Seele ſchwebten. Doc; wenn man redlich geprüft 
und dann das verhälmigmäßig Beſte und Ausführbarfte, das menigft Unvollkommene erfanzi 
Hat, alsdann muß man auch wiflen, wad.man foll und will, man muß frei von unmännlichen 
ewigen Schwanken und ſyſtemloſem Juftemilieu, man muß fo wie jene praktiſchen Männer ai 
männlicher Entſchloſſenheit und praftifher Wärme des Willens volffländig dad allein Rebe 
ergreifen und vertheidigen. 

Alle bier auszüglich mitgetheilten Reſultate über vie beiden Hauptſyſteme, welche gan 
ebenfo die offictellen Berichte des englifchen Capitäns Pringle und ver canadiſchen Abgejanttrı 
nach ihren Sefängnißunterluhungen in Nordamerika audfpradhen, beftätigen nun jene zuret 
genannten berühmten Praktiker und Gelehrten in ihren größern Werfen und den officielir. 
Berichten an ihre Regierungen durch größere Ausführung und flatiflifche Belege. Ebenſo tbut 
«8 auch Julius, und dieſer, nach preijährigem Aufenthalt in Amerika in pen Jahren 1834, 1855 
und 4836, in feiner größern vortrefflihen Darftellung im zweiten Bande von „Norbameritat 
fittliche Zuftände”‘, forwie in vielen fpätern Abhandlungen und no in dem 1844 gegebenen 
Bericht über bie glüdlichen Refultate des großen pennſylvaniſchen Gefängnifles Bentonville in 
London („Jahrbücher“, V,I, S. 40). 

Leider zwingt mich der Raum, auf weitere Auszuge aus dieſen und andern gründlichen 
Schriften zu Gunſten des Pennſylvaniſchen Syſtems, wie die von Würth, David, und nament⸗ 
lich auch aus dem vortrefflichen Werke des jetzigen Koͤnigs von Schweden und aus den Schriften 
amerikanifcher Staatsmänner, insbeſondere aus der vortrefflichen Schrift des in beiden Weli⸗ 
theilen allgemein verehrten Livingſton, ſowie aus den neueſten vortrefflichen Berichten von 
Varrentrapp und Probſt zu verzichten. 

Nur den Schluß der Geſchichte und Statiſtik beider Syſteme in Amerika in dem Werke 


von Julius (U, 147) füge ich noch Hinzu. Er ſagt: „Erwägt man, daß erſt im fünften Jahre 


der Wirkſamkeit ver 1829 eröffneten philadelphiſchen Anftalt (alfo 1835) eine gerechte Ber: 


gleihung der Ausübung und der Erfolge ihrer Strafweife mit der auburnſchen flatifinten | 


‚Sonnte, fo zeigt fi) das überraſchende Ergebniß, daß feit jenem Stufenjahre unter neun ent 


worfenen Befangenhäufern ſechs nad dem Pennſylvaniſchen und nur drei nah dem Auburn- 
{hen Syſtem in Amerika eingerichtet wurden. Es erhellt hieraus, daß vie Sffentlide Meinung 


in Amerika, jeitvem die vollſtändigen Acten beiver Parteien ſpruchfertig vorliegen, ich für 
das Pennſylvaniſche Syftem entſchieden hat.” “ 

Ja, ſeitdem vernehmen wir ſogar, daß man in Auburn ſelbſt, ebenſo wie in ver weitaus am 
beſten eingerichteten auburnſchen Anftalt in Europa, in der genferiſchen, neben den auburnſchen 
Strafhäuſern noch eine pennſylvaniſche Einrichtung zu gründen ſich gendthigt jah. Erawfon 
und Ruſſell aber berichten an ihre Regierung (2 Report., S. 16): „Es iſt ein Umſtand, welcher 
viel Aufmerkjamfeit verdient, daß eines der färkiten Zeugnifie für Die Borzüglichleit bes Penn: 
folvanifchen Syſtems von Denen herrührt, welche am beften mit ven Wirkungen des Auburr: 
ſchen Syſtems bekannt find. Wir fönnen mit Wahrheit behaupten, daß mir alle auburnſchen 
Strafanftalten in Amerifa unterſucht Haben, und wir innen einflimmig mit der größten Wahr⸗ 
beit jagen, daß die Direstoren aller dieſer Anflalten mit Ausnahme eines einzigen uns erklän 
Haben, daß, „wenn fie noch Die Wahl hätten, fi für das Syſtem des Stillſchweigens oder für 
das Syſtem ber Trennung zu beflimmen, fie unbedingt dem leptern den Vorzug geben würden“. 
Und ganz daſſelbe verfihern die ausgezeichneten genfer Staatsmänner und Gefängnißkundigen. 

Nur das muß bier nod) hinzugefügt werben, was Varrentrapp in feinem Ausfhußberigt 
von 1856 über das genferifhe (auburnfhe) EIaffificationsfyflem berichtet. 
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Im October 1825 warb bie nad) dem Strahlenplan erbaute Strafanftalt in Genf eröffnet. 
Sie enthält neben einigen Arbeitsfälen 56 Einzelzellen; die Säle, die Spazierhöfe und theil- 
weile bie Gänge vor den Zellen find von dem Directionszimmer aus zu überfehen. Die Haus: 
zucht beftand anfangs in nächtlicher Trennung, Stillſchweigen bei der Arbeit; anfländiger 
Verkehr war in den Erholungsftunden und Sonntags geflattet. Diefe Zucht erzeigte ſich als 
zu mild, ed trat daher in den Jahren 1835 — 55 ſtufenweiſe Verfhärfungein mit fhärferer Aus⸗ 
prägung verfchienener Blaffen oder Stufen; es wurden vonnun an die Griminellen und Nüdfäl: 
ligen, die leztern ein bis drei Donate, ijolirt, fie apen in ihren Zellen, einfamer Spaziergang ; die 
Griminellen und Ausnahmen ebepfo, jedoch nur acht bis vierzehn Tage Iſolirung; die Gorrectio: 
nellen fünf bis zehn Tage Ifolirung, zeitweife leife Unterhaltung einiger geftattet ; die jugendli⸗ 
hen und die Gebeſſerten drei bis acht Tage ifolirt. Weitere Unterſchiede ver einzelnen Glaffen lie⸗ 
gen in Art der Arbeit, in der Häufigfeitder ihnen gewährten Befuche, ver Beſchäftigung mit Leſen 
und Schreiben im Arbeitöfaale u. |. w. Aus einer in die andere Claſſe wirb je nach dem Be: 
tragen vorgerüdt oder zurüdverfegt. Zur Durchführung dieſes Syſtems bei noch nicht 60 
Sträflingen waren zwei Directoren angeftellt (der auögezeichnete, praktifch tüchtige Aubanel und 
neben ihm der ald Schriftfteller über dad Gefängnißweſen berühmt gewordene, jept als Agent 
be parifer Schußvereind thätige Grellet-Wammy), zwei Geiftliche, ein Arzt und die nöthigen 
Unterbeaniten, daneben ein Infpections=, ein Verwaltungd=, ein Moral-, ein Begnadigungs⸗ 
(omite und ein ſolches von Ehrenbefuhern. Nirgends und nie fonft waren fo. ausgezeichnete 
Kräfte in folder Zuhl bei Gefangenen thatig. Dennoch entſprach das Ergebniß nicht den Erz. 
wartungen. Die Schärfung der Zucht (von 1833 —35) wirkte zwar vortheilhaft, die Rück⸗ 
fälle fheinen von 18 auf 13 Proc. gefallen zu fein; aber nach Ausfage von Aubanel und 
Grellet:Banımy felbft war eine richtige Blaffification nicht zu erzielen, das Stillſchweigen in 
Wirklichkeit nicht durchzuführen, Heuchelei ward befürbert, und neben manden fonftigen Un: 
vollkommenheiten flieg die Sterblichfeit von 2,30 Proc. auf 3,02 Proc. (von 1855—55 war 
fie freilih wieder geringer), und von 1825—41 famen unter 431 Gefangenen 28 Wahn: 
finnsfälle vor, d. h. 1 auf 15. Schon wenige Jahre nad) ber erwähnten Schärfung verlangte 
Aubanel eine weitere Ausdehnung der Einzelhaft, namentlich für Rückfällige, felbft für vie 
ganze Zeit ihrer Strafhaft. Die gejeßgebenven Behörben flimmten im Princip zu, viele Mit: 
glieder verlangten überhaupt Einzelhaft ald die Regel. Es warb durd das Geſetz vom Yebruar 
und März 1840 der Berwaltung in biefer Beziehung eine große (wir jagen bei weitem zu 
große) Machtvollkommenheit gegeben, und einftweilen feſtgeſetzt, daß die Gefangenen bei ihrem 
Eintritt in die Anftalt während einer Zeit von höchſtens ſechs Monaten, Rüdfällige aber min=, 
Deftend ein Jahr und nicht über die Hälfte ihrer Strafzeit ifolirt werben follten, ſobald Die 
baulichen Einrichtungen es geſtatten würden. Hätte die Bauart nicht entgegengeftanden, jo 
wäre man wahrfcheinlich noch weiter gegangen. Außerdem warn (neben dem Strafhauß für zu 
einem Jahre und länger verurtbeilten Männer) ver Bau eines neuen Haftgebäudes für alle an: 
Dern Arten von Gefangenen befchloffen, in welchem die Mehrzahl ver Gefangenen der Einzel: 
Haft unterworfen wurden. Die Sterblichkeit in dieſer Anftalt war fehr gering; Wahnſinns⸗ 


fälfe find (bei etwa 5—600 Aufnahmen jährlih) nur in den erften Tagen ber Haft bei abge: . 


fperrten Unterfuhungsgefangenen oder fehr empfindlichen Individuen vorgefomnten, etwa 
einer im Jahre. . 

Man erfieht aus diefen Angaben, daß das genfer Syſtem von feinen eigenen Gründern 
mehr und mehr der Einzelhaft genähert, ſchwankend durchgeführt worden und keineswegs 
geeignet if, zur Nachahmung empfohlen zu werben. Obgleih nun 30 Jahre in Thätigfeit, iſt 
es auch eigentlich nirgends nachgeahmt worden als in St.Gallen. Früherhin in vielen Schrif- 
ten eifrig anempfohlen, find die Stimmen für daſſelbe verſtummt. 

Eine meifterhaft geleitete Anftalt ähnlicher Art, die feit 1840 beſetzte Strafanftalt St.: 
Jakob bei St.Gallen, dient zur Aufnahme von zu mindeſtens drei Monaten verurtheilten 
männlichen und weiblichen Sträflingen. Diefe Kleine Anftalt bejigt ein genügend zahlreiches 
Beamtenperfonal, an deſſen Spige ein durch tüchtige Bildung, Verſtaͤndniß, Energie und Eifer 
gleich ausgezeichneter Director, W. F. Moofer, ſteht. Die Gefangenen find nächtlich vereinzelt, 
bei Tage unter firengflem Stillfehweigen vereiniget; fie find je nad Ihrem Betragen in vier 
GClaſſen getheilt, die fi zumeiſt durch die Höhe des zu ihrer Verwendung geftellten Verbienft- 
antheils, durch die Häufigkeit der geftatteten Bejuche, des Briefwechſels u. ſ. w. unterſcheiden. 
Ermahnungen, Schmälerung der Koft, Einſperren in ſcharfen Arreſt und in finftere Zelle, fo= 
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wie koͤrperliche Züchtigung find die Strafmittel, haven ſich aber nicht als genügend bewährt. 
Es iſt daher durch Beſchluß des Großen und Kleinen Rathes im Januar 1854 unter gewiſſen 
Vorſchriften Verhängung von Einzelzellenhaft von ein bis ſechs Monaten geſtattet worden; ber 
Director rühmt in hohem Grade die Wirkſamkeit dieſes Strafmittels. Von Anfang 1840 bis 
Ende 1855 ſind in der Strafanſtalt 882 Gefangene (darunter 148 Weiber) aufgenommen 
worden; 92 derſelben find bisjegt vhckfällig geworden; 108 (12 Proc. der Aufgenommenen 
oder, was einen richtigern Maßſtab gibt, 7,11 Proc. zum täglihen Verfonalbefland) find ge 
florben. Der tägliche Durchſchnittsſtand war 95. ‘ | 

Disciplinarftrafen wurden 7392 verhängt, oder jährlid 462; was durchſchnittlich fünf 
Beftrafungen auf jeden Gefangenen des Durchſchnittsſtandes ergibt (während in Bruchſal 
1854 nur 135 meift nur in Verweiſen beftehende für 87 Sträflinge unter 550 nöthig waren). 

Die Meinung in St.Gallen über das richtige Straffgftem Hat fi allmälig ſehr geän— 
dert; noch zu Ende der vierziger Jahre wollte dort Niemand etwas von Einzelhaft wiflen, jegt 
wird wol eine Bereinigung des Auburnfchen und des Bennfylvanifhen Syſtems von der Mehr⸗ 
heit ver beiden Näthe als das Geeignetfte angefehen, und fteht demnach auch In nicht ferner Zeit 
die Erbauung eines dritten Stockwerkes mit 30 Zellen für die Einzelhaft alderfte Veränderung 
u erwarten. 
| Director Moofer, der Träger und die Seele diefer Eleinen Anftalt, ſelbſt fagt (, Pöniten- 
tlaranftalt bei St.Gallen”, 1851, ©. 329), daß diefelbe unter einemandern Di: 


:rector, ober überhaupt, wenn fie größer wäre, ganz andere Ergebniffe liefen 


würde. Ferner erflärter: „Das Iſolirungsſyſtem beruft auf vem Grundſatze, daß das Ar: 
ſchneiden jeglicher Gelegenheit zum Sündigen und fomit die Vermeidung jegliher Berührung 
der Sträflinge unter ſich, und der fürzere oder längere Umgang mit fittlih guten Menden, 
verbunden mit einer angemeflenen Beſchäftigung, ven Verbrecher jittlih beffer made. Diele 
Anſicht Hat viel Einnehmendes, In Vergleihung mit den Theorien anderer Syſteme Beſtech⸗ 
liches, und daher auch viele eifrige Vertheidiger gefunden. Auf dieſem Gebiete Haben wir Feine 
Erfahrungen gefammelt. Wir mafen und aud daher nicht an, hierüber unbedingt cin Urtbeil 
abzugeben.“ 

Varrentrapp fügt noch die Worte des Ausſchußberichts an die franzöfifhe Abgeorbneten: 
kammer 22) Hinzu: „Nichts iſt fo erwiefen, als die Nutzloſigkeit der Elaffeneintheilung dev Verhaf⸗ 
teten, um ihrer gegenfeitigen Verderbniß vurzubeugen. Uber diefen Punkt flimmen alle Männer, 
welche vie Öefängniffe in ver Nähe gefehen Haben, überein. Menſchen von gleicher Sittenverderb⸗ 
niß zufammenzubringen, Heißt ſchon wollen, daß jeder von ihnen mit der Länge ber. Zeit ſchlechter 
werde als er war; aber ferner ift e8 auch unmöglich zu wilfen, welches die Verbrecher von glei: 
her Sittenverberbniß find. Es gibt fein Äußeres Zeichen, das mit einiger Gewißheit den Grad 
der Verdorbenheit anzeigen könnte, zu dem ein Angefhuldigter gelangt ift, ebenfo wenig ald tie 
Mittel, die er beiigt, feine Zafter jeiner Umgebung mitzutheilen. Die ihm zur Laſt gelegte ſtraf⸗ 
bare That verbreitet über diefen Punft nur jebr wenig Licht. Als der Herr Minifter des Innern 
im Jahre 18356 an die Directoren der Gentralhäufer die Frage ftellte, ob unter den ihrer Aufiik: 


- amvertrauten Gefangenen die wegen Verbrechen Verurtbeilten ihnen verborbener ſchienen 


als die wegen Vergeben, fo antworteten beinahe alle, daß ein folder Unterſchied zwiſchen bieten 


- beiden Slaffen nit zu bemerken ſei, und er in allen Fällen eher zu Gunſten ver Griminellra 


ausfallen würde.” 

Aus dem Bisherigen ergibt fich, daß das Pennſylvaniſche Syftem viele ganz unleugbare in 
ber Natur der Sache liegende und bewährte große Vorzüge hat, daß es von den ſachkundigſten 
und wohlwollendſten Männern ganz entſchieden und ald das weitaus befte Syſtem empfotler 
wird, daß ed im Kampfe mit den beftehenvden Einrichtungen und Vorurtheilen in allen ciri.i. 
firten Ländern und im Kampfe mit dem zuerft fo glänzend aufgetretenen Auburnfhen Syſten 
einen Sieg In der civlliſirten Welt erfämpfte, wie in fo kurzer Zeit vielleicht nie ein andert? 
neues Syſtem. 

Mas ift nun aber der eigenthümliche Grundgedanke des Pönitentiarſyſtems, verjenize 
Sauptvorzug, welcher e8 bewirkt, daß es jo viel voflftändiger und beffer ald andere Syſteme all 
Strafzwecke und die vollftändige Austilgung der ganzen Schuld bewirkt, daß es auf die bei 
Weiſe den Verbreher und fein Verbrechen bewältigt? Es“faßt das wahre Wefen Des er: 
brechens und der Strafe auf. Es behandelt die verbrecheriſche Schuld am richtigſten, nänılid a3 





22) ©. „Jahrbücher der Gefängnißkunde“, IV, 233. 
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ein moralische 8 Übel, und befänipft e8 angemeſſen mit ver morali ſchen Kraft der Strafe. 
Die andern Straffyftene halten ih an die Sinnlichkeit, den blofien äußern Träger der Schuld 
wie ver Strafe. Sie ſuchen Die Verbrecher nur an ihrer finnlihen Natur zu faffen. Da aber 
And die Verbrecher Meifter. IHre finnlichen Triebe und Kräfte ſind ftärfer, als daß ſie ber’ 
Strafrihter mit jinnlihen Leiden beherrſcht; jie überwinden nicht felten jeine ganze Anftren= 
gung. Welchen Schmerzen und Gefahren trogt nicht der kühne Verbrecher, welche Entbehrun⸗ 
gen überwindet er willig ſchon zur Ausführung feiner Verbrechen! Und bis zu welcher unge⸗ 
euren Stärke wächſt die Gewalt beſtimmter verbrecheriſcher ſinnlicher Triebe an, ſodaß er der 
ſinnlichen Mittel des Strafenben ſpottet, und jedenfalls trifft dieſe ſinnliche Strafe nur die 
äußern Formen und Träger, nicht ben innern Kern ber verbrecherifchen Schuld. Diefen läßt fie 
unberührt. Nun aber fommt das Pönitentiarjuften, erfaßt dad Moralifche des Verbrechers, 
wo er der Schwäkhere iſt, mit der überwältigenven moraliichen Kraft der ftrafennen Gerechtig⸗ 
feit, deshalb jener wunderbare Schrecken der eifenfeften Verbrecher vor dieſer Strafe, ihr ben: 
gen fie ſich, fie trifft ihre innere Schuld und bringt fie zu Tage, zum Bewußtſein im erfchütterten 
Gewiffen und tilgt fie auf ſolche Weife. 

Wäre nun wol bei unbefangener Vergleihung dieſes Syſtems mit den beiden andern ein 
Schwanken in der Wahl auch nur moͤglich? 

Hier jene offenbare Laſterſchule des alten Zuchthausſyſtems, mit feiner ſtets wachfenden 
Vermehrung der Verbrechen und ver Rückfälle, entweder mit feinen abfichtlihen Qualen blos 
um zu quälen, ober mit feiner zuchtlofen bequemen Einrichtung, melde den Arnıen anreizt, 
durch Verbrechen fich einen Sig im Zuchthaufe, wie durch Einkauf einen Sig in einem Verſor⸗ 
gungshaufe zu erwerben — dieſes alte Zuchthaus — wer wollte e8 beibehalten milfen? Aner- 
kannt unzweckmäßig und verderblich, Hat es nicht einmal ven Vorzug, für die Gefunphelt vor⸗ 
theilhafter zu fein ald dad Trennungsfyſtem. In ven tisherigen Zuchthäuſern waren Kranf- 
heit und Sterblichkeit meift ungleich größer als bein Irennungsinften, und ebenfo auch Me- 
lancholie und Wahnfinn, wenn fie auch nicht befprochen wurden, ganz ähnlich wie man lange 
Hundert Unglücöfälle in Wagen oder in Segelfchiffen nicht befprach, während man bei Dampf⸗ 
ſchiffen „und Eifenbahnen jeden der zehnfach verminderten Unfälle in allen Zeitungen leſen 
konnte. 2?) 

Ober wollte man wirklich unfere Strafeinrihtungen auf jenes Auburnfche Syſtem grün 
ben, welches zur Erzwingung eined naturwibrigen Schweigens gegen alle Menfchen, die man 
durch tagelanges Zufammenleben jelbft flet8 zum geſetzwidrigen Neven verführt, Hier mit ver 
immer gefhwungenenen Geiſel des Zuchtknechts, dort mit ſtets wiederkehrendem Hunger- und 
Dunkelarreſt und mit Kettenſtrafen die Menſchen entwürdigt und empört?*), oder welches 


23) Bon der zu großen Milde und der Verderbniß in den Zuchthäufern gab die obige Schilderung 
des hamburger Zuchthaufes ein Bild. In Beziehung auf die Härte vergleiche man mit der Humanität 
und Gefundheitsichonung der penniylvanifchen Zelle bie neuern und doch verhältnißmäßig noch milden 
öfterreichifchen Strafgefepe und felbft ihre Beflimmungen über bas Gefaͤngniß. Das „Gefegbnch Aber 
Verbrechen und ſchwere Doligelübertretung” (Wien 1815) beflimmt Th. I, Cap. 2, $. 13: „Der zur 
Kerkerfirafe zweiten Grades Verurtheilte wird mit Eifen an ven Füßen angehalten, täglich mit einer 
warmen Speife, doch ohne Fleifch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße Breter eingefchränft und 
ihm feine Unterredung mit Leuten, die nicht unmittelbar anf feine Berwahrung Bezug haben, geftattet.‘‘ 
(Alfo die heilfame Gefellfchaft ift ausgefchloffen.) $. 14. „Der fchwerfte Kerker oder die Kerferftrafe bes 
Dritten Grades (befannt durch Sylvio Bellico) befteht darin, daß der Sträfling in einem von aller Ge⸗ 
meinfchaft abgefonderten Kerfer, worin er jedoch fo viel Licht und Raum, ale zur Erhaltung der Ges 
ſundheit nöthig ift, genießt, ftets mit fchweren Eifen an Händen und Füßen und um ben Leib mit einem 
eifernen Ringe, an welchem er außer der Zeit der Arbeit mit einer Kette angeſchloſſen wird, verwahrt, 
nur alle zwei Tage mit einer warmen, jedoch feiner Fleiſchſpeiſe genährt, die übrigen Tage bei Wafler 
und Brot gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingefchränft und ihm mit Niemand eine Zufammene 
kunft oder Unterrebung geftattet wird.‘ 

Auch alle Rettenftrafen mit ihren unnöthigen Oualen und ihren Gefahren des Kuochenfraßes und 
Sehrfiebers wird der Menfchenfreund gern im pennſylvaniſchen Zuchthaufe vergeſſen ſehenn. 

24) „Der Gefängnißdirector ift überzeugt, daß die Karbatſche die befte Stüge einer guten Disciplin 
iſt“, fo erflärt wörtlich ein Bericht der auburnichen Anftalt von Sing: Sing. Auch die amerifants 
fchen Geſetze verbieten ven — Gerichten jede Überfchreitung des gefeglichen Strafmaßes und ebenfo die 
entwürbigende, fcheußliche förperliche Züchtigung. Wahrhaft abfurb aber gibt das Auburnſche Syſtem 
in der bloßen Vollziehung des gefeglich und richterlich feſtgeſetzten Strafmaßes den bloßen Dienern die 
Willkuͤr der ungeheuerflen Strafvertvandlung und Strafvermehrung, ja dem unterften Auficher die Ge: 
woalt, jeven Augenblick den Strüfling mit vierzig Karbatſchenhieben ohne Unterfuung und Urtheiles 
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wie koͤrperliche Züchtigung find die Strafmittel, Haben ſich aber nicht als genügend bewätr 
88 ift daher durch Beſchluß des Großen und Kleinen Rathes im Januar 1854 unter gerifr 
Vorſchriften Verhängung von Einzelzellenhaft von ein bis ſechs Monaten geftattet worden; tr 
Director rühmt in hohen Grade die Wirkſamkeit diefes Strafmitteld. Bon Anfang 1840: 
Ende 1855 jmd in der Strafanftalt 882 Gefangene (darunter 148 Weiber) aufgenome- 
worden; 92 verfelben find bisjegt rückfällig geworden; 108 (12 Proc. der Aufgenomame: 
oder, was einen richtigern Maßſtab gibt, 7,11 Broc. zum täglichen Perfonalbeftand) fin x 
florben. Der tägliche Durchſchnittsſtand war 95. ‘ 

Disciplinarftrafen wurden 7592 verhängt, oder jährlid A62; was durchſchnittlich fir 
Beftrafungen auf jeden Gefangenen des Durchſchnittsſtandes ergibt (während in Brut‘; 
1854 nur 135 meift nur in Verweifen beftehende für 87 Sträflinge unter 550 nöthig irre. 

Die Meinung in St.Gallen über das richtige Straffyftem hat ſich allmälig ſehr gr 
dert; noch zu Ende der vierziger Jahre wollte dort Niemand etwas von Einzelhaft wife, in 
wird wol eine Vereinigung des Auburnfhen und des Benniylvanifhen Syftems von verPrk 
heit der beiden Räthe als das Geeignetfte angefehen, und fteht demnach auch in nicht ferner Je 
die Erbauung eines dritten Stockwerkes mit 50 Zellen für die Einzelhaft als erfte Verinter.s; 
zu erwarten. 

Director Moofer, der Träger und die Seele diefer Eleinen Anftalt, ſelbſt fagt (‚Pine 
tlaranftalt bei‘ St.-Gallen”, 1851, ©. 329), daß dieſelbe unter einem andern! 

rector, oder überhaupt, wenn file größer wäre, ganz andere Ergebnifle idr 
würde. Ferner erflärter: „Das Ifollrungsfgftem beruht auf dem Grundfage, daß rast: 
ſchneiden jeglicher Gelegenheit zum Sündigen und fomit die Vermeidung jeglicher Berifr 
der Sträflinge unter fi, und der Fürzere oder längere Umgang mit fittlich guten Mair 
verbunden mit einer angemeflenen Beihäftigung, ven Verbrecher jittlich beffer made. !r: 
Anſicht Hat viel Einnehmendes, in Vergleihung mit den Theorien anderer Syſteme Br 
liches, und daher auch viele eifrige Vertheidiger gefunden, Auf dieſem Gebiete haben wir kr: 
Erfahrungen gefammelt. Wir maßen und aud daher nicht an, hierüber unbedingt cin In 
abzugeben. | 

Varrentrapp fügt noch die Worte des Ausſchußberichts an die franzöſiſche Abgeortar: 
fammer 22) Hinzu: „Nichts ift fo erwiefen, als die Nutzloſigkeit der Glaffeneintheilung ber Betr‘ 
teten, um ihrer gegenfeitigen Verderbniß vurzubeugen. Über diefen Bunft ſtimmen alle Hin 
welche die Gefängniffe in der Nähe gefehen haben, überein. Menſchen von gleicher Sittenvern: 
niß zufammenzubringen, heißt fon wollen, daß jeder von ihnen mit ver Xänge ber Zeit ist’ 
werde ald er war; aber ferner ift e8 auch unmöglich zu wiffen, weldes die Verbrecher von: 
her Sittenververbniß find. Es gibt kein äußeres Zeichen, das mit einiger Gewißheit den En 
ber Verdorbenheit anzeigen könnte, zu dem ein Angefhuldigter gelangt ift, ebenfo wenig ak: 
Mittel, die er befigt, feine Lafter feiner Umgebung mitzutheilen. Die ihm zur Laſt gelegte Pr: 
bare That verbreitet über diefen Punft nur jebr wenig Licht. ALS der Herr Minifter des Ju 
Im Jahre 1836 an die Directoren der Centralhäuſer die Frage ftellte, ob unter ben ihrer Auf. 

‘ amvertrauten Gefangenen die wegen Verbrechen Verurtheilten ihnen verdorbener fit 
als Die wegen Vergeben, fo antworteten beinahe alle, daß ein folder Unterſchied zwiſchen dur 
- beiden Claſſen nit zu bemerken fei, und er in allen Fällen eher zu Gunften ver Grimirr-' 
ausfallen würde.” 

Aus dem Bisherigen ergibt fi, daß das Pennſylvaniſche Syftem viele ganz unleugtarz 
ber Natur der Sache liegende und bewährte große Vorzüge hat, daß es von den fahfunti;” 
und wohlmolfennften Männern ganz entfchieden und ald das weitaus befte Syſtem emp!“ 
wird, daß es im Kampfe mit den beftehenven Einrichtungen und Vorurtheilen in aller a: 
firten Ländern und im Kampfe mit dem zuerft fo glänzend aufgetretenen Auburnſchen €: 
einen Sieg In der civiliſirten Welt erfümpfte, wie in fo Eurzer Zeit vielleicht nie ein amt 
neues Syſtem. 

Was it nun aber der eigenthümliche Grundgedanke des Mönitentiarfgftens, ten 
Hauptvorzug, welcher e8 bewirkt, daß es jo viel noffftändiger und beffer als andere Svftem: 
Strafzwecke und die vollftändige Austilgung der ganzen Schuld bewirkt, daß es auf diet 
Wriſe den Verbrecher und fein Verbrechen bewältigt? Es“faßt das wahre Wefen des Y 
brechens und der Strafe auf. Es behandelt die verbrecheriſche Schuld am richtigften, nämlis* 








22) S., Jahrbücher ber Gefaͤngnißkunde“, IV, 233. 
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ein moralifche 8 Übel, und bekaͤmpft es angemeſſen mit ver mo ralifchert Kraft ber Strafe. 
Die andern Strafiyfteme halten ji an die Sinnlichfeit, den blofien äußern Träger der Schuld 
wie der Strafe. Sie fuchen die Verbrecher nur an ihrer finnlihen Natur zu fallen. Da aber 
ſind Die Verbrecher Meifter. IHre finnlihen Triebe und Kräfte iind flärfer, als daß ſie der 
Strafrichter mit finnlichen Leiden beherrſcht; fie überwinden nicht felten jeine ganze Anftren= 
gung. Welden Schmerzen und Gefahren trogt nicht der kühne Verbrecher, melde Entbehrun⸗ 
gen überwindet ex willig ſchon zur Ausführung feiner Verbrechen! Und bis zu welcher unge⸗ 
euren Stärfe wächſt die Gewalt beſtimmter verbrecheriſcher finnlicher Triebe an, ſodaß ex der 
finnligen Mittel des Strafenden ſpottet, und jedenfalls trifft dieſe finnlihe Strafe nur die 
äußern Kornen und Träger, nicht ven innern Kern ber verbrecherifchen Schuld. Diefen läßt fie 
unberührt Nun aber kommt das Pönitentiarjoften, erfaßt dad Moralifche des Verbrechers, 
wo er der Schwächere iſt, mit der überwältigenven morallichen Kraft der ftrafenden Gerechtig⸗ 
feit, deshalb jener wunderbare Schrecken der eifenfeften Verbrecher vor dieſer Strafe, ihr ben= 
gen fie ſich, fie trifft ihre innere Schuld und bringt fie zu Tage, zum Bewußtſein im erfchütterten 
Gewiffen und tilgt jie auf ſolche Weife. 

Wärenun wol bei unbefangener Vergleichung dieſes Syſtems mit den beiden andern ein 
Schwanfen in ver Wahl aud nur möglich? 

Hier jene offenbare Laſterſchule des alten Zuchthausſyſtems, mit feiner ſtets wachſenden 
Vermehrung ver Verbrechen und der Nückfälle, entweder mit feinen abſichtlichen Qualen blos 
um zu quälen, oder mit feiner zuchtlofen bequemen Einrichtung, melde den Armen anreizt, 
durch Verbrechen fich einen Sig im Zuchthaufe, wie durch Einkauf einen Sig in einem Verſor⸗ 
gungshauſe zu erwerben — dieſes alte Zuchthaus — wer wollte es beibehalten willen? Aner: 
kannt unzweckmäßig und verderblich, hat ed nicht einmal den Vorzug, für die Geſundheit vor⸗ 
theilhafter zu fein ald das Trennungsfoften. In ven bisherigen Zudthäufern waren Krank: 
Heit und Sterblichkeit meift ungleich größer al8 beim Trennungsſyſtem, und ebenfo auch Me⸗ 
Iandolie und Wahnfinn, wenn fie auch nicht befprochen wurden, ganz ähnlich wie nıan lange 
Hundert Unglücksfälle in Wagen oder in Segelfchiffen nicht beiprach, während man bei Dampf: 
fhiffen und Eifenbahnen jeden ber zehnfach verminderten Unfälle in allen Zeitungen leſen 
fonnte. 23) 

Oder wollte man wirklich unfere Strafeinrihtungen auf jenes Auburnfche Syſtem grün 
den, welches zur Erzwingung eines naturwidrigen Schweigens gegen alle Menfchen, die man 
durch tagelanges Zuſammenleben jeldft ſtets zum geſetzwidrigen Neben verführt, hier mit ber 
inmer gefhwungenenen Geiſel des Zuchtknechts, dort mit ſtets wiederkehrendem Hunger- und 
Duntelarreft und mit Kettenftrafen die Menfchen entwürbigt und empört2*), oder welches 


23) Bon der zu großen Milde und der Verberbniß in ben Zuchthäufern gab die obige Schilderung 
des hamburger Zuchthauſes ein Bild, In Beziehung auf die Härte vergleiche man mit der Humanität 
und Gefundheitsfchonung der pennſylvaniſchen Zelle die neuern und doch verhältnißmäßig noch milden 
öfterreichifchen Strafgefeße und felbft ihre Beilimmungen über bas Gefaͤngniß. Das „Geſetzbuch über 
Perbredyen und fchwere Bolizeiübertretung‘‘ (Wien 1815) beflimmt TH. I, Cap. 2, $.13: „Der zur 
Kerkerftrafe zweiten Grades Derurtheilte wird mit Eifen an den Füßen angehalten, täglich mit einer 
warmen Speife, doch ohne Fleifch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße Breter eingefchränft und 
ihm feine Unterredung mit Leuten, die nicht unmittelbar anf feine Verwahrung Bezug haben, geſtattet.“ 
(Alfo die heilfame Geſellſchaft ift ausgeſchloſſen.) $. 14. „Der fchwerfte Kerker oder die Kerkerftrafe bes 
dritten Grades (befannt durch Sylvio Bellico) befteht darin, daß ber Sträfling in einem von aller Ge⸗ 
meinfchaft abgelonderten Kerfer, worin er jedoch fo viel Licht und Raum, ale zur Erhaltung der Ges 
fundheit nöthig ift, genießt, ſtets mit ſchweren Eifen an Händen und Füßen und um ben Leib mit einem 
eifernen Ringe, an welchem er außer der Zeit der Arbeit mit einer Kette angefchloffen wird, verwahrt, 
nur alle zwel Tage mit einer warmen, jedoch keiner Kleifchipeife genährt, die übrigen Tage bei Waſſer 
und Brot gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingefchränft und ihm mit Niemand eine Zuſammen⸗ 
Funft oder Unterrebung geflattet wird.“ 

Auch alle Rettenfiraten mit ihren unndthigen Qualen und ihren Gefahren des Knochenfraßes und 
Behrfiebers wird der Menfchenfreund gern im pennſylvaniſchen Zuchthaufe vergeſſen ſehen. 

24) „Der Gefängnißdirector ift überzeugt, daß die Karbatfche bie befte Stüge einer guten Disclplin 
iſt“, fo erflärt wörtlich ein Bericht der auburnichen Anftalt von Sing= Sing. Auch die amerifants 
fchen Geſetze verbieten den — Berichten jede Überfchreitung des gefeplichen Strafmaßes und ebenfo die 
entwürbigende, ſcheußliche Förperliche Züchtigung. Wahrhaft abfurd aber gibt das Auburniche Syſtem 
in der bloßen Vollziehung des gefeglich und richtertich feſtgeſetzten Strafmaßes den bioßen Dienern die 
Willfür der ungeheuerflen Strafverivandlung und Strafvermehrung, ja dem unterften Auficher bie Ge⸗ 
walt, jeden Augenblick den Sträfling mit vierzig Karbatſchenhieben ohne Unterjuhnsg und urtheils⸗⸗ 
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worfen, und biefer Verfuch, mit welchem man im Interefle ver Kinder fehr zufrieden fein kann, 
‚hat auf ihren phyſiſchen und geiftigen Zuſtand feinen ſchädlichen Einfluß gehabt, und man weiß 
‚dog, wie viel nothwendiger Luft und Bewegung für Kinder als flür Erwachſene find. 

Das Gefängniß la Roquette iſt gegemwärtig das einzige, was bisher dem Syſteme der Ein⸗ 

‚zelhaft unterworfen wurde, nachdem man bie ji verderblich erwiefene frühere auburnſche Ein- 
richtung befeitigt Hatte, und ich kann ſagen, daß in den fünf Jahren, während weicher ich 
Mitglied ver Überwacungscommifflen biefer Anſtau war, nicht Ein Fall von Geiſtesſtoͤrung 
darin vorgekommen iſt. 
Wenn man übrigens in einer ſo beſtrittenen Frage bie Zeuguiſſe abwägen will, fo glaube 
ich, wird man nicht mehr ungewiß bleiben, welcher Meinung man ſich anſchließen ſoil Alle Dies 
jenigen, welche in die Vereinigten Staaten gegangen find, um ſich felbft durch Anſchauung von 
Thatſachen von den Bor= und Nachtheilen ver Ginzelhaft zu überzeugen, find für viefelbe, und 
Die geringe Zahl der Gegner dieſes Syſtems befteht nur aus ſolchen, vie es nicht in Wirkſamkeit 
geiehen haben. Man darf nicht glauben, daß die erjtern die Thatſachen nach einer voraudgefaß- 
ten Anficht beurtheilt haben, daß fie diefe Anficht durch die Thatfachen nur beftätigen wollten. 
Im Gegentbeile find alle als entſchiedene Gegner dieſes Syſtems nad) Amerika gereift; fo die 
Herren Dr. Julius, als Abgeoronster von Preußen, Grawforb, ats Gommiffar ver engliſchen 
Regierung, und Beaumont und Torqueville im Auftrage der franzoͤſiſchen Regierung. Wenn 
ich auch meiner dabei erwähnen darf, fo kann ich jagen, daß ich ſelbſt gegen die Einzelhaft fo ein⸗ 
genommen war, daß ver Minifter, ald er mir ven Auftrag, nah Amerika zu gehen, ertbeilte, mir 
bemerkte, wenn ich mit einer jo vorgefaßten Meinung reifen würbe, fo fei zu beſorgen, daß ich 
die Thatfachen gleihfam nur durch pie @läfer meiner Anficht ſehe und fie nicht mit ver wünſchens⸗ 
werthen Unparteilichleit prüfe. 

Man wendet ein, daß der Unterricht in einem Handwerke in ver Einzelhaft größere Schwie⸗ 
tigfeiten als bei ver gemeinſchaftlichen Anhaltung der Sträflinge varbiete, daß fogar nur eine 
kleine Zahl von Handwerken in ver Einzelzelle betrieben werben könne. 

Herr Pradier, welcher 50. Jahre hindurch Arbeitöpachter in Befängnifien war, 346177 Hand⸗ 
werke auf, welche in der Einzelzelle betrieben werben können. 

Herr Bouillet, Deputirter und Director des Conſervatoriums der Künſte und Gewerbe, 
wurbe von dem Minifter des Innern hierüber zu Rathe gezogen und nahm keinen Anftand zu 
erklären, daß die Abfonberung der Arbeiter nur zur Vollkommenheit der Arbeit beitragen koͤnne, 
indem der Genius des Boͤſen feinen ſchädlichen Einfluß überall, wo die Sträflinge in Gemein: 
Schaft find, fühlbar macht; ver fleißige und forgfältige Arbeiter mich von feinen Kameraden ver= 
fpottet und bald ahmt er fie nad. 

Die Einzelhaft ift nicht minder günftig für ben Erfolg des Handwerks, welches der Sträf- 
ling darin erlernt, als für die Beförderung der flttlichen Beflerung und des Religionsunterrichts. 
Unter dem Ginfluffe der Nothwendigkeit und Überlegung (und wenn man die Gigenheiten 
des Sträflings berückſichtigen kann) wird ber Unterricht der Werkführer ſowol ald des Geift⸗ 
Iihen viel mehr Früchte tragen ald Die noch fo oft wiederholten Unterweifungen in ven ge= 
meinſchaftlichen Werkflätten, mo der Geiſt der Sträflinge beſtändig von andern Gedanken abge 
‚zogen wird. 

Der Sträfling (dem man foviel als möglich die Wahl des zu erlernenden Geſchaͤfts läßt) Hat 
dabei ven Vortheil, daß er fich in feiner Zelle an Fleiß und an folde Arbeiten gewöhnt, welche 
nicht das Zuſammenwirken mehrerer Individuen erfodern, daß er daher nach feiner Entlaſſung 
nicht gezwungen fein wird, in Werkſtätten, aus welchen ihn das Vorurtheil zurückweiſen könnte, 
Beſchaͤftigung zu fuden. 

Übrigens wirb die Überzeugung, daß der Gefangene ſich durch Die Strafe beffern konnte und 
müßte, daß er ſich dadurch Feine größere moraliſche Verderbtheit zugezogen, die Öffentlihe Mei⸗ 
nung nachſichtiger machen und ven Fabrikherren geftatten, ihre Werkftätten ſolchen Übertretern, 
welche bie Probe eines pennſylvaniſchen Gefängniſſes überflanden haben, zu öffnen. Glücklich 

das Syftem, welches im Interefle ver Geſellſchaft felbft pie Wirkung der Strafe zugleich nit der 
Strafe felbft aufhebt! Die Wohlthätigkeitsgeſellſchaften zur Unterflügung entlaflener Sträf⸗ 
linge, welche ſich allenthalben vermehren und die unentbehrliche Ergänzung jedes Pönitentiar: 
fyftems bilden, werben gewiß Denjenigen vorzüglich ihre Hülfe angebeihen laffen, welche rine 
folge Behandlung für die Wohlthaten des Schugvereind vorbereitet bat. 

In Pennſylvanien iſt die Dauer ver Gefängnißftrafen feit der Einführung der Einzelhaft 

um ein Drittheil verfürgt worden. Ich würde, wenn man es zweckmäßig fände, fogar in Die Ab- 
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Pürezuntg derſelben um bie Hälfte einwilfigen und doch felbft die fo gemifnerte Strafe nach fürr.viel 
wirffaner halten, als Re unter ber gegentwärtigen @efengebung ift. Wer fleht nicht die mannich⸗ 
faltigen Vortheile ein, welche ſich aus dieſer einzigen Thatfache ergeben? Mit einem Federzuge 
wäre bie Bevölkerung der Gefängniffe auf die Hülfte herabgefeht. Welch eine außerorhentliche 
Erſparniß für den Staatsſchatz! Zugleich aber auch eine Erſparniß am Leben des Sträfling®, 
welche eine größere Gleichheit der Strafe zwiſchen dem jungen Danne, ver ohne großen Nachtheil 
einige Jahre feines Lebens opfern kann, und dem Greiſe bewirkt, welchen dieſelbe Strafpauer 
factiſch oft auf Lebenszeit verurteilt. uͤbrigens werden bie fürzern Strafen ſich nicht nur gegen 
den Berbrecher als eine Wohlthat erweiſen, fondern auch gegen feine unſchuldige Familie, deren 
einzige Stütze er nicht felten iſt. 

‚Sinem der vielen an fih nicht Verworfenen, der vielleicht wegen einer Berwundung im 
Streit verurtheilt würde, wirb man jet nicht Die That, welche feine Berurtheilung nad ſich ge= 
zogen, vorwerfen, fondern bie Folgen diefer Verurtheilung, melde ihn mit dem Ausmurfe ber 
Geſellſchaft in Berührung gebracht und ihm die gefährlichften Bekanntſchaften verſchafft haben. 
Er wird (mit feiner Familie) ein Opfer nicht feines Fehltritts, fondern der unbegreiflichen Ins 
eonfequenz ver Geſellſchaft, welche den Menfchen, ven fie beſſern wollte und follte, verberbt und 
in den Augen feiner Mitbürger gebrandmarkt Hat. Man fpricht von der Grauſamkeit des Sy⸗ 
ſtems der Binzelhaft; ich laſſe Sie urtheilen, welches Syſtem das graufamere iſt. 

Da jede Zelle gleihfam ein vollftändiges und abgeſondertes Gefängniß bildet, worin ber 
Sträfling einer beftändigen Aufficht unterworfen ift, fo wirb e8 möglich fein, ven Charakter und 
die Gemuͤthsbeſchaffenheit jedes Sträflings kennen zu lernen, ihm die Rathſchläge und Ermunz - 
terungen zu ertheilen, welche nach feiner Frühern Lebensweiſe, nad feiner Erziehung umd feinen 
Gewohnheiten auf fein Herz Eindrud zu machen als beſonders geeignet erfheinen. Mag ſich 
aber auch der Sträfling befieen over nicht, fich auflehnen oper unterwerfen, Neue fühlen oder 
trotzig in feiner Bosheit verharren, fo ift ed immer eine ifolixte Thatſache, welche die Schwelle 
der Zelle nicht überſchreitet und welche keinen Einfluß auf die allgemeine Ordnung und Disci⸗ 
plin der Strafanflalt ausübt, weder Argerniß erregt noch ein boͤſes Beifpiel gibt. Überdles iſt 
diefe Strafe in ihrer allgemeinen Anwendung der wahren Schuldbarkeit des Sträf- 
—— proportionirt, denn die Einſamkeit iſt um ſo härter, je ſchuldiger und verderbter der Ge⸗ 

angene iſt. 

Wenn die Religion nie zu dem Herzen des Sträflings geſprochen hat, fo gibt es feine gänz 
fligere Lage, um denfelben für ihre heiligen Eingebungen empfänglich zu machen. Allein mit 
jeinem Gewiſſen, welches man mit Recht die Stimme Gottes genannt hat, wird er von den guten 
Borfägen, die er faflen will, nicht dur den Spott feiner Kameraden abgemendet. Schon bie 
bloße Gegenwart des Priefters ift rür ihn eine Wohlthat: er ſieht in ihm einen Freund und Troͤ⸗ 
fler und wird um feine Befuche ald um eine Gnade bitten. In diefer Lage vereinigt ſich alles zu 
feiner Beflerung. Er wird in feinen Mußeſtunden von felbft durch den Mangel einer Beſchäfti⸗ 
gung dahin gebracht werben, vie heiligen Bücher, die man ihm in feine Zelle gegeben, zu lefen 
und zu überdenken, und fo wird alles dahin abzielen, ihn über feine Pflichten aufzuflären und 
zum Guten zu leiten. 29) 

Bei ſolchen Borzügen ſchäme ih mich beinahe, die Gelfrage berühren zu müſſen. «Gs gibt 
wohlfeile Käufe, melde ven Käufer zu Grunde richten.» Wenn man aber bie zahlreichen Übel⸗ 
fände und Mängel, welche das Syſtem ver Gemeinſchaft der Sträflinge unfruchtbar machen, 
abwägt, jo kommt man unausmeichlich auf die Berechnung der Bolgen einer folgen verlorenen 
Ausgabe, wenn man nach einiger Zeit der Erfahrung gezwungen wäre, ein mit großen Koften 
eingeführtes Syſtem aufzugeben, um ein anderes anzunehmen. Und wenn e8 ermiefen iſt, daß 
die Erfparung, welche fih aus der Anwendung des Syſtems durch deſſen abfchredende und 
beffeende Kraft und durch die hieraus folgende Verminderung der Zahl der Berurtheilungen 
und ber Häufigkeit der Rüdfälle, ſowie durch die kürzern Strafzeiten von felbft ergibt, in mehren 
Beziehungen die Koften ver Einführung deſſelben aufiviegen muß, fo fällt die Binwenbung von 
felbſt hinweg. ‚Hierzu kommt noch, daß bei den Zellenfufteme keine gemeinſchaftlichen Spetfefäte, 
feine Werkftellen und Kranfenjäle nothwendig find, was alfo einen beveutenden Erſatz für den 
böhern Preis, welden ver Bau der Zellen Eoften kann, ausmacht. 


19) Alle Bortheile des Pennſylvaniſchen Syſtems für bie Befferung und die Regeln für ihre richtige 
—ã Niemand vortrefflicher dargeſtellt als Livingſton in der Einleitung zu feinem „Gefäng⸗ 
nißgeſetzbuch“. 
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Einfach in feiner Organiſation und regelmäßig in feinem Bange, hat das Syſtem ber Cin⸗ 
zelhaft noch überdies den Vorzug, daß eö feine heilſamen Wirkungen über die Dauer der Strafe 
hinaus erftredt, daß es den entlaflenen Sträflingen bad Geheinniß ihrer Schande jihert und 
es ihnen möglich macht, in das bürgerliche Leben wieder einzutreten, ohne zurüdgefioßen zu 
werben, und ohne Störung das Gewerbe, womit ſie oft erſt das Befängnig audgeftattet Hat, zu 
betreiben. Endlich macht es auch die Wahl der Auffeher, welche Teine Empoͤrung zur befürchten 
haben, viel leichter, indem es ihre Aufgabe auf eine fehr einfache Überwachung beſchränkt. 

Herr Moreau Ehriftophe, Generalinfpertor ver franzoͤſiſchen Gefängniſſe, der im Auftrag 
feiner Regierung die amerifanifchen, die engliſchen, ſchweizeriſchen und belgiſchen Gefängnifie 
unterfuchte, erklärte fich hierauf in feinem trefflichen Werke „De la reforme des prisons”, 
©. 388: „Das Softem beftändiger Trennung iſt das einzige, welches im Stande ift, gleichzeitig 
die Öffentliche Gerechtigkeit dadurch A befrienigen, daß ed den Miflethäter für fein Verbrechen 
büßen macht, in der Freiheit lebende libelgefinnte, welche verfucht werben möchten, feinem Bei⸗ 
fpiele zu folgen, durch tiefe Scheu vor dieſer Strafe abzufgreden, bie Berbreitung ver Au⸗ 
fledung zu hemmen und die Verbeflerung des Verbrecher vermittelft der in ihm Durch dieſe 
Strafe erweckten Reue zu veranlaflen. Dieſes Syſtem iſt das einzige, welches alle Bedingungen 
einer vollkommenen Strafzucht erfüllt und deshalb nad) meiner Überzeugung an die Stelle jedes 
andern geſetzt werben ſollte.“ 

Der Generalinſpector der Gefängniſſe und Wohlthätigkeitsanſtalten von Belgien, Ducpe⸗ 
tiaux, Verfaſſer eines großen lehrreichen Werkes über die Gefängniſſe, ſchreibt an Würth: 

„Unſere Anſtalten ſind, wie Sie ſich durch eigene Anſchauung überzeugt haben werden, weit 
entfernt, ven Ruf zu verdienen, deſſen fie noch im Auslande genießen. Sie find dem (Auburn- 
ſchen) Syſtem der Gemeinſchaft der Sträflinge bei Tage, jedoch unter ver Herrſchaft des Still⸗ 
ſchweigens und der Abfonderung verfelben zur Nachtzeit unterworfen, und ich nehme feinen 
Anftand zu fagen, daß fie ihren Zwei, von Verbrechen abzuſchrecken und die Gefangenen zu 
beſſern, nur fehr unvollkommen erfüllen. Trotz unferer anhaltenden und angefitengten Bemũ⸗ 
Wungen, troß der Verftärkung der Aufſicht zieht die tägliche Berührung der Sträflinge nothwen⸗ 
big ihr Verderbniß nad fich; die Nüdfälle vermehren fich flatt abzunehmen, und bie meiften gros 
Gen Verbrechen, welche vor unfere Aififenhöfe gelangen, find von entlaflenen Sträflingen verübt, 
welche fich in den Strafanftalten kennen gelernt und barin zu gemeinfhaftlihen Verbrechen vers 
bunden haben. 

Befragen Sie alle unjere Beamten, unfere Befängnißvorfteher, und Alle werben Ihnen fa 
gen, daß pas Auburnſche Schweigſyſtem ihrem Eifer und ihren Bemühungen trogt, und daß fie 
von demfelben nichts für Die Zukunft hoffen; Alle werden ihnen beflätigen, daß nur in bem 
Softem der Cinzelhaft das Heil zu fuchen iſt. Bemerken Sie wohl, daß ich nicht fage: In dem 
Syſtem der Iſolirung. Diefer Unterfchien iſt weientlih, und nur weil man Ihn nicht macht, ha⸗ 
ben die Gegner des Trennungsfgftems fo leichtes Spiel. 

Yinfere ganze Befängnißvermaltung ift vem Pennſylvaniſchen Syſtem zugetban; leider if 
es nicht ebenfo ber Fall mit unfern Kammermitgliedern, welche manchmal ohne Kenntniß der 
Ihatfachen urtheilen. Deſſenungeachtet haben wir foeben eine Abtheilung nad dieſem Sufteme 
in dem Strafhaufe zu Aloſt erbaut, und im nächſten Jahre werben mir wahrſcheinlich Die bereits 
zu bauen begonnene Zellenabtheilung in dem Zuchthauſe zu Gent fortfegen. Zwei Fleine @efäng- 
niffe zu Tongern und Oſtende find in der neueften Zeit nach dem Syſteme ber Einzelhaft gebaut 
worden, und die Befängnifie von Lüttich und Verviers, beren Pläne bereitö genehmigt find, wer- 
den nad) eben vemfelben errichtet werden. 

Der berühmte Crawford, Gefängnipinfpector von Witteborgland, welcher feit Jahren für 
die Sefängnißverbeflerung lebte und wirkte, ſchreibt: 

„88 macht mir großes Vergnügen Ihnen mitzutheilen, daß pie Meinung, die ich ſchon lange 
in Beziehung auf das Suftem der Bereinzelung der Sträflinge hatte, durch die Erfahrungen, 
welche man in mehren nad diefem Syſteme eingerichteten Sefängniflen in England gemadt 
hat, auf das vollfommenfte beflätigt worden iſt. Je mehr ich Diefen Gegenſtand betrachte, deſto 
tiefer werde ich übergeugt, daß das Syſtem der Cinzelhaft das einzige iſt, welches die großen 
Zwede der Strafe, nämlid im Allgemeinen von der Begehung der Verbrechen abzuſchrecken, zu⸗ 
gleich aber auch den Übertreter zu beilern und auf den rechten Weg zurüdzuführen, zu erreichen 
vermag.” 

Der englifche Gefängnißinſpector Rufſell, zugleih Mitglied des Verwaltungsraths des penn⸗ 
ſylvaniſchen Gefängniffes Bentonville in London, fehreibt: 


— De en — — — — — — 
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‚Ber allen erlauben Sie mir Ihnen zu fagen, daß die Meinungen, bie ich ſchon feit mehren 
Jahren über das Gefängnißweſen babe, nicht das Ergebniß der Speculation, ſondern ber 
Erfahrung find, welche ich in Betreff des Charakters und der Wirkungen nerfihienener Gefängs 
nipfofteme bei ihrer Anwendung im Großen gemacht habe. Ich hatte nänılich durch ſechs Jahre 
als Director des großen Gefängniſſes in London und ſeitdem durch acht Jahre als Infpector ver 
britiſchen Gefuͤngniſſe Gelegenheit, die Syſteme ver Gemeinſchaft, des Stillſchweigens und der 
Vereinzelung fortwährend zu beabachten. 

In den Gefängniffe Milbanf waren die Sträflinge während ber erſten Hälfte ihrer Straf⸗ 
zeit dem Syſteme der Eingelhaft unterworfen, während fie die übrige Strafzeit aber in Gemein⸗ 
ſchaft arbeiteten, weil man glaubte, daß die in ber Aibfonverung erworbenen guten Angewoͤhnun⸗ 
gen von Ordnung, Fleiß, Selbfibeherrihung und Gehorſam fie für das minder firenge Syſtem 
der Gemeinſchaft geeignet machen, fie von einem Misbrauche der ihnen durch Die Geſellſchaft 
ihrer Strafgenoffen pargebotenen Erleichterung abhalten und fie für den Verkehr mit andern 
Menfchen und für die Berfuchungen, venen fie bei Wievererlangung ihrer Freiheit ausgeſetzt 
wären, vorbereitet haben würden. Alle diefe Erwartungen zeigten fi gänzlich getäuffpt; denn 
während einerjeitö ver bösgefinnte Gefangene mit ungebeflertem Sinn in die Gefellfchaft von 
ſeinesgleichen eintrat und abermals winerfpenftig und boshaft wurde, ſah andererſeits der gutge⸗ 
finnte Streäfling in den neuen Umſtänden, in die er gebracht ward, eine beftändige Verſuchung, 
feine guten Borfägen aufzugeben, aber gewiß feine Ermuthigung, fie zu behalten. Die Gefan⸗ 
genen ſelbſt fühlten fo tief pie Uberzeugung von den Übeln der Gefängnißgeſellſchaft, daß ſehs 
viele unter ihnen freiwillig um die Erlaubniß anſuchten, aus der Gemeinſchaft in das firengere 
Syſtem der Einzelhaft zurückzukehren, weil fie felbft mit ihrem ſtumpfern moralifchen Sinne 
einfaben, daß eine folhe Geſellſchaft ihnen wahrhaft ſchädlich war und jede Hoffnung der Beſſe⸗ 
rung zerflörte; denn wie fireng auch unfere Vorſchriften waren, un Geſpräche zwifchen ven Ge⸗ 
fangenen zu verbinvern, fanden wir boc bald, daß dieſe Vorſchriften ver beharrlichen Anſtren⸗ 
gung, womit die Sträflinge Dagegen ankämpften, nicht gewachſen waren. 

Das Syſtem des Stillſchweigens erwies ſich in mehrfacher Beziehung als graufam; ich will 
bier blos zwei Urfachen erwähnen: erftlich, weil ed die Mittheilungen zwiſchen menſchlichen Ge⸗ 
ſchöpfen, die man zwingt in Gejellichaft zu fein, verbietet und ſomit einem großen Naturgejege 
zuwiderhanbelt; und zweitens, weil es bie mit ver Aufrechterhaltung dieſes Syſtems Beauftrag⸗ 
ten mit einer Gewalt bewaffnen muß, die nothwendig der Stärke des Naturtriebeß, ven es vers 
geblich zu beſchränken verfucht, proportionirt ifl. Die ganze Geſchichte des Syſtems des Still: 
ſchweigens ift betrübend, und es ift ſchwer zu fagen, ob ed mehr wegen ver von ihm beiwirkten 
Erbitterung aller Gefühle ver Sträflinge, oder wegen feiner Tendenz, die Herzen ber Beanten, 
pie e8 vollſtrecken, zu verhärten, ihren Gharafter zu verfchlechtern und ihren Geiſt zu verwirten 20), 
verbammt zu werben verdient. 

Das Syflem des Stillſchweigens ift auch Eoftfpielig. Die Befoldungen ver Beamten machen 
einen großen Poften in ven Befängnipausgaben aus, und dieſes Syſtem kann ohne ein fehr zahle 
reiches Beamtenperfonal nicht durchgeführt werben. Dies tft aber nicht Alles. Die Strafen, 
welde, um das Syſtem wirkſam zu machen, häufig und ftreng fein müflen, unterwerfen ven Übers 
treter entweder einer verminderten Koft, wodurch feine Geſundheit, Stärke und Gonftitution lei⸗ 
den, wodurch alfo des Menfchen werthvollſte phuftfche Güter verringert werben, ober ſte verdam⸗ 
men ihn zu der vollfländigften Arbeitölofigkeit in der Dunkelzelle, wodurch fie feinen moraliſchen 
und gewerklichen Gewohnheiten zumiberlaufen. 

Es tft aber auch ein verwickeltes, complicirtes Syſtem — eine Einwendung , die fhon aus 
dem Vorhergehenden ſich ergibt. Die ganze Mafchinerie des Syſtems des Stillſchweigens iſt nur 
erbaut und in Bewegung gefegt, um einer Schwierigkeit zu begegnen, bie taufenb verſchiedene 
Geftalten annimmt. Sie muß ji in die endloſen Ränke, Liſten ung Ausfunftömittel ſchicken, 
welche der duch den Drang ver Nothwendigkeit gefehärfte menfchliche ZBig anwendet, um daß 
Syſtem eines erzwungenen Verſtummens zu vereiteln. 

Wie kann nun irgendein dauernd Gutes durch ein Syſtem bewirkt werben, dad den Gefan⸗ 
genen unabläjfig plagt und quält, das jede Bewegung feines Koͤrpers, jede Bewegung feiner 


30) Bekannt ift es, daß ber berühmte Gapitän Lyndts, ber Gründer des Auburnfchen Syſtems, 
fpäter ber Erbauer ber auburnfchen Anftalt Sing⸗Sing, ſich als Director diefer Anftalt zulept im 
Kampfe für das naturwibrige Schweigen fo verhärtete, Daß er wegen empörender Grauſamkeit vor Ges 
sicht geftellt wurde. 
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Lippen, ja jeden Blick feine? Auges bewacht, blos um ibn durch Strafe zu verhindern, feine Ge⸗ 
danfen mit einem Mitgefhöpfe auszuwechſeln? — Es ift unmöglich. Die häufigen Streitigkei- 
ten und Beſchwerden, welche dad Syſtem des Stillſchweigens erzeugt, welche zu {lichten ober zu 
befeitigen täglich ein gutes Stüd Zeit fobert und in ber That jelten geſchlichtet oder befeitigt wer⸗ 
ven, ohne ein Gefühl erlittenen Unrechts zurückzulaſſen, beweiſen Elar, daß dieſes Syftem als 
ein Mittel zur Bewirkung einer heilfamen Anderung in der Gemüthsbeſchaffenheit und dem Be- 
nehmen ver Gefangenen ganz Eraftlos iſt. Was andererfeits den Zweck, Unterrebungen zu un- 
terdrücken, betrifft, fo find die Strafen, welche dieſes Syſtem anwendet und welche ebenfo viele 
Beweiſe von feiner Erfolglofigkeit find, fo fireng, und die Macht, welche es für feine Vollzieher 
in Anfpruch nimmt, iſt fo unverantwortlich, daß die oͤffentliche Meinung es nicht erträgt. Um 
ſich alfe der Foderung eines aufgeflärten und wohlwollenden Zeitalters zu fügen, ift es gezwun⸗ 
gen, die nothwendige Stvenge feiner Disciplin aufzugeben. Das Syitem iſt daher auf das Di- 
lemma vebucirt: Entweder läßt es in der Strenge feiner Borfchriften nach, und dann verliert es 
feine Wirkſamkeit; ober es handhabt feine Vorſchriften, und dann flreitet es gegen die Gefühle 
der verlegten Menſchheit. 21) 


. 


21) Alles Bisherige beftätigt ausdrücklich auch einer ber ebelften und größten Staatemänner. Der 
Minifter Lord John Ruffell in feinem Eircular zu Sunften der Einführung des Pennſylvaniſchen Sys 
flems in ganz England vom Jahre 1837 fagt gegen das Auburnſche Syſtem: „Sie werben aus dem 
Berichte über das Gefängnig Eolvbathfields und aus ber in dem Berichte des Sefängnißinfpectors für 
ben nörblichen Bezirk enthaltenen Schilderung des Zuchthaufes in Walefleld entnehmen, daß diefe Stra⸗ 
* ſehr zahlreich und außerordentlich laͤſtig und peinigend (vexatious) find. Die Praxis ſelbſt iſt eine 

arfe Einwendung gegen das Syſtem, denn fle wechſelt mit den Strafen ungleichformig in verſchiede⸗ 
nen Fällen, und die Strafe, welche ber richterliche Spruch verhängen wollte, wird durch Zufügung 
neuer Strafen verfchärft. 

Ein Gefühl —— Aufregung wird ſowol durch die Beobachtung der Vorſchrift des Stillſchwei⸗ 
gens als auch durch die Strafe für deren Übertretung aufrechterhalten. Die Strafgefangenen ſollten wos 
möglich zu einem ruhigen und unterwürfigen Gemüthszuflande gebracht werben, in welchem fie mit 
Muße über die Schlechtigfeit ihres frühern Lebenswandels nachdenken fönnten, wodurch einige Hoffe 
“nung ihrer Befſerung gegeben wäre. Statt befien fperrt man fie in Gejellichaft ein und fobert fie, da 
nicht jede Möglichkeit einer Mittbeilung unter ihnen ausgefchloffen ift, gleichfam heraus zu einem bes 
fändigen Kampfe mit der Staatsgewalt. Sie verlafien baher die Strafanftalt mehr aufgereizt als ges 
demũthigt durch Die erlittene Snafe“ - 

Das Baften, welches eine von ben oft verhängten Strafen ift, hat häuflg einen nachtheiligen Einfluf 
auf die Gefunbheit, während es doch die Wiederholung der Übertretung nicht verhindert. 

In der vortrefflichen weitern Ausführung ber Verberblichfeit des abfolut wibernatürlichen Schweig⸗ 
ſyſtems von Barrentrapp (in feinem Ausſchußbericht“, S. 19 fg.) verbindet derſelbe mit jenen frũhern 
Zeugniſſen auch viele neuere. Sie thun unmviberteo id bar: 1) daß das Schweigen nirgends erzwungen 
werben fonnte; 2) daß bie Zwangsmittel für daſſelbe ſtets barbarifch, gefunbheitswinrig und ber Beſſe⸗ 
rung feindlich wirken; 3) ja \; fle bie Bosheit der Verbrecher herausfobern und reizen, weshalb auch 
boshafte Befchädigungen von Perfonen und Eigentum, große Derfchwörungen und Meutereien zum 
Mord ber Dirertoren u.f.w. in den auburnfchen Anflalten in Amerika an der Tagesorbnung find. Mitter: 
maier in feiner „@efängnißreform”, S. 3, berichtet wieder von einer neuerlichen Berfhwörung von 60 
Sträflingen, welche in Neuyork ihren Borfland ermorden wollten. Die Aufſeher find mit flet6 gelates 
nen Doppelpiftolen bewaffnet, ohne doch in ſolchem fcheußlichen verwilberten Kriegsfuftem gegen boss 
hafte Verlegung ihrer Perfonen und der Anftalt ſicher fein zu können. Diefe Zeugniffe thun endlich 
4) dar, daß bie verbrecherifchen Berbindungen und Belanntichaften während der Dauer des Gefäng- 
niſſes und nach berjelben zahllofe neue Berbrechen und Rüdkfälle erzeugen. Doc bier mögen nur nod 
ji ber ſachkundigſten Beugnifle fowol in Bezug auf die Arenge Durchführung des Schweigſyſtems in 

exifa wie in Bezug auf die mildere in Europa fich gegenüberflehen. 

Troß der äußerften Strenge ift bie Durchführung bes Schweigens unmöglich, da, wie der große Se: 
feßgeber Edw. Livingfton in feinem ‚Letter to Roberts Vaux on the advantages of the Pennsylva- 
nia system of prison discipline‘’ (Philadelphia 1828), S. 8, mit Recht bemerkt: „die verworfenſten 
Böfewichter jahrelang in ber nänliden MWerkflätte wenige Fuß-voneinander arbeiten. Man fagt, eine 
ſtrenge Zucht benge diefem vor, bie Entdeckten würben augenbliclich beftraft und die Furcht vor-nemen 
Strafen erhalte de ſchweigend. ertg wird fie dieſelben machen, abex fle müßten ihre Natur nicht 
allein als Miffethäter, fondern auch als Menſchen gan umänbern, wenn fich nicht ihr Verlangen ſtei⸗ 
gerte, miteinander zu verfehren, fobalb nur irgendeine Möglichkeit da ift, dies unbemerft zu thun. 

Nuplos wäre es aber zu leugnen, daß eine folche Möglichkeit fattfindet, nicht nur waͤhrend ber Ar⸗ 
beit, wo ein an einen Anbern, nur wenige Buß davon Stehenben gerichtetes Wort bei dem Klange ber 
Haͤmmer und bem Seräufch der Mafchinen nicht weiter gehört werben kann, als e8 geben ſoll, fonbern 
auch längs des Marfches in Reihen zur Arbeit und von berjelben, wo bie Lippen jebes Sträflings nur 
wenige Bolle von dem Ohr feines Vordermanns entfernt find, welche Stellung unendlich wohl barauf ber 
sechnet ift, das Wort ber Emporung fortzupflangen, ober Berabredungen über Seichen des Einverflänb- 
nifles von einem Ende der Linie bis zum andern mit elektrifcher Schnelle zu überbringen. Der Verſuch. 
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. Das pennſylvaniſche Vereinzelungsſyſtem Dagegen ift mit Erfolg zur Anwendung gekom⸗ 
men. Wo immer in der Wirkſamkeit dieſes Syſtems fi ein Mangel im Erfolg zeigte, da koͤnn⸗ 
ten wir nachweiſen, daß er von ver Bernathläffigung aber unzweckmäßigen Beranflaltung man 
her Einzelheiten herrührte, bie nach unferer Überzeugung. und wieberholten Erklärung für ein 


‚erfolgreiche Annahme dieſes Syſtems weientlich find. 


Die öffentliche Meinung, welche, folange ver Plan nicht unterfucht war, fich dagegen aus⸗ 
Sprach ober ganz gleihgältig blieb, wird ihm täglich günftiger, ſodaß in den legten vier bis fünf 
Fahren kein neues Gefängniß gebaut und keine Anderung felbft in ſchon beſtehenden Befäng- 
niſſen anders als nad) dem Vereinzelungsſyſtem vorgenommen wurbe. So groß iſt der praftifche 
Fortſchritt, welchen das Syſtem während biefer Zeit bei und gemacht Hat, daß nahe 6000 Zellen 
theils fhon gebaut, theild im Bau begriffen, theild bereits zu bauen befohlen find, alle von glei- 
er Größe und nach Einem Princip, nämlich dem ver Einzelhaft, wie e8 in dem Pentonville:@e- 
fängniß durchgeführt iſt.“ 

Der tüchtige erfahrungsreiche Gefängnißbeamte endigt fein Gutachten mit der Erklärung 
feines. freudigen Bewußtſeins, zu einer fo wichtigen Verbeflerung in feinem Baterlande mitge 
wirft zu haben, und dem innigften Wunſche ihres Sieges auch in andern Ländern, und fagt 
fchließlich: „So lang dieſes Schreiben ift, fo märe ed mir doch leichter, ed noch länger zu machen, 
als e8 abzufürzen, benn die Gründe zu Gunften des Vereinzelungsfoftemd, die meinem Geiſte 
vorſchweben, find fü zahlreich, daß es mir ſchwer ift, fie alle aufzuzählen. Ich begnüge mid) daher 
damit, zu fagen, daß ich durch Anempfehlung dieſes Syſtems eine Nationalwohltbat zu befoͤrdern 
fuche. Bon diefem Syſteme kann ih wahrlich fagen: « Esto felix, praevalens et perpetual»” 

Diefes ift die Sprache der wärmften Innigften Überzeugung, ja faft die Sprache ver Begel- 
flerung, und biefes bei erfahrenen, zum Theil bei ergrauten Befhäftsmännern! Beachten wir 
diefe Sprache, jedoch misverfiehen wir fle nicht. Diefe Männer wollen gewißlich nicht fagen, 
und ebenfo wenig auch wir, daß dad Trennungsſyſtem ein volftommenes Inflitut fei, wie es ja 
überhaupt unter dem Monde fein ſolches gibt: Mängel, Bedenklichkeiten und Befahren hat jede 
menfhlihe Schöpfung, und fiher auch diefe. Und vollends hielten jene Männer das penn- 
ſylvaniſche Gefängnig für feine angenehme Sache. Ach nein, Strafanftalten find keine Hespe⸗ 
ridengärten. Und ficher, unfere alten Zuchthaͤuſer mit ihren alten Eiſenſtrafen und ihrer Zucht- 


diefe leichten Gelegenheiten zum Verkehr unfhäblich zu machen, muß, obgleich er niemals vollftändig 
gelingen kann, dadurch unterflügt werden, daß eine unbefchränfte Gewalt in die Hände nicht allein des 
orftehers, fondern jedes untergeorbneten Wärters gelegt wird. Augenblickliche Beftrafung durch bas 
Ueberziehen von Schlägen, darauf beruht die ganze Einrichtung. 
Jeder Wärter, ſelbſt von unterm Range, jet bas Recht, die Gefangenen zu fchlagen. Er braucht 
aur eine unehrerbietige Bewegung, einen Blid des Einverftänbniffes zu bemerken, fo gebietet ihm feine 


- Pflicht die Anwendung der Peitſche, und zwar ohne fidh deshalb an die Direction wenden zu müflen. 


Seine Behauptung, gefehen zu haben, wie ein Gefangener einem andern ein Zeichen. machte, genügt; 
der Gefangene mag leugnen oder vorgeben, er Habe nicht bie Adficht gehabt, gegen die Hausorbnung zu 
verftoßen, man fchlägt ihn und zwar nicht nur, als wenn die Anflage beftätigt wäre, fonbern — mit ber 
ſcheußlichſten Tortur — auch bis er die Wahrheit ber That, deren man ihn anflagt, eingeſteht. So exs 
pebit Tann fich bie Gerechtigkeit in ben Gefängniffen zeigen ; ich behaupte fogar, fo wirb fie wirklich auss 
geübt, und biefes Recht iſt in unfern Tagen durch die Gerichtshöfe feierlich geheiligt worden ale eine 
nothwendige Befugnig nicht nur des Directors und ber Infpertoren, fondern auch des einfachen 
Waͤrters.“ Dem fügt Barrentrapp Hinzu: „Wenn nun aber Ale, welche die auburnfchen Straf 
auftalten Amerikas befucht haben, Crawford, Torqueville, Beaumont, be Mes, Blouet, Emith, Iulius, 
Mood, Bradford, Lieber, Graf Goͤrz u. f. w., gleichlautend berichten, daß bafelbft troß aller harten 
Maßregeln ber Verkehr ber Gefangenen untereinanber nicht abgefchnitten ift, fo wird man wol gern. 

lauben, baß in den europätfchen derartigen Anftalten bei minder graufamen Disciplinarftrafen das 
&chweigen ebenfo wenig in Wahrheit buregeführt wird.‘ 

Durpktiaur (Mömoire, &. 20), Generalinfpector der belgiſchen Gefängnifle, indem er den Eins 
drud der auburnichen Gefänguifie auf ben Gefangenen wie auf ben Beobachter ſchildert, ſagt: „Ueberall 
machen bie auburnfchen Anflalten mehr ben Eindruck von großen Fabriken als von Straf» und Bußs 
anftalten. Anfcheinend herrfcht Ordnung, aber unter biefem Schleier verbreiten fich Unflttlichleit und 
die fcheuglichften Lafter unaufhaltfam; neben dem mehr oder minder hohen Antheil der Gefangenen an 
dem Arbeitserträgniß ift die Zahl der Rüdfälle im Steigen begriffen. Der Schreden, ben die Gefaäͤng⸗ 
nißftrafe einflößen follte, verliert fih in ben geräufchvollen Arbeitsfälen, in den zahlreichen Genoſſen⸗ 
f&haften, wo der Verbrecher Mitfchuldige und Befährten feiner Wahl findet. Was iſt in ben meiften 
Fällen das Gefängnig für ihn? in Zufluchtsort vor dem Elend, wo er ber Sorge für die Zukunft ent« 
Hoben, gut gefleidet, gebettet, genährt, gepfest, unterrichtet ift u. |. w.’’ Huch nach ihm weichen die aus 
burnſchen Anftalten nicht — ab von ben etwas beſſer geleiteten alten Anſtalten ohne Gebot bes 
Stillſchweigens, deren Schilderung bereits oben gegeben il. * 
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Lofigkeit, ſowie das Auburnſche widernaturlich und grauſam gehandhabte Schweigſuſten ſend es 
auch nicht. Nein, eine Strafe, eine ſtarke Strafe muß leider auch die einſame peunfylvaniſche 
Zelte Hleiben: Sagt auch ver Eine etwa, ver Gebildete ziehe fie ber Gemeinſchaſt mit rohen 
Menſchen vor, und der Stumpffinnige,, deſſen hoͤchſte Freuden Ruhe, Schlafen und Efſen find, 
fühle den Mangel an Geſellſchaft nicht: im Duchfgnitt if} fie dennoch fletd eine jehr harte 
Strafe, denn auch nicht fo graufant als eine fireng gehandhabte auburnſche Strafe. 

Mas alfo jene Männer ausprüden, ift nur ihre völlig entſchiedene praktiſche Überzeu- 
gung, daß dad neue Straffsftem dem Geftraften felbft und der Geſellſchaft ungleich Heilfamer, 
ihrer und der Menſchheit ungleich würbiger fei als Die allein noch übrigen beiden andern Sy⸗ 
fteme, daß die legtern nicht beflern, felbft vielfach verlegen und neue Verbrechen erzeugen. 

Wol natürlich bleibt es, daß wohlwollende Männer zuerſt vor biefer einfamen Zelle 
zurüdichrafen, zumal folange fie ihnen noch in übertrieben nachtheiliger, die andern Syſteme 
Dagegen in allzu vortheilhafter Geftalt vor der Seele ſchwebten. Doc wenn man redlich geprüft 
und dann das verhältnigmäßig Befte und Ausführbarite, dad wenigſt Unvollkommene erkannt 
Hat, alsdann muß man auch wiffen, was man foll und will, man muß frei von unmännliddem 
ewigen Schwanten und foftemlofem Juftemilieu, man muß fo wie jene praltifchen Männer mit 
männlicher Entihloffenheit und praftifcher Wärme des Willens vollftändig das allein Rechte 
ergreifen und vertheidigen. 

Alle bier auszüglich mitgetheilten Refultate über vie beiden Hauptſyſteme, welde ganz 
‚ebenfo die offictellen Berichte des englifchen Capitäns Pringle und der canabifhen Abgejandten 
nach ihren Befängnißunterfuhungen in Nordamerika ausſprachen, beftätigen nun jene zurer 
genannten berühmten Praktiker und Gelehrten in ihren größern Werken und ven officiellen 
Berichten an ihre Regierungen durch größere Ausführung und fatiflifche Belege. Ebenſo thut 
es auch Julius, und dieſer, nad Dreijährigem Aufenthalt in Amerika in pen Jahren 1834, 1835 
und 1856, in feiner größern vortrefflichen Darftellung im zweiten Bande von „Nordamerifas 
fittlide Zuſtände“, forte in vielen fpätern Abhandlungen und no in vem 1844 gegebenen 
Bericht Über die glüdlichen Refultate des großen pennſylvaniſchen Gefängniſſes Bentonville in 
London („Jahrbücher“, V,I, S. 40). 

Leider zwingt mich ver Raum, auf weitere Auöglige aus dieſen und anbern gründlichen 
Säriften zu Gunſten des Pennſylvaniſchen Syſtems, wie die von Würth, David, und nament- 
lich auch aus dem vortrefflihen Werke des jetzigen Königs von Schweden und aus den Schriften 
amerifanifcher Staatsmänner, insbeſondere aus ver vortrefflihen Schrift des in beiden Welt: 
theilen allgemein verehrten Livingfton, fowie aus den neueften vortrefflihen Berichten von 
Barrentrapp und Probft zu verzichten. | 

Nur den Schluß ver Geſchichte und Statiſtik beider Suftene in Amerika in dem Werke 
von Zulius (II, 147) füge ih noch hinzu. Er fagt: „Erwägt man, daß erft im fünften Jahre 
der Wirkſamkeit ver 1829 eröffneten philavelphifchen Anftalt (alfo 1835) eine gerechte Ver⸗ 
gleihung der Ausübung und der Erfolge ihrer Strafweife mit der auburnſchen flatifinven 
konnte, fo zeigt fi das überraſchende Ergebniß, daß feit jenem Stufenjabre unter neun ent 
worfenen Befangenhäufern ſechs nad dem Bennfgtvaniihen und nur drei nad dem Auburn- 
ſchen Suftem in Amerika eingerichtet wurden. Es erhellt Hieraus, daß die öffentliche Meinung 
in Amerika, feitvem die vollftändigen Acten beider Parteien fprucdfertig vorliegen, fi für 
Das Pennſylvaniſche Syſtem entihieden hat.” 

Ja, feitvem vernehmen wir fogar, daß man in Auburn felbft, ebenfo wie in ver weitaus am 
beften eingerichteten auburnfchen Anftalt in Europa, in der genferifchen, neben den auburnfchen 
Strafhäufern noch eine pennſylvaniſche Einrichtung zu gründen ſich gendthigt ſah. Crawford 
und Ruſſell aber berichten an ihre Regierung (2 Report., S.16): „Es ift ein Umſtand, weldyer 
viel Aufmerkfamfeit verdient, daß eines ver flärkfien Zeugnifie für die Borzuglichkeit bed Penn⸗ 
ſylvaniſchen Syftems von Denen herrührt, welche am beften mit den Wirkungen bed Auburn: 
fen Syſtems befannt find. Wir können mit Wahrheit behaupten, daß wir alle auburnfchen 
Strafanftalten in Amerifa unterfucht Haben, und mir Finnen einflimmig mit der größten Wahr⸗ 
beit jagen, daß die Directoren aller dieſer Anflalten mit Ausnahme eineß einzigen uns erklärt 
Haben, daß, „wenn fie noch die Wahl hätten, fih für das Syſtem des Stillſchweigens ober für 
Das Syſtem der Trennung zu beflimmen, fie unbedingt dem letztern den Vorzug geben wärben‘“. 
Und ganz daffelbe verfihern die ausgezeichneten genfer Staatsmänner und Gefängnißkundigen. 

Nur das muß hier nod) hinzugefügt werben, was Varrentrapp in feinem Ausſchußbericht 
von 1856 über das genferifhe (auburnſche) Glaffificationsfyflem berichtet. 
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Im October 1825 warb Die nad dem Strahlenplan erbaute Strafanftalt in Genf eröffnet. 
Sie enthält neben einigen Arbeitöfälen 56 Einzelzellen; die Säle, die Spazierhöfe und theil- 
weife die Bänge vor den Zellen ind von dem Directiondzimmer aus zu überfeben. Die Haus⸗ 
zucht beſtand anfangs in nächtlicher Trennung, Stillihmweigen bei der Arbeit; anflänpiger 
Verkehr war in den Erholungdftunden und Sonntags geftattet. Diefe Zucht erzeigte fi als 
zu mild, es trat Daher in den Jahren 1855 — 55 ſtufenweiſe Verſchärfung ein mit ſchärferer Aus⸗ 
prägung verfchienener Claſſen oder Stufen; es wurden vonnunan die Griminellen und Nüdfälz 
ligen, vie legtern ein bis drei Monate, iſolirt, fie aßen in ihren Zellen, einfamer Spaziergang ; vie 
Eriminellen und Ausnahmen ebepfo, jedoch nur acht bis vierzehn Tage Sfolirung ; die Correctio⸗ 
nellen fünf bis zehn Tage Ifolirung, zeitweife leiſe Unterhaltung einiger geftattet ; die jugendli⸗ 
hen und die Gebeſſerten drei bis acht Tage tfolirt. Weitere Unterfchieve ver einzelnen Glaflen lie 
gen in Art der Arbeit, in der Häufigfeitder ihnen gewährten Befuche, ver Beſchäftigung mit Leſen 
und Schreiben im Arbeitöfaale u. ſ. w. Aus einer in die andere Elaffe wirb je nad) dem Be: 
tragen vorgerüdt oder zurüdverfegt. Zur Durchführung diefed Syſtems bei nod nicht 60 
Sträflingen waren zwei Directoren angeftellt (ver außgezeichnete, praftifch tüchtige Aubanel und 
neben ihm der als Schriftfteller über dad Gefängnißweſen berühmt gewordene, jegt ald Agent 
des parifer Schußvereind thätige Grellet-Mammy), zwei Geiftlihe, ein Arzt und die nöthigen 
Unterbeanten, daneben ein Infpectiond=, ein Verwaltungs:, ein Moral-, ein Begnadigungs⸗ 
gomitd und ein ſolches von Ehrenbeſuchern. Nirgends und nie fonft maren fo. auögezeichnete 
Kräfte in folder Zuhl bei Gefangenen thätig. Dennoch entfprah das Ergebniß nicht den Erz. 
wartungen. Die Schärfung ver Zucht (von 1833 —35) wirkte zwar vortheilhaft, die Rück⸗ 
fälle fheinen von 18 auf 13 Proc. gefallen zu fein; aber nach Ausſage von Aubanel und 
Grellet-Wammy ſelbſt war eine richtige Glaffification nicht zu erzielen, das Stillſchweigen in 
Wirklichkeit nicht durchzuführen, Heuchelei ward beförbert, und neben manchen fonfligen Un: 
vollkommenheiten flieg die Sterblichfeit von 2,30 Proc. auf 3,02 Proc. (von 1845—55 war 
fie freilid) wieder geringer), und von 1825—41 kamen unter A31 Gefangenen 28 Wahn: 
finndfälle vor, d. 5. 41 auf 15. Schon wenige Jahre nach der erwähnten Schärfung verlangte 
Aubanel eine weitere Auspehnung ber Einzelhaft, namentlih für Rückfällige, felbft für vie 
ganze Zeit ihrer Strafhaft. Die geſetzgebenden Behörben flimmten im Princip zu, viele Mit- 
glieder verlangten überhaupt Einzelhaft als die Regel. Es ward durch das Gefeh vom Bebruar 
und März 1840 der Verwaltung in diefer Beziehung eine große (wir jagen bei weitem zu 
große) Machtvollkommenheit gegeben, und einftweilen feftgefeßt, daß die Gefangenen bei ihrem 
Eintritt in die Anftalt während einer Zeit von höchftens ſechs Monaten, Rüdfällige aber min⸗ 
deſtens ein Jahr und nicht über die Hälfte ihrer Strafzeit ifolirt werben follten, fobald vie 
baulihen Einrichtungen es geftatten würden. Hätte die Bauart nicht entgegengeftanden, fo 
wäre man wahrfcheinlich noch weiter gegangen. Außerdem warb (neben dem Strafhaus für zu 
einem Jahre und länger verurtbeilten Männer) ver Bau eined neuen Haftgebäubes für alle an⸗ 
dern Arten von Gefangenen befchloffen, in weldhem die Mehrzahl ver Gefangenen der Einzel: 
haft unterworfen wurben. Die Sterblichkeit in diefer Anftalt war fehr gering; Wahnſinns⸗ 
falle find (bei etwa 5—600 Aufnahmen jährlih) nur in den erften Tagen der Haft bei abge: . 
fperrten Unterfuhungdgefangenen ober fehr empfindlichen Individuen vorgekommen, etwa 
einer im Jahre. - 

Man erfieht aus diefen Angaben, daß das genfer Syſtem von feinen eigenen Gründern 
mehr und mehr der Einzelhaft genäbert, ſchwankend durchgeführt worden und keineswegs 
geeignet ift, zur Nahahmung empfohlen zu werben. Obgleich nun 30 Jahre in Thätigkeit, iſt 
ed auch eigentlich nirgends nachgeahmt worden als in St.-&allen. Früherhin in vielen Schrif- 
ten eifrig anempfohlen, find die Stimmen für baffelbe verfiumnit. 

Eine meifterhaft geleitete Anftalt ähnlicher Art, die feit 1840 beſetzte Strafanftalt St.⸗ 
Jakob bei St.Gallen, dient zur Aufnahme von zu mindeſtens drei Monaten verurtheilten 
männliden und weiblihen Sträflingen. Diefe Heine Anftalt bejigt ein genügend zahlreiches 
Beantenperfonal, an deſſen Spige ein durch tüchtige Bildung, Verftändnig, Energie und Eifer 
gleich audgezeichneter Director, W. F. Moofer, fteht. Die Oefangenen find nächtlich vereinzelt, 
bei Tage unter ſtrengſtem Stillfchweigen vereiniget; fie find je nad ihrem Betragen in vier 
Claſſen getheilt, die ſich zumeiſt durch die Höhe des zu ihrer Verwendung geftellten Verbienft- 
antheild, durch die Häufigfeit der geftatteten Bejuche, des Briefwechſels u. ſ. w. unterſcheiden. 
Ermahnungen, Schmälerung der Koft, Einfperren in ſcharfen Arreft und in finftere Zelle, ſo⸗ 
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wie koͤrperliche Zuͤchtigung find die Strafmittel, haven ſich aber nicht als genügend bewährt. 
Es iſt daher durch Beſchluß des Großen und Kleinen Rathes im Januar 1854 unter gewiſſen 
Vorſchriften Verhängung von Einzelzellenhaft von ein bis jeh8 Dionaten geftattet worden ; ber 
Director rühmt in hohem Grade die Wirkſamkeit diefes Strafmitteld. Bon Anfang 1840 bis 
Ende 1855 ſind in der Strafanftalı 882 Gefangene (darunter 148 Weiber) aufgenommen 
worden; 92 derſelben ſind bisjetzt vheffällig geworben; 108 (12 Proc. ver Aufgenomnienen 
oder, was einen richtigern Mapftab gibt, 7,11 Broc. zum täglihen Perfonalbeftand) find ge- 
florben. Der tägliche Durchſchnittsſtand war 95. j 

Disciplinarftrafen wurden 7392 verhängt, oder jährlich 462; was durchſchnittlich Fünf 
Beftrafungen auf jeden Gefangenen des Durchſchnittsſtandes ergibt (während in Bruchſal 
41854 nur 135 meift nur in Verweifen beftehende für 87 Sträflinge unter 550 nöthig waren). 

Die Meinung in St.Gallen über dad richtige Straffuftem hat fi allmälig fehr geän— 
dert; noch zu Ende der vierziger Jahre wollte dort Niemand etwas von Einzelhaft wiſſen, jegt 
wird wol eine Vereinigung des Auburnfchen und des Benniylvanifhen Syſtems von der Mehr: 
heit ver deinen Räthe ald das Geeignetfte angefehen, und fteht demnach auch In nicht ferner Zeit 
die Erbauung eines dritten Stockwerkes mit 30 Zellen für die Einzelhaft alderfte Veränderung 
zu erwarten. 

Director Mooſer, der Träger und die Seele diefer Eleinen Anftalt, ſelbſt fagt („Poͤniten⸗ 
tiaranftalt bei St.-®allen”, 1851, ©. 329), dag dieſelbe unter einemandern Di: 
reetor, oder überhaupt, wenn file größer wäre, ganz andere Ergebniffe liefern 
würde. Berner erflärt er: „Das Iſolirungsſyſtem beruht auf vem Grundſatze, daß das Ab: 
ſchneiden jeglicher Gelegenheit zum Sündigen und fomit die Vermeidung jegliher Berührung 
der Sträflinge unter fi, und der kürzere oder längere Umgang mit fittlih guten Menſchen, 
verbunden mit einer angemeflenen Beſchäftigung, ven Verbrecher jittlich beſſer made. Dieje 
Anſicht Hat viel Einnehmendes, In Vergleihung mit den Theorien anderer Syſteme Beſtech⸗ 
liches, und daher auch viele eifrige Vertheidiger gefunden, Auf viefem Gebiete Haben wir Feine 
Erfahrungen gefammelt,. Wir maßen und aud daher nicht an, hierüber unbebingt cin Urtheil 
abzugeben.“ 

Varrentrapp fügt no die Worte des Ausſchußberichts an die franzöfifche Abgeorbneten- 
fammer??) Hinzu: „Nichts iſt fo erwiefen, als die Nutzloſigkeit der Claſſeneintheilung der Verhaf⸗ 
teten, um ihrer gegenfeitigen Verderbniß vurzubeugen. Über diefen Bunft ftimmen alle Männer, 
welche die Befängniffe in ver Nähe gefehen haben, überein. Menfchen von gleicher Sittenverberb- 
niß zufammenzubringen, Heißt fhon wollen, daß jeder von ihnen mit der Xänge der Zeit ſchlechter 
werde als er war; aber ferner ift es auch unmöglich zu wiffen, welches die Verbrecher von glei: 
Ger Sittenververbniß find. Es gibt fein äußeres Zeichen, das mit einiger Gewißheit den Grad 
der Verdorbenheit anzeigen könnte, zu dem ein Angefchuldigter gelangt If, ebenfo wenig als tie 
Mittel, die er befigt, feine Lafter feiner Umgebung mitzutheilen. Die ihm zur Laſt gelegte ftrai: 
bare That verbreitet über dieſen Punft nur jebr wenig Licht. Als der Herr Minifter ded Innern 
In Jahre 1836 an die Directoren der Gentralhäufer die Frage ftellte, ob unter den ihrer Aufſicht 
- anvertrauten Gefangenen die wegen Verbrechen Verurtheilten ihnen verborbener jchienen 
als die wegen Vergehen, fo antworteten beinahe alle, daß ein folder Unterfchlen zwifchen dieſen 
- beiden Elaffen nicht zu bemerken fei, und er in allen Fällen eher zu Gunften der Griminellen 
ausfallen würde.‘ 

Aus dem Bisherigen ergibt fi, daß das Pennſylvaniſche Syſtem viele ganz unleugbare in 
ber Natur der Sache liegende und bewährte große Vorzüge hat, daß es von den ſachkundigſten 
und wohlwollendſten Männern ganz entſchieden und ald das weitaus befte Syften empfohlen 
wird, daß es im Kampfe mit den beftehenvden Einrichtungen und Vorurtheilen in allen civili- 
firten Ländern und im Kampfe mit bem zuerft fo glänzend aufgefretenen Auburnſchen Syſtem 
einen Sieg in der civlliſirten Welt erfämpfte, wie in fo kurzer Zeit vielleicht nie ein anderes 
neues Syſtem. 

. Was iſt nun aber der eigenthümliche Grundgedanke des Pönitentiarfyſtems, derjenige 
Hauptvorzug, welcher e8 bewirkt, daß es ſo viel vollſtändiger und beffer ald andere Syſteme alle 
Strafzwecke und die vollftändige Austilgung der ganzen Schuld bewirkt, daß es auf wie befte 
Wriſe ven Verbrecher und fein Verbrechen bewältigt? Es“ faßt das wahre Wefen des Ver: 
brechens und ver Strafe auf. Es behandelt die verbrecheriſche Schuld am richtigften, nänılich al® 





22) ©. ,Jahrbücher ber Gefängnigfunde‘‘, IV, 233. 
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ein moralifches Übel, und bekämpft es angemeffen mit ver moralifchen Kraft ver Strafe. 
Die andern Strafſyſteme halten id an die Sinnlichkeit, den bloßen äußern Träger der Schuld 
wie der Strafe. Sie ſuchen die Verbrecher nur an ihrer finnlihen Natur zu faffen. Da aber 
And die Verbrecher Meifter. Ihre finnlihen Triebe und Kräfte find ftärfer, als daß fe der 
Strafriter mit ſinnlichen Leiden beherrſcht; fe überwinden nicht felten feine ganze Anftren= 
gung. Welden Schmerzen und Gefahren trogt nicht der kühne Verbrecher, welche Entbehrun- 
gen überwindet er willig fhon zur Ausführung feiner Verbrechen! Und bis zu welcher unge⸗ 
heuren Stärke wächſt die Gewalt beſtimmter verbrecheriſcher finnlicher Triebe an, ſodaß er der 
finnlihen Mittel des Strafenben ſpottet, und jedenfalls trifft dieſe finnliche Strafe nur die 
äußern Kornen und Träger, nicht den innern Kern ber verbrecheriſchen Schuld. Diefen läßt fie’ 
unberührt. Nun aber kommt das Pönitentiarſyſtem, erfaßt das Moralifche des Verbrechers, 
wo er ber Schwächere ift, mit der überwältigenden morallichen Kraft der ſtrafenden Gerechtig⸗ 
keit, deshalb jener wunderbare Schreden der eifenfeften Verbrecher vor diefer Strafe, Ihr ben: 
gen fie ſich, fie trifft ihre innere Schulb und bringt fie zu Tage, zum Bewußtſein im erfchütterten 
Gewiffen und tilgt jie auf ſolche Weife. 

Wäre nun wol bei unbefangener Vergleihung dieſes Syſtems mit den beiden andern ein 
Schwanken in ver Wahl auch nur möglich? 

Hier jene offenbare Laſterſchule des alten Zuchthausſyſtems, mit feiner ſtets wachſenden 
Vermehrung ver Verbrechen und ver Nückfälle, entweder mit feinen abfihtlihen Qualen blos 
um zu quälen, ober mit feiner zuchtlofen bequemen Einrichtung, melde den Armen anreizt, 
durch Verbrechen fi einen Sig im Zuchthaufe, wie durch Einkauf einen Sig in einem Verfor: 
gungshaufe zu erwerben — dieſes alte Zuchthaus — wer wollte es beibehalten willen? Aner⸗ 
fannt unzweckmäßig und verderblich, hat es nicht einmal den Vorzug, für die Gefundheit vor: 
theilhafter zu fein ald dad Trennungsſyſtem. In ven bisherigen Zuchthäufern waren Krank: 
Heit und Sterblichkeit meift ungleich größer al8 bein Trennungsſyſtem, und ebenfo aud Me⸗ 
lancholie und Wahnfinn, wenn fie auch nicht befprochen wurden, ganz ähnlich wie man lange 
Hundert Unglücksfälle in Wagen ober in Segelfchiffen nicht befprach, während man bei Dampf: 
ſchiffen „unb Eifenbahnen jeden der zehnfach verminderten Unfälle in allen Zeitungen leſen 
konnte. 2°) 

Oder wollte man wirklich unfere Strafeinritungen auf jenes Auburnſche Syſtem grün= 
den, welches zur Erzwingung eines naturwidrigen Schweigens gegen alle Menſchen, vie man 
durch tagelanged Zufammenleben jelbft ſtets zum geſetzwidrigen Neben verführt, hier mit ber 
immer gefhwungenenen Geifel des Zuchtknechts, dort mit ſtets wiederfehrendem Hunger: und 


Dunkelarreſt und mit Kettenftrafen die Menfchen entiwürbigt und empört 2%), ober welches 


23) Bon der zu großen Milde und der Verderbniß in den Zuchthäufern gab die obige Schilderung 
des hamburger Zuchthaufes ein Bild, In Beziehung auf die Härte vergleiche man mit der Humanität 
und Gefundheitsfchonung der pennſylvaniſchen Zelle die neuern und doch verhältnigmäßig noch milden 
öfterreichifchen Strafgefege und felbft ihre Beflimmungen über das Gefaͤngniß. Das „Geſetzbuch über 
Verbrechen und fchwere Boligeiübertretung” (Wien 1815) befimmt Th. I, Cap. 2, $. 13: „Der zur 
Kerkerfirafe zweiten Grades VBerurtheilte wird mit Eifen an ven Füßen angehalten, täglich mit einer 
warmen Speife, doch ohne Fleiſch genährt, in Anfehung des Lagers auf bloße Breter eingefchränft und 
ihm feine Unterredung mit Leuten, die nicht unmittelbar auf feine Verwahrung Bezug haben, geftattet.‘’ 
(Alfo die heilfame Geſellſchaft ift ausgefchloflen.) $. 14. „‚Der fchwerfte Kerker oder die Kerferftrafe bes 
dritten Grades (befannt durch Sylvio Pellico) befteht darin, daß der Sträfling in einem von aller Ges 
meinfchaft abgelonderten Kerfer, worin er jedoch fo viel Licht und Raum, als zur Erhaltung ber Ge⸗ 
ſundheit nöthig iſt, genießt, ſtets mit ſchweren Eiſen an Händen und Füßen und um ben Leib mit einem 
eifernen Ringe, an welchem er außer der Zeit der Arbeit mit einer Kette angefchloffen wird, verwahrt, 
nur alle zwei Tage mit einer warmen, jedoch feiner Fleiſchſpeiſe genährt, die übrigen Tage bei Wafler 
und Brot gehalten, fein Lager auf bloße Breter eingefchränft und ihm mit Niemand eine Zufammens 
Funft ober Unterrebung geflattet wird.” 

Auch alle Rettenfirafen mit ihren unnöthigen Dualen und ihren Gefahren des Kuochenfraßes und 
Zehrfiebers wird der Menfchenfreund gern im pennfylvanifchen Zuchthaufe vergeſſen ſehen. 

24) „Der Gefaͤngnißdirector iſt überzeugt, daß die Karbatſche die beſte Stüge einer guten Disciplin 
iſt“, fo erflärt wörtlich ein Bericht der auburnfchen Anftalt von Sing Sing. Auch die amerifants 
fchen Sefeße verbieten den — Gerichten jede Überfchreitung des gefeglichen Strafmaßes und ebenfo die 
entwürbigende, ſcheußliche Fürperliche Züchtigung. Wahrhaft abfurd aber gibt das Auburniche Syſtem 
in der bloßen Vollziehung des gefeßlich und richterlich feflgefepten Strafmaßes den bloßen Dienern die 
Willfür der ungeheuerften Strafverwandlung und Strafvermehrung, ja dem unterſten Aufſeher die Ge: 
woalt, jeden Augenblick ben Strüfling mit vierzig Karbatſchenhieben ohne nterjucung und Urtheils⸗ 
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durch Verzicht auf die dennoch unmögliche Durchführung feined Grundgeſetzes In das alte Zucht⸗ 
Haus zurückfällt, nur mit dem ſchlechten Beifag beftänbiger Grauſamkeiten ober fortbauernder 
Geſetzwidrigkelten? Daß es ven Zweck ver Verhütung der Verſchlechterung und ver verbredde- 
riſchen Verbindungen, die Zwecke ver Berbeflerung und ver Vermeidung der Rückfälle, ebenfo 
wie die Berhinderung der wechfelfeitigen Mittheilungen verfehle: Darüber darf man nicht ein= 
zelne Berichte anführen, dad jagen alle, fogar die Der Directoren auburnſcher Anftalten. Das 
fagen au von Baden die Motive der Regierung nach der im Lande felbft gemachten Erfah- 
rung, dad fagt die bei weiblichen Verbrechern übergroße Zahl der Rüdfälle des bruchſaler 
auburnifch eingerichteten Weiberzuchthaufes. Das fagten bereitö alle jene obigen Zeugnifle 
und Erfahrungen erprobter Männer. Diefed Syſtem bürgt nit einmal zum Gegengewicht 
aller feiner Dlängel mehr für die Geſundheit, felbft wenn man aud jene beſtändige Schinderei 
der Menſchen noch Geſundheit nennen wollte. Nein umgekehrt, wegen feined unnatürlichen 
Zwangszuſtandes iſt in den auburnfchen Anftalten die Zahl der Krankheiten und Sterbefälle 
fehr erflärlichermeife größer, die der Wahnfinnsfälle mindeſtens nicht geringer als bei dem 
Trennungsſyſtem. 

So kann und wird man ſich ſicherlich nur für das Trennungsſyſtem entſcheiden. Es allein 
vereinigt, wie es die obigen Worte von Moreau Chriſtophe ſo bündig ausdrücken, unſere drei 
weſentlichen Hauptzwecke der Strafe und in ihnen einestheils die Sicherung der Geſellſchaft vor 
dem Verbrecher und andern Nachfolgern feines boͤſen Beifpield, anderntheils das gerechte Maß 
der Strafe. (S. oben 1.) Genugthuung und Abichredung find hier gegeben in dem allerpings 
einen tiefen und abſchreckenden Eindruck machenden Strafübel zur beſſernden Austilgung der 
ganzen Schuld des Verbrecherd. Und bei dieſem Syſteme ift wirkliche Befferung durch die Natur 
der Einrichtung und durch Erfahrungen erprobt, "während bei ven andern Syftemen vie Zahl 
der Verbrecher und Rückfälle ſtets wuchſen. Hundertmal fonnten namentlich bisher bei alten 
andern Strafeinrihtungen neue Verbrechen ald die Folge der Bekanntſchaften oder Verabre⸗ 
dungen ber Sträflinge im Zuchthauſe nachgewieſen werben. Nicht einmal war dieſes in Bezie- 
bung auf die pennſylvaniſchen Anftalten ver Fall. Oftmals geftanden rüdfällige Sträflinge 
auburnfcher Auftalten als Duelle ihrer neuen Verbrechen auch die empörende Härte und Bill: 
kür der Disciplinarftrafen, ihre dadurch erweckte Rachſucht gegen die Geſellſchaft und die Be⸗ 
flärfung des Hauptgrunded, wodurch die Verbrecher Verlegungen ver Gefellfchaft befchönigen, 
nämlid die Härte und Ungerechtigkeit ver Gefellfchaft gegen fie. Auch diefe Hinderniſſe ber 
Befferung fehlen den pennſylvaniſchen Anftalten ebenfo, wie die Grundlage der Beſſerung, 
reuevolled Nachdenken über ſich felbft, ver Eindruck einer geiftigen moralilhen Strafe, den au: 
burnſchen fehlen. In andern Anftalten ift die Strafe blos finnlih und alles Sinnen und Den⸗ 
Ten der Sträflinge auf Verkehr und Verbindung mit ven Mitverbrechern gerichtet. 25) 





ſpruch zu mishandeln. Dabei ift denn der fcheußlichfte Misbrauch nie zu verhindern. Die durch Die em⸗ 
pörte öffentliche Meinung von der Regierung ernannte Unterfuchungscommiffion des Staats Neuyork 
erklärte officiell: ‚daß die empörendften Graufamfeiteu zu Auburn und Sing⸗Sing flattgefunden ha⸗ 
ben, und baß Öefangene durch die gegen fie begangenen Grauſamkeiten zum Selbſtmord gebracht morden, 
ja daß erweislich geiftesfranfe Sträflinge infolge ſolcher Mishandlungen ſtarben.“ (S. David, ©. 74.) 
Daß troß der furchtbaren Strenge in Auburn und Sing-Sing viel gefprochen, daß bie in Europa ein 
geführten Strafen des Hungers und Dunfelarreftes, der Ketten nicht minder ins Abenteuerliche fielen, 

ezeugen alle obigen Augenzeugen. So erlebte man 3. 3. im engliſchen Gefaͤngniß Coldbathſielde ftetes 
Segen ber Disciplinarftrafen, die 1838 in 1,949 beftanden, meift wegen Reben, in Thottillfields auf 
374 Sefangene in 7087. Und nach Julius (Th. II, S.66—67) rühren die vielen Schwindfuchten in den 
auburnfchen Anftalten von ber beftändigen Aufregung bei der befländigen Berfuhung zum Sprechen, 
die vielen Selbftmorbe und Brandftiftungen aber, die den pennfylvanifchen Anftalten fremd find (Julius. 
©. 280), von der innern Empörung ber. Diefer alle Strenge des Benniylvanifchen Syftems in moralis 
fer und humaner Hinſicht wenigftens zehnmal überbietenden Härte der Disciplin biefes Syſtems fleht 
nur ihre anerfannte Erfolgfoftgfeit gleich. Sie bleibt verwerflich, gleichviel ob dieſe Erfolglofigfeit bei 
ber Durchführung ber Disciplin ſich zeige in den geheimern Einverftändniffen und neuen Verſchwörun⸗ 
. gen ber Verbrecher, die oft fchon vor dem Eintritt ins Gefängnig geheime Zeichenfprachen erfinden, 

Sutius, ©. 270), oder bei ſchachmattem Aufgeben des Syſtems felbft in lauten, täglichen Wechſelreden, 
bie nur des äußern Anftandes halber bei dem Beſuch von Director und von Fremden unterbleiben. 

25) Vergleiche über diefes alles die Erfahrungen bei Julius, S. 286, 280 und 290. Die Vermeb⸗ 
rungen ber jährlichen Verbrechen und Rückfälle nicht bei den pennfulvanifchen, wohl aber bei allen an: 
bern Strafanftalten beweifen die ftatiftifchen Tabellen, fo namentlich auch in Beziehung auf Baren 
(S. die officiellen Berichte über die badiſche Strafrechtspflege und die Zufammenftellung daran in den 
„Jahrbüchern für m aonipfunbe “U, ©. 232.) In der pennfylvanifchen Anſtalt zu Philadelphia 
betragen bie Rüdfälle 3 bie 4, in der auburnfchen zu Boſton 20 Bror. (David, S. 66). Und de Dich 
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VL Vrüfung ver Sinwendungen gegen bie Ginzelhaft. Diefe, foweit je 
nicht fhon in dem Vorſtehenden enthalten ift, und ebenfo den hiſtoriſchen Überblick über die 
Gefängnißreform in den verſchiedenen Ländern, können wir nicht beffer ven neueften Er= 
fahrungen entfpredend geben, als indem wir und — mit einigen Zufäßen an den gründ- 
lichen Ausfchußbericht über den Frankfurter Gefängnißbau anſchließen. Sein Verfaſſer if 
Dr. Barrentrapp, der Herausgeber ver Höchft verbienftlihen „Jahrbügerder Gefäng: 
nißkunde“, diefer vieljährige gründliche und unermüdliche Forſcher, Beobachter und Schrift: 
ftelfer in Beziehung auf das Gefängnißweſen, zugleich tüchtiger Arzt. Der Bericht fagt über 
jene Einwendungen (S. 57 fg.): 

41) Einer der häufigften Vorwürfe ift die zu große Koftfpieligkeit dieſes Syſtems. Bei 
einer fo wirhtigen Sache, wie der richtigſten Handhabung der Öffentlichen Gerechtigkeit und dem 
Schutze der Geſammtheit gegen bie Verbrecher, bei einer fo heiligen Sache, wie der Möglichkeit 
der Miederaufrihtung und" moralifchen Belferung von in Kafler und Verbrechen verfunfenen 
Mitmenſchen, follte viefer Einwurf überhaupt nicht mehr gegen diefe oder jent Haftweife vor= 
gebracht werben, ſobald jie fonft die zweckentſprechendſte iſt. Der Einwurf ift aber auch unrichtig 
in ſich. Ein Zellengefängniß für 500 Gefangene nit allen Heute daran gefnüpften Koderungen 
von Sicherheit, Gefunpheitserhaltung, Unterrichtderthellung u. f. w., alfo mit Iuftigen, hellen, 
gut gelüfteten und gut geheizten Zellen, mit Unterrichtszimmern, Kirche, Spazierhöfen u. f. w. 


„Rapport”, S 128, berichtet, daß fle in allen Strafanftalten Rüdfällige aus andern Anftalten fanden, 
aber nur einen einzigen aus ber penniylvanifchen Anftalt Philadelphia. Ja der Director von Sing-Sing 
erklärte, Daß er in Feiner Strafanftalt über zwei Drittel von Denen Habe, die als angeblich gebeffert 
aus Auburn entlaffen wurden. In ber auburnfchen Mufteranftalt zu Genf betrugen die Rüdfälle von 
1826—34 durchfchnitilich 28 Proc. (David, S.21). . 

In Frankreich bildete 1836 in den Galeeren die Zahl der Rüdfälligen 39, und in ben färnmtlichen 
Zuchthäufern 38 Proc. der Sträflinge; in den Correctionshäufern nody mehr; und bie Gefängnißvors 
fieher berichten, mit welchen gegenjeitigen Breubensbezeigungen bie zu ihren alten Kameraden zurüds 
kommenden Verbrecher wieder eintreten (Moreau Ehriftophe, S. 154). In Inra betragen bie Nüdfällis 
gen fogar 54 Proc. (‚Jahrbücher der Gefaͤngnißkunde“, III, 242). In Kopenhagen beträgt in dem foges 
nannten Eflavenhaus die Zahl der Rüdfälligen vollends 60, bei den Karreniträflingen 52, im altonaer 
Zuchthaus 56, im glüdftabter 44 Proc. (David, S. XXI). La Royuette in Paris hatte unter auburns 
ſcher Sinrichtung TO Proc Rüdfälle; bei hergeftellter pennfylvanifcher, ebenfo wie Aitteburg in Benus 
folvanien, nur 7 Proc. Aus Würtemberg vernahm man (f. den Ausfchußbericht von Probft, S. 7), ba 
die Hälfte der Verbrecher rüädfällig werden, alſo ſiebenmal foviel als im pennſylvaniſchen Befängniß. 
Barrentrapp, indem er in feinem Ausichußbericht (1856, S. 29 und 50) bie größere Zahl der Kückſaͤlle 
in den gewöhnlichen und auburnfchen Anftalten gründlich nachweift, beflagt bie Ungenauigleit und Ders 
fchiebenartigfeit der Berichte und Tabellen über Rückfälle in Beziehung auf ihre Grundlagen. Er legt 
mit Recht vorzügliches Gewicht darauf, wenn bie Berichte bie Retuftate verfchiedener Anflalten nebens 
einander ftellen, und babei der Nachtheil fo uͤberwiegend auf Seiten ber gewöhnlichen und auburnfchen 
Anftalten fich herausftellt. Nach dem Bericht bes belgifchen Generalinfpectore Ducpetiaur („Mémoire“, 
©. 55) Hatte bie Zahl der Rüdfälligen in den belgif en auburnſchen Anftalten fich in neun Jahren faft 
verboppelt und betrug 1844: 55 Proc. Noch ſchlimmer flellte fi nach dem Bericht des Präflventen bes 
Gafiationshofes Berenger (S. „Jahrbücher ber Gefängnißfunde”, X, ©. 186) die Sache in Sranfreich, 
wo ber vierte Theil, zuweilen zwei Drittel, ja drei Biertel ber Sträflinge aus Nüdfälligen befand. Der 
Präfident Berenger fept hinzu: „Und dabei ift wohl zu bemerfen, daß biefe erfchredende Zunahme der 
Rückfälle in beiden Ländern flattgefunden a teoß ber Bemühungen, bie gemacht wurden, um ben 
Sauptfehlern, bei Zufammenfperrung ber Gefangenen, abzuhelfen. Als die beveutenditen berzu dem Ende 
vorgefchlagenen oder ausgeführten Maßregeln nennen wir die Einrichtung von Nachtzellen, die Abs 
theilung ber Gefangenen in Elaffen, bie Ginführung des Schweigens ale regel , bie Ausdehnung bes 
Unterrichts in Religion und Sittenlehre, bie Anftellung beſſerer Aufſeher.“ 

Aus Belgien fchreibt der Generalinfvertor ber dortigen Gefängniffe: ‚Die Gefängniſſe in Belgien 
find dem Syſteme der Gemeinfchaft der Sträflinge bei Tage, jedoch unter der Herrfchaft des Stillfchweis 
gens, und ber (ofonberung derfelben zur nuachtzeit unterworfen, unb ich nehme feinen Anftand zu fagen, 
daß fle ihren Zweck, von Verbrechen abzufchreden und bie Gefangenen zu befiern, nur fehr unvollloms 
men erfüllen. zn unferer anhaltenden und angeftrengten Bemühungen, troß der Verflärfung der Auf: 
ficht, zieht die tägliche Berührung der Sträflinge noshiwendig ihr Verderbniß nach ſich; die Rückfälfe 

ermehren fi, flatt abzunchmen, und die meiften großen Verbrechen, welche vor unfere Alftfenhöfe ge⸗ 
angen, find von entlafjenen Sträflingen verübt, welche ſich in den Strafanftalten fennen gelernt und 
barin zu gemeinfchaftlichen Verbrechen verbunden haben. Alle unfere Beamten, unfere Gefängnißvors 
fteher werden Ihnen fagen, daß dies Spftem ihrem Eifer und ihren Bemühungen troßt, und daß fie von 
demſelben nichts für die Zukunft hoffen. Alle werben Ihnen betätigen, Daß nur in dem Syfleme ber Eins 
zelhaft bas Heil zu fuchen iſt.“ 

Und vollfommen baflelbe beflätigt ber belgifche Iuftizminifter, Baron d’Anethan, in ber Darles 
gung der Beweggründe & dem von ihm vorgelegten Geſetze. (Sipung vom 3 Der. 1844, ©. 1. Vergl. 
auch „Memoire eto.“, ©. 1.) . 
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foftet allerdings viel mehr als ein Gebäupde, worin die gleihe Zahl von Gefangenen nur eins 
geiperrt und möglichft feft verwahrt wird, ohne fonft eine Rücknicht auf fie zu nehmen. Ein dem 
auburnfhen Claſſificationsſyſtem vollftändig entfprechender Bau Foftet aber faum weniger; 
denn wenn auch die einzelne Zelle eines Iſolirungsgefängniſſes wegen ihrer Größe, Heizung, 
Bentilation u. ſ. w. mehr Eoftet als die auburnfche, To fallen andererſeits die Arbeitäfäle und 
manche nothiwendig werdende Maßregeln für größere Feſtigkeit und Sicherheit weg. 

Gs ſind aber ganz andere Geſichtspunkte, welche zum Behuf ver Erledigung dieſer Frage 
ind Auge zu faffen find: „Nah zuverläfligen ftatiftiihen Nachweiſungen kann angenommen 
werden, daß aus 50 größern Gefängniffen in Deutihland jährlich 20—25,000 entlaffene 
Merbrecher in die Gemeinden zurückkehren; in Berlin befanden ſich im Jahre 1846 allein. 
35,000 Menſchen, die nach amtlichen Angaben als entlaffene Verbrecher unter polizeiliger Auf: 
ficht fanden. Wenn alfo in zehn Jahren 250,000 und in zwanzig Jahren eine halbe Million 
Menfchen in Deutfchland aus den Strafanftalten zum größten Theil verfhlechtert, in Laſter und 
Verbrechen verhärtet, auf die Geſellſchaf: Iosgelaflen werden, bedarf e8 da noch) weiterer Er⸗ 
Härungen der Zunahme der Verbrechen und allerorts jich fleigernden Nudfälle? Sollte man 
da nicht erwarten dürfen, daß auch Die nöthigen Summen zur Erbauung von Strafanflalten 
aufzubringen wären, welche wenigftend nicht geradezu den Namen der Hochſchulen aller Lafter 
und Berbrechen verdienen? ''26) 

Würde nur der zehnte, ja nur der zwanzigſte Theil ver Sträflinge in guten Zellengefäng- 
niffen mehr gebeffert, als in den bisherigen Zuchthäufern (und nad ven Nachweifen uber Rück⸗ 
fälle u. f. w. ift Died Verhältniß viel Höher anzunehmen), fo wäre biefer Erfolg, an welchen fid 
nod die Ausficht knüpfte, daß dieſe Entlaffenen in ihren Familien nicht ferner als Here ber 
Berverbniß wirken, groß genug, um bie Aufmenbung einer bedeutenden Summe zur Erbauung 
zweckentſprechender Gefängniſſe zu rechtfertigen. 

Die Roſten ver Zellengefängniffe, ſowol des Baues wie der Unterhaltung, müſſen aber ſelbſt 
geringer als bei andern Haftſyſtemen erſcheinen, wenn man auf die mit der Einzelhaft einzu⸗ 
führende Verminderung der Haftdaner (wir wollen einmal das Verhältniß von drei zu zwei 
Dafür annehmen) achtet. Man wird nicht umhin Fönnen, den Morten Ducpetiaur' zuzuſtim⸗ 
men: „Durch Erhöhung ver Wirkfamfeit der Strafe Fann vie Zellenhaft gewiſſe Vergehen ver: 
Hüten, und folchergeftalt die Zahl ver Verurtheilten vermindern; durch Beflerung einer Zahl 
von Verbrechern verringert ji die Zahl ver Rüdkfälligen ; durch Abkürzung der Strafzeit wird 
‚ vie Bevöolkerung, und fomit auch die Ausgabe des Gefängnifies kleiner. Es folgt daraus eine 
Erſparniß der Gerichtöfoften und, mas wichtiger ift, an der Maffe der Verbrechen, wobei nod 
die Minderung der durch die Böfewichter veranlaßten Verluſte und Zerftörungen zu beachten 
tft. Ja e8 gibt noch andere dadurch bedingte Erfparniffe, die, wenn fie auch nicht nach Geldes⸗ 
werth zu ſchätzen find, doch ihren Werth Haben, nämlich vie Erfparniß am Leben der Gefange- 
nen, an den Koften der zu unterflügenden Entlaflenen u. ſ. w.“ 27) 

2) Man hat ver Binzelhaft vorgeworfen, daß die Gefangenen weder fo gut zur Arbeit und 
namentlich zu einer einträgliden, angehalten, noch fo gut darin unterrichtet werben Fönnten 
als in der gemeinjamen Haft. Wenn man eine Strafanftalt vorzugäweife als Arbeitshaus 
betrachtet, wenn der Vorfteher feinen ganzen Stolz in ven Höchft möglichen Ertrag der Arbeit 
der Sträflinge fegt, wenn dem zufolge faft nur fabritmäßig zu betreibenve Arbeiten eingeführt 
werden und in diefen die Theilung der Arbeit fo weit als möglich getrieben Miro, wie dies alles 
in einigen auburnſchen Anftalten Nordamerikas gefchehen ift, fo Täßt jich allerdings nicht leug⸗ 
nen, daß einige (aber auch nur einige) der legtgenannten Anftalten ein Arbeitderträgniß ge- 
Siefert haben, wie ed in Bellengefängniflen unter den fonftigen dort im Auge bebaltenen 
Zweden nicht zu erzielen ift, daß fie fogar Taufende von Dollars jährlich als Überfhuß abge: 
liefert Haben, während allerdings andere, fo 3. B. das Strafhaus in Auburn felbit, jährliche 
Deftcitö bis zu 100,000 Gldn. Hatten. | 

Im Ganzen genommen aber ift der erwähnte Vorwurf in Betreff des Arbeitäbetriebes und 
Arbeitöunterricht3 ungegründet; nur darf man nicht überfehen, daß bisher in allen Zellenge; 
fängniffen, und gewiß mit Necht, das Hauptaugenmerk nicht fomol auf ſolche Arbeiten gerichtet 
worden ift, welche im Gefängniß felbft den größten Ertrag liefern, als vielmehr auf Die, welche 


26) Füeßlin, „Die Einzelhaft‘, S. 377. ’ 
27) Ducyktiaur, „Memorre & l’appui du projet de loi”, S. 136. Bergl. auch Suringar, 
‚Considerations sur la reclusion individuelle des detenus”, ©. 51. 
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dem Befangenen nad ber Entlaſſung bie größte Wahrſcheiulichkeit gewähren, Ark damit ernäh- 
ren zu fönnen. 

Die Arbeit wird nad den Erfahrungen aller Zellengefängniſſe von den der Einzelhaft 
unterwworfenen Gefangenen nicht geflohen oder nadhläfjig betrieben, ſondern lebhaft verlangt 
und geliebt. „Merkwürdiger Wechfel, der wahrlich feine Bedeutung hat! Gefangene, melde 
in der gemeinfhaftlihen Haft fein Werkzeug anrühren wollten und nur vie Faulheit und das 
Nichtsthun Tiebten, verlangen nach einigen Wochen Einzelhaft laut tie früher geflohene Arbeit 
und betreiben fie nun mit einem merkwürdigen Fleiß.“ 28) 

Ähnlich berichten alle Zellengefängnifle. Der nun verftorbene Herr Guillot, Arbeitsunter⸗ 
nehmer in den Gentralzudthäufern Fontevrault, Gaillon, Melun und Poiſſy, der während mehr 
ala 25 Jahren jährlich viele Taufend Gefangene beſchäftigte, Hat in feinen verſchiedenen Schrif⸗ 
ten 29) jih au vom Standpunkte der Arbeit auß für die Zellenhaft ausgeſprochen und nament⸗ 
lich die wegen der großen Aufmerfjamfeit und Arbeitsliebe der Zellengefangenen kürzere und 
vollfommnere Erlernung der Arbeiten hervorgehoben. Herr Pradier, welcher 30 Jahre 
lang ebenfalls Arbeitöpachter in franzöſiſchen Gefängniflen war, gibt 78 Beſchäftigungen an, 
welche in den Zellen betrieben werden Eönnen. 39) Ganz beſonders lehrreich in dieſer Bezie⸗ 
Hung find die in La Roquette, in dem Parifer Gefängniffe für 500 jugendliche Verbrecher ge⸗ 
machten Erfahrungen, die fih in den Sahresberichten des Polizeipräfeeten ausführlich nieder⸗ 
gelegt finden, und welche für um fo vollgültiger zu halten find, als dieſe Anflalt In nen erſten 
Jahren die Gefangenen in gemeinfamer Haft verwahrte, feit 1840 aber iſolirt hat. In viefem 
Bericht nun fagt der Polizeipräfeet: „Die Arbeitöunternehmer find einftimmig über die Ber- 

> mehrung und die Vollendung der gelieferten Arbeit, über die Keichtigfeit des Arbeitsunter⸗ 
richts und die Abkürzung der Lehrzeit unter der gegenwärtigen Hausordnung.“ 

Noch wihtiger für uns jind die Ergebniſſe des Arbeitöbetriebes In Bruchfal, weil die dor⸗ 
tigen Verhältniffe ven unferigen näher ſtehen. In dem neueften Werke des Vorftchers vieler 
Anftalt 31) findet jich eine Flare treue Schilderung der Schwierigkeiten, welche fich dem Arbeits- 
betrieb und Unterricht in Zellengefängniffen entgegenftellen, ver Art, wie biefelben zu über⸗ 
winden find, der Auswahl ver Arbeiten für die verjchienenen Gefangenen, der Vorzüge des 
Selbſtbetriebs u. ſ. w. Es werden gegenwärtig daſelbſt nachſtehende Arbeiten betrieben, wobei 
wir zugleich bemerken, wie viel der Arbeiter in ben verſchiedenen Geſchäften durchſchnittlich täg- 
lich reinen Arbeitöverbienft erzielte: Weberei (18,8 Kreuzer), Strumpfweberei, Schreineret 
(8,5 Kr), Dreberei, Schuftexei (23,6 Kry, Küferei (16,1 Kr.), Schlofferei (20,5 Kr.), Stroh⸗ 

und MWeivenflecterei (11,4 Kr.), Schneiderei mit Salbanpfledhterei (15,2 Kr.). In den Jahren 
4852 — 54 war die Bruttoeinnahme bei einem Durchſchnittsſtand von 367 Gefangenen jähr- 
lich 735,991 Glon., die Nettoeinnahme 24,165 Gldn. Der Arbeitdertrag ded einzelnen Gefange⸗ 
nen (die befchäftigten Gefangenen voll und die Lehrjungen zur Hälfte berechnet) betrug in der⸗ 
felben Zeit täglid 36,38 Kr. Als meitereö Ergebniß der bruchſaler Erfahrungen mwirb ange 
geben: „Es wird in der Einzelhaft ebenfo viel und ebenjo gut gearbeitet ald in gemeinfamer ; bie 
größere Aufmerkjamkeit und Liebe zur Arbeit erjegt bein Zellengefangenen weitaus bad mög 
liche Abſehen von Nachbar in gemeinfhaftliher Haft; die Lehriungen erlernen deshalb ihr 
Gewerbe ebenfo fhnell und häufig ſchneller als in Gemeinſchaft; es ift in ber Binzelhaft bie. 
Betreibung aller felbftändigen, für Sträflinge geeigneten Gewerbe ebenfo gut durchführbar 
als in gemeinfaner. “ 

3) Glementarunterricht. Nichts beruht auf größerer Täuſchung oder Unkenntniß als 
ver Glaube, der Unterricht werde Durch die Ginzelhaft erſchwert. Herr Poutignac de Vil⸗ 
lars 2) Hat die Aufgabe gelöft, die in ihren Zellen befinnlihen Gefangenen, deren jeder bie 
nöthigen Tafeln, Bücher u. f. w. vor ſich bat, bei halb geöffneten Zellenthüren mit dem beſten 


28) „Rapport de la commission de surveillance du penitencier de Tours du 4 Fevrier 1844." 

29) In feinen drei „Lettres sur le regime penitentiaire‘‘, audy in Moreau Chrikophe, „Dofense 
du projet de loi“, Appendir ©. 14, und in de Metz, „Rapport sur les peEnitenciers des Etats- 

Unis”, Appendir Ar. XI. 

30) Duepetiaur, „Memoire à l’appui du projet de loi', &. 210. In diefer Schrift, S. 198 — 
211, findet ſich fo ziemlich Alles gefagt, was überhaupt über dieſen Gegenſtand fagenswerth ift. Vergl. 
Moreau Ehriftophe an verfchiedenen Stellen feiner „Revue p£nitentiaire”. 

31) Füeßlin, a. a. O., S. 154—194. 

32) „Guide de la methode Villars. La lecture et l’orthographie par l’Ecriture‘ (Paris 1842). 
Bergl. auch bie „Aapperts annyals de la sgaiat6 pour le patronage de jeunes lıber6s du do- 
partement de la Seine“, J 
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Erfolge zu unterrichten. Ein Beſuch in La Roquette lehrt, wie einfach dieſe Methode in Bewe⸗ 
gung zu ſetzen iſt und wie guten Erfolg fie hat. Noch viel vollendeter aber iſt der Unterricht 
in Bruchſal, wo er in einem befondern, mit Einzelſtühlen verfehenen Schulzinnmer ertheilt 
wird. Der Gefangene erhält daſelbſt täglich eine Stunde Unterricht, und zwar dreimal wöchent⸗ 
lid in Religion und Gefang und an drei Tagen In Leſen, Schreiben, Rechnen und etwas 
Geographie und Geſchichte. Wir beſchränken uns auf die Angabe, dag wer nicht felbft ſolchem 
Unterricht beigemohnt, nicht felbft die verfchiedenen Arbeiten geprüft hat, die außerordentlichen 
Fortſchritte ver Schüler nicht ahnt und nicht glauben wird; fie find viel größer ald was in ge 
wöhnlichen Schulen oder gar in Gefängniffen mit Gemeinſamkeit ver Gefangenen geleiftet wird. 

4) Gottesdienſt und Religiondunterridt. Dan hat lange Zeit behauptet, va der we 
fentliääfte Theil des Botteövienftes In der gemeinfamen Verehrung der gläubigen Gemeinde 
beftehe, eine joldhe aber im Zellengefängniß unmöglich fei, fo müſſe in dieſer Hinflcht dem 
Auburnfchen Syſtem ver Vorzug gegeben werben. Aber durch folden Bau, wo alle Gefan⸗ 
genen Altar und Kanzel und ven Geiftlichen, nur nicht fi untereinander fehen, mo alle mit⸗ 
einander fingen und durch bie Handlungen und Worte des Geiftlihen gemeinfchaftlid erbaut 
‚werben können, bei folder unſichtbaren geiftigen Gemeinſchaft fallt piefer Einwand meg. Jeden⸗ 
falls fällt Hier aber auch der Misſtand der Zerfireuung durch Außerlickeiten weg, und der noch 
größere, daß wenn ein Sträfling in einem günftigen Augenblick ſich ergriffen fühlt und dieſe 
Rührung fihtbar wird, er alsbald und fortdauernd ein Gegenftand des Spottes anderer Sträf: 
linge wird. Nur hier kann das im Gottesdienſt wurzelſchlagende Samenkorn einer innern Um: 
wanblung von den Geiſtlichen der Zelle in ungeftörten Zwiegeſpräch weiter entwidelt werben., 

5) Körperliche Gefundheit. Die Behruptung, dab die Einzelhaft die koͤrperliche Ge: 
fundheit der Gefangenen mehr erfchüttere und eine größere Sterblichfeit bedinge ald gemein: 
ſchaftliche Haft, ift fehr Häufig aufgeftellt worden, und zwar faft ausfchließlih von Nichtärzten. 
Faft ohne Ausnahme machten ſich dieſe Gegner der Einzelhaft ihren Angriff fehr bequem; fie 
nahnıen die Zahl der Todesfälle einiger Zellengefängnifle aus beſonders ungünftigen Jahren 
und flellten fie neben günftige Ausnahmsjahre älterer Anftalten, ohne auf Klima, Rationali- 
tät, Farbe u. f. m. irgend Nüdficht zu nehmen. So machten ed von befanntern Schriftftellern 
namentlich Lucas, Faucher, Obermaier, Temme. Diejer Kampf dauerte mit großer Lebhaftig⸗ 
keit bis zur Zeit ver Verhandlungen der franzöjlihen Abgeordnetenkammer über die Cinfüh⸗ 
rung der Ginzelhaft. Ausführliche Entgegnungen, auf Maffen offleieller Zahlen geftügt (fo 
namentlich die Arbeiten von Moreau Chriftophe, Duepetiaur, Diez u. A.), die Verhandlungen 
‚der beiden internationalen Pönitentiarcongrefle und die längern günftigen Erfahrungen ter 
‚Bellengefängnifle in Frankreich, England und Norbamerifa wiefen die Irrthümlichkeit oder 
Einjeitigfeit der vorgebrachten Zahlen nach und brachten dieſen Einwurf fo ziemlich zur Ruhe, 
ſodaß er in den legten Jahren in der frühern Weiſe nicht mehr aufzutauchen wagte. (Diefe aus⸗ 
-führlihen Tabellen über vie amerikaniſchen und europätfchen Gefängniſſe müffen die Leſer des 
„Staats = Lexikon‘ in jenem Berichte felbft nachlefen.) Der Bericht fährt dann fort: 

Einzelne der ältern Gefängniſſe zeigen eine enorme Sterblichkeit, fo namentlih Kaisheim 
und Münden (die Anftalt unter Reitung des Herrn R. R. Obermaier). 

Die Zellengefängniffe bieten im Allgemeinen In allen Ländern eine geringere Sterblichkeit 
* nad) dem Schweig= oder Claſſenſyſtem geleiteten und als diejenigen ohne eigentliches 
Syſtem. 

Das Zellengefängniß in Bruchſal hat eine Sterblichkeit von 2,54 Proc., die Corrections⸗ 
haͤuſer (ohne Einzelhaft) in Freiburg und Bruchſal dagegen von 3,45 und 5,12. 
. Wir glauben, daß auch in Beziehung auf Pentonville in England genaue Prüfung ver 
mit englifcher Weitläufigkeit erflatteten offirielen Berichte über alle einzelne Fälle (viele Hun⸗ 
dert Foliodruckſeiten umfaffend) und eigene Beildtigung des Pentonvillegefängniffes und 
feiner Bewohner zu der der Durchführung der Einzelhaft günftigen Anſicht, welche von den nun 
verftorbenen Generalinfpeetoren Crawford und Rufjell und von den Beamten von Bentonvilie 
getheilt wird, führen muß.23) Zu derfelben Anficht befennen fih übrigens gegenwärtig faſt 
fämmtlidhe Arzte und Beamten aller Zellengefüngnifle in Deutfchland, Belgien, Holland, 
Frankreich, Dänemark, Norwegen und Schweden, ebenſo wie faft alle Ärzte, bie fich irgenprie 
mit dem Gegenftande befchäftigt haben. 





* 33) Außer den Driginalberichten vergl. man Aber Bentonville bie „Iahrbücker der Sefängnipfunde” 
V, 40—53; VII, 117—37, und befondere XI, 330— 38 
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MWie die Sterblichkeit, welche Zeugniß ablegt von ber Bebeutung der Krankheiten, fo iſt 
auch die Häufigkeit und Art der Krankheiten zu beachten. 

Die Aufftellungen hierüber in den einzelnen Gefängniſſen find jedoch zu verjchieden, um in 
Tabellenform einander gegenübergefellt werben zu können. Denn bier finden wir nur bie 
ſchweren Krankheitöfälle, dort alle diejenigen, welche ärztliche Behanplung verlangten, an einem 
dritten Drte alle Klagen über Unmwohlfein aufgeführt. Genaue Angaben find überhaupt fa 
nur von Zellengefängniffen geliefert worden. Als feſtſtehend iſt zu betrachten, daß in ben Zel- 
Iengefängniffen nicht mehr und nicht gefährliddere Krankheiten vorfonımen, als in ven gemein- 
ſchaftlichen Gefängniſſen, vielmehr der größern Sorgfalt halber weniger. Died erhellt aus den 
jährliden AnftaltSberichten und aus den Berichten einzelner Sachkundigen. In den Jahren 
1843 — 47 kamen in Ventonville auf einen Durchſchnittsſtand von A22 Befangenen 15 ſchwere 
Erkrankungen oder 3,737 auf 100; in ſämmtlichen englifhen Gefängniffen in ven Jahren 
4847 —49 auf einen Stand von 16,312 Befangenen 6616 Hospitalerkrankungen ober 40,568 
auf 100; in Portland (1850) 52,8 und in ven Befangenenfchiffen 93,6 auf 100. Bon allen 
Krankheiten kamen jährli in Pentonville 2,199, in ven andern englifchen Befängniflen 3,002 
auf den Gefangenen °*); in Glasgow z. B. fand Moreau Chriſtophe bei feinem Beſuche unter 
320 Gefangenen 6 Krane; Ducpetiaur ebendaſelbſt einige Jahre fpäter keinen einzigen 85); 
Lelut, von feiner Regierung zur Unterfuhung der ©efängniffe abgeorbnet, fand 1846 in den 
Zellengefängnifien Frankreichs überall eher weniger Kranke als in den andern. 3%) Den Zel- 
Iengefängniflen eigenthümliche Krankheiten gibt es nicht, Dagegen treten gewifle Krankheiten 


r 


u dafelbft weſentlich feltener auf, wie Diejenigen infolge der Onanie und fonfliger widernatürli= 


her Lafer (indem auch vie Onanie nad den forgfältigen Beobachtungen von ka Roquette bes 
greiflicherweiſe in ver Ifolirung jeltener if) und die anſteckenden Krankheiten. Ra Roquette, 
die amerifanifchen und viele europäiſche Anftalten haben gezeigt, daß währenn Epidemien von 
Cholera, Blattern u. ſ. w. in Stäbten herrſchten, die darin gelegenen Zellengefängnifle davon 
verſchont blieben, oder wenn einzelne Bälle daſelbſt eindrangen, fie leicht abgefperrt und an wei⸗ 
terer Verbreitung verhindert murben. 

Wenn man aber auch zugibt, daß die Zellengefängniffe keine größere Sterblichkeit und feine 
größere Zahl der Erkrankungen als andere Gefängnifle liefern, fo könnte man doch behaupten 
and bat auch zum Theil behauptet, daß die Gefangenen durch die Zellenhaft, wenn auch nicht 
gerade viel erkrankten, doch ſchwach und fraftlod würden, ſodaß es nach ihrer Entlaffung ihnen 
ſchwer fiele, ihre gewohnte Arbeit hinreichend zu betreiben. Auch diefe Behauptung ift unwahr. 
Im Allgemeinen freilich ift e8 ganz richtig, daß die Einfperrung, namentlich wenn fie fi auf 
lange Jahre erſtreckt, ver Geſundheit nicht förderlich fein kann, denn bei dem beften Willen, die 
geeigneten Vorrichtungen für Bewegung in freier Quft, geeignete Arbeit, Verkehr mit Menfchen 
u. f. w. zu treffen, läßt es ſich mit ber Rückſicht auf Strafe, Sicherheit, Arbeit u. |. w. nicht ver- 
einen, dieſe Berhältniffe ganz ebenjo günftig darzuſtellen, wie fie ſich der freie Menfch gewähren 
kann. Dagegen aber leuchtet, wenn man bie Menſchenclaſſe beachtet, welche die unendliche Mehr⸗ 
zahl der Gefängnißbevölkerung liefert, aud ein, daß durch die Entfernung aus dunkler, feuchter 
Mohnftätte, aus Schmuz und Elend, durch dad Abjchneiden der VWöllerei und fonftiger Lieber: 
lichkeit die Nachtheile ver Freiheitsberaubung wenigftens für die Mehrzahl aufgehoben werben. 
&8 wird demnach in Wirflichkeit in guten Zellengefängniffen durd den dortigen Aufenthalt in 
gefunder, gut durdlüfteter und gehörig erwärmter Zelle, durch gute Kleidung und Koft, durch 
Reinligkelt, durch Arbeit, durch Bewegung in freier Luft und durch geeignete Befchäftigung 
des Beiftes, durch Die Dampfung der Leidenfchaften und die Aneignung guter Gewohnhelt eine 
nicht unanjehnliche Menge verfommener Gefangener geftärft und gekräftigt, ſodaß fie pad Ge⸗ 
fängniß in befferm Geſundheitszuſtande verlaffen, als ſie es betraten. Wir glaubten, auch die⸗ 
fen Sag am Elarften durch Zahlen und in Tabellenform darzulegen, und haben zu diefem Ende 
aus den Jahreöbericdhten des philadelphiſchen Strafhaufes folgende Tabelle überdie von Jahre 
1829 —45 entlaffenen weißen Gefangenen zufammengeftellt. (S. hierüber den Bericht ſelbſt.) 

Aus andern Zellengefängniffen wird ganz Ähnliches berichtet; von Glasgow z. B. fagt 
der Seneralinfpector Hill, daß die Gefangenen in der Regel gefünder austreten ald eintreten. 


34) Burt, „Results of the system of separate confinement as administered at Ihe Penton- 
villa prison‘' (London 1854), &. 150. 

35) „Memoire à l’appui du projet de loi“, S. 238. “ 

36) Lelut, „Memoire sur la d6portation suivi de considerations sur l’emprisonnement cel- 
lulaire‘ (Barie 1853), ©, 40. 2 
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6) Geillige Geſembheit. Eine ebenfalls von vielen Laien und von wenigen Arzten auf- 
geſtellte Behauptung iſt die, daß bei ber Einzelhaft mehr Wahnſinn vorkäme als in audere 
Haftweije. Dieſe Behauptung iſt ganz einfach daraus entiprungen, daß, ehe man Zellenge⸗ 
fängniffe hatte und in dieſen etwas Höhered und Beſſeres ald äußere Zucht und Orbnung um 
einen guten Arbeitsertrag erzielte, man auf Fragen wie Die förperliche und geiflige Geſundheit 
Der Gefangenen verhältnißwäßig fehr wenig Rückſicht nahm und auch wirflid fehr wenig de- 
yon mußte. Genaue Regifter und Krankengeſchichten wurben nicht geführt, Jahresbericht⸗ 
weder veröffentlicht noch erftattet; regelmäßige ärztliche Beſuche, außer in ganz großen Auflal- 
den, find meiftens kaum länger als feit einigen Jahrzehnden vorgefchrieben. 

Da trat nach einigen unnachhaltigen Vorläufern das öſtliche Staatsgefängniß von PBeun- 
jyloanien auf und verfündete und bejolgte neue Orundfäge ber Beiangenenbehandlung. Lo- 
benswerthe und nicht lobenswerthe Momente zogen diefer Anftalt und ihrem Syſtem zahlreiche 
Angriffe zu, die endlich eine förmliche Literatur bildeten. Die verſchiedenſten Augriffswaffen 
wurden hervorgefudt: als eine der natürlichfien mußte die anfehnliche Zahl der Geiſteskranken 
in den Zellengefängniffen erſcheinen. Es ward fo viel darüber gefchrieben und übertrieben, daß 
ſelbſt Arzte vorübergehend irre gemacht werben konnten, was wirklich bei einem Arzt des phile- 
delphiſchen Strafhaufes der Zall war. Der Lärm hatte aber den großen Vortheil, daß nun 
überhaupt der Frage des Wahnſinns in den Gefängniſſen mehr Aufmerkſamkeit zugewendet 
wurde. Auch in andern Anfalten forſchte man nad, wodurch freilid ſehr unerwartete Ihat- 
ſachen zu Tage gefördert wurden; auch Arzte, nanıentlih Irren- und Strafanftaltsärzte gabes 
ihren ͤrtheilsſpruch ab, und es ift anzunehmen, daß vie zur Zeit det erften Verhandlungen ix . 
der franzoͤſiſchen Kammer noch hochgehende Flut von Bejorgniflen über bie übermäßige Anzahl 
son Geifleöfranfheiten nunmehr fo ziemlich abgelaufen ift. 

Wir haben dies in kurzen näher zu begründen. 

Bon Sröffnung des philavdelphiihen Strafhauſes (1829) bis zum Schluß des Jahres 
1856, während Dr. Franklin Bade Arzt ver Anfalt war, waren unter 697 aufgenommenen 
Gefangenen 16 Wahnſinnsfälle beobachtet worden, von welchen es bei 10 nachgewieſen wer: 
den konnte, daß fie fhon vor dem Eintritt in die Strafanftalt beftanden hatten. Mit dem Jahre 
4837 trat ein neuer Arzt, Dr. Darrad, ein, und ohne daß in ver Gefängnißzucht irgendeine 
Veränderung erfolgte (der Lärm über bie vielen Geiftestranfheiten war [don im Entftehen), 
beobachtete dieſer Arzt in den nächſten Jahren alljährlich mehr Geiſteskranke, als der frühere 
Arzt während feiner ganzen Amtöthätigkeit. Merkwürdigerweiſe aber jah ex im Jahre 1857 
nur Fälle von dementia, 1858 meiſt ſolche neben einigen Fällen von Sinnedtäufhungen, 1859 
gleich viele beiner Arten, 1840 nur Sinneötäufhungen und 1841 nur exotiſche Enervation. 
Und nod) merfwürbigerer Weife wurden 78 Proc. jener Bälle geheilt, 13 Broc. gebeflert, 5 Broc. 
Begnadigt und 5 Proc. pauerten anı Schluß des Jahres 1840 noch fort, Feiner ftarb; — fammt: 
diche Kalle deö Jahres 1840 dauerten nicht länger als 2—16 Tage; von 15 weißen Geiites: 
kranken im Jahre 1859 blieben 10 höchſtens 10 Tage Eranf, von 10 ſchwarzen Geiſtes:- 
kranken im Jahre 1838 unterbrach feiner feine Arbeit außer einem in 16 Tagen bergeftellten. 
Jever Arzt, welcher Beiftesfrankheit und Geiſteskranke kennt, wird zugeftehen, daß derartige 
vorübergehende geiftige Aufregungen oder Depreljionen in ber Regel nicht als Geiftesfrant: 
heiten bezeichnet werden. Eigentliche Geiſteskrankheiten dauern weder ſo Eurze Zeit, noch bieten 
fie eine folde Heilbarkeit. Zwiſchen AO und 56 Proc. ſchwankt nad) Angabe verſchiedener Ir⸗ 
renärzte die höchſte Zahl der heilbaren Falle; 15—20 Proc. fterben, 2°) Im vhiladelphiſchen 
Zuchthauſe aber wurden 78 Proc. geheilt und 15 Broc. gebeſſert, Eeiner ftarb! Wer alle jene 
Fälle für wirklihe Wahnſinnsfälle halten, ihre Eutftehung überhaupt oder doch großentheils 
der Einzelbaft zufchreiben und deshalb dieſem Syſtem Gefangene ferner nicht unterwerfen 
wollte, müßte folgerichtig, obgleich in einem Zuchthauſe die wichtigften Heilmittel für @eiftes: 
krankheiten fehlen, ſämmtliche Geiſteskranke hierher zur Heilung ſchicken; denn nirgends in der 
ganzen Welt wird nur entfernt eine ähnliche Zahl von Heilungen erzielt. 

Daß übrigens in Philadelphia, wie in manchen andern amerifanifhen Gefängniflen, wirf: 
li) eine verhältnipmäßig große Anzahl Wahnfinniger vorfonmt, Hat feinen Grund auch darin, 
daß viele Staaten feine Irrenhäufer befigen, in melden arme Geiftesfranfe aufgenonmen 
werden. 88 verurtheilen daher vie Gerichtähöfe Verbrecher, obgleich deren geiſteskranker Zu: 


37) Unfere Irrenanftalt in Frankfurt verließen in den letzten 15 Jahren 311 Berfonen, und zwar 
Sl Proc. geheilt, 17 Proc. gebefiert, 7 Proc. ungeheilt und rer durch den Tod. 
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fland anerkannt iſt, dennoch in die Zuchthäuſer, um die Geſellſchaft vor innen ſicher zu ſtellen, 
Für Penufylyanien iſt erſt feit 1852 Die Möglichkeit gegeben, Verbrecher, welche nad) dem Aus⸗ 
ſpruch eined von der Regierung eingelegten fahnerfländigen Ausſchuſſes geiftesfranf jind, in 
Das nun errichtete Staatsirrenhaue verfegen zu können. Im October 1852 befanden jih 48 
Geiſteskranke im philadelphiſchen Strafhaufe, welche diejem Ausſchuß vorgeführt wurden; 
drei unter ihnen waren nit einmal eines Vergehens halber, ſondern nur zur Sicherung in 
das Zuchthaus verbracht worden und hatten daſelbſt 2%,, 3, und 7 Jahre verlebt, von den 
übrigen 15 waren 11 vor ihrer Aufnahme mehr oder weniger geifteöfranf, 2 erkrankten we; 
nige Monate, 1 ein Jahr und 1 vier Jahre nach jeiner Aufnahme. 3°) 

Auch in Pentonville ift eine große Anzahl von Geiſtesſtoͤrungen oder Aufregungen, meiſt 
nit Sinnestäuſchungen verbunden, beobachtet worden. 

Man iſt daſelbſt in hoͤchſt lobenswerther forgiältiger Beobachtung und ängſtlicher Fürſorge 
für dad Wohl der Gefangenen dahin gekommen, zum Theil vorübergehende Zuſtände als Geiz 
ſteskrankheiten oder damit nahe verwandt aufzuzählen, deren Abnormität in gemöhnlicher ge= 
meinfthaftlicher Haft nicht beachtet wird, ja zum Theil nicht beachtet werben kann. Ein Gefan⸗ 
gmer nämlich, aud wenn er von Haus aus etwas jonderbar und verfehrt und ungeſchickt if, 
wird in gemeinfchaftliher Haft nit unſchwer dahin abgerichtet, daß er fein Arbeitspenſum 
regelmäßig und mechaniſch verrichtet, beim Gänſemurſch ven ordnungsmäßigen Schritt einhält, 
das Stillſchweigen nicht bricht, Nachts feine Störungen verurjadt, kurz den Beamten feinerlei 
Unbequemlichkeit macht. Man verfege einen ſolchen Menjchen in die Binzelhaft; ber Wärter 
ftellt ihn nicht nur an feine Arbeit, fondern er unterhält fi mit ihm, der Geiſtliche und anbere 
Beamten befuchen ihn, er fängt an, feine Empfindungen darzulegen, Urtheile auszufprechen; 
die erftern find eraltirt, die legtern theilweiſe verkehrt, wie fie ed immer waren. Dazu fommt, 
daß dieſer Menſch, aus feiner gewohnten Lebensweiſe geriffen, dem immerhin niederbrüdenven 
Minfluß jeder Gefangenſchaft hingegeben, der nöthigen gewohnten Anregungen und Ausgleis 
Gungömittel entbehrt, auf ih hingewieſen ift und im Grübeln ſich verliert, in der Vereinze⸗ 
Iung ganz ebenfo wie in der ſtillſchweigenden Gemeinſchaft; möglich, daß dad Grübeln, wenn 
er in der Einzelzelle fehr verlafien figt und zu wenig befucht wird, eher zunimmt als bei ver ftill- 
ſchweigenden Gemeinſchaft, wo wenigftend fein Auge ihm einige Zerftreuung gewährt, ſicher 
aber auch, daß die Nedlereien, ſpöttiſchen Mienen der Andern, ſelbſt ver Widerwille gegen einen 
Rachbarn und ähnliche unbedeutende Anläffe zu Stimmungen und Berflimmungen mindeſtens 
ebenso ſchädlich auf ihn einwirken wie felbft zu große Einſamkeit. In jedem Gefängnis fallt 
es ſchwer, ſolche Individuen richtig und fo wie ed ihnen am vortheilhafteften ift, zu behandeln, 
man muß fich ziemlich viel mit ihnen befaflen, ihnen Wechjel in Beihäftigung u. ſ. w., Eurz 
mancherlei Anregung gewähren. In der Vereinzelung werben ſolche Zuftände. jogleich erkannt, 
fie find nicht ſchwer vollftänpig zu würbigen und fie fönnen richtig behandelt werben; in ber ge: 
meinfamen Haft, mit und ohne Stillſchweigen, bleibt die Mehrzahl diefer Zuſtände unbeachtet, 
ſo fehr verdeckt fie die firenge äußerlihe Zucht und Ordnung. Solcher Zuflände nun (unter 
der Rubrik delusions oder weak of mind vorkommend) find auch in Pentonvilfe eine ziemliche 
Anzahl beobadytet worden. 

Die hierher gehörigen leichtern Fälle, unter der Rubrik delusions oder weak of mind ver- 
zeichnet, ſowie die Fälle eigentlicher Geiſteskrankheit haben wir aus den Jahres berichten folgen= 
bermaßen zujanımengetragen : 


« | 

© 8 ui a 8 

2338283833832 8: 

Wahnfinn 3 — 1 1 1 5 4 7 2 4 4 1 33 

delusions 55 — 2 5 1 2 1 1 3 1 5 1 37 

Selbſtmord — — — — — 1 1 1 — — 1 15 
aufgenommen 525 2340 2383 243 360 519 599 777 675 717 460 436 
Entlaffen 24 408 132 386 2300 513 621 696- 641 757 493 387 


Durchfchnittegahl 332 456 445 423 457 470 486 408 599 550 4086 523 


Zunächſt muß man die Wahnfinndfälle mit der Geſchichte ver Anftalt vereint betrachten. 
Im erften Jahre kamen drei Bälle vor (ein geiſteskrank aufgenommener, ber zweite war fort= 
während außer feiner Zelle mit Beendigung von Bauarbeiten befhäftigt). In den folgenden 


38) , a wenty-fonrth report of the inspeotors of the eastern state penitentiary of Pennsyl- 
vania““, ©. 8. 
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vier Jahren nur drei Bälle, worunter ein furchtbarer Verbrecher und einer, ver zur Zeit feiner 
Einſchiffung erkrankte, dann aber im Gefängnif Bald genad. Im Jahre 1848 warb bie firenge 
Bereinzelung Infofern gemildert, daß fie von 18 auf 15 Monate, im Jahre 1847, daß fie auf 
12 Monate, in den Isgten paar Jahren fogar auf neun Monate zurüdgeführt ward; einige 
andere Erleichterungen traten Hinzu, unb von 1852 an war es geftattet, einzelne Gefangene, 
für deren Eörperlidhe ober geiftige Geſundheit e8 nützlich ſchien, in Gemeinfchaft im Freien ar: 
beiten zu laſſen. Es erhellt auf das veutlichfte, Daß (wenn das Jahr 1843, wie es fi gehört, 
als Einführungs- und Probejahr betrachtet wird) in feinem Zeitabſchnitt die Wahnfinnsfälle 
und bie delusions nur annähernd fo felten waren als in den Jahren 1842 — 47, wo die 
Gefangenen am firengften und am’ längften der Einzelhaft unterworfen waren 89); in derfelben 
Zeit kam kein Selbſtmord vor. Man hat behaupten wollen, der Grund dieſes Unterſchiedes 
liege darin, daß bie Gefangenen diefer Jahre am forgfältigften ausgeſucht worden feien in Be: 
zug aufihre koͤrperliche und geiftige Fähigkeit, die Einzelhaft zu ertragen. Es kann dies, ob: 
gleich ein gewiſſes Ausſuchen allerdings flattgehabt Hat, jedoch nicht zugegeben werben, denn 
unter ven 469 erflen und nicht außgefuchten Gefangenen fanden fi 17, und unter ben darauf 
folgenden 1031 Gefangenen (in Summa 1500) fanden ſich 36, welche geiftestranfe Verwandte 
hatten; das Verhältniß ift demnach für Heide Gruppen gleich. 

Die übrigen englifhen Zellengefängniffe liefern eine viel geringere Zahl von Geiſteskrank⸗ 
heiten. So mar in Glasgow von 1824—44 kein Fall in der Anftalt entſtanden, über 
haupt waren nur drei Fälle vorgekommen und diefe ſämmtlich in der Anftalt geheilt worben #0); 
aus Prefton (mo übrigens in Kirche, Schule und Spazierhof die Befangenen nicht getrennt. 
find) berichtet der Beiftliche, daß von 1843 bis jegt noch fein Wahnſinnsfall fich ereignet Hat. #1) 

In dem Sellengefängnid des Großherzogthums Baden, in Bruchfal, find in den fünf Jah⸗ 
ren 1850—54 bei einem jährlichen durchſchnittlichen Geſammtſtand von 607 Gefangenen 18 
Geiſteskranke, alfo 5,9 auf 1000 Gefangene beobachtet worden. Die Hälfte davon warb nad 
Illenau verfeßt; geheilt wurden acht, gebrflert drei, ungeheilt geblieben vier, geſtorben drei. 
Außerdem kamen vor 21 leichtere Fälle von Geiftesaffection oder Halfucinationen ; binnen Zur: 
zer Zeit wurben geheilt 11, gebeflert fünf, in Behandlung blieben fünf. Eine Krankenge⸗ 
ſchichte jeden einzelnen Falles findet fi beigefügt. 47) . 

Wir Haben nun einen Augenblid auch bei dem Vorkommen von Geifteöfrankheiten in ge= 
meinſchaftlichen Gefängniffen zu verweilen. Da ſteht denn nun, wie gefagt, als erfler Erfah: 
rungöfag feft, daß man in dieſen Gefängniffen ſich eben früherhin nirgends darum gefümmert 
Hat und auch jegt noch im Allgemeinen fehr wenig genau if. Als in Frankreich daB Miniſte⸗ 
tium die Einführung der Einzelhaft vorbereitete, wurbe in Betracht der angeblichen Häufigkeit 
des Wahniinns in den Zellengefängnifjen verorbnet, an einem und demfelben Tage in allen 
Gentralhäufern Frankreichs die Zahl der Geiſteskranken aufzunehmen, und fiehe pa, es fanden 
ih am 1. Mat 1839 unter 18000 Infaffen der Gentralhäufer 359 Geiſteskranke, d. h. 1 auf 
50 Gefangene, in Montpellier gar 19 auf 483, in Fontevrault 46 auf 496 und In Vannes 
31 auf 296 Gefangene*3) — ein Berhältniß, wovon bis dahin fein Menſch in ganz Frank⸗ 
reich eine Ahnung gehabt Hatte. Selbft im dé pot des condamnes in Paris, wo die Gefange- 
nen gewoͤhnlich nur wenige Tage bleiben und wahrlich nicht genau beobachtet werben, finden 
ſich, nad) Lelut, umter einem Stande von etwa A30 Gefangenen immer vier, fünf bis fiehen 
Irre. *+) Aus Belgien, mo derartige Berhältniffe im Ganzen fo gründlich erforfcht werben, 
liegt feine genaue Zahl vor; Ducpetiaur fagt nur, an Lelut’8 Angabe fih anfchließend *5), daß 
in Belgien die Zahl der Geiſteskranken in den alten Gefängniſſen etwa dieſelbe ſi. In den 


— 


39) Die 1640 Oefangenen biefes Zeitraums waren burchfchnittlich 396 Tage im Gefängniß, die 
2387 der Jahre 184850 nur 224 Tage (Burt, a. a. O., S. 111). 

40) Peivatmittfelfung bes Directors Brebner; f. „De l’emprisonnement individuel sous le 
rapport sanitaire”, S. 42. - 

41) Ehaplain, „Thirtieth and thirty-first reports on the county-house of correction at 
Preston‘ (1855), ©. 75. 

42) Büeplin, „Die Einzelhaft”, S. 259—316. " 

43) „Documents communiques par Mr. le ministre de !’Interieur. Discours de Mr. deToc- 
queville à la seance de la chambre des deputes du 26 Avril 1814.” 

44) Lélut, „De linfluence de l’emprisonnement cellulaire sur la raison des detenus, mé- 
moire lu à l’acad&mie des sciences morales et politiques’‘. S. aud) Moreau Chriſtophe, „Defense“, 
Appendir S. 18. 

45) „Memoire à l’appui du projet de loi“, &, 255. 
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gewöhnlichen Gefängniflen von England und Wales fanden fi unter einem Stande von 14,689 
Gefangenen durchſchnittlich 89,1 Geiſteskranke oder 6, auf 1000. *0) Aus Baden berichtet Füeß⸗ 
lin 47): „In einem Berzeichniß der Befangenen einer badiſchen Strafanftalt, welches und zur Aus⸗ 
wahl der zur Transferirung in unfer Haus Tauglihen zugeftellt worden war, befanden ſich auf 
300 Gefangene neun, welche als «halber Simpel, ſpricht hier und da verfehrted Zeug, nicht 
ganz bei Verftands, bezeichnet waren; ähnliche Ergebniffe wird genaue Prüfung der geiftigen 
Geſundheitsverhältniſſe ver Gefangenen in allen Strafanftalten liefern.’ 

Diefe badiſche alte Anftalt Hat alfo ein Verhältniß von 30 Geiſtesſchwachen auf 1000 
Gefangene. 

Wenn wir aus diefen Ländern einige fummarifche Zahlen haben Tiefern Eönnen, fo weiß 
man doch gar nichts Genaueres über Form, Dauer, Ausgang u. f. w. diefer Falle. Nur die 
ſchweizer Anſtalten, wo man allmälig mehr zurBereinzelung übergegangen, berichten Genaue: 
red. In Laufanne find von 1854—41 bei einem Durchſchnittsſtand von 95 @efangenen 23 
Wahnjinndfälle vorgefommen, unter welden 13 vor ihrer Aufnahme entſchieden wahnfinnig 
waren, zwei galten im Publikum zuvor für irr, zwei zeigten fogleich nad, der Aufnahıne Spu⸗ 
zen von Wahnfinn; von den übrigbleibenven ſechs waren zwei ifolirt gewefen, vier nit. 49) 
In Genf endlich, ver Mufteranftalt des Claſſificationsſyſtems, kamen von 1826—41 unter 431 
aufgenommenen Gefangenen und bei einem Durchſchnittaſtand von 60 Gefangenen 28 Fälle 
von Wahnjinn vor (wahrfcheinlich find in ven erften Jahren, wo noch nicht fo viel Aufmerk⸗ 
ſamkeit darauf verwendet warb, noch einige weitere überſehen), und zwar von 1826— 34: 12 
. Bälle oder 1 auf43 Gefangene, und feit firenger Durchführung des Schweigſyſtems von 1855 — 
41: 16 over 4 auf 30 Gefangene. Nur von 23 ift der Erfolg der Heilung bekannt: 7 geheilt, 
2 geisfiert, 7 ungehellt, 7 geftorben (3 davon in der Irrenanftalt). Alfo 


Gehe ilt Gebeflert Ungeheilt Geſtorben 
Philadelphia. -. . . . 78 Pro. 13 Proc. 8 Proc. — 
GH . . 2» 2 2.2.90 „ 8 „ 433 „ 17 Proc. 


Aus allen auburnfihen Anftalten Amerikas wird von Geiſteskranken berichtet, aber jo 
türftig und ungleihmäßig, daß fich Feine klare Zahlenaufftellung anfertigen läßt. Wir wollen 
ftatt deren folgende Stelle eined Ausſchußberichts an bie gefeßgebende Verſammlung von 
Neuyork in Betreff des Zuftandes der Gefängniffe in diefem Staate anführen: „In Verlauf 
feiner Unterfuhung war ver Ausfchuß betroffen über die große Zahl von Geiſteskrankheiten 
unter den Sträflingen. Mehr oder weniger geiſteskrank ift eine viel größere Zahl der Infaflen 
unferer Gefängnifle, als das Publikum glaubt oder als felbft die Beamten des Gefängniffes 
zu wiſſen feinen. Wahrlich es ift zu bezweifeln, ob irgendjemand mit einem erträglich geſun⸗ 
den Geift das Gefängniß verläßt, nachdem er eine Strafzeit von ſechs ober mehr Jahren übers 
ſtanden hat.“ 2%) 

Wahrlich man kann, wenn man bie nahe Verwandtſchaft zwiſchen Verbrechen und Wahn⸗ 
ſinn ins Auge faßt, ſich nicht über die große Zahl von Wahnſinnigen unter den eingeſperrten 
Verbrechern wundern, wohl aber darüber, wie lange diefe Thatſache überſehen worden iſt. 
Verbrechen und Wahnfinn find nahe verwandt, fie beruhen auf derſelben Grundlage, auf Man: 
gel an Sarmonie zwifchen den intelfectuellen Fähigkeiten und dem Empfindungs= und Begehr⸗ 
vermögen. Betrachten wir die Mafje unferer Verbrecherbevolkerung, fo finden wir fle im Gan⸗ 
zen geiftig viel weniger entwidelt, ald man allgemein annimmt; Verſchmitztheit muß vielfach 
die Stelle des Klaren Verſtandes vertreten. In der Regel find fie fehr mäßig unterrichtet und 
nod viel weniger irgendwie burchgebilvet, weder geiftig noch moralifh. Zu großentheild erbli= 
er Anlage tritt von frühefter Jugend an Verwahrloſung jeder Art, Elend, Schmuz, Unord⸗ 
nung, ſchlechte Erziehung, Roheit und Verweichlichung, ſchlechtes Beifpiel, Während fo bie in⸗ 
tellectuelle und moralifche Ausbildung zurückbleibt, wird die Sinnlichkeit fammt allen ſchmuzi⸗ 


——— — 


46) Burt, a. a. O., ©. 9. 

47) Füeßlin, „Die Ginzelhaft“, S. 387, 

48) Man vergleiche „Rapports du docteur Pellis et de Mr. Denis, inspecteur‘. „De l'empri- 
sonnement individuel sous le rapport sanitaire”, S. 44—60. „Jahrbücher der Gefaͤngnißkunde“, 
1, 80 fg. Auch die Schriften von Würth und Moreau Chriſtophe, welche die Anftalt forgfältig 
unterfucht haben; endlich Verdeil, „De la r&eclusion dans le canton de Vaud’, und Goſſe, 
„Analyse raisonnee etc.”, in ber „Bibliotheque universelle de Geneve‘. 

49) „Twenty-third report of the inspectors of the eastern state penitentiary of Pennsyl- 
vania“ (1852), ©. 8. 
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gen Leidenſchaften un fo mehr cultivirt. Starke Anlage dazu ift vorhanden, ein Gegengewicht 
fehlt. Sy toben denn in dem Indivibuum, das Arbeitäluft, Ernſt und Freudigkeit, Tugend und 
Glauben nicht Hat, die Begierven auf und ab. Mitten in einem ſolchen Leben des imern Un⸗ 
friedens und der äußern Aufregungen wirb der Verbrecher von Arm der Gerechtigkeit ergriffen; 
nad) der Spannung während der Unterfugungshaft folgt der Niederdruck des Urteils, ver 
Strafe, der Gefangenſchaft. Iſt ed da zu vertvundern, daß am Schluffe des beichriebenen Weges 
gar manches ſchwache Gehirn zufammenbricht, daß Wahnjinn auftritt? Bedarf es da noch einer 
befondern Haftart dazu? Der tüchtige Auburmift Moofer fagt am Schluß einer intereflanten 
Würdigung der (zwei) inSt.-Gallen und der andermwärtd vorgefommenen Wahnſinnéfälle und 
ihrer Urſachen 6%): „Gewiß ift, dag der Wahnſinn in den Pönitentiaranftatten nach beiden 
Syſtemen in verfhiedenen Geftalten und Graden vorkommt, und daß feine Heilung eine Höchfl 
Schwierige fei. Die Grundurſachen zur Erzeugung des Wahnſinns liegen nicht in der Ifoli⸗ 
rung und nicht in dem Stillſchweigen — welche beide nur Nebenurfachen find — fondern in 
dem Mangel einer vernünftigen Geiftesthätigfeit (durch Arbeit).“ 

Nicht in der Jfolirung liegt die Urſache, nicht im Zufanmenfein dad ‚Heilmittel, fondern in 
verftändiger fürperlicher und geiftiger Beichäftigung, in Arbeit, Spaztergang, Unterriät, in 
Beſuchen, in moralifher und religiöfer Aufrigtung. Sehen wir und nun nad) dem Urtheil 
der Irren= und der Gefüngnißärzte über diefe Frage um, fo tritt eine höchſt auffallende Ein 
ftimmigfeit ver Anfihten auf. Die Arbeiten ver Herren Verdeil und Gofle find, denfen wir 
gerichtet 54), auch Höre man neuerlich nichts mehr davon. Herr Pellis fteht allerdings Coindet 
gegenüber. In Branfreid haben die großen Hygieniſten Villerme und Mare, haben Männer 
wie Parijet und Louis, hat der verftorbene Irrenarzt Efquirol, dem fich fpäter Ferrus und. Be- 
noifton de Chäteauneuf anſchloſſen, Haben die lebenden Irrenärzte Lelut und Baillarges ſich 
entfchieden dafür auögeſprochen, daß in einer verftändigen Vereinzelung der Gefangenen feine 
Urſache zu Wahnſinn zu ſuchen fei. Wie entſchieden ift nicht Owen Rees? In Deutihland Ha= 
ben Jullus, Kiefer und Kloſe, Klemming und Damerow, Bafting, Füeßlin u. A. ihr beftimmtes 
Urtheil abgegeben. Welche treffliche Arbeiten hat nicht Diez geliefert? Wie ſchwer wiegen nicht 
die Worte von Holft und Faye aus Norwegen? Und wer lebt diefen Stimmen gegenüber? 
Kann man beifere Gewährsmänner verlangen? Hier wie in allen übrigen Punkten gewinnt 
dad Syſtem, je genauer nıan es fennen lernt. . 

VI. Stanpder®efängnißreformin den verſchiedenen Ländern. OÄſterreich 
Eine Gefängnißreform in Ofterreich mard durch den im Jahre 1842 vom Kaifer Kerbinand er 
laffenen Befehl zur Erbauung einer Strafanftalt für 800 Sträflinge bei Wiener:Reuftadt an- 
gebahnt. Nächtliche Trennung ward von Anfang an feftgeftellt, die Brage über Trennung ober 
Bereinigung bei Tage aber einem Ausſchuß von verſchiedenen Sachverſtändigen übergeben. Dex 
Ausſchuß entichied ſich nach reiflicher Berarhung für die Einzelhaft. Ehe e8 zum Bau fam, er⸗ 
folgten vie Ereignifle des Jahres 1848. Es ward nun au dad ganze Gerichtsweſen umge⸗ 
ftaltet. Der Juſtizminiſter v. Schmerling berief in Jahre 1849 abermals einen Ausſchuß 
auch diefer ſprach fih, und zwar einftimmig, für Einzelhaft aus. In Gariten bei Steger warb 
der Bau eined Zellenflügel8 begonnen. Mit dem Rücktritt des Juftisminifters, mit der Aufhe⸗ 
bung des neuen Gerichtsverfahrens und ver Schwurgerichte gerieth auch die Gefängnißreforn 
ins Stoden. Die Beſſerung dev Gefangenen wird mol nun ausichlieglid; vurd) Einführung vor 
Varmherzigen Schweftern und Ordensbrüdern in die Gefängniffe erftrebt werben. 

Preußen. Nachdem Dr. Julius die verbeilerten amerikanifchen und engliihen Gefängniffe 
unterjucht und zu deren Nachahmung aufgefovert Hatte, wurden bald nad 1840 in Köln ein 
großer Zellenflügel und in Berlin, Münfter und Ratibor ausgedehnte Strafhäufer nach dem 
Syſtem der Einzelhaft erbaut — doc ward in allen dieſen, in Bauart übrigens mangelhaften 
Gebäuden, nie die Zellenhaft eingeführt — vielmehr wurden vie Öefangenen auf unzweckmäßige 
Meife in Gemeinjamfeit eingefperrt. Die Nothwendigkeit aber, Die gropen Strafanftalten nicht 
ferner Hochſchulen des Lafters fein zu laffen, trat immer Flarer hervor. Es begaben fih demnach 
in Raufe des legten Jahres Minifter, Volizeipräjivdenten und andere höhere Gerichtö- und Ge- 
fängnißbeamten nad Bruchſal, um durch eigene Anſchauung die Einzelhaft fennen zu lermen. 
Diefe Unterſuchungen fowie die Berufung Wichern's nad Berlin, des Mannes, welchem Europa 
die größten Verdieuſte um fittliche Hebung der verwahrloſten Jugend und um Mettungshäufer zu= 


50) Movfer, „Die Bönitentiaranftalt St.⸗Jakob“, S. 114. 
51) ©. „De l’emprisonnement individuel‘ uno „„Zahrbücher der Gefängnißfunbe”, I und M.. 
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erfennt, veranlaßten, daß nunmehr die endliche Einführung ver Einzelhaft in den bereits erbauten 
Zeilengefängniffen und die Erbauung neuer Provinzialzelfenftrafhäufer in Nusiiht genommen 
ift. Unter Wichern's Leitung fteht bereitö feit 1. Nov. 1856 in Moabit ein Zellengefängnig von 
nur Proteflanten, nit über 56 Jahren, die zum erften male verurtheilt worden. (Möge diefe Lei- 
tung ded ehrenwerthen frommen Mannes den Beſſerungsſyſtem nur den Segen echt proteitanti= 
[her Frommigkeit und wahrer hriftlicher Kiebe begründen, und nicht etwa durch den Einfluß 
vorzüglich der im Rauhen Haus gebildeten, zur Brüderfchaft gefchloffenen 40 Aufjeher aud) nur 
der Schein heuchlerifcher Herrſchſucht und intoleranter hochmüthiger Härte und damit der öffent= 
liche Widerwille gegen das ganze Syiten hervorgerufen iverden ") 

Medtenburg. Im Jahre 1839 ward in Dreibergen bei Bützow ein Strafhaus mit 192 Ein- 
zelzellen (für Tag und Nacht), mit 24 Einzelwerkitätten, 164 Schlafzellen und mit mehren gro= 
Ben Arbeitöfälen erbaut. Nachdem anfangs fomit verhältnigmäßig nur ein Eleiner Theil ver Ge— 
fangenen der andauernden Vereinzelung unterworfen worden, hat die Erfahrung dazu ge= 
drängt, Zucht und Bau ded Hauſes immer mehr auf eine allgemeine Anwendung der Einzelhaft 
einzurichten, wie Died aus den verſchiedenen Schriften des Criminalraths Herrn v. Wyck erhellt, 
welchem die Oberaufjicht über Died Strafhaus zufteht. 

Baden. Yon dem zu früh verftorbenen, um volksthümliche Entwidelung der Nechtöpflege 
hochverdienten Minifterialrath v. Jagemann wurde in Baden die Gefängnißreform gefärvert. 
Durd Studium und durch forgfältige Veſichtigung der wichtigſten europäiſchen Strafanftalten 
vorbegeitet, entwarf und vertrat er ven Gefegentwurf zur Erbauung eined Männerzuchthaujes 
bei Bruchfal nach dem Syſtem der Einzelhaft. Den trefflich motivirten Gefegentwurf hatte im 
Namen des Ausfchuffes ver Abgeordnetenkammer Welder zu begutachten. Zufolge feines claſſi⸗ 
[hen Ausſchußberichts ward der Geſetzvorſchlag mit 60 gegen drei Stimmen angenommen; Die 
erſte Kammer trat einftimmig bei. Das neue Männerzuchthaus, 1849 eröffnet, hat nun eine 
bald zehnjährige Erfahrung Hinter fih. Nach dem von dem Director deſſelben, Dr. Füeßlin, 
verfußten Werke über daffelbe, nad dem ausführlichen Bericht des belgifchen Generalinfpectors 
Durpetiaur an feine Regierung 92), nad dem Urtheil von Hunderten von Sachverſtändigen, 
welche dad bruchſaler Zuchthaus befichtigt haben, kann wol feine Strafanftalt ſich glänzenderer 
Refultate rühmen. Ruhe, Zucht, Ordnung, Reinlichkeit herrſchen allerwärts und zu allen Zeiz 
ten; Disciplinarftrafen jinp felten, die Krankheiten wenige, die Todesfälle etwa Halb fo viele als 
in den gemeinfamen Strafanftalten Badens, der Arbeitöunterriht und Betrieb geht gut von 
flatten, der Elementarunterricht trägt unglaubliche Früchte; auf fittlihe Beſſerung wird mit er⸗ 
freuligem Erfolge gewirkt. Wer Zweifel an der Vorzüglichkeit der Einzelhaft hegt, moͤge diefe 
große Anftalt befuchen, wo nun mit Confequenz und Entſchiedenheit eine längere Reihe von 
Jahren dad audy bei ung vorgefchlugene Syſtem durchgeführt wird, und den meiften Ländern als 
Mufter zur Nachahmung dient. (Leider Haben die Gerichte neuerlich immer mehr abjolut gegen 
den Geift des ganzen Strafſyſtems und Des Geſetzes über dieſe Anſtalt [f. unter 1X] zeitweife Pei⸗ 
nigungen durch Hungerfoft und Dunfelarreft mit der Befängnißftrafe verbunden. Auch wird nach 
mehrfachen Beſchwerden entlafjener Sträflinge und andern Nachrichten infolge minifterieller Anz 
ordnungen durch eine allzu magere, ja allzu Färgliche Koft zum Theil die Geſundheit und die gei= 
ftige und moralijche Kraft der Straflinge gefährnet. Es ift der vortrefflihen Direction der Anz 
flalt zu verbanfen, daß jie auch dieſe betrübenden Störungen wenigftend zu mildern verfteht, 
Und es ift zu hoffen, daß die wohlwollende Regierung jene Mieftände, dem mahren gefeglichen 
Geiſt ihrer ruhmmwürdigen Auftalt, der Humanität und Gerechtigkeit eutſprechend, bald möglich 
bejeitigen werde. Die abſolute Verfchrtheit der Straffhärfungen, die noch fein Sachkundiger 
bezweifelte, hat aufs neue gründlich nachgewieſen Mitterimaier, „Gefängnißreform‘‘, 1858, 


8.159 fg. S. aud Nöpder, „Gutachten“, S. 32 fg.) 


MWürtemberg. Im Jahre 1855 Hutte die Regierung den Ständen einen Gefegvorichlag in 
Betreff der Errichtung eined Zellenftrafhaufes in Stuttgart übergeben. Der vem Syſtem der 
Einzelhaft günftige Ausſchußbericht von Probft erhielt in den Verhandlungen vom 16. bid 
26. März 1857 die volle, beinahe einflimmige Zuftimmung der zweiten Kammer, body hat nad 
der „Allgemeinen Zeitung”, Beilage vom 23. Mai, der Juftizminifter in der zweiten Kamniey 
erklärt, daß die erfie Kammer für die jegige Etatsperiode von 1858—61 die Sache abgelehnt, 
jedoch keineswegs ad calendas graecas vertagt habe. Energiſch verwarf namentlich die zweite 


Kammer au alle Prügelftrafe und alle Schärfungen für die Zellengefängniſſe. 


52) „Notice sur la prison cellulaire de Bruchsal‘ (1855). - 
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England. Nach ven frühern nicht hinlänglich nachhaltigen Verſuchen einer Gefängnißre⸗ 
form verſuchte man von 1823 — 33 Claſſificirung der Gefangenen, und von 1833 an Das 
Schweigſyſtem. Als diefe fi ungenügend erwiefen, veranlaßten hauptſächlich die Berichte des 
nad) Amerika gefandten Advocaten Crawford und die Bemühungen beffelben und des mit ihm 
als Beneralinfpector ver Gefängniffe angeftellten Whitworth Ruffell, die Einführung der Ein- 
zelhaft unter den Minifterien von Sir R. Peel und Lord John Ruſſell. Es wurden einige Mu- 
ftergefängniffe (namentlich Bentonville und Perth) erbaut, welche in der Ausführung der Ein 
zelheiten alle bisherigen Oefängniffe weit hinter fi zurüdließen. Da damals bie Transporte: 
tion in den vereinigten Königreichen bekanntlich die faft ausschließliche Strafe für alle ſchwerern 
Bergeben und Verbrechen war, fo waren biefe Gefängniffe nur dazu beſtimmt, aus den zur 
Transportation Berurtheilten, im Alter von 18 — 35 Jahren Stehenven, die geeignet ſcheinen⸗ 
ven auszumählen, während 18 Monaten der Einzelhaft zu unterwerfen und fie dann zu trans⸗ 
portiren, wobei jedoch das Betragen der Sträflinge während der Einzelhaft verſchiedene Frei⸗ 
Heitftufen in der @olonie für fie bedingte. Die Erfolge dieſer vereinzelten, mit Unterricht, Seel: 
forge und Arbeit verbundenen Einfperrung waren, namentlich in Bezug auf die moralifche Beſſe⸗ 
tung, überrafchend günftig. Es wurben daher alsbald in vielen Städten Englands größere unb 
Heinere Zellengefängnifle erbaut, und, um auf viefen Wege entſchieden fortzufchreiten, centrali= 
firte die Regierung diefen Berwaltungszweig mehr, als e8 bis dahin mit irgendeinem andern 
geſchehen war. Es ift ſeitdem Fein eigentliched Gefängniß mehr anders ald nad} dem Zelleniyftem 
erbaut worden ; diefe Gefängniſſe zählen denn auch bereitö über 12,000 Zellen. Ald Crawford 
und Whitworth Ruffell 1847 raſch hintereinander ftarben, gewann die Anſicht des fcharffinni- 
gen Erbauers von Pentonville, des Ingenieuroberften Jebb, das Übergewicht, welcher von jeher 
nicht für Die unbedingte und vollſtändige Durchführung der Einzelhaft bei längern Strafzeiten 
gewejen war. Es machten ſich nun aud Ängſtlichkeiten in Betreff des Geſundheitszuſtandeẽ gel- 
tend, Angftlichkeiten, welche übrigens von Arzt, Vorfteher und Oberaufſichtsraͤthen nicht getheilt 
wurden. Die ftrenge Einzelhaft warb ſonach in etwas gemildert, auf ein Jahr und, ſeitdem im 
Jahre 3853 auf den entſchiedenen Widerfprud der Golonien die Transportation aufgehoben 
wurde, zulegt auf neun Monate herabgefegt, wonach ſodann Die Sträflinge in penal servitude 
treten, d. h. in große (foeben erbaute oder zum Theil noch im Bau begriffene) Anftalten an den 
Meeresküſten, too fie bei Nacht in Einzelgellen Schlafen, beiTage aber in großen Maſſen (zu Tau 
ſenden) mit Arbeit im Freien zur Anlegung von Zufluchtshäfen verwendet werben. Neuerlichſt 
find Hierzu noch proviforifche Entlaffungen bei gutem Betragen getreten. Über die Refultate 
dieſes Umſchwungs in der Gefangenenzudt läßt fich bei der Kürze der Zeit ein beftimmtes Ur: 
theil noch nicht fällen. Die Berichte des nun an der Spitze des ganzen englifchen Gefängnißwe⸗ 
fens ſtehenden Oberften Jebb lauten ſehr günftig 99); im Parlanıente aber find bereit8 Stimmen 
Dagegen laut geworben, um für eine beffer geregelte Transportation fi außzufpreden. Uber 
einige Buntte fteht die Anficht in England feft, über andere ift fie noch fehr ſchwankend, wie denn 
auch die Hausordnung der Oefängniffe im Allgemeinen und die Durchführung der Einzelhaft 
insbefondere, an den verſchiedenen Orten fehr verſchieden ift und weſentlich von der perfönlicyen 
Anficht der Vorfteher over Leiter abhängt. So werben nun in PBentonville Einzelne nach einiger 
Zeit in Abtheilungen gemeinfhaftlich befchäftigt, in Prefton find die Gefangenen beim Gottes: 
dienſt nicht getrennt, in Reading wird faft nur dem moralifchen und religiöfen Unterricht Auf: 
merkfamfeit gewidmet, während in Perth nad wie vor die Einzelhaft in ihrer urfprünglichen 
Strenge und für längere Zeit mit beftem Erfolge durchgeführt wird. Uber die Art der Behand⸗ 
fung der Sträflinge während der ſpätern Jahre der Gefangenſchaft herrſcht Meinungsverſchie⸗ 
benheit; für bie erſte Strafzeit pagegen, wie überhaupt für Furze Haften und Unterſuchungshaft 
iſt dad Urtheil einflimmig für Ifolirung. Daher fommt ed denn au, daß feit faft 20 Jahren, 
(mit Ausnahme der Bauten für die Arbeiter an ven Zufluchtshäfen) Fein anderes Gefängniß als 
Zellengefängniſſe in den vereinigten Königreihen erbaut worden find. Nach unferer Meinung 
hegen die englifchen Gegner der Anwendung ber Einzelhaft bei langen Strafzeiten eine zu hohe 
Meinung von der fchnellen moralifivenden Wirkung diefer Strafiwelfe im Verlaufe von einem 
halben oder auch ganzen Jahre. England ift in feinen Verſuchen noch ſchwankend; der praftijche 
Sinn bes Volkes wird nicht verfehlen, das Richtige zu finden und feftzuhalten. 

Branfreih. Frankreich verdient in manderlei Beziehung befonvere Beachtung. In diefem 





53) In feinem neueften Bericht über die Refultate von Pentonville („Reports of the Direction '" 
London 1857) gibt er als rüdfälfig in vier Jahren an 15 Proc. 
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seatralifirten Lande ward verhältnigmäßig früh eine gleichmäßige .gute Zuchtordnung im bei 
verſchiedenen Gefängniffen durchgeführt. Schon vor 37 Jahren trat ein bourboniſcher Prinz 
an die Spige einer Gefellichaft, welche ſich die Verbeflerung der Gefängniffe zur Aufgabe geiegt 
hatte. Strenge militärifche Zucht, Ordnung und Neinlichkeit, gut geregelter Arheitäbetrieb, an= 
fangs durch Unternehmer, allmälig immer mehr durch ven Staat geleitet, hatten aber nicht den 
gewünſchten Erfolg. Es warb demnach im Jahre 1859 in ven etwa 18,000 Sträflinge faflen- 
den Gentralhäufern das Schweigfuften nebft weitern Schärfungen der Gefängnißzucht ange: 
orbnet und mit Energie gleichmäßig durchgeführt. In Betreff ver Abſchreckung und Beſſerung 
ward aber ber gehoffte Erfolg nicht erzielt; dagegen hatte die firengere Zucht eine mwefentliche 
Steigerung der Sterblichkeit im Gefolge. Schon im Jahre 18AN brachte die Regierung an bie 
Deputirtenfammer den Vorſchlag zur Einführung der Einzelhaft. So oft auch die Minifterien 
wechſelten, ſtets blieben die Diinifter des Innern, welchen das Gefängnißweſen untergeben ift, 
bei derſelben Anſicht (Remuſat, Diontalivet, Duchätel, Gasparin). Der erwähnte erſte Vorſchlag 
ward von einem Ausſchuſſe günſtig begutachtet, kam aber nicht mehr zur Verhandlung. Im 
Jahre 1843 legte die Regierung einen zweiten Entwurf vor, welchem zufolge alle Strafgefan⸗ 
genen während der erſten 12 Jahre ihrer Haft, ebenſo wie alle Unterſuchungsgefangenen der 
Einzelhaft unterworfen werben ſollten. In keinen Lande hatten ſich Rechtsgelehrte und Staats⸗ 
männer fo viel mit ver Frage ver Gefängnißreform beſchäftigt; die große Zahl ver darüber er= 
ſchienenen Schriften vermehrte jich ins Unendliche alsbald nach diefer zweiten Vorlage. Auf 
Grundlage eines meifterhaften Ausſchußberichts von Torqueville begannen am 22. April 1844 
Die Berkandlungen in der Abgeordnetenkammer, welde, ein Mufter von Sachkenntniß, Ver⸗ 


ſtändniß und Würde, durch 19 Tange Sigungen dauerten und am 18. Mai mit überwiegenden 


Stimmenmehrheit die Annahme des Geſetzvorſchlags herbeiführten. Die Regierung legte den⸗ 
felben ſodann der Pairskammer vor; im Namen des Ausfchuffes derſelben berichtete Berenger 
ebenfalls für die durchgängige Binführung der Einzelhaft. Eine Beratbung fonnte nicht mehr 
flattfinden, da mittlerweile die Ereigniſſe des Jahres 1848 eintraten. 

Schon im Jahre 1840 verließ das Befängnig La Roquette für 500 Kinder das bis dahin 
befolgte Schweigfoftem und führte die Einzelhaft ein. Die Jahreöberidhte des Polizeipräfecten 
und Die des Schugvereind für die entlaffenen jugendlichen Gefangenen wettelferten alljährlich in 
Durlegung der großen Vorzüge diefer Haftweife. Die Departements beeilten fih, neue Depar⸗ 
tementalgefängnife, und ausſchließlich nach vem Zellenfoften zu erbauen ; alle berichteten in je= 
der Beziehung gleich günftig für das Syſtem. Die wenigen Gegner der Ifolirung waren fill 
geworden, gegenüber der großen Maffe von Rechtsgelehrten, Gefängnißbeamten und Ärzten, 
welche fih fortwährend für das Syſtem ausſprachen. Da erſchien plöglih, ohne daß irgend: 
jemand etwas davon ahnte, ohne daß man bisjept eigentlich Elar wüßte warum, am 17. Aug. 
1855 ein miniflerielles Umlauffchreiben an die Präferten. Es hieß darin, Die großen Ausgaben 
für die Anwendung der Einzelhaft, und die Unmöglickeit für die Mehrzahl der Departements, 
hierfür mit ihren alleinigen Mitteln zu forgen, feien die Urſache gewefen, daß die vorgefchriebeng 
Trennung ber verfchievenen gejeglichen Kategorien von Gefangenen nicht überall durchgeführt 
worden (unter 396 Departementalgefängniflen fei Died, außer in ven Zellengefängniffen, nur 
in 60 geſchehen); „deshalb verzichte die Regierung nun auf die Anwendung biefer Haftweife, 
um die Abtheilungen voneinander zu trennen.‘ 5%) 

Das allgemeine Erflaunen, welches dies Umlauffchreiben in Franfreich hervorrief, wird 
man begreifen, wenn man die wahre Sachlage ind Auge faßt. Im Auguft 1852 waren 47 De: 
partementalzellengefängniffe (mit A850 Zellen) befegt, 15 waren im Bau begriffen und für 
ſechs waren bie Riſſe in Arbeit; dies zuſammen gab weit über 6000 Zellen, alfo Raum für ein 
Drittheil der in Departementalgefängnifjen überhaupt verwahrten Gefangenen. Im Jahre 
4847 waren in Frankreich nur 17 Zellengefängniffe erbaut, und wenn e8 deren jegt über 60 
find, fo liegt darin ver Beweis, daß die Thätigkeit dev Departements, wenn unterftüßt flatt ges 
hemmt, raſch weitere Zellengefängniffe ind Leben gerufen haben würde. 


54) Der Tert biefes Umlauffchreibens und eine Beurtheilung befielben, der wir großentheils gefolgt 
find, findet fi in Berenger, „De la repression p6nale, de ses formes et de ses effets‘‘ (Paris 
1855), I, 252—263. Man vergleiche auch David, ‚„‚Nogle opslysninger om cellesystemet, 
navnlig om dets ofskaffelse i Frankrig“ (Kopenhagen 1853); Holft, „‚Cellesystemet opha- 
velse i Frankrige” (Ghriſtiania 1854); und Ducpétiaux, „Avant-projet de loi sur le regime 
des prisons etc.‘' (Brüffel 1854), S. 49. . 

Staats⸗Lexikon. II. 43. 
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Als Beweis paflır, wie Übrigens bie Departements, namenillch viefehigen, in welchen Ex: 
fahrungen uͤber Zellengefängniffe gemacht tvorben waren, über dies Umlaufſchreiben (melde 
Niemand zu vertheidigen wagte als Hr. Leon Vidal) urtheilten, möge dienen, was fich in Parts 
ſelbſt zutrug. Der Departementalrath ber Hauptſtadt, deſſen Mitgliever von der Regierung er: 
nannt werben, der aljo einer ſyſtematiſchen Oppoſition ſchwerlich befchulpigt werden kann, pro: 
teftirte einftimmig und erfuchte den Präfeeten der Seine und ven Polizeipräfeeten, „die angefan: 
genen Stubien in Betreff ver Auspehnung des Zellenfyſtems über alle Deyartementalgefäng: 
niffe fortzuſetzen“. Ebenſo ſprach ji ver Seinepräfert aus, der in Borbeaur und in Paris beide 
Haftſyſteme nebeneinander in Wirkſamkeit geſehen Hatte; ebenfo Hr. Delangle, erfter Bräjtven: 
des Eniferlichen Gerichtshofes in Paris, Senator und Präfldent des Departementalrath8; viefer 
ſchloß feine Erklärung mit den Worten: „Wir müffen kurz erklären, daß wir fortwährend bie 
Zellenhaft für die einzige halten, welche einen günftigen Einfluß auf ven moraliſchen Zuſtand 
der Gefangenen ausüben kann.‘ 

Ahnlich äußerten fi andere Departementalräthe. Nirgends war vie Einzelhaft befeitigt. 
Daß einer Oppofitton, welche fo entſchieden gegen eine Verfügung der mächtigen Gentralregie: 
rung in Frankreich Heutzutage aufzutreten wagt, eine ungewöhnlich fefte Überzeugung von ber 
Vorzüglichkeit des bisher verfolgten Weges zu ®runde liegen muß, wird jeber zu würbigen ver: 
fteben, der die dortigen Berhältniffe nur irgend fennt. Einige answärtige Regierungen, erflaunt 
über die unerwartete Minifterialverfügung,, ſchickten Abgeordnete nach Paris, um bie Urſache 
zu erforfchen; fe konnten feine genügende entbeden. 

Die franzditfche Regierung ſelbſt Scheint einzulenten, wenigſtens hat fie einen Ausſchuß zur 
Prüfung mehrerer mit dem Gefängnißweſen innig zufammenhängenden Fragen niedergeſezt 
Auch ift die Zellenhaft in vem Gefängniffe La Noquette in Parts, nachdem fle auf ein Jahr be 
fipränft worden war, wieber in Ihrer frühern Ausbehnung hergeftefft worden. Ja, in bem gro: 
Ben Sefängniffe, dé pot descondamnes, wo ſie bisher nicht ftatthatte, wird fle foeben eingeführt. 

Menn irgendetwad bie einflimmige Meinung der Sachverſtändigen in Frankreich zu Gm: 
ften ver Einzelhaft darlegen Eonnte, fo ift ed gerade biefer der weitern Durdführung der Einzel: 
haft von oben herab gebotene Stillftand. Er wird nur ein vorübergehender fein. 

Schweiz. Das Schweigfyftem und das Claſſificationsſyſtem ift nirgends beffer durchgeführt 
worden als in Raufanne, Genf und St.-Gallen. Raufanne ward auf Grunvlage der genann: 
tm Hauszucht im Jahre 1827 eröffnet, Ion 1834 fand man ſich gendthigt, Für einen großen 
Theil der Gefangenen Einzelhaft einzuführen, obgleih das Gebäude fi nur fehr mangelhaft 
dazu eignete.5°) Der Erfolg war günftig, doch hat die Anftalt unter hHäufigem Wechſel der Be- 
amten und unter äußern politifhen Einflüflen viel gelitten. Bon Genf und St.-Gallen mar oben 
die Rede. In Genf warb im Jahre 1833 für einzelne Glaffen zeitweiligeIfolirung zugefügt.*%) 
Das neue Haftgebäude aber, 1843 eröffnet, unterwirft eine große Mehrzahl aller feiner Infaffen 
der andauernden Einzelhaft 27), worin ſelbſt die legten Jahre, welche fo vieles in Genf über den 
Haufen geworfen haben, nicht8 änderten. 

Königreich der Niederlande. Als man ſich von der Unwirkſamkeit der bisherigen Haftweiſe 
überzeugt Hatte, ging vie Regierung zu der Einzelhaft über. Nach mancherlei Borarbeiten wurde 
den Generalftaaten ein Entwurf zu einem Strafgeſetzbuch, in mehre Bücher eingeteilt, vorge: 
legt. Eines dieſer Bücher des Gefegentwurfd, worin fid) namentlich die auf die Einzelhaft br- 
züglihen Beſtimmungen fanden (Einzelhaft für alle Arten von Gefangenen bis zu funfzebn: 
“ jähriger Haft), wurde am 14. Juli 1847 angenommen; da ein anderes Buch aber verworfen 
wurde, fo ertheilte Die Regierung ihre Zuftimmung überhaupt nit. Sie fhritt nunmehr ſtück 
weiſe vor. Zufolge des Geſetzes vom 28. Sunt 1851 follen alle Interfuhungsgefangenen ımr 
alle zu correctionelfer Strafe von höchſtens einem Jahr Verurtheilte ver Einzelhaft unter: 
worfen werden (wobei zwei Monate gewoͤhnlicher einem Momat Einzelbaft glei gerechnet mer: 
den); das Geſetz vom 29. Juni 1854 vehnte diefe Zeit auf das Doppelte aus. 

Die entſprechenden Bauten wurden unternommen. Es finden ſich gegenwärtig 45 Zellen in 
den größern Strafgefängniffen; von den untergeorpneten Gefängnifien find Amſterdam (208 


55) Moreau Ehriftophe, „Rapport sur lesprisons de l’Angleterre, de l’Ecosse, de laHollande. 
de la Belgique et de la Suisse ’’ (Paris 1339). „Iahrbücher der BSefängnißfunde” , I, 80 — 129 
3.9. Würth, „Die neueften Fortfchritte u. ſ. w.“, ©. 235—268. 

56) „Jahrbücher der Gefängnißfunde”, I, 4T— 137. " 

57) ‚‚Sahrbficher ber Gefängnißfunde”, IX, 103—10. 
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Bellen), Aften (A1), Gronichen (32), Almelo (25), Winfchoten (27), Appingadam (27) und 
Utrecht (116) vollſtändig Zellengefängniffe ; in den übrigen find weitere 71 Zellen errichtet 
worben. Andere Zellengefängnifie iind in Bau begriffen, fo in Maftricht, und ein Zellenflügel 
in Herzogenbuſch (mit 76 Zellen). Die Regierung wird flufenweife weiter fchreiten. 

Wie aus den Jahresberichten erhellt, find die einzelnen Auffihtsconmmiffionen und bie Re⸗ 
gierung mit dem Erfolg des Syſtems jehr zufrieden, fomol in Bezug auf moraliſche Einwirfung, 
Ordnung in der Anftalt, ats aud in Betreff bed Geſundheitszuſtandes. Die Zahl der Selbfl- 
morbe in ven Gefängnifien Hollands war fehr gering, Geiſteskrankheiten kamen wenig vor (im 
Jahre 1854 deren fieben und dieſe alle in gemeinfaner Haft, einer derfelben war deshalb in bie 
Zellen verfegt).. Die Sterblichkeit war fehr gering: im Jahre 1854 in ven größern Strafge: 
fangniffen 2,96 Broc., in den Sicherheits: und Arrefthäufern 0,8 Proc. ; eine Scheidung der 
Todesfälle in ven Zellengefüngniffen und den übrigen Gefängnilfen liegt nicht vor. 

Belgien. Im Jahre 1835 wurde in Belgien ver erfte Berfuch zur Einführung der Zellen: 
Haft mit Erbauung von 36 Zellen an dem Correctionshaus in Gent gemadt; fpäter murben 
64 Zellen an die Strafanftalt von Aloft, und 78 an die von Vilvorden angebaut. Das erfte voll- 
ſtändige Zellengefängniß warb 1844 in Tongres erbaut, und gegenwärtig beftehen folgende 
Bellengefängnifle: in Tongres mit 40 Zellen, in Marche mit 20, in Dinant mit 42, in Ber- 
viers mit 77, in Charleroi mit 107, in Courtray mit 130, in Brüffel (Weiber) mit 105, in 
Brüffel (Männer) mit 143, in Brügge mit 244, in Lüttich mit 257, in Antiverpen mit 315; 
zufanmen 1478 Zellen. j . , 

Im Bau begriffen ift das große Centralzuchthaus für 600 Männer in Lömen und das fü 
426 weitere Zellen in Brügge. Fertig find alfo im Ganzen 1656 Zellen, und bie Vollendung 
weiterer 726 Zellen ift gejichert. Der Generalinfpector ver belgifhen Gefäflgniffe, Ducpetiaur, 
Hat die Ergebniffe der Zellengefängnifle unter Beifügung der Berichte der Directoren mitge⸗ 
theilt. 59), Alle Berichte lauten günftig über alle Bunte, fo namentlidy fiber den moraliſchen 
Zuſtand, über die körperliche und geiftige Geſundheit und über die Sterblichkeit ver Gefangenen. 
Über die VBorzüglichkeit ver Einzelhaft befteht in Belgien kein Zweifel, ihre allmälige volkftäns 
bige Einführung iſt gefichert. 

Schweden. In Schweden ward die Gefängnißreforn durch die lebendige Theilnahme, welche 
ihr der gegenwärtige König von Schweden noch als Kronprinz Oskar widmete, weſentlich ange: 
regt und beförvert. Im Jahre 1840 nämlich veröffentlichte verfelbe feine Schrift „über Strafe 
und Strafanftalten‘ ; ein kurzes Werk, aber gewichtig durch die großartige Auffaflung der 
Aufgabe der ſtaatlichen Geſellſchaft, durch Elare Schilderung und treffende Kritif. 09%) Die 
Stände flimmten vem Vorſchlag der Einführung der Binzelhaft zu. Von 1856—54 werben in 
47 Städten Zellengefängniffe mit 1257 Zellen errichtet. “ | 

Directoren, Geiftliche und Ärzte äußern ſich glelch günftig über bie Gingelhaft.%0) Mit vem 
Bau weiterer Zellengefängniffe wird fortgefahren werben. 

Norwegen. Die norwegifchen Stände haben vorerft nur die Mittel für ein Zellengefängniß 
bewilligt; Mangel an Gelbmitteln Hat die Erbauung weiterer Zellengefängniffe bisjetzt verhin- 
bert, doch dürfte demnächſt wol damit vorgefhritten werden. Das pennſylvaniſche Zuchthaus bei 
Ehriftiana ward im Mai 1851 eröffnet. Bis Ende 1855 waren 1000 Gefangene daſelbſt auf⸗ 
genommen worben, ber tägliche Durchſchnittsſtand der Gefangenen war 211; ausgetreten find 
778, darunter einer durch Selbfimord, zwei durch den Tod ; alfo eine Sterblichkeit von 0,8 Proc.; 
es Tamen jährlid im Durchſchnitt 92 ſchwere Krankheiten und 233 Disciplinarftrafen vor. Es 
liegen über dieſe mit fo außerordentlich günftigem Erfolge gefegnete Anftalt gedruckte Iahres= 
berichte vor, bie ebenfo lehrreich ald ausführlich und genau find und in dieſen Beziehungen von 
keinerlei ähnlichen Berichten übertroffen werben. 01) 

Dänemark, Die Gefege von 1842 und 1846 beflimmen, daß alle Unterfuhungs- und alle 


— — — —— — — — — — 


58) Ducpftiaur, „Avant-projet de loi sur le ré gimo des prisons soumis A la commission 
chargee par l’arr&t6 royal du 25 Juin 1853 de preparer la revision de la lögislation peniten- 
tiaire” (Drüffel 1854), S. 50—68. 

59) Diefe Schrift hat zwei Überfegungen ins Deutfche erhalten, von benen dieeine, durch v. Treskow 
beforgt, im Jahre 1841 in Leipzig (bei Brodhaus) erfchien. 

60) Siehe die ausführlichen Jahresberichte: ‚‚Styrelsens öfver fängelser och arbeteın-rätlin- 
gar i riket underdäniga berättelse om füngvärden.” 

61) ‚‚Beretning om bodsfaengslets virksomhed i Auret 1851—55° er 
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zu hoͤchſtens fünf Jahren verurtheilten Strafgefangenen ver Einzelhaft, und Die zu längerer 
Strafhaft Verurtheilten ver nächtlichen Bereinzelung mit gemeinfamer Arbeit untermorfen wer: 
den follen. Zufolge des Arreftreglements vom 7.Mai 1846 ging man raſch ans Werk und fing 
fehr verftändigerweife die Reform von unten an. Es find nunmehr 20 Zellenarrefthäufer neu 
gebaut und die alten faft ſämmtlich nad) den Syſtem ver Einzelhaft umgebaut worden. Da es 
galt, die alten Sflavereien (Karrenftrafe) zu befeitigen, fo warb vor wenigen Jahren bei Sor⸗ 
fens ein auburnſches Strafhaus für dieſe Glaffe erbaut. Nach deſſen Beendigung wurde aber 
fogleih (1855) ver Bau eines Zellencorrectiondhaufes für 400 Sträflinge bei Kopenhagen be⸗ 
gonnen, das in 11, Jahren wird bezogen werben fönnen. Der Generalinfpector ber Befäng: 
niffe im Königreich Dänemark, C. N. David, ſchreibt in Betreff der in Arrefthäufern eingefperr- 
ten Unterſuchungs- und Purzzeitigen Strafgefangenen, daß „über den günftigen Erfolg der Ein- 
zelhaft auf Schnelligkeit ver Rechtsverfolgung, Ermittelung der Strafbarkeit und Schuß der De- 
tinirten im ganzen Lande unter Iuriften und Nichtjuriſten nur Eine Stimme herrſcht“. 

Die Einwirkung ver Zellenhaft bei längerer Strafzeit (bis zu jeh8 Jahren) hat in Däne⸗ 
mark bisher nur in dem feit 1848 befegten Zellenflügel des alten Zuchthaufes in Kopenhagen 
erprobt werden Eönnen. Der Erfolg war in dieſen acht Jahren ſehr günftig, Krankheiten und 
Sterblicykeiten fehr gering, Teine einzige Geiſtesſtoͤrung, gute Zucht und Ordnung. Die Zahl 
der Widerſacher gegen pie Vereinzelung ift fehr zufammengefchmolzen. Man wird ohne Schwie: 
tigkeit auf dem betretenen Wege fortfchreiten. 

Toscana. In tüchtigen Schriften und auf pen Gelehrtencongreffen war namentlich auch in 
Toscana die Frage der Gefängnißreform lebhaft verhandelt worden, und gewichtige Stimmen 
Batten fi frühzeitig für die Einzelhaft ausgefproden, unter ihnen namentlich der Marcheſe 
Torrigiant.C2) Dit großer Energie ging man an die Herftellung einer Fräftigen Zudt und Ord⸗ 
sung In ven Gefängniffen. Die Gefangenen wurben ſoviel ald möglich, außer der Zeit des Unter⸗ 
richts und der Arbeit, vereinzelt. Sodann ging man weiter. Mit dem Jahre 1846 trat ein 
neues Gefängnißreglement ind Leben. In dem Correctionshaus in Florenz, in dem Zwangsar⸗ 
beitöhaus in Volterra und in der Strafanftalt für weibliche Gefangene in San-@imrignano 
warb die Einzelhaft eingeführt. Schußvereine und Befuchgefellfchaften murben eingerichtet. Der 
Erfolg war zufrievenftellend, ſodaß das todcanifche Strafgefeg vom 31. Mai 18553, welches 
als Freigeitöftrafen pas ergastolo (für die auf Lebenszeit Verurtbeilten), vie casa di forza und 
den carcere feftjet, für alle dieje Strafen die Einzelhaft ausnahmslos einführte. 6) Nach den 
Angaben des energifchen und unermüdlichen Gefängnißinſpectors Beri und nach feinen flatifli- 
fen Jahresberichten 02) ift der Erfolg äußerft zufrievenftellenn, Krankheiten und Todesfälle 
felten, Seelenflörungen nicht vermehrt, die Rückfälle bei ven Männern von 224 Proc. auf 
42,4 Broc. und bei ven Weibern von 25 Broc. auf 15,3 Proc. vermindert. In feinem Lande 
@uropad wird bisjeßt fo ausnahmslos und fo confequent die Einzelhaft ein- und durchgeführt. 

Sarbinien, das fo muthig und energifch auf dem Wege ber Reform fortfchreitet, Hatte, zu- 
meift unter dem Einfluß des verftorbenen Grafen Petitti pi Moreto und des Grafen Bralormo, 
fünf große auburnfche Strafanftalten (in Oneglia, Aleffanbria, Ballanza und Turin) für 1820 
Gefangene erbauen lafien. Nächtliche Bereingelung, bei Tage gemeinfame Arbeit unter firengem 
Gebot des Stillſchweigens, ſcharfe Aufſicht, zweckmäßige Arbeit, gute Koft, tägliche Bewegung 
im Freien, Belohnungen — nichts ward gefpart, um dem Syſtem Erfolg zu fihern. Aber — 
wie ber Generalinfpector der ſardiniſchen Gefängnifie, Ritter Vegezzi-Ruscalla, ſchreibt — der 
Verſuch (von zehn und mehr Jahren) war ein unfrudtbarer, das Stillſchweigen wird nicht ge- 
Halten, ver Verkehr wird nicht aufgehoben, wenn auch äußetliche Ordnung herrſcht und Die Ar: 
beit befriebigende Refultate liefert; Beſſerung wird nicht erzielt, Die Sterblichkeit ift fehr hoch. 8) 


62) Torrigiant, ‚Tre dissertazione lette all’ accademia economico-agraria etc. sul diritto di 
punire applicato come mezzo di repressione e correzione” (Ylorenz 1841). 

63) „Codice penale pel granducato di Toscana.‘ — „Regolamento fondamentale degli sta- 
‘bilimenti penali, 2 giugno 1853. 

Garlo Peri, „Notizie sulla riforma delle prigioni in Toscana corredate di tutti i regola- 
menti ed ordini olla medesima relativi etc. fino all’ anno 1850°' (Florenʒ 1850). „Rapporto e 
statistica carceraria del soprintendente generale delli stabilimenti penitenziari di Toscana per 
l'anno 1850‘ (1851). 

65) In den auburnfchen GSefängnifien von Aleſſandria 65 Tobesfälle auf 488 Gefangene, im 
Oneglia 38 auf 484, in Pallanza (mit Eholera) 47 auf 157; in den Glaffificationsgefängniffen von 
Saluo 3 Tobeofälle auf 329 Gefangene, in Foſſano 11 auf 118, in Gavi 15 auf 126; in Ulbert⸗ 

ille 10 au . 
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Die Regierung verläßt daher dies Syſtem und geht zur Einzelhaft über, wird Zellengefängnifſe 
bauen (zunächſt zwei in Turin für 800 und für 400 Gefangene und eins in Genua für 600 Un⸗ 
terfuchungsgefangene und Sträflinge unter zwei Jahren) und demnächſt den Kammern ein dar 
auf bezügliches Geſetz oorlegen.°®) 

- (Auch in Holftein wurde bereits in Glückſtadt ein Zellengefängniß für Einzelhaft erbaut. 

Ebenſo bewirkte neuerlih in Korfu der Gefängnißdirector Cozziris wegen verberblider 
Wirkung der gemeinfchaftlihen Haft die Erbauung eined Zellengefängnifles [Mittermaier, 
„Gefängnißverbeſſerung“, 1858, ©. 6 u. 30]. , 

Im bairiſchen Geſetzgebungsausſchuß von 1856— 57 flegte die Überzeugung für das Zellen 
foftem ſſ. ven Bericht, S. 97). Das Lobpreifen der Obermaier’fhen Anftalt vom Landtage von 
41846 war völlig verftummt. Der Minifter wußte dem Zellengefängniß nur die großen Koften 
der Neubauten für die A000 bairiſchen Sträflinge entgegenzuftellen, die aht Millionen betragen 
würden. In den Verhandlungen erflärten die ehrenmertheften Männer [S. 101—103], daß 
e8 Zeit fet, aus dem Jammer des gegenwärtigen Gefängnißmefend herauszukommen, daß man 
von den Gefängnißdirectoren erfahre, daß fie nit im Stande feien auch nur Einen Sträf> 
fing zu beflern, daß das Syften der Aufpaffer die verberblichfien Wirkungen babe, und daß bie 
Criminalſtatiſtik eine übergroße Zahl von Rüdfällen nachwieſe [diefe koſten doch wol auch dem 
Staat einige Millionen, und den Bürgern Glele Millionen und noch mehr an verlorener Si⸗ 
erheit!]. . 

In Frankfurt beſchloß auf den gründlichen Ausſchußbericht von Varrentrapp ver Geſetzge⸗ 
bende Körver ein Zellengefängniß für 196 Männer und 46 Weiber nah dem Borbilde von 
Bruchſal.) 

Nordamerika. Große Staatsſtrafgefängniſſe find in ven lehten zwei Jahrzehnden kaum er⸗ 
baut worden. Für die großen Staatsſtrafanſtalten find die verſchiedenen Staaten dem von ihnen 
eingeführten Syſtem treu geblieben, ſowol dem Pennſylvaniſchen ald dem Auburnſchen. Kür die 
kleinern Gefängnifle aber, welche vorzugsweiſe zur Aufnahme kurzzeitiger Strafgefangenen und 
ber Unterfuchungsgefangenen dienen, haben viele Grafſchaften auch ſolcher Staaten, welche au= 
burnſche Staatöftrafanftalten befigen, in ver legten Zeit bie Einzelhaft zu Grunde gelegt, fo na⸗ 
mentlich auch im Staate Neuyork felbft. 

In ten Gefängniffen beider Syſteme ift ferner in der legten Zeit, wie es fcheint, die Haus— 
ordnung weniger ſchroff purchgeführt worden. 

Seit vielen Jahrzehnden beſtanden zwei Gefängnißgeſellſchaften in Philadelphia und in 
Boſton, welche großen Einfluß auf die Öffentliche Meinung übten, die letztere namentlich durch 
ihre ausführlichen Jahresberichte. Die erftere hing dem Pennſylvaniſchen Syſtem an, die legtere 
vertrat das Auburnſche mit großer Heftigfeit. Seitvem jedoch In Bofton ſelbſt Männer wie 
Dr. Howe, wie der ausgezeichnete Staatsmann Charles Sumner, der große Schultefornator 
Horace Mann und Andere niht nur gegen die Art, wie vie Berichte verfaßt wurden, ſoͤndern 
überhaupt gegen die gemeinfane Einfperrung und für die Einzelhaft auftraten, hat ſich dort eine 
wefentlihe Spaltung ber Anfihten Eund gegeben. Mittlerweile hat ſich auch in Neuyork eine 
Gefängnißgefellfehaft gebildet, welche ſich weniger vie Vertretung eines fpeciellen Haftſyſtems 
als Sammlung aller auf das Gefängnißweſen bezüglihen Materialien und Verbreitung richtt- 
ger Kenntnifle darüber zur Aufgabe geftellt und demzufolge werthvolle Jahresberichte herausge⸗ 
geben hat. Die Meinung in Bennfolvanten und im Schoos der dortigen Gefängnißgeſellſchaft 
ift der Einzelhaft unverändert günftig geblieben. If das Strafhaus zu Philadelphia auch kei⸗ 
neswegs dad volftonmenfte, namentlich auch nicht in feiner Bauart, fo bleibt e8 doch Immer in 
mancher Beziehung dag widhtigfte Zellenſtrafhaus, zumal deshalb, weil die feit 27 Jahren dort 
singeführte Einzelhaft dafelbft auf eine große Zahl von Gefangenen während langer 
(8, 10 — 12) Jahre angewendet morben ift, und weil, je fänger dieſe Hanszucht dort in Kraft ift, 
die Infpectoren und Beamten um fo entfchiebener für diefelbe ſich ausſprechen. 

VIIL über die Einrichtung der Einzelhaft. Unfer Artikel will nur die Gefäng- 
nißeinrichtung für die zu beftrafenden Verbrecher behandeln, nicht Wohlthätigkeits⸗ und bloße 
Erziehungs: und Verpflegungsanftalten, etwa für verwahrlofte Kinder u. ſ. w. Auch die Ge: 
fängniffe für bloße Unterfuhungsgefangene können nur kurz erwähnt werben. In Bes 
ziehung auf die legtern fodert natürlich Recht, Humanität und Politik gänzliche Trennung 


66) Ein Geſetz vom 21. Juli 1857 bewilligt einftweilen die Summen zur Erbauung von Zellenges 
fängniffen für die Unterfuchungsgefangenen und bie, welche nur auf ein Jahr verurtheilt find. 
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von den Strafgrfängniffen. Aber allgemein erfennt man jegt an, daß auch die Trennung ber 
einzelnen linterfugungsgefaugenen voneinander ober die Einzelhaft geboten ifl, um Ber: 
verbniß, Erſchwerung der Entdeckung der Wahrheit und unerlaubte Kränfung der Unterſu⸗ 
chungsgefangenen zu verhindern. Überhaupt ift für jie fireng der Orundjag feflzuhalten, daß 
ihnen durchaus feinerlei Beſchränkung, Entbehrung oder Verlegung zugefügt werten barf, 
welche ji nicht als unvermeidlich darftellt, um die Flucht des Angeſchuldigten zu verhindern. 
Der Angefhuldigte wir Unterfuchungdgefaugener, nicht, weil man weiß, baß er Unrecht ge= 
than und irgendein Übel vervient hat, fondern weil man es nicht weiß, und weil ver Staat bie 
Öffentliche Sicherheit nicht glaubt erhalten zu Fönnen, ohne daß feine Bürger in gejeglich be= 
ſtimmten ſchweren Fällen ver Verdächtigung wegen [hwerer Bergehungen im Interefle des öffent⸗ 
lihen Wohls eine vorübergehende Einbuße ihrer Freiheit ji) gefallen lafien. Die Geredtig- 
Zeit aber fodert eigentlich, daß fie, wenn fie freigefproden werben, ebenfo eine Entſchädigung 
ans Stantsmitteln, wenigſtens für ihren ald Vermögenswerth fhägbaren Kreiheildverluft er: 
halten, wie die Befiger des viel geringern Rechts an einem Ader entihäbigt werben, wenn jie 
ihn für Öffentliches Wohl abtreten müſſen. Ebenfo kann nur eine kaum begreifliche Roheit deut⸗ 
fer Juriſten und Beamten die Ungerechtigkeit rechtfertigen wollen, daß nıan den Berurtheilten 
nicht jede Unterfuhungshaft am Strafurtheil abrechnet, die er nicht felbft durch eine beſondere 
Verſchuldung nothwendig machte, zu welcher leiztern aber natürlich nicht gehört, wenn ver 
Angeklagte leugnet, d. h. nicht felbft feinen Ankläger macht. Bekannt ift es übrigens, daß bie 
Entfhäpigung für die unſchuldig erbuldete Unterſuchungshaft auch nad den Grundſätzen des 
roͤmiſchen, des frühern deutfchen und des englifhen Griminalprocefied und noch in der deutſchen 
peinlihen Gerichtsordnung begründet if. Die Privatanklagen bildeten damals die Regel. Da 
aber die PBrivatankläger um das Öffentliche Wohl fi) verbient machten, fo wäre eine Staatd- 
entſchaͤdigungspflicht jet noch viel beffer begründet. Vollends aber darf doch die bisjegt meift 
sorenthaltene Schuld des Staats nicht noch durch irgendeine nicht abjolut nothwendige Ver- 
mehrung' des Gefängnißleidens der Angeklagten vergrößert werben. Die Zulaffung von frei- 
willigen Befuchen, von Angehörigen und Freunden und Vertheidigern muß hier, wo fogar bie 
drũckende Einſamkeit nicht wie in der pennſylvaniſchen Strafhaft durch amtliche Beſuche ge: 
mildert wird, und felbft bei Unfhuldigen durch die Kränkungen und Gefahren einer Griminal- 
inquifition fehr gefleigert werben kann, beutlih anerkannt fein; ebenfo die Freiheit zu lefen, 
oder für eigenen Vortheil dieſes oder jenes zu arbeiten oder auch nicht zu arbeiten. Es muß im 
jeder Weife das an fi) ungerechte, jedenfalls ſchwere Unglüd einer Unterfuhungshaft gemin⸗ 
bert werben. Noch innmer aber bleibt hier unfere Gefeßgebung, noch viel mehr aber Die mangel- 
Hafte Broceß- und Gefängnißeinrichtung und die Roheit vieler Behörden weit Hinter Dem zurüd, 
was die an ſich völlig unbeflreitbaren Grundſätze nicht bloß der Humanität, fondern der firen: 
gen Gerechtigkeit und wahrer gebilneten Rechts- und Freiheitsachtung foderten. Nicht ohne 
Bedauern muß der Deutſche au noch 1858 in den deutfchen und euroväifhen Zeitungen 
wenigftend aus Sachſen und Medlenburg Berichte lefen, daß Griminalprocefle und Unter⸗ 
fuhungehafte noch beinahe Jahrzehnde dauern, und dieſes fogar in ſolchen Fällen, in melchen 
großmüthige Regierungen anderwärts rühmlidhft alsbaldige Gnade walten ließen, rühmlichſt 
fagen wir und zugleich in hohen Grave flaatöflug. Denn ftet iſt es weiſe, nicht allzu auf: 
regend daran zu erinnern, wie vielfach politifche Vergeben durch öffentliches Unrecht mit erzeugt 
werben. Gewißli in politiihen Broceflen, in welchen vorzugsweiſe die Regierung ald Partei 
erſcheint, ſollte das Bemußtfein nicht verleugnet werben, daß wir alle Gnade bedürfen. 

Nach den obigen Geſichtspunkten ſtimmten denn auch die „Verhandlungen der erften Ver⸗ 
fanımlung für Gefängnißreform“ (Frankfurt, 1847, S. 110) und ım Wefentlihen aud alle 
Geſetzentwwürfe und Ausſchußberichte gefeggebenver Körperfchaften vem Antrag des Hrn. Arbit 
(Dirigent ver Gefängnißabtheilung im franzdfifchen Minifterium des Innern) bei, welden er 
in dem erwähnten Pönitentiarcongreß folgendermaßen ausſprach: „Die Einzelhaft in ihrer 
Anmwenbung auf Angeklagte ift weit weniger eine Zwangsmaßregel, als vielmehr ein Schu: 
mittel. Den Angeklagten dad gemeinſchaftliche Leben aufzwingen, heißt oft ihrem eigenen Wil⸗ 
len Zwang anthun, heißt in allen Fällen ihnen eine Geſellſchaft aufnöthigen, welche fie demü⸗ 
thigen, beſchimpfen, verderben kann. Handelt es ſich aber von einen bereits verdorbenen, übel: 
berüchtigten, gebrandmarkten Menſchen, von einem rückfälligen Verbrecher, ſo befiehlt ein noch 
maͤchtigerer Beweggrund als fein eigener Wille, ihn gänzlich getrennt von den übrigen Gefan⸗ 
genen zu halten; denn man darf ihm nicht die Freiheit laſſen, Andern feine Berverbtheit mitzus 
“fen. Die gerichtliche Unterfuhung, die Erforfhung der Wahrheit kann bei diefem die Sitt⸗ 
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lichkeit fhügenden Syßem nur gewinnen. Die Angeflagten können ſich nun nicht nueßt Über 
Rügen verftändigen und ji) Natbichläge geben, um vie Mechtäpflege irve zu leiten. Aber nach 
dem Verhör und wenn der Richter feine Gefahr mehr dabei fieht, Fönnen bie wegen vefleiben 
Verbrechens Angeſchuldigten, wenn fle es beinerfeitig verlangen, ſich untereinander fehen, um 
über ihre Vertheivigung fich zu verfländigen. Es ift das ein heiliges Recht, deſſen fle ohne die 
größte Unbilligbeit.nicht beraubt werben Tönnen. Übrigens werben den Befangenen alle mit ver 
Dronung und Sicherheit verträgliche Erleichterungen geftattet. Man darf nicht aus den Augen 
verlieren, daß fie noch für unſchuldig gelten, und daß, wenn die Hechtöpflege ein anderes Mittel 
als dad Gefängniß hätte, um fie im Bereich des Richters feſtzuhalten, fie dieſelben nicht ihrer 
Kamille und ihren Gejhäften entreißen würde. Sie opfern für den Augenblid ihre Breihett 
einer ftaatlichen Nothwendigkeit, daher muß der Staat und die Geſellſchaft ihr Schickſal moͤglichſt 
erleihtern. Daher dürfen fie öfter ven Befjuch ihrer Verwandten und Freunde empfangen, fi 
Speifen von Haufe fommen laflen, fich befchäftigen und wenigſtens eine Stunde täglich in 
freier Auft ergehen. Kurz, dad Zellenſyſtem für die Angeſchuldigten befteht einzig und allein in 
ihrer Bereinzelung unter einer milden, ſchützenden, wohlwollenden Aufficht, welche Feinen an- 
dern Zweck bat, ald fie im Bereich des Richters feftzubalten, bis dieſer fein Urtheil geſprochen.“ 

Diefen Grundfäpen wird wol Jedermann zuftimmen, und wenn man bie gefehlihen 
Beflimmungen, wie man fie in ven Gefegentwürfen für Belgien und Franfreih, und in 
der Abflimmung der franffurter Verſammlung für Gefängnißrefgrn präcifirt findet, beach⸗ 
tet, wird eine andere Meinung wol kaum möglich fen. Alle Geſetzentwürfe, alle Aus: 
ſchußberichte gefeßgebender Körperfchaften waren einflimmig für die Anwendung der Einzel- 
haft auf die Unterfuhungsgefangenen. Der darauf bezügliche Artikel mard von dem franffur- 
ter Gefängnißcongreß einflimmig angenommen. Auch Staaten, welche das Zellenfyftem fire 
ihre Strafhäufer nicht angenommen haben, zögern nicht, es ausnahmlos für bie Unterſuchungs⸗ 
haft einzuführen. Dänemark Hat feine Gefängnißreform damit begonnen, daß es zuerft Vor⸗ 
tehrung traf, alle Unterſuchungsgefangenen und zu Turzzeitiger Haft Berurtheilten zu verein: 
zeln; nachdem dieſe fichere Grundlage gelegt, wird es fortſchreiten mit der Reform der Straf⸗ 
häuſer. 

In Beziehung auf die verſchiedenen Claſſen der Strafgefangenen hat man bis⸗ 
her, theils aus Scheu vor den Koſten der erſten ſchwierigen Einrichtung und Neubauten, theils 
aus übertriebener Furcht vor etwaigen nachtheiligen Wirkungen ver Ginzelhaft, diefelbe allzu 
fehr beſchränkt. Allerdings muß die Einzelhaft entweder nicht eintreten, oder ſie muß, mo fie 
ſchon ftattfand, wieder aufhören bei allen in dem Grade Gebrechlichen, daß fie an der Betreibung 
eines Gewerbes verhindert oder fortwährend auf pie Unterflügung anderer Menſchen angewie- 
fen find. Hierhin gehören Krüppel, Epileptifche, Tehr Schmerhörige, Halbblinde, Halbjimpfe, 
oder halbe Kretinen, ferner ſehr Hochbetagte, etwa Siebzigjährige, bei welchen auch Verderbniß 
Anderer weniger zu fürdten, eigene fernere Beflerung wenig zu bewirken ift. 

Auch bei den nur zu kurzen und geringern Gefängnißftrafen Verurtheilten [heut 
man ſich gewoͤhnlich die Einzelhaft und ihre vollſtändigere Cinrichtung eintreten zu laſfſen. Aber 
auch unter ihnen finden fih natürlich viele moralifch Verberbte, und fehr richtig fagt Darren: 
trapp (a. a. O., S. 90): „Schon ein einziger gut gefhulter Verbrecher kann in wenigen Ta: 
gen, ja, wir behaupten aus gemachten Erfahrungen, in noch kürzerer Zeit für Andere, nament: 
lich Jüngere, vie größte Gefahr bringen. Der Staat bat aber nicht das Necht, einem Strafge- 
fangenen, zumal einem folchen, ver vielleicht zum erften mal wegen eined leichten Vergehens be- 
firaft wurde, die andauernde Gegenwart moraliſch tief unter ihm ſtehender Verbrecher aufzu⸗ 
dringen, und der Staat handelt fehr unflug und unmoraliſch, wenn er ſolche Gefahr, mo er 
Die Macht dazu hat, nicht unbedingt abſchneidet.“ Auch vermindert ſich die Härte der Einzel: 
haft durch die dem Verurtheilten bekannte kurze Dauer verfelben. 

Jugendliche Verbrecher follten der Negel nad in Rettungshäufer gebracht werden, 
in welchen ber Geſichtspunkt der Erziehung auf eine verftändige Weife durchgeführt wir, 
Mährend der Zeit aber, melche fie im Gefängniß zubringen, ift auch für fie pie Cinzelhaft wohl- 
thätig, wie bie fechzehnjährigen überaus günfligen Erfahrungen der Anflalt La Roquette in 
Parts beweifen. 

Die Weiber von der Einzelhaft auszunehmen, liegt, wie auch Barrentrapp (a. a. O.) 
audfpricht, Fein Grund vor. Da fie mehr ald die Männer an fihende Lebensweiſe gemöhnt find, 
werben fie die Einzelhaft im Ganzen eher befler, jedenfalls ebenjo gut ald vie Männer ertragen. 
Die berühmte Miß Frei erklärt fich ebenfalls mit Energie für die Einzelhaft ver Grauen, 
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yon den Strafgefängniffen. Aber allgemein erkennt man jegt an, daß auch die Trennung Der 
einzelnen Unterſuchungsgefangenen voneinander ober die Einzelhaft geboten if, um Ber: 
derbniß, Erſchwerung der Entdeckung der Wahrheit und unerlaubte Kränfung der Unterſu⸗ 
chungsgefangenen zu verhindern. Überhaupt if für ſie ſtreng der Orundjag feſtzuhalten, daß 
ihnen durchaus feinerlei Beſchränkung, Entbehrung oder Verlegung zugefügt werben darf, 
welche fi nicht ald unvermeidlich darftellt, um die Flucht des Angeſchuldigten zu verhindern. 
Der Angefhuldigte wird Unterſuchungsgefangener, nit, weil man weiß, daß er Unrecht ger 
than und irgendein Übel verbient hat, ſondern weil.man es nicht weiß, und weil der Staat bie 
Öffentliche Sicherheit nicht glaubt erhalten zu Eönnen, ohne daß feine Bürger in gefeglich be- 
flimmten ſchweren Fällen der Verdächtigung wegen ſchwerer Bergehungen im Interefje des öffent: 
lihen Wohls eine vorübergehende Einbuße ihrer Freiheit ih gefallen laffen. Die Geregtig: 
keit aber fodert eigentlich, daß fie, wenn fie freigefprocdhen werven, ebenfo eine Entſchädigung 
aus Stantsmitteln, wenigftend für ihren ald Vermoͤgenswerth ſchätzbaren Freiheilänerluft er- 
halten, wie die Beſitzer des viel geringern Rechts an einem Ader entſchädigt werben, wenn fie 
ihn für Öffentliches Wohl abtreten mülfen. Ebenfo kann nur eine faum begreiflihe Roheit deut⸗ 
fer Zuriften und Beamten die Ungerechtigkeit rechtfertigen wollen, daß man den Verurtheilten 
nicht jede Unterfuhungshaft am Strafurtheil abrechnet, die er nicht felbft durch eine beſondere 
Berfhuldung nothivendig machte, zu welcher legten aber natürlich nicht gehört, wenn der 
Angellagte leugnet, d. H. nicht felbft feinen Ankläger macht. Bekannt iſt e8 übrigens, daß bie 
Entfgäpigung für die unſchuldig erduldete Unterſuchungshaft auch nah den Grundſätzen br# 
roͤmiſchen, des frühern deutſchen und des englifchen Criminalproceſſes und noch in der deutſchen 
peinlichen Gerichtsordnung begründet ift. Die Privatanklagen bildeten damals die Regel. Da 
aber die Privatankläger um das Öffentliche Wohl ſich verdient machten, fo wäre rine Staats: 
entfhäpigungspflicht jet noch viel beffer begründet, Vollends aber darf dod vie bigjegt meift 
vorenthaltene Schuln des Staatd nicht noch durch irgenveine nicht abſolut nothwendige Ver⸗ 
mehrung des Gefängnißleidens der Angeklagten vergrößert werben. Die Zulafjung von frei- 
willigen Befuchen, von Angehörigen und Breunden und Vertheidigern muß hier, wo fogar die 
drückende Einfamfeit nicht wie in der pennfylvaniihen Strafhaft durch amtliche Beſuche ge: 
mildert wird, und felbft bei Unſchuldigen dur die Kränkungen und Gefahren einer Griminal- 
inquiſition fehr gefleigert werden kann, deutlich anerkannt fein; ebenfo bie Freiheit zu leſen, 
oder für eigenen Vortheil dieſes oder jenes zu arbeiten oder auch nicht zu arbeiten. Es muß in 
jeder Weife das an ſich ungerechte, jedenfalls ſchwere Unglück einer Unterfuhungshaft gemins 
bert werben. Noch immer aber bleibt hier unfere Gefeggebung, noch viel mehr aber die mangel- 
hafte Brocep= und Gefängnißeinrichtung und DieRoheit vieler Behoͤrden weit Hinter Dem zurüd, 
was die an fich völlig unbeflreitbaren Grundſätze nicht blos der Humanität, fondern der ſtren⸗ 
gen Gerechtigkeit und wahrer gebilveten Rechts- und Freiheitdachtung foderten. Nicht obne 
Bedauern muß der Deutſche auch noch 1858 in den deutſchen und euroväifhen Zeitungen 
wenigftend aus Sachfen und Medlenburg Berichte leien, daß Criminalproceſſe und Unter⸗ 
fuhungdhafte noch beinahe Jahrzehnde dauern, und dieſes fogar in folden Fällen, in melden 
großmäthige Regierungen anderwärts rühmlichſt alsbaldige Gnade walten ließen, rühmlichſt 
fagen wir und zugleih in hohen Grade ftantöflug. Denn ſtets iſt es weile, nicht allzu auf- 
regend daran zu erinnern, wie vielfach politifche Vergehen durch Öffentliches Unrecht mit erzeugt 
werben. Gewißlich in politifhen Procefien, in welchen vorzugsmeife die Regierung als Bartei 
erſcheint, follte das Bewußtſein nicht verleugnet werben, daß wir alle Gnade bebürfen. 

Nach den obigen Geſichtspunkten flimmten denn auch die „Verhandlungen ver erſten Ber- 
fammlung für Gefüngnißreform” (Brankfurt, 1847, ©. 110) und im Weſentlichen auch alte 
Gefegentwürfe und Ausfhußberichte gefeßgebenver Körperfhaften ven Antrag des Hrn. Arbit 
(Dirigent der Befängnipabtheilung im franzöfifhen Minifterium des Innern) bei, welchen er 
in dem erwähnten Pönitentiareongreß folgendermaßen ausſprach: „Die Einzelhaft in ihrer 
Anwendung auf Angeklagte ift weit weniger eine Zwangsmaßregel, als vielmehr ein Schuß: 
mittel. Den Angeklagten das gemeinfhaftliche Leben aufzwingen, heißt oft ihrem eigenen Wil⸗ 
len Zwang anthun, heißt in allen Fällen ihnen eine Geſellſchaft aufnöthigen, welche fie Demü- 
thigen, beſchimpfen, verberben kann. Handelt es fi aber von einem bereits vervorbenen, übel: 
berüchtigten, gebrandmarkten Menſchen, von einem rüdfälligen Verbrecher, fo befiehlt ein noch 
mädtigerer Beweggrund ald fein eigener Wille, ihn gänzlich getrennt von ben übrigen Gefan— 
genen zu halten; denn man darf ihm nicht die Freiheit laffen, Anvern feine Berberbtheit mitzus 
theilen. Die gerichtliche Unterfuhung, die Erforſchung der Wahrheit kann bei diefem Die Sitt⸗ 
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lichkeit f[hügenden Sofem nur gewinnen. Die Angellngten könuen ſich: nun nicht mehr Über 
Luͤgen verfländigen und jich Rathſchläge geben, um bie Rechtspflege irre zu leiten. Aber nad 
den Verhör und wenn der Richter keine Gefahr mehr dabei fieht, koͤnnen die wegen deſſelben 
Verbrechens Angefähulbigten, wenn fie es beiberfeitig verlangen, fich untereinander fehen, um 
über ihre Vertheidigung ji zu verfländigen. Es iſt das ein heiliges Recht, deſſen fle ohne die 
größte Unbilligkeit nicht beraubt werben Eönnen. Übrigens werben den Befangenen alle mit ver 
Ordnung und Sicherheit verträgliche Erleichterungen geftattet. Man darf nicht aus den Augen 
verlieren, daß fie noch für unfhuldig gelten, und daß, wenn die Rechtspflege ein anderes Mittel 
als dad Gefängniß hätte, um fie im Bereich des Richters feſtzuhalten, fie dieſelben nicht ihrer 
Familie und ihren Geſchäften entreißen würde. Sie opfern für den Augenblid ihre Frelhett 
einer flaatlihen Nothwendigkeit, daher muß der Staat und bie Geſellſchaft ihr Schickſal moͤglichſt 
erleihtern. Daher dürfen fie öfter ven Befuch ihrer Verwandten und Freunde empfangen, fich 
Speiſen von Haufe kommen laflen, fi beſchäftigen und wenigftend eine Stunde täglih In 
freier Luft ergehen. Kurz, das Zellenſyſtem für die Angeſchuldigten befteht einzig und allein in 
ihrer Vereinzelung unter einer milden, ſchützenden, wohlwollenden Aufficht, melde einen an- 
dern Zweck hat, als fie im Bereich des Richters feftzubalten, bis diefer fein Urtheil geſprochen.“ 

Diefen Grundſätzen wird wol Jedermann zuftimmen, und wenn man bie gefehlichen 
Beſtimmungen, wie man fie in den Gefegentwürfen für Belgien und Branfreih, und in 
der Abſtimmung der frankfurter Verſammlung für Gefängnißrefgen präcifirt findet, beach⸗ 
tet, wird eine andere Meinung wol kaum möglich fein. Alle Geſetzentwürfe, alle Aug: 
Thußberichte gefeßgebenvder Körperichaiten waren einftimmig für die Anwendung ber Einzel: 
haft auf die Uinterfugungsgefangenen. Der darauf bezügliche Artikel ward von dem franffur= 
ter Gefängnißcongreß einflimmig angenommen. Auch Staaten, welde das Zellenſyſtem für 
ihre Strafhäufer nicht angenonımen haben, zögern nicht, es ausnahmlos für die Unterſuchungs⸗ 
haft einzuführen. Dänemark Hat feine Befängnißreform damit begonnen, daß e8 zuerfl Vor⸗ 
kehrung traf, alle Unterfuhungögefangenen und zu Eurzzeitiger Haft Berurtheilten zu verein- 
zeln; nachdem diefe ſichere Grundlage gelegt, wird es fortſchreiten mit der Reform der Straf⸗ 
Häufer. 

In Beziehung auf die verfhtedenen Claſſen ber Strafgefangenen hat man bie- 
Her, theils aus Scheu vor den Koften der erften ſchwierigen Einrichtung und Neubauten, theils 
aus übertriebener Furcht vor etwaigen nachtheiligen Wirkungen ver Einzelhaft, dieſelbe allzu 
fehr beſchränkt. Allervings muß die Einzelhaft entweder nicht eintreten, over fie muß, mo fie 
ſchon flattfand, wieder aufhören bei allen in denn Grade Gebrechlichen, daß fie an der Betreibung 
eines Gewerbes verhindert oder fortwährend auf die Unterſtützung anderer Menſchen angewie- 
fen find. Hierhin gehören Krüppel, Epileptifche, fehr Schwerhörige, Halbblinde, Halbfimple, 
ober halbe Kretinen, ferner ſehr Hochbetagte, etwa Siebzigjährige, bei melden auch Verderbniß 
Anderer weniger zu fürchten, eigene fernere Befferung wenig zu bewirken ifl. 

Auch bei ven nur zu kurzen und geringern Gefängnißſtrafen Verurtbeilten ſcheut 
man fi gewöhnlich die Ginzelhaft und ihre vollfländigere Einrichtung eintreten zu laffen. Aber 
auch unter Ihnen finden ſich natürlich viele moraliſch Verderbte, und fehr richtig Tagt Varren⸗ 
trapp (a. a. O., S. 90): „Schon ein einziger gut geſchulter Verbrecher kann in wenigen Ta⸗ 
gen, ja, wir behaupten aus gemachten Brfahrungen, in noch Fürzerer Zeit für Andere, nament⸗ 
lich Süngere, die größte Gefahr bringen. Der Staat hat aber nicht das Recht, einem Strafge⸗ 
fangenen, zumal einem ſolchen, ver vieleicht zum erften mal wegen eines leichten Vergehens be- 
ftraft wurde, die andauernde Gegenwart moraliſch tief unter ihm ftehenver Verbrecher aufzu⸗ 
dringen, und der Staat handelt fehr unflug und unmoraliſch, wenn er folde Gefahr, wo er 
Die Macht dazu hat, nicht unbedingt abſchneidet.“ Auch vermindert fich die Härte der Einzel: 
Haft durch die dem Verurtheilten befannte kurze Dauer derfelben. 

Jugendliche Verbrecher follten ver Regel nad in Rettungshäufer gebracht werben, 
in welden der Geſichtspunkt der Erziehung auf eine verftändige Weife durchgeführt wird. 
Während der Zeit aber, welche fie inı Gefängniß zubringen, ift auch für fie die Cinzelhaft wohl⸗ 
thätig, wie die fehzehnjährigen überaus günftigen Erfahrungen der Anflalt La Roquette in 
Paris bemeifen. 

Die Weiber von ver Einzelhaft auszunehmen, liegt, wie auch Varrentrapp (a. a. O.) 
ausſpricht, fein Grund vor. Da fie mehr als Die Männer an figende Lebensweiſe gewöhnt find, 
werben fie die Binzelbaft im Ganzen eher befler, jedenfalls ebenfo gut als die Männer ertragen. 
Die berühmte Miß Frei erklärt ſich ebenfalld mit Energie für die Einzelhaft der Frauen. 


on _ Beffungöiecht 

Des, was fonft noch über die Ausführung der Einzelhaft zu fagen IR, ergibt ſich am befrı 
durch vie Mittheilung bed im Jahre 1845 in Baden zwiſchen der Megitrang und den Ständen 
sereinbarten Befeges über das Zuchthaus in Bruchſal, welgem auch die von Barrentrapp in 
den Anlagen 2 bis 7 mitgetheilten Gefegentwirrfe und Geſetze von Frankreich, Belgien, von den 
Niederlanden, von Rorivegen, von Toscana, fowie bie von Frankfurt und Würtemberg vielfeh 
entfprechen. Jenes Geſetz, welchem wir im Wefentlichen die Bemerkungen unfers Beridyts an- 
fügen, lautet: | 

$. 1. Die gegen Berfonen männlichen Geſchlechts erkannte Zuchthausſtrafe iſt künftig, fo weit es 
ber Raum des zu Bruchfal nen erbauten Männerzuckthanufes graue, unter den im folgenden $. 5 fe 
geſetzten Beichränfungen bergeflalt zu vollziehen, daß jeder Sträfling in eine befondere Zelle gebracht 
und hier bei Tag und Nacht außer € emeinfhaft mit andern Sträflingen gehalten wirb. 

Man wollte zuerſt den Verſuch der Cinzelhaft nur bei den fchweren Befängnig- ober den 
Zuchthausſtrafen für Männer machen. Wohl iſt zu hoffen, daß die badiſche Regierung, die in 
dieſer wie in andern Reformen rühmlich voranfchritt, nun, da fich dieſelbe fo fehr bewährte, die: 
felbe recht bald weiter ausdehnen wird, ſobald eö bei ven großen Kuften ber neuen Erbauung 
von paſſenden Gebäuden irgend möglich iſt. 

$. 2. Die Sträflinge werden mıt Ausnahme der Sonns und Feiertage befihäftigt. 

. Sie erhalten, foweit fle deſſen noch bebürfen, Unterricht in einem Gewerbe und in ben SBegenflänben, 
bie in den Volksſchulen gelehrt werben. 

Die Art. 2 bis A und 12 bis 15 beweifen hinlänglich, wie völlig entfernt die badiſche Ge: 
feggebung davon war, bie Einzelhaft, die nur die ſchlechte Geſellſchaft entfernen foll, in 
eine Ifolirung des Sträflings zu verwandeln. Sie wollte ihm vielmehr foviel möglich gute, 
hülfreiche und mwohlthätige Gefellfchaft begründen, viefelbe nad den Worten bed verdienten 
Holländifhen Menſchenfreundes zu „einem Syſtem der guten Befellfhaft” mahen. Sie bemei- 
fen ferner, wie weit fle entfernt war durch unnöthige Peinigungen, Durch eine allzu magere Kofl, 
und vollends durch Die fpäter öfter eingetretene widernatürliche Verbindung befonders im 
Strafurtheil ausgefprochener Beinigungen der Hungerfoft und des Dunfelarreftes mit der Ge⸗ 
fängnißftrafe, pie Geſundheit und frifche Kraft und günftige Stimmung ded Sträflings für bie 
Beſſerung zu gefährden. Zwar hat man folden humanen geſetzlichen Beſtimmungen bier und da 
etwas roh entgegengefegt: bei Todesſtrafe forge man ja auch nicht für die Geſundheit des Sträf: 
lings, und man müſſe vor allem vie Sicherung der Geſellſchaft mehr als die der Verbrecher be- 
günftigen. Aber wir wollten nicht inhuman, wir wollten vor allen nicht ungerecht fein und nicht 
mehr und andere Strafübel zufügen ald verbient war und das Gefeg wollte. Dieſes geſchähe ja 
aber doch jevenfalld, wenn wir da, wo dad Geſetz blos Gefängniß, vielleicht bald beenbigte Se⸗ 
fängnißftrafe beſtimmte, dieſe Strafe durch ben Vollzug in Tobeöftrafe, in Iebenslängliche Kür: 
per⸗ und Beifteöfranfheit verwandeln wollten. Zwar mögen nun allervings viele Bunte der 
Regulirung durch Negierungd: oder Vollzugsverordnungen überlaffen bleiben, Allein die Be: 
flimmung gewifler abfolut wefentlicher Punkte einer fu beveutungövollen und bei ungeeigneter 
Einrichtung für den einſam Verhafteten vielleicht ſehr gefährlichen, ja graufamen Strafe, wie 
das neue Trennungsſyſtem ift, war nöthig. Es erlaubte ſchon dad Gewiſſen der Theilnehmer 
an der Gelepgebung nicht, fie ohne die allerwefentlichflen Grundbedingungen einer Humanen 
gerechten Durchführung zu beſchließen. Wir haben und dabei im Vertrauen auf die Humani- 
tät unferer Regierung und bie aud) den einzelnen Staatsbürgern mögliche Bewirkfung der Con⸗ 
trole, auf die der Stände und in Hinfiht auf die Offentlichkeit jicher in den möglichſt engen 
Orenzen gehalten. In Amerika beftehen für jede Strafanftalt ganz ausführliche Staatsgeſetze, 
und der berühmte Livingfton Hat felbft ein folches von mehr als 300 Artikeln entworfen. 

Weſentlich ſchien nun vor allem die in diefem Artifel entbaltene Beflimmung über bie 
Mohlthat der Arbeitögeftattung und des geiftigen und gewerblichen Unterrichts. Diejes find 
zugleih Grundlagen ver Beflerung und eines fpätern ehrlichen Erwerbs. 

$. 3. Ieder Sträfling wirb in feiner Zelle täglich wenigſtens fechsmal befucht. 

Es werben hierbei die Befuche ber Werfmeifter, der Aufieher, gleich jenen der Geiſtlichen, der Arzte, 
Lehrer, der Directionsmitglieder, ber Infpeetoren, der Bekannten und Verwandten des Sträflinge und 
anderer Perfonen, welche Zutritt erhalten, mit in Rechnung gebracht. Befuche von Perfonen, die nicht 
bei der Anftalt angeftellt find, noch fonft im öffentlichen Interefie zum Befuche desfelben die Ermächti⸗ 
gung erhalten, kann fich ber Sträfling verbitten. 

Manche Geſetze pennfylvanifcher Anftalten fodern menigftens zehn Beſuche. Es ſchien nicht 
ndthig und unter Umſtänden für die öffentlihen Beamten zu läſtig, für jeven Tag mehr Be 
ſuche als ſechs, alle genannten einbegriffen, zur abfoluten gefeglihen Bebingung zu machen. 


VDeſſer augs ſtrafe N) 


Bekanntlich Hat gerane bie abſolute Sinfamfeit, die man jet alfgemeln verwirft, die Geiſtes⸗ 
krankheiten bei der frühern philadelphiſchen Einrichtung erzeugt. Wenn, wie wir hoffen, nad 
Dem amerikaniſchen und englifchen Beifpiele die Zahl der Inſpectoren und⸗Mitglieder nes Aufe 
ſichtsrathes ausgebehnter wird und namentlich auf beflimmte Zeit achtbare Bürger hinzutreten 
(1. $. 12), fo glauben wir aud, daß die heilfanten Beſuche und der tröflenve, belchrenbe und 
beffernde Zufpruch bei denſelben ſich werben erwarten laffen. 

Daß der Befangene ven Befuc fremder Perfonen, wenn er fürchtet, von ihnen als Gegen 
ſtand bloßer Neugierde misbraucht oder fonft unndthig beläfligt zu werben, ſich verbitten kann, 
ift fiher eine Koberung der Humanität und Gerechtigkeit. Und es iſt nicht zu beforgen, daß er 
in feiner Einſamkeit durch ven Gebrauch diefed Rechts irgendeine Störung werbe begründen. 

Natürlich ift es, dag, wenn Verwandte ober fonft Perfonen, die nicht vermöge ihrer Iffent- 
then Pflicht und Berechtigung den Gefangenen befuchen, einen Beſuch zu machen wünſchen, 
zunächſt ver Director darüber zu entſcheiden hat, ob ein folder Beſuch unſchaͤdlich, alſo zuläffig 
ſei. Ebenſo gewiß aber ift ed, daß der Gefangene wegen der vielleicht unnoͤthigen und unbilli⸗ 
gen Verfagung bed im allgemeinen ihm gefeglich zugeflandenen Rechts Beſchwerde und Be⸗ 
rufung, und zwar zunächſt an den Aufjichtsrath einlegen kann. 

Alle amerikanifchen Gefeße über pennſylvaniſche Strafanftalten nehmen ausdrücklich auch 
noch eine doppelte Beflimmung auf, nämlih: 1) Das ausdrückliche Recht, zum Theil auch vie 
Pflicht für eine große Anzahl von Berfonen, die Gefangenen zu beſuchen, wie die Mitglieber 
des DObergerichts, die Volksvertreter. Namentlich verpflichten fle die Infpectoren nach einem 
wöchentlichen Turnus, Ärzte, Geiftliche und den Director aber täglich einmal die Gefangenen 
zu bejuchen. 

2) Sodann beſtimmen fie regelmäßig ausdrücklich, daß die Infpectoren und jene höhern 
Magiftratöperfonen die Gefangenen allein ohne Gegenwart des Directors und der Auffeher 
beſuchen und fprechen,, ſofern fie e8 nicht ſelbſt anders wünſchen, damit der Gefangene ohne 
Scheu vor folden Berjonen, in deren Gewalt täglich fein ganzes Schidfal fleht, feine Beſchwer⸗ 
den vorbringen kann. 

Diefe doppelte Beftimmung hält aud der vortreffliche Livingſton für durchaus nöthig. 
Heilſam wären fle jedenfalls, wenn man auch hoffen will, daß in ver Regel die Beamten fie 
auch ohne Geſetz befolgen werben. 

6.4. Jeder Sträfling darf taͤglich wenigſtens eine halbe Stunde in einem dazu beſtimmten Raume 
im Frelen fich Bewegung machen. 

In ter zur Erholung beſtimmten Zeit iſt ven Sträfling geſtattet, ſich auch mit Leſen oder auf eine 
andere mit der Hausordnung verträgliche Weife zu befchäftigen. Bon Zeit zu Zeit fann er auch, fomeit 


es für den Strafzweck unnaditheilig ift, an Freunde und Berwandte Briefe fchreiben oder foldhe von 
benfelben empfangen. 


Die Beflimmungen dieſes Artikels find fiher fehr große und fehr humane, aber auch fehr 
nothmwendige Milderungen. Wir hoffen, dab es möglich fein wirb, die Spaziergänge zu ver= 
längern, Bei der philadelphiſchen Einrihtung mit befondern Höfhen für jede Zelle war na= 
türlich die Zeit audgebehnter, und der Gefangene konnte auch In feinem Höfchen arbeiten. Aber 
die Höfchen laſſen fich niit den höhern Stockwerken nicht verbinden, und fie ſind zu flein, zu wenig 
luftig und fonnig. Deshalb zogen wir größere Höfe vor, in welden ſich die Gefangenen ein 
zeln befler ergehen können. Gern wird man bann bie Spazierzeit verlängern, wenn bie Räume 
mit der Zeit ausreichen, alle einzeln ihren Spaziergang machen zu laffen. 

Ganz bejonders wichtig aber wird es fein, daß vie Regierung und die Verwaltung auch da= 
für forgen, daß die Sträflinge, wenigſtens biejenigen, welche nicht ſchon durch Ihre Arbeiten 
ftärfere körperliche Anftrengung zu nahen haben, auf irgendeine Weife, ähnlich wie in den 
beſſern amerikanischen und englifchen Anftalten, zeitwelfe Gelegenheit haben, ihre Muskelkräfte 
zu üben. Diefes mohlthätige Sleihgewicht ſchützt bie Eörperliche und geiftige Geſundheit. 

Unſchädliche und nügliche Lectüre ift ebenfalla höchſt wichtig für den Gefangenen. Uber die 
Frage’der Unſchädlichkeit wird zunächft vorbehaltlich etmaigen Beſchwerderechts und der Con⸗ 
trole des Aufſichtsraths der Geiftliche zu entfcheiden haben. 

Ein nit minder wichtiges Recht iſt das der Korrefpondenz mit Verwandten, damit bie 
Familienbande nicht beinahe zerriffen und ber Gefangene in feinen thruerften und unſchuldig⸗ 
fien Gefühlen nicht verlegt werde. Freilich wird vorbehaltlich höherer Gontrole dem Director 
dad Recht eingeräumt werden müflen, ver Sicherheit der Anftalt oder ver Bellerung des Ver: 
brechers [hädliche Korrefpondenzen zu verhindern. In amerikanifchen Anflalten verbietet man 











ce Beſſerungsſtrafe 


Häufig das Empfangen von Briefen, weil man überhaupt den Gträfling nichts von ben gegen⸗ 
Wwärtigen Vorgängen ver Außenwelt will wiſſen laffen. Wir haften dieſes in Allgemeinen für 
eine unnöthige Härte. 

. 8. 5. Die völlige Abſonderung darf die Dauer von ſechs Jahren nicht überfteigen. Haben Sträflinge 
eine längere Strafzeit zu erſtehen, fo if ihre völlige Abfonderung anf ſechs Jahre beichränft, es wäre 
denn, baß fle die Fortdauer derſelben ausbrüdlidy verlangen. Ohne folches Berlangeu findet Die völlige 
Abfonderung auch nicht gegen Sträflinge ftatt, welche in das fiebzigfte Lebensjahr eingetreten find. 

Mir hielten 1845 eine längere Einzelhaft in Beziehung auf die Geſundheit noch bedenklich. 
Doch Haben weitere Erfahrungen diefe Bedenklichkeiten großentheild bejiegt. Zu dieſen Exfab: 
zungen kann man auch die reinen, daß in Baden die Mehrzahl der Straflinge, welche nad 
ſechs Jahren vie Wahl erhielten, in Gemeinjchaft zu treten, die Ginzelhaft vorzog. Varren⸗ 
trapp fagt elf Sahre fpäter über diefen Punkt (a. a. O., S. 91): Nach gründlier und, wie 
wir glauben, unbefangener Prüfung des heute vorliegenden Materials halten wir eine lang- 
jährige Einzelhaft in Feiner Richtung für nachtheiliger als eine langjährige gemeinſchaftliche 
Saft, weder für die förperliche noch fiir die geiflige Gefundheit. Für leptere lautet die Erfah: 
zung jeden Gefängniſſes nad Pennſylvaniſchem wie nah Auburnfchen Syſtem, daß die Gefahr 
wefentlich in der erften Zeit droht, und daß nad Ablauf des zweiten Jahres verhältnißmäßig 
wenige Geiſteskrankheiten entftehen. Es begreift fich Dies leicht: 

„Wofern der Sträfling nicht dur häufige Nüdfälle verhärtet, ober von Natur ziemlid 
unempfindlich ift, bringt die Gerichtshandlung, bei welder feine Freiheit und zumeilen fein Le⸗ 
ben auf dem Spiele ftehen, eine gewaltige Erfhürterung in ihm hervor. Der angftvollen Span- 
nung auf daß Urtheil folgt die größte Niedergeſchlagenheit, fobald alle Täuſchungen und Hoff: 
nungen zerrinnen. Allmälig aber richtet fi fein Lebensmuth auf, fein Kopf beruhigt ſich, er 
gewöhnt fih durch regelmäßige Beſchäftigung an feine Einſamkeit, und die Mannichfaltigkeit 
der ihm auferlegten Bflichten macht die Erfüllung verfelben Leicht und vermindert ihre Yäftig- 
feit. Die Dauer der Haft kann lange fein, ohne daß fchlimme Folgen entftehen.” 97) 

Die Erfahrung hat hinreichend dargethan, daß Gefangene Jahrfünfte und Jahrzehnde in 
Einzelhaft zubringen Fönnen, ohne an ihrer koͤrperlichen und geiftigen Gefunpheit irgend be: 
ſchädigt zu werben, jedenfall nicht mehr als bei gleicher Dauer gemeinfchaftliher Haft. Es if 
nicht, wie früher in Philadelphia, von Einfamfeit, nit von Abfperrung von der menſchlichen 
Befellichaft, fondern von Vereinzelung der Gefangenen die Rede, wobei für Befude, Unter: 
richt, Arbeit, Spaziergang u. vergl. die nöthige Nüdfiht genommen if. Aufgabe der Bau: 
kunſt ift es, Hierfür die Möglichkeit zu gewähren, Aufgabe einer tüchtigen Verwaltung, vie 
Mittel Hierzu in Anwendung zu bringen, Aufgabe einer humanen und gerechten Regierung, 
diefe Mittel nicht engherzig zu ſchmälern. 

Will man aus irgenpwelden Grunde nur während einer befchränften Zeit, während et: 
licher Jahre, die Gefangenen vereinzeln und danach unter mehr oder minder firengen Borfichts- 
maßregeln vereinigen, fo made man ſich nur die Folgen dieſer Inconfequenz klar. Gerade Die: 
jenigen, welche ganz ober theilweife die Zellenhaft verwerfen, halten fie für härter, firenger als 
gemeinſames Gefängniß, fie nennen fie wol gar graufam. Jedenfalls leugnen au wir nicht, 
daß fie, ald eine mehr neue Sache, die Einbildungskraft ver Geſammtheit lebhafter trifft. Wenn 
diefe Haft nur bei Fleinern Vergehen und kürzern Strafzeiten in Anwendung käme, ‚hätte e8 
nicht den Anſchein, ald wenn man bie firengere Strafe auf den minder Schuldigen anwendete 
und die mildere für den großen Verbrecher aufhöhe, was allen Grundſätzen ber Billigfeit und 
Gerechtigkeit wie den Beitimmungen jedes vernünftigen Strafgeſetzbuchs widerſpricht? Gin 
ſolches Syftem Eönnte reih an Gefahren fein; man könnte fürdten, daß es als «in vom Befeg 
felbft gegebener Antrieb zur Verübung großer Verbrechen angefehen würbe. 

Faßt man nun aber ven Verbrecher ind Auge, jo würde die Inconfequenz nicht minder groß 
erfheinen. Denn wenn ber Hauptzweck der Einführung der Einzelhaft Trennung der Ver⸗ 
drecher, Verhütung gegenfeitiger Verſchlechterung oder neuer Anfchläge ift, muß man nidt 
plöglich auf ven Erfolg, den man zuerft anftrebte, verzichten? Vernichtet man nicht freiwillig 
das mit Mühe erzielte Gute, gibt man nicht den Verbrecher der verberblichen Geſellſchaft feines 
Bleihen wieder, um lafterhafte Gewohnheiten und Gedanken wieder in ſich aufzunehmen oder 
meiter zu verbreiten? Dan bevenfe no, daß man bei langen Haften nicht mit gewöhnlichen 
Schuldigen, fondern meift mit ven [hwerften Verbrechern zu thun hat. 


m —— — — 


em Berenger, ‚Bericht des Ausfchuffes der Bairsfammer‘‘. — „Sahrbücher der Gefängnißfunte ”, 
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Befferungsfitafe 683 


Indem der Ausſchuß fenach im Allgemeinen für Anwendung der Einzelhaft. auch auf lang⸗ 
jährige Sträflinge ftimmt, gefteht er jedoch zu, daß nach einer Zellenhaft von fo langer Dauer; 
wie fie imı Ganzen Über nur wenige Gefangene verhängt wird 6%), aus Rückſicht auf die dann 
am jo größere Wahrjcheinlichkeit erzielten Beflerung oder doch verminderter Fähigfeit, Andere 
zu verfchlechtern, eine Abweichung von ver Regel geftattet fein mag. Wir flimmen ven Worten 
des Hrn. v. Torqueville in feinem Bericht an die franzoͤſiſche Abgeordnetenkammer vom 5. Juli 
1848 bet 0%): „Man darf übrigens nicht annehmen, daß die ifolirte Haft unwirkfam fei, weil 
fie nicht bis an das Ende der Strafe gebauert hat. Glaubt man, daß sin Menſch, ver während 
zwölf Jahren von der Welt getrennt lebte, deſſen Seele während dieſer Zeit ver in ver Ein 
famfeit hervorgerufenen mächtigen innern Bährung untermorfen war, diefelbe Befinnung in 
das gejeflfchaftliche Leben zurückbringt, die ex zwoͤlf Jahre früher mitgebracht hatte? Es if ſehr 
unwahrſcheinlich, daß unter der fehr Eleinen Zahl von Übelthätern, mit denen er wieber in Be⸗ 
rührung fommt, er einige ber alten Genoſſen feiner Ausfchweifungen oder Verbrechen wieder: 
finden fol.“ En 

8. 6. Infoweit nach dem vorhergehenden $. 5 einzelne Sträflinge der völligen Abfonderung nicht 
unterworfen bleiben, wirb je eine Mehrzahl derfelben in bisheriger Weiſe im nämlichen Arbeitsfale. bes 
ſchäftigt. An Sonns und Feiertagen, fowie an Werktagen bis zum Anfang und nach Umfluß der Ars 
beitszeit, darf gleichwol Feiner feine befondere Zelfe verlafien. Die Abtheilung gefchieht mit Rüdkficht 
auf die perfönlichen Eigenfchaften der Sträflinge. — 

Die Vorſchrift des $: 4 findet auch hier Anwendung. 

Wenn die Haft nach dem Trennungsſyſtem unmöglich ift, fo müffen wir im Allgemeinen 
anerkennen, daß die Haft nah dem Schweigfuftem wenigftend weniger Gefahr der pofltiven 
Verſchlechterung und etwas mehr Hoffnung ver Beflerung zuläßt, als die biöherige Zuchthaus: 
einrichtung gibt. Diefe guten Seiten aber und auch die Befeitigung der äußerſten Härten des 
Auburnſchen Syſtems laſſen ſich offenbar viel leichter erreichen, mo es nicht die allgemeine 
Grundlage einer großen Strafanftalt bildet, fondern wenn nur wenige Sträflinge in gemein: 
ſchaftlichen Sälen verfammelt find, und vollends nur folde, die ſchon ſechs Jahre die Einzel: 
haft beſtanden. 

Gleiches gilt auch für die Aufhebung felbft des Schweigens. Deshalb überließ man bier 
den Regierungöverorbnungen und dem Aufſichtsrath bie nähern Beflimmungen. Gigentliches 
Auburnſches Syſtem wollte man nidt. 

8.7. Zwei Monate in völliger Abfonderung ($. 1) erflanden, gelten für drei Monate gewöhn: 
licher Strafzeit. 

Amerikaniſche Schriftfteller und auch deutfche, wie Hudtwalker, Julius, Mittermaier, rechnen 
ein Jahr Einzelhaft für zwei gewoͤhnliches Gefängniß, franzöfifche Geſetze ftellen das Ver- 
haͤltniß wie fünf zu vier, belgifche mit ung wie drei zu zwei. j 

65. 8—11. Diefe vier Artikel find nur von vorübergehendem und Iocalem Intereſſe. 

$. 12. Der Auffichtsrath, zu deffen Mitgliedern außer ber als Inſpector zu beftellenden Berichtes 
perfon und aufer dem Director, den Arzten und Geiſtlichen auch noch andere Staatsbürger ernannt 
werben fönnen, ift ermächtigt, Sträflinge, deren leidenber Förperlicher oder Seelenzuftand es nöthig 
macht, auch während der im $. 5 beflimmten Zeit in gemeinfchaftlichen Arbeitsfälen befchäftigen zu 
lafien. Es ift jedoch hierzu die vorgängige oder in dringenden Fällen die nachtraͤgliche Genehmigung 
des Juftizminifteriums einzuholen. | 

$. 13. Ebenſo kann der Auffichtsrath, jedoch nur mit vorgängiger Genehmigung des Juftizminis 

eriums, einzelne Sträflinge, auf deren Anfuchen auch ohne die Vorausfegungen des 6. 12 fchon vor 
blauf der im $. 5 beſtimmten Frift, jedoch nicht früher, als nachdem fle wenigſtens achtzehn Monate in 
völliger Abfonderung zugebracht haben, in gemeinfamen Arbeitsfälch ($. 6) beichäftigen ober unterrichs 
ten laffen, fofern und folange er nach ihrem Betragen und ihren Eigenfchaften ihr Zuſammenſein für 
unnachtpeitig halt. 
$. 14. Die Zeit, welche ber Sträfling nach Maßgabe des $. 12 an der Stelle der frühern Abfondes 
zung in gemeinfamen Arbeitsfälen zubringt, wird ihm gleichwol ebenfo angerechnet, als hätte er fie in 
völliger Abfonderung zugebracht. 

Die drei Baragraphen enthalten zweierlei verſchiedene Beftimmungen. Die erfte begründet 
einen ganz außerorventlihen Vorzug des Pennſylvaniſchen Syſtems vor nem alten Zuchthaus: 
und dem Auburnihen Suftem. Sie heben nämlich eine despotiſche und unvermeidlich einſeitige 
Gewalt ded Directors über die Sträflinge auf, eine Willkür, durch welche meift die forgfältig 


m 68) In Baden beftimmte man 6, in Frankreich 12, in Holland 15, in Toscana 20 Jahre als das 
arimum. 
69) „Jahrbücher ber Gefaͤngnißkunde“, V, 297. 
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geieglich ‚geregelte und controlirte gerechte, richterliche Strafbeflimmung völlig vereitelt, faſt 
lacherlich wird, da dieſe Directiondwillfür die Härte der Strafen beliebig vermindern und Ge⸗ 
fängnipftrafen in die qualificirteften Tobeöftrafen verwandeln fann. Ein Collegium der ſach⸗ 
kundigſten Perſonen ſoll zugleich in den wichtigen Punkten die Mitentſcheidung und in allen 
die Gontrole über dad Schickſal der nem Dunfel der Strafanftalt anvertrauten Sträflinge ha— 
ben. -&8 foll fo für die Gerechtigkeit ihrer Behandlung und für ihre Belferung fi intereffiren 
und forgen. In der Commiſſion wůnſchten felbft mehre Mitgliever noch eine vollfonmenere Ein: 
richtung als die im Geſetz wirklich gegebene. Da ndmlid, wo die pennfglvanifhen Strafau- 
flaiten am längften ausgebilvet befteben, in Amerika und nun aud in England, und in$befon- 
dere auch nad) dem Geſetzesvorſchlag des trefflichen Livingfton, Hält man #8 für einen höchſt we⸗ 
fentlichen Punft, daß, ganz getrennt von den täglich unmittelbar thätigen Becmten diefer Au⸗ 
ftalt, nem Director, dem Geiftlihen und dem Arzte, ein ſelbftändiges Auffihtscollegium die Ans 
ſtalt überwache. Es wird dort gebildet auß einer Anzahl von Infpertoren (drei bis zmölf), 
welche, aus den zu diefem Amt tüchtigften Staatsbürgern erwählt, diefen Ehrendienfl für dad 
Gemeinwohl gegen Diäten auf einige Jahre übernehmen, nach einem Turnus einzeln die An⸗ 
ftalt und die Gefangenen befuchen und jich wenigftens monatlich einmal verfammeln. Sie follen 
die Verwaltung jener Beamten controliren, die Beſchwerden gegen fie erledigen und über bie 
wichtigſten Punkte verBermaltung, insbefondere auch Über jede etwa nothwendige Veränderung 
in der Lage der Sträflinge, auch wenn fie, fowie etwa eine Verfegung wegen Krankheit, provi⸗ 
forifh vom Director verfügt werben mußte, entſcheiden. Und fiher, wenn man bedenkt, daß 
jene täglich wirkenden Beamten der Anftalt nach menschlicher Weife in ihren Dienft zu eifrig, 
ober zu nachläſſig, oder von Vorurtheilen oder Verſtimmungen geleitet, vielleicht auch, wie zu= 
weilen die Erfahrung lehrt. durch Gewohnheit etwas verhärtet werben fönnen, und bag dann 
von ihren Miögriffen Leben und Geſundheit und Schickſal der einfam Eingefperrten und ber 
. Segen over Fluch der Anftalt abhängen fönne, wenn man dieſes recht bedenkt, alsdann wird 
man biefen Punkt als vieleicht den wichtigften in der ganzen Organifation diefer Anftalten ans 
fehen müſſen. Was Helfen alle Geſetze und Inftructionen über Behandlung der Gefangenen, 
ale Einrihtungen für ihre Geſundheit, Nahrung, Kleidung, über ihre Arbeiten, ihren Unter⸗ 
richt, ihre Beilerung, wenn die Buͤrgſchaften für ihre Vollziehung fehlen? Und bei dieſen An: 
ftalten gerade ift, wenn jie ihrem Hauptzweck, der Beflerung ver Sträflinge, entfprechen jollen, 
eine möglichft forgfältige, vielfeitige, wohlmollende Berüdfihtigung der individuellen Verhält⸗ 
niffe und Vedürfniſſe aller Sträflinge nöthig. Es ift bevenklih, von fremden Nationen Inf: 
tute aufzunehmen, ohne mit ihnen bie in ihrer Heimat für mefentli gehaltenen organifchen 
Einrihtungen zu verbinden. Und Erfahrungen beweiſen, wie verderblich diefe Strafeinrig- 
tung ohne hinlängliche Vorforge werben kann. Die Mehrheit der Commiſſion glaubte in un 
fern Berbältniffen einftweilen gefeglih nur das Nothdürftigſte in biefer Beziehung feftfegen zu 
dürfen. Sie wünſcht, daß fih in Bruchſal oder in den durd die Eifenbahn ihm jegt fo nahen 
Städten Manheim, Heidelberg und Karlsruhe tüchtige Männer finden, die nad) der Wahl oder 
mitteld Beftätigung der Regierung auf einige Jahre die Gefchäfte jolcher Infpectoren über: 
nehmen, und vorerft gemeinfchaftlih mit ven höhern Gefängnißbeamten, ſpäter vielleicht als 
Glieder eined befondern Aufſichtsraths, zum Beften der Anftalt wirfen. 

Diefe Artikel enthalten zugleich die höchſt wichtige Möglichkeit, die Leiden ver Einzelhaft 
Höhft bedeutend zu mildern, in manden Fällen auch möglichen Gefahren für die Geſundheit 
vorzubeugen und auf die Beflerung der Sträflinge je nach ihren befonvern Berhältniflen kräf⸗ 
tiger einzuwirken. Diefe Möglikgkeit iſt gegeben, wenn der Auffichtörath die Erlaubniß erhält, 
einzelnen Sträflingen, nachdem fie bereits eine längere Zeit ihre Einzelhaft befanden haben, in⸗ 
foweit und folange er e8 nad) den befondern Berhältniffen für unſchädlich und heilſam Hält, in 
Kleinen Abtheilungen bei den Arbeiten und vielleicht auch bei dem Unterricht ein Juſammenſein 
in demſelben Eaale zu geftatten. Wenn wir auch nicht, wie bei der genferischen Claſſenein⸗ 
theilung, allgemein je nad) der Beflerung, die ſchwer erfannt und bei regelmäßiger und geſetzlich 
nothwendiger Belohnung leicht erheudelt wird, bie erwähnte Milderung gerabezu ald allge 
meine gefeglich nothivendige Belohnung Hinftellen mögen, fo kann es doch heilſam wirfen, wenn 
den Gefängnißbeamten geflattet ift, beftinnmten Individuen, beren wirkliche nicht erheuchelte 
Bravheit oder freiwillige Beflerung fie fiher zu erfennen glauben, und für die fie ein Zufam: 
menfein mit andern glei ungefährlien Individuen zur Beflerung ober zur Schügung ihrer 
geiftigen und körperlichen Geſundheit Heilfam halten, diefe Wohlthat zu erweifen und fo lange 
zu lafien, als dieſelbe nicht durd) Mishrauch oder auf andere Weiſe fig als ſchaͤdlich darſtellt. 
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Brfonderd auch gegen die Gefahr, daß für manche Individnen eine zu Tange Einzelhaft nieder⸗ 
drüdend und erfchlaffenn für Geiſtes⸗ und Koͤrperkräfte wirken möchte, if biefe geſetzliche Er⸗ 
mädtigung ein beruhigendes Gegengewicht. Auch kann dieſe Geftattung nach längerer Dauer 
einen wohlthätigen Ubergangspuntt, eine Vorbereitung für ven Wiedereintritt eines langer 
verhafteten Sträflings in die Staatsgeſellſchaft bilden. Daß dieſe Milderung zugleih mans 
hen Unterricht und manche Arbeit erleichtern kann, vieles find wenigflend nur fehr unters 
georbnete Geſichtspunkte. Und jevenfalld ift große Borficht bei dieſer auch von Livingfton em⸗ 
pfohlenen Ermächtigung geboten, damit nicht, wie ver Gefängnißinſpector Ruſſell fürchtet, pie 
wohlthätige Wirkung der früheren Einfanfeit zerftört werde. , 

Bei einem wirklih gut zufammengejegten Auffichtsrath Tieße fich vielleicht auch an foldge 
vorausgehende Milderung und Erprobung eine Empfehlung des Aufſichtsraths zu der in 
England neuerlich eingeführten bedingten Begnabigung ſolcher Sträflinge knüpfen, die den 
größern Theil ihrer Strafe in befonvers [öbliher Weife überflanden haben. 


$. 15. Für angemeffene Beauffichtigung der Strafanftalt, zur Erhaltung einer gefunden Luft, Er⸗ 
waͤrmung und Erleuchtung ber Strafzellen und Arbeitsfäle; für gefegliche und humane Behandlung; 
für gefunde Ernährung, Belleivung und Lagerung ber Sträflinge, für zweckmäßige Einrichtung bes 
Sottesvienftes und für religiöfen und moralifchen Unterricht, fowie für Zurüdlegung eines Theile bes 
Arbeitöverdienftes zu ihrem Vortheil wird durch Regierungeverorbnungen geforgt. 


Diefer Artikel enthält eine gefegliche Begründung einer humanen, alfo des Verbots 

einer durch geſundheitswidrige Einflüffe und Entbehrungen dem Beſſerungszweck wiperfpres 
chenden, eier vielleicht durch allzu dürftige Koft mörberifchen Behandlung. Außerven enthält 
diefer Artikel auch die gefegliche Feſtſtellung des Principe, daß ein Theil des Arbeitsver⸗ 
dienſtes vem Eträfling zufällt. Die Größe veflelben und die Beftimmungen, wie viel er davon 
‘während feiner Haftzeit zu einiger Erleichterung feiner Entbehrungen oder für feine Angehörl- 
gen verwenden dürfe, während das Übrige ihm nach der Entlaffung feine erſten Bedürfniſſe 
decken und ihn in der Begründung feines ehrlichen Erwerbs unterftügen foll, glaubtedie Commiſ⸗ 
fion nicht gefeglich feftftellen zu müſſen. In diefer Beziehung wird manches je nach den noch zu 
machenden Erfahrungen zu beftinnmen und zu ändern fein; 3.8. auch danach, ob man hoffen 
darf, daß überhaupt das Leben der entlaffenen Sträflinge und auch die Verwendung biefed Ar⸗ 
-beitöverbienfled durch freie Vereine wohlthätiger Menichenfreunde überwacht werde. Nichte 
aber iſt wichtiger, als daß pem Sträfling ſtets der Blick In eine durch feine Beflerung zu be= 
gründende gute Zukunft erhalten werde. 

No gar Manches, was in Amerika nad) längern Erfahrungen die Gefeggebung für neue 
Anftalten feftfegt, glaubten wir der Sorgfalt der Negierung und ihren Regierungsverordnun⸗ 
gen enıpfehlen und anheimgeben zu müflen. So ift e8 wenigftens ſehr beachtenswerth, daß man 
ed in den amerifanifchen Anftalten und im Muftergefängniß von Pentonville für fehr wichtig 
Hält, Die Namen. der Gefangenen mit ihrem Eintritt durch die Nummern Ihrer Zelle zu erſetzen, 
ja ihnen beim Hin- und Hergehen im Haufe, wo fie undern Sträflingen begegnen Eönnten, das 
Geſicht zu verhüllen, weil man die Verhinderung aller Mittheilungen und ver Kenntniß, welde 
Berbrecher miteinander in der Anftalt find und waren, auch für die Zeit der Wiederentlafſung 
möglihft erfhwert wiflen will. Und feine Sentimentalität foll die Zwecke der gerechten Strafe 
flören. 

So ift es ferner fehr wichtig, den directen Zwang zur Urbeit der Sträflinge zu befeitigen. 
Es ift gerade die allgemeinfte Erfahrung in allen pennfylvanifchen Anftalten, daß die Cinſam⸗ 
keit und die durch fie hervorgerufene Gemüthöftimmung und Langeweile die Gefangenen ſtets 
beſtimmte, ſchon in den erften Tagen und gewiß fehr bald un Arbeit, als um eine Wohlthat, 
zu bitten. Bei ſchlechten und nadläfjigen Arbeiten erwies fich Fein Mittel beſſer als vie Ent- 
ziebung aller Arbeit, bis fie bald und gemöhnlich felbft ohne Zufpruch wieder ald Wohlthat er⸗ 
fleht wurde. Einleuchtend aber if es, wie fehr es für die Beflerung wirkt, wenn der Menfch die 
Arbeit ald Wohlthat liebt und mit innerer Freiheit füch zu ihr und möglichft zu jenem Guten 
ſelbſt beſtimmt. Diefe freie Liebe, Selbſtbeſtimmung und Gemöhnung zum Guten, und daß die 
Sträflinge in ihrer Umgebung nirgends zum Boͤſen gereizt werden, vielmehr überall wahrem 
Wohlwollen begegnen und ihre Umgebung, die Ärzte, die Geiftlichen, die Directoren, die Bes 
fuchenden, ja die Anftalt und auch die Staatsgeſellſchaft achten, lieben und verehren lernen: bie: 
ſes find, nebft der reuevollen Einkehr des Sträflings in fi) und dem Gefühl des Widerſpruchs 
feines Handelns mit fich ſelbſt und dem göttlihen Willen und mit feinen beflen Jugenderinne⸗ 
zungen, die Hauptmomente. der Befferung. Und jene Grfenntniß der ſittlichen Nothwendigkeit 
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und Wohithatigkeit ver Auſtalt iſt hier, wie bei dem Geiſteskranken die Cehntnig der ch 
thätigkeit der Irrenanſtalt, für ihn das unentbehrlichſte Zeichen der Beſſerung. 

Ganz vorzugäwelfe wichtig aber feheint auch eine wirklich fi ald gut bewährende Luft- 
ernenerung (Bentilation) und Befeitigung der Dünfte und Beuchtigkeiten durch den Abtritt, 
nad den neueften vorzüglich von dem berühmten Schotten Reid befannt gemadten und in dem 
britiſchen Muftergefängnig von Pentonville benugten Refultaten hemifcher, phyfikalifcher und 
architeftonifcher Verfuche und Entvedungen. Eine ſchlechte, die phyſiſche und geiftige Lebens⸗ 
kraft nicht wohlthätig erregende, eine niederdrückende und erſchlaffende ungefunde und feuchte 
Zuft in der Zelle eines pennſylvaniſchen Gefängniſſes, welche das ganze Leben des unglüdlichen 
fon moralifch niedergedrückten Gefangenen einfchließt, zerflört die Kraft der Beſſerung und ift 
Barbarei und Menſchenmord. Auch finanziell ift Die in folder Anftalt vielleicht fpäter durch⸗ 
greifenn nöthig werdende Änderung von höchfler Beveutung. Deshalb räth ver praktiſche eng⸗ 
liſche Gefängnißinſpertor Ruſſell der öſterreichiſchen Regierung fo hoͤchſt dringend, daß fie Ar⸗ 
chitekten nach England ſchicke, um die dort und vorzüglich in Pentonville fo glücklich durchge⸗ 
führten Einrichtungen ſelbſt zu ſehen und ſich mit ven ſachkundigen Werkmeiſtern perſönlich über 
ſo Manches zu beſprechen, was für eine gleich glückliche Ausführung weſentlich iſt, aber in keine 
Beſchreibung übergeht. 

Bel einer Strafeinrichtung nach den bisher angedeuteten Beftimmungen glauben wir nicht, 
daß man die Abſicht verfennen wird, das Pennfglvanifche Strafigftem in möglihft Humaner 
Geſtalt ind Leben zu rufen. Eher wird man vielleicht von mander Seite ven Vorwurf machen, 
wir würden buch unfere Humanitätsrückſichten der nothwendigen abſchreclenden Wirkung der 
Strafe zu viel ſchaden. 

Doch zur Beſeitigung dieſes Vorwurfs bedenke man, daß dad Weſen ver Strafen nach 
Pennſylvaniſchem Syſtem nicht wie früher vorzugsweiſe im ſinnlichen, ſondern im moraliſchen 
Reiden beſteht, und daß dieſes, in Verbindung mit ver Trennung von ber Welt und der einſamen 
Zelle und ihren Reuegevanfen, auch für die finnlichen verbrecherifch geflimmten Menſchen in 
der Freiheit, ebenfo wie für ven gefangenen Verbrecher, dennoch ohne Zufag aller finnlichen 
Dudlerei einen tiefen erſchutternden Eindrud macht, ja nach allen Erfahrungen einen größern 
und wohlthätigern als alle andern Strafen. Hier in diefer moralifhen Seite, welche auch ver 
ſinnlichſte Menſch fühlt, liegt das Geheimniß des Syſtems. Deshalb und weil pie Disckplinar- 
firafe den übrigen Sträflingen unbelannt bleibt und, um fie zu bändigen, nicht Hart zu fein 
und fireng vollzogen zu werben braucht, kann ja auch fie fo mild bleiben, ja fie kann und foll 
aufhören, fobald der Sträfling mit gebändigtem Trog freiwillige Unterordnung unters Geſet 
gelobt, welches Geloͤbniß ihn dann fiherer bändigt als harter Vollzug ohne daſſelbe. 

IX. Endergebniß und Schluß. Nah allem Bisherigen muß man ber Menfchheit 
Glück wünfchen über den zu Gunften dev Sumanität, Gerechtigkeit und Sittlichleit bewirkten 
Fortſchritt in der Strafgerechtigkeit und Strafbehandlung, und beſonders über den erſt in dem let⸗ 
ten Jahrzehnd zu Gunſten der Beflerungsftrafe durch Einzelhaft erfänpften entſchiedenen Sieg. 

Anerkannt und zugeftanden find ja Die Vorzüge dieſes Syſtems: 

1) Es bejeitigt die biäherige allgemeine Verſchlechterung ver Gefangenen durch ihre Be⸗ 
ftrafung, Ihre durch die Verbrechergenoſſenſchaft und bie verwilderte Stimmung bewirkten An 
regungen zu neuen Verbrechen in und nad) der Haftzeit, wie fie die andern Haftweiſen, viefe 
Pflanzſchulen der Lafter und Krankheiten nad Macaulay's Ausdruck, erfabrungsmäßig und 
faft naturnotäiwenbig erzeugen. 

2) Es befeitigt ebenfo die Mitthellung phuftfher Krankheiten, und verringert 

3) überhaupt die Krankheits⸗, die Wahnfinnd- und Sterbefälle in ven Gefängniſſen. 

4) &8 vermindert, neben der Befeitigung ber empdrenden Oraufamleiten und fittlichen 
Skandale anderer Anftalten, außerorbentlich neue Vergehen und Beſchädigungen von Seiten 
bed Sträflings, die Störungen und Gefahren für die Ordnung und Sicherheit der Anttak, 

‘ihrer Directoren und Auffeher und die Nothwendigkeit und die Härte der Disciplinarftrafen. 

5) Es verniindert die Dauer und die Zahl der Gefangenen, der Rückfälle und der neuen 
Criminalproceſſe und begründet 

6) durd alles dieſes in laͤngerer Anwendung ſogar bedeutende Erſparniß an Mühe und 
Geldaufwand. 

7) Was aber noch wichtiger iſt, es entſpricht viel vollkommener als jedes andere Syſtem Den 
fittlichen und gerechten Foderungen der Strafe und des Strafrechts und allen gerechten Straf⸗ 
zwecken in ihrer innern Einheit als Austilgung der Schuld. 




















Beflerungöftrafe 687 


8) 8 erweift ſich feiner Ratur und ver Erfahrung nad, allein vollflänpig günſtig für po: 
litiſche Beſſerung, oder zur Gewöhnung zu ordentlichem fleigigen Leben und für ihre allein 
fidere Orundlage, für die moraliſche Befferung der Sträflinge, für die allein gerechte humane 
und chriſtliche Behandlung diefer niemald ohne Mitfhuld der Geſellſchaft zum Verbrechen her: 
abgefunfenen Mitmenſchen. | 

Es fei vergönnt, hierüber noch fchließlih die Worte von Varrentrapp, dieſes vortrefflichen 
leiblihen und Seelenarztes, mitzutheilen. Er fagt in feinem Ausfhußbericht von 4856, S. 43: 
Diefe Gefängnipftrafe ift, foweit dieſes in der Natur der gerechten Strafe liegt, eine empfind⸗ 
liche Strafe; eine Bein, die lebhaft und dauernd empfunden wird. Der Verbreder, der in ver 
freien Sfellfchaft ven größten Genuß und die ficherfte Abwehr vor etwaigen Gewiſſensbiſſen, 
Zweifeln oder fonfligen fchmerzlichen Gedanken im Umgang mit Gleichgejinnten over Ver: 
brechendgenoffen gefunden hatte und ebenfo unter ähnlichen Berhältniffen aud) im gemeinfhafts 
lichen Gefängniffe, wenngleich mannichfach beſchränkt, finden würbe, tft durch bie Einzelhaft 
ploͤtzlich aus dent Teihtfinnigen oder ververbten Kreife feines Umgangs herausgeriflen, und je⸗ 
der andern Zerftreuung entzogen, fich felbft gegenübergeftellt. Gleich bie erfte Zeit ver Einzel⸗ 
haft macht einen außerorbentlihen ECindruck. Der Gefangene, feiner betäubenven, unruhigen, 
aufregenden Lebensweiſe entriffen, in pie größte Stille und Ruhe verfegt, erwacht wie aus einem 
Traume oder Raujche. Er finder nichts, was ihn abzieht von ſich felbft, von der Erinnerung 
an feinen ganzen Lebenswandel und feine einzelnen Thaten, von ben erften lebhaftern Regun⸗ 
gen jeined Gewiſſens. Es treten Diomente ſeines Bebend vor fein Gedaͤchtniß, die ihm längft 
völlig verfhtwunden waren. Die bloße Erbitterung, den Händen ber Gerechtigkeit verfallen zu 
fein, kann nit dauern, es kommt eine ganze Neihe fhmerzhafter Empfindungen und Gebanfen, 
welche er burchleben muß. Die Regungen des Gewiffens find wahrlich Feine ſchmerzloſen; fle 
find oft ſelbſt äußerſt heftig, und die Neue (wenngleich noch nicht einmal eine tief wurzelnde, 
durchgreifende) kann eine fo gewaltige Erſchütterung des Vereinzelten bevingen, daß alsbald 
eine verſoͤhnende, aufrichtende Kraft ihm zur Seite treten muß. Bei aller Heftigkeit dieſer wech⸗ 
ſelnden Gemüthsbewegungen bricht ſich jedoch faſt immer ſehr bald die Empfindung Bahn, daß 
dieſe Haft zwar hart, enorm hart ſei, aber nicht als Rache, nicht als eine rohe, verletzende Strafe 
wird ſie empfunden. Die Erinnerung an das vergangene Leben, die, wenn auch nur mit Wi⸗ 
derſtreben und Kampf auftauchende Reue, dies ewig ſich ſelbſt Gegenübergeſtelltwerden, macht 
die Einzelhaft, wie Welcker hervorhebt, gerade für den ſchweren Verbrecher viel härter als für 
den leichtern, welcher letztere umgekehrt die zwangsweiſe unmittelbare Nähe moraliſch verderbter 
Gefangenen ſchmerzlich empfindet und dieſen Verkehr ſowie die in der ſpätern Freiheit nicht 
mehr abzuleugnende Zuchthausbekanntſchaft als eine harte Buße, als eine weſentliche Verſchär⸗ 
fung ſeiner Freiheitsſtrafe erkennt. Wenn nun in der Gemeinſamkeit der Haft der vollendete 
Verbrecher eine weſentliche Erleichterung findet, indem Kameradſchaft, Zerftreuung, Unterhal⸗ 
tung, ja eine gewiſſe Achtung oder Unterwürfigkeit ihm nicht fehlen, wenn er ſolchergeſtalt 
ſeinem Gewiſſen ſich entzieht und weiterer Verſchlechterung anheimfällt, ſo bietet auch für die 
eigentliche moraliſche Beſſerung keine andere Haftweiſe ſolche Mittel, ſolche Wahrſcheinlichkeit 
als die Einzelhaft. Wie fie mehr als irgendeine andere, durch Abſchneiden übler Einflüffe ne⸗ 
gativ wirkt, fo auch pofitiv; denn nur dies Syſtem geftattet eine je nad) Gharafter, Bildungs⸗ 
ftufe und Lebensgang des Gefangenen berechnete pojitive Einwirkung. 

„Keine äußere Aufreizung, feine Eiferfucht, fein Kampf, faft keine Beftrafung. Auch der 
Nebellifchfte beugt ich unter vem Gewicht der Nothwendigkeit. Die Strafe erfaßt jeden Ber- 
urtheilten individuell; mit feinem Gewiſſen allein, unkundig veffen, was ihn umgibt, fühlt auch 
der Kühnfte bald feine Schwäche, und der Leichtfinnigfte wird zum Nachdenken geführt. Er 
nimmt die Arbeit zu-Hülfe; flatt einer Aufgabe, ift fie ihm eine Erleichterung. Gr ift begierig, 
ein Wort aus dem Munde eined Menfchen zu hören, dies wird ihm.nicht verfagt; obgleich ge⸗ 
trennt von den Böfen, iſt er ed nicht von den Guten. PVerftändige, unterrichtete und wohlwol⸗ 
ende Männer befuchen ihn in feiner Einfamfeit. Der Priefler kommt zuerft und der Gefan⸗ 
gene wendet fich nicht bei feinem Anblick ab, fondern empfängt ihn ald Freund und Wohlthäter, 
Hört ihm zu und merkt auf feine Worte.” 79) . 

Ganz anders ift e8 bei der gemeinfchaftlihen Haft. Das Bedürfniß des Gefangenen, recht⸗ 
ſchaffenen Menſchen fein Herz zu erſchließen, ift Hier nicht entfernt fo groß, da er ja mit feinen 
Mitgefangenen fortwährenn im Verkehr fleht. Wir leugnen keineswegs die Möglichkeit güns 


710) De Ia Seiglitre, „Discours de rentr6e & la oour royale de Bordeaux”. 
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fliger Einwirkung bei ver gemeinfamen Haft. Aber mie fehr iſt fie nicht erſchwert! Nur Im ber 
Einzelhaft kann ein Verkehr des Gefangenen mit den Beamten, mit andern würbigen Menſchen, 
zit feinen Verwandten flattfinden, wie ex eined Menfchen würdig if, an deſſen Beflerung man 
noch glaubt. " 

Man nehme ven Gottesdienſt. Der Verbrecher, der wol feit Jahren fein Gotteshaus mehr 
betreten, keine Bibel, kein Erbauungsbud mehr angefehen, jeden ernſtern religiöfen Gedanken 
- gewaltfam zurüdgeprängt hat, wohnt in gemeinfamer Haft zum erflen male wieder einer ge: 

meinfamen Gotteöverehrung bei. Diele male bleibt fein Herz wol Ealt oder gleichgültig, endlich 
aber trifft ein verſtändiger Prediger die gute Saite feined Herzens, die noch in eine fegendreichen 
Erfolg verheißenne Schwingung zu verfegen tft, over ein altes Kirchenlied dringt zu’ feinen 
Ohren; welches längft verbrängte Erinnerungen an bie Zeit feiner Kindheit und Unſchuld, an 
die Zeit feines Verkehrs mit Altern und andern rechtſchaffenen Menfchen wach ruft. Er fühlt 
fi erfchüttert, bewegt, feine Bewegung gibt ſich ſelbſt äußerlich fund, eine Thräne entquillt 
feinen Auge, nad) langen Jahren der erfle Tropfen göttlichen Thaues auf dieſen dürren Boden 
eines verhärteten Herzend. Aber wehe ihm! Seine verderbtern Genoffen, die alten abgehärte⸗ 
ten Zuchthausbrüder Haben es bemerft. Bei ver Rückkehr in den Arbeits: oder Eßſaal, in ben 
Spazierhof beginnt pie Verhöhnung des „fentimentalen Schwachkopfs“, der mürbe zu Kreuze 
friechen will, e8 folgt der Spott über den wohlbezahlten Pfaffen, welcher recht [hön, nachdem 
er fih ven Bauch gefüllt, frumme fade Floskeln iodlaffen kann u. f. w. Iſt ed wahrfcheinlig, 
daß unter folhen Difteln und Dornen dad Samenkorn, das vielleicht einmal zu rechter Zeit auf 
‚guten Boden fiel, aufgehe und wachfe? 

Wie anders ift dies Alles in ver Einzelhaft! Der Sträfling des Zellengefängnifles kommt 
‚ebenfalls nach Jahren zum erften mal wieber in eine Kirche. Freilich fieht ex feine Mitgefan- 
‚genen nicht, aber er weiß fi von ihnen umgeben, er Hört ihre Stimme fich mit der feinen 
zum Gefang verbinden, er fieht vor ji im ehrwürdigen Amte ven Geiftlihen. Trifft aud 
ihn der Augenblid der Rührung, ver Erwedung, wie ungeftört kann er nicht, in ſeine Zelle 
zurüdgefehrt, die heiten Bilder aus vergangener Zeit ver Unſchuld, die Beftalten feiner Altern 
‚vor feinen Augen auftauchen laffen, in den neuen Gedankengang fi vertiefen und die Mög- 
lichkeit ahnen, auch sinmal wieder zuftieven, ruhig und leidenſchaftlos in feinem Innern zu 
werben. Sein Herz ift weich, er bedarf, er verlangt Troft, Beruhigung, Verheißung. Er bittet 
um den Beſuch des Beiftlihen in feiner Zelle. Ohne alle Schwierigkeit kann ihn Diefer ge⸗ 
währt werden, und ver verſtändige Geiſtliche kann nun das einmal wurzelfaflende Samenkorn 
hegen und pflegen durch Häufigern oder feltenern, längern ober fürzern Veſuch, durch Fortent⸗ 
widelung der Gedanken feiner Predigt, durch deren Nutzanwendung auf die Individualität ded 
Gefangenen, durch Zuweifung geeigneter Lectüre. Seine Arbeit ift verhältnigmäpig leid, 
und es tritt nicht Spott und Hohn, ſchlechtes Beifpiel und verführeriihe Neve hemmend 
entgegen. 

Bei gemeinfhaftlicder Haft iſt überhaupt ver Geiftliche, wie jener andere Beamte, in feinem 
perfönlihen Verkehr mit den Gefangenen jehr gehemmt. Denn wenn er felbft einen einzelnen, 
Gefangenen, fo weit Died geht, im Arbeitsjaal fprechen over aus diefem weg in die Schlafzelle 
zufen will, ſo muß hierin mit großer Vorficht verfahren werben, weil fonft allzu leicht Die Idee 
von Begünftigung, von Ungerechtigkeit unter ven andern Gefangenen jih Bahn bricht, melde 
Idee wiederum die Wirkſamkeit der Beamten weſentlich mindert. In der Einzelhaft aber fann 
der Geiftliche während beliebiger Dauer feine Zeit und Aufmerkſamkeit vorzugsweife einzelnen 
Gefangenen widmen und fpäter wieder andern, ganz wie ed Ihm gut dünkt; er kann ven einen 
tröften und aufrichten, ven andern ernft ind Gewiſſen reven, ohne durch Dritte darin geflört zu 
werben. Alles dies Geſagte bezieht fi übrigens, wenn auch zunächſt auf die Beſuche und Un: 
terredungen des Geiftlichen, doch ebenfo wol auf diejenigen der übrigen Beamten, der Werk⸗ 
meifter, ver Mitglieder von Auffichtöbehörben und Schugvereinen, und ganz beſondexs auch auf 
die derjenigen Breunde und Verwandten des Gefangenen, von welden ein günftiger Einflus 
‚erwartet werben barf. 

Die etwa erlaubten Beſuche von Verwandten können der nöthigen Borfiht halber bei ge- 
meinſamer Haft faum anders geftattet werben, als es in ven meiften alten Gefängniffen jegt der 
Fall iſt. Hier fieht nämlich der Gefangene feinen Freund in einer Entfernung von etwa 
ſechs Fuß; zwiſchen ihnen läuft ein zu beiden Seiten mit Drabtgitter verfehener Bang ber, 
in welchem ein Auffeher poftixt ift, um Geſpräche und Geberben zu beobachten. Bei der Einzel- 
Haft Hingegen können dieſe Beſuche, ſobald der, moralifche Zuftand des Gefangenen und feiner 
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Beſucher bie nöthige Sicherheit bietet, in der Belle geflattet werben; Hier Künnen vertraute Bes 
ſpräche ftattfinden, melde tröften und ſtärken. Die durch bie verhängte Strafe getiennten Bats 
ten können fi wenigſtens zeitweife in Bertraulichfelt wiederfinden, der Vater kann fein Zink 
umarmen. Sole Beſuche fünnen, verſtändig angewandt, ſchon an fidh fehr vortheilhaft auf 
den Gefangenen wirken, fehr wichtig find fie beſonders bei Iangwierigen Heften, um zu ver 
hüten, daß das eingeſperrte Familienglied ſich feiner Bamilie nicht gänzlich entfremde, woburd 
die Schwierigkeit feiner Stellung nach der Entlaffung weſentlich erfchwert würde. 

Die im Gefängniß erzielte Beſſerung verfpridht bei der Binzelhaft auch größere Dauer, 
Nicht nur, daß fie durch Feine ſchlechte Bekanntſchaften geführbet iſt; es find hier auch ſolide 
Grundlagen gewonnen, zuerfi: die Gewoͤhnung zu friedlichem, orbentlihem, fleißigem Leben, 
dann alle jene moraliſch beſſernden Einflüffe, endlich die durch Die Schuld und ven Verkehr 
mit gebildeten und guten Menſchen gewonnene geiftige Erwedung und Bildung, alſo die Zer⸗ 
ftörung der Duelle fo vieler Verbrechen, der Geiſteddumpfheit und Faulheit. Auch können bier 
die Schugvereine weit beffer ihre Ihätigkeit beginnen. Wefentli Hierfür If, daß der Schutz⸗ 
patron mit feinem Pflegling fhon während deſſen Aufenthalt im Gefängniffe in Berührung 
komme. Geſchieht dies erfi nach der Entlaffung, fo iſt gar mander Befangene ſehr geneigt, in 
ihm mehr einen Aufpaſſer ald einen rathenven ſchützenden Freund zu erkennen; anders iſt «8, 
wenn beide ſich fhon im Gefängniß Haben Fennen lernen, wo des Pflegers Befuch viel größere 
Wahrſcheinlichkeit Hat von vornherein willfommen zu fein. Sehr lehrreich find in diefer wie In 
mancher andern Beziehung die Berichte des parifer Schußgverrins, um fo mehr als dad Gefängniß 
2a Roquette, deſſen Infaffen zunächſt die Pflegebefohlenenwes Vereins find, anfangs nach dem 
Auburnſchen, nun aber feit etwa 15 Jahren nach dem Philavelphifchen Syfteme verwaltet wird. 

Man wird fragen, entſpricht die Erfahrung in Zellengefängniffen dieſen Anflhten? Wer⸗ 
Den dort wirklich mehr Befangene gebeflert? Betragen fie fi während ver Haft befler und 
wandeln fie auch nach ihrer Entlaffung auf gutem Wege? — Wer eine größere Zahl von Zellen 
gefängniffen gefehen, wer mit vielen vereinzelten Gefangenen und mit vielen Beamten folder 
Sefüngniffe fih unterhalten hat, wird mit Entſchiedenheit dieſe Frage bejahen können. 

Zur Beurtheilung ber aufgeftellten Fragen dienen folgende Momente: 1) Die Erfahrung 
ber Beamten, nanıentlich der Geiftlihen und der Vorſteher, wie fie dieſelben auß ihrer täglichen 
Beobachtung der verfchiedenartigften Verbrecher geihöpft Haben; 2) vie Minderung ber Rück⸗ 
fälle, und 5) die Minderung der gerichtlichen Berurtbeilungen. 

Das Urtheil jener Beamten ift aber fo gleichlautenn aus Amerifa, England, Belgien, 
Frankreich u. |. w., daß wir jeber beifpielömweifen Anführung uns enthalten zu jollen glauben: 
88 ift ung fein DWiverfprud hiergegen befannt. So meit die Worte Varrentrapp's. 

Doch genug wol zur Begründung der Gerechtigkeit des geſchichtlichen Siogs des Befferunges 
ſyſtems in der gebilveten Welt. Zwar eine ganz folgerichtige und allgemeine Durdführung, 
Diefe werden noch manche Schwankungen und Schwächen eine Zeit lang verhindern. Hier wirk 
man, fowie neuerlich ver bairifche Miniſter, die Furcht vor ven Koften der erften Einrichtung 
entgegenjegen, wobei aber freilich die Koften und Schäden der alten Verderbniß und ber Rück⸗ 


fülle zu wenig erwogen werben und noch weniger bie Größe der Sache und die Verantwortlich⸗ 


keit, welche für alle unheilvolle Folgen der verkehrten Einrichtung die Regierungen durch jede 


ihrer Strafvollziehungen auf fih laden. Dort wird man, mie in dem Bericht Hudtwalker's 


für Hamburg, diefe und jene Bedenklichkeit feftbalten, welche aber jede große Einrichtung bare 
bietet, zumal wenn fie fehlerhaft durchgeführt wird, und welche hier vollends niebergefchlagen 
werden durch die offenbar zehnmal größern Bedenklichkeiten jeved andern Strafz 
ſyſtems. Vor allem endlich werden noch oftmals die (oben IT) befämpften ungründlichen Auffaf- 
fungen der juriftifhen Strafe Einwendungen gegen dad Beſſerungsſyſtem oder abſchreckende 
Berunftaltungen veflelben begründen. 

Doch nachdem der große, die Humanität und die juriftifche Gerechtigkeit und alle rechtlichen 
Strafziwede vereinigenve Grundgedanke ver Austilgung der verbrederifgen Schuld 


durch Beiferung einmal erkannt und ind Leben eingeführt wurde, wird er allmälig jene 


Einfeitigfeiten überwinden. Sie verſchwinden burch die in ihm gegebene richtige Auffaſſung 

des juriftiihen Verbrechens und der juriſtiſchen Strafe, und zwar I) nad ihrem nicht finnlihen, - 

ſondern der Willensflimmung angehörigen Charakter, 2) mit ſteter Verbindung der ſittlichen 

Grundlage mit der rechtlichen Form und Bedingung, und 3) mit innerer Vereinigung aller 

rechtlichen Strafzwecke in der Austilgung oder der Buße des Verbregene 
Staats⸗Lexikon. U. 


080 Berfeenngsttruft 

Blernach etſcheint ja jet ſchon immer mehr⸗ald ein bankbrüchiges Denken und dils eine un⸗ 
begtundete unwiſſenſchaftliche verderbliche Miſcherei einerſeits jene im alten Sinne abſo⸗ 
Tute Strafe, welche als angeblich gleiche ſinnliche Wiedervergeltung der nicht ſinnlichen 
Sqchuld ohme wirfliche rechtliche und ſiltlich vernünftige Begründung ihres Rechts wie ihrer 
Swrdgemäßheit und Ausfügrbarteit, als ein bloßer Gefuͤhls⸗Fetiſchismus, jedes wiſſen ſchaftliche 
Eyſtem fchändet, welche aber die Beflerungsftrafe vadurch verpfuſcht, daß ſie folche finnliche 
Peinigungen beimiſcht, die für die Beſſerung zwecklos und verderblich find. Andererjeitd 
aber ericheint ebenſo verwerflich, jede Im alten Sinne relative Strafe, welche in Eriſtenz und 
Größe nit in der juriftifch erwiefenen verbrecheriſchen Schule und ihrer Aufhebung ihren 
vereinten Rechtsgrund und Zweck Aindet, welche vielmehr blod einem äußern politifchen 
Zweck des Abſchreckens Beſſeres, das perfünliche Recht des Verbrecherd, als Mittel beliebigend 
rechtswidrig opfert, und welche eberifalld die gerechte Beſſerungsſtrafe dadurch verpfufcht, daß 
fe fire ihre befondern politiſchen Iwecke mehr oder auch weniger finnliches Leid zugefügt wiffen 
will, als nad der ermiefenen verbrecherifchen Schuld und der nach allgemeinen Bebingungen 
der menfihlichen Ratur gefetzlich und richterlich beſtimmten Befferungöftrafe zuläffig if. Indem 
man auf ſolche Weiſe das ſelbſtändige Recht mit Politik und Moral vermiſchte und opferte, 
mlſchte man entweder der Beſſerungsſtrafe ebenfalls für fie zweckwidrige und verderbliche finn- 
liche Beinigungen zur Abſchreckung bei. Oder man wollte Hier ohne bie gefegliche für den Ge⸗ 
ſammtzweck der Strafe beſtimmte richterliche Strafe den Verbrecher frei kaflen, wenn man ihn 
nach fubjectivem Meinen für gebeffert hielt. Dort umgekehrt wollte man durch ſogenannte er: 
Hänzenve Haft für die angeblich durch ihre gefegliche Strafe nicht genügend gebeflerten Sträf: 
Iinge, über das gefegliche und richterliche Strafurthell Hinaus tweitereübel zufügen. Der neueſte 
feanffurter Congreß aber erfannte richtig, daß das echte juriftifche Strafrecht durch dieſe ein⸗ 
feitige unjuriſtiſch begründete und begrenzte Beflerungstheorte ebenfo verlegt werben würde, 
wie burch Die politifche Ubfihredlungstheorie over durch die angeblich moralifche, abfolute Wie⸗ 
Dervergeltung 74), und wie eö leider noch allermeift verlegt twirn durch eine principlofe Miſcherei 
ber wahren Beſſerungshaft mit vem gewöhnlichen oder auburnfchen Strafgefängnig. Der rid- 
tigen Auffaffung jenes Grundgedankens wird endlich auch die verderbliche Verwirrung in Be⸗ 
ziehung auf bie verſchiedenen Strafzwecke weichen. In ber legtern wollten bisher die Einen 
pie Zwecke ver Abſchreckung, Genugthuung und der Sicherung durch fie gänzlich aufgeben, und 
fhredten dadurch Diejenigen von dem Beſſerungsſyſtem ab, melde nach dem geſunden Volks⸗ 
urtheil jene uralten Zwecke fefthielten. Andere dagegen wollten durch deren äußerliches An⸗ 
fügen an die wahre Befſerungsſtrafe — die für fie fhon mitbegründet tft — die Beflerung flören 
und ververben. Andere erklärten bald die Beflerung, bald bie übrigen Zwede für Neben zwecke 
and verdarben fie ſaͤmmtlich. 

Den vollſtändigen Sieg der Humanität und Gerechtigkeit im Strafrecht aber werden wir 
aur dann gewinnen, wenn mit gleicher Wärme, wie feit Howard fo viele Menfchenfreunde, au 
die Regierungen fi dieſer großen Sache zumenden. Freilich bietet fie mehr Schwieriges und 
Unerfreuliches dar als die Förderung ber meiften andern Gulturzweige. Aber unjere deutſchen 
Regierungen, von melden wenigſtens mehre jeßt die betrübenpften Kränfungen, die für bie 
Deutichen Ihre Dielftanterei und Zerrifienheit begründet, durch loͤbliche Foͤrderung Öffentlicher 
Intereſſen zu mildern ſuchen, mögen bebenfen, daß feine andere Negierungstugend eine gleiche 
dauernde Dankbarkeit erwirbt und verdient als die einer gerediten und humanen Strafver: 
waltung. ine inbumane ungerechte und Barbarifche läßt ſich auch Heutzutage nicht mehr wie 
früher in die dunkle Nacht der alten Snquifitionskerker und Zuchthäuſer verhüllen und begraben. 
Doch Anſprachen zu Werken ver Barmherzigkeit finden Heutzutage vorzugsweiſe erfreuliches 
Gehör. Auch als ſolches aber preift mit Net der neueſte Berichterftatter über die Anftalt zu 
Bruchſal (‚Allgemeine Zeitung” vom 21. Juni 1858) das Zellengefängnig burd die Schluß⸗ 
worte: „Wir aber getröften und der Hoffnung, daß unter Gottes Segen dieſes große Werf ver 
Barmherzigkeit auch ferner blühen und gebeihen merbe; möge man fih aud im bapifchen 
Kumde fietd bewußt bleiben, welches Kleinod und welchen ehrenvollen Vorſpruug vor antern 
deutſchen Rändern man in dieſer Anftalt befigt. (EG. Gr. v. G). 

Die Literatur über Die Gefängnißreform iſt außerorventlich reich, ſchon äußerlich ein 

ſprechendes Zeugniß der außerordentlichen Theilnahme für dieſe große Koderung ver Humanitat 





TI) Bergl. Mittermaier, „SGefängnißverbefferung‘‘, 5. 20. 
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und Gerechtigkeit. Von den vielen in dem Artikel felbft enthaltenen Schriften können beſonders 
empfohlen werben die von Barrentrapp, Julius und Nöhner herausgegebenen „Armalen ber 
Gefängnißfunde” (1842 fg.), „die Werke von v. Würth und Duepdiaur (fein „Memoire ete.) 
und bie Verhandlungen der europäiſchen Gongreffe über Sefängnißreform und Wohltdärig- 
teit, ſowie Die Berichte von Barrentrapp und Probſt. Bu den allerneueſten Schriften gehören 
Röder, „Über Die nothwendige Rückwirkung der Einzelhaft auf die Geſehgebung“ (Frankfukt 
4851) und Mitternaier, „Die Gefängnißverbeflerung”‘ (Grlangen 1858). MWelder. 

Beftätigung, Eonfirmation, Ratification, Natifabition uner Genehmigung. Durch 
alle dieſe Ausdrücke bezeihnet man im Allgemeinen eine Erklärung, daß ein fhon vorhan⸗ 
denes Geſchäft oder Verhältniß gültig und dem Willen des Beſtätigenden entſprechend, mite 
Hin auch für ihn verbindlich fei. Dabei kann ed fein, daß das Gefchäft oder Berhälthiß Aber: 
haupt erft durch diefe Betätigung rechtlich wirfiam wird, oder nur eine erhößte oder feteelichere 
und unzmweidentigere, befler beweisbare Korn erhält. Es kann die Beftätigung and Halo von 
Obrigkeiten, von ber Regierung ober von den Gerichten erfolgen, bald vun einer bei dem Ge⸗ 
ſchaͤft betheiligten Partei. 

Im engern Sinne verſteht man unter Beflätigung und Confirmation bie von der Regierung 
pder den Gerichten ausgehende. Insbefondere die erftere iſt meift gur Gultigkeit des Rechte: 
verhältniſſes nicht nöthig. Sie wurde aber vorzüglich früher in den Zeiten größerer Rechts: 
unficherheit und wegen Zweifeld an bem jegt allgemein feſtſtehenden Grundfag, daß der Ne: 
gierungsnachfolger gebunden fei an bie rechtsverbindlichen Zuſicherungen feines Vorfahren, 
oder doch, um dem Mechtöverhältnin bie neue moralifche Verbürgung durch das befonvete Fürs 
flenwort und das fürftliche Siegel zu verfchaffen, von dem Betheiligten gern gefucht, von der 
Regierung aber, um ihre Autorität zu zeigen und auszuüben, vielleicht auch, un die Confirma⸗ 
tiondtaren zu beziehen, gern ertheilt. So wurden Schenkungen, Privilegien aller Art, Zunft: 
Briefe u. |. w. von den Negierungdnachfolgern beftätigt. Ja der Bapft beftätigte oft ungeindht, 
3.8. felbſt englifhen proteftantifhen Königen da8 erlangte Thronrecht, um die Prätentionen 
pöpftlider Gewalt zu unterflügen. Gerichtliche Beftätigungen rechtlicher Gefchäfte, insbeſon⸗ 
dere von Eigenthunsübertragungen, traten zum Theil an bie Stelle der altveutfchen Eigen 
thumsübertragungen in den Bolfdverfammlungen oder Volksgerichten, durch deren Zuſtim⸗ 
mung und dffentliche Verbürgung das Eigenthum erſt befefligt, inveflirt und _dffentlich klagbar 
wurde. Zum Theil behielt man fie aud bei oder führte fie ein aus politifchen und poltzeilichen 
Gründen, damit durd die Öffentliche Beftätigung und Belanntiwerbung Betrug und Verlegung 
bei dem Geſchäft und nachher ausgefhloffen werde, namentlih auch Berlegungen durd bie Un⸗ 
befanntfchaft des Eigenthumswechſels. Bei den fo oft betrüglichen Viehhandels⸗ und Schuld⸗ 
verhäftniffen zwifchen Juden und Bauern war dieſes vorzüglich wohlthätig. Auch hier ſpielte 
die Gonfirmationsfportel oft mehr als billig ihre Rolle. Im Allgemeinen laffen fih über 
diefe obrigkeitlichen Beftätigungen nur folgende Negeln aufftellen: 4) Sie find, fofern nut 
nicht über Öffentliche Rechte ober gegen biefelben neu verfügt wurbe, nicht nöthig, wenn ſie nicht 
ausdrücklich als nöthige Form ded Geſchäfts vorgefhrieben find. 2) Wo fie dieſes find, bewirkt 
der Regel nad, ihre Unterlaſſung Nichtigkeit des Gefchäfts und Rechts, wenn nicht ſtaft berem 
eine andere Strafe für die interlaffung vorgefchrieben if. 3) Wenn fie ven Belegen genräß 
ertheilt ind, begründen fie volle Beweiskraft des gültig abgefchlöffenen Befhäfts und heben bie 
etwaigen Mängel ver Form. A) Dagegen ändern fie der Regel nad nicht8 an dert Weſen des 
Geſchäfts, alfo auch nicht an feinem Inhalt und den innern Bedingungen feiner Gültigkeit. 
5) Sie find immer mit Vorbehalt der Rechte von dritten Perfonen zu verfiehen. Politiſch 
wichtig ift es, daß man die Freiheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht dutch zweckwidrige Be: 
fätigungen flöre, und daß, wer fie nachſucht, zufehe, daß er nicht Durch ihre Foberung und ihren 
Inhalt ein gewiſſes Recht ungewiß mache. 

Beſtätigungen, ſei ed von der Reglerung oder von Brivatperfonen, nennt man alsdann 
Ratihabitionen, wenn fie ein Geichäft, welches ohne die Zuftimmung des Genehmigenden ent⸗ 
weder gar feine ober doch nicht die volle Rechtsgültigkeit har, beitätigen. Die Juriſten ſtritten 
vorzüglich mit Beziehung auf zwei ſcheinbar abfolut wiberftreitenne Stellen des Romiſchen 
Rechts feit der Gloſſatoren Zeiten über die Wirkungen einer folden Genehmigung eines Ge⸗ 
ſchäfts, das Jemand ohne Auftrag des Genehzmigenden gemacht hatte, ob fie namentlich ba8 Ge⸗ 


1) Thibaut, „Pandekten“, 8. 111. 1° 
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ſchaft ruckwaͤrts in einen Manbatövertrag verwandle ober nicht. Jetzt ſcheint allgemein Die ber 
natürlichen Gerechtigkeit entſprechende Auslegung 2) Eingang gefunden zu haben, daß ber Ge⸗ 
nehmigenbe durch die Genehmigung zu feinem Nachtheil und zum Beſten des Gefhäftsführere 
alfe dem legtern vortheilbaften Berpflitungen des Auftraggebers auf ſich nehme, dem Anbern 
aber keine größere Pflichten auflege, ald welche er ald Gefchäftsführer ſchon hatte, alfo nicht bie 
des Beauftragten, wo ſie ihm nachtbeilig ſind. Alles dieſes nad) dem Princip des Römifchen 
Rechts: „Somol die Grundfäge des natürlichen Rechts wie des polltiven begründen ed, daß ein 
Jever durch feine einfeitigen Erklärungen dad Rechtsverhältniß eined Andern felbft ohne defien 
Wiſſen und Willen verbeffern könne, ihm aber nicht alte Rechte nehmen und neue Pflichten auf: 
legen fänne.” 3) Gin Grundfag, welder aud in Beziehung auf die den Bürgern und Land⸗ 
fländen durch die ohne ihre Mitwirkung geſchloſſenen Bundesverträge neu zugeficherten ober 
etwa abgefprochenen Rechte von großer Bedeutung fein dürfte! 

Eine Betätigung eines völferrechtlihen Vertrages durch die vertragfchließenden Regierun⸗ 
gen heißt Ratification. Nach den Grundſatzen blos des natürlichen Rechts follte fie nur dann 
nöthig und wirffam fein, wenn der Vertrag ohne alle Vollmacht ver Megierung oder doch nick 
vollſtaͤndig der Vollmacht entfprechend abgeichloflen wurde, denn der Vollmachtgeber ift eigent- 
lich rechtlich verpflichtet, da, maß fein Bevollmächtigter für ihn der Vollmacht gemäß gehandelt 
ober verſprochen hat, als ebenfo gültig anzuerkennen, als hätte er es jelbft geſchloſſen. Das po: 
fitive europälfche Völkerrecht hat aber vie Änderung fanctionirt, daß fein Vertrag zwiſchen 
Voͤlkern vollgültig iſt, bis ihn jene betreffende Regierung ratificirt hat, was aber natürlich weg⸗ 
fällt, wenn die Regenten perfönlih Verträge ſchließen, und auch bei den im Krieg von den Mi⸗ 
Sitärbefehlähabern innerhalb ihrer Amtsgewalt gefchloffenen blos militärifhen Arrangements, 
Gapitulationen u. ſ. w. Trittda, wo fie noͤthig ift, die Natiflcation ein, fo gilt der Vertrag 
nicht von ihrem Datum, fondern vom Tage der Unterzeihnung an.*) Man kann für biefe 
Anderung anführen fürs erfte, daß die Völker nicht Freimtllig wie die Privaten, ſondern durch 
abfolute Nothwenpigkeit pur Bevollmädtigte Verträge fließen. Sodann find die Gegen 
ftände von fo unermeßlicher Wichtigkeit, daß die Regierungen auch nicht wie die Privatperfonen 
an dem Dermögen des Bevollmächtigten fi ſchadlos halten können, wenn er feine Vollmacht 
verlegende Verträge eingeht. Es fehlt fürs dritte auch an einem Richter, welcher den Streit 
entſcheidet, ob der Vertrag der Vollmacht gemäß war. Die eigentlichen Gonträhenten find als 
Souveräne Ihre eigenen Richter und es iſt deshalb doppelt Heilfam, daß die wirkliche Rechts⸗ 
gültigfeit ded ganzen Vertrags durd eine förmliche Natiflcation von jedem Zweifel befreit 
werde. Freilich hebt das eigentlich vie Rechtsverbindlichkeit ver Regierung nicht auf, einen Ver⸗ 
trag, wenn er entſchiedener Vollmacht gemäß geihloffen wurde und bie andere Regierung vie 
Ratification erteilen will, ebenfalls zu ratifleiven. Aber man umgeht diefe Verbindlichkeit zu⸗ 
wellen, indem man zur Genugthuung der andern Regierung ven Bevollmächtigten abdankt, 
um dadurch den Unwillen auszudrücken, daß er angeblich vollmachtswidrig handein 

elcker. 

Beſtechung im Allgemeinen iſt vorhanden, wenn einer Perſon, welche Rechtspflichten 
gegen den Staat oder andere Bürger zu verwalten hat, nicht geſetzmäßige Vortheile gegeben 
oder angeboten werden zu dem Zweck, daß er in dieſer Verwaltung nicht lediglich nach ſeiner 
freien pflichtmaͤßigen Überzeugung handle. Sie enthält ſtets von ſeiten des Beſtochenen und 
des Beſtechenden eine Unwürdigkeit und eine betrügliche Verlegung oder Fälſchung gegen vie 
Rechte Anderer oder des Staats, indem ber Beftochene deren Rechte anders als bloß nach feiner 
freien pflihtmäßigen Überzeugung behandeln fol, Ste kann alfo in Grmangelung befonverer 
Strafgeſetze ſtets nach den allgemeinen Beftimmungen Über Vetrügerei und Fälſchung beftraft 
werden. Sie kann aber fehr verfchieben fein, bald im Völkerrecht vorfommen, bald Im Staats: 
verhältnig als Veftehung zur Veruntreuung Öffentlicher Pflichten, entweder der Stantöbeamten 
ober der Staatsbürger, der Gemeindediener, Wähler, Vollsrepräfentanten, bald au Im Bri- 
vatverhältniß, 3. B. als Beftehung fremder Verwalter. 





kur. 2 Fi Fr „Interpretat. Legis 9 de negotils gestis juncte Lege 60 de divers. reg. 
4“ e n 

3) L. 39 D. Fr negotiis gestis. Naturalis enim et civilis ratio suasit, alienam conditionem 
*meliorem quidem, etiam ignorantis et-inviti, nos facere posse, deteriorem non posse. 

4) Martens, —E s Volkerrecht“, 5.42. Klüber, „Droit des gens“, $.142, glaubt, 
— vhne Ratiflcation bie Vertraͤge — wenn dieſe nicht in der Volmacht oder im 8 

fo wie gewöhnlich auobebungen ſei. 
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Die Belegung im Völferverhältnig ift ald .unerlaubtes unmürbiges Mittel zur Degrüns 
dung einer Verlegung gegen ben fremden Staat und feine Regierung im Allgemeinen voͤlker⸗ 
rechtswidrig und kann nur im wirklichen Kriegszuſtand, fomweit er überhaupt Beſchädigungen 
des Feindes und Kriegsliften erlaubt, Redtfertigung finden, wenn fle nur nicht in ehrwidrige 
Unwürbigfeit ausartet. Schmalz in „Europäiſchen Völkerrecht“, S. 107, fagt: „Das Völfers 
recht verwirft die Beftehung fo entfhieden, daß immer Mächte, denen jle vorgeworfen wurde, 
fie geleugnet, nie eine fle eingeftanden hat. Inveffen das fichere Mittel, das Ehrenvolle und Ge⸗ 
rechte vom Schimpflichen und Ungerechten zu unterfcheiden, ift die Möglichkeit oder Unmoͤglich⸗ 
feit, ſich zu einer That zu befennen, ohne Achtung der Welt zu verlieren. So kann auch Be⸗ 
flehung eine erlaubte Vertheidigungswaffe fein.” Die allgemeinen Geſichtspunkte hierüber ent⸗ 
Hält ſchon der Art. Beſchlagnahme. Sehr richtig fagte der Frhr. F. K. v. Mofer ): „Ein 
rechtſchaffener Mann, ein wahrer Ehrenmann fann feinen Heren niemals rathen, die Minifter 
und Gabinetsmänner anderer Höfe zu beftehen und zu Treulofigkeiten zu verführen. Alle 
Gründe der Religion und Moralität weggerechnet, muß er fi immer in den all fegen, daß 
fih fein Herr des argwöhnijchen Gedankens nicht ermehren kann: «Du magft mir wol felbft 
fo Einer fein.» 

Die Beſtechung zur Veruntreuung der Pflihten gegen den eigenen Staat ift natürlich von 
feiten Derjenigen doppelt ftrafbar, melde durd dad Geben und Annehmen von Beftehungen 
noch beſondere beſchworene Treupflicgten verlegen, wie Staatöbeamte, Ständemitgliever, und 
bier wieder um fo höher, je unmittelbarer und größer die Verlegungen gegen vie Heiligften In⸗ 
terefien der Gefellfchaft find, wie die ver Verlegung ver Richterpflicgt. Unfer gemeines deutſches 
Criminalrecht zeigt auch bei dem Vergeben ver Beftehung baburd feine große Lückenhaftigkeit, 
daß e8 ausdrücklich nur von einigen befonvern Arten der Beftehung, und zwar nur von einigen 
Beitehungen der Staatödiener handelt, die fih in unfern Verhältniſſen zum Theil fo verſchie— 
ben geftaltet Haben, daß die Strafe der Beflehung nah dem gemeinen Recht jegt Im Ganzen 
eine arbiträre ift.?) Offenbar aber find wenig Verbrechen gleich grunbverberblid für den Staat 
und die Bürger, zugleich fo zerftörenn für die Grundlagen der Geſellſchaft, für Treue und 
Glauben und vie Öffentliche Moral, für vie Beftigkeit der Brundfäge wie für die Sicherheit aller 
befondern höhern und niedern Güter. inter Beftochenen und Verräthern und unter ihrer Ges 
walt bleibt nichts Heilig, nichts ſicher. Und die Krankheit ver Beftehung iſt fehr anſteckend. Tie 
Strafen müflen alfo ftreng jein, aber auch ftreng durchgeführt werben, nicht nach dem befannten 
Sprichwort von den großen und Fleinen Dieben. Vor allem muß man aber aud) politifch gegen 
bie Beftehung zu wirken ſuchen; fonft Hilft keine Strafe. Man kauft fle durch Beftehung ab. 
In Beziehung auf die Beamten verhindert man dieſes durch angemeffene Befoldungen. Hun⸗ 
gernde Beamten koſten ven Staat und bie Bürger hundert mal mehr als anftändig befoldete, 
Out ift ed aud, daß, wo Beftehungen gefährlid find, die Beſoldungen fix feien, nicht in Spor⸗ 
teln und Acciventien von den Bürgern erhoben werden. Bei den Lanbftänden wirkt man aͤhn⸗ 
lich durd einen angemeffenen Genfus und angemeffene Diäten, bei den Wahlen durd geheime 
Abflimmungen. Dod das Wichtigſte und Weſentlichſte ift vor allem in diefer Hinficht, um bie 
allerverberblichfte Gorruption und Demoralifation auszuſchließen, daß, mie fhon oben bemerft 
wurde (f. Amtserſchleichung und Beſchlagnahme), von der Regierung felbft ein gutes und 
kein ververbliches Beifpiel gegeben werbe. Wenn file dad Unwürdige, weil e8 den augenblid- 
lichen politiſchen Intereffen und Leidenſchaften der Einflußreichen entfprit, wenn fie das nit 
der freien pflichtgemäßen Überzeugung Entfprechenve, überhaupt wenn jle von ihr dictirte Ab⸗ 
flinnmungen ber Wähler, der Stände, der Richter durch Belohnung und Nachtheile, Orden, 
Zulagen, Beförderungen, Zurüdfegungen, Berfegungen und Abfehungen erfauft — nun alds 
dann erwarte man feine guten Früchte! Das Andere, neben würdigen Geift der Regierung und 
guten Einrichtungen, iſt vollfommene Publicität und Preßfreiheit ald das wirkſamſte Sitten- 
gericht und ald der beſte Wächter. MWelder. . 
— ſ. Steuern. 





Beſtrafung, ſ. Strafrecht. 


Betrug, ſ. Culpa. 


1) „Ueber Regenten, Regierungen und Miniſter“, S. 198, 

2) Vergl. Grolman, „Grundſaͤhe der Griminalrechtswiffenfchaft”, F. 361 und 362; Feuerbach, 
„Beinliches Recht”, 5.479; und Mittermeier im der „Allgemeinen Encyllopädie von Erſch und Gruber” 
unter dem Wort Beftechung. 


er Bettel Bevoͤlkerung 


ttel, ſ Armenpflege. 
ute, ſ. Gigentbhum 
Bevölkerung. 1) — 1. Das Volk ift der ſchoͤpferiſch lebendige Inhalt und darum auch der 

Brord des Staats. Ein einziger und doch viel verzweigter Strom, aus bem ſich die Individuen 
der Welle gleich nur zu erheben ſcheinen, um bald wieder zu verfchwinden, und worin Doch jever 
Einzelne zu einem beſtimmten und dauernd beftinnmenden Momente wird — jo ergießt ſich die 
Bevölferung von ihrer diinfeln unbefannten Duelle an in fletem Entftehen und Vergehen über 
Die Ränder der Erde. Und wie biefer Strom in verſchiedenen Graben fleigt oder fällt, fo ver: 
ändern fich zugleich die politifchen Zuftände, die Steg und die verhältnißmäßige Macht ver 
Staaten. 

. Zahllofe Geſchlechter haben fi in ununterbrochener Folge zur Weltgefhihte aneinander 

gereibt. Bald ift e8 die fproffende Jugend, bald das welfe Greifenalter, bald die Blüte, bald bie 
gereifte Frucht, welche ver Tod von dem immer nachwachſenden Bölferleben abpflückt. Und fafien 
wir ohne Wahl die einzelnen abgeriffenen Erſcheinungen dieſes unaufhörlihen Wechſels ins 
Auge, fo verwirrt ſich der Blic vor der bunten Mannichfaltigfeit, fo fcheint ed, daß der blinde 
Zufall mit der einen Hand die Menfchenfaat über die Erde ausftreut, während die andere fort 
und fort zur zweckloſen Ernte die Sichel führt. Aber fobald wir unfere Betrachtung ausdehnen 
auf die Bewegung des Menfchengefchlehts im Ganzen und Großen, müflen wir aud Hier er⸗ 
fennen, wie in allem Kommen und Geben eine gefegmäßige Ordnung flattfindet, und wie inner= 
Halb der von einer höhern Hand gezogenen Schranken zwar ver Willkür der Menden ein freier 
Spielraum bleibt, wodurch fie aber nimmermehr dad Beleg feldft zu vernichten vermögen. Wohl 
hatte alfo der Forſcher, der zuerft oder einer der Erſten auf diefe Bewegung feine Aufmerkſam⸗ 
feit lenkte, gegründete Urſache, von einer „göttlihen Orbnung in den Veränderungen de3 
menſchlichen Geſchlechts“ zu reden. 2) Seitdem iſt ed durch neue Erfahrungen, Beobachtungen 
und Bergleihungen gelungen, fi gar mander mweitern Grundzüge jener Ordnung bewußt zu 
werben. Do müſſen wir geftehen, daß der Schleier noch ange nicht gehoben ift, und daß noch 
per Statiflif der Bewegung der Bevölkerung ein weited Feld zur Ergründung offen fleht. Denn 
wie alle Korfungen ver PHyfiologie und Pſychologie das Naturgefeinuni der individuellen 
Erzeugung und des Gebärend nicht völlig zu enthüllen vermochten, fo bietet füh der Erfenntnif 
per danıit zufammenbhängenden Gejege der Kortpflanzung des Menfchengefchlehts noch manchet 
Märbfel dar, an deſſen Löfung fich die raftlofe Wißbegierde Fünftiger Generationen fort und fort 
gerfuchen wird. 
II. Die Befammtfumme der jept lebenden Menſchen ſchätzen wir auf etwa 1000 Millionen, 
Diefe Schätzung ift nur, was den Antheil der beiden Erdtheile Europa und Amerika betrifft, 
wenigftend in der Hauptfache verläffig; dagegen in hohem. Grabe unſicher bezüglich Aſiens und 
im höchſten Bezüglich Afrikas. Unſere Schätzung ergibt jenenfalld eine äußerſt ungleiche Vers 
theilung der vorhandenen Menſchenzahl, nämlich: 


Deutfhe Duadratmeilen: Berälferung: Auf die Quadratmeile: 
Europa 180,000 266 Millionen 4477 
Amerika 750,000 60 „. 92 
Allen 785,000 60 „ 764 
Afrika 545,000 80 4147 
Auftralien 170,000 2 42 
2,410,080 1008 „ 419. 


Moch viel größer als ner Unterfchien der Bevolkerungédichtigkeit in ben verſchiedenen Erd⸗ 
theilen, iſt verfelbe, wenn wir bie einzelnen Länder eines und veffelben Erdtheils miteinander 


1) Die zweite Auflage des „Staats-Lexikon“ enthielt nicht weniger ale drei verſchiedene Abhand⸗ 
Iungen über biefen Gegenftand, nämlich von Rob. v. Mohl, Wilh. Schulz und General v. Theokalb 
(legtern in Beziehung auf politifche Arithmetif). Obwol jeder dieſer Auffäge ein reiches und ſchaͤßz⸗ 
bares Material umfaßt und geiſtvoll befpricht, ſodaß nd unferer Anficht dieſe brei Abtheilungen ben 
Miederabdrud verdienten, fo beftiimmten boch die beiden Rückſichten auf Raumerſparniß uud leichtere 
Überfichtlichfeit zu einer neuen Bearbeitung bes ganzen Gegenftandes, und dies um fo mehr, ale bie wich: 
tigfien hierher gehörenden Refultate der erfiin der Neuzeit entwickelten Statıftif ohnehin die Abfaffung 
eines vierten Artifels nothwendig gemacht und zudem Mobdificationen in allen rühern Bifferangaben 
goeict hätten, Wir Gaben übrigens eine Anzahl Stellen aus den ältern Abhanblungen unter fleter 

eu jnafme auf deren Urfprung wörtlich mitgetheilt. 
) Süßmilch: „Die göttliche Ordnung u. f. w.“ (A. Aufl. von Beurmann, Berlin 1775). 
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vergkeichen. Wir erinnem nur an dad übetaud ſtark beodfferte China gegenüber Sibirien, ober 
an die Neuengland-Stasten und Weſtindien gegenuber Grönland und Batagonien. 

Können aud viele Gegenden der Erde, ganz beſonders jene der Falten Zonen, vorausſichtlich 
nieuiald eine zahlreiche Bevölferung ernähren, fo genügt Doch ein Blick auf obige Durchſchnittse 
zahlen bei Amerika und Auftralien, um keinen Zweifel zu laflen, daß die Erbe nicht nur Raum 
genug böte für viele weitere Millionen, jonbern daß auch der Lebensunterhalt für ſolche Mil⸗ 
lionen unſchwer dem Boden abzugewinnen wäre. 

War die Erde wol vordem jemals flärfer beuölfert als jetzt? Im Ganzen ficherlih niemals, 
obwol in einzelnen früher civilifirten Ländern, welche mehr oder minder der Bultur verluftig 
wurden, unzweifelhaft Rückſchläge erfolgten (3.8. auf ver phöniziſchen und Farthagifchen Küͤſte, 
auf der Pyrenäenhalbinſel n. |. w.). Der Beweis für unjere Behauptung liegt nit in dem 
fogenannten Malthus’ichen Befeke von firter Menfdenvermehrung. (f. unten), jondern vielmehr 
in dem unzweifelhaft feſtſtehenden Naturgelege, daß. erft ein hoͤherer Brad der Culturentwicke⸗ 
lung die Mittel zum. Lebentzunterhalt einer groͤßern Menſchenmenge gewährt. Auf einer Land⸗ 
ſtrecke, welche kaum einer einzigen nur von der Jagd lebenden Familie Nahrung verſchafft, 
koͤnnen wenigſtens fünf Familien von der regelmäßigen Viehzucht und 20 Familien vom Acker⸗ 
bau leben, und dies unvergleichbar beſſer als jener. eine Jäger. Wie lebt heute ſchon eine un⸗ 
vergleichbar flärfere Bevoͤlkerung In denjenigen Gebieten Rordamerikas, welche noch vor wenigen 
Jahrzehnden das Eigenthum weniger kümmerlich vegetirenden Indicner waven! 

Das misyverſtandene Chriſtenthum, ſolange es noch in der erſten Periode feiner Entwiden 
lung als blos einſeitige Hinweiſung vom irdiſchen Jammerthale na einem jenſeitigen hinmte 
liſchen Reiche aufgefaßt wurde, begünftigte nicht den Abſchluß ver Ehen und bildete alfo auch in 
dieſer Beziehung einen Gegenſatz mit ken Religionen bed Alterthums. Die Anarchie ver Bdlkerz. 
menkerung, bie erſt zerſidren mußte, um fir eine fernere Periode ſchoͤfpferiſch und fruchtbar zu 
iperden, verminderte Die Bevölkerung der Gulturflaaten ; vielleicht weniger durch dad Schwert 
als duxch Dig Unſicherheit ver Zuſtände und des Beſitzthums, bie fie mit ſich ſͤhrte. Daran: 
fnüpfte ih Die Entſtehung des Feudalweſens und im Fauſtrechte der Kampf Aller gegen Alle, 

In den Zeiten des Mittelalters fcheint man, mit Ausnahme ver freien Stäbte, Bendlfes 
rungsab⸗ oder Zunahme wenig beachtet, und jede Bermehrung oder Verminderung (die man 
ohnehin Höcftens oberflächlich ſchätzte) ald bloße Zufälligkeit hingenommen zu haben, über 
welde man nicht viel nachdachte. Die erft nachmittelalterliche Bürftenonmipotenz kümmerte ſich 
ohnehin um das Leben des gemeinen Volkes oft weniger als um das einer Viehhrerde, und ed. 
iſt unberechenbar, wie viele Millionen Menſchen nicht nur in den Religionskämpfen (in denen 
es fi doch wenigſtens bier und da um irgendeine Überzeugung haudelte, obwol. bekanntlich 
‚wer das Land beſaß“ auch deſſen „Religion“ beftimmte!) — fondern ebento in den eigentlichen 
Grhfolge: und Brobsrungäfriegen zu runde gerichtet wurden. 

Gegen dieſes heillofe Treiben enwickelte ſich eine glüdliche Reaction auf dem Boden ver. 
mit dem @eifte der Humanität verbünneten Anſchauung, daß eine zahlreiche Bevölkerung Die 
Grundbedingung der Macht aller Stansen fe}. Nun marb ed als eine vorzugsweiſe wichtige 
Aufgabe der Staatgmänner betrachtet, die Volksmenge auf alle Weife künſtlich zu vermehren, 
Man zog Fremde in das Land, und brachte damit (freilich abgefehen von vielen Schwinbeleten 
une Misgriffen) neue Inpuftrie, neue Anſchauungẽweiſen, überhaupt erneuernde Elemente in 
daflelbe; man erleichterte den eigenen Angehörigen die Anfafägmahung und Vershelichung, 
une milderte oder befeitigte damit manche Feſſeln des Feudalweſens und der Leibeigenfchaft; 
man führte ſodann eigene Steuern für Die Hageftolzen ein, und fegte dagegen fogar eine Art 
Prämie aus für zahlreiche Kinderpropuction, indem der Staat (der Fürſt) die Erziehung jedes 
fiebenten Kindes aus Einer Ehe übernahm y. ſ. w.; letztes Beftimmungen, bie fogar noch unter 
Stapoleon 1. aufgefrifcht wurden, welcher dazu ohne Zweifel durch feinen ungeheuern Menſchen⸗ 
verbraud; in ven nie endenden Feldzügen veranlaßt warb. 

Die künſtliche Bevoͤlkerungsvermehrung rief indeß alsbald ſchwere Bedenken hervor. Man 
fürchtete im Gegentheil Übervölferung. Bon was ſoll Die größere Menſchenmenge leben? fragte 
man. Die Gemarkungen werden nicht groͤßer. Wohin muß es alſo führen, wenn die Zahl Der⸗ 
jenigen, welche ſich in die vorhandenen Äcker theilen, immer weiter ſteigt? Jeder Theil muß 
kleiner werben; Verſchwinden alles Wohlſtandes, ſteigende Armuth und Verkümmern müflen 
bie unabwendbaren Folgen fein. Daher vielfaches Auftauchen bed Verlangens: die Staats-. 
gewalt möge der Bevoͤlkerungsvermehrung durch künftliche Mittel Einhalt thun, dieſelbe hem⸗ 
men und aufhalten. 
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Es war im Jahre 1798, als der Engländer Malthue (zuerſt anonym) fein Buch verbffent⸗ 
lite: „An essay on the principles of population, as it affecis the future improvement of 
society.” Seine mit vieler Geſchicklichkeit vorgetragene Grundanſicht iſt diefe: Neigung und 
Zeugungsfähigkeit der Menſchen bleiben ji immer glei. Sie führen zu einem beſtändigen 
Zuwachſe ver Bevölkerung, größer ald deren Abgang. Da num bie vermehrte Anzahl einer jes 
den Generation ſich ebenio wieder vermehrt, ſo muß ber jährliche Zuwachs Im nächſten Zeitraum 
ſtets noch koloſſaler werden. Es entfleht ein Steigen in geometrifcher Proportion. Allerdings 
läßt ſich auch die Duantität der erzeugten Lebensnrittel vermehren, aber nur in einfachem, ariths 
metiihem Berhältnig. So ergibt ſich alfo bei ven Menſchen das Streben nad) Vermehrung in 
den Proportionen von 1, 2, 4, 8 u. f. w., gegenüber einer Lebensmittelverniehrung von I, 2, 
3 und 4. Entweder muß aljo bie überſchüſſige Bevölkerung (oder die Beiammthelt) mehr unb 
mehr verfümmern, in Noth, Schmuz und Elend jämmerlich zu Grunde geben, ober es muß 
Borforge getroffen werben, pie Menichenvermehrung in ihrer (natlirlichen) Entwidelung auf- 
zuhalten, dieſelbe ünftlih unmöglich zu machen; denn die Brobuetivfraft des Bodens vermag 
es nun einmal nicht, mit der ji ungehemnt entfaltenden Vermehrung bed Menſchengeſchlechts 
auf die Dauer.gleihen Schritt zu halten. . 

Die Malthus'ſche Lehre brachte anfangs doch nur einen weniger intenſiven Eindruck her⸗ 
vor. Als aber nad den großen Kriegen (aus.fehr natürlichen Urſachen) die Bevölkerung allent⸗ 
Halben mit Erflaunen erregender Raſchheit fi vermehrte, ſchien das neue Syſtem thatſächlich 
gerechtfertigt, und überall tauchten Staat&hellfünftler mit Arcanen, oft der wunderlicäfien Art, 
auf. Nicht zufrieden mit Vorſchlägen, welche auf Erſchwerung der Heirathen abzielen, fam un: 
ter Andern ein gewifler Weinhold auf eine eigene „Suflbulstiondtheorie", um mecdhanif das 
Zeugungsgeſchäft zu verhinvern; ein Anderer (Gh. Loudon) empfahl vreijähriges Stillen der 
Kinder, um neue. Gonceptionen feltener zu machen; ein Dritter wollte die Hälfte ver Benölferung 
dem Coͤlibat unterwerfen. Wenn aber Wild. Sulz (in ver 2. Aufl. des „Staats-2erifon‘‘) 
noch bemerken konnte: „Nur die unnatlirliche, die Geſundheit und bad Leben gefähgdenbe Ab⸗ 
treibung der Frucht, wie jle Ariftoteles vorgefchlagen, ober den Kindermord, wie i einigen 
fittlich erſtarrten Völfern ded Orients häufig genug ift, wagte man, troß aller fonftigen doctri⸗ 
nären Berirrungen, nicht mehr in Antrag zu bringen“, fo foll dagegen ein englifher Schrift: 
ſteller (pſeudonym Mecors) eine Methode vorgeſchlagen haben, die Neugeborenen ſchmerzlos zu 
erftiden. Wenn ein anderer Engländer, ein Broletarier, feinen Leidensgenoſſen ven ſchauer⸗ 
vollen Rath gab, je das dritte neugeborene Kind zu toͤdten, worauf die Mütter in beſtimmten 
Zeiträumen auf den Gräbern diefer Opfer einer midgeftalteten Geſellſchaft eine ſchmerzlich⸗ 
ernfie eier der Erinnerung begeben jollten, fo war dies nicht mehr als ein Ausbruch blinder 
Berzweiflung, ver danach zu beurtheilen ifl. 

Das natürliche Gefühl mußte, empört über die unabwendbaren Gonfequenzen, zu denen 
dad Malthus'ſche Syſtem führt, dieſer Theorie an ſich widerſtreben. Die Art der Bekämpfung 
war nicht immer eine richtige, indeß gewann doch fehr bald vie Anſicht wieder überwiegende 
Geltung, melde Theobald (in den frühern Nuflagen des „Staats⸗Lexikon“) mit den Worten 
entwidelt: „Es iſt dafür geforgt, daß bie Bäume nicht in den Himmel wachen: der fortſchrei⸗ 
tende Gang der Bevölkerung wird vorzüglich durch ven Mangel an Eriftenzmitteln aufgehalten. 
Bei allen Arten von Thieren und Bilanzen firebt die Natur unaufhoͤrlich dahin, die Zahl der 
Individuen zu vermehren, bis ſie mit den Mitteln zu ihrer Ernährung im Gleichgewicht Reben. 
Bei ven Menſchen haben aber auch moralifche Urſachen einen großen Einfluß auf den Gang der 
Bevölkerung. Kann ber Boden leicht urbar gemacht und dadurch neuen Geſchlechtern reichlide 
Nahrung verſchafft werben, fo ermuthigt pie Gewißheit, eine zahlreiche Kamilie ernähren zu 
können, zu Heirathen. Die Ehen werden früher geſchloſſen und find fruchtbare. Auf fold 
einem Boden müllen Bevölkerung und Beburten zugleich in geometrifcher Progreſſion zunehmen. 
Wird aber ver Anbau des Landes ſchwieriger und feltener, dann nimmt der Zuwachs der Be: 
völferung wieder ab; diefe nähert fi immer mehr dem veränderlichen Stande der Eriften;: 
mittel, um welchen fie Schwingungen madt, faſt wie ein Pendel, deſſen Aufhängepunft lang⸗ 
fam hin= und herbewegt wird, un biefen vermöge feiner Schwere ſchwingt.“ 

Die Nationalökonomie lehrt vaffelbe, nur mit andern Worten; fie fagt: „Die Bepölferung 
findet ihre Grenze zunächſt in dem Volkseinkommen, alfo zulegt in der Production, melde bie 
Duelle alles Einfommens ift. Die Bevölkerung kann diefe Grenze nicht ungeftraft überfchreiten 
und erreicht biejelbe bald wieder, wenn fie durch Seuchen ober burd Krieg gellhtet worden 
if. Durch Einführung der Rubpoden und durd andere fpecififche Mittel gegen verheerende 
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Krankheiten wird Pie Bettbnenge nit vermehrt, vielleicht‘ aber die mittlere Lebenſvaur; 
verlängert.” ' 

Akterkings gibt ſich bei den Menſchen (wie bei den Thieren) zufolge eines natürlichen Ge⸗ 
ſetzes das Streben nad) Verniehrung ihrer Art fund. Allein Malthus bat biejen zur Schaltung 
des Goſchlechtes abjolut nothwendigen Trieb völlig einfeitig aufgefaßt, und dieſe feine Anſicht 
zu einem theoretifchen Syſteme derart ausgebilvet, daß er alle, die natürliche Begrenzung der 
Vermehrung bei den Menfchen augenſcheinlich zeigenden Thatfachen durchaus überfah. Sem“ 
Lehre führt mit unbedingter Nothwendigkeit dahin, daß, fobald und folange man nicht Hem⸗ 
mungen vornehme, eine Dienfchenvermehrung erfolge, welche zu immer ärgerdr Noth, Verfümz 
merung und Elend führen müffe, in welchem Heillofen Zuftande die gefanmte überſchüſſige Be⸗ 
völferung jämmerlich zu verfommen habe. Seine ganze Lehre conerntrirt ſich In der Vefürch⸗ 
tung, „daß, wenn man nur die Natur walten lafle, das richtige Maß ver Population immer 
wieder blo8 durch die traurigſten Reiben für die geſammte Gattung hergeftellt were”. Gin ein= 
ziger unbefangener Blick auf die Gefchichte der Menſchheit Hätte die völlige Nichtigkeit dieſer 
Zebre darthun müflen; bie erfte beſte Bergleihung des Zuflandes, in dem die Menſchen vor 
6000, vor 2000, vor 1000, 500 oder nur 100 Jahren fi befanden, mit ihrer fpätern Lage 
Hätte dieſe Lehre des Mückichritts widerlegt, Hätte ven Kortfchritt erfennen maden. Wenn bie: 
Malthus'ſche Lehre wirklich auf der richtigen Erfaffung eines Naturgeſetzes beruhte, fo müßte 
fie nämlich nicht blos für jegt und die Zukunft gelten, fondern ihre Grundlage müßte vor allem 
bei einer Vergleichung der Frühern Zuflände mit den fegigen überzeugend hervortreten. Hätte 
nun Malthus den ökonomifhen und forialen Zuftand der Bewohner feines Waterlandes ewa 
im 16. und 17. Jahrhundert mit dem feiner Tage irgendwie unbefangen verglichen, fo wäre 
ihm kein Zweifel darüber geblieben, daß die Thatfahen zu ganz andern Ergebniffen führen, 
als welche nach feiner Theorie Hätten eintreten müffen: die Volkszahl hat allerdings mächtig zu= 
genommen; die Lage dieſer vermehrten Bendlferung bat fich aber nicht verfchlimmert, ſondern 
in Begentheile unberechenbar vwerbeffert, und dieſe Verbefferungen find keineswegs blos ein⸗ 
zelnen Ständen, ſondern vielmehr allen Claſſen zugute gelommen, denn von ven hoͤchſten bis zu 
den unterſten Schichten herab war die erfolgte limgeftaltung im Ganzen eine entfchieden wohl⸗ 
thätige. (Man leje nur z. B. die vergleihenvnen Schilderungen bei Macaulay.) Wir find nichte 
weniger ald blinde Lobredner der jetigen Zuſtände, wir erkennen fehr wohl deren mitunter noch 
entfeplichen Mängel; mern es ſich aber um bie vorliegende Frage handelt, fo haben wir unbe⸗ 
dingt anzuerkennen, daß die Verhältniſſe, wenigſtens relativ gegen früher, ganz entſchleden gün⸗ 
fliger geworben find. Auch beſitzen wir für dieſe Anficht ein mit marhematifcher Beſtimmtheit 
ſprechendes Beweismittel: es iſt die, ſoweit unfer ſtatiſtiſches Material reiht, von früher bie 
zur Neuzeit immer weiter rortgefihrittene Ziffererhöhung der menſchlichen Lebensdauer, wovon 
wir unten des Nähern reden werben. Bei aller Anerkennung ded Verdienſtes, welches fi. 
Malthus durch feine geiftvolle Anregung einer hochwichtigen Frage erwarb, und ganz abgeſehen 
von den heillofen Folgerungen, zu denen feine Entiwidelung im Sinne ver alles zu bevormun⸗ 
den fuchenden Bureaufratie und der politifdgen Reaction vienen mußte, finden wir ed daher 
doch völlig unbegreiflih, wenn man den Begründer eined geradezu unrichtigen und durch bie 
Macht ver Tharfachen vollftändig widerlegten theoretifchen Syſtems, ben Entdeckern eivig wahrer 
und unumftößlicher Naturgefege ald gleihverbient an die Seite flellen, als ebenbürtig einen 
Balilel und Harvey (dem Entdecker des Blutumlaufs) bezeichnen will (ie ſolches in Bluntſch⸗ 
v8 ‚‚Staate-Wörterbuch”, unter Wiederholung einer Phrafe Roſſi's, gefchehen ift). 

Es handelt ih in vorliegenden Kalle nicht blos wie beim Thier um bie phyfifchen Triebe: 
Auch wenn gar Feine hemmenden Staatdeinritungen vorhanden find, und wenn die höhern 
fittlihen Grundſätze auch noch keineswegs bei allen Angehörigen des Volks in dem Mape zur 
Beltung kommen, wie man wünſchen möchte, wird dennoch die Bevölkerungsvermehrung nie: 
mals In der Weife ftattfinden, wie Malthus annahm. Diefe Vermehrung wird nämlich keines⸗ 
wegs fo weit gehen, als Menfchen überhaupt In einem beſtimmten Lande, aufs Alleräußerfte 
beſchränkt, Ieben over vielmehr blos vegetiren Fönnen, jondern nur fo weit, als dieſe Menfchen 
nach den durch die allgemeine Anfhauungsweile (dad Volksbewußtſein) beftimmten Begriffen 
von den „Lebenshebürfniffen‘‘, d. h. alfo nach den Anfoderungen an das Leben, zu eriftiren im- 
Falle find. Schon ein mäßiger Grad der Cultur macht ſich in diefer Beziehung unverfennbar- 
geltend. Bei weiter voranſchreitender Bildung und mehr entinideltem Selbſtbewußtſein erſcheint 
gar Mandes ald unentbehrliches Bedürfniß, auch des Aruıen, was man in rohern Jahrhun⸗ 
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derten daflr nicht auſah. Dies der Grund, warum die Lage ſelbſt bee geringflen Claſſen einz 
entſchieden beſſere, ſtatt eine unbedingt ſchlechtere geworden ift. 3) 

Mit ver Zahl der Menſchen mehrt ſich Die Zahl der Producenten; mit ven Kortfgreiten ber 
Bildung lernt ver Arbeiter zunem mehr oder Werthvolleres produciren. Damit ensöglicht ſich 
vie Verbefferung ver Lage Aller. Jever weirh feine Kräfte verfländiger und nützlicher (öfone- 
wiſcher) verwenden, und ſowol die geiftige Bilaung des Einzelnen als bie Hälfe der neuerfun- 
denen Maſchinen werden das Product der Arbeit jedes Individuums vermehren oder verbeflern, 
werben dieſes Produet jedenfalls als ein werthvolleres erfcheinen laflen. Sehr ſchoͤn, und ber 
Sauptfache nad gewiß richtig, bemerkt ein neuer frauzöliicher Forſcher 4): „Die Natur und die 
Kurſt wetteifern an Fruchtbarkeit. Jedes Erzeugniß der Natur erzeugt einen Arbeiter mebr. 
Diele wunderbare Übereinfiimmung bat -und. zur Aufftellung des Satzes veranlaßt: IR die 
Production eines Landes bekannt, fo läßt ſich danach deſſen Bulfäueuge beflimmen und um- 
| gekehrt.” (Doch macht fich biexbei, wie eben gezeigt, weſentlich auch vie Anfoberung des Volkes 
| ası daß Reben geltenn). 5) | 

In Uhereinſtimmung mit ven entwidelten Anſichten zeigt die Erfahrung, daß auch da, wo 
die Ökonomische Rage des Volkes ich nicht merfchlechtert, vielmehr entſchieden verdeflert, Daß alfe 
Da, mo nicht ein gefleigerte® Clend Veranlaflung einer gefleigerten Sterblichkeit iſt, denmoch Die 
Bollssermehrung im Banzen keineswegs „in geometrifcher Proportion“ vor ih get. So be- 
trug die Zunahme der Einwohnerzahl in denjenigen europäiſchen Ländern, auß beuen wir bie 
genaueſten ſtatiſtiſchen Aufnahmen befigen, feit der erfien Zeit. nad Beendigung ber großen 
Kriege in jeder fpätern Epoche eine geringere Ziffer. Nach Precenten bereihnet ging Die Zu⸗ 
nahme folgendermaßen herab; in 


Framkreich: England: Preußen: 
1821-30 6,@ Proc. 415,89 Proc. 1831-—-39 44,43 Bror. 
4831-40 507 14% $„ 1840-46 IB ,„ 
41841—50 AR „ 3 u 41847 - 52 5,100 4 


1859--55 159 „ 
Kein Zweifel, unmittelbar nad) ven furdtbaren Napoleonifchen Kriegen hatte eine ungewöhn: 
Liche Volkovermehrung in Europa flatigefunden. Allein es Ift nirgendwo bie befürchtete, geome⸗ 
triſche Progreſſſon“, ſondern es iſt das directe Gegentheil einer foldden eingetreten, und insbe⸗ 
ſondere haben die jüngſten Vollszählungen in nicht weniger als 51 Departements Frankrteichs 
und In vielen Ländern Deutſchlands den erſchreckenden Beweis einer ſtattgefnndenen Bevöl⸗ 
kerungsverminderung ergeben. Wir verweilen nur einen Augenblick bei den Reſultaten, 
weiche pie Zollvereinszaͤhlung vom December 1855 zeigten. Im Berglei mit der drei Jahre 
früher erfolgten Aufnahme hatte fi nämlich die Menſchenzahl in einer Reihe von Ländern ver: 
mindert, und zwar um nachbemerkte Anzahl: 
in der bairifhen Rheinpfalz um 24,142, 
„Würtembrg . . . 2 63,543, 
„Baden . . . 2 2. 41,838, 
„Kuchflen . . . 2 on 17,664, 
„dem Großherzogthum Heflen „ 47,378, 





3) Hier noch ein Beifpiel dafür. In Engfand hat man berechnet, daß ein Tagelöhner, um eines 
Duarter Weizen zu verbienen, arbeiten mußte: 


zur Zeit Eliſaheth's burchichnittlich 48 Tage 
mar des 17. Jahrhunderts . 438 ,„ 
wiichen 1700 und 1760 . . 32 „ 
Veit 1815 a 19, hochſtens 28%, , 


(Hildebrand, „Rationalbfonomie‘‘.) 

4) Yuillard, „Elements de statistique humaine ou demograpbie’' (Paris 1855). 

5) Ohnehin ifl eine dünne Bevölferung an fich nichts weniger als ein Beweis bes öfonumifch gläds 
lichen Zuftandes biefer Menfchen; man Eönnte meit eher das Gegentheil als Regel annehmen. Die Sta: 
wen und Magyaren leben in Europa ziemlich am wenigflen gedrängt, und zudem hat das Getreide bei 
ihnen den niedrigften Breis — weil fle einer Entwidelung auf dem Gebieie der Induſtrie ermangela 
„Und dennoch“, bemerkt der franzöflfche Nationaldkonom Paſſy, „iſt ver Weizen voch zu theuer für 
biefe armen Gefchöpfe, welche benfelben bauen. Sie eben faft nur von Roggen, und währen m 
Frankreich der Verbrauch von Weizen gegen Roggen wie 3 zu 1, und in England wie 4 zu Lift, finder 
wir er Polen und Ungarn ein Verhaͤlmiß wie 1 zu 7, felbft 1 3u 9. (Alſo 2I—23 mal 
ungünftiger! 
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mlurmbung . . . . um 315%, 
„Braunfhweig . . - . m 1690, 
Nu. . 2 rn 823. 

Selbſt in den Gebieten, in denen jich eine Vermehrung ergab (Sachſen, Preußen, Altbatern 
u. f. w.), wor dieſelbe meiſtens viel geringer als in nen frühern Zeiten. Bezeichnend iſt noch, 
daß der relativ größte Menſchenverluſt eine Landſchaft (vie Rheinpfalz) trifft, in welcher ‚nie 
pollfte Freiheit der Berheirathung und Anſäſſigmachung beitebt Im ganzen Zollvereinsgebieta 
hatte man zwar noch eine Zunahme, dieſelbe betrug indeß in drei Jahren nur 115,472 Seelen 
(bei einer Totalſumme von 32,388, 033), alfo noch nicht einmal ein halbes Procent in biefem 
ganzen Triennium. 

Die Nuganwenbung unferer Erörterung ergibt fich von felbit. Wenn auch jegt noch Volks- 
wirthſchaftslehrer (tie der Verfaſſer des Art. Bevoͤlkerung ˖ in Bluntſchli's, Staats⸗Woͤrter⸗ 
buch“, nach längerer, mehr oder minder ſchwankender und zweideutiger Auseinanderfegung) 
zu dem Ergebniß gelangen: „Es kann allerdings nothwendig werden, dem Ubermaß der Volks⸗ 
vermehrung unmittelbar entgegenzutreten‘‘, und ferner: „Demnach wird denn bie Aufgabe der 
Politik auch bald dahin gehen, die Volfövermehrung zu beförbern, bald dahin, fe zu hemmen‘, 
fo hegen wir die diametral entgegengefepte Anfjicht, Indem wir weder. dad Hemmen⸗ noch das 
Befoͤrdernwollen als Aufgabe ver Politik anſehen. Beſſer als alle doctrinäre oder bureaukra⸗ 
tiſche Weisheit es zu ermeſſen vermag, flellt ſich das richtigſte Verhältniß von ſelbſt Her, wo 
man Die Natur und ben verſtändigen Menſchengeiſt nicht durch künſtliche Hemmniſſe bei Ver⸗ 
ehelichung, Anſäſſigmachung und in nützlicher Anwendung feiner Kräfte beim Gewerbebetrieb 
u. ſ. w. ſtets bevormundend einengt, beläftigt und hindert. Dabei find wir im Übrigen ven 


Überzeugung, daß die Bemühungen von Regierungen, als Selbflzwed die Bevölterung Ihrek 


Landes zu vermehren, auf die Dauer nicht einmal diefen allernächften Zweck erreichen, vielmehr 
eber entgegengejegt wirken. Die Unterflügungsmittel, welde man ven Einen (3. B. Familien 
mit vielen Kindern) ©) zumendet, müffen (menn nicht amerifanifche Verhältniffe vorhanden) dem 
Andern erſt entzogen werben, und Died unter ber Herrjchaft jehr unbefriedigender Steuergefege, 
welche überall weit mehr bie Mafle des Volks ald ven übermäßigen Reichthum treffen. Denen, 
welche die Mittel mit ihrem Fleiß erwerben, nimnit man fie hinweg, um biefelben Andern zw 
ſchenken, bei denen die Verwendung eine unnatärliche, darum problematifche it. Ein Zuwachs, 
Ren man einerjeitä gewinnt, wird andererfeitö minveftend in gleichem Mape untergraben und 
zerftört, Was aber die Hinderungsmittel (gegen Vermehrung der Bevölkerung) betrifft, fo find 
diefelben unzertrennlich von ſchlimmen Kolgen, welche jeder naturwiprigen Einrichtung anfleben. 
Nicht die wenigft bedeutenden dieſer fchlimmen Folgen find im gegebenen Falle Bermehrung 
der unehelichen Kinder?) und häufige Hinderung des Zuſtandekommens eines heillamen Fami— 
lienlebens. Die Regierung felbft wird durch eine faft ind Unendliche gehende Häufung der Ge⸗ 
ſchäfte erſchwert, mit ver unjegenvollen Beigabe, daß man jich daran gewöhnt, felbft In die Le: 
hensverhältniffe des Einzelnen bevormundend einzugreifen, mol ſelbſt, mit einem Anfluge des 
verderblichen Dünfels, eine Art „göttlicher Weisheit“ entfalten, oder richtiger gefagt: vie „gött> 
liche Ordnung” hinterher noch corrigiren zu Fönnen. 

III. „Nicht in gleicher Weile”, jagt Boudin ®), „wird der Menſch geboren, lebt, leidet und 





6) Beim Seranziehen geiverbfunbiger Gugenotten war befanntlich nicht eine Vermehrung ver 
— ſondern Vermehrung der Induſtrie das entſcheidende Moment, neben ber veligiöfen 

mvathie. 

7) Bluntſchliſche Staate-Wörterbuch” fucht dieſen Einwand durch eine Hinweifung auf bie 
„erwielene größere Sterblichkeit der unehelichen Kinder‘ zu entkräften, wonach doch der Bevölferunges 
zuwachs abgehalten werde, Dies märe ja aber nichts Anderes als bie abfichtliche ſyſtematiſche Anwen⸗ 
hung eines Zuſtandes elenveften Verfümmerns und Verſchmachtens, welcher boch eben von ber Bevdlke⸗ 
tung abgewenbet werden fol. Das Ausgleichungsmittel wäre nach unferm Gefühl inhumaner als bag 
Töpten der Neugeborenen, welches wir ben fittlich erflarrten Drientalen zum Vorwurfe machen, ober 
als der Vorſchlag bes Arifioteles, ber uns entrüfet. 

Wenn es Abrigens im „StantesMörterbuch” (Bp. 2, &.131) heißt: ‚Die Altersbefchränfung ift wol 
am weiteften getrieben im Canton Thurgau, wo neuerdings norgeichrieben worden ift, daß feine Jungs 
frau vor 26 ober (?) 28 Lebensjahren fich verheirathen darf“ — fo ift Dies eine thatfächlich vollloms 
men unrichtige, eigentlich an fich ſchon unbegreifliche Behauptung. Gefege folder Art mag cin wahn⸗ 
finniger Despot dem von ihm unterdrüdten Volke aufziwingen, ein freies und verfländiges Volk wirb 
fich nicht bis zu derartigen Misgeburten legislatorifcher Tollgeit verirren. Auch haben es die Thurs 
gauer nicht gethan. 

8) In dem einen reichen Scha von Material und Bemerkungen enthaltenden Werfe: „Traite de 
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flirt er an ven verfchiebenen Bunften der Erbe. Geburt, Leben, Krankheit und Tod, alled 
ändert jich mit dem Klima und der Bodenbeſchaffenheit, alles modificirt fi mit dem Racen⸗ 
unterſchied und der Nationalität”; ebenfo, fügen wir bei, mit den äußern Verhältniflen ver 
verſchiedenen Stände. | 

Für die Lifung aller damit in Beziehung ſtehenden Fragen ift übrigens erft in der Neuzeit 
eine fefte Grundlage gefunden worden, auf mwelder bie Forſchungen eigentlich erft begonnen 
Baden. Wir meinen dir Statiſtik. Für fie tft die Zahl von eben der Wichtigkeit, wie die Wage 
für die Chemie und PHyfik. 

Ein Bli auf die Geburts: und Sterbeliften der Stadt Breslau brachte den großen Hallen, 
den Berechner der Bahn ded nach ihm benannten Kometen, im Jahre 1693 auf ven Gedanken, 
eine fogenannte Mortalitätstafe! zu entwerfen. Dem Deutfchen Süßmilch gebührt das Ber: 
dienſt der erſten weitern, gründlichen Entwickelung, mochte deffen Schrift „Die göttliche Ort: 
nung in den Veränderungen des menſchlichen Geſchlechts“ immerhin von einem ſtarr-ortho⸗ 
doren Standpunfte ausgehen. Natürlich fonnten bie erften Leiftungen nur ungenügend und in 
ihrer Art vob fein. Man nahm dad Material, wo und wie man daffelbe fand, ohne befonbere 
Diſtinetionen. Mehr und mehr erfannte man die Nothwendigkeit, zu fondern und zu unter: 
ſcheiden. Erſt In der jüngften Zeit hat man eine Reihe ver wichtigften feinern Nuancirungen zu 
beachten begonnen. Aber noch tft kaum der Anfang gemacht in Bearbeitung der unendlichen 
Materialfülle. Dabei darf nicht Üüiberfehen werben, daß nur vie aus einer großen Menge von 
Beiſpielen fi ergebenden Nefultate einen entſcheidenden Werth befipen. Und überdies ändern 
fich die meiften Ergebniffe immer wieder nad) Zeit und Ort. Die Ziffer, melde die eine Perlode 
barbietet, erfährt gewoͤhnlich eine ftarfe Modification in ver andern. Ebeneund Gebirge, Stam⸗ 
mesunterſchied, Klima und Jahreszeit wirken mächtig ein. Ia, ſelbſt am einen und demfelben 
Orte und für bie gleichen Monate treten, nach Maßgabe der verſchiedenen Lebensweiſe, wieder 
bedeutende ngeflaltungen ein. (So kommt e8 unter Anderm, daß alle Vorausberechnungen, 
in wie viel Jahren ſich die Volksmenge dieſes oder jenes Landes verdoppelt, im Grunde nichts 
als teere Spielereten find, die durch ven Erfolg niemals gerechtfertigt werben.) Nur vonder 
Bergangenheit läßt ih reden, bie Ziffern ver Zukunft aber werben durch den Geſammtgang der 
Entwidelung mobifleirt und gleichſam beherrſcht. 

Es kann die Aufgabe des „Staats⸗Lexikon“ nicht fein, die verſchledenen Methoden zu erdr: 
ten, welche bei den manderlei Berechnungen zur Anwendung fommen. Ebenſo wentg Fann 
Bier die Mittheilung vieler Einzelergebniffe erwartet werben. Nur einige Hauptmonente, bie 
mit größerer ober geringerer Beftimmtheit ermittelt find, mögen erwähnt werben. 9%) 

Geburten. Ihre Zahl nimmt nicht unbedingt in demſelben Maße ab oder zu, wie die Ge: 
famntfumme der @inwohnerfhaft. Frankreich zählte vor der erſten Revolution ungefähr 
24%, Mill. Bervohner, heute 36 Millionen. Dabei wurden Durch jene große Umgeftaltung alle 
frühern Beſchränkungen ver Niederlaflung und Verehelichung vollſtändig befeitigt. Wer Hätte 
denken follen, daß dennoch die Zahl ver Geburten fi ſeitdem nicht vermehrt hat. Die Frühern 
24*, MIN. ſcheinen alfo eine ebenfo große Productionsfähigkeit befeflen zu haben, als ven heu⸗ 
tigen 36 Mil. innewohnt. Aber dies ift nicht der Fall. Mag man auch darüber flreiten, ob bie 
Maſſe ver Bevölkerung ſeitdem wirklich moralifch abfolut fo fehr viel beſſer geworden, fo be: 
währt fie jedenfalls in diefem Punkt eine höhere fittliche und rein menſchliche Enthaltfamteit 
in der Höhern Bedeutung des Wortes. Eo bewährt ſich deutlich, was wir oben, gelegentlicy Prü⸗ 
fung der Malthus'ſchen Lehre, geäußert. Nicht die Menge ver Geburten ift das entſcheidende 
Moment, fondern die beffere oder geringere Erhaltung ber Geborenen. Die Anfoderungen an 
das Leben find gefteigert; das allgemeine Volksbewußtſein fodert mehr als fonft an „abfoluten 
Berürfniffen des Lebens“, und fo gelangen wir im vorliegenden Falle zu dem Hauptergebniſſe, 
dap, wenn einft die vom Adel und den Betteljuppen der Klöfter abhängige elende Bevölkerung 
Frankreichs verhältnigmäßig um die Hälfte mehr Kinder gebar als die jetzige wohlhabendere 
Einwohnerfhaft, fie hinwieder aufer Stande war, jene Kinder und ſich felbfl am Leben zu er- 
Halten, ſodaß die damalige geringe Menſchenzahl alljährlich um mindeſtens 120,000 Sterbe 
falle mehr zu beklagen hatte, als heute vorfommen. 19) 





geographie et de statistique medicales et des maladies end&miques, par J. C. M. Boudin, me- 
ecin en chef de !’höpital militaire du Roule” (2 Bde., Paris 1857). 
9) Eine Anzahl Sperialnacdhweife fiche in meinem „„Sandbuche der vergleichenden Statiſtik“ (Züri 
1857). Ich gebe jedoch nachflehend befonders folche Daten, welche mir erſt ſeitdem zu Handen kauen. 
10) Das franzdflfihe Miniferium ließ Erhebungen äber Geburten und Sterbefälle In den Jahren 
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Im Allgemeinen werben mehr Knaben geboren als Mädchen. üͤberall, wo man in größerns 
Umfang beobachtete, hat jich Died gleichmäßig beflätigt. Man kann in runder Ziffer annehmen, 
daß auf 1000 Knaben höchſtens 950 Mädchen kommen. Dennoch If} die meibliche Bevölkerung 
beinahe überall die zahlreichere. Es rührt dies vorzugsweiſe daher, daß die Knaben in der erz 
ſten Zeit nach der Geburt einer größern Sterblichkeit unterworfen find als die Mädchen. Nah 
den genauen und fiharffinnigen Korfhungen Marc d'Espine's zu Genf!) iſt an jenem Orte 
der urfpüngliche Unterfchied ſchon nad den erften Lebensjahre vollſtaͤndig ausgeglichen, und 
Duetelet, dem bie Gtatifti fo Ausgezeichnetes verdankt, fand In Belgien Nefultate, welche ven 
eben bezeichneten beinahe gleich find. 12) Notizen, die und aus Oſterreich vorliegen, gehen ſogar 
über dieſes Ziffernverhaͤltniß hinaus. 33) Später kommen zwar bei den Frauen die manche Opfer 
erfodernden Geburten, bei ven Männern hingegen härtere Arbeit und der Militärdienſt, welcher 
letztere ſelbſt in Friedenszeiten faft noch einmal ſoviel Sterbefälle veranlapt, als im bürgerlichen 
Leben bei ver gleichen Glaffe vorfommen. In außerorbentlihen Fällen treten noch die Verhee⸗ 
rungen des Krieges dazu. Infolge alles veffen erfreut ſich die weibliche Bevoͤlkerung eines laͤn⸗ 
gern Lebens ald die männliche. 

Wir verweilen nicht dabei nachzumweifen, daß felbft die Tageszeit Einfluß auf die Geburten 
äußert (verhältnigmäßig die meiften kommen in den ſechs Stunden zwifchen Mitternacht und 
6 Uhr Morgens vor, die wenigfien zwifhen Mittag und 6 Uhr Abend). Ebenſo wenig 
wollen wir den Uinterfchien der Geburten nad) Monaten erörtern (wobei ohnehin nur die Zeit 
der Conceptionen entſcheidet, welche Gonceptionen [die Monate auf die gleiche Anzahl von Tagen 
zurbdgeführt] in Frankreich am zahlreicäften find Im April, Juni und Mai, und am geringfien 
im Februar, Septeniber und November. Andere Elimatifche Verhältniſſe führen in andern Ges 
genden ohne Zweifel zu Modificationen in den Ergebniflen). 

Eine beſondere Beachtung verbienen die unehelihen Geburten. Sie können der blrgers 
lichen Geſellſchaft parum nicht gleihgültig fein, weil ver Mangel des Familienleben feine vere 
berblihe Macht auf alle Betheiligten zur Geltung bringt. Unter den unebelihen Nengeborenen 
herrſcht eine viel größere Sterblichkeit, als unter den ehelichen Kindern, und die Folgen der Er⸗ 
ziehung find ebenfo verfchieven. Dazu kommt bie traurige Lage ber Mütter. Legoyt (der Vor⸗ 
fland ded Statiſtiſchen Bureau in Frankreich) Hat (Freilich nach Notizen, welche beute nicht mehr 
die allerneueften find) eine Gegenüberftellung ver ehelichen und ver unehelichen Geburten in ven 


wictigften mitteleuropäiichen Rändern entfhorfen. Danach kommen im Geſammidurchſchnitt 


auf 10,000 Beburten 899 uneheliche. Indeſſen ergibt fi in den verſchiedenen Staaten ein ges 
waltiger Unterfhied. Als äußerfte Begenfäge erfcheinen Piemont und Baiern, jenes mit nur 
212, dieſes mit 2085 unebelihen Geburten auf je 10,000; in den farbiniihen Staaten trifft 
aljo auf 47 Kinder erft ein uneheliches, in Baiern eines ſchon auf vier bis fünf. Indeſſen würde 
man ein großes Unrecht begeben, nach diefem Moment allein die größere oder geringere Mora⸗ 
lität der Bevoölkerung bemeffen zu wollen. Bor allem zeigt ſich Hierbei vie Erleichterung oder 
Erſchwerung der Anfäfligmahung und Verebelihung. Gerade in diefer Beziehung erzeugt das 
Syſtem der ſtehenden Heere mit dem erzwungenen Gölibat der Ausgehobenen für die Geſammt⸗ 


1781-84 vornehmen, welche in bem 1837 veröffentlichten Foliobande ber „‚Statistique de la France” 
abgebrudt find. Wir geben bie Hauptziffern, indem wir venfelben bie entfprechenden Grgebuiffe aus dem 
vier erfien Jahren bes jetzigen Jahrzehnds zur Seite flellen. 

@eburten: Gterbefäße: 


1781 970,06 1850 954,240 1781 881,138 1850 761,610 
1782 975,703 1851 979,907 1782 948,502 1851 817,449 
1783 947,941 1852 965,080 1783 952,205 1852 810,005 
17984 965,648 1853 927,917 1784 887,155 1853 787,581 
Bufammen 3,859,698 3,8237,144 3,669,000 3,177,335. 
11) „Notice statistique sur les ldis de mortalit6 et de survivance, par le docteur Marc 
d’Espine” (Genf 1847). 
12) „Bulletin de l’academie de Bruxelles‘ (Bd. IX). Hier fei gleich auch Quetelet's mit 
EL aaa miefes Werk genannt: „Sur ’homme et le developpement de ses faculi6s” (Bräfs 
e . 
13) Rad} der officiellen Statiſtik ſtarben im Jahre 1851 in Ofterreich von 1000 lebend Geborenen 
im nämlichen Jahre noch: 
männlide: welkliche: 
. 248 913 


ee. Bl 349. 


7 Venttletuug 

aefelifhaft einen wahrhaft unberechenbaren Nachtheil; und gerade aud im Hinblick darauf muß, 
wer bie Sittlichkeit, das Häuslihe Glück und ſelbſt nur Das materielle Wohl des Volkes zu 
ſchätzen weiß, die Erfegung ber ſtehenden Heere durch ein tüchtiges Milizſyſtem (wie in der 
Schweiz) wünfdhen und fobern. 1%) , 

Sterbefälle Alle ‚Mortalisätstafeln”, die man angefertigt hat, fönnen nur ald relativ 
richtige Anhaltepunkte für Berechnung auf fünftige Bälle dienen. Abgefehen Davon, daß es ih 
hei der Anwendung auf den @inzelfall nur um eine Wahrſcheinlichkeitsrechnung handelt, 
warf nicht überfehen werben, daß jene Liſten nichts weiter beweifen fünnen, als die Geftaltung 
in einer beſtimmten frühern Zeit; und auch Dabei wirkten vielfache zufällige Umſtände ein. Al 
lein die gefammten ſocialen Verhältniſſe erfahren von einer Zeit zur nächſtfolgenden doch nur 
in mäßiger Ausdehnung Modificationen, und die Einwirkung der „zufälligen Umſtände“ gleicht 
ſich nach beiden Seiten hin aus, wenn man eine möglichft große Anzahl von Kälten in ven Kreis 
der Berechnung zieht. So können die auf frühern Daten ſich gründenden Berechnungen im All⸗ 
gemeinen als ziemlich feſte Anhaltepunfte für die nächte Zukunft dienen. 19) 

Legoyt Hat nad) den neueften ihm befannten officiellen Daten das Sterblichkeitsverhältniß 
im folgenden 1% europäifchen Staaten jo berechnet. Es flirbt in der Megel je ein Menſch jähr- 
lich: in Norwegen auf 51,25 Einwohner, in England auf 46,12, in ber Schweiz auf 44,5, 
m Schweden 43,79, Hannover A3,5e, Dänemarf 41,39, Franfreih 40,02, Belgien 59,71, in ben 
fardinifhen Staaten 38,67, Königreih Neapel 36, Holland 35,69, Preußen 35,67, Baierk 
35,02, Sachſen 55, Dfierreih 50,13, Baden 294, Würteniberg 28,87 und in Rußland 1 auf 
26,08 Menſchen. Die Sterblichkeit ift alfo in Rußland faft noch einmal jo groß ald in Norwegen. 
Das Mittel aus obigen Zahlen ift ein Sterbefall auf 37,97 Menſchen. Dabei ftellt ſich das Ver⸗ 
hältniß nad) Geſchlechtern fo, daß auf 1059 Todesfälle von Männern blos 1000 von Frauen 
treffen. Am geringfien zeigt fi) der Iinterfchied in Belgien, namlih 10041 Männer gegen 
41000 Frauen; am größten in England: 1805 gegen 1000. Indeß dürften fich die obigen Ziffern 
in der jüngften Zeit bier und da nicht unmerklich modifieirt Haben. 

Man finder es leicht begreiflih, daß die verſchiedenen Jahreszeiten einen bedeutenden Cin⸗ 





14) Das Berhältniß der unehelichen zu den ehelichen Geburten in ber Schweiz if unfers Willens 
ſtatiſtiſch nicht feſtgeſtellt. Trop mancheslei ungünftiger Einwirkungen, zumal in Cantonen wie Senf, 
“würde fid) die Durchfchnittszahl unzweifelhaft entfchiebn günftig ftellen. Piemont unterhält zwar ein 
ſtehendes Heer, allein man hat fidy babei Doch von jener übeln Einrichtung Iosgefagt, wonach allen jun 
gen Männern bis nach beendigter Dienfpflicht Die Verheirathung verboten if. 

15) Wir feßen die Hauptergebniffe der Deparcieux⸗Florencourt'ſchen Sterblichkeitsberechnung farj 
Det more 10,900 Geborenen find in der nachbenannten Zeit noch lebend ober im —— 

re geſtorben: 


Sahre: vebende: Lebende: Geher gahre: vLebende: WeRdt- gahre: Lebende- 
0 10,000 3288 57 | 50 3964 59 | 75 1479 142 
1 7450 9231 568 31 305 62 | 76 1337 139 
2 1088 8173 57 | 52 3843 66 | 77 1198 134 
3 6823 5ll6 56 | 53 3777 70 178 1064 128 
4 6618 55 | 54 3707 76 179 9 122 
5 6468 5000 34 | 55 3631 81 | 80 812 115 
6 6345 451 54 |56 350 85 | 81 697° 107 

6243 4897 53 157 365 88 |2 590 98 
8 6154 44 52 |5 37 9 |8 492 88 
9 6073 4192 52 | .9 386 95 | 84 404 7 
10 0004 410 523 | 60 3191 9% |8 327 66 
11 3946 51 | 61 3092 102 | 86 261 3 
12 5897 46377 50 | 62 2990 105 | 87 202 4 
13 5854 4587 49 |63 2395 107 | 8 159 42 
14 9815 45338 48 | 64 3778 108 | & 117 37 
15 5778 4% 49 | 65 2669 110 | 90 80 3 
16 - 5740 441 49 | 66 2559 111 |91 0 22 
17 5699 4392 50 | 67 248 12 | 28 14 
18 9635 4342 51 | 68 2336 113 | 93 14 8 
19 5608 4291 52 | 69 2223 114 |94 6 3 
20 3558 4239 53 | 70 219 116 | 9 3 3 
21 3506 4186 11 1993 119 | 96 1 ı 
22 9453 4132 5 | 72 1874 125 
23 5399 4077 56 | 73 1749 132 
24 5344 4021 57 | 74 1616 138 
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fluß auf den Eimab ber Sterblichkeit äußern. In Frankreich Tamen nad) dem zehnjährigen Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1851 — 40 in jedem Jahre 837,083 Topesfähle vor. Die einzelnen Monate 
folgten fi in nachbemerkter Ordnung: März (mit 37,315), April (mit 80,319), December, 
Sannar, Februar, September, Mai (mit 68,556), October, Auguft, Yeti, Juni, November 
(nur mit 57,526 Sterbefällen). Trotz der Milde des Klimas trifft die größere Sterblicktatt auf 
die fech8 rauhen Monate. In Dänemark find die [hlimmften Monate ver April (mit 103/, Proc. 
ber Jahreöfterblichkeit), dann der März; am günſtigſten iſt der Septeniber (mit nicht ganz 
6 Pror.). In Schleswig ergaben fih: März als ver fhlimmfte, Auguft als ver günftigfte Mo= 
nat. Um fo mehr erflauntman, daß uf Island (Beobachtung von 1838 — 44) bei weiten die 
größte Sterblichkeit auf Juli und Auguft trifft (1A, und 117/, Proc.) , die geringfte auf ven 
Februar (57/, Broc.). Bine Erklärung finden wir in der Angabe, daß Island ein Gebiet ver Ma⸗ 
laria fei. In Italien ereignen fich die meiften Tobesfälle: zu Mailand und zu Turin Im Januar, 
zu Genua im September, in Geſammtſardinien im Februar, zu Neapel im März. Die wenig: 
fen * Mailand, zu Turin und zu Neapel im October, zu Genua und in Geſammtſardinien 
m Mat. 

Auch bei den Sterbefällen übt die Tageszeit ihren Einfluß. Das Marimum derfelben wech⸗ 
felt zwar nad) den verſchiedenen Orten, dagegen geben alle und befannten Beobachtungen über 
einftimmend als die Zeit des Minimums die ſechs Stunden zwifhen 6 Uhr Abends und Mitter- 
nadt an. 

Einfluß von Wohlſtand oder Armuth auf die Sterblichkeit. Diefer Einfluß 
jeigt fi) bet näherer Uinterfuhung von wahrhaft überrafchender Ausdehnung und Größe. Wir 
beginnen unter Mittheilung folgender Berechnung bed in dieſer Sache beſonders verdienten 
Dr. Casper. Bon 1000 zu gleicher Zeit geborenen Menſchen leben noch 


VWohlhabende: Armes Boblhabendes Arme: 

nah 5 Jahren 945 655 nad) 50 Jahren 557 283 

„410 „ 958 598 „80, 38 172 

„ 20 „ 866 "566 „0 „ 235 85 

„ 30 %„ 796 486 „80  „ 57 9 
40 695 396. 


„Y „ 

Die erſte Folonne gründet fi anf die Sterbefälle in adeligen Yamilten, die zweite auf ſolche 
bei ven berliner Stadtarmen. Die mittlere Lebensdauer ſtellt fich bei den erften auf 50, bei ven 
legten auf 52 Jahre. 

Chadwick's Unterſuchungen 1%) führten zu dem Ergebnifle: Bon 100 lebend geborenen Rins 
dern flarben 518 zum fünften Alteröjahre in der Gentry 20, bei ver Arbeiterbevdlferung (den 
Kaboureurs) 50. Die mittlere Lebenddauer iſt bei dent erften AA, bei den letzten 22 Jahre. Vil⸗ 
lerne hat, nad) den Verhältniffen von 5419 in den Jahren 1823—34 zu Mühlhauſen verftorz 
benen Perfonen aus den Ständen der Fabrikherren und Kaufleute, bid herab zu den Arbeitern 
in den Spinnfluben, die wahrfcheinliche Rebendbaner dieſer verjchiedenen Claſſen fomol vor bet 
Geburt an, als auch fpeciell jene vom zwanzigſten Lebensjahre an, zu ermitteln gefucht. Das 

Hauptergebniß ift, daß die wahrſcheinliche Lebensdauer bei der Geburt um das Neunfache dif⸗ 
ferixt, ia daß bei Denen, welche felbft das zwanzigſte Altersjahr glücklich erreicht Haben, noch immer 
ein Unterſchied von mehr ald der Hälfte der Jahre fidh ergibt. Lord Ehrington fand zu London 
eine durchſchnittliche Sterblichkeit von 25 Perfonen auf 1000 im Jahre; in einigen Quartieren 
flieg aber dieſe Anzahl auf 40, während ſie in andern nur 13 betrug. Ebenſo ermittelte derfelbe 
Forſcher an einigen Orten eine mittlere Lebensdauer im Hanpmwerferflande von nur 19— 
20 Jahren, während dieſelbe bei der Glaffe ver Kaufleute und ver fonftigen Gentlemen auf 40 
—45 Jahre ftieg. 17) 

In Übereinftinnmung danılt Hinterläßt jenes Jahr ſowol ungewöhnlicher Thenerung ald un⸗ 
gewöhnlicher Wohlfeilbeit feine Spuren in ven Geburts-, den Heiraths- und den Sterblichteis- 
liften. Aus einer Dienge uns vorliegender Beweismittel heben wir nur die folgenden hervor. 
Bermittelft Berechnungen, welche fi auf die Jahre von 1694— 1784 ausdehnen, hat mafl ge: 
funden, daß zu Barts — correfponbirend mit den Welzenpreifen — die jaͤhrliche Sterblichkeit 
betrug: 





16) &. Chadwick, „The duration of life” Xonbon 1344). 

17) „Compte rendu de la deuxiemc session du eongres international de statistiqne reunı 
a Paris les 10—15 Sept. 1855, publi6 par les ordres du ministre. Par Legoyt, chef du bureau 
de la statistique gönsrale de la Framoe”’ (Paris 1866). 
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Girtbefätte: Durätämitttiäee Schrapreiss 
in den 10 iheuerfien Jahren je 21,174 Riereö 21, 10 Gold das Setier, 
on 10 mohlfeilften „ „ 17,529 „1,5 5. 


Noch viel einſchneidender treten Die Ziffern hervor, wenn mir blos bie allerungewöhmlidgfkes 
Sahre einzeln einander gegenüberftellen. | 


Zahr: Betzoureis: GSterbeſ Me: 
London 1800 Schilling 113, 7 Pence 25,670, 
1802 ur 58,10 „ 20,508, 
chen englifche Srafſchaften 1801 „,185 „ 55,965, 
1804 " 60, 1 Penny 44,794. 


"In Würtemberg ergaben fi: . 
Geburten: Gterbefälle: Heirathen: 


Durchſchnitt 1815 — 19 . 57,750 43,409 10,078, 

Theuerungsjahr 1817 allein 47,816 50,680 8200. 
MBerminderung ber Geburten und der neuen Ehen, dagegen Vermehrung der Todesfälle). 1°) 
Nicander hat (in den Denkſchriften ver ſtockholmer Akademie) berechnet, daß die Sterbligfeii 
in Schweden duch ſchlechte Ernten in folgenden Maße vermehrt murbe: 1762 um ein Sünftel, 
1763 um ein Siebentel, 1772 um ein Viertel, 1773 um ein Drittel, 3799 um ein Giebentel, 
1800 um ein Sechstel. 
. Die volle Größe der Differenz wird man aber erſt ermeſſen, wenn man berückſichtigt, vef 
ein bedeutender Theil ver Bevölkerung, nämlich die gefammte wohlhabende Glaffe, gar feinen 
Beitrag zu diefer Vermehrung der Mortalität liefert. Die Armen allein find e8, von denen vie 
Vergrößerung der Todtenlifte herrührt. Bei ihnen fleigert ſich die Ziffer der Tobeöfälle feines: 
megs blos, wie oben berechnen, um ein Siebentel, ein Fünftel over ein Drittel, fondern wol auf 
das Doppelte und noch mehr gegen gewöhnliche Zeiten. 

Selbſt unter den am Leben Bleibenden Hinterlaffen Notbjahre ihre Denkzeichen: bie zut 
Gonfeription aufgerufenen Jünglinge, welche aus folden Zeiten herſtammen, find in der Regel 
nicht nur weniger zahlreich, fonvern auch ſchwächlicher als gewoͤhnlich, und eine gröpere Menge 
Hleibt unter vem Normalmaße. 

63 iſt wunderbar, wie die Natur jeden entflandenen Berluft fofort wieder zu erfegen,, dal 
geflörte Bleichgewicht wieder herzuftellen ſtrebt. Bier nur ein Beifpiel. In dem Cholerajahre 
41832 kamen in Frankreich 933,733 Todesfälle vor, mehr als jemals ſeit 1783, 15 Proc. mehr 
als der Durchſchnitt der nachſt vorhergegangenen Jahre ergab. Dagegen hatte man glei im 
nächſtfolgenden Jahre 1853 nur 812,548 Sterbefälle, diesmal beinahe ebenfalls 45 Prer. 

Unterfchieb gegen die Vorjahre, d. 5. jept fa genau um fo viel weniger, als zuvor dem Tode 
zu viel geliefert wurden. 

.  Billermed hat auf eine andere, äußerſt ingenidfe Weife die Wirkung des Wohlſtandes auf 
die Sterblichkeit nachgewieſen. Er berechnete zu Paris die Todesfälle nah den einzelnen Be: 
zirken (Arrondiſſements), und daneben bie durchſchnittlichen Miethpreife ver Wohnungen in 
dieſen einzelnen Bezirken (beides nad den Brgebniffen ver Jahre 1822—26). Da fam unter 
Anderm 


ein Todesfall auf Mittelyreis der Wohnungen: 
im II, Bezirk 71 Lebende 605 Fr. jährlich 
" 1. ” 66 1 498 2 [7] 
" RK. " 50 „ 472 „ ” 
‚Xi „ 44 148 „” „u. ſ. w. 


IV. Nach dem Befagten kann e8 keinem Zweifel unterliegen, daß die Erhöhung oder Er⸗ 
niedrigung des mittlern Lebensalter das ſicherſte Kennzeihen der Ab: oder Zunahme bei 
Volkswohlſtandes if. (Das mittlere Lebendalter einer Bevölkerung ergibt fih, wern man di 
Befammtfumme der Alterdjahre u. f. w. aller Lebenden gleihmäßig nach der Zahl der vorhan: 





18) Kolgende Bufammenftellung der Ziffer ber Todesfälle in Fraukreich fcheint une zw bezeichnen, 
als daß wir Diefelbe bier aid! — ſollten. 
5 (gutes Jahr) . .» . zu 25 Sterbefälle 
1848 (beginnende Theuerung) 820,918 „ 
1847 (große Theuerung . . 849,054 ” 
1848 (Hotitifche Unr n) .. 836,693 „ 
1849 (Gholeraevitemie) . 873,471 „ 
1850 (billige Lebensmittel) 761,610 r 


— — — — 
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denen Indivlduen vertheilt. Dagegen nennt man „mahrfceinliche Lebenspauer” das Alter, in 
welchem gerabe die Hälfte der geborenen Individuen zu leben aufgehört hat. Beide Ziffern kom⸗ 
men ſich nahe, find fich indeß doch nicht ganz gleich.) 

Es ift eine nit unwichtige und noch mehr erfrenliche Aufgabe, die Refultare des Materials, 
welche und hierüber vorliegt, in Kürze zufammenzuftellen. Quetelet zufolge fam in England 
im Jahre 1700 ein Sterbefall jährlih auf 45 Arbeiter, jegt trifft einer erſt auf 54. Soweit 
fich ermitteln läßt war und ift dad Verhältniß: in Schweden 1700 1:34, jegt 1:45; in 
Preußen 1 zu 30, nun 1 3u 40. Benoifton de Chaͤteauneuf hat berechner, daß zu Paris im 
44. Jahrhundert alljährli ein Sechzehntel bis ein Siebzehntel der Geſammtbevölkerung farb 
(vie Ziffer ift enorm hoch, ihre Glaubwürdigkeit läßt fich aber um fo weniger beftreiten, als vie 
Außerfi genauen Detailnotigen, welche wir von der Stadt Genf befigen und unten näher be⸗ 
Sprechen werben, fogar ein noch ſchlimmeres Verhältniß außer Zweifel ftellen) ; in 17. Jahrhun⸗ 
dert raffte der Tod in der franzoͤſiſchen Hauptſtadt nod ein Fünfundzwanzigftel bis ein Sech= 
undzmwanzigftel alljährlich Hinweg ; in den zwanziger Jahren imgegen bloß ein Dreiundvierzigftel. 
In ganz Frankreich finrben Kinder vor dem zehnten Alterdjahre: im 18. Jahrhundert 55,5 Pror., 
in den zwanziger Jahren 43,7 Proc. ver Geborenen. In Großbritannien fam bei ver Geſammt⸗ 
bevöfterung je. ein Sterbefall: 1740 auf 35 Einwohner, 1790 auf 45, 1800 auf 47, 1810 
auf 53, 1820 auf 59 Einwohner. Finlaiſon, dem wir fo viele [hägbare Arbeiten auftiefem Ge: 
biete verdanfen, bat, nad Maßgabe des reihen Materials der englifhen Tontinengefellihaften, 
eine Berechnung ver wahrfcheinlichen Lebensdauer in verfchievenen Zeiten aufgeftellt. Obgleich 
bei den Tontinengeſellſchaften vorzugsweiſe nur einzelne Claſſen ver Bevölkerung betheiligt 
find, die gefundenen Ziffern paher bei Anwendung auf die Gefammtfumme der Einwohnerſchaft 
eine Modification erfahren würden, fo bleibt dad bezeichnende Verhältniß doch das gleiche. 
Nach diefer genauen und forgfamen Erforſchung ftellte ſich die mittlere Lebenspauer folgenver- 
maßen: 


1695 1785 —1825 1695 1785 —1825 
bei 5 Jahren noch 40,7 51,8 Jahre, bei 40 Jahren noch 22,00 29,07 Jahre, 
” 10 „ 38,07 48,31 „ „ 50 " " 17,2 22,02 " 
„20 ,„ „ 931,» 41,19 „ „60 „ „12,48 158 „ 
„30 „ „ 26,2 35,4 „ „70 „ „ 7,19 102 „ 


Überrafchende Refultate ermittelte man in der Stadt London. Nah den dortigen Sterbeliften 
war dad Jahr 1790 das erfte, in welchem die Zahl der Todesfälle von jener der Geburten über- 
fliegen warb. Die auffallendften Änderungen ergaben fi} bei ven Kindern in ben beiden erften 
Altersjahren. Die Dienge ver Tovesfälle bis zu dieſem Alter ſchwankte zu Anfang und gegen 
Mitte des 18. Jahrhunderts fletd zwiſchen 9 und 10,000. Gegen Ende deſſelben und im erſten 
Decennium des jetzigen Jahrhunderts ging die Zahi auf 5—6000 herab. Berückſichtigt man, 
daß ſich die Bevölkerung der britiſchen Hauptftant im Sabre 1700 erft auf 674,350 Seelen bes 
lief, im Jahre 4810 Hingegen auf mehr als 1,050,000, fo beträgt die Sterblichkeit in ven er- 
ften Jahren nur noch ungefähr ein Drittel derjenigen, welche vor 100 Jahren die Norm bildete. 

Eine fehr verläffige Ziffer liefern ung die Bonferiptiongliften in Frankreich. Diefe ergeben, 
daß von ven gleichzeitig geborerten Knaben das Alter ver Dienftpflichtigkeit erreicht Hatten: in 
den Jahren 1800—7 nur A5 Proc., 1822—25 hingegen 61 Proc., was für dieſen Eurzen 
Unterſchied in der Zeit eine Differenz von 16 Proc. der Geborenen ergibt, die mehr ale fonft 
am Leben geblieben waren. j 

Ganz beſonders ſchätzbar find, wie ſchon bemerkt, vie ftatiflifchen Materialien, welche wir 
von Genf befigen. Diefelben reihen in beinabe ununterbrodener Folge bis zum Jahre 1561 
zurüd, und find immer in größern Zeiträumen mit aller Genauigkeit geordnet und überſichtlich 
dargeftellt worden (zulegt in ver oben bereit citirten Schrift von Mare d'Copine). Danad) 
ftarben von je 1000 Kindern 


im erſten vom zweiten bis 
Jahre: elften Jahre: ' . 
1561 —1600 ... 260 313, 
im 17. Jahrhundert 237 283, 
„18. „ 202 187, 
1801-15 .... 13 139, 
1838—45 ... 125 135. 


Während des 16. Jahrhunderts flarben im erften Altersjahre mehr Kinder als jegt in tem 
Staatö=Leriton. II. 45 
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gehn erſten galten sufantmengenomnen. Bon je 1000 gleichzeitig geborenen Menſchen er: 
lebten nänılich 


10 Altersjabre: 40 Infre: 70 Jahre: 90 Iabre: 
15614600 480 206 m * 
16011700 524 296 80 3, 
17011760 601 „ . 
1761—1800 613 427 145 5 
18041811 694 _ — — 
1814—1833 741 538 186 51 
18381845 744 529 238 81. 


In unferm Sahrhundert erreicht über die Hälfte ver Geborenen das vierzigfte Altersjahr, 
im 16. Sabrhundert gelangte nur ver fünfte Theil fo weit. Ja es erleben jegt mehr Menſchen 
das ſiebzigſte ald damals das vierzigfte Jahr. Das mittlere Alter aller Cinwohner war 


1561—1600 18 Sabre, 1801—1814 38 Jahre 
1601-1700 228 „ 1814—1855 40,7 „. 
41701—1760 311 „ 1858—1845 417 „ 


1761—1800 318 „ 

Moreau de Sonnes („El&ments de statistique”) berechnete die Verminderung der Sterb⸗ 
lichkeit (und zwar innerhalb der beibemerkten Zahl von Jahren) folgendermaßen : 

in der Lonıbarbei . . . um Y, in 55 Jahren, 
„ ven römifhen Staaten „ %, „ 60 „ 

„» Deutfhlan . . 37 m 

„ Frankreich . 0 mn Ys rk 50 ” 
„PBugen . ». » u Yu, MO „ 

„ Danmaft ,. . „z„ 659 u 
„Shweern . -. . u „fe „61 „ 

‚‚ England mehr ld . „ 

Doch kann dieſe Berechnung den gleichen Anſpruch auf Verläffigfeit nicht maden wie bie 
vorſtehende von Genf. 

Hierbei dürfen wir indeſſen nicht verfehweigen, daß in der Neuzeit ein Stillftand, theilweiſe 
felöft ein Rückſchlag zum Schlimmern eingetreten zu fein ſcheint. Verſchiedene Daten weifen 
darauf Hin. Schon Marc d'Espine entvedte in der legten der von ihm und Andern berechneten 
Perioden eine Spur davon. Indeflen laſſen ſich entſcheidende Folgerungen erft dann zieben, 
wenn wir die Refultate aus etwas größern Zeiträumen vor und haben. Jedenfalls vervient 
aber vie hier und da, wenn auch in ſchwachen Indicien, auftauchende Erfcheinung die forgfamfle 
Aufmerkſamkeit. 

V. Sehr bald nahm man wahr, daß in einem und demſelben Lande die Sterblichkeit nicht 
überall die gleiche fei. Was vielleicht zuerft aufflel, war der Unterſchied, der fi zwifchen großen 
Städten und dem platten Lande ergab. Man überfchägte fogar dieſes Verhältniß. Zur Be: 
zeichnung fegen mir einige Data aus ven officiellen Schebungen in Frankreich hierher. 19) In 
der Stadt Paris fam 

ein Sterbefall eine Beburt 


1836 auf 37,9 Einwohner, auf 31,aı Einwohner, 
1841 " 35,93 Z „ 51,8 " 
1846 „ 568 %„ „56 m 


41851 „ 38,18 ‚ 32,58 
Dagegen war dad Verhältniß einerfeits in den 363 Hauptorten der Bezirke (einfhlieplig 
Paris), andererfeits hinwieder im ganzen Lande, folgendes: 
"ein Sterbefall eine Geburt 


in den Haupforten — naang Granfteld, in den a tn gang Frankreich. 
41856—40 auf 358,11 42,355 Einwohner, _ auf 35,2 55,81 Einwohner, 
4841 —45 „ 99,8. 44,9 „ „ 96,75 35,66 r 
1846—50 „ 9372 41,9 J „37,81 37,48 „ 


Allein fo einfach, wie man nach ven Vorliegen folder Ziffern annehmen möchte, läßt ſich da! 
wahre Verhältniß nicht Herftellen. Das fortwährenne Ab- und Zuftrömen der Einwohner- 


19) „Statistique de la France, publiee par le ministre de Y'agriculture etc. 2itme serie” 
(Paris 1855). (Es iR der 16. Folioband der Sammlung.) 
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ſchaft der großen Stäbte vereitelt bißjegt jede verläjlige Berechnung. Statt tweitläufiger Exdr- 
terungen barüber theilen wir nur die eine Thatfache mit, daß von ven 1,151,978 Menfchen, 
welche bei der legten Zählung in ben eigentlichen Ringmauern der franzoͤſiſchen Hauptſtadt lob⸗ 
ten, bloß 69,424 geborene Parijer waren, ſodaß jeder derſelben 162/, Eingewanderten gegen- 
über erfchien. 

Wir gehen nicht in Gingelheiten ein über die Wirkung, welche die geographifchen Unter: 
ſchiede (hohe oder nievere Vreitegrade, Berg: oder Thalgegenden u. |. w.) auf Geſundheit und 
Lebensdauer ver Bevölkerung äußern. Don der höchſten praftifchen Wichtigkeit ift es aber, mit 
moͤglichſter Sorgfalt zu erforfchen, welchen Einfluß die Beſchäftigungsweiſe in den verfchiedenen 
Zweigen ver bürgerlichen Thätigkeit in jenen Beziehungen ausübt. 

Bei den dedfallfigen Unterfuchungen nahm man anfangs faft nur anf die fogenannten „ge⸗ 
lehrten“ oder vornehmen Stände Rückſicht, indem man blos die einzelnen Glaffen diefer Kate- 
gorie unter fich verglih. In dieſer Beziehung erwarb fich Casper in Berlin befonderes Ver⸗ 
dienft. 29) Verſchiedene Andere folgten ihm mit fehr ſchätzbaren Unterſuchungen.21) Die 
Schlußreſultate, welche ſich bei Casper ergeben, laffen fich jo zufammenfaflen: 

Bon 3735 Männern in Preußen, deren Berhältniffe ver Forſcher durchſchnittlich vom drei⸗ 
undzwanzigften Alterdjahre an verfolgte, brachten (im Mittel) ihr Alter: die Theologen auf 
65 Jahre (die katholifchen etwas höher als die proteftantifchen), die Kaufleute auf 62, Civil⸗ 
beamte 61,7 (die höhern etwas mehr, die geringern weniger), Gutsbeſitzer und Korftleute 61 ,;, 
Militärs 59 (höhere etwas mehr), Advocaten 58, Künftler 57, Lehrer 56,9, Arzte 565. Zu 
etwas abweichenden Refultaten kommt Eſcherich. Die Forſtbeamten haben unter ven von ihm 
angenommenen ſechs Glaflen die langſamſte Sterblidfeit. Die proteftantiihen Beiftlichen zäh⸗ 
len zwar abfolut dig meiften reife, fle find jedoch trotzdem ſpeciell In Alter von 50 — 60 Jah⸗ 
ren durch eine erhöhte Sterblichkeit heimgefucht. Ihnen am nächſten ftehen die Schullehrer. Bei 
den Juſtizbeamten (dev Reihenfolge nach die nächſten) macht fi im Alter von 60 — 70 Jahren 
eine beſonders häufige Mortalität bemerkbar. Bei den Fatholifchen Geiſtlichen tritt eine Toldye 
ſchon zwifhen A5 und 65 Jahren ein. Unter allen Claſſen am übelften geftellt ſind bie Arzte; 
bie meiften ſterben im frühen Alter; drei Viertheile unterliegen vor dem funfzigften, zehn Eiftel 
vor dem fechzigften Altersjahre. Efcherich gelangt unter andern zu folgenven hoͤchſt beachtend- 
werthen Bemerkungen, deren abjolute Richtigkeit ver Grundlage des Raifonnements nad) je= 
doch erſt durch anderweite Forſchungen feftgeftellt werden müßte (wozu viefelben fo fehr auf- 
fodern): „Alle gelehrten Stände haben im Durchſchnitt eine kürzere Lebensdauer als die un- 
unterſchiedene gleichzeitig lebende männliche Bevölkerung Baiernd. Diefe allgemeinfte Wahr- 
nehmung muß eine ebenfo allgemeine Urſache haben. Die phyſiſchen Eriftenzbedingungen, bie 
pfychiſchen Einflüſſe Fönnen nicht bei allen Ständen ſolche Lebendgefährbungen bringen. Die 
geringftbefolveten,, die Schullehrer, haben im Durchſchnitt aller ſechs Stände eine günfligere 
Lebenshoffnung; die Geiftlihen, mit den fefteften Stügen von feiten der Pſyche für ihre Lebens⸗ 
hoffnung, die Borftleute bei der geſundeſten Lebensweiſe in freier Luft, Eönnen doch nicht con⸗ 
eurriren in ihrer Lebensdauer mit der ununterſchiedenen männlichen Bevölkerung. Es muß 
allen Ständen gemeinſchaftlich noch etwas anfleben, was dieſe Gunſt der phyſiſchen und pſychi⸗ 
fhen Unterflügungsmittel in feiner Ruͤckwirkung auf die Lebensdauer überbietet, und was der 
ununterfhiedenen männlichen Bevölkerung nit angehört. Es kann dieſes Gemeinfchaftliche 
nur im Vorbereitungdmobud vermuthet werden. Beweis dafür auch die Thatfache, daß beim 
Eintritt in den Stand die Abweihung in der relativen Sterblichkeit zwiſchen ven Angeftellten 
und den Nidtangeftellten am größten, nad dem fünfundfechzigften Altersjahre hingegen die 
Sterblichkeit bei den Angeftellten langſamer ift.“ 

Eine noch forgfamere Forſchung verdient aber die Ermittelung der Wirkungen, welche die 
verfchiedenen Zweige der gewöhnlichen bürgerlichen Beſchäftigung äußern. Nachdem Bil: 
lermed 22) ſchon vie Aufmerkfamfeit nachdrücklich darauf gelenkt, Tieferte Dr. de Neufville in 


— — 


20) Casper, „Die wahrſcheinliche Lebensdauer des Menſchen“ (Berlin 1835); dann bie weitern 
Mittheilungen in der Wochen⸗, fpäter Vierteljahrsſchrift des naͤmlichen Verfaſſers. 

21) Namentlich Profeſſor Eſcherich in Würzburg, „Hygieniſch⸗ſtatiſtiſche Studien über die Lebens: 
bauer in verſchiedenen Ständen, auf den Grund von 15,739 nach den Geburtsjahren regiſtrirten, gleich⸗ 
zeitig lebenden öffentlichen Beamten bes Königreichs Baiern“ (Würzburg 1854). (Doch möchten wir 
bie hier angenommene Methode nicht empfehlen.) 

22) „Tableau de l’etat physique et moral des ouvriers.“ 





— — — 
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Frankfurt a. M. eine wirklich ausgezeichnete Arbeit. 23) Die Mefultate, zu denen ihn 6867 
Sterbefälle führten, welde in ven 33 Jahren 1820-52 zu Frankfnrt vorfamen, waren in 
Kürze (theilweiſe ftark im Widerſpruche mit Eſcherich's Forſchungen): Die mittlere Lebens: 
- dauer der fänmtlichen Geftorbenen war 37 Jahre 7 Monate; bei denen, welche einmal das 
zwanzigſte Alteröjahr erreichten, flieg jedoch Die Ziffer auf 51 Jahre 8 Monate. Bezüglich ber 
einzelnen Stände ergab fih: 1) der begünftigtfte Stand iſt der der Beiftlichen, mit einer 
mittlern Lebensdauer von 65 Jahren 11 Monaten, 2) Lehrer, 5) Bärtner, A) Mebger erreich⸗ 
ten 56 Jahre 10 Monate, 5) Kaufleute 56 Jahre 9 Monate, 6) Gerber 56 Jahre 7 Monate, 

7) Fiſcher und Schiffer 55 Jahre 9 Monate, 8) Juriſten und Kameraliften 54 Jahre 3 Mo- 
nate, 9) Arzte und Wundärzte 1. Elaffe52 Jahre 3 Monate (blos 2,2 Proc. derfelben erreichten 
daß achtzigi⸗ Altersjahr), 10) Bäder 51 Jahre 6 Monate, 11) Bierbrauer 50 Jahre 6 Mo⸗ 
nate, 12) Zimmerleute 49 Jahre 2 Monate, 15) Maurer 48 Sabre 8 Monate (Unglücksfälle 
rafften über ein Viertel hinweg), 14) Weißbinder (Tüncher), Maler und Lackirer 47 Jahre 
6 Monate (faſt ein Drittel ſtarb an Zehrung; auch viele an Krankheiten der Harnwerkzenge), 
45) Schuhmader 47 Jahre 3 Monate (faft 38%, Proc. an Zehrung), 16) Bucbruder 
47 Jahre, 17) Schreiner A6 Jahre A Monate, 18) Schloffer und Schmiede 46 Jahre 3 Mo: 
nate, 19) Schreiber 45 Jahre A Monate (faft 40 Proc. an Zebrung), 20) Steinmetzen und 
Bildhauer 43 Jahre, 10 Monate, 21) Schriftfeger, Schrift: und Zinngießer 41 Jahre 9 Mo: 
nate, 22) Lithographen und Kupferſtecher 40 Jahre 10 Monate. (Bel ven fänmtlichen zulegt 
genannten Ständen find Zehrung [Rungenleiven] , außerdem meiftens Typhus und Waſſerſucht 
ungewöhnlich Häufig.) Unzweifelhaft find die Beiftlihen am günftigften geftellt; von ben „ge: 
lehrten Ständen“ die Ärzte am ungünftigften; das Verhältnig geftaltet ſich noch wefentlid 
fihlimmer , wenn man berüdjichtigt, daß dieſe Berechnung der Sterblichkeit ver Studirten erft 
mit einem-Höhern Alter beginnt als bei ven Gewerbtreibenven, daß die vor beginnender Praris 
Derlebten nicht einmal eingerechnet find. 2%) Dabei ift es wirklich überraſchend zu fehen, Das, 
während Steinmegen und Bildhauer, Schriftfeger und Schriftgießer, Lithographen und Kupfer: 
ſtecher ſämmtlich vor dem fiebenundfunfzigften Altersjahre drei Viertheile ihrer Standesge⸗ 
noffen verloren haben, die Geiftlichen erft nach vem achtundfunfzigften Jahre ein Vierrheil der⸗ 
felben einbüßen, — ein erftaunliches Ergebniß, felbft wenn die Ziffer de Neufville'8 (nad unſe⸗ 
rer Anſicht) Hinfichtlich der „‚gelehrren Stände” einer Mopification unterworfen werden muß. 
Die richtige Erforfhung folder Erſcheinungen, und die Ermittelung der einzelnen in jedem 
Stand vorzugsweiſe verberbli wirkenden Krankheiten wird als Fingerzeig dienen, um im je- 
dem Gewerbe die fpeciellen Misftände und Übel genau zu ermitteln und auf deren möglichfte 
Befeitigung hinzumirken. 

Bei allen derartigen Unterfuchungen ift pie Ermittelung richtiger Vergleichsziffern dadurch 
ungemein erſchwert, daß man nicht eine ganze Bevölkerung, welche fich perinanent dieſem ober 
jenem Gewerbe widmete, vor fih bat. Die Forſchung findet Hinderniffe nit blod in dieſem 
Umftande, fondern noch weiter darin, daß nicht alle genau im gleichen Lebensalter einen beſtimm⸗ 
ten Beruf antreten. Die jungen Handwerker, die Schneider u. f. f., liefern. ihr Contingent zur 
Todtenliſte ſchon vom vierzehnten ober funfzehnten Altersjahre an. Lehrer, Geiftliche, prak⸗ 
tifche Ärzte erft viel fpäter; und felbft im gleihen Stande beginnen die einzelnen ihre Beruft: 
thätigfeit in merklich verſchiedenem Alter. 

“ Unter ſolchen Verhältniffen bietet es beſonderes Intereffe dar, ven betreffenden Zuſtand 
einer Bevölkerung zu unterfuchen, welche fih ausnahmöweife fortwährend und gleihfam ane: 
fließlih einer und derſelben Beſchäftigung mwibmet, wie dies namentlih beim freiberger 
Bergmannsftande (Sachfen) der Fall ift. In dieſer Beziehung liegt eine äußerſt fhägbare Ar: 
beit im Manuferipte vor uns, welde Hr. Dr. Guftav Zeuner (dermalen Profeflor am Polv⸗ 
technifum zu Züri) auf Veranlaffen des freiberger Bergamts im Jahre 1854 ausführtie. 
und deren allgemeine Weröffentlihung durch den Drud für die Statiftil in hohem Grade er: 
wünſcht wäre. Die Berechnungen beginnen mit vem Jahre 1804 und endigen 1852 Gjedoch zu 


23) „Lebensdauer und Todesurfachen 22 verfchiebener Stände und Gewerbe, .nebft vergleichende 
Statiftif der chriſtlichen und ifraelitifchen Bevölkerung Frankfurts‘ (Frankfurt a. M. 1855). (Der tref: 
liche Statiftifer Boubin in Paris äußert In einem vioatbriefe an uns fein Bebauern barüber, def 
de Reufville nicht au zu ermitteln gefucht bat, auf wie viel Lebende in jedem Stande jährlich ein 
Todesfall Fam. Allerdings wäre dieſes Moment zu anderweiten Bergleichungen votzugeweiſe erwünfdt 
ſelbſ nothwendig.) 


24) Naͤher nachgewieſen in nes Verfaſſers, Handbuch der vergleichenden Statiſtik“. 
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unferm Bedauern unter Hinweglaſſung ber Ergebniſſe der abnormen Jahre 1813 und 1814), 
und ſie dehnen ſich auf nicht weniger ald 25,981 Sterbefälle inn Bergmannsftande aus, denen 
19,904 gleichzeitige Todesfälle der nitbergmännifchen Bevölkerung der Stadt Freiberg und 
36 umliegenber Oriſchaften zur Seite geftellt werden. Von den erlangten Ergebniffen heben 
wir nureinige hervor: Die Zahl ver Todtgeborenen und ber bis zum ſechsten Altersjahre geftor: 
benen Kinder war in der Zeit 618 1828 ziemlich gleich bei den Bergleuten und ver andern Bendl- 
ferung. Seitdem hat fi der Zuftand bei der legten etwas gebeflert, bei ven Bergleuten hin⸗ 
gegen auffallend verjchlimmert. Im Alter von 6 bis zu 30 Jahren, bei den Frauen auch im 
fpäten, ergibt jich feine fehr auffallenve Verfchiedenheit in ven Mortalitätöverhältniffen. Da⸗ 
gegen beginnt bei ven Bergmännern zwiſchen dem dreißigſten und vierzigſten Jahre ſchon eine 
größere Sterblichkeit, obwol ſich die Ziffern in der jüngften Periode günftiger geftalten. Bon 
je 10,000 Individuen erreichen ein Alter von 90 Jahren: 


Männer: rauen: 
Bergleute 1 1 
Nichtbergleute 10 26 


In dem Alter zwiſchen 30 und AO Jahren werben auch die meiflen Bergleute „bergfertig“, d. h. 
invalid, und im Allgemeinen ift mit 70 Jahren keiner mehr arbeitöfähig. Die ungünfltigen 
Ergebniffe werben ohne Zmeifel herbeigeführt durch ärmliche Lebensweife, eine aufreibende 
Arbeit und (mas bei einer allgemeinen dürftigen Rage immer vorkommt) allzu frühe Heiraten 
(von den im Alter von 20—25 Jahren Berftorbenen waren 18,4 Proc. verheirathet, bei den 
Nichtbergleuten nur. 6,6 Proc.). Die Fälle des Verunglüdens mit töntlihem Ausgang find 
nit ungewöhnlich zahfreich (weit feltener, als 3. B. bei Maurern und Zimmerleuten); fle ver- 
teilen fih aber fehr regelmäßig auf bie einzelnen Altersclaffen, in ver Art, daß auf die Jüngſten 
am meiften Unfälle fommen (Folgen von Unvorfichtigfeit und Leichtſinn). Bon 162 töbtlich 
endenben Unglücksfällen trafen 62 auf die Altersclaffe des funfzehnten bis fünfundzwanzigften 
Jahres. 

Wir haben hier noch eines beſondern Standes zu gedenken, nämlich des Militärs. Daß 
diefe Glaffe während des Kriegs oft die gewaltigften Opfer zu bringen hat, verfteht fi von 
ſelbſt. Dagegen iſt man geneigt, anzunehmen, daß die Mehrzahl der Ausgehobenen während 
des Friedens in den Kaſernen weit befler verforgt fei als am eigenen Herde, weil die Soldaten, 
im Ganzen Sei viel geringerer Anftrengung, gut genährt, gut gekleidet, zu regelmäßigem Leben 
angehalten und in Erkrankungsfällen ſorgſam verpflegt werden. Die Hauptvorausfegung iſt 
jedoch vollftändig unrichtig, und das ſtehende Heerweſen erweift fih gerade auch in diefer Be⸗ 
ziehung ald eine wahre @eifel ver Menſchheit. Ziffern reden am befen. Aus den mit befon- 
derer Sorgfamfeit geführten langjährigen Unterfuhungen eines fenntnißvollen und unbefan- 
genen Militäroberarztes25) ergibt ſich namentlich Folgendes: Unter der Eivilbevälferung im 
Alter von 20—27 Jahren beträgt die Sterblichkeit jährlich 14 Individuen auf je 1000. Bet 
der Aushebung werden alle Schwächlichen und Kränklichen befeitigt; ebenfo entläßt man fehr 
häufig die Soldaten mit zerrütteter Gefundheit aus dem Heere, um fie im Givil flerben zu 
laflen. Nichtöveftoweniger ergeben ſich auf 1000 Mann In Frankreich felbft (nämlich ohne die 
Golonien) 19%/, Todesfälle, alfo faſt das Doppelte der gemöhnlichen Mortalität. Der englifche 
Soldat ift der am beften und reichlichften verforgte in Europa. Dennoch beträgt die Sterblich⸗ 
Seit anf der britifchen Infel 15%/, vom Taufend. In Piemont hat man für die männliche 
Eivitbroölferung des betreffenden Alters eine Mortalität von 9,2 vom Tauſend gefunden — 
beim Militär eine ſolche von 15,8. Am günſtigſten geftaltet ſich das Verhältniß in demjenigen 
Heere, welches die kürzeſte Dienftzeit Hat und ſich damit dem Miltzfyftem am meiften nähert, 
nänlid dem preußifchen; doc gehen auch dort noch 11,7 vom Taufend alljährlich zu Grunde. 
Bon einen Heertheile Rußlands finden wir ſogar die entfegenerregenbe Angabe, daß bei ei: 
nem 192,834 Mann betragenven Effectioftand nicht weniger als 144,352 Erkrankungen und 
7541 Todesfälle vorgekommen feien, alfo 38 ver letztern auf je 1000.29) Kommen ungewöhn- 
liche Anftrengungen (wenn auch ohne Krieg, und nur Im eigenen Lande) dazu, fo verſchlim⸗ 
mern fi die WRejultate oft ind Unglaubliche. (Wir vermögen nicht näher feftzuftellen, wie es 


25) Bondin (medicin en chef) in der gefrönten Prelsſchrift: „Statistique de l'état sanitaire et 
de la mortalit6 des armees de terre et de mer’’ (Paris 1846). Dann in dem bereits citirten 
Werke: ‚Traite de geographie et de statistique medicales‘ (Bars 1857). 

26) „Medicinifche Zeitung Rußlando“, 1844, Nr. 8. 
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bezüglich der vom preußiſchen Kriegeminifter auf dem Landtage von 1857 gemadten, vou 
fterreih aus ohne Deiailangabe beftrittenen Hußerung verhält: Ofterreih habe bei dem 
legten Cordon gegen Rußland 30,000 Mann an Seuden u. |. w. verloren.) 

"Daß der Militärbienft in fremden Gegenden ein fehr verderblicher ift, verfteht ſich von 
ſelbſt. In der Regel kommen in jevem Kriege, ſelbſt zwifchen benachbarten Staaten, ganz un: 
vergleihbar mehr Soldaten durch Krankheiten ald durch Verwundungen um. So verloren bie 
Engländer in den ganzen Peninfularfriege gegen Napoleon nur 8999 Mann an Wunden, 
dagegen 24,930 an Krankheiten. Der Zug nad Walderen Eoftete 217 durch Wunden, gegen 
4175 den Seuchen Unterlegene. Der Krimfeldgug zeigte Ahnlies.27) Als jih Mehemed⸗ 
Ali von Ägypten nach dem Kriege in Morea feiner unbezähmbaren Arnauten entlevigen wollte, 
fendete ex diefelben nach den Küften des Nothen Meered. Bon ven 18,000 Mann verfelben 
waren in wenigen Jahren nur noch 400 übrig! 

Befondere Menſchenopfer haben vie Seemächte für ihren Golonialbefig zu bringen. Die 
Franzoſen hatten nad den legten Berechnungen auf je 1000 Soldaten nachbemerkte Anzahl 
von Sterbefällen: auf Guadeloupe 25,6, Bourbon 29, am Senegal 50,6, auf Martinique 51, 
in Gulana 52,9, In Algerien aber fogar 77,8! In dem britifchen Heere ergab ſich (abgefehen 
von eingeborenen Truppen in Indien u. f. w.) in der Periode vun 1817— 36 folgendes Ver: 
hältniß: Gap 14,1, Neubraunfchwelg u. f. w. 15,5, Malta 18,7, Canada 20, Gibraltar 22,1, 
Joniſche Infeln 28,3, Mauritius 30,5, Bermudas 32,3, St.:Helena 35, Präſidentſchaft Ma: 
dras 52, Bombay 55, Eeylon 57,2, Bengalen 63, Kleine Antillen und Guiana 85, Jamaica 
143, Bahama 200, Sierra Leone 483, Cap Coaſt 668,3! (In Engliſch-Weſtindien über: 
haupt: 78,5 weiße, dagegen nur AO ſchwarze Soldaten — bei der Bivilbevölferung der Neger 
aber nur 30.) \ 

VI. Dan betrachtet e8 als einen ver Hauptvorzüge des Menſchen, in allen Klimaten, allen 
Zonen leben zu fönnen. Die Statiftif überzeugt un jedoch, day dieſer Vorzug nur in fehr be: 
ſchränktem Sinne richtig ift. Man verfuche es, Eskimos nach den Antillen und Neger nach den 
Polarländern, — oder beide nur in unfere Helmat zu verjegen! Im Allgemeinen gedeihen die 
Angehörigen der verjchiedenen Racen am beften in vem Kling, in welchem fie geboren find, 
und jede Berpflanzung iſt ihnen mehr oder minder ſchädlich. Hierbei zeigt ſich jedoch ein gewal- 
tiger Uinterfchied der Racen. Aber auch bei ven Kaufafiern gebt dieſer Linterfchied nicht fo weit, 
daß das allgemeine Gefeg ganz verſchwände. Wir fönnen mit aller Hülfe der Cultur es nicht 
weiter bringen, ald daß wir in den Tropen und gegen die Bole hin zu exiſtiren; nicht aber, 
daß wir dort alles Dasjenige zu thun vermögen, was zum Leben in der weitern Bedeutung ges 
Hört. Deutfche Landbauern werben in der heißen wie in der Falten Zone fehr bald hinmelfen, 
und zwar ohne eine blühende Nachkommenſchaft zu Hinterlaffen. Die ganze Aeclimatifirungs- 
theorie ift völlig unhaltbar, und der franzöfifche Oberarzt Boubin und der englifche Oberſt 
Tullod haben ji ein bleibendes Verdienſt ermorden, indem fie diefe Unhaltbarkeit in ſchlagen⸗ 
der Weiſe zeigten. Die erften Erfahrungen madte man beim britiihen Militär. Man nahm 
4. B. wahr, daß von 1000 Mann auf Geylon Im erften Jahre 44 flarben, im zweiten 48,,, 
im dritten 49,2. Auf Jamaica ftieg die Zahl mit dem längern Verweilen von 77 auf 87, dann 
auf 93. In Guiana wechfelte die Ziffer in 11 Jahren folgenvermaßen: 77, 87, 89, 65, 61, 
79,83, 75, 120, 109, 140. Nun drang die Anficht durch, die Regimenter möglichft Häufig zu 
wechſeln, fie ohne dringende Veranlaffung nie über drei Jahre in einem und vemfelben entternten 
Lande garnifoniren zu laffen, und da farben jährlich dem frühern Acelimatifirungsfuftem 
gegenüber (nach ver Zufammenftellung des Oberften Tulloch) auf 1000 Mann: 


Eolonten: früher : jegt: Gofonten: früher: jept: 
Gibraltar 22 12.2 Mauritiug 30,1 223 
Malta 48,7 18, -  Iamaifa 128,6 39,7 
Sonifche Infeln 28,3 154 Kleine Antillen 825 59,1 
mubaß 52,1 11,6 Geylon 75 Air 
p 155 12,7 a 
&t.: Helena 35 8,8 Durchſchnitt 18,68 242 


Die Verſchiedenheit des Klimas Algeriend von dem mitteleuropälfchen ift e8, welche mehr 
al8 alle Behlgriffe ver Regierung (fo Eoloffal diefe auch allerdings find) der dortigen Coloniſi⸗ 


27) Der „Morning Post’ zufolge verlor die britifche Armee im Februar 1855 vor Sewaſtopol: 
buch Wunden 6, ducch Krankheiten im Lager 1407, in den Spitälern am Bosporus 660 Mann. 
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Bevölkerung eur 
zung fpottet. Nach einem ganzen Menſcheualter, und nach dem Geldaufwande vieler Hunderte 
yon Millionen, lebten 1856 in jenen weiten Gebieten 467,670 Guropäer, wovon ſelbſt die 
officielle Liſte nicht mehr ald 60,294 zur landwirtbfchaftlicen Bevölkerung rechuet. „Die Ci⸗ 
vilbevöfkerung, welde im Laufe von nahe an 30 Jahren geichaifen worden, ift eine faft rein 
ſtädtiſche und befteht in Allgemeinen nur aus den Lieferanten ver Armee. Algerien ift Heute 
dent Weſen nach blos von Arabern und Kabylen bewohnt, Dann von des Armee und ihrem Au⸗ 
hang.” So ſprach kürzlich ſelbſt der „Constitutionnel“ (vom 3. Nov. 1857). Je länger ber 
Körper eines Einwanderers — in Algerien und anderwärts — ben ihm ungewöhnten Cin⸗ 
flüjfen bloßgeſtellt ift, deſto jiecher wird er, deſto gewiſſer muß er unterliegen (wie ſchon die 
obigen Beifpiele beim längern Berweilen der nämlichen Negimenter in britiſchen Kolonien ber 
weilen). Eigenthümlich Fi daß namentlich die in Norbafrifa geborenen Kiuder von Europärrn, 
noch meniger als ihre Altern geveihen. 2°) Blos die nördlichen unter den amerikaniſchen 
Unionsſtaaten Haben ſich den europäifchen Goloniften zuträglic gezeigt, und auch bezüglich 
diefer glauben aufmerkſame Beobachter (Dejor, Knox, Bondin), daß ein Gedeihen, wie wir ed 
dort wahrnehmen, nicht ſtattfinden könnte ohne Die fortwährende Grneyerung und Erfrifhung 
der Stamme durdy ununterbrochene Ginwanderung und dad Vermiengen der Neugekommenen 
nit den früher Angeliedelten. 2%) Don Nordafrika läßt fi nachweiſen, daß daflelbe der 
Hauptſache nach heute noch von den nämlihen Stänmen bewohnt ift wie vor Jahrtauſenden. 
Die verſchiedenen Eroberer find der Reihe nach wieder aus dem einheimifchen Volke verſchwun⸗ 
den, oder vielmehr fie vermochten nie einen Theil deflelben zu bilden. Sie und ihre Kinder 
ftarben immer vafch hinweg. 2%) Die Ververblikeit des Klimas von Centralafrika für Weiße 
ift befannt. Vei der Nigererpedition von 1841 hatten die Engländer, drei Wochen nachdem fie 
diefen Strom zu befahren begonnen, bei einer Mannſchaftazob von 145 Weißen, nicht weni⸗ 
ger als 130 Fieberkranke, von denen 40 ſtarben. Unter den 158 Negermatroſen der nämlichen 
Expedition erkrankten dagegen blos 11, von denen nicht einer ſtarb. 

Die Unmöglichkeit, daß irgendeine Race im ſogenannten Urzuſtande in allen Theilen der 
Erde wirklich einheimifh werden, ſich namentlich vermittelft des Feldbaues überall ernähren 
(die erdrückende Glut der Sonne ın der beißen Zone beim Aderbau ertragen) Fünne — dieſe 
Unmöglichkeit fpricht mol am meiften gegen die Annahme der Abftanımung aller Menſchen von 
blos Einem Paare, und deutet vielmehr auf dad urfprüngliche Entſtehen ver Racen in nicht allzu 
entfernten Gegenden. Dabei ift unter Andern auch eine Verſchiedenheit ver Nacen in Ertra⸗ 
gung von geographiichen Veränderungen unverfennbar. Während die amerikanifhen India 
ner bei der bloßen Berührung mit Kaufafiern zu Grunde gehen, gebeihen die Neger in ben 
beipen Gegenden jenes ErptHeild (allein ſchon in den mittlern Staaten der Union, und ebenfo 
ſelbſt in Algerien, gehen jie an der Schwindſucht rafch zu Grunde). Die größte Zähigkeit beſitzt 
der jüdiſche Stamm. Seine Angehörigen find die einzigen Fremden, welde in Algerien ges 
deihen. Zu Frankfurt warb de Neufville bei feinen Arbeiten durch die Entdeckung überrafcht, 
Daß von der Beyölkerung Frankfurts geitorben find: 


Ghriften mit > Juden mit 
der vierte Theil der Geborenen 6 Jahren 11 Monaten 28 Jahren 3 Monaten 
die Hälfte der Geborenen 6 „ 6 „ 535, 1. 
drei Viertheile ber Geborenen 59 „ 10 „ 71 


8 charakteriſtiſche Merkmale ver jüdiſchen Bevölkerung finden wir überall ihre Mäßigkeit 
und ihre Abneigung gegen Betreibung des Feldbaues (welche Beihäftigungsmeije für jeden 
dem Lande fremden Stamm am ſchwerſten zu ertragen ift). 

Wir fönnten hier noch eine ganze Reihe von Erörterungen über andere, mit den Popula= 
tion@verhältnifien i in Beziehung ftehende Bragen anfügen. Wir unterlaffen ed, um ven gegen= 
wärtigen Auffag nicht zu fehr auszudehnen. Inshefondere erachten wir Forſchungen fehr vers 
dienſtlich über Die Krankheiren, welche fich bei ven einzelnen Ständen oder Arbeiterclaflen vor: 
zugsweiſe einftellen. (Beſonders ſchätzbares Material findet fih in Finlaiſon's Berichten an 
das Parlament, in verfchiedenen Heften der „Blue books”.) Berner gehören hierher Nachweiſe 





28) Nachiveife in meinem soanbbuche der vergleichenden Statiftif‘‘. 

29) ©. Bonbin, 1, 197— 203. 

30) Die Nrachweife in meiner Abhandlun „Über Colonifirung Algeriens“ in den Verhandlungen 
der Schweizeriſchen gemeinnügigen Geſellſchaft (1854). 
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über den Einfluß einerfeitö der Theuerung auf Vermehrung der Verbrechen #1), andererfei:s 
der guten Schulbildung auf Verminderung derfelben 92) Clegtere freilich nicht ſowol vermitteift 
einer adfoluten ſittlichen Beflerung, jo fehr eine folge zu wünſchen wäre, als vielmehr ver: 
mittelft befſerer Befähigung, den Lebensunterhalt erwerben zu können). 

Eine aufmerkſame Prüfung ber flatiftifchen Ergebniffe führt uns zu der Wahrnehmung, 
daß eine Negelmäßigfeit in der Zahl der meiften Erſcheinungen obtwaltet, welche in Erſtaunen 
feßen muß. „Auch diejenigen Handlungen”, ſchreibt Quetelet 39), ‚welche abfolut Ausflüſſe 
der menſchlichen Willendfreiheit zu fein ſcheinen, unterliegen nichtsdeſtominder ebenfalls be: 
ſtimmten Gejegen. Es gibt gewiß feinen Act im Bereiche des menfchlihen Handelns, bei wel- 
chem ver freie Wille unmittelbarer ſich bethätigt als bei ver Verheirathung.“ Und doch bewei⸗ 
fen die Eivilftandsregifter eine Stetigkeit der Zahl ver Trauungen, die weniger Abweichungen 
ergibt, als bei den Todesfällen eintreten. Noch weit mehr aber jet die Thatfache in Erftaunen, 
das felbft folde Erſcheinungen, die man naturwidrige nennen möchte, in flet8 gleich bleibendem 
Verhältniß wiederkehren. „Der weniger ald 30 Jahre zählende junge Mann, ver eine mehr als 
ſechzigjaͤhrige Frau heirathet, war doch ficherlich weder Durch ein Verhängniß noch durch blinde 
Leidenſchaft getrieben; er befand fich im Kalle, feinen freien Willen im vollften Umfang aue: 
zuüben; und dennoch Fam er dahin, diefem andern Budget, pad nach den Gebräuchen und Be: 
bürfniffen unfers Gefellfhaftsorganismus geregelt ift, feinen Tribut zu entrichten; und viele 
budgetmäßigen Steuern werben mit größerer Negelmäßigfeit abgetragen als jene, die man 
an die Staatöfaffe zu leiften Hat..... Dit den Verbrechen verhält es ſich ebenfo, und fie ziehen 
alljährlich die gleiche Befammtfunme von Strafen nad ſich“ (unter Einwirkung folder Um: 
flände, wie Theuerung over Wohlfeilheit, die ja aber audy bei der Geburts: und Todeszahl in 
gleicher Weife fich geltend machen). „Diefelbe Gleichmäßigkeit läßt fidh beiden Selbfimuorven 
beobachten ; bei den Selbftverflümmelungen, um fid der Conſcription zu entziehen; bei ven 
Summen, welde in den Öffentlien Spielhäufern gefegt werben; ja fogar bei den der Poſt 
übergebenen, ſchlecht adreffirten, deshalb unbeftellbaren Briefen. Mit Einen Wort: es ver: 
läuft Alles darauf, als ob die verfchienenen Blaflen von Thatſachen rein von phyitfchen Urſachen 
herrũhrten.“ 

vu. Eine beſtimmte Anzahl Einwohner von verſchiedenen Alterſsjahren hat für den Staat, 
auch unter fonft gleichen Verhältniſſen, oͤkonomiſch nicht ven gleihen Werth. Die Erziehung 
jedes Kindes erheifcht einen anſehnlichen Koſteſtaufwand. Erft in fpätern Jahren gelangt es 
zur Arbeitsfähigkeit. Abgefehen von ven Nüdfichten ver Sumanität, liegt e8 daher im Sfono: 
mifchen Interefle, dahin zu wirken, daß mögfichft wenig Kinder fterben, weil mit ihrem Able: 
ben das auf ihre bisherige Erhaltung vertvendete Gapital verloren gebt; deshalb dahin zu 
wirfen, daß fie ein höheres Alter erlangen, in welchem die für ihre Erziehung verausgabte 
Summe ſich verwerthe, — in welchem Alter fie produciren können, um wieder auszugleichen. 
Se Höher das mittlere Alter der Bevoͤlkerung eines Landes ſich ftellt, defto vorcheilhafter iſt pas 
Verhältniß (ohnehin Hat man nichts weniger zu fürchten, als zu viele Greife zu befommen). 

In diefer Beziehung fällt im modernen Staat ein Moment immer ſchwerer in die Wag: 
ſchale. Wir meinen die Heillofe Wirkung der Eonfeription, daß ganze Maffen der jungen Maͤn⸗ 
ner beſtimmt werben, fi jenem geziwungenen Heerdienſte durch Auswanderung nach fernen 
Erbtheilen zu entziehen. Diefe Emigration hat bereit in manchen Gegenden eine wahrhaft 
entjeglihe Ausbehnung erreicht, und es läßt ſich nicht verfennen, daß fie zunimmt mit der Er⸗ 
höhung des Selbſtbewußtſeins des Volkes. Schlimne Berichte aus Amerika halten die Aus: 
wanderung momentan auf, aber immer beginnt biefelbe von neuem, und zwar, fobald wir 
längere Zeiträume zufammenfaffen, mit immer gewaltigerer Steigerung. In einzelnen Land⸗ 
fhaften, „wie der bairifhen Rheinpfalz (f. den Ziffernnahmweis im Art. Batern, hat 
der Fortzug der gefunden und fräftigen jungen Männer bereitö eine ſolche Ausdehnung er- 
langt, daß, bei längerer Fortdauer, fogar eine furchtbare phyfifche Verſchlechterung der gan: 
zen Bevölferung die Folge fein müßte. Aus diefem wie aus manchem andern Grunde ift Ab- 
ſchaffung des Syſtems der ſtehenden Heere und Erſetzung deflelben durch Schaffung eiurr 





31) Hier nur ein Beifpiel. In England zählte man 
1853: 27,057 Verhaftungen; der Quarter Weizen foftete 53 Schill. 
1854: 29,355 u "nn „ nn. 172 „ 7Bence. 
32) In Frankreich ergab fi in ben Jahren 1826-50, daß elf Bmölftel der wegen eigentlicher 
Berbrechen Angeflagten nicht im Stande waren, gut zu Iefen und zu fchreiben. > 
33) In der Abhandlung „De l’influence du libre arbitre de l’'homme sur les faits sociaux“. 
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tühtigen, wohlorganifirten und wohlgeübten Miliz, nach dem achtunggebietenden Vorbilde ber 
Schweiz, ein dringendes Gebot. 

In Beziehung auf ſolche Cmigration, ſowie in Beziehung auf Auswanderung überhaupt, 
foweit diejelbe wol gar von Staats: und Gemeindewegen mit eigenen Koften betrieben und be: 
fördert wird, empfehlen wir die (mit geringen Modificationen auf beide Momente anwend⸗ 
bare) treifende Bemerfung des ſächſiſchen Statiftifer Engel: „Das vdurd die Individuen 
des Volks repräfentirte Kapital ift bei weitem das beträdhtlichfte im Staate; und das in der 
lebenden Generation ruhende Erziehungscapital überfteigt weit bie Summe aller übrigen Ga= 
pitalien. Jede Verkümmerung ber phyſiſchen Beichaffenheit (und jede Verminderung) „der 
Bevölferung, der hätte entgegengewirkt werden Eönnen, ift eine Verſchwendung des edelſten 
Wapitals, der Intelligenz und der phyſiſchen Kraft ber Bevölkerung, und kommt einer abfoluten 
Gapitaldvergeudung gleich.“ 

Sp kann es denn aud) nit gleichgültig fein, in welchem Verhältniß die verfchlevenen 
Alteröclaffen bei der Gefammtbevdlferung repräfentirt find. Wir falten daher nachſtehende 
Notiz ein, obwol wir nicht alle Ziffern für gleich verläffig erachten. *) Auf je eine Million 
Einwohner fommen in 


den Rieder» 


fanden: Belgien: Frankreich: Gardinten: Dänemark: Schweden: — 2 


(1846) (1851) (1846) (1850) (1850) 
unter 20 Jahren, 426,583 415,713 361,130 433,480 420,056 426,414 451,173 
davon unter 5 Jahren: 112,715 117,231 109,923 119,587 122,984 126,686 129,582 
Zwifchen 20 und 509%. 414 ‚967 416,129 435,653 417,244 418,588 412,220 407,354 °?°) 
50 und 6053. 81, 468 79.726 101,722 177,674 78,799 83,170 68,563 
über Jahre 76, 2 88,432 101,495 71,602 87,657 78,187 72,910 


Boudin nimmt folgende durchſchnittliche Berhäftnißzahlen an: Bon 100,000 Individuen 
find. 33,199 unter 15 Jahren, 


9264 zwifchen 15 und 20 „ 5847 zwifchen AO und 45 Jahren 
891 „ 20, 25 „ 5296 „ 45, 50 „ 
8A „ 235,530 „ 476 „ 50, 55 „ 
7115 „ 30,35 „ 3489 55 „ 60 „ 
6524 „ 35.40 5 71684 ,„ 60 und darüber. 


Die Zahl der Individuen unter 15 Jahren ſchwankt zwiihen 36,047 in England und 
27,307 in Frankreich. „Indeſſen verbient diefe legte Vergleihungdzahl wenig Vertrauen, da 
die Alterdaufnahme in Franfrei im Jahre 1851 ein Widerftreben fand, das deren Genauig- 
keit compromittirte.” Die Staaten, welche nad England die meiften Individuen unter 15 Jah⸗ 
ren zählten, jind: Preußen mit 34,711, Sardinien 34,210, Dänemark mit ven Herzogthit- 
nern 34,001, Sachſen 33,588, Steiermark 32,850, Belgien 32,300. Was alte Leute 
von 60 Jahren und darüber betrifft, fo würde man, wenn man ber Aufnahme von 1851 Glau⸗ 
ben fchenfen dürfte, deren ebenfalld die meiften in Frankreich finden, nämlich 10,149 (auf fe 
100,000 Menſchen.) Die legte Stelle in der Reihenfolge nimmt Preußen ein, mit5979. Da= 
zwijchen flehen: Belgien mit 8690, Dänemark 7485, Sarbinien 7160, Steiermark 7240, 
Sadıfen 7136, England 7123.30) 

- Indem Deutfchen Zollvereine ergab die neuefte Aufnahme folgende Gefammtzahlen: 


Civil: Milttär: 
Männer und Sünglinge über 14 Jahre 10,517,738 277,941 
‚ Weiber und Jungfrauen „ „ „  11,166,006 ‘26,920 
Knaben unter on 5,975,195 44,158 
Mäpden „, .n 5,326,701 14,042 ., 


Eine beſondere Beachtung verdient auch die Scheidung der Bevölkerung nach Elaflen und 
Ständen. Die ſtatiſtiſchen Notizen, melde man darüber befigt, beruhen aber einedtheild auf 
fehr ungleihen Vorausfegungen bei der Aufnahme, anderntheild leiden jle an fidh an großer: 
Ungenauigfeit. Folgende Zufümmenftellung kann daher nur in fehr beſchränktem Maße als 
richtig angenommen werben. Die Gefammtbevölferung vertheilt ſich nach Procenten: 


34) Nach dem parier „Journal des Economistes” (Juli 1857). 
35) Irland: 153,84 
36) „‚Dictionnaire de !’6conomie politique.’’ rt. „Population‘'. 
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Ader Gewerb⸗ Bandeliueie Liberala ODhne 

-bauer wreldende dbende Gewerbe Gewerbe 
Belgien, 1846 51a 31, 6,6 63 36 ° 
Preußen, 1849 4 25 2,8 (11 Broc. treiben Aderbau ald Nebengeiverbe) 
Sachen (nah Engl) 316 513 A,sslfaft 17 Proc. Sandarbeiter, 8,1Proc. Geſinde) 

En — — 

Baiern, 1840 65,4 25,6 
England und Schottland 26 43,5 (15 Pror. nichtlandwirthſchaftliche Lohnarbeiter) 
Bei England und Schottland ift nur die männliche Bevölkerung über 20 Jahre, undymar ohne 
bie Flotte, in Rechnung gebradht. 

In Frankreich hatte man 1851: 56,97 Broc. Aderdleute, 27,67 Induſtrie (ſammt Handel), 
41,16 „liberale Gewerbe" (morunter Eigenthümer, Rentner, Beamte, Arzte, Künftler u. |. w.), 
2,10 Dienftboten, 2,18 Arnıe, Gewerblofe u. ſ. w. 

VIIL Bon den allgemeinen Verhältniſſen zu denen der einzelnen Nationen und Staaten 
übergebend, drängt fih die Bemerkung auf, wie ed an fi am naturgemäßeften wäre, wenn 
jede Nation mit. ver Geſammtzahl ihrer Angehörigen, Hingegen ohne Beimifhung anderer 
Volkerſtämme, für jih einen Staat bildete. „Beobachtung lehrt, daß den verſchiedenen Haupt⸗ 
racen des Menſchengeſchlechts nit nur eine Außerliche und phyſiſche Verfchievenheit von ber 
Natur gegeben ift, jondern daß auch die geiftigen Eigenſchaften verjelben auffallen und be- 
fländig voneinander abweichen. Selbſt unter den Spielarten der Hauptgattungen tritt noch 
eine beveutende Abweichung der geiftigen Anlagen hervor. Man werfe nur einen Bli auf bie 
Verſchiedenheit des Nationalcharakters und Geiſtes unter ven europäiſchen Voͤlkerſtämmen. 
Daß dieſe Verſchiedenheit auch ihre Wirkungen auf das Staatsleben Hat, verſteht ſich von ſelbſt, 
und daraus geht denn auch Die Nothwendigkeit hervor, die äußern Einrichtungen den Bepürf⸗ 
niffen, Fehlern und Tugenden des Volfägeiftes beſonders anzupafien. Natürlich kann Die Ab: 
weihung in den Einrichtungen nur eine untergeorbnete fein, wenn auch die Mopification ber 
beiden Sinnesweiſen unbebeutend ift;-allein gewiß ift, daß Die ganz unveränderte Übertragung 
der ſämmtlichen Einrichtungen eines dem Stamme und fomit der Art nach verjchiedenen Volks 
immer mehr oder weniger Nachtheile zur Folge haben muß, und zwar um fo größere, je mehr 
die Anftalten den Anfichten und Bebürfnifien des fie zuerft errichtenden Volkes völlig gemäß 
find. Allerdings ift e8 möglich, daß fi der Sinn des Volkes nad den ihm gewordenen fremd: 
artigen Formen nad und nad) umbilbet, und daß jomit die anfanglid nicht genügende oder 
verlegende Einrichtung mit der Zeit allen Foderungen entfpricht, und es mag baher bei ver 
Nachahmung einer in der Hauptfache paſſenden und vorzüglich fremden Gefepgebung über das 
anfängliche Misverhältniß in ver Hoffnung einer baldigen Anpaflung tveggegangen werben: 
allein dies if feine Wiverlegung, fonbern eine Beſtätigung des obigen allgemeinen Satzes.“ 
(Rob. MoHL) Eine ſolche Abgrenzung der Staaten , genau und ausſchließlich nad) einer Nationa⸗ 
lität, gibt es ſtreng genommen nirgends. Entweder find Theile eines Volkes von beilen Haupt- 
fanım losgeriſſen, ober es ſind Angehörige anderer Stämme mit vemfelben vereinigt. Im @an= 
zen iſt es jedoch den europäischen Hauptvölkern feit ven Ende des Mittelalterd gelungen, ſich zu 
einer ftaatlihen Einheitzuentwideln. Nur zwei unter den Eulturnationen, und darunter gerade 
die zahlreichſte von allen, bilden zur Zeit noch traurige Ausnahmen: die Deutihen und die 
Staliener. Ste allein befinden ſich nod in Zuftande vollftändiger nationaler Zerriflenheit, ſo⸗ 
Daß eine diplomatiſche Kurzſichtigkeit beinahe von beiden ſagen kann, was Metternich im Jahre 
4847 bezüglich der Italiener geäußert dat: es gibt Fein „Deutſchland“ und fein „SItalien’‘, es 
find Died nur „geographiſche Blaffificationen”. Als ob dad tiefe menſchliche Gefühl der Natio- 
nalität jofort in der Bruft eined Jeden zum DVerlöfchen gebracht werden könnte mit ein paar 
Bederftrihen, welche die Diplomatie einft auf einem Congreffe nah Gonvenienz, Launen und 
felbft Corruptionen fo oder anders über die Landkarte hinführte. (ALS ſtaatlich abſolut aus 
getilgt möchte man die polntjche Nation anfehen.) 

Keine der beſtehenden europäifhen Großmächte beſteht blos aus Angehörigen einer un? 
berfelden Nation. Am günftigften ift das Verhältniß in Frankreich. Nur ein Eleiner Theil tes 
franzoͤſiſchen Stammes gehört nicht zu dem Hauptflante; getrennt von demſelben find nämlich 
nur bie fleinere Hälfte der Belgier (die größere Hälfte iſt deutſch), die Savoyarden, Bewohner 
von Nizza und der kleinere Theil der Schweizer; während wir hingegen mit Frankreich verei- 
nigt ſehen: mindeſtens anderthalb Millionen Deutfhe (in Eljaß und Deutih- Lothringen). 
über eine Million Kymren (Bretonen), eine Drittelmillion Italiener (Corficaner), 150000 
Basken, dann Angehörige ver faft überall verbreiteten Juden. 
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Eines vortheilhaften Verhältniffes erfreut fich auch ver britiſche Staat, ganz beſonders be⸗ 
günftigt durch feine infularifche Lage. Kein Theil des englifhen Stammes gehorcht In Europa: 
einer fremden Staatögewalt (natürlich abgefehen von einzelnen Ausgewanderten). Der Unter: 
ſchied zwifchen Engländern, Schotten und Galen bildet fein Hinderniß höherer flaatlicger Ent- 
widelung Anders vie Irländer. Die ungeheure Emigration in ber Reuzeit (wol zwei Millto- 
nen Iren verliehen ihre Stamminjel) wird aller Wahrſcheinlichkeit nach das alljeitige Überge- 
wicht der englifchen über die celtifche Nationalität auch für Irland entfcheiden. 

Der rufilihe Zar herrſcht „über 100 verſchiedene Völkerſchaften“, und in dem unge: 
beuern Reiche werven wenigftend AO verfchiedene Sprachen oder Mundarten geſprochen. Darin 
liegt nun aber an ſich feine Stärke, vielmehr eine Schwäche. Allein entſcheidend ift im gegebe⸗ 
nen Falle der Umſtand, daß dad Hauptvolf, die Großruflen, ein gewaltiged numerifches Liber: 
gewicht über alle andern Stämme ded Reiches beitgt; von den 62 Mill, welche ver Staat 
umfaßt, find gegen 32 Mill. Großruflen, an welche fi überdies über 11 Mill. Rleinruffen 
(Ruthenen), und 31/, Mill. Weipruffen anfchliegen. Als wefentlich verfchieven von ihnen er- 
feinen 7 Mit. Polen und Lithauer, und gegen 600,000 Deutſche; ferner 24, Mill. Tata⸗ 
ren, 9%, Mil. Finnen und Letten, 2 Mill. Grujler und Armenier, 1Y, Mid. Juden u. f. w. 

Preußen, dad man jo gern als vollitändig deutſche Macht betrachtet, umfchließt Doch 
21), Mil. Slawen (abgejehen von 160,000 Kithauern). 

Meitaus am Ichlimmften iſt dad Verhältniß Ofterreihs. Es ſtellt gleichfam ein Europa 
im Kleinen dar. Diejer Staat, ein Gonglomerat äußerft verfchienener Wälkerfchaften, vermag 
es nicht, ald der Repräjentant irgendeiner beſtimmten Nationalität fi zu geriren. Das 
Deutfche Element ift allernings das herrfchenve, ſeine Angehörigen bilden aber nur wenig mehr 
als ein DViertheil ver Geſammtbewölkerung (7,870,000 unter 36,400,000). Ein gewaltiges - 
numeriſches Übergewicht bejigen die Slawen (14,800,000); allein nit Oſterreich, fondern 
Rußland erſcheint ald Vertreter des Panſlavism; und zudem finden wir die ſſlawiſchen Stämme 
in Dfterreich jelbft wieder in hohem Grade getrennt (5,850,000 Czechen, 2,940,000 Ruthe⸗ 
nen, 2,060,000 Polen [Galizier), 1,430,000 Serben, 1,350,000 Kroaten, 1,170,000 Slo⸗ 
wenen u. ſ. w.). Dann kommen die Romanen, faft 6 Mill, worunter die Italiener mit 
5,200,000; ferner vie Magyaren mit nahezu 5 Mill. (4,866,000). Selbft die Menge ver 
Juden (706,000) ift ungewöhnlich groß. inter Verhältniffen, wie fie in Ofterreich obivalten, 
werben auch alle Amalgamirungsverfuche ver Hauptſache nad) erfolglos bleiben. Hat doch ſelbſt 
in jenen Zeiten, in welchen die Steger vor feinem Mittel der Gewalt zurüdfchreetten, die Natio- 
nalität der Unterworfenen nur felten auögetilgt zu werben vermodt. Um mie viel weniger kann 
jet in Mitteleuropa dad Verwiſchen von Nationalitäten gelingen, deren Angehörige (wie Die 
Staliener, die Magyaren, felbft die Slawen) von Selbftgefühl und Selbſtbewußtſein erfüllt ſind! 

Gegenüber den in dem ebengenannten Reiche hervortretenden Erfheinungen muß ein eigen: 
thümliches Gefühl entfiehen, wenn man auf die fleine Schweiz blickt, in deren engen Marken 
Angehörige dreier Gulturnationen — nicht nach einem Eroberersdictate, jondern — völlig 
frei vereinigt erjcheinen. Die höchſten Gebirgäzüge des Erdtheils und der gewaltige Unterſchied 
der Sprache und der Religion bilden fein Hindernip ver Vereinigung, ohne daß es irgendeine 
Zwanges bebürfte. Es iſt wol das ſprechendſte Kennzelchen, wie wenig die ſtaatlichen Zuſtände 
der Stammnationen (der Deutſchen, der Franzoſen und Italiener) befriedigend ſind — 
wenn wir bier Angehörige derſelben erblicken, welche, in unbefangener und richtiger Würdi⸗ 
gung der Verhältniſſe, fich in Diefem Bunde glüdlicher fühlen ald in einer Vereinigung mit 
den großen Stammnationen. Nicht die Schweizer, fondern ausfchfießlih uns felbft und unfere 
Zuftände haben wir in diefer Beziehung anzuflagen. Und warum wollen heute die Holländer, 
die deutſchen Belgier, ja fogar die Elſaßer, nichts wiſſen von einem Anfchluffe an Deutfchland? 
Bei den legten maltet offenbar eine Nachwirkung aus frühern Zeiten, welche felbft durch die 
mehr als jämmerliche Gegenwart noch keineswegs verwiſcht zu werben vermochte. 

Wir unterlaſſen es, in theoretiſche Erörterungen einzugehen über die wünſchenswerthe 
Groͤße der Bevölkerung eines Staats. Ohnehin laſſen ſich, nach unſerer Anſicht, allgemeine 
Regeln darüber kaum aufſtellen. Überall machen ſich mit entſcheidender Macht die eigenthüm— 
lichen und beſondern Verhältniſſe geltend. Daß auch kleine Vereine die höhern Ziele des ſtaat⸗ 
lichen Lebens erreichen koͤnnen, beweiſt vielfach die Schweiz, deren größter Canton noch nicht 
einmal eine halbe Million Menſchen umfaßt. Zu viel Größe, zu viel Centraliſation werden die 
Macht eines Staats nach außen erhöhen, aber wahrlich nicht das eigentliche Glück feiner Bes 
wohner begründen. In welchem überaus unbefrievigenden Zuſtande befinden fi die Fran 
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zofen — in welchem Zuftande erbliden wir ihre Dörfer, ihre Eleinen und Mittelflänte, ihre in 
allen Stüden an das „Negiertiwerden von Paris aus’ gemöhnte Einwohnerfhaft. Wie ganz 
anders ift e8 bei den an Übung des Selfgovernment gewöhnten Briten. Was aber fönnte 
Deutfchland fein bei einer feften Einigung im Nothwendigen und bei freier Entfaltung der 
einzelnen Stämme in allen einer Eentralifation nicht bebürfenden Dingen, und dies ſowol ohne 
die Kleinftaaterei von Kiechtenflein und Reuß-Greiz-Robenftein, wie ohne das Zuſammenwerfen 
heterogener Elemente in manchen der Einzelftaaten, in denen ein Stamm über den andern 
herrſcht, flatt dag alle deutſche Völkerſchaften, nad ihrer wirklichen Eigenthümlichfeit abge: 
grenzt, gleichberechtigte Glieder derſelben Nation fein jollten: " 

Auch die Gintheilung der Bevdlferung nah Beihaftigungsclaflen verdient Beachtung. 
Unleugbar hat man bald dem Ackerbau, bald dem Fabrikweſen eine allzu ausſchließliche Wichtig: 
feit beigelegt. Doch auch über das zweckmäßigſte Zahlenverhältniß der einzelnen Beichafn: 
gungsclaſſen laſſen jih nur wenig allgemein richtige Normen aufftellen ; auch bierbei ent: 
fheiden zu jehr die befondern Verhältniffe von Land, Volk, geographiſcher Lage, Neigung, Se: 
wöhnung und Anlage der Stänme. Die allgemeinfte Negel, die wir empfehlen möchten, ift: 
Befrelung aller Claſſen und aller Stände von den Feſſeln, welche eine freie und naturgemaäfe 
GEntwidelung erfhweren und hemmen. Nur muß der Grundfag gleihmäßig in allen Bezie— 
Hungen durchgeführt werden, um nicht 3. B. einen Theil der landwirthſchaftlichen Bevölkerung 
künſtlich dem Gewerboweſen zuzutreiben (wie e8 z. B. in Balern durch die Geſetzgebung ron 
4825 geihah, welche ven Gewerböbetrieb, wenn auch unter polizeilicher Bevormundung, doch 
in gewifler Beziehung freigab, und zu dieſer Beſchäftigungsweiſe jenen Theil der jungen Land⸗ 
leute lockte, denen die feityehaltene Untheilbarkeit der Grundſtücke eine bäuerliche Ernährung 
erſchwerte). 

Eine Aufzählung der Schriften über Bevölferung und was damit zuſammenhängt, unter: 
laffen wir, zumal weil, um nur einige Vollftändigfeit zu erlangen, ganze Seiten von Bü: 
her: und Brofhürentiteln gegeben werben müßten. Ohnehin haben wir die bebrutendften Lei⸗ 
ftungen ſchon bei Beſprechung der einzelnen Hauptpunfte angegeben. 

Wenn wir es vorzogen, mehr bei ftatiftifhen Thatſachen zu verweilen als bei theoretijchen 
Aufitehungen und Unterſtellungen, fo wird ſich dieſes Verfahren wol von felbft rechtfertigen. 
Nur auf Grundlage der Statiftif können die bezüglich der verſchiedenen Populationsverbät: 
niffe auftauchenden mannichfachen Fragen eine verläffige Löfung finden. In den meiſten Fällen 
ergibt fi die Antwort von felbft, fobald man fih nur des flatiftifchen Materials verficen:. 
Wird dieſes verftändig benugt, jo zerfallen au gar manche Befürchtungen, Sypothefen un? 
Theorien, mit denen ein vem Leben entrüdter Dortrinarismus fi (zuweilen ſogar völlig ge: 
genſtandslos) in langen und breiten Erörterungen abmühte. G. F. Kolb. 

Bevollmächtigung oder Mandat iſt der ebenſo wol im voͤlkerrechtlichen und ſtaatsrech:⸗ 
lichen ald im Privatverhaltnig vorkommende Gontract, durch welden Jemand einem Andern den 
Auftrag gibt, feine Gefchäfte zu beforgen, und diefer die Bejorgung zu übernehmen verfpridr. 
Das Romiſche Recht behandelte mit Recht dieſen Vertrag als einen befonvern perfünlidden Treu: 
vertrag, durch deſſen abfichtliche Verlegung alfo der Vollmachtgeber und der Bevollmächtigte ih 
die Infamie zuzogen. Damit hing dann zufammen, daß bei dem Mandat die Dienfte des Kc- 
vollmächtigten nicht mit einem Marftlohn bezahlt wurben, fonft ging das Geſchäft ineinen Mierb: 
vertrag über, fondern unentgeltlich waren, oder nur durch einen Ehrenfold, Honorar, gelobrt 
wurden. Der Bevollmädtigte mußte feine Vollmacht treu und, wegen des perfönlichen Ver— 
trauend in ihn, perſoͤnlich und ganz erfüllen und verpflichtet und berechtigt alsddann den Mar: 
danten auch in Beziehung auf Dritte. Er muß ferner Das, was er für ven Vollmachtgeber ein: 
nahn, herausgeben und ihm Rechnung ablegen. Der Bollmachtgeber muß das Honorar uns 
alle für das Geſchäft revlich verwendete Koſten mit Zinfen erfegen und ven Bevollmächtigten ven 
den übernommenen Berbinplichkeiten befreien. Eine beſondere Art des Mandats bat ver Staati: 
diener, wovon in den Art. von Staatsdienſt und den Gefandten, in Beziehung auf weld: 
legtern die Cigenthümlichkeit der Ratification bereit im Art. Beftätigung abgehandelt wurte. 


Welder. 

Bewaffnungsrecht, |. Waffen: und Wehrhopeit. 

Bewegungs - oder Fortichrittspartei und Widerftands- ober Neactionspartei. 
Fortſchritt und Reaction find die zwei allgemeinften Haupterfcheinungen, die wir im Leben tx 
Voͤlker beobachten. Sowol die Gründe wie die natürlichen Gefege und die Bernunftfoberungen 
für dieſelben verdienten wol tiefer und allfeitiger erforfcht und dargeſtellt zu werden, als es bie: 
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her geſchehen iſt. Auf ihrer richtigen Auffaſſung beruht das Verſtändniß der Geſchichte und des 
Staatslebens und ihre richtige Behandlung, daher ſich auch die Artikel über beide mit ihnen be⸗ 
ſchäftigen müffen. Hier können nur einige allgemeine Geſichtspunkte hervorgehoben werben. 

Die allgemeinfte Vernunftfoderung für dad Leben der Menfchen ift gewiß der Fortſchritt. 
Eine fortjchreitende Entwidelung und Vervollkommnung, eine höhere der nachfolgenden Ge⸗ 
ſchlechter als die der frühern, und ein freied Streben nad) einem Ideale höherer Vollkommen⸗ 
heit — dieſes bildet gerade ven eigentlichften Vorzug der Menſchen vor den Thieren. Zugleich 
darf dieſes Streben nach Kortfchritt nie aufhören, weil das Ziel ein unendliches ift, weil wir ver 
höchſten Bolllommenheit uns immer mehr annähern müflen. Jede wahre Stillftands: und Reac- 
tionspolitif erhält auch zugleich dadurch ihr Todesurtheil, weil der Stillſtand unvermeidlich zum 
Rückgang wird. Nur das höhere Streben hält vie Höhern Kräfte lebendig und in der Vorherr⸗ 
fhaft über die niedern finnlihen Kräfte. Diefe kommen ohne jened Streben alsbald zur Herr⸗ 
[haft und führen zum Untergang. 

In Beziehung auf das Leben des einzelnen Menſchen mobificirt ſich dex ftete Fortſchritt durch 
die allgemeine naturgeſetzliche Erſcheinung, daß nach einem gewiſſen Lebensalter ſein Tod ein⸗ 
tritt, daß ſeine Organe, ſelbſt die für die freie Bewegung des Geiſtes, nach einer gewiſſen Lebens⸗ 
dauer altersſchwach, kraftlos, unbeweglich werden, und daß alſo ſeine geiſtigen Errungenſchaften 
nur durch Mittheilung an Andere ſich weiter entwickeln können. Bei den Voͤlkern ſehen wir 
allerdings eine ähnliche Erſcheinung, wenigſtens bisher in einer großen Allgemeinheit. Für ihr 
Leben bilden die Volks- und Staatseinrichtungen, Familie, Gemeinde, Kirche, Schule, Ber: 
faffung, Gefeßgebung u.. w., die Hauptorgane, deren Ververbniß wir ald die nächften Urfachen 
des Abfterbend und Untergang der Staaten und Völker anjehen können. Aber die Frage bedarf 
einer tiefen Erforfhung, und wird auch mit ihr ſchwer allgemein befriedigend zu löjen fein, ob 
für die Völker ein ebenfo allgemeingd Naturgeſetz des ſchwächer werdenden Beiftedaltere, des Ab⸗ 
fterben® und Untergang befteht wie für die Einzelnen. Mit dem Chriſtenthum hoffen wir eine, 
nicht wie die heidniſchen Religionen dem Untergang geweihte, ſondern gine ewig friſche Quelle ver 
hoͤchſten göttlihen Lebenskraft für menſchliche Vervollkommnung —8* zu beſitzen. Durch 
Die allgemeine Freiheit und ſittliche Erziehung und Bildung ſelbſt unſerer unterſten Volfäclaffen, 
im Gegenſatz des verdorbenen Pöbels der Sklaven und Freigelaſſenen, befigen wir auch bie phy⸗ 
ſiſchen Grundlagen einer ſteten Verjüngung unferer höhern Volksclafſſen und unſerer Verfaſſun⸗ 
gen. Die viel größere Allgemeinheit ver Arbeit, dieſes großen Elements der Sittlichkeit und 
Tüchtigkeit bei unfern germaniſchen Völkern, ift auch eine Bürgſchaft für ihre längere Dauer. 
Was alle diefe unfere beflern EigentHümlichfeiten unter glücklichen Bedingungen leiften können, 
um unfere Bölfer vom Untergang zu erretten, darüber ift noch nicht entſchieden. Jedenfalls aber 
bleibt und die Aufgabe, alle günftigen Verhältniffe und Mittel zu immer höherer Vervollkomm⸗ 
nung und zu moͤglichſt langer glücklicher Lebensdauer unferd Volks forgfältigft zu benugen. 

Betrachten wir indeß den biäherigen weltgeſchichtlichen Bang des Völferlebend, fo können 
wir freilich das Naturgefeg ver Entwidelung des irdiſchen Lebens, Keimen, Aufblühen, Reifen 
und Abfterben auch bei Völkern und Völkerfoftemen bemerfen. Und an ver Stelle des abfterben- 
den Lebens erblüht dann meift neues Leben mit aus den Elementen des frühern, fo 3. B. bed 
griehifhen und römifhen Bulturlebend. Wir dürfen unfererfeitd nur nie das Streben nad 
Fortſchritt und die Hoffnung des Sieges über das Abfterben aufgeben. 

Zugleich aber bemerfen wir in dem Leben der Völker und Staaten au innerhalbihres 
beſtimmten Lebens nicht blos einen Fortſchritt ver Entwidelungsftufen, fondern aud ein 
häufiges Wechſeln zwiſchen Fortſchritt un Rückſchritt, ähnlich ven Wellenſchlägen 
des Weltmeers. Die Naturphiloſophen, fo namentlich Görres, Haben dieſes oͤfter als ein abſolut 
allgemeines, von dem freien Verhalten der Voͤlker und ihrer Staatenlenker gänzlich unabhängiges 
geheimnißvolles Naturgeſetz dargeſtellt. Derjenige Wechſel von fortſchreitender und rückſchrei⸗ 
tender Bewegung, welchen wir mit Sicherheit erkennen, hängt wenigſtens weſentlich mit von dem 
guten oder nichtguten freien Verhalten ver Voͤlker ab, und kann oft lange ausgeſetzt fein, ſei es 
durch fletigen Fortſchritt und fletigen Stillftand oder Rückſchritt, welcher letztere gewöhnlich aus 
dem Stilfftand folgt. Auch Finnen wir die Gründe folhen Wechjeld deutlich nachmweifen und aus 
den natürlihen Trieben des Volks im Staatöleben und aus der Natur ver Staaten erflären. 
Es iſt nämlich in der Natur der Staaten und in den natürlichen Bebürfniflen der Völker in Bee 
ziehung auf diefelben begründet, einerfeitd die Einheit, andererfeitö die Freiheit und dad 
Bedürfniß und Streben für beide. Die @inhelt, die damit verbundene Ordnung und der Zuſam⸗ 
menhalt und das Streben fle find dem gefunden Urtheil und Inftinct gefitteter Nationen nach ihnen 
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ebenfo weſentlich und theuer, als die Breiheit, da ja ſelbſt ebenſo gut wie der allgemeine Wohl⸗ 
ftand die Cultur und Sittlichfeit ohne Einheit und Ordnung zn Brunbe gehen würben. ‘Davon 
ſcheinen viele Liberale, vollends die Roten und bie Anarihiften, die und 4848 die glückliche Re- 
form des Baterlandes zerftörten und unfern Fortſchritt in Reaction verwandelten, feine Ahnung 
und richtige Vorftellung zu haben. Die Freiheit aber, viefe andere Grunbbedingung des Fort: 
ſchritts der Völker, ihrer@ultur und ihres Wohlftandes, diefe Grundbedingung eines edeln Män- 
nerſtolzes und glücklichen Lebensbewußtſeins und dev höchſten Kraftentwidelung, dieſe Freiheit, 
die heilige Achtung für fie und für ihre Rechtsgrundſätze, fie find nach dem gefunden Urtheil und 
Inſtinct allergefund entwicelten Männer und Völker, mindeſtens für alle zur Freiheit erwachten 
Völker ebenſo nothwendig und heilig wie die Orbnung und ihre Träger. Davon haben freilid 
viele dem Volksleben wie der hoͤchſten Bildung entfrembete, durch Kaftengeift verblenvete, viele aus 
Eigenliebe und Geifteöträgheit in die Abhängigkeit der Hofgunft verfunfene Hörige und Iren: 
bünbler feinen Begriff. Sie nehmen daher auch feinen Anftand, unfern Anardiften und Rothen 
zum fhönen Wechſelſpiel anarchiſcher und reactionärer Orgien, welchem wir auch nad 1848 wie: 
der verfallen fcheinen, hülfreich Die Bruderhand zu reihen. Aber jie fahren erfhredt und entrüftet 
auf, wenn aus dem freien England, wo jene Überzeugung von der Weſentlichkeit und Heiligkeit 
der Freiheit auch die Höchfte Ariftofratie durchdrungen hat, ein fräftiger Ausdruck derſelben ertönt, 
fowie neulich aus dem Munde Lord Derby’s. Er fagte (f. ‚Allgemeine Zeitung”, 1858, Nr. 40): 
„Nicht um Alles in der Welt, nicht um bad Xeben von zwanzig Monarchen würde id) das Aſyl⸗ ® 
recht Englands ſchmälern oder irgendein Verbrechen ohne den Flarften gerichtlichen Beweis fra: 
fen laſſen.“ Gegenüber vollends dem furdtbaren Attentat auf die mächtige franzöſiſche Majeſtät 
und als Antiwort gerade aufihren Hülferuf erſcheint gewiß ven meiften Deutfchen biefe Art des 
Ausbrudd anftößig. Aber ed war das Toryhaupt Derby, dad Haupt des vorzugsweiſe ronalifti- 
fhen Theils ver englifhen Ariftofratie, ein Mann von edler Bildung, gegemvärtiger und wafr- 
fheinlich auch zukünftiger Miniſter ver Königin von Großbritannien, welcher fo fprach, in dem 
ſtolzeſten Sige der erften Ariftofratie dev Welt, im englifchen Bairshofe jo fprud. Es veran: 
ſchaulichten alfo feine Worte auch wol nur unfern Sag, daß, während man anderwärtd, 3.2. jeht 
in Franfreich, gegenüber dem Königsredht und vollends gegenüber der Gefährdung felbft des 
Lebens des Trägers der Majrftät, Freiheit, Verfafſung, perfönliche Sicherheit ver Bürger und 
ihre Grundfäge nicht für legitim hält, fordern wie elende Lumpen behandelt und preisgibt: 
den Briten vielmehr die Freiheit und ihre Grundſätze vollftänpig gleich Heiligend unt 
legitim find, wie das Königthum, melches ja felbft ohne jene nicht würdig und dauernd 
befteht. Wer fann fi nun wundern, wenn in gereiftem Männerftolze ver Brite Die entgegenfte: 
hende Denk: und Handelsweiſe anderer Völker als Unverfland und Servilität gering fchägt! 
Sowie heutzutage dieſer Gegenſatz in ve Würdigung der Freiheit den größten Gegenjag zwi⸗ 
fhen dem britifchen und dem deutfchen Volk bildet, fo begründet er insbeſondere auch ven größten 
Begenfag des britifchen und deutſchen Adels. Allzu viele — gottlob nicht alle — deutſche Ade⸗ 
lige ſuchen reactiondr ihren Adel in Kaftengeift und Privilegien. Die beffern englifchen, 
jegt auch die belgiſchen und piemonteſiſchen Adeligen fuchen ihn in wirklicher Artftofratie. Diefe 
fodert fhon ihrem Wortbegriffe nach politifchen Einfluß als den von Beflern. Uber viefen aber 
entfcheidet in volfäfreien Staaten das Volksvertrauen. Und dieſes anerkennt und gönnt 
gern in feinen Wahlen und fonft erbadeligen Gutsbeſitzern ihre ſchon durch Ihre natürlichen Wer: 
hältniſſe unterſtützten Anfprüche, wenn fie fih nur von jenen ungeitgemäßen Schwächen des veut- 
ſchen Adels freihalten. 

Bei der gleihen Nothwendigkeit von Freiheit und Einheit follte nun, ſowie ſeit längerer Zeit 
in England, ein ftetiger gemefjener Kortichritt ohne Öftere beftigere Wechfel zwiſchen Fortſchrit 
und Reaction ſtattfinden. Aber bei der vielfach einfeltigen und unvollfommenen Entwidelung 
eineö ver beiden Hauptpole, bei dem Mangel ferner an gehöriger Reife und Bilvung, bei der Ein: 
feitigfeit neutfcher Radicalen und deutfcher Ariftofraten und unferer politifch Hörigen — bei ali 
dieſem ift in unferer Befchichte der neuern Zeit der pertobifche Wechfel zwiſchen Fortſchritt und 
Reaction fehr erflärlih. ine Weile fiegt pie Richtung des Fortſchrits, mie fhon unter riet: 
rich und Joſeph und vollends felt ver Franzoͤſiſchen Revolution. Dann aber entfteht plögliö 
durch die ercentrifchen Richtungen die Gefahr für die Orbnung, und ed erfolgt zuerjt in der all: 
gemeinen deutfhen Demagogenriecherel und vollends Durch die franzöſiſche Napoleoniſche Unter: 
drückung bie furchtbarſte Reaction. Gefühl und Bedürfniß ver Freiheit führen den Sieg dieier 
Freiheit durch die Freiheitskriege herbei. Bald aber erwachen die eigenfüchtigen Triebe 
für die in der alten Ordnung der Dinge begründeten Gewohnheiten, Beſitzfiände unt 
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Vortheile, und, unterftügt durch einige wirklich ercentrifche Richtungen deutſcher Jünglinge, 
dur Sand's und Loͤning's Meuchelmorve und alsdann durch einen gemachten großen DVer- 
ſchwörungslärm in ganz Deutfchland, entfleht num, mit der Angft der Bürger für die Ord⸗ 
nung und in Verbindung mit der Neaction der Heiligen Allianz gegen ſpaniſche, portugies 
ſiſche und italieniſche Revolutionen, Die neue furchtbare Reaction feit 1819. Der Abfcheu gegen 
die Freiheitöunterprücdtungen dieſer Reaction und neuauflebende Beftrebung für die Freihelt ruft 
mit der Hülfe der Einwirkung ver Julirevolution Kortfchritte in der Freiheit hervor. Cxrentriſche 
Richtungen für diefe wie in dem Hambacher Feſt und der Frankfurter Aprilrevolution begünfti- 
gen aufö neue die Reaction. Ihre Exrcentricitäten wie der des Bundestags und der geheimen 
wiener Minifterconferenzen von 1854, und bie jegt allgemein erwachenden Gefühle und Bedürf⸗ 
niffe der Nation für die Freiheit geben viefer 1848 den Sieg. Aber die Ercentricitäten unferer 
beutfchen Republikaner und Rothen erweden in Verbindung mit den furdhtbaren Raub- und 
Morotheorien ver franzötifchen Rothen und Communiſten in Deutfchland ebenfo wie in Frank⸗ 
reich die uͤbertriebene Angft für die Orpnung. Wiederum fiegt alfo nur mit Hülfe der neuna- 
poleonifchen franzöfifchen Reaction aud in Deutjchland die reactionäre Richtung. Und wenn ed 
nicht gelingt, wenigftend ihre das allgemeine fittliche und rechtliche Gefühl der deutfchen Nation 
kränkendſten Erſcheinungen, wie z. B. dieinHolftein, Kurheſſen, Hannover, Luremburg, wieder 
gut zu machen und foldyen unerfättlihen Reactionshunger wie in Hannover zu ſtillen — wenn 
dieſes nicht gelingt und nicht freiwilliger legaler Fortſchritt wiebergewonnen wird, fo iſt der 
neue revolutionäre Wechfel mol an fid wie ein richtiges Nechnungserempel unbeftreitbar und 
nur nod die Zeit und die Gelegenheit ungemwiß. 

Ans diefen Andeutungen geht nun wol fo viel hervor, daß es für eine verſtändige Politik als 
Regel gelten muß, in einer gefunden Entwidelung und höhern Vervollfommnung fletig fortzu= 
ſchreiten, namentlich auch in einer allfeitigen immer volllommenern Entfaltung der Freiheit, in 
gleihmäßiger Verbindung und Durchdringung verfelben mit der Einheit und Ordnung. Schon 
durch den legten Theil ber Aufgabe, noch mehr aber dadurch, daß in jenem obengefchilverten ein= 
feitigen Wechſel und Kampf zwifchen Kortfchritt und Reaction zuweilen die Einheit und Orb: 
nung einfeitig und unverhältnigmäßig zurückgedrängt und verlegt oder bedroht werben kann, 
wird auch der rechtſchaffene und weife Politifer zumeilen fich genöthigt fehen, ebenfo ungerechten 
und übertriebenen VBorfchritten wie verkehrten Rüdfchritten entgegenzutreten. Er wird dann in 
diefem Sinne reactionär mehr ſcheinen als wirklich fein. Er will nicht den Fortfchritt aufheben, 
fondern nur die verlegende Störung des richtigen Gleichgewichts für ein gefundes Fortſchreiten. 
Diefed ift wol auch zum Theil nah 1848 in Deutichland ver Fall geweſen. Nur hätte man da⸗ 
bei niemald außer Augen laffen follen, daß mander damalige Fortfchritt nur deshalb fo ſprung⸗ 
meife und jeiner Form nad) weniger loͤblich erfchien, weil vorher einfeitig oder gewaltfam unter- 
drückte frühere, oder die neu zugefagten und den Zeitfoderungen entſprechenden Rechte reartionär 
und verlegend vorenthalten waren. Es darf alfo nicht überfehen werben, daß wenn wir end: 
TihjenentraurigenWechfelreactionärer und liberaler Revolutionenver: 
meiden und in frieplider gemeinfamer Entwidelung leben wollen und 
follen, daß alsdann nad folden Krifen die größtmögliche Schonung und billige Ausgleihung 
feftgehalten werden muß. Vor allem müffen alle Lift und Gewalt des Kriegs, alle läftige und 
gewaltfame und Heuchlerifche Deutelung der Geſetze und Verträge und Eide, alle Unterbrüdun: 
gen freier Wahrheit und Wahl verfihwinden, und die Grundbedingungen alled Friedens und 
fihern Beſtandes gefellfchaftlicher Einrichtungen, das Recht und die beſchworene Treue Heilig ge- 
halten werben. Lege man nun diefen Maßſtab an fo viele unferer neueften deutſchen Reactionen ! 
Wie wenige werden gerechtfertigt beftehen! Wird man 3. B. wirklich in Hannover, bei diefem 
loyalften, maßvollften, confervativften deutſchen Volköftamme, deſſen Kiberale ven Ruhm diefer 
Eigenſchaften und die Treue gegen ven Thron auch bei feinen neuen Berfaflungäverträgen in den 
aufgeregten Zeiten von 1835 und 1848 zur Bewunderung der Nation, ia zum Verdruß von 
Dielen bewährten — wird man vie folhergeftalt reblich und friedlich und frei mif ihren Königen 
verhandelten neuen und eivlich beſchworenen Verfaffungsverträge ald revolutionär brandmarfen . 
und behandeln dürfen? Könnte man fih etwa dazu berechtigt halten, wenn vielleicht einzelne 
neue Beitinmungen midfallen, melde venjenigen hiſtoriſchen Erſcheinungen widerſpre⸗ 
hen, die man aus dem geſchichtlichen Entwidelungsgang als beſonders angenehme heraus⸗ 
zureißen beliebte; oder auch deshalb, weil vielleicht der Vertragsabſchluß in eine bewegte Zeit 
fiel, in welcher verfelbe zwar von feiten ver Contrahenten durchaus juriftifch frei und friedlich zu 
Stande fam, in welder fie aber gerade darum durch denſelben fich friedlich zu einigen und feft 





720 Bewegungspartei 


aneinander zu ſchließen bewogen wurden, weil das öffentliche Gewiſſen einer nuch langer Unter: 
drüdung befreiten Öffentlihen Meinung aud das Gewiſſen der Regierung in Beziehung auf vie 
Volksrechte lebhafter erregte, und weil äußere Bewegungen, vielleicht Gefahren drohten, die in 
Diefer innigen Einigung fidherer vermieden werden konnten? Befonnene Männer werben in fol= 
hen Umſtänden leichter befondere Gründe ver Achtung als ver Anfechtung finden. Geſchichtskun⸗ 
dige würden erſchrecken, wenn in ähnlicher Weife aus den geſchichtlichen Veränderungen und Ent- 
widelungen fürftliher over ariftokratifcher Rechte und jeweiligen Beflimmungsgründen für das 
Volk, diefelben ſtillſchweigend zu dulden oder ausdrücklich anzuerkennen, beliebige Anfechtungen 
abgeleitet werben follten. Und gewiß, wenn auch nicht ein von Reactionsleidenſchaft verblende⸗ 
ter Heißfporniger Junker, fiherlich doch ein befonnener fürſtlicher Rathgeber, muß e8 im Höchfien 
Grade gefährlich Halten, wenn man den republikaniſch und radical gefinnten Feinden unferer con 
ftitutionellemonardifchen Verhältniſſe vie Freude machte, daß man für mögliche neue Stürme 
die Möglichkeit inniger Vereinigung des Volks mit den Fürften dadurch erfchwert, daß Das Volk 
den alddann neu gegebenen und eiblich befräftigten fürſtlichen Zufagen nicht traute, weil man 
die früheren zurüdnahm. Leinsr aber erblidt man noch allzu häufig, flatt folder klaren Erwä⸗ 

gung unferer wirklichen Gefahren und flatt ver Stinmung für billige Ausgleihung bei: 

derfeitigen frühern Unrechts, bie friegerifche Reactiondleidenfhaft und Verblendung. 

Man fieht fie ja fogar vieler Orten in hartnädiger Verweigerung jeder Anıneftie und in den nun 

in das zweite Jahrzehnd fortgefchleppten criminaliftifhen Berfolgungen Solder, die ſich in dem 

allgemeinen Raufche einer außerorbentlichen Zeit verirrten, während doch viele außerbeutiche Re: 

gierungen, und allerdings audy mehre beutiche, längft mit großmüthigen und ſtaatsweiſen gänz⸗ 

lichen Anıneftien vorangingen und fo natürlih auch für Fehler von ihrer Seite die Völker ver: 

ſoͤhnlicher und vergeßlicher ſtimmten. 

Nach diefen Vorbemerkungen können wir nun die von dem trefflihen Rotte entworfenen 
Charakteriſtrungen der durch jene obigen beiden Hauptrichtungen beftimmten politifchen Bar- 
teien folgen lafien ; fte find auch Heute noch vollfommen wahr und paffend. 

Mit dem Namen Bewegungdpartei oder Bewegungsmänner bezeichnet man in der großen 
Spaltung, weldhe heutzutage durch alle europäifchen, d. h. der europäifchen Givilifation angebö- 
rigen Völfer geht, Diejenigen, bie nach Fortſchritten — zumal nad) andauernden Fortfhritten — 
im Staats: (oder auch im kirchlichen) Leben begehren und daher diejenigen Verbeflerungen ober 
Entwidelungen, veren fle die geſellſchaftlichen Einrichtungen für bepürftig ober empfänglich ach⸗ 
ten, ohne Zeitverluft verwirklicyt wiffen wollen. Ihnen ſtehen gegenüber Die Männer des Wider⸗ 
ftandes oder des Stillftandes, die da entweder überhaupt dem Fortſchreiten abgeneigt oder die we- 
nigftend der Meinung find, daß die bereit gemachten Fortſchritte einflweilen genügen, und bie 
daher den — wie ſie glauben oder vorgeben — gefährlichen over ververblichen Beflrebungen ver 
Bewegungämänner ihren Widerftand entgegenfepen. Die Benennungen parti du mouvement 
und parti de la resistance famıen bald nach der Julirevolution in Frankreich auf, als von deren 
Urhebern ein Theil das glorreih Begonnene fortführen und zur Vollendung bringen, d. h. den 
laut verfündeten Principien und Lofungdworten der Revolution die wahre und wohlbefeftigte 
Verwirklichung verfehaffen wollte, ver andere Theil aber; zufrieden mit dem unmittelbar gewon⸗ 
nenen Refultat ver dynaſtiſchen Veränderung und einiger Modification der Charte, jenem Stre⸗ 
ben, welches die Republik und mit verfelben neue Stürme herbeizuführen drohe, Einhalt zu thun, 
dem meitern Kortjhreiten einen Damm entgegenzufegen unternahm. Die hiernach blos eine 
Spaltung unter den Theilnehmern ver Zulirevolution unmittelbar bezeichnenvden Benennungen 
wurden aber bald in allgemeinerer Bedeutung angewendet zum Ausdruck der zwar in einigen 
Nuancen nad befonvern nationalen Verhältniſſen verſchiedenen, doch in der Haupterfcheinung 
ſich überall gleihen großen Gegenſätze, nämlich der Principien des Voranfreitend und bes 
Stillſtehens oder gar Zurückſchreitens. Unter den Parteinamen, welche dieſe Gegenſätze bei ven 
verfchiedenen Nationen bezeihnen, find insbeſondere die ver Neformers und ver Gonfervativen 
in England dem franzdfifchen mouvement und resistance entſprechend; aber auch jene der Con: 
flitutionelfen und Abfolutiften, der Liberalen und Antiliberalen und Stabilen, ver Anhänger des 
natürlichen und des Hiftorifchen Rechts drüũcken ungefähr vaflelbe aus. Auf beiden Seiten fint 
dann natürlich auch mehrere Abftufungen, nad Ziel und Mitteln, von den Moberirten gu den 
Ultras erfennbar, als auf Seite der Bewegung von den gemäßigten Reformfreunden (welde 
mitunter felbft als Männer des Widerſtandes auftreten) bi zu ven Radicalen, Graltabos, Re- 
publifanern und Revolutionäre in engerer oder eigentlidher Bebentung, und auf jener des Wi⸗ 
derftandes von den confervativen Whigs zu den Hochtoried, vom reiten Gentrum zur Außerften 
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Nechten, von der einfachen Reflauration bis zur heftigſten Reaction u. ſ. w. Wir blicken bei 
nachſtahender Betrachtung der zwei großen Parteien von den Ertremen und auch größteniheils 
von den unlantern Kämpfern ab und haben blog die Hauptprincipien an und für ſich und meift 
nur die gemäßigten (d. h. nicht eben ſchwachen ober energielofen, ſondern blos die nicht überſpann⸗ 
ten) und die aufrihtigen Anhänger des einen oder des andern Princips im Auge. 

Das Brineip der Bewegung, d.h. des Fortſchreitens, ift das die Menfchheit von der gemeinen 
Thierwelt unterfheidende, demnach allen ihren Werth oder die Bedingung deſſelben enthaltende. 
Es iſt das große Naturgefeg für unfer Geſchlecht, das Thema der Weltgefhichte. Wo demfelben 
wirffam Einhalt gethan, wo ed auf längere Zeit unterbrüdt warb, da ift faulende Stagnation 
eingetreten ober unhellvolle Revolution. Ghina und ver ganze Orient geben von erſten, Eu: 
ropa — zumal in der Reformationd- und in der franzöſiſchen Nebolutiondzeit — vom zweiten 
die eindringlichften Beiſpiele. | ’ 

Aber das Ziel der Bewegung, wenn fie ein Voranſchreiten ſein ſoll, ann nur dad Beflere, alfo 
da3 dem Recht und den Geſammtwohl Entjprechendere fein; und die Bewegung felbft, wenn 
ſich Nechtliebenve unter ihre Bahnen reihen follen, darf nicht wo anders ald auf ven Bahnen des 
Rechtes oder des rechtsbeſtändigen Geſetzes geſchehen. Ihre Mittel dazu werben niemald rohe 
oder blinde, d. h. den ſchlechten wie ven guten Zwecken zum Dienft bereite Gewalt, niemale 
Trug und Verführung fein, fondern blos Wahrheit und Licht und Aufruf der enlern Gefühle 
und Kräfte ver Menſchen. Die Partei der Bewegung hat ſich zur Aufgabe gefegt, ihre Rechts⸗ 
überzeugung ſo laut als möglich zu verkünden, gegen alles Unrecht den raſtloſen Krieg zu führen 
und zur Vegründung eines beſſern Zuſtandes (in Staat und Kirche) alle Wohlgefinnten zu einem 
eines Jeden Stellung in der Geſellſchaft angemeſſenen, d. h. ihm rechtlich zuſtehenden oder 
pflichtgemäß obliegenden Thun und Wirken im Dienſt der guten Sache aufzufodern. Daher 
richtet ſie ſich zuvörderſt an die Inhaber der Macht, an die Häupter des Staates (und der Kirche) 
oder an deren betrauteſte Rathgeber und Bevollmächtigte; ſie ſtellt ihnen mit geziemender Frei⸗ 
müthigfeit und patriotiſcher Wärme die gar oft von ver Höhe herab nicht wahrgenommenen, 
wenn auch vom Volk fehr tief empfunvdenen Gebrechen ver gefellfähaftlihen Einrichtungen in 
Berfaflung, Geſetzgebung und Verwaltung vor Augen, verlangt im Nanıen des Volkes Abhülfe, 
Reform, Rechtsgewährung und folägt die nach ihrer beften und reinften Überzeugung oder nach 
der Stimme der öffentlihen Meinung dazu führenven gefeglichen Wege und Mittel, zwar an⸗ 
ſpruchslos und befcheiden, doch mit dem Nachdruck der eigenen Durchdrungenheit von der Noth- 
wendigfeit ober { 
ten von politifgen Dingen unter allen Volksclaſſen zu verbreiten, ihnen eine lebendige Theil- 
nahme an Öffentlichen Angelegenheiten und jene Ehrenbaftigfeit des Charakters und jenen bür- 
gerlihen Muth einzuflößen, welcher darin befteht, „beim Rechtthun Niemanden zu ſcheuen“. Sie 
thut dieſes mit befonderm Eifer in denjenigen Staaten, worin dad. Volf eine Bonftitution be⸗ 





figt, bie es mit politifchen Rechten begabt, mit Rechten, welche blos ein Scheingut find, ober gar . 


zum Fluche werden, wenn die Bürger auögefchloffen bleiben von jenen Kenntniffen und uner⸗ 
wärnt von jenen patriotifchen Befinnungen, ohne welche es keine politifche Mündigkeit gibt. Die 
Bewegungspartei alfo macht ſich ein befonders angelegenes Gefhäft daraus, das Richt ver Wahr: 
heit hell leuchten zu laffen im Volk und Denjenigen wirffam entgegenzuarbeiten, welche, weil 
von der Dummheit oder Verſunkenheit ver Menge felbftfüchtigen Vortheil erwartenp, die 
Strahlen der Erfenntniß wie die Erhebung des patriotifhen Gefühls forgfam von ihr abzu—⸗ 
halten bemüht find. Sie fodert allernachft die Bürger auf, bei Ausübung ihrer politifchen Nechte, 
alfo namentlid in Repräfentativftaaten, ihre Vertreter (Wahlmänner over Deputirte) nur nad) 
freier Überzeugung, d. h. nad) jelbfteigenem Vertrauen in die geiftige und moraliſche Tüchtigkeit 
der Sandidaten, zu wählen, überhaupt Männer, von denen fie mit Zuverſicht erwarten koͤnnen, 
daß fie in ihrem, d. h. der Wählenden, Sinn ſprechen und handeln werben, alfo Freunde des Mi- 
nifteriums, wenn dieſes wirklich die volksthümliche Bahn verfolgt, oder aber Männer ver Oppo⸗ 
fition, wenn diefe bie mit der Öffentlichen Meinung gleichlaufenvne Richtung hielt. Sie warnt das 
Volk vor den Umtrieben der Factionen, vor ben Berführungen der Unlautern und zumal vor ber 
die heiligfte Pflicht verlegenden Nachgiebigfeit gegen ſchmeichelnde oder drohende oder gar ge: 
waltfame, überhaupt conftitutiondwinrige Einflüfle, bie etwa ein die echte Volksſtimme ſcheuen⸗ 
des Minifteriun ſich erlauben würbe, um durch Wahlbeherrſchung, d. h. Wahlverfälfhung, eine 
knechtiſche Kammer, mithin ein williged Werkzeug jedes abfolntiftifhen Beginnend zu Stanbe zu 
bringen. Sie bewacht ſodann Die Richtung und dad ganze Verhalten der Kammern, erhält jie in 
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bithätigfeit des Verlangten vor. Sie bemüht fi ſodann, richtige Anfich: - 


— 
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fortwährenser Bekanntheit mit ben Beiianungen und Wünſchen des Bolts, Tyenbet freimũthig, 
doch iaimer mit Anſtand, Lob ober Tadel und belohnt, ermumtert, ſtaͤrkt Die pfüchtgetreuen Re: 
präfentanten durch Bezeugung bed Beifalls, der Achtung und der Kiebe. Die Bartei der Bewe⸗ 
gung endlich, wenn fie auf den Bäufen der Bollsbeputirten figt, zeig ſich innig durchdrungen 
von der Wichtigkeit und Heiligkeit ihres Mandate, hütet eifrigft die Konflitution und alle® con: 


Ritutionelle Recht, begnügt ſich mit bloßen Verheißungen, ja ſelbſt mit blos factijher einſtweiliger 


Beobachtung nicht, ſondern fobert Garantien für vie Unantaſtbarkeit des Verfaffungsrechts, 
trachtet alles rein vernünftige Recht, infolern ihm nod die poſitive Anerfennung fehlt ober dad 
hiſtoriſche wiberftreitet, auf dem Wege verfafungsmähiger Befenverbefferung zu der ihm gebüh⸗ 
renden Herrſchaft zu bringen, unterflügt mit treuem Rifer ein conflitutionell geſinntes, mit ber 
aufgeflärten öffentligen Meinung und den edlern Zeitgeift aufridtig befreundetes Miniſterium. 
führt aber auch furchtlos, mit allen durch die Konftitution den Volkswortführern verliebenen 
Waffen, ven Krieg wider die von jenem Wege abgewichenen Gewaltöträger, unbefünmıert um 
deren Gunſt oder Ungunſt und immerbar blos der Pflicht eingedenk, die dem Fürſten wie dem 
Volk gleich Toftbare Wahrheit zu verfünben, dad dem Fürften wie den Bolf gleich Toftbare Recht 
zu ſchirmen, dad dem Kürften wie dem Volk glei ruhm- und jegenbringende Boranjchreiten auf 
der Bahn der Givilifation und des Öffentlihen Wohls zu beförbern. 

Dieſes ift die Sharakteriftif der Bewegungspartei im ganz rigentlihen Sinne des Wortes 
und nach ber in ver Wirklichkeit auch offenbar vorherrihenden Eriheinung. Sie ift Hiernad we- 
ſentlich unterjchieden von der Partei der Umwälzung, die da, nicht achtend der Schranken des Ge 
jegeö und Rechtes, ſchlechthin zerftören, durch phyilfhe Gewalt zerſtoͤren will, was ihr midjäht, 
und durch terroriſtiſches Machtgebot einführen, was ihr gut dünkt, ſowie auch hinwiedet vie 
Stillfandöpartei von jener ver wüthenden Reaction fi unterſcheidet. Inzwiſchen gehört, mean 
man überhaupt nur zwei Hauptparteien oder Seiten annimmt, allerdings auch die Umwaͤlzungt⸗ 
partei als eine äußerfle Nuance jener der Bewegung, ſowie die übertriebenfte Reaction jener ix 
Stillſtandes oder Widerſtandes an; nur erſcheint alsdann dort die eblere, vernünftigere Bere 
gungäpartei vergleichung&weiß, d.h. gegenüber der umwälzenden, als Widerſtandspartei (erſchien 
ja fogar die republifanifch gefinnte Gironde ald Wiberflandöpartei gegenüber dem terroriſtiſchen 
Berge), jorwie hinwieder der gemäßigtereThell ver Winerftands- oder Stillſtandsmänner von der 
fanatiſchen Reactionsfaction für der Bewegung angebörig erflärt, daher in das wiber Die letzte 
ausgeſprochene allgemeine Bervammungsurtheil mit eingefchloflen wir. 

Die Wiverftandöpartei in ihrer Hauptmaſſe — mithin abgefehen von der ganz ercentrifchen 
Reactiondfaction, bie da und völlig ins mittelalterlide Adel: und Pfaffenthum zurüdführen und 
zur Niederſchlagung aller Freiheitsideen zuvörderſt den unbändigften Abfolutiämus der Krour 
benugen möchte; — die Widerſtandspartei befteht einerfeits aus Denjenigen, welheüberhaupt nid 
oder durch Befangenheit für ihr eigenes perjänliches oder Standesinterefie abgehalten ſind, ve? 
„wahre Berhältniß zwiichen natürlichem und biftorifchem oder vernünftigem und poſitivem Nett 
und die unverjährbaten Herrigaftsanfprüce des erſten zu erkennen, und daher das Striben 
der Bewegungsmänner aufrichfig für verdammenswerth und unheildrohend achten, over weide 
wenigftens, wenn jie auch die Rechtmäßigkeit orer theorettfche Unverwerflichkeit ſolches Streker? 
einjehen, vennod der Furcht ſich Hingeben, es möchte, wenn der Weg einmal eröffnet ſei, tie &: 
wegung allzu weit oder allzu ſchnell voranfcreiten, und es mödten alsdann die Schrecken der Re⸗ 
volution einbrehen und mit Dem, was ſchlecht oder verwerflich in den Einrichtungen der Geſel⸗ 
ſchaft ift, aud das Gute und Heilfame unter gemeinfamen Trümmern begraben werden. Aus 
Angſt vor Revolution verlangen fie Ruhe, d. h. Stillſtand um jeden Preis. Ein anderer Theil 
der Widerſtandsmänner fürchtet ſich zwar nicht vor der Revolution, doch vor dem Berlufl einiger 
werthgeſchätzter hiſtoriſch rechtlicher Brivilegien oder anderer factiſch befeflener Ehren: oder Seld⸗ 
vortheile oder Vorempfänge aus der bürgerlichen Geſellſchaft. Er vertheidigt ein ſchlechtbegrümn 
detes, doch immerhin beftehendes Beſitzthum oder das ihm vortheifhafte Herfonmen mit allem 
Eifer der Selbſtſucht, und benutzt, um fi den Sieg zu fihern, vie Furcht ver Shwachen md Klein: 
müthigen vor der Revolution, oder regt diefelbe fünfllich auf, damit fie vereint mit ihm wider 
die Bewegungsmänner kämpfen mögen. Ja, er begnügt ſich nit mit VBorjpiegelung ber Tim: 
wälzungsgefahren, fondern er führt dieſe vielmehr eigens herbei, indem er durch feinen Wider⸗ 
deritand gegen das Gute und Gerechte die Leinenichaften ſtachelt und allmälig die troftlofe An: 
fügt hervorruft, auf dem gejeglihen Wege fei auch das Gerechteſte nicht, ſondern blos auf jenem 
der Gewalt zu erringen. Noch ein anderer und fehr zahlveicher Theil der Widerſtandspartei beſteht 
aus der den ivealen Intereflen fremden, vom Zeitgeift unangehaucht gebliebenen Menge, deren Gert 
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blos das nachſtiegende materielle Inteteſſe iſt, und welche daher vor dem Sedanken zuruͤtkſchau⸗ 
dert, einige Gemüchlichkeit, einigen Handels⸗ oder Gewerbogewinn, überhaupt einige Ausſicht 
eines behaglichen bürgerlichen Fortkommens aufopfern zu müflen, wenn ein ernfter Ranıpf um 
ideale Dinge einträte, aljo zumel, wenn niöht ein jeweilige Minifterinm des leichten Sieges über 
eine jede Dppofition gewiß wäre. Zu dieſer am Boden Hebenden Menge, welde die wahren 
Volksfreunde, die ber Nation Die edelften Güter zu verfhaffen wünſchen, mit einer theils ftupiven 
theils engherzigen Schen betrachtet und anfeinvet, geſellen ſich dann noch jene erbärntlichen Wet⸗ 
terfahnen, Die, dem jedesmaligen Wehen des Windes folgend, auf die Beroegumgsmänner 108: 
ſchlagen, ſobald die Widerſtandspartei im Befige der Macht ift; namentlich auch Sene, welche, 
obſchon nach innerer Richtung ziemlich geneigt, den Liberalen anzuhängen, dennoch aus. Furcht 
vor der gerungelten Stimm eines Minifters oder aus Fehnödem Verlangen nach einer miniſteriellen 
Gunftbezeigung für fi oder für ihre Familie, oder für ihre Gemeinde, ihre eigene Gefinmung 
verleugnen und als willfügrige Werkzeuge ven Feinden der guten Sache dienen. 

Noch eine Abtheilung ver Wiberftandspartei gibt e8, welche zwar vergleichungsweis oder re: 
latis jener der Bervegung kann beigejellt werden, infofern jie wenigftens den allzu ftarren Con⸗ 
fervativen und den Reactiondmännern fi entgegerftellt,, im Allgemeinen aber doch der Bewe⸗ 
gung, wie fie oben charakteriſirt ift, Widerſtand leiftet, d. b. wenn nicht eben der Bewegung oder 
derjelden Richtung an ſich, fo doch der, wie jie glaubt, zu großen Schnelligkeit oder auch Aus- 
breitung derſelben. Wir meinen diejenige Bartei, welche fich gern die der „Reform“ nennen laßt, 
im doppelten Gegenjeg nämlich gegen Revolution einerfeitd und Reaction andererſeits, daher, 
wie fie glaubt, in der richtigen Mitte zwifihen beiden. Nach der Lehre und nach dem Streben diefer 
Bartei foll zwar Bewegung fein, doch nur eine behutfame und auf das Fortbauen auf den gege: 
benen hiſtoriſchen Boden beſchränkte, dergeftalt, daß zwar, was von hiftorifihen Einſetzungen be⸗ 
reite veraltet iſt ober ſich ſelbſt überlebt hat, vollends getilgt und ausgeſchieden, an noch fräftige 
Zweige und Aſte des Hiflorifchen Lebensbaumes aber keine frevelnde Hand gelegt werbe. Das 
Glaubensbekenntniß viefer Partei alſo lautet: „Langſam! ſchonend! keinen Einfchnitt ins Le⸗ 
bendige! doch im Allgemeinen vorwärts!" So wenigſtens ift ver Sinn der Aufrichtigen, dem 
‚Guten mit treuer Gefinnung Zugethanen (und es gibt derfelben nach Beift und Gemüth hoͤchft 
Ehrwürdige) unter dieſer Fahne. Biele jedoch, die fich ihr anreiben, thun es nur heuchleriſch; fie 
wollen dad Boranfihreiten völlig Kindern und hoffen dieſes zu bewirken durch Vertröflung ver 
Bewegungsmänner auf eine künftige Zeit, welche jedoch wirklich anbrechen zu laffen fie niemals 
gefonnen ſind, alfo durch trügliche Verfprrchungen und einfchläferndes Hinhalten bis zum Jüng- 
ften Tag, oder aber bi8 zum günftigen Moment des entfiedenen Widerſtandes und Nieberfchla- 
gend. Wir aber wollen hier nur von den aufridtigen Anhängern diefer Verzögerungd- und 
Mäßigungslehre ſprechen. Ihr eigenes aufgeftelltes Bleihnig vom Baume mag und als Waffe 
dienen. Der verfländige Gärtner nämlich, und welchem um dad Heranziehen an edlen Früchten 
reicher und ſchoͤner Bäume zu thun iſt, wird nicht nur die bereit abgeftorbenen Äſte von Zeit zu 
Zeit abwerfen (denn diefe ſchaden ohnehin nicht mehr viel, und der nächſte Sturm würbe fie ab- 
werfen ohne ihn); fondern er wird auch wegſchneiden, was grün und ſaftvoll, aber regelwidrig 
und dad allgemeine Wahsthum hindernd oder verfümmernd aufgefchoffen ift, z. B. die unter: 
halb der Krone ausſchlagenden Schoffe, die man Räuber nennt, und dann in der Krone die Quer⸗ 
und Kreuzäfte, over Die den Fruchtzweigen bie Nahrung raubenden Waſſerſchoſſe, oder die, wenn 
auch noch grünen, doch von einem nagenden Krebfe, der da um fich freffen könnte, befallenen Aſte. 
Und wo wirb ein kluger Ackersmann ſich darauf beſchränken, das bereitö welkende oner abgeftor- 
bene linfraut aus feinem Ader zu reuten, anftatt vielmehr eben das frifche, lebendig wuchernde 
emſigſt zu vertilgen? So auch im Staat (und in der Kirche). Nicht darauf Fommt eö hier an, ob 
etwas alt oder jung, bereits verborrt oder noch grünend iſt, ſondern darauf, ob es ſchlecht oder 
gut, verberblich oder nutzbringend fei. Das Gute felbft, wenn es bereitd dem DVeraltern nahe if, 
fol man forgfältig pflegen, ja, wenn e8 fon begraben wäre, womöglich wieder von den Todten 
erwecken. Aber das Schlechte im Staat, aljo zumal das Rechtswidrige, ſoll, fo früh es nach den 
obwaltenden Umſtänden möglich if, vertilgt und audgerottet werden: Gewöhnlich wird auch fol- 
ches Außrotten nur ſchwer oder bedenklich wegen der engherzigen Oppofition der aus den Mis⸗ 
braͤuchen Bortheil Ziehenden ; aber wahrlich! es ſteht Denjenigen, weldye nur durch eigenen Wi⸗ 
derſtand die Schwierigkeit und die Gefährlichfeit des Ausrottens herbeiführen, fehr übel an, die 
Verantwortung bafür den Andern aufzubürben, welche dad gemeine Weſen von folhen Schäpen 
ober böjen Auswüchfen befreien möchten. In alle Einigkeit würde die Menſchheit nicht voranſchrei⸗ 
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ten, wenn bie Freunde des Guten ſich darauf beſchränken folften, nur an bad bereits Beraltete 
oder Abgeftorbene bie reinigende Hand anzulegen. Den Böfen und die im Beflge der Macht find, 
ftehen ohnehin Mittel zu Bebote, auch das Schlechteſte Jahrtauſende hindurch in Kraft zuerhalten, 
ober ed wieder aufzufrifchen, wenn ed zu erfterben droht. Das hinefische und das Hildebrand' ſche 
Reich find davon eindringliche Beifpiele. Als Chriſtus feine göttliche Lehre den Menfchen ver- 
kündete, beftanvden Heidenthun und Judenthum nod in wenig geſchmälerter Kraft, und der Pha⸗ 
zifäismus trug hoch jein mächtiges Haupt empor. Ghriftus und die Apoftel, die ven Phärifäis: 
mus flürzten, müßten, als Männer der Bewegung, verworfen werben nach ver Lehre der beuti= 
gen Männer ded Wiberflanded. Und wenn Luther und Calvin nur die fogenannte Bahn der 
Reform Cim angegebenen befhränften Sinne des Wortes) gewandelt wären, d. h. ihr Mefler 
blos an dus Abgeftorbene oder daß den Abfterben Nahe gelegt Hätten, fo wären nur fie felbit als 
Märtyrer gefallen und die Hierarchie, deren ftolzer Bau ja heutzutage noch über vielen Rändern 
thront, alfo damald gewiß nod nicht erftorben war, würde jegt noch allgemaltig herrfchen über 
die geſammte lateiniſche Welt. 

Die Bartei ver Bewegung alſo — und wir nehmen gar feinen Anſtand, uns felbft zu der- 
felben zu befennen — verwirft zwar alles Kortfchreiten, welches nad) Gegenfland oder Form ver- 
legend für dad Recht ware, und macht fich auch bei dem vom Recht erlaubten, ja felbft gebotenen 
Voranſchreiten vie Beobachtung aller Regeln der Klugheit, alfo namentlich die Berückſichtigung 
der wirklich vorhandenen hiſtoriſchen Verhältniffe und Lagen zur Pflicht; aber darum ik ihr 
doch fein Beſtehendes, blos als beftehenn oder ald noch in jugendlicher Kraft beſtehend, heilig, 
fondern nur Infofern es ınit Necht befteht und dem Gemeinwohl unſchädlich erfcheint; und dan 
font fie e8 auch, infofern ed noch folde Kräfte des Widerſtandes befigt, daß fein Angriff mi 
Hoffnung des Erfolges entweder gar nicht oder nur mit an und für jich vermwerflichen ober Unheil 
mit fi) führenden Mitteln Eönnte unternommen werben. Sonft aber legt jie an dad noch Fräftige 
Übel weit eifrigere Hände an ald an dad bereitd dem Abfterben nahe und fucht überhaupt die nad 
Umftänden thunliche Verwirklichung des Guten. Au wünſcht fie um jo inniger die Erreichung 
ihres Ziele, d. h. die fortdauernde Möglichkeit eines geſetzlichen Voranſchreitens, als jie erkennt, 
daß, wenn ſolche Moͤglichkeit durch die Ubermacht der Männer des Widerſtandes aufgehoben 


würde, nur bie troftlofe Doppelausſicht übrig bliebe entweder eines für die längſte Zeit erfolgen: 


den Zurückſinkens in Barbarei und Schmad, ober eines gewaltfamen, unermefliches Unheil 
drohenden, revolutionären Ausbrudes. i Rotteckund Welcker. 

Beweis, Beweisführung, ſ. Jury, Proteß und Strafproceß. 

Selet, Bezirköftellen, 1. Organifation. 

Bibel, ſ. Heilige Schrift. 

Digamie, |. Ehebruch. . 

Bignon (Ludwig Eduard), geboren 1771 in einer Gemeinde ded Departement der Nie: 
derfeine, gehört zu ven auögezeichnetften Publiciſten Frankreichs und fteht wol mit Recht im Rufe, 
die auswärtigen Verhältniffe, die Verfaflung, die Verwaltung und ie Hülfsquellen der fremden 
Staaten beiler zu kennen, als man den Franzoſen im Allgemeinen nadzurühmen pflegt. Mir 
dem Ausbruche der Franzoͤſiſchen Revolution erklärte er jih für die Grundſätze derſelben, flimmie 
aber keineswegs zu den Übertreibungen und Gewaltthätjgfeiten, in die jie audartele. Seine Kö: 
Bigung z0g ihm 1795 Feindſchaft und Verfolgung zu, und er ſuchte, wie. Viele, die im gleichet 
Lage waren, Schuh und Sicherheit beidem Heere. Seine diplomatiſche Laufbahn begann er 179%, 
in welcher er bald feine Brauchbarkeit bewies und in verfchiedenen Sendungen, bie ihm übertragen 
wurden, wefentliche Dienfte leiftete. Exft ſtand er als Legationsſecretär, dann als Geſchäftsträger 
zu Berlin. Darauf fam er al bevollmächtigter Minifter nach Kaſſel und erhielt, da die Siege 


Napoleon's das nördliche Deutſchland unter die Herrſchaft Frankreichs gebracht Hatten, die Auf⸗ 


fiht Über die Verwaltung oder vielmehr finanzielle Benutzung diejer Länder. Im Jahre 1309 
war er bevollmädjtigter Minifter am badiſchen Hofe, von wo er nad) Ofterreich berufen ward, 
um bie Berwältung dieſes Staatd in Sinne Napoleon's zu orbnen und zu leiten. Eine Sendung, 
die er nad Warſchau erhielt, befchäftigte ihn daſelbſt prei Jahre, nach welchen ihn, bei dem Aus⸗ 
bruche des Kriegs mit Rußland, de Pradt ablöfte, den er aber fpäter zu erfegen wieder berufen 
ward. Der Kaiſer, dem er fi befländig fehr ergeben zeigte und der ſich auf die Würdigung Der 
Menfchen in feinem Dienfte-gut verftand, fhägte B. nad} feinem Werthe. Mit ver Reftauration 
trat diefer in den Privatfland zurüd und lebte in länvliher Abgeſchiedenheit ven Wiſſenſchaften. 
Während der. Hundert Tage bekleidete ex eine einflußreiche Stelle im Minifterium der auswärti- 
gen Angelegenheiten. Als die Bourbons ſich auf ven Throne befeſtigt ſahen, blieb B. von ven 
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Geſchaͤften entfernt, da er ſich weder der Gunſt des Königs noch der fremden Mächte zu erfreuen 
hatte. Die Nation vergaß indeſſen feine geleifteten Dienfte nicht und er warb von mehren De: 
partements zum Abgeordneten in die Kammer gewählt, in welcher er das Vertrauen, das man 
auf ihn feßte, vollfomnıen rechtfertigte. Beſonnen und kenntnißreich, durch die Erfahrungen der 
Geſchichte und feined Lebens belehrt, zeigte er Mäßigung und theilte keine ver übereilten Täu⸗ 
ſchungen, denen die Parteien ſich in bewegten Zeiten gern hingeben und ſich verderben. Wenn B. 
von einer gewiffen Befangenheit nicht Freizufprechen ift, dann gilt das nur in Beziehung aufdie 
Größe und Herrlichkeit des Kaiſerreichs, dem feine [hönften Erinnerungen angehören. In der 
Kammer zeigte er fich ald ein Freund feines Vaterlandes. Mit Nachdruck erhob er ſich gegen die 
Ausnahmegeſetze und für die Zurückberufung der Verwieſenen. Unter den Schriften, welche B. 
herausgegeben, verdienen beſonders erwähnt zu werden: „Ein Blick auf die Streitigkeiten der 
Höfe von Baiern und Baden” und „über den Congreß von Troppau“. Napoleon hatte in feinem 
legten Willen nachſtehende Verfügung getroffen: „Ich vermadhe den Baron B. hunderttau: 
fend Fr. Ih fodere ihn auf, die Geſchichte der franzdiifchen Diplomatie von 1792—1815 
zu ſchreiben.“ Diefer Einladung hatte B. nicht ganz entfprochen, aber einen Theil feiner Schuld 
in feiner „Geſchichte Frankreichs vom 18. Brumaire bis zu dem Frieden von Tilſit“ ab- 
getragen. Diefes Werk iſt das bedeutendſte des Verfaſſers und verdient unter den zahlreihen 
Geſchichten unferer Zeit eine ehrenvolle Erwähnung. Es iſt ind Deutfche überfegt von Haaſe 
(6. Bbe., Leipzig 1850 — 31). Die Fortfegung dieſes Werks erſchien unter dem Titel: 
„Histoire de France depuis la pais de Tilsit” (A Bde., Paris 18358; deutſch von Alvens- 
leben, 6 Bde., Meißen 1838— 40). Im Jahre 1837 wurde B. zum Pair ernannt und flarb 
in Paris am 7. Ian. 1841. 3. Weigel. 
Bilanz. Wenn dei einem Rechnungsabſchluß oder auch jeweiligen Rechnungsabſchnitt die 
Summe der Ausgaben mit jener der Einnahmen, oder der Foderungen mit jener der Schuldigfei= 
ten, überhaupt die Summen bes fogenannten „Soll und „Habens‘, oder des plus und minus 
miteinander verglichen werben, uni den auf einer over der andern Seite vorhandenen uͤberſchuß, 
alſo den wirklichen Stand einer Rechnung oder Verwaltung kennen zu lernen ober darzuſtellen, 
fo heißt dieſes die Bilanz ziehen. Von der Nüplichfeit oder Nothwendigkeit dieſes Bilanzziehens 
im Privat zumal faufmännifhen Haushalt haben wir nicht zu fpredhen. Aber dieſelbe Norh- 
wendigkeit leuchtet ein für den Staatshaushalt, worin fo Viele und jo Großes zu berechnen, zu 
veranſchlagen, auszuweiſen und fortwährend in thunlichfter Evidenz zu halten ift. Wir befchrän- 
fen und hier auf diefe einfache Begriffebeftimmung, vie nähere Ausführung den Art. Budget 
und Rechnungsweſen vorbehaltenn. Nur einer befonvdern Bedeutung ded Wortes Bilanz 
muß noch indbefondere erwähnt werben, nämlich der ſtaatswirthſchaftlichen Handelsbilanz. Die- 
felbe.befteht in der Vergleihung der jährlichen (oder in einem andern Zeitabſchnitt gefchehenen) 
Einfuhr und Ausfuhr nach den in den Zolfregiftern darüber vorfonnmenden Angaben der Mengen 
und der Werthe, und ihr Zweck ift, ſich daraus über ven Umfang und insbeſondere über den ver- 
meinten ſtaatswirthſchaftlichen Bortheil oder Nachtheil des geführten Handels zu belehren. Nach 
dem fogenannten Mercantilfyftem nämlich (welches zwar längft aus der Schule verdrängt, doch 
in ber Praxis noch vorherrſchend ift) gilt jede Waareneinfuhr für Verluft (weil dafür Geld aus- 
geht) und jene Ausfuhr für Gewinn (weil man dafür Geld empfängt); und es zeigt alfo die ge= 
zogene Bilanz, ob die Handelslage eine günjtige oder ungünftige und wie groß jeweild der Bor: 
theil oder Nachtheil, auch, verglichen mit den gezogenen Bilanzen der frühern Jahre, ob dieſer 
oder jener im Fortſchreiten ſei. Allein, ſo vielfach belehrend und zu wichtigen praktiſchen 
Ergebniſſen führend vie ſtatiſtiſchen Data über. Ausfuhr und Einfuhr im Allgemeinen und nach 
ihren befondern Hauptartifeln auch ſeien, ſo iſt doch die Grundanſicht von dem Vortheil jeder 
Ausfuhr und Nachtheil jeder Einfuhr falſch oder wenigſtens einer vielfachen Beſchränkung be⸗ 
dürftig: und daher iſt auch das darauf gebaute Syſtem ſchon in Vezug auf den einzelnen Staat, 
ber es für fich aufftellt, verwerflich, wenn aber gar als allgemeines over von allen Staaten erfolg- 
tes gedacht, felbft heillos. S. den Art. Mercantilfyftem. N. 
Übung, Erziehung, Bildungsftufen, Bildungsanftalten. „Homo non nascitur, sed 
fit.” Nicht ſchon die Geburt macht und zu Dienfchen, fondern mir werben es erft Durch die Erziehung, 
d. h. Dur) die Summe der auf Körper und Seele einwirkenden Umſtände. Und nicht nur der ein 
zelne Menſch ift folder Erziehung bedürftig wie empfänglich,, fondern auch die Völker und Na⸗ 
tionen find e8, ja die gejammte Menſchheit, als ein Ganzes betrachtet. Die Wege Gottes beider - 
Erziehung des Menſchengeſchlechts zeigt die Weltgefhichte und die Geſchichte ver Menſchheit. 
Den Bang, welchen dabei die einzelnen Nationen gingen , ihre theils abfoluten, theils relativen 
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Bor: und Rüͤckſchritte oder auch ihre Stillſtandeperioden lehrrt und eflärt die Voller⸗ ung Braa- 
tengeihichte. Die Politik endlich benugt die Ergebnifle ſolcher Geſchichten nud anderer Forſchun⸗ 
gen, um ſich zu verdeutlichen, was Alles von ſeiten des Staats geſchehen koͤnne. Welche Rich- 
tung nun dabei ſie zu nehmen und welche Schrauken zu beobachten habe, d. h. aljo, was ſie nicht 
blos thun fönne, ſondern was ſie erſtreben dürfe und ſolle und durch weiche Mittel — barüber 
hat He zuworderſt das Recht zu befragen, und ſodann auch die Natur der Dinge und der Menjchen, 
worauf ihr zum Zweck ber Bildung einzuwirken zuſteht oder obliegt. Wir wollen ũber dieſen 
unendlich wichtigen Gegenſtand wenigſtens einige der allgemeinſten Betrachtungen bier aufftellen, 
während Die ſpeciellern Ausführungen in einige beſondere Artikel, ald Schulen, Univerñtä⸗ 
ten, Akademien, Kirchen, Sittenpolizei u. |. w. verwiefen werben. 

Klimatifche, überhaupt phyſiſche Einflüſſe geben veuı Gang und Ebarafter der Wolksbildung 
den erſten beſtimmenden Anſtoß. Auch die ſocialen Verhältniſſe und mittels derſelben die mora⸗ 
liſchen Einwirkungen empfangen zum Theil von dorther ihre Richtung; doch nehmen fie eine ge: 
ſonderte und zwar vie Hauptbetrachtung in Anſpruch, weil jene zwar für die Bolitik ein wichtiger 
Begenftand ver Beachtung, doch nur diefe eine wirkliche Aufgabe verjelben, d. h. der Beſtimmung 
durch mienſchliche Einrichtungen und Anſtalten unterworfen jind. 

denn wir die unendlich verichiedenen Culturzuſtände der Völker nebft ihren vielfad inein⸗ 
ander greifeupen ÜÜbergängen, Abftufungen und Miihungen mit einen allgemeinen Bild über: 
jhauen, fo ftellen jich und wol, je nachdem wir einen Staubpunft nehmen, mehre Hauptthatat⸗ 
tere oder Hier und Dort vorherrfägende Züge der Ahnlichkeit oder der Unähnlichkeit bar, mu ed 
laſſen ſich hiernach jene Zuſtände auf einige Hauptelaffen oder Stufen zurückführen; doch lauft 
dabei oft viel Subjectived mit unter. Dahin gehört z.B. die Vergleihung per Bölferzuftände mu 
den Alteröperioden ded einzelnen Menſchen. Allerdings gibt ed merkwuͤrdige Aynlihfeitgpuntte 
zwifchen ben Leben ver Völker und jenem ver Einzelnen, allerdings mögen wir auch in jenem 
einige Hauptcharaktere ver bei dem legten zu unterſcheidenden Altersperioden erkennen, alſo der 
Kindheit, des Knaben: und. Jünglings-, ſodann des reifern Mannes- und endlich des Greiſen⸗ 
alters; doch mag ein Volk Jahrtauſende hindurch im Zuſtande ver Kindheit verbleiben (wenn etwa 
klimatiſche Urſachen feinem Weiterrücken entgegenſtehen oder zumal wenn feine Häupter bie — 
ſchon in der älteſten Zeit erfundene — Kunſt verſtehen, es fortwährend in Unmündigkeit zu er: 
halten), während ein anderes, unter günftigern Unftänden und weiſern ober tugenpheftetn Züb- 
reen binnen ein paar-Menfchenaltern eine Hohe Bildungeftufe erklimmen kann; und ebenfo ver 
ſinkt oft eine Nation, noch bevor jle die Kräfte und Tugenden des Mannesalters entfaltet Hat, in 
die troftlofe Hinfälligfeit des Greiſes, während eine anvere nad langer Kraftlofigkeit oder Er: 
mattung fich wieder verjüngt und eine neue Bahn des männlichen Thuns und Wirkend durch⸗ 
läuft. Auch mögen oft bei einem und demſelben Volt, je nach Claſſen oder Ständen, verfchieden 
Altersitufen der Bildung zu erkennen fein; es kann die Mafle oder etwa das Landvolk noch in 
der Kindheit - ein lenkbares Werkzeug in der Pfaffen Hand — oder, wie in der Abgeftumpit: 
heit des Greiſenalters, unempfindlich gegen das gewohnte Knechtsjoch fein, waͤhrend ein gebilderr 
Mittelftand etma in Städten (wie z. B. in Spanien) ven Jünglings? und Mannesdurft nad re; 
heit empfindet. Wir finden übrigens gar oft, daß Geſetz⸗ und Rechtsſyſteme nicht ſowol der Int 
fluß dev — mit den Alteröftufen verglihenen — Gulturzuftände ver Völker find, als vielmee 
die eigentlid) wirfende oner wenigftens mitwirfende Urfache derfelben. Se iſt zwar über min 
der jogenannten Periode der Kindheit, überhaupt der (Beiftes-) Unmündigkeit, befindliches Belt 
dic Prieſtermacht oder auch die Sultansmacht leichter zu errichten als über eines, das an Verflan 
und Charakter als männlich reif erfcheint; aber erft durch Prieſterliſt und Sultansſchrecken wird 
die Anlage oder Empfänglichkeit für Aberglauben oder für Furcht recht ausgebildet und befeſtigt, 
ja oft zum bleibenden oder lüngft dauernden Bepräge ber aljo in ihrem natürlichen Entwidelungs- 
gange aufgehaltenen und herabgewürbigten Nation gemacht. Mit nichten alio find Prieſtertrug 
und Sultansſchrecken die einem natürlichen Bedürfniß der Volkskindtzeit entſprechenden und da: 
durch gerechtfertigten Erziehungsweiſen; vielmehr legen Necht und Moral Denjenigen', welchen 
jene Kindheit leicht machte, ſich factiich zu Bormündern eines Volkes aufzumerfen , die Heilige 
(freilich jelten erfannte und noch feltener erfüllte) Pflicht auf, feine Freiheitsfähigkeit zu ebren 
und mit treuem Gifer auszubilden, auf daß ſobald als möglich die wirkliche Mündigkeit eintrere, 
die Bevormundung aljo entbehrlich werde, und aud, bis ſolches Ziel erreicht ift, feinen andern 
Befehl oder Zwang auszuüben, ald wozu die Regierten over zu Erziehenven, wenn ſie vernünftig 
wären oder, ſobald fie ſolches geworden find, ihre eigene Zuftimmung geben müßten over nrizffen. 
Für alle fogenannten Altersſtufen der Bälfer alfo bleibt das vernunitmäaßige Prinsip, d. 9. 
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Zweck uns Richtung alles Regierens und Weſen alles Rechtes, unverandert daſſelbe, nüurlich das 
freiheitliche; nur muß freilich bei der Anwendung Die der Verſchicben heit ber Umflänse entſpre⸗ 
chende Verſchiedenheit eintreten. 

Praktiſch bedeutſam iſt ebenfalls der von klimatiſchen Verhältmiſſen, überhaupt phoafcen 
Einflüſſen herrührende Unterſchied der Bildung, nun jewer, welcher bie in einen oder dem andern 
Volk (oder Volksclaſſe) vorherrſchende Beſchäftigung over Crnährungsweiſe hervorbringt. Für 
die höhere und edlere Bildung iſt nur dad gemäßigte Klima die erleſene Heimat. Bis zu einem 
gewiſſen Grade noch läßt zwar Die nachtheilige Cinwirkung der Hitze und ver Kälte ſich überwin- 
den; aber ver äußerſte Froſt und die brennendſte Sonne laſſen keine fetnere Cultur mehr auf⸗ 
kommen. Daun ſind die Uferländer (an Meeren oder an ſchiffbaren Flüſſen) der Cultur günfkiger 
ald die an Waſſerſtraßen ürmern Binnenländer, und mäßig jruchtbarer Boden mehr ald allzu 
üppiger over als des Anbaues völlig unfähiger. Was aber die unter ven verſchiedenen Vollern 
vorberrfchenven Beichäftigungen oder Etnährungsweiſen betrifft, jo ſtehen natürlich wie bios oder 
meist nur vom Fiſchfang ober von der Jagd lebenden Horden auf der unterflen Gulturfiufe, die 
Viehzucht treibenden, Doch nod nicht anſäſſigen Völker (Nomaden im engern Sinne) um einen 
Grad höher, die aıferbauenden, alfo anfäfligen Völker abermals und zwar um Vieles höher, und 
die mit dem Aderbau au Induflrie und Handel verbindenden und eben deshalb auch zur ‘Pflege 
der Kunft und Wiflenfchaft geneigtern am hoͤchſten. Natürlich gibt es in jeder dieſer Claſſen wie: 
der manderlei Abftufungen, fowie gegenſeitige Übergänge und Bermifchungen. Nur vom Bor: 
herrſchenden und aud von der Anlage zur Bildung mehr als von der wirklichen Bildung if bei 
diefer Blajiification die Rede. In der Macht der Gefehgebung und ber Regierung fteht es ſodann. 
die überall vorhandenen Anlagen thunlichſt zu entwideln, die den jeweils vorhandenen Verhält⸗ 
niffen, Bedürfniſſen, Hülfsmitteln und Mängeln entiprechenve oder gemäß venfelben erreichbare 
Bildungsftufe für das Volk zu erfixeben, die Hindernifje aus dent Wege zu raumen und die Bahn 
eined möglichft weitern Boranfchreitend zu bereiten. Der eigentliche Staat jevod, ver da namlich 
Unpüffigfeit fodert oder vorausfegt, fanıı kaum gedacht werden ohne Aderbau, und das Gedeihen 
des legten ift in natürlicher und enger Wechſelwirkung mit jenem ver Inpuftrie.e Darum haben - 
wir bei ven nachſtehenden Betrachtungen, jowie nur bereitd altersreife, dv. h. ver Kindheit ent- 
wachſene, fo aud nur bereits Aderbau und Gewerbe treibende Völker im Auge. Die Fiſch⸗ 
frefler fowie die blos jagenden oder weidenden Horden überlaffen wir der alle Culturſtufen über: 
ſchauenden, erklärenden und vergleichenden Geſchichte der Menſchheit. 

Wir wenden und nun zu unſerer Hauptfrage: Hat und inwiefern hat der Staat (d. h. die 
Staatsgewalt) dad Hecht oder Pie Schulvigkeit, ſich um die Bildung des Volkes, alfo namentlich 
der nachwachſenden Geſchlechter, zu bekümmern, demnach befördernd oder beſtimmend darauf ein⸗ 
zuwirken? Und, wenn ſie es bat, welches iſt das Princip und welches die Beſchränkung ober das 
Maß ſolches Rechtes? 

Ein Recht des Staats, ſich die Volksbildung zu a m @egenfland der eigenen Sorge zu machen, 
muß anerfannt werden, fobald man entweder die Beförderung ber allgemeinen Humanitäts zwecke, 
alfo namentlich die Beförderung der Cultur, mit in den Staatszweck aufnimmt, oder wenigfiend 
folche Beförderung ald nothwendiges Mittel zur Erſtrebung des zwar enger geftedten, namentlich 
auf Rechtsgarantie und allgemeine Sicherheit beſchränkten Staatszwecks anerkennt. In beiverlet 
Beziehung ſprechen wir die Staatöfürforge für die Volksbildung an. Offenbar iftin dem Staats⸗ 
zwed, wie man ihn vernünftig beftimmen muß, die Befdrverung aller naturgemäß, von allen 
Staatsangehörigen fich geſetzten Zwede (injofern dieſelben durch gemeinichaftliche® Erſtreben 
befler als durch individuelles zu erreichen find) mit enthalten ; und unter ſolchen Zwecken ift fei- 
ner näher liegend oder mehr. einleuchtend als die fortjchreitende Vervollkommnung unferd 
Geſchlechts, die da eben ven wejentlich unterſcheidenden Gharakter der Menſchheit gegenüber ver 
Thierheit ausmacht. Aber auch Diejenigen, welche fo idealem Zwecke materielle Opfer zu bringen 
ungeneigt waren, müſſen wenigſtens anerfennen, das fhon der unmittelbare und vöflig unbe- 
ftrittene Staatszweck, nämlid vie Bewährleiftung des Rechts, ohne Sorge für die Volksbildung 
fi nicht erreichen laßt. Weit wirfjamer ald jene Strafandrohung Hält von Rechtsverletzung ab 
die dem Gemüth eingepflanzte freie Rechtsachtung; und die durch Unteruicht gebahnten Wege 
des rechtlichen Erwerbs heben die Noth, alſo die mächtigſte Verſuchung zu Necht&verlegungen, 
wie Raub und Diebflahl, auf. Dazu kommt noch iur eigentlichen Rechtsſtaat, aifo zumal aud in 
der conflitutionellen oder zepräfentatinen Monarchie, das hohe Intereile ver Alldung einer aufge- 
Flärten Öffentlichen Meinung, d. b. ver Erziehung der Bürger zur politiſchen Mundigkeit, ohne 
welche von der Herrſchaft eines. Geſammtwillens, alfo von vernünftiger Beſchränkung ner Des⸗ 
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potie, gar keine Rebe fein kann, und indbejondere die Repräfentivverfaffung eine leere Form ober 
gar eine unheilvolle Täuſchung iſt; und endlich bedarf der Staat für fich ſelbſt, d. h. für feinen 
eigenen Dienſt, ſodann für die Intereſſen der Nationalökonomie amd für die vielen Bedurfnifſſe 
des Volks, deren Befriedigung Kunft und Wilfenfchaft vorausjegt , einer entiprehenden Zahl 
von höher Gebilbeten, mithin aud) der Anftalten und Pilanzichulen zn deren Heranziehung. 

Diefen Aniprüden der Staatsgewalt auf dad Recht ver Leitung ober Anorpnung der Volks⸗ 
erziehung ſteht jedoch entgegen Die voppelte Betrachtung, einmal, daß die Bildung, mwenigften? 
bie höhere Bildung , keineswegs durch Befehl over Zmang hervorgebracht werden, ſondern nur 
die Frucht der felbfteigenen freien Entiwidelung, fein fann; und daunn, daß ſolche Freiheit ver 
Selbfthildung, wie überhaupt die perfänliche Freiheit, wovon ſie einen hochwichtigen Theil aus 
macht, ganz eigens dem Schutz des Staats aneımpfohlen, d. h. für jeden Einzelnen zum Haupt: 
zweck des Eintritt in den bürgerlihen Verein gehörig, mithin einem blos ſecundären Zweck oder 
gar nur einem bloßen Mittel nimals aufzuopfern ift. Wie läßt ſich nun zwiſchen fo widerſtrei 
‚tenden Anfprüden, einerfeits der Staatögemwalt oder der Geſammtheit und andererfeitd der Ein- 
zelnen (oder auch Kamilien, Geſellſchaften, Gemeinden u. |. w.), die bad Recht und die Klugbeit 
befriedigende Grenze oder Scheibungslinie ziehen ? “ 

Soviel ift Elar: folange der Staat nit purch Befehl over Nöthigung die von ihm gemünichte 
Boltsbildung hervorruft, fondern bloß durch zwangloſe Ermunterung, Unterflübung, Darbie: 
tung von Hülfsmitteln und Errichtung von Lehranftalten, Tanıı von Berlegung der Sreiheit over 
des Rechts feine Rede jein, ſondern blos von einem nad. vem Maß der Güte oder Zweckmäßig⸗ 
feit jener Beförderungsmittel mehr oder weniger wohlthätigen, auch inſofern wirklich in der 
Pflicht der Staatshäupter, d. h. in der ihnen durch den Staatövertrag geſetzten Aufgabe gelege: 
nen Wirken. Aber au dagegen wird fein Vernünftiger etwas einwenden, daß ber Staat von 
- allen Ältern oder Bormündern verlange (und ſolches Verlangen nöthigenfalls durch geeignet 
Zwangsmittel geltend made), daß fie ihren Kindern oder Pflegebefohlenen denjenigen Grad vet 
Unterrichts, jei ed in Öffentlichen, jei es in Privatfchulen, fei es (auf eine erweislich befriedi- 
genbe Weife, im Haufe angedeihen laffen, welcher, je nach der allgemeinen Bildungäftufe einet 
Volks, für nothiyendig erfannt werden muß, um die heranwachſenden Bürger einerfeits in den 
Stand zu fegen, ihr eigened Glück zu gründen, und andererjeits für die Geſellſchaft unſchädlich 
oder ungefährlidy zu machen. Hierdurch jhärft der Staat den Familienhäuptern bloß eine den⸗ 
felben ſchon natürlich obliegende doppelte — nämlich gegen die Kinder und gegen die Geſellſchaft 
gehende — Rechtspflicht ein, handelt alfo feiner oberften Beftimmung, Schüger alles Rechts zu 
jein, vollfommen gemäß und verlegt nicht nur die Berfönlichkeit feiner Bürger nicht, ſondern 
jhirmt dieſelbe. Ebenſo wird eö mol angehen und wirkſam fürs Gute ſein, wenn der Staat zur 
Bedingung des Vollgenuſſes aller bürgerlichen und zumal politiſchen Rechte den Beſitz ſo vieler 
intellectueller, moraliſcher und techniſcher Bildung ſetze, als abermals je vach den hier oder dort 
obwaltenden geſellſchaftlichen Verhältniſſen zur Kenntniß und Ausübung der allgemeinen bür- 
gerlichen Rechte und Pflichten vernünftigerweiſe für nöthig erachtet werden kann. Daß jorenz 
noch für dad Anerkenntniß der Befähigung zu beſtimmten bürgerlichen Beſchäftigungs- oder 
Wirkungskreiſen, al& zu Ausübung gewiſſer (im öffentlichen Interefle ſolche Borfiht in Anfpnıd 
nehmender) Gewerbe, Künfte und Wiſſenſchaften, zu den verfihiedenen Gattungen des Staate⸗ 
dienſtes, zum Lehramt u. |. w., die ſolchen — übrigens nur frei zu übernehmenden — Biv- 
mungen entſprechende beſondere ober höhere Bildung zur Siherftellung er Gefellſchaft geioderi 
werben koͤnne und müſſey verſteht ſich von ſelbſt. 

In Gemäßheit dieſer Betrachtungen hat alſo der Staat: 

1) dad Recht (und die Pflicht) dafür zu ſorgen, daß in allen Theilen feines Gebiets eine dem 
Bedürfniß der Bevölkerung nach beiden Geſchlechtern entſprechende Anzahl von niedern Schulen 
für den erſten ober Elementarunterricht, d. h. für die allen Bürgern ohne Unterſchied nothwendige 
oder wohlthätige Grundlage der Verftandes: und Herzensbildung, ſodann aud von den theils 
der Weiterführung diefes Unterrichts, thelld ver Belehrung über ſtaats⸗ und gemeindebürgerliche 
Rechte und Pflichten gewinneten hoͤhern Bürgerſchulen errichtet, mit tüchtigen Lehrern beſetzt 
und in fortwährend fruchtbringender Wirkſamkeit erhalten werde. Billig wird, was die Errich⸗ 
tung und Unterhaltung der Schulen betrifft, ven Gemeinden, deren unmittelbarem Bebürfnip üc 
dienen, die Beflreitung der Unkoſten oder wenigftend ein angemeflener Präcipualbeitrag da zu, 
infoweit ſie es vermögen ober injomeit nicht Privatftiftungen, zu deren Errichtung man in 
alle Wege ermuntern fol, vorhanden find, zugeiviefen. Dem — * alfo oder der großen Ge 
ſammtheit bleibt hiernach blos die ſubſidiariſche Verpflichtung dazu, jedenfalls aber das Recht 
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der Oberaufficht und ber den Grundſätzen einer geläuterten Pädagogik und der erfennbaren 
Richtung des vernünftigen Sefammnvillens gemäßen Regulirung der Schulen. (5. ven Art. 
@dulen.) ° | i | 

N Das Recht (und die Pflicht) der Sorge für religiöfe Bildung, als die für alle Menſchen 
wohlthätigfte und für weitaus die meiften ganz unentbehrlihe Grundlage und Gewährlei⸗ 
flung der Sittlichkeit; daher alfo das Necht eine Kirchenanftalt zu gründen, twofern eine ſolche 
nicht ſchon ohne den Staat ins Leben getreten wäre, ober deren Gründung zu begünftigen, zu 
unterflügen und ſodann das Gedeihen ver begründeten zu befördern durch Schirm und Pflege. 
Bon den einer tiefgehenden Unterſuchung bedürftigen Verhältniſſen des Staats zur Kirche (oder 
zu ben mehren in feinem Schoofe vorhandenen Kirchen) reden wir umftändlicher in dem Art. 
Kirchenrecht; bier beihränfen wir uns darauf, für ven Staat das Net in Anſpruch zu neh⸗ 
men, von jedem feiner Angehörigen, gleichfalls als Bedingung des Vollgenuſſes der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte, das Bekenntniß einer der von ihm anerkannten Religionen (er foll aber alte aner: 
fennen, die nicht feinen rechtlihen Zwecken oder den wahren Gemeinwohl ſich feindlich entgegen 
Rellend over zur Vefoͤrderung der Sittlichkeit ungeeignet find) zu verlangen und alle Altern und 
Vormünder dazu anzuhalten, ihre Kinder oder Pflegebefohlenen in einer jener Religionen ord⸗ 
nungsmäßig unterrichten zu. faffen. 0 

3) Das Recht (und die Pflicht), neben den allgemeinen und niedern Lehranſtalten audydie 
für die beſondern und für die höhern Zweige des Unterrichts nöthigen zu gründen oder die bereits 
begründeten jorgfam im Flor zu erhalten. Hierher gehören einerfeitö die gemeinbürgerlichen 
oder technifhen und andererſeits die eigentlich gelehrten Schulen, dort wie hier in mehrfacher Ab⸗ 
ftufung, als dort jogenannte Realſchulen, dann befonvere oder allgenteine, niebere over höhere 
Gewerbſchulen und endlich polytechniſche Schulen, Hier aber Bädagogien, Gymnaſien, Lycken und 
Uiniverfitäten, und über allen ſtehend die nicht ſowol dem Unterricht als der Fortführung der Kunſt 
und Wiſſenſchaft gewidmeten Akademien. Auch die dem Eünftlichen. Unterricht der von der Natur 
Riefmütterlich behandelten Unglücklichen zu widmenden befondern Inflitute, als jene für die Blin- 
den oder für die Taubſtummen u. ſ. w. gehören hierher. Ä 

4) Das Recht (und die Pflicht), noch außer ven angeführten Hauptanftalten für Bolföbil- 
dung, alle weitern, mit dem perfönlichen Breiheitörecht aller Einzelnen und mit dem vernünftigen 
Geſammtwillen vereinbarlichen Vefoͤrderungsmittel vet phyfiihen, intellectuellen, moraliſchen 
und techniſchen Gultur in Ausübung zu fegen und alle ſolchem eveln Ziele ſich entgegenftellenven 
Hinberniffe aus dem Wege zu räume. 

Diefe die gerechten Anſprüche ver Staatsgewalt völlig befriedigenden Befugniffe genügen 
jedoch Häufig ven Machthabern nicht. Ihre Aufgabe, die Volksbildung zu befördern, deuten fie 
dahin, daß ihnen zuftehe, das Volk ganz eigentlich zu erziehen, d. h. deſſen Bilvung nach ihren 
(nämlich der Herrſcher, die fidh gern zugleich als Väter oder Vormünder betrachten) — jei es 
mwohlmwollenven, jei e8 felbftfüchtigen, fei es objertiven , fei e8 fubjectiven — Zweden, Anſichten 
oder Interefien die Richtung und ven Charakter vorzufchreiben, Gattung und Umfang der Kennt: 
nifle, deren das Volk im Ganzen oder nach Claſſen theilhaftig werben ſolle over dürfe, zu beftim- 
men, Geiſt und Gemäth, Lebens- und Sinneöweife der nachwachſenden Geſchlechter in die von 
oben gebotene Form zu brüden und Alles, wad davon abweichen over nicht hinein fi jchmiegen 
will, ald unnüges Glied oder ſchädlichen Auswuchs wegzufchneiden. Dies Alles foll geſchehen, 
un ji dadurch der Lenkſamkeit und vollen Iinterwürfigfeit ver fünftigen nie der wirflichen Staats⸗ 
bürger zu verfichern, irgendeine dictatoriſch aufgeftellte oder träumerifch angenommene Idee des 
Staats zu verwirklichen oder einem bereits beftehenden oder auch neu einzuführenven Geſetzge⸗ 
bungs- und Reg ierungsſyſteme Kraft und Dauer zu verleihen. Nicht nur egoiftifche, gemaltthä- 
tige oder verfchmigte Machthaber, ohne Unterſchied ob Ginherricher oder Bielherrfcher (unter den 
legten zumal bie priefterlihen), haben ſolche Grundſätze In alter und neuer Zeit praftijch auöge: 
führt (Alt-Agypten, Indien, China Sahrtanfende hindurch, Paraguay unter ven Jefuiten und 
unter Dr. Francia find davon eindringliche Beifpiele), fondern auch bochgeprieiene, fürd Gute 
begeifterte Geſetzgeber, wie zumal Minos und Lykurgus, und gleich berühmte geiftvolle oder 
ſchwärmeriſche Philoſophen, Schriftfteller und Staatsredner als Platon in alter, Filangieri und 
Andere in. neuerer Zeit, und unter den franzoͤſiſchen Revolutiondmännern Ducos, Rabaud de 
St.:Etienne, Lacanal, auch Robespierre und Danton mit verfchiebenen Andern haben ihnen mehr 
ober weniger gehuldigt. Bei dem Streite jedoch, welcher ſeitdem bis auf ven heutigen Tag über 
Breiheit oder Gezwungenheit, Dffentlichkeit oder Hänslichkeit dev Erziehung und des Unterrichts 
geführt warb, bat vielfältige Begrifföverwirrung vorgeherrfäht. Doc, miehr und mehr hai In 
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dieſer Sphäre, wie faſt in allen andern, das Ntegierungsinterefle, welchem heutzutage Allied Die- 
sen ſoll, ſich Bahn gebrochen und namentlich ner geniale Deapot Rapolton ein unübertreffliches 
:Borbild aufgeftellt, wie man mittelö der Bonfcriptiondgejege ein Volk von Solväten, und mit- 
telö einer Faiferlichen Univerſität, eines kaiſerlichen Katechismus und eined gegen vie Brefle ge⸗ 
richteten Terrorismus ein Bolf von Knechten erziehen fönne. "Zwar feinen Blan zur Bollenvung 
zu führen war ihm durchs Verhängniß verfagt; aber ex hinterließ verführerifhe Lehren , und 
fon tie Neftauration hat ihm — freilih auf ihre Weite und abermals zu ihrem eigewen 
Untergang — darin nachgeahnit, daß fir in ihrem und der Emigration bymaftifchen und arifto- 
Eratiichen Intereffe jich zum Verſuche berechtigt glaubte, ob nicht durch gleichen Preßzwang, fo- 
dann durch jefuitiihe Schulen, durch Miffionarien und freres ignorantins, eine dur die Schule 
der Revolution gegangene Nation ſich wieder zum mittelalterlichen Aberglauben und Sklavenfinn 
zurüdführen laffe. 18 Mittel des Heils für Privilegium und Legitimität ſchlägt Herr 
v. Haller, au Adam Müller und Görres, und mit ihnen — üffentlidh over heimlich, aufrichtig 
ober ſchlau — noch manch anderer Staatsmann und Schwärnier der Henctiondpartei vor , und 
dieſelbe ift nicht müßig in wohlberechneter und conſequenter Anwendung derſelben. 

Um jich Hier zu verſtändigen, thut es zuvörderſt noth, dasjenige, wad neturgemäß geſchieht 
von demjenigen zu unterfcheiden, mad vernunftrechtlich geichehen oder nicht geſchehen ſollte. Daß 
jede beſtehende Verfaſſung oder Regierung, d. h. daß überall die hei folkhen Beſtand verſönlich 
interefiirte ‘Berfünlichkeit oder Bartei verjelben Fortdauer auf alle Weife zu ichern fuche, if ſehr 
natürlich und darum überall vorkommend. Daß man daher zu ihrer Beihinmung ober Befefti- 
gung auch dad mächtige Mittel der Volkserziehung benutze, ift, fobald die Wirkfamkeit ſolches 
Mittels erkannt wird, nicht nıinder natürlich. Es wäre auch die Anwendung deſſelben zu billigen, 
wenn alled Beftebende wirklich ver Erhaltung werth, oder wenn jede Veränderung bed einmel 
ba oder Dort in Ausübung befindlichen Staats- oder Regierungsfoftems wirklich ein Übel wäre. 
Daß aber dem nicht aljv jei, wird jeder linbefangene anerkennen und daher ein Mittel verwerfen, 
welches nad Umſtänden ebenſo wirffam oder noch wirkſamer fürs Böfe als fürs Gute in Anwen: 
dung gejegt werden kann, ja welches ſchon nad feiner Natur, felbft wenn zu guten Zwecken (nad 
der Intention der es Gebrauchenden) angewendet, den Gharafter der Rechtsverletzung oder Ge⸗ 
fährdung an ſich trägt. 

Freilich wenn die Machthaber, welche die Volkserziehung nach ihren Anſichten zu leuken oder 
zu beſtimmen ſich berufen und berechtigt glauben, insgeſammt weile ober irrthumsftei une tu⸗ 
gendhaft, d. h. Recht und Gemeinwohl höher als ihr eigened Intereffe ſchätzend wären , to fann 
man ihnen gefahrlos das Geſchäft folder Erziehung überlaffen, und würde aus ihren ſchaffenden 
Händen ein phyſiſch, geiſtig und moralifd, fortwährend fich veredelndes Geſchlecht hervorgehen. 
Aber wo und wann find Machthaber vieler Art erfchienen? Oder falls etwa hier oder Dort ein- 
nal ein ſolcher mit Macht bekleiveter tugendhafter Weiter erfchienen wäre ober erfchiene, wo if 
die Bürgihaft dafür, daß er felbjt niemals ſtraucheln, und noch mehr, daß Die Diener ober die 
Erben feiner Macht immerbar in feinem Sinn und Geifte handeln werden ? Wahrlidh! die Volls 
d. h. dem Princip nad) die Menſchheitserziehung kann und darf nit einigen wenigen Gewelti 
gen anvertraut werben. Das allgemeine Gefeg ver menſchlichen, nach ſeibſtändiger Entwickelung 
ſtrebenden Natur, aljo nur allein Wahrheit, Recht und Freiheit follen hier ven Stab führen, und 
nicht der — in der Regel egoiftifche — Wille einiger Einzelner oder Kaſten. 

Nah dem Princip der von Staat und für den Staut, d. h. von den Staatöhäuptern und 
für viefelben zu lenkenden oder zu beflinnmenven Erziehung mag rin Volk für Jahrhunderte, ja 
für Jahrtauſende zur Roheit oder zur Stupidität, zum Aberglauben, zum Knechtsſinn, zum 
Geiſtesſchlummer und zur moraliigen Entwürdigung verdammt werben. Alles Died nänılid if 
gut für die Erhaltung der einmal beſtehenden Berfaflung und Herrſchaft. Selbft Montesquieu 
jagt, dad Princip der-Erzichung in despotiſchen Staaten müſſe oder jolle fein das des Schreckens, 
in Monarchien das der Ehre, und nur in Republiken das der Tugend. Zehnfach Webe hiernach 
dem Volke, über deſſen Nacken einmal das Joch eines Deöpoten gelegt ward! Es wird es tragen 
müſſen und ſollen bis zum Ende aller Dinge! | 

Aber ſelbſt in wahrhaft republifanifchen, d. 5. demokratiſchen Staaten, wiewol hier ven Ber 
fälfhung ober Verderbniß der Erziehung zum Frommen egeiftifcher (donaſtiſcher, ariftofratifcher 
oder priefterlicher u. ſ. m.) Intereffen die Rede nicht wohl fein kann, wird Durch, das Princip der 
nad dem Intereffe der einmal beftehennen Verfaſſung zwangsweis zu regelnden Erziehung das 
Berfönlifeits: oder Selbſtändigkeitsrecht des einzelnen Bürgers — des Familienhauptes fowol 
als ded Sohnes — gekränkt, und werben die Staatsangehörigen, d. h. Die um ihrre eigenen 
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Wohies oder um der erleichterten Erſtrehung ihrer eigenen Zwecke willen der Geſellſchaft Beige- 
tretenen als Werkzeuge oder bloße Mittel zur Herſtellung oder Erhaltung einer Staatsordnung 
misbraucht, dieſe Staatsordnung alſo, mit voͤlliger Umkehr ver Begriffe, aus einem Mittel, was 
fie vernunftmäßig allein if, zum Zweck erhoben und der eigentliche und wahre Zweck (nämlich 
die Gewaͤhrleiſtung der perſönlichen Freiheit, alſo ver freien Selbſtbildung Aller), weichem jte 
nur dienen fol, ihr, denı bloßen Mittel, aufgevpfert. Sparta, unter Lykurg's unnatürlicher Ge⸗ 
feggebung, ift davon ein auffallennes Beiſpiel geworden, und :Blato’d Traum, hätte jemals feine 
Verwirklichuug flattgefunden, wäre e8 in noch höherem Grade geweſen. 

Indeſſen erfcheint doch ein ner Erhaltung einer wahren Republik gebrachtes Opfer eines 
Theiles Der perjönlihen Selbftändigkeit, injofern ed nämlich — was der Begriff folder Repu⸗ 
blik fodert — wirklich einer von Allen gewollten und Allen glei zuträglichen Form und auch 
von Allen gleichmäßig gebracht wird, nicht als unbewingt ungerecht; außer infofern, daß hier bie 
Zuflimmung Aller meift nur eine Dichtung fein oder auch etwa auf Irrthum (oder Schwär= 
merei) beruhen wird und jedenfalls jeder einzelne Diſſentirende dabei einen wirklich ungerechten, 
weil nämlich jenfeit der durch ven Staatszweck geichten Grenze der rechtlichen Verbindlich⸗ 
feit eines Geſammtwillens liegenden Zwang erduldet. Doc unendlich größer und fchreienber 
ift dad Unrecht, wenn es, anflatt wenigftens im vermeinten Intereffe der Geſammtheit, nur in 
ienem einer Claſſe oder Kafte oder Familie, überhaupt nur im einfeitigen Intereſſe der regie: 
renden oder bevorrechteten PBerfönlichkeiten gegen die übrige Volksmaſſe verübt wird. Und 
ein ſolches if au in der Regel der Fall, wo immer Zwangserziehung oder dictirte Bildungso⸗ 
richtung oder Stufe vorkommt. In der Republik ift eine wirklich verlegende oder ven Werth des 
dadurch für die Gejammtheit zu erringenden Gutes überfchreitende Freiheitsbeſchränkung natlır= 
fi und daher ausnahmsweiſe erfcheinend. Vielmehr liebt man allda die Beförderung freier Reg⸗ 
famfeit aller Kräfte, die Entwicelung aller Anlagen und daher die vom Staat wol beglinftigte 
nit aber gehemmte und nicht mehr als durchaus nöthig controlirte Selbftbildung alfer Bürger. 
In der Republik, alfo auch in der conflitutionellen Monarchie, menn fie eine Wahrheit ift, läßt 
ſich — abgefehen zumal von äußern Berbältniffen — gar kein Intereſſe denken, welches die Nie- 
derhaltung der Volksbildung oder irgendeine einfeitige Richtung derfelben, alfo zumal das Ber 
ſchleiern irgendeiner Wahrheit, vie Erſtickung irgendeiner intellectuellen oder moralifchen Kraft- 
geböte oder räthlich machte. Nichts iſt ihr erwünfchter und ihrem Gedeihen frommender «ld 
Wahrheit, Licht, allfeitige Kraftentwidelung und frei voranfchreitenne Bildung, und fie hat 
von einzelnen Irrthümern, Thorbeiten, regelwinrigen Auswüchien , vie da wo Freiheit Herrfcht 
natürlich mitunter erſcheinen, durchaus nichts zu fürchten, weil Vernunft und Recht, worauf fie 
ruht, durch ihre eigene Mat und durch die Überzahl ihrer geborenen Freunde leicht den Sieg 
über irgendein thoͤrichtes oder verbrecheriſches Eintgegenftreben erringen. 

Dagegen ift in der Deöpotie und in der Arijtofratie, ohne Unterſchied ob weltlich oder geift. 
li), wenn auch bei ver legten in noch höhern Grade, ſtets ein den Regierenden ober Bevor⸗ 
rechteten ausſchließend eigenes, jenem der übrigen Claſſen oder per Volksmaſſe widerſtreitendes 
Intereſſe vorhanden, zu deſſen Wahrung nöthig iſt Die Stenntniß Deſſen, was Recht und Gemein⸗ 
wohl fodert, nicht aufkommen zu laſſen ind die an phyſiſcher Kraft überlegene Mehrzahl durch 
Unterjochung des Geiſtes und Gemüths in Folgſamkeit zu erhalten. Dieſes iſt die Quelle der 
Lehre, welche gegen die Volksaufklärung als etwas Verderbliches eifert ınd die Gläubigkeit für 
alles von der Autorität Verfündete, und den gedankenloſen Gehorſam gegen alles von oben 
Konmende al? die Summe der Bürgertugend, als den Zweit alter Volksbildung ald die Bürg⸗ 
ſchaft ver öffentligen Orbnung und Ruhe anpreift. Bon dieſem Geiſte eingegeben find, neben 
jo vielen Befeggebungen und Regierungsmaßregeln Europas, auch die in den nordamerikaniſchen 
jogenannten Freiſtaaten rückſichtlich der alldort befindlichen Sklaven noch heute in Kraft beſtehen⸗ 
den. Nach einen Geſethe in Südearolina von 1800 wird jeder Sklave, der in einer Geſellſchaft 
angetroffen wird, die irgendeinen Unterricht zum Zwecke bat, mit 20 Veitfchenhieben beftraft. 
In Nordearolina und fo au in Süpcarofina, Georgien und Kouifiana wird einen Sklaven Le- 
jen oder Schreiben lehren oder ihm Bücher oder Hefte serfaufen over fchenfen an dem Sklaven 
mit 39 Beitichenhieben, an den Weißen mit 5000 Dollars beftraft, Alles aus dem Grunde, weil 
dies die Sklaven unzufrieden mache und zum Aufftand treibe. In Georgien kann fogar ein 
Vater verurtheitt werden, weil er fein eigened Kind unterrichtet hat. (S. „Allgemeine Zeitung”, 
1855, Nr. 537.) Wahrlich! wer die Volfsaufflärung jheut oder gu hindern ſucht, der thut 
nur einen empörend ariftofratifchen Greif kund (denn für die höheren Claſſen der Gefellfcheft 
werden die Brahibitivgeiehe gegen nas Licht in ver Regel nicht-gegehen ; ſandern es follen nur 
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die Gemeinen, wie von den Vortheilen des ſtaatsbürgerlichen Bereins, fo auch von den allgemei: 
nen menſchlichen Gütern ausgejchloilen, oder doch in deren Erwerbung zu Gunften ver Borneb: 
men befchränft jein); fondern er gefleht auchein, daß Das, was er erftrebt oder begünſtigt, suichti 
Gutes ſei, weil ed das Licht nicht erträgt und nur unter dem Schirm der Unwiſſenheit ober des 
Aberglaubens dder des künſtlich eingeprägten Knechtsſinns fein Dafein friften kann. 

Wir fegen, ein conftitutioneller Staat, deffen Regierung die dem Geſammtwohl und Ge⸗ 
ſammtrecht des Volkes huldigenden Principien deſſelben aufrichtig befolgt, oder ſelbſt eine abſo⸗ 
lute Regierung, deren von der Perſoͤnlichkeit ver wirklichen Regenten ausgehender Geiſt zeitlid 
ein denſelben Principien befreundeter oder auch nur aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen oder 
aus edler Ruhmgierde ein der echten Volksbildung zugewandter, Licht, Wahrheit, Fortſchrin 
liebender wäre (mie etwa bie Öfterreidhifche und die preußifche Negierung unter Joſeph II. un: 
Friedrich H., ja in gewiflen Maße ſelbſt vie ruffifche unter Katharina II.), wir jegen, fagen wir, 
eine ſolche Regierung habe gethan und thue, mad nad) den oben ausgeführten Grundſätzen ihr 
für die Volkserziehung zu thun obliegt, ſie habe für Errihten von Schulen aller Art, theils anf 
Unkoften der Gemeinden, theils auf jene des Staats für Pflanzſchulen tüchtiger Lehrer, für gute 
Lehrplane und, wofern nöthig, auch Lehrbücher, für das harmoniſche Zuſammenwirken un? In: 
einanvergreifen der verſchiedenen Zehranftalten, für weife, der mit Vernunft anzufpredenden 
Lehrfreiheit der geprüften Lehrer unnachtheilige Oberaufficht geforgt: wird jie nun den alio von 
ihr (unmittelbar oder mittelbar) veranftalteten, auch geleiteten oder wenigftend beauffiätigten 
und controlirten Unterricht für den einzig zuläſſigen erflären dürfen over ſollen? Oder wird ie 
neben ihren eigenen öffentlichen Unftalten auch noch die Freie Concurrenz derjenigen dulden müſſen 
welche etwa von Privaten oder Corporationen over Sekten möchten errichtet werben ? Wird fı 
namentlich ſolchen Privat- oder Corporationsanftalten und Lehrern auch das Recht des offentlichen 
(d. h. nicht auf@inzelne oder Venfionärd beſchtänkten, ſondern Allen offen ſtehenden) Unterridti 
gewähren müſſen? ?— 

Noch tönt in unſerm Ohr der Streit wider, der über die verhängnißvolle Frage von der 
„Freiheit des öffentlichen Unterrichts” theils in Frankreich unter ver Reſtaurationsherrſchaft, tHeild 
in Belgien unter der oranifchen Verwaltung leidenſchaftlich und larmend geführt warn. Mir 
fragen: ift eine gemäß einer rechtskräftig beitehenden und der Zuftimmung ver intelligenten 
Mehrheit des Volkes fi erfreuenden Eonftitution waltende Regierung ſchuldig, einer ihr und 
ver beftehenden Staatöyerfaffung offenbar feinpfeligen Bartei ven Jugendunterridt, ſonach dus 
Hauptmittel der Bolföbildung, in Händen zu laflen, jomeit e8 folder Partei gelingt, durch Eifer. 
gilt, Zudringlichkeit, ja felbit Nöthigung manderlei Art, oder gar durd den Aniprud auf ein 
ihr zuftehendes ausſchließendes Recht, jih Zöglinge zu verſchaffen? Gefegt, es würden auf | 
einer Seite jafobinifche oder revolutionäre Hörfäle geöffnet und auf der andern Schulen des An: 
ſtern Aberglaubeng, des Religionshafles, der geiftesbeihränften Frömmelei und der Feindſchaft 
gegen die bürgerliche Gewalt: foll ver Staat over die Regierung dabei ruhig zufehen, mie ihnen 
bergeftalt ein Geſchlecht von Feinden herangezogen und die Ausfaat ded Guten zerftört wir? 
Fürwahr nein! Und gerave das Intereſſe der Freiheit ift e8, wodurch wir dieſes Mein! begrön 
den. Die nachwachſende Generation fodert mit Recht vom Staate die Fürſorge, daß He nicht im 
Intereffevon Parteien erzogen und nicht Durch Die Macht der ſchon in die zarten Gemüthet gepflan;- 
ten Irrthümer, Borurtheile oder Leidenſchaften in der Entwidelung ver Naturanlagen gehewmnt 
und unfähig gemacht werde, in reifern Jahren ſelbſtändig, d. h. mit Beſonnenheit und kreier 
Überzeugung ſich eine BVahn und Richtung fürs Leben und Streben auszumählen. Gegen dieſet 
heilige Recht der nachwachſenden Geſchlechter kann das vorgeſchützte Recht des mit großem Unredt, 
ja faft mit Abgeſchmacktheit dem gemeinen Gewerbebetrieb verglichenen Rechts des Unterrichte 
in gar feine Betrachtung fommen. Nur innerhalb der Linie des Unſchädlichen oder Ungefährli- 
hen kann von ſolchem Unterrichtörecht al8 freiem Gewerbebetrieb die Rebe fein, und nur in Be 
zug auf Mündige findet ein unbefchränftes Recht der gegenfeitigen Gedankenmittheilung ftatt, 
nicht aber in Bezug auf Unmünbige, welche gegen Berführung oder Verderbniß zu fhüßen, ıro: 
‚vor ſich zu bewahren fie ſelbſt nicht vermögen, eine heilige Obliegenheit des Staates ifl. Aud ifl, 
was indbejondere die zu Erziehern ſich aufdringenden kirchlichen Lehrer betrifft, nicht nur von 
Verführung die Rede, fondern von wirklichem Zwange. Die kirhlihen Gorporationen, alfo zu: 
mal die ſich des kirchlichen Lehramts in der Regel ausſchließend anmaßende Geiſtlichkeit, begnü 
gen ſich mit freiwilligen Beſuchern ihrer Lehranſtalten nicht. Sie nehmen gern (wie dieſes n ament⸗ 
lich der Biſchof von Gent in ſeinem ſogenannten Doctrinale gegenüber der niederländiſchen Re⸗ 
gierung that) das ausſchließende Recht des dffentlichen Unterrichts förmlich für ſich in Anſpruch 
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und fegen denſelben gern bei den ſchwachen, der Einſchüchterung zugänglichen Ältern oder Ge⸗ 
meindeobrigkeiten mittels religiöſer Schrecken, als Verweigerung der Sacramente oder bed Sun⸗ 
denerlaſſes u. ſ. w. durch. In ſolchen Fällen wird noch mol ven Staate zuſtehen, die Altern ge⸗ 


gen den wider ſie ausgeübten pſychologiſchen Zwang und die Kinder gegen die daraus für ſie her⸗ 
vorgehende Verführung und Geiſteserdrückung in Schutz zu nehmen. Und ebenſo wird er wol 


auch im Intereſſe der Kinder wie in ſeinem eigenen verhindern dürfen, daß dieſelben nicht durch 
weltliche Verführer zu Feinden des gemeinen Weſens, welchem fe einſt angehören ſollen, erzogen 
werden. Die öffentliche Schule alſo ſtehe unter Leitung und Aufſicht des Staats, und ohne 
Staatserlaubniß (die jedoch aus triftigen Gründen zu verſagen iſt), überhaupt alſo ohne Kennt: 
nignahme der Regierung von Geiſt und Richtung, werbe feine Öffentlihe Schule von Privaten 
errichtet oder fortgeführt; nur bleibe — unter oben bemerfter Beſchränkung — die häusliche 
Erziehung, vermöge des ſelbſtändigen Rechts der Altern, für fie felbft und nicht minder für 
die von ihnen beliebig auszuwählenden Hauslehrer oder Erzieher frei. Ebenſo bleibe frei 


der Unterricht in höhern Wiffenfhaften und überhaup iehen fürs mei —E 
nen mittels Rede, rift und Drud. . 


fenmittheilung over Geiſtesberührung zwifchen Erwach 
Die letzibemerkte Freiheit zumal, als trefflichſtes und einzig ſicherndes Vorbeugungs⸗ oder Heil⸗ 
mittel gegen jeden Misbrauch und unrechten Gebrauch der Stantögewalt, ſetzen wir vorauß, 
wenn wir ver Regierung (oder auch der Volksrepräſentation) die oben bemerkten Rechte ein: 
räumen. 

In den Händen einer in diefem Geifte verfahrenven, vie echt conftitutionelle, überhaupt die 
liberale Richtung verfolgenvden Staatögewalt ift aud) das Recht, die öffentlichen Lehrer (an Ge: 
meinbefchulen etwa auf den Vorſchlag der Gemeinden?) zu ernennen und die Bedingungen für 
bie Ausübung irgendeines Lehramts feitzufegen, überhaupt das ganze Geſchäft ver Volksbildung 
zu leiten und-zu regeln, durchaus unbedenklich und wohlthätig. Denn ihr eigenes Intereffe Hält 
jie auf der gerechten und guten Bahn feit. „Eine folde Regierung“, fagt Deftutt de Tracy in 
feinem gevanfenreidhen „Commentaire sur l’esprit de lois de Montesquieu” (Bud) IV), „kann 
niemald und in feinem Balle die Wahrheit fcheuen; ihr beharrliches Intereffe fodert vielmehr 
die Beihirmung derfelben. Gegründet auf Natur und Vernunft, Hat fie zu Feinden nur den 
Irrthum und das Vorurtheil. Die Verbreitung richtiger und gründlicher Kenntniſſe in allen 
Sphären des Wiffend muß ihr nothwendig angelegen fein; ja fie kann nicht fortbeftehen ohne 
Diefelbe. Alles Gute und Wahre ift für fie, alles Schlechte gegen fie. Sie hat alfo die Fortſchritte 
der Aufklärung und zumal der Verbreitung derſelben über die ganze Geſellſchaft auf alle Weiſe 
zu befördern. Vorzüglich wichtig iſt ihr, die niedern Claſſen vor den Laſtern der Unwiſſenheit 
und ver Noth zu bewahren, ſowie die hoͤhern vor jenen des übermuths und der Verbildung. 
Ihr Streben wird fein, jene und dieſe ver Mittelclafje nahe zu bringen, als in welcher naturges 
mäß, nad Stellung und Intereffe, der Geift der Ordnung, des Fleißes, der Gerechtigkeit, der 
Vernunft und Mäpigung herrſcht.“ 

Dagegen wird freilih, wie verjelbe Säriftfteller ausführt, eine despotiſche, überhaupt 
eine des feſten Rechtsbodens ermangelnde over ein dem Geſammtintereſſe entgegengeſetztes Ziel 
verfolgende, Regierung, ohne Unterſchied ob einherriſch oder vielherriſch, die Volksbildung 
nach ihren egoiſtiſchen Zwecken zu modeln ſuchen. Sie wird vor allem die Maxime des leiden⸗ 
den Gehorſams, die blinde Verehrung für alles Beſtehende einſchärfen, Scheu vor jeder Erneue⸗ 
rung und Grübelei einflößen und zumal von der Erforſchung der Grundſätze zurückſchrecken. Sie 
wird ji zu ſolchem Zweck allernaͤchſt ber religiöfen Ipeen bedienen, welche Geift und Gemüth 
ihon von der Wiege an einnehmen und unvergänglidhe Einprüde zurüdlaffen. Doch wird fie 
zuvor die Priefterfhaft jich dienftbar machen müflen, meil fonjt verjelben Macht ſich gegen ſie 
ſelbſt einſt richten könnte. Unter den verſchiedenen Religionen aber wird ſie ihre vorzüglichſte 
Gunſt derjenigen zuwenden, welche am meiſten den Verſtand unter dem Glauben gefangen hält, 
am ſtrengſten jede Prüfung unterſagt, am unbedingteſten den Entſcheidungen der Obern unter⸗ 
wirft und die meiſten Dogmen und Myſterien enthaͤlt. Sie wird ſodann den übrigen Unterricht 
bei den untern Claſſen der Geſellſchaft auf das Allernothwendigſte beſchränken, damit nicht ihr 
geiſtiger Geſichtskreis ſich erweitere und ihnen ſodann die Gebrechen der Staatseinrichtung er⸗ 
kennbar und die eigene Unterdrückung fühlbar werde. Sie wird auch Alles von ihnen entfernt 
halten, was das Gemüth erheben over eine Selbſtändigkeit des Charakters geben könnte, Zur 
Erde niedergebüdt, nur grob ſinnliche Genüſſe begehrend, mit Knechtögefinnung erfüllt, willen⸗ 
loſes Werkzeug der Gewalt und in deren Intereſſe emſig producirend ſoll Die Maſſe ned Volks 
fein. Auch in den höhern Blaffen aber (in der Ariſtokratie blos die herrſchende auögenommen) 
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erſcheinen Geiſtesſchwung und Gemürhsadel gefährlich. Nur dic ſtaatdwirthſchaftlich Vortheil 
bringenden oder zum unmittelbaren Staatsdienſt nöthigen und etwa die äußerliche Politur ge: 
benven Künfte und Wiſſenſchaften pürfen hier Beförderung erwarten. Die zum freier Denfen 
anregenben, die dad Verlangen eines beffern Zuftandes erzeugenben, bie zur Erkenntniß Der un- 
vertilgbaren Rechte führenden müflen für gefährlich erachtet und nievergehalten werden, wie Zu: 
gend und edler Muth. Dazu dienen ftrenge Cenſur und Bücherverbot, Unterdrüdimg der Lehr⸗ 
freiheit, Cinſchüchterung over Beitehung ver. Lehrer und Schriftſteller, Ausſchließung aller ver 
Freiheitsgedanken Verdachtiger felhft vom Hänslichen Unterricht, Verbot des Stubiums im freiem 
Ausland, ja Berbot des Neifens dahin, fodann im Staatsdienſt geöffnete Ausfiht auf Anftel- 
- {ung und Beförverung für ven allen ſolchen Richtungen mit Befliffenheit fih Hingebenven, Zu: 
rüdfegung, ja Strafe für Jeden, welche bürgerliche Gefinnung verräth, weiter am Hofe und 
überall, wohin Hofgunft lockend mirfen kann, Auszeihnung, Titel und Orden für ven Geſchmei— 
digen, Folgſamen, über ver Knechtöpflicht aller andern Vergeſſenden, Entfernthaltung und Un: 
gnade für den der rein menſchlichen und ver Bürgerpflicht,jih Erinnernden, endlich audh in den 
Semeinden und Bezirken Berheigung von induſtrieller Begünftigung, von Verleihung näfren- 
der oder bereichernner Behörden und Anftalten für bie in der Servilität fih Auszeichnenden, und 
Entziehung längft befeffener ober natürlich dahin gehörender Stellen, überhaupt miniftericlle 
Ungunft in jeder derſelben zugängkichen Sphäre für bie einen felbfländigen Charakter zei: 
genden Municipalautoritäten und Bevölferungen und manderlei demſelben Geiſt entjliegennee 
Anderes: 

Montesquieu felbft, deſſen Autorität Heutzutage fo oft zur Zurechtweiſung ber Ultraliberatr 
angerufen wird, macht (im dritten Buche feines hochgeprieſenen Werks), nachdem er daß faſt al. 
gemeine Verderbniß der Höfe mit den ſtärkſten Karben geſchildert Hat, die nachſtehende Benrr. 
fung: „Or, il est trös mal-ais6, que la plupart des principaux d’un éêtat soient malhonnetes 
gens, et que les inferieurs soient gens de bien; que ceux-Iä soient trompeurs et que 
ceux-ci congentent A n’ätre que dupes. — Que si dans le peuple il se trouve quelgur 
malheureux honndte homme, le cardinal de Richelieu, dans son testament politique, 
insinue qu’un monarque doit se garder, de s’en servir; tant il est vrai, que la vertu n’esi 
. pas le ressort de ce gouvernement! — 

Die Sorge für Volksbildung in intellectueller, moraliſcher und techniſcher Hinſicht, folglich 
zuvörderſt jene für Schule und Kirche, ſodann aber auch jede andere Pflege oder jedes ander 
DBeförverungdmittel der Volksaufflärung und Sittlichkeit (worunter auch die äſthetiſche oder Ge 
ſchmacksbildung begriffen werden mag) umfaſſend, gehört, nach der natürlichſten, d. h. auf de 
verſchiedenen Hauptrichtungen der Staatsthätigkeit ſich beziehenden Eintheilung ver Vernel 
tungszweige, dem Miniſterium des Innern oder der Polizei, im weiten Sinn dieſes Wortes, an. 
Nach unſerer Meinung würbe es räthlich fein, zur oberſten Leitung des Unterrichtsweſen 

eine, theils aus theoretiſch und praktiſch gebildeten Schulmännern, theils aus gefchäftäkun:: 
gen Staatsmännern zuſammengeſetzte Bentralcommiffton ‚zu errichten, dieſelbe jedoch den 
Miniſterium des Innern zu unterordnen, ſodaß ihr zur ſelbſteigenen Entſcheidung nur diemin: 
der wichtigen ober blos in Vollzug bereits vorhandener Geſetze beſtehenden Dinge überlaſſen 
würden, in wichtigern Angelegenheiten aber nur Vorſchläge oder gutachtliche Anträge von it 
zu erſtatten wären. Diefe Commiſſion (mit den ihr unterguorbnenden Provinz-, Diſtricts uud 
Localcommiſſionen oder Beamten) müßte jedoch gefondert fein von jener des Kultus, ohne Un- 
terſchied, ob man die legte als eine ſelbſtändige Gentralautorität (ie in Rußland die „Dirigi 
rende Hellige Synode”) conſtituirt oder als eine bloße Minifterialfection. Es find nämlich einer: 
- feitd die jura circa sacra (und nur von diefen fpredyen wir hier, ba die jura ecclesiastica, tw 
3. B. der proteftentifche Landesfürſt in feiner Kirche ausübt, zur Kirchenverfaſſung und nit: 
zur Staat8verwaltung gehören) keineswegs auf die Antereffen ver Volksbildung beſchränki, ſen⸗ 
dern noch mancherlei andere Zwecke verfolgend und zu ihrer zweckmäßigen Ausübung auch gaı 
eigene Studien und Gefchäftsfenntniffe in Anſpruch nehmend, und andererfeits ift, zwar nidi 
unbebingt nothwendig, doch natürlich und gewoͤhnlich, daß vorzugämeife Geiftlihe mit ihrer 
Berwaltung betraut werben; und beim Unterrichtömejen jol die Geiſtlichkeit durchaus nicht du 
vorberrfchende ober die entſcheidende Stimme führen. Denn wohl ift räthlih und gut, daß te: 
Seeljorgern (vorausgeſetzt, daß Friede und Freundſchaft zwiſchen Kirche und Staat beftehe) ne. 
ben dem Religiondunterriht in den Volksschulen auch die Aufſicht oder Mitaufficht über Diefelte 
übertragen, auch daß in den Schulcommiffionen ein oder der andere dazu perjönlih qualificire 
Beiftliche berufen werde; aber ein ſelbſtändiges Recht auf ſolche Berufung oder überhaupt ar) 
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Vie Volkderziehung (wie die theokratiſche Vartei in reſtanrirten Frankreich und mit beſonderm 
Gifer der geiſtreiche Abbe Lamennais, ſodann auch der niederländiſche Klerus in Anſpruch nah⸗ 
men) hat die Geiſtlichkeit nicht; es iſt ſelbſt abgeſchmackt, cin ſolches zu behaupten, und gleich ge⸗ 
fährlich, als den gefunden Begriffen widerſtreitend, es einzuräumen. .Notteck. 

Bill, \. Englands Staatsverfafſſung. 

Billigkeit (Silligkeitsgericht). — Was iſt Billigkeit und ihr Verhältniß zum Recht? 
Bas hat fie für Anſpruch auf juriſtiſche und politifche Gültigkeit? Schwerlich gibt ed be: 
firittenere Fragen als viefe. Die befondern Abhandlungen und Schriften über diefen Gegen: 
fand (fo die Abhandlung von Hugo Grotius „De aequitate* und die von Klein in den „An⸗ 
nalen der Geſetze u. |. w.“, 1,375 fg., Towie das zwei Bände ſtarke Werk von 2. H. Jordan: 
„Über die Billigfeit bei Entfheidung der Rechtsfälle“, Göttingen 1804) dienen faft nur 
dazu, die große Begrifföverwirrung tiber dieſen Begenftand, über weldye ſchon Hugo (, Na: 
turredt‘, 6. 7A) klagte, lebhaft zu veranfchaulichen. 

Um nun diefe Begrifföverwwirrung zu. befeifigen, muß man verfdiedene Gattungen der Be⸗ 
griffe von der Billigkeit unterſcheiden. 

o I. Die erſte Hauptgattung enthält die Begriffe, welche die Billigkeit gar nicht in Beziehung 
auf Reit und Politik, ſondern nur als eine rein moralifche Tugend beflimmen wollen." Diele 
Ingend aber, jo ſchön fie ift, müflen wir lediglich dem Gewiſſen und ihre Betrachtung dem 
Moraliften überlaffen. Net und Staat.erhalten dürch ihre objective Geftaltung ein von der 
Moral verſchiedenes, jelbftändiges Leben (ſ. oben, S. XLH. Eine blos moraliſche Billigkeit 
alſo hat als ſolche feine Rechtsguͤltigkeit. So z. B. mag es moralifch billig fein, daß der Reiche 
dem Armen oder feinem frühern Wohlthäter eine rechtliche Säulbfoberung erläßt. Das Recht 
fann dieſes nicht erzwingen. 

1. Die zweite Hauptgattung umfaßt diejenigen ‘Begriffe, melde die Billigfeit ald etwas 
juriſtiſch und politiih Gültiges und Wirkfames bezeichnen. Dieje Begriffe nun jind rinestheils: 

1) ſolche, welche nur eine uneigentlihe, ideinbare Billigkeit beftimmen, indem jie nur 
wahres Recht, verfchienene Seiten ober Beftanvtheile veflelben mit Billigkeit verwechfeln,, oder 
unrichtig mit deren Nanıen Billigfeit belegen. Biele Gelehrte verwechſeln ſchon in ihren Defini- 
tionen die Billigkeit mit dem natürlichen Recht. So unter den Neuern Hellfeld. ) Andere, wie 
Dugo Srotius?) und Huber °), verſtehen unter Billigfeit die Grundfäge des pojitiven Rec::8, 
um Gegenfag gegen deflen buchſtäblichen, einfeitigen Ausdruck. Sie bezeichnen aljo die richtige, 
echt juriftifch überall nothwendige Auslegung der Geſetze nad) ihrem Grunde und nad) der Ab- 
ſicht des Geſetzgebers, die fogenannte logiſche Auslegung (ſ. Auslegung). Wieder Andere ver- 
ftehen Darunter, jo wie Jordan (S. 49), die Erwägung und Berückſichtigung ver befondern 
Verhältniſſe bei der Anwendung der Geſetze. Auch dieſe ift juriſtiſch überall nöthig, und die 
Berüdjichtigung dieſer Berhältnifle, ſoweit jie überhaupt dem Richter rechtlich erlaubt ift, ifl 
wahre Gerechtigkeit. Andere ferner verwechſeln Billigkeit mit einzelnen, befondern naturrecht⸗ 
lichen oder pofitiven Rechtsgrundſätzen, namentlich fo wie Kreß*), mit ven Nechtsgrundſatz der 
Gleichheit, und zwar bald mit der materiellen oder verhältnigmäßigen Gleichheit, wonach 5. B. 
bie Mitgliever einer Geſellſchaft bei gleichen Laſten auch gleichen Gewinn anzuſprechen haben, 
bald mit der 5108 formalen Gleichheit oder der fogenannten Gleichheit vor dem Geſetz, daß näm⸗ 
lich alle nad) gleichen Rechtsgrundſätzen einen gleichen Schug ihrer wirklichen Rechte erhalten, °) 

Mit dieſer ganzen erften Unterart der zweiten Gattung der Begriffe von Billigfeit, beſchäf⸗ 
tigen wir ung ebenfalls nicht weiter. Um bloße Namen oder Worte wollen wir hier nicht ſtrei⸗ 
ten. Alle dieſe verfchiedenen Rechtötheile ſelbſt aber Haben ihre unbeſtreitbare praftifche jurifti- 
Ihe Gültigfeit und Anwendbarkeit, welche von einem Jeden insbeſondere an ſeinem Orte näher 


zu beſtimmen iſt. 


2) 6 flellen aber auch andere Gelehrte Begriffe von Billigkeit auf, durch melde ſie die⸗ 
jelbe als etwas vom Recht Verſchiedenes, jedoch ſich anf daſſelbe Beziehendes beftimmen wollen. 
Es fommt alfo nun Alles darauf an, ob es wirfli noch einen Begriff einer von bloßer Moral 


D ‚„Jurisprud. forens.‘, I, 1, $. * Bergl. Aristotel. Eth., I, 10, V, 10. 
‚De aequitate‘‘, I, ss. 3, 11,1 
3 Digress. Justin., 1, 5, $. 3. 
4) „Dissert. de aequitat. ‘‘ (Selmftebt), I, 118. 
5) So nach Cicero „De Orat.“, I, 34, mit der aequalitatis conservatio in rebus causisque Ci- 
vium; ober nach II. Feudor. 54, wmit der aequitas, quae in paribus causis paria jura desiderat. 
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und vom Recht verſchiedenen, aber auf das Recht ſich beziehenden Billigkeit gibt? Und ob und 
welche juriſtiſche Gültigkeit dieſer Billigkeit in den verſchiedenen Mechtögebieten zugeſchrieben 
werden darf? 

Es bildet ſich nun allerdings ein Begriff von Billigkeit, und zwar ein doppelter, durch die 
Unvollkommenheit alles menſchlichen Rechts und aller menſchlichen Rechtseinrichtungen. Ihre 
Verbeſſerung nämlich erſcheint im Allgemeinen als Billigkeit. Dieſe Verbeſſerung kann nun 
entweder A) eine rechtliche oder verfaſſungsmäßige juriſtiſch gültige ſein; oder fie iſt B) eine 
durch die Rechtsverfaſſung nicht begründete juriſtiſch ungültige. 

Zu A. Das Recht entſteht zwar aus einer üittlihen Idee, aber nur erſt dadurch, daß dieſe in 
äußern Anerkennungen und Oeftaltungen, pofitiven Gefegen, ©erichten, Nedtögewohnbeiten, 
Dbjectivität, allgemeine äußere Erfenn= und Beweisbarkeit und Gültigkeit, alfo eine äußere 
leibliche Geſtalt erhält (|. oben I, S. XLIfg.). So bilden ſich zuerft feine anerkannten höchſten 
Rechtsgrundſätze, dann die logifch aus verfelben abgeleiteten und poſitiv ausgedrückten Folge: 
rungen, die befondern Rechtsſätze und Rechtsinſtitute. Es ift nun unvermeidlich, Daß Diele 
äußern pofitiven Nechte menſchlich unvollkommen werben. Und zwar werden ſie dieſes nit 
blos, wie Ariftoteled zur Begründung der Billigkeit (Eth., V, 16) fagt, durch hie Allge⸗ 
meinheit der Geſetze, die fie zumeilen lüdenhaft oder unpaſſend macht, ſondern wegen fehler: 

hafter menſchlicher Anjihten und Ausprüde ver Gefeßgeber überhaupt. Aber jehr mit Recht 
- fodert nun Ariftoteled — und zwar unter dem Namen Billigkeit — eine ſolche Berbefierung 
(Eravöpdupz tod vöpou), welche aus dem Grundbegriff der ganzen Gerechtigkeit aus einer 
und derfelben Duelle mit den Geſetzen felbft hervorgeht. Diefelbe muß aljo, wie ja auch ve 
Mortfinn der juriftifhen Billigfeit und der aequitas in deutſcher und römiſcher Sprade aus. 
drüdt, ſelbſt ein Recht, ja ſelbſt gefegmäßig fein. Es iſt nur ein rechtlich verbeſſertes Recht im 
Gegenfag des noch unverbefferten, des urfprünglicden pofitiven, ein materiellgeredhte®& im 
Gegenjag zu dem einjeitigen formellen poſitiven. Hieraus aber ergibt ih für Diele juri: 
ſtiſche Billigkeit, daß diefelbe fürs erfte in ihrer Anwendung auf ihre befondern Bälle logiſch 
richtig aus ver objectiven höchſten Rechtsidee oder aus den objectiven höchſten Rechtsgrund⸗ 
. füßen abgeleitetes ob jective8 Recht bildet, und fürs zweite, daß ver diefe Ableitung Bor: 
nehmende oder der die Verbeflerung Machende als dazu durch ven Redtöorgunisuns autorifirt, 
daß er verfaflungsmäßig berechtigted Organ für diefelbe war. 

Als ſolche verfaffungdmäßigen Organe erſcheinen heutzutage die Gerichtöhöfe in Beziehung 
auf die völlig freie Auslegung der Geſetze und ver Geſchäfte und Verträge, nad) deren erweislichem 
wirflihen Sinn und Geift. Hiernach dürfen und follen fie ven mangelhaften Wortiinn verbeflern, 
die zu engen Worte logiſch ausdehnen, die zu weiten befhränfen und mit Berüdiihtigung aller 
Umftände den wahren Sinn anwenden, foweit nicht entgegenſtehender Wille 
der Urheber erwiefen ift (j. I, 1). Sie haben aber nicht blos den wahren tebligen 
Sinn der Geſetzgebung und der Urheber rechtlicher Geſchäfte gegen einen fehlerhaften Buchſtaben 
durchzuführen und anzuwenden, fondern fie follen auch allewom Geſetz überfehenen oder nurdus: 
fel entſchiedenen Fälle ergänzend nach den höchſten Nechtögrundfägen entſcheiden. Diefe ihre Ber: 
befferungen des pofitiven Rechts gehören aljo ſchon an jih (nad II, 1) zu ven wirklichen Mecht 
Aber nur Bergleichd: over Schiedsgerichte könnten etiwa alddann, wenn ihnen Die Gefrggekung 
ober die Parteien es geftatteten, ausnahmömeife gegen ven juriftilch erweislihenwahren 
Wellen der pojitiven Gef eße und Geſchäfte nad) den juriftifchen naturrechtlicgen oder, 
falls ed fo beſtimmt wäre, fogar nad) ihren individuell philoſophiſchen oder moraliſchen 
Überzeugungen entfheiden. Nur die verfaſſungsmäßige Geſetzgebung ift dazu berechtigt oder ift 
dazu rechtsgültiges Organ, die Kehler des pojitiven Nechts au gegenden biöherigenge: 
ſetzgeberiſchen Willen zu ändern, jedoch nur den logifhen Folgerungen aus ben höchſten 
objectiven Rechtsgrundſätzen entipredend. (S. Art. Auslegung.) Anders aber war dieſes 
mehrfach in frühern Zeiten, wo theils jene obige ausgedehnte freie richterliche Auslegung nicht 
allgemein anerkannt, theil8 die poſitive Geſetzgebung noch vielmehr formell einfeitig und un: 
vollfommen war, und wo daher befondere Inftitute oder Einrichtungen zur Verbeflerung und 
Ergänzung der pofitiven Gefeggebung durch das Recht oder die juriftifche Billigfeit fatt- 
fanden. So gaben die Römer den Prätoren und ihren Epicten die ausgedehnte Gewalt zur 
Begründung ihrer prätoriſchen ÄAquitas oder ihres prätorifchen Rechts zur Verbeſſerung ves 
strictum jus civile oder des mangelhaften ſtricten Wortſinns der Geſetze und der ſtricten For: 
men und Buchſtaben der Verträge und Rechtsgeſchäfte. So gründrten die Engländer ihre vier 
Berihrhöfe für die Billigkeit (courts of equity) im Gegenſatz ver Getichtshoͤfe ded gemeinen 
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Rechts (common law). Die alten germaniſchen Rationalverfammlungen unter bem ‚Borfik 
ihrer Fürſten bejaßen früher geiehgebenve und richterliche Gewalt miteinander vereinigt und 
verbeflerten mol auch richterlich in einzelnen Fällen bie ohnehin oft nicht fo formell beſtimmten 
poſitiven Gefege. Dieſes ſcheinen auch mol fpäter die englifchen Könige und dann an ihrer 
Stelle ihr Geheimrath unter dem Präſidium des prieſterlichen Lordkanzlers ſich erlaubt zu ha⸗ 
ben, wenn ſie bei Appellationen an ſie Recht ſprachen. Kein engliſcher Gerichtshof aber behielt 
ein Verbeſſerungsrecht des poſitiven Rechts. Als aber ſpäter an die Stelle der allgemeinen Volko— 
gerichte die kleinen Schwurgerichte traten und dieſe bei dem Gericht des Lordkanzlers ſogar hin⸗ 
wegfielen, auch dem föniglihen Geheimrath nach Billigkeit zu richten ſchon unter Richard II. ver⸗ 
boten war, und nun im 15. Jahrhundert das eigentliche Gericht des Lordkanzlers gebildet wurde, 
jo dehnte ſich daſſelbe wegen Geſchäftsüberladung (unter dem Präfidium vom Kanzler, von zwei 
Bicefanzlern und einem master of the rolls) zu den vier Billigfeitögerihtöhöfen aus. Die 
Billigkeitögerichte unterfcheiven jich alfo von denen des gemeinen Rechts nur durch ihre befon- 
dere Organifation und beſonderes Proceß- und Beweisverfahren und namentlich dadurch, daß 
fie feine Schwurgerichte hatten, wodurch fi denn auch bei ihnen die fremden römischen und Fa: 
noniſchen Rechte einſchlichen, endlich noch dadurch, daß ihnen eine Reihe von beſondern Itedhts- 
fachen zugewieſen wurde. Letzteres geſchah urſprunglich allerdings zu einer Verbeſſerung der 
Rechtspflege. So erſchien es ungerecht, daß ein Kläger fein gutes Recht, wenn auch gute Zeu⸗ 
gen ed bewiefen und dieſes eine ſchriftliche Urkunde beftätigte, dennod) darum verlieren follte, 
weil bei ven Schwurgerichten der Gerichtshoͤfe des gemeinen Rechts alle Zeugen unbedingt per: 
ſoͤnlich erfcheinen mußten. Ahnlich wurden ihnen auch neu entſtehende Geſchäfte zugewieſen, für 
welche das bisherige gemeine Recht keine Klage hatte, ſo eine Art von Fideicommiſſen (trust), 
fpäter Schuß des literariſchen Eigenthums uͤnd der Erfindungspatente. Die Billigkeitsgerichte 
aber hatten ihrerſeits in dieſen und ähnlichen Fällen ſich an die für ſie bindenden poſitiven Ge⸗ 
ſetze und Präcedenzien zu halten, und entſcheiden alſo, wie ſchon Blackſtone, II, 24, ausführ⸗ 
lich nachweiſt, vollftändig nach den Grundſätzen wie die Gerichte des gemeinen Rechts und nicht 
nach Billigkeit. Soweit alſo nicht die natürliche Einwirkung der Schwurgerichte zuweilen eine 
freiere richterliche Entſcheidung begründet, ſind die engliſchen Gerichtshöfe ſogar bei einer 
weniger frei ausgebildeten richterlichen Auslegung noch weniger als unſere deutſchen Gerichte 
in der Lage, das poſitive Recht durch Billigkeit zu verändern. 

Anders war dieſes freilich früher bei den römiſchen Prätoren. Hier hatten die Prätoren, 
welche über Nichtroͤmer richteten, da, mo es ihnen bekannt war, nach dem heimiſchen Recht der 
Fremdlinge zu richten, mo aber dieſes, wie fo oft, nicht der Fall war, nad bin Naturrecht, dem 
jus gentium, d. h. nad) denjenigen allgemeinen Rechtsgrundſätzen, die man bei allen freien ge- 
fitteten Völfern (qui legibus et moribus regugtur) zu finden glaubte. Nach ähnlichen, menn 


auch zunächſt aus der Grundidee des freien römischen Volkes hiſtoriſch-philoſophiſch ent: 


wickelten natürlichen Rechtsgrundſätzen bildete fih mun auch der Praetor urbanus 
feine aequitas. Und er gebrauchte fie zur Auslegung, Ergänzung und VBerbefferung bed 
unvollftändigen, einfeitig formellen pojttiven roͤmiſchen Civilrechts, zu einer freiern Anmen: 
dung befjelben je nach den veränderten Umſtänden und zur Umgehung der ſtreng formellen (oder 
stricti juris) Verträge und Gefchäfte durch freie, ber bona fides, dem Naturrecht, ver aequitas 
entiprechende. 

berhaupt koͤnnen die pofttiven Geſetze unmöglich zum voraus alle einzelnen Berhältniffe 
und Fälle des menfchlichen Lebens fo beftinnmen, daß nicht manche pofitive Rechtsregel in ihrer 
Anwendung auf ſolche befonvere Berhältniffe als der höchſten Rechtsidee felbft widerſprechend 
erſcheinen müßte. Die pofitiven Gefeßgeber find ſchwache irrende Menſchen, und das menſchliche 
Leben ift unerſchöpflich und jchreitet ſtets vorwärts. Es ift alfo gerade die allerwichtigfte und 
ſchwierigſte Aufgabe einer guten, verfaſſungsmäßigen Gefeggebungs: und Juftizeinrihtung, 
daß durch fie oder auf verfaflungsmäßigem Wege ſtets die möglichfte Übereinſtimmung der pofl: 
tiven Rechtsregeln und der Entſcheidungen ber einzelnen Fülle mit dem Naturrecht erhalten und - 
für die den höchſten Rechtsgrundſätzen entſprechende fletige Bervollfommnung und Fortbildung 
des pofitiven Rechts geforgt und Entgegenflehenves ausgefchieven oder verbeflert werde. So. 
entftand 3. B. das Begnadigungsrecht (f. Begnadigung). Es ift dieſes in der That nur eine 
Billigkeit in fehr uneigentlihem Sinne. Es tft dem Weſen nach eine rechtliche und verfaffungs- 
mäßige Verbeflerung unvollfommener ober unrechtliher Gefege. Es ift die wahre Gerechtigkeit. 
Ähnlich find die Milderungs- und Schärfungsgründe und die circonstances attenuantes. Die 
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Soloniſche Berfalfung ftrebte, außer dem einzelnen Mittel ver Beguadigung, durch vollamäßige 
Geſetzgebung und Gerichtseinrichtung in Berbindung mit der Sorgfalt und Wachſamkeit des 
Areopags, ver Theomotheten und Nomotheren für bie fortbauernde Erhaltung ber höhern 
Rechtsgrundſätze, für die Harmonie und Gerechtigkeit in der Geſezgebung, fowie für eine ge: 
xechte Rechtsſprechung zu wirken. Beſonders vortrefflih aber wirkte nun zu Rom für Dielen Zwed 
und für fortjchreitende Berbeflerung des alten, oft einjeitigen und harten (flricten) Civilrechts, 
für eine höhere und reichere Entwidelung der ihm felbft zu Grunde liegenden naturredhtlichen 
Grundſätze die ganze Redtöverfaffung ver Römer. Dieſes bewirkte gerade die claſſiſche Aus- 
bildung des Römifhen Rechts. Dahin wirkte der höchſte Staatsgerichtshof der Brätorem, welde 
in den vor Beginn ihres einjähtigen Amtes öffeutlic, befannt gemachten Gpicten feftfegten , wie 
fie Recht jprechen wollten, und babei diejenigen Ausbildungen des politiven Rechts aus den 
Eoicten ihrer Vorfahren beibehielten oder jelbft neu beftimmten, welde ihnen durd die höchſte 
Idee der Gerechtigkeit, die fortgeſchrittene Kultur und die Öffentliche Meinung oder die National: 
überzeugung gefodert ſchienen. Sie übten dadurch gewiffermaßen eine gefeggebende Gewalt aus, 
eine Gewalt, nicht blos die pofitiven Geſetze auszulegen, jondern auch organiſch zu ergänzen 
und zu verbeflern (corrigendi). Aber diefe Gewalt war verfaflungsmäßig begrenzt. Sie follte 
ſtets das lebendige Wort, die lebendige, freie Fortbildung des poiltiven Rechts oder der ihm zu 
Grunde liegenden natürlihen Rechtsgrundſätze fein (viva vox juris civilis). 6) Die Brätoren 
durften weder im Allgemeinen die Nehtögrundfäge umändern, noch von ihren: eigenen Edict 
in einzelnen Fällen abweichen. Die freie volksmäßige Verfaſſung, die öffentlichen volf&mäpigen 
Gerichte in Criminal: und Civilſachen, insbefondere dad große Gericht der Hundertmänner 
(Gentumviralgeriht), die Vol£ötribunen und die Genforen verhinderten Misbrauch und cr: 
hielten Beränderung und Erweiterungen des pejitiden Rechts in Übereinſtimmung mit Den ar: 
erfannten nationalen Rechtsgrundſätzen und mit ver Nationalüberzeugung. Die Bollägeridie 
ſprachen diefe aus und fonnten ihrer Natur nad und gewiffermaßen ald Beſtandtheile Der ge: 
feßgebenden Gewalt venfelben gemäß ebenfalld leichter das pofitive Recht erweitern und ver: 
beſſern ald unfere untergeorpneten Beamtengerichte. Diele können nämlich höchſtens bei zwei: 
deutigem und bei fehlendem Beleg durch ihre Präjudicien und Obfervanzen nur für fie ſelbſt 
verbindliche Entſcheidungen feitftellen. Die Tribungn aber Eonnten im Namen des Volks durch 
ihr Verbot fehlerhaft ſcheinende Anderungen verhüten, die Genforen, ebenfalld controlitt durch 
die Öffentliche Volksüberzeugung und den nachfolgenden Genfor, konnten, ohne geleggebente 
Gewalt, für die Zeit ihrer Amtspauer durch Öffentliche ehrende Anerkennung oder beigamentr 
Mishilligung in allen Beziehungen die höchſten Grundſätze des Rechts und der Öffentligen Ebre 
und Moral aufrecht Halten. 

Das fpätere Nömifche Recht hob die eigenthümliche prätorifche Gewalt, das pofitine Redı 
zu corrigiren, auf. Auch unfer heutiges deutſches Recht hat durch die freie richterliche Auele⸗ 
gung ber Geſetze und Rechtsgeſchäfte und Verträge, und jelbit purch den großen Spielraum in der 
ſtrafrechtlichen Beurtheilung, durch die obrigkeitlichen Begnadigungen, ſodann durch Die gefegge- 
beriſche Thätigfeit und ihre Vorbereitung in freier Wiſſenſchaft und öffentliher Dleinung and 
durch ihre landſtändiſche Handhabung für die Verbefferungen mangelhafter poſitiver Griege 
geforgt. Alle dieſe Berbeiferungen aber jind im wahren Recht, und im Wefentlichen im juri- 
ftifhen, im objectiven Naturreiht, begründet. Es jind alfo nur Worte, wenn man fie jurifti: 
ſche Billigkeit nennen will. 

Zu B. Selbſt bei jo vortreffliher Einrigtung der Rechtsverfaſſung, wie die römifche war, 
vollends aber bei einer mangelhaften, wie die unferige, und bei der beiten menſchlichen Geieg: 
gebung und Verfaffung müſſen mande wirkliche oder jheinbare Mängel und Wiperjprüche 
übrig bleiben; hierdurch entfteht nun die Billigkeit im engern, eigentlichen Sinne, al8 Die nicht 
Bud die Berfaffung, fondern nur durch fubjective Meinung anerkannte Verbeſſerung ver 

echts. 
—Fürs erſte find alle Behörden Menſchen und können in ihrer Anwendung und ſelbſt, ſoweit 
fie ihnen zuſteht, in ihrer verfaſſungsmäßigen Verbeſſerung ver Geſetze fehlen. 

Fürs zweite iſt auch die höchſte Staatsgeſetzgebung ſelbſt mangelhaft. Aus beiden Grün⸗ 
den wird auch bei der beſten Juſtiz- und Geſetzgebungsverfafſung doch noch mancher Fall vorkom⸗ 
men, in welchem eine verfaſſungsmäßige Behörde, ein Prätor, ein einzelner Richter, ein einzel: 
ner Bürger glaubt, die verfaffungsmäßige Beftimmung und Entſcheidung eines Verhälrnines: 


6) S. L. 7 und 8 de justitia et jure. 
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entſoreche nicht ganz der natärligen Gerechtigkeit, ohne daß doch Pie beſte hende Rechts⸗ 
verfafſung ihm einen Zwang zur Durchführung feiner Anſicht erlaubte. So beſtimmen ganz 
flare Civilgeſehe, daß zur Begründung der Rechtsſicherheit unter gegebenen Unftänden ein 
Privatrecht verjährt, oder auch, daß durch beſtimmte Beweismittel eine Thatſache im Eivilproceß 
juriſtiſch erwiefen fein folle. Wenn nun hier ein Brätor, ein Richter oder ein Bürger glaubt, 
es entipreche für einen beſtimmten Fall die Verjährung nicht den natürlichen Rechtsgrundſätzen, 
der geſetzlich vollſtändige juriſtiſche Beweis nicht der innern Wahtheit, ſo kann, wenn die Juſtiz⸗ 
verfaſſung ſelbſt durchaus fein Rechtsmittel gegen bie poſitive Beſtimmung geſtattet, der indivi⸗ 
duelle Richter und Bürger für ſich dieſe Entſcheidung zwar als unbillig, die entgegengeſetzte 
aber als billig betrachten. Es kann auch die Partei, zu deren Privatvortheil ſie ſtattfand, aus 
moraliſchem Autrieb auf dieſen Vortheil verzichten. In juriſtiſcher Hinſicht aber gilt dieſe an⸗ 
geblich beſſere oder billigere Anſicht durchaus nicht als Recht, ſondern lediglich nur als eine ſub⸗ 
jective, individuelle Anſicht. Alle. verfafſungsmäßigen Behoörden und Richter, aber auch alle 
andern Menfchen koͤnnen irren und felbit Unrecht thun. Aber ed muß doch des Friedens wegen 
eine höchfte und letzte Entſcheidung i im Staate geben. Scheint fie nun audy dem Einzelnen hart 
und ungerecht, fo gilt doch fie, nicht aber ihre verfaffungswidrige, angeblich billige Verbeſſerung. 
Nur die allgemein anerkannte Geſetzgebung und Juſtizverfaſſung eines Staats können in dem⸗ 
telben objectiv oder allgemein erfennbar und allgemein gültig für Alle enticheiven, was im 
Staate juriſtiſches Zwangsrecht fein ſoll. Kurz überall wird menſchliche Unvollkommenheit in 
Beziehung auf die einzelnen Behörden wie in Beziehung auf bie hoͤchſte Geſezgebung und Ber: 
faſſungsgewalt jelbft übrig hleiben. Auch die leßtere wird, ja fie fann nicht alle Widerfprüde 
des Rechts felbft. oder nicht alle Widerſprüche der pofitiven Gefege mit dem Naturreht ande _ 
gleihen. - 

Es können fogar Die natürlichen Rechtsbeſtimmungen, welche aus den von einem Volk an⸗ 
erkannten hoͤchſten Rechtsgrundſatz ſtreng folgexichtig entwickelt ſind, zuweilen als unvollkom⸗ 
men und einſeitig, ihre ſtreng folgerichtige Anwendung als ven hoͤchſten Grundſätzen der Moral 
und der wahren Politik widerſprechend erſcheinen. Denn die Rechtsbegriffe und Rechtsgrund⸗ 
ſätze ſind ja noch nicht die hoͤchſte und nicht die ganze ſittliche Idee und Aufgabe der Menſchheit 
und der Staaten, fondern nur ein befonderer, abgeleiteter, untergeoroneter Theil verjelben. 
Das Recht überhaupt iſt nur derjenige Theil der Woralgefege, welche die Gefellihaft ald für 
dad gemeinfchaftliche Freiheits- und Friedensverhältniß nothwendig unerfannt und durch diefe 
Anerkennung äußerlich allgemein gültig und allgemein erfennbar (ober objectiv) gemacht Hat 
(1. oben I, S.XLI fg.). Schon diefe Anerkennung ſelbſt kann unvollkommen ſein, und ſelbſt 
der tetliche Frieden ift fo wenig wie für den Einzelnen ſein Leben das abfolut Höchfte. Jeden⸗ 
falls find alle Rechtsgrundſätze in ihrer Anmwendurig berechnet auf die menſchlichen Geſellſchafts⸗ 
verhältnifie. Diefe aber find theild menſchlich unvollkommen, theild unerihöpflih mannichfach 
und immer neu ſich geftaltend, ſodaß das Recht felbft wegen biefer Unvollfommenheit und wegen 
diefer unerihöpflihen Mannichfaltigkeit zum Theil nach einem allgemeinen Durchſchnitt all⸗ 
gemeine Regeln aufftellt, die in Beziehung auf mande Erſcheinungen der allumfaflenven 
hödften fittlichen Idee nicht ganz entfpreihen. So fönnen z. B. die allgemeinen naturredtlichen 
Eigenthumsgrundſätze in ihrer mit juriſtiſchem Zwang durchgeführten folgerichtigen Anwen⸗ 
dung auf beſtimmte Verhältnifje zuweilen ald hart und unbillig, als ven höchſten jittlihen Auf⸗ 
gaben ver Menſchheit widerfprechend erſcheinen. Diefed kann der Ball fein, wenn durch jene 
Beflimmungen in einem Staate eine Claſſe befiglofer Armen einer Claſſe von Reihen gegen- 
übergeftellt wird. Selbſt die gewöhnliche Geſetzgebung Tann hier nicht ändern, jondern nur die 
Berfaflungsgemwalt, ver.neue Volksvertrag, wie die Annahme der neuen Religion bei ven Ger: 
manen. Dft fann man um fo mehr unter dem Namen der Billigfeit eine. freiwillige Auf: 
opferung dem Berechtigten moraliſch zumuthen, je offenbarer fie aus dem Moralgrunpfag: 
„Was du nicht willft, daß dir Andere thun follen, das thue du auch ihnen nicht“, Hervorgeht. 
Diefen Sag haben zwar Manche, und felbft Friedrich d. Gr. 7), ald den Höchften Rechtsgrund: 
fag, Andere wenigftend ald die Grundlage einer juriftifhen Billigkeit aufftellen wollen. Aber, 
er iſt offenbar nur ein Doralgrundfag und Grundlage blos moralifcher Billigkeit. Jeder kann 
wünſchen, daß Andere ihn Wohlthaten erweifen, ihm, flatt ihn fireng zur Erfüllung feiner 
Rechtsſchuldigkeiten anzubalten, vielmehr dieſelben erlaffen mögen. Aber vennod find dieſes 
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7) „Oeuvres posth.”, II, 60 fg. 
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feine Rechtopflichten, ſondern nur Moralpflichten für dieſen. Moralpflichten werden durch Die be- 
ſondern ſubjectiven Glaubens⸗ und Gewiſſensũberzeugungen der Menſchen beſtimmt, haben an ſich 
keine allgemeine äußere Erkennbarkeit und Gültigkeit, feine Objectivität (ſ. oben I, ©. XIfg.). 

So iſt denn die eigentliche Billigkeit (d. h. als verſchieden von reiner Moral oder von einer 
rein moraliſchen Tugend und verſchieden oder im Gegenſatz von Recht, jedoch in Beziehung auf 
daffelbe gedacht) die angebliche Verbeſſerung wahrer (oder objectiver) Rechtsbeſftimmungen 
nad jubjectiven Anſichten. Und zwar kann Die fubjeetive Anficht dahin gehen, daß die nad) der 
Berfaflung des Stantd gültigen Rechtsbeſtimmungen felbft ven natürlien höchſten Rechts- 
grundfägen, oder dahin, daß jie ven Moralgrundfägen widerfpreche. 

Schon durch Diefen Begriff ift es ausgefprochen, daß die richterlichen und vollziehenden Be- 
hörden, daß überhaupt Alle, welche in privatrechtlichen, in ſtaats- und völferreiitlichen Ber: 
bältniffen über erworbene Rechte zu entſcheiden haben, fich nie durch eine eigentliche bloße Bil- 
ligfeit verleiten lafjen dürfen, von dem objectiven Recht abzumeihen. Denn gerade um einen 
frievlihen, feſten, allfeitig geficherten Rechtszuſtand zu haben, auf welchen Alle zu jeder Zeit 
rechnen fönnen, wurbe die Herrfchaft des objectiven Rechts gegründet und als die weſentliche 
Grundlage und Grundform aller gejelligaftlichen Beftrebungen anerkannt, ſodaß zwar Jeder 
aus Sittlichfeit auf einzelne Rechte verzichten und mehr thun kann, als die Rechtspflicht von ihm 
fodert, Keiner aber gegen fein Recht verlegt und gezwungen werben darf. Die höchſte nad ver 
Rechtsverfaſſung einer Geſellſchaft gegebene Entſcheidung eines beftimmten Falles iſt die allein 
allgemein erkennbare fittlihe und naturrechtliche Überzeugung der Geſellſchaft. Wollen alſo 
die vollziehende Gewalt und ver Richteg ver Billigkeit folgen, fo fegen ſie fi über den Staat 
und zerftören alle fefte fichere Recht, rauben wie Erispin dem Einen, was fie dem Andern zu: 
theilen, und begründen eine ewig ſchwankende, rein fubjective Willkür und Gewiſſensrichterei. 
Alto Eönnen duch Anfihten und Ausführungen über Das, was billig fei, nur die Berechtigten 
zum freiwilligen Verzicht auf Privatgerechtſame beflimmt werden. Ihre Billigkeit it alsdann 
eine Beſchränkung ihres Rechts durch ihre Moralpflicht. 

Diefen Grundſätzen huldigt auch entfchienen unfer gemeined Net. Es befiehlt mit ver 
größten Entſchiedenheit und oft wiederholt, alles rein Moralifche und alle blos billige Ab- 
weichung von dem objectiven Recht lediglich dem freien Ermeſſen der Berechtigten oder dem 
Gefepgeber anheimzuftellen, übrigens aber vie Gefege ftetd zu befolgen, auch wo ihre Befol⸗ 
gung eine Härte zu begründen fcheint. 8) Auch felbft wenn eine gewiſſe Entſcheidung dem richter: 
liden Ermeflen und ſchiedsgerichtlicher Entſcheidung überlafien tft, wie es namentliih auch in 
ſtaats⸗ und völferrechtlihen Verhältniflen öfter vorfommt, wenn alfo ein fogenanntes Billig: 
feitögericht conftituirt ift, ſetzt unſer Recht voraus, daß dadurch die Richter feineöiwegs auf blefe 
Moral, auf fubjective Willkür und Gewiſſenoͤrichterei, fondern auf dad abjertive Recht gewieſen 
feien,, fowie fie e8 mit genauer Berückſichtigung aller befondern Berhälmifle und des wahren 
natürlichen Sinnes des befonvern Geſchäfts und der objertiven Rechtsbeſtimmungen erfennen 
fönnen.9) Und ſicher ift dieſes richtig, folange nicht die Parteien ausdrücklich auf alle Reit 
verzichten und nach bloßer Moral gerichtet fein wollen, in welchem Kalle fie aber wol nicht ba= 
dern würden. ' 

Zwar Hat man in beider Hinficht bisher entgegengelegte Grundfätze aufgeftellt ; aber dieſes 
entftand nur daher, daß man bie nothwendige allgemeine Erkennbarkeit over Objectivitat aller 
Rechtsnormen, die Grundbedingung eines feften rechtlichen Zuſtandes, überfah, und Yann 
baber, daß man faſt unbegreiflicherweife ganz allgemein die römifche. aequitas, weldje fo tau⸗ 
ſendfach im Römifchen Recht ald Entſcheidungsgrund vorfommt, durch „Billigkeit“ überjegte. 
Diefes aber ift grundfalfh, da aequitas (mit den dahin gehörigen Begriffen aequum u. f. mw.) 
. bei ven Juriften und in den Gefegen dem urſprünglichen Wortfinne gemäß regelmäßig vie 
rechtliche, Die naturrechtliche und pofitivsgefegliche Gleichheit und Ausgleihung in ihren verſchie⸗ 
denen Beziehungen bezeichnete, und dann inöbefondere auch jene verfaflungsmäßige Verbefferung 
ungerechter Gefege nad verfelben (die uneigentlih fogenannte Billigfeit). Die griechifchen 
Überfegungen des Romiſchen Rechts überfegten daher auch aequitas nicht durch Billigfeit, fon: 
bern durch Gleichheit oder Gerechtigkeit. 1%) Mur bei ven Nichtjuriſten und durch das Midht: 


— — — 


8) ©. die Beweiſe in K. Welcker's „Syſtem“, J, 609 und 630. i 

9) Welder’s Syſtem“, a. a. O. ” 

10) Ausführiiche Beweiſe enthalten K. Welder’s ‚‚Lepte Gründe von Recht, Staat und Strafe“, 
©. 472 fg., und „Syſtem“, ©. 137 und 619—630. 
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verftehen des Juriſtiſchen von feiten ber Laien befam bie wahre rechtliche Ausgleichung den 
Stein und alsdann das Wort aequitas auch die Bedeutung jener unjurifliigen ober von dem 
Recht fich losſagenden eigentlichen Billigkeit. So hatten z. B. die Zwölf Tafeln, deren aner- 
fanntes Princip Rechtögleichheit und Ausgleichung war 2), dieſen Grundfag oft hoͤchſt unvoll- 
ſtändig und einjeitig angewendet und durchgeführt. Nach ihr beftimmten viefelben unter An- 
derm die gleiche Wiedervergeltung oder Talion bei Verlegungen. Die Nation und ihre juri- 
ſtiſchen Organe zur Ausbildung.und zur Verbeſſerung ver pofltiven Geſetzgebung fahen ed nun 
bei einiger hoͤhern Civiliſation wohl ein, daß eine ganz unbebingte, in allen verſchiedenen Fällen 
rũckñchtslos durchgeführte Talion gerade die hHöchfte Rechtsungleichheit bewirken würde. Denn, ' 
wie Arifloteles fagte, nur für Gleiche und unter gleichem Verhältniß ift das @leiche gleih. Eine 
wahre rechtliche Ausgleihung der Schuld durch die Strafe foderte alfo, daß Der, welcher einem 
andern Bürger bloß aus Nadläffigfeit ein Auge ausſchlug, geringer geftraft wurde ald Der, 
welcher diefelbe materielle Verlegung mit viel größerer Schuld, mit der höchſten Bosheit, viel: 
leicht ſelbſt gegen eine Perſon, welcher er befonvere Ehrfurcht ſchuldig war, verübt hatte. Der 
Brätor nun führte durch jeine verfaflungsmäßig begründete Schägungsflage diefe wahre Gleich⸗ 
heit durch, und der Jurift ſah aud darin nur eine wahre, rechtliche Außgleihung, welche gerade 
den in den Zwölf Tafeln anerfannten juriſtiſchen Orundfag der Gleichheit nad) dem wahren 
Geiſt der Geſetzgebung (der vis und potestas legum, der ratio juris gemäß) verwirklichte. Der 
Prätor Hatte das Civilrecht verbeffert, war aber doch nur deſſen wahre lebendige Stimme ge: 
weſen. Der Laie dagegen blieb bei dem äußern Schein, bei der mildernden Abweichung vom 
juriſtiſchen Buchſtaben ſtehen; er fand in der Milderung der Strafe für den weniger Schulvigen, 
die feinem @efühle zufagte, ohne daß er ihren Rechtsgrund erfannte, eine milde Abweichung 
vom Gefeg, eine unjuriftifche Billigkeit und lobte fie als ſolche. Wenig nachdenkende Juriften 
aber jchloffen fi den Laien an und lobten und empfahlen nun wirkliche unjuriflijche Abwei⸗ 
dungen von dem Recht, ſobald dieſes ald zu hart erfcheinen moͤchte. Die Einen, z. B. Hof: 
acker 1%), wollten, daß diefe Billigfeit nady ihrer Anſicht von dem Naturredht, die Andern, 3.2. 
Klein, a. a. D., daß fie nach der Moral, nad ven Örundfägen der Humanität und des Wohl- 
wollend dad pojitive Recht verbeflere oder corrigire. Diele, 3. B. Leyjer (I, 6, 7), foderten 
dieje Berbefierung nad) einer jogenannten offenbaren Billigkeit unbedingt, Jene, 3. B. Glück 
(„Somment.”, 1, S. 177), wollten fie wenigftens in zweifelhaften Fällen vorgezogen willen 
(wobei fie jedoch auch manche ſchon wirklich juriftifche Beftinnmungen unferer Befege, 3. B. daß 
man in wirfliden Zweifel eine härtere oder größere Rechtsentziehung oder auch eine Ab- 
weichung von den allgemeinen natürlichen Rehtögrungjägen, ald nicht gewiß begründet, ver: 
werfen muß, irrig für bloße Billigkeit hielten). 

Auch das deutſche Wort und der deutſche Begriff Billigkeit werden misverflanden. Denn 
auch dieſes Wort bezeichnet urſprünglich etwas mahrhaft Juriſtiſches; mag man es nun erklären. 
als Gleichheit, indem man e8 mit Maaf (in feiner Schrift „über finnvermanbte WBörter” unter 

Billig) von dem alten Worte biliven, d. h. gleichmachen, ableitet, oder mag man es erklären ale 
das dem Recht Entſprechende oder dad Rechtgemäße, indem man «3 mit Wadter („Glofſar.“ 
unter Billigfeit) und jegt au Grimm (im „Woͤrterbuch“) von dem Worte Bill, als das Recht 
oder Geſetz, ableitet. Das deutſche Rechtsſprichwort: „Was dem Einen redht ift, dag iſt den An⸗ 
. bern billig”, bezeichnet ebenfalls das Recht, ähnlich ‘wie aequitas vorzugsweiſe nach feiner in 

den Augen fallenpften Seite, der @leihheit. So wollen alfo römifche und deutſche Gefepe nur 
ein vbjectiv wirklich Gerechtes oder Gefegliches, und bezeichnen unter ven Worten aequitas und 
Billigkeit nur die gerehten Berbefferungen des mangelhaften pofitiven Rechts. Das 
was man fpäter ald vom objectiven Recht verfchienen darunter verftand, kann man allgemein 
als juriſtiſch ganz verwerfliche Billigkeit verſtehen, als die anerkannt verworfene aequitas cere- 
brina. Dieſes Wort bezeichnet ja eine nicht im allgemeinen objectiven Recht, ſondern als in 
individuellem, fubjectivem Gehirn und Vorftellen beruhend. Alle fubjective Billigkeit iſt 
hiernach juriſtiſch unwirkſam, war auch felbft dem römifchen Prätor fremd. Vollends bezeichnet 
nad Beendigung der prätorifchen Gefegverbeflerung zu Hadrian's Zeit im fpätern Nömifchen 
Recht aequitas nur die einzelnen ins pofitive Recht bereits aufgenommenen prätorifchen oder 
auch die allgemeinen naturrechtlichen Grundſätze für die freie Auslegung und Beurtheilung der 
Rectöverhältniffe und ihre analoge oder gleiche Anwendung. 


11) Welcker's„Syſtem“, I, 624. 
12) „Principia juris civ.“, I, 1, $. 12. 
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So aber mar ſo nach dem Bisherigen eine ber vielen nachtheiligen Folgen davon, daß 
die Neuern meiſt Die nothwendige Objertivität oder allgemeine Erkennbarkeit aller Geſellſchafts⸗ 
geſetze (ſ. oben I, XXI fg.) überſahen, daß mar auf bie ſoeben angegebene Weiſe aus jenen 
wirklichen Rechtsbegriffen der aequitas und Billigkeit eine unjuriſtiſche Billigkeit ableitete, 
diefer aber dennoch juriftiihe Wirkungen beilegte, jle zu einem mildern Recht im Gegenſatz ge⸗ 
gen das firengere erheben wollte, und Daß man durchaus zu keinem beſtimmten baltbaren Be⸗ 
griff derfelben kommen konnte. Diefe Beſtimmungen der eigentlichen ober der unjuriflifdgen 
Billigkeit, oder ein«r richterlihen Berbeilerung des pofltiven Rechts, bald nad dem Naturrecht, 
bald nad) ver Moral, weichen untereinander ſelbſt wieder vielfach ab. Sie bilden ven Begriff 
Billigkeit bald nach diefer oder jener angeblichen, naturrechtlihen oder Moralpflidht, bald, ſowie 
Maaf (in der „Allgemeinen Encyklopädie“ unter Billigkeit), nad) ber blos moraliſchen Tugend, 
einer Behandlung Aller und feiner jelbft nad) gleihem Grundſatz, bald, ſowie Hugo (Natur: 
recht”, 6. 14 u. 146), nach einer angemeflenen Zutheilung nach der Würdigkeit. Ja in der ge: 
rechten Berzweiflung an allen früheren Begriffen bezeichnete Kant („Naturrecht““, S. 39) du 
Billigkeit zulegt ſogar ale ein Mecht ohne Zwang, ohne zu bedenken, daß jeden Recht eine 
Mechtspflicht gegenüberfteht, und bei jeder Rechtspflicht Rechtsmittel möglich fein müflen. Am 
meiſten beweift e8 die falfche Grundlage, von welcher man ausging, daß ſelbſt Hugo, dem fonft 
die Wiffenfchaft gerade in Beziehung auf die ſcharfe Auffafiung und Berichtigung der geſchicht⸗ 
lihen Rechtsgrundbegriffe fo viel verdankt, nicht bloo ebenfalls die roͤmiſche aequitas durch vie 
uniuriſtiſche Billigfeit überjeßte, fondern-nun auch hinzufügt, daß aus biefer Billigfeit in Rom 
das prätorifhe Recht, in England eigene Billigkeitögerichte hervorgegangen feien. Bon dem 
prätorifchen Rechte fagten die Römer felbft viel richtiger, es fei die lebendige Stimme und Ent: 
wickelung der juriſtiſchen Grundſätze des Civilrechts. Die englifhen Billigfeitögerichte aber 
(die courts of equitv) richten ja nad) dem Obigen in Wahrheit nur nach juriſtiſchen Recht 

Zur Literatur gehören außer ven am Anfang des Artifeld erwähnten Schriften: Albrecht, 
„Die Stellung der römifhen aequilas in ber Theorie des Givilrechts (Leipzig 1834), ſowie 
Boigt, „Die Lehre vom jus naturale aequum et bonum und jus gentium ber Römer‘ (Leip: 
zig 1856) und die Abhandlung „Billigkeit“ von Orelli im „Staate-Wörterbuh”. Welder. 

Binnenzölle, ſ. Zoll. 

Birkenfeld, ſ. Oldenburg. | 

Bifchof, f. Kirchenverfaffung, katholiſche. | 

Bifchof, als prosetantifhzevangelifher Landesbifhof. In ver er 
Landedregenten ift es nicht enthalten, I er auch die Pflicht und daher das Recht babe, Die im 
Sande für beſondere Zwecke ſich bildenden Gefellihaften auch in dem beiondern Geiſt ihrer 
Zwecke zu dirigiven. Bragen wir im Allgemeinen, was: eine Staatöregierung fein und leijen 
folle, fo ift ed Erfüllung des Zwecks der Staatsgeſellſchaft. Diefer Zweck aber ift das Beſtehen 
in ihren Rechten. Die Staatsgefellihaft hält zufamımnen, um wecfeljeitig und zufammenmir: 
fend dem Allen Schup oder den „Beſtand' zu gewähren, was die Einzelnen für ſich ala nüglid 
oder nötbig bezwecken. Nicht aber ift fie der allgemeine :Beiftand, um ihnen, wie ein Vormund 
den linverftänpigen, ihre Zwecke vorzuſchreiben. Und in der Idee des Landesregenten ift Died 
mitbegriffen, daß er Aufiicht führe dafür, damit von ven befondern Zweiten der Schapbegieri: 
gen alled der Schuggefellichaft im Ganzen und im Binzelnen Schäpliche entfernt bleibe. Im 
Allem find alle innerhalb des Staatd fi einigende Geſellſchaften, auch die kirchlichen, nach vem 
Geſellſchaftsrecht und ald Schuggenoflen, venen Schutz gebühre, zu betrachten. Der Laudes⸗ 
regent in Deutſchland kann von der einen Kirche (Kirchengefellfhaft) zur andern übertreten. 
Undenkbar aber wäre es, daß, wer die eine Kirche für falſchgläubig oder wenigftens für weniger 
richtig hält ald die andere, dennoch Biſchof, das iſt geifklich-Eirchliher Auffeher der Kirchenge- 
fellfhaft werden oder bleiben könnte, deren Mitglied er nicht iſt. Auch in der Idee des monar: 
Hifhen Princips ift die Kolgerung nicht enthalten, daß ein monarchiſcher Landesregent als 
folder ver Vorfteher irgendeiner Geſellſchaft fei, welche zu beflimmten, im Staate zuläffigen 
Zweden freiwillig zufammenhält und den Rechtsſchutz Aller deswegen anzuſprechen bet, weil 
fie nichts, was der Beihügung entgegen wäre, beabfichtigt, alfo das ſtaatsrechtliche Veto nicht 
wider ſich motivirt. 

Diefe Grundbegriffe zeigen im Allgemeinen, daß aus den rechtlichen Berbältnifien des Lan: 
deöregenten irgendein geiftliches Epiffopat über eine Kirchengefellfpaft nicht folge. Much ge: 
ſchichtlich wurde dies nicht anderd anerkannt, folange man nicht verwandte Begriffe miteinan- 
ber wie einerlei verwechfelte. Die Zeit der evangelifhen Kirhenreformation war — weil man 
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überhaupt, wie Luther · ofters auf dieſen Tegten tieiſten Grund des Neformirens und Vroteſti⸗ 
rend hindeutet, in Allen nad ven Warum? zu Tragen angefangen hatte — auch die Zeit, wo 

die deutſchen Regenten und ihre Näthe an die egierungöredhte jehr eiferfichtig zu denken bes 
gonnen hatten. Mic dem Übergang in das fechzehnte Jahrhundert hatte ſich Kaiſer Maximi⸗ 
lian, dieſer geniale Ritter auf den Kaiſerthrone, ein ſehr auf Staaidreformen dringendes ſo⸗ 
genanntes Reſcharegiment, aus Kurfürſten, Fürſten und Ständen zuſammengeſetzt, gefallen 
laſſen müſſen. Der mächtige Karl V. war der Erſte, welcher die deutſche Kaiſermajeſtät nicht 
anders als durch eine bedingende Wahlcapitulation erhielt. Dennoch dachten ſelbſt die evange⸗ 
liſchen Regenten mit ihren Raͤthen, als ſie feierlich die Aussburgifche als ihre Confeſſion an 
Kaiſer und Reich brachten, nicht mit einem Wort daran, wie wenn fie, die ſich noch gar ſehr als 
Landesherren (domini territorii) zu betrachten pflegten, in den evangeliſchen Kirchen als Lan⸗ 


desbiſchoͤfe einzutreten hätten. Nur weil die katholiſchen Biihöfe in Sachen der Gerichtsbarkeit 


(wie der Ehen, der Zehnten, der Stiftungen) den Byangelifhen Härte und Willkür bemwiefen, 
veranlaßten jie ſelbſt die hiftorifch-jurinifche Rückerinnerung, daß diefe geiſtlichen Kicchenherren 
dergleichen Jurißdiction nur durch menſchliches Recht, d. i. nur durch Übertragung von der 
Stantögefellichaft und deren Regierung, innehatten, und daß daher, was fie nicht rechtlich voll- 
ziehen wollten, wieder auf die einzelnen Staaten und deren Landesregenten zurückgehen müfle. 
Entftand aber gleich hier der erfte Gedanke, daß die Landesherren in die Stelle der Bifchöfe tre: 
ten, fo verſtand ed doch niemand anders ald von jenen Juriödictionalien. Niemand hätte für 
möglich gehalten, daß Nichtgeiftliche Kirchenbifhöfe werden Eönnten oder wollten. Bielmebhr 
ber Unterſchied zwiſchen Juriöbiction und Epifkopat wurde geravde im Art. 28 „von der Bi⸗ 
fhöfe Gewalt‘ im Namen der Regenten recht deutlich ausgedrückt. Sie erklären ſich dort ale 
coacli discrimen ecclesiasticae potestatis gladii zu zeigen. Potestatem episcoporum esse 
mandatum.dei, praedicandi evangelium, remittendi aut retinendi peccata, administrandi 
sacranfenta .‘. . secundum Evangelium, seu ut loquuntur, de jure divino, nulla juris- 
dictio Competit Episcopis ut Episcopis . . . Biſchoͤfe haben, als ſolche, nichts zu thun, 
nisi a) remittere peecata, 5) cognoscere doctrinam et doctrinam ab evangelio dissentien- 
tem rejicere, et c) impios, quorum nota est impielas, exceludere a communione ecclesiae 
— aber sine vi bumana, sed verbo. (!!) 

Warum die Jurisdictionalien auf die Landedregenten zurücgehen müßten, wurbe deutlich 
eingefehen und ausgeſprochen: Si quam (Episcopi) habent aliam potestatem vel jurisdictio- 
nem (Gerichtszwang) in cognoscendis certis causis, videlicet matrimonii, aut decimarum 
cet., hanc habent humano jure. Ubi, cessantibus. Ordinariis, coguntur Principes vel 
inviti suis subditis jus dicere, ut pax relineatur. Man gab es an als ein Nothiwerf, 
angie Stelle der Bifchöfe zu treten, aber — nur in Beziehung auf daB Äußere gewifler Rechts 
gegenflände. Diefe waren von der eigenen Art, daß fie zwei Selten hatten. Ehe und was ba- 
mit zufammenhängt, ift ald Vertrag Schuzſache für die bürgerliche Gefellfchaft; als Gewiſ⸗ 
fenöverpflichtung untergibt ſich alles mit dem Ehevertrag zufammenhängenve moraliſch Pflicht⸗ 
müßige auch ver kirchlichen Religionsaufficht. Ebenſo das zurlinterhaltung des Unterrichts und 
der Erziehung in Kirchen und Schulen gefliftete, d. i. and dem Vermögen der Staatögenoffen 
durch religiöfe Geſinnung ein für allemal ausgefonderte Brivatvermögen. Um die Eollifionen 
zu verhüten, welche, wenn dieſe zweifeitigen Gegenftände vor zweierlei Inftanzen hätten be- 
handelt werden müflen, entflanden mären, hatten chriftliche Regenten auch Dad Weltliche, die 
äußere Rechtſprechung darüber, den Kirchenthumsaufſehern (Bifchöfen) überlaflen. Das Zut- 
rüdnehmen machte vie Negenten nicht zu Bifchöfen ; vielmehr entkleidete es nur die Biſchöfe 
deſſen, was fie von der Schuggelellihait ded Staats und deren Negenten gleihfam zu Lehen 
Hatten und doch aus Parteilichfeit damals ſtaatswidrig anwendeten. Was nicht von den Re⸗ 
genten auf die Vorſtände des Kirchenthums übergegangen war, dag fveben durd a,b, c be⸗ 
zeichnete kirchlich-geiftliche oder paftoralifch-epiffopalifche Geſchäft, pie sacra betreffend — dachte 
man aud nit zurüdzunehmen. Es dauerte noch ziemlich lange, ehe dieſes Nehmen auch auf 
Manches ausgedehnt wurde, das man nicht gegeben hatte. 

Die Veranlaſſung Hierzu ahnten aber doch ſchon die Verfaſſer der Augsburgiſchen Con⸗ 
feſſion. Der Juribdiction entkleidet, ſind ihnen Episcopi und Paslores Synonyma. Sofort 
aber trat die Frage ein: Utrum.episcopi, „Seu“ pastores habeant jus instiluendi ceremo- 
nias in ecclesia et leges, de cibis, feriis, gradibus ministrorum seu ordinibus cet. condendi. 
Der Gedanke: mer hat vie Pflicht und das Recht, Das, mad die sacra (ſ. oben) gleichſam um⸗ 
gebe (= circa sacra ſei), zu ow@nen? daͤmmerte ſchon. Melanchthon iſt nur nicht entſchloſſen 
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genug, auszuſprechen: die religiöfe Gemeinde, die wegen beſonderer Religionszwece vereinigte 
Geſellſchaft, oronet auch die äußern Erfgeinungen, in denen diefe ihre Zwecke hervortreten. 
Sie ordnet audy den Körper für pas Beiflige, entweder ſelbſt unmittelbar, over durch Kundige, 
als Männer ihred Vertrauens. Der faft allzu Behutfame gibt dieſe aus dem Geſellſchaftsrech 
fließende Antivort nur mie eingemwidelt. Ungefagt läßt e8 fi) nur denken. Die Episcopi, fagt 
der Artikel weiterhin, follen nur nichts contra Evangelium ordnen. Stillſchweigend war eben 
damit vorausgefeht, daß die Episcopi auch Das circa sacra ordnen follen. 


Aber nun waren den Evangelifchen Pastores und Episcopi einerlei. Sollte venn num jeder 


Baftor in feiner Gemeisive das circa sacra orpnen dürfen? Die Antwort wäre: Allerpinge, 
wenn die Gemeinde, ald zu befondern nicht ſtaatswidrigen Zwecken vereint, es in ihrem Names 
ihm anvertraut. Aber nun drohte das Furchtgeſpenſt, daß alsdann das circa sacra in jever 
Gemeinde von der andern abweiche, daß alfo Streit werde, daß überhaupt nicht mehr eine ge 
meinſchaftliche Kirche jein würbe. Man erfaßte nicht den Hauptgedanfen, daß nur Die sacra 
und zmar nur die oberfien Grundfäge über Die sacra (== Lehre und Iehrgemäße Handlungen) 
das Fundanıent der Kircheneinheit jeien, nicht aber die Kirchenordnung circa sacra. Man br: 
rechnete nicht, daß jede ſpecielle Ordnung nur einwärts wirken dürfe, alfo aud, nicht anf Andere 
auögevehnt, nicht zum Streit reize. Man war überhaupt nod an die fo große, ja faſt allein 
geltend geweſene auctorttätifche Einheit ver Kirche gewöhnt. Die Borftellung von einer ähn⸗ 
lichen Uniformität gefällt ohnehin der Luft, über Viele — und zwar deito bequemer, je gleiä- 
förmiger — zu vominiren. Infolge all dieſer zuſammenwirkenden Zeitumflände ließ man ri 
auf die alles entwidelnde Zeit unfommen, wie bei dem Zugeben, daß alle Pastores Episcopi 
feien, @inheit in ver Bielheit fidy geftalten werde. 


Noch, da Luther's prafttfcher Blick Kicchenvifitationen als unentbehrlid) erfannte, leugnete 


er fich jelbft nicht ab, daß eigentlich jede für befondere Zwecke nicht ſtaatswidrig ſich bildenn: 
Geſellſchaft im Staate, aljo auch jede ſolche Kirchengemeinde, das Geſellſchaftsrecht habe, auch 


das „eirca“ sacra nach dem Zweck ver sacra für ſich zu ordnen, da natürlich auch alles ſolches 


Circa von der geſellſchaftlichen Anſicht über vie sacra ſelbſt abhängt, welche Die Gemeinde ji 
durch Gebräuche, Gebete, Lieder, Vorträge, recht eindringlich machen will. Luther ſpricht bee: 
wegen nur bittend um guten Willen der Paſtoren und Gemeinden zu einer nicht allzu unifor- 
men Übereinftiimmung. Dat auch ver Regent fie nicht befehlen dürfe, ja daß er nicht einmal 
dafür zu mwirfen eine Pflicht Habe, fpricht Luther beſtimmt aus (f. ſchon den Art. Agende) 
Nur wo Ruheſtoͤrung entflünde, wird auf den im Hintergrund flehenden Staatszwang dagt 
gen warnend bingebeutet. 

Auch hierin hätten die Evangelifchen freier bleiben fönnen, wenn nur überhaupt die Men: 
fchen mit Klugheit f frei zu fein verflünden und das. Rlugfein wegen der Mittel ebenjo fchiyald 
Pflicht achteten wie die auf den Zweck hinſtrebende muthige Entſchloſſenheit, das ift, wenn man 
nur nicht meiſtens erſt durch Schaden, oft faſt zu ſpät, lernen müßte, daß nur ſelbſtgewolltes 
wohlbedachtes Maßhalten vom Zwang frei erhalte. 

Solange die Reformirenden noch bald hierarchiſchen Concilienzwang ‚ bald drohende kai⸗ 
ſerliche Interimsgebote zu fürchten hatten, ſchloß man ſich von ſelbſt fügſamer aneinander. 
Nur nad der Pflicht und dem Recht, Ruheftörungen zuvorzukommen, ließen Die evangeliſchen 
Regenten, aber ⸗ durch Geiſtliche, als Männer des öffentlichen Vertrauens, Kirhenorpuumgen 
verfaffen, denen fie ihren Staatsſchutz verſprachen; immer aber fo, daß fie weder fich ſelbſt da 
bei als Epiffopen gerirten, noch jene Männer der Kirche für Epiffopen erflärten. Auch tie 
juriftifhen Räthe ſcheuten ſich, auf die Regenten, als ſolche, ven Titel und Begriff kirchlichet 
Gpiffopen üÜberzutragen. Wie und wo hätte der’ Regent als kirchlicher Epiffopus ericheiner 
können, wenn er nicht Das thun wollte, was an Bapft Julius II. fd fehr getadelt wurde, Bor: 
mittags nämlich in pontificalibus zur Meffe, Nachmittags im Panzer aufzutreten unter dem 
Heer, dad Se. Heiligkeit zum Herrn von Italien machen jollte. 

Selbſt die Diplomaten bei dem Weftfätifchen Frieden ſprechen hoc -fein Wort vom liber: 
gehen eines Epiſſopats auf die evangelifchen Yandesregenten. Man ſchob nur die Ausübung 
der nichtevangelifchen Epiflopen zurüd. Aber aud die behutfame Ginfleivung, daß jene Aut: 
übung blos „ſuspendirt“ ſein folle, — folange man nit über einerlei kirchliche Auslegung 
bes von beiden Parteien anerfannten Evangeliund mit Gottes Hülfe ſich wieder vereinigt ha 
ben würde, beweift, daß man an ein Übergehen bed Epiffopats an die Regenten als foldye gar 
nicht Dachte. Denn dadurch würde das biöherige aufgehoben, nicht blos fuspendirt werben jein. 
Die Suöpenfion rejervirt ein künftig mögliches Wiederwirken deſſen, das in ſich fortbeſtehe 
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.  Rütters „Geil des Weſtfäliſchen Friedens“ (Göttingen 1795) machte ſchon damals unter 
11. D. 6, &.458— 444, deutlich, daß und warum an ebangelifche Regenten als Epiffopen ihrer 
Confeſſionskirchen nicht zu venlen war. „Banz natürlich begnügten ſich beide Friedensſchlüfſe 
nur mit der Beflimmung, wie die biöherige geiftliche Gerichtsbarkeit und bifchöflichen Didcejan- 
rechte über alle augöburgifche Confeſſionsverwandte künftig (eine zum voraus unbeftimmbare 
Zeit lang, nämlich usque ad compositionem christianam dissidii religionis) nicht flattfinden 
ſollten“ (vielmehr „suspensa‘ esto.D. 5, 48). „Ein Surrogat (= die Regenten felbft als 
Epiffopen? ober aber ein von den Gemeinden gewähltes, fie repräſentirendes Epiſtopalcolle⸗ 
gium?) zu beflimmen, war fein Gegenſtand ver wedhjeljeitigen Kriedendunterhandlungen. Nur 
pas Berneinende gehörte dahin, nicht das Bejahende, wie Tünftig die Evangeliſchen es unter 
ich Halten wärben.”.... „Evangelifche Untertbanen waren froh, vom päpftlichen und biſchoͤfli⸗ 
hen Bewiffendzwang lodgelommen zu fein. Landſtände und Unterthanen ließen es meift gern 
geſchehen, wenn die Obrigfeiten ihres Glaubens ſolche Rechte in Kirchenſachen ausübten, die 
fonft in päpſtlicher und bifchöflicder Gewalt geweſen waren, ba ſie zu ihnen als erſten Mit- 
gliedern ihrer Kirche das Vertrauen faflen konnten, daß iefelben nichts wider ihre Confeſ⸗ 
fionögrundjäge einführen würden.“ 

Das Eonfiftorialverhältnig bildete ji, ohne zum voraus jo genau bedacht zu fein, auf 
eine eigene Art, zweifeitig fo, daß ver Idee nach ein Mandat der Staatsregierung und aud ein 
ſolches von ſeiten der Kirchengemeinden darin zum Grunde liegt und audgeübt werben foll. 
Die Regenten hatten Pflicht und Recht, rechtskundige Näthe als Wächter aufzuftellen, bamit 
von den Kirchen aus nichts dem Staate Schäpliches verſucht würde. Bekamen dieſe Rechtsken⸗ 
ner zugleich die Anweifung, aud) von den Kirchengemeinden Schäpliches abzuhalten, jo mußten 
diefe jih dankbar der Fürſorge des Negenten freuen. Aber auch mandes Nichtjuridiſche be⸗ 
burften die Gemeinden gemeinſchaftlich und fonnten ſich dazu doch nicht leicht felbft concentriren. 
Pan erfannte ed alfo als erweiterte Kürforge und Nahhülfe, wenn ver Regent neben die für 
feine und der Kirchen Rechte aufgeftellten juriſtiſchen Kirchenräthe auch theologifche flellte, welche 
jenen die Kirchenbedürfniſſe no näher rücken könnten und aus dem kirchlichen Geſichtspunkt 
enticheiden helfen jollten. Waren dazu Männer des öffentlichen Vertrauens in ver Kirche ge- 
wählt, fo fahen- vie Gemeinden, welche fich felbft zu helfen ſchwerlich vermocht hätten , ſolche 
Sonfiftorial- oder Kirchenräthe doc als ihre Mandatarien oder Gefhäftäführer an, wenn fie 
glei fein ausdrückliches Mandat gegeben hatten. Deswegen ſtehen die evangelifchen Conſi⸗ 
florien, wenn bie Durch fie zu befrienigenden Bebürfniffe in eine Amtötheorie richtig zufammen- 
gefaßt werben, ald Gollegien zwifchen dem Staatdregiment und den Kitchen mit der Pflicht und 
dem Recht, dad Wohl der kirchlichen Gemeinden an ſich und ſelbſt gegen den Staat, ebenſo wie 
das des Staats in Beziehung auf die Kirchen, nach Sachgründen und Geſetzen in Ausübung 
zu bringen. Des Regenten Mandat Hierzu haben fie ausdrücklich, das der Gemeinden ftill- 
ſchweigend nad) der Präfumtion wegen des Bedürfniſſes. „Das erfte Kirchenmitglied“ hat nach 
dieſer unverfennbaren Präfumtion fich der ganzen Corporation angenommen, da diefe für das 
Gemeinſchaftliche, wie es tagtäglich noth thut, ſehr unbehülflich wäre. 

Wichtig aber iſt dieſe verdeutlichte Unterſcheidung, inwiefern der Regent uur als erſtes 
Kirchenmitglied, ſtatt der Gemeinden, dergleichen Mandatarien ihrer Pflichten und Rechte auf⸗ 
ſtellt. Denn ſofort folgt.varaus, daß, wenn er nicht ſelbſt Mitglied der Confeſſion iſt, über vie 
Aufftellung der die Gemeinden vertretenden Kirchenräthe eine andere Einrichtung, ein be: 
ftimmt von den Gemeinden auögehended Mandat für die in ihrem Namen wirfenvden Kir: 
chenräthe durch die Natur der Sache gefodert wird, weil ein Andersüberzeugter, auch als Re⸗ 
gent, unmöglich ſtatt meiner ein Mandat geben kann. Auch folgt ferner auf jeden Fall, 
daß den Gemeinden eine rechtliche Möglichkeit offen jein möüfle, ihre Zufriedenheit oder De: 


- fiverien in Beziehung auf die Ausübung ded präjumtiv gebilligten Mandats fund und geltend 


zu madıen. 

Da nun dieſes Leßtere in der unirten evangelifhen Kirche Badens durch die Einführung 
von Didcefan: und Beneralfonoden, als felbfterwählten Spredern und Stellvertretern aller 
folder Gemeinden des Landes, 1821 geſetzlich moͤglich gemacht worden iſt, ſo war es zugleich 
den Umſtänden gemäß, auch dem, was indeß „das vornehmſte Kirchenmitglied“ in der Fürſorge 
Rür das gemeinfhaftlih Nöthige der Kirchenleitung ex consensu praesumto zu ordnen pflegte, 
einen frmlichen Nechtötitel zu gewähren, wie diejes durch Anerkennung (nicht bes Regenten 
als ſolchen, fondern) des vornehmften Kirchenmitgliedes als Epilfopen der evangelifchen unir- 
ten Landeskirche geſchehen if. Der förmlich auſsgeſprochene Rechtstitel gibt die Bemähr, daß 
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wedor zu wenig nad mahr, S aud demſelben zu folgern iſt/ geſchehen ſolle und dutfe; was bei 
einer blos prãſumtiven Einſtimmung immer ſehr im Dunkeln bliebe. 

Die badiſche Unionsurkunde (Beil. B. Kirchenverfaſſung) reſervirt fih in$. 4, „daß je 
nur in Chriſtus, dem Herrn, das Haupt ſeiner großen Gemeinde verehre und (nicht erwa die 
Bibel in alien ihren Veſtandtheilen, ſondern) in der Heiligen Schrift die von allen menſchlichen 
Auctoritäten (alfo von alter und neuer exegetiſcher unb dogmatiſcher Trabitiun) unabhängige 
Norm ded chriſtlichen (heoretiſchen und praktiſchen) Glaubens erkenne‘. Das ausdrücklich 
Auffteigen zu einem ſolchen unlihtbaren Haupt, ald Ideal, ift, richtig verſtanden, von wichtiger 
Bedeutung. Es fagt nicht nur, wie jebe einer beflimmten Zeit angemeflene Geſezgebung, nad 
welden gegebenen Sägen die fihtbaren Stellvertreter des Unfichtbaren regieren follen und. dür⸗ 
fen. Das Ideal felbft wacht und wird reiner, je umfaflender und berichtigter Spätere es denken 
können. In ihm ift alfo eine immerwährende Correction der Geſetzgebung vorbehalten, wir 
bei Mofes, da er fein Volk ven höchſten Bott, alfo den rechtwellenden Geiſt, ich zum König zu 
wählen veranlaßte, der Vriefterichaft, welche im Namen des Unfichtbaren deſſen Reich zunadhit 
verwirklichen follte, nicht nur für jene Zeit gefagt mar, daß fie nur gotteswürdig regieren dürfte. 
Auch in jeder folgenden Zeit durfte deswegen ein Jeder, melcher etwas Erhabeneres oder 
mehr Wohlthätiges anerfennbar machen fonnte, mit prophetifcher Begeifterung auftreten und 
fagen: Ihr habt nur nad Dem, was Gott wollen fann, zu regieren. Jett aber iſt Hat, vay 
Died und Das, nad) der deutlicher gewordenen Idee bed Vollfonmenen, nicht von Bott gewolli 
fein fann. Nur dad jegt anerfennbare Ideal des unfihtbaren Willend aber iſt es, was ihr zu 
verwirkliden habt, u. ſ. w. Die wohlbedachte Theofratie in der Kirche nun führt, wenn ſie 
nit von der menſchlichen Hierarchie durch Gewalt und Lift gehindert wird; um fo gewiſſer zu 
den ber menſchlichen Denkfraft parallelen Verbeflerungen, ba in den Kirchen ohnehin nich 
äußere Vortheile, fondern moralijche Überzeugungen ber Maßſtab des Wollens und Wirkens 
jein follen. 

Die badiſche Unionsurkfunde wendet fi, nachdem fie im Übrigen des 6. 1 die Pflichten un» 
Rechte zwiichen Staatsoberhaupt und der unirten Kirchengeſellſchaft ausführlicher angedeutet 
bat, erſt im $. 2 zu der deſto deutlicher fheinbaren Anerkennung: „daß fie in dem (NB.) evan: 

geliichen Regenten des Staats und zugleich ihrem oberfien (?) Landesbiſchof, ber alle aud 
beiden Eigenſchaften fließende Rechte circa sacra ausübe, den legten ſtaats⸗ und kirchenrecht⸗ 
lichen Vereinigungspunkt finde.“ 

Dieſe Faſſung des doppelten Verhältniſſes ſagt, ſoviel wir einſehen, etwas Überflüfjiges 
indent jie von einen oberften Landesbiſchofe ipricht, da es dad nur einen diefer Art im Lan 
geben kann. Denn würben.aud mehre, flatt dev Benennung ®eneralfuperintendenten, mit ven 
Titel Biſchoͤfe bezeichnet, fo flünden fie Doch nicht mit dem weltlichen Epiffopus der gefammm 
evangeliihen Landeskirche in verjelben Kategorie. Doch betrifft diefe Bemerkung nmicht tr 
Hauptſache. 

Beſtimmter muß bemerkt werden, daß ſo, wie der Paragraph gefaßt iſt, es ſcheinen kann, wir 
wenn dieſer Landesbiſchof zugleich mit dem Landesregenten, ſeit er evangeliſch iſt, deutlich ge 
dacht geweſen wäre. Dennoch iſt es factiſch, daß, auch wenn Karl Friedrich kirchliche Verorbdnun⸗ 
gen feſtſtellte, er ſich dabei nicht als Biſchof, ſondern als „erſtes Mitglied der evangeliſchen Kirche 
ſeines Landes“ betrachtete, deſſen fürſorgliche Einrichtungen alsdann von dem Regenten, «ld 
einem evangelifhen, genehmigt und fanctionirt würden. (©. feine treffliche Kirchenrathsin⸗ 
ſtruction vom 6. Juli 1797.) Bon viefen beiden Verhältniſſen ift, für jeden möglichen Fall, 
zum voraus wohl zu unterfdeiden, daß die rechtliche- Gewalt über die Kirche in dem Regenten 
als jolhem (da er auch nit Kirchenmitglien fein könnte) nur in dem motivirten Beto gegen 
alled Staatöwinrige beftehen würde. Je nachdem der Grundfag: Der Regent foll gegen jeve 
Kirchenreligion unparteiiſch fein! oder, wie man energifcyer zu jagen pflegt: Ald Negent bat 
er feine (Kichen=) Religion !-praftifch, welches leicht geichieht, misfannt würde, If die beſtimm 
tere dreifache Unterfcheidung von Yolgen, Die nicht vorausgeſehen zu haben viele Neue nal jık 
ziehen könnte. 

Die zweite Oeneraljynode von 1834 hat hierauf, ohne ein unzeitiges Auffehen zu machen. 
vorfichtig zurüdgeblidt. Dom Regenten her, jelbit wenn er Mohammedaner wäre, würde ba 
der Generaljynode ein Commissarius principis gegenwärtig fein können, un Staatswüd ri ges 
abzuhalten. If ver Regent zugleich erſtes Kirchenmitglied, fo könnte ex, wenn er will , der 
duch die Generalſynode repräfentirten Landeskirche präjiviren. Er kann alfo auch den Som. 
miſſarius, welchen er als Regent ſchickt, flatt feiner präjidiren laffen. An viejen jegt und obar 
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Zweifel noch lange eintretenden Fall allein - ‚hat wie Generalfunote von 1821 gedacht, als ſte 
im F. 9, Liti. B, die Faſſung annahm: 

„Der ganzen Generalſynode präfldirt ein landesherrlicher Commiſſariuo.“ 

Man überſah, daß der Commifſarius auch von einem nichtevangeliſchen Regenten kommen 
koͤnnte, welcher zwar bie repraͤſentirte Kirche zu beaufſichtigen babe, aber nicht ihr leitender 
Geſchaͤftsführer oder Präſident fein könne. Die Generalſynode 1834 Hat auf die Berichtigung 
angetragen, daß 

der „landesfürſtliche“ Kommiffarius nur dann präjlvire, wenn er zugleich den Regenten 
als evangeliſchen Landesbiſchof zu vertreten habe. 

Man jieht au aus dieſem Beiſpiel, wie wenig allerdings das proteftantifche Kirchenrecht 
durchgenrbeitet und ind Klare geftellt ift. In mehren Ländern, wo ver Regent nicht evangelijch 
wird, dauert doch das Borurtheil fort, wie wenn die proteftantifhen Kirchen in dem Landes⸗ 
tegenten als folhem ihren Biſchof Hätten, wie wenn alfo auf ihre Kirchenconfiſtorien nicht 


blos unter feinem Veto in ſtaatswidrigen Dingen, ſondern in Allem, was dad Beſondere ihrer 


kirchlichen Geſellſchaft (sacra und circa sacra) betrifft, unter ihm und in feinem Namen unter 
den Cultminiſter, wenn ex gleich weder evangeliſch noch Theolog iſt, zu flehen Hätten. In allen 
proteftantifch deutſchen Ländern iſt wenigſtens der Begriff, wie wenn der evangeliſche Regent 
zugleich Biſchof wäre, factiſch gangbar, ohne daß feine Rechtsquelle nachgewieſen iſt. Sie be: 
ſteht darin, daß das erſte Kirchenmitglied der unbehülflichen Corporation nachhalf und dazu 
feine Einheit mit dem Landesregenten benutzte. Die aus Lutheranern und Reformirten unirte 
badiſche Kirche hat wohl daran gethan, an ihrer Pyramide von Presbyterien, Special⸗ und 


Generalſynoden ihr erfted Mitglied beſtimmt als die Alle vereinigende Spige, ald oberften - 


Auffeher Aller, als Epiffopus, anzuerkennen, da die Bonfiftorien nicht Geſetze zu geben, fon: 
dern nur zu vollziehen haben. Aber auch jegt iſt e8 noch Hier und für jenen Ähnlichen Staat eine 
wichtige Aufgabe, daß zum voraus die aus Theorie und Gewohnheit, au juridiſchen und theo⸗ 
logiſchen Anfichten ſich verwidelnve Unterſuchung: welde Pflichten und Rechte Die Idee eines 
evangeliihen Landeshifhofs in ſich fchließe? nach allen Seiten ind Klare gefegt werben follte. 
Schon die Einfiht ift wichtig, daß die Anerkennung des erften Kirchenmitglieded als Bräfiven- 


ten der Kirchenrepräfentation (== Generaliynode) und als evangelifhen Biſchof ein freier Act 


der unirten Geſammtkirche ift, alſo auch cefliren würde, wenn bie Erfüllung der damit nach der 
Natur der Sache verbundenen Pflichten ceſſirte. Im Binzelnen wäre ferner etwa möglich, daß 
unter dem Titel des evangelifchen Landesbiſchofs Einiges verfucht würbe, was ſelbſt der katho⸗ 
liſche theologifc unterrichtete Biſchof nicht thun Darf, z. B. dad Kirchenritual zu ändern u. dgl. 
Wie wünſchenswerth demnach ift eine allen Befonderheiten vorangehende und Überfchreitungen 
verhütende echt rechtliche Entwickelung der leitenden Idee ſelbſt H. E. ©. Panlus. 
Blackſtone (William), 1723 zu London geboren, 1780 geſtorben, ſtudirte die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft, um ſich zu dem einträglichen Stande eines Anwalts zu befähigen. Er trieb dieſes 
Geſchäft fieben Jahre ohne befondern Erfolg und begab ſich dann nad) Oxford, wo er über bie 
Berfaflung und die Gefege Englands äffentlihe Borlefungen bielt. Der Berfuh war neu unb 
mit dem hergebrachten Lehrplane nicht im Binklange, da die englifhen Hochſchulen ſich mit 
ängſtlicher Pünktlichkeit an die fogenannten clajfiihen Studien halten. Wir haben es noch in 
den fpäteften Zeiten gefehen, mie Diele gelebrten Anftalten eine gefeftete Arijtofratie gegen jedes 
Fortſchreiten und alle Neuerungen im Reiche des Wiffens bilden und, confervativ bis zur Ab: 
geſchmacktheit, in der-Erhaltung und Bewahrung des liberlieferten und Beftehenden ihre Be: 
flimmung finden. Der öffentliche Geiſt war indeilen auch damals fchon dem Gorporationdgeifte, 
in welchem faſt alle britifche Anftalten ihr Lebensprinetp erkennen, vorausgeeilt. B.'s Vorle⸗ 
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ſungen fanden großen Beifall und Aufmunterung, weil man fühlte, daß fie ein dringendes 


Bedürfniß befriedigten; und da die Univerſität für dieſe Lehrſtelle, die fie als eine Ufurpation 
ihres legitimen Berufs betrachtete, nichts thun wollte, beſtimmte der Rechtsgelehrte Viner 
(1758) in feinem letzten Willen ein Capital zur Gründung eines eigenen Lehrſtuhls ded ge⸗ 
meinen Rechts. B. bekleidete dieſe Stelle mit Auszeichnung und erwarb ſich in derſelben einen 
folchen Ruf, daß ihm bald höhere einflußreiche Amter übertragen wurden, wie das in England 
germöhnli if, wo man jede Talent umd jede Kraft, ſowie fie ſich geltend machen, zu gewinnen 
und zu benugen fucht. Darin liegt eben das Geheimniß der Gewalt, daß fie fich der einfluß- 
reichſten Elemente, die in der Reihe ihrer Feinde ihr verderblic werben Eönnten, zu ihrer @r- 
haltung bemädtigt. So erhielt B. auch einen Ste im Unterhaufe, den er während der Dauer 
mehrer Parlamente behauptete, und auf welchem er vielfach nüglid wirkte, ohne zu glänzen, 
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‚wozu ihm die nötbige můͤndliche Beredtſamkeit fehlte. Auch kehrte er, ohhne jedoch voretit jeime 
Vorleſungen in Oxford aufzugeben, wieder zur Advocatur zurüd. Bao erhielt er bei feiner | 
jegt anerfannten großen Tüchtigkeit verſchiedene der ehrenvollften juriſtiſchen Staatöflellen. Er 
wurde mit dem Rang eines King's Counſel zum Präfidenten von New Inn Hall ernannt, dann 
. ‚zum Solicitor= General, zum Richter bei Kings Ben und bei dem Gourt of Sommon Pleas. 
Andere Stellen, namentlih aud) die zum Solicitor-General der Krone mit der Mitglienfchaft 
des Diinifteriumd im weitern Sinne, lehnteerab. - 
Wenn aber au fein Öffentliches Leben nicht ohne Verbienft und Einfluß war, fo ver: 

dankte er doch feinen Ruf ven fchriftftellerifchen Arbeiten. Er ſchrieb Manches, was feine Zeit 
würdigte, weil ed ihr diente. Gin bleibendes Denkmal feines umfaflenden Willens und .phiio- 
ſophiſchen Geiftes ift indefjen fein Werk: „Gommentarien über die engliihen Geſetze.“ Der 
Berfafler zeigt in vemfelben eine fo gründliche Kenntniß des öffentlichen und Privatrechts und 
feiner gefehichtlichen Geftaltung und Entwidelung, und ein fo unbefangenes, richtiges Urtheil 
über defjen Zwed und Werth in feinen einzelnen Beflimmungen, daß es aud jet noch für 
claſſiſch gilt und Allen, die jich mit dieſem Gegenftande beſchäftigen und in demfelben gründ 
lid unterrichten wollen, unentbehrlich if. Das Ausland kennt es kaum weniger als England 
felbft, da in der neuern Zeit die Berfaflung und die Geſetze dieſes Staats, bei dem allgemeinen 
"Streben nad Berbeflerungen und Reformen, ein Gegenftand der Forſchung und Beurtheilung 
aller Bubliciften und Rechtsgelehrten geworden find, die auf diefen Namen in feiner höhern 
Bedeutung Anfprud machen. Das Werk erlebte zahllofe Auflagen, viele Auszüge und Über: 
fegungen (in Deutſchland eine ebenfalls auszugdmäßige von Eolvig, 1825, in drei Bänden). Die 
Ausgaben erfchienen eine längere Zeit hindurch faft unverändert, dann von verjchiedenen Ber: 
fafjern wegen ver immer größern Veränderungen in den engliihen Verbältniffen und Geſetzen 
mit Noten unter dem Text, endlich mit Verſchmelzung der Zufähe der Herausgeber mit bem 
Text. Eine ſolche ift auch die faſt als ſelbſtändiges Werk fich darftellenne von Stephan, ver fein 
Merk ald „Partly founded on Blackstone‘ bezeichnete. Bon feinen „New Commentaries on 
the lawsofEngland’ (A Bde.) erjchien der erfte Band 1844, der zweite 1848. Es iſt beiler alö das 
neuefle Werk „Blackstone’s Commentarieson thelaws ofEngland. Anew Edition adapted to 
the present state ofthe law by Robert Malcolm” (4 Bbe., 1857). Das Werk B.'s verdiente 
den ungeheuern Beifall und die ausgedehntefte Verbreitung, die es fand, nicht bloß dadurch, daß 
B. in feiner Art ohne Vorgänger und ohne eigentlichen ebenbürtigen Nachſolger blieb. B. Hat 
das engliſche Recht aus feiner bisher für Unzünftige faſt unzugänglichen geſchmackloſen Zunft: 
geitalt herausgeriſſen, und durd die Verbindung des Öffentlichen mit dem Privatrecht, durch dir 
Durchdringung mit feiner vortrefflihen allgemeinern Bildung, mit jeinen ſittlichen und gefus: 
den nationalen Grundanſichten, und mit feiner bemunveröwerthen klaren Darftellung zur pol: . 
tiſchen Vorſchule für alle englijchen Staatdmänner, Parlamentömitglieber, Friedensrichter unt 
gebildeten Bürger gemadt. Er ging nad) feiner Vorrede von der Grundanſicht aus, eine ge- 
drängte Darftellung des geltenden Rechts zu geben und das pofitive Recht Dusch das Woher 
der Geſchichte und das Warum der Philofophen zu erklären. Seine Philofophie aber mar im 
Weſentlichen eine engliſch nationale, welche menigftend im Recht an den anerfannten nationa: 
Ien, freiheitlichen und rechtlichen Grundideen und Grundſätzen feſthielt. Dadurch konnte er, 
ähnlich wie unſer Juſtus Möfer, trotz feiner ebenfalls conſervativen Richtung, vo alle 
Reactionäre, Servile und Buchſtabenmänner tief beſchämen. Indem er die freien ſittlichen 
Grundideen des Poſitiven aufſuchte, gab er dem vaterländiſchen Rechte ſeine würdige, der Ver⸗ 
vollkommnung und freien Entwickelung zuſtrebende Geſtaltung. Daß er dabei auch an der 
ſtaatorechtlichen Grundform des Vertrags feſthielt, ebenſo wie in ver ganzen Weltgeſchichte alle 
freien Voͤlker der Erde, wie auch die engliſche Nation und wie das engliſche Recht ſelbſt von ſeinen 
Urſprüngen an durch die Magna Charta und die Urkunden von 1689 hindurch bis zum heutigen 
Tage — diefed war natürlid und Grundbedingung des richtigen Berftänpniffes des englifchen 
Rechts. Tadel konnte ed nur finden bei einzelnen modernen deutſchen Gelehrten, welche verleitet 
wurden durch die neuefte Schulphilofophie, die bis zum bereits erfolgten Umflurz aller Grund⸗ 
lagen ihres bankbrüchigen Spftems die naturphiloſophiſche Hegel'ſche war. Nun, wo dieſer 
Rauſch verfliegen muß, werden auch ſie ſich allmälig wieder mit der praktiſchen Anflcht aller 
freien Bölfer befteunden. Sie werben die Verwechſelung der wahren Vertragsanficht, ald der 
nothwendigen Rechts form des freien- ſich gegenfeitig bedingenden Conſenſes für die ihrem 
Inhalte nad theils naturgefeglichen, theils fittlihen Kräfte und Beſtrebungen, mit einem ler: 
ven Kormalidmus, mit Privascontracden und andern Ginfeitigfeiten (f. Grundgefep) endlicqh 
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einfehen und aufgeben. Eher Einnte man D. verwerfen, daß er die lebendige freie Kottent- 
widelung ver ſtaatsgeſellſchaftlichen Berhältniffe in der Freiheitsform des Öffentlichen Conſen⸗ 
ſes, weiche eben die ſtets lebendige Bertragsernenerung begründet und mit ver lebendigen freien _ 
Derfaflung zufammeniällt, oftmals zu wenig bervorhebt und veranfchauliit, weil er das, was 
er ald Engländer täglich miterlebte und mitbetrieb, als ſich von ſelbſt verſtehend und Allen be: 


kannt voraudfegte. Deshalb kann auch fein Werk nicht genügen, einem Nichtbriten eine be⸗ 
friedigende Erkenntniß von der engliſchen Verfaſſung zu geben, ebenſo wenig als das Werk 


irgendeines andern Engländers, ebenſo wenig als irgendein Buch in der Welt. Auch läßt ſich 
nicht leugnen, daß, ſeit B. ſein Werk 1765 zum erſten mal erſcheinen ließ, die engliſche Ge⸗ 
ſchichte und Rechtsgeſchichte, und ebenſo die engliſche Geſetzgebung und Culturentwickelung 
ganz außerordentlich fortgeſchritten find, und daß die daraus fi ergebenden Mängel des treff⸗ 
lichen Werkes auch durch bie neueſten Bearbeiter nicht befriedigend befeitigt werben. 


3. Weigel und Welder. 

Blafon, f. Heraldik. 

Blaspbemie, ſ. Gottesläkterung. 

Blattern. Als eine ver größten Geifeln der Menſchheit gaben fih unzweifelhaft die 
Blattern oder Boden erwieſen. Sie haben, fei es von China, ſei e8 von Athiopien aus, über 
die ganze bewohnte Erbe fich verbreitet und mehr Menfchen getöbtet als irgenbeine andere 
Krankheit. Welche Verwüftungen haben fie nicht häufig unter ungebildeten Völkerfchaften an- 
gerichtet, Hei denen fie zum erften male ausbrachen! Die Ureinwohner Amerikas find haupt: 
ſächlich durch fie gelichtet mornen. Lind, bösartiger als andere gefährliche Kraykheiten, haben 
fie nit nur in den zahlreichen Fällen eined tödtlichen Verlaufes, jondern auch durch die bei Un: 
zähligen zurückbleibenden Erblindungen, Zaubheiten, Entflelungen des Antlitzes und Jerſtö⸗ 
rungen der Thätigkeit des Hautorgans. 

Natürlich ſuchte man ſchon früh Mittel zur Abwendung dieſes Übels. Die zur Abſonde⸗ 
tung ber Berdäßhtigen im fpätern Mittelalter errichteten eigenen Blatternhäufer waren nicht 
zahlreich genug oder wurben nicht mit hinlänglicher Strenge benugt. In der Türfei wurde zur 
Wahrung der meiblichen Schönheit vie Einimpfung ver Blattern Sitte, wobei man zmar bie 
Krankheit fogar herbeizog, allein theils in etwas gemilverter Heftigkeit, theild unter günſtigern 
äußern Beringungen. Durch Lady Montague nad Europa verbilanzt, griff das keineswegs 
gefahrlofe Mittel nur langſam um fi, und noch zu Ende des 18. Jahrhunderts wurde von der 
europälfchen Bevölkerung immer noch die Hälfte von der Krankheit ergriffen, und es ftarb je 
der dreizehnte Menſch (in großen Städten, London z. B., felbft je der zehnte Menſch) an der: 
felden. Als eine der größten, wo nicht unbedingt ald vie größte Wohlthat, welche je vie Arznei- 
wiflenfchaft ver Menſchheit erzeigte, erfcheint fomit die in Jahre 1796 bekannt gemachte Ent- 
deckung des englifchen Arztes Ienner, daß eine den Menſchenblattern ähnliche, allein weit mil: 
dere und ungefährlichere Krankheit ver Kühe auf Menjchen übertragen werben könne und dieſe 
ſodann unempfänglich für Anſteckung durch Blattern mache. Gefahr war fo gut als gar keine 
vorhanden, indem von 100,000 Geimpften noch nicht einer an der künſtlich erzeugten Krank⸗ 
heit flirbt, und der Schuß gegen die Boden ſchien nad den erften Erfahrungen unbedingt. 
Mit reißender Schnelligkeit verbreitete ſich daher auch dad Schugmittel, theils durch freiwillige 
Annahme, theild felbft durch Zmwangsmittel von ben Regierungen beförbert. Später hat zwar 
die Erfahrung nachgewieſen, daß der Schug nicht fo ganz unbedingt ift, als im erſten Augen: 
blide angenommen wurde. &8 ereignet fi namlich, freilich in verhältnigmäßtg feltenen Fällen, 
daß Beimpfte von den natürlichen Boden noch ergriffen werben, und namentlich ſcheint die 
Schutzkraft mit ven Jahren abzunehmen, ſodaß ſich bei einem anfänglid völlig Geſchützten 
nad und nad) wieder eine Empfänglichkeit für Blatterngift bildet. Allein theils kann im legtern 
Falle durch eine zweite Baccination der Feind wieder gebannt werden, theild erſcheinen auch die 
Blattern, welche einen Geimpften befallen, in ver unendlichen Mehrzahl nur in einer fehr ge- 
milderten, weit ungefährlichern Form, und endlih — was die Hauptſache ift — kann fich bei 
nur vereinzelten empfänglichen Organismen Feine eigentliche Epidemie mehr bilden, wodurch 
der größte Theil ver Beſchwerlichkeit und der ertenfiven und intenfiven Groͤße ver Gefahr weg⸗ 
fällt. Und wenn ferner die Thatſache nicht unbegründet ift, daß fich feit der allgemeinen Ver- 
breitung der Kubpoden eine Anzahl von andern, -feüher feltener erfcheinenden Krankheiten ver- 
wehrt hat, namentlih Halsübel, Mafern und Scharlachfleber, fo ift doch ebenfo wahr, daß vie 
Toͤdtlichkeit diefer Krankheiten eine weit geringere ift als die der Blattern, und daß fomit 
immer noch ein bedeutender Gewinn an Menſchenleben durch die Einführung der Kuhpoden 
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gemacht wurde, ſelbſt wenn — was noch keineswegs erwiefen iſt — rin Sauſalverhultniß 
zwiſchen jener Vermehrung und der Vertreibung der echten Borken oder der Wahl des Schug- 
mittels ſtattfinden follte. Mit Zuverſicht darf behauptet werben, daß wenigftend ein bedeutender 
Theil der fo auffallenden und erfreulihen Verlängerung ber mittleren Lebensdauer, meldhe be- 
kanntlich in dieſem Jahrhundert eingetreten ift, ver großen Berminderung der Boden zuge: 
ſchrieben werden muß. Es bleibt jomit die Schügung gegen Blattern mitteld der Einimpfung 
von Kuhpocken immer in ihrer vollen Wichtigkeit für den Ginzelnen und für Die ganze 
Geſellſchaft. | 

Hülfe des Staats iſt in mehr ald einer Beziehung nöthig, wenn dad wünfhenswerthe Ziel 
vollſtändig erreicht werben fol. | 

Die erfte Bedingung ift natürlich, daß beſtändig guter Impfftoff vorhanden if. Ohne eine 
Öffentliche Anftalt zu deſſen Gewinnung und Bertheilung ift dies aber faum zu erzielen, denn 
auch abgejehen davon, daß nicht immer jeder Arzt in jedem erfoderlichen Augenblide melden 
in feinem Bereiche aufzufinden wiflen kann, fo ift außer allem Zweifel, daß der Stoff ganz ver: 
dorben und mindeſtens nuglod gemacht werben kann durch Verbindung mit unreinen Säfte 
in den geimpften Individuen (wie dies das Beifpiel des einer Medicinalpolizei entbehrenden 
England felbft beweiſt); und jedenfalls jehr wahrſcheinlich ift e8, daß die Schutzkraft der Kub⸗ 
poden abnimmt, wenn fie ohne Erneuerung aus ber thierifchen Urquelle viele Generationen 
hindutch von einem menſchlichen Körper auf den andern übertragen wird. Deshalb ift denn 
zweierlei nöthig. Einmal muß dahin gewirkt werden, daß dad feineöwegs häufige Vorkommen 
echter Kuhpocken alsbald einer medicinifhen Behörde angezeigt wird, weldye davon @ebraud 
machen fann zur Wiederauffrifchung des Impfftoffes. Diefe Anzeige wird aber mit Billigfeit 
und Erfolg faum durch etwas Anderes ald durch Ausfegung von Prämien aus der Staatöfafie 
zu erzielen. fein. Zweitens ift die nötbige Anzahl von Öffentlichen Niederlagen guten Impf: 
ſtoffes, von welchen alle Arzte ihr Bebürfniß beziehen bürfen, anzuoronen. Diefe Niederlagen 
find fundigen Ärzten oder Wundärzten anzuvertrauen und durch die Auflegung eined mehrfa⸗ 
hen Erfages für das Mitgetheilte immer mit Vorrath zu verſehen. 

Eine zweite Foderung tft, daß ſich überall Männer vorfinden, melde Impfungen vorneb- 
men. Allerdings werten ſich viele Arzte damit befafien; allein in entlegenern Gegenden ober 
bei perfönlicher Abneigung kann die Aufftellung eigener Impfärzte Bebürfniß fein. Der Staat 
hat alfo dafür zu'forgen, daß überall, wo nicht in der Gemeine ſelbſt, doch wenigſtens in unbe: 
ſchwerlicher Nähe ein Impfarzt fih vorfindet. Es gehört dies zur vollſtändigen Organifation 
der Beamten der Geſundheitspolizei. Da die Operation jelbft eine fo ganz einfache if, aud 
zur richtigen Beurtheilung des Erfolges der Impfung leicht Anleitung gegeben werden Tanz, 
fo tft feine allgemeine mebicinifche Bildung zur Berfehung einer folden Stelle nöthig, fondern 
fie mag Wundärzten und in deren Ermangelung ſelbſt Schullehrern u. f. w. übertragen werdin 
nad) vorgängiger nöthiger Belehrung. ' 

Sollte Unwiffenheit oder Aberglaube der Verbreitung der Kubpoden in einer gewiſſen 
Gegend oder Einwohnerclaffe im Wege ftehen, fo ift drittend eine gemeinverfländliche Beleh⸗ 
rung über deren blos nügliche Folgen und Erlaubtheit in religiäfer Beziehung nothwendig. 
Namentlih wird die Minvirfung der Geiftlihen zu diefem Zwecke erworben werden müflen. 
Die Bemerkung, daß die Anwendung eined von der Borfehung verliehenen Mittels gegen ein 
Übel feine Widerſetzlichkeit gegen die das übel äulaffende Vorfehung fei, mag auch bem Unge⸗ 
bildetſten und Befangenften einleuchtend gemacht werben. 

Se fiherer leider eine auch nod fo Heine Ausgabe für einen zwar nützlichen, allein nicht 
unmittelbar unerlaplihen-Zwed immer von einer großen Anzahl der Bürger aus Dürftigfeit 
unterlaffen werben muß, befto nothwendiger iſt eine vierte Maßregel, nämlid die Anoronung 
unentgeltliher Impfung für die Armen. Diefe geringe Mühemaltung kann füglid ven Impf⸗ 
ärzten als Bedingung ihres Incrativen Auftrags gemacht werben. 

Es leuchtet ein, daß nur durch eine ganz allgemeine Impfung die Poren aus einem Staate 
verbannt, wenigftend von der Erreihung eines beunruhigenden Höhegrades abgehalten nerven 
können. Es tritt jomit innmer der Fall hier ein, wo die Benugung einer Polizeianftalt Dem 
freien Willen des Einzelnen nicht freigeftellt werben kann, indem durch die Nichttheilnahme 
eined Theils ver Bevölkerung ver beabfichtigte Nugen für ven einfichtöuollern und willigern 
fomwie für den noch gar nicht willenöfähigen unmündigen Theil mehr oder weniger vereitelt und 
überbied ein allgemein vortheilhafter Zweck nicht erreicht würhe. Da Überdies fo gut als gar 
feine Gefahr mit der Einimpfung ver Kuhvocken verbunden ift, fo ift als eine fünfte Maßregel 
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ein vom Staat ausgehender Zwang zur. Vaecination allerdings gerechtfertigt. Ob derſelbe un⸗ 
mittelbar oder nur mittelbar ausgeübt wird, iſt natürlich rechtlich ganz gleichgültig; und bei der 


Wichtigkeit der Sache ſcheint ſogar eine Verbindung von beiden Arten von Maßregeln wün⸗ 


ſchenswerth, ſodaß aljo außer dem durch Strafen zu kräftigenden Gebote alle Kinder vor einem 

beſtimmten Alter (3.8. dem vierten bis jechöten Jahre) der Impfung zu unterwerfen, aud) noch 

Ausſchluß aus der Schule, von der Aufnahme in eine Lehre u. f. iv. gegen Nichtgeinpfte audge- 

ſprochen würde. Selbft eine wiederholte Juipfung der durch längern Berfluß der Barrination 

einer erneuerten Anſteckungsfähigkeit Verdächtigen kann ohne Bedenken bei beſonders drohender 
Gefahr einer Blatternepidemie angeordnet werden. Damit aber dad Geſet nicht ein leeres Wort 

bleibe, find die aufgeftellten Impfärzte, unter Leitung und Gontrole der höhern Geſundheits⸗ 

beamten, mit der Vollziehung der Zwangsmaßregeln zunächſt zu beauftragen. Zweckmäßig 

angelegte Tabellen und regelmäßige Berichte halten die Anflult im Gange und geben überdies 

zu wichtigen und belehrenden Vergleihungen ven unentbehrlihen Stofl. 

Über die nüglihen Ergebniffe dev Kubpodenimpfung im Allgemeinen ift unter Anderm 
nachzulejen: Brunel, „De la vaccine et ses heureux r&sultats‘ (Paris 1826) ; Benoiſton 
de Chäteauneuf, in der „Gazette de sante‘ (Februar 1826); Easper, ‚Beiträge zur mebicini- 
ihen Statiſtik“ (Berlin 1826) ; Schübler, „Liber pie Anvderungen in den Geſetzen ber Sterb- 
lichfeit duch die Kuhpoden” (Tübingen 1827). Uber vie Schugfraft ver Boden, Wieder⸗ 
impfung u. |. w. aber: Thomſon, „Historical sketch of the varieties and the secondary oc- 
currence of smal-pox “ (Kondon 1822); Lüders, „Verſuch einer Fritifhen Geſchichte der bei 
Baccinirten beobadteten Menfchenblattern” (Altona 1824); Möhl, „Uber die Barioloiven 
und Varicellen“ (Sannover 1828); Seeger, „Beiträge zur Geſchichte der Poden bei Vacci⸗ 
nirten” ; Petzhold, „Die Pockenkrankheit“ (Leipzig 1836); Heim, „ Darftellung der Boden 
feuhen in Württemberg’ (1838). R.v. Mohl. 

Blinden⸗Anſtalten, |. Wohlthätigkeitd-Anftalten. - = 

Blokade, f. Kriegsrecht. 

Blücher (Gebhard Leberecht, Fürſt v. Wahlſtadt) 4) und der große deutſche Frei: 
heitokrieg. — Kräftige menſchliche Beſtrebungen und Thaten bilden an ſich einen würdigen 
Gegenſtand menſchlicher Betrachtung. Höhern Werth erhalten fie, wenn ihr Gegenſtand groß 
ift, den hoͤchſten, wenn fie zugleich ihrem Schauplage und Zufanımenhange nady einem der großen 
Sauptacte im Drama der Menfchengeichichte angehören und bedeutend in denſelben eingreifen. 
Mit den bedeutendſten, mit den unglüdlichften wie mit den ruhmvollſten Ereigniffen, welche feit 
Jahrhunderten das deutfche Vaterland erlebte, mit den wichtigſten Veränderungen, welche der 
ſtaats⸗ und völferrechtliche Zuftand von Europa und vorzüglich von Deutſchland in der Periode 
der neuern Zeit erfuhr, ift ver Name B. ungertrennlih verbunden. Wie verichievden auch be-⸗ 
deutende hiſtoriſche Perfonen, ihre Verdienſte und ihre Mängel, je nach ven verfchievenen 
Standpunften der Menfchen, beurtheilt werden mögen, in einen Buhfte werben, was B. be: 
trifft, Alle ſich leicht vereinigen, weldye Die erhebenve Zeit der großen Freiheitskämpfe ſich leb⸗ 
Haft vergegenwärtigen wollen: unter allen ben hoben und glänzenden Ramen ‚aller europäi— 
Then Nationen, welche in den Jahren 1815, 1814, 1815 gegen bie Napoleonifche Welttyran⸗ 
nei fämpften, trat wenigſtens in ver Zeit diefer glorreihen Kämpfe felbft keiner mehr hervor 
ald der Name Blüher. Bei Freund und Feind, im Ins und Audlande, bei der Jugend, im 
Volk und In ven Heeren hat Niemand eine allgemeinere moralifche Bewegung der Begeifte: 
rung und des Schredens, der Liebe und des Haſſes bewirkt ald der „Marſchall Vorwärts‘, 
als der „Vater Blücher“, der jugendlich feurige Greis von mehr ald jiebzig Jahren. 

Solche erhebende, ſolche vereinigende und vorwärts treibende Begeifterung in ſchwerem ge⸗ 
meinfhaftlihen Kampfe iſt jicher ver Wirkung nach an fi ſchon hödhft bedeutend; alsdann zu⸗ 
mal, wenn fo wie damals der Sieg nur durch jo viele und große freiwillige Opfer und Anftren- 
gungen zu Hoffen ift, und wenn es gilt, die fhwerfällige, oder verbundene Mafle fo vieler Re: 
gierungen, fo verfchiedenartiger Volfsftänme und Heere einem Gegner wie Napoleon gegen= 
über zufammenzupalten und zu nachdrücklichen Bewegungen gegen das gemeinfchaftliche Ziel 
zu beflimmen. Nicht gut hiſtoriſch aber märe ed, die genügenden Gründe von großen Dingen- 
nur allein in Fleinen Urſachen, die Kräfte zu großen Thaten lebigli in Außerlichkeiten und 


1) Die vielen Quellen hat mit großer Bollftänvigfeit die ausführlichfte Biographie Blücher’s, die 
von Barnhagen v. Enfe („Biographiſche Denfmale”, IM, S. 621—628) angegeben. @inige eigene 
ſtanden dem Derfafler diejes Artifels zu Gebote. . 
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Bufälligkeiten oder in nur unbebeutenden und kleinlichen perfönfidden Cigenſchaften ſuchen 
u wollen. 

| Schon jene große Wirkfamteit für unfern öffentlichen Zuftand und die weſentlich politifchen 

Kräfte, durch weiche dieſe Wirkung hervorgebracht wurde, fodern natürli aud das „Staats: 

Lexikon“ zu einer Betrachtung derſelben auf. 

Aber ſelbſt diefe Betrachtung ver höhern Bereutung und des ganzen Zufammenhangs 
jener Sreibeitöfämpfe fcheint vorzugsweife an dieſe Berfönlichfeit ſich fnupfen zu wollen. 2. 
hatte bereitö nicht blos in den frühern Nevolutiondfriegen 1793 und 1794 und in dem un 
glüdlichen Feldzug von 1806 mit einer vamald feltenen, mit dev hervortretendſten Auszeichnung 
gefämpft. Er, der Greis B., war au im ganzen Befreiungdfriege der Einzige, der zugleid, 
die Schlachten des Siebenjährigen Krieges und die von Leipzig und Belle-Alliance mitgefänpft 
Hatte, und in deſſen früherer Lebensgefchichte vor allem ein Ereigniß bervortritt, welches, fowie 
für feinen eigenen Charakter, fo auch für die Zeit Friedrich's d. Gr. bezeichnend iſt. 

Seit der legten Hälfte des 18. Jahrhunderts begann, feit der Franzöſiſchen Revolu⸗ 
tion trat fihtbarer hervor und durch den flegreichen Ausgang der Freiheitskriege und die Der: 
wirflihung ber fie eröffnenven fürftlihen Verheißungen follte ſich glücklich entſcheiden ein großer 
Entwickelungskampf für Deutſchland und Europa. In reihen, großen und drangvollen Ereig: 
niflen, wie fie oft der lange Lauf vieler Jahrhunderte nicht vereinigt, wie man fie feit der Kirh- 
lichen Reformation im 16. Jahrhunderte nicht ſah, wollte fi) gegen Ende des 18. und im 
Anfange des 19. Jahrhunderts eine neue Reformation, eine neue Vildungsperiode entwideln 
Es war die politifche Reformation, welche an die Stelle des Feudalweſens und der feudalifi: 
[hen Berfaffungen und desjenigen, was von der hierardifchen blinden Blaubensgemwalt ir fir 
verwachſen war, freie Nationalftaaten, freie flaatöbürgerlihe Verhältniſſe und Verfaſſungen 
fegen wollte. Sehr erflärlidh aber erhielten die bewußtern wie die unbewußtern Beftrebungen 
für die neue politifche Zeit zuerft mehr einen negativen Gharafter, d. h. fie zerflörten nur die 
alten Formen und Verfaffungen der Feudalzeit, ohne daß noch die neuen Formen und Verfaſ⸗ 
fungen gegründet over befeftigt wurden. Bis zu einem gewiflen Grave geht ja überhaupt von 
felbft die Zerflörung des alten Baues dem neuen voraud. In den großen, ſchwer ganz zu um: 
faflenden Berhältnifien von Religion und Politik aber werben außerdem nur allzu gewöhnlich 
die Gegner der einen, einfeitigen Richtung, durch die menfchlihe Schwäche, zuerſt felbft zu ver 
entgegengefegten Einfeitigkeit fortgeriflen. Selbft jo große Geifter wie Voltaire und Krievrid 
d. Gr. bekämpfen bei allenı Ernfte ver Sefinnung fürs Gute doch nicht den Aberglauben, obn: 
den Glauben zu zerflören oder ohne auf die Seite des Unglaubens zu treten, nicht die Anardız. 
fei e8 eine feubale oder eine demokratiſche Anarchie, ohne einem ebenfo verderblichen Abfolun?- 
mus in die Hände zu arbeiten. Die Gegner des Unglaubens und des Despotismus dagezen 
ſuchen und wieder dem Myſticismus und der Anarchie zu überliefern. Nur bie allmälig in 
Bor: und Rückſchwankungen gewonnene praftifche Bildung oder der Einfluß feltener Bildung: 
kräftiger Männer führt die Völker zur glücklichen Vereinigung von Religion und Aufklärung, 
von Ordnung und Freiheit. Die natürlihen Folgen num aber von der Zerftörung der alten 
politifhen Formen und Verfaſſungen der Feudalzeit, ohne daß nod die neuen flaatSbürgerliden 
repräfentativen Berfaflungen gegründet oder feft und wirkffam wurden, mußten in Curopa un: 
vermeidlich die abfolute despotiſche Gewalt der an der Spige flehenden monarchiſchen ober reyu: 
blitanifhen Machthaber begründen. Vollends aber entitand in Frankreich zuerſt ein furdı- 
barer Despotismud. Theils gefhah dies durch die verderbtefte abfolute Koͤnigsmacht, durch die 
unter ihr ausgebildete Verderbniß des ftanzöfiihen Volks, endlich durch bie maßlofe Seibft- 
ſucht und Herrſchſucht Napoleon's, des übermächtigen Erben der Sranzöfiihen Revolution. 
Mit allen durch das Freiheitsftreben, durch pie Revolution felbft aufgeregten, ihr längere Zeit 
bewußtlos dienftbaren Kräften ſchien dieſe Napoleoniſche Herrfchaft, melde fih an Die Stelie 
der erftrebten Freiheit fegte, in gen innern und äußern Berbältniffen aller europäifchen Na- 
tionen eine Unterjohung täglidy mehr ausbilden zu wollen, die um fo unerträglicher wurde, je 
allgenteiner ver Widerſpruch verfelben mit den angeregten Speen, mit ber Beflimmung der Zeit. 
mit der innern und äußern ober der nationalen und der verfaffungsmäßigen Freiheit erfanız 
wurde. In dem Streben für dieſe doppelte Freiheit mußte alfo ebenfo ver Kampf der übriger. 
europäifchen Völker gegen Frankreich entbrennen, mie er früher zum Theil von ber abfolut ge- 
worbenen Fürftengemalt gegen die von Frankreich ausgehende Verbreitung der Freiheitsgrund 
füge geführt wurde. Schon fehr frühe war in der Franzöſiſchen Revolution nit blos da⸗ 
Streben nad Freiheit in innere Anarchie und Despotie, fondern auch in Verlegung gegen fremde 
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Nationen übergegangen. Und balb wurde jegt alle Gewaltthat der abfoluten Franzöfifchen Kb: 
nige, namentlich auch gegen Deutichland, überboten. Verblendung und Ehrgeiz hatte inähefon: 
dere einen großen Theil der Franzoſen und namentlich die Heere zu Genoffen und Werkzeugen 
der Napoleonifchen Iinterprüdung und als folche auch zu den Feinden der für ihre Freiheit käm⸗ 
pfenden Völker gemacht. Aber auch die Branzofen kehrten, vorzüglich Durch ven deutſchen Frei: 
heitskrieg, von ihrer Verblendung und einfeitigen Richtung wieder zur urfprünglich erftrebten 
Freiheit zurüd. 

In diefen großen europälfchen Entwickelungskampf fällt B.’3 Leben und Wirken. B. 
mar zu Roftod den 16. Dec. 1742 geboren. Sein Bater, ebenjo wie feine Mutter aus Med 
lenburg abflammend, war Rittmeifter in heſſen-kaſſelſchen Dienften gewefen und hatte fi auf 
fein kleines Nitterglithen Großenrenſow zurüdigezogen. Wir wiffen von ihm faſt nur, daß ihn 
wie die Mutter der Sohn mit dankbarer Verehrung nannte, und dann, daß er gegen einige 
Tanten, welde biefem Sohne bei feiner Geburt einen aus ben Schäferlievern feiner Zeit ge⸗ 
borgten fremden idylliſchen Namen zudachten, flatt deffelben vielmehr die für ihn paflenvern 
kräftigen deutſchen: Gebhard Leberecht durchſetzte. Die Unruhen des langen Haders zwiſchen 
dem Herzog und der landſtändiſchen Ritterſchaft hatten den Vater vor B.'s Geburt bewogen, 
nach Roſtock zu ziehen. Die des Siebenjährigen Krieges beſtimmten ihn fpäter, feine Söhne 
Wrih umd Gebhard Auf die Injel Rügen zu feinem Schmwiegerfohne v. Krackwizz zu ſchicken. 
In Medtenburg wie auf Rügen mag wol wenig wiffenfhaftliher Unterricht vie Knaben an da 
Zimmer gefefjelt haben. Selbft die franzöfifche Sprache Hatte, in einer Zeit, wo alle deutiche 
Nationalität in elender Nahäffung des Franzoſenthums unterzugehen ſchien, B., der einft in 
Paris deutſch ſprechen und dem deutfchen Namen feine Achtung wieder erwecken follte, nicht er- 
lernt. Defto kräftiger entwidelte er unter freiem Himmel, bei einiger Theilnahme an landwirth⸗ 
ſchaftlicher Thätigkeit und bald auf wildem Roß, bald auf dem ſtürmenden Meer im Wettlampfe 
nit feinen Alterögenoflen in freiem glüdlichen Sugenpleben feine kräftige, unvermüftliche koͤrper⸗ 
liche Sonftitution, feine Tugenden der Körpergewandtheit, des Fühnen unerfchütterlihen Mu⸗ 
thes, des gefunden Sinne und Blicks und des tüchtigen Charakters,, ſowie die unzerftörliche 
Heiterkeit und Lebensluſt und feine offene gutmüthige Treuberzigkeit gegen Geringe und Vor⸗ 
nehme. Fiſcher am Oftfeeufer der Infel Rügen erzählten, „daß ihre Väter ven Feldmarſchall 
wohl gekannt, da fie noch Buben gewefen und mit dem wilden Sunfer und einem ältern Bruber 
Ulrich fo manden Streich ausgeführt hätten. Da fei ver Junker Leberecht immer voran ge⸗ 
weien. Was Keiner gewagt, habe er unternommen, und Alle hätten ihm gehorchen müffen, 
weil Kleiner fo großes Gerz gehabt. Ihm ſei Fein Baum zu hoch geweſen. In die Schluchten 
der Kreivefelfen (mo heutigen Tages es angeſchlagen iſt, daß wegen ver Lebendgefahr Niemand 
hineinſteigen darf) Pletterte er hinab bi8 zu der Brandung des Meeres, ohne Schwindel. Beim 
Sturme rief er feine Gefährten in ven Nahen und ſchlug mit dem Ruder gegen die empörten 
Wellen, als wollte er fie ſchweigen heißen.” ?) Bei folder Stimmung mußte das Solvatenleben 
in dem anf Rügen liegenden ſchwediſchen Hufarenregiment v. Mörner anloden. Aber die 
älterlihe Zuflimmung mwurbe verweigert. Da verließen im dritten Jahre des Siebenjährigen 
Krieges beide Knaben heimlich ven Schwager und ſuchten Aufnahme in jenem Regiment. Sie 
erhielten, nachdem envlich ver Vater eingemwilligt Hatte, bie gewünschte Anftellung. Aber bald 
wurbe auf einem Streifzuge in die Ufermark der vierzehnjährige Junker Gebharb mit ver- 
wundetem Pferde von einer überlegenen Anzahl preußifcher Hufaren gefangen. Ein Huſar 
nahm ihn vor fi auf fein Pferd. So nun trug diefes ihn feinem großen Schidfal entgegen. 
So brachte ed den Preußen den Helden ver Befreiungskriege. Dem preußifchen Hufarenoberft 
v. Belling geflel der fhöne muthige Knabe. Er gewann ihn lieb, behielt ihn auf fein Ehren⸗ 
wort bei fi) und bot ihm wiederholt preußifche Dienfte an. Diefe aber lehnte B., folange er 
noch feinen ſchwediſchen Abſchied nicht erhalten Eonnte, ſtandhaft ab. Endlich nad einjährigem 
Harren glüdte es durch einen günftigen Zufall, ihn zu erhalten. B. wurde preußifcher Fahnen⸗ 
junfer, bald (1760) Eornet und Adjutant feines väterlichen Gönners, der ihn ausrüſtete. Er 
half nun mit Eifer und Muth den Siebenjährigen Krieg, weldher nach langer Zerrüttung und 
Erſchlaffung die erfte erhebende Bewegung in Deutfhland erzeugte, muthig zu Ende kämpfen. 
B. focht mit Auszeihuung in den Schlachten von Kunersdorf und Freiberg, in welcher letztern 
er verwundet wurde. Gr rüdte bis zum Älteften Stabsrittmeifter vor. Da fiel Belling in Un: 

3) Förfter, „Der Feldmarſchall Blücher und feine Umgebungen“ (Leipzig 1821), ©. 3. 
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gnade bei Friedrich d. Gr. und B. wurde, ohnerachtet feiner Gegenvorſtellungen, bei der näd: 
ſten Beforderung in ber Zutheilung der Escadron einem jüngern Rittmeiſter v. Jägerfeh 
nachgeſetzt. Der König ſelbſt hatte bereits dieſe Dienſteinrichtung gegen B.'s Vorſtellungen se: 
nehmigt. Dennoch ſchrieb B. die kühnen Worte an feinen großen König: „Der v. Jägerieh, 
der fein anderes Verdienſt hat ald der Sohn des Markgrafen von Schwedt zu fein, iſt mir ver: 
gezogen. Ich bitte Ew. Majeftät um meinen Abſchied.“ Friedrich befahl, ihm Arreſt zu geben 
damit er ſich eined Beſſern befinnen könne. B. faß und faß, dreiviertel Jahre lang, und blich ba 
feiner Erflärung. Da erklärte feinerfeitö der König: „Der Rittmeifter v. B. ift feiner Dienkk 
entlaffen; er kann fih zum Teufel ſcheren.“ B. liebte leidenſchaftlich den Kriegerfland. Er we 
damals vermögendlod, dazu verlobt mit einer ebenfalls vermögenslofen Braut, einem Sräuleis 
v. Mahlin, der Tochter eines ehemaligen ſächſiſchen Oberften, ver in Polen Güter gevadın 
hatte. Nur die innere Empörung eined unabhängigen feften Charakterd gegen das Linrcht, 
nur ein tiefes Gefühl fir dad Recht, weldhes B. in feiner Perfon verlegt glaubte, konnte ien in 
folder Lage, in folder Zeit unbeſchränkter Fürftenherrfchaft, in welcher vollends im Milirär 
Thon der Zweifel an der Unfehlbarkeit königlichen Willens als Verbrechen galt, zu fo kühnem. 
unerfchütterlidem und aufopferungsvollem Nechtötrog felbft gegen feinen großen König be: 
flimmen. &8 find aber diefelben Gefühle und Kräfte, welche zum Kampfe gegen fremde Unter: 
drüdung und welde gegen die Willkür der verfchiedenften Art im Innern begeiftern unt ſtäh⸗ 
len. Ein aufopferungsvoller, muthiger gefeglicher Widerſtand gegen Unrecht der Gewalt, zum 
Schuß des gemeinfamen Rechts ift meift ſchwerer, oft heilfamer ald Angriff. 

B.'s Breunde fürdtefen, er werde feine Verbindung aufgeben müffen. Er that es nid. 
Er nahm ein Pachtgut feines Schwiegervaters in Uinterpadht, Heirathete und lebte mit feiner 
Gattin, die ihn ſechs Kinder gebar, obwol oft zum Kriegspienft ſich zurückſehnend, doch 15 Jabre 
lang glüdlih in ländlicher Ginfamkeit. Durch einfichtövollen und eifrigen Betrieb des Land: 
baus, worin er ald Muſter galt, erwarb er fi bald ein Fleined Landgut in Pommern, unt 
. dur Charakter und Benehmen die Achtung und Kiebe feiner Umgebung, ſodaß ihn, den ge: 
borenen Ausländer, die pommernſchen Landftänve zum Landrath der Provinz ernannten. Scihf 
der große König bezeugte ihn, der dem Lande einige Dienfte geleiftet hatte, wieberholt münplid 
und in Briefen und dur Geldgeſchenke feine Achtung und, wie es fcheint, die Abſicht, bad Ber: 
gangene zu vergüten. Nur erlaubte eine falfche Vorftellung von ver königlichen Würde nicht, 
diefes auf die auch nur den Schein eines Königlichen Irrthums oder Unrechto eingeftehenne Weiie, 
nämlich durch eine paflende Wiederanftellung, zu thun. Die letztere war erft möglich nad 
Friedrich's Tode. Doc hielt zuerſt gutmüthiges Nachgeben gegen die pringenden Bitten feiner 
Gattin B. ab, Schritte zur Erfüllung feiner Wünfche zu verfolgen. Ginft aber, bei einer Heer⸗ 
ſchau in Bonimern, bemerkte Friedrich Wilhelm II. mit Wohlgefallen einen Mann, der durd 
feine männlide Schönheit und als kühner treffliher Reiter unter den Zuſchauern ſich auszeid⸗ 
nete. Mit ven Worten: „Der könnte und Allen wad zu rathen aufgeben”, wandte ih tz 
König zu feinen Bavalerieoffizieren und erfundigte fih. Ed war B. Der König, diesmal beñ̃et 
als fein großer Vorfahr den rechten Mann erfennend, trug ihm hulbvoll den erfehnten Rüdtrin 
in die Armee an. „Ja, mit Breuden, wenn fein Recht ihm würde”, war B.'s Antwort. Und 
ed warb ihm. Er erhielt 1787, jeinem ausdrücklichen Wunſche gemäß, gerade in fein altes Re- 
giment den Wiedereintritt und bie Majorsftelle vor demſelben v. Jägerfeld, dem er einft nad: 
gefegt wurde; und fein Patent wurde zurückdatirt auf 1779, eine Zeit, wo der König, der es 
unterzeichnete, gar noch nicht regierte. — 

An der Spige deſſelben rothen Huſarenregiments, v. Golz, kämpfte 1795 und 1794 B 
in den Feldzügen am Rhein, zuerſt als Oberſt, bald, zur Belohnung feiner Verdienſte, a2 
Generalmajor und als Inhaber des Regiments und mit dem Rothen Adlerorden geſchmückt 
In den Kämpfen von Ciſſoin, Luxemburg, Kaiſerslautern, Morſchheim, Weidenthal, Edes: 
heim, am Malzberg und bei Moorlautern zeigten ſich B.'s kühner Geiſt und feine Freude am 
Kampfe, ver ſchnelle Blick und Entſchluß in jeder Lage, die von Tollkühnheit entfernten ver: 
fihtigen Anftalten wie die Energie der Ausführung, endlich die begeifterte Liebe und Kolgiam- 
keit, welche des Anführers Vorangehen in jeder Gefahr und Mühjfeligkeit und das gutmütbige 


treuberzige Wohlwollen feinen Kriegern einflößten. Man nannte ihn ven neuen Zietben, le roi | 


rouge bei den Franzoſen (nad der rothen Hufarenuniform). Beinahe 4000 Gefangene, par: 
unter 150 Offiziere und ein Oenerallieutenant, einige Tauſend Pferde, 11 Kanonen und 5 Fab— 


. 
| 


nen hatte unter feiner Führung fein Negiment gewonnen, nie, mit Ausnahme von ſechs Mann. 


Gefangene verloren. 
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Schon glänzte B.'s Name. Doc follte er jeinen vollen Glanz vor feinem Greifenalter 
nicht erwerben, Diejed verhinderte Deutfchlands unglüdliches Schickſal, begründet durch all- 
befannte Mängel und Urſachen, durch die innen Bergältniffe und durch ihre Folgen, die Nie 
derlagen im Kriege, indbefondere ver Bafeler Briede und die Demarcationslinie, welde das in 
die Nevolutiondfriege Hineingezogene übrige Deutfhland preußiſcherſeits, ebenfo mie der: Friede 
von Campo⸗-Formio Öfterreihifcherfeits, hülflos ließen, ſodann ferner die unglüdliche Zögerung 
des bereit ausmarſchirten preußiichen Heeres 1805 und endlich die furchtbaren Greigniffe von 
1806. In der auf ven Bafeler Frieden folgenden Waffenruhe hatte ſich B. nach den Tode 
feiner erften Gattin zum zweiten male vermäßlt, und zwar mit einer [hönen Oftfriefin, einem 
Sräulein v. Colomb. Im Jahre 1804 wurde er Generallieutenant, und 180% erbielt er ven 
Auftrag Erfurt, Mühlhaufen und Münfter zu befegen. Im Jahre 1803 war er ſodann Gou⸗ 
verneur von Münfter, wo er durch fein menfchenfreundliches, zutrauliches Wefen manche Schwie⸗ 
rigfeiten unb Härten ded neuen Zuflanves der Bewohner befeitigte. Auch als Schriftfteller 
trat B. in jener Zeit auf. @r ließ 1796 fein Tagebuch feiner Feldzüge am Rhein erfcheinen, 
welches Sachkundige zu den beften Werken dieſer Art zählen, ein lebendiges Abbild feiner ritter: 
lihen Kriegsthaten, feiner liebenswürbigen Perſönlichkeit. Im Jahre 1805 fchrieb er die Schon 
dur ihren Titel und die darin ausgeſprochene Grundidee merfwürbige Schrift: „Gedanken 
über Formirung einer preußifhhen Nationalarmee”, in welcher er ſchon damals fodert, jeder 
Preuße müfle Soldat, die Dienflzeit kurz, die Behandlung beffer werden. ®) 

An dem unglüdligen Tage von Jena hatte B. in noch untergeorbneter Stellung an der 
Spige von 25 Escadrons Gavalerie und einiger reitenden Batterien, über welche nıan ihm 
erft auf dem Schlachtfelde den Befehl anvertraute, dad Seinige gethan. Sein Pferb wurde ihm 
unter dem Leibe getödtet. Als der ungeordnete Rüdzug und bie Auflöfung der Armee erfolgte, 
führte er vermittelft einer Fühnen Kriegslift 5000 Mann mitten durd die feindlichen Reiter: 
bivifionen Klein und Lafalle hindurch und zog no das weimarifche Corpo unter dem Herzog 
von Braunſchweig-Ols an fi. Er folgte nicht dem Beifpiel feine Obergenerals, des Fürften 
Hohenlohe, der die Waffen ftredte. Um einen Theil der feindlichen Heeresmadht von dem Her⸗ 
gen der Monarchie und von den wenigen dem König übrigen Truppen bis zur Ankunft der 
Ruſſen abzuziehen, warf ex fih mit feinen 15,000 Mann nad Mecklenburg; alsbald aber, durch 
Murat, Soult und Bernabotte von 80,000 Mann umzingelt, mit Berwerfung aller ihrer Ca⸗ 
pitulationdanträge, nach Lübeck. Da aber vie fehlecht befefligte Stadt, trog aller Gegenwehr 
und des unermüdlichen perjünlihen Kampfes des Anführers, felbft nod in den Straßen der . 
Stadt, von der feindlihen Übermacht erflürmt war, mußte er enplich in Radkau, einen Dorfe 
bei Lübeck, ehrenvoll capituliven. Doc verweigerte er bartnädig, vie Kapitulation zu unter: 
zeichnen, bis ihm die ungemöhnliche ausdrückliche Hinzufügung geftattet wurde, „baß er nur 
deswegen capitulice, weil er weder Munition noch Brot und Fourrage habe”. — „Ihm wurde”, 
fo berichtet Varnhagen v. Enfe über B.'s Iheilnahme an dieſem unglüdlichen Kriege (S.118), 
‚in den Aygen des Kriegerd nur Achtung und Bewunderung zu Theil. Bon allen preußifchen 
Feldherren und Truppenfcharen, bie bis dahin den Kampfplatz betreten, hatte er allein ben 
Ruhm der Waffen behauptet und in dem allgemeinen Unglück, welches ihn ſchon mitergriffen 
hatte, vorüber allen breiten Abwegen der Schande, auf ſchmalem Pfade fih zum ehrenvollen 
Ziele durchgerungen. Seinem Kreife war fein Verzagen, welches überall Schlag auf Schlag 
die Beprüfteften ergriff, Fein Unmuth und Feine Schwäche genaht. Seine Truppen hatten fid 
tapfer, ausbauernd bis zum legten Augenblick gehalten, Ein ſolches Beifpiel war in jenen Ta⸗ 
gen ber Berbunfelung und Trauer ein helles Feuerzeichen, an weldhem vie Flamme ver Hoff: 
nung und Zuverficht fi wieder entzüunden konnte. So auch mar bald der Sinn und dad Urtheil 
des Volkes vorherrſchend für B. entſchieden. Nicht in Preufien allein, au in Hamburg, wo 
das Unglüd der Nachbarſtadt tief gefühlt wurde (und wo B. die Zeit feiner Kriegsgefangen⸗ 
fhaft verlebte), und in Lübeck felbft zeigte die Menge für ihn und feine Krieger ihre Theil- 
nahme, ihren Gifer. Der Feind, hier ein unzweineutiger Zeuge, bewies ihnen feine Achtung anf 
alle Weiſe; ja er fegte fie oft in Verlegenheit durch den Vorzug, den er ihnen vor den Gefähr- 
ten einräumte, die nicht das Glück gehabt, unter B.'s Befehlen zu ſtehen.“ ine Cinladung 
von Bernabotte, mit ihm fpazieren zu fahren, lehnte B., dem das Franzoſenthum in Deutſch⸗ 





3) Noch eine dritte Schrift fchrieb Blücher: „Bemerkungen über die Iuftruction und das Ererciren 
der Cavalerie“ (1807). Ste foll theoretifch nicht viel beveuten. Blücher war Brake, 
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Iand, ſeitdem es fo offenbar ſelbſt der fremden Unterhrüdung viente und huldigte, vechaßt war, 
und in beffen Haufe auch von den Seinigen fein Sranzöiifch gehört wurde, mit der Entſchuldi⸗ 
gung ab, „er ſpreche nicht franzoͤſiſch und fei zu alt es zu lernen“. u 
° Wir brauchen bier nicht audzumalen die ganze Reihe trauriger Greigniffe, welche bie 
Schlacht von Jena eröffnete, vie faft unbegreifliche moraliſche Zerrüttung, welde fie zu Tage 
brachte, die völlig vertheidigungslofe Übergabe der Feſtungen Hameln und Nienburg, Erfun 
und Magdeburg, Spandau, Stettin und Küftrin, Glogau, DBredlau, Brieg und Schweibnig. 
den Einzug der Feinde in Berlin und ihren Empfang daſelbſt, die Zerftüdelung der preußiſchen 
Monarchie, die hoͤchſt drangvolle Lage des durch die ruſſiſche Allianz geretteten, vom Feinde 
ausgeſogenen und militäriſch beſetzten übrig gebliebenen Theiles und die Unterdrückung ren 
Deutſchland. Es follte ver Welt offenbar werben, daß zahlreiche wohldreſſirte Heere und tıef: 
liche Feftungen, daß gefüllte Schagfammern und ein äußerlich fehr ausgebildeter, wohlgeorbne: 
ter Staatsmechanismus, daß felbft, mas unendlich Höher fleht, ein vortreffliches Bürftenhaus sent 
allgemein und laut außgefprochener Liebe und Verehrung für daſſelbe, daß geiflige Bildung 
und wohlerworbener Kriegsruhm — daß Alles dieſes noch nicht genügt, um einen Staat gegen 
große, oft lange verborgene Gebrechen und in der ne HN großer Gefahr gegen den Untergang 
zu ſchützen. Es follte, größer im furchtbarften Unglüd als je im glänzenpften Glück, bajlelbe 
Preußen in ven Jahren 1807— 13 der Welt zeigen, wodurch die wahren, ungerflörbaren 
Staatskräfte wachſen, woburd felbft Feine, an materiellen Mitteln ſchwache Staaten umüber: 
windlich und flegreich werden und, jofern fie dem aufgefundenen rechten Wege treu bleiben, in 
glorreiher Entwidelung fortfchreiten fönnen. Mit rühmlicher Weisheit und eines reinen Wil⸗ 
lens ſich bewußt, fuchte vie Regierung nicht, wie die Thoren, in Andern und in Zufälligfeiten, 
fondern im Innern des Staats felbft die Ouellen fo großen öffentlihen Unglüds und in völ: 
liger Selbfterfenntniß die Bedingung der Herfiellung. Muthvoll ließ fie Wort und Schritt 
zur lauten, ojt bittern Enthüllung aller wahren und vermeintlichen Gebrechen und Fehler ver 
Behörden und der Einrichtungen, ver Verfaflung und der Verwaltung frei. Energiſch begrün: 
dete und vorbereitete fie dann durch Stein und Scharnhorft in diefen wenigen Jahren mit ven 
beihränfteften Diitteln, in der Durch den übermütbigen Feind beengteften Lage Alles, was 1813 
—15 die glorreihe Befreiung und Wiedergeburt möglich machte, Alles, was noch jegt ber 
Stolz und die Hoffnung Preußens ift, deſſen Dauer und weitere Entwidelung, nad dem Mor 
eines ber ebelften feiner Staatsmänner, dem Staate bie Bürgfchaft leiften follte, daß ihm nie: 
mals ein neued Jena gefährlich over nöthig fei. Durch die Befreiung des Bauernflandes von 
ber Unterdrückung des Feudalismus, durch die freie Städteordnung, durch die Gleichheit ter 
Öffentlihen Pflichten und Rechte und endlich durch die ausprüdliche Verheißung einer repräjen: 
tativen Provinzial= und Reichsverfaſſung (Edict vom 28. Det. 1810) wurde der Nation eine 
allgemeine freie ſtaatsbürgerliche Verfaffung vorbereitet und verbürgt. Durch die einſtweilen 
dem Weſen nad ſchon gewährte Freiheit ned Wortes und der Schrift, durch Die neue Grün: 
dung von Univerfitätd- und Schuleinrichtungen im liberalften Geifte wurde der Nation bie gei- 
flige Erhebung und Waffe gegeben. Das Zerbrechen des ſchimpflichen Stocks, der bei Sena als 
jo nichtsvermoͤgend ſich gezeigt hatte, die für alle Bürger gleiche und unablöslihe Waffenpflicht 
‚und die Landwehr endlich gaben ihr die treffliche kriegeriſche Wehrordnung. Der Grund von 
Preußens, von Deutſchlands Unglück und Schmach, Feudalismus und Verfaffungstofigkeir. 
und die Aufgabe der neuen Zeit waren alfo Elar erfannt. Licht und Net, Sreiheit und Ehre 
wurden überall ald der Preußen Loſungsworte erflärt. Und wahrlid, nicht etwa weil die vor: 
züglichſten Wieverherfteller der Größe Preußens, Stein, Scharnhorft und B. ebenjo wu 
Hardenberg zufällig in andern veutfchen Rändern geboren waren, fondern weil man tief erfann: 
hatte, daß für Preußen nur durch deutſche Cultur und Freiheit, durch das Vorangehen in ihnen 
und in freier inniger Verbindung mit Deutſchland, Sicherheit und Gedeihen fei, huldigte man 
in Wort und Werk auch diefer Idee. Mit folhen Waffen Eonnten bie Regierung und ein Bunt 
begeifterter Baterlandsfreunde, der Tugendbund, durch allgemeine Verbreitung einer moralı 
[hen Erhebung der Nation unter den Augen des argwöhnifchen, die Landesfeften beiigenzer 
Feindes die Befreiung des Baterlandes vorbereiten. 

B. war bald nad) feiner Gefangennehmung, feinen dringenden Bitten gemäß, gegen ver 
von Schill gefangenen Marſchall Victor ausgewechſelt, von dem König mit dem Schwarza 
Adlerorden belohnt und zu einer fühnen Unternehmung nad) Pommern entfendet worden. Be: 
Friede zu Tilfit Hindertefle. In der Umgebung des Königs, arbeitend imKriegsvepartement, banz 
Beneralgounerneur von Pommern, ftet3 auf gleiche Weiſe flimmte B. ein in die Richtung veb 
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neuen Preußen, fuchte ex Vertrauen und Muth und Priegerifche Tüchtigkeit zu verbreiten. Ihm 
wurde daher ebenfo wie Stein die Ehre, von dem übermüthigen Sieger ald einer der Männer 
bezeichnet zu werden, die, weil er fie fürchtete, Die preußiihe Regierung außer Dienft ſetzen 
mußte. B., der fhon, bald nachdem, nicht feiner Neigung gemäß, der Bafeler Friede geſchlofſen 
war, immer aufs neue durch Briefe an ven König und durch mündliches Wort zum Kriege gegen 
den Unterdrücker Deutfchlands getrieben, trieb jegt aufs neue und lebhafter, ſobald die erſte 
Möglichkeit vazu fam. Schon 1808, wo er kränklich war, antwortete ihm Scharnhorft auf 
jolde neue Mahnungen und Vorſchläge: „Ihr Brief hat mir unbeichreibliche Freude gemacht. 
Ich jehe ed, was Alle fagten, Ihr Geiſt hat nicht gelitten. Sie jind unfer Anführer, unfer Gelb, 
und müßten Sie auf einer Sänfte und vorangetragen werben. Nur mit Ihnen ift Entſchloſſen⸗ 
heit und Glück.“ Als Schill 1809 feine kühne Uinternehmung begann, hatte B., auf ihre Bil: 
ligung hoffend, bereits Eriegerifche Vorbereitungen gemacht, mußte fie aber, dem föniglichen 
Befehl gemäß, einftellen. 

Don Jahr zu Jahr war unierbeflen Napoleon’$ Übermacht gewachſen. Doch hatte er 
noch immer durch die unter ihm überall und auch in dem Rheiniſchen Bunde nach dem Beiſpiele 
Frankreichs bewirkte wohlthätige Zerſtoͤrung des Feudalismus und die Einführung der Gleich⸗ 
heit Öffentlicher Pflichten und Rechte, ſowie durch die ſcheinbar freien ſtändiſchen Verfaſſungen, 
bie er in Frankreich beftehen ließ, in allen von ihm geftifteten Staaten, In bem Königreich 
Weſtfalen, in den Großherzogthümern Berg und Frankfurt, in Holland wie in Bolen, ja ſelbſt 


in Spanien und Italien einführte, eine fehr große Zahl felbft ver evelften Männer — ich nenne 


nur Johannes Müller — getäufcht und dadurch vorzüglich eine große Kraft für fi) gewonnen. 
Mer dieſes überjieht, fann die damalige Zeit nicht verftehen. Auch das Schreiben an den Für: 
ften Primas, wodurch Napoleon feierlich proteftirt, daß man etwaige Willkür der Mheinbundes 
fürften ihm zufchreibe *), feine forgfältige Schonung ber deutfchen Unterrichtsanflalten, nament⸗ 
lid) der akademiſchen Lehrfreiheit, und Anderes beweifen veutlich, daß er ven Glauben: Freihelt 
und Fortſchritt feien auf feiner Seite, zu würdigen wußte. Doch bei jeder Zunahme ver Macht 
zerftörte fein beöpotifcher Übermuth immer mehr diefe Täufchungen, und das durch ‚feine Frei⸗ 
heit allein unbefiegbare Großbritannien rüftete zur Rettung Europas immer neue Kämpfer. 
Da erſchütterten endlich die ungewöhnlich frühe Winterfälte, der Brand von Moskau und vor 
allen die jo Höchft unpolitifche Taufchung der gerechten Erwartungen der Polen auf aldbaldige 
Mieverherftellung ihrer Freiheit, welche ihm fihern Rückzug und neue Hülfsquellen geboten 
hätte, feine Macht, und ver General Dorf gab mit fühner Seele dad Signal zum allgemeinen 
Befreiungsftieg. 

Er begann. Aber es ift nöthig, um die Geſchichte gegen Verfälſchungen zu vertheidigen 
und um B.'s Wirken zu verſtehen, ſich deutlich zu erinnern, wie er begann. Zum erſten male 
ſeit der Franzoͤſfiſchen Revolution eröffneten die ein Vierteljahrhundert hindurch immer und 
immer beflegten Regierungen den Kampf mit bem Lofungswort nicht blos der Sicherung ber 
Thronrechte und der äußern, ſondern auch der innern flaatöbürgerlichen Freiheit. Herüber von 
ver bisher unbefiegbaren feindlichen Macht und auf ihre Seite beſchwuren jte jegt die moralifche 
Kraft der großen Idee der Zeit, die Kraft der Freiheit und der Öffentlihen Meinung ſieges⸗ 
fräftiged Panier. Die verbündeten Monarchen eröffneten ven Krieg durch die gemeinſchaftliche 
feierliche Proclamation von Kaliſch vom 25. März 1815. Darin erklären fie: „Daß fie, dem 
Wunſche ded deutſchen Volks begegnend, jeden Deutſchen auffodern, fi anzufchliegen und zu 
fämpfen mit Herz und Sinn, mit Gut und Blut, mit Leib und Leben für die Rückkehr ver Frei⸗ 
heit und Unabhängigkeit Deutfhlands und für die Wiederkehr eines ehrwürdigen Reiches in 
zeitgemäßer Geftaltung, welches allein den Fürſten und Völkern Deutſchlands anheimgeftellt 
bleibe und in feinen Grundzügen und Umriſſen möglihft aus dem ureigenen Gelfte des deutſchen 
Volks hervorgehen jolle, vamit Deutfchland verjüngt und lebendfräftig und in Einheit gehal: 
ten unter Europas Völkern daſtehe.“ — „Für diefen Zweck“, fo erflären ſie, fo erklärt nament- 
Lich auch Fürſt Metternich noch zwiſchen dem erften und zweiten Kriege auf dem Wiener Eon: 
greß, „für diefen Zweck haben die Völker die Waffen ergriffen, und alle Staaten, welche ver 
großen Allianz fich anfchloffen, erklärten fih ſchon durch ihren Beitritt für denſelben Zweck.“ 9) 
Diefer Zweck wird ebenfo oft wiederholt, von allen Regierungen einftimmig auch bezeichnet, 
„als eine der Öffentlichen Meinung, dem Zeitgeift und ber Erwartung der Zeitgenoſſen, als ven 


— — — 


4) Winkopp, „Rheiniſche Bundesacte“, S. 109. 
5) Klüber’s ‚‚Acten des Wiener Gongreffes“, Heft I, ©. 61 u. 104. 
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allgemeinen Wuͤnſchen und gerechten Anſprüchen ver deutſchen Nation entſprechende nothwen⸗ 
dige Feſtſetzung und Sicherſtellung der ſtaatsbürgerlichen Rechte und ſtändiſcher Verfaſſungen, 
mindeſtens mit den Rechten der Preßfreiheit, der Steuerbewilligung, der Zuſtimmung zu den 
Landesgeſetzen und der Verantwortlichkeit ver Staatsdiener““. Und als 1815 der neue, gefähr⸗ 
liche Krieg drohte, da nahm man fihnell auf dem Wiener Gongreß die über den Länberftreit 
faft vergeflene deutſche Verfaflungsfache wieder vor. Da erklärten alle Regierungen ebenjo 
einflimmig: „Daß unter den dringenden Umſtänden der gegenwärtigen Lage der Dinge durd 
neue Zuficherung diefer Rechte in der wenn aud noch unvollftändigen Bundesarte, die Völker, 
um mit Vertrauen und Muth, mit Kraft und Freudigkeit den neuen Kampf zu beginnen, übe 
dieſe Rechte beruhigt werden, baß fie zur Überzeugung gelangen müßten, daß bie bereitd dar: 
gebrachten Opfer fowie die neuen Anftrengungen für ihre theuerften Intereflen, für ihre un: 
veriährbaren Mechte geleiftet und erbeifcht würden.” %) Mehre Regierungen ertbheilten jegt 
ebenfall8 unmittelbar vor Eröffnung des neuen, ſchweren Krieges ihren Völkern noch befonbere 
ähnliche Zufiherungen, DVerfprehungen wahrer, zeitgemäßer Eonftitutionen oder Repräjen: 
tativverfaffungen, jo 3. B. die Könige von Baiern und von Würteniberg, der Großherzog von 
Baden. So aud) der König von Preußen (deſſen Bevollmädtigte in ihren fünf Entwürfen zur 
Bundedverfaffung ſtets jene obigen Rechte als weſentlich erklärten) in der neuen Zufage einer 
reichoſtändiſchen repräfentativen Verfaſſung durch das koͤnigliche Edict vom 22. Mai 1815, 
und durch Die Befigergreifungspatente der alten und neuen Provinzen.) Wohl aljo Eonnten 
fpäter am deutfchen Bundestage die Gefandten fi in Beziehung „auf eine allgemeine, bald⸗ 
möglihfte Begründung ſtändiſcher Verfaſſung, die an ſich ſchon ven Rechten gemäß fei”, auf 
diefe feierlihen Grundverträge der Regierungen mit der Nation und den Bürgern, „auf die 
Zufagen, welche ven Völkern während des Freiheitskrieges laut und öffentlich gemadgt wurden“, 
berufen und erflären, „daß Deutſchland nur darum mit dem Blute der Völker befreit und vie 
Länder ihren rechtmäßigen Regenten zurüdgegeben worden, damit überall ein rechtlicher Zu: 
fland an die Stelle der Willkür treten möge‘. 9) 

Uberall wurde dabei vie Öffentlihe Meinung als Leitftern für die Regierungen feierlih an: 
erkannt und an die Spige geftellt.?) B. aber, ver Feldherr der Verbündeten, erließ ben 
23. März 1813, bei vem Borrüden ihrer Heere in Deutfchland, eine Proclamation zunächſt 
an die Sachen, „feine deutſchen Mitbürger’ over feine deutſchen Brüder, mit welchen er gemein: 
Thaftlih für Vaterland und Kreiheit Fämpfte‘. (Siehe feinen Aufruf an das Heer vom 
24. April.) In diefer Proclamation nun wird Preßfreiheit verheißen und deren Unterdrückung 
als ein Hauptgrund ver jegt vom Volfe verlangten Erhebung gegen die Napoleoniſche Sklaverei 
"und ven Rheinbund erklärt. Mit dem Einrücken in Sachen wird fogleich auch die Verheißung 
verwirklicht. 19%) In der That wurde faft überall, wohin fi die Herrihaft der verbündeten 
Armeen erftredte, Wort und Schrift frei. Dem Herausgeber des fo hoͤchſt liberalen, Rheiniſchen 
Mercur“, den auh B. für einen mächtigen Alliirten der verbündeten Heere erflärte, fagte er 
noch fpäter zu Ende des Jahres 1815 nad) dem zweiten Barifer Frieden: „Schreiben Sie nat 
immer zu, gegen wen es auch ſei; ich nehme Alles auf mich. Wenn es nur wahr iſt, fo mögen 
Sie Alles drucken laſſen. Aber, das fage ih Ihnen, wahr muß e8 fein. 11) 

Schon vor dem Befreiungdfriege hatten aber auch die Schriftfteller, welche für pie zufünf: 
tige Befreiung Deutſchlands zu wirken fuchten, und von welchen in Kriege nicht wenige in be: 
deutender öffentliher Wirkſamkeit auftraten, ftet3 auch für freie Verfaflung als einen Haupt: 
theil und eine Grundbedingung der Befreiung geſprochen. Selbft Herr v. Geng in Berlir 


6) Klüber, a. a. O., I, S. 34, 45, 57, 65, 68, 72; Il, 104, 125, 131, 134; IV, 43, 44, 48. 3 
51,104; V, 1, 3, 18, 55, 107, 196, 195, 298; VI, 206; VII, 298, 359, 378; VII, 33, 424, 423 
432, 512, 523, 524, 529, 532, 547, 551, 565. ©. auch dieſe urfundlichen Erflärungen von dem erür 
und zweiten Befreiungsfriege in K. Welcker's „Bervollfommnung ber organiichen Entwickelung de 
Deutichen Bundes“ (Karlsruhe 1831), S. 15—40. Die Beweite, dag man überall an wahre zer 
gemäße Repräfentativverfafiung dachte, f. insbefondere ©. 39 fg. 

7) ©. die zulegt citirte Schrift, S. 39 fg. 

8) „Protokolle der beutichen Bundesverfammlung‘‘, I, S. 14 ig., ©. 30, 50, 51, 54, 130, 14 
194, und die vielen Stellen, welche die Schrift in der vorlegten Note, &. 32 fg., anführt. 

9) ©. die vorigen Roten und öflerreichifchen und preußifchen Kriegsmanifefle, nach welchen ð 
Gefinnungen bes deutfchen Volks den Krieg erklärten und den Befchlüffen der Regierungen verz= 
eilten. Schmid's Zeitfchrift „Der Deutfche Bund‘‘, I, S, 40, 51, 61. 

10) Barnhagen, S. 156, 159. 

11) Barnhagen,- ©. 558. 
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hatte in feiner „Berliner Monatsjärift (z. B. Bd. U, S. 276 fg.) wit Begeifterung foger auf: 
bie norgamerifaniiche Freiheit „und ihre beifpiellojen glüdlicden Folgen «ld Pflanzſchnle von 
Weisheit und Kraft für unfern alternden Erdtheil“ Hingewiefen, nie „hochſtmoͤgliche bürgerliche 
Sreiheit als den legten Zweck, als das Ideal jeder politifchen Verbindung“ erflärt und „die 
Zerftörung der durchaus verderblichen mittelalterlicden und feudaliſtiſchen Verhältnifſſe als bie 
hoͤchſte Wohlthat, ald die wefentliche Aufgabe ver Zeit” gepriefen. Herr v. Geng erklärte in 
biejen Ausführungen auf eine für die hiſtoriſche Auffaſſung jener Zeitverhältnifie ebenfo be⸗ 
zeichnende Weiſe insbeſondere auch die von ihm ſchon in der berühmten Zufärift an Se. Majes 
flat den König von Breußen fo energifch gefoderte Preßfreiheit „als unzerſtörbares Recht ges 
fitteter Völker, ihre Beeinträchtigung nicht bloß als muthlos und als politifch verderblich, ſon⸗ 
dern als die ſchwerſte Rechtskränkung, ald Belelvigung ver Menichbeit, ja als abſichtliches 
Hinderniß menſchlicher Vervolllommnung, als frevelhaftea und zugleich fruchtloſes Beſtreben, 
als ein Beftreben, welches zulegt unvermeidlich ven Haß derer, gegen bie e8 gerichtet If, und 
ihre Neigung, Gewalt mit Gewalt zu vertreiben, erwecken müſſe“ (ſ. 296, 312, 318). Und 
Friedrich v. Schlegel Hatte in feinen Öffentlih zu Wien vor zahlreichem Bublicum gehaltenen 
Vorträgen über die deutſche Geſchichte überall die freie Verfaſſung ald die Grundlage der Größe 
der Staaten, ihre Zerflörung ald Grund ihres Unglüds nachgewieſen und eine Staatöform 
ohne freie ftändifche Berfaffung geradezu eine Unform genannt. Gleiche Grundideen ſprachen 
vollends jegt die wahrhaft zahllofen Flugſchriften und vie vielen in ganz Deutſchland begierig 
gelefenen liberalen Tageblätter und Zeitfchriften aus, welche, veranlaßt, ermuntert, belobt yon 
den Bürften, ihren Miniftern und Feldherren, oder ohne dieſes, als freiwilliges Gontingent zur 
großen heiligen Nationalſache und zur Berflärkung ber Öffentlichen Meinung von einzelnen 
Schriftſtellern ausgingen. Wir erinnern beifpieläweife an den „PBreußifchen Correſpondenten“, 
von Geh. Staatsrath Niebuhr redigirt, an die allgemein gelefenen „Deutfdjen Blätter” , auf 
höhere Beranlaffung und unter der Mitwirkung der geadhtetften Stantdmänner zuerft in Leip⸗ 
jig, dann in Freiburg (Hier von K. v. Rotteck) herausgegeben, an ven „Rheinifchen Mercur“ 
von Görres, die „Nemefls” von Luden, an die Schriften von Jahn, Arndt, Kohlrauſch und fo 
viele andere. Die Foderungen ver Freiheit, von Tacitus an in Deutſchland nie verſtummt, ver: 
ſtärkt durch die Reformation, durch die Begeifterung für die erften Ideen ver Franzöſiſchen Re⸗ 
volution, dann durd die Bewunderung der englifchen Verfaſſung, welche Großbritannien un: 
befiegt erhielt und Curopa rettete, wurden jet aufs neue wieber in ver ganzen Nation vernom- 
nen. So allgemein hatte vie Idee verfallungsmäßiger Freiheit in Europa gefiegt, daß ſelbſt 
Spanien, weldes jegt nacht England am meiften Allen ald Borbild galt, vor allem fie in 
feinen Befreiungsfauıpf Hergeftellt hatte, und daß die Monarden unmittelbar nach dem Siege 
ihre Wiederherſtellung ſelbſt für die beflegten Franzoſen und Polen begründeten und ſchütz⸗ 
ten. Ja es befanden fi während des Freiheltöfrieged Schriftfteller und Freiheitsredner in den 
großen Hanptquartieren angejtellt, jo Arndt in dem der Hauptarmee, Auguft Wilhelm Schlegel 
in dem der Nordarmee, Steffens in der Armee von B. Der Berfaffer diefed Artifeld mar Zeuge, 
daß B. felbft mit feinem ganzen Generalftabe ven Freiheitöreden, welche Steffens in Gießen 
Cipäter in Marburg, überhaupt in den Ungebungen des Hauptquartierd) an die Bewohner; 
bie Beamten, die Profefloren, vie ſtndirende Jugend bielt, durch perfönliche Gegenwart höheres 
Gewicht gab. 

So wurde alfo wirklih auf jede denkbare Weife vie allgemeine Begeifterung und das Ver: 
trauen auf die verheißene wahre innere wie äußere Freiheit genährt. Es wurden durch dieſe 
Begeifterung Männer und Frauen und bie freien Vereine derfelben, eö wurde das Voll umd 
die Gebildeten, welche ald Freiwillige ihre höhere, begeifterte Stimmung den Heeren mittheilten, 
zu Opfern jever Art beſtimmt. Es wurde durch Landwehr, Landſturm und Freiſcharen das 
Volk bewaffnet und trotz aller frühern Leiſtungen und Opfer, ohne Mühe für die Regierungen, 
in kürzeſter Friſt die größten Kriegerſcharen, welche deutſche Länder jemals aufſtellten, zufam- 
mengebracht und ihre treffliche Ausrüftung bewirkt. Nur fo, durch jened Vertrauen, durch dieſe 
Begeiflerung, nur duch ſolchen wahren Volkskrieg wurde ber biäher unüberwinbliche, noch 
immer an Mitteln überreiche Feind beflegt. B. aber wurde der Held des beutihen Volko⸗ 
krieges. 

Der tiefe, richtige Blick von Scharnhorſt, der 1806 unter ihm diente, hatte den einundſtebzig⸗ 
jährigen Greis dazu auserſehen, entgegenſtehende Zweifel befeitigt und ſich ihm als General⸗ 
quartiermeiſter beigeſellt, in welcher Stelle, nach Scharnhorfl’ 8 Falle bei Lügen, Gneiſenau folgte. 
B. und das vereinigte ruffifchepreußifche Heer fämpften ruhmvoll gegen Napolson bei Lühen 
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(2. Mai) mit 80,060 gegen 120,000, und bei Baugen (20.— 231. Rat) mit 90,000 gegen 
740,000 Dann. Der Kaifer Alexander lohnte B. nad der Schlacht von Lügen mit dem Geor⸗ 
genorden und mit ber Erklärung: „Die von Ihnen an dieſem ſchoͤnen Tage geleifteten Dienfte, 
Ihr Eifer und glänzende Art, ſich jederzeit da zu befinben, wo die Gefahr am größten if, Ihre 
Beharrlichkeit, das Feld ver Ehre ſelbſt vermundet nicht zu verlaflen, mit einem Wort, Ihr gan: 
325 Benehmen hat mid mit Bewunderung und Dankbarkeit erfüllt.‘ Im beiden Schlachten 
hatte man kein Gefhlik verloren, ebenſo wenig als Gefangene, ja bei Zügen Geihü genommen 
und das Schlachtfeld behauptet, und Napoleon erkannte mit Schrecken den neuen Geiſt Im dem 
Heere. Dennoch mußte man zurüdgeben. B. hatte nem guten Bernehmen ber verbündeten Heere 
mit Selbftentfagung das große Opfer gebracht, ven Oberbefehl dem ruſſiſchen Feldherrn, Gra⸗ 
fen Wittgenftein, zu überlaffen. Nun Half fein VBorwärtöbrängen und das flegreihe Behaup⸗ 
ten feiner Stellung nit. Säumnifle und Misgriffe konnte er nicht verhindern. Einen Augen: 
blick eines interimiftifchen Oberbefehls während des Rückzugs nach Schlefien benutzte er jo: 
gleih, um ven Feldzug vor dem großen Waffenſtillſtande (von 4. Zunt bis 17. Aug.) mit dem 
glänzenden flegreihen Meitergefecht bei Heinau (26. Mai) ruhmvoll zu befchließen. Doch eine 
angeblih hoͤchſt wichtige Meldung inmitten des Yinternehmens, welches ruffifcherfeits nicht 
.gern gejehen wurde, fehlen e8 vereiteln zu wollen. Gie berichtete ihm und feiner Umgebung 
Höchft bedenklich, man müffe ven Rückzug befchleunigen, bereit ftehe Napoleon B. im Rüden. 
B., nicht ver Mann, das begonnene Unternehmen durch Zweifel fi) verberben zu laflen, und 
ſtets bedacht, auch die flörenden Beforgniffe feiner Umgebung ſchnell und Eräftig niederzuſchla⸗ 
gen, antwortete hoͤchſt unmillig in feiner derben Soldatenſprache: „Steht er mir im Rüden, 
nun, fo iſt mir e8 recht angenehm, da kann er mich ja geradewegs — — — Borwärts, Kinder!” 
Und ſchnell war ver Sieg entfhleven. Mit einem Verluſt von nur 80 Todten und Verwunde⸗ 
ten waren über 1500 Feinde niebergehauen, 400 Gefangene und 11 Kanonen genommen, bie 
Stimmung der Seinen gehoben und dem verberblihen Nachdringen des Feindes ein Ente 
gemakht. 

Auch nad dem Waffenftilifianve, ja während bes ganzen Feldzugs, waren B.'s Berhält: 
niffe fhwierig und ungünftig genug. Napoleon war der allgemaltige, von ji allein abhän⸗ 
gige Gebieter feines großen, ihm unbebingt geborfamen Heeres und aller feiner Unterfeldherren. 
So niht B. Sein Heer war zufammengelegt aus Ruſſen und Preußen, und feine Unterbefehls 
haber, Zangeron, Saden, Dort, hatten zum Theil ſchon felhft das oberſte Commando geführt. 
Dazu nun neben Ihn und feiner nicht fehr großen fogenannten fchlefifchen Armee rechts in der 
Mark die weit flärfere Norparmee unter Bernadotte oder dem Kronprinzen von Schweben, un 
Iints in Böhmen die nod) größere Hauptarmee mit den Oberbefehl über alle Heere unter 
Schwarzenberg und den Monarchen. Verderbliche Störungen vurd- Giferfucht und Misver⸗ 
ftännniffe ſchienen da unvermeidlich. Langeron und Mork bereiteten ihm wiederholt Die größten 
Schwierigkeiten und Gefahren. Gleicher Eifer, gleiche Treue, felbftentiagenne Unterflugung, 
wie 3. ſie ſtets Ieiftete, begegneten ihm faft niemals. Ja in einer Zufammenfunft der Dionar: 
hen und Bernadotte's in Trachenderg (9. Juli) Hatte man obne fein Wiffen beichloffen, fein 
Heer folle für fi allein gar nicht fhlagen, fondern nur zur jeweiligen Unterſtützung der beinen 
andern Heere bereit bleiben. Und viejes war fogar feinem Unterbefehlähaber Langeron zur 
Nachachtung mitgetbeilt. Als er ed endlich von Barclay de Tolly (11. Aug.) felbft erfuhr, ts 
mußte man freilich auf feine Erklaͤrung: „daß er licher das Commando niederlege“, wenigiten! 
mündlich die Sache zurüdnehmen. Diefed aber erfuhr Langeron nicht, und diefer vereitelte ibm 
nun duch eigenmädtiged Zurückgehen feine beichloflenen Schlachten und ſelbſt noch in re 
Schlacht an ver Katzbach einen Theil feines Planes. Doch begeiftert und aufopfernd für die grop 
Sache, hoͤchſt flug und zugleich ſtets ohne Eiferfucht und gutmüthtig nachgebend, unerfhüttertid 
feft aber, wo es galt, beflegte er alle Schwierigkeiten. 

.Nach dem Waffenftiliftande zog Napoleon von Dresden aus zuerfl gegen B., um mit guoper 
Ubermadt fein Heer zu vernichten (20. Aug.). Aber B. zwang ihn durch kluges Ausmweice: 
und gute Stellungen, zurüdgugehen. Alobald aber drang nun B. felbft gegen Marbonalo un 
deſſen drei Armeecorps vor, und bie glänzende Schlacht an ver Katzbach am 26. Aug., bemielker 
Tage, wo die große Hauptarmee vor Dresden unglücklich focht, diefer erfte große Sieg gab da 
Signal zu ven bald folgenden Siegen. Glänzend hatte fi B.'s ſchneller Entſchluß, feine per 
ſoͤnliche Sicherheit, fein feuriges Vorwärtsſtreben bewährt. Der anfängliche Plan, die Schla: 
auf dem linfen Ufer ver Katzbach zu ſchlagen, wozu bereitd die Anftalten getroffen waren, win 
buch zuvorkommendes Übergehen des Feindes auf das rechte Ufer vereitelt. Schnell iſt ver neu 
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Plan gefaßt und die Anordnung per Armer verändert. Die Unruhe der Geinigen aber befeitigt 
B., indem er fie glauben läßt, Altes gehe nad Wunj und Berechnung, durch die 2Borte: „Run 
haben wir genug Feinde vorübergelaffen: jeßt vorwärts, Kinder, drauf lo8!' Als es ſich auf 
einen Punkte zum Schlinmten zu wenden ſcheint, ift er mit ben Worten ba: „Ich werde ſie gleich 
'mal anders fallen, laßt mich nur erſt unter fie foımmen“, ſowie es auch ſtets feine Freude war, 
ſelbſt an der Spitze einer Reiterſchar zu fehten. Siegreich geht es voran. Lind bald ruft es Ihm 
von allen Seiten, wo er fi naht, den Eifer zu befeuern und Vorwärts, Vorwärts zu treiben, 
froͤhlich entgegen: „Aber hör’, Bater B., heute geht e8 gut! Und zwei Adler, 20,000 Ge⸗ 
fangene, 105 Kanonen, 300 Bulvermagen waren erbeutet. Mit einem eigenen Verluft von 
nur 1000 Mann hatte er dem Feinde einen Berluft von 30,000 Mann beigebracht. Faſt nur 
mit dem Bayonnet und dem Gewehrkolben hatten bie tapfern Landwehrmänner gefämpft. Bon 
Knielingswalde aus rief er jeinem Heere zu: „Schlefien iſt vom Feinde befreit, laffet und dem 
Herrn der Heerfcharen, durch deſſen Hülfe ihr den Beind nienergeworfen, einen Lobgefang fingen 
und für den und verliehenen herrlichen Sieg danken.” 
Bald erfolgten jet auch die Siege der beiden andern Armeen bei Kulm und bei Dennetvig. 
B., ſchnell durch die Lauſitz voraneilend, firebt das ganze Heer der Verbündeten zum Borgeben 
über die Elbe zu beflimmen und fo den Feind auß feinem herrlichen Standort Dreöven heraus: 
zuzwingen, beilen Trefflichkeit auch Friedrich erfannt hatte und von wo jegt der Kaifer mit 
Übermadt bald auf dieſes, bald auf jenes ver einzelnen Heere vernichtend ſich zu werfen fuchte. 
B. war der ſchoͤne Name „Vorwärts“ geworden, ein Name, bald Bolt und Heer durchdringend 
und verbinvend, von- fiegreicher Kraft. Doch die Zögerungen ber andern Heerführer fann das 
bloße Wort nicht beflegen. Da beichließt er durch fein eigenes Vorangehen fie nachzuziehen. 
Die abermals verſuchten Angriffe des Kaiſers (A. und 22. Sept.) hatte er durch Fluges Aus⸗ 
weichen und fefte Stellungen vereitelt. Vom Kronpringen von Schweden hatte er endlich die 
Zufage, daß er mit ihm (am 3.) die Elbe überfchreiten wolle. Aber dad Wort bleibt unerfüllt, 
und durch die Säumniß des Nordheeres fleht B. allein aller Macht des Feindes auf der andern 
Seite des Fluſſes entgegen, ſodaß B.'s linterfeloherren zweifeln und abrathen. Dennod aber 
wagt B. bei Wartenburg (3. Det.) den Fühnen, heldenmüthig durchgeführten flegreichen über⸗ 
gang. So zieht er den Kronprinzen ſich nach und mit dem franzoͤſiſchen Kaiſer, der ihnen folgen 
muß, endlich auch die zögernde Hauptarmee. Zwar den Kronprinzen kann er kaum abhalten, 
einer feindlichen Kriegsliſt folgend, wieder über die Elbe zurüdzugeben. Ja dieſer verfucht, je⸗ 
doch vergeblich, vermöge einer angeblihen Oberbefehlshabergewalt, ihn nachzuziehen. Auch 
vermag B., der jene Kriegsliſt richtig beurtheilt hatte, als der Kronprinz ſein Vorhaben endlich 
gezwungen aufgab, den allzu Vorſichtigen durch keine Nachgiebigkeit, durch fein williges liber- 
nehmen der ſchwerſten, undankbarſten Stellung bei dem Entſchluſſe einer gemeinfhaftlihen 
Schlacht feftzuhalten. Selbft die endlich auf foldhe Bedingungen für ven 11. Oct. zugefagte 
Hülfe bleibt abermald aus. Dem jegt aus dem großen Hauptquartier eintreffenven Befehl, von 
der Saale wieder zur Elbe zurüdzugeben, febt B. dennoch glüdlidhen Widerſpruch entgegen. 
Er nöthigt vielmehr auf diefe Weife das Hauptheer nun felbft zur Nachfolge und führt ben 
Kampf feiner erſten glorreichen Entſcheidung bei Leipzig entgegen. Den 16. Oct. beginnen die 
Verbündeten, in weitem Kreiſe Leipzig und das franzoͤſiſche Heer umgebend, den Angriff. Bei 
Wachau und Lindenau hatte dad tapfer kämpfende Hauptheer gelitten, und die Siegesgloden in 
Leipzig ertönten für Napoleon. Da macht B.'s glänzender Sieg bei Mödern, den er bei neuer 
Unthätigkeit ded Kronprinzen allein gewonnen, jle gänzlich verflummen, und ber Sieg des 
48. Oct. ift vorbereitet... Die Waffenruhe aın 17. unterbricht nur er, indem er den Herzog von 
Padua ſchlägt und nach Leipzig treibt. Am 18., am Tage des allgemeinften, ruhmwüͤrdigſten 
Kampfes, überläpt B. mit abermaliger großer Selbftverleugnung dem Kronprinzen die beflere 
Stellung, ja, um ihm nun jeden Vorwand zu entziehen, bewilligt er die höchſt unbillige Fo⸗ 
derung, von feiner fo ſehr geihmwächten Armee ihm 30,000 Mann zu überlafien. Doch will er 
fie, um jie nicht zu verlafien, unter dem Kronprinzen felbft commandiren. Als nad vergeb: 
lichem Widerſpruch der Kronprinz Die Barthe nur in weitem Umwege über die Brüde bei Taucha 
paſſiren will, wobei die ganze Armee unmögli hätte zur Schlacht kommen können, tft er mit 
feinen 30,000 Mann fchnell bei Modau durch das Waſſer am jenfeitigen Ufer und läßt dem 
Kronprinzen jagen: „er fei über.” So iſt er auch Hier voran und längft in flegreicher Arbeit, 
als die Schweden anlangen. Seine Kühnheit, Zuverfidg und entichloffene That belebt, reißt 
Ale mit ſich fort. Auch am 19. Det. iſt feine Armee bie erfte, die ſtürmend in Leipzig einbringt. 
Auf dem Marktplage umarmit ihn der Kaifer Alexander mit ven Werten: „Retter von Deutſch⸗ 
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land!” und führt ihn Dem gerührten Dante feines Königs entgegen. „Durch Ihre Siege“, er: 
Härte ibm diefer, „mehren Sie Ihre Bervienfte un das Vaterland fhneller, daß ich mit den 
Beweifen meiner Dankbarkeit kaum folgen kann.“ Gr ernannte ihn zum Feldmarſchall, ver 
Kaifer von Ofterreich zum Großkreuz des Maria-Therefla-Orbens. Alerander, der feinen Or: 
ben mehr für ihn Hatte, ſchmückt ihn mit reichem Chrendegen. Nach ver Schlacht it B.s Armee 
in ver Verfolgung des Feindes voran und erbeutet.neue Trophäen, beſonders bei Kreiburg an 
der Nuſtrut. Da Wrede mit der bairiſch-öſterreichiſchen Armee dem fliehenden Feinde auf ver 
Straße nach Mainz ſich entgegenftellt, fo eilt ihm B. von Fulda aus, um ihm die Straße nad) 
Koblenz abzufchneiden, nach Gleßen zuvor, wo er nun fein Hauptquartier nimmt. Hier wurde 
fein Einzug angefagt, nachdem man faum vie Berichte von der Schlacht bei Leipzig gelefen. Der 
Form nad alfo z0g er noch als Feind ein. Aber ſchon lebte fein Name in aller Deutfchen «Her: 
zen. Der heſſiſche und zugleich franzoͤſiſche Gommanbant, der Univerfitätörector und der Re⸗ 
gierungspräfident aber verboten am Morgen des Cinzugs durch Ausſchellen und Anſchlag un: 
ter Androhung „ſchwerer Ungelegenheiten‘‘ jedes Zeichen des Beifalls. Man dent fich leicht 
bie Wirfung folder Abgeſchmacktheit, vie natürlich auch B. noch vor dem Binzuge erfuhr. Nie 
werbe ih den unausfprechlichen und doch von allen Ständen und Altern und Geſchlechtern, von 
den Bewohnern und Umwohnern fo tauſendfach und zum Theil auf die rührenpfle Weiſe aus: 
geſprochenen Seelenjubel bei dieſem Cinzuge vergeflen, niemals den ergreifenden Eindrud der 
Berjönlichkeit des greifen Helden von beroifcher @eftalt, mit dem ſchoͤn und edel geformten Haupt 
und Antlig, mit dem ſcharfen und doc freundlichen Blick, nie fo manches erhebenve und tref⸗ 
fende Wort des ebenfo wohlwollenden als Eräftigen Kriegers aus ver Zeit feines Aufenthalts 
in Gießen. Manche Hielten Unanuehmlichkeiten für jene franzöfifch gefinnten Männer für mög- 
ld, doch B. ſtrafte fie nad feiner Weife nur mit einen: derben Wort. Gr lud fie, als fie ihm 
aufwarteten, zur Tafel für venfelben Abend. Und als nım an diefer, melde offen gehalten 
wurde, ber Champagner fam, erhob er fi, und mit dieſen Gäſten, von welchen ver Rock des 
einen noch bie Stelle zeigte, too der Stern der fehnell abgenommenen Chrenlegion gefeffen hatte, 
anftoßend, fagte er: „Nun, meine Herren, meine Lieblingögefundheit: «Gut deutſch, oder 
an Balgen!»" | 

B. aber hielt mit vem Rüdzug der Franzoſen über ven Rhein die Aufgabe noch keineswegs 
für vollendet. Ihm war Elar — und er ſprach es ſchon jet beflimnit aus, bald nachher auch 
in den Brorlamationen an fein Heer vom 30. Dec. und an die Sranzofen von 4. Ian., fowie 
in der merkwürdigen Rede an die Deputation von Rancy (17. Ian.) und der Proclamation 
von Laon (13. März) — daß Napoleon fallen müfle, vaß man ihm und feinen Anhängern, 
ebe fie neu gerüftet jeien, ven Kampf auf Xeben und Tod, den übrigen, den frievligen Fran⸗ 
zofen, Friede und Freiheit ankündigen müfle. Paris war fein Ziel. Er fürdhtete Die Wirkung 
der verſchiedenen ruffifchen, ſchwediſchen, Öfterreihifchen, deutichen Iutereffen und Anfichten, die 
Intriguen und Schwächen der Zaghaftigkeit und unzeitigen Sriebensliebe, wovon man bereitd 
die Anzeichen fah. Vielen waren die Erfolge zu groß, um fle ſchnell und ganz ald wohlerwor⸗ 
ben zu benugen. DB. drängte im Hauptquartier, wo bald die Unterhandlungen mit tapoleon 
begannen, und durch lautes, kräftiges, oft fehr derbes Wort, durch die für fi und fein Vor⸗ 
wärtd in Anſpruch genommene begeifterte öffentliche Meinung. Das erſte Glas Rheinwein 
leerte er in Gießen wie andermärtd auf rafchen Übergang über ven Rhein! und dad berbe Wort 
des ruhmgekroͤnten Feldmarſchalls gegen die Zaghaften ſchlug voppelte Wunden, da die öffent: 
liche Meinung fo entfchieven für ihn war. Noch mehr aber brachte er diefe öffentliche Meinung 
dadurch zur Sprache und Wirkfamkeit, daß er am 6. Nov. von feinem Hauptquartier zu Gießen 
aud ohne mweitered den Zug nad Frankreich über Köln begann. Freilich erreichte ihn am 
11. Nov. fon der Eilhote mit dem beftimmten @egenbefehl. Seine Armee mußte wieber zurüd: 
geben. Doc blieb der Cindruck feines Unternehmens, und es halfen ihm feine Energie und fein 
ferneres perfönliches Wirken zu Frankfurt und die immer flärkere Gewalt der öffentlichen Mei⸗ 
nung endlid zum Sieg. 

Nachdem er vorher ven Feind, jo wie bei Wartenburg, durch Kriegsliſt getäufcht, überſchritt 
feine Armee am 1. Ian. 1814 mit dem Schlage 12 Uhr unter dem Lärm der Neujahrsnacht 
gleichzeitig bei Manheim, Caub und Koblenz ven Rhein. Die Franzoſen fuchte er von Napo⸗ 
leon herüber auf die Seite ver Alllirten zu bringen, indem er auf Napoleon's Unterdrückung 
und auf die hoͤchſt merkwürdigen Vorgänge in Paris am 28. Dec. 1813 verwies, mo nad 
Raynouard's und Laine's Eräftigen Darftellungen der Gefeßgebende Körper vom Raifer Wie: 
derherftellung der Breiheit gefobert, der Kaifer aber den Gejeggebenven Körper nach Haufe ge: 
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ſchickt und ji den eitzigen Nepräfentanten Frankreichd genannt hatte. Die friebliche Schonung 
gegen bie franzoͤſiſchen Bürger, welche Napoleon fich nicht anfchließen wollten, empfahl er auf 
feine eindringliche Weiſe feinen Solvaten. „Die Bewohner” — fo fagt feine Proclamation — 
„ſind und nicht feindlich gefinnt. Ich Habe ihnen Schutz ihrer Perſon und ihres Eigenthums 
verfprohen. Ich that es in eurem Namen. Ihr müßt es halten!” Seine Armee, jet verftärkt 
dur das A. und 5. deutſche Armeecorps, nahm wieder die Mitte ein zwifchen ver großen 
Armee, welche zu feiner Linken, jünlich von der Schweiz aus, vorrückte, und zwiſchen der Nord: 
armee, weldhe — jedoch zuerft wegen Bernadotte's Zaubern nur theilmeife — zu feiner Rechten 
vor den Niederlanden aus vorrüden follte. Wie früher Leipzig, fo mußte nun Paris der Ziel: 
punkt werden. Am 17. Ian. zog B. in Nancy ein, am 26. in Brienne, wo ihm ein Überfall 
perſoͤnlich große Gefahr brachte, aber ven Zweck, feine Berbindung mit der Hauptarmee zu ver: 
Kindern, nicht vereitelte. Schon wieder hatte er jegt mit ven Zögerungen und Schwanfungen 
der Frievendpartei im Hauptaquartiere und gegen die Nüderinnerungen an ven frühern Rüd: 
zug aus Frankreich während der Revolution zu kämpfen. Er trieb nad Paris und erbot jich, 
bei einiger Unterflügung durch die Hauptarmee, da fein Heer noch nicht vereinigt war, den 
Kaifer fogleich jegt zu fhlagen. Das Vertrauen der Monarchen und Feloherren übertrug ihm 
bierauf am 1. Febr. über einen Theil der Hanptarınee, über bie Truppen unter Wrede, Gyulay 
und dem Kronprinzen von Würtemberg, den Oberbefehl für eine Schlacht bei Brienne oder 
La Rothitre. Er ſchlug. In ſchoͤnem Vereine fochten vie verblinveten Heerfharen. Als ed bie 
Entſcheidung galt, da rief B.: „Ihr nennt mid den Marſchall Vorwärts, nun will ich eu 
zeigen, was Vorwärts heißt!“ Und an der Spige einer tapfern Schar fprengte er voran auf 
den entſcheidenden Punkt, und das Dorf La Rothiere, Napoleon's fefte Stellung, ift genommen. 
Die erfte Schlacht auf franzdfifhem Boden war gewonnen. Angeſichts jeiner militärischen 
Wiege war der große feinpliche Feldherr von B. beſiegt, Hatte 3000 Gefangene und 82 Kano⸗ 
nen verloren und fah aufs neue den Glauben an feine Unüberwindlichkeit gefährlich unter: 
graben. " u 

B., jegt mit größerm Nachdruck nach Paris treibend, rückte an ver Spige feiner Armee mit 
Schnelligkeit an die Marne und, fon die Hauptflapt bebrohend, bis Meaur vor. Langſamer 
und weniger glüdlich operirte die große Armee ihrerſeits an der Seine. Aber mit der ganzen 
Kraft feines großen Geiftes, durch fie rei an Hülfsmitteln und feine Heerſcharen durch die 
Schnelligkeit feiner Bewegungen faft verboppelnd, kämpfte ver Katfer. Hätten die Idee der 
Breiheit und bie franzdfifhe Nation no mit ihm gekämpft, hätte er ed nur wagen dürfen, 
eine Volkswehr aufzubieten, wahrlich, in dem reichen Eriegsrüfligen Frankreich, jiebenmal 
größer ald das Volk, an deſſen Spige Friedrich fiegreich gegen den größten Theil von Europa 
tämpfte, in demſelben Frankreich, pad in ver Revolution noch ungerüftet, überall von auswär⸗ 
tigen und Innern Feinden befegt, begeiftert durch feine Sreiheitsideen, fte alle fo glorreich be⸗ 
flegte, der Sieg hätte fein werden müſſen. Mit Bligesfchnelle von einem Heere der Verbünde- 
ten zu dem andern eilend, benugte er jede Blöße, jede Lücke. So warf er ſich jegt zuerfl auf vie 
B.'ſche Armee, welche durch fehlerhafte und der Abrede zumwiberlaufende Bewegungen ver 
Sauptarnee, ohne daß B. ed wußte, auf der rechten Selte entblößt war und vereinzelt ſtand. 
Zuerft überrafhte und flug er den General Olſuſiew bei Champaubert (10. Febr.), dann 
Saden bei Montmirail (11. Febr.) und Hierauf York Hei Chätenuthierrg (12. Febr.), fehnitt 
fie von dem Reſt der Armee unter B. ab und warf fi auf dieſen bei Ioinvillierd und Etoges 
(44. Febr.). Er umzingelte deſſen Heerhaufen vergeftalt, va nur das Durchſchlagen in Ouar: 
res einen durch die feltenfte Beifteögegenwart bewundernswürdigen Rückzug gegen Chaͤlons zu 
möglich machte. Ein franzöfifcher Berichterftatter (Koch, „„M&moires‘‘) gefteht, daß die Franzoſen 
die Geiſtesgegenwart B.'s bei diefem Rückzug bemunderten. „Er fammelte“, fo fährt Koch 
fort, „Tein Fußvolk mitten unter ven Angriffen ver Gavalerie, eine Sache, die fo ſchwer gelingt, 
daß fle in gleichem Grade ven Feldherrn und feine Solpaten ehrt.” Bald bei der Vorhut, bald 
bei ver Nachhut, war B. überall, wo die Feinde am bichteften prängten. Aber fo furdtbar fah 
er trog aller Ordnung des Rückzugs die Seinigen fallen, daß er zulegt im bittern Schmerz 
jede, auch die noͤthigſte Vorſicht für feine Berfon aufgad, auch als alle Ordonnanzen zu feiner 
Seite fielen, im ftärkften Kugelregen unbeweglich ausbarrte und feines treuen Adjutanten, des 
Grafen Noftig, Mahnung, ſich zu retten, zurückwies; da fagte ihm dieſer: „Nun, wenn Ei. 
Excellenz fich Hier, mo noch nichts verloren tft, todtſchlkhen laffen, fo wird Die Gefchichte auch 
nicht viel Rühmliches davon zu erzählen Haben.“ Da ſah ihn B. ernft an, und mit ven Worten: 
„Run, Noftig, jo laffen Sie uns reiten!” trieb er fein Pferd an. Gleich darauf kamen Gnei- 
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ſenau und andere Offiziere und ſuchten den ˖ſchon Vermißten. „Na, Gneifenau!” rief er, 
ſchon wieder im Beilg feiner heitern Zuverfiht, Ienem entgegen, „nun es heute noch nicht 
mit mir zu Ende gegangen, hat's damit aud noch lange Zeit! Es wird nun ſchon wieder ge= 
ben; wir werben noch Alles wieder gut machen!’ Die vier vereinzelten Gefechte hatten 14,000 
Mann, faft den vierten Theil der Armee, Darunter 6000 Befangene und 27 Kanonen gefoftet, 
und Napoleon berichtete nad Paris, „vie B.’fehe Armee fei vernichtet‘. Doc, ſchnell vereinigte 
nun B. in Chaͤlons alle feine Geertheile mit fi, und großmüthig ſprach er in feinem Bericht 
feine Generale frei und nahm alle Schuld auf fih. Selbſt die Kührer der Hauptarmee ver= 
ſchonte er mit Vorwürfen, dachte vielmehr auf ihre Unterſtützung und bot Schwarzenberg feine 
alsbaldige Unterflügung zu einer Hauptſchlacht an. Es hätte tollkühn fcheinen fünnen, aber 
B.'s Muth muchs mit dem Unglüd. Schwarzenberg war unterbeflen mit dem Hauptheere 
allmälig bis gegen Fontainebleau vorgebrungen gewefen; im Fluge aber hatte Napoleon ji 
jegt von B., von der Marne zur Seine eilend, wieder auf das Hauptheer geworfen. Er ſchlug 
die Ruſſen fogleich bei Nangis (17. Febr.) und Die Würtemberger bei Montereau (18. Bebr.), 
und am 19. war Schwarzenberg’8 Heer im vollen Rückzuge; doch hatte er B. bereit8 geantwortet, 
wenn biefer noch mit 30,000 Mann am 25. in Mery zu ihm ſtoßen könne, fo wolle er dort fi 
ftellen und eine Hauptſchlacht liefern. B. antwortete: „Ich werde fhon-am 21. mit 53,000 
Mann und mit 300 Kanonen zur Stelle fein.” Und wirklid traf er am 21. noch zur rechten 
Zeit in Mery ein, um die Wittgenflein’fche Armee von einer großen Niederlage zu retten. Bon 
den franzöftfchen Schriftftellern, pie überhaupt Öfterd bemerken, da oder bort habe man an ber 
Lebhaftigkeit und ven Nachdruck der Bewegungen bemerkt, daß man es mit B. zu thun habe, 
berichtet Hier Fain in feinem Gefhihtöbuhe: „Das ganze Heer Schwarzenberg's war im Zu: 
rückweichen. Überall ftieß Napoleon auf Truppen, welche wenig Widerſtand zu leiften begehr⸗ 
ten. Die Hartnädigfeit der Gegenmwehr bei Mery fegte in Erſtaunen. Man fragte, wer diefer 
trogige Feind ſei. Napoleon erfährt, e8 feien Truppen von B. Er will e8 nicht glauben, er 
meint, diefe Truppen müßten noch 30 Stunden weit von bier weg fein. Doc ed war fo; nun 
iſt Alles begreiflich, nur nicht, wie dieſe Truppen, die fih bei Chaͤlons kaum von ihrer Nieder: 
lage erholt haben konnten, überhaupt fo ſchnell wieder und jegt hier auf den Kaınpfplag er- 
ſcheinen konnten.“ Aber leider harrte B. in Mery vergeblich auf die Verfügung zur verfpro- 
chenen Hauptſchlacht. Er Fonnte Schwarzenberg nit dazu bewegen. Schon bat diefer ven 
Franzoſen einen Waffenftillitand angetragen, und man hoffte wieder auf die Friedensunter⸗ 
bandlungen auf dem Congreſſe zu Chatillon. Schmarzenberg befteht darauf, feinen Rückzug 
bis nad Chaumont und Langred zu verfolgen. Vergeblich läßt ihn B. durch Grolman be- 
(hören, feinen Vorſatz aufzugeben. Ja Schwarzenberg befahl B., an dieſen Rückzug fi an: 
zuſchließen, und förmlich audgefertigt Iangte alsbald derfelbe Befehl aus den großen Haupt- 
quartier an. Hätte B. gefolgt, jo war der Feldzug verloren und ein unglücklicher, ſchimpflicher 
Rückzug aus Frankreich unvermeiblih. Schon hatte Napoleon das ſtolze Wort gefproden: 
„Jetzt bin ih näher an Wien ald die Feinde an Paris!‘ pa faßte B. den kühnen, In feinen 
Folgen welthiftorifhen Entſchluß, nicht zu folgen, vielmehr feine Verbindung mit der Haupt: 
armer abzubredhen, mit feiner Armee fchnell zum zweitenmal an der Marne nad der Haupt- 
ſtadt vorzubringen, dadurd die Hauptarmee von Napoleon’8 Verfolgung zu befreien und fie 
fo dem Borgehen nad Parid wieder günftiger zu flimmen. Durch dringende Vorflellungen bei 
den Monarchen von Preußen und Nußland (der Kaiſer von Ofterreih mar ſchon früher rüd- 
wärts in Dijon) wußte er, nachdem er bereitö unverweilt feinen Plan in Ausführung ge: 
bracht, auch die nachträgliche rühmliche Genehmigung zu dem Gefchehenen zu erlangen und 
felbft eine Vermehrung feiner Armee duch das Winzingerode'ſche und Bülow'ſche Korps von 
der aufd neue zaudernden Nordarmee und durd dad weimarifche Corps zu erwerben. Er warf 
Marmont bei Sezanne und überfchritt vie Marne bei La Ferte. Sein Plan, die große Armee 
zu befreien, war fhnell erreiht. Schon am 7. März ſtand wieder ihm Napoleon bei Eraon zur 
Schlacht gegenüber. Unverantwortlich verfpätete ſich Winzingerode mit 11,000Mann Reiterei 
und mit ber reitenden Artillerie. B. mußte fi zurüdziehen. Doch Unfälle und verlorene 
Schlachten ſchlugen ihn und fein Heer nicht nieder. Schon den nädftfolgenden Tag (am 
9. März) boten fle dem Kaiſer bei Laon eine neue Schlacht an, Sie wurbe glänzend gewonnen 
und dadurch den Alllirten die Thore von Paris eröffnet. Mehr als 50 Kanonen, 100 Pulver: 
wagen und mehr ald 2000 Gefangene varen der Breis eined glänzenden nädtlihen Angriffs 
am 9. gegen einen geringen eigenen Berluft. Napoleon’8 eigener Angriff am 10. wurbe ſieg⸗ 
reich zurückgeſchlagen. Napoleon, ohne den leidigen B. auch nur zu nennen, berichtete nach 
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Baris,.er habe gefunden, daß die Höhen von Laon uneiunehmbar feien. Seine Angriffe auf 
die B.’fche Armee aber mußte er nun aufgeben. Er wenvete ſich wieder gegen das Hauptheer. 
Diefes, duch B.'s kühnen Vorgang beflimmt, war unterbeß ebenfalld zum zweitenmale von 
der Seine nach Troyes, Send und Provind vorgerüdt. Es Hätte ſchon am 5. März vor Paris 
fteben können. Aber 90,000 Mann ftark, hatte es ſich durch 32,000 Mann unter Macvonald 
vierzehn Tage lang faſt an derſelben Stelle in Unthätigkeit halten laffen. Doch war Napo⸗ 
leon, der in Rheims den General St.-Prieft überfallen hatte, fo gefhwächt, daß er bei Arcid- 
fur-Aube feinen neuen Angriff auf die verbündeten Heere (20. März) nicht durchſetzen Eonnte. 
Da ſuchte er durch eine Fühne Kriegslift die beiden Heere von dem Vordringen nach Paris ab⸗ 
zuwenden. Durch einen Rückzug über Vitry und St.Dizierd warf er ſich in ihren Rüden, 
Hoffte fie ſich nachzuziehen und, gelehnt an feine Grenzfeſtungen und unterflüßt Durch den Man⸗ 
gel der ausgehungerten Gegenden und durch dad zur Verzweiflung aufgereizte Volk, fie ins 
Verderben zu flürzen. Und dad Hauptheer begann wirklich bereits in die Kalle zu gehen. Na: 
poleon, in überetlter Stegeöfreube, äußerte: „Dan bat von Frieden gefprochen, aber ich unter: 
Handle nicht mit Gefangenen.” Diesmal fonnte jedoch B., unterflüßt durch einen aufgefunge: 
nen Brief von Napoleon an die Kaiferin, der die Lift enthüllte, bei ven Monarchen ſchnell fein 
Vorwärts nad Paris durchſetzen. Er felbft fchreibt an einen deutfchen Fürſten: „Nachdem ich 
den Napoleon bei Laon gefhlagen, beftand ich gegen die Meinung aller Umgebungen ver Mon: 
archen darauf, mit beiden Heeren auf Paris loszumarſchiren und Napoleon machen zu laſſen. 
Es würde dann ſchon Alles ſich finden, wenn wir die Hauptſtadt hätten.” Am 23. wurde wirk⸗ 
Ih im Hauptquartier zu Vitry mit freudiger Zuftimmung jept auch des edeldenkenden 
Schrwarzenberg dad Borrücen beider Armeen befhloffen. Napoleon ließ fi, durch Die ihn von 
B. Eug nachgeſchickte Reiterei de8 Generals Winzingerobe zu dem Wahne verleiten, die Armeen 
folgten ihm. Als er endlich, feine Täuſchung erfennend, eiligft gegen Paris zurüdging, war es 
bereitd zu fpät. Am 30. griffen die Alltirten Paris an. B., der unterwegs gegen Marmont 
und Mortier und ven General Pactod die Unfälle im Februar flegreich gerächt hatte, endigte 
durch Erflürmung des Diontmartre glorreih den Feldzug. Am 31. zogen die Verbündeten in 
die Hauptftadt ein. 

Der Kaifer Alerander erließ jegt in feinem und feiner Bundesgenoſſen Namen die Erflä- 
rung an bie von ihrem Despoten befreite franzöfifche Nation, fie möge fich eine andere Regie: 
rung erwählen. Mit dem treubrüchigen Napoleon würben die Verbündeten nicht unterhandeln. 
Der Senat aber ſetzte den Kaiſer ab und gab, zurückkommend auf die Erklärungen im Geſetz⸗ 
gebenden Körper vom 28. Der. 1813, des Kaiferd Unterprüdung ber verfaffungsinäßigen Frei⸗ 
heiten, insbefondere auch der Preffreihett, al3 Grund an. Napoleon wollte Paris ftürmen. 
Aber jegt verfagte ihm auch feine Armee durch die Marfchälle ven Gehorfam. Ex mußte mit 
ber Infel Elba und einer Jahresrente zufrieden fein. Der Senat entwarf nun in Eile eine neue 
Itberale Berfaffung, die auch der Geſetzgebende Körper ebenfo eilig guthtieß. Bon beiven wurde 
kZudwig XVII. zurücdgerufen. Diejer erklärte vor feinem @inzuge in ber Prorlamation von 
&t.:Duen, daß auch er die Grundfäge ver neuen Verfaflung aunehme, verſprach jedoch diefel- 
ben, „weil die Verfaffungsurfunde zu fehr das Orpräge der Eile an fi trage”, in einer voll- 
ſtändigern Urkunde zu verwirklihen, und erfüllte in Übereinftimmung mit den Wünfchen der 
Sieger dieſes Verſprechen durch die am Tage nad feinem Einzug in Paris publicirte Charte 
vom 4. Juni. 

B. hatte fhon vor der Schlacht von Laon, von einem fieberhaften Zuftand ergriffen, fi 
nur buch bie Kraft und Spannung des Geiftes und die Groͤße feiner Aufgabe aufrecht erhal= 
ten. Er commanbdirte auf dem Montmartre nur aus dem Wagen und wegen ſchweren Augen 
leidens mit einem grünen Damenhut bedeckt. Nun drohte eine ſchwere Krankheit dem Greis 
das Leben ober mindeſtens das Geficht zu rauben. Er war ſechs Tage lang blind, doch flegte 
bald feine Fräftige Natur. 

Vergeblich eiferte B. jegt mit feinen oft fehr derben Erflärungen gegen den für Die Feinde 
zu günſtigen Frieden. Alle deutſchen Länder wünſchte er für Deutſchland. Die Zurückberufung 
der Vourbons geſiel und bürgte ihm nicht. Er ſagte laut voraus, daß man fo nur einen Waffen: 
ſtillſtand fchließe. Und er hatte recht gefehen. Die Partei der adeligen Emigranten und ihre 
reftaurivende Vernichtung und Bedrohung aller Früchte der Revolution und namentlich der 
auch in der Charte anerkannten Freiheitsrechte öffnete dem von Elba zurüdkehrenden Napoleon 
die Bahn. Daß jept erſt Ludwig XVILL vor den ſchnell verfammelten Kammern die Charte 
durch feierlichen Ein beſchwor, ift zwar für bie Idee der Zeit ſprechend genug, Tonnte aber nun 
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nicht mehr helfen. Napoleon ſeinerſeits beſchwur auf dem Maifelde jetzt noch groͤßere Freiheit 
und rüftete bie Armeen. 

Vom Tage der Nachricht von Napoleon’s Landung erſchien B., der nach beendigten Feld⸗ 
zug einen ſchlichten Bürgerrod liebte, unter dem Zujauchzen des Volks in Berlin wieder 
Öffentlich im der Feldmarſchallsuniform und trieb zur energifhen kräftigen Rüſtung. Unter 
Erneuerung der Thon oben erwähnten Verheißungen wurde ganz Deutichland aufs neue zu 
den Waffen gerufen. In ver Mitte des Iuni 1815 fland B. bereitö nach raſchen Märſchen 
mit feinem Heere an der Maas und an der Sambre, zunächſt an der franzöfifchen Grenze, mit 
dem Hauptquartier zu Namur, den Franzoſen unter dem Kaiſer gegenüber. Ihm zur Seite 
fland die aus Engländern, Nieverländern und Deutſchen debildete Armee unter Wellington, 
mit dem Hauptquartier zu Brüflel. Beide Feldherren hatten ſich fchnelle gegenfeitige Hülfe 
verfproden. Napoleon warf fich zuerft auf B.'s Heer. Ein franzöfliher Schriftfteller gibt als 
Grund an, Napoleon habe darauf gerechnet, B. würde nad feiner Weile dem angegriffenen 
Wellington zur Hülfe eilen, und wenn ihm felbft nur einige Bataillone zu Gebote ſtänden. 
Wellington dagegen würde, bevor er nicht fein Heer verfammelt Habe, B. Feine Hülfe bringen. 
Bei Ligny kämpften 130,000 Franzoſen gegen 90,000 Preußen heiß und erbittert. Aber die 
Hülfe von Bülow und Wellington, in deren zuverfichtlicher Erwartung die Schlacht angenom⸗ 
men worden, blieb aus. Das Korps von Bülow und die lebten Befehle an daſſelbe hatten ſich 
verfpätet. Wellington aber hatte gefäumt, feine verfchiedenen Corps zu vereinigen, und nun 
wurde er mit dem einen, was B. zu Hülfe kommen follte, bei Quatrebras ſelbſt angegriffen. 
Kurz die 20,000 Mann, bie er no am 16. gegen Mittag B. um 2 Uhr perfönlid ver: 
fproden hatte, blieben aus. Die Franzoſen erhielten das Übergewicht. Da fegte ſich B., um, 
wie oftmals, durch feine periönliche Tapferkeit und einen feurigen Angriff auf den rechten 
Punft den flegreihen Audgang herbeizuführen, an die Spige der Reiterei. Aber jie wurde von 
den franzöfifchen Küraffieren geworfen. B.’8 Pferd, von tödtlicher Kugel getroffen, ſtürzt und 
wirft ih auf den greifen Helden, der im Halle noch ruft: „Noftig, nun bin id) verloren!“ 
Ihm bleibt, während zuerft die Preußen und die verfolgenvden Franzoſen, dieſe im Hinwege 
und dann aud im Rückwege, dicht an ihm vorbeifprengen, nur fein treuer Noftig ald Schützer 
und Retter zur Seite. Als die Preußen in Verfolgung ber von ihnen zurüdgeworfenen Fran⸗ 
zofen zurückkehren, da hält fie Noftig fchnell an. Dem Feldmarſchall wirb unter feiner Bürbe 
auf: und auf ein Pferd geholfen. Es war gerade noch zur rechten Zeit; denn jegt eben dringen 
die Beinde in Mafle vor. Die Niederlage des B.’fchen Heeres war vollfländig. Mehr ald 
12,000 Todte und Verwundete und 21 Kanonen waren verloren. Aber ver heroiſche Muth 
bed Feldherrn und fein Vertrauen, durch das doppelt ſchwere Schickſal und felbft durch jeine 
empfindlichen Förperlichen Leinen unerfchüttert, ja gehoben, wendeten das Uhglüd zu neuem 
erhöhten Ruhm. „Wir haben Schläge gefriegt, lieber Oneifenau, wir müflen ed wieder aus: 
beifern.” Mit viejen Worten begrüßte heiter ver Greis in einer Bauernhütte, wachend unter 
ringsumher Schlafenden, den eintretenden Freund. Seine Seite war ſtark zerfchlagen. Er 
litt große Schmerzen und fonnte fi) nur mit großer Beichiverve bewegen. Doch Kopf und Herz 
waren gejund. Den Bericht an den König ordnete er noch ſelbſt. Ald er eben damit fertig war, 
wollte ihm der Wundarzt die gequetſchte Seite einreiben. B. fragte, was er da habe? Auf vie 
Antwort, e8 feien Spirituofa, verfegte er: „Auswendig Hilft das nicht viel. Ich will vem Ding 
befier beifommen‘, ließ fih Champagner bringen, tranf dem Kurier zu und rief ihm nad: 
„Sagen Sie nır Sr. Majeftät, ich hätte kalt nachgetrunken, ed würde befler gehen!” Der 
Tagesbefehl am folgenden Morgen fehließt mit ven Worten: „Ich werde euch wieder vorwärts 
gegen den Feind führen. Wir werben ihn ſchlagen, denn wir müffen.“ Wellington, welder 
bei Quatrebras ebenfalld von Ney gefchlagen worden, fragt an demſelben 47. in ver Frühe an, 
ob B. morgen am 18. ihm mit zwei Heertheilen beiftehen könne zu einer Hauptfchlaht? „Mit 
der ganzen Armee!” war B.'s Antwort. Und er hielt Wort. Selbfi vem abgeſonderten preußi: 
ſchen Armeecorpd unter Thielmann, das bei Wavre, um Blücher von Wellington abzuziehen, 
von Grouchy mit Übermacht bedrängt war, verfagte er die wiederholt erbetene Hülfe. „Dort 
bei Wellington’8 Heer iſt die Entſcheidung!“ ſprach er, ın dem gemeinſchaftlichen Kampf flet# 
gleich treu und neiblo8 dem verbündeten Heere helfend wie dem eigenen. Was B. durch viele 
Gefinnung in ven Freiheitöfriegen geleiftet, liegt vor Augen. Wer in der Geſchichte Hundert 
Schlachten und Feldzüge an entgegengefehten Bigenfchaften ver Feldherren ſcheitern ſah, wird 
es ganz zu würdigen verſtehen. Aber es ſchienen die Schwierigkeiten faſt unüberwindlich. 
B. hatte den 17. ganz im Bette zubringen müſſen und beſtieg am 18. nın mit großen Schmer⸗ 











Bluͤcher 707 


zen und unter Sorgen dir Seinigen das Pferd. Der Weg mar für die angegriffenen Truppen 
weit und fumpfig. Der Negen goß in Strömen. Aber B. ermuthigte, belebte Alle und trieb 
auf jede Weile: „Vorwärts, Kinder, vorwärts!” Den Regen nannte ex feinen Alliirten von 
der Katzbach. Er war bald hier, bald da, wo ed flodte, und ermunterte, rieth, befahl. Aber e8 
ging wegen bed entjeglihen Weges nur ſchwer und langfam. Schon hatte man durch einen 
Ummeg wegen eined brennenden Dorfes viele Zeit verloren und beängfligende Nachrichten ka⸗ 
men wiederholt von Schluhtfelde. Bon den in Schlamm und Pfüpen mühſam vorarbeitenden 
Kriegern aber vernimmt man dad Gemurmel: „ed gehe nicht, es fei unmöglich.“ Da redet Bi 
mit tieffter Bewegung und Kraft: „Kinder, wir müflen vorwärts. Es heißt mol, ed gebt nicht! 
Aber es muß gehen ; ich habe es ja meinen Bruder Wellington verfproden. Hört Ihr wohl? 
Ihr wollt doch nit, daß ich wortbrüdig werben ſoll?“ Und fo ging es denn mit allen Waffen 
unaufhaltſam vorwärts. Ihm gehorchten die Herzen, dad machte Unmoͤgliches möglid. Unb 
es war Zeit. Wellington’d Heer Hatte von der ÜUbermadt ſchon zu viel gelitten und jchien ihr 
Bald weichen zu müflen. Es Hatte bereitö einzelne Theile des Schlachtfelnes, den Meierhof La 
Haye Sainte und das Wäldchen Hougomont, den Feind überlaffen. Schon war die Straße nad 
Brüffel mit Flüchtigen aus Wellington’d Heere bedeckt. Schon hatte Napoleon 3 Uhr Nach⸗ 
mittagd einen Kurier nad Paris abgefertigt mit der Nachricht, daß der Sieg nicht mehr zmeis 
felhaft fei. Da endlich Eonnte B. mit tüchtiger Kraft die Feinde im Rüden und In der Seite 
angreifen. B.'s Erſtürmung des Dorfed La Haye Sainte entfchied die Niederlage. Wellington 
erklärte in feinem Bericht an feine Regierung: „Sch würde meiner Überzeugung und dem 
Marſchall B. und der preußifchen Armee nicht Gerechtigkeit widerfahren laſſen, wenn ich nicht ' 
den glücklichen Erfolg dieſes furdtbaren Tages ihrem fo Herzlichen und fo zeitgemäßen Bel: 
flande zuſchriebe.“ Ein Augenzeuge berichtet über B.: „Die Soldaten nannten ihn in den 
Schlachten in Belgien nur den Wegweifer, weil er ſtets an der Spige fich befand. Der Selb: 
marſchall flog im Dihteften Pulverdampf daher. Es war eine Freude, ihn zu fehen. Comman⸗ 
birte er, dann funfelte fein Blick. Ging's vorwärts, dann fang er. Hielt er im Kugelvegen, 
dann rauchte er jo rubig wie im Schlafzimmer feine Pfeife, die er an einer Kanonenlunte fi 
angezündet hatte.” 

Doch den vollen Erfolg dieſer großen Schlacht, die gänzliche Auflöfung ver feindlichen Are 
mee, ven Verluſt alle8 Geſchützes, kurz, daß e8 ein Sieg wurbe wie wenige in ver Geſchichte, 
dieſes bewirkte B. erft dadurch, daß er ihre Verfolgung übernahm. Seine Arnıee, die in drei 
Tagen zwei folhe Schlachten gefchlagen, nach einer folhen Niederlage jo Bewunderndwerthes 
geleiftet Hatte, verfolgte noch in derjelben Nacht ven fliehenden Feind fo fhnell, daß fie ihn aus 
neun verſchiedenen Bivouacs, wo er eine kurze Ruhe fuchte, aufjagte. „Der legte Hauch von 
Menſchen und Pferden muß zur Verfolgung aufgeboten werden”, dad war des Feldherrn Mei- 
nung, und Gneifenau, dem an diefem Tage zwei Pferde unter dem Leibe erfhoflen und der 
Griff des Degend durch eine Kugel zerichmettert worden, vollzog fie treulich. Der zweiunds 
fiebzigjährige Greis ſelbſt, welder fo Großes erfahren und gethan hatte, erbeutete nod am 
Abend der Schlacht in Benappe des Kaiſers Wagen mit deifen Kaifermantel und Ordensſter⸗ 
nen und feinen Hut und Degen, welde er, überrafcht von der fhnellen Ankunft ver Preußen, 
bei eiligem Befteigen eined Pferdes zurüdlaffen mußte. Als jegt B. in den mit Verwundeten 
angefüllten Genappe ein Nachtquartier bezog, ſah er bei feinem Eintritt die Leute beichäftigt, 
eilig aus feinem Zimmer ſechs ſchwer verwunbete Franzoſen fortzufhaffen. Aber der menſchen⸗ 
freundliche Feloherr, obwol fo fehr ver Ruhe bedürftig, litt e8 nicht, daß fie um ſeinetwillen 
geftört würden, fonbern ließ ihnen alle Hülfe und Linderung bereiten, die ihr Zuftand ver⸗ 
flattete. B. Haßte die Franzoſen, fo lange und fo weit fie ald übermüthige und gefährliche 
Unterdrüder der Freiheit des deutſchen Waterlandes dieſem und ihm gegenüberftanden, vor 
- allem alfo ven Bonapartismus und eine undeutfche ſchmachvolle Förderung dieſer Unter: 
drückung, von ganzer Seele. Aber gegen wehrlofe Feinde empfahl'er ſtets Schonung und übte 
fie auf die edelſte, menfchlichfte Weile. Schon von Belle-Alliance aus hatte er, der überhaupt 
ausgedehnten Briefwechſel liebte, eigenhändig an Schwarzenberg geſchrieben: „Mein Freund! 
die ſchoͤnſte Schlacht ift gefchlagen, ver herrlichſte Sieg ift erfochten. Ich denke, die bonaparti- 
ſtiſche Geſchichte iſt nun wol vorbei. Belle-Alliance, am 19. Juni. Ich fannı nicht mehr fchreis 
ben, denn ich zittere an allen Gliedern. Es war zu viel!” Lind nod in dieſer Nacht beforgte ex 
die Proclamation an fein Heer und den Anfang des ausführlichern Berichts, Arbeiten, bei denen 
er ſtets wefentlich mitzuwirken liebte, was auch ihre eigenthüntliche ergreifende Weife erlärt 
Schon am 29. fand er mit feiner Armee vor den wohlbefeftigten Linien von Paris, welches 
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eine mit der feinigen gleich ſtarke Armee vertheidigte. Alle Anträge zu einem Waffenftilifianvde 
ohne Cinnahme der Hauptſtadt verwarf er unerbittlih. Nach einem hoͤchſt fühnen Übergang 
auf dad linke Seineufer, dem einzigen freien Angriffspunft gegen Paris, und indem er bie 
Feinde bei Sevres, Pleffis, Piquet unn fly flug, zwang er die Hauptflabt zur Gapitulation 
und das ‚Heer zum Abzug, und beendigte fo auch biefen Feldzug nicht minder ruhmvoll als den 
erften. Am 7. Juli z0g er in Paris ein und nahm fein Hauptquartier im Eaiferlihen Schloß 
St.:Eloud. Der Kaifer aber, beffen Plan, ji zum Dictator zu erklären und die Kammern 
nah Haufe zu ſchicken, an der Freiheitöfraft, vorzüglich von Lafayette, feheiterte und deſſen Frei: 
heitsliebe ebenfo wenig in der franzoͤſtſchen Nation als feine Krievensliebe bei ven Verbündeten 
wahren Slauben hatte erwecken können, mußte abermald dem Thron entfagen. 

Es fchien die Abſicht Wellington’d und anderer Verbündeten, aus Schonung für pie Bour- 
Bond und ihre Herrſchaft, pie Einnahme von Paris nicht zu erzwingen. Diefes und die Bema- 
hungen für die Bourbond gefielen B. nicht. Er wünſchte für die Sranzofen ihre volle innere 
Freiheit. Nur wollte er beffere Wiederherftellung und Bürgſchaft für Deutſchland. Er eiferte 
in diefer Hinſicht aufs neue für beſſere Friedensbedingungen. Und durch ſeine Raſchheit Fonnte 
er, noch ehe die Monarchen und Miniſter ankamen, mehr noch als durch Worte wirken. In den 
Unterhandlungen über ven Waffenſtillſtand gebrauchte er einen den Franzoſen ſeit lange unge: 
wohnten Ton und die deutſche Sprache. Dennoch rieth der große Barnot, lieber mit B.’3 der⸗ 
ber Geradheit als mit Wellington’8 Höflicher Zmweiveutigkeit zu unterhandeln. B. verwarf ed 
entſchieden, daß die Hauptflabt wiederum, fo ganz gegen der Franzoſen Verfahren in Deutſch⸗ 
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geraubten Kunftihäge und ſchrieb Contributionen aus. Sein Borangehen und jeine lauten, 
energifhen, durch die Öffentlihe Meinung unterflügten Worte trugen aud bei zu dem jegt 
beſſern Frieden. Auch wurde merfwürdigermweife ven Franzoſen die Erhaltung ihrer freien 
Verfaſſung jet förmlich durch ven Friedensſchluß verbürgt, doch geflelen die Bedingungen B. 
nicht ganz und er fürchtete neue Gefahren. Bei einem großen Feſtmahle, welches Wellington 
den in Paris verfammelten Miniftern, Diplomaten und Feldherren gab, brachte er ven Trink: 
fprud aus, den ınan in England mit großem Beifall ven Blüchers-Toaſt nannte: „Mögen die 
Federn der Minifter nicht wieder verderben, was durch das Schwert der Heere mit fo vieler An⸗ 
firengung gewonnen worden!“ 

Auch nad der Rückkehr aus den Feldzügen maßte fih zwar B. keineswegs die Rolle eines 
Staatsmanns ober eine Einmifhung in die Verwaltung an; aber er hielt ald Privatmann 
mit feinem gefunden Rechtsgefühl und praftifchen Sinne feſt an den großen Grundfägen, durch 
welche Preußen wieder ſtark und groß und Deutſchland gerettet war, welche mit den Herrjchern 
und ber Nation aud) er in den Freiheitskriegen mit Überzeugung Öffentlich ausgefproden, durch 
welche er gefiegt hatte. Er war ſehr weit entfernt von der reactionären Beftrebung berjenigen, 
welche diefe Grundſätze und felbft alle Begeifterung für Freiheit und Vaterland während der 
Freiheitskriege jept ableugneten, welche fogar damals, nämlich vor ihrer Erneuerung durch die 
Fönigliche Erklärung vom 17. Jan. 1820, die Verheißung der Reichörepräfentation auslöſchen 
wollten, und welche ven alten Staatskanzler jegt deshalb anfeindeten, weil er den freien Grund: 
fügen Sanction und zum Theil fhon die Verwirklichung verſchafft Hatte. Sein oft äußerſt ber: 
ber Tadel gegen den altgeworvenen Staatsmann und manche neuern Dlafregeln war ganz 
anderer Art. B. blieb in feinen Gefinnungsäußerungen, in feinen Eräftigen, oft ausführlichen, 
aber leicht dahinfließenden und meift allgemein ergreifenden Reven an das Boll, fo z.B. in 
den Freien Städten, in Sranffurt (1815), in Samburg (1816), und bei Gaflmählern und in 
feinen Eurzen Kraft: und Schlagworten, von welden, wo er hinkam, fogleich viele in Umlauf 
waren, völlig ver Mann des Volks. Manche Brivatäußerungen waren oft fo ſtark und derb., 
zumeilen auch gegen Perfönlishkeiten verlegend, daß, wie fein ausführlichfler berliner Biograph 
bemerkt, ihre Bekanntmachung zum Theil erft in einer fpätern Zeit zu erwarten ifl. Und wir 
wollen ebenfalls einzelne, die wir vernahmen, bier nicht wienerholen. Auch befeltigte er ſelbſt 
zuwellen ein tiefere8 Eingehen in politif—he Discufflonen durch einen Scherz. So erwiderte et 
auf gewiffe Klagen in Beziehung auf Preußens Gonftitution: „Der Staat hat feine beſſere 
Eonftitutton als ih; im Kriege find wir friſch; aber im Frieden will's nicht recht gehen.” 

Mit Wärme hielt insbeſondere B. feft an der großen Grundlage ver Gleichheit und innigen 
Verbindung zwifchen dem Krieger- und Bürgerfland und zwifchen Adeligen und Bürgerlichen. 
So war fein Trinkfprud bei dem großen Zefte, welches ihm nad feiner erſten Ruͤckkehr non 
Paris die Stänbevertreter der Monarchie gaben: „Der glüdlichen Verbindung des Krieger: 
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und Bürgerſtandes vermittelt ber Landwehr!“ An der Eöniglicden Tafel bei einen großen 
Feſte am 15. Aug. 1814 bat B. un die Erlaubniß, die Geſundheit des Fürſten⸗Staatskanzlers 
audbringen zu Dürfen, „welder dadurch, daß er das Zutrauen Sr. Majeftät und der Nation 
verbient und erlangt, fowie Durch den Geift, welchen er der Staatöverwaltung eingeflößt, fene 
innige Verbindung der Nation zu einem Ganzen bewirkte, wodurd die großen Leiftungen 
möglich geworben und ed dahin gefonmen ift, daß man in Preußen jegt nicht weiß, wo ber 
Kriegerftand aufhört und der Bürgerftand anfängt. Ich wünſche“, fo fuhr B. fort, „daß dieſe 
glüdlihe Verſchmelzang unauflöslich bleibe.” Am 48. Juni 1816 Hatten die Badegäſte in 
Karlsbad ein Feſt zur Beier bes Jahrestags der Schlacht von Belle-Alliance veranftaltet und 
die Preußen B. dazu eingeladen. Sedo hatten die Bornehmern fi von den Bürgerlichen ab: 
gejondert. Da fand ih B. zuerft bei ver Mittagdtafel der Bürgerlichen ein, zu vem Balle am 
Abend aber erffärte er „nur dann kommen zu können, wenn die unftatthafte Abfonderung auf: 
Höre, In feinem Trinkſpruche fagte er bier: „Ehrenzeichen, Titel, Würben, Belohnungen 
aller und reichliher Art find mir zu Theil geworben. Meinen fhönften Lohn aber finde ich in 
ber Liebe meiner Landsleute, in ver Achtung meiner Zeitgenoffen und in den Bewußtfein, 
meine Pflicht im firengflen Sinne des Worts mit Aufbietung aller meiner Kräfte erfüllt zu 
Haben. An den Wohlthätigkeitsverein für verwundete Krieger in London ſchrieb B., ber 
oft feine Bemunderung Englands ausſprach: „Wenn ed meine äußern Berbältniffe erlaubten, 
fo möchte ich mein Leben in England beſchließen. Unter einem Volke zu leben, das durch feine 
Berfaflung fo groß vor allen andern daſteht, das ſich in allem fo fehr auszeichnet und feinen 
Neichthum auf fo edle, anderwärtd unbefannte großherzige Weife verwendet, muß zugleich er= 
hebend und beruhigend ſein.“ Mit welcher Energie ſich B. am Ende des Jahres 1815 für die 
1813 in feiner erſten Proclamation verheißene, aber damals ſchon angefochtene unbeſchränkte 
Preßfreiheit ausſprach, wie er, der gerade oft derbe Wahrheitsfreund, gar keine andere Grenz 
derjelben jich denken Eonnte ald die Wahrheit felbft, dieſes wurde ſchon oben berührt. 

An Sommer 1816 befuchte B. fein Vaterland Mecklenburg. Er wurde von dem Fuͤrſten 
und den Volk auf das hoͤchſte geehrt. In Dobberan, an der großherzoglichen Tafel, dankte er 
dem Großherzog, der alle braven Medienburger Hatte leben lafien, im Namen verjelben und 
fagte unter Anderm: „CEs ift mir eine Ehre, den Medienburgern anzugehören. Bott hat e8 
mir, einem Medienburger, gelingen lafjen, mitzubelfen, vaß die Welt befreit würbe vom Skla⸗ 
venjoch ded Tyrannen. Mir iſt noch mehrgelungen! Was ich unter allen Berhältniffen meines 
Lebens tief im Herzen bewahrte und was ich mit innigfler Sehnſucht zu erreichen wünfchte, das 
ift erreicht. Ich bin nun da froh und frei in dem Lande, wo ich geboren ward, mo ich meime 
Knabenjahre verjpielte, wo die Gebeine meiner braven Altern ruhen. Bott, du weißt es, wie 
ich mic) gefehnt habe, ehe auch ich mein Grab Fülle, zu beten an ihrem Grabe’ (er that biefe® 
einige Tage nachher in ber Kirche zu Roftod). „Gern rubte ich an ihrer Seite, wenn vielleicht 
bald mein Auge im Tode ſich fchließt. Doch ich wünſche nichts mehr. Zu viel habe ich ſchon er⸗ 
reicht, mehr als ich verdiene. Mein Herz gehört euch. Liebt mic) wieder! Bleibt, wie ich euch 
finde, treu eurem Gott und der Wahrheit, treu eurem Yürften, fo bleibt ihr euch ſelbſt 
getreu!‘ 

Solcher Liberalität, Pietät, Treue und Herzlichkeit ver Gefinnung, wie jie fidh in dem Bis⸗ 
herigen äußert, entipritht B.'s ganzes begeiftertes treued Wirken. Selbft bei feinen Fehlern 
fommt fie no zu Tage. Bekannt iſt feine Leidenſchaft füre Wagefpiel. Wir wollen fie nidt 
entſchuldigen durch vie gleiche Leidenſchaft unferer Eriegsmuthigen altveutfchen Borfahren. 
Aber es war ein fhöner Sieg ver Pflicht, daß B. während der ganzen Zeit eined Feldzugs nie 
auf nur ein einzigeß mal fpielte. Sehr auffahrend und derb und ohne wiffenfchaftlihe Aus⸗ 
bildung war der in den Heerlagern des Siehenjährigen Kriege erwachſene Kriegsheld. Aber 
mit einigen heftigen derben Worten, von ihm jelber öfter zuweilen in verföhnenden Scherz ge⸗ 
wendet, war meift fein Verdruß ausgetilgt. Nie ſah man ihn ſchlagen. Freundlich und mild 
gegen Schwäcere, gegen Frauen und gegen feine Krieger, ſcheute er felbft nicht, dieſen mit 
Achtung ein begangenes Unrecht abzubitten. Bei dem Übergang über die Elbe bet Wartenburg 
fagte er zu feinen Solbaten: „Vorwärts Kinder und gut ausgebalten, die Brücke lafle id 
Hinter und abbrechen!“ Da vernimmt man Murren und mehre Soldaten rufen laut: „So 
braude man ihnen nit zu kommen. Sie würden ja wol ihre Schulvigfeit auch ohne daß 
gethan haben, das hätten fie wol gezeigt.” Da erwidert ver wadere Feldherr Eräftig und zu⸗ 
traulih: „Ihr Habt recht, Kinder, da bat der alte B. wieder einmal etwas Dummes geſagt. 
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Aber 688 war's nicht gemeint. Wir kennen und ja fon!” Und: „Hurrah, Vater Blücher 
fo ging's vorwärts. Auf eines Bornehmen etwas geringfchägenne Hußerung über die gemeinen 
Soldaten erwiderte er warm: „Der Solvat hat fo gut Ehre als die Kürften und die Offiziere, 
und unfere Ehre befteht durch ihre Ehre!” Die Keinen mögen wol Anftoß genommen haben, 
wenn B. felbft in Frieden die Soldaten in alter herzlicher Weife behandelte, wenn ver Feld⸗ 
marſchall auch in Berlin feinen Auſtand nahm, ben gerade vorbeigehenden Landwehrmann an⸗ 
zubalten und, an deſſen Pfeifenſtummel feine Tabackspfeife ſetzend, fle in dieſer Gemeinſchaft 
anzurauden. Aber die Krieger vergaßen ihm dies ficher nicht. Er forgte überhaupt au im 
Frieden gern für le. Bon dem englifhen Hülfsverein für verwundete Krieger wußte er für die 
feinigen 264,000 Thaler zu erhalten. Wie manches mal ſprach B. in einigen derben Worten, 
wie wir fie ja felbft bei dem großen Dichter vom „Goͤtz lefen muͤſſen, berebter und tiefer ergreifend 
als alle Redekünſtler. So fagte er einft zu einem Regiment, das geftern legte und das er heute 
aufs neue zum Sturm commandirte, die Soldaten anſehend: „Kerls, ihr feht ja aus wie bie 
Schweine! Aber ihr Habt die Franzoſen geſchlagen. Damit aber iſt's noch nicht genug. Ihr 
müßt fie heute wieder fchlagen, denn fonft find wir Alle — —“ Das find repnerifche Motive, 
wie fie Demofthenes nicht beffer bat. Als bei vem Nheinübergang ein Bataillon, das fehr ge- 
litten Hatte, in büflerer Haltung an ihm vorbeizog, ruft er ihnen traulih zn: „Nun, Kinver, 
ſollt ihr auch fo lange in Frankreich bleiben, bis ihr Alte Franzoͤſiſch koͤnnt!“ und das ganze 
Bataillon wurde guter Laune. So ging ihm nie Luft und Kraft aus, mit einem guten Worte 
den Seinigen feine heitere Zuverficht und unerſchütterliche Entfchloffenheit mitzutheilen, fie ba- 
durch und durch begeifterte Liebe für Die Sache und für ihre Feldherren zu einen einzigen Körper 
zu vereinigen und zu bejeelen. So menig in ber Nacht ald am Tage fehlte ihm ber fchnelle 
fihere Entſchluß wie das Fräftige ermuthigenbe Wort. So erweckt ihn einft ängfllich feine Um: 
- gebung mit der Nachricht: Napoleon fei im Begriff, eine gewifle kühne Bewegung gegen ihn 
auszuführen. Noch gähnend erwiderte er: „Da Tann er die fhönften Schmiere kriegen“, 
oronete die noͤthige Vorkehrung an, legte ſich herum und fehlief weiter. Gelehrte Wiſſenſchaft 
war ihm freilich fremd. Aber gewiß, er hatte Vieles, um fle zu erfegen, und er hätte innere 
Tüchtigkeit und Bilvung genug, um fle und jedes tüchtige Wirken zu ſchätzen. Niemals hörte 
man ihn von der Wiſſenſchaft, nod) weniger von ber Religion geringſchätzend ſprechen. Als er 
1816 in Samburg und Altona weilte und dort bei einem Bekannten aus feiner Unglückszeit 
treuherzig anzufprechen vergaß, fah man den alten Feldmarſchall nie am Grabe des Ihm einft 
befreundeten Klopflod an ber Straße bei Altona vorbeigehen, ohne daß er den Hut abnahm 
und tief ſenkte. . 

Bor allem aber in dem Verhältniß zu feinen Mitfeloherren, Wittgenflein, Schwarzenberg, 
Kronprinz von Schweden, Wellington, zu feinen Unterbefehlshabern und zu feinen zwei Ge: 
neralquartiermeiftern, Scharnhorft und Gneifenau, bewied B. beharrlih in Verbindung mit 
feinem fo wohl begründeten Selbftgefühl die ſchönſte Treue und Pietät, Selbftentfagung und 
das Pflichtgefühl für die große Sache, die liebenswürdigſte Neivlofigkeit und Veſcheidenheit. 
Er wußte, daß die Feinde und die Friedensfreunde unter ven Verbündeten, welche beide fein 
feuriges Vorwärts! haften, Ihn den Hufarengeneral nannten und gern auch Das, was nur er 
Am Heere und in der Schlacht wirkte, ganz feinen unfterblich verdienten Generalquartiermeiftern 
zugefchrieben hätten. Aber Niemand hat zu allen Zeiten lauter ihre Verdienſte erhoben als 
gerade er, der gebietenve Feldherr, welcher ſtets ebenfo willig befierm Rathe nachgab, als er alle 
Berehnungen und Plane durch die lebendige Auffaffung und Durchführung bejeelte, das Be⸗ 
ſchloſſene mit eigenthümlicher Energie ohne Wanken verwirklichte und bei jeder neuen Wen⸗ 
dung ber Dinge mit ſchnellem Blick und ſicherm Takt neuen, meiſt Sieg bringenden Entſchluß 
wußte. Von Scharnhorſt ſagte er bei einem Feſte, welches ihm die Freimaurerloge Royal 
York (er Hatte in dieſen Myſterien die Meiſterſchaft erhalten) veranſtaltete, am Schluß feiner 
Rede: „Biſt du gegenwärtig, Geift meined Freundes, mein Scharnhorft, dann fei du feld 
Zeuge, daß ich ohne dich nichts würde vollbracht haben!’ Liber Gneiſenau äußerte er fid 
ſtets nicht minder anerkennend und befcheinen. Ald man in einer Geſellſchaft ſich gegenfeitig 
ſchwere Aufgaben ftellte, verhieß B., er wolle thun, was ihm fein Anderer nachmachen könne, 
er wolle feinen eigenen Kopf Eüffen. Alle find erwartungsvoll. Da küßte er Gneifenau mit 
herzlicher Umarmung. Einft überhäufte man ihn mit Lobreden. Da erhob er fi) ungebulbig 
und ſprach mit enler Begeifterung die fhönen Worte: „Was iſt's, das ihr ruhmt! Es war 
meine Berwegenheit, Gneiſenau's Befonnenheit und des großen Gottes Barmherzigkeit.” 

In ſolchen Sefinnungen ſah endlich ver edle Greiß heiter und rubig fein Ende nahen. In 
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ben vier Jahren nad) feinen legten großen Siegen qmälten ihn äfter ſchmerzliche Leiden. Doch 
genoß er noch veihli bald auf Reifen, bald in Bänern, bald auf feinen Landgut, bald in der 
Hauptſtadt mit alter Helterfeit die Freuden des Lebens, Im September 1819 verfchlimmerte 
fich fein Libel fehr. Am 5. Sept. fagte er zu dem Adjutanten, welchen ver König zu ihm ge: 
fendet Hatte und welcher ihn durch die Erklärung feiner Ärzte berußigen wollte: „Ich weiß, 
daß ich ſterbe, denn ich fühle es befler als die Ärzte, bie meinen Zuſtand nicht mehr beurtheilen 
können. Ich fterbe gern, denn ich bin zu nichts mehr nug. Sagen Sie dem König, daß ich 
ihm treu gelebt und ihm treu ſterbe.“ Ahnliches wiederholte er dem König, der ihn Tags 
darauf jelbft befuchte, und empfahl ihm feine Gattin. (Er hinterließ wenig.) Zu feinen Freunde 
und Retter, Grafen Noflig, dem er ebenfo mit unwanbelbarer dankbarer Treue anhing als viefer 
ihn, ſprach ex, als derſelbe ihm einen Labetrunf reichte: „Nicht wahr, mein lieber Noflig, Sie 
Haben Manches von mir gelernt! Jetzt jollen Sie auch von mir lernen, wie man ruhig ſtirbt!“ 
Sanft entfhlief er am Abend des 12. Sept. 1819 und wurde, feinem Wunſche gemäß, unter 
freiem Himmel bei den drei Linden an der Straße von feinem Gute Kriblowit hegraben, geehrt 
durch Todtenfeier und Öffentliche Trauer von König und Heer und von manchem Berein im 
deutſchen Baterlande, fo von der Bürgerwwehr ber Freien Stadt Hamburg. 

Eine ſolche Perfönlichkeit, ein ſolches Wirken waren wohl geeignet, eine allgemeine Begei- 
fterung in Volt und Herr und große Erfolge hervorzubringen. 

Die begeifterte Stimmung bed Volks für B. aber darf beifpiellos genannt werben. Senne 
verichiedenen Züge durch Deutſchland waren fortwährenne Triumphzüge. Die Städte, In die 
ex kam, wie z. B. Magdeburg, Kaflel, Koblenz, Köin, Aachen, Sranffurt, Hamburg, feierten 
großartige Volköfefte, bei welchem jever Stand, jedes Alter, jedes Geſchlecht dem freundlichen 
Helden zu huldigen wetteiferte. Und auch wo er länger weilte, wie in den Freien Städten Ham⸗ 
burg und Frankfurt, da wollten die immer neuen Feſte, der immer erneuerte laute Jubelruf 
bes Volks nicht enden. Und B. war nicht unempfinvlich für ſolchen oft rührennen und ergrei- 
fenden Ausdruck von Liebe und Dankbarkeit. Er, der gern und gus Öffentli redete, dankte 
feinerfeitö in herzlichen, die edelſten Bolkögefinnungen befräftigenven Neben an bie Berfam- 
melten. Der durch fein feindliches Geſchütz je erfchütterte Kriegsheld war babei oftmals tief 
ergriffen und gerührt. Mit Thränen im Auge und mit den Worten: „Es ift die hoͤchſte Zeit, 
daß ich gehe, ich erliege ſonſt“, wehrte ex bei dem letzten Scheiden von dem ihm fo theuern afß 
wohlmollenden Hamburg weitere Achtungsbeweiſe ab und trieb zur @ile. Und nicht in Deutſch⸗ 
land allein, fonvern in dem alten England, in ver Hauptſtadt der Welt wie in Oxford, bort, 
mo die alte Sreiheit.den Takt des tüchtigen Volks für Tüchtiges und Großes ausgebildet hat 
und wo das verbreitetere Lefen ausführlicher Nachrichten in den Zeitungen vollftändigere 
Kenntniß der Zeitgefchiäte begründet als anderwärts, empfing ven beutichen Helden viefelbe 
Gefinnung. Der Prinz-Regent hatte ihn als feinen Gaſt eingeladen, „um ihm”, wie er 
Trieb, „seine Bewunderung und feinen Dank auszubrüden”. Br kam nad) dem erften Pa- 
rifer Frieden, alfo noch ehe er ven Briten ihren Ruhm bei Waterloo erfämpfen half, zugleich 
mit den Monarchen, mit Wellington, der eben in Spanien und Frankreich feinen Vaterlande 
fo außerordentlich großen Ruhm errungen hatte, und mit andern berühmten Feldherren. Aber 
auf die auffallennfte Weife wendete fich die allgemeinfte Begeifterung aller Stände, felbft ver 
vornehmften Frauen, Die ſich zu feinem Lever drängten, dem „Marſchall Vorwärts‘, dem „Be⸗ 
fleger des Tyrannen“ (the Gonqueror of the Tyrant) zu. Da half feine Abwehr jelbft gegen 
das buchſtaͤbliche Tragen auf den Händen, gegen bad Ausfpannen ver Pferde und gegen das 
Zudrängen, daß Jeder wenigſtens einmal feine Hand drüde. Der donnernde Beifallsruf oft 
von Hunderttauſenden und gleich dem Geſchütz ver Feldſchlacht ertoͤnte, ſobald B. in Bewegung 
war. Und während eines fünfwöchentlichen Aufenthalts, vom Tage der Ankunft (6. Juni) bis 
zum Tage der Abreife (11. Juli), bei welcher ex, bi8 zum Meere begleitet von Hunderttauſen⸗ 
den, unter dem Donner der Kanonen und des Beifallsrufes ſich einfchiffte, dauerte von allen 
Ständen getheilt dad große Volksfeſt, ſprachen die allgemeine Liebe und Verehrung oft In den 
ergreifendſten wie in ben ergöglichften Zügen ſtets neu fihaus. B. fagte: „Ich muß über mich 
ſelbſt wachen, daß ich nicht zum Thoren werde.” Alle Zeitungen kamen darin überein, daß ſei⸗ 
nen vaterländiſchen Kriegshelden, daß ſelbſt feinem Nelfon das englifche Bolt keine ſolche Be- 
geifterung, Liebe, Dankbarkeit und Bewunderung ausdrückte. 

Mit folden Anerkennungen der Völker verbanden fi entfprechende Belohnungen ber 
Zürften, zahlreichere, außgefuchtere und größere, als je einem andern Ben zu Theil 
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wurden. Die hödften Orden aller eurogäiidgen Fürſten, die von Frankreich ausgenommen, 
ſchmückten ven Helden. Nach der zweiten Einnahme von Baris mußte fein dankbarer König ein 
neues Ehrenzeichen für ihn allein erfinden, fowie ihn ſchon früher Englands Herricher mit 
einem ſolchen vor den Augen des englifchen Volks zierte. Durch die Ertheilung der Kelpmar: 
falls: und der Kürftenwürbe, deren Name, zur Erinnerung an die Schlacht an der Katzbach, 
von dem nahen Wahlſtadt entlehnt wurde, durch wiederholte große Geldgeſchenke und reiche 
GEinfünfte, durch Landgüter und ein Haus in Berlin, durch die große fürftliche Dotation, endlich 
durch ein prachtvolles koloſſales Standbild in der Hauptſtadt lohnte ihm fein Königshaus auf 
das großmütbigfte. 

Auch noch zwei andere folder Stanbbilder, wahre Kunft: und Nationaldenfmale — eine 

eltene Zierde für Deutſchland — erhalten B.'s Andenken bei ver Nachwelt. Das eine von der 

—* Schleſien auf dem größten Marktplatz in Breslau errichtet, das andere von der Ge: 
fanımtheit der Medienburger unter Leitung der Stände, zu Noftod auf dem Blüchereplatz 
Diejes ftellt ihn nach Goethe's Vorfchlag als Marfchall Vorwärts im deutfchen Landwehrrod 
bar, während das zu Berlin feine eigenthümliche Neigung, durch eigene Theimahme anı Ge: 
fecht die Sache im rechten Augenblick zur Entſcheidung zu bringen, anveutete. Die Stabt Berlin 
ehrte ihn durch Denkmünzen und jowie London und Hamburg dur die Bürgerwürbe, bie 
Univerfitäten Oxford, Cambridge, Berlin durch die Dortorwürbe und Hamburg und Altona 
durd Stiftung des Blücherclubs „zur Feier feiner Ehrentage und zur möglichſten Verbrei⸗ 
tung feiner liebenswürbdigen Eigenfchaften und Tugenden”. Zahllofe Büften, Gemälde, 
Kupferflihe und Bilder aller Art, eine Anzahl von Biographien und eine große Reihe von 
Gedichten, darunter welche von Deutſchlands evelften Dichtern, Goethe, Uhland und F. 2. Graf 
zu Stolberg, von Arndt und Rüdert, fuchten fein Andenken zu erhalten, auszubreiten und zu 
verherrlichen. . 

Und groß und leicht erflärbar, wie dieſe Begeifterung für B., maren die Erfolge feines 
Wirkens für vie große Sache. 

„In B.'s Hauptquartier und Heer war”, nad dem Ausdruck eined- feiner Biograpben, 
„ner Sig der entichloflenften Thatkraft, der unternehmendften Kühnheit. Der eigentliche Kern 
der Kriegführung, der thätige Anſtoß und das fortreißende Beiſpiel waren Hier.” — „Dur 
ben ganzen Krieg hindurch war”, fo fügt ein anberer Hinzu, „B.'s treibendes Bormärts 
das bewegende Princip ded Kampfes. Wie hätten wir fonft nah Paris kommen mögen?” 
‚Daß aber nun dem alfo war, und daß nad demſelben Schriftfteller „dad ganze Heer auf ihn 
mit unerſchütterlichem Muthe vertraute, mit ihm flegreich focht, daß fein Ruhm den Ruhm 
größerer Feldherren neben ihm und ihm gegenüber verpunfelte, daß er allein in ganz Deutſch⸗ 
land, ja von Altengland, ald der Held des Kriegs gefeiert wurde, viefes erklärt fich Daraus, daß 
B. ganz der Richtung des damaligen Volkögeiftes entſprach, daß er in Wort und That ves 
Volkes Stimme verkündete, in jeder That Das vollbrachte, woran das Volk felbft ſchon Hand 
gelegt hatte”. Derjelbe Schriftfteller fchließt feine Biographie B.'s mit der feierlichen Auffo⸗ 
derung an die Stäbte, „wenn bie dem Reich verfprochene Verfaſſung auch ihnen, für welche 
durch Die Städteordnung von 1809 die Einleitung zu feftern Berhältnifien gemacht ift, ein 
georoneted Bürgerthum bringen werde”, das Bild B.'s „als Wahrzeichen ihrer Freiheit“ auf: 
zupflanzen. Es war, wie die Manifefte anerkannten, ein von ven Bolkögefinnungen beſchloſſe⸗ 
ner, wie die feierlichen Sreiheitöverheißungen und die Aufrufe an Jugend und Volk erklärten, 
ein nur durch Begeifterung und Aufopferung des Volks für die Freiheit flegreicdh zu führender 
Krieg, kurz ein wahrer Bollöfrieg. Und B. war ver Volksheld in dieſem Kriege. Er war es, 
indem er ganz einging in das Vorwärisſtreben feiner Zeit und, durchdrungen von der Ge 
finnung feines Volks, fie, foviel an ihm war, vermwirklichte, fie nährte und fleigerte in Wort 
und Werk, Er mar e8 vor allem dadurch, daß er biefes auf eine Meiſe und mit den Eigen: 
ſchaften that, melde, an ſich groß, für ein tüchtiges Volk und Heer unmittelbar ergreifend fin. 
Er that es nämlich mit ber ganzen Kraft eines tüchtigen Charafterd, mit der Treue und Wärme 
der Geſinnung und dem nie zagenden, nie wankenden Entfchluß und kühnen, begeifterten 
Muthe, treuberzig und gutnrüthig gegen die Seinen, vie Schwachen und Wehrlofen, eine ebene 
Bruft gegen den gemaffneten Feind, voll Lebensmuth und Vertrauen — ein echt veutfcher Held. 
Daß 2. hierdurch und weder durch die Höchfte Künftlichkeit Falter, flubirter Berechnungen, nod 
durch Zufall, daß durch des Volkes eigene Begeifterung für feine Freiheit und Ehre und durch 
ben von ihr durchdrungenen Volkshelden vie Vollksſache fiegte, dieſes — wodurch die Gegner 
B. herabzufegen meinten — war fein und feines Volkes erhebendſter Stolz. Und in vem Grabe, 
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als dieſe Geſinnung fehlte, wie z.B. bei Schweben und Ruffen, um fo mehr mußte natürlich in 
folgen Kriege bei Freund und Feind, trog aller Tapferkeit und Kunft, That und Ruhm zurück: 
ftehen. Wie hoch man aud mit Recht die Mittel und Kräfte ver Kunft und Wiffenfchaft, der 
Berechnung und bed Verſtandes fhäten mag, dahin fullte e8 — fo mahnen der ganze große 
Freiheitsfampf und feine Helden feit dent Beginn der Franzoͤſiſchen Revolution — doch nim⸗ 
mermehr kommen, day man biefen Fünftlich bereiteten und vegierten Kräften und Plitteln vie 
großen Kräfte der Naturgaben, des Charakters, der moralifhen Eigenfchaften und einer er- 
wachten tüchtigen Volfsgefinnung nachftellt. Möchte doch vielmehr recht bald der großen Sache 
des Jahrhunderts, der Freiheit — da wir ihre fernern Siege ohne blutigen Krieg zu gewinnen 
wünjchen — auch für ven Frieden und unter den Diplomaten und Miniftern ein folder Mar: 
fhall Vorwärts erftehen, wie es für ven Krieg der alte B., wie e8 den Preußen vorübergehend 
aud im Frieden der alte Stein geweſen. Gute Abjichten, Talente, Kenntniffe, Ginfichten, wer 
mag fie fo vielen der neuern Staatsmänner abfprechen wollen. Aber eine gründliche Erfaſſung 
der großen Foren der Zeit und des Volks thut und noth und ein Charakter, um fle durchzu⸗ 
führen, jene Wärme und Treue der Gefinnung, jene Unerfchütterlichkeit des Entfchluffes und 
des Muthes für das einmal ald gut und recht Grfannte, ein Mann, der, fo innig verbunden mit 
den BolE wie B. mit dem Heere, fo feft vertrauend auf Gott und die gute Sache, in unferer 
großen Zeit nicht aus zaghafter Vorſicht zehnmal größere Gefahren herbeiführt, als er zu be⸗ 
feitigen vermeint, ein folder, der jo Fräftig, fo flegreich die Innere Freiheit und Ehre gegen in= 
nere und außere Feinde erkämpft wie B. die Äußere. 

Erhebend zugleich und mahnend bfeibt aber ftet3 der Blick auf dieſe deutſchen Heere, welche 
Im erften Vierteljahrhundert der Franzdjifchen evolution immer aufs neue zerſchmettert 
murben, als ſie Fämpften gegen die nativnale Begeifterung und Freiheitskraft der Franzoſen 
und gegen ihre In derfelben gebildeten Heere; welche dagegen, nach allen Nieberlagen, nad) 
alten Verftümmelungen und Beraubungen der deutſchen Länder, ebenfo furchtbar paftehen, wie 
bad übermächtige, von Sieg und Beute genährte Frankreich als gelähmt erfcheint, ſobald die 
Rollen wechfelten, ſobald die Deutſchen ihrer Übereinftiinmung, die Franzoſen dagegen Ihres 
Widerſpruchs mit der großen Idee der Zeit fidh bewußt geworden. Erhebend und mahnend vor 
allem iſt der auf foldem Grund und Boden geführte Kampf ver beiden am meiften hervortre: 
tenden Kriegshelden in ven Freiheitskriegen 1813 — 15. 

Dort der menſchenverachtende Kutfer, von Eoloffaler Größe durch Geiſt und Feldherrenkunſt, 
Sieger in dreißig Feldſchlachten, aber als er, mit offenbar geworbenem Treubruch gegen das 
Brinctp feiner Einfegung, burd eine Politik der Lüge und Selbftfuht und durch Sultanismus 
die Freiheit vernichtet und gegen freiheitliebende Volfsheere kämpft, ein= und abermal niederges 
worfen von dem geringgeacdhteten Greis B., und audgeftoßen von Europa, auf der dven Fel- 
feninfel, jenfeit ver inte, tantalifhe Qualen erduldend. 

Hier der menſchenfreundliche Greis B., nicht groß und geivaltig durch die außerorventlichfte 
Beifteskraft und Ertegswiffenfchaftlihe Ausbildung und Kunft, aber ven biäher unbeſieglichen 
furchtbaren Gegner und fein gewaltiges Reich wiederholt gerichmetternd und, mit dem Lorber 
der glorreichften Stege umwunden, an der danfbaren Liebe und Bewunderung feines Vater: 
landes und Europas fich mit gerührten Herzen erhebend und erfreuend — fo groß und fo ſieg⸗ 
reich, weil er mit allen Kräften einer tüchtigen Natur fo treu und unerſchütterlich, fo begeiftert 
und harakterfeft, mit feinem Volk und für beffen Freiheit geftritten. Melder. 

Blutbann, f. Bann. 

Bluthochzeit oder Bartholomäusnacht. Das „Staats-Lexikon“ kann zwar nad feinem 
Zwecke nicht zugleich ein hiſtoriſches fein. Doch mögen ausnahmsweiſe einige der merkwürdig⸗ 
ſten Scenen wie Berfonen darin eine ſtizzirte Darftellung finden, infofern dieſelben entweber 
zum Verſtändniß der heutigen Verhältniffe und Staatäintereffen alfernähft nothwendig oder 
auch als eindringliche Beifpiele zur Einfhärfung hochwichtiger politiſcher Lehren dienend ſind. 
Letzteres findet nun bei vorliegenden Gegenftanpe in ganz beſonders hohem Grade ſtatt. Im 
ganzen Laufe ver Geſchichte gibt es kein fchrecklicheres, kein fcheußlicheres Beiſpiel von den Gräueln 
der Despotie, verbunden mit jenen des Fanatismus und der Parteiwuth, als vie Bluthochzeit 
von Varis, aljo feine mit lauterer Stimme tönende Warnung vor diefen Geifeln der Menſchheit. 
Wol feinem Zeitalter fehlt e8 an graufenhaften Scenen des Schlachtens und unmenſchlicher 
Wuth: doch erfiheinen fle gewöhnlich entweder nur als Ausbrüche thierifcher Wildheit barbari⸗ 
cher Völker oder Kriegshäupter — ſonach einem verberbenden Naturereignig mehr zu vergleiz 
hen als eigentlich menſchlicher That — oder ſie werden im Augenblick der Leidenſchaft begangen, 
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oder bed eigentlichen Zornfeuers, ober ſonſt einer heftigen Aufregung. Dahin gehören etwa die 
yon den Bandalen, Hunnen over Mongolen u. |. w. verübten Gräuel, auch die Morpfcenen in 
Ismael und Praga, mit vielen andern, überhaupt die im wirklichen Kriege vorfallenden, alſo 
zumal gegen fremde Völker, doch auch im Bürgerkriege, der da ein Volk zeitlich in mehre fpaltet, 
Auch von blutigen Berfolgungen, welde eine fliegende Partei gegen vie beſtegte, oder ein über⸗ 
müthiger Tyrann gegen vie Freiheitsfreunde, over eine fanatifche Priefterfhhaft gegen fogenannte 
Irr- oder Ungläubige verhängt, kommen leider nur allzu viele Beifpiele in ven langen Leidens: 
gefhicdhten ver Nationen vor; und ed mag genügen, an bie Proferiptionen des Marius und 
Sulla, an die Schreden der Inquifition, an Alba's Megeleien, an die Terroriften im revolutio: 
nären Frankreich, an die wiederholten Reactiondfrenen in Neapel und Spanien unter Ferbi: 
nand IV. und VII. zu erinnern, um unfer Gemüth mit Entfegen zu erfüllen. Aber von allen die: 
fen Beifpielen ift keines, welches an Gräßlichkeit die Bartholomäusnacht übertrifft, und nur we⸗ 
nige, Die man Ihr ald gleich gräßlich zur Seite fegen kann. Hier fehen wir nänılich, in einem Zeit: 
alter bereit8 angebrochener höherer Givilifation und in einem Volke, das fich des Ritterfiunes, ber 
Großmuth, der Treue, der Ehre rühmte, einen jugendlichen König, Im Bunde mit den verwor⸗ 
fenften Hofleuten und blutvürftigen Brieftern, ein meuchelmörderiſches Complot ſchmieden gegen 
die Edelſten ver Nation, gegen feine nädhften Verwandten und gegen eine unermeßliche Anzahl 
guter, vorwurföfreier, nüglicher Bürger ; wir fehen ihn, feinen unmenſchlichen Anfchlag unter 
der Maske des Friedens und der Liebe verbergend, zur Grauſamkeit noch den empörenpften Ber: 
rath gefellen und envlih an die Ausführung der Schreckensthat felbfteigene Fönigliche Hand ans 
legen! Freilich werden wir, wenigſtens in den civilifixten Ländern Curopas, Schauberfcenen 
dieſer Art wol nicht mehr befürdten dürfen. Die Scheu vor der Öffentlichen Meinung erfegt bie 
zu einem gewiſſen Punkte die gejegliche Machtbefchränfung. Doch gibt e8 ja auch Mittel, felbft 
die Öffentliche Meinung zu fefleln over ihre Stinnme zu erftiden, und jedenfalls ift e8 gut, ſich mit: 
Unter an Das zu erinnern, was, wenn es auch nicht wirklich gefchieht, doch gefchehen kann, wo im⸗ 
ner das Volf keine Rechte hat. 

Ungeachtet bed engherzigen und graufamen Berfolgungsgeiftes des fonft vielfach gepriefenen 
Königs Franz I. von Frankreich und feines Sohnes Heinrih I. Hatte die Reformation — als 
entfloffen ven Zeitgeift — ſchnell eine große Zahl von Anhängern in der Nation gewonnen, und 
in8befondere war eö die Lehre Calvin's, welche foldhe Befenner (man hieß ſie Hugenotten) angog. 
Aber wahrſcheinlich wäre fie dem fortgefegten Drud erlegen — wie fie in ven fpanifchen und an: 
dern Gebieten erlag, ja auch in Frankreich, felbit nad) fhon erhaltenem Rechtszuſtande, dem Fa⸗ 
natismus Ludwig's XIV. bis auf wenige Überrefte erlag — hätte fie nicht einiger hoher Beſchützer 
fih erfreut und wären nicht politifche Intereflen jenen ver Religion zu Hülfe gefommen. Die Kb: 
nigin Margaretha von Navarra, König Franz Schwefler, war Freundin der Reformirten 
und ebenfo ihre an den Prinzen Anton von Bourbon vermählte Erbtochter, Johanna von Albret. 
Diefer (übrigens ſchwache) Prinz Anton ſowie fein Eräftigerer Bruder Lubwig von Conde 
wandten fich ihnen, zumal aus politifchen Gründen, zu. Denn als nach König Heinrich's II. Tode 
die Krone nacheinander an deſſen ſchwache Söhne (Franz HI., Karl IX. und Heinrich TIL) fiel, 
aber bie eigentliche Gewalt von ven ſtolzen Herzogen von Lothringen-Guiſe an ſich geriffen warb, 
fo erregte ſolches vie Eiferfucht ver Prinzen von Beblüt, und fie warfen ſich deshalb zu Beſchützern 
und Häuptern ber reformirten Partei auf, um deſto wirkfumer der Guife'fhen Herrſchaft zu 
trogen. Selbft die Königin-Mutter, Katharina von Medicis, weil fle felbft auch die Buifen fürch⸗ 
tete, ermunterte argliftig dad Wiperftreben ver bourbonifchen Prinzen. Hieraus entſtand eine 
Reihe von bürgerlichen Kriegen, oder vielmehr nur ein langmieriger, hier und da durch täufchende 
Waffenſtillſtände, genannt Friedensfchlüffe, unterbrochener Krieg, von deſſen wechfelvollen Er⸗ 
eigniffen wir hier wegbliden. Nach nes wanfelmüthigen Königs Anton von Navarra frühem Tode 
und der Ermordung des Prinzen von Conde traten beider Söhne, nämlich der junge König Hein: 
ri von Navarra, nachmals Heinrich IV. von Frankreich, und der jüngere Conde, an die Spige 
der Reformirten mit dem Admiral Coligny, welder ſchon faft vom Anbeginn bie Seele der Bartei 
gewefen. Unter Karl IX. beſchloß endlich die Guiſe'ſche oder Tatholifche Partei, d. h. befchloffen 
die am ‚Hofe befindlichen Häupter derfelben, die Reformirten, beren Untergang fie durch offe: 
nen Krieg zu bewirken ſich außer Stande fahen, durch Berrath — Naube nennt ed einen Staats⸗ 
ſtreich — zu verderben. Man gewährte ihnen demnach, obſchon fie die Schlacht bei Moncontour 
verloren hatten (1569), einen fehr günftigen,, neben der Freiheit ver Religionsübung und dem 
Recht auf alle Staatsämter ihnen auch eine Anzahl fefter Sicherheitöpläge verleihenden Frieden 
von St.-Öermainzen-Zaye (1570), und trug bald nachher Die Hand Margaretha’s von Valois, 
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der Schweſter des Königs, Heinrich von Navarra an, als Unterpfand ber vollſtaͤndigſten Ver⸗ 
ſohnung und bleibenden Friedens. Überall wurde jetzt ver Ton ver Regierung freundlich und 
wohlwollend gegen die Reformirten; die Häupter wurden mit Gunſtbezeigungen überhäuft, 
nach Hofe eingeladen, in die ſchoͤnſten Hoffnungen eingewiegt, während man insge heim den 
Stahl zu ihrer Vertilgung ſchärfte. 

Die verheißene Hochzeitsfeier zwiſchen Geinrich und Margaretha fand am 17. Aug. 1572 
fatt; der Hof ftrablte von Zeiten und Freude; und am 24. Aug., in der mitternächtlihen 
Stunde, begann bad von dem Herzog von Guiſe und dem Marfhall von Tavannes mit Katha⸗ 
rina von Mebicis (jegt entfchieben der Prinzen und noch mehr Coligny's Feindin), ſodann mit 
den Brüdern des Königs und mehren der wüthendſten Zeloten des Hofes und der Stadt ver- 
abrevete, vom König genehmigte, ja ausdrücklich befohlene Morden. Zuerft verblutete ver ehr- 
würdige Goligny auf feinem Kranfenlager unter ven Streichen ver „im Namen des Königs 
in fein Haus gedrungenen Meudjler. Aber faft gleichzeitig ertünte aus den meiften Häufern, 
worin Reformirte wohnten, aus allen Gaſſen, wohin die Aufgefchreckten fich flüchteten, aus den 
Gängen und Gemächern des Louvre dad Geheul der wehrloſen Schlachtopfer. Der König felbft 
ſchoß, wie man verfigert, aus einem Fenſter des Schloſſes auf feine fliehenden Unterthanen. 
Seinem neuvermählten Schwager, Heinrich von Navarra, aber und dem Prinzen von Conde 
tief er wüthend zu: „Meſſe, Tod oder Baftille!” Die Erſchreckten wählten die Meſſe (widerrie⸗ 
fen jedoch nach vertobten Sturme). Drei Tage lang dauerte das Morden. Der ausgezeichnetften 
edelſten Männer fiel eine große Zahl, der gemeinern eine unbeflimmbare Menge. Die Wuth 
flieg mit der Blutarbeit. Auch Breife, Kinder und Weiber wurden gejchlachtet. In ven Geſchichts⸗ 
büchern ver Zeit finden wir eine Menge ber ſchaudervollſten Einzelheiten aus biefen Schredens- 
tagen verzeichnet; wir blidlen davon weg; der äußere Umriß genuͤgt. Aber zu demſelben gehoͤrt 
weſentlich noch das Morden, welches gleichzeitig, wie in Paris, auch in vielen andern Städten und 
Dörfern, in allen Theilen des Landes, gemäß koͤniglicher Befehle ſtattfand. über 3000 Men⸗ 
ſchen bluteten allein in Orleans, und bie meiften andern groͤßern Städte erfuhren ähnliche Schreck⸗ 
niffe. Daher rechnen einige Scöriftfleller bie Zahl der im ganzen Reihe Erfchlagenen auf 
100,000; Sully ninmt ihrer 70,000 an, Voltaire 60,000. Und noch weit mehrere wären ge: 
fallen, hätten nicht einige menſchlich fühlende Statthalter den königlihen Mordbefehlen den 
Gehorſam verfagt. 

. Der König felbft erklärte ohne Scheu vor dem verfammelten Parlament, er habe das Mor: 
den befohlen, weil Goligny und die übrigen Hugenottenhäupter buchverrätherifche Blane gegen 
ihn und das Reich geſchmiedet. Das Barlament ſchwieg; für die Hugenotten zu fpredden hätte 
den Tod gebracht. Beigheit und Fanatismus gingen fo weit, Daß man fogar verorbnete, alljähr- 
lich follte eine Proceffion zur Beier ver Bartholomäusnacht gehalterf und Gott für vie Vertilgung 
der Keger gedankt werben! 

Gleichwol waren fie nicht vertilgt ; fie erhoben fich vielmehr von neuen mit dem Muthe der 
Verzweiflung; und nach einem verluftvollen Kampfe fah der Hof fich in kurzer Frifl geziwungen, 
den Hugenotten biefelben Rechte wieberzubewilligen, die man ihnen vor der Bartholomäus 
naht gewährt hatte. Papft Gregor XIII., welcher die Kunde von diefer Mordnacht mit Jubel 
vernommen und durch Denkmünzen, ja durch feftliches Meßopfer und Dankgebet fie gefeiert hatte, 
ſah alfo feine Freude zerrinnen, Karl IX. aber enıpfand, neben dem Gram über die Fruchtloſig⸗ 
feit feined Verbrechens, noch die Qualen des erwachten Gewiſſens und farb im zweiten Jahre 
nad) der Unthat unter gräßlicher Seelenpein. 

Als Gewährdmänner für die Hiftorifche Treue der voranſtehenden Skizze dienen faft alle 
gleichzeitigen over den Tagen ber Gräuelthat nahen allgemeinen und befondern Geſchichtſchreiber 
und die Verfaffer der verfchiedenen Memoiren und Biographien mehrer dabei handelnd ober 
leidend aufgetretener Berfonen. Auch die katholiſchen Schriftfteller, theils in fanatifher Wuth 
das Gemetzel unverhohlen preifenn, theild — und dies iſt die große Mehrzahl — fie mit menſch⸗ 
lichem Gefühle betrauernd und verdammend, Fonmen in Bezug auf die Hauptumflände der Be⸗ 
gebenheit mit ven proteftantifchen überein. Abweichungen finden ſich meiſt nur in Nebenſachen. 
Die -Gefchichte fteht da als ein unvertilgbares Denkmal deſſen, was Despotismus und Banatis- 
muß zu thun fähig, und welchem Schidfal alfo die Völker audgefept find, welche eines ober beide 
diejer Ungeheuer bei ſich nähren. Rotteck. 

Blutrache, ſ. Compoſitionenſyſtem. 

Blutſchande, ſ. Geſchlechtsverhaͤltniſſe. 

Bodin (Jean), der Vater der modernen Staatswiſſenſchaft, wurde 1530 zu Angers geboren. 
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Die uͤberlieferung, welche ihm eine jüdiſche Abkunft zuſchreibt, ſtudet in nrandherlei Timefländen 
eine gewiſſe Beglaubigung, namentlich in ſeiner gründlichen Kenntniß des Hebräiſchen, in feiner 
altteſtamentariſchen und talmudiſtiſchen Gelehrſamkeit, in ſeinem vertrauten Verkehr mit den 
Bekennern des moſaiſchen Glaubens und in dem kabbaliſtiſchen Aberglauben, welcher die dunkle 
Kehrſeite ſeines leuchtenden Geiſtes bildet. 

B. ſtudirte die Rechtswiſſenſchaft in Toulouſe und widmete fich eine Zeit fang ſelbſt mit gutem 
Erfolge dem juriſtiſchen Lehrfache, das er jedoch bald mit der Advocatur in Paris vertauſchte. 
In diefer neuen Laufbahn wollte e8 ihm indeſſen nicht glüden, und er verließ viefelbe, um ſich 
wiederum der Wiſſenſchaft zuzuwenden. Die erſte bedeutende Frucht feiner gelehrten Arbeiten 
war ein 1566 erſchienenes Buch unter dem Titel: ‚‚Methodus ad facilem historiarum cogni- 
tiouem’, der Verſuch einer Geſchichtsphiloſophie, welche die Erfahrungen ver Bergangenheit 
zum Behuf der Politik dev Gegenwart verarbeiten will. B. erörtert in feinem „Methodus’’ mit 
großem Scharfiinn den Einfluß, welden Ortlichfeit und Klima auf bie ſtaatlichen Dinge aus- 
üben, und das Verhältniß dee Geſetzgebung zu ven verſchiedenen Berfaffungsformen. Gegen: 
fände, deren Behandlung Montesquieu augenfcheinlich von B. gelernt hat, dem überhaupt ein 
großer Antheil an dem Ruhme gebührt, weldhen ver Berfafler des „Esprit des lois“ durch fein 
Merk erworben, wiewol er daſſelbe „prolem sine matre creatam‘ nennt: 

Neben feinem geſchichtsphiloſophiſchen und politifhen Inhalt bietet der, ‚Methodus” Unter- 
ſuchungen wirthſchaftlicher Fragen, deren von B. gegebene Löfung durch ihr Datum Hödjft be- 
achtenswerth wird. Durch feine richtigen Begriffe vom Weſen des Geldes, jeine deutliche Erfennt- 
nid der öfonomiihen Wirkungen von Angebot und Nachfrage, feine nahprüdliche Verfechtung 
des Freihandels u. |. w. ſcheint B. nicht blos feiner eigenen Zeit, ſondern auch den beiden nächſt⸗ 
folgenden Jahrhunderten vorzugreifen. Nicht weniger merkwürdig ift bei ihm, dem gelehrten 
Suriften, die fharfe Anfeindung ver Herrfchaft des Roͤmiſchen Rechts, in deſſen todte Formen er 
die lebendige Gegenwart nicht länger eingezwängt wiſſen will — eine Ketzerei, bie ihm dann frei⸗ 
lich eine förmliche Achterflärung von feiten des Cujacius zuzog, welder damals im Reiche des 
Corpus juris das Scepter führte. 

Der „Methodus’' und einige andere Schriften ftaatäwirtbichaftlichen Inhalts, welche dem⸗ 
ſelben folgten, verfchafften ihrem Verfafſer einen Ruf, welcher ihm vie politifche Laufbahn eröff- 
nete. Im Jahre 1568 wohnte er der Berfanmlung ver Generalftaaten in Narbonne bei, und 
bald darauf trat er in Die Dienfte des Herzogs von Alençon, des Hauptes der Partei der „Poli: 
tiker“, melde zwiſchen fanatiſchen Katholifen und Hugenotten bie richtige Mitte zu behaupten 
ſuchte. Die monardififche Gefinnung und die kirchliche Toleranz dieſer Partel entſprechen glei: 
mäßig der ganzen Geiftedrihtung B.'s. Natürliche Mäßigung, Humanität und hoher Berftand 
vereinigten fich bei B. mit einer augenſcheinlichen Schwäche der reltgiöfen Überzeugungen, um 
ihn angefichts des Religions- und Bürgerfrieges, welcher Frankreich verwüſtete, mit Abfcheu zu 
füllen, und ihn der neutralen Partei zuzuführen, welde bie Befefligung der koͤniglichen Macht 
und die Betbätlgung des Grundſatzes der kirchlichen Duldung als die erfte Bedingung ver Wie- 
berherftellung des Öffentlichen Friedens und eines fihern Rechtszuſtandes anfah. 

B. galt indeſſen für einen heindlichen Proteftanten und entging mit Mühe dem Blutbade ver 
Bartholomäusnacht. Die Gunſt Heinrich's IIl. der ihn an feinen Hof zog und fpäter zum fönig- 
lichen Anwalt in Laon ernannte, fhüßte ihn einflweilen gegen weitere Angriffe und Berfolgungen. 


Im Sahre 1576 fpielte er als Abgeordneter des dritten Standes eine bedeutende Rolle in ver 


Reihöverfammlung zu Blois. Es war jedoch vergebens, daß er fi mit aller Kraft den: von 
einem parifer Abgeordneten ausgegangenen Antrage auf Wiederherſtellung ver Fatholifchen 
Glaubenseinheit und Verbannung der proteftantifchen Geiſtlichen und Lehrer wiberjegte. Die 
heftigen Anfeindungen, melde ihm feine Bekämpfung der Liguiflifch geiinnten Mehrheit ber 
Stände zuzog, ſchienen die Vorliebe Heinrich's IH. für Ihn vielmehr zu fleigern als zu ſchwächen, 
was B. jedoch nicht abhielt, den Wünfchen des Königs in Beldangelegenheiten entgegenzutre- 
ten. Dadurch verwirkte er denn die Gunft Heinrich's III., der ihm namentlich feine Oppotition 
gegen ven beabſichtigten Verkauf eines Theild der Domänen, welhe B. für Eigenthuni ,,vee 
Volks“ erklärte, nicht verzeihen konnte. Kurz vor der Schliegung des Reichstags ſetzte es B. nod 
durch, daß der dritte Stand die dringende Bitte an den König richtete, die beantragte Wieder⸗ 
herſtellung der kirchlichen Einheit nur „durch gute und rechtmäßige Mittel und ohne Krieg“ 
zu betreiben. j 

Noch während der Dauer ver Neihöverfammlung zu Blois erſchien das Hauptiverf 3.8, 
„Geha Bücher von der Republik“, zuerft in franzoͤſiſcher Sprache und demnächſt in einer vom 
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Verfaſſer ſelbſt gemachten lateiniſchen uͤberſetzung. Republilk neunt B. den Staat überhaupt, ins 
fofern derfelbe dem Begriffe einer Rechtsanſtalt entfpricht. Die Aufgabe feines Buches ift eine 
doppelte, nämlich die Unterfuhung bed Weſens des Staais überhaupt, feiner Lebensbedin⸗ 
gungen, feiner Befugnifje und die Befümpfung der Irrlehren und Misbräuche, denen feiner 
Anſicht F die Zerrüttung der franzöſiſchen Zuſtände des 16. Jahrhunderts zugeſchrieben 
werden muß. 

Der Urbeſtandtheil des Staats iſt für B. nicht das Cinzelweſen, ſondern die Familie. 
Strenge Unterordnung des Weibes und weite Ausdehnung der väterlichen Gewalt gelten ihm 
für weſentliche Bedingungen der Geſundheit des Familienlebens. - Zugleich will er folgerichtiger⸗ 
weiſe die Eheſcheidung nicht blos geſtattet, ſondern auch aufs äußerſte erleichtert wiſſen. Die Skla⸗ 
verei hat an ihm einen entſchloſſenen, ja leidenſchaftlichen Gegner. 

Zur Bildung des Staats gehört nach B. „eine Vereinigung mehrerer Familien unter einer 
ordentlichen Regierung und mit ſouveräner Gewalt ausgeftattet”. Souveränetät und Regierung 
werben von ihm durchweg ftreng unterfchieven, aber es gelingt ihm nicht, die Souveränetät ſcharf 
zu umfchreiben, weil fie ihm mehr für einen Rechts- als für einen Machtbegriff gilt. Als ur: 
fprüngliche Inhaberin der Souveränetät anerkennt B. die Geſammtheit ver Staatdangehörigen, 
aber er will zugleih, daß biefelbe vollftändig und auf immer an eine oder einige Perſonen ab: 
getreten werben koͤnne. Vorbehalt und Bedingungen jind bei einer ſolchen Übertragung un⸗ 
ftatthaft, denn die Souveränetät ift entweder vollſtändig oder überhaupt night vorhanden. Der 
Spuverän kann ſich jelbft nicht die Hände binden, er fteht über feinen eigenen Gefegen, er kann 
feine Nachfolger nicht verpflichten — ein Sag, ber denn freilid auch die von B. zugelaflene over 
eigentlich gefoderte ummwiderruflice Veräußerung der Souveränetät von feiten ihres urfprüngs 
lichen Inhabers, des Volks, aufbebt. 

Wenn die Souyeränetät B.'s weber getheilt no künſtlich befchränft werben fann, fo Hat fie 
barum doch ihre beſtimmten Grenzen, nämlid die Befege Gottes und der Natur. Vermöge dirfer 
Geſetze Hat fie z. B. Fein Recht über das Eigenthum der Bürger, die nur mit ihrer Zuflimmung 
befteuert werden können, Der Souverän, fügt B. Hinzu, welcher diefen Grundfag verlegt, han⸗ 
beit ai fraft des Rechts der Souveränetät, fondern kraft des Rechtes des Stärfern und der 
Räuber. 

Mit großem Nachdruck wird hervorgehoben, daß nicht die Ausuͤbung der Regierungsgewalt, 
ſondern der Beſitz der Souveränetät den Begriff der Monarchie, Ariſtokratie und Demokratie be⸗ 
ſtimmt. Die Demokratie findet B. überall, wo die Mehrheit des Volks irgendeinen Antheil an 
der Handhabung der höchſten Staatsgewalt hat. So z. B. auch im republikauiſchen Rom, inſo⸗ 
fern die Maſſe des Volks daſelbſt in Staatsangelegenheiten immerhin eine Stimme hatte, wie 
gering der Werth derſelben auch fein mochte. DB. leugnet nämli nicht nur die Zweckmäßigkeit, 
fondern ſelbſt die Möglichkeit gemifchter Verfaflungen. Die Souveränetät iſt jeiner Theorie 
nad ein abfolut Untheilbares, und wenn er in der Wirklichkeit eine thatfächliche Trennung ihrer 
Befugnifle findet, fo will er varin nur Verwirrung und Misbraud jeden, und hilft er fi im 
äußerſten Kalle mit einem Madtfpruche ver Doctrin. Durch einen jolhen Machtſpruch wird z. B. 
auch England für eine reine Monarchie erklärt, in welcher, wie pas Beifpiel Heinrich's VIN. Hinz 
Tänglich gezeigt Habe, bie volle Souveränetät bei der Krone fei; was aber dad vom englifchen 

eParlament geübte Recht der Steuerbewilligung betreffe, fo habe, wie ſchon geſagt werben, übers 


- haupt kein König die Befugnig willfürlih Steuern zu erheben, weil das heißen würde, ſich an 


frembem Gute vergreifen. 

Außer dem Rechte der Steuerbewilligung nimmt B. das Recht des Raths und der Bitte 
für die Stände der Monarchie in Anſpruch. Jede Betheiligung derfelben an ver Ausübung ber 
eigentlichen Staatsgewalt aber verwirft er unbedingt als wahrhafte „Abfurbität”, die darauf 
binauslaufe, eine zwiefpaltige Souveränetät herzuftellen, bei welcher bald der Fürſt und bald das 
Bolt der Meifter fel. 

Die monarchiſche Staatsform hat die entfchienene Vorliebe B.'s, welcher diejelbe nad Ana⸗ 
logie der göttlichen Weltregierung und der Bamilie für die natürlichfte, und in Gemäßheit ber 
Lehren ver Geſchichte für die pauerhaftefte, ven wenigften Störungen ausgefegte Verfafſung er⸗ 
klärt. Innerhalb ver Monarchie unterjcheidet er prei Arten: die Patrimonialherrſchaft, das eigent= 
liche Königthum und die Tyrannei. Die Patrimonialherrfchaft (monarchie seigneuriale) geht 
gewöhnlich dem Königthun voran, und ift in der Negel das Werk der Eroberung. Sie befteht 
darin, „daß der Fürſt Herr der Perfonen und des Eigenthums feiner Unterthanen if, und daß er 
fie regiert wie ein guter Bamilienvater feine Sklaven”. Daß eigentliche Königthum (monarchie 
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royale ou legitime) iſt vorhanden, „wenn der Fürſt die Unterthanen in uͤbereinſtimmung mit 
dem natürlichen Mechte vegiert und die natürliche Freiheit und pas Eigenthum derfelben unan= 
getafter läßt”. Die Tyrannei endlich findet B. da, two „ver Monarch das natürliche Recht ver⸗ 
achtet, freie Menſchen wie Sklaven misbraucht und das Eigenthum ſeiner Unterthanen wie ſein 
eigenes behandelt“. Der Patrimonialſtand iſt der Meinung B.'s nach in ganz Europa unterge⸗ 
gangen, nachdem er ſich am längſten in Deutſchland und ven nördlichen Ländern behauptet. Die 
Tyrannen gibt B., wie alle franzöſiſchen Publiciſten feiner Zeit, vie proteſtantiſchen ſowol wie 
die katholiſchen, der Öffentlichen Rache preis; der Tyrannenmord ift ihm zufolge fein Verbrechen, 
fondern die Ausübung eines natürlichen Rechts. Das wahre Königthum dagegen, wie er e8 in 
Frankreich findet, ift ver wahre Gegenftand ver größten Verehrung B.'s. Wiewol derſelbe aber 
gegen jede verfaffungsmäßige Beihränfung ver Souveränetät eifert, und namentlih den Stän- 
den, abgefehen von dem Steuerbewilligungärecdt, durchaus eine entſcheidende Stimme in ven 
Staatsangelegenheiten zugeſtanden willen will, fo verlangt er doch mit Nachdruck, daß der mon⸗ 
archiſche Staat demokratiſch regiert werde. „Ce ne sera pas pourtant‘‘, fügt er hinzu, „une 
cbnfusion de l’etat populaire avec la monarchie, qui sont incompatibles, mais bien de la 
mionarchie avecle gouvernement populaire, qui est la plus assure&e monarchie qui soit.“ 

Die Staatdeinrichtungen, welche B. für die Monarchie verlangt, find vor allen Dingen ein 
unabhängiger Senat(Parlament) und ein möglichft ſelbſtändiges Beamtenthum. Dffenbar un: 
gerechte, gegen die Geſetze Gottes und der Natur ftreitende Befehle des Königs jo der Beamte 
nicht vollziehen, und im äußerften Falle lieber abvanfen als fi zum Werkzeuge verfelben her: 
geben. Stehen vie Befehle des Königs nur mit den pofitiven Gefegen im Widerſpruch, jo Hat ver 
Beamte zunächſt die geeigneten Vorftellungen dagegen zu machen, „nicht einmal, ſondern zweis 
und dreimal‘ ; wenn er aber damit nicht durchdringt, zu gehorchen, denn der fonveräne Kürft ift 
nicht an die Gejege gebunden, wiewol er die dringendſten Gründe hat, ſich nicht ohne Noth von 
denſelben loszuſagen. Gegen ungerechte Maßregeln ver Beamten wird ben Unterthanen ein Recht 
des Wiverſtandes nur für den Fall eingeräumt, daß es ſich darum handle, einen unerſetzlichen 
Berluft, 3 .B. einen Schaden an Leib und Reben abzuwehren. In Übereinflimmung mit ber all- 
gemeinen Franzö ſiſchen Rechtsanficht ſpricht auch B. Die oberftrichterliche Gewalt als einen Beſtand⸗ 
theil ver Souveränetät dem Könige zu; dagegen beftreitet er entſchieden, daß ver Lehnbeſitz eine 
Surisdiction mit fi bringe. In der Ausübung will er übrigens die richterliche von der politifchen 
Gewalt getrennt wiffen, wie er denn auch für den Richterſtand die Unabſetzbarkeit in Anſpruch 
nimmt. 

Koͤrperſchaften mit umfaſſender Selbſtregierung, wiewol in allen Dingen der geſetzgebenden 
Gewalt des Souveräns unterworfen, galten B. für unentbehrliche Beſtandtheile eines wohlge⸗ 
ordneten Staatsweſens. ‚Alle Korperſchaften und Gemeinheiten abthun“, ſagt er, „heißt den 
Staat zu Grunde richten und ihn in eine barbariſche Tyrannei verwandeln.“ Zu den nothwen⸗ 
digſten Körperfchaften aber zählt er vie Provinzialftände. Sie allein find e8, welche die Bedürf⸗ 
niffe und Beſchwerden der einzelnen Lanbeötheile mit Nachdruck und Erfolg zur Sprache bringen 
tönnen ; nur von ihnen kann eine wirffame uͤberwachung des Steuerwefend geübt und der Un- 
terthan gegen Erpreflungen geſchützt werden; jie leiften der Staatögewalt die größten Dienfte, 
wenn es fi in Fällen der äußern Bebrängniß darum Handelt, Geld und Mannſchaft aufzu: 
bringen; unter ihrer Verwaltung gebeihen Land und Leute beffer als unter jeder andern, miP 
an den Beifpiel der verfchiedenen Provinzen Frankreichs nachgewieſen wirb. 

Ein beträchtlicher Abſchnitt des B.’fchen Buches ift der Unterſuchung der Urſachen und Bes 
Weſens der Revolutionen gewidmet. Scevolution iſt für B. der Wechſel im Beflge ver Souve⸗ 
 zänetät, gleichviel ob derſelbe gewaltjam ober frieblich vor fich geht. Die Revolution gilt ihm für 

ben- Lob bed biöherigen Staats, die ald Wirkung des Naturgefeges früher oder fpäter eintreten 
muß. Die Revolution darf aber keineswegs unter allen Umftänden ald ein Üibel angefehen wer: 
den, infofern der neue Staat, welder ihr folgt, feinen Vorgänger oft in jeder Beziehung über- 
legen ift. Jedenfalls aber jind die friedlichen Revolutionen ven gewaltfamen vorzuziehen. 

Kleine Staaten und Demokratien find den Revolutionen am meiften ausgelegt, während bie 
Größe des Staatd und des Königthums zwei natürliche Schupmittel gegen diefelben bilden. Dem⸗ 
nächſt erkennt B. in einem zahlreichen und kräftigen Mittelftanve eines der werthvollſten confer: 
sativen Elemente. Für die Beurtheilung der Revolutionen aber jpricht ev ohne Rückhalt ven 
Grundſatz aus: das Wohl des Volks ift das oberfte Geſetz. 

Die legten Abſchnitte der B.'ſchen Republik enthalten die Lehre vom Einfluffe des Klima auf 
Bolt und Staat, Unterfuhungen iberBölferreht und ausmärtige Politik und endlich die Grund⸗ 
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züge einer Finanztheorie, Gegenſtände, bei deren Behandlung ſich nächft dem Scharffinne des 
Verfaſſers die Humanität und der fittliche Ernſt deffelben in einer wohlthnenden Weiſe bewährt. 
Unter allen Gegnern, welche B. bekämpft, it Macchiavelli derjenige, gegen welchen er fih am un: 
verföhnlichften zeigt, weil er den Lehren vefjelben ven verderblichſten Einfluß auf pie Politik des 
16. Jahrhunderts zuſchreibt. 

Des Gegenſatzes wegen bürfen zwei andere Werke B.'s nicht mit Stillſchweigen übergangen 
werben, in denen ber ausſchweifendſte Aberglaube und eine unbegreifliche Verſchrobenheit ver 
Meinungen über natürliche Dinge zu Tage tritt. Diefe Bücher führen den Titel „Demono- 
manie‘ und „Amphitheatrum naturae“. Das erfte verfelben enthält eine Art kabbaliſtiſcher 
Theorie von Teufelsfput und Hexenweſen, das zweite ein dem Kopernicaniſchen entgegengefette® 
Weltſyſtem von unglaublicher Wiperfinnigfeit. 

Das lebte Wert B.'s, welches bier genannt werben foll, „Heptaplomeres“ betitelt, - handelt 
von religidfen und philofophifchen Dingen. Die Geſprächsform, welde B. zu dieſem Zwecke ge: 
wählt bat, geftattet ihm mit großer Unparteilichfeit und Unbefangenheit vie verſchiedenſten reli: 
giöfen und philoſophiſchen Syſteme zu entwideln, ohne ſich felbft für das eine oder das andere 
zu erflären. Scharffinnige Beurtheiler des „Heptaplomeres” haben inveffen herausfinden wol⸗ 
len, daß unter ven in dieſem Buche redend eingeführten Perfonen bald ver Jude, bald der Deift 
es ift, welchen B. in feinem eigenen Namen fprechen läßt. Der „Heptaplomeres” galt zwelhun⸗ 
dert Jahre lang für ein fehr gefährliches Buch, war, obgleich felbft ein Leibniz wiederholt auf die 
Veroͤffentlichung veffelben gedrungen, bis auf die neuefle Zeit nur handſchriftlich vorhanden 
und ift erſt 1841 und zwar in Deutfchland (von Guhrauer, zu Berlig) zum Druck befdrvert 
worden. 

Gegen pas Ende feines Lebens machte fich B. einer großen Inconfequenz ſchuldig, indem er 
fi der Ligue anſchloß und fogar Laon, feinen Wohnort, zur Unterwerfung unter dieſelbe be: 
ſtimmte. Zu feiner Entſchuldigung oder Rechtfertigung erklärte er, daß die Ereigniffe ihn über: 
zeugt, daß ed fi nicht mehr um einen Aufruhr, fondern um eine Revolution Handle: Na 
dem Tode Heinrich's UL ſchlug fich B. indeſſen ſobald als möglich auf pie Seite Heinrich's IV., inz 
dem er fi vollſtändig und nicht ohne @efahr von der Ligue lodfagte, noch ehe Die Macht derſelben 
gebrodhen war. B. ftarb zu Laon 1596. A.v.Rodau. 

Bodmerei. Ein Darlehn zu Serfahrten, bei welhem das Schiff zum Unterpfand einge: 
fegt wird. In diefer einfachften Geftalt mag wenigftens dieſes Rechtsgeſchäft ſich bei feinemerften 
Urfprung unter ven Völkern des germaniſchen Rechts dargeftellt Haben. So wird ed auch im 
englifchen Rechte noch betradgtet, auch wenn dad Schiff nicht ausdrücklich verpfändet wird. Die 
NRomaniften dagegen brachten e8 mit dem foenus nauticum in Verbindung und ftellten ed al 
ein Darlehn dar, deſſen Rückzahlung von ver Rückkehr ded Schiffes abhängig gemacht wird, ohne 
daß eine eigentliche Verpfändung bed legtern, ſobald ſie nicht ausprüdtich fitpulirt fet, ſtattfände. 
Hier wäre alfo die Rückkehr des Schiffes blos die Bedingung, unter welcher das Darlehn zurück⸗ 
gefobert werben kann, und der Schiffäinhaber bliebe immer nur perfönlich verhaftet. Da darin 
eine noch gemagtere und künſtlichere Speculation liegt, fo ift es ſchwerlich ver erſte Begriff des 
Geſchäfts. Allerdings aber findet nur ein perfönliches Haften des Schuldners flatt, wenn das 
Darlehn nicht auf das Schiff ſelbſt, veffen Kiel und Boden, fondern auf Diefapung gemacht wird, 
die im Laufe der Fahrt verkauft werben foll, alfo nicht mehr zum Pfaude dienen fann. Hier tritt 
die Respondentia des Erborgers ein. In dem reinen Begriffe des Geſchäfts liegt es eigentlich, 
daß der Darleiher an allen das Schiff betreffenden Unfällen, foweit fie nicht die gänzliche Ver⸗ 
nichtung deſſelben herbeiführen, Teinen Antheil nimmt, folglich auch die Havarie nicht antheile- 
weife mittragen muß. Aber man hat dies nicht überall feftgehalten ; man hat die Bodmerei mit 
dem foenus nauticum, mit alferlei Aſſecuranzgeſchäften, überhaupt nılt @efchäften verwechfelt, 
bei venen der Darleiher ganz in pas Intereffe ver Unternehmung gezogen wird. Die Gefege der 
verſchiedenen Seeftanten weichen fehr bei Entſcheidung ver Frage voneinander ab, welden Scha- 
den und Verluft, ven das Schiff erleidet, der Darleiher tragen müfle, und welchen nicht. Gewiß iſt 
ed, daß er den casus zu tragen bat, der das Schiff an ver Rückkehr gänzlich behindert. Immer 
bleibt das Geſchäft ein gewagtes, und deshalb Haben die Sergefege bei dieſen und ähnlichen See= 
geichäften Höhere Zinfen als die gewöhnlichen, ja unbefchränkte Zinfen zugelaflen. Da ferner 
eine große Berfuhung für den Erborger darin liegt, den Untergang eines vielleicht alten 
und ſchadhaften Schiffes herbeizuführen und ſich dadurch an der Rüdzahlung des Darlehns, für 
die er, außer dem dinglichen Unterpfande, im alle ver Erhaltung des legtern auch perfönlich 
verhaftet bleibt, zu befreien, fo mußte man zunörberft fireng beflimmen, daß ver Darleiher für 
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jeden Berluft Entfädigung fodern kann, der durch bie eigene Schuld des Cigenthümers des 
Schiffes, vder Durch die des Gapitänd entflanden, der culpa und nicht casus if. Man bat aber 
auch das Intereffe bes Schiffdeigenthünerd mit dem des Bodmereigebers zu verbinden und gegen 
die Unrechtlichkeit des Schiffsführers ſicher zu ſtellen geſucht. Deshalb ift es in der Regel verbo: 
ten, anderswo ald am Wohnorte des Schiffdeigenthümers felbft vergleichen Geſchäfte zu contra⸗ 
Hirten. Der Schiffseigenthũmer, deſſen Interefle an die Erhaltung des Schiffes geknüpft iſt, ſoll 
ſelbſt in das Geſchäft gezogen werden. In ver That aber kommt vie Bodmerei gegenmärtig in 
der Regel gerade nur dann vor, wenn ein Schiffärapitän unterwegs In @eloverlegenheiten kommt 
und zur Kortfehung feiner Reife einen Vorſchuß aufnimmt, für den er fein befferes Iinterpfand 
bat ald dad Schiff felbft. Freilich weicht dann auch hierin das Geſchäft von dem gewöhnlichen 
Pfandrecht ab, daß nicht ver @igenthümer felbft das Schiff verpfändet. Aber ver Capitän wird 
dann als Beoollmächtigter des Eigenthümers betrachtet, der in deſſen eigenem Intereſſe das Noth⸗ 
wendige verfügt. Die Bodmereiverträge, Bodmereibriefe, Beil-, Biel-, Byllbriefe werden 
ſchriftlich vollzogen. Sie müflen ven Namen des Contrahenten, des Schiffes und des Capitäns, 
die Angabe der geliebenen Summe und deren Zinfen, vie Angabe des Pfandes, ob dieſes blos 
das Schiff oder auch die Ladung umfaßt, die Bezeichnung der Reiſe, welche das Schiff zu machen 
Bat, und die Erklärung enthalten, daß Schiff und Capitän bis zur Nüdzahlung des Darlehns 
dafür haften, dagegen die Koderung des Darleiherd ceffire, fobald das Schiff ohne Schuld des 
Erborgers verloren ginge. In der Regel wird die Fahrt des Schiffes, welche Straße e8 ein 
Schlagen, unter welchem Schuge es reifen folle u. ſ. w., genau bezeichnet. 8. Büulau. 

Böhmen, |. Dfterreich. 

Bojoaren, f. Deutfche Volksſtaͤmme. 

Bolivar (Simon), 1783 zu Caracas geboren, ſtammt von einer angefehenen und reichen 
Familie. Man Tann fi) von dem Leben viefes Mannes, feiner Öffentlichen Wirkfamfeit umd 
igrem Erfolge kaum eine richtige Vorftellung machen, wenn man nicht dad Syflem Spaniens 
kennt, das es in der Megierung feiner amerikanifchen Kolonien Jahrhunderte hindurch befolgt 
Bat. Was Willkür und Aberglaube, was weltliche und geiftlihe Tyrannıen an Graufamfeit und 
Erniedrigung erfinden können, Spanien gebührt ver Ruhm, es erfunden und mit folgerechter 
Bebarrlichfeit gegen das unglüdliche Amerika angewendet zu haben. Es ift ihm gelungen, in der 
Neuen Welt bad ChHriftentgum wie die Regierung , was fie ihrer Beſtimmung nad fein follten, 
in ihr Gegentheil zu verkehren ; eine Aufgabe, deren Löfung faft mehr als menſchliche Kraft fo: 
derte. Aber der Menſch, iſt er über die Grenzen der Menfchheit binausgefchritten, vermag im 
Guten wie im Böfen unglaublich viel. Wirklih wäre kaum zu glanben, wie furdtbar Spanien 
bie Bingeborenen ded Landes, die Indianer beſonders, felbft die Creolen behandelt hat, ließe ſich 
bie Wahrheit der Thatfachen und die Glaubwürdigkeit ihrer Zeugen bezweifeln ober beftreiten. 
B. gehörte zu dem Gefchlechte der Creolen, und e8 war eine befondere Gunſt der Regierung, daß 
fie ihm geftattete, feine Studien zu Madrid zu machen und auf einer Reife bie übrigen europäi⸗ 
ſchen Staaten zu befuchen. Während feines Aufenthalts zu Paris war er bemüht, ſich die Kennt: 
nifle zu erwerben, bie einen Krieger und Staatsmann unentbehrlich find. Mit Eifer benugte er 
den Unterricht, der in ber Normalſchule und in ver trefflihen Polytechniſchen Schule ertheilt ward. 
An demſelben Orte machte er auch ˖ die Bekanntfchaft des berühmten Humboldt und jeine® Ge⸗ 
führten Bonpland, mit denen es ihm vergönnt war, ein freundfchaftliches Verhältniß anzu⸗ 
fnüpfen, das ſich auf einer Reife, die er in ihrer Gefellfchaft nach Deutfchlanp, Stalien und Eng: 
land unternahm, noch mehr befeftigte. Allen feinen Beftrebungen lag ver Gedanke zu Grunde, 
zur Berbefierung des Schidiald jeines unglüdlichen Vaterlandes nach Kräften beizutragen. 
Diefer Gedanke war vie Aufgabe feines Lebens geworben. Die Ereignifle geftalteten ſich ihm 
günftig, da Karl IV. und Ferdin and VII. dem ſpaniſchen Thron entfagten und Joſeph Bonaparte 
an ihre Stelle trat: Das Mutterland hatte weber Zeit noch Mittel, die Eolonten In der ſtlavi⸗ 
fen Abhängigkeit zu erhalten, durch die allein ihr Beflg gefihert war. In bem ſchweren Kampfe, 
den die ſpaniſche Nationalität mit der fremden Gewaltherrſchaft beitand, blieb Südamerika dem 
Mutterlande und deſſen angeflammtem Fürften treu. Diefe bewundernswürbige Ergebung ver: 
diente anerkannt zu werben. Die alte Regierung aber, für die e8, wie für alle Regierungen, die 
ihrem Ball entgegengehen, nur eine Bergangenhett gab, um fie in der Gegenwart und Zukunft 
fortzufegen, jo fehr ſich auch alle Elemente der Zeit verändert Hatten, mußte den Golonien feinen 
Dank für ein großmüthiges Opfer, dad fie zu ihren Bilichten zählte. Da erklärten biefe ihre lin: 
abhängigfeit. DB. trat in die Reihte ihrer Vertheidiger. Erſt diente er unter Miranda, der in 
dem Heere, dad Dumouriez befeßligte, für die Sache ver Revolution gekämpft hatte und jegt ſei⸗ 
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nem Mutterlanve die Freiheit zu erringen ftrebte. In dem langen graufamen Kriege wechfelte 
der Erfolg um fo ungewifler, da auf den unermeßlichen Raume fi wol Stoff zu Anarchie und 
gejeglojer Verwirrung, aber wenig zu Ordnung und einer geregelten Verfaſſung fand, und B 
war bald Sieger, bald Befiegter. In dem Wechſel der Ereigniffe liegt indeſſen immer etwas Be⸗ 
harrliches, das den Begebenheiten ihre Richtung und, wenn ich fo fagen darf, ihren Charakter 
gibt. Die Züge Eönnen, ſich ablöfend, aufeinander folgen; immer kehrt der Hauptzug zurück, 
ver das Bigenthümliche der Phyſtognomie varftellt. Wer dieſes Beharrliche, dad den Charakter 
bildet, in der Zeit zu erfennen weiß, begreift auch, zu welchem Nejultate fie enblih führen muß. 
Das unnatürlihe Verhältniß ver Kolonien zum Mutterlande konnte länger nicht befiehen une 
mußte ſich loͤſen, früher over fpäter. ’ 

88 hatte fi ein Nationalcongreß gebildet, und die Unabhängigkeit gewann immer mehr 
Boden. B. zeigte ſich für das Wohl feines Geburtslandes befonders thätig, feine Anftrengungen 
kroͤnte ein glüdlicher Erfolg, und die Dankbarkeit feiner Mitbürger belohnte ihn mit einem 
unbegrenzten Vertrauen. Der Congreß, vielleicht eiferfüchtig auf. fo große Gewalt, gab ihm den 
Befehl, die bürgerliche Verwaltung mit ihrem ganzen Einfluß in feiner Provinz wiederherzu⸗ 
ftellen. B. ſchien nicht geneigt, der Dictatur, die er wirklich, wenn au mit Mäßigung übte, zu 
entjagen. Da er aber ven nachtheiligen Einprud bemerkte, den fein Zaubern machte, berief er 
auf den 2. Jan, 1814 eine Generalverfammlung, der er von feinem Verfahren Rechenſchaft 
ablegte und feine Entlaffung anbot. Diefe aber ward nicht angenommen, fondern ihm feine Ge⸗ 
walt, in ihrem ganzen Umfange, bis zur Vereinigung von Benezuela mit Neugranaba beſtä⸗ 
tigt. Die Schwierigkeiten und Gefahren, welche B. zu bekämpfen hatte, waren faft unglaublich); 
aber fein Muth und feine Beharrlichfeit waren noch größer. Genäthigt, ner libermacht ver Spa⸗ 
nier unter Morillo zu weichen, ſchiffte er ſich nach Jamaica ein, wo er Berftärfung zu erhalten 
hoffte. Gegen das Ende des März 1816 fehrte er auch wirklich mit neueh Kräften zurüd. Gr 
erließ eine Proclamation an die Bewohner des Landes, in welcher er allgemeine Duldung und 
Dergebung des Bergangenen verhieß und die Aufhebung der Sklaverei verfündete. DB. war mit 
- feinem Beifpiel vorangegangen, indem er feine Neger freigab und unter vie Fahne der Unab⸗ 
bängigfeit ftellte, für bie ſie fochten. So aber hatten es die Pflanzer von Venezuela nit gemeint, 
die fi die Wohlthaten ver Freiheit gefallen laſſen wollten, aber nicht die Opfer, die fie foberte. 
Die Habſucht beftand auf ver Sklaverei der Schwarzen, auch auf die Gefahr hin, fie mit der eige⸗ 
nen Freiheit zu bezablen. So mußte B. ver Übermacht der Spanier wieder weichen, kehrte ins 
defien bald mit neuer Mannichaft zurüd und ſchlug die Feinde in einem entfcheidenden Treffen. 
Gegen dad Ende veifelben Jahres 1816 warb er zur oberfien Befehlähaberftelle von Bene: 
zuela ernannt, nahm fein Hauptquartier zu Angoftura und verfolgte eine fiegreiche Raufbahn, 
von Paez unterftügt. 

Den 15. Febr. 1819 eröffnete B. ven Generalcongreß des Freiftaats zu Angoftura, legte 
ihm den Entwurf einer Berfaflung vor und entjagte freiwillig der Gewalt, die man ihm über: 
tragen hatte. Das Land war nicht in der Lage, auf feine Eräftige Leitung zu verzichten, und er 
ließ ſich beſtimmen an feiner Stelle zu bleiben. Der Krieg gegen bie Spanier ward mit ber groͤß⸗ 
ten Anftrengung fortgefegt, die einen glänzenden Erfolg hatte. Neugranava war von den Fein: 
den befreit und verlangte mit Venezuela vereinigt zu werben. Der Generalcongreß ſprach pie 
Bereinigung diejer beiden Provinzen aus und gab dem Befammtfiaate ven Namen Kolumbien, 
um das Andenken des großen Entdeckers der Neuen Welt zu ehren. Alles ſchien eine vorthetlhafte 
Wendung für die Sache der Golonten zu nehmen, denen dad Glück der Waffen günftig war, und 
die Spanien, bad fich felbft gegen die Tyrannei feined Könige erhoben, nicht mehr zu fürchten 
hatten. Die Nachricht von der im Mutterlande erfolgten Revolution traf im Anfange des Jahres 
1820 in Südamerika ein und erfüllte die Gemüther mit Sreube und Zuverfiht. Peru fland auf, 
um feine Unabhängigkeit zu erfämpfen, und B. eilte an ber Spige von 7000 Mann zu feiner 
Iinterftügung. Die Siege von Junin und Ayacucho und die Übergabe der Feflung Callao be⸗ 
freiten auch dieſes ſchoͤne und reiche Land von feinen Unterbrüdern. Unter viefen Umſtänden 
hielt B. feinen Beruf für erfüllt; er ſchrieb an den Präſidenten des Staats von Golumbien, es 
fei jegt an der Zeit, fein Verſprechen zu erfüllen und fi von den Öffentlichen Geſchäften zurüd- 
zuziehen, da fein Feind mehr auf amerikaniſchem Boden flehe. Der Gongreß Hielt eine außeror⸗ 
orventlihe Sigung, um diefe Sache zu berathen, und beſchloß einſtimmig, die Entlafjung nicht 
anzunehmen. Denfelben Schritt that B. bei dem Eongreß von Peru, der aber viefelbe Entſchei⸗ 
dung gab. Da er indeſſen auf der Erfüllung feines Wunfches befland, befchloß der Kongreß vie 
Fortdauer der Dictatur bis zum Anfange des Jahres 1826 und eine Dankadreſſe an bie Armee, 
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deren heidenmüthige Minvirkung bie Erloſung des Laubes von der Willkuͤrherrſchaft entſchle⸗ 
von hatte. Zugleich warb der Beſchluß gefaßt, dem edeln Befreier ein Denkmal zu errichten; 2. 
lehnte diefen Beweis der Dankbarkeit ab. Am 15. Aug. 1825 erklärten die Provinzen 
von Oberpern ihre Unabhängigkeit und bildeten unter dem Namen Bolivia einen eige- 
nen Stant. 

Alles ſchien den jungen Freiſtaaten ein glückliches Gedeihen zu verkünden. Sie hatten feine 
änfßern Feinde mehr zu bekämpfen. Golumbien blühte im Frieden auf, fah feinen Handel belebt 
und bie liberalen Inftitutionen ſich befeftigen ; da erwachte ner gefährlichfte Feind, der die Frei: 
heit bedroht, ver Innere Hader, die gehäſſige Leidenſchaft, Neid, Eiferfucht, Eigennug und Eitel: 
feit, vie feine Macht ver Waffen nieverfhlägt. Columbien zerriß Zwietracht, die einen Bürger: 
krieg entzünbete. B. war unermüdlich, um ven Srieben wiederherzuftellen. Es gelang ; aber der 
Grund des Übels lag zu tief, als daß e8 vorübergehende Maßregeln auf die Dauer hätte Heilen 
Binnen. Auch Peru flel von feiner Berfaflung ab, die ihm den ˖ gehofften Vorthell nicht gewährte. 
Als die Nachricht von dieſem Ereigniß fi in Columbien verbreitete, ward fie vor vielen Seiten 
mit Beifall aufgenommen. Im Schoofe des Gongrefied hatte fich eine Partei gebildet, an deren 
Spige Santander ftand, und die B. zu flürzen fuchte. Selb das Volf kam von Teiner Begeifterung 
zurüd und zeigte Gleichgültigkeit oder gab feine Mislaune zu erkennen. In der Hauptftabt brach 
in der Nacht vom 25. auf ven 26. Sept. eine Verſchwörung aus, die den Befreier in feiner 
eigenen Wohnung bedrohte. Der Aufchlag feheiterte, und B. trat entichloflen jener Gefahr ent: 
gegen und bot alle Mittel auf, die verderblichen Anſchläge jeiner Feinde, die auch die Feinde 
des Baterlandes waren, zu vereiteln. Aber im-Kampfe ſah er die Gefahren mwachfen, vie 
Feinde fi vermehren. Pern und Golumbien, faum von den Außern Feinden befreit, be: 
Briegten ſich ſelbſtmoͤrderiſch. Der General Cordova, den DB. zu feinen Freunden zählte, weil 
er ſelbſt ihm Freundſchaft erwiefen hatte, flel von feinem Wohlthäter ab und pflanzte gegen ihn 
die Fahne der Empörung auf. Yu feiner Vaterſtadt Caracas fogar kam es am 25. Non. 1829 
zum Aufftande, und in einer Volksverfammlung warn befchloflen, daß fi Venezuela von ihm 
losſage und von Columbien trenne. Unterdeſſen verfammelte ſich der Nationalcongreß, im Ja⸗ 
nuar 1830, zu Bogota. B. mieberholte dad Geſuch um feine Entlaffung, die ihm beſtändig mar 
verweigert worden. Sein Entſchluß war gefaßt, und ber Congreß gab nad. B. kehrte in ven 
Privatftand zurüd, in welden ihn die Öffentliche Dankbarkeit begleitete. Kaum war er von bem 
Schauplag abgetreten, ald die Gefühle in den Gemüthern wieder freundlich eriwachten, die fich fo 
feindfelig gegen ihn ausgefproden hatten. Im Namen ver columbifchen Nation warb ihın ver 
innigfte Dank und bie aufrihtigfte Bewunderung feierlich dargebracht. Zugleich bat man ihn, 
eine jährliche Benfton von 155,000 Fr. anzunehmen. Er ftarb ven 17. Dec. 1830 auf feinem 
Zandgute. Am Ziele feiner Laufbahn fhien er müde und bei dem Rückblick auffein Leben ſchmerz⸗ 
lich ergriffen. Er hatte es der Freiheit, vem Baterlande geweiht und der Freiheit und dem Ba- 
terlande Alfed geopfert, und das große Opfer ward mit Undank aufgenommen. Seine letztes 
Worte waren Wünſche für vie Freiheit und pas Vaterland. 

Man hatte B. im Verdachte, nach ver Herrfchaft gefirebt zu Haben. Man kennt feinen Zug 
in feinem Leben, der dieſen Verdacht begründet. Hätte ihn aber auch die Luft nach der höchſten 
Gewalt verfucht, der große Naturen am leichteften unterliegen, dann wären die Nationalver⸗ 
fammlung, die Congreſſe, das Volk felbft, vie in feine Entfernung nie willigen wollten, feine 
Mitſchuldigen gewefen. Sein fleted Streben war die Befreiung feines Baterlandes, auß der er 
ſich die Aufgabe ſeines Lebens gemacht, und.er hat fie gelöft, wie fie unter den gegebenen Berhäft- 
niſſen zu Iöfen war. Wir fehen in ihm den Wafhington von Südamerika, wie Südamerika ihn 
haben konnte. In diefem war für ein Werk wie die Vereinigten Staaten fein Stoff zu finden. Sa 
den Boden Nordamerikas hatte England den Samen gelegt, aus dem bie Freiheit fi entwickels 
fonnte. In Südamerika hatte Spanten nur das Unkraut gepflanzt, das ald Frucht den Despe: 
tismus trägt, ber in dem Sklavenfinn ein williges Werkzeug findet. B. konnte feinem Bater 
lande nicht werden, was Wafhington dem feinigen geweſen, und man darf vielleicht bedauern 


daß er ihm nicht ein Napoleon geworben, ber mit Eräftiger Hand die ſtreitenden Intereflen um: ' 


Leidenſchaften in Schranken bielt. 3. Weigel. 
Bolivia, Oft Haben Weltflürmer und Eroberer e8 verfucht, ihren Namen in ihren Grobe: 
rungen zu verewigen. Selten ift e8 gelungen, und nad) dem Tode des Gewalthabers ging dei 
nur dur Einzelmacht Gelungene wieder zu Grunde, trat dad Alte in feine Rechte, ſtrafte der 
Haß der Bölfer ihren Tyrannen mit freiwilliger Vergeſſenheit. Nur ver Name des Wohlchäter! 
"wird in Segen bewahrt, und fo trägt Alexandria noch den Namen Alexander's des Großen, der 
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den Reichthum und das Handelsleben von Tyrus und Sidon dorthin vereinigte; Konſtantino⸗ 
pel hat für inmer ven Ramen Byzanz mit den des erſten Chriſtenkaiſers vertauſcht, der es zum 
Sitze der Macht erhob, und ſolange Bolivia als ein unabhängiger Staat beſteht, wird es den 
Namen ſeines Begründers in Chren erhalten. Je freier ein Werk von den Rückſichten auf eigenen 
Vortheil ausgeführt ward, deſto beſſer gedeiht es, und Bolivar hat in Bolivia bleibendere Spu⸗ 
ren ſeines Wirkens hinterlaſſen als in Kolumbien, deſſen Band ſchon geloͤſt iſt. Der Staat Boli⸗ 
via liegt zwiſchen 141° 55‘ und 25° 54° ſüdl. Br. und 307° und 320° 54° öſtl. Länge von Ferro. 
Man ſchaͤtzt fein Areal auf 20,000 Quadratmeilen, feine Bevölkerung auf1,800,000 Menfchen. 
Es grenzt nörplih an Peru, weſtlich an dieſes und an die Süpfee, oͤſtlich an Braſilien, ſüdlich 
an die Argentinifche Republik und Chile, durch dieſe Rage in die meiften Beziehungen des füb- 
amerikaniſchen Staatenfofteind verflodhten. &8 ift ein Gebirgsland, von der höcften und ausge- 
dehnteſten Strecke ver Anden durchzogen, und bie Bergländer haben immer beflimmend auf vie 
Gultur gewirkt. Glaubt man doch auch Hier, daß die erſte Duelle ver altperuanifchen Eultur an 
den Ufern des Titicacaſees von Chucuito entfprungen fei, der zur Hälfte zu Bolivia gehört. Das 
Land gehört zu den raubern, und nuz in den öſtlichen Thälern und Ebenen wirb es üppig. 
Wichtig, doch in neuerer Zeit auch gefunfen, ift der Ertrag feiner Bergwerfe. Andere Ausfuhr- 
artikel find die Vicunnawolle, Gummi und Färbe- und Arzueiftoffe; doch muß fich dieſer Handel 
erft bilden, : Bolivia ift das alte Oberperu, die Gebirgäprovinzen des ehemaligen Vicekdnig⸗ 


reichs Rio de la Plata; einft alfo ein Theil des Reiches der Incad. Der Weften Bolivia ges 


hörte zu dem urfprünglichen Reiche der Incas von Cuzco, die von da aus, zunähft unter Kapak 
Yupanti, das Reich von Peru eroberten, wie e8 die Spanier vorfanden. Und wie von hier aus 
jene Herrfchaft begründet ward, fo hielt fich aud Hier Die indianifche Nativnalität am längften 
in einiger Kraft und machte abermals von hier aus 1780 den gefährlichflen Verſuch einer Wie- 
bererhebung. In Oberpern erhob fi damals der Kazike Kondockanki ale Inda Tuper Amanu, 
mit ihm die ganze indianifche Bevdlferung zum furchtbaren, fruchtloſen Aufftande. Die Zeit war 
dem Staatsbürgerthum günftiger ald dem Volköothum. Sie konnte nicht fördern, was jie nit 
verftand. Die civilifirten Bemohner des Landes waren glücklicher in ihren Beftrebungen, das 
Joch des Mutterlandes abzufchütteln. Frühzeitig, ſchon 1809, bildete fi zu La Paz eine Re⸗ 
gierungsjunta. Aber im Anfang war ber Erfolg nicht günflig, und 15 Jahre lang hielt ſich ver 
Bicefönig La Serna und fpäter der General Dlaneta gegen die Angriffe ver Infurgenten und 
bie Befreiungsverſuche, die im Anfange, namentlich von Chile aus, gemadt wurden. Von Co⸗ 
Iumbien aus fam die Hülfe. Schon 1823 machte Bolivar einen Berfud, die ſpaniſche Herrichaft 
auch in Peru zu flürzen, mußte aber das kaum befeßte Lima vor den andringenden Waffen des 
Vicekönigs bald wieder verlaſſen. Glüdlicher waren er und General Sucre 1824, mo jie die 
Siege von Junin und Ayacucho erfodhten, welche ver fpanifchen Herrfchaft ein Ende machten. 
Bolivar hatte auch für jid gewirkt, und der Congreß von Lima ernannte ihn zum Dictator. Daß 
die Provinzen von Oberperu ſich 1825 von dem übrigen Rande trennten und einen unabhängt- 
gen Staat formirten, ſchwächte feinen Olanz nit. Denn auch die neue Republik erklärte ihn zum 
lebenslänglichen Dictator und nahm fogar feinen Namen an. Er ſcheint mit befonderer Vorliebe 
auf diefen jung n Staat geblickt zu Haben ; aber die Grundlagen dieſer perfönlichen Macht fuchte 
er fortwährent-'bei ihrem Urfprunge, in Golumbien. Als ex dort durch fein ſichtliches Streben 
nad Alleinhercſchaft und durch feine Verfuche, allen von ihm geleiteten Staaten feinen code 
boliviano aufzubringen, unpopulär wurde, da blieb die Nachwirkung auch in Peru und Bolivia 
nicht aus; ja gerape bier, wo ver Einfluß feiner perfönlichen Nähe und feiner Verbindungen 
mangelte, brachen die Reactionen gegen ihn zuerft aus. Er hatte die Dictatur von Bolivia nur 
infoweit übernommen, als er ſich dadurch berufen Hielt, dem jungen Staate eine Verfaflung zu 
geben, die ven 25. Aug. 1826 von dem Gongreß angenommen ward. Zum Iebendlänglichen 
Präfiventen warb parauf@eneral Sucre erwählt, der jih mit Hülfe von 2000 Dann columbifcher 
Truppen zu halten fuchte. Aber ſchon 1828 vereinigten fich dieſe Truppen felbft mit den Unzufrie⸗ 
denen im Lande. Die Berfaflung warb abgefchafft, General Sucre geftürzt und General Santa= 
Cruz zum Präfidenten erwählt. Zwar nahm er den Antrag anfangs nicht an; allein als der 
ufurpatorifche Präſident Velasco abgefegt, der General Blanco in der Neujahrsnacht 1829 bei 
einem Aufſtande ermorbet worden war, übernahm Santa:-Eruz vie Regierung. Er gab einen 
Codigo Santa-Cruz, beſchwichtigte innere Unruhen, orbnete die Finanzen, ftiftete einen Orden 
der Ehrenlegion, that Manches für die Landescultur, und Alles fehlen gut zu gehen. Da verbarb 
wieder der Groberungsgeift fein Werk. Als wären diefe einzelnen Staaten nicht ſchon zu groß, 
brennen alle dieſe ſüdamerikaniſchen Staatshäupter, ſobald fie fih nur irgendetwas feft fühlen, 
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darauf, Ihr Gebiet noch zu erweitern, und auch Santa-Eruz ſpeculirte auf Peru. Gin dortiger 
Streit um die Regierung, bei dem man ihn unklug genug zur Einmiſchung einlub, gab ihm An⸗ 
laß; bei Buzco ſchlug er am 8. Aug. 1835 den General Gamarra, und im Frühiahr 1836 war 
er im Stande, an die Spige einer Conföderation von Bolivia, Norpperu und Sudpern zu treten, 
auf zehn Jahre zum Protector ernannt. Das aber machte Chile beforgt, und es kam zum Kriege, 
morin endlich pie Chilefen und Gamarra den Santa:Gruz am 20. Jan. 3839 bei Dungan aufs 
Haupt fälugen. Gamarra warb Vräfident von Peru. Wie Santa-Eruzlinglüd hatte, ward er 
auch in Bolivia geftürzt; Velasco warb Präſident, ſchloz Frieden mit Chile, und Santa⸗Cruz 
verließ am 13. Marz 1839 das Land. Er Hinterließ eine Partei, melde bald mädtig genug war, 
feine Verwaltung für tabelfrei erflären zu laflen, den Velasco gefangen nahm und vie Rückkehr 
des Santa⸗Cruz betrieb. Diefe erfolgte nicht fhnellgenug, und inzwiſchen gelang es dem General 
Ballivian, die Parteien für ſich zu vereinigen. Dieſer befeftigte auch feine Gewalt, indem er in 
einen Kriege mit Peru, das die Provinz La Paz loszureißen flrebte, die Beruanuer am 18. Nov. 
4841 bei Viacha flug, mobei Gamarra felbft fiel. Ballivian rückte in Peru ein, aber Chile 
vermittelte zu Pasco den Frieden vom 7. Juni 1842, auf die Örundlage des status quo ante 
bellum. Santa⸗-Cruz ließ aber noch immer Feine Ruhe, verſuchte mehrmals Aufftände in Beru zu 
Stande zu bringen und fiel envli 1844 in Bolivia ein, ward aber gefangen und an Ehile ausge: 
liefert, mo er längere Zeit mit Strenge überwacht ward. Indeß auch Ballivian fand fi 1848 be- 
wogen, fih nach Valparaiſo zurüdzuziehen, worauf@eneralBelasco Präſident ward. Gegen die⸗ 
fen intriguirte General Belzu, brachte erft mehre Brovinzen auf feine Seite und ſchwang fi end⸗ 
Hd) ganz an jeine Stelle, wo er fidy biß zum 15. Aug. 1855 behauptet hat, an welchem Tage der 
General Cordova die Präſidentenwürde erlangte. Es war dies zunächſt die Folge eines Krieges 
mit Peru. Boltvia hatte einen für Die peruanifche Regierung beftimnten Pferdetransport wegge- 
nommen, worauf Peru fi eines boliviichen Handelsfahrzeugs bemächtigte und einen Hohen 
Grenzzoll auf bolivifhe Waaren legte. Als ſich nun Bolivia durch Ausprägung geringhaltiger 
zur Ausfuhr na Peru beftimmter Piafter rächte, befegten bie Peruaner ven Seehafen Cobija 
(1854) und fhnitten Bolivia dadurch von dem Stillen Meere ab. Die weientlihe Folge des fehr 
unblutigen Krieged war die erwähnte Umänderung. Es iſt in Bolivia nicht von ſonderlichen 
Fortſchritten zu reden, welche wol ein anderes Element bedingen würden, als die dortige Benöl- 
kerung bietet, von ber überdies die zum Theil noch in völfiger Wildheit umherſchweifenden, 
theilweife aber auch getauffen und für einen Anfang ver Givilifation gemonnenen Indlaner fieben 
Zehntheile bilden. Indeß geht von den Invianern nicht leicht ein Anftoß zu Staatsveränderun⸗ 
gen aus. Daß es in Bolivia verhältnißmäßig wenig Mulatten gibt, dem mag ed zum großen 
Theile feine vergleihömetfe Ruhe verdanken. Denn wo Mulatten und .alle ihre Schattirungen 
fi zahlreich neben ven Weißen finden, da befämpfen fi aufftrebenver Ehrgeiz und verächtliches 
Zurückweiſen, und aus dieſem Gonfliete entflehen dann immer neue Berwirrungen. 


5. Bülau. 
Bollandiften, |. Yet, Aeten. 

Bonald (Ludwig Gabriel Ambrofius, Bicomte v.), 1760 zu Monna bei Milhaud ge- 
boren, ſtammt von einer alten angejebenen franzöfifhenamilie. In dem Kampfe ver Barteien, 
welche die zwiefpaltige Zeit getheilt, erwarb er fi ald Schriftfteller einen großen Ruf, ber von 
einer Seite fo theilnehmend anerkannt als von der andern lebhaft beftritten ward. Was man 
indeffen auch von feinen politifhen Grundſätzen, Anfihten und Meinungen halten mag, fein 
Leben ift tadellos, der treue Ausdruck feines Glaubens; und wenn diefer fih auch widerlegen 
läßt, dann bleibt Doch jened vorwurfäfre. Wie er ſich im Beginnen feiner Laufbahn angefun- 
digt, fo Hat er fich Im ihr gezeigt, fich Immer glei) in Wort und That. Im Jahre 1790 zum 
Präfidenten ver Verwaltung feines Departements ernannt, fand er die Wendung, weldye die 
Angelegenheiten feines Vaterlandes nahmen, fo wenig im Einklange mit feinen Befinnungen, 
daß er al8 entſchiedener Begner ver Revolution auftrat. Er lebte als Emigrirter zu Heidelberg. 
Nach der Rıflauration warb er in dem Eöniglichen Mathe des Öffentlichen Unterrichts angefteltt, 
trat 1815 ald Deputirter feined Departement in die Kammer, in ber er fi ald Sprecher ver 
rechten Seite auszeichnete, und erhielt ſich auch in ven folgenden gefeggebenden Berfammlungen 
an feiner Stelle. Im Jahre 1825 ward er zum Pair ernannt und legte 1850 freiwillig dieſe 
Würde nieder, meil er dem neuen Könige ven Eid nicht leiften wollte. Nur den Namen eine? 
Mitgliened der Franzoͤſiſchen Akademie, in welche er 1816 aufgenommen worden war, behielt er 
bei. Er ftarb 1840 zu Donna. | 

Die erſte Schrift, durch welche B. die Aufmerkſamkeit auf fi zog, erſchien 1796 unter dem 
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Titel: „Die Theorie per politifgen und religidfen Macht in der bürgerlichen Geſellſchaft“ (‚La 
theorie du pouvoir polilique et religieux dans la societe civile’). Dem Berfaffer iſt die poli- 
tifche Gewalt nichts anderes als eine genaue und vernünftige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die bürgerliche Geſellſchaft. Seinen Grundſatze muß felbft die Gefchichte die nöthigen Be: 
weiſe liefern, und er findet die Geſetzgebung aller Völker mangelhaft und oft barbariſch, ehe dad 
Chriſtenthum fie erleuchtete und befeelte. Bragt man, wie der Menſch ven Willen Gotted kennen 
lerne, dann wird auf die Offenbarung hingewiefen. Bin Zweifler, der nicht den reiten Glauben 
hat, ſtoͤßt freilich auf Hundert Bedenklichkeiten. Auf welche Weife gelangen wir zur Offenbarung? 
Wird fie unmittelbar von Gott oder, auf deſſen Eingebung, von Menſchen mitgetheilt? Im 
Falle aber fie von diefen kommt, wie denn alle Offenbarung durch auserwählte Propheten, Ge: 
falbte und Bottgefandte ven Völkern: zugefommen ift, wie wiſſen wir, daß fie Gottes Werk und 
nicht dad des Menfchen fei? Darf man prüfen, zweifeln und beftreiten? Das gebt wol nicht, weil 
die Vernunft fonft über ver Offenbarung ſtände und dieſe richtete, nach ver doch Alles gerichtet 
werden muß. Und wenn mehrere Offenbarungen ſich begegnen, fich beftreiten, da es doch kaum 
ein Volk, einen pofltiven Glauben ohne Offenbarung gibt, wer foll vermittelnd unter fie treten, 
zwifchen ihnen entſcheiden? Ohne Zweifel die Vernunft, wenn doch entſchieden werben muß. 
Selbft B. meint, die politifcge Gewalt fei eine vernunftmäßige Anwendung der Gebote Gottes 
auf die Hürgerliche Geſellſchaft. Um aber zu willen, ob diefe Anwendung wirflid der Vernunft 
gemäß fei, wird man fi ohne Zweifel an die Vernunft wenden müflen. Die wahre, einzige 
Dffenbarung iſt und das Chriſtenthum, an deſſen Heiligkeit wir glauben. Wie fleht ed aber mit 
den Staaten und Völkern, die einen andern Glauben haben? Sind wirklid die Gefeßgebungen 
und Regierungen immer und allenthalben weniger mangelhaft, ſeitdem das Chriftenthum be⸗ 
fteht? Haben die Staaten, deren Bewohner fich zu ihm befennen, wirklich der Barbarei entjagt? 
Finden wir ven Geiſt des Chriſtenthums in der Inquifition, in dem Benehmen Philipp's I. und 
Alba's, die göttliche Lehre des Evangeliums in dem teuflifchen Benehmen der Spanier in Ame⸗ 
rika, in der Bartholomäusnacht, in der Vertreibung der Mauren, in ver Behandlung ber Juden, 
in der Bertilgung ber Albigenfer und ver Verfolgung der Hugemotten? B. fieht in der Revolu⸗ 
tion die Quelle alles Übels, die Urfache des Bien, pas über Frankreich gekommen, und findet in 
der Wiederherſtellung der Bourbons, die er verfündet, das einzige Heilmittel gegen die Gebre⸗ 
hen und die Noth ver Zeit, die Leiden der Befellihaft, die Gefehlofigkeit und den Atheismus. 
Wann aber hat die Freigeifterei und ver Atheismus in Frankreich ih Bahn gebrochen ? Gaben 
die Regentſchaft und die Regierung Ludwig's XV. vielleicht das Beiſpiel der Sittlichkeit, der 
Achtung vor dem Gefege und ver Frömmigfeit? Sollen wir in der Hofwirthfchaft der Pom⸗ 
pabour und der Du Barri unfere Mufter fuhen? Iſt dad Verberben von den untern Ständen 
ausgegangen unb hat die höhern durch Anſteckung verpeftet? Sind es die. Hütten, welche Die Pa⸗ 
läfte vergiftet und zu Grunde gerichtet Haben? Allerdings hat vie Revolution großes Undell 
über Frankreich und bie Welt gebracht. Was aber hat vie Revolution erzeugt? Iſt fig eine 
Wirkung ohne Urfache, ein älternloſes Kino, eine Frucht, die ohne Samen aufgegangen? Wir 
—* nur, und B. und die Schriftſteller, die ſeines Glaubens ſind, moͤgen antworten und uns 
belehren. 

Seine Grundſätze und Meinungen hat B. in einem umfaſſenden Werke, das 1812 erſchienen 
it („Legislation primitive considérôéo dans les derniers temps par les seules lumièôres doe 
la raison‘’‘) weiter ausgeführt. In demfelben fucht er feine Anficht zu begründen, daß alle Phi⸗ 
loſophie und menſchliche Gefeggebung eitled Werk, die wahre Philoſophie in dem Chriſtenthum 
und in ber Geſetzgebuͤng Gottes enthalten fei. Durch eine Kette von Beweifen ſucht er darzuthun, 
daß ohne Sprache der Menſch weder Gedanken noch Willen, weder Vernunft noch Erfennmip 
der Wahrheit haben koͤnne; daß er ohne fie fein menſchliches Weſen fei und es für ihn Feine bür- 
gerliche Befellfchaft geben würde. Das Alles mag ohne Gefahr und Nachtheil zugeflanden wer⸗ 
den, weil dein Menſchen, wo er fich Immer fand und findet, die Babe ver Sprache nicht entzogen 
war und er demnach zu den Bortheilen und Genüflen, deren Bedingung die Sprache iſt, gelan= 
gen konnte. Was aber die Behauptung betrifft, daß der Menſch die Sprache nicht habe erfinden 
koͤnnen, bie ebenfalld eine Offenbarung fei, fo müffen wir gefteben, daß e8 dem Verfaſſer nicht ge: 
lungen if, und, bei dem beften Willen, von der Wahrheit verfelben zu überzeugen. Wie ber 
Menſch die Sprache erfunden hat, möchte Freilich fo wenig nachzuweiſen fein, als auf welche Weife 
er zur bürgerlichen Gefellfchaft, zur Schrift, zu mancher Kunft gelommen ifl. Die Sprache ſelbſt 
iſt das SRittel der Überlieferung, und ich wüßte nicht, wie ſich die Art der Erfindung bed Mittels 
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ver Überlieferung überliefern ließe, beſonders wenn die Sprache, wie per Berfaffer meint, bie 
Bedingung aller Vernunft, aller Erfenntniß, alles Willens, alles gefelligen Lebens if. Sprade 
haben wir allenthalben gefunden, wo Menſchen waren, roh oder gebildet, reich oderarın, je nad): 
dem die Menfchen, die fie gefprochen, roh over gebilvet, reich oder arnı an Keyntnifien oder Be⸗ 
griffen waren. Daß fie aljo ihre Sprache ſelbſt gebildet, vervolllommmet, veredelt, bereichert ha⸗ 
ben, läßt lich geſchichtlich nachweiſen. Wie aber nie Sprache erfunden worden? Da liegt bie 
Schwierigkeit. Wird jie gehoben, wenn wir ein Wunder annehmen? Und das unmittelbare 
Einwirken der Gottheit auf menſchliche Dinge ift doch en Wunder. Wäre es vielleicht begreif⸗ 
licher, wie Bott den Menfchen die Sprache gelehrt, als wie er fie von felbft gelernt? Weil ed und 
ſchwer wird zu verfiehen, wie der Menſch zur Sprache gekommen iſt, verſtehen wir vielleicht 
befjer, wie ſie ihn eine Offenbarung mitgeteilt? Heißt das nicht das Unerklärte durch Uner: 
klärliches erklären wollen? Die Alten, die auch nicht wußten, wie fo viele nügliche Erfindungen 
das Eigenthum der Menſchen geworden waren, machten es ſich noch bequemer und ſchrieben fie 
alle der Mittheilung ihrer zahlreichen Gottheiten zu, ſelbſt das Pflügen und Säen, das Spinnen 
und Weben. Wir find aber doch feine Heiden. B. macht felbft die Kunft zu ſchreiben zu einem 
Gegenflande der göttlihen Offenbarung. Was man ji auf eine natürliche Weife nicht zu erklä⸗ 
ren weiß, dad läpt man auf eine übernatürliche geſchehen, und fo ift man aus aller Verlegenheit 
Das aber Heißt ven Knoten zerhauen, nicht auflöfen. Ganz im Einflange mit ven Grundſätzen 
feiner Lehre ftellt B. die Behauptung auf, man habe nie Ginilifation, d. h. Vernunft in den Ge⸗ 
fepen und Kraft in den Geſetzgebungen gefunden, als bei den Juden und Ghriften, und dieſe ge: 
ſellſchaftlichen Vereine jeien die einzigen, die Feine falſchen, abgeſchmackten und barbarifchen Ge: 
ſetze gehabt. „Es iſt“, verjichert er, „„Ihatfache, welche vie Gefchichte aller Zeiten bezeugt, daß in 
der Alten Welt ſowol als in der Neuen ſich Ootteövergeffenheit und Unterdrückung des Menfchen 
allenthalben findet, wo nicht die Kenntniß, die Anbetung und der Dienft des Bottnienfchen an: 
getroffen wird.‘ Die Hauptzüge feiner Lehre führt er felbft auf folgende Säge zurüd: 1) Die 
Religion ift die Grundlage aller Geſellſchaft, weil nur in ihr ver Grund aller Gewalt und aller 
Pflicht gefunden werben kann. 2) Die Religion ift demnach die Grundverfaflung eines jeden 
geſellſchaftlichen Zuſtandes. 3) Die bürgerliche Gefellfchaft befteht vemnadh aus Religion und 
Staat, wie der vernünftige Menſch aus Intelligenz und Organen befteht. A) Die rivilifirte Ge⸗ 
ſellſchaft iſt nichts anderes als die Religion, welche die öffentliche Geſellſchaft zur Vervollkommi⸗ 
nung und zum Glücke des menſchlichen Geſchlechts leitet. 5) Diejenige Geſellſchaft iſt demnach 
die vollkommenſte, wo ſich in der Verfaſſung am meiſten Religion und in der Verwaltung 
am meiſten Moral findet. 6) Die Religion muß den Staat conſtituiren und es iſt gegen die Na⸗ 
tur der Dinge, daß der Staat die Religion conflituire. 7) Der Staat muß der Religion gehor⸗ 
hen; aber die Diener der Religion find dem Staate in Allem Gehorſam fhuldig, was er im 
Einflange mit den Gefegen ver Religion verfügt, und die Religion ſelbſt befiehlt nichts, als voas 
mit den beſtehenden Gejegen des Staats übereinflimmt. Wir ſchließen den Auszug, der bie 
meiften Leſer nicht fehr anfprehen dürfte. Wollte man einen Staat nach den Foderungen B.'s 
ins Leben führen, dann dürfte ein altägyptifches, aber hriftliches Königthum mit der Briefter: 
£afte feinen Ideale vielleicht am erften entfprechen. 

In feinen vermifchten Schriften literarifchen und politifchen Inhalts („Mélanges litteraires 
et pelitiques”) führt er feine befannten Anfichten weiter aus und fucht jle fefler zu begrün- 
den. Im Iahre A818 gab er feine philoſophiſchen Unterſuchungen über die erften Gegerflänte 
der moralifchen Kenntnifle („Recherches philosophiques sur les premiers objets des con- 
naissances morales”) heraus. In diefen Werke untenwirft er alle philoſophiſchen Syfteme 
einer frengen Prüfung und zeigt ihre Unhaltbarkeit, wo fie feinen Foderungen nicht entfprechen. 
Im Alterthume ninmt Sokrates die erfte Stelle ein, der, wie der Berfafler meint, vor allen 
einen einzigen Gott, ven Schöpfer, Erhalter und Vergelter, und die Unſterblichkeit ver Seele er: 
kannte. Der griechifche Weiſe, äußert B., koͤnne zu diefer Kenntniß durch die Bücher der Juden 
gekommen fein, die zu jener Zeit im Orient fchon verbreitet gewefen. Kant verwirft, nach ihm, 
als unzureichend und irrig, was 3000 Jahre hindurch gelehrt worden if. Die kritiſche Philoſo⸗ 
phie diefes neuen Reformators, mit Gepränge verkündet, mit Fanatiomus aufgenommen, mit 
Wuth beftritten, hat fein anderes Refultat gehabt ald Spaltung, Erbitterung und einen all⸗ 
genieinen Efel an allen Doctrinen. — So meint B. 3. Weigel. 

Bordell, ſ. Sittenpolizei. 

Börfe, Börfengeichäfte, Boͤrſenmakler, Börfenfpeculation, Boͤrſenſpiel. An Hans 
belöplägen pflegten von jeher vie Kaufleute regelmäßige Zufanımenkünfte zu halten, um unter: 
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einander ihre Beihäfte zu machen. Die Zuſammenkünfte unterfcheiben ji von einem gewöhn⸗ 
lihen Markte dadurch, daB nicht Die zu verfaufenden Waaren felbft, fondern nur Muſter davon 
mitgebracht werden. Die Einrichtung iſt fo alt wie ver Handel, ſobald ſich derſelbe an Mittel- 
punkten fauımelte und Ausdehnung gewann; fie befland im Alterthume wie im Mittelafter und 
in der neuern Zeit; ihre Betrieböregeln und Polizei, wie ihre größere Bedeutung verdankt fie, 
glei) den Banken, den Handelsſtädten, hauptſächlich in den Niederlanden und im Bunde der 
Hanſa; fie wurde mit dem Namen Collegium, Loge, Convent u. a. bezeichnet; ver Name Börfe 
ſoll zuerft zu Brügge in Flandern gebraucht worben fein. 

An der Börfe befinden ſich Die Mittelöperfonen zwifchen ven Käufern und Verkäufern, bie 
Makler, welche von beiden Seiten die Aufträge erhalten und durch gegenfeitige Mittheilung aus⸗ 
führen. Die Makler haben ihre beſtimmten Pläge oder Eleinen Buden, ebenfo hat jedes Handels⸗ 
Haus eine jefte Stelle, wo ein Vertreter der Firma zu finden ifl. Nach den Abſchlüſſen werden 
die Tagespreife ver Waaren befannt gemacht. Wenn eine Waare noch nicht am Orte liegt, aber 
Mufter vorhanden find, fo kann fie ſchon vor ihrem Eintreffen verkauft werben, und dies iſt der 
Urfprung der Zeitkäufe, welche dem Verfäufer den Abfag, dem Käufer vie Dedung feines Be⸗ 
darfs unabhängig von dem augenblidlichen Borhandenfein ver Waare geftatten. 

An der Börfe findet der Kaufmann ferner Gelegenheit, den weitern Transport der Waaren 
zu bedingen, indem er dort die See= und Landfrachten erfährt; endlich kann er daſelbſt fremde 
Geldforten und Wechfel faufen und verkaufen, alfo Zahlungsmittel für feine Verbinplichkeiten, 
Geld für feine Foderungen an fernen Orten erhalten, oder beide, Foderungen und Verbind⸗ 
lichkeiten, durch unmittelbaren Taufch feiner Wechſel gegen andere auögleichen. 

Waaren, Wechfel und Frachten find die eigentlichen Gegenflände ver Börſengeſchäfte bis auf 
bie neuere Zeit, und ed gibt heute noch Börfen, welche feinen andern Eingang geftatten, wie 3.8. 
in Bremen. Dagegen gibt ed auch Börſen, die jich für ven Wechfelhandel behaupten, obgleich ver 
Waarenhandel dort jehr zufammengefhrumpft ift, wie 3. B. Frankfurt a. M. und Augsburg. 

Die Staatdanleihen, vie Eifenbahnbauten und Die Ausdehnung von induftrieffen und. Han⸗ 
delsunternehmungen durch die Affociation haben den Börjen ein neues Element an leicht über- 
tragbaren Schuldurkunden zugeführt welches gegenwärtig in ihrem Verkehre eine überwiegende 
Rolle jpielt. In dem allgemeinen Überblicke des Artikels über dad Bankweſen findet der Refer 

ber Gang diefer Entwidelung, welche die Börfen von ihrer frühern Stellung inmitten bed Waa- 
ren= uud Geldmarkts zu Gentralpunften des Capitalmarkts erhoben hat. 

Die Schuldſcheine ver Regierungen, die Actienohligationen, Prioritäten der Eifenbahn- und 
anderer @efellfchaften bilden die Gegenſtände des Handeld an der Fonds- und Eifectenbörfe, 
und ihnen fließt jich in ver Megel ver Geld- und Wechfelhandel näher an, indem ex ſich von der 
Waarenboͤrſe ablöfl. Die Umfäge in jenen Schuldpapieren bezwecken, Geld ald Gapitale anzu: 
legen, oder aus der biäherigen Anlage frei zu machen, mit oder ohne die Abſicht, durch Anderung 
in der Anlage noch an dem Unterfchiene ver Preife zu gewinnen, d. h. mit oder ohne Speculation. 
Die Vermittler dieſer Gefchäfte heißen, zum linterfchied von ven Waarenmaflern (courtiers de 
commerce, brokers), Effecten= oder Fondoômatler (agents de change, eigentlih Wechſelmakler, 
stock brokers), und die Tageöpreife werden durch Die Curszettel befannt gemacht, welche dieje⸗ 
nigen Effecten enthalten, deren Aufnahme durd ihr Vorkommen im Handel veranlaßt, durch 
Verabredung der Mafler zugelaffen, und durch die Polizei geflattet oder gebuldet wird. Bel dem 
Umfange, den der Handel In Waaren, Wechſeln und Eifecten gewonnen hat, theilen ſich die Mak⸗ 
Ier in feine verſchiedenen Zweige; gewöhnlich werben die Waaren⸗ und die Papiergefchäfte auch 
in befondern Räunıen oder Stunden betrieben. In London ift die Reyal exchange für die Wan: 
ren, bie Stock exchange für die Effecten; in Paris ſchließt die Geſchäftszeit für legtere um 
3 Uhr, für erſtere um 5Uhr; in Berlin hat die Waaren-(Getreide-)Boͤrſe ihr beſonderes Local. 

Früher richtete fich die Verſammlungszeit nach der Bolt, die nicht jenen Tag ankam und ab⸗ 
ging, und es jind heute noch Spuren aus jener Zeit vorhanden; in Berlin 3. B. wird nur an 
Drei Tagen in der Woche (Diendtag, Donnerdtag und Sonnabend) mit Wechſeln gehanvelt, und 
diefe heißen Poſttage. Die Effectenboͤrſe hat feine folhe Erinnerungen, denn ihre Ausbilgung fällt 
in die Periode der Eifenbahnen, mit deren Papieren gehandelt wird, und welche Die Poſttage in 
der Woche zu Poftflunden am Tage vervielfältigt Haben. Ruran Sonn: und Feiertagen iſt gegen: 
wärtig der Börfentempel geſchloſſen; ja, wo nicht Sitte oder Polizei entgegentreten, öffnet fi 
dann den Beſuchern ein anderes Local, dad wol auch am Abend Diejenigen aufnimmt, die wäh⸗ 
vend der Börfenzeit ihren Geſchäftstrieb nicht ordentlich befriedigen Eonnten. 
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Schon am Morgen maden bie Makler und ihre Gehilfen die Runde bei pen Vank⸗ und Han⸗ 
belshäufern, um Aufträge zu fanımeln. Die Börfe wird um die Mittagsftunden eröffnet, und 
füllt ich mit den Vertretern der Firmen, mit Privatleuten, welche einen beftimmten Zweck haben, 
mit Beobadtern, melde ihre Entichließungen von der Bewegung der Preife abhängig machen, 
und ji bemühen, das, was fie wollen, nicht vor der Zeit merfen zu laffen. Es wogt und funmt 
und drängt dad Gewühl, Angebot und Nachfrage laſſen ſich fchreiend vernehmen, ver Telegraph 
bringt unmittelbar an der Vörfe Aufträge von außen und Berichte von dem Bange an den übri- 
gen europäiſchen Börſen. Denn da fie alle zu gleicher Zeit, zwifchen 12 und 3 Uhr, in THätigfeit 
find, fo verbindet der Draht fie alle mie zu einer einzigen großen Berfammlung. Lonvon und 
Paris, Berlin, Hamburg, Wien, Frankfurt, Leipzig Tprechen miteinander; die Stimmung bier 
wirft auf die Stimmung dort, ein Weichen der Conſols in London um Y, Broc. prüdt in Parts 
die Rente um 50 Gent., die Nachricht macht in Berlin die „lebhafte Stimmung „matt, beffere 
Notirungen aus Wien heben fie wieder; Effecten, die eben in Paris gekauft worben find, mer: 
den eine Stunde fpäter in Berlin verfauft; am Abend Eennt jever Abonnent auf die telegraphi⸗ 
chen Berichte ven Bang der Geſchäfte und ven Preis der Effecten aller europälfchen Börfenpläge 
an dem nämlichen Mittage — bald vielleicht auch amı andern Morgen von den amerifanifchen. 
Unmittelbar nach dent Schlufle der Börfe arbeitet wieder ver Telegraph, fhreiben die Bankhäuſer 
und die Zeitungen ihre Berichte, die mit ven nächften Bahnzügen nach allen Richtungen hinaus: 
gehen. 

Eine Borbedingung für relative Orbnung und Regelmäßigkeit in dieſem erregten,, verwir- 
renden Treiben ift eine zwedmäßig eingerichtete Räumlichkeit, ein paflendes Börfengebäube. 
Der Verkehr zwifchen ven Maklern und dem Publicum ſoll möglichft erleichtert, die allgemeinen 
geihärtlichen Vorgänge follen für Auge und Ohr eines Jeden erkennbar, insbefondere die aud 
den Abfchlüffen fich ergebenden Preiſe laut verfündet, oder an einer überall wahrnehmbaren 
Stelle aufgezeichnet werden. Wo viefe Erfordernifie fehlen, wo in einem winfeligen Saale an 
ber einen Ede zu ganz andern Preifen gehandelt wirb als an ver gegenüberliegenden, wo Stick⸗ 
luft, Hige und Gedränge ſtören, da leidet das Gefchäft, und es wird den Maflern unmöglich, rich⸗ 
tige Refultate für ihre Notirungen feftzuftellen. Bei den ungeheuern Summen ber in Staat: 
Papieren und Effecten vargeftellten Theile des Eapitalvermögens, deren Tagespreis an ber :Börfe 
ermittelt wird, ift die Zuverläfjigkeit diefer Mittheilungen von großer Wichtigkeit. In der Regel 
wird für jedes Effect, welches am Markte vorkam, ein höchfter, ein mittlerer und ein niederfler 
Preis (Curs) notirt, wenn Schwanfungen Anlaß dazu geben; wol au, two dies zugelaflen 
wird, außer vem Preife für fofort (Contant, per Kaffe, gegen baar) vollzogene Käufe, der Preis 
für Zeit: over Kieferungsgefchäfte. Die Preife werden, je nachdem fie von dem Angebote ober 
yon der Nachfrage herrühren, in die „Brief: over in die „Geldeſpalte des Curdzettels einge- 
tragen. Der „Briefcurs“ bedeutet, daß zu dem angegebenen Preife Verkäufer, der „Gelb: 
curs“, daß Käufer da waren; die Bemerkung, „es blieb Brief übrig“, beveutet, daß ſchließlich 
nur DBerfäufer, aber keine Käufer, „ed blieb Geld übrig”, daß fhlieglih nur Kaufluftige 
aber feine Abgeber vorhanden waren. Daß in dem Effect wirkliche Umfäge flattgefunden 
haben, darf nur dann angenommen werben, wenn in beiden Spalten, „Brief“ und „Geld“, die 
Preiſe angegeben find, oder wenn e8 befonderd bemerkt wird. Aber auch dann kann man nicht 
fliegen, daß nur zu dieſen und zu feinen andern Preifen Abjchlüffe erfolgt feien, denn Häufig 
finden ſolche durch Verabredungen ftatt, die nicht zur Kenntniß des Aufzeihnenden gelangen; 
ferner gelten die notirten Curſe nur von größern Poften, 5.8. von 5000 Thlrn. und darüber. 
Kleinere Abſchlüſſe werden nicht notirt und erfolgen gewöhnlich unter läſtigern Bebingungen 
für ven Begehr. Wenn daher den offleiellen Notirungen ber vereibeten Makler bei vem Betriebe, 
aus welchem die Ergebniffe gezogen werben müflen, nur eine relative Richtigkeit beigemeſſen wer: 
ben kann, fo iſt ven vielen Privateurdzetteln ver Bankhäuſer und Zeitungen in der Regel noch 
meit weniger zu trauen ; theild weil ihre Agenten nicht in der Lage find, ftch fo gut und vollftän- 
dig zu unterrichten wie die Mafler durch pie Vergleihung ihrer Aufzeihnungen, theils weil ite 
die Nottrungen nad) der Gunſt oder Ungunft einrichten, mit ber fie die einzelnen Effecten anfehen 
ober zu behandeln veranlaft werven. | 

Die gewöhnlihen Geſchäfte an der Fonds: und Effertenbörfe find nad den Formen und 
Bedingungen, unter denen fie abgefhloffen werben, folgende: 

1) Käufe gegen baar, Tageöfauf, marche au comptant. Der Mafler (Senfal) bringt 
Käufer und Verkäufer zufammen, und das Geſchäft wird womöglich am nämlichen Tage durch 
Ablieferung ber Stücke und Bezahlung ded Preifed erledigt. Hierbei Handelt es ji in der Regel 
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um wirkliche Bapitanlage auf der einen, um Veränderung ber Gapitalanlage auf der andern 
Geite. Gegenſtand dieſer Geſchäfte iind meiſt Staatöpapiere und Effecten, welche einen feften 
ins oder eine fichere Rente verfprechen, wie die Actien guter Eiſenbahnen, folider Banken und 
jolher proburtiven Unternehmungen, deren biöherige Reſultate, deren Verwaltung und Betrieb 
Vertrauen erweden. Die Speculation iſt dabei nit ausgefchloffen, venn man fann ein Papier 
verkaufen, weil der @rlöß gegen den frühern Kaufpreis einen Gewinn bringt, und man fann dafür 
ein andereö Papier anſchaffen, weil man hofft, daß es fpäter im Preiſe leigen werde (Arbitrage). 
Aber dieſe Art der Speculation Hat einen foliden Boden, weil jle fi innerhalb der eigenen Mittel 
and an fihere Effecten Hält. 

2) Zeitz over Lieferungsfäufe, march6 a terme, welche heute abgefchloffen, aber erft an 
einem fpätern Tage, Mitte oder Ende ded laufenden, bed nächſten over eines fpätern Monats 
durch Lieferung und Bezahlung Ber Stüde zum Vollzuge fonımen. Auch dieſe Geſchäfte fönnen 
wirklihe Anlagen zum Zwecke haben. Der Käufer findet ed paflend, ſich heute ſchon zu dem Ta⸗ 
geöpreife die Erwerbung von Stücken zu fihern, bie er jpäter erſt bezahlen, oder vie er auf Zeit 
billiger kaufen kann als gegen baar; der Verkäufer braucht das Geld ebenfalls erft ſpäter, finnet 
ed aber in feinem Interefle, ſich paflelbe zu dem heutigen Preife zu ſichern. Indeſſen tritt bei den 
Zeitgefchäften die Speculation mehr in ven Borbergrund und tft, je nad der Form des Ge: 
ſchäfts, als ausſchließliches Motiv zu erkennen. 

Die Zeitgeſchäfte find nämlid: ’ 

a) fefte, ventes fermes, bei denen der Verkäufer ſich verbindlich macht, an dem beftimntten 
Tage die Stüde feſt (fix) zu liefern; der Käufer behält fich haufig dad Mecht vor, pie Ablieferung 
auch an jedem frühern Tage zu verlangen. | 

b) Bedingte, Prämien-Geſchäfte, ventes a prime, von deren Vollzug der Theil, welcher die 
Prämie bezahlt, zurüdtreten kann. Stellt der Käufer die Bedingung, fo zahlt er vie Prämie, 
wenn er die Papiere nicht beziehen will ; fie heißt dann Vorprämie, oder, wenn fle nicht zum vor⸗ 
aus, fondern erſt bei ver Berzichterflärung entrichtet wird, Dont-Prämie. X. Tauft z.B. auf 
Ende des Monats (fin prochain) Zproc. Rente zum Gurfe von 70 dont un (d.!h. wovon 1 als 
Prämie zu bezahlen ift, wenn A. von dem Kaufe zurüdtritt). Hat der Verkäufer ſich dad Recht 
bevungen, die Lieferung gegen Zahlung einer Prämie zu unterlaffen, fo Heißt diefe — Rück⸗ 
prämie. . 

Bei ven Zeitgefchäften kommen vielerlei Kombinationen vor, deren Betrachtung hier zu weit 
führen würde; wir erwähnen daher nur noch das Stellgefchäft, wobei ver Käufer die Wahl Bat, 
entweber vie Effecten zu dem bevungenen Burfe zu beziehen, oder (die nämlichen oder andere Pa⸗ 
piere) zu einem feftgefegten niedrigern Curſe zu liefern; enblich das Noch-Geſchäft, welches dem 
Käufer freiftellt,, zu dem bedungenen Preife vie vereinbarte Anzahl von Stüden noch einmal 
(dad Doppelte), odet außer derſelben noch x weitere zu verlangen. 

Am Tage der Liquidation, gewöhnlich dem letzten Tage des Monat3 (für manche Papiere 
auch noch am 15.), erfolgen pie Abrechnungen über die Zeitkäufe. Der Tageöpreis eines jeden 
Effects wird als Liquidations⸗ oder Gompenfationdcurd von den Malern feftgeftellt, und der 
Unterſchied zwifchen dieſem und dem bedungenen Kaufpreife zeigt, was bei dem Zeitgefhäfte der 
Eine gewinnt, der Andere verliert. Da vie auf Zeit gekauften Papiere von A. an B., von B. an 
C. u. ſ. w. inzwiſchen weiter begeben worben fein Eönnen, fo befteht ein Verfahren, Scon⸗ 
triren genannt, mittel deſſen die Betheiligten untereinander abrechnen, vie Kieferung aber von 
dem erften Verkäufer an ven legten Käufer erfolgt — wenn ſie überhaupt erfolgt. 

Bei dem feften Zeitkauf kann ber Betheiligte, welcher bei vem Vollzuge verlieren würde, die: 
fen verfhieben (prolongiren), wenn der andere einwilligt, ober wenn ihm ein dritter pie Mit- 
tel dazu liefert. Der Käufer würde verlieren, wenn ber Liquivationdcurd niedriger ſteht 
als der bedungene, der Verkäufer, wenn der Liquidationscurs höher fteht. Wenn der Käu⸗ 
fer glaubt, daß die Eurfe fleigen werben, fo borgt er das Geld für die Stüde auf einen Mo- 
nat, um noch fo lange über die Stücke verfügen, fie eventuell Höher verkaufen zu Lönnen. Wenn 
der Verkäufer hofft, daß die Curſe ſinken werden, fo borgt er die abzuliefernden Stücke auf vier 
Wochen, um fie inzwifchen billiger wieder anzufaufen. DiefeBorggefchäfte, zum Zwecke des Ab⸗ 
wartens günftigerer@urfe, heißen Reportgeſchäfte, und da Die Vergütung für pie geborgten 
Summen oder Efferten weit Höher als der geſetzliche Zinsfuß zu fein pflegt, fo Finnen ſie nicht 
in der Form von Darleieverträgen, fonvern fie müflen In ver Korm von Kauf: oder Handelsge⸗ 
ſchäften gemacht werden. Der A., Reporteur, kauft dem B., Reportirten, Effecten ab zum @urfe 
von 69 und verkauft fie Ihm gleichzeitig wieder, Lieferbar nad) Monatsfrift, zum Curſe von 70. 
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B. zahlt alfo 1 von 69 Report für einen Monat, gleich 17%/,, Bror. jährlich. Im andern Kalle, 
wenn B. als Verkäufer Stüde braudt, verkauft fie ihm A. zu 70, Eauft fie ihn aber gleichzeitig 
-wieder ab, lieferbar nah Monatsfrift, zum Curſe von 69. B. zahlt I von 70 Deport. 

Der Prämienkäufer kann nicht mehr verlieren al8 ven Betrag der Brämie, denn im andern 
Falle wird er auf ven Bezug ober die Lieferung der Papiere verzichten. Ex Hat alfo am Liquida 
tionstermine zu erklären, ob er auf die Prämie verzichten (abandonner la prime), oder fie zu: 
rücknehmen, reſpective behalten (lever la prime), alſo die Bapiere beziehen oder liefern will. 

Man tieht Thon an den Beringungen und Formen der Zeitgefhäfte, daß es vabei nicht 
immer auf einen wirklihen Kauf und Verkauf, fondern Häufig nur varaufabgefehen ift, aus ver 
Unterſchiede zwiſchen dem Tagescurſe (Kaufpreife) und dem Curſe an einem beſtimmten fpatern 
Tage (Liquidationscurfe) Geminn zu ziehen. Mit ver Zahlung diefes Unterſchiedes (der Diffe- 
renz) von dem Verlierenden an ven Gewinnenven fihließen baher auch die meiften Zeitgeichäfte. 
Damit hört aber auch Die Sperulation auf, und e8 beginnt das Börfenipiel ver Agiotage 
(fiehe diefen Artikel). j 

Daſſelbe Fennzeichnet ſich als Wette auf pad Steigen und Fallen ver Eurfe. Die Spieler 
haben weder die Abjicht noch Die Mittel, ihre Scheingefchäfte wirklich auszuführen; feine Summe 
iſt ihnen zu hoch, fie treiben ihr Wefen, folange fie noch im Falle des Verluſtes die Differenzen 
bezahlen Eönnen. Zum Gegenflande der Wetten eignen ſich daher am beften ſolche Effecten, deren 
Preiſe ven häufigften und ſtärkſten Schwankungen unterliegen; mithin befnormalen Zuſtänden 
nicht jene, die ſich durch eine fichere Rente ald Kapitalanlage empfehlen, fondern foldhe, die noch 
gar nicht erifliren, aber doch fhon in Born von Promeſſen auf „Lieferung nad Erſcheinen“ ge: 
handelt werben, ober foldhe, die neuen Unternehmungen angehören, auf welche wenig, etwa 
10 Proc., einbezahlt find, Unternehmungen, die noch feine Früchte getragen haben, over beren 
Dividenden von der Gunft des Zufalls wefentlich mit beftimmt werden, auf deren Burfe daher 
Furcht und Hoffnung großen Einfluß üben. Der Sperulant geht nicht über ſeineKräfte hinauf: 


er ſucht billig einzufaufen und mit Vortheil zu verkaufen, er wirft dadurch mäßigend auf eine zu 


raſche oder unmotivirte Bewegung der Preife. Der Spieler (jobber) dagegen Fauft ohne Geld, 
verkauft ohne die Waare zu haben, fein Mittel ift ihm zu fchlecht, um feine Wette zu gewinnen. 
Die Speculation wie das Spiel richten fih nad) ver Meinung von ver auf: oder abfleigenten 
Bewegung ber Eurfe, theilen fich aljo in eine Haufe: und in eine Baiffepartei. Der Hauſſier 
kauft, der Baifjier verfauft; aber Die Speculation unterſcheidet fih von dem Spiele nicht durch 
die Befchränfung des Umfangs ihrer Operationen nad) Ihren Mitteln und die Auswahl beſſerer 
Effecten, fondern auch dadurch, daß fie nicht, wie das Spiel, verwerfliche, ja verbrecheriſche Mittel 
anwendet, um ihre Zwecke zu erreichen. Der Speculant erwartet feinen Gewinn von der natur: 
gemäßen Bewegung der Curſe, der Spieler fuht durch Machination der Bewegung diejenige 
Richtung zu geben, welche den Gewinn feiner Wette herbeiführt. Der Spieler 5. B., der in vie 
Baiffe oder Eontremine gegen vie Actien einer Creditanſtalt gegangen ift, fucht zunächſt ſolche 
Actien, die er nicht befigt, auf Zeit, etwa auf den legten Tag des Monats, möglihft Hoch zu ver: 
faufen. Ex verbreitet die günftigften Nachrichten über die Anftalt; fie habe ausihren Opera: 
tionen enorme Gewinne erzielt, werde eine außerorbentlih Hohe Divinenve geben, die Actien wur: 
den in furzem um viele Procente fleigen. Hat der Spieler einen Poften (eine größere Summe) 
der Actien auf Lieferung Ende des Monats fix?) verkauft, fo ſucht er die Curſe zu drücken, um 
fi bis zum Kieferungstermin die Actien zu einem geringern als jeinem Verkaufspreiſe anfchat: 
fen (ſich decken) zu können. Nun ift die Creditanſtalt plößlic am Rande des Verderbens; jie 
bat ſchwere Berlufte erlitten, ihre Activen befteben aus entwertheten Effecten, ihre Operationen 
find fehlgeichlagen, fle wird nächſtens mehrere Binzahlungen raſch hintereinander audfchreiben, 
von Dividende kann Feine Rede fein, u. |. w. Solche falſche Nachrichten, heute vie guten, morgen 
die ſchlimmen, werben durch die Zeitungen verbreitet, ffile Federn werden dafür gedungen, und, 
wenn fie einmal angelernt find, geben ihre Führer felbft unter die Spieler und bedrohen diejeni⸗ 
gen, die fich nicht mit ihnen abfinden. 

Wenn aud) diefem Treiben ein fehr großer Einfluß auf die Preife ver Effecten nicht zu zu: 
reiben ift, die im Großen und Ganzen durch ihren innern Werth und die übrigen natürlichen 
Elemente des Preifes, durch Angebot und Nachfrage, beftimmt werben; fo wird dadurch Doch vie: 
Unbeil angeridtet, an Achtung und Vermögen der Verleumdeten wie der Betbörten. Das 
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1) Bon diefem Ausdrude fommt bie Benennung „Fixer“, womit bie Spieler à la baisse bezei 
net werben. ß * 
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Schlimmſte aber if bie verderbliche Wirkung der Machinationen des Börfenfpield auf das Befhht 
für Recht und Sitte bei einer ſehr großen Anzahl von Menſchen. Kein verfländiger Familien: 
vater wird fich zu gewagten Börfenfpeculationen, geſchweige denn zum ſchwindelhaften Spiel 
verleiten laſſen; kein ehrenhafter Geihäftemann wird zu Unternehmungen mitwirken, welche 
nicht fowol für probuctive Anlagen Gapital, als für das Börfenfpiel leichte Actienwaare zu lie: 
fern bezwecken: aber man weiß, wie leicht der Schwache ver Verſuchung unterliegt, und wie leicht 
das Beifpiel der Sittenverberbniß anſteckt. 
An Bemühungen, dem Börfenfpiel ein Ende zu machen, bat es nicht gefehlt, und wenn bie 
eangewenbeten Mittel nicht zum Ziele geführt haben, fo liegt ver Grund wol hauptfächlich darin, 
daß bie Grenze zwifchen ber erlaubten, ja nüglichen Speculation und dem verderblichen Spiel 
ſchwer zu erfennen und leicht zu umgehen iſt. Die gewiſſenloſe Geldgier hat zu allen Zeiten ihre 
Wege gefunden, am meiften in denen, wo edlere Ziele menfchlihen Strebens abhanden gefommen 
waren. So Hagt ſchon Horaz: 
O cives, cives, quaerenda pecunia primum est: 
..... haeo recinunt juvenes dictata senesque.?) 
und ebenfo Juvenal: 
Inde fere scelerum causae, nec plura venena 
Miscuit, aut ferro grassatur saepius ullum 
Humanae mentis vitium, quam saeva cupido 
Indomiti census. Nam dives qui fieri vult, 
Et cito vult fieri: sed quae reverentia legum, 
Quis metus, aut pudor est unquam properantis avari ??) 
Juſtiz und Bolizei gehen dem Börfenfpiel zu Zeibe, indem le vorbeugen, erſchweren, beftrafen. 
Die Geſetzgebung wendet ſich gegen die Geſchäfte auf Zeit oder Lieferung, und geftattet Fein Klage⸗ 
reddt auf Erfüllung ver aus ſolchen Befchäften übernommenen Berbinvlickeiten. So in Preußen. 
Die franzöfifche Strafgefeßgebung unterſcheidet wirkliche Zeitgefhäfte (marches a terme réels 
et sörieux) von folden, die nur Wetten auf pad Steigen und Fallen der Curſe bezwecken und in 
Zahlung von Differenzen auslaufen; leptere, die Börfenfpiele, civilrechtlich null und nichtig, 
werben ald Vergehen (delits‘) mit Strafe bedroht, und dad Vergehen wird indbefondere dann 
als vorhanden angefehen, wenn der Verkäufer nicht beweifen Tann, daß er zur Zeit des Vertrags 
ſchluſſes oder am Lieferungstermin im Befig der verkauften Effecten geweſen ſei (Art. 421, 
422 des Code penal). Der Caſſationshof hat am 9. Mai 1857 ein Erfenntniß des Gerichts: 
hofs in Touloufe in diefem Sinne beftätigt und damit zugleich ausgefprochen, daß der Beweisfür 
den Bejig der Effecten weder dadurch geführt jei, daß ver Maler diefelben in Verwahrung ge: 
habt, noch dadurch, daß der Käufer fle reportiren Ließ® denn ver Makler iſt durch feine Amtöpflicht 
gehalten, die zu liefernden Effecten in Verwahrung zu haben, daraus folgt aber nicht, daß fie dem 
Verkäufer gehören; das Neportiren beweift dagegen in fehr vielen Fällen, daß ber reportirte 
Käufer feine Verbindlichkeiten nicht erfüllen konnte. Dieſes Erkenntniß machte Auffehen, und 
von den Beſuchern der parifer Börfe würden nicht viele frei ausgehen, wenn jeder ähnliche 
Ball zur Anzeige und Beftrafung gelangte. 
- In Bezug auf die Makler haben die Handelsgeſetze und Verordnungen ver meiften Staaten 
eine Reihe von Beflimmungen, welche das Börfenfpiel unmöglich machen würben, wenn fie ſtreng 
eingehalten werden koͤnnten. Die Makler werben beeibigt, fle allein dürfen Börfengefchäfte ver: 
mitteln, müffen darüber ein vollſtändiges Buch führen, verleihen ven Abfchlüffen die Eigenſchaft 
öffentlicher Urkunden; fie dürfen Feine Geſchäfte für eigene Rechnung machen und feine Ge: 
ſchäfte vermitteln, welche unter ven Begriff des Börfenfpield fallen; Zuwiderhandlungen find 
mit ſchweren Strafen bedroht; ein Makler, ver feine Zahlungen einftellt, wir ohne weiteres 
als zahlungsflüchtig angefehen. Außerdem find noch manderlei perfönlie und materielle Ga⸗ 
rantien vorgejehen. In Frankreich 3. B. werben die Makler von der Negierung angeftellt, doch 
haben fie felt 1816 das Recht, ihre Nachfolger vorzuſchlagen, d.h. ihre Stellen zu verkaufen. In 
Paris.ift ihre Zahl auf 60 beſchränkt, und jeber hat eine Gaution von 125,000 Fr. zu ſtel⸗ 
len. Allen dieſen Vorſchriften ungeachtet gilt in Paris und vielleiht noch an andern Plägen als 
ausgemacht, daß die Makler ven größern Theil ihres Einkommens aud unerlaubten Geſchäften 
beziehen, und es ift Thatfache, daß Makler, melde Geſchäfte für ſich nicht machen, fondern nur 
für andere vermitteln dürfen, bedeutende Bapitale umtreiben und zahlreiche Aſſocies haben, deren 


2) Epist. I, 53. 
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Geſellſchaftsverträge zwar von ben Haudelsgerichten nicht anerkannt, aber bei ber Guubilats- 
fauımer ihrer Gorporation niedergelegt werben, weiche auch Die innern Streitigkeiten jchlichtet 
und manche Schäden aus der Korporationdfaile zudeckt. Selbſt wenn der Makler den ernften Bil: 
len hätte, ſich auf die Bermittelung erlaubter Beichäite zu beicgränfen, würde er nicht jebe Ülbertre- 
tung vermeiden können, weil er mandem Auftrage nicht auf den erſten Blid anſehen kaun, ob 
er einen wirklichen oder einen Scheinfauf bezweckt, unb weil er Häufig, um ein reelle® Geſchäft zu 
vermitteln, eine größere als die beorderte Anzahl von Eifeeten kaufen, ben Mehrbetrag alſo vor: 
läufig für jich behalten muß, falls er nicht genau den verlängten Berrag anfanfen fenn. Dazu 
fomnıt nun noch der Berzicht auf die Gebühren von den Geſchäften, die ver Mafler zurüchweiien 
follte, eine Gebühr, Gourtage (von courtier) genannt, welche !/, bis Y,, Brorc. der betreffen⸗ 
den Summe beträgt, und ber Verzicht auf den Gewinn aus eigenen Sperulationen, zu deren 
richtiger Auswahl ver Makler vorzugsweiſe befähigt ift. Endlich ift zu erwägen, daß, wenn jeder 
Makler von feinen Pflichten kein Haarbreit abweichen wollte und koͤnnte, die ihm verbotenen @e- 
ſchäfte durch andere Berfonen vermittelt werden würden. Wo der beeidigte Maler feine Dienfte 
verfagt, da bietet ner Pfuſchmakler (courtier marron) die feinigen an, und weder ihre liberfie- 
belung unter den Train der Kroaten, bie früher in Wien mit einzelnen vorgenommen wurde, 
noch andere polizeiliche Razzias haben die Pfuſchmakler audrotten können. 

Die Erfahrung, daß es nicht gelingt, durch privilegirte, auf die Bermittelung reeller Ge⸗ 
ſchäfte beſchränkte Makler das Börfenfpiel zu befeirigen, daß ungeachtet aller Vorſchriften an ven 
europälfchen Börfen es ungefähr ebenfo bergeht wie an denen der Vereinigten Staaten, wo das 
Maklergewerbe frei ift wie jedes andere — dieſe Erfahrung Hat mehrfach zu dem Vorfchlage ge: 
führt, das Privilegium der Mafler aufzuheben, ihnen etwa nur noch einzelne Begänftigungen, 
re der Glaubwürdigkeit ihrer Abſchlüſſe, Erklärungen und Eurdnotirungen, einzuräumen, im 

brigen aber zur Erleichterung des Verkehrs auch andern Perfonen die Vermittelung von Bör- 
fengeichäften zu geftatten. Dieje Stage Harder Handelsminiſter in Preußen durch Gircular vom 
27. Mat 1856 allen Handelskammern und Vorſtänden der Kaufmannfcaften vorgelegt, und 
einftweilen werden vie Pfufchmakler in Ruhe gelaifen. 

Der Beſuch der Börfe wird ven Perfonen, die nicht ihr Beruf oder ein ernſtliches Geſchäft, 
fondern nur der Trieb, Ihr Gluͤck im Spiele zu probiren, hinführt, zu erſchweren oder zu ver: 
leiden geſucht. Wo die Sitte e8 nicht thut, ſchließt die Polizei die Frauen aus; Perfonen, deren 
äußeres Erfcheinen auf andere Lebensweife deutet, werben von ven Auffehern eingeladen fich zu 
entfernen; endlich wird der jährliche Beitrag, ven die regelmäßigen Befucher zu dem Auf: 
wande für die Einrichtung leiften, zu einem Eintrittögelve für Jedermann erweitert. 

Seit Anfang des Jahres 1857 tft dies4n Berlin und Paris eingeführt. Mit welchem Er: 
folge? An dem innern Ende des geräumigen Saaled der parifer Börfe ſcheiden zwei brufthohe 
parallel Im Bogen laufende Bitter den Standort der Mafler, das Parquet, von dem übrigen 
Naume. Vor dem äußern Bitter flehen an ihren gewohnten Plätzen die Vertreter ver. Firmen: 
hinter dem Innern Gitter, im Korbe (la corbeille), reihen fidh die Makler; in dem Raume zwi⸗ 
ſchen beiden Gittern beivegen fi} die Commis, welche den Verkehr zwiſchen ven Geſchäftsleuten 
und den Maflern unterhalten. Auf dieſen Verkehr hat das Gintrittögelb wenig ober feinen Ein 
fluß und foll auch feinen Einfluß üben. Unweit des Gitters, in den Eden des Saales, der Gou: 
liffe, prängen ſich die Spieler (coulissiers). Dort foll eine Anderung bemerkt werden, welde 
darin befteht, daß nur noch Pfuſchmakler kommen, die Kunden aber fi außerhalb verfammteln, 
oder, wie Hr. Mires in einem Artikel, ver ihm eine Verwarnung zuzog, grollte: man flieht nur 
noch einen Schwarm von Pfuſchmaklern, welche aus Mangel an Kunden untereinander fpielen 
(‚Journal des chemins de fer‘, 235. Mat 1857). Den Winkelverfammlungen jagt die Polizei 
nad, fie müflen naher Häufig ihr Local in ein anderes Kaffeehaus verlegen. j 

Eine Befhräntung des Boͤrſenſpiels eriwartet man endlich als mittelbare Wirkung von Ar- 
ordnungen, welche einer übermäßigen Vermehrung von Effeeten entgegentreten, over die Divi⸗ 
denden, oder bie Übertragung von Efferten mit einer befondern Steuer belegen. Durch Decret 
vom 9. März 1856 wurde in Frankreich die Ertbeilung von Eoncefflonen, alfo bie Hinausgabe 
neuer Actien anonymer Gefellfchaften eingeftellt; gleichzeitig erſchwerte ein Geſetz vie Bildung 
von Commanditgefellſchaften; man wollte ven Capitalmarkt vor uͤberfüllung mit neuer Waare 
ſchützen. Das Budget für 1858 nahm eine vom 1. Juli 1857 anfangende Steuer von der über: 
tragung der Effecten in fih auf; man wollte einen Ausfall in den Ginnahmen aus Abgaben 
von unbeweglihen Vermögen (ded double decime de guerre) dur eine Steuer von beim be- 
weglichen Vermögen erfegen. Das neue Actienfteuergefeg in Preußen hatte gleichfalls einen 
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finanziellen Zwed. Inwiefern ſolche Mapregeln ihren eigentlihen Zweden entfpredhen, ift hier 
nicht zu unterſuchen; bad Boͤrſenſpiel wird vor ihnen nicht die Sege! ftreihen. Es braucht nur 
Curszettel oder Breisliften, um feine Wetten zu entſcheiden, die Differenzen feftzuftellen; bei 
feinen Scheinkäufen kuͤmmert e8 ſich wenig darum, ob und wo die gekauften oder verkauften 
Dinge exiſtiren, ſondern nur ob ſich Jemand findet, der die Wette eingeht; es graſſirt nicht allein 
an der Effecten⸗, ſondern ebenſo gut an der Waarenboͤrſe für alles, was im Preiſe ſchwankt, ob 
Eiſenbahnactie, Zuckerfaß, Mehlſack, Blumenzwiebel ober Taubenpaar (ſ. Agiotage). Es 
hängt ſich an jede erfreuliche Erſcheinung oͤkonomiſchen Aufblühens und misbraucht ſie zum Kö⸗ 
der der Gewinnſucht; es klammert ſich an jede politiſche und wirthſchaftliche Kataſtrophe, und 
geht bei der Verzweiflung auf die Weide; Wohl oder Wehe der Menſchen gilt ihm gleich; denn 
es iſt ja einerlei, ob à la hausse ober à la baisse die Wette gewonnen, „eine Differenz verdient‘ 
wird. Erfdütterungen, Schwankungen find die Erzeuger, aufgeregte Leidenſchaften pie Ernährer 
und die Opfer bes Börjenfpiels. 
Schwindelperioden, wo irgenbeine verkehrte Richtung des Verſtandes ober des Willens zur 
Seuche wird, kehren von Zeit zu Zeit wieber, und der Kreis ihrer Berheerungen? vie Zahl ihrer 
Opfer wird von dem Beijpiel der Kührer, von dem Charakter und der Bildung der Völker mehr 
oder weniger bedingt. So hat auch dad Börfenfpiel feine Saturnalien, und befondere Vorkeh⸗ 
rungen gegen die Verbreitung feiner Ausartungen mögen dann gerechtfertigt erfcheinen, wenn 
fie wirklich den Misbrauch, nicht die misbrauchte Anftalt für die großen Umſätze des. Handeld und 
des beweglichen Capitals treffen. | 
Man darf über vem Unmuth und der Entrüflung gegen das Börfenfptel nicht vergeflen, daß 
die Börfe die Umfähe des Großhandel, feine Transporte und Zahlungen und ebenfo die An⸗ 
lagen von Kapital in ven Werthpapieren der Staaten, Gorporationen und Gefellichaften ver⸗ 
mittelt. Dan flreiche diefe Mittelpunfte ned Geld- und Gapitalmarfteß aus der Zahl der Ein- 
richtungen, welche der Verkehr fich gefchaffen hat, fo wird er ſtocken, ruͤckwärts gehen, und fein 
Niederſinken wird dem Öffentlichen Grebit, ven Handelsverbindungen, dem Betriebe probuctiver 
Unternehmungen in allen ihren Kanälen und Zweigen unendlich mehr ſchaden, als vie Audar- 
tungen der Speculation und des Spield durch den. lintergang vieler, die fich Dazu verleiten laſſen, 
die Geſammtheit befhänigen. Bor dieſen Ausartungen ſich felbft zu Hitten und Andere zu war⸗ 
nen, die thörichte Sucht nach mühelofem Gewinn in fich ſelbſt und in ihren Erfcheinungen zu be⸗ 
fänpfen, ift eine Pflicht des in die Verwaltung des Staatd, der Kirche, der Schule wie des in 
das Reben geftellten Menſchen; daß er aber um ber verbotenen Früchte willen die Bäume nicht 
umbauen foll, dies würde ihn, wenn nicht die Vernunft, fchon jene Erzählung lehren, aus der 
wir erfahren, warum wir außerhalb des Paradieſes im Schmweiße unferd Angeſichts unfer 
Brot eſſen. K. Mathy. 





Verzeihniß 


der im zweiten Bande enthaltenen "Artikel. 


Auben. Bon K. Schwend....... 
Attila. Don G. F. Kolb..... 
Aubaine (Droit d'), ſ. Gaſtrecht.. ... 
Aufenthaltorecht und Ausweiſung. Don H. 
Marquardſen.. 
Aufholung, ſ. Abmeierung.... 
Auflauf, Bon K Matby. - - - »... 
Aufflärung, | Aberglaube und Obſcurantis⸗ 
MU rn ee 
Auflagen. Bon Rottel. . - .» 2 2... 
Auftauf, Aufruhr, Aufftand, f. Hochverrath. 
Auflöfung der Stänbeverfemmiung. Bon H. 


Aufſchlag. Von K Mathy. . .». . 2... 
Aurfebende Gewalt, Aufſicht. Bon Welder. 
Aufwanbgefeße, ſ. Lurusgefepe, Luxus⸗ 
Kugsburger Eoafeffi on, f. Reformation. . . 
Ausgabe, ſ. Bubget. - 2 2 en 00. 
Ausgangszoll, hr; — ER .. 
Ausgleidgungd: oder Übergangsangaben. Bon 

8. Mathy. . . 2. 220er 
Auslegung der Befege, der Geldäfte. (Au: 

thentifche und boctrinale, logifche, gram: 

matifche, ausbehnenbe, befchränfenbe, de: 
elarative Auslegung, Analogie. Ausle⸗ 

gungswiflenfchaft.) on Belder. . . . 


Bacon und die von Macaulay vers 
eibigte Bacon'ſche Rüglichkeites 
KR Don I. Weitzel. Mit einem 
Nachtrag von Welder. . ...... 

Baden. (Gefihiäte) Bon I. Bader. 

Baden. (Statiftil.) Bon J. Bader. 

Baden als conftitutioneller Staat. (Badiſche 
Berfaffung und Berfaffungsgeichichte, ba⸗ 
bifche Landflände.) Bon Rotted. Mit eis 
nem Nachtrag von Welder. . . . 


36 


A. 
Geite 
u. (als politifches Mittel). Don ©. 
10 —— Bon ‚Ro tee Mit einem 


Nachtrag von H. Marquarbfen. . . . 
Auemärken f. Gemeinde. . - - » 
Ausnahmegericht und Ausnahmegefep , f. Be: 

lugerungszuſtand. 
Ausſchuß, ſ. Gemeinde und Landſtände.. 
Ausſetzung, ſ. Kindermord.. 
Austraͤge, Audträgalinſtanz, |. Friedensge⸗ 

richt und Schiedsgerichte... 
argra Don $. Lift und m. Shut: 
obmer. -. 2-22 200000. 
Auſtralien feit 1845. Don W. Shul z— 

Bobmer. . - 2 22 00000 
Auswanderung, |. Einwanderung umb Aus: 

wanderung. - «: - 2 0000. 
Kueiweifung, f. Aufenthaltsrecht und Bafzecht. 
Auto de BE oder Undbuldfamfeit und 

Glaubenszwang in folgerihtiger 

Durchführung. Don 9. Amann. . 
Autofratie 
Autonomie. Von P. 4. BfizerunnBelder. 
Autorität. Bon Welder . .. .... 
Autorität. Bon A. v. Rodhaun . ... . 
Avarie, fe Savarei. - - » 2-2 2202 0. 
Muocatorten. Bon Rotted. ...... 


B. 


93 
99 8 
110 


.117 Banken und Bantwefen. 


Se tte 


15 


Bergeichmiß der im zweiten Bande enthaltenen Artikel. 


Seite 
Banfrott, f, Eoncurs. ... . 0.0.8318 
Bann, bannen, Bannrent. Von Rotted. 
Barbaresten. Bon F. Bülau. . 0... 323 
Barbaroux (Karl Johann). Bon I. Weigel. 332 
Bernave (Anton 7 Beter doſeph) Von 3 
eiße . . 
Baron —E ſ Abel im Mittelalter. . . 337 
Barras (Paul Franz Johann, Bieomte v. ) 
Don J. Weigel... 2.0... . 
Barrecht, |. — ... 338 
Barrere. Bon J. Weitzel. 
Barri (Maria Johanna, Gcöfi Du). "Bon 
J.Beipel.... . onen 
Barrikaden. Don Belder. ee 02. . 8342 
Bartholomäusnacht, |. Bluthochzeit. . - - 343 
Basculeſyſtem, |. Juste-Milieu. ..... 
Baſel, Baſelſtadt, Bafellaudſchaft. Bon H. 
Z3ſchoökker.. 
Baſel, Baſfelſtadt, Bafellandſchaft im lehten 
Jahr; ehnd. Von W. Schulz⸗ Bodmet. 349 
Baſeler ——— ſ. Eoneilien. . . . » 
Bafeler Friede. Von Rotted. 
Bafilifen, f. Corpus juris eivilis, eo... 
Basken, f. Spanien. . . . 
Baflermann (Friedrich Danich). Bon 8 
Häuffer........ . . 
Battle. Bon Rotted. 
Baubehörden, |. Bauwelen. . . . 
Bauer, Bauernftand. (Geſchichte und Rechte: 


. 330 Berebtfamfeit, f. Nevekunfl. . 


195 


Seite 

Belehrung, Wolköbelcheung. Bon Welcker. 483 
Beleidigung, |. Injurie. . 2 200. 48 
Belgien. Bon W. A. Arendt... .. . -- 
Belgien feit 1840. Bon H. Ahrens. 506 
Venegrium als Kirchenvfründe, ſ. Kirchen⸗ ʒis 
nen 1 


Benttum (Jeremias), "Bon 3. Weitzel und — 
Welcker.. 5. 
Bentham ſche Säule. "Bon 9. Marquarbs 


jen 
—** (Beter Johann). Son J. 6. Dees 
und Welcker..... . 521 
534 
Berg, Bergparteiund Bironbe. BonRot te €. — 
Bergbau, Bergwerk, Bergweſen, Bergrecht, 
Bergregal, Bergpolizei, Bergwiſſenſchaft, 
Bergzehnt. Don Rotteck und % 


Waldner. . 2.2 2 927 
Bericht, Beier ‚Ion Melder. . 536 
Bern. Bon H. 3ſchokke.. 937 


Bern feit 1846. Bon W. Saul;: :Bodbmer. 546 
Bernadotte (Johann Baptift Julius), als 
Gründer ber Dynaftie Bernabotte in Schwe⸗ 
den und Forwegen Karl XIV. Johann. Bon 
I. Weitzel, Hagen und Welder. 56) 
Bernforff (Grafen von). Bon Welder. . 578 
VBeruföfzeipeit. Bon Welder. . -. . . . . 589 
Berufung, f. Appellation.. . 2 000. 
Beſatzungbrecht. Bon Welder. . . . 


zuſtand ber beutjchen Bauern.) Bon Deichäftigungeanftalten , f. Krbeitshäufer, 
Delder .... 02000 — Beſſerungsſtrafanſtalt, Gefängniſſe und 
Bauerngut und bauerliche Lafien. Bon Wohlthätigfeitsanftalten ern en 5% 
Melden. - 2: 22000. 30 Beichlag, als Ad f. Arreſt; Beichlag in 
Bauernkriege. Der grobe deutſche Bauerns Preßſachen —— Beſchlag als 
krieg. Von Wel erlernen —— (ieh hung. - -. — 
Baumpflanzung. Bon. v. Mohl. . . . 403 Beſchlagnahme. Don m nen 
Bauwelen, Baukunſt, Baubütten, Paudebor. Beſchneidung. Von H. 836 Baulus. . 606 


den, Baurechte, Baupflichten, Bauguaben, 
Bauordnung, Baupolizei, Ban. Ton Bots 
ted und BWelder ..... 


Bayle (Peter). Bon 3. Weigel... . » 411 


Beamte, f. Amt und Staatsdienfl.. - . . 413 

Beaumardeis. Bon 9. Weipel.. . — 

Beccaria (Marcheſe Caͤſare Bonefano ve). 
Don Belder. . . 2.220000. 415 


Bedingung, Zeitbeſtimmung und Zweckbeſtim⸗ 
mung. Don Welder. . ....» .. . 418 
Beerdigung, f. Begräbniß. - . 40 
Beeten, Beten, Beeden, Brbeden , otobeden 
(Steuern). Don Welder. . . - 
Bee ‚ Abolition, Begnabiguugsreit, 
Don Welder.. . 42 
Begnabigung Ging 


Jans Benslenbung der 


Streäflinge. Don 8. Triefll. . . . » .. 43 
Begraͤbniß. Bon R.v. Mohl,. . . . . . 497 
Behörden, f. Amt. -. » 2-2 0000.» 440 


Behr (Wilhelm Sofeohj. Bon Melder. . 
Beil, Schwert, Strang und Zallbeil (als Hin⸗ 
richtungsinftrumente). Bon 2. Trief. . 441 
Veineifen und Klotz der Züchtlinge. Don e. 
Trieſt. 
Bekenntuiſ, Betenstuitfeetet, Gekändnit. 
Bon Welcker.. 
Deingerungökand, Auönabmt » Maftegein, 
‚@efege, » Berihte, Aufrubracte, Kriegs⸗ 
und Standrecht. (Der Ausnahmezuftand in 
—— — Bon Welcker..... 15 


Belehnung, ſ. Lehneweſen.. 


> Beute, ſ. Eigenthum. .. 


Beſchwerde. Don K. J. A. Mittermaler. 609 
Beſitz und Verjährung Don Wekder. . . 


. 405 Beſoldung, Beſoldungsſtener. Bon Rotted. 619 


Befernunbantrag ‚ Amendement. Bon N 
Beferungöfizafe und Befferungöftrafenfiakt. 
Don Welcker. 2 2 2 2 0. 629 
Beſtaͤtigung, Eonfirmation, Natification, Na- 
tihabition oder@enchmigung. Bon Welder. 601 


Beſtechnug. Bon Welder. . . . . 2... 692 
Befteuerung, ſ. Steuem. . . . 2.2... 693 
Beftrafung, A Strafredt.. » - - 0... — 
Betrug, f. Eu a, oo 8 08 08 8 8 8 0 . — 


Bettel, ſ. Armenpflege.. 


Bevölkerung. Bon G. F. Kolb... 


4 Bevollmächtigung oder Mandat. Bon Bm el de r. 7116 


Bewaffnungsrecht, f. Waffen⸗ und Wehrhoheit. 
Bewegungs oder Fortſchrittöpartei und Wi⸗ 
derſtanda⸗ oder Reactionspartei. Bon Rot: 
ted und Welder... 222000. 
Beweis, Beweisführung, f. Jury, Proceß unb 
Strafproceß 
— Bezirkeftellen, |. Drgenilaton. 


Bilanz. Von RR. 725 
Bildung, Erziehung, Bildungoſtufen Wil: 
dungdanſtalten. Bon Rotted. . . . 


Bill, f. Englands Staatsverfaflung. - + + - . 135 





Seite 
Viligkett (Witigkeitögerist). Bon Welder. 735 
Binnenzölle, f. Zoll...» - 0.0. . 142 
Birkenfeld, f. Divenburß. - - » 20... _ 


Bifchof,f. Kirchenverfaſſung, katholiſche. — 
Biſchof, als proteftantifch- evangelifcher Lau⸗ 
besbifchof. Bon H. E. G. Paulus... . 
Blackſtone (William). Bon 3 Weitz el und 
Welder. . .. ie... 
Blaſon, ſ. Heralbik.. 0) 
Blasphenie, f. Sotteeläreung, ee. 
Blettern. Bon R. v. Ro bl. 222020 
Dlinden s Anftalten, ” ‚Wohlthätigfeits : An: 
001 ( 73 EEE » 
Blofade, f. Kriegsrecht. 
Bläser (Gebhard Beberecht, Fürk v. Bahlı 
ſtadt) und der große beutfche Breibeitsteg. 
Bon Welder. -. . 2 0 200. 


147 
. 148 


u) 


1 Bonald (Ludwig Gabriel Umbrofns, ai 


Berzeichniß ber im gweiten Baude enthaltenen Artilel. 


Blutbaun, f. Bann. -. - . 2 2 2 2 0.2. 
Minthodhpeit oder Wertfslomänsnegt. Bon 
Rotted 


, Blutrache,. |. Eomnpofltionenfyflem. . - - - 775 
— ſ. ————— _ 
—— Don A: v. NRohan. -. - - — 
Bodmerei. Bon J. Bülan . . ... - 179 
Böhmen, f. Oſterreich. 0.78 
Bojvaren, |. Deutſche Voſtoſtamme 2. — 


Weoltsar (Simon). Don I. Weitzel. 
Beitsie. Bon %. Bülan. . .... - 
Bollandiften, f. Net, Ucten. . . . 784 
comte v.) Bon I. Weigel 
Borbell, |. Sittenpolizel. . . 
Börde, Wörfengefcitte, Börfeumalter. var. 
fenfpecniation, Börfentpiel. Bon K. Mathy. 
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Deud von 8. X. Drotkhaus in Eeiptig: 
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